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Vorwort. 


Unter  der  Leitung  des  Herrn  Professor  Schmoller  hat  der 
Verfasser  begonnen  die  grossen  Umwälzungen,  welche  auf  dem 
Gebiete  der  Gewerbepolitik  im  letzten  Jahrhundei-t  erfolgt 
sind  und  erfolgen,  zum  Gegenstande  seines  Studiums  zu 
machen.  Das  immer  wachsende  Interesse  an  der  Sache  und 
die  gewonnene  Ueber/eugung  von  der  uneimesslichen  Trag- 
weite der  gewerbepolitischen  Fragen  in  der  Gegenwart  riefen 
in  dem  Verfasser  den  Entschluss  wach,  sich  zu  einer  wissen- 
schaftlichen Dai'stellung  der  geschichtlichen  Entwickelung  der 
Gewerbepolitik  in  den  östeiToichischen  Ländern  vorzubereiten. 

Diesem  Entschlüsse  sehr  willkommen  war  die  Ausschrei- 
bunc:  einer  Preisaufgabe  von  Seite  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Facultät  Strassburgs,  welche  die  Dai*stellung 
der  Gewerbepolitik  Bayerns  in  diesem  Jahrhunderte  unter 
Berücksichtigung  der  diesbezüglichen  Entwickelung  in  den 
übrigen  deutschen  Staaten  verlangte.  Den  vorliegenden  ge- 
ringen Versuch  der  Lösung  dieser  Frage  hat  die  Facultät  des 
vollen  Preises  würdig  befunden  und  der  Verfasser  wagt  daher 
zu  hoffen ,  dass  diese  historisch-statistischen  Studien  aus  dem 
(iebiete  der  politischen  Oekonomie  auch  anderweitig  eine  wohl- 
wollende Beuitheilung  finden. 

Was  die  benutzten  Vorarbeiten  betrifft,  so  ist  zu  bedauern, 
dass  in  den  Schilderungen  der  Geschichte  dieses  Königreiches 
Kri^e  und  Verfassungsfragen  fast  ausschliesslich  behandelt 
erseheinen,  während  die  wichtigsten  wiithschaftlichen  Ange- 
legenheiten ungeachtet  bei  Seite  gelassen  werden.  So  war  der 
Verfasser  überwiegend  auf  das  Studium  der  Kammerverhand- 
lungen, des  Regierungsblattes  und  der  Gesetzessammlung  an- 
gewiesen. Dagegen  ist  für  die  zweite  Hälfte  des  zu  betrach- 
tenden Zeitabschnittes  das  statistische  Material  in  reicher 
Fülle  vorhanden  und  gut  bearbeitet;  für  die  neueste  Zeit  stellt 
die  Unermüdlichkeit  Mayr's  Musterhaftes  zu  (lebote.  Leider 
wurde  der  Verfasser  durch  die  Einberufung  zur  Oecupations- 
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aimee  nach  Bosnien  an  der  ausführlicheren  Behandlung  des 
letzten  gewerbestatistischen  Abschnittes  verhindert,  wie  das 
auch  der  Gnind  ist,  dass  er  die  KoiTektur  nicht  selbst  be- 
sorgen konnte. 

Herr  Professor  Schmoller  hat  sie  für  denselben  übernom- 
men und  es  sei  daher  gestattet,  ihm  hiefür  wie  für  die  opfer- 
willige Fördening,  welche  er  dem  Verfasser  jeder  Zeit  ange- 
deihen  Hess,  den  verbindlichsten  Dank  auszusprechen.  Auch 
die  Herren  Professor  Knapp  in  Strassburg  und  Ministerialmth 
Mayr  in  München  haben  durch  Rath  und  Zuvorkommenheit 
den  Verfasser  zum  Danke  verpflichtet,  der  ihnen  hiemit  freudig 
gezollt  wird. 

Prag,  am  15.  September  1878. 


Dr.  Josef  Kalzl. 
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Auf  8.    S9,  Anm.  1.  und  sonst  überall  ist  anstatt  Hensoldt  zu  lesen  EensMt. 
^     „     aZ,SY,  0.  ^        ^       Pr&onik    ,      „     PrätmO. 

,     ^     86  L  T.  Z.  5  V.  U.  „       „      damit        ,     „     dafür. 

^     „     96  i.  T.  Z.  6  V.  ü.  ,        „      scheint     ^     „     erscheint, 

„     n  101  i.  T.Z.  18  V.O.  und  sonst  überall      ^      von  Anns  ^      ^     wnAnns. 
.     .    107  L  T.  Z.  10  V.  0.  ^       nicht.  -  ,      ,     nicÄ«.«  — 

•     ^   129  i.  T.  Z.  15  V.  0.  „      Handlungsreisende^'y  zu 

lesen  HafidJtMgsreisende*'. 
^     ,  182,  Anm.  2.  ^       Henle  zu  lesen  Henk. 

„     ^   141  i.  d.  Tab.  lat  anstatt:  1855,  4,541,566,  0,89,  0,i8  zo  lesen: 

1855,  4^541  y556,  —0,89,  --0,18. 
„     „   142  L  T.  Z.  12  V.  U.  ist  anstatt  denselben  zu  lesen  dieselben. 


zur  UCgeowan  jtsueu  tuusruij,  vensiuzeinusn  £<rzuiiKiiJ88eu  uer 
Taf?esliteratur  an  die  Seite  zu  stellen  und  durch  ZuBammen- 
fassung  des  ganzen  hierüber  vorhandenen  Materiales  zu  ver- 
suchen, zu  einem  wissenschaftlich  abschliessenden  Urtheile  zu 
kommen.  Bei  dem  verschiedenen  Gange,  den  die  wirthschaft- 
liehe  und  politische  Entwickelung  genommen,  ist  dies  freilich 
zunächst  nur  bezüglich  der  einzelnen  Staaten  möglich ;  Bayern, 
welches  hier  an  erster  Stelle  gewählt  erscheint,  hat  das  für 
sich,  daas  es  einer  der  grössten  deutschen  Staaten  ist,  dass 
gewisse  Erscheinungen  des  Zunftlebens  sich  dort  am  eigen- 
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artigsten  ausgebildet  haben,  und  dass  das  frühe  Verfassungs- 
leben  in  den  Earamerdebatten  seit  1819  eine  reichere  Ueber- 
lieferung  der  die  Gewerbepolitik  beherrschenden  Strömungen 
hinterlassen  hat,  als  das  anderswo  der  Fall  ist. 

Der  allgemeine  Boden,  auf  dem  sich  die  bayrischen  Ver- 
hältnisse bewegen,  ist  und  bleibt  jedoch  der  deutsch-öster- 
reichische  überhaupt  und  desshalb  ist  es  nothwendig,  in  dieser 
Einleitung  die  Entwickelung  der  gewerblichen  Zustände  und 
der  gewerblichen  Politik  von  Deutschland  im  Allgemeinen  von 
der  ältei*en  Zeit  bis  zur  Gegenwart  zu  charakterisiren.  Die 
in  groben  Umrissen  entworfene  Skizze  deutscher  Verhältnisse 
wird  dann  bei  dem  bis  ins  Einzelne  durchgeführten  Bilde  der 
Entwickelung  der  bayerischen  Gewerbepolitik  von  Nutzen  sein. 
Jene  sowie  dieses  gewinnen  hiedurch  an  Verständlichkeit, 
lezteres  insbesondere  dadurch,  dass  über  dem  kleinen  Detail  nicht 
die  grossen  Züge  und  Strömungen  vergessen  und  übei*sehen  wer- 
den ;  die  allgemeine  Skizze  entgeht  durch  die  folgende  Special- 
Untersuchung  dem  Vorwurfe,  dass  ihr  induktive  Gnindlagen 
fehlen. 

Ein  längeres  Verweilen  bei  der  Betrachtung  der  älteren 
Zunftverhältnisse  ist  durch  die  grosse  Bedeutung  der  Lehren 
gerechtfertigt,  welche  aus  der  Geschichte  derselben  hinsichtlich 
der  Neugestaltung  der  Gewerbe-  und  Industrieverhältnisse 
reichlich  zu  schöpfen  sind,  und  welche  mit  lauter  Stimme  ver- 
bieten, die  diesbezüglichen  historischen  Forschungen  als  aus- 
sichts-  und  bedeutungslose  Liebhaberei  anzusehen.  Ich  stelle 
daher  an  die  Spitze  der  Einleitung  eine  Darstellung  der  zünf- 
tigen Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  und  der  ihr  zu 
Grunde  liegenden  social-ethischen  und  Ökonomischen  Ideen  und 
Zwecke.  Hiebei  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  wir  jenen  Zu- 
stand der  Zünfte  in's  Auge  fassen,  in  welchem  gieriger  Egois- 
mus mit  d^m  ganzen  Trosse  seiner  praktischen  Konsequenzen 
die  Zünfte  noch  nicht  zu  jener  Karikatur  verzerrt  hatte,  die 
heute  beim  Hören  des  Wortes  Zunft  vor  die  Augen  zu  treten 
pflegt. 

Ich  werde  hierauf  das  Gebiet  des  von  mir  speciell  zu 
erörternden  Zeitabschnittes  beti*etend,  diese  traurige  Entartung 
der  Zünfte  dai^stellen.  Von  da  komme  ich  zur  Betrachtung 
der  geistigen  Strömung,  welche  zum  grössten  Theile  aus  der 
Anschauung  der  entarteten  zünftlerischen  Arbeitsorganisation 
hervorgehend,  g^en  jedwede  Beschränkung  des  „natürlichen 
Rechtes  auf  Arbeit''  Front  machte  und  besonders  seit  dem 
Epoche  machei^den  Werke  des  schottischen  Oekonomisteii 
immer  mächtiger  geworden  ist  Ich  werde  zeigen,  wie  die 
Wogen,  welche  durch  die  grosse  französische  Revolution  in  den 
socialen  Verhältnissen  erzeugt  worden  waren,  immer  weitere 
und  weitere  Kreise  zogen,  wie  in  Deutschland  nach  und  nach 
die  Gewerbefreiheit  verkündet  und  verbreitet  wurde,  wie  die 
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Revolutionsjahre  von  1848/49  nochmals  den  Widei-stand  gegen 
dieselbe  belebten,  wie  aber  der  Bücksehlag  gegen  diese  Zunft- 
bewegung endlich  diese  letzte  energische  Opposition,  welche 
der  Gewerbefreiheit  entgegengesetzt  wurde,  brach  und  wie 
schliesslich  seit  dem  Jahre  1860  die  Einfuhrung  derselben 
allenthalben  der  liberalen  BewQgungspartei  glückte. 

Ich  will  daran  einige  Schlussbemerkungen  über  die  jetzigen 
Tendenzen  der  Gewerbepolitik  knüpfen,  um  dann  sofort  zu 
den  historisch-statistischen  Untei*suchungen,  die  sich  auf  Bayern 
beziehen,  überzugehen. 

1.  Das  Zunftwesen. 

Die  Zunft  —  selbst  wie  sie  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüthe 
im  XIV— XVI.  Jahrhunderte  war  —  wäre  heute  eine  unerträg- 
liche Einrichtung.  Davon  ist  Jedeimann  überaeogt.  Allein 
Viel^  fehlt  die  Einsicht,  dass  das,  was  heute  unpassend,  be- 
engend, schädlich  wäre,  einstens  vortrefflich  und  nützlich  gewesen 
sein  konnte.  Mit  stolzer,  fortschrittsbewusster  Geringschätzung 
wird  auf  die  vergangenen  Jahrhunderte  hinabgesehen ,  als  ob 
erst  in  unserem  aufgeklärten  Zeitalter  die  Erkenntniss  der 
absoluten,  steten  Schädlichkeit  der  Zünfte  durchgedrungen 
wäre,  welche  den  guten,  beschränkten  Vorfahren  vorenthalten 
blieb '). 

Diese  Verirrung  der  obei-flächlichen  Tagesmeinimg  ist 
leicht  begreiflich,  vielleicht  auch  zum  Theile  entschuldbar. 
Heute,  wo  Alles  strotzt  von  gi'ossen  Fabiiken,  von  Eisen- 
bahnen, DampfechifTen,  von  Telegraphen,  Posten  und  Zeitungen, 
wo  der  vollkommenste  Verkehr  die  örtlichen  Entfeniungen  ver- 
schwinden lässt  und  den  Markt  zu  einem  steten  gemacht  hat, 
ist  es  schwer,  in  Verhältnisse  sich  hineinzudenken,  wo  air  das 
fehlte.  Die  Maueiii,  welche  die  mittelalterlichen  Städte  um- 
gaben, waren  nicht  bloss  der  Schutz  der  Stadt,  sondei-n  sie 
ei-scheinen  zugleich  als  das  Sinnbild  einer  weitgehenden  Ab- 
geschlossenheit derselben  und  ihrer  gewerblichen  Thätigkeit 
von  aJlem  ordentlichen  und  regelmässigen  Verkehre  mit  dem, 
was  über  die  nächste  Umgebung  hinaus  lag.  Der  Handel 
brachte  wohl  einzelne  Seltenheiten  für  die  Bemittelteren,  allein 
die  Menge  lebte  von  den  einheimischen  örtlichen  Erzeugnissen. 
Die  Stadtwiilhschaft  war  ein  in  sich  geschlossener,  in  der  Haupt- 
sache nur  in  sich  verkehrender  Organismus. 

Von  diesem  Zustande  des  Verkehres  und  daher  auch  der 
Gewerbeverhältnisse  muss  man  ausgehen,  um  zu  einer  ge- 
rechten Beuitheilung  der  Zünfte  zu  gelangen;  man  muss  sich 
immer  vor  Augen  halten,  dass  das  Zunftwesen  nichts  anderes 
war,  als  die  Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  eines  eng- 
begrenzten Gebietes  und  dass  diese  Abgrenzung  eine  Folge 
des  fast  ganz  unentwickelten  Verkehres  und  der  wohl  auch 
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von  ihm  beeinflussten .  politischen  Verhältnisse  des  Mittelalters 
war.  Es  liegt  auf  der  Hand ,  dass  sich  die  gewerbliche  Orga- 
nisation andei*s  gestalten  muss  auf  einem,  nur  nach  Aussen 
abgeschlossenen  Gebiete,  welches  Tausende  und  Tausende  von 
Quadratmeilen  umlasst  als  auf  einem  solchen,  das  vielleicht 
eine  oder  zwei  oder  drei  Quadratmeilen  zählt.  Der  schon  so 
oft  bekämpfte  In-thum,  welcher  nationalökonomischen  Lehren 
eine  nach  Zeit  und  Ort  allgemeine,  absolute  Geltung  zu- 
schreibt, findet  hier  wieder  eine  handgreifliche  Widerlegung. 

Doch  gehen  wir  an  die  Schilderung  der  Zunftverhältnisse  ^. 
Thatsache  ist  es,  dass  die  Handwerksleute  der  Städte  im  XII. 
und  Xin.  Jahrhunderte  und  theilweise  früher  schon  zu  Korpo- 
rationen vereinigt  eracheinen  —  mag  nun  die  Hauptwurzel 
dieser  Vereinigungen  nach  Wilda-Brentano  in  dem  freien  Zu- 
sammenschlüsse der  Gewerbetreibenden  liegen  oder  mag  sie 
in  den  hofrechtlichen  Innungen  zu  suchen  sein,  wie  Andere 
behaupten.  Der  Zweck  dieser  Innungen  war  der  Schutz  der 
gemeinsamen  gewerblichen  Interessen,  vornehmlich  also  die 
Sicherung  „des  unabhängigen,  unverkümmerten,  regelmässigen 
Erwerbes  des  täglichen  Brodes  mittelst  des  Handwerkes*". 

Allein  diese  Korporationen  waren  noch  nicht  jene  gewerb- 
lichen Selbstverwaltungskörper,  welche  wir  unter  dem  Namen 
Zunft  verstehen,  so  lange  die  gesammte  Markt-  und  Gewerbe- 
polizei in  den  Händen  des  Stadtrathes  sich  befand,  der  sie 
seiner  Zeit  dem  Stadtherm  entrissen  hatte.  Diese  obrigkeitliche 
Thätigkeit  war  in  jenen  Zeiten  —  wir  sprechen  vom  XI.  bis 
XUI.  Jahrhunderte  —  bei  weitem  umfassender  und  bei  weitem 
wichtiger  als  sie  es  heutzutage  ist,  wo  so  Vieles  mehr  der 
Regelung  durch  Sitte  und  freie  Concuri'enz  überlassen  werden 
kann.  Die  Erbauung  des  unentbehrlichen  Kaufhauses'),  das 
Münzwesen,  die  Regelung  von  Mass  und  Gewicht,  die  Schlich- 
tung von  Marktstreitigkeiten,  die  Herstellung  gewerblicher  An- 
lagen, welche  Einzelne  nie  erschwungen  hätten,  und  vieles  An- 
dere blieb  der  Sorge  der  Stadtobrigkeit  anheimgestellt  und 
so  lag  das  Gedeihen  der  Stadt  wesentlich  in  ihren  Händen. 
Dem  Stadtrathe  standen  die  Handwerksinnungen  ebensogut  wie 
die  Konsumenten  als  Paitei  gegenüber. 

Dies  ändeite  sich,  als  es  den  genannten  gewerblichen 
Korporationen  gelang,  die  Gewerbepolizei  an  sich  zu  reissen, 
was  nach  Schmoller  im  Laufe  des  XHI.  und  XIV.  Jahrhunderts 
eriblgte.  Von  da  an  erscheinen  die  Zünfte  in  Wirklichkeit 
als  Aemter,  das  ist  als  Trägerinnen  anvertrauter  Rechte  und 
Pflichten;  sie  hörten  auf  blosse  Privatvereine  zu  sein,  sie 
wurden  Behörden. 

Diese  autonomen  Körperschaften  der  Handwerker  zur 
Wahmng  der  gemeinsamen  gewerblichen  Interessen,  denen  die 
Gewerbepolizei  und  die  Gewerbegerichtsbarkeit  übertragen 
war,  sind  nun  die  Zünfte^).    Ihre  Sorge  umfasste  jetzt  nicht 
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mehr  bloss  die  Producenten,  sie  erstreckte  sieh  auch  auf  die 
Konsumenten.  In  der  Zeit  ihrer  Blathe  —  im  XIV.,  wohl 
auch  zum  Theile  im  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  —  war  ihr 
Gemeinsinn  noch  stärker,  als  die  selbstsüchtigen  Motive,  denen 
leicht  Spielraum  hätte  gewährt  werden  können,  da  ja  die 
Zünfte  vielfach  Richter  in  eigener  Sache  waren;  übrigens 
werden  wir  sehen,  dass  durch  die  gewissenhafte  Pflege  des 
gemeinen  Wohles  auch  das  Interesse  der  Handwerker  selbst 
nicht  ungef&rdert  blieb. 

Jeder,  der  in  der  Stadt  als  Gewerbsmeister  sich  nieder- 
lassen und  sein  Gewerbe  betreiben  wollte,  war  verpflichtet, 
sich  dem  in  den  Zünften  gegebenen  Organismus  einzuverleiben, 
soweit  die  einzelnen  Handwerkervereine  bereits  sds  Zünfte  in 
dem  ebengesagten  Sinne  anerkannt  waren.  Dies  war  aller- 
dings in  der  älteren  Zeit  nicht  allgemein  der  Fall;  erst  im 
XVL  und  XVII.  Jahrhunderte  erstreckte  sich  die  zünftige  Or- 
ganisation auf  die  meisten,  man  kann  sagen,  fast  auf  alle  Ge- 
werbe. Dieser  Zwang  zum  formellen  Beitritte  in  den  gewerb- 
lichen Interessenverband  ist  es  nun,  den  man  mit  dem  Worte 
Zunftzwang  bezeichnet  und  dessen  negative  Konsequenz  die 
Uniersagung  jeder  unzünfügen  Arbeit  fiir  den  Markt  oder  für 
Dritte  gegen  £ntgelt  bildet 

Xach  den  gesammten  Verhältnissen  und  Anschauungen 
des  Mittelalters  und  besonders  der  Zeit  de»  Aufschwunges  der 
Zünfte  konnte  in  einer  deraitigen  Institution  kein  unberech- 
tigter, wesentlich  hemmender  Eingriff  in  die  wirthschaftliche 
Handlungsfreiheit  des  Einzelnen  erblickt  werden.  Der  Geist 
der  Gemeinsamkeit  und  Brüderlichkeit  unter  den  Handwerks- 
geoossen,  welcher  in  der  politischen  Stellung,  sowie  in  den 
religiösen  Anschauungen  derselben  seine  hauptsächlichsten 
Quellen  hatte,  Hess  das  Streben,  im  rastlosen  Wettbewerbe 
den  Genossen  zu  vernichten  und  aus  dem  Felde  zu  schlagen, 
kaum  aufkommen.  Und  überdies  hätte  ein  deraitiges  Streben, 
selbst  wenn  es  entstanden  wäre,  an  den  damaligen  Verhält- 
nissen der  Technik  und  der  Bevölkerung  das  grösste  Hindemiss 
gefanden;  der  geringe  Zufluss  der  Bevölkerung  zu  den  Ge- 
werben bewirkte  es,  dass  die  Meister  in  der  Regel  allein, 
vielleicht  mit  einem  Lehrlinge  arbeiteten;  sehr  oft  finden  wir 
die  Stadtobrigkeit  damit  beschäftigt,  aus  entfernten  Orten 
Meister  solcher  Gewerbe  in  die  SXadt  zu  bringen,  welche  bis- 
her daselbst  nicht  betrieben  wurden,  wiewohl  das  Bedürfaiss 
nach  denselben  verlangte.  An  einen  Gi*ossbetrieb  in  unserem 
Sinne,  besonders  an  einen  solchen,  wo  Menschenarbeit  that- 
sächlich  zum  Accessorium  der  mechanischen  Hülfsmittel  wird, 
liess  der  primitive  Zustand  der  Technik  gar  nicht  denken. 
Andererseits  aber  war  es  das  Ziel  der  Stadtgemeinden  —  und 
die  waren  damals  noch  nicht  jenes  lose  zusammenhängende,  in 
steter  Bewegung  wogende  Menschenaggregat  der  heutigen  In- 


6  II.  1. 

dustriegemeinden  ^)  —  einen  Mittelstand  mit  behaglichem  Aus- 
kommen zu  besitzen.  Man  sah  in  jedem  neu  zuwachsenden 
Meister  einen  willkommenen  Genossen  und  Mehrer  des  empor- 
strebenden Gewerbefleisses  und  wählte  desshalb  mit  Sorgfalt 
jene  Einrichtungen ,  welche  dazu  ftkhiten ,  demselben  ein  ge- 
sichertes Auskommen  zu  verschaffen.  Und  diese  Einrichtungen, 
welche  dem  Streben  der  Einzelnen,  sowie  dem  der  Gesammt- 
heit  entsprachen,  waren  eben  der  Zunftzwang  und  die  Zunft. 

In  den  Zunftstatuten  finden  wir  die  Sorge  für  die  Kon- 
sumenten ganz  gleichmftssig  neben  der  für  die  Producenten 
und  oft  war  es  eine  und  dieselbe  Bestimmung,  die  nach  bei- 
den Seiten  hin  wirken  sollte.  Brentano  sagt:  „Die  Bestim- 
mungen, welche  die  Zünfte  trafen  und  denen  sich  alle  Ge- 
werbegenossen zu  unterwerfen  hatten,  entsprangen  theils  der 
Sorge  für  das  Interesse  der  Konsumenten,  d.  h.  sie  bezogen 
sich  auf  Sicherung  der  Güte  und  Billigkeit  der  Waare,  theils 
auch  sorgten  sie  für  das  Interesse  der  Producenten,  nemlich 
wie  alle  Gildestatuten  für  das  zeitliche  und  ewige  Wohl  der 
Gildegenossen.  Beiden  Allen  liegt  das  Grundprincip  der  Gil- 
den zu  Gnmde,  die  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen 
durch  Vereinigung;  denn  mochte  auch  bei  den  Bestimmungen 
der  ereten  Art  die  Eigenschaft  der  Zunft  als  polizeiliche  Auf- 
sichtsbehörde im  Interesse  des  Publicums  überwiegen,  so 
wirkte  doch  auch  bei  ihnen  die  Idee  mit,  sich  mittelst  solcher 
Massregeln  gegen  den  Verlust  der  Ehre  und  des  Rufes  des 
Gewerbes,  sowie  besonders  bei  den  für  einen  weiteren  Ab- 
satzkreis arbeitenden  Handwerkem,  wie  den  Webern,  sich 
gegen  den  Verlust  ihrer  Kundschaft  zu  schützen." 

Die  Zünfte  waren  vor  Allem  besoi-gt,  einen  sittlich  und  tech- 
nisch tüchtig  gebildeten  Nach  wuchs  heranzuziehen.  Jeder  musste 
eine  bestimmte  Lehrzeit  durchgemacht  haben,  ehe  er  selbst- 
standig  das  Handwerk  betreiben  konnte.  Der  Lehrling  wurde 
Mitglied  der  Familie  des  Meisters,  der  ihn  erzog  und  unter- 
richtete. Der  ganze  Geist  der  Zunft,  sowie  die  betreffenden 
Strafbestimmungen  verhinderten  in  der  Hauptsache  die  be- 
denklichen Schäden,  an  welchen  gerade  bezüglich  des  Lehr- 
lingswesens das  jetzige  Gewerbeleben  kmnkt.  An  diesem 
Punkte  der  Erziehung  sehen  wir  am  besten  den  sittigenden 
Einfluss,  den  ein  tüchtiges  Korporationsbewusstsein  üben  kann; 
hier  sehen  wir,  wie  der  Mangel  sittlicher  Factoren  zu  einem 
Hindemisse  der  Production  wird.  Das  heutzutage  so  häufige 
Vorkommen  technisch  untüchtiger  und  jedes  moralischen  Haltes 
entbehrender  Arbeiter  hat  bereits  die  Aufmerksamkeit  nicht 
nur  der  direct  betheiligten  Kreise,  sondern  auch  der  Gesetz- 
gebung und  Literatur^)  auf  sich  gelenkt.  Hier  genüge  es  zu 
bemerken,  dass  in  der  Zunft  für  ihre  Zeit  diese  Frage  auf  das 
Befi-iedigendste  gelöst  worden  ist. 
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Bei  vielen  —  wenn  auch  in  der  hier  in  Rede  stehenden 
Zeit  bei  weitem  nicht  bei  allen  Zünften  —  la<;  es  dem  aus- 
gdemten  Handwerker  ob,  durch  Verfertigung  gewisser  Arbei- 
ten —  des  Meisterstückes  —  zu  beweisen,  dass  er  des  Hand- 
werkes vollständig  kundig  sei.  Ganz  deutlich  spricht  in  Hin- 
sicht auf  diesen  Zweck  der  Meisterprüfung  die  Rathsverordnung 
für  die  Bäcker  zu  Berlin  vom  Jahre  1272:  y,Vortin  wi  dat 
werk  wynnet,  die  sal  vor  des  meister  oven  baken,  dat  men 
besyet  ofte  he  syn  werk  kan."  —  Ich  habe  schon  angedeutet, 
dass  die  Stadtobrigkeiten  auch  auf  die  Heranziehung  von 
Handwerkern  solcher  Kategorien  bedacht  waren,  welche  in  der 
Stadt  noch  nicht  vorhanden  waren;  ausserdem  wurde  vielfach 
den  Zünften  zur  Pflicht  gemacht,  diese  oder  jene  Waare  zu 
fertigen. 

Für  die  technische  Vollkommenheit  der  Producenten  und 
der  Producte  sorgte  eine  Reihe  weiterer  Bestimmungen:  Nie- 
mand durfte  sich  solcher  Werkzeuge  bedienen,  welche  nicht 
als  ^gut  und  ehrlich '^  beglaubigt  waren,  Niemand  duifte  Pro- 
ductionsmethoden  anwenden,  welche  nach  den  Zunftstatuten 
als  schädlich  oder  betrüglich  galten.  Die  Qualität  des  Ma- 
teriflJes,  die  Form  und  Art  des  Productes  waren  vorgeschrieben 
und  die  Tendenz  dieser  Normen  spricht  die  Ordnung  der 
Weber  zu  Speyer  klar  aus,  indem  sie  sagt:  „pro  communi  ne- 
cessitate  pauperum  intendentes,  ne  decipiat  unusquisque  proxi- 
mum  suum  in  vestitu  pannorum  laneomm"  ^).  An  der  Ueber- 
wachong,  welche  derartige  Gesetze  von  ihrer  papierenen  Exi- 
stenz erst  zur  Bedeutung  zwingender  Verhaltungsmassregeln 
bringt,  fehlte  es  nicht.  Die  Alterleute,  als  Repräsentanten 
der  Zünfte,  hatten  das  Recht  und  die  Pflicht,  nicht  nur  die 
fertige  Waare,  sondern  in  vielen  Fällen  auch  die  Fabrikations- 
methode selbst  bei  ihren  Umgängen  von  Werkstatt  zu  Werk- 
statt zu  prüfen.  Die  solidarische  Haftpflicht  der  Zunftgenossen 
für  schlechte  und  wandelbare  Waare  oder  Arbeit  war  gewiss 
ein  starkes  Motiv  zui*  Gewissenhaftigkeit  der  Meister,  sowie 
zur  Strenge  der  controUirenden  Organe  ^). 

In  unserer  Zeit  werden  ununterbrochen  die  gi*össten  Kla- 
gen laut  über  die  häufige,  gewissenlose  Verfälschung  von 
Waaren,  insbesondere  Lebensmitteln;  aber  die  Frage,  wie  ab- 
zuhelfen, ist  bis  jetzt  eine  offene. 

In  der  Bestimmung,  dass  Niemand  länger  arbeiten  solle, 
als  „von  Beginn  des  Tages  bis  Feierabend^  und  nicht  „des 
Nachts  bei  Kei'zenlicht'',  sieht  Brentano  gewiss  mit  Recht  einen 
anderen  Hauptzweck,  als  die  Sorge  für  die  Güte  der  Waaren; 
wir  werden  sie  desshalb  auch  später  ei'St  berühren. 

Auf  diese  Weise  waren  also  die  Zunftinstitutionen  bestrebt, 
das  Vorhandensein  der  begehrten  Handwerksproducte  und 
auch  deren  entsprechend  gute  Beschaffenheit  zu  sichern. 
Allein  es  ist  nicht  bloss  die  Güte  der  Waare,  welche  für  den 
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kauflustigen  Eomumenten  von  Belang  ist,  sondern  auch  der 
Preis  deraelben.    Zu  Zeiten,   wo  der  freien  Concurrenz  die 
Sorge  für  gute  und  solide  Waaren  überlassen  ist,  bleibt  der- 
selben auch  die  Regelung  der  Preise  anheimgestellt;  wo  aber 
die  unbedingt  freie  Ck)ncttrrenz  nicht  möglich  oder  nicht  ge- 
wollt ist,  und  wo  zugleich  durch  andere  Factoren  fttr  die  Qua- 
lität der  Producte  Sorge  getragen  wird ,  da  wäre  der  Mangel 
einer  obrigkeitlichen  Preisbestimmung  eine  empfindliche  LQcke 
und  eine  gefährliche  Inconsequenz  gewesen.    Man  suchte  die 
Preise  amtlich  so  zu  noimiren,  dass  sie  einerseits  den  Produc- 
tionskosten  entsprächen,  andererseits  den  Meistern  einen  stan- 
desgemässen  Gewinn  abwürfen.    Die  Lebensmitteltaxen  waren 
älter  als  die  Zünfte;  die  Stadtrechte  selbst  betsimmten  viel- 
fach den  in  den  einzelnen  Gewerben  erlaubten  Gewinn.    Wo 
die  Zünfte  selbst  die  Taxen  setzen  durften  und  zu  egoistisch 
darin  verfuhren,  griffen   die  Stadträthe  und  die  fürstliche  Ge- 
walt wieder  ein.     Mit  dem  Verfalle  des  Zunftwesens  wurden 
die  Taxen  noch  nothwendiger  und  umfangreicher  als  fiHher'*). 
Die  Concurrenz,   welche,   abgesehen   von   der  genau  ge- 
regelten Wettbewerbung  der  Genossen  untereinander  als  „Cor- 
rectiv  des  Zunftzwanges*'   von  den  Zunftstatuten  selbst  zuge- 
lassen war,  fand  auf  einem  dreifachen  Wege  Eingang  in  die 
Zwingbui-g    der    Zunftverfassung:      durch    das    Institut   der 
Märkte,  der  Gäste  und  der  Ki-ämereigewerbe.    Auf  den  Märk- 
ten, welche  in  jeder  Stadt  periodisch  stattfanden,  traten  die 
Producte  auswäitiger  Arbeit  concurrirend   an    die  Seite  der 
einheimischen    Waaren^®).     Es   mag   richtig   sein,   dass   die 
Märkte  ihrer  Periodicität  halber,  dann  wegen  der  bedeutenden 
Vertheuerung  der  fremden  Waaren,  welche  der  Transport  in 
den  Verkehrsverhältnissen  jener  Zeit  hervorbrachte,  und  endlich 
wegen  der  Unkenntniss  der  localen  Verhältnisse  auf  Seite  der 
Fremden  ein  ziemlich  schwaches  Correctiv  gegen  die  mono- 
polistische Stellung  der   Handwerker  bildeten,  aber  dennoch 
waren  sie  von  äussei-st  wohlthätigem  Einflüsse.    Diese  Wir- 
kung lag   besonders   in   der   Erweckung  jenes   wetteifemden 
Ehrgeizes,  welche  die  Betrachtung  der  grösseren  Vorzüglich- 
keit der  fremden  Waaren  bei  den  einheimischen  Meistern  be- 
wirkte.   Der  Ruhm   und   das  Ansehen  der  Vaterstadt  über- 
haupt und  des  betreffenden  städtischen  Handwerkes  insbeson- 
dere waren  Potenzen,   welche   in  jenen  Zeiten  der  autonomen 
Körperschaften   ein    unendlich   grössei-es   Gewicht  hatten   als 
heute.    Diese  so  mannigfaltigen  besonderen  Standesehren  hat 
der  Liberalismus   seit    der   grossen  französischen   Revolution 
zum  gi'össten  Theile  hinweggefegt.    Im  Interesse  der  Humanität 
und  des  allgemeinen  Foi-tschrittes  mrd  Niemand  es  bedauern; 
allein   für  den  Handwerkei*stand   ist  mit  dieser  Standesehre 
ein  sittliches  Motiv  verschwunden,  welches  bis  jetzt  auf  dem 
Kontinente  noch  sehr  mangelhaft  oder  gar  nicht  ersetzt  ist  - 
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Den  Gästen,  das  ist  fremden  Handwerkern  oder  Händlern, 
war  es  vielfach  p:e8tattet,  ihre  Waaren  während  einiger  Tage  im 
Jahre  (in  Lübeck  wahrend  dreier)  öfientlich  zum  Verkaufe  aus- 
zubieten. Die  Rechte  dieser  Gäste,  sowieüberhaupt  die  volkswirth- 
schafUiche  Bedeutung  des  ganzen  mittelalterlichen  Gästewesens 
sind  jedoch  noch  nicht  vollständig  untereucht  und  klargelegt. 

Dasselbe  gilt  wohl  auch  von  den  Krämereigewerben ;  doch 
ist  es,  besonders  nachdem  die  Veröffentlichung  der  lobecki- 
sehen  Zunftrollen  darch  Wehrmann  einiges  Licht  auf  die  Sache 
geworfen  hat,  ausser  Zweifel,  dass  den  Erämem  schon  im 
XV.  Jahrhundeite  der  Vertrieb  auch  von  Handwerkswaaren  in 
besdirftnktem  Masse  gestattet  war. 

Als  Hauptzweck  der  Zünfte  wurde  schon  oben  die  V^ah- 
rung  der  gemeinsamen  Interessen  der  Handwerker  durch 
Association  angegeben.  Zugleich  wurde  darauf  hingewiesen, 
wie  den  Zünften  dadurch,  dass  sie  zu  autonomen  Verwaltungs- 
kdrpem  wurden,  die  unmittelbare  Fürsorge  für  das  Wohl  des 
Publikums  zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Der  Stadtrath  als  Ver- 
treter der  Gesammtheit  überwachte  die  Erfüllung  dieser  „amt- 
lichen*' Pflichten  der  Zünfte  und  übte  besondei*s  durch  die 
Bestätigung  der  Zunftstatuten,  durch  Rechtssprüche  u.  A. 
einen  entscheidenden  Einfluss  zu  Gunsten  seiner  Schutzbefoh- 
lenen aus.  —  Jetzt  erübrigt  noch  darzustellen,  in  welcher 
Weise  die  Wohlfahrt  der  Zunftgenossen  selbst  von  der  Zunft 
unmittelbar  gefordert  worden  ist.  Es  war  das  Bestreben  der 
Stadt  ebensogut  wie  der  Zunft,  dass  alle  Genossen  (Meister) 
ein  gesicbeiies  Auskommen  durch  den  Handwerksbetrieb  fänden. 
Durch  Gestattung  einer  ganz  freien  Concurrenz  wenigstens  unter 
den  Meistern  der  Stadt  hätte  man  dieses  Ziel  sehr  leicht  ver- 
fehlen können  und  daher  musste  die  Politik  der  Zunftbehörden 
dabin  gehen,  den  Genossen  zu  einem  womöglich  gleichen  Aus- 
kommen zu  verhelfen. 

Die  Zahl  der  Gehülfen,  welche  ein  Meister  verwenden 
durfte,  war  derart  beschränkt  (in  der  Regel  nie  mehr  als  4  Ge- 
sellen und  Lehrlinge  zusammengenommen;,  dass  Niemand  die 
Grenzen  des  Kleinbetriebes  ttbei-schi-eiten  konnte.  So  war  der 
Meister  angewiesen,  immer  selbst  Hand  an's  Werk  zu  legen 
und  sein  eigener  Arbeiter  zu  sein.  Bei  Gewerben,  wo  es 
durchaus  nicht  möglich  war,  nur  diese  geringe  Gehülfenzahl 
zu  verwenden  (vor  allem  bei  den  Baugewerben),  waren  die 
Einrichtungen  derart  veranstaltet,  dass  das  Aufkommen  kapi- 
talistischer Grossuntemehmungen  zur  Unmöglichkeit  wurde  ^^). 
So  wurde  das  Kapital  an  dem  selbstständigen  Eintritte  in  die 
Güterproduction  gehindert;  der  Unternehmer  blieb  Arbeiter, 
der  Untemehmei-gewinn  war  viel  mehr  als  heute  Arbeitslohn. 
Keiner  sollte  von  der  Arbeit  des  Genossen  einen  Handels- 
gewinn bezieben;  daher  war  auch  Zunftgenossen  der  Verkauf 
fremder  Producte  vollständig  untersagt 
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Für  den  Preis  der  Arbeit  —  ob  Zeit-  ob  Stücklohn  — 
finden  sich  Bestimmungen  in  grosser  Anzahl,  welche  vielfach 
bis  in  das  kleinste  Detail  der  einzelnen  Venichtungen  und  der 
Arbeitsdauer  nach  Jahi'eszeiten  sich  einlassen  ^*). 

Wo  die  Zahl  der  Arbeitsgehülfen  statutarisch  nicht  be- 
schränkt war ,  finden  sich  häufig  Bestimmungen ,  welche  die 
Festsetzung  eines  Maximums  von  Producten,  die  der  Einzelne 
während  einer  bestimmten  Zeit  verfeiügen  darf,  enthalten. 
Auch  die  Arbeitszeit  war  für  alle  Kategorien  der  Gewerbs- 
beflissenen  beschränkt,  und  mag  auch  der  Gi-und  dieser  Be- 
schränkungen nicht  immer  oder  vielleicht,  wie  Schönberg  meint, 
selten  in  dem  Streben  gelegen  gewesen  sein,  eine  Gleichheit 
der  Production  und  des  Einkommens  herbeizuführen,  so  wurde 
doch  in  praxi  dieser,  wenn  auch  nicht  angestrebte  Erfolg  da- 
mit en-eicht.  Auch  die  Bestimmungen  über  die  Art  der  Pro- 
ducte  und  der  Production,  die  wir  bereits  oben  erwähnt, 
dienten  zugleich  dazu,  jeden  Meister  in  gleiche  Lage  zu  ver- 
setzen. 

Die  Gleichheit  der  Productionskosten  streben  alle  Be- 
stimmungen an,  welche  sich  auf  den  Einkauf  des  Materiales 
beziehen,  das  dieses  oder  jenes  Handwerk  verarbeitete.  Waren 
diese  Stoffe  Erzeugnisse  städtischer  Handwerker,  dann  war 
die  Gleichheit  dieses  Preises  schon  von  selbst  gegeben ;  mussten 
sie  aber  von  Aussen  her  bezogen  werden,  so  geschah  dies  sehr 
oft  in  der  Weise,  dass  einzelne  Genossen  mit  dem  Einkaufe 
auf  gemeinsame  Rechnung  betraut  und  ausgeschickt  wurden: 
ein  Vorbild  der  modernen  Rohstoffvereine.  Es  findet  sich 
auch  die  Vorschrift,  dass  jeder  Zunftgenosse,  bevor  er  zum 
Einkaufe  auszog,  hievon  den  Uebrigen  Nachricht  geben  musste, 
um  die  etwaigen  Aufträge  anzunehmen;  ja  man  ging  so  weit, 
dass  auch  die  Vortheile,  welche  der  Einzelne  durch  kauf- 
mannische Gewandtheit  beim  Einkaufe  seines  Materiales  er- 
zielt hatte,  nicht  ihm  allein  belassen  wurden,  sondeni  dass 
man  ihn  zwang,  seine  Gewerbegenossen  daran  theilnehmen  zu 
lassen. 

Ein  gleiches  gesichertes  Auskommen  strebten  die  Zünfte 
für  ihre  Genossen  an;  allein  dieses  Auskommen  sollte  auch 
ein  behagliches  sein.  Daher  das  Zugeständniss  des  standes- 
mässigen  Grewinnes  an  den  Producten  für  den  Meister,  daher 
insbesondere  die  Bestimmung  über  die  tägliche  Arbeitszeit, 
welche  nicht  nur  die  Gehülfeu,  sondeiii  auch  die  Meister  im  Auge 
hatte.  Die  aufreibende  ConcuiTenz  der  einzelnen  Meister  inner- 
halb der  Stadtmauern  sollte  durchaus  verbannt  sein  und  die 
Meister  sollten  in  Eintracht  und  Frieden  den  gleichen  Gewinn 
und  Lebensgenuss  von  der  gleichen  Arbeit  ihrer  Hände  be- 
ziehen. 

Die  den  Zünften  über  ihre  Angehörigen  zustehende  Givil- 
und  Strafgerichtsbarkeit,  wenn  der  Gebratch  dieser  Ausdrücke 
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erlaubt  ist,  bildete  eine  nothwendige  Ei'gänzung  der  Mittel, 
welche  ebenbesagten  Zweck  herbeiführen  sollten.  Die  „ Aemter^ 
entschieden  über  Streitsachen  der  Genossen  untereinander, 
sowie  auch  über  Beschwerden,  welche  die  Abnehmer  wegen 
schlechter  Arbeit,  Verküraung,  Betrug  u.  s.  f.  erhoben;  und 
sie,  die  alle  Verhältnisse  auf  das  genaueste  kannten,  entschie- 
den richtig  und  entschieden  schnell.  Nach  Wegfall  der  Zunft 
ist  es  eine  der  brennendsten  Fragen  geworden,  wie  die  Ge- 
werbegerichtsbarkeit von  Neuem  befriedigend  zu  regeln  sei. 

Dies  war  der  Zustand  der  Zünfte  in  ihrer  schönsten  und 
besten  Zeit  Zur  Vervollständigung  nur  noch  ein  Wort.  Ein 
Arbeiterstand  im  heutigen  Sinne  des  Wortes  existirte  damals 
nicht;  der  ausgelemte  Lehrling  wurde  in  der  Regel  alsbald 
selbstständiger  Gewerbsmann;  war  es  nöthig,  dass  er  vorher 
als  Geselle  in  Dienste  trat,  so  war  doch  dieses  Gesellenthum 
in  der  Regel  nur  ein  kurzes  Uebei'gangsstadium  zur  Meister- 
schaft, welche  eines  Jeden  hante. 


Der  Beginn  des  Gewerbebetriebes  und  der  Eintritt  in  die 
Zunft  stand  Jedem  frei,  der  das  Handwerk  kannte  und  der  die 
specialen  Bedingungen  erfüllt  hatte.  Diese  Bedingungen  waren 
bald  die  Entrichtung  einer  Abgabe,  bald  guter  Leumund,  bald 
wieder  eheliche  Geburt  ^^)  u.  A.  Die  Handwerkskenntniss  er- 
wies die  Uberstandene  Lehrzeit  oder  bei  Zuwandernden  eine 
Probe  vor  der  Zunft 

In  dieser  Leichtigkeit  des  Zutrittes  erblickt  man  gewiss 
sofort  einen  Widersprach  mit  der  ganzen  Tendenz  der  Zünfte ; 
wie  soll  ein  gleiches,  ein  „standesgemässes^  Einkommen  aus 
dem  Handwerksbetriebe  gesichert  ei*scheinen,  wenn  es  jedem 
wohlverhaltenen  und  gewerbskundigen  Manne  fi-eisteht,  sich 
als  Concurrent  niederzulassen?  Der  Widerspruch  erscheint 
nur  dann  gelöst,  wenn  man  annimmt,  dass  zu  einer  gewissen 
Zeit  im  Durchschnitte  auf  jeden  effectiv  neu  zuwachsenden 
Meister  eine  entsprechende  Vermehrung  des  Absatzes  traf. 
Zu  dieser  Annahme,  freilich  nur  für  die  Blüthezeit  der  Zünfte, 
neigt  Schönberg  ^^)  in  der  That  hin  und  dies  wohl  mit  ziem- 
licher Berechtigung.  Mit  dem  Wachsen  der  Grösse  und  des 
Reichthumes  der  Städte  konnte  eine  Vermehrung  der  Hand- 
werker ohne  Nachtheil  Hand  in  Hand  gehen  und  dann  ist  zu 
bezweifeln,  ob  —  selbst  stationäre  Zustände  der  Städteentwicke- 
lung  vorausgesetzt  —  die  in  jener  Zeit  vorhandenen  Meister 
nach  Art  und  Zahl  dem  Bedürfnisse  gewachsen  waren. 

Für  diese  Zeit  (XIV.  und  XV.  Jahrhundert)  entledigen 
wir  uns  also  noch  des  bedenklichen  Widerapruches ,  allein 
um  so  hartnäckiger  kommt  er  wieder,  sobald  der  ebengedachte 
Ausweg  versperrt  ü^heint    Und  da  ist  nun  ganz  offen  zu- 
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zugestehen,  dass  hierin  der  Keim  zu  jener  grossen  Missbildun^ 
des  Zunftwesens  lag,  die  später  so  üppige  Blüthen  getrieben  hat . 

Aber  auch  in  anderer  Beziehung  verschwanden  nach  und 
nach,  theilweise  schon  im  XV.,  mehr  noch  im  XVI.  und 
XVII.  Jahrhunderte  die  alten  Vorbedingungen  einer  gedeih- 
lichen Wirkung  des  Zunftwesens:  so  die  wiithschaftlicbe  Ab- 
geschlossenheit der  einzelnen  Städte,  der  geringe  Verkehr,  der 
erlaubte,  das  Absatzgebiet  jeder  Stadt  als  etwas  für  sich  Be- 
stehendes zu  betrachten  und  genau  zu  überblicken;  —  dann 
aber  vor  Allem  jener  genossenschaftliche  brüderliche  Gemein- 
sinn, der  in  den  alten  Gilden,  wie  in  den  Zünften  lebte  und 
welcher  gar  oft  die  gegebene  Möglichkeit  unbilligen  Gewinnes 
unbenutzt  zu  lassen  hiess.  Ich  kann  nicht  umhin,  dem  Ver- 
gleiche Ausdi-uck  zu  geben,  der  sich  mir  in  dieser  Hinsicht 
bei  Betrachtung  der  Zünfte  immer  aufdrängt;  die  Zünfte  nem- 
lieh  scheinen  mir  mit  den  Pix>ductiv- Associationen  das  gemein- 
sam zu  haben ,  dass  sie  „zu  ihrer  Blüthe  hohe  moralische 
Eigenschaften  ihrer  Mitglieder^'  bedurften. 

Politische  Verhältnisse  und  religiöse  Anschauungen  hatten 
bei  den  Zunftgenossen  solche  Gefühle  und  Gesinnungen  erzeugt, 
wie  sie  zum  Gelingen  von  Productiv-Associationen  erforderlich 
sind;  ihr  Wegfall  musste  die  Giiindlage,  auf  welcher  der 
ganze  Bau  der  Zünfte  ruhte,  zu  einer  unsicheren  machen. 

Dies  die  Haupturaachen,  welche  das  günstige  Wirken  der 
Zunfteinrichtungen  lähmte,  wenn  auch  nebenbei  noch  Anderes 
hierzu  beigetragen  haben  mag.  Und  sowie  bei  den  meisten 
socialpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Institutionen ,  so 
sehen  wir  auch  bei  den  Zünften  „auf  ein^  lange  haile  Periode 
glorreichen  Wachsthumes  nur  eine  verhältnissmässig  sehr  kurze 
Zeit  vollkommen  reiner  Blüthe  folgen'^ ;  „die  Spitze  des  Berges, 
die  erklommen  wurde,  war  unendlich  schmal'^ 

Die  nächsten  Ursachen  oder  besser  vielleicht  Erscheinung»- 
foimeu  des  Niederganges  der  Zünfte  sehen  wir  in  folgenden 
drei  Punkten: 

1)  Erzeugte  naturgemäss  die  immer  mehr  überhandneh- 
mende Selbstsucht  das  Bestreben,  den  Zutritt  zur  Zunft  so 
viel  als  möglich  zu  ei*schweren. 

2)  Bewirkte  diese  Versperrung  des  Zuganges  zur  Meister- 
schaft, wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  die  Bildung  eines  be- 
sonderen Arbeiteratandes ,  der  in  immer  schrofferen  Gegensatz 
zu  den  Unteiiiehmem  trat. 

3)  Aber  auch  das  Verhältniss  der  Zünfte  zu  einander  liess 
der  zersetzende  Egoismus  nicht  unberührt  und  wir  sehen  die 
erbittertsten  Streitigkeiten  zwischen  den  Meistergenossenschaften 
über  die  Gi*enzen  der  Gewerbegebiete. 

In  diesen  drei  Punkten,  welche  wir  noch  etwas  näher  aus- 
führen werden,  dürfte  das  Wesentlichste  zusammengefasst  er- 
scheinen, was  vor  der  grossen  Umwälzung  der  socialen  Ver- 
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hältnisse  durch  Dampfkraft,  Elektricität  und  Kredit  das  innere 
sittliche  und  sociale  Leben  der  Zfinfte  zu  Grande  gerich- 
tet hat. 

Was  das  von  den  Meistern  der  Zunft  gehegte  Bestreben 
betrifft^  durch  Erschwerung  des  selbständigen  Gewerbebetriebes 
so  viel  wie  möglich  jede  ConcuiTenz  fern  zu  halten,  so  war 
dasselbe  ein  in  seiner  Ausftlhrung  wohldurchdachtes.  Schon 
das  erste  Eindringen  in  die  Zunft  betrachteten  die  Genossen 
mit  kritischen  und  scheelen  Augen;  der  aufzunehmende  Lehr- 
ling musste  jetzt  seine  makellose  eheliche  Abstammung  mit 
Papieren  und  Bürgen  nachweisen;  doch  dieses  mehr  oder 
weniger  den  Anschauungen  der  Zeit  entsprechende,  wenn  auch 
frtther  viel  milder  gehandhabte  Eifordemiss  war  durchaus 
nicht  das  Schlimmste.  Die  Kinder  ganzer  Klassen  der  Ge- 
sellschaft wurden  an  sich  für  ehrlos  erkläil  und  von  der  Zunft 
fbr  immer  ausgeschlossen.  Ausserdem  wurde  durch  hohe  Ein- 
trittsgelder '^)  den  ärmeren  Klassen  thatsächlich  die  Erlernung 
eines  Handwerkes  verwehrt.  Schon  in  dem  Lehrlinge,  noch 
mehr  aber  in  dem  Gesellen  fürchtete  der  Meister  den  künfti- 
gen Concurrenten  und  trachtete  ihm  so  wenig  als  möglich  von 
den  Kunstgriffen  des  Handwerkes  beizubringen,  so  dass  die  Ge- 
htüea  —  wie  Hoihnann  sich  ausdrückt  —  oft  nur  durch  Spio- 
niren ihre  Gewerbekenntnisse  erlangen  konnten. 

Die  Bestimmungen  über  das  Gesellenwesen  athmen  den- 
selben Geist  der  Exclusivität.  Eine  bestimmte  Zeit  als  Ge- 
selle bei  einem  zünftigen  Meister  zu  dienen,  wurde  zur  noth- 
wendigen  Bedingung  der  Meisterschaft  gemistcht  und  überdies 
wurde  auch  das  Wandern,  über  dessen  Nutzen  oder  Schaden 
seit  Langem  viel  Streit  herrschte,  obligatorisch.  Den  Stempel 
ihres  Zweckes  trägt  aber  am  augenfillligsten  die  Bestimmung 
an  sich,  der  zufolge  jeder  Geselle  an  dem  Orte,  wo  er  Meister 
werden  wollte,  durch  eine  bestimmte  Zeit  hindurch,  oft  eine 
Reihe  von  Jahren,  noch  als  Geselle  arbeiten  musste;  dies  war 
das  bekannte  Muthen,  welches  in  der  Praxis  vielfach  mit  dem 
Werben  um  die  Hand  der  Tochter  oder  Wittwe  eines  Meisters 
zusammenfiel.  In  ähnlicher  Weise  klar  ist  die  Einrichtung, 
welche  nach  Hoffmann  hie  und  da  sich  vorfand,  dass  der 
Meisterschaftscandidat,  ehe  er  zur  Verfertigung  des  Meister- 
stüdces  zugelassen  wurde,  noch  auf  1  Jahr  seinen  künftigen 
Standort  verlassen  musste,  um  alle  Bekanntschaften  zu  ver- 
lieren und  so  den  übrigen  Meistern  minder  gefilhrlich  zu 
werden  *•). 

Der  Bestimmungen,  dass  Derjenige,  der  einen  Hund  oder 
eine  Katze  todtschlug;  oder  einen  Gehenkten  berührte,  oder 
Diesen  oder  Jenen  grüsste  u.  s.  w.,  u.  s.  w.,  ehrlos  und  von 
der  Meisterschaft  ausgeschlossen  war,  erwähne  ich  nur  neben- 
bei.   So  wurde  der  Begriff  des  guten  Leumundes  ausgedehnt 
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Die  letzte  Ringmauer,  mit  welcher  die  zu  erobernde 
Meisterwürde  umgeben  war,  bestand  in  der  Meisterprüfung. 
Immer  schwieriger  wurde  die  Verfertigung  des  von  der  Zuiit 
vorgeschriebenen  Meisterstückes.  Dinge,  welche  unendlich  viel 
Kosten  und  Zeit  beanspruchten,  wurden  dem  Kandidaten  auf- 
erlegt und  die  Meister  überwachten  deren  Ausfühi-ung  von 
Anfang  bis  zu  Ende ;  dabei  machte  es  der  Gebrauch  dem  Ge- 
sellen zur  Pflicht,  die  beschauenden  Meister  bei  sich  zu  be- 
wirthen.  Die  Mängel  des  MeistersMIckes  Hessen  sich  durch 
Geldbussen  gut  machen.  Sehr  häufig  war  das  Meisterstück  von 
geringer  praktischer  Brauchbarkeit,  mehr  ein  Schaustück,  das 
nur  schwer  verkäuflich  war.  Den  Schluss  dieser  „Prellereien 
und  Schmausereien^  (Hoffmann)  bildete  der  Meisterschmaus« 
welchen  der  zugelassene  Jungmeister  seinen  Genossen  veran- 
stalten musste^^). 

An  vielen  Orten  und  in  vielen  Gewerben  kam  es  zum 
„Schliessen''  der  Zünfte;  es  wurde  nemlich  zur  bindenden 
Norm,  dass  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von  Meisterstellen  des 
betreffenden  Handwerkes  vorhanden  sein  dürfe  und  so  war 
nebst  air  dem  Geschilderten  noch  das  Abwaiten  des  Todes 
eines  Meistei*s  nothwendig,  ehe  der  Kandidat  Meister  werden 
konnte.  Es  ist  einer  der  treffendsten  Vergleiche,  wenn  Stock 
sagt:  „Die  Werkstatt  eines  Schmiedes  oder  Schuhmachei*s 
glich  einer  Stiftspräbende;  nur  war  sie  schwerer  zu  erwerben.'' 
Aehnlich  sagt  auch  Hensoldt:  „Die  Meistei*würde  wui*de  so 
verkäuflich  wie  jede  andere  geistliche  oder  weltliche  Sine- 
eure  und  es  durfte  daher  aber  auch  nicht  auffallen,  dass 
Dummheit  und  Ungeschick  den  Meistei'stuhl  einnahm,  Kunst 
und  Geschicklichkeit  aber  höhnend  davon  herabgeworfen 
wurde." 

Ein  rücksichtsloser  Nepotismus  fand  bei  den  Zünften  Ein- 
gang; Meistersöhne  wurden  in  jeder  Hinsicht  bevoi*zugt  und 
von  vielem,  was  sonst  zur  Erlangung  der  Meisterschaft  ndthig 
war,  ganz  losgesprochen;  Meistei-stöchter  und  Meisterswittwen 
waren  viel  umworben,  denn  an  ihrer  Hand  öffneten  sich  dem 
Gesellen  die  fest  veiTiegelten  Pforten  der  Meisterachaft  Ein 
kennzeichnendes  Beispiel,  das  auch  in  Deutschland  seines 
Gleichen  gefunden  ^^),  bietet  die  Bestimmung  des  Statuts  der 
Pariser  Sticker,  worin  es  heisst :  Das  Gewerbe  ist  geschlossen : 
Jeder  muss  6  Lehr-  und  3  Gesellenjahre  durchmachen.  Kein 
Lehrling  darf  angenommen  werden,  wenn  er  nicht  Sohn  eines 
städtischen  Meisters  oder  Gesellen  ist;  der  Meistersohn  ist 
nur  dem  kleinen  Meisterstücke  unterworfen,  welches  er  mit 
30  Liv.  abkaufen  darf,  jeder  Andere  dem  grossen  oder  der 
Ablösung  mit  100  Liv.  Eng  in  Verbindung  mit  diesem  Nepo- 
tismus ist  das  Erblichwerden  der  Gewerbsberechtigung.  Der 
Meister  trat  unter  der  Bedingung  zurück,  dass  dem  Sohne  oder 
Schwiegei'sohne  das  MeisteiTecht  ertheilt  werde  oder  er  that 
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dies  gegen  Geldeiftschädigung  zu  Gunsten  eines  Dritten. 
Häufig  verbanden  sich  solche  Geschäfte  mit  dem  Verkaufe 
eines  Hauses,  das  zum  Gewerbebetriebe  eingerichtet  und  gut 
gelegen  war,  und  so  bildeten  sich  fast  unmerklich  die  realen 
und  radidrten  Gewerbegerechtigkeiten. 

Das  Recht,  bestimmte  Gewerbe  zu  betreiben,  wurde  Gegen- 
stand des  Marktverkehrs;  durch  Summen  Geldes  je  nach  der 
Rentabilität  konnte  man  es  erwerben. 

Wir  kommen  zum  zweiten  der  vorher  erwähnten  Punkte. 
Das  Bewusstsein,  Geselle  zu  sein,  war  ein  total  anderes  zu  der 
Zeit,  als  der  Geselle  berechtigterweise  in  sich  den  künftigen 
Meister  sehen  konnte  und  in  jenen  späteren  Zeiten,  wo  einer 
giossen  Zahl  der  Gesellen  der  Zutritt  zur  Meisterschaft  ver- 
schlossen war  und  sie  veruitheilt  waren,  ihr  Leben  lang  un- 
selbstständige  GehQlfen  zu  bleiben.  Früher  war  das  Interesse, 
das  sie  an  der  Zunft  hatten,  viel  intensiver  und  sie  fügten 
sich  desshalb  ohne  Widerstand  den  die  Gesellenverhältnisse 
regelnden  Normen. 

Als  aber  die  Gesellenschaft  aufhörte,  ein  kurzes  Ueber- 
gangsstadium  zur  Meisterachaft  zu  sein,  da  mussten  die  In- 
teressen der  Meister  und  der  Gesellen  auseinandergehen  und 
wir  sehen  allenthalben  besondere  Verbände  der  Gesellen  mit 
eigenen  Statuten  und  Sitten,  Gebi*äuchen  und  Zwecken  ent- 
stehen. Die  Conflicte  mit  den  Meisterzünften  werden  immer 
hä^ifiger,  Arbeitseinstellungen  von  gi'ossailiger  Ausdehnung 
werden  in  Scene  gesetzt  und  ganze  Zünfte  werden  von  den 
Unzufriedenen  gescholten  >^). 

Das  fbr  die  Gesellen  bestehende  Verbot,  sich  zu  verehelichen, 
trieb  viele  derselben  dazu,  aus  dem  Zunftverbande  auszuschei- 
den und  als  selbstständige  Handwerker  in  den  Dörfern  oder 
als  Pfuscher  in  der  Stadt  für  sich  und  ihre  Famili^den  Lebens- 
unterhalt zu  gewinnen.  Allein  die  strengen  Niederlassungs- 
und  Verehelichungsgesetze  Hessen  dieses  Auskunftsmittel  gar 
häufig  nicht  zu  und  wir  begegnen  den  mannigfaltigsten  Ver- 
suchen der  Gesellen,  den  sie  drückenden  Bann  zu  durchbrechen 
und  sich  schliesslich  auf  eigene  Füsse  zg  stellen  *%  Mit  einem 
Worte,  die  Gesellen  verloren  die  meisten  Vortheile,  welche 
ihnen  ursprünglich  der  Zunftverband  zugewendet  hatte,  und 
behielten  die  Nachtheile,  vor  Allem  ihre  dauerad  unselbststän- 
dige,  unfreie  Stellung. 

Allein  der  Geist  der  habsüchtigen  Eifersucht  —  und  da- 
mit berühre  ich  den  dritten  der  obenerwähnten  Punkte  -— 
brachte  auch  Feindschaft  unter  die  Meisterzünfte  selbst.  Seit 
dem  XVL  Jahrhunderte  beginnen  sich  die  Zünfte  immer  weiter 
zu  spalten  und  zu  specialisiren ;  aus  einem  Handwerke  werden 
oft  3,  5,  10  und  danach  auch  so  viele  Zünfte.  Die  eine 
trachtet  nun  zum  Nachtheile  der  anderen  das  Gebiet  der  ihr 
ausschliesslich  zustehenden  Arbeitsverriehtungen  zu  vergrössem 
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und  hiemit  das  der  anderen  kleiner  zu  machen.  Die  Grenzen 
dieser  Arbeitsgebiete  sind  oft  ganz  willkürlich  gezogen  und 
Streitigkeiten  steht  Thür  und  Thor  offen.  Jahre,  ja  auch 
Jahrhunderte  lange  Processe,  Kostenaufwand,  Verbitterung  und 
Aufpasserei  sind  die  Ergebnisse  dieser  strengen  Schddung,  von 
den  Nachtheilen,  welche  hieraus  für  die  Technik  und  Wirth- 
Schaft  entstehen,  gar  nicht  zu  reden '^).  Wo  derartige  Ein- 
richtungen zu  Recht  bestanden,  da  wurde  es  nothwendig,  zur 
Aufstellung  eines  Ofens  wo  möglich  10  Handwerker  ins  Haus 
zu  i-ufen  oder  wegen  der  geringsten  Reparaturen  von  einem 
Handwei'ker  zum  anderen  zu  gehen  und  bald  von  diesem,  bald 
von  jenem  aus  Furcht  vor  Ueberachreitung  der  Gewerbsbefi^- 
niss  zuiUckgewiesen  zu  werden.  — 

Dies  war  der  Zustand  der  Zünfte,  wie  er  im  XYUI.  Jahr- 
hunderte sich  vorfindet;  die  Zünfte  waren  zu  Verbänden  von 
Privilegii-ten ,  zu  „reinen  Gesellschaften  zur  Anlage  von  Kapi- 
talien'' herabgesunken ;  der  Zunftzwang  war  aus  einem  „Polizei* 
und  Gerichtszwange''  zu  einem  „Privilegienzwange"  geworden. 
Trotz  air  dem  heri-schte  unter  den  vidfach  rein  auf  Kosten 
der  Konsumenten  lebenden  Zunftmeistern  nichts  weniger  als 
Wohlstand;  im  Gegentheile  ertönen  besonders  am  Ende  des 
XVni.  Jahrhunderts  in  ganz  Deutschland  laute  Klagen  Ober 
die  Noth  und  Uebersetzung  des  Handverkes.  Die  Technik  ge- 
rieth  in  den  ärgsten  Verfall,  da  eineraeits  die  Getheiltheit  der 
Zünfte  und  die  Gebundenheit  der  Producenten  eine  Vervoll- 
kommnung thatsächlich  nicht  zuliessen,  während  andererseits 
auch  jeder  wirthschaftliche  Beweggrund  zu  einer  solchen  fehlte, 
denn :  le  possesseur  du  droit  exclusif  s'endort  ä  Tombrage  du 
privilöge  ne  craignant  pas  la  concuiTence.  Und  während  in 
England  und  Frankreich  schon  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhun- 
derte eine  einheitliche  Gesetzgebung  den  Missbräueben  ent^ 
gegentrat,  hat  die  Zersplitteining  und  die  politische  Lage  in 
Deutschland  die  schwachen  Versuche  gleicher  Art  im  XVI. 
Jahrhunderte  ganz  illusorisch  gemacht.  Die  Kleinstaaterei  und 
die  Kleinstädtei-ei  beförderten  die  locale  Stagnation,  den  Zopf 
und  Schlendrian  noch  mehr  als  anderwärt«.  Der  dreissigjah- 
rige  Krieg  vernichtete  den  Wohlstand,  die  tüchtigen  techni- 
schen Traditionen,  die  bisher  innerhalb  der  Zunft  noch  vor- 
handen gewesen.  Es  blieb  nur  die  dürre  formale  Pedanterie 
veralteter  Zunftformen  übrig  **). 


2*   Die  literarische  und  praktisehe  Bewegung  flh* 

Oewerbefrelhelt 

von  der  Mitte  des  XvilL.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart 

Am  Ende  des  XVIU.  Jahrhunderts  waren  die  Tage  dies«* 
zur  vei*derblichsten  Fessel  gewordenen  Organisation  der  ge* 
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werblichen  Arbeit  gezählt.  Die  ganze  grosse  Reihe  von  Ur- 
sachen, welche  zu  dieser  Zeit  jene  epochemachenden  Um- 
wälzungen auf  wissenschaftlichem ,  politischem ,  socialem  und 
technischem  Gebiete  bewirkten,  hat  auch  das  Schicksal  der 
Zünfte  entschieden. 

Das  entschiedene  und  thatkräftige  Streben  nach  Freiheit 
und  Gleichheit  aller  Menschen  in  allen  Beziehungen  war  eine 
Folge  der  auf  die  Spitze  getriebenen  Knechtung  und  Ausbeu- 
tung der  Völker  durch  piivilegirte  Kasten.  Lange  Jahrhun- 
derte hatte  der  Druck  gedauert,  aber  den  Massen  gebrach  es 
an  Aufklärung  und  Bildung  und  daher  auch  an  Kraftbewusst- 
sein.  Die  englisch  -  französische  Aufklärungsliteratur  brach 
diesen  Bann.  Die  grossen  politischen  und  wirthschaftlichen 
Schriftsteller  des  XVIIL  Jahrhunderts  kann  ich  hier  nicht  ein- 
gehender darstellen;  ich  will  nur  ipi  Anschlüsse  an  J.  J. 
Rousseau ,  die  Physiokraten  und  Adam  Smith,  diese  Begründer 
des  ökonomischen  Liberalismus,  kurz  nachzuweisen  suchen, 
wie  die  Freiheit  der  Arbeit  zu  einer  immer  ungestümeren 
Forderung  der  Theorie  und  Praxis  wurde. 

In  Rousseau  spricht  die  Entrüstung  der  ihrer  unwürdigen 
Sklavenbande  bewusst  werdenden  Menschheit,  in  ihm  spricht 
der  glühende  Freiheitsenthusiasmus  des  Sklaven,  welchem  der 
frevelhafte  Uebermuth  der  Herren  die  letzten  Reste  der  Geduld 
und  Nachsicht  genommen  hatte.  Darum  sind  seine  socialpoli- 
tischen  Schriften  voll  von  Uebeilreibungen  und  Widersprüchen, 
denn  im  leidenschaftlichen  Ringen  wird  nicht  erwogen  und 
nicht  gemessen.  Rousseau  ist,  möchte  ich  sagen,  in  der 
Theorie  das,  was  die  Revolution  in  der  Praxis  war  —  der  ge- 
waltige, weit  über  das  Ziel  hinausgehende  Stüimer,  von  wel- 
chem grosse  Ideen  und  radikale  Umwälzungen  immer  einge- 
führt werden. 

Mag  Rousseau  mit  seiner  Verachtung  der  Civilisatiou,  mit 
seiner  Verdammung  der  Künste,  mit  seiner  Verwerfung  des 
Kigenthums  *^)  u.  dgl.  den  Vorwurf  phantastischer  Schwärmerei 
auf  sich  geladen  haben,  mag  er  mit  Recht  Voltaire's  Gespötte: 
•tVous  me  donnez  envie  de  marcher  ä  quatre  pattes**  ver- 
dienen —  so  ist  es  doch  er,  welcher  die  Freiheit  und  Gleich- 
heit der  Menschen  mit  aufrichtiger,  opfermüthiger  Begeiste- 
rung der  Welt  von  Neuem  verkündet  und  sie  von  Neuem 
überzeugt  hat. 

Auf  ökonomischem  Gebiete  befindet  iiich  Rousseau  am 
meisten  in  dem  „discoui's  sur  Torigine  de  Tin^galit^  parmi  les 
hommes'',  dessen  Schlusssatz  ja  der  bekannte  Entrüstungsschrei 
bildet:  „II  est  manifestement  contre  la  loi  de  nature,  de  quel- 
(]ue  maniöre  qu'on  la  döfinisse,  qu'une  poign^  de  gens  regorge 
de  supertluitäs ,  tandis  que  la  multitude  manque  du  n^- 
cessaire'* ! 

rcrtehvnffen  (6)  II.  1.  Kftixl.  2 
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Rousseau's  socialpolitische  Phantasien  bereiteten  die  Wege 
der  kühlen  praktischen  Erwägung.  Der  Gmndidee  Rousseau^s 
von  der  alleinigen  Vortrefflichkeit  der  Natur  und  des  Naturzu- 
standes der  Menschen  begegnen  wir  speciell  angewandt  auf 
das  Gebiet  der  Wirthschaft  wieder  in  den  Schritten  der  Physio* 
kraten.  In  den  Mansarden  des  Vei*sai]ler  Königsschlosses 
wurde  durch  Ludwig's  XV.  Leibarzt  das  System  ausgedacht, 
welches  die  Revolution  auch  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte 
^mthiess  und  rechtfertigte.  Es  ist  interessant  wahrzunehmen, 
wie  Quesnay  mit  Rousseau  übereinstimmt,  wie  er  die  Hen*schalt 
der  Natur,  die  Herstellung  eines  ökonomischen  Naturzu- 
standes **)  als  das  Grundprincip  seines  Systemes  aufstellt ,  in- 
dem er  den  productiven  Boden  als  die  einzige  Quelle  alles 
Reichthumes  der  Menschen  ansieht.  Auf  diesem  Fundamente 
beruhen  alle  weiteren  Lehrsätze  Quesnay's,  insbesondere  der 
von  der  alleinigen  Productivität  der  Landwiithschaft,  von  den 
Segnungen  der  Freiheit  des  Handels  und  der  Industrie,  weil 
diese  den  Absatz  der  Bodenproducte  befördern  und  die  Land- 
wirthschaft  auf  diese  Weise  einträglicher  und  die  Gnindrente 
grösser  machen.  Wem  fällt  bei  den  Quesnay 'sehen  Lehren 
von  der  Unproductivität  des  Handels  und  der  Gewerbe  und 
überhaupt  jeder  nicht  materielle  Güter  neu  erzeugender  Be- 
schäftigung nicht  die  Verwandtschaft  derselben  mit  der  Rous- 
seau'schen  Verachtung  der  Civilisation  und  Kunst  auf! 

In  Jean  V.  Gournay  fand  der  Physiokratismus  Quesnay's 
einen  Förderer,  welcher  den  genannten  Begiilnder  desselben 
an  Einsicht  und  Scharfsinn  in  Vielem  übertraf.  Goumay  hat 
vor  Allem  gefordert ,  dass  der  Staat  Jedem  die  Freiheit  ver- 
bürge, seinen  wirth schaftlichen  Vortheil  nach  eigener  Wahl  zu 
verfolgen,  und  er  verlangt  daher  die  Abschaffung  alles  dessen, 
was  dieser  Wahlfreiheit  des  Individuums  entgegensteht  (Mono- 
pole, Zünfte,  Privilegien,  Taxen  etc.).  Goumay  stellt  sich  in  Ge- 
gensatz zu  Quesnay,  indem  er  Industrie  und  Handel  unter  die 
productiven  Thätigkeiten  der  Menschen  rechnet,  welche  den  Bo- 
denei-zeugnissen  in  der  That  Werth  zusetzen.  Die  beste  Förde- 
rung der  Gewerbe  und  des  Handels  erblickt  Grouniay  in  der 
gi-össtmöglichen  Entfesselung  der  Concurrenz  und  in  der  ge- 
ringstmöglichen Einmischung  des  Staates  in  die  wiilhschait- 
liehen  Angelegenheiten.  Seine  Worte:  „La  libre  concuiTence 
est  le  principe  le  plus  ^tendu  et  le  plus  f6cond  du  commerce'' 
und  „Laissez  faire,  laissez  passer,  le  monde  va  de  iui  m£me'' 
sind  die  bekannten  Motti  des  Physiokratismus. 

In  der  Zeit  und  in  dem  Lande,  in  welchem  der  Discours 
sur  rin^galit^,  der  Contrat  social  und  die  Encyklopädie  den 
grössten  Einfluss  auf  Gesinnungen  und  Streben  ausübte,  ent* 
spross  also  und  gedieh  auch  der  im  Physiokratismus  entste- 
hende ökonomische  Liberalismus.  In  derselben  Zeit,  ja  theil- 
weise  sogar  in  demselben  Lande  lebte  und  lernte  Adam  Smith, 
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der  in  seinem  ebenso  gründlichen  als  leicht  fasslichen  „Inquiiy 
into  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  nations^'  die  erste 
umfassende  und  wissenschaftliche  Darstellung  des  wii*thschaft- 
lichen  Lebens  der  Menschen  und  Völker  und  der  demselben 
zu  Gitinde  liegenden  Gesetze  geliefeit  hat 

Es  kann  nicht  Gegenstand  dieser  Abhandlung  sein,  zu 
untersuchen,  in  welchem  Grade  und  in  welcher  Weise  die 
Ideenentwickelung  in  Frankreich ,  welche  der  Revolution  die 
Wege  bahnte,  vor  allem  der  Physiokratismus  auf  Adam  Smith 
von  Einfluss  war;  ich  kann  mich  nicht  darauf  einlassen  klar- 
zustellen, wie  Adam  Smith  die  anregenden  und  neuen  Theorien 
Quesnay's  und  seiner  Schüler  mit  seinem  Alle  überragenden 
(ienie  erfa&st  hat,  wie  er  sie  vervollkommnet  und  vertieft  hat, 
wie  er  mit  durch  sie  zu  den  leitenden  Principien  seines  Systems 
gelangt  ist;  ich  kann  hier  ferner  nicht  darauf  eingehen,  wie 
Adam  Smith  in  so  verdienstvoller  und  leider  gar  zu  wenig 
nachgeahmter  Weise  „neben  seiner  strengen  Beschränkung 
auf  die  Güterlehre  dennoch  alle  tieferen  Beziehungen  dersel- 
ben zur  Philosophie,  Kunst,  Gesellschaft  und  Staat"  *^)  vor 
Augen  hatte. 

Dies  und  vieles  Andere,  was  nicht  minder  schwerwiegend 
ist  lasse  ich  bei  Seite,  denn  ich  habe  mir  bloss  zur  Aufgabe 
gemacht,  dai'zuthun,  wie  sich  das  Streben  der  Theorie  und 
Praxis  nach  giimdlicher  Befreiung  der  menschlichen  Arbeit 
entwickelt  und  verbreitet  hat. 

Adam  Smith  ist  ein  genialer  Sohn  seiner  Zeit;  nichts 
mehr  und  nichts  weniger.  Die  damals  herrschenden  ökono- 
mischen Zustände,  welche  er  in  seiner  Heimath  und  in  Frank- 
reich gesehen  und  studiil,  hat  er  bei  Aufstellung  seiner  Leh- 
ren im  Auge ;  die  damals  hen-schende  Strömung  nach  Freiheit 
und  Individualismus  hat  auch  ihn  eifasst  und  er  hätte  sie 
vielleicht  in  Fluss  gebracht,  wenn  sie  nicht  schon  bestanden 
hätte.  Allenthalben  bestand  die  ärgste  Fesselung  der  mensch- 
lichen Kräfte  jeder  Art:  die  Zunft  in  ihrer  Entartung  unter- 
drückte die  gewerbliche  Arbeit,  Zollschranken  auf  Schritt 
und  Tritt  hemmten  den  Handel  und  Verkehr,  der  Feudalismus 
hielt  die  Agricultur  auf  der  niedei*sten  Stufe  —  kurz  Alles 
war  unfrei ,  das  Individuum  nirgends  respektirt  und  nur  die 
.,poign^^  de  gens  regorgeant  des  supei-fluit^s'^  missbrauchte  als 
Obrigkeit  von  Gott^  Gnaden  Freiheit  und  Reichthum  auf  die 
frevelhafteste  Weise.  Der  wiithschaftliche,  moralische  und  in- 
tellectuelle  Zustand  der  Massen  war  unbeschreiblich  elend,  die 
Technik  des  Handwerks  weit  zurüdcgeblieben.  Die  Verkün- 
tligung  des  neuen  Evangeliums  war  schon  eingetreten  —  es 
hiess  Rückkehr  zum  Naturzustande,  wo  der  Mensch  dem  Men- 
schen glich,  wo  nur  der  Vertrag  Beschränkungen  schuf  und 
nicht  die  Gebnrt.  Die  Physiokraten  hatten  diese  allgemeinen 
Forderungen  speciell  auf  das  Gebiet  der  menschlichen  Wirth- 
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Schaft  übertragen  und  strebten  nach  dem  ökonomischen  Nator- 
zustande. 

Diese  Zustände  und  diese  Ideen  wirkten  auf  Adam  Smith. 
War  es  da  nicht  natürlich,  dass  er  zum  freien,  sich  und  sein 
Schicksal  selbstschaffenden  Individuum  zui-ückkehrte ,  dass  er 
die  Abschaffung  aller  Fesseln,  besonders  der  Privilegien,  der 
Zünfte,  der  Lehrlingsgesetze  u.  s.  f.  verlangte,  dass  er  sich 
von  dem  Walten  des  Egoismus  und  dem  freien  Wettbewerbe 
die  besten  Ei-folge  versprach,  jede  Einmischung  des  Staa- 
tes fQr  verdächtig  und  gefährlich  hielt  und  mit  Vorliebe  von 
einer  „affected  as  impertinent  as  oppresive  anxiety  of  the  law- 
giver"  sprach  !^^) 

Der  ökonomische  Liberalismus,  wie  Smith  ihn  vertritt, 
musste  kommen ;  es  musste  geschehen ,  dass  das  Individutun 
und  sein  Streben  nach  ökonomischem  Wohlstande  an  die 
Spitze  des  ganzen  Systemes  gestellt  wurde.  Die  neue  Lehre 
gab  ein  Mittel  gegen  die  herrschenden  Uebelstände  an,  wel- 
ches dieselben  radikal  zu  beseitigen  und  einen  vollkommenen 
Zustand  des  Glückes  und  der  ungetiilbten  Harmonie  der  In- 
teressen an  ihre  Stelle  zu  setzen  versprach. 

Dass  später  das  Walten  des  blossen  Egoismus,  die  unbe- 
dingte wirthschaftliche  Freiheit  des  Individuums  sich  anders 
darstellen  werde,  dass  man  nach  neuen  Eifahrungen  das  ewige 
Problem  der  socialpolitischen  Welt,  die  Verbindung  der  Freiheit 
und  Ordnung  herzustellen,  wieder  anders  auffassen  werde,  das 
nicht  vorausgesehen  zu  haben,  ist  kein  Vorwurf  gegen  Adam 
Smith.  Dachten  doch  selbst  die  grossen  Praktiker  seiner  Zeit 
ähnlich  —  vor  allem  Turgot,  der  als  Beamter  ein  langes  Leben 
von  Erfahrungen  hinter  sich  hatte.  — 

Es  schien,  dass  für  den  Physiokratismus  in  Frankreich 
die  Zeit  der  praktischen  Erfolge  angebrochen  sei,  als  Turgot 
im  Jahre  1774  von  Ludwig  XVI.  zum  contröleur  g^nöral  er- 
nannt wurde.  Turgot,  unbestreitbar  der  hervorragendste  unter 
seinen  physiokratischen  Gesinnungsgenossen,  hat  durch  seine 
Schriften,  besonders  durch  die  „Röflexions  sur  la  formation  et 
la  distribution  des  richesses"  dem  Physiokratismus,  der  viel- 
leicht ausserhalb  Frankreichs  bis  jetzt  noch  nicht  hinreichende 
Würdigung  gefunden,  zu  einer  grossen  und  dauemden  Bedeu- 
tung verhelfen,  sich  selbst  aber  den  Ruhm  eines  ausgezeich- 
neten Oekonomisten  gesichert.  Seine  praktische  Wirksamkeit 
als  leitender  Staatsmann  blieb  in  keiner  Weise  hinter  seinen 
Theorien  zurück.  Die  Einführung  der  freien  Concun-enz  durch 
Abschaffung  des  Zunftzwanges,  der  Handels-  und  Gewerbe- 
privilegien durch  Erleichterung  der  Zollgesetze,  die  Befr*eiung 
der  Landwirthschaft  durch  Abschaffung  der  Feudallasten  und 
Anderes  hatte  er  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  als  er  sein  damals 
für  Frankreich  bedeutungsvollstes  Amt  antrat.  Leider  hat  die 
Kurzsichtigkeit   seiner  Landsleute  und  der  ängstliche  Egois- 
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mos  der  heiTSchenden  Klassen  die  dauernde  Durchführung 
dieser  Voreätze  Turgot's  zu  Nichte  gemacht. 

bn  Februar  1776  erschienen  die  sechs  Freigebungsedikte ; 
das  vierte  verordnete  die  Aufhebung  der  Zünfte,  zunächst  für 
Paris.  Die  Opposition  gegen  dasselbe  war,  wie  zu  erwailen 
Ktand,  eine  ausserordenÜich  grosse;  im  Parlamente  bekämpfte 
es  besonders  heftig  der  gewandte  Antoine  Louis  Seguier,  der 
einer  gründlichen  Reform  des  beizubehaltenden  Zunftwesens 
das  Wort  redete.  Trotzdem  erlangte  das  Edikt  gesetzliche 
Geltung.  Allein  schon  im  Mai  1776  wurde  Turgot  gestürzt 
und  im  August  das  Edikt  über  die  Gewerbefreiheit  wideiTufen 
und  eine  nach  Seguier's  Voi'schlägen  reformii*te  Zunftverfas- 
Bung  eingeführt*^). 

In  der  Nacht  vom  4.  August  1789  genügten  einige  kurze 
Worte,  um  die  Aufhebung  aller  Zünfte  und  Gewerbsprivilegien 
jeder  Art  zum  Beschlüsse  der  National vei*sammlung  zu  machen. 
Vasl  1791  aber  wurde  das  Gewerbewesen  in  der  Weise  gere- 
gelt, dass  der  Gewerbebetrieb  allein  von  der  Lösung  eines 
Gewerbesteuei-patentes  abhängig  gemacht  wurde.  Der  Hass 
gegen  die  gestürzte  Zunftverfassung  und  der  fanatische  Doctri- 
narismus  in  Bezug  auf  individuelle  Freiheit  war  so  gross, 
dass  man  jedwede  Vereinigung  von  Gewerbegenossen  vollstän* 
dig  untersagte  "). 

Mit  der  fi'anzösischen  Herrschaft  gelangte  die  Gewerbe- 
freiheit auch  in  viele  deutsche  Territorien,  insbesondere  auch 
in  die  bayerische  Rheinpfalz.  In  dieser  letzteren  wurde  sie 
auch  nach  dem  Wiener  Frieden  aufrecht  erhalten  und  zur 
Einheit  der  Gewerbegesetzgebung  in  Bayern  kam  es  erst  1868, 
als  auch  in  den  Provinzen  diesseits  des  Rheins  die  Gewerbe 
freigegeben  wurden. 

Die  zwei  eben  erwähnten  Thatsachen  der  französischen 
Geschichte:  die  Refoimen  Turgot's  und  die  Gesetzgebung  der 
Revolution  habe  ich  angeführt,  weil  sie  für  die  Verhältnisse 
I  leattfchlands  von  nicht  geringem  Einflüsse  waren. 

Schon  durch  Rousseau,  d)irch  die  Encyklopädisten  und 
Physiokraten  wurde  in  Deutschland  die  öffentliche  Aufmerk- 
i^amkeit  in  hohem  Grade  erregt  und  zu  „polizeiphilosophischen'' 
Betrachtungen  und  Diskussionen  Anlass  gegeben.  Das  grösste 
Aufsdien  erregte  jedoch  die  durch  Turgot  verfügte  Aufhebung 
der  Zünfte  und  die  hieran  sich  knüpfenden  Parlamentsdebat- 
ten. „Die  Ephemeriden  der  Menschheit''  beeilten  sich,  sofoit 
eine  Uebersetzung  der  Rede  Seguier's'^)  zu  bringen  und  setz- 
ten hiemit  die,  ich  möchte  sagen  in  der  Luft  liegende  Frage: 
oh  (iewerbezwang  oder  Gewerbefieiheit?  auf  die  Tagesordnung. 

Von  der  Mitte  des  XVII.  bis  gegen  die  siebziger  Jahi*e 
ties  vorigeh  Jahrhunderts  hatten  die  deutschen  Gelehrten  zu- 
meist nur  schwerfällige  juristische  Abhandlungen  über  das 
Zunftwesen  geschrieben;  vor  Allen  Adrian  Beier  ist  in  dieser 
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Beziehung  zu  nennen.  Die  Merkantilisten  und  Eameralisten 
wie  Becher,  Marperger  und  Andere  befürworteten  nur  eine 
Zunftreform  im  Sinne  des  aufgeklärten  Despotismus,  ja  Justus 
Moser  stellte  sich  freilich  nur  in  beiläufigen  Bemerkungen 
durchaus  auf  Seite  der  althergebrachten  Zunftregeln.  Nun 
aber  entstand  eine  staatswissenschaftlich  philosophische  Lite- 
ratur über  das  Zunftwesen.  Eine  Reihe  von  Streitschriften 
erschien;  viele  ganz  abstrakt  natuiTechtlich  oder  smitliisch 
gefärbt,  andei-e  von  praktischen  Erfahrungen  ausgehend;  die 
letzteren  sind  überwiegend  die  Vertheidiger  des  Zunftwesens, 
die  ei*steren  die  Angi*eifer  desselben.  Fimhaber  und  Weiss 
sind  typische  Beispiele  jener,  Hagen  ^^)  dieser  Art.  Hoffmanns 
Schrift:  Das  Interesse  des  Menschen  und  Bürgers  an  den  be- 
stehenden Zunftverfassungen  (1803)  hält  beiläufig  die  Mitt« 
zwischen  dem  theoretischen  und  praktischen  Standpunkte. 
Unter  den  grossen  preussischen  Reformatoren  standen  Schön 
und  Hardenberg  auf  demselben  Boden ,  wie  der  Königsberger 
Smithianer  Kraus,  während  Stein  und  Niebuhr  das  Zunftwesen 
durchaus  nicht  ganz  verdammten'^). 

Und  als  nach  den  Freiheitskriegen  die  Romantik  allent- 
halben Anhänger  gewann,  als  Adam  Müller,  Haller,  Hegel 
das  Zunftwesen  vertheidigten ,  als  Rau  in  seiner  Schrift:  das 
Zunftwesen  und  die  Folgen  seiner  Abschaffung  (1816)  f&r  ein 
von  seinen  Auswüchsen  gereinigtes  Zunftwesen  auftrat,  da 
wagten,  trotz  den  in  Preussen  eingeführten  Verhältnissen,  nur 
noch  vereinzelte  Stimmen  in  den  Jahren  1815  —  40  die  volle 
Gewerbefreiheit  zu  verkünden  und  die  Empfehlung  eines  Mit- 
telzustandes, der  einen  gelockerten  Zunftzwang  oder  eine  sehr 
beschränkte  Gewerbefreiheit  darstellte,  wurde  ziemlich  allge- 
mein. Erst  in  den  vierziger  Jahren  traten  auch  energische 
Praktiker  wieder  mit  der  Forderang  der  Gewerbefreiheit  vor 
die  öfifentlidie  Meinung.  Waren  doch  auch  unterdessen  die 
wirthschaftlichen  Zustände  ganz  andere  geworden  als  1780  •— 
1820,  zeigten  sich  ja  jetzt  erst  die  Schattenseiten  und  die 
praktische  Unhaltbarkeit  der  vermittelnden  Gewerbeordnungen, 
wie  es  z.  B.  die  wüittembergische  von  1828  war. 

Ich  versuche  zunächst,  kui-z  die  Argumente  zu  charakte- 
risiren,  welche  in  diesem  Kampfe  für  und  gegen  die  Gewerbe- 
freiheit von  der  einen  und  anderen  Seite  in's  Feld  geführt 
wurden. 

Die  Vertheidiger  der  bestehenden,  althergebi-achten  Ord- 
nung der  Handwerke  sahen  und  verdammten  in  der  Gewerbe- 
freiheit die  Revolution,  welche  von  Frankreich  her  über  die 
europäischen  Staaten  sich  zu  verbreiten  i-üstete.  „Um  die 
Mitte  des  XVIII.  Jahrhundertes  —  sagt  eine  von  den  Schil- 
derungen aus  dem  Jahre  1825  —  begann  die  paradoxe  Lehre 
der  Physiokraten  und  Encyklopädisten  Franki*eichs  und  unsei^ 
moderne  Philosophie.     Hier  ist  der  Wendepunkt  Frankreichs 
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und  80  mancher  Staaten  begründet  worden  und  von  diesem 
Zeitpunkte  an  datiren  sich  alle  Umwillzungen  des  Kontinentes. 
Diese  neue  Lehre,  welche  der  Menge  schmeichelte,  fand  überall 
willig  Eingang  und  darunter  lag  die  Hyder  der  Revolution 
versteckt.  Adam  Smith  —  übrigens  als  Gelehrter  verehrten 
Angedenkens  —  trat  noch  hinzu  und  verrückte  vollends  die 
bereits  exaltirten  Köpfe  durch  seine  Untersuchungen  über 
Nationalreichthum''  ^'). 

Die  Gewerbefreiheit  werde  nothwendig  zum  Verfall  des 
Handwerkes  in  technischer,  ökonomischer  und  moralischer  Be- 
ziehuDg  führen^'). 

1.  Die  Technik  wird  zurückgehen,  hauptsächlich  wegen 
der  mangelhaften  Ausbildung  des  gewerblichen  Nachwuchses, 
die  eine  Folge  des  fi*eiheitlichen  Chaos  sein  wird.  Wer  wird 
sich  bemühen,  länger  in  der  Lehre  zu  sein ,  als  bis  er  ganz 
oberflächlich  die  nothwendigsten  Handgiiffe  sich  angeeignet 
haben  wird,  um  nur  recht  frühzeitig  zu  der  eraehnten  Selbst- 
ständigkeit und  wo  möglich  auch  zur  Ehe  zu  gelangen.  Das 
Interesse  der  Meister  an  der  Ausbildung  der  Lehrlinge  schwin- 
det selbstverständlich  mit  der  Verpflichtung  der  Lernenden, 
eine  bestimmte  längere  Zeit  in  der  Lehre  zu  bleiben  und  so 
dem  Meister  die  gemachten  Auslagen  durch  unentgeltliches 
Arbeiten  zu  ersetzen. 

Eine  zweite  Konsequenz  der  Gewerbefreiheit,  welche  nach 
der  Ansicht  der  Gegner  der  letzteren,  der  technischen  Voll- 
kommenheit des  Gewerbes  nachträglich  sein  wird,  ist  das  stete 
Wechseln  der  Gewerbsarten  durch  einen  und  denselben  Meister. 
Die  Ueberzeugung,  dass  jeder  Meister  von  Monat  zu  Monat 
ein  anderes  Gewerbe  betreiben  werde,  wenn  gesetzliche  Schran- 
ken ihn  daran  nicht  mehr  bindern,  ist  fÖrmUch  zur  fixen  Idee 
bei  den  Vertheidigem  des  Zwanges  geworden.  Es  ist  manch- 
mal in  der  That  schwer  zu  entscheiden,  ob  es  Beschränktheit 
oder  Tendenz  ist,  welche  sie  zur  Voraussetzung  bringt,  dass 
naeb  Einführung  der  Gewerbefreiheit  die  Leute  wie  sinnlos 
und  wie  geblendet  durch  die  bezaubernde  Freiheit,  alle  wirth- 
schaftlichen  Maximen  bei  Seite  lassen  weixlen'^). 

Die  freie  Goncurrenz  soll  endlich  drittens  die  handwerks- 
mässige  Production  dadurch  verschlechtem,  dass  nach  Wegfall 
der  statutarischen  Bestimmungen  über  die  Güte  und  Fabri- 
kationsweise  der  Producte,  billige  und  unsolide  Waare  den 
Markt  überschwemmen  wird  '^).  Die  Vorkämpfer  der  Zünfte 
setzen  hier  wieder  voraus,  dass  das  Publikum  beim  Kaufe  bil- 
liger, aber  geringerer  Waare  schon  an  und  für  sich  geprellt 
sei  und  sie  verschliessen  sich  der  Einsicht,  dass  gar  oft  eben 
diese  billigen  Waaren  dem  Konsumenten  denselben  Dienst  er- 
weisen, wie  die  soliden  theuereren;  das  Plus  von  Güte  und 
Dauerhaftigkeit  bei  diesen  letzteren,  welches  der  Käufer  be- 
fahlen   rouss.,    ist   vom  Standpunkte  seines  Bedürfnisses   aus 
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sehr  häufig  nui*  Luxus  und  Vei*schweDdung.  „Da  neben  den 
vollkommeneren  Erzeugnissen  —  vfird  von  einem  der  einsichts- 
vollsten und  zugleich  gemässigtesten  Liberalen  entgegnet  — 
auch  die  wohlfeileren  ein  täglich  wachsendes  Bedüi-fniss  gewor- 
den sind,  soll  man  Jeden,  der  mit  seiner  Production,  wenn  sie 
auch  von  einem  geringeren  Grade  von  Fertigkeit  zeugt  t  den 
Anforderungen  einer  mannigfach  abgestuften  Konsumtion 
entsprechen  kann,  gewähren  lassen,  und  dem  Publicum  iiihig 
das  ürtheil  anheim  stellen/' 

Mit  dieser  Vei-schlechteiung  der  Production  und  der  Pro- 
ducte  wird  aber  nach  der  Berechnung  der  Zunftvertheidiger 
eine  absolute  Vertheuerung  derjenigen  Waaren  Hand  in  Haud 
gehen,  welche  auf  der  Höhe  der  früheren  statutenmässigen 
Solidität  stehen.  Denn  „rechne  man,  wie  man  will,  zweimal 
zwei  wird  niemals  fünf  geben.  —  Sobald  die  Arbeit  (wegen 
der  Concurrenz)  nicht  mehr  nach  ihrem  Werthe  bezahlt  wird, 
muss  sie  schlechter  werden,  weil  dann  weder  die  volle  Zeit, 
noch  die  volle  Auslage  darauf  vei-wendet  werden  kann.  Zu- 
setzen kann  der  Geschäftsmann  eine  Weile;  währt^s  aber  län- 
gere Zeit,  so  muss  er  sich  helfen,  wie  er  kann.  Schlechte 
Waare,  wie  sie  dann  gang  und  gäbe  wird,  findet  der  solide 
Bürger,  der  verständige  Hausvater  gar  bald  um  jeden  Preis 
zu  theuer,  gute  hingegen  muss  dann  extra  bestellt  und  um 
so  theurer  bezahlt  werden,  —  weil  eben  die  Übertriebene 
Concurrenz  darin  den  Wetteifer  gestört  und  die  Zahl  der 
gründlich  Arbeitenden  auf  die  Wenigen  vermindei*t  hat,  welchen 
gerade  eine  besondere  Wohlhabenheit  die  Kraft  und  die  Mittel 
zur  Ausdauer  in  einem  zunftgerechten,  gi*ündlichen  Geschäfts- 
betrieb gab."  —  Diese  Schlussfolgerungen  sind  zwar  weder 
logisch  richtig,  noch  materiell  wahr,  aber  es  ist  doch  zu  ver- 
stehen, was  bewiesen  werden  soll*®). 

Das  ist  die  immer  wiederkehrende  Besorgniss  der  Zünftler, 
dass  die  freie  Concurrenz  nicht  nur  nicht  bessere  Zustände 
schaffen  könne,  sondern  dass  sie  im  Gegentheile  die  technische 
und  ökonomische  Lage  des  Handwerkes  auf  die  niedei-ste  Stufe 
herabdrücken  und  ein  bellum  omnium  contra  omnes  herbei- 
führen würde,  welches  Producenten  und  Konsumenten  in 
gleichem  Masse  be:lauernswerth  machte. 

2.  Das  Eindringen  einer  Unzahl  von  concurrirenden 
Meistern  in  das  Handwerk  muss,  wie  weiter  gefolgert  wird,  die 
ökonomische  Lage  der  Einzelnen  naturgemäss  vei*schlechtern. 
Die  Freizügigkeit  und  Verehelichungsfreiheit,  welche  die  Ge- 
werbefreiheit begleiten,  begünstigen  die  ausserordentliche  Ent- 
stehung und  Anhäufung  eines  besitzlosen  Proletariates  beson- 
ders in  den  grossen  Städten,  wähi-end  zu  gleicher  Zeit  der  Ur- 
pi'oduction  die  eiiorderlichen  Arbeitskräfte  entzogen  werden  '^). 
Der  wohlsituirte  Mittelstand  —  angeblich  einer  der  Haupt* 
erfolge  der  Zünfte  —  verschwindet  in  den  Städten,,  und  zwischen 
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den  Aennsten  und  den  Reichsten  entsteht  jene  gefährliche 
unOberbiückte  Kluft,  aus  deren  Tiefe  die  Gespenster  der  Ver- 
brechen und  der  Revolution  emporzusteigen  pflegen^®). 

8.  Zum  technischen  und  wiithschaftlichen  Veiialle  des 
Handwerkes  gesellt  sich  nothwendig  auch  die  sittliche  Ent- 
artung. Der  Genossenschaftsgeist  verschwindet  und  das  un- 
sittliche Streben  des  Einzelnen  findet  an  dem  sonst  massge- 
benden Urtheile  der  Zunftgenossen  keine  Schranke  mehr. 
Der  Lehrling  und  der  Gehülfe  hört  auf  den  Meister  zu 
respektiren,  denn  jeder  organische  Zusammenhang  zwischen 
ihnen  ist  zerrissen ;  bloss  von  jugendlichem  Uebei-muthe  geleitet 
und  erfüllt  von  dem  Bewusstsein  ihi*er  Freiheit  wandeln  die 
Ei*8ieren  auf  ihrem  eigenen  Pfade  ^^). 

Doch  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Gewerbefreiheit  die 
sittliche  Erziehung  der  lernenden  Gewerbegenossen  vereitelt, 
führt  sie  auch  unmittelbar  zur  Entsittlichung.  Der  Wegfall 
jeder  Aufsicht  über  die  Erzeugungsait  und  Beschaffenheit  der 
Waaren  bringt  von  selbst  die  Verlockung  mit  sich,  das  sich 
selbst  überlassene  Publikum  auf  jede  mögliche  Weise  zu  hinter- 
gehen; der  unredliche  und  gewissenlose  Producent  schädigt 
wieder  den  redlichen  in  der  Weise,  dass  der  Letztere  sich 
entschliessen  muss,  zu  denselben  Mitteln  zu  greifen,  wenn  er 
nicht  zu  Grunde  gehen  will.  Also  auch  hier  das  Chaos,  das 
bellum  omnium  contra  omnes. 

Dies  waren  die  hauptsächlichsten  Gründe,  mit  welchen  die 
Gewerbefreiheit  bekämpft  wurde.  Auf  der  anderen  Seite  ge- 
standen die  Veilheidiger  der  Zunftverfassung  die  vielfachen 
Gebrechen  zu,  welche  diese  selbst  in  den  Augen  Derjenigen 
diski-editiite ,  welche  weder  von  den  „ Deklamationen"*  der 
Franzosen,  noch  von  den  „Doktrinen''  der  Smith'schen  Schule 
sich  hatten  bestechen  lassen.  Es  wurden  auch  Reformen  ver- 
langt und  es  war  zu  Anfang  der  Bewegung  vor  Allen  Seguier, 
der  als  Muster  eines  Reformators  hingestellt  wurde.  Man 
verlangte  die  Abschaffung  des  Nepotismus  in  den  Zünften, 
man  verlangte  eine  Erleichterung  des  Zutrittes  zu  Gewerben, 
man  verlangte  einen  viel  gi'össeren  Einfluss  der  Staatsgewalt 
auf  die  Zünfte  und  Aehnliches  —  besonders  aber  wollte  man 
die  6i*änzen  der  einzelnen  Gewerbegebiete  erweitem  und  so 
die  Quelle  der  bedenklichsten  Reibungen  und  Unzukömmlich- 
keiten unter  den  Gewerken  vei*stopfen.  Freilich  gab  es  unter 
den  Freunden  der  Zunftverfassung  viele,  welche  selbst  die 
Noth  wendigkeit  von  Refoimen  nur  sehr  schwach  anerkannten 
und  welche  überhaupt  durch  ihre  oft  unglaubliche  Beschränkt- 
heit der  Sache,  die  sie  verfochten,  viel  mehr  zum  Schaden 
als  zum  Nutzen  waren  ^^). 

Der  objektivste  Beobachter  dieser  ganzen  Bewegung  kann 
sich  der  Ueberzeagung  nicht  verschliessen,  dass,  wenigstens  in 
<ier  späteren  Zeit,  in  den   vierziger  und  fünfziger  Jahren,  auf 
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Seite  der  Gewerbefreiheit  bei  weitem  mehr  Geist  und  Intelligen? 
—  wenn  vielleicht  auch  weniger  Erfahi-ung  kämpfte,  als  für 
die  Zünfte ,  welche  gar  häufig  nur  vom  Standpunkte  eines  be- 
schränkten Bureaukratismus  oder  engherziger  Standesrücksich- 
ten vertheidigt  worden  sind*^)**). 

Die  Fabriken  (und  später  die  Magazine)  wurden  auf  das  hef- 
tigste bekämpft,  allein  ihre  Verbietung  getrauten  sich  selbst  die 
Entschiedensten  nicht  recht  zu  verlangen  **).  Nur  die  „Pseudo- 
fabriken^'  d.  h.  gi-osse  Unternehmungen,  in  welchen  die  Arbeiten 
mehrerer  gewöhnlicher  Handwerke  vereint  wurden  (Manufac- 
turen),  sollten  ganz  aufhören,  da  sie  ohnehin  ,4hrer  Natur 
nach  keine  Fabriken  sind,  sondem  Handwerkszei-störungsan- 
stalten,  basirend  auf  Wucher  mit  fremdem  Fleiss''.  Das  Aeussei-ste. 
was  man  verlangte,  war  die  Beschränkung  der  Fabriken  auf 
den  Expoit. 

Doch  das,  was  die  Verfechter  der  Unfreiheit  eigentlich  am 
meisten  schädigte  und  ihr  konservatives  Streben  zu  einem  ver- 
lorenen machte,  ist  der  Mangel  jedes  Verständnisses  flir  die 
geänderten  und  sich  immer  schneller  noch  ändeniden  Zeitver- 
hältnisse. Sie  rühmten  sich  oft  mit  historischen  Studien  in 
ihren  Werken  ^^),  allein  das  wesentliche  Merkmal,  welches  die 
Zeit  des  Zunftaufschwunges  von  dem  XIX.  Jahrhunderte  unter- 
schied, erkannten  sie  nicht.  Für  sie  lag  die  Quelle  der  Noth 
des  Handwerks,  welche  besonders  gegen  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts sich  fühlbar  machte,  nur  in  der  Gewerbefi*eiheits 
welche  immer  mehr  und  mehr  an  Boden  gewann,  und  das^ 
einzige  Heilmittel  war  die  Wiederaufiichtung  der  Zünfte. 

Es  war  die  „totale  Aenderung  der  technischen  und  Ver- 
kehi-sverhältnisse  und  die  hieraus  folgende  Revolution  in  der 
ganzen  Production  und  in  der  localen  und  geschäftlichen 
Gruppirung  der  Menschen,''  welche  bewirkte,  dass  die  alten 
Fesseln  der  gewerblichen  Arbeit  immer  diückender  und  be- 
schwerlicher wurden.  Die  Zünfte,  ursprünglich  Selbstverwal- 
tungsköi-per  mit  genossenschaftlichen  und  polizeilichen  Funk- 
tionen in  Bezug  auf  das  gesammte  Gewerbeleben,  umfassteu 
von  Jahr  zu  Jahr  einen  geringeren  Theil  der  Industrie  über- 
haupt Die  Formen  des  Kleinbetriebes,  die  sie  alldn  kannten 
und  zuliessen,  wurden  mit  jedem  Jahre  für  die  wichtigsten 
Geschäftszweige  unerträglicher.  Die  sociale  Eintheüung  in 
Lehrling,  Geselle  und  Meister  fing  an  auf  immer  mehr  Gewerbe- 
treibende nicht  zu  passen,  ebenso  wie  die  alte  technische  Ab- 
grenzung der  Zünfte  jeden  Tag  durch  neue  Erfindungen  und 
Maschinen  mehr  bedroht  wurde.  Das  Alles  musste  nach  und 
nach  auch  ruhige  und  einsichtsvolle  Staatsmänner  überzeugen, 
dass  nicht  bloss  idealistische  und  unpraktische  Motive  auf  der 
gewerbefreiheitlichen  Seite  standen. 

Doch  ich  wollte  noch  vor  diesen  kritischen  Bemerkungen 
die  Waffen  betrachten,  mit  denen  die  Liberalen  in  Angriff  und 
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Abwehr  für  die  Gewerbefreiheit  kämpften.  Ich  kann  mich  da 
noch  viel  kürzer  fassen,  da  ja  Alles,  was  in  den  Lehrbttchei-n  der 
poütitischen  Oekonomie  ^^)  seit  Adam  Smith  als  günstige  Folge 
der  freien  ConcuiTenz  angefühi-t  ei-scheint,  auch  für  die  Ge- 
werbefmheit  geltend  gemacht  worden  ist.  Die  dogmatischen 
Eiferer  für  die  Smith'schen  Ideen,  wie  z.  B.  Victor  Böhmert, 
beklagen  sich  ohnehin  daiHber,  den  Deutschen  immer  wieder 
diese  Gründe  zu  Gemüthe  führen  zu  müssen.  „Es  ist  —  sagt 
der  ebengenannte  Schiiftsteller  —  keine  innerlich  befriedigende 
Aufgabe,  eine  Wahrheit  noch  einmal  breit  zu  treten^  die  schon 
längst  wissenschaftlich  unumstösslich  feststeht,  die  schon  vor 
mehi'  als  50  Jahren  vorgetragen  und  in  der  Zwischenzeit  nur 
mit  anderen  Variationen  durch  Thatsachen  und  Gründe  immer 
von  Neuem  bewiesen  worden  ist"*^.  Am  Ende  des  vorigen 
und  am  Anfange  dieses  Jahrhundetrts  begegnen  wir  eben  so 
gut  radikalen  Freiheitsenthusiasten,  wie  in  den  Jahren  1850 
und  1860.  J.  G.  Hoifmann  ist  1803  von  dem  günstigen  Ein- 
flüsse der  Freiheit  ebenso  überzeugt  me  Victor  Böhmeil 
im  Jahre  1861;  der  Erstere  hat  fi-eilich  seinen  Enthusiasmus 
für  die  Freiheit  im  Laufe  von  40  Jahren  verloren«  und  seine 
„Beftigniss  zum  Gewerbebetriebe''  aus  dem  Jahre  1841  ist 
mehr  eine  Bekämpfung  der  vollen  Gewerbefreiheit,  eine  Ver- 
theidigung  der  reformirten  Zünfte,  freilich  in  dem  gemässigten 
Geiste,  wie  ihn  die  preussische  Gewerbeordnung  von  1845 
atkmet*^. 

Die  mit  der  Zunftverfassung  nothwendig  gegebene  Schei- 
dung der  einzelnen  Gewerbegebiete  und  die  aus  dieser  wieder 
hervorgehenden  Missstände  werden  von  den  Liberalen  beson- 
ders gegen  die  Zünfte  angeführt  Allein  ein  noch  wichtigeres 
Argument  wird  ihnen  von  den  Vertheidigem  der  Zünfte  selbst 
an  die  Hand  gegeben  —  das  ist  der  Widerspruch,  in  den  sich 
die  letzteren  dadurch  setzen,  dass  sie  nothgednmgen  Zunft- 
zwang für  das  Kleingewerbe,  dagegen  aber  Freiheit  für  den 
Grossbetrieb  verlangen.  Das  schon  erwähnte  Züricher  Gut- 
achten (s.  Anm.  35)  ist  am  eingehendsten  auf  diesen  Punkt 
eing^angen  und  hat  dargelegt,  dass  es  eben  die  grösste  Be- 
drückung des  Kleingewerbes  wäre,  ihm  die  Beschränkungen 
aufzuerlegen,  welche  die  Zunftstatuten  enthielten,  während 
Jeder,  der  Geld  genug  zum  Betriebe  in  grösserem  Massstabe 
hätte,  nach  dem  Gesetze  frei  seinen  gefesselten  kleinen  Gon- 
correnten  zu  Grunde  richten  könnte*®!  und  konsequente  Be- 
schränkungen der  Fabrikindustrie  una  des  Handels,  besonders 
des  auswärtigen,  getrauten  sich,  wie  bereits  oben  angedeutet, 
kaum  die  kühnsten  Anhänger  der  Zünfte  zu  verlangen*^). 
Sehr  viel  Nachdruck  wurde  von  Seite  der  gewerbefreiheitlichen 
Agitation  auf  das  Billigerwerden  der  Gewerbeproducte  in  Folge 
der  Aufhebung  der  Zünfte  gelegt.    Wir  haben  schon  erwähnt, 
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in  welcher  Weise  sich  die  Zünftler  gegen  dieses  Ai-gument 
wehrten. 

Alle  die  ökonomischen  und  sittlichen  Nachtheile,  welche 
der  Gewerbefreiheit  zur  Last  gelegt  wurden,  sollten  nach  der 
Ansicht  der  Vertheidiger  derselben  durch  den  klugen  Egoismus 
der  Individuen  allein  hintangehalten  werden;  das  Gewerbe 
sollte  im  Gegentheile  durch  die  freie  ConcuiTenz  zur  grössten 
Kraft  und  Blüthe  gelangen.  Der  fieie  Vertrag  wird  ebenso- 
wohl für  die  gute  technische  und  sittliche  Ausbildung  des 
Lehrlings,  wie  für  entsprechende  Entlohnung  der  Gesellen 
sorgen  und  das  kluge  Publikum  wird  sich  vom  Handwerker 
nie  hintergehen  lassen;  dieser  wird  übrigens  gar  nicht  riskiren. 
durch  derlei  Versuche  seine  Kundschaft  mit  einem  Schlage  zu 
verlieren. 

Den  Bekämpfen!  der\  Gewerbefreiheit  wurde  bei  vielen 
Gelegenheiten  mit  Nachdruck  erwidert,  dass  man  nicht  abso- 
lute „Gewerbewillkür"  sondern  nur  Gewerbefreiheit  verlange, 
und  dass  man  nicht  das  Interesse  des  Ganzen  durch  jedes 
Streben  des  Einzelnen  in  Gefahr  bringen  lassen  wolle.  Wir 
finden  daher  in  den  Schriften  der  Liberalen  —  soweit  sie  sich 
im  Kampfe  um  Principien  auf  derartiges  praktisches  Detail 
einlassen  mancherlei  Beschränkungen,  welche  zur  Wahrung 
des  öffentlichen  Interesses  hinsichtlich  des  Gewerbebetriebe 
dem  Individuum  auferlegt  werden  sollen  ^^).  Die  süret^  publique, 
die  salubrit^  und  commodit6  —  um  die  Ausdrücke  des  fran- 
zösischen Gesetzes  zu  gebrauchen  —  wai'en  hiefür  die  mass- 
gebenden Gesichtspunkte.  Ueber  die  Art,  wie  diese  Beschrän* 
kungen  zu  Gunsten  der  Gesammtheit  in  der  Praxis  durchgef&hrt 
werden  sollten,  waren  die  Ansichten  gespalten,  —  die  Einen  ver- 
langten eine  ganz  unbestimmte  Fassung  des  Gesetzes,  welche 
die  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  der  erkennenden  Behörde 
anheimstellte,  die  Anderen  befürworteten  die  Erlassung  einer 
rechtsverbindlichen  Norm,  welche  die  von  der  allgemeinen 
Regel  der  Freiheit  ausgenommenen  Fälle  im  Einzelnen  auf- 
zählen sollte,  um  so  nach  dem  Beispiele  der  französischen  Ge- 
setzgebung den  Behörden  nach  Möglichkeit  die  Gelegenheit 
zu  willkürlichen  und  von  einander  abweichenden  Entscheidungen 
zu  nehmen^*). 

Kehren  wir  aber  zur  historischen  Entwicklung  der  gesetz- 
lichen Regelung  zurück,  welche  die  gewerblichen  Verhältnisse 
in  Deutschland  erfahren  haben. 

Wie  schon  erwähnt,  hatten  die  Reformbestrebungen  Turgot's 
einen  gewaltigen  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  ausgeübt. 
Die  Revolution  mit  ihren  Folgen  griff  bald  in  die  praktischen 
Verhältnisse  Deutschlands  ein.  In  den  eroberten  deutschen 
Gebieten  führten  die  Franzosen  sofort  die  Gewerbefreiheit. 
Freizügigkeit,  Freitheilbarkeit  des  Grundbesitzes  u.  A.  ein,  — 
so  insbesondere  1791  in  Rheinbayera,  dann  1797,  1808,  1809 
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und  1810  auf  dem  ganzen  linken  Rheinufer,  im  Eönigi*eiche 
Westphalen,  im  Grossherzogthume  Berg  und  in  einem  bedeu- 
tenden Theile  von  Norddeutschland. 

Nach  der  grossen  Demüthigung  Preassens,  deren  Resultat 
der  Friede  von  Tilsit  (1807)  war,  entschloss  sich  die  Regierung, 
das  schon  durch  vorhergehende  Massregeln  gemilderte  System 
des  gewerblichen  Zwanges  ganz  aufzugeben  und  die  Gewerbe- 
freiheit einzuführen,  während  gleichzeitig  der  Ackerbau  durch 
<lie  Grundentlastung  befreit  wurde.  Das  Edikt  vom  2.  Novbr. 
1810  bestimmte  ganz  nach  dem  Muster  des  französischen  Ge- 
setzes vom  März  1791,  dass  von  nun  an  der  Betrieb  eines 
Gewerbes  im  ganzen  Lande  einzig  und  allein  von  der  Lösung 
des  Gewerbesteuerscheines  abhängig  sei ;  nur  fQr  34  ausdiücklich 
genannte  Gewerbe,  „bei  deren  ungeschicktem  Betriebe  gemeine 
Gefahr  obwaltet  ( Apotheker,  Maurer,  Zimmerleute),  oder  welche 
eine  öffentliche  Beglaubigung  oder  Unbescholtenheit  erfordem 
(Mäkler ,  Oekonomie  -  Kommissarien ,  Güterbestätiger ,  Feld- 
messer etc.)",  ist  der  Nachweis  der  Befähigung  zum  Geschäfte 
erforderlich.  •Freilich  bestand  Preussen  damals  nur  aus  den  Pro- 
vinzen Preussen,  Pommern,  Brandenburg  und  Schlesien  und  nach 
dor  Ei'werbung  von  Sachsen,  Posen,  Rheinland  und  Westphalen 
durch  den  Frieden  von  1815  wurden  in  diesen  Provinzen  die 
bestehenden  gesetzlichen  Zustände  unverändert  gelassen,  also 
am  Rheine  die  fi-anzösische  Gesetzgebung,  in  Sachsen  das  alte 
Ziinftwesen. 

Von  1835  an  begannen  dann  die  Verhandlungen  über  die 
Herbeiführung  einer  einheitlichen  preussischen  Gewerbegesetz- 
gebung und  lange  berieth  die  hiefür  bestellte  Immediat-Kom- 
mission,  an  deren  Spitze  J.  G.  Hoffmann  stand.  Am  17.  Januar 
1845  erschien  endlich  eine  für  ganz  Preussen  geltende  Gewerbe- 
Ordnung,  allein  nicht  ohne  wesentliche  Aenderungen  an  dem 
Edikte  yom  2.  November  1810  zu  machen.  Die  noch  be- 
stehenden oder  neu  sich  bildenden  Innungen  werden  anerkannt, 
jedoch  kein  direkter  Beitrittszwang  verfügt.  Allein  die  Be- 
stimmung, dass  bei  42  Gewerben  —  und  darunter  sind  die 
bedeutendsten  und  zahlreichsten  —  nur  deijenige  Meister,  der 
seine  Befähigung  nachgewiesen  hat  und  einer  Innung  angehöit, 
Lehrlinge  annehmen  und  unterrichten  darf,  gleicht  in  der  That 
einem  indirekten  Beitrittszwange. 

Die  Verordnung  vom  9.  Februar  1849,  eine  Emingenschaft 
der  grossen  Handwerkerbewegung,  auf  die  wir  sofort  zurück- 
kommen werden,  nähert  sich  noch  mehr  den  Verhältnissen  des 
XVIU.  Jahrhunderts.  Sie  erschwert  die  Erlangung  der  Be- 
fagnisfi  zum  Gewerbebetriebe  bei  dem  gi'össten  Theile  der  Ge- 
werbe, deren  Zahl  durch  Verordnung  der  Regierung  noch  ver- 
grössert  werden  darf;  sie  macht  bei  ihnen  den  Gewerbebetrieb 
von  dem  Beitritte  zur  Innung  und  von  einer  gut  abgelegten 
Prüfung  abhängig;  sie  „beschränkt  die  Fabrikanten  im  Halten 
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und  in  der  Beschäftigung  von  Handwerksgesellen  und  die  In- 
haber von  Magazinen  im  Detailverkaufe  von  Handwerkswaaren* 
u.  s.  f.  Uebrigens  muss  bemerkt  werden,  dass  diese  durchaus 
zttnftlerische  Verordnung  nur  sehr  wenig  strenge  duixhgefohrt 
wurde. 

Wie  Bayern  1804  und  dann  1825  Foilschritte  im  Sinne 
der  Gewerbefreiheit  machte,  wird  in  der  Folge  näher  darge- 
stellt werden.  Auch  die  Gewerbe-Ordnungen  Württembergs 
von  1828  und  1836  sollten  Stufen  zur  Gewerbefi*eiheit  sein; 
dasselbe  gilt  von  dem  Gesetze  von  1831  für  Baden. 

In  den  übrigen  Staaten  Deutschlands  herrschte  bis  in  die 
sechziger  Jahre  die  Zunftverfassung,  wenn  auch  hie  und  da 
an  ihr  gerüttelt  wurde  (wie  z.  B.  in  Hannover  durch  das  kurz- 
lebige Gesetz  von  1847);  vor  Allem  aber  waren  die  vier  freien 
Städte  eine  feste  Burg  der  Zünfte. 

Diesen  allmählichen  Foilschritten  der  Gewerbefreiheit,  die 
selbst  in  Preussen.  nur  mit  Bezug  auf  die  Gesetze  von  1810 
radikal  genannt  werden  können,  war  im  Laufe  der  Zeit  im 
Handwerkeretande  der  erbittertste  Gegner  entstanden.  Die 
Leiden  des  Kleingewerbes  *^),  welche  besondei-s  seit  1840  zu 
Tage  traten  und  durch  das  Hungerjahr  von  1847  auf  das 
Aeusserste  gestiegen  waren,  sahen  die  Gewerbetreibenden  als 
eine  Folge  der  Hintansetzung  der  schützenden  Zunfrverfassong 
an.  Aus  diesem  Zusammenhange,  in  welchen  die  Handwerker 
ihr  eigenes  Elend  und  die  Gewerbefreiheit  brachten,  entstand 
nun  die  unversöhnliche  Feindschaft  gegen  die  letztere.  In 
der  eiTegten  Zeit  der  Jahre  1848  49  blieben  die  Aeusserungen 
dieser  Stimmung  der  Handwerker  nicht  auf  polemische  Schriften 
und  Zeitungsartikel  beschränkt. 

Das  Signal  zu  der  neben  der  politischen  ganz  selbstständig 
laufenden  wirthschaftlichen  Bewegung*^*)  gab  das  „offene  Send- 
schreiben'* von  22  Leipziger  Innungen  vom  22.  April  1848, 
welche  nun,  „beim  Anbruche  des  Völkerfrühlings*'  protestiren 
„gegen  das  Wesen,  wie  es  sich  jetzt  in  Frankreich  breit  macht, 
den  letzten  Rest  von  Tüchtigkeit  und  Wohlstand  untergräbt 
und  gleichsam  mit  fliegenden  Fahnen  und  klingendem  Spiel 
über  Pi-eussen  seinen  Einzug  in  Deutschland  zu  halten  droht*', 
gegen  die  „Gleichmacherei*',  gegen  „den  Modeartikel  der 
Emancipation  der  Juden**  und  gegen  vieles  Andere. 

Eine  Unzahl  von  Sendschreiben,  Flugschriften,  Bix>8chüren 
und  Petitionen  an  die  Nationalversammlung  folgte  nach*  Nach 
dem  Hamburger  Yorkongresse  (2.  bis  6.  Juni)  versammelte 
sich  am  15.  Juli  der  Handwerkerkongress  in  Frankfurt  a.  M.» 
gleichsam  als  erstes  in  der  Reihe  der  geplanten  Handwerks- 
parlamente. Das  Resultat  der  Verhandlungen  desselben  ist 
der  Entwurf  einer  Gewerbe-Ordnung  für  Deutschland,  dessen 
Vorwort  den  bekannten  „feierlichen,  von  Millionen  Unglück- 
licher besiegelten  Pi-otest  gegen  die  Gewerbefreiheit**  enthält. 
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Allein  das,  was  die  Meister  verlangten,  entsprach  in  der  That 
sehr  wenig  der  angeblich  eben  geathmeten  „Freiheitsluft  des 
Völkerfrühlings"  und  sollte  direkt  zu  der  von  ihnen  so  verab- 
scheuten „Gleichmacherei'^  führen,  freilich,  wie  Schäffle  sagt, 
zur  „Gleichmacherei  in  der  mechanischen  Potenz  der  Knecht- 
schaft, der  gleichen  Einspenomg  Aller  in  den  Zunftkäfig".  Sie 
kehrten  sich  mit  ihren  Fordei-ungen  vor  allem  gegen  den  immer 
mächtigeren  Grossbetrieb :  alle  Hand  Werksarbeiten  der  Fabriken 
sollten  an  die  zünftigen  Meister  des  Ortes  kommen  und  Jeder 
soll  nur  ein  Gewerbe  betreiben  und  nicht  mehr  als  zwei  Lehr- 
linge halten.  Gemeinde-,  Staats-  und  Actien- Werkstätten 
werden  verboten  und  die  öffentlichen  Arbeiten  sollen  von  nun 
an  nicht  mehr  an  den  Mindestbietenden  zugeschlagen,  sondein 
durch  den  Gewerberath  an  die  Meister  der  Zunft  vei*theilt 
werden.  Ferner  sei  für  die  Fabriken  und  für  den  Handel  mit 
Fabrikaten  eine  Geschäftsgrilnze  zu  setzen,  denn  ,.es  handelt 
sich  hier  —  wie  motiviit  wurde  —  dai-um,  den  vielfach  zer- 
rissenen Faden  des  Handwerkerstandes  wieder  anzuknüpfen,  da 
auch  in  Deutschland  der  Proletarier  gezwungen  werde,  das 
Gesetz  mit  Füssen  zu  treten,  wenn  das  Unwesen  des  Handels 
so  fort  gehe".  Das  Radikalste  war  die  gefordeite  Besteuerung 
der  Fabrikate  zu  Gunsten  des  Handwerkei-standes,  „damit  der 
Nationalwohlstand  wieder  nach  allen  Seitep  hinfliesse". 

Ausserdem  wollte  man  die  Association  mit  „Nichtinnungs- 
genossen"  verboten  haben,  man  wollte  den  Hausierhandel  aus- 
rotten, man  wollte  eventuell  die  Zahl  der  Meister  an  einem 
Orte  fijüren  und  beschränken  und  nur  den  Zunfimeistem.den 
Kleinhandel  mit  Handwerkswaaren  gestatten  u.  s.  f.  Schliess- 
lich sollten  der  Regel  nach  ausschliesslich  die  Städte  zum  Ge- 
werbebetriebe befugt  sein.  —  Die  Organisation  des  Gewerbes 
sollte  aber  in  den  Zünften  nicht  ihren  Abschluss  finden;  über 
denselben  sollten  die  Gewerberäthe  (mit  dem  Gewerbegerichte) 
stehen  und  als  letzte  Instanz  dieser  autonomen  Körper  wurde 
eine  Gewerbekammer  neben  dem  poUtischen  Parlamente  ver- 
langt, welcher  ein  eigenes  gewerbliches  (sociales)  Ministerium 
verantwortlich  sein  sollte. 

Das  waren  in  der  Hauptsache  die  Forderungen  der  Hand- 
^verker  im  Jahre  1848,  welche  ihren  Ausdruck  nicht  nur  im 
.»Parlamente"  derselben  zu  Frankfurt,  sondern  auch  in  der  die 
^^anze  Bewegung  begleitenden  Literatur,  bis  auf  die  Petitionen 
herab  gefunden  haben. 

Allein  schon  von  Seite  der  Gewerbetreibenden  selbst  erhob 
<ich  ein  Widerspruch  gegen  dieses  Vorgehen  der  Frankfurter 
\  ersammlung.  Ganz  abgesehen  von  dei*  besonders  von  der 
Rheinpfalz  und  Rheinhessen  aus  nachdiücklich  betriebenen  Agi- 
tation für  die  Beibehaltung  bezw.  Einführung  der  Gewerbefrei- 
heit —  traten  sowohl  die  Gesellen  als  auch  zum  Theile  die  länd- 
lichen Handwerksmeister  gegen  die  engherzigen  Kongressisten  auf, 
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welche  für  das  ganze  Handwerk  eintreten  wollten.  Die  Ge- 
sellen beriethen  ihre  Angelegenheiten  in  einer  separaten  Ver- 
samfnlung.  Ausserdem  aber  tagten  noch  Specialkongi-esse  der 
einzelnen  Gewerbe.  Am  meisten  Aufsehen  erregte  der  Schnei- 
derkongress  mit  seinen  überspannten  Forderungen,  welche  ö'w 
ganze  Sache  zu  einem  lächerlichen  Zerrbilde  machten ;  mit  der 
Motivirung,  dass  „die  Waare  des  Schneiders  ebensogut  als 
die  des  Apothekers  zu  den  unentbehrlichen  gehöre'*,  wurden 
alle  möglichen  Bevorzugungen  für  das  Schneiderhandwerk  be- 
ansprucht. 

In  ihrer  44.  Sitzung  beauftragte  die  deutsche  Nationalver- 
sammlung, der  über  500  Petitionen,  betreffend  die  gesetzliche 
Regelung  der  gewerblichen  Angelegenheiten  vorlagen,  einen 
Ausschuss  mit  der  Verfassung  eines  Entwurfes  zu  einer  deutschen 
Gewerbe-Ordnung.  Der  Ausschuss  legte  im  Jahre  1849  den 
Entwurf  —  oder  mit  Rücksicht  auf  die  Minoritätsvota  besser 
gesagt  —  drei  Entwürfe  vor.  Das  eine  Minoritätsvotum,  von 
M.  Mohl,  Schirmeister  und  Merk  fusst  auf  der  Gewerbefreiheit: 
das  andere,  wenn  auch  nicht  ganz  den  Wünschen  des  Hand- 
werkerkongi'esses  folgend,  steht  auf  dem  Boden  des  Zunft- 
zwanges ;  der  Entwurf  selbst  befindet  sich  in  der  Mitte  zwischen 
beiden  und  ich  glaube  ihn  am  besten  dadurch  zu  charakteri- 
siren,  dass  ich  den  Wortlaut  seiner  Fundamentalbestimmung 
wiedergebe : 

„§  3.  Der  selbststäudige  Betrieb  eines  Gewerbes  darf  in 
keinem  deutschen  Staate  an  schwerere  Bedingungen  geknüpft 
werden,  als  dass  der  Nachsuchende:  1)  das  25.  Lebensjahr 
überschritten  und  2)  seine  Befähigung  zum  Betriebe  des  Ge- 
werbes nachgewiesen  hat." 

Der  Ausschuss  hebt  in  seinem  Berichte  besonders  den 
engen  Zusammenhang,  in  welchem  die  Neugestaltung  der  na- 
tionalen und  politischen  Verhältnisse  Deutschlands  mit  der  der 
ökonomischen  stehe;  es  heisst  in  demselben:  „Mag  diese  lieber- 
sieht  der  Gewerbegesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  (welche 
im  Berichte  eben  vorangeht)  auch  nicht  ganz  vollständig  sein, 
so  ergibt  sich  doch  zureichend  die  grosse  Verschiedenheit  des 
gewerblichen  Zustandes  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern; 
während  die  Länder,  in  denen  Gewerbefreiheit  besteht.  Jedem, 
der  darin  sein  Gewerbe  ausüben  will,  offenstehen,  findet  keine 
Gegenseitigkeit  statt,  sondern  der  geschickteste  Meister,  der 
sich  in  ein  Land,  in  dem  Zünfte,  Realrechte  und  dgl.  bestehen, 
begeben  will,  darf  dort  sein  Gewerbe  nicht  ausüben;  der 
preussische  Maurermeister  darf  in  Anhalt  kein  Gebäude  auf- 
führen! Wie  sehr  auch  die  nationalen  Interessen  einigen,  die 
materiellen  Interessen  scheiden  wieder  und  die  einzelnen 
deutschen  Länder  würden  mehr  und  mehr  entfremdet,  ginge 
die  Particulargesetzgebung  in  so  wesentlichen,  die  Gegenseitig- 
keit bedingenden  Verhältnissen  auf  ihrem  abgesonderten  Wege 
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weiter.  Eine  deutsche  Gewerbe- Ordnung  muss  also  baldigst 
erlassen  werden." 

Die  Entwürfe,  die  Petitionen  und  Verhandlungsprotokolle 
wurden  schliesslich  der  provisorischen  Centralgewalt  „zur  Be- 
nutzung bei  der  künftigen  Reichsgesetzgebung  überwiesen''  — 
allein  eine  solche  kam  (in  dem  Sinne  der  Nationalversamm- 
lung) nie  zu  Stande. 

Trotzdem  verlief  die  gi'osse  Handwerkerbewegung  von 
1S48'40  nicht  spurlos.  Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen, 
(lass  Preussen  derselben  durch  die  Verordnung  vom  9.  Febr. 
1849  nachgegeben  hat;  auch  in  Hannover  geschah  Aehnliches 
durch  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1848.  In  Bayern  wurde  1853 
eine  neue  Vollzugsinstruction  zum  Grundgesetze  über  Gewerbe 
erlassen,  welche  den  Zutritt  zum  Gewerbe  erschwerte;  hier  sei 
nebenbei  der  Bemerkung  Raum  gegeben,  dass  in  Bayern 
diesseits  des  Rheins  der  Widei-stand  gegen  eine  allgemeine 
deutsche  Gewerbe- Ordnung  am  grössten  war**). 

Neben  diesen  directen  Folgen  der  Zunftbewegung  von 
1848  kamen  aber  auch  die  indirecten:  der  Umschwung  der 
öft'entlichen  Meinung,  der  lebendigere  Kampf  für  Gewerbefrei- 
heit, der  in  den  fünfziger  Jahren  immer  energischer  geführt 
wurde.  Sehr  Vieles  leistete  der  volkswirthschaftliche  Kongress, 
der  1858  zu  Gotha  seine  erste  Vei-sammlung  hielt;  an  seiner 
Spitze  standen  Max  Wirth,  Prince  Smith,  Faucher,  Carl 
Bmun,  Victor  Böhmert  u.  A. ;  Faucher's  „Vierteljahrschrift", 
Wirths  „Arbeitgeber"  und  andere  Zeitschriften  förderten  die 
Tendenzen  des  volkswirthschaftlichen  Kongresses. 

Den  Kern  dieser  schlagfertigen  liberalen  Nationalökonomen 
bildeten  Journalisten  und  Advocaten;  der  Hintergrund,  auf 
dem  sie  sich  erhoben,  war  der  unbefriedigte  Liberalismus,  dem 
alle  Regierungen,  alle  Beamten  und  alle  Beamtenthätigkeit 
verdächtig  waren.  Mit  optimistischen  unbegränzten  Hoffnungen 
auf  die  Segnungen  der  individuellen  Freiheit  beugten  sie  sich 
bald  der  geistigen  Leitung  des  scharfsinnigen,  konsequenten 
Prince  Smith,  der  die  Lehren  der  englischen  Manchesterschule 
mit  dem  dogmatischen  Feuereifer  der  Ueberzeugung  zu  einem 
System  scheinbar  unumstösslicher  wirthschaftlicher  Logik  aus- 
irebildet  hatte. 

Li  immer  neuen  Wendungen  berieth  der  Kongress  über 
( lewerbefreiheit  und  Freizügigkeit,  über  Concessionswesen  und 
Beibehaltung  der  Innungen,  über  Innungen  mit  und  ohne 
Zwangsbeiträge,  über  die  Gewerbefreiheit  für  Aerzte,  Apotheker 
und  Advocaten  (1861),  über  das  Verehelichungsrecht  (1863), 
über  die  Aufhebung  der  Wuchergesetze  (1859),  über  die  Be- 
kiimpfdng  des  Eisenbahnmonopols;  er  beschloss,  dass  die 
Kanäle  wie  alle  Transportunternehmungen  der  Privatindustrie 
anzugehören  hätten  (1861),  er  trat  für  Bankfreiheit,  für  freie 
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Concurrenz  der  Versichemngsanstalten  und  gegen  jedes  Patent- 
gesetz auf  (1868). 

Böhmert  schrieb  seine  populären  vielgelesenen  Briefe 
zweier  Handwerker  (1854)  und  seine  Beiträge  zur  Reform  der 
Gewerbegesetze  (Freiheit  der  Arbeit!  1858).  Braun,  Pickford 
und  Andere  traten  in  gleichem  Sinne  schriftstellerisch  auf. 
Schäffle  erklärte  sich  jetzt  ebenfalls  fUr  Gewerbefreiheit  ^^). 
Steinbeis,  Bening,  Beeg,  sowie  andere  hervorragende  Beamte 
und  Praktiker  sprachen  sich,  wenn  auch  entfernt  nicht  so  un- 
bedingt wie  die  Doctrinäre  des  volkswirthschaftlichen  Kon- 
gresses, für  die  liberalen  Gioindsätze  aus.  Der  Umschwung 
der  öffentlichen  Meinung  war  gegen  1860  vollendet.  Und 
wenn  manche  von  den  den  Kammeiii  nun  vorgelegten  Gesetzen 
noch  vorsichtig  da  und  dort  eine  Beschränkung  beibehalten 
wollten,  so  erschien  dies  den  liberalen  Eammermajoritäten  zu- 
meist nur  als  Folge  kleinlichen  Beamtengeistes.  Die  WeUe 
der  geistigen  Bewegung  war  auf  ihrer  Höhe  angekommen  und 
riss  alles  Widei-strebende  mit  sich  fort.  Km*  das  zuerst  zu 
nennende  Gesetz  gibt  sich  nicht  ganz  dem  heiTschenden  Strome 
hin,  die  übrigen  sind  mehr  oder  weniger  von  dem  unbedingten 
Glauben  an  die  individuelle  Freiheit  im  gewerblichen  Leben 
erfüllt. 

Mit  der  Einfühlung  der  Gewerbefreiheit  in  Oesterreich 
durch  das  Gesetz  vom  20.  December  1859  (giltig  vom  1.  Mai 
1860)  wurde  die  Reihe  der  freiheitlichen  Reformen  eröffnet*^): 
1860  folgte  Nassau,  1862  das  Königieich  Sachsen,  Württemberg, 
Baden  u.  a ,  1868  Bayern.  Der  norddeutsche  Bund  erhielt  am 
2.  Juni  1868  vorläufig  ein  Noth-Gewerbe-Gesetz  (nur  6  Para- 
graphen), welches  am  21.  Juni  1869  durch  eine  Gewerbe- 
Ordnung  ersetzt  wurde,  die  vollständig  auf  dem  Boden  der 
Gewerbefreiheit  steht.  Diese  Gewerbe  -  Ordnung  gilt  seit  1. 
Januar  1872  als  Reichsgewerbe-Ordnung  für  das  ganze  deutsche 
Reich,  ausgenommen  Bayern,  wo  sie  erst  mit  dem  Jahre  1873 
in  Wirksamkeit  trat. 

Der  soeben  beendeten  historischen  Skizze  sei  nur  noch 
ein  kurzes  Schlusswoit  hinzugefügt. 

Die  Aufgabe,  welche  ich  zu  lösen  versucht  habe,  bestand 
darin,  die  historische  Entwickelung  der  gewerblichen  Verhält- 
nisse und  der  gesetzlichen  Regelung  derselben  bis  zur  Zeit  der 
allgemeinen  Einführung  der  Gewerbefreiheit  in  Deutschland 
wenigstens  nach  ihren  wichtigsten  Momenten  darzustellen.  Ich 
habe  absichtlich,  um  die  Klarheit  und  Einfachheit  der  Schilde- 
rung zu  wahren,  immer  nur  von  Zunftzwang  und  von  Gewerbe- 
freiheit gesprochen,  ohne  ein  Wort  von  einem  dritten  Systeme, 
dem  der  gewerblichen  Concessionen,  zu  verlieren.  Wir  werden 
hievon  im  Folgenden  näher  zu  handeln  haben :  Bayern  ist  der 
bedeutendste  Staat,  in  welchen  das  reine  Koncesssionssysteni 
Eingang  gefunden  hatte. 
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Ich  war  bemQbt  darzustellen,  in  welcher*  Weise  das  Zunft- 
wesen nach  einer  Periode  gerechtfertigter  und  segensreicher 
Existenz  zum  gi*5ssten  Hindemisse  des  technischen  Fortschrittes 
und  des  wirthschaftlichen  Wohlstandes  geworden  ist.  So  kam 
es,  wie  nachgewiesen  wurde,  dass  allenthalben  der  Ruf  nach  voll- 
ständiger Abschaffung  aller  Fesseln  der  menschlichen  Arbeit 
erscholl  und  dass  die  allmählich  erfolgte  EinfElhiiing  der  Gewerbe- 
freiheit zu  einer  Nothwendigkeit  und  zu  einer  Wohlthat  für 
die  Gesellschaft  geworden  ist.  Es  ist  nun  die  Frage,  ob  diese 
der  Gewerbefreiheit  soeben  beigelegte  Eigenschaft  eine  dauernde 
und  unveränderliche,  ein  Charakter  indelebilis  sei,  oder  ob  die 
Gewerbefreiheit  nur  ein  verhältnissmässig  kurzer  üebei-gangs- 
zustand  ist,  welcher  bloss  zwischen  der  Zei'störung  überlebter 
und  zwischen  der  Begi-ündung  zeitgemässer  neuer  Organisations- 
foimen  zu  vermitteln  hat«»®)? 

Gewiss  kann  bei  höherer  Kultur  der  Einsicht  und  dem 
Gewissen  des  Einzelnen  Vieles  überlassen  bleiben,  wofa#bei 
niedriger  Kultur  Gesetze  sorgen;  gewiss  sind  die  Foimen  der 
Zunft  Oberlebte,  gewiss  kann  der  mächtigen  Triebfeder  des 
Egoismus  und  der  Concurrenz  heute  ein  grösserer  Spielraum 
gewährt  werden:  aber  das  hat  sich  rasch  gezeigt,  dass  die 
Hoffnung  der  literarischen  Heissspoiiie  im  Kampfe  für  Gewerbe- 
freiheit, es  sei  nun  in  der  Hauptsache  alles  Gewerberecht  über- 
flüssig und  nirgends  hätten  mehr  Gesetze,  staatliche  und  ge- 
werblich-autonome Verwaltungsorgane  in  das  freie  Spiel  der 
egoistischen  individuellen  Kräfte  einzugreifen,  zu  Nichte  ge- 
worden ist  Massvolle  Vertheidiger  der  deutschen  Gewerbe- 
ordnung von  1869  haben  diese  nie  andei*s  angesehen,  als  einen 
ersten,  mehr  negativen  Schritt,  um  Einheit  des  Gewerbei-echts 
in  Deutschland  und  die  Möglichkeit  kOnfliger  Reformen  zu 
schaffen. 

Nicht  umsonst  haben  die  Vertheidiger  des  Zunftwesens 
immer  wieder  auf  die  Lücken  hingewiesen,  welche  durch  Auf- 
hebung aller  Organisation  entstehen  werden ;  doch  es  waren  nicht 
nur  die  Vertheidiger  allein,  welche  dies  thaten.  Je  mehr  sich 
der  Kampf  zum  Siege  der  Freiheit  näherte,  desto  häufiger  beton- 
ten selbst  die  Feinde  der  Zünfte,  dass  neue  Arten  der  Beschrän- 
kung der  absoluten  Freiheit  des  Individuums  kommen  und  neue 
Arten  von  Korporationen  an  Stelle  der  ungenügenden,  unbedingt 
aufzuhebenden  alten  treten  müssten.  So  sagt  der  Veifasser 
der  1856  erschienenen  Schrift  „Die  Gewerbefreiheit  in  Oester- 
reich"  ^'):  „Seit  einem  halben  Jahrhunderte  klang  es  bestechend 
genug,  die  Freiheit  des  Gi-undes  und  Bodens,  der  Gewerbe, 
des  Handels,  des  Verkehres  und  ein  Heer  anderer  Freiheiten 
als  abstracte  Formeln  hinzustellen  und  mit  allem  Aufwände 
der  Phrase  als  die  Völker  beglückenden  Elemente  zu  vertheidigen ; 
die  Experimente,  welche  man  mit  diesen  abstracten  Freiheiten 
gemacht  hat,  sind  den  Völkern  und  Staaten  theuer  genug  zu 

3» 


36  U.  1. 

stehen  gekommen.  Diese  Freiheiten  —  und  darin  lag  ihr  be- 
zeichnender Charakter  —  waren  reine  Negationen  des  Bestehen- 
den ;  man  hatte  das  letztere  beseitigt  und  dafür  nichts  PositiTes, 
in  der  Regel  aber  eine  Schrankenlosigkeit  geboten,  die  erst 
nach  und  nach  und  nicht  ohne  Schwierigkeit  in  eine  bestimmte^ 
mitunter  laxe  Ordnung  zurückgeführt  und  durch  Palliative  aus- 
geglichen werden  musste;  dadurch  hatte  man  ebenso  weni;; 
eine  gesunde,  lebensfrische  organische  Entwickelung ,  als  eine 
gedeihliche  Konsolidirung  der  Zustände  erlangt.  Es  gibt  aber 
keine  Freiheit  ohne  Ordnung,  es  gibt  keine  freien  Zustände 
auf  die  Dauer  ohne  feste  Organisation."  —  „Der  gemeinsame 
Grund  —  sagt  ein  anderer  Schriftsteller  in  demselben  Jahre  **)  — 
worin  jegliche  genossenschaftliche  Verbindung  ihre  Wurzel  hat 
ist  das  Bewusstsein  des  Individuums  von  der  Unzulänglichkeit 
seiner  Kraft  für  seine  unendliche  Bestimmung.  Dieses  Miss^- 
verhältniss  löst  sich  nur  durch  Verbindung  mit  Andern  zum 
Behffe  gemeinschaftlicher  Vertheidigung  gleicher  oder  ähnlicher 
Zwecke.  Aus  diesem  Gnmdverhältnisse  quillt  die  Vei'gesell- 
schaftung  örtlicher  Einzelinteressen  in  der  Gemeinde,  der 
religiösen  in  der  Kirche,  der  nationalen  im  Staate,  der  gewerb- 
lichen in  einer  genossenschaftlichen  Ordnung  des  Gewerbe- 
lebens" —  und  er  will  konsequent  neuerbaute  Zünfte  an  Stelle 
der  abgebrochenen  setzen.  In  einem  anonymen  Werke  von 
1859  heisst  es  endlich  noch:  „Die  alte  Zunftverfassung  ist  für 
die  gegenwärtige  Gewerbsgesellschaft  ein  Metallkleid,  in  dem 
sie  sich  nicht  bewegen,  urasoweniger  entfalten  kann.  Andere 
Zeiten  andere  Formen.  Wir  brauchen  in  und  durch  die  Ge- 
werbefreiheit entstandene  Gewerbsnonnen  und  Formen*'  **>). 

Aber  die  besten  Darstellungen  dessen,  was  die  Gewerbe- 
freiheit nicht  zu  leisten  vermag,  stammen  aus  der  Zeit,  wo 
man  in  Deutschland  schon  aus  allseitiger  Eifahning  sprechen 
konnte,  und  nicht  allein  auf  Grund  besorgnissvoller  Erwägungen, 
welche  gar  leicht  Verdacht  hinsichtlich  der  zunftfeindlichen 
Gesinnungstüchtigkeit  zu  erwecken  pflegten.  An  erster  Stelle 
steht  ohne  Zweifel  Dannenbeigs  „Das  deutsche  Handwerk  und 
die  sociale  Frage"  (1872).  Die  grössten  Bedenken  erregt  die 
Lehrlingsfrage,  von  deren  entsprechenden  Regelung  in  der 
That  auch  die  Zukunft  des  Handwerkes  abhängt.  Die  Voraus- 
sicht der  Missstände,  welche  kommen  werden,  hat  schon  1847 
den  durch  Wissen  und  Erfahrung  hervorragenden  Anonymus 
A.  W.  trotz  seines  Liberalismus  und  trotz  seiner  Abneigung 
gegen  das  Concessionswesen  bewogen,  eine  Reihe  von  Prüfungen 
für  diejenigen  vorzuschlagen,  welche  zum  selbstständigen  Be- 
triebe eines  Gewerbes  gelangen  wollen  *^^.  Freilich  erheischt 
die  Ablegung  einer  Prüfung  für  dieses  oder  jenes  Gewerbe 
nothwendig  wieder  eine  Scheidung  der  Gewerbegebiete,  wo- 
durch  man  sich  leicht  wieder  jenen  Zuständen  nähern  könnte, 
die  in  dem  Zunftwesen  so  schonungslos  bekämpft  worden  waren. 
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Ein  anderer  wunder  Punkt  ist  das  Hilfskassenwesen.  Auch 
hier  hat  ehedem  die  Zunft  Tüchtiges  geleistet;  jetzt,  wo  der 
freie  Vertrag  allein  entscheidet,  findet  der  Mittelschlag  der 
Arbeiter  und  Gesellen  selten  Motive,  die  stark  genug  sind,  ihn 
2ur  i^gelroässigen  Zahlung  von  Beiträgen  zu  bewegen  ^^). 

Gewerbliche  Streitigkeiten  hatten  ehedem  in  der  Zunft 
ein  Forum,  wo  mit  der  unumgänglich  nothwendigen  Schnellig- 
keit und  Sachkenntniss  entschieden  und  exequirt  wurde.  Das 
langathmige  Processiren,  das  nach  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit in  jedem  Falle  eintreten  musste,  ist  von  der  Rechts- 
verweigerung oft  nicht  weit  entfenit 

Aehnliche  Beschwerdepunkte  gibt  es  noch  einige.  Die 
Regelung  der  Arbeitszeit,  der  Frauen-  und  Kinderarbeit,  das 
liegitiroationswesen  (Passzwang,  Livret),  die  Frage  der  Arbeiter- 
vereine, der  Handels-  und  Gewerbekammern,  das  gewerbliche 
Schulwesen,  das  Patentwesen,  der  Muster-  und  Markenschutz, 
die  Massregeln  ge^en  Verfälschung  von  Waaren  mögen  als 
Beispiele  noch  anpefühii;  sein^'). 

Schon  seit  1871  datiit  die  Petitionsbewegung  in  Deutsch- 
land, welche  Abänderung  der  Gewerbe-Ordnung  nach  den  so- 
eben angedeuteten  Richtungen  anstrebt.  1878/74  begann  der 
Reichstag  die  praktische  Durchführbarkeit  des  Begehrten  zu 
pi-üfen  und  ging  hierauf  zum  Theile  schon  an  die  Lösung.  Es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  mancherlei  der  geforderten 
Reformen  in  Bälde  eingeführt  werden  werden  ^*).  — 

Und  jetzt  nur  noch  ein  Wort  im  Vorübergehen,  welchem 
ich  der  Vollständigkeit  halber  Raum  gönnen  will.  Die  Zunft- 
verfassung mit  ihrer  strengen  Scheidung  der  Gewerbebetriebe 
hatte  ihrer  Natur  nach  keinen  Raum  für  die  Fabriksindustrie. 
Immer  sehen  wir  selbst  die  gemässigtesten  Verfechter  der 
Zünfte  das  Kleingewerbe  von  dem  Grossbetriebe  streng  scheiden 
und  sie  setzen  sich  dadurch  wie  bereits  ausführlicher  dar- 
gelegt wurde  —  mit  sich  selbst  in  den  bedenklichsten  Wider- 
spi-uch.  „Während  andere  Ordnungen  —  sagt  ein  Freund  der 
Zünfte  und  der  österreichischen  Gesetzgebung  im  Jahre  1853  — 
80  auch  insbesondere  die  neuere  preussische  die  Fabriken  in 
sorgftltig  gezogene  Schi-anken  aus  polizeilichen  Rücksichten 
oder  Sorgfalt  für  die  Arbeiter  einzuschliossen  suchen,  den 
Fabrikanten  sogar  manchmal  die  Art  der  Bezahlung  voi-schreiben, 
tritt  in  der  östen*eichischen  Gesetzgebung  der  einzig  richtige 
Grundsatz  klar  hervor,  dass  die  grossen  Gewerbe  frei,  die 
kleineren  beschränkt  werden  müssen/'  ^*)  Diese  ewige  Kollision 
zwischen  Fabrik  und  zünftigem  Kleingewerbe  war  es,  welche 
den  Vorwurf  rechtfertigen  half,  dass  die  Zünfte  das  grösste 
Hemmniss  jedes  technischen  Fortschrittes  der  Industrie  sind.  — 
Ich  habe  gerade  dieser  Frage  viel  Nachdenken  gewidmet,  bin 
aber  immer  wieder  zur  Ueberzeugung  zurückgekehrt,  dass  in 
der  Arbeitsorganisation  der  Zukunft  jene  giiindsätzlicheScheidung 
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zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  nicht  mehr  Platz  greifen 
können  wird.  Mag  es  auch  richtig  sein,  dass  Gesetze  mehr 
oder  minder  willkürlich  die  in  der  Wirklichkeit  undeutlich 
verschwommenen  Gränzen  durch  eine  gerade  Linie  bezeichnen, 
die  gesetzliche  Unterscheidung  zwischen  Grossbetrieb  (Fabrik) 
und  Kleingewerbe  müsste  immer  grosse  Bedrückungen  und  arge 
Missstände  herbeiführen. 

Dieser  Gegensatz  darf  also  nicht  wieder  gesetzlich  her- 
gestellt werden;  sonst,  aber  wird  Manches,  was  an  der  alten 
Zunftverfassung  gut  und  nützlich  war,  in  zeitgeroässer  Um- 
gestaltung wieder  eingeführt  werden,  und  für  neue  Verhältnisse 
finden  sich  neue  Gebilde.  Die  schi-ankenlose  Gewerbefreiheit 
das  System  der  „ökonomisch  Ausgezeichneten''  überlftsst  das 
Individuum  sich  selbst  und  dieses  ist  arm,  schwach,  ungebildet 
und  oft  ohne  sittlichen  Halt.  Das,  was  die  freie  Goneun^enz 
bei  diesem  Individuum  finden  muss,  wenn  sie  günstig  wirken 
soll,  fehlt  heute  dem  Menschen  Vom  Mittelschlage. 

„Der  zum  Bewusstsein  gekommene  Widei*spruch  der  wirth- 
schaftlichen  Entwickelung  mit  dem  als  Ideal  voi-schwebenden 
und  im  politischen  Leben  sich  verwirklichenden  gesellschaft- 
lichen Entwickelungsprincipe  der  Freiheit  und  Gleichheit*'  -- 
(so  definirt  v.  Scheel®^)  die  sociale  Frage)  —  wird  durch  das 
sich  selbst  überlassene  Individuum  nicht  gelöst  werden.  Dazu 
bedarf  es  neuer  genossenschaftlicher  Oi'ganisationsfoimen  und 
zu  diesen  gelangt  man  in  Mitteleuropa  vorläufig  nur  durch 
zielbewusstes  Eingreifen  der  Gesetzgebung. 


Anmerkungen. 


*)  So  z.  B.  J.  G.  Hoffmann,  das  Interesse  des  Menschen  nnd  Bür- 
gen an  den  bestehenden  Zunftverfassongen.  Königsberg  1803.  Dagegen 
aber  Ran,  Lehrb.  der  pol.  Oek.  (4.  Aon.  1854)  Ii.  Bd.  Grundsätze  aer 
Volkswirthschaftapolitik.  2.  Abth.  §  180;  ebenso  H.  Chr.  Heusoldt» 
das  Znnltweaen  wie  es  war,  wie  es  jetzt  ist  und  wie  es  werden  muss. 
Cobttig  a.  Leipzig  1840.    S.  20. 

')  Die  folgende  Schilderung  der  Znnftrerh&ltnisse  lehnt  sich  der  Haupt- 
sache nach  an  die  neuesten  Untersuchungen  Yon  Brentano:  Die  Arbeiter- 
fdlden  der  Gegenwart,  bes.  Bd.  I  zur  Geschichte  der  engl.  Gewerkvereine, 
Leipzig  1871,  III.  Theil:  die  Handwerkergilden  oder  Zünfte,  dann  von 
Scnönberg:  Zur  wirthschaftlichen  Bedeutung  des  deutschen  Zunftwesens 
im  Mittelalter,  Berlin  1868.  Von  den  älteren  wurden  am  meisten  benützt 
Ran,  Über  das  Zunftwesen  nnd  die  Folgen  seiner  Aufhebung,  Leipzig 
1816,  Langsdorff  (s.  u.),  BemouUi  (s.  u.)  u.  A. 

')  Die  WohnungSTorhältnisse  der  damaligen  Zeit  machten  die  Erbauung 
einea  grossen  öffentlichen  Ma^azines  zur  Aufbewahrung  und  Auslegung 
der  yfkaren  zur  Nothwendigkeit;  vgl.  insbesondere  die  deutsche  CoToni- 
sation  des  Ostens,  wo  das  Kaufhaus  immer  eine  Hauptsache  bei  der 
Städtegründung  war.  (Vorlesungen  über  Geschichte  der  Gewerbepolitik 
Ton  Schmoller.) 

*)  Vgl  die  Definition  bei  Rau,  Zunftwesen  §.  8,  S.  7  ff.,  dann  bei 
Langsdorff,  Beantwortung  der  Frage:  wie  kann  in  Deutschland  die 
ZanfirerÜMunk  am  zweckmässigsten  modificirt  werden  §.  2,  S.  9,  10.  — 
Daaa  auch  andere,  besonders  religiöse  Interessen  von  grosser  Beaeutung 
all  Zweck  der  Handwerkei]gilden  waren,  führt  bes.  Brentano  a.  a.  O. 
S.  54»  55  ans.  Ueber  die  sittlidien  Zwecke  der  Zunft  vgl.  Rau,  Lehrbuch 
M.  180  u.  189. 

^)  Ueber  die  verschiedenartigen  Auffassungen  der  Gemeinde  s.  Schüz, 
Zdtachrift  Ar  die  ges.  Stwiss.  1848.  1,  Schaeffle,  deutsche  Yierte\jahr'8- 
icJirift  1859.  H.  85:  Vorschläge  zu  einer  gemeinsamen  Ordnung  u.  s.  t\ 
dagegen  Schübler,  D.  V.  J.  1854.  H.  65.  S.  55  ff;  das  Recht  der  Nieder- 
lassung, Uebersiedlunff  und  Verehelichung.  üeber  das  Streben  der  Zünfte, 
ihren  MitgUedem  ein  behagliches ,  gesichertes  Auskommen  zu  verschaffen, 
VfL  Schftnberg  a.  a.  0.  S.  72,  Langsdorff  a.  a.  0.  §.  8,  S.  16  und  §.  22, 
S.  40;  Ran,  Zunftwesen  §.  17,  S.  70. 

*)  Ylfi'  ^'  ^'  ^  Dannenberg^as  deutsche  Handwerk  und  die 
sociale  Frage,  Leinzig  1872.  bes.  No.  vi,  VIT  und  XII;  Schmoller.  Re- 
ferat nur  Reform  oer  Gewerbeordnung  auf  der  1877er  Gen.- Vers,  des  Y.  für 
SocialpoL,  Leipzig  1877;  femer  die  Gutachten  in  den  Schriften  des 
Vereines  für  SocialpoL  No.  VII  von  1878  über  den  Arbeitsvertrags- 
bmcht  von  Knaner,  Röscher,  SchmoUer,  Brentano  und  Hirsch,  No.  X  von 
1874  über  das  Lehrlingswesen  (16). 
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^)  Weberordnung  aus  dem  Jahre  1298,  bei  Mone,  Zeitschrift  Ji^  die 
Geschichte  des  Oberrheins,  XY.  S.  279. 

«)  Schönberg  a.  a.  0.  S.  49. 

*)  Ueber  diese  Nothwendigkeit  der  Preisbestimmungen  durch  die  Obrig- 
keit vgl.  Bern  oulli,  Chr.,  Über  den  naditheiligen  Emfluss  der  ZanÜTer- 
fassung  auf  die  Industrie,  Basel  1822 ,  eine  der  besten  Schriften  für  die 
Gewerbefreiheit;  S.  49  ff.  entschieden  gegen  das  Taxwesen.  Vgl.  ferner 
Schönberg  a.  a.  0.  S.  65  und  70. 

^°)  Bemoulli  sagt  a.  a.  0.  S.  57  ff.-.  „Weil  der  Zunftzwang  die  Preise 
vieler  Dinge  allzuwillkürlich  erhöhen  könnte ,  sind  von  Zeit  zu  Zeit  aat 
einzelne  Tage  oder  Wochen  die  Thore  geöfihet.** 

'^)  Daher  mussten  z.  B.  grosse  Bauten  an  mehrere  Meister  TereebecL 
werden;  ebensowenig  war  die  Lieferung  des  Baumaterials  seitens  der  Hand- 
werker erlaubt.  Ein  Meister  durfte  nur  ein,  höchstens  zwei  Werk^  zugleich 
übernehmen.  Die  Entlohnung  geschah  für  Meister  und  Gehulfen  naä  dt:r 
Zeit  u.  A.  Vgl.  Langsdorff  §.  10,  S.  21  f. ,  welcher  in  seiner  Zunftfreond- 
lichkeit  derartige  Einrichtungen  gutheisst 

'')  Ygl.  die  zahlreichen  Quellenbelege  bei  Schönberg  a.  a.  0.  S.  99  ff 

'*)  Dieses  den  Zünften  so  oft  vorgeworfene  Erfordeniiss  der  ehelicbeij 
Geburt  beruht  auf  den  Vorurtheileu  des  Mittelalters  gegen  Uneheliche;  da^ 
Handwerk  sollte  „rein  sein,  als  hätten  es  Tauben  zusammengetragen^.  £5 
wurde  auch  in  neuerer  Zeit  von  den  Vertbeidigem  der  Zünfte  gebilligt,  so 
z.  B.  V.  Fimhaber  u.  A.;  selbst  J.  G.  Hoffmann,  der  1803  a,  a.  O.  mit 
so  vieler  Entrüstung  die  Ausschliessung  der  Unehelichen  verdammt,  findet 
dies  1841  (die  Befugniss  zum  Gewerbebetriebe,  Berlin,  S.  104)  durchaus 
nicht  so  unmenschlich.    Vgl.  auch  Bemoulli  a.  a.  0. 

'«)  a,  a.  0.  S.  73  ff. 

^'^^  Vgl.  das  aufrichtige  Geständniss  der  Lvoner  Schneiderzunft  aus 
Anlass  der  Motivirung  ihres  Gesuches  um  Erhöhung  der  Eintrittsgelder: 
On  comprend  bien ,  que  cette  augmentation  des  droits  rendant  Tentret 
k  la  maitrise  un  peu  plus  difßcile  pourra  diminuer  ä  l'avenir  le  oombn* 
des  maitres ;  ils  scront  plus  experts,  plus  aises  etc. ;  cit.  bei  Bau,  Lehrbuch 
a.  a.  0.  §.  184,  Anm.  a. 

")  Ueber  den  Wanderzwang,  das  Muthen  u.  dgl.  vgl.  auch  Firn- 
haber,  historisch-politische  Betrachtung  der  Innungen  und  deren  zweck- 
mässige Einrichtung,  Hannover  1782,  §.  223  ff.  Betreffs  des  Verfalles  der 
Zünfte,  insbesondere  im  XVIII.  Jahrhunderte,  s.  auch  Kleinschrod, 
Beiträge  zu  einer  deutschen  Gewerbeordnung  u.  s.  f.,  Augsburg  1840  (ge- 
gen die  Gewerbefreiheit).  —  Heusoldt  a.  a.  0.  S.  19  ff.  sieht  in  der  vor- 
geschriebenen langen  Lehrzeit,  dem  Wanderzwange,  Muthen  u.  A.  die  Ab- 
sicht, den  Meistern  billige  Arbeitskräfte  zu  sichern. 

^^)  „An  Kuchen,  Tabak  und  Getränke  etwas  zur  ehrbaren  Ergötz- 
lichkeit"  sagt  bescheiden  die  Braunschweiger  Gildeordnung  v.  17G8.  — 
Eine  Zusammenstellung  der  Mittel  zur  Verhinderung  der  Niederlassung 
neuer  Meister  bei  Bau,  Zunftwesen  §.  54  ff.  —  Vgl.  auch  Langsdorff  §.  26»  S.  54. 

'»)  Siehe  bei  Langsdorff  a  a.  0.  §.  43,  S.  88  ff. 

'^)  ^^S^-  Schanz,  zur  Geschichte  der  deutschen  Gesellenverbändc 
1876,  dann  Brentano  a.  a.  0.  S.  57  ff.  —  Kein  Geselle  durfte  nach  den 
Bestimmungen  der  Gesellenverbände  bei  einem  gescholtenen  d.  i.  für  ehrlos 
erklärten  Meister  Arbeit  nehmen.  Das  Reichsgesetz  von  1731  (erneuert 
und  verschärft  1772)  richtet  sich  besonders  gegen  diese  Art  der  Proscrip- 
tion durc^  die  Gesellen. 

«°)  Vgl.  hierüber  schon  Fimhaber  a.  a.  0.  §.  266  ff.;  dann  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  Bayern  Beeg,  die  Reformfrage  des  Gewerbewesens 
1860,  S.  49  ff 

")  Ueber  diese  kleinliche  Scheidung  der  Gewerbegebiete,  vgl.  die  treff- 
lichen Darstellungen  bei  Bemoulli  a.  a.  0.  S.  111  ff.  und  bei  Beeg  a.  a.  O. 
S.  58  ff.j  femer  Kaa,  Lehrbuch  a.  a.  0.  $.  184  lit  c,  bes   Anm.  d. 

*^  SchmoUer,  Referat  a.  a.  0.  S.  3. 

*')  Discours  sur  Torigine  et  les  fondemeus  de  Vln('gBlit&  parmi  les 
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homioes (^d. Londres  1782)  pag.  121  et  passim,  femer  auch  Emile,  oa  de 
l'^ducation  (dd.  st^otype,  Paris  1817),  livre  I,  p.  1  -  38,  105»  135  et 
passim. 

^*)  Dass  Quesnay  der  erste  ist,  welcher  den  Begriff  des  ökono- 
mischen  Naturzustandes  aufstellt  und  von  demselben  ausgeht,  hebt  insbe- 
sondere hervor  Stein,  Lehrbuch  der  Volkswirthschaft,  1.  Aufl.  v.J.  1858, 
S.  138—140:  „Der  eigentliche  Begriff,  heisst  es  daselbst,  des  wirthschaftr 
liehen  Naturzustandes  erscheint  erst  bei  Quesnay",  welcher  sagt:  Les  hom- 
mes  comme  dispersa  de  maniäre,  qu'ils  ne  pussent  avoir  entre  eux  au- 
cune  communication ,  sont  dans  T^tat  de  pure  nature.  Dass  der  Begriff 
des  rechtsphilosophischen  Naturzustandes  auf  Hobbes^  dann  auf  Pufendor^ 
Wolf  und  Thomasius  zurückzuführen  sei,  bleibt  freilich  unbestritten.  — 
Ueber  die  Stellung  und  Bedeutung  Rousseau's  und  der  Physiokraten  vgl. 
Douestens  Henry  W.  Farnam,  die  innere  französische  Gewerbepolitik  von 
Colbert  bis  Turgot,  S.  3(>— 42  in  SchmoUer's  Forschungen.  H.4.  Leipzig  1878. 

")  Stein,  Volkswirthschaftslehre,  2.  Aufl.,  Wien  1878,  Adam  Smith, 
S.  1—12. 

*•)  Adam  Smith,  Inquiry,  Xth  ed.  London  1802,  1.  vol.,  Ib.  eh.  10. 
2.  part,  p.  188;  vgl.  auch  2.  vol.  2  b.  eh.  3.  p.  27:  It  is  the  highest  im- 
pertinence  and  presumption  in  kings  and  ministers  to  pretend  to  watch 
over  the  economy  of  private  people. 

'^;  Ueber  Turgot's  Gewerbepolitik  und  ihre  Nachwirkungen,  vgl.  Far- 
nam a.  a.  0.  S.  44  ff. 

**)  Levasseur.  histoire  des  classes  ouvriäres  etc.  IL  p.  440  ff.; 
Mignet,  histoire  de  la  r^volution  fran^aise,  eh.  L  a.  £.:  lieber  die 
weitere  (vorübergehende)  Beschränkung  der  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit 
durch  das  Gesetz  über  das  Maximum  (1793),  vgl.  Carl  Richter,  Staats- 
und Gesellscfaaftsrecht  der  franz.  Revolution  v.  1789  — 1804 ,  Berlin  1865, 
1.  Bd,  S.  146-152. 

*'*)  Vgl.  Firnhaber  a.  a.  0.,  dann  M.  M.,  über  die  Innungsfrage  und  die 
Verhältnisse  der  städt.  Handwerke  überhaupt,  Giessen  1843,  —  heide  voll 
des  Lobes  f&r  Seguier. 

■")  Fimhaber,  s.  Anm.  16.  Weiss,  über  das  Zunftwesen  1798.  C. 
Ha  gen 8,  Philosophische  und  politische  Untersuchungen  über  die  Recht- 
mässigkeit der  Zünfte  etc.  1804. 

'*)  Vgl.  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland, 
§.  154  £  (S.  700>,  bes.  §.  157  betreffs  des  Fh  v.  Stein  und  §.  187  S.  916 
betreffs  Niebuhr). 

**)  Vgl.  auch  die  Protokolle  über  die  Berathungen  der  von  der  preuss. 
Regierung  1849  berufenen  Abgeordneten  aus  dem  Gewerbestande,  wo  Aehn- 
liebes  zu  lesen  ist  —  bei  Dr.  Victor  Böhmert,  Freiheit  der  Arbeit! 
Bremen  1858,  S.  217  f.  Das  CiUt  im  Texte  aus  K.  F.  Stuhlmüller, 
Versuch  einer  bedingten  Gewerbefreiheit  in  besonderer  Beziehung  auf 
Bayerns  Staatsverhältnisse,  Kulmbach  1825,  §.  15  EinL 

*^)  ^^i*  in>  ^l'S-  2.  B.  J.  F.  Zu  gl  er,  Ueber  Gewerbefreiheit  und  ihre 
Folgen  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  preussischen  Staat,  Berlin  1819; 
in  £eten  Werke  werden  der  Gewerbefreiheit  nichts  weniger  als  nachste- 
hende Wirkungen  zugeschrieben: 

1.  Aufhören  der  Sicherheit  der  Nahrung; 

Z.  Verschwinden  der  soliden  Arbeit  und  Ersatz  derselben  durch 

schiechte ; 
8.  die  £rkenntniss,  dass  die  gepriesene  Wohlfeilheit  der  Waaren 

bei  Gewerbefreiheit  eine  Thcuerung  sei; 
4«   Allmähliches  Verschwinden  der  Gewerbskenntniss ; 

5.  Verarmung  der  Gewerbetreibenden; 

6.  Rückgang  des  Ackerbaus  in  Folge  der  Verarmung  der  Gewerbe- 
treibenden. —'  Vgl.  auch  Langsdorff  a.  a.  0. ,  Heusoldt,  Stuhl- 
mOller  u.  a.  Vertheidiger  der  Zünfte. 

**)  Vgl.  darüber  Fimhaber,  Stuhlmüller,  M.  M.  a.  a.  0.,  auch  Langs- 
dorff §.  9,  S.  18  und  selbst  Reitmayer ,  Materialien  zur  Reform  der  ue- 
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Werbeordnung  in  Bayern  1868,  S.  108;  ebenso  Becher,  die  Oigtoitttioii 
des  Oewerbewesens,  Wien  1851,  B.,  Ko.  12  und  13,  S.  40—48.  Dagem 
jedoch  Beeg  a.  a.  0.,  S.  68  ff.;  er  sagt:  „Um  Alles  oder  wenigstens  Yte- 
lerlei  machen  zu  können,  muss  man  nicht  nur  sehr  vielseitiffe  Kenntnine 
sondern  auch  grosse  Mittel  besitzen;  erstere  stehen  nicht  Allen |  leCstere 
nur  Wenigen  zu  Gebote;  es  wird  also  schon  durch  äussere  Hindemme 
eine  Beschränkung  gegeben.  Der  verständipe  Gewerbsmann  wird  nur  dann 
sidi  mit  einem  ihm  alsZuthat  nöthigen  Artikel  befassen,  wenn  er  ihn  pro- 
fitlicher  selbst  herstellen,  als  kaufen  kann.  Da  Jeder  nur  am  besten  macht, 
was  er  tüchtig  gelernt  hat,  so  wird  er  auch  dabei  bleiben,  so  lange  er 
seine  Rechnung  dabei  findet;  iede  Werkst&tte  wird  also  ihre  Hauptaräkd 
beibehalten  und  von  einem  Chaos  kann  keine  Rede  sein.**  Aehnlich  aach 
Rau,  Lehrbuch  §.  192. 

'')  VgL  dagegen  das  Gutachten  der  Gewerbesection  des  Z&ricber 
Rathes  des  Inneren  über  die  Fraee  der  Handwerksinnungen  erstattet  im 
September  1847,  Zürich  1849,  dem  das  i.  T.  f.  Citat  entnommen  ist; 
ähnlich  bei  Bemoulli  S.  43,  ad  4  und  in  dem  anonymen  Werke:  die 
Gewerbefreiheit  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oesterreich,  Prag  18S^, 
S.  27,  28;  ebenso  Becher  a.  a.  0.,  B.  H.  9,  S.  36,  No.  11,  8.  39. 

'•)  In  ähnlich  kräftiger  Weise  äussert  sich  Spondäus  (D.  T.  J.  1«554. 
No.  47.  Patriotische  Phantasien  über  die  Schäden  des  Gewerbewesena  md 
deren  Heilung,  S.  118  ff.)  Er  spricht  in  seiner  leidenschaftlichen  Polemik 
gegen  die  Gewerbefreiheit  von  dem  unvermeidlichen  bellum  omninm  contra 
omnes,  von  den  weissen  Handwerksklaven,  von  dem  Verkrüppeln  und  Ver- 
sauern der  Gesellen  in  der  Heimath  und  beschuldigt  die  gegenwärtige 
Strömung,  dass  sie  iür  das  nackte  Individuum  alle  möglichen  und  onmög- 
liehen  Freiheiten  erstrebe,  dass  sie  bewirke,  dass  die  Armen  und  Reichen 
sich  so  verhalten,  wie  Fettaugen  auf  einer  mageren  Suppe  und  dass  die 
Bevölkerung  (wie  übrigens  schon  Fh.  v.  Stein  sagte)  zu  emem  Brei  werde, 
in  dem  man  nach  Belieben  rühren  kann. 

*'')  Schon  von  Fimhaber  a.  a.  0.  und  dann  von  den  meisten  aeiiier 
Gesinnungsgenossen  mit  Nachdruck  hervorgehoben.  Uebrigens  vgl.  über 
das  Verhältniss  zwischen  Agricultur  und  Manufactur  die  schöne  Darstellnng 
L ist's,  das  nat  Syst  der  pol.  Oek.,  II.  B. 

*"^  Vgl.  über  diese  Bcsorgniss  Schmoller,  die  Kleingewerbe,  8chlass> 
betracntungen  S.  653  ff.;  Schäffle,  Capitalismus  und  Socialiamos, 
15.  Vortrag  und  Schluss  S.  610  ff. 

**)  Vgl.  insbes.:  die  Lehrlinge  und  Gesellen  des  Handwerks,  eine 
sociale  Frage,  D.  V.  J.  1850,  H.  49,  S.  314:  dazu  Heusoldt  a  a.  O. 
S.  46  ff. 

*^^  Stuhlmüller  a.  a.  0.  beantragt  z.  B.  als  Gresetz:  Jede  GKlde  darf 
ihre  eigene  Fahne  führen;  die  Farben  bestimmt  die  Polizei  und  ebenso 
wann  und  wer  die  Fahne  tragen  darf  u.  s.  f  Er  theilt  die  Gewerbe  ein 
wie  folgt:  1)  reine  Commerzicdgewerbe,  die  bloss  Gegenstände  des  Handels 
erzeugen;  2)  solche  die  theils  zu  eins  theils  zu  zwei  gehören;  8)  reine 
Hülfsgewerbe^  d.  h.  zur  Hülfe  der  Consumenten:  Schneider,  Schuster  u.  A4 
4)  Consumptibiliengewerbe ;  5)  freie  Künste,  Destillateui^  Apotheker  o.  A. 
lim  diese  letzteren  seien  der  Gewerbefr^iheit  fähig.  —  Hieher  gehört  aoch 
B eis  1er,  Betrachtungen  über  Gemeindeverfassung  und  Gewerbewesen  mit 
bes.  Bezugnahme  auf  Bayern,  Augsburg  1881,  welcher  über  die  allgemein* 
sten  Phrasen  nicht  hinaus  kommt.  —  Sehr  schwerfällig  ist  die  Darstelliing 
bei  Schick,  das  Innungswesen  nach  seinem  Zwecke  und  Nutzen,  Leipzig 
1834  —  und  bei  vielen  Anderen. 

")  Zur  Erklärung  dieser  Erscheinung  dient,  was  schon  Schmidt 
(Betrachtung  über  das  Innungswesen  u.  s.  w.,  Zittau  und  Lieipzig  19^) 
sagte  und  was  auch  für  spätere  Zeiten  galt:  „Die  Physiokraten  sowohl  als 
alle  neueren  Bearbeiter  der  polit  Oekonomie  erklären  sich  einstimmig  für 
die  Abschaffung  der  Zünfte,  wogegen  die  Vertheidiger  derselben  fast  ohne 
Ausnahme  entweder  selbst  Handwerker  sind  oder  ihre  Notizen  von  Hsjid- 
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wericem  entlAit  oder  endlich  in  der  Praxis  des  Verwaltungsdienstes  ge- 
samraelt  haben.*"  —  8.  24.  — 

**)  Die  F<Min,  in  welcher  die  Yerthddiger  der  Zünfte  die  ^werbliche 
Unfreiheit  Terfochten,  ist  Terschieden.  Man  stellte  mit  Rücksicht  aof  die 
gewerbliche  Organisation  entweder  den  Zwang  unmittelbar  der  F^reiheit  (je- 
genftber  ond  Totheidigte  jenen,  indem  man  zugleich,  oft  nur  sehr  m&ssig, 
flUr  eine  Reform  der  beizubehaltenden  Zunftverfassung  eintrat  Diese 
Methode  scheint  im  XVIII.  Jahrhunderte  und  zu  An&ng  dieses  bei  weitem 
zu  überwiegen.  Je  mehr  wir  uns  der  wirklichen  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit nfthem,  desto  mehr  gewinnt  eine  zweite  Methode  die  Oberhand. 
Man  schied  nemUdi  zwischen  Gewerbezwang,  Gewerbefreiheit  und  Gewerbe- 
willkühr  (Tgl.  Risch,  Zünfte,  Gewerbefrdheit  u.  s.  w.,  Berlin  1848,  2.  Aufl. 
1845»  S.  24)  und  die  Zunftfreunde  pflegten  sich  ebensowohl  gegen  den 
erstehen,  sowie  gegen  letztere  zu  wenden.  Sie  deckten  ihre  Bestrebungen 
mit  den  Schlagworten:  TemünfUge  Freiheit,  Ordnung  und  Schutz  der  Frei- 
heit tt.  A«  Das,  was  heutzutage  unter  Gewerbefreiheit  verstanden  wird 
ibea.  der  freie  Zutritt  zum  Gewerbe),  nannten  sie  Gewerbewillkür.  Der 
konsequenteste  Vertreter  dieser  Richtung  ist  Becher  (a.  a.  0.,  S.  24  u.  dlj; 
er  kommt  aber  im  Grunde  zu  nichts  anderem  als  zu  einem  mit  Zunft- 
zwang gepaarten  Concessionssysteme  (8.  35,  dann  §.  26  ff.,  S.  175  seines 
Entwurn  eines  Gewerbegesetzes)  und  stellt  als  Bedingung  der  Meisterschaft 
den  Besitz  eines  Vermögens  von  200  —  1000  Fl.  und  den  Beitritt  zur  Ge- 
nossenschaft auf  (&.  111,  S.  238). 

Dass  die  Venechter  der  Gewerbefreiheit  auch  die  Gewerbewillkür  im 
wahren  8.  d.  W.  nicht  wollten,  erhellt  aus  dem  Texte. 

^  Vgl.  insbes.  M  M.  a.  a.  0.,  dazu  den  conservativen  von  den  zwei 
Ilaadwerkem  bei  Böhmert,  Briefe  zweier  Handwerker,  Dresden  1854, 
femer  die  Petition  des  Gewerbevereins  in  Bamberg  im  Jahre  1849  u.  A. 
Siehe  Jedoch  Anm.  49. 

**}  Am  meisten  bombastisch  Fimhaber,  der  vorsichtig  und  ernst  die 
Untenochunff,  ob  es  vor  Adam  Zünfte  gegeben,  bei  Seite  l&6st;  dann  geht 
er  aof  die  Untersuchung  der  Zünfte  aller  Völker  von  Ghald&em  und  In- 
dem angefangen  ein;  ihm  l^mlich  M.  M.,  welcher  mit  der  grössten  Sicher- 
heit von  den  Zünften  Solons  und  der  XII  Tafeln  spricht,  und  Heusoldt 
(a.  a.  0.  S.  2  ff.),  der  sie  mit  Josua,  Thesens  und  Numa  in  Verbindung 
bringt. 

**)  So  z.  B.  die  gründlichen  Erörterungen  bei  Räu,  Lehrbuch  §§.  177— 
203;  doch  ist  er  kaum  zu  den  entschiedenen  Verfechtern  der  Gewcrbefrei- 
heit  sn  rechnen,  sondern  er  nimmt  nach  seinen  praktischen  Vorschlftgen 
einen  vermittelnden  Standpunkt  ein  (§.  195).  Zu  den  bedingungslosesten 
VerlreCera  der  Gewerbefreiheit  gehört  Lotz.  Ihm  zufolge  hat  der  Staat 
einzig  nnd  allein  zu  verhüten,  dass  Jemand  „seiner  Betriebsamkeit  eine 
Richteng  gebe,  die  mit  dem  ruhigen  und  sicheren  Nebeneinandersein  der 
büjgerlidi  vereinten  Menschen  unverträglich  wftre",  §.  91,  S.  74,  Bd.  II. 
Haadboch  der  Staatswissenschaften,  Erlangen  1838;  doch  ist  audi  er  nur 
fiär  eineD  vermittelten  Uebergang  zur  Gewerbefreiheit  in  praxi. 

^j  Böh^iert,  Freiheit  der  ArbeitI  XXVi.,  S.  162  ff. 

*^)  Es  ist  nicht  uninteressant,  dass  Rau  Hoffmanns  Schrift  v.  1803 
unter  den  freiheitsfreundlichen  anf)ihrt,  wogegen  er  cUe  von  1841  unter  die 
znnftfreandlichen  stellt  Rau  selbst  hat  in  entgegengesetzter  Weise  seine 
Andchten  gel&utert:  1816  spricht  er  den  Zünften  das  Wort,  das  Lehrbuch 
ist  aber  für  einen  sehr  allmfthlichen  Uebergane  zur  Freiheit 

**)  Dieser  Gegensatz  zwischen  dem  gebundenen  Kleingewerbe  und  dem 
schrankenlosen  Fabrikbetriebe  trat  wohl  am  frühesten  und  am  ausgedehn- 
testen in  Oesterreich  an  den  Tag.  Schon  im  XVIIL  Jahrhunderte  begeg- 
nen wir  daselbst  einer  besonderen  Bevorzugung  der  Fabriken;  die  Er- 
lantfung  der  Fabriksconcession  wurde  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  er- 
Idätert  nnd  war  keineswegs  von  einem  grossen  Massstabe  der  Production 
bedingt  So  gerieth  das  kleine  Handwerk,  welches  h&nfis  dieselben  Pro- 
dncte  wie  die  Fabrik  erzeugte,  in  immer  grösseren  Verfall.    Vgl.  hierüber 
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vor  Allem  die  anonyme  Schrift:  die  Oewerbefreilieit  in  Österreich,  Prac 
1856  (No.  14,  S.  50  ff.,  H.  4,  S.  15),  xa  deren  Autorschalt  sich  in  de; 
Zeitschrift  Pr&onik  1878,  No.  XI,  S.  877.  £.  Jonik  bdkan&te:  dann 
Becher  a.  a.  0.,  S.  147  ff.^  femer  Marchet,  zur  Reform  der  öster.  Ge 
werbegesetEgebung  in  Samitsch's  Zeitschrift,  1878,  Heft  1  o.  2,  &  1  iE. 

*°)  Ausnahmen  von  dieser  Regel  im  Jahre  1848/9,  vgl  Bdhmert  a.  a 
0.,  XXVn,  S.  168  ff. 

^^)  Vgl.  bes.  J.  Wilh.  Neumann,  lieber  die  Gewerbefireiheit  und 
deren  Gränzen  im  Staate,  Berlin,  Posen,  Bromberg  18S7,  den  Raa  mit  In* 
recht  unter  die  Vertheidiger  der  Zünfte  reiht;  dann  J.  6.  Hoffmann ,  h^ 
fiumiss  (1841);  Mich  eisen,  Zunftzwang  und  öewerbefreibeit ,  Gastro« 
1^7  —  und  die  meisten  Schriften  für  die  Gewerbefreiheit  aus  den  fiinf* 
ziger  und  sechziger  Jahren. 

^^)  Vgl  Schaeffle,  Vorschläge  zu  einer  gemeinsamen  Ordnung  dtr 
Gewerbsbefugnisse  und  Ueimathsrechtsverhältnisse  nach  den  Grundaiitzei: 
der  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit  D.  V.  J.  1859,  H.  86.  worin  beson- 
ders darauf  Nachdruck  gelegt  wird,  dass  alle  Beschränkungen  der  Freihei' 
vom  Gesetze  genau  angeführt  werden,  „damit  der  angenommene  Gnindsau 
der  Gewerbefreiheit  nicht  durch  die  Administrativpolizei  wieder  aufgehoW'c 
werde".    Aehnlich  bei  Jou&k  (1856)  a.  a.  0.,  S.  66. 

^')  SchmoUcr,  Kleingewerbe,  bes.  S.  13—156;  vgl.  auch  Heusoldt  a.  a. 
0.,  S.  69  u.  A. 

^")  Wir  folgen  bei  dieser  Darstellung  zumeist  der  grossen  Abbandluiu* 
Schaeffle's  D.  V.  J.  1859  (Anm;  Slj,  dann  aber  auch  Hahndorf  zur  um- 
schichte der  deutschen  Zünfte,  Cassel  1861,  S.  60  ff.;  es  ist  diea  derselbe 
Verfasser,  welcher  die  Zünfte  in  dem  1840  erschienenen  Werke:  Gewerbe- 
freiheit  oder  Zunftzwang  (Casseb  aus  Reisegesellschaften  der  zu  Mew^a 
ziehenden  Kaufleute  ableitet  (S.  7). 

^*)  Zugleich  mit  der  Frage  über  die  Gewerbegesetzgebung  befasbte 
sich  die  Nationalversammlung  mit  der  einheitlichen  Regelung  des  Heimath- 
reclites;  vgl.  über  diese  Frage,  die  leider  hier  nicht  erörtert  werden  kann. 
Schüz  a.  a.  0.,  Schaeffle  a.  zuletzt  a.  0.,  dann  Capitalismus  und  Soctalis- 
mus  S.  689;  ferner  Carl  Braun,  Studien  über  Freizügigkeit  in  Faucher 
V.  J.  S.  f.  V.  W.  und  Cult  Gesch.  1863,  3.  Bd.,  S.  44,  und  ebendaselbst 
1867,  4.  Bd.,  das  Zwangscölibat  für  Mittellose  in  Deutschland. 

^)  Diese  bis  jetzt  geltende  öster.  Gewerbeordnung  macht  übrigens  den 
Zwang  zum  Beitritte  zu  Gewerbegenossenschaften  im  §§.  106  und  107  ent- 
gegen  dem  ursprünglichen  Entwürfe  vom  Jahre  1855  zur  Regel.  Vgl.  hier 
über  Marr.het  a.  a.  0.  —  Ueber  die  Fortschritte  der  Gewerbefreiheit  vgl. 
Böhmert,  Bericht  über  den  Stand  der  Gewerbefreiheits -  und  Freia&gig- 
keitpfrage  im  September  1863. 

^°)  Wenn  wir  nun  auch  die  unbegränzte  negative  Gewerbefr^eiheit 
durchaus  nicht  als  das  erwünschte  höchste  Ziel  ansehen  können,  so  kann 
der  Vorwurf  der  Inkonsequenz  gegen  uns  doch  nicht  erhoben  werden,  wenn 
bei  der  Darstellung  der  Gewerbepolitik  Bayerns  von  1799  — 1868  inuner 
diese  Gewerbefreiheit  als  das  für  diese  Zeit  des  Ueberganges  am  meisten 
erstrebenswerthe  dargestellt  wird  und  wenn  die  betreuenden  gewerbepoli* 
tischen  Massregeln  danach  werthgesch&tzt  erscheinen,  wie  sie  £e  Gewerbe* 
freiheit  begünstigen. 

*')  Jonäk  a.  a.  0.  VI   S.  21. 

<"»)  Schaeffle,  D.  V.  J.' 1856, '  No.  73;  in  diesem  Artikel  erkUrt  aich 
Schaeffle  für  den  Beitrittszwang,  doch  widerruft  er  diese  Ansicht  in  dem 
zuletzt  a.  Art  v.  J.  1859. 

^^)  Die  Gewerbefreiheit  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oestenreich, 
S.  IIL  —  In  fthnlicher  Weise  spricht  Gessler,  Zur  Gewerbeorganiaation, 
Tüb.  Zft.  1862,  S.  430  ff.  Vgl.  auch  .Die  Ordnung  des  Handwerkabetrie- 
bes".  I).  V.  J.  1854,  H.  67  mit  sehr  nüchternen  Vorschlägen,  dann: 
»Zunftwesen  und  Gewerbefreiheit  mit  Ansichten  über  VenaitUung, 
Uebergang  und  Reconatraction''.    D.  V.  J.  1839,  H.  3,  S.  83  ffl,  besonders 
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aber  den  Artikel  von  Rodbertus  in  Hildebrands  Jahrbuch.  1865,  II, 
S.  272. 

*^  A.  W.,  Gedanken  zur  Begründung  einer  neuen  Verfassung  des  Ge- 
werbewesens ,  D.  y.  J.  1847 ,  3.  Heft.  Gegen  die  Meisterprütiuigen  am 
beaten  Tielleicht  Beeg,  a.  a.  0.  S.  10  ff.,  ferner  auch  D.  Y.  J.  1858,  H.^: 
Die  Meisterprüfungen  der  Handwerker.  —  (Vgl.  auch  D.  V.  J.  1850,  H.  49, 
S.  814  ff.:  Die  Lehrlinge  und  Gesellen  des  Handwerkes,  eine  sociale 
Frage.)  Für  Prüfungen  spricht  sich  auch  Becher  a.  a.  0.  (§^.  81  —  88, 
6H — 71,  148 — 169  seiner  Gewerbeordnung)  aus,  indem  er  wie  die  meisten 
österreichischen  Schriftsteller  den  grössten  Nachdruck  auf  das  gewerbliche 
ünterrichtswesen  legt.     . 

*^)  Die  gesetzliche  Regelung  des  Hülfskassenwesens  ist  in  Deutschland 
bereits  erfolgt  durch  die  Reichsgesetzgebung  vom  7.  und  8.  April  1876. 
Der  Entwurf  einer  neuen  Gewerbeordnung  für  Oesterreich 
geht  noch  weiter,  indem  er  im  §.  114  für  jeden  Hülfsarbeiter  die  Pflicht 
zum  Beitritt  zu  einer  Erankenunterstützungskasse  aufstellt  (vgl.  §§.  86—42 
der  Normativbestimmungen). 

•*)  Vgl.  Dannenberg  a.  a.  0.,  Abth.  IV,  V,  VI,  dann  aber  auch  die 
Mehrzahl  der  sich  mit  der  Organisation  der  Gewerbe  im  Ganzen  befassen- 
den Schriften,  insbesondeie  D.  V.  J.  1889  Zunftwesen  und  Gewerbefreiheit 
3,  S.  83  ff.,  1).  V.  J.  1854,  H.  67,  8.  92:  Die  Ordnuns  des  Handwerks- 
betriebes; Gesler  a.  a.  0.,  Becher,  Jondk,  Rau  (Lehrbuch  §§.  198,  216 — 
228)  u.  A. 

^)  Dass  auch  in  Oesterreich  die  Ansicht  die  Oberhand  gewinnt,  derzufolge 
die  1859  eingeführte  Gewerbefreiheit  vielfach  nur  als  eine  die  Unterschiede  der 
Gesetzgebungen  der  einzelnen  Kronländer  aufhebende  Negation  erscheint 
und  den  Bahnbrecher  für  künftige  positive  Einrichtungen  bildet,  dafür 
spricht  am  deutlichsten  der  Regierungsentwurf  einer  neuen  Gewerbeordnung 
vom  Jahre  1877.  Der  bisher  bestehende  Eorporationszwang  ist  endlich  in 
demselben  aufgegeben  (§.  62),  dafür  aber  enthält  er  im  VI.  Abschnitte 
mannigfaltige,  wenn  auch  noch  lückenhafte  Bestimmungen  zum  Schutze  der 
gewerblichen  Hülfsarbeiter  (vgl.  §|.  73,  88—92.  95,  103—112,  141 -- 147), 
dann  zum  Schutze  der  Arbeitgeber  gegen  Contractbruch  der  Gehülfen 
(§§•  88.  84)  und  im  VII.  Abschnitte  und  IL  Anhange  eine  Regelung  des 
gewerblichen  Hülfskassenwesens. 

**)  .Die  Gewerbegesetze  Oesterreichs  und  der  CoaMtionsstaaten  in  der 
Vergleichung  mit  den  Gesetzen  Preussens  und  anderer  deutscher  Länder*' 
v.  Seh.  D.  V.  J.  1853,  H.  61,  S.  85.  —  Eine  ähnliche  Ansicht  D.  V.  J. 
1«52,  H.  58,  „Schutz  der  kleinen  Gewerbe  neben  dem  Schutze  der  grossen", 
S.  1—52.  —  Vgl  Anm.  48. 

"*)  H.  T.  Scheel,  Theorie  der  socialen  Frage,  Jena  1871,  S.  16. 


Historischer  Theil. 


Das  Gebiet  des  heutigen  Königreiches  Bayern  war  für  die 
ältere  mittelalterliche  Entwickelung  des  deutschen  Handels  und 
der  deutschen  Gewerbsthätigkeit  von  der  grössten  Bedeutung. 

Als  die  Richtung  nicht  nur  der  KreuzzQge  sondein  auch 
der  Handelskaravanen  sich  nach  dem  Südosten  zu  den  fabel- 
haften Reichthümern  des  Morgenlandes  kehlte,  war  es  vor 
Allem  der  die  bayrischen  Lande  durchziehende  Lauf  der  Donau, 
an  welchem  Handel  und  Gewerbe  sich  niederliessen.  Die  grosse 
Blüthe  Regensbui*gs  im  XL,  XU.  und  XIU.  Jahrhunderte, 
welches  besonders  mit  dem  ganzen  slavischen  Osten  in  Ver* 
bindung  gestanden  und  in  Vielem  von  so  bedeutendem  Ein- 
flüsse auf  denselben  gewesen  war,  beruht  auf  der  eben  ange- 
deuteten Richtung  des  europäischen  und  deutschen  Handels. 

Als  im  Laufe  der  Zeiten  die  italienischen  Städtei-epubliken 
und  da  vor  Allem  Venedig  die  Rolle  der  Vermittler  zwischen 
dem  Morgenlande  und  Europa  an  ^ich  gerissen  hatten,  war  es 
wieder  das  heutzutage  bayrische  Gebiet,  welches  durch  seine 
Lage  berufen  war,  die  über  die  Alpen  herkommenden  Waaren- 
Züge  zuerst  aufeunehmen.  Die  zwei  bedeutendsten  Gebirgs- 
Strassen:  die  welche  von  Venedig  über  Verona,  Bozen,  Brixen 
und  Innsbruck  das  Gebirge  durchzog  und  bei  Füssen  endete 
und  die,  welche  über  Riva,  Chiavenna,  Chur  zum  Bodensee 
kam,  mündeten  auf  diesem  Gebiete.  Die  Städte  Lindau. 
Kempten,  Memmingen  u.  A.  verdanken  dieser  veiändeiten 
Richtung  des  Handels  ihren  Aufschwung;  am  meisten  aber 
beiiiht  auf  demselben  die  hohe  Blüthe  und  Macht  von  Nürn- 
berg und  Augslijirg  im  XIV.,  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte. 
Grossartig  war  die  gewerbliche  Thätigkeit  in  den  zwei  letzt- 
genannten Städten ;  neben  der  Leineweberei  Augsburgs  und  der 
Wollenweberei  Nürnbergs  sammt  allen  zugehörigen  Neben- 
gewerben gelangten  in  beiden  Städten  besondei-s  die  metallur- 
gischen Handwerke  zu  einer  sehr  grossen  technischen  Voll- 
kommenheit; auch  Holzarbeiten  jeder  Art  wurden  verfertigt. 
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die  LederverarbeitUDg  und  Anderes  wurden  auf  das  Lebhafteste 
betrieben.  Der  Nürnberger  Pfennwerth  (Tand)  war  in  ganz 
Europa  bekannt 

Von  Nürnberg  und  Augsburg  verbreiteten  sich  die  fremden 
und  einbeimischen  Waaren  nicht  bloss  über  Deutschland, 
sondern  auch  über  die  angränzenden  Länder  des  Ostens,  sowie 
über  Frankreich,  Holland  und  die  übrigen  Staaten  £ui*opa's. 

Leider  ging  die  Macht  und  das  Ansehen  der  Städte  des 
deutschen  Südostens  und  Südens  schon  am  Schlüsse  des 
XVL  Jahrhunderts  dem  Niedergange  entgegen  und  ebenso- 
wohl die  inneren  Verhältnisse  Deutschlands,  wie  die  Verände- 
iiingen  des  auswärtigen  Handels  trugen  daran  die  Schuld. 
Der  dreissigjährige  Krieg  vernichtete  den  grössten  Theil  dessen, 
was  noch  erhalten  geblieben  war.  Der  selbstständige,  fi-eie 
Eigenhaudel  der  Städte  vei'schwand  fast  ganz  und  zugleich 
verlor  die  gewerbliche  Thätigkeit  dei*selben  ihre  früher  so  grosse 
Verbreitung  und  Vollkommenheit^). 

So  kam  es,  dass  Bayern  im  XVHL  Jahrhunderte  in  Bezug 
auf  Gewerbe  und  Handel  auf  einer  nichts  weniger  als  hervor- 
ragenden Stufe  sich  befand  und  dass  seine  Bedeutung  für  den 
europäischen  Handel  und  seine  ausserordentliche  gewerbliche 
Entwickelung  fast  nur  zu  einer  historischen  Reminiscenz  ge- 
worden war.  Dieser  Umstand,  zusammen  mit  den  sonstigen 
politischen  Schicksalen  des  Landes  erklärt  es  aber,  dass 
das  Gewerberecht  in  Bayeiii  171)9  entarteter  war,  als  fast  im 
ganzen  übrigen  Deutschland. 

Die  Geschichte  der  bayrischen  Gewerbepolitik  von  1799 
bis  1868  zerfällt  nach  der  gewerblichen  Gesetzgebung  dieses 
Landes  äusserlich  in  fünf  Abschnitte,  deren  Gränzsteine  die 
Jahre  1825,  1834,  1853  und  1862  bilden.  Allein  es  schien 
nicht  gerathen,  diese  Eintheilung,  welche  nur  den  Voi*zug  hat, 
dem  Datum  der  einzelnen  Gesetze  genau  zu  folgen,  der  Dar- 
stellung ohne  Weiteres  zu  Grunde  zu  legen. 

Umfassende  Gewerbegesetze  im  strengen  Sinne  des 
Wortes  gibt  es  in  der  zu  betrachtenden  Periode  für  Bayern 
nur  zwei:  das  von  1825  und  das  von  1868;  1834,  1853  und 
1862  erschienen  bloss  Vollzugs  Verordnungen  zum  Gesetze  von 
1825.  Wie  die  Verhältnisse  standen,  konnte  lange  vor  1825 
derselbe  Zustand  der  gewerblichen  Rechtsverhältnisse  bestanden 
haben,  den  man  1825  durch  das  Gesetz  stabilisiren  wollte,  und 
ebenso  konnte  der  veränderte  Vollzug  des  Gesetzes  von  1825 
schon  geraume  Zeit  stattgefunden  haben,  ehe  die  Herausgabe 
der  betreffenden  neuen  Instmction  von  1834,  1853.  oder  von 
1862  veranlasst  wurde. 


M  Vd.  Johannes  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels,  Leipzig 
1^=19,  1.  Theü,  S.  65,  79,  85,  IOC  ff.;  2.  Theil,  S.  137,  141,  279,  282  Ä. 
find  paaaim. 
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In  Anbetracht  dessen  empfiehlt  es  sich  viel  mehr,  die 
Darstellung  der  Geschichte  der  bayrischen  Gewerbepolitik  nach 
dem  Eintritte  der  jeweilig  zu  praktischer  Bedeutung  gelangen- 
den gewerbepolitischen  Strömung  einzutheilen  und  wir  erhalten 
dementsprechend  nachstehende  vier  Perioden : 

1.  von  1799—1818,  die  Zeit  des  aufgeklärten  Despotismus, 
welche  fast  ganz  mit  der  Regieining  Montgelas'  (1799—1817) 
zusammenfällt; 

2.  von  1818—1830,  die  Zeit  des  Vorhen-schens  der  frei- 
heitlich-verfassungsmässigen  Strömung ; 

3.  von  1830  —  1855,  die  Zeit  der  Keaction  gegen  die  frei- 
heitliche Richtung  des  Gewerbegesetzes  und  der  Vollzugs- 
verordnung von  1825;  sie  erlangt  1834  auch  formell  die  Ober- 
hand und  erstarkt  in  Folge  der  Rückwirkung  der  Nothzeiten 
der  vierziger  Jahre  und  der  Bewegung  von  1848/49,  bis  sie  in 
der  Vollzugsverordnung  von  1853  ihren  Höhepunkt  erreicht; 

4.  von  1855  —  1868,  die  Zeit  des  allmählichen  Erstarkens 
und  Durchdringens  der  entschieden  freiheitlichen  Richtung, 
welche  in  der  Instruction  von  1862  den  ersten  bedeutenden 
Erfolg  erringt  und  1868  vollständig  obsiegt. 

Alle  unsere  historischen  Untersuchungen  beziehen  sich  nur 
auf  das  Königreich  Bayern  diesseits  des  Rheins,  da  in  der 
Rheinpfalz  während  der  in  Rede  stehenden  Periode  ununter- 
brochen volle  Gewerbefreiheit  herrschte. 

In  einem  besonderen  statistischen  Theile  soll  vei*sucht 
werden,  den  Erfolg  der  geschilderten  Massregeln  an  einigen 
gesellschaftlichen  Verhältnissen  darzustellen. 

1*    Die  KeformTersuche  des  aiifa;ekl&rten  Despotisma» 

von  1799  — 1818. 

Im  Jahre  1799  bestieg  in  Bayern  Max  Joseph  (seit  1806 
bis  1825  als  König  Max  I.)  den  Thron  und  stellte  an  die  Spitze 
der  Regierung  den  durch  Talent  und  Bildung  ausgezeichneten 
Maximilian  Grafen  von  Montgelas. 

Wir  wollen  mit  kurzen  Worten  den  Charakter  und  die 
Richtung  der  gesammten  Gesetzgebung  über  die  gewerblichen 
Verhältnisse  kennzeichnen,  welche  während  der  langen  Amts- 
thätigkeit  des  Ministei-s  Montgelas  (1799—1817)  für  Bayern 
ei-flossen  ist^). 


^)  y^.  hiezu  auch:  Perthes,  Deutschland  zur  Zeit  der  Revolution, 
I.  Theil,  iBayem;  dann  die  Artikel  von  Kluckhohn  Über  Bayern  unter  dem 
Ministerium  Montgelas  in  der  Augsb.  Ailg.  Ztg.  1875,  No.  127  —  153  und 
Gustav  von  Lerchenfeld,  Geschichte  Bayerns  unter  Max  Joseph  I.,  Berlin 
1854.  Die  übrigen  Werke  über  Geschichte  Bayerns  befassen  sich  fast  nur 
mit  der  äusseren  politischen  Geschichte;  so  insbesondere  Heinrich  Zschokke 
(Aarau  1821),  Wolf  (München  1833),  Söltl,  die  Witteisbacher  (Sulz- 
bach  1850). 


IL  1.  49 

Ein  Mann ,  der  es  nicht  scheute ,  mit  einem  Federstriche 
Jahrhunderte  langer  Entwickelung  Halt  zu  gebieten  und  der 
entschlossen  war,  das  von  ihm  regierte  Land  dahin  zu  bringen, 
dass  alle  bewegende  Kraft,  aller  Fortschritt,  aller  Gedanken  in 
der  Regierung,  in  ihm  sich  concentriren,  steht  Montgelas  an  der 
hervorragendsten  Stelle  des  Bildes,  welches  bei  der  Betrachtung 
der  gewerblichen  Verhältnisse  seiner  Zeit  vor  die  Augen  tritt. 
Im  Hintergrunde  sehen  wir  die  fliehenden  Gestalten  der 
Zttnfte  —  kaum  mehr  eine  Spur  ihi'er  ehemaligen  Kraft  und 
X'oitrefflichkeit  —  ganz  aufgezehrt  vom  Egoismus,  der  in  seiner 
höchsten  Blüthe  jedwede,  selbst  die  geringste  öffentlich-recht- 
liche Befugniss  des  Bürgers  als  ein  Privatrecht  mit  Beschlag 
belegt  und  erblich  zu  machen  sucht ;  ihnen  zur  Seite  die  vielen 
Missbräuche  und  Uebelstände ,  welche  unter  der  Regierung 
Carl  Theodors  (1777—1799)  und  seiner  Maitressen  und  Beicht- 
väter Oppig  emporgeschossen  sind. 

Auf  den  gesammten  socialen  Verhältnissen  Bayerns  lasteten 
dieselben  Fesseln,  wie  sie  allenthalben  in  Deutschland,  besonders 
in  den  Kleinstaaten,  vom  XVU.  und  XVIII.  Jahrhunderte  ttber- 
kommen  waren,  nur  dass  sie  in  Bayern,  eben  in  Folge  der 
letztvorangegangenen  elendesten  Regierung  noch   drückender 
als  anderwärts  geworden  wai*en.    Auf  dem  gewerblichen  Ge- 
biete herrschte  die  Unfreiheit  von  den  wichtigsten  Verhält- 
nissen angefangen  bis  herab  zum  kleinsten  Detail  —  von  den 
Bedingungen  des  Zutrittes  zum  Gewerbebetriebe  bis  zur  Frage, 
ob  der  Güitler  allein  hart  löthen  dürfe  oder  nicht.    Wohl  hatte 
man  bereits  früher  hie  und  da  begonnen ,  die  Macht  der  auto- 
nomen Zünfte  durch  den  Einfluss  der  Staatspolizei  bedeutend 
zu  massigen,  allein  über  Vei-suche  und  Anfänge  war  man  trotz- 
dem nicht  herausgekommen. 

Das  neue  bayrische  Staatsgebiet  setzte  sich  aus  den  ver- 
schiedensten Territorien  mit  der  verschiedensten  Gesetzgebung 
und  Verwaltnngspraxis  zusammen.  Es  war  nöthig,  hier  mit 
eiserner  Faust  durch^ugi'eifen,  Einheit  und  Klarheit  zu  schaffen, 
die  vei-alteten  Missbräuche  zu  beseitigen.  Auf  Schritt  und 
Tritt  waren  örtliche  überkommene  Gewohnheiten,  Lokal- 
pat  riotisrous»  ständische  und  Koiporationsrechte  den  Bestrebungen 
(ier  R^erung  im  Wege.  Gegen  sie  richtete  sich  die  ganze 
Energie  Montgelas'.  Und  wenn  er  daher  auch  nicht  darnach 
strebte,  dem  Individuum  die  freie  Bewegung  wiederzugeben, 
es  zu  einem  freiheitlichen  Bewusstsein  zu  wecken  oder  gar  ge- 
wisse Grundrechte  nach  der  modemen  Auffassung  anzuerkennen, 
wenn  er  in  erster. Linie  nur  bemüht  war,  sich  selbst  freie 
Hand  zu  schaffen,  damit  über  das  Wohl  und  Wehe  des  stumm 
ergebenen  Unterthanen  nach  dem  Rathschlusse  der  väterlichen 
Re^erung  ungehindert  entschieden  werden  könne,  —  das  wird 
sich  doch  nicht  leugnen  lassen,  dass  damals  in  Bayern  nui-  eine 
teste  und  unbeschränkte  staatliche  Gewalt  mit  dem  Mittelalter 

F«r««]ilA(*fi  (6)  n.  1.    Kahl.  4 
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aufräumen  konnte,  dass  die  Richtung  der  Montgelas^schen  Ge- 
Werbepolitik  eine  im  Allgemeinen  richtige  war.  Eine  ganz 
andere  Frage  aber  ist  es,  ob  die  ergriffenen  Mittel  zum  Ziel 
führten,  ob  Montgelas'  harte  Eingiiffe  planvoll  und  einheitlich 
waren,  ob  sie  desshalb  das  gewerbliche  Leben  so  förderten, 
wie  sie  es  hätten  thun  können.  In  dieser  Beziehung  wird  man 
Montgelas  weniger  Lob  spenden  können.  Er  griff  mehr  im 
Einzelnen  sporadisch  da  und  doit,  dann  und  wann  ein,  suchte 
hier  Veraltetes  zu  beseitigen,  dort  die  staatliche  Polizeigewalt 
zu  fördern,  als  dass  ihm  eine  einheitliche  gewerbliche  Reform 
vorschwebte  und  gelungen  wäre. 

Aber  immerhin,  total  andere  und  bessere  Zustände  als 
früher  hat  Montgelas  auch  auf  gewerbepolitischem  Gebiete  \v 
Bayem  geschaffen.  Er  hat  die  Selbstständigkeit  und  Polizei- 
gewalt  der  Zünfte  gebrochen  oder  beschränkt;  er  hat  sich 
gegen  die  Real-  und  radicirten  Gewerberechte  auf  das  ent- 
schiedenste gewendet;  er  hat  die  zu  weit  gehenden  Befugnisse 
der  Gnindherrschaften  in  gewerblicher  Beziehung  beseitigrt:  er 
hat  ein  einheitliches  Staatsbürgerrecht  in  Bayem  eingeführt 
und  durch  die  Anbahnung  des  gewerblichen  Concessionssystemf 
einer  bevormundenden  Regierung  die  Möglichkeit  verschafft, 
die  Engherzigkeiten  der  Zünfte  und  Gemeinden  zu  bekämpfen. 
Kui-z,  was  er  angestrebt  und  durchgeführt  hat,  erschien  im 
Ganzen  doch  als  eine  bedeutende  Erleichterung,  ja  als  der 
erste,  wenn  auch  unbewusste  Schritt  zur  Freiheit  Gar  balii 
nach  dem  Inslebentreten  der  Montgelas'schen  Reformen  wurde 
diese  Bedeutung  dei-selben  erkannt  und  von  den  fiHber  privi- 
legirten  Gewerbetreibenden  gefühlt.  Im  Jahre  1825  erklärte 
das  Gesetz  das  überkommene  Concessionssystem  offen  för  eine 
gewollte  und  für  nothwendig  erachtete  Uebergangsstufe  zur 
anzustrebenden  Gewerbefreiheit. 

Doch  gehe  ich  nunmehr  zum  Einzelnen  über.  Ich  ver- 
fahre dabei  nicht  chronologisch,  sondein  fasse  die  Reformen 
nach  gewissen  Gmppen  zusammen,  beginne  aber  mit  dem  Punkte, 
der  sowohl  historisch  als  sachlich  der  ei*8te  ist:  mit  dem  Kampf 
gegen  die  gewerblichen  Real-,  Zwangs-  und  Bannrechte. 

Derartige  Rechte  hatten  sich  fast  überall  in  Deutschlai^i 
entwickelt;  es  ist  bekannt,  dass  die  Frage,  was  mit  denselben 
zu  beginnen,  vielfach  Schwierigkeiten  bei  Einführung  der  Ge- 
Werbefreiheit  verursacht  hat;  ich  glaube  aber  kaum,  dass  clie<(e> 
Unkraut  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  Rechtsverhtitnisä^ 
irgendwo  so  üppig  gewuchert  hat  wie  in  Bayern,  ich  zweirle. 
dass  man  die  ganze  Entwickelung  irgendwo  so  deutlich  Obet- 
sehen  und  dai'zustellen  vei-suchen  kann,  und  dass  auch  die  er- 
wähnten Schwierigkeiten  mit  der  Abschaffung  dieser  Gerechtig- 
keiten in  anderen  Ländern  so  gross  waren  wie  in  Bayern, 
dem  wahrhaft  classischen  Lande  derselben. 

Der  ehedem  in  ganz  Deutschland  anerkannte  Satz  ;,Kun<t 
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erbt  nicht**  hat  sich  in  Bayern  bis  über  die.  Hälfte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  hinaus  in  voller.  Kraft  erhalten.  Eine 
Ausnahme  hievon  gestattet  das  bayrische  Landrecht  (1756), 
indem  es  zulässt,  gewisse  Gewerbe,  z.  B.  die  Bräuerei,  wegen 
(lc>r  hiezu  erforderliehen  Anlagen  als  auf  denselben  haftend 
anzusehen  0-  Dieselbe  ratio  hat  —  doch  dies  nur  nebenbei 
zur  Erklärung  —  Art.  4  des  Gewerbegesetzes  von  1825,  der 
bestimmt,  dass  den  Besitzern  „grosser  und  kostbarer  Gewerbe- 
Vor-  und  Einrichtungen"  bei  Nachweis  der  persönlichen  Fähig- 
keit die  Goncession  nicht  verweigert  werden  dürfe.  Durch  der- 
aitige  Bestimmungen  wird  die  ökonomische  Nothwendigkeit, 
die  dauernde  Rentabilität  derartiger  grosser  gewerblicher  An- 
lagen irgendwie  rechtlich  zu  sichern,  gesetzlich  anerkannt.  Zu 
einer  Zeit,  wo  die  Erlangung  der  Befugniss  zum  Gewerbe- 
betriebe vielfach  Gnadensache  war,  wäre  es  in  der  That  die 
grösste  gewerbepolitische  Verkehrtheit  gewesen,  von  der  Er- 
richtung industrieller  Unternehmungen,  die  ein  grösseres  fixes 
Kapital  erfordern,  dadurch  abzuschrecken,  dass  man  die  Be- 
willigung zum  Betriebe  nur  für  die  Person  des  ersten  Unter- 
nehmen ertlieilte.  Die  Zeit,  während  welcher  der  Gesammt- 
aufwand an  Kapital  im  Preise  des  Productes  hätte  vergolten 
werden  müssen,  wäre  in  diesem  Falle  mit  der  noch  wahrschein- 
lichen Lebenszeit  des  Unternehmers  identisch  gewesen^). 

In  dieser  ökonomischen  Nothwendigkeit  erblicke  ich  nun 
die  Wurzel  der  einen  Art  der  unperaönlichen  Gewerbegerechtig- 
keiten^  der  sog.  radicirten  Gewerbeberechtigungen.  Die  radicirte 
(iewerbegerechtigkeit  ist  nemlich  die  mit  dem  Besitze  einer 
unbeweglichen  Sache  verbundene  Befugniss  zum  Betriebe  eines 
bestimmten  Gewerbes.  Das  Becht  zum  Gewerbebetriebe  kann 
nur  zugleich  mit  dem  Immobile  veräussert  und  erwonben 
werden  *). 

Von  bei  weitem  verhängnissvolleren  Folgen  war  eine  zweite 
Ausnahme,  welche  das  bayrische  Landrecht  zuliess^);  mit 
obrigkeitlichem  Consense  durfte  nemlich  der  Inhaber  einer 
persönlichen  Gewerbebefugniss  sein  Recht  an  ein  zunftfähiges 
und  handwerkskundiges  Individuum  abtreten  (cediren).  Wenn 
auch  dieses  Veifügungsrecht  des  Inhabei's  nicht  als  Ausfluss 
eines  Eigenthumsrechtes  an  der  Gewerbegerechtigkeit  angesehen 
werden  sollte ,  wenn  auch  kein  Eaufschilling,  sondeiii  nur  eine 
^massige  Recognition^  gezahlt  wurde,  wenn  auch  die  cedii-te 
Hefugniss  schon  in  den  Händen  des  Cessionars  erlöschen  musste 


«)  BajT.  LdR.  ad  F.  V.  Cap.  27.  §.  21. 

*)  Tgl.  Ricardo.  Principles  of  political  economv  and  taxation,  Ch.  I.  4. 

*)  Vffl.  die  Dennitionen  in  der  anonymen  Schrift:  Gewerbepolizev  in 
H.'ivera  (Manchen  184^1  §§.  3  und  5;  daselbst  wird  auch  der  Eintheilung 
cl(>f  Gewerbe  in  persönlich-  und  realradidrte  Erwähnung  gethan,  allein  der 
Veriasaer  erklärt  dieselbe  für  unrichtig  und  unbegründet. 

•;  BajT,  LdR.  a.  a.  0. 
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und  dei*selbe  nur  allein,  ohne  Gesellen  und  Lehrlinge  sein 
Handwerk  ausüben  dui-fte,  so  war  doch  hiedurch  in  das  bisher 
unangefochtene  Princip  der  Personalität  und  des  öffentlichen 
Charakters  der  Gewerbebefugniss  eine  weite  Bresche  geschosst -: 
und  es  bestand  zwischen  diesem  beschränkten  Verfügungsrechtd 
des  Inhabei*s  und  zwischen  dem  späteren  vollen  Veräus$enln;:^- 
rechte  nur  mehr  ein  gradueller,  nicht  mehr  ein  generell^ i 
Untei-schied. 

Ich  sehe  hierin  die  Wurzel  der  zweiten  Art  der  unpersön- 
liehen  Gewerbogerechtigkeiten,  der  sog.  realen  Gewerberecht*-, 
das  ist  der  freiveräusserlichen  und  vererblichen  Befugnisse  znui 
Betriebe  eines  bestimmten  Gewerbes. 

Der  hochgesteigerte  Egoismus  und  die  vom  Hauche  zQnf:- 
lerischen  Kastengeistes  genährte  Exclusivität  der  Handwerks- 
meister sind  nun  der  fruchtbare  Boden,  welcher  diese  sch^acii^ 
Wui-zeln  aufnahm  und  sie  an  der  Sonnenwäime  einer  ven-ottelto 
Administration  zur  üppigsten  Entfaltung  brachte. 

Die  ebenerwähnten  sog.  Cessionen  wiederholten  sich  immrr 
mehr  und  mehr  und  immer  grösser  wurde  die  Zahl  jener  Ge- 
werbe, welche  als  ob  den  nothwendigen  Anlagen  haftend  gelten 
wollten.  Gar  bald  sahen  die  Zünfte  jede  Gewerbeberecbtigun« 
für  real  an. 

Die  Behörden  aber  ihrerseits  hielten  an  dem  gesetzlich 
immer  noch  geltenden  Grundsatze  der  Persönlichkeit  der  Hand- 
werksbefugnisse fest,  bis  es  in  dem  Streite  zwischen  dem 
Magistrate  und  der  Bürgerschaft  von  München  zum  unvermeid- 
lichen Zusammenstosse  kam.  Der  Magistrat  wollte  im  Jahre 
1767  die  Gewerbegerechtigkeiten  nicht  für  „erblich  und  ver- 
käuflich" anerkennen  und  trotz  der  Gegenvorstellungen  der 
Bürgei-schaft  behaiTte  er  auch  im  nächsten  Jahre  bei  dieser 
Ueberzeugung.  Da  übergab  1769  die  Bürgerschaft  eine  Be- 
schwerdeschrift an  die  kurfürstliche  Ministerialuntersuchun^- 
kommission,  welche  jedoch  die  Entscheidung  an  den  Magistmr 
zurückwies;  dieser  stellte  neue  Berathungen  an  und  das  R^ultar 
derselben  war  schliesslich  der  sog.  Münchner  Bürgerveiigleich. 
durch  welchen  der  Magistrat  die  Realität  und  Erblichkeit  der 
Gewerberechte  vollständig  anerkannte^). 

Der  Bürgervergleich  war  kein  Gesetz  und  erhielt  auch  iu 
der  Folge  nicht  die  Bestätigung  des  Kurfürsten  und  doch  wiir 
mit  ihm  die  Realität  der  Gewerberechte  entschieden.  Es  war 
bedeutungsloses  Festhalten  an  Foimen,  deren  Inhalt  aufigegeheri 
worden  war,  wenn  man  von  „Cession  und  Recognition*"  statt 
von  Verkauf  und  Preis  redete,  und  nicht  mehr  will  es  heissen. 
dass  selbst  noch  am  20.  März  1783  ein  kurfürstliches  Mandat 


>)  Vgl.  A.  Schlichthörle,  die  Gewerbebefugnisse  von  München,  2  Bdt-. 
Erlangen  1845;  das  Werk  enthUt  eine  histor.  Darstellung  der  Befagois^f 
jedes 'einzelnen  Gewerbes  in  Manchen;  dazu  Reitmayer  a.  a.  0. 
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die  PereÖDÜchkeit  der  Gewerbebefugniss  betonte.  Den  Gipfel- 
punkt eiTeichte  diese  Entwickelung  in  den  späteien  Regierungs- 
jahren Carl  Theodoi-s  (1777—1799).  Die  grösste  Zahl  der 
Zönfte  war  geschlossen  —  alle  Gewerbsbefiigniss  real  —  und 
so  konnte  man  in  der  That  auf  keine  andere  Weise  in  die 
Zunft  eindringen  als  mit  voller  Börse  als  Käufer  oder  höchstens 
noch  an  der  Hand  einer  Meisterswittwe. 

Dies  war  ein  Zustand,  wie  ihn  der  extremste  Verfechter 
des  Gewerbezwanges  nur  träumen  konnte:  die  Absatzgebiete 
sor^'fältig  abgesteckt,  die  Zahl  der  Zunftgenossen  geschlossen 
und  dazu  die  strengste  Verfolgung  aller  unzünftigen  Arbeit, 
gepaart  mit  neidischer  Achtsamkeit  auf  jeden  Eingriff  durch 
^litglieder  anderer  verwandter  Zünfte.  Twtzdem  ertönten  von 
allen  Seiten  die  bittersten  Klagen  über  den  traurigen  Zustand 
der  Gewerbe  und  über  das  schlechte  Fortkommen  der  Meister. 
Was  nützte  doch  die  Abgeschlossenheit  des  Handwerks,  wenn 
eben  sie  jeden  Aufschwung  der  Kunstfertigkeit  und  den  be- 
fruchtenden Eifer  lahmlegt,  wenn  die  Regierung  die  Einfuhr 
billiger,  unter  weit  besseren  Verhältnissen  producirter  Waaren 
nicht  absolut  unterdrückte  und  wenn  sie  anfing  immer  häufiger 
Fabriken  zu  concessioniren ,  welche  in  ihrer  Production  ganz 
unbeschränkt  waren. 

Derartige  durchgieifende  Beschränkungen  verlangen  auch 
im  Namen  der  daniiederliegenden  Gewerke  die  gleichzeitigen 
Schriftsteller,  denen  dieser  Zustand  viel  Kummer  veiursachte. 
Sil  eifert  insbesondere  Pelkhoven^  für  die  Beibehaltung  des 
starrsten  Zunftzwanges  und  für  das  Verbot  der  Ausfuhr  roher 
und  der  Einfuhr  fertiger  Producte,  wenn  nicht  Alles  zu  Grunde 
L'ohen  solle.  Als  Beleg  des  Verfalles  der  Zünfte  führt  er  ohne 
Auirabe  von  Quellen  und  von  weiteren  Vergleichszahlen  die 
Zirtei-n  an,  welche  ich  in  nachstehender  Tabelle  verwendet  habe: 

Gewerbe  in  München: 

i.  J.  Bäcker,  Fleischer,  Schneider,  Schuster,  Schmiede,  Tischler, 
lt>18       70  56  118  57  24  41 

ir,:«      67  50  90  62  16  37 

If.-K»      65  84  04  50  13  21 

17S2       54  65  108  68  8  31=^). 

A  ehnlich  klagt  mit  endlosem  „Heraweh"  Stuhlmüller  ^) :  Bayern 
«i  eben  ein  Land,  das  nicht  ausführen  könne,  daher*  dürfe 
'S  auch  nicht  einführen.  GränzspeiTe  durch  Zoll  nach  Aussen 
ind  Sorge  fQr  wohlhabende  tüchtige  Bürger  durch  Beschränkung 

*)  J.  N.  Freiherr  v.  Pelkhoven,  über  die  Gewerbe  in  Bayern ,  Mün- 
hen   1818. 

'>  Vgl.  auch  die  historische  Skizze,  welche  Min.-Rath  Braun  im  Land- 
Li>?(^  bei  der  Debatte  über  die  Realrechte  gegeben  hat;  Session  1866/9, 
i.  lU  S.  159  sq. 

*;  s.  EinL  Anm.  32. 
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der  Gewerbetreiheit  im  Innern  müsse  daher  die  Losung  der 
Gewerbepolitik  sein. 

Neben  diesen  zu  solcher  Stanheit  ausgearteten  Ke- 
schränkungen  der  Gewerbsthätigkeit  —  ich  meine  die  unpei-s^:- 
lichen  Gewerberechte  —  gab  es  aber  noch  Zwangsinstitutionei«. 
welche,  wiewohl  auf  ganz  verschiedener  Grundlage,  zumeist  aii* 
dem  Hörigkeitsverhältnisse  ruhend,  mit  den  vorgeschilderten  / . 
einem  hai'monischen  Ganzen  sich  vei-einigten.  Das  sind  <  • 
Zwangs-  und  Bannrechte. 

Das  Zwangs- (Bann-)  Recht  ist  die  mit  dem  Besitze  ein' 
unbeweglichen  Sache  verknüpfte  Berechtigung  zur  ausschließ- 
lichen Production   oder   Vertrieb   einer  Sache  in   einem   i  - 
stimmten  Territorium,  welcher  die  Verpflichtung  der  Bewohi  • 
dieses   Territoriums   entspricht,   bei    dem    ausschliesslich   1'- 
rechtigten  die  betreffende  Sache  oder  Arbeit  machen  zu  las>f 
oder  die  Waare  abzunehmen^). 

Es  sei  gestattet,  in  Kürze  das  Verhältniss  zu  erörtern,  >. 
welchem  die  Zwangsrechte  zu  den   unpersönlichen   Getrerr- 
gerechtigkeiten  stehen.    In  beiden  Fällen  hat  der  Berechti-: 
die  Befugniss  zu  irgend  einer  Art  von  Production   oder  Vir- 
trieb auf  einem   bestimmten  räumlichen  Gebiete.    Allein  <i'. 
wichtige  Untei-schied  ist  der,   dass  bei  dem  Zwangsrechte  li 
Berechtigung  eine  viel  intensivere  war,  als  bei  den  realen  u: 
radicirten  Gewerberechten.    Das  Bedtirfniss,  welches  die  Fr 
ductions-  oder  Vertriebsthätigkeiten  des  Berechtigten    zu  \  - 
friedigen  bestimmt  waren,  brauchten  die  verpflichteten  Gebiet.- 
bewohner  in  keinem  Falle  zu  haben,  geschweige  denn  zu  l : 
fiiedigen.    Wollten  aber  die  Bewohner,  z.  B.  eines  ländlio^^ 
Gebietes,  wo  ein  Zwangsrecht  bestand,  das  existent  gewordt^: 
Bedürfniss  befriedigen,  dann  mussten  sie  sich  unter  allen  V\ 
ständen  an  den  Besitzer  dieses  Rechtes  wenden.    Die  Be^oh; 
hingegen  eines  Gebietes,  in  welchem  realberechtigte  Gewer  ^ 
leute  ausschliesslich  befugt  waren,  z.  B.  einer  Stadt,    hat:   i 
bei  diesen    letzteren  die  Befriedigung  ihres  Bedürfnisses   ti  i 
dann  zu  suchen,   wenn  sie   1)  nicht  durch  eigene  hftuslir  i 
Production  sich  behelfen  wollten,  was  die  Zunftstatuten  in  <i  i 
Regel  nicht  verwehrt  hatten  —  und  wenn  sie  nicht  2)  \<  i 
aussenher  das  betreffende  Product  beziehen  wollten. 

Solcher  Zwangsrechte  bestanden  nun  in  Bayern  am  Kr  l 
des  XVIII.  Jahrhundei-ts  eine  Unzahl;  die  bedeutend^t- 1 
waren  der  Bierzwang  und  der  Mühlzwang. 

So  war  in  Stadt  und  Land  die  gewerbliche  Pi^oduo:  i 
und  der  gewerbliche  Verkehr  in  die  Bande  der  unpei-sönlicJ » I 
Gewerbegerechtigkeiten  und  der  Bannrechte  geschlagen,  u  I 
dieser  Zustand  war  es,  den  Montgelas  vorfand;  ihn  zu  beseiti;: 


^)  Vgl.  auch  die  Erörterunffen  Qber  dieselben  in  Gerber,   STStcni 
deutschen  PriTatrechtes,  13.  Aufl.  1878,  S.  418,  Anm.  3,  dann  auch  8  44v 
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und  sich  freie  Bahn  zu  schaffen,  war  sein  ei*stes  Bestreben. 
Wohl  waren  bereits  am  Schlüsse  des  XVIII.  Jahrhunderts 
pei*sönliche  Concessionen  zu  Fabriken  und  Privilegien  ertheilt 
worden,  allein  diese  Verleihungen  ei*scheinen  neben  den  zahl- 
losen Real-  und  Bannrechten  als  vereinzelte  Fälle.  Zu  all- 
^'emeinen  durchgi-eifenden  Massregeln  sollte  es  ei-st  1804 
kommen.  In  diesem  Jahre  hob  eine  churf.  Verordnung  0  » allen 
Zunftzwang  der  inländischen  Gewerbe  gegeneinander^  auf,  das 
heisst  mit  vei^standlicheren  Wollen:  die  ausschliessliche  Be- 
rechtigung der  Gewerbsleute  irgend  eines  Bezirkes  für  diesen 
Bezirk  wurde  abgeschafft.  Demgemäss  durfte  nunmehr  jeder 
Müller  für  Bewohner  fremder  Gerichtsbezirke  mahlen,  ohne 
dass  der  auswärtige  Kollege  gegen  ihn  mit  Erfolg  hätte  auf- 
treten können,  und  Jedermann  duifte  sich  in  seinem  Hause 
Thüren  und  Schlösser  von  fremden  Tischlem  und  Schlossern 
mit  Umgehung  der  Ortshandwerker  machen  lassen'). 

Auch  der  Bierzwang,  in  Bayern  vielleicht  der  wichtigste 
aller  Bannrechte,  wui*de  durch  eine  Special  Verordnung  ^)  beseitigt 
Die  hieraus  folgende  allzugrosse  „Unabhängigkeit''  der  Wirthe 
machte  die  Regierung  für  das  Wohl  und  die  Ruhe  des  Volkes 
besorgt  und  sie  entschloss  sich  demnach  zu  der  gewiss  bil- 
ligen Bestimmung,  auch  den  Bierbrauern  den  Minutoverschleiss, 
d.  h.  den  Ausschank  des  Bieres  zu  gestatten,  damit  dieselben 
auf  den  Preis  desselben  zu  Gunsten  des  Publikums  einwirken 
könnten  ^).  Für  den  Verlust  ihres  gesichelten  Absatzes  erhielten 
die  Brauer  keine  Entschädigung,  dafür  aber  durften  sie  ja  mit 
<len  Wirthen  in  einer  den  letztei*en  gewiss  sehr  unbequemen 
Weise  concurriren  ^).  Jeder  Wirth  daii  von  nun  an  beide  Alten 
von  Bier  (Weiss-  und  Braunbier)  verschleissen,  ja  er  soll  sogar 
mit  beiden  versehen  sein®). 

An  gewissen  Oiten  bestand  -  das  Gesetz  sagt  vermeint- 
lich —  das  ausschliessliche  Recht  einzelner  Wirthe  zur  Ver- 
legung feierlicher  Hochzeiten;  eine  Verordnung  für  das  Bam- 
berg'sche  ^)  erklärt  dasselbe  für  ganz  und  gar  nichtig,  wie  dies 
>chon  früher  auch  für  die  übrigen  Landestheile  verordnet 
worden  war.  Dieses  Recht  war  gewiss  eines  der  eigenthüm- 
lichsten  und  am  meisten  charakteristischen. 

Die  Branntweinbrenner  hatten  ein  ausschliessliches  Recht  — 
man  könnte  es  ein  Vorkaufsrecht  nennen  —  auf  die  Ueberlas- 
sung  der  Bräuabfälle  von  Seite  der  Bräuer;  es  fiel  ohne  Ent- 

*\  RBl    S    298 

"")  Vgl.  die  Vdg.  v.  1809,  S.  1329  RBl,  welche  den  angeführten  Grund- 
bAtz  wegen  noch  bestehender  Missbrftnche  einschärft. 
*)  Vdg.  V.  1805,  S.  5  RBl. 

^  Vdg.  V.  1^07  f&r  das  Bamberg'sche,  S.  1371  RBl. 
-)  Vdg,  T.  1805,  S.  434  RBl. 
*)  Vdg.  V.  1807,  S.  1492  RBl. 
h  RBL  T.  1807,  S.  946. 
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Schädigung^).  Auch  den  Aerzten  und  Chirurgen  wurde  d 
ausschliessliche  Recht  zur  Behandlung  der  Patienten  ihr«:^ 
Wohnortes  genommen  und  erklärt,  dass  jeder  approbirte  Arzt 
und  Chirurg  überall,  wohin  er  gerufen  werde,  seine  Kunst  fiben 
könne  ^). 

Auf  diese  ziemlich  radicale  Weise  wurde  mit  den  Bann- 
rechten  und  mit  der  öillichen  Ausschliesslichkeit  der  Gewerbe- 
befugniss  aufgeräumt. 

Mit  nicht  dem  gleichen  Nachdnick  wurde  der  Kampf  gejiei. 
die  realen  und  radicirten  Gewerbe  erö£fnet.  Eine  im  Ganzen 
doch  conservative  Regierung  musste  Ai^stand  nehmen,  pan/ 
unvermittelt  Rechte  aufzuheben,  die  zumeist  „wohlerworben* 
und  noch  so  eng  mit  dem  wirthschaftlichen  Zustande  der  Ge- 
sellschaft verwachsen  waren.  Das  vielgeschmähte  Gesetz  vom 
5.  December  1804^)  vermeint  bescheiden,  nicht  weiter  gehen 
zu  sollen,  als  dem  Umsichgreifen  dieses  Uebels  „wenigstens  für 
die  Zukunft  Schranken  zu  setzen'*,  wiewohl  es  von  der  Möir- 
lichkeit  eines  Regulatives  „über  die  Vergangenheit  mit  Schonun:: 
der  daraus  hergeleiteten  Privatrechte''  spricht. 

Es  sollen,  so  verordnet  das  Gesetz,  von  nun  an  kciiiv 
anderen  als  pereönliche  Gewerbegerechtigkeiten  verliehen  werden 
und  immer  streitet  die  Vennuthung  für  die  Personalität;  die 
gegentheilige  Behauptung  ist  daher  zu  beweisen.  Nur  Gewerbe, 
deren  Ausübung  nach  der  Natur  derselben  mit  besonders  dazu 
eingerichteten  Häusern  verbunden  ist,  nemlich  Brauereien 
oder  Mühlen,  dürfen  als  radiciite  Gewerbe  verliehen  werden. 
Die  bestehenden  realen  und  radiciilen  Rechte  werden  ferner- 
hin nur  dann  als  solche  anerkannt,  wenn  sie  sich  zur  Zeit  der 
Erlassung  dieser  Verordnung  in  der  Hand  eines  Besitzen  be- 
finden, der  sie  titulo  oneroso  erworben  hat;  sonst  fallen  sie 
bei  ihrer  Erledigung  der  Obrip^keit  zur  Verleihung  anheim. 

Allein  auch  die  nach  dieser  Decimimng  verbleibenden 
unpersönlichen  Gewerbeperechtigkeiten  büssen  sehr  viel  von 
ihrer  Gleichheit  mit  Privatrechten  ein.  Sie  dürfen  1)  nur 
an  gewerbskundige  Personen  veräussert  werden  und  2)  jexlf 
Art  von  Cession,  Belastung  oder  Veräussenmg  bedarf'  zu  ihrer 
Giltigkeit  der  Genehmigung  der  Behörde,  welche  dabei  ins- 
besondere den  Nahrungsstand  des  Alienanten  zu  berücksichtigen 
hat;  doch  nicht  genug  daran,  es  wurde  3)  auch  der  Preis  iler 
Veräussemng  nicht  dem  freien  Uebereinkommen  der  Paiteien 
überlassen,  sondern  für  denselben  ein  Maximum  in  der  Höhe 
jenes  Entgeltes  festgestellt,  das  der  Besitzer  selbst  seiner  Zeit 
für  das  Realrecht  gezahlt  hatte.  Nur  demjenigen,  welchem 
die  Gerechtigkeit  früher  oder  später  durch  Erbgang  zufallen 


*)  Vdg.  V.  1812,  S.  483  RBl. 
*}  Vdg.  y.  1808,  S  1389  RBl. 
')  RBl.  V.  1805,  S.  45. 
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würde,  darf  sie  auch  abgesehen  von  der  ersten  und  dritten 
Bedingung,  aber  unter  Abschluss  eines  Alimentatiousvertrages 
früher  abgetreten  werden 

Zum  Schlüsse  verordnet  das  Gesetz,  es  sei  von  den  Be- 
hörden binnen  einer  halbjährigen  Frist  eine  Tabelle  (Kataster) 
aller  Gewerbe  zu  verfassen,  darin  deren  Besitzer,  so  wie  die 
Natur  derselben  (ob  personal  oder  real)  aufzunehmen  und  bei 
der  letztgenannten  Kategorie  auch  der  letzte  Kauf-  oder  An- 
schlagspreis zu  bemerken. 

Es  ist  leicht  zu  begreifen,  dass  dieses  Gesetz  keine  geringe 
Aufregung  hervorb;*achte ,  denn  es  waren  nicht  einzelne,  be- 
sondere Bevoraugte,  welche  hiedurch  betroffen  wurden,  sondern 
der  grössere  Theil  des  bayrischen  Gewerbestandes.  Dass  der 
AVidei-stand,  der  demselben  entgegengesetzt  wurde,  ein  heftiger 
war,  beweisen  schon  die  vielfachen  Nachtragsverordnungen, 
durch  welche  dasselbe  eingeschärft  und  ergänzt  werden  musste. 
So  z.  B.  eine  Verordnung  von  1807*),  welche  sich  gegen  die 
(ierichtöbehörden  kehrt,  weil  dieselben  —  als  ob  nichts  vor- 
gefallen wäre  —  die  Gewerbegerechtigkeiten  immer  noch  als 
Kxecutionsobjecte  zur  Veräusserung  bringen  Hessen.  In  ähn- 
licher Weise  betont  ein  Gesetz  von  1807*)  die  Pei-sönlichkeit 
der  aus  der  Verleihung  hervorgehenden  Befugniss.  „Oede 
liegende"  das  ist  freiwillig  aufgegebene  oder  durch  fünf  Jahre 
nicht  betriebene  Gewerbegerechtigkeiten  fallen  der  Obrigkeit 
anheim  und  dürfen  nicht  etwa  von  einer  Zunft  weiterverkauft 
werden^).  Wie  sehr  die  Tendenz,  aus  jeder  Befugniss  sofort 
eine  erbliche,  veräusserliche  und  ausschliessliche  Gerechtsame 
zu  machen,  damals  überhand  genommen  hatte,  erhellt  auch 
aus  der  dem  Gesetzgeber  sich  aufdrängenden  Nothwendigkeit, 
ausdrücklich  zu  verordnen,  dass  aus  dem  Gebrauche  der 
Münchner  Metzger -Freibänke  kein  Recht  der  ebengenannten 
Gattung  hei-vorgehe,  sondern  dass  deren  Benutzung  gegen 
Entrichtung  des  Bankzinses  Jedermann  freistehe^). 

Mit  diesen  ganzen  Massregeln  gegen  die  realen  und  radi- 
cirten  Rechte  war  an  einem  kranken  Baume  gerüttelt;  aber 
er  war  nicht  entwurzelt  Ja  es  waren,  wie  Reitmayer  einwirft, 
diese  Rechte  durch  das  Gesetz  von  1804  zum  erstenmal  ge- 
setzlich, durch  das  geschriebene  Recht  anei^kannt.  Mag  also 
Mrmtgelas  der  Ruhm  bleiben,  dass  man  bis  1868  nicht  wieder 
wafiie,  diesen  Punkt  so  energisch  anzufassen,  der  Vorwurf  bleibt 
ihm  nicht  erepart,  dass  es  eine  halbe  Massregel^  blieb,  die  von 
<lurchgreifendem  Erfolg  nur  gewesen  wäre,  wenn  auf  diesem 
Boden  bald  fortgebaut  worden  wäre. 

«I  RBl.  S,  1087. 

*)  Rbl.  .S.  .'>23  über  die  Competeoz  bei  Gewerbe verleihuDgen. 

*)  Vdg.  V.  1811,  S.  12  RBI. 

M  Vdg.  V.  1805,  S.  616  RBl. 
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Erfolgreicher  war  die  Reform  in  Bezug  auf  das  Nieder- 
lassungswesen.  — 

Jedes  gewerbepolitische  System,  sei  es  nun  Freiheit  sei 
es  Zwang,  steht  und  fallt  mit  der  Niederlassungsgesetzgebung 
Die  Freizügigkeit  ist  eine  „unzertrennliche  Schwester'^  oder, 
um  genauer  mit  Schaeffle  zu  sprechen,  ein  praktisches  Supple- 
ment  der  Gewerbefreiheit;  denn  was  nützt  die  abstracte  Be* 
fugniss,  jedes  Gewerbe  wie  immer  betreiben  zu  dürfen,  wenn 
diese  Freiheit  sich  nur  auf  den  winzigen  Umkreis  eines  Städt- 
chens oder  eines  Dorfes  erstreckt;  und  wozu  dient  die  Freiheit, 
allei*wärts  sich  ansässig  machen  zu  können,  wenn  dem  Einzelnen 
nicht  erlaubt  ist,  sich  auch  zu  ernähren.  Mit  Recht  sa^'t 
Hildebrand :  „Freizügigkeit  ohne  Recht,  an  jedem  Orte  Gewerln: 
zu  üben,  würde  nur  zu  einem  Privilegium  der  Kapitalisten 
werden,  die  Grundeigenthum  erwerben  oder  von  ihren  Renten 
leben  können ,  und  Gewerbefreiheit  ohne  Freizügigkeit  würü€ 
ein  Privilegium  werden  für  Kaufleute  und  grosse  Unternehmer 
und  nicht  den  übrigen  Gesellschaftsklassen  zu  Gute  kommen/* 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  sich  die  Erkenntniss  dieses 
politischen  Grundsatzes  jedem  Staatsmanne  sehr  bald  aufdrängen 
wird  und  wir  sehen  auch  in  der  Geschichte  in  voller  Ueber* 
einstimmung:  Gewerbe-Unfreiheit  mit  ganz  beschränkter  Nieder* 
lassungsbefugniss ,  geringe  Gewerbefreiheit  mit  geringer  Frei- 
zügigkeit und  volle  Unbeschränktheit  auf  dem  gewerblichen 
Gebiete  mit  voller  Freiheit  der  Niederlassung  Hand  in  Hand 
gehen. 

Eine  neue  Ordnung  des  Gemeinderechts,  sowie  speciell 
des  Rechts  der  Niederlassung  war  in  Bayern  dringendes  Be- 
dürfniss;  die  ländlichen  Gemeinden  wurden  eben  damals  nach 
Emancipation  des  Bauernstandes  eigentlich  erst  geschaffen^  in 
den  städtischen  Gemeinden  heiTSchte  das  verschiedenste  Recht. 
Das  Gesetz  von  1808^)  suchte  eine  einheitliche  Ordnung  her- 
zustellen. Sein  allgemeiner  Charakter  konnte  nicht  zweifel- 
haft sein. 

Die  ganze  Tendenz  und  der  Charakter  von  Mont^el&s* 
absolutem  Beginn  liessen  es  nicht  zu,  den  neuen  Gemeinden 
einen  halbwegs  bedeutenden  Einfltiss  auf  die  Administration 
zuzugestehen  und  so  waren  dieselben  allenthalben  Werkzeuge 
der  Regierung. 

Heimathsrecht  und  Gemeindebürgerrecht  („Gemeindemit- 
gliedschaft'') scheiden  sich  schon  in  jenem  Gesetze,  wie  immer 
in  der  Folgezdit  von  einander,  —  ei-steres  als  Titel  zum  Auf- 
enthalte und  Armen  Verpflegung,  letzteres  nebstbei  als  Rechts- 
grund des  activen  und  passiven  Wahlrechts  u.  A.  Durch  Ge- 
burt, Bürgerrecht  oder  Verehelichung  erwirbt  man  den  An- 
spruch   auf  Armenvei-pflegung;    vollberechtigtes  Gemeindemit- 


0  RBl.  Yon  1808,  S.  2405  ff. 
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glied  wird  man  nur  durch  den  Besitz  eines  besteuerten  Ginn* 
des  oder  den  Betrieb  eines  besteuerten  Gewerbes.  Zur  Be- 
sorgung der  Armenpflege  sind  alle  Gemeinden  eines  Land- 
gerichtsbezirkes in  eine  gemeinsame  Assecuranz  vereinigt,  wozu 
jede  einen  verhältnissmässigen  Beitrag  zahlt  ^).  Die  Annen- 
pflege selbst  wurde  zur  Staatsanstalt  erklärt  und  ausdrück- 
lich hervorgehoben,  dass  die  damit  betrauten  Gemeindebe- 
aroten  als  Regierungsbeamte  anzusehen  seien  ^)« 

Auf  diese  Weise  wahrte  sich  die  Regieinng  nach  allen 
Seiten  hin  das  entscheidende  Wort :  insbesondere  jede  neue 
Niederlassung  auf  Grund  eines  Gewerbebetriebes  hieng  von  ihr 
ab,  denn  sie  ertheilte  die  Goncession,  soweit  es  sich  nicht  um 
unpersönliche  Gewerberechte  handelte,  und  das  Armenwesen 
lag*  in  ihrer  Hand ,  denn  sie  entschied  über  die  Höhe  der 
Armensteuern.  Uebrigens  musste  jeder  Gewerbetreibende,  er 
mochte  es  auf  Grund  königl.  Verleihung  oder  auf  Grund  von 
Realrechten  sein,  das  Bürgerrecht  in  der  Stadt,  die  er  be- 
wohnte, erwerben^). 

Mit  der  Schaffung  bäuerlicher  Gemeinden  unter  directer 
staatliclier  Leitung  vei-tingen  sich  die  hergebrachten  Rechte  der 
Grundobrigkeiten,  Gewerbsbefugnisse  zu  ertheilen,  nicht  mehr. 
Die  Regieining  entschloss  sich  zu  einer  vollständigen  Aende- 
rung,  indem  sie  in  den  Jahren  1807  und  1808  durch  drei  Ge- 
setze verordnete: 

1)  dass  den  Gnindherrschaften  die  Gewerbeverleihung 
oder  Uebertragung  nicht  mehr  zustehe; 

2)  dass  diese  Verleihung  oder  Uebertragung  auch  an  die 
unmittelbaren  Unterthanen  nur  durch  die  königl.  Be- 
hörden erfolge,  und  endlich 

3)  dass  den  PatrimoDialgerichten  nur  mehr  die  „niedere 
Gewerbepolizei'\  das  ist  die  Aufsicht  über  Mass  und 
Gewicht,  über  Märkte,  über  die  Einhaltung  der  Ge- 
werbegesetze und  nebstbei  die  Instruction  von  Ge- 
suchen um  Gewerbeverleihungen,  welche  von  den 
mittelbaren  Unterthanen  an  die  königl.  Behörden  ge- 
richtet werden,  in  Hinkunft  zustehen  solle*). 

Aber  nicht  bloss  der  Rittei*schaft,  auch  dem  Hofe  nahm 
die  Konsequenz  des  staatlichen  Standpunktes  seine  Sonder- 
rechte in  Bezug  auf  Gewerbe  Verleihung.    Die  sogenannten  Hof- 


')  §.  50  der  Instruction  für  Gemeindevorsteher  v.  1808 ,  S.  2431  RBl. 

*  Vdg.  T.  1808,  die  Armenpflege  betreffend,  S.  593  RBL,  welche  in 
XXXIV  Artikeln  genaue  Bestimmungen  über  den  Begriff  der  Armuth,  die 
Art  der  Versorgung  u.  s.  f.  trifft. 

»)  Vdg.  V.  1807,  S,  1850  RBl. 

*)  Vdg.  V.  1807,  S.  55  RBl.;  Vdg.  v.  1807,  S.  202  RBL:  organisches 
GeseU  Ober  Gntsherrschaften  t.  1818  No.  XLV  RBL,  Tit.  III,  $}.  24-31. 
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Schutzgewerbe  ^)  wurden  aufgehoben.  Es  wai'en  dies  Gewerbe- 
befugnisse, welche  nicht  auf  dem  gewöhnlichen  Wege,  sondern 
aus  landesheiTlicher  Gnade,  gewöhnlich  an  Hofbedienstete  ver- 
liehen worden  waren  und  ausschliesslich  für  die  Person  A&> 
Begnadigten  galten;  diese  hof schutzbefreiten  Gewerbeinhaber 
durften  ihr  Gewerbe  nur  auf  eigene  Hand  betreiben  und  weder 
Gesellen  noch  Lehrlinge  halten;  sie  standen  auch  nicht  im 
Zunftverbande. und  unter  der  bürgerlichen  Oilsobrigkeit ,  son- 
dern nur  unter  der  Landesbehörde*). 

Das  Recht,  Gewerbeconcessionen  zu  verleihen,  fasst«  die 
Regierung  nicht  etwa  als  eine  neue  Befugniss  auf,  die  sie  sich 
jetzt  ei*st  beigelegt  hätte.  Es  war  ja  auch  althergebrachte 
Gewohnheit,  dass  die  Territorialregierungen  solche  Concessionen 
ertheilten.  Sie  machte  nur  jetzt  ganz  andern  Gebrauch  von 
diesem  Rechte  und  sprach  es  in  den  Gesetzen  und  Verord- 
nungen, welche  die  Competenzen  der  Behörden  ordneten^), 
schlechthin  als  selbstverständlichen  Grundsatz  aus,  dass  nur 
auf  Grund  der  Verleihung  durch  staatliche  Behörden  ein  neuer 
Gewerbebetrieb  eröffnet  werden  dürfe.  Als  Zweck  des  Con- 
cessionssystems  wird  in  der  Verordnung  vom  5.  Januar  1807 
angegeben:  „die  Erhöhung  der  Wohlifahrt  der  Unteithanen 
durch  eine  regelmässige  Vertheilung  der  Arbeit.  Die  verschie- 
denen Ernährungszweige  sollen  in  ein  angemessenes  Verhältniss 
gesetzt  und  der  Zustand  der  Gewerbe  nach  einem  richtigen 
staatswirthschaftlichen  Systeme  geläutert  und  verbessert 
werden." 

Mag  man  nun  über  diese  Tendenzen  denken  wie  man  will, 
mag  man  diesen  Ausspruch  als  einen  vollständig  socialistischen 
bezeichnen;  das  lässt  sich  vom  Concessionssystem  nicht  leugnen, 
dass  es  gegenüber  der  privatrechtlichen  Auffassung  der  Ge- 
werbeverleihungen einen  grossen  Fortschritt  bildete.  Und  diese 
Auffassung  sass  den  Menschen  jener  Tage  so  fest  in  Fleisch 
und  Blut,  dass  man  z.  B.  ausdrücklich  erklären  musste,  dass 
durch  verbotenen  Betrieb  eines  Gewerbes  keine  Ersitzung  be- 
gründet werden  könne*).  Die  Ertheilung  von  Brauerconces- 
sionen  wuide  ausdrücklich  der  landesherrlichen  Bestätigunir 
vorbehalten  *). 

*)  Vgl.  Reitmayer,  Materialien,  S.  142  ff.  Ueber  das  Entstehen  dieser 
Hofschutzgewerbe  (Freimeister,  Hof  band  werker) ,  vgl.  Langsdorff  a.  a.  O. 
§.  ;J0,  S.  65  ff. 

»)  Vdg.  V.  1802  u.  1811,  No.  XLI  RBl. 

'')  Vdg.  V.  5.  Januar  1807,  die  Gewerbsverleihungen  der  Patrimonial- 
gerichte  betreffend,  RBI.  55  f.  und  Yde.  v.  16.  März  1807,  die  Gewerbs- 
Terleihnngen  betreffend,  RBl.  528.  Vgl.  noch  das  Gesetz  über  Guts- 
herrschaften  von  1808;  femer  die  Vdg.  v.  1812,  S.  1969  RBL,  welche  sagt, 
dass  nur  concessionirte  Gewerbsleute  produciren  dürfen. 

*)  Vdg.  V.  1805,  S.  509  RBl.,  Vdg.  v.  1811,  No.  XV  RBl. 

-)  Vdg.  V.  1811 ,  No.  XXXI  RBl. ,  vgl.  überhaupt  noch  Vdg. 
V.    1811,    S.    81    RBl.    und    v.    1805,     S.    645    RBl.;     dann    Vdg.    t. 
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lieber  die  Art,  wie  die  staatlichen  Behörden  das  Conces- 
sionssystem  handhaben  sollten,  erfolgten  zunächst  keine  beson- 
(leiii  Voi'schriften,  abgesehen  von  solchen  Anweisungen,  wie  sie 
z.  B.  das  Juden-Edict  von  1813  enthielt^),  das  die  Zulassung 
der  Juden  anordnete  und  daraufhin  Gegenstand  vielfacher  Be- 
schwerden und  Angriffe  gewesen  ist*).  Aber  der  Charakter 
der  Verwaltungspraxis  ist  trotzdem  klar  zu  erkennen.  Das 
Concessionssystem  wurde  gebraucht,  um  für  Rechtsgleichheit 
und  liberale  Niederlassung  gegen  Privilegien  und  Standesvor- 
urtheile  zu  kämpfen. 

Doch  nicht  bloss  zu  Beginn  des  Betriebes  —  bei  der  Ver- 
leihung —  griff  die  Regiei-ung  ein,  sondern  sie  nahm  das  Recht 
zur  „Au&icht  und  Leitung^'  alles  Gewerbebetriebes  in  Anspinich. 
Am  meisten  war  sie  um  die  Gewerbe  bekümmeil,  welche  leicht 
geraeinschädlich  werden  konnten ;  so  besonders  um  die  Tändler 
und  die  Schank-  und  Kaffeewirthe.  Die  ersteren  wurden  in 
der  schärfsten  Evidenz  geführt  und  waren  angewiesen,  die 
Bestimmungen  einer  eigens  erlassenen  Tändlerordnung  zu 
befolgen. 

Eine  Verordnung^)  über  Victualienpolizei  erkläit,  es  sei 
nach  den  bestehenden  Vei'ordnungen  Pflicht  der  Localpolizei, 
öftere  und  unvermuthete  Besichtigungen  und  Unterauchungen 
des  Brodes,  Bieres,  Fleisches  und  sonstiger  Victualien,  die  der 
Polizeitaxe  unterworfen  sind,  dann  des  Masses,  Gewichtes  und 
der  Elle  bei  den  concessionirten  Verkäufern  voraunehmen  und 
die  Contravenienten  mit  Confiscationen  und  Strafen  zu  belegen. 
Die  Verordnung  über  die  Aufstellung  von  Polizeiinspectoren 
in  München^)  ordnet  strenge  Controlle  daiüber  an,  dass  nur 
concessionirte  Gewerbsleute  produciren  und  nur  ungefälschte 
Waaren  nach  gutem  Masse  und  Gewichte  verkaufen. 

Vor  Allem  wurde  das  althergebrachte  obrigkeitliche  Tax- 
wesen von  der  Montgelas^schen  Regierung  als  ein  Gegenstand 
angesehen,  dem  sie  ihre  besondere  Sorgfalt  zuzuwenden  habe. 
Sowohl  der  Preis  der  Producte,  als  der  Arbeit  wurde  ge- 
regelt *). 


le^O"^,  S.  1538  RBl.  über  das  Boten-  und  Lohnrösslergewerbe,  dessen  Be- 
trieb leicht  mit  dem  königl  Postrc^l  in  Kollision  gerathen  konnte  and 
daher  nur  von  Postbehörden  bewilligt  wurde;  über  denselben  Gegenstand 
auch  die  Vdg.  v.  1815,  S.  363  RBl. 

')  Vdg.  V.  1818,  RBL  S.  39. 

')  Uefier  die  Verhältnisse  der  Juden  in  Bayern,  vgl.  Rudhart,  aber  die 
Gewerbe,  den  Handel  und  die  Staatsverfassung  Bayerns,  2.  Th.,  S.  67  ff. 
bis  89. 

•)  Vdg.  ▼.  1808,  8.  2558  RBL 

*)  Vdg.  V.  1812,  S.  1969  RBL 

h  Vgl.  das  cnurpfahebayrische  Landrecht  vom  Jahre  1606,  IV. 
Tit  XXVII  betreffend  Brod  (S.  322  ff) ,  Tit.  XXVllI  betreffend  Fleuch 
i.S.  331  ff.),  Tit  XXSJn  betreffend  die  Festsetzung  der  ArbeiUlöhne  bei 
Zimmerleaten,  Maurern  u.  dgL 
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Die  Brau-Industrie,  vom  Einkaufe  des  Rohstoffes  an  bis 
zum  EleiDvei-schleisse  des  Bieres  herab,  ist  der  eigentliche 
Tummelplatz  der  Taxation;  Biersätze  erhielten  sich  lan^e  un- 
angetastet, nachdem  man  auf  anderen  Gebieten  schon  der 
freien  Concunenz  hatte  die  Zügel  schiessen  lassen.  Das  Streben 
der  Regierung,  jedem  Producenten  auf  Heller  und  Pfennig  nach 
allgemeinen  Schablonen  seine  Productionskosten  vorzureebnen. 
ihm  einen  bestimmten  Gewinn  auszumessen  und  danach  die 
Taxe  zu  bestimmen,  tritt  am  deutlichsten  zu  Tage  in  dem 
gi'ossen  Gesetze  von  1811  über  den  Biei-satzM. 

Es  ist  dieses  Gesetz  sammt  allen  seinen  Nachträgen  viel- 
leicht einer  der  interessantesten  und  schlagendsten  Beweise 
dafür,  wie  schwierig  es  ohne  lauter  in  der  Luft  stehenden 
Fiktionen  ist,  solche  Bestimmungen  nicht  nur  in  der  That  auf- 
recht zu  erhalten,  sondern  sogar  sie  zu  erlassen,  und  wie 
ungeheuer  der  Verordnungs-  und  Aufsichtsapparat  sich  zu  die» 
sem  Zwecke  gestalten  muss '). 

Zur  Berechnung  und  Bemessung  des  Biersatzes  weitlen 
vor  Allem  districtsweise  die  Productionskosten  berechnet  und 
zwar  der  Art,  dass  fixe  und  veränderliche  Grössen  zu  Grunde 
gelegt  werden ;  jene  als  constante,  für  längere  Zeit  festgestellte 
Preisfactoren,  diese  nach  den  jeweiligen  Schwankungen  ver- 
schieden. Gerate  und  Hopfen  sind  fest,  alles  Uebrige  variabel. 
—  Zu  den  also  berechneten  Productionskosten  wird  als 
„Mannsnahrung''  des  Bräuera  1,74  Pf.  per  Mass  zugeschlagen, 
hiezu  noch  der  Malzaufschlag  addirt  und  die  Summe  ergibt 
den  Fabrikpreis  des  Bieres.  Zu  diesem  „Ganterpreis^*  darf 
schliesslich  der  verachenkende  Wirth  2  Pf.  per  Mass  als 
Kostendeckung  und  Gewinn  zuschlagen. 

Wir  wollen  nun  zugeben ,  dass  in  Folge  der  angedrohten 
Strafen  diese  Siltze  nicht  überschritten  wurden;  es  ist  auch 
die  Controlle  durch  Behörde  und  Oeifentlichkeit  ziemlich  leicht : 
ich  glaube  selbst,  dass  die  Erzielung  eines  höheren  Preises 
von  den  Producenten  kaum  versucht  worden  sein  wird,  um  so 
weniger,  als  sie  durch  Verschlechterung  der  Qujdität  sich 
schadlos  halten  konnten.  Dessen  war  sich  der  Gesetzgeber 
wohl  bewusst  und  es  war  nichts,  als  ein  consequentes  —  ich 
möchte  sagen  —  Fortgerissenwerden  auf  der  schiefen  Ebene 
des  Zwanges  (durch  Taxation),  wenn  die  einzelnen  Rohstoffe 
nach  Qualität  und  Quantität  auf  das  Genaueste  bestimmt 
worden  sind  3). 

0  Sein  Titel  lautet:  „Vdg.  die  künftige  Regulirung  des  Bienatzes  im 
Königreich  Bayern  und  die  Verhältnisse  der  Brauer  zu  den  Wirtben  sowohl 
unter  sich  als  zu  dem  Publicum  betreffend**,  RBl.  1811,  S.  617. 

^)  Im  Allg.  vgl.  über  das  Taxwesen  Röscher,  Grundlagen  §.  114;  über 
das  Brautaxwesen  den  Art.  über  die  ba}T.  Bierpolizei  von  Gerstner  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  1859;  ferner  Bemoulli  a.  a.  0.  S.  49,  der  alles  Tax- 
wesen  verdammt. 

»)  Vgl.  Tit  a  Art  3  der  cit.  Vdg. 
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Aber  es  war  doch  wohl  das  drückende  Bewussteein  von 
der  Unzulänglichkeit  der  Strafandrohungen,  welches  den  Gesetz- 
geber zu  einer  heilsamen  Inconsequenz  bewog;  mitten  in  dem 
Systeme  der  Verkehrsbeschränkungen  ward  an  die  Wohlthaten 
der  freien  Concuirenz  appellirt  und  gestattet,  dass  Bräuer  und 
Wirthe  das  voi-schriftsm'assig  gebraute  Bier  auch  unter  dem 
Satze  verkaufen  dürften.  Die  Motivirung  dieser  Bestimmung 
erinnert  in  der  That  sehr  an  die  Lehre  der  neueren  National- 
ökonomie von  der  Seltenheits-  und  Fortschrittsprämie  ^). 

Der  Preis  des  Ochsenfleisches  wurde  ebenfalls  regulirt; 
alle  Stftdte  Bayerns  wurden  nach  Grössen-  und  Feuerungsver- 
hÄltnissen  verzeichnet,  etwa  so  wie  man  dies  später  bei  Be- 
messung der  Theuerungszulagen  der  Beamten  zu  thun  pflegte, 
und  die  Münchner  Preise  wurden  als  Normalpreise  aufgestellt. 
Die  Behörden  haben  sodann  in  den  ihnen  „anvertrauten  Orten'* 
den  Preis  nach  den  festgesetzten  Abstufungen  zu  bestimmen  ^). 
Der  Verkauf  von  Fleisch-  und  Fleischspeisen  an  Fasttagen 
wird  mit  Rücksicht  auf  die  „nunmehr  veränderten  Populations- 
und andere  Verhältnisse"  gestattet^).  Für  Mehl  und  Brod 
bestand  seit  langer  Zeit  die  obrigkeitliche  Preisbestimmung 
und  wurde  auch  beibehalten. 

Der  Preis  der  Arbeit  entging,  wie  schon  berührt,  eben- 
sowenig der  obrigkeitlichen  Regelung  wie  der  von  Producten. 
So  wird  z.  B.  im  Jahre  1808*)  der  Taglohn  der  Maurer  und 
Zimmerleute,  dann  der  Handlanger  auf  30,  22  resp.  15  Kr. 
herabgesetzt,  da  „die  Lebensverhältnisse  nunmehr  wieder  wohl- 
feiler geworden  sind".  Noch  charakteristischer  ist  die  allge- 
meine Verordnung  von  1808  ^),  welche  die  Obrigkeiten  erinnei-t, 
dass  sie  nach  den  bestehenden  Polizeiverordnungen  den  will- 
kürlichen Steigerungen  des  Tagelohnes  so  viel  als  möglich 
Schranken  setzen  und  keinen  unbilligen  Forderungen  der  Ar- 
beitsleute oder  anderen  Missbräuchen  Eingang  gestatten  sollen. 
Behufs  Absteüung  der  Feierabende  wii*d  sogar  verordnet,  dass 
alle  Wochentage  gleich  lange  gearbeitet  werden  solle,  ,^damit 
so  der  Lohn  nicht  durch  Kürzung  der  Arbeitszeit  erhöht 
werde";  also  eine  Art  von  Noi-malarbeitstag  zu  Gunsten  der 
Arbeitgeber. 

Auf  diese  Verordnung  von  1808  beruft  sich  jene  von  1820  ^), 
die  abermals  anbefiehlt,  dass  der  Arbeitslohn  mit  den  Getreide- 
preisen   „in   billigem  Verhältnisse"   stehe;    den   ei-fahrensten 


>)  Vgl   Schaefle,    Theorie    der   ausschliessenden  Absatzverhältnisse 
1^67  nntf  System  II.    8.  77  ff. 
»)  Vdg.  V,  1806,  8.  259  RBl. 
»)  Vdg.  ▼.  1806,  S.  258  RBl. 

•)  Vdg.  V.  1808  für  die  Provinz  Neuburg,  S.  132  RBl. 
*)  um.  S.  769. 
•)  RBl.  8.  45. 
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Beamten  wird  gleichzeitig  der  Auftrag  eilheilt,  zu  ermitteln, 
wie  gegen  die  stets  sich  steigernden  Forderungen  der  Hand- 
werker einzuschreiten  wäre. 

Seit  dieser  Zeit  kommen  im  Regierungsblatt  veröffentlichte 
Bestimmungen  des  Preises  der  Arbeit  nicht  weiter  vor. 

Es  erübrigt  nunmehr  noch  die  weitei*en  Massregeln  zu  be- 
trachten, durch  welche  am  Anlange  dieses  Jahrhundeits  in 
die  gewerblichen  Verhältnisse  Bayerns  eingegriflFen  wurde.  Wir 
kehren  uns  da  zuerst  zum  gewerblichen  Bildungswesen  und  zu 
den  Verhältnissen  der  unselbstständigen  Gewerb egenosseiL 

Eine,  man  darf  wohl  sagen,  fundamentale  Institution  der 
Zunftverfassung  fiel  mit  der  Verordnung  Montgelas\  dass  es 
jedem  Meister,  sei  er  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande,  frei- 
stehe, eine  ganz  beliebige  Anzahl  von  Lehrlingen  aufzunehmen. 
Die  alten  Zunftstatuten  hatten  jedem  Meister  nur  einen  Lehr- 
ling gestattet  und  die  Tendenz  dieser  Bestimmung  war  wohl 
derjenigen  verwandt,  welche  den  heutigen  Bestrebungen  der 
Arbeiterverbindungen,  besonders  der  englischen  Trades-Unions 
zu  Grunde  liegt  M.  Man  wollte  verhüten,  dass  die  Meister 
durch  ausgedehnte  Beschäftigung  von  Lehrlingen  mit  der  Zeit 
ein  Ueberangebot  von  Arbeitskräften  ei^seugen;  dass  der  ein- 
zelne Meister  ein  grösseres  Geschäft  erhalte  und  damit  ein 
grösseres  Einkommen  als  der  andere  erziele,  dass  zu  viele 
künftige  Meisterkandidaten  herangezogen  würden« 

Das  Gesetz^),  welches  diese  besagte  Neuerung  für  das 
Bamberg'sche  einführte,  moüviii;  folgendermassen :  „der  Zwang 
(dass  die  Meister  nur  einen  Lehrling  annehmen  dürfen)  steht 
mit  der  freien  Auswahl,  welche  anlässlich  des  Unterrichtes 
statthaben  soll,  in  offenbarem  Widerspruche.  Nur  die  Geschick- 
lichkeit des  Meistei*s  und  das  öffentliche  Zuti*auen,  welches 
derselbe  geniesst,  können  die  hauptsächlichen  Bestimmungs- 
gründe sein,  welche  hier  entscheiden^'  —  und  zum  Schlüsse 
wird  den  Zunftvorständen  sogar  zur  Pflicht  gemacht,  Obsorge 
zu  tragen,  dass  die  aufzunehmenden  Lehrjungen  vor  Allem  zu 
den  tüchtigsten  Meistern  in  die  Lehre  gebracht  werden. 

Der  aufzunehmende  Lehrling  dui-fte  höchstens  15  Jahre 
und  nur  bei  wenigen  Gewerben  höchstens  18  Jahre  alt  sein, 
damit  er  nicht  aUzulange  dem  Militärdienste  entzogen  werde  ^). 
Es  war  behufs  der  Controlle  der  Befolgung  dieser  Voi'schriften, 
dass  die  Anzeige  von  jeder  Lehrlingsannahme  an  die  Polizei- 
behörde zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Zugleich  wui*de  die 
maximale  und  minimale  Dauer  der  Lehrzeit  für  Bayern  auf  3 


')  Brentano  a.  a.  0.  IL  S.  158,  dann  K  Jannasch,  die  Trades-Unioiu 
oder  Gewerkvereine,  Basel  1870,  Abschn.  IIL  (Arbeitstag).  Siehe  femer 
Heusoldt,  a.  a.  0.  S.  19  ff. 

«)  Vdg.  V.  1807,  S.  227  RBl. 

')  Vdg.  V.  1807,  S.  1610  RBl.,  dazu  die  Vdg.  v.  1805,  S.  194  RBL 
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bez.  1^/t  Jahre  festgesetzt  und  sie  musste  von  Anfang  bis  zu 
Ende  im  Inlande  zugebracht  werden. 

Diese  Vorschriften  waren  allgemein  verbindlich,  und  daher 
wurden  durch  sie  die  Meistersöhne  ihrer  privilegirten  Stellung) 
welche  ihnen  die  Zunftstatuten  einräumten,  beraubt ;  sie  hatten 
dieselbe  obendrein  noch  zur  Verzögerung  oder  gar  Umgehung 
der  Wehrpflicht  benutzt;  nur  das  Vorrecht  beliess  man  ihnen 
auch  nachher,  dass  sie  selbst  vor  Ablauf  der  vollen  Lehrzeit 
zu  Gesellen  gemacht  werden  durften;  es  ist  dies  eine  Aus- 
nahmsstellungi*  welche  aach  Hoffinann  in  seinen  praktischen 
Vorschlägen  (im  J.  1841)  aufgenommen  und  gebilligt  hat^). 
Um  im  Gegensatze  zu  den  Zunftverhältnissen  alle  Einrichtungen 
fbr  ganz  Bayern  womöglich  gleichzumachen,  verordnete  ein 
Erlass  von  1816 '),  dass  von  nun  an  alle  Lehrbriefe  nach  einem 
bestimmten  vorgeschriebenen  Formulare  ausgestellt  und  von 
dem  Vorstande  des  Gewerbevereines  (Zunft)  und  der  Polizei- 
behörde gefeitigt  werden  sollen. 

Eine  hervorragende  Aufmerksamkeit  widmete  Montgelas' 
Gesetzgebung  den  Gesellenverhältnissen  und  da  vor  Allem  der 
Wanderpflicht.    Der  bis  dahin  giltige  Zustand   war  der,  dass 
der  Geselle   nach   erfolgter  Freisagung   sofort   in's   Ausland 
musste,  um  daselbst  eine  bald  grössere,  bald  kleinere  Anzahl 
von  Jahren  zu  wandern ;  hierauf  kehrte  er  nach  Hause  zurück, 
um  das  Meisterstück  zu  machen  und  seine  Muthjahre  abzubüssen. 
Die  bewegenden  Ursachen   der  zu  besprechenden  Mass- 
regeln Montgelas'  dürften  folgende  sein:    an  erster  Stelle  ein 
entschiedener   Widerwille  gegen    alle    ohne  festen  Wohnsitz 
herumziehende  Individuen,    die  ja    am  meisten  Gelegenheit 
haben,  dem  beobachtungssüchtigen  Auge  der  Polizei  sich  zu 
entziehen;  dann  das  Misstrauen  gegen  die  Gesellen,  welches 
besonders  seit  dem  Reichsgesetz  vom  Jalire  1731  ^)  immer  nocb 
herrschte  und  drittens  ein  gewisser  Patriotismus,  der  Bayern 
für  gross  und  fortgeschritten  genug  anzusehen  gebot,  um  Ge^ 
le^eoheit  zu  bieten,  sich  daselbst  in  jedem  Gewerbe  auszu- 
bilden und  zu  vervollkommnen. 

Eine  Verordnung  von  1806^)  bestimmt,  dass-  das  Wandern 
im  Auslande  weiterhin  nicht  mehr  Bedingung  der  Meisterschaft 
sein  solle,  doch  wird  es  Jedem  freigelassen,  in's  Ausland  sich 
Belehrung  holen  zu  gehen  ^).    Allein  schon   1807  ^  wird  den 

>;  Vdg.  V.  1807,  S.  175  RBL.  J.  G.  Hoffinann,  Befugniss  z.  6.  IIa.yiL 

VI  u.  n. 

»;  RBl.  S.  65. 

')  Das  Reichsgesets  von  1731  be£u8te  sich  sehr  angelegentlich  mit  der  ^ 
AbsteUimg  der  Aosschreitangen   der  GeseUenyerbände;    TgL  Ortloff,  C.  j. 
npificarü;   dann  Schans  a.   a.  0.,    Tgl.  Qbrigens    schon  Chpflzb.    LO.  y. 
1G<>J,  II.  Tit  XXI,  S.  271  ff. 

*)  Vdg.  ▼.  1806,  S.  81  RBL 

•j  VgL  auch  Vdg.  t.  1805,  S.  208  RBL 

«)  RBL  S.  1610. 

roriebaiifea  (6)  n.  I.    Kaizl.  5 
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bayiischen  Gesellen  diese  Freiheit  genommen  and  das  Wandern 
in's  Ausland  der  Kegel  nach  verboten;  nur  wenn  a)  die  be- 
treffende Profession  dem  Vaterlande  besonders  wichtig  ist 
b)  wenn  sie  in  fremden  Staaten  auf  einem  höheren  Grade  der 
Vervollkommnung  steht,  oder  c)  von  der  Art  ist,  dass  sie  nacb 
Zeitumständen  und  Verhältnissen  sowohl  in  der  Materie  als  in 
der  Form  ihres  Beärbeitungsgegenstandes  wesentliche  Verän- 
derungen erleidet,  deren  Kenntniss  der  inländischen  Betrieb* 
samkeit  vortheilhaft  sein  kann,  —  nur  dann  kann  die  Verwal- 
tungsbehörde eine  höchstens  3jährige  Wanderung  im  Auslände 
gestatten. 

Im  Inlande  muss  nach  wie  vor  Jeder  mindestens  2Vt,  io 
der  Regel  aber  3  Jahre  wandern  und  kein  Geselle  darf  sich 
vor  Vollendung  der  vorgeschriebenen  Wandei^schaft  im  bayri- 
schen Staate  ankaufen  oder  verehelichen^). 

Die  Legitimation  der  wandernden  Gesellen  bestand  von 
altersher  in  den  sog.  Kundschaften,  dann  einer  beglaubi^n 
Abschrift  des  Gebmtsscheines  und  des  Lehrbriefes  *).  Unter 
Kundschaft  verstand  man  die  Bestätigung  des  Zunftvorstandes, 
dass  und  wie  lange  der  Geselle  an  einem  Orte  sich  auQ^halteü 
und  in  Arbeit  gestanden  sei.  Fand  der  Geselle  an  einem  Orte 
keine  Arbeit,  so  durfte  ihm  keine  besondere  Kundschaft  Ober 
diesen  Umstand  ausgestellt  werden,  sondern,  es  war  dies  nur 
auf  der  letzten  Kundschaft  zu  bemerken«  Ein  der  ebenge* 
nannten  Bestimmung  zuwiderlaufender  Missbrauch  wurde  dun^h 
Verordnung  vom  Jahi-e  1805^)  abgestellt 

Schon  1808  verfiel  man  auf  den  praktischen  Gedanken, 
statt  aller  der  genannten  Documente,  deren  Zahl  bei  einem 
vielgewanderten  Gesellen  recht  beträchtlich  sein  konnte,  ein 
Wanderbuch  einzuführen.  Dem  Gesetze  wmtie  sofort  ein 
Formular  dieses  Buches  beigelegt  und  es  wurden  für  befu^rt 
zur  Ausstellung  erklärt:  die  IL  Instanz  für  das  Inland  und  für 
Wanderschaften  in  das  Ausland  die  III.  Instanz  der  politischen 
Behörden.  Selbst  die  schon  wandernden  Gesellen  sollten  sofort 
mit  den  Wanderbüchern  versehen  werden*). 

Wir  finden  in  der  Folge  mannigfache  Verordnungen,  welche 
theils  die  ebengeschilderten  Vorschriften  von  Neuem  eindring- 
lichst einschärfen,  theils  gegen  sich  einschleichende  Missbräuche 
sich  kehren^);  es  ergab  sich  sogar  die  Nothwendigkeit  den 
Unfug,  Unwahrheiten  in  die  Wanderbücher  zu  schreiben,  z\x 
rQgen  *). 


M  Vdg.  V.  1810,  8.  33  RBl. 

*)  Vgl.  §.  2  des  Rdchgee.  v.  1731  aber  Zanfte  u.  £ 

»)  Rßl  S.  528. 

Vdg.  V.  1809,  S.  503  RBl. 

Vdg.  V.  1811,  S.  73  RBL;  Vdg.  ▼.  1812,  S.  1307  RBL 
•j  Vdg.  V.  1810,  S.  178  RBl. 


:! 


IL  1.  67 

Die  Landesgränzen  versperrte  man  sorgfältig  gegen  fah- 
rende Mttssigg&nger;  wandernde  ausländische  Gesellen  wurden 
nur  dann  eingelassen,  wenn  sie  sich  aber  die  Kenntniss  eines 
Gewerbes  ausweisen  konnten. 

Was  nun  noch  die  Reformen  der  übrigen  Gesellenverhält- 
nisse -*  abgesehen  vom  Wandern  —  beti*i£Ft,  so  ist  vor  Allem 
die  vollstAndige  Abschaffung  der  Sitz-  und  Muthjahre  zu  er- 
wähnen ^).  Die  genannte  Einrichtung  bestand  darin,  dass  der 
Geselle,  eben  bevor  er  Meister  wui'de,  eine  gewisse  in  den 
Zunftstatuten  bestimmte  Zeit  hindurch  in  einer  ihm  zugewie- 
senen Werkstätte  arbeiten  musste  und  zwar  an  dem  Oite,  wo 
er  sich  niedei*zulassen  im  Sinne  hatte.  Der  ursprangliche 
Zweck  der  Muthjahre  bestand  darin,  die  nähere  Kenntniss  der 
Würdigkeit  des  angehenden  Meistera  zu  ermöglichen,  Fremden 
den  Eintritt  zu  erschweren,  Meisterswittwen  leichter  gewandte 
Gesellen  zu  verschaffen  und  dem  neuen  Meister  Gelegenheit 
zu  bieten,  mit  den  lokalen  Verhältnissen  seines  künftigen 
Wohnortes  bekannt  zu  werden.  Wie  bei  so  vielen  anderen 
P^inrichtungen  des  Zunftwesens  vergass  man  auch  hier  mit  der 
Zeit  den  ursprünglichen  guten  Zweck,  dafür  aber  begriffen  die 
selbstsüchtigen  Zunftmeister  sehr  bidd,  dass  man  die  Muthjahre 
theils  als  Schranke  gegen  die  andrängenden  Meisterschaftskan- 
didaten und  Mitbewerber,  theils  als  Mittel  zur  Erpressung  von 
Abgaben  benützen  könne.  Darum  klammerten  sich  die  Zünfte 
an  diese  Einrichtung  auch  dann,  als  sich  die  Muthjahre  in  eine 
Geldabgabe  verwandelt  hatten.  Als  solche  bestand  sie  noch 
in  einigen  Theilen  Bayerns,  denn  schon  die  „ehemalige'' 
Reichsgesetzgebung  hatte  sie  bekämpft;  1811  fiel  auch  der  Rest. 

Das  Strafgesetz  von  1809  *)  verbietet  die  Verbindungen 
von  Arbeitnehmern  zur  Erzielung  günstigerar  Arbeitsbedin- 
gungen, indem  es  bestimmt:  „Handwerker,  welche,  um  ihre 
Beschwerden  durchzusetzen,  die  Einstellung  ihres  Gewerbes 
verabreden,  zu  einer  solchen  Uebereinkunft  auffordern  oder  die 
Obrigkeit  damit  bedrohen;  Handwerksgesellen  oder  Fabrik- 
arbeiter verBchiedener  Meister  oder  Fabriken,  welche  wegen 
angeblicher  Beschwerden  wider  die  Obrigkeit  oder  ihren  Herrn 
sich  zur  Einstellung  der  Arbeit  verabreden,  zu  einer  solchen 
Verabredung  auffordern  oder  mit  solcher  Verabredung  drohen, 
sollen  mit  1— 6monatIichem  Gefängnisse  oder  mit  köiperlicher 
Züchtigung  belegt  werden.'^ 

In  einem  den  Arbeitern  nicht  minder  feindlichen  Geiste 
bestimmte  ^endlich  eine  Verordnung  vom  Jahre  1815  ^),  dass 
ein  Künstler  oder  Arbeiter  der  königlichen  Porzellanmanufac- 
turen,  der  selbst,  das  ist  aus  eigenem  Antriebe  seinen  Abschied 


»)  Vdg.  T.  1811,  S.  5  RBl. 

<)  R».  8.  1295,  HL  TU.  §.  34. 

')  EBL  S.  425. 
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nimmt,  vor  Jahresfrist  nirgends  in  Bayern  in  Dienst  genommen 
werden  dürfe.  Wie  sehr  erinnert  nicht  diese  Bestimmung  an 
die  Statuten  der  entarteten  Zünfte,  worin  es  hiess,  dass  ieder 
Geselle,  der  den  Dienst  selbst  kündigt,  seinen  Aufenthaltsorl 
sofoit  verlassen  müsse. 

An  dem  Erfordemiss  des  Meisterstückes  als  Bedingnn? 
des  selbstständigen  Betriebes  wurde  nichts  geändert  Die 
concessionirende  Staatsbehörde  verlangte  als  Beweis  der  tech- 
nischen Fähigkeit  des  Bewerbers  im  Gebiete  aller  hergebracht 
zünftigen  Gewerbe  die  Feitigung  und  zunftmässige  Geneh- 
migung des  Meisterstückes. 

Was  nun  die  Zünfte  selbst  anbelangt,  so  erhellt  schon 
aus  dem  Bisherigen,  wie  sehr  ihre  Gewalt  und  ihr  Einfluss  durch 
die  Montgelas'schen  Refoimen  beschränkt  wurde. 

Das  Wichtigste  war,  dass  die  Zulassung  zur  Zunft  in  der 
Hauptsache  nicht  mehr  in  ihrer  eigenen  Hand  lag,  sondei-n  in 
der  der  concessionirenden  Obrigkeit.  Von  ihren  wichtigsten 
Verbietungsrechten  hatte  die  Zunft  wohl  noch  das  reale  -- 
aber  nicht  mehr  das  teiTitoriale. 

In  ersterer  Beziehung  li  essen  die  Montgelas^schen  Re- 
formen eine  der  empfindlichsten  Lücken,  besonders  desshall» 
empfindlich,  weil  die  Frage,  was  z.  B.  die  Schreinerzunft  jedem 
Nichtschreiner  verbieten  dürfe,  wegen  was  sie  seine  Verfolguni: 
und  Bestrafung  als  Pfuscher  von  den  Behöi'den  verlan^ien 
könne,  nicht  allgemein  feststand,  sondern  überall  lokal  nach 
den  bestehenden  Zunftstatuten,  Regierungsvoi*schriften  un<i 
Gebräuchen  des  betreffenden  Handwerkes  zu  beuitheilen  war. 
Und  es  bestanden  in  Bayern  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses 
Jahrhundeits  die  vei*schiedensten  Bestimmungen  in  dieser 
Hinsicht;  was  der  Schneider  in  München  durfte,  war  vielleicht 
in  Augsburg  schon  Pfuscherei  und  der  Begriff  eines  jeden 
Gewerbes  war  kaum  für  eine  einzelne  Stadt  definirbar.  ge- 
schweige denn  für  das  ganze  Land.  Hier  gründliche  Abhülfe 
zu  schaffen^  war  einer  viel  späteren  Zeit  vorbehalten. 

Nur  den  Barchent-  und  Leinewebern  wurde  erlaubt,  den  zu 
ihren  eigenen  Erzeugnissen  (aber  nur  zu  diesen)  nöthigen  StotT 
selbst  zu  färben,  ohne  dass  sie,  wie  bei  Bestand  der  alten 
strengen  Scheidung  der  Zünfte,  gezwungen  wären,  damit  zum 
Färber  zu  gehen,  —  also  eine  Aufhebung  des  realen  Exclusiv- 
rechtes  der  Färber  den  Webern  gegenüber^). 

Dagegen  war  es  ein  grosser  Fortschritt,  dass  alle  örtlichen 
Verbietungsi*echte  der  Zünfte  fielen^),  so  dass  von  nun  an 
jeder  Handwerker  überall  hin  arbeiten  durfte,  dass  die  Stadt- 
und  Landhandwerker  einander  vollkommen  gleichgestellt  waren 


*)  Vdg.  Y.  1808,  S.  897  RBl. 

*)  Vdg.  Y.  1804,  S.  298  RBL;  Vdg.  v.  1807,  für  Bamberg  8.  224  RBl  . 
Vdg.  ▼.  1810,  S.  514  RBl. 
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und  dass  nicht  einmal  die  weiten  Gränzen  der  Landgerichts- 
bezirke in  gewerblicher  Hinsicht  Schranken  mehr  bildeten. 
Der  Landhandwerker  kann  Bestellungen  in  der  Stadt,  der  Stadtr 
handwerker  auf  dem  Lande  übernehmen,  nur  soll  damit  nicht 
die  Befugniss  zum  Hausiren  und  auch  nicht  die  unbeschränkte 
Pidaubniss  zur  Errichtung  von  Filialen  gegeben  sein. 

„Dieser  Zwang  —  sagt  die  eben  angezogene  Verordnung 
von  1807  —  ist  ebenso  zweckwidrig  als  gemeinschädlicK  Nur 
dui'ch  eine  angemessene  Freiheit  der  Gewerbe  wird  der  Fleiss 
belebt,  die  Erwerbsfä^igkeit  erleichteit  und  die  Summe  der 
Arbeit  und  der  Production  vermehrt.  Sie  ist  das  sicherste 
Mittel,  diejenige  Concun'enz  herbeizufühien,  woraus  allein  ein 
billiges  Verhältniss  der  Vortheile  zwischen  den  Producenlen 
und  den  Consumenten  und  eine  verhältnissmässige  Wohlfeilheit 
der  Fabrikate  entstehen  kann/' 

Die  Gerichtsbarkeit,  die  der  Zunft  in  Gewerbesachen  über 
ihre  Mitglieder  eingeräumt  war,  wurde  im  Laufe  der  Zeiten 
arg  missbraucht,  ja  sogar  auf  Kriminalvergehen  ausgedehnt. 
Hier  wurde  tief  eingegriffen.  Die  Zünfte  dürfen  fürderhin 
Strafen  nur  mit  Genehmigung  der  Polizeibehörde  verhängen 
und  zwar  nur  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  höchstens 
2  Rthlr.  Die  Arbeit  darf  strafweise  Niemandem,  weder  Meistern 
noch  Gesellen  verboten  werden.  Die  Strafgelder  sind  nicht 
mehr  wie  früher  nach  altem  Zunftgebrauch  von  der  Zunft  zu 
vertrinken,  sondern  zu  wohlthätigen  Zwecken  zu  vei-wenden  ^). 

Schon  1762«)  und  1780»)  ist  geboten  worden,  dass  Hand- 
werkskundschaften bei  Ungiltigkeit  von  der  Staatsbehörde 
tnit^icefertigt  werden  müssen  und  dass  die  Bestätigung  der 
Zunft  allein  nicht  genüge;  diese  Bestimmung  wurde  1805^) 
wiederholt 

Jedwede  Korrespondenz  der  Zünfte  mit  einander,  auch 
mit  den  ausländischen,  wird  auf  das  strengste  verpönt;  alle 
Briefe  und  Packete  hat  die  Zunft  unerbrochen  an  die  Polizei- 
behörde zur  Eröffnung  und  Prüfung  einzusenden  —  ja  die  Post 
hat,  nm  es  abzukürzen,  alle  einlaufenden  Briefe  unmittelbai* 
der  Polizeibehörde  zu  übergeben^). 

Von  den  Missbrftuchen,  die  durch  besondere  Verordnungen 
abgestellt  und  verboten  wurden,  erwähnen  wir  das  Ausschenken 
oder  Auszechen  bei  den  „geschenkten"*  Zünften,  welches  in 
einer  obligatorischen  Bewirthung  aller  neuankommenden  Ge- 
sellen bestand  und  schon  lange  vorher  durch  Reichsgesetze 
gerügt  und  anderwärts  unterdrückt  worden  war^). 


n  VgL  Vdg.  T.  1806  fdr  die  Provinz  Schwaben. 

»)  Vdg.  V.  18.  December  1762. 

*)  Vdg.  v.  3.  Mkn  1780. 

^)  Vdg.  ▼.  1805,  8  876  RBL 

»J  Vdg.  v.  1815,  S.  17  RBL 

^  Vdg.  v.  1808,  S.  2552  RBL 
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Ferner  sei  hier  der  |,8chwarzen  und  weissen*  Vagol- 
schmiede  gedacht;  schwarz  war  der  Geselle,  so  lange  er  sich 
durch  Zahlung  einiger  Thaler  nicht  weiss  gemacht  hatte  ^). 

Im  Widerspruche  mit  den  hier  angefbhrten  Bestimmangen 
und  deren  Geiste  scheint  die  1805  erfolgte  Bestätigung')  der 
alten  Privilegien  und  Freiheiten  des  Handwerkes  der  Kalt- 
und  Kupferschmiede  zu  stehen.  Diese  bestanden  insbesondere 
in  der  Ausschliessung  jeglicher  Concurrenz,  sowohl  in  Begxm 
auf  Verfertigung  oder  Verkauf,  als  auch  auf  Rq)aratUTen  toq 
Kupfergeschirr  u.  A.  Doch  wollte  man  offenbar  einem  BedOif- 
nisse  der  Landbevölkerung  Rechnung  tragen,  dessen  Befrie- 
digung man  wohl  bei  Oeffnung  der  Schleusen  freier  Con* 
ci\rrenz  für  gefährdet  ansah. 

Zum  Schlüsse  der  Betrachtungen  über  die  1.  Periode  R-i 
es  noch  gestattet,  einen  Blick  auf  die  Einrichtungen  zu  werieu. 
durch  welche  seit  jeher  die  fi*eie  Concurrenz  gefördert  worden. 
Weder  unter  der  Hen*schaft  der  entaileten  Zunftverfassunc, 
noch  unter  dem  stan-sten  Concessionssysteme  wurde  dieselbe 
vollständig  verbannt.  Sie  war  immer  der  erfrischende  Haucii. 
¥^lcher  in  die  dillckende  Atmosphäre  der  unfreiheitlichen  Ge- 
werbsorganisation  eindrang.  Die  bedeutendsten  Ventile  be* 
standen  in  der  Zulassung  der  Handelsgewerbe  (Kramerei),  der 
Gewerbe  ohne  festen  Wohnsitz,  der  öffentlichen  Märkte  uni 
der  fremden  Concurrenz. 

Das  befreiende  Streben  des  aufgeklärten  Despotismns 
äusseite  sich  in  der  Herabsetzung  der  besonders  seit  dein 
Jahre  1745  eingeführten  und  1777  noch  mehr  gesteigert«  d 
hohen,  den  Handel  vollständig  lähmenden  Einfuhrzölle,  denn 
leider  gar  nicht  eireichter  Zweck  die  Schaffung  einer  heimiscbt  n 
Industrie  („Par-Force-Fabriken")  gewesen  war').  „Die  duirh 
Ein-  und  Ausfuhrverbote  erzwungenen  Fabriken  und  Manu- 
facturen  —  heisst  es  in  den  Motiven  zur  pravisorischen  Mauth* 
und  Zollordnung  vom  7.  December  1799  —  sind  am  En<.e 
dem  Unternehmer  und  dem  Publicum  gleich  lästig  und  nur 
in  demjenigen  Lande  werden  die  Kapitale  änf  voilheilhaftesteu 
angewendet,  wo  freie  Concurrenz  herrscht.^  Es  lag  darin  ein 
grosser  Foi-tschritt ;  der  Handel  nahm  zu,  die  Zolleinnahmt a 
stiegen  1799-1810  von  V,  auf  8 V«  Mill.  Gulden.  Der  Anschlug.- 
an  das  französische  Kontinentalsystem  führte  aber  wieder  ru 
einer  wesentlichen  Erhöhung  der  Zölle,  zu  einer  strengen  Zolh 
und  Mauthordnung,  die  bis  1819  galt^).  Einzelne  6ewerb^- 
zweige  kamen  immerhin  unter  dem  Schutze  dieses  System:^ 


*)  Vdg.  T.  1810,  8.  889  RBl. 

*)  Ydg.  T.  1805,  S.  543  RBlj  vgl.  schon  daa  churpfaIzba>T.  Ldit 
*)  Radhart  a  a.  0.  S.  265  iT    Vgl  auch  die  Chpfb.  LO.  y.  160&  IIl 
S.  278.  IV.  Tit  XXXI.  u.  A. 

«)  l^ebahn,  Statistik  des  zoUyereliiteii  Deutschlands  (1858)  1,  154. 
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empor,  das  aber  nicht  sowohl  auf  Montgelas,  als  auf  die  Ab- 
hängigkeit von  Frankreich  zarückzufbhi*en  ist 

Was  den  innem  Handel  betrifft,  so  omfasste  die  Fürsorge 
der  Regierung  denselben  ebensowohl  wie  die  verachiedenen  Ge- 
werbsarten und  achtete  bei  der  Concessionirung  darauf,  dass 
durch  unbeschränkte  Zulassung  des  Handels  der  Nahrungsstand 
der  Handwerker  nicht  in  Gefahr  gebracht  werde. 

In  die  bestehenden  Verhältnisse  des  Hausirhandels  wurde 
bedeutend  eingegriffen ;  aus  den  mannigfachsten  Beweggründen, 
solchen,  die  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthums-  und  Sitten- 
polizei liegend  auch  im  fi-eiesten  Staate  anerkannt  und  gewür- 
digt werden,  aber  auch  aus  solchen,  die  nur  ein  Ausfluss  des 
allconcessionirenden  Absolutismus  sind,  ist  die  bayrische  Ge- 
setzgebung von  1799 — X817  den  Gewerben  ohne  festen  Wohn- 
sitz durchwegs  feindselig  gesinnt.  Es  scheint  übrigens  in  der 
That,  dass  der  Hausirhandel,  welcher  in  Folge  des  die  Pro- 
hibition begleitenden  Schmuggels  im  XVII.  und  XVUI.  Jahr- 
hunderte zur  grössten  Blüthe  gelangte,  besonders  in  Bayern 
von  schädlichem  Einflüsse  auf  Gewerbe  imd  Handel  gewesen 
sei  ^).  n  Durch  den  Waarenverkauf  von  Haus  zu  Haus  —  sagt 
wörtlich  eine  Verordnung  von  1807*)  —  wird  das  Gedeihen 
des  Commerces  gehemmt,  vieles  Geld  aus  dem  Lande  ge- 
schleppt, unerfahrene  Menschen  von  dem  listigen  und  schmei- 
chelhaften Zureden  der  Hausirer  gereizt  zum  unnützen  Ver- 
sdiwenden  ihres  Geldes,  öfter  zum  Schuldenmachen  gereizt 
und  manchmal   ganze  Haushaltungen   zu  Grande  gerichtet.^ 

„Viele  haben  sich  auf  den  ambulanten  Handel  begeben, 
theils  um  dem  verbotenen  Bettel,  theils  um  dem  schädlichen 
MQssiggange  nachzuhängen''  und  es  liegt  die  Befürchtung  nahe, 
dass  „unter  dem  Vorwande  des  Hausirens  dem  Müssiggange, 
dem  Bettel  oder  wohl  gar  dem  lüderlichen  Leben  nachgehangen 
werde'^').  Der  Hausirhandel  wird  daher  sozusagen  nur  aus- 
nahmsweise wohlverhaltenen  Inländern  nach  einem  langwierigen 
Instructionsverfahren  bewilligt  Der  glückliche  Ei-werber  er- 
hiüt  ein  Patent  ad  personam,  in  welchem  die  gestatteten 
Artikel  genau  au^ez&hlt  sind  und  welches  er  allezeit  den 
revidirenden  Sicherheitsorganen  vorzuzeigen  im  Stande  sein 
mnss;  sein  Name  wird  in  einigen  Registern  vorgemerkt  und 
er  selbst  in  der  schärfsten  Evidenz  gehalten.  Befugnisse  zum 
Hausirhandel,  die  früher  in  Menge  bestanden,  werden  einfach 
und  ohne  Entschädigung  aufgehoben  und  Alles  nach  dem 
neuen  Gesetze  beurtheilt^). 


>)  Vgl  Falke  a.  a.  0.  IL  S.  287.  Bernoalli  a.  a.  0.  S.  60  ff.  und 
ScbffloUer,  Klclngew.,  S.  288  ff.,  auch  acbon  Ghpfb.  LO.  v.  1606.  IV.  S.  227 
tt.  2?78. 

•)  RBL  a  1729. 

')  Vdg.  V.  1805,  8.  621  RBl. 

*)  Vdg.  T.  1805,   S.  621  RBl.;  Vdg.  v.  1807,   8.  1729  RBL;  Vdg.  v. 
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Auch  das  Aufkaufen  verschiedener  Artikel  von  Haus  zu 
Haus  wird  von  der  Gesetzgebung  beachtet  —  so  z.  B.  das 
Sammeln  von  Lumpen  zur  Papierfabrikation.  Der  inländische 
Papierfabrikant  darf  es  gegen  blosse  Anzeige  durch  seine 
(„unbescholtenen'')  Angestellten  ohne  weiteres  betreiben  lassen ; 
allein  das  Lumpensammeln  zum  selbstständigen  Betriebe  zu 
machen,  wird  von  der  Regierung  nicht  gerne  gesehen,  auch 
schon  desshalb,  weil  durch  die  Zwischenhändler  die  Waare  nur 
vertheuert  werde  ^).  Daher  erhalten  diese  Zwischenhändler  nur 
dann  die  beschränkte  Goncession  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes, 
wenn  sie  sich  eines  unbescholtenen  Rufes  erfreuen,  zugleich 
aber  schon  Aufträge  von  Papierfabrikanten  aufweisen  können. 
Mit  den  Scheerenschleifem  und  anderen  heiiimziehenden  Ge- 
werbeti-eibenden  befasst  sich  die  von  ähnlichem  Geiste  erfüllte 
Verordnung  von  1816*). 

Auch  das  Markt wesen  wurde  entsprechend  dem  Geiste 
der  neuen  Regierung  neu  geregelt.  Es  erschienen  1805—1811 
nach  einander  6  Verordnungen  ^),  die  in  der  Hauptsache  einen 
ähnlichen  Charakter  haben. 

Concessioniile  Handelsleute  und  Fabrikanten  des  In-  und 
Auslandes  bilden  gleichsam  in  allen  diesen  Gesetzen  den 
Stamm  von  Pei*sonen,  denen  der  Besuch  von  Jahrmärkten 
gegen  Erhebung  von  Attesten  bezw.  Patenten  immer  freistand. 
Um  diesen  Eeiiipunkt  herum  bewegt  sich  schwankend,  aber 
im  Ganzen  doch  immer  wachsend  die  Zahl  der  üebrigen, 
welche  die  genannte  Befugniss  erlangten.  Eine  besonders  be- 
günstigte Stellung  nahmen  die  grossen  Märkte  von  Landsbut, 
Straubing,  Alt-  und  Neu-Oetting,  Cham,  Passau  und  Ingol- 
stadt wegen  ihrer  viel  leichteren  (gesetzlichen)  Zugänglich- 
keit ein. 

An  dem  breiten  Stamme  der  Märkte  hatte  sich  eine  ganz 
besondere  Soite  von  Gewerbsleuten  entwickelt,  die  sogenannten 
Land-  oder  Patentkrämer,  welche  kraft  Patentes  der  Landes- 
regierung nirgends  andei-s,  als  auf  öffentlichen  Märkten  han- 
deln durften.  Es  waren  dieselben  Gründe  wie  bei  den  Hau- 
sireiTi,  welche  die  Administrativgewalt  bewogen,  die  Zahl  dieser 
Landkrämer  auf  möglichst  niedriger  Höhe  zu  erhalten. 

Die  Verordnung  von  1806^)  recäpituliii;  alle  bestehenden 
Normen  und  kommt  danach  zu  dem  Ergebniss,  dass  nur  Han- 
delsleute, Eabrikanten   und  Landkrämer  (^  Recht  zum  Be- 


1806,  S.  473  RBL,  die  beiden  leUten  für  Tirol;  dann  Vdg.  y.  1814,  8.  57 
RBl.,  welche  allgemeine  Normen  über  die  Bestrafung  unbefugten  Hausir- 
handeis  enthält 


? 


Vdg.  y.  1810,  S.  481  RBL  und  Vdg.  y.  1809,  8.  aS6  RBL 
"^3L 


RBL  S.  688. 
")  Vdgen.  im  RBL  y.   1805,   SS.  887,  598,   621,  649;   RBL  t.  1806, 
S.  316  und  RBL  v,  1811,  No.  88. 
*)  RBL  S.  816. 
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miehe  öffentlicher  Märkte  haben.  Die  kleinen  Producenten 
(sogen.  „Selbsterzeuger^)  dürfen  die  von  ihnen  verfertigten 
Waaren  (Stiümpfe,  Bänder  u.  s.  vi.)  nur  in  ihren  Wohnungen 
feilhalten  und  ebenso  sind  die  „Fragner  und  Huckler"  aus- 
schliesslich auf  ihren  Laden  angewiesen. 

Zur  Hintanthaltung  von  Missbräuchen  wird  ausdrücklich 
hervorgehoben,  dass  es  sich  nur  um  öffentliche  Märkte,  nicht 
etwa  um  Kirch  weihen  oder  Wochenmärkte  handelt 

Etwas  liberaler  als  die  andein  Marktgesetze  ist  das  Gesetz 
von  1811^),  es  gelangt  dahin,  den  Kreis  der  zum  Marktbe- 
suche  Berechtigten  in  der  Weise  zu  erweitem,  dass  alle  Pro- 
ducenten überhaupt  (also  Fabrikanten,  Gewerbsleute,  sowie  die 
kleineren  Selbsterzeuger)  und  alle  Handelsleute  mit  den 
Marktfahrem  (Landkrämei-n)  zugelassen  sind.  Nur  müssen  die 
zuletzt  Genannten  Inländer  sein  und  inländische  Waare  ver- 
kaufen. Auch  alle  ausländischen  Producenten  und  Handels- 
leute, die  daheim  einen  steten  offenen  Laden  haben,  werden 
zum  Besuche  der  bayrischen  Märkte  berechtigt;,  die  Juden 
allein  bleiben  auf  den  Besuch  der  genannten  grossen  Märkte 
beschränkt. 

Denselben  Zweck,  den  man  durch  die  Erleichterung  des 
Zutrittes  zu  den  Märkten  erreichen  wollte,  nemlich  die  Ent- 
faltung der  freien  Concun*enz  mit  ihren  wohlthätigen  Folgen, 
strebte  man  mit  der  Gleichstellung  aller  Verkäufer  auf  dem 
Markte  an. 

Es  gab  eine  Reihe  von  Missbi-äuchen  aus  der  traurigen 
Zeit  des  Zunftzopfes,  dem  es  ja  darum  zu  thun  war,  „das  un- 
vermeidliche Uebel  der  Marktinstitution  so  viel  wie  möglich 
zu  paralysiren.^'  Ein  gutes  Mittel  zu  diesem  Zwecke  war  die 
Beschränkung  der  Marktzeit  fbr  alle  Auswältigen  in  der 
Weise,  dass  denselben  nur  die  Nachlese  in  den  Bedürfnissen, 
welche  auf  den  Markt  ihre  Befiiedigung  suchen  kamen,  ge- 
lassen wurde.  Ein  Gesetz  von  1805*)  hebt  den  sehr  verbrei- 
teten Missbrauch  auf,  wonach  gewissen  Professionisten  unter- 
sagt war,  vor  12  Uhr  Mittags  am  Markttage  ihre  Waai'e 
feilzubieten  und  zu  verkaufen.  Zweimal  wird  diese  Veifügung 
von  Neuem  eingeschärft^)  und  gesagt,  es  sei  jedem  zum 
MarktlMUEUge  Berechtigten  das  Feilhalten  auf  ganz  gleiche 
Weise  erlaubt.  Und  als  mit  Verordnung  von  1807  *)  dem  Oite 
DoHen  eine  Anzahl  von  Märkten  bewilligt  wurde,  werden  aus- 
drücklich die  sogen.  Nachmärkte  untersagt,  weil  ja  die  Markt- 
zeit nach  dem  Gesetze  für  Alle  gleich  beginne  und  gleich  ende. 


*)  RBl.  No.  38. 

«)  RBL  8.  257. 

*)  RBL  1805,  SS.  5dd  und  596. 

«)  RBL  8.  964. 
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Dies  war  die  Grewerbepolitik  des  erleuchteten  Absolutiflmw 
in  Bayern. 

In  ihrem,  im  Verhältnisse  zur  Vei-gangenheit  und  £u  den 
noch  bestehenden  Zuständen  ziemlich  freiheitlichen  Streben 
hat  die  Regierung  mit  der  Ertheilung  von  Gewerbeconcessionen 
nicht  gekargt  und  die  Summe  der  Gewerbetrdbenden  mag  sich 
auf  einer  Höhe  befunden  haben,  die  lange  schon  aui^ehört 
hatte,  den  Besitzern  der  realen  und  radiciiten  Gerechtigkeiten 
lieb  zu  sein.  So  wie  die  Anzahl  der  Gewerbebetriebe,  so 
mehrte  sich  auch  die  der  Eheschliessungen  auf  Grund  der  er- 
haltenen Ck)nce8sionen.  Unglücklicherweise  war  damals  Bayern 
fast  ununterbrochen  in  Kriege  verwickelt  und  auch  nach  1815 
erholte  sich  das  arme  Land  bei  weitem  nicht  so  schnell,  als 
jüngst  Frankreich  nach  1870/71.  Dass  daher  die  Aimenlast  der 
Gemeinden  sich  stark  vergrösserte,  war  eine  nothwendige  Folge 
der  Verhältnisse,  dass  aber  als  alleinige  Ursache  dieser  Er- 
höhung damals  und  später  die  liberalere  Verwaltung  angegeben 
wurde  ^),  war  nur  ein  Mittel,  dessen  sich  die  fortschrittescheue, 
selbstsüchtige  Sophistik  des  immer  noch  kräftigen  Zunftgeistes 
und  seiner  Gönner  bediente.  Besonders  nach  dem  im  Jahre 
1816  —  einem  Jahre  giossen  Misswachses  —  erlassenen  Armen- 
gesetze *),  welches  die  Pflicht  der  Armenpflege  den  Gemeinden 
noch  bestimmter  auferlegte,  schwollen  die  Armenbudgets  sehr 
an  und  die  verkehrsfreiheitliche  Strömung  wurde  nur  noch 
heftiger  angegriffen. 

Es  mag  wohl  den  fi-eiheitsfeindlichen  Schriftstellern  jener 
Zeit  zugestanden  werden  können,  dass  sich  mit  den  Gewerbe- 
stellen und  Eheschliessungen  in  jenen  Jahren  auch  Armuth 
und  Noth .  vermehrte  und  das  vielleicht  in  einem  rascheren 
Schritte;  allein  es  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  Krieg 
und  Misswachs  in  ergiebiger  Weise  sich  geltend  machten  und 
dass  Zeiten  grösserer  socialer  Umwälzungen  nie  vorübergehen» 
ohne  dass  der  Fortschritt  der  Gesammtheit  durch  Hekatomben 
von  Individuen  erkauft  werden  würde. 


3.    Die    vermittelnde    gewerhepolitlsche   StrSmung  in 
der  ersten  Zeit  des  bayrischen  Yerfassnngslebens 

von  1818—1880. 

Auf  den  Absolutismus  folgte  in  Bayern  bereits  im  Jahre 
1818  die  verfassungsmässige  Monarchie.  Die  vom  Könige 
octroyirte  Verfassung  mit  zwei  Kammern  und  verhältnissmässig 
billiger  Interessenvertretung  sicherte  nunmehr  auch  dem  un- 


■)  Vgl.  den  in  der  Ein!.  Anm.  64  bezogenen  Artikel 

^  Vdg.  y.  17.  November  1816,  S.  779  KBl;  vgl.  besonders  Art  7. 
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mittelbar  und  mittelbar  betheiligten  Staatsbürger  einen  Ein- 
flnss  auf  die  gewerbepolitischen  Massregeln.  — 

Der  Einfluss  zeigte  sich  zunächst  darin,  dass  man  den 
Wünschen  der  Gemeindebehörden  auf  eine  grössere  Macht- 
sphäre nachgab. 

Eine  abstracte  Schulansicht  mag  es  verdammen ,  dass  im 
Cresetze  von  1808  den  Gemeinden  fast  jede  Cognition  in  Sachen 
der  Gewerbeconcession ,  der  Niederlassung  und  Verehelichung 
versagt  wurde ;  uns  scheint  es  nicht  ganz  ungerechtfertigt  dass 
eine  Regierung,  welche  die  grosse  Mehi-zahl  jener  Gemeinden 
eben  erst  geschaffen  hatte,  noch  einige  Zeit  die  Zügel  in  der 
Hand  behielt,  um  durch  die  Schule  imperativer  Vorschriften 
die  Gemeinden  für  das  Walten  freier  sittlicher  Bestimmung  zu 
erziehen  0- 

Jedenfalls  im  Jahre  1818  glaubte  die  Regierung  dem  all- 
gemeinen Drängen  nachgeben  zu  müssen  und  zugleich  mit  der 
Verfassungsurkunde  wurde  ein  neues  Gesetz  zur  Regelung  des 
Gemeindewesens  erlassen  %  Der  Schwerpunkt  der  neuen  Ge- 
meindeordnung liegt  darin,  dass  die  Gemeindebehörden  nun- 
mehr in  Sachen  der  Ansiedelung  und  Verehelichung  in  erster 
Instanz  competent  sind. 

Die  Verordnung  führt  den  Titel:  „Verordnung  die  künftige 
Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  im  Königreiche  be- 
treffend*' und  sie  bezweckt  in  der  That  diesem  Titel  ent- 
sprechend auch  eine  neue  Organisation  der  Gemeinden  und 
besonders  der  Vorstände  dersdben,  wie  sie  durch  ihre  ver- 
mehrte Competenz  nöthig  wurde  ^). 

Aehnlich  wie  früher  wurde  bestimmt  (§11),  dass  wirkliche 
Mitglieder  nur  diejenigen  sind,  welche  1)  im  Bezirke  derselben 
ihren  ordentlichen  Wohnort  haben  und  2)  dabei  besteuerte 
Gründe  besitzen  oder  besteuerte  Gewerbe  betreiben;  nur  mit 
königl.  Bewilligung  kann  der  Magistrat  ausserdem  Andere  als 
Borger  aufnehmen  (§  16).  Die  übrigen  in  der  Gemeinde 
Wohnenden  heissen  Schutzverwandte.  —  Die  Aufnahme  der 
Gemeindemitglieder  und  der  Schutzverwandten,  also  die  Be- 
willigung der  Ansässigmachung  steht  dem  Gemeinde-Ausschusse 
zu  und  nur  bei  „grundloser  Verweigerung'^ ,  wie  das  Gesetz 


')  Herbert  Spencer,  Study  of  Sodology,  sagt:  (Abtchn.  XIY.,  prepv 
ratioB  in  biologr,  S.  849).  while  all  see,  that  the  unmediate  ftinction  of 
onr  Chief  social  institutiona  is  the  Becoring  of  an  orderly  social  life  by 
making  tbeae  condidons  imperatiTe,  yerv  few  see,  that  their  further  func- 
tioD  and  in  one  sense  more  important  tnnction  is  that  of  fitting  men  to 
f\aifiU  theae  conditions  spontaneoasly.  Vgl.  ancli  Schmoller,  Ueber  einige 
Chvndfragen  des  Rechts  und  der  Voikswirthschaft  S.  44—52. 

*)  Geeeti  t.  1818,  S.  49  des  Gesetzblattes. 

*)  Die  Stidte  Bayerns  worden  in  8  Classen  eingetheilt:  1)  jene  mit 
Ober  2000.  2)  mit  500 -*  2000,  8)  unter  500  £inw.  §.  9  Ges.  y.  1818, 
S.  49  GBL 


76  ILl. 

unklar  sich  ausdrückt,  steht  ein  Recurs  an  die  höhere,  kömgl. 
Polizeibehörde  offen. 

Jetzt  hätte  die  Gemeinde  das  Heft  vollständig  in  der 
Hand  gehabt,  wenn  der  Staat  sich  nicht  immer  noch  die  Gon- 
cessionirung  der  Gewerbe  vorbehalten  hätte;  so  hatte  sie  das 
Recht,  die  Ansässigmachung  zu  bewilligen  und  diese  wieder 
war  Bedingung  der  Erlaubniss  zur  Verehelichung.  Allein  die 
von  der  staatlichen  Polizeibehörde  ertheilte  Gewerbebefiigniss 
war  —  vorzüglich  in  den  grösseren  Städten  —  einer  der  häufig- 
sten Rechtsgründe,  auf  welche  hin  man  sich  um  die  Nieder- 
lassung bewerben  konnte  und  bei  grundloser  Abweisung  dieses 
Gesuches  durch  die  Gemeinde  drohte  die  Gassation  des  Erkennt- 
nisses bei  der  königl.  Berufungsinstanz. 

Die  Folgen  dieser  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  er- 
zwungenen Veränderungen  Hessen  gar  nicht  auf  sich  warten, 
denn  der  Grund,  aus  welchem  sie  angestrebt  worden  waren,  be- 
stand in  dem  Streben,  die  drückende  Last  der  Armenstenem 
zu  erleichtem  und  daher  das  Eindringen  von  Armenbaas- 
Candidaten  in  die  Gemeinde  zu  verhindeiii.  Man  verlangte 
demnach  Büi'gschaft  gegen  Verarmung,  d.  i.  ein  kleines  Ver- 
mögen ;  sonst  war  es  nur  Nepotismus,  der  dem  Petenten  in  die 
Gemeinde  zu  verhelfen  im  Stande  war. 

Da  den  Leuten  die  Möglichkeit  der  ehelichen  Einder- 
erzeugung immer  mehr  genommen  wurde,  so  wuchs  die  Quote 
der  unehelichen  Geburten.  „Die  Aengstlichkeit  der  Gemeinde- 
behörden —  sagt  Rivet  —  sich  gegen  eine  bloss  mögliche 
Last  zu  verwahren  .überbürdete  die  Gommunen  mit  einer  wirk- 
lich drückenden  Last  der  Vereorgung  einer  Unzahl  von  ausser 
der  Ehe  geborenen  Kindern  ^)." 

So  wie  das  mit  liberalen  Gesinnungen  durchgelbhrte  Ge- 
setz von  1808  vielleicht  zu  rasch  und  zu  rücksichtslos  und  an- 
vermittelt nach  vorwärts  schritt ,  so  war  das  Gesetz  von  1818 
wieder  ein  zu  grosser  Rückschritt  gegen  die  alten  Zustände 
hin  und  auch  dieser  Zustand  konnte  unmöglich  lange  anhalten. 

Es  gab  damals  in  Bayern  zwei  grosse  Parteien:  eine  die 
mit  der  ganzen  Gesetzgebung  seit  1799  unzufrieden  war  und 
auch  dui*ch  die  Gesetze  von  1818  unbefriedigt  blieb,  und  eine 
andere,  der  alle  bisherigen  Schritte  der  Regierung  zu  zaghaft 
und  zu  halb  waren.  Darin  waren  beide  Parteien  einig,  dass 
ihnen  der  gegenwärtige  Zustand  der  Dinge  nicht  behagte»  und 
darin  noch,  dass  beide  eine  feste  Regelung  der  Gewerbeverh^li- 
nisse  verlangten.  Gewerbe-Ordnung!  Gewerbe-Ordnung!  hallte 
es  von  allen  Seiten;  für  jeden  Staat  sei  die  Gewerbe-Ordnung 
ein  wesentliches  Erfordemiss,  wenn  die  Gemeinde  blühen,  „niit 


I)  Riyet,  die  aasserehelichen  Geburten  in  Bayern,   Bau  ond  HansBons 
Archiv  der  poL  Oek.,  N.  F.  I. 
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Nutzen  wirken  und  nicht  Willkür  und  Laune  alles  Gute  er« 
drucken  und  jedes  Gedeihen  yei-nichten  oder  hemmen  soUte^^  ^). 

Die  Conservativen  —  wenn  es  erlaubt  ist,  hier  diese  Be- 
zeichnung zu  w&hlen  —  bekämpften  mit  einer  damals  in  den 
Kammern  seltenen  Heftigkeit  die  Gewerbepoliük  der  Regierung ; 
besonders  das  Concessionssystem  in  seiner  liberalen  Durch- 
fQhmng  und  die  Eindämmung  der  Bealrechte  war  ihnen*  ein 
Dom  im  Auge.  „Der  Grundsatz  der  eroberangssüchtig  ge- 
wordenen Staatspolizei  ~  wurde  gesagt  —  „ , Je  mehr  Bürger 
desto  mehr  Streitkräfte^''^  und  das  hieraus  entstehende  Be- 
völkerungssystem ist  die  Quelle  gar  vielen  Unheiles.'^  ,,Keine 
von  den  Verordnungen  der  letzten  Zeit  hat  die  allgemAne 
Wohlfahrt  so  tief  ei*schüttert ,  wie  die  Gesetze  über  das  Ge- 
werbe; und  sollen  vielleicht  die  jetzt  Lebenden  so  viele  Millionen 
zum  Opfer  bringen,  um  der  jetzigen  Regierung  die  Ehre  eines 
solchen  Genieschlages  zu  gewinnen')?'' 

Durch  Wiederherstellung  der  alten  Zunftverhältnisse  sollte 
die  von  der  Regierung  geförderte  Concun'enz  so  viel  als  mög- 
lich beschränkt  werden;  die  Zeit  des  Handwerks  mit  dem 
goldenen  Boden  sollte  wiederkommen,  die  Meister  sollten  wieder 
hochangesehen  sein  in  der  Gemeinde  und  im  Hause.  Zur  Er- 
reichung dieser  Zwecke  eignete  sich  ferner  die  möglichst  sorg- 
fältige Beschränkung  des  Absatzes;  Juden,  Hausirer,  Markt- 
fahrer und  ähnliche  Leute  sollten  entweder  ganz  von  der  Ober- 
fläche Baverns  vertilgt,  oder  wenigstens  auf  geringes  Einkom-' 
men  beschränkt  werden^). 

Doch  richtete  man  mit  den  zahlreichen  Petitionen,  An- 
trägen und  Beschwerden  an  die  Kammern  in  der  Regel  sehr 
wenig  aus,  da  die  Sache  mit  einer  Zuweisung  an  den  Aus- 
schuss  oder  an  die  Regierung  selbst  erledigt  zu  werden  pflegte. 
In  der  Tbat  aber  war  die  Menge  der  Eingaben  an  die  Kammern 
in  Gewerbesachen  gross;  Handwerker  aus  allen  Gegenden  des 
Königreiches  bitten  um  Abhilfe:  Einer  klagt  über  Gewerbe- 
bedrückung durch  zu  häufig  ertheilte  „persönliche^^  Gon- 
cessionen,  ein  Anderer  jammert  über  den  Verfall  der  Gewerbe 
im  AUgraieinen,  ein  Dritter  wünscht  alle  Gewerbe  wieder  real 
zu  haben  und  so  foi-t 

Die  Liberalen  in  der  Kammer  lobten  ihrerseits  die  Ge- 
werbefreiheit; sie  sprachen  von  dem  Rechte  der  Staatsbürger 
zur  freien  Anwendung  ihrer  Kräfte  und  Befähigung  und  schilderten 
mit  lebhaften  Farben  die  Nachtheile  der  Monopole  für  Preis 
und  Güte  der  Waare.  Immer  wurde  auf  die  Rheinpfalz  hin- 
^wiesen  und  mit  dem  beseligenden  Bewusstsein  eines  unan- 


>)  Kammer- Yerhandltuigen  Ober  die  Gewerbe- Ordnung,  1819  B.  IV, 
S.  451  ß.,  B.  V,  S.  380  ff.,  B.  XIV,  S.  610  ff. 

•)  KVhd- 1819,  B.  V,  8.  26  ff,  86—90,  114  ff. 
«)  KYbd.  1819,  B.  V,  S.  140  ff,  B.  VI,  S.  138  ff. 
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fechtbaren  Beweises  behauptet,  dass  ein  Staat  sehr  gut  beetdiea 
könne  ohne  Zanfte  und  Gewerbegerechtigkeiten,  die  ja  ohnehin 
nur  Processe  und  nutzlose  Schreibereien  verursachen. 

Die  Erlassung  einer  allgemeinen  Gewerbeordnung  bildet 
jahrelang  den  Kernpunkt  aller  Verhandlungen  in  Gewerbe- 
Angelegenheiten  ^).  Es  lagen  fttr  dieselbe  mehrere  Entwürfe  vor. 
Die  Regierung  erklärte,  sie  hätte  nichts  so  sehnlich  gewanscht, 
als  die  sofortige  Erlassung  einer  Gewerbe-Ordnung,  allein  die 
bei  Vergleichung  der  verschiedenen  Entwürfe  entstandenen 
Schwierigkeiten  hätten  dies  vereitelt  Freilich  —  warnt  sie 
die  Drängenden  —  dürfe  man  sich  nicht  allzuviel  von  dieser 
kttdFtigen  Gewerbe-Ordnung  versprechen,  denn  nicht  allein  von 
ihr  hänge  die  Emporbringung  des  Gewerbes  ab ,  sondern  vor- 
zugsweise von  Massregeln,  die  nicht  in  den  Bereich  der  inneren 
Verwaltung  fallen.  So  viel  sei  jedoch  gewiss,  dass  der  Einfluss 
dieser  Gewerbe-Ordnung  sich  nach  dem  Masse,  in  dem^  sie  der 
Gewerbefreiheit  Raum  gebe,  bestimme.  „Zu  einem  Zurück- 
schreiten  zu  den  alten  Zwangsformen  kann  sich  die  Regierung 
nicht  entschliessen ,  unvorbereitete  Fi'eiheit  aber  würde  eine 
erschütternde  Wirkung  veranlassen  und  darum  bleibt  die  Ge- 
setzgebung auf  der  Mittellinie  ^y 

Es  wurde  wirklich  Woit  gehalten;  die  Gesetze  von  1825 
waren  und  blieben  ein  Mittelweg,  auf  welchem  man  geschickt 
zwischen  Zwang  und  Freiheit  balanciren  wollte,  in  Wirklich- 
keit  aber  immer  mehr  zu  dem  ersteren  gelangte.  Sehr  gut 
charakterisirte  in  der  Kammer  der  Referent  HeSher  den  Ent- 
wurf zum  Gewerbegesetze,  indem  er  sagte:  „DasPrincip  des 
Entwurfes  sei,  mit  Vermeidung  einer  ungeregelten  Gewerbe- 
freiheit und  einer  angemessenen  Beschränkung  eines  alle  In- 
dustrie hemmenden  Zunftgeistes,  den  zum  Gedeihen  des  Ge- 
werbes führenden  Mittelweg  beizubehalten  und  bestehende 
Rechte  aufrecht  zu  erhalten/'  Und  als  die  Kammer  der  Reichs- 
räthe  bei  der  Beschlussfassung  über  diesen  Entwurf  den  Wunsch 
ausdrückte,  „es  möchten  durch  zu  fi*eigebige  Ertheilung  person- 
licher Concessionen  die  realen  Gewerberechte  nicht  zu  sehr 
beeinträchtigt  werden'S  da  ging  die  Kammer  der  Abgeordneten 
mit  49  gegen  30  Stimmen  auf  diesen  Wunsch  ein. 

Doch  vor  Allem  ein  Bild  der  gesetzgeberischen  Werke 
von  1825.  — 

Wollen  wir  wieder  vom  Weiteren  und  Allgemeineren  zum 
Engeren  fortschreiten,  so  ist  mit  dem  Heimathsgesetse  aiizn* 
fangen.  Mau  kann  ihm  zufolge  die  Heimath  als  jene  Gre- 
meinde  bezeichnen,  in  welcher  Jemand  das  unbedingte  Recht 


n  Vgl.  den  Antrag  Utsschneiders,  KVhd.  1822^  Beil.  B.  U,  S.  4,  Ko.  20 


und  den  darüber  erfolgten  Aosschassbericht  Beil.  B.  IV,  S.  221 — 236 

«)  Vgl.  KVhd.  1822, -----  -     -    - 

S.  116,  5.  V,  8.  298  ft 


*)  Vgl.  KVhd.  1822,  B.  XI,  S.  307—810,  B.  I,  S.  173,  No.  9,  B,  Ul, 
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zum  Wofansitse  und  das  Recht  »auf  eventaelle  Armenverpflegung 
besitst  Aus  dem  Gesetze  ist  zu  entnehmen,  dass  jeder  Bayer 
in  irgend  einer  Gemeinde  des  Köni(i^*eiches  das  Heimaths- 
recht  besitzen  müsse,  doch  darf  er  sich  aufhalten,  wo  er  will. 
Das  Heimathsrecht  ist  ursprünglich  oder  erworben;  jenes  aus 
der  Geburt,  dieses  entweder  aus  der  bewilligten  Ansässig- 
machung  oder  Verehelichung  oder  aus  einem  Vertrage  mit  der 
Gemeinde  entspringend;  schliesslich  kann  die  Heimath  auch  eine 
zugewiesene  sein.  —  Für  die  Bedingungen,  dann  für  Art  und 
Mass  der  Armenverpflegung  blieb  das  bereits  besprochene  Ge- 
setz von  1816  massgebend. 

Das  zweite  von  den  Gesetzen  vom  11.  September  1825 
war  das  über  die  Ansässigmachung  und  Verehelichung,  welches 
erlassen  wurde,  „damit  die  sittliche  und  bürgerliche  Wohlfahrt 
der  Staatseinwohner  durch  erleichterte  Begründung  eines  eigenen 
Familienstandes  noch  mehr  befördert  werde^. 

Die  Erlaubniss  zur  Niederlassung  und  Verehelichung  er- 
theilt  die  Gemeinde  (§  9).  Hinsichtlich  des  Verfahi-ens  bleibt 
es  bei  den  bestehenden  Vorschriften,  doch  werden  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  sie  zu  ertheilen  ist,  viel  genauer 
präcisirt,  als  es  vorher  der  Fall  gewesen  ist  Diese  Voraus- 
setzungen der  Ansässigmachung  sind  nun : 

I.   Allgemeine.  —  1)  Dem  Bewerber  darf  weder  nach  Civil- 
recht,  noch  nach  Militärconscriptionsgesetzen  ein  Hinder- 
niss  entgegenstehen;   2)  muss  er  einen  guten  Leumund 
haben.    „Wer  guten  Leumund  hat  —  sagte  der  Kammer- 
referant  Bösner  —  kann  ihn  auch  leicht  beurkunden 
und  wem  es  daran  gebricht,   der  mag  sich  der  Probe 
unterwerfen.''    3)  Muss  er  den  Schulbesuch  ordentlich 
beendet  haben  (§  1).  —  Schon  hier  sehen  wir  in  dem 
guten  Leumunde  ein  willkommenes  Hintei-pi&rtchen  für 
besorgnissvolle  Gemeindeväter. 
II.  Die  besonderen  Voraussetzungen:  1)  Der  Besitz  eines 
Grundvermögens,  von  welchem  mindestens  45  Krouzer 
an  .einfacher  Steuer  (Steuersimplum)  entrichtet  werden; 
2)  der  Besitz  einer  Gewerbebefugniss;    3)  ein  ander- 
weitig gesicherter  Nahrungsstand  (Amt^  freie  Erwerbs- 
art, Lohnarbeit  etc.    §§  2  und  4). 
Bei  concessionirten  Gewerben  gibt  aber  die  blosse  Gon- 
cession  einen  hinreichenden  Titel  zur  Niederlassung,  ebenso 
selbstverständlich   eine   Realgerechtigkeit  (§  5);  in    anderen 
Fällen,  wo  über  den  durch  Arbeit  gesicherten  Nahrungsstand 
Zweifel  entstehen,  muss  Lust  zur  Arbeit  und  die  Möglichkeit 
eines  einfachen  Lohnerwerbes  erwiesen  werden. 

Verehelichen  darf  sich  nur  Der,  welcher  in  einer  Gemeinde 

einen  gesetzlichen  Titel  zur  Ansässigmachung  hat  (§  8,  2  u.  4). 

An  letzter  Stelle  sei  nun  der  Inhalt  des  Gesetzes  über 

Gevrerbe  auseinandergesetzt,  das  für  uns  insofern  das  wichtigste 
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ist,  als  wir  das  Niederlassungs-  und  Verehelichangsreeht  nicht 
an  und  für  sich,  sondern  nur  als  hochwichtige  Steine  im  Ge- 
bäude des  ganzen  gewerbepolitischen  Systemes  betrachten 

Das  Gesetz  vom  11.  September  1825,  „die  Grund- 
bestimmungen  über  das  Gewerbeweseü  betreffend",  ist  die  lang- 
ersehnte und  vielfach  besprochene  Gewerbeordnung.  Schon 
die  Einleitung  knüpft  an  die  1819  in  der  Kammer  von  der 
Regierung  abgegebene  Erklärung  über  das  nothwendige  Grund* 
princip  derselben  an,  indem  sie  sagt,  dass  zwar  der  Einführung 
der  Gewerbefreiheit  schwere  Bedenken  entgegenstehen,  dass 
aber  die  Regieining  andererseits  von  der  Absicht  beseelt  sei, 
„die  Hindernisse  des  Kunstfleisses  zu  beseitigen,  die  Ausbildon? 
in  den  Gewerben  zu  fördern  und  die  inländische  Industrie  auf 
eine  höhere  Stufe  von  Vollkommenheit  zu  erheben*.  — 

Der  erste  Artikel  erklärt'  das  Goncessionssystem  fnr  die 
Regel :  „Zur  selbstständigen  Ausübung  eines  Gewerbes  ist  eine 
Concession  nöthig^*  (Ausnahmen  in  Art.  8,  über  die  freien  Er- 
werbsarten). —  „Die  Vorbedingung  zur  Erlangung  einer  Ge- 
werb econcession  ist  1)  die  persönliche  Fähigkeit  des  Bewerbers. 
Ist  diese  Vorbedingung,  womit  auch  2)  die  Berücksichtigunir 
des  erforderlichen  Nahrungsstandes  zu  verbinden  ist,  nebst 
8)  den  gesetzlichen  Erfordeiiiissen  zur  Ansässigmachung  vor- 
handen, so  daii  die  Concession  nicht  versagt  werden;  doch 
bleibt  4)  bei  Gewerben,  deren  Verkehr  nach  der  Natur  der 
Sache  oder  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  sich  nicht  über 
die  Gränzen  einer  bestimmten  Gemeinde  erstreckt,  die  Er- 
wägung der  örtlichen  und  anderen  Verhältnisse  durch  die  zu- 
ständige Obrigkeit  vorbehalten**.  (Woitlaut  des  Art  2.)  Dieser 
Berücksichtigung  des  ei-forderlichen  Nahrungsstandes  gibt  die 
ausführliche  Instmction  zu  den  Gi-undbestimmungen  ^)  den 
Sinn,  dass  die  königl.  Behörden  ohne  Widerspruch  zu  beur- 
theilen  haben,  ob  die  Hülfsmittel,  die  Art  des  Gewerbes  (ob 
für  localen  Bedarf,  ob  für  weiteren  Absatz  berechnet)  zur  £r- 
nähining  des  Bittstellers,  aber  auch  zur  eventuellen  Sicherung 
des  „Güter  anveitrauenden  Publikums**  hinreichen. 

Dies  die  Gesetzestrias  von  1825.  Erlauben  wir  uns  einige 
Worte  der  Kritik,  besonders  bezüglich  des  dritten  Gesetzes« 

Das  Wechselverhältniss  zwischen  der  Bewilligung  zur  An- 
sässigmachung und  der  zum  Gewerbebetriebe  ist  es,  das  vor 
Allem  in  die  Augen  fällt  Die  erstere  Befugniss  kann  man  auf 
Grund  eines  bereits  erworbenen  Gewerberechtes  erhalten  —  aber 
umgekehrt  erlangt  man  die  Gewerbeconcession  nur  dann, 
wenn  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Erfordernisse  der 
Niederlassung  nachgewiesen  wird.  Es  bildet  demnach  eine 
Gewerbeconcession  die  letzte  Stufe  auf  dem  Wege  zur  Nieder- 
lassung —  und  das  Niederlassungsrecht  die  letzte  Stufe  auf 


*)  Kgl.  Vdg.  V.  28.  Dec.  18?5,  S.  81  RBl.  v.  1826. 
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dem  Wege  zur  Gewerbeconcession.  Einen  ähnlichen  Girculos 
vitiosus  finden  wir  auch  in  andern  neueren  Gesetzen  wieder; 
ich  erinnere  nur  an  die  Bestimmungen  des  östen-eichischen 
Rechtes  Qber  Erwerb  «des  StaatsbQrgerthums.  Niemand, 
heisst  es,  kann  dasselbe  erwerben,  ohne  das  Heimathsrecht 
in  einer  Gemeinde  zu  besitzen,  und  dieses  letztere  kann  nur 
ein  -östen-eichischer  Staatsbürger  erwerben^).  In  praxi  be- 
gnügt man  sich  mit  der  Zusicherung  der  Gemeindebehörde, 
den  Betreffenden  in  den  Heimathsverband  au&unehmen,  sobald 
er  das  Staatsbürgerrecht  en'eicht  haben  wird,  und  mit  der  auf 
Grand  dieser  Zusicheining  erfolgten  Verleihung  desselben  wird 
auch  die  letzte  gesetzliche  Bedingung  des  Erwerbes  des  Heimaths- 
rechtes  erfüllt.  Ganz  analog  war  es  bei  der  Niederlassungs- 
und Gewerbebefugniss  in  Bayern  nach  dem  Gesetze  von  1825. 

Die  Gewerbeconcession  ertheilt  die  staatliche  Polizei- 
behörde, nachdem  sie  sich  von  dem  Vorhandensein  aller  Um- 
stände, welche  Art.  2  in  foimell  sehr  unvollkommener  Fassung 
als  nothwendig  anführt,  übei-zeugt  hat;  die  Gemeinde  hat 
auch  hinsichtlich  der  Gewerbeconcession  mit  berathender  Stimme 
mitgestimmt,  und  es  folgten  Zeiten,  wo  diese  Stimme  einen 
entschiedenen  Nachdruck  gewann. 

Anders  war  es  bei  den  freien  Erwerbsailen  (s.  unten) 
und  bei  der  einfachen  Lohnarbeit;  die  Gemeinde  war  hier  un- 
beschränkt, denn  nur  nach  dem  Urtheile,  welches  von  ihr  über 
Competenz  oder  Incompetenz  des  Nahrungsstandes  geschöpft 
worden  war,  ertheilte  sie  die  Niederlassungsbewilligung  auf  die 
betreffende  Erwerbsart. 

Wie  man  das  Vorhandensein  der  persönlichen  Fähigkeit 
nachzuweisen  hatte,  werden  wir  bei  der  späteren  Betrachtung 
des  gewerblichen  Bildungswesens  auseinandersetzen;  hier  sei 
nur  die  Bedingung  des  erforderlichen  Nahrungsstandes  und  der 
günstigen  Absatzverhaltnisse  Gegenstand  der  Betrachtung. 

Den  Kern  der  Sache  hat  uns  schon  der  erwähnte  Art.  2  des 
Gesetzes  aufgedeckt  Nichts  mehr  und  nichts  weniger  soll 
sichergestellt  werden,  als  dass  Garantien  vorhanden  seien,  dass 
der  Concessionsbewerber  sich  und  seine  Familie  ordentlich  er- 
nähren werde.  Seine  Person  nach  Leib  und  Seele,  sein  Ruf, 
sein  Vermögen  an  Erwerbs-  und  Consumtionsmitteln  wird 
genauer  Prüfung  unterworfen;  doch  air  dies  genügt  nicht, 
denn  für  das  Fortkommen  eines  Gewerbsmannes  ist  nicht  allein 
seine  individuelle  Qualifikation  von  Bedeutung  und  auch  nicht 
allein  die  zunächstliegenden  bekannten  Verhältnisse,  sondern 
jenes  „Band  der  gesellschaftlichen  Zusammenhänge'',  das  wie 

'}  Vgl.  §.  2  des  österr.  Reichsges.  über  die  Regelung  der  Heimaths- 
%-erhÄltoiB8e  v.  3.  Dec.  1863,  Xo.  105,  RGBL  und  Min.-Erl  v.  9.  Dec.  1851. 
Z-   26508. 
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eine  Kette  „alle  existirenden  unwissbaren  Umstände  mit  ein» 
ander  verbindet".  Die  Ausdehnung  des  Absatzes  ist  vor  ADem 
zu  beachten;  bei  Gewerben  auf  entfeinten  Absatz  genügt  die 
individuelle  Bürgschaft  —  da  war  man  noch  freisinniger  und 
überliess  dem  Individuum,  selbst  die  Berechnung  über  die 
Voraussetzungen  seines  Fortkommens  zu  machen.  Wo  aber 
Lokalgewerbe  zur  Frage  kamen,  da  ward  man  bedeutend 
schwieriger  und  fi*ug  nach  dem  Bedürfnisse  des  Ortes.  Aus 
Allem  geht  hervor,  dass  man  nicht  darnach  frug,  in  welcher 
Weise  oder  genauer  wie  gut  das  Ortsbedüi-fhiss  befriedigt 
wurde;  man  hat  sich  gewiss  immer  mit  einer  sehr  nachsieht«;- 
voll  präsumirten  Durchschnittsqualität  begnügt.  Man  fru? 
einfach  nach  der  Zahl  der  Gewerbsmeister,  die  bisher  gut  oder 
schlecht  das  Bedürfniss  befriedigt  hatten;  keinen  durfte  man 
kränken  und  keinem  wehethun  —  das  ist  die  Berücksichtigung 
der  Ortsbedürfhisse.  Der  abgewiesene  Concessionsbewerber  möjre 
thun,  was  er  für  gut  erachtet  oder  wozu  ihn  der  Hunger  zwingt, 
aber  der  wohlbestellte  Meister ,  der  beatus  possidens  darf  in 
seinem  behaglichen  Kampfe  um's  Dasein  nicht  gestört  werden. 

Was  sind  aber  Lokalgewerbe?  Das  Gesetz  sagt:  diejenigen, 
„deren  Verkehr  nach  der  Natur  der  Sache  oder  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Umstände"  sich  nicht  über  die  Gränzen  einer 
bestimmten  Gemeinde  ei-streckt.  —  „Die  Natur  der  Sache* 
und  „die  Beschaffenheit  der  Umstände" !  —  diese  grosse  carte 
blanche  reicht  das  Gesetz  den  Polizeibehörden  und  den  Ge- 
meinden zur  Ausfüllung. 

Nach  der  Natur  der  Sache  sind  in  der  That  gewisse  Hand- 
werke auf  den  Ort  ihres  Betriebes  beschränkt,  insbesondere 
einige  sehr  wichtige  Nahrungsgewerbe,  wie  die  Bäckerei. 
Fleischerei  u.  A.,  und  es  war  dies  noch  mehr  der  Fall  bei  den 
Verkehi-sverhältnissen  des  Jahres  1825;  die  ei*ste  Eisenbahn 
wurde  in  Bayem  bekanntlich  im  Jahre  1885  zwischen  Fürth 
und  Nüi-nberg  eröffnet.  Allein  welch'  eine  Menge  von  Bt- 
schränkungsmassregeln  lässt  sich  durch  die  „Natur  der  Sache* 
decken. 

„Die  Beschaffenheit  der  Umstände"  ist  ein  womöglich  noch 
umfassenderer  Schild;  sobald  man's  für  gut  fand,  konnte  man 
damit  jeden  Angriff  pariren,  den  ein  Kandidat  mit  den  schwachen 
Waffen  der  bestehenden  Gesetze  gegen  die  Verweigerung  dir 
Concession  unternehmen  wollte.  Der  Schuster,  Schneider, 
Schlosser  u.  A.  konnte  und  durfte  nach  den  im  Jahre  182:' 
giltigen  Gesetzen  ausserhalb  seines  Wohnortes  Absatz  suchen 
und  so  hätten  sich  gewiss  Viele  niederlassen  und  ernähren 
können,  indem  sie  auf  entfeinten  Absatz  von  vornherein  speku- 
lirten.  Da  durfte  die  Behörde  finden,  dass  die  specielle  Bo- 
schati'enheit  der  gegebenen  Umstände  einen  entfernteren  Ab- 
satz nicht  zulasse  und  es  war  entschieden. 

Doch  genug  der  Erklärung  des  Klaren.    Jedennann  wind 
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zugestehen,  dass  dieBestimmuDg:  „Wenn  sich'S  um  Ertheilong 
einer  Concession  handelt,  ist  bei  Gewerben,  deren  Absatzgebiet 
^  „nach  der  Natur  der  Sache  oder  nach  der  Beschaffenheit  der 
Umstände"  ^  auf  den  Niederlassungsort  beschränkt  ist  —  ausser 
dem  Nahrungsstande  noch  Anderes  in  Erwägung  zu  ziehen"  — 
einer  Bestimmung  gleicht,  welche  diese  strengere  Behandlung 
der  einzelnen  Gewerbe  ganz  der  Auswahl  der  Behörde  anheim- 
stellt 

„Die  örtlichen  und  anderen  Verhältnisse"  sind  nun  jenes 
Andere,  was  bei  Concessionirung  der  von  der  Behörde  für  Orts- 
gewerbe angesehenen  Handwerke  noch  nebstbei  zu  beiUck- 
sichtigen  ist.  Zweifellose  Deutlichkeit  wird  auch  dieser  Be- 
stimmung Niemand  zumVorwuife  machen  können,  und  ist  die 
Ansicht  richtig,  dass  schlechtere  aber  bestimmte  Gesetze  unbe- 
stimmten guten  voi*zuziehen  sind,  dann  gibt  es  Nichts,  was 
den  bayrischen  Gewerbegesetzen  von  1825  nicht  vorgezogen 
werden  könnte.  Wer  behaupten  würde,  dass  „die  zuständige 
Obrigkeit"  bei  Ertheilung  von  Gewerbeconcessionen,  wo  sie 
wollte  was  sie  wollte,  berücksichtigen  dui'fte,  der  hätte  in  der 
That  nur  wenig  übertrieben. 

Es  kam  also  Alles  darauf  an,  wie  die  Ausführung  sich  gestaltete. 
Dass  es  sowohl  der  berathenden  Gemeindebehörde,  als  der  ent- 
scheidenden Polizeibehörde  unmöglich  war,  die  gesammten  Pro- 
(luctions-  und  Absatzverhältnisse  in  der  Gemeinde,  die  Möglich- 
keit der  Aenderung  derselben,  die  Bürgschaften  des  Fortkommens 
in  der  Person  des  Kandidaten,  die  Höhe  des  Bedürfnisses  an  be- 
stimmten Waaren  und  Arbeiten  zu  übei-sehen,  ist  klar;  zahl- 
reiche Missgiiffe  mussten  kommen.  Aber  zuletzt  kam  es  nicht 
hierauf  an,  sondern  mehr  darauf,  ob  ein  liberalisirender  Be- 
amtenstandpunkt oder  ein  ängstlicher  Gemeinde-  und  Aimen- 
kassenstandpunkt  voi-waltete.  Und  wenn  der  erstere  im  Ganzen 
bis  nach  1830  sich  behauptete,  das  Votum  der  Gemeinde  war 
doch  stets  desshalb  von  gi*ossem  Einfluss,  weil  sie  allein  die 
realen  Verhältnisse,  auf  die  es  ankam,  aus  der  Nähe  kannte, 
den  ersten  Bericht  darüber  abfasste. 

Noch  grösser  aber  war  ihr  Einfluss  auf  die  sog.  fi*eien 
Erwerbsarten  dazu  rechnet  das  Gesetz  von  1825  Art.  8  folgende 
Kat^orien : 

1)  9  Jene,  welche  durch  bestehende  Verordnungen  und  Ein- 
riehtimgen  schon  jetzt  der  freien  Betriebsamkeit  vorbehalten 
^ind ; 

2)  die  Leineweberei  als  Nebenei'werb  der  Landbewohner; 

3)  die  Hervorbringung  von  eigentlichen  Kunstprodukten  und 

4)  endlich  alle  Arbeiten  und  Erzeugnisse, 

2U  deren  Verfertigung  eine  gewerbsmässige  Erleiiiung  und 
Vorübung  nicht  erforderlich  ist^  insbesondere  diejenigen,  welche 
2U  den  Gegenständen  des  Luxus  oder  der  Mode  gehören ;  doch 
ist  es  dem  Staatsministerium  des  Innern  überlassen,  allerwärts 
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oder  an  einzelnen  Orten  Beschränkungen  nach  Ermessen  ein- 
zuführen". 

Der  III.  Abschnitt  der  Instruction  von  1825  specialisirt 
dann  nun  §  46  diese  freien  £i*werbsai1;en  folgendermassen : 

1)  „Arbeiten,  die  höhere  wissenschaftliche  Ausbildung  oder 
höhere  Kunstfertigkeit  verlangen; 

2)  alle  Alten  von  Spinnereien; 

3)  die  Verfeitigung  von  Frauenputz  und  Frauenkleidem, 
aber  nur  durch  Frauen  und  mit  weiblichen  Gehilfen; 

4)  Parfumerieerzeugung,  Eunstblumenveiiertigung  und  Pro- 
duktion ausschliesslicher  Luxusartikel; 

5)  Anfeitigung  einzelner  Bestandtheile  fdr  selbsständige 
Handwerke  (z.  B.  ührenräder); 

6)  Holzwaaren  aller  Art  —  auch  Zündhölzchen; 

7)  Alles  für  den  eigenen  Gebrauch  des  Producenten  selbst 
Verfertigte." 

Diese  sog.  freien  Erwerbsarten  waren  nun  aber  nicht  frei 
im  Sinne  einer  unbedingten  ConcuiTenz.  Sie  wai-en  nur  nicht 
zünftig;  und  man  fragte  bei  ihnen  in  Bezug  auf  die  Nieder- 
lassung nicht  nach  der  persönlichen  Fähigkeit,  wohl  aber  nach 
der  Möglichkeit  des  Fortkommens.  Und  zwar  hatte  hier  die 
Gemeinde  nicht  bloss  ein  vorbereitendes  Votum,  sondern  die 
entscheidende  Stimme. 

Den  gewöhnlichen  concessionirten  und  den  freien  Gewerben 
gegenüber  blieben  die  Real-  und  radicirten  Gewerbe  als  eigen- 
thümliche  Klasse  bestehen.  Die  ersten  Regungen  einer  öffent- 
lichen Meinung  in  Bayern  hatten  nur  tadelnde  Kritik  gegen- 
über dem  Montgelas'schen  Einschränkungsvei-such  zu  Tage  ge- 
fördert 

Gleich  die  erste  Sitzung  des  Landtages  wurde  benützt, 
um  dem  Unwillen  gegen  diese  Gesetzgebung  Ausdruck  zu  geben. 
Die  Stadt  München  machte  eine  Eingabe  um  Schutz  der  Real- 
gerechtigkeiten als  vollen  Eigenth^mes  gegen  die  Verordnung 
von  1804  ^) ;  der  Ausschuss,  an  welchen  dieselbe  gewiesen  wurde, 
erstattete  darüber  durch  den  Referenten  nachstehenden  Vor- 
trag: „Der  König  sei  zu  bitten,  er  wolle  die  Verordnung  vom 
1.  December  1804  und  alles  Folgende  (bis  1819),  was  das  Ge- 
werbewesen betrifft,  aufheben,  die  Realität  der  Gewerbe,  wie 
sie  vor  1804  bestand,  wieder  einführen  und  so  duich  eine  die 
Gerechtsame  der  Bürger  sichernde  und  dem  Titel  IV  §.  8  der 
Verfassungsurkunde  entsprechende  Verordnung  dem  feniei-en 
Ertheilen  von  Concessionen  oder  sog.  Personalgewerbegerechtig- 
keiten und  den  dadurch  entstehenden  Beeinträchtigungen  Ein- 
halt thun"  2).  Dieses  Referat  gab  die  Veranlassung  zu  einer 
der  eiTOgtesten  und  interessantesten  Debatten  der  ganzen 
Session.    Die  Gegner  des  Ausschussantrages  redeten  der  vollen 


»)  KVhd.  B.  III,  No.  28. 

«)  KVhd.  B.  IV,  S.  485  ff.  und  S.  464—4^9  v.  J.  1810. 
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Gewerbefreiheit  das  Wort  und  wiesen,  wie  gewöhnlich,  auf  die 
gewerbefreie  Rheinpfalz  mit  ihren  guten  Zuständen  hin.  Die 
Parteigenossen  des  Ausschussreferenten  beriefen  sich  auf  die 
14  Jahre  nach  1804  erlassene  Verfassungsurkunde  und  bewiesen, 
(lass  nach  dei-selben  eine  Enteignung  der  Realrechte  nicht 
möglich  sei.  An  Stelle  der  Realgewerbe,  welche  allen  Hand- 
werkern ihr  Brod  sichelten,  seien  die  „nichteigent^llmlichen, 
der  Polizei  anheim  gegebenen''  getreten  und  hiedur^h  sei  die 
allgemeine  Wohlfahrt  so  tief  erschüttert  worden,  wie  durch 
keines  der  übrigen  Gesetze.  —  Das  praktische  Resultat  der 
grossen  Debatte  war  das  Vei*schwinden  aller  Anträge  in  dem 
dunklen  Schoose  der  Ausschüsse^). 

Das  Gewerbegesetz  von  1825  steht  gioindsätzlich  auf  dem- 
selben Standpunkte,  wie  die  Verordnung  von  1804  —  doch 
hat  es,  wie  wir  sehen  werden  —  die  unpei*sönlichen  Rechte 
dadurch  von  Neuem  etwas  gehoben,  dass  es  dieselben  „wieder 
ganz  in  dem  der  Natur  der  Sache  entsprechenden  Umfange 
unter  den  Titel  und  die  Aegide  des  Privateigenthums  stellte'*  *). 

Die  Pei'sönlichkeit  und  Unveräusserlichkeit  des  durch  die 
Concession  verliehenen  Rechtes  wurde  als  Regel  ohne  Aus- 
nahme aufgestellt,  da  selbst  die  Bestimmungen  von  1804,  dass 
z.  B.  Müller  und  Brauer  das  Gewerberecht  als  radicii-tes  er- 
halten sollten,  zur  Wahrung  des  Principes  aufgehoben  worden 
sind«  Die  Besitzer  gi-osser  und  kostbarer  Gewerbe- Vor-  und 
Einrichtungen  dürfen  von  nun  an  immer  bloss  die  gewöhnliche 
Personalconcession  beanspruchen,  wohl  aber  darf  ihnen  deren 
Verleihung  beim  Nachweise  der  pei'sönlichen  Fähigkeit  nicht 
verweigert  werden  '*). 

Durch  die  althergebrachte  Gestattung  des  Fortbeüiebes 
eines  Handwerks  zu  Gunsten  der  Wittwe^)  oder  böslich  ver- 
lassenen Ehefi'au  sollte  der  Pei*sonalität  durchaus  nicht  prä- 
judicirt  werden. 

So  sti-eng  nun  das  Gesetz  in  dieser  Hinsicht  auftrat,  so 
nachsichtsvoll  war  es  auf  der  anderen  Seite  gegen  die  in  der 
Gegenwart  schon  zu  Recht  bestehenden  realen  und  radicirten 
Hechte.  Dieselben  wurden  nicht  nur  anerkannt  und  zum  Theile 
vermehrt  ^),  sondern  es  wurden  auch  die  Beschränkungen  ihrer 
Veräusserlichkeit  bedeutend  ermässigt.  Sie  dürfen  von  nun 
an  ganz  frei  veräussert  werden,  aber  der  Erwerber  wird  zum 
Gewerbebetriebe  nur  dann  zugelassen,  wenn  er,  bei  realen 
Rechten,  selbst  persönlich  befähigt  ist  —  oder  aber,  was  nur 
hei  radicirten  Rechten  gestattet  wird  —  einen  befähigten  Stell- 


M  Vgl.  KVhd.  B.  V  v.  1819,  S.  26  ff. 

')  Vgl.  den  Plenarbeschluss  des  bayr.  Oberappellgerichtes  im  RBl.  t. 
1H42,  S.  1883. 

')  Art  4  Oew.-Ges.  t.  1825. 

*)  Vgl.  schon  die  CTipfb.  LO.  v.  1606,  II,  S.  272. 

'I  Art  4,  Abs.  5  erklärt  alleTabemen  in  Stadt  und  Land  für  radicirt 
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Vertreter  bestellt.  Freilich  wurde  der  fürsorglichen  Polizei  ein 
Hinterpförtchen  dadurch  geöffnet,  dass  die  Instruktion  aurb 
guten  Leumund,  ei-fahrungsgemäss  ein  sehr  dehnbares  Requisit, 
verlangte  0- 

Die  Bestimmung  der  Instniktion ,  dass  der  wirkliche  Be- 
trieb dieser  Gerechtigkeiten  eventuell  executorisch  verlan;L't 
werden  könne,  entspiicht  vollkommen  dem  Concessionssysteme. 
Es  ist  ja  klar,  dass  die  Behörde  bei  Ertheilung  der  persönlicheri 
Gewerbebefugnisse  immer  auf  die  bestehenden  unpersönlichen 
Rücksicht  nehmen  musste,  um  darnach  die  Möglichkeit  de> 
Fortkommens  und  das  Vorhandensein  einer  hinreichenden  Be- 
friedigung der  gewerblichen  Bedürfnisse  der  Consunient^'ii 
zu  beurtheilen.  Durch  die  Nichtausübung  ihrer  Befugnisv«^ 
hätten  die  Besitzer  unpersönlicher  Gewerbegerechtigkeiten  die 
Cirkel  der  Polizeibehörden  gestört,  denn  entweder  verni-sachteii 
sie  durch  Nichtausübung  der  Befugniss  eine  Stockung  iki 
Produktion,  wenn  die  übrigen,  blos  pereönlich  befugten  (i*^ 
werbsmeister  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  nicht  ausgereicht 
hätten,  oder  aber  veranlassten  sie  eine  Stockung  des  Absatze> 
für  den  Fall,  dass  die  Behörde,  auf  ihre  stete  Abstinenz  rechnemi 
neue  Concessionen  ertheilt  hätte,  während  die  unpersönlich 
Berechtigten  dann  unvorhergesehen  mit  in  die  ConcuiTenz  ein- 
getreten wären.  Leider  findet  sich  in  der  ganzen  Instruktioi. 
von  1825  keine  nähere  Angabe  über  die  Art  dieser  Execution : 
in  dem  hannoverischen  Gewerbegesetze  von  1847  ei*scheint  dieji»- 
Lücke  ausgefüllt,  indem  vorgeschrieben  ist  (§  27),  dass  im  Falle 
ungenügender  oder  mangelhafter  Ausübung  der  Realrechte  nach 
erfolgter  fruchtloser  Ermahnung  die  Befugniss  erlösche  und 
durch  die  Obrigkeit  Anderen  zu  ertheilen  sei. 

Abgesehen  von  Realrechten  und  Concession  blieb  man  auf 
dem  liberalen  Standpunkt,  dass  jeder  bayrische  Staatsbürger 
zum  Gewerbebetrieb  berechtigt  Fei,  dass  kein  Gewerbe  oder 
Stand  ehrlos  oder  aniHchig  mache.  Dass  Staatsdiener  jeder 
Art  vom  Gewerbebetrieb  ausgeschlossen  waren*),  ist  nichts 
jener  Zeit  Eigenthümliches.  Dass  die  Ausübung  eines  Gewer^e^ 
„bei  offenem  Kram  und  Laden**  den  Gebrauch  des  Adelstite)> 
suspendirte  ^) ,  kann  für  jene  Tage  nicht  verwundern.  Es  war 
damit  wenigstens  der  Grosshandel  und  Fabrikbetrieh  den 
produktionslustigen  Aristokraten  zugänglich. 


Dies  also  waren  die  Wege ,  auf  denen  man  zur  Befugniss 
zum  Gewerbebetriebe  gelangte;  betrachten  wir  noch  den  In- 
halt der  so  erlangten  Gewerbebefugniss. 

^)  Daher  auch  bei  realen  und  rad.  Rechten  eine  Concession  eiforder* 
lieh,  die  sich  aber  nur  auf  den  Betrieb,  nicht  auf  das  ihm  zu  Grande  lie* 
gende  Gewerberecht  bezog. 

•)  Vgl.  Gesetz  v.  1818,  GBl.  S.  342. 

')  Das.  S.  220. 
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G^en  die  Uebelstände,  welche  aus  der  noch  immer  be- 
stehenden, von  Stadt  zu  Stadt  verschiedenen  sachlichen  Scheidung 
der  Gewerbegebiete  hervorgingen,  sollte  das  Gesetz  von  1825 
Abhülfe  schaffen.  Wurde  dieser  Zweck  nicht  erreicht,  so  war 
es  nicht  die  Schuld  des  Mangels  an  gutem  Willen,  noch  auch  — 
im  Grunde  genommen  —  die  der  mangelhaften  Fassung  des 
Gesetzes;  es  ist  vielmehr  das  Wesen  der  Sache  selbst,  die 
Unmöglichkeit  einer  ganz  erschöpfenden  Feststellung  der  Be- 
fugnisskreise der  Gewerbe  —  besonders  in  Zeiten  grosser  tech- 
nischer Foitschritte,  welche  für  den  Misserfolg  verantwortlich 
zu  machen  ist^). 

„Die  Befugnisse  eines  jeden  Gewerbes  —  sagt  Art.  5  des 
Gesetzes  —  sind  nur  nach  der  Concessionsurkunde  und  nach 
der  darin  enthaltenen  Bezeichnung  mit  Rücksicht  auf  folgende 
Bestimmungen  zu  eimessen: 

1)  die  Befugnisse  in  Beziehung  auf  Vorbereitung  und  Ver- 
edelung der  Gewerbeerzeugnisse  bis  zum  höchsten  Grade 
der  Vollendung,  sowie  auf  alle  zu  diesem  Zwecke  dien- 
liche Einrichtungen  und  Hülfsmittel,   nicht  minder  auf 
Absatz  und  Markt  sollen  keiner  anderen  Beschränkung 
unterliegen  ids  derjenigen,  welche  aus  allgemeinen  Poli- 
zeivorschriften oder  aus  besonderen  örtlichen  von  den 
zuständigen  Behörden  genehmigten  oder  in  Zukunft  zu 
genehmigenden  Ordnungen  hervorgeht^; 
2)  soll  die  Vereinigung  und  der  Betrieb  mehrer  verwand- 
ter Gewerbe,  sowie  der  üebertritt  von  einem  zum  an- 
deren bei  Nachweis  der  pei-sönlichen   Geschicklichkeit 
nicht  gehindert  werden. 
Ich  habe  den  ersten  Absatz  wöitlich  wiedergegeben,  weil 
gerade  der  Wortlaut  von  Interesse  ist.    Er  zeigt,    dass  man 
liberal  sein,  die  Zunftmissbräuche  beseitigen  wollte,  und  doch 
schlüpft  durch  die  Hinterthüre  „Berücksichtigung  der  örtlichen 
Ordnungen''    wieder    die    ganze  Unsicherheit    des    Umfangs 
der  Gewerbebefugnisse  herein.    Es  war  dies  ein  grosser  Miss- 
griff,    Die  Instruktion  (§§.  15-18;  21—24)  gewährt  dem 
entsprechend  dem  Inhaber  der  Concession  folgende  Rechte: 
1^  auf  freie  Gewerbethätigkeit; 
2i  auf  freien  Markt  für  die  erzeugten  Producte; 
S)  auf  Schutz  gegen  Pfuscherei  und  Gewerbeanmassung. 
Die  erste  Kat^orie  umfasst  die  Befugniss  zur  Verrichtung 
aUes  dessen,  was  der  Name  des  betreffenden  Gewerbes  anzeigt 
und  zwar  in  jedem  beliebigen  Umfange  und  mit  jeder  belie- 
bigen Anzahl  von  Gesellen.     Hiemit  sind  alle  Arbeiten  aus- 
geschlossen ,  welche  schon  der  Benennung  gemäss  einem  an- 
deren Gewerbe  zustehen;  ausdrücklich  aber  ist  hervorgehoben, 


>)  Vgl.  Beeg,  die  Reformfrage  des  Oewerbewesens,  (1860),  S.  56  ff. 
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dass  der  Gewerbsmann  dasjenige,  was  für  ihn  Rohmaterial 
oder  Hilfsstofif  ist,  dann  nicht  selbst  produciren  darf,  wenn 
das  eine  oder  das  andere  Gegenstand  eines  besonderen  Hand- 
werkes ist. 

Entsteht  Streit  darüber,  welchem  von  mehi-eren  Hflhdwerken 
eine  Venichtung  zukomme,  so  soll  dieselbe  von  allen  sie  bean- 
spruchenden Gewerben  verrichtet  werden  düifen  (§.  17  Instr.). 

Hoch  erhaben  über  diese  Beschränkungen  des  Kleinge- 
werbes waren  die  Fabriken.  Schon  seit  dem  Ende  des  XVIU. 
Jahrhunderts  wurden  mit  besonderer  Vorliebe  Fabriksconces- 
sionen  ei-theilt,  weil  ihnen  eine  wahre  Zauberkraft  zur  Hebung 
des  Wohlstandes  zugeschrieben  wurde.  Die  fabriksmässig  be- 
triebenen Gewerbe  wurden  nie  unter  das  Joch  des  Zunftzwan- 
ges gestellt  und  die  Scheidung  der  Arbeitsgebiete  behinderte 
nicht  ihren  Foiischritt  und  ihre  Rentabilität. 

Das  Gesetz  v.  1825  anerkennt  (§.  16)  ausdiücklich  das 
Recht  der  Fabriken  zur  Venichtung  aller  Arbeiten  des  be- 
treffenden Gewerbszweiges ;  diese  ihre  Vorzugsstellung  bestand 
durch  die  ganze  Zeit,  bis  auch  die  Kleingewerbe  vollständig 
befreit  worden  sind  (1868). 

Zu  der  zweiten  mit  der  Concession  übertragenen  Reihe 
von  Berechtigungen  gehört  das  Recht  jedes  Gewerbetreibenden 
überall  zu  arbeiten  und  überall  hin  seine  Praducte  zu  liefern, 
welches  ein  Gegenstück  zu  der  Freiheit  des  Publicums  ist, 
nach  Belieben  zu  kaufen  und  zu  bestellen.  Die  fertige  Waare 
darf  der  Producent  frei  im  Lande  alleroiis  verkaufen,  er  darf 
mit  Vorwissen  der  Behörde  überall  Niederlagen  eröffnen  und 
alle  öffentlichen  Märkte  beziehen;  dies  gilt  auch  betreffs  der 
unentbehrlichen  Lebensmittel,  jedoch  unter  Beachtung  der  ge- 
sundheits-  und  marktpolizeilichen  Voi-schriften.  Der  Ver- 
kauf fremder  Producte  blieb  Gewerbsleuten  jeder  Art  ganz 
verboten. 

Die  Taxen  bei  den  Nahiiingsgewerben  wurden  auch  in 
dieser  Periode  beibehalten.  Das  oben  besprochene  Gesetz  vom 
Jaiire  1811  blieb  die  Grundlage  aller  weiteren  Regulirungen 
des  Bierpreises,  welcher  dem  bayrischen  Volke,  seiner  Vertre- 
tung und  den  Behörden  immer  sehr  viel  zu  schaffen  gab. 
1819  verlangten  die  Kammern  eine  Revision  der  Biei*taxe  und 
sie  en-eichten  in  der  Tbat  ein  darauf  bezügliches  Verapi'echen 
des  Königs  im  Landtagsabschiede;  6  Jahre  später  war  es 
nöthig  durch  königl.  Verordnung^)  die  Vorschriften  über  die 
Art  der  Zubereitung  des  Bieres  eindringlich  zu  verschärfen. 
Es  wurde  früher  angedeutet,  dass  behufs  Bestimmung  der  Bier- 
taxen das  ganze  diesseitige  Bayein  in  Districte  eingetheilt 
wurde,   für   welche  die  Taxe  je  nach  den  Ortsverhältnissen 


»)  RBL  V.  1825,  S.  460. 


•     « 


.,1 


\r  ~ 


89 

::  \^ri^xxXxX  wurde;   diese  Districte  erwiesen  sich  im  Laufe  der 

'1  ij'  ^s  2^  ^^^  ^^^  ^^  ^^^  Eammem  wurde  über  die  daraus 

.?  r^.  orgehenden  Unbilligkeiten  Klage  erhoben.    Der  König  ver- 

"  eh    im  Landtagsabschiede   von    1834^),    den  Antrag  der 

^,  P^^  imer  sorgfältigst  in  Erwägung  zu  ziehen.    Dieser  Antrag 

.;  dahin:   „eine  Bestimmung  zu  erlassen,   durch  welche  bei 

Jährlichen   Preisbestimmung   des  Sommer-  und  Winter- 

.*es  auf  die  bestehenden  Lokalverhältnisse  Rücksicht  genom- 

a  werde,  um  die  nachtheiligen  Folgen  zu  grosser  Districte 

gleicher  Preisbestimmung  zu  beseitigen/'    Die  Eifüllung 

ses  Versprechens  erforderte  12  Jahre  Zeit,  denn  erst  1846 

rde    der  Biersatz   mit  Zugrundelegung   kleinerer  Districte 

1  geregelt 

Während  man  an  eine  Aufhebung  des  Biersatzes  noch  gar 

'    cht  gedacht  hatte,  war  schon  der  Versuch  gemacht  worden, 

'    3  Polizeitaxen  für   Brod,   Mehl  und   Fleisch   abzuschaffen. 

ie  Anregung  hiezu  ging  von  der  Regierung  aus.    Im  August 

)29  erschien  eine  Verordnung  ^),  welche  die  besagten  Taxen 

;    ifbob,   jedoch  so,   dass  der  Uebergang  zur  völligen  Freiheit 

'    ich  und  nach  in  6  Monaten  erfolgen  sollte ,  „um  das  Publi- 

im  durch  Erfahrung  aufzuklären  und  von  der  Grandlosigkeit 

er  Besorgnisse  zu  übei-zeugen,  sowie  um  der  vollen  Hei-stel- 

mg    der   Concurrenzfreiheit   den   Weg   zu   bahnen''.     Doch 

urde  jeder  Mehlhändler,   Bäcker  und  Fleischer  verpfliclitet, 

a  Beginn  des  Monates  der  Polizeibehörde   anzuzeigen,    wie 

och  er  seine  Waare  den  ganzen  Monat   hindurch   verkaufen 

^olle;    diesen  angemeldeten  Preis  durfte  er  bei  Striae  nicht 

ibersehreiten.    Zugleich  wui*den  strenge  Verfügungen  über  die 

polizeiliche  Revision  der  Beschaffenheit  der  Waaren  und  des 

Vlasses  und  Gewichtes  erlassen.    Das  Zuwägen  von  Knochen 

^urde  den  Fleischern  ausdrücklich  untei'sagt.    Verabredungen 

Jer  Verkäufer  über  den  Preis  der  Waare  sollen  unter  keiner 

Bedingung  geduldet  werden.    FUr  den  Fall  des  Missbrauches 

der  80  gewährten  Freiheit  durch  die  Verkäufer  behielt  sich  die 

Regierung  in  einer  eigenen  Clausel  die  Wiedereinführung  der 

Taxen  vor. 

Kaum  ein  Halbjahr  verging  seit  Ablauf  der  sechsmonat- 
licben  Debergangsfrist  und  schon  begegnen  wir  einer  Verord- 
nung *),  welche  die  Wiederherstellung  der  Taxen  fbr  Brod  und 
Mehl  brachte.  „Die  Freiheit  hatte  keine  grössere  Billigkeit 
bewirkt'S  wovon  die  im  Regieiningsblatte  veröffentlichten  Markt- 
berichte Zeugniss  ablegten.  Dem  Ermessen  der  Behörde 
wurde  es  anheimgestellt,    auch  Fleischtaxen  wieder  einzufüh- 
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reo,  was  in  der  That  erfolgte;  bis  in  die  sechziger  Jahre  er- 
hielten sie  sich. 

Die  an  dritter  Stelle  genannte  Gesammtheit  von  Rechten 
hat  den  Schutz  der  aufgezählten  Gewerbebefugnisse  zum  Gegen- 
stande. Den  Behörden  wurde  die  Pflicht  auferlegt,  darauf  zu 
achten,  dass  Niemand  auf  Grund  alter  Zunftvorschriften  sieb 
Gewerberechte  anmasse,  und  sie  hat  nach  wie  immer  erlan^er 
Kenntniss   jegliche   Pfuscherei    von    Amtswegen   abzustellen: 

j  dafür  wurde  den  Meistern   die  Selbsthilfe    ausdrQckiich  ver- 

boten. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  freien  Gewerbe   sich 

I  aller  Arbeiten  zu  enthalten  hatten,  welche  den  concessionirten 

Erwerbsarten  zustanden.  Jenseits  dieser  Schranken,  in  dem 
ziemlich  engen  Rahmen  der  oben  aufgezählten  Kategorien 
herrschte  vollständige  Freiheit.  Die  gesammte  gewerbliche 
Thätigkeit  ist  demgemäss  in  zwei  Theile  gespalten:  das  erste 
bei  weitem  grössere  Gebiet  füllen  die  den  einzelnen  Conces- 
sionsgewerben  zugewiesenen,  sorgfältig  umzäunten  Felder  aot:: 
das  zweite  hingegen  bildet  einen  einzigen  ungetheilten  Raum, 
auf  dem  sich  der  Einzelne  frei  bewegen  kann. 


Unter  den  nothwendigen  Voraussetzungen  der  Gewerbe- 
concession ,  haben  wir  oben  den  Nachweis  der  persöDlichen 
Fähigkeit  angeführt  und  gehen  jetzt  daran  zugleich  mit  der 
Betrachtung  des  gesammten  gewerblichen  Bildungswesens,  die 
nähere  Besprechung  dieses  Eifordernisses  nachzutragen. 

Wie  man  die  persönliche  Fähigkeit  zum  Gewerbebetriebe 
sich  anzueignen  habe,  um  von  ihr  als  Rechtsgrund  zur  Con- 
cession  Gebrauch  zu  machen,  war  und  blieb  auch  in  dieser 
Periode  gi-undsätzlich  vom  Gesetze  vorgeschrieben*).  Nach 
der  Instruktion  von  1825  war  die  bei  einem  Meister  oder 
Fabrikanten  des  Inlandes  vollbrachte  Lehrzeit  die  erste  Be- 
dingung des  Nachweises  dieser  Fähigkeit.  Ueber  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Meister  und  Lehrling  entscheidet  seit  1825 
im  Allgemeinen  der  Lehrvertrag,  doch  ist  von  der  Aufnahme 
des  Lehrlings  der  Obrigkeit  Anzeige  zu  machen,  damit  die 
Lehi-zeit  dem  Betrefifenden  überhaupt  angerechnet  werden 
könne.  Nach  Beendigung  der  Lehre  hat  der  Lehrling  unter 
obrigkeitlicher  Assistenz  eine  ihm  auferlegte  Gesellenarbeit  zu 
verrichten  und  seine  Freisagung  wird  von  der  Polizeibehörde 
durch  den  Lehrbrief  bezeugt,  während  finher  die  Freisprechung 
nach  ordnungsmässigem  Ablaufe  der  Lehrzeit  durch  die  Zonft 
erfolgte. 

Die  Bestimmungen  über  das  Gesellenwesen,  wie  sie  von 
Montgelas  erlassen  worden  waren,  blieben   in  unserer  Epoche 
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in  der  Hauptsache  unverändert;  eine  Einsehärfung  der  Ver- 
ordnungen über  die  Wanderbücher  in  Folge  häufiger  Klagen 
über  Fälschungen  dei*selben  ist  das  Einzige,  was  sich  vor  1825 
findet  ^).  Audi  das  Jahr  1825  griff  nicht  sehr  ein.  An  die 
Stelle  der  Zünfte,  deren  Voi'stände  die  Eintragung  in  das 
Wanderbuch  besorgten,  treten  die  Arbeitgeber.  Die  Wan- 
derung wird  für  alle  Fälle  auf  drei  Jahre  festgesetzt,  wobei 
aber  unter  Wandern  nur  ein  Arbeiten  ausserhalb  des  Lehr- 
bezirkes vei-standen  wird*).  Ist  der  Geselle  noch  militär- 
pdichtig,  so  hat  er  von  Halbjahr  zu  Halbjahr  der  Polizeibe- 
hörde seinen  Aufenthaltsort  zu  melden.  Die  vei-schiedenaitigen 
Vorschriften  der  älteren  Zeit,  besonders  die  über  Gesellen- 
missbräuche,  werden  ausdillcklich  aufrecht  erhalten  und  deren 
strenge  Handhabung  anbefohlen. 

Zur  Erlangung  der  Concession  genügte  jedoch  —  die  an- 
deren Bedingungen  vorausgesetzt  —  der  Umstand,  dass  der 
Bewerber  die  Lehrlings-  und  Gesellenjahre  hinter  sich  hatte, 
noch  keineswegs,  sondern  es  wurde  noch  das  gute  Bestehen 
einer  Fähi^keitsprobe  gefordert*).  Dieser  Nachweis  der  per- 
hönlichen  Fähigkeit  wird  durch  eine  Prüfung  geliefert  und  das 
hiei-über  ausgestellte  Zeugniss  ist  eine  unumgängliche  Voraus- 
setzung der  Concession.  Zur  Prüfung  zugelassen  wird  nicht 
blos  deijenige,  der  bei  einem  Meister  gelernt  hat  und  Geselle 
geworden  ist,  sondein  auch  der,  welcher  das  Gewerbe  in 
Fabriken,  ja  sogar  wie  und  wo  immer  erlernt  habe,  womit 
also  eine  gewisse  Lehrfreiheit  ausgesprochen  ist.  Die  Prüfung 
ist  auch  dann  abzulegen,  wenn  Jemand  von  einem  Gewerbe 
'/M  einem  anderen  übergehen  will,  es  sei  denn,  dass  beide 
Gewerbe  mit  einander  verwandt  sind ,-  über  die  Verwandtschaft 
entscheidet  im  Zweifel  die  Polizeibehörde.  Die  Fähigkeitsprobe 
wird  vor  einer  Commission  abgelegt,  von  denen  je  eine  an 
dem  Sitze  jener  Polizeibehörde  sich  befindet,  welche  zugleich 
die  Leitung  und  Aufsicht  über  die  Gewerbevereine  inne  hat. 
Präses  der  Prüfungscommission  ist  derjenige  Beamte,  der  als 
Coromissftr  bei  dem  betreffenden  Gewerbevereine  fungirt,  Bei- 
sitzer sind  die  2  Vorsteher  des  Vereines  und  2  vom  Gesellen 
selbst  vorgeschlagene  Sachverständige.  Auf  diese  Weise  wird 
also  auch  dem  Candidaten  ein  Einfluss  auf  die  Zusammen- 
stellung der  Commission  gewahrt  —  ein  Umstand,  der  in  jener 
Periode  gewiss  beachtenswerth  ist  *).  Der  Zweck  dieser  Prüfung 
besteht  nur  darin,  dass  sich  die  Commission  die  innerliche 
Ueberzeugung  von  der  Fähigkeit  und  Feiligkeit  des  Candidaten 
verschaffe;  ist  diese  Ueberzeugung  schon  vorhanden,  sei  es, 
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dass  die  Prüfenden  den  Gesellen  anderweitig  schon  erprobt 
haben,  sei  es,  dass  er  glaubwürdige  Zeugnisse  beizubringen 
im  Stande  ist,  so  kann  die  Prüfung  auch  ganz  und  gar  unter- 
bleiben. Es  ist  der  gerade  Gegensatz  zu  den  fiHheren  Zunft- 
institutionen, den  wir  hier  vor  uns  sehen;  ehedem  ein  be- 
stimmtes Werk  als  Meisterstück,  dessen  Vollendung  den  We? 
zur  Meistei*schaft  bahnte;  ob  der  Geselle  es  selbst  gefertigt, 
konnte  man  oft  schwer  controlliren,  oft  wollte  man  es  vielleicht 
gar  nicht;  und  im  besten  Falle  bekundete  die  gute  Ausar- 
beitung des  Meistei-stückes  noch  durchaus  nicht  die  Kenntniss 
des  ganzen  Gewerbegebietes  in  technischer  Hinsicht  —  ganz 
abgesehen  von  den  eiforderlichen  ökonomischen  und  commer- 
ciellen  Kenntnissen.  Jetzt  eine  gründliche  Prüfung  mit  freier 
Würdigung  aller  Umstände  und  ein  Urtheil,  nicht  gefällt  nach 
einem  vorgezeigten  Producte,  sondei*n  nach  der  unmittelbar  ge- 
wonnenen Erkenntniss  über  den  Producenten  selbst.  Die  Fragen 
werden  vom  Präses  der  Kommission  mündlich  gestellt,  sowie 
überhaupt  das  ganze  Vei*fahren  von  der  Meldung  an  begonnen 
mündlich  und  unentgeldlich  ist.  (§  62  1.  c.)  Das  von  der 
Polizeibehörde  ausgestellte  Zeugniss  hat  für  immer  und  überall 
in  Bayern  Geltung  (§  63)  und  es  darf  sich  auch  Jeder  den 
Prüfungsort  wählen  (§  61). 

Besondere  Bestimmungen  gibt  es  für  Bauhandwerker  und 
Schmiede;  jene  haben  nebstbei  noch  eine  Prüfung  aus  der 
„Baukunde'^  zu  machen^),  diese  müssen  einen  2monailichen 
Kursus  an  der  Vetennärschule  zu  München  hören  und  hierauf 
die  Schlussprüfung  bestehen  *). 


Waren  diese  PrOfungsbestimmungen  nun  unzweifelhafte 
Fortschritte,  den  Zünften  als  solchen,  die  man  doch  fortbe- 
stehen liess,  nahmen  sie  eine  ihrer  wichtigsten  Funktionen. 

Der  Alt.  7  des  Gesetzes  von  1825  sagt:  „Die  schon  be- 
stehenden Zünfte  bestehen  als  Vereinigung  der  Genossen  eines 
oder  mehrer  vei'wandter  Gewerbe  unter  obrigkeitlicher  Auf- 
sicht und  Leitung  fort*"  und  §  25  der  Instruktion  von  1825 
erklärt,  dass  jedes  Mitglied  eines  bisher  zünftigen  Handwerkes 
einem  Gewerbevereine  beitreten  müsse.  Die  Zünfte  blieben 
also  öffentlich  rechtliche  Korporationen  mit  Beitrittszwang  and 
mit  gewissen  ausschliesslichen  Berechtigungen;  aber  ihre 
Autonomie  und  ihr  Einfluss  war  sehr  beschränkt;  sie  ent- 
schieden insbesondere  nicht  mehr  über  Aufnahme  in  den  G<^ 
Werbeverband  und  so  waren  die  gi'össten  Missstände,  welche 
das  Zunftwesen  im  18.  Jahrhundei-te  begleiteten,  behoben  and 
unmögKch  gemacht.     Die  Zünfte,  die  das  Concessionssystem 
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noch  neben  sich  bestehen  Hess,  waren  etwas  gänzlich  anderes, 
als  die  autODomen  Eörpei-schaften,  die  1800  noch  in  Bayern 
allenthalben  bestanden. 

Die  Constituirung  der  Zünfte  hatte  nach  §  25  der  In- 
struktion nach  Stadt-  bezw.  Gerichtsbezirk^n  zu  erfolgen  und 
der  Behörde  war  das  Recht  gewahrt,  die  Bildung,  sowie 
eventuell  auch  die  Auflösung  solcher  Vereine  zu  verfügen. 
Je  ein  Gewerbe,  das  12  oder  mehr  Genossen  zählt,  bildet 
einen  Verein;  ist  die  Zahl  geringer,  so  erfolgt  der  Anschluss 
an  das  nächstverwandte  Handwerk  (§  25).  Vermögen  und 
Schulden  verbleiben  den  in  den  Vereinen  aufgehenden  Zünften, 
resp.  wenn  mehrere  Zünfte  in  einen  Verein  zusammenschmelzen, 
den  Mitgliedern  der  berechtigten  oder  vei-pflichteten  Zunft. 
Ist  ein  bisher  im  Zunftverbande  gestandenes  Gewerbe  jetzt 
für  eine  freie  Erwerbsart  erklärt  worden,  so  hat  die  Auflösung 
des  Zunftverbandes  nur  ganz  allmählich  zu  erfolgen  (§  47  der 
Instruktion). 

Als  Befugnisse  und  Zweck  der  Innungen  erklärt  Art.  7 
mit  einem  sehr  nachdrucksvollen  nur  Folgendes: 

1.  die  Verbreitung  von  Gewerbekeuntnissen ; 

2.  die  Erleichtening  der  gewerblichen  Ausbildung; 

8.  die  Aufsicht  auf  Lehrlinge,  Gesellen  und  Gehülifen; 

4.  die  Vermögensverwaltung  und 

5.  die  Untei-stützung  bedüiftiger  Mitglieder. 

Es  war  die  noch  nicht  vergessene  Tendenz  der  fi-üheren 
Zünfte,  ihre  Machtsphäre  möglichst  auszudehnen,  welche  diese 
Einschränkung  und  Beaufsichtigung  der  Vereine  verursachte. 

Für  jeden  Vei*ein  ist  ein  königlicher  Gommissär  zur 
Wahrung  des  Gesetzes  bestimmt;  er  ist  die  Hauptperson  im 
Vereine,  Der  Gommissär  führt  den  Vorsitz  in  den  Versamm- 
lungen, er  veroi*dnet  die  Berufung  dei-selben,  er  hat  alle  Be- 
schlüsse des  Vereins  zu  bestätigen,  kurz  er  ist  der  Leiter  und 
AiLfeeher  des  Vei-eines  *).  An  der  Spitze  des  Vereines  stehen 
2  aus  dessen  Mitte  gewählte  Vorateher,  deren  Funktion  im 
Vollzuge  der  Anordnungen  des  Commissärs  und  in  der  Aus- 
führung dessen,  was  im  Art.  7  als  Zweck  des  Vereines  auf- 
gestellt worden  ist;  besteht;  für  ihre  Mühewaltung  beziehen 
sie  Diäten  und  Taxen. 

Zu  einer  ordentlichen  Versammlung  kommen  die  Innungs- 
genossen nur  einmal  im  Jahre  zusammen,  um  die  Rechnungs- 
legung und  den  Geschäftsbericht  entgegenzunehmen;  wie  die 
Mitglieder  dem  Range  nach  zum  Worte  und  zur  Abstimmung 
gelangen,  ja  sogar  worüber  nur  gespi-ochen  werden  darf,  ist 
genau  voi-geschrieben  (§  36  der  Instmktion).  Die  §§  39—45 
derselben  enthalten  die  ausführlichsten  Bestimmungen  über 
die  Verwaltung  des  Vereinsvei-mögens,  über  die  erlaubten  Aus- 

M  gS.  26.  27.  29.  37.  Instr. 
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gaben,  über  die  EinnahmeD,  die  Art  der  Anlegung  von  Cassa- 
bestäaden  a.  s.  w. 

Schliesslich  wird  die  alte  Bestimmung  erneuert,  dass  die 
Vereine  nie  unter  einander  korrespondiren  oder  gar  berathen 
dürfen.  In  den  vielen  Eingaben  über  das  Gewerbewesen, 
welche  1827/28  an  den  Landtag  gelangten,  wird  besonders  oft 
der  Wunsch  gehört,  dass  solche  Gewerbeberechtigten,  die  sich 
in  Städten  und  Märkten  in  hinlänglicher  Anzahl  befänden, 
die  Erlaubniss  erhielten,  ihre  Vereine  wegen  Erspatung  des 
Zeit-  und  Kostenaufwandes  an  dem  Orte  ihrer  Iviederlassung 
selbst  statt  an  dem  Orte  des  Gerichtes  haben  zu  dUi-fen. 
Der  Abgeordnete  von  Anus  stellt  einen  darauf  hinzielenden 
Antrag,  aber  er  wird  vom  Präsidenten  einfach  dahin  beschieden, 
dass  dieser  Antrag  jetzt  durchaus  nicht  an  der  Zeit  sei  und 
dass  seiner  Zeit  schon  die  Sprache  davon  sein  werde ').  Ei-st 
die  Novellen  von  1834*)  entsprachen  diesem  Begehren. 


Was  die  Massregeln  betrifft,  durch  welche  der  Staat  in 
den  inländischen  Handel  eingiiff,  so  ist  zu  bemerken,  dass  be- 
züglich der  Handelsgewerbe  nach  der  Instruktion  vom  Jahre 
1825  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Zulassung  zum 
Betriebe,  über  die  Ausbildung,  Prüfung  u.  s.  w.  galten,  welche 
wir  bereits  dargestellt  haben  ^). 

Die  Kauf-  und  Handelsleute  en  detail  dOrien  nur  einen 
Laden  haben  und  zwar  nur  an  ihrem  Wohnoi-te,  damit  das 
von  der  concessionjrenden  Behörde  beabsichtigte  Gleichgewicht 
nicht  gestört  werde.  Gewerbsleuten  und  Fabrikanten  soll 
dafür  die  Concession  zum  Verkaufe  fremder  Produkte  nie  er- 
theilt  werden*).  Die  ausdi-ückliche  Bestimmung  der  Conces- 
sionsurkunde  oder  der  Ortsgebrauch  bezeichnete,  wie  bei  den 
Handwerken,  die  Ausdehnung  der  ertheilteuHandelsbefugniss*), 
insbesondere  die  Gattungen  jener  Waaren,  welche  gewerbs- 
mässig feilgeboten  werden  durften. 

Die  freiheitlichen  und  gleichmachenden  Bestimmungen  der 
Montgelas'schen  Zeit  über  Marktverkehr  und  Hausirhandel 
wurden  gleich  in  der  ei-sten  Sitzungsperiode  des  Landtages 
Gegenstand  des  Angriffes  von  Seite  der  Concurrenzscheuen, 
Der  Abgeordnete  Utzschneider  wendete  sich  entrüstet  gegen 
den  „Hausir-  und  sonstigen  unberechtigten  Handel"  der  Juden, 
dftr  die  Ai-ente  Bedrückung  des  ganzen  Handelstandes  und 
leute  sei,  „der  den  vaterländischen  Handel  durch 
iwege,    Schmuggel    u.   a.  untergrabe   und    ver- 

n/8,  B.  17,  S.  288  f. 
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Dichte*'  ^).  In  ähnlicher  Weise  beschwerten  sich  viele  Städte, 
Handwerker  und  Handelsleute,  unter  anderen  auch  die  Augs- 
borger Schnittwaarenhändler,  denen  besondei*s  die  verhassten 
Masterreiter  (commis  voyageui-s)  und  die  nirgends  ansässigen 
Italiener  und  Württemberger  ein  Dom  im  Auge  sind.  Es 
seien  keine  Hausii-patente  mehr  zu  ertheilen  und  alle  be- 
stehenden für  erloschen  zu  erklären;  es  sei  nur  ansässigen 
(jewerbs*  und  Handelsleuten  der  Verkauf  auf  öffentlichen 
Märkten  zu  gestatten;  Juden  dürften  nur  dann  in  eine  Ge- 
meinde aufgenommen  werden,  wenn  sie  daselbst  geboren  seien ; 
ae  sollen  nur  gewisse  gi*osse  Märkte  besuchen  dürfen,  wie 
ilies  in  Oesterreich  eingefühlt  sei.  Ausländischen  Muster- 
reitern  und  Provisionsreisenden  sei  der  Eintritt  nach  Bayein 
2WI2  zu  verbieten,  wie  dies  wieder  in  Hannover  gelte  u.  s.  f.  *). 
I>as  Ende  der  langen  Discussion  in  der  Kammer  war  eine 
Bitte  an  den  König  um  Berücksichtigung  dieser  Klagen  und 
die  Verschiebung  der  ganzen  Angelegenheit  bis  zum  Erlasse 
einer  allgemeinen  Gewerbeordnung '>. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  bringen  die  Handelstände 
ohne  Ende  Beschwerden  gegen  den  Hausirhandel  der  Juden 
Qßd  Italiener  ein,  sie  klagen  über  das  Feilhalten  auf  den 
ahllosen  öffentlichen  Märkten,  verlangen  deren  Veiminderung 
and  die  endliche  Verhinderung  des  schädlichen  Ueberhand- 
iK^hmens  der  Musterreiterei*).  Interessant  ist  der  1822  ge- 
stellte Antrag  auf  Erlassung  einer  Verordnung  zum  Zwecke 
'i<*r  Entfernung  ausländischer  Handwerker  von  inländischen 
Mirkten,  in  sofern  sie  nicht  Waaren  zum  Markte  bringen, 
welche  in  derselben  Qualität  nicht  in  Bayern  erzeugt  werden 
können^).  Man  vei-fiel  auch  auf  den  Gedanken,  die  Bildung 
einer  „patriotischen  Gesellschaft  in  Bayeni*'  von  Staatswegen 
za  beantragen^  welche  den  Zweck  haben  sollte,  alle  aus- 
ländischen Fabrikate  und  Produkte  so  viel  als  möglich  aus 
Bayern  zu  verdrängen«).  Die  meisten  solcher  Anträge  ver- 
Khwanden  übrigens  in  den  Ausschüssen.  Und  das  Gesetz  von 
1S25  sammt  der  Vollzugsverordnung  erwähnt  mit  keinem 
Worte  der  ebenbeiUhrten  Gegenstände ;  es  blieb  in  dieser  Be- 
ziehung bis  zum  Jahre  1863  dabei,  was  Montgelas  geschaffen 
liaUe.  Es  ist  übrigens  zu  bemerken,  dass  bezüglich  des  Hau- 
Mrhandels  die  jeweilige  Regieiung  eine  grosse  Actionsfreiheit 
hatte,   da   die    vom   Gesetze   gezogenen   Gränzen   recht  weit 

waten. 

Was  den  auswärtigen  Handel  anbelangt,  so  hielt  im  allge- 

>>  KVhd  T.  1819.  B.  I,  S.  433.  No.  14. 

»I  KVhd.  a.  a.  O;  B.  V,  S.  130  u.  140. 

'>  KVhd.  a.  a,  O.  B.  XIV,  S.  622. 

•i  KVhd.  a.  a.  O.  B.  IV,  S.  206. 

»)  KVhd.  V.  1822,  B.  I,  Beil.  S.  320,  No.  13. 

•'  KVhd.  V.  1822,  B.  111,  Beil.  S.  382,  No.  23. 
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meinen  die  protectionistische  Richtang  der  bayrischen  ZoQ- 
Politik,  welche  von  1811  her  überkommen  wai\  freilich  mit 
bedeutenden  Schwankungen  in  ihrer  Stärke  während  dieser 
ganzen  Periode  und  bis  zum  Anschlüsse  Bayerns  an  den 
deutschen  Zollverein  an.  Das  Zollgesetz  von  1*819^)  erschien 
im  Vergleiche  mit  der  bis  dahin  geltenden  ZoUverordnung  von 
1811  als  ein  Sehritt  in  der  Richtung  der  von  Vielen  ee> 
wünschten  Handelsfreiheit^);  allein  bereits  die  im  Jahre  1822 
und  1825,  noch  mehr  aber  die  von  der  Regierung  im  Jahre 
1826  erlassenen  Verordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft 
lenkten  wieder  mehr  in  die  Bahnen  der  schutzzöllnerischen 
Ueberlieferung  ein  ^.  Im  Jahre  1828  —  nach  dem  Abschlösse 
des  Zollvereines  mit  Württemberg  —  wurden  von  den 
Ständen  die  genannten  provisorischen  Verfügungen  genehnüfrt 
und  unter  dem  15.  August  1828  ein  neues  Zollgesetz  erlassen. 
welches  ganz  im  Sinne  dieser  Verordnungen  „dem  Ungeheuer 
der  freien  Concurrenz^'  abhold  war.  Das  Hauptargument,  da^ 
in  der  langen  Debatte  über  die  Zollordnung  von  1828  immer 
und  immer  wiederkehrte,  bestand  darin,  dass  der  Bevölkerun::. 
welche  sich  in  Folge  der  1825  erlassenen  Gesetze  stets  ver- 
mehre, durch  den  Schutzzoll  .die  Nahrung  gesichei-t  werden 
müsse  (Abg.  Hacker)  und  dass  der  schutzzöllnerische  Tarif 
ein  Balsam  sei,  den  die  Regierung  in  die  Wunde  gi6$5e. 
welche  sie  durch  das  Gewerbegesetz  von  1825  geschlafen. 
(Abg.  Carl  Graf  Seinsheim)*). 

Dies  ist  die  gewerbliche  Gesetzgebung  Bayerns  während 
der  zweiten  Periode,  welche  ebensowohl  auf  dem  vor  Ein- 
führung der  Verfassung  geschaffenen  Zustande  beruhte,  als  sie 
den  folgenden  gewerbepolitischen  Massregeln  zur  Grandiose 
diente.  Das  kennzeichnende  Merkmal  dieser  Gesetzgebuuc 
liegt  in  der  allgemeinen  und  ziemlich  konsequenten  Annaiime 
nnd  Durchführung  des  Goncessionswesens  und  eben  hierdurch 
nimmt  Bayern,  soweit  es  sich  um  Gewerbepolitik  handelt 
unter  den  grössei'en  deutschen  Staaten  eine  besondere  Stel- 
lung ein. 

An  sich  betrachtet,  scheint  das  Concessionswesen  als  ein 
ökonomischer  Idealismus:  eine  Regiemng  oder  besser  gesagt 
Behörden  und  noch  concreter  Beamte  ohne  Gefühl,  ohne 
Leidenschaft,  ohne  Parteilichkeit,  setzt  es  voraus  ^).  Und  dies:^' 
Uebermenschlichkeit  müsste  sich  nicht  nur  auf  die  sittliche 
Beschaffenheit,  sondern  auch  auf  die  intellectuelle  beziehen. 

^)  Siehe  Viebahn  a.  a.  0.  I,  154  und  Weber  der  deutsche  ZoUver^io. 
Geschichte  seiner  Entstehung  und  Entwickelung  (2.  Aufl.  1871),  S.  23  ff 

')  Vgl.  den  Prohibitionisten  Stnhlmüller  a.  a.  0. 

«)  Vgl.  Rudhart  a.  a.  0.  II,  S.  265  ff. 

*)  Vgl.  darüber  die  Aufsätze  der  Augsb.  Allg.  Ztg.  v.  J.  1828,  Xo.  1 7 
bis  72  der  a.  o.  Beil. 

*)  Vgl.  Spencer  a.  a,  0.  S.  170,  171.  288  n.  A. 
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Es  sollen  ja  doch  nach  Bedarf  zu  Gewerben  Cioncessionen  er- 
theilt  werden ;  der  Bedarf  mnss  demnach  erkannt,  geprQft  und 
^enau  bemessen  werden  und  Alles,  was  überhaupt  Nachfrage 
und  Absatz  beeinflusst,  von  der  Schwerkraft  des  dringendsten 
Bedürfnisses  bis  herab  zum  geringsten  Reibungswid erstände 
der  Laune  des  Gonsumenten,  ist  in  den  Kreis  der  Berechnung 
zu  ziehen.  Jede  Erschliessung  neuer  Transportwege,  jede  Ver- 
vollkommnung der  Technik  in  Ackerbau,  Industrie  und  Handel, 
jeder  Ernteertrag,  dann  andererseits  jede  Verändeining  in  Sitte 
und  Mode  fftUt  schwer  und  schnell  auf  die  Wage  und  wird  in 
seinen  Wirkungen  und  ursächlichen  Zusammenhängen  doch 
nur  langsam  und  obei-flächlich  erkannt.  Aber  die  Regiemng 
müsste  mit  der  Empfindlichkeit  des  genauesten  Barometers 
sofort  den  veränderten  Bedürfnissdruck  wahrnehmen  und  sofoH 
im  Stande  sein,  da  zu  ergänzen,  dort  auszumerzen. 

Das  ißt  der  Idealismus  des  Concessionswesens.  Wie  die 
Hirn^^espinnste  eines  Fourier  oder  die  vorgeschlagene  Gesell- 
schaftsordnung Louis  Blancs  kein  „Kind  der  Freiheit''  ist, 
ebensowenig  ist  es  das  Goncessionssystem ;  gleich  jenen  setzt 
es  vielmehr  einen  Zustand  idealisirter  Unfreiheit  und  Unter- 
werfung der  Menschen  unter  allwissende  und  allgerechte 
Leiter  voraus. 

Es  ist  also  ein  System,  das  mit  einem  der  wesentlichsten 
Ideale  unserer  Zeit,  mit  der  individuellen  Freiheit,  mit  der  Er- 
ziehung zur  Selbstbestimmung  in  unauflöslichem  Widersprach 
steht.  Es  mochte  zeitweise  nothwendig  sein,  wie  der  ganze 
Kampf  der  Bureaukratie  gegen  Zünfte,  Gemeinden,  Stände- 
und  Korporalionswesen ;  es  war  mit  die  schärüste  Waffe,  welche 
der  Absolutismus  der  Bureaukratie  in  die  Hände  gab.  Das 
Concessionswe^en  als/gewerbepolitisches  System  entspricht  dem 
autokratischen  Königthume  als  politischem  Systeme  und 
Rudhait  bemerkt  richtig:  „die  Aufhebung  der  Gewerbefreiheit 
und  das  Zurückgehen  zum  alten  Systeme  in  Staaten,  wo  die 
unbeschränkte  Monarchie  hen-scht,  ist  mehr  die  Folge  dieser 
selbst  als  einer  Ei*wägung  der  Gewerbeverhältnisse  au  sich"  ^). 
Wenn  Bayern  trotz  seiner  Verfassung,  trotz  seiner  staats- 
bürgerlichen Freiheitsrechte  eben  jetzt  erst  das  Goncessions- 
system entschieden  und  consequent  ausbildete,  so  lag  darin 
unzweifelhaft  ein  gewisser  Anachronismus,  aber  doch  wieder 
ein  solcher  von  geschichtlicher  Nothwendigkeit. 

Die  Beibehaltung  des  Concessionswesens  war  ja  nicht  die 
Folge  der  Ueberzeugung  aller  Betheiligten  von  der  Vortreff- 
lichkeit und  Richtigkeit  dieses  Systems,  sondern  die  Folge 
eines  Compromis§es.  Menschen  und  Zustände,  Gefühle,  Ge- 
wöhnungen und  Sitten,  die  innerlich  um  Generationen  ausein- 
ander  lagen,   mussten   unter    einheitliche   Ordnung   gebracht 

»   a.  ft.  0.  II.  S.  XVII. 

f  i^r^rhaoff«!!  l^)  II.   1.      Kaizl.  7 
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werden.  Die  Velleitäten  des  Absolutismiis  und  der  Mont^ 
las'schen  Bureaukratie,  der  abstrakt  doctrinäre  süddeutsche 
Liberalismus,  ein  an  Vielregiererei  gewöhntes  KleinbUrgerthum. 
ein  veraltetes  Zunftwesen,  volkswiiihschaftliche  Zustände,  die 
noch  halb  im  Mittelalter  staken,  mussten  eine  gemeinsame 
mittlere  Linie  finden,  die  man  von  der  einen  Seite  als  Ueber- 
gang  zur  Gewerbefreiheit,  von  der  andern  als  Rettung  der 
Beal-  und  Zunftrechte  preisen  konnte.  So  kam  es,  dass  die 
Regieiiing  sich  dem  Vei*suche,  das  Unmögliche  möglich  zu 
machen,  nicht  entziehen  konnte.  Sie  war  zufrieden,  zunächst 
möglichst  viel  Macht  und  Einfiuss  durch  das  Concessionssystem 
zu  behalten;  die  Liberalen  waren  für  den  Moment  zufriedeu. 
dass  wenigstens  nicht  mehr  die  volle  Willkür  die  Concesaioneii 
vertheilen,  sondei-n  specialisirte,  rechtlich  fixirte  Normten  in  An- 
wendung kommen  sollten;  die  Gemeinden  waren  befrieditrt 
weil  sie  mehr  Einfluss  übten,  als  früher  die  RealberechtigteD 
und  Ztinftler,  weil  man  nicht  auf  die  Gewerbefreiheit  ein- 
gegangen. 

Natürlich  aber  konnte  der  so  geschaffene  Zustand  nicht 
auf  die  Dauer  befriedigen.  Es  musste  sich  bald  zeigen,  das^ 
das  Gesetz  trotz  aller  Voi-schriften,  worauf  die  Behörden  zu 
sehen,  was  sie  zu  prüfen«  nach  welchen  Normen  sie  zu  ent- 
scheiden hätten,  eine  carte  blanche  war,  die  auf  die  verschie- 
denste Weise  ausgefüllt  werden  konnte,  dass  nicht  das  be- 
stehende Recht,  sondern  die  wechselnde  Praxis  in  Bayern  ent- 
schied, wer  heirathen,  sich  niederlassen,  ein  Gewerbe  treiben 
dui'fte  und  dass  diese  Praxis  sich  einfach  nach  den  jeweiligen 
grossen  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  richtete. 


3.    Der  Sieg  der  zflnftlerlschen  StrSmung 

von  1830  —  1855. 

Der  Zustand,  welcher  durch  die  Gesetzgebung  von  182o 
geschaffen  worden  war,  ist  gewiss  weit  entfenit  von  der  Frei- 
zügigkeit und  Gewerbefreiheit,  wie  sie  von  der  modernen 
Manchestei'schule  verlangt  werden;  trotzdem  aber  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  durch  die  besagte  Gesetzgebung  gewisse  frei- 
heitliche Tendenzen,  welche  seit  Montgelas'  Reformen  in  Bayern 
Eingang  gefunden  hatten,  theils  gerettet,  theils  auf  den  Höhe- 
punkt gebracht  wurden.  Für  die  volle  (lewerbefreiheit  schieu 
das  Bayern  von  1825  noch  nicht  reif.  Die  Regierung  hatte 
also,  nach  rechts  und  links  in  Eleinigkeitea  nachgebend,  im 
Ganzen  sich  an  die  Montgelas'schen  Traditionen  gehalten. 

Aber  es  war  der  letzte  Eifolg  der  liberalen  Strömung:. 
Von  da  an  schwand  ihre  Kraft  immer  mehr,  um  schliesslich 
ganz    von    der    entgegengesetzten    Richtung    überwältigt    zu 
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werden.  Der  erste  Erfolg  dieser  letztern  bestand  darin,  dass 
seit  1830  die  Handhabung  der  Gewerbe-  und  Niederlassungs- 
gesetze immer  engherziger  wurde.  Im  Jahre  1834  en'ang  sie 
einen  entscheidenden  Sieg  in  dem  Ministerium  des  Fürsten  Oet- 
tingen-Wallei-stein  und  gelangte  1853  zu  ihrem  entscheidensten, 
aber  auch  letzten  Schlag  gegen  die  liberale  Auslegung  des 
Gesetzes  von  1825. 

Vollständig  befriedigt  war  1825  nur  die  Mittelpartei, 
(Hacker,  Graf  Soden),  die  wie  die  R^erung  zwischen  Gewerbe- 
freiheit und  Zunftzwang  in  der  Mitte  stand,  eine  stets  sich 
erneuernde  Regelung  der  Gewerbeverhältnisse  anstrebte,  froh 
war,  mit  dem  Concessionssystem  der  im  Ganzen  noch  liberalen 
Bureaukratie  fieie  Hand  geschaffen  zu  haben,  während  der 
hervoiTagendste  Vertheidiger  der  Gewerbefreiheit,  Rudhart, 
das  Concessionswesen  nur  fQr  einen  ungenügenden  Ersatz  der 
nothwendigen  und  unvermeidlichen  Gewerbefreiheit  erkläite. 
Sofoit  begann  der  Stuimlauf  der  extremen  Zünftler  und 
Reactionäre  gegen  das  Gesetz.  Schon  in  der  folgenden 
Kammei*session  und  in  wachsendem  Masse  in  den  nächsten 
Jahren  regnete  es  förmlich  Petitionen  um  Abhülfe  für  den 
„darniederliegenden  und  bediilckten  Handwerkei'stand"  ^);  der 
Concessionen,  heisst  es  da,  würden  zu  viele  ertheilt,  die  Con- 
euirenz  sei  allenthalben  entfesselt,  es  wimmle  von  Hausireni, 
MusteiToitern,  Juden  und  Krämeiii,  und  was  die  nicht  zu 
Wege  brächten,  leisteten  die  Jedermann  zugänglichen  Märkte. 
Wo  es  ein  Gewerbe  gäbe,  sei  es  übersetzt,  die  Arbeit  und 
Waare  schlecht  und  theuer,  die  Noth  in  Folge  vorzeitigen 
Selbstständigwerdens  und  Heirathens  werde  immer  grösser  — 
„kurz  die  der  Gewerbefreiheit  gleichen  Concessionsverleihungen 
ohne  Mass  und  Ziel''  führen  „zum  gi-änzenlosesten  Unheil  und 
zum  allgemeinen  Verderben".  Und  dies  Alles  sehe  die  Re- 
gierung ruhig  an  und  immer  weise  sie  auf  die  Insti-uktion  und 
wasche  sich  die  Hände  in  Unschuld  sowie  Pilatus,  dem  das 
Volk  zurief  „wir  haben  ein  Gesetz  und  nach  diesem  muss  er 
sterben'*  —  und  wir  haben  —  rufe  sie  dem  Gewerbestande 
zu  —  „wir  haben  eine  Instruktion  und  nach  dieser  müsset  ihr 
zu  Grunde  gehen"*). 

Jene  Abgeordneten,  die  1825  ein  schlechtes  Ende  der 
neuen  Gesetze  vorhersagten,  sehen  ihre  Prophezeihungen 
erfüllt  und  beschuldigen  die  Halbheit  der  Gesetze  und  der 
Instruktion  als  Ui-sachen  air  des  Jammei*s.  Und  hier  be- 
rühren sich  wieder  die  Extreme,  hier  trifft  von  Anus  mit 
Rudhai-t  zusammen. 

»)  Vgl  2.  B.  KVhd.  von  18* Vi«,  B.  IV,   S.  413;  B.  III,  S.  263;  B.  X, 

s.  :Jd7. 

*  Abg.  T.  Anas  in  der  Debatte  aus  Anlass  der  Vorstellang  der  Stadt 
Wun«iedel  gegen  die  Instr.  v.  1825;  KVhd.  182V«  B.  VUI,  S.  4-12;  B.XI, 
S.  650. 

?• 
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Das  Gewerbegesetz  versage,  geht  die  Klage  weiter,  den 
Städten  bei  der  Ansässigmachung  in  den  wichtigsten  Fftllen 
eine  entscheidende  Stimme  zu  erheben,  und  dennoch  mache 
es  ihnen  zur  Pflicht,  alle  die  heranströmenden  Subjecte  even- 
tuell zu  ernähren,  anstatt  consequenter  Weise  auch  diese  Last 
den  Städten  zu  entziehen  und  dem  Staate  aufzuerlegen  ^). 

Man  beklagte  sich  über  die  Willkür,  welche  beim  Vollzugf 
der  Giiindbestimmungen  herrsche,  besonders  über  das  PrOfungs- 
wesen;  wer  in  Augsburg  z.  6.  durchfalle,  sei  sicher  die 
Prüfung  in  Passau  mit  gutem  Erfolge  zu,  bestehen.  Das 
Gesetz  schreibe  doch  ausdrücklich  eine  gehörige  BerQcksich* 
tigung  des  Nahrungsstandes  vor,  das  geschehe  aber  durchaus 
nicht,  da  ganz  armen  Gewerbsleuten,  die  nicht  einmal  ihre 
Instrumente  hätten,  die  Niederlassung  und  Oitsverändening 
taxfrei  bewilligt  werde. 

Diese  Klagen  hatten  zunächst  keinen  Erfolg.  Die  Peti> 
tionen  wurden  im  Schosse  der  betreffenden  Ausschüsse  begraben 
oder,  wenn  sie  in  der  Kammer  zu  Ende  der  Session  zur  Be- 
rathuug  kamen,  in  Bausch  und  Bogen  der  hohen  Begiemn^ 
„zur  Erwägung  und  Berücksichtigung"  übergeben.  Aber  eine 
Rückwirkung  auf  die  öffentliche  Meinung  fand  doch  statt. 
Und  auch  die  Regierung  fühlte  sich  durch  diesen  Petitionssturm 
mehr  auf  die  andere  Seite  gedrängt.  Es  konnte  nicht  ohn^ 
Folge  sein,  wenn  z.  B.  der  Abgeordnete  Rabl  bei  einer  solchen 
Gelegenheit  seine  Rede  mit  den  Worten  schloss:  Ich  halt«* 
dafür,  dass  die  Regiemng  nach  dem  hier  laut  ausgesprochenen 
Willen  des  bayrischen  Volkes  mit  dem  Geschenke  der  ver- 
hassten  Gewerbefreiheit  einhalten  und  mit  aller  Strenge  sich 
auf  das  Gesetz  beschränken  werde  *). 

Nach  den  revolutionären  Bewegungen  von  1830  liess  der 
volle  Umschlag  nicht  mehr  lange  auf  sich  warten.  Das  neue 
Ministerium  (1834)  stellte  sich  ganz  auf  diesen  Boden.  Es 
wurden  dem  Landtage  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Revision 
der  bestehenden  Normen  über  Ansässigmachung  und  Verehe- 
lichung, sowie  deijenigen  über  die  gewerblichen  Verhältodsse 
vorgelegt,  damit  nicht  das  stete  Anwachsen  einer  „auf  Nichts 
angewiesenen  Bevölkerung  ohne  Besitz  und  Eigenthiim 
künstlich"  befördert  werde.  Der  Chef  des  Cabinets  selbst, 
Fürst  Oettingen-Wallerstein,  setzte  seinen  ganzen  Schar&inn 
und  sein  glänzendes  Redneitalent  daran,  die  Entwürfe  zu  be> 
haupten.  „Bayern  kann  ein  zweites  Bayern  in  sich  selbst  ge- 
winnen durch  Cultur  seiner  öden  Gründe,  durch  erhöhu« 
Ertragsfähigkeit  seines  Bodens,  durch  gute  AiTondirungen,  durch 
reelle  Erweiterung  seiner  Industrie"  ^).    Freilich  standen  diese 

*^  KVhd.  18*'  8,  B.  VllI,  S.  46. 
>   KVhd.  18»Vs  B.  XVII,  S.  152  ff. 

^   Vgl.   aach  die  Darstellung  der  Geschichte  Bayerns  dieser  Zeit    in: 
Ludwig  I,  König  von  Bayern  t.  Carl  Theodor  Heigel,  Leipzig  1872. 
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Worte,  wie  Heigel  bemerkt,  geradezu  im  Widerspruche  mit 
den  beantragten  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  einen  ent- 
schiedenen Rückschritt  in  sich  begriffen. 

Das  Wichtigste  an  den  beabsichtigten  Reformen  war  nach 
dem  Ausspruche  Wallersteins  selbst  der  Entwurf  des  Gesetzes 
über  Niederlassung  und  Verehelichung.  Der  Zutritt  in  die 
(jemeinde  sollte  durchwegs  erschwert  werden  und  zwar  bei 
der  Niederlassung  auf  Grundbesitz  durch  Erhöhung  des  er- 
forderlichen Steuersimplums  von  45  Kr.  um  mehr  als  das 
Doppelte,  bei  der  Niederlassung  auf  einen  Gewerbebetrieb 
durch  bedeutende  Ei'schwei'ung  des  Concessionserwerbes ,  und 
bei  Niederlassung  auf  den  Lohnerwerb  durch  Gestattung  eines 
abioluten  Vetos  der  Gemeinde. 

Von  besonderem  Interesse  war  die  Debatte,  welche  sich 
über  diese  Regierungsvorlage  in  der  zweiten  Kammer  entspann. 
Der  Ministeipräsident  empfiehlt  dieselbe  wärmstens  als  „den 
(ifrundstein  für  -den  nachhältig  gesicherten  Nahi-ungsstand*'  und 
wird  von  Anus  und  Genossen,  die  das  Gesetz  „mit  Dank''  an- 
nehmen,  nach  Kräften  unterstützt.  Es  war  vergeblich,  dass 
Rudhait  dem  Hause  zu  Gemüthe  führte,  wie  durch  solche  Be- 
schränkungen der  Arbeitsfreiheit  eine  Entwickelung  aller  Kräfte 
des  Landes  verhindert  und  der  Auswanderung  Thür  und  Thor 
^'eöffhet  werde,  umsonst  nannte  er  die  Vorlage  ein  Ent- 
völkerungsgesetz und  legte  dar,  wie  unbegründet  die  Ansicht 
der  Regierung  sei,  dass  man  die  liberaleren  Bestimmungen  von 
1825  eindämmen  müsse.  Es  gab  wohl  selbst  unter  den  Con- 
scrvativen  Einzelne,  denen  die  neuen  Bestimmungen  über  Nieder- 
lassung zu  weitgehend  waren  und  welche  daher  an  den  alten 
Bestimmungen  festhalten  oder  sie  wenigstens  minder  gründlich 
abändern  wollten ;  allein  der  bestrickenden  Bei*edsamkeit  Waller- 
steins, verbunden  mit  schlau  angelegten  Sophismen,  gelang  es, 
tlem  Entwürfe  zur  Annahme  zu  verhelfen.  Wer  hinsichtlich 
der  Gestattung  oder  Verbietung  der  Ansässigmachung  und 
Faroilienbegründung  competent  sein  solle  —  so  lautete  etwa 
sein  Raisonnement  —  hängt  von  den  Bestimmungen  über  die 
eventuelle  Alimentationspflicht  ab;  wenn  nun  der  Staat  die 
Dürftigen  nicht  selbst  nähit,  sondei-n  sie  der  Heimathgemeinde 
zuweist^  so  müsse  er  auch  diesen  Gemeinden  Mittel  einräumen, 
sich  gegen  „bodenlose*^  FamilienbegiUndung  einigermassen  zu 
^schil'roen. 

Die  königl.  Sanction  verlieh  den  Kammerbeschlüssen  Ge- 
setzeskraft und  es  galt  von  nun  an  in  Bayern  zu  Recht,  dass 
in  die  Gemeinde  nur  Derjenige  aufgenommen  werden  konnte, 
welcher  nebst  allen  schon  oben  angeführten  allgemeinen  Be- 
dingungen eines  oder  das  andere  von  den  nachstehenden  Er- 
fordernissen aufzuweisen  veimochte: 

1)  a.  in  den  Landgemeinden  einen  Grundbesitz  mit  einem 
Steuersimplum  von  1  fl.  30  kr.,  wenn  er  Bayer  —  von 
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2  fl.  30  kr.,  «wenn  er  Ausländer  war.  (Das  Steuer- 
simplum  von  1  fl.  80  kr.  setzt  nach  SchQz'  Berechnung  ^ 
ein  Steuerkapital  von  900  fl.  voraus.)  b.  in  den  Städtea 
einen  Grund-  und  Häuserbesit^  mit  S  fl.  resp.  5  f! 
Steuei-simplum  —  wenn  er  Bayer,  5  resp.  12  fl.,  wem 
er  Ausländer  war. 

2)  Ein  reales  oder  radizirtes  Gewerbe. 

3)  eine  pei*sOnliche  Gewerbeeoncession. 

4)  einen  anderweitig  vollkommen  gesichelten  Nahrungstand. 
also  z.  B.  „den  die  Zukunft  einer  Familie  vortheilhar 
gestaltenden  Betrieb  einer  den  Gewerben  nicht  beinh 
zählenden  Erwerbsart^'  (Art.  4  c),  oder  einen  Lohnerwerli 
„sofera  er  nach  Zahl  der  im  Oi'te  schon  vorhaadeoei. 
Lohnarbeiter  alsNahiningsquelle  betrachtet  werden  kanß^ 

Bei  Uebei-siedlungen  gelten  dieselben  Vorschriften  wie  H 
der  ersten  Ansässigmachung,  nur  wird  von  den  Grundbesitzen 
ein  noch  höheres  Stcuersimplum  verlangt. 

Die  bei  erwirkter  Zulassung  zu  entrichtenden  Bttrgeraaf- 
nahmsgebühren  sollen  bei  Gemeinde-Eingeborenen  das  Sieben- 
fache, bei  Ortsfremden  aber  das  Zehnfache  jener  Rate  betraiser 
„mit  welcher  der  Aufzunehmende  an  einer  dem  Steuersiniplun 
gleichkommenden  Gemeindeumlage  würde  Theil  zu  oehmeii 
haben"  —  jedoch  soll  seine  Gebühr  100  fl.  in  der  Regel  nich* 
übei'steigen.  Wo  aber  der  Gemeindeangehörige  noch  an  be- 
sonderen nach  Familien  vertheilten  Nutzungen  Theil  nimm: 
da  soll  die  besagte  Gebühr  bis  auf  das  Zehnfache  des  Wertht'< 
eines  Jahresbezuges  erhöht  werden  dürfen. 

Ein  anderes  war  das  Schicksal  des  Entwurfes  zur  Revisio& 
der  Gewerbegesetzgebung.  Auch  für  ihn  trat  WaHetstein- 
Gewandtheit  ein.  Alle  die  Klagen,  welche  über  das  Gewerl>e- 
wesen  erhoben  werden,  lassen  sich  —  wie  er  bei  Anempfehlung 
des  Entwurfes  deduciile  —  auf  zwei  Hauptmomente  zurück- 
führen:  1.  Auf  eine  nicht  genügende  Berücksichtigung  de: 
Möglichkeit  des  Fortkommens  der  Concessionswerber  und  2 
auf  die  Nichtbeachtung  des  Umstandes,  ob  durch  die  neu 
Concession  nicht  schon  vorhandene  Gewerbeexistenzen  gestoi: 
werden.  —  Die  Gewerbestätten  hätten  zwar  um  36000  (st/ 
wann?)  zugenommen,  aber  noch  mehr  die  Aimenlast.  l^tr 
Ruf  nach  einer  Revision  des  Gewerbegesetzes  sei  somit  e;: 
vollkommen  gerechtfertigter.  „Soll  jedoch  —  (ich  citire  dies 
mit  seltener  Schlauheit  und  Heuchelei  foimulirte  Phrase  al^ 
Charakteristicum  wörtlich)  —  diese  Revision  ihrem  Zwecke  ent 
sprechen,  so  darf  sie  in  keiner  ihrer  Bestimmungen  abweichte: 
von  dem  Grundsatze  des  Nichtbevoimundens  der  6ewerbethätit:> 
keit  innerhalb  ihrer  natürlichen  Befugnissgi-änzen  und  gleich* 


^)  Vgl.  die  ZuBammenstellang  der  GesetEgebongen  Dentschlandfi  K 
SchOz  a.  a.  0.  lüber  YerehelidiangB-  ond  UebersiedelongBrecht  mit  besot 
derer  Rücksicht  auf  Warttemberg^  Zft  £  d.  ges.  St-Wi88.  Tab.  1848,    l. 
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missiger  Soi^falt    für  die  Interessen  der  Consunienten   und 
?roducenten^\ 

Beantragt  wurde  die  Aufhebung  der  wichtigsten  Artikel 
der  Gnmdbestimmungen  von  1825  (2,  5,  7,  10)  und  eine  neue 
Fassung  an  ihrer  Stelle. 

Der  Au88chuss  sprach  sich  für  den  Entwurf  aus,  indem  er 
m  allgemein  gehaltenen  Sätzen  die  Gewerbefreiheit  angriff, 
die  zwar  als  Ideal  der  National- Oekonomie  erklärt  werde,  und 
rielleicht  als  solche  auch  anzuerkennen  sei,  die  aber  in  einem 
„Staate ,  der  auf  geschichtlicher  Basis  inihe'',  nicht  ausgeführt 
werden  könne. 

„Mit  wahrer  Fi*eude*'  stimmt  selbstvei-ständlich  der  Ab- 
geordnete von  Anus  der  Vorlage  bei  und  sein  Gesinnungsgenosse 
KM  hofft  hiedurch  die  Wunden,  die  durch  die  Gesetze  von 
1804  und  1825  geschlagen  worden,  bald  geheilt  zu  sehen. 
Abg.  Wächter  scheint  gar  zu  vorlaut  gesprochen  zu  haben,  in- 
dem er  der  Hoffnung  Ausdruck  gab,  dass  „wenigstens''  die 
Lokalgewerbe  nach  und  nach  auf  eine  bestimmte  Anzahl 
reducirt  werden  würden  -  also  geschlossene  Gewerbe!  Die 
Freunde  der  Gewerbefi'eiheit  bestritten  jeden  Grund  zur 
.Revision''  der  Bestimmungen  von  1825,  da  das  Gewerbe  sich 
.'ehoben  und  nicht  verschlechtert  habe  und  da  überhaupt  alle 
vhUderangen  der  gegenwärtigen  Lage  des  Gewerbestandes 
tendenziös  entstellt  seien. 

Allein  das  Haus  folgte  wieder  den  schönen  Weiten  Waller- 
<tän$,  der  in  seiner  Schlussrede  sich  als  einen  Enthusiasten 
for  freie  Institutionen  darstellte  und  auch  die  neuen  Vorschläge 
fi^  Fortschritte  im  Libei-alismus  erklärte.  Der  Zweck  aller 
Denen  Gesetze  über  Heimath,  Ansässigmachung,  Verehelichung 
imd  Gewerbe  —  sagte  er  —  ist  kein  anderer,  als  die  möglichste 
Entfaltung  und  Förderung  der  gesetzlichen  Freiheit  des  Einzelnen, 
^aweit  sie  sich  mit  dem  Wohle  Aller  verträgt  und  der  freien 
Bewegung  der  Gemeinden,  die  möglichste  Minderung  der  Lasten 
aDd  die  Vennehrung  der  Bevölkerung  durch  arbeitsame,  ihres 
Fortkommens  sichere  Familien;  insbesondere  wolle  man  die  In- 
dustrie auf  der  durch  die  Natur  der  Sache  und  durch  das  Recht 
rorgezeichneten  Bahn  entfesseln  und  den  neuaufkeimenden 
Kriften  den  erforderlichen  Schutz  angedeihen  lassen,  ohne  aber 
xogleich  den  Foilbestand  schon  begründeter  Existenzen  zu  ge- 
flüuilen.  Schliesslich  müsse  doch  auch  dafür  gesorgt  werden, 
dass  «die  extensive  Vermehrung  der  industriellen  Kräfte^ 
bleichen  Schritt  halte  mit  dem  Absätze  und  „mit  dem  inten- 
4Tea  Portschritte''  des  Handels  und  der  Gewerbsthätigkeit. 

Die  beschlossenen  Aenderungen  des  Gewerbegesetzes  von 
1825  wurden  aber  in  letzter  Instanz  von  der  Krone  nicht 
iuiftionirt;  nur  soweit  gab  der  König  nach,  dass  er  die  geltende 
VolhogsiDStruktion  von  1825  ausser  Kraft  setzte  und  an  deren 
^tdle  eine  Reihe  kleiner  Verordnungen  unter  Aufrechthaltung 
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einzelner  Paragi'aphen  der  aufgehobenen  Instruktion  setaste.  Un5 
interessirt  hier  fast  ausschliesslich  die  Verordnung  ad  Art  2, 
2.  Abs.  der  Grundbestimmungen  vom  Jahre  1825^).  Ihr  zu- 
folge sind  bei  der  Concessionirung  von  Gewerben  nunmehr 
„die  Interessen  der  Industrie,  der  Gemeinden  und  der  Nahrangs- 
stand der  vorhandenen  Gewerbsinhaber'^  zu  berücksichtigeD. 
.DasS'  auch  die  Pi^obe  der  persönlichen  Fähigkeit  erschwert 
wurde,  führe  ich  vorläufig  nur  der  Vollständigkeit  halber  an. 
um  es  später  ausführlicher  darzuthun. 

In  Bezug  auf  die  Realrechte  sucht  die  neue  InstraktioD 
einem  Missbrauche  entgegenzutreten,  der  vielfach  vorkam. 
Da  auf  Grund  des  nachgewiesenen  Besitzes  eines  Realgewerbe^ 
die  Ansiedlung  nicht  verweigert  werden  durfte,  so  erwarb  man 
zum  Scheine  ein  Bealrecht  oder  man  kaufte  es  wirklich,  aber 
nur.  um  es  nach  gemachtem  Gebrauche  sofort  wieder  zu  ver- 
äussern *).  Gegen  diesen  Unfug  kehrt  sich  nun  die  Ver- 
ordnung von  1834  ^)  und  warnt  die  Behörden,  sie  möchten  darauf 
sehen,  dass  keine  derartigen  „Scheinkäufe  und  Fälschangen* 
vorkämen. 

Das  ist  der  bedeutsame,  vielbesprochene  Rückschlag  von 
1834.  —  Die  Ansässigmachung  auf  Grund  des  Betriebes  eine^ 
Gewerbes  oder  einer  freien  Erwerbsart  wurde  nur  bei  Nach- 
weis eines  für  alle  Fälle  hinreichend  gesicherten  Nahrungs- 
standes bewilligt  und  der  Zutritt  zur  Gemeinde  resp.  zum 
Rechte  auf  eventuelle  Armenverpflegung  an  Bedingungen  ge- 
knüpft, die  —  man  kann  fast  sagen  —  nur  von  Bemittelten 
erfüllt  werden  konnten.  Gegen  die  Niederlassung  auf  Grum) 
des  einfachen  Lohnerwerbes  steht  der  Gemeinde  ein  unbedingte> 
Yerbietungsrecbt  zu.  Da  das  Recht,  sich  zu  verehelichen,  von 
dem  Vorhandensein  der  Erfordernisse  zur  Niederlassung  ab- 
hing,  gelangten  auch  nur  die  Auserwählten  zu  einem  justuni 
ac  legitimum  matrimonium.  „Wohl  uns  —  ruft  triumphii^enti 
ein  Abgeordneter  —  wohl  uns,  den  Gemeinden,  dass  wir  die5e> 
absolute  Veto  jetzt  empfangen  haben.  Dem  Gesetze  von  182o. 
an  dem  der  Flor  der  Gemeinden  oifenbar  zu  Grunde  gehen 
musste,  da  es  den  Grundsatz:  die  Ansässigmachung  und  Ver- 
ehelichung sollen  erweitert  werden,  ofifen  an  der  Stime  trägt  — 
ist  dadurch  der  Todesstoss  beigebracht  worden !  Ein  goldene^ 
Schwert  blinkt  in  unseren  Händen,  wir  wollen  es  gehörig  üben 
und  nicht  mehr  aus  den  Händen  geben.'' 

Was  aus  der  Masse  der  Bevölkerung,  die  zwar  berufen. 

')  Vdg.  V.  1834,  8.  989  RBI 

*)  Ueber  die  verschiedenen  anderen  Mittelchen  zur  Erian^mig  der 
Concession,  vgl.  Beeg  a.  a..O..  S.  49  ff.;  man  nahm  z.  B.  ein  PriviiegiojD 
um  nebenbei  zu  pfuschen  oder  man  äiat  dies  unter  dem  Mantel  einer 
freien  Erwerbsart  u.  s.  w. 

^  Vdg.  V.  1834  über  Ansässigmachung  und  Yereheltchang  ad  <«>.  ^. 
Abs.  2.    S.  188  RBL 
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iber  nicht  auserwäblt  war,  was  aus  allen  ihren  Bedürfnissen 
«erden  sollte,  darum  glaubte  Niemand  sich  kümmeiii  zu  müssen. 
Diejenigen,  welche  am  meisten  durch  den  eben  geschaffenen 
/.ttstand  begünstigt  waren,  schienen  aber  noch  lange  nicht  be- 
friedigt zu  sein.  Die  Beschwerden  an  die  Kammern  über  den 
fcUeehten  Zustand  des  Gewerbes  und  des  Fortkommens  höilen 
nicht  auf,  und  es  waren  immer  nur  Gewerbegenossenschaften 
und  Stadtgemeinden,  welche  diese  Jammertone  hören  Hessen.  Die 
Zeit  Ton  1 834  hat  überhaupt  das  Ansehen  eines  wahren  Sumpfes 
^OD  Reaction,  aus  welchem  die  Dunstblasen  in  Form  der  eng- 
heizigsten  und  beschränktesten  Anträge,  Petitionen  und  zopfigen 
KMomerreden  emporstiegen.  Der  Muth  der  Fortschrittsmänner 
frschlajffte  in  dieser  Atmosphäre.  —  Im  Jahre  1840  wurde  ein 
Utrag  auf  Abschaffung  des  absoluten  Vetos  der  Gemeinden 
^fi  Niederlassungen  auf  Lohnerwerb  vor  die  2.  Kammer  ge- 
bracht; die  liberalen  Redner  bekämpften  die  wieder  spukende 
Furcht  vor  üebervölkeiiing,  sie  bewiesen,  wie  durch  die  be- 
stehenden Gesetze  „das  heillose  Gesindel''  der  Proletarier  nicht 
Dor  nicht  vennindert,  sondern  im  Gegentheile  vermehrt  werde, 
^e  sprachen  von  dem  crassen  Egoismus  der  wohlsituirten 
Votanten  im  Gemein derathe,  von  den  dicken,  beleibten  Hen*en 
''bit  dem  grossen  Hasse  gegen  jede  ConcuiTenz,  von  den  traurigen 
♦lestalten  der  an  ihrer  Existenz  verzweifelnden  Selbstmörder  — 
Aber  Alles  umsonst!  Die  Majorität  war  so  consequent  unzu- 
.anfrlich,  dass  sie  nicht  nur  die  meritorischen  Anträge,  sondern 
selbst  den  Ruf  nach  Einsetzung  einer  Enquete  unberücksichtigt 
^OD  sich  wies. 


Immer  aber  dürfen  wir  bei  Beurtheilung  dieser  in  Bayern 
^'►D  1830  bis  1855  herrschenden  Strömung  nicht  vergessen, 
vie  in  ganz  Deutschland,  selbst  bei  liberalen  Schriftstellein 
und  Parteiführern  damals  ein  Umschwung  eingetreten  war. 
I<'h  habe  versucht,  denselben  in  der  Einleitung  zu  schildern. 
^^  war  die  Zeit,  in  der  man  sich  ganz  allgemein  vor  Ueber- 
'•"Ikerung  fttrchtete,  die  Zeit,  in  welcher  die  Auswandemng 
theilweise  erschreckende  Dimensionen  annahm.  Wer  jetzt  noch 
«af  den  Segen  der  Gewerbefreiheit  in  der  Pfalz  hinwies,  dem 
koonte  man  ant weiten,  dass  der  deutsche  Auswanderer  all- 
^*fmt\n  in  Amerika  als  Pfälzer  bezeichnet  werde.  Das  Schlag- 
«•ift  des  Pauperismus  kam  damals  in  Schwung,  die  Furcht  vor 
■'^  Proletariat  zeigte  sich  in  ihrer  ei'sten  naiven  Gestaltung. 
i^ie  ersten  Rückschläge  der  grossen  Handelskrisen  griffen  ver- 
Qt^rend  neben  den  Cholera-  und  Hungeijahren  ein.  Und  wenn 
'iie  Segnungen  des  Zollvereins  nicht  ausblieben,  wenn  Maschinen, 
Ki^enbahnen   und  Fabriken  Tausenden  Brod  gaben,   auf  der 
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andeiii  Seite  bedrohten  8ie  ebenso  viele  hergebrachte,  bisher 
in  behaglichem  Quietismus  dahinlebende  Existenzen  0« 

Am  meisten  jammerte  allerwärts  das  Handwerk.  Seit 
Ende  der  dreissiger  Jahre  konnte  man  von  einer  Krisis  der 
Kleingewerbe  fast  in  ganz  Deutschland  sprechen^,  und  sie 
steigerte  sich  durch  das  ganze  folgende  Jahrzehnt,  am  meisten 
da,  wo  wie  in  Bayern  das  industrielle  Leben  zurück  war.  E> 
fehlte  den  Handwerkem  jener  Tage  noch  vollständig  die  Fähig- 
keit, sich  der  neuen  Technik,  der  neuen  Entwickelung  anzu- 
passen« Die  Concunenz  der  Grossindustrie  erdrückte  sie. 
Und  vollends  in  den  Jahren  1847—49  wurden  bei  der  Theuerung 
und  Revolution  die  Klagen  über  den  Nothstand  der  arbeiten- 
den Klassen  immer  lauter  und  eindringlicher.  In  Bayern  wai* 
die  Regierung  bemüht,  auf  jede  Weise  Bessening  und  Unter- 
stützung zu  schaffen  ^).  Das  Frankfiiiter  Handwerkerparlament 
und  die  rückläuüge  Bewegung  der  preussischen  Gesetzgebung  von 
1849  fand  in  Bayern  vielleicht  den  lebendigsten  Anklang,  wie 
umgekehrt  die  Anläufe  der  Nationalversammlung  zur  Unificining 
der  deutschen  Gewerbegesetzgebung  dort  der  grössten  Ab- 
neigung begegneten. 

Aber  ei-st  das  Jahr  1853  brachte  die  neue  veränderte 
Vollzugs-Verordnung  (vom  17.  December)  zum  Gesetze  von 
1825,  welche  die  ursprünglich  liberalen  Tendenzen  dieses  Ge- 
setzes in  ihr  Gegentheil  verkehrte,  obwohl  neben  der  Nach- 
giebigkeit gegen  die  ängstlich  zünftlerische  Zeitströmung  auch 
in  ihr  noch  die  Regierung  da  und  «dort  den  Standpunkt  der 
Zunftreform  festhielt. 

Die  bestehenden  Bestimmungen  über  Niederlassung  und 
Verehelichung  wurden  an  und  für  sich  nicht  geändert  Die 
Gewerbeconcession  blieb  nach  wie  vor  abhängig  von  der  persön- 
lichen Befähigung  und  von  den  Rücksichten  auf  den  Nahrungs- 
stand.    Allein  die  Detailbestimmungen  wurden  verschärft 

Jedes  Gesuch  um  eine  Gewerbeconcession  ist  nun  von 
einem  dreifachen  Standpunkte  zu  beuilheilen :  man  hat  1)  den 
Nahrungsstand  des  Gesuchstellei*s  und  der  schon  bestehenden 
Concessionsinhaber,  dann  aber  2)  das  Interesse  des  Publikums 
und  3)  zuletzt  höhere  Rücksichten  der  Staatspolizei  in's  Auge 
zu  fassen. 

(Zu  1.;    Demgemäss  hat  nun  die  concessionirende  Polizei- 


^;  Vgl.  z.  B.  Franz  Bader,  über  das  dermalige  Missverhältiiiss  derVer> 
mögensloBen  oder  Proletairs  u.  s.  w.,  München  1885  (eine  halb  deutsch« 
halb  fnmzösische  Hrochüre);  BOlau,  über  den  Pauperismos,  BVJSchr. 
1888,  1,  S.  89;  Mohl,  Nachtheile  der  Fabriksindustrie,  Rau  und  Hanssens 
Ardiiv  1835,  II,  2,  dazu  auch  Gillich,  die  gesammten  gewerblichen  Zustande 
u.  s.  w.    II,  S.  492,  IV,  S.  c58. 

')  SchmoUer,  Kleingewerbe,  S.  80. 

'"i  Vgl.  z.  B.  Augsb.  AUg.  Ztg.  Jahrg.  1847,  No.  58;  1848,  No.  102 
und  218  u.  A. 
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behörde  von  Fall  zu  Fall  zu  untersuchen,  ob  das  Gewerbe 
lokaler  oder  commercieller  Natur  sei,  d.  i.  ob  auf  örtlichen 
oder  entfernteren  Absatz  zu  rechnen  sei  —  eine  Eintheilung 
die  so  ziemlich  mit  der  in  polizeiliche  und  commercielle  Ge- 
werbe, wie  sie  im  österreichischen  Rechte  gleichzeitig  vorkommt, 
übereinstimmt^).  Bei  den  lokalen  Gewerben  ist  entscheidend, 
ob  ,ydurch  yei*mehrung  der  Gewerbsmeister  das  Gleichgewicht 
zwischen  der  örtlichen  Gewerbserzeugung  und  der  örtlichen  Ab- 
satzgelegenheit gestört  und  hiedurch  das  achtbare  Auskommen 
der  vorhandenen  Gewerbsinhaber  gefährdet  wird  oder  nicht.  — 
FQr  die  commerciellen  Gewerbe  ist  zu  ermitteln,  ob  denn  wirk- 
lich Gelegenheit  zu  weiterem  Absätze  in  dem  Masse  vorhanden 
sei,  dass  der  neue  Meister  ohne  Gefährdung  Anderer  auf  sicheres 
Einkommen  rechnen  könne;  doch  ist  auch  —  bemerkt  die 
Instruktion  insbesondera  —  gehörige  Rücksicht  auf  die  Meister 
der  angränzenden  grösseren  Oile,  wohin  importirt  wird,  zu 
nehmen.  Ich  will  nicht  erörtern,  wie  hoch  damit  die  AnspiUche, 
die  man  an  die  wirthsehafitliche  Beuilheilungsfähigkeit  der  Be- 
amten stellte,  gespannt  wurden  und  ich  werde  mich  nicht  darauf 
einlassen,  dai-zuthun,  dass  hiemit  der  Standpunkt  der  mittel- 
alterlichen Zünfte,  von  dem  aus  die  Gewerbepolitik  des  Stadt- 
gebietes erwogen  und  beui-theilt  worden  ist,  für  das  ganze 
Königreich  Bavem  angenommen  erscheint  —  es  sei  jedoch  ge- 
stattet, darauf  hinzuweisen,  wie  das  angenommene  Princip  der 
Berücksichtigung  und  Schonung  schon  vorhandener  Gewerbe- 
betriebe wie  ein  in's  Wasser  geworfener  Stein  in  der  Ausführung 
immer  weitere  und  weitere  Kreise  bilden  und  wie  die  Gränze 
dieser  Ringe  schliesslich  mit  der  Gränze  des  ganzen  admini- 
strativen Gebietes  zusammenfallen  musste^). 

(Zu  2.)  Allein  1853  entledigte  man  sich  auf  dem  Papiere 
wenigstens  der  früheren  Einseitigkeit  und  verordnete,  dass  auch 
die  „Gemeinde'',  das  ist  das  consumirende  Publikum,  als 
zweiter  Theil  zu  hören  und  zu  beachten  sei.  Also  solle  man 
,,gerechten  Klagen  von  Seite  des  Publikums  über  ungenügende 
oder  gänzliche  Nichtbefriedigung  des  Bedürfnisses''  verursacht 
durch  „übertriebene  Sorge  für  das  Auskommen  der  Ansässigen 
Gewerbsgenossen"  in  vollem  Masse  Rechnung  tragen,  um  zu 
vermeiden,  dass  „das  Interesse  der  Producenten  ai^  eine  Weise 
vertreten  werde,  welche  nur  der  Trägheit  oder  Unwissenheit 
einen  unverdienten  Schutz  gewährte".  Und  dies  führt  zur 
Folge,  dass  es  nicht  angehe,  die  Anzahl  der  Meister  zu  fixiren, 
sondern  dass  immer  nur  das  Bedürfhiss  walten  solle.  So  ver- 
meidet die  Verordnung,   wiewohl    so  stark  vom  reactionären 


^)  Ueber  diese  Scheidung  im  früheren  österr.  Rechte  vgl.  Kopetc, 
allf eoL  österr.  Gewerb^esetzkande,  Wien  1829,  I.  Abth.  1.  Hptst  2.  Abs. ; 
dann  auch  Marchet,  a.  a.  0.  bei  Samitsch. 

*)  Ygl.  Baa,  Lehrb.  a.  a.  O.  §.  183  a,  S.  10  ff. 
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Strome  getrieben  ^  formell  denn  doch  die  gefährliche  Klippe 
der  Geschlossenheit  der  Gewerbe. 

(Zu  3.)  Endlich  soll  jedes  Concessionsgesuch  vom  Stand- 
punkte der  Staatspolizei,  d.  i.  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege 
aus  beurtheilt  werden.  Dahin  gehört  nun  vor  Allem  die  Be- 
folgung der  nahmngspolizeilichen  Vorschriften  bei  den  „Con- 
sumptibiliengewerben'' ;  dahin  gehört  die  Vorschrift,  dass  „un- 
produktive Wirthschaften'^  und  Schenken  nur  nach  dem  un- 
zweifelhaften Bedürfnisse  zu  vermehren  und  nie  Concessionen 
zu  ausschliesslichem  Branntweinverschleisse  zu  ertheilen  seien ; 
dahin  reiht  sich  die  Voi-schrift,  dass  die  Goncession  zur  Er- 
richtung von  Hochöfen  nur  dann  zu  geben  ist,  wenn  nicht  zu. 
'  befürchten  steht,  dass  in  der  betreffenden  Gegend  zu  grosse 
Waldverwüstungen  in  Folge  des  gi-ossen  Holzverbrauches  ent- 
stünden; und  endlich  erwähnen  wir  noch  der  Bestimmung,  dass 
bei  Etablissements,  die  an  der  Gränze  eiTichtet  werden,  immer 
wohl  beachtet  werde,  dass  es  nicht  etwa  Zolldefi'audatiooen 
seien,  die  das  Gedeihen  des  Unternehmens  fördern.  —  Ganz 
speciell  hebt  die  Verordnung  die  Grosshandlungen  hervor  und 
schäift  ein,  dass  man  sehe,  ob  ein  gehöriges  Absatzgebiet  da 
sei,  ob  die  schon  vorhandenen  auf  diesem  Absatzgebiete  nicht 
geschädigt  werden,  und  besondere,  ob  alle  Bedingungen  des 
Gedeihens  der  Unternehmung,  namentlich  persönliche  Eigen- 
schaften und  „Kapital  zum  schwunghaften  Betriebe'S  vor- 
handen seien. 

Das  einzige  Neue,  was  in  Bezug  auf  reale  und  radicirte 
Rechte  in  der  Instruktion  von  1853  enthalten  ist,  ist  das  Ver- 
bot, dieselben  zu  theilen  oder  aber  in  eine  andere  Gemeinde 
zu  übertragen.  Keine  Neuerung,  sondern  bloss  eine  Einschärfiing 
energisch  festgehaltener  Rechtssätze  ist  die  Bestimmung,  dass 
Inhaber  realer  oder  radicirter  Gewerbe,  welche  von  der  Polizei 
beanstandete  Gewerbsbefugnisse  in  Anspmch  nehmen,  hiezu 
nur  dann  berechtigt  sind,  wenn  sie  darüber  einen  richterlichen 
Constatirungsbeschluss  aus  der  Zeit  vor  dem  11.  September 
1825  beibringen  können. 

Die  freien  Gewerbe  und  Erwerbsarten  werden  bei  der- 
selben geringen  Ausdehnung  belassen,  welche  ihnen  die  In- 
stiTiktion  von  1825  gewährt  hatte.  Das  Plus,  welches  man 
durch  Einbeziehung  der  Ghocoladebereitung,  der  Papparbeiten, 
der  Pferdeschlächterei  u.  A.  in  den  Kreis  deraelben  hinzufügte, 
wurde  mehr  als  aufgehoben  durch  die  Bestimmung,  dass  auch 
,,aus  polizeilichen  Gründen''  Beschränkungen  eingeführt  und 
die  Lösung  eines  Licenzscheines  für  den  Betrieb  freier  Gewerbe 
verlangt  werden  könne  (§  163  -171). 

In  das  Lehrlingswesen,  das  durch  die  Novellen  von  1834 
nicht  bei-ührt  worden  war,  griif  die  Instniktion  von  1853  ziem- 
lich bedeutsam  ein.  Bisher  durfte  jeder  Meister  Lehrlinge  in 
unbeschränkter  Zahl    halten.    Fürderhin  soll  er  nur  so  viel 
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Lehrlinge  annehmen,  als  dem  Betriebe  seines  Gewerbes 
angemessen  ist  und  als  er  zu  unterrichten  veimag;  darüber, 
welche  Zahl  angemessen  sei,  hat  aber  die  allwissende  Polizei- 
behörde zu  uiliheilen  und  daher  hat  die  Instmktion  einen 
Grund  mehr  anzuordnen,  dass  jede  Annahme  eines  Lehrlinges 
der  Obrigkeit  sofort  angezeigt  werde.  Der  zwischen  Meister 
und  Lehrling  bezw.  seinem  Vertreter  abgeschlossene  Vertrag 
regelt  in  den  Schranken  der  Instruktion  das  Verhältniss 
zwischen  beiden  Theilen;  doch  ist  f&r  jeden  Fall  eine  sechs- 
wöchentliche Pi-obezeit  festgestellt.  Pflicht  des  Meistei-s  ist  die 
gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung  des  Lehrlings,  über  deren 
Fortschritte  er  jährlich  an  den  Gewerbeverein  zu  berichten  hat. 
Dem  Lehrlinge  liegt  seinerseits  Gehorsam  und  Ehi-furcht 
gegen  den  Lehrherm  ob.  —  Die  Lehrzeit  daueit  2  bis  5  Jahre 
je  nach  den  Satzungen  des  betreffenden  Gewerbevereines  oder 
in  Ermangelung  dei*selben  nach  den  Veifügungen  der  Begierung ; 
bei  Lehrlingen,  die  vor  dem  14.  Jahre  eintreten,  wird  die  Lehr- 
zeit verlängert;  sie  kann  verkürzt  werden,  wenn  ein  Lehrling 
besonders  talentirt  ist,  oder  wenn  andere  rücksichtswürdige 
Verhältnisse  eintreten.  Der  Lehi-vertrag  erlischt  ordentlicher- 
weise durch  die  vollendete  Ausbildung,  ausserordentlicherweise 
in  Folge  von  Verschuldung  auf  der  einen  oder  der  anderen 
Seite.  Schuldigen  Meistern  kann  die  Behörde  auf  immer  oder 
auf  eine  bestimmte  Zeit  die  Befugniss,  Lehrlinge  zu  halten,  ent- 
ziehen. Dem  Lehrlinge  ist  auch  eine  vierwöchentliche  Kündi- 
gung gestattet.  Alle  Streitigkeiten  über  Erlöschung  des  Ver- 
trages entscheidet  die  Polizeibehörde. 

Die  Freisagung  des  Lehrlings  ist  bedingt  von  dem  guten 
Firfolge  einer  theoretischen  Prüfung  und  der  Gesellenarbeit; 
die  Prüfungskommission  besteht  aus  einem  Beamten  der  Polizei, 
einem  Lehrer  und  zwei  Handwerkern,  in  der  Regel  den  Vor- 
ständen des  Gewerbevereines.  Nach  gut  bestandener  Prüfung 
erhält  der  Lehrling  ein  Zeugniss  und  das  Arbeitsbuch. 

In  Bezug  auf  das  Gesellenwesen  haben  schon  die  vierziger 
Jahre  eine  Wiederauffrischung  des  Verbots  der  Gesellen- 
verbindungen gebracht.  Im  Jahre  1841  ^)  vnirde  auf  Grund 
der  Uebereinkunft  der  Bundesregierungen  vom  3.  December 
1840  veroi*dnet:  Jeder  Handwerksgeselle,  der  an  unerlaubten 
Gesellenverbindungen ,  Gesellengerichten ,  VeiTufserklärungen 
und  dergl.  Missbräuchen  Theil  nimmt,  ist  strengstens  zu  be- 
strafen und  sofort  von  der  Wanderschaft  nach  Hause  zu  ver- 
weisen —  eine  Bestimmung,  welche  schon  vor  110  Jahren  von 
Reichswegen  getraffen  worden  war. 

Im  Jahre  1853  vei-sch windet  der  Wanderzwang  ganz  und 
gar  und  an  seine  Stelle  tritt  die  Pflicht  zum  „gesellenweisen 
Betriebe"  des  Handwerkes;  er  kann  am  Lehrorte  oder  aus- 

«)  RBl.  S.  ftl. 
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wärts  im  In-  oder  Auslande  geschehen.  Die  Dauer  diese:!; 
Bildungsstadiums  ist  jedoch  auf  5  Jahre  erhöht,  von  denen 
mindestens  drei  in  Arbeit  bei  einem  Meister  oder  Fabrikanten 
zugebracht  werden  müssen,  doch  steht  hier  wie  allen thalben 
der  Polizeibehörde  das  Recht  zu,  Ausnahmen  zuzulassen. 

Die  Aufnahme  eines  neuen  Gesellen  hat  der  Arbeitgeber 
binnen  24  Stunden  der  Polizei  bei  Strafe  zu  melden,  ebenso 
wird  er  gestraft,  wenn  er  den  Oesellen  das  Halten  von  blauen 
Montagen  gestattet.  Der  Geselle  seinerseits  ist  durch  „geei«niete 
Bestrafung''  zu  ahnden  und  nebstbei  unter  Polizeiaujfsieht  zu 
stellen,  sobald  er  vom  Meister  ohne  Grund  weggeht.  Sinkende 
Gesellen  sind  zur  Arbeit  zu  zwingen  und  nach  dem  Straf- 
gesetzbuche zu  behandeln.  Die  Vorschrift  von  1810  über  Ver- 
meidung falscher  Angaben  im  Wanderbuche  wird  neuerdingi^ 
eingeprägt.  Ueber  allenfalls  vorfallende  Streitigkeiten  zwischen 
Meister  und  Gesellen  entscheidet  immer  nur  die  Polizei.  Son^t 
ist  es  der  Gesellen  vertrag,  welcher  das  Verhältniss  zwischen 
Meister  und  Gesellen  frei  bestimmt. 

Hatten  die  Verordnungen  von  1834  hinsichtlich  des  Lehr- 
lings- und  Gesellenwesens  den  1825  geschaffenen  Zustand  un- 
berührt gelassen,  so  giiffen  sie  dafür  um  so  stärker  in  die 
Bestimmungen  über  die  Meistei-probe  ein.  Die  Reaction  be- 
gnügte sich  nicht  damit,  die  Fesseln,  welche  in  der  Berück- 
sichtigung des  Nahrungstandes  bestand^,  fester  angezogen 
und  noch  mehr  drückend  gemacht  zu  haben,  sondern  sie  fand 
auch  die  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Bedingung  der 
persönlichen  Fähigkeit  des  Concessionswerbers  zu  freisinnig. 
Die  für  einen  Staat  wie  Bayern  so  heilsame  und  nothwendige 
Einheit  der  diesbezüglichen  Noimen  wurde  zerrissen,  denn  e> 
sind  nach  der  Verordnung  von  1834^)  bei  der  Prüfung  die 
Anforderungen  nach  den  örtlichen  und  gewerblichen  Verhält- 
nissen „des  beabsichtigten  Ansässigkeitsortes''  zu  bemessen. 
Hiemit  ist  man  dem  mittelalterlichen  Zustande,  in  dem  jede 
Stadt  ihr  eigenes  Recht  hatte,  wieder  bedeutend  näher  gt^- 
kommen.  Die  Kommissonen  —  drei  bis  sechs  für  jeden  Kreis  — 
werden  von  der  Regierung  allein  bestellt,  ohne  Zulassung  einei 
Recusation;  sie  bestehen  aus  einem  politischen  Beamten,  zwo 
Mitgliedera  des  Gewerbevereins  und  zwei  Gewerbsverständigen, 
die  ausserhalb  des  Vereines  stehen. 

Das  Jahr  1846  brachte  eine  bedeutungsvolle  Reform  de> 
Ptüfungswesens.  Es  scheint  eine  Idee  der  Zeit  gewesen  zu 
sein,  für  die  Einführung  graduell  verschiedener  Fähigkeitsproben 
zu  plaidiren.  A.  W.,  der  warme  und  gewandte  VertheidigtT 
der  gewerblichen  Prüfungen*),  erklärt  es  für  eine  Fordeniui: 


*)  Vdg.  ad  Art.  2,  Abs.  1,   Gewerbegesetz   v.    1825,    RBI.  v.    1834, 
S.  989. 

«)  Vgl.  Ein!.  Anm.  60. 
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des  praktischen  Lebens  zwei  Arten  von  Prüfungen  einzuführen : 
eine  höhere,  deren  Ablegung  zum  unbeschränkten  Gewerbe- 
betrieb befähigt  und  eine  niedere,  auf  Grund  deren  der  Ge- 
werbebetrieb nur  mit  einem  Gehülfen  (Gesellen  oder  Lehrlinge) 
gestattet  sein  sollte,  *und  dies  nur  in  kleineren  Orten.  Als 
Motiv  führt  die  erwähnte  Abhandlung  von  A.  W.  eben  die 
wirklichen  Lebensverhältnisse  an,  indem  es  ja  hinreiche,  wenn 
in  Dörfern  Handwerksmeister  sich  befänden,  welche  die  wich- 
tigsten Arbeiten  ihres  Gewerbes  einfach  zu  verrichten  wüssten, 
während  fi*eilich  in  Städten,  besonders  in  den  grösseren,  viel 
höhere  Ansprüche  hinsichtlich  des  Geschmackes  und  der  Fein- 
heit des  Productes  zu  stellen  seien.  Es  dürften  wohl  ähnliche, 
gewiss  nicht  ganz  haltlose  Argumente  gewesen  sein,  welche 
die  bayrische  Regierung  bewogen,  eine  neue  Verordnung  über 
den  Vollzug  des  Art.  2,  Abs.  1  des  Gewerbegesetzes  von  1825 
(über  die  persönliche  Befähigung  des  Concessionswerbei*s)  zu 
erlassen^).  Das  Wichtigste  dieser  Verordnung  enthält  der 
unter  Zahl  4  gesetzte  Abschnitt  über  die  Handwerke.  Es  gibt 
von  nun  an  Prüfungskommissionen  erster  und  zweiter  Klasse; 
die  bei  jenen  abgelegte  Prüfung  befähigt  zur  Erlangung  einer 
Ck>nce8sion  für  Stadt  und  Land ;  wer  nur  bei  einer  Kommission 
zweiter  Klasse  die  PiHfung  besteht,  kann  nur  in  Städten  dritter 
Klasse  (mit  bis  500  Einw.),  ferner  in  Märkten  oder  Dörfeni 
die  Befugniss  erlangen. 

Die  Kommission  ist  wie  1825  in  allen  Fällen  fünfgliedrig 
und  in  derselben  Weise  zusammengesetzt,  nur  dass  bei  den 
Kommissionen  höherer  Ordnung  an  Stelle  des  zweiten  Sach- 
verständigen ein  Professor  der  technischen  oder  Gewerbeschule 
zu  treten  hat.  Die  Kommissionen  müssen  mindestens  einen 
Tag  im  Monate  im  Voraus  zur  Prüfung  bestimmen.  Die 
Prüfungen  sind  theoretisch  und  praktisch  und  es  wird  besonders 
hervoi*gehoben,  dass  auch  eine  Fertigkeit  im  Zeichnen  zu  ver- 
langen sei.  Die  Zulassung  erfolgt  von  nun  an,  im  Gegensatze 
zur  Instruktion  von  1825,  nur  auf  Grund  des  nachgewiesenen 
Schulunterrichtes,  tadelloser  Sitten,  der  Lehrzeit  und  bis  1853. 
der  Wanderschaft.  Fabrikanten  sind  in  der  Kegel  auch  von 
dem  Erfordernisse  des  Nachweises  der  pei-sönlichen  Befähigung 
befreit  und  nur  sehr  ausnahmsweise  kann  die  Behörde  von 
ihnen  die  Ablegung  einer  Prüfung  verlangen. 

Im  Uebrigen  wurden  die  Normen  von  1825  aufrecht  er- 
halten. 

Die  Instruktion  von  1853  wich  auch  auf  diesem  Gebiete 
von  ihrer  bereits  geschilderten  Tendenz  nicht  ab.  Dass  alle 
Kommissionsglieder  von  der  Regierung  selbst  ernannt  wurden, 
iralt  schon  früher  (1834);  allein  mit  der  Bestimmung,  dass  von 
der  Prüfung  unter  keiner  Bedingung  dispensirt  werden  dürfe, 

•)  1846,  S.  537  RBl.  * 
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wurden  selbst  die  BestimmaDgen  von  1834  überflQgelt  Xar  beim 
Uebergang  zu  einem  verwandten  Geweibe  ist  keine  Prüfoni: 
nöthig,  wenn  die  Polizei  solches  für  angemessen  erachtet. 
Auch  der  Sitz  der  Kommission  wurde  definitiv  festgestdlt.  su 
zwar,  dass  Kommissionen  erster  Klasse  sich  in  Städt^i  befinden 
sollten,  die  der  Regierung  unmittelbar  untergeordnet  sind  und 
wo  sich  polytechnische  oder  gewerbliche  Schulen  befinden. 
Kommissionen  zweiter  Klasse  in  allen  übrigen  St&dten.  Eim- 
in  der  Praxis  gewiss  verspürte  Lücke  wurde  durch  die  Be- 
stimmung ausgefüllt,  dass  die  bei  der  Prüfung  Reprobirten  er^ 
nach  einem  Jahre  zur  Wiederholung  zuzulassen  seien.  Von 
nun  an  sind  fQr  die  Prüfung  Taxen  von  genau  festgesetzter 
Höhe  zu  entrichten. 

Der  Inhalt  einer  ei-theilten  Gewerbsbefugniss  wurde  durch 
die  Instruktion  von  1853  wesentlich  beschränkt:  wie  der  Meister 
nur  so  viele  Lehrlinge  halten  soll,  als  die  Polizei  angemessen 
findet,  so  wurde  sein  bisheriges  Recht,  seine  Waaren  allerorts 
im  Lande  zu  verkaufen  und  mit  Yorwissen  der  Behörde  Nieder- 
lagen zu  eröffnen  ^),  aufgehoben.  Der  Meister  darf  künftig  um 
einen  Laden  am  Orte  der  Niederlassung  haben.  Dass  Fabriken 
und  Grosshändler  hievon  ausgenommen  wurden,  zeigt,  dass  man 
auch  in  dem  Bayern  von  1853  die  Consequenzen  nicht  zu 
ziehen  wagte,  die  das  Handwerk  im  alten  Stile  retten  konnten, 
damit  aber  auch  die  moderne  Volkswirthschaft  unmöglich  ge- 
macht hätten.  Wenn  die  Instruktion  dem  Meister  ausdrück- 
lich die  Erlaubniss  eitheilt,  sich  an  dem  Orte,  für  welchen  die 
Concession  lautete,  Wohnung  und  Werkstatt  fi-ei  zu  wählen, 
so  liegt  fast  der  Gedanke  nahe,  man  habe  gezweifelt,  ob  man 
nicht  auch  das  polizeilich  regeln  solle. 

Der  Verkauf  fremder  Producte  bleibt  Handwerkern  auch 
fernerhin  in  der  Regel  untersagt;  nur  wenn  die  Concession 
sich  auch  ausdrücklich  auf  ihn  ei-streckt  und  wenn  dabei  der 
wirkliche  Betrieb  des  Stammgewerbes  noch  stattfindet,  darf 
eine  Ausnahme  zugelassen  werden. 

Die  Streitigkeiten  über  Abgränzung  der  jeder  Zunft  zu- 
stehenden Arbeiten  hatte  man,  wie  wir  erwähnt,  1825  dadurch 
einzudämmen  gesucht,  dass  man  bestimmt  hatte,  bei  solchen 
Streitigkeiten  solle  im  Zweifel  der  angefochtene  Theil  (oder 
das  Gewerk)  für  befugt  erklärt  werden,  die  betreffende  Arbeit 
zu  veiTichten.  In  dieser  Beziehung  wollte  man  auch  jetzt  noch 
liberal  sein  und  bestimmte,  dass  wenn  zwei  Drittel  der  Meister 
eines  Gewerbes  irgend  welche  Befügniss  ihres  Gewerbes  einem 
anderen  vei-wandten  einräumen  wollen,  dieser  Beschluss  für 
das  ganze  Gewerbe  verbindende  Kraft  habe.  Dergleichen  Be- 
ginnen sollen  die  Polizeibehörden  möglichst  fördem,  damit  so 
„die  älteren,  den  veränderten  Fabrikationsverhältnissen  nicht 

*)  §.  18  der  Instr.  v.  1825. 
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mehr  anpassenden  Gewerbsgränzen  mit  den  Anfordei-ungen  der 
gesteigerten  Industrie  in  entsprechender  Weise  und  ohne  Ver- 
letzung erworbener  Rechte  in  Einklang  gebracht  werden  können/' 
Es  war  freilich  kaum  zu  erwarten,  dass  solche  Zweidrittel- 
Majoritäten  sich  viele  finden  werden.  Und  ein  weiterer  Schlag 
gegen  die  Einheit  des  bayrischen  Gewerberechts  war  die  Be- 
stimmung, dass  die  Polizeibehörden  für  ihre  Districte  besondere 
Districts-Gewerbe-Ordnungen  aufzeichnen  sollen ,  in  welche 
neben  den  allgemein  giltigen  noch  alle  öitlichen  Beschränkungen 
der  Gewerberechte  aufzunehmen  seien. 

In  foimeller  Beziehung  untei'scheidet  sich  diese  dritte  In- 
struktion zum  Gesetz  von  1825  hauptsächlich  durch  ihre  Breite, 
durch  das  starke  Anwachsen  der  Detailbestimmungen  von  ihren 
Vorgängerinnen.  Und  am  meisten  ist  dies  bezüglich  der  Be- 
dingungen der  Concession  der  Erfordernisse  des  gesicherten 
Fortkommens  der  Fall.  Wie  gering  ist  die  Zahl  der  Worte, 
die  man  1825  „dem  erforderlichen  Nahrungsstande*'  widmet, 
und  welchem  Systeme  von  Vorschriften  begegnen  wir  in  der 
\'ollzug8 Verordnung  von  1853.  Ursprünglich  dachte  man  mit 
einigen  allgemein  gefassten  Noimen  auskommen  zu  können, 
aber  das  Erforderniss  des  praktischen  Lebens  drängte  der 
ICegierung  die  Alternative  auf,  entweder  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen auch  aufs  Detail  auszudehnen ,  oder  aber  in  die 
Hand  der  Behörden  eine  discretionäre  Gewalt  von  grösster 
Ausdehnung  zu  legen.  Indem  man  das  Letztere  vermeiden 
wollte,  gelangte  man  zu  einer  unerträglichen  Breite  und  doch 
Hess  selbst  sie  noch  den  ausführenden  Behörden  grossen 
Spielraum. 

In  materieller  Beziehung  ist  die  Instruktion  unzweifelhaft 
mit  der  weitgehendste  Ausdruck  der  zünftlerischen  Reaktion  in 
Deutschland.  Und  doch  sind,  wie  wir  bereits  ewähnt,  manche 
Punkte  in  ihr,  die  dazu  nicht  passen,  wie  die  empfohlene 
Rücksichtnahme  auf  das  consumirende  Publikum,  das  Bestreben 
die  technischen  Abgränzungen  zwischen  den  Zünften  zu  er- 
weitern und  Aehnliches.  Eine  vollständige  Rückkehr  zum  alten 
Zunftwesen  war  eben  unmöglich.  Die  neue  Zeit  mit  ihren 
Maschinen,  ihrem  Grossbetrieb,  ihrem  verändeilen  Verkehr 
hielt  auch  in  Bayern  immer  siegreicher  ihren  Einzug  und  auch 
auf  gesetzgeberischem  Gebiete  treffen  wir  Spuren  hievon;  sie 
^eheti  ganz  selbstständig  neben  den  Massregeln  über  das  Zunft- 
wesen her,  von  den  Zünftlem  zunächst  gar  nicht  oder  kaum 
Iteachtet,  aber  dämm  nicht  minder  bedeutungsvoll. 

Ich  erwähne  als  das  Wichtigste:  die  ersten  Anfänge  einer 
Regelung  der  Kinderarbeit,  die  Bemühungen  um  das  gewerb- 
liche Bildungswesen,  die  Ordnung  des  Patentwesens  und  die 
Vei-suche  neuer  gewerblicher  Corporationsbildung  in  den  Handels- 
und  Gewerbekammern. 

ror^chnitf  <»D  iitU  II.   I.    KaixI.  S 
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,Jn  Erwägung  jener  Nachtheile,  welche  eine  allza  frohzeitige. 
mit  übermässiger  Anstrengung  sowie  mit  Vernachlässigung  de^ 
UnteiTichts  verbundene  Beschäftigung  der  werktagsschulpflicfa- 
tigen  Jugend  bei  Fabriken  und  grösseren  Gewerben  in  Hinsicht 
auf  die  Gesundheit  und  die  geistige  und  körperliche  Entwicke- 
lung  solcher  Kinder  herbeizuführen  pflegt'S  wurde  im  Jahre 
1840  eine  königl.  Verordnung^)  über  die  Verwendung  der 
werktagsschulpflichtigen  Jugend  in  Fabriken  erlassen.  Die 
Verordnung  scheidet  nur  zwischen  Kindern,  welche  das  nennte 
Lebensjahr  noch  nicht  eiTeicht  haben,  und  sokhen,  welche 
zwischen  dem  neunten  und  elften  stehen.  Die  ersteren  darfen 
überhaupt  nirgends  in  Arbeit  genommen  werden.    (Gap.  I.) 

Vom  neunten  Jahre  an  dürfen  die  schulpflichtigen  Kinder 
nur  auf  Grund  zweier  Zeugnisse  aufgenommen  werden;  das 
erate  ist  ausgestellt  vom  Arzte  darüber,  dass  das  Kind  die 
betreifende  zu  verrichtende  Arbeit  ohne  körperlichen  Nachtheil 
verrichten  kann,  das  zweite  von  der  Schulbehörde  über  bis- 
herigen fleissigen  Schulbesuch  (IL  Gap.).  Arbeiten  dürfen  sie 
höchstens  zehn  Stunden  im  Tage,  welche  zwischen  der  sechsten 
Morgenstunde  und  der  achten  Abendstunde  gelegen  sein  müssen 
Mittags  muss  ihnen  eine  einstündige,  Vor-  und  Nachmittag 
je  eine  halbstündige  Pause  und  Bewegung  in  frischer  Luft 
gegönnt  werden  (IIL  Gap.).  Neben  dieser  Beschäftigung  müssen 
die  Kinder  ihrer  Schulpflicht  durch  zweistündige  Theilnahme 
am  Unterrichte  in  der  öffentlichen  oder  in  der  Fabrikschule 
Genüge  leisten  (Gap.  IV). 

Es  wurde  nicht  vergessen,  Organe  anzustellen,  welche  die 
wirkliche  Beobachtung  dieser  Voi-schriften  streng  zu  beauf* 
sichtigen  haben,  indem  man  die  Polizei-  und  die  Schul- 
behörde  anwies,  zugleich  die  betreffende  ControUe  auszuüben 
(VIII.  Gap.).  Zur  Erleichterung  dieser  Aufsicht  sind  die 
Arbeitgeber  verpflichtet,  ein  Verzeichniss  aller  beschäftigten 
Kinder  anzulegen  und  dasselbe  allezeit  bereit  zu  halten.  Die 
Beschäftigung  von  Kindem  gegen  diese  Voi-schrift  ist  mit 
Geldstrafen  von  5 — 50  fl.  bedroht. 

In  welcher  Weise  diese  Voi*schrift  gehandhabt  worden  ist. 
konnten  wir  leider  nicht  eimitteln.  Allein  es  scheint»  das> 
man  sich  durch  die  Eifahiiing  überzeugt  hatte,  dass  diese 
Beschränkung  der  Kinderarbeit  noch  zu  ungenügend  sei,  und 
man  erließs  1854  ein  ziemlich  vei*schäiftes  neues  Gesetz  ai^ 
Ergänzung  der  Verordnung  von  1840,  welches  bezeichnet  ist 
als  Verordnung  „über  die  sanitäts-  und  sittenpolizeiliche  Für- 
sorge für  jugendliche  Arbeiter  in  den  Fabriken''  ^).  Es  dürfen 
nunmehr  werktagsschulpflichtige  Kinder  vor  dem  10.  LebeD:>' 
jähre  nicht  ohne  Nachweis  der  diesem  Alter  entsprechenden 


*)  RBl.  8.  97. 

«)  RBl.  V.  1854,  S.  561. 


IL  1.  115 

Elementarbildung  und  Religionsuntemcht  in  der  Fabrik  be- 
schäftifirt  werden.  Die  erlaubte  Maximalarbeitszeit  wurde  auf 
9  Stunden  herabgesetzt  und  Nachtarbeit  wieder  ausdiUcklich 
verboten;  aber  während  dieser  höchstens  9stündigen  Arbeits- 
zeit, müssen,  wie  das  Gesetz  sagt,  3  Stunden  für  Schulunter- 
riebt  freigehalten  werden. 

Sowohl  die  Instruktion  von  1862,  als  auch  die  Gewerbe- 
ordnung von  1868  (Art.  5)  Hessen  diese  Bestimmungen  in 
Kraft  bestehen. 

Die  Bemühungen  der  Regieiomg  für  Hebung  der  gewerb- 
lichen Bildung  gehen  in  die  vorige  Epoche  zurück. 

Es  war  im  Jahre  1827,  als  in  Bayern  nach  vielfachen 
Erfahrungen  und  Entwürfen  der  erste  bedeutende  Sehritt  zur 
Einfühlung  eines  schulmässigen  gewerblichen  Unterrichtes  ge- 
than  wurde.  Dies  war  die  Gitlndung  der  „polytechnischen 
Centralschule^  in  München.  Ungeachtet  des  von  vielen 
Seiten  erhobenen  Rufes  nach  einer  polytechnischen  Hochschule 
erhielt  diese  Schule  doch  nur  den  Zweck,  tüchtige  Gewerbs- 
leute zu  erziehen.  Die  Regierung  sagte,  „sie  (die  Schule) 
solle  sich  nicht  in  Theoremen  verlieren,  sondern  recht  lebendig 
und  praktisch  in  das  Gewerbe  selbst  eingreifen  und  sich  nicht 
zu  vornehm  dünken,  in  die  Arbeitstätte  des  Handwerkei-s 
belehrend  hinabzusteigen ''. 

Bei  der  im  Jahre  1833  in  Bayeiii  vorgenommenen  Reorgani- 
sation des  gesammten  Schulwesens ')  kam  es  auch  zur  Grün- 
dung von  (Jewerbeschulen,  welche  die  ei-ste  Stufe  und  zugleich 
Hauptgi-undlage  des  technischen  Unterrichtes  bilden  sollten. 
In  jedem  Kreise  sollte  sich  mindestens  eine  derartige  Schule 
befinden  und  es  wurden  die  Mittel  zur  Gründung  und  Er- 
haltung dei*selben  auf  die  mannigfachste  Weise  aufgebracht^). 
Die  Absicht  war  hiebei  mit  vollem  Rechte  ^)  nicht  darauf  ge- 
richtet, dass  die  Schulen  ihren  Besuchen!  eine  eigentlich 
künstlerische  Ausbildung  gäben,  sondern  sie  sollten  vielmehr 
das  Gewerbe  auf  jene  Stufe  bringen,  welche  den  Portschritten 
der  Technik  und  der  nothwendigen  ConcuiTenz  mit  der  Industrie 
des  Auslandes  entsprach. 

Die  zweite  höhere  Stufe  bildeten  die  tüchtigen  polytech- 
nischen Schulen  in  München,  Nürnberg  und  Augsburg  und  zu 
einer  technischen  Hochschule  sollte  die  staatswissenschaftliche 
Facultät  der  Univei-sität  München  erweitert  werden.  In 
Wirklichkeit  verdiente  jedoch  diese  letztere  wegen  des  mangel- 
haften Lehrpersonales  und  der  noch  dürftigeren  Laboratorien 
und  Sammlungen  den  Namen  einer  technischen  Hochschule 
nicht  und  erst  mit  der  Gründung  der  polytechnischen  Schule 


»)  Vdg.  im  RBL  v.  1833,  8.  177. 

»)  Yglt.  ß.  die  Vdg.  v.  1850,  8.  273  RBL 

*)  Vgl.  SchmoUer,  Kleingewerbe.  8.  321^  dann  auch  697  f. 
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in  München  in  den  sechziger  Jahren  erhielt  Bayern  mne 
solche  ^). 

Abgesehen  von  diesen  Massregeln  suchte  man  auch  durch 
Vertheilung  von  Prämien  fbr  Erfindung  und  Verbessenuu: 
von  Werkzeugen  und  Maschinen  das  industrielle  Leben  zn 
fordern  ^).  Hauptsächlich  aber  hielt  man  daran  fest,  den  Er- 
findern von  neuen  gewerblichen  Methoden  ausschliessliche 
Privilegien  zu  ertheilen.  Die  gesetzliche  Grundlage  hieför, 
an  welcher  alle  Vollzugsinstruktionen  in  der  Hauptsache  fest- 
hielten, bildet  Art.  9  des  Gesetzes  Ober  Gewerbe  vom  Jahre 
1825:  ,,Für  neue  oder  im  Königreiche  noch  nicht  angewandte 
Entdeckungen  und  Verbesserungen  im  Gebiete  aller  Gewerbe 
werden  auf  Anmelden  unter  den  festzusetzenden  Bedingungen 
Privilegien  mit  ausschliessender  Wirkung  f&r  einen  bestimmten 
Zeitraum  von  höchstens  15  Jahren  ertheilt,  nach  dessen  Al>* 
lauf  die  Entdeckung,  Ei-findung  oder  Verbesserung  öffentliche> 
Gemeingut  wird.  —  Eingiiflfe  in  die  Befugnisse  der  Privilegien- 
inhaber werden  mit  einer  Geldbusse  von  100  bis  500  fl.  be- 
straft,  wovon  jedesmal  die  eine  Hälfte  dem  Betheiligten,  die 
andere  dem  Aimenfonds  des  Oi*tes,  wo  der  Eingriff  entdeckt 
wurde,  zufallen  soll.  Nebstdem  werden  die  dem  Piivilegium 
zuwider  nachgemachten  oder  eingefühiten  Gegenstände  zum 
Voilheile  des  Privilegienbesitzei-s  confiscirt." 

Der  Höchstbetrag  der  ftir  die  Privilegienverleihung  zu 
entrichtenden  Taxen  setzte  Ait.  11,  2.  Abs.  desselben  Gesetzes 
auf  275  fl.  fest »). 

Die  Socialgesetzgebung,  deren  Resultat  die  Gewerbeord- 
nung von  1868  war,  hat  sich  dem  Privilegien wesen  gegenüber 
auf  jenen  eigenthümlich  ablehnenden  Standpunkt  gestellt, 
den  wir  später  genauer  darlegen  werden.  Hier  sei  nur  gesagt, 
dass  im  Ausschusse  der  Antrag  auf  Aufnahme  eines  besonderen 
Artikels  über  Gewerbsprivilegien  in  das  Gesetz  gestellt  worden 
wai*.  Der  Antrag  wurde  abgelehnt,  damit  es  nicht  „den  An- 
schein gewinne,  als  habe  man  sich  mit  der  der  Gewerbegesetz- 
gebung fi*emdai*tigen  Materie  des  Privilegienwesens  sachlich 
befasst''  ^).  Damit  aber  anstatt  dieses  vielleicht  denn  doch 
erträglichen  Anscheines  nicht  wieder  eine  klaffende  Lücke  in 
der  Gesetzgebung  entstehe,  erhielt  Art.  34  der  Gewerbeord- 
nung von  1868  den  citiiten  Art.  9  des  Gewerbegesetzes   von 


')  Vgl.  Kluckholm,  über  das  techniflche  ünterrichtswesen  in  Bayern 
bis  zur  Gründung  der  polytechnischen  Centralschule  in  München  1827. 
Augsb.  Aljg.  Ztg.  1878,  Beil.  No.  10,  11;  femer  den  officiellen  Bericht 
über  die  Weltausstellung,  Wien  187«S,  red.  ▼.  G.  Richter:  Dumreicher.  Fh. 
V.,  das  gewerbliche  Unterrichtswesen  1874,  über  Bayern,  S.  11 — 12. 

■)  Vdg.  V.  1827,  S.  57  RBL 

')  Vgl.  neben  den  Vollzugs  Verordnungen  noch  insbes.  Tdg.  v.  1842, 
S.  469  RBL 

*)  Vgl.  Abg.. AuMchuss-ProtokolIe  XXVI,  S.  385  und  XXVJII,  S.  401  ff. 
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1825  und  den  Art  11,  Abs.  2  derselben,  welche  beide  schon 
seit  Langem  auch  in  der  Rheinpfalz  galten,  in  Kraft. 

An  letzter  Stelle  wollen  wir  die  Verändei-ungen  kurz  be- 
sprechen, welche  mit  den  gewerblichen  Coiporationen  und 
Vereinen  vorgenommen  worden  sind.  Bis  an  das  Jahr  1848 
bestand  die  1825  geschaffene  Organisation  dei-selben,  der 
man  einen  jähen  und  unveiinittelten  Bruch  mit  der  Vergan- 
genheit gewiss  nicht  zum  Vorwurf  machen  konnte,  fast  unan- 
getastet foit.  Wir  haben  die  Bedeutung  jenes  Jahres  bereits 
an  anderen  Orten  des  Ausführlicheren  besprochen  und  wollen 
hier  nur  dai'an  erinnern,  was  von  Seite  der  Handwerker  be- 
züglich der  Veilretung  des  Gewerbestandes  verlangt  wurde: 
Ciewerbeverein  (Innung)  in  erster,  Gewerberath  in  zweiter  und 
Gewerbeparlament  mit  gesetzgebender  Gewalt  in  dritter  Instanz 
und  dazu  ein  Gewerbeministerium,  das  war  eine  vielfach  aus- 
gesprochene Forderung  der  Handwerker. 

Man  hatte  in  Bayern  im  Jahre  1842  eigene  Handels- 
kammern zur  Vertretung  der  Interessen  des  Handel-  und 
Fabrikstandes  in's  Leben  gerufen.  Fortgesetzte  Agitationen 
von  Seite  des  Kleingewerbes  brachten  die  Regierung  zur  er- 
sehnten Einsicht,  dass  auch  eine  Veilretung  des  Gewerbe- 
standes  von  Nöthen  sei  und  dass  diese  am  besten  durch  eine 
nach  dem  Vorbilde  der  Handelskammern  zusammengesetzte 
Corporation  erfolgen  würde.  Im  August  1848  *)  erschien  eine 
Verordnung,  welche  die  Bildung  einer  Gewerbekammer  für 
Bayern  mit  dem  Sitze  in  München  veifügt,  damit  „die  Re- 
gierung in  der  Förderung  der  wahren  Interessen  des  Ge- 
werbestandes durch  ihren  Rath  und  ihre  Mitwirkung'^  unter- 
stützt werde.  Die  Mitglieder  dieser  Kammer  wurden  durch 
Abstimmung  des  Gewerbestandes  aller  Städte  aus  Münchner 
(rewerbsleuten  gewählt. 

Eine  weitere  Eriiingenschaft  der  bewegten  Periode  von 
1848/49  war  die  Aufhebung  des  Verbotes  der  GoiTespondenz 
der  Zünfte  untereinander^). 

Handelskammer  einereeits  und  Gewerbekammer  anderer- 
seits waren  bis  jetzt  zwei  von  einander  getrennte  Körper. 
Im  Jahre  1850^)  hob  man  diese  Trennung  auf;  beide  wurden 
zu  einem  Ganzen  vereint,  unter  dem  Namen  „Handels-  und 
(iewerbekammer*'.  Dieses  Ganze  zerfiel  nun  in  drei  Theile: 
den  Gewerberath,  den  Fabriksrath  und  den  Handelsrath. 
Der  erstere  war  bestimmt  in  gewerblichen  Angelegenheiten 
Anträge  zu  stellen  und  Gutachten  und  Aufschlüsse  an  die 
Verwaltungsbehörden  abzugeben  (§.  10).  Das  eben  erwähnte 
Gesetz  vom  Jahre  1848  über  die  Gewerbekammem  wurde  auf- 


>)  Ydg.  im  RBL  S.  785. 
n  Vdg.  V.  1849,  S.  11  RBl 
*)  Vdg.  im  RBl  S.  121. 
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gehoben  und  an  dessen  Stelle  folgende  Bestiramaogen  gesetzt: 
Der  Gewerberath  hat  aus  mindestens  7  Gliedern  zu  bestehen; 
wählbar  ist  jeder  Gewerbetreibende,  der  SO  Jahre  alt  ist  und 
sein  Gewerbe  3  Jahre  lang  betrieben  bat;  das  active  Wahlrecht 
steht  jedem  Inhaber  einer  radicirten  i'ealen  oder  persönlichen 
Gewerbsbefugniss  zu. 

Beruf  des  Fabrikrathes  ist  es,  „den  Verhältnissen  der 
Fabrikgehülfen  und  Arbeitsnehmer  besondere  Sorge  zuzuwenden 
und  sich  die  Besserung  der  Lage  derselben  in  ökonomischer 
und  sittlicher  Beziehung  als  eine  Hauptaufgabe  zu  stellen*'  - 
gewiss  ein  eAabener  Zweck,  nur  dass  leider  seine  Aui^hrunsr 
etwas  einseitig  in  nicht  ganz  unparteiische  Hände  gel^ 
wurde. 

Handelt  es  sich  um  Interessen,  welche  dem  Gross-  und 
Kleingewerbe  und  dem  Handelsstande  gemeinsam  sind,  so  ver> 
einigen  sich  alle  drei  Käthe  zur  Berathung  als  Handels-  und 
Gewerbekammer.  Es  geschieht  dies  insbesondere,  wenn  es 
sich  um  Gewerbegesetzgebung,  Zoll-  und  Eisenbahntarife,  Er- 
richtung von  Messen  und  Märkten,  Bau  von  Strassen  und 
Eisenbahnen  u.  A.  handelt. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  hat  die  gesammte  Kammer 
an  das  Ministerium  einen  Hauptbericht  über  die  Lage,  die 
Verhältnisse  und  Bedüifnisse  der  Industrie  und  des  Handel 
zu  richten  und  die  betreffenden  WQnsche  zur  Kenntniss  des- 
selben zu  bringen. 

Das  Gesetz  von  1850  kam  im  nächsten  Jahre  zur  prak> 
tischen  Durchführung,  indem  1851  die  Errichtung  von  Ge- 
werbekammei-n  in  München,  dann  aber  auch  in  Amberg,  Wür;- 
bürg,  Lindau  und  an  anderen  Orten  verfügt  wurde.  Das  Gesetz 
hatte  ja  ausgesprochen,  dass  in  jeder  Stadt  „mit  erheblichem 
Gewerbe-  und  Handelsverkehr"  ein  derartiges  Institut  errichttt 
werden  sollte. 

In  Folge  der  bisher  geschildei-ten  Entwickelung  hatte 
Bayern  im  Jahre  1851  zwei  Instanzen  —  wenn  dieser  Aus- 
druck gestattet  ist  —  der  gewerblichen  Vereine :  Die  Innungen 
und  die  Handels-  und  Gewerbekammern;  doch  es  ist  nicht 
schwer^  in  der  Struktur  der  letzteren  schon  die  Keime  einer 
Dreiheit  von  Instanzen  zu  erblicken.  Diese  Keime  kamen  nun 
durch  die  Instruktion  von  1853  zur  vollen  Entfaltung  und 
man  nähert  sich  immer  mehr  und  mehr  den  Wünschen  des 
Handwerkei-parlamentes  vom  Jahre  1848/49.  Gewerbeverein, 
Gewerbe-,  Fabriks-  und  Handelsrath  und  zu  oberst  Gewerbe- 
und  Handelskammer  lautet  nun  die  Reihenfolge. 

An  den  Bestimmungen  über  die  Gewerbevereine  wurde 
durch  die  Instruktion  von  1853  nichts  geändert«  ausser  das^ 
wieder  die  Correspondenzen  und  Verhandlungen  der  Innungen 
untereinander  vom  Vorwissen  der  Behörde  abhängig  gemacht 
wurden  (§.  127). 
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Mit  den  Gewerbe-  und  Handelsräthen  (§§.  135—155)  ver- 
halt es  sich  ähnlich  wie  mit  den  Gewerbevereinen,  d.  i.  es 
wurde  an  dem  hier  massgebenden  Gesetze  von  1850  sehr 
wenig  geändert;  nur  versäumte  die  im  Vergleich  mit  früheren 
Verordnungen  überhaupt  viel  ausführlichere  Instruktion  von 
1853  nicht,  detailirte  Bestimmungen  über  die  Wahlen  in  die 
Räthe,  deren  Kosten  und  anderes  derart  zu  treffen. 

Alle  drei  Räthe  können  auch  auf  Weiteres  gemeinsam  be- 
rathen,  ohne  aber  die  Bezeichnung  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer zu  führen  (§.  155).  Diese  steht  vielmehr  einer  ganz 
neu  gebildeten  Corporation  zu,  nämlich  der  Versammlung  der 
Vorsitzenden  und  Stellvertreter  aller  Gewerbe-,  Fabriks-  und 
Handelsräthe  eines  ßegieioingsbezirkes;  sie  soll  im  Januar 
eines  jeden  Jahres,  aber  höchstens  10  Tage  lang,  am  Sitze 
der  Regieiiing  tagen  und  nur  dann  competent  sein,  wenn  min- 
destens 25  Mitglieder  vei-sammelt  sind  (§§.  155—162).  Der 
Zweck  dieser  neuartigen  Kammern  ist  derselbe,-  wie  der  der 
einzelnen  Gremien  (Räthe),  nur  dass  sich  die  Wirksamkeit 
auf  den  ganzen  Regierungsbezirk  ei-streckt;  auch  der  jährlich 
abzustattende  Bencht  an  das  Ministerium  des  Handels  und 
der  öffentlichen  Arbeiten  wurde  ihnen  zugewiesen. 

Die  hier  geschilderte  Organisation  und  Competenz  der 
gewerblichen  Vereine  erhielt  sich  unverändert  bis  zum  Jahre 
1868.  Die  Instruktion  von  1862  änderte  im  Wesen  gar  nichts 
an  den  Bestimmungen  über  die  Gewerbevereine  niederer  Ord- 
nung ;  des  Erwähnens  werth  ist  bloss  §.  143,  welcher  die  Stellung 
der  Gesellen  und  Lehrlinge  zu  den  Innungen  kennzeichnet, 
indem  er  dieselben  Angehörige  des  Vereines  nennt,  welche 
den  Vorschriften  desselben  unterworfen  sind.  Daher  steht 
eben  den  Vorateheni  die  Aufsicht  über  ihr  Betragen,  ihre  Be- 
handlung und  Ausbildung  unter  Wahitmg  des  Uebei-wachungs- 
rechtes  der  Polizeibehörden  zu.  Der  Zwang  zum  Beitritte  zu 
einer  Innung  für  die  Genossen  jenei-  Gewerbe,  welche  ehedem 
im  Zunftverbande  gestanden  sind,  wurde  durch  die  Verordnung 
von  1862  nicht  aufgehoben. 


4.    Der  Sieg  der  Oewerbefreihelt 

von  1855  —  1868. 

Seit  dem  Ausgangspunkte  unserer  Betrachtungen  haben  wir 
bisher  eine  Zeit  von  mehr  als  einem  halben  Jahrhunderte 
durchwandert.  1825  waren  wir  bei  dem  ersten  gi*ossen  Ruhe- 
punkte angelangt;  die  überkommenen  Einiichtungen  des  ent- 
arteten Mittelaltei*s  waren  theils  über  Bord  geworfen,  theils 
nach  Möglichkeit  verbessert  worden  und  aus  den  einzelnen 
reorganisatorischen  Bestimmungen  hatte  man  ein  systematisches 
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Gesetz  gebildet  auf  Gnindlagen,  auf  denen  1862  eine  Yv^w 
basiren  konnte,  welche  nur  einen  Schritt  von  der  Ge^^xVx 
freiheit  entfernt  war. 

Mit  1825  begannen  wir  die  zweite  Tour,  Ea  ist,  als  ^^ 
wir  auf  dem  nördlichen  rauhen  Abhänge  eines  schneebeAn^ 
ten  Gebirges  hinaufgestiegen  w&ren;  seinen  Gipfel  haben  «• 
soeben  en*eicht.  Was  nun  sich  zeigt,  sind  die  gilinemui 
Lehnen  der  sanft  abfallenden  Höhen  und  daranter  die  ai 
muthigen  Gefilde  der  Gewerbefreiheit.  Von  dem  Höhepunl 
des  Zwangss}  Sternes  aus  (1853/55)  treten  wir  durch  diese  d 
filde  den  letzten  Abschnitt  unseres  Weges  an. 

Ein  vom  Könige  sanctionirter  Beschluss  der  Kammern  vom 
Jahre  1856  machte  es  zur  Nothwendigkeit,  dass  selbst  bei  Nie<ier- 
lassung  auf  ein  erworbenes  reales  oder  radicirtes  Recht  iW^' 
Mahrungsstand  wie  gewöhnlich  geprüft  und  darnach  die  Kiit> 
Scheidung  über  Gestattung  oder  Nichtgestattung  des  Gewerbe 
betriebs   gefallt   werde.     Der  Giiind   dieser  theilweise  scboi 
fi-üher    eingeführten   Bestimmung    waren    die   vielen,   bereit- 
oben   angedeuteten   Missbräuche,   welche   mit  den  unpersön- 
lichen Gewerbegerechtigkeiten  vorkamen.     Ich  bin  weit  ent- 
fernt zu  behaupten,  dass  diese  Bestimmung  etwa  ein  wonniger 
Luftzug,  veranhisst  von  dem  nahenden  Flügelschlage   der  Ge- 
werbefreiheit sei,  allein  ich  messe  ihr  desswegen  eine  grosse 
Bedeutung  eben  vom  Standpunkte  der  Freiheit  bei,  weil    si*'. 
wenn  auch  nicht  nach   der  Absicht    ihrer  Schöpfer  —  jenen 
Massi-egeln  den  Weg  bereitete,  durch  welche  im  Jahre  18<> 
die  kopfzerbrechende  Frage   der  Realrechte  „spielend''  gelost 
worden   ist.     Die   Besitzer   von    Realgerechtigkeiten    wurden. 
tix>tzdem  sie  für  diese  vielleicht  bedeutende  Suromen  ausgeleL^ 
hatten,  allen   übrigen  Concessionswerbern   de  facto   gleichiie- 
stellt  und  ein  scharfblickender  Beobachter  hätte  schon  danial> 
jenes  Verhängniss  ahnen  können,  welches  die  Realrechte  zwöli 
Jahre  später  ereilte.   Der  Gmndsatz  war  angenommen  und  alle> 
Uebrige  war  Folgerung. 

Für  einstweilen  hatte  sich  die  Regierung  hiedurch  Einflu^> 
auf  den  gesammten  Gewerbebetrieb  verschafft  und  sie  brauchte 
sich  von  nun  an  in  ihren  Berechnungen  durch  keine  uner- 
warteten Potenzen  stören  zu  lassen  *).  Zugleich  wurde  be- 
schlossen, die  althergebrachte  Regel  beizubehalten,  dass  dem- 
jenigen  Concessionswerber,  der  eine  Meisters wittwe  geheirathe^ 
hatte,  Vollzug  vor  allen  Anderen  zu  geben  sei;  ihre  Tendenz 
den  Wittwen  und  den  Waisen  zu  einer  Vei-sorgung  zu  ver 
helfen,  passte  ja  sehr  gut  zu  der  Politik  des  zugeschnürtei 
Gemeindesäckels. 

In  derselben  Session  kam  auch  ein  Antrag  auf  Beschran 
kung   des    Veto   der  Gemeinden   und   auf  Erieichtenmg    de 


')  KMiiL  iS5t>,  ß.  m,  S.  20  ff. 
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Ansässigmachune:  zur  Sprache;  Fürst  Oettingen- Wallerstein 
erstattete  über  denselben  ein  sehr  gründliches  Referat;  zu 
einem  praktischen  Resultate  kam  es  jedoch  nicht 

Von  bei  weitem  grösserer  Bedeutung  ist  die  Session  von 
1859/61.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  des  absoluten  Veto  der 
Gemeinden  bezüglich  der  Niederlassung  auf  den  Lohnerwerb 
ist  von  Neuem  auf  der  Tagesordnung  und  gibt  Anlass  zu  den 
heftigsten  Angriffen  gegen  die  geltenden  Gesetze,  besondei*s 
gegen  jenes  von  1834,  das  als  der  „gi*össte  Schandfleck  der 
bayrischen  Legislation'^  bezeichnet  wird,  da  es  Bayern  um 
mindestens  50  Jahre  in  seiner  Entwickelung  zurückgeworfen 
habe  ^).  In  der  That  wurde  der  besagte  Antrag  zum  Beschluss 
erhoben,  aber  nur  in  dem  Sinne,  dass  der  König  zu  bitten 
sei,  die  Ansftssigmachung  auf  den  Lohnerwerb  zu  erleichtem 
Die  immer  wachsende  Opposition  gegen  dieses  Veto  der  Ge- 
meinden bei  der  Niederlassung  auf  den  Lohnerwerb  ist  durch 
die  eben  in  der  Zeit  zunehmende  Gründung  von  Fabriken 
und  die  hiemit  verbundene  Zunahme  der  Arbeiterbevölkerung 
sehr  leicht  zu  erklären. 

In  den  ersten  Reihen  der  Streiter  für  Gewerbefreibeit  finden 
wir  immer  die  Abgeordneten  der  Stadt  Nüraberg.  Brater's 
—  eines  von  ihnen  —  Antrag  auf  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
<1861)  venirsachte  grosse  Aufregung*).  Eine  Fluth  von  Peti- 
tionen gelangte  an  den  Landtag,  welche  theils  die  Zustimmung 
zu  dem  genannten  Antrage  kundgaben,  theils  auf  Ablehnung 
desselben  hinzielten.  Die  Debatte  selbst  bietet  wenig  Neues, 
nur  der  Beschluss  zeigt  von  einer  gi*ündlichen,  wenn  auch 
nidit  jähen  Aenderung  der  Meinungen.  Der  König  sollte  ge- 
beten werden,  die  Vollzugs  Verordnung  von  1853  aufzuheben 
und  das  Gesetz  von  1825  „in  einer  seinem  Geiste  und  Wort- 
laute entsprechenden  Weise''  vollziehen  zu  lassen.  Damit  war 
die  Gewerbefreiheit  gemeint,  denn  jnan  hatte  seinen  Standpunkt 
der  Art  gewechselt,  dass  man  jetzt  die  freiheitliche  Seite  an 
dem  Januskopfe  des  Gesetzes   von  1825   vor   Augen   hatte'). 

Dieser  eben  gekennzeichnete  Vollzug  wurde  durch  die 
Instruktion  vom  21.  April  1862^)  geregelt,  deren  Besprechung 
unsei*e  nächste  Aufgabe  ist. 

Die  Gesammtheit  der  Gewerbe  blieb  in  die  2  Haupt- 
kategorien der  concessionii-ten  und  der  freien  eingetheilt,  allein 

*)  Fb.  V.  Lerchenfeid  in  seiner  Rede  gegen  die  Neuerungen  von  1834. 

•)  KVhd.  1859  61,  B.  I,  S.  321. 

*)  Vgl.  die  oben  l>erahrte  Einleitung  zum  Gesetz  v.  1825. 

«)  RBL  713—820;  siehe  auch  H.  Schunk,  die  königl.  bayr.  Oewerbsin- 
ütrukäon  oebst  den  dasu  gdiörioen  köniffl  allerhöchsten  Verordnunoen 
erläotert  und  ztun  Handgebrauch  für  die  Verwaltungspraxis  und  den  Ge- 
werbestand herausgegeben  (Nördlingen  1862)  und  Beleuchtung  der  ToU- 
zugsinstmktion  Tom  21.  April  1862  zum  Gewerbegesetz  am  11.  Sept.  1825 
von  Ministerialassessor  Braun,  München  1862). 


122  II.  1 

die  nach  Vorwärts  rückende  Gränzlinie  der  letzteren  machte 
das  Gebiet  der  Concessionsgewerbe  zu  einem  immer  kleineren 
§  1  zählt  in  10  Gruppen  eingetheilt  eine  Reihe  der  wichtigsten 
Gewerbe  und  Industriezweige  auf  und  erklärt  dieselben  als 
an  die  Concession  gebunden;  dafür  aber  finden  sich  im  An- 
hange an  die  Instruktion  235  Gewerbsbeschäftigungen  als  freie 
genannt 

Die  grösste  Fessel  der  fi*eien  Bewegung  auf  dem  Feld<f 
der  gewerblichen  Thätigkeit  war  die  der  Concession  mit  zu 
Grunde  liegende  Beuilheilung  des  Nahrungstandea ,  welche 
Art.  2,  Gesetz  von  1825  zur  Noth wendigkeit  machte.  IHe 
Fessel  an  sich  dauerte  foil,  denn  das  Gesetz  von  1825  blieb 
und  war  ja  immer  noch  der  Ginindton  in  dem  Accorde  der 
gewerbepolitischen  Massregeln  —  allein  so  viel  als  möglich 
wurde  sie  erweitert  und  erträglich  gemacht. 

„Bei  Beurtheilung  des  Nahrungstandes  soll  jetzt  nur 
darauf  gesehen  werden,  ob  der  Umfang  der  nachgesuchten 
Gewerbebefügniss  und  der  mit  ihr  in  Verbindung  stehende 
Markt  und  Absatz  so  beschaffen  sind,  dass  ein  mit  den  unent- 
behrlichsten Hülfsmitteln  zum  Beginne  des  Unternehmens  aus* 
gerüsteter  Bewerber  bei  gehöriger  Thätigkeit  werde  besteben 
können''  (§.  25).  Welch'  ein  Gegensatz  zwischen  dieser  wohl- 
wollenden Fassung  und  zwischen  den  strengen  Bestimmungen 
von  1834  oder  gar  den  hailen  Dictaten  der  Instruktion  von 
1853!  Jetzt  begnügt  man  sich  mit  den  „unentbehrlichsten 
Hülfsmitteln''  und  mit  einem  .^Bestehenkönnen  bei  gehöriger 
Thätigkeit"  und  noch  1853  verlangte  man  einen  derartig  ge- 
sichelten Nahiningstand,  dass  auch  die  Interessen  der  Ge- 
werbegenossen von  Nah  und  Fem  nicht  im  Geringsten  verletzt 
werden  dürfen. 

Da  nach  §.  5  des  nicht  aufgehobenen  Gesetzes  über  An- 
sässigmachung  und  Verehelij!hung  vom  Jahi-e  1834  durch  die 
erlangte  Gewerbeconcession  die  Bedingung  der  Niederlassung 
und  auch  der  Verehelichungsfreiheit  existent  gemacht  wird, 
so  ist  der  Schluss  sehr  nahe  gelegen,  dass  durch  eine  frei- 
gebigere Goncessionining  von  Gewerben  auch  die  Zahl  der  An- 
siedelungen in  den  Städten  und  die  Zahl  der  Eheschlies- 
sungen gestiegen  ist. 

Alle  übrigen  Erfordeinisse  der  Concessionirung^  die  allge- 
meinen und  die  besonderen,  wie  sie  oben  aufgezählt  wurden, 
blieben  aufrecht;  doch  sollte  auch  bei  Beurtheilung  der  per- 
sönlichen Fähigkeit  ein  milderer  Massstab   angelegt   werden. 

Betreifs  jener  „Fabriken  und  Gewerbe,  welche  eine  schäd- 
liche oder  belästigende  Ausdünstung  verbreiten  oder  sonst  für 
die  Nachbarn  oder  das  Publikum  erhebliche  Gefahr,  NachtheUe 
und  Belästigung  herbeiftlhren  können",  wurde  das  bisher  giltige 
Princip  beibehalten,  dem  zufolge  über  die  Zulassung  dieser 
Betriebe   von    der    zuständigen    Behörde  (Orts-,   aber    auch 
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Distrietsbehörde)  von  Fall  zu  Fall  entschieden  wurde.  Die 
Einftihrang  des  viel  gerechteren  und  jedenfalls  viel  sichereren 
Modus  mit  taxativer  Aufz&hlung  der  strenger  zu  behandelnden 
Gewerbe  war  einer  späteren  Zeit  (1868)  vorbehalten. 

Der  grösste  Liberalismus  zeigt  sich  in  den  Normen,  welche 
die  Vereinigung  verschiedener  Gewerbebetriebe  betreffen. 
Mehrere  verschiedene  Gewerbe,  mögen  sie  auch  concessionsbe- 
dOrftig  sein,  können  von  einer  Person  ohne  Anstand  ausgeQbt 
werden,  daMr  aber  ist  der  mehrfache  Betrieb  eines  und  des- 
selben Gewerbes  durch  einen  Unternehmer  nur  unter  folgenden 
Voraussetzungen  zulässig:  1)  dass  entweder  eine  Stellvertretung 
gestattet  ist,  oder  aber  dass  2)  die  Orte  so  nahe  sind,  dass 
der  Berechtigte  den  Betrieb  in  eigener  Pei'son  zu  übei*wachen 
im  Stande  ist.  Freie  Gewerbe  dürfen  von  concessionirten 
und  ansässigen  Unternehmern  auf  blosse  Anzeige  hin  mitbe- 
trieben werden. 

Was  den  Inhalt  der  Gewerbsbeiii^iss  betrifft,  so  bot  sich 
hier  ein  grosses  Feld  für  die  befL*eiende  Thätigkeit  der  Re- 
^erung  und  die  neue  Instruktion  versäumte  nicht,  hier  in  der 
That  ihre  Tendenz  zu  bekennen.  Darüber,  was  ein  Hand- 
werker produciren  und  vemchten  dürfe,  entscheidet  in  erster 
Reihe  wieder  die  Concessionsurkunde.  Die  Rechte  aber,  welche 
die  Behörde  in  dieser  Urkunde  ertheilen  dai*f,  und  zwar  ins- 
be8ondei*e  die  aus  der  Abgiänzung  der  einzelnen  Gewerbe- 
gebiete sich  ergebenden  Befugnisse  richten  sich  1)  nach  der 
neuen  Instinktion,  2)  und  subsidiär  nach  polizeilichen  Vor- 
schriften und  dem  Herkommen. 

Für  absolut  unbeschränkt  wird  das  Ei-zeugungsrecht  der 
Fabrikanten  erkläil;  sie  dürfen  Alles,  was  sie  zur  Production 
benöthigen,  selbst  ei'zeugen,  daher  Arbeiter  und  Gesellen  der 
verschiedensten  Branchen  in  ihrer  Unternehmung  beschäftigen 
und  nach  Gutdünken  die  Arbeitstheilung  und  Arbeitsvereini- 
^ng  organisiren.  Was  eine  Fabrik  sei,  ist  aber  nicht  formell 
ausgesprochen,  sondern  der  Verwaltungspraxis  zu  definii*en 
überlassen. 

Die  Befugnisse  der  Handwerker  (Kleinproducenten)  kann 
ich  nicht  besser  als  durch  den  Wortlaut  der  Verordnung  ^) 
charakterisiren:  „Die  Concession  zum  Betriebe  eines  Hand- 
werkes berechtigt  den  Unternehmer,  sich  innerhalb  des  ihm 
eingeräumten  Arbeitsgebietes  in  Beziehung  auf  Vorbereitung 
und  Veredlung  der  Gewerbsei'zeugnisse  bis  zum  höchsten  Grade 
der  Vollendung  und  Wiederherstellung  dei*selben  frei  zu  be- 
wegen, alle  zu  diesem  Zwecke  führenden  Einrichtungen  und 
Hülfsmittel,  Maschinen  und  Werkzeuge  nach  Bedarf  zu  wählen, 
die  zu  seinem  Gewerbebetriebe  erforderlichen  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate  wo  immer  zu  beziehen,  Lehrlinge  und  Gesellen, 


>)  g.  59  liutr.  Yon  1862. 
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sowie  Arbeitsg[ehülfen  und  Gehülfinnen  Id  beliebiger  Zahl  auf- 
zunehmen und  behufe  der  Vor-  und  Nebenarbeiten  an  seinen 
Enseugnissen  auch  Gesellen  anderer  Gewerbe  zu  halten/' 

Unter  Beibehaltung  des  Grundgesetzes  von  1825  konnte 
man  die  Scheidung  der  Gewerbegebiete  giiindsätzlich  nicht 
gerade  aufgeben,  was  aber  zur  Umgehung  dieses  in  abstracto 
hochgehaltenen  Grundsatzes  geschehen  konnte,  ist  durch  den 
eitiilen  Absatz  gewiss  geschehen.  Mit  Recht  könnte  man 
daiHber  streiten,  ob  jenes  Princip  durch  die  Bestimmung,  dass 
jeder  Meister  auch  Gesellen  andei*er  Gewerbe  halten  konnte, 
nicht  ganz  über  den  Haufen  geworfen  worden  ist.  Der  Wort- 
laut der  Verordnung  spricht  zwar  von  dem  eingeräumten 
Arbeitsgebiete,  verbietet  zwar  dem  Meister  in  eigener  Pei-son 
Arbeiten  zu  venichten,  die  einem  anderen  Gewerbe  angehören 
—  wie  man  aber  dieses  Verbot  durchführen  wollte,  ist  kaum 
zu  begreifen,  ja  es  drängt  sich  der  Zweifel  auf,  ob  man  es 
überhaupt  wollte. 

Die  Instiniktion  spricht  ausdrücklich  die  Absicht  aus  f§.  60), 
jene  zahlreichen  Streitigkeiten  über  die  Gränzen  der  Gewerbe- 
gebiete hintanzuhalten,  der  gewerblichen  Thätigkeit  einen 
grösseren  Spielraum  zu  gewähren  und  den  einzelnen  Hand- 
werkern den  Zeit-  und  Kostenaufwand  zu  ersparen,  der  mit 
dem  Hin-  und  Hertragen  jedes  Productes  von  A  zu  B  und  zu 
C  verbunden  ist.  Ein  Sprosse  dieser  Absicht  ist  §.  60,  welcher 
nachstehende  Gewerbe  sowohl  in  Bezug  auf  technischen  Be- 
tiieb,  als  auch  auf  den  Absatz  zu  einem  einzigen  fortan  ver- 
einigt : 

1.  Das  Gewerbe  der  Schmiede,   Messei-schmiede,  Nagel- 
schmiede, Schwertfeger,  Schlosser  und  Windenmacher. 

2.  Das  Gewerbe  der  Blechner,  Flaschner,  Spengler  und 
Kupfei-schmiede. 

3.  Das  Gewerbe    der   Goldarbeiter,   Silberarbeiter    und 
Juweliere. 

4.  Das  Gewerbe  der  Gürtler,  Nadler  und  Zinngiesber. 

5.  Das  Gewerbe  der  Drechsler  und  Schreiner. 

6.  Das   Gewerbe    der   Tuchmacher,    Tuchscheerer   und 
Loderer. 

7.  Das  Gewerbe  der  Kürschner  und  Schneider. 

8.  Das  Gewerbe  der  Bortenmacher,  Crepinarbeiter,  Knopf- 
macher und  Posamentirer. 

9.  Das  Gewerbe  der  Riemer,  Säckler,  Sattler,  Taschner 
und  Tapezierer. 

10.  Das  Gewerbe   der  Lederer,  Roth-  und  Weissgerber. 

11.  Das  Gewerbe    der   Anstreicher,    Tüncher,   Lackirer, 
Maler  und  Vergolder. 

Wie   eine  Gespensterschaar  tritt  bei   dieser   Au&ahlung 
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air  der  Hader  und  die  kleinliche  Nergelei  aus  den  Zeiten  des 
Zunftzopfes  vor  die  Augen  ^). 

Die  Meisterprüfung,  fQr  eines  der  so  vereinigten  Hand- 
werke abgelegt,  berechtigt  zum  Betriebe  der  Arbeiten  aller 
übrigen.  Weitere  Vereinigungen  kann  das  Ministerium  nach 
Einsicht  und  Bedarf  vei'fügen. 

Im  Gemeindebezirke  des  Niederlassungsortes  kann  Jeder 
eine  beliebige  Anzahl  von  Werkstätten  auf  Giund  einer 
Concession  emchten  —  die  oben  charakterisirten,  Gefahr 
drohenden  Gewerbe  selbstverständlich  ausgenommen  (§.  61). 
Auch  ist  es  erlaubt,  dass  ein  Meister  sich  mit  einem  anderen  zu 
gemeinsamem  Betriebe  vereine,  oder  aber  bei  ärmeren  Ge- 
werbegenossen —  mögen  dieselben  wo  immer  sich  befinden  — 
auf  eigene  Rechnung  arbeiten  lasse. 

Der  Befiignisskreis  der  Gewerbetreibenden  ei-scheint  also 
sehr  bedeutend  ausgedehnt  im  Vergleiche  mit  dem  von  1825 
oder  gar  1853.  —  Doch  wir  haben  noch  von  den  Rechten  der 
Handwerker  in  Bezug  auf  Vertrieb  und  Absatz  ihrer  Producte 
nicht  gesprochen. 

Jeder  Meister  dai*f  im  ganzen  Lande  en  gi'os  and  en  detail 
mit  eigenen  und  fi-emden  Ei-zeugnissen  seines  Gewerbes  Handel 
treiben.  Dem  Magazinsysteme  gestatteten  schon  diese  Be- 
stimmungen Eingang.  Doch  ist,  Marktzeiten  ausgenommen, 
der  Detailhandel  in  offenem  Laden  den  Handwerkern  und 
Fabrikanten  nur  an  einem  Platze  des  NiederlassungBortes  ge- 
stattet, es  sei  denn,  dass  eine  besondere  Genehmigung  der 
Polizeibehörde  deren  mehrere  zulasse  (§.  66).  „Für  Feststellung 
des  Begriffes  offener  Laden  ist  dessen  Einrichtung  und  allge- 
meine Zugänglichkeit,  nicht  aber  die  Lage  im  Erdgeschosse 
massgebend.''  Ausserhalb  des  Niederlassungsoi'tes  steht  es 
jedem  Fabrikanten  oder  Gewerbsmeister  6*ei,  Niederlagen  seiner 
Producte  zu  errichten  und  die  letzteren  zu  verkaufen  (§.  67). 

Den  Handlungsreisenden  hatte  eine  Verordnung  von  1844 
verboten,  mit  ihren  Angeboten  andere  Pei*sonen  au&usuchen, 
als  Producenten  und  zwar  unter  Androhung  der  auf  verbotenen 
Hausirhandel  gesetzten  Strafen.  Auch  die  Instruktion  von 
1862  hat  das  alte  Misstrauen  gegen  die  Musteneiter  noch 
nicht  aufgegeben.  Aber  sie  ist  doch  etwas  liberaler.  Sie  ge- 
stattet den  Handlungsreisenden  nachstehende  Personen  auf- 
suchen und  ihnen  Kaufanträge  machen  zu  dürfen :  1)  berechtigten 
Kaufleuten,  2)  Fabrikanten  und  Handwerkern,  aber  nur  be- 
treffs der  von  ihnen  gebrauchten  Stoffe,  und  3)  allen  Büi'geiii, 
jedoch  nur,  soweit  es  sich  um  Wein,  Kunstpi-oducte  oder 
Schreibmaterialien  handelt  ^). 

*)  Vgl  J.  G.  Hoffmann,  das  Interesse  u.  s.  f.  (1803)  passim  and  Firn- 
baber  a.  a.  0. 

*)  §.  70  der  Instruktion. 
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Der  Freiheit  des  Vertriebes  von  Erzeugnissen  der  Nah- 
rungsgewerbe wurde  durch  das  endliche  Aufgeben  des  obrig- 
keitlichen Taxwesens  wesentlich  Vorschub  geleistet.  Mit  dem 
Gesetze  von  1865^)  wui-de  die  Reguliiiing  des  Preises  von 
Brod,  Mehl  und  Fleisch  abgeschafiEt,  wenn  auch  anfangs  nur 
versuchsweise,  „so  lange  die  Gefährdung  der  Interessen  des 
Publikums  nicht  zu  besorgen  steht^^  Die  Verordnung  vom 
Jahre  1865  ^)  hob  in  dei*selben  Weise  alle  Bestimmungen  über 
die  Regulirung  des  Bierpreises  und  über  die  Verhältnisse 
zwischen  Bräuer,  Wirth  und  Publikum  auf;  doch  versäumte 
die  Verordnung  nicht,  den  Behörden  die  strengste  Ueber- 
wachung  der  guten  Qualität  des  Bieres  aufzutragen. 

Den  Gegensatz  der  Concessionsgewerbe,  von  denen  aUein 
das  oben  Gesagte  gilt,  bilden  die  freien  Gewerbe.  Frei  sind 
„alle  Gewerbe,  deren  Betrieb  von  obrigkeitlicher  Bewilligung 
nicht  abhängt,  noch  der  Regelung  durch  eine  Behörde  unter- 
worfen ist^  (§.  78).  Es  wäre  aber  auch  jetzt  noch  gefehlt,  das 
Wort  frei  nach  seiner  heute  gewöhnlichen  Bedeutung  aufzu- 
fassen; frei  heisst  bloss:  nicht  concessionsbedürftig,  also  keine 
Fähigkeitspix>be,  keine  Berücksichtigung  des  Nahrungstandes, 
nicht  aber  frei  von  jedem  behördlichen  Einflüsse.  Polizeiliche 
Genehmigung  ist  auch  bei  jedem  fi'eien  Gewerbe  erforderlich 

—  doch  nennt  man  dieselbe  nicht  Goncession,  sondern  Licenz. 
Gewisse  „freie"  Gewerbe  —  es  handelt  sich  da  um  solche, 
durch  deren  Betrieb  die  öffentliche  Sittlichkeit  und  Sicherheit 
des  Eigenthums  leicht  gefährdet  werden  könnte  (§.  79),  be- 
dürfen einer  besonderen  Bewilligung,  die  mehr  als  Licenz  ist, 

—  z.  B.  Tanz-,  Schwimm-,  Turnlehi*anstalten,  Schauspiel-, 
Leihhäuser  u.  A.  Andei-e,  auch  „freie"  Gewerbe,  werden 
wieder  ohne  Befähigungsnachweis  nicht  zugelassen,  welcher 
durch  eine  Prüfung  oder  durch  Sachverständige  oder  durch 
Zeugnisse  geliefert  werden  muss  (§.  84)  —  so  das  Gewerbe 
der  Flösser,  Optiker,  Zündholzfabrikanten.  Jeder,  der  den 
Betrieb  eines  freien  Gewerbes  eröffnen  will,  muss  ein  mit  den 
eventuell  nöthigen  Zeugnissen  u.  A.  gehörig  belegtes  Gesuch 
bei  der  Polizeibehörde  einreichen;  diese  hat  zu  untei-suchen, 
ob  der  beabsichtigte  Gewerbebetrieb  an  die  Eiiüllung  beson- 
derer Bedingungen  geknüpft  ist,  nicht  minder,  „ob  dem  Aufent- 
halte des  Bewerbei*s  an  dem  gewählten  Orte  ein  im  Gesetze 
begründetes  Hindeniiss  entgegenstehe**  ^)  und  darnach  die  Ent- 
scheidung zu  fällen. 

Die  Frucht,  nach  welcher  man  den  Liberalismus  der  In- 
struktion vom  Jahi*e  1862  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen 
Lehrwesens  besonders    erkennt,    ist   die  jetzt  grundsätzliche 


j(  »)  GBL  S.  519. 

*)  Vdg.  V.  1865  RBl.  S.  537,  wirksam  seit  1.  October  1865. 
"")  §.  86  Instruktion. 
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Aufhebung  des  Zwanges,  die  gewerblichen  Kenntnisse  auf  der 
gewöhnlichen,  bisher  gesetzlichen  Laufbahn  zu  erwerben, 
welche  beim  Lehrlinge  beginnt  und  roit  der  Meisterprüfung 
des  Gesellen  endet.  Jeder  konnte  von  nun  an  Geselle  werden, 
ohne  Lehrling  gewesen  zu  sein  und  konnte  als  Meister  die 
Concession  erhalten,  ohne  als  Geselle  gea.rbeitet  zu  haben, 
wenn  er  nur  die  nothwendige  Befähigung  zu  erweisen  im 
Stande  war. 

Die  Zahl  der  Lehrlinge,  welche  ein  Handwerker  auf- 
nehmen durfte,  ist  im  Gegensatze  zur  Verordnung  von  1853 
und  in  Uebereinstimmung  mit  der  Montgelas'schen  Gesetzge- 
bung nirgends  beschränkt  Eigenthümlich  ist  die  Bestimmung, 
dass  in  dem  Lehrvei*trage,  der  Ober  die  Verhältnisse  zwischen 
Meister  und  Lehrling  entscheidet,  der  Lehrling  sich  zur  Ab- 
l^ung  einer  Gesellenprüfung  (vor  zwei  Gewerbsmeistern)  ver- 
pnichten  kann  ^).  Entlaufene  Lehrlinge  können  auf  Ansuchen 
ihres  Lehrherm  zwangsweise  vorgeführt  und  zur  Fortsetzung 
der  Arbeit  angehalten  werden.  Ueber  das  Betragen,  über  die 
Behandlung  und  die  gewerbliche  Fortbildung  des  Lehrlings 
steht  der  Innung  das  Aijdsichtsrecht  zu,  welches  sie  durch  ihre 
Vorsteher  ausübt*). 

Mit  dem  We^alle  der  Nothwendigkeit  des  gesellenweisen 
Handwerksbetriebes  entfielen  auch  die  Bestimmungen  über  die 
Dauer  desselben.  —  Jeder  Geselle  und  Gehülfe  hat  zu  seiner 
Le^timation  das  ihm  bei  seiner  Freisagung  übergebene  Ar- 
beitsbuch in  Händen.  Die  Instruktion  findet  es  für  nothwendig, 
den  Gesellen  abermals  das  Halten  blauer  Montage  und  das 
Arbeiten  auf  eigene  Rechnung  ausdrücklich  zu  verbieten. 
Nicht  nur  gegen  Arbeitseinstellungen,  sondern  gegen  jedes 
Ausbleiben  von  der  Arbeit  ohne  genügenden  Rechtfertigungs- 
grund sucht  man  sich  durch  die  Zulassung  der  zwangsweisen 
Vorführung  des  Gehülfen  zu  schützen,  so  wie  es  Dannenberg 
auch  heute  noch  zugelassen  haben  will.  Nachträglich  wurde 
1862  angeordnet'),  dass  die  Aufnahme  eines  jeden  Gesellen, 
Gehülfen  oder  Lehrlinges  1)  der  Polizeibehörde  und  2)  dem 
betreifenden  Gewerbevemne  anzuzeigen  sei. 

Wenn  nun  auch  die  Vollzugsverordnung  von  1862  die 
Scheidung  der  Gewerbegebiete  beibehalten  musste,  so  war  sie 
dennoch  bemüht,  so  viel  £rleichten\pgen  als  möglich  einzu- 
führen. Wir  haben  schon  auseinandergesetzt,  wie  die  Grftnzen 
der  einzelnen  Gewerbe  erweitert  wurden  und  wiederholen  nur 
die  Bestimmung,  dass  mit  der  Ablegung  der  Prüfung  für  das 
eine  der  vereinten  Fächer  die  Befähigung  für  alle  übrigen 
nachgewiesen  war. 

>)  9S.  117  and  118  Instruktion  t.  1862. 

*)  g.  Ua  Instruktion. 

•j  Gesetz  v.  1862,  8.  1864  GBl. 
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Die  Anforderungen ,  die  man  bei '  der  Pitkfung  steDte. 
waren  nach  viel  rationelleren  Grundsätzen  bemessen.  Man 
verlangte  im  theoretischen  Theile  nebst  Lesen  und  Schreiben 
auch  die  Fertigkeit  in  Kostenberechnungen,  Materia]kennt]u>> 
u.  A.,  dann  aber  auch  praktische  Gewerbskenntniss.  Woher 
der  Candidat  seine  Kenntnisse  hatte,  war  ganz  gleichgCÜti«: 
Die  Kommissionen  sind  überall  von  der  Regierung  bestimmt 
und  bestehen  aus  einem  Abgeordneten  des  Gewerberathes,  aus 
einem  Polizeibeamten,  einem  Lehi'er  der  polytechnischen  Sehule 
und  zwei  Mitgliedern  des  Gewerbevereines.  Jeder  kann  sich 
prüfen  lassen,  wo  er  will;  die  Zeugnisse  jeder  Gommission 
haben  überall  in  Bayern  Geltung.  Geht  ein  Meister  zu 
einem  anderen,  mit  dem  bisher  betriebenen  nicht  verwand- 
ten Gewerbe  über,  oder  will  er  neben  seinem  urspi-ünglicben 
ein  anderes  Gewerbe  dieser  Art  mitbetreiben,  so  bedarf  e> 
nur  des  praktischen  Theiles  der  Piüfung  für  dieses  letztere 
Handwerk^).  Aus  Rücksichten  für  die  öffentliche  Sicherheit 
wurden  die  Concessionswerber  für  Baugewerbe  von  dem  Re- 
gierungsrathe  am  Sitze  der  Bezirksregierung  geprüft. 

Id  die  Zeit  der  eben  erörteilen  Instruktion  fällt  auch 
eine  Verordnung,  deren  Besprechung  der  Wichtigkeit  dt^ 
Gegenstandes  wegen  nicht  unterlassen  werden  kann  und  welche 
wir  desshalb  hier  noch  einschalten.  Es  ist  dies  die  Verord- 
nung, „die  Vorschriften  über  den  Hausirhandel  und  den  Betrieh 
der  Wandergewerbe  betreffend**  *),  welche  nach  vielen  Ausein- 
andersetzungen endlich  die  bisher  geltenden  zerstreuten  Gesetze 
aufhebt  und  den  ganzen  Gegenstand  erschöpfend  und  syste- 
matisch behandelt  Der  I.  Abschnitt  befasst  sich  mit  dem 
Hausirhandel  und  definiit  denselben  als  das  „Feiltragen  von 
Fabrikaten  und  Waaren  auf  den  Strassen  und  in  die  Häuser** 
(§.  1).  Der  Betrieb  dieses  Erwerbszweiges  wird  förmlich  als 
eine  Art  Invalidenversorgung  angesehen,  da  er  nur  Personen 
zu  gestatten  ist,  welche  die  Unmöglichkeit  nachweisen,  aul 
andere  Weise  ihr  tägliches  Brod  zu  erwerben  und  welche  zu- 
gleich ohne  auffallende  Krankheiten  sind.  Sie  müssen  wenig- 
stens 24  Jahre  alt  sein,  und  wenn  sie  Juden  sind,  noch  specielle 
Bedingungen  eifüllt  haben  (§.  3). 

Die  wichtigste  Voraussetzung  der  Ertheilung  des  Pa- 
tentes ist  aber  das  nachgewiesene  Bedüi-fhiss  der  betref- 
fenden Gegend  an  dem^  in  Rede  stehenden  Artikel,  welches 
von  der  competenten  Behörde  beurtheilt  wird  (§.  4),  Die 
Waaren,  mit  denen  hausirt  werden  darf,  sind  erschöpfend 
aufgezählt  (§.  5)  und  zugleich  bestimmt,  dass  das  Herum- 
tragen   von   Lebensmitteln,    Hefe,   Geflechten    und   dergl.,  so 


')  §.  14  Instruktion  y.  1862. 

»)  Vom  29.  Juli  1863  RBl.  1489—1528. 
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wie  von  Presserzeugnissen,  nicht  nach  dem  Hausirgesetze  zu 
heurtheilen  sei  (§§.  18  und  20). 

Ueber  die  Art  des  Geschäftsbetriebes  finden  sich  nach- 
stehende Bestimmungen  vor :  Der  Berechtigte  darf  —  Special- 
bewilligung  ausgenommen  —  nur  in  eigener  Person  bandeln, 
er  darf  Kinder  unter  keiner  Bedingung  mit  sich  führen  und 
darf  sich  eines  Wagens  nur  ausnahmsweise,  aber  nie  als 
Wohnung  bedienen  (§§.  6,  8).  Nur  diejenigen  Häuser  dürfen 
von  Hausirem  betreten  werden,  in  welche  der  Eintritt  nicht 
ausdrücklich  verboten  ist  (§.  15).  Die  Bewilligung  erstreckt 
sich  räumlich  auf  den  bezeichneten  Bezirk,  zeitlich  auf  ein 
Jahr  und  sachlich,  wie  schon  erwähnt,  auf  die  genannten 
Artikel. 

Der  U.  Abschnitt  trägt  die  Aufschrift  „Messen-  und 
Marktverkehr  -  Handlungsreisende^ ,  Eaufleute ,  Handwerker 
und  Fabrikanten  bedQnen  zum  Marktbesuche  gar  keiner  Er- 
laubniss  —  wohl  aber  alle  Uebrigen  (§.  22).  Hinsichtlich  der 
Handlungsreisenden  werden  die  eben  dargelegten  Bestimmungen 
der  Instruktion  von  1862  (§.  70)  aufrecht  erhalten. 

Zu  dem  im  HL  Abschnitte  behandelten  „Aufkaufen  im 
Herumziehen^  bedarf  es  eines  Hausirpatentes,  aber  Aufkauf 
von  Vieh,  Getreide  und  Rohstoffen  wird  nur  wie  gewöhnlicher 
Handel  beurtheüt  (§.  26). 

Unter  IV.  wird  endlich  vom  Aufsuchen  von  Ai-beitsbe- 
stellungen  gesprochen;  auch  hiezu  bedarf  es  eines  Hausirpa- 
tentes (bei  Scheei-enschleifeiii,  Eammeijägern  u.  s.  f.).  Arbeit 
suchende  Handwerksburschen  u.  A.  dgl.  sind  jedoch  frei. 


Was  innerhalb  der  durch  das  Grundgesetz  von  1825  ge- 
zogenen Schranken  fbr  Gewerbefreiheit  Qberhaupt  nur  gethan 
werden  konnte,  hat  die  Instruktion  von  1862  geleistet,  ja  sie 
that,  wie  ich  oben  angedeutet  habe,  noch  mehr.  Diejenigen, 
weldie  1861  bei  Unterstützung  des  Antrages  der  Nüi-nberger 
Abgeordneten  auf  Einf&hmng  der  Gewerbefreiheit  eine  Nieder- 
lage erlitten  hatten,  konnten  mit  der  so  gestalteten  Lage  zu- 
frieden sein.  War  es  doch  die  damals  ganz  Deutschland 
umfassende  Bewegung  für  die  Gewerbefreiheit,  welche  ihnen 
iu  die  Hände  arbeitete;  und  die  Beschaffenheit  des  1862  ge- 
schaffenen Zustandes  selbst,  der  trotz  Allem  doch  immer  nur 
eine  Halbheit  war,  musste  ihnen  in  Kurzem  zum  Siege  ver- 
helfen. Bayern  wäre  früher  noch  zur  Gewerbefreiheit  gelangt, 
wenn  nicht  die  unnahbai*e  Frage:  was  mit  den  Realrechten? 
eine  gewisse  Scheu  vor  einem  gründlichen  Eingreifen  *  einge- 
Hösst  hätte. 

In  der  Thronrede,  sowie  in  den  Debatten  vom  Jahre  1863 
erklärte  sich  die  Regieinmg  ganz  unumwunden   für  die  Frei- 

FortehanfCD  (6)  II.    1.     Kaizl*  9 
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heit;  „die  Gewerbefi*age  —  heisst  es  in  der  erateren  —  be- 
findet sich  in  einem  Uebergangsstadium,  welches  eine  Lösung 
SLVii  gesetzlichem  Wege  erforderlich  macht.  Es  gilt  hiebd,  die 
Anforderungen  freier  Bewegung  mit  bestehenden  Rechten  und 
Interessen  in  möglichst  schonender  Weise  auszugleichen.  Eine 
wahrhaft  gedeihliche  Erledigung  dieser  Angelegenheit  ist  aber 
durch  gleichzeitige  umfassende  Refoimen  auf  dem  Gebiete  der 
Gemeindeverwaltung,  der  Armenpflege,  der  Ansässigkeits-  und 
Heimathsgesetzgebung  bedingt.  Von  der  Erkenntniss  der  tief 
eingreifenden  Wichtigkeit  dieser  Reformen  durchdrangen,  ist 
meine  Regierung  angelegentlich  mit  denselben  beschäftigt.''  — 
Als  ob  die  ganze  Zeit  von  1825—1862  nicht  dazwischen  ge- 
legen wäre,  knüpft  man  wieder  an  die  Absichten  der  Gesetz- 
geber des  Jahres  1825  an ;  man  erklärt  das  Goncessionssysteni 
abermals  fUr  ein  blosses  Uebergangsstadium  und  fängt  erst  jetzt 
an,  den  Geist  und  die  Tendenzen  der  Gmndbestimmungen 
von  1825  zu  begreifen.  —  Als  nach  einer  mehr  als  zwei- 
jährigen Pause  der  Landtag  im  September  1865  wieder  zo- 
sammentrat,  war  die  Regiemng  mit  den  Entwürfen  der  „So- 
cialgesetze''  immer  noch  nicht  feilig;  zur  Beschleunigung  der 
Sache  wurde  je  ein  permanenter  Ausschuss  aus  beiden  Kam- 
mein  zur  Berathung  „des  grossen  Gesetzgebungswerkes^^  ein- 
gesetzt,  in  welchem  die  hei'vorragendsten  Reichsräthe  und 
Abgeordneten  Platz  fanden. 

Die  Bedenken,  die  man  gegen  die  Gewerbefreiheit  wegen 
des  Bestandes  der  Realgerechtigkeiten  gehegt  hatte,  wurden 
immer  schwächer;  das  Gesetz  vom  Jahre  1856  hatte  die  be- 
dingungslose Wirksamkeit  dieser  Rechte  bedeutend  geschwächt 
und  sie  waren  von  der  Stellung  eines  freien  Eintrittsrechtes 
zu  einem  Rechte  auf  vorzügliche  Beiücksichtigung  bei  der 
nothwendig  befundenen  Besetzung  einer  erledigten  Meisterstelle 
herabgesunken.  Nichtsdestoweniger  wäre  es  veifehlt  zu  glauben^ 
dass  hiemit  die  ganze  Wucht  des  Missstandes,  welchen  die 
unpersönlichen  Gewerberechte  veranlassten,  beseitigt  war;  in 
merito  war  ja  hiedurch  nichts  geändert  und  nur  das  Umsich- 
greifen des  oben  geschildeiten  Missbrauches  durch  Scheiner- 
werbungen war  eingestellt  worden.  Für  die  concessionirende  Be- 
hörde waren  die  Realrechte  im  gegebenen  Falle  ebenso  bindejid 
wie  früher,  und  sie  verhinderten  unausgesetzt  den  Zutritt  der 
Personalconcessionswerber  zum  Gewerbe. 

Aufheben  —  oder  ablösen?  —  dahin  hatte  sich  jetzt  die 
Frage  zugespitzt.  In  der  Literatur  und  in  den  Kammern 
machten  die  Vertreter  dieser  entgegengesetzten  Ansichten  ihre 
Argumente  geltend. 
^,>  »Aufheben!  —  ohne  Entschädigung  —  verlangten  die 
Einen.  Wird  denn  Jemand  entschädigt,  wenn  ihm  durch 
Sjtf^^en-  oder  Eisenbahnbauten  die  Kundschaft  entgeht; 
za^t;^  qicht  oft  der  Erwerber  einer  persönlichen  CSoncession 
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viel  mehr,  um  dieselbe  zu  erlangen,  als  der  Besitzer  eines 
Realrechtes?  Die  Opfer  an  Zeit  und  Geld,  welche  derErstere 
durch  das  oftmalige  Abgewiesenwerden,  Zuwarten,  Recurriren 
u.  6.  f.  erlitt,  hätten  gar  oft  zum  Ankaufe  einiger  Bealgerech- 
tigkeiten  ausgereicht.  Uebrigens  will  man  ja  das  Recht  der 
Inhaber  von  Realgewerben  gar  nicht  bezweifeln  oder  angreifen ; 
man  lässt  euch,  so  hiess  es,  euere  realen  und  radicirten  Rechte 
unangetastet  als  solche,  nur  erlaubt  man  daneben  Jedem, 
h-ei  ein  Gewerbe  zu  beginnen. 

Dagegen  wehrten  sich  freilich  die  Vertheidiger  der  frag- 
lichen Gerechtigkeiten.  Alle  diese  Begründungen  der  unent- 
geltlichen Aufhebungen  mögen  an  sich  recht  zutreffend  sein, 
aber  nach  den  Gesetzen  von  1804  und  1825  sind  die  Gewerbe- 
gerechtigkeiten nun  einmal  wohlerworbene  Privatrechte  und 
dadurch,  dass  man  die  Befugniss  zum  Gewerbebetriebe  zum 
allgemeinen  Rechte  aller  Staatsbürger  machte,  würde  man 
den  Bestand  dieser  aus  den  Realrechten  fliessenden  Befugniss 
als  eines  Privatrechtes  negiren;  das  ist,  man  würde  dadurch 
die  realen  und  radicirten  Rechte  aufheben  und  so  unmittelbar 
in  die  Privatrechtssphäre  eingreifen.  Und  nicht  nur  das  strenge 
Recht,  sondern  die  ökonomische  Utilität,  die  Billigkeit,  die 
Nächstenliebe  spreche  für  die  Ablösung.  Wir  führen  zur 
Charakteristik  nur  einen  Satz  eines  der  Vertheidiger  der  Ab- 
lösung an ') : 

„Abgesehen  von  dem  Privatelend,  das  diesen  oder  jenen 
Familienvater  treffen  würde,  dessen  Hand  vielleicht  zittenid 
das  Werkzeug  führt  und  dem  kein  unterstützendes  Kind  zur 
Seite  steht  und  der,  gleichviel  aus  welchen  Ursachen,  immer 
nach  der  Entwerthung  seines  Realrechts  nichts  mehr  hat,  das 
er  sein  Eigen  nennen  kann;  abgesehen  von  dem  Elend  der 
braven  und  fleissigen  Wittwe  mit  den  armen  Waisen,  von  denen 
sie  vielleicht  noch  eines  an  die  versiechende  Mutterbrust  legte, 
während  die  anderen  auf  dem  letzten  Strohsacke  umsonst  nach 
Brod  riefen  und  sie,  die  Unglückliche,  allein,  verlassen  in  die 
tiefe  Nacht  hineinweint,  abgesehen  davon,  dass  mancher  junge 
und  wackere  Gewerbsmann,  der  im  Vertrauen  auf  eine  ge- 
sicherte Existenz  den  Muth  hatte,  mit  schweren  Verpflichtungen 
einen  eigenen  Heerd  zu  gründen,  plötzlich  in  Noth  und  Dürf- 
tigkeit versetzt,  unter  einer  Last  von  Schulden  verzweiflungs- 
voll gegen  das  Leben  ankämpfte  und  am  Ende  mit  air  der 
herrlichen  Jugendkraft  muthlos,  weil  ohne  Hoffnung,  zu  Grunde 
geht  —  vielleicht  mit  Weib  und  Kind;  —  ja  abgesehen  von 
diesem  speciellen  Elende,  welches  nur  Mitleid  im  tiefsten 
frrunde  der  Seele  aufwühlen  kann,  schon  dämm,  weil  dies 
Unglück  ein  unverschuldetes  wäre;  ja  ganz  abseits  all'  dieser 
Umstände  können  wir  die  Thatsache  nicht  ernst  genug  er- 

*)  Reitmaycr  a.  a.  0.  S.  151. 
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wägen,  dass  wir  es  mit  einem  Mutterschaden  zu  thon  haben, 
dessen  Geburten  einen  Schwärm  gefrässigen  Ungeziefers  über 
das  ganze  Land  ausbreiten  ¥rttrden.  Nur  wenige  Blicke  in  die 
Hypothekenbücher  genügen,  um  die  mittelbaren  Verloste  Dritter, 
Vierter,  Fünfter  u.  s.  f,  zu  ermessen." 

Bei  Entweilhung  von  Gewerbsbetrieben  durch  Neuanlegong 
von  Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  f.  —  raisonnirt  Beitmayer  ^)  — 
wird  fi-eiUch  nicht  entschädigt,  aber  das  ist  etwas  ganz  Anderes, 
denn  wenn  z.  B.  durch  Bewilligung  von  Dampfschiffiahrten  die 
beti-effenden  Schiffergerechtigkeiten  entwerthet  wurden  und  das 
Schiffergewerbe  „solchen  Verlust  erlitten,  so  ist  es  auch  zugleich 
niedergelegt  worden  und  der  Beschädigte  bedarf  des  Betriebes 
nicht  mehr;  dort  ist  das  Real ge werbe  aufgehoben  —  hier 
nur  das  Real  recht  und  das  Gewerbe  muss  fortbetrieben  wer- 
den/'   Es  muss  daher  entschädigt  werden. 

Nach  Kleinschrod's  0  Zusammenstellung  der  unpersönlichen 
Gewerberechte  bestanden  derselben  in 

Oberbayem 17,992 

NiederbayeiTi 15,147 

Oberpfalz  und  Regensburg  9,645 

Ober-    I 5,731 

Mittel-  }  Franken    .    .    .  9,912 

Unter-  j 5,518 

Schwaben 12,430 

Zusammen    .    76,375 

davon  waren:  radicirte  Brauereien  5,790 
Wirthschaftsrechte  .  .  .  16,174 
innungsmässige  Gewerbe  .  39,080 
nichtinnungsmässige  Gew.  14,930 
Handels-  und  Kämmerei- 
gerechtigkeiten ...  311 

Den  Weiih  derselben  schätzten  die  Einen  auf  40,  die 
Anderen  auf  1 00  Mill.  Gulden ').   Beide  Summen  erklärt  Reit- 


>)  a.  a.  0.  S.  155. 

*)  Elemschrod,  der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung  f&r  Bayern  1859 
und  Beiträge  zu  einer  deutschen  Gewerbeordnung  mit  Rücksicht  auf 
Bavem,  Augsburg  1840.  —  Gegen  die  Furcht  vor  der  Gewerbefreiheit  vgL 
insbesondere  Stark,  die  Gewerbefreiheit  in  Bayern,  Leipzig  1861.  der  sich 
in  einem  besonderen  Abschnitte  („die  Uebergangsfr^unde'*)  Über  oie  Furcht- 
samen lustig  macht  (besonders  über  L.  Heule's  Schrift,  die  bayrischaa 
Gewerbe  1857). 

')  In  der  Petition,  welche  die  Stadt  München  1848  an  die  National- 
Versammlung  in  Frankfurt  (gegen  die  Gewerbefreiheit)  richtete  werden  die 
in  München  allein  bestehenden  reiüen  und  radidrten  Gewerberechie  auf 
4  Mül.  Fl.  geschätzt  -  vgl.  Augsb.  Allg.  Ztg.  1848,  No.  213.        ^ 
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mayer  fbr  übertrieben  und  die  ganze  Entschädigungssumme 
wQrde  sich  ihm  zufolge  bei  rationeller  Schätzung  ziemlich 
gering  gestalten;  es  wäre  also  leicht  die  Gerechtigkeit,  das 
nindamentum  regnoinim  aufrecht  zu  erhalten.  Zu  schätzen 
wäre  nur  1)  das  nackte  Bealrecht,  da  ja  die  Gewerbsbefugniss 
bestehen  bleibe;  2)  radicirte  Rechte  seien  überhaupt  nicht  zu 
entschädigen,  da  jede  Möglichkeit  der  Beurtheilung  der  ge- 
machten Capitalauslage  fehle ;  3)  werde  auch  bei  der  Gewerbe- 
freiheit für  viele  Gewerbe  die  Oncession  nothwendig  sein, 
daher  betrefiis  derselben  keine  freie  Concurrenz  und  daher 
auch  keine  Entschädigung;  4)  durch  das  Eingehen  mancher 
Handwerkszweige  in  Folge  der  Fabriken  u.  A.  seien  sehr  viele 
Realrechte  schon  jetzt  werthlos  und  bei  der  Schätzung  nicht 
zu  berücksichtigen ;  5)  gewisse  Gewerbe,  die  jetzt  theils  schon 
freie  Erwerbsarten,  theils  hie  und  da  noch  real  seien,  bedürften 
auch  keiner  Entschädigung,  denn  an  ihrem  Stande  ändere  das 
Gesetz  nichts  mehr;  6)  auf  Kundschaft,  Gewerbs-Vor-  und 
Einrichtungen  und  vieles  Andere  sei  selbstverständlich  bei  der 
Schätzung  gar  nicht  zu  achten. 

Endlich,  im  Januar  1867,  legte  die  R^erung  die  fertigen 
Entwürfe  zu  den  sogenannten  Socialgesetzen  auf  den  Tisch 
des  Hauses  und  am  14.  November  kam  der  Entwurf  des  Ge- 
werbegesetzes zur  Berathung  im  Plenum  der  Kammer.  Art.  1 
desselben  stellte  als  obei'sten  Gi-undsatz  das  Recht  jedes 
Staatsbürgers  zum  freien  Gewerbebetriebe  auf.  Eine  einge- 
hendere Debatte  rief  jedoch,  abgesehen  von  Art  8,  betreffend 
die  wenigen  concessionspflichtig  bleibenden  Gewerbe ,  nur  der 
7.  Artikel  hervor;  er  beantragte  die  Beibehaltung  der  be- 
stehenden realen  und  radicirten  Rechte.  Sie  hätten  ja,  führen 
die  Motive  (S.  74—76)  an,  in  Bayern  nicht  den  Charakter 
von  Verbietungsrechten  und  ständen  daher  mit  dem  Principe 
der  Gewerbefreiheit  in  gar  keinem  Widerspruche.  An  der 
dinglichen  Eigenschaft  dieser  Rechte  brauche  man  also  durch- 
aus nichts  zu  ändern  und  zugleich  entgehe  man  jedem  Eingriffe 
in  wohlerworbene  Rechte.  Die  Entwerthung,  welche  dui'ch 
das  neue  Gewerbegesetz  den  Realrechten  drohe,  könne  sich 
viel  schlimmer  nicht  mehr  gestalten,  als  sie  nach  1862  ohnehin 
schon  sei. 

Die  Gegenanträge  in  der  Kammer  zerfielen  in  zwei  Arten : 
l)  die  Einen  verlangten  volle  Entschädigung  nach  dem  zu  er- 
mittelnden Werthe;  der  hiezu  erforderliche  Betrag  sollte  ent- 
weder durch  ein  Anlehen  oder  durch  Emission  von  Papiergeld 
aufgebracht  werden;  2)  nach  einer  zweiten  Ansicht  sollte  die 
Ablösung  durch  einen  zwanzigjährigen  Steuemachlass  für  die 
Besitzer  der  realen  (nicht  der  radicirten)  Gewerbegerechtig- 
keiten erfolgen;  dadurch  würde  den  Staatsfinanzen  jährlich 
51,205  fl.,  das  ist  in  20  Jahi-en  1,024,500  fl.  entgehen. 
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Am  18.  November  1867  wurde  der  Entwurf  mit  ziemlich 
unbedeutenden  Veränderungen  von  111  gegen  14  Stimmen  an- 
genommen und  nach  Ausgleich  einiger  Differenzen  zwiscben 
der  I.  und  n.  Kammer  am  6.  Febmar  1868  als  Gesetz  ver- 
kündet. Bayern  war  hiemit  in  die  Reihe  der  gewerbefirden 
Staaten  getreten. 

Ueber  die  unpersönlichen  Gewerberechte  sagt  Art  7  de^ 
Gesetzes:  „Die  dingliche  Eigenschaft  der  zu  Becht  bestehenden 
realen  und  radiciilen  Gewerbe  bleibt  unverändert.  —  Zu  realer 
oder  radicirter  Eigenschaft  dürfen  keine  Gewerbe  mehr  ver- 
liehen werden.'^  Die  Frage,  welche  lange  Zeit  die  öffentliche 
Meinung  beschäftigt  hatte  und  welche  eines  der  grössteo 
Hindemisse  der  Gewerbefreiheit  gewesen  war,  wurde  imf  diese 
Weise  „spielend"  gelöst.  Was  von  den  Vertheidigem  der  Ab- 
lösung für  „Hohn  und  baare  Ironie"  erklärt  worden  war,  ist 
zum  Gesetze  geworden.  Jeder  darf  nunmehr  ohne  Weito-es 
den  Betrieb  eines  Gewerbes  beginnen,  hat  er  aber  Lust»  Geld 
und  historischen  Sinn,  so  kann  er  sich  auch  ein  Anrecht 
kaufen,  um  einen  doppelten  Titel  fQr  sein  Gewerberecht  zu 
haben.  Nur  eine  Folge  hatte  auch  jetzt  noch  der  Besitz  eines 
Realrechtes  und  zwar  bezüglich  deijenigen  Gewerbe,  welche 
aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Sittlichkeit  und  Sicherheit 
concessionspflichtig  verblieben.  Es  ist  Art.  11  welcher  bestimmt : 
„Inhabeiii  von  realen  und  radicirten  Rechten  darf,  sofeme  die- 
selben den  vorgeschriebenen  persönlichen  Voraussetzung^^  ge- 
nügen, die  zur  Ausübung  des  Gewerbes  erforderliche  Concession 
nicht  verweigert  werden.**  — 

So  endeten  die  realen  und  radicirten  Rechte  in  Bayern. 

Hinsichtlich  des  gewerblichen  Bildungswesens  und  de^ 
Hülfspersonales  enthält  die  neue  Gewerbe-Ordnung  gar  keine 
Bestimmung;  den  Fähigkeitsproben  machte  Art.  1  derselben 
ein  Ende  mit  den  Weiten:  „alle  Staatsangehörigen  sind  zum 
Betriebe  von  Gewerben  berechtigt" 

Es  ist  in  der  That  erstaunlich,  auf  welch'  extremen  Stand- 
punkt sich  der  Ausschuss  für  Socialgesetzgebung  und  dann 
auch  die  Landtagsmajorität  gegenüber  diesen  Fragen  gestellt 
hat.  Man  wollte  sich  —  wie  die  Regierung  ihren  Entwurf 
motivirt  —  in  der  Gewerbe-Ordnung  nur  mit  dem  selbst- 
ständigen Gewerbebetriebe  befassen  (Motive  S.  68),  nicht  aber 
mit  den  Verhältnissen  der  unselbstständig  beschäftigten  Pei-soneo 
(Lehrlinge,  Gesellen,  Fabrikarbeiter,  Commis  u.  A.),  und  zwar 
aus  dem  principiellen  Grunde,  um  „durch  das  Hereinzieheu 
civilrechtlicher  Fragen,  deren  Beantwortung  auf  diesem  Ge- 
biete nidit  zu  suchen  sei,  das  dem  Entwürfe  zu  Gnmde  lie- 
gende System  auch  nicht  unnöthigerweise  zu  durchlödiem'^. 

Brater,  der  rührige  Abgeordnete  von  Nümbei^,  wies  in 
längerer  Rede  auf  die  Lücken,  welche  diesbezüglich  in  den 
bestehenden  gesetzlichen  Normen  vorhanden  sind  und  welche 
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in^(l\«^^eTbe-<>rdiiiiiig  am  besten  aosgef&llt  werden  könnten ; 
crbeMitragte  sclQiesslich,  wenigstens  die  wesentlichsten  Punkte 
UfBtartÄbruch ,  Zacbtigongsrecht  u.  A.)  einer  gesetzlichen 
Bephmg  m  würdigen  —  aber  die  Regierung  und  die  Majorität 
bdiinte  auf  dem  Ihindpe  „des  Nichthereinziehens  civilrecht- 
fidicr  Fragen'*.  Und  so  hatte  Bayern  seit  1868  über  diese 
wichtigen  und  immer  wichtiger  sich  gestaltenden  Verhältnisse 
m  keine  gesetzlichen  Bestimmungen,  als  die,  welche  etwa  im 
Cmlreehie^)  sich  vorfanden. 

Ein  ähnliches  Schicksal  traf  die  bisher  bestehende,  gesetz- 

niSQge  Organisation   der  gewerblichen  Vereine;  Art  26  be- 

lömmt  nemlich:    ,,Die  bisherigen  Gewerbe^ereine  (Innungen) 

nid   anlgehohen,    ihre  Rechte  und  Pflichten  fallen  ihren  Mit- 

diedem  xn* .     Freilich  wird  den  Gewerbetreibenden  das  Recht 

logestanden,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Vereinsgesetzes 

nr  Förderung  der  gemeinsamen  gewerblichen  Interessen  freie 

Vereine  zu   bilden.     Nur  die  Handels-  und  Gewerbekammem, 

welche  1862  etwas  geändert  worden  waren ,  wurden  durch  Art.  27 

der  Gewerbe-Ordnung  aufi*echt  erhalten  und  durch  ein  später  er- 

laaaenes  Gesetz  vom  Jahre  1868  reorganisirt.    Demnach  besteht 

fikr  jeden  Regierungsbezirk  eine  Handels-  und  Gewerbekammer, 

wddie  den    oben   geschilderten  Wirkungskreis  beibehält;  sie 

JDetfiUlt   1)   in    die  Kammern  für  Handel   und  Fabriken  und 

2)  fbr  Gewerbe.     In  jedem  Bezirke  befindet  sich  ein  Bezirks- 

jnemium,  welches  nach  Bedarf  in  den  Handels-,  Gewerbe-  und 

Fabrikrath  sich  theilt.    Zur  Wahl  berechtigt  bayrische  Staats- 

bttTgerschait ,    Ansässigkeit  und   Betrieb   eines  Gewerbes   am 

Sitze  der  Kammer;  zum  passiven  Wahlrechte  wird  dreijähriger 

Gewerbebetrieb  erfordert.    Die  Wahl  geschieht  auf  sechs  Jahre, 

jedoch  so,  dass  alle  drei  Jahre  die  Hälfte  der  Mitglieder  aus- 

Kbeidet 

Diese  Vereine  höherer  Ordnung  bestanden  also  vor  der 
Gewerbefreiheit  in  Bayem;  die  Vereine  niederer  Ordnung 
< Innungen)  fielen,  theils  weil  man  sie  für  überfltlssig ,  theils 
weil  man  sie  mit  dem  Principe  der  Freiheit  für  unvereinbar 
hielt 

Der  alte  Haas  gegen  die  Hausirer  trat  im  Jahre  1868 
abennals  an  den  Tag.  Bei  der  Berathung  des  Entwurfes  zum 
Gewerbegesetze  gelangen  Anträge  auf  vollständige  Aufhebung 
des  Hausirhandels  zur  Sprache,  allein  weder  die  Regiemng, 
Boch  die  Majorität  der  Volksvei-tretung  konnte  sich  entschli  essen, 
etUCT  Gewerbszweig  zu  unterdrücken,  der  nachweisbar  ein 
DOtbwendiges  Bedfirfniss  der  Consumenten  ist,  wenn  er  auch 
ans  Rflcksichten  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
beaehrankt  und  Qberwacht  werden  muss.    Art.  23  des  Gewerbe- 


9  TgL  aoch  Art  57 — 65  des  Haadelsgesetzbaches. 
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gesetzes  überlässt  es  daher  der  Regieiiing,  durch  eine  Ver- 
ordnung den  Hausirhandel  zu  regeln;  dies  geschah  noch  in 
demselben  Jahre  ^)  durch  eine  Instruktion,  welche  üast  ganz 
die  Bestimmungen  vom  Jahre  1863  in  sich  aufnahm«  Neu  ist 
die  Bestimmung  über  Wanderlager  —  eine  von  den  vielen 
Ui*sachen  der  heutigen  Klagen  des  Kleingewerbes  —  welche 
nur  mit  oilspolizeilicher  Genehmigung  errichtet  werden  dQrfeo 
und  zu  Gunsten  der  Gemeinde  besteuert  werden  können.  (Cfr. 
auch  Art.  21  der  Gewerbe-Ordnung.)  Ist  in  einer  Gegend  der  Hau- 
sirhandel  nothwendig,  so  kann  selbst  von  Amtswegen  tauglichen 
Personen  ein  Hausirpatent  ertheilt  werden  (§  14);  auf  be- 
stehende Hausindustrien  ist  besondere  Bücksicht  zu  nehmen 
(§  19).  Es  wurde  ferner  genau  bestimmt,  wie  lange  der 
Hausirer  sich  an  einzelnen  Orten  aufhalten  dürfe ').  Auch  dariu 
weicht  die  neue  Verordnung  von  der  vorigen  ab,  dass  sie  nicht 
mehr  die  dem  Hausirhandel  zugestandenen^  sondern  im  Gegen* 
theile  nur  die  ihm  entzogenen  Artikel  aufzählt^  (§  17). 

Messen  und  Märkte  dai-f  Jedermann  mit  verkaofsfreien 
Waaren  besuchen;  nur  berufsmässige  Marktfahrer  haben  ihr 
Gewerbe  besondei'S  der  Polizei  anzumelden*). 

Durchweht  von  demselben  Geiste  der  Yerkehrsfreiheit  er- 
schien noijh  im  Jahre.  1868,  welches  die  Gewerbe-Ordnung  ge- 
bracht hatte,  das  neue  Gesetz  über  Heimath,  Vereheü^ung 
und  Niederlassung;  im  nächstfolgenden  Jahre  wui*de  die  neue 
Gemeinde-Ordnung  veröflFentlicht*). 

Das  ersterwähnte  Gesetz  über  Heimath,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  „bricht  vollständig  mit  der  Vergangenheit,  es  be- 
seitigt das  bisherige  Institut  der  Ansässigmachung ,  betrachtet 
die  Verehelicbung  aus  dem  Gesichtspunkte  eines  Naturrechtes« 
erleichtert  in  jeder  Beziehung  den  Ei*werb  der  Heimat  und 
bringt  hiedurch  sowie  durch  seine  genau  fixirten,  keiner  will- 
kürlichen Auslegung  Raum  gebenden  Bestimmungen  über  das 
Aufenthaltsrecht  ausserhalb  der  Heimathsgemeinde  die  Frei- 
zügigkeit, das  noth wendige  GoiTelat  der  Gewerbefreiheit,  zur 
eigentlichen  Geltung"  *). 


^]  Vdg.  V.  1868,  8.  713  RBl. 

*)  Der  Hausirer  darf  sich  aufhalten  in  Städten  mit  bis  2000  Einwohnen 
1  Tag,  2  — 4000Einw.  2  Tace,  4—20000  Einw.  4  Ta^;e.  aber  20000 
Einw.  6  Tage  und  darf  vor  Ablauf  von  4  Wochen  nicht  wieaerkommen. 

")  Vgl.  Schöller,  das  Gesetz  über  Gewerbswesen  n.  s.  w^  Erla&Mi 
1869.  S.  82  ff. 

*)  Vgl.  Art  24  der  Gewerbeordnung  v.  1868  und  Ydg.  y.  1868  über 
den  Marktrerkehr  S.  1029  RBl. 

^)  Vgl.  Dr.  J.  PöeI,  Lehrbuch  des  bayrischen  Verwaltnngsrechtes, 
8.  Aufl.,  München  1871,  S.  397  ff 

^  Vgl.  Schöller  a.  a.  0.,  zu  Art  8,  S.  15. 
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Auf  diese  Weise  kam  die  Gewerbefreiheit  nach  Bayern. 
Es  war  der  erste  gewaltige  Anprall  derselben,  der  1868  er- 
folgte und  der  Alles  Ober  den  Haufen  warf,  es  war  die  Ge- 
werbefreiheit der  tabula  rasa  mit  der  grossen  Scheu  vor  j^civil- 
rechtlichen  Fragen^,  die  nichts  schuf,  als  eine  weite  freie  Grund- 
lage f&r  neue  Bildungen,  für  die  unbeschränkte  Thätigkeit  der 
Individuen.  Erat  in  der  Folgezeit,  insbesondere  seit  der  Ver- 
einigung der  gewerblichen  Gesetzgebung  Bayerns  mit  der  des 
übrigen  Deutschland,  entstanden  und  entstehen  auf  dieser 
Grundlage  die  positiven  Gebilde  einer  veijüngten  Organisation 
der  gewerblichen  Arbeit  ^). 


1)  Durch  das  Reichsgesetz  t.  12.  Juni  1872  wurde  die  deutsche 
Reichsgewerbeordnung  in  Bayern  eingeführt:  siehe  darüber,  wie  über  die 
bayriscne  YoIlzogsTerordnung  r.  4.  Dec*  1872,  Hirths  Annalen  des  deut- 
schen Reichs  1878,  Sp.  759—774. 


statistischer  TheiL 


Wir  hatten  ui'sprünglich  die  Absicht,  das  angesammelte 
statistische  Material  in  die  historische  Darstellung  der  Gewerbe- 
Politik  Bayeiiis  einzuflechten  und  auf  diese  Weise  die  Bildoni: 
eines  abgesonderten  Abschnittes  zu  vermeiden.  Wohl  väre 
diese  Ai*t  der  Darstellung  die  entsprechendste,  wenn  Gewerbe- 
politik und  Bevölkeiiingsbewegung  sich  ganz  so  verhalten 
würden  wie  Ursache  und  Wirkung,  und  wenn  nebstbei  fUr  die 
ganze  hier  in's  Auge  gefasste  Periode  die  statistischen  Quellen 
in  so  reichem  Strome  fliessen  wQrden,  wie  am  Ende  derselben. 
Allein  weder  die  eine,  noch  die  andere  Bedingung  trifft  zo. 

Dass  auf  die  Bewegung  der  Bevölkerung  und  deren  gesell- 
schaftliche Verhältnisse  —  abgesehen  von  den  unabwendbaren 
Natui*gesetzen ,  denen  der  Mensch  als  stofflicher  Organi^mu^ 
unmittelbar  unterliegt  —  neben  den  jeweiligen  gewerbe- 
politischen Massregeln  eine  Summe  von  anderen  socialen  Ver- 
hältnissen und  Gesetzen  von  entscheidendem  Einflüsse  ist,  — 
liegt  klar  am  Tage.  Die  Zustände  der  ackerbauenden  Be- 
völkerung und  deren  Regelung  von  Staatswegen,  die  Handels- 
politik,  die  Entwickelung  der  Gerechtigkeitspflege  und  hunderter- 
lei andere  Umstände  mttssten  übersehen  werden,  wenn  man 
den  Aufschwung  oder  Rückgang  der  Bevölkerung,  die  Schwan- 
kungen der  Trauungsfrequenz,  die  Geburtenziffer  und  was  sonst 
in  der  Socialstatistik  von  Bedeutung  ist,  als  ausschliessUchen 
Erfolg  der  gewerbepolitischen  Massregeln  ansehen  und  dar- 
stellen wollte. 

Wie  gross  wäre  der  Fehler,  wenn  man  z.  B.  für  deo 
grossen  Rückgang  der  Bevölkerung  Bayeins  zu  Beginn  der 
fünfziger  Jahre  mit  tiiumphirender  Miene  die  reactionäre  Ver- 
schärfung der  Gewerbegesetzgebung  allein  verantwortlich  machen 
wollte,  oder  wenn  man,  um  ein  andei-s  gestaltetes  Beispiel  zu 
wählen,  das  rasche  Tempo  der  Volksvermehrung  im  zweiten 
und  dritten  Jahrzehnte  dieses  Jahrhundertes  in  sanguinischer 
Ueberstürzung   ausschliesslich   auf  Rechnung  der   liberaleren 
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gewerbepolitischen  Legislation  setzen  wollte!  Beidemal  standen 
ganz  andere  Ursachen  mit  in  erster  Linie  —  im  ersten  Falle 
physische  Verhältnisse:  Missemten  und  Nahrungsmangel,  im 
zweiten  Falle  sociale  Verhältnisse :  die  Wiederkehr  des  Friedens 
nach  den  langen  Kriegszeiten,  die  Emancipation  des  Bauern- 
standes und  überhaupt  die  freiheitliche  Gestaltung  der  ganzen 
Socialpolitik  Bayerns  nach  Abschiittelung  der  mittelalterlichen 
Fesseln. 

Ich  habe  absichtlich  diese  zwei  statistischen  Thatsachen, 
auf  welche  ich  grossen  Werth  lege,  als  Beispiele  hervorgehoben, 
um  zu  zeigen,  dass  nach  Kräften  versucht  wurde,  den  Fehler 
zu  vermeiden,  dem  bei  Benutzung  von  statistischem  Materiale 
so  schwer  zu  entgehen  ist  und  der  vielleicht  am  besten  als 
Sanguinismus  bezeichnet  werden  könnte. 

Allein  andererseits  bin  ich  nicht  gesonnen,  aus  über- 
triebener Vorsicht  der  besten  Waffen  mich  zu  begeben  und 
ich  will  daher,  ehe  ich  zum  Detail  übergehe,  noch  der  folgen- 
den Bemerkung  Raum  gönnen. 

Die  Methode,  nach  welcher  sich  die  in  und  an  der  Be- 
völkerung wahrnehmbaren  Veränderangen  erklären  und  recht- 
fertigen lassen,  ist  ganz  ähnlich  deijenigen,  deren  die  Dynamik 
sich  bedient  Wir  haben  im  Folgenden  versucht,  allgemein 
Bekanntes  kurz  und  in  concreter  Fassung  wiederzugeben. 

Man  denke  sich  die  Bevölkerung  sds  einen  Organismus, 
auf  welchen  äussere  und  innere  Kv'A^  einwirken.  Nehmen 
wir  an ,  es  seien  uns  alle  diese  Kräfte  ihrer  Art  und  Stärke 
nach  bekannt.  Entwickelt  sich  nun  auf  einmal  dieser  Organis- 
mus in  einer  Weise,  die  mit  der  vermutheten  constanten  Be- 
schaffenheit der  Kräfte  durchaus  nicht  zu  vereinbaren  ist,  dann 
wird  selbstverständlich  unser  Augenmerk  darauf  gerichtet  sein, 
auszuforschen,  an  welchen  Kräften  die  erschlossene  Verände- 
rung vor  sich  gegangen  ist.  Und  in  der  That  gelingt  es  uns 
zu  ermitteln,  dass  z.  B.  die  Kräfte  A,  B  und  C  abgenommen 
oder  sich  vergrössert  haben;  gelingt  es  uns  auch  weiter  die 
Art  und  Grösse  der  Verändemng  der  einzelnen  Kräfte  zu  er- 
messen, dann  werden  wir  mit  Genauigkeit  sagen  können :  diese 
und  jene  Aenderung  in  der  Entwickelung  des  Organismus  geht 
bis  daher  auf  Rechnung  der  Aenderung  von  A,  bis  daher  auf 
Rechnung  der  Veränderung  von  B  u.  s.  f.  Gelingt  Letztgenanntes 
nicht,  dann  muss  mit  Resignation  die  unbestimmte  allgemeinere 
Erklärung  gegeben  werden,  dass  die  Abweichung  durch  irgend- 
welche gleichzeitige  Aenderungen  der  Kräfte  A,  B  und  C  ver- 
ursacht worden  ist.  —  War  eine  Abweichung  von  der  bisherigen 
Entwickelung  des  Organismus  nur  dadurch  erklärlich,  dass 
man  sie  als  den  Erfolg  der  unbestimmten  Aenderung  der  Kräfte 
A  und  B  darstellen  musste,  und  entfällt  die  eine  von  diesen 
veränderten  Kräften,  z.  B.  A  ganz,  ohne  dass  dieser  Wegfall 
irgendwelche    bedeutende  Folgen   an   der  Entwickelung   des 
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Organismus  hinterliesse ,  dann  darf  gewiss  die  Kraft  B  als 
alleinige  oder  wenigstens  hauptsächlichste  Ursache  der  erfolgtai 
Veränderung  nachträglich  angesehen  werden. 

Bleiben  alle  wirkenden  Kräfte  bis  auf  eine,  z.  B.  D  gleich. 
und  geht  mit  dem  bis  jetzt  gleich  gebliebenen  Organismas 
eine  Aenderung  vor  sich,  dann  haben  wir  freilich  leichtes  Spiel 
indem  wir  die  uns  bekannte  Veränderung  von  D  als  Ursache 
der  ermittelten  Abweichung  ansehen  dürfen. 

Zu  ganz  apodictischen,  ziffermässig  genauen  Behauptangen 
über  den  Einfluss  dieser  oder  jener  Kraft  wird  man  kaum 
jemals  gelangen,  schon  daiiim  nicht,  weil  wir  es  eben  mit 
einem  Organismus  zu  thun  haben,  wo  das  zwischen  den  einzelnes 
Theilen  desselben  bestehende  Wechselverhältniss  rückwirkend 
auch  ein  Abhängigkeitsverhältniss  der  ihn  beeinfluseenden 
Kräfte  unter  einander  herbeiführt.  So  wird  z.  B.  die  plötzliche 
Einführung  eines  prohibitiven  Zollsystemes  den  bisherigen 
schwunghaften  Handel  mit  ausländischen  Fabricaten  lahm 
legen.  Die  Nachfrage  der  unbefriedigten  Gonsumenten  wird 
sich  nun  an  das  unentwickelte  und  unfreie  heimische  Gewerbe 
wenden  und  man  wird  entweder  durch  Beibehaltung  der  be> 
stehenden  unfreiheitlichen  Gewerbsorganisation  dieses  Bedürf- 
niss  des  Publicums  beschränkt  oder  ganz  unterdrückt  sehen. 
oder  man  wird  viel  wahrscheinlicher  auch  zu  einer  Verände- 
rung der  Gewerbeverfassung  selbst  schreiten.  Die  Kraft  A  (Zoll- 
politik) wird  demnach  durch  den  Organismus  die  Ei-aft  B 
(Gewerbepolitik)  beeinflussen.  Und  so  ist  es  in  vielen  anderen 
Fällen,  besonders  betreffs  des  Verhältnisses  der  Manufactur- 
und  Handelskraft  zur  Agiiculturkraft 

Aber  um  Genauigkeit  bis  auf  die  Decimalstellen  handelt 
es  sich  ja  auch  nicht,  wo  der  in  Lapidarschrift  geschriebene 
Einfluss  socialer  Einrichtungen  zu  entziffern  ist. 

Durch  kritisch  kühle  Betrachtung  der  gegebenen  materiellen 
Verhältnisse,  durch  logisch  correcte  Schlüsse  und  durch  an- 
gemessene Vergleichung  mit  anderen  verwandten  Organismen 
kann  man  den  stummen  Zahlen  manches  Geheimniss  entlocken, 
ohne  sich  durch  die  Sprache  ihrer  oft  trügeiischen  Miene 
täuschen  zu  lassen.  — 

Die  zu  Gebote  stehenden  statistischen  Data  über  Bayeni 
werden  wir  in  der  Reihenfolge  der  nachstehenden  Kategorie 
statistischer  Beobachtungsobjecte  der  Untersuchung  unterziehen : 

1)  Grösse    und   Bewegung    der  Bevölkerungs- 
ziffer; 

2)  Geburten; 

3)  Trauungen; 

4)  Aus-  und  Einwanderung; 

5)  gewerbliche  Verhältnisse. 
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1.    G^rSsse  und  Bewegmig  der  BerSlkemiigszlffer. 

Der  Stand  der  Bevölkerung  des  ganzen  Königreiches  Bayern 
nach  den  seit  1818  vorgenommenen  Zählungen  ist  folgender^): 


Percentaaler 

DurchBchnittlicber  Jah- 

Im  Jahre 

Berölkeningszahl. 

Zuwachs  von  Z&h- 

Inngnahr  zu  Zäh- 

limgqahr 

reszuwachs  in  den  ein- 
zeben  Zählongsperio- 

den  in  Percenten 

1818 

8,707,966 

_ 

_ 

1827 

4,044,569 

9,08 

1,01 

1830 

4,133,760 

2,20 

0,78 

1834 

4,246,778 

2,72 

0,68 

1837 

4,315,469 

1,61 

0.58 

1840 

4,870,977 

1,89 

0,48 

1843 

4,440,327 

1,59 

0,58 

1846 

4,504,874 

1,46 

0,48 

1649 

4,520,751 

0,35 

0,18 

1852 

4,559,452 

0,85 

0,88 

1855 

4,541,556 

0,89 

0,18 

1858 

4,615,748 

1,68 

0,54 

1861 

4,689,837 

1,60 

0,58 

1864 

4,807,440 

2,51 

0,84 

1867 

4,824,421 

0,35 

0,18 

1871 

4,863,450 

0,81 

0,80 

In  raschem  Laufe  bewegt  sich  der  durch  den  Frieden  und 
die  freiheitlichen  Reformen  auf  allen  Gebieten  der  Socialpolitik 
entfesselte  Strom  der  Volksentwickelung  seit  dem  Jahre  1818. 
Der  reactionäre  Umschwung,  der  seit  den  dreissiger  Jahren  in 
dem  Niederlassungs-  und  Gewerbewesen  eintrat  und  andauerte, 
bezeichnet  seine  Bahn  durch  ein  beschleunigtes  Abnehmen  des 
Zuwachspercentes ;  diese  Abnahme  ist  bis  an  die  Periode  von 
1855/58  factisch  nur  einmal  unterbrochen  (1840/43).  Das 
Nothjahr  1 846  diückte  das  Percent  für  den  Jahresdurchschnitt 
der  Periode  1846/49  auf  +  0,12  herab,  doch  bleibt  auch  die 
folgende  Zeit  von  1849/52  um  0,48  —  0,28  =  0,20  %  hinter 
der  dem  Nothjahre  vorangehenden  Periode  von  1843/46  zurück. 

In  den  drei  Jahren  1853/54/55  kam  es  schliesslich  zu 
einer  wirklichen  Abnahme  der  Bevölkerung  und  zwar  um 
0,13  **/o  pro  Jahr;  dieselbe  herbeizuführen  wetteiferten  die 
mannigfachsten  Ursachen.  In  erster  Linie  wohl  die  grosse 
Theuerung,  ungesunde  bäuerliche  Verhältnisse,  die  ganze 
Stagnation  von  Handel  und  Gewerbe  in  jenen  Jahren  und  end- 
lich dann  die  Reaction  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbepolitik, 
welche  in  den  Ereignissen  von  1848/49  ihre  Wurzeln  hatte. 

')  Die  absoluten  Zahlen  ans  dem  „Btatistischen  Abriss  für  das  Königreich 
Bayern,  1.  Ueferuns;:  Land  und  Bevölkerung^;  herausgegeben  v.  königl. 
stat  Bureau,  München  1876,  S.  i.  Die  Percente  sind  von  Zählung  zu 
Zählung  berechnet. 


185«/, 

in  8dl. 

fl.  17^  Kr. 

185»/4 

23.» 

185*/s 

23,19 

185% 

17,45 

185«/, 

15,16 

185'/. 

12,si 

185«/, 

10,x8 

1857eo 

11,45 

186% 

14,os 
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Der  Boggenpreis  (per  Scheffel)  schwankte  seit  1843  in  nach- 
stehender  Weise  ^) : 

184'/«    in  sdd.  fl.  14,t    Er. 
184*/5  15,15 

l84»/e  19,58 

184%  21,36 

184Vb  10,12 

184%  7,84 

184«/«  7,57 

185%  12,20 

185V«  l*?»»» 

Der  Durchschnittspreis  des  Scheffels  Roggen  belauft  sich 
also  fQr  die  Periode  von  1843/46  auf  16  fl.  32  kr.  sdd. 

1846/49  -  13  -  7  - 
1849/52  -  12  -  43  - 
1852/55    -    21   -  32    - 

Der  trotz  des  Misswachses  von  1846  dennoch  ziemlich 
massige  Durchschnittspreis  für  die  Periode  von  1846/49  erklärt 
warum  die  Folgen  des  ersteren  bei  weitem  nicht  so  tief  ein- 
schneidend waren,  wie  die  der  anhaltenden  Höhe  des  Bc^en- 
Preises  in  der  Zeit  von  1852/55. 

Die  0,84  Percent  der  jährlichen  Durchschnittszunahme  der  Be* 
völkernng  in  den  Jahren  1861/64  sind  Zeugen  des  wohlthätigen 
Einflusses  der  freiheitlichen  Strömung  auf  dem  Gebiete  der 
Niederlassungs-  und  Gewerbepflege,  welche  seit  dem  Schluss« 
des  6.  Decenniums,  besonders  aber  seit  dem  Beginne  der 
sechziger  Jahre  zunächst  wenigstens  in  der  Praxis  der  Be- 
hörden Platz  gi-iff. 

In   den  letzten  zwei  Perioden  (von  1864/67  und  1867/71 
verwischen  leider  die  Kriegsjahre  die  Wirkung  der  socialen  Ge- 
setzgebung,  die  1868/69  ihren  Abschluss  fand;   doch  wird  e^ 
nicht  unversucht  bleiben,  unten  an  anderen  Zahlen  denselbeB 
darzustellen. 

Von  grösserem  Interesse  als  die  Data  über  das  ganze 
Königi'eich  Bayern  sind  für  uns  die,  welche  sich  nur  auf  da< 
rechtsrheinische  Bayern  beziehen,  da  ja  in  der  Pfalz  seit 
der  französischen  Herrschaft  die  volle  Verkehi'sfreiheit  bestaml. 
Noch  interessanter  wird  eine  Parallele  zwischen  den  Zahlen 
über  das  dies-  und  jenseitige  Bayern  sich  gestalten,  eben  des^ 
halb,  weil  man  die  Folgen  der  entgegengesetzten  Gewerbe- 
und  Niederlassungspolitik,  bei  sonstiger  Gleichheit  der  übrigen, 
namentlich  der  natürlichen  Einflüsse,  ganz  unmittelbar  wahr- 
nehmen kann. 


^)  Die  Zahlen  aas  Oettingen:  „Die  Moralstatistik  in  ihrer  Bedeatnns 
für  eine  christliche  Socialethik*^  2.  Aufl.,  Erlangen  1874;  Anhang  S.  2ti. 
Tab.  24. 


In  der  Rheinpälz 

Im  Königreiche  diess.  d.  RL 

Im 
Jalire 

BeTölke- 

ZnwuhBvonZUi- 
iDJig  zQ  Z&hlutig 

pnlilii 

in  '/ 

pro  Jiht 

Zuwachs  von  1  „      „ 
ZfthlnngEoZ.    Bevölke- 

in  ibioL 

i„./^  in  .b.sr!  rongiBahl 

1818      «6,168 

^=-^= 

_          _ 

__ 

~^:~ 

3, 

1827  '  517,061 

70.913 

15,88        1,TB 

0,90 

8,15 

2«       0 

3, 

18S0,    537,858 

20,777 

4,01        1,84 

0,84 

1,H 

«       4 

3, 

1834  1    554,932 

17,074 

3,17        0,T» 

0,w 

2,66 

i       'A 

3. 

1837      565,345 

10.413 

1,87         0,8« 

y,si 

1,S8 

l       8 

8, 

1840      679,120 

13,775 

2,«        0,81 

0,)T 

1,11 

^       13 

8, 

1843      595,193 

16,073 

2^77        0,M 

04. 

llss 

{       '7 

3, 

1846  1  608,470 

13,297 

2,1»      0,74 

0,« 

1,M 

f       '0  3, 

1849      616,370 

7,900 

lfi-1      Oiia 

o!» 

Oio 

.,--7'» 

1852      611,476 

-  4,894 

-    0,7811- 0,M 

0,S7 

1,11 

43,595  3 

1855      687,334 

-24,142 

-S:rh:" 

2,is||     0,1» 

006 

0,15 

6,246  8, 

1858      595,129 

7,795 

0,66 

llw 

66,397,4 

1861      608,069 

12,940 

050 

l,Si 

61,U9  4 

1864      625,157 

17088 

2,95||       0,98 

081 

2;*8 

100,515  4 

1867  1  626,066 

'009 

oA     O-o* 

Ol. 

0,18 

16,072  4 

1871  f 

6Iß,035 

-11,031 

-0 

1-0.44 

0,1. 

o!« 

38,646  4 

Diese  Zahlen']  sprechen  laut  und  Bind  nicht  misszuverstehen. 
Seit  der  Zeit ,  wo  die  statistische  Helle  Ober  Bayern  zu 
(lAmmern  beginnt,  bis  zur  vei-hängniBevollen  Penode  von  1852/55 
nimmt  die  Bevölltei-ung  der  Pfalz  in  weit  schnellerer  Pro|?ression 
zu,  als  die  im  diesseitigen  Bayern.  Hier  ist  der  Jahreszuwachs 
in  der  freiheitlichsten  Zeit  von  1818 — 27  0,90  "lo  dort  hingegen, 
1,76  7o-  Und  wie  schnell  tritt  nicht  in  der  Pfalz  die  Erholung 
nach  dem  Bückachlage  in  den  Jahren  vor  1855  ein!  Von 
1852-55  vermindert  sich  die  Bevölkerung  jährlich  um  1,31  "/o, 
während  diesseits  immer  noch  ein  Zuwachs  von  0,05  "/o  sich 
vorfindet  i  allein  der  Jahreszuwacfas  in  der  Periode  1855/58 
steigt  diesseits  nur  von  0,05  auf  0,56  %,  während  er  in  der 
I'falz  von  —  1,31  %  auf  +  0,44  7,,  sich  emporschwingt  Das 
freilich  tritt  auch  hell  vor  die  Augen,  dass  die  Provinz  mit 
vollkommen  freien  Institutionen  gegen  jeden  ungünstigen  Ein- 
äufis  viel  empfindlicher  ist,  als  die  übrigen.  Es  ist  diese 
Erscheinung  auch  begreiflich,  wenn  man  erwägt,  dassan  den 
wärmenden  Strahlen  der  Freiheit  viel  mehr  Keime  entspriessen, 
die  den  rauhen  Hauch  ungünstiger  Zeitläufte  nicht  vei-tragen, 
als  dies  in  dem  bei  weitem  weniger  milden  Klima  unfreiheit- 
licher Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Niederlassung»-  und 
Gewerbewesens  der  Fall  ist  — 

Allein  der  optimistischen  Ansicht,  dass  die  Wirkungen 
der  Gewerbefreiheit  ausnahmslos  und  unbedingt  gute  seien, 
eine  Ansicht,  die  besonders  in  den  bayrischen  Kammern  oft 
auBgesprochen  worden  ist,  treten  auch  andere  Thatsachen  ent- 
gegen.   Mit  der  bei  weitem  grösseren  Zahl  Jener  Existenzen, 


')  Die  Percenle  tind  berechnet  nach  den  abBolnten  Zahlen  im  AbrtBS  S.  4, 5. 
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welche  immer  nur  auf  der  scharfen  Gränzscheide  zwischen 
Sein  nnd  Nichtsein  baJancirten,  hatte  die  Kheinp&bB  auch  eine 
nnverhUtnissmässig  bedeutende  Anzahl  von  Individuen,  welche 
nur  auf  Kosten  ihrer  besitzenden  und  arbeitenden  Mitbltrger 
lebten.  Die  folgende  Uebersicht^)  stellt  die  Zahl  der  Bettler 
und  Vaganten  dar,  welche  in  den  bayrischen  Provinzen  dies- 
seits des  Meins  und  in  der  Pfalz  auf  je  1000  Einwohner  ent- 
fallen. 


Anf  1000  Eänwohocr  kommeD  aa^ßgcHSeat 

Im  Jahre 

Bettler 

Yagsnten 

DieasdtsdLR 

P&k 

Diesseits  d.R. 

Pfiüx 

184V, 

6,» 

11,6S 

7,4$ 

7.1« 

184«/, 

8,17 

14,84 

9,81 

9,» 

184«/. 

8,« 

11,7S 

9,06 

7.« 

184*/, 

6,36 

14,01 

8,64 

10,10 

184»/. 

8,06 

21,74 

9,90 

14^14 

184«/, . 

10,n 

26,S5 

12,88 

17^1 

184'/, 

6,41 

15,71 

9,48 

11,« 

184% 

5,5» 

Hoo 

8,60 

11,5» 

184»/- 

5,M 

16,44 

9,u 

11^7 

185»/r 

6,39 

18,71 

9,88 

la,« 

185V, 

9,s, 

2S,i5 

14,8S 

8^47 

W* 

.5»«» 

28,41 

18,68 

21^ 

186»/« 

10,77 

8S,u 

15,16 

85,13 

185*/, 

10,4* 

do,öi 

16,17 

29,6S 

185»/, 

9,10 

22,80 

12,08 

24,17 

186»/, 

?;« 

17,65 

9,78 

15,00 

186'/. 

5,53 

15,7» 

7,94 

10J3 

185«/, 

9jn 

13,86 

7.00 

9,« 

185»/„ 

4,69 

16,60 

7,70 

9,« 

1867, 

4,24 

16,40 

7,29 

9,40 

DnrchBchiätt  der 

6,81 

19,14 

10,68 

14,» 

20  Jahre 

Die  Zahl  der  Bettler  ist  in  der  Pfalz  immer  um  mehr 
als  das  Doppelte,  oft  um  das  Drei-  und  Vierfache  grösser  als 
diesseits  des  Rheins,  und  ähnlich  Qbersteigt  die  Zahl  der 
pfälzischen  Vaganten  die  der  diesseitigen  um  nahezu  das 
Doppelte. 

Der  Einfluss  der  Nothjahre  1846  und  1847,  besonders  aber 
der  von  1850 — 55  erweist  sich  auch  nach  diesen  Zidilen  in  der 
Pfalz  als  viel  verheerender,  als  auf  dem  diesseitigen  Rheinofer, 
und  während  nach  dem  Aufhören  der  grossen  Theuerungen  im 
diesseitigen  Bayern  die  Zahl  der  arbeits-  und  unterhaltslosen 
Personen  auf  ihr  früheres  Niveau  und  auch  unter  dasselbe 
sinkt,  verbleibt  dieselbe  jenseits  des  Rheins  auf  einer  verhält- 
nissmässig  viel  grössei-en  Höhe.  Die  Tendenz  zur  proletarischen 
Bevölkei-ungszunahme  ist  also  in  der  verkehrsfreien  Pfalz  an- 


')  Oetttingen  a.  a.  0.  Anhang  S.  25,  27.  Tab.  23,  25. 


IL  1. 


145 


haltend  eine  viel  grössere  gewesen  als  im  diesseitigen  König- 
reiche Bayeiii. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  unserer  Beobachtung  — 
die  Wirkungen  der  Niederlassungs-  und  Gewerbepolitik  —  ist 
die  Gestaltung  der  lokalen  Gruppirung  der  Bevölkeiiing  von 
besonderem  Interesse.  Gewerbe-  und  Niederlassungsfreiheit 
wird  nach  ihrer  Einfühining  gewiss  immer  ein  grösseres  An- 
wachsen der  Städte  bewirken,  wohingegen  unfreiheitliche  Mass- 
regeln diese  Vergrössemng  der  Zahl  der  Städter  hemmen 
werden,  ^s  ist  ja  eine  bekannte  Thatsache,  dass  die  grossen 
technischen  Fortschritte  der  letzten  Decennien  Hand  in  Hand 
mit  der  „Freiheit  der  Arbeit"  Ursache  der  ausserordentlichen 
Vergrösserung  unserer  Grossstädte  sind. 

Die  städtische  Bevölkei-ung  diesseits  des  Rheins  betrug: 

1818    9,88  ^/o 

1834  11,38  % 

1861  13,35  % 
der  Gesammtbevölkeningi),  sie  wuchs  also  in  der  tiberwiegend 
liberalen  Zeit  von  1818  bis  1834  um  0,09  %  pro  Jahr,  von 
1834  bis  1861  aber  nur  um  0,07  %  —  wohingegen  in  der 
freien  Pfalz  die  Städter  in  der  Periode  von  1840/61  von 
12,29  %  auf  15,47  %  der  Gesammtbevölkerung  sich  ver- 
mehrten, so  dass  der  jährliche  Zuwachs  trotz  des  Rückschlages 
von  1846—56  0,i5  %  beträgt. 

Die  Vertheilung  der  Bevölkerung  innerhalb  der  Periode 
von  1840—67  veranschaulicht  die  folgende  Zusammenstellung*): 


BevölkemngBgnippen 


i,  Zunahme  der  Bevölkening  in  Bayern  nach 
Vo.pro  Jahr  im  Dorchschnitte  der  Perioden 

18*75, 


18«*/, 


61 


18«" 


'6i 


18«*/ 


67 


Städte  mit  mehr  als  500  Fa- 
milien     

Andere  Gemeinden  mit  einem 
Haoptorte  von  mehr  als 
500  Familien  .    .    .    .x   . 

l^ebrige  Ortschaften    .    .    . 

Gesammtbevölkerong  .    .    . 


0,77 


0,67 
0,26 
0,S6 


1,41 


0,S4 
0,05 
0,32 


2,40 


1,51 
0,39 
0,84 


0,94 


1,16 

—  0,16 

'  0,12 


Hier  tritt  der  Einfluss  der  Aendeningen  in  der  Gewerbe- 
und  Niederlassungspolitik  ganz  unverkennbar  vor  Augen,  am 
schlagendsten  durch  Vergleichung  der  charakteristischen  Epoche 
von  1840 — 52  und  1861 —-64:  die  freiheitlichen  Maximen  be- 
ßOnstigen  den  Anwachs  der  Städte ,  die  unfreiheitlichea 
hemmen  ihn. 


')  Aus  dem  gediegenen  Art.  Hermanns:  »»Resultate  der  Erhebungen 
über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Köni^eiche  Bayern  v.  188'/«  — 
Iä6*/V*  in  der  statistischen  Publication:  Bewegung  der  Bevölkerung  im 
Königreich  Bayern  v.  185'/.  —  186*/«,  München  1868,  S.  81  ff. 

*)  Ans  der  statistischen  Publication:  Die  Volkszählung  im  Königreich 
BayeA  t.  3,  December  1867,  L  Theil,  München  1868,  S.  21. 

Forsch uni^en  (6)  IL   1.    Kaisl.  10 
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Und  um  noch  soi'gfältigei*  zu  illustiiren,  mögen  zum  Sehlusse 
auch  einzelne  Städte  hinsichtlich  ihrer  Bevölkerungsverhältnisse 
in  der  folgenden  Tabelle  geprüft  werden: 

Stand  der  Bevölkerung 

(mit  Einschluss  der  GamLson). 


Stadt 
Diesseits  d.  R. 

München  . 
München  mit 

Vorstädten') 
Nürnberg*) 
Augsburg 
"Würzburg 
Begensburg 
Fürth    .    . 
Bamberg 
Hof  .    .    . 
Kempten   . 
Afichaffen- 

burg    .    . 
In  der  Pfalz 
Speyer  .    . 
Pirmasens 


1861   !  1864 


1867 


1871       187 


26,854 


4,667 


44,456 


7,400 


106,715  148,201 167,054,170,688  169,693;  l9ft,.^J 


113,664 
46,824 
36,869 
26,814 
21,942 
14,989 
20,863 
7,985 
7,891 


127,819 
53,688 
39,340 
29,848 
25,898 
16,745 
20,594 
9,065 
7,856 


148,579 
62,797 
45,389 
36,119 
27,875» 
19,125; 
23,542, 
12,018. 
10,370 


167,054' 
70,492; 
49,532 
41,062 
29.893 
21,054 
25,240 
13,146 
10,892 


9,273     7,922     9,323   10,676 


170,688 
77,895 
50,067 
42,185 
30,357 
22,496 
25,972 
14,397 
10,998 


k^ » 


169,(08119^ 
83,2141  91/ 1- 
51,220!  57  il 
40,005;  44./ 

29,185   81  '  • 
24,577    27.: 
25,738  2^y: 
16,010    l-.J»' 
11,223   12.t>. 


11,147 
6,410 


12,077    12,810,  13,699 
7,021     7,0971    7,971 


10,208'    9,212    10.«-^ 

14,806   14,2231  14  . 
8,675|    8,563;'  lo.: 


2.    Die  Geburten,  insbesondere  die  unebelicheii. 

Es  erscheint  nothwendig,  einer  kui'zen  Erwägung  ober 
die  Bedeutung  der  unehelichen  Geburten  Raum  zu  gönnen, 
ehe  ich  an  die  Besprechung  der  diesbezüglichen  Verhältnisse 
in  Bayern  gehe. 

Ueber  die  Ursachen  des  Vorkommens  derselben  und  zum 
Theile  auch  über  deren  Wirkungen  herrscht  in  der  Literatur, 
vornehmlich  unter  den  Moralstatistikein  eine  gi'osse  Meinungs- 
verschiedenheit. 

Die  Einen  (Carey,  Engel)  sind  geneigt  dem  Pracentsatze 
der  unehelichen  Geburten  in  einem  Lande  jedwede  Beweis- 
kraft für  die  Unsittlichkeit  der  Bevölkerung  abzusprechen, 
die  Prostitution  y  der  Ehebruch  und  andere  von  Recht  umi 
Sitte  verbotene  Vergehen  dieser  Art  sind  im  Stande  ihrv- 
Existenz  zu  verheimlichen,  da  ja  die  Sterilität  der  Prostitnirter. 
und  die  Rechtsfiction  von  der  Paternität  ihre  Spur  verwische*^ 
Wie  unschuldig  ist  nicht  die  Anticipation  der  Ehe  in  Forr.! 
einer  Geschlechtsverbindung  der  Liebenden,  in  welcher  Kinder 
erzeugt  werden.  Zum  Unglücke  sind  eben  diese  Folgen  der- 
selben statistisch  greifbar  und  darum  kommen  die  Ph&risaer 


^)  d.  i.  München  mit  Eünzurecbnung  der  dem  Burgfrieden  zogetheilter 
Vorstädte  Au,  Haidhausen,  Giesing  (1854)  und  Raumersdorf  (186:^. 

*)  Im  Jahre  1825  wurden  Nürnberg  einige  Gemeinden  mit  6,0 '^l 
Einwohnern  einverleibt. 

^)  Zusanmiengestellt  nach  Tab.  19,  Abriss  S.  25.  • 
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und  seufzen  o  tempora,  o  mores !  während  man  sich  im  Gegen- 
Uieile  fi*euen  sollte,  dass  die  sdion  einmal  unvermeidliche 
Laxheit  der  Sitten  häufiger  in  dieser  mildesten  Form  sich 
manifestirt  und  so  Pi-ostitution,  Ehebruch  u.  A.  verdrängt. 

Eine  zweite  Ansicht  betrachtet  die  unehelichen  Geburten 
als  einen  „werthvollen  Massstab  für  die  moralische  Festigkeit 
oder  Ausgelassenheit  der  grossen  Massen  in  sexueller  Beziehung*' 
(Hausner)  und  geht  sogar  soweit,  das  Plus  des  P)*ocentes  der 
unehelichen  Geburten,  welches  ein  Land  gegenüber  einem 
anderen  aufweist,  ganz  absolut  für  das  Plus  der  vorhandenen 
Unsittlichkeit  zu  erklären.  Den  Einwand,  dass  ja  auch 
Prostitution  und  Ehebiiich  gewichtige  Factoren  bei  Beuitheilung 
der  Yolksmoralität  sind,  parirt  Hausner  mit  der  optimistischen 
Behauptung,  dass  die  Prostitution  nur  in  den  Grossstädten, 
der  Ehebruch  aber  nur  unter  den  höheren  Klassen  zu  treffen  sei. 

In  der  Mitte  zwischen  diesen  zwei  Extremen  steht  die 
dritte  Ansicht  Das  Vorhandensein  unehelicher  Geburten  deutet 
unter  allen  Umständen  auf  einen  pathologischen  Zustand  des 
socialen  Körpers.  Wir  stehen  mit  der  Frage  über  die  ausser- 
eheliche  Fi-uchtbarkeit  auf  einem  Boden,  wo  Moral  und 
Oekonomie  iu  ihrem  engen  Zusammenhange  sich  offenbaren; 
vom  Standpunkte  beider  muss  die  Legitimität  der  geschlecht- 
lichen Verbindung  hochgehalten  werden  und  vom  Standpunkte 
beider  ist  das  Umsichgreifen  unehelicher  Geburten  ein  Zeichen 
des  Verfalles  ^).  Es  hiesse  Eulen  nach  Athen  tragen ,  wenn 
ich  das  traurige,  moralische  und  ökonomische  Schicksal,  dessen 
die  Bastarde  in  der  Regel  theilhaftig  werden,  hier  als 
Illustration  anführen  wollte;  die  Statistik  über  Verbrechen, 
über  Prostitution  u.  A.,  kui'z  die  ganze  Moralstatistik  ist  voll 
der  Klagen  über  die  traurigen  Folgen  des  „selbstvei'schuldeten 
Uebels"^  der  unehelichen  Gebuiten. 

Allein  dessenungeachtet  ist  die  uneheliche  Fruchtbarkeit 
nicht  ein  absoluter  Massstab  der  Volksmoralität,  besonders  wo 
es  sich  um  Vergleichung  vei'schiedener  Territorien  handelt. 
flWo  z,  B.  —  wie  Röscher  *)  mit  Recht  anführt  —  die  jährliche 
Heirathsfrequenz  =  0,017  %  der  Bevölkenmg  war  (Königreich 
Sachsen) ,  da  bedeutete  offenbar  jede  uneheliche  Gcbuit  einen 
viel  grösseren  Mangel  an  Selbstbehen*schung  als  in  Bayern, 
wo  auf  1000  Lebende  nur  13  jährlich  heiratheten.  In  manchen 
Gegenden,  wo  die  Wirthschaftsverhältnisse  sehr  stabil  sind, 
wo  namentlich  die  geschlossenen  Bauerngüter  vorherrschen, 
und  die  Söhne  oft  ei*st  nach  dem  Tode  ihrer  Aelteiii  zur  Ehe 


')  Vgl.  Carej,  Socialwissenschaft  III,  S.  479,  Engel,  das  Köni^eich 
Sachsen  in  Statist  und  Staats wissenschaftl.  Beziehung  1853,  I,  b.  75; 
Ilausner,  rergleichende  Statistik  von  Europa  1^65,  Bd.  I,  S.  211  ff.  Für 
die  dritte  Ansicht:  Oetttngen  a.  a.  0.  Gap.  6  die  unehelichen  Gehurten 
und  das  Findelwesen  S  282  ff.,  dann  G.  Mayr,  die  Gesetzmässigkeit  im 
Gesellschaftsleben«  Bd.  XXIII.    Naturkr&fte,  München  1877,  S.  252—257. 

*^  Koscher.  Grundlagen  (11.  Aufl.)  1874,  §.  249  A.  S.  582. 
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schreiten  können,  werden  die  unehelichen  Kinder  grossentheils 
durch  spätere  Trauung  legitimii-t,  einstweilen  aber  wie  eheliche 
in  der  Familie  der  Mutter  auferzogen.  Hier  ist  offenbar  der 
unzüchtige  Wechsel  der  Liebschaften,  wie  die  Verwahrlosung 
der  Kinder  viel  weniger  schlimm,  als  in  Grossstädten,  Fabriks- 
districten  etc.,  wo  die  wilden  Ehen  heute  zusammen,  übers 
Jahr  wieder  auseinanderlaufen.** 

Die  unehelichen  Geburten  immer  als  Effect  sittlicher 
Willensschwäche  aufzufassen,  mag  an  sich  richtig  sein;  allein 
man  darf,  falls  man  nicht  vom  Durchschnittsmenschen  den 
höchsten  Grad  sittlicher  Willensstärke  verlangen  will,  diese 
Willensschwäche  nicht  bloss  als  Resultat  unsittlicher  Gesinnung, 
sondern  auch  anderer,  vornehmlich  ökonomischer  Ursachen  an- 
sehen. 

Wenn  heute  die  Staatsgewalt  neun  Zehntheilen  der  Be- 
völkei-ung  das  Eheschliessen  verbietet,  dann  mag  die  Moral 
das  Ueberwuchern  unehelicher  Kinder  verdammen,  allein  der 
nüchterne  Beobachter  Wird  diese  Immoralität  für  pi^ovocirt  und 
unvermeidlich  erklären.  Und  daiiim  sei  auch  hier  der  Meinune 
Hausners  entgegengetreten,  welcher  jeden  Einfluss  admini- 
strativer Institutionen  auf  die  uneheliche  Fmchtbarkeit  negirt ; 
inductive  Argumente  gegen  Hausner  folgen  unten  nach. 

Was  nun  noch  die  Methode  der  Anwendung  der  Statist 
Aufzeichnungen  über  uneheliche  Geburten  betrifft,  so  ist  meines 
Erachtens  der  Ansicht  Oettingens  ^)  ganz  unbedingt  beizustimmen, 
dass  der  Pi*ocentsatz  der  Unehelichen  stets  nach  der  Gesammt- 
Ziffer  der  Geborenen  und  zwar  mit  Einschluss  der  Todtgeborenen 
zu  berechnen  sei.  Es  ist  nemlich  eine  statistisch  ermittelte 
Thatsache,  dass  auf  die  unehelichen  Gebuiten  immer  eine  viel 
grössere  Verhältnisszahl  von  Todtgeburten  entfällt,  als  auf  die 
ehelichen;  und  eine  Ignorimng  der  Todtgeborenen  ist  in  der 
That  ein  Vei*wischen  dieses  ungünstigen  Symptomes.  Allein 
durch  ein  derartiges  Nichtbeachten  der  Todtgeborenen  würde 
man  sich  auch  eines  wichtigen  Kriteriums  zur  Beurtheilun^ 
der  moralischen  Bedeutung  der  unehelichen  Geburten  begeben. 
Es  ist  Oettingens  Verdienst,  auf  diesen  Umstand  ganz  be- 
sondei-s  hingewiesen  zu  haben.  „Es  dürfte  sich  —  sagt  er  — 
der  Ueberschuss  des  Percentsatzes  der  Unehelichen  mit  Ein- 
schluss der  Todtgeborenen  über  die  Proportion  derselben, 
mit  Ausschluss  der  Todtgeborenen  als  ein  viel  soliderer 
Massstab  der  Volkssittlichkeit  herausstellen,  als  die  Verh&lt* 
nisszahl  der  illegitimen  Gebuiten  überhaupt.  Denn  es  spie^lt 
sich  in  jenen  Verhältnisszahlen  das  Mass  der  mütterlichen 
Sorgfalt  für  die  aussereheliche  Pi-ogenitur."*  —  Gewiss  wird 
diese  mütterliche  Sorgfalt  da  viel  grösser  sein,  wo  das  in  der 
ausserehelichen    Empfängniss  liegende   Vergehen   gegen    die 

»)  a.  a.  0.  S.  289. 
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Moralität  weniger  ein  Product  verderbter  Gesinnung,  als  viel- 
mehr socialer,  speciell  ökonomischer  Verhältnisse  ist.  Und  in 
dieser  Hinsicht  hat  Bayem  GlQck  in  seinem  UnglQcke ;  während 
es  nemlich,  was  den  Procentsatz  der  unehelichen  Geburten 
betriiTt,  consequent  immer  die  erste  Stufe  unter  den  eui*opäischen 
Eulturstaaten  einnimmt,  ist  daselbst  das  Plus  des  Procentsatzes 
der  unehelichen  Geburten  mit  Einschluss  der  Todtgeborenen 
Ober  den  Procentsatz  der  unehelichen  Geburten  mit  Ausschluss 
der  Todtgeborenen  das  geringste.  Es  kamen  nemlich  auf 
100  Geborene  Uneheliche 


in 

1845/50 

1865/70 

Bayern 

20,5 

19,3 

Sachsen 

14,8 

15,1 

Württemberg 

11,8 

15,7 

Dänemark 

11,4 

10,8 

Oesterreich 

11,85 

14,7 

Schottland 

9,8 

9,6 

Norwegen 

8,8 

9,2 

Schweden 

8,8 

9,8 

Belgien 

8,1 

7,2 

Frankreich 

7,4 

7,6 

Preussen 

7,5 

8,3 

England 

6,7 

6,8 

Niederlande 

4,8 

4,0 

Spanien 

5,8 

Italien 

5,0 

Sardinien 

2,1 

-*)• 

Dem  gegenüber  betrug  das  Plus  der  unehelichen  Geburten  mit 
Einschluss  der  Todtgeborenen  über  die  unehelichen  Gebuiten- 
zahl  mit  Ausschluss  derselben  nach  Percenten 

in  Frankreich  0,25 

-  Schweden  0,19 

-  Norwegen  0,i8 

-  Oesterreich  0,i4 

-  Holstein  0,i3 

-  Preussen  0,12 

-  Bayem  0,08*) 

Ich  habe  in  der  folgenden  Tabelle  eine  Zusammenstellung 
der  relativen  Anzahl  der  Geburten  überhaupt,  dann  des  auf 
die  ehelichen  und  unehelichen  entfallenden  Antheiles  aus- 
gearbeitet. Ich  ging  dabei  von  der  Ueberzeugung  aus,  dass 
man  aus  der  blossen  Abnahme  der  unehelichen  Geburten  auf 
eine  Besserung  der  sittlich  socialen  Zustände  des  Volkes  zu 
schliessen  nicht  berechtigt  ist,  sondern  dass  dieser  Schluss  nur 
dann  erlaubt  ist,  wenn  der  Abgang  an  der  Ziffer  der  unehe- 
lichen Geburten  den  ehelichen  zuwächst,  noch  mehr  aber,  wenn 


>)  Die  Zahlen  ans  Oettingen,  a.  a.  0.  S.  289  £ 
*)  Die  Zahlen  ans  Oettingen  a.  a.  0.  S.  290. 
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die  Summe  der  Geburten  überhaupt  zu  gleicher  Zeit  wftchst. 
Zu  bedauern  ist  nur,  dass  erst  vom  Jahre  1835  angefaDgen, 
die  nothwendigen  Data  vorhanden  sind,  denn  speciell  fQr  unsere 
Zwecke  wäre  die  Kenntniss  der  Zahlen  aus  den  früheren 
Jahren  von  höchstem  Interesse?  Die  Zahlen  der  zweiten  und 
vierten  Colonne  sind  dem  in  der  Anmerkung  genannten  Werke 
entlehnt,  wo  auch  die  absoluten  Zahlen  sich  finden,  welche 
hier  bei  Seite  gelassen  wurden,  um  der  Tabelle  die  Uebersicht- 
lichkeit  nicht  allzusehr  zu  benehmen  ^). 


Auf  1000  Einwohner  kommen  in  Bayern  l 
Geburten  (mit  EinschliiHS  der  Todt- 

Auf  100  Ge- 

Im Jahre      > 

borene 

1800  und 

geborenen) 

kommen 

überhaupt 

eheliche 

uneheliche 

Uneheliche 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

35/6 

36,2 

28,6 

7,6         1 

21,0 

36/7 

35,1 

27.7 

7,4 

21,1 

37,8 

34,4 

27,2 

7.^ 

20,r# 

38/9 

35,0 

28,3 

7,3 

20,5 

39/40 

35.8 

27,3 

7,5 

21,Ä 

40/1 

35,7 

273 

<^ 

20,7 

41/2 

86,9 

29o 

7,9 

21.4 

42/3 

36,'i 

286 

7,6 

21,0 

43,4 

33,2 

267 

6,5 

19,« 

44/5 

36,5 

293 

712 

lö,^ 

45/6 

36,0 

286 

7,4 

20,6 

46/7 

33,8 

269 

6,9 

20,4 

47/8            1 

32,7 

26^i 

6,2 

18,9 

48-9 

37,1 

29^ 

77 

20,7 

49/50 

35,9 

28i 

7;8 

2i;7 

50/1 

36,0 

28;2 

7,8 

21,9 

51/2 

34,4 

27,1 

73 

21,a 

52/3 

32,9 

26,2 

6,7 

20,3 

53/4 

33,9 

26,7 

7,2 

21,8 

54  5 

81,3 

25,1 

6,2 

19,9 

55/6           1 

83,9 

26,7 

7,2 

21,s 

56/7 

85,3 

27,3 

8,0 

22,6 

57/8 

35,5 

27,2 

8,3 

28,4 

58/9 

36,0 

27,5 

8,5 

22,s 

59/60 

35,9 

27,5 

8,4 

23,4 

60/1 

85,4 

273 

8,1 

22,8 

61/2 

35,6 

27,6 

8,0 

22,4 

62/3 

37,8 

2S/> 

8,8 

23,9 

63/4 

39,2 

80o 

9)2 

23,4 

64/5 
65/6 

1        88,2 
88,6 

296 
302 

8,6 
8,4 

22,5 

21,7 

66/7 

88,9 

30,7 

8,2 

21,1 

67/8 

89,0 

81,2 

7,8 

20,0 

689 

39,8 

32,7 

7,i 

17,« 

69/70 

41,8 

849 

6,9 

16,5 

71 

87,8 

82,1 

5,7 

15,0 

72 

41,4 

85,4 

6,0 

14,4 

73 

42,9 

869 

6,0 

18,» 

74 

48,5 

88:i 

5,4 

12,4 

and 


3..' 
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An  der  Fluctuation  der  unehelichen  Fi-uchtbarkeit  ist  zu 
sehen,  dass  sie  im  Ganzen  und  Grossen  denselben  Gesetzen 
folge,  wie  die  eheliche  Progenitur;  doch  wird  auch  durch  die 
bayrischen  Verhältnisse  die  allgemein  gemachte  Erfahrung  be- 
stätigt, dass  die  Wirkung  derselben  Ursachen  bedeutend  inten- 
siver an  den  unehelichen  Geburten  hervortritt 

Die  Höhe  des  Roggenpreises  im  Jahre  1846/47  (21  fl.  86  kr. 
per  Scheffel)  mindert  die  Gesammtzahl  der  Geburten  pro  mille 
im  Vergleiche  mit  1845/46  um  2,2  im  Jahre  1846/47,  um 
3,8  im  Jahre  1847/48;  allein  das  Percent  der  unehelichen  Ge- 
burten fiel  von  20,6  (1845/46)  im  Jahre  1846/47  auf  20,4,  im 
Jahre  1847/48  sogar  auf  18,9,  während  dem  entsprechend  bei 
Abnahme  der  Gesammtzahl  das  Percent  der  ehelichen  Geburten 
von  79,4  (im  Jahre  1845/46)  auf  79,6  resp.  auf  81,4  sich  hob. 
Die  Abnahme  in  der  Gesammtzüler  der  Geburten  geht  also 
zumeist  auf  Rechnung  der  unehelichen  Geburten  und  der  Miss- 
wachs von  1846  ei'scheint,  wenigstens  dem  Erfolge  nach,  als 
ein  „heilsames  Zuchtmitter. 

Noch  höher  war  der  Getreidepreis  im  Jahre  1853/54  (23  fl. 
38  kr.  per  Scheffel);  von  33,9  filllt  die  Gesammtzahl  der  Ge- 
burten per  mille  im  Jahre  1854/55  auf  31,8  —  das  ist  um 
2,6;  von  diesem  Abgänge  aber  treffen  auf  die  ehelichen  nur 
1,6,  während  auf  die  ca  vieimal  kleinere  Anzahl  der  unehe- 
lichen Geburten  l,o  kommt.  Demzufolge  wird  auch  der  per- 
centuale  Antheil  der  unehelichen  Geburten  ein  viel  günstigerer, 
d«  i.  kleinerer;  er  fällt  von  21,2  (1853/54)  auf  19,8  und  der 
der  ehelichen  steigt  von  78,8  auf  80,2. 

Die  Revolutionsjahre  1848/49  und  ihre  Folgen  lehren  uns 
hinsichtlich  der  intensiveren  Wirkung  ethischer  Ursachen 
(auf  die  unehelichen  Geburten)  ganz  Andoges,  wie  das  Jahr 
1846  betreffs  der  physischen  Einwirkungen.  Es  ist  nicht  nur 
der  natürliche  Aufschwung  nach  der  Repression  der  Jahre 
1846/47,  sondern  ganz  besonders  die  Erregtheit  der  Gemüther 
und  die  Entfesselung  der  Leidenschaften  „bei  allgemeiner  Ge- 
setzlosigkeit", welche  die  Gesammtzahl  der  Geburten  per  mille 
von  32,7  (des  Jahres  1847/48)  auf  37,i  im  Jahre  1848/49 
steigert  und  dieselbe  in  den  folgenden  zwei  Jahren  auf 
35,9  resp.  36,0  erhält.  Und  wieder  sind  es  die  unehelichen 
Geburten,  welche  bei  dem  Umschwünge  —  diesesmal  Er- 
höhung —  verhältnissmassig  den  gi'össten  Antheil  haben;  das 
Percent  derselben  steigert  sich  von  18,9  (des  Jahres  1847/48) 
auf  20 j  im  Jahre  1848/49  und  auf  21,7  resp.  sogar  21,9  in 
den  Jahren  1849/50  bezw.  1850/51,  so  dass  die  ehelichen  Ge- 
burten, deren  es  1847/48  81,i  unter  100  gab,  auf  79,3,  78,3  und 
78,1  beschränkt  wurden. 

.Doch  kehren  wir  zu  dem  uns  am  meisten  interessii-enden 
Umstände,  dem  Einflüsse  der  Gewerbe-  und  Niederlassungs- 
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ist  die  allgemein  sich  Bahn  brechende  freiheitliche  Strümun;:. 
welche  gegen  die  bestehenden  Institutionen  Front  machte  und 
die  etwas  verfrühte  Erwai-tung  eines  sofortigen  radicalea  Um- 
schwunges im  Stande ,  hier  Vieles  aufzuklären.  Die  Erregung 
der  Gemüther  war  jedenfalls  gi'oss  und  ebenso  das  Drängen 
nach  Beformation;  und  dass  derartige  Zeiten  von  förderadein 
Einflüsse  auf  die  uneheliche  Progenitur  sind,  habe  ich  sdioQ 
oben  bei  Betrachtung  der  Jahre  1848/49  auseinandergesetzt^ 

Eines  wichtigen  Umstandes  Erwähnung  zu  thun,  sei  zuip 
Schlüsse  noch  erlaubt.  Das  häufige  Vorkommen  der  unehelichen 
Geburten,  das  Bayern  so  berüchtigt  gemacht  hat,  gebt  nur  am 
Rechnung  der  Provinzen  diesseits  des  Rheins.  Ich  wollte  nicht 
durch  Aufstellung  zu  umfangreicher  Tabellen  die  Darstellung  noch 
schwieriger  und  länger  machen,  indem  ich  die  Vertheilung  dei 
unehelichen  Geburten,  resp.  deren  Procentsätze  nach  den 
einzelnen  Provinzen  Bayerns  anführte  und  berechnete.  Di« 
Pfalz  mit  ihren  freien  Institutionen  blieb  betreffs  des  Proceni- 
Satzes  der  unehelichen  Geburten  immer  tief,  tief  unter  dem 
Durchschnitte  des  Königreichs.  Während  z.  B.  in  ganz  Bayeni 
von  1835/60  durchschnittlich  21,4  uneheliche  auf  100  Gebarteo 
kommen,  sind  es  in  der  Pfalz  nur  8,8;  im  Jahre  1867/68  z.  B. 
stehen  20,oo  ^/o  des  Königreichs  10,5  %  der  Pfalz  entgegen  — 
während  das  benachbarte  Frankreich  1845/50  7,4  und  1865  7^ 
7,6  %  unehelicher  Geburten  hatte. 

Die  Einführung  dei*selben  Freiheit,  deren  sich  die  Pfak 
schon  durch  das  ganze  Jahrhundeit  erfreute,  in  den  übrigeo 
Pi*ovinzen  Bayems  bewirkt  auch  die  Ausgleichung  dieser  Unter- 
schiede,  d.  i.  die  Herabdrückung  des  Percentes  der  unehelichen 
Geburten  im  diesseitigen  Königreiche. 


Dieser  so  auffallende  Missstand,  der  nach  den  Hausner'scheo 
Lehren  Bayern  zum  unsittlichsten  Staate  des  ganzen  civilisirten 
Europa  stempelte,  blieb  von  den  einheimischen  Politikern  keines- 
wegs unbeachtet  Das  wusste  man  i-echt  wohl,  dass  durch 
Freigebung  der  Verehelichung  die  Sunmie  der  unehelichen 
Geburten  vermindert  werden  würde,  allein  man  fürchtete  all* 
zusehr  die  schrankenlose  Zunahme  der  Ehen  und  Kinder, 
welchen  letzteren  die  Ehe  der  Eltern  zwai*  die  Legitimität. 
nicht  aber  Brod  zu  verschaffen  im  Stande  war.  Wir  haben 
schon  oben  erwähnt,  dass  die  Verehelichungsfrage  immer  zu- 
gleich mit  der  Niederlassung  in  Discussion  gezogen  worden  ist« 
und  die  zwei  Fi*agen  erscheinen  in  der  That  als  unzertrennlicL 
Wir  wollen  jetzt  bei  diesem  Gegenstande  ein  wenig  verweilen. 


1)  Vgl  insbesondere  Oettingen  a.  a.  0.  §.  28,  S.  290  L 
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Bei  der  grossen  Mehrzahl  der  Gewerbe  war  seit  den  Zeiten 
des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Erlaubniss  zur  Vei-ehelichung  an 
die  Meisterschaft  geknüpft  und  dabei  blieb  es  bis  zu  der 
radlcalen  Refoi-m  von  1868.  Mit  der  Entscheidung  aber  die 
Befugniss  zur  Niederlassung  und  zum  Gewerbebetriebe  wurde, 
uDfi  der  Vollständigkeit  halber  schon  Gesagtes  zu  wiederholen, 
zugleich  über  die  Verehelichung  entschieden. 

Hinsichtlich  der  Verehelichung  der  Landbewohner  übten 
fiüher  die  Grundherren  ein  Veto  aus  —  mit  ihnen  seit  1818 
die  Gemeinden.  1834  gestattete  man  gegen  das  Veto  der 
Grundherren  einen  Recurs  an  die  Staatsbehörden,  1848  hob 
man  es  ganz  auf.  —  Gegen  das  Veto  der  Gemeinden  liess 
man  1825  einen  Recurs  zu  und  „brach  ihm  dadurch  den  Gift- 
zahn aus*^ ,  jedoch  nur  um  ihm  denselben  1884  wieder  einzu- 
setzen. Guter  Leumund,  vollständig  gesicherter  Nahrungsstand 
(durch  Grundbesitz,  Gewerbsbefugniss  u.  s.  f.),  Einwilligung  der 
Gemeinde  u.  A.  wurden  die  Bedingungen  der  Verehelichung 
seit  1834. 

Diese  Gesetzgebung  erschwerte  also  das  Heirathen  für 
den  Bauern-,  Gewerbe-  und  Arbeiterstand;  Beamte  und 
Officiere  waren  daran  durch  Dienstvorschiiften  gehindert  %- 
wie  klein  also  war  da  die  Zahl  Derjenigen,  die  halbwegs  zeit- 
lich zur  Eheschliessung  gelangten^)!  Dass  das  angestrebte 
Ziel  erreicht  wurde  und  wenige  Ehen  geschlossen  wurden, 
nimmt  nicht  Wunder,  ebenso  wenig  aber  die  Zunahme  der 
unehelichen  Progenitur  und  das  Verhangen  derselben  auf  der 
erreichten  Höhe. 

Charakteristisch  ist  der  von  Carl  Braun  a.  a.  0.  citirte 
Ausspruch  „eines  bayrischen  Schriftstellers*',  der  nachgewiesen 
haben  will,  dass  die  Bevölkerung  des  Königreichs  Bayern  be- 
reits ausgestorben  wäre,  wenn  die  Niederlassungs-  und  Ehe- 
gesetze strenge  gehandhabt  worden  wären,  d.  i.  wenn  Niemand 
geheirathet  und  zur  Welt  gekommen  wäre,  als  wie  er  nach 
dem  Gesetze  sollte  und  durfte. 

Als  1834  im  Landtage  bei  der  Debatte  über  die  Reform 
der  Gesetze  über  Ansässigmachung,  Verehelichung  und  Ge* 
werbewesen  (vergl.  oben  S.  100  IT.)  auch  naturgemäss  die 
firosse  uneheliche  Fruchtbarkeit  im  diesseitigen  -Bayern  zur 
Rede  kam,  empfahl  die  Kammer  der  Reichsräthe,  ein  besonderes 
Augenmerk  den  unehelichen  Kindern  zuzuwenden;  sie  gab  zu 
erwägen,  ob  nicht  Abhülfe  gegen  die  immer  grösser  werdende 
Zahl  derselben  zu  schaffen  wäre 

1)  durch  Aufhebung  der  Paternitätsklage, 

2)  durch  Fürsorge  für  das  neugeborene  Kind  aus  öffent- 
lichen Mitteln, 

3)  durch  Bestrafung  der  Mutter. 


S.  36 


>)  Vgl.  Schttx.  Tüb.  Za.  £  d.  «BS.  StW.  1848,  1;   Bernoulü  a.  a.  0. 
\  f.,  und  Micndsen  a.  a.  0.  S.  ^  ff. 
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Das  Haus  der  Abgeoi*dneten  Hess  sich  auf  diese  Antra.- 
nicht  ein  und  sie  sind  in  der  That  eigenthümlich.  (ad  1.)  In- 
Wirkung einer  gesetzlichen  Bestimmung,  wie  der  des  Cxxi^ 
civil:  la  recherche  de  la  patemit^  est  interdite  ist  zwar  u 
der  Literatur  vei-schiedenartigst  beurtheilt  worden  *),  für  Bayer: 
aber  hätte  deren  Einführung  meines  Erachtens  absolut  uth 
günstige  Resultate  erzielt,  (ad  2.)  Ein  Eintritt  öflfentlicher  An- 
stalten,  welches  Namens  immer,  in  die  AlimentationspfiirK* 
hätte  ebensogewiss  die  Mehining  der  unehelichen  Progenitu' 
hervorgerufen,  wie  seiner  Zeit  die  englischen  Armeogesetr: 
die  Last  der  Armensteuer  immer  uneiträglicher  geinariit 
haben  ^).  (ad  3.)  Was  endlich  die  Bestrafung  der  Matter  he- 
trifft,  so  halte  ich  auch  dieses  Mittel  für  absolut  unhaltbar 
einfach  aus  GiUnden  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  br- 
sondei*s  wenn  man  daneben  die  vollständige  Freiheit  des  Vater- 
von  civilen  und  criminellen  Strafen  aufrecht  hält.  — 

Die  Regierung  veifocht  überall  ihr  Streben,  das  daki. 
ging,  durch  Zwangsvoi*schriften  zu  bewirken,  dass  Dur  ein*' 
wohlhabende  Bevölkeiung  in  Ruhe  und  Frieden  den  Staat  l»^ 
wohne;  „darum  muss  man  —  nift  Füi-st  Oettingen-Wallerstein  — 
durch  Erschwerung  des  Heirathens  den  Besitzlosen  den  We. 
zur  Revolution  verschliessen." 

Wie  bekannt,  wurden  alle  beantragten  Beschränkunger 
angenommen  und  durchgefühlt.  —  Bei  Berathung  des  Antra^^e^ 
auf  Abschaffung  des  absoluten  Veto's  der  Gemeinden ')  erklärt  — 
um  ein  weiteres  Beispiel  anzuführen  —  ein  Abgeordneter  für 
das  beste  Mittel  gegen  die  unehelichen  Kinder:  „die  Wieder- 
einführung einer  alten  bayrischen  Verordnung,  welche  dit 
Weibsleute  zur  Stunde  des  Gebetläutens  aus  den  Wiithshäusen 
entfernt;  die  nächtlichen  Tänze  und  das  nächtliche  Nachbaust- 
gehen  bringen  uns  die  meisten  uneheUchen  Kinder**  (!).  Aud 
dieser  ebengenannte  Antrag,  der  indirect  auf  Erleichtenuii. 
der  Eheschliessung  hinzielte,  wurde  abgelehnt;  ein  gIeiche^ 
Schicksal  hatte  der  Antrag  des  Freiheriii  v.  Weiden  auf  Ver- 
wandlung des  absoluten  Veto  der  Gemeinden  in  ein  Erinne- 
iiingsrecht*). 


M  Vgl.  darüber  Oettingen  a.  a.  0.  S.  313  ff.  und  Ma>T,  Gesetimtesi:: 
keit  S.  255. 

*)  Vgl.  die  Bekämpiuiiff  der  letzteren  durch  Ricardo,  Princ.  of.  p«; 
econ.  Gh.  V.  a.  £.,  Miil.  (J.  St),  Princ  o£  pol  ec  (people*8  ed.)  S.  5S> 
Ch.  XI.  18.  und  Malthus.  Frinc  of.  pop. 

•)  Vhd.  V.  1840  F.  Bd.  S.  266. 

*)  1843  P.  Bd.  I,  S.  70. 
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Im  Verlaufe  der  Darstellung  ist  uns  der  innige  Zusammen- 
hang, in  welchem  die  Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten 
mit  der  der  Eheschliessungen  steht,  vor  die  Augen  getreten. 
Wir  wollen  uns  daher  gleich  unten  zur  Betrachtung  der 
Trauungsfrequenz  wenden.  Gegen  den  etwaigen  Vorwurf,  dass 
dieselben  nicht  parallel  mit  der  Bewegung  der  unehelichen 
Geburten  untei*sucht  und  gewürdigt  wurden,  vertheidigen  wir 
uns  damit,  dass  denn  doch  das  Verhältniss  zwischen  der  un- 
ehelichen Progenitur  und  der  Trauungsfrequenz  ein  entfernteres 
ist,  als  das  in  welchem  die  ehelichen  Geburten  zu  der  un- 
ehelichen Fruchtbarkeit  stehen.  Zur  Vergleichung  oder  noch 
besser  zur  Messung  der  unehelichen  Progenitur  eignet  sich  am 
besten  die  eheliche  Progenitur,  ohne  dass  bestritten  zu  werden 
brauchte,  dass  durch  Mitbeiilcksichtigung  der  Trauungsziffer 
wichtige  und  interessante  Resultate  erzielt  werden  können. 

Als  passendster  Uebergang  von  der  Betrachtung  der 
Frequenz  der  unehelichen  Geburten  zu  der  der  Trauungs- 
frequenz ergibt  sich  die  Untersuchung  der  Legitimationen. 
Wir  kommen  da  zu  Resultaten,  welche  zeigen,  dass  die  Frequenz 
der  Legitimationen  wahrhaftig  ein  so  empfindliches  Mass  des 
sittlichen  und  wiilhschaftlichen  Wohlstandes  im  bayrischen 
Volke  bildete  und  bildet,  wie  irgend  eine  andere  sociale  Er- 
scheinung.   Doch  prüfen  wir  vor  Allem  die  Zahlen : 


In  der 

Periode 

1800  and 


Beträgt  die  Zahl  der  per  >  Im  ganzen  Königreiche  i  Auf  100 
Bubse^aens  Matrimonium  kommen  auf  1  Jtüir  nachj  Geborene 
legitimirten  Kinder        |dem  5j&hr.  Durchschnitte  treffen  Un- 
eheliche im 


im  ganzen 
Königreiche 


356 

4124 

367 

4450 

378 

4486 

389 

4835 

39  40 

4882 

40'1      1 

5136 

412 

5120 

42  3 

5061 

434 

5146 

44  5 

4810 

456 

5052 

467 

4666 

478 

4537 

489 

5172 

49/50 

5873 

50/1 

5814 

512 

4878 

52  3      1 

4541 

53-4 

4974 

545 

4854 

55  6 

4428 

56,7 

5385 

57  8 

5764 

in  der 
P&lz 


l^timirte   |Trauungen.|    König- 
Kinder       pro  mule        reiche 


529 
584 
498 
539 
474 
566 
597 
625 
756 
661 
661 
609 
632 
582 
608 
604 
459 
482 
535 
534 
550 
638 
670 


4555 


5054 


4960 


4912 


5793 


6,5 


6,7 


6,5 


6,2 


6,6 


21,0 
21,1 
20,9 
20,5 

21,5 

20,T 

21,4 

20,0 

19,6 
19,7 

20,6 
20,4 

18,9 

20,7 

21,7 
21,9 
21,8 

20,3 

21,2 
19,8 
21,2 

22,6 
23,4 


1 
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Beträgt  die  Zahl  der  per 

Im  ganzen  Königreiche 
kommen  auf  1  Juir  nach 

Anf  !• 

In  der 

sabse^uenB  ^ 
legitimirtei 

latrimoniam 

Gebot«» 

Periode 

a  Kinder 

dem  5j&hr.  Durchschnitte  treffen  l : 

1800  und 

im  ganzen 
;  Königreiche 

in  der 
P&lz 

legitimirte 
Kinder 

Trauungen' 
pro  mfile 

König- 

'    reicbr 

58/9 

6698 

730 

22^ 

69/60 

6693 

565 

• 

23,4 

60/1 

7427 

934 

22,^ 

61/2 

8150 

898 

22,4 

62/3 

9426 

913 

8867 

8,0 

2V 

63/4 

9538 

887 

i 

23.. 

64/5 

9798 

1358 

22,- 

65/6 

8906 

1055 

21,: 

66/7 

8957 

1054 

. 

2Kj 

67/8 

8035 

1831 

11,169 

9.S 

2CV 

68/9 

,     20,158 

1201 

17.- 

69/70 

9791 

1000 

16, 

1871 

8270 

998 

nach  dem  ^&hr.  Durch*' 

15, 

1872 

'        9199 

1018 

schnitte              | 

14,^ 

1873 

7705 

812 

7957 

9,t 

13.' 

1874 

1        6656 

685 

1 

12,4", 

Die  Noth  und  Theuening  des  Jahres  1846  spiegelt  si»  * 
in  dem  Sinken  der  Legitimationen  im  Jahre  1846/47  ui . 
1847/48  auf  4666  und  gar  4537;  die  Revolutionsjahre  n.:' 
ihrer  gi-össeren  Trauungsfrequenz  machen  auch  die  Ziffer  d» 
Legitimationen  steigen;  allein  das  grosse  materielle  Elend  ar 
Anfange  des  sechsten  Decenniums  drückte  dieselbe  wieder  tir! 
herab  —  im  Jahre  1854/55  auf  4354,  d.  i.  um  1460  wenic 
als  1850/51,  und  weniger  als  1847/48. 

Mit  der  Zunahme  der  unehelichen  Geburten  vor  und  narV 
1860  geht  die  Zunahme  der  Legitimationen  Hand  in  Hao . 
Wahrhaft  frappirend  sind  jedoch  die  Wirkungen  der  freiheit- 
lichen Reformen  der  Socialgesetzgebung.  Schon  der  er>:» 
offene,  wenn  auch  nicht  radicale  Schritt  von  1862  treibt  di' 
Zahl  der  Legitimationen  auf  9426,  d.  i.  um  1276  mehr  al- 
1861/62. 

Die  wirkliche  Einfühlung  der  Freiheit  der  Niederlassur. 
Ei-nähiiing   und  Verehelichung   beantworten  und   anerkennt 
die  Bewohner  des  Königi-eiches  damit,  dass  sie  20158  Unehe- 
lichen die  Ehren  und  Wohlthaten  der  Legitimität  gewilhre' 
Hier  kann  doch  die  grösste  Voi-sicht  und  der  grösste  Skept 
cismus   nicht  Anstand   nehmen,   den  mächtigen  Einfluss  d^ 
socialen  Gesetzgebung  zuzugestehen.    Zugleich  aber  sind  dic-^- 
Zahlen  eine  glänzende  Entschuldigung  Bayerns  gegen  die  Ar?- 
klage  der  grössten  Unsittlichkeit  der  Bevölkeiiing,  die  sich  i . 
den   giössten  Ziffera  der   unehelichen  Geburten   manifestire 


^  Die  absoluten  Zahlen  fiir  die   einzelnen  Jahre   aus   Abriss   (>. 
und  26. 
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soll.  Wo  nach  Gewährung  der  Möglichkeit  ein  solcher  Eifer 
an  den  Tag  tritt,  das  fi-üher  Vei'schuldete  gut  zu  machen,  da 
kann  man  wohl  mit  Recht  schliessen,  dass  die  Schuld  nicht 
so  sehr  an  der  Immoralität  des  Einzelnen,  als  vielmehr  in  dem 
Drucke  äusserer  Verhältnisse  gelegen  war. 

Dass  seit  1868/69  die  Zahl  der  Legitimationen  fast  ohne 
Unterbrechung  sinkt,  kann  nicht  im  Geringsten  Wunder  nehmen, 
da  ja  erstens  der  in  den  Zeiten  der  Unfreiheit  gebildete  Fonds 
von  Illegitimen  im  Jahre  1868/69  in  unerhörter  Weise  ver- 
kleinert worden  war,  während  zweitens  bei  der  steten  und 
ununterbrochenen  Abnahme  der  Unehelichen  keine  Ergänzung 
dieses  Fonds  stattfand ;  und  so  kam  man  je  weiter  vom  Jahre 
1868/69  immer  mehr  auf  das  Laufende,  das  bekanntlich  immer 
geringer  wurde. 

Zur  besseren  Illustration,  ich  möchte  sagen,  a  contrario, 
habe  ich  die  Frequenz  der  Legitimationen  in  der  Rheinpfalz 
mit  in  die  vorangehende  Tabelle  aufgenommen  und  ich  füge 
der  grösseren  Uebersichtlichkeit  und  Fasslichkeit  halber  noch 
folgende  Zusammenstellung  hinzu: 


In  der 


Im  Königreiche 
Penode  looTrauungen  uneb«- 

lictaen 

wurden 

legiti- 

mirt 

15,32 


In  der  Pfalz 


Diesseits  des  Rheines 


resp.  im  le^u- 

T<>U«A  l-mirende 
J**»«  iTrmuaii- 


186V« 
1H6V, 


12,34 

15,05 
15,91 
16,0!! 


186»/«  "  16,35 


186^  . 
186»/. 
186% 
lft6V, 
180^  . 


16,35 
15,49 
14,59 
14,95 


legi«. 

rairt« 

Kinder 

17,12 

'22,33 

23,is 

23,59 
28,75 
23,74 
21,94 

20,55 

21,10 


!  kommen  auf 
lOOTraoangen 


legiti- 

mirende 

Tnnan- 

10,58 

15,70 
,  14,88 
I  14,25 
14,04 
18,36 
14,98 
14,49 
17,«9 


mirte 
Kinder 


Von  100   kommen  auf 
Unehe-  lOOTrauungen 

liehen      leiriti- 

T".^fn  I  mirendo;  1^^' 

lejpti-   iTmuun- 1  ™*J« 

mirt    ij     Mjj  Kinder 


Von  100 
Unehe- 
lichen 
wurden 
legiti- 
mirt 


15,61       22,13   !   22,46       15,62 


13,66 

29,14    '   12,65 

21,22 

14,95 

19,68 

16,07 

1    19142 

16,26 

17,8S   1 

16,66 

25,71 

16,05 

20,16 

15,56 

19,19 

14,53 

23,23                   1    14;57    ' 

21,01 

"41,05  ! 

1    15,61 

18,08    j    14,43 


22,50 

23,63 

24,14 

24,53 
23,45 

22,20 

20,75 
20,76 


22,64 


21,18  '). 


Während  wir  in  den  Nothjahren  1851/55  die  Zahl  der 
Legitimationen  in  der  Pfalz  ebenso  abnehmen  sehen,  wie 
im  ganzen  Königreiche ,  vermissen  wir  jene  die  Jahre 
18(52/63  und  186b/69  so  unmittelbar  begleitende  Steigerung 
der  Zahl  der  Legitimationen,  der  wir  im  übrigen  Königreiche 
begegnen,  im  Jahre  1862  oder  1868  in  der  Pfalz.  Wir  haben 
darin  einen  Beweis  mehr,  dass  dem  Umschwünge  in  der  eben- 
;?enannten  Zeit  ausschliesslich  das  sociale  Reformwerk  zu 
G  runde  liegt,  welches  wie  dieser  Umschwung  nur  die  Provinzen 


^)  Die  Zasammenstellune  nach  den  Artikeln  Mayrs:  ^die  Eheschlies- 
suDffen  in  Bayern  wihrend  der  6jährigen  Periode  von  1802  3  ~  67  8"  etc. 
in  uer  Zft  des  ki^I.  bayr.  stat.  Bureau's  1869,  Hft.  1. 
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diesseits  des  Rheines  berühi-t  hatte;  in  der  Pfalz  gab  es  ja 
im  Sinne  der  Freiheit  nichts  zu  reformiren. 

Das  Meiste  zu  verbessern  gab  es  in  den  drei  Provinzen 
des  Südostens,  wie  wir  aus  dem  Anschwellen  der  Zahlen  im 
Jahre  1868/69  zuiilckschliessend  ei-sehen  können. 


Im  Jahre 


Zahl  der  legiümirten  Kinder 


in  Oberhayern  |  Niederbayem        Oberpfalz        Königreidie 


186'/8 
186% 


1098 
2240 


Zuwachs 


1152 


990 
4543^ 

3553 


770 
4115 

3345 


8035 
20,158 


12,123») 


Von  dem  Zuwachse  im  ganzen  Königreiche  (12,123)  ent- 
fallen also  8050  bloss  auf  die  drei  genannten  Provinzen, 
während  auf  die  übrigen  fünf  nur  4073  kommen. 

Zum  Schlüsse  sei  mir  noch  gestattet,  eine  Berechnung 
Hermanns')  über  den  soeben  besprochenen  Gegenstand  anzu- 
führen : 


Im         I 

Regierangs-    | 
bezirke 


In  der  Zeit  von  18»*/«  bis 
IS'^/eo  wurden  jährlich  im 
Durchschnitte 


Niederbayem 
Oberbayem  . 
Oberpfalz 
Schwaben 
Mittelfranken 
ünterfranken 
Oberfranken 
Pfalz   .    .    . 


I  unehelich  Ge- 
|bome  legitimirt 

502 
696 
493 
426 
748 
630 
974 
586 


Königreich 


5,055 


von  100  unehelich 
Gebomen  legitimirt 

10,36 
11,20 
12,80 

13,« 

16,05 
18,99 
20,63 

29,4 

15,38 


„Hieraus  geht  hervor,  dass  in  der  Pfalz  die  grösste  Sorge 
der  ledigen  Eltern  für  ihre  unehelichen  Kinder  obwaltet;  auf 
sie  folgt  Ober-,  Unter-,  Mittelfi*anken ;  im  Donaugebiete  und 
hier  vor  Allem  in  Niederbayem  werden  die  Kinder  am  selten* 
sten  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  versoi'gt.^ 


*)  Berechnet  nach  den  Tabellen  im  Abriss  S.  :^. 
*)  Vgl.  Hennann  a.  a.  0. 
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3.    Die  Trauungen. 

An  die  Spitze  der  folgenden  Betrachtungen  stelle  ich  die 
Tabelle,  welche  die  Hauptgrundlage  der  weiteren  Berechnungen 
bildet»): 


j^     Tranangen  im  Königreiche 

Jahre  '  ^*y«™ 

1800    , 

iinj    '   Gesammt- 

summe 


auf  je  1000 
Einwohner 


85/6 

27031 

36,7 

27177 

87.8 

27728 

88.9 

28689 

39,40 

28504 

401  1 

1   29500 

412  1 

1   29463 

42.8 

29856 

43,4 

29490 

445 

29378 

45/6 

29034 

46.7 

28381 

47  S 

29512 

489 

80382 

49/50 

29788 

.50/1  ! 

'   80681 

51/2 

;   28324 

52,3  . 

1   27890 

53/4 

,   26939 

54  5 

27649 

6,4 

6,1 

6,4 
6,6 
6,6 
6,7 

6,7 

6,7 
6,6 
6,6 
6,5 
6,3 
6,5 
6,7 

6,ö 

6,8 
6,3 

6,1 

5,9 

6,1 


Im 

Jahre 

1800 

und 


55/6 

56/7 

57/8 

58/9 

59/60 

60/1 

61/2 

62/;^ 

63/4 

64/5 

65/6 

H6/7 

67/8 

68/9 

69/70 

71 

72 

78 

74 


Trauungen  im  Königreiche 
Bayern 


Gesammt- 
somme 

~  27987  ' 
28820 
28765 
32823 
32221 
33264 
85257 
39961 
40161 
41270 
40060 
43578 
88077 
59726 
43232 
40707 
52045 
48924 
45886 


auf  je  1000 
Einwohner 


6,1 

6,3 
6,3 

7,5 
8,5 
8,6 

7,9 
124 

9o 

84 
10,7 

9,5. 


Also  im  Durchschnitte  pro  Jahr  von  1835/60  29,015  (ca.  30,000) 

-  .  -  1860/68  39,021  (  -  40,000) 
und  im  Jahre  1868/69  59,726  (  -  60,000). 

Wir  haben  ein  ganz  ähnliches  nur  vielleicht  noch  deut- 
licheres Bild  vor  uns,  wie  wir  es  schon  früher  z.  B.  an  den 
Oeburtenzififern  gesehen  haben:  eine  gewisse  Stabilität  bis  an 
die  sechziger  Jahre  mit  momentanem  Rückgange  in  Folge  von 
1846  und  noch  mehr  von  1851/55,  dann  ein  unvermitteltes 
Steigen  in  Folge  der  Aenderungen  der  Gewerbe-  und  Nieder- 
hissungspolitik  im  Jahre  1862,  ganz  besonders  aber  im  Jahre 
1868.  Dem  grossen  Aufschwünge  des  letztgenannten  Jahres 
folgt  eine  natürliche  Ei'schlaffung ,  so  wie  der  aufgehaltene 
Strom,  nachdem  er  mit  reissender  Gewalt  die  wankenden 
Dämme  durchbrochen,  nach  und  nach  wieder  zu  inihigerem 
I^aufe  zurückkehi*t 

Ehe  ich  die  Betrachtungen  über  Bayern  fortsetze,  erachte 
icli   es  für  nothwendig,  zum  Vergleiche  einen  Blick  auf  die 


')  AbriM  S.  26. 

FcraehttiiK«o  (6)  11.  1.  Kaizl. 
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Trauungsfrequenz  anderer  Staaten  zu  werfen.  Es  betrog  nu:. 
im  Durchschnitte  der  zehnjährigen  Periode  von  1851—60  fr- 
Jahr: 


in  den  Staaten 


die  Zahl  der  Tranungen    ^!, ^^^^ 
auf  1000  Einwohner  '       t^^^^  ^ 


Bavem 

Belgien 

Norweffen  .  .  .  . 
Niederlande  •  .  . 
Schweden  .  .  .  . 
Frankreich  .  .  .  < 
England  und  Wales 
Sachsen  .... 
Preussen  .... 


6,4 

7,8 

8,0 
8,0 

8.4 

8,6 
8,6 


156 
135 
ISO 
128 
126 
125 
118 
117 
116 


und  nach  Kolb  entfielen 


in  den  Staaten 


auf  1000  Einwohner  TYaaongen 


1840-55 


1865-68 


Bayern 
Frankreich 
Sachsen    . 
Oesterreich 
England   . 
Preussen  . 


6,6 

7,9 

8,2 
8,t 

8. 

8,6 


o 


8,1 
8,» 
9.1 

9.t 


Wie  Bayern  hinsichtlich  der  unehelichen  Geburten  di^ 
höchste  Ziffer  aufzuweisen  hatte,  so  steht  es  auf  der  niedersteL 
Stufe,  wenn  die  Trauungsfi*equenz  in  Betracht  gezogen  wird 
Allein  mit  Hülfe  der  gründlich  reformiilen  Rechtsverbältnisst 
betreffs  des  Gewerbewesens,  der  Niederlassung  und  Verehe- 
lichung wird  es  Bayern  gewiss  gelingen,  diese  seine  zwe 
extremen  Plätze  zu  verlassen  und  dem  europäischen  Durch- 
schnitte nahe  zu  kommen. 

Die  zunächst  folgende  doppelte  Zusammenstellung  soll 
beweisen,  welche  Fortschritte  nadi  der  eben  gekennzeichneter 
Richtung  seit  den  sechziger  Jahi-en  gemacht  worden  sind. 
Doch  will  ich  mit  diesen  Zahlen  noch  einen  anderen  Zwerk 
erreichen,  nemlich  darthun,  wie  durch  allgemeine  EinfOhrun.* 
freiheitlicher  Gesetze  die  Provinzen  in  Bayern,  selbst  die. 
welche  die  äussersten  Flügel  innehaben,  dem  Durchschnitte  de^ 
Königi*eiches  immer  näher  zu  kommen  streben;  diese  Provinzen 
sind  Niederbayern  und  die  Rheinpfalz. 


>)  Ma}T  a,  letzt  a.  0. 

*)  Eolb,  Handbuch  der  Statistik  1871. 
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In  der  Zeit 
Ton 

ISOOnnd 

1. 


2iahl  der  getraaten  Paare 
auf  1000  Einwohner 


Nieder- 

bayem      ^^^ 
2.       I     3. 


Zahl  der  Einwohner  auf 
ein  getrantes  Paar 


2.5  6-34/5 
as '6— 39/40 
40 1  -  44-5 
45  6—49  50 

.SOl-54  5 
«So  6—59,60 

35  6— 59'tiO 

601 
612 
62  3 
634 
645 
65/6 
667 
678    _ 

1-678 


-  _ 

^^ 

__ 

1    *.* 

8,« 

6^ 

193 

122 

5^ 

7,9 

6,6 

173 

127 

6,7 

7.» 

6,5 

;      177 

139 

e,i 

6,7 

6,« 

«      163 

175 

ll        5,8 

7.» 

6,6 

172 

139 

ll         6,7        1 

7,« 

6,5 

1      176 

140      1 

147 
155 
150 
153 
161 
152 


154 


60  1- 


6,6 

8,0 

7,6 
7,9 
8,3 

6,^ 
7,'* 


7,s  7,8 

7.5  7,6 

7,7  ;  8,5 

7.6  I  8,6 
8,4  I  8,6 

8.4  I  8,4 

8.8  .  9,1 

8.5  i  7,9 

7.9  I  8,1 


152 
150 
135 
125 
131 
127 
121 
148 


135 


137 
133 
131 
132 
118 
119 
114 

n8 

126 


140 
133 
118 
119 
116 
119 
110 
127 


123 


689 
71—74 


16,1 

8,4 


9,1 

9,6 


12.4 
9,6 


62 
118 


109 
104 


81 
105^). 


Die  einzige  mir  erreichbar  gewesene  Zahl  ffir  das  Decennium 
vor  1835  beleuchtet  den  Anfang  der  ZaUeni-eihe  und  Idsst 
uns  die  Wirkungen  der  grossen  administrativen  Ei-schwerung 
der  Verehelichung,  welche  1834  eintrat,  daran  erkennen,  dass 
S(hon  1835/36—39/40  die  Zahl  der  Einwohner,  auf  welche 
eine  Trauung  entfällt  um  acht  sich  vermehrte. 

Der  Vergleich  der  jährlichen  Durchschnittszahlen  von 
18%/36  bis  1859 '60  mit  denen  von  1860/61  bis  1867/68  zeigt  am 
deutlichsten  den  Einfluss  der  verändeiten  Verwaltungsmaximen. 
Die  Pfalz,  welche  vorhin  immer  die  höchste  Trauungsfrequenz 
aufzuweisen  hatte  (vergl.  insbesondere  die  Zahlen  für  1835/36 
Ms  1839  40)  wird  im  Laufe  der  sechziger  Jahre  vom  Durch- 
H'hnitte  des  Königi*eiches  aberflttgelt;  es  ist  insbesondere  das 
industrielle  Mittelfranken,  dem  der  Löwenantheil  an  diesem 
Erfolge  gebohrt  —  Wie  verhältnissmässig  bedeutungslos  geht 
nicht  der  Stoss  von  1868  an  der  Pfalz  vorbei  (von  8,5  per 
mille  auf  9,  i ),  während  er  in  Niederbayem  die  6,8  per  mille  (des 
Jahres  1867  6h)  auf  16,1  emporhebt;  die  dem  entsprechenden 
absoluten  Zahlen  sind  4025  und  9623 !  Freilich  sind  dies  zum 
Theile  Uebergangsabnormitäten ,  allein  eben  ihr  Vorkommen 
an  sich  ist  es,  was  für  uns  einen  Beweis  enthält. 

Dass  zudeich  in  der  Pfalz  eine  an  sich  bedeutende,  aber 
rilaiiv  geringe  Vermehnmg  der  Trauungsfi-equenz  an  den  Tag 


M  Miijr  a.  ft.  0.   ergänzt  nach  Berechnungen,  denen  die  Zahlen  des 
Abriuei  xu  Grande  liegen. 
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tritt,  darf  —  schon  um  den  Vorwurf  der  Voreingenommenbeit 
zu  vermeiden  —  nicht  übei-sehen  werden;  es  ist  dies  aber 
durchaus  kein  Beweis  dafür,  dass  etwa  die  gesetzlichen  Be- 
formen ohne  Einfluss  waren,  sondern  nur  dafttr,  dass  die 
Tendenz  dieser  Reformen  auch  von  einer  Aenderong  der 
sonstigen  Bedingungen  der  Verehelichung  unterstützt  worden  ist 
Noch  übersichtlicher,  wenn  auch  —  ich  möchte  sagen  ab- 
stracter  stellt  uns  folgende  Berechnung  die  Wirkungen  der 
Reformen  von  1862  und  1868  dar: 


'  Die  Eheschliessiingen  in  absolJ 

Zunahme  der  Ehe- 

Zahlen 

8chlie88azige&  im  J. 

Bezirke           i 

! 

1 

186*;»  gegen  des 
Durchichnitt  von 

im  Jahresdurch- 

1 

'       schnitte  von 

18»/eo         186», 

il     18«*/ao 

186% 

186«/, 

in  Percenien 

Niederbayem     .    .    | 

3096 

4320 

9623 

211 

123 

Oberpfalz  .    . 
Oberfranken  . 

2879 

3798 

8440 

193 

122 

.    1 

8098 

4341 

6779 

f      119 

06 

Oberbayem    . 

4524 

6816 

9729 

115 

43 

Mittelfranken 

3670 

5175 

7142 

95 

38 

Schwaben 

1 

3613 

4633 

6279 

74 

35 

Unterfrunken 

3849          4979 

5993 

56               20 

PfiUz     .    .    . 

1 

4288          4959 

5741 

84      '         16 

Königreich 

,    1 
1 

29,016 

89,012 

59,726 

106 

53  M. 

^Man  sieht  daraus  leicht,  wo  die  Repression  gegen  dit* 
Verehelichung  bisher  am  bedeutendsten  war." 

Fasst  man  das  diesseitige  Bayern  allein  in's  Auge,  so  er* 
gibt  sich  gegen  die  jahresdurchschnittliche  Trauungsziffer  von 
1835/60  per  24,727  in  der  Periode  1860/68  eine  Steigerunir 
auf  34,062,  d.  i.  58  %,  und  im  Jahre  1868/69  eine  Steigeruni: 
auf  53,985,  d.  i.  118  %. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  durch  die  rücksichtslose  Be- 
schränkung der  Trauungen  seit  dem  Jahre  1834  ganz  beson- 
ders die  Bewohner  der  grösseren  Städte  betroffen  waren. 
Schon  an  und  ftlr  sich  ei'zwingt  und  ermöglicht  ja  das  Zu- 
sammenwohnen so  vieler  Menschen  auf  einem  Orte  bei  weitem 
mehr  die  Ehelosigkeit,  als  die  ländlichen  Lebensverhältnis&e 
und  wenn  auch  das  Trauungspercent  der  Städte  von  dem  d^ 
Landes  nur  in  Geringem  abweichen  dürfte,  so  ist  dies,  wie 
Mayr  mit  Recht  hervorhebt^);  der  grosse  Rinderbestand  des 
Landes ,  der  dies  veranlasst ;  in  der  That  aber  ist  die  Eheloei*^* 
keit  unter  der  Bevölkerung  im  mittleren  Lebensalter  in  den 
Städten  bedeutend  zahlreicher. 


^)  Vgl.  den  Artikel  Mayrs  in  der  Zft.  des  kgl.  bayr.  st  BL,  1870' 
Vorläufige  Haa{)t&ber8iclit  der  Bew^^g  der  Bevölkerang  186*/p ,  dann  der 
letztcitirten  Arokel. 

*)  Zft.  V.  1869,  1.  (a.  a.  O.) 


IL  1. 


165 


Wo  nun  der  Druck  stärker  war,  da  wird  auch  die  frei 
gewordene  Kraft  des  Gegendruckes  mit  gi'össerer  Stärke  auf- 
treten und  daher  höh  sich  in  den  grösseren  Städten  das  Per- 
cent der  Trauungen  mehr  als  auf  dem  Lande,  nachdem  man 
seit  den  sechziger  Jahren  begonnen  hatte  die  Verehelichungs- 
gesetze  weniger  strenge  zu  handhaben. 


In  den  nachfolgend  angegebenen  Zeitabschnitten 


trafen  Trauungen  auf 
1000  Einwohner  diesseits 


in  den  un-  1 
mittelbaren      auf  dem 
Städten     '    Lande 


Im  Durchschnitt  pro  Jahr  von  1835  —  60 
»  n  n       n       »    1ÖÖ2  —  68 

Spedell  in  den  Jahren  von  .     1862/3    . 

63/4    . 

64/5    . 

66/6    . 

66/7    . 

67/8    . 


6,0 

9,4 
9,8 
9,7 
9,5 

9,0 

9,3 

8,8 


6,4 
8,3 
8,2 
8,2 

8,3 

9,0 

7,8  *). 


Auch  an  dem  Alter  der  Heirathenden  kann  die  Wirkung 
der  administrativen  Institutionen  erkannt  werden: 


Gebiet 


Durchschnittliches  Lebensalter  der  Heirathenden  in 

den  Jahren 


Mftnner 


Frauen 


1885-60    J     1862-68     'l     1885-60     |l862— 68 


Pfalz  .  . 
Diesseits  . 
Königreich 


29,3 
32,7 
32,4 


29,1 
33,s 
82,7 


26,4 

26,2 

29,9 

29,9 

29,4 

29,6«). 

Der  Contrast  zwischen  der  Pfalz  und  den  übrigen  Pit)- 
vinzen  fällt  sofort  in's  Auge;  man  bemerkt  aber  auch,  dass 
trotz  der  Zunahme  der  Trauungsfi-equenz  in  der  Zeit  von 
1862/68  das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Heirathenden 
nicht  kleiner  geworden  ist;  leider  stehen  uns  zur  Weiter- 
fuhrung  der  Tabelle  für  die  Zeit  nach  1868  die  nothwendigen 
Data  noch  nicht  zu  Gebote.  Doch  ersieht  man,  dass  die 
grosse  Furcht  der  Feinde  der  Freiheit,  dass  die  fillhesten  und 
unüberlegtesten  Ehen  geschlossen  werden  würden,  sobald  der 
Zwang  aufhöre,  durch  die  Ziffeiii  für  grundlos  erklärt  wird. 

Wollen  wir  mit  Mayr  die  Ehen  der  Männer  vor  dem  25. 
Jahre  als  frühe,  die  vom  25.— 40.  Jahre  geschlossenen  als 
normale  und  die  nach  dem  40.  Jahre  geschlossenen  als  ver- 
spätete Ehen  bezeichnen,  während  wir  bei  Frauen  das  20.  und 


? 


*^  n.  Anm.  8.  159. 
B.  Ann.  8.  169. 
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30.  Jahr  als  Gränzscheiden  der  genannten  8  Kategorien  ac 
nehmen,  so  ergibt  sich  nadistehendes  Resultat: 


Percentüär-j 
antheil  den 

einzelnen  | 
Categorien  1 

der  Ehen  \\  in  der  Pfalz 

an  der  Ge-,, 

sammtzahl 


bei  Männern 


DiesBeitB 


bei  Fraoen 


in  der  Vhiz 


Diesseits 


de^lben  i  1835/60 1 1862/8   1835/60 1862/8  ]il885/60 1862/8   1835/60 186:?  ^ 


frCOi  .  . 
normal  . 
verspätet 


I'    68,35 


21,25 

72,17 

6,58 


11,07 
70,37 
18,56 


10,10 
69,98 
19,92 


8,71 

72,70 

18,59 


7,80 
77,48 
14,72 


2,8»  3,:l 

55,1»      .Vv'^ 
41,w      40,< 


Ueberall  die  Pfalz  an  der  ersten  und  besten  SteDe  ur.: 
überall  die  Nothwendigkeit  zuzugeben,  dass  nicht  nur  physisch 
Verhältnisse  oder   verschiedener  Volkscharakter,  sondem  vi: 
allem   die  verschiedenartige  Gestaltung  der  wichtigsten  socL- 
rechtlichen  Institute  diesen  Erfolg  herbeiführte. 

Die  Zunalime  der  Heirathsfiequenz  in  Folge  der  social- 
gesetzlichen  Reformen  von  1862  und  1868  tritt  auf  ander- 
Weise  an  den  Tag,  wenn  wir  die  Veränderungen  betrachtei, 
welche  in  der  Vertheilung  der  bayrischen  Bevölkerung  mui 
dem  Civilstande  seit  dem  Jahre  1840  eingetreten  sind. 


Im  Jahre 


1840 
1852 
1867 
1871 
1875 


Von  der  Gesammtbevölkerong  des  Königreiches  Bayern 

waren  in  Percenten 


ledig 

66,2 
66,5 
64,0 

61,7 

60,8 


yerheirathet 


verwittwet 


28,9 
28,7 
30,7 
32,7 
34,0 


4,» 

5,2 
5,5 
5,6 


gesdueden  ci': 
getrennt 

~~     0,1 

0,1 
0,1 
0,1 

0,1*). 


Die  durchwegs  stichhaltigen  und  geistreichen  AusfUhrun;:* ' 
Mayi-s,  mit  denen  er  darthut,  dass  aus  der  blossen  Vergleicbur.- 
des  Percentes  der  Verehelichten  mit  der  Gesammtbevölkeni^  - 
auf  den  Heirathsdrang  nicht  geurtheilt  werden  kann,  antr 
kennen  wir  in  eben  derselben  Weise,  wie  Mayr  selbst  di^ 
thut  Er  bezieht  nämlich  diese  seine  Warnung  bloss  auf  <i ' 
Vergleichung  einzelner  LandestheileXBayems)  unter  einander; 
so  hatte  —  führt  er  aus  —  im  Jahre  1871  Niederbayerr 
63,5  %  —  dio  Pfalz  60,0  %  Ledige,  wohingegen  in  der  Fta. 
die  Zahl  der  über  50  Jahre  alten  Celibatäre  8,,  '%  in  Niedei- 


der 


^)  8.  Anm.  S.  159. 

*)  Zeitschrift  y.  1877,  H.  1  Artikel  Mayrs:  .,Die  definitiven  Ecgeb&i^ 

VoUcszählung  v.  l.Dec  1875  in  Bayern''—  un  Separatabdmcke  S.2bt 
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bayetn  dagegen  26,^  %  beti-ug;  es  ist  also  zur  Beurtheilung 
der  nVerehelichungswahi-scheinlichkeit*'  nicht  der  Vergleich 
des  Percentes  der  Verehelichten  der  einzelnen  Provinz  mit  der 
Bevölkerungszahl  hinreichend,  sondern  es  muss  auch  das  Alter 
mit  in  die  Combination  gezogen  werden. 

Sobald  es  sich  aber  um  eine  Betrachtung  der  Verhältnisse 
eines  und  desselben  Gebietes  in  verschiedenen  Zeitperioden 
handelt,  dürfte  man  schon  durch  die  blosse  Vergleichung  der 
Gesammtbevölkerung  mit  dem  Percente  der  Verehelichten  zu 
viel  genaueren  Resultaten  kommen.  Unter  allen  Umständen 
wird  aber  eine  Steigening  des  Percentes  der  Verheiratheten  von 
28,7  Vo  (1852)  auf  34,o  %  (1875)  mit  Recht  als  eine  Zunahme 
der  Wahi'scheinlichkeit  der  Verehelichung  angesehen  werden 
dürfen,  welche  hier  ganz  besondei-s  (wenn  auch  keineswegs 
ausschliesslich)  der  veränderten  Socialpolitik  zu  verdanken  ist. 


4.    Aus-  und  Einwanderung. 

Die  Anziehungskraft,  welche  ein  Land  auf  die  Bewohner 
fremder  Staaten  ausübt,  giündet  sich  in  der  Regel  gewiss  nur 
auf  den  Garantien,  welche  das  betreifende  Land  für  das  gute 
ökonomische  Fortkommen  zu  bieten  im  Stande  ist.  Doch  ist 
umgekehrt  das  Nichtvorhandensein  dieser  Garantien  des  wirth- 
schaftlichen  Gedeihens  bei  weitem  nicht  so  ausschliesslich  die 
Basis  der  abstossenden  Kraft,  welche  zur  Auswanderung  treibt, 
wie  ihr  Vorhandensein  Basis  der  die  Ausländer  anziehenden 
Kraft  ist;  den  darbenden  Inländer  hält  Mittellosigkeit,  Träg- 
heit, Patriotismus  u.  v.  A.  in  der  Heimath  zurück,  und  ei-st 
wenn  all  dies  überwunden  ist,  entschliesst  er  sich  zur  Aus- 
wanderung. Der  zuwandernde  Ausländer  hatte  gewiss  auch 
viele  Erwägungen  und  Willenskämpfe  zu  überstehen,  allein 
sie  sind  nur  für  das  Verlassen  seiner  Heimath,  also  für  die 
N^ation  von  Belang;  für  die  Wahl  des  neuen  Vaterlandes, 
ftr  die  Position,  entscheiden,  wie  gesagt,  die  ökonomischen 
Verhältnisse. 

Die  Zahl  der  Einwanderungen  dient  daher  zu  einem 
directen  Schlüsse  auf  die  wiithschaftliche  Lage  des  betreffenden 
Landes,  wohingegen  die  Ziffer  der  Auswanderungen  als  eine 
blosse  Verfaältnisszahl  eracheint  und  nur  zu  einem  indii'ecten 
Schlüsse  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  bei'echtigt. 

Dies  ist  bei  Betrachtung  der  beiden  Zahlen  im  Auge  zu 
behalten. 

Im  Königreiche  Bayern  gestaltete  sich  nun  die  Aus-  und 
Einwanderung  in  der  Zeit  von  1835—1871  wie  folgt: 
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In  den  Jah- 

Auswan- 

Einwan- 

In den  Jah- 

Auswan- 

ESnwaa- 

ren  1800  and 

denmgen 

derungen 

ren  1800  und 

denmgen 

dffnnges 

35/6 

1      6944 

1165 

53/4 

i    24955 

^       701 

86/7 

1      6922 

1121 

54/Ö 

9639 

1       808 

37/8 

1      3601 

1172 

55/6 

1      7168 

934 

38/9 

7040 

1130 

56/7 

9596 

852 

39/40 

1      7590 

1046 

57/8 

5532 

775 

40/1 

1      4459 

980 

58/9 

4691 

870 

41/2 

1      4155 

1002 

59/60 

6588 

897 

42/3 

1      4262 

1017 

60/1 

5026 

1056 

43/4 

5854 

972 

61/2 

2983 

1084 

44/5 

10153 

866 

62,tJ 

,      2796 

1241 

45/6 

13109 

882 

63/4 

4234 

1278 

46/7 

1    15395 

732 

64/5 

5154 

1209 

47/8 

'      9635 

715 

65/6 

6358 

1238 

48/9 

i      8405 

776 

66/7 

6934 

1679 

49/50 

>      8446 

755 

67/8 

5889 

1422 

50/1 

,    11749 

852 

68/9 

5966 

1985 

51/2 

,    19965 

552 

69/70 

4965      1 

16^ 

52/3 

20340 

569 

1871 

5838 

1      1491  •:. 

Zur  gi*össem  Uebei-sichtlichkeit  habe  ich  noch  die  SjährigeB 
Durchschnitte  zusammengestellt: 


In  den  Perioden 
1800  und 


35/6—39/40 

40/1—44/5 

45/6-49/50 

50/1—54/5 

55/6—59/60 


Im  Jahresdurchschnitte 

Auswanderungen 

Einwanderungen 

6419 

5777 

10998 

15529 

6715 

1127 

967 
750 
695 
866 

9088 
4029 
6022 

881 
1174 
1602«). 

35    -60 

60/1—64/5 

65/6-69/70 

Der  Charakter  der  hier  vor  Augen  geführten  Hebung  nsd 
Senkung  der  Zahlen  ist  von  derselben  Art,  wie  bei  den  fiüher 
beobachteten  Verhältnissen,  denn  Alles  ist  ja  nach  derselben 
Form  gegossen,  an  welcher  die  Jahre  1846/47,  dann  185155 
(da  besonders  für  die  Pfalz)  Rückgang,  die  Jahre  seit  18&* 
Aufschwung  bedeuten.  Das  Anwachsen  der  Auswanderung  in 
der  Pentade  1865/66—1869/70  vei-schuldet  die  Pfalz,  die  für  diV 
genannten  fünf  Jahre  im  Durchschnitte  je  2621  AuswanderonireD 
aufweist,  so  dass  auf  das  diesseitige  Bayern  nur  je  ä401  entfallen. 

Der  Verhältnisszahl  für  die  Aus-  und  Einwanderung  lege 
ich  durchaus  nicht  die  Bedeutung  bei,  welche  Rivet  in  seiner 
Abhandlung  über   die  ausserehelichen  Geburten  in  Bayern'' 


^)  Zusammengestellt    nach  Abriss,  S.  40. 

')  Berechnet  nach  Abriss,  S.  40. 

3)  Riyet,  Rau  und  Hanssens  Archiv,  N.  F.  I. 
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derselben  beimisst;  daiiim  habe  ich  dieselbe  auch  nicht  in  die 
Tabelle  aufgenommen. 

Die  Zahlen,  welche  Rivet  a.  a.  0.  zur  Illustration  der 
Wirkungen  der  Gesetze  von  1834,  „die  ttber  dem  Gemeinde- 
bürger den  Staatsbürger  vergassen",  anführt,  sind  zwar  in- 
teressant, aber  sie  beziehen  sich,  wie  die  meisten  Data  Rivets, 
nur  auf  ,, einen  Landestheil^  (?),  der  nicht  näher  genannt  wird; 
Air  diesen  Landestheil  ergab  sich  nun  folgende  Fluctuation 
der  Aus-  und  Einwanderungen: 


Zeitraum 

Auswanderungen  Einwanderungen 

1824/9 
1829/34 

453 
715 

225 
286 

1834/5 
1835/6 
1836/7 
1837/8 
1838/9 

126 
234 
766 
870 
1330 

66 
50 
44 
37 
27 

18349 


2826 


224 


In  dem  agricolen  Bayern  überwog  die  Auswandeiiing 
immer  die  Eiuwandeiiing;  allein  die  ei*stere  yermindei*t  sich 
immer  mehr,  je  weniger  die  Staatsbürger  gehindert  wurden, 
frei  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  das  ist  je  weniger  die 
Bevölkerung  durch  unfreiheitliche  Gesetze  über  Gewerbe, 
Niederlassung  und  Yerehelichung  aus  dem  Vaterlande  ver- 
drängt wurde;  die  Zeiten  nach  Erlass  der  liberalen  Gesetze 
von  1825  und  dann  nach  1860  bieten  den  Beweis  für  diese 
Behauptung. 


5.    Die  gewerblicilen  VerhSltnisse. 

Eine  vergleichende  Gewerbestatistik  aus  den  einzelnen 
Jahren  des  hier  betrachteten  Zeitabschnittes  könnte  gewiss  die 
belehrendsten  AuGschlüsse  über  den  Einfluss  der  wechselnden 
gewerbepolitischen  Strömungen  geben.  Leider  müssen  wir  auf 
eine  derartige  Illustration  verzichten. 

Das  verwendbare  gewerbestatistische  Material  stammt  erst 
aus  den  Jahren  1847  und  1861,  dazu  kommen  dann  die  Er- 
gebnisse der  Aufnahmen  von  1875.  In  jedem  dieser  Jahre 
war  die  Fragestellung  eine  andere.  1847  wurden  manche 
Gewerbe  'ganz  übei-gangen,  welche  18<>1  aufgenommen  er- 
scheinen, und  dasselbe  gilt  noch  mehr  von  den  Aufnahmen  von 
1875  im  Vei-gleiche  mit  denen  von  1861.  Die  Eintheilung 
der  Gewerbe  in  Klassen  ist  schon  1847  und  1861  etwas  ver- 
schieden,   allein    bedeutend  ist  dieser  Unterschied  im  Jahre 
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1875.  Die  Gewerbetreibenden  weiblichen  Geschlecfatee  worden 
1847  fast  gar  nicht,  1861  nicht  so  vollständig  wie  1875  be- 
rQeksichtigt  —  Auch  die  Vergleichung  der  gewerblichen  Zu- 
stände der  einzelnen  Pi-ovinzen  in  den  Jahren  1847  und  1861 
einerseits  und  1875  andererseits  bereitet  die  grössten  Schwie- 
rigkeiten. 

Wir  müssen  uns  daher  begnügen,  die  halbwegs  veiigleich- 
baren  Zahlen  einander  gegenüberzustellen;  nur  1847  und  1801 
ist  es  möglich,  die  Zahlen  für  das  ganze  Königreich  mit  denec 
der  Rheinpfalz  in  Vergleichung  zu  bringen. 

Die  grossen  Wirkungen  der  zwischen  1847  und  1875 
fallenden  gewerblichen  Gesetzgebungen  werden  aus  dem  Ge- 
botenen der  Hauptsache  nach  doch  ereichtlich  und  im  Uebrigec 
vei*schliessen  wir  uns  nicht  dem  strebsamen  Hoffen«  in  der 
Zukunft  diesen  Abschnitt  noch  eingehender  ausführen  zu 
können.  — 


Gebiet 


,ß«^^^-  iGesammtaihll    Z^. 
keninga-  -  ^achs 

^ö*  Zuwachs  I         de'^         'in  pro- 

'  in  Per-  \^  Handwerker  ,  centen    ^^d  Fabrik- 

I  centen  i  l  arbeiter 


In  den  Pro- 
vinzen diesseits  I 
des  Meines    i 

In  der  Pfalz 


1847 
1861 

1847 
1861 


4,70 
—0.06 


833466 
330640 

"27226' 
39416 


—  0,85 


417843 
419753 


a** 


44,80 


85727 
51764 


Im  König-     !  1847  ; 
reiche        ,  1861  ,        4,io 


360692 
870056 


2,f>o  { 


453570 
471517 


Trotz  der  Abnahme  der  Bevölkerung  (0,o6  %)  mehrt  sieb 
die  industrielle  Bevölkeiiing  der  Pfalz  nahezu  um  die  Hälfte, 
während  im  diesseitigen  Bayern  gerade  umgekehrt  der  Zuwachb 
der  Bevölkerung  (^,^%)  von  einer  Abnahme  der  Handwerker 
(0,85  %)  begleitet  ist.  Dass  diese  Ei-scheinung  der  Haupt- 
sache nach  eine  Folge  der  verschiedenen  gewerberechtlichec 
Einrichtungen  ist,  erhellt  daraus,  dass  eben  das  Kleingewerfo« 
in  der  freien  Pfalz  verhältnissmässig  mehr  an  Ausdehnung  ge- 
winnt, als  der  fabriksmässige  Betrieb,  dem  auch  in  den  dies* 
seitigen  Provinzen  weniger  Schranken  gesetzt  worden  sind. 

Ueber  den  Umfang  der  einzelnen  Gewerbebetriebe  und 
die  Entwickelung  desselben  mögen  uns  nachfolgende  Zahlen 
Aufschluss  geben. 


')  Diese  Zahlen  sind  entlehnt  der  Pablikation  des  königL  atatisL 
Boreau's:  „Die  Bevölkerung  und  die  Gewerbe  des  Köniflrdches  Bayen 
etc."  Manchen  1862.  Die  Zahlen  für  das  Jahr  1861  sind  den  Erhebungen 
des  Jahres  1847,  die  etwas  weniger  Gewerbe  umfassten,  ganx  angepassi 
Vgl.  a.  a.  0.  S.  161  und  102. 
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Es  trefTen  Einwohner  auf 

Gebiet              Zeit      ! 

^    1  Meister 

1  Geholfen  and 
Lehrlinge 

1  Gewerbetrei- 
benden überhaupt 

Im  Königreichel     ^861 

"    30       " 
30 

30                        15 
27                        14 

In  der  PW«          Jg^J 

34 
28 

129 
42 

27 

17  '). 

Die  Sprache  dieser  Zahlen  ist  folgende :  In  den  diesseitigen 
Provinzen  ein  fast  vollkommener  Stillstand  der  gewerblichen 
Entwickelang,  in  der  Pfalz  hingegen  reges  Leben  und  Fort- 
schritt mit  grosser  Abnahme  der  einzeln  arbeitenden  Meister. 
Was  im  diesseitigen  Bayern  Unfreiheit  und  Verblendung  zur 
Unzeit  und  am  unrichtigen  Orte  herbeigeführt*  hatte  und  auf- 
recht erhielt,  wir  meinen  die  Dichtigkeit  der  Gewerbestellen, 
dazu  kommt  man  in  der  Pfalz  im  Laufe  der  natürlichen,  un- 
gestörten Entwickelung. 

Die  absoluten  Zahlen  zeigen  noch  deutlicher  den  Stillstand 
im  diesseitigen  Bayern  und  den  Fortschritt  in  der  Pfalz: 

Gesanuntzahl  der  Gewerbetreibenden  in  Bayern: 


Zeit 

1861 

1847 


im  Königreiche 


Gehülfen  u. 
Meister  Lehrlinge 

157435   172122 
151006    149554 


Zusam- 
men 


in  der  Pfalz 


Meister 


Gehülfen  u. 
Lehrlinge 


329557  ,  21511 
300560  ,  17756 


14370 
4717 


Zusam- 
men 

''  a5881 
22473 


Zuwach«  1861   6429 1    22568  |  28997  ||  3755 


9653 


13408 


Mehr  als  die  Hälfte  des  Zuwachses  der  selbstständigen 
Gewerbetreibenden  im  Jahre  1861  kommt  auf  Rechnung  der 
P&lz,  welche  auch  an  der  Zunahme  der  Gehülfen  und  Lehr- 
linge mit  ^li  und  an  dem  der  Gesammtzahl  der  Gewerbsbe- 
flissenen  mit  nahezu  der  Hälfte  betheiligt  ist. 

Im  Folgenden  haben  wir  versucht,  an  7  der  wichtigsten 
Gewerbe  den  verschiedenen  Entwickelungsgang  des  König- 
reiches Bayern  und  der  Pfalz  zu  veranschaulichen.  Hier  vor 
allem  die  absolute  Zahl  der  Gewerbetreibenden  nach  Art  des 
Gewerbes  und  nach  der  Stellung  des  Einzelnen  im  Betriebe. 
(M.  =  Meister,  G.  =  Gehülfe.) 


')  In  dleiier  und  der  folgenden  Tabelle  sind  nur  „die  Handwerker 
ood  die  Torherrschend  ftur  den  örtlichen  Bedarf  arbeitenden  Handweriser 
und  Künstler'*  beracksichtigt    YgL  a.  a.  0.  S.  31. 
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Art  des  Gewerbes 

und  Stellung  der 

Gewerbetreibenden 

im  Königreiche 

in  der  Pfiüz 

1847 

1861        1 

'        1847 

18t;i 

Backer:         ^; 

8887               8880 
6385        '        7419 

77t 
229 

635" 
77 

1056 
784 

Fleiscber:         q* 

8880 
5447 

3982 

24936 

343 

9489 
5275 

3905 

27325 

3409 

9eS8 
329 

M. 
Maurer:            G. 
Flicker 

1850 
788 

1890 

2177 

404 

Schmiede:         q' 

10610              10220 
9330               8706 

1268 
206 

1285 
712 

Schneider:        ^• 

17366 
12054 

25019 
18978 

25527 
15251 

24160 
20141 

8549 
9361 

1957 
350 

3757 
1325 

M. ' 

Schuster:          q 

3170 
821 

1282 " 
315 

3658 
2233 

Tischler:          ^' 

7880 
7408 

1359 
8S7>. 

Schon  der  Anblick  dieser  absoluten  Zahlen  zeugt  von  dem 
stationären  Zustande  des  Gewerbes  in  den  Provinzen  diesseits 
des  Rheins  mit  der  unfreiheitlichen  Gewerbeverfassong.  Die 
Fluctuation  der  Meisterzahl  ist  in  der  That  kaum  erwähnens- 
wei-th;  eine  Tendenz  zum  Grossbetriebe  ist  nicht  vorhanden, 
da  entweder  die  Vermehrung  der  Gehülfenzahl  der  Zunahme 
der  Meister  entspricht,  oder  aber  die  Zahl  der  Gehiilfen  sogar 
abnimmt.  In  der  Pfalz  dagegen  sehen  wir  einen  raschen  Auf- 
schwung der  industriellen  Thätigkeit;  die  absolute  Zahl  der 
Gewerbetreibenden  nimmt  zu  und  mit  ihr  zugleich  die  Tendenz 
zu  gi-össeren  Betrieben. 

Das  Verhältniss  der  jeweilig  vorhandenen  Gewerbsleute 
zur  Bevölkei-ung  ist  folgendes: 


Art  des  Gewerbes 
und  Stellung  der 
Gewerbetreibenden 


Bäcker: 


G. 


Auf  1  Meister  bez.  Gehülfen  entfioiUen  Einwohner 


Fleischer : 

M. 
G. 

Maurer: 

M. 

G. 

Flicker 

Schmiede: 

M. 

G. 

im  Königreiche 


1847 

"507^ 
711 

508" 
829 


111« 

181 

13134 

424 
483 


1861 

528 
632 

494 

^9 

1201 

172 

^375 

443 
509 


in  der  Pfalz 


1847 

783 
2657^ 

958 
7902 

329 
772 

480 
2954 


1861 
775 


e2Ö 
^848 

322^ 

279 

1505 

467 
821 


')  Die  Zahlen  dieser  und  der  folgenden  Tabelle  stammen  ans  der 
Tafel  XIII  a.  a.  0.  S.  18  —  31.  Bei  den  Schmieden  kommt  in  Folge  der 
Verschiedeiüieit  der  Aufiiahmen  eine  kleine  Abweichung  su  Ungunsten  de» 
Jahres  1847  vor. 
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Art  des  (Gewerbes 

und  Stellung  der 

Gewerbetreibenden  ' 


Auf  1  Meister  bez.  Geh&lfen  ent&llen  Einwohner 


im  Königreiche 


in  der  Plhlz 


1847 


1861 


1847 


1861 


Schneider: 


M. 
G. 


Schuster: 


M. 

G. 


Tischler: 


M. 
Q. 


259 
374 

180 
237_ 

572 

608 


männl.  weibi 
295      486 
406    1270 

194 
238 


548 
501 


311 
Ji738 

192 
741 

475 
1982 


männl.  weibl. 
297      855 
626    1718 


166 
272 

447' 
726 


Unterziehen  wir  vor  Allem  die  Zahlen  des  Königreiches 
und  die  der  Pfalz  einer  gesonderten  Betrachtung. 

Der  Zustand  des  ganzen  Königi-eiches  im  Jahre  1861  weist 
jregen  den  von  1847  ziemlich  geringe  Veränderungen  auf. 
Der  Fortschritt  zum  Grossbetriebe  ist  ungemein  flau,  und  nur 
eines  der  angefahrten  Gewerbe  zeigt  eine  halbwegs  bedeutende 
Veränderung  der  Betriebsweise,  aber  gerade  in  entgegenge- 
setzter Richtung.  Bei  den  Maurern  bringt  es  die  Natur  der 
Sache*  mit  sich,  dass  die  Zahl  der  Gehülfen  die  der  Meister 
immer  bedeutend  übersteigt,  bei  den  übrigen  Gewerben  aber 
kommt  nicht  einmal  ein  Gehülfe  auf  einen  Meister.  Aufifallend, 
aber  erklärlich  ist  die  grosse  Zunahme  der  Flickmeister  bei 
den  Maurern  im  Jahre  1861  nach  Erleichteiiing  der  gewerb- 
lichen Niederlassung. 

In  der  Pfalz  vermehil  sich  die  Zahl  der  Meister  bei  allen 
Gewerben ;  allein  nicht  nur  das,  es  zeigt  sich  auch  eine  gi-osse 
Abnahme  des  Gewerbebetriebes  durch  die  Meister  allein.  Wir 
sehen^  dass  1847  z.  B.  ein  Bäckermeister  auf  783  Einwohner, 
ein  Gehülfe  aber  ei-st  auf  2657  Einwohner  entfällt;  1861  stellt 
sich  das  Gleichgewicht  schon  soweit  her,  dass  auf  576  Ein- 
wohner ein  Meister  und  auf  775  Einwohner  ein  Gehülfe  trifft 
—  und  ähnlich  bei  den  übrigen  Gewerben. 

Eine  Vergleichung  des  Königreiches  mit  der  Pfalz  führt 
zu  dem  schon  oben  beiHhilen  interessanten  Ergebnisse,  dass, 
Maurer  und  Tischler  ausgenommen,  die  hier  betrachteten  Ge- 
werbe im  Königreiche  dichter  besetzt  sind  als  in  der  Rheinpfalz 
allein  and  dies  be8ondei*s  im  Jahre  1847.  Die  bestehenden 
Realgerechtigkeiten  nebst  der  seit  dem  XVni.  Jahrhunderte 
übernommenen  Uebersetzung  der  Gewerbe,  sowie  die  kurz- 
sichtige Bevormundung  dürften  wohl  die  Ursachen  dieser  Er- 
scheinung sein. 

Werfen  wir  nun,  um  abzuschliessen,  noch  einen  Blick  auf 
die  Veränderungen,  welche  die  Einführung  der  Verkehrsfreiheit 
im  diesseitigen  Bayern  herbeigefUhi-t  hat 

Wir  halten  uns  auch  hier  an  die  bereits  angeführten 
7  Hauptgewerbe. 
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Art  des 
Gewerbes 

1 
im  Jahre 

im  Königreiche  Bayern 

Zahl  der 
Betriebe  J 

Zahl  der 
Personen 

Bäcker 

1847 
1861 
1875 

8847    ;   151Ö6 
8835   !   16240 
9967      18411 

Fleischer 

1847 
1861 
1875 

8853   1   14290 

9465   1   14738 

12687   1   17162 

Maurer 

1847 
1861 
1875 

4289      29053 

7229      34458 

18628   1   37832 

Schmiede 

1847 
1861 
1875 

10516   1   19810 
10144      18810 
12546      22364 

Schneider 

1847 
1861 
1875 

17263 
25413 
46458 

29257 

40615 

i   62433 

Schuster 

1847 
1861 
1875 

1847 
1861 
1875 

24914 
24018 

32748 

43830 
44084 
50997 

Tischler 

1   7828 

8505 

13246 

15198 
18121 
24677 »). 

Zwischen  1847  und  1861  liegen  ebensogut  14  Jahre 
wie  zwischen  1861  und  1875,  allein  wie  Geringes  geschah 
in  den  ei'sten  und  wie  Grosses  in  den  zweiten  14  Jahren! 
Die  Zahl  jener,  welche  durch  den  selbstständigen  Betrieb  eines 
der  7  Gewerbe  sich  nähren  durften,  betrug  1847  82,510,  1861 
93,609;  im  Jahre  1875  war  sie  auf  146,307  gestiegen.  Im 
Ganzen  beschäftigten  die  genannten  Gewerbe  in  den  Jahren 
1847  166,604, 1861  187,066, 1875  aber  233,876  Pereonen.  Und 
während  die  Bevölkemng  vom  Jahre  1861  bis  1875  von  4,689,837 
auf  5,022,390,  d.  i.  um  7,o9  %  stieg,  wuchs  die  Zahl  aller  in 
Handwerken  und  Fabriken  beschäftigten  Pei-sonen  von  479,558 
(im  Jahi-e  1861)  auf  702,908  (im  Jahre  1875),  d.  i.  um  46,57  \  *). 
Die  Bevölkerung  hatte  sich  um  7,o9  %  veiinehrt,  während  die 
dei-selben  gebotene  Möglichkeit,  sich  durch  ihren  Gewerbeflei6^ 
zu  nähren,  um  46,57  ^/o  zugenommen  hat 

Das  waren  die  Folgen  der  Gewerbefmheit ! 


>)  Diese  Zahlen  aas  den  .Ergebnissen  der  Gewerbeaofhahme  toid 
1.  December  1875  verglichen  mit  jenen  der  Aufiiahmen  von  1847  and  18^1' 
im  Abrisse,  8.  Lief.;  sie  weichen  Ton  den  in  der  vorletzten  ZosammcD- 
stellung  angeführten  um  ein  Geringes  ab.  —  Die  verschiedene  Berücksich* 
tignng  der  „mit  Nähen  beschäftigten  weiblichen  Personen"  bei  den  ein- 
zelnen Aofoahmen  erschüttert  die  Yergleichbarkeit  der  in  der  Klas^^  der 
Schneider  angeführten  Zahlen:  vgl.  a.  a.  0.  S.  28.  Anm.  28  (Sepanit- 
abdmck. 

^)  Vgl.  die  definitiven  Ergebnisse  der  Gewerbezählong  vom  1.  Deoea* 
her  1875. 
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Meinem  Lehrar 


B^  ERNST  ENGEL. 


Vorwort. 


Mein  hochTerehrter  Lehrer,  Herr  Geheimrath  Engel  in  Berlin,  hat 
meiDe  Stadien  auf  das  Gebiet  des  Gewerbewesens  gelenkt.  Als  ich  am 
1.  Joli  1876  nach  Deutschland  kam,  bot  er  mir  in  seinem  Bureau  eine 
gaiUidie  Stätte,  übertm^^  mir  die  Aufsicht  über  die  damals  in  Angriff  ge- 
nommene Submissionsstatistik  und  Teranlasste  mich,  eine  Znsammenstellung 
aber  die  preussische  Fabrikgesetsgebnnf^  su  machen.  Gans  zuAllig  kam 
mir  hieraoi  der  Gedanke,  mich  nun  anch  m  der  Hansindustrie  umzuschanen; 
aber  gar  bald  merkte  ich,  dass  den  gedruckten  Quellen  so  gut  wie  nichts 
über  äeselbe  zu  entnehmen  ist  Ich  reiste  daher  in  die  rheinischen  Industrie- 
besirke  und  sammdte  daselbst  yom  August  bis  zum  October  1877  einige 
Materialien.  Bei  der  Sichtung  derselben  &nd  ich  freundliche  Ermunterung 
seitens  der  Herren  Professoren  Knapp  und  Schmoller  in  Strassburg  und  empfing 
durch  die  durchaus  selbstindigen  und  originellen  Vorträge  des  letzteren 
über  deutsches  Gewerbewesen  und  des  ersteren  über  die  socialpolitischen 
Bewegungen  in  Frankreich  und  England  manchfache  Anregung  und  Förde- 
rung. Jraoch  wies  mein  Material  so  erhebliche  Lücken  auf  und  ich  selbst 
fühlte  das  Bedürüüss  nach  eingehenderer  Belehrung  so  dringend,  dass  idi 
im  März  1878  ron  neuem  an  den  Niederrhein  ging  und  daselbst,  mit  einer 
zweimonatlichen,  durch  die  Weltausstellung  in  Paris  verursachten  Unter- 
brechung, bis  zum  Winter  yerblieb. 

Der  Torliegende  erste  Theil  der  Untersuchungen  über  die  Industrie  am 
Niederrhein  beruht  zunächst  auf  dem  Studium  amtlicher  Aktenstücke,  deren 
Benutzung  die  Präsidenten  der  königlichen  Regierun||en  zu  Düsseldorf  und 
Aachen,  die  Herren  von  Hagemeister  und  von  Ldpziger,  mir  mit  dankens- 
werther  Bereitwilligkeit  gestattet  haben.  Ihrem  Vorgange  und  ihren  Em- 
pfehlungen entsprechend,  hat  eine  Reihe  von  Landräthen,  Oberbürger- 
meistern und  Bürffermeistem  mir  gleichfalls  die  Einsichtnahme  in  einzelne 
Akten  erlaubt  una  mich  mit  grosser  Liebenswürdigkeit  über  die  allgemeinen 
Industriererhältnisse  belehrt 

Die  grösste  Förderung  habe  ich  durch  den  Umgang  mit  Männern  aus 
allen  Ständen  erfahren,  welche  mir  in  dankenswerther  Weise  ihre  Kennt- 
nisse und  ihre  Zeit  zur  Verfügung  gestellt  haben,  fn  Aachen  war  es  be- 
sonders Herr  Regierungs-  und  Gewerbedepartementsrath  B.  Göschen,  gegen- 
wärtig Kreishauptmann  in  Hoya  ^Hannover),  der  mir  nicht  nur  gestattet  hat, 
seinen  an  die  zönigl  Regierung  und  an  den  Herrn  Handelsminister  ge- 
richteten Bericht  über  die  Lage  der  Industrie  im  Regierungsbezirk  Aachen, 
ein  mit  seltenem  Fleisse  und  ausserordentlicher  Gründlichkeit  abgefasstes 
Werk,  zu  benutzen,  sondern  mich  auch  mit  den  Industriellen  seines  Be- 
zirkes bekannt  gemacht  und  mir  als  Begleiter  auf  seinen  Informationsreisen 
nach  Eupen,  Stolberg,  Heinsberg,  Erkelenz  und  Geilenkirchen  Gelegenheit 
gegeben  hat,  die  Zustände  auf  dem  Lande  kennen  zu  lernen.  In  Crefeld 
war  ee  der  als  Politiker  und  Nationalökonom  wohlbekannte  Sammet&brikant, 
Ilerr  L.  Seyffardt,  der  mir  weite  Ausblicke  über  seine  Industrie  eröffnet, 
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mich  als  wohlwollender  Arbeitgeber  über  die  Lage  der  Arbeiter  oiieatöt 
und  mit  seinen  Kollegen  in  der  Stadt  bekannt  gemacht  hat  Auch  ver- 
danke ich  seiner  Güte  eine  Reihe  werthvoller  Bemerkungen,  welche  er  bei 
einer  freundlichen  Durchsicht  meinem  Manuskripte  hinzugefügt  hat. 

Allenthalben  bin  ich  bei  meinen  Untersuchungen  auf  dia  lidwns- 
wflrdigste  Entgegenkommen  gestossen ;  kein  Stand  ^  kein  Beruf  hat  mir  die 
gewünschte  Auskunft  yersagt  Indess  w&re  mir  eme  tiefer  gehende  Dar- 
stellung nicht  gelungen,  wenn  mein  Aufenthalt  an  jedem  Orte  ni^t  anch 
längere  Zeit  gewährt  hätte.  In  Aachen  dauerte  er  Tom  Man  bis  snin  Juni 
1878;  ich  habe  die  Stadt  in  aU  ihren  Strassen,  Schenken,  VergnügungslokaleL 
durchstreift  und  wohl  geffen  hundert  Arbeiterwohnungen  besucht ,  stets  in 
Gesellschaft  von  Staats-  und  Polizeibeamten,  Aerzten,  Kaplänen  oder  Ari>eitem; 
dadurch  allein  werden  denn  auch  meine  detaUlirten  Angaben  gerade  Über 
Aachen  erklärlich.  In  Crefeld  war  ich  im  September  1677,  zur  Zeit  der 
tiefsten  Nothlage,  eine  Woche  und  im  September  1878  einke  Tage ;  ausser- 
dem habe  ich  die  ländlichen  Weber  in  den  Dörfern  bei  Heinsberg ,  Erke- 
lenz. Geilenkirchen,  Yiersem  Kempen  und  Crefeld  besucht,  und  zwar  wiederaa 
in  Begleitung  durchaus  omcieller  Persönlichkeiten^  wie  Landräihe,  Bürger 
meister  und  Polizeidiener,  oder  von  Kaplänen.  Mein  zweimaliger  ÄaftnlEaU 
in  Gladbach  hat  kürzere  Zeit  gedauert 

Mancher  Leser  wird  meiner  Schrift  eine  Zuneigung  zur  einen  oder 
andern  Partei  Torwerfen.  Nichts  wäre  ungerechtfertigter  als  das;  ich  steh« 
einer  jeden  am  Rhein  vorhandenen  Partei  in  gleicher  Weise  fam.  Ich  bis 
Tieknehr  ein  Fremdling,  aus  Livland  gebürtig,  und  werde  Dentsdüand  wieder 
Terlassen  haben,  ehe  dieses  Heft  erschienen  sein  wird.  Aus  mruet 
Initiative  und  zu  rein  gelehrten  Zwecken  habe  ich  meine  üntersuäimgai 
begonnen,  um  mich  durch  dieselben  in  die  wissenschaftliche  Welt  eam- 
füm'en ;  unter  der  Hand  ist  dann  ein  Buch  entstanden,  das  auch  in  weiteren 
Kreisen  einiges  Interesse  erregen  dürfte.  Mein  Ziel  war  eine  oli}Äive 
Darstellung  der  industriellen  und  Arbeiterverhältmsse.  Inwieweit  mir  in 
diesem  Erstlingswerk  das  Yerständniss  für  jene  schwierigen  FVageii  anf- 
seffangen  ist,  darüber  erwarte  ich  von  einem  sachkundigen  Publikum,  nament- 
uch  von  unbefangenen  rheinischen  Industriellen,  das  UrtheiL 

Berlin,  den  16.  Februar  1879. 


Alphons  Thuii. 
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Einleitung. 


Der  Niederrhein  ist  der  Sitz  uralter  Tuchweberei.  Aus 
den  GreDzl&ndero  im  Westen  schon  früh  eingedrungen,  gelangte 
sie  im  XIV.  Jahrhundert  zur  grössten  BlQthe.  Aachen  und 
Köln  waren  die  Mittelpunkte  dieser  Industrie,  welche  eine  ganze 
Reihe  kleinerer  Weberstädte  bevölkerte  und  auf  dem  Lande 
viele  fleissige  Hände  beschäftigte.  Der  allgemeine  wirthschaft- 
liche  RQckgang  im  XVL  und  XVII.  Jahrhundeit  traf  auch 
dieses  Gewerbe;  es  concentrirte  sich  im  Wesentlichen  in  seinen 
alten  Mittelpunkten  Aachen,  Burtscheid  und  Düren,  und  aus 
ersterer  Stadt  Qbertrugen  es  die  veilriebenen  Protestanten 
nach  Vaels,  Eupen  und  Montjoie. 

Das  (übrige  linksrheinische  Gebiet  griff  einen  neuen  Zweig, 
die  Leinweberei,  auf.  Die  Schafzucht,  welche  auf  den  weiten 
Ilaiden  des  Clever-,  Gelder-  und  jQlicherlandes  im  Mittelalter 
mit  Erfolg  betrieben  worden  war,  machte  dem  Flachsbau  Platz. 
Lange  Jahrhunderte  hindurch  schaukelte  die  blaue  Blume  träume- 
risch ihr  Haupt,  um  dann  im  Herbst  geschwungen  und  gebrochen, 
von  zarten  Kinder-  und  Frauenhänden  am  Rockpn  gesponnen  und 
von  Männern  zu  weissen  Linnen  verwebt  zu  werden.  Kauf- 
leute holten  dann  die  fertige  Leinwand  ab,  Hessen  sie  in 
Harlem  bleichen  und  brachten  sie  als  holländische  Leinen  in 
den  Handel. 

Unterdessen  spann  ini  fernen  Süden  mit  emsiger  Hast 
sich  selbst  und  der  Leinweberei  der  gefrässige  Seiden  wurm 
das  Todtenkleid.  Seit  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  beginnt 
der  Holländer  von  der  Leyen  in  Grefeld  seinen  Handel  mit 
itaXieoischer  Rohseide,  und  von  dort  aus  dringt  die  Seiden- 
uDcl  Sammetindustrie  unwiderstehlich  im  Flachlande  vor,  findet 
auch  in  Viersen.  Süchtelen  und  Dülken  einige  unternehmende 
Kauf  leute  und  verdrängt  bis  zur  Mosel  hinauf  die  Leinweberei, 
indem  sie  durch  höheren  Lohn  sich  neue  Arbeiter  wirbt. 

Nur  in  Gladbach,  Rheydt  und  Odenkirchen  fasst  seit 
Kode  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Baumwollenindustrie  festen 
Fuhts  und  es  beginnt  daselbst  ein  rheinisches  Manchester  sich 
zu  bilden. 
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Die  Weberei  —  und  hier  sehe  ich  ab  von  jener  Haus- 
Weberei,  welche  Tuch  oder  Linnen  nur  für  den  eigenen  Bedarf 
herstellt,  -  ist  diejenige  Industrie,  an  welcher  sich  die  Ent- 
wicklung aller  Betriebsformen  mit  grosser  Deutlichkeit  ver- 
folgen lässt.  Ich  nenne  dieselben  den  handwerksmftssigen^  den 
hausindustriellen  und  den  Fabrikbetrieb. 

Bei  der  handwerksmässigen  Industrie  für  den  Absatz  im 
Grossen  sind,  wie  im  eigentlichen  für  den  Oitsbedarf  arbei- 
tenden Handwerk,  der  Kern  der  Arbeiter  durchaus  selbständige 
Meister  mit  eigenem  Anlage-  und  Betriebscapital ;  es  sind  im 
Wesentlichen  kleine  Fabrikanten,  welche  sich  selbst  den  Rob- 
stoff kaufen,  ihn  auf  ihre  Rechnung  verarbeiten  und  die  fertige 
Waare  auf  eigenes  Risico  verhandeln,  —  eine  industrielle  De- 
mokratie.  Da  aber  die  Weberei  eine  arbeitstheilige  Industrie 
ist,  so  kann  ein  einzelner  Meister  die  gesammte  Herstellung 
wie  den  Absatz  nicht  bewerkstelligen  und  eine  Gliederung  tritt 
allenthalben  hervor.  Bei  der  Fabrikation  giebt  es  zweierlei 
Arten  von  Gehülfen :  einmal  Gesellen,  Lehrlinge  und  weibliche 
Hülfspei-sonen,  reine  Lohnarbeiter,  welche  gewöhnlich  im  Hanse 
des  Meistera  wohnen,  feiner  solche  Meister,  welche  zwar  in 
eigenen  Unternehmungen  das  Färben,  Walken  etc.,  jedoch 
gegen  Lohn  besorgen.  Die  letzteren  stehen  formell  als  Meister 
gleichberechtigt  neben  den  Webermeistern;  materiell  sind  sie 
aber  hausindustrielle,  die  ei*steren  hingegen  reine  Lohnarbeiter. 
Bei  der  Beschaffung  des  Rohstoffs  und  beim  Absatz  der  Waarec 
sind  die  Woll-  und  Tuchhändler  und  auch  die  Gewandschneider 
thätig,  welche  im  Detail  die  Gewebe  verkaufen. 

Bei  dem  hausindustriellen  Betriebe  liegt  der  Schwerpunkt 
im  Kaufmann,  welchem  das  Betriebscapital  gehört;  er  kauft 
den  Rohstoff,  lässt  ihn  die  verschiedenen  Stadien  der  Fabri- 
kation bei  den  Metern  durchlaufen  und  verkauft  ihn  auf  sein 
Risico.  Die  Arbeiter  wohnen  zwar  noch  im  eigenen  Hanse. 
haben  ihr  kleines  Anlagecapital  in  Werkstätte  und  Werkzem; 
noch  behalten  und  nennen  sich  Meister ,  aber  sie  sind  lediglich 
Stücklohnarbeiter;  ihnen  zur  Seite  stehen  GehQlfen,  welche 
wiedemm  ihre  Stücklohnarbeiter  sind. 

Bei  dem  Fabrikbetriebe  endlich  sind  sämmtliche  Productions- 
mittel  wie  die  Arbeiter  in  einem  geschlossenen  Etablissement 
vereinigt ;  es  giebt  einerseits  nur  einen  Untei-nehmer,  dem  alles 
Anlage-  und  Betriebscapital  gehöi-t,  andererseits  viele  capi- 
tallose  Lohnarbeiter,  von  Aufsehern  überwacht. 

Ein  jedes  der  drei  Entwicklungsstadien  trägt  ein  wesent- 
lich verschiedenes  technisches,  wirthschaftliches  und  sociales 
Gepräge,  und  es  soll  Aufgabe  des  Folgenden  sein,  sie  in  ihrer 
Bedeutung  zu  charakterisiren.  Es  ist  ja  leider  das  Material 
nicht  vorhanden,  um  an  jedem  Oile  und  an  jeder  Industrie 
diesen  Entwicklungsgang  nachzuweisen;  auch  hat  derselbe  in 
zahli-eichen  Fällen  sofort  mit  dem  hausindustriellen  oder  dem 
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Fabrikbetriebe  begonnen.  Wir  werden  uns  daher  begnügen 
müssen,  die  Eigenthümlichkeiten  jeder  Stufe  an  demjenigen  In- 
dustriecentrum zu  erläutern,  bei  welchem  sich  die  specifischen 
Merkmale  am  deutlichsten  ausprägen.  Als  solche  stellen  sich 
für  den  Fabrikbetrieb  die  Gladbacher  Baumwollen-,  für  den 
hausindustriellen  die  Ci*efelder  Seiden-  und  Sammet-  und  fQr 
den  handwerksmässigen  Betrieb  die  alte  Aachener  Tuchindustrie 
dar.  Aachen  ist  ferner  diejenige  Stadt,  wo  wohl  einzig  in 
Deutschland  in  tausendjähriger  Dauer  eine  berühmte  und  be- 
deutende Industrie  sich  erhalten  hat,  so  dass  in  dieser  alten 
Kaiser-  und  Reichsstadt  die  wirthschaftlichen  Stadien  in  ihrer 
Aufeinanderfolge  deutlich  zu  erkennen  sind.  Um  so  bedauer- 
licher ist  es,  dass  gerade  hier  so  viele  Urkunden  verloren  ge- 
gangen und  die  noch  vorhandenen  so  pietätlos  und  nachlässig 
behandelt  worden  sind ;  denn  wohl  die  Hälfte  liegt  modernd  und 
ungeordnet  im  Keller.  Es  fehlen  daher  für  die  älteren  Zustände 
die  wichtigsten  Quellen,  und  eine  Darstellung  derselben  ist  auf 
eine  Ergänzung  aus  anderen  niederrheinischen  Städten  an- 
gewiesen. 


Erster   Abschnitt 


Die  Taehindnstrie  im  Aachener  Bezirlt. 


L    Die  liandwerksmSsslge  Weberei^). 

Die  handwerksmässige  Weberei  ist  kein  Handwerk  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  gewesen.  Zwar  hatten  beide 
das  Gemeinsame,  im  Hause,  mit  einfachen  Werkzeugen  und 
ganz  selbständig  betrieben  zu  werden;  der  wesentliche  Unter- 
schied bestand  darin,  dass  das  Handwerk  auf  den  localen  Be- 
darf beschränkt,  die  handwerksmässig  betriebene  Weberei  aber 
eine  arbeitsgetheilte  Industrie  war,  welche  ihren  Absatz  im 
Grossen  fand.  Freilich  war  es  noch  kein  Weltmarkt,  über 
welchen  im  XH.,  XIH.  und  XIV.  Jahrhundeit  sich  die  Kauf- 
geschäfte ersti'eckten ;  es  waren  die  Märkte  und  die  grossen 
Messen  in  den  Bheinlanden  und  die  Seehäfen ,  wo  die  Tücher 
ihre  Abnehmer  suchten.  Immerhin  war  es  ein  Massenabsatz, 
nicht  nach  individuellen,  sondern  nach  Massenbedürfnissen, 
welchem  eine  Massenproduction  entsprechen  musste.  Diese 
bedurfte  eiuer  einheitlichen  Leitung.  Beim  Frohnhofsbetriebe 
standen  Art)eiter  wie  Capitalien  im  Eigenthum  des  HeiTn,  und 
seine  Beamten  gaben  der  Wii-thschaft  die  Zielpunkte  an;  — 
das  Band  der  Unfreiheit  war  zerrissen ,  die  grosse  Firma  hatte 
liquidirt,  es  war  ein  neues  Band  und  eine  neue  Firma  noth- 
wendig. 

Diese  neue  Firma  war  die  Stadt,  das  neue  Band  waren 
die  Reglements,  welche  die  städtische  Behörde  oder  später  in 
ihrem  Auftrage  die  Zunft  erliess.  Und  es  bedurfte  eines  star- 
ken Bandes,  um  alle  die  kleinen  Leute  zur  Einheit  zusammen- 
zufassen. 


M  Die  Literatur  ftber  Aacheos  Geschiclite  siehe  bei  Loersch:  Aachener 
RechtsdenkmÜer  1871.  —  Haagen:  Geschichte  Aachens  1874.  —  Einzelne 
UrkimdeD  im  StadtarchiT  zu  Aachen,  bei  dessen  Benntsung  Herr  Stadt- 
arcbifar  Kaentader  mir  mit  dankenswerther  Liebenswürdigtfeit  behülflich 

gewesen  ist.  —  Bergrath:  Das  WCdlenamt  zu  Goch  in  den  Annalen  des 
istor.  Vereins  f&r  den  Niederrhein,  Y.  Heft,  S.  90  — 136  und  VI.  Heft, 
S.  40—48.  —  Hddemann:  Die  Statuten  des  Wollenamts  zu  Wesel  in  der 
Zeitschrift  des  bergdschen  GeschichtSTereins  1878,  S.  77  £  —  Zahhreiche 
Statuten  im  Düsseldorfer  Staatsarchiv:  CleTe-mftrkische  St&dte,  Acta  12. 
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Die  Decentralisatioii;  wie  sie  historisch  entstanden 
entsprach  durchaus  der  wirthschaftlichen  Lage;  nur  so 
die  Capitalansammlung  bei  den  Einzelnen  auf  das  Greringste 
beschränkt:  WerkstAtte  und  Wohngemach  waren  innig  ver- 
schmolzen, die  Productionsmittel  und  Werkzeuge  von  geringer 
Bedeutung,  und  die  Arbeitskraft,  auf  welcher  ja  der  Haaptwertfa 
des  Fmducts  bemhte,  wurde  am  intensivsten  ausgenutzt,  wenn 
ein  jeder  den  Erfolg  seiner  Mühen  auch  selbst  genese.  Für 
die  Arbeiten,  welche  grösseren  Raum  beanspruchten,  hatten 
die  reicheren  Meister  in  der  Nähe  ihrer  Wohnungen  oder  in 
ihren  Gärten  vor  der  Stadt,  da  sich  häufig  noch  Adcerbau  und 
Gewerbe  traulich  vereinten,  Plätze  für  Trockenrahmen,  Bleichen 
und  Zubehör,  oder  sie  pachteten  wie  in  Wesel  das  Terrain  der 
Festungswerke  zu  ihren  Zwecken. 

Wo  jedoch  grössere  Capitalien  nöthig  waren,  da  reicht^f 
der  Besitz  Einzelner  nicht  aus;  die  gr^eren  gewerblidien 
Anlagen  waren  öffentliches  Eigenthum  und  gehörten  der  Stadt 
oder  der  Zunft,  theils  weil  nur  diese  Corporationen  ein  genQ> 
gendes  Veimögen  besassen,  theils  wöil  sie  dadurch  eine  Ckm* 
trole  über  die  gesammte  Fabrikation  ausübten.  In  Goch  z.  B. 
pachtete  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  die 
Stadt  aus  letzterem  Gfiinde  die  einzige  Walkmühle,  welche  es 
in  den  Aemteiii  Goch  und  Moudie  gab,  uüd  setaste  durdi 
Zunftstatut  fest,  dass  der  Mühlenmeister  kein  finemdes  Tnch 
walken  dürfte,  so  lange  Bürger  der  Stadt  dort  Laken  zum 
Walken  hätten;  dadurch  wurde  die  Concurreoa  nnsflirftiger 
Weber  veiinieden.  In  Düren  und  Aachen  werden  ab  Affent* 
liehe  Gebäude  die  Wollküche,  die  Tuchhallen  und  das  Walk- 
haus aufgeführt. 

Es  war  in  der  Hauptsache  eine  Masse  nebeneinander 
stehender  Kleinmeister  mit  beschränkter  Erfahrung  und  Aul» 
fassung,  ohne  Ueberblick  über  den  Bedarf  und  die  Anfordenm- 
gen  des  Marktes;  hätte  diese  Masse  fabricirt  und  gehandelt 
nach  Gutdünken,  so  wäre  nicht  allein  eine  Verschiedenheit  der 
Waaren,  welche  allen  Gi*osshandel ,  die  Grundlage  einer  jedtsk 
Industrie,  unmöglich  gemacht  hätte,  sondern  auch  eine  Ver- 
schlechterung dei*selben  eingetreten,  die  den  Ruf  der  Firma, 
in  diesem  Falle  der  Stadt,  ruiniit  hätte.  Der  Name  des  ein* 
zelnen  Kleinmeistei-s  galt  noch  nichts;  für  ihn  trat  die  Stadt 
mit  ihrem  Namen  ein,  und  sie  war  nun  auf  das  höchste  in* 
teressiit  an  dem  guten  Rufe  ihrer  Waaren.  Zudem  waren  die 
Grosshändler  Catricier ;  theils  sassen  sie  selbst  im  Ratbe,  theils 
hatten  sie  ihre  Anvei*wandten  in  demselben ;  sie  machten  ihren 
Einfluss  geltend  auf  den  Erlass  gleichmässiger  Vorschriften, 
damit  ihnen  der  Handel  eimöglicht,  ihr  Erwerb  veigrSssert 
werde. 

So  wurde  der  leitende  Wille  des  Frohnvogtes  ersetzt  durch 
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eine  andere  Autorität,  sei  sie  die  des  städtischen  Rathes  oder 
Vogtes  oder  später  der  Zunft,  und  gerade  das  elementarste 
Erfordemiss  einer  in  grössei-em  Style  arbeitenden  Industrie, 
die  Technik,  ist  es,  welche  wir  zuerst  und  am  ausführlichsten 
in  den  frühesten  Urkunden,  die  uns  über  das  Gewerbe- 
wesen aufbewahrt  sind,  behandelt  finden,  so  in  den  ausführ- 
lichen Reglements  des  Wollenamts  zu  Wesel  vom  Jahre  1329, 
zu  Goch  aus  dem  XIV.  Jahrhundert  und  zu  Aachen  vom  Jahre 
1387.  Besondei-s  in  der  Textilindustrie  zeigte  sich  die  Ord- 
nung der  Technik  zuerst,  und  damit  tritt  der  Unterschied 
^egen  das  eigentliche  Handwerk  zu  Tage.  Die  Producte  des 
Schusters  und  Schneidet's  gelangen  direct  in  die  Hand  des 
endlichen  Gonsumenten ;  dieser  ist,  wie  Käufer  aus  erster  Hand, 
so  auch  persönlicher  Kritiker  der  Waare,  welche  sich  nach 
seinem  perstolichen  Geschmack  und  Bedürfhiss  richtet.  Spe- 
cielle  Vorschriften  können  hier  nicht  gegeben,  höchstens  all- 
gemeine Visitationen  veranstaltet  werden;  die  entscheidende 
Gontrole  übt  der  Consument  selbst  aus.  Dagegen  gelangen 
die  Gewebe  in  die  weite  Welt,  gehen  ballenweise  uneröffnet 
von  Handelsmann  zu  Handelsmann;  da  sind  Garantieen  noth- 
wendig,  um  den  Grosshandel  zu  ermöglichen,  um  den  guten 
Ruf  der  Firma,  der  Stadt,  zu  begründen. 

Die  Wolle  betreffend,  wurde  der  Ankauf  einzelner  schlechter 
Sorten  zum  Zwecke,  Tücher  daraus  zu  machen,  ganz  verboten ; 
andere  Sorten  mussten  speziell  besichtigt  und  die  Käufer 
konnten  gezwungen  werden,  sie  wieder  auf  den  Markt  zuiück- 
zttbringen.  Das  Kratzen  der  Wolle  war  untei*sagt;  sie  musste 
gekämmt  werden,  und  die  Kämme  waren  gleichfalls  vorgeschrie- 
ben. Breite,  Länge  und  Güte  des  Tuches  waren  bestimmt, 
die  Leisten  angegeben  und  das  Vermischen  guter  Wollsorten 
mit  schlechten  oder  mit  Flachs  nicht  gestattet.  Schlechtes 
Falten,  Rauhen,  Noppen  und  Färben  war  mit  Strafen  belegt, 
die  Technik  des  Färbens  vorgeschrieben. 

Die  Durchführung  so  weitgehender  Bestimmungen  eifor- 
derte  eine  genaue  und  mehrfache  Gontrole.  Die  Einleger 
hatten  die  Wolle  zu  revidiren  und  vei*wiegen  zu  lassen,  wobei 
alle  Wollh&ndler  sich  des  gleichen  Gewichts  bedienen  mussten; 
sie  achteten  darauf,  dass  nicht  schlechtere  mit  besseren  Woll- 
sorten vermischt  wurden,  auf  den  Eid  des  Händlers;  nasse, 
filzige  und  schmutzige  Wolle  duifte  nicht  eingelegt  werden. 
Die  Stockträger  hatten  die  Tücher  auf  Webstuhl  und  Trocken- 
rahmen zu  controliren  und  sich  zu  überzeugen ,  dass  die  gehö- 
rige Anzahl  Gamstränge  verwebt  worden  war  und  die  Gewebe 
die  gesetzliche  Breite  und  Länge  hatten.  Alle  einzelnen  Pro- 
cesse,  wie  Trocknen,  nach  Hause  tragen.  Waschen  und  Walken, 
unterlagen  der  Beaufisichtigung,  welche  in  Aachen  dadurch  er- 
leichtert wurde,  dass  es  besondere  Häuser  für  das  Ausrecken 
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und  Walken  gab.  Waren  die  Tücher  ganz  fertig,  so  warder 
sie  einer  endlichen  Revision  unterworfen  und  von  den  Beamten 
gesiegelt;  auch  der  Fabrikant  musste  das  Tuch  mit  seinem 
Zeichen  vei'sehen.  Das  Siegel  der  Stadt  war  die  renomroixt^ 
Marke,  unter  welcher  sich  die  fertige  Waare  den  Markt 
eroberte,  der  Stempel  der  Fabrikanten  nur  das  Erkenaang^ 
zeichen,  um  die  zu  spät  ertappten  Waai-enfälscher  doch  noch 
nachträglich  zu  entlarven.  Machte  Jemand  nachgewiesener' 
maassen  ,,falsch"  Gewand,  so  sollten  der  Meier  und  die  Beamtem 
gemeinschaftlich  das  Tuch  auf  dem  Hofe  vor  der  WoUkücb*' 
verbrennen  lassen  und  ihre  Hand  an  sein  Hab  und  Gut  l^en 
dessen  eine  Hälfte  dem  Meier,  die  andere  den  Beamten  znfitri 
Um  jeden  Unterschleif  zu  verhüten,  duifte  keiner  seine  Tocber 
im  eigenen  Hause  verkaufen,  sondern  nur  im  Gewandhausr 
oder  in  den  beiden  Ausschneidehäusem.  Durch  diese  Hallen 
erhielt  die  Tuchschau  erst  recht  das  nöthige  Ansehn;  Un- 
erfahrene konnten  im  Kaufe  nicht  getäuscht  und  durdi  die 
Feststellung  der  Preise  auch  nicht  übervortheilt  werden,  bn- 
Auf  Sichtsbeamten  mussten  in  Aachen  monatlich  wediselo. 

Wie  der  technische  Betrieb  durch  eingehende  Vorschriften 
geregelt  war,  um  den  Absatz  sicher  zu  stellen,  so  machte  die 
decentralisirte  Betriebsweise  durch  Kleinmeister  auch  gewi&e 
sociale  und  wirthsch^Üiche  Vorschiiften  nothwendig.  Hätte 
eine  völlig  ungezügelte  ConcuiTenz  unter  ihnen  geherrscht,  51» 
hätten  sie  sich  gegenseitig  aufgerieben.  Daraus  folgte  die  Be- 
schränkung der  Meister  auf  Einheimische  und  die  Fordenin^ 
einer  technischen  Bildung.  So  wurden  in  Wesel  nur  Leute  all^ 
dem  Lande  Cleve  oder  Dinslaken  aufgenommen  und  von  der/ 
Lehrlingen  eine  vier-,  von  den  Gesellen  eine  zweijährige  Diem>t- 
zeit  gefordert.  In  Aachen  durften  nur  die  Bürger  Tuch  machen . 
wenn  Kämmerinnen  ausserhalb  Aachen  kämmen  gingen  oder 
wenn  in  Aachen  oder  ausserhalb  der  Stadt  Jemand  Woll»* 
kämmte,  der  kein  Recht  zum  Tuchmachen  hatte,  sollte  er  ein 
ganzes  Jahr  sein  Handwerk  verlieren  und  ausserdem  noch 
Strafe  zahlen.  Auch  war  den  Webern  vorbehalten,  das  „Stadt- 
werk"  zu  machen ;  das  einfache  Landwerk,  welches  keine  Leisten 
am  Saume  tragen  duiite,  war  in  Goch  nur  alle  Vierteljahn* 
einen  Monat  lang  zu  weben  erlaubt,  wenn  kein  Stadtwerk  zu 
haben  war,  aber  auch  nur  mit  Erlaubniss  des  Amtes.  Un. 
femer  die  Concurrenz  zu  einer  gleichmäsaigen  zu  gestalten, 
war  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  wie  die  Arbeitszeit  besdmmt. 
In  Goch  durfte  kein  Meister  mehr  als  zwei  Wollkämmerinneii 
beschäftigen,  nur  in  der  Zeit  von  St  Victor  bis  Weihnadues 
ein  Lehrmädchen  dazu  nehmen.  Daselbst  durfte  keiner  de^ 
Nachts  weben,  nicht  vor  5  Uhr  Morgens  und  nadi  7  Uhr 
Abends,  überhaupt  nicht  bei  Kerzenschein  und  Lampenlicht 
In  Aachen   ertönte  um   11   Uhr  Vormittags  und  um  9  Uk. 
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Abends  eine  Glocke,  auf  deren  Läuten  alle  Tucharbeiten  ein- 
fi^estellt  werden  mussten. 

Die  Weberei  war  also  eine  arbeitstheilige  Industrie, 
and  zwar  hatte  sie  im  XIV.  Jahrhundert  den  Zeitpunkt  er- 
reicht, wo  die  HQlfsgewerbe,  wie  Wollwäsche,  Färberei,  Tuch- 
walke, Woll-  und  Tuchhandel,  vollständig  entwickelt  waren  und 
zu  gleicher  Zeit  die  Spinnerei  und  Weberei  noch  in  der  Stadt 
betrieben  werden  konnten;  ein  Jahrhundert  später  wander- 
ten die  letzteren  den  niedrigeren  Löhnen  nach  auf  das  Land 
hinaus.  Daraus  erklärt  sich  die  grosse  Ansammlung  von  Ar- 
beitern wie  von  Capital  und  kaufmännischer  Intelligenz,  und 
zwar  —  ich  betone  es  —  in  der  damals  einzig  bedeutenden 
Industrie,  nicht  im  Handwerk  selbst. 

Durch  zahlreiche  Privilegien  und  Zollfreiheiten  bevorzugt, 
gelang  es  den  Aachener  Kaufleuten,  ihre  Stadt  zu  grosser 
BlQthe  zu  erheben.  Aachener  Woll-  und  Tuchhändler  hatten 
1387  in  Venedig  und  Antwerpen  kostbare  Lagerhäuser  mit 
bequemen  Aufenthaltsräumen  für  Handlungsreisende ;  ihr 
Lagergebäude  wurde  in  letzterer  Stadt  das  Haus  von  Aachen 
genannt  Aachen  selbst  war  der  Stapelplatz  des  gesammten 
deutschen  Wollhandels;  hier  wohnten  die  Kaufleute,  welche 
nicht  allein  aus  der  Nachbarschaft,  sondern  auch  aus  Hessen, 
Thüringen,  Naumburg  bis  Meissen  einkauften,  die  Wolle  nach 
Hause  schickten  und  sortiren  Hessen,  um  sie  nach  Artois  und 
Brabant  zu  versenden.  Und  nicht  allein  aus  diesen  beiden 
Gegenden,  sondern  auch  aus  andern  deutschen  Ländern  hielten 
Kaufleute  in  Aachen  ihre  Agenten,  und  ihr  Handel  gab  gute 
Accisen.  Die  Arbeiter  befanden  sich  auch  wohl  dabei;  schon 
im  Jahre  1135  galten  die  Weber  als  die  hofifäiligsten  und  ver- 
wegensten Bui-sche;  um  ihren  „unerträglichen  Stolz **  zu  de- 
müthigen,  ersann  damals  ein  Bauer  ein  Schiffchen  (in  Anspie- 
lung auf  das  Weberschiffchen),  welches  er  auf  Räder  stellte, 
und  von  einem  Haufen  leichtfertigen  Pöbels  begleitet»  zwang 
er  die  Weber,  das  Schiffchen  nach  Aachen  fortzuziehen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  hatte  Aachen 
den  Höhepunkt  seiner  reichsstädtischen  Blüthe  erreicht;  Wohl- 
stand und  Bevölkerung  waren  bis  zum  XIX.  Jahrhundert  nie 
grösser  als  zu  jener  Zeit.  So  viel  Arbeiter,  Capital  und  In- 
telligenz hatte  über  sicher  kein  anderes  Gewerbe  aufzuweisen 
als  die  Tucbindustrie.  Was  war  da  erklärlicher,  als  dass  bei 
den  politischen  Bewegungen,  welche  das  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hundert durchzuckten,  die  Tucharbeiter  stets  an  der  Spitze 
standen  ?  Ihre  Macht  war  um  so  bedeutender  als  sie  in  Zünften 
organisirt  waren« 

Seit  wann  in  Aachen  ZQnfte  existirt  haben,  ist  unbekannt ; 
wohl  weiss  man  es  aber  von  dem  Nachbarorte  Burtscheid,  wo 
die  Art  ihrer  Entstehung  nicht  uninteressant  ist.  Es  erhob  nämlich 
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daselbst  der  Vogt  von  Frankenburg,  gewisse  Heller  von  de- 
verfertigten  Tuchen ;  diese  Abgabe  lösten  die  Tuchmacher  durc} 
eine  Summe  Geldes  ab  und  erhielten  dafbr  im  Jahre  1300  däs 
Recht,  von  jedem  das  Gewerbe  neu  Beginnenden  eine  Mark  n 
erheben.  Um  diese  Steuer  leichter  einziehen  zu  können,  bil- 
deten die  Tuchmacher  im  Jahre  1306  mit  Erlaubniss  von  \of 
und  Aebtissin  eine  Biüderschaft;  dieselbe  erscheint  also  ii 
fiscalischem  Interesse  gegiUndet. 

Das  erste  Lebenszeichen  der  Aachener  Zunft  war  eine 
Verordnung  der  Werkmeister  und  Geschworenen  des  Wollec- 
amts  vom  Jahre  1387,  welche  die  Technik  des  Gewerbes  ord- 
nete; sie  war  mit  Wissen,  Willen  und  Geheiss  des  Ratbes  er- 
lassen.  Die  Gompetenzen  jener  Werkmeister  und  Geschworene: 
wurden  vom  Henög  von  Jülich  am  8.  Febniar  1406  genauer 
präcisiit.  Sie  bildeten  in  erster  Reihe  das  Gericht  ftkr  sammt- 
liehe  Streitfälle  innerhalb  des  Gewerbes,  z.  B.  betreffend  den 
Kauf  und  Verkauf  von  Waaren,  Hülfestoffen  und  Geräthen,  !>e- 
treffend  die  Lohnzahlungen,  die  Woll-  und  GamdiebstAlile  and 
sämmtliche  Vergehen,  welche  im  Gewandhause,  Walkhause  uP'i 
in  der  Wollküche  begangen  wurden,  ausgenommen  Todt5ch)a^ 
und  Verwundung.  Das  Verfahren  war  ein  einfaches :  bekannte 
sich  der  Verklagte  schuldig,  so  wies  man  ihn  an,  vor  Sonnen- 
Untergang  Genugthuung  zu  leisten;  bat  er  um  Aufschub,  hielt 
aber  die  Frist  nicht  ein,  so  verboten  ihm  die  Werkmeister  die 
Ausübung  seines  Gewerbes;  arbeitete  er  dennoch  weiter,  ^ 
wurde  er  um  fünf  Schillinge  gepfändet;  liess  er  auch  dann 
nicht  von  seiner  Beschäftigung,  so  wurde  er  verwarnt,  dass  an. 
nächsten  Sonnabend  auf  dem  Gewandhause  ausgerufen  werdet 
würde,  dass  Niemand  von  ihm  kaufen,  ihm  verkaufen,  noch  ihc 
arbeiten  lassen  dürfe  in  Sachen,  die  das  Handwerk  betiiüen; 
half  auch  dieses  Mittel  nichts,  so  hatte  der  Kläger  das  Recht, 
vor  Gericht  zu  gehen,  und  alle  diejenigen,  welche  den  Schuld- 
ner arbeiten  Hessen,  ihm  verkauften  oder  von  ihm  kauften,  er* 
litten  dieselbe  StraJfe.  Ferner  bildeten  die  Werkmeister  und 
Geschworenen  auch  eine  Verwaltungsbehörde:  sie  trafen  die 
Anordnungen  in  Betreff  der  öffentlichen  Gebäude ,  bestimmten 
die  Technik  und  achteten  auf  deren  Befolgung,  setzten  die 
Preise  der  Tücher  für  Bürger  und  Kaufleute  fest  und  hatten 
zu  verhüten,  dass  Jemand  dem  Andern  die  Trockenrabmen  mit 
Bäumen  überbaute. 

Es  gab  also  im  XIV.  Jahrhundert  bereits  eine  Zunft  io 
Aachen,  in  welcher  alle  zur  Bereitung  des  Tuches  irgendwie 
in  Beziehung  stehenden  Handthieiiingen  und  Gewerbe  vereinigt 
waren ;  aber  sie  war  eine  lediglich  wirthschaftliche  Verbindung, 
deren  Organe  nur  die  auf  das  Gewerbe  bezüglichen  Angelegen- 
heiten zu  richten  und  zu  verwalten  hatten.  Die  Werkmeister 
waren  Patricier  und  wie  die  Beamten  des  Wollenamts  vom 
Rathe  eiiiannt;  der  Rath  gab  den  Zünften  ihi-e  Statuten;  zur 
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Aufnahme  in  dieselben  war  seine  Zustimmung  etforderlich ;  von 
irgend  einer  Autonomie  und  einem  directen  politischen  Einfluss, 
war  keine  Rede. 

Diese  politisch  so  untergeordnete  Stellung  der  Züofte  wird 
erklärlich  durch  einen  Blick  auf  die  Verfassung  der  Stadt  ^). 
In  Aachen  hen*schte  bis  zum  Jahre  1450  ein  Erbrath;  die  ge~ 
sammte  Rechtspflege  und  Verwaltung  lag  ausschliesslich  in  den 
Händen  einiger  weniger  Geschlechter,  und  diese  Olig^rchen 
vermieden  natürlich,  neben  sich  eine  selbständige  Macht  auf- 
kommen zu  lassen,  welche  ihnen  hätte  gefährlich  werden 
können.  Daher  die  Beschränkung  der  Zünfte  auf  das  rein 
^'ewerbliche  Gebiet  und  die  Ernennung  der  wichtigsten  Beamten 
durch  den  Rath,  um  den  Geist  der  Zünfte  zu  beherrschen; 
daher  die  strenge  Oberaufsicht  und  die  geringe  Selbständigkeit 
sogar  in  den  eigenen  Angelegenheiten.  Die  reichen  Woll-  und 
Tuchhändler  gehörten  theils  selbst  zum  Patricierstande,  theils 
hatten  sie  ihre  Verwandten  im  Rath  und  im  Werkmeister- 
Bericht;  ihre  Interessen  waren  hinlänglich  berücksichtigt,  und 
diese  Klasse  war  damit  abgefunden.  Dagegen  standen  sämmt- 
liehe  Industrielle,  die  Webermeister,  die  gegen  Lohn  arbeitenden 
Meister  und  die  Gesellen ,  also  der  Mittel-  und  der  Arbeiter- 
stand vereinigt,  ausserhalb  jedes  Einflusses  auf  das  städtische 
Regiment. 

Diese  Zustände  erhielten  sich,  bis  die  Schuldenlast  der 
Stadt  sich  häufte  und  ein  Deficit  in  den  Finanzen  sich  ein- 
stellte, welches  durch  sehr  bedenkliche  Mittel,  wie  Leibrenten- 
verkauf oder  kurzsichtige  Anleihen,  beseitigt  wurde.  Mehr  und 
mehr  wurde  die  Finanzverwaltung  der  Stadt  Gegenstand  blei- 
benden Misstrauens  seitens  derjenigen  Bevölkerungsklassen, 
denen  eine  thätige  Theilnahme  an  derselben  versagt  war.  Die 
Schulden  wuchsen  derart,  dass  Aachener  Kaufleute  gefangen 
wurden  für  die  Schulden  ihrer  Vaterstadt;  die  Beamten  be- 
gnügten sich  nicht  mehr  mit  ihren  Besoldungen,  sondern 
suchten  sich  durch  Sport  ein  zu  bereichern;  bei  der  jährlichen 
Verpachtung  der  Accisen  und  bei  der  Erhebung  der  Steuern 
duldete  man  Untei^schleife,  hielt  durch  Drohung  und  Bestechung 
die  Pachtsummen  niedrig  und  wandte  sie  dann  Rathsmitgliedern 
zu,  —  kurz,  die  herrschenden  Geschlechter  zeigten  sich  nicht 
mehr  ihrer  schwierigen  Aufgabe  gewachsen. 

Da  ist  es  denn  erklärlich,  wenn  schon  in  den  Jahren 
1348  und  1368  aufrührerische  Bewegungen  stattfanden,  an 
deren  Spitze  die  Weber  und  Walker  standen,  welche  aber 
rasch  unterdrückt  wurden.  Im  XV.  Jahrhundert  hörten  die 
Aufstände  nicht  auf;  gleich  das  erste  Jahr  begann  mit  einem 
>o]chen,  und  wiedenim  waren  es  die  Tuchmacher,  welche  durch 


')  Loersch:  lieber  die  Ursachen  und  Folgen  der  VerfaiBungBänderang 
von  1428.  in  Haagen  a.  a.  0.  II,  S.  542-606. 
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einen  Anschlag  am  Walkhause  zur  Empörung  gegen  den  Erb* 
rath  aufforderten.  Obwohl  die  Aufruhrer  „nach  wie  vor*  hin- 
gerichtet wurden,  blieb  das  Walkhaus  der  Sitz  der  herrschendet 
Unzufriedenheit,  —  sehr  erklärlicherweise,  denn  es  war  «Ia? 
einzige  fabrikähnliche  Etablissement  mit  der  zahlreichsten  An- 
Sammlung  von  Arbeitern,  welche  eine  sehr  schwere  und  nass^ 
Arbeit  mit  ekelhaften  StolTen  zu  verrichten  hatten. 

Der  denkwürdigste  Aufstand  brach  im  Sommer  1428  los. 
vielleicht  veinii-sacht  durch  die  Erhebung  einer  directen  Steuer: 
die  Gemeinde  wollte  sie  nicht  nur  nicht  entrichten,  sondere 
forderte  auch  Rechenschaft  über  die  bisherige  Verwaltung 
Diesmal  gelang  es  den  Handwerkern  durchzusetzen ,  dass  der 
alte  sich  cooptirende  Erbrath  verstärkt  wurde  durch  zwei  ehr- 
bare Männer  aus  jeder  der  neun  Zünfte.  Feiner  wurden  zwei 
wirthschaftliche  Bestimmungen  getroffen,  nämlich  dass  da.^ 
„grosse  Mahlgeld'^  auf  Brotfrüchte  abgeschafft  und  den  BQtfrerr 
gestattet  wurde,  den  Zinsgulden  zu  geben  und  zu  nehmen 
Durch  letztere  Erlaubniss  wurde  dem  Handwerkerstande  das 
Creditnehmen  erleichtert;  denn  statt  der  früheren  dinglichen 
Belastung,  welche  er  aus  Mangel  an  Grundbesitz  nicht  hatte 
bieten  können,  vermochte  er  nun  durch  regelmässig:e  Zins- 
zahlung die  Gapitalisten  anzuziehen ;  andererseits  konnte  er  seit 
Veimögen,  welches  voi'zugsweise  in  Mobiliai*werthen  und  id 
Baargeld  bestand,  nun  am  leichtesten  und  bequemsten  ver- 
werthen. 

Bei  diesen  Massregeln  blieb  es  nicht.  Die  Handwerker 
verübten  einen  Gewaltstreich  und  setzten  einen  neuen  RatL 
ein.  Nun  benutzte  jede  Zunft  die  Gelegenheit,  tun  ihre  Miss^ 
stände  abzustellen.  Charakteristisch  für  die  Tuchmacher  ist. 
dass  sie  die  vom  Rath  ernannten  Werkmeister  und  Beamten 
absetzten;  die  neuen  hielten  aber  an  den  technischen  Vor- 
schriften und  Controlmassregeln  fest  und  versammelten  si(*h 
in  ihrer  Art  und  Weise  zu  Gericht.  Der  neue  Rath  giuc 
noch  weiter;  wie  bei  jeder  Revolution  beutete  er  den  so  leicht 
zugefallenen  Besitz  der  Herrschaft  rücksichtslos  und  selbst- 
süchtig aus,  indem  er  die  Erbzinsen,  welche  auf  den  Gnind- 
stücken  lasteten,  für  ablösbar  erklärte  oder  in  den  meisten 
Fällen  gar  aufhob.  Dies  Verfahren  aber  zeri*üttete  nicht  alleiij 
die  städtischen  Finanzen,  sondern  namentlich  die  VermAgenf- 
Verhältnisse  der  Patricier,  welche  ebenso  wie  jene  ein  sehr  be- 
deutendes Einkommen  aus  dem  städtischen  Grundbesitz  bezogen 
Da  es  sich  nun  um  die  wirthschaftliche  Existenz  handelte, 
wandte  der  bisherige  Erbrath  sich  nicht  an  den  kaiserlichen 
Vogt,  den  Herzog  von  Jülich,  sondern  es  gelang  ihm,  heimlich 
einige  Grafen  und  Herren  zu  dingen,  welche  in  meuchlerischem 
Ueberfall  sich  der  Stadt  bemächtigten  und  aufs  blutigste  die 
alte  Heri*schaft  wiederherstellten. 

Damit  war  der  Klassengegensatz  nicht  beseitigt ;  vielmehr 
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mu88te  naturnothwendig  auf  die  Dauer  die  thatsilchliche  wirth- 
schaftliche  und  sociale  Macht  der  Handwerke  auch  politisch 
ihre  Anerkennung  finden.  Vom  Jahre  1450—1513  fanden  fort- 
währende Verfassungsänderungen  statt;  immer  von  neuem 
suchten  die  alten  Machthaber  die  neue  Ordnung  illusorisch  zu 
machen,  bis  1513  der  damalige  Mittelstand  definitiv  in  das 
Stadtregiment  eintrat,  indem  die  Zünfte  Vertretung  im  Rathe 
erhielten. 

Inzwischen  hatte  die  gewerbliche  Entwickelung  ihren 
Höhepunkt  mit  dem  XIV.  Jahrhundert  überschritten,  und  schon 
die  politischen  Kämpfe  wirkten  auf  den  Niedergang  der 
Industrie  hin.  Ungleich  wichtiger  wurden  aber  die  religiösen 
Wirren,  welche  das  XVI.  Jahrhundert  anfallen  und  im  Jahre 
1617  mit  der  Vemichtung  des  Protestantismus  enden.  Auch 
in  Aachen  hatte  derselbe  Wurzeln  geschlagen  und  entwickelte 
sich  immer  mehr,  obwohl  er  nicht  rechtlich  anerkannt  war 
und  seine  Anhänger  z.  B.  selbst  nach  Ableistung  aller  Lehr- 
jahre und  Prüfungen  das  Meister-  und  Bürgerrecht  nicht  er- 
halten konnten.  Namentlich  die  Woll-  und  Tuchhändler, 
welche  nach  Flandeiii  und  Artois  Beziehungen  hatten,  waren 
Protestanten;  sie  sandten  ihre  Söhne  dahin  und  suchten  ge- 
schickte fremde  Weber  von  doit  heranzuziehen,  welche  vom 
Uath  mit  Reisegeld,  Wohnung  und  auch  andei'weit  unterstützt 
wurden.  In  kurzer  Zeit  huldigte  die  jüngere  Generation  der 
Tuchmacher  mehr  oder  weniger  der  neuen  Lehre,  und  voillber- 
gehend  gelang  es  sogar  den  Protestanten,  sich  des  Käthes  zu 
bemächtigen.  Die  Restaui-ation  war  aber  1617  eine  vollstän- 
dige, und  bis  zur  finnzösischen  Herrschaft  blieb  die  Stadt  aus- 
schliesslich den  Katholiken  vorbehalten.  Die  Messingfabrikation 
ging  darüber  völlig  zu  Grunde,  da  die  wenigen  Fabrikanten 
sämmüich  vertrieben  wurden  und  in  Stolberg  Toleranz  für 
ihre  Ueberzeugung  und  Rohstoff  und  Wasserkraft  für  ihr  Ge- 
werbe fanden.  Die  Tuchindustrie  sank  völlig  zur  Unbedeutend- 
heit herab,  so  dass  Noppius  im  Jahre  1632  schreiben  konnte: 
„Vor  Zeiten  hat  das  Gewanderambacht  über  Maass  florii*et,  also 
dass  sie  am  allerersten  angefangen,  die  Vorstädte  zu  bauen; 
jetzt  aber,  obwohl  sie  mit  Prärogativen  und  Privilegien  allen 
andern  weit  vorgeht  und  übertrifft,  ist  sie  de  caetera  den 
andern  gleich^.  Unter  den  Vertriebenen  befanden  sich  gerade 
die  tüchtigsten,  reichsten  und  unternehmendsten  Händler,« 
Fabrikanten  und  Arbeiter,  und  in  dichtem  Kranze  gruppirten 
sich  neue  Indnstrieorte  um  Aachen.  Burtscheid  beschäftigte 
im  Verhältniss  bald  mehr  Arbeiter  als  Aachen ;  in  Eupen  und 
Vaels  entstanden  neue  Unternehmungen ;  nach  Montjoie  lockten 
die  billigen  Löhne  und  Heizmaterialien,  und  das  Wasser  der 
RoSr  eignete  sich  daselbst  vorzüglich  zum  Waschen,  Entfetten 
und  Bleichen  der  Wollen  und  Tücher;  Düren  in  seiner  wasser- 
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reichen  Gegend,  inmitten  der  fruchtbaren  Ebene,  mit  wohUeden 
Lebensmitteln,  erhob  sich  zu  grösserer  Bedeutung. 

Um  das  Unglück  ganz  zu  erfüllen,  legte  ein  grosser  Brand 
im  Jahre  1656  den  grössten  Theil  der  Stadt  in  Asche,  und 
was  das  Feuer,  die  religiöse  Unduldsamkeit  und  das  politische 
Richtschwert  noch  verschont  hatten,  unterlag  im  Innen  der 
politischen  Tyrannei  eines  oligarchischen  Batbes  und  dem 
wii-thschaftlichen  Despotismus  einer  enghei*zigen  Zunft.  Trotz 
der  formellen  Theilnahme  der  Zünfte  an  der  städtischen  Ver* 
waltung,  blieb  dieselbe  nur  eine  Scheinvertretung ;  thatsAchlich 
heri-schten  abwechselnd  zwei  oligarchische  Parteien,  welche 
keine  andere  Macht  neben  sich  aufkommen  Hessen  und  die 
Rechte  der  Zünfte  sehr  beschränkten.  Am  9.  Octaber  1651' 
wurde  ihnen  ausdrücklich  verboten,  einige  Beschlüsse  nater 
sich  zu  fassen;  am  23.  März  1690  wurde  bestimmt,  daas  die 
Zunftmeister  keinen  Knecht  oder  Lehrling  annehmen  durflen. 
der  nicht  dem  zeitigen  Bürgermeister  den  Eid  der  Treue  ge- 
leistet hatte.  Die  Tuchmachei-zunft  hatte  als  solche  keinen 
Deputirten  in  den  Rath  zu  entsenden ;  ihre  Werkmeister  waren 
nach  wie  vor  lediglich  Beamte,  welche  alljährlich  vom  grossen 
Rath  eiiiannt  wurden,  oder  es  wurde  der  abtretende  BOif^er* 
meister  (wie  im  Jahre  1669)  von  Amtswegen  zum  Werk- 
meister  bestellt;  das  Werkmeistergericht,  welches  Frettafz 
Nachmittags  seine  Sitzungen  abhielt,  bestand  aus  den  beiden 
Werkmeistern  und  mehreren  Beisitzern,  von  denen  einige  der 
Zunft  entnommen  waren ;  die  Berufung  davon  ging  an  Bürger* 
meister  und  Rath. 

Für  diese  politische  und  administrative  Machtlosigkeit 
fand  der  Rath  die  Zünfte  dadurch  ab,  dass  er  ihnen  die  Ord- 
nung der  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  preisgab.  Gemäsfr 
der  Verordnung  vom  28.  Juli  1669  duifien  die  Zünfte  ihre 
ungehoi-samen  Mitbrüder  durch  Schliessung  von  Laden  nnd 
Arbeit  zum  Gehorsam  bringen,  und  nun  suchten  die  zurück- 
gebliebenen Weber,  welche  we^er  durch  CapitalreichUium, 
noch  durch  Unteiiiehmungslust,  noch  durch  Geschicklichkeit 
die  ringsumher  entstandene  auswärtige  Concunenz  zu  besiegen 
im  Stande  waren,  doch  wenigstens  die  innere  zu  beseitigen. 
An  zwei  Orten  durfte  keiner  eine  Werkstätte  haben«  aus- 
wärtige Arbeiter  nicht  spinnen,  weben  und  färben  lassen  ond 
nicht  mehr  als  vier  Webstühle  beschäftigen«  Das  alte  Betriebs- 
system durch  lauter  kleine,  gleichgestellte,  unabhängige  Meister 
war  es,  was  man  gesetzlich  festhalten  wollte;  aber  in  diesem 
Kampfe  des  alten  handwerksmässigen  demokratischen  Betriebeii 
gegen  die  neue  capitalistische  Gesellschsuft  hat  ei*steier,  wie  e> 
sich  gleich  zeigen  wird,  seine  Partie  verloren. 

Gonsequenterweise  hätte  in  Aachen  die  Fabrikation  der- 
jenigen Tücher  aufhören  müssen,  welche  nur  den  billigen  Lohn 
der  ländlichen  Arbeiter  vertragen  können,  und  es  hätten  da- 
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selbst  die  hochfeinen  Sorten,  welche  viel  Kunstfertigkeit  eines 
alten  und  geübten  Arbeiterstammes  beanspruchen,  hergestellt 
werden  sollen.  Da  aber  die  tüchtigsten  und  reichsten 
Fabrikanten  und  Arbeiter  die  Stadt  verlassen  hatten  und  es 
an  Capital,  Intelligenz  und  Geschicklichkeit  fehlte,  so  fabricirte 
man  gerade  nicht  die  den  wiithschaftlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Tücher;  mittelmässige  Eaufleute  waren  darauf 
angewiesen,  innerhalb  der  Stadt  auch  unter  die  gewissenlosen, 
nachlässigen  und  unwissenden  Arbeiter  Wolle  zu  vertheilen 
und  sich  von  diesen,  da  sie  die  zahlreichsten  waren,  auch 
schlechte  Waare  liefern  zu  lassen.  So  wurden  denn  in  der 
Stadt  im  Stück  gefärbte  einfarbige  Tücher  hergestellt,  ganz 
wie  nebenan  auf  dem  Lande  in  Vaels.  Damit  hing  die  Ent- 
stehung der  sogenannten  Eauftücher  aus  gestohlener  Wolle 
zusammen;  unter  dem  yoi*wande,  ihre  eigene  Wolle  zurückzu- 
kaufen, trieben  manche  Fabrikanten  einen  öffentlichen  Handel 
mit  dieser  Waare,  die  ihnen  von  den  Arbeiteni  geliefert  wurde  ^). 

Was  die  Strenge  des  Zunftgeistes  auf  der  einen  Seite 
schon  verdarb,  richtete  die  Milde  der  Polizei  und  des  Rathes 
nun  völlig  zu  Grunde.  Die  gegen  den  Unterschleif  mit  gestoh- 
lener Wolle  gerichteten  Gesetze  waren  gänzlich  ausser  Gebrauch ; 
die  Stadt  hielt  über  die  Eigenschaft  der  in  ihren  Mauern  ge- 
fertigten Waaren  keine  Aufsicht ;  sie  gestattete  bei  Fallitsachen 
statt  des  Konkurses  ein  Präferenzrecht,  welches  allen  Credit 
untergrub  und  durch  Vervielfältigung  der  Bankerotte  bis  ins 
Unendliche  die  Schande  des  Betruges  hinwegnahm;  sie  ver- 
hütete es  nicht,  dass  Arbeitsleute  und  Tagelöhner  durch  Waai-en- 
zahlen  unter  Anrechnung  übermässiger  Preise  ausgebeutet 
und  dadurch  gezwungen  wurden,  die  überflüssigen,  zu  hohen 
Preisen  erhaltenen  Waaren  um  Spottgeld  wieder  zu  verkaufen. 

Zu  allem  dem  kam  endlich  no(£  die  Ungunst  der  allge- 
meinen wirthschaftlichen  Verhältnisse;  die  Aachener  Industrie 
arbeitete  mit  hohen  Transportkosten,  da  kein  schiffbarer  Fluss 
in  der  Nähe  war,  und  das  Stadtgebiet  war  so  beschränkt,  dass 
die  Fabrikate  überall  Zöllen  unterlagen. 

Es  war  ein  fQrchterliches  Trio :  die  religiöse  Unduldsamkeit 
überlieferte  die  Stadt  einem  finsteren  Fanatismus,  während  die 
politische  Oligarchie  zu  einer  öffentlichen  Korruption  führte, 
welche  unter  dem  Namen  der  „Mäkelei**  selbst  im  damaligen 
deutschen  Reiche  veniifen  war  und  eine  kaiserliche  Intervention 
in  letzter  Stunde  —  zu  spät  —  nöthig  machte ;  die  wirthschaft- 
Uche  Tyrannei  engherziger  Zünfte  suchte  eine  Betriebsform  und 
eine  sociale  Gliederung  festzuhalten,  wie  sie  sich  schon  längst 
überlebt  hatten.  Gänzlicher  Verfall  war  das  Resultat  in  einer 
Stadt,  wo  das  Wesentlichste  fehlte:  Freiheit  des  Gewissens, 
Freiheit  des  politischen  Handelns,  Freiheit  der  Arbeit ! 


0  G.  Forster:  Ansichten  Tom  Niedeirhein  17d3,  8.  169  ff. 
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Die  Bevölkerung  sank  von  40,000  Einwohnern,  welche  Aachec 
(nach  Loei*sch)  im  XIV.  Jahrhundert  gezählt  hat,  auf  25,000: 
die  Betriebsamkeit  beruhte  nur  auf  Schein.  Da  noch  j&hriicb 
neue  Fabrikanten  sich  daselbst  niederliessen,  schmeichelte  man 
sich,  dass  die  Vortheile,  welche  sich  ihnen  hier  darboten,  nirgenii>> 
überwogen  würden,  und  bedachte  nicht,  dass  die  einzige  Auf- 
munterung lediglich  in  der  Menge  von  leer  stehenden  Hünsem 
bestand,  die  man  zu  billigen  Preisen  miethen  konnte.  I^a 
auch  eine  Anzahl  von  Badegästen  die  Stadt  besachte,  so  liess 
man  sich  durch  den  beschleunigten  Geldumlauf  und  Waaren* 
absatz,  durch  die  Lustbarkeiten  und  das  Spiel  zum  Glauben  ic 
wirklichen  Wohlstand  verleiten.  Aber  die  Folgen  der  total  ver- 
fehlten Verwaltung  waren  auch  dem  blödesten  Auge  sichtbar :  di« 
Strassen  wimmelten  von  Bettlern  und  die  Sittenverderbnis^ 
war  allgemein.  Wie  konnte  auch  beim  gemeinen  Manne  sich 
eine  Spur  von  Rechtschaffenheit  und  soliden  Grundsätzen  er- 
halten, wenn  er  das  Beispiel  der  schändlichsten  Verschleademnc 
öffentlicher  Gelder  ungeahndet  vor  Augen  hatte?  Seine  Kinder 
wurden  Wolldiebe,  Müssiggänger  und  Lottospieler,  folglich  ba]<'. 
die  verderblichste  Gattung  von  Bettlern;  denn  rohe  Menschen 
sind  leichter  der  Tugend  zuzuführen  als  gefallene. 

Das  sind  die  Zustände  am  I'lnde  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts; sie  sind  die  Grundlage  des  Aachener  Proletariates 
und  seines  angeerbten  Elends! 


II.  Die  Hans-  nnd  die  Fabrikindustrie. 

Eine  ganz  abweichende  Entwicklung  hatte  die  Industrie 
in  den  Nachbarorten  genommen.  Dort  heii'schte  von  Anfan:: 
an  die  hausindustrielle  Betriebsform;  es  kannten  die  Eio- 
Wanderer  keine  andere  Beschränkung  als  das  Maass  ihi-er  Kräfte 
und  den  Umfang  ihres  Vermögens,  sie  durften  Arbeiter  be- 
schäftigen, welche  und  wieviel  sie  wollten;  Zunftschranken  gab 
es  nicht,  und  unternehmende  Köpfe  hatten  fi*eien  Spielraum 
Kaufleute  mit  mehr  Capital  theilten  auch  grössere  Mengen 
Wolle  und  Game  zum  Spinnen  und  Weben  aus,  machten  die 
billigeren  Arbeitskräfte  der  Bauern  sich  dienstbar  und  eroberten 
durch  ihr  wohlfeileres  Produkt  entferntere  Absatzgebiete.  iV 
gab  es  am  Ende  des  XVUI.  Jahrhunderts  schon  Fabrikanteo 
wie  den  Herra  von  Clermont,  welcher  in  Vaels,  Aachen  nn«i 
Burtscheid  allein  1 60  Weber  beschäftigte,  und  auf  dessen  Palast 
die  stolze  Inschrift  prangte:  spero  invidiam. 

Auch  in  Aachen  machte  sich  das  Bedürfniss  einer 
Umgestaltung  des  handwerksmässigen  Betriebes  mit  aller 
Macht  geltend,  und  die  alte  Gesellschaftsordnung  vermocht« 
den  Entwicklungsprocess  nur  aufzuhalten,  nicht  zu  verhindern. 
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Vor  allem  handelte  es  sich  um  die  Appretur,  den  entscheidend- 
sten Vorgang  bei  der  Fabrikation,  weil  durch  dieselbe  das 
Aussehen  der  Waare  bestimmt  wird.  Die  Weber-  und  die  Tuch- 
schererzunft  waren  getrennt;  wollten  die  Webeimeister  nach 
eigenem  Gefallen  oder  gemäss  den  ihnen  gewordenen  Bestel- 
lungen scheren  lassen,  so  durften  sie  solches  ohne  Erlangung 
des  Meisten-echts  nicht  thun.  Sie  Hessen  also  ihre  Söhne  bei 
zQnftigen  Meistern  als  Lehrlinge  einschreiben,  erkauften  ihnen 
nach  vollbrachter  Lehrzeit  und  bestandener  Prüfung  das  Zunfb- 
recht,  richteten  alsdann  eine  Werkstätte  auf  und  besetzten 
dieselbe  mit  soviel  Gesellen,  als  zur  Bestreitung  ihrer  Fabrik 
nöthig  waren.  Ermöglicht  wurde  ihnen  das  durch  das  Reichs- 
gesetz  vom  Jahre  1731,  wodurch  die  Beschränkung  der  Knechte- 
zabl  beim  Handwerk  als  schädlicher  Missbrauch  aufgehoben 
war.  Das  machten  sich  nicht  allein  die  Kaufleute  zu  Nutz, 
sondern  auch  die  Weber-  und  die  Färbermeister  aller  Art.  Die 
kleinen  Leute  sahen  sich  durch  diese  anwachsenden  Kapitalisten 
bedroht  und  wollten  es  nicht  dulden;  hieraus  ergaben  sich  die 
heftigsten  Händel.  Doch  Kaiser  Franz  drang  unter  dem 
4.  August  1764  strenge  auf  die  Durchführung  des  Gesetzes, 
und  der  Rath  verauchte  schon  früher  einzulenken,  indem  er 
unter  dem  21.  Mai  1762  die  zulässige  Knechtezahl  auf  vier 
erweiterte.  Indess  das  fruchtete  nichts;  eine  Reihe  von  Pro- 
cessen entstand,  und  das  Resultat  war  auch  hier,  dass  die 
Fabrikanten  ihra  Werkstätten  mit  so  viel  Gesellen  zu  besetzen 
strebten,  als  ihre  eigene  Arbeit  erforderte  >). 

Mit  der  französischen  Herrschaft  fielen  alle  rechtlichen 
Schranken,  und  die  lang  zurückgehaltene,  vei-spätete  Ent- 
wicklung ging  mit  Riesenschritten  vor  sich.  Intelligenz  und 
Capital  strömten  in  die  Stadt;  geräumige  Häuser  und  Plätze 
standen  dort  leer;  Arbeitskräfte  waren  in  Fülle  vorhanden; 
das  Spinnen  durfte  man  zu  billigem  Lohne  auf  dem  Lande 
besorgen  lassen  und  der  Absatz  im  weiten  französischen  Reiche 
war  ungemein  gewinnbringend,  zumal  Napoleon  seine  volle 
Huld  der  Stadt  zuwandte,  welche  der  Lieblingsaufenthalt  seines 
Vorbildes,  des  ersten  fränkischen  Kaisera,  gewesen  war.  Die 
technischen  Verbesserungen  waren  ausserordentliche:  seit  1793 
wurde  Kasimir  von  bewunderungswürdiger  Feinheit,  seit  1798 
Kalmuk,  Coating  und  Kreuzwerk  für  Frankreich,  seit  1802 
Woolcoats  für  Paris,  auch  Bombasin  aus  Baumwolle  verfertigt; 
meist  waren  es  im  Stück  gefärbte  Tücher.  Im  Jahi'e  1784 
wurde  der  Werth  der  Aachener  Wollwaaren  auf  SVs«')  im 
Jahre  1806  schon  auf  9  Mill.  Fi-cs.,  die  Zahl  der  Wollarbeiter 
auf  8000  und  deren  Angehörige  auf  6000  geschätzt. 


M  Maootcripl  des  II.  Bandes  von  Meyer:  Aachen'sche  Geschichten, 
Bnichfttadc  im  StadtarchiT. 

*)  ide  BarjoUes:)  Lettre«  bot  1a  ville  et  les  eauz  d^Aiz-la-Chapelle 
1784. 
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Was  hat  aber  die  Fortdauer  des  handwerksmftssigen 
Betriebes  so  ganz  unmöglich  gemacht?  Die  Organisation  des- 
selben war  die  von  gleidistehenden  Kleinmeistem,  zu  gemein- 
samem Wirken  in  einer  Zunft  zusammengefasst.  Unter  stabilen, 
einfachen  Verhältnissen  mit  geringen  Anforderungen  an  Technik, 
Capital  und  kaufinännischen  Vertrieb  vermochte  dieser  Orga- 
nismus wohl  zu  functioniren  und  den  Meistern ,  wie  es  im 
XIV.  Jahrhundeit  geschehen  war,  Wohlstand  und  Behagen  zu 
sichern.  Indess  die  Anforderungen  an  die  Eaufleute  wie  an 
die  Meister  stiegen,  die  Konkun*enz  erwachte  in  allen  Ländern, 
die  Preise  wurden  gediUckt,  mannigfaltigere  Stoffe  gefordert, 
der  Welthandel  bildete  sich  aus,  und  eine  Beweglichkeit  in 
Handel  und  Fabrikation  wurde  nothwendig.  Die  frühere  Ab- 
hängigkeit der  Käufer  von  der  Ait  der  Tücher  war  vorbei; 
jetzt  mussten  die  Meister  sich  den  erhaltenen  Bestellungen 
fügen;  sie  konnten  dieselben  nicht  mehr  an  den  Meas- 
üschen  abwarten,  sondern  mussten  sie  aufsuchen  und  ihre 
Waaren  zum  Verkaufe  anbieten.  Diese  Beweglichkeit  hätte 
sich  vielleicht  auch  bei  der  Zunftverfassung  erzielen  lassen 
können;  aber  da  hätte  diese  eine  andere  werden  müssen,  als 
sie  war,  da  hätten  die  alten  Meister  ihr  Heil  nicht  in  der  Be- 
wahrung überlebter  Foimen  sehen,  sondern  ihre  Innung  im 
Sinne  einer  Grosshandel  treibenden  Gesellschaft  reformiren 
müssen.  Dazu  fehlten  aber  die  Einsicht  wie  die  Initiative; 
auch  wäre  der  Erfolg  ein  zweifelhafter  gewesen.  Die  Betriebs - 
form  des  Erwerbes  musste  also  eine  andere  werden^  und  was 
war  da  natürlicher,  als  dass  zur  Erzielung  der  Beweglichkeit 
in  Fabrikation  und  Handel  die  Leitung  in  die  Hände  der- 
jenigen fiel,  welche  diese  Beweglichkeit  am  meisten  daretellten, 
nämlich  der  Kaufleute? 

Der  Kaufmanns-  oder  Verlegerstand  ging  aus  mehreren 
Berufen  hervor;  theils  waren  es  die  WoU-  und  Tuchhändler, 
theils  die  grösseren  Webermeister,  aus  denen  er  sich  bildete. 
Alles  was  intelligent  und  unternehmend  war,  was  Capital 
besass  und  Ersparnisse  machte,  entzog  sich  der  ausführenden 
materiellen  Arbeit  und  liess  andere  für  sich  schaffen,  indem 
es  die  Direktion  derselben  übernahm.  Der  Kaufmann  tritt 
von  nun  an  in  den  Vordergrund,  und  sein  Compteir  wird  zum 
Centrum  der  Produktion.  Er  ei-späht  die  Bedüifnisse  des 
Marktes,  erkundet  die  voilheilhaftesten  Absatzorte,  beschafft 
zum  billigsten  Preise  im  Grosskauf  den  Rohstoff,  lässt  ihn  nach 
seinen  Angaben  verarbeiten,  dirigirt  jedes  Halbfabiikat  aus 
der  Wohnung  des  Theilarbeitei*s  wieder  in  sein  Comptoir  zuiück« 
prüft  selbst  die  Güte  und  veitreibt  die  fertige  Waare  in  weiter 
Feme.  In  dem  Kaufmann  fliessen  sämmtliche  Funktionen  der 
früheren  Woll-  und  Tuchhändler,  der  Meister  als  Leiter  der 
Technik  und  der  Zunftvoi*steher  als  Aufseher  über  den  Pro- 
ductionspi-ocess  und.  die  Güte   der  Waaren  zusammen.    Jetzt 
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gelten  keine  Reglements  mehr  über  die  Vornahme  der  einzelnen 
Arbeitsverrichtungen  und  keine  Siegelungen  der  fertigen 
Waaren;  ihre  Reglements  über  die  Art  der  Tücher  erhalten 
die  Kaufleute  von  den  Bedürfnissen  der  Konsumenten;  die 
technischen  Vorschriften  ertheilen  sie  selbst,  ebenso  wie  sie 
die  Qnalitftt  der  Waare  selbst  controliren;  die  Bussen  fQr  die 
Nichtbefolgung  der  Angaben  fliessen  nicht  mehr  in  die  Kasse 
der  Zunft,  sondern  in  die  des  Fabrikanten;  nicht  mehr  die 
Stadt  oder  Zunft,  sondern  die  einzelne  kaufmännische  Firma 
ist  es,  welche  unter  eigenem  Zeichen  sich  den  Markt  erobert. 
Beim  Kaufmann  sind  jetzt  alle  Betriebscapitalien  der  Woll- 
und  Tuchhftndler  und  Meister  fQr  die  Beschaffung  der  Roh- 
stoffe, das  Halten  eines  passenden  Waarenlagers  und  die 
Zahlung  der  Arbeitslöhne  vereinigt,  ebenfalls  aber  auch  der- 
jenige Theil  des  Anlagecapitals,  welcher  wie  die  Wollküchen, 
Walkmühlen  und  Lagerhäuser  früher  Eigenthum  der  Stadt 
oder  Zunft  gewesen  war;  diese  Gebäude  werden  der  öffent- 
lichen Benutzung  entzogen  und  treten  ins  Privateigenthum  der 
Unternehmer. 

Die  Physiognomie  des  Arbeiterstandes  blieb  äusserlich  fast 
unveriLndert.  Es  waren  in  den  eigenen  Wohnungen  mit  eigenen 
Werkzeugen  dieselben  Spinner,  Weber  und  Färber;  aber  es 
waren  nicht  nur  die  Spinner,  Färber  und  Walker,  sondern 
auch  sämmtliche  Webermeister  zu  StOcklohnarbeitem  herab- 
gedrückt, der  selbständige  Handwerkerstand  und  damit  die 
breite  solide  Mittelschicht  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ver- 
nichtet Es  gab  nur  wenige  Arbeitgeber  und  zahlreiche  zer- 
streute Lohnarbeiter,  ohne  Verbindung,  ohne  Zusammenhalt, 
nunmehr  ohne  gesetzlichen  Schutz  bei  der  Festsetzung  ihrer 
Arbeitsbedingungen  y  preisgegeben  allen  Anfordeningen  der 
mächtigen  unbekannten  Kauf  leute.  In  der  Regel  verkehrten 
diese  nicht  direct  mit  den  einzelnen  Arbeitern ;  die  Veimittlung 
übernahmen  Meister,  welche  bis  zu  30—40  Gesellen  in-  und 
ausserhalb  ihrer  Wohnung  beschäftigten ,  die  Aufträge  und  die 
Garantie  lür  deren  AusfQhrung  übernahmen  und  dafllr  einen 
bestimmten  Antheil  am  Lohn  oder  ein  Fixum  pro  Elle  bezogen. 
Für  jede  Verrichtung  gab  es  solche  Weber-,  Walker-.  Scherer- 
« Basen*  (Herren);  „die  beiden  Hartmänner **  sind  oie  letzten 
dieser  Wollbasen,  denen  die  meisten  Aachener  Fabrikanten- 
familien entstammen. 

Die  selbständigen  Handwerksmeister  hatten  in  früherer 
Zeit  auch  die  Noth  gefiihlt;  aber  sie  kannten  den  Grund  der- 
selben und  vermochten  ihren  einfachen  Stapelartikel  ruhig  auf 
Lager  zu  arbeiten.  Anders  bei  den  Kaufleuten.  Deren  Ver- 
mögen bestand  hauptsächlich  im  Betriebscapital ,  welches  in 
Robstoffen,  Arbeitslöhnen  und  Waarenlager  aufging ;  sie  hatten 
keinerlei  Interesse  daran,  die  Arbeiter  zu  unterhalten  und  ihr 
Capital  zinslos   liegen  zu  lassen;    ausserdem  waren  sie  nicht 
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einmal  sicher,  ihre  Waare  yerkäuflich  zu  erhalten,  da  der  Ab- 
satz wechselnd  geworden  war  und  jeder  neu  eroberte  Markt 
ein  schwankendes  Moment  mehr  in  die  Fabrikation  hineintrug. 
Daher  fanden  sofoilige  Entlassungen  und  Lohnreductionen  statt. 
Schon  am  7.  September  1807  klagt  ein  Yerwaltungsbericht: 
„weil  Aachen  eine  Fabrik-  und  Gewerbestadt  ist,  finden  sich 
soviele  Arme,  welche  unterstützt  werden  müssen ;  der  Fabrikant 
zieht  von  aussen  zur  Arbeit  geeignete  Menschen  heran  und 
entlässt  sie,  wenn  sie  altersschwach  werden  und  nicht  mehr 
arbeiten  können/ 

Die  Ausbildung  des  hausindustriellen  Betriebes,  wie  der- 
selbe in  Eupen,  Vaels  und  Montjoie  von  Anfang  an  bestand, 
nahm  in  Aachen  etwa  im  XVIII.  Jahrhundert  ihren  Anfang 
und  wurde  durch  die  französische  Gesetzgebung  mit  ihrer 
Religions-  und  Gewerbefreiheit  und  durch  die  günstigen  Absatz- 
verhältnisse ganz  ungemein  beschleunigt.  Trotzdem  empfanden 
die  Arbeiter  den  Verlust  ihrer  Selbständigkeit  nicht  so  schmerz- 
lich, da  derselbe  in  Folge  der  andauernd  günstigen  Konjunktur 
durch  erhöhtes  Wohlergehen  ausgeglichen  wurde.  Um  so  em- 
pfindlicher wirkte  das  Aufhören  der  französischen  Hen-schaft. 
Der  alte  Markt  ging  verloren,  ein  neuer  war  so  leicht  nicht 
zu  finden ;  einzelne  Staaten  waren  ganz  abgespeiTt,  andere  mit 
hohen  Zöllen  umgeben;  überall  hatten  sich  die  ausländischen 
Fabriken  selbst  verbessert;  jenseit  der  Elbe  war  ein 
Zoll  von  8Va%  zu  entrichten,  und  diesseit  des  Flusses  lag 
der  Markt  der  ausländischen  Einfuhr  offen.  Viele  kleine 
Fabrikanten  gaben  die  Produktion  ganz  auf,  gi*össere  be- 
schränkten die  ihrige;  zahllose  Arbeiter  gingen  brotlos.  Aehn- 
lich  beschäftigte  die  Messingindustrie  kaum  ein  Drittel  ihrer 
130—140  Oefen,  welche  zur  französischen  Zeit  an  4  Mill.  Pfd. 
producirt  hatten.  Eine  solche  Massenarmuth  wie  damals  hatte 
man  in  Aachen  noch  nicht  kennen  gelernt.  Wie  sollte  man 
den  Arbeitslustigen,  aber  Arbeitslosen  helfen?  Da  schufen 
wohlwollende  Männer  aus  den  unerheblichen  Vorschüssen  der 
privaten  Theiloehmer  eine  Arbeitsanstalt,  deren  Ai*beiterzahl 
jedoch  sehr  bald  aus  Mangel  an  Mitteln  von  SO  auf  30  zu- 
sammenschmolz, bis  im  Jahre  1823  die  Armenverwaltung  die- 
selbe übernahm.  Es  waren  damals  in  der  Nadel£s[brik  der 
Anstalt  24,  in  der  Leinen-  und  Wollenfabrik  95  und  in  der 
Nagelfabrik  12  Arbeiter  beschäftigt;  diese  Anzahl  erscheint 
nicht  so  gering,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Arbeiter  zum 
grossen  Theile  als  rohe,  unbeholfene  Menschen  nach  und  nach 
eingeübt  werden  mussten.  So  gewährte  die  Anstalt  sowohl 
Beschäftigung  einer  Anzahl  arbeitsloser  Menschen  als  auch 
Unterricht  in  mehreren  Handarbeiten.  Die  Einbussen  wai-en 
jedoch  so  gross,  dass  1829  der  Geschäftsbetrieb  bis  auf  die 
Nagelfabrik  eingestellt  wurde,   welch'  letztere  mit  nicht  un« 
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beträchtlichem  Gewinne  bis  zum  Jahre  1857  fortbetrieben 
wurde  *). 

Die  schlimme  Lage  der  Industrie  wurde  Veranlassung  zu 
weitgehenden  Verbesserungen  der  Technik ;  auch  die  Regierung 
suchte  durch  Veranstaltung  von  Ausstellungen  und  Ver- 
Bchenkung  von  Tuchscher-  ued  Waschmaschinen  das  Ihrige 
dazu  beizutragen.  Vor  allem  war  es  das  Appretui*verfahren 
und  die  Spinnerei,  an  welche  sich  die  Einfühlung  von  Rauh- 
und  Scher-,  wie  von  Vorspinnmaschinen  und  damit  der  Be- 
ginn des  Fabrikbetriebes  knüpfte.  Schon  früh,  im  vorigen 
Jahrhundert,  hatten  die  Tuchmacher  das  Hauptgewicht  auf 
die  Appretui'  gelegt,  welche  das  schliessliche  Aussehen  der 
Stoffe  bestimmt,  und  sich  daher  eigene  Werkstätten  errichtet; 
erst  viel  später  erhoben  sich  an  den  Wasserläufen  der  RoSr 
bei  Montjoie  und  Düren,  der  Wester  und  Hill  bei  Eupen  Spinn- 
mühlen, die  in  Aachen  und  Burtscheid  aus  Mangel  an  anderen 
Triebkräften  durch  Dampf  in  Bewegung  gesetzt  wurden.  Eupen 
war  in  Folge  seiner  Nachbai-schaft  mit  Verviers,  wo  der  be- 
rühmte Maschinenbauer  Cockerell  die  Spinnmaschinen  her- 
stellte,  schon  fi-üher  zu  deren  Anwendung  gekommen ;  in  Aachen 
wurde  die  erste  im  Jahre  1821  aufgestellt  und  fajid  dann  rasch 
zahlrddhe  Nachfolger,  als  Cockerell  selbst  dahin  übersiedelte. 
Im  Jahre  1833  zählte  man  in  Aachen  und  Burtscheid  bereits 
180  Assortimente,  wovon  150  in  steter  Thätigkeit  waren. 
Diese  Spinnmühlen  spannen  gewöhnlich  für  die  Bedürfnisse 
der  eigenen  Weberei,  oft  aber  auch  gegen  Lohn  für  andere 
Fabrikanten.  In  den  1840er  Jahren  wurde  die  Mulejenny  ein- 
geführt, und  die  Spinnerei  des  Aachener  Bezirks  erhob  sich 
während  zweier  Jahrzehnte  zu  voller  Konkun-enzfähigkeit  soga^* 
England  gegenüber.  In  den  1860er  Jahren  kamen  die  Selfactora 
auf,  die  in  den  Tuchfabriken  sehr  verbreitet  sind,  da  sie  dort 
hochfeine  Wollen,  welche  weniger  leicht  reissen,  regelmässig 
zu  eigenem  Bedarfe  vei*spinnen;  für  die  Streichgamspinnerei 
erweist  sich  jedoch  die  Anwendung  von  Mulejennys  voi-theil- 
hafter,  da  die  Selfactoi-s  nur  durch  eine  Massenproduetion  aus- 
genutzt werden  könnten,  welche  in  Aachen  fehlt,  und  weil  die 
Erfordernisse  so  mannigfaltig  sind,  dass  eine  häufige  völlige 
Reinigung  der  Maschinen  nothwendig  sein  würde.  Neben 
(}3,604  Selfactor-  giebt  es  329,123  Haudmule-Feinspindeln  im 
Regierungsbezirk. 

Eigentliche  Tuchfabriken,  welche  wie  die  heutigen  den 
fertigen  Stoff  vom  Garn  an  in  ihi*en  Räumen  hergestellt  hätten, 
gab  es  im  Anfange  unseres  Jahrhunderts  nicht;  das  Etablisse- 
ment von  Bernhard  Scheibler  in  Montjoie,  welches  bereits  im 


')  Der  Regierungsbezirk  Aachen  in  seinen  admin.  Verhftltnissen  1816 
bis  22.  Amtlich  ISSk  —  Historische  DarsteUnng  des  Armenwesens  der 
SUdt  Aachen  1870,  S.  23. 
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Jahre  1808  sämmtliche  Verrichtungen  in  sich  vereinigte,  wir 
ein  Unicum;  in  den  1820er  Jahren  hatten  nur  drei  Fabrikant«!} 
eine  eigene  Färbern.  Das  war  noch  die  Zeit  der  reinen  Haus- 
industrie. Seitdem  wurde  aber  eine  Arbeit  nach  der  anden 
in  die  Fabriken  gezogen;  am  längsten  hielt  sich  hoch  die 
Weberei  ausserhalb  derselben.  Da  aber  hierbei  viel&ch  Wolle 
und  Garn  gestohlen  wurden,  auch  die  Fabrikanten  den  Art>eiteni, 
wenn  sie  dieselben  in  eigener  Werkstätte  beschäftigten,  nur  des 
Gesellenlohn,  d.  h.  zwei  Drittel  des  Meisterlohnes,  zn  zahlen 
brauchten,  erbauten  die  reicheren  sich  geräumige  Säle  nnd 
vereinigten  ihre  Weber  in*  denselben.  Seit  den  1850er  Jahrec 
begann  dann  die  Handweberei  allmählich  und  vorzüglich  is 
den  glatten  Stoffen  von  der  mechanischen  verdrängt  zu  werden : 
sie  hat  sich  jedoch  innerhalb  der  Fabriken  für  die  gemnstarteD 
Stoffe  erhalten,  und  die  Gewerbezählung  vom  1.  December  1875 
ergab  im  Regiei-ungsbezirk  neben  1856  Kraftstühlen  noch  291<t 
Handstühle  ohne,  und  2420  Handstühle  mit  Jacquard.  Ehe 
Tuchweberei  ist  also  in  der  Hauptsache  eine  Manofactur,  zum 
Theil  sogar  noch  eine  Hausindustrie;  denn  am  1.  December  1877 
zählte  man  neben  9,684  Fabrikarbeitern  noch  1934  haus- 
industrielle,  welche  namentlich  nach  Vaels,  Eupen  und  Imgeih 
bruch  hin  wohnen;  im  Kreise  Eupen  machen  letztere  gar  eiA 
Drittel  aller  Tucharbeiter  aus,  was  darin  seinen  Grund  hat, 
dass  daselbst  leichte  Stoffe,  sogen.  Halb-  und  Kaisertücber, 
Stoffe  für  Orientalen,  glatte  oder  wenig  geköperte  Stoife 
gemacht  werden,  welche  den  hallen  Schlag  des  medumiachec 
Stuhles  nicht  vertragen. 

Die  Waaren  genossen  einen  guten  Ruf.  Aachen  lieferte 
glatte,  schwarze,  im  Stück  gefärbte  Tücher  und  Kasimir, 
welcher  in  den  1820er  Jahren  erfolgreich  mit  dem  engUschen 
wetteiferte;  Eupen  war  durch  sein  Schwarz  berühmt;  Dura 
hatte  derbe  solide  Tücher:  Montjoie  machte  damals  unter 
anderen  auch  gemusterte  Stoffe  auf  Jacquardstühlen.  Dem 
entsprechend  waren  die  Gespinnste  sämmtlich  Streichgame  und 
die  Wolle,  mit  welcher  Aachen  nicht  nur  seinen  Bezirk,  sondern 
auch  theilweise  Yerviers  und  die  belgischen  Stftdte  versorgte, 
wurde  aus  Mähren,  Schlesien,  Böhmen  und  Spanien,  Toizüg- 
lieh  aber  aus  Sachsen  bezogen  und  je  nach  Erfordemiss  des 
Tuches  sortiit  und  verwendet  Im  Jahre  1833  wurden  nach 
einer  Schätzung  der  Handelskammer  in  Aachen  und  Bnrtscheid 
etwa  80,000  Stück  Tuch  zu  einem  Verkaufiswerth  von  4  IfiH 
Thalem  fabricirt. 

Die  Führung  der  Handelsgeschäfte  0  l&g  in  der  Hand  der 
Kaufleute;  war  ja  doch  um  ihretwillen  der  handwerksmSssige 


0  Nemnich :  Handelstagebuch,  ManiUGript  hn  Beaitie  des  Heim  8udt. 
archivar  Kaentzeler.  —  Berichte  der  Handetokammer  Ton  Aachen  tiod 
Burtscheid  seit  1833,  in  den  Acten. 
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Betrieb  durch  den  hausindustriellen  verdrängt  worden.  Sie 
besuchten  in  den  1820er  Jahren  die  FrankAirter  und  drei  oder 
vier  von  ihnen  auch  die  Leipziger  Messe.  Die  Tücher  fanden 
ihren  Hauptabsatz  in  Süddeutschland  und  der  Schweiz,  der 
Kasimir  in  Italien,  Spanien,  Holland,  Schweiz  und  Deutschland ; 
durch  die  Zolleinigung  wurden  die  süddeutschen  Märkte  noch 
mehr  erschlossen;  dafür  machten  sich  aber  die  sächsische 
Konkurrenz  und  die  billigen  Löhne  der  Ostlichen  Provinzen 
empfindlich  geltend.  Im  Allgemeinen  lagen  die  Zollverhältnisse 
für  die  Tuchindustrie  so  ungünstig,  dass  der  Absatz  in  Europa 
ungemein  schwierig  war ;  nur  über  das  Meer  blieb  er  offen ;  in 
den  1820er  Jahren  blühte  der  Handel  in  die  Levante  und 
Türkei,  und  es  begannen  die  Kaufleute  mit  gi'osser  Beharrlich- 
keit sich  den  amerikanischen  Markt  zu  erkämpfen.  Die  dortige 
Krisis  von  1826  und  noch  mehr  die  von  1887  bewiesen,  welch' 
grossen  Absatz  Aachen  bereits  daselbst  fand;  letzteres  Jahr 
hatte  sogar  eine  Abnahme  der  Bevölkerung  der  Stadt  zur 
Folge;  in  den  vier  folgenden  Jahren  stieg  sie  aber  von  88,900 
Einwohner  auf  44,000  und  seit  dieser  Zeit  fangen  die  Ver- 
hältnisse an,  sich  günstig  für  die  Industrie  zu  gestalten.  Unter 
dem  Schutze  eines  Transitzolls  von  einem  Thaler  pro  Gentner 
roher  Wolle  fuhr  die  Tuchindustrie  fort,  auf  fremden  Märkten 
jede  Konkurrenz  siegreich  zu  bestehen ;  die  Moden-  und  leichten 
Wollenstoffe  fanden  1841  ungeachtet  des  hohen  Schutzzolls 
selbst  in  Belgien  Absatz ;  einige  Firmen  fabridrten  Drucktuche, 
weldie  den  englischen  gleichkamen.  Diese  günstigen  Verhält- 
nisse erhielten  sich  in  den  1840er  und  1850er  Jahren,  nur  kurz 
unterbrochen  durch  die  Jahre  1848,  1858  und  1857/58.  Es 
blühte  damals  das  Exportgeschäft  nach  Italien,  Spanien  und 
Portugal,  in  die  Union;  der  Reichthum  einer  grossen  AnzsJil 
noch  bestehender  Firmen  stammt  aus  jener  Zeit. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  war  der  Absatz  in  die  Ver- 
einigten Staaten^);  dort  wurden  durch  Jahrzehnte  Stoffe  ge- 
tragen, welehe  den  Ruhm  Aachens  und  seiner  Appretur  aus- 
machten. Die  Vermittlung  übernahmen  bedeutende  amerika- 
nische Ckimmissionshäuser,  welche  in  Aachen,  Eupen  und  Ver- 
viers  etablirt  waren  und  die  empfangenen  Waaren  prompt  nach 
vierzehn  Tagen  bezahlten.  Die  Gewinne  dieser  Mittelspersonen 
und  der  Vorgang  ihrer  Konkurrenten  in  Lennep  veranlassten 
die  Aachener  Firmen,  nach  und  nach  selbst  in  direkte  Ver- 
bindung mit  ihrem  Absatzlande  zu  treten,  und  besonders  die 
gutsitairten  und  leistungsfähigen  Häuser  waren  es,  welche  durch 


* 

M  Bericht  über  die  Indastriererhüteiase  im  Resienmgsbezirk  Aachen 
Tom  RemenisgmUi  GMchen,  81.  Januar  1878.  in  den  Acten.  LXYII  + 
529  Fohoseiten  nebst  zahlreidien  Anlagen,  TaneUen  und  Karten.  Dieser 
Bericht  gdiört  so  den  eingehendsten  nnd  besten  Werken  über  die  Gre- 
schlchto  nnd  Statistik  der  Industrie  eines  Regierungsbeorks. 
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Associ^8  und  Söhne  der  Principale  lohnende  Verbindangen  mit 
der  Union  anknüpften,  während  andere  Firmen  aus  Unbekaiint- 
Schaft  mit  den  dortigen  Marktverhftltnibsen  oft  nur  Schadeo 
davontrugen  und  genöthigt  wurden,  ihre  Waaren  unter  dem 
Preise  loszuschlagen.  Wieder  andere  traten  in  ein  danerade^ 
Verhältniss  zu  amerikanischen  Häuseni,  welche  gegen  Antheil  den 
Absatz  besorgten ;  auch  kam  es  vor,  dass  überseeische  nrossisten 
die  Fabrikanten  in  Aachen  aufsuchten  und  direct  bestellten. 
Die  directen  Geschäftsverbindungen  mit  der  Union  bmcht^ 
den  gi'ossen  Häusern  ausserordentliche  Gewinne;  ana  fdaub* 
würdigster  Quelle  ist  mir  mitgetheilt  worden,  dass  eine  Aachener 
Firma  damals  Abschlüsse  von  100,000,  eine  andere  von  40  bis 
80,000,  ja  sogar  bis  86,000  und  eine  dritte  von  60,000  Thaleni 
jährlich  erzielten;  der  Fabrikinspector  erwähnt  gleichfalls  in 
einem  seiner  Berichte  an  die  königliche  Regieiiing,  daas  eis 
Haus  in  Mariaweiler  di-ei  Jahre  hindurch  60,000  Tbaler  jfthr- 
lieh  und  ein  Fabrikant  in  Aachen,  der  ohne  Fonds  begonnen. 
in  einigen  Jahren  250,000  Thaler  verdient  hätten.  Nun  wnrdea 
die  Gommissionshäuser  in  Aachen  überflüssig,  und  da  die  kleines 
Fabrikanten  nicht  so  leicht  Verbindungen  mit  den  Gommissions- 
häuseiii  in  Amerika  anknüpfen  konnten,  verloren  sie  die  Mö;:* 
lichkeit,  das  Expoi-tgeschäft  dahin  zu  betreiben.  Die  kleinerec 
Firmen  wurden  vom  Absatz  nach  den  entfernteren  MftrkteB 
ausgeschlossen  und  auf  die  leichter  eiTCichbaren ,  namentlich 
auf  das  Inland,  angewiesen.  Durch  Reisespesen  und  Auslagen 
aller  Art  erhöhten  sich  ihre  Generalkosten,  während  die  Export- 
häuser mit  directen  Verbindungen  ihr  Gomptoir  fast  ganz  ai>- 
schaffen  konnten  nnd  damit  die  Generalkosten  verringerten 
Immer  mehr  befestigten  die  grossen  Firmen  ihre  Geschäfts- 
verbindungen mit  dem  Auslande  und  concentrirten  den  Export 
fast  ganz  in  ihren  Händen,  während  die  kleineren  Fabrikanten, 
auf  das  Inland  und  die  umliegenden  Märkte  beschränkt,  eine 
um  so  heftigere  Goncurrenz  unter  einander  entfalteten.  Dieser 
Verlust  des  Absatzes  in  die  Vereinigten  Staaten  für  die  kleiDeirb 
Firmen  und  die  Entstehung  grosser  Actientuchfabriken  daselh<t 
bewirkten,  dass  das  amerikanische  Geschäft  nach  18&S  weniger 
lebhaft  war. 

Veniichtend  für  dasselbe  wurde  der  Bürgerkrieg.  Die  Ent- 
werthung  des  Papiergeldes  war  eine  ausserordentliche  (atandea 
doch  100  Doli.  Gold  =  350  Doli.  Papier),  und  nur  wenige 
reiche  Firmen  waren  in  der  Lage,  ihi-e  Forderungen  daselb^t 
in  Rente  stehen  zu  lassen;  diese  haben  freilich  durch  deren 
gegenwärtigen  Stand  die  erlittenen  Verluste  mehr  als  eingeholt. 
Zu  den  misslichen  Geldverhältnissen  trat  dann  noch  der  Um- 
stand, dass  die  Kriegskosten  schon  aus  finanziellen  GrQndea 
die  Anregung  zu  höheren  Zöllen  gegeben  und  die  Nothirendiü* 
keil  der  Beschaffung  von  Militärtuchen  zur  Errichtung  von 
Militärtuchfabriken  geführt  hatte,  zum  Theil  dui'ch  ActiengeselN 
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schalten,  welche  hohe  Dividenden  zahlten.  Diese  durch  ein 
vorQbergehendes  Bedttrfniss  geschaffenen  Fabriken  machten 
nach  Beendigung  des  Krieges,  geschützt  durch  den  erhöhten 
Zolltarif,  den  Versuch,  die  besseren  Artikel  für  den  Friedens- 
bedarf anzufertigen.  Den  meisten  misslang  das;  sie  gingen  zum 
Theil  in  Folge  des  Mangels  an  geschickten  Arbeitern  zu  Grunde, 
und  die  Etablissements  gelangten  in  andere  Hände,  welche  zum 
Theil  wieder  zu  Grunde  gingen,  bis  schliesslich  die  Fabrik- 
besitzer letzter  Hand  bei  sehr  reduciilem  Anlagecapital  doch 
Krosperirten,  da  der  Arbeiteratanun  bestehen  geblieben  und  durch 
erangezogene  deutsche  Meister  und  Arbeiter  inzwischen  er- 
gänzt und  ausgebildet  war.  So  hatten  die  einmal  bestehen- 
den amerikanischen  Tuchfabriken  durch  hohe  Schutzzölle  und 
durch  Capital  Verluste  der  Gründer  und  ersten  Käufer  sich  in 
ihrem  Dasein  behauptet.  Aehnlich  die  deutsche  Eisenindustrie, 
welche  in  ihrer  übeimässigen  Ausdehnung  nur  auf  einem  vor- 
übergehenden BedQi-fhisse  beinihte,  dann  aber,  einmal  ins  Leben 
gerufen,  ihre  Existenz  durch  Schutzzölle  zu  wahren  strebt,  um 
endlich  nach  Verlust  des  Actiencapitals  den  letzten  Händen 
vielleicht  wieder  rentabel  zu  erscheinen.  Nach  einer  der- 
artigen Amortisation  ihres  Anlagecapitals  war  schliesslich  die 
amerikanische  Tuchindustrie  ausserordentlich  lebensfähig;  sie 
vermochte  der  fremden  Concurrenz  mit  Erfolg  zu  begegnen  und 
nur  wenigen  Ländern  ist  die  Möglichkeit  geblieben,  doch  noch 
mit  Mutzen  für  die  Vereinigten  Staaten  zu  arbeiten;  so  in  erster 
Linie  England,  welches  über  Ganada  einen  grossen  Schmuggel 
betieibt. 

Während  dergestalt  die  Aachener  Industrie  ihren  besten  Ab- 
nehmer verlor,  veningerte  sich  der  Absatz  auch  nach  Italien, 
Spanien  und  Poitugal,  theils  weil  die  Zölle  daselbst  erhöht 
wurden,  unter  deren  Schutze  die  kleinen  bestehenden  Fabriken 
sich  in  grössere  verwandelten,  theils  weil,  wie  in  Italien,  dui-ch 
eine  bessere  Grenzbeau&ichtigung  der  fiüher  gi-ossartig  betriebene 
Schmuggel  unmöglich  gemacht  wurde.  Immerhin  blieb  die 
Lage  eine  sehr  gute.  Frankreich  gab  lange  Zeit  allerdings 
die  Mode  an  und  verfühi-te  feine  Stoffe  ins  Ausland,  nament- 
lich nach  Deutschland;  aber  mit  vier  Fünfteln  seiner  Production 
deckte  es  doch  nur  den  eigenen  Bedaii  England  leistete  in 
feineren  Stoffen  wenig,  während  deutsche  Firmen  mit  Ei-folg 
französische  Stoffe  imitirten.  Deutschland  versorgte  den  Zoll- 
verein fiast  ganz  allein;  die  Aachener  Fabriken  dominirten  in 
den  feineren  Tüchern  und  hatten  neben  dem  verbliebenen  Ab- 
i»at2  in  Nordamerika,  Italien  und  Spanien  auch  guten  Export 
nach  Russland  und  Südamerika.  Nur  mit  Unrecht  misst  die 
Handelskammer  den  Handelsverträgen  von  1862 — 65  die  Haupt- 
schuld am  Rückgange  bei ;  Deutschland  behielt  vielmehr  seinen 
Export  von  1865;  derselbe  wurde  in  Folge  vei-stärkter  Kon- 
kurrenz nur  weniger  lohnend  nach  einigen  Landein,  wie  z.  B. 
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nach  Spanien,  wohin  Frankreich  über  Land  billiger  ein- 
schmuggeln konnte  als  Deutschland,  welches  zur  See  5---6  Frcs>. 
Schmuggelcommission  mehr  zahlen  musste.  — 

Wie  hat  nun  bei  einer  so  ausserordentlich  günstig^  Eni- 
Wickelung  der  Technik  und  der  Absatzverhältnisse  die  Lage 
der  Arbeiter  sich  gestaltet? 

Die  Handelskammer,  nicht  zu  vergessen  die  officielle  In- 
teressenvertretung des  Fabrikantenstandes,  hat  hierQber  eine 
sehr  trQbe  Ansicht;  sie  sagt  nämlich  auf  Seite  7  ihres  Jahres- 
berichts für  1866:  ^Als  die  ZQnfte  aufgehoben  wurden,  wir 
der  Fabrikant  der  Haupterbe  der  Nachlassenschaft;  ihm  fie' 
fortan  aller  Gewinn  ungeschmälert  zu,  den  er  bis  dahin  mit 
den  Zunftgenossen  hatte  theilen  müssen ;  auch  die  Konsamentes 
erhielten  ihi*en  Antheil,  indem  sie  in  Folge  der  eintnetenden 
KonkuiTonz  entweder  bessere  oder  wohlfeilere  Waaren  erstehen 
konnten.  Nur  der  Arbeiter  ging  leer  aus.  Anstatt  im  Hause 
seines  Meistere^  auf  gleichen  Fuss  mit  der  Familie  gestellt,  zo 
leben  und  durch  die  betreffende  Korpoi*ation  bis  an  das  Ende 
seiner  Tage  vor  Mangel  sich  geschützt  zu  wissen,  ging  er  nun- 
mehr in  die  Fabriken  arbeiten  und  blieb  nach  erfolgter  Arbeits- 
unfähigkeit seinem  Schicksal  schutzlos  überlassen.  Als  Ersatz 
fdr  die  verlorene  Selbständigkeit   steht  ihm    bestenfalls   das 

Armenhaus  offen Die  Lage,  in  welcher  unsere  Arbeiter- 

bevölkerung  fortwährend  sich  befindet,  ist  eine  trostlose  (S.  o<~. 
Sachkundige,  geborene  Aachener  Fabrikanten  sind  es,  welche 
dieses  Uii;heil  unterschrieben  haben,  und  dem  Fremdling  wird 
es  natürlich  schwer,  die  Richtigkeit  desselben  zu  piüfen.  So- 
viel scheint  jedoch  festzustehen,  dass  der  Arbeiterstand  in  un- 
gleich geringerem  Maasse  als  der  Fabrikantenstand  an  der  er- 
höhten Productivität  der  Industrie  theilgenommen  hat 

Abgesehen  von  aller  Veiiiichtung  der  handwerksmässigeo 
Selbständigkeit,  der  Zerstörung  des  häuslichen  Lebens,  der 
schutzlosen  Preisgebung  an  alle  Wechselfälle  der  Krankheiten 
und  Vei-unglückungen  hat  der  Fabrikbetrieb  den  Webermeistern 
gegenüber  mit  der  Reduction  des  Lohnes  um  ein  Drittel 
debutirt  Wie  bereits  erwähnt,  beschäftigten  die  Fabrikanten 
in  ihren  Räumen  zuerst  Gesellen  auf  Handstühlen  m  zwei 
Dritteln  des  Meisterlohnes,  und  wenn  die  Meister  in  die  Fabrik 
traten,  mussten  sie  sich  denselben  Bedingungen  unterweifen; 
zwei  Drittel  des  früheren  Meiäterlohnes  waren  also  der  Ausgangs- 
punkt der  Lohnberechnung  in  der  Fabrik.  Als  nun  der 
mechanische  Betrieb  allgemein  wurde,  die  hausindnstrielie 
Weberei  aufhörte  und  doch  nur  ein  geringer  Theil  der  Meiste 
Werkführer  oder  gar  Fabrikanten  werden  konnte,  da  trat  an 
sie  die  Nothwendigkeit  immer  dringender  heran,  in  die  Fabriken 
zu  gehen  und  sich  hinter  den  Kraftstuhl  zu  stellen.  Hier  sUessen 
sie  aber  auf  einen  bis  dahin  in  der  Tuchweberei  unbekanntes 
Gegner:  auf  ihre  Frau  und  ihre  Tochter;  diese  hatten  iiflber 
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den  breiten  Stahl  selbst  mit  der  Schnellschütze  nicht  beherr- 
schen können ;  auf  dem  Kraftstuhl  war  ihre  Fingerfertigkeit  für 
das  Zusammenknüpfen  der  gebrochenen  Fäden  sehr  gesucht. 
So  kam  es  denn,  dass  in  Folge  des  allmählichen  Ueberganges 
von  der  Hausweberei  zur  Fabrikweberei  auf  Handstühlen  und 
von  diesen  zu  mechanischen  durch  die  Konkurrenz  anfangs  von 
Gesellen  und  später  von  Frauen  das  Lohnniveau  sich  auf  zwei 
Drittel  des  frt]dieren  hielt;  das  dritte  Drittel  steckte  der 
Fabrikant  als  Verzinsung  für  seine  Werkstätte  und  Stühle  und 
als  Lohn  für  seine  Oberaufsicht  in  die  Tasche,  —  gewiss  ein 
überreicher  Lohn.  Als  nun  die  alten  Meister  sahen,  dass  ihre 
Gesellen  ihnen  fort  —  und  in  die  Fabrik  gingen,  wo  sie  einer 
geringei-en  Gontrole  unterlagen,  da  setzten  sie  mehr  Lehrlinge 
auf  ihre  Stühle,  um  durch  deren  geringen  Lohn  einen  höheren 
Verdienst  sich  zu  verschaffen,  natürlich  nur  auf  Kosten  einer 
gleichmässigen ,  fehlerfreien  Arbeit;  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ist,  mit  bedingt  durch  diesen  Umstand,  die  Hausweberei  die 
Pflanzschule  für  die  Tuchweberei  geblieben. 

In  benachbarten  Fabrikbezirken,  z.  B.  in  Gladbach,  nahmen 
die  Lohnverhältnisse  eine  ganz  andere  Entwicklung.  Dort 
wohnte  kein  einziger  Weber  in  der  Stadt;  die  plötzliche  Ein- 
führung des  mechanischen  Betriebes  zwang,  fern  vom  Lande 
Arbeiter  heranzulocken,  und  trieb  die  Löhne  weit  über  die 
früheren  hinaus.  Der  Unterschied  besteht  auch  heute  noch; 
in  Grevenbroich  muss  man  einem  Fadenkinde  in  der  Spinnerei 
schon  von  der  ersten  Woche  an  einen  Tagelohn  zahlen,  da  es 
sonst  als  Kuhmagd  oder  anderweit  etwas  verdienen  würde, 
dagegen  in  Aachen  mit  seiner  angesessenen  Arbeiterbevölkerung 
erhält  e»  in  den  ei-sten  Wochen  nichts. 

Mit  dem  Aufhören  des  handwerksmässigen  Betriebes  wurde 
die  Art  des  Einkommenbezuges  beim  Weber  eine  ganz  andere ; 
früher  verkaufte  er  seine  Waare  um  einen  gewissen  Preis ,  nun 
erhielt  er  für  seine  Arbeit  einen  gewissen  Lohn.  Der  Lohn 
fiel  unter  die  Betriebskosten  des  Kaufmanns  und  bildete 
neben  den  Auslagen  für  Rohstoffe  und  Waarenlager  den  be- 
deutendsten Theil  desselben.  Je  tiefer  es  ihm  gelang  den  Lohn 
zu  drücken,  desto  mehr  Arbeiter  vermochte  er  zu  beschäftigen 
und  Wolle  anzukaufen,  desto  mehr  wurde  er  in  Stand  gesetzt, 
seinen  Betrieb  auszudehnen  und  den  Gewinn  zu  vergrössern. 
Die  Methoden  der  Lohnverküi-zung  waren  vielerlei,  vor  allem 
kommen  diejenigen  in  Betracht,  welche  den  bereits  verdienten 
LfOhn  zu  schmalem  suchten  durch  das  Waarenzahlen,  die  An- 
wendung falschen  Maasses  und  direkte  Lohnabzüge'). 

Das  Trucksystem  ist  eine  charakteristische  Erscheinung 
der  Hausindustrie.  Die  kleinen  Kaufleute  sind  durch  die  Technik 
des  Betriebes  gezwungen,  mehrere  Hülfsstoffe,  Materialien  und 
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Werkzeuge  zu  halten;  sie  vereinigen  dann  damit  auch  ein 
Waarenlager  von  Victualien  und  Ellenwaaren.  Bereits  am 
1.  Mäi-z  1708  hatte  der  Aachener  Rath  den  Kaufleuten  ver- 
boten, ihre  Arbeitsleute  und  Tagelöhner  mit  Waaren  zu  be- 
zahlen; dieses  Verbot  war  aber  seit  der  französischen  Herr- 
schaft foii;gefallen.  Ebenso  verbreitet  war  das  Trucksystem 
auf  entlegenen  Fabrikanlagen,  Gruben  und  Hotten,  wo  es  in 
ländlicher  Einsamkeit  anfangs  keine  Krämer  und  Schenkwirthe 
gegeben  oder  wo  dieselben  wucherische  Preise  genommen  hatten. 
Da  eröffneten  manchmal  die  Unteiiiehmer ,  anfangs  oft  in  der 
wohlmeinendsten  Absicht,  ein  offenes  Ladengeschäft,  verfielen 
aber  bald  in  den  gleichen  Wucher.  Gewöhnlich  waren  es  aber 
nicht  die  grossen  Fabrikanten,  welche  sich  mit  so  kleinlichem 
Nebenerwerb  befassten,  sondeiii  vielmehr  die  Werkmeister  und 
Kassirer,  welche  ihre  vorgesetzte  Stellung  dazu  missbrauchten, 
die  Arbeiter  zur  Entnahme  von  Waaren  zu  zwingen ,  welche 
diese  dann  zu  Spottpreisen  wieder  veräusseiii  mussten. 

Es  war  ein  braver  Vikar,  welcher  zuerst  im  Jahre  1822 
das  Waarenzahlen  im  Kohlenrevier  bei  Kohlscheid  geisselte, 
das  damals  mit  den  ausgesuchtesten  Gewinn-  und  Zwangs- 
methoden betrieben  wurde.  Auch  in  Aachen  wurden  im  Jahre 
1830  dringende  Klagen  laut,  welchen  erst  durch  die  Verordnung 
vom  9.  Februai*  1849  Rechnung  getragen  wurde.  Jedoch  hatte 
das  Verbot  des  Waarenzahlens  noch  nicht  ein  Aufholten  des- 
selben zur  Folge;  vielmehr  liefen  aus  allen  Grubenbezirken 
Klagen  von  Kaufleuten  und  Schenkwirthen  darttber  ein,  dass 
die  Gi-ubenbeamten  ihren  Kleinhandel  fortsetzten;  ähnlich  war 
es  in  den  Gegenden  der  Eisen-  und  Tuchindustrie,  endlich  auch 
in  entlegenen  Ortschaften,  so  z.  B.  in  Malmedy.  Kur  den 
eifrigen  Bemühungen  des  Fabrikinspectors  war  es  zu  danken, 
dass  im  Jahre  1858  mehrere  Verurtheilungen  stattfanden  und 
eine  Besserung  erzielt  wurde.  Heute  dQifte  das  Truckwesen 
seitens  der  Fabrikanten  wohl  kaum  mehr  vorkommen;  wohl 
aber  klagen  die  Arbeiter  in  Aachen  ganz  allgemein  darüber, 
dass  die  Werkmeister  auf  den  eignen  öden  fremden  Namen 
offene  Läden  halten  oder  Schankwiithschaft  betreiben  und  durch 
ihre  Autorität  die  Arbeiter  vei-anlassen,  ihren  Bedarf  bei  ihnen 
zu  entnehmen.  Eine  Wiederherstellung  des  Gesetzes  vom 
16.  November  1846,  welches  Fabrikanten  wie  deren  Gehülfen  den 
Schankbetrieb  untersagte,  scheint  mir  äusserst  wünschenswerth. 

Durch  die  Unterdrückung  des  Waarenzahlens  gerieth  der 
Arbeiter  häufig  aus  dem  Regen  in  die  Traufe;  die  Krämer 
waren  es  nun,  welche  ihn  in  Schulden  zu  verstricken  suchten 
und  ihm  dann  jede  Waarenqualität  zu  jeglichem  Preise  auf- 
drangen. In  Stolberg  z.  B.  werden  die  Arbeiter  in  dieser 
Weise  ausgebeutet,  und  fragt  man  einen  Hüttendirector,  wainun 
nicht  Konsumvereine  ins  Leben  gerufen  werden,  so  heisst  es: 
Kartoffeln  kaufen  wir  selbst  massenweise  im  Herbste  ein  und 


:i.  2.  31 

^erkaufen  sie  zu  den  Selbstkosten;  roehr  können  wir  nieht 
»hun,  sonst  ,,yerderben  wir  es"  mit  den  Kauileuten.  Die  Art 
las  Waarenbezuges  ist  noch  durchaus  keine  erledigte  Frage. 
Nicht  darum  handelt  es  sich,  ob  der  Fabrikant  oder  der  Krämer 
<len  Arbeiter  dabei  übervortheilt ,  sondern  darum,  dass  dieser 
.^ute  Waai*en  zu  angemessenen  Preisen  erhält  und  sich  dabei 
an  Baarkauf  gewöhnt.  Gegen  Waarenwucher  und  Lottercredit 
bleiben  die  Konsumvei-eine  doch  noch  die  besten  Mittel,  wie 
lie  Erfolge  im  SaarbrOcker  Revier  beweisen. 

Eine  andei'e  Art,  dem  Arbeiter  den  verdienten  Lohn  zu 
verkürzen»  war  und  ist  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  An- 
wendung falschen  Maasses.  In  Aachen  wird  gewohnheitsmässig 
(las  Tuch  auf  der  „Scheerkrone''  gemessen  und  nach  der 
.^Schmitt''  bezahlt;  dieselbe  enthält  manchmal  statt  des  Noimal- 
maasses  von  5  Brabanter  Ellen  eine  halbe  oder  eine  Elle  mehr, 
und  vei'geblich  dmng  in  den  1850er  Jahi'en  der  Gewerberath 
auf  eine  Aichung  der  Scheerkronen.  Nach  der  Elle  oder  dem 
Meter  wird  selten  bezahlt,  und  dann  beklagen  sich  die  Arbeiter, 
<lass  sie  dabei  noch  mehr  betrogen  wQrden;  erzählen  sie  doch 
von  einem  sehr  frommen  Fabrikanten,  dass  er  unter  Gebeten 
die  ganze  Nacht  sich  auf  den  Daumen  klopfe,  damit  dieser 
einen  breiteren  Saum  des  Tuches  beim  Veimessen  bedecke. 

Oft  nahmen  die  Fabrikanten  sich  gar  nicht  einmal  die 
Mühe,  auf  krummen  Wegen  die  Arbeiter  zu  übervollheilen; 
sie  machten  ihnen  ganz  brutaler  Weise  Abzüge  am  Wochen- 
lohn und  legten  ihnen  willkürlich  hohe  Bussen  auf. 

Wenn  solche  Missstände  schon  in  gewöhnlichen  Zeiten 
herrschten,  so  war  bei  schlechten  Konjunkturen  keinerlei  Rück- 
sichtnahme gegenüber  den  Arbeitern  vorhanden;  sie  wurden 
entlassen  und  plötzlich  der  Lohn  herabgesetzt  ohne  die  übliche 
vierzehnt&gige  Kündigungsfrist.  Am  meisten  Aufsehen  erregte 
die  Aifaire  vom  17.  März  1832,  als  ein  Fabrikant  24  Fein- 
spinnem  erklärte,  dass  er  ihren  Lohn  erniedrige ;  bei  den  nach- 
folgenden Streitigkeiten  erwies  es  sich,  dass  höchstens  3 --4 
derselben,  welche  von  4Vs  Uhr  Morgens  bis  zur  Dunkelheit 
arbeiteten,  nur  2Vs— 3  Thaler  wöchentlich  verdienten;  der 
Durchschnittserwerb  betrug  kaum  2,  ein  Zeitlang  nur  IVs 
Thaler. 

Bei  seiner  elenden  Gesammtlage  erbittei-ten  den  Arbeiter- 
stand diese  fortgesetzten  Betrügereien  und  Rücksichtslosigkeiten 
auf  höchste.  Dazu  gesellte  sich  die  blinde  Wuth  gegen  die 
Maschinen,  deren  Einfnhrung  vielen  Arbeiten!  die  gewohnte 
Beschäftigung  entzog.  Aus  Anlass  der  Vorgänge  auf  der  bel- 
gischen Grenze  gelangten  am  80.  August  1830  in  Eupen  wie 
in  Aachen  die  Gefühle  des  Volkes  zum  Ausdruck,  und  in  letzterer 
Stadt  richtete  sich  der  Angriff  zuerst  gegen  diejenige  Fabrik, 
welche  das  Verdienst  gehabt  hat,  die  erste  Spinnmaschine  da- 
selbst  aufnistellen ,    die   aber  auch    durch  die  Kombination 
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aller  verhassten  Maassnahmen  die  Wath  des  Volkes  auf  sich 
gezogen  hatte.  Jedoch  gelang  es  ihrem  Besitzer,  das  ünbefl 
von  seinen  Maschinen  ab-  und  der  Maschinenbauanatalt  von 
Cockerell  anzuwalzen,  welche  zerstört  wurde.  Diese  Aus- 
schreitungen  hatten  wenigstens  das  Gute,  dass  sie  die  aUgemeine 
Aufmerksamkeit  auf  jene  heillosen  Zustände  lenkten.  In  seltener 
Uebereinstimmung  schlugen  Handelskammer,  Gewerbegericbt 
(also  die  Fabrikanten  selbst)  und  die  Bezirksregiening  eine 
Verordnung  betreffend  das  Waarenzahlen ,  die  LohnabzH^'^, 
die  Bussen  und  die  plötzliche  Lohnherabsetzung  vor,  und  die 
letztere  erklärte  sehr  zutreffend:  die  Arbeiter  ständen  schutzlu« 
der  Ausbeutung  gegenüber  und  es  handle  sich  dm-am,  der 
Willkür  und  Habsucht  einzelner  Fabrikunternehmer  gegen  ihre 
Arbeiter  Schranken  zu  setzen  und  das  Vertrauen  der  arbeiten- 
den Klasse  auf  den  Schutz  und  die  Fürsorge  des  Staates  auf- 
rechtzuerhalten,  sowie  dem  nachtheiligen  moralischen  Eindrucke, 
den  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  beim  Mangel  wirksamen 
Schutzes  gegen  willkürliche  Behandlung  zu  erzeugen  pfl^:!^  ent- 
gegenzuwirken.  Die  Staatsregierung  in  ihrer  gewerbefr^beit- 
Uchen  Verblendung  allen  Arbeitei-verhältnissen  gegenüber  legte 
solche  Mahnungen  zu  den  Akten.  Und  sie  hätte  doch  Veranlassung 
genug  gehabt,  dieselben  zu  beachten;  denn  am  5.  Septembe: 
1886  kam  es  wiederum  in  der  erstgenannten  Fabrik  za  Unruhen 
indem  120  Arbeiter,  denen  der  Dienst  plötzlich  aufgekündigt 
war,  in  Verbindung  mit  den  Zuiückgebliebenen  zwei  Vereuche 
machten,  durch  das  Dach  in  die  Fabrik  einzusteigen,  um  Brand 
zu  stiften,  jedoch  ohne  Erfolg. 

Die  Gesetzgebung  von  1845—1849  beseitigte  im  Weseut- 
liehen  alle  jene  kleinen  Missstände  der  hausindustriellen  Zeit 
imd  auf  den  ersten  Plan  traten  mit  der  Entwickelung  de^ 
Fabrikwesens  die  Kinder-  und  Frauenarbeit,  wie  sie  in  dem 
Abschnitt  über  die  Gladbacher  Industrie  eingehend  geschildert 
werden  soll,  und  die  Lohnhöhe. 

Eine  dauemde  Verbindung  unter  den  Arbeitern,  um  Arbett»- 
bedingungen  mit  den  Fabrikanten  zu  vereinbaren,  hat  nirgends 
existii-t;  die  Vei'suche  von  christlich-socialer  Seite,  „Erwerbe- 
gemeinden"  z.  B.  von  100—120  Webern,  und  von  socialdemcv- 
kratischer  Seite,  Gewerkschaften  z.  B.  unter  den  Metallarbeitern 
zu  gründen^  sind  von  nur  vorübergehender  und  völlig  unter- 
geordneter  Bedeutung  gewesen.  Sogar  ein  nur  momentam^ 
Zusammengehen  der  Arbeiter  zur  Erzwingung  höherer  Löhne 
hat  auf  dem  linken  Rheinufer  äusserst  selten  stattgefunden« 
In  Eupen  reichte  1850  der  Einfluss  des  Revolutiongahres  noch 
so  weit,  dass  die  Weber  Strikes  zu  unternehmen  wagten.  Sie 
stellten  die  Arbeit  nicht  alle  auf  einmal  ein,  sondern  successive 
von  Fabrik  zu  Fabrik;  während  die  einen  feierten,  wurden 
sie  von  den  andern  unteratützt ;  fremde  Weber  wurden  ver- 
trieben.    Die  Stiikes  waren  nicht  alle  durch  höhere  Lohn- 
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orderoDgen  veranlasst ;  in  einer  Fabrik  beantragten  die  Arbeiter 
lie  Entlassung  eines  missliebigen  Werkmeisters ;  in  einer  andern 
nreigerten  sie  sich,  auf  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  um 
äine  Stunde  einzugehen.  Bei  der  Untersuchung  der  Arbeits- 
sinstellungen gelang  es  nicht,  den  Nachweis  zu  führen,  dass 
iieselben  vembredete  gewesen  waren ;  die  Arbeiter  wurden  frei- 
fi^espTOchen,  und  die  Strikes  begannen  von  neuem.  Weit  gross- 
artiger gestaltete  sich  die  Arbeiterausspermng  im  Jahi-e  1872. 
Damals  hatten  die  Weber  einer  Fabrik  eine  Lohnerhöhung 
gefordert,  waren  aber  barsch  abgewiesen  worden  und  hatten 
daher  die  Arbeit  eingestellt.  Da  dieselben  von  ihren  Genossen 
unterstätzt  wurden,  fürchteten  die  Fabrikanten,  dass  das  Spiel 
von  1850  wieder  angehen  würde  und  sie  alle  nacheinander  zu 
Lohnerhöhungen  gezwungen  werden  würden.  Daher  vereinigten 
sie  sich  und  sperrten  sämmtliche  Weber  so  lange  aus,  bis 
fünfzig  derselben  in  der  ersteren  Fabrik  sich  wieder  eingefunden 
hätten.  So  rasch  wirkte  aber  der  Hunger  nicht  auf  die  4  bis 
5000  Köpfe;  sie  erhielten  Untei-stützung  aus  der  Umgegend; 
der  christlich-sociaie  Arbeiterverein  in  Aachen  ergiifif  lebhaft 
Partei  für  seine  Mitbrüder,  und  aus  Belgien  bot  die  Internationale 
Geldmittel  an,  welche  aber  abgewiesen  wurden.  Endlich  wurde 
ein  Ausgleich  gefunden. 

In  den  übrigen  linksrheinischen  Städten  haben  keine  be- 
deutenden Strikes  der  Textilarbeiter  sattgefunden.  In  Glad- 
bach waren  die  Pioniere  des  neuen  Kampfesmittels  im  Jahre 
1868  die  Färbergesellen,  die  ihren  Strike  aber  nicht  einmal 
völlig  zu  Stande  brachten;  im  October  1871  wurde  in  mehreren 
Spinnereien  und  Webereien  die  Arbeit  eingestellt,  aber  die 
Fabrikanten  nahmen  eine  feste  Haltung  an,  andere  Fabriken 
nahmen  die  Feiernden  nicht  auf,  und  in  ein  paar  Tagen  kehrten 
sie  zar  Arbeit  zui-ück.  In  Grefeld  stellten  im  Jahre  1872  die 
(lesellen  in  verschiedenen  grösseren  Färbereien  die  Arbeit  ein; 
in  der  einen  bot  die  Veranlassung  dazu  das  Widei*streben 
^egen  einige  Punkte  der  Fabrikordnung,  in  der  andeni  das 
Verlangen,  dass  auch  für  die  in  die  Woche  fallenden  Feiertage 
Bezahlung  geleistet  werden  solle.  Die  Arbeitgeber  waren  unter 
sich  nicht  einig,  und  unter  dem  Drängen  der  Kaufleute,  dass 
ihnen  gegenüber  die  Verbindlichkeit  zur  Ablieferung  der  ge- 
färbten Rohseide  erfüllt  werde,  gaben  sie  nach.  In  Aachen 
wai-en  es  einzig  die  Maschinenbauer,  welche,  400—500  an  der 
Zahl,  im  Juli  1872  einen  längeren  Strike  machten,  welcher  zu 
einem  Vergleich  mit  den  Fabrikanten  führte. 

Die  Aachener  Arbeiter  sind  sehi*  gegen  die  Strikes  ein- 
genommen, theils  weil  deni  schwächlichen  und  feigen  Volke 
jedes  Gemeingefühl,  jeder  Koi-porationsgeist  fehlt,  Üieils  weil 
sie  einsehen,  dass  sie  ohne  eine  feste  Organisation  und  ohne 
irrosse  Reservemittel  keine  Forderung  zu  ihren  Gunsten  durch- 
setzen können,  theils  weU  die  Geistlichkeit  die  Arbeitseinstel- 
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lungen,  namentlich  soweit  sie  mit  Vertragsbruch  vertmndes 
sind,  für  ein  Unrecht  hält  und  es  dazu  nicht  komnieD  läsi 
Der  Kampf  um  die  höheren  Löhne  und  besseren  Arbeitsbedin- 
gungen ist  daher  kein  Massen-,  sondern  ein  Einzelkampt  un<* 
sein  Mittel  ist  der  Vertragsbruch.  Das  Resultat  dieses  GaerrilU- 
krieges  ist  fast  das  nämliche.  Bei  guter  Konjunktur  ersclikichtc 
die  Arbeiter  sich  gute  Löhne  und  ihr  Uebermuth  kennt  keine 
Grenzen;  beim  Rückgänge  derselben  sind  sie  ganz  schütz- 
und  wehrlos  aller  Willkür  preisgegeben,  und  selbst  bei  dBetk- 
barem  Unrecht  wagen  sie  nicht,  sich  zu  widei^setzen ;  rafft  sich 
einer  auf  und  bittet  seine  Genossen,  f&r  ihn  Zeogniss  abzo* 
legen,  so  begleitet  ihn  keiner,  um  seinen  Verdienst  nicht  zu 
verlieren. 

Bei  einer  solchen  Organisationslosigkeit  ist  von  einer  Gleich- 
mässigkeit  in  der  Lage  der  Arbeiter  keine  Rede.  Das  bat  sicfc 
während  der  kurzen  Krisis  von  1857  und  dann  im  grossartisr- 
sten  Maassstabe  während  der  Jahre  1873—78  gezeigt.  Ueher 
die  kurze,  aber  heftige  Krisis  von  1857  liegt  ein  trefflieber 
Bericht  ^)  des  Fabrikinspectoi-s  vor.  Es  verdienten  dan:ial>  » 
den  Tuchfabriken  durchschnittlich  pro  Woche  ein  Scherer  n 
Aachen  7,50  und  in  Düren  5,40  M.,  ein  Spinner  9,  bzw.  7,40  yt 
und  zwar  stand  ein  Fabrikweber  keineswegs  besser  als  fir. 
Handweber  und  war  auch  nicht  gleichmässiger  beschäitisi 
Bei  solchen  Löhnen  konnten  die  Arbeiter  kaum  existiren.  In 
Mariaweiler  z.  B.  bezog  ein  Tuchscherer  90  Ffg.  Lohn  t&glich : 
davon  verbrauchte  er  bei  einer  Familie  von  vier  Köpfen  ao 
10  Pfund  Kartoffeln  zu  Mittag  und  Abend  und  an  Brot  j<e 
40  Pfg.,  an  Heizung  und  Licht  8  und  an  Miethe  2Pfg.  täglich;  e 
konnte  mit  seinem  Lohne  also  gerade  nur  das  AUemothwendigste 
decken.  Noch  schlimmer  waren  die  Zustände  in  Aachen,  wi 
Lebensmittel  und  Miethen  bedeutend  theurer  waren.  Als  Nahninr 
nahmen  die  Fabrikarbeiter  fast  ausschliesslich  ein  Stückchen  Brc*T 
und  sogenanntes  Kidfewasser  am  Morgen,  Mittag  und  Abend 
oder  zur  Abwechslung  vielleicht  einige  Kartoffeln  mit  Oel  zu- 
bereitet ein;  daraus  erklärt  sich  auch  ihr  scrophulöses  Aui^ 
sehen.  Ffir  Aachen  war  noch  besondei's  zu  bemerken,  da^^ 
das  Schwarzbrot,  wie  dasselbe  zum  Verkauf  gelangte«  dem- 
jenigen, welches  im  An*esthause  gebacken  wurde,  an  Qualität 
und  Nahrungsf&hi(2:keit  um  mindestens  ein  Drittel  nachstand. 
Neben  der  spärlichen  Kost  wurde  dann  zum  Bituintwein  g^e- 
griffen,  und  es  bedurfte  der  schwache  Körper  einer  sehr  geringen 
Quantität,  um  arbeitsunfähig  zu  werden.  Die  FabrikanttHi 
hatten  natürlich  gleichfalls  weniger  Bestellungen;  einige  ve> 
dienten  auch  so  wenig,  dass  sie  eben  nur  die  Betrieto-  umi 
Amoilisationskosten  decken  konnten.  Das  hatte  aber  in  der 
meisten  Fällen  nichts  zu  sagen,  da  sie  bei  der  vorhergegangenen 

>)  Ibidem  15,  88  und  15,  4. 
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günstigen  Konjunktur  jene  unglaublichen  Gewinne  erzielt  hatten, 
wie  sie  oben  ewähnt  worden  sind.  In  der  Regel  bekümmerten 
sie  sich  um  ihre  Arbeiter  gar  nicht;  wenn  sie  sich  rühmten, 
billig  Kartoffeln  eingekauft  zu  haben,  so  la^  das  ja  gleichfalls 
in  ihrem  eigenen  Interesse,  um  die  Lebenskosten  zu  erniedrigen; 
wenn  sie  auf  Lager  arbeiten  Hessen,  so  thaten  sie  es,  um  beim 
Eintritte  besserer  Konjunkturen  statt  Rohstoffe  fertige  und  zu 
billigerem  Arbeitslohn  hergestellte  Waaren  von*äthig  zu  haben, 
für  welche  sie  ja  auch  in  der  That  im  folgenden  Jahre  gute 
Preise  eriiielten.  In  der  Regel  liessen  die  Fabrikanten  sich 
bei  der  B^prechung  der  Lage  ihrer  Arbeiter  in  Schimpfi*eden 
aber  dieselben  ergehen  und  bekundeten  keineswegs,  dass  sie 
geneigt  waren,  irgend  ein  Opfer  zu  ihrer  moralischen  und 
physischen  Hebung  zu  bringen.  Stellte  der  Fabrikinspector 
ihnen  vor,  dass  ein  Arbeiter  mit  7—9  Groschen  für  zwölfstQndige 
Arbeit  kaum  die  noth wendigsten  Bedüifnisse  bestreiten  könnte, 
so  lautete  die  Antwort  in  der  Regel :  „wenn  sie  mehr  erhalten, 
so  versaufen  sie  mehr",  oder  „sie  werden  üppig**  oder  „ver- 
lieren die  Lust  zum  Arbeiten''.  Ein  rühmliche  Ausnahme  machte 
Pönsgen  in  Gemünd,  welche  um  so  mehr  anzuerkennen  war,  als 
er  hohe  Frachten  für  Kohlen  und  Waaren  hatte.  In  seiner 
Drahtzieherei  erhielt  ein  Arbeiter  durchschnittlich  25  Gi-oschen 
tilglich,  in  der  Eschweiler  Drahtkompagnie  nur  I2Vs  Gi*oschen, 
wovon  nach  Erklärung  des  Directors  die  Arbeiter  leben  konnten : 
bekämen  sie  mehr,  so  würden  sie  „mehr  verzehren''  und  die 
Arbeit  versäumen.  Dieselbe  Gesellschaft  hatte  1857:  20%, 
1858:  15%  Dividende  vertheilt. 


III.    Ble  eiaoz-  und  Nothjahre  1870—1878'). 

Die  Glanzzeit,  die  Krisis  und  die  Noth,  —  sie  bilden  das 
welthistorische  Drama,  anhebend  in  grossartigster  Weise  im 
Jahre  1870,  den  zauberischen  Höhepunkt  im  Jahre  1873  er- 
reichend und  sein  Ende  findend  in  Schrecken  und  Vernichtung. 
Wer  sind  die  Actem*s,  die  an  demselben  mitgewirkt  haben? 
Wie  zeigten  sie  sich  dem  Spiele  gewachsen,  zu  dessen  Theil- 
nähme  sie  ein  Zufall  berief?  Wie  waren  sie  technisch  dazu  be- 
fähigt? Was  sind  es  für  wirthschaftliche,  was  für  moralische 
Eigenschaften,  welche  sie  besitzen? 

Es  ist  der  Arbeiterstand,  dem  von  vielen  Seiten  die  Mit- 


')  Indiutriebericht  von  Göschen  und  Jahresberichte  der  Handelskam- 
mer. —  Die  Tabellen  sind  sftmmtlich  oflficielle  und  theils  dem  Werke  von 
Göschen  entnommen,  theils  von  dem  thfttigen  Chef  der  Armenyerwaltnng, 
Herrn  BOrijermeister  DubasC|  dem  tüchtigsten  Polizeicommissar  des  Re- 
ffierungsbenrks ,  Herrn  Möhlig,  and  Herrn  Fabrikinspector  Bielinski  mit 
dankennrerther  Bereitwilligkeit  für  mich  zusammengestellt  worden. 


36  IL  ; 

schuld  an  der  unglQcklichen  Lage  der  Industrie  und  an  d».. 
wirthschaftlichen  Inferiorität  Deutschlands  überhaupt  beigeines>^* 
wird.  Die  Beurtheihing  dieser  Behauptung  kann  keine  ^.. 
gemeine  sein;  sie  wird  wesentlich  vei*schieden  ausfallen  je  na: 
der  Klasse  von  AAeiteiii,  welche  man  in  Betracht  zietit:  «^^ 
Alter  der  Industrie  und  die  überlieferte  Tüchtigkeit  in  FvL- 
dei*selben  hängen  eng  zusammen.  Die  ältesten  Indostrieen  ix 
Aachener  Bezirk  sind  die  Weberei  und  die  Nadelfabrikation,  ul< 
von  diesen  sind  derariige  Klagen  nicht  ausgestossen  wordtc 
Die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  ist  eine  sehr  grosse;  «iri. 
hatte  aber  die  effective  Leistung  in  den  Glanzzeiten  naci. 
gelassen  und  zwar  aus  leicht  erklärlichen  GiUnden:  weil  )' 
dem  Arbeitsüberfluss  auf  die  Qualität  der  Waare  kein  Gew;«.!.* 
gelegt  wurde,  weil  neben  dem  tüchtigsten  Webermeister  f. 
Bauerjunge  den  gleichen  Accordsatz  verdiente,  weil  bei  dei 
leichten  Erwerbe  alle  Arbeitsehre  schwand,  die  Spat^amkt.: 
nicht  gepflegt  und  die  Veiführung  zu  unproduktiven  Ausgahfs 
durch  die  zahllosen  Wirthschaften  und  Vergnügungslokale  l*- 
steigert  wurde.  Als  aber  die  Krisis  ihre  Auslese  unter  ao 
Arbeitern  gehalten  hatte,  da  blieb  nur  der  tüchtige  Stamt. 
nach,  und  dessen  Leistung  ist  so  vorzüglich  wie  jemals. 

Man  muss  sich  vielmehr  darüber  wundern,  dass  die  Arbeiirr 
doch  noch  so  viel  leisten.  In  der  Hausweberei  gab  der  Vatt^: 
sich  alle  Mühe,  dem  Sohne  das  Handwerk  beizubringen;  gegi'u- 
wärtig  existirt  in  den  Fabriken  keinerlei  LehrlingsverhiUtniss 
Womöglich  sucht  man  den  Arbeiterstamm,  namentlich  für  li;' 
Handweberei  in  Fabriken,  noch  aus  der  Hausindustrie  zu  re- 
krutiren,  und  es  mehit  sich  die  Anzahl  derer,  welche  auf  den. 
Jacquardstuhl  weben,  da  sie  mehr  dabei  verdienen.  Die  M.i- 
schinenweber  erhalten  eine  andere  Ausbildung;  sie  begione^ 
als  Spul-  oder  als  Fadenkinder,  kommen  mit  14 — 15  Jähret 
an  den  Kraftstuhl  und  lernen  den  Weberknoten,  den  schwie- 
rigsten, knüpfen;  den  Knaben  werden  hier  die  Mädchtc 
vorgezogen,  da  sie  mit  ihrer  schmäleren  Hand  leichter  duroii 
den  Kamm  fahren  können.  Anfangs  stehen  sie  im  Tagelob:i. 
gehen  aber  bald  zu  Stücklohn  über  und  können  in  1 — 2  Jahieu 
einen  mechanischen  Stuhl  in  normaler  Weise  bedienen,  li. 
einer  einzigen  Fabrik  des  Düsseldorfer  Bezirks,  und  zwar  für 
Modestoffe,  existirt  ein  Lehrlingswesen,  welches  aber  nur  der 
Ausbildung  von  Werkmeistern  gilt  Die  besten  Arbeiter  vei- 
pflichten  sich  durch  Vertrag,  daselbst  vier  Jahre  zu  bleiben, 
werden  während  dieser  Zeit  in  allen  Funktionen  eingeübt  utiu 
nach  Ablauf  der  Zeit,  sobald  sich  eine  Gelegenheit  dazu  bietet, 
zu  Meistern  gemacht 

Der  Handweber  steht  social  natürlich  höher  als  der  Ma- 
schinenweber,  und  die  sociale  Stufenleiter,  auf  welcher  die  Tuch- 
weber z.  B.  in  Kettwig  a.  d.  Ruhr  emporklimmen,  ist  äus&>er5t 
interessant    Dort  verdient  ein  geschickter  Zanellaweber  2—4 


2.  n.  37 

Mark  mehr  pro  Woche  als  ein  Maschinen-Tuchweber  und  dieser 
ebensoviel  mehr  als  ein  Handweber.  Trotz  dieses  mit  wach- 
senden Schwierigkeiten  fallenden  Verdienstes  und  trotz  der 
mit  dem  Uebergange  von  der  einen  zur  andern  Arbeitsweise 
verbundenen  neuen  Lehrzeit  von  1 — 2  Monaten  streben  die 
Weber  dennoch  danach,  diese  üebergänge  zu  vollziehen,  weO 
die  Zulassung  zur  Handweberei  als  höchste  Qualification  von 
den  dortigen  Arbeitern  angesehen  wiixl.  Als  Hausweber  brauchen 
endlich  die  altgewordenen  Arbeiter  nicht  in  die  Fabrik  zu  gehen 
und  f&hren  daheim  ein  bequemeres  Leben. 

Den  Ruhm  Aachens  macht  eigentlich  die  Appretur  aus,  die 
in  ihren  zahlreichen  Branchen  oft  mehr  Fabrikarbeiter  beschäftigt 
als  die  Weberei;  in  einem  mir  bekannten  grossen  Etablissement 
waren  z.  B.  von  300  Arbeitern  85  in  der  ersteren  und  80  in 
der  letztei*en  thätig.  In  der  Bauhem  beginnen  die  Knaben 
mit  dem  An-  und  Ablegen  der  Kratzen  und  dem  Stellen  der 
Maschinen,  nach  5-6  Jahren  haben  sie  ihr  Handwerk  erlenit; 
rascher,  vielleicht  schon  nach  8—4  Jahren,  geht  es  in  der 
Tuchschererei.  Das  Walken  erfordert  besonders  tüchtige  Ar- 
beiter; hier  kommt  es  manchmal  vor,  dass  ihnen  plötzlich  nach 
zwanzig  Jahi*en  das  Gefühl  verloren  geht  und  sie  nicht  mehr 
dazu  gebraucht  weitien  können. 

Als  weit  weniger  genügend  wird  die  technische  Tüchtigkeit 
in  solchen  Gewerben  geschildert,  welche  überhaupt  erst  seit 
kürzerer  Zeit  in  der  Gegend  betrieben  werden,  wie  z.  B.  in 
der  Hüttenindustrie,  und  solchen  andern  Industrieen,  welche 
zwar  seit  langer  Zeit  eingebürgert  sind,  aber  eine  neue  Technik 
anwenden;  so  werden  vor  allem  in  der  Feinspinnem  Klagen 
über  Mangel  an  Sorgsamkeit  und  Geschicklichkeit  laut.  Hier 
f)eginnen  die  Kinder  ihre  Laufbahn  als  Reserve  der  Faden- 
kinder, denen  sie  zwei  bis  drei  Wochen  lang  das  Zusammen- 
knüpfen der  gebrochenen  Fäden  absehen;  dann  werden  sie  selbst 
Fadenkinder,  über  die  der  Spinnmeister,  welcher  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Maschine  auf  den  nöthigen  Feinheitsgrad  stellt,  die 
Aufsicht  führt  Wenn  das  Kind  so  viel  Kraft  hat,  dass  es  eine 
Walze  heben  kann,  kommt  es  an  die  Droussette  und  bleibt 
entweder  nun  in  der  Spinnern  oder  es  geht  nach  einiger  Zeit 
7Mni  Kettenscheren  und  Schlichten  oder  zum  Weben  über. 

Die  technische  Tüchtigkeit  beiniht  je  länger  je  mehr  beim 
Fabrikhetriebe  auf  zufälliger  Ausbildung.  Die  Kinder  werden 
beim  Eintritt  in  die  Fabrik  an  irgend  eine  leichte  Arbeit  gestellt; 
eine  Reihe  derselben  bleibt  dann  auf  diesem  Posten  stehen,  bis 
die  Elteiii  vielleicht  auf  den  guten  Einfall  gerathen,  auch  etwas 
Weiteres  für  die  fernere  Ausbildung  ihi*es  Kindes  zu  thun,  und 
dasselbe  in  eine  andei-e  Werkstfttte  der  Fabrik  übersiedeln. 
Alles  das  ist  jedoch  Zufall,  und  es  bleibt  der  Lerabegier  des 
Kindes  überlassen,  sich  Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten  ohne 
Anleitung  selbst  zu  erwerben.    Der  Fabrikant  will  durch  das 
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Kind  nur  Geld  verdienen;  er  kommt  seiner  technisch*winh 
schaillichen  Pflicht  der  Ausbildung  von  Arbeitskräften  für  sei:.t 
Industrie  nur  in  ganz  ungenügender  Weise  nach,  und  der* 
Arbeiterstande  selbst  fehlt  es  noch  vielfach  an  Pflichtgefui 
etwas  Tüchtiges  zu  lernen  und  zu  leisten,  um  dadurch  ^i  l 
den  Anspruch  auf  eine  bessere  Stellung  und  höheren  Lohn  z. 
erwerben.    Beidei*seits  lottert  man  durchs  Leben  hin. 

Es  wird  sich  daher  grossen  Massen  von  Arbeitern  der  Vcv- 
wurf  nicht  ersparen  lassen,  dass  sie  ihr  Handwerk  schlecht 
oder  ungenügend  vei'stehen ;  weit  grösser  ist  noch  der  moralis«*  r.> 
Vorwurf  gegen  zahlreiche  Arbeiter,  dass  ihnen  das  Ehrgefuh 
ein  tüchtiges  Werk  zu  liefern,  in  hohem  Grade  mangelu    H 
sie  handelt  es  sich  nur  um  den  Lohn,  und  sie  tbun  das,  «m^ 
gerade  nöthig  ist,  um  denselben  zu  erhalten;  Arbeits^re  ur.: 
Arbeitsstolz  sind  ihnen  unbekannt  Ebenso  gering  ist  die  Arb«  it- 
intensitAt,  und  das  Kaffetiinken  während  der  Arbeitszeit  u: 
8  Uhr  Morgens  und  5  Uhr  Nachmittags  verursacht  bedeutt-* 
den  Aufenthalt.   Freilich  liegt  die  Schuld  von  allem  dem  /u:.: 
grossen  Theil  nicht  an   den  Arbeitern;  sie  ist  auf  Rechnui: 
der  übermässigen  Arbeitszeit,  welche  gebieterisch  Pansen  e*- 
fordert,  des  geschäftsmässigen  Verhältnisses  von  Fabrikant  ur. 
Arbeiter  und  des  elenden  Lohnes  zu  setzen,   welchen  dieNt- 
erhält  und  für  welchen  er  sich  auch  nicht  übermässig  anatren^^  t 
will.    Aber  jene  Vorwürfe  gegen  grosse  Massen  von  Arbeit''r:> 
bleiben  bestehen,  zumal  dieselben  auch  in  guten  Zeiten  vor. 
ihren  schlechten  Gewohnheiten  nichts  verlieren,  vielmehr  ^i** 
erst  recht  zur  Geltung  bringen.     Dennoch  wäre  es  nngerech: 
hieraus  einen  Vorwurf  gegen  die  Ehre  des  gesammten  Arbeiter 
Standes  ableiten  zu  wollen.  Der  Aachener  Arbeiterstand  marh: 
es  so  gut  oder  so  schlecht,  als  er  es  kann;  er  ist  eben  ke : 
Schalk,  der  mehr  giebt,  als  er  hat,  und  wenn  er  es  nicht  bes^c: 
versteht,  so  liegt  es  an  der  technischen  und  wirtbschafUich«:''; 
Zuiückgebliebenheit  des  Landes. 

Ist  es  denn  nicht  vielmehr  der  Fabrikantenstand,  der  f  > 
Manches  versäumt  hat?  Die  Anforderungen  an  denselben  ^ici 
ungeheure.  Welche  Summe  technischen  und  kaufmännischen 
Wissens,  geistigen  und  sittlichen  Gehaltes  geholt  nicht  duu 
um  einen  tüchtigen  Fabrikanten  abzugeben!  Wen  kann  e> 
da  Wunder  nehmen,  wenn  bei  einem  raschen  Au&chiessen  de. 
Industrie  solche  Qualitäten  fehlen.  Wieviel  Firmen  mit  -« 
grossem  Capitalfonds  und  renommirtem  Namen,  tüchtig  eio- 
gerichtetem  Betriebe  und  umfassenden  Geschäftsverbindan^re: 
giebt  es  denn  wie  die  Eliteindustriellcn  in  Dfii'en,  die  Nadel> 
und  einzelne  Tuchfabrikanten  in  Aachen  und  Burtacheid  nn  t 
einige  grosse  Häuser  in  Eupen?  Man  übei'sehaue  doch  nur 
die  Masse  der  sonstigen  Fabrikanten:  aus  welchen  Stande, 
rekrutiren  sie  sich?    Es  sind  CJommis,  mitunter  Werkmaster 
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strebsame  Leute,  die  ihre  volle  Arbeitskraft  und  ihr  kleines 
Capital  in  das  schwankende  Spiel  der  Konjunkturen  einwerfen, 
oft  ihren  Einsatz  als  Niete,  oft  als  Treffer  herauskommen  sehen. 
Es  will  eben  gelernt  werden,  das  Fabrikant- sein,  und  die  Schule 
der  Praxis  ist  die  einzige,  welche  sie  besuchen.    Und  wahr- 
lich, sie  sind  theilweise  nicht  schlimmer  als  die  Söhne  grösserer 
Industrieller.   Bei  Gelegenheit  der  Reorganisation  der  Gewerbe- 
schule zeigte  es  sich,  wieviel  deran  Vorbildung  noch  zu  wün- 
schen übrig  lässt;  zu  wenige  Tuchindustrielle  verschaffen  ihren 
Söhnen  die  nöthige  technische  Vorbildung,  zu  wenige  lassen 
sie  zu  weiterer  technischer  Ausbildung  reisen,  ehe  sie  die- 
selben in  das  väterliche  Geschäft  aufnehmen.    Die  Schulbildung 
eines  eiiyährig  Freiwilligen  und  eine  in  drei  bis  vier  Lehijahi*en 
erworbene  Fachkenntniss  in  der  eigenen  oder  in  einer  fremden 
Fabrik,  die  sich  jedoch  nur  auf  den  kaufmännischen  Theil  er- 
streckt,  da  die  Herren  Söhne  das  bequemere  Comptoir  der 
schmutzigen  Fabrik,  wo  sie  Hand  anlegen  mttssten,  vorziehen, 
bilden  oft  das  einzige  Fundament  grösserer  Geschäfte. 

Der  Grund  dieser  ungenügenden  Ausbildung  beruht  auf 
der  Tradition  einer  veralteten  Betriebsfoim.  Die  moderne 
Fabrikindustrie  ist  in  grösserem  Maassstabe  ^rst  in  den  letzten 
20'-30  Jahren  entstanden,  und  die  Weberei  ist  noch  weit  da- 
von entfernt,  überwiegend  mit  Kraftstühlen  betrieben  zu  werden. 
Die  Hausindustrie  wurde  aber  in  ihrem  commerziellen  Theile 
vom  Kaufmann  geleitet,  in  ihrem  technischen  von  den  „Basen'' ; 
die  ersteren  erhielten  vor  allem  eine  kaufmännische  Ausbildung, 
und  das  hat  sich  als  Tradition  erhalten,  wo  inzwischen  neben 
dem  Comptoir  eine  gi'ossartige  Fabrik  entstanden  und  die  Fa- 
brikation wichtiger  als  der  Handel  geworden  ist.  Daraus  i*e- 
sultirt  einmal,  dass  die  geg?nwärtigen  Fabrikkauf leute  noch 
immer  ganz  ungenügend  ihre  Technik  kennen,  und  ferner,  dass 
die  Leitung  derselben  in  Händen  von  Subalternen,  von  Fabrik- 
directoren  und  Werkmeistern  liegt  Dem  gegenüber  sind  in 
Frankreich  und  England  die  Fabrikanten  auch  wirklich  die 
technischen  Leiter  ihrer  Unternehmungen,  und  die  kleineren 
befassen  sich  gar  nicht  mit  dem  Handel:  sie  verkaufen  ihr 
ganzes  Produkt  d  urch  den  Commissionär.  Der  Werkmeister  in 
Deutschland  spielt  eine  grössere  Rolle  als  irgendwo  anden;  und 
die  Frage  nach  seiner  Ausbildung  ist  momentan  fast  wichtiger 
als  die  nach  der  Ausbildung  von  Fabrikanten  und  Arbeitern. 
Die  Werkmeister  erhalten  heute  keinerlei  theoretische  Vor- 
bildung, sie  wei'den  den  tüchtigsten  Arbeitern  entnommen, 
welche  einer  vom  andern  die  schwierigeren  Verrichtungen  er- 
lernen; fast  keiner  von  ihnen  hat  eine  Webeschule  besucht, 
die  es  in  Aachen  nicht  einmal  giebt ;  nur  die  Zeichner  und  die 
höheren  Beamten  bei  gemusterten  Stoffen  haben  einen  gewissen 
Unterricht  genossen;  sobald  ein  Werkmeister  etwas  mehr  ver- 
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steht,  will  er  seine  Sphäre  verlassen  und  Fabrikdirector  oder 
Fabrikant  werden. 

Das  Institut  der  Werkmeister  ist  also  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  und 
muss  bei  der  Beurtheilung  technischer  Leistungsfähigkeit  ic 
den  Vordergrund  gestellt  werden.  Es  ist  kaum  glaublidi,  wie 
abhängig  viele  Fabrikanten  von  denselben  sind;  seltet  h^ 
gi'oben  Vergehen,  ja  bei  offenbai'en  Diebstählen  wagen  zahl- 
reiche Kauf  leute  es  nicht,  ihre  Werkmeister  zu  entlassen ,  da 
sie  es  sich  selbst  nicht  zutrauen,  anch  nur  eine  kurze  Zeit 
ihre  Fabrik  zu  leiten.  Am  grössten  ist  diese  Abhänf^gkeit  bei 
einer  Reihe  jüngerer  Firmen,  namentlich  jüdischer,  welche 
ursprünglich  Händler,  sich  auf  die  Fabrikation  gelegt  haben 
ohne  eine  Ahnung  von  der  Technik ;  sie  verleiten  Werkmeister 
und  Arbeiter,  aus  deren  bisheriger  Stellung  in  ihr  Greschäft 
überzutreten,  und  müssen,  um  die  Vorurtheile  gegen  ihre  Ra^e 
und  ihren  Glauben  zu  überwinden,  höhei'en  Lohn  zahlen  und 
sehr  nachsichtig  gegen  schlechte  Arbeit  sein,  wodurch  sie  in 
den  Ruf  guter  HeiTon  gekommen  sind.  Freilich  sind  sie  bii 
Abzügen  auch  die  strengsten  und  entlassen  bei  Krisen  ihir 
Arbeiter  am  schnellsten.  Die  Meister  sowie  die  Arbeiter 
kennen  die  Hülflosigkeit  der  Fabrikanten  sehr  wohl;  sie  sdiec 
in  denselben  auch  nicht  die  technischen  Leiter,  sondern  nur 
diejenigen,  die  ohne  Kenntniss  von  der  Sache  und  ohne  Ar- 
beit in  der  Fabrik  sich  von  ihrem  Schweisse  nähren.  In  zahl* 
reichen  Firmen,  wo  es  mehrere  Assod^  gibt,  hat  sich  nnter 
diesen  eine  Arbeitstheilung  herausgebildet:  der  eine  leitet  da» 
kaufmännische  Geschäft,  ein  anderer  die  Fabrikation,  eis 
dritter  den  Maschinenbetrieb ;  doch  hat  sich  das  erst  allnuLhlicb 
in  der  Praxis  entwickelt;  in  der  Jugend  haben  sie  fa5t 
sämmtlich  nur  die  kaufmännische  Vorbildung  genossen  end 
können  die  Vei-säumnisse  auch  später  nicht  einholen. 

In  andern  Ländern  ist  die  theoretische  Ausbildnng  zwar 
keine  bessere,  aber  die  Sitten  und  die  geschäftliche  Ptsrö 
sind  dui*chaus  andere.  In  Frankreich  besteht  die  Maxime, 
eine  Reihe  von  Jahren  mit  rastlosem  Eifer  zu  arbeiten,  nn  e^ 
bis  zu  einer  gewissen  Wohlhabenheit  zu  bringen  und  sich  dann 
entweder  zur  Ruhe  zu  begeben  oder  sich  einer  weniger  nah- 
samen  und  sorgenloseren  Beschäftigung  zu  widmen.  Im  wirth* 
schaftlichen  Theile  der  Bevölkerung  wird  diese  Denkweise  von 
Jugend  an  mit  dem  Alter  foitschreitend  gross  gezogen ;  Sinnen 
und  Trachten  der  jungen  Männer  geht  auf  Erwerb,  nm  zu 
einem  ähnlichen  Resultat  wie  ihre  älteren  Vorbilder  zu  ge- 
langen. Dieses  praktische  Vorgehen,  eine  gewisse  Nataranlage 
des  französischen  Volkes,  ersetzt  in  vielen  Fällen  manche 
Mangelhaftigkeit  des  Schulunterrichts  und  erzeugt  tücbtif?v 
Männer.  Ein  ganz  ähnliches  Verhältniss  besteht  in  Belgien 
und  in  einem  Theile  Hollands.    Aus  Tilburg  in  Nordbrahant 
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en&hlt  der  Gewährsmann^),  dem  wir  in  diesem  Absätze  fol- 
gen, dass  Söhne  dortiger  Fabrikanten,  als  gewöhnliche  Arbeiter 
iB  die  Fremde  ziehend,  unerkannt  sich  in  der  Tachfabrikation 
von  Grand  ans  ausbilden  und  heimgekehrt  dann  Posten  in  den 
väterlichen  Geschäften  mit  Erfolg  ausfallen.  Die  Arbeitslöhne 
sind  daselbst  20^/o  billiger,  nicht  des  geringeren  Wochenver- 
dienstes,  sondern  der  höheren  Leistungen  der  Arbeiter  wegen. 
In  eineni  dortigen  Etablissement  bestehen  die  Meister  aus  den 
fQnf  Söhnen  des  Hauses,  und  diese  sind  mit  den  Arbeitern  von 
5  Uhr  Morgens  an  auf  ihrem  Posten. 

Zu  der  technischen  gesellt  sich  manchmal  sogar  die  kauf- 
männische Unkenntniss.  So  wurde  z.  B.  in  Aachen  dereinst 
Jahre  lang  fQr  grobe  Gespinnste  die  theurere  einheimische 
Wolle  verwendet,  während  man  im  Auslande  sich  längst  der 
billigeren  und  ebenso  passenden  Laplata-  und  derartiger  Wollen 
bediente.  Aus  jenen  beiden  Mängeln  erklärt  sich  die  häufige 
Mangelhaftigkeit  des  deutschen  Fabrikats  und  die  vereinzelt 
unpassende  Auswahl  der  Exportartikel  ohne  Rücksicht  auf  das 
BedQrfhiss  und  den  Geschmack  des  betreffenden  Platzes.  Da- 
zu kommt  noch  die  Kleinlichkeit  der  deutschen  Geschäftsleute, 
ihr  Herumsparen  an  Mass  und  Gewicht,  am  Ausschliessen 
zweifelhafter  Produkte  und  schliesslich  an  der  Ausstattung  und 
der  Verpackung.  Alles  dieses  veiTäth,  dass  es  vielfach  kleine 
Leute  und  junge  Anfänger  sind,  denen  selbst  der  kleinste  Ge- 
winn, absolut  genommen,  schon  in  die  Wagschale  fällt  Das 
Gesehimpf  über  die  Juden  scheint  mir  in  erster  Reihe  nur  zu 
beweisen,  dass  diese  ungleich  geschicktere  Geschäftsleute  sind 
als  die  Aachener ;  denn  sie  machen  in  ganz  Intimer  Weise, 
ohne  ihr  Fabrikat  für  etwas  Anderes  auszugeben,  Shoddy  und 
Mungo  auf  Bestellung  grosser  Berliner  Konfektionshäuser,  die 
fast  f&r  die  ganze  Welt  Damenmäntel  daraus  verfertigen. 

Wesentuch  andere  ist  die  Sachlage  in  der  Metallindustrie, 
im  Bergbau,  in  der  Fabrikation  von  feuerfesten  Steinen  und 
der  Glasindustrie.  Namentlich  wo  die  Unternehmungen  von 
Actiengesellschaften  betrieben  werden,  sind  ihre  Leiter  Tech- 
niker, welche,  soweit  sie  der  jüngeren  Generation  angehören, 
auf  Polytechniken  und  gleichstehenden  Anstalten  vorbereitet 
sind.  Mit  Recht  wendet  man  nun  ein,  dass  blosse  Techniker 
zwar  gut,  aber  nicht  immer  profitabel  zu  pi-oduciran  verstehen, 
daas  zu  einem  tüchtigen  Director  auch  noch  theoretisch  wie 
praktisch  erworbene  Kenntnisse  des  kaufmännischen  Verkehrs 
und  der  grossen  volkswirthschaftlichen  Vorgänge  erforderlich 
sind.  Der  erstere  Mangel  ist  selbst  durch  Beiordnung  eines 
kaufinännischen  Mitdirectors  nicht  zu  beseitigen,  weil  derselbe 
oft   selbst  ni*ht  alle  Verhältnisse   überschaut  und  weil  das 

*)  Aachener  /eitong  vom  U.  Jimi  1876:    Die  heutige  Lage  unserer 
Tnehindafitrie,  tou  SchwambonL 
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Schaffen  und  Verwalten  am  besten  durch  ein  und  densdben  Kopf 
geschieht,  da  es  schwer  zu  erreichen  ist,  dass  verachieden  vor- 
gebildete Geschäftsleute  ihre  Bestrebungen  einem  Ziele  zu- 
lenken. Wie  sehr  die  Mehrzahl  der  deutschen  Industriellen 
noch  des  Ueberblicks  entbehrt,  welcher  sie  die  wahren  Ui* 
Sachen  der  volkswirthschaftlichen  Vorgänge  erkennen  lif^a« 
nnd  "^ie  bestimmen  könnte,  am  rechten  Oite  das  eigene  In- 
teresse dem  Gesammtinteresse  unterzuordnen,  bat  sich  in  zahl- 
reichen Petitionen  der  jüngsten  Krisis  gezeigt,  welche  sicii 
stellenweise  durch  bedauerlichen  Mangel  an  Klarheit  ans- 
zeichnen. 

Bei  den  Schwierigkeiten,  welche  den  Fabrikanten  unaiL^ 
gesetzt  durch  die  ausländischen  wie  inländischen  Konkurreiitrc 
bereitet  werden,  ist  am  schwersten  für  sie  aufrecht  zu  erha]- 
ten  —  die  gesdiäftliche  Moral.  Am  nächsten  liegt  die  Gefahr 
ihrer  Uebeitretung  bei  Anfängern  und  kleinen  Leuten.  Die$^ 
brauchen  bei  ihrer  Gapitalarmuth  vor  allen  Dingen  Geld  orni 
müssen  rasch  umsetzen;  sie  leben  stets  unter  den  drückendet 
Soi'gen  der  Gegenwart  und  kümmern  sich  noch  wenig  um  ±e 
Zukunft.  Ihr  Umsatz  ist  von  so  geringem  Betrage,  dass  acbot 
der  kleinste  Vortheil  verhältnissmässig  wichtig  wird;  eine  ein- 
zige gut  gelungene  Unehrlichkeit  macht  sich  selbst  beim  Ver- 
luste einiger  Kunden  gut  bezahlt,  und  oft  sind  nur  ein  paar 
Silbergroschen  der  Judaslohn  für  die  verlorene  kauhnännische 
Ehre.  In  der  Tuchindustrie  zeigt  sich  der  Unterschied 
zwischen  soliden  alten  und  unzuverlässigen  kleineren  FirnieQ 
ganz  deutlich.  Die  ersteren,  welche  die  alten  sicheren  Export- 
wege  beherrschen,  sind  in  ihrem  Rufe  unerschüttert,  und  so- 
wohl in  der  Tuch-  wie  in  der  Nadel-  und  Drahtfabrikation  ge- 
nügt bei  vielen  Firmen  nur  die  Maike,  um  ihre  Waare  io 
Südamerika,  im  Orient,  China  und  sogar  in  Frankreich  wkäoP 
lieh  zu  machen ;  ihre  Zuverlässigkeit  ist  bekannt,  und  die  Ehr- 
lichkeit macht  sich  bezahlt.  Dagegen  leugnen  in  der  Stadt 
Aachen,  in  Hamburg  und  anderen  inländischen  Plätzen,  welche 
mit  ihrem  Bedarf  von  den  kleineren  Filmen  befriedigt  werden. 
die  Kauf  leute,  Aachener  Fabrikate  auf  Lager  zu  haben,  so  sehr 
gelten  dieselben  als  verschlechteit.  Es  sind  einige  flnnoi. 
welchen  von  der  öffentlichen  Meinung  die  Hauptschuld  an  dem 
schlechten  Rufe  beigemessen  wird;  häufig  sind  es  aber  auch 
Tuchhändler,  denen  man  zur  Last  legt,  schlechte  belgiscbe 
für  Aachener  Waare  ausgegeben  zu  haben.  Unter  den  Näh- 
nadelfabrikanten  ist  es  allgemein,  dass  sie  nicht  alldn  die  eng- 
lischen Marken,  sondern  auch  die  ihrer  Aachener  Konkurrenten 
fälschen.  Oft  laufen  Bestellungen  bei  ihnen  ein  derart,  dass 
eine  geringem  Anzahl  von  Nadeln,  als  angegeben  ist,  in  die 
Briefchen  verpackt  werden  soll ;  anständige  Fabrikanten  lehnea 
solche  Anträge  ab ;  andere  in  bedrängten  Verhältnissen  greifeo 
zu,  und  es  finden  sich  dann  im  Briefchen  statt  25  nur  2&  Ka- 
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dein.  Aus  Iserlohn  sind  sogar  Nähnadeln  ohne  Augen  ins  In- 
nere Afrikas  zum  Tauschhandel  abgegangen. 

So  kehren  bei  beiden  Klassen  der  Gewerbtreibenden  die 
gleichen  Vorwürfe  nur  unter  anderer  Foim  wieder :  der  Mangel  an 
Fachbildung  und  an  geschäftlicher  Moral.  Dem  Fabrikanten-  wie 
dem  Arbeiterstande  fehlt  es  noch  in  vielen  Berufen  an  einer  rühm- 
lichen Ueberlieferung  in  dieser  Hinsicht  und  beide  sollten  ihre  Auf- 
gabe nicht  darin  sehen,  sich  gegenseitig  zu  beschimpfen  (wie  es  na- 
mentlich die  Fabrikanten  thun),  sondein  durch  strenge  Selbstzucht 
jene  Last  abzuwälzen  streben,  welche  ihren  gemeinsamenUrsprung 
in  Deutschlands  wirthschaftlicher  ZuiUckgebliebenheit  hat.  — 

Trotz  seiner  zahlreichen  Mängel  ist  der  Aachener  Fabri- 
kanten- und  Arbeiterstand  lange  nicht  der  schlimmsten  einer. 
Die  von  ihm  geleitete  Industrie  hat  seit  altereher  eine  ehren- 
volle Rolle  auf  dem  Weltmarkte  gespielt  und  ihr  augenblick- 
liches Darniederliegen  hat  seinen  Grund  weniger  in  den  Per- 
sönlichkeiten und  deren  Eigenschaften,  obwohl  diese  ja  mit- 
wirkend sind,  als  vielmehr  in  den  Konjunkturen,  welche  der 
localen  Beeinflussung  entzogen,  die  Menschen  in  ihi-en  Strudel 
gerissen  haben. 

Die  Kriegsjahre  1870/1  hatten  eine  ganz  verändeiie  Situ- 
ation hervorgebracht  Frankreich  verlor  von  seinen  vier  grossen 
Fabrikdistricten  Sedan,  Elboeuf,  Carcassonne  und  Bisch weiler, 
letzteren  sogar  ganz;  der  erstere  wurde  fClr  längere  Zeit  lahm 
gelegt  und  Elboeuf  hatte  erheblich  gelitten;  die  Konkurrenz 
Frankreichs  war  also  während  dieser  Periode  nicht  zu  fürchten. 
Dazu  stieg  die  Nachfrage  in  Deutschland,  in  der  ganzen  Welt, 
und  es  nahm  die  Tuchindustrie  des  Aachener  Bezirks  sowohl 
durch  Vergrösserung  der  schon  bestehenden  Fabriken  wie  durch 
Gründung  neuer  einen  ungemeinen  Aufschwung,  welcher  gleich 
anfangs  besonnene  Leute  mit  Besorgniss  erfüllte.  In  Aachen 
und  Burtscheid  producirten  im  Jahre  1871  80  gi-össere  Tuch- 
fabriken mit  ebenso  viel  Dampfmaschinen  von  3000  Pferdekraft 
bei  10,000  Arbeitern  etwa  200,000  Stück  Tuch  im  Werthe  von 
36  Mill.  Mark.  Ausserdem  gab  es  noch  eine  Menge  kleinerer 
Tudiwebereien,  da  viele  Gommis  die  Zeit  gekommen  glaubten, 
selbständig  werden  zu  können ;  ihr  Betriebssystem  war  in  Folge 
des  Capitalmangels  das  hausindustrielle,  manche  mietheten  sich 
auch  Raum  und  Dampfkraft  in  Fabriken  oder  liessen  einzelne 
Theilarbeiteu  gegen  Lohn  ausfuhren.  Eine  ähnliche  Ausdeh- 
nung von  Producenten  und  Produktionsmitteln  fand  auch  in 
Berlin,  in  Schlesien,  in  der  Lausitz  statt,  während  an  andern 
Orten  wie  in  Gladbach  und  Rheydt  Firmen,  welche  früher  nur 
grobe,  sogen»  Bauerwaaren  gemacht  hatten,  sich  auf  die  Fa- 
brikation von  imitirten  halbwollenen  Buckskins  und  Paletot- 
stoffen warfen. 

Selbst  für  eine  derart  gesteigerte  Produktion  fand  sich 
noch  Absatz.    Die  Aachener  Industrie  arbeitete  mit  fast  allen 
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Ländern  der  Welt,  wo  überhaupt  Tuche  getragen  wurden  und 
wo  nicht  unübersteigliche  Zollschranken  den  Import  hemmten 
Sie  vei-führte  ihi*e  Waaren  nach  England,  Holland  und  Belgien 
Spanien  und  Poilugal,  Italien,  Skandinavien,  dem  Orient,  na^^b 
Süd-  und  ein  steigendes  Quantum  sogar  nacli  Kordamerikju 
wozu  das  starke  Sinken  des  Goldagios  beitrug.  Das  GlQck 
wollte  es  auch,  dass  gerade  damals  die  glatten  Stoffe,  eine 
Stärke  Aachens,  viel  getragen  wurden^  und,  von  der  Mode  wie 
von  der  allgemein  gesteigerten  Nachfrage  begünstigt«  war  di«» 
KonkuiTonz  dieses  Artikels  auf  allen  Märkten  gesichert  Di^ 
Modewaarenfabiikation  blieb  dagegen  insofern  ungünstiger,  ab 
sie  die  Konkurrenz  des  in  der  Mode  tonangebenden  £Dg1and> 
nicht  überwinden  konnte,  weniger  die  Fi*ankreichs,  das  selbr: 
dem  englischen  Einfiuss  zu  unterliegen  begann. 

Die  Fi*eude  an  der  Leichtigkeit  des  Absatzes  und  deci 
Steigen  der  Waarenpreise  wurde  den  Tuchfabrikanten  aber  durcb 
mehrfache  Umstände  getrübt  Es  stiegen  vor  allem  die  Ar- 
beitslöhne, die  Kohlen-  und  Wollpreise,  letztere  z.  B.  fbr  gut« 
australische  Fliesswolle  vom  Mäi'z  1871  bis  Man  1872  Yon  15* , 
auf  28  d. ;  dazu  trat  eine  vei'stärkte  innere  KonkuiTenz,  welche 
einen  Druck  auf  die  Preise  ausübte.  Diese  Umstände  habeo 
die  Fabrikanten  bewogen,  das  Geschäft  jener  Glanzjahre  ab 
nicht  so  lucrativ  zu  bezeichnen,  wie  sie  gewünscht  hätten;  sie 
sind  eben  mit  den  grossen  Gewinnen,  von  denen  später  zu 
reden  sein  wird,  noch  nicht  zufrieden. 

Ihren  Höhepunkt  eireichte  die  Gunst  der  Verhältnisse  io 
den  Jahren   1872/73.     Schwierig  und  zwar  doppelt   scAwieri;! 
wui*de  die  Lage  von  dem  Augenblicke  an,  als  die  beiden  Ur- 
sachen des  Glanzes  der  Industrie:  die  Steigerung  der  Nach- 
frage und  die  Gunst  der  Mode,  gleichzeitig  nachliessen   und 
dadurch    eine    andauemde   Krisis    hervomefen.     Vor   allem 
stockte  schon   1878   der  Absatz  nach  Nordamerika,    wo   die 
Finanz-  und  Handelskrisis  sich  f&hlbar  machte.    In  ununter- 
brochenem Aufschwünge  hatte  der  Export  von  Tüchern    und 
Buckskin   aus   dem  Bezirke  Aachen  dorthin  in  den    Jahren 
1868—72  betragen  in  Mill.  Mark:  8.8  —  4.1  -  5.3  —  7.7  -- 
8.4;  im  Jahre  1878  begann  ein  rasches  Sinken,  welches  1877 
vielleicht  noch  nicht  sein  Ende  eiTeicht  hat:   6.1  —  4^  — 
4.2  —  2.6  —  2.5  Mill.  Mark.    Auch  in  Spanien  wirkten  schon 
1873  die  politischen  Unruhen  und  in  Italien  die  finanziellen 
Verhältnisse  hemmend  auf  den  Absatz  ein.    Im  Jahre  1874 
zeigten  sich  die  Waaren  weder  im  Auslande  noch  in  Deatech- 
land  selbst   verweilhbar.    Der  Fehler  der  Fabrikanten,   den 
aus  vorübergehenden  Ui'sachen  entstandenen  gesteigerten  Kon- 
sum für  einen  bleibenden  gehalten  und  dem  entsprechend  die 
Produktion  ausgedehnt  zu  haben,  trat  klar  zu  Tage.    Die  volle 
Ausnutzung  der  gix)ssen  Anlagecapitalien  war  ebenso   wenig 
möglich  wie  die  der  vielen  zur  Indusbie  herangezogenen  Ar- 
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beiter,  und  selbst  bei  sehr  reduciitem  Betriebe  machte  sich 
der  Druck  der  massenhaft  produktionsbereiten  und  arbeits- 
fähigen Fabrikanten  auf  den  Preis  geltend.  Auf  den  Absatz 
einzelner  Stoffe ,  wie  z.  B.  der  schweren  Winterstoffe,  übte  die 
in  den  Jahren  1872  und  73  heiTSchende  milde  Winterwitterung 
einen  nachtheiligen  Einfluss  aus  und  Hess  auch  fQr  die  folgen- 
den Jahre  grosse  Vorräthe  dieser  Waaren  in  den  ei-sten  und 
zweiten  Händen  zurück. 

Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  wurde  der 
Wechsel  der  Mode,  wie  er  sich  im  Jahre  1873  vollzog.  Glatte 
Stoife,  die  Stärke  Aachens,  wurden  in  Deutschland  und  Nord- 
amerika nicht  mehr  getragen,  und  faQonnirte  Tücher,  Kamm- 
garn- und  Phantasiestoffe  wurden  modern.  Dieser  Umschwung 
hatte  auf  die  alten  grossen  Firmen ,  welche  feste  Abnehmer  in 
Südamerika  und  andern  übei-seeischen  Ländern  haben ;  einen 
geringeren  Einfluss  als  auf  die  kleinen  Häuser.  Unter  ihnen 
entspann  sich  um  das  eingeengte  Absatzgebiet  ein  Kampf  auf 
Tod  und  Leben;  manche  Fabrikanten  mussten  ihre  Thätigkeit 
einstellen;  andere  gingen  mit  grossen  Kosten  zur  Fabrikation 
von  Kammgarastoffen  über,  wobei  sie  ihre  gesammte  Spinnerei 
und  Appretur  stillsetzen,  ihre  Webstühle  verändern,  ihre 
Generalkosten  durch  Ausgaben  für  neue  Muster  und  das  Be- 
reisen neuer  Absatzgebiete  vermehren  und  in  die  mächtige 
Konkurrenz  mit  England  und  Frankreich  treten  mussteu. 

Der  allgemeine  Aufschwung  der  Geschäfte  hatte  auch  der 
Spinnerei  Veranlassung  geboten,  die  bestehenden  Fabriken 
theilweise  auszudehnen  und  neue  zu  gründen.  In  Folge  dessen 
wurde  in  kurzer  Zeit  eine  so  bedeutende  Produktion  erzielt, 
dass  der  Konsum  der  Game  weit  hinter  dem  Angebot  zurück- 
blieb und  sich  Garavorräthe  massenhaft  anhäuften.  Vergrössert 
wurde  die  Bedrängniss  der  Streichgarnspinnereien  noch  dadurch, 
dass  in  Folge  des  Modewechsels  sich  die  Nachfrage  von  ihrem 
Gespinnste  ab  und  den  Kammgarnen  zuwandte.  Schon  im 
Jahre  1872  war  kaum  die  Hälfte  der  vorhandenen  Spindeln  in 
Betrieb;  andere  Fabriken  dagegen  arbeiteten  ohne  Rücksicht 
auf  den  wirklichen  Konsum  immer  fort,  um  ihre  Maschinen 
voll  auszunutzen.  Dadurch  vergrösserten  sie  nur  die  Uebcr- 
produktion  und  drückten  die  Preise  noch  mehr.  Ln  Jahre 
1875  wurde  endlich  in  den  meisten  Spinnereien,  besondei*s  in 
dea  grösseren,  die  Arbeitszeit  auf  9—10  Stunden  täglich  re- 
ducirt  und  nur  mit  einem  Theile  der  Maschinen  gearbeitet. 
Dabei  konnte  weder  das  Anlagecapital  verwerthet  werden,  noch 
veiinochten  die  Arbeiter  bei  den  hohen  Preisen  der  Lebens- 
mittel und  Wohnungen  das  Nöthige  für  ihren  Unterhalt  zu 
verdienen.  Aber  selbst  bei  dieser  eingeschränkten  Produktion 
Hess  sich  der  Absatz  der  Streichgarne  im  Inlande  und  auf  den 
grösseren  Märkten  nur  mit  Verlust  bewirken;  denn  es  war  un- 
möglich ,  der  ausländischen  Konkunenz ,  namentlich  der  bei- 
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gischen,  die  Spitze  zu  bieten.  Deutschland,  Oestreicb,  Scbott- 
land,  Schweden,  kurz  alle  bedeutenden  Mllrkte  waren  irJt 
belgischen  Garnen  Qbei*schwemmt,  die  zu  jedeni  Preise  Ter- 
kauft  wurden.  Das  lag  daran ,  dass  die  belgischen  Spinner  Ta^ 
und  Nacht  mit  der  fürchterlichsten  Ausbeutung  der  Kräfte  der 
Kinder  fortarbeiteten  und  ihre  Waare  durch  eine  sittlich  wie 
volkswirthschaftlich  nachtheilige  Ausdehnung  der  Prodaktinc 
zu  Spottpreisen  lieferten.  Grosse  Verluste  beim  Verkäs! 
blieben  nicht  aus,  und  es  fanden  bedeutende  ZahlangseiDstel- 
lungen  statt;  sie  führten  aber  leider  zu  keiner  Vermindennu: 
der  Konkurrenz,  da  nach  rasch  getroffenen  Arrangements  mit 
den  Gläubigern  die  Fabriken  mit  ihren  durch  Bankerotte 
amortisiilen  Anlagecapitalien  in  neuen  Hftnden  bald  wieder 
von  früh  bis  spilt  beschäftigt  wurden.  Durch  alle  diese  Ver- 
hältnisse ist  die  Streichgarnspinnei*ei  in  die  bediUngteete  L$s^ 
gerathen  und  foi*dert  erstens  eine  Erhöhung  des  Schutzzoll? 
gegen  die  belgische  Konkurrenz  und  zweitens  eine  Vermindemoc 
des  Kindei-schutzes,  um  es  derselben  in  der  unrühmlichen  An^ 
beutung  der  Jugendkraft  des  Volkes  nachthun  zu  könn^^o 
Zum  Glück  sind  die  meisten  Spinner  pecuniär  so  gut  gestellt, 
dass  sie  die  schlechten  Zeiten  ertragen  können  und  kaam  einer 
von  ihnen  beansprucht  Waarencredit  Inzwischen  wollen  auch 
die  Kammgamspinner  von  der  voiübergehenden  Mode  profitireD 
und  fordern  z.  B.  in  Lennep  einen  Schutzzoll  gegen  Frankreich 
die  Weber  erklären  aber,  dass  eine  Erhöhung  des  Gamzolle> 
die  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Gewebe  im  Auslande  gefährden 
würde,  auf  welches  ja  namentlich  die  grosseren  Finnen  an- 
gewiesen sind. 

Das  Resultat  aller  dieser  Ursachen  ist  die  Nothlage  der  In- 
dustrie,  wie  sie  schlimmer  und  andauernder  nie  bestanden  hat 
Im  Stadt-  und  Landkreise  Aachen  sind  von  den  grosseren 
Tuchfabriken  8  eingegangen,  im  Regierungsbezirk  vom  1.  Apnl 
1871  bis  zum  31.  December  1877:  21  Tuchfabriken,  30  Streicb- 
garnspinnereien,  1  Carbonisiranstalt,  1  Lumpensortirerci,  1  WoU* 
Wäsche,  1  Kunstwollfabrik,  2  KratzenfabriKen.  In  diesen  sind 
die  kleinen  Tuchwebereien  und  diejenigen  Etablissements  nicht 
eingerechnet,  welche  längere  Zeit  stillgestanden  haben,  aber 
neuerdings  von  den  früheren  Eigenthümem  oder  von  dritteo 
Personen  wieder  in  Betrieb  gesetzt  worden  sind. 

Und  nicht  allein  die  Tuchindustrie  ist  es,  welche  leidet. 
in  noch  höherem  Grade  ist  es  mit  der  Kohlen-,  Eisen*  an«i 
Maschinenindustrie  der  Fall.  Mit  wenigen  rühmlichen  Ausnah* 
men  hatten  sie  alle  ihre  Betriebe  ausgedehnt,  und  nur  weoDi^ 
hatten  noch  rechtzeitig  ihre  Produktion  eingeschränkt;  dio 
grosse  Mehrzahl  täuschte  sich  über  die  plötzliche  Nachfra^ir 
und  glaubte,  der  augenblickliche  Mehrbedarf  an  allen  Prodoktei: 
wäre  ein  dauernder  und  würde  sich  steigern.  Seit  Ende  1873 
trat  auch  hier  die  Krisis  ein,  und  vom  1.  April  1871  bis  zun 
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31.  December  1877  sind  15  der  Eisenbranche  angehörige  Eta- 
blissements eingegangen  oder  konnten  nur  mit  namhaften  Zu- 
schüssen der  BetheiUgten  einen  sehr  reduciiten  Betrieb  auf- 
recht erhalten;  nur  die  Actiengesellschaften ,  welche  direct 
einen  Gewinn  nicht  abzuwerfen  brauchen,  arbeiteten  weiter. 

Auch  die  Bauten  wurden  eingestellt  und  die  70  Bauunter- 
nehmer in  Aachen  und  Burtscheid  haben  fast  nichts  zu  thun. 
Von  1873—77  nahmen  die  Neubauten  von  Wohnhäusern  von 
155  —  296  -  205  -  120  auf  118  und  die  f&r  industrielle 
Zwecke  von  18  —  13  —  5  —  4  auf  4  ab. 

Die  Anzahl  der  jährlich  neu  anhängig  gemachten  Fallimente 
am  Handelsgericht  zu  Aachen  nahm  in  den  Jahren  1878—77 
zu  von  11  auf  26  -  32  -  49  -  45.  — 

Welche  Wirkung  hat  diese  Erschütterung  der  Industrie 
auf  die  Arbeiter  gehabt? 

Die  Anzahl  der  industriellen  Arbeiter  hatte  sich  in  den 
flotten  Jahi-en  ungemein  vermehrt.  Die  Nachfrage  nach  Waaren 
stieg  ins  Ungeahnte,  und  für  die  Herstellung  derselben  waren 
Arbeiter  nothwendig.  Der  vorhandene  alte  Stamm  reichte 
nicht  hin;  die  beschäftigungslosen  gelernten  Arbeiter  fanden 
sofort  eine  Stellung;  indess  auch  sie  deckten  nicht  im  ent- 
ferntesten den  Mehrbedarf  nach  „Händen'^.  Nun  beginnen 
fortdauernd  steigende  Löhne  die  Arbeiter  aus  anderen  Ge- 
werben, aus  der  Landwirthschaft ,  aus  entfernten  Gegenden 
herbeizulocken;  es  nehmen  die  „Entführungen^  von  Mädchen 
durch  Agenten  ihren  Anfangt).  Um  eine  grössere  Arbeiter- 
zahl zu  vei-meiden,  legt  man  jedem  einzelnen  eine  höhere 
Leistung  auf;  um  die  höhei-en  Löhne  zu  umgehen,  sucht  man 
die  billigere  Kraft  der  Maschine  anzuwenden,  und  die  Gelegen- 
heit scheint  dauernden  Erfolg  zu  vei*sprechen ,  um  in  vielen 
Gewerben  vom  Handbetriebe  zum  mechanischen  überzugehen 
und  das  gi*össere  Anlagecapital  aufe  Spiel  zu  setzen.  Aber 
trotz  alledem  hört  die  Nachfrage  nach  Arbeitem  nicht  auf; 
immer  mehr  machen  die  neuen  und  die  vergrösseilen  Betriebe 
wenn  auch  nur  halbwegs  gelei-nte  Hülfekräfte  für  die  geringeren 
Verrichtungen  nothwendig,  und  diese  ungeübten  Leute  sind 
wieder  nicht  im  Stande,  sofort  volle  Arbeitsleistung  zu  liefern. 
Frauen  werden  herangezogen  und  Kinder,  welche  die  Mutter 
ungern  allein  zu  Hause  lässt;  wo  es  nur  irgendwie  angeht,  in 
den  Tuchfabriken  und  Spinnereien,  sucht  man  diese  billigeren 
Arbeitskräfte  in  stärkerem  Masse  heranzuziehen,  da  sie  mit 
geringerem  Accordsatze  zufrieden  sind  und  nicht  so  leicht  die 

0  Bdspieteirdse  gingen  am  18.  Februar  1872  acht,  am  1.  April  sieben 
S^nerinoen  ohne  KOndigong  aus  Insterbiuv  in  Oetpreussen  nacn  Viersen. 
Die  StadtTerwaltosg,  empdrt  aber  diese  „ESitfÜhrong**  durch  Dässeldorfer 
Agenten,  stellte  den  Antrag,  jene  Mädchen  per  Transport  zurückzusenden 
die  BezirksrMiemng  verweigerte  das  aber,  weil  nach  rheinischem  Rechte 
eine  efentoelle  Execation  nur  auf  Schadenersatz  gerichtet  werden  könnte. 
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Verträge  brechen.  Die  Löhne  en*eichen  eine  unerhörte  Höhe, 
aber  man  braucht  „Hände",  sei  es  von  Baaem  oder  Moatenu 
sei  es  von  Piemontesen  oder  Rheinländern ,  von  Weibern  odts 
Kindern:  was  sie  leisten,  bleibt  sich  gleich.  Man  mnss  nur 
darauf  losproduciren ,  soviel  man  kann,  und  verkaufen,  n&r 
man  hat;  denn  gekauft  wird  Alles.  Die  Arbeitszeit  wird  auf 
16—17  Stunden  verlängert;  ja,  es  wird  Nachts  und  sogar  Sonn- 
tags foitgearbeitet,  bis  der  Arbeiter  zusanunensinkend  Tor  Er- 
schöpfung, sich  selbst  den  blauen  Montag  schafft,  da  ihm  d&» 
rastlose  Weberschiffchen  keine  Pause  gönnt  Diese  ^Unznvtrr- 
lässigkeit''  der  Arbeiter  und  die  Beschränkung  der  Kinde:- 
arbeit,  das  Steigen  der  WoU-  und  Arbeitspreise,  sie  sind  dei 
Tropfen  Wermuth  in  den  Kelch  von  funkelndem  Golde  d^ 
Fabrikanten. 

Der  Glanzpunkt  der  Konjunktur  ist  erreicht  Schon  werden 
auf  die  Erwerbsart  der  gleissenden  Gewinne  unheimlich  dnnkk* 
Schatten  geworfen  durch  die  Klagen  über  den  Miasbrancb  der 
Kinder-  und  Frauen-,  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit«  wie  sie 
in  den  massenhaften  Petitionen  an  den  Beichstag  1872  omi 
1873  ihren  Ausdinck  finden,  und  durch  die  lauten  Beechwerden 
über  die  mangelnde  technische  Bildung  der  Arbeiter,  ihre  Ver- 
tragsbiUche ,  über  Schwinden  von  Treue  und  Glauben  in  de 
Gesellschaft. 

Im  Jahre  1873  tritt  der  Rückschlag  ein.  Die  Prodoktion 
muss  eingeschränkt,  die  Arbeiterzahl  vermindert  werden.  JeUt 
hat  der  Fabrikant  die  Wahl  und  b^nnt  unter  seinem  Perser 
nal  die  Auslese  zu  halten.  Zuerat  werden  die  schulpflichtige 
Kinder  entlassen;  ihre  Hülfe  ist  entbehrlich,  ihre  Leistongec 
sind  gering,  die  Schwierigkeiten  ihrer  Annahme,  die  Controle 
des  Schulbesuchs  und  die  polizeiliche  „Chicane^  mit  der  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  und  den  Pausen  so  gross,  dssB  sie 
zu  allererst  abgestossen  werden.  Ihnen  folgen  die  jagendlichtn 
Arbeiter  von  14 — 16  Jahren,  welche  jetzt  leicht  durch  eben««' 
billige  und  leistungsfähigere  Erwachsene  ersetzt  werden  können 
Dann  folgen  die  Frauen  und  die  neu  angenommenen  an^relem* 
ten  Arbeiter.  Es  wurden  Arbeiter  beschäftigt  in  den  Fabriken 
(vergl.  Anlage  I) : 


1 

1 
des  RegienmgBbezirkB  | 

der  TextilindoBtrie  im     ' 

Summe  der 

im  Alter  von 

Alter  Ton 

jähriicbeD 

1 

ContTAren- 

12-U  J.     14—16  J. 

12    14  J.    J    14— 16J.J 

tionen. 

1871 

589              8211 

362                2119 

223 

1872 

582             8718 

351                2027 

288 

1878 

574             8955 

342         <        2255 

424 

1874 

560             8440 

338                1568 

603 

1875 

550             3468 

340                1660 

415 

1876 

275             8454 

127                 1635 

431 

1877 

128             2327        1 

67                1188 

881 

11.2. 
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In  den  Hüttenwerken  werden  zunächst  die  auswärtigen 
Arbeiter  entlassen,  während  man  die  ortsangehörigen  nach 
M(idichkeit  beibehält;  dann  müssen  vor  den  eigentlichen 
Httttenarbeitem  die  Platzarbeiter  und  Handlanger  weichen, 
(fie  Hüttenarbeiter  werden  zu  Platzarbeiteni ,  die  Meister 
zo  Hüttenarbeitera  degradirt.  In  andeiii  Fabriken  werden  zu- 
erst die  schlechtesten,  dann  die  zuletzt  angenommenen  Arbeiter 
eotlassen.  Zuverlässige  Nachweisungen  über  solche  Ent- 
lassangen,  namentlich  im  Jahre  1874,  fehlen;  über  die  seit 
dem  I.  December  1874  stattgefundenen  giebt  folgende  Tabelle 
innflliemden  Aufschluss.  Es  wai'en  beschäftigt  Arbeiter  am 
l.  December: 


m 


1877 


1876 


1875 


1874 


AAchen:  Textilarbeiter 
Aichen:  Kadelarbeiter 
Bvtsdicid 

Escbveüer  .... 
Scolbetg  usd  Umgegend 

Enea 

auf  limmtlichen  Kofalengraben 
^TOD  bei  den  Graben  selbst  . 


5596 
2044 
2486 
3720 
8975 
2011 
5987 
4958 


6152 
2279 
2566 
8580 
4400 
2147 
6442 
5564 


6664 
5629 


3426 
5250 
4620 


Die  verschiedenen  industriellen  Ortschaften  sind  nicht  in 
deichem  Hasse  von  den  Entlassungen  beti-offen  worden.  Stol- 
beig  z.  B.  ist  wegen  der  beispiellosen  Vielseitigkeit  der  be- 
triebenen Gewerbe  in  der  glücklichen  Lage,  dass  selbst  bei 
Krisen  die  Erwerbslosigkeit  weniger  akut  auftritt  als  in  anderen 
Orten,  wo  die  Arbeitsgelegenheit  eine  beschränkte  ist.  In 
iHiren  liegt  die  Industrie  in  ausserordentlich  capitalmächtigen 
Händen;  sie  ist  während  der  Glanzjahre  nicht  übermässig  aus- 
gedehnt und  später  auch  nicht  bedeutend  eingeschränkt  worden, 
la  der  Textilindustrie  wären  die  Entlassungen  noch  viel  zahl- 
reicher gew^en,  wenn  die  Fabrikation  der  Kammgarnstoffe 
nicht  bedeutend  mehr  Hände  beschäftigte  als  die  der  glatten 
Stoffe.  Trotz  alledem  tritt  der  Rückbildungsprocess  lieftig 
raiug  hervor  und  würde  sich  noch  greller  zeigen ,  wenn  wir 
das  Jahr  1873  zum  Ausgangspunkt  unserer  Vergleichung  neh- 
men könnten. 

Nur  die  alten  gelernten  Arbeiter  werden  als  Stamm  des 
Betriebes  aufbewahrt;  sie  und  die  Maschinen  sind  das  eiserne 
Inventar,  dessen  die  Industrie  sich  nicht  entäusseni  kann. 
Aber  auch  diese  Arbeiter  sind  in  ungünstiger  Lage.  Allent- 
halben wurden  die  Accordsätze  erniedrigt;  in  den  Stein- 
koUengmben  ging  der  Durchschnittslohn  pro  Schicht  in  den 
Jahren  1875—77  von  2.82  auf  2.67  und  2.37  Mark ,  also  um 
I^%  herunter;  in  einigen  Maschinenfabriken  sind  die  Stück- 
h'<bm  um  20%  herabgesetzt  worden.  Freilich  wären  die 
Wüchcnverdienste  nicht  in  gleichem  Masse  gefallen,  weil  der 

Portekoageo   (7)  11.  2.    Thnn  1.  4 
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Arbeiter  durch  intensivere  Leistung  mehr  hätte  verdienr 
können  als  in  der  Zeit  allgemeiner  Verlottemng,  wie  t.  E  ir. 
den  Kohlengraben  bei  einer  Abnahme  der  ArbeitmuU  ns 
10®/o  die  Produktion  sich  nur  um  1V«%  vermindert  hat;  - 
aber  auch  das  wurde  unmöglich  durch  die  grosse  Reduku^r 
der  Arbeitszeit.  Die  gi'össte  Kohlengrube  im  Warmr&Ttr 
-welche  mehr  als  ein  Drittel  aller  Bergleute  beschäftigt,  set:: 
den  Schichtlohn  nicht  allein  auf  2.35  M.  herab,  sondeni  «v 
auch  ausser  Stande,  mehr  als  20,  oft  nur  16—17  Schichten  z 
manchen  Monaten  verfahren  zu  lassen.  In  den  Maschioein 
fabriken  wurde  die  übliche  Arbeitszeit  von  10  auf  8—7.  :^ 
den  Tuchfabriken  von  14  auf  12—11  Stunden  verkOrzt,  oii 
nur  wenige  Etablissements  konnten  mit  voller  Kraft  fort- 
arbeiten;  eine  ganz  ausserordentliche,  durch  eine  gflnst:* 
Konjunktur  für  Blei  erklärliche  Ausnahme  bildet  der  Mechr - 
nicher  Bergwerksverein,  welcher  seinen  Schichtlohn  von  2.4^'  V 
im  Jahi'e  1876  nur  um  7  Pf.  im  folgenden  Jahre  hen. 
gesetzt  hat. 

Aus  solchen  Reduktionen  der  Accordsätze  und  der  Arba*^ 
zeit  ergiebt  sich  denn  auch  das  Sinken  des  Wochenverdien^t'- 
Dei-selbe  betrag  in  Aachen  1872  gegen  1878  bei  einem  Spinnr 
18  gegen  9,  einem  Maschinen  weher  15 — 16  V«  gegen  10,  ein^*" 
Rauher,  Scherer  und  Presser  12  gegen  9,  einer  Droussiren' 
und  einem  Fadenkinde  7— 7V9  gegen  5  Mark.  In  einer  Fabni 
für  feuerfeste  Steine  zu  Eschweiler  hatte  der  Verdienst  in  «i^- 
ersten  Decemberwoche  betragen  von  1868—73  stcißvT 
9.30-9.80-11.00—11.10—12.10-14.70  Mark,  von  1874  hi- 
1877  fallend  14.60-13.20—12.80-11.80  Mark.  Die  Tag^ 
löhne  für  Maurer  sanken  in  Aachen  1872 — 75  von  SVs — ^  ^- 
2V«  Mark,  für  Handlanger  von  2V2— 3  auf  1.60—1.70  Mar^ 
Am  fühlbarsten,  weil  zuerst  am  energischesten  und  weil  «i" 
Arbeiter  am  wenigsten  darauf  vorbereitet  waren,  trat  der  Noti  ^ 
stand  im  Winter  1876—77  auf;  nicht  gelinder  war  der  folgeo-i- 
Winter.  Im  Allgemeinen  wird  man  behaupten  können,  da^* 
die  Lohnreduktion  vor  dem  Zehnmarkstück  wöchentlich,  de!<; 
unumgänglichen  Minimum  für  Fristung  des  nackten  Dasein^ 
Halt  gemacht  hat,  in  vielen  Fällen  aber,  wie  gleich  narb* 
gewiesen  werden  soll,  selbst  unter  dasselbe  herabg^angen  i^^* 

Der  Arbeiterstand  hat  sich  überall  schweigend  seinen. 
Schicksal  unterworfen;  nur  in  Bardenberg  und  Herzogennith 
haben  bei  Entlassungen  von  Bergleuten  unbedeutende  £xce^^^ 
stattgefunden.  Ueberall  anderweit  hüteten  sie  sich,  durt 
Widerspiiich  ihre  Arbeitgeber  zum  Entziehen  der  Beschäftige 
zu  veranlassen,  und  fügten  sich  allen  ihren  Forderungen.  Au:l 
das  Gewerbegericht  erhielt  weniger  zu  thun;  denn  vor  tijf 
Vergleichskammer  gelangten  in  den  Jahren  1871/72  bis  187oTT 
zur  Veihalidlung  328—291—307-285-278—248  Sachen. 

Wo  bleiben  nun  die  entlassenen  Arbeiter?   Die  Fremden 
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aus  Holland  und  Westpreussen  haben  sich  zurück  in  ihre 
Heimath  begeben,  die  Einheimischen  aus  der  Eifel  fast  alle 
vrieder  Beschäftigung  in  der  Land-  und  Forstwirthschaft  ge- 
funden; die  Arbeiterinnen  sind  bemüht,  Gesindedienst  zu 
nehmen :  andere  Frauen,  welche  sonst  keinen  Erwerb  zu  suchen 
brauchten,  versuchen  jetzt  Tagelohnarbeit  zu  erhalten  oder  gehen 
Kräuter  suchen.  Tausende  anderer  Arbeiter  finden  aber  in 
ihrer  Heimath  keine  Beschäftigung,  und  am  gedrücktesten  sind 
die  hausindustriellen  und  die  Fabrikarbeiter  in  der  Textil- 
und  Nadelindustrie;  sie  sind  in  den  Städten  und  Dörfei-n  an- 
sässig, haben  daselbst  ihre  Familien;  ihr  ganzes  Dasein  ist 
bereits  seit  Jahi'zehnten  auf  die  Industrie  eingerichtet,  und 
sie  können  es  nicht  anderweit  zu  verbessern  suchen. 

Einen  Theil  der  Entlassenen  finden  wir  bei  den  Wege-, 
Brücken-  und  Eisenbahnbauten  wieder,  welche  der  Staat  und 
die  Gemeinden  jetzt  zu  billigen  Preisen  ausAlhren  und  dadurch 
die  Armenkasse  vor  einer  Belastung  durch  reine  Almosen 
schützen.  Häufig  haben  die  Gemeindep  grosse  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  um  die  Bauten  durchzusetzen  und  das  Capital 
zu  beschaffen;  sie  fassen  daher  dieselben  als  einen  Act  der 
Gnade  gegenüber  den  Arbeiteiii  auf,  während  es  doch  eine 
staatlich  ihnen  auferlegte  Verpflichtung  ist,  ihre  Armen  zu 
versorgen.  Ihrer  Auffassung  entsprechend  sind  die  Tagelöhne 
sehr  niedrig  bemessen;  ich  habe  solche  von  1,25  M.  gefunden; 
sie  glauben,  das  sei  schon  viel,  wie  denn  eine  Gemeinde  ihren 
Erlass  Ober  den  Wegebau  mit  den  Worten  anhebt:  Es  wird 
vorausgesetzt,  dass  die  Arbeiter,  die  gewährte  Begünstigung 
anerkennend,  u.  s.  w.  In  der  Stadt  Aachen  finden  wir  z.  B. 
in  den  Monaten  Januar  bis  April  1878  etwa  103 — 125  Arbeits- 
lose beim  Abtragen  des  Walls,  bei  Strassenbauten ,  bei  der 
Kanalisirung  und  als  Gassenkehrer  wieder;  andere  werden  beim 
Bergwerk  Altenbei-g  zum  Aufsuchen  neuer  Galmeigruben  be- 
nutzt Doch  diese  Arbeiter  sind  fast  alle  solche,  die  früher 
in  Berg-  und  Hottenwerken  und  im  Baugewerke  beschäftigt 
waren ;  die  eigentlich  feinen  Handarbeiter,  wie  Spinner,  Weber, 
Nadler  and  ähnliche  zögern,  sich  solchen  Beschäftigungen 
zuzuwenden  und  auch  mit  vollem  Recht;  denn  ein  solches  Ver- 
fahren wäre  ein  wirthschaftlicher  Selbstmord.  Beruht  ja  doch  in 
zahlreichen  Gewerben  die  einzige  Quelle  der  Ernährung  auf 
der  Geschicklichkeit  und  FeinfOhligkeit  der  Hand,  welche  sie 
bei  Erdarbeiten  bald  einbOssen  worden.  Ausserdem  sind  sie, 
an  die  heisse  Luft  der  Fabrikrilume  gewöhnt,  von  so  schwäch- 
licher Konstitution,  dass  sie  unfehlbar  den  Einflössen  der 
Witterung  erliegen  würden.  Diese  Arbeiter  bleiben,  was  sie 
durch  die  Entlassung  wurden :  Arbeitslose,  Verdienstlose,  Arme ! 

Jetzt  beginnt)  wie  überall  nach  Krisen,  die  Periode  der 
Armeosuppen  mit  „nahrhafter  Kost *",  der  Vertheilung  von  Brot, 
der  Spenden  von  Almosen,  der  Subscriptionen  und  öffentlichen 
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Aufrufe,  —  alles  Mittel  und  Mittelchen  gutherziger  und  m:t 
fühlender  Menschen,  welche  entsetzt  zurückschaudern  vor  *i^i 
namenlosen  Elend,  von  welchem  der  Zufall  die  Decke  hin«tv 
zog.  Aber  was  wollen  die  paar  Brote  unter  so  viel  Taufienur 
Ueberall  muss  die  Gemeinde  helfend  eintreten:  in  Burt^cbe. 
gibt  es  50—60,  in  Eschweiler  80,  in  Eupen  51  aussergewöhnL«* 
unterstützte  Familien.    In  der  Stadt  Montjoie,  welche  übeiiiau; 
im  Rückgange  ist  und  von  3000  auf  2000  Einwohner  atn.*^ 
nommen  hat,  von  denen  drei  Fünftel  der  besitzlosen  Arbeit«*: 
klasse  angehören,  waren  Ende  1877  etwa  200  Personen  ohi* 
Beschäftigung  und  mussten  die  öffentliche  Annenpflege  mer 
oder  weniger  in  Anspruch  nehmen.    Vor  allem  hat  in  Aack: 
diese  Masse  arbeitskräftiger  und  arbeitslustiger,  aber  notori^' . 
arbeitsloser  oder  bei   ihrem  Lohne   hungernder   Atmen   eiri 
Umwälzung  in  den  Giomdprincipien  der  Armenverwaltung  her- 
vorgerufen.   Ihr  früherer  Grundsatz,  wonach  ein  arbeitsfähig:^ 
Mann  sich  selbst  und  ein  rüstiges  Ehepaar  eine  kleise  Famii:- 
zu  ernähren  im  Stande  sein  musMen,    ist  nicht  mehr  aufre^'.' 
zu  erhalten.   Die  Anzahl  der  unterstützten  hausamien  Famiiitt 
wuchs  in  den  Jahren  1873 — 77  von  1.364  auf  2.255  und  ii  ^ 
Zuschüsse  der  Stadt  zur  Aimenverwaltung  von  198.16<>  äx 
275.056    M.;     10%    der    städtischen    Bevölkerung    empfän::' 
Aitnenunterstützung.    Dazu  kommen  die  nicht  unbetrftchüic  ha 
Gaben  des  Elisabeth-  und  des  Vincenzvereines,  welch'  letzten:: 
im  Jahre  1875  225,  1876  305  Familien  unterstützte. 

Solche  Füi*sorge  wird  aber  nur  in  der  Stadt  getroffen:  au: 
dem  Lande  geschieht  fast  gar  nichts  für  die  Aimen,  und  dir 
Gemeinden  suchen  alle  Kranken  und  Untei'stützungsbedUtftii:'  - 
zu  vertreiben.  Das  gelingt  ihnen  dadurch,  dass  sie  denselbr: 
einfach  nichts  geben  und  sie  damit  zwingen,  in  die  Stadt  r. 
pilgem.  Hier  melden  sich  diese  Armen  manchmal  als  hüls- 
bedürftig  an  und  werden  mit  Ausweisung  bedroht;  dann  ver- 
zichten sie  schleunigst  auf  die  Unterstützung  und  versuchen  z«  ^ 
Jahre  lang  sich  durchzubetteln,  um  endlich  den  Untei-stQtzuu  j- 
Wohnsitz  zu  erwerben.  Die  Aimenverwaltung  ist  diesem  Mani»^  • 
gegenüber  sehr  empfindlich  und  sucht  sich  solche  Pi-ätendenU'-: 
an  ihre  Kasse  fernzuhalten.  In  den  fünf  Jahren  1872— TT 
wurden  in  Folge  nothwendig  gewordener  öffentlicher  Unter- 
stützung aus  Aachen  ausgewiesen  vor  Ablauf  eines  einjähhc^ 
Aufenthalts  als  fremde  Ortsangehörige  104  und  als  Landam)- 
47,  fei-ner  innerhalb  eines  ein-  bis  zweijährigen  Aufenthalts  oT 
beziehungsweise  17,  zusammen  205  Pei*sonen.  Von  diesk-n 
waren  30  Personen  bis  22  Jahr  alt ,  14  im  Alter  von  23— J 
Jahren  und  161  über  26  Jahr  alt.  Für  296  Ortsfremde,  welol  t 
mit  6.828  Mark  unterstützt  worden  waren,  erhielt  man  <i> 
Kosten  nicht  zurück.  Das  Zuströmen  aus  den  ländliche: 
Ortsarmen  verbänden  nach  Aachen  nahm  in  den  Jahren  l^:\ 
bis  1876  bedeutend  zu;  diese  Verbände  wurden  auf  Grund  dtr 
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§  31  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Juni  1870  gezwungen,  an  Hülfs- 
bedürfügen  zu  überaehmen:  3— 6— 10— 7—27— 30,  zusammen 
83  Personen,  während  die  Stadt  nur  3  aus  den  Ortsarmen- 
verbänden zu  übernehmen  hatte.  Die  Kosten ,  welche  die 
ländlichen  Verbände  an  Aachen  Air  Unterstützung  Hülfsbedürf- 
tiger  rOckei'statten  mussten,  stiegen  von  794—713 — 1402 — 
1593—5485-4509,  zusammen  14.496  M.  gegen  J177  M.,  welche 
Aachen  an  jene  zahlte. 

Glücklich  diejenigen,  welche  Beschäftigung  bei  Bauten 
finden  oder  Arraenuntei-stützung.  empfangen ;  sie  sind  vor  der 
bittersten  Noth  wenigstens  gesichert.  Wehe  aber  den  andem, 
welche  solche  Nahi-ungsquellen  nicht  finden!  Zu  Hause  haben 
sie  nichts,  oder  ihre  Arbeit  ist  so  schlecht  gelohnt,  dass  der 
Verdienst  der  aufgewendeten  Mühe  nicht  entspricht;  sie  ziehen 
hinaus  ziel-  und  planlos  in  die  Fremde,  nicht  um  ihr  Glück 
zu  machen,  sondern  um  Arbeit  zu  suchen.  Wer  gibt  ihnen 
aber  Arbeit?  Niemand!  Da  wird  aus  dem  arbeitsuchenden, 
nahrungslosen  Manne  ein  Bettler,  —  wenn  er  keine  Wohnstätte 
findet,  ein  Obdachloser,  —  wenn  er  keine  Papiere  mit  sich  fühi-t, 
ein  Vagabund.  Nun  wird  er  Gegenstand  der  Aufmerksamkeit 
der  Polizei;  die  Gensdaimen  fahnden  auf  die  Landstreicher. 
In  die  Stadt  hüten  sich  diese  zu  kommen,  da  fallen  sie  den 
wachsamen  Schutzleuten  gar  zu  leicht  in  die  Hände ;  das  platte 
Land  aber  bis  zur  holländischen  Grenze  ist  überschwemmt 
von  arbeitskräftigen,  arbeitslustigen,  arbeitslosen  Frauen  mit 
dem  Bettelkorbe  und  Männern  am  Bettelstabe. 

Es  betrugen  in  Aachen : 
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Glücklich  auch  diese  Leute,  welche  aim,  aber  immerhin 
noch  ehrlich  ihr  nacktes  Dasein  fiisten.  Jedoch  auf  dieser 
Stufe  macht  das  Elend  Halt  und  b^egnet  schaudernd  dem 
Laster  und  dem  Verbrechen.  Die  Arbeitslosen  nehmen  ihr 
Standquartier  in  der  Kneipe,  die  Bettler  finden  ihr  Obdach  in 
der  Gastwirthschaft;  losgerissen  von  Familie  und  Heimath, 
bleibt  ihnen  ein  einziger  Genuss:  das  Trinken.  Der  Kleinbürger, 
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der  sonst  alle  Beschäftigung  verloren,  etablirt  sich  schon  d-i 
bequemen  Lebensweise  wegen  als  Wirth.  und  in  Folge  eiLrr 
verfehlten  Gesetzgebung  vermehren  die  Wirthschaften  gerxir 
während  der  schlechten  Zeit  sich  ganz  aussei-ordenUick.  I^•' 
Wollust,  deren  Befriedigung  dem  Manne  Geld  kostet,  bietri 
dem  Weibe  lohnenden  Erwerb.  Das  Mädchen,  welches  irtl*-' 
als  rein  galt,  sucht  sich  jetzt  einen  Liebhaber,  und  treten  (i> 
Folgen  des  Verhältnisses  ein,  so  können  sie  beim  gerin::ft 
Verdienst  sich  doch  nicht  heirathen.  Die  EheschliessunL*"* 
nehmen  ab,  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  vermehrt  mijl 
Das  Mädchen,  welches  fiHher  einen  einzigen  Geliebten  bes^u-. 
gehört  jetzt  der  ganzen  Welt;  noch  nie  sah  man  im  Zwieli«*'.! 
des  Lampenscheins  so  viele  unstät  über  den  Friedrich-Wilbeln-* 
platz  streichen,  noch  nie  hat  die  Polizei  so  viele  aufgegrifcü 
und  registrirt  als  heute.  Und  auf  dem  Lande,  wo  dem  Bettl^ft 
hohnlachend  die  Thür  vor  der  Nase  zugeschlagen  wird,  da  t^- 
gi-eift  ihn  bitterer  Hass  gegen  den  Verweigerer  des  AlmoseL^ 
oder  des  doch  so  berechtigten  Stückchens  Bit)t;  aus  Rache  t^r- 
gi'eift  er  die  Fackel  und  steckt  das  Haus  in  Brand  (wie  es  il 
Kreise  Erkelenz  geschehen).  Andere  brechen  das  Ge^rU 
und  —  nehmen.  So  lauert  in  düsterer  Feme  als  letztes  Ai;'. 
für  die  Arbeitslosen  in  der  Krisis  die  Kneipe,  das  Huren-  uv*: 
das  Zuchthaus! 

Hier  für  die  Stadt  Aachen  der  Beweis  in  Zahlen ! 
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lY.    Die  Lage  der  Arbeiter. 

Suchen  wir  sie  auf,  die  wandernden  Arbeiter,  die  Bettler 
und  Vagabunden!  Eine  Häuslichkeit  haben  sie  nicht;  da 
draussen  am  Kölnthor  bei  Classen-Kolberg,  bei  Küppers  und 
Van'e  sind  ihre  Herbergen.  Die  „gute  Stube""  ist  auffallend 
reinlich,  die  Tapeten  sauber;  hier  das  Vorbild  so  manchen 
Zechers ,  der  trinkende  König  von  Thule ,  dort  die  Büste  des 
Kaisers,  in  der  Ecke  ein  kleines  Billard.  Man  würde  völlig 
fehlgreifen,  wenn  man  mit  seiner  Phantasie  sich  abscheuliche 
Schnapshöllen  ausmalen  wollte;  selbst  das  Publicum  geberdet 
sich  durchaus  anständig  und  unterhält  sich  mit  gedämpfter 
Stimme.  Aber  der  durchbohrende  Blick  des  Polizeikommissars 
dringt  in  das  Innere  eines  Jeden:  der  Zuchthäusler  von  zehn 
Jahren  fthrt  ei-schreckt  zusammen  und  versichert,  dass  er 
nunmehr  hier  Arbeit  gefunden  habe;  einige  notorische  Diebe 
vertiefen  andachtsvoll  ihre  Nase  in  die  Gläser;  die  öffentlichen 
Dirnen  springen  auf  und  entfernen  sich  schleunigst;  die  Land- 
streicher blicken  unstät  hin  und  her ;  nur  die  ehrlichen  Bettler 
und  beschäftigungslosen  Arbeiter  schauen  offen  ins  Gesicht. 
Nur  wenige  sind  in  der  Lage,  für  fünf  Pfennige  sich  ein  Gläs- 
chen Schnaps  zu  kaufen;  lautlos  starren  die  Meisten  vor  sich 
hin  und  erheben  den  Blick  nur,  um  wehmuthsvoU  den  Tropfen 
des  Feuertrankes  nachzuschauen,  die  hinter  den  Lippen  des 
Bemittelteren  verschwinden.  An  der  Wand,  in  der  Nähe  der 
Thür,  sitzen  auf  der  Armensünderbank  einige  Greise.  Was 
treibt  Jhr  hier?  Habt  Jhr  keine  Beschäitigung ?  Wir  wirken 
nicht  mehr!  lautet  die  Antwort.  Der  eine  erklärt:  „Ich  habe 
filnfzig  Jahre  lang  gewirkt,  Herr  Kommissar,  und  führe  die 
besten  Zeugnisse,  —  hier !  (er  weist  sie  vor) ;  nun  bin  ich  über 
60  Jahre  alt  und  Keiner  will  mich  mehr  beschäftigen.  Der  gute 
Wirth  erlaubt  mir  wenigstens,  hier  zu  schlafen  !^^ 

In  all  dem  Elend  noch  Klassenunterschiede !  Im  vorderen 
Zimmer  nur  Proletarier,  im  hintern  beim  Wiilhe  die  bessern 
Leute  mit  dem  „weilhen  Namen**,  den  sie  flink  ins  Fremden- 
buch eintragen  können;  sie  vermögen  noch  ein  Abendessen  zu 
bezahlen,  trinken  sogar  ein  Gläschen  Bier  und  gehen  dann  auf 
ihr  Lager.  Die  Aermsten ,  die  den  früher  getrunkenen  Brannt- 
wein noch  nicht  berichtigt  haben,  wagen  nicht  einmal  ein- 
zutreten; sie  klopfen  an  das  Guckfensterchen  und  müssen  vor- 
her auf  das  Brett  die  Pfennige  hinzählen. 

Gegen  10  Uhr  lichtet  sich  der  Saal.  Die  eine  Gmppe 
verläast  das  Haus,  die  andere  zahlt  die  15  Pfg.  für  das  Nacht- 
lager and  stolpert  die  steile  Stiege  hinauf.  Oben  ist  Zimmer« 
eben  neben  sSmmerchen,  in  jedem  ein  paar  Betten,  welche 
wöchentlich  rein  fiberzogen  werden  oder  —  auch  nicht.  Jetzt 
mbt  jeder  Schläfer  im  eigenen  Bette,  und  höchstens  20  bleiben^ 
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im  Wirthshause  über  Nacht;  in  der  flotten  Zeit  aber  stieg  ihi^ 
Zahl  oft  über  100,  und  im  grossen^Saale  lagerten  sie  in  Stroh 
auf  dem  Boden.  Dann  gingen  sie  'des  Morgens  aus ,  suchteD 
und  fanden  auch  bald  eine  Stelle.  Heute  hält  das  schwer,  una 
ohne  Arbeit  und  ohne  Geld  ziehen  sie  des  Morgens  ans«  uni 
zu  ^fechten"^ ;  sie  kaufen  nämlich  beim  Bäcker  ein  paar  Semmels 
und  erbetteln  sich  dazu  einen  Topf  Kaffe,  der  ihnen  ort>- 
Üblich  auch  gereicht  wird.  Zu  Mittag  kaufen  sie  sich  in  der 
Herberge  Kartoffeln  mit  einer  Sauce  übergössen  für  10  Pfg.;  die 
glücklicheren  können  für  40  Pfg.  ein  Mahl  aus  Suppe ,  Gemtkf^ 
und  Fleisch  bestehend,  gemessen.  Reisende  Mädchen  gibt  e^ 
wenige,  und  jeder  Wiilh  leugnet,  sie  aufzunehmen :  wohl  habe 
sie  aber  noch  sein  Nachbar.  In  der  That  ist  das  fast  alles  nur 
Gesindel. 

Modem  angelegte  Stadttheile  mit  besonderen  Arbeittfr- 
häusern  gibt  es  in  Aachen  nicht;  auch  hat  weder  eine  leb^o^* 
fähige  Baugenossenschaft  noch  eine  wohlthätige  Actienhau- 
gesellschaft  bestanden;  nur  ein  einziger  Fabrikant  hat  seinei 
Arbeitern  einige  Häuser  erbaut;  es  ist  Herr  Lammertz.  Vor 
etwa  30  Jahren  war  Aachen  noch  die  alte  Stadt  wie  nach  den 
Brande  von  1656;  die  Wälle  umschlossen  Arm  wie  Reich,  und 
der  Untei-schied  des  Vermögens  kam  noch  nicht  in  der  Treo« 
nung  der  „fashionablen  Welt"^  von  dem  Proletariate  äussertick 
zur  Geltung.  Damals  gab  es  leerstehende  Häuser  und  freie 
Plätze,  traurige  Zeugen  einer  grossen  Vergangenheit,  noch 
genug  in  der  innem  Stadt,  und  es  war  ein  Ereigniss,  wenn  ein 
Gebäude  neu  aufgeführt  wurde.  Da  stieg  in  Folge  des  glQck- 
liehen  amerikanischen  Geschäfts  die  Arbeitei'zahl ,  die  BeTui> 
kerung  wuchs  zusehends  in  den  1840er  und  1850er  Jahren. 
und  es  ergaben  sich  Wohnungsverhältnisse,  die  an  Elend  und 
Entsetzen  die  heutigen  weit  übertroffen  haben  sollen.  E^t  in 
den  1860er  Jahren  erwachte  die  Baulust,  und  nun  entstanden 
rasch  ganze  Stadtviertel  im  Osten  und  Süden  der  Stadt  F«:> 
begannen  die  Wohlhabenden  vom  übrigen  Volke  sieh  zu  trennen 
und  in  die  Voi*städte  zu  ziehen,  wo  in  den  schönen  drei* 
stockigen  und  dreifenstrigen  Häusei-n  nach  belgisch-englischer 
Sitte  meist  eine  Familie  für  sich  wohnt  Die  innere  Stadt 
Aachen  blieb  den  Krämein,  Handwerkern,  Arbeitern  eineneitis 
den  Badegästen,  Hotels  und  Magazinen  andererseits  überiassen: 
namentlich  die  Gegend  westlich  von  der  Jacobstrasse  nnd 
Sandkaul  kann  als  Sitz  der  Arbeiterbevülkerang  von  etwa 
30,000  Seelen  gelten. 

Die  Strassen  sind  hier  unregelmässig,  aber  breit,  die 
Häuser  neu,  höchstens  20—30  Jahre  alt;  aber  es  sind  berest» 
Speculationsbauten ,  die  das  Terrain  möglichst  ausanmntivo 
streben.  Die  Höfe  sind  ganz  unzulänglich.  Treten  wir  ein  id 
das  Haus  der  Königstrasse  Nr.  1 ;  dort  bat  der  Hof  die  Form 
eines  schmalen,  lang  gestreckten  Rechtecks,  welches   unter 
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rechtem  Winkel  zwei  Mal  ein  Knie  macht;  die  Breite  misst 
kaum  zwei  Schritt,  und  an  der  geräumigsten  Stelle  wird  sie 
noch  durch  eine  Mauer  durchschnitten,  da  dieser  Raum  zwei 
H&usem  als  Hof  dient.  Nebenan  ist  die  „Arche  Noäh'\  ein 
Zellenhaus  in  der  Foim  eines  weit  in  den  Hinterhof  sich  er- 
streckenden Rechtecks  mit  zwei  quadratischen  Höfen  von  je 
vier  Schritt,  während  zu  allen  Seiten  die  in  der  Strasse  üb- 
lichen vier  Stockwerke  emporstarren,  verziert  durch  die  zum 
Trocknen  herausgehängten  zerlumpten  Hemde ,  Hosen  und  an- 
dern nicht  verpfändbaren  Kleidungsstücke.  Selbst  in  der  jüngsten 
Zeit  hat  man  nichts  in  dieser  Beziehung  gelernt;  denn  bei  einigen 
$;ranz  neuen  Häusei'n  am  Kölnsteinweg  ist  das  Verhältniss  des 
Hofes  zur  bebauten  Fläche  1:  12,  am  Steifensplatz  sogar 
1 :  16,7  ^);  der  Mangel  einer  Bauordnung  tritt  fühlbar  zu  Tage. 
Im  Innei-n  des  Hauses  bildet  jede  Zelle  eine  Arbeiterwohnung ; 
sobald  die  Familie  etwas  zahlreich  ist,  ei*scheint  die  Stube 
überfüllt;  ja,  es  haben  mir  glaubwürdige  Männer,  deren  Zeug- 
niss  durch  keinerlei  Sympathieen  fQi*  Arbeiter  verdächtig  er- 
scheinen könnte,  wiederholt  versichert,  dass  bei  der  Volks- 
zählung 1871  vielfach  in  Einem  Zimmer  zwei  Familien  an- 
^^etroffen  worden  sind,  welche  ihren  Antheil  an  der  Stube  durch 
Kreidestriche  abgetrennt  hatten.  In  solchen  Räumen  wohnen, 
kochen  und  schlafen  die  Aimen.  Da.  sind  die  beiden  Häuser 
an  der  Königstrasse,  die  einzigen  Ueberbleibsel  aus  der  Zeit 
vor  1656,  trotz  ihrer  Baufälligkeit,  ihren  niedrigen  Decken, 
kleinen  Fenstern  und  wahren  Hühnersteigen  doch  noch  ge- 
räumiger im  Innern,  mit  freiem  Blicke  auf  den  Garten.  Sie 
waren  eben  noch  für  selbständige  Handwerkerfamilien  der 
alten  Zeit  eingerichtet;  die  modernen  Speculationsbauten  sind 
es  nur  fQr  „Arbeiter^'  und  suchen  aus  der  möglichsten 
Parzellirung  der  Wohngelasse  den  grössten  Nutzen  zu  ziehen. 

In  diesen  Räumen,  welches  Elend !  Hier  eine  Frau,  welche 
sich  einsam  auf  dem  Schmerzenslager  wälzt,  während  der 
Mann  dem  Erwerb  in  der  Fabrik  nachgehen  muss;  dort  ein  rheu- 
matischer Greis,  von  Weib  und  Kind  verlassen  ;  je  höher  man 
steigt,  desto  grösser  wird  das  Elend.  Endlich  auf  der  Dach- 
kammer macht  es  Halt,  hier  kann  es  nicht  mehr  übertroffen 
werden:  ein  enger  quadratischer  Raum  von  fünf  Schritt  im 
Durchmesser,  so  niediig,  dass  der  Hut  fast  die  Decke  berührt ; 
an  der  Wand  in  einem  Baumstumpf  ein  mehrfach  zerbrochenes 
Glas,  welches  rücksichtsvoll  das  blasse  Antlitz  nicht  mehr 
wiederspiegeln  will ,  dann  ein  hinkender  Tisch  und  ein  breites 
Bett  als  einziges  Ameablement  1  In  diesem  leeren  Räume  ohne 
Spur  irgend  einer  Behaglichkeit  und  eines  Schmuckes  sitzt 
beim  zappelnden  Säugling  eine  abgehärmte  Frau  und  sucht 


*)  (Dr.  de  Bey):  Zur  Kritik  des  Verwaltaogsberichts,  Aachen  1877,  S.  7. 
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es  zu  stillen ;  lauter  schreit  das  Kind,  wieder  i-eicht  die  Mutur 
ihm  die  Biiist,  und  das  Kind  saugt  und  saugt;  doch  keii^ 
Nahrung  entquillt  derselben ;  immer  uninihiger  wird  ee,  iiUBi«r 
mehr  magert  es  ab:  die  Mutter  merkt  m(ät,  dasa  das  Kiiui 
an  ihrer  Brust  —  verhungert  Nachts  bevölkert  sich  der  Raum . 
der  Mann,  ein  durch  die  Krisis  arbeitslos  gewordener  KadJer. 
kehrt  zurück  von  seinen  vergeblichen  Gängen  um  Besdui- 
tigunp:;  die  sechs  anderen  Kinder  kommen  vom  Spiele  auf 
der  Gasse  zurück  und  drängen  sich  um  die  wenigen  .«Erd- 
äpfel'' und  das  Brot,  welches  der  Armenpfleger  ins  Haa? 
gebracht  hat.  Dann  werden  die  Strohsäcke  unter  dem  Bette 
heiTorgezogen,  und  bald  wälzen  sich  die  neun  Personen  iir 
engen ,  dumpfen  Räume.  Kein  Fenster  zum  Lüften  ist  da,  oui 
oben  im  Dache  eine  Luke  von  1  Vs  Fuss  Länge  und  Vs  ^u^^ 
Breite ;  auf  diese  Scheibe  prasselt  die  ganze  Nacht  der  Revren 
und  durch  dieses  Guckloch  brennt  den  langen  Tag  Ober  dn 
Sonne ;  —  doch  mag  sie  scheinen  tagelang ,  jahrelang .  sif 
bringt  sie  endlich  heraus:  all  die  Noth,  die  hier  verborgen! 

Ist  dieses  Bild  auch  der  Höhepunkt  des  Elends ,  das  ith 
auf  meinen  Wanderungen  durch  die  Aachener  Arbeiterqaartiere 
entdeckte,  sehr  viel  besser  ist  es  in  den  meisten  Strassen  dtrr 
innen)  Stadt  nicht  Meist  in  den  Stuben  dieselbe  Blosse,  :d 
den  Höfen  der  gleiche  Gestank,  vor  den  ThUren  die  abi!e- 
härmten  Mütter  mit  den  unglücklichen  Kleinen  und  auf  deo 
Strassen  die  zahllosen  Kinder,  welche  sich  umhertummeln  unu 
spielen.  Man  liebt  in  Aachen  diese  zahlreichen  Kindeischaares 
auf  den  Strassen  nicht.  Aber  wo  in  aller  Welt  sollen  die 
Kinder  spielen  als  hier  ?  Es  fehlt  in  der  Innern  Stadt  durchau^ 
an  freien  Rasen-  und  Spielplätzen,  Die  schönen  Wäldchen  vor 
den  Wällen  sind  ausgerodet ,  die  Hügel  versetzt ;  breite 
Promenaden  sind  da  entstanden.  Aber  in  diese  breiten«  ge- 
raden, styllosen  Alleen  kommt  die  Masse  des  Volkes  nur  am 
Sonntag  Nachmittag ;  Buhebänke  und  Spielplätze  fehlen ;  arme 
Kinder,  die  allein  sich  dahin  in  der  Woche  verirrten,  würit 
der  Schutzmann  wohl  bald  nach  Hause  weisen.  Milder  ist 
die  Praxis  im  grossartigen  Spitalgarten  vor  dem  Thore;  dort 
hat  man  einen  Spielplatz  von  10  (!)  Schritt  Durchmesser  ein* 
gerichtet,  aber  auch  nur  für  solche  Kinder,  welche  ein  ärzt- 
liches Zeugniss  darüber  mitbringen,  dass  ihr  Gesundheitszustand 
den  Aufenthalt  in  frischer  Luft  erfordert,  und  welche  in  voUer 
Toilette  und  unter  Aufsicht  ei'scheinen.  Da  bleibt  dann  den 
meisten  Arbeiterkindern  kein  andei-er  Tummelplatz  als  die 
Gasse,  und  da  das  Pflaster  auf  diesen  ehemaligen  Staatsstrassen 
so  entsetzlich  ist,  dass  es  vielmehr  Trümmerhaufen  znsaounen* 
gerollter  Feldsteine  gleicht,  in  denen  das  Wasser  nicht  ablaofen 
kann,  sondern  sich  ansammelt  und  zu  stinken  beginnt,  ^> 
spielen  die  Kinder  in  diesen  PfQtzen  und  Gossen.  In  diese 
Strassen  dringt  kein  Unberufener;  über  Stein*   und  Kinder- 
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häufen  muss  er  inQhsam  dahinstolpern,  und  ein  Gang  dorthin 
gleicht  einer  Reise  in  zweideutige  Gegenden,  von  der  man  in 
guter  Gesellschaft  sich  nicht  unterhält. 

Die  Uebervölkeiiing  in  den  Arbeiterstrassen  mit  ihren 
schmalen,  nicht  sehr  grossen  Häusern  ist  eine  ganz  ausser- 
ordentliche und  sticht  grell  ab  von  den  Strassen  der  fashionablen 
Welt.    Es  wohnten  ')  Pereonen  pro  Haus  in  der 


1875 

AlphoDS-Str 6,5 

Ilarscamp-Str 6,5 

Heinrichs -Allee 6,6 

HochStr 6,7 

Wall-Str. 7,0 

Mariahüf-Str 8,4 

Casino*Str ö,4 

Theater -Str 9,3 

Loasberg-Str. 9,4 

Schätzen -Str 10,i 

Bahnhof- Str. 10,9 

Heppion  1864,7 5,s 

Felsgasae  18647 5,o 

n       n       1875 6,7 


1864,/7  1875 

Veen-Str '"SöiT  """S^ 

Vaelser-Str 24,8  36,» 

Berg- Str 28,i  34,9 

Peter -Str.  a.       ...  19,4  31,2 

(am  Thore)  b.  .    .    .  19,4  17,2 

König -Str 25,2  29,6 

Rosgasse 28,»  27,4 

Sandkaol 27,4  27,o 

Mörgensgasse  ....  16,6  24,9 

Ros-Str 25,4  24,l 

Jacob -Str.  Obere    .    .  20,s  22,2 

-        „    Untere  .    .  19,3  22,i 

Rudolf- Str —  21, H 

Otto -Str. —  20,2 


Die  Extreme  berühren  sich  hier,  wie  so  oft  Die  gün- 
stigsten Wobnungsverhältnisse  zeigen  die  Felsgasse  und  früher 
das  Heppion,  die  beiden  veirufenen  Strassen  der  Stadt,  am 
Ein-  und  Ausgange  von  SchutEmännern  bewacht,  von  aller 
Welt  gemieden,  mit  ihren  grösseren  Rftumlichkeiten  für  die  zu 
erwartenden  Besucher.  Daran  schliessen  sich  der  neue  Stadt- 
theil  zwischen  dem  Theater  und  Burtscheid  und  die  Strassen 
und  Alleen  in  den  Neuanlagen;  hier  wohnen  die  Wohlhaben- 
den und  Reichen,  je  6—10  Einwohner  auf  das  Hafls.  In  den 
Arbeiterstrassen  steigt  das  Verhältniss  auf  20  —  40.  Und  bei 
genauerem  Nachforschen  gestaltet  sich  dasselbe  noch  ungün- 
stiger; in  den  Arbeiterstrassen  zerstreut,  finden  sich  nämlich 
auch  Häuser  von  Reichen  und  Wohlhabenden,  Schulen,  öffent- 
liche Gebäude,  Geschäftshäuser  mit  geringei-er  Einwohnerzahl. 
Geht  man  auf  die  eigentlichen  Arbeiterhäuser  ein,  für  welche 
das  Material  leider  nur  nach  Zählbezirken  vorliegt;  so  er- 
gaben sich  am  1.  December  1875  Einwohner  pi-o  Haus 
in  der 


*)  Dr.  de  Bey:  Die  intermittirenden  Fieber.  Aachen  18T7,  S.  29. 
Seinen  ZaMmmensteUnnffoi  liegen  die  Angaben  der  PoUzei  über  die  H&u- 
eersahl  Ton  1864  und  die  Einwohnerzahl  von  1867  zu  Grunde.  Die  TabeUen 
ftr  das  Jahr  1875  habe  ich  selbst  nach  dem  Actenmaterial  angefertigt,  wel- 
ches naeh  Zfthlbezirken  auf  dem  Rathhause  vorliegt  —  Bei  meinen  Wan- 
deroogen  habe  ich  namentlich  im  Herrn  Caplan  Jansen  von  St  Paul  einen 
ebenso  liebenswiudigen  wie  fdr  das  Loos  des  Armen  warm  f&hlenden  Fah- 
rer gdhnden. 
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Königstrasse 
Hausnummer 


Sandkaol 
Hausnummer 


RoBgasse 
Hausnummer 


1—  3:  56,2 
5—  7:  68,5 

11—17;  42,5 

10-14:  55,0 


65—69:  38,5 
71—75:  46,3 
77—79:  51,0 
30—34:  55,0 


1—  8:  68,5 
5—*/»:  62 
Rostrasse 
29:         83 
31—38:  85,5 


18—20:  7o 
22—26:  30 


Nach  dem  Verwaltungsberichte  des  Oberbürgermeistern 
für  1876  hatte  Aachen  die  ungünstigsten  WohnungsverfaflltDts^. 
Auf  ein  Wohngebäude  oder  sonstigen  Aufenthaltsort  kamen  in 


Aachen    . 
Barmen    . 
Elberfeld 
Düsseldorf 
Köln   .    . 
Crefeld    . 


3,48  Haushaltungen  mit  15,4i  Personen, 

3,46  „  „  „      16,13 

3,28  „  „  „      14,7» 

2,94  „  n  n     l^i^^ 

2,65  »  n  ff      12,2S 

2,58  „  „  „      11,74 


ff 


Das  Haus  ist  zu  Vergleichen  allerdings  ein  ungeeigneter 
Massstab ,  und  Aachener  Bürger  werden  mit  Recht  daran  er- 
innem,  dass  in  den  Zählbezirken  mit  so  auffallend  grosser  Yist- 
wohnerzahl  eine  Hausnummer  oft  zwei  und  mehr  gix^sse  Wohn- 
kasernen  im  Hinterhof  umfasst.  Ich  bin  daher  so  weit,  als  es 
thunlich  war,  auf  die  Anzahl  dei'  bewohnten  Räume  eingegangen ; 
da  ergaben  sich  Einwohner  auf  einen  bewohnbaren  Raais 
(Zimmer,  Kammer,  Küche)  in  der 

•      •      •      tt       •       «       *      o« 


Berff-Str 

Hocii*Str 0,.« 

Theater- Str U». 

Schützen -Str l»/; 


Sandkaul 2,3 

König- Str 3,o 

Peter-Str.  von  Nr.  76  77  bis  zum 

Thore 3,3 

Die  Uligleichheit  der  Wohnverhältnisse  tritt  nach  dieser 
Tabelle  noch  klarer  zu  Tage.  Von  den  i'eichen  Lenten  anl 
der  Hoch-  und  Theaterstrasse  hat  ein  jeder  zwei  Rftame  mn 
ausschliesslichen  Gebrauch ,  während  in  den  Arbeiterstrassen 
durchschnittlich  2,3  —  3,6  Pei*sonen  in  einer  Stube  hausen. 
Noch  schlimmer  ist  es  in  den  eigentlichen  Arbeiterh&osenu 
welche  ich  leider  nur  nach  Zählbezirken  zusammengefasst  an- 
geben kann.    So  kamen  auf  den  bewohnbaren  Raum  in  der 

Sandkaul 
in  9  H&usem  .    .    .    3,o  Einwohner 

n  5  ff  .     .     .     o,S  „ 

ff    •  ff  -.      .      .      w,6  „ 

ff  3         y,         ...     4,1  „ 

Königstrasse 
in  5  Hftasem  .    .    .    4,o  Einwohner 
ff  8        „         ...    4,6  „ 

ff  4         71  ...     4,9  „ 

ff  ^  n  ...     0,5  „ 

Dem  gegenüber  die  Hoch-  und  die  Theaterstrasse  mit 
0,5  Pei*sonen  auf  den  bewohnbaren  Raum ,  —  welcher  Kontrast 


Peterstraase 
in  2  H&usem  .    .    .    4,s 
2        .        ...    4,» 


n 


n 

9 

ff    9 


.      •     .      0,4 

.      .      •     6,8  , 

Bergstrasse 
in  5  Hftusem  .    .    .    4,o  £änwohiier 

„5  n  ...     u,0  n 

ff    ^  71  ...       0,l  - 
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Jene  in  engen  niedrigen  Stuben  ohne  Luft  und  Licht  und 
ohne  Höfe,  diese  in  hellen  Sälen  mit  dem  Ausblick  auf  den 
Garten ! 

Es  sind  die  ärmsten  der  Armen,  welche  in  dem  geschilderten 
Stadtviertel  wohnen,  und  je  ärmer  sie  sind,  desto  tiefer  in 
die  Hintergebäude  oder  höher  hinauf  in  die  Dachkammern 
ziehen  sie.  Hier  sucht  sie  niemand  anders  auf  als  der  Caplan, 
der  Arzt  und  der  Annenpfleger,  der  Steuerbote,  der  Executor 
und  der  Schutzmann,  —  alle  Andern  schaudern  zurück  vor 
<leni  Elend.  Vielfach  wird  der  Menschenkenner  in  diesen 
Räumen  die  eigene  Schuld  der  Betreffenden  mit  entdecken 
können;  die  fähigen,  die  fleissigen  Arbeiter  wohnen,  wie  wir 
gleich  noch  sehen  werden,  in  der  Regel  besser.  Aber  eben- 
so oft  wird  er  bei  genauester  Nachforschung  auf  zufällige  Un- 
glücksfälle als  Ursache  stossen.  Und  überall  wird  ihm  die 
furchtbare  Rückwirkung  der  Konjunktur  entgegentreten.  Die 
gute  Konjunktur  zieht  schaarenweise  Familien  nach  unsem 
Industriecentren,  die  nach  beendeter  Kampagne  ohne  Dank 
für  die  Vermögen,  die  sie  zu  bilden  geholfen  haben,  ent- 
lassen werden  und  sich ,  wo  sie  wollen ,  ein  ferneres  Unter- 
kommen suchen  können,  bis  eine  günstige  Konjunktur*  ihre 
Hülfe  wiederum  nothwendig  macht  oder  sie  unterdess  ver- 
derben, sterben. 

Weil  diese  Familien  so  aim  sind,  wohnen  sie  auch  ver- 
hältnissmässig  sehr  theuer;  die  Vei*sicherungsprämien  gegen 
das  „Rücken'^  sind  bei  ihnen  sehr  hoch  bemessen.  In  der 
Regel  scheuen  die  Hausbesitzer  die  directen  Verhandlungen 
mit  solchen  Leuten  und  vermiethen  oft  das  ganze  Haus  einem 
Krämer,  welcher  am  Eingange  seinen  Laden  hält  Während 
der  flotten  Zeit  war  die  Tendenz  der  Miethpi*eise  eine  steigende, 
und  sobald  der  Besitzer  merkte,  dass  der  Krämer  zu  hohe 
Aftermiethen  nahm,  erhöhte  er  auch  flugs  seinei'seits  die 
Miethe  und  hielt  dadurch  den  Gewinn  desselben  auf  einer 
mittleren  Höhe;  in  jedem  Falle  hatte  jener  freie  Wohnung. 
Als  nun  aber  der  Rückschlag  eintrat  und  die  Miethpreise  zu 
sinken  begannen,  da  lag  dem  Hausbesitzer  alles  daran,  das 
alte  Verhältniss  beizubehalten,  und  er  überliess  dem  Krämer  die 
Aftermietber  zu  voller  Ausbeutung.  Jetzt  sind  auch  die  Arbeiter 
vollkommen  wehrlos;  sobald  eine  Lohnreduktion,  Entlassung 
oder  Krankheit  eintritt,  sind  sie  nicht  in  der  Lage,  ihre  Miethe 
zu  bezahlen,  und  gerathen  beim  Krämer  in  Schulden.  Aber 
selbst  wenn  das  nicht  stattfindet,  ist  eine  ganz  übliche,  still- 
schweigende oder  auch  ausdrückliche  Bedingung  beim  Miethen, 
dass  der  Arbeiter  sämmtliche  Waaren  vom  Krämer  beziehen 
muss.  Nunmehr  beginnt  ein  schändlicher  Wucher  durch  Liefe- 
rung von  schlechten  W^aarenqualitäten  zu  hohen  Preisen,  und 
namentlich  die  verschuldeten  Miether  verfallen  einer  förmlichen 
Sklaverei,  aus  welcher  sie  sich  in  keiner  Weise  loskaufen  können. 
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Durch  eine  solche  künstliche  Verthenemng  ihrer  LebeoaDitt'*! 
und  Miethen  werden  zahlmche  arme  Familien  volleod^ 
ruiniit.  Verhältnisse  dieser  Art  sind  überaus  häufig,  und  wt> 
das  schlimmste  ist,  sie  gelten  in  den  Augen  der  Betreffeodt^ 
nicht  einmal  als  etwas  schlechtes.  Es  ist  mir  von  giaubw1knl]<rer 
Seite  ein  sehr  frommer  Krämer  gezeigt  worden,  der  Sonc- 
tags  aus  A-eien  Stücken  den  Küster  spielt,  sich  aber  mc}\ 
scheut,  16  Familien  wie  Leibeigene  zu  behandeln.  Nicht  rie\ 
besser  ist  das  Verhältniss  dann,  wenn  der  Kramer  zwar  turbt 
Miether  des  Hauses  ist,  aber  im  Auftrage  des  Hansbesitffr« 
Samstags  die  Miethen  einsammelt  Diese  Sorte  von  Kiümen. 
sind  die  Vampyre,  welche  auf  den  Schlachtfeldern  der  Indnstr.f 
den  Vei*wundeten  noch  den  letzten  Tropfen  Blutes  aussanirer. 

Doch  eilen  wir  fort  aus  diesen  Strassen  des  Elends  durrr^ 
die  Comphausbad-Strasse,  am  Kurhause  vorbei,  den  DameD- 
graben  entlang  zum  Elisenbininnen,  durch  den  prächtigen  Thr  i 
der  Bäderstadt  mit  ihren  reinlichen  Häuseni,  glänzenden  Lädcfi 
und  uoei'schwinglichen  Preisen.  Hier  ist  kein  vorlauter  Stein. 
welcher  dem  mühsam  sich  dahinschleppenden  Bad^a>i 
(„SchmieronkeP'  genannt)  das  Gehen  erschwerte;  hier  wie  auf 
der  Theater-  und  Hochstrasse  hinauf  ist  sogar  das  Pflasttr 
glatt  und  eben,  entsprechend  einer  luxuriösen  Fremden-  xsnd 
Rentnerstadt!  Hier  begegnet  man  der  vornehmen  Welt,  deo 
üppigen  Schönheiten  Aachens,  den  Badegästen  aus  aller  Hem*L 
Länder. 

Aachen  ist  die  Stadt  der  grellen  Gegensätze!  Indess  bei 
weitem  nicht  alle  Arbeiter  wohnen  in  oben  geschilderten  Ver- 
hältnissen ;  dass  sind  nur  die  Proletarier  und  Verarmten,  deren 
Zahl  schwer  anzugeben  ist.  Ueberall  zei-streut  finden  sich  auch 
Familien  mit  zwei  Stuben,  und  die  Blumen  vor  dem  Fenster 
verkünden  dem  Untenstehenden,  was  er  oben  zu  erwarten  hat 
Das  sind  die  wohlhabenden,  tüchtigen  Arbeiter»  welche  auch 
bei  Krisen  noch  Arbeit  finden  und  deren  Frauen  gute  Haus- 
hälterinnen sind.  Vor  allem  haben  die  Arbeiter  durch  eine 
verfehlte  Bauspekulation  der  1860er  Jahre  gewonnen.  Im 
Osten  der  Stadt  entstand  das  gi'osse  Rehm viertel,  we]ch«»$ 
zum  Quaitier  für  die  Reichen  bestimmt  war;  indess  es  zeiett* 
sich  damals  kein  Bedürfniss  danach,  und  der  Erbauer  war 
genöthigt,  die  leer  stehenden  Häuserreihen  an  Arbeiter  zu 
verroiethen;  so  ist  jener  Stadttheil  statt  eines  plutokra- 
tischen  ein  Arbeiterquartier  gewoi-den.  Vom  Marmorboden 
führen  reichgeschnitzte  Geländer  die  Freitreppe  hinauf,  und 
kaum  wagt  man,  unangemeldet  einzutreten.  Der  Grund  dei 
hellen  Tapete  ist  noch  erkennbar,  die  Goldleisten  am  Gesims^^ 
und  die  reiche  Stuckatur  sind  noch  erhalten;  doch  statt 
des  geträumten  prachtvollen  Stehspiegels  gewahrt  man  ein 
grelles  Oeldruckbild  des  Papstes,  statt  des  reichen  Kamine5 
einen  einfachen  gusseisenien    Kochherd,   und    wo   einst  die 
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Nippessächelchen  der  ^ädigen  Frau  stehen  sollten,  rollen  die 
Kartoffeln.  FQr  fbnf  Thaler  monatlich  kann  der  Arbeiter  da 
drausBen  schon  zwei,  ja  drei  schöne  Zimmer  miethen:  hoch, 
hell,  luftig,  mit  grossem  Hof  und  breiter  Strasse,  und  viele  sind 
es,  die  dort  wohnen.  Andere  bleiben  im  Innern  der  Stadt, 
theils  weil  sie  der  Fabrik  näher  sein  wollen,  theils  weil  sie 
sich  ihrem  Vermiether  vei*pfändet  haben,  theils  weil  sie  z.  B. 
in  der  St-Foilanspfarre,  der  i-eichsten,  zu  sehr  billigen  Preisen 
Mahlzeiten  seitens  des  Caplans  erhalten. 

So  leben  theils  schlecht,  theils  besser  die  Arbeiter;  zahl- 
reiche Spulerinnen,  Spinnerinnen  und  Weberinnen  besitzen 
aber  in  der  Stadt  Qberhaupt  keine  Wohnung.  Stellt  man  sich 
im  Sommer  um  7  oder  8  ühr  Abends  vor  das  Sandkaulthor, 
so  sieht  man  die  Stadt  sich  entladen  und  in  langen  Zügen  die 
Arbeiterinnen  ihren  heimathlichen  Dörfern  zueilen ;  ihnen  ent- 
gegen strömen  die  städtischen  Mädchen,  die  auf  dem  Lande 
beschäftigt  sind,  und  die  beiden  Ströme  aus-  und  einziehender 
Arbeiter  beleben  die  Thore  und  Steinwege.  Am  linken  Arm 
hangt  der  grOnlackirte  Blechkorb,  in  welchem  sie  ihre  Nahining 
mitgebracht  haben,  die  einen  munter  sich  unterhaltend,  die 
andern  auch  jetzt  nach  vollbrachtem  Tagewerk  eifrig  am  Strick- 
strumpf beschäftigt.  Sie  haben  oft  eine  Stunde  weit  zu  gehen, 
und  dieser  weite  Gang  am  Morgen  und  Abend,  die  kräftigere 
Nahrung  und  bessere  Wohnung  geben  den  Landkindern  ein 
gesunderes  Aussehen  als  den  städtischen  Fabrikmädchen.  Vielen 
Mädchen,  z.  B.  denen  aus  Vaels  und  Comelimünster,  den  Berg- 
mannstöchtem  aus  Kohlscheid  liegt  die  Heimath  schon  zu  fem, 
und  nur  Samstags  gehen  sie  nach  Hause.  Montag  früh  kehren 
sie  dann  zurück  mit  dem  Mundvon-ath  für  die  ganze  Woche: 
Kartoffeln,  einem  achtpfündigen  Brote,  im  Innern  ein  wenig 
ausgehöhlt,  worin  sie  Butter  oder  Schmalz  verbergen ;  Mittwochs 
kommt  die  Mutter  zum  Markt  und  bringt  den  Töchtern  neue 
Nahrungsmittel,  welche  diese  sich  Morgens  kochen  und  während 
der  Pausen  aufwärmen.  Die  Nacht  bringen  sie  in  der  Fabrik 
zu,  und  da  Schlafsäle  ganz  vereinzelt  vorhanden  sind,  suchen 
sie  sieh  im  Sommer  Tücher  und  Wollsäcke  in  den  Noppräumen 
und  in  der  Feinspinnerei  zusammen,  im  Winter  aber  flüchten 
sie  sich  in  die  heissen  Räume  der  Grobspinnerei  und  in  die 
Websäle,  und  in  den  gleichen  Räumen,  wo  sie  des  Tages 
14  Stunden  bei  Staub  und  Gestank  gearbeitet  haben,  liegen 
sie  auch  des  Nachts  auf  Säcken,  die  mit  Flocken  und  Abfällen 
ausgestopft  sind.  Solche  Verhältnisse  hen-schen  ganz  allgemein 
in  Aachen  wie  auch  namentlich  in  den  ländlichen  Fabriken, 
von  denen  die  Arbeiter  weite  Wege  nach  Hause  haben.  Zwar 
wird  dadurch  das  überaus  traurige  Quartiergängerwesen  ver- 
mieden ;  auch  sind  in  sittlicher  Beziehung  keinerlei  Klagen  laut 
geworden;  aber  in  gesundheitlicher  Hinsicht  ist  der  Schaden 
offenbar  und  die  Konkurrenz  der  ländlichen  Arbeiterinnen  mit 
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ihrer  Obdachlosigkeit  und  ihren  geringen  Emähmiigricoste!; 
ist  für  die  städtischen  ganz  uneilriiglich  und  drQddt  auf 
empfindlichste  ihre  Löhne.  — 

Aus  der  Schilderung  der  Wohnungsverhältnisse  allein  läs^ 
sich  noch  kein  klares  Bild  von  der  Lage  der  Aachener  Arbeiter 
entnehmen:  die  Untersuchung  wird  sich  daher  in  die  Fräse: 
vertiefen  müssen:  wie  hoch  sind  die  minimalen  Lebenskos^c: 
derselben,  und  in  welchem  Grade  werden  sie  durch  das  E:t- 
kommen  der  Arbeiter  gedeckt? 

Als  Minimalsätze  der  Miethe  dürfen  wohl  diejenigen  gelti^a 
welche  die  Armenprotokolle  für  92  Ehepaare  und  98  Wittwe 
ergeben.  Es  zahlten  in  den  Jahren  1876—1878  monatlich  a: 
Miethe : 

bei  0  Kindern  ein  Ehepaar  6,64  M.,  eine  Wittwe  5,o»  M. 
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Diese  Durchschnittssätze  werden  bald  überstiegen,  bal: 
noch  nicht  erreicht,  wie  aus  der  Anlage  n  ei*sichtlicb  ist:  ic 
allgemeinen  dürfen  sie  als  zutreffend  gelten,  da  sie  von  Per- 
sonen  gezahlt  werden,  welche  von  der  Armenverw^altung  unter- 
stützt zu  werden  wünschen  und  ihre  Verhältnisse  genau  ;j 
Protokoll  geben  müssen.  Zwar  vermag  ein  alleinstehende- 
Mann  bereits  für  15  Pf.  ein  Nachtlager  zu  finden;  aber  da.- 
macht  schon  4  M.  50  Pf.  im  Monat,  und  er  führt  als  SchUf- 
ganger  im  Wirthshause  doch  nur  einen  liederlichen  Leben- 
wandel, den  ein  ordentlicher  Arbeiter  venneidet. 

Ueber  das  Minimum  der  Ernährung  fehlen  natürlich  solch- 
Angaben;  indess  düi-ften  nach  sorgfältigen  NachforscbuueeL 
bei  den  kompetentesten  Männern  folgende  Sätze  als  niedrig^tt 
anzunehmen  sein.  Ein  alleinstehender  Mann  braucht  1)  zmu 
Fi-ühstück  1 V,  Loth  Kaffe  =  3  Pf.  und  zwei  trockene  Senunelc 
=  6  Pf.,  zusammen  9  Pf.;  2)  zu  Mittag  an  Kartoffeln  udo 
Suppe  20  Pf.,  mit  Fleisch  25  Pf.,  3)  am  Abend:  das  Früh- 
stück mit  einem  Stückchen  Käse  =  12  Pf.;  zusammen  otf  II 
täglich,  macht  im  Monat  16  M.  80  Pf.,  mit  der  Miethe  t».; 
5  M.  3  Pf.  =  21  M.  83  Pf.  Ein  Ehepaar  mit  zwei  kleine 
Kindern  bedarf  1)  zum  Frühstück  3  Loth  Kaffe  =  ö  l":. 
Milch  für  1  Pf. ,  Schwarzbrot  für  20  P£ ,  Fett  für  5  Pt,  zu- 
sammen 32  Pf.,  2)  zu  Mittag  Kartoffeln  mit  Zwiebeln  und  Fk: 
für  40  Pf.,  3)  am  Nachmittag  und  4)  am  Abend  das  Frühbtur!. 
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wiederholt,  zuBammen  1  M.  36  Pf.  taglich  oder  im  Monat 
40  M.  80  Pf.,  mit  der  Miethe  von  7  M.  71  Pf.  =  48  M.  51  Pf. 
Niedriger  lassen  die  Sätze  sich  gar  nicht  mehr  greifen,  und  sie 
decken  ja  nicht  mehr  Bedürfnisse  als  sie  das  höhlenbewohnende 
Thier  in  der  Wildniss  befriedigt;  nur  das  schützende  Dach 
und  die  kümmerlichste  Fristung  des  leiblichen  Daseins  durch 
rein  vegetabilische  Stoffe  wie  Cichorien  (zum  „  Raffe*' wasser), 
Kartoffeln  und  Brot  sind  dadurch  gesichert.  Die  sonstigen 
Ausgaben  für  Kleidung,  Heizung  und  Beleuchtung,  Abgaben, 
Ausgaben  für  Unterricht,  Erholung  und  Derai-tiges  sind  hier 
noch  gar  nicht  eingerechnet. 

Wird  der  unumgängliche  Lebensbedarf  des  Arbeiters  durch 
seinen  Lohn  gedeckt?  Sofern  er  arbeitslos  ist  und  keinen 
l^ohn  empfängt,  vermag  er  natürlich  aus  eigenen  Mitteln  sein 
Dasein  nicht  zu  fiisten.  Aber  wenn  er  Beschäftigung  hat? 
Darauf  wird  unbedingt  weder  mit  Ja  noch  mit  Nein  zu 
antworten  sein;  vielmehr  werden  die  verschiedenen  Factoren 
^^eprüft  werden  müssen,  welche  das  Auskommen  einer  Arbeiter- 
haushaltung bedingen.  In  erster  Linie  kommt  die  Grösse  des 
ßedaifs  in  Betracht,  welcher  vom  Umfange  der  Haushaltung 
bestimmt  wird;  ein  alleinstehender  Mann  schafft  sich  leichter 
seine  Existenz  als  eine  Familie,  und  dieser  gelingt  es  um  so 
schwerer,  je  kleiner  und  erwerbsunfähiger  die  Kinder  sind  und 
je  mehr  sie  daher  die  ganze  Zeit  der  Mutter  in  Ansprach 
nehmen.  Femer  kommt  die  Wirthschaftlichkeit  der  Familie, 
besonders  die  Haushaltungskunst  der  Frau  in  Betracht,  inwie- 
weit sie  8pai*sam,  und  was  noch  wichtiger  ist ,  inwieweit  sie  in 
richtiger  Weise  den  knappen  Verdienst  zu  verwenden  versteht. 
In  letzter  Instanz  entscheidet  freilich  die  Grösse  des  Ein- 
kommens selbst  und  dieses  ist  verschieden  bei  Textilarbeitern, 
Nadlem  und  Maschinenbauern  und  schwankt  mit  den  Kon- 
junkturen, welche  für  jeden  Industriezweig  wieder  ver- 
schiedene sind. 

Der  alleinstehende  Arbeiter  befindet  sich  fast  immer  in 
beneidenswerther  Lage;  bei  einem  Durchschnittslohn  von 
1 0  Mark  wöchentlich  vermag  er  seine  minimalen  Lebenskosten 
fast  doppelt  zu  bestreiten.  Auch  diejenigen  Familien,  welche 
schon  soweit  erwachsene  Kinder  haben,  dass  diese  5 — 7  Mark 
wöchentlich  erwerben  können ,  befinden  sich  bei  Cichorien, 
Kaitoffeln  und  Brot  in  ziemlich  gesichelter  Lage  Es  ist  da- 
raus das  Bestreben  der  Eltern  erklärlich,  ihre  Kinder  so  früh 
als  möglich  zu  Verdienst  zu  bringen  und  in  die  Fabrik  zu 
schicken;  bei  schlechter  Konjunktur,  wo  sie  deren  Hülfe  am 
nöthigsten  hätten,  gelingt  es  ihnen  schwer ;  denn  gerade  dann 
werden  die  Kinder  massenhaft  entlassen ;  in  gut^n  Zeiten  finden 
die  Kinder  bald  lohnende  Beschäftigung.  Diese  Kinderarbeit 
in  Fabriken  untei'scheidet  sich  wesentlich  von  der  im  Hand- 
werk und  in  der  Hausindustrie.    Solange   das  Kind  in  der 

Porsehanfen  (7)  II.  2.    Tlran  1.  5 
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eigenen  Werkstatt  des  Vaters  thätig  war,  ging  seine  Arbeit  aiu 
in  das  Gesammtprodukt  des  kleinen  Betriebes  und  wurde  ver> 
werthet  in  den  allgemeinen  Einnahmen  und  im  Haushalte  dtr 
Eltern;  das  Kind  erhielt  keinen  Lohn,  sondern  höchstens  en. 
Taschengeld.  Beim  Fabrikbetriebe  arbeitet  es  ausser  Hao««. 
vielleicht  in  einer  ganz  anderen  Fabrik  und  einem  EDdem  Gt^- 
werbe  als  die  übrige  Familie,  kann  in  keiner  Weise  von  die^^ . 
controlirt  werden,  empfängt  den  Lohn  gleichberechtigt  mit  allei) 
Erwachsenen  peraönlich,  und  die  Frucht  seiner  Mohoi  flie&s: 
direct  in  seine  Tasche.  Einem  Theile  der  Eltern  gelingt  r- 
trotzdem,  die  volle  Autorität  Ober  ihr  Kind  zu  bewahren  aii>: 
es  zu  veranlassen,  den  vollen  Erwerb  in  den  Haushalt  ü^ 
Familie  einzuwerfen,  wofür  ihm  der  Vater  ein  Tascbtfn^eii 
aussetzt  Andere  Elteiii  sind  nicht  so  energisch,  uod  ihn: 
Söhne  besitzen  nicht  so  viel  Kindesliebe;  sie  zahlen  bloGb  ejt 
Kostgeld,  und  die  Kasse  der  Eltern  ist  nur  um  die  Versorguu. 
dieses  einen  Kindes  erleichteii,  aber  auch  um  nichts  mehr 
Daraus  folgt  dann  gewöhnlich  eine  ganz  falsche  Ei-ziehung :  (Ly 
am  meisten  verdienende  Kind  wird  verwöhnt  und  den  übrij!« . 
Geschwistern  vorgezogen,  um  ihm  eine  grössere  Summe  zu  ent- 
locken. Oft  aber  schwillt  der  Uebermuth  der  Jugend:  d.« 
Bursche  vergeuden  ihr  Geld  in  der  schlimmsten  Weise,  ver- 
trinken, verspielen,  verschwenden  es,  verlassen  ihre  Eltern 
um  dann  nach  der  kurzen  Glanzzeit  der  Selbständigkeit,  weni 
sie  wegen  nachlässiger  Arbeit  oder  in  Folge  der  rückgeh^iden 
Konjunktur  entlassen  werden,  als  i*eumüthige  Söhne  in  Atn 
Schooss  der  hungemden  Familie  heimzukehren.  Die  Eltern  könm^fi 
nach  §  4  des  Gesetzes  vom  2L  Mai  1869  ihre  Alimentationsan- 
Sprüche  zwangsweise  eintreiben  lassen ;  aber  die  Beschlafsnahn:« 
des  Lohnes  ist  mit  sehr  vielen  Umständlichkeiten  verknfipsu 
und  ein  blosser  Wechsel  des  Arbeitgebers  würde  genOgen,  nii 
dieselbe  vergeblich  zu  machen  und  den  Alimentationsberechtigte;! 
zu  zwingen,  den  AiTOst  mit  keinem  bessern  Erfolge  von  neueu 
zu  beginnen. 

Alleinstehende  Arbeiter  und  Familien  mit  erwachsem^i 
Kindern  finden,  sofern  nicht  Arbeitslosigkeit,  Ki*ankheit  oder 
Verunglückung  eines  Mitgliedes  störend  dazwischen  treten«  im 
Allgemeinen  ihr  Auskommen.  Dagegen  herrscht  unter  den 
Familien  mit  zwei  und  mehr  kleinen  Kindern  ein  chronische 
Nothstand.  Hier  erwirbt  der  Mann  in  der  schlechten  Zeit 
gleichfalls  nur  40  M.  im  Monat,  und  doch  beträgt  das  Minimuni 
der  Ausgaben  für  Obdach  und  Lebensfiistung  48  M«  50  Tl 
Die  Frau  ist  durch  die  Rücksicht  auf  ihre  Kleinen  und  dnirä 
die  Hoffnung  auf  ein  folgendes  an  das  Haus  gebunden,  uii- 
wollte  sie  auch  ihre  Kinder  einer  Wailefrau  in  Verwahruni- 
geben,  so  würden  die  3  M.  wöchentlich  für  jedes  Kind  uik«i 
die  geringere  Ordnung  im  Haushalt  nicht  durch  ihren  Enterb 
au^ewogen  wei*den.    Bei  der  erstaunlichen  Fruchtbarkeit  dn 
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irbeiterbevölkerung  ist  aber  die  Einderzahl  gewöhnlich  eine 
edeutend  grössere  als  nur  zwei.  Der  Hauptgiiind  davon  sind 
iie  frühzeitigen  Heirathen;  Barsche  und  Mädchen  werden  in 
len  Fabriken  früh  selbständig;  sie  arbeiten  den  Tag  über  zu- 
ammen;  in  der  heissen  Luft  wird  der  Geschlechtstrieb  sehr 
cereizt ;  sie  gehen  des  Abends  gemeinsam  nach  Hause,  und  am 
^onntag  sieht  man  zahllose  halbwüchsige  Knaben,  die  Cigarre 
m  Munde  und  den  Cylinder  schief  auf  dem  Kopfe,  ihr  unreifes 
Mädchen  am  Arme  spazieren  führen.  Mit  dem  Wahlspinich: 
^zusammen  können  wir  mehr  hungern  als  einzeln^  treten  sie 
n  die  Ehe;  die  Mehraabl  der  Bräute  ti-ägt  mit  Unrecht  den 
Kranz  im  Haare.  Für  Eheschliessungen  solcher  Art  lassen  sich 
/om  religiösen  und  moralischen  Gesichtspunkt  viele  Gründe  an- 
iühren,  und  die  sittenstrenge  rheinische  Geistiiehkeit  trägt  nicht 
^venig  dazu  bei,  die  Anzahl  der  unehelichen  Geburten  auf  ein 
Minimum  zu  reduciren.  Aber  vom  volkswirthschaftlichen  Stand- 
punkt sind  die  fi-ühzeitigen  Heirathen  sehr  bedenklich;  die 
Leutchen  kennen  keinerlei  Enthaltsamkeit,  und  unaufhörlich 
wächst  die  Familie  heran. 

Fmlich  nimmt  sie  ebenso  rasch  ab.  Man  bedenke  die  schlech- 
ten Wohnungsverhältnisse,  die  mangelnde  Ordnung  und  Reinlich- 
keit im  Innein  des  Hauses,  vor  allem  die  verfehlte  Einährung  der 
Kinder.    Wird  z.  B.  eine  Arbeiterfrau  aus  der  Entbindungs- 
anstalt entlassen  und  ist  ihr  auch  eingeschärft,  dem  Kinde  anfangs 
nur  verdünnte  Milch  und  auf  keinen  Fall  geweichte  Semmel  zu 
»eben,  so  wendet  sie  sich  beim  Hinausgehen  entrüstet  zu  ihrer 
Nachbarin  und  ruft:     „Das  sollte  noch  fehlen!    Ich  will  mein 
Kind  ebenso  ernähren  wie  die  Reichen!*'    Und  nun  beginnt 
sie   dem   armen    Säugling   die   entsetzlichsten   Dinge,   z.   B. 
„CorinthescheermuUe,''  in  den  Mund  zu  stopfen.   Die  Sterblich- 
keit ist  in  Folge  dessen  eine  ganz  ausserordentliche;  /ragt  man 
nur  die  eine  oder  die  andere  Frau,  welche  auf  den  Treppen 
der  Häuser  in  der  Sandkaul  mit  ihrem  Säugling  sitzen:    Wie 
viel  Kinder  habt  Ihr  gehabt?    so  lautet  die  Antwoi-t  sehr  oft: 
Neun!    Und  wie  viel  sind  noch  am  Leben?  Die  Mutter  weist 
auf  das  Kind  im  Arm.    Einen  annähernden  Massstab  für  die 
verschiedene  Sterblichkeit  in  den  einzelnen  Berufen  und  Stän- 
den geben  folgende  Zahlen.    Von  den  4525  Pei*sonen,   welche 
in  der  Stadt  Aachen  in    den  Jahren  1876  und   1877  starben, 
standen  58  %  in   dem  Alter  unter  15  Jahren;  über  diesem 
Durchschnitt  standen   die  Gestorbenen  aus  der  Textilindustrie 
mit  65.4  ^/o,   der   Metallverarbeitung   mit   66.4  Vo   und   dem 
Maschinenbau  mit  66.5   % ;  von  den  Gestorbenen  aus   dem 
Mande  der  Gehülfen,  Gesellen,  Lehrlinge  und  Fabrikarbeiter 
waren  sogar  72.8  ^/o  noch  Kinder  unter  15  Jahren,  und  zwar 
iö,9  %  von  0—1  und  zu  23  %  von  1  —5  Jahi*en ;  also  fast  die 
Hälfte  der  Kinder  der  arbeitenden  Klasse  stirbt  vor  Ablauf 
des  ersten.  Lebensjahres. 
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Das  Ehepaar  versteht  in  der  Regel  von  der  HaushaltoiL. 
nichts  und  fllhrt  die  liederlichste  Wirthschaft.  Hat  dodi  dir 
Frau  ihre  Kinder-  und  Mädchenjahre  an  der  Spul-  and  Spinn- 
maschine zugebracht,  so  dass  die  EQnste  des  Nahens  oni 
Waschens  ihr  völlig  fremd  geblieben  sind.  Selbst  wenn  gr&ssen 
Geldmittel  ihr  zur  Verfügung  stehen,  ist  sie  ausser  Stand«- 
dem  Matine  mehr  zu  bieten  als  EaiFewasser,  Brot  und  gekoi'ht- 
Eartoifeln,  und  stellt  sie  sich  einmal  an  den  Kessel,  so  wii . 
sie  zur  Hekate,  die  unheilvolles  zusammenbraut.  Daher  i^: 
es  gekommen,  dass  selbst  während  der  Glanzjahre  zahlreiri« 
solcher  Arbeiterfamilien  fortfuhren,  sich  von  denselben  ab- 
scheulichen Speisen  zu  nähren  und  in  denselben  dampfe: 
Löchern  zu  wohnen.  Bei  solcher  Lebensweise  ergab  sich  dan^ 
am  Ende  der  Woche  natürlich  ein  gi*osser  üeberschuss,  un 
gewohnt,  den  Wochen  verdienst  auch  in  der  Woche  auszugebcc 
häufte  der  Arbeiter  den  ganzen  Mehrerwerb  auf  den  Sonntsu: 
und  Montag.  Dann  wurden  zu  Mittag  ein  grosser  Schinkei. 
zum  Dessert  ein  Kuchen  und  andere  Esswaaren  gekauft,  d> 
ausserhalb  des  Hauses  schon  für  die  unwissende  Frau  Tor)«^ 
reitet  waren.  Nach  dieser  soliden  Grundlage  wanderte  d**- 
Familienvater  mit  der  Gattin,  der  theuren,  am  Arm  in  Akt 
Stadtwald  oder  auf  den  Lousbei'g,  trank  dort  seinen  Schoppe* 
Maiwein  und  beschloss  seinen  Tag  in  einer  Opemvorstellung  ir. 
Paulushause,  während  welcher  er  sich  an. Beefsteak  und  We:: 
nach  den  Strapazen  des  Tages  stärkte.  Diese  Arbeiter  gebkt- 
deten  sich  wie  Sklaven,  die,  eines  Tages  der  Zuchtruthe  der  Not' 
entsprungen,  alle  Genüsse  ihrer  HeiTon  äusserlich  nachahmtec. 
die  sogar  aus  Uebeimuth,  wenn  sie  einmal  ohne  Arbeit  waren, 
in  der  Kalesche  vor  die  Fabrik  angefahi*en  kamen.  Bei  Leuten 
solchen  Schlages  war  von  einer  Erhöhung  der  Lebenshaltun: 
keine  Red^y  und  bei  der  Arbeitslosigkeit  und  LohnemiedngUD*: 
haben  sie  zwar  zahlreiche  momentane  Vergnügungen,  nicht  at^e- 
eine  geistig,  sittlich  und  social  höher  stehende  Lebenshaltun- 
eingebttsst. 

Indess  ist  das  doch  nur  ein  Theil  der  Arbeiter,  welchtr 
so  gewirthschaftet  hat;  auch  Aachen  hat  einen  alten  Slam:, 
ehrbarer  und  tüchtiger  Männer,  die  für  die  Zukunft  Sor^re  «zv- 
tragen  haben.    Sie  sind  es,  welche  jetzt  in  den  Fabriken  he 
behalten  worden  sind,  und  daraus  erklärt  sich  die  hohe  Zai:. 
der  Mitglieder  der  Prämienkassen  (welche  für  Einlagen  bis  71. 
450  M.  höhere  Zinsen  zahlen  als  die  Sparkassen).    ImAaeh«^-:' 
Bezirk  gehörten  in  den  Jahren  1876—1877  von  den  Arbeite;. 
über  16  Jahi*e  jenen  Kassen  an  in  den  Maschinenfabriken  60 
in  den  Wollfabriken  unter  den  männlichen  Arbeitern  41 
unter  den  weiblichen  26  7oi  i^  ^^^  Bergwerken  34  %,  in  drr 
Eisenfabriken  34  %  und  in    den  Nadelfabriken  26  %.    I>i, 
Maschinenbauer  gelten  als  Blüthe  der  Aachener  Arbeitei^cbaft 
ihre  Industrie  hat  durch  die  Krisis  mit  am  meisten  gelitten 
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efi  haben  grosse  Entlassungen  stattgefunden,  und  nur  die 
tüchtigsten,  wohlhabendsten  und  sparsamsten  Mechaniker  sind 
nachgeblieben.  Bis  zum  Jahre  1875  war  die  Bewegung  in 
den  Prämien-  wie  in  den  Sparkassen  eine  stetig  zunehmende; 
seit  1876  begann  der  Rückgang,  und  schon  übersteigen  die 
Rückzahlungen  die  Einlagen  ganz  bedeutend  (vgl.  Anlage  III). 

Trotz  der  vorgeführten  Zahlen  ist  das  Sparen  in  den 
Kassen  noch  nicht  in  die  Massen  der  Arbeiter  gedrungen ;  das- 
selbe erscheint  ihnen  zu  sehr  auf  eine  unsichere  Zukunft  ge- 
richtet und  ohne  augenblicklich  ersichtliches  Resultat.  Zugleich 
hat  auch  der  Fabrikantenstand  es  unterlassen,  die  allerverbrei- 
tetste  und  gewöhnlichste  Gelegenheit  zum  Sparen,  niUnlich  zum 
Erwerb  eines  eigenen  Häuschens  durch  Gründung  einer  Actien- 
bauf^esellschaft ,  den  Arbeitern  zu  bieten,  und  so  bleibt  den 
Arbeitern  nichts  anderes  übrig  als  in  Genus&mitteln  zu  sparen. 
Kommt  die  gute  Zeit,  so  werden  Kleider,  Wäsche,  Möbel  wieder 
angeschafft;  es  braucht  der  Arbeiter  nicht  mehr  im  Winter  zu 
frieren  und  Abends  im  Dunkeln  zu  sitzen;  er  kann  ein  paar 
Mal  in  der  Woche  Fleisch  essen,  um  sich  und  die  Kinder  zu 
kräftigen,  und  die  Metzger  ei-zählen  mit  Vergnügen  von  der 
schönen  Zeit,  wo  kein  Arbeiter  ohne  Fleisch  oder  Wurat,  oft 
für  50->60  Pfennige,  zur  Fabrik  ging;  in  der  guten  Zeit  for- 
dern Staat  und  Stadt  die  Klassensteuer  und  der  Lehrer  das 
Schulgeld.  Alle  diese  Anforderungen  wachsen  nunmehr  so 
plötzlich,  dass  die  alleinstehenden  Arbeiter  und  die  Familien 
mit  eiwachsenen  Kindern  ihnen  nicht  ohne  Mühe  gerecht 
werden  können;  beim  geringsten  Unfall,  namentlich  bei  Ki'ank- 
heit,  tritt  selbst  beim  höchsten  Lohn  die  Untei-stützungsbedürftig- 
keit  ein.  Die  Arbeiterfamilien  mit  zwei  kleinen  Kindern  bleiben 
selbst  in  den  besten  Zeiten  Candidaten  der  Armenunterstützung, 
und  es  ist  eine  von  den  vei-schiedensten  Privatpersonen,  von 
Staatsbeamten  wie  vom  Chef  der  Armenverwaltung  beglaubigte 
Tbatsache,  dass  Familien  mit  drei  und  mehr  kleinen  Kindern 
zu  allen  Zeiten  hilfsbedüiftig  sind. 

Erwägt  man  nun,  dass  nur  ein  Theil  des  tüchtigen  Ar- 
beiterstammes, welcher  bei  erwachsenen  Kindern  sich  in  ge- 
ordneten Verhältnissen  befindet,  Erspamisse  in  Baargeld  ge- 
macht hat,  dass  ein  anderer  Theil  nur  dazu  gekommen  ist,  den 
in  vorhergegangenen  schlechten  Zeiten  reducirten  Hausbedarf 
zu  erneuern,  dass  ein  dritter  Theil  selbst  in  guten  Jahren  zeit- 
weise oder  auch  dauernd  die  öffentliche  Armenunterstützung 
in  Anspruch  nehmen  muss,  und  dass  endlich  die  grosse  Masse 
<ler  letztherangezogenen  ungelernten  Arbeiter,  welche  zuerst 
heim  Rückgang  der  Konjunktur  entlassen  werden  und  dann 
die  überzähUge  Industriebevölkerung  bilden,  sich  noch  gar 
nicht  in  ihren  neuen  Verhältnissen  consolidirt  hat,  so  wird 
man  leicht  begreifen,   mit  welch'    vernichtender  Gewalt  die 
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Schauen  wir  der  Wahrheit  ins  Antlitz  und  sprechen  vir 
sie  aus:   Aachen  ist  eine  Proletarieratadt! 

Die  alten  Zeiten ,  wo  die  Arbeiter  als  selbststia- 
dige  Handwerksmeister  gleichbei'echUgt  neben  einande 
standen,  und  auch  die  neuere  Epoche,  wo  der  Abstand  in 
Bildung  und  Capitalbesitz  zwischen  dem  hausindustriellen  Kaui- 
mann  und  dem  „Basen*'  nicht  so  beträchtlich  war,  —  sie  sind 
dahin!  Die  Kluft  zwischen  Fabrikant  und  Arbeiter  ist  eine 
fast  unübersteigbare  geworden:  eine  erfolgreiche  Produktioc 
erfordert  soviel  Capital,  wie  es  der  Arbeiter  nie  ersparen  kann ; 
die  kaufmännische  Leitung  des  Unternehmens  erheischt  soviel 
Ueberblick  und  Erfahining,  wie  er  sie  nie  erworben  bat,  und 
die  foi-tschreitende  Technik  beansprucht  Kenntnisse,  die  er  bei 
seiner  mangelhaften  Bildung  sich  nicht  anzueignen  vemML?. 
Hier  capitalbesitzender  Fabrikant,  dort  reiner  Lohnarbeiter; 
dazwischen  liegt  in  Aachen  nichts;  denn  keiner  wird  leu^en, 
dass  ein  Mittelstand  daselbst  fast  vollständig  fehlt  Aachen 
ist  die  älteste  unter  den  grossen  Industriestädten  Rheinlands 
vielleicht  ganz  Deutschlands;  dort  hat  auch  der  capitaJistisdie 
Fabrikbetrieb  zuerst  gesiegt,  und  die  Folgen  desselben  treten 
gerade  hier  mit  einer  Nacktheit  auf,  wie  ich  sie  weder  sonst 
im  linksrheinischen  Gebiete,  noch  im  bergisch-märkischen  Lande 
gefunden.  Aber  es  sind  nicht  die  Folgen  des  Fabrikbetriebes 
allein,  sondeim  zugleich  die  Folgen  verkommener  socialer  Zu- 
stände der  Vergangenheit  und  des  Luxus  und  des  Lebens 
einer  reichen  Bade-  und  Rentnerstadt 

Die  Neuzeit  hat  nur  die  reichsstädtische  Erbschaft  an- 
geti'eten.  Auf  dieser  gegebenen  Grundlage  entwickelten  sich 
die  Zustände  weiter  und  gerade  nicht  zum  Bessern:  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  die  Ausbeutung  der  Arbeiter 
durch  Truckwesen  und  andere  unwürdige  Mittel,  zu  gldcber 
Zeit  der  Uebei'gang  zur  Fabrikweberei  mit  einer  nicht  anbe> 
tnlchüichen  Lohnreduction ,  dann  der  Druck  auf  die  Ldhne 
durch  die  Verwendung  von  Kindern  und  vielen  ländliches 
Mädchen  und  endlich  die  völlige  Organisations-  und  Widerstand:«* 
losigkeit  der  Arbeiter.  Ausserdem  ist  Aachen  nachgewiesener* 
massen  die  theuerste  Stadt  im  ganzen  Königreich :  Mietb-  und 
Lebensmittelpreise  stehen  aussei-gewöhnlich  hoch,  und  doch  sind 
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die  Löhne  durchschnittlich  niedriger  als  in  anderen  rheinischen 
Städten  ähnlicher  Grösse. 

Daher  jene  Wohnlöcher,  jene  ungesunde  Ernährung,  daher 
jenes  Pix>letariat,  das  in  der  Blüthezeit  des  Lebens  bei  einer 
Familie  von  drei  kleinen  Eindera  stets  der  Armenunterstützung 
anheimf&llt,  daher  jene  Hül&bedürftigkeit  bei  den  geringsten 
pei-sönlichen  Unfällen  und  jene  Massennoth  bei  Krisen. 

Das  sind  Thatsachen !    Das  ist  die  Wahrheit ! 

Daraus  folgt  noch  nicht,  dass  man  sämmtliche  Verhältnisse 
der  Stadt  völlig  umstürzen,  ebenso  wenig,  dass  man  sie  ver- 
schweigen soll,  —  es  folgt  vor  der  Hand  nur,  dass  die  be- 
sitzenden und  gebildeten  Klassen  den  Muth  haben  sollen,  die 
Wahrheit  festzustellen  und  öffentlich  einzugestehen  und  die 
Finger  auf  jene  wiithschaftlichen  und  socialen  Wunden  zu 
legen,  welche  den  Aachener  Arbeiteretand  auch  politisch 
fieberkrank  machen. 


Y.    Die  Lage  der  Fabrikanten. 

Der  Aachener  Fabrikantenstand  hat  sich  in  den  letzten 
hundert  Jahren  herangebildet.  Ganz  allmählich  und  anfangs 
unter  grossem  Widerstreben  der  von  ihm  bedrohten  Klein- 
meister vollzieht  sich  der  Uebergang  vom  handwerksmä  ssigen 
zum  capitalistischen  Betriebe.  Zuerst  concentriren  sich  in  den 
Händen  des  Kaufmanns  nur  die  Betriebscapitalien  für  den  An- 
kauf von  Rohstoffen,  für  das  Halten  eines  Waarenlagers  und 
für  die  Lohnzahlungen,  welche  früher  zerstreut  im  Besitze  von 
Woll-  und  Tuchhändlem  und  von  Handwerksmeistern  gestanden 
hatten;  dazu  treten  dann  die  grossen  Anlagecapitalien  wie 
Walkmühlen,  WoUküchen  und  Lagerhäuser  (Comptoir),  die  aus 
dem  öffentlichen  Eigenthum  der  Stadt  und  der  Zunft  in  den 
Privatbesitz  von  Kaufleuten  übergehen;  endlich  kommen,  den 
Fortschritten  der  Technik  folgend,  die  Reste  der  Gapitalien 
<ler  hausindustriellen  Meister,  die  Werkzeuge  und  Werkstätten, 
in  Gestalt  von  Maschinen  und  Fabrikgebäuden,  hinzu.  Der  Ent- 
wicklungsprocess  ist  vollendet,  der  capitalbesitzende  Fabrikant 
ist  entstanden,  und  er  bietet  dem  capitallosen  Lohnarbeiter  eine 
Werkstätte  in  seinem  Etablissement.  Die  tecluiischen  und 
kaufmännischen  Kenntnisse  wie  das  in  der  Industrie  angelegte 
Capital,  welche  früher  ziemlich  gleichmässig  unter  allen  bei 
der  Fabrikation  beschäftigten  Pei'sonen  vertbeilt  waren,  sind 
nun  bei  wenigen  concentrirt 

Während  der  Blüthezeit  des  Absatzes  nach  Amerika  in 
den  Jahren  1845—53,  ja  bis  1860  haben  sich  die  meisten 
grossen  Vermögen  gebildet    Wer  damals  intelligent,  energisch 
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und  geschäftsgewandt  war  und  wem  das  Glück  hold  htie: 
dem  gelang  es,  immer  grössere  Bestellungen  zu  Qbemehmtc 
und  zu  deren  Ausfühiting  zog  er  immer  gi*ös8e)*e  CapitaliPi 
und  eine  wachsende  Zahl  Arbeiter  an  sich.  Eine  Fabrik  na«  * 
der  andern  wurde  etablirt,  und  jede  einmal  angelegte  Fahrt 
trug  den  natürlichen  Trieb  nach  Ausdehnung  und  nach  Au^ 
nutzung  von  Raum-  und  Dampf  kraft  zur  Minderung  der  Genen.- 
kosten  in  sich.  Je  grOsser  die  einzelne  Anlage  wurde,  ten 
desto  grösseres  Capital  beanspruchte  die  Etablirung  m<r. 
neuen  Fabrik,  welche  erfolgmch  concurriren  wollte;  je  direit'- 
die  kaufmännischen  Beziehungen  der  gi-ossen  Finnen  zum  Az- 
lande  wurden,  und  je  mehr  die  Commissionshäuser  aus  Aacb^ 
verschwanden,  desto  mehr  wurden  die  kleinen  Geschäfte  .: 
ihrem  Absatzgebiete  beschränkt  und  machten  sich  innerb^' 
desselben  eine  unerträgliche  Konkuirenz.  So  kam  ee  des. 
dass  die  grossen  Vermögen  rascher  wuchsen  als  die  kleine:, 
und  der  Capitalunterschied  zwischen  )*eichen  und  wohlhabendi* 
Leuten  sich  verschärfte.  Eine  Illustration  bieten  uns  dar/ 
die  Veranlagungen  zur  Einkommensteuer,  die  zwar  an  sich  «er^* 
unzuverlässig,  bei  welchen  die  Fehlerquellen  jedoch  ün  Vfesetx 
liehen  die  gleichen  geblieben  sind;  für  unsem  Zweck  sind  v^ 
noch  viel  zu  mild ;  denn  da  die  grossen  Einkommen  nicht  so  gecji:. 
eingeschätzt  werden  als  die  mittleren,  so  ist  der  VermdceL- 
untei-schied  in  Wirklichkeit  ein  viel  grösserer,  als  er  berr/- 
nach  der  Tabelle  zu  Tage  tritt  Es  waren  in  der  Stadt  Aache: 
(vergl.  Anlage  V  für  den  Regierungsbezirk)  zur  Einkomtne> 
Steuer  veranlagt  Personen  mit  einem  Einkommen  von  Mari 
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210 

286 

430 

173 

237 

325 

361 

199 

248 

337 

346 

198 

243 

353 

358 

,  222 

251 

367 

346 

217 

252 

355 

361 

100  gesetit: 

100 

111 

150 

135 

350 

161 

500 

15rT 

650 

216 

700 

833 

625 

23b 

575 

d49 

500 

231 

U.  2. 
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Die  Zonahme  betrag  Ton  5  zu  5  Jahren: 


3000 

4800 

9600 

18000 

86000 

72000 

Jabr     i 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Summe 

1 
1 

4800 

9600 

18000 

36000 

72000 

120000 

1854y'59 

9p 

'      132 

153 

154 

„_„ 

111 

18-')9/64 

126 

112 

180 

115 

150 

121 

1864/69 

120 

112 

108 

173 

238 

118 

1869/74 

120 

141 

157 

117 

185 

180 

1874/78/9 

125 

106 

109 

100 

77 

115 

In  den  20  Jahren  1854 — 73  hat  die  Zahl  der  einkommen- 
steuerpflichtigen Personen  sich  fast  verdoppelt;  doch  ist  diese 
Zunahme  in  den  verschiedensten  Einkommenstufen  eine  ungleich 
rasche  gewesen.  Die  Anzahl  der  zu  3000—4800  M.  veranlagten 
Personen  ist  von  100  auf  168,  die  der  zu  4800—9600  M.  ver- 
anlagten von  100  auf  210  gestiegen;  dagegen  hat  die  Zunahme 
in  den  höheren  und  höchsten  Stufen  von  100  auf  286,  430 
und  500  betragen.  Die  Anzahl  der  wohlhabenden  Leute  in 
Aachen  hat  sich  also  kaum  verdoppelt,  während  die  der  Reichen 
und  Reichsten  sich  verdrei-,  vier-  und  fQnffacht  hat.  Im  Jahre 
1854  zählte  der  wohlhabende  Mittelstand  551  Personen  mit 
einem  Einkommen  von  3000—9600  M.  gegen  56  Reiche  mit 
9600—36000  M.,  im  Jahre  1873  gab  es  1001  Wohlhabende 
gegen  199  Reiche  mit  9600—120000  M.  Einkommen.  Im 
Jahre  1853  gab  es  10,  1873  nur  5  Wohlhabende  gegen 
1  Reichen.  Noch  greller  würde  das  Anwachsen  der  grossen 
Vermögen  ins  Auge  springen,  wenn  man  als  Ausgangspunkt  der 
Vergleichung  das  Jaln*  1845  nähme. 

Ein  bedeutender  Zuwachs  des  Veimögens  hat  im  Jahr- 
fünft 1869-  74  stattgefunden.  Die  Steigerung  betrug  30  Prozent, 
und  zwar  wird  auch  hier  die  der  wohlhabenden  Klassen  mit 
20  und  41  Procent  durch  die  der  Reichen  und  Reichsten  mit 
57 ,  17  und  85  Procent  überragt.  Es  floss  die  Zunahme  des 
Einkommens  aus  allerlei  Quellen ;  nicht  zum  wenigsten  hat  der 
flotte  Gang  der  Aachener  Industrie  dazu  beigetragen ;  es  werden 
Fabrikanten  genannt,  welche  150000  M.,  andere,  die  60  bis 
90000  M.  im  Jahre  verdient  hätten.  Unter  den  Männern, 
welche  plötzlich  wohlhabend  wurden,  gab  es  eine  Reihe  Commis, 
Kaufleute  und  Geschäftsmänner  niederen  Ranges.  Durch  einen 
Zufall  von  der  Welle  des  Glücks  zu  den  stolzen  Höhen  des 
Reichthums  emporgetragen,  kannte  der  Uebermuth  vieler  dieser 
Leute  keine  Grenzen ;  ohne  die  innere  Gewähr  für  eine  würdige 
Verwendung  der  grossen  Mittel,  suchten  sie  in  äusserem  Glänze 
die  einzige  Repräsentation  ihrer  neu  ei-worbenen  Stellung. 
Auch  in  Aachen  b^nnt  eine  Zeit  der  unsinnigen  Verschwendung, 
der  luxuriösen  Häuserbauten,  des  Equipage-Haltens,  der  Feste 
im  Kurhause,  der  Putzsucht  der  Frauen  und  aller  Maasslosig- 
keiten  in  Essen  und  Trinken  der  Männer;  der  grössere  äfft 


76  IL  t 

den  kleineren  nach.  In  einer  einzigen  Camevalsnacht  spnidti: 
in  der  „Erholang**  aus  300  Flaschen  der  Champagner«  secb^ 
Jahre  später  nur  aus  25.  Dort  ruft  bei  schäumendem  Keld»^ 
«ein  Parvenü  in  die  Gesellschaft  das  übermOthige  Wort:  ««Wer 
heutzutage  nicht  20000  Thaler  zu  vei'zehren  bat,  der  u^ 
ein  Lump !"  —  Wie  alt  sind  Sie  ?  ft-agt  ihn  trocken  der  Ober- 
forstmeister  zur  Rechten.  —  „Ein  und  fünfzig  Jahre!  Do^b 
wozu  diese  Frage  ?^  —  Dann  sind  Sie  50  Jahre  Ihres  Leb«iL- 
ein  Lump  gewesen! 

Man  wird  den  Luxus  in  einer  Stadt  wie  Aachen.»  wekhf 
mit  Bmlscheid  zusammen  immerhin  nur  100000  Einwohne: 
zählt,  erst  dann  begreifen,  wenn  man  eine  Reihe  Yon  That- 
Sachen  nicht  ausser  Acht  lässt,  welche  nachdrücklichat  damu' 
hinwirken.  In  den  Vordergrund  ist  der  Umstand  zu  steltea 
dass  Aachen  ein  bedeutender  Badeort  ist;  waren  im  Jahre  l^li 
doch  27881  Fremde  und  Kurgäste  daselbst  angekommen,  unter 
diesen  viele  reiche  Leute,  Ausländer  mit  grossen  Anspr&ctieL 
an  das  Leben,  denen  gemäss  die  prächtigen  Hfttels  und  Bade- 
häuser eingerichtet  sind  und  fbr  welche  Musik  und  Vtr- 
gnügungen,  allerhand  Glanz  und  Schimmer  entfaltet  werder 
Dadurch  wird  das  Leben  auf  einen  grossstädtischen  Fuss  ^ 
bracht  und  Aachen  zur  luxuriösesten  und  theuersten  Industrie- 
stadt. Unter  den  Einwohnern  finden  sich  viele  Personen,  weicht 
damit  gleichen  Schritt  halten  können ;  denn  eine  Menge  Rentner 
hat  sich  daselbst  niedergelassen  und  vermehrt  die  Pracht 
der  Stadt.  Von  den  Einkommensteuerpflichtigen  des  Regierunl^- 
bezirks  lebten  1854/59  nur  40  Procent,  1864/69:  44  Proc^t 
1873/78  schon  52  Procent  in  der  Stadi  Aachen;  also  nicb: 
nur  in  einzelnen  Häuseiii,  auch  in  einzelnen  Oilen  eonoentrires 
sich  die  grösseren  Vermögen.  Noch  grösser  als  die  Mittel  &' 
der  Hang  zum  Geldausgeben.  Die  Aachener  sind  ein  Völkcbes 
für  sich;  „Franzosen  teutscher  Nation '^  nennt  sie  ihr  Oeschirlit* 
Schreiber  Meyer  und  nicht  mit  Uni'echt;  denn  franzOsischt 
Sympathieen  hat  noch  bis  heute  die  alte  Generation  bewahrt, 
die  Kinder  der  reicheren  Stände  erhielten  und  erhalten  noch 
vielfach  eine  französische  Einziehung  in  belgisdien  Pensionaten . 
das  Volk  ist  mit  wallonischen  Elementen  untermischt;  da? 
deutsche  Element  hat  etwas  von  der  flämischen  derben  Lebens^ 
lust,  und  Typen  niederländischer  Meister  begegnet  man  oft 
unter  den  Frauen.  Diesen  Charakterzug  des  Volks,  gern  ic 
grossem  Style  zu  leben,  darf  man  nicht  ignoriren:  er  giebt  id 
letzter  Instanz  den  Schlüssel  zu  seinem  wirthschaitlichen  n&i 
socialen  Verhalten.  „Der  Aachener  will  geehit  sein!'*  viri 
Aeusserlichkeit  und  Cererooniell,  viel  Flitter  und  Schimma^,  — 
das  liegt  in  seiner  Natur.  In  langem  Gänsemarsche  zieht  die 
Einwohnerschaft  dem  Luxus  nach:  voran  die  Badegäste,  dau 
die  Rentner,  die  Fabrikanten,  die  Beamten,  die  BOrgerschait 
die  Arbeiter  und  zuletzt  die  Proletarier. 


:.  2.  77 

Jedoch  keineswegs  alle  Fabrikanten  haben  den  Vorwurf 
er  Verschwendung  während  der  guten  Zeit  auf  sich  geladen, 
remäss  dem  erhöhten  Einkommen  haben  sie  alle  auch  in  der 
usseren  Erscheinung  ihr  Dasein  verziert;  aber  die  Familien 
üt  altererbtem  Besitz  haben  sich  nicht  auffällig  von  ihren 
raditionellen  Lebensgewohnheiten  entfernt  Es  giebt  eine 
anze  Reihe  von  Männeiii,  welche  in  geistigen  Cultur- 
enftssen,  in  der  Aufopferung  ihrer  Zeit  und  Arbeitskraft  fOr 
ie  öffentlichen  Angelegenheiten  des  Staates,  der  Gemeinde  und 
es  socialen  Lebens  ihre  Ehre  gesucht  und  gefunden  haben, 
ndess  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gerade  in  Aachen  in  dieser 
linsicht  und  in  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  Gunsten  der  Arbeiter 
veniger  geschehen  ist  als  an  anderen  Oiten;  die  Fabrikanten 
laben  sich  darauf  beschränkt,  als  berufene  Capitalbildner  des 
v'olks  theils  ihre  Etablissements  auszudehnen,  theils  ihren 
[Jeberfluss  in  Fonds  anzulegen. 

Darüber  hat  aber  der  Fabrikantenstand  eine  seiner  wich- 
i^ten  Aufgaben  versäumt.  Jeder  Guiturfortschritt  pflanzt  sich 
^rst  in  Generationen  durch  veredelndes  Beispiel  von  geistig  und 
noralisch  höher  stehenden  Klassen  auf  die  niedem  fort  Ein 
>olch'  würdiges  Vorbild  hat  der  Fabrikantenstand  den  Arbeitern 
iiesmal  in  ganz  ungenügender  Weise  geboten.  Durch  einen 
i^lücklichen  Zufall  waren  Beiden  die  grössten  Mittel  in  die 
Hände  gespielt  worden,  es  fehlte  aber  beiderseits  an  einer  tieferen 
innero  Durchbildung,  dem  Resultate  von  langjähriger  Selbst- 
sucht und  Selbstüberwindung,  welche  allein  befähigt  hätten, 
ien  unverhofften  Glücksgewinn  würdig  zu  vei'wenden.  Daher 
äuf  der  einen  Seite  hier  und  da  ein  lüsternes  Geldprotzenthum, 
iuf  der  andern  vielfach  jene  ausschweifende  Rohheit  und  Genuss- 
^ui'ht  der  untern  Klassen.  Rechtlich  und  politisch  zu  mündigen 
und  freien  Männern  erklärt,  gab  es  sittlich  und  geistig  noch 
^iele  Knechte. 

Die  seit  dem  Jahre  1873  über  Aachen  hereingebrochene 
Krisis  hat  in  ihren  Folgen  auch  die  Fabrikanten  hart  betroffen, 
jedoch  die  verschiedenen  Klassen  derselben  in  vei*schiedener 
Weise.  Vier  Gruppen  lassen  sich  unterscheiden.  Obenan  steht 
etwa  ein  Dutzend  oder  mehr  gi*osser,  alter  und  capitalmächtiger 
Firmen,  welche  mit  amortisirtem  Anlagecapital  arbeiten,  deren 
Besitzer  einen  gi*os8en  Theil  ihres  Einkommens  aus  Fonds  und 
[rrundhesitz  beziehen  und  welche  ihren  Fabrikbetrieb  aufrecht 
?rhalten,  um  die  Henne  nicht  zu  todten,  welche  ihnen  die  goldenen 
Kier  gelegt  hat  Diese  Firmen  streichen  in  den  flotten  Zeiten 
iiie  grossen  Gewinne  mit  Vergnügen  ein  und  können  während 
rler  schlimmen  Jahre  ruhig  einen  eigentlichen  Gewinn  aus  der 
Fabrik  entbehren.  Jedoch  resultiren  ihre  Verluste  zum  über- 
wiefrenden  Theile  aus  der  Entwe\-thung  ihrer  Papiere;  denn 
f^erade  sie  sind  es,  welche  selbst  nach  Krisen  ihr  Geschäft 
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yerhältnissmässig  mit  dem  grössten  Nutzen  fortbetreibeo.  Pa^ 
folgt  erstens  aus  ihren  Absatzverbindungen ;  ihr  Markt  w 
das  ferne  Ausland,  welches  für  ihre  Stapelartikel  eio  treuer 
Abnehmer  bleibt ;  die  Commissionshäuser,  z.  B.  in  SodameriU 
besorgen  das  gewinnbringende  Geschäft,  und  erst  in  den  letzter 
Jahren  haben  sich  auch  kleinere  Finnen  mit  schlechteres 
Fabrikaten  hineingedrängt,  welche  in  ihrer  Noth  am  ein  Ab- 
satzgebiet den  Commissionshäusem  sehr  billige  Angebote  et- 
macht  haben.  Der  zweite  Vortheil  der  alten  Firmen  beruht 
auf  ihren  Zahlungsbedingungen :  sie  können  Credit  flehen,  ohoc 
solchen  zu  verlangen ;  im  Nothfall  decken  sie  das  Geschäft  ici: 
ihrem  Privatvermögen.  Bei  so  günstigen  VerhältnisseD  gelisü; 
es  ihnen  stets,  für  den  überwiegenden  Theil  ihrer  Prodaktia- 
noch  lohnenden  Absatz  zu  finden,  und  der  Rest  geht  dann  nod 
so  mit  und  wird  mit  seinem  Verluste  durch  die  Gewinne  de^ 
Haupttheils  gedeckt  Im  Allgemeinen  gemessen  die  alten  no«! 
grossen  Firmen  nun  die  Fruchte  ihrer  geschäftlichen  Soliiiitii; 
und  des  Umfangs  ihres  Geschäfts,  indem  die  traditionellr«. 
Bestellungen  in  ihi*en  Händen  bleiben.  Sie  sind  ee,  wdchr 
den  wesentlichsten  und  lohnendsten  Bedarf  nach  glatten  Stoitt 
decken,  und  daraus  erkläit  sich  eine  gewisse  SdiwerfäUigktr/ 
in  ihrer  Fabrikation,  indem  sie  nicht  zu  anderen  Artikeln  über- 
gehen, weil  sie  festen  Absatz  haben  und  in  der  Lage  sind,  timr 
Zeiten  abzuwarten.  Diese  Firmen  gelten,  soweit  ihre  Th«2- 
haber  gerade  nicht  Actionäre  nothleidender  Industrieen  sin;*, 
welche  ihren  Absatz  im  Inlande  finden,  gewöhnlich  als  Frei- 
händler. 

Weit  ungünstiger  ist  die  Gruppe  derjenigen  Finnen  gestellL 
welche  zwar  ein  sehr  gi'osses  Geschäft,  aber  mit  fremdem  Capiuit 
betreiben.  Diese  vermögen  sich  durch  ihre  Handelsbeziehungea 
allerdings  Absatz  zu  verschaffen ,  aber  nicht,  lange  Credite  su 
geben,  und  können  durch  plötzliches  Drängen  ihrer  Gläubiger 
in  die  Verlegenheit  gesetzt  werden,  gi*osse  LagerbestAnde  si^ 
einmal,  z.  B.  auf  Auctionen,  verkaufen  zu  müssen,  wodurch  ^e 
sich  den  empfindlichsten  Verlusten  aussetzen.  Noch  schlimmer 
stehen  die  kleineren  Häuser  mit  ähnlichen  Croditverhältnis^K:. 
und  mit  kleinem  Fabrikbetriebe;  sie  haben  weder  den  eior' 
noch  den  andern  Vorzug,  und  sie  sind  es,  welche  enistlich  unte: 
der  Krisis  leiden;  von  ihnen  ist  eine  Reihe  Etablissement • 
eingegangen.  Ein  solches  Einstellen  der  Fabrikation  fallt  ein«"? 
vierten  Gruppe,  welche  einen  kleinen,  mehr  hausindustnellen 
Betrieb  führt,  am  leichtesten;  hier  haben  die  Tlntemehm^f 
nur  geringe  Capitalanlagen,  welche  sie  aufgeben  müssen.  Ein? 
Reihe  solcher  arbeitsloser  kleiner  Geschäftsleute  ist  vorhan^lei. 
ein  Unterkommen  als  Commis  oder  WerkfÜhi*er  zu  finden.  hk]\ 

? gegenwärtig  schwer  und  ist  auch  gegen  das  Ehrgefbhl  in 
ruber  selbständigen  Mannes. 
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Von  grossem  Einfluss  auf  die  Lage  der  letzteren  Gruppen 
st  das  rheinische  Creditwesen.  Dasselbe  hat  die  Entwicklung 
der  Industrie  ausserordentlich  gefördert,  indem  es  bis  zu 
2.0  Procent  des  Umsatzes  Credit  gewährt.  Viele  Fabrikanten 
liatten  mit  Hülfe  dessen  in  der  Zeit  des  Aufschwungs  ihre 
Operationen  über  ihr  Vermögen  ausgedehnt  und  sind  daher 
SLVg  verschuldet;  ihre  Abnehmer  sind  es  vielfach  nicht  minder 
und  beanspruchen  nicht  nur  den  in  Aachen  üblichen  Credit 
von  sechs,  sondern  sogar  in  einzelnen  Fällen  von  18  Monaten. 
Dadurch  wird  jeder  geregelte  Geschäftsverkehr  erachweit. 
Zunächst  werden  die  Fabrikanten  genöthigt,  beim  Einkauf  der 
Rohstoffe  längere  Fristen  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen; 
das  zwingt  sie  wiederum,  sich  an  Zwischenhändler  zu  wenden, 
namentlich  können  sie  die  Wolle  dort  nicht  einkaufen,  wo  sie 
aro  besten  und  billigsten  ist  Die  Banken  ihrerseits,  theils 
von  ihren  eigenen  Gläubigern  gedrängt,  theils  die  Noth  der 
Schuldner  und  die  Gelegenheit,  frühere  Verluste  wieder  ein- 
zuholen, benutzend,  theils  in  der  Absicht,  sich  grössere  Sicher- 
heit zu  verschaiTen  oder  zweifelhafter  Schuldner  zu  entledigen, 
theils  um  ihi*e  Kunden,  von  denen  sie  merken,  dass  sie  lohnende 
Wechsel  anderweit  billiger  discontiren  lassen,  zu  zwingen,  diese 
Operationen  bei  ihnen  selbst  vorzunehmen,  um  so  am  Discontiren 
wie  an  den  Provisionen  zu  verdienen,  —  legen  den  Fabrikanten 
erschwerende  Bedingungen  auf.  So  sollen  beispielsweise  statt 
6  Procent  bei  einem  Jahresumsatz  von  100000  Mark,  7  Procent 
gefordert  und  die  Bedingung  auferlegt  worden  sein,  150000  M. 
mit  dem  Banquier  umzuschlagen.  Man  hat  mich  versichert, 
dass  mindestens  30  kleine  Geschäftsleute  in  Aachen  durch  ein 
ähnliches  Verfahren  zu  Grunde  gerichtet  worden  sind,  abge- 
sehen von  den  geheimen  Schäden,  welche  andere  erlitten.  Mit 
der  Reichsbank  können  die  kleineren  Häuser  nicht  so  leicht 
arbeiten,  weil  sie  die  erforderlichen  Sicherheiten  nicht  zu  bieten 
vermögen. 

Der  Wechsel  der  Mode  hat  jede  Gruppe  in  vei*schiedenem 
Maasse  betroffen.  Die  alten  und  grossen  Firmen  sind  von  dem- 
selben wenig  berührt  worden;  sie  decken  noch  heute  den 
Haupttheil  der  auswärtigen  Nachfrage  nach  -  glatten  Stoffen. 
Um  den  Rest  derselben  entbrannte  eine  heftige  Concurrenz 
im  Inlande ;  jeder  Fabrikant  suchte  seinen  Antheil  zu  erbeuten, 
theils  durch  Drücken  des  Lohnes,  theils  durch  Verschlechtei-ung 
der  Waare.  Aber  die  Portionen  genügten  nicht;  die  Einen 
wurden  auf  den  Weltmarkt  hinausgedrängt  und  begannen  in 
Konkurrenz  mit  den  alten  Firmen  zu.  treten ;  die  Andern  sahen 
sich  vor  die  Nothwendigkeit  gestellt,  der  Fabrikation  von 
Kammgarnstoffen  sich  zuzuwenden.  Für  die  Kaufleute  mit 
überwiegend  hausindustriellem  Betriebe  war  dieser  Uebergang 
technisch  unschwer  zu    vollziehen:    sie   brauchten   nur   eine 
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JacquardvonichtoDg  im  Werthe  von  60  M.  auf  jeden  Stuhl  zu 
setzen;  in  geschäftlicher  Hinsicht  vermochten  sie  aber  nicht 
sofort  neue  Verbindungen  anzuknüpfen,  der  Mode  zu  folgen 
und  sich  neue  Muster  zu  verschafifen;  die  meisten  haben  da- 
her den  Betrieb  eingestellt.  Bei  den  grösseren  Fabrikanten 
traten  zu  den  geschäftlichen  Schwierigkeiten  noch  die  tech- 
nischen; das  Anbringen  einer  Jacquardmaschine  an  einen 
mechanischen  Stuhl  kostet  mindestens  300  M.,  und  vor  allem 
gerathen  die  gesammte  Appretur,  Spinnerei  und  andere 
Maschinen  in  Stillstand.  Die  pecuniär  weniger  gut  gestellten 
Firmen  konnten  diese  Schwierigkeiten  nicht  überwinden  und 
haben  ihren  alten  Betrieb  entweder  eingestellt  oder  führen  ihn 
ohne  erheblichen  Gewinn  weiter.  Mehrere  Häuser  sind  toH 
Energie,  obwohl  mit  grossen  Opfeiii,  zur  Fabrikation  gemusterter 
Waaren  übergegangen,  und  diejenigen,  welche  es  zuerst  thaten, 
haben  auch  lohnenden  Gewinn  gefunden;  später  hat  sich  der- 
selbe bei  zunehmender  Konkurrenz  sehr  veimindert  Neu  ge- 
gründete Fabiiken  sind  gleich  auf  Kammgarnstoffe  eingerichtet 
worden ;  alle  haben  sie  aber  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 
Dazu  kommt  endlich  noch  die  grosse  Frage,  ob  jene  Stoffe  sich 
noch  lange  für  die  Männerbekleidung  in  der  Mode  halten 
werden. 

Die  Klagen  über  schlechte  Zeiten  sind  ganz  allgemein, 
obwohl  jeder  Einzelne  pei*sönlich  in  seinen  Aeusserungen  vor- 
sichtig ist,  um  seinen  Credit  nicht  zu  verderben  und  den 
Banquier  nicht  noch  rücksichtsloser  zu  machen.  Die  äussere 
Repräsentation  bleibt  daher  vielfach  dieselbe,  und  die  Saison 
von  1877/78  soll  sehr  glänzend  verlaufen  sein.  Aber  die 
Wirkungen  der  Kiisis  ti*eten  auch  äusserlich  zu  Tage.  Der 
Uebeimuth  ist  zurückgedämmt,  das  Geldprotzenthum  drängt 
sich  nicht  mehr  widerlich  in  den  Vordergiiind,  und  die  Re- 
giemngsräthe ,  über  deren  Köpfe  man  hinwegsah,  spielen 
wieder  ihre  Rolle.  Die  Rosskämme  der  Stadt  gehen  arbeitslos 
und  können  kaum  die  Hälfte  der  Luxuspferde  gegen  früher 
verkaufen.  Die  Verluste  kommen  fieilich  in  den  Tabellen  der 
Einschätzung  zur  Einkommensteuer  nicht  zum  Vorschein.  Die 
einkommensteuerpflichtige  Bevölkeining  bleibt  sich  fast  deich 
und  schwankt  zwischen  6.5—6.9  Procent  der  Gesammtbevölke- 
rung;  ja,  sogar  die  höheren  Klassensteuerstufen  von  1200  bis 
3000  Mark  theilen  dasselbe  Schicksal ;  denn  auch  sie  bewegen  sich 
nur  zwischen  12.1—13.9  Procent  Scheinbar  hat  sich  die  An- 
zahl der  Einkommensteuerpflichtigen  im  Jahre  1876 — 77  von 
1387  auf  1512  nicht  unerheblich  vermehit,  jedoch  nur  schein- 
bar ;  es  liegt  dies  an  einem  verändeilen  Einschätzungsverfahren. 
Nach  der  früheren  Praxis  wurde  das  Einkommen  sämmtlicher 
Familienglieder  zusammengerechnet  und  das  Einkommen  der 
Haushaltung  als  einfaches  Object  versteueil;  dadurch  war  aber 
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zahlreichen  erwachsenen  Söhnen,  die  noch  zu  Hanse  wohnten, 
die  Möglichkeit  genommen,  gewisse  politische  Rechte  an&zuüben. 
In  Folge   der  Entscheidung  eines  Gerichts  wurden  nun  seit 
1877/78    alle    diese   Personen     auch    selbständig    veranlagt 
Daraus  folgte  einerseits  die  Zerschlagung  mehrerer  grösserer 
Kinkommen,  andererseits  die  Zunahme  der  kleineren.   Von  jenen 
1 25  neuen  Steuerpflichtigen  entfielen  nur  12  auf  die  unterste 
Stufe  von  3000—3600  M.,  dagegen  76  auf  die  zweite  und  21 
auf  die  dritte  Stufe;  es  waren  also   vielfach  Söhne   reicher 
Familien,  die  ihr  Einkommen  mit  3600—4800  M.  declarirt 
hatten.    Jedoch  muss  man  sich  hQten,  aus  den  Veranlagungen 
zur  Einkommensteuer  SchlQshe  auf  die  unschädliche  Wirkung 
der  Krisis  zu  ziehen.    Es  ist  ja  allen  Eingeweihten  bekannt, 
dass  z.  B.  in  einer  rheinischen  Gegend,  wo  die  Kommunal- 
Steuerzuschläge  so  hoch  sind,  dass  die  Abgaben  bei  richtiger 
Bemessung  20  Procent  des  Einkommens  beanspinichen  würden, 
die  Kommissare  nur  die  Hälfte  des  wirklich  ermittelten  Ein- 
kommens als  steuei*pflichtig  angeben.    In  Aachen  vermag  ich 
den  Grad  der  früheren  Ungenauigkeit  nicht  zu  bestimmen;  so- 
viel ist  jedenfalls  sicher,  dass  auch  hier  viele  der  reichen  Leute 
Steuerdefraudanten  genug  gewesen  sind,  um  sich  in  niedrigere 
Stufen  einsehätzen  zu  lassen,  und  daher  gegenwärtig  keiner 
Zurücksetzung  in  eine  tiefei-e  Stufe  bedürfen;  ebenso  sicher 
dürfte  aber  sein,  dass  in  zahlreichen  Fällen  die  gegenwärtige 
Veranlagung  bis  hart  an  die  Grenze  des  wirklichen  Einkommens 
heranreicht,  und  mehrere  Kommissare,  denen  als  Vertrauens- 
männern vielfach  die  Geschäftslage  vorgetragen  ist,  versichern, 
dass  häufig  doch  ganz  erhebliche  Verluste    zu   tragen   sind. 
Aeusserlich  tritt  das  weniger  zu  Tage;  im  Innern  des  Hauses 
zeigt  sich  aber  die  Einschränkung. 

Von  Glücksgewinnen  der  Fabrikanten  ist  beim  gegen- 
wärtigen Rückgange  der  Industrie  keine  Rede;  oinen  Unter- 
nehmergewinn beziehen  sie  kaum  mehr;  selbst  die  Verzinsung 
ihres  Geschäftskapitals  ist  vielfach  schwer  zu  erreichen,  und 
das  Einkommen  hat  sich  demnach  in  den  meisten  Fällen  be- 
trächtlich veimindeit;  einige  Firmen  haben  Schulden  machen 
müssen,  und  soweit  Vermögen  ausserhalb  der  Industrie  an- 
gelegt waren,  sind  sie  sogar  vielfach  verloren  gegangen.  Trotz 
allem  dem  lässt  sich  behaupten,  dass  im  Durchschnitt  die 
p'abrikanten  mit  Zähigkeit  an  ihrem  Geschäftskapital  festhalten 
und  ihnen  dies  um  so  leichter  gelingt,  je  älter  und  grösser 
ihre  Firma  ist.  Wenn  endlich  normale  Verhältnisse  wieder- 
kehren, werden  sie  mit  grösserer  Produktionski-aft  in  die 
neue  Epoche  eintreten  als  vor  der  Glanzzeit;  —  die  Arbeiter 
werden  aber  in  ihrer  Lage  sich  kaum  gegen  früher  verbessert 
haben.    Beide  sind  sie  durch  den  Aufschwung  der  Industrie 
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viele  Sprossen  auf  der  Leiter  des  socialeii  und  wirthachaftficb« 
Glücks  emporgetragen  worden :  die  Einen  haben  sich  mit  Züns- 
keit  an  den  Balken  des  Kapitals  geklammert ;  die  Andern  sankea 
halt-  und  kri^os  wieder  zu  Boden.  Der  VennO^eoa-  ud 
Einkommensunterschfed  z¥rischen  grossen  und  kleinen  Fabh- 
kanten,  zwischen  Fabrikanten-  und  Arbeiterstand  ist  Ter- 
schärft  worden.    Das  sind  die  Wirkungen  der  Krisis! 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  linksrheiniselie  Seiden-  und  Sammet- 

Indnstrie. 


6* 


I,    Bas  Monopol 
und  die  Entotehnng  einer  Kanfinannsehaft. 

INe  alte  Reichs-  und  Kaiserstadt  Aachen  ist  ein  Ort  der 
^ereilen  Kontraste  und  des  socialen  Elends ;  darum  fort  aus  ihren 
engen  alten  Häusern  und  dampfenden  Fabriken,  hinaus  durch  die 
ewigen  Nebel«  mit  denen«  alles  Leben  ertödtend,  die  Stoiberger 
Zinkhütte  uns  zurQckscheuchen  will,  auf  die  weiten  Fluren  des 
JUlicher-,  Clever-  und  Gelder  -  Landes !  Hier  raucht  kein  an- 
derer Schlot  als  der  des  heimatlichen  Heerdes;  hier  ruft  die 
Olocke  die  Bewohner  nie  zu  anderem  Zwecke  als  zum  Gebet ; 
hier  haust  auch  der  gemeine  Mann  auf  angesessenem  Erbe, 
nennt  die  Wohnung  noch  sein  eigen  und  bringt  das  Leben  in 
gesunder  Arbeit  aiidf  den  väterlichen  Aeckem  und  Wiesen  hin ; 
hier  —  vielleicht  —  findet  das  Elend  keine  Stätte,  giebt  es 
kein  Proletariat,  und  diese  fruchtbaren  Gefilde  bleiben  von  den 
Erdbeben  der  Industrie  verschont 

Doch  nur  gemach,  auch  hierhin  ist  die  Industrie  gedrun- 
gen mit  ihren  S^inungen,  aber  auch  mit  ihrer  Quid.  Ob- 
wohl äusserlich  unbemerkbar ,  paart  sich  dem  Ackerbau  ein  ^ 
ganz  bedeutendes  Gewerbe.  Von  welcher  Seite  wir  uns  auch 
seinem  Centrum,  Crefeld,  nahen  mögen,  schon  in  weiter  Feme, 
vor  allem  bei  Viersen,  Dtüken,  Sochtelen,  Grefrath,  Kempen, 
St.-TOnis,  Vorst,  Anrath,  Hüls  hält  kein  Zug,  ohne  dass  nicht 
Dutzende  von  Männern,  mit  den  Kettstöcken  auf  dem  Rücken 
und  den  Beuteln  mit  Einschussbobinen  zur  Seite,  hinaussprin- 
^eo  und  den  Städtchen  und  sauberen  Dörfern  zuschi*eiten. 
Folgen  wir  ihnen  durch  die  grünen  Hecken  und  horchen  hin- 
auf zu  den  zweistöckigen,  rothgedeckten  Häuschen,  so  schallen 
uns  fast  allenthalben  der  Schlag  der  Lade,  das  Schnurren  des 
Haspels  oder  der  laute  Tritt  der  Jacquardmaschine  entgegen. 
Verwundert  hält  der  Bauer  mit  verschossenem  Sammetkittel 
im  Pflügen  inne,  die  dem  Spulrad  entsprungenen  Kinder  brin- 
gen das  Geklapper  ihrer  Holzschuhe  auf  einen  Augenblick  zur 
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Ruhe  und  die  hohen  blauäugigen  Frauen,  die  verdeckten  Körbe 
mit  den  Bobinen  auf  dem  blonden  Haupte  tragend,  bewill- 
kommnen den  Fremdling  mit  freundlichem  Gruss.  Und  ge- 
langen wir  gar  nach  Grefeld  selbst,  so  verräth  uns  die  Er- 
scheinung jedes  Arbeiters,  jedes  Gespräch  und  in  der  Mussezeit 
auf  den  Strassen  nicht  am  Wenigsten  die  Färbergesellen, 
nach  ihren  Händen  die  Schwarzen,  die  Bothen  und  die  Blauen 
genannt,  dass  in  diesem  Mittelpunkte  die  Spinne  hängt, 
welche  ihre  seidenen  Fäden  von  der  Maas  bis  zur  Mosel  und 
über  den  Rhein  hin  aussendet  und  alle  Ortschaften  auf  den 
Bergen  wie  in  der  Ebene  in  ihr  je  näher  liegendes,  desto 
enger  geflochtenes  Netz  einbezogen  hat. 

Vor  zwei  Jahrhunderten  stand  kein  Seidenwebstuhl  in  der 
Gegend.  Die  Leinweberei,  längst  zuitlckgedrängt  aus  ihren 
anderen  Sitzen,  gewährte  in  Grefeld  wie  im  rheinischen 
Tieflande  ihren  Dienern  nur  ein  kärgliches  Auskommen; 
der  Verlust  des  Absatzes  in  England  in  Folge  der  Konkurrenz 
Irlands,  verbunden  mit  der  Entwickelung  der  Seidenweberei, 
griffen  ihre  Existenz  in  den  Ginmdvesten  an.  Die  Leinweber 
vei-schwinden  in  der  ei'sten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts :  die 
einen  flüchten  sich  in  Gegenden  mit  billigeren  Lebensanfor- 
deiningen  wie  Viersen  und  Jülich ;  andere  bleiben  in  der  Stadt, 
verbrennen  ihren  Stuhl ,  sie  strecken  die  Waffen  und  geben 
sich  an's  Seiden  weben;  die  dritten,  trotzige  und  unvernünftige 
Gesellen,  setzen  den  Kampf  gegen  des  Lebens  Noth  mit  dem 
Leinwebstuhl  fort,  ihr  Tumult  im  Juni  1741  ist  das  letzte  Auf- 
flackern vor  gänzlichem  Erlöschen,  sie  sterben,  die  veralteten 
Waffen  in  der  Hand. 

Die  Leinweberei  war  das  Einzige ,  woran  die  neue  Industrie 
anknüpfen  konnte;  doch  war  die  Technik,  namentlidi  beim 
Sammetweben,  eine  wesentlich  andere  und  weder  der  Lein- 
noch  der  Tuchstuhl  waren  zum  Seidenweben  zu  gebrauchen ; 
Jm  Grunde  brachte  der  Leinweber  nui*  die  Gewohnheit  des 
Stillesitzens  mit.  Sonst  fehlte  Alles.  Der  Rohstoff  wie  die 
Technik  entstammten  fremden  Ländern,  die  Färberei  und 
Appretur  befanden  sich  in  fernen  Städten,  vor  Allem  fehlte 
es  an  Kapital,  um  das  Unternehmen  zu  bc^nnen,  die  Werk- 
zeuge zu  beschaffen,  die  Arbeiter  auch  in  schlechten  Jahren 
zu  bezahlen.  Um  so  höher  ist  das  volkswirthschafUiche  Ver- 
dienst deijenigen  Familie»  welche  mit  einer  in  hundert  Jahren 
nicht  eimüdenden  Thatkraft  jene  Industrie  in^s  Leben  gerufen 
und  entwickelt  hat,  welche  heute  eine  Zierde  Rheinlands  ist, 
Deutschland  durch  seinen  Fleiss  versorgt,  beide  Hemisphären 
sich  tributär  gemacht  hat  und  auf  dem  Weltmarkt  einen  ge- 
achteten Kamen  fuhrt. 

Heinrich  von  der  Leyen,  ein  holländischer  Mennonit,  er- 
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warb  im  Jahre  1668  das  Bürgerrecht  in  Cr6feld.J|^  £r  war 
ein  Kaufmann,  welcher  neben  Leinen,  Nürnberger  Tand,  Hanf 
und  Aehnlichem  auch  Rohseide  führte,  welche  er  in  Köln  färben 
Hess,  nnd  Nah-  nnd  Stickseide,  welche  er  ans  Holland  bezog; 
und  zwar  war  es  znm  grOssten  Theile  nur  ein  Kommissions^ 
geschAft  für  Crefelder,  Amsterdamer  und  andere  H&user,  wel- 
ches er  betrieb.  Daneben  wurden  schon  in  den  1670er  Jahren 
Gallons,  ein  Jahrzehnt  sp&ter  auch  Sammetbänder  gewebt; 
einer  der  Sohne  legte  eine  Seidenzwiraerd,  ein  anderes  Brüder- 
paar eine  Sammetfabrik  an,  welche  mit  dem  älteren  Seiden- 
stof^^kchftft  verschmolzen  wurde.  So  wuchs  die  Eapitalmacht 
heran,  welche  zu  einer  weiteren  Ausdehnung  der  Industrie 
nöthig  war.  Vor  Allem  galt  es,  die  ausserhalb  gelegenen 
Htüftgewerbe  auch  in  Grefeld  zu  etabliren.  Die  im  Jahre 
1724  gegründete  Färberei  vermochte  zwar  noch  nicht  alle 
Farben  herzustellen,  doch  selbst  sie  wurde  bald  zu  eng  und 
aus  der  Stadt,  wo  das  Grundwasser  fünf  Meter  tief  liegt,  in 
das  nahe  Alt-Leyenthal  verlegt,  wo  das  Wasser  offen  in  Gräben 
zu  Tage  tritt,  in  denen  die  Färber  nach  Erinnerung  alter 
Leute  im  Sommer  und  Winter  die  Seidenstrange  gespült  haben. 
Die  Industrie  nahm  um  diese  Zeit  einen  solchen  Aufschwung, 
dass  die  Regierung  der  Stadt  Grefeld,  wenn  sie  noch  zwanzig 
Jahre  in  solchem  Flor  bliebe,  die  Prognose  stellte,  dass  sie 
9  ein  so  grosses  Renommä  von  Handel  und  Eaufinannschaft  haben 
würde,  wie  die  allerberühmtesten  Kauf-  und  Handelsstädte  in 
ganz  Deutschland.''*) 

Die  vorbereitenden  Arbeiten  wie  Winden  und  Ketten- 
scheren fanden  im  Fabrikgebäude  statt;  als  der  Umfang  der 
Geschäfte  anwuchs,  genügte  aber  der  Raum  für  das  Winden 
nicht  mehr,  und  es  wurde  in  die  Wohnungen  der  Arbeiter  ver- 
legt. Die  Hauptarbeit,  das  Weben,  war  von  Anfang  an  häus- 
liche Beschäftigung;  die  Firma  stellte  bei  eintretendem  Be- 
dür&iss  einen  Webstuhl  neu  in  der  Wohnung  des  Meiste»  auf, 
ihm  wurden  dann  Gesellen  zugetheilt ,  flir  deren  Beau&ichtigung 
er  einen  AntheO  am  Weblohn  erhielt  Bei  günstiger  Konjunktur 
wurden  einige  Gesellen  zu  Meistern,  Lehrlinge  zu  Gesellen  er- 
hoben, neue  Lehrlinge  herangezogen ;  bei  schlechtem  Geschäfts- 
gange |rurde  der  fünfte,  vierte,  dritte  Stuhl  bei  den  grösseren 
Meistern  stillgesetzt  und  ihnen  die  Arbeitszeit  bestimmt;  eine 
Kontrolle  war  in  dem  Städtchen  (von  866  Einwohnern  im  Jahre 
1 722  und  5928  in  1787)  leicht  auszuüben.    Entlassen  oder  gar 


')  Keoflsen:  Geschichte  der  SUdt  Grefeld  (1865).  mit  einer  Tortrefflichen 
Gewerbegeschichte  auf  8.  455—503  nach  den  Geschäftsbüchern  der  FamÜie 
▼on  der  liejen. 

;|  DOsaeldorfer  Staatsarchiv:   Acta  betreffend  das  FSrstenthnm  Mors, 
88.    Ueber  die  Beachaffenheit  desselben  1725. 
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zu  sehr  im  Verdienst  redacirt  durfte  kein  Meister  werden, 
denn  die  au&trebenden  Konkurrenten  jenseit  den  Rheiiis  gaba 
sich  alle  Mühe,  die  tüchtigen  Arbeiter  zu  «verführea'  oder  ak 
doch  zum  Verrath  der  Fabrikgeheimnisse  zu  bewQgea.  & 
wurde  daher  viel  auf  Lager  gearbeitet,  was  bei  den  Aitikcta 
mit  stabilem  Absatz  wohl  möglich  war,  und  dadurch  den  Ar- 
beitem  eine  verhältnissmässig  gesicherte  Existens  bereiftet 
welche  die  der  früheren  Leinweber  vortheOhaft  Qb^tral  Ib 
Notbzeiten  thaten  die  Kaufleute  wohl  auch  einen  tieÜBo  Griff 
in  die  eigne  Tasche,  lediglich  um  ihre  kostbaren  Arbeiter  nicht 
einzubüssen.  So  wurden  z.  B.  im  Jahre  1787,  wo  durch  SteagCD 
der  Bohseidenpreise  um  50  Procent  eine  Stockung  der  Fabrik 
herbeigeführt  wurde,  die  Arbeiter  mit  wohlfeilem  Brot  V€^ 
sehen  und  auch  mit  Geld  für  die  nöthigen  Lebensmittel  be- 
schenkt 

Obwohl  vollkommen  abhängig,  fremde  Stoffe  auf  fremdeo 
Geräth  verarbeitend,  hatten  die  hausindustriellen  Lohnweber 
doch  wenig  von  den  Konjunkturen  zu  leiden;  vieloielir  der 
capitalmächtige  Fabrikant  war  es,  auf  den  alle  Wechad  de 
Nachfrage  fielen.  Bei  solcher  Ungunst  der  ArbeiterverbAltnisse, 
denen  sich  Schwierigkeiten  beim  Absatz  hinzugesellten ,  strebte 
er  wenigstens  die  Productionsbedingungen  vortheilhaft  za  ge- 
stalten. Es  gelang  im  Jahre  1750  im  rheinpreussiachen  Gebiet 
die  Befreiung  der  Rohseide  von  allen  Zöllen,  Licenten  und 
Accisen  zu  erwirken;  geschickte  Arbeiter  aus  Frankreich  und 
Italien  wurden  verschrieben,  und  als  einmal  Andreae  in  Mal- 
heim a/R.  einen  solchen  auffing  und  zurückhielt,  wandte  sirii 
von  der  Leyen  schleunigst  an  Friedrich  d.  Gr.,  welcher  die 
kategorische  Epistel  verfasste:  wofern  die  Mülheimer  den 
Kerl  nicht  freilassen,  sollen  meine  Soldaten  ihn  holen.  Aach 
Maschinen  Hessen  die  von  der  Leyen  sich  aus  Holland  und 
Frankreich  kommen  und  bezahlten  das  Geheimnisa  der  sec. 
Soesjes  sehr  hoch. 

Die  Kardinalfrage  blieb  jedoch,  zum  Schutze  gegen  die 
Schwankungen  der  Nachfrage  und  gegen  die  in  den  Jahres 
1750  und  51  entstandene  Konkurrenz  von  Lingen  A  Co.  «ai 
Preyers  &  Co.  den  Verkaufspreis  der  Waaren  auf  einer  gewissen 
Höhe  zu  erhalten.  Die  von  der  Leyen  gingen  gesdyekt  n 
Werke.  Die  Zeit  der  Fremdherrschaft  benutzend«  yersdiaAeg 
sie  sich  am  9.  Dec.  1759  ein  Monopol  auch  auf  Band  •  und 
Zwimmühlen ,  während  sie  auf  Seidenschnupftücher  schon  frober 
ein  Patent  erhalten  hatten.  Nach  Beendigung  des  siebei^ihrigfa 
Krieges  wandten  sich  die  Konkurrenten  mit  Beschwerden  an 
den  gi*ossen  König  und  vertraten  das  Freihandelsprincip :  darck 
viele  Fabriken  veimehre  sich  die  Aemulation  und  die  Gate 
der  Arbeit,  das  Land  werde  peuplirt,  Accisen  und  Zölle  ver* 
mehrt.  Indess  die  von  der  Leyen  bestanden  auf  ihrem  Schein 
und  wirksamer  noch  waren  die  ersten  Praben  neu  erfond^er 
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toffe,  die  Kapweine,  ein  Schlafrock  und  andere  Geschenke, 
reiche  an  die  Kabinetsräthe^  Minister  und  den  König  selbst 
ingen,  welcher  in  der  Folge  die  Fiima  zum  Hoflieferanten 
rhob,  seit  jener  Zeit  bei  ihr  Besiellungen  machte  und  von 
^eit  zu  Zeit  sich  Berichte  über  den  Stand  der  Grefelder  In- 
lustrie  erstatten  liess.  Die  Konkurrenten  waren  nun  gezwungen, 
ich  auf  andere  Geschäftszweige  zu  legen  und  sie  zu  grosser 
/'ollendung  zu  bringen ;  das  waren  die  Sammete  und  Sammet- 
»ander,  zwei  Artikel,  welche  einen  gleichmässigen  Absatz 
latten  und  bei  denen  sie  sich  daher  nicht  der  Gefahr  ans- 
etzten, ihre  Arbeiter  bei  längerer  Arbeitslosigkeit  ernähren 
;u  mOssen,  es  sogar  riskiren  konnten,  auf  Lager  zu  arbeiten. 
3ie  Firma  von  der  Leyen  war  selbst  nach  heutisren  Begriflfen 
)ed6Utend  zu  nennen;  sie  beschäftigte  in  den  1760er  Jahren 
15—18  ZwimmQhlen  mit  800,  200  Bandmühlen  mit  1000  und 
'>00 Webstahle  mit  1500  Arbeitern;^)  von  den  fibrigen  Kauf- 
euten hatten  die  GebrQder  Floh  100  Sammet-  und  Players  &  Co. 
)0  Sammet-  und  209  Sammetbandstühle. 

Diese  kleine  Anzahl  von  Fabrikanten  regelte  nun  alles 
inter  sich,  wie  es  ihren  Interessen  entsprach;  öffentliche 
tieglements  gab  es  nicht,  alles  ordnete  sich  nach  Ereignissen 
md  Umständen;  bei  gewissen  unangenehmen  Vorfällen  wurde 
lirect  an  die  Regierung  berichtet,  welche  über  jeden  Fall 
;peciell  beschloss.  Derart  waren  z.  B.  die  Kabiuetsordres 
Kriedriehs  d.  Gr.  über  die  Flucht  der  Arbeiter  und  ihre  Ver- 
ührung,  Ton  welchen  jene  Firmen  die  Depositare  waren.  *) 

Indess  gelang  es  weder  den  Ring  der  Arbeiter  noch  den 
ler  Kaufleute  geschlossen  zu  erhalten.  Nach  dem  Einmarsch 
ier  Franzosen  1794  kümmerte  sich  Niemand  mehr  um  das 
^(onopol ,  nach  Beseitigung  der  anfänglichen  Zollschwieiigkeiten 
vurden  neue  Handelsverbindungen  erOfihet  und  die  Industrie 
)edeutend  ausgedehnt.  Im  Jahre  1809  zählte  man  in  Crefeld 
i  1  Fabriken  für  Seidenwaaren,  welche  6.264  Arbeiter  beschäf- 
tigten und  für  5  Vi  Mill.  Frcs.  jährlich  umschlugen ;  im  gesammten 
Ihrigen  RoSrdepartement  gab  es  21  kleinere  Fabriken  für 
Neidenwaaren  und  Seiden*  und  Sammet bänder  mit  2000  Ar* 
)eitem  und  einem  Umsatz  von  2  Mill.  Frcs. ')  Durch  das  Ent- 
stehen neuer  Häuser  wurden  die  Arbeiter  mehr  gesucht,  sie 
fingen  von  einem  Hause  zum  andern  über,  die  Quasi -Erb- 
mterthänigkeit  gegenüber  der  von  der  Leyen'schen  Familie 


')  Von  den  500  Stahlen  gingen  140  auf  Sammet.  102  auf  Seident&cher 
lit  Damattblumen,  118  anf  fa^onnirte  Tficher,  7  ani  Seidendamast,  43  aof 
oe^et,  28  anf  Orot  de  Toors,  97  kleinere  StOiile  anf  brochirte  Bttnder  nnd 
igiuirtee  Sammetband.    (Kenaien,  a.  a.  0.  8.  475  nnd  481.) 

*)  DObs.  StaatsarchiT.  Acta  des  franiOs.  RoSrdepartm.  Bericht  des  ün- 
»rprafecten  Ton  Crefeld  an  den  Pr&fecten  v.  24.  Angnst  1810. 

•)  a,  a.  O.  Acu  Sutistik.  --  A.  Dorsch:  Statist  duDep.  de  la  Ro^, 
c^04,  giebt  sogar  12000  Seidenarbeiter  für  Crefeld  an. 
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hörte  auf  und  sie  wurden  unabhängiger.  Die  Kanfleote  ihrer- 
seits wurden  gezwungen,  sich  zu  spedalisiren,  in  Folge  doopcp 
trat  eine  grössere  Vielseitigkeit  der  Industrie  ein,  aber  auch 
gleich  damals  schon  eine  Verschlechterung  der  Waaren. 

Trotz  der  Aufhebung  des  Monopols  hielt  die  Zunahme  der 
Seidenfabriken  sich  in  sehr  engen  Grenzen.  Der  Orand  hier- 
Yon  lag  in  dem  iQr  Anfänger  zu  grossen  Capitalerford^iiiss 
bei  einer  Organisation,  wo  der  Fabrikant  zugleich  als  Seiden- 
händler  ein  grosses  Lager  an  Rohseide,  wie  als  Seidenwaaren- 
Kaufmann  ein  Lager  fertiger  Stoffe  halten  musste,  wo  er  seni 
eigner  F&rber  und  Appreteur  war,  wo  er  alle  Webscahle  an- 
schaffen, und  was  noch  kostspieliger  war,  sie  su  einem  gleich- 
massigen  Lohne  in  Betrieb  erhalten  rousste«  Wahrend  der 
ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  entstanden  für  alle  jene 
gewerblichen  Thätigkeiten  selbständige  Unternehmungen,  welche 
die  Auftrage  gegen  Lohn  ausführten ,  und  die  Arbeiter  kauften 
die  Webstühle  an;  dadurch  wurden  die  Anforderungen  an  das 
Kapital  des  Kaufmanns  sehr  bedeutend  ermässigt  imd  es  eta- 
blirten  sich  von  nun  an  viele  kleine  Leute  mit  nur  geringem 
Betriebskapital.  — 

Die  Fabrikanten  waren  frQher  sämmtlich  auch  Rohseiden- 
handler.    Bei  dem  hohen  Antheil ,  welchen  die  Seide  am  Werthe 
des  Fabrikates  hat  und  bei  den  mannigfaltigen  Sorten,  welche 
für  die  vei-schiedenen  Stoffe  stets  vorräthig  sein  müssen,  waren 
sie  gezwungen,   einen  grossen  Theil  ihres  Betriebskapitals  in 
Rohstoffen  festzulegen.    Dies  war  um  so  gefUirlicher,  naonent- 
lich  fbr  Anfänger,  als  wohl  kein  anderes  Gespinnst  so  plötz- 
liche Preisschwankungen  erleidet  als  die  Rohseide;  beispiels- 
weise betrug  der  Kokonspreis  in  Bergamo  1819:  4.27,   1820: 
2.15  Lire.    Das  im  ersteren  Jahre  angekaufte  Lager  war  im 
folgenden  also  um  die  Hälfte  entwerthet  und  der  Fabrikaat 
fast  konkurrenzunfähig  gegenfiber  seinem  Nebenbuhler,    der 
einige  Monate  gewartet  hatte.    Je  vielseitiger  der  Bedarf  an 
Rohseide  und  je  grteser  die  Zahl  der  kapitalarmen  Finnen 
wurde,  desto  nothwendiger  erwiesen  sieh  die  Zwischenhändler, 
welche  die  grossen  Auslagen  und  das  Risioo  des  Lagers  tragen. 
Die  Anzahl  der  Rohseide-,  Chappe-  und  Twisthändler  war  1877 
schon  auf  52  angewachsen.    Sie  beziehen  die  Rohseide  in  nor- 
malen Jahren  zu  80  Procent  aus  Italien,  den  Rest  aus  Asien; 
der  Antheil  des  letzteren  Welttheils  betrug  1853:  3  Procent, 
während  der  grossen  Raupenkrankheit  1859/60  jedoch  fast  5<^i 
Procent    Die  deutsche  Seidenzucht  liefert  trotz  der  fortgesetzt 
gezahlten  Haspelprämien  einen  kaum  nennenswerthen  Beitrat; 
die  klimatischen  Verhältnisse  lassen  eine  erfolgreiche  Zuent 
von  Maulbeerbaum  und  Raupe  nicht  zu.    Ebensowenig  ist  es 
gelungen,  sich  in  der  Zwirnerei  selbständig  hinzustellen;  die 
alten  Betriebe,  wie  sie  im  XVIII.  Jahrhundert  existirten,  sind 
schon  längst  emgestellt,  neuere  Versuche  aber  in  Eloerfeld 


n.  2.  91 

und  nameDtlich  seitens  einer  Actiengesellschaft  1855 — 1861  in 
Crefeld  völlig  fehlgeschlagen.  Die  letztere  Anstalt  prospeiirte 
nur  so  lange,  als  die  asiatischen  Seiden  in  grossen  Mengen 
eingefühlt  und  verarbeitet  wurden;  auch  soll  sie  technisch 
nicht  richtig  geleitet  worden  sein. 

Der  auflebende  Verkehr  mit  Rohseide  liess  den  Missstand 
immer  heftiger  empfinden ,  dass  ihr  efiectives  Gewicht  im  Pii- 
yatwege  so  schwer  zu  ermitteln  ist.  Die  Seide  ist  ja  in  weit 
höherem  Grade  hygroskopisch  als  die  anderen  Gespinnste,  in- 
dem sie  dem  Feuehtigkeitszustande  der  umgebenden  Luft  sehr 
rasch  folgt  und  damit  an  Gewicht  bis  zu  SO  Pi-ocent  zunehmen 
kann,  ohne  eigentidche  Nässe  zu  zeigen.  Diese  EigenthOmlich- 
keit  hat  schon  früh  eine  unparteiische  Institution  nothwendig 
gemacht,  welche  das  Handelsgewicht  auf  Wunsch  der  Käufer 
bestimmte;  so  entstand  zuerst  im  Jahre  1759  die  Seiden trock- 
nangsanstaJt  zu  Turin.  In  Crefeld  und  Elberfeld  hatten  die 
bedeutendsten  Fabrikanten  ihi*e  eigene  Kondition  und  suchten 
sich  mit  den  Verkäufen!  zu  verständigen,  so  gut  es  ging;  in 
letzterer  Stadt  bestand  auch  eine  private  Anstalt ,  welche  je- 
doch wenig  benutzt  wurde.  Endlich  am  14.  Oct.  1844  wur- 
den fOr  beide  Städte  Actiengesellschaften  sanctionirt,  welche 
unter  öffentlicher  Kontrolle  stehen  und  durch  ein  vereidetes 
Personal  verwaltet  werden;  aus  jedem  Ballen  werden  Probe- 
stränge gezogen,  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  getrocknet  und 
auf  Grund  dessen  unter  Hinzurechnung  von  11  Procent  zu- 
lässiger. Feuchtigkeit  das  Handelsgewicht  der  angemeldeten 
Menge  roher  Seide  bestimmt.  ^) 

Eine  förmliche  Verfälschung  des  Gewichts  begann  seitens 
der  Chinesen,  als  diese  in  Folge  der  Raupenkrankheit  seit 
1859  ihr  Product  sehr  gesucht  si^en,  und  en-eichte  in  BIngland 
einen  solchen  Umfang,  dass  voi*sichtige  Fabrikanten  sich  von 
dem  Vorhandensein  einer  Erschwerung  und  ihrem  Grade  durch 
eine  sadhverständige  Untersuchung  zu  ttbei-zeugen  genöthigt 
sahen;  durch  die  Veröffentlichung  der  Resultate  von  Ent- . 
Schalungen  und  Abkochungen  hat  die  Anstalt  dem  Publikum 
schätzbare  Winke  gegeben.  Seit  dem  28.  Mai  1862  übernahm 
sie  die  Nettoverwiegung  der  Ballen  und  ihre  Verpackung;  sie 
prttft  femer  die  Elasticität  des  Fadens,  wieviel  Gewicht  er 
nämlich  tragen  kann  und  wie  stark  er  ist;  auch  untersucht 
sie  durch  Auseinanderdrehen ,  wie  häufig  die  Zwimung  auf 
einen  halben  Meter  stattgefunden  hat  Seit  dem  8.  September 
1859  wurde  ihr  endlich  die  Titrirnng  übertragen,  d.  h.  die 
Feststellung  des  Gewichtes  einer  Fadenlänge  von  400  franzö- 
sischen Ellen;  die  Bemühungen  der  Anstalt,  einen  internatio- 
nalen Titre  nach  metrischem  System  zu  vereinbaren,  wurde 


*)  V.  MQllmann :  Statist  d.  R.  B.  DObs.  IT.  S.  682  und  die  Jahresbe- 
xkhie  des  TerdienstroUen  Direetors  Lose. 
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auf  den  inteinationalen  Kongressen  in  Wien  (1878),  Bitad 
(1874)  und  Turin  (1875)  zwar  angenommen,  gelangten  aber 
nicht  zur  Durchführung,  weil  Lyon  dem  deutschen  Gredaaken 
Widerstand  leistete  und  weil  freilich  der  Turiner  Titre  bereits 
inteiiiationale  Geltung  besitzt 

So  hat  sich  die  Anstalt  zu  einer  öffentlichen  Wage  und 
einem  öffentlichen  Verificationsbureau  entwickelt;  fbr  eine  Rdhe 
yon  Operationen,  welche  in  der  Industrie  vorkommen,  hat  sie 
gleichmässige  Normen  festgestellt,  Willkür,  Uebervortheüang 
und  Chicane  verhütet  und  den  Handelsstand  häufig  bewahrt 
sein  Geld  auszugeben  für  —  Wasser. 

Unter  den  Holfsgewerben  hat  wohl  die  Färberei  die 
glänzendste  Entwickelung  genommen.  Seit  dem  Jahre  1842 
hatten  die  Lohnfärbereien  die  eigenen  Anstalten  der  Fabri- 
kanten verdrängt  und  den  Ruhm  des  noir  prussien  selbst  in 
Lyon  als  unübertroffen  verbreitet;  seit  jener  Zeit  datirt  ihre 
Ausdehnung  in  Crefeld  (Anlage  VI).  Es  betrug  ^ie  Zahl  dar: 


Jahr 

Färbereien 

Arbeiter 

Auf  eine  FIrberei 
kamen  Arbeiter 

1845 
1852 
1864 
1870 
1876 

20  in  Sdde 

ä-  : 

84  -      -      und  Baomw. 
44 

270 
800 
584 
791 
1074 

13^ 

1             15|0 

'             20,1 

28,2 

24,4 

Diese  Färber  arbeiten  nicht  gleich  den  Wupperthaler 
Bothfärbem  auf  eigene  Rechnung ,  sondern  gegen  Lohn  und  die 
meisten  gelten  daher  in  der  socialen  Rangordnung  als  Handwerker. 
Ihre  Technik  hat  sich  in  den  letzten  dreissig  Jdu^n  ausser- 
ordentlich gehoben;  heute  erhalten  sie  eine  allgemeine  Bildung 
zuerst  auf  der  Gewerbeschule,  dann  sind  sie  praktisch  thätig 
in  den  Färbereien  der  Schweiz  und  Lyons  und  treten  endlich 
in  ein  bestehendes  Geschäft  ein  oder  gründen  ein  neues;  eine 
wissenschaftliche  Bildung  auf  einer  höheren  technischen  Schule 
soll  nur  Wenigen  zu  llieil  gewoi*den  sein.  Dadurch  wird  es 
erklärlich,  dass  die  Kommis  grössei-er  Firmen,  welche  beträcht» 
liehe  Bestellungen  auszutheilen  haben,  noch  eine  so  grosse 
Macht  über  Viele  besitzen ;  jene  fühi-en  nämlich  manchmal  ein 
Kommissionsgeschäft  von  Farbstoffen  und  geben  gut  gelohnte 
Arbeit  nur  demjenigen  Färber,  welcher  die  stillschweigend  ein- 
gegangene Bedingung  erfüllt,  beim  Kommis  oder  in  einem  be- 
Aeundeten  Laden  die  Materialien  zu  entnehmen;  selbst  auf' 
merksame  Fabrikanten  kommen  unvemiuthet  grossen  Unter- 
schleifen auf  die  Spur. 

Die  in  Strängen  gefärbte  Rohseide  wird  auf  Bobinen  ge- 
wunden (gehaspelt,  gespult),  ähnlich  wie  wir  den  Nähzwirn 
auf  eine  hohle  Holzaxe  mit  Rädchen  zu  beiden  Seiten  aufgerollt 
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keimen.  Im  vorigen  Jahrhundert  fand  diese  Verrichtung  in 
der  Fabrik  selbst  statt,  allmfthlich  wurden  aber  die  Gebäude 
zu  klein,  neu  entstehende  Firmen  hatten  gar  nicht  die  Räum- 
liehkeiten  hiecu,  kurz  die  Winderei  wurde  in  die  Wohnungen 
der  Arbeiter  verlegt  Indess  bUeb  der  Standort  dieses  wie 
aller  andern  HOlCsgewerbe  die  Stadt  Crefeld  und  deren  nähere 
Umgebung,  weil  die  Fabrikanten  nur  bei  bequemer  Benutzung 
derselben  sich  den  wechselnden  Bestellungen  mit  Leichtigkeit 
anpassen  können.  Das  Winden  geschieht  entweder  auf  einer 
Trittmaschine  oder  auf  einer  grösseren  durch  eine  Handkurbel 
in  Bewegung  gesetzten  oder  auf  einer  sog.  Schweizermaschine; 
letztere  ist  für  Chappe  und  Baumwolle  eingerichtet  und  es 
läuft  hier  das  Garn  vom  Strange  direkt  auf  die  Bobine,  während 
bei  der  sorgfältigeren  Seidenwinderei  sich  noch  eine  Rolle  als 
Mittelglied  dazwischen  schiebt.  Die  erstere  Maschine  kostet 
20—50,  die  andern  90,  150,  200—300  Thaler.  Die  Haupt- 
arbeit bildet  in  beiden  Fällen  das  Ordnen  der  zenissenen  und 
▼erwirrten  Fäden;  dazu  bedarf  es  flinker  Finger  und  nament- 
lich die  Frauen  sind  es,  welche  sich  dazu  eignen.  An  der 
ersteren  Maschine  arbeiten  sie  dann  allein  oder  ein  kranker 
Mann,  welcher  das  Weben  nicht  mehr  verträgt.  An  der  zweiten 
wird  die  Kurbel  von  einem  Kinde  oder  noch  häufiger  von  einem 
Greise,  Blinden,  KrOppel  langsam  gedreht  und  gestattet  somit 
die  Ausnutzung  auch  der  sonst  am  schwersten  zu  beschäftigen- 
den Kraft;  auch  habe  ich  ein  Mädchen  gesehen,  welches  mit 
der  einen  Hand  die  Kurbel  drehte,  mit  der  andern  an  der 
Leine  einer  sehr  entfernt  stehenden  Wiege  zog,  deren  Insassen 
die  Mutter,  welche  durch  das  Spulen  vollständig  in  Anspruch 
genommen  war,  in  den  Schlaf  sang.  Zu  beiden  Seiten  der 
Windemaschinen  sind  Frauen  paarweise  beschäftigt,  meist  die 
Mutter  mit  ihren  Töchtern ;  Kinder  sind  für  diese  Arbeit  nicht 
aofimerksam  genug,  werden  aber  auch  vielfach  nach  der  Schule 
z.  B.  von  4—8  Uhr  verwendet,  wofür  sie  in  Viei-sen  1  Mark 
wöchentlich  erhalten.  Die  eigentliche  Lehrzeit  beginnt  meist 
mit  dem  14.  Jahre,  obwohl  auch  Fälle  regelmässiger  Beschäf- 
tigung mit  10—12  Jahren  vorkommen;  es  werden  schriftliche 
Kontrakte  geschlossen  auf  zwei  Jahre,  im  ersten  erhalten  die 
Mädchen  in  Crefeld  2  3,  im  zweiten  6  Mark  wöchentlich,  in 
Viei-sen  1,  bezw.  1.60—1.70  Mark  täglich;  dagegen  wohnen 
und  speisen  sie,  wie  allgemein  die  Lehrlinge  auf  dem  linken 
Rheinufer,  bei  ihren  Eltern.  Die  Arbeit  findet  in  aufrechter 
Stellung  statt  unter  massiger  köiperlicher  Bewegung  und  An- 
strengung; in  grösseren  Windereien  mit  ein  paar  Maschinen 
genfigen  die  sonst  geräumigen  Stuben  nicht  dem  vermehrten 
Arbeitspersonal. 

In  flauen  Geschäftszeiten  beträgt  die  Arbeitszeit  meist 
12—13  Stunden,  etwa  von  6—12  und  1—8  Uhr;  dann  arbeitet 
an  einer  grossen  Maschine  nur  eine  Person  auf  jeder  Seite,  bei 
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flottem  Oange  steigt  aber  das  Verdienst  und  es  wird  bis  in 
die  Nacht  gearbeitet.  Gerade  jetzt  sind  aber  Arbeiterinnen 
schwer  zu  haben,  denn  die  Webermeister  setzen  alle  ruhenden 
Stühle  in  Betrieb  und  behalten  ihre  Töchter  zu  Hause.  Der 
Zuzug  zu  diesem  Hülfsgewerbe  kann  daher  nur  durch  das 
Mittel  ganz  aussergewöhnlicher  Löhne  bewirkt  werden,  wie 
denn  auch  die  schon  an  sich  hohen  Wind-  und  Scherlöhne  in 
den  Jahren  1871 — 73  die  erhebliche  Steigerung  von  50—75 
Procent  erfuhren.  Verstärkend  auf  die  Lohnhöhe  traten  in 
der  Winderei  die  Besitzverhältnisse  der  Maschinen  hinzu.  Die* 
selben  gehören  zwar  ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  den  Arbeitern 
selbst,  ein  bedeutender  Theil  jedoch,  —  ein  WindereibesiUer 
schätzte  ihn  in  Crefeld  auf  30  Procent,  in  Viersen  wird  er 
noch  grösser  sein,  ^  den  Commis  oder  denselben  nahestehenden 
Personen.  Diese  sorgen  natürlich  für  eine  gewisse  Höhe  der 
Löhne  und  bringen  den  Löwenantheil  für  sich  in  Sicherheit 
Da  nämlich  die  Accordsätze  für  gute  wie  schlechte  Game  die 
gleichen  sind  und  sie  die  festen,  unzeireissbaren  fbr  sich  neh- 
men, so  erhalten  sie  weniger  Mühe  eriordemde,  lohnendere 
Arbeit;  hier  und  da  fällt  auch  etwas  für  diejenige  Winderin 
ab,  die  sich  durch  Geschenke  oder  sonst  angenehm  zu  machen 
versteht  Aufmerksame  Firmen  dulden  einen  derartigen  Nepo- 
tismus  nicht,  andere  bemerken  ihn  nicht  oder  lassen  es  hin* 
gehen,  dass  ihre  Eommis  sich  einen  Nebenerwerb,  wenn  nur 
nicht  auf  ihre  Kosten,  verschaffen. 

Die  Winderei  von  Seide,  Ghappe  und  sogar  von  Baum- 
wolle, soweit  sie  in  der  Seiden-  und  Sammetindnstrie  ver- 
wendet werden,  ist  noch  eine  völlig  gesicherte  Domäne  der 
Hausindustrie,  selbst  mechanische  Webereien  lassen  noch  ausser- 
halb winden,  denn  der  Vortheil  des  Dampfes  als  bewegende 
Kraft  sinkt  gegenüber  den  wohlfeilen  Motoren  eines  Greisen 
Blinden  und  Kindes  auf  Null  herab.  Die  Ausnutzung  der 
Hauptthätigkeit,  nämlich  des  Zusammenknfipfens  und  Onlnens 
der  Fäden  ist  in  der  Hausindustrie  eine  bei  weitem  grössere 
und  gestattet  die  intermittii*ende  Beschäftigung  von  Frauen, 
Mädchen  und  Kindern,  die  zu  regelmässiger  Arbeit  in  die 
Fabrik  nicht  gehen  können. 

Dem  Ausgeben  der  Seide  in  das  Haus  zum  Färben,  Winden 
und  Weben  tritt  ein  Missstand  störand  in  den  Weg,  nämlich 
die  überaus  schwierige  Kontrolle  über  die  ehrliche  Zurück- 
lieferung;  der  weitläufige  Austrocknungspi*ocess  kann  ja  nicht 
jedesmal  wieder  vorgenommen  werden.  Durch  das  übliche 
Verwiegen  hat  man  den  Diebstahl  niemals  veimieden,  selbst 
die  von  der  Leyen  vermochten  keine  ausi'eichende  Aufsicht  za 
führen  und  wandten  sich  an  die  Regiei-ung  zu  Mors,  welche 
unter  dem  28.  Juni  1735  eine  Verwarnung  erUess,  wonach  die 
Arbeiter  bei  Ueberibhrung  des  Diebstahls  mit  Festungsarbeit 
bedroht  und  die  Eltern  für  ihre  Kinder  verantwortlich  gemacht 
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warden;  die  Käufer  des  Materials  galten  als  Diebshehler.  Da- 
mit wurde  der  Diebstahl  keineswegs  unterdrückt ;  besonders  in 
scUechten  Jahren  war  der  Anreiz  zu  Entwendungen  des  kost- 
barm Materials  so  mächtig,  dass  dieselben  grosse  Dimensionen 
annahmen*  So  wurde  im  August  1805  eine  weitverzweigte 
Gesellschaft  von  Seidendieben  entdeckt,  welche  an  Juden  ver- 
kaufte; 37  wurden  gefangen,  das  schreckte  für  einige  Zeit  ab. 
In  den  1850er  Jahren  schätzte  man  den  Werth  der  jährlidi 
gmtohlenen  Seide  auf  etwa  eine  halbe  Million  Mark;  die  kri- 
tische Lage  der  Industrie  steigerte  noch  das  Uebel.  Da  bil- 
dete sich  am  16.  Juni  1861,  im  Jahre  der  höchsten  Seiden- 
preise und  der  grdssten  Nothlage  der  Weber,  der  Verein  gegen 
Seidendiebstahl  in  Grefeld,  dem  ein  ähnlicher  in  Elberfeld 
folgte.  Er  setzte  Prämien  von  150  Mark  und  darüber  aus  füi* 
erfolgreiche  Denunciationen  von  Entwendungen  von  Seide, 
Garnen,  Seiden waaren  und  Webergeräthen.  Zugleich  verein- 
barten sämmtliche  Seidenfabrikanten,  verdorbene  Stücke  den 
Webern  niemals,  den  Färbern  möglichst  selten  zurückzugeben ; 
diese  verpflichteten  sich,  nur  durch  die  vom  Verein  bestellten 
Verkäufer  die  verdorbenen  Waaren  verftussem  zu  lassen.  Alle 
Händler  in  Rohseide,  Garnen  und  Seidenwaai'en ,  Fabrikanten 
und  Färber  verpflichteten  sich  dem  Verein  sich  anzuschliessen ;  am 
5.  März  1877  gehörten  demselben  840  Mitglieder  an;  die  we- 
nigen Fabrikanten,  welche  ausserhalb  stehen,  werden  von 
der  öffentlichen  Meinung  als  Hehler  bezeichnet;  ob  mit  Recht 
oder  Unrecht,  lasse  ich  dahin  gestellt 

Die  öfiientliche  Moral  hat  sich  in  dieser  Hinsicht  bedeutend 
gebessert.  Früher  sollen  sich  Männer  sogar  öffentlich  des 
Seidendiebstahls  gerühmt  haben,  bis  der  energische  Polizei- 
commissar  sie  einsteckte.  Das  war  damals  eine  That;  heute 
gilt  es  als  ehrenrührig,  ein  Seidendieb  genannt  zu  werden. 
Freilich  ist  die  Gelegenheit  zum  Stehlen  noch  nicht  völlig  be- 
seitigt, beim  Aus-  und  Verpacken  der  Rohseide,  beim  Aus- 
feben  zum  Winden  und  Weben  verschwindet  so  manches 
fund,  indess  ist  es  diesem  Rechtsschutzverein  doch  gelungen, 
dem  Seidendiebstiüil  als  einer  öffentlichen  Galamität  ein  Ende 
zu  bereiten.  Sehr  störend  erweist  es  sich  in  der  Neuzeit,  dass 
der  Elberfelder  Verein  sich  aufgelöst  hat. 

Die  gefärbten  und  auf  Bobinen  gewundenen  Garne  laufen 
aUe  wieder  im  Comptoir  zusammen,  ein  kleiner  Theil  dei'selben 
wird  daselbst  von  Frauen  zu  Ketten  vorgerichtet,  indem  durch 
das  sogen.  Scheren  die  nöthige  Anzahl  von  Fäden  in  der  er- 
forderlichen und  gleichen  Länge  abgemessen  und  zweckmässig 
zusammengelegt  wird.  Die  geschorene  Kette  sammt  dem  auf 
Bobinen  gewundenen  Einschuss  erhält  nun  der  Weber  mit 
den  dazu  gehörigen  Kämmen  und  Riethen  nach  Hause,  bei 
gemusterten  Stoffen  ausserdem  noch  die  Jacquardmaschine  und 
die  Patronen.    Das  Aufbäumen  und  Passiren  (Einbringen  der 
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Fäden  in  die  Kämme)  der  Kette»  das  Spulen  des  Einachoss* 
garnes  und  vor  Allem  das  Weben  selbst  geschieht  im  Hanse 
des  Webers.  Nur  ein  geringer  Theil  wird  auf  mechanischen 
Stühlen  gewebt,  die  Organisation  ist  dann  die  allgemein  fabrik- 
massige.  Von  der  gesammten  Weberei  soll  gleich  ausführlicher 
gehandelt  werden. 

Viele  und  namentlich  die  schweren  Seidenzeuge  sind  wie 
sie  vom  Webstuhl  kommen,  fertige  Waare.  Sie  gelangen  anf 
den  „Galgen'',  auf  welchem  der  Fabrikant  oder  in  grosseren 
Häusern  der  Kommis  sie  besichtigt  und  sein  y^Passirt*^  spricht 
Hierauf  werden  sie  von  Frauen  und  alten  Männern  von  kleinen 
Fehlem  gereinigt,  dann  zusammengelegt  und  glatt  gepresst; 
die  natürliche  Schönheit  der  Seide  und  die  Vollkommenhett 
des  Gewebes  macht  ihre  Zierde  aus.  Bei  andern  Seidenzeogen 
und  beim  Sammet  findet  eine  mehr  oder  weniger  complitiite 
Appretur  statt  Schon  1845  gab  es  in  Grefeld  neben  7  Appre* 
turen  im  Besitz  von  Fabrikanten,  welche  sich  auf  die  Haupt* 
ailikel,  wie  Sammete  und  Atlas  beschränkten,  10  Lohnanstalten ; 
gegenwärtig  hat  sich  die  Zahl  der  letzteren  auf  30  vermehrt 
Die  fertigen  Stoffe  und  Sammete  werden  von  Frauen  zusammen- 
gelegt, die  Bänder  theilweise  in  Strängen  lose  aufgehängt,  da- 
mit sie  nicht  verdiUcken;  wenn  sie  veraendet  werden  sollen, 
werden  sie  von  Mädchen  auf  Pappekartons  aufgerollt  — 

Die  Organisation  der  Industrie  ist  also  im  Wesentlichen 
eine  solche :  das  Färben,  Winden  und  Weben  findet  ausserhalb, 
das  Vorbereiten  der  Kette  und  das  Verpacken  der  Waaren 
innerhalb  der  Fabrik  statt;  für  die  Appretur  haben  die  grösseren 
Firmen  eigne  Anstalten,  während  die  kleineren  dieselbe  gegen 
Lohn  ausfahren  lassen.  Wie  überwiegend  die  Verrichtangen 
ausserhalb  sind,  erhellt  aus  einer  Statistik  der  Löhne,  w^che 
die  Crefelder  Kaufleute  im  Jahre  1877  gezahlt  haben;  sie  be- 
itrugen für  das  Färben  3.8,  das  Winden  1.5,  das  Weben  12.3, 
das  Appretiren  1.2  und  für  das  Scheren  nur  0.5  Mill.  Mark. 
Ein  Anfänger  ist  heute  von  allen  Kapitalanlagen  entlastet;  in 
einem  Comptoir  mit  ein  paar  Stuben  für  das  Kettenscheren 
und  Vei'packen  kann  er  sich  bereits  etabliren  und  braucht  nur 
ein  geringfügiges  Betriebscapital  zur  Zahlung  der  Arbeitslöhne, 
da  die  Rohseide  von  ihm  auf  neun  Monate  Ziel  gekauft  und 
erst  nach  Eingang  seines  Guthabens  bezahlt  wird.  So  whrd  es 
denn  erklärlich,  dass  bei  einem  jeden  Ansteigen  der  Konjunktur, 
wenn  die  Bestellungen  regnen,  neue  Firmen  wie  die  Pilze  her- 
vorwucheni,  um  zum  Theil  dann  bald,  aufs  Trockene  gesetict 
wieder  zu  verschwinden.  Beispiele  liefert  ein  jedes  Jahrzehnt 
Die  13  Fabrikanten  im  Jahre  1828  vermehrten  sich  durch  den 
Aufschwung  in  den  1830er  Jahren  nur  auf  28,  seitdem  aber 
hob  sich  ihre  Zahl  in  Folge  jeder  Konjunktur:  1841 — 45  auf 
100,  1849-57  auf  170  und  1868—72  auf  200—300. 
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Die  verhaltnissmässig  stärkste  Zunahme  der  Kaufmann- 
schaft fällt  in  die  1840er  Jahre  und  trifit  mit  der  Entstehung 
der  Lohnanstalten  zusammen;  zu  gleicher  Zeit  hörten  fast  alle 
älteren  Firmen  zu  existiren  auf.  Sie  fanden  ihr  Geschäft  nicht 
mehr  lohnend  genug  und  das  hatte  seinen  Grund  darin,  dass 
sie  bei  ihren  alten  Gewohnheiten  verharrten  und  daher  von 
energischeren  Anfängern  überflügelt  wurden.  Die  Firma  von 
der  Leyen  nahm  sich  zwar  einen  jungem  Associö  und  suchte 
frisches  Blut  in  die  alten  Adeiii  zu  bringen,  es  gelang  ihr 
auch  zeitweise  ganz  gut,  aber  bald  kam  die  frühere  Autoki*atie 
des  Chefs  wieder  zum  Vorschein.  Die  von  der  Leyen,  die 
Floh,  die  Heydweiler  und  Andere  gaben  ihr  Geschäft  auf, 
und  es  ist  ein  volkswii*thschaftliches  Verdienst  der  jüngeren 
Häuser,  die  Crefelder  Industrie  zu  neuer  Blüthe  gebracht  zu 
haben.  Wie  verschieden  war  der  Geist,  der  beide  beseelte! 
Bei  den  Verhandlungen  über  die  Webeschule  im  Jahre  1839 
erkläiten  die  Jungen  sich  fbr  die  Gi-ündung  derselben,  indem 
sie  sie  als  zweckmässig  für  eine  bessere  und  gründlichere  Aus- 
bildung angehender  Fabrikanten  und  nach  grösserer  Vervoll- 
kommnung strebender  Weber  erkannten;  die  Alten  dagegen 
befürchteten,  dass  die  durch  eine  langjährige  Erfahrung  und 
durch  bedeutende  Kosten  angeeigneten  Voilheile  in  der  Weberei 
dann  Gemeingut  Aller  werden  und  allenthalben  EonkuiTenz- 
untemehmungen  bei  billigeren  Löhnen  entstehen  würden;  die 
Weber  verstünden  ihr  Handwerk  hinlänglich  und  würden  durch 
den  Besuch  der  Schule  sich  nur  zu  höhei*en  Dingen  berufen 
glauben.  Man  sieht,  das  Salz  war  dumm  geworden.  Diese 
Altersschwäche  tritt  bei  den  meisten  Firmen  in  gewissen 
Perioden  ein.  Der  unteiiiehmungslustige  Vater  arbeitet  sich 
empor ,  der  Sohn  hält  das  Geschäft  auf  der  Höhe ,  der  Enkel 
geniesst  die  Bildung  eines  einjährig  Freiwilligen,  sitzt  ein 
paar  Jahre  auf  dem  Comptoir  und  macht  Reisen  in  fremden 
Ländern,  aber  er  lernt  oftmals  nicht  mehr  tüchtig  arbeiten 
und  wird  bei  seinem  Reichthum  später  zu  vornehm,  das  Unter- 
nehmen mit  Aufmerksamkeit  selbst  zu  leiten;  er  zieht  sich 
daher  in  eine  angenehme  Stadt  als  arbeitsloser  Rentner  zuiUck, 
bis  endlich  nach  Zersplitterung  des  Veimögens  seine  Nach- 
kommen den  Kampf  ums  Dasein  mit  energischer  Arbeit  wieder 
aufnehmen  müssen. 

Auf  den  jungen  Häusern  ruht  daher  die  Zukunft  der  In- 
dustrie; gegründet  werden  sie  gewöhnlich  von  einem  Eommis 
im  Verein  mit  einem  Werkmeister;  dieser  leitet  die  technische 
Fabrikation,  jener  den  kaufmännischen  Vertrieb;  beide  haben 
sie  nur  geringe  Ersparnisse  und  arbeiten  hauptsächlich  mit 
fremdem  Kapital.  Bei  einem  solchen  Geschäfte  treten  nun 
bänfig  alle  Nachtheile  eines  kleinen  und  kleinlichen  Betriebes 
hervor,  und  dieser  ist  darauf  angewiesen,  einerseits  am  Betriebs- 
kapital soviel   als  möglich  zu  spai-en,   anderseits  durch  be- 
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schleunigten  und  vergrösserten  Umsatz  das  eigne  Kapital  nsch 
zu  vermehi*en.  Er  ist  um  so  mehr  dazu  gezwungen,  als  er 
anfangs  neue  Weber  und  Arbeiter  durch  höhere  Löhne  an  sich 
heranlocken  muss,  oftmals  durch  Abspenstigmachen  und  Ver* 
leitung  zum  Yertragsbinich.  Solche  Neulinge  sehen  am  ehesten 
ihren  Eommis  allerlei  Uni*egelmä8sigkeiten  durch  die  Finger« 
suchen  Muster  bei  den  Webern  abzugucken  und  liefern  ihren 
Eäufefn  gar  nicht  nach  der  Factura.  Bei  rückgehender  Con- 
junctur  sind  sie  in  Folge  ihres  Kapital-  und  Kreditmangels  in 
der  gi'össten  Verlegenheit,  sie  entlassen  rasch  ihre  Arbeiter 
vei-stehen  sich  zu  den  niedrigsten  Waarenpreisen ;  unfähig 
grössere  Verluste  zu  tragen,  yerschleiem  sie  ihren  falliten  Zu- 
stand durch  Wechselreiten  und  fristen  ihr  Dasein  durch  DrOcken 
der  Löhne.  Alle  diese  Gefahren  liegen  für  die  Anfänger  ohnt? 
technische,  kaufmännische  und  moralische  Tradition  naher  als 
für  grössere  Firmen;  sind  sie  doch  in  erster  Reihe  auf  den 
augenblicklichen  Vortheil  angewiesen. 

Während  der  Crefelder  Fabrikant  fast  von  allen  rein  ge- 
werblichen Thätigkeiten  durch  Lohnanstalten  entlastet  ist 
findet  sich  eine  einzige  Funktion  wohl  ausnahmslos  mit  ihm 
verbunden,  die  des  Seidenkaufmanns.  In  Lyon  ist  das  anders; 
dort  ist  der  Fabrikant  in  der  Hauptsache  Techniker,  welcher 
seine  Specialität  hat,  die  er  zur  höchsten  Leistungsfl&higkeit 
entwickelt,  und  der  seine  Waaren  an  die  grossen  Pariser 
Kommissionshäuser  absetzt.  In  Deutschland  bahnt  sich  eine 
grössere  Specialisirung  gleichfalls  an,  auch  zählt  man  in  Crefeld 
nicht  weniger  als  41  Grosshändler  in  Seidenwaaren ;  die  Haupt- 
masse der  feitigen  Stofife  vei*treiben  jedoch  die  Fabrikanten 
auf  eigene  Rechnung.  Das  hat  den  grössei^n  Vortheil,  dass 
sie  die  jeweilig  lohnendsten  Artikel  mit  einer  Leichtigkeit  auf- 
gi*eifen,  welche  stets  ein  Ruhm  Crefelds  gewesen  ist;  Lyon 
verstand  das  nicht  sofort,  als  die  Mode  sich  von  den  gemusterten 
auf  die  glatten  Stofife  warf.  Und  gerade  in  Crefeld  lässt  e^ 
sich  nicht  leugnen,  dass  es  vielfach  die  jungen  Firmen  waren, 
welche  mit  der  ganzen  Energie  jugendlicher  Streber  eine  Viel- 
seitigkeit und  Beweglichkeit  anbahnten,  welche  den  älteren 
Häusern  mangelte,  deren  Leiter  häufig  zu  weich  gebettet  sind 
und  nicht  genug  Detailkenntniss  und  Unternehmungslust  be- 
sitzen. Wem  es  da  glückte,  der  wurde  geachtet  und  aus  der 
Ecke  im  „kaufmännischen  Vei-ein"  avancirte  er  in  die  Mitte 
an  den  loinden  Tisch  unter  dem  gi'ossen  Candelaber  und  ver- 
lässt  nunmehr  den  Club  statt  um  10  oder  11  schon  um  9  Uhr. 

Diese  Vereinigung  von  Seidenfabrikant  und  Seidenkaufinann 
hat  aber  auch  ihre  Schattenseiten.  In  technischer  Hinsiebt 
ti*eten  dieselben  noch  weniger  hervor,  jedoch  kann  es  Ar  die 
Zukunft,  wo  ein  Foi-tschreiten  zum  mechanischen  Betriebe 
immer  mehr  sich  als  nothwendig  herausstellen  wird,  bedeutsam 
werden,  dass  an  der  Spitze  der  Unternehmungen  Kaufleute 
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stehen,  welche  zu  wenig  Techniker  sind,  um  solche  Neuanlagen 
beurtheilen  zu  können,  und  die  sieh  daher  scheuen  werden, 
ihre  Betriebskapitalien  in  denselben  zu  riskiren.  Deutlicher 
zeigen  sich  die  Nachtheile  in  kaufmännischer  Beziehung.  Der 
kaufmännische  Leiter  der  neugegründeten  Firma  mit  seiner 
den  Werkmeister  Qbeiragenden  Persönlichkeit  und  Bildung 
hat  als  Kaufinann  ohnehin  mehr  Sinn  ffXv  Handel,  fQr  Export 
als  flii'  die  Fabrikation  und  er  glaubt  es  seinem  früheren 
Principal  nachthun  zu  müssen.  Häufig  mit  grossem  Geschick 
greift  er  eine  Specialität  auf,  poussirt  sie  aber  ohne  Einsehen 
in  die  Bedürfnisse  des  Markts  und  beschleunigt  damit  die 
Ueberproduktion.  Ein  jeder  Fehlgriff  des  Kaufmanns  fällt  auch 
gleich  auf  den  Fabrikanten ;  bei  seinem  Kredit-  und  Kapital- 
mangel  muss  er  sich  nun  die  niedrigsten  Waarenpreise  gefallen 
lassen  und  aus  den  falschen  Speculationen  der  zahllosen  kleinen 
Handelsleute  ohne  Uebersicht  des  Marktes  summirt  sich  die 
volkswirthschaftlich  so  gefährliche  Ueberproduktion.  In  Frank- 
reich dagegen  schiebt  sich  zwischen  Konsument  und  Fabrikant 
als  Mittelglied  der  Pariser  Kommissionär ;  sein  mächtiges  Haus 
veimag  schon  eher  die  Preise  zu  halten  und  durch  die  Ver- 
bindungen in  aller  Herren  Länder  eine  Uebei*schätzung  der 
Kachfrage  zu  verhüten;  in  ihm  potenzii*en  sich  mehrfach  die 
Kapitalkraft  und  Intelligenz  zahh-eicher  kleiner  Firmen  in 
Cr^eld,  Umgekehlt  ist  hier  auch  der  grösste  Fabrikant 
Detaillist,  versucht  den  kleinsten  Vortheil  zu  erhaschen  und 
b^egnet  dem  geringsten  Anfänger  auf  den  gleichen  Märkten. 
Ea  streiten  mit  einander  die  beiden  Principien :  gute,  tüchtige 
Fabrikation  und  Absatz  an  wenige  Grosshändler  und  —  Massen- 
produktionund  Massenabsatz  an  Jedermann. 

Es  bat  lange  gedauert,  bis  Grefeld  den  Absatz  seiner 
Waaren  in  eigene  Hände  nahm.  Die  von  der  Leyen  verkauften 
die  Seidenzeuge  nur  neben  andern  Waaren  auf  den  Messen, 
auch  das  reiche,  durch  viele  Handelsverbindungen  unterstützte 
Elberfeld^)  führte  Crefelder  Waaren.  In  der  ersten  Hälfte 
unseres  Jahrhunderts  scheinen  für  den  Absatz  nach  Osten  die 
Leipziger,  nach  Süddeutschland  die  Frankfurter  Messe,  nach 
Skandinavien  und  den  überseeischen  Ländern  Hamburg  und 
Bremen  von  Bedeutung  gewesen  zu  sein.  Für  den  so  wichtigen 
Markt  Amerika  spielte  Pai-is  den  Yeitnittler,  erst  seit  1838 
versuchte  man  sich  dort  durch  ein  eignes  Pei-sonal  vertreten 
zu  lassen.  Gegenwäiüg  ist  Grefeld  überall  bekannt  und  hat 
auf  allen  Märkten  seine  Agenten.  Aber  etwas  fehlt:  ein  ton- 
angebender und  kauffähiger  Markt  im  Inlande;  Deutschland 
ist  auf  die  Pariser  Moden  und  Muster  angewiesen  und  damit 
behaupten  Lyon  und  St.  Etienne  ihr  Uebergewicht  in  diesen 
Artikeln.    Auf  Grefeld  mit  seinen  billigen  Löhnen  und  seiner 


')  J.  C.  Bohn'B,  Wohlerfahrener  KAufiiuuui  1789,  I.  8.  566. 
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tQchtigen  Schwarzfärberei  sind  bei  der  intematioDalen  Arbeits- 
theilung  die  halbseidnen  Stofife  (zur  Besatzconfection),  die  leichten 
nnd  mittleren  Sammte  und  die  Sammetbänder  auf  Hand*  und 
Kraftsttthlen  gefallen,  auf  yiei*8en  und  Mülheim  a./R.  die 
gleichen  Artikel  mit  Ausschluss  der  Stoffe,  auf  Elberfeld  die 
halbseidenen  und  seidenen  Stoffe  auf  Kraftsttthlen  und  auch 
gemusterte  Stoffe.  Lyon's  Stärke  liegt  in  mittleren  und  schweren 
ganz  seidenen  Stoffen,  in  schweren  Sammten  und  feinen  ge- 
musterten Stoffen;  St  Etienne  zeichnet  sich  aus  in  mittleren 
und  schweren  Seidenbändem ,  in  Besatz-  und  Fmnjenartikeliu 
in  Sammetband  auf  Eraftstühlen.  Ganz  gefährliche  Eon- 
kurrenten sind  seit  altersher  Zürich  in  den  leichten  glatten 
Seidenstoffen  und  Basel  in  leichten  und  mittleren  Seidenbändem. 
England  leistet  am  meisten  in  leichten  und  mittleren  halb- 
seidnen Stoffen  auf  KraftstQhlen  und  in  leichten  und  mittleren 
Seidenbändem. 

In  den  ihre  Stärke  ausmachenden  Artikeln  beherrscht  die 
Crefelder  Industrie  den  einheimischen  Markt,  ja  es  ist  ihr  ge- 
lungen, sich  sogar  zu  ganz  bedeutendem  Export  aufzuschwingen. 
Schon  im  Jahre  1864  blieb  (nach  den  Berichten  der  Handels- 
kammer) vom  Gesammtwerth  der  Waaren  mit  31  MilL  Mark 
nur  die  Hälfte  im  Zollverein,  ein  Drittel  ging  nach  England 
und  der  Rest  nach  Amerika  und  Frankreich;  dies  Verhältniss 
hat  sich  im  letzten  Jahi-zehnt  noch  günstiger  gestaltet,  denn 
im  Jahre  1872  blieben  von  77  Mill.  M.  nur  81  in  Deutschland, 
25.4  Mill.  wurden  nach  England,  8.4  nach  Frankreich,  5.6  ins 
sonstige  Europa  und  11.7  über  See  ausgefbhrt  Unter  den 
Artikeln  haben  sich  die  Seiden-  und  Sammetwaaren  stets  so 
ziemlich  das  Gleichgewicht  gehalten.  Im  Jahre  1840  z.  B. 
gingen  von  6450  Webstühlen  3000  auf  seidene  und  halbseidene 
Stoffe,  1500  auf  Sammet,  1000  auf  Plüsch,  800  auf  Sammet- 
und  150  auf  Seidenband,  im  Jahre  1877:  14794  StQhle  auf 
Sammet  und  11567  auf  Stoffe.  Der  Aufschwung  der  Crefelder 
Industrie  ist  ein  grossaiijger  gewesen;  sie  beschäftigte  1840: 
6450,  1862:  15000  und  1872  gar  38810  Webstühle.  In  den 
gleichen  Jahi-en  hob  sich  die  Bevölkerung  der  Stadt  von  25900 
auf  51445  und  58500,   gegenwältig  zählt  sie  68000  Einwohner. 

Der  Crefelder  Fabrikantenstand  (und  hier  darf  man  die 
Häuser  in  Viersen  und  in  den  kleineren  Orten  mit  einschliessen) 
hat  das  Verdienst,  seine  Industrie  zu  grosser  Entwicklung  ge- 
bracht zu  haben  und  geniesst  —  wohl  mit  Recht  —  den  Bof 
einer  geschickten  und  unternehmungslustigen  Kaufmannschaft. 
Dennoch  könnten  die  Deutschen  noch  viel  z.  B.  von  den  Pariser 
Häusern  lernen 0-  Diese  nämlich,  die  grössten  überhaupt 
existirenden  Detailkäufer  fertiger  Seidenwaaren ,  versenden  in 
einer  neuen  bequemen  Hausirform,  in  Briefcouverts,  ihre  Muster 


*)  Jahresbericht  der  Handelskammer  Ton  Elberfeld  f&r  1875. 
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an  deutsche  Familien,  zu  deren  Ermittlung  sie  ein  Heer  von 
Agenten  reisen  lassen,  und  liefern  ihnen  einzelne  Kleider  gegen 
Baarzahlung  beim  Empfange.  Indem  sie  in  dieser  Weise,  unter- 
stützt durch  die  in  Deutschland  naturwüchsige  Neigung,  Fremdes 
vor  allem  zu  lieben  und  werth  zu  achten,  leicht  den  Eingang 
in  das  einzelne  deutsche  Haus  finden ,  überspringen  sie  den 
Grossisten  und  Detaillisten,  zahlen  den  Eingangszoll  von 
höchstens  2  Vi —3  Procent  auf  ihre  meist  kostbaran  Waaren 
and  di-ücken  die  heimische  Industrie  in  einer  Form  aus  dem 
eigenen  Markte,  die  diese  jenen  um  ihres  gi*össeren  Patriotismus 
willen  nicht  nachmachen  kann.  Fast  ohne  alle  Spesen  und 
ohne  alles  Risico  fQhren  sie  durch  diese  neue  Form  brieflichen 
Hausirhandels  ihren  Erzeugnissen  die  besten  Abnehmer  zu  und 
dürften  dem  deutschen  Handel  allmählich  vorzugsweise  nur 
die  Käufer  auf  Borg  überlassen. 


IL    Die  allgemeinen  Verhältnisse  der  Seidenweberei. 

Die  zahlreichste  und  wichtigste  Arbeiterklasse  bilden  die 
Weber;  sie  sind  hausindustrielle  Lohnarbeiter,  welche  fi-emdes 
Material  nach  fremden  Bestellungen  verarbeiten. 

Doch  hat  es  auch  sogen.  Weber  auf  eigene  Rechnung  ge- 
geben. Aus  Viersen  ^)  finden  sich  Nachrichten  aus  dem  Jahre 
1786  über  Sammetbandweber  (Lindwirker  hiessen  sie  damals), 
welche  Seide  kauften,  sie  verarbeiteten  und  die  Waaren  an 
Crefelder  Grossisten  absetzten.  Sie  verdienten  viel  und  piiinkten 
mit  ihren  Eronenthalem  zum  grossen  Aerger  ihrer  ländlichen 
Nachbarn.  Da  kam  1812  das  Sammetband  ausser  Mode,  die 
meisten  Weber  verarmten  und  wurden  von  dem  grossen  Hause 
Diergardt  als  Lohnwirker  aufgesogen.  Nur  vereinzelt  gelang 
es  ihnen,  ihre  Selbständigkeit  bis  in  die  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts hinüber  zu  retten.  Ihr  Product  waren  die  Bänder 
der  Landestrachten,  die  buntfarbigen  Sammetbänder  des  Elsasses, 
der  Schweiz,  der  Minden-Bückeburger  Gegend,  welche  bei  auf- 
steigender Konjunktur  willige  Käufer  fanden ;  bei  herabgehender 
Kachfrage  aber,  wenn  das  Lager  des  Fabrikanten  überfüllt 
und  dieser  für  den  Absatz  seiner  eignen  Bänder  besorgt  war, 
da  geriethen  die  Weber  in  die  gi-össte  Verzweiflung.  Kam 
unter  solchen  Umständen  einer  nach  Viersen,  so  meinte  der 
Fabrikant  mit  Achselzucken,  er  könne  das  Band  nicht  brauchen 
und  bot  nur  einen  Spottpreis;  dann  versuchte  es  der  Wirker 
in  Grefeld,  Sttchtelen,    überall   mit  gleichem  Erfolge.    Nach 


^)  Scbrdteler:  Herriichkeit  und  Stadt  Vienen  1861.  S.  223.  —  Norren- 
beig:  Geschichte  der  Herrlichkeit  Grefrath  1875,  S.  72. 
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Hause  heimgekehrt,  begann  er  am  folgenden  Tage  den  näm- 
liehen  Rundgang;  vom  Wandern  ermattet,  von  8o  vielen  ab- 
schlägigen Antworten  mürbe  gemacht,  unter  der  Nothwendig- 
keit  fbr  die  Familie  etwas  mitzubringen,  nach  vielem  Zeit- 
verlust verkaufte  er  endlich  zu  einem  Preise,  der  oft  nicht 
einmal  die  Auslagen  und  die  verlorene  Zeit  deckte.  Da  nach 
vielen  herben  Verlusten  entschlossen  sich  die  Weber  zum 
schweren  ^^chritt,  sie  gaben  die  selbständige  Stellung  auf  und 
tauschten  die  damals  n*eilich  vortheilhaftere ,  abhängige  Lage 
des  Lohnarbeiters  ein;  der  Preis  der  Kauf  leute  dafür  war :  die 
Uebernahme  des  Risicos,  der  Materialanschaffung  und  des 
Waarenabsatzes. 

Dieser   Schritt   enthielt   äusserlich   eine    um    so     tiefere 
Degradation,   als   die    damaligen   Weber    nicht   nur    fremdes 
Material,   sondern   dasselbe   auch   auf  fremden   Stühlen   ver- 
arbeiteten.   Im  XVIII.  Jahrhundeit  hatte  es  so  wenig  Seic^en- 
weber  gegeben  und  dieselben  waren  so  mittellos  gewesen,  dass 
die  Fabrikanten   ihnen   die   grössten   Erleichterungen    hatten 
bieten   und  bei  einer  Ausdehnung  der  Produktion  eigene  neue 
Stühle  aufstellen  müssen.    Die  Zunahme  der  Anzahl  der  Kauf- 
leute wie  der  Weber  zog  einen  öfteren  Wechsel  dei*selben  nach 
sich,  das  patriarchalische  Verhältniss  begann  sich  zu  lockern,  die 
Kaufleute  brauchten  nicht  mehr  zu  befürchten,  dass  bergische 
Monopolisten  ihnen  die  Arbeiter  abspenstig  machen   würden, 
und  sahen  sich  des  Zwanges  ledig,  dieselben  auch  in  Nothzeiten 
zu  beschäftigen.    Um  so  weniger  durften  und  wollten  sie  aber 
hindern,  dass  die  Weber  lange  Zeit  hindurch  für  fremde  Firmen 
arbeiteten  und  der  alte  Principal  blieb  nur  nomineller  Eigen- 
thümer  ohne   etwelchen   Nutzen    von  seinem   Wßbstuhl.     Zu 
gleicher  Zeit  wurden  die  Weber  der  Gewerbesteuer  unterworfen 
und  immer  mehr  gelangte  bei  ihnen  der  Gedanke  zum  Durch- 
bruch:   wir  sind  freie  Handwerksmeister  und  können  wirken, 
für  wen  wir  wollen.     Den  Fabrikanten    war   es  auch   schon 
recht,  wenn  die  Weber  Eigenthümer  ihrer  lange  besessenen 
Stühle  wurden,  es  konnte  ihnen  dann  auch  mehr  anvertraut 
werden;  den  neu  entstehenden  Firmen  war  damit  ein  grosses 
Hindemiss  der  Etabliioing  aus  dem  Wege  geräumt,  wenn   sie 
von  den  Auslagen  für  Webstühle  entlastet  wurden.    So  geschah 
es  denn,  dass  einzelne  Meister  ihre  Werkzeuge  ankauften. 

Indess  es  bedurfte  einer  stärkeren  Veranlassung,  um  einen 
radicalen  Eigenthumswechsel  herbeizuführen.  Es  kam  das 
Jahr  1848,  der  Selbständigkeitssinn  der  Weber  schwoll  mächtig 
an,  sie  wollten  nicht  mehr  auf  fremdem  Geräth. arbeiten  und 
eine  ihrer  wesentlichen  Forderungen  war:  Ankauf  der  Web- 
stühle. Dieselben  wurden  auf  ihr  Conto  übertragen,  und  von 
einer  günstigen  Konjunktur  untei*stützt,  wurden  sie  durch  Termin- 
zahlungen in  kurzer  Zeit  Eigenthümer  ihres  lang  ererbten 
Besitzes.    Seit  jener  Zeit  etablirt  sich  jeder  Weber  mit  eigenem 
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Stohl,  zu  welchem  er  sich  das  Geld  8chon  früher  erspart  hat 
oder  fbr  welchen  ihm  ein  Fabrikant  die  geringfügige  Summe 
(etwa  90  M.  für  einen  einfachen  Sammetstuhl)  vorstreckt. 

Allein  kaum  erfreuten  sich  die  Weber  ihres  neuen  Eigen- 
thoms,  als  Verhältnisse  eintraten,  welche  den  früheren  gleichen 
ond  bereits  ähnliche  Zustände  hervorgei-ufen  haben.  Die 
schweren  Seidenstoffe  nämlich  leiden  durch  die  starke  Er- 
aehutterung  eines  leichten  Stuhles  und  bedürfen  daher  eines 
sogen.  Lyoner  Stuhls;  dieser  ist  aber  so  theüer  (etwa  120  bis 
ISO  M.)t  dass  der  Arbeiter  ihn  nicht  anschaffen  kann,  zumal 
er  keine . Garantie  daf&r  hat,  dass  er  in  fortwährendem  Ge- 
brauche bleibt.  Noch  grösser  sind  seine  Bedenken  gegen  den 
Ankauf  einer  Jacquardmaschine ,  denn  bei  jedem  Wechsel  der 
Breite  und  des  Mustei-s  muss  auch  die  gesammte  Voiiichtung 
und  der  Harnisch  wechseln,  und  weil  die  gemusterten  Stoffe  in 
Deutschland  nicht  heimisch,  überhaupt  seit  Jahi-zehnten  durch 
die  glatten  verdrängt  sind  und  die  wenigen  vorhandenen  Stoffe 
dem  Wechsel  der  Mode  rasch  unterliegen,  so  wäre  der  Weber 
gezwungen,  ein  beträchtliches  Kapital  (jedesmal  200 — 800  M.) 
fax  eine  Jacquardvorrichtung  anzulegen ,  welches  keine  Ver- 
ansuog  finden  würde.  Die  Lyoner  Stühle  wie  die  Jacquard- 
maschäen  sind  daher  Eigenthum  der  Kauf  leute,  und  sind  diese 
ftusser  Stande ,  dieselben  im  Gange  zu  erhalten ,  so  ertheilen 
de  dem  Weber  einen  sogen.  Behülfschein  entweder  umsonst 
oder  lassen  sich  von  dem  andern  Fabrikanten  eine  Miethe 
zatden.  Einige  gestatten  jedoch  nicht,  auf  ihren  Maschinen 
ra  arbeiten,  wenn  sie  in  der  Werkstätte  noch  eigene  Muster 
haben,  deren  Nachahmung  sie  befürchten ;  sie  lassen  dann  den 
Jacquard  abheben  und  geben  dem  Weber  andere,  freilich 
weaoger  lohnende  Arbeit.  — 

Eine  Ausdehnung  der  Seidenindustrie  konnte  im  vorigen 
Jahrhundert  in  dem  Städtchen  Crefeld  nicht  die  genügende 
iazahl  Arbeiter  finden  und  man  war  schon  gleich  damals  ge- 
nöthjgt,  diejenigen  YeiTichtungen  in  nahe  Ortschaften  zu  ver- 
l^mi,  bei  welchen  es  die  Betriebsform  zuliess:  das  war  die 
Wrterei.  Schon  1750  werden  zwei  Filialen  erwähnt,  welche 
die  von  der  Leyen  in  Geldern  und  Aldekerk  angelegt  hatten. 
In  immer  weiteren  Kreisen  dehnte  sich  nun  die  Weberei  auf 
das  Land  hinaus;  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts  wurden 
die  Sammetbänder  schon  allgemein  auf  dem  Lande  ^),  die 
Sunmetstoffe  noch  hauptsächlich  in  der  Stadt  Crefeld  gemacht; 
m  den  1840er  Jahren  aber  waren  den  Sammetbändeiii  auch 
schon  die  einfachen  Sammte  und  die  glatten  halb-  und  ganz- 
seideoen  Stoffe  auf  das  Land  gefolgt.  Unter  dem  Drucke  der 
Schweizer  Konkurrenz  ging  die  Weberei  immer   weiter  den 


')  Golbery:    ConsiderationB   Bur  le  departm.  de  la  Ro^.  8.  121.  — 
(Lidofloecte:)  Voyage  dans  le  pays  entre  Meuse  et  Rhin.  1818. 
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billigen  Löhnen,  auf  denen  ja  die  Leistungsfähigkeit  der  Grefelder 
Industrie  beiiiht,  nach  und  theilte  die  Stoffe  mit  dem  geringsten 
MateriflJwerUi  und  von  der  einfachsten  Technik  bis  an  die 
Mosel  und  über  die  holländische  Grenze  an  das  Landvolk  aus. 
Diese  Strömung  hat  wohl  150  Jahre  gedauert  und  vielleicht 
hat  sie  bald  ihre  Grenzen  erreicht;  bald  werden  auch  jene 
Löhne  schon  zu  hoch  sein,  in  plötzlichem  Umschlage  werden 
dann  die  entferntesten  Stühle  stillgesetzt  werden  und  der  Kreis* 
lauf  von  neuem  durch  die  Etablirung  der  mechanischen  Weberei 
in  den  Städten  beginnen. 

Die  entferntesten  Weber  leisten  am  wenigsten;  ihnen  gilt 
das  Gewerbe  als  Winterbeschäftigung  far  den  sonst  müssigen 
Knecht  oder  für  die  Magd.  Auch  in  den  näher  liegenden  Be- 
zirken, wo  die  Weber  schon  den  grössten  Theil  des  Jahi-es  am 
Stuhle  sitzen  und  die  Feldarbeit  von  der  Familie  besorgen 
lassen,  gehen  sie  zur  Saat-  und  Erntezeit  aufe  Feld  und  die 
Fabrikanten  haben  sich  schon  auf  diese  Ausfälle  an  Lieferungen 
eingerichtet,  welche  bei  den  Sammten,  welche  nur  eine  Saison 
haben,  auch  weniger  nachtheilig  sind.  Diese  Arbeiter  fertigen 
die  einfachen  Stapelartikel  an;  die  schwierigeren  und  kunst- 
vollei-en,  theureres  Material  enthaltenden  Stoffe  werden  ihnen 
nicht  anvertraut,  diese  werden  ein  paar  Meilen  im  Umkreise 
von  Crefeld  gewebt,  in  jenen  eigentlichen  Weberdörfern,  welche 
in  der  Einleitung  namhaft  gemacht  wurden  und  fast  alle  mit 
der  Industriebahn  erreichbar  sind. 

In  der  Stadt  Crefeld  haben  sich  nur  die  Kunst-  (Para- 
menten-),  Muster-  und  Modestoffweberei  erhalten;  diese  er- 
fordern sehr  kunstreiche  Arbeiter,  viel  Aufsicht  und  es  würde 
beschwerlich  fallen,  die  Jacquardvorrichtungen  alle  auf  das 
Land  zu  transpoitiren.  Zwar  finden  sich  auch  heute  Stühle 
ai^  glatte  Stoffe  z.  B.  für  Regenschirme  und  vereinzelt  sogar 
auf  Sammte;  auf  denselben  arbeiten  aber  entweder  Greise, 
welche  am  Ende  ihres  Lebens  ihre  Arbeitsweise  nicht  ändei*n 
wollen  oder  Mädchen,  welche  der  Vater  nicht  seiner  Aufsicht 
entlassen  will  und  für  welche  die  Bewegung  der  schwei*ei'en 
und  complicirteren  Stühle  zu  viel  Kraftanstrengung  erfordeil, 
oder  solche  Meister,  welche  aus  momentaner  Arbeitslosigkeit 
vorziehn,  schlecht  gelohnte  Stoffe  zu  weben  als  völlig  zu  feiern. 
Im  Allgemeinen  kann  man  aber  sagen,  dass  die  Sammtband-, 
Plüsch-  und  Sammetstühle  ihren  Standort  ausserhalb  der  Stadt 
haben  und  zwar  um  so  weiter,  je  einfacher  die  Gewebe  sind. 
Die  Nothwendigkeit  der  Auswanderung  ergiebt  sich  für  den 
Weber  aus  folgender  Berechnung.  Nach  der  Kreisstatistik 
betrug  im  Jahre  1869  der  Jahresbedaif  einer  Familie  mit  drei 
Kindei-n :  an  Nahrungsmitteln  bOO  M.  in  Crefeld  gegen  270  M. 
auf  dem  Lande,  an  Wohnung  75  gegen  54  M.,  an  Wäsche  und 
Kleidung  60  gegen  51  M.,  die  übrigen  Ausgaben  blieben  sich 
wohl  die  gleichen.    Femer  findet  der  Meister  in   der  Stadt 
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keine  Gesellen  oder  nur  gegen  einen  übermässigen  Lohn;  vor 
allem  leisten  ihm  die  eigenen  Töchter  keine  Unterstützung  in 
der  Weberei,  denn  sie  finden  in  den  Hül&gewerben  eine  unver- 
gleichlich besser  gelohnte  Beschäftigung.  Der  Meister  muss 
also  allein  arbeiten  und  verdient  in  der  Stadt  etwa  18  Mark 
wöchentlich;  da  sagt  er  sich  denn,  dass  er  auf  dem  Lande 
mit  Gehttifen  auf  drei  Stühlen  Samroet  leicht  36  Mark  ver- 
dienen kann,  von  denen  ihm  nach  Abzug  von  12 — 15  Mark 
an  die  Oehülfen  doch  noch  immer  21—24  Mark  verbleiben. 
Daher  kommt  es,  dass  in  der  Stadt  Grefeld  die  Weber  meisten- 
theils  allein  arbeiten,  im  Jahre  1867  hatten  nur  17,3  Procent 
derselben  zwei  und  mehr  Webstühle,  während  in  dem  Land- 
kreise Grefeld,  Kempen,  Erkelenz,  Geldei-n,  Gladbach  die  ent- 
sprechenden Zahlen  49,8,  48,9,  43,4,  43,4  und  34,5  Procent 
lauteten  ^).  Dort  ist  die  Weberei  lohnender  als  die  Feldarbeit, 
die  ganze  Familie  sitzt  am  Webstuhl  und  Gehülfen  sind  billiger 
zu  haben.  Erst  in  ganz  entfernten,  rein  landwirthschaftlichen 
Gegenden,  wie  in  den  Kreisen  Grevenbroich  und  Rees  beweisen 
die  20,9  und  29,6  Procent,  dass  es  meist  nur  ein  einziger  Stuhl  ist, 
welcher  den  einsamen  Bauer  oder  seinen  Knecht  im  Winter 
beschäftigt 

Das  Heer  der  Weber  steht  schlagfertig  und  wohlausgerüstet 
im  Felde;  vom  grossen  Hauptquartier  aus,  der  Stadt  Crefeld, 
leiten  die  Fabrikanten  die  Kampagne,  untei*stützt  von  ihren 
Intendanten,  den  Rohseidehändlem ,  ihren  Adjutanten,  den 
Kommis,  und  ihren  Stabsofficieren ,  den  Werkmeistern.  Unter 
ihrer  unmittelbaren  Aufsicht  finden  alle  Vorbereitungen  zum 
Siege  in  der  F&rberei,  Winderei  und  Schererei  und  die 
Vollendungsarbeiten  in  der  Appretur  und  Packkammer  statt. 
Alle  diese  Hülfsgewerbe  haben  ihren  Sitz  in  der  Stadt,  nur 
die  Winderei  zieht  bereits  den  Webertöchtem  nach  in  die 
Vorstädte  und  näher  gelegenen  Oi-tschaften  hinaus.  Die  Arbeiter 
sind  mit  Ausschluss  der  Färber  in  all  diesen  Beschäftigungen 
weibliche,  ihre  Verrichtungen  sind  sämmtlich  äusserst  leichte 
und  alle  städtischen  Mädchen  bis  in  den  Mittelstand  hinauf 
von  ihnen  und  von  der  damit  zusammenhängenden  Kravatten- 
fabrikation  und  Konfektion  absorbirt.  Aber  sie  reichen  nicht 
hin,  die  Nothwendigkeit  städtischer  Concentration  steigert  die 
Lohne  ganz  un verbal tnissmässig  hoch,  jeder  Aufschwung  der 
Industrie  führt  eine  Unzahl  Mädchen  der  Stadt  zu  und  ein 
ausserordentlicher  Ueberschuss  derselben  in  dem  Jungfrauen- 
alter  von  18—25  Jahr  tritt  ein  (Anlage  VII).  Damit  ist  die 
industrielle  Physiognomie  Crefelds  als  Webei-stadt  völlig  ver- 
ändert; die  typische  Figur  des  Spulanen  (Spuljungen),  jenes 
Vetters  des  Pariser  Gamin  und  Berliner  Schusteijungen,  über 
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dessen  rohe,  aber  witzige  Einftlle  einst  des  Abends  Gelächter 
die  Strassen  hinabschallte,  ist  verschwunden;  die  Mftdchen 
treten  ihr  Regiment  in  Crefeld  an!  FOnfeig  Procent  XJeber- 
schuss  der  Mädchen  in  der  Wonnezeit  des  Jugendlebens,  — 
welche  Folgen! 

Die  Ausdehnung  der  Weberei  von  Seide,  Sammet,  Baum- 
wolle und  gemischten  Stoffen  in  entlegene  Gegenden  erschwerte 
die  persönliche  Verbindung  mit  den  Grefelder,  Gladbacher  und 
Elberfelder  Fabrikanten  und  hatte  die  Anlage  von  Factoräea 
zur  Folge:  die  Firma  setzte  den  Lohn  fest  und  bezahlte  ihren 
Factor  ausserdem.  Theils  waren  die  an  einem  Orte  für  ein 
Haus  arbeitenden  Weber  nicht  zahlreich  genug,  um  dem  Factor 
ein  auskömmliches  Verdienst  zu  sichern,  theils  suchte  dieser 
durch  Uebemahme  von  Bestellungen  auch  anderer  Finnen  sich 
mehr  Geld  zu  machen;  kurz  die  Stellung  der  Factoren  war 
anfangs  die  von  Kommissionären,  welche  gegen  Provision  zu 
festgesetzten  Löhnen  die  Ketten  für  verschiedene  Firmen 
unterbrachten.  Dies  hatte  den  naheliegenden  Missbrauch  zar 
Folge,  dass  sie  durch  Vermindeiiing  des  Lohnes  ihre  Ein- 
nahmen vergi'össeiten ;  die  Fabrikanten  erfuhren  das  und  hörten 
auf,  die  Pi-ovision  zu  zahlen.  Nun  waren  die  Factoren  ledig- 
lich auf  die  Differenz  des  vom  Fabrikanten  ausgesetzten  und 
von  ihnen  gezahlten  Weblohns  angewiesen,  sie  Qbemahmen 
fUr  immer  mehr  Firmen  Kommissionen  und  drückten  die 
Löhne  immer  tiefer.  Je  weniger  eine  Gegend  Fabrikanten 
hatte,  desto  mehr  hatte  sie  Factoi'en;  es  gab  unter  diesen 
einige  so  niedrig  stehende  Individuen,  dass  sie  wöchentlich 
einige  Mal  mit  dem  Schiebkan*en  in  den  Ort  kamen ;  je  roher 
und  wucherischer  solche  Factoren  waren,  desto  grenzenloser 
war  die  Ausbeutung  der  Arbeiter.  Bei  flottem  Geschäftsgange 
war  der  Weber  gesucht  und  konnte  seine  Bedingungen  etelleOt 
in  flauen  Zeiten  aber,  wenn  die  Fabrikanten  selbst  keine  Arbeit 
mehr  hatten,  hielten  die  Factoren  noch  einige  Ketten  auf- 
bewahrt und  gewannen  25—30  Pit)cent  an  dem  ohnehin  schon 
stark  reducirten  Weblohn.  Diese  Erpressung  wurde  noch  ver- 
stärkt durch  das  Trucksystem  und  das  Halten  von  Branntwein- 
schenken. 

Die  Fabrikanten  thaten  nichts  gegen  die  im  stillen 
schleichende  CoiTuption;  sie  waren  ziärieden,  nur  ja  nichts 
mit  den  Arbeitern  direct^zu  thun  zu  haben.  An  die  Oeffent- 
lichkeit  wurden  diese  Verhältnisse  gebracht  durch  eine  Petition 
der  Seidenweber  in  Kempen  vom  25.  Oktober  1848  an  den 
Handelsminister ;  zahlreiche  Ortsbehörden  unterstQtzten  das 
Gesuch  und  es  zeigte  sich,  dass  dieser  Missbrauch  namentlich 
bei  den  Baumwollwebern,  welche  fbr  Gladbach  arbeiteten,  vor- 
kam. Am  10.  Februar  1849  kam  es  zu  einer  Vereinbarong 
zwischen  Webern,  Fabrikanten  und  Factoren,  wonach  den 
letzteren  10  Procent  vom  Weblohn  bewilligt  wurde,  für  bäum* 
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wollene  Rosenzenge  und  Biber  wurde  ein  besonderer  Satz 
normirt;  zudem  wurden  die  Behörden  angewiesen,  gemäss  den 
§§  49  und  71  der  Gewerbeordnung  bei  der  Koncessionirung 
solcher  Factoren  ihre  Zuverlässigkeit  zu  prüfen  ^). 

Factoren,  und  zwar  jetzt  mit  festem  Gehalt',  haben  sich 
hauptsächlich  nur  noch  in  entfernten  Gegenden  erhalten.  Die 
grossen  Factoreien  von  Elberfeld  fQr  Orleansgewebe  gingen 
nach  Entstehung  mechanischer  Fabriken  ein,  an  vielen  kleinen 
Orten  etablirten  sich  selbständige  Kaufleute;  der  Ausbau  der 
Industriebahn  in  unserem  Jahrzehnt  ermöglicht  den  Webeiii 
persönlich  das  fertige  Stück  zu  überbringen.  Obwohl  er  einen 
halben  Arbeitstag  verliert,  lässt  auch  der  äimste  Weber  in 
Viersen  sich  die  Fahrt  nach  Crefeld  die  zwölf  Groschen  kosten, 
weil  über  viele  Fehler  im  Stück  durch  persönliche  Rücksprache 
leicht  ein  Ausgleich  stattfindet,  für  welche  sonst  Abzüge  ge- 
macht würden.  Für  die  ent&rnter  wohnenden  Weber  sind 
z.  B.  in  Lobberich,  Breyel,  Grefrath  Liefertage  eingerichtet, 
an  denen  ein  oder  zwei  Mal  im  Monat  ein  Associe,  Prokurist 
oder  Kommis  der  Fiima  die  Gewebe  entgegen  nimmt  und  be- 
urtheilt.  In  die  ganz  entlegenen  sogen.  Kolonieen  kommen  nur 
Boten,  welche  neue  Ketten  und  Kämme  mitbringen  und  die 
fertige  Waare  in  die  Stadt  fahren,  wo  sie  beurtheilt  wird  und 
für  welche  der  Bote  in  der  nächsten  Woche  das  Geld  mit- 
bringt Aus  der  äussei*sten  Zone,  wo  die  versprengten  Weber 
die  Anlage  einer  Factorei  nicht  lohnen,  senden  sie  ihre  Stücke 
mit  der  Post  nach  Crefeld. 

Eine  technisch  controllii-ende  Besichtigung  der  Gewebe 
auf  dem  Stuhl  findet  durch  den  Werkmeister  statt  und  dieser 
hat  grossen  Einfluss  darauf,  ob  der  Weber  überhaupt  Arbeit 
und  ob  er  eine  lohnende  (z.  B.  gute  statt  verbrannter  Ketten, 
gemusterte  Stoffe  statt  Sammet)  erhält.  Daher  wird  er  bei 
guter  Laune  erhalten;  der  Tag  der  Besichtigung  ist  ein  Tag 
der  Tractamente,  manches  Huhn,  Schinken,  Eier  wandern  um- 
sonst oder  zu  halben  Preisen  in  seine  Küche.  Ja  sogar  das 
Faetorenunwesen,  wobei  in  schlechten  Zeiten  namentlich  von  den 
verschuldeten  Webern  grössere  Provisionen  erpresst  werden, 
kommt  noch  vereinzelt  vor  und  ich  selbst  bin  einem  schiel* 
äugigen,  fuchsrothen  Wucherer  in  einem  Dorfe  des  Kreises 
Erkelenz  auf  die  Schliche  gekommen.  Zum  Theil  liegt  die 
Schuld  an  den  Fabrikanten,  welche  kein  Auge  für  die  Miss- 
brftuche  ihrer  Beamten  haben,  zum  grossen  Theil  an  den 
Webern  selbst,  welche  sich  dergleichen  gefallen  lassen.  — 

Eng  mit  den  Geschicken  ihrer  Meister  verknüpft  sind  die 
der  Gesellen.  Bis  zum  Jahre  1848  waren  die  ersteren  nur  die 
AitEBeher  über  die  auf  den  Webstühlen  der  Fabrikanten  arbeiten- 
den Gesellen;  hiefür  wie  fQr  die  Benutzung  ihrer  Wohnräume 
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erhielten  sie  ein  Drittel  des  Weblohns;  von  den  übrigen  zwei 
Dritteln  hatten  die  Gesellen  die  Auslagen  für  das  Spulen«  das 
Säubern  der  Kette,  das  Oel  fOr  die  Lampe,  das  Papier  und 
Derartiges  zu  bestreiten  und  das  Aufbäumen  selbst  zu  besorgen. 
Alle  Gründe  nun,  welche  die  Meister  mit  mehreren  Stühlen 
aus  der  Stadt  drängten ,  vertrieben  schon  weit  früher  den 
Gesellenstand  und  wiesen  demselben  die  mittlere  Zone  als  Stand* 
ort  an.    Aber  auch  hier  war  die  Existenz  bei  nur  zwei  Dritteln 
des  Lohns  eine  sehr  prekäre,  und  als  mit  dem  Ankauf  der 
Webstühle  im  Jahre  1848  das  Haupthindemiss  der  selbständigen 
Niederlassung  geschwunden  war,  höi*te  das  eigentliche  Geselleo- 
wesen  fast  ganz  auf.    Als  kleine  Meister  beziehen  sie  den 
voUea  Lohn  und  haben  das  doppelte  Bisico  des  Gesellen  nicht 
mehr  zu  tragen,  nämlich  ob  ihr  Meister  überhaupt  eine  Kette 
erhält,  und  falls  er  eine  bekommt,  ob  es  doch  nur  eine  einzige 
ist  und  der  Geselle  daher  entlassen  werden  muss.    Die  gegen- 
wärtig noch  vorhandenen  männlichen  Gehülfen  sind  meist  die 
eignen  Söhne  vor  Ableistung  der  Wehi-pflicht,  die  erwachsenen 
Söhne,   etwaige   Verwandte  oder   es   bleiben   auch    mehrere 
Brüder  zusammen.    Wo  ein  Meister  es  noch  fdr  vortheilhaft 
hält,  einen  Arbeiter  zu  beschäftigen,  zahlt  er  ihm  z.  B.  in 
Viei*sen  ein  Fixum  pro  Meter  und  giebt  ihm  ausserdem  die  Kost. 

Das  Gesellenwesen  hat  in  der  Seidenweberei  niemals  eine 
Bolle  gespielt;  das  eigentliche  Verderben  brachten  über  ihn 
die  —  Gehülfinnen.  Bei  ihren  geringeren  Anforderungen  an 
das  Leben  vermögen  sie  mit  zwei  Dritteln  des  Lohnes  noch 
immer  zu  bestehen,  sie  verspüren  nicht  den  Drang  nach  selb- 
ständiger Etablirung,  und  —  was  auch  in  der  mechanischen 
Weberei  ihnen  den  Sieg  verschafft  hat  —  sie  arbeiten 
mindestens  ebenso  rasch,  wenn  nicht  flinker  und  tüchtiger  als 
der  Mann.  Bei  ihnen  ist  die  Disciplin  leichter  herzustellen, 
die  Genauigkeit  der  Arbeit  und  die  Gewissenhaftigkeit  im  Ein* 
halten  der  Verträge  grösser,  an  Intelligenz  und  Grewand^eit 
fehlt  es  dem  Weibe  nicht,  nur  am  Jacquard  und  an  den  schweren 
und  breiten  Stühlen  sind  die  Anspiüche  an  ihre  physische 
Konstitution  zu  grosse.  Im  Weibe  hat  die  Industrie  eine  ge- 
lehrige Kraft  und  die  Gemeinde  im  Weben  eine  Arbeit  fftr  ein 
schwer  zu  beschäftigendes  Geschlecht  gefunden. 

In  Ci'efeld  und  den  Nachbarorten,  wo  die  Frauen  in  der 
Winderei  beschäftigt  sind  und  das  Weben  der  schweifen  und 
compliciiten  Stoffe  für  sie  zu  schwierig  ist,  hat  die  Frauen- 
weberei seit  den  1840er  Jahren  zwar  auch  zugenommen,  doch 
ist  sie  selten  im  Vergleich  zu  den  entfernteren  Zonen.  Hier 
haben  in  Folge  derselben  sich  eine  Beihe  sittlicher  Missstände 
entwickelt,  welche  Herr  Gaplan  Dr.  Norrenberg^)  in  seiner 
Pfarre  Viersen  eingehend  schildert.  Töditerlose  Wittwer,  allein- 

*)  Zweiter  Jahresbericht  des  kathoL  Arbeiterinnen-yereiDg.  187S.  8. 17  ilSI. 
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stehende  Junggesellen,  Männer  mit  schwächlichen  Frauen  sind 
zumeist  darauf  bedacht,  Mädchen  auf  ihren  Webstuhl  zu  be- 
kommen. Die  Frau  wird  eventuell  in  die  Fabrik  geschickt 
und  die  GehOlfin  besorgt  die  Küche  und  die  übrigen  Haus- 
arbeiten; finanziell  ist  das  eine  glückliche  Speculation.  Der 
Meister,  der  den  ganzen  Tag  mit  der  letzteren  allein  in  einer 
Stube  arbeitet,  tritt  bald  mit  Yei-suchungen  an  sie  heran;  die 
Begabung  der  aus  den  ärmeren  Ackerbaudistricten  herüber- 
gekommenen Mädchen  ist  eine  sehr  geringe,  die  Vei'führung 
hat  bei  ihnen  leichtes  Spiel  und  sie  werden  bald  die  Beute 
des  Mannes.  Es  sind  Fälle  vorgekommen,  wo  fremde  Mädchen 
und  zwar  im  Alter  von  16  Jahren  im  Ehebruch  geschwängert 
worden  sind.  Die  Frau,  die  jedesmal  von  Eifersucht  gequält 
nach  Hause  zuiückeilt,  tobt  und  wüthet  und  stüi-zt  sich,  da 
ihr  durch  den  Hinweis  auf  die  Nothwendigkeit  des  Doppel- 
verdienstes die  Unmöglichkeit  einer  Aenderung  vorgehalten 
wird,  schliesslich  selbst  in  die  Arme  der  Unzucht  In  andern 
FäJlen  ist  die  Fabrikarbeit  der  Frau  auf  die  Faulheit  des 
Mannes  zurückzuführen,  der  obwohl  arbeitsfähig  während  ihrer 
Abwesenheit  die  Pfeife  im  Munde  und  die  Schnapsflasche  zur 
Seite  über  dem  brodelnden  Kessel  wacht  oder  sonst  im  Hause 
herumdämelt 

Während  der  Meister  am  Webstuhl  sitzt,  säubert  sein 
Weib  ihm  die  Kette  von  allen  Knötchen  und  Unreinlichkeiten 
und  die  Kinder  sitzen  aiif  einem  Schemel  vor  dem  Spulrade 
und  lassen  durch  ihre  Trittbewegung  die  Fäden  von  der  gi'ossen 
Bobine  auf  die  kleinen  Spulen  ablaufen,  die  in  dem  Schiifchen 
befestigt  werden,  mit  welchem  der  Vater  durch  die  Kettfäden 
schiesst  Ihre  Arbeitszeit  ist  eine  sehr  verschiedene.  Ein 
Sammetweber,  welcher  wenig  einzuschiessen  hat  und  viel  Zeit 
bei  dem  Aufschneiden  der  Decke  verbraucht,  setzt  täglich  das 
Spulrad  etwa  auf  zwei  Stunden  in  Bewegung,  ähnlich  ein 
w  eher  von  schwierigen  Stoffen ;  dagegen  geht  bei  einem  Weber 
von  glatten  Seidenstoffen  das  Spulrad  den  ganzen  Tag  und 
dann  muss  noch  die  Mutter  helfen.  Je  mehr  Stühle  im  Web- 
winkel und  je  weniger  Kinder,  desto  länger  bleiben  die  Kleinen 
an  die  Arbeit  gefesselt  und  auf  sie  passen  die  Schreckensbilder, 
wie  sie  namentlich  die  Gladbacher  Baumwollfabrikanten  ent- 
werfen. Kinder  von  fünf  Jahr  an  sitzen  dann  in  der  unbe- 
quemsten Lage,  mit  zusammengezogenen  Beinen  und  gebücktem 
Rücken  in  überfüUtem  Baume  am  Spulrade  und  versäumen 
darüber  die  Schule.  Oder  falls  sie  dieselbe  auch  besuchen, 
müssen  sie  oft;  um  6  oder  halb  7  Uhr  Morgens  an  die  Arbeit, 
80  dass  sie  z.  B.  in  Hüls  gar  keine  Fortschritte  machen,  weil 
sie  schon  ermüdet  in  die  Schule  kommen;  in  den  Freistunden 
und  des  Abends  bis  8  Uhr  wird  den  kleinen  Fibelschützen 
keine  Ruhe  gegönnt  und  Elteiii  mit  grosser  Kinderschaar  senden 
einige  davon  in  grüssei-e  Werkstätten,  um  das  tägliche  Brot 
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zu  verdienen.  Entsetzen  packte  mich,  als  ich  in  Barmen  oben 
in  einer  Dachkammer  in  den  letzten  Tagen  des  Septembers  um 
^/,  8  Uhr  Abends,  also  bei  völliger  Dunkelheit,  einen  sieben* 
jährigen  Knaben  fand,  der  vergebens  der  schmalen  Luke  näher- 
rückte ,  um  den  Faden  zu  sehn,  den  er  über  seinen  Finger  ab* 
laufen  liess. 

Mit  dem  14.  und  15.  Jahr  beginnt  für  die  Knaben  das 
Weben,  oft  aber  auch  schon  mit  dem  11.  und  12.  Jahr  und 
der  Polizeidiener  in  Anrath  hatte  beispielsweise  an  einem  Ta^e 
14  Kinder  zu  holen,  welche  darüber  die  Schule  vers&umt  hatten. 
Die  Kinder  der  Weber  erlernen  das  Gewerbe  rasch,  sie  haben 
die  Technik  stets  vor  Augen,  sehen  hier  und  da  einen  Hand- 
ginff  ab  und  sind  gewisseimassen  zum  Handwerk  geboren.  So 
hat  sich  in  der  Grefeld-Viersener  Gegend  ein  erblicher  Stand 
von  Webern  herangebildet,  schon  in  zweiter,  dritter  Generation 
am  Spulrad  aufgewachsen  und  hinter  dem  Webstuhl  gi'oss  ge- 
worden, bereits  mit  allen  leiblichen,  geistigen  und  sittlichen 
Eigenthümlichkeiten  einer  traditionellen  Arbeit ;  jedes  Geschlecht 
hat  der  langen  Reihe  von  Erfahrungen  einige  kleine  Geheim- 
nisse neu  hinzugefügt  und  die  Geschicklichkeit  der  Hand  er- 
höht, welche  mit  der  Zeit  eine  erbliche  Qualität  geworden  ist. 

Die  fremden  Kinder  machen  gewöhnlich  eine  Lehrzeit  Ton 
drei  Jahren  durch,  meist  ohne  schriftlichen  Kontrakt.  In  den 
eraten  zwei  Jahren  erhalten  sie  gewöhnlich  die  Hälfte,  im 
dritten  Jahr  zwei  Drittel  des  Weblohns;  sie  wohnen  und  essen 
bei  ihren  Eltern,  nur  landfremde  Lehrlinge  wie  früher  die  aus 
Hessen  oder  von  der  Eifel  wohnten  beim  Meister  und  wurden 
von  ihm  beköstigt.  Aber  wie  das  Gesellenwesen,  so  löste  sich 
auch  das  Lehrlingswesen  auf;  auf  der  Höhe  einer  günstigen  Kon- 
junktur, wo  auch  die  schlechteste  Arbeit  gut  bezahlt  wird,  ist 
dasselbe  fast  gänzlich  geschwunden ;  nach  Krisen  und  in  normalen 
Zeiten  finden  sich  wieder  Knaben  ein,  welche  etwas  lernen 
wollen,  bevor  sie  selbständige  Meister  werden.  Die  Fabrikanten 
brechen  namentlich  während  flotten  Geschäftsganges  in  laute 
IQagen  aus  über  die  schlechten  Leistungen  der  Weber;  nicht 
zum  geringsten  Theile  tragen  sie  selbst  aber  die  Schuld  daran. 
Durch  die  künstliche  Ueberapannung  der  Pix>duction  stellen  sie 
die  unfähigsten  Leute  als  Weber  an,  Bauern  und  andere 
Arbeiter;  da  ist  denn  doch  ein  Lehrling,  welcher  Vf^l  Jf^^r 
bereits  gewebt  hat,  mindestens  ebenso  befähigt,  und  diese 
Gruppe  junger  und  ungelernter  Neulinge  in  der  Industrie  ziehen 
dann  dem  gesammten  Weberstande  den  Vorwurf  mangelhafter 
Leistung  zu. 

Die  technischen  Fertigkeiten  des  professionellen  Weber* 
Standes  in  der  Crefelder  Gegend  sind  ganz  vortrefFliche ,  auch 
die  höhere  technische  Bildung  ist  verhältnissmässig  weit  ver- 
breitet und  zu  den  kunstvollsten  Mustern  finden  sich  immer 
zehn  statt  eines  Webei-s.    Die  feineren  Künste  des  Patronirens 
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sind  vielen  bekannt  und  durch  zahlreiche  Webeschulen,  be- 
sonders durch  die  städtische  verbreitet  worden.  An  den  Webern 
liegt  es  also  nicht,  wenn  die  gemusteiten  Stoffe  in  Crefeld 
keinen  Boden  gefunden  haben;  die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  einer  Einführung  derselben  entgegenstellen,  sollen  an  einem 
anderen  Orte  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  behandelt 
werden. 


m.    Die  Geschichte  der  Seidenweber. 

Die  Lage  der  Seidenweber  war  im  vorigen  Jahrhundert 
eine  gleichmässige  und  gesicherte.  Die  wenigen  grossen  Firmen 
hatten  beträchtliche  Kapitalien  in  ihren  eigenen  Hülfsgewerben 
stecken  und  die  geschickten  Weber  waren  so  selten  und  un- 
entbehrlich, dass  die  Unternehmer  an  einer  fortlaufenden  Aus- 
nutzung ihrer  Kapital-  und  Arbeitskräfte  ungemein  interessirt 
waren;  sie  fabriciiten  viel  auf  Lager  und  zahlten  andauernd 
Löhne  von  einer  gewissen  Höhe;  dafür  hielten  sie  sich  schad- 
los am  Waarenpreise.  Das  änderte  sich  allmählich  in  unserem 
Jahrhundert:  das  Absatzgebiet  dehnte  sich  aus,  sowohl  die 
internationale  Konkurrenz  fremder  Länder  wie  die  innere  neu 
etablirter  Fiimen  trat  ein  und  die  Waarenpreise  begannen  zu 
schwanken  und  zu  sinken;  die  Fabrikanten,  namentlich  die 
jüngerer  Firmen,  fühlten  keinerlei  Verpflichtung,  ein  für  sie 
kostspieliges  patriarchalisches  Verhältniss  anzubahnen ,  sie 
hatten  auch  nicht  die  Mittel,  viel  auf  Lager  arbeiten  zu  lassen, 
sondern  beschäftigten  die  Arbeiter,  solange  sie  einen  Voitheil 
dabei  fanden,  und  eutliessen  sie,  wenn  die  Preise  ihnen 
keinen  Nutzen  mehr  boten ;  die  Anzahl  der  geschickten  Arbeiter 
war  schon  sehr  gewachsen,  die  Fui*cht  vor  ihrer  Verführung 
und  dem  Verrath  der  Fabrikgeheimnisse  aufgegeben  und  alle 
Motive  der  Rücksichtnahme  auf  sie  geschwunden,  —  die  Ar- 
beiter sind  es,  welche  nun  einen  grossen  Antheil  am  Wechsel 
der  Konjunktur  in  Gestalt  von  Arbeitslosigkeit  und  erniedrigtem 
Lohn  zu  tragen  bekommen.  Dann  fallen  sie  in  ihrer  Noth 
der  Sorge  von  Gemeinde  und  Staat  anheim. 

Nachdem  die  ersten  wenigen  guten  Jahre  des  Rückfalls 
von  Crefeld  an  Preussen,  wo  noch  der  Westen  und  schon  der 
Osten  seiner  Ausfuhr  offen  standen,  verrauscht  waren,  als 
sowohl  Franki*eich  wie  auch  Polen  und  Russland  verschlossen 
worden  und  im  Rheinland  selbst  die  Binnenzölle  hemmend  in 
den  Weg  traten,  als  schlechte  Ernten  die  Pi-eise  der  Lebens- 
mittel furchtbar  in  die  Höhe  trieben,  als  das  baare  Geld  zu 
mangeln  anfing  und  die  heimischen  Märkte  von  ausländischen 
Waaren  überschwemmt  wurden,  da  wimmelte  es  von  Arbeits- 
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losen  und  Landstreichern,  welche  kaum  alle  im  StrasBeobaa 
beschäftigt  werden  konnten  >).  Es  verlor  Crefeld  seineii 
sicheren  Stapelartikel,  die  keinem  Wechsel  der  Mode  unter* 
liegenden  Landestrachten  in  Russland  und  Polen  in  Folge  der 
überschwänglichen  ZoUerhöhung;  die  Fabrikation  wurde  ge- 
zwungen, die  lüchtung  auf  mehr  oder  weniger  der  Mode  fol- 
gende Zeuge  zu  nehmen.  Dadurch  setzte  es  sich  der  Kon- 
kurrenz von  Lyon  und  Zürich  aus ;  beide  Orte  arbeiteten  unter 
günstigeren  Lohnverhftltnissen  fbr  die  Fabrikanten:  ersteres 
mit  einem  nach  der  Konjunktur  schwankenden,  letzteres  mit 
sehr  niediigem  Arbeitslohn.  Letzteres  griff  den  Crefelder 
Stapelartikel,  glatte  Seidenstoffe,  mit  aller  Energie  auf,  ver- 
wandte so  schlechtes  Material  dazu ,  wie  ein  rheinischer  Weber 
sich  nicht  gefallen  liess,  und  nachdem  die  wenigen  Jahre 
ansteigender  Nachfrage,  in  denen  Grefeld  den  alten  Umfang 
seiner  Industrie  aufrecht  erhalten  und  damit  die  Ueberpro- 
duction  beschleunigt  hatte,  vorüber  waren,  schlugen  die  Züricher 
Seidenstoffe  die  Crefelder  so  entscheidend  auf  der  Leipziger  Meese^ 
dass  diese  sich  vor  die  Alternative  einer  Aufgabe  der  Stoff*- 
fabrikation  oder  einer  Herabsetzung  des  Lohnes  gestellt  glaub- 
ten. Der  damals  allgemeinen  Tendenz  in  der  deutschen  In- 
dustrie folgend,  erniedrigten  alle  vierzehn  Firmen  bis  auf  eine 
den  Weblohn  für  glatte  Seidenstoffe  um  15  Procent,  bei  der 
heiTschenden  Ungleichheit  aber  nicht  alle  Löhne  und  nicht  in 
gleichem  Verhältniss;  zugleich  wurden  die  aus  sehr  verschie- 
denen und  zum  Theil  aus  ganz  alten  Zeiten  stammenden  An- 
werbelöhne (Handgelder)  nach  einem  gemeinsamen  Massstab 
möglichst  geebnet.  Daneben  beantragten  sie  bei  der  Regierung 
eine  Zollerhöhung  und  suchten  sich  durch  verbesserte  Färberei 
und  sorgfältigere  Fabrikation  konkun-enzfähig  zu  erhalten^). 

Die  Arbeiter  hatten  schon  im  Oktober  durch  Plakate 
Drohungen  ausgestossen ,  dennoch  wurden  am  8.  November 
1828  die  Löhne  nach  der  neuen  Taxe  ausgezahlt.  Da  brach 
der  Unwille  unter  den  Seidenstoffwebern  hervor;  in  der  Nacht 
zogen  sie  mit  Geschrei  durch  die  Gassen  und  warfen  miss- 
liebigen  Fabrikanten  die  Fenster  ein.  Am  nächsten  Vormittag 
ein  neuer  Auflauf;  gegen  Mittag  zog  der  Haufe  zum  Thor  hin- 
aus, um  Nachts  die  Stadt  wieder  heimzusuchen.  Da  traf  eine 
Schwadron  Husaren  ein.  Das  waren  die  Thaten  des  „Wipp- 
chen's  Corps^\  dessen  Erinnerung  noch  bis  heute  im  Volke 
fortlebt  und  dessen  Spottruf  sich  als  Kamevalslied  erhftlt: 

He  finale,  popp,  popp,  popp, 
Eene  lOpt  de  JBerg  herop, 
Kleivott,  Look  en  de  Box, 
Jethe  looka  Lohnt 


0  a  W.  Grote:  HiBt'fleogr.-aUt-Uterftr.  Jahrbach  fte  Westfiden  und 
Niederrhein  1818,  ü,  S.  180. 


>)  Bathhmttt  la  Orefeld,  Acte  73,  Heft  6,  Bericht  ▼.  4.  il  IL  Not. 
1828,  —  auch  3.  Heft  6  u.  U. 
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Den  Eaufleuten  fahr  ein  panischer  Schrecken  durch  alle 
Glieder;  von  der  Leyen  deponiite  eine  Lohnliste  ai^  dem 
Bathhanse,  welche  in  streitigen  Fällen  gelten  sollte,  sie  kam 
aber  nie  zur  Anwendung.  Seine  Kollegen  suchten  sich  nach- 
ti-äglich  am  1.  December  Muth  zu  machen  durch  Errichtung 
einer  Sicherheitswache,  welcher  alle  Männer  von  21 — 50  Jahren 
beitreten  mussten ;  sie  hatten  die  Kraft  des  Volkes  fürchten 
gelernt  und  wussten  20  Jahre  später  sich  davor  zu  hüten. 
Das  war  das  Vorspiel  zukünftiger  Ereignisse. 

Jene  Lohnreduktion  erwies  sich  keineswegs  als  wirksam, 
einige  der  grössten  Fabrikanten  mussten  noch  ausserdem  eine 
Anzahl  von  Webstühlen,  welche  sie  nicht  beschäftigen  konnten, 
von  den  Webeiii  einziehen;  dazu  traten  verschlimmernd  die 
Ereignisse  des  Jahres  1830.  In  der  Folgezeit  hob  sich  aber 
trotz  der  Schweizer  Konkuirenz  die  Seidenbranche  wieder  und 
fand  namentlich  in  Nordamerika  guten  Absatz,  während  auf 
dem  Kontinent  die  Leipziger  Messe  der  lohnendste  Markt  blieb. 

Mit  wechselnder  Gunst  eilten  die  Jahre  dahin,  bis  1846 
Bämmtliche  Umstände  sich  gegen  Crefeld  verschworen  zu  haben 
schienen.  Die  Mode  war  ungünstig,  der  Absatz  in  Nordamerika 
und  im  Zollverein  stockend,  die  Handelsvermittlung  mit  dem 
Orient  durch  die  Einverleibung  Krakau's  unterbrochen,  die 
Missemte  in  Europa  allgemein;  die  Fallimente  auswärtiger 
Häuser  erschütterten  allen  Kredit.  Von  8000  ftkr  Crefeld 
arbeitenden  Webstühlen  geriethen  1000  in  der  Stadt  und  2000 
auf  dem  Lande  in  Stillstand ,  direkt  kamen  4500  Personen, 
indirekt  12,000  ausser  Brot.  Das  folgende  Jahr  brachte  zwar 
eine  bessere  Ernte,  sonst  zeigte  es  das  gleich  trübe  Bild. 
Einige  Fabrikanten,  die  geringen  Löhne  auf  dem  Lande  be- 
nutzend, liessen  dort  mehr  als  in  der  Stadt  arbeiten  und  er- 
höhten dadurch  hier  das  Elend.  Die  städtischen  Arbeiter  be- 
gannen auszuwandern;  wahrend  Crefeld  sonst  jährlich  um 
1000—1200  Einwohner  zunahm,  verminderte  es  sich  in  diesem 
Jahre  um  51  Personen,  obwohl  die  Geborenen  die  Gestorbenen 
um  400  übertrafen.  Auf  dem  Lande  überall  das  gleiche  Bild: 
ongezogene  Stühle,  lange  Ablieferungsteimine  und  geschmäler- 
ter Verdienst;  Meister  arbeiteten  für  Gesellenlohn,  Fabrikanten 
mit  gewöhnlichen  Meisterlöhnen  konnten  nicht  mehr  konkui*- 
riren.  Allenthalben  grosse  Lagerbestände,  Geld-  und  Kredit- 
mangel, Fallissements!  Voll  Besorgniss  ruft  der  Magistrat 
aus:  Nur  ein  Mal  Geldmangel  fbr  Bezahlung  der  Löhne  zur 
rechten  Zeit,  —  wer  weiss,  was  dann  geschehen  kann^)! 

Kam  das  Jahr  1848  mit  seinen  Ereignissen.  Mehrere 
Bestellungen  wurden  zurückgenommen,  die  Lagerbestände 
schwollen  an,  die  Arbeitslosigkeit  und  das  Elend  erreichten 


>)  a.  «.  0.  Acta  14.  Heft  8.  Zeitungsbericht  April  —  Mai  1847. 
Jahresberichte  der  Handelskammer. 
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den  höchsten  Grad.  Die  einüachsten  RQcksichten  gegeaüber 
den  Arbeitern  wurden  nicht  mehr  genommen,  die  Miss^raache 
der  Kauf  leute  und  ihrer  Untergebenen  traten  in  ungeschminkt 
ter  Nacktheit  zu  Tage,  die  totale  Abhängigkeit  der  Weber 
war  offen  dargelegt  Es  zeigte  sich,  dass  die  patriarchalischen 
Zustände  thatsächlich  mit  der  Wurzel  beseitigt  waren,  die 
ihnen  entsprechenden  Kechtsverhältnisse  sich  aber  eriialteo 
und  thatsächlich  wie  rechtlich  die  Arbeiter  an  den  Folgen  der 
schlimmen  Konjunktur  zu  tragen  hatten.  Ein  Gedanke, 
welcher  seit  Jahi'zehnten  bei  ihnen  gedämmert,  gedieh  nun 
zur  Reife:  dass,  wenn  die  Fabrikanten  nicht  mehr  die  alte 
Pflicht  fQhlten,  in  Nothzeiten  etwas  für  ihre  Weber  zu  tbtm, 
diese  sich  selbst  die  Rechte  nehmen  mOssten,  welche  ihnen 
eine  sociale  und  wirthschaftliche  Selbständigkeit  verborgten. 
Nicht  nur  um  die  Beseitigung  einzelner  Missbräuche  handelte 
es  sich,  welche  der  grosse  Sturm  mit  Leichtigkeit  wie  Schnitzel 
davonkräuselte ,  es  handelte  sich  um  viel  mehr,  um  eine  i^anz 
neue  Rechtsauffassung  des  Weberstandes,  um  eine  veränderte 
Organisation  desselben,  um  seine  Erhebung  vom  ausgebeuteten, 
besitzlosen,  mit  fremdem  Werkzeug  thätigen  Arbeiter  mit 
völlig  schwankendem  Verdienst  zu  selbständigen  Handwerks- 
meistern mit  ganz  gleichmässig  gesichertem  Einkommen.  Der 
proletarische  Weber  sah  sein  Ideal  im  kleinen  Bourgeois,  Da 
gab  es  keinen  Arbeiter,  der  nicht  unfreiwillige  Muse  gdiabt 
hätte,  im  Stübchen  allein  und  im  Wirthshause  mit  den  Ge» 
nossen  alle  Vergewaltigungen  zu  durchdenken  und  xu  be- 
sprechen. Ein  Register  von  Beschwerden  und  Forderungen 
war  entstanden,  so  lang,  so  stürmisch  gefordert  und  so  —  be- 
rechtigt, dass  dieselben  nicht  länger  versagt  werden  konnt^i. 

Es  war  die  höchste  Zeit ,  als  am  18«  März  je  vier  Mit- 
glieder der  Handelskammer,  des  Gewerbegerichts  und  des 
Gemeinderaths  zusammentraten,  Fabrikanten  und  Weber  ooop- 
tirten  und  unter  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters  die  Miss- 
stände zu  untersuchen  begannen.  Aber  noch  fehlte  es  aa 
ernsterem  Zwange  und  an  einem  Drucke  von  aussen.  Die 
Excesse  vom  21.  März  wurden  eine  heilsame  Mahnung.  Die 
Angst  der  Bürger  stieg  aufs  Aeusserste,  die  Einen  fürchteten 
wieder  für  ihre  Fenster,  die  Andern  sahen  bereits  das  rothe 
Gespenst  Unter  diesen  Eindi-ücken  kam  die  Vereinbarung 
vom  27.  März  zu  Stande^). 

Was  brachte  das  Jahr  1848  den  Webern? 

Vor  allem  die  Abstellung  von  Missbräuchen  der  Werk- 
meister und  Faktoren;  die  Provision  der  letzteren  wurde  fixirt 
und  ihre  Zuverlässigkeit  von  der  Behörde  geprüft. 

Einen  zweiten  Erfolg  erzielten  sie  mit  dem  Ankauf 
sämmtlicher  Webstühle.     Und  mit  diesen  ihren  eigenen  Ge- 

>)  Kgl.  Regierung  zu  Düsseldorf  L  HL  9.  7. 
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xHthen  liessen  sie  sich  gesetzlich  zu  selbständigen  Handwerks- 
meistern erklären.  Ob  sie  damit  ihre  Staats  -  und  Gemeinde- 
lasten vermehrten  und  die  Fabrikanten  von  manchen  Ver- 
pflichtungen, z.  B.  von  Beiträgen  zu  den  UnterstQtzungskassen, 
entbanden,  —  das  galt  ihnen  gleich.  Ihren  Abschluss  fanden 
diese  Bestrebungen  in  der  Bildung  der  Weber-  und  Wirker- 
innung,  welche  für  die  inneren  Angelegenheiten  an  Stelle  des 
willkürlichen  Beliebens  der  Eaufleute  die  Selbstverwaltung  der 
lieber  setzen  sollte.  Mit  einem  Schlage  entpuppte  der  Arbeiter 
&ich  als  Handwerksmeister  und  selbst  das  zierliche  zünfUerische 
Zöpfchen  fehlte  nicht,  denn  kein  Meister  sollte  mehr  als  vier 
Webstühle  (ausgenommen  auf  Sammet)  besch^tigen  und  kein 
Fabrikant  Mädchen  (ausgenommen  die  Töchter  vei*storbener 
Meister)  zum  Weben  annehmen. 

Und  auf  einen  Wuif  erreichten  die  Weber  noch  ein 
weiteres  Ziel.  Was  half  ihnen  die  formelle  Selbständigkeit  des 
Handwerksmeistera ,  was  nützte  ihnen  der  Ankauf  ihrer  6e- 
räthe,  was  besserte  sich  ihre  Lage  durch  ein  Verbot  der  Ab- 
züge seitens  der  Faktoren,  wenn  ihr  Lohn,  die  Basis  ihrer 
Existenz,  ein  so  schwankender  war,  dass  sie  keinen  geordneten 
Haushalt  zu  führen  veimochten  ?  Der  Brennpunkt,  in  welchem 
seit  nunmehr  fün&ig  Jahren  alle  Bestrebungen  der  Crefelder 
Weber  zusammenlai^en,  ist  die  Sicherung  eines  gleichmässigen 
Verdienstes  und  dessen  Anerkennung  durch  eine  vereinbarte 
geschriebene  Lohnliste.  Garantie  eines  Jahr  aus,  Jahr  ein 
gleichmässigen  Einkommens,  das  war  es,  was  die  Weber  durch 
die  Vereinbarung  vom  27«  März  1848  eri-eicht  zu  haben 
glaubten,  als  sie  diejenigen  Sätze,  welche  bei  den  die  höchsten 
Lohne  zahlenden  Firmen  üblich  waren,  als  allgemein  ver- 
bindliche feststellten.  —  Durch  diese  Lohnliste  wird  der  Kei-n- 
punkt  des  Gegensatzes  zwischen  Arbeiter  und  Kaufmann  ge- 
troffen; sie  sichert  den  ersteren  ein  fixes  Quantum  vom  Pro- 
daktionsertrage  der  Industrie  und  setzt  den  letzteren  eine 
feete  Schranke.  Durch  sie  wird  ein  ewiger  und  unversöhn- 
licher Gegensatz  kurzer  Hand  entschieden.  In  der  Lohn- 
liste sehen  noch  heute  die  Wlaber  das  alleinige  Heil  ge- 
gen ihr  Elend,  um  sie  schaaren  sie  sich  in  einhelliger  Ueber- 
seugung,  und  wenn  sie  je  dereinst  als  Jünger  ihrer  Volks- 
propbeten wieder  einmal  den  Fabrikanten  entgegentreten 
sollten,  so  wird  es  geschehen  drohenden  Blickes  mit  jenem 
Büchlein  in  der  Hand.  Gleichmässigkeit  der  Lohnsätze  ist 
ihre  Forderung,  Lohnliste  ihre  Losung! 

Es  war  am  Mittag  des  27.  März  1848,  als  die  Verein- 
barung auf  dem  Bathhause  unterachrieben  war.  Eine  freudige 
Stimmung  bemächtigte  sich  der  Stadt;  die  Fabrikanten  sahen 
das  Gewitter  vorüber  ziehen,  die  grollenden  Weber  waren  froh, 
ihre  Absichten  friedlich  erreicht  zu  haben,  und  hofften  ai*glos  auf 
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die  Einhaltung  der  gegebenen  Versprechungen.  Mehrere  tau- 
send Arbeiter,  Arm  in  Arm,  die  Kommissionsglieder  und 
Fabrikanten  in  ihrer  Mitte,  ein  Mnsikkorps  an  der  Spitze, 
deutsche  Fahnen  schwingend,  zogen  jubelnd  durch  die  Strassen 
und  boten  der  Stadt  ein  nie  gesehenes  Schauspiel.  Abends 
waren  einige  Häuser  illuminirt,  das  Fest  der  Arbeiter  dauerte 
bis  in  die  Nacht. 

Auch  Viersen  hatte  sein  Sevolutiönchen.  Die  Weber 
zogen  vor  des  Freiherm  von  Diergardt  Haus  und  trugen  ihre 
Beschwerden  vor.  Jener  antwortete  in  einer  beruhigenden 
und  sehr  schönen  Rede;  am  andern  Morgen  wurde  erhöhter 
Lohn  ausgezahlt,  aber  bei  jedem  Weber  ein  Stuhl  stillgesetzt. 
Das  kam  so  unerwartet,  die  Arbeiter  waren  vollkommen  per- 
plex und  konnten  nicht  einmal  recriminiren,  denn  der  Freiherr 
war  in  der  nämlichen  Nacht  —  nach  Berlin  abgereist  — 

So  war  denn  die  grosse  Umwälzung  in  der  Lage  der 
Seidenweber  durchgeführt,  die  Selbständigkeit  derselben  und 
ein  gleichmässiger  Verdienst  waren  schriftlich  garantirt,  —  und 
gerade  jetzt  fügte  es  das  Schicksal,  dass  die  Lohnschwankungen 
in  bisher  unbekanntem  Masse  begannen  und  unter  dem  Schutze 
einer  rechtlichen  Institution,  des  Arbeitsbuches,  durch  das 
Vorschusswesen  ^)  eine  förmliche  Sklaverei  der  Weber  sich 
ausbildete. 

Die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1848  wurde  leicht  tiber- 
wunden. Nothstandsvereine  bildeten  sich  überall,  der  Staat 
gab  20000  Thaler  und  eine  Ausfuhipi-ämie  von  10  Procent 
auf  Seidenwaaren;  das  wurde  von  den  Fabiikanten  benutzt 
Die  Eonkun*enz  Franki*eichs  war  wegen  der  inneren  Wirren 
unbedeutend,  auch  in  der  Schweiz  wurde  nicht  viel  gearbeitet, 
eine  Ueberführung  des  amerikanischen  Marktes  war  daher 
nicht  zu  befürchten.  Im  nächsten  Jahre  stieg  die  Nachfrage, 
die  Rohseide  war  billig,  die  Fabrikanten  versorgten  sich  mit 
dei*selben,  die  Arbeiter  verdienten  gute  Löhne  und  hatten 
billige  Lebensmittel. 

Die  günstige  Konjunktur  traf  besonders  die  Sammetband- 
brauche,  mit  dem  Gentrum  ifi  Viei-sen.  Die  dortige  Industrie 
hatte  einen  solchen  Aufschwung  genommen,  dass  in  der  kurzen 
Zeit  von  1838—51  die  Anzahl  der  Fabriken  von  8  auf  16 
gestiegen  war;  1852  wurden  etwa  25  Procent  Arbeiter  mehr 
als  im  Vorjahre  beschäftigt  und  im  folgenden  Jahre  ging  eine 


^)  a.  a.  0.  I.  IIL  5.  1.  Bericht  des  RegienugB-ABB.  Bredt  y.  10.  Juli 
1858.  —  1.  m.  24.  2.  Jahresber.  des  Fabr.-Genchts  za  Gladbach  yom 
12.  Okt.  1841,  2.  Dec.  1844  und  6.  Okt  1858.  ^  I.  IIL  5.  1.  EiDsabe  tod 
Berger  ti.  Co.  in  Gladbach  y.  6  Juni  1853.  —  I.  HL  2.  2.  Bencbt  der 
Cremlder  Handelskammer  v.  28.  Sept  1855,  —  Petition  der  Crefelder 
Weberinnimg  ▼.  2.  Not.  1858  a.  22.  Febr.  1860,  —  Bericht  an  den  Ober- 
prftsid.  T.  20.  Dec.  1859.  —  Jahresberichte  der  HandeLskammer  ▼.  Gladbach 
fir  1854  und  1857. 
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beträchtliche  Anzahl  Arbeiter  aus  anderen  Gewerben  zur 
Sammet&brikation  über.  Diese  Weberei  ist  äusserst  leicht  zu 
erlernen  und  wurde  so  ausserordentlich  hoch  bezahlt,  dass 
z.  B.  ein  eliQähriger  Knabe  in  Viersen  am  Sammetbandstuhl 
5  Groschen  täglich  verdiente,  andere  Knaben  brachten  es 
sogar  auf  10  — 15  Groschen  und  die  Männer  verdienten 
6 — 7  Thaler  wöchentlich.  Allenthalben  fehlte  es  an  Arbeitern, 
besonders  den  jungen  Finnen ;  Fabrikanten  und  Kommis  zogen 
aufis  Land  hinaus,  durchstrichen  die  Dörfer  und  beredeten 
Jedermann,  Weber  zu  werden.  Waren  die  Arbeiter  nicht 
durch  ein  gewöhnliches  Gespräch  zu  fangen,  so  bestellten  sie 
sie  ins  Wirthshaus;  versagte  auch  dieses  Mittel,  so  war  die 
beliebteste  und  wirksamste  Lockspeise  dieser  „Seelenverkäufer^, 
Geld  als  Vorschuss  anzubieten,  welches  später  abgearbeitet 
werden  sollte;  schon  engagirte  Weber  wurden  durch  Angebote 
höheren  Vorschusses  abspenstig  gemacht;  das  Vorschussgeben 
war  zu  einem  periodisch  wiederkehrenden  Werbemittel  ge^ 
worden.  Wie  gewonnen,  so  zerronnen!  Wucherisch  erhalten, 
wurden  diese  Summen  auch  leichtsinnig  verausgabt;  fast  nie 
zu  dauernden  Anlagen  verwendet,  gingen  sie  in  Spiel  und 
Trunk  wieder  auf;  die  Kurzsichtigen  waren  es,  welche  die 
Vorschüsse  annahmen.  Nicht  weil  die  Arbeiter  Voi-schüsse  be- 
durften ,  wurden  sie  ihnen  ausgetheilt ,  sondern  ihren  Leicht- 
sinn benutzend,  wurden  dieselben  ihnen  fast  auj^edrungen. 
Da  gab  es  Seidenweber  mit  zwei  bis  drei  Stühlen,  die  mit 
G0--100  Thalern,  andere  mit  sechs  Stühlen,  die  mit  200  bis 
300  Thalem  beliehen  waren.  Dieses  System  herrschte  vor 
allem  auf  jenem  Grenzgebiet  zwischen  Vieraen  und  Gladbach 
einerseits  und  Erkelenz,  Heinsberg^  Waldfeucht  anderseits,  wo 
die  Sammet-  mit  der  Baumwollenindustrie  in  einen  Kampf  um 
die  Weber  trat.  Grefeld  war  stets  der  angi-eifende  Theil;  in 
unregelmässigen  Ueberfällen  drang  es  in  des  phlegmatischen 
Feindes  Land  ein  und  suchte  dessen  Arbeiter  sofort  thatsäch- 
lich  wie  rechtlich  in  Fesseln  zu  schlagen,  damit  sie  beim 
Rückgang  der  Löhne  nicht  wieder  fortgingen.  Das  Vorschuss- 
wesen war  schon  alt,  von  grösserer  Bedeutung  wurde  es  erst 
beim  Aufschwünge  der  Sammetindustrie  in  den  Jahren  1843 — 
1844  und  gelangte  zur  üppigsten  Entfaltung  1853  und  in  den 
folgenden  Jahren. 

So  lange  die  Konjunktur  eine  günstige  blieb,  war  an  ein 
Zurückfordern  des  Vorschusses  nicht  zu  denken:  ein  anderer 
Kaofimann  hätte  denselben  gern  auf  das  Arbeitsbuch  über- 
nommen« Das  Buch  war  ja  dem  Arbeitgeber  Bürgschaft  ge- 
nug; ohne  dasselbe  konnte  der  Weber  andere  Beschäftigung 
nicht  finden  und  es  trieb  ihn,  so  lange  er  noch  ehrlich  war, 
endlich  der  Hunger  wieder  zur  Arbeit  und  er  beeilte  sieh, 
80  rasch  als  möglich  ein  Stück  zu  liefern,  um  entweder  zur 
Abrechnung  oder  zu  einem  neuen  Vorschuss  zu  gelangen.   Tint 
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aber  der  Rückschlag  ein ,  wie  nach  der  grossen  Erisis  tod 
1857,  so  wurden  die  Weber  namentlich  von  den  jongen 
Finnen  massenhaft  entlassen  und  das  Arbeitsbuch  in  ihre 
Hände  gedrückt,  die  Angabe  ihrer  Schuld  und  oft  auch  eine 
Bemerkung  über  ihre  sittliche  Führung  enthaltend.  Hit  dieser 
Zeugenschaft  ihres  Leichtsinnes  klopften  sie  nun  an  anderen 
Thüren  vergebens  um  Arbeit  an,  gewissermassen  zur  Sühne 
sündiger  Selbsterniedrigung.  Fast  niemals  fand  der  Weber 
einen  andern  Fabrikanten,  denn  keiner  wollte  für  einen  Frem* 
den  in  arbeitsloser  Zeit  eine  Schuld  übelnehmen.  Kaufte  aber 
ein  Arbeitgeber  den  Weber  vom  Andern  los,  so  geschah  es 
nur  um  den  Preis  einer  noch  höheren  Summe  und  eines  noch 
tieferen  Druckes. 

Oder  die  Weber  wurden  in  Arbeit  behalten  und  von 
dem  ohnehin  verkürzten  Lohne  kleinere  und  je  nach  der 
Verlegenheit  der  Fabrikanten  auch  grössere  Raten  abgezogen. 
Der  Mangel  dauerte  dann  um  so  länger,  je  grösser  die  erhal* 
tenen  Voi-schüsse  gewesen.  War  feiner  der  Kaufmann  ausser 
Stande,  mehr  als  zwei  Webstühle  zu  beschäftigen,  so  konnte 
der  Weber  auf  den  dritten  doch  keine  Arbeit  erhalten,  da  der 
neue  Arbeitgeber  nach  dem  Gesetz  die  auf  drei  Stühlen 
lastende  Schuld  auf  einen  hätte  übernehmen  mUssen.  So  war 
der  Weber  in  eine  wohlberechnete  Abhängigkeit  verstrickt, 
welche  ihn  allen  Zumuthungen  seines  Brothenn  in  Bezug  ^uf 
Lohn  und  Material  preisgab.  Das  nannte  man  die  „goldene 
Kette'',  an  welcher  der  Arbeiter  lag.  Durch  Lobnherah« 
Setzungen  während  der  höchsten  Nothzeit  wurde  der  Loskauf 
immer  schwieriger,  jede  geordnete  Wirthschaft  fast  ganz  un- 
möglich, die  Demoralisation  auf  allen  Lebensgebieten  war  eine 
ausserordentliche  und  das  AbhängigkeitsverhSdtniss  glich,  nach 
den  Worten  der  Staatsrogieiiing,  der  Leibeigenschaft  früherer 
Jahrhunderte. 

Die  verpfändeten  Weber  waren  ebenso  billige  wie  zu 
Allem  willige  Arbeiter  und  mit  dem  Voi-schusswesen  wurde 
sinnreich  das  Trucksystem  vei-flochten,  ja  es  kam  sogar  ein 
Fall  vor  Gericht,  in  welchem  der  Arbeiter  contractlich  ge- 
bunden war,  seinen  Lohn  in  Waaren  zu  nehmen. 

Die  hohen  Vorschüsse  und  damit  des  UebelShganzer  Kern 
beruhten  auf  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Arbeits* 
und  Quittungsbuch ^).  Indess  war  weder  das  eine,  nodi  das 
andere  seiner  Umständlichkeit  wegen  üblich,  man  begnügte 
sich  mit  sogenannten  Losscheinen,   in  welchen   die  Schulden 


')  Meine  Beiträge  zur  Geschichte  der  6eBet£gebiing  und  Verwiltiinff  n 
Grünsten  der  Fabrikarbeiter  in  Preussen  in  d.  kgl.  preuss.  Statist  Zeiu 
Schrift  1877,  S.  73  u.  74.  —  Motive  znm  Gesetientwiuf  betr.  die  Anf- 
hebong  der  bisherigen  firanzösiscben  Bestimmongen  Ober  die  ArbeitabOcher 
in  den  Drucksachen  des  Abg. -Hauses  1860,  Bd.  IV.  Ko.  165  und  der 
Commissionsbericht 
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des  Arbeiters  oder  Meisters  an  den  bisherigen  Arbeitgeber 
ohne  Rücksicht  auf  einen  besondem  Webstuhl  vermerkt 
warden;  der  neue  Arbeitgeber,  welcher  sich  den  Losschein 
vorzeifren  lassen  musste,  galt  filr  die  Tilgung  dieser  Schuld 
nach  Massgabe  specieller  Voi'schriften,  und  wenn  der  Arbeiter 
keinen  Losschein  hatte,  für  diese  Schuld  unbedingt  haftbar. 
Durch  dieses  Institut  des  Buchfahrens  wurden  die  Kaufleute 
einmal  hinsichtlich  ihrer  Vorschüsse  durch  Einhalten  am  Lohne, 
zweitens  hinsichtlich  des  Vertragsbinichs  der  Arbeiter  sicher 
gestellt  und  das  Abspenstigmachen  seitens  der  Konkurrenten 
verhindert 

Unaufhörlich  seit  dem  Jahre  1839  trug  das  Fabrik- 
gericht zu  Gladbach  unter  Beeinflussung  seines  Präsidenten, 
des  Freihen*n  von  Diergardt,  auf  die  Beseitigung  des  Vor- 
schusswesens an,  und  auch  die  Rechtskräftigkeit  der  formlosen 
Losscheine  wurde  durch  die  Erkenntnisse  des  Landgerichts  zu 
Düsseldorf  vom  12.  Oktober  1838  und  des  Rheinischen  Re- 
visions-  und  Kassationshofs  vom  14.  December  1852  veraeint; 
die  grosse  Mehrzahl  der  Gewerbe-  und  Handelsgerichte  legte 
jedoch  denselben  die  Rechtskraft  der  QuittungsbQcher  bei. 
Endlich  nahm  sich  der  Freiherr  von  Diergardt  erastlicher  der 
Angelegenheit  an;  er  beschäftigte  einen  Weber,  welcher  einem 
froheren  Arbeitgeber  400  Thaler  schuldete,  und  wurde  auf 
Ersatz  des  Voi'schusses  verklagt.  Die  Sache  kam  bis  zum 
Obertribunal  und  dieses  wies  den  Kläger  ab  aus  dem  Grunde, 
da^  die  Losscheine  nicht  die  Quittungsbttcher  ersetzen  könn- 
ten. Nun  begannen  einzelne  Gewerbegerichte  die  letzteren 
auszugeben;  der  Justizminister  verbot  es;  in  Crefeld  fuhr  man 
trotzdem  fort  und  verausgabte  vom  1.  Oktober  1858  bis  zum 
9.  Juli  1859  für  4648,  seit  dem  9.  Juli  1859  fbr  821  Web- 
stühle Quittungsbücher. 

Die  Weber  standen  dieser  Bewegung  gegenüber  schwan- 
kend da.  Waren  sie  Ja  doch  auch  Arbeitgeber,  und  wie  sie 
den  Fabrikanten,  so  waren  ihnen  die  Gesellen  verschuldet. 
Da  warf  sich  denn  die  ehi-same  Weber-  und  Wirkerinnung  der 
Stadt  Crefeld  in  die  Brust  und  petitionirte  am  15.  März  1858 
um  Arbeitsbücher  für  ihre  Gesellen  und  Lehrlinge,  um  die 
Dauer  ih|er  Lehrzeit  nachweisen  zu  können.  Als  dieses 
Gesuch  a%r  gar  keine  Folgen  hatte,  da  riefen  die  Weber: 
nun  aber  auch  gar  keine  Bücher,  und  setzten  in  ihren  Peti- 
tionen an  das  Abgeordnetenhaus  vom  Jahre  1858  und  1860 
die  Missbräuche  des  Vorschusswesens  klar  auseinander  sowie 
die  Nothwendigkeit ,  dass  sie  als  »^ie«  selbständige  Hand- 
werksmeister*^ keinerlei  Buchführang  unterliegen  dürften. 
Unterstützt  wurden  sie  in  ihrer  Agitation  von  den  Besitzern 
der  Baumwollfabriken  in  Gladbach,  den  geschworenen  Feinden 
der  Sammetkauf  leute,  welche  durch  höhere  Löhne  ihre  Arbei- 
ter   verführten    und    durch    längere   Arbeitszeit   die   Kinder 
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lohnender  und  ohne  gesetzliche  Kontrolle  in  der  Hausindustrie 
beschäftigten. 

Bei  genaueren  Nachforschungen  ermes  es  sieh,  dass  das 
Vorschusswesen  und  das  Losscheinsystem  nur  in  den  Weber- 
gegenden um  Crefeld  und  Viersen  herrschten;  im  bergisdien 
Lande  waren  diese  Missbräuche  gar  nicht  bekannt  und  in  den 
Kohlen-,  Eisen-,  Tuch-  und  Tabakbezirken  gab  es  nur  grosse 
Etablissements  mit  Fabrikarbeiteiii  ohne  Besitzthum,  welches 
doch  Vorbedingung  der  Kreditgewährung  ist  Nur  in  Aachen 
war  das  Arbeitsbuch  noch  üblich,  doch  auch  nicht  allgemein; 
die  Vorschüsse  beliefen  sich  nur  auf  einen  Thaler  und  wurden 
den  Tuchwebeiii  bei  Ablieferung  eines  Viertels  oder  Drittels 
des  Stücks,  eines  sogenannten  Quartiers,  als  Theilzahlung  ge- 
währt Mit  der  Ausgabe  von  Quittungsbüchern  handelte  es 
sich  also  um  die  Einführung  eines  völlig  neuen  Instituts  und 
die  Regierung  schlug  daher  die  Aufhebung  der  betreffenden 
französischen  Gesetze  über  das  Arbeits-  und  Quittungsbuch 
vor,  welche  in  Anbetracht  der  eklatanten  Missbräuche  des 
Vorschuss Wesens  am  8.  Juni  1860  ohne  Widerrede  erfolgte. 

Zu  ernsteren  Beschwerden  hat  die  Aufhebung  des  Arbeits- 
buches nicht  geführt  und  ein  begiündeter  Wunsch  nach  seiner 
Wiedereinführung  ist  nicht  ausgesprochen  worden.  Das  Er- 
theilen  grösserer  Vorschüsse  ist  damit  beseitigt  worden,  jedoch 
ist  es  Sitte  geblieben,  den  Webeiii  etwa  fbnf  ThaJer  bei  jeder 
Kette  im  Voraus  zu  geben,  für  deren  Rückeretattung  man  im 
Lohne  eine  Garantie  hat.  Das  fühi*t  bei  ansteigender  Kon- 
junktur zu  dem  Missstande,  dass  die  Weber  nachlässig  arbei- 
ten, weil  sie  einen  grossen  Theil  ihres  Lohnes  anticipirt  haben 
und  der  Sporn  zu  fleissiger  Arbeit  fehlt.  Der  gegenwärtig  in 
einigen  Fabriken  geforderte  Losschein  hat  einzig  die  Bedeutung 
einer  Quittung  über  vollständige  Ablieferung  des  anvertrauten 
Rohmaterials  und  Geräthes  an  den  früheren  Arbeitgeber. 
Der  Behülfschein  hingegen  enthält  die  Erlaubniss  für  den 
Weber,  mit  dem  Lyoner  Stuhl,  den  Kämmen,  dem  Jacquard 
und  Harnisch  für  ein  fremdes  Haus  arbeiten  zu  dürfen. 

Die  Konsequenzen  des  Vorschusswesens  traten  am  schreck- 
lichsten nach  der  Krisis  von  1857  zu  Tage.  Nunmehr  begann 
ein  Rückgang,  welcher  verstärkt  wurde  durch^ie  grosse 
Seidenraupenkrankheit  seit  1859.  Die  Lage  der  Wmer  wurde 
eine  andauernd  schlechte  und  erreichte  im  Jahre  1866  ihren 
tiefeten  Stand,  als  während  des  Krieges  drei  Viertel  aller 
Stühle  in  der  Stadt  ausser  Thätigkeit  gesetzt  wurden.  In  den 
fünf  Jahren  1858  —  62  stiegen  die  Zuschüsse  der  Gemeinde- 
kasse fUr  Armenpflege  von  34251  auf  47730  Tbs^er  und 
diese  Last  wurde  so  unei-schwinglich ,  dass  die  Stadt  das  alte 
System  der  Aimenpflege  aui^ab  und  zum  Elberfelder  System  über- 
ging ;  dennoch  wuchsen  auch  noch  jetzt  die  Zuschüsse  1863 — 66 
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von  37298  auf  59469  Thaler  ^).  Von  einem  Einhalten  der 
Lohnliste  war  keine  Rede,  zumal  die  Konkun'enz  der  billigen 
Sehwfizerlöhne  sich  wieder  sehr  fühlbar  machte.  Wie  1828 
die  SeidenstoflFweber  gegenüber  Zürich,  so  wollten  nun  die 
Sammetweber  nicht  von  den  alten  Lohnsätzen  abgehen  und 
sachten  sich  zu  widersetzen.  Indess  ve]*geblich,  zu  Thaten 
kam  es  nicht,  es  blieb  nur  beim  Gesänge: 

Scbweicer  Lohn,  do  welln  wir  net  für  werken, 

Viderallala,  viderallala, 
Do  BÖken  wir  liewer  Perken  (BegenwOrmer). ' 

Mit  dem  Jahre  1860  können  wohl  alle  äusserlich  bemerk- 
baren Missbiüuche  und  üebergriffe  der  Fabrikanten  und  ihrer 
Beamten  als  beseitigt  angesehen  werden,  und  es  tritt  seit 
Mitte  des  Jahrhunderts  derjenige  Faktor  immer  deutlicher  und 
isolirter  hervor,  welcher  im  Grunde  einzig  die  Lage  der  Seiden- 
kaufleute wie  der  Weber  bestimmt,  —  der  Einfluss  der  Kon- 
junktur. Die  grossartigste,  glänzendste  und  folgenreichste  ist 
diejenige  gewesen,  welche  im  Jahre  1868  anhob,  1872  ihren 
Höhepunkt  erreichte  und  endlich  1878  in  ihrem  Rückgange 
zum  Stillstand  gelangt  zu  sein  scheint  Zur  Zeit  ihrer  Blüthe 
mag  die  gesammte  rheinische  Seiden-  und  Sammetindustrie 
wohl  mindestens  50000  Webstühle  und  150000  Personen  be- 
schäftigt haben. 

Die  Sammetweberei  war  bereits  in  den  1860er  Jahren 
gewinnbringend  gewesen;  die  billigen  Löhne  hatten  die  Kon- 
kurrenz überall  nieriei*geworfen  und  durch  die  Verwendung 
von  billiger  Baumwolle  und  Chappe-  (Abfall)seide,  aus  welcher 
gegenwärtig  sieben  Achtel  aller  Sammte  bestehen,  hatte  man 
die  Waare  der  Konsumtion  der  weitesten  Kreise  zugänglich 
gemacht  Da  fügte  es  das  Glücke  dass  1868  die  Mode  auch 
der  andern  Stärke  Crefelds,  den  glatten  Seidenstoffen,  sich 
zuwandte.  Zugleich  stieg  der  allgemeine  Begehr  in  Deutsch- 
land, in  der  ganzen  Welt;  Lyon  und  St.  Etienne,  die  Metro- 
polen der  Seidenindustrie,  waren  durch  den  Krieg  brachgelegt 
und  für  sie  trat  Grefeld  als  Lückenbüsser  ein.  Die  ganze 
Welt  kam  und  wollte  Waaren  haben,  Waare  um  jeden  Preis 
und  zu  Jeder  Güte.  Grefeld  war  nicht  vorbei-eitet  auf  diese 
abnorme  Kachfrage,  abnorme  Zustände  traten  ein;  die  Anzahl 
der  Fabrikanten  und  Weber  verdoppelte  sich, 

Vor  allem  fehlte  es  an  Webern.  Weithin  ins  Flachland 
und  auf  die  Berge  ziehen  die  Werkmeister  als  Werber  für  die 
neue  Kampagne;  selbst  die  Fabrikanten  verschmähen  nicht, 
ihnen  zu  folgen.  Alle  früheren  Weber  finden  sofort  Be- 
schäftigung, ihre  Frauen  und  Kinder  müssen  heran;  die  Lein- 
weber  und   Tuchmacher    erhalten    Sammetstühle.      Für   die 


I)  Seyffitfdt:   die  Reform  des  Armenwesens    (1874)  und  Bericht  der 
Stadt  Annen-DepnUtion  ni  GrefiBld  (1878). 
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jungen  Rekruten  bilden  Schenke  und  Eirmess  den  Werbeplafts ; 
thun  es  Worte  nicht,  so  vermag  es  ein  Handgeld  von  ftanf 
Thalem;  genügt  nicht  das  Bier,  so  wird  vom  Weine  einge- 
schenkt; Frauen  und  Kinder  werden  bewirthet,  Tanc  md 
Spiel  machen  sie  zu  Bundesgenossen  gegen  den  störrischen 
Willen  des  Vaters.  Der  Geselle,  der  eben  ausgelernt,  wird 
zum  Meister  erhoben  und  selbst  der  Knabe,  der  just  das 
vieile  Stück  gewebt,  begegnet  seinem  ehemaligen  Lehrherm 
am  „Galgen".  Webstühle  werden  bald  beschafft,  10  bis  15 
Thaler  Yorschuss  auf  einen  jeden  gern  geliehen,  alte  WebstoUe, 
schon  seit  Jahren  ausser  Gebrauch,  werden  hingegeben  oder 
verkaidtt,  alte  Jacquard vonichtungen  vom  Boden  herabgeliolt 
und  aufgesetzt.  Der  Webwinkel  des  ärmsten  Mannee  wird 
plötzlich  zum  würdigen  Gegenstand  eines  Besuches,  sein  Weib 
und  Kind  lohnendes  Objekt  freundlicher  Aufmerksamkeit. 
„Wieviel  erhalten  Sie  für  diese  schlechte  Kette?"  ist 
die  leutselige  Fi-age  des  eintretenden  Werkmeisters.  Eine 
Summe  wird  genannt.  „Ich  gebe  Ihnen  eine  gute  Kette  und 
zehn  Frocent  Lohn  mehr!*'  Eine  gute  Kette,  erhöhter  Ver- 
dienst, ein  Handgeld  von  ein  paar  Thalern  sind  dem  Weber 
eben  recht,  ein  guter  Trank  nicht  unwillkommen;  er  schlaf 
ein  in  die  gebotene  Hand.  So  jagt  ein  Kaufmann  dem  andern 
die  Arbeiter  ab,  grosse  wie  kleine  Firmen,  und  raisonniren 
dann  Abends  im  „Kaufmännischen  Vemn**  über  die  Unm- 
verlässigkeit  der  Weber. 

Die  Löhne  steigen  1870  um  10  Procent,  in  der  Sammet- 
brauche  im  folgenden  Jahre  sogar  um  40  Procent.  Den  Tsur 
über,  ja  bis  Mittemacht  wird  gearbeitet;  Mann,  Frau  und 
Töchter  sitzen  am  Webstuhl,  die  Kinder  am  Spidrad,  die  eine 
Mark  Strafe  für  Schul  vei*säumniss  macht  sich  im  Monat  reich* 
lieh  bezahlt  Und  während  sich  die  Weberei  immer  weiter 
Über  das  Land  zerstreut,  dehnen  die  Hülfsgewerbe  sich  in  der 
Stadt  aus;  es  beginnt  sehr  stark  an  Winderinnen  und 
Schererinnen,  Appreteurinnen  und  Packerinnen  zu  roangedn; 
im  Sommer  1871—73  steigen  ihre  Löhne  um  50-75  Proceat. 
Da  sind  die  Dienstmädchen  nicht  mehr  bei  ihren  Herrschaften 
zu  halten ,  weit  aus  den  Eisengegenden  von  Essen  und  Duis- 
burg kommen  die  dort  unbeschäftigten  Mädchen  herbei;  in 
kurzer  Zeit  verdienen  sie  viel  und  können  sich  kleiden  wie 
„Damen"*. 

Auf  die  Güte  der  Arbeit  wird  nicht  geachtet.  Das  Pab* 
likum  ist  nicht  wählerisch,  der  Fabrikant  auch  nicht  Die 
Menge,  welche  sich  eben  erst  das  Luxusbedürfniss  angewöhnt 
hat,  besitzt  noch  kein  Vei-ständniss  für  die  Waare;  diese 
heisst  Sammet  oder  Seide  und  wird  folglich  gekauft.  Die 
Tausende  neuer  Weber  sind  anfangs  nur  im  Stande,  Probe- 
stücke aus  schlechtem  Material  zu  liefern  und  es  dauert  immer 
ein  paar  Monate,    bis  die  Waare  tüchtig  wird;   dennoch  wird 
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sie  gelobt,  um  in  den  Ruf  nachsichtiger  Herren  zu  gelangen. 
An  die  Lieferungen  der  Kinder  können  auch  nicht  die  höchsten 
Anforderangen  gestellt  werden,  und  wenn  die  Hausfrau  webt, 
wird  sie  so  oft  und  anhaltend  durch  ihre  Haushaltungsgeschftfte 
in  Anspruch  genommen,  dass  allenthalben  die  Absätze  sichtbar 
sind.  Vor  allem  rauben  die  erhaltenen  Vorschüsse  dem  Weber 
die  Lust  am  Arbeiten,  er  holt  sich  zwei  bis  drei  Ketten  zu- 
sammen und  webt  keine,  weil  er  das  Geld  dafür  schon  lange 
yertrunken  hat  Der  Meister  sieht  den  entlaufenen  Lehrling 
Beben  sich  den  gleichen  Lohn  verdienen.  Alle  Begriffe  von 
Arbeitsehre  werden  verwint;  im  chaotischen  Taumel  denkt 
jader  nur  daran,  das  meiste  Geld  herauszuschlagen. 

Zwar  ist  das  Material  gut,  denn  zerreissbare  Ketten  lässt 
•der  Weber  einfach  im  Stich;  aber  das  Gewebe  ist  flüchtig 
und  viel  Bemerkungen  und  Abzüge  lässt  der  Meister  sich 
nicht  gefallen.  Seufzend  behält  der  Kaufmann  die  Waare,  — 
muss  er  ja  doch,  um  seinerseits  die  Lieferzeit  einzuhalten.  So 
sind  Ablieferung  schlechter  Waare,  Vertragsbruch  und  steigen- 
der Lohn  an  der  Tagesordnung;  jede  Kalkulation  auf  eine 
fernere  Zukunft  wird  unmöglich,  feste  Preiskourante  können 
kaum  hinausgesandt  werden,  die  geliefeiten  Waaren  sind  viel- 
fach schlechtere  als  die  in  der  Faktura  vei*sprochenen,  und 
um  sich  schadlos  zu  halten,  mischt  der  Kaufmann  unter  gute 
Waaren  schlechte  alte  Lagerbestände,  „um  zu  räumen''.  Das 
nennt  er:  die  Konjunktur  ausnutzen,  bei  den  Engländern  und 
Amerikanern  aber  bildet  sich  über  die  deutsche  Seiden- 
industrie das  Urtheil:  sie  sei  nicht  „hanesf^. 

Die  sociale  und  wirüischaftliche  Zerfahrenheit  ist  eine 
vollständige.  Die  Fabrikanten  erlauben  sich  allerlei  luxuriöse 
Ausschratungen,  jedoch  nicht  entfernt  in  dem  Masse  wie  in 
Aachen.  Die  Arbeiter  treiben  es  schlimmer  als  ihre  Herren. 
Das  Wirthshausleben  nimmt  enorm  zu.  Wie  schon  der  von 
der  Mensur  rückkehrende  Student  sich  Tage  lang  nicht  be- 
ruhigen kann  und  das  eine  Thema  variirt:  so  lag  ich  aus,  so 
fbhrt*  ich  meine  Klinge,  —  so  sind  es  hier  die  aus  einem  viel 
würdigeren  Kampfe  fürs  Vaterland  heimkehrenden  Krieger,  die 
der  Familie,  den  Verwandten,  der  Freundschaft  immer  wieder 
von  neuem  von  den  grossen  Ereignissen  erzählen  müssen.  Ein 
jeder  muss  den  Braven  hören,  ein  jeder  mit  dem  Wackem 
zechen,  da  gibt  es  manchen  tiefen  Trunk.  Das  Mädchen,  das 
lange  nicht  den  Schatz  gesehn,  holt  die  versäumten  Tänze 
doppelt  ein.  Und  was  für  Bälle  sind  es,  die  die  Weber  geben ! 
In  Niederkrüchten  wird  das  Eintrittsgeld  mit  einem  Zwanzig- 
Thalerschein  bezahlt,  der  Rest  wird  ausgewechselt,  bleibt 
aber  natürlich  bis  zum  letzten  Pfennig  im  Lokal.  Die  Aus- 
gaben für  Putz  und  Tand ,  Spiel  und  Trunk  steigen  ins  Un- 
^aubliche,  und  wenn  Streit  entsteht,  ist  flink  das  Messer  bei 
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der  Hand;  hat  der  Arbeiter  doch  ein  halbes  Jahr  im  Felde 
gestanden,  und  bei  vielen  der  sonst  fiberwiegend  sanftmuUii* 
gen  Weber  hat  dies  die  Kühnheit  und  Rficksichtslosigkeit 
gesteigert,  ja  eine  gewisse  Rohheit  erzengt  Für  die  intenave 
Arbeit  in  der  Woche  hält  man  sich  am  Sonntag  schadlos;  weil 
bis  zum  Sonntag  Morgen  gearbeitet  wird«  blaut  man  am 
Montag,  am  Dinstag,  am  Mittwoch.  Oder  setzen  die  Weber 
die  Arbeit  die  ganze  Woche  hindurch  fort,  so  gönnen  sie  sich 
viel  Erholung;  es  wird  das  Werk  um  acht  Uhr  begonnen  und 
schon  lim  zehn  durch  das  Frühstück  unterbrochen;  ebenso 
wird  Nachmittags  um  vier  Uhr  das  Kind  zum  Nachbar  nach 
Eaffewasser  für  drei  Pfennige  geschickt ,  oft  um  fünf  um  sechs 
Uhr  wird  ^Feierabend  gemacht.  Dann  gehen  die  Weber  mit 
ihren  langen  Pfeifen  aufs  Feld  spazieren,  einer  ruft:  do  welln 
we  de  Bur  wat  ärgern;  gesagt,  gethan;  nun  hänseln  sie  den 
Bauersmann  hinterm  Pfluge  seiner  schweren  Arbeit  wegen  und 
fi-agen  ihn,  wie  lange  er  noch  wirken  müsse ,  um  einen  Thaler 
zu  verdienen. 

Keineswegs  alle  Arbeiter   haben   den  Vorwurf  der  Ver* 
schwendung  und  Faulheit  auf  sich   geladen.     Es  gibt  einen 
alten  Weberstamm,  unter  welchem  die  nüchternen  und  spar- 
samen Hausväter  für  schlechte  Zeiten  ihi-e  eigene  Vorsehuni? 
gespielt  und  sich  ein  „Eigenthum**,    so  nennt  man  am  Rhein 
ein  Häuschen,  ein  Gärtchen,    einen  Acker,    erworben  haben. 
Andere  haben  in  sorglicher  Voraussicht  nach  Möglichkeit  an 
Genussmitteln  angehäuft.    Wer  nur  einmal  in  Nothjdiren  die 
Häuschen  der  Weber  durchmusteit,  wird  finden,  wie  Alles  im 
Zustande  des  Zerfallens,  des  Auseinandei-gehens  ist;  in  Glanz* 
Zeiten    dagegen    finden   sich    neue  Möbel   und  Betten,   neue 
Kleider  und  Wäsche.    Das  ist  kein  Luxus,  sondern  die  natttr- 
liehe  Folge    davon,   daäs  die  Wii-thschaftsperioden  nicht  ein- 
jährige sind,  sondern  mehrere  Jahre  und  zwar  unabsehbar  wie 
viele  umfassen.    Freilich  mag  im  allgemeinen  Trubel  mandies 
Stück   von  besserer   Qualität   angeschafft   worden   sein,    als 
gerade  nothwendig  ist,  aber  der  Begriff  der  Lebenshaltung  ist 
in  diesen  Zeiten  ein  anderer   geworden.     Aehnlich  ist  es  mit 
dem  erhöhten  Fleischgenuss;  er  gibt  während  der  guten  Jahne 
den  Eltern  und  namentlich  den  Kindern  die  Kraft,  jene  Zeiten 
zu  überwinden,  wo  sie  sich  mit  Kaitoffeln,  Bit>t  und  solchen 
Fleisch  begnügen  müssen,  das  zwei  Mal  zum  Wassersüppchen 
verkocht  und  dann  in  zwei  Mahlzeiten  als  Fleisch  verspdst  winL 

Im  Sommer  1872  hatte  die  günstige  Konjunktur  ihren 
Gipfelpunkt  erreicht.  Es  betrug  die  durchschnittliche  Anzahl 
der  für  Crefeld  beschäftigten  Webstühle  in: 


IL  2. 


125 


Jahr 

fiBBtkantigem 
Sammetband 

Stoffen 

Stoffband 

Summa 

ise? 

11551 

2111 

6498 

289 

20449 

1870 

14774 

2472 

10618 

a*^ 

28218 

1871 

17107 

2575 

12016 

878 

82076 

1872 

19114 

1410 

12371 

415 

88310 

1878 

13857 

1885 

10992 

851 

26585 

1874 

16825 

841 

10685 

802 

28153 

1875 

17010 

709 

11648 

377 

29674 

1876 

15898 

610 

12887 

542 

29487 

1877 

14794 

405 

11567 

277 

27043 

In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1872  fand  der  Sammet 
noch  willige  Abnehmer,  weil  ihn  das  stets  anhaltende  Steigen 
der  Löhne  und  der  Chappepreise  mehr  und  mehr  zu  ver- 
theuem  drohte.  Allmählich  aber  kamen  die  Sammetpreise  auf 
eine  Höhe,  welche  manche  Käufer  zurückschreckte,  besondei-s 
da  man  gewahrte,  wie  wesentlich  die  Güte  des  Fabrikates 
durch  geringe  Leistungen  der  allzu  gesuchten  Arbeiter  ver- 
mindert worden  war.  Es  wurden  Baumwollsammte  vielfach 
zu  Zwecken  benutzt,  zu  denen  früher  nur  Seidensammte  ge- 
dient hatten,  und  als  die  Herbstsaison  begann,  wo  die  Bestände 
bei  dem  Grosshändler  in  den  Konsum  übergehen  sollten,  zeigte 
es  sich,  dass  diese  Wanderung  wider  Erwarten  langsam  von 
Statten  ging.  Grosse  Lagerbestände  von  schlecht  und  tbeuer 
gearbeiteten '  Waaren ,  namentlich  Chappesammten ,  blieben  in 
den  Händen  der  Fabrikanten  zurück  und  auch  für  die  StofiFe 
begannen  schlechte  Zeiten,  während  die  Rohseidenpreise  auf 
ihrer  Höhe  blieben.  Inmitten  eines  noch  steigenden  Gonsums 
war  eine  Absatzstockung  eingetreten,  verursacht  durch  nichts 
anderes  als  durch  eine  masslose  Ueberproduktion.  Nicht  die 
wirklichen  Bedürfnisse  des  Marktes  und  die  Dauer  der  Nach- 
frage hatten  die  Kaufleute  in  der  Ausdehnung  der  Industrie 
bestimmt,  sondern  einzig  die  Ueberlegung:  die  steigenden 
Preise  stellen  momentanen  Gewinn  in  Aussicht,  dieser  muss 
realisirt  werden;  komme  später,  was  da  wolle.  Zu  gleicher 
Zeit  begann  die  grosse  Krisis  schon  ihre  Wirkungen  allent- 
halben zu  aussein  und  namentlich  in  Amerika  und  Deutsch- 
land ging  der  Begehr  ganz  ausserordentlich  zurück.  Es 
betrag  in  Millionen  Mark  der  Umschlag  mit: 


Jahr 

Dentschland 

England 

Frank- 
reich 

dem  sonstigen 
Eorop« 

Ansser 
Europa 

Summa 

1867 

18,6 

1      15,1 

1,8 

8,0 

6.» 

44,« 

1870 

22,7 

22,8 

2,6 

*,» 

9,8 

61,7 

1871 

29,6 

26,0 

2,0 

5,8 

12,9 

76,4 

1872 

80,9 

25,4 

8,4 

5,6 

11,7 

77,8 

1878 

80,0 

28,0 

3,0 

*,» 

6,7 

67,8 

1874 

26,8 

257 

2,9 

8|» 

9,8 

68,1 

1875 

24,9 

24,1 

2,8 

8,s 

10,1 

65,4 

1876 
1877 

22,1 

26,8 

2,6 

3.» 

10,8 

65,8 

22,2 

20,8 

2,6 

8,8 

9.8 

58,8 
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Die  Produktion  wurde  energisch  eingeschränkt;  in  den 
Jahren  1872/73  geriethen  fast  7000  Stühle  in  Stillstand.  Da 
die  Konjunktur  den  Sammet  traf,  hatten  besonders  die  länd- 
lichen Weber  zu  leiden ;  die  am  entferntesten  wohnenden ,  am 
wenigsten  leistenden  und  am  schwersten  zu  beau&ichtigenden 
wurden  zuerst  aufgegeben;  nur  einzelne  wurden  behalten,  am 
festen  Fuss  in  den  eroberten  Positionen  zu  bewahren ;  es  folgten 
in  den  näher  liegenden  Ortschaften  die  schlechtesten  und  die 
obstinaten  Arbeiter,  dann  wurden  die  Weber  mit  mehreren 
Stühlen  ausser  Thätigkeit  gesetzt.  Blieben  aber  auch  die 
Webstühle  in  Betrieb  und  die  Löhne  auf  einer  massigen  Höbe, 
so  wurden  die  Ablieferungsteimine  doch  derart  verlängert,  dass 
der  Wochenverdienst  durchaus  unzureichend  wurde.  Aber  es 
begann  nur  zu  rasch  auch  ein  Sinken  der  Löhne,  das  von  den 
zuerst  durch  die  Konjunktur  betroffenen  Artikeln  rasch  auf 
alle  andern  Waaren  sich  erstreckte.  Wo  die  Löhne  sich  noch 
auf  ihrer  alten  Höhe  erhielten,  wie  z.  B.  in  den  beiden  Aiükeln 
der  Regenschirm-  und  Kravattenstoffe,  da  lag  es  nicht  so  sehr 
an  der  Humanität  der  Kauf  leute  als  daran,  dass  die  Konjunktur 
für  diese  Specialitäten  günstig  geblieben  war.  Die  Summe  der 
von  der  Grefelder  Industrie  verausgabten  Löhne  betrug  in 
tausend  Mark  für  das : 


Jahr 

Fftrben 

Winden 

Scheren 

Weben 

Appretifen 

SunuBi 

1867 

1722 

774 

283 

7637 

519 

10797 

1870 

2555 

1196 

871 

.  11018 

872 

16019 

1871 

3318 

1532 

496 

15541 

1080 

21970 

1872 

1  8528 

1755 

535 

17745 

1179 

24774 

1873 

3268 

1472 

497 

13580 

952 

19771 

1874 

;  3453 

1671 

502 

13837 

1152 

80617 

1875 

3590 

1624 

486 

14053 

1265 

21019 

1876 

8432 

1548 

549 

13491 

1174 

20195 

1877 

3280 

1558 

567 

12285 

1   1174 

18866 

Dem  entsprechend  entfiel  im  Jahresdurchschnitt  auf  jeden 
für  Grefelder  Firmen  beschSJRjgten  Webstuhl: 


1867: 

375  Mark 

1873: 

528  Mark 

1870: 

369  „ 

1874: 

491   , 

1871: 

486  „ 

1875: 

478  „ 

1872: 

581   "  • 

1876: 

458   , 

1877: 

454   » 

Mit  Recht  macht  die  Handelskammer  darauf  aufinerksam, 
dass  dies  nur  Durchschnittssätze  sii\d  und  das  Jahresverdienst 
eines  prafessionellen  Webers  z.  B.  im  Jahre  1872  sich  weit 
höher  als  531  Mark  belief.  Die  Webstühle  der  Hausindustrie 
arbeiten  ja  nicht  gleichmässig;  die  der  Lehrlinge  und  Anfänger, 
der  Hausfrauen  wie  der  entlernt  wohnenden  Bauem  sind  nicht 
voll  in  Anschlag  zu  bringen.    Umgekehrt  folgere  ich  aber,  dass 
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der  Durchschnittssatz  von  454  Mark  im  Jahre  1877  wohl  im 
Ganzen  zutreffend  ist,  da  die  Stöhle  der  Lehrlinge,  Anfilnger, 
Hausfrauen  und  Bauern  ausser  Betrieb  gekommen  und  haupt- 
sächlich die  der  professionellen  Weber  in  Arbeit  geblieben  sind. 
Das  Jahresverdienst  ist  daher  nicht  nur  um  15  Procent  (von 
531  auf  454  Mark),  sondern  um  weit  mehr  gesunken.  Ein 
ebenso  kompetenter  wie  unverdächtiger  Fabrikant,  Herr  Ab- 
geordneter Seyffardt,  gibt  das  Wochenverdienst  eines  Webers 
von  einfarbigem  Sammet  1867  auf  10,  1872  auf  12,  1877  auf 
nur  9  Mark  an;  das  ergibt  ein  Sinken  von  25  Procent  Aber 
das  sind  noch  nicht  die  geringsten  Verdienste.  Der  Landrath 
BAdiker^)  berechnet  im  Kreise  Gladbach  das  Wochenverdienst 
am  1.  December  1875  und  1.  April  1878  eines  tQchtigen 
Sammetwebers  auf  16  bezw.  9  Mark,  eines  tfichtigen  Seiden- 
webers auf  15  bzw.  9  Mark,  eines  weniger  tüchtigen  Arbeiters 
auf  12  bzw.  6  und  11  bzw.  6  Mark.  Eüie  Konferenz  von  neun 
sehr  angesehenen  Webermeistern  aus  der  Stadt  Crefeld  gab 
mir  als  Lohn  pro  Meter  an:  fl&r  Satin  (4  Draht,  28  Feine, 
18  Zoll)  im  Jahre  1867:  1.80—2.10  Mark,  1872:  20  Procent 
Ober,  1877:  20  Procent  unter  diesem  Satze,  und  fQr  Taffet 
(einfach  mit  geschorener  Kette;  4  Draht,  32  Feine,  22  Zoll) 
1867:  2.50  Mark,  1872:  10  Procent  Ober,  1877:  30  Procent 
unter  diesem  Satze,  welcher  etwa  der  Lohnliste  von  1848  ent- 
sprach. 

Einem  scharfen  Rechner  verdanke  ich  folgenden  BQcher- 
auszug  fär  ein  Sammetgeschftft  von  mittleren  Lohnverhältnissen 
and  mittlerer  Grosse  mit  etwa  300  Webern.  Von  diesen  ver- 
dienten im  Jahre  1877  nur  etwa  1  Procent,  ausnahmsweise 
fleissige  und  geschickte  Arbeiter,  Künstler  ihres  Faches,  an 
den  feinsten  Qualitäten  von  Seidensammet  700  Marls;  9  Procent 
fleissige  Arbeiter  550  Mark,  50  Procent  Durchschnittsarbeiter, 
an  einfachen  Sammeten  in  der  Erkelenzer  Gegend  450  Mark 
und  40  Procent  träge  und  unsolide  Weber,  Lehrlinge  und 
wenig  geschulte  Gesellen  etwa  300  Mark  jährlich  pro  Web- 
stahl; an  demselben  sind  der  Weber  den  ganzen  Tag  über, 
das  Spulkind  zwei  Stunden  täglich  und  die  Frau  mit  dem 
Säubern  der  Kette  beschäftigt.  Von  jenem  Bruttoverdienste 
gehea  noch  20  Mark  jähiiich  fbr  Bnthen,  Haken  etc.  ab.  Im 
Dorfe  Niederkrüchten  im  Kreise  Erkelenz  habe  ich  Weber  ge- 
funden, welche  im  Winter  1878  79  6—7  und  nur  in  einzelnen 
Artikeln  9—12  Mark  wödientlich  verdienten,  in  anderen  aber 
war  der  Lohn  anf  ein  Drittel  des  fniheren  gesunken  In  den 
Kreisen  Erkelenz  ond  Geflenkirehen  hat  es  sich  im  Jahre  1877 
gfdegentlich  der  Beorthdlung  von  Reklamationen  bei  der 
Militäranshdiang  *)  ans  den    vorgezeigten  Lieferacheinen   er- 
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geben,  dass  die  Weblöhne  pro  Meter  fertigen  Stoffes  von  früher 
1.20  Mark  und  mehr  auf  90  bis  höchstens  95  Pfennige  herab- 
gegangen  waren;  dazu  waren  die  Ablieferungstermine  derart 
verlängert,  dass  ein  Sammetweber  daselbst  80 — ^90  Pfennige 
täglich  verdiente.  In  noch  schlimmerer  Lage  befanden  sich 
die  Kattunweber,  welche  bei  der  Verarbeitung  höchst  scUechten 
Materiiüs  nach  Abzug  aller  Auslagen  für  Oel,  SchlichtmeU  und 
Spulen  kaum  50  —  60  Pfennige  täglich  nachbehielten.  Dabei 
waren  die  Lebensmittelpreise,  Miethen  und  Steuern  auf  ihrer 
alten  Höhe  geblieben.  Die  Ketten,  welche  die  Weber  sich  jetzt 
gefallen  lassen  mussten,  waren  verlegene  und  leicht  zerreiss- 
bare,  verbrannte  und  künstlich  erschwerte  Waare,  die  Kämme 
alt  und  oft  so  schmutzig,  dass  sie  zum  Zerreissen  der  Kett* 
fäden  noch  beitrugen.  Sorgfältige  Arbeit  musste  das  schlechte 
Material  wett  machen;  jetzt  war  die  Kritik  des  Publikums,  des 
Seidenwaarenhändlei'S  und  des  Fabrikanten  erwacht,  daher  ver- 
schärften sich  die  Kontrolle  und  die  Abzüge  wegen  schlechter 
Arbeit  beträchtlich.  Endlich  wurde  auch  mit  dem  Einziehen 
der  Vorschüsse  energischer  vorgegangen.  Der  Fabrikant  war 
eben  in  der  Lage,  sämmtliche  Arbeitsbedingungen  zu  stellen 
und  machte  davon  Gebrauch,  oft  in  unbarmherzigster  Weise  ^). 
Die  Noth  der  Arbeiter  war  eine  ausserordentliche.  In  dem 
Centrum  Crefeld  mit  seiner  geringen  Weberbevölkei-ung  wuchs 
in  den  Jahren  1872—78  die  Zahl  der  in  offener  Pflege  unter- 
stützten Annen  von  1045  (1874:  995)  auf  1848,  der  Zu- 
schuss  der  Gemeindekasse  für  Aimenpflege  von  128416  auf 
180088  Mark.  Im  Weberdorfe  Hüls  stieg  der  letxtere  von 
61 50  auf  15200  Mark ;  ausserdem  hatten  sich  die  angesehensten 
Männer  zusammengeihan  und  etwa  320  Kinder  bei  sich  ein- 
quartiert und  beköstigt,  um  durch  eine  solche  Naturalverpfl^gun^ 
eine  Erhöhung  der  Steuerlast  zu  veimeiden.  Jener  Ort  mit 
seinen  6200  Einwohnern  in  1350  Haushaltungen  besteht  zu 
60  Procent  aus  Webern  und  Windem,  wovon  die  H&lfte  kaum 
die  halbe  Zeit  des  Jahres  beschäftigt  gewesen'  war.  Besondere 
hart  werden  die  Familien  mit  kleinen  Kindern  getroffeft ;  heran- 
wachsende können  schon  mit  verdienen  helfen ;  anderseits  ver- 
mehren die  ersteren  noch  nicht  das  Elendgefbhl  der  Eltern 
durch  ihr  Murren.  Um  bei  vermindertem  Lohne  existiren  zu 
können,  wird,  wenn  eine  Kette  vorhanden  ist,  bis  spät  in  die 
Nacht  hinein  gearbeitet,  und  was  das  bei  mangelhafter  Er- 
nährung für  Folgen  hat,  vermag  das  Eintreten  in  die  Stuben 


*)  Im  Anfange  des  Jahres  1877  starb  in  "fersen  ein  Sammetweber, 
der  mr  ein  nur  cu  wohlbekanntes  Haas  in  Crefeld  gearbeitet  hatte  und 
ihm  den  Vonchuss  für  einen  Webstahl  sdioldete.  Die  Fran,  welche  eben 
niedergekommen  war,  vollendete  das  Stack  nnd  bradite  ee  in  die  Stadt 
Man  berechnete  ihr  den  ToUen  Lohn,  sog  aber  den  ganxen  VorschoBS  auf 
einmal  i^  and  entliees  sie  mit  vier  Beichspiennigen.  Die  ¥^tlwe  hatte 
Tier  onm&ndige  Kinder  and  war  ohne  j^die  Mittel 
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dieser  wandelnden  Schatten  zu  zeigen.  Solche  Männer  erfüllt 
es  dann  mit  Hass  und  Bitterkeit,  wenn  sie  ihren  Handels- 
kammer-Präsidenten zum  Kaiser  das  stolze  Woit  reden  hören : 
„Wir  sind  gebeugt,  nicht  gebrochen !"  *)  — 

Bei  Krisen  tritt  der  Unterschied  zwischen  hausindustriellem 
und  Fabrikbetriebe  deutlich  hervor.  Bei  der  gegenwäitigen 
Organisation  der  Weberei  und  Winderei  werden  die  Wande- 
rungen so  gut  wie  veimieden,  der  Weber  bleibt  in  seinem 
Heimathsorte ,  inmitten  seiner  früheren  Lebensverhältnisse, 
vielleicht  seinem  alten  Gewerbe  noch  nicht  ganz  entrissen,  und 
bewahrt  sich  die  Leichtigkeit  des  Ueberganges  von  der  neuen 
Beschäftigung  zur  früheren  durch  Erhaltung  dessen,  was  im 
Grossen  wie  im  EQeinen  so  wichtig  ist,  der  Konnexion.  Bei 
mehreren  Webstühlen  finden  Frau  und  Töchter  schon  eher 
Beschäftigung  in  Gailen  und  Feld  und  auch  im  Hause  durch 
Ausbessern  und  Erhalten  deijenigen  Stücke,  welche  in  guten 
Zeiten  schon  bei  Seite  gelegt  waren  und  nun  doch  wieder 
schätzbar  genug  erscheinen.  Die  Kinder  können  jetzt  in  die 
Schule  und  dort  das  Versäumte  nachholen ;  Frauen  und  Kinder 
sind  leichter  zu  ernähren  als  ein  arbeitsloser  Mann  und  ihr 
Feiern  hat  nicht  die  gleichen  social  politischen  Gefahren.  Andere 
Arbeiter  suchen  in  vei-wandten  Branchen  der  Textilindustrie 
ein  Unterkommen,  freilich  zum  grossen  Missvergnügen  der 
Fabrikanten,  denn  namentlich  in  den  früheren  Jahren  Hess  sich 
den  Crefeldem  nicht  der  Vorwurf  ersparen,  dass  sie  ihr  Mög- 
lichstes gethan,  um  AlleinheiTscher  mit  ihrer  Industrie  zu^ 
bleiben  und  nicht  in  ungeeigneten  Augenblicken  den  Lohn-' 
beeinflussungen  seitens  anderer  Gewerbe  zu  unterliegen.  In- 
dess  in  dem  Masse,  als  die  Arbeiter  mit  ganzer  Schwere  die 
Folgen  der  Krisen  zu  tragen  bekommen,  können  sich  die  ein- 
sichtsvollen Fabrikanten  dem  periodischen  Elend  nicht  ver- 
sehliessen  und  suchen  nun  auch  nach  anderen  Industrieen  für 
den  Ort,  um  diesen  ihre  Ueberproduktion  an  Arbeitern  zuzn- 
füihren  und  damit  die  Armenlast  zu  erleichtem. 

Gar  zu  leicht  darf  man  sich  das  Unterkommen  des  Webers 
in  anderen  Beschäftigungen  nicht  denken;  gerade  seine  Sess- 
baftigkeit  hindert  ihn  an  der  Beweglichkeit,  als  heimathloser 
Weltbürger  bald  hier  bald  dort  die  extrahohen  Löhne  zu  er- 
haschen.   Die  Arbeit  auf  dem  Felde  ist  ihm  zu  schwer,  er 


■)  Die  Weber  würden  weniger  erbittert  sein,  wenn  ihnen  der  Zu- 
Bammenhang  bekannt  wäre,  in  welchem  jener  Ausspruch  gethan  wurde. 
Die  Vertreter  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  hatten  zuvor  durch  ihre 
Klagen  den  Kaiser  günstie  f&r  ihre  Schutzzollbestrebungen  zu  stimmen 
seencht,  der  Oefelder  Handelskammer-Präsident  aber,  in  der  Ueberzeugung, 
dass  die  schlechte  Konjunktur  in  seiner  Industrie  unmöglich  aus  dem 
aUgemeinen  Säckel  anfffebessert  werden  könnte,  antwortete  auf  die  Frage: 
in  welcher  Lage  sich  Sean  die  Fabrikanten  seines  Bezirkes  befänden?  mit 
dem  geflOgelten  Worte:  Wir  sind  gebeugt,  nicht  gebrochen! 
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vermag  nur  die  leichtere  zu  leisten,  und  gerade  in  dieser  be- 
gegnet er  der  unüberwindlichen  Konkurrenz  seines  Weibes. 
Die  Hände  büssen  ihre  Zaitheit  ein  und  werden  vollends 
rainirt  durch  das  letzte  Hülüsmittel  jeder  bedrängten  Gem^de, 
den  Wegebau.  Das  Kassenwesen  ist  gar  nicht,  die  Armenpflege 
ganz  primitiv  in  den  Dörfern  entwickelt.  Beim  Fabrikbetriebe 
erfüllt  die  Krisis  mit  Noth  und  Elend  einen  einzigen  Ort.  bei 
der  Hausindustrie  wälzt  ein  ganzer  Landstrich  sich  auf  dem 
Schmerzenslager. 

Der  hausindustrielle  Betrieb  schmiegt  sich  mit  Leichtig- 
keit dem  Wechsel  der  Konjunktur  an.  Hinsichtlich  der  Be- 
schaffung des  Anlagekapitals  stösst  der  Fabrikant  bei  einem 
Aufschwünge  auf  keine  nennenswerthen  Schwieiigkeiten;  das- 
selbe ist  ja  bei  den  in  der  Industrie  beschäftigten  Personen  so 
decentralisirt,  dass  jeder  Meister  sein  Quantum  unschwer  auf- 
bringen kann  und  der  Kaufmann  höchstens  einige  Vorschüsse 
oder  Kredite  für  Webstühle  und  Windemaschinen  zu  gewähren 
hat.  Ebenso  wenig  Rücksicht  hat  er  beim  Rückgange  auf  eine 
Verzinsung  zu  nehmen :  dem  Weber  ruht  der  Stuhl,  der  Winderin 
der  Haspel,  dem  Färber  kocht  nicht  mehr  der  Kessel  und  ihm 
selbst  steht  nur  die  Kettenschererei  und  die  Appratur,  wofern 
er  überhaupt  eine  besitzt,  still.  Das  Anlagekapital  spielt  also 
beim  Verhalten  des  Fabrikanten  eine  geringe  Rolle;  das  Be- 
triebskapital, sein  Baargeld,  ist  für  ihn  die  Hauptsache.  Das- 
selbe geht  im  Wesentlichen  in  den  Arbeitslöhnen  auf,  und  isi 
daher  in  Folge  günstiger  Waarenpreise  momentan  ein  guter 
'Gewinn  in  Aussicht,  so  strebt  er  sofort  sein  Kapital  in  der 
Industrie  rentabel  zu  machen  und  setzt  die  Arbeiter  in  ThäUg- 
keit;  hören  die  Chancen  des  Gewinnes  auf,  so  zieht  er  eben 
so  rasch  sein  Kapital  aus  der  Industrie  heraus,  entlässt  ohne 
Bedenken  die  Arbeiter  und  findet  für  sein  Baargeld  auch  ander- 
weit eine  augenblickliche  Verwendung.  Die  Konjunktur  wiriit 
also  unmittelbar  auf  das  Schicksal  der  Arbeiter  ein.  Beim  Fabrik- 
betriebe ist  das  anders.  Bevor  ein  Privater  (nicht  eine  Aktien- 
gesellschaft,  deren  Kapital  ja  auch  decentralisirt  in  vielen 
Händen  ist)  zur  Anlage  eines  so  grossen  Kapitals  schreitet, 
erwägt  er  mehr  die  Dauer  der  Chancen  und  geht  mit  grösserer 
Vorsicht  zu  Werke;  ist  aber  die  Fabrik  einmal  im  Gange,  so 
erfordert  sie  einen  kontinuirlichen  Betrieb,  uro  die  Zinsen  des 
Anlagekapitals  zu  gewähren,  und  das  dazu  gehörige  Betriebs- 
kapital kann  nirgendwo  anders  eine  Verwendung  finden  als  in 
der  Fabrik  selbst.  Es  wäre  undenkbar,  dass  bei  mechanischem 
Betriebe  7000  Webstühle  mit  21000  Arbeitern  in  einem  Jahre 
ausser  Thätigkeit  gesetzt  worden  wären. 

Die  hausindustriellen  Kaufleute  preisen  bei  Krisen  ihr 
Schicksal,  keine  Fabrikbesitzer  zu  sein.  Dennoch  haben  die 
Löhne  bereits  eine  derartige  Höhe  erreicht,,  dass  diejenigen 
Artikel,  welche  ihren  Werth  mehr  als  die  andern  durch  die 
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Handarbeit  empfangen,  immer  mehr  dem  mechanischen  Betriebe 
zueilen.  Soleher  Art  sind  die  glatten  ganz-  und  halbseidenen 
Stoffe,  ganz-  und  halbsfndenen  Bänder,  halbseidenen  festkantigen 
Sammetb&nder  und  Sammete,  —  das  sind  Waaren  von  kon- 
stantem und  von  der  Mode  begünstigtem  Absatz,  von  sehr  ein- 
facher Technik  und  hohem  Arbeitswerth.  Jedoch  ist  der  An- 
tbeU  der  mechanischen  Weberei  noch  ein  ganz  geringfQgiger, 
nur  sieben«  ausserhalb  der  Stadt  befindliche  Fabriken,  arbeiten 
für  Crefeld  und  ihr  Betrieb  ist  auch  nur  neben  einer  grossen 
hausindustriellen  Unternehmung  rentabel,  weil  die  Fabrik  den 
Stock  bildet,  welcher  stets  beschäftigt  werden  muss,  während 
bei  Krisen  der  ganze  Ausfall  die  Hausweber  trifft 

Technische  Schwierigkeiten  stehen  in  nennenswerthem 
Masse  der  mechanischen  Weberei  nicht  im  Wege;  es  sind  viel- 
mehr ökonomische  Bedenken,  welche  ihre  Ausdehnung  auf- 
halten. Namentlich  die  Seidensammete  und  die  gemusterten 
Stoffe  werden  wohl  noch  lange  Domäne  der  Hausindustrie 
bleiben;  die  ersteren,  weil  das  mechanische  Aufischneiden  der 
Decke  den  Glanz  verdirbt,  die  andern,  weil  die  Vorrichtung 
der  Jacquardmaschine  im  Verhältniss  zur  Länge  der  Kette  viel 
Zeit  in  Anspruch  nimmt  und  zwar  in  Crefeld  um  so  mehr  Zeit, 
als  daselbst  wenig  und  daher  oft  Wechselndes  in  gemusterten 
Stoffen  gearbeitet  wird.  Die  sonstigen  Gründe  für  und  wider 
den  Fabrikbetrieb  sind  nicht  durchschlagend.  So  erkläii;  man, 
sei  die  Kontrolle  der  Qualität  bei  mechanischen  Stühlen  eine 
leichtere;  indess  audi  der  Fabrikarbeiter  lässt  sich  in  Glanz- 
zeiten wenig  bieten  und  arbeitet  flüchtig,  um  mehr  im  Akkord 
zu  verdienen;  der  Fabrikant  ist  dann  auch  nicht  kritisch  ge- 
nug; gegenüber  dem  Handweber  vermag  in  flauen  Zeiten  die 
Kontrolle  die  denkbar  schärfste  zu  sein.  Dagegen  ist  jener 
Vorzug  der  Hausindustrie  kein  sehr  bedeutender,  dass  die 
Arbeitskraft  mehr  ausgenützt  wird;  im  Gegentheil  wirkt  der 
Weber  am  Kraftstuhl  viel  regelmässiger  und  auch  im  Akkord ; 
er  löstet  genügend,  zumal  wenn  er  wöchentlich  ausgelohnt 
wird,  wodurch  der  Sporn,  am  Zahltage  möglichst  viel  zu  ver- 
dienen, häufiger  an  ihn  herantritt  als  bei  vierzehntägiger 
Löhnung;  einige  Baum  Wollwebereien  in  Gladbach  zahlen  aus 
diesem  Grunde  alle  Freitag. 

Nicht  unwichtig  sind  die  im  geistig-sittlichen  Leben  der 
Webermeister  wurzelnden  Hindemisse  des  Fabrikbetriebes. 
Sie,  die  erst  seit  dreissig  Jahren  ihre  rechtliche  Anerkennung 
als  freie  Handwerker  gründen  haben,  wollen  diese  Stellung 
nicht  nach  der  Richtung  eines  lediglich  höheren  Arbeitslohnes 
(welchen  die  mechanischen  Webereien  ja  zahlen  müssen,  um 
Oberhaupt  geübte  Arbeiter  anzulocken) ,  sondern  nach  der 
Richtung  des  grösseren  Handwerksmeisters,  des  sich  aufarbeiten- 
den Unternehmers,  der  über  immer  mehr  Webstühle  und 
„Eigenthnm"'  verfügt»  verbessern.    Daher  ihre  tiefe  Verachtung 
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aller  Fabrikarbeiter,  ihr  Hass  gegen  die  Fabriken,  die  Zwing- 
burgen der  Handwerksehre,  -Freiheit  nnd  -Selbst&ndigkeit 
Lieber  stirbt  der  Meister  auf  dem  Brette  seines  Hand- 
Stuhls,  als  in  jenen  Fi-ohnhof  zu  wandern,  und  wenn  er  Mittags 
den  Fabrikarbeiter  sein  Mahl  am  Grabenrande  einnehmen 
sieht,  das  die  Frau  eine  halbe  Stunde  weit  herbeigeholt  bat 
und  dem  der  Mann  eine  halbe  Stunde  entgegengegangen 
ist,  oft  in  Regen,  Schnee  und  Wind,  —  so  gibt  es  ihm  Kraft 
auf  Jahre  hinaus,  lieber  bei  kargem  Lohne  in  eigenem  Zimmer 
zu  arbeiten,  als  zu  werden,  wie  jener.  Diese  zarten  M&niier, 
sie  wissen  es,  wie  schwer  der  Kampf  gewesen,  aus  Fabrik- 
arbeitern zu  Handwerkern  aufisusteigen,  und  mit  unsäglicher 
Ti-auer  sprechen  sie  von  der  jungen  Generation,  welche  fftr 
ein  Mehrverdienst  von  ein  paar  Groschen  ihra  Freiheit  und 
Selbständigkeit  zum  Opfer  bringt.  Gerade  für  diese  älteren 
Weber,  schon  kränklich  und  nicht  mehr  zu  andauernder  Arbeit 
fähig,  eignet  sich  die  Hausweberei  in  eigenem  Zimmer  vortreff- 
lich. So  findet  der  technische  Fortschritt  Gegner  in  den  Ge- 
hülfen selbst,  auf  welche  er  sich  stützen  sollte,  und  begegnet 
mehr  Opposition  in  den  Personen  als  in  den  Verhältnissen. 
Allein  solche  GefQhle,  so  ehrenwerth  sie  auch  sein  mögen, 
halten  den  Siegeslauf  des  Dampfes  nicht  auf,  sie  könnten  viel- 
leicht zu  der  traurigen  Folge  ftthren,  dass  der  rauchende  Schlot 
statt  in  Grefeld  seinen  Standort  in  der  Schweiz  oder  in  Eng- 
land findet.  Andere  Menschen  haben  dort  andere  Gefühle, 
Dampf  und  Eisen  sind  unerbittlich  gegen  Handwerksdire, 
-Selbständigkeit  und  -Freiheit. 


lY.    Die  Eoi^unktnr. 

Worauf  beruhen  die  periodischen  Erschüttei-ungen  der  In- 
dustrie? Auf  einem  Zusammenwirken  der  mannigfaltigsten 
Umstände,  welche  den  Gang  der  Produktion  beeinflussen,  auf 
der  Konjunktur. 

Bei  dem  hohen  Antheil  des  theuren  Rohstofis  am  Waaren- 
preise  ist  der  Ausfall  der  Ernte  von  der  höchsten  Bedeutung. 
Krankheiten  der  Raupen  wie  1860,  Erfrieren  der  Maulbeer» 
bäume  wie  am  14.  April  1876  bringen  Unheil  über  ganze 
Webergegenden.  Der  letzgenannte  Frost,  welcher  sich  über 
ganz  Südeuropa  erstreckte,  hatte  anfangs  auf  die  Preise  keinen 
Einfluss;  die  allgemeine  Ueberzeugung  der  Fabrikanten  ging 
dahin,  man  habe  Seide  genug,  um  den  schwachen  Bedarf  zu 
decken,  der  Ausfall  möge  so  gross  sein,  als  er  wolle.  Da 
zeigte  sich  die  Missemte  in  der  zweiten  Hälfte  des  Juni  zn- 
erst  in  Spanien,  dann  in  China,  in  Europa  ergab  sie  nnr  ein 
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Drittel  der  gewöhnlichen;  nun  begannen  die  Preise  zu  steigen 
und  wurden  fbr  französische  Seiden  um  80  Procent,  fUr  chine- 
sische und  japanesische  um  100—150  Procent  emporgetrieben. 
Jetzt  merkten  die  Kaufleute,  dass  die  Preissteigerung  eine 
ernste  sei  und  namentlich  die  Engländer  kauften  am  Anfange 
des  Juli  alle  Waarenvorräthe  zu  alten  oder  etwas  gesteigerten 
Preisen  an.  Als  so  die  Lagerbestände  ausgekauft  waren,  boten 
die  Londoner  und  Pariser  Häuser  höhere  Preise  und  gaben 
damit  das  Signal  zu  einer  Spekulation,  wie  man  sie  noch  nie 
gesehen.  Dieselbe  Waare  wechselte  fünf  bis  sechs  Mal  am 
selben  Tage  die  Hand,  die  Detaillisten  sogar  machten  Qber- 
stttrzte  Einkäufe  und  die  alten  Vorräthe  fanden  im  August 
und  Anfang  September  Käufer  mit  40—50  Procent  Steigerung. 
Die  Fabrikanten  hatten  Uraacbe,  an  eine  brillante  Kampagne 
zu  glauben,  und  alle  Weber  waren  vollauf  beschäftigt.  Ende 
Oktober  hielten  die  Geschäfte  plötzlich  an,  einige  grosse  Häuser, 
welche  sich  zu  stark  engagirt  und  an  eine  fortgesetzte  Zurück- 
haltung des  englischen  Marktes  glaubten,  verkauften  zu  ernie- 
drigten Preisen,  die  Detailhändler  wai^n  auf  lange  Zeit  ver- 
sorgt; auf  das  In-  wie  Ausland  wirkten  Kriegsbefürchtungen, 
politische  und  wiithschaftliche  Verlegenheiten;  endlich  wandte 
sich  die  Mode  von  der  Seide  ab.  Das  Resultat  war  die  gross- 
artige Krisis,  die  1877  über  Lyon  hereinbrach  und  durch 
welche  15-20000  Webstühle  in  Stillstand  geriethen.  Im  Juni 
1877  standen  die  Rohseidenpreise  nur  noch  10  Procent  von 
ihrem  Ausgangspunkte  entfernt^). 

Launenhaft  wie  das  Wetter  ist  die  andere  souveräne 
Herrscherin  auf  diesem  Gebiete,  die  Mode.  Nicht  allein,  dass 
fortwährend  die  Muster  wechseln,  worauf  ja  jede  Fabrik  ein- 
gerichtet sein  muss,  es  kehrt  sich  oft  die  Mode  gegen  die 
Muster  Oberhaupt  und  wendet  sich  einfarbigen  Stoffen  zu;  da- 
durch geriethen  die  städtischen  Weber  in  Lyon  und  Elberfeld 
oftmals  ausser  Brot  Oft  wird  die  Seide  gänzlich  von  der 
Mode  verlassen.  Eine  einzige  Aenderung  der  Damentracht  ge- 
nügt, die  Seide  um  hunderttausende  von  Käuferinnen  zu  be- 
rauben« Man  schaue  nur  auf  die  an  Busen  und  Hüften  an- 
schliessenden Kleider;  die  Seidenge  webe ,  deren  Fäden  neuer- 
dings von  den  Färbern  künstlich  durch  Oel  erschweit  werden, 
würden  beim  engen  Anliegen  einen  Speckglanz  erhalten  und 
haben  daher  wollenen  und  halbwollenen  Stoffen  Platz  machen 
müssen.  Der  Verbrauch  von  Seide  hat  in  den  letzten  25 
Jahren  mit  den  Fortschritten  der  Kultur  und  der  Technik 
überhaupt  nicht  gewetteifert').  Schöne  und  dauerhafte  Stoffe 
wie  die  Florentiner,  welche  selbst  nach  300  Jahren  ihre  Stärke 


<)  L'6conomi8te  fran^ais  1877,   S.  28,  55  n.  161.   —   The   economiit 
1877,  80.  Juni. 

*)  Monitenr  des  soies,  18.  Mai  1876. 
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und  ihren  Glanz  bewahren,  werden  fast  gar  nicht  mehr  an> 
I  gefertigt;  solche  Stoffe,  vei-schönt  durch  das  Talent  derKttnst- 

*  1er,  würden  die  Ansprache  sowohl  des  Luxus  wie  der  Solidität 

und  der  Sparsamkeit  befiiedigen.  Indess  von  ihnen  ist  nicht 
mehr  die  Rede.  Die  Fabrikanten ,  erschreckt  durch  die  hohen 
Preise  des  Rohstoffs,  besonders  zur  Zeit  der  Raupenkrankheit 
haben  sich  abgemüht  in  Auffindung  von  Mitteln,  ihre  Waare 
mit  möglichst  geringer  Anwendung  von  Seide  darzustellen. 
Man  hat  diese  im  Färben  mit  einer  Unzahl  von  Chemikalien 
ei'schwert,  mit  Floretseide  vermischt  und  dadurch  den  lieber- 
gang  der  Mode  zu  Stoffen  aus  Wolle  und  Baumwolle  mit  klei- 
^  neu  Ziereifekten  von  einzelnen  Fäden  Seide  angebahnt.    Der 

Hauptgrund  der  Bevorzugung  solcher  Mischungen  seitens  der 

Damenwelt  war  der  mächtige  Einfluss  der  Schneiderin.     Diese 

ist  aufs  höchste  an  der  Weithlosigkeit  des  von  ihr  verarfoei- 

teten  Materials  interessirt,  denn  würde  der  Stoff  schon  hohe 

I  Kosten  verursachen,  so  würden  die  Männer  wenig  gendgt  sein, 

I  auch  noch  die  langen  Rechnungen  der  Schneiderin  zu  bezahlen. 

I  Die    ungemusterten    Sto£fe    erhielten    ihr    Ornament    durch 

i  Bänder  und  Gallons,  die  glanzlosen  einen  Schein  des  Reich* 

I  thums  durch  Besatzartikel  und  kleine  Zieirathen ,  das  werthlose 

\  Gewebe  wurde  durch  den  guten  Geschmack  der  Form  gehoben , 

'  eine  beträchtliche  Vertheuerung  der  Anfertigung  und  der  Zu- 

thaten  war  die  Folge.  In  dieser  Hinsicht  kostet  das  Kleid 
einer  Dame  das  Doppelte  gegen  früher,  die  Rechnung  der 
Schneiderin  beläuft  sich  zuweilen  höher  als  der  Werth  des 
Stoffes.  Das  illustriit  den  Untei-schied  zwischen  alter  Dauer- 
haftigkeit und  modemer  Eleganz ;  darauf  beruht  der  Interes&en- 
gegensatz  zwischen  Fabrikant  und  Schneider. 

Die  Seide  ist  eine  Luxuswaare,  in  ihrem  Verbrauche  daher 
abhängig  von  der  wirthschaftlichen  Gesammtlage  des  Volkes. 
Nach  Kriegen  und  Krisen  verschwindet  sie  ganz  vom  Markte 
und  Halbseide,  Wolle  und  Baumwolle  treten  an  ihre  Stelle. 
So  geschah  es  nach  1871  in  Frankreich,  nach  1873  in  Amerika 
und  Deutschland;  in  New -York  gab  man  Kattun-,  in  Bertin 
Kaliko-,  d.  h.  Steifleinen-Bälle.  Hier  war  der  Verbrauch  von 
Seide  und  Sammet  in  solche  Schichten  der  Bevölkerunc;  ge- 
drungen, die  nicht  sowohl  der  Disciplin  des  Luxus  als  vi^ehr 
der  Disciplin  der  gebotenen  Mittel  zu  folgen  gezwungen  sind 
und  bei  geschwächtem  Kaufvermögen  sich  nothwendig  Surro- 
gaten oder  billigeren  Stoffen  zuwenden  müssen  (Anlage  VUl). 
Und  nicht  allein  von  den  einheimischen  Krisen  wird  die  Cre- 
felder  Industrie  beeinflusst,  sie  ist  zu  zwei  Dritteln  Export- 
industrie und  damit  allen  Schwankungen  des  internationalen 
Marktes,  den  allgemeinen  Handels-  und  Verkehrsstörungen, 
allen  Zolländerungen  und  Kriegsbefürchtungen  ausgesetzt 

Eine  Eigenthümlichkeit  des  Absatzes  ist  es,  dass  die  Stiden- 
stoffe  in  zwei  Saisons,  die  Sammetwaaren  nur  in  einer  zur  Ver- 
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Wendung  gelangen;  daraus  folgt,  dass  der  Sammet  während  der 
einen  Hälfte  des  Jahres  ^r  die  Bedürfhisse  des  anderen  auf 
Lager  gearbeitet  wird  und  der  Fabrikant  darauf  angewiesen 
ist,  Durchschnittspreise  zu  fordern.  Heri-scht  in  Rohseide,  Web- 
lohn und  Begehr  eine  Haussebewegung,  deren  Stillstand  noch 
nicht  abzusehen  ist,  so  ist  der  Seiden waarenhändler  gern  bereit, 
erhöhte  Preise  zu  zahlen;  tritt  aber  ein  Bückschlag  ein,  so 
anticipirt  der  Konsum  die  Baisse  und  will  das  System  der 
Durchschnittspreise,  das  ihm  beim  Aufschlag  zu  Gute  gekom- 
men, in  keiner  Weise  mehr  anerkennen.  Dadurch  wird  der 
Absatz  erachwert,  und  ein  Spoi*n  zu  noch  weiterem  Drücken 
der  Produktionskosten  und  des  Arbeitslohnes  gegeben. 

Von  weittragendstem  Einfluss  auf  den  Gang  einer  Krisis 
wird  das  Verhalten  der  Eaufleute.  Die  gi'ossen  alten  Firmen 
sind  an  einer  Stabilität  der  Waarenpreise  ungemein  interessirt. 
Die  Natur  ihrer  Stapelartikel  bringt  es  mit  sich ,  dass  sie  immer 
grosse  Lagerbestände  haben,  oft  im  Betrage  von  ein  bis  drei 
Millionen  Mark.  Da  die  Waarenpreise  sich  nach  den  letzten 
Herstellungskosten  richten,  so  beschleunigt  selbstverständlich 
eine  Erniedrigung  der  Arbeitslöhne  auch  die  Baissebewegung 
der  Waarenpreise,  und  wenn  diese  um  5 — 10  Procent  sinken, 
entwerthet  auch  leicht  das  gesammte  Waarenlager  um  20, 
50  und  mehr  tausend  Mark.  Den  grossen  Fiimen  sind  daher 
ein  unmerkliches  Sinken  der  Rohseidenpreise  und  Arbeitslöhne, 
verbunden  mit  einem  Steigen  der  Nachfrage,  am  liebsten;  die 
Selbsterhaltung  treibt  sie  aber,  die  Arbeits-  und  Waarenpreise 
vor  plötzlichem  Fallen  und  sidi  selbst  damit  vor  einer  Expro- 
prürung  ihres  Vermögens  ohne  Schadenersatz  zu  bewahren. 

Umgekehlt  die  Jungen  Häuser.  Durch  keine  Rücksichten 
auf  ein  Lager  gebunden  und  bei  Krisen  vor  die  Alternative 
gestellt:  entweder  zu  falliren  oder  sich  Bestellungen  um  jeden 
Preis  zu  verschalTen,  um  ihrem  Banquier  Deckung  geben  zu 
können,  entscheidet  bei  ihnen  der  Selbsterhaltungstrieb  regel- 
mässig fQr  das  letztere.  Sie  reisen  spät  nach  der  Saison  nach 
London,  übernehmen  Bestellungen  zu  den  lächerlichsten  Preisen, 
kommen  dann  nach  Hause  und  setzen,  wie  es  neulich  geschehen, 
den  Weblohn  auf  einen  Ruck  um  16  Procent  herunter.  Die 
Weber  müssen  sich  allen  Bedingungen  fügen,  die  gi-ossen 
H&user  schränken  ja  überhaupt  die  Produktion  ein  und  die 
kleinen  Leute  behaupten  das  Feld.  Nun  beginnt  die  allgemeine 
Deroute:  die  Waarenpmse  sinken,  die  Löhne  fallen,  die  Lager- 
bestände entwerthen,  die  grossen  Eaufleute  sind  ausser  sich 
und  verzweifelt  rief  der  Chef  einer  der  gi*össten  Firmen  über 
ein  junges,  nach  obiger  Art  operirendes  Haus  aus:  „Geben 
wir  einem  jeden  der  beiden  Associäs  10000  Thaler  jährlich, 
so  stehen  wir  uns  besser,  als  wenn  sie  uns  die  Preise  auf  dem 
Londoner  Markte  verderben.*'    Oder  aber  solche  Fabrikanten 
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falliren«  es  finden  Zwangsverkäufe  statt  und  Oben  eine  Ümlicbe 
Bückwirkung  auf  die  Gesammtlage  der  Industrie. 

Es  gelangt  hier  der  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
Crefeld  und  Elberfeld  zur  Geltung.  Ersteres  prodadrt  in  der 
Hauptsache  Stapelartikel ,  wie  leichte  Seidenstoffe  und  Sammele, 
letzteres,  namentlich  früher,  gemusterte  Modeartikel.  In  ersteren 
ist  ein  Lager  möglich,  weil  die  Bestände  stets  verkftnflicfa 
bleiben;  Modeartikel  aber  entwerthen  total  und  werden  daher 
nur  auf  Bestellung  gearbeitet.  Tritt  nun  einmal  ein  Rfidc- 
schlag  ein,  so  sucht  man  in  Crefeld  wenigstens  zu  so  billii^em 
Lohne  als  möglich  auf  Lager  zu  arbeiten,  um  beim  nachsäten 
Preisaufschlage  am  Agio  zu  profitiren;  es  kann  daher,  wenn  nach 
bei  Hungerlöhnen,  immer  fortgearbeitet  werden.  Bei  Mode- 
artikeln in  Elberfeld  spielt  der  Lohn  eine  geringere  Bolle;  ist 
die  Waare  in  der  Mode,  so  wird  jeder  Preis  und  auch  jeder 
Lohn  gezahlt;  ist  sie  es  nicht,  so  wäre  es  Unsinn,  auf  Lager 
zu  arbeiten;  daher  konstanter  Lohn,  aber  schwankende  Be- 
schäftigung. Damm  lautet  die  Parole,  welche  die  Weber  den 
Fabrikanten  gegenüber  ausgeben :  in  Crefeld  gleichmässiger 
Lohn,  in  Elberfeld  fortlaufende  Beschäftigung! 

Je  nach  den  Ui'sachen  der  Krisen  ist  ihr  Verlauf  ein  ver- 
schiedener. Eine  Vertheuerung  des  Bohstoffs  hat  z.  B.  auf 
die  Sammet-  und  Sammetbandindustrie  einen  geringeren  Ein- 
fluss  als  auf  die  Stoffe,  weil  bei  ihr  die  Handarbeit  den  grössten 
Antheil  am  Worthe  des  Produkts  ausmacht,  welches  densdben 
nur  zu  einem  Drittel ,  neuerdings  in  Folge  der  Anwendung  von 
Chappe  und  Baumwolle  sogar  in  noch  geringerem  Grade  vom 
Material  empfängt;  die  äusserste  Zone  der  Webei'ei  bleibt  wie 
im  Jahre  1865  in  ungestörter  Wirksamkeit  Der  Bückschlag 
trifft  in  diesem  Falle  die  Seidenstoffe  und  Seidensammete,  wo 
der  Bohstoff  zwei  Drittel  des  Werthes  ausmacht;  aber  wenn 
sonst  die  Geschäftslage  eine  günstige  ist,  schaffen  halbseidene 
Stoffe,  z.  B.  1867  Atlas,  Popeline,  guten  Rath;  auch  sucht 
man  in  der  mittleren  Zone  sich  mit  Sammetwebeii  auszuhelfen. 
Die  Weber  im  Centrum  mit  ihren  mehr  von  der  Mode  als 
vom  Rohstoffe  abhängigen  Geweben  bleiben  relativ  beschiUtigt 
Die  Yei*suche,  die  Produkte  der  äusseren  Zone  während  der 
Nothzeit  im  Gentrum  ehzubürgem,  misslangen  z.  B.  im  Jahre 
1867  vollständig;  die  Löhne  waren  nicht  hoch  genug  und  die 
Stadtweber  befürchteten  mit  Recht  eine  dauernde  Erniedrigung 
ihres  Lohnniveaus.  Bei  einer  Steigerung  der  Rohseidenpreise 
tritt  der  Vortheil  ein,  dass  die  Händler  eine  gewisse  Bereit- 
willigkeit an  den  Tag  legen,  auch  höhei*e  Preise  für  die  Waaren 
zu  zahlen,  und  dass  die  kleineren  Konkurrenten  fast  ausser 
Stande  sind,  fortzuarbeiten  und  die  Löhne  zu  drücken.  Ander- 
seits vermögen  nunmehr  auch  die  grösseren  Firmen  nicht  auf 
Lager  arbeiten  zu  lassen,  weil  selbst  die  gedrücktesten  Löhne 
durch  die  Steigerung  des  Rohstoffpreises  ausgeglichen  werden 
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worden.  Daher  bei  solchen  Krisen  nur  ein  massiges  Sinken 
des  Lohnniveaus,  aber  ein  Entstehen  von  Arbeitslosigkeit  in 
der  mittlei^en  Zone  der  Seidenstoffe  und  Seidensammte. 

Eine  andere  Art  von  Katastrophen  haben  wir  herein- 
brechen sehen  in  Folge  Obermächtiger  ausländischer  Kon- 
kurrenz. Dies  hat  zunächst  die  Wirkung,  dass  die  Fabrikanten 
sich  konkun*enzfähig  zu  erhalten  suchen  durch  das  DrQcken 
des  Lohnniveaus  in  der  entsprechenden.  !2one;  gelingt  das 
nicht  auf  die  Dauer,  so  muss  dieser  Artikel  in  entferntere 
Gegenden  hinausrQcken  oder  mechanisch  hergestellt  werden. 
Jedenfalls  muss  die  Fabrikation  des  fraglichen  Aitikels  ihren 
Standort  ändern  und  billigere  Arbeitsbedingungen  auüsuchen; 
das  Raisonnement  der  Kaufleute,  dass  die  Arbeiter  durch  ihre 
inasslosen  Ansprüche  die  Konkun-enzfähigkeit  der  Industrie 
bedrohen,  ist  in  diesem  Falle  völlig  unberechtigt 

Dem  durch  Steigen'  der  Rohseidenpreise  und  durch  aus- 
ländisdie  Konkun*enz  hervorgerufenen  Lohnsinken  ist  unmittel- 
bar kein  Steigen  voraufgegangen;  es  sind  dies  beides  von 
aussen  herantretende  Kalamitäten,  auf  welche  die  inländische 
Industrie  keinen  direkten  Einfluss  übt.  Andei-s,  wenn  bei  tdl- 
gemein  steigendem  Begehr  und  günstiger  Mode  die  Fabrikanten 
eine  Bewegung  in  Scene  setzen,  welche  sich  sehr  bald  als 
Qbertrieben  erweist.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  bei 
zunehmender  Nachfrage  die  Kaufleute  das  Recht  und  die 
Pflicht  haben,  ihi*e  Betriebe  auszudehnen,  und  es  ist  ein  volks- 
wirthschaftliches  Verdienst  und  eine  lobenswerthe  Energie, 
wenn  sie  durch  persönliche  Bemühungen  und  höhere  Lohn- 
angebote die  Arbeiter  aus  minder  gewinnbringenden  Erwerbs- 
zweigen zur  Seidenindustrie  hinüberfahren.  Jedoch  sind  die 
Mittel  nicht  immer  die  reinsten,  die  Einsicht  in  die  Bedürfhisse 
des  Weltmarkts  keineswegs  eine  ausreichende  und  der  Beweg- 
grund für  die  Ausdehnung  der  Industrie  nicht  das  Streben, 
einer  dauernden  Nachfrage  zu  entsprechen,  sondern  den  durch 
momentan  gestiegene  Waarenpreise  entstehenden  Gewinn,  sei 
es  auch  auf  Kosten  einer  späteren  Zerrüttung  von  Tausenden 
aas  ihren  alten  Beschäftigungen  herausgerissenen  Existenzen 
zu  realisiren.  Mit  Recht  erhebt  sich  der  Vorwurf,  dass  die 
wirthschaftliche  Moral  und  Intelligenz  der  Crefelder  Kaufmann- 
schaft noch  manches  zu  wünschen  übrig  lässt.  Dazu  gesellt 
sich  die  Hast,  mit  welcher  sie  später  das  verwerflichste  Mittel, 
das  Lohnweifen,  anwendet  und  zu  dem  Drucke  der  Konjunktur, 
welche  theils  die  Arbeit  ganz  entzieht,  theils  nur  die  mindest 
gelohnte  zulässt»  noch  den  Druck  seitens  derjenigen  Männer 
fügt,  denen  als  volkswiilhs^haftliches  Amt  die  Leitung  der 
Produktion  und  die  Sorge  für  die  jeweilig  bestgelohnte  Beschäf- 
tigung ihrer  Arbeiter  übertragen  ist. 

Um  sich  fortlaufend  in  Arbeit  zu  erhalten,  handeln  die 
Weber  nach  zwei  verschiedenen  Ginindsätzen.    Entweder  ar- 
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beiten  sie  stets  fbr  ein  paar  Firmen  zu  gleicher  Zeit,  am  beim 
Schiffbruch  der  einen  doch  an  der  andeiii  eine  Stütze  za  fin- 
den, —  eine  Kalkulation,  welche  oft  dadurch  gekreuzt  wird, 
dass  der  Fabrikant  gerade  solche  Weber  am  ehesten  still  setzt 
weil  er  glaubt,  dass  sie  bereits  von  einem  andern  Besch&ftigiinjor 
erhalten  und  dass  dabei  seine  Muster  abgeguckt  oder  seine 
Bobinen,  namentlich  die  schwarzen,  verwechselt  werden.  Oder 
die  Weber  haiTon  bei  einem  Hause  aus  und  hoffen  in  Folge 
jahrelanger  Geschäftsverbindung  BeiUcksichtigung  zu  verdienen, 
worin  sie  sich  aber  oft  bitter  getäuscht  sehen^).  Prämien  und 
Pensionen  fQr  alte  Weber  zählen  zu  den  iUhmlichen  Ausnahmen 
bei  einigen  Firmen  mit  soliden  und  ehrenwerthen  Geschäfte 
Usancen,  so  z.  B.  bei  H.  vom  Brück  Söhne  (Seyffardt)  o.  A. 
Im  allgemeinen  ftOilt  man  sich  auf  beiden  Seiten  jeder  Ver- 
pflichtung  baar  nach  Ablauf  des  Veitrages. 

Das  patriarchalische  Verhältniss,  welches  bis  in  die  1840er 
Jahre  hinein  existiiie  und  auch  noch  formell  durch  die  B^Olf- 
scheine  aufrecht  erhalten  wurde,  ist  durch  die  häufigen  Krisen 
und  wiederholten  Arbeiterwechsel,  vollends  im  letzten  Jahrzehnt, 
als  aufgelöst  zu  betrachten.  Die  Fabrikanten  behandeln  ihre 
Weber  durchaus  geschäftsmässig  und  halten  sich  von  jeglicher 
anderen  Verpflichtung  als  von  dem  Lohnzahlen  für  geleistete 
Arbeit  befreit.  Es  mangelt  durchaus  die  Auffassung,  wonach 
die  Arbeiter  als  Gleichberechtigte  anerkannt  werden,  deren 
Ftlhi-ung  und  Ei-ziehung  von  den  geistig  und  wiithschaftlich 
höher  stehenden  Kaufleuten  in  die  Hand  genommen  werden 
mttsste.  Es  fehlt  diesen  sowohl  an  socialem  Pflichtgefühl  wie 
an  sittlicher  Energie,  an  jenen  psychischen  Eigenschaften,  welche 
als  Grandlagen  von  veränderten  Rechtsauffassungen  die  sociale 
Lage  und  den  pei-sönlichen  Verkehr  beeinflussen;  sie  gehören 
mit  ihrer  GefUhlsweise  einer  überwundenen  socialpolitischen 
Epociie  an  und  bewegen  sich  mit  den  Webern  in  ganz  ver- 
schiedenem Ideenkreise,  sie  missvei-stehen  sich  gegenseitig  und 
finden  beim  Umgange  oft  Streit  und  Hader.  Darum  Überlassen 
die  gi-ossen  Kaufleute,  welche  durch  die  Leitung  des  kauf- 
männischen und  allgemein  technischen  Geschäfts  vollauf  in 
Anspruch  genommen  sind,  die  Verhandlungen  mit  den  Ar- 
beitern ihren  Commis  und  Werkmeistern.  Obwohl  die  letzteren 
aus  den  gebildetsten  und  tüchtigsten  Elementen  der  Arbeiter- 


^)  So  sagte  der  Eommis  eines  Haoses  xa  einem  Weber,  vekher 
81  Jahre  für  dasselbe  gearbeitet  hatte:  Ihr  seid  schon  alt  and  müsstEuidi 
anders  beschäftigen  I  Der  Weber  glaubte  aus  diesen  Worten  die  Aussicht 
auf  eine  leichtere  Arbeit  entnehmen  zu  dürfen,  brachte  ganz  erfreut  die 
Gerftthe  inrOck  und  blieb  nun  stehen ,  um  die  fernere  Entscheidung  abm- 
warten.  .Worauf  wartet  Ihr  denn?^  Ich  hoffte  doch  anf  ein  andern 
Werk  in  der  Fabrik  1  „Solche  alte  Leute  brauchen  wir  nicht  mehr;  seht 
zu,  wo  Ihr  anderweit  Arbeit  findet!"  Zum  Glück  erhielt  der  Mann,  der 
81  Jahre  für  das  Haus  gearbeitet  hatte,  Beschäftigung  bei  einer  andern 
Firma. 
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klasse  hervorgehen,  gerathen  sie  doch  oftmals  in  Streit  mit 
den  Webern  und  Viele  erscheinen  um  so  unbarmherziger,  je 
abhängiger  und  strebsamer  sie  sind.  Daher  ziehen  viele  Weber 
selbst  bei  geringerem  Verdienst  die  kleineren  Firmen  vor. 
Hier  verhandelt  der  Fabrikant  mit  ihnen  persönlich ,  er  braudit 
den  einzelnen  Weber  mehr  als  das  grosse  Haus,  er  schmeichelt 
dessen  Ehrgefühl  und  behandelt  ihn  als  Meister,  bei  günstiger 
Konjunktur  sogar  als  [lerm.  lieber  diesen  ideellen  Gewinn 
Iftsst  der  Weber  den  materiellen  fahren.  Und  wo  gar  der 
Fabrikant  kein  Eingewanderter  ist,  sondern  ein  Einheimischer, 
der  nach  Landessitte  mit  den  Arbeitem  verkehrt,  mit  ihnen 
das  geliebte  Platt  redet,  da  wird  manches  Missverständniss 
rasch  ausgeglichen  und  wenigstens  persönlicher  Hass  und  Bitter- 
keit entstehen  nicht. 

Nicht  zum  geringsten  Theile  sind  es  die  Arbeiter  selbst, 
welche  einen  freundlicheren  Umgang  erschweren.  Ihr  er- 
wachendes Selbstgefühl  weiss  nicht  den  richtigen  Ausdruck  zu 
finden,  es  äussert  sich  in  Trotz  und  Unverschämtheit,  in  tiefem 
Misstrauen  gegen  alle  Massnahmen  der  Fabrikanten  und  in 
daraus  folgender  Undankbarkeit  Daneben  klingt  doch  im 
Innern  noch  die  Erinnerung  alter  Zeiten  durch  und  selbst  alle 
Krisen  haben  das  Band  sittlicher  Zusammengehörigkeit  noch 
nicht  ganz  zu  lösen  vermocht  Charakteristisch  tritt  das  beim 
Worte  „Brotherr**  hervor.  Bezeichnen  sich  die  Fabrikanten 
als  solche,  so  erheben  die  Arbeiter  stüimischen  Protest;  man- 
gelt es  ihnen  aber  an  Arbeit,  so  klagen  sie  jene  an:  es  sind 
ja  doch  unsere  Bix>then*en! 

Noch  niemals  hat  mich  ein  Weber  tiefer  in  seine  innere 
Gefbhlsweise  blicken  lassen  als  jener,  mit  welchem  ich  mich 
in  der  Weber-Union  unterhielt  Er  schilderte  mir  den  Kampf 
der  Weber  gegen  die  Fabrikanten,  deren  Bosheit,  den  Versuch 
eine  Lohnliste  zu  etabliren  und  dereinst  durch  Gründung  einer 
Productivgenossenschaft  sich  von  der  Leitung  der  Fabrikanten 
zu  emancipiren.  Als  wir  nun  in  die  Details  eingingen  und 
eine  unendliche  Beihe  der  gi-össten  Schwierigkeiten  sich  auf- 
thürmte,  da  brach  er  wehmüthig  in  die  Worte  aus:  „Nun  ja, 
wir  wollen  denn  auch  für  geringeren  Lohn  arbeiten,  wenn  die 
Kaufleute  nicht  andera  können;  aber  es  soll  der  Fabrikant 
mich  rufen  lassen  und  nur  freundlich  zu  mir  sagen:  Meister, 
ich  konnte  keine  besser  bezahlte  Bestellung  erhalten,  wollt  Ihr 
die  Arbeit  zu  diesem  Lohne  übernehmen?  Für  dies  eine 
freundliche  Wort  würden  wir  Alles  ertragen!** 

Indess  die  Creschäite  werden  ohne  dieses  eine  freundliche 
Wort  abgewickelt  und  bei  dem  Arbeiter  verhärtet  sich  die 
Uebetzeugung,  dass  er  von  der  Kaufmannschaft  aus  freien 
Stücken  nie  etwas  Gutes  zu  erwarten  habe.  Der  Klassengegen- 
Mtz  ist  ihm  bereits  in's  Bewusstsein  gedrungen,  er  wird,  wie 
wir  später  sehen  werden,  durch  den  religiösen  Gegensatz  ver- 
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schärft  und  findet  in  der  politischen  Parteinahme  sein^i  Aus- 
druck. — 

Die  wechselnden  Konjunkturen  und  die  Krisen  sind  es, 
welche  periodisch  über  die  Industrie  Unheil  bringend  herein* 
brechen.  Sind  denn  nicht  Massnahmen  gegen  ihre  Wirkangeo 
möglich  ? 

Gegen  eine  Reihe  von  Einflüssen,  wie  Ausfall  der  Ernte, 
Wechsel  der  Mode,  allgemeine  wirthschaftliche  Kiisen,  Kriege, 
auswärtige  Zolländerungen,  ist  die  Industrie  schutslos;  sie 
treten  übermächtig  von  aussen  heran  und  müssen  als  unab« 
wendbares  Schicksal  getragen  werden.  Indess  wird  ihre  Er- 
schütterung eine  um  so  geringere  sein,  je  grösser  die  Kttint- 
niss  von  dem  Entstehen  und  dem  Verlaufe  der  Koigunktur,  je 
eingeschränkter  die  Summe  der  un wissbaren  Umst&nde  ist; 
eine  Reihe  von  Missgriffen  aus  blinder  Furcht  und  unberech- 
tigter Hoffnung  würden  durch  eine  Vermehrung  des  Wissais 
beseitigt  werden.  Das  ist  der  erate  Punkt,  auf  welchen  die 
Aufmerksamkeit  zu  lenken  ist 

Hat  die  Crefelder  Kaufmannschaft  stets  ein  entsprech^ides 
Uitheil  über  die  Lage  des  Weltmarkts  bewiesen?    Selbst  der 
zuveraichtlichste  Fabrikant  wird   diese  Frage   nicht  bejahen 
können.    Die  wiederholten,  nicht  zu  geringstem  Theile  in  dem 
Mangel    an    Voraussicht    und   Umblick    der   Kaufmannschaft 
wuraelnden  Ueberproduktionen  haben  an  den  Tag  gelegt,  dass 
dieselbe    die    erforderlichen   Eigenschaften    noch    nicht    be- 
sitzt.   Es  handelt  sich  hier  nicht  um  die  grossen  alten  H&oser. 
welche   in   der  That   überall  Verbindungen  unterhalten   und 
auch  meist  eine  richtige  Produktionspolitik  befolgt  haben,  es 
handelt  sich  vielmehr  um  die  kleineren  Firmen,   welche  die 
grosse  Mehrzahl  bilden;  — sie  sind  es,  in  deren  Interesse  ee  ein 
Institut  zu  schaffen  gilt.  Wer  bei  ihnen  eine  genügende  Fähig* 
keit  zur  Spekulation,  zu  jenem  übei-natürlichen,  meüphysiscben 
Rathen  auf  die  Wirkung,  welche  die  unwissbaren  Umstände 
der  Konjunktur  hervorbringen  werden  (wie  Lassalle  es  geist- 
reich bezeichnet),  voraussetzt,  der  ist  ein  blinder  Schwanns 
für  das  Dogma  der  individuellen  Tüchtigkeit  eines  jeden  Unter- 
nehmen im  Systeme   der  freien  Konkun-enz  und   kennt  die 
Sachlage  ganz  und  gar  nicht.    Die  Organisation  eines  solchen 
Institutes  würde  keine  andere  sein  können,  als  die  einer  grossen 
Firma,   nur   mit  mehr  Mitteln  in  grossartigerer  Weise  aus- 
gestattet und  mit  voller  Oeffenüichkeit  aller  einlaufenden  Be* 
richte.    Wie  die  See  warten  über  alle  Meere  und  Küsten  das 
Netz  ihrer  Beobachtungsstationen  ausgespannt  haben  und  die 
Schiffer  warnen  vor  den  Stürmen,  welche  im  Anzüge  sind,  so 
soll  auch  eine  Warte  der  Konjunkturen  durch  Agenten  in  allen 
Ländern  und  Handelsplätzen  die  Wechsel  der  Mode,   des  Be- 
darfs, der  Ernte  erspähen   und   durch   ihre  Signale  die  In- 
dustriellen benachrichtigen  lassen.    Es  würden  dann  Manche 
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yeranlasst  werden,  die  beabsichtigte  Fahrt  zu  unterlassen  und 
andere  auf  der  Fahrt  Begriffene  würden  bei  Zeiten  ein  Segel 
einziehen.  Zwar  würden  Schiffbi-Qche  nicht  vermieden  werden, 
aber  die  Chancen  der  Fahrt  wären  günstigere  und  bekannter 
die  Strömungen  im  wirthschaftlichen  Aether. 

Die  industrielle  Warte  würde  etwa  den  Handelskammern 
von  Grefeld ,  Elberfeld  und  Gladbach  (fbr  Viersen)  unterstellt 
sein  und  könnte  yielleicht  auf  eine  internationale  Vereinigung 
mit  den  französischen ,  englischen  und  schweizer  Industriellen 
hinarbeiten.  Wie  die  Trocknungsanstalt  die  Seide  wiegt,  soll 
jene  die  Nachfrage  wägen,  eine  schwierigere,  aber  doch  nicht 
unausführbare  Aufgabe.  Aber  selbst  wenn  sie  gelöst  wäre,  so 
würden  die  meisten  Fabrikanten  doch  nicht  nach  den  allgemein 
volkswirthschaftlichen  Erfordernissen,  sondern  nach  ihrem  mo- 
mentanen Vortheil  verfahren.  Es  entsteht  daher  die  heikle 
Frage  nach  einer  Organisation  der  Kaufmannschaft  an  Stelle 
der  gegenwärtigen  Verfassungslosigkeit  Soll  man  etwa  die 
ruinöse  Konkurrenz  namentlich  der  kleineren  Firmen  dadurch 
beseitigen,  dass  man  die  Etablirung  einer  Seidenfabrik  vom 
Nachweise  eines  gewissen  Vermögens  abhängig  macht,  oder 
soll  einem  jeden  Unternehmer  das  Maximum  seiner  Jahrespro- 
duktion fixirt  werden  ?  Solche  Massregeln  sind  bei  der  gegen- 
wärtigen Auffassung  ebenso  aussichtslos  wie  in  der  That  auch 
unpraktisch.  Das  nächste  Ziel  wäre  eine  auf  freier  Uebei*ein- 
kunft  beruhende  Vereinigung,  welche  zuerst  die  Einrichtung 
der  industriellen  Warte  in  die  Hand  nimmt,  gestützt  auf  deren 
Berichte  Circulare  mit  Warnungen  und  Ermahnungen  an  die 
Mitglieder  ergehen  lässt  und  allmählich  zu  einer  Vertheilung  der 
Bestellungen  und  einem  System  der  Konventionalstrafen  über- 
geht, wie  solches  bei  den  Eisenindustriellen  bereits  existirt.  So 
würden  dann  nach  und  nach  bei  Zusammenrechnung  der  Han- 
delskammer für  die  Vertretung  der  commereiellen  Interessen,  des 
Gewerbegerichts  zur  Beilegung  der  industriellen  Streitigkeiten, 
des  Organs  zur  Verhütung  des  Seidendiebstahls,  der  Trocknungs- 
anstalt der  Seide,  der  industriellen  Warte  der  Konjunkturen, 
der  Webeschule  fbr  die  technische  und  kunstgewerbliche  Aus- 
bildung eine  ganze  Reihe  von  Funktionen  sich  ergeben,  welche 
einem  späteren  corporativen  Verbände  Leben  und  Existenz- 
berechtigung einhauchen  könnten.  Dazu  käme  der  grosse  Vor- 
theil, dass  die  Kaufmannschaft  endlich  ein  officielles  Organ 
besässe,  um  mit  den  Arbeitem  zu  verkehren. 

Wie  ist  der  Arbeiterstand  zu  organisiren,  um  den  ver- 
nichtenden Wirkungen  der  Konjunkturen  ein  Gegengewicht  zu 
bieten?  Die  Weber  selbst  kennen  nur  ein  Mittel,  welches 
nach  ihrer  Ansicht  unfehlbare  Hülfe  gewähren  könnte:  die 
Lohnliste.    Das  zwingt  uns,  näher  auf  dieselbe  einzugehen. 

^  Das  Streben  nach  einer  Lohnliste  scheint  bei  den  Seiden- 
webem  allenthalben  verbreitet  zu  sein.    Auch  in  Lyon  machten 
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im  Jahre  1831  die  Meister  einen  Aufstand  und  bildeten  Ge- 
sellschaften, um  den  Fabrikanten  einen  verbindlichen  Tarif 
aufzuzwingen;  im  Jahre  1834  nahm  die  Bewegung  eine  poli- 
tische Färbung  an  und  wurde  niedergeschlagen^).  In  Crefeld 
wurde  die  Lohnliste  vom  27.  März  1848  von  je  fQnf  kaufinAo- 
nischen  und  Weberdeputirten  vereinbart;  letztere  waren  von 
Wahlmännem  bezeichnet  worden,  denen  die  Weber  je  einer 
Firma  ihre  Stimme  gegeben  hatten.  Der  Gemeinderath  erhob 
die  Vereinbarung  zum  Ortsstatut,  die  Bezirksregiemng  zu 
Düsseldorf  aber  gab  dasselbe  zur  nochmaligen  Prüfung  zurück, 
und  als  es  fast  unverändert  blieb,  erkläite  sie  es  für  ungeeignet 
und  den  Gesetzen  nicht  entsprechend;  so  blieb  es  bei  einer 
nur  privaten  Vereinbarung.  Die  Fabrikanten  erklärten  nnn 
fernere  Verhandlungen  für  fruchtlos  und  zogen  sich  zurück; 
die  Weber  allein  bildeten  eine  Rumpfcommission,  theils  um  die 
Vereinbarung  aufrecht  zu  erhalten,  theils  um  eine  Innung  in^s 
Leben  zu  rufen.  Als  letztere  gebildet  war  und  der  Kommission 
unter  dem  19.  Januar  1852  verboten  wurde,  ihre  Genossen 
von  der  Arbeit  zu  billigerem  Lohne,  als  die  Liste  besagte, 
durch  andere  Mittel  abzuhdten  als  durch  gerichtliche  Klage, 
da  löste  sich  dieselbe  auf.  Viele  Fabrikanten  hatten  sieh  von 
Anfang  an  nicht  an  die  Liste  gekehrt,  andere  suchten  ihr  ver- 
pfändetes Wort  zu  halten,  indess  in  den  schlimmen  Jahren 
1857 — 61  gelangten  die  Sätze  derselben  trotz  der  Opposition 
und  der  Drohungen  der  Weber  ausser  Uebung.  Dennoch  i&t 
die  moralische  Kraft  der  einmal  vereinbarten  Lohnliste  unter 
den  Webern  so  gross,  dass  sie  noch  heute  nach  deren  Sätzen 
ihren  Lohn  berechnen :  so  und  so  viel  Pit>cente  über  oder  unter 
der  Liste. 

Ist  eine  Etablirung  derselben  denn  überhaupt  möglich  V 
Vor  allem  gilt  es,  gewisse  Missverständnisse  zu  beseitigen, 
welche  mit  dem  Worte  „Lohnliste"  verknüpft  sind.  Eine  ein* 
fache  Restauration  der  alten  Sätze  von  1848  und  deren  Gül- 
tigkeitserklärung f&r  alle  Ewigkeit  ist  natürlich  unmöglich  und 
ich  habe  auch  keinen  Weber  gefunden,  der  solches  gefordert 
hätte;  der  weitgehendste  Wunsch  zielte  auf  eine  Dauer  von 
drei  bis  fünf  Jahren  ab.  Dergleichen  ist  nicht  undurchführbar ; 
einige  der  hervon*agendsten  Fabrikanten  erklären  einen  Lohn- 
satz z.  B.  für  einfache  Sammte  für  sehr  wohl  möglich;  that- 
sächlich  hatte  sich  auch  eine  Stabilität  in  dieser  Branche  er- 
halten, bis  sie  gleichfalls  im  allgemeinen  Zusammensturze  des 
Jahres  1874  vernichtet  wurde.  Eine  ganz  allgemeine  Fest- 
setzung der  Taxe  auf  mehrei*e  Jahre  würde  aber  in  einer  Zeit 
sehr  gesunkener  Waarenpreise  entweder  zu  einer  allgemeinen 
Umgehung  oder  im  Falle  der  Einhaltung  zu  einer  Arbrtts- 


*)  Reybaud:  Condition  des  ouTiien  en  soie  1859,  S.  135. 
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losigkeit  vieler  Weber  führen.  Es  gilt  daher  einen  Kompro- 
miss  zwischen  den  schwankenden  Waarenpreisen  und  den  be- 
rechtigten Lohnforderungen  der  Weber.  Der  Kernpunkt  ihrer 
Forderungen  ist  denn  auch  ein  paritätisches  Einigungsamt, 
welches  gerecht  die  beiderseitigen  AnspiUche  abwägt  und  ge- 
meinsam die  Löhne  festsetzt.  Wogegen  sie  sich  sträuben,  das 
ist  die  g^enwärtige  einseitige  und  rücksichtslose  Octroiirung 
der  reducirtesten  Löhne;  sie  wollen  ein  Wort  mitzureden 
haben  bei  der  Yertheilung  des  von  ihnen  erarbeiteten  Pro- 
ductionsertrages.  Nichts  ist  berechtigter  als  diese  Forderung. 
Wenn  man  die  Weber  an  allen  möglichen  politischen  Wahlen 
theilnehmen  lässt,  wie  viel  mehr  müssen  sie  sich  nicht  reif 
und  befähigt  glauben,  ihre  Meinung  darüber  abzugeben,  welchen 
Antbeil  von  dem  Werthe,  der  zu  einem,  ja  oft  zu  zwei  Drittel 
durch  ihrer  Hände  Arbeit  entsteht,  sie  für  ihren  Lebensunterhalt 
unentbehrlich  halten.  Die  blosse  Existenz  einer  gemischten 
Kommission  besässe  schon  den  gi'össten  moralischen  Einfluss, 
sie  würde  exti*eme  Lohnsch wankungen  verhüten  und  über  die- 
selben eine  gewisse  Kontrolle  führen  können;  sie  wäre  die 
mächtigste  Stütze  der  gi*ossen  Kaufleute  gegen  die  übeitiie- 
benen,  ihnen  oftmals  Schaden  bringenden  Lohnemiedrigungen 
seitens  der  kleineren  KonkuiTonten. 

Ueber  die  Wirksamkeit  eines  freiwilligen  Einigungsamtes 
darf  man  sich  keinerlei  Illusionen  hingeben,  wenn  die  Depu- 
tirten  des  Weberstandes  nicht  zugleich  im  Stande  sind,  ihren 
Forderungen  auch  Thaten  folgen  zu  lassen.  Die  Uebermacht 
der  Grefelder  Fabrikanten  kann  nur  durch  eine  wohlorganisirte 
und  wohlgeleitete  Macht  der  Weber  gebrochen  werden.  Von 
privatwirthschaftlichen  Berechnungen  in  ihren  geschäftlichen 
Speculationen  geleitet,  werden  die  Fabrikanten  aus  freien 
StfldLen  weder  eine  Kommission  in's  Leben  rufen,  welche  ein 
Hemmniss  für  ihre  Interessen  und  ein  Mittel  für  Erniedrigung 
ihres  Einkommens  wäre,  noch  die  Forderungen  von  Deputirten 
einer  vorübergehend  vei-sammelten  Wählerschaft  i'espectiren, 
wenn  sie  nicht  gezwungen  werden  durch  eine  Machtentfaltung, 
und  zwar  eine  dauernde  und  organisirte  Machtenfaltung  in 
umfassendster  Weise. 

Diese  Machtentfaltung  hat  bisher  nur  ganz  foimlos  statt- 
gefunden; bei  Krisen  wie  1828  und  1848  rotteten  sich  die 
Weber  zusammen  und  erreichten  durch  Fenstereinwerfen  die 
Etablirung  von  Lohnlisten;  beide  Male  waren  sie  nicht  im 
Stande,  ihren  Forderungen  auf  die  Dauer  Nachdruck  zu  ver- 
leihen; beide  Male  erholten  die  Fabrikanten  sich  rasch  von 
ihrem  Schrecken  und  nahmen  das  alte  System  wieder  auf.  In 
ähnlich  formloser  Weise  nehmen  die  Weber  an  der  steigenden 
Konjunktur  iheil  und  zwar  nicht  durch  ofifenen  Kampf,  sondern 
durch  versteckten  Guerillakrieg,  durch  Fortlaufen  von  einem 
Fabrikanten  zum  andern  um  ein  paar  Pfennige  und  durch 
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Brechen  der  Verträge.  Nicht  einmal  bis  zu  einem  Zusammen* 
gehn  in  Form  einer  allgemeinen  Arbeitseinstellung  haben  es 
die  Weber  gebracht  Eine  solche  wäre  )iier  auch  ganz  zweck- 
los. Der  eine  Hauptzweck  von  Strikes,  die  kttrzere  Arbeits- 
zeit,  ist  bei  der  hausindustriellen  Organisation  gegenstandslos« 
obwohl  in  der  Stadt  Lyon  in  früheren  Jahrzehnten  Feierstunden 
verabredet  wai-en,  bei  deren  Nichtbefolgung  dem  Meister  die 
Fenster  eingeschlagen  wurden.  In  Beziehung  auf  die  Lohnhöbe 
aber  sind  gemeinsame  augenblickliche  Feststellungen  durch  die 
Mannigfaltigkeit  der  Ei*zeugnisse,  die  zu  ihrer  Herstellung  ein 
sehr  verschiedenes  Mass  von  Arbeitszeit,  Kraft  und  Geschick- 
lichkeit ei-fordern,  sehr  erschwert.  Eine  Arbeitseinstellung  bei 
au&teigender  Konjunktur  ist  übei^Ussig,  da  durch  die  LeichtiK* 
keit  des  Ueberganges  von  einem  Fabrikanten  zum  andern  so- 
wohl eine  Gleichmässigkeit  wie  eine  genOgende  Höhe  des  Lohnes 
en-eicht  wird.  Bei  einem  Bückschlage  hen*scht  nur  das  all- 
gemeine Rette-sich-wer-kann,  die  Einzelnen  finden  sich  nie  zu 
gemeinsamer  That  zusammen  und  diejenigen,  welche  wegen 
der  Einfachheit  ihrer  Arbeit  am  leichtesten  gemeinsame  Ar- 
beitsbedingungen aufstellen  könnten,  die  Sammetweber,  wohnen 
zerstreut  in  ländlicher  Einsamkeit  und  betreiben  die  Arbeit  zoin 
Theil  nur  als  Nebenbeschäftigung,  vermögen  daher  zu  viel 
geringerem  Lohn  zu  arbeiten  als  die  professionellen  Weber. 

Freilich  sind  auch  wiederholte  Vereuche  einer  festen  cor- 
porativen  Verfassung  unternommen  worden.  Als  „die  Weber 
durch  des  Königs  Majestät  erlauchten  Willen  zu  selbständigen 
Handwerkern  erhoben  waren^,  erhielten  sie  im  Jahre  1849 
ihi*e  ei-ste  Organisation  in  der  Weber-  und  Wirkerinnung; 
diese  zeigte  den  besten  Willen  und  grössten  Thatendrang,  ging 
aber  in  kurzer  Zeit  unter.  Der  Grund  hief&r  liegt  auf  der 
Hand:  die  Lebensinteressen  jeder  Arbeitercorporation  sind  der 
Lohn  und  die  Regelung  des  Arbeitsangebots;  auf  keine  dieser 
Angelegenheiten  durfte  die  Zunft  ihre  Thätigkeit  erstrecken, 
sie  wurde  einzig  beschränkt  auf  das  Lehrlingswesen.  Nun  ist 
dieses  ja  gewiss  sonst  eine  wichtige  Aufgabe  jeder  Innung,  aber 
gerade  bei  dieser  war  sie  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung. 
Der  Aufschwung  der  Industrie  hatte  damals  wiederum  das 
Lehrlingswesen  zerstört  und  das  Niveau  technischer  Leistung 
herabgedrUckt,  die  Pi-üfüng  der  Lehrlinge  war  daher  eine  sehr 
wohlgemeinte,  indess  sehr  unpraktische  Institution.  Je  nach 
dem  Standorte  der  einzelnen  Aitikel  war  bereits  eine  derartige 
Specialisirung  der  Weber  eingetreten,  dass  es  ganz  zwecklos 
war,  z.  B.  von  einem  glatten  Sammetweber  das  Musterweben 
zu  verlangen.  Die  Examinanden  gaben  sich  daher  alle  als 
Sammetweber  aus,  die  Prüfung  wurde  sehr  bald  eine  Spielerei 
und  Beutelschneiderei  zu  Gunsten  der  PrOfungscommissioD, 
welche  während  der  Sitzungen  mehr  an  Diäten  bezogen  als 
sie  zu  Hause  hätten  verdienen   können.    In   kürzester  Frist 
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wurde  die  gesammte  Zunftverwaltung  scheel  angesehen  und 
bald  unrühmlich  vergessen  und  aufgelöst.  Uebrigens  mag 
auch  die  stete  Anwesenheit  eines  Fabrikanten  die  Entstehung 
eines  kräftigen  koipoi*ativen  Geistes  gehindert  haben. 

Auf  dem  Principe  freier  Vereinigung  basirte  die  im  vorigen 
Jahrzehnt  entstandene  Weber-Union,  welche  zeitweise  auf  dem 
linken  Rheinufer  bis  zu  1800  Mitglieder  gezählt  hat.  Die 
Tendenzen  dieses  Vereins  schwankten  je  nach  der  Pei*sönlich* 
keit  des  augenblicklichen  Leiters,  doch  suchten  die  Social- 
demokraten  die  Oberhand  zu  gewinnen.  Da  trat  im  Jahre 
1872  mit  der  Bildung  neuer  Paileiverhältnisse  eine  Spaltung 
ein,  das  socialdemokratische  üebergewicht  wurde  beseitigt  und 
es  blieben  400  Mitglieder.  Der  Verein  besitzt  eine  Kasse,  in 
welche  die  Mitglieder  bis  zu  75  Mark  Einlagen  machen  dürfen. 
Dadurch  ist  bis  zum  Jahre  1877  das  Vereinsvermögen  auf 
7500  Mark  angewachsen  und  es  trat  an  die  Union  die  Frage 
heran,  wie  sie  das  Kapital  vei*zinsen  sollte.  Sie  begann  ihren 
Mitgliedera  billige  Kohlen  zu  verschaffen,  dann  ging  sie  zum 
Ankauf  von  Kartoffeln,  Erbsen  und  Bohnen  aber  und  erzielte 
eine  um  so  erklecklichere  Dividende,  als  die  Mitglieder  an 
ländliche  Arbeiter  verkaufen,  welche  sonst  den  Detaillisten  die 
übertriebensten  Preise  zahlen  müssen.  So  ist  der  Verein  in 
das  iiihige  Fahrwasser  eines  Konsumvereins  gerathen,  hat  einen 
später  näher  zu  .charakterisirenden  geselligen  Klub  gegillndet 
und  verfolgt  als  ideales  Ziel  die  Gründung  einer  Produktiv- 
genoBsenschaft. 

lieber  die  Chancen  der  letzteren  sich  auszulassen,  ei-scheint 
fast  überflüssig.  Wenn  irgend  ein  Gewerbe,  so  erfordert  die 
Seidenindustrie  kaufinännischen  XIntemehmungsgeist  und  ener- 
gische Leitung  in  hohem  Grade.  Eine  Genossenschaft  würde 
sich  die  erforderliche  straffe  Organisation  mit  kühner  Initiative 
nicht  geben  können;  sie  würde  ihren  Beamten  entweder  zu 
viel  Vollmacht  und  damit  zu  viel  Gelegenheit  zu  gefahrvollem 
Risiko  geben,  oder  sie  würde  deren  Initiative  zu  sehr  einschränken 
und  mit  geringeren  Löhnen  arbeiten  müssen  als  die  anderen 
Firmen  und  dadurch  die  Unzufiiedenheit  ihrer  Mitglieder  er- 
regen. In  Viersen  hat  man  mit  einem  Kapital  von  75000  Mark 
einen  Versuch  gemacht,  derselbe  ist  aber  gescheitert. 

Einheitlich  handelnd  sind  die  Weber  nicht  angetreten. 
Als  im  Jahre  1 872  die  Löhne  reducirt  wurden,  fand  eine  Ver- 
sammlung von  Webern  aus  Crefeld,  Viersen  und  Anrath  in 
letzterem  Orte  statt;  das  Resultat  war  der  Beschluss,  die  Fa- 
brikanten um  Foitzahlung  des  Lohnes  zu  „bitten".  Wo  später 
Aufforderungen  seitens  der  Weber  an  die  Fabrikanten  er- 
gingen ,  sich  persönlich  mit  den*  Arbeitern  über  weitere  Lohn- 
redaktionen in's  Benehmen  zu  setzen,  fanden  sie  seitens  der 
Soeialdemokraten  statt  und  wurden  von  nur  drei  Fabrikanten 
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befolgt.  Ja  selbst  da,  wo  die  Arbeiter  völlig  gesetzlich  threo 
Einfluss  geltend  machen  konnten,  wie  bei  der  Wahl  der  Ge- 
werberichter, haben  sie  es  nicht  gethan,  und  ds  sie  es  einniAl 
in  grösserer  Anzahl  versuchten,  vermochten  sie  gegen  die 
Koalition  der  Eaufleute  und  Werkmeister  doch  nur  einen  ein- 
zigen Weber  durchzubringen;  bei  dem  Mangel  an  Diiten  wür- 
den sich  ohnehin  wenig  Arbeiter  zu  solchen  Ehrenämtern  ver- 
stehen. Die  rheinischen  Fabrikanten  stellen  nicht  ohne  Gnuid 
ihre  Gewerbegerichte  als  Musterinstitute  dar. 

So  erscheinen  die  Weber  als  eine  zusammenhangslose,  auf 
das  Land  weithin  zerstreute  Menge  ohne  WiderstandsfiUiigkeit 
gegen  die  Konjunktur  und  deren  Wirkungen.  Wie  ein  Nator- 
process  spielt  diese  sich  ab,  ungestört  durch  die  betbeiligten 
Menschen,  ohne  Schranken  an  ihrem  bewussten  Willen  zu  fin- 
den. Ist  überhaupt  Aussicht  vorhanden,  dass  die  ohnm&chtigen 
Einzelwillen  sich  zu  einem  mächtigen  Vereine  zusammenfinden 
werden?  Die  bisherigen  Erfahrungen  beweisen  es  klärlich, 
dass  auf  Jahrzehnte  hinaus  solches  höchst  unwahrscheinlich  ist 
Warum  soll  so  lange  das  Nothwendige  ungetban  bleiben?  Die 
Weber  selbst  können  sich  nicht  organisiren,  darum  nehme 
der  Staat  die  Sache  in  die  Hand.  Die  Regierung,  die  doch 
sonst  so  erfinduDgsreich  in  mittelbaren  Beeinflussungen  ist. 
sollte  alle  selbständigen  Meister  veranlassen,  im  Nothfalle  so- 
gar zwingen,  einem  Gewerkvemne  beizutreten,  welcher  in  allen 
bedeutenden  Weberorten  seine  Filialen,  seine  Gentralleitong 
aber  in  einem  von  den  Zweigvereinen  gewählten  Ausschüsse  in 
Crefeld  hätte.  Damit  wäre  sofort  eine  machtvolle  Repräsentation 
fQr  das  Gewerbegericht,  die  Gewerbekammer  und  das  Einigungs- 
amt  geschaffen :  daran  schlösse  sich  das  gesammte  Kassenweeen. 
welches  heute  völlig  brach  hegt,  die  Beihülfe  zur  Verhatung 
von  Seidendiebstählen,  zur  Verhütung  des  Kontraktbrucbs  der 
Genossen,  das  Lehrlingswesen  und  die  Beisteuer  zur  Wä>e- 
schule ;  vor  allem  aber  hätte  der  Verein  als  Hauptfunktionen  : 
die  gemeinsame  Lohnregulirung  und  die  Verhinderung  einer 
übermässigen  Ausdehnung  der  Produktion,  indem  bei  hoch- 
gehender Konjunktur  Leute  abgehalten  würden,  als  selbständige 
Webermeister  sich  zu  etabliren,  welche  gewissen  FormalitiUec 
nicht  genügt  hätten. 

Der  letzte  Punkt  ist  offenbar  der  schwierigste  in  der 
ganzen  Frage,  denn  es  würde  entweder  eine  obÜgaioriscfae 
Meisterprüfung  oder  wenigstens  eine  gewisse  Zeitdaaer  des 
Gewerbebetriebes  vor  der  selbständigen  Etablirang  gefordert 
werden  müssen.  Doch  erscheint  solches  gar  nicht  undurch- 
führbar. Da  der  Centralverband  in  eine  Reihe  von  Orts- 
verbänden zerfiele,  so  könnte  für  einen  jeden  derselben,  je  nach 
dem  vorherrschenden  Artikel,  ein  verschiedenes  Mass  von 
Fertigkeiten  verlangt  werden.  Im  Kreise  Erkelenz  z.  B. 
würde  beim  einfachen  Sammetweber  der  Nachweis  genOgra, 
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dass  er  ein  oder  zwei  Jahre  gelernt  hätte;  vor  Ablauf  dieser 
Zeit  dürfte  er  nicht  selbständiger  Meister  sein  und  von  Fabri- 
kanten zu  vollem  Lohne  ausgelohnt  werden,  nach  Ablauf  der- 
selben aber  alle  Rechte  der  übrigen  Weber  haben.  Damit 
wären  der  ruckweisen  und  übermässigen  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion, welche  für  Arbeiter  und  Fabrikanten  wie  für  die  Qua- 
lität der  Waare  so  verderbenbringend  ist,  gewisse  elastische 
Schranken  gezogen,  ohne  einem  stetigen  Fortschritte  der  In- 
dustrie Hindernisse  zu  bereiten.  Der  Nutzen  eines  solchen 
Webervereins  wäre  ein  so  grosser,  dass  die  Betheiligten  gei*n 
die  Kosten  seiner  Unterhaltung  tragen  würden.  Nur  darf  man 
bei  seiner  Bildung  nie  vergessen,  dass  seine  Mitglieder  nicht 
selbständige  Handwerksmeister,  sondern  hausindustrielle  Lohn- 
arbeiter sind,  also  eine  den  Fabrikarbeiteiii  wirthschaftlich 
und  social  nahestehende  Klasse,  nur  nicht  so  centralisirt  wie 
diese. 

Bei  einer  derait  veränderten  Verfassung  des  Kaufinanns- 
und  Weberstandes  wären  die  Missstände,  welche  sich  aus  ihrer 
grenzenlosen  inneren  Konkuirenz  ergeben,  eingeschränkt,  eine 
würdige  Vertretung  geschaffen,  um  völlig  gleichberechtigt  alle 
gemeinsamen  wie  alle  Standesangelegenheiten  zu  ordnen  und 
die  technischen  Leistungen  und  die  eingegangenen  Veiträge  zu 
sichern.  Eine  solche  Organisation  würde  die  Wirkungen  der 
Konjunkturen  nicht  mehr  verschärfen,  und  wenn  diese  selbst 
mit  ihren  Verheerungen  auch  nicht  vermieden  werden  köhnten, 
80  würden  sie  in  ihren  Ursachen  und  ihrem  Verlaufe  doch  be- 
kannter und  berechenbarer  sein. 


y.    Die  Lage  der  Undllehen  Weber. 

Crefeld  ist  eine  stille  freundliche  Stadt;  keine  Fabrik- 
schlote, kein  hastiges  Drängen  von  Arbeitern,  nur  lange  Schaaren 
junger  Mädchen  wallen  Mittags  zu  den  Gömptoirs.  Die  Be- 
deutung der  Industrie  kann  nicht  nach  der  Gr(ysse  der  Stadt 
bemessen  werden,  obwohl  ja  auch  diese  ansehnlich  gewachsen 
ist;  wohnt  die  grosse  Masse  der  Weber  und  deren  Hül&personen 
doch  auf  dem  Lande  zerstreut.  Eine  Schilderung  ihrer  Lage 
ist  daher  ausserordenüich  schwierig,  zumal  dieselbe  je  nach 
den  Zonen  und  den  einzelnen  Ortschaften  eine  sehr  ver- 
schiedene ist. 

Alle  am  Anfange  genannten  eigentlichen  Weberoi-te  sind 
keineswegs  ackerbautreibende  Dörfer,  es  sind  vielmehr  Städtchen 
von  4000—6000  Einwohnern  mit  langen  Strassenreihen  von 
dicht  an  einander  stehenden,  meist  zweistöckigen  Häusern^  und 
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einer  Bevölkerung,  welche  zu  zwei  Dritteln  and  mehr  ans 
Webern,  Spulem  und  Wiudem  besteht;  selten  fehlt  in  einem 
Hause  der  Webstuhl.  Die  industriellen  Arbeiter  bilden  den 
äimeren  und  besitzlosen  Theil  der  Einwohnerschaft;  in  Hüls 
besitzen  von  1200  Weberfamilien  nur  etwa  100,  in  Anrath 
verhältnissmässig  noch  weniger  ein  Eigenthum,  während  in 
St.  Tonis  ein  grosser  Theil  derselben  besitzend  zu  sein  scheint. 
Noch  seltener  als  der  Besitz  eines  Hauses  ist  natürlich  der 
eines  Gartens  oder  Ackers. 

Der  Ei-werb  eines  „Eigenthums"  ist  das  Ideal  jedes  Webers; 
ist  damit  der  Anfang  gemacht,  so  liegt  darin  der  stärkste 
Sporn  zu  fleissiger  Arbeit  wie  zum  Sparen;  das  „Eigenthum" 
wird  zur  Sparkasse  des  Meisters,  wie  der  Fabrikant  seine 
Yorschusskasse  bildet.  Sie  bieten  einen  freundlichen  Anblick 
dar,  die  neuen  auf  den  Aussensektionen  belegenen  einstöckigen 
i*othen  rankenumsponnenen  Häuschen  mit  dem  schmucken 
Ziegeldach,  vom  Garten  umgeben.  Im  Innern  halten  sie  auch 
meist,  was  sie  von  aussen  versprechen ;  sie  sind  hoch  und  Inftij;^. 
reinlich  und  ohne  Staub,  wie  es  die  Arbeit  erfordert,  der  Weber 
selbst  mit  sauberen  Händen.  Die  „Fabrik^,  für  zwei  bis  sechs 
Webstühle  eingerichtet,  ist  geräumig  genug ;  das  Schlafisiauner 
ist  oben  in  der  Mansarde,  zur  Seite  eine  kleine  Küche,  ja 
neuerdings  wird  sogar  ein  „Fremdenzimmer*^  eingerichtet,  in 
welchem  sich  die  Familie  am  Sonntag  aufhält.  Solche  Meister 
führen  eine  ganz  behagliche  Existenz.  Indess  sind  es  ihrer 
verhältnissmässig  nur  sehr  wenige.  Viele  haben  alte  Häuser 
aus  früherer  Zeit  und  leben  nicht  viel  besser  als  die  grosse 
Mehi-zahl  der  besitzlosen  Weber. 

Diese  bilden  den  überwiegenden  Haupttheil  der  Arbeiter- 
schaft; sie  sind  nur  im  Stande  für  90-- 120  Mark  jährlich  sich 
eine  Werkstätte  und  eine  Schlafkammer  zu  miethen«  Die 
Wohnungsverhältnisse  sind  hier  elend  genug.  Die  Werkstätte 
ist  in  der  Regel  auch  Küche  und  Wohnzimmer.  Der  eiserne 
Eochheerd  steht  an  der  einen  Breitseite  der  Stube,  der  Ge- 
ruch der  Speisen  veioinreinigt  die  Luft  und  die  EUtze  wird 
namentlich  mr  den  Zunächstsitzenden  unerträglich.  In  diesem 
Aufenthaltsi'aume  'drängt  sich  die  ganze  Familie  zusammen ; 
es  spulen  die  einen  Kinder,  die  andeni  spielen  umher,  die 
Mutter  säubert  die  Kette  und  webt  oder  sie  stillt  den  schreien- 
den Säugling.  Die  neueren  Häuser  sind  höher  gestochen«  die 
älteren  sind  oft  nur  so  hoch  wie  der  Webstuhl;  häufig  nimmt 
dieser  fast  die  ganze  Breite  der  Stube  ein,  meist  stehen  mehrere 
Stühle  in  derselben;  die  Luft  ist  dumpf  und  während  des 
Kochens  di-ückend  heiss ;  im  Winter  kann  nicht  einmal  gelüftet 
werden,  weil  der  Weber  durch  die  anstrengende  Arbeit  in 
Schweiss  gebadet  ist;  im  Sommer  ist  das  Alles  besser.  Die 
Fenster  sind  oft  blind  und  ein  Halbdunkel  herrscht  selbst  am 
Tage  in    dem  Baume.     In    Yoi-st,    in   Niederkrüchten  und 
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andern  Orten  ist  mitunter  die  Diele  nur  aus  gestampftem 
Lehm,  manchmal  liegt  das  Haus  tiefer  als  der  Erdboden,  oder 
68  ist  doch  die  eine  Wand  vollständig  feucht.  Auch  giebt  es 
wahre  Räuberhöhlen:  nur  fünf  Schritt  im  Quadrat,  zwei  Web- 
stühle, ein  ordnungsloses  Durcheinander  von  Eochgeräthen, 
Esswaaren,  Schnapsflaschen,  Weberkämmen,  starrendem  Schmutz 
und  inmitten  dieses  drei  wüste  Gesellen  beim  Mahle.  Die 
Schlafkammem  sind  gewöhnlich  auf  dem  Boden  und  nur  bei 
den  Wohlhabenderen  fQr  Eltern  und  Kinder  getrennt.  Am 
traurigsten  sind  die  Zustände  in  Anrath,  HüJs  und  Voi-st,  besser 
in  St.  Tonis  und  SQchtelen. 

In  den  entlegenen  ackerbautreibenden  Dörfern  bilden  die 
Sammetweber  das  Proletariat.  Waren  es  doch  die  Tagelöhner, 
jüngeren  Söhne  von  Bauern  und  andere  anne  arbeitslose 
Menschen,  welche  sich  bei  günstiger  Konjunktur  der  Industrie 
ergaben;  natürlich  haben  sie  damit  ihr  elendes  Dasein  nicht 
verschlechtert,  aber  dasselbe  ist  jammervoll  genug  geblieben. 
Da  sie  indess  gewöhnlich  nur  ein  oder  zwei  Webstühle  besitzen 
und  man  auf  dem  Lande  nicht  so  beengt  lebt,  so  wohnen  sie, 
wenn  auch  vielleicht  in  dumpferen  und  kleineren  Stuben,  so 
doch  geräumiger,  da  Werkstätte  und  Aufenthaltszimmer  häufig 
getrennt  sind.  In  reicheren  Dörfern  giebt  es  mehr  besitzende 
Weber;  in  Niederkrüchten  z.  B.  soll  ein  Drittel  derselben 
Landeigenthümer  sein;  ein  Gewerbtreibender,  der  so  sehr  den 
Konjunkturen  ausgesetzt  ist,  muss  eben  ä  deux  mains  produciren. 

Die  Arbeiter  auf  dem  Lande  wohnen  billiger,  wenn  auch 
kaum  besser  als  in  der  Stadt;  ihre  Lebensmittel  beziehen  sie 
aber  entschieden  theurer,  ausgenommen  die  Fälle,  wo  sie  selbst 
ein  wenig  Kartoifelland  besitzen.  Der  Aristokrat  des  Dorfes, 
der  TjBur**  verkauft  nämlich  die  ganze  Ernte  direkt  auf  einem 
grösseren  Markte;  die  Krämer,  namentlich  wenn  sie  Kredit 
geben,  schlagen  ungemein  auf  die  Preise  auf.  In  flotten  Zeiten 
füllen  sich  die  Seiten  des  BOchelchens,  beim  Rückgang  der 
Konjunktur  müssen  sich  die  verschuldeten  Weber  alle  Zahlungs- 
bedingungen gefallen  lassen.  Einige  Krämer  haben  z.  B.  in 
Hüls  Häuser  auf  Spekulation  gebaut  und  vermiethen  dieselben 
ihren  Schuldnern.  Nun  ist  die  Ausbeutung  peifect.  Die  Arbeiter 
müssen  nach  dem  Liefertage  all  ihr  Geld  dem  Krämer  ein- 
händigen, und  wenn  sie  sich  Sonntags  ein  Gläschen  Bier  er- 
lauben wollen,  erst  die  Groschen  dazu  ausbitten.  Konsum- 
vereine sind  aus  naheliegenden  Giiinden  auf  dem  Lande  nicht 
entstanden;  wohl  hat  man  aber  gesucht,  auf  zwei  anderen 
Wegen  sich  gegen  den  wucherischen  Detailhandel  zu  schützen : 
man  benutzt  die  Boten,  welche  die  Ketten  bringen,  um  Lebens- 
mittel und  Kolonial  waaren  aus  der  Stadt  holen  zu  lassen,  oder 
bezi^t  durch  die  Mitglieder  der  Weber-Union  die  billigen 
Kohlen,  Kartoffeln,  Erbsen  und  Bohnen. 
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Das  Leben  in  den  eigentlichen  Weberorten  ist  ^hsbso 
theuer  wie  in  der  Stadt  nnd  daran  liegt  es  denn  aaeh,  des 
in  ihnen  die  Löhne  ebenso  hoch  sind  hier  wie  dort  Zum 
andern  Theile  bat  das  darin  seinen  Gnind«  dass  Viersen« 
SUchtelen  und  Kempen  selbständige  Centren  darsteUen,  deren 
Einfioss  durch  hohen  Lohn  seitens  der  Crefelder  Kaiiflente 
paralysirt  werden  muss.  Auch  in  entfernteren  Dörfern  beruht 
der  Unterschied  weniger  darauf,  dass  die  Preise,  als  vidmehr 
dass  die  Lebensbedürfnisse  selbst  geringere  sind.  In  der  Stadt 
stehen  Wirthshäuser  und  Tanzlokale  in  FQlle  neben  einander, 
die  ausserhalb  der  elterlichen  Wohnung  arbeitenden  Mäddien 
Stolziren  Sonntags  in  Sammt  und  Seide;  auf  dem  Lande  gilt 
es  für  den  Meister  noch  als  ehrenrührig,  alle  Abend  ins 
Wirthshaus  zu  gehn,  das  Familienleben  ist  in  Folge  der  grösseren 
Unselbständigkeit  der  Kinder  noch  fester^  es  herrschen  mehr 
patriarchalische  Zustände.  Aber  die  günstigen  Konjunkturen 
durchbrechen  auch  diese ;  andere  Sitten  greifen  Platz  und  eine 
grosse  Verwirrung  in  allen  Gewohnheiten  tritt  ein. 

Die  hausindustrielle  Betriebsform  stellt  die  Arbeit  der 
Meister  in  der  Regel  unter  keine  andere  Kontrolle,  als  unter 
die  des  Hungei-s.  In  guten  Zeiten  wird  daher  viel  gefeiert 
und  in  allen  Weberoiten  ist  das  Sprüchlein  verbreitet :  Montai: : 
Liefeitag,  Dinstag :  Liefertags-Schwager,  Mittwoch:  Stell-Jneti&; 
(Ordnen  des  Stuhles) ,  Donnerstag:  Pungel-Donnerstag  (der 
Stuhl  wird  angesehen  und  daran  herumgepungelt),  am  Senn* 
abend  ist  es  nicht  mehr  der  Mühe  werth  anzi&ngen  und  am 
Sonntag  muss  man  hellen  (sich  vergnügen).  Gewöhnlich  dauert 
die  Arbeitszeit  im  Winter  von  7—9  Uhr,  im  Sommer  vcm  6 
bis  8,  im  armen  Dorfe  Venrath  sogar  von  5—9  Uhr.  Vor 
Feiertagen,  Festen,  Kirmessen  und  „wenn  es  drückt*^  wird 
noch  länger  gearbeitet,  um  mehr  Geld  zu  gewissen  Terminen 
zu  haben.  Aber  bei  schlechten  Konjunkturen  genügt  selbst 
die  längste  Arbeitszeit  nicht;  die  Weber  mit  zwei  bis  vier 
unerwachsenen  Kindeiii  gerathen  in  Schulden  und  müssen 
regelmässig  die  Armenpflege  in  Anspruch  nehmen.  Erst  wenn 
zwei  bis  drei  Kinder  am  Webstuhl  sitzen,  können  die  Scbuldcai 
getilgt  und  Ei-sparnisse  gemacht  werden ;  wenn  dann  die  Familie 
oder  die  Geschwister  zusammenbleiben  und  eine  ordentliche 
Wirthschaft  führen,  so  ist  das  die  Periode,  wo  ein  Eigenthum 
ei'spart  werden  kann.  Es  springt  in  die  Augen,  wie  widilig 
es  für  die  Eltern  ist,  ihre  Kinder  so  früh  als  möglich  zum 
Verdienst  zu  bringen,  denn  lange  bleiben  sie  doch  nicht  bei 
ihnen;  die  Söhne  heii-athen  oft  mit  22—23  Jahren  Mädchen 
von  18—19  Jahren;  beide  verlassen  ihre  Eltern  und  überliefern 
sie  sammt  den  jüngei*en  Geschwistern  wiederum  der  Noth. 
Mit  der  Gebuil  der  Kinder  werden  die  Eltern  arm,  mit  ihrem 
Heranwachsen  reich,  mit  ihrer  Verheirathung  verfallen  sie 
wieder  der  Dürftigkeit    Die  Stimmung  der  Weber  ist  bei  alle- 
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dem  natQrlich  keine  rosige;  sie  charakterisirt  sich  am  besten 
durch  den  Ausspmeh:  Wir  mOssen  beten,  arbeiten,  hungern 
und  dann  droht  man  uns  doch  noch  mit  dem  —  DQwell 

Die  frfthzeitigen  Ehen  der  Eltern,  die  frQhe  Arbeit  der 
Kinder  in  gekrQmmter  Haltung  und  in  überfüllten  Räumen, 
der  Branntweingenuss  der  Jünglinge  haben  in  den  eigentlichen 
Weberorten  durch  Vererbung  bereits  einen  Weberstand  mit  all 
seinen  spedfischen  Eigenschaften  erzeugt^).  Ein  Weber  von 
Kindesbeinen  ist  leicht  zu  erkennen:  der  Teint  wächsern  und 
matt,  fast  bleifarben,  das  Auge  lebhaft,  die  Glieder  schlank, 
die  Arme  fleischlos  und  dünn  wie  Kinderarme,  die  Hände  zart 
und  wass,  die  ganze  Gestalt  athmet  mehr  Gewandtheit  als 
Kraft,  der  Mann  ist  ein  Schwächling,  mit  fünfzig  Jahren  „ver- 
scUissen^,  ein  Schwindsüchtiger.  Kein  Wunder,  wenn  im  Jahre 
1872  in  Kempen  unter  den  Webern  der  ersten  Konkurrenz 
nur  15  Procent  tauglich  waren;  krumme  Beine  und  Anlage  zur 
Tuberkulose  waren  die  häufigsten  Ursachen.  Das  sind  die  er- 
wachsenen Weber !  Und  nicht  einmal  das  Kind  im  Mutterleibe 
wird  geschont,  denn  auf  das  häiteste  trifft  denselben  der  Schlag 
der  Lade.  Sehr  vortheilhaft  zeichnen  sich  die  Weber  aus, 
welche  erst  später  diesen  Beruf  erwählt  und  ihre  Jugend  auf 
dem  Felde  oder  im  Walde  zugebracht  haben. 

Geistig  sind  alle  Weber  lebendig.  Ein  bewegliches  Auge, 
welches  dem  hin-  und  herichiessenden  Schiffchen  mit  Aufmerk- 
samkeit folgt  und  jeden  zerrissenen  Faden,  jeden  Fehler  er- 
späht. Die  Technik  der  komplicirteren  Stoffe  ist  schon  so 
schwierig,  dass  sie  einen  gewissen  Scharfsinn  und  viel  Kennt- 
nisse erfordert;  sogar  die  Sammetweberinnen  gelten  nicht  als 
die  dümmsten  Mädchen  im  Dorfe,  weil  sie  eine  „kritische 
Arbeit^  vemchten.  Dazu  kommt  der  äussere  Schliff  durch 
den  öfteren  Umgang  mit  Werkmeistern  und  Fabrikanten,  denen 
gegenüber  sie  stets  auf  der  Hut  sind,  und  der  häufige  Verkehr 
in  grösseren  Orten  und  in  Wirthshäusem.  Wenn  auch  ohne 
tiefere  Schulbildung,  erscheinen  die  Weber  durchgängig  als 
intelligente  und  anstellige,  aber  furchtsam  vorsichtige  Männer. 
Das  Gesellschaftslokal  mit  seinen  beiden  grossen  braun  tapezirten 
Räumen,  welches  die  Weber-Union  sich  auf  mehrere  Jahre 
gemiethet  hat,  macht  einen  freundlichen  Eindiiick.  Es  war 
am  Samstag  Abend :  anständig  blickende  Männer,  den  schwarzen 
Rock  über  der  blauen  Blouse,  die  einen  hinter  der  Zeitung, 
die  andern  an  einer  Partie  Karten,  die  dritten,  alte  Leute, 
unterhielten  sich  gedämpft;  dabei  massig  gutes  Bier,  Cigarren 
und  Pfeifen,  einzelne  Hessen  sich  ein  räthselhaftes  Abendessen 
•  g^en,  —  das  war  die  Siesta  der  Webermeister  nach  gethaner 
Woch^arbeit 

Es  ist  oft  behauptet  worden,  namentlich  mit  Hinweis  auf 


*)  ▼.  Hirsehfeld  a.  a.  0.,  S.  169  n.  179.  —  Reyband  a.  a.  0.,  S.  37  ff- 
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•die  zahlreichen  Mesaeraffairen  nach  dem  Kriege,  die  Weber 
seien  roher  und  verwahrloster  geworden.  FQr  jene  Jahre  tiifit 
der  Vorwurf  zu;  es  galt  derjenige  als  ein \ tüchtiger  Bursche, 
welcher  »fix  mit  dem  Metz  bei  der  Hand*^  war.  Indess  ebenso 
sicher  ist  es,  dass  seit  dem  gi'ossen  Rückgange  1872  sammt- 
liehe  Excesse  abgenommen  haben.  Es  behaupten  vielmehr  alte 
und  besonnene  Männer,  es  sei  in  dieser  Beziehung  gegen  früher 
bedeutend  besser  geworden.  Zahlenmässig  wird  das  kaum  fest- 
zustellen sein,  schon  der  wechselnden  Strsigesetzgebung  wegen, 
«doch  sind  sensationsbedürftige  Journalisten  und  arbeiterfeind- 
liche Fabrikanten  die  unzuverlässigsten  Quellen.  Bei  Beurtheiliuig 
sittlicher  Zustände  wird  man  überhaupt  nicht  die  Schwindel- 
jahre 1871/72  zu  Grunde  legen  dürfen,  und  selbst  dann  im 
Auge  behalten  müssen,  inwieweit  die  Arbeiter  mehr  demoralisirt 
waren  als  alle  übrigen  Stände.  Bei  den  Arbeitern  wird  die 
Zuchtlosigkeit  sich  mehr  in  Messeraffairen ,  bei  Kaufleuten  im 
Betrüge  äussern. 

Die  Sitten  der  Mädchen  sind  gemäss  ihrer  socialwirthschaft* 
liehen  Selbständigkeit  natürlich  verschiedene.  Ihr  ausserordent- 
liches Ueberwiegen  in  den  jugendlichen  Altersklassen  in  Crefeld 
ihr  reichlicher  Erwerb,  die  mangelnde  Aufsicht  in  der  grossen 
fremden  Stadt,  die  stete  Umgebung  von  Seide  und  Sammet 
zeitigen  die  Neigung  zu  Putz  und  zum  Besuch  der  Tanzlokale. 
Die  sitzende  Lebensweise,  die  Langeweile  und  Abends  die  Ein- 
samkeit, dieser  schlimme  Rathgeber,  treiben  die  Mädchen  in 
die  Arme  des  Liebhabers^).  Wie  sollten  sie  auch  anders  den 
Sonntag  verbringen?  Haben  sie  nicht  Geld  genug  erworben, 
jenen  nöthigen  Falls  frei  zu  halten?  Indess  darf  man  ihnen 
damit  keinen  besonderen  Vorwurf  machen;  derselbe  trifft  sämmt- 
liehe  Mädchen  am  Rhein  in  den  ärmeren  und  arbeitenden 
Klassen.  Das  Eingehen  der  Ehe  in  dem  Sinne,  dass  ein  Jüng- 
ling sich  mit  einer  Jungfrau  verbindet,  kommt  selten  vor;  die 
Yolksitte  ist  vielmehr  derart ,  dass  der  kräftige  Jüngling  sich 
ein  Mädchen  als  „Schatz  anschafft"  und  beide  „zusammen 
gehen".  Gelangen  sie  hiebei  zu  einem  unerwünschten  Ziele, 
so  sind  die  Volkssitte  und  der  Einfluss  der  Geistlichkeit  so 
stark,  dass  sie  sich  in  der  Kegel  heirathen  und  uneheliche 
Kinder  äusseret  selten  vorkommen.  Sonst  trennt  sich  wobl 
auch  ein  Paar,  wenn  es  fühlt,  nicht  zu  einander  zu  passen, 
und  knüpft  eine  andere  Verbindung  an;  eine  derselben  fDdurt 
gewöhnlich  zur  Ehe.  Da  die  jungen  Leute  vor  der  standes- 
amtlichen Registrirung  ihres  Verhältnisses  sich  bereits  nach 
allen  Seiten  kennen  gelernt  haben,  so  setzen  sie  sich  auch 
keinerlei  Enttäuschungen  aus,  sie  haben  sich  in  der  That  ganx 


^)  Eb  sei  an  den  MonBtreprocesB  im  Jahre  1876  und  an  die  Tbataaehe 
erinnert,  dass  die  Reisenden  am  Niederrhein  zum  KameTal  nach  Crefeld 
zu  kommen  suchen. 
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gern  und  ihr  eheliches  Yerhältniss  ist  in  Folge  dessen  ein 
ganz  glückliches.  In  den  ersten  Jahren  wird  fröhlich  gelebt, 
in  den  späteren  kommt  mit  den  kleinen  Kindern  die  Sorge 
und  das  Elend,  in  den  letzten  Jahren  sind  jene  erwachsen  und 
können  mit  erwerben,  das  Einkommen  einer  Familie  steigt 
unter  Umständen  auf  1800—2400  Mark  und  ein  Eigenthum 
kann  erspart  werden.  In  der  Stadt,  wo  die  Frau  früher  in 
einem  Holfegewerbe  tl^ätig  war,  versteht  sie  oft  nicht  haus- 
zuhalten; von  einer  i-ationellen  Ernährung  weiss  sie  gar  nichts. 
Auf  dem  Lande  ist  es  in  vieler  Hinsicht  besser:  die  Verführung 
geringer,  die  Sitten  ehrbarer,  das  Weib  bleibt  stets  ein  Glied 
des  Hauswesens,  von  welchem  es  in  der  Stadt  losgelöst  ist 
und  daher  seinen  natürlichen  Boden  verliert.  — 

Das  ist  es,  was  ich  über  die  Lage  der  Arbeiter  in  Er- 
fahrung gebracht  habe. 

Wie  das  Meer  nie  stille  steht,  mit  der  Fluth  ewig  weiter 
rollt,  bald  vor-,  bald  zurückgeht,  so  bleibt  auch  die  wirthschaft- 
liche  Lage  der  Weber  niemals  auf  gleidiem  Niveau  und  in 
ihrem  endlosen  Hin-  und  Herschwanken  ist  es  Eines  und 
nur  Eines,  wovon  sie  bestimmt  wird.  Die  Thaten  guter 
FiU>rikanten  bringen  Wohlthaten  nur  an  Einzelnen  hervor, 
der  Fleiss  rechtschaffener  Meister  erleichteit  die  Noth  ihrer 
Familien,  alle  diese  Handlungen  kommen  nur  in  den  be- 
schränktesten Kreisen  zur  Geltung,  werden  aufgehoben  durch 
den  Einfluss  grösserer  Kräfte  und  haben  auf  die  Masse  keine 
Wirkung  (Buckle).  Endgültig  wird  die  Lage  der  Kaufleute 
und  Weber  bestimmt  durch  die  Konjunktur,  unberechenbar  in 
ihrem  Entstehen,  unabsehbar  in  ihrem  Verlaufe,  die  Signatur 
des  heutigen  Wirthschaftslebens ,  —  sie  wirkt  entscheidend. 
Ob  die  Weber  eiu  leichtsinniges  Völkchen,  ob  sie  gut  essen 
und  trinken,  tanzen  und  singen,  ob  sie  Excesse  verüben  oder 
friedlich  leben,  ob  sie  gesund  sind  oder  krank,  ob  sie  den 
Bourgeois  oder  Socialdemokraten  spielen,  —  alles  das  hängt 
von  der  Konjunktur  ab.  Das  Lebensschifflein  des  Webers  wird 
bald  hoch  empoi'geschleudert  auf  den  Wellenhäuptem  einer 
stürmischen  Konjunktur,  bald  tief  in  das  Chaos  und  in  die 
Verzweiflung  gezogen;  selten  schwellt  auf  ruhiger  See  ein 
stetiger  Wind  seine  Segel. 

Wie  Naturprocesse  sind  die  Konjunkturen  bisher  ver- 
laufen, mit  elementarer  Gewalt  die  widerstandslosen  Menschen 
mit  sich  fortreissend.  Zum  Theil  wird  das  ewig  so  bleiben, 
soweit  übermächtige  menschlich^  und  Naturereignisse  sie  be- 
einflussen; zum  andern  Theile  vermag  aber  die  geschärfte 
Beobachtung  sie  vorauszusehen  und  der  bewusste  Wille  der 
Betheiligten  Schranken  au&urichten,  an  denen  die  aufgei-egten 
Wogen  sich  brechen. 


Dritter  Abschnitlf 

Die  Banmwolleiilndiistrie  in  Gladbach  und 

Bheydt. 


I.    Die  allgemeinen  YerhSltnisse  der  Industrie  0. 

Das  jüngste,  am  energischesten  aufstrebende  Industrie- 
centrum auf  dem  linken  Rheinufer  bilden  die  Schwestei-städte 
Gladbach  und  Rheydt.  Auch  hier  hat  sich  die  Industrie  auf 
Grundlage  der  Leinweberei  entwickelt,  welche  ihren  letzten 
Aufschwung  in  den  Jahren  nahm,  als  sie  durch  das  Vorschieben 
der  französischen  Zollgrenze  an  den  Rhein  der  westfälischen 
und  schlesischen  EonkuiTenz  überhoben  wurde.  Dasselbe  Er- 
eigniss  rief  aber  auch  ihren  Todfeind  in's  Land.  Schon  gegen 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  waren  die  Löhne  des  Wupper- 
thales  so  hoch  gestiegen,  dass  die  einfachen  baumwollnen 
Siamosen  sie  nicht  mehr  zu  tragen  veimochten  und  Ihre 
Weberei  in  linksrheinische  Faktoreien  verlegt  werden  musste. 
Die  EiTichtung  der  Zollschranken  durchschnitt  nun  diese  Ge- 
schäftsverbindungen und  veranlasste  die  Elbei-felder  Eaufleute 
oder  deren  Söhne  überzusiedeln  und  die  Bewirthschaftung  ihrer 
Webstühle  selbst  zu  übemehmen.  So  ist  die  Gladbacher  In- 
dustrie eine  Gründung  bergischer  Kaufleute  mit  einer  von  An- 
fang an  hausindustriellen  Verfassung.  Aber  noch  einem  an- 
deren übermächtigen  Feinde  sahen  die  kleinen  selbständigen 
Leinweber  sich  gegenüber:  von  Crefeld  her  drang  unwider- 
stehlich in  Viersen  die  Seiden-  und  Sammetindustrie  ein.  Sie 
und  die  Baumwollenindustrie  waren  im  Stande,  für  ihre  theu- 
reren  Waaren  höhere  Löhne  zu  zahlen,  erforderten  geringere 
Kraitanstrengung  seitens  der  Arbeiter  und  waren  von  intelli- 
genten Kapitalisten  geleitet  Als  nun  gar  im  Jahre  1813  die 
Konkurrenz  der  westfälischen  und  schlesischen  Leinen  wieder 
eintrat,   ging  die  Leinweberei   bis  auf  zerstreute  Reste  zu 


*)  Denkschrift  aber  die  Lage  und  BedOrfidsse  der  BanmwoUenindiutrie 
im  ExeiBe  Gladbach  von  Carl  Busch  1848.  —  Yorstellnng  deutscher  Baum- 
woUenindustriellen  an  den  ZoU-Bundesrath  1870.  —  y.  viebahn:  Statistik 
d.  R.  R  Düsseldorf  1836,  I,  8.  167.  —  Bödiker  a.  a.  0.  —  Die  Jahres- 
berichte der  Hflaidelskammer  yon  Gladbach,  namentlich  f&r  1862;  die 
(^adbacher  und  Grefelder  Berichte  stehen  yollkommen  auf  der  Höhe  ihrer 
Aufgabe,  sie  sind  reich  an  statistischem  Material  und  überragen  weit  die 
Berichte  aller  anderen  Handelskammern  am  Rhein  in  fthnlichen  Yerh&lt- 
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Grunde.  Dagegen  hat  die  mechanische  Flachsspinnerei  ach 
entwickelt  und  beschäftigt  in  drei  Fabriken  in  Düren,  Yiersen 
und  Dülken  etwa  2000  Arbeiter.  >) 

Das  Gai-n  bezogen  die  Baumwollfabrikanten  anEangs  ans 
England,  und  nur  künstlich  in  Folge  der  Kontinentalsperre 
schössen  aUenthalben  in  Bonn  und  Köln,  an  den  Wasserlänfen 
der  Wupper,  Erft,  Ruhr  und  Sieg  zahlreiche  Spinnereien 
empor,  auch  im  Glaidbacher  Bezirke.  Aus  ungenügendem  Ka- 
pital entstanden,  blieben  sie  bei  kleinem,  unvoUkommeoem 
Betriebe  weit  zurück  gegen  die  Fortschritte  der  englischen 
Etablissements;  es  fehlte  ihnen  an  einer  soliden  Grundlage, 
wie  die  Weberei  sie  an  der  bewährten  Tüchtigkeit  und  Fertif?- 
keit  der  Leinweber  besass,  es  fehlte  vor  allem  auch  an  Kapital, 
an  Maschinen  und  an  geeigneten  Seiten  Baumwolle.  Zwar 
suchte  man  im  Jahre  1815  einen  Eingangszoll  von  4  Thalern 
Bergisch  vom  Centner  Gai-n  zu  erheben,  wurde  aber  durch 
die  vereinigte  Agitation  der  Gainhändler,  TürkischrothfiLiber 
und  Weber  gezwungen,  ihn  auf  1  Thaler  herabzusetzen;  eret 
1830  wurde  er  in  Folge  der  belgischen  Konkurrenz  auf  2  Thaler 
erhöht.  Dieser  niedrige  Schutz  konnte  die  Spinner  nicht  Ter- 
anlassen,  ihre  Geschäfte  zu  vergrössem,  wohl  aber  hinderte  er 
das  Expoi-tgeschäft  der  Weber,  da  ihnen  kein  RQckzoU  gewUiTt 
wurde.  Nur  die  gröbsten  Gespinnste,  bei  denen  der  Zoll  einen 
höheren  Procentsatz  vom  Werthe  ausmachte,  wurden  hergestellt 
und  fanden  tiiLgen  Absatz  bei  den  unbedeutenden  Barchent- 
webereien der  benachbarten  Kreise.  So  siechte  die  Spinnerei 
bis  in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hin. 

Die  Weberei  nahm  einen  glücklicheren  Verlauf.  Die 
alten,  aus  dem  Wupperthale  verdrängten  Siamosen  und  baom- 
wollenen  Bettzeuge  bildeten  das  Hauptfabrikat,  welches  durth 
Vervollkommnung  in  der  Fabrikation  und  durch  zunehmende 
Fertigkeit  der  Arbeiter  sich  bald  befähigt  zeigte,  der  englischen 
Konkuirenz  selbst  auf  ausländischen  Märkten  die  Spitze  zu 
bieten.  In  den  Jahren  1826—28  wai-en  mehr  als  6000  Web- 
stühle mit  etwa  10000  Arbeitern  im  Industriebezirke  beschäf- 
tigt, dei'en  Fabrikate  nach  Holland,  Belgien,  Hannover,  Bremen, 
Hamburg  und  andei-wärts  verführt  wui'den.  Die  Grundlage 
dieser  Absatzfähigkeit  waren  die  niedrigen  Löhne;  je  länger, 
je  mehr  zeigte  es  sich  aber,  dass  sie  doch  noch  höher  standen 
als  diejenigen  Schlesiens,  Sachsens  und  des  bayrischen  Voigt« 
landes.  Nach  der  Bildung  des  Zollvereins  machte  dieser  Um- 
stand sich  ganz  besonders  empfindlich  geltend,  znmal  gleich- 

*)  In  der  Gegend  von  Borgwaldniel  z&hlt  man  noch  1000  Webstfthk 
auf  Leinen,  Gebild  und  Damast;  die  mechaniBche  W^eberd  begcfaAftigte  im 
Bezirke  der  Gladbacher  Handelskammer  200  Stühle ,  in  Heinsbeis  1876: 
laO,  1877:  97  Arbeiter.  —  In  den  beiden  Viersener  und  Dülkener  Fladii- 
Spinnereien  z&hlte  man  1874:  17580  Spindeln  mit  1078  Arbeitern  und  einer 
Jahresproduktion  von  S*U  Mill.  M.,  in  der  DOrener  1877:  1010  Arbeiter. 
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zeitig  der  Zoll  auf  Garne  erhöht  wurde  und  die  ein&chen  Ar- 
tikel, bei  denen  es  weniger  auf  Schönheit  des  Stoffes,  Neuheit 
und  Geschmack  des  Musters  als  vielmehr  auf  den  niedrigsten 
Preis  ankam,  wurden  rasch  von  den  meisten  Märkten  ver- 
drängt. 

Die  Fabrikanten   hatten  rechtzeitig   die  Nothwendigkeit 

erkannt,  den  untergehenden  Artikel  zu  verlassen ;  sie  begannen 

baumwollene  Rock-  und  Hosenzeuge  mit  so  grosser  Energie 

herzustellen,  dass  die  Hosenstoffe  im  Jahre  1888  schon  ein 

Drittel  aller  Etablissements  beschäftigten  und  in  den  1840er 

Jahren  fast  den  einzigen  Artikel  der  Industrie  bildeten.  Aber  die 

Konkurrenz  Sachsens,  Würtembergs  und  Badens  entriss  Gladbach 

namentlich  vermöge  der  billigeren  Löhne  auch  diesen  Artikel, 

and  durch  die  BaumwoUtheuerung  während  des  amerikanischen 

Krieges   und   durch   schlechte   Qualitäten    kam   derselbe    so 

herunter,  dass  er  in  den  1860er  Jahren  als  kaum  vorhanden 

bezeichnet  werden  konnte.    An  seine  Stelle  traten  die  Biber- 

und  halbwollnen  Stoffe  ^)  in  den  1840er  und  1850er  Jahren, 

welche  sich  bis  heute  erhalten  haben.    Dazu  kam  im  Jahre 

1867  die  Zanellaweberei  und  im  letzten  Jahrzehnt  hat  man 

die  baumwollenen  Rock-  und  Hosenzeuge  wieder  aufgenommen. 

Der  Antheil  der  einzelnen  Aiükel  an  der  Gesammtproduktion 

ist  je  nach  den  Konjunkturen  grossen  Schwankungen  ausgesetzt 

Gemäss  einer  Statistik   der  Gladbacher  Handelskammer  fQr 

ihren  Bezirk  vom  Jahi*e  1874  stellten  17  Fabiiken  auf  458 

Kraftstühlen  82842  Stück  Nessel  und  auf  1698  Stühlen  821680 

Stück  Biber,  Ombre  und  dergleichen  im  Gesammtwerth  von 

lOVs  Mill.  Mark  her ;  bedeutender  war  die  Buntweberei,  welche 

in  51  Fabriken  4661  Stühle  beschäftigte  und   540529  Stück 

für  18  Mill.  Mark  anfertigte.    Dag^n  gingen  am  1.  December 

1875  im  Kreise  Gladbach  in  der  Weissweberei  8217,  in  der 

Buntwebei-ei    3067,    am    1.   April    1878:    1990  bezw.   3181 

Kraftstühle. 

Die  Gladbacher  Industrie  ist  vorzugsweise  auf  die  Her- 
stellung wohlfeiler  Bekleidungsstoffe  für  die  Landbevölkei-ung 
und  die  Arbeiter  angewiesen.  Das  Erforderaiss  der  möglichsten 
Bühgkeit,  um  das  Absatzgebiet  zu  erweitem,  und  die  Fähig- 
keit der  Artikel ,  bei  der  Regelmässigkeit  ihres  Geschäftsganges 
und  der  Massenhaftigkeit  ihrer  Produktion  grosse  Kapitalanlagen 
stetig  auszunutzen,  führten  bald  zur  Einführung  der  mecha- 
nischen Spinnerei  und  iyebei*ei.  Die  eratere  schliesst  sich  an 
ein  Fabrikat,  welches  im  Jahre  1840  auftrat,  an  den  sogen. 
Banmwollbiber,  einen  Stoff  aus  dünner  und  festgedrehter  Kette 


>)  Es  wurden  halbwoUne  Waaren  prodadrt  1852:  100000  Stück  f&r 
VU  MiU.  M.,  1858:  135000  StQck  fSn  IV.  MllL  M.  —  1864  gingen  in 
16  Fabriken  1070,  1866  in  20  Fabriken  1400  KraftstOhle  auf  halbwoUne 
Zeuge.  —  Die  Zanellaweberei  beecbftftigte  1872 :  7  Fabriken  mit  450  Stühlen, 
auf  rein  wollene  Stoffe  gingen  einige  100  Stühle. 
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und  sehr  dickem  und  lose  gesponnenen  Schuss,  zu  welch  letz- 
terem sich  besonders  die  sehr  billigen  groben  Game  ans  ost- 
indischer  Baumwolle  eigneten.  An&ngs  hegte  man  das  Vor- 
urtheil,  es  sei  das  mit  den  neuen  englischen  Maschinen  ge* 
sponnene  Garn  unpassend  für  das  Gewebe,  und  das  einheimische, 
„griffige'^  Handgespinnst  stieg  weit  über  den  Preis  des  ent- 
sprechenden englischen.  Nun  begannen  gute  Zeiten  fbr  die 
Spinner  und  durch  den  Mangel  an  Garnen  gezwungen,  richtete 
man  im  Jahre  1845  die  erste  mechanische  Spinnei-ei  ein;  der 
Erfolg  war  ein  günstiger  und  1856  bezog  die  Weberei  ihre 
Game  schon  zum  gi'össten  Theile  aus  diesen  Spinnereien.  Die 
alte  Handspinnerei,  diese  als  Vorschule  der  Arbeiter  so  wich* 
tige  Industrie,  welche  1888  in  19  Fabriken  32000  Spindeln 
und  1848  an  900'  und  1851  gar  an  1200  Arbeiter  beschäftigt 
hatte^),  ging  rapide  zuiUck;  in  den  Jahren  1855—57 — 59  ver- 
minderte sich  die  Zahl  der  betriebenen  Rowingsmaschinen  Ton 
40—10—8  und  die  der  Arbeiter  von  840—215  auf  170.  In 
den  1860er  Jahren  war  die  Handspinnerei  völlig  erloschen. 

Seitdem  entstanden  fortwährend  neue  mechanische  Spin* 
nereien  und  mit  dem  Anwachsen  des  Kapitals  wurde  ihr  Be- 
trieb vergrössert.  Ursprünglich  mehr  für  gi'obe  Gespinnste  an- 
gelegt, nahmen  sie  später  mit  gutem  Erfolge  die  Fabrikation 
geschlichteter  Ketten  und  der  höheren  Mulenummem  bis  zn 
30  auf;  auch  Watergame,  hauptsächlich  No.  20  wurden  viel- 
fach gesponnen  Die  Produktion  des  Handelskammerbezirks 
belief  sich  im  Jahre  1874  mit  115785  Mulespindeln  auf  16V. 
Mill.  Pfund  Garn  No.  4—30  und  mit  164.274  Waterspindehi 
auf  127»  Mill.  Pfd.  Garn  No.  8—30  im  Gesammtwerthe  von  2ö 
Mill.  Mark.  In  den  gi'öberen  Garnen  hat  seither  eine  genü- 
gende Entwickelung  stattgefunden;  der  deutsche  Konsum  iiiid 
durch  die  deutsche  Produktion  gedeckt  und  diese  kann  sogar 
zuweilen  mit  England  konkurriren;  in  den  höheren  Nummern 
24 — 60  gelingt  ihr  dies  nur  unter  den  schwersten  Kämpfen; 
die  höchsten  Nummern  werden  überhaupt  nicht  in  Deutschland 
gesponnen.  Das  liegt  z.Th.  an  dem  mangelndem  Schutze,  da 
der  Einheitssatz  von  6  Mark  pro  Centner  nach  metrischer 
Numerirung  ausmacht  bei  Nr.  10 — 20:  8 — 6  Procent  vom 
Werthe,  bei  Nr.  20—60:  6-4  Procent,  bei  Nr.  60—120:  4-2 
Pi-ocent,  bei  Nr.  120—300:  2— V«  Procent  vom  Weiihe.  Je 
feiner  demnach  die  Gai-ne,  je  mehr  sie  Anspruch  an  Talent, 
Erfindungsgabe  und  Aufinerksamkeit  erheben  und  mit  je  höherem 
Arbeitslohn  sie  belastet  sind,  einen  desto  geringeren  Schutz 
gemessen  sie.    Dieses  System  hat  die  berühmten  eMssischen 


^)  Die  Handspinnereien  yenpannen  1848  mit  900  Arbeitern  l*/«  MiU. 
Pfund  ostind.  Baomwolle,  una  producirten  1851  mit  1200  Arbetteni 
2.15  MilL  Pfund  Einschlagsam,  woraus  148000  Stack  k  60  Ellen  herge- 
stellt wurden. 
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Feinspinnereien  genöthigt,  ihre  Fabrikation  auf  gröbere  Game 
einzurichten,  in  welchen  sie  jetzt  Deutschland  grosse  Konkurrenz 
bereiten  *). 

Die  mechanische  Weberei  nahm  gleichfalls  einen  grossen 
Aufschwung;  anfangs  für  Nessel,  Satin  und  Beaverteen  ein- 
gerichtet, ei'wies  sie  sich  dafQr  weniger  erfolgreich  als  später 
für  gi*öbere  Gewebe  wie  Biber.  Handwebstühle,  deren  es  1838 : 
4603  und  1861 :  6629  gab,  zählte  man  im  Jahre  1875  nur  noch 
1401 ;  sie  erhalten  sich  namentlich  in  der  Buntweberei,  und  es 
werden  auf  ihnen  Garne  veraibeitet ,  welche  aus  Abfällen  ge- 
sponnen und  daher  leicht  zerreissbar  sind.  Der  Kraftstuhl  be- 
darf besseren  Materials,  soll  derselbe  viel,  d.  h.  billig  pix)- 
duciren;  das  Spulen  und  Weben  des  Abfallgams  würde  zu 
langsam  gehn.  Daher  wird  es  alten  Männern,  die  in  ihrem 
Winkel  geblieben,  und  Frauen,  deren  Zeit  sonst  im  Winter 
brach  liegen  würde,  übergeben;  Kinder  spulen  es  sehr  vor- 
sichtig, die  Mutter  selbst  leitet  den  Faden,  und  wo  sie  ihn  zu 
dünn  findet,  reisst  sie  ihn  ab,  damit  das  Weben  keinen 
Aufenthalt  erleidet.  Lange  wird  es  nicht  dauei-n,  so  wird  auch 
hier  die  Handweberei  verschollen  sein.  Die  Handdruckerei  ist 
schon  durch  die  Perrotin-  und  Rouleauxdruckerei  ei*setzt  worden, 
und  diese  wirkt  durch  ihre  schönen  Muster  auf  den  Absatz. 
Hier  eine  Statistik  der  Entwickelung  des  mechanischen  Be- 
triebes im  Bezirke  der  Handelskammer  (Kreise  Gladbach  und 
Grevenbroich  und  Stadt  Dülken): 


Jahr 

Spinnereien 

Spindeln 

Webexelen 

EraftstOhle 

1856 
1858 
1861 
1869 
1874 

14 
19 
88 
85 

45276 

71072 

103088 

231000 

280059 

42 

68 

300 
1001 
1491 
4500 
6705 

Der  Fabrikbetrieb  hat  in  der  Gladbacher  Industrie  gesiegt 
und  zwar  in  der  Form  der  selbständigen  privaten  Unterneh- 
mung. Wohl  kommt  es  vor,  dass  junge  Anfänger,  kapitallose 
Kommis,  etwa  25  an  der  Zahl,  sich  hier  und  da  Baum  und  Dampf- 
kraft für  ihre  Stühle  miethen;  ja  es  gibt  sogar  zu  diesem  Zwecke^ 
eine  „Bundesweberei",  wo  sie  in  fremdem  Lokal  so  lange  ar- 
beiten, bis  sie  im  Stande  sind,  sich  selbständig  zu  etabliren;. 
auch  besteht  seit  langer  Zeit  eine  grosse  Aktiengesellschaft  für 
Spinnerei  und  Weberei,  welche  sich  für  einfache  Artikel  gut 
bewährt  hat;  —  aber  diese  beiden  Unteniehmungsfonnen  ver- 
schwinden gegenüber  der  grossen  Masse  der  Fabrikbesitzer. 


*)  Mlttheilnngen  des  Yereins  zur  Wahrung   der  gemeinsamen  wirth« 
schaftlichen  Interessen  in  Rheinland  und  Westfalen  1876,  S.  157. 
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Was  ist  nun  in  erster  Reihe  erforderlich  zur  GrQndung  einer 
Fabrik?  Ein  Anlage-  und  ein  Betriebskapital!  Wer  besass 
dasselbe  oder  wer  war  im  Stande,  es  aufzubringen?  Die 
früheren  hausindustriellen  Kaufleute  oder  kaufinännisch  gebil- 
dete Geschäftsmänner!  In  ihren  Händen  ruht  die  geaammte 
Leitung  der  Industrie. 

Die  Errichtung  einer  Fabrik  ist  technisch  nicht  sehr 
schwer:  Ingenieure  zeichnen  den  Plan  und  die  Maschinen 
werden  aus  England,  welches  sie  näher  und  besser  liefert  al> 
Sachsen,  verschrieben.  Alle  jemals  gemachten  Er&hrangen 
haben  den  hauptsächlich  erst  in  den  letzten  10 — 15  Jahren 
entstandenen  Etablissements  vorgelegen,  es  ist  viel  Raum  m 
ihnen  vorhanden,  viel  Luft  und  Licht,  auf  Gesundheit  und 
Schutz  des  Lebens  ist  mehr  Bedacht  genommen  als  anderweit: 
nirgendwo  hängt  ein  Bleigewicht  veralteter  Tradition.  Die  An- 
lage des  Kapitals  von  Seiten  der  Technik  ist  also  vortreflflicb: 
die  Leitung  der  Technik  seitens  der  Kapitalisten  lässt  aber 
noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

Es  sind  ja  Kaufleute,  welche  an  der  Spitze  der  Fabrik 
stehen.  Nur  wenige,  im  besten  Falle  nur  äusserst  wenige 
Spinnereibesitzer  haben  nach  Beendigung  der  Schule  zu  Hanse 
ein  bis  zwei  Jahre  in^der  Fabrik  und  eben  solange  auf  dem 
Komptoir  gearbeitet,  smd  dann  nach  Liveipool  gegangen,  um 
den  Baumwollenhandel  zu  erleinen,  und  haben  in  einer  Ma- 
schinenbauanstalt oder  Spinnerei  Manchesters  ihren  Kursus 
beendet.  Gewöhnlich  wird  schon  in  der  allgemeinen  Bildung 
Viel  vei*8äumt  und  erst  in  den  letzten  Jahren  ist  ein  Gymnasittm 
eröffnet  worden.  Die  Söhne  der  Fabrikanten  sind  zu  vornehm« 
halten  sich  meist  nur  kui'ze  Zeit  in  der  Fabrik  auf  und  lassen 
sich  so  bald  als  möglich  im  bequemeren  Komptoir  nieder. 
Dann  gehen  sie  manchmal  nach  Manchester,  wo  man  sie  Qbri- 
gens  nicht  sehr  gei*n  aufnimmt,  weil  die  Spinner  ihre  zukünf- 
tige Konkurrenz  fürchten  und  die  Maschinenbauer  es  nicht 
leiden  wollen,  dass  die  jungen  Deutschen  in  Glacehandschuhen 
herumstolziren,  ohne  Hand  an's  Werk  zu  legen.  Die  technische 
Ausbildung  ist  daher  vielfach  eine  recht  düiftige,  und  um  die 
gegenseitigen  Mängel  auszugleichen,  associiren  sich  einige  Ka- 
pitalisten mit  tüchtigen  Techniken! ;  andei-e,  welche  durch  die 
allgemeine  und  die  kaufinännische  Leitung  der  Unternehmung 
vollauf  beschäftigt  sind,  halten  sich  englische,  sächsische  und 
schweizer  Spinnmeister.  Im  Ganzen  besitzen  noch  die  Spinner 
eine  bessere  technische  Bildung  als  die  Weber  und  die  letzten 
Jahre  der  Noth  haben  sie  gelehrt,  ihre  Söhne  ernsthaft  ar- 
beiten zu  lassen  und  häufiger  in  englische  Fabriken  zu  schicken. 
Bei  den  Webern  ist  die  Wirksamkeit  der  Kapitalanlage  eine 
nidit  so  bedeutende,  das  Produkt  erhält  nicht  in  dem  Masse 
seinen  Wei^th  durch  die  Maschinen,  die  Ausnutzung  derselben 
ist  nicht  so  entscheidend  für  die  Rentabilität  der  Gesammt- 
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uaternehmang ,  das  Hauptgewicht  liegt  noch  in  der  kaufmän- 
nischen Leitung  und  es  ist  der  Sporn  zur  technischen  Aus- 
bildung bei  diesen  Kapitalisten  noch  nicht  so  mächtig;  Reisen 
nach  England  zu  teclmischer  Ausbildung  kommen  kaum  vor. 
Während  in  Gladbach  die  kaufmännisch -*  kapitalistischen 
GiUnder  der  Industrie  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  an- 
fangen, sich  mit  dem  technischen  Betriebe  veitraift  zu  machen, 
spielt  in  England  sich  der  umgekehrte  Process  ab.  Dort 
waren  die  Gründer  der  Industrie  vielfach  Arbeiter,  Techniker, 
und  zwar  nur  Techniker,  welche  lediglich  ihren  Maschinen- 
betrieb, diesen  aber  auch  gründlich  kannten;  den  Absatz  be- 
sorgten Kommissionäre  und  es  ist  charakteristisch,  dass  es  viel- 
fach deutsche,  namentlich  Frankfurter  Juden,  waren,  welche 
sich  zu  diesem  Zwecke  als  Grosshändler  daselbst  etablirten. 
Erst  in  der  neueren  Zeit  bestreben  sich  die  blossen  Techniker 
auch  den  kauAnännischen  Vertrieb  direkt  in  die  Hand  zu 
nehmen,  um  sich  der  Zwischenhändler  zu  entledigen. 

Die  technische  Ausbildung  der  Arbeiter  steht  auf  der 
Höhe  ihrer  Fabrikanten.  Von  einem  aJten  Arbeiterstamme 
kann  bei  der  jungen  Fabrikindustrie  noch  nicht  die  Rede  sein ; 
man  hat  die  Leute  genommen,  wo  man  sie  gefunden.  In  der 
Weberei  sind  am  gesuchtesten  die  früheren  Handweber.  Den 
ungeübten  Kräften  giebt  man  möglichst  billige  Game,  damit 
der  Verlust  beim  Verderben  des  Stückes  ein  geringerer  sei, 
und  in  zwei  bis  drei  Wochen  können  sie  angelernt  sein;  um 
jedoch  2--2Vs  schmale  oder  1—1  Vs  breite  Stühle  zu  bedienen, 
müssen  sie  ein  h^bes  oder  ein  Jahr  arbeiten.  Aus  den  ge- 
schicktesten und  gewissenhaftesten  Webeni  werden  innerhalb 
ein  bis  zwei  Jahren  leistungsfähige  Kettenscherer  und  Bäumer ; 
oft  werden  diese  auch  der  Zahl  der  Handweber  entnommen. 
Obwohl  die  Weber  die  zahlreichste  Arbeiterklasse  in  den 
Webereien  bilden,  machen  sie  in  einer  mir  bekannten  Fabrik 
fQr  halbwoUne  Zeuge  doch  nur  35  Procent  aus,  die  Spuler 
25  Procent,  der  Rest  vertheilt  sich  auf  allerlei  Arbeiter  in  den 
Nebcmgewerben.  In  der  Spinnerei  ist  das  Eriordei-niss  an  ge- 
lernten Arbeitern  ein  grösseres.  Nach  Angabe  des  Fabrik- 
inspectors  Dr.  Wolflf*)  müssen  6  Pi-ocent  etwa  4,  26  Procent 
2—3,  17  Procent  1—2  und  7  Procent  Vi— 1  Jahr  gelernt 
haben;  der  Rest  besteht  aus  Arbeitern,  welche  in  vier  bis 
80chs  Wochen  nothdürftig  angelernt  werden  können;  nament- 
lich in  der  Feinspinnerei  soll  es  an  tüchtigen  Arbeitern  man- 
geln. Die  Unzi^edenheit  der  Fabrikanten  über  schlechte 
Leistung  ist  eine  ziemlich  allgemeine;  doch  fragt  man  sie: 
Was  haben  Sie  denn  gethan,  um  die  Leistungsfähigkeit  zu  er- 
höhen? so  lautet  die  Antwort:  Nichts!  ein  besonderes  Lehrlings- 


*)  Kgl.  RcgieroDg  zu  DOsseldorf  Acta  L  IIL  5.  6^',. 
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^esen  kennen  wir  nicht,  die  Kinder  lernen  es  von  selbst!  Er- 
wägt man  nun  die  ungesetzlich  lange  Arbeitszeit,  (wie  später 
ausgeführt  werden  soll),  den  minimalen  Lohn  und  diese  Gleich- 
gültigkeit der  Fabrikanten  gegen  die  technische  Ausbildung, 
so  ist  es  klar,  dass  die  Kinder  eben  nichts  von  selbst  lernen 
und  ihre  Arbeitsintensität  eine  ganz  geringe  ist.  Wer  will  da 
noch  den  Spmnem  die  Kinder  zu  längerer  Arbeitszeit  aus- 
liefern,  um  ihre  ^technische  Ausbildung  zu  vervollkommnen''! 

Die  Fabrikanten  sind  nicht  Techniker  von  Fach  und  man 
kann  sich  nur  freuen,  wenn  sie  in  letzter  Zeit  ihre  und  ihrer 
Werkmeister  mangelhafte  Ausbildung  zu  verbessern  suchen; 
namentlich  die  Rheydter  Herren  haben  sich  ein  Verdienst 
dadurch  erworben,  dass  sie  ein  Technikum  in  ihre  Stadt  gezoget« 
haben.  Die  Fabrikanten  sind  in  ei-ster  Reihe  Kaufleote. 
Fi-üher  wurde  das  Geschäft  auf  den  Messen  gemacht;  je  mehr 
Fabriken  entstanden  und  grössere  Firmen  sich  selbst  Bestel- 
lungen aufsuchten ,  desto  weniger  kam  die  Kundschaft  auf  die 
Messen  und  die  kleineren  Häuser  verloren  ihi*en  directen  AI»« 
satz.  Diese  sind  nun  auf  die  Grosshandlungen  in  der  Stadt 
angewiesen;  andere  Firmen  haben  ihi*e  Agenten  in  den  ver- 
schiedenen Städten,  welche  gegen  Pi'ovision  die  Kommissions- 
geschäfte besorgen ;  Reisende  halten  nui*  wenige  Häuser.  Wie 
steht  es  nun  um  die  kaufmännischen  Verhältnisse  der  Industrie  ? 
Das  ist  ein  gar  trauriges  Kapitel.  Der  Handel  mit  Manufaktur- 
waaren  steht  leider  noch  nicht  auf  der  Höhe  der  kaufin&nni- 
sehen  Ehre  und  Moral. 

Die  Käufer  erachten  sich  keineswegs  immer  an  den  ab- 
geschlossenen Kaufvertrag  gebunden  und  die  Schwierigkeit« 
wie  sie  in  der  Natur  dieser  Artikel  liegt,  eine  vollstfljodige 
Gleichheit  der  Qualität  in  jedem  Theile  einer  Lieferung  nach- 
zuweisen, begünstigt  wenig  gerechtfertigte  Ausstellungen  sehr. 
Stets  wenn  die  Preise  herabgehen  und  die  Käufer  sich  von 
den  versprochenen  höheren  befreien  wollen,  werden  die  Fabri- 
kanten durchgängig  zu  weitgehenden  Koncessionen  in  den 
Preisen  genötbigt,  wenn  sie  sich  nicht  zweifelhaften  Processen 
aussetzen  wollen.  Ein  anderer  Missstand  liegt  in  der  Art  der 
Zahlungsbedingungen,  behufs  deren  schärferer  Begrenzung  eine 
Einigung  eines  gi'ossen  Theiles  der  Fabiikanten  im  Jahre  1872 
stattfand.  Doch  hatte  dieselbe  nicht  den  gewünschten  Erfolg; 
die  jungen  Häuser  kennen  noch  nicht  die  Usancen  und  besitzen 
keine  Geschäftskunde  und  werden  erst  bei  zunehmender  kauf- 
männischer Bildung  und  wachsendem  Ehrgefühl  zur  Erkennt- 
niss  gelangen,  dass  genau  festgesetzte  und  gehaltene  Bedin- 
gungen im  Interesse  sowohl  der  Käufer  wie  Verkäufer  liegen. 

Seitens  der  Fabrikanten  kommt  das  Nichteinhalten  ein- 
gegangener Lieferungsveiträge  häufig  vor.  Die  Exporteure 
z.  B.  sehen  dieWaai-en,  welche  sie  bestellen,  selten  oder  nie; 
sie  erhalten  eine  Musterkaile,  wonach  sie  zunächst  die  Lieferaog 
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beartheilen  und  welche  sie  dem  überseeischen  Korrespondenten 
einsenden,  der  sich  dann  ihi-er  zum  Verkauf  der  Waaren  be- 
dient. In  Folge  der  unerklärlich  billigen  Pi-eise  der  belgischen 
Konkun*enz  wurde  nun  im  Jahre  1868  eimittelt,  dass  die  dor- 
tigen Fabrikanten,  selbst  die  von  geschäftlicher  Bedeutung  ersten 
Ranges,  in  die  Waaren  z.  B.  bis  zu  40  Procent  weniger  Garn 
einschlugen  als  in  die  Muster  und  dass  nur  das  obere  Ende 
des  Stückes  einigermassen  mit  dem  Muster  übereinstimmte. 
Dieser  verwerfliche  Gebrauch  fand  auch  in  Gladbach  Nach- 
ahmung. 

Der  Krebsschaden  der  Gladbacher  Industrie  ist  das  all- 
gemein übliche  ganz  masslose  Verschlechtern  der  Qualitäten. 
Sobald  ein  Fabrikant  einen  Artikel  mit  Glück  aufgegriffen  hat, 
kommt  ein   anderer  hinter  ihm   her,   verändert   die   Fäden, 
macht  das  Gewebe  etwas  leichter  und  bietet  das  Zeug  statt 
für  2  Mark  um   1.80  Mark  an.    Der  Kunde  sieht  den  Stoff, 
er  ähnelt  dem  andern  vollkommen,  und  damit  sein  Nachbar 
ihn  nicht  billiger  verkaufe,  nimmt  er  ihn.    Nach  ein  paar  Mo- 
naten kommt  ein  dritter,  der  das  Zeug  etwas  schmäler  ge- 
macht hat  und  es  für  1.60  Mark  verkauft,  dann  ein  fernerer,  der 
unechte  Farben  genommen,  einer,  der  die  Appi*etur  verändert, 
endlieh  einer,  der  wer  weiss  was  für  eine  neue  Verschlechterung 
ei-sonnen  hat,  ja  es  kommt  sogar  vor,  dass  der  Eine  vom  An- 
dern sich  ein  Muster  verschafft  und  dasselbe  zu   billigerem 
Pi'eise  anbieten  lässt,  ohne  zu  wissen,  ob  und  wie  er  zu  dem- 
selben wird  liefern  können.    Nach  Verlauf  einiger  Zeit  ist  der 
Artikel   auf  1  Mark  herabgedrückt.     Jetzt  wird  der  Kunde 
stutzig ;  er  merkt,  dass  der  Artikel  nichts  mehr  weith  ist  und 
kauft  ihn   nicht  mehr.    Nun  wird  ein  anderer  Artikel  vor- 
genommen und  in  Folge  der  Konkun-enz  der  Fabrikanten  unter 
einander  und  der  Unwissenheit  der  Kunden  in  kurzer  Frist 
wieder  so  heruntergebracht,  dass  er  unverkäuflich  wird.    Von 
einer  Standesehre,  welche  eine  Waare  in  gewisser  Güte  und 
zu  gewissem  Preise  festhält,  ist  keine  Rede;  die  Industrie  ist 
noch  jung ,  eine  Specialisirung  existirt  noch  nicht  und  Jeder- 
mann macht,  was  vorkommt.    Qas  ist  in  Elboeuf  und  Sedan 
ganz  anders;  dort  hat  der  Fabrikant  seine  Specialität,  sie  sei 
eine  gute  oder  mittlere  Sorte  je  nach  Tüchtigkeit  und  Aus- 
wahl des  Fabrikanten,  aber  es  ist  seine  Specialität,  welche  er 
zu  verbessern  ti*achtet,   an  welcher  er  festhält  und  die  er  zu 
festen  Preisen  durch  den  Kommissionär  verkauft;  daneben  hat 
er  auch  andere  schlechtere  Sorten,  welche  er  auf  Verlangen 
vorlegt    Das  Geschäft  ist  hier  viel  solider;   in  der  jungen 
Fabrikstadt  Gladbach  fehlt  aber  beides:  die  soliden  alten  Ge- 
schäftssitten wie  die  neuen  technischen  Kenntnisse. 

Der  Fabrikant  ist  drittens  Kapitalist;  aus  der  Rücksicht- 
nahme auf  sein  Kapital  enthüllen  sich  fast  alle  Beweggründe 
seines  Handelns.    Der  Kapitalist  ist  es,    der  die  Fabrik  ge- 
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gründet  und  ihre  Leitung  angetreten  hat,  nicht  so  sehr  seiner 
technischen  und  kaufmännischen  Eigenschaften  wegen,  als  weil 
er  dem  Haupterfordemiss ,  dem  Kapitalbesitz ,  genOgie.  Ist 
aber  einmal  die  Kapitalanlage  gemacht,  so  stellt  sie  sich  b^t 
unabhängig  von  ihm  hin  und  beherrscht  ihn  durch  sein  Streben 
nach  ihrer  möglichsten  Ausnutzung  fast  vollständig.  ZaiiAcb>t 
enthält  sie  den  steten  Drang  nach  Ausdehnung.  Wird  doch 
von  derselben  eine  grössere  Ausnutzung  der  Anlagen  and  Ein- 
richtungen,  die  Ermässigung  der  Generalspesen  und  die  fort- 
schreitende  Aneignung  der  neuesten  und  besten  Maschinen  und 
dadurch  die  volle  KonkuiTenzfähigkeit  bedingt.  Die  einmalig: e 
Fabrikanlage  wird  auf  lange  Zeit  hinaus  ein  Sporn ,  die  Rein- 
erträge eines  Jahres  immer  wieder  zur  Erhöhung  der  Renta- 
bilität einzuschiessen  und  damit  das  in  der  Industrie  ang^ef!t«^ 
Yolkskapital  zu  vermehi*en,  als  dessen  Depositar  der  Fabrikant 
erscheint  Diese  kapitalbildende  Thätigkeit  ist  eine  seiner 
volkswirthschaftlichen  Aufgaben  und  indem  er  ihr  mit  Trene 
und  Redlichkeit  nachkommt,  trägt  er  zu  dem  wirthschaftlicheii 
Ruhme  seines  Vaterlandes  bei.  Wie  beim  handwerksmässigen 
und  hausindustriellen  Betriebe  die  höchste  Produktivität  da- 
durch emelt  wird,  dass  der  wichtigste  Produktionsfaktor,  die 
Arbeitskraft,  den  Meistern  fi'ei  und  und  unbeschränkt  angehört. 
so  wird  der  beim  Fabnkbetriebe  wichtigste  ProduktionsfSeiktor, 
die  Kapitalanlage,  am  energischsten  ausgenützt  und  vermehrt, 
wenn  sie  im  Privateigenthum  des  Fabrikanten  steht.  Beini 
hausindustriellen  System  ist  fQr  den  Fabrikanten  das  Betrieb^-. 
beim  Fabriksystem  das  Anlagekapital  das  wesentliche;  dort 
spielt  der  Arbeitslohn,  hier  die  Eapitalverzinsung  die  Haupt- 
rolle. Daraus  ericläit  sich  das  verschiedene  Verhalten  bei 
Krisen. 

Fand  beim  hausindustriellen  Betriebe  der  Fabrikant  keinen 
Absatz,  so  wurden  die  Weber  einfach  entlassen;  was  aus  ihnen 
wurde,  galt  ihm  ziemlich  gleich;  besass  er  doch  sdbst  nur 
ein  kleines  Betriebskapital,  welches  er  nicht  in  ge&hrvolle  und 
unrentable  Untemehmungen  stecken  wollte,  sondern  lieber 
liegen  Hess  oder  in  sicheren  ^Papieren  zeitweilig  anlegte.  Die 
erwähnte  Erhöhung  des  Garnzolles  im  Jahi-e  1830,  weiche  den 
Spinnereien  einen  unvollkommenen  Schutz  auf  Kosten  der 
Weberei  gewährte,  verbunden  mit  anderen  Ursachen  brachten 
es  dahin,  dass  in  der  Gladbacher  Gegend  von  den  früher  fhr 
das  Ausland  beschäftigten  6— 7000  Webstühlen  nur  noch  lOO) 
bis  1500  im  Gange  blieben,  der  Arbeitslohn  in  kuneer  Zeit  uro 
50  Pi*ocent  und  tflr  einige  Artikel  noch  tiefer  sank  und  ausser* 
dem  eine  grosse  Zahl  von  bisher  fQr  das  Inland  beschäftigten 
Arbeitern  ebenfalls  entlassen  werden  musste.  0  Auch  die  alten 
Handspinnereien    erforderten   noch   wenig   Ki4)italanlage    und 
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konnten  leichter  ausser  Betrieb  gesetzt  werden.  Im  Jahre  1848 
z.  6.  verminderte  man  während  der  Monate  April,  Mai  und 
Juni  die  Arbeitstage  auf  vier  in  der  Woche,  vergütete  aber 
den  Lohn  für  fünf  Tage,  um  sich  vor  dem  Verlust  der  Spinner 
zu  bewahren,  welcher  bei  dem  grossen  Aufschwünge  der  Biber- 
fabrikation ungemein  fühlbar  gewesen  wäre.  Die  mechanischen 
Spinnereien  konnten  schon  damals  sich  mit  einer  solchen  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  nicht  behelfen,  „weil  bei  der  Be- 
deutendheit des  Anlagekapitals  ein  zu  grosser  Zinsenverlust 
durch  zeitweiligen  Stillstand  vei-ursacht  worden  wäie.** 

Es  ist  also  keineswegs  Sentimentalität,  wenn  die  Arbeiter 
nicht  entlassen  werden,  vielmehr  fordert  das  in  die  Fabrik 
eingesteckte  Kapital  gebieterisch  seine  Verzinsung  und  kann 
dieselbe  um  so  weniger  entbehren,  je  mehr  die  Existenz  des 
Fabrikanten  lediglich  von  dem  Ertrage  seiner  Unternehmung 
abhängt  und  je  giösser  der  Antheil  des  geliehenen  Kapitals 
ist,  mit  welchem  er  arbeitet.  Wenn  seine  eigene  wirthschaft- 
liche  Existenz  auf  dem  Spiele  steht,  nimmt  er  auf  Andere 
^enig  Rücksicht,  und  über  den  Ruin  seiner  Waaren,  seiner 
Arbeiter,  ja  viel  weiterer  Kreise  schreitet  er  hinweg,  um  nur 
nicht  selbst  zur  wiilhschaftlichen  Leiche,  zum  Banki'otteur, 
zu  werden.  In  kritischen  Zeiten  vor  die  Altei-native  gestellt: 
entweder  die  Produktion  einzustellen,  damit  zu  falliren  und  die 
Maschinen  verderben  zu  lassen,  oder  mit  dem  minimalsten 
Kostenaufwande  die  Fabrikation  der  verkäuflich  bleibenden 
Stapelartikel  fortzusetzen  und  bei  einer  Verlängeiomg  der  Ar- 
beitzeit und  Vermindeining  des  Arbeitslohns  doch  noch  noth- 
dUrftig  eine  Vei*zinsung  des  Kapitals  zu  erreichen,  —  hat  der 
Fabrikant  bereits  die  Freiheit  der  Wahl  verloren,  sein  Banquier 
oder  seine  eigene  Haushaltung  mahnen  ihn  an  das  Geld;  rast- 
loser denn  je  setzt  er  die  Maschinen  in  Gang,  und  inmitten  der 
allgemeinen  Ueberproduktion  tragen  viele  dazu  bei,  die  Lager- 
bestände  noch  höher  anwachsen  zu  lassen.  Alte  Firmen  mit 
amortisirtem  Anlagekapital  oder  Aktiengesellschaften,  welche 
direkt  keine  Erträge  zu  geben  brauchen,  sind  viel  eher  in  der 
Lage,  die  Fabrikation  einzuschränken  und  eine  richtige  Pro- 
duktionspolitik zu  befolgen,  wobei  dann  wie  in  einer  Woll- 
spinnerei bei  reducirter  Arbeitszeit  die  Generalkosten  bis  zu 
30  Procent  des  Gesammteitrages  steigen  können. 

Nur  bei  einer  Art  von  Kiisen  tritt  eine  Beschränkung 
der  Produktion  allenthalben  ein,  nämlich  bei  Theuerungen  der 
Baumwolle,  weil  dann  ein  aufgespeichertes  Lager  selbst  bei 
den  niedrigsten  sonstigen  Gestehungskosten  unverkäuflich 
bleiben  würde.  Als  typisches  Beispiel  kann  die  grosse  durch 
den  amerikanischen  Bürgerkrieg  hervorgerufene  Krisis  gelten. 
Dieselbe  wurde  auch  für  Gladbach  verderbenbringend.  Die 
Einwohnerzahl  der  Stadt,  welche  sonst  jährlich  um  mehr  als  1000 
Personen  zunahm,  verminderte  sich  von  1861  auf  1862  um  424; 
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von  den  Spinnereien  waren  Ende  1862  nur  noch  11  in  mehr 
oder    minder    eingeschränktem   Betriebe,    4    und    zwar   die 
kleineren  hatten  aufgehört  zu  arbeiten  und  4  neuerbaate  ihren 
Betrieb  gar  nicht  eröffnet.    Die  Konkurrenz  drückte  das  Ver- 
dienst der  Fabrikanten  aufs  äusserste,  da  bei  vermehrter  Spins- 
Icraft  wenig   Rohstoff  zu  verspinnen   war.    Doch    auch   jetzt 
durften    die   Spinnereien   nicht   ganz    ausser   Betrieb    gesetit 
werden :  ausgebildete  Arbeiter  hätten  entlassen  werden  mQssea. 
Absatzverbindungen  wären  unterbrochen  worden  und  nicht  s> 
rasch  zu  eraeuem  gewesen,  für  die  Verzinsung  des  Anlage- 
kapitals wäre  eine  Unterbrechung  eingetreten  und  den  Mascbinei; 
die  Ruhe  nachtheiliger  gewesen  als  der  Betrieb;  die  10  Procent 
Amortisation,  welche  sie  bei  letzterem  erfordern,   erschienen 
beim  Stillstand  zu  wenig,  ganz    abgesehen  davon,   dass  die 
ruhende   Maschine   beständige   Pflege   durch   Reinigung   und 
Oelung  erfordert.    Solange  daher  irgend  Aussicht  auf  Besserung 
der  Zustände  vorhanden  war,  wurde  fortgearbeitet,  selbst  wenn 
Zinsen  und  Amortisation  nicht  gedeckt  wurden.    In  den  Jahren 
1862  und  1863  waren  nur  ein  Drittel  der  vorhandenen  Spindeln 
in  Betrieb,  die  Produktion  war  aber  eine  noch  weit  geringere 
geworden,  weil  Baum woUenabfälle  jeder  Art  versponnen  wurden; 
hiefür  waren  Maschinen  ganz  neuer  Konstruktion  thätig,  welche 
später  wieder  übei-flüssig  wurden.    Die  Folgen  so  schwieriger 
Zeiten  waren  theilweise  Entlassung  der  Arbeiter  und  Reduktion 
der  Arbeitszeit.    In  der  Handweberei  von  Biber  zeigte  sieh 
auch  diesmal  die  geringere  Gebundenheit  des  hausindustriellen 
Betriebes;  der  Qberwiegend  grösste Theil  der  Hausweber  wurde 
entlassen   und    das    traf  besonders  hait  diejenigen  Arbeiter 
welche,  im  Sommer  mit  landwirthschaftlicher  Arbeit  oder  bei 
Bauten  beschäftigt,  in  den  Wintermonaten  lohnendes  Verdienst 
als  Weber  zu  finden  gewohnt  waren. 

Eine  schmei-zliche,  weil  unverschuldete  Krisis  hat  Glhdh&eb 
in  den  Jahren  1875—78  durchzumachen  gehabt.  Dieselbe  ist 
wohl  kaum  auf  Rechnung  einer  vorangegangen  Ueberproduktion 
2U  setzen,  da  nach  obiger  Tabelle  das  Anwachsen  der  Industrie 
von  1869—74  ein  normales  zu  nennen  ist.  Die  Gründe  sind 
vielmehr  in  der  Konkurrenz  des  Elsasses  und  Englands,  vor 
allem  aber  in  dem  Rückgange  des  Konsums  im  Inlande  zu 
suchen;  obwohl  er  bei  den  Gebrauchsartikeln  des  Volkes  verhält- 
nissmässig  am  spätesten  und  überhaupt  nicht  mit  solcher  Heftig- 
keit wie  für  Aachen  oder  gar  für  Crefeld  eingetreten  ist 
Dennoch  liegt  ein  gi-osser  Theil  der  Industrie  darnieder  and 
es  lässt  sich  auch  dieses  Mal  beobachten,  wie  die  Fabrikindustrie 
vergleichsweise  stetiger  fortarbeitet  als  die  Hausindustrie. 
Das  zeigt  sich  aus  einer  Nebeneinanderstellung  ihres  Bestandes. 
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Im  Kreise  Gladbach  gingen 


1.  December 
1875 


1.  April 
1878 


Spindeln  f&r  Baumwolle  .    .    . 
Kraftstahle  f&r  Baumwolle   .    . 
Handfltfihle  für  Baumwolle    .    . 
Swnmet-  und  SammetbandstOhle 
Seiden-  und  SeidenbandFtahle  . 


253132 
6284 
1401 
4809 
2062 


187682 
5121 
1022 
8045 
1541 


Abnahme 
in  7o 


25 
18 
27 
37 
26 


Die  Abnahme  der  Sammet-  und  Seidenstühle  würde  noch 
beträchtlicher  erscheinen,  wenn  man  das  Jahr  1872  zum  Aus- 
gangspunct  nähme.  Die  Anzahl  der  Eraftstühle  auf  halbwollne 
Zeuge  hat  sogar  von  8067  auf  3131  zugenommen  und  es  ist 
in  erster  Reihe  die  Weissweberei,  welche  von  der  schlechten 
Konjunktur  betroffen  wird;  bei  ihr  betrug  die  Abnahme 
38  Procent,  nämlich  von  3217  auf  1990  Stühle.  Hand  in  Hand 
mit  der  Entlassung  der  Arbeiter  ging  die  Reduktion  der  Arbeits- 
zeit und  des  Lohnes,  woraus  sich  ein  Sinken  des  Wochen- 
verdienstes ergeben  hat,  wie  es  in  Anlage  IX  mitgetheilt  wird. 


n.    Die  Lage  der  Fabrikarbeiter. 

Zur  Zeit  des  handwerksmässigen  und  hausindustriellen 
Betriebes  war  die  Winderei,  Schererei,  Färberei,  Appretur  und 
Vorspinnerei  in  den  kleinen  Städtchen  Gladbach,  Rheydt  und 
Odenkirchen  koncentrirt,  der  Haupttheil  der  Arbeiter,  die 
Weber,  waren  weithin  über  das  Land  zeratreut  und  nur  ein 
steinalter  Leinweber,  der  üeberrest  der  frühesten  Schicht  der 
Industrie,  lebte  in  ersterem  Orte.  Gewöhnlich  waren  es  Baueiii, 
deren  Söhne  und  Töchter  sich  an  den  Webstuhl  setzten,  wenn 
die  paar  Moi'gen  Land  für  die  zu  zahlreich  gewordene  Familie 
nicht  mehr  ausreichten.  Viele  Andere  Hessen  nur  von  ihren 
Kindern  oder  ihrem  Gesinde  im  Winter  weben  und  die  Eauf- 
leute  hatten  sich  für  den  Sommer  stets  auf  einen  grossen  Aus- 
fall der  Lieferungen  eingerichtet.  Das  Ganze  war  ungemein 
ländlich,  sittlich  und  nur  in  Folge  des  engen  Zusammenhanges 
der  Weberei  mit  dem  Ackerbau  vermochten  die  Arbeiter  die 
plötzlich  eintretende  Arbeitslosigkeit  und  die  geringen  Löhne 
zu  ertragen.  Ein  Zusammenhang  unter  den  Webern  existirte 
nicht,  und  ein  Klassengegensatz  zwischen  Fabrikanten  und 
Webern  scheint  nicht  bestanden  zu  haben.  Billige  Löhne  und 
Trucksystem  sind  die  Signatur  dieser  Zeit  ^). 


*)  Eine  Spedalit&t  des  KreiBes  Gladbach  waren  die  öffentlichen  Yer- 
k&ofe  von  Manofaktnrwaaren  auf  sechs  Monate  Kredit,  deren  1836:  11, 
1837:  28  and  1838:    36  stattfanden.    Jede  derselben  dauerte   zwei  Tage 
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Der  Fabrikbetrieb  verändert  überall  eine  solche  Grappirun^ 
der  Arbeiterbevölkei-ung;  es  entstehen  die  grossen  socialen 
Gegensätze,  die  allerdings  weniger  dem  technischen  GefQge 
des  Fabrikbetriebes,  als  dem  socialen  ihren  Ursprung  ver- 
danken. Welch'  anderen  Charakter  trägt  das  Saarbrücker 
Kohlenrevier  gegenüber  den  Gegenden  der  privaten  TextiliD- 
dustrie.  Man  sieht  nur  Beamte!  Und  in  nnunterbrochener 
Stufenfolge  bessert  sich  die  Lage  der  von  der  königlichen  Ver- 
waltung  beschäftigten  Personen  vom  Bergmann  zum  Steiger 
und  zum  Direktor.  Eapitalunterschiede  sind  nicht  vorhanden, 
die  welche  an  der  höchsten  Stelle  und  die,  welche  in  der  Bfittr 
und  unten  stehen,  sie  alle  nehmen  socialpolitisch  den  gldckeD 
Standpunkt  ein;  sie  beziehen  alle  ein  Arbeitseinkommen. 

In  der  rheinischen  Textilindustrie  steht  überall  eine  kleine 
Zahl  von  kapitalbesitzenden  Fabrikanten  einer  grossen  Zahl 
von  Arbeitern  gegenüber;  aber  der  Gegensatz  hat  ein  gaiu 
verschiedenes  Gepräge,  je  nachdem  die  Industrie  mit  T^as^r 
oder  mit  Dampf  betrieben  wird.  Die  Wupper  bei  HQcke>- 
wagen  und  Lennep,  die  Roör  bei  Düren,  die  Wester  und  Hill 
bei  Eupen,  —  es  sind  überall  die  gleichen  Wasseriauf^. 
die  im  Sommer  hinter  der  Stauung  über  Steine  dahin  hüpfen; 
an  ihnen  entlang  sind  die  grossartigen  Spinnereien  ge- 
zogen, oft  mehr  als  einen  Büchsenschuss  von  einander  ent- 
fernt ;  oben  sitzt  der  Glücklichste,  der  sich  zuletzt  dort  niedt  r- 
gelassen ,  das  Wasser  als  erster  abfängt  und  damit  am  reici.- 
liebsten  versorgt  ist.  Ein  Zusammenhang  zwischen  den  Etablis^i"* 
ments  besteht  nicht.  Um  jede  Spinnerei  etliche  Häuser,  ^" 
die  Arbeiter  wohnen ;  unten  im  Thale,  wo  in  Eupen  zuerst  die 
Vertriebenen  sich  ansiedelten,  die  Kirche  und  das  Rathhaus: 
die  Weber  haben  oben  auf  den  Höhen  und  in  den  umliegenden 
Dörfern  ihr  Unterkommen  gefunden.  Der  Unterschied  des  Ver- 
mögens tritt  hier  ganz  unvermittelt  zu  Tage :  reiche  Fabrikanten 
und  mittellose  Arbeiter,  die  14  und  mejir  Stunden  täglich 
arbeiten;  prächtige  Villen  oder  ein  „palazzo  di  pietro"  und 
kleine,  elende,  niedrige  Dorf  bauschen.  Dreissig  bis  vierzig' 
reiche  Fabrikantenfamilien,  Tausende  von  Arbeitern  und  einiire 
Polizeibeamte  bilden  die  Bevölkerung  einer  solchen  ländlichen 
Textilgegend. 

In  der  Gladbacher  Gegend  giebt  es  keine  bedeutendt* 
Wasserkraft ;  durch  Dampf  sind  die  Schwesterstädte  gewachsen. 


und  die  Arbeiter  yereorgten  sich  dort  mit  ihrem  Bedarf.  Zorn  Temin 
koxmten  sie  aber  h&ufig  nicht  bezahlen  und  beim  Friedensgericht,  welche« 
sich  ttber  '/a  des  Kreises  erstreckte,  kamen  Klagen  auf  rQcul&ndiffe  Klsgeo 
vor,  1836:  10,  1888:  123,  im  ersten  Quartal  1889:  55;  die  YerkUgteo 
waren  1838  zur  Hälfte,  1889  zu  rier  Fünftehi  Fabrikarbeitern. 
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Jahr 

Absolute  Beyölkenmg 

Procentoale  Zunahme 

Gladbach    Rheydt 

Gladbach 

Rheydt 

1858 

i   18956    !    — 

^__ 

1861 

17069       10875 

22 

— 

1864 

18675    !   11417 

9 

5 

1867 

22149       12194 

19 

7 

1871 

26364       13762 

19 

13 

1875 

81962       15857 

26 

19 

Das  alte  Gladbach  liegt  auf  einem  Hügel;  es  sind  dort 
die  gewöhnlichen  zusammengedrückten,  luft-  und  lichtscheuen 
H Auschen  einer  kleinen  Landstadt;  in  einzelnen  Erdgeschossen 
Lehmboden,  die  Zimmer  oft  so  niedrig,  dass  man  nicht  auf- 
recht stehen  kann ;  selbst  in  zwei  bis  drei  Stübchen  wohnt  eine 
Familie  äusserst  beengt  und  die  Anzahl  der  Wohnräume  ist 
noch  kein  Zeichen  der  Bequemlichkeit.  Mit  dem  Wachsen  der 
Industrie  kamen  auch  neue  Strassen  hmzu  und  lange  zwei- 
stöckige Easemenreihen  ziehen  sich  die  Stadt^  hinaus ;  aber 
auch  hier  sind  die  Räume  nicht  sehr  gross.  Gerade  diese 
neueren  Häuser  sind  zu  luxuriös  oder  vielmehr  der  gesteigerten 
Konsumtionsfähigkeit  der  Glanzzeit  entspi^echend  gebaut,  heute 
aber  viel  zu  theuer  und  etwa  für  mittlere  Handwerker  benutz- 
bar; eine  Unzahl  Häuser  steht  leer  und  dennoch  hen'scht  eine 
Wohnungsnoth.  Die  Arbeiter  verkriechen  sich  daher  in  die 
elendsten  Stübchen  und  entferntesten  Höfe.  Das  Ganze  hat 
aber  noch  einen  ländlichen  Anstrich :  die  Strassen  ungepflastert, 
hier  und  da  in  der  Strassenzeile  eine  Lücke,  weite  Höfe,  über- 
all Luft  und  Licht.  Das  kann  aber  nicht  lange  dauern,  die 
Stadt  wird  bald  zusammenwachsen;  die  Strassen  sind,  von  der 
Altstadt  gar  nicht  zu  reden,  für  den  zukünftigen  Verkehr  un- 
verantwortlich schmal  bemessen  und  die  Baupolizei  eine  recht 
mangelhafte;  —  es  wird  vielleicht  das  rheinische  Manchester 
dem  englischen  dann  wenig  an  schlimmen  Strassen  und  Häusem 
nachstehen.  Die  meisten  Fabrikanten  leben  in  guten  bürger- 
lichen Hänsern,  einige  in  schönen  Villen,  nur  ein  paar  Gebäude 
machen  den  Eindruck  „schimmernder  Paläste" ;  der  Unterschied 
zwischen  Arm  und  Reich  tritt  noch  nicht  deutlich  zu  Tage. 
Noch  viel  ländlicher  ist  Alles  in  Rheydt,  welches  auf  drei 
Eisenbahnlinien  in  sechs  Minuten  zu  erreichen  ist. 

Jedoch  sind  nicht  alle  Arbeiter  nur  Miether,  es  giebt  auch 
Hausbesitzer  unter  ihnen  und  hier  muss  eine  wirklich  ver- 
dienstliche That  der  Gladbacher  und  auch  der  Rheydter 
Fabrikanten  gerühmt  werden.  In  ersterem  Orte  bildete  sich 
im  Jahre  1867  eine  Baugesellschaft,  deren  Kapital  die  In- 
dustriellen nach  Anzahl  ihrer  Arbeiter  zusammenbrachten  und 
dabei  auf  einen  höheren  Ertrag  als  eine  fünfprocentige  Ver- 
zinsung verachteten.  Die  Häuser  sind  nach  dem  Kottagesystem 
zu  je  zwei  zusammen  an  verschiedenen  Stellen  der  Stadt  er- 
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baut  und  enthalten  je  4r-  6  Zimmer,  Keller,  Stallung,  Schuppen, 
meist  auch  Speicher.  Ein  Haus  kostete  einschliesslich  der  Um- 
zäunung, Antheil  am  Brunnen  und  Strasse  bei  etwa  20  Ruthen 
Grundfläche  je  nach  Grösse  und  Lage  im  Jahre  1868:  1860 
—  2460  M. ,  1876 :  3200  -  4400  M. ;  davon  zahlt  der  Käufer 
beim  Antritt  mindestens  ein  Zwölftel  der  Kaufechillings  an 
und  erlegt  femer  jährlich  ein  Zwölftel  für  Zinsen  und  Kapital- 
abtragung, wodurch  in  längstens  16  Jahren  der  Preis  voll- 
ständig getilgt  wird.  Bis  zum  18.  April  1878  waren  265  Häuser 
erbaut,  wovon  232  für  758,91 1  M.  verkauft  waren,  die  zu  einem 
Drittel  abgetragen  sind.  In  Rheydt  waren  39  Häuser  erbaut 
Im  Jahre  .1875  wohnten  in  204  solcher  Häuser  1836  Personen. 
Schon  die  Vorhänge  an  den  Fenstern  beweisen,  dass  hier  die 
Elite  des  ansässigen  Arbeiterstammes  wohnt,  Eltern  mit  er- 
wachsenen Kindei-n,  Vorarbeiter,  Werkmeister,  ja  sogar  höhere 
Beamte  von  Fabriken;  den  einfachen  Arbeitern  sind  eine  An- 
zahlung und  ein  jährlicher  Abtrag  von  300  M.  natürlich  viel 
zu  hoch  und^sie  bleiben,  wo  sie  sind  —  im  Elend. 

Der  Fabnkbetrieb  rief  namentlich  Frauen  und  Kinder  in 
die  Stadt.  Die  Beschäftigung  dieser  Personen  ist  durchaus 
nicht  seine  Erfindung,  vielmehr  die  Erbschaft  einer  fiHberen 
Organisation.  Die  Winderei ,  Spulerei,  Kettenschererei,  das 
Noppen  und  Zusammenlegen,  die  Appretur  und  z.  Th.  auch  die 
Weberei  sind  stets  Kinder-  und  Frauenarbeit  gewesen;  das 
deutsche  Weib  wird  am  Rocken  verherrlicht,  später  war  es  ia 
der  Spinnstube  und  an  der  Spindel  beschäftigt,  sein  Kind  wuchs 
am  Spulrade  auf.  Freilich  war  in  der  Tuch-  und  Leinweberei 
das  Mädchen  eine  neue  Erscheinung.  Der  Antheil  der  Frauen 
und  Kinder  in  den  Textilfabriken  ist  sehr  beträchtlich  (An- 
lage X);    es   betrugen   in   Procenten    der   Gesammtzahl 


die  Arbeiter  in 

68  BaumwoUwebereien      .... 
37  Baomwoll-  n.  Flachsspinnereien 

93  Tuchfabriken 

64  Hanfgamspinnereien     .... 

8  Ennstwollmbriken 

1  Flachsspinnerei 

83  Sonstige  Textilfabriken     .    .    . 


Männliche 
aber 


16 


Weibliche 
Jahr 


Jugendliche 
unter  16  Jahr 


57 
37 
57 
89 
20 
88 
50 


84 
49 
36 
48 
71 
43 
88 


I 


9 
14 

7 
15 

9 
18 
12 


Nur  wenige  Arbeiterinnen  sind  verheirathet,  in  der  Baum- 
wollspinnerei 10  Procent,  in  der  Baum  Wollweberei  6  Procent; 
in  reiferem  Alter  halten  der  Mann,  die  Familie,  der  eigne 
Heerd  das  Weib  in  der  Heimath  zuiUck.  Die  jungen,  unver- 
heiratheten  Mädchen  sind  es,  welche  die  Städte  bevölkern ;  sie 
sind  die  unternehmungslustigen,  bereit  ihre  Wanderjahre  im 
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Leben  anzutreten  und  sich  höheres  Verdienst  in  der  Fremde 
zu  erringen.  Gefällt  es  ihnen  daselbst  und  haben  sie  ihr  Vater- 
haus verloren ;  so  bleiben  sie  bei  der  Fabrikarbeit,  viele  ziehen 
in  gewissem  Alter  wieder  heim.  Daher  der  Ueberschuss  der 
M&dchen  im  Alter  von  20—25  Jahren  in  der  Stadt  Gladbach 
1867  um  21  Procent,  in  den  fünf  Städten  des  Kreises  1875 
um  32  Procent.  Diese  Masse  von  Familie  und  Heimath  los- 
gelöster und  aus  ländlicher  Einsamkeit  plötzlich  in  die  Stadt 
unter  fremde  Menschen  versetzter  Mädchen  ist  eine  neue  Er- 
scheinung, eine  Folge  des  Fabriksystems.  Die  gi-osse  Aktien- 
spinnerei in  Gladbach,  welche  im  August  1855  ihre  Thätigkeit 
mit  15,000  Spindeln  begann  und  1859  schon  1000  Arbeiter 
zählte,  rief  beispielsweise  auf  einmal  mehr  als  500  Mädchen 
herbei.  Wo  sollten  diese  im  Städtchen  wohnen?  Dasselbe 
war  auf  solchen  Zuschub  nicht  eingerichtet.  Zwar  hatte  die 
Gesellschaft  für  Schlafsäle  gesorgt  und  eine  strenge  Disciplin 
eingefbhrt,  sogar  eine  so  strenge,  dass  jedes  Mädchen,  welches 
bis  10  Uhr  Abends  nicht  zu  Hause  war,  ausgesperrt  blieb. 
Nun  hiess  es  für  dieses  erst  recht:  vogue  la  galfere!  Dieses 
Institut  war  nie  beliebt  und  ging  in  der  Folge  auch  ein.  Aehn- 
lich  verhängnissvoll  wirkte  für  Viersen  im  Jahi-e  1864  die 
Gründung  der  Flachsspinnerei.  Hier  sollten  englische  Fein- 
spinnerinnen ihre  deutschen  Schwestern  die  schwere  Kunst  lehren ; 
diese  der  mütterlichen  Erde  entrissenen  Arbeiterinnen  waren 
völlig  zügellos,  ihr  Beispiel  wirkte  zerstörend  auf  die  sittlichen 
Zustände ;  alle  fremden  waren  zur  Nachfolge  geneigt  und  selbst 
die  sonst  als  sittenrein  geltenden  Mädchen  aus  der  Eifel  kamen 
aus  Rand  und  Band.  Nirgendwo  hat  man  die  Arbeiterinnen 
an  die  Schlafsäle  fesseln  können,  und  selbst  das  vortrefflicbe, 
im  Jahre  1868  gegründete  Hospiz  in  Gladbach,  in  welchem 
alleinstehende  Arbeiterinnen  neben  guter  und  billiger  Be- 
köstigung und  Wohnung  auch  Anleitung  für  die  im  Familien- 
leben vorkommenden  Thätigkeiten  finden,  hat  es  nur  während 
der  Wohnungsnoth  der  Glanzjahre  zu  einer  Frequenz  von  115 
(im  Jahre  1872)  und  105  Arbeiterinnen  (im  Jahre  1875)  bringen 
können ;  mit  dem  Rückgang  der  Industrie  hat  dieselbe  beträcht- 
lich abgenommen. 

Die  Mädchen  wollen  eben  ungebunden  sein ;  sie  sehen  ihre 
Freiheit  in  voller  Aufsichtslosigkeit  und  ZügeUosigkeit  Haben 
sie  doch  jung  das  Vaterhaus  verlassen,  um  ihre  Kraft  in  der 
Welt  zu  erproben.  Selbst  verdienen  sie  ihr  Geld,  selbst  wollen 
sie  es  auch  ausgeben;  über  die  wenige  freie  Zeit  wollen  sie 
frei  disponiren,  sie  wollen  weder  befragt^  noch  kontroUirt  sein. 
Daher  miethen  sie  sich  in  Familien  als  Schlafi^ngerinnen  ein. 
Greifen  wir  einen  günstigen  Fall  heraus:  ein  junges  Mädchen 
quartiert  sich  bei  einem  als  sehr  ordentlich  bekannten  Werk- 
meister ein ;  doch  schon  nach  zwei  Tagen  verlässt  sie  das  Haus, 
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denn  sie  hatte  in  einem  Zimmer  mit  dem  Ehepaar  und  der 
Tochter  schlafen  müssen  und  durch  dasselbe  gingen  die  er- 
wachsenen Söhne.  In  zahlreichen  Fällen  schlafen  die  Mädchen 
mit  ganzen  Familien  zusammen,  in  andern  haben  sie  mehr  oder 
minder  separii-te  Stuben.  Gerade  auf  solche  haben  die  Inder- 
liebsten  Bursche  ihr  Hauptaugenmerk  gerichtet,  bei  ihnen  wird 
die  Harmonika  gespielt,  gesungen  und  Schnips  getrunken,  die 
schändlichsten  Unsittlichkeiten  begangen  und  mit  einer  Messer- 
affaire  häufig  der  Kehraus  gemacht.  An  Tagen,  wo  die  Fabrik 
feiert,  geht  dies  Treiben  schon  des  Morgens  an.  Der  beriebt- 
erstattende  Kaplan^)  ist  Voimittags  um  10  Uhr  auf  Scenen 
gestossen,  wo  Mädchen  halbreifen  Knaben  in  den  Armen  lagen 
und  so  betrunken  waren ,  dass  sie  ihn  kaum  erkannten.  Das 
lassen  die  Kostgeber  zu,  denn  sie  erblicken  in  dem  Halten 
junger  Leute  nur  ein  Mittel  Geld  zu  verdienen;  je  mehr  sie 
ausgeben ,  desto  mehr  sehen  sie  ihnen  nach ;  haben  sie  es  selbst 
doch  nicht  besser  getrieben.  Dazwischen  laufen  die  eigenen 
kleinen  Kinder  und  die  aUgemeine  sittliche  Verpestung  des 
Volkes  ist  die  Folge.  In  Gladbach  sind  solche  Scenen  in  den 
Wohnungen  selbst  weniger  beobachtet  worden ;  sie  spielen  sich 
mehi*  beim  Nachhausegehn  aus  der  Fabi'U^  ab,  welche  oft  eine 
Stunde  von  der  Wohnung  entfernt  liegt;  die  Kornfelder  am 
Wege  sind  im  Sommer  schrecklich  Yei*wüstet  Dazu  kommt> 
dass  bei  grossem  Ueberschuss  der  Mädchen  und  ihrem  reich- 
lichen Verdienst  die  Jünglinge  sehr  gesucht  sind  und  beim  Tanz 
und  anderen  Vergnügungen  frei  gehalten  werden. 

In  den  ländlichen  Fabriken  ergaben  sich  bis  in  die  jüngste 
Zeit  theilweise  fast  noch  schlinunere  Zustände.  Lagen  die 
Spinnmühlen  und  Fabriken  wie  z.  B.  an  den  Wassergefällen 
der  Wupper  bei  Lennep  oft  stundenweit  von  menschlichen 
Wohnorten  entfernt,  —  wer  wollte  dann  bei  Schnee  und  Kälte, 
Regen  und  Wind  nach  Hause  ?  Es  scharrten  sich  die  Arbeiter 
die  Flocken  und  Abfälle  zusammen  in  die  Ecken;  dort  hatten 
sie  es  wärmer  und  weicher  als  auf  dem  harten  Lager  daheim, 
die  Lichter  wurden  ausgelöscht  und  in  den  staubei-füllten,  ver- 
pesteten Sälen  begann  nicht  der  Friede  des  Schlummers,  nein 
die  entsetzlichsten  Orgien,  von  deren  wilder  Lust  die  Kinder 
die  Zuschauer  abgaben.  Wenn  gar  die  Arbeit  um  Mittemacht 
oder  um  drei  Uhr  Morgens  geschlossen  wurde,  da  konnten  die 
Mädchen  sich  den  ganzen  Tag  über  nicht  erholen  und  scbmerz- 
erfüllt  sah  sie  der  Fabrikinspektor  sich  auf  der  Diele 
wälzen. 

Am  Tage  wurde  der  Grund  zu  den  nächtlichen  Aus- 
schweifungen gelegt.    In  den  Anfängen  des  Fabriksystems  und 


')  Dr.  Norrenberg  a  a.  0.  S.  35. 
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zum  Theil  noch  heute  arbeitet  Alles  untei-schiedslos  durch  ein- 
ander: Kinder,  halbwüchsige  Bursche  und  Mädchen ;  Männer 
und  Frauen,  in  den  überhitzten  Räumen  nur  mit  einem  Hemde 
und  Rock  bekleidet    Jede  Scham  musste  schwinden,  der  Ton 
^wurde  der  Tracht  entsprechend  ein  gi-enzenlos  roher  und  im 
Zwielicht  bei   aufgeregter  Nerventhätigkeit  und  in  der  Nacht, 
^o  Rücken  an  Rücken  oder  Seite  an  Seite  gearbeitet  wui'de, 
^ngen  i*ohe  Worte  zu  noch  roheren  Thaten  über.    Einzelne 
Fabrikanten  hielten  sich  hübsche  Arbeiterinnen  in  der  Fabrik 
und  traten  an  viele  Audere  mit  ihren  Verfühiimgen  heran; 
manche  Werkmeister  benutzten  ihre  Herrschaft,  um  den  Mädchen 
alle  Zugeständnisse  zu  entreissen.    Ja  nicht  einmal  mit  er- 
wachsenen begnügten  sich  die  Schlimmsten.    In  einer  grossen 
Spinnerei  Barmens  hatten  13  Mädchen  von  10— 14  Jahren  der 
Bestialität  eines  Aufsehers  gewaltsam  unterliegen  müssen  und 
ihre  Familien  mit  einer  schrecklichen  Ei-ankheit  angesteckt. 
Der  Aufseher   wurde  zu   fün^ähiiger  Kerkei-strafe   und    der 
Dirigent  der  Spinnerei  zu  einjähiigem  Gefängniss  vemitheilt, 
das  Gebäude  ist  hierauf  wie  Sodom  und  Gomon*ha  vom  Feuer 
vertilgt  worden.    Zum  Glück  waren  das  nur  vereinzelte  Fälle  ^) ; 
die  vielen  erwachsenen  und  nicht  spröden  Mädchen  bilden  den 
Abieiter  und  die  UnsittUchkeit  ist  weder  so  gi'oss,  noch  so 
entnervt  und  verfeinert,  als  dass  dergleichen  häufig  zu  erwarten 
wäre;  sie  ist  vielmehr  roh  und   wählt  danach  ihre  Objekte. 
Allerdings  bestand  und  besteht  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag 
z.  B.  in  Aachen  unter  der  gemeinen  Arbeiterklasse  ganz  all- 
gemein das  Vorurtheil,  dass  der  Umgang  mit  einem  unschuldigen 
Mädchen  die  Krankheit  heile,  und  es  sind  daselbst  schon  mehi*ere 
Fälle  vorgekommen  und  bekannt  geworden,  dass  Angesteckte, 
um  hinsichtlich  der  Unschuld  sicher  zu  gehen,  junge  Kinder 
vergewaltigt  haben. 

Und  was  für  Gebäude  waren  es,  in  denen  die  ersten 
Fabriken  etablirt  wurden!  Ich  kenne  keinen  belehrenderen 
Vergleich  zwischen  der  Handspinnerei  und  der  mechanischen 
als  denjenigen,  der  sich  auf  einer  Fahrt  nach  Ratingen  bei 
Düsseldorf  ergiebt  Auf  geheimnissvollen  Pfaden  durch  Busch 
und  Wald  folgt  man  einem  Bächlein,  plötzlich  erweitert  es  sich 
und  der  weite  Wassei-spiegel  verkündet  ein  nahes  Mühlwerk. 
Da  liegt  Gromford,  die  energische  That  eines  deutschen  In- 
dustriellen, im  Jahre  1784  als  erste  Spinnerei  vom  Kaufmann 
Brögelmann  aus  Elberfeld  gegründet.  Hart  vor  dem  Thore 
liogt  das  alte  Fabrikgebäude,  heute  verlassen,  aber  der  alte 


^)  Rede  eines  Abgeordneten  auf  dem  rhein.  Prov.  Landtage  am  29.  Mai 
1843  in  Düsseldorf.  —  Kgl.  Regierang  zu  Aachen.  Acta  Gew.  nnd  Handel. 
15.  4.  Landräthliche  Berichte  vom  5.  o.  11.  Januar  1844. 
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Geist  spricht  aus  den  einsamen  Räumen.  Ein  fünfstöckiges 
Haus  mit  niedrigen  Sälen,  engen  Fenstern,  früher  dicht  an 
einander  gedi-ängten  Maschinen;  das  Mtthlwerk  so  eng,  dass 
selbst  der  schlankste  Jüngling  nur  mit  äusserster  Vorsicht 
zwischen  der  Wand  und  dem  umgehenden  Rade  passiren  kann ; 
erst  in  meiner  Gegenwart,  also  nach  bald  hundeit  Jahren, 
ordnete  der  Fabrikinspektor  eine  Schutzvorrichtung  an.  Dies 
alte  Haus  konnte  die  neue  Zeit  nicht  vertragen;  als  man  die 
neuen  rasch  gehenden  Maschinen  aufstellte,  wurde  es  so  er- 
schüttert, dass  es  oben  vom  Giebel  an  barst  und  eine  neue 
Fabrik  nebenan  erbaut  werden  musste:  hohe  luftige  Arbeits- 
schuppen mit  guter  Ventilation  und  neuen  Maschinen,  denen 
gleich  alle  Schutzvorrichtungen  mitgegeben  waren. 

Eine  der  ältesten,  aus  den  1820er  Jahren  stammende 
Fabrikanlage  wird  noch  gegenwärtig  in  Aachen  benatzt; 
ich  bin  zurückgetaumelt  als  mir  die  staubige,  stinkende,  heisse 
Luft  aus  den  niedrigen  Räumen  durch  die  Thür  entg^en 
strömte.  Vielfach  wurden  auch  alte  Klöster,  Schlösser  und 
sonstige  Baulichkeiten  zu  Werkstätten  eingerichtet  In  den 
Wollspinnereien  war  die  Staubentwicklung  noch  die  geringste, 
weil  das  Material  geölt  wurde,  am  gi-össten  und  am  gefürchtetsten 
war  sie  in  den  Baumwollspinnereien,  Man  bedenke  nur,  dass 
die  damaligen  Wölfe,  in  welchen  die  Baumwolle  durch  rasche 
Umdrehung  zerfasert  und  gereinigt  wird,  ohne  Umhüllung  und 
Abzugsventilation  waren.  Der  ganze  Raum  war  erfbllt  von 
umherfliegenden  Baumwollentheilchen  und  eine  schwere  Wolke 
von  feinstem  und  ganz  grobem  Staub  schwebte  über  den  Arbei- 
ten! unä  drang  in  ihre  Athmungsoi'gane  ein ;  der  Lärm  war  so 
entsetzlich,  dass  kein  Woit  vernommen  wurde. 

In  diesen  verpesteten  Höhlen  und  in  einer  solchen  geistig- 
sittlichen Umgebung  ai'beiteten,  unter  die  Ei-wachsenen  ge- 
mischt, die  Kinder.  Nach  der  ältesten  vorliegenden  zuver- 
lässigeren Nachricht  waren  im  Jahre  1852  Kinder  beschäftigt 
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Ln  folgenden  Jahre  gab  es  im  genannten  Ki-eise  Oberhaupt 
1445  Kinder  im  Alter  von  9—14  Jahr,  davon  galten  als  zur 
Fabrikarbeit  geeignet  703;  diese  wurden  fast  sämmtlich  be- 
schaitigt,  nämJich  in  den  Spinnereien  839,  in  den  anderen 
Fabrikationszweigen  344,  nur  24  blieben  noch  „disponibel. ' 
Diese  Zahlen  geben  indess  selbst  fUr  die  damaligen  Verhält- 
nisse nur  einen  ganz  ungefähren  Anhalt;  vor  dem  Jahre  1839 
und  selbst  bis  in  die  1850er  Jahre  hinein  war  die  Verwendung 
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von  6— Ojährigen  Kindern  fiblich.    Die  Verrichtungen  dieser 
in   der  Aachener  Gegend  sogenannten  „Leikelkinder**   waren 
nicht  sehr  sdiwierige.    Sie  hatten  die  Wolle  oder  Baumwolle, 
welche  aus  den  Vorspinnmaschinen  in  langen  Wülsten  hervor* 
kam,  anderen  Maschinen  zuzuführen;   das  Gespinnst  wurde 
durch  das  Vomrtheil  als  «grifSger''  bezeichnet,  wenn  solches 
mit  der  Hand  geschah.    Mit  Einfbhrung  der   mechanischen 
Spinnerei  fiel  diese  Verrichtung  fort    Nun  werden  die  Kinder 
am   Spulen  wie  am  Spinnen   als  sogen.    „Fadenkinder^   be- 
schäftigt, welche  die  gebrochenen  Fäden  zusammenknOpfen, 
die  Knaben  mehr  an  den  Selfactors,  die  Mädchen  und  Frauen 
heim  Vor-  und  Drosselspinnen  zum  Zufbhren  der  Wolle  oder 
Baumwolle,  zum  Auf-  und  Absetzen  der  Spulen,  femer  beim 
Kettenscheren  und  Weben,  Noppen,  Appretiren  und  Verpacken. 
Die  Beschäftigung  von  Kindern  hatte  auch  bei  früheren 
Betriebsformen  stattgefunden,  die  Gestaltung  der  Kinderarbeit 
in  Fabriken  war  aber  eine  neue  Erscheinung.    Erinnern  frir 
uns,  dass  beim  Fabrikbetriebe  das  Anlagekapital  die  Haupt- 
rolle spielt;  daher  jenes  Sparen  bei  der  Errichtung  der  Werk- 
stätte ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Gesundheit  der  Arbeiter, 
d<aher  aber  auch  das  Streben,  das  einmal  angelegte  Kapital  so 
vollkommen  als  m(yglich  auszunutzen.    Das  geschah  namentlich 
hei  Spinnereien,  wo  die  Produktion  weniger  durch  die  Intensität 
der  Arbeits-  als  der  Kapitalleistung  bedingt  wird,  durch  die 
Anwendung  der  billigsten  Arbeitskräfte  und  die  Verlängerung 
der  Arbeitszeit    Je  grösser  die  Chancen  der  Kapitalausnutzung 
wurden,  desto  mehr  wurde  drauf  losgearbeitet,  und  statt  dass 
die  Arbeiter  ihren  Antheil  an  der  Gunst  der  Konjunktur  durch 
Verminderung  ihrer  Arbeitszeit  fiinden,  wurde  dieselbe  ver- 
mehrt.   In  den  Aachener  Tuchfabriken  wurde   während   des 
hausindustriellen  Betriebes  von  7  bis  7  Uhr,  nach  Einführung 
der  Maschinen  von  6  bis  8  Uhr  und  während  der  Blüthe  des 
amerikanischen  Geschäfts  sogar  Nachts  gearbeitet ;  ähnlich  war 
es  in  den  Spinnereien   und  Kratzenfabriken.    Das  Minimum 
der  Arbeitszeit  in  den  Textilfabriken  war  effectiv  12  Stunden; 
gewöhnlich  betrug  sie  14—15  Stunden,  oft  und  zwar  nach- 
weisbar 16 — 17  Stunden.    Die  Kinder  arbeiteten  stets  in  Reih* 
und  Glied  mit  den  Erwachsenen.    Die  ganze  Arbeitszeit  über 
blieben  sie  ununterbrochen  in  der  Fabrik,  selbst  ihr  Mittags- 
mahl ,  oft  nur  in  einem  Stückchen  Brot  bestehend ,  schlangen 
sie  zugleich  mit  dem  Staube  des  Spinnsaals  in  sich  hinein; 
von  Bewegung  in  freier  Luft  war  keine  Rede,  wo  sollten  sie 
bei  schlechtem  Wetter  und  bei  der  Kälte  in  ihrer  dürftigen 
Kleidung  hin?    Das  Resultat  war:  Schwächlinge,  übermüdet» 
der  Kopf  grindig,  die  Augen  triefend,  die  Brust  schwindsüchtig, 
der  Magen  leidend ;  zum  Militärdienst  taugten  sie  nicht,  in  die 
Schule  kamen  sie  nicht,  und  verirrte  solch  ein  Geschöpf  sich 
einmal  dahin,  so  fand  es  wenigstens  auf  einige  Augenblicke 
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den  Schlaf  und  die  Ruhe,  welche  ihm  sonst  die  schreckliche 
Stimme  des  Werkmeisters  raubten.  Von  einer  Schulbildung 
war  keine  Rede,  viele  wussten  nicht  ihr  Alter  und  manche 
nicht  einmal  den  eigenen  Namen. 

Das  Auftreten  des  Fabrikbetriebes  hatte  die  Untergrabung 
aller  Ginndlagen  der  überkommenen  Kultur  zur  Folge.  Eigen* 
tibum  und  Ehe  wurden  ei*schüttert.  Die  alten  Meister,  die  auf 
dem  Lande  lebten  und  das  Anlagekapital  der  Industrie  in 
Werkstätten  und  Werkzeugen  besassen,  sahen  sich  ohne  Ent- 
schädigung expropriirt  und  mussten  den  heimischen  Boden  ver- 
lassen ;  die  heiligen  Bande  der  Ehe  wurden  durch  die  Frauen- 
arbeit gelockert,  die  Mädchen  ihrer  Heimath,  die  Kinder  ihren 
Eltern  entrissen,  die  Gesundheit  der  Bevölkeiiing  aufs  tödt- 
lichste  angegriffen,  die  geistige  Entwicklung  total  gehemmt 
Die  Mädchen,  die  zu  Müttern  deutscher  Männer  bestimmt 
waren,  die  Kinder,  die  dereinst  als  thatkräftig  sich  bewähren 
sollten,  sie  mussten  verkrüppeln,  verdummen,  verwildem.  — 

Die  Regierung  merkte  frühzeitig  die  drohende  Gefahr  und 
Hess  es  an  Anregungen  und  Verordnungen  nicht  fehlen.  Seit 
dem  Jahre  1824  sind  dieselben  unaufhörlich  einander  gefolgt, 
wie  ich  sie  an  einem  anderen  Orte  ^  zum  Gegenstande  ein- 
gehendster Darstellung  gemacht  habe  und  auf  welche  ich  daher 
nicht  zuiilckzukommen  brauche.  Am  9.  März  1839  ist  sogar 
ein  ausführliches  Regulativ  ei'schienen,  welches  freilich  niemals 
praktisch  geworden  ist,  weil  seine  Durchführung  den  Orts- 
behörden überlassen  blieb.  Während  sonst  die  gewerbeb-eiheit- 
liche  Richtung  überwog,  sah  die  Staatsi'egierung  sich  doch 
endlich  gezwungen,  gegen  die  fabrikmässigen  Betriebe  mit  einem 
Ausnahmegesetz  vom  16.  Mai  1853  vorzuschreiten.  Dasselbe 
war  etwas  ernstlicher  gemeint:  es  untersagte  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  zwölf  Jahren  und  gestattete  bis  zum  vier- 
zehnten Jahre  nur  eine  sechs-,  bis  zum  sechzehnten  eine  zehn- 
stündige Arbeitszeit;  auch  wurden  für  die  Bezirke  DüsseldorlV 
Arnsberg  und  Aachen  drei  Fabrikinspektoren  zur  Ueberwadiung 
der  Vorschriften  angestellt.  Gelangten  dieselben  zur  Durch- 
führung ? 

Die  Regierung  zu  Düsseldorf  fasste  das  Gesetz  nicht 
streng  auf;  in  jenen  reaktionären  Zeiten  „brauchte  man  die 
Leute"*  und  der  erste  Bericht  des  Fabrikinspektoi-s  ist  dem  ent- 
sprechend mit  den  Augen  eines  Menschenfreundes  abgefasst, 
der  selbst  unter  dem  entsetzlichsten  Elend  den  guten  Willen  und 
die  Ansätze  zum  Bessern  ei-späht.  Zum  Glück  für  eine  reichere 
Kenntniss  der  socialen  Zustände  war  er  nur  kommissarisch  an- 
gestellt, und  als  er  sich  durch  einen  rheinischen  Gross- 
industriellen  beim  Minister  um  eine  definitive  Anstellung  be- 


^)  Meine  Beiträge  a.  a.  0.  —  Berichte  der  Fabrikinspektoren  seit  1854 
in  den  Acten  der  kgl.  Regierungen  zu  Düsseldorf,  Aachen  und  Amsbexig. 


n,  2.  179 

wai'b,  Hess  dieser  ihm  sagen:  er  müsste  zuerst  etwas  leisten. 
Das  wurde  ihm  nicht  schwer,  die  Gesetzwidrigkeiten  waren 
mit  Händen  zu  greifen;  er  denuncirte  mehrere  Kommerzienräthe 
und  selbst  einen  Vetter  des  Ministers,  und  es  zeigte  sich  bald, 
dass  die  Handelskammer-Präsidenten  und  die  angesehensten 
Fabrikanten  das  Gesetz  übertraten;  trotz  wiederholter  Be- 
strafung dauerte  das  fort.  Mit  einem  überlegenen  Lächeln 
äusserte  ein  Fabrikant:  Sie  werden  sich  doch  nicht  dazu  her- 
geben, solch'  einen  Unsinn  durchzuführen!  Bei  der  nächsten 
Revision  in  seinen  Werkstätten  entstand  eine  allgemeine  Einder- 
tlucht  auf  einen  dunklen  Speicher,  wo  der  Inspektor  hinter 
allerlei  Fässein  und  Hölzern  nach  einander  27  Knaben  und 
Mädchen  hervorzog.  In  anderen  .Etablissements  waren  die 
Zufluchtsoile  weit  unsauberer  Natur.  Erbittert  rief  ein  In- 
dustrieller aus :  die  fünfzig  Thaler  Strafe  quetsche  ich  in  einer 
Woche  wieder  aus  den  Kindern  hei*aus! 

Dieser  plötzliche  Diensteifer  schien  der  Bezirksregierung 
übertrieben;  HeiT  von  der  Heydt  aber  ertheilte  am  20.  April 
1855  den  drei  Inspektoren  eine  Audienz  in  Berlin,  befragte  sie 
eingehend  und  war  entsetzt  über  ihre  Schilderungen:  Wenn 
sie  wahr  sind,  so  mag  doch  lieber  die  ganze  Industrie  zu 
Grunde  gehn!  Er  stellte  die  Beamten  fest  an,  ei-muthigte  sie 
zu  energischem  Vorgehn  und  gab  ihnen  auf,  bei  Conflikten 
mit  der  Bezirksregieining  sich  direkt  an  ihn  zu  wenden.  Nichts- 
destoweniger trat  eine  strenge  Durchführung  nicht  ein.  Die 
Inspektoren  befürchteten,  an  dem  Minister  keinen  genügend 
starken  und  dauernden  Rückhalt  zu  finden. 

Immer  mischten  sich  wieder  politische  Motive  ein  und 
zeigten,  wie  gefährlich  und  schädlich  es  bei  den  damaligen 
preusäischen  Verfassungs-  und  Verwaltungszuständen  war,  dass 
der  Minister  zugleich  die  höchste  Instanz  in  der  Verwaltungs- 
jurisdiktion bildete.  Der  Nachfolger  von  der  Heydt's  im  Handels- 
ministerium, Graf  von  Itzenplitz,  drang  nicht  mehr  auf  eine 
strenge  Handhabung  des  Gesetzes. 

Der  Düsseldorfer  Fabrikinspektor  war  bereits  ein  alter  „erfah- 
rener" Mann;  er  „Hess  die  Dinge  gehen,  wie  sie  eben  gingen  ^.  Der 
Amsberger  Lispektor  war  ein  früherer  Gewerbeschullehrer,  er 
schrieb  sehr  lange  und  wohlgemeinte  Berichte,  fand  aber  schon 
im  eraten  Jahre  das  Gesetz  völlig  durchgeführt;  er  verlor  sein 
Gehör  und  starb  im  Jahre  1860;  die  Stelle  blieb  unbesetzt, 
weil  man  fand,  dass  die  jugendlichen  Arbeiter  auch  von  den 
Lokalbehörden  beaufsichtigt  werden  könnten.  Der  Kollege  in 
Aachen  war  ein  rheumatischer,  neuralgischer  Polizeibeamter, 
dem  die  intellektuellen  Fähigkeiten  und  jegliche  Produktivität 
mangelten,  der  nach  dreijähriger  Amtsführung  eine  vollständige 
Unkenntniss  des  Gewerbewesens  an  den  Tag  legte  und  dessen 
Berichte  sogar  der  Bezirksregieiung  zn    schönfärberisch   er- 
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schienen.    Er  brach  sich  1856  beide  Beine  und  wurde  im  folgen* 
den  Jahi*e  beseitigt 

Während  in  England  zur  Zeit  der  Reaktion  gegen  die 
Fabrikgesetze  die  Inspektoren  durch  die  Selbständigkeit  dfs 
Amtes,  durch  die  hohe  Bezahlung  und  Angesehenheit  ihrer 
socialen  Stellung  in  die  Lage  vei'setzt  wurden,  im  Vollgefolil 
ihi-er  Verantwortung  mit  Mannesmuth  sonder  Scheu  vor  ihren 
reichen  Gegneiii  für  die  Autorität  des  Gesetzes  einzutreten,  hatte 
man  in  Deutschland  Subalteiiien  eine  Aufgabe  zugewiesen,  der 
sie  nicht  gewachsen  waren :  ti-otz  des  Wortlautes  des  Gesetzen 
und  trotz  der  guten  Absicht  der  Staatsregiemng  blieben  die 
Kindei-  preisgegeben.  Wie  elend  die  Revisionen  waren,  be- 
weist ein  Blick  auf  die  Anzahl  der  entdeckten  Uebertretunspen. 
Im  Jahre  der  definitiven  Anstellung  des  Inspektors  betrug  die- 
selbe im  Düsseldorfer  Bezirk  1855:  894,  1865:  73,  1866:  », 
ein  neuer  pflichtgetreuer  Beamter  wies  1874:  7268  Kontra- 
ventionen nach.  Dei-selbe  revidirte  699  Fabriken  mit  054^» 
KindeiTi,  sein  Vorgänger  nur  476  mit  4382  Kindem. 

Nur  ein  einziger  Fabrikinspektor  hat  Muth  und  Pflicht- 
treue genug  gehabt,  um  mit  Energie  und  grösster  Aufopferan^ 
seinen  schwer  angefeindeten  Beruf  zu  versehen.  Er  unter- 
drückte das  Trucksystem,  er  suchte  die  Fabriken  zu  über- 
raschen, verschmähte  es  nicht,  vor  den  zerstreuten  Fabriken 
auf  der  Eifel  stundenlang  im  Schnee  auf  die  Kinder  zu  warten 
und  nahm  vor  Allem  gegen  die  mächtigen  Fabrikanten  iw 
städtischen  Schulkollegium  den  Kampf  für  die  Bildunir  der 
Kinder  auf,  indem  er  richtig  einsah,  dass  ein  blosses  Verbot 
der  Arbeit  nichts  fruchtete,  wenn  die  jugendlichen  Arbeiter  nicht 
unterdessen  anderweit  beschäftigt  würden,  —  das  war  der  Po- 
lizeirath  Piper  in  Aachen.  Die  Anzahl  der  von  ihm  entdeckten 
Uebertretungen  betrug  1859:  171,  schwankte  dann  zwischen 
95  und  58,  hob  sich  in  den  Jahren  1864  und  1865  auf  10» 
und  225,  um  von  da  ab  auf  61,  25  und  57  zu  sinken.  Den 
starken  unermüdlichen  Mann  hatten  die  ununterbrochenen  An- 
feindungen und  die  Reisen  angegriffen  und  endlich  auf  das 
Krankenlager  geworfen.  Dadurch  erklärt  es  sich,  dass  sein 
Nachfolger  1871 :  223,  1874  gar  603  Kontraventionen  zur  An- 
zeige brachte. 

Wie  kann  man  bei  einer  solchen  Nachlässigkeit  der  Re- 
gierungs-  und  Specialbeamten  eine  Durchführung  des  Gesetzes 
seitens  der  Kreis-  und  Ortsbehörden  erwarten?  Ist  in  in* 
dustriellen  Gegenden  der  Landi-ath  nicht  oft  von  den  Ein- 
gesessenen gewählt,  wird  ihm  nicht  von  ihnen  eine  Gehalts* 
Zulage  bewilligt,  besteht  nicht  sein  täglicher  Umgang  aus  den 
Fabrikanten  ?  Und  nun  vollends  die  subalternen  Bürgermeister! 
Woher  sollen  sie  den  Muth  nehmen  gegen  die  Männer  auf- 
zutreten, welche  im  Gemeinderath  ihren  Gehalt  votiren  und  tu 
deren  Reichthum  sie  staunend  emporblicken.    Von  den  Kreis* 
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physicis  ist  gar  nicht  zu  reden,  denn  diese  würden  ja  ihre 
Praxis  verlieren  und  ein  solcher  Biedermann  erklärte  sogar 
die  Beschäftigung  der  Kinder  mit  Phosphor  und  Schwefel  bei 
der  Zündhölzchenfabrikation  für  unschädlich.  Von  Revisionen 
war  daher  bei  den  Ortsbehörden  nicht  die  Rede  oder  dieselben 
warden  schlimmsten  Falles  am  Abend  vorher  beim  Schoppen 
Wein  dem  Fabrikanten  angezeigt.  Diese  Behörden  legten  das 
Gesetz  nach  ihrer  individuellen  Ansicht  von  der  Zweckmässig- 
keit oder  Ausführbarkeit  aus,  führten  lange  Reihen  von  Eta- 
blissements in  dem  Verzeichnisse  der  Fabriken  gar  nicht  auf, 
fertigten  wie  in  Goch  Arbeitsbücher  sogar  für  Kinder  unter 
12  Jahren  aus,  gaben  das  Alter  derselben  falsch  an,  und  wenn 
eine  Strafverfolgung  eintrat,  so  daueile  sie  drei  Monate  und 
führte  nur  zu  einer  Bestrafung  von  1—3  Mark,  ja  noch  heute 
erkennen  z.  B.  im  Regiei-ungsbezirk  Aachen  wiederholt  die 
Polizeigerichte  auf  niedrigere  Strafen  als  das  Gesetz  besagt. 

Kam  es  dann  auch  manchmal  zu  einer  ernsthaften  Revision, 
so  fand  sie  in  den  seltensten  Fällen  mit  Aussicht  auf  Erfolg 
statt.  Die  Vorkehrungen,  welche  die  Fabrikanten  treffen,  um 
die  Beamten  zu  täuschen,  erfordern  ein  wahres  Studium,  und 
wenn  man  sie  alle  durchschaut,  so  ist  denselben  mit  gewöhn- 
lichen Mitteln  nicht  zu  begegnen,  so  sehr  ist  der  durch  billigere 
Arbeit  erzielte  Gewinn  zur  Gesetzesübertretung  verlockend. 
Sobald  der  Fabrikinspektor  in  einen  Oil  kommt,  verbreitet 
sich  seine  Anwesenheit  wie  ein  Lauffeuer  durch  denselben; 
vielen  Fabriken  kann  er  sich  nur  über  eine  weite  Fläche 
nahen  und  Kommis  und  Lehrlinge  signalisiren  seine  Ankunft; 
in  zahlreichen  Etablissements  lässt  der  Portier  keine  Person 
herein,  bevor  er  nicht  imKomptoir  rapportirt  hat;  in  anderen 
führt  der  Weg  in  das  Innere  nur  durch  das  Komptoir,  in 
welchem  man  den  Inspektor  durch  Begrüssungen  au£suhalten 
sucht,  und  selbst  wenn  es  ihm  gelingt,  rasch  in  die  Fabrik 
einzudringen,  so  sind  die  Kinder  schon  systematisch  auf  das 
Lügen  eingeschult 

Km-z,  ich  glaube  den  Beweis  erbracht  zu  haben,  dass  in 
den  1850  und  1860er  Jahren  die  Gesetze  über  die  Fabrik- 
arbeit ein  todter  Buchstabe  geblieben  sind,  und  wenn  bei  Be- 
ginn des  liberalen  Regiments  die  Konservativen  eine  zärtliche 
Besorgniss  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klasse  an  den  Tag 
gelegt  haben,  so  ist  eine  solche  Sinnesändeining  eine  höchst 
erfreuliche;  denn  gerade  die  beiden  Jahrzehnte  ihrer  Herr- 
schalt bilden  eine  Epoche  absoluter  Stagnation  in  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  auf  diesem  Gebiete. 

So  wäre  denn  Alles  beim  Alten  geblieben,  wenn  nicht 
von  einer  Seite  her  eine  stetige  Opposition  gegen  die  über- 
kommenen Missbräuche  gemacht  worden  wäre.  Diesen  un- 
ausgesetzten Kampf  gegen  Verdummung  und  Verwilderung 
fühlte  die  —  Schule;  ihr  allein  gebühit  das  Verdienst,  wenn 
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bei  der  gi'ossen  IndiiTerenz  der  meisten  andern  Verwaltungsorgane 
doch  noch  etwas  zu  Gunsten  der  Kinder  erreicht  worden  ist  Die 
Schulverwaltung,  eine  der  Lichtseiten  preussiscfier  Administra- 
tion, begann  schon  fiühzeitig  ihre  Auftnerksamkeit  den  schul- 
pflichtigen Fabrikkindem  zuzuwenden ;  im  Jahre  1889  intei-essirte 
sie  die  Fabrikanten  an  der  Em'chtung  von  Fabrikschulen,  in- 
dem diese  dann  von  dem  Nachweise  befreit  wurden,  dass  ihi-e 
jugendlichen  Arbeiter  einen  dreijährigen  Schuluntenicht  genossen 
hätten.  Die  Fabrikanten  Hessen  bei  dieser  Einrichtung  die 
Kinder  zwölf  und  mehr  Stunden  arbeiten  und  schickten  sie 
dann  besten  Falls  noch  in  die  Schule,  wo  sie  dann  in  Frieden 
entschlummerten.  Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1853  forderte  da- 
her bis  zum  vierzehnten  Lebensjahr  einen  dreistfindigen  täg- 
lichen XJnteiTicht,  wobei  die  Fabrikanten  nicht  mehr  ihre 
Rechnung  fanden  und  ihre  Schulen  eingehen  Hessen.  Ob  die 
Kinder  etwas  lernten ,  war  den  Fabrikanten  in  der  Regel  ganz 
einerlei.  Charakteristisch  ist  der  Ausspi-uch  eines  ergrauten 
Fabrikanten,  welchem  der  Inspektor  voi'stellte,  dass  es  ihm 
doch  Nutzen  bringen  könnte,  wenn  die  Kinder  sittlicher  und 
ehrlicher  würden:  „Ach,  mir  schafft  das  doch  keinen  Vortheil 
mehr;  ich  gebe  mein  Geschäft  nach  drei  bis  vier  Jahren  auf!** 
Vom  Standpunkt  des  kalkulirenden  Kaufmanns  ein  unanfecht- 
barer Ausspinich. 

Der  Einfluss  der  Fabrikanten  zeigte  sich  auch  in  der 
städtischen  Verwaltung.  Das  Schulkomitä  in  Aachen  mit  den 
Fabrikherrn  an  der  Spitze  widersetzte  sich  nicht  nur  der  Ein- 
führung von  Fabrikschulen,  sondern  petitionirte  sogar  um  Auf- 
hebung des  Gesetzes.  Es  existirten  daher  viel  zu  wenip 
Schulen,  die  vorhandenen  waren  überfüllt  und  hatten  nur  ein 
bis  zwei  Klassen,  so  dass  die  Kinder  jahrelang  dasselbe  hörten, 
ohne  neue  geistige  Nahrung  zu  sich  zu  nehmen.  Die  katho- 
lischen GeisÜichen  konfirmiitcn  die  Kinder  zu  ft-öh,  dispensirten 
sie  dann  vom  feineren  Schulbesuch  und  führten  die  ihnen  zu- 
stehende Schulaufsicht  höchst  nachlässig  aus.  Die  Eltern 
ihi-erseits  sahen  die  Kinder  in  den  schlechten  Zeiten  nur 
zwecklos  ihre  Zeit  in  der  Schule  vergeuden  und  wollten  für 
diese  Quälerei  kein  Schulgeld  zahlen,  oder  sie  sahen  die  Kinder 
sich  auf  der  Strasse  herumtreiben,  ohne  etwas  zu  verdienen. 
Trotz  dieser  allseitigen  Schwierigkeiten  gelang  es  der  Verwal- 
tung immer  mehr,  die  schulpflichtigen  Kinder  zum  Unterricht 
heranzuziehen. 

Am  meisten  fühlten  sich  die  Spinner  durch  diese  Erfolge 
beengt;  sie  verloren  ihre  wichtigsten  sechs-  bis  zwölfjährigen 
Arbeiter  in  der  Handspinnerei  und  dieser  Verlust,  welcher  die 
Verwendung  älterer  Arbeiter  nach  sich  zog,  wirkte  bedeutend 
beim  Ucbergange  zur  mechanischen  Spinnerei  mit.  Die  Fabri- 
kanten erklärten  vollkommen  sachkennerisch,  dass  die  Ein- 
haltung der  vorgeschriebenen  Arbeits-  und  Mussezeit,  sollte 
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sie  bei  den  Kindern  durchgefahrt  werden,  sich  auch  unwill- 
kQrlich  auf  die  Frauen  und  Mädchen  raitei-strecken  würde,  da 
sie  bei  der  ausgedehnten  Arbeitstheilung  sich  in  die  Hände 
arbeiteten;  sie  wollten  daher  loyal  auf  die  Kinder  unter  zwölf 
Jahren  verzichten,  falls  man  sämmtliche  Beschränkungen  fbr 
die  älteren  Kinder  aufhöbe.  Zu  gleicher  Zeit  begannen  die 
Gladbacher  Fabrikanten  eine  Agitation  gegen  die  Winderd- 
und  Webereibesitzer  in  der  Seidenindustrie,  welche  unter  fin- 
girten  Lehrveiirägen  die  Kinder  von  Morgens  frtth  bis  Abends 
spät  beschäftigten.  Als  alles  dieses  nichts  fruchtete  und  der 
Inspektor  Piper  im  Jahre  1858  energisch  zugriff,  da  erhob 
sich  ein  Sturm  von  Petitionen  aus  den  Spinnereibezirken  wie 
Aachen,  Burtscheid,  Eupen,  Stolberg,  Gladbach,  welche  im 
Jahre  1859  vom  Abgeordnetenhause  sogar  der  Regierung  zur 
Berücksichtigung  überwiesen  wurden,  jedoch  keine  weiteren 
Folgen  nach  sich  zogen,  als  dass  die  Konti'olle  eine  mildere 
wurde.  Der  Standpunkt  der  Fabrikanten  kennzeichnet  sich 
am  besten  durch  die  Woi*te  des  Jahresberichts  der  Han- 
delskammer von  Aachen  für  1854 :  „ Von  dem  Schulzwange  und 
der  Beschränkung  der  Arbeitszeit  für  die  jugendlichen  Arbeiter 
befttrcbten  wir  am  meisten  eine  schädliche  Einwirkung  auf 
die  Zustände  der  unteren  Volksklassen."  (S.  17.)  — 

Im  letzten  Jahrzehnt  haben  sich  die  Verhältnisse  bedeu- 
tend günstiger  gestaltet.  Die  wesentlichste  Verbesserang  hat 
in  baulicher  und  gesundheitlicher  Hinsicht  stattgefunden.  Früher 
wurde  im  Bauwesen  überhaupt  der  sanitäre  Gesichtspunkt  ver- 
nachlässigt und  die  älteren  Fabriken  sind  vielfach  nicht  schlechter 
als  Kranken- und  Wohlthätigkeitsanstalten,  Kasernen  und  Schulen. 
Diese  alten  Gebäude  sind  meist  aufgegeben,  die  neueren  mit 
viel  Rücksichtnahme  auf  Gesundheit  und  Schutz  des  Lebens 
der  Arbeiter  eingerichtet  worden,  die  Shedbauten  haben  nicht 
nur  in  der  Weberei,  sondeni  auch  in  der  Spinnerei  Verbrei- 
tung gefunden  und  die  in  der  Glanzzeit  entstandenen  Fabriken 
sind  sogar  luxuriös  ausgestattet.  Der  Fortschritt  gegenüber 
den  alten  Handspinnereien,  diesem  Heerde  von  Siechthum  und 
Sittenverwilderung,  ist  unverkennbar.  Auch  der  Hausweberei 
gegenüber  bilden  z.  B.  die  GlaHbacher  Fabriken  eine  Ver- 
besserung in  gesundheitlicher  Beziehung;  die  Haltung  des 
Körpers  und  die  Arbeitsverrichtung  sind  weniger  schädlich, 
die  Arbeitsräume  gewiss  nicht  dumpfer.  Aber  auch  diese  mo- 
dernen Errungenschaften  fangen  an,  sehr  zweifelhaft  zu  wer- 
den. Abgesehen  davon,  dass  zum  Theil  die  Arbeiter  selbst 
von  den  Verbesserungen  z.  B.  der  Ventilation  keinen  Gebrauch 
machen  und  lieber  die  dicke  schwüle  Luft  als  einen  leisen 
Zugwind  in  dem  heissen  Räume  ertragen,  wird  das  durch  die 
Rentabilität  bedingte  Aneinanderrücken  der  Maschinen  in  älteren 
Etablissements  in  gesundheitlicher  Beziehung  bereits  sehr  be- 
di-ohlich.    Den  grossten  Gegensatz  gegen  das  junge  Gladbach 
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bildet  hierin  die  alte  Industriestadt  Elberfeld^  wo  die  oft  schon 
seit  fQn&ig  Jahren  betriebenen  Fabriken  nunmehr  von  fremden 
Grundstücken  umgeben  sind  und  sich  extensiv  nicht  mehr  aus- 
dehnen können,  daher  gezwungen  werden  im  Innern  möglichst 
an  Raum  zu  sparen.  Dies  ist  ein  Gebiet,  wo  die  Bau-  und 
Gresundheitspolizei  mit  aller  Strenge  eine  UeberfiUlung  der 
Räume  wird  kontrolliren ,  ja  vielleicht  zu  Normalvorschrifteo 
für  die  Aufstellung  von  Webstühlen  und  Spinnassortimenten 
schreiten  müssen. 

Ein  anderer  Erfolg  ist  bei  der  Verwendung  von  Kindern 
erzielt  worden.  Nur  vereinzelt  kommt  die  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  zwölf  Jahren  vor  und  selbst  die  von  Kindern 
unter  vierzehn  Jahren  hat  beträchtlich  abgenommen  theils  der 
verschärften  polizeilichen,  theils  der  strengeren  Schulaulsicht 
wegen,  theils  weil  es  neuerdings  andere  billige  Arbeitskräfte 
in  Fülle  giebt;  die  Verwaltung  wird  erst  später  zu  beweisen 
haben,  ob  sie  eine  grössere  Verwendung  derselben  zu  verhüten 
im  Stande  sein  wird.  Dagegen  ist  die  Arbeitszeit  der  Kinder 
über  vierzehn  Jahr  eine  unbeschränkte  wie  die  der  Er- 
wachsenen. Dieselbe  dauert  oitsüblich  in  Aachen  von  6  bis  8 
Uhr  mit  zwei  halb-  und  einer  einstündigen  Pause;  in  flotten 
Zeiten  wird  sie  aber  bis  10, 11  Uhr,  ja  durch  die  ganze  Nacht 
ausgedehnt  und  sogar  Sonntags  wird  (zuwider  einer  im  Aachener 
Regieiimgsbezirk  gültigen  Polizeiverordnung)  gearbeitet ;  in  den 
Jahren  1877  und  78  waren  viele  Fabriken  nur  von  7—7  Uhr 
im  Betriebe.  In  Gladbach  wird  oitsüblich  effektiv  12  Stunden 
täglich  gearbeitet,  in  den  Spinnereien  14—15  Stunden,  in  guten 
Zeiten  noch  länger,  in  schlechten  Zeiten  etwas  kürzer.  Aus 
der  momentan  reducirten  Arbeitszeit  darf  man  weder  für  die 
Vergangenheit  noch  für  die  Zukunft  etwas  ableiten;  die  Fa- 
brikanten selbst  nennen  es  einen  abnormen  Zustand,  dass  sie 
zeitweilig  nur  10—11  Stunden  arbeiten  können.  Auf  dem 
rechten  Rheinufer  sind  sie  daran  freilich  schon  gewöhnt;  der 
energische  Arbeiterstand  z.  B.  in  Elberfeld  -  Barmen  setzt  sich 
gegen  eine  übeimässige  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  zur  Wehr, 
und  das  wird  auch  der  erbittertste  Feind  der  Socialdemokraten, 
dem  an  der  AusfUhining  bestehender  Gesetze  liegt,  diesen  nicht 
absprechen  können,  dass  sie  durch  Denundationen  und  durch 
Agitation  in  ihrer  Presse,  energisch  für  die  Dui'chführung  ge- 
kämpft haben. 

Die  Frage  der  Durchführung  der  Fabrikgesetze  ist  die  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  überhaupt.  Sogar  den  Fabrikanten 
selbst  erschien  dieselbe  in  Gladbach  zu  lang.  Sie  stellten  die 
Betrachtung  an,  dass  die  deutschen  Spinner  theurer  producirten 
als  die  englischen  und  trotz  geringeren  Lohnes  und  längerer 
Arbeitszeit  sie  pro  Pfund  gesponnenen  Games  doch  mehr  Lohn 
zahlten  als  jene.  Den  Grund  der  dortigen  höheren  Leistung 
erblickten  sie  in  der  zehnstündigen  Arbeitsdauer,  wSiirend  die- 
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selbe  bei  ihnen  12—18,  im  Sommer  sogar  14—15  Stunden  be- 
trage; hierdurch  verfalle  der  Arbeiter  in  eine  schläfrige 
Arbeitsgewöhnung,  da  er  die  zu  starke  Inanspruchnahme 
seiner  physischen  Kraft  durch  geringere  Anstrengung  auszu- 
gleichen suche,  namentlich  werde  das  Arbeitstempo  der  langen 
sommerlichen  Arbeitszeit  noch  lange  im  Winter  beibehalten. 
Um  durch  eine  richtige  Bemessung  der  Arbeitszeit  die  Leistung 
auf  die  Dauer  zu  erhöhen,  bildete  sich  im  Jahre  1867  ein 
Verein,  dessen  wesentlichster  Zweck  war,  die  Arbeitszeit  zu- 
nächst auf  12  Stunden  täglich  zn  bringen  und  die  missbräuch- 
licben  Ueberstunden  zur  besseren  Ausbeutiyig  von  zeitweise 
eintretenden  günstigen  Konjunkturen  zu  beseitigen.  Im  Sep- 
tember 1869  lief  die  erste  Verabredung  ab»  und  diesmal  fand 
sie  nicht  so  ganz  zahlreiche  Zustimmung  wie  das  erste  Mal, 
da  einzelne  Industrielle  die  eine  oder  die  andere  Voi*schrift  zu 
unbequem  für  den  Betrieb  hielten,  und  sich  deshalb,  obgleich 
mit  dem  Princip  einveratanden,  nicht  femer  bindend  verpflichten 
wollten.  In  diese  Zeit  fiel  nämlich  ein  erneuter  Aufschwung 
der  Indttstiie,  der  ganze  Missbrauch  mit  der  fUnfzehnstündigen 
Arbeit  lebte  wieder  auf  und  dauerte  bis  zur  jüngsten  Krisis, 
ja  in  einzelnen  Fabriken  selbst  während  derselben. 

Die  Weber  gehen  auf  den  Gedanken  der  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  weit  bereitwilliger  ein  als  die  Spinner.  Bei  diesen 
bangt  die  Produktivität  der  Arbeit  in  weit  grösserem  Masse 
von  dem  ununterbrochenen  Gange  der  Maschine  als  von  der 
Aufmerksamkeit  der  Arbeiter  ab.  Eine  durch  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  gesteigerte  Aufmerksamkeit  und  Flinkheit  der  Ar- 
beiter vermöchte  daher  wohl  in  der  Weberei,  weniger  aber  in 
der  Spinnerei  den  Ausfall  zu  ersetzen.  Feiner  erklären  die 
Spinner,  dass  bald  gi'obe,  bald  feine  Garne  gefordert  würden; 
da  sie  über  eine  genügende  Anzahl  von  Maschinen  noch  nicht 
disponirten,  um  alle  Bestellungen  zu  gleicher  Zeit  auszuführen, 
so  müssten  sie  die  Nacht  zu  Hülfe  nehmen  und  billige  Kinder- 
arbeit anwenden.  Die  Pausen  wären  in  Spinnereien  undurch- 
führbar, weil  dann  sämmtliche  Maschinen  stillgesetzt  werden 
müssten,  in  der  Weberei  arbeite  ein  jeder  unabhängig  vom 
andern  und  die  Kinder  könnten  ohne  eine  Störung  zu  ver- 
ursachen, den  Arbeitsraum  verlassen. 

Das  Resultat  der  langen  Arbeitszeit  ist  denn  auch  heute 
noch  im  Gladbacher  und  Aachener  Textilbezirke  eine  furcht- 
bare Ueberarbeitung  der  Kinder,  nicht  nur  deijenigen  über 
14,  sondern  auch  der  unter  14  Jahren.  Und  dann  klagen  die 
Fabrikanten  noch,  dass  die  Kinder  spät  Abends  sich  auf  der 
Gasse  umhertreiben,  statt  i-uhig  sich  zu  Bett  zu  legen,  um 
Motfcens  früh  frisch  und  munter  an  der  Arbeit  zu  sein.  Als 
ob  bei  vierzehn-,  oft  sechszehnstündigem  Aufenthalte  in  Fa- 
briken (von  6  bis  10  Uhr)  die  Frische  bewahrt  bleiben  könnte! 
Zahllose  Kinder  haben  danach  gar  keine  Kraft  mehr,  sich  ein 
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Stttndchen  in  freier  Luft  umherzutummeln ;  ti-otz  wahren  Heiss- 
hungera  schlafen  sie  auf  dem  Schoosse  der  Mutter  vor  dem 
Butterbrote  ein ;  diese  wagt  nicht,  den  kargen  Schlummer  de^ 
Kleinen  durch  Kämmen  und  Waschen  zu  schm&lem  und  äAi 
YoU  Trauer  das  Kind  unter  ihren  Augen  verkommen.  «Die 
Mutter,  die  ihr  Kind  auf  die  Fabrik  schickt,  sie  gleicht  ei&eni 
Schiffer,  der  auf  dem  Lande  stehend,  seinen  Kahn  auf  die 
hohe  See  stösst  und  ihn  dem  Spiel  der  Wellen  überlftssU'^ 

Von  der  Gutherzigkeit  der  Fabrikanten  eine  Verkfinan? 
der  Arbeitszeit  zu  ei*warten,  wäi-e  offenbare  Thorfaeit  Sie 
stehen  selbst  unter  dem  Drucke  der  Konkurrenz  und  aus  dem 
gleichföi-migen  Zuge,  in  welchem  sie  marschiren,  darf  ungestraft 
durch  Verluste  so  leicht  nicht  einer  heraustreten.  Sie  suchen 
vielmehr  das  Gesetz  zu  umgehen,  wo  sie  können,  und  engagireo 
Kinder  aus  Holland  in  der  Hoffnung,  diese  der  Kontrolle  leichter 
entziehen  zu  können.  Vor  der  jüngsten  Reform  der  Gewerb^ 
Ordnung  erklärten  sie  getreu  ihrer  alten  Taktik  von  18S3. 
gi*ossmüthig  auf  die  Kinder  unter  14  Jahren  verzichten  zu 
wollen,  wenn  man  ihnen  volle  Freiheit  in  der  BeKschSftigUB? 
der  älteren  gewähre,  —  ein  Beweis,  dass  die  Industrie  jeoe 
Kinder  füglich  entbehren  kann.  Da  nun  andei-erseits  die  Regie- 
rung wie  die  liberale  Reichstagsmehrheit  leider  eine  Ausdehnun^^ 
des  Noimalarbeitstages  auf  die  Frauen  und  das  Verbot  der 
Nacht-  und  Sonntagsarbeit  abgelehnt  haben,  so  muss  man  sich 
vorläufig  damit  bescheiden  und  erwägen,  wie  mit  den  vorhan- 
denen Mitteln  jene  Ziele  eiTeicht  werden  können.  Das  gesdiiebt 
durch  die  Ausführung  der  bestehenden  Gesetze,  einoMiI  der 
negativ  beschränkenden  Fabrik-,  dann  der  positiv  gebietenden 
Schulgesetze.  — 

Zunächst  handelt  es  sich  um  die  Organisation  der  Fabrik- 
inspektion. Der  jetzige  Inspektor  in  Düsseldorf  ist  ein  Mann 
von  der  höchsten  akademischen  Bildung  und  den  umfassendsten 
Erfahi-ungen  in  allen  Welttheilen,  seine  beiden  Kollegen  in 
Aachen  und  AiTisberg  sind  Polizeibeamte,  welche  man  gleich- 
falls durch  Techniker  zu  ersetzen  beabsichtigt  Kann  man 
nun  so  gebildeten  Männern  zumuthen,  den  Polizeispion  zu 
spielen,  fortgesetzt  nächtliche  Ueberfälle  in  Fabriken  zu  ver- 
anstalten  und  Kinder  zu  inquiriren?  Namentlich  in  grösseren 
Bezirken  düifte  Preussen  sammt  all  seinen  gelehrten  Inspek- 
toren gar  bald  einen  grossen  Rückschritt  in  der  eigentlich 
polizeilichen  Beaufsichtigung  der  Kinderarbeit  machen.  Was 
mag  denn  überhaupt  das  Ministerium  bewogen  haben,  Fabrik- 
inspektoi-en  solcher  Art  anzustellen?  Offenbar  weil  die  Me- 
dicinal-,  Bau-  und  Gewerbedepartementsräthe  ihr  Amt  in  so 
ausgefahi*enem  bureaukratischen  Geleise  verwalteten,  dass  eine 
frische  technische  Kraft  dringend  von  Nöthen  war.  Diese  An- 
erkennung des  Bedürfeisses  nach  sachverständigen  Technikern 
neben  formal  juristisch,  nicht  einmal  nationalökonomisch  vor- 
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gebildeten  Yei-waltungsbeamten  ist  gewiss  dankenswerth  und 
es  handelt  sich  nun  darum,  diese  Techniker  in  den  Beamten- 
organismus einzugliedern,  ohne  die  polizeiliche  Kontrolle  der 
Killderbeschäftigung  zu  schwächen.    Die  gegenwärtige  Unter- 
stellung des  Inspektors  unter  das  Regierungskollegium  ist  ganz 
unhaltbar;  derselbe  hat  in  einer  Beihe  gewerblicher  Angelegen- 
heiten mit  Regierungsräthen  zu  konkuniren,  ist  denselben  aber 
nicht  koordinirt  und   muss  sich  allerhand  Eingriffe  eines  in 
diesen  Dingen  unerfahrenen  oder  missgQnstigen  Rathes  gefallen 
lassen.    Oder  es  kann  gar  bei  gewissen  politischen  Konstella- 
tionen sein  Eifer  ungnädig  aufgenommen  und  ihm  in  den  ge- 
hobenen Arm  gefallen  werden.    Der  sachverständige  Techniker 
muss  auf  jeden  Fall  selbständig  hingestellt  werden.    Das  kann 
anf  dreierlei  Weise  geschehen :  entweder  wird  er  als  Rath  dem 
Kollegium  einverleibt,    oder  er  wird  direkt  dem  Ministerium 
oder   einem   Reichsamt   untei'stellt.     Der    ei-stere   Vorschlag 
scheint  mir  der  zweckmässigste ;   der  neue  Rath  hätte  dann 
als  Decernent  für  alle  technisch  -  polizeilichen  Angelegenheiten 
des  Gewerbe-  und  Arheiterwesens  zu  fungiren,  wie  fttr  das 
Koncessionswesen,  den  Schutz  von  Gesundheit  und  Leben,  die 
Durchftthrung  der  Schutzgesetze  für  den  jugendlichen  Arbeiter, 
des  Haftpflichtgesetzes  etc.;  ein  anderer  Regierungsrath  würde 
die  juristisch -nationalökonomische,  ein  dritter  die  medicinal- 
polizeiliche  Seite  des  Gewerbewesens  bearbeiten:  in  Gegenden 
mit  gerinsr  entwickelter  Industrie  würde  für  eine  ganze  Pro- 
vinz ein  Techniker  genügen.    Die  eigentlich  polizeiliche  Ueber- 
wachung  der  Kinderbeschäftigung  müsste  Subinspektoren  fiber- 
tragen werden  y   ein  oder  zwei  niederen  Polizeiofiicianten  im 
Bezirke,   welche  häufig  in  ihren  Revieren  wechseln  müssten. 
um  Bestechungen  zu  veimeiden;   dieselben  würden  unter  das 
Regierungskollegium  ressortiren.     Eine  völlig  wirksame  Kon- 
trolle wird  jedoch  erat  dann  eiTeicht  werden,  wenn  dereinst 
Arbeiterkammern  gebildet  sind,  die  vertrauliche  Anzeigen  von 
Uebertretungen  der  Regierung  übermitteln;   einstweilen   ver- 
sehen  einzelne   Socialdemokraten ,    wie  bereits  bemerkt,  diese 
Dienste. 

Wichtiger  noch  als  eine  Organisation  der  Fabrikinspektion 
erecheint  mir  die  Reform  des  Schulwesens.  Wenn  die  Kinder 
unter  14  Jahren  nicht  mehr  als  sechs  Stunden  am  Tage  ar- 
beiten dürfen,  so  müssen  sie  während  der  andei*n  Hälfte  des 
Tages  beschäftigt  werden,  sonst  werden  sie  zu  Müssiggängem 
und  verwildem.  Bei  dem  Besuch  der  gegenwärtigen  Schulen 
tritt  aber  die  nämliche  Demoralisation  ein,  denn  bei  nur  zwei 
Klassen  lernen  die  Kinder  vier  Jahre  lang  das  Gleiche,  ver- 
geuden in  unverantwortlicher  Weise  die  Zeit,  werden  unauf- 
merksam, hören  nur  mit  halben  Sinnen  zu,  fassen  einen  Wider- 
willen gegen  die  Schule,  kommen  auf  allerlei  dumme  Streiche 
und  entziehen  ihren  Eltern   einen  grossen   Theil   ihrer  Ein- 
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nahmen.  Der  Geistlichkeit  ist  daher  nicht  der  Vorwarf  xa 
machen,  dass  sie  die  Kinder  vom  Besuche  solcher  Schulen 
dispensirte,  wohl  aber  der  andere,  dass  sie  ihren  grossartigen 
Einduss  nicht  genügend  zu  einer  Hebung  des  Schulwesens  be- 
nutzt hat.  Wenn  die  neuere  Schulpolitik  lediglich  darauf 
hinausläuft,  die  Kinder,  welche  sich  nicht  zur  schlechten 
Schule  bequemen  wollen,  hineinzutreiben,  so  ist  damit  weni«; 
genützt;  die  einzige  Lösung  der  Frage  liegt  in  der  EinfÜhrons: 
mehrklassiger  Schulen,  wie  sie  in  Crefeld  mit  Erfolg  errichtet 
worden  sind.  Bei  so  nutzbringendem  Unterricht  sehen  die 
armen  Arbeiterfamilien  bei  ihren  Kindern  ein  geistiges  Kapital 
sich  ansammeln,  welches  wenigstens  in  der  Zukunft  das  äugen- 
blicklich  verloren  gehende  Verdienst  ersetzen  kann.  In  der 
mehrklassigen  Schule  bereitet  man  dem  Kinde  eine  Statte,  «o 
es  einen  grossen  Theil  der  arbeitsfreien  Tageshälfte  verbringen 
kann,  ohne  dass'  die  Elteiii  in  der  Fabrik  um  dasselbe  besorgt 
zii  sein  brauchen. 

Eine  solche  Reform  des  Schulwesens  verbunden  mit  einer 
strengen  Durchführung  des  Schulzwanges  halte  ich  auch  i&r 
das  einzige  praktische  Mittel,  der  Ueberarbeitung  der  Spul- 
und  Webjungen  in  der  Seidenindustrie  entgegenzuti-eten.  Schon 
jetzt  erklären  sich  in  Crefeld  bei  der  sechsklassigen  Schule  die 
Weber  durchaus  mit  dem  Schulzwange  einverstanden,  obwohl 
es  ihnen  schwer  falle,  das  Verdienst  der  Kinder  zu  entbehren. 
Die  Kontrolle  ist  in  der  Stadt  eine  äusserst  strenge,  demi  die 
Versäumnisse  müssen  am  Nachmittag  der  Polizei  angezeigt 
werden  und  bereits  am  nächsten  Morgen  steht  der  Schutz- 
mann vor  der  Thür  des  Kindes,  um  es  zu  holen.  Auf  dem 
Lande  beeilt  man  sich  natürlich  nicht  so  sehr,  auch  ist  die 
Strafe  für  die  Schulvei*säumniss  eine  lächerlich  geringfügige^ 
sie  beträgt  nur  einen  Groschen;  zwai*  ist  dui-ch  eine  Polizei- 
verordnung die  gewerbliche  Beschäftigung  von  Kindern  während 
der  Schulzeit  bei  Strafe  von  einem  Thaler  verboten »  aber  die 
Kinder  sind  fast  nie  bei  der  Arbeit  zu  ertappen,  da  sie  sofort 
vom  Spulrad  oder  Webstuhl  aufspringen,  sobald  der  Schutz- 
mann eintritt.  Aber  selbst  bei  einer  Erzwingung  des  Schul* 
besiu'hs  wird  eine  Ueberarbeitung  nicht  vermieden. 

Ein  Socialdemokrat  im  Wupperthale  machte  daher  den 
radikalen  Voi-schlag,  den  Fabrikanten  zu  verbieten,  Materialien 
zum  Winden,  Spulen,  Knopfmachen  und  Aehnlichem  an  kleine 
Werkstätten  auszutheilen.  Indess  musste  auch  er  zugestehen, 
dass  durch  dieses  Verbot  der  überwiegenden  Mehrzahl  nach 
unscliädliche  Beschäftigungen  untersagt  und  zahllose  schöne 
Verdienste  armer  Frauen  und  Mädchen  gerade  im  Scboosse 
ihrer  Familien  unmöglich  gemacht  werden  würden.  Die  Glad- 
bacher Industriellen  plädii-en  für  eine  Ausdehnung  des  Kinder- 
schutzes auf  die  Hausindustrie  gegenüber  ihren  KonkuiTenten 
in  der  Viersen  -  Crefelder  Gegend.    Sie  stellen  die  Arbeit  der 
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Kinder  in  jenen  Windereien  und  Webereien  als  die  denkbar 
ungesundeste  und  schädlichste  hin  und  malen  mit  mildem 
Vaterauge  die  vortrefflichen  Zustände  in  den  eigenen  Fabriken^). 
Die  Viersener  blieben  die  Antwort  nicht  schuldig:  gerade  in 
den  Fabriken  müssten  die  Kinder  oft  16  Stunden  in  veipesteter 
Luft  und  in  gekrümmter  Stellung  verharren,  in  den  klein ei*en 
Werkstätten  hätten  sie  gleich  den  eigenen  Hauskindem  mehr 
Freiheit  und  ven-ichteten  unter  Aufeicht  der  Töchter  eine 
leichte  Arbeit.  Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1853  fand  auf  die 
Hülfsgewerbe  der  Seidenindustrie  keine  Anwendung,  weil  da- 
mals in  denselben  dreijährige  Lehrlingskontrakte  geschlossen 
wurden ;  ein  Windereibesitzer  in  Hüls  wurde  vom  Obertribunal 
freigesprochen  und  die  Seidenweber  für  ausserhalb  jenes  Ge- 
setzes stehend  erkläi-t,  weil  sie  den  Handwerksmeistern  zuzu- 
rechnen seien.  Eine  Revision  der  zehntausende  über  das  Land 
hin  zerstreuten  Werkstätten  erscheint  völlig  aussichtslos,  schon 
die  paar  hundert  Fabriken  werden  nicht  einmal  erfolgi*eich 
konti*ollirt  und  man  würde  die  Anzahl  der  undurchführbaren 
Gesetze  wieder  um  eines  vermehren. 

Die  Werkstätten  sind  also  zu  decentralisiil ;  darum  beauf- 
sichtige man  die  Kinder  an  dem  Orte,  wo  sie  koncentrirt  sind, 
in  der  Schule.  In  der  Zone  der  glatten  Seidenstoffe  und  in 
den  anderen  grösseren  Weberdörfern  mit  übermässiger  Be- 
schäftigung von  Kindein  müsste  eine  Polizeivei'ordnung  be- 
stimmen, dass  dieselben  nach  Beendigung  des  Untenichts  am 
Nachmittag  nicht  sofort  nach  Hause  entlassen  werden,  sondern 
ein  bis  zwei  Stunden  auf  dem  freien  Platze  spielen  und  turnen ; 
Dispensation  von  diesem  obligatorischen  Luftgenuss  und  Bewe- 
fixmg  wäre  nur  unter  erschwerenden  Formalitäten  möglich, 
wenn  Lehrer,  Schulinspektor,  Pfarrer  und  Bürgermeister  sich 
überzeugt  hätten,  dass  die  Kinder  nicht  beim  Spulen  oder 
Winden  beschäftigt  werden;  der  Lehrer  erhielte  eine  geringe 
Vergütung  dafür,  dass  er  dann  und  wann  einen  Blick  auf  die 
sich  umhertummelnden  Kinder  würfe.  Die  Durchführung  meines 
\'or8chlages,  der  mehreren  Lokalbeamten  ganz  acceptabel  er- 
schien, würde  zwar  noch  nicht  erreichen  können,  dass  die 
Kinder  ganz  frisch  in  die  Schule  kämen,  wohl  würde  aber  das 
lange  Sitzen  auf  der  Schulbank  und  dem  Spulschemel  durch 
körperliche  Bewegung  ausgeglichen  wei-den.  Ein  Landbürger- 
meister  schlug  sogar  vor,  die  obligatorische  Tum-  oder  Spiel- 
stunde auf  den  Morgen  vor  Beginn  des  Untenichts  zu  verlegen. 
Bezüglich  der  Kinder  über  14  Jahre  befinde  auch  ich  mich  in 
voller  Bathlosigkeit;  erst  bei  einer  korporativen  Organisation 
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der  Arbeiter  Hesse  sich  den  Gewerkschaften  die  Kontrolle  der 
Kinderbeschäftigung  als  staatliche  Funktion  auferlegen.  — 

Aber  selbst  wenn  die  Gesundheit  der  Kinder  durch   Be* 
wegung  in  freier  Luft  und  ihre  Schulbildung  durch  regelrnftsstgeo 
Unterricht  gehoben  werden,  so  ist  damit  doch  nur  ein  geringer 
Theil   der  allgemeinen  Eraehung  erreicht;    es   beduf   einer 
technischen   und    wirthschaftlichen ,    socialen  und    politi&cfaea, 
sittlichen  und  religiösen  Bildung.    Da  das  religiöse  Leben  in 
der    katholischen    Bevölkerung    ein    so    ausserordentlich    ent- 
wickeltes ist,  so  würde  jeder  Bildungsvei-such,  der  nicht   aaf 
der  Basis  der  Religion  und  mit  Hülfe  ihrer  Diener  voiigenoiii- 
men  würde,   ein  vergeblicher  sein  und  an  den  bestehendeo 
Thatsachen  scheitern.    Daher  ist  es  in  ei-ster  Reihe  die  Geist- 
lichkeit,  die  in  Folge  ihrer  angesehenen  Stellung,  ihres  ob- 
geheuren  Einflusses  und  ihres  zahlreichen  Personals   zur  Ein- 
wirkung auf  die  Arbeiterklasse  berufen  ist.    Leider  steht  die* 
selbe   noch  nicht  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgabe.    Die    ältere 
Generation  ist  in  manchesterlichen  Traditionen  aufgewachsen 
und  bekümmert  sich  um  die  specifischen  Arbeiterverhältoisse 
fast  gar  nicht;   die  Seelsorge  und  die  Amtsvenichtun^en  neh- 
men in  kirchlicher,  die  eventuelle  Opposition  gegen  die  Staat^y* 
gesetze  in  politischer  Hinsicht  ihre  Thätigkeit  in  Ansprach: 
die  jüngere  Geistlichkeit  beweist  zwar  ein  regeres  Intei^esse 
und  bringt  allen  auf  das  Wohl  der  Arbeiter  ^gerichteten   Be- 
strebungen gewisse  Sympathieen  entgegen ,  ein  Theil  denselben 
beginnt  sich  sogar  als  Vorkämpfer  der  berechtigten  Ansprüche 
des  Arbeiterstandes  aufzuwerfen,  indessen  muss  nian  abwarten, 
inwieweit  ihr  Auftreten  nur  ein  politisches  Agitationsnuttel  ist 
oder  inwieweit   sie  Thatkraft  genug  besitzt,    um   nicht    nur 
durch  Reden,  sondern  auch  durch  Handlungen  an  der  socialen 
Reform  theilzunehmen.    Jedoch  selbst  unter  all  diesen  Reserven 
muss  man  anerkennen,  dass  die  katholische  Geistlichkeit  Be- 
deutendes geleistet  hat,  verglichen  mit  den  protestantischen 
Pastoren  z.  B.  auf  dem  rechten  Rheinufer  und  mit  den  übrigen 
Ständen  im  eigenen  Lande.    Wo  findet  sich  sonst  ein  Betruf, 
der  soviel  Verständniss,  soviel  Herz  und  soviel  Eontakt  mit 
der  arbeitenden  Klasse  hat? 

Die  Einwirkung  der  Geistlichkeit  kann  theils  im  persön- 
lichen Umgange,  theils  in  Vereinen  stattfinden.  Mit  Recht  be- 
merkt der  thätige  Kaplan  Dr.  Non-enberg  in  Viersen,  dass 
solche  Vereine  keineswegs  den  Geistlichen  eine  neue  Last  auf- 
erlegen, vielmehr  ihnen  die  Seelsorge  erleichtem,  wenn  maji 
n&mlich  unter  der  Erleichteniug  der  Seelsoi^  nicht  eine  Ver- 
minderung des  Arbeitspensums,  sondern  leichtere  Ueberwin* 
düng  der  der  Seelsorge  im  Wege  stehenden  Hindemisse  und 
die  Lösung  der  ihr  gestellten  Aufgaben  verateht  Es  giebt 
zwei  Arbeiterinnenvereine;  der  eine  in  Gladbach  seit  1869 
vom  Kaplan  Liesen,   der   andere  in  Viereen  seit  1876  vom 
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Kaplan  Dr.  Norrenberg  geleitet.  Am  Sonntag  Nachmittag  wird 
den  Mitgliedern  Unterriebt  im  Gesang,  Unterweisung  in  jeder 
Art  Handarbeit  und  Gelegenheit  zu  passenden  Spielen,  Dekla- 
mationen, Gesängen,  Vorträgen  und  sonstigen  Unterhaltungen 
geboten ;  dadurch  wird  bezweckt,  die  Mädchen  zu  einem  pflicht- 
treuen, tugendhaften  Lebenswandel  aufzumunteiii ;  im  Viei-sener 
Verein  ist  es  specielle  Aufgabe  der  „Meisterinnen^,  die  jün- 
geren Arbeiterinnen  auch  an  Werktagen  zur  Frömmigkeit  und 
jungfraulich  sittsamer  Haltung  anzuleiten  und  in  ihnen  den 
Stolz  zu  wecken,  „ Vereinsmädchen ^  zu  sein.  In  Gladbach 
zählte  der  Verein  im  Jahre  1875  etwa  200  Mitglieder;  an  dem 
Unterricht  in  Handarbeiten  betheiligten  sich  70,  an  den  Gesang- 
übungen  120,  an  den  gemeinsamen  Unterhaltungen  ausser  den 
Einwohnerinnen  des  Hospizes  noch  200  andere  Fabrik- 
arbeiterinnen. Der  Viersener  Verein  zählte  1878  sogar  370 
Mitglieder  und  ihm  geholten  fast  alle  in  der  Haus-  und  Fa- 
brikindustrie beschäftigten  jungen  Mädchen  von  16— 20  Jahren 
an.  Den  Segen  solcher  Vereine  wird  erst  deijenige  voll  be- 
messen können,  der  in  Fabrikstädten  das  Treiben  der  Arbei- 
terinnen selbst  beobachtet  hat.  Man  kann  mit  Sicherheit  an- 
nehmen, dass  jeder  Bursche  mit  seinem  Schatz  mindestens 
einen  Tagelohn  (=16  Procent  seines  Einkommens)  am  Sonn- 
tag Nachmittag  verausgabt,  meist  ohne  einen  heiteren  und  an- 
ständigen Genuss.  Die  Regelung  der  Konsumtion  durch  ein 
Darbieten  passender  Vergnügungen  erscheint  fast  wichtiger  als 
eine  Erhöhung  des  Einkommens;  an  diesem  Punkte  haben  die 
Arbeiterinnenvereine  einzusetzen.  Der  Ton  der  Mädchen  wird 
anständiger,  ihr  Benehmen  sittsamer  werden.  Auch  auf  die 
jüngeren  Arbeiter  mOsste  in  ähnlicher  Weise  durch  Vereine 
eingewirkt  werden. 

An  die  Seite  der  Geistlichkeit  müsste  der  Fabrikanten- 
stand treten.  Das  alte  patriarchalische  HeiTSchaftsverhältniss 
ist  zei-stört,  die  gegenseitige  Entfremdung  hat  lange  genug  ge- 
dauert und  es  ist  die  höchste  Zeit,  dass  auf  der  neuen  Basis 
der  rechtlichen,  socialen  und  politischen  Gleichheit  der  Fabri- 
kant dem  Arbeiter  gegenübertritt  nicht  als  Feind,  sondern  als 
Freund,  der  in  Folge  seiner  höheren  Kultur  die  sociale  Pflicht 
fühlt,  auf  die  Ei-ziehung  desselben  einzuwirken.  Diese  Pflicht 
hat  er  der  menschlichen  Gesellschaft  gegenüber,  welche  durch 
die  Gestaltung  des  Fabrikwesens  leiblich  und  geistig,  sittlich 
und  wirthschaftlich  untergraben  worden  ist,  diese  Pflicht  hat 
erdeuEltei-n  gegenüber,  die  ihr  Theuei*stes  dahingehen,  wenn 
sie  ihr  Kind  auf  die  Fabrik  schicken.  Dort  können  sie  keine 
Bedingungen  für  die  Aufrechterhaltung  der  Religiosität  und 
Moral,  Gesundheit  und  Bildung  ihres  Kindes  stellen,  man 
würde  sie  als  Halbverrückte  auslachen;  dort  herrscht  die  ab- 
solute Subordination  unter  die  Rentabilität  des  Unternehmens, 
vor  der  alle  Jene  Fordeiningen  als  sentimentale  Anwandlungen 
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zum  Stillschweigen  gebracht  werden.  Und  doch ,  wieviel  kann 
ein  Fabrikant  mit  socialem  Pflichtgefühl  leisten!  Die  Tren- 
nung der  Geschlechter,  ilas  Verbot  von  ungeziemenden  Reden 
und  Thaten,  die  Anstellung  von  Meisterinnen,  welche  sinniger 
Auf  die  Mädchen  einwirken  als  die  Männer,  die  Sorge  für  die 
landfremden  Mädchen  in  Hospizen,  deren  Erziehung  zu  häus- 
lichen Arbeiten,  alle  jene  zahllosen  Wohlfahrtseinrichtungen, 
welche  die  Noth  Einzelner  lindem,  besonders  die  ehrliche  Be- 
folgung der  Fabrikgesetze,  —  das  Alles  sind  Fälle,  wo  sich  die 
Grundsätze  der  Nächstenliebe  in  der  Benutzung  der  Arbeits- 
kraft zur  Geltung  bringen  lassen.  Ein  Umschwung  nach  dieser 
Richtung  wird  der  Fabrikindustrie,  wenn  nicht  alle,  so  doch 
die  schlimmsten  jener  Härten  benehmen,  die  ihr  bis  jetzt,  so 
manches  auch  schon  besser  geworden  ist,  noch  anhaften.  Und 
wenn  manche  Fabrikanten  für  solche  Voi*schläge  nur  ein 
überlegenes  Lächeln  haben,  einzelne  verstehen  ihre  Bedeutung; 
und  die,  welche  sie  nicht  verstehen,  werden  vielleicht  durch 
ihre  Frauen  zu  gewinnen  sein,  falls  sie  dieselben,  wie  ichs 
zum  gi'ossen  Segen  in  vereinzelten  Fällen  gesehen  habe,  wöchent- 
lich zur  Fabrik  mitnehmen.  Wenn  dann  der  Mann  auf  dem 
Komptoir  nur  an  das  Geldverdienen  denkt  —  vielleicht  findet 
sein  Weib  in  der  Industrie  auch  sittliche  Ideale! 


Vierter  Abschnitt. 


Die  Arbeiterbewegungen. 
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I.    Die  Arbeiterbewegangen  1b  Crefeld  und  Madbach. 

Bis  in  die  1840er  Jahi*e  hat  in  der  Grefeld-Gladbacher 
G^end  das  patriarchalische  Verhältniss  noch  existirt.  Ein 
Klassenbewosstsein  trennte  die  Arbeiter  noch  nicht  von  ihren 
Fabrikanten,  sie  lebten  dumpf  in  den  Tag  hinein,  von  Sonnenauf- 
gang bis  zum  späten  Abend  an  der  mechanischen  Arbeit  thätig 
und  froh ,  wenn  sie  ihr  Brot  verdienten.  Wurde  die  Noth  zu 
gross,  so  fühlte  die  Unerträglichkeit  des  Elends  sie  momentan 
zusammen ;  in  ordnungslosem  Gebahren  und  in  Strassenkravallen 
machten  sie  ihren  Gefühlen  Luft  und  erreichten  fOr  den  Augen- 
blick eine  Besseiung  der  Arbeitsbedingungen,  wie  im  Jahre 
1828.  Politisch  führten  die  Weber  ein  Traumleben,  unklar 
über  sich  selbst  und  ihre  Stellung  im  Staate,  politische  An- 
sichten hatten  sie  keine  oder  jedenfalls  keine  anderen,  als 
ihnen  der  Geistliche  oder  der  Kaufmann  gelegentlich  beigebracht 
hatten;  auch  kamen  sie  nie  in  die  Lage,  ihi*e  politische  Meinung 
abzugeben. 

Die  ei-ste  sociale  Bewegung,  welche  den  Crefelder  Weber- 
stand mächtig  erfasste,  war  die  im  Jahre  1848.  Dieselbe  war 
weder  eine  politische,  noch  eine  socialistische ,  vielmehr  eine 
individualistische  in  eminentem  Sinne:  die  bisherigen  Lohn- 
arbeiter wollten  selbständige  Handwerksmeister  werden.  Formell 
fanden  sie  diese  Anerkennung;  die  flotten  Jahre  liessen  alle 
Unzufriedenheit  vergessen,  die  Weber  verlebten  die  glänzenden 
Flitterwochen  ihres  jungen  Handwerkerstandes,  sie  verdienten 
artige  Summen,  sie  wiegten  sich  im  W^ne,  wirklich  kleine 
Bourgeois  zu  sein,  und  nannten  sich  mit  V^orliebe  „Fabrikanten'' 
gegenüber  ihren  „Eaufleuten"  oder  „Kommissionären"'. 

Da  begann  mit  der  Erisis  von  1857  wiederum  die  Noth; 
der  Lohn  sank  unter  die  Sätze  der  Liste,  das  Vorschusswesen 
hielt  die  Arbeiter  in  tiefer  Abhängigkeit,  den  Meistern  war 
jede  Aussicht  auf  eine  bessere  Zukunft  als  E[leinbürger  durch 
Sparen  benommen,  die  Fabrikanten  waren  doppelt  barsch  im 
Umgänge  und  bereiteten  dadurch  bei  dem  völligen  Zerfall  des 
patriarchalischen  Verhältnisses  einen  empfänglichen  Boden  für 
jene  Lehre,  welche,  den  Lohnarbeitei-stand  als  selbständige 

18* 
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Klasse  mit  besonderen  Interessen  auffassend,  zu  seinen  Gunsten 
eine  radikale  und  plötzliche  Umkehrung  der  bestehenden 
politischen  und  wirthschaftlichen  Zustände  forderte.  Vom  Wopper- 
thale  und  von  Dasseldorf  aus  schlug  die  socialdemokratisdie 
Agitation  auch  auf  die  linksrheinischen  Webergegenden  hinüber: 
die  Gräfin  Hatzfeld  bot  einem  als  zum  Processmachen  „brauch- 
bar**  bekannten  und  von  allen  Parteien  benutzten  Meisler 
1000  Thaler  zu  einem  Strike.  „Damit  könne  er  die  Weber 
nicht  einen  Tag  lang  ernähren,  er  brauche  25000  Thaler!-  - 
„Dann  hätte  ich  das  Geld  genommen  und  sie  hätte  zusehen 
können,  wo  es  geblieben!*"  fügte  der  Ehrenmann  hinzu. 

Als  dann  zum  ersten  Male  das  deutsche  Volk  zur  Wahl- 
urne schritt,  brachten  die  Socialdemokraten  eine  starke  Minorität 
welche  sich  auf  2000  Stimmen  belief,  gegen  den  liberalen  Ab- 
geordneten für  Crefeld  auf.  Auch  in  Gladbach  begann  Mende 
eine  Agitation,  er  veranlasste  im  Jahre  1868  Strikes  und  sacte 
Geldunterstützungen  zu,  welche  aber  ausblieben.  Die  liberalen 
Fabrikanten  waren  voller  Angst;  sie  wandten  sibh  an  den 
dortigen  sehr  einflussreichen  Obei-pfarrer  und  baten  ihn  flehent- 
lich, gegen  die  Volksverführer  aufzutreten.  Das  geschah  df'nn 
auch  durch  eine  treffliche  Rede  in  der  Kirche ;  dennoch  brachten 
es  die  Socialdemokraten  allmählich  auf  1800  Stimmen.  Diese 
zweite  Arbeiterbewegung  war  eine  ausgesprochen  politisch- 
demokratische  und  socialistische ;  es  mochte  ihr  das  LasssJle^scbe 
Ideal  von  Produktivgenossenschaften  mit  Staatshülfe  vorschweben. 

Als  nun  nach  dem  Kriege  von  1870  die  Konjunktur  eine 
aussei*ordentlich  günstige  wurde,  die  Löhne  eine  ungewöhnliche 
Höhe  erreichten  und  die  fleissigen  Meister  es  zu  ganz  b^euten- 
dem  Einkommen  bringen  konnten,  da  begann  doch  hier  und 
da  hervorzuschimmern,  dass  die  Ideale  des  Weberstandes  nicht 
ganz  mit  denen  der  Socialdemokratie  übei-einstimmten.  Zu- 
nächst täuschte  sich  der  Webei-stand  in  seiner  Mehrheit  nicht 
über  die  Möglichkeit  des  Erfolges  von  Produktivgenossenschaflen : 
feiner  war  er  auch  durchaus  nicht  zu  socialistischem  Zusammen- 
arbeiten disponirt;  schon  seiner  lokalen  Zerstrautheit  wegen 
ist  er  vollkommen  individualistisch  gesinnt  und  hat  daher  das 
klare  und  bündige  Ziel  der  Individualisten,  er  will  Unter- 
nehmer sein  oder  werden,  sich  etwas  ei'spai'en,  etwas  vorwärts 
bringen;  wie  ein  Weber  sein  Ideal  ausmalte:  „Ich  will  selb- 
ständiger Meister  sein,  anständig  dabei  leben,  essen  und  mich 
kleiden,  meine  Kinder  erziehen,  Sonntags  mit  meiner  Frau 
spazieren  gehen ,  dann  und  wann  mein  Glas  Bier  trinken,  da- 
zu meine  Pfeife  rauchen  und  mich  über  die  Angelegenheiten 
des  Arbeiterstandes  unterhalten.''  Zu  allem  dem  gehört  eine  ge- 
wisse Höhe  und  Sicherheit  des  Lohnes.  Dieser  wurde  dem 
Weber  damals  geboten,  diesen  reellen  Nutzen  der  Konjunktur 
genoss  er,  das  war  für  ihn  ein  gi-eifbares  Resultat  Es  gab 
Meister  mit  über  600  Thaler  Einkommen,  die  fleissigen  mit 
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erwachsenen  Kindern  wohnten  im  eigenen  Häuschen,  hatten 
Garten  und  Kartoffelland «  auf  ihren  Stühlen  arbeiteten  ein 
paar  Gehülfen,  sie  waren  Arbeitgeber,  —  das  Ziel  der  Bourgeois 
schien  erreicht  Ausserdem  widerfuhr  der  Socialdemokratie  das 
Unglück,  dass  einige  ihrer  Agitatoren  an  anderen  Oi*ten  Reden 
abweichender  Tendenz  hielten.  Kurz,  es  gerieth  einerseits  die 
Socialdemokratie  durch  Schuld  ihrer  Führer  in  Misscredit,  ande- 
rerseits ein  Theil  des  Webei-standes  in  eine  Entwicklung,  deren 
Ziel  eine  Art  selbständigen  Kleinbürgerthums  war.  Doch  hätte 
alles  dieses  die  Socialdemokratie  noch  nicht  vernichtet. 

Da  trat  mit  dem  Kulturkampf  ein  neues  Piincip  für  die 
Parteibildung  auf;  die  Weber  mussten  Stellung  nehmen  in  einer 
bisher  neutralen  Frage. 

Der  bisherige  sociale  Gegensatz  zwischen  Fabrikanten  und 

Arbeitern  blieb  bestehen,  ein  neuer  kirchlicher  Gegensatz  von 

Liberalen  und  Klerikalen  trat  hinzu.    In  dem  Kampfe  zwischen 

Liberalen    und  Socialdemokraten   war  die  Geistlichkeit  mehr 

oder  weniger  neutral  geblieben;  hatte  sie  doch  keine  Veran- 

l^issung  für  die  protestantischen  und  antiklerikalen  Liberalen 

sich  zu  erwärmen  und  musste  sie  doch  voi*sichtig  den  von  Juden 

und  Atheisten  geleiteten  Revolutionären  gegenüber  sein.    Nun 

aber  begann  ein  Kampf  gegen  die  Geistlichkeit  selbst,   sie 

nmsste  heraustreten  aus  ihrer  Reserve  und  sich  Stützen  suchen. 

Wo  fand  sie  dieselben?    Es  erwies  sich,  dass  in  Crefeld  ohne 

Ausnahme  und  in  Gladbach  in  der  Mehrzahl  die  Fabrikanten 

Protestanten  oder  antiklerikale  Katholiken  waren,  von  diesen 

war  also  nichts  zu  erwarten.    Es  musste  sich  die  Geistlichkeit 

der  andern  Klasse  zuwenden ;   diese  wurde  gebildet  durch  das 

Volk,  die  Arbeiter,  die  Weber.    Erwägt  man  die  erstaunliche 

und   imposante   Macht    des    katholischen   Klerus    über   seine 

gläubigen  Bekenner,  so  wird  es  vei*ständlich,  wie  jetzt  bei  den 

aufs  Höchste  gespannten  Anstrengungen  der  Einfluss  auf  das 

Volk  ein  noch  grösserer  wurde,  indem  er  es  aufforderte,  für 

Sern  Theuerstes,  die  heilige  Religion  und  die  Gewissensfreiheit. 

einzutreten. 

Es  muss  dahingestellt  bleiben,  ob  der  kirchliche  Gegen- 
satz allein  genügt  hätte,  das  Volk  dauernd  an  die  Geistlichkeit 
zu  fesseln;  zufällig  traf  in  jener  Gegend  der  kirchliche  mit 
dem  socialen  Gegensatz  zusammen.  In  dem  Lager  der  liberalen 
Partei  sammelten  sich  alle  Protestanten  und  freisinnigen 
Katholiken;  den  Ton  und  die  Direktion  gaben  aber  die  Fabri- 
kanten vermöge  ihi*es  Reichthums,  ihrer  Bildung  und  ihres 
socialen  Einflusses  an.  Die  liberale  Partei  ei-schien  als  Ver- 
einigung der  Fabrikanten  und  Antiklerikalen,  die  Gentrums- 
partei äs  Vereinigung  der  Arbeiter  und  des  Kleinis.  Mehr  als 
jemds  wurden  die  Geistlichen  als  Feinde  der  liberalen  Fabri- 
Itanten  zurückgeworfen  auf  das  Volk,  mehr  als  früher  näherten 
sie  sich  persönlich  den  Webern.    Der  Kaplan  ist  der  einzige, 
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der  Herz  zum  Herzen  mit  dem  Arbeiter  spricht,  Fnui  od*) 
Kindern  Rath  ertheilt,  sie  im  UnglQck  anirichtet,  Segen,  Tro^t 
und  Almosen  spendet.  Ihm  ist  keine  Stöbe  zu  eng,  keii 
Weber  zu  arm,  kein  Stolz  hält  ihn  ab,  mitten  unter  dem  Volkt 
sein  Bier  zu  trinken.  Wie  vor  tausend  Jahren  in  raseben: 
Siegeslaufe  das  Christen thum  die  Hei-zen  dadurch  gewann,  dasc^ 
es  als  Schutz  und  Schirm  der  Schwachen  und  Unterdrückte:: 
sich  darstellte,  so  hat  der  Katholicismus  eine  seiner  fiestesteo 
Stützen  in  dem  Yerhältniss  seiner  Diener  zum  Herzen  de? 
Weber.  In  den  Tiefen  des  Gemüthslebens  werden  bäm  ge- 
meinen Manne  die  politischen  wie  auch  alle  anderen  Fraget 
entschieden.  Und  weil  er  die  Wahl  hat  zwischen  den  liberaler 
Fabrikanten  hier,  gegen  deren  feindlichen  Willen  etwas  er- 
reicht werden  soll,  und  den  trost-  und  almosenspendeodtt 
Eaplänen  doil,  welche  die  EifüUung  seiner  Wünsche  als  Paroir 
ausgeben,  bleibt  er  nicht  zweifelhaft  in  der  EntscbeidunL 
Wer  die  Macht  des  Katholicismus  nur  in  der  Dummheit  unii 
in  dem  Aberglauben  der  Masse  sieht,  der  unterschätzt  <1k 
Wui'zel  der  gegnerischen  Macht  vollständig.  Nicht  daraaf  be- 
ruht dieselbe,  dass  der  Arbeiterstand  die  hierai*chischen  Gelüst»^ 
des  Priesterthums  theilt ,  —  daran  ist  er  ja  sehr  wenig  inter- 
essirt,  —  sondern  darauf,  dass  die  Liberalen  mit  den  Fahh- 
kanten  identisch  sind.  Die  Feinde  der  Klerikalen  sind  d,n& 
die  Feinde  der  Arbeiter;  beide  eint  der  gemeinsame  Ha>^ 
gegen  den  liberalen  Fabrikanten.  Die  Weber  sind  Anhänge* 
des  Ultramontanismus,  nicht  so  sehr  weil  er  eine  kirchhcbf 
als  weil  er  eine  sociale  Partei  geworden  ist. 

Und  noch  ein  dritter  Genosse  gesellt  sich  zum  Bunde  roc 
Geistlichkeit  und  Arbeiterstand:  das  gebildete  und  das  klem^^ 
katholische  Bürgerthum.  Auch  dieses  steht  nicht  allein  in 
religiöser,  sondern  auch  in  einer  Ai-t  socialer  OppositiDn«  «i^ 
in  den  katholischen  Industriegegenden  die  Protestanten  unn 
freisinnigen  Katholiken  das  mobile  Geldkapital  und  die  Gro«^ 
industrie  repräsentiren.  Das  katholische  Bürgerthum  jene* 
Gegenden  hat  daher  viel  Sympathieen  für  den  Arbeiterstan«) 
ihm  fällt  die  Leitung  der  Partei  zu  und  die  Weber  haben  ge- 
bildete Führer  an  der  Spitze.  Das  ganze  katholische  \o\V 
steht  zusammen  auf  der  Basis  gemeinsamer  kirchlicher  un<t 
gemeinsamer  socialer  Interessen.  Die  Folgen  dieser  Allianz 
sind  einei-seits  eine  gi'osse  Mässigung  in  den  Forderungen  der 
Arbeiter,  andererseits  ziemlich  weitgehende  Forderungen  der 
Centrumspailei ,  welche  in  den  letzten  zwei  Jahren  ein  leb- 
hafteres  Interesse  als  irgend  eine  der  anderen  Parteien  für  die 
berechtigten  AnspiUche  des  Arbeitei-standes  an  den  Tag  ^ 
legt  hat. 
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n.    Der  katholische  Socialismiis  in  Aachen. 

In  Aachen  hat  die  politische  Parteibildung  eine  wesentlich 
andere  Entwicklung  genommen. 

Die  zusammengehörenden  Orte  Aachen  und  Burtscheid 
bilden  eine  uralte  und  grosse,  fast  rein  katholische  Industrie- 
und  Arbeiterstadt;  die  Bevölkemng  wird  sich  bald  auf  100000 
belaufen  und  die  ganze  nähere  Umgebung  ist  übei'säet  von 
Fabriken,  Hüttenwerken  und  Ziegeleien.  Und  nicht  plötzlich, 
in  rapidem  Au£schiessen  hat  sich  eine  solche  Grösse  gebildet, 
sondern  in  stetiger  Zunahme,  so  dass  der  traditionelle  Gharacter 
der  Einwohnerschaft  bewiüirt  geblieben  ist  Seit  Jahrzehnten 
ist  dieselbe  unter  dem  Drucke  von  Fabrikanten  und  Geistlichen 
{nt>S8  geworden  und  das  ui^spiUnglich  gutmüthige  und  schwache 
Volk  ist  in  Folge  dessen  zu  einem  furchtsamen,  feigen  und 
daher  tückischen  Volke  ohne  Selbstbewusstsein  geworden, 
welches  grell  absticht  gegen  die  Eupener,  Grefelder  oder  gar 
gegen  die  enei*gische  Arbeiterschaft  im  bergischen  Lande. 
Dumpfund  dumm  in  bejammemswertherLage  hatte  der  Aachener 
Arbeitei-stand  dahingelebt,  in  unwürdiger  Furcht,  die  Mütze  in 
der  Hand,  vor  dem  Herren  stehend  und  in  tiefer  Unterwürfig- 
keit nur  stotternd  mit  ihm  redend ;  ebenso  wie  den  Verpflich- 
tungen seiner  Kirche  mit  Aengstlichkeit  nachkommend.  Sein 
Leben  war  nur  durch  zwei  Bestrebungen  ausgefüllt:  mit  den 
geringsten  äusserlichen  Anstrengungen  den  beiden  grössten 
Schreckmitteln,  Hunger  und  Hölle,  zu  entgehen.  Von  socialen 
und  politischen  Gedanken  war  keine  Spur,  und  nur  bei  äusseren 
Anlässen  brach  der  verhaltene  Ingrimm  hervor  und  machte 
sich  in  blinder  Zerstörungswuth  Luft,  wie  am  30.  August  1830 
und  5./6.  September  1836;  beide  Excesse  galten  lediglich  miss- 
liebigen  Fabrikanten  und  den  verhassten  Spinnmaschinen,  denen 
man  die  Arbeitslosigkeit  zuschrieb. 

Wesentlich  anderer  Natur  war  die  Bewegung  im  Jahre 
1848.  Diesmal  war  es  das  liberale  Bürgerthum,  welches  wie 
überall  im  Rheinland,  so  auch  in  Aachen,  sich  an  die  Spitze 
stellte;  die  rheinischen  Grossindustriellen ,  die  nachmaligen 
Minister,  Barone  und  Kammermitglieder  sympathisiilen  mit 
der  Bewegung,  und  bürgerliche  Demokraten  leiteten  das  Volk. 
Vom  13.  März  bis  zum  17.  April  waren  die  Excesse  an  der 
Tagesordnung,  bis  endlich  das  Militär  einschritt  und  an  einem 
Tage  die  Ruhe  wieder  hei*stellte.  Die  Arbeiter  hatten  den 
Lärm  machen  helfen  ohne  Ideen,  ohne  eigene  Zwecke;  sie 
waren  die  Werkzeuge  in  den  Händen  ihrer  Leiter  und  führten 
aus,  was  der  Zufall  ihnen  auferlegte:  hier  zerstörten  sie  das 
Hans  des  unbeliebten  Bürgermeisters,  dort  warfen  sie  verhassten 
Fabrikanten  die  Fenster  ein.  —  es  war  eine  gedankenlose  Wuth 
gegen  einzelne  Pei-sonen.    Seitens  der  Liberalen  war  es  freilich 
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eine  bewusste  und  zweckverfolgende  Bewegung,  den  Arbeiteni 
kamen  die  leitenden  Ideen  nicht  zum  Bewusstsein. 

Die  sociale  Bewegung,   welche   nach    der  Revolution   in 
Gang  kam,  hatte  ihren  Ausgangspunkt  nicht  im  Arbeiterstande. 
sondern  in  der  niedersten  Klasse  des  Bürgerthums,  welche  adi 
durch   die  moderne  wirthschaftliche  und  sociale  Entwickliuu; 
bedroht  sah,   im  Handwerkerstande.    Der  Gewerbeverein  und 
später  der  Gewerberath  strebten  eine  korporative  OifranisatioD 
desselben  an,  aber  verlassen  und  ignorirt  von  Liberalen  und 
Klerikalen  wie  von  der  Regierung  eraelten  sie  keine  Resultate 
und  losten  sich  im  Jahre  1860  auf;  die  socialen  Beatrebongen 
des  Handwerks  als  Stand  nahmen   ihr  Ende.    Ein  bleibendes 
Verdienst  hat  der   Gewerberath  sich   erworben   durch    seine 
energische  Agitation  für  die  EinfOhiiing  der  gewerblichen  Unter- 
stQtzungskassen.    Die  Fabrikanten  sträubten  sich  aufe  äusseiste 
gegen   die  Vollstreckung   des  Gesetzes,   welches  ihnen   neoe 
Lasten  (ein  Drittel  der  Beiträge)  auferlegte  und  machten  ihre 
Arbeiter  aufsässig  gegen  die  ihnen  zugewandte  Wohlthat    Zwei 
Jahre  lang  vermochten  sie  die  Sache  hinzuziehen,  bis  endUcb 
von  Berlin  aus  ein  Statut  oktroyirt  und  1856  vom   Borger- 
meister  verkündet  wurde.    Die  Aufregung  der  Masse  war  eine 
ausserordentliche,  auf  dem  Kapuzinergraben  wogte   das  Volk 
auf  und  ab,  es  zog  vor  des  Bürgermeisters  Wohnung,  das 
Militär  war  konsignirt.    Zum  Glttck  blieb  die  Ruhe  gewahn 
Nur  durch  unnachsichtige  Anwendung  des  Gesetzes  gelang  es, 
die  Fabrikanten  zu  zwingen,  welche  durch  allerhand  Manörer 
dasselbe  zu  umgehen  suchten  und  noch  heute  umgel\en. 

Der  Arbeitei*stand  blieb  in  den  1860er  Jahren  die  firQhere 
einsichtslose  Masse  ohne  andere  wirthschaftliche  Herren  als 
die  Fabrikanten  und  ohne  andere  geistige  Führer  als  die 
Geistlichen.  Die  letzteren  wai-en  aufgewachsen  in  den  Tradi* 
tionen  der  guten  alten  frommen  Zeit,  sie  waren  ausschließlich 
Seelsorger,  für  welche  nur  eine  religiöse  Frage  existirte:  den 
Arbeiter  in  den  Himmel  zu  bringen;  war  dieser  gesichert,  bo 
konnte  während  der  Pilgerfahit  auf  Erden  das  knrze  Eleod 
schon  ertragen  werden.  Namentlich  die  höhere  Geistlichkeit 
und  die  Pastoren  standen  dem  Volke  fern;  waren  sie  doch 
mit  den  herrschenden  Klassen  verwandt  und  unterhielten  leb* 
hafte  gesellige  Beziehungen  zu  denselben.  Eine  solche  Stinunun? 
erhielt  sich  traditionell,  indem  geborene  Aachener  in  ihre 
Vaterstadt  vei*setzt  wurden  oder  nach  ihrer  Verabschiedung 
wieder  dahin  zogen  und  als  Einheimische  grossen  Einfluss  ge- 
wannen. Die  jQngeren  Kapläne  und  die  Landgeistlichkeit 
hatten  zwar  mehr  Berührungspunkte  mit  dem  Volke,  besassen 
aber  auf  den  Gang  der  Ereignisse  keinen  Einfluss  und  durften 
gegen  den  Willen  der  vorgesetzten  Behörden  nichts  unter- 
nehmen. Als  Massnahmen  gegen  das  Elend  galten  in  erster 
Reihe  erhöhte  Religiosität,  welche  die  irdische  Noth  der  G^en- 
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wart  vergessen  lehrt  gegenüber  den  zukünftigen  ewigen  Freuden 
des  Paradieses,  dann  in  wirtbschaftlicher  Beziehung  grösserer 
(leiss  und  Spai^samkeit ,  seitens  der  Kirche  aber  Almosen  und 
Armensuppen,  zu  welchen  sie  durch  Stiftungen  und  Geschenke 
christlich  gesinnter  Reicher  in  Stand  gesetzt  wurde.  Die 
Arbeiter  wurden  in  Kongregationen  wie  z.  B.  den  Piusvereinen 
zusammengefasst ,  Kapläne  traten  überall  an  die  Spitze  und 
erhielten  das  Volk  in  Anhänglichkeit  und  Abhängigkeit.  Das 
war  die  Staats-  und  Social  Weisheit  der  damaligen  Zeit,  sie  war 
bei  den  herrschenden  Klassen  nicht  höher  entwickelt  als  bei 
der  Geistlichkeit;  allenthalben  mangelte  es  noch  an  Verstand- 
niss  fbr  eine  Erziehung  des  Arbeiterstandes. 

Da  war  es  im  Jahre  1863,  als  Döllinger  und  1864  vor 
allem  der  Bischof  Ketteier  von  Mainz  das  Interesse  der  Geist- 
lichkeit für  die  sociale  Frage  erweckten  und  im  Anschluss  an 
das  genossenschaftliche  Princip  und  Lassalle'sche  Ideen  eine 
Bewegung  einleiteten,  welche  sich  unaufhaltsam  in  allen  Konse- 
quenzen ausprägen  wird.  Diese  vereinzelten  Anregungen  ge- 
wannen Kontinuität  durch  die  Monatsschrift  der  „Christlich- 
socialen  Blätter^,  welche  im  Jahre  1868  in  Aachen  gegiündet 
und  später  vom  Kaplan  Schings  übernommen  wurde.  Seitdem 
ist  dieselbe  das  Organ  der  für  Arbeiter  Verhältnisse  sich  inter- 
essirenden  höheren  Geistlichkeit  und  katholischen  Bourgeoisie 
geblieben,  im  Volke  selbst  und  namentlich  in  Aachen  aber 
gar  nicht  verbreitet. 

Tietgi'eifender  als  die  Presse  wirkten  die  christlich-socialen 
Vereine.  Es  waren  dies  theils  Genossenschaften,  theils  Vereine 
zur  sittlichen  und  geistigen  Hebung  der  Arbeiter,  von  Kaplänen 
im  Geiste  der  Bourgeoisie  geleitet  Anders  in  Aachen.  Hier 
gründete  im  Jahre  1869  den  Paulusverein  der  Kaplan  Eduard 
Cronenberg,  ein  Mann,  durch  Begabung  und  höhere  Bildung, 
Eneitne  und  volksthümliche  Beredtsamkeit ,  Ehrgeiz,  Schlau- 
heit und  rücksichtslose  Verfolgung  seiner  Zwecke  dazu  berufen, 
der  Führer  der  ersten  selbständigen  Arbeiterbewegung  in 
Aachen  zu  werden.  Der  Ausgangspunkt  seines  Vereins  schien 
anfangs  der  nämliche  wie  deijenige  aller  übrigen:  belehrende 
Vorträge  und  unentgeltliche  Unterrichtsstunden  fanden  statt, 
Verstorbene  wurden  mit  der  Vereinsfahne  zu  Grabe  geleitet 
und  Messen  für  sie  gelesen,  innerhalb  des  Vereins  wurden 
nach  Berufen  „Erwerbsgemeinden''  und  bei  den  Enqueten  des 
Reichskanzleramtes  Ausschüsse  gebildet,  welche  umfangreiches 
Material  gelicfeil;  haben.  Unabhängig  vom  Verein  gründete 
Cronenberg  eine  Baugenossenschaft,  um  Wohnungen  für  die 
Arbeiter  herzustellen.  Das  erste  Gebäude  war  das  Paulushaus 
mit  einem  weiten  Saale  für  4000  Pei*sonen,  in  welchem  sich 
der  Paulusverein,  der  Sänger-  und  der  Dilettantenbund  etablirten. 
Zu  den  grossaitigen  Festen,  den  dramatischen  und  Opem- 
vorsteilungen  am  Sonntag  fanden  sich  Bürger  aus  allen  Berufen 
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im  Lokale  ein,  die  Vorträge  und  Versammlungen  am  Montan: 
und  Dinstag  waren  sehr  besucht,  in  der  Glanzzeit  zählte  der 
Verein  fast  5000  Mitglieder  und  der  Name  Cronenberg  schwebt« 
auf  Jedeimanns  Lippen.  Dieser  eine  Mann  war  eine  Macht, 
welche  selbst  der  Erzbischof  von  Köln  respektiren  musste. 

Die  Socialdemokratie  wurde  völlig  ausgerottet  In  Volks- 
versammlungen zog  sie  überall  den  kurzem;  wo,  wie  am 
12.  Januar  1870,  in  der  Tonhalle  drei  Lasalleaner  aoftrateiL 
wurden  sie  von  den  Kaplänen  Cronenberg  und  Laaf  nieder- 
geredet,  im  Jahre  1877  brachten  sie  bei  der  Wahl  kaum  5«» 
Stimmen  auf,  und  noch  im  Januar  1878  konnte  die  Kölner 
Freie  Presse  schreiben:  alles  was  in  Aachen  nicht  nach  christ- 
lichem Socialismus  riecht,  ist  verpönt.  Die  liberalen  wie  die 
katholischen  Bourgeois  schimpften  weidlich  Ober  die  Social- 
demokraten;  kein  einziger  hatte  aber  den  persönlichen  Muüi 
gegen  sie  aufzutreten,  und  den  Kaplänen,  die  ihn  besassen,  fiel 
naturgemäss  die  Führung  des  Volkes  zu.  Andererseits  Buchte 
der  Paulus  verein  auch  auf  dem  Lande  Propaganda  zu  machen, 
in  Eschweiler,  in  Stolberg  und  Eupen,  wo  er  1872  für  die  an^ 
gesperrten  Arbeiter  Partei  ergriff  und  sie  mit  Geld  unterstützte. 
selbst  im  holländischen  Vaels,  wo  ihm  aber  die  Jesuiten  ent- 
gegenarbeiteten. 

Je  grösser  der  Verein  wurde,  je  häufiger  die  Arbeiter  in 
der  guten  Zeit  sich  zu  Versammlungen,  Festen,  Vorträgen  zu- 
sammenfanden,  desto  mehr  wuchs  das  Selbstgefühl  der  Masse. 
das  schlummeinde  Bewusstsein  ihrer  Solidarität  begann  sie  zu 
durchdringen  und  zu  einheitlichem  Handeln  zu  bewegen.  Von 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  und  von  tiefer  psycho- 
logischer Wirkung  wurde  der  damals  übliche  Vertragsbrucli 
Nicht  nur  das  erhöhte  Verdienst  veranlasste  zu  demselben: 
mitwirkend  war  auch  das  Streben,  die  alten  Fesseln  zu  Wen 
und  durch  oftmaligen  Wechsel  des  Arbeitgeber  die  alte  Ab- 
hängigkeit nicht  mehr  aufkommen  zu  lassen.  Das  dienstbare 
Verhältniss  wurde  dadurch  gebrochen  und  das  Selbstgefühl  de^^ 
Arbeiterstandes  ganz  ungemein  gehoben.  — 

Da  begann  der  Kulturkampf  und  damit  in  kirchlicher,  in 
wiilhschafblich-socialer  und  in  politischer  Hinsicht  innerhalb 
der  katholischen  Bevölkerung  eine  Scheidung  zwischen  ultra- 
montanen Bourgeois  und  socialistischen  Arbeiteiii  einzutreten. 

Der  ei'ste  Schritt  zur  Trennung  in  kirchlicher  Beziehung' 
wurde  bei  Gelegenheit  der  Ergebenheitsadresse  des  Klerus 
an  den  Ei'zbischof  am  30.  Januar  1873  gethan,  in  welcher  die 
zukünftigen  Massnahmen  desselben  schon  im  voraus  gutgeheissen 
wurden.  Die  Kapläne  Cronenberg  und  Dr.  Litzinger  unter- 
schrieben die  Adresse  nicht. 

In  wirthschaftlich-socialer  Hinsicht  säumte  die  Centrums- 
partei  irgend  eine  Massregel  voi*zuschlagen ,  daher  wurden  die 
Arbeiter  ungeduldig,  und  Cronenberg  begann  die  Angelegenheit 
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in^  die  eigne  Hand  zu  nehmen,  indem  er  auf  den  1.,  2.  und 
3/December  1873  einen  Kongress  der  christlichen  Arbeiter 
von  Bheinland  und  Westphalen  in  das  Paulushaus  einberi^. 
In  dem  Vorberichte  erklärte  er,  dass  mit  den  „Ghristlich-socialen 
Blättei-n" ,  deren  Redacteur  in  seiner  materiellen  Existenz 
grösstentheils  von  denselben  abhängig  sei,  freie  Männer  christ- 
lich-socialer  Richtung  sich  nicht  befreunden  könnten,  dass  femer 
die  bisherigen  Generalvei-sammlungen  der  Katholiken  sich  fast 
ausschliesslich  mit  i*eligiösen  Fragen  beschäftigt  und  auf  das 
Gebiet  der  christlichen  Karitas  beschränkt,  den  Kern  der 
socialen  Frage  aber  unbeiUhrt  gelassen,  hätten ,  und  dass  end- 
lich das  im  März  1870  in  Elberfeld  niedergesetzte  Central- 
komit^  nichts  mehr  von  sich  hören  lasse,  —  daher  müssten 
die  chvistlich-socialen  Arbeitervereine  selbständig  handelnd  auf- 
treten. 

Die  Gegenstände,  welche  auf  dem  Kongress  zur  Verhand- 
lung gelangten,  waren  sehr  mannigfaltige.    Eine  Enquete  Ober 
Arbeiterverhältnisse  seitens  der  Vereine  wurde  beschlossen  und 
theilweise  auch  ausgeführt,  obwohl  die  Resultate  nicht  ver- 
arbeitet  worden   sind.    Die  Reorganisation   der   Aimenpflege 
wurde    berathen,    die  Bildung    von   Baugenossenschaften   für 
wünschenswerth  erklärt,  die  Giiindung  grösserer  Bildungsvereine 
in  Aussicht  genommen  und  die  „Essener  Blätter"  den  Arbeiter- 
vereinen  empfohlen.    Der  Kongress  erklärte   sich  für  unver- 
kürzte Beibehaltung  der  Koalitionsfreiheit,   für  den  Normal- 
arbeitstag von  10  Stunden  in  Fabriken  und  8  Stunden  in  Berg- 
werken, —  Ueberstunden  sollten  doppelt  gelohnt  werden,  — 
für  die  Abschaffung  der  Sonntagsarbeit  und  der  Arbeit  der 
verheiratheten  Frauen,  für  die  möglichste  Einschränkung  der 
Mädchenarbeit  in  Fabriken,  für  eine  Aufbesserung  der  Gehälter 
<ler  Schullehrer,  für  eine  Theilnahme  der  Arbeiter  bei  Auf- 
stellung von  Fabrikordnungen   und  bei  Fesstellung  der  Ver- 
wendungen von  Strafgeldern,  für  eine  Reform  des  Gewerbe- 
gerichts in  dem  Sinne,  dass  ein  Jurist  als  Richter  den  Vorsitz 
führt,  die  Beisitzer  zu  gleichen  Theilen  Arbeitgeber  und  -nehmei 
sind  und  Diäten  beziehen.    Endlich  ersuchte  der  Kongress  den 
Paulusverein  zu  Aachen,  zur  Aneiferung  der  übrigen  Arbeiter- 
vereine mit  der  Errichtung  von  „Erwerbsgemeinden"  für  billigere 
Beschaffung  der  gewöhnlichen  Bekleidungsstücke  und  Nahrungs- 
mittel voi-zugehn. 

Die  Anträge  des  örtlichen  Komit6s,  d.  h.  Cronenbergs, 
waren  nicht  unerheblich  weitergehend.  Dieselben  empfahlen 
die  Produktivgenossenschaften,  forderten  ein  Verbot  der  ge- 
sammten  Frauenarbeit  in  Fabriken,  schlugen  eine  Gesammt- 
adresse  der  Arbeiter  für  die  Einfühlung  des  allgemeinen  directen 
and  geheimen  Stimmrechts  für  alle  Vertretung  vor,  sie  nahmen 
eine  allgemeine  Organisation  der  Arbeiter  über  ganz  Deutsch- 
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land  in  Aussicht,  in  der  Art  dass  die  FQhi-er  der  Vereine  h&ofit; 
ZU  Besprechungen  zusammenkommen  sollten. 

Ein  zweiter  Kongiess  am  7.  und  8.  November  1875  wieder- 
holte nur  die  früheren  Beschlüsse;  neu  angenommen  wurden 
die  Abschaffung  der  gesammten  Frauenarbeit  in  Fabriken«  die 
Errichtung  von  Bureaus  für  Auskunftertheilung  bei  Haftpflieht- 
ansprüchen  und  beim  Suchen  nach  Beschäftigung  und  Woh- 
nungen, die  Verallgemeinerung  von  Lesezimmern,  Bibliotheken 
und  Bildungsmitteln.  Alle  christlichen  Socialisten  sollten  za 
einem  Centralverein  zusammentreten,  und  die  bedeutungsvollste 
Folge  der  inzwischen  eingetretenen  Ereignisse  war:  erstens, 
dass  die  1873  gefasste  Resolution,  dass  der  Arbeiterkongress 
sich  vertrauensvoll  an  den  katholischen  Klerus  der  Arbeiter- 
gegenden wende  mit  der  Bitte  für  die  Errichtung  von  Arbeiter- 
vereinen thätig  zu  sein,  —  fallen  gelassen,  und  dass  zweitens 
empfohlen  wurde,  bei  den  Beichstagswahlen  eigene  Arbeiter- 
kandidaten aufzustellen. 

Unterdessen  war  nämlich  die  politische  Spaltung  eingetreten. 
In  Aachen  handelt  es  sich  bei  den  Reichstagswahlen  nicht  uro 
einen  Kampf  zwischen  Liberalen  und  Klerikalen;   die  ersteren 
sind  völlig  in  der  Minderheit  und  bringen  für  ihren  Kandidaten 
nur  etwa  1000  Stimmen  auf.    Am  besten  charakterisiit  sich  ihre 
Stärke  und  ihr  Einfluss  dadurch,  dass  sie  bei  den  Stadtrathswab- 
len  in  der  ersten  Klasse  siegen,  in  der  zweiten  gegen  eine  kleine 
Majorität  unterliegen  und  in  der  dritten  nur  der  Form  wegen 
einen  eignen  Kandidaten  aufstellen.    Die  Liberalen  sind  in  der 
höchsten  und  höheren  Gesellschaft  stark  vertreten  und  üben 
dadurch,  dass  sie  die  Aachen- Münchener  Feuerversicherung,  die 
Rheinische  Bahn,  die  Frankenberger  Baugesellschaft  und  andere 
Finanzinstitute  in  den  Händen  haben,   grossen  Einfluss  au^ 
Dennoch  herrschen  bei  den  Reichstagswahlen  die  Katholiken  un- 
bestritten in  der  Stadt.    Ein  kirchlicher  Gegensatz  ist  also  unter 
der  herrschenden  Menge  nicht  vorhanden,  was  ist  da  natür- 
licher, als  dass  der  sociale  Gegensatz  hervorbricht.    Der  letztere 
liess  sich  durch  den  ei*8teren  nicht  mehr  vertuschen;  die  Arbeiter 
sahen  wohl  ein,  dass  nicht  nur  „Pi-otestanten,  Juden  und  Libei-ale*" 
ihre  Gegner  waren,  sondern  auch  viele  fromme  Katholiken,  und 
dass  wenn  es  sich  ums  Geldverdienen  di*eht,  der  ultramontane 
Bourgeois  sie  nicht  besser  behandelte  wie  der   liberale.    Je 
schroffer  das  Centinim  die  kirchliche  Erbitterung  hervorkehrte, 
desto  mehr  kam  den   Führern   der   Arbeiterpaiiiei   ihre   ab- 
weichende Meinung  zum  Bewusstsein  und  kläite  sich  die  Ueber- 
Zeugung,  dass  die  socialen  Missstände  gi-össtentheils  materieller 
Natur  wären  und  die  Arbeitervereine  sich  voi-zugsweise  mit 
der  materiellen  Lage  ihrer  Mitglieder  befassen  mtlssten;  die 
Pflege  des  religiösen  Gefühls  und  Geistes  falle  in  ihr  Gebiet 
nur  soweit,  als  es  die  allgemeine  Christenpflicht  erfordere,  das 
übrige  könnten  sie  der  Kirche,  den  Kongr^ationen  und  fronunen 
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Vereinen  überlassen.  Und  die  Arbeiter  mit  ihrem  erwachenden 
Standesbewttsstsein  forderten  immer  dringender,  über  die  kirch- 
lichen Fragen  nicht  die  socialen  zu  vergessen. 

Als  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  im  Jahre  1873 
herannahten,  fordei-te  eine  Adresse  mit  2000  Unterschriften 
die  Konstantia,  den  Wahlverein  der  Gentrumspartei,  auf,  bei 
der  Auswahl  der  Kandidaten  auf  die  Wünsche  der  Arbeiter- 
hevölkerung  Rücksicht  zu  nehmen.  Diese  Adresse  wurde  völlig 
ifrnorirt  Da  wurde  bei  den  Reichstagswahlen  1874  und  1875 
^egen  Baudry  und  nach  dessen  Tode  ge^en  Biegeleben  der 
Kaplan  Gronenberg  aufgestellt,  gelangte  aber  nicht  einmal  in 
die  engere  Wahl.  Gleichviel,  die  Spaltung  war  vorhanden. 
Während  in  der  Grefeld-Gladbacher  Gegend  die  gesammte 
katholische  Bevölkerung  auf  der  Basis  gemeinsamer  kirchlicher 
und  socialer  Interessen  treu  und  fest  zusammensteht,  ist  in  der 
rein  katholischen,  grossen  Fabrikstadt  Aachen  der  Klassen- 
iregensatz  aufgeplatzt.  Die  äussere  Veranlassung  hat  die  falsche 
Taktik  der  Konstantia  gegeben,  welche  fünf  Mal  nach  einander 
Kandidaten  aufstellte,  die  der  Arbeiterschaft,  ja  sogar  dem 
Handwerkei-stande  missliebig  waren.  Diese  falsche  Taktik  ist 
von  heiTorragenden  Parteigenossen  scharf  getadelt  worden,  sie 
wird  erst  verständlich,  wenn  man  die  Zusammensetzung  der 
Centrumspaitei  in  beiden  erwähnten  Gegenden  vergleicht.  Sie 
ist  nicht  dort  wie  hier  die  gleiche;  dort  ist  sie  die  katholische 
Volkspailei ,  in  Aachen  die  ultramontane  Bourgeoispartei  und 
die  Konstantia  ihre  Vertretung. 

Welche  Vorwürfe  waren  es  denn,  welche  die  Konstantia 
gegen  Gronenberg  erhob,  und  durch  die  sie  ihr  feindseliges 
Verhalten  motivirte?  Zunächst  beschuldigte  sie  den  Kaplan, 
die  Vergnügungen  im  Paulushause  zu  grossartig  gestaltet  und 
damit  den  Luxus  der  Arbeiter  künstlich  aufgezogen  zu  haben. 
In  .der  That,  wenn  man  auch  nur  von  ganzem  Herzen  damit 
sjmpathisiren  kann,  dass  anständige  Vergnügungslocale  den 
Arbeitern  geschaffen  werden,  wo  diese  unter  Aufsicht  von 
Geistlichen  den  Sonntag  genussvoll  verbringen  können,  so  lässt 
sich  doch  nicht  verkennen,  dass  durch  jene  Theater-  und 
Opemvoi'stellungen  die  Fordeiningen  eines  einfachen  Geschmacks 
unnatürlich  hinaufgeschraubt  wurden.  Andererseits  darf  man 
nicht  vei*gessen,  dass  damals  Massen  von  Tingel-Tangeln  ob- 
scönster  Art  in  der  Stadt  eröffnet  wurden,  zu  denen  man  die 
Arbeiter  getrieben  hätte,  wenn  im  Verein  nichts  Anziehenderes 
geboten  worden  wäre.  Ferner  hatte  man  durch  Intriguen  aller 
Art  Gronenberg  die  Aufsicht  über  den  Dilettantenbund  ge- 
nommen; dieser  hatte  sich  selbständig  losgelöst  und  führte, 
um  die  Schulden  des  Paulushauses  zu  decken,  gegen  Eintritts- 
geld für  alle  Einwohner  der  Stadt  auf,  was  er  wollte.  End- 
lich wurde  der  Saal  zu  Hochzeiten.  Bällen  und  andern  Lust- 
barkeiten an  verschiedene  Gesellschaften  venniethet.    Alle  diese 
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Feste  wurden  von  einer  feindseligen  Presse  als  Arbeiterfeste 
bezeichnet.  Der  eigentlich  durchschlagende  Vorwuif  war  ein 
anderer,  nämlich  der,  dass  Cronenberg  eine  selbständige 
Arbeiteipaitei  gegründet  hatte,  mit  eignen  Zielen  und  befreit 
von  der  ultramontanen  Bourgeosie  und  Geistlichkeit  Die 
Hii-ten  sahen  ihre  Schäfchen,  die  schüchternsten  und  folgsamsten 
am  Rhein,  über  Stock  und  Stein  einem  neuen  Leithammel 
nachrasen,  ohne  mehr  auf  ihre  Stimme  zu  hören.  Abgesehen 
von  allen  frommen  Redensarten  darüber,  dass  die  Religiosität 
zu  sehr  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden,  —  diese  Selb- 
ständigkeit der  katholischen  Arbeiterschaft  war  die  Quintessenz 
ihrer  Voi'würfe. 

Im  Jahre  1873  wäre  die  Kluft  noch  zu  überbrücken  ge- 
wesen, aber  weder  Ci*onenberg  auf  dem  Gipfel  seiner  Macht 
wollte  seine  selbständige  Stellung  auch  nur  im  geringsten  auf- 
geben, noch  die  Gegenpailei  wenigstens  eine  richtigere  Taktik 
befolgen;  beiderseits  verschmähte  man  es,  eine  ernstgemeinte 
Versöhnung  zu  suchen.  Es  begann  statt  dessen  ein  geheimer 
Kampf,  in  welchem  mit  allen  Mitteln  der  Intrigue  der  eine 
Gegner  den  andein  zu  vernichten  und  dieser  sich  zu  behaupten 
suchte,  —  ein  um  so  widerwärtigeres  Schauspiel,  als  der  Kampf 
einzig  gegen  eine  Pei-son,  gegen  Cronenberg,  gerichtet  erscheint. 

Das  hatte  in  der  Zusammensetzung  der  Partei  seinen 
Grund.  Wer  bildete  dieselbe?  Die  Arbeiter!  Diese  wissen 
aber  nichts,  sie  wollen  nur  die  Verbesserung  ihrer  Lage  und 
folgen  blind,  wem  sie  ihr  Vertrauen  schenken  oder  dem,  der  Macht 
über  sie  hat.  Nur  ein  kleiner  Kaufmann,  der  seine  Eitelkeit 
dadurch  befriedigt,  dass  er  den  Wühlhuber  spielt,  und  ein 
stiller,  sehr  braver  Weber,  Namens  Breuer,  übeiragen  die 
Masse;  der  Paulusverein  wie  die  Arbeiterpartei,  das  war  — 
Cronenberg.  Die  Kapläne,  die  neben  ihm  wirkten,  waren  leicht 
zu  gewinnen,  Laaf  war  der  letzte,  der  im  Jahre  1877  ihn  ver- 
liess;  nur  einer  hat  bis  zuletzt  treu  an  seiner  Seite  oder  viel- 
mehr hinter  ihm  gestanden,  der  Kaplan  Litzinger.  Dieser 
Doctor  der  Theologie,  in  seiner  Erscheinung  der  rechte  Stuben- 
gelehrte, in  seinen  Lebensgewohnheiten  der  wahre  schwäbische 
Magister,  aber  ein  ladikaler  und  kühner  Denker  und  an  Bildung 
und  Geist  Cronenberg  tiberlegen,  der  in  früheren  Jahren  woU 
auch  mitunter  in  die  Oeffentlichkeit  trat,  und  namentlich  wenn 
er  angeginffen  wurde,  mit  echt  westphälischen  Grobheiten  seinen 
Gegnern  in  der  Presse  zu  Leibe  ging,  gab  häufig  im  Hinter- 
gininde  die  Feldzugspläne  und  Ideen  an.  Aber  voiiie  auf  der 
Bresche  kämpfte  Cronenberg,  „der  Kaplan'',  wie  er  in  der 
Stadt  heisst,  eine  grosse  starke  Priesterei'scheinung  mit  listigem 
Gesichte,  mit  vorgeblich  kurzsichtigen  Augen,  denen  aber  nichts 
entgeht,  und  mit  einer  sonoren  Stimme,  die  durch  treffenden 
Witz  in  Aachener  Mundart  die  Massen  elektrisirte ;  —  ihn  gsJt 
es  zu  stürzen.  — 
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Zunächst  wurde  die  kirchliche  und  politische  Rechtgläubig- 
keit der  Kapläne  Gronenbei-g  und  Dr.  Litzinger  verdächtigt 
und  beide  vor  den  Erzbischof  citii-t.  Der  letztere  Kaplan 
forderte  nach  kanonischem  Recht  die  Konfrontation  mit  seinen 
Anklägern  und  den  Nachweis  dessen,  was  er  denn  Schädliches 
gesagt  habe.  Beides  konnte  nicht  geschehen;  der  Erzbischof 
erklärte  einfach,  den  Denuncianten  mehr  zu  glauben,  als  dem 
Beklagten.  Sie  trennten  sich  in  der  höchsten  Aufregung  und 
Dr.  Litzinger  schickte  von  Aachen  aus  Zeugnisse  Ober  seine 
kirchliche  Rechtgläubigkeit  mit  114  Unterschriften  von  Ge- 
meindegliedem  und  über  seine  politische  Thätigkeit  vom  Polizei- 
präsidenten ein,  welch'  letzterer  sogar  seinen  veimittelnden 
Einfluss  belobte.  Beide  Männer  erhielten  einen  strengen  Ver- 
weis; weiter  hatte  das  keine  Folgen,  da  mit  Beginn  des  Kultur- 
kampfs die  Zeit  vorüber  war,  wo  man  sich  der  unbequemen 
Kapläne  durch  einfache  Versetzung  hätte  entledigen  können. 
Den  finanziellen  Sturz  führte  Cronenberg  selbst  herbei. 
Im  Jahre  1873  war  mittlerweile  die  allgemeine  Geschäftskrisis 
eingetreten,  alle  Finanzinstitute  wurden  mehr  oder  weniger 
davon  in  Mitleidenschaft  gezogen,  auch  die  Baugenossenschaft 
zum  heiligen  Paulus  hatte  ihre  Operationen  über  Veimögen 
ausgedehnt.  Theils  von  Ehrgeiz,  theils  vom  Bestreben  geleitet^ 
die  Arbeiterbewegung  einheitlich  zu  gestalten,  hatte  Cronen- 
berg sämmtliche  Geschäfte  in  seiner  Hand  vereinigt;  dieser 
Au^abe  zeigte  er  sich  aber  gar  nicht  gewachsen.  Er  liess  es 
zu,  dass  Kassen  vei*schiedener  Institute  Wechsel  auf  einander 
zogen;  ein  Wirrwan*  trat  allenthalben  ein  und  die  finanzielle 
Lage  wurde  sehr  bedenklich.  Das  war  eine  erwünschte  Ver- 
legenheit, —  im  Jahre  1874  wurde  die  grösste  Hypothek  von 
17000  Thaleiii,  welche  vom  fi-üheren  Besitzer  stehen  gelassen 
wai'en,  gekündigt.  Fand  sich  nun  keine  Deckung,  so  fiel  die 
Baugenossenschaft,  das  Paulushaus,  der  Verein! 

Zwei  Wege  gab  es,  Geld  zu  beschaffen.  Ci*onenberg  hatte 
in  Duisburg  mit  dem  Freiherrn  von  Sch.-A.  und  an  einem 
andern  Orte  mit  anderen  hei*von*agenden  Parteihäuptem  Unter- 
redungen, in  welchen  ihm  Hülfe^  zugesagt  wui-de  unter  der  Be- 
dingung, dass  er  in  Zukunft  niemals  wieder  einen  Verein  oder 
ein  Blatt  leiten  sollte.  Damit  hätte  Cronenberg  seine  Sache 
vöUig  aufgegeben,  er  schlug  daher  einen  anderen  Weg  ein. 
Der  Kulturkampf  stand  damals  in  voller  Blüthe,  die  Regierung 
und  die  Liberalen  waren  auf  dem  linken  Rheinufer  ganz  ver- 
lassen, —  wie  war  es,  wenn  in  der  schwärzesten  Stadt  eine 
Partei  die  Oberhand  gewann,  welche  in  kirchlicher  Hinsicht 
keinerlei  Opposition  machte  und  die  Ultramontanen  beschuldigte, 
über  ihre  hierarchischen  Gelüste  das  Wohl  des  Volkes  zu  ver- 
Mchl'ässigen !  ?  Die  Verhandlungen  kamen  in  Gang,  —  Cronen- 
berg war  in  Berlin ,  wie  es  hiess ,  um  für  seine  Baugenossen- 
schaft die  Aufhebung  der  Solidarhaft  zu  erwirken,  —  er  suchte 
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Windhorst  nicht  auf,  —  ein  Privatmann  von  sehr  bekannten 
Beziehungen  fand  sich  in  Aachen,  der  das  Geld  auf  sichere 
Hypothek  hergab,  —  momentan  konnte  Cronenberg  auf- 
athmen.  Dr.  Litzinger  führte  in  einer  Rede  aus,  dass  wie  der 
Staat  nothleidende  Bahnen  unterstütze,  er  auch  die  Pflicht 
habe,  nothleidenden  Arbeitergenossenschaften  zu  Hülfe  zu 
kommen. 

Der  Hauptschlag  war  parirt ,  aber  die  Unternehroung 
ti-ug  den  Keim  zu  einer  chronischen  inneren  Krankheit  in  sich. 
Das  Statut  der  Baugenossenschaft  war  nämlich  so  mangelhaft 
und  nachlässig  abgefasst,  dass  es  die  Kündigung  der  Einlagen 
zuliess;  es  war  daher  üblich,  dass  die  Genossen  ihr  Geld  im 
Nothfall  herausnahmen  und  später  wieder  hineinlegten.  Je 
schärfer  die  Krisis,  desto  häufiger  wurden  die  Kapitalzurück- 
ziehungen, immer  misstrauischer  die  Genossen,  immer  drängen- 
der suchten  sie  ihre  Einlas:en  zu  retten.  Kaum  war  Geld  in 
der  Kasse,  um  die  Rechnungen  von  Handwerkern  und  Kauf- 
leuten zu  bezahlen,  so  wurden  Kapitalien  gekündigt;  in  den 
Jahren  1874  und  1875  lief  ihre  Summe  auf  18000  Thaler  an. 
Die  Geldverlegenheiten  wuchsen  dem  Director  der  Genossen- 
schaft, Cronenberg,  über  den  Kopf,  und  um  die  besorgten  Ge- 
nossen vor  weiteren  Kündigungen  abzuhalten,  mag  er  die  Lage 
der  Unternehmung  als  weniger  bedrängt  dargestellt  haben; 
laut  dem  am  9.  November  1878  gefällten  ürtheil  soll  er  zwei- 
mal durch  Erregung  von  Irrthum  das  Vermögen  von  Arbeitei-n 
um  Geldbeträge  beschädigt  und  nach  §.  263  des  R.-St.-G.-B. 
sich  des  Betruges  schuldig  gemacht  haben,  —  was  aber  da- 
mals nicht  in  die  Oeffentlichkeit  drang.  Endlich  zog  ein  Vor- 
mund für  sein  Mündel  die  Einlage  von  1000  Thalem  zurück, 
die  Genossenschaft  konnte  sie  nicht  zahlen  und  wurde  am 
1.  Januar  1876  fallit  erklärt. 

Diesen  Sieg  galt  es  auszunutzen.  Ein  vorgeschobener 
Mann  machte  den  Genossenschaftern  klar,  dass  die  Unter- 
nehmung nicht  gerettet  werden  könnte,  solange  Cronenberg 
an  der  Spitze  bliebe.  Es  begannen  die  geheimen  Intriguen  zu 
spielen,  Cronenberg  wurde  ein  Institut  nach  dem  andern  aus 
der  Hand  gewunden,  der  Vorstand  von  der  Konstantia  gewonnen 
und  dem  Präses  unmöglich  gemacht,  mit  demselben  fortzu- 
arbeiten. Er  forderte  daher  die  Neuwahl  des  Vorstandes,  fiel 
aber  damit  auf  der  Generalversammlung  des  Vereins  durch 
und  legte  in  Folge  dessen  sein  Amt  nieder  in  der  sicheren 
Hoffnung,  wiedergewählt  zu  werden.  Das  wäre  auch  gewiss 
geschehen,  zahlreiche  Adressen  bestürmten  den  Voratand,  eine 
neue  Generalvei'sammlung  einzubemfen ,  was  nach  dem  Statut 
geboten  war,  aber  jener  blieb  fest  und  gab  keine  Gelegenheit, 
den  Feind  wieder  an  die  Spitze  zu  bringen.  So  fiel  Cronen- 
berg am  5.  April  1876.  Der  von  der  Konstantia  vorgeschlagene 
Kaplan  Teus  trat  nunmehr  an  die  Spitze,  blieb  mit  dem  Paulus- 
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verein  im  Panlushause  und  gab  die  Wochenschrift  „Der  Arbeiter- 
freund^'  heraus;  Kaplan  Cronenberg  zog  mit  seinen  Getreuen 
in  das  Local  von  Paulussen,  wo  er  seinen  Paulusverein  mit 
der  Wochenschrift  „Paulus**  fortsetzte. 

Nach  diesen  Ereignissen  in  den  Jahren  1874 — 1876  kam 
im  Januar  1877  die  Reichstagswahl  heran  und  trotz  aller 
Niederlagen  Cronenberg's  erhielt  sein  Kandidat,  der  Kaplan 
Laat  4114  Stimmen  gegen  4192,  welche  auf  Herrn  von  Biege- 
leben fielen.  Ja  der  ei'stere  hätte  sogar  mit  Hülfe  der  Liberalen 
gesiegt,  wenn  er  nicht  hätte  erklären  lassen,  der  Centrums- 
partei beitreten  zu  wollen.  Das  musste  er  der  Arbeiter  wegen 
thun,  um  nicht  als  Religionsverächter  zu  erseheinen  und  da- 
durch viele  Stimmen  einzubüssen,  «während  Cronenberg  seiner- 
seits eröffnete,  jener  Pailei  fem  zu  bleiben,  seiner  anderen 
Beziehungen  und  Verpflichtungen  wegen. 

Die  Wahl  des  christüch-sociälen  Arbeite»  Stötzel  in  Essen, 
die  git>8se  Stimmenzahl  Laaf  s  in  Aachen,  die  verhältnissmässige 
Erk^tung  gegenQber  den  kirchlichen  Fragen,  die  drohende 
Allianz  mit  der  Regieniug,  —  alles  das  gab  der  Centrums- 
partei zu  denken.  Sie  musste  heraus  mit  ihrem  socialpolitischen 
Programm,  wenn  ihr  im  eigenen  Lager  di6  ungeduldigen 
Arbeiter  nicht  über  den  Kopf  wachsen  sollten.  Es  fiel  um  so 
leichter,  dasselbe  arbeiterfreundlich  zu  gestalten,  als  die  Mit- 
glieder der  Partei  vielfach  Vertreter  rein  agrarischer  Bezirke 
mit  patriarchalischen  Verhältnissen  oder  von  Industriegegenden 
mit  liberalen  Fabrikanten  sind,  Hochtorys,  die  den  Kapitalisten 
gern  einen  Schaden  zufügen,  und  auch  überzeugte  Demokrateni 
und  Arbeiterfreunde.  Dennoch  bedmfte  es  mühsamer  Kom- 
promisse, um  das  Programm  zu  Stande  zu  bringen,  es  acceptirte 
im  Wesentlichen  die  Forderungen  der  christlichen  Socialisten 
und  Graf  Galen  war  es,  der  dasselbe  in  seiner  bekannten  Rede 
von  der  Tribüne  des  Reichstags  herab  verkündigte.  Soviel 
hatte  noch  keine  der  andern,  nicht  socialistischen  Parteien  itt> 
Aussicht  genommen!  Mit  diesem  Coup  stand  das  Centnim 
auf  der  Höhe  der  Situation,  es  hatte  wieder  festen  Boden  in 
allen  treu  gebliebenen  Fabrikbezirken,  denen  es  aUes  bot,  was 
man  f&glich  nur  versprechen  kann;  bei  der  Berathung  der 
Gewerbeordnung  und  der  Gewerb^erichte  legten  seine  Redner 
den  ernstesten  Eifer  an  den  Tag  und  in  Gladbach  steht  an* 
der  Spitze  der  Partei  sogar  ein  Fabrikant,  gleich  glücklich  als 
OeBchftftsmann  wie  ideal  und  aufopferungsvoll  als  Arbeitgeber. 
Nun  galt  es,  auch  in  Aachen  die  Gegner  zu  gewinnen. 
I)ie  Situation  war  nicht  ungünstig,  die  Arbeiter  in  Folge  der 
schlechten  Zeit  ohne  viel  Selbstgefühl  und  Muth,  viele  erbittert 
iu  Folge  des  Falliments  und  voll  Misstrauen  gegen  Gronen- 
beig,  der  Verein  zerspalten  und  die  Kapläne  in  voller  Thätig- 
keit  Das  auserwählte  Rüstzeug  im  Kampfe  gegen:  die  selb- 
händige  Arbeiterpartei  ist  der  Kaplan  Teus  mit  seinem  Verein,. 
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durch  welchen  die  Arbeiter  der  Eonstantia  aUmählieh  wieder 
zugeführt  werden  sollen.  Er  ist  der  Mann  dazu.  An  ach 
völlig  unbedeutend  und  mit  der  Arbeiterfrage  nicht  vertnat 
(„ich  verstehe  von  der  socialen  Fi-age  keine  Bohne^,  lautet  mn 
eigner  gewählter  Ausdruck),  weiss  er  weder,  was  er  will,  nock 
was  er  Verschiedenes  von  den  Andern  will;  er  will  mit  dem 
Munde  AUes,  in  Wirklichkeit  nur  das,  was  ihm  die  Konstantia 
dictirt.  Sein  Verein  zählte  im  Sommer  1878  nach  eigeoeo 
Angaben  600  Mitglieder,  nach  denen  seiner  Gegner  kanm  l^), 
und  auch  diese  sind  wieder  in  sich  zerfallen,  z.  B.  hat  der 
Dilettantenbund  sich  ganz  selbständig  hingestellt 

Noch  hielt  Gronenberg  den  Kopf  empor.  Da  wurde  gegen 
ihn  ein  Stoss  geftthit,  tief  bis  ins  Herz  hinein.  Eine  Deonn- 
dation  lief  ein,  zuei-st  nur  dem  Gericht  und  der  Polizei  bekannt 
dann  flüsternd  von  Mund  zu  Mund  gehend,  bald  schon  vertrao- 
lieh  in  der  Weinstube  erzählt,  endlich  aus  den  Kmsen  der 
Eingeweihten  in-  das  Volk  dringend:  Cronenbei^r  hätte  sieb 
widernatürliche  Unzucht  zu  Schulden  kommen  lassen. 

Bei  dieser  Sachlage  wurde  die  Arbeiterpaitei  durch  die 
Neuwahl  am  30.  Juni  1878  überrascht  Nicht  einmal  ein  eigner 
Kandidat  war  aufzutreiben,  Cit>nenberg  selbst  war  onmöglicb. 
Laaf  krank  und  Litzinger ,  der  kluge ,  entschuldigte  sich  gleich- 
falls mit  Krankheit;  man  verfiel  auf  die  sonderbarsten  Kandi- 
daturen, um  die  Liberalen  zu  gewinnen,  doch  diese  verhidteo 
sich  äussei'st  misstrauisch.  Da  stellte  man  in  letzter  Stunde 
den  Weber  Breuer  auf,  der  natürlich  keine  Autorität  unter 
seinen  Standesgenossen  besass  und  nur  etwa  800  Stinunen  er- 
hielt   Die  katholische  Arbeiterpartei  war  verschwunden! 

Man  liess  den  Muth  nicht  sinken.  Gerade  jetzt  eriedi^^ 
sich  eine  lange  hingeschleppte  Angelegenheit  zu  Gunsten  Cronco- 
bei'gs:  das  Paulushaus  wurde  am  8.  August  verkauft  und  p- 
langte  in  die  Hände  desselben  Mannes,  der  die  erste  grosse 
Hypothek  an  sich  gebracht  hatte.  Das  konnte  entscheidend 
wirken.  Nur  vom  Paulushause  aus  war  eine  eifolgreicbe 
Agitation  möglich ;  das  hatten  beide  Gegner  erkannt  und  daher 
gesucht,  es  an  sich  zu  bringen.  Gronenberg  hatte  gesiegt  un^ 
hoffte  nun,  einen  Verti*ag  mit  dem  Besitzer  zu  schliessen,  vo- 
nach  er  persönlich  das  Haus  und  die  Verpflichtung  übeinahm. 
die  Gläubiger  allmählich  zu  befriedigen ;  das  letztere  wäre  dann 
je  nach  der  Liebenswürdigkeit  der  Genossen  ihm  gegenOber 
geschehen  und  er  hätte  ein  Mittel  in  Händen  gehabt,  auch  di^ 
Gegnei*  sich  gefügig  zu  erhalten.  Zwar  musste  Teus  mit  sdnem 
Yei*ein  das  Lokal  räumen ;  aber  der  Besitzer  war  vorsichtig,  er 
wartete  die  Verhandlungen  des  Zuchtpolizeigerichts  ab  und 
der  Kaplan  Cronenbei-g  wurde  am  9.  November  1878  für  die 
in  den  Jahren  1873/74  verübten  zwei  Fälle  von  Betrug  (§.  263» 
und  wegen  widernatürlicher  Unzucht  (§  175  des  R.-St-G.-B. 
zu  vier  und  acht  Monaten,  zusammen  zu  einem  Jahr  Geftn^' 
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iiiss  venirtheilt  Diese  Strafe  wurde  am  22.  Januar  1879  von 
der  Appellkammer  auf  zwei  Jahre  verschärft  und  die  Aber- 
kennung der  bürgerlichen  Ehrenrechte  auf  die  Dauer  von  fünf 
Jahren  hinzugefügt,  der  Kaplan  sofort  in  das  Gefängniss  ab- 
geführt Der  Process  deckte  eine  Reihe  von  UnsitÜichkeiten 
auch  bei  den  Gegnern  auf;  der  Denunciant  belastete  sich  selbst 
oiit  der  nämlichen  widerwärtigen  Unzüchtigkeit,  deren  er  Gi*o- 
nenberg  anklagte;  zwei  andere  Männer  wurden  wegen  noch 
schlimmerer  Verbrechen  auf  drei,  bezw.  sechs  Jahre  Zuchthaus 
vemilheilt  Sollte  das  Obertribunal  nun  auch  eine  Aenderung 
im  Urtbeil  eintreten  lasen,  —  mit  dem  Führer  ist  die  Partei 
vernichtet!  Das  Drama  des  katholischen  Socialismus  in  Aachen 
ist  zu  Ende! 

Ein  tragisches  Schicksal  schwebt  über  den  Geistlichen, 
wenn  sie  sich  an  die  Spitze  socialpolitischer  Bewegungen  stellen. 
In  Berlin  hat  ein  evangelischer  Prediger  einen  seiner  Helfershelfer 
als  Spitzbuben  entlarvt  gesehen,  in  Aachen  ist  ein  katholischer 
Kaplan  wegen  zweierlei  vergehen  verurtheilt  worden,  —  beide 
Bewegungen  sind  in  der  öffentlichen  Meinung  gerichtet.  Und 
doch,  trotz  seiner  sittlichen  Verschuldung,  ist  der  Kaplan  oder 
ist  der  Ho^rediger  imponirender  als  socialpolitischer  Agitator? 
Dieser,  in  der  Nähe  des  Kaisers,  inmitten  einer  feudalen  Ge- 
sellschaft, unterstützt  von  der  Blüthe  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft,  vertrat  vor  einem  Volke,  das  an  selbständige» 
Denken  gewohnt  ist,  ein  starres  Christenthum  und  eine  Monarchie, 
der  er  nöthigen  Falls  einen  socialpolitischen  Staatsstreich  zu- 
zumuthen  schien.  Jener,  allein,  ein  einsamer,  machtloser, 
bemisstrauter  Kaplan,  Glied  einer  Hierarchie,  aus  deren  straff 
disdplinirten  Reihen  keiner  ungestraft  heraustritt,  Feind  einer 
Gesellschaft,  die  über  alles  verfügt,  was  ihm  fehlt  an  Geld- 
mitteln und  geistigen  Kräften,  Führer  eines  Volkes,  so  unwissend 
und  so  fuiatisch,  wie  kein  anderes,  durch  die  Traditionen  seiner 
Familie  zur  Rache  an  den  Jesuiten  gedrängt,  kirchlich  frei- 
sinniger als  seine  Glaubensgenossen  in  der  Stadt,  verfocht  er 
demokratische  und  arbeiterfreundliche  Principien  und  empfahl 
die  religiöse  Toleranz.  Mancher  Zug  im  katholischen  Socialis- 
mus berührt  sympathischer  als  im  evangelischen,  man  könnte 
&8t  bedauern,  dass  sein  streitbarer  Führer  keinen  grossem 
siilfichen  Gehalt  besass. 

Die  Todesstunde  der  sterbenden  Partei  war  die  Geburts- 
stunde  einer  neuen.  Am  Abend  des  30.  Juni  wurde  der  guten 
Stadt  Aachen  verkündet,  dass  &st  tausend  Stimmen  für  den 
protestantisch-atheistischen  Socialdemokraten  Bebel  abgegeben 
waren.  Es  war  diesmal  die  Noth  so  drückend,  der  zarte 
Breuer  konnte  nicht  genügen  und  besass  das  öffentliche  Ver- 
trauen nicht;  die  gdieime  Agitation  war  vorzüglich,  in  jede 
Proletarierwohnung  wurde  der  Wahlaufhif  getragen,  der  so 
geschickt  abgefosst  war,  dass  die  Socialdemokraten  als  einzige 
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Vertreter  der  Fi*eiheit  erschienen;  jedes  Haus,  wo  ein  kleinei: 
Beamter  oder  ein  ultramontaner  Arbeiter  wohnte,  war  sorg- 
lich vermieden.  Bebel  erhielt  die  Stimmen  der  Arbeiter,  nicht 
etwa  weil  diese  überzeugte  Anhänger  der  socialdemokratischen 
Lehren  sind,  —  soweit  reichen  ihre  Gedanken  nicht,  —  sondern 
weil  er  der  Kandidat  einer  energischen  socialen  Opposition 
war.  Da  sich  meines  Wissens  keine  Persönlichkeit  finden  wird, 
den  katholischen  Socialismus  fortzusetzen,  so  hat  dieses  vor- 
bereitende, relativ  sehr  gemässigte,  socialreformatorische  Stadium 
der  Arbeiterbewegung  definitiv  sein  Ende  erreicht ;  wenn  nicht 
ein  gänzlicher  Umschwung  eintritt,  so  gehört  die  Zukunft  in 
Aachen  der  socialrevolutionären  Arbeiterpartei. 

Vielleicht  wird  es  gelingen,  eine  selbständige  Arbeiter- 
bewegung niederzuhalten,  und  eine  kleine  Gruppe  von  Männern 
würde  es  gewiss  zu  Stande  bringen,  —  die  Jesuiten;  aber  die 
Masse  der  Arbeiter  zur  ultramontanen  Bourgeosie  hinüberzu- 
ziehen, wird  wohl  nie  mehr  gelingen.  Dieselben  beurtheilen 
die  Centrumspartei  nach  ihrer  Vertretung  am  Orte,  nach  der 
Konstantia.  Und  wenn  schon  jener  gegenüber  Zweifel  erhoben 
sind  an  der  Dauer  ihrer  wirthschaftlichen  und  socialpolitischen 
Besti-ebungen  und  an  der  Lauterkeit  ihrer  Motive,  so  behaupten 
die  Arbeiter,  diese  müsse  nur  gezwungenermassen  in  der 
socialen  Frage  folgen,  weil  sie  es  in  der  kirchlichen  thue;  im 
Grunde  sei  das  nur  Spiegelfechterei  und  darauf  berechnet,  sie 
ins  Schlepptau  zu  nehmen,  um  sie  hernach  um  ihre  Fordeiiingen 
zu  prellen.  Das  Vertrauen  der  Arbeiter  in  die  Konstantia  ist 
gründlich  erachüttert.  Vielleicht  nicht  mit  Unrecht;  geben 
doch  schon  jetzt  angesehene  Stadtverordnete  zu,  dass  nach 
dem  Aufhören  des  Kulturkampfs  die  Partei  als  eine  konservative 
wenn  auch  ihren  Principien  treu  bleiben,  so  doch  behutsamer 
vorgehen  müsse. 

Grund  zum  Misstrauen  haben  die  Arbeiter  jedenfalls,  noch 
mehr  aber  Grund  zur  Unzufriedenheit  mit  ihrer  wirth- 
schaftlichen und  socialen  Lage,  wie  ich  das  wohl  hinreichend 
bewiesen  zu  haben  glaube.  Darauf  beruht  der  Klassengegen- 
satz. In  Aachen  hat  er  sich  später  als  in  anderen  Arbeiter- 
städten zu  vollem  Bewusstsein  herausgebildet,  aber  er  hat  sich 
doch  endlich  entwickelt,  und  mag  man  Cronenberg  deshalb 
loben,  mag  man  ihn  tadeln:  er  war  ein  Wecker  des  Volkes. 
Je  mehr  das  Klassenbewusstsein  erstarkt,  wird  mit  der  Zeit 
auch  der  Gegensatz  sich  verschärfen  und  die  Arbeiterbewegung 
kann  in  Aachen  um  so  gefährlicher  werden,  je  grösser  dort 
die  Unwissenheit  und  Unselbständigkeit,  die  Feigheit  und 
Brutalität  und  daher  auch  der  blinde  Fanatismus  der  Massen  ist 
Dann  wird  vielleicht  die  Cronenberg'sche  Zeit  als  ein  Ideal  von 
Mässigung  erscheinen.  Einzig  die  Regierung  hat  es  rechtzeitig 
erkannt,  wie  wichtig  es  ist,  eine  solche  Bewegung  in  massvoUen 
Grenzen  und  in  der  Hand  gebildeter  Männer  zu  erhalten. 
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Man  wird  sich  entwöhnen  müssen,  jede  selbständige  Arbeiter- 
bewegung lediglich  auf  die  schlechten  Leidenschaften,  auf  Bos- 
heit, Hass  und  Neid  zurttckzufuhren ;  in  Aachen  wurzelt  sie  in 
der   jammervollen   socialen   und    wirthschaftlichen  Lage   der 
Massen  und  in  ihrem  Misstrauen  gegen  die  besitzenden  Klassen. 
Ist  dasselbe  ganz  ungerechtfertigt?    Haben  die  letzteren  ihre 
Pflicht  gegenüber  den  Arbeitern  immer  gethan?    Einzig  die 
jüngere  Geistlichkeit  bemüht  sich  nach  Kräften,  aber  auch  sie 
steht  rathlos  dem  grossen  Problem  der  socialen  Frage  gegen- 
über  und   weiss   noch   nicht   recht   Hand   anzulegen.      Der 
Fabrikantenstand  aber  und  die  übrige  höhere  Bourgeoisie  haben 
wenig  gethan;   sie  kennen  nicht  die  Ehrenpflicht,  ihren  Besitz 
und  BÖdung  in  den  Dienst  der  niedem  Klassen  zu  stellen. 
!Es  klingt  wie  Ironie,  dass  in  dem  katholischen  Aachen  die 
grossartigen  Stiftungen  der  Aachen-Münchener  Feuerversiche- 
rung, vor  allem  der  segensreiche  Verein  zur  Beförderung  der 
Arbeitsamkeit  mit  seinen  Prämien-,  Spar-  und  Pensionskassen 
und  Kinderbewahranstalten  die  geniale  Gründung  des  Libera- 
len   Hansemann  sind   und    auch   heute   noch   von  Liberalen 
geleitet  werden.    Ich  greife  nicht  die  gesammte  Centrumspartei 
an,  aber  die  Geschichte  wird  scharf  unterscheiden  zwischen 
der  katholischen  Volkspartei  in  der  Crefeld-Gladbacher  Gegend 
und  der  Konstantia,   der  ultramontanen  Bourgeoispartei   in 
Aachen,  —  über  diese  wird  sie  ihr  Schuldig  sprechen  müssen. 
Die  Beurtheilung  von  politischen  Parteien  wie  der  Menschen 
hat  den  gleichen  Massstab :  Nicht  die  Rechte,  welche  ein  Mensch 
ausfibt,  sondern  die  Pflichten,  welche  er  sich  selbst  aitferle^, 
verleihen  ihm  den  Werth! 


Anlagen. 


I. 

BesehSftignng  Jugendlicher  Arbeiter  Im  Begleniiig»- 

bezirk  Aaehen. 


Jahr 

Tuch- 
F»brik«n 

jngendL 
Arbeiter 

Lohn- 
Spinnereien 

jvgoodL 
Arbeiter 

Streicb- 

gtra-Spin* 

nereien 

jvfeadL 
Arbeiter 

Hadel- 

Fabri- 

kea 

ArMM 

1871 

60 

815 

23 

178 

14 

235 

r    18"~T  403 

1872 

62 

850 

26 

200 

18 

221 

18       iSS 

1878 

72 

930 

28 

216 

14 

286 

20        464 

1874 

70 

900 

27 

200 

14 

220 

20        440 

1875 

67 

856 

25 

198 

14 

224 

22        460 

1876 

63 

628 

19 

106 

18 

161 

22    1    404 

1877 

62 

898 

17 

82 

13 

95 

22 

472 

(Aus  den  Jahresberichten  des  kgl.  FabrikinspectorB). 
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Mlethen  nnterstfitzuii 


gsbedtirftlg' 
1876  -  78. 


er  Armer  in  Aachen 


Ein  Ehepear 

Mhlte 
monatliche 

AnraU  der 

Ton  dieeen  sablten  BonatUche  Xielke 

Mark 

_          _     _          _           _i.    i.i.i.i...* 

mit  Kindern 

Miethe 

Familien 

Mark 

i  j  1  s  ?  j  i  .-i  i?| 

IUI  H  W'l;  i; 

0 

'     6.  64 

10 

— 

2 

6 

i"^~ 

2-1 

1 

1 

7.  31 

8 

1 

_ 

1 

1 

— 

2 

3 

2 

7.  71 

8 

— '_ 

1    1 

1 

1 

1 

2 

— . 

— 

iL-     — 

3 

8.  22 

10 

«__  — .— '— 

3 

1 

2 

2  2 

~> 

_i 

— 

4 

9.  65 

16 

1  '    1 

3 

— 

3 

—  2 

1   4 

2 

5 

(9.  42) 

16 

— . 

-,-;2 

1 

2 

— 

1   4 

3>8 



6 

10.  28 

11 

— 

—  j.-_l— 

... 

2 

1 

1 

3 

1 

2 

— !1  -- 

7 

12.  33 

9 

1     1 

. 

1 

_ 

1 

_ 

_ 

2 

2   1  2- 

8 

14.  37 

4 

1     1 

1     1     1 

- 

_ 

—^ 

.^ 

— 

.^ 

1 

i:i-i 

Eine  Wittwe 

1 

mit  Kindern 

0 

5.  03 

43 

1 

7'l6  7 

8 

2 

1 

1 

— '— ,— -i—  "" "" 

1 

6.  20 

26 

_ 

-1  8  1 

9 

4 

— 

4 

1 

"~  — i"""» — 1~"  "^ 

2 

7.  98 

15 

~— 

7 

8 

1 

21- 

-ii  - 

1- 

(3) 

(7.  92) 

5 

1 

— ' — 

1 

1 

1  — 

—  2 

— 

W 

9.  36 

9 

1  ^__ 

— 

1 

2 

^'~ 

1 

— 

2 

T 

11 

— 

1  - 

(Ana  den  IVagebogen  in  Armensachen  der  Stadt  Aachen.) 
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m. 

Statistik  der  PrSmlenkassen 

(für  höher  verziiiBte  Einlagen  bis  zu  450  Mark). 

In  sämmtlichen  Prämienkassen  des  R^.- Bezirks  Aachen 
verblieben  am  31.  Deeember  jeden  Jahres  Sparer  aus  den 


Jahr 

Wollenfikbriken 

Nadel- 

Maschinen- 

Eisen- 

Berg- 

Arbeiter 

Arbeiterinnen 

fabriken 

&briken 

&briken 

wertei 

1866 

1830 

672        !      383      1      210 

576 

882 

1867 

1950 

746 

390 

236 

636 

986 

1868 

2104 

832 

417 

242 

715 

1109 

1869 

2286 

950 

466 

275 

853 

1225 

1870 

2356 

1011 

505 

285 

889 

1220 

1871 

2478 

1102 

531 

347 

983 

1277 

1872 

2640 

11»1 

545 

396 

1097 

1628 

1873 

2780 

1274 

594 

446 

1247 

1877 

1874 

2838 

1817 

608 

460 

1216 

2024 

1875 

2922 

1551 

724 

443 

1354 

2127 

1876 

2702 

1800 

735 

428 

1253 

2047 

1877 

2645 

1184 

729 

463 

1363 

2197 

Bewegu 

ng  in  den  Prämienkassen 

in  der  Stadt  Aachen. 

Anzahl  der  jährlich  neu  auf- 

Beträge in  1000  Thalem  der 

Jahr 

genommenen 

jährlichen 

Sparer           Ersparnisse 

Einlagen      Rnckzahinngen 

1866 

1346 

12187 

383 

390 

1867 

1602 

13652 

408 

283 

1868 

1708 

14299 

419 

311 

1869 

1808 

17392 

468 

335 

1870 

1521 

14823 

396 

473 

1871                 1979 

18203 

456 

379 

1872 

2180 

21901 

535 

442 

1873                 2529 

21704 

592 

503 

1874 

2260 

20651 

571 

539 

1875 

2209 

22734 

644 

541 

1876                 2000 

18745 

551 

632 

1877        1 

1579 

16926 

488 

594 

(Aus  den  Protokollen  des  Aachener  Vereins  zur  Beförderung  der 

Arbeitsamkeit). 
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IV. 
Yenudagong  zur  Klassenstener  In  der  Stadt  Aaehea. 


Personen 

1875 

1876 

1877/78 

'  1878,^9 

Personen  m    420—  660  M.  .    .    . 

,     660-1200   „    .    .    . 

«         „  1200-2100   n   '    '    ' 

„         „  2100-3000   „    .    .    . 

12400 

6200 

2346 

934 

11952 
5892 
2693 
1116 

11350 
4921 
2689 
122S 

10749 
4604 
2626 
125:^ 

Klassensteaeipflichtige  Personen 
„              „         BeYölkemng 

21889 
61606 

21653 

59468 

20138 
53741 

19232 
48318 

Eine  Person  reprftsentirt  Köpfe  der 
Bevölkerung 

2,81 

2,74 

2,61 

2^1 

(Ans  dem  Yerwaltongsbeticht  des  OberbfirgermeisterB.) 


V. 

Yeranlagang  zur  Einkommensteuer  Im  Segiemng»- 

bezirk  Aachen. 

Es  wurden  Personen  Yeranla|;t  zu  Mark: 


3000 

4800 

9600 

18000 

36000 

72000 

144000 

1 

Jahr 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

SonuBC 

4800 

9600 

18000 

36000 

72000 

144000 

420000 

1854    , 

1    829 

402 

115 

36 

7 

2 

«^ 

1391 

1859 

,  -925 

513 

137 

45 

7 

2 

— . 

1629 

1864 

1032 

543 

176 

47 

17 

1 

— ^ 

1816 

1869    1 

1131 

574 

192 

69 

30 

5 

1 

2002 

1873    1 

1265 

658 

226 

95 

37 

9 

3 

2293    . 

1874    i 

,  1354 

698 

238 

88 

46 

4 

3 

2431 

1875 

1497 

747 

254 

88 

43 

10 

3 

2630 

1876 

1527 

747 

259 

85 

40 

9 

3 

2670 

1877/8 

1653 

798 

269 

82 

41 

7 

3 

2853 

1878/9 

1616 

822 

265 

85 

39 

6 

3 

2836 

Die  Zonahme  betrog: 
111  1   127   1    119       125 

1854  — 
100 

100  geaetet: 

1859 

100 

117 

1864 

124      135   ,    153   ,     130 

243 

(300) 

,      18Ü 

1869 

136      142   '    167   ,    191 

428 

'      143 

1874 

163  '   173   <   216   <    244 

657 

350 

174 

1878/9 

194  {  203   >   221    1    236 

567 

450 

904 

Die  Zonahme  betrog 

von  5  si 
100 

i  5  Jahren: 

1859 

111 

127       119       125 

100 

119 

1864 

111 

105 

128       104 

243 

(50V 
(600) 

,      111 

1869 

109      105 

109    :    146 

,    176 

,      110 

18?4 

119  1   121 

123   1    124 

153 

116 

1» 

1878/9 

119 

117 

111         96 

84 

128 

'      HS 

(Aas  den  Acten  der  königl.  Regierang.) 
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Die  FBrfeerel  in  Crefeld. 

QnantKit  deB  seArbten  RohmaterialB  in 
1000  mg.  für  Fabrikanten 

Zahl 

Gezahlte 

pro 
Arbei- 
ter 

Jahr 

in  Grefeld 

aoswArts 

der 

Löhne  in 

Said«  ud      -           ,, 

Seide  und 
Chappe 

Baamwolle 

Arbeiter 

1000  M. 

Mark 

1870 

850 

428 

289 

104 

791 

620 

784 

1871 

473 

597 

299 

104 

1093 

811 

742 

1872 

482 

441 

317 

81 

1078 

927 

860 

1878 

868 

458 

254 

61 

995 

894 

898 

1874 

420 

507 

278 

123 

998 

926 

928 

1875 

455 

869 

320 

46 

1023 

1031 

1008 

1876 

426 

486 

349 

78 

1074 

983 

916 

1877 

420 

508 

275 

93 

1142 

1037 

908 

Im  Jahre  1845  ibrbten  20  Seidenftrber  mit  270  —  280  Arbeitern 
405000  Pfd.  Seide,  wofür  sie  12  Groschen  per  Pfd.  »  486000  Mark 
Fftrberlobn  erhielten. 

(Aus  den  Jahresberichten  der  Handelskammer.) 

vn. 

Der  üebersclinss  der  HBdehen  in  Crefeld. 


Auf  100  m&nnliche  Einwohner  kamen  weibliche 


im  Alter 

1861 

1    1864 

1867 

[  1871 

1    1875 

14—16 

98 

94 

• 

e 

e 

16-19 

107 

109 

• 

• 

• 

15—20 

• 

• 

103 

113 

108 

19—24 

154 

132 

• 

• 

• 

20-25 

• 

• 

1 

. 

145 

24-30 

115 

117 

.     126     J 

125 

• 

25-30 

• 

• 

• 

109 

80-40 

101 

105 

110 

105 

103 

vin. 

Terbraueh  der  Crefelder  Industrie  an  Rohmaterial 

(in  1000  Klg.). 


Jahr 

Rohseide 

C^appe 

Baumwolle 

Somme 

1867 

228 

34 

193 

455 

1870 

280 

81   ^ 

394 

754 

1871 

365 

101 

509 

975 

1872 

340 

116 

506 

962 

1878 

316 

90 

455 

862 

1874 

312 

141 

434 

889 

1875 

322 

180 

465 

968 

1876 

305 

156 

504   < 

966 

1877 

283 

150 

536 

970 

(Aus  den  Jahresberichten  der  Handelakammer.) 

14** 


218 
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IX. 
Woehenrerdlenste  Im  Kreise  C^Udbaeh 

(inMuk) 


tachtigen 

weniger 

tAdbÜgCD 

Wochenverdienste  eines 

am  l.Dec. 

amlJlpri] 

aml.I>ec. 

'amlJL|iriI 

1875 

1878 

1875 

1878 

Handweben  in  Sanunet  .    .    . 
„          „  Seide  .... 
„           j,  Baumwolle  .    . 

16 

15 

9 

9 
9 

7 

12 
11 

7»/. 

6 
6 
5 

median.  Weben  in  Sanunet    . 
i>            n       n  Seide   .    . 
„            n       »  Baomwolle 
„       „  Halbwolle 

18    19 

15 
15-18 
15-18 

10 

15 
11-14 
12-14 

12—14 

9 
12-14 
12-15 

7-9 
9 
9-11 
10-12 

Spinnen  in  BaamwoUe  .    .    . 
Spinnerin  in         „          ... 
Spinnen  in  Flachs     .... 
Spinnerin  in      „         .... 

18-19 
15—16 

18 

12 

16-16 

i        13 
10 

!       6 

15-16 
12    13 

15 

11       ! 

12-lS 

10 

8 

5 

(Nach  Angabe  des  Landrath  Bödiker  in  der  gewerblichen  Zeitsclixift  fon 

Bueck,  1878,  S.  25.) 


X. 
Die  Arbeiterzahl  In  TextllCabrlken. 


Fabriken 


68  Baomwollwebereien      .... 

87  Baomwoll-  und  Flachsspinnereien 
98  Tach£Bibriken  .... 
64  Streichgamspinnereien 

8  Ennstwollfabriken    .    . 
1  Flachsspinnerei  .    .    . 

88  Sonstige  Textilfabriken 


Männliche 


Weibliche 


fiber  16  Jahr 


Jugendliche 
nnter  16Jshr 


8247 
2217 
5596 
789 
185 
888 
694 


(Die  beiden  enten  Zahlen  gelten  f&r  den 
Ton  Gladbach  im  Jahre  1874,  die  folgenden 
Aachen  am  1.  December  1877.  Die  Anzahl 
namentlich  in  den  Spinnereien,  dürfte  aus 
gering  angegeben  sein.) 


1988  540 

2821  842 

8538  550 

966  302 

485  55 

436  186 

582  157 

der  Handelskammer 

ftr   den  Regiemngsbesiit 

der  jugendlichen  Axbeiter» 

n^euegenden   Gründen  n 


Pi«r«r*seh6  Hofbaehdnekarel    Stephan  Geibel  ä  Co.  in  AltosVoit« 


Staats-  und  socialwissenschaftliclie 
Forschungen 


GnstaT  Schmoller. 


Zweiter  Band.    Drittee  HrfL 

(Du  (uun  Fi>I(s  icfalM  H«ft.) 
A.  Thun,  Die  Industrie  am  NiederHieiu.     DL 


Leipzig, 

Verlag  Ton  Duncker  &  Humblot 
1879. 


Industrie  am  Niederrhein 

und  ihre  Arbeiter. 


Zveiter  Theil. 

Die  Industrie  des  bergisclien  Landes. 

(Solingen,  Remscheid  und  Elberfeld-Banneo.) 

Von 

Alphons  Thnn. 


Leipzig, 

Verlag  von  Daneker  &  Hnmblot 
1879. 


Das  Recht  der  Uebersetzung  ist  vorbehalten. 


Vorwort 


Meine  Untersuchungen  über  die  bergische  Industrie  be- 
wegen sich  mehr  auf  dem  öconomisch-technischen,  als  auf  dem 
socialpolitischen  Gebiete.  Das  wird  erklärlich  durch  die  ver- 
änderte politische  Lage,  welche  ich  im  Herbst  1878  bei  meinem 
zweiten  Besuche  jenes  Landes  vorfEind. 

Die  Studien  aber  die  Metallwaaren-Industrie  sind  haupt- 
sächlich durch  die  unausgesetzten  Unterstützungen  eines  ein- 
zigen Mannes  ermöglicht  worden,  durch  die  des  bekannten 
Exporttiändlers  und  Politikers  Carl  Friederichs,  der  mit  un- 
ermüdlicher Liebenswürdigkeit  mir  Gelegenheit  geboten  hat, 
die  kaufinännischen  und  technischen  Verhältnisse  seiner  In- 
dustrie kennen  zu  lernen.  Zum  grössten  Danke  hat  er  mich 
durch  seine  Empfehlung  an  den  Dichter  Emil  Rittershaus  ver- 
pflichtet, der  mir  im  Wupperthale  ein  freundlicher  Führer 
gewesen  ist. 

Einen  breiten  Raum  nehmen  in  meiner  Darstellung  die 
historischen  Untersuchungen  ein,  welche  ich  in  Folge  der  auf 
der  Strassburger  Universität  erhaltenen  Anregung  im  könig- 
lichen Staatsarchiv  zu  Düsseldorf  imtemommen  habe;  bei  dieser 
mir  völlig  neuen  Arbeit  haben  die  Herren  Archivrath  Dr.  Harless 
und  Dr.  Endrulat  mich  in  dankenswerthester  Weise  unterstützt. 

Von  ganz  entscheidendem  Einfluss  auf  den  Inhalt  dieses 
Heftes  ist  mein  zweimonatlicher  Aufenthalt  auf  der  Pariser 
Weltausstellung  gewesen.  Ich  trat  dort  den  Fragen  der  Technik, 
des  Kunstgewerbes  und  der  technischen  Bildung  näher  und 
zwar  um  so  mehr,  als  ich  die  tägliche  Anregung  und  Förderung 
genoss  seitens  einer  anerkannten  Autorität,  Sr.  Excellenz  des 
Herrn  Professor  von  Andrejew. 

Schaisk  (im  WladimirBchen  GouTemement)*),  im  April  1879. 

A.  Than. 


*)  Die  Entfernung  dee  Autors  Tom  Druckorte  machte  es  ihm  unmöglich, 
eine  Revision  der  Bogen  rorinnehmen;  etwaige  Druckfehler  bittet  man  aus 
diesem  Qnmde  lu  entschuldigen.    Zu  berichtigen  sind  auf  Bogen  1  u.  2 : 

8.    2  Z.  29  ▼.  o.  lies:  Sackhauer,  statt  -hanmier. 

8.     3  Z.  12  T.  o.  Ues:  Mos  euer,  statt  Münsener. 

8.  16  Z.  24  y.  o.  lies:  Bunden,  statt  Kunden. 

8.  16  Z.  25  T.  o.  lies:  Derfplatten,  statt  Dorfplatten. 

S.  23  Anmerkung.    Lies:  Staatsarchir,  statt  Regierung. 
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Einleitung. 


Das  bei'gisch-märkische  Land  ist  der  Sitz  uralter  Eisen- 
industrie.    Schon   in  grauer  Vorzeit   mag  nahe   dem   Rhein 
Bergbau  getrieben  und  Eisenerz  gehüttet  worden  sein;    un- 
zählige verlassene  Pingenzüge  und  Frischschlackenhalden  sind 
die  Zeugen  dieser  Arbeit;  das  Eisen  lagert  an  vielen  Stellen 
gar  nicht  tief,  die  Wälder  liefei*ten  die  Kohlen.     Der  unvoU- 
kommene  vei*schwenderische  Hüttenbetrieb  zerstörte  rasch  den 
Hochwald,  er  zwang  die  Bergleute  der  enthöhlten  Erde  zu 
entsteigen,   sich   anzusiedeln   auf  den  entholzten  Höhen,   um 
das  geförderte  Eisen  zu  schmieden;  —  wiederum  grünten  die 
Eichen  auf  den  moosbedeckten  Schlackenhaufen.     Wann  das 
geschehen,  darüber  schweigen  die  Urkunden;  seit  Anfang  un- 
seres Jahrtausends  mag  wohl  der  Gewerbfleiss  sich  geregt  haben. 
Zur  Zeit  der  Hansa  1240  waren  die  Kronenberger  weissen 
Sensen  und  Futterklingen  hochberühmt;  die  Solinger  Schwerter 
machten  sich  im  XIV.  Jahrhundeit  einen  Namen;  Sensen  und 
Schwerter  bildeten  den  Grundstock  der  bergischen  Industrie 
für  die  Schnitter   auf  dem  Felde  der  Ernte  und  des  Todes. 
Im  Hittelalter,  wo  das  Schwert  das  Symbel  des  freien  Mannes 
war  und  es  bei  Helden  so  oft  in  Dichtungen  geschildert  wurde, 
gehörten  das  Waffenschmieden  und  der  Handel  mit  Waffen  zu 
den  rühmlichsten  Gewerben,  —  damals,   wo   andere   Hand- 
werke eines  dreien  und  wehrhaften  Mannes  für  weniger  ziem- 
lich galten.     Und  die  alten  Schmiede  vei*standen  ihr  Schwert 
gar  wohl  zu  führen;  es  leben  die  „iuhmreichen  Berge ^,   die 
den  Sieg  bei  Womngen  erstritten,  und  der  brave  Schmied 
von  Solingen,  der  seinem  Könige  zu  Hülfe  eilte,  unsterblich  in 
Lied  und  Sage  fort. 

Am  nächsten  dem  Rhein  ist  der  Solinger  Industriebezirk, 
die  alte  Stadt  von  den  Ortschaften  Dorp,  Höhscheid,  Gräfi-ath, 
Wald  und  Merscheid  umgeben.  Hier  ist  seit  altersher  die 
Fabrikation  von  Schwertern  und  Messern  zu  Hause;  dazu  ge- 
sellte sich  im  vorigen  Jahrhundeit  die  der  Scheeren  und  im 
gegenwärtigen  die  der  Regen-  und  Sonnenschiimgestelle,  der 
Zuckerformen,    Stiefeleisen,    der   Stahlbügel   für   Etuis    und 

Foricbang«D  (6)  U.  8.   Than  2.  1 
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Portemonnaies  und   vorübergehend   die    der    Revolver.      IMe 

f'osse  Entfernung  von  den  Fundstätten  des  Eisens  und   der 
ohle  wird  hier  ausgeglichen  durch  erhöhte  Kunstfertigkeit. 

Weiter  nach  Osten  waren  Kronenberg,  Lüttringhaus^i  wni 
Bemscheid  die  Mittelpunkte  der  wohlbekannten  Industrie  von 
Sensen,  Sicheln  und  Stabeisen.    Als  aber  eidvergessene  Hanci- 
werksbiUder  im  Jahre  1687  ihre  Kunst  ins  Märkische   Über- 
trugen, ging  jenes  Gewerbe  zurück  und  an  seine  Stelle  tru? 
vom  XVIII.  Jahrhundert  ab  die  Fabrikation  der  unzählig  vielerj 
feinen  Handwerkszeuge,   wie  namentlich  der  Feilen.   Säfren 
Meissel,   Hobeleisen,   Bohrer,   Schlittschuhe,  Winden,  ZaD&ren. 
Schlösser  u.  s.  w.     Von  Velbert  an  im  Norden  über  Kronen- 
lierg,  Lüttringhausen,    Bade    vorm  Wald,    Halver   bis    nach 
Wermelskirchen  im  Süden  lehnte  sich  diese  Industrie  an  d:t 
Solinger  an;  ihr  Gentium  aber  ist  Remscheid  mit  einer  Kauf- 
mannschaft, die  in  alle  Cultur-  und  Barbarenländer  handelt 

Hier  von  den  Grenzbergen  schaut  man  gen  Osten  in  jene^ 
Land,  „wo  der  Märker  Eisen  reckt".  In  gleichmässiger  Entfemnnj 
von  den  Eisen-  und  Kohlenbergwerken,  unterstützt  durch  dif 
Gefälle  der  Bäche  blühte  hier  seit  jeher  die  ei'ste  Verarbeituiii' 
des  Eisens.  Nachdem  dann  seit  Ende  des  XVIL  Jahrhundert- 
bergische Schmiede  sich  immer  zahlreicher  am  Gevelsberg'» . 
an  der  Enneperstrasse,  in  Hagen  und  Eilpe  niederliessen,  ent- 
stand auch  eine  Kleineisenindustrie,  die  an  Mannigfaitigkeir 
jede  andere  übertrifft,  jedoch  nur  schwere  Waaren  herstellt, 
deren  Werth  hauptsächlich  im  Material  besteht,  und  von  deii 
feineren  Sachen  die  gi'öberen  iSorten  liefert ,  wie  z.  B.  Sensen. 
Spaten,  Aexte,  Ambosse,  Schraubstöcke,  Kaifeemühlen,  Sack- 
hammer, grobe  Messer  und  Feilen  u.  s.  w. 

Von  Hagen  nach  Südosten  öfiiien  sich  die  Thäler  der 
Volme  und  Lenne.  Hier  ist  die  Gegend,  welche  durch  das 
Osemundeisen  ihi'efl  Buhm  erhielt:  dasselbe  wurde  dann  zu 
Draht  verarbeitet:  Hagen  hatte  die  gi-oben,  Altena  die  mitt- 
leren und  Iserlohn  die  feinen  Sorten;  aus  ihnen  entstanden 
die  beiUhmten  Panzer.  Als  diese  gegen  die  mörderische  Feuer- 
waffe keinen  Schutz  mehr  gewährten,  ward  die  Fabrikatioi] 
des  Kratzendi-ahtes  eine  reiche  Einnahmequelle.  Diese  Eisen- 
industrie hat  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten ,  nur  ist 
der  Grossbetrieb  fast  überall  eingedrungen.  Die  alten  Reck- 
hämmer sind  durch  grosse  Hüttenwerke  verdrängt  worden, 
der  Draht,  der  in  grossen  W^a^werken  gezogene  gröbere,  wird 
zu  Ketten  und  Stiften,  der  auf  Bollen  mit  der  Hand  gezogene 
feinere  zu  Kratzen,  Carcassen  bis  zu  den  feinsten  Nadeln 
herab  verarbeitet.  Neben  das  Eisen  sind  in  unserem  Jahr- 
hundert alle  andern  Metalle,  wie  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Nickel 
und  Antimon  in  ihren  [zahllosen  Legirungen  getieten  und 
werden  zu  Draht,  Platten  und  anderweitig  verarbeitet.  Darauf 
beiniht  die  schöne  Industrie  der  Bronge-  und  Gusswaaren^»  der 
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und  Fahrgeschirre  und  der  Neusilberwaaren  in  Iserlohn 
und  Umgegend,  Der  Kreis  Altena  pflegt  ähnliche  Gewerbe 
und  steht  in  der  Drahtzieherei  oben  an;  gegenüber  auf  den 
Bergen  strebt  rasch  ein  zukunftreiches  Städtchen  empor,  Lüden- 
scheid, welches  unter  anderem  seine  Specialität  in  Metall- 
knöpfen und  allerhand  Kurzwaaren,  wie  Broschen,  Agraffen, 
Schnallen  und  in  Brittania-,  Quss-  und  Dmckwaaren  gefunden 
hat.  Das  märkische  Sttderland  ist  das  wahi*e  Revier  Wieland 
des  Schmiedes,  der  so  kunstreich  in  allen  Ai-ten  Metallen  zn 
arbeiten  veratand. 

Weiter  ins  Gebirge  hinauf,  im  Siegener  Lande  und  im 
Nassauischen,  liegen  die  Orte,  wo  das  Eisen  und  der  Münsener 
Berg,  wo  der  Stahl  herkommt,  dessen  die  bergische  Industrie 
bedarf.  Von  Hagen  aber  nach  Nordwesten,  im  Ruhrbecken, 
betreten  wir  jenen  unterhöhlten  Boden,  welchem  rastlos  seine 
Schätze  entnommen  werden,  um  ib  den  Hüttenwerken,  Koaks- 
öfen  und  sonstigen  Etablissements  ein  ewiges  Feuer  zu  unter- 
halten 0.  Soweit  das  Auge  reicht,  sehen  wir  nur  hohe  Kamine 
und  ausgedehnte  Anlagen,  in  dichten  Rauch  eingehüllt,  hören 
wir  Räder  schnun-en,  Essen  brausen.  Bälge  blasen,  —  das  ist 
die  Scenerie  zu  des  Dichters  Woi-ten: 

Die  Werke  klappern  Tag  and  Nacht, 
Im  Takte  pocht  der  Hämmer  Schlag, 
Und  bildsam  von  den  mächtigen  Streichen 
Mass  selbst  das  Eisen  sich  erweichen. 

Das  bergisch-märkische  Land  trägt  überall  den  gleichen 
felsig-rauhen  Charakter.  Der  Ebene  nahe  noch  sanftere  Hügel 
und  Wiesen,  steiler  dann  nach  Osten  die  Berge  und  „Klippen"; 
nackt  treten  endlich  die  Felswände  zu  Tage,  und  selbst  unter 
der  Erde  weist  die  Dechenhöhle  ungeahnte  Wunder  im  Laufe 
der  Jahrhundeiiie  tropfenweise  gebildet.  Das  Buschwerk  er- 
hebt sich  zum  Walde,  die  Eiche  weicht  der  Tanne,  düstrer 
wird  die  Gegend,  jäher  die  Schluchten  und  einsamer,  —  der 
Wandererist  „imTyrol**.  Allen  Höhen  ^ntrieseln  Quellen,  mur- 
melnd finden  sie  sich  zu  Bächen,  uni-uhig  wei-fen  sich  diese  in 
ihren  engen  Betten,  stürzen  sich  der  Wupper,  Yolme  und  Lenne  zu, 
bis  endlich  vom  Zwange  seine  Kinder  befreiend  der  ruhig  dahin- 
strömende  Vater  Rhein  sie  aufnimmt.  In  den  Thalgründen  allent- 
halben Wehre  und  Sammelteiche;  wo  nur  der  Wasserlauf  es 
zulässt,  ist  er  besetzt,  im  Westen  mit  Schleifkotten ,  in  der 
Mitte  mit  Breit-  und  Reckhämmem,  im  Osten  mit  Drahtrollen ; 
schon  seit  Jahrhunderten  ist  kein  Gefälle  unbenutzt  geblieben. 
Auf  den  Bergen  zerstreut  liegen  die  Schmieden,  oft  5,  auch  10, 
zuweilen  30—40  in  einer  Gegend;  sie  bilden  zusammen  einen 
Hof.     Ursprünglich  mag  das  wohl  ein  einheitlicher  Hof  ^re- 


1)  Schöne  Schilderungen  in  Hocker:    Die  Grossindustrie  Rlieinlands 
und  Westfialens.    1867. 
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wesen  sein,  jetzt  ist  er  in  mehrere  Gütchen  sertbeilt  Ahe 
Städte  giebt  es  ausser  Solingen  und  Iserlohn  keine,  und  selbst 
diese  zählen  sanunt "  den  umliegenden  NiederlaBsnngeD  nur 
16000  Einwohner;  Hagen  allein  hat  der  GrOndung  grosser 
Hüttenwerke  in  neuester  Zeit  eine  stärkere  Bevölkerung  zu 
verdanken. 

Wer  aber  z.  B.  in  der  Bürgermeisterei  BemBcheid  eine 
Stadt  von  26000  Einwohnern  erwartet,    wird   sich  gewaltic 
enttäuscht  finden.     Langt  er  des  Abends  an  und  tritt  hinaus 
auf  die  Ti*eppe  des  dortigen  Gasthofs,  so  sieht  er  die  gaiue 
Gegend  weithin  von  Lichtem  übersäet.    Bald  hoch  oben,  bald 
tief  unten  erhellt  sich  die  Nacht  durch  einen  Feaerstrom.  der 
durch  die  geöffnete  Thüre  glänzt,  oder  durch  einen  sprfiheodec 
Funkenregen,   den  der  Blasbalg  durch  die  Esse  treibt    Aas 
den  Tiefen  dringt  das  Rauschen  der  Wasserräder,  der  dumpfe 
Fall  des   Breithammers,    aas   rasche  Pochen   des    gereckten 
Stahls;    auf  den   Bei-gen    gibt    zum   eiiisten   Grandton  des 
schweren  Schlages  des  Draufhauers  die  Melodie  an  der  klingende 
Schall    des  schmiedenden  Hammers.     Und   entschleiert  sich 
diese  rauschende,   pochende,  klingende  Welt  vor  der  Soime 
Schein,   da  schaut  man  die  zerstreut  liegenden  OrtschafteHt 
durch  Landstrassen  mit  einander  verknüpft;   zu  den  Wasser- 
werken hinab   filhren  gar   nur   unwegsame,    geheimnissvolle 
Pfade.   Die  gi*auen  schieferbekleideten,  schiefei-gedeckten  Häus- 
chen schauen  ernst  darein;  im  Erdgeschoss  ist  die  Schmiede, 
daiilber  künden  die  jfreundlichen  grünen  Läden  die  WohnuBg 
des  Meisters  und  seiner  Gehülfen;  rund  herum  liegt  das  ^n- 
gehegte  Gärtchen,  in  welchem  der  Schmied  mit  Liebe  seine 
Blumen  pflegt,  hinten  hinaus  das  Feld,  welches  der  reiebere 
Mann  besitzt.    Da  ist  nichts  Städtisches,  keine  Planmässigkeit 
Trotzig  siedelt  sich  der  unbeugsame  Sohn  der  Berge  dort  aa, 
wo  es  ihm  gefällt;  die  Freiheit^  die  als  angeerbtes  Gut  er  von 
seinen  Vätera  sich  bewahrte,   will  er  auch  in  der  Gestaltosg 
seines  äusseren  Lebend  bethätigen.    Trotz,  Starrsinn,  Unbeag- 
samkeit  sind  das  Erbtheil  dieser  Schmiede;    „der  Gott,  der 
Eisen  wachsen  Hess,  der  wollte  keine  Knechte!'' 


I 


Erster  Abschnitt. 


Die  Solinger  Industrie. 


I.    Die  Schwertfabrik  ^). 

Das  älteste  und  vornehmste  Gewerbe  Solingens,  dasjenige, 
wodurch  es  seinen  Weltmf  erworben,  ist  die  Fabrikation  von 
blanken  Waffen,  die  Schwertfabrik,  wie  der  locale  Ausdruck 
lautet.  Die  Technik  ist  eine  so  complicirte  und  die  Bezeichnung 
der  Arbeiter  eine  zum  Theil  so  fremdartige,  dass  das  Folgende 
unvei'ständlich  bleiben  würde,  wenn  nicht  Einiges  hierüber 
vorausgeschickt  würde. 

Eisen  und  Stahl  kommen  in  langen  Stangen  nach  Solingen ; 
hier  wurden  sie  fiilher  mit  der  Hand,  seit  dem  XVL  Jahrhun- 
dert unter  dem  Reckhammer  zusammengeschweisst  und  zu 
jener  Länge  und  Dicke  vorbereitet,  welche  zu  einer  Klinge 
erforderlich  sind.  Der  Schwertschmied  giebt  mit  Hülfe  des 
Vor-  oder  Draufschlägers  dem  Stahl  die  Gestalt  einer  Klinge, 
der  Härteschmied  dieser  die  erforderliche  Elasticität,  indem  er 
sie  i-othglühend  sehr  schnell  durch  eine  Masse  angefeuchteten 
Hammerschlages  schiebt  und  dann  in  kaltes  Wasser  taucht. 
Nun  empfängt  sie  der  Schleifer,  der  sie  zueilst  auf  einem  gi-ossen, 
dann  auf  einem  Hohlstein  bearbeitet,  und  weil  dadurch  die 
Klinge  ihre  Federkr/ift  zum  Theil  eingebüsst  hat,  wandert  sie 
zum  Härter  zurück  und  empfängt  die  „blaue  Härtung".  Ihr 
blankes  Aussehn  erhält  sie  wieder  in  der  Schleifmühle  durch 
Fliesten  auf  einer  Holzscheibe  mit  Schmirgel  und  Oel  und 
durch  Polii-en;  und  sie  ist  dann  fertig,  es  sei  denn,  dass  noch 
der  Aetzer  mit  der  Nadel  seine  Figuren  einzeichnet,  der  Schleifer 
die  letzte  Politur  ertheilt  und  der  Vei-golder  endlich  den 
Stahl  vergoldet.  An  den  Griffen  arbeiten  die  GrifFmacher, 
früher  Kreuz-  und  Knopf-  (Knauf-)Schmiede  genannt,  an  den 
Gefässen  die  Gefässarbeiter,  an  den  Scheiden  die  Schwei*tfeger, 
welche  \siederum  eine  Menge  von  Hülfearbeiteni  beschäftigen, 
je  nachdem  die  Scheiden  aus  Metall  oder  Leder  sind.  Endlich 
wird  die  Waffe  zusammengesetzt,  fertig  oder  bereit  gemacht 
oder  „gereidef*.    Die  Arbeitstheilung  ist  mithin  eine  ausser- 


M  König!.  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.     Herzogtham  Berg,  Gewerbe 
und  Handel.    Acta  16  and  llo. 
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ordenUich  entwickelte ;  eine  Menge  verschiedenartiger  Personen 
sind  an  der  Schwertfabrikation  beschäftigt. 

Die  Entstehung  der  Klingenschmiederei  verliert   sieh  im 
Halbdunkel  der  Sage.    Die  Einen  lassen  den  Grafeo  Adolph  IV 
vom  Berge  aus  dem  Ereuzzuge  mit  Kaiser  Barbarossa  einie^ 
Damascener   Waffenschmiede    mitbringen;     Andere     behaup- 
ten,   die  Völker  des  Grafen  Adolph  VII.  (1256—96)   hUtten. 
als  sie  mit  denen  des  Königs  Eduard  III.  von  England  gegest 
König  Philipp  von  Frankreich  gekämpft,  von  den  flngländ^n 
die  Kunst,  Stahl  zu  bearbeiten,  gelernt;  auch  seien  die  Klinge 
in  den  ältesten  Zeiten  aus  purem  Eisen  gewesen  und  die  feinere 
Arbeit  ei-st  nach  und  nach  eingeführt  worden.    Auffallend  ist 
dass  man  diese  Sage  bisher  noch  nicht  mit  der  Thatsacbe  üj 
Verbindung  gebracht  hat,   dass  das  älteste  Privilegium  fast 
genau  mit  dem  hundert  Jahre  früher  den  Schleifern  in  Sheffield 
ertheilten  übereinstimmt.    Wiedei-um  Andere  ^^  sehen   in   de» 
während  der  italienischen  Kriege  1153 — 73  aus  Ai-mata  (Bresciai. 
Bergamo  und  Steiermark  eingewanderten  Waffenschmieden  die 
Gründer  der  Schwertfabrik ;  1290  sei  dann  dieselbe  durch  eine 
zweite  Einwandei-ung  aus  Steiermark  vergrössert  worden  and 
Jahrhunderte  später,  als  Solingen  durch  die  Spanier  von  den 
Niederlanden  aus  überiallen  wurde,  seien  Soldaten  zurückge- 
blieben, welche  Waffenschmiede  aus  Toledo  und  Zaragossa  ge- 
wesen.   Kui*z  allen  bestehenden  Waffenfabriken  wird  die  Mit- 
wirkung an  der  Gründung  der  Solinger  Industrie  zugeschrieben. 
Ohne  nun  auf  das  Räthsel  der  Entstehung  näher  einzugehen, 
kann  die  eine  Thatsache  festgestellt  werden,  dass  schon  üd 
XIV.  Jahrhundert  der  Gi-af  Adolph  vom  Berge  den  Schwert- 
fegern  und  Reidern  ein  Privilegium  ertheilt  hat,  welches  jedoch 
„von  Noth  Sachen  verlustig  worden  ist" ;  erst  für  das  XV.  Jahr- 
hundert ergiebt  sich  aus  den  Privilegien  folgendes  Bild. 

Die  Betriebsform  der  Industrie  war  die  handwerksmässige: 
die  Masse  der  Arbeiter  bestand  im  Wesentlichen  aus  selb- 
ständigen Kleinmeistem  und  diese  wai*en  in  drei  Bruderschaften 
vereinigt,  in  die  der  Schwertschmiede  (Priv.  v.  24.  Nov.  1472). 
der  Halter  und  Schleifer  (Priv.  v.  1401,  Pauli  Bekehrung)  und 
der  Schwertfeger  und  Beider  (Priv.  v.  9.  Mäi-z  1412).  An  der 
Spitze  jeder  Zunft  standen  vier  Rathleute  und  ein  Vogt;  für 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Industrie  war  im  Jahre 
1487  ein  Ausschuss  der  Sechsmänner  gebildet  worden;  diesen 
lag  die  Vei-waltung  und  Rechtspflege  ob,  von  ihnen  ging  die 
Berufung  an  den  herzoglichen  Obervogt. 

Von  allen  Verrichtungen  waren  das  Schmieden,  Härten 
und  Schleifen  die  wichtigsten.    Noch  heute  behauptet  Solingen 

')  Der  Solinser  Kaufmann  Peter  Knecht  in  seinen  Noüsen  über  die 
Eisen-  und  Stamwaaren- Industrie  auf  der  Gewerbeausstellung  in  Berlin 
1845;  —  Manuscript  im  Besitz  des  Herrn  Hotte  in  Obercassel. 
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im  Besitze  gewisser  Fabrikationsgeheimnisse  zu  sein  und  von 
der  Enneperstrasse  werden  allgemein  die  Sackhauer  zum  Härten 
dahin  gesendet.  Wieviel  mehr  war  damals  nicht  das  Handwerk 
mit  mysteriösen  Gebräuchen  umgeben!  Das  Waffenschmieden 
galt  als  grosse  Kunst,  das  arme  rauhe  Land  musste  diesen 
seinen  Schatz  sich  wahren.  Die  Brttder  des  Schwertschmiede- 
und  des  Härter-  und  Schleiferbandwerks  leisteten  daher  den 
Verbleibungseid;  sie  durften  nicht  das  Land  verlassen,  nicht 
das  Geheimniss  verfuhren  und  keinen  Andern  die  Kunst  lehren 
als  ihren  eigenen  Söhnen,  nur  die  Schleifer  auch  ihren  nächsten 
Verwandten,  falls  die  Söhne  des  Vaters  Amt  nicht  kannten. 
Alle  drei  Bruderschaften  waren  gegen  einander  abgeschlossen ; 
uro  Mitglied  in  einer  zu  werden,  musste  man  aus  derselben 
freboren  und  in  dieselbe  aufgenommen  sein;  niemals  konnte 
also  ein  Schmied  Schleifer  oder  ein  Schleifer  Feger  werden; 
ausserdem  war  noch  ein  Eintrittsgeld  zu  erlegen,  welches  bei 
den  Schleifern  18  Gulden  Rheinisch  betrug.  Jedem  Handwerk 
standen  besondere  Arbeitsbefugnisse  zu,  und  wenn  neue  Ver- 
richtungen aufkamen,  so  entbrannten  Streitigkeiten  über  deren 
Zuständigkeit,  welche  gewöhnlich  durch  Compi'omisse  erledigt 
wurden;  das  Fliesten  z.  B.  wurde  den  Reidem  und  Schleifern 
gemeinsam  zugestanden  (durch  Priv.  v.  20.  April  1603),  von 
den  Greitem  und  Hauern  fielen  die  gröbei-en  den  Fegern,  die 
feineran  den  Schleifern  zu  (Vergleich  v.  4.  Juni  1 670).  Einzelne 
Verrichtungen,  wie  das  Fühi'en  des  schweren  Hammei'S  beim 
DraufscUagen,  wurden  nur  von  unprivilegirten  Arbeitern  ausge- 
führt; zu  anderen  wie  z.  B.  zum  Verfertigen  von  Ledei*scheiden 
durften  die  Schwertfeger  sich  auch  der  Schuhmacher  bedienen. 
Die  verhältnissmässig  einfachste  Technik  besassen  die 
Schweitfeger  und  Beider,  ein  Veirath  deraelben  erweckte  keine 
Befürchtungen.  Ihnen  war  daher  kein  Verbleibungseid  auf- 
erlegt, sie  durften  ausser  Landes  gehen;  ein  jeder  konnte  die 
Bruderschaft  gewinnen;  indess  war  das  Eintrittsgeld  so  hoch, 
auf  150  Goldgulden,  bemessen,  dass  nur  zwei  Mal  die  Berech- 
tigung ertheilt,  dann  aber  auch  beide  Mal  nachträglich  zurück- 
gez<^en  wurde.  Da  nun  einerseits  den  Reidem  das  Reisen 
ausser  Landes  erlaubt  war,  andei-seits  in  ihren  Händen  die 
Schwerter  zum  Fertigmachen  sich  sammelten ,  so  eigneten  sie 
sich  besonders  zum  Vertrieb  derselben,  und  es  scheint  in  der 
That,  als  ob  sie  es  gewesen,  welche  in  damaliger  Zeit  den 
Klingenhandel  besorgt  haben.  Wenn  hier  und  dort  von  den 
Kaulleuten  des  Schwertfeger-Handwerks  die  Rede  ist,  so  sind 
darunter  wohl  weniger  die  Schwei-tfeger,  welche  einfache  Schei- 
denmacher waren,  als  vielmehr  die  Reider  zu  verstehen.  Zwar 
stand  das  Recht,  Handel  zu  treiben,  auch  den  übrigen  Bruder- 
schaften zu,  da  dieselben  aber  nicht  reisen  durften,  so  ver- 
mochten sie  auch  nur  an  heranziehende  Kauf  leute  zu  verhandeln. 
Damit  waren  sie  mehr  oder  wenieer  der  Willkür  der  Reider- 
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und  Schweiifegerzunft  preisgegeben,  und  um  Missbi-äuche  zu 
vermeiden,  war  bestimmt,  dass  die  Schmiede,  faUs  die  Kaufleute 
ihnen  nicht  in  der  nämlichen  Woche  bezahlt  hätten,  am  nächsten 
Sonntag  die  Klingen  nach  Solingen  in  ein  bestimmtes  Haus 
bringen  und  dort  den  Kaufleuten  feil  bieten  sollten.  Würden 
sie  des  Kaufes  nicht  einig,  so  sollten  die  Klingen  dort  bleiben 
bis. zum  nächsten  Sonntag,  und  kam  selbst  dann  der  Kauf 
nicht  zu  Stande,  so  sollten  die  Schmiede  zwei  Brüder  wählen, 
welche  einen  Preis  schätzten.  Konnten  die  Kaufleute  sich  zu 
diesem  nicht  verstehen,  dann  sollten  die  Schmiede  die  Klingen 
wieder  an  sich  nehmen,  sie  härten  und  schleifen,  fegen  und 
bereit  machen  lassen  und  die  Kauf  leute  sollten  sie  inner-  oder 
ausserhalb  Landes  verkaufen  (vielleicht  auf  Rechnung  der 
Schmiede).  Da  also  die  Schmiede  der  Gefahr  ausgesetzt  waren, 
für  ihr  Halbfabrikat  keinen  angemessenen  Preis  zu  erhalten, 
so  lag  es  ihnen  nahe,  dieselben  als  „schwarze  Klingen*'  zu 
verkaufen;  dadurch  hätten  aber  die  folgenden  Arbeiter  ihr 
Verdienst  eingebüsst  und  es  wurde  verboten,  ein  Schwell  unbe- 
reidet  ausser  Landes  gehen  zu  lassen.  Um  eine  Gleichmässig- 
keit  in  dem  Einkommen  der  Schmiede  heraustellen,  wurde  das 
Maximum  der  täglichen  Production  festgesetzt:  ein  Schwert- 
schmied durfte  nicht  mehr  lüs  vier  Schwei*ter,  ein  Messei'schmied 
zehn  Stechmesser,  ein  Baselerschmied  acht  und  ein  Cordin- 
Schmied  zehn  Stück  und  zwar  richtig  und  gut  schmieden. 

Der  Gang  der  Fabrikation  mag  im  XV.  Jahrhundert  wohl 
folgender  gewesen  sein.  Der  Schweilschmied  kaufte  das  Eisen 
in  Stangen,  schmiedete  in  drei  Hitzen  aus  freier  Hand  die 
Klinge  nach  Länge  und  Dicke  aus  und  gab  ihr  die  erforderliche 
Form.  Theilweise  verkaufte  er  die  Schwerter  selbst  und  liess 
in  diesem  Falle  die  schwarzen  Klingen  gegen  Lohn  schleifen 
und  härten,  kaufte  Scheiden  und  Griffe,  liess  sie  gegen  Lohn 
bereiden  und  verhandelte  dann  die  fertigen  Schwerter.  Die 
Schwertschmiede,  die  Schwertfeger  und  die  Kreuz-  und  Bjiauf- 
schmiede  waren  durchaus  selbständige  kleine  Fabrikanten, 
welche  aus  eignem  Material  ihr  Halb-  oder  Ganzfabrikat  her- 
stellten und  manchmal  dii*ect  an  die  Kunden,  meist  aber  an 
die  Beider  absetzten.  Diese  waren  sowohl  kleine  Fabrikanten, 
welche  die  in  arbeitstheiliger  Production  entstandenen  Halb- 
fabrikate ankauften  und  zusammensetzten,  als  auch  Kauf  leute, 
welche  Handel  mit  der  fertigen  Waare  trieben;  nur  in  den 
seltenen  Fällen,  wo  der  Schmied  seine  Klingen  reiden  liess, 
um  selbst  die  Schwerter  zu  verkaufen,  waren  die  Beider  auch 
Lohnarbeiter.  Die  Hauptmasse  der  Arbeiterschaft  bestand 
demnach  aus  selbständigen  Handwerksmeistern,  aus  kleinen 
Fabrikanten;  es  spielt  daher  während  der  handwerksmässigen 
Betriebsweise  der  Industrie  das  Streben  nach  der  Erzielung 
eines  angemessenen  Preises  für  die  W^aaren  die  Hauptrolle. 

Lohnarbeiter  in  jedem  Falle  waren  die  Schleifer  und  die 
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wenig  zahlreidieii  Härter;  bei  ihnen  wurde  die  Lohnfrage  zuerst 
aufgeworfen.  Schon  das  erste  Privilegium  von  1401  bestimmte, 
«iass  die  RatUeute  der  Schleifer  das  Werk,  welches  die  Schmiede 
machten,  unter  den  BrQdem  gleich  vertheilen  sollten,  und  dass 
wenn  einem  der  verdiente  Lohn  nicht  ausgezahlt  würde,  keiner 
ans  der  Bruderschaft  bei  einer  Busse  von  drei  Mark  kölnisch 
Ar  jenen  Säumigen  arbeiten  dttrfte,  bis  der  Schleifer  nicht  den 
verdienten  Lohn  und  Genugthuung  erhalten  hätte.  Das  Privi- 
legium von  1515  fügte  den  entscheidenden  Satz  hinzu:  die 
Rathleute  sollen  ihren  Lohn  darop  setzen  nach  Bescheidenheit 
und  auf  ihrpn  Eid. 

Die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Schweitei-n  und  der  Auf- 
schwung der  Fabrikation  entwickelten  auch  den  Handel.    Die 
wichtigsten   Reisen   waren  im  XYI.  Jahrhundert  die  zu  den 
vier  Hauptmärkten  nach  Antwei*pen.    Nun  kamen  aber  auch 
in  der  Zwischenzeit  Boten  doiüger  Kaufleute   mit  unsoliden 
Aufträgen.     Die  Annahme  derselben  wurde  durch  den  Sechs- 
mannsbrief vom  26.  April  1570  verboten;   bei  14  Goldgulden 
Strafe  durften  femer  ausser  zu  jenen  Märkten  keine  Schwerter 
mehr  nach  Antwerpen  geschickt  werden;  nur  wenn  die  Kauf- 
leate  selbst  kämen,  sollte  ihnen  verkauft  werden  dürfen,  aber 
auch  dann  musste  es  vorher  den  Sechsmännem  angezeigt  werden. 
Wenn   die    Solinger  Kaufleute    von   den   Brabanter  Märkten 
heimkehrten,    so    beriefen    die  Sechsmänner   jedes  Mal  eine 
Versammlung,    auf   welcher  jedes    Handwerk    durch   seinen 
VofTt  seine  Nothduift  voitragen  lassen  durfte.    Um  die  äussere 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sollte  Niemand  ohne  Erlaubniss 
reden,  anderseits  duifte  kein  Handwerksvogt  irgend  einen  Binder 
übersehen  oder  vei-schweigen ,  er  sei,  wer  er  wolle.    Um  den 
Brüdem   einen   entsprechenden  Preis   für  ihre  Fabrikate  zu 
sichern,  wurde  weitergehend  bestimmt,   dass  wenn  der  Vogt 
ihres  Handwerks  nicht  im  Stande  wäre,  ihnen  einen  solchen 
m  vermitteln,   dieser  die  Schwei*ter  dem  Vogt  der  andem, 
Ww.  der  dritten  Zunft  präsentiren   sollte;    gelänge  es  auch 
<Üesen  nicht,  so  durften  die  Binder  verkaufen,  wohin  sie  wollten. 
Bisher   waren  die   Kaufleute  zugleich   auch   Handwerks- 
meister gewesen,  die,  wenn  sie  von  den  Märkten  heimkehiten, 
die  gewohnte  Arbeit  des  Reidens  und  Schweitfegens  wieder 
aofiiahmen ;  sie  waren  Mitgliedei*  der  Zünfte,  wie  alle  übrigen, 
wenn  auch  wohlhabendere  und  angesehenere,  und  unterlagen 
4en  gleichen  Bestimmungen.    In  dem  Masse  nun,  als  die  Ver- 
bindungen Solingens  sich  ausdehnten  und  einzelne  der  Kauf- 
leute  mit  mehr  Energie,  grösserem  Glücke  und  grösserer  Spar- 
samkeit sich  ausschliesslicher  dem  Handel  widmeten,  da  bildete 
»ich  nach  und   nach  ein  selbständiger  Kaufmannsstand.     Zu 
gla'cher  Zeit   ging   allmählich  der  handwerksmässige  Betrieb 
in  den  hausindustriellen  über.    Immer  seltener  wurde  es,  dass 
()ie  Schmiede  selbst  ihre  Schwerter  verhandelten;  immer  allge- 
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meiner  arbeiteten  sie  wie  die  übrigen  Handwerker  nach  den 
Angaben  der  Kaufleute ;  diese  übernahmen  die  Lieferungen  tou 
Eisen,  Stahl  und  anderen  Rohstoffen,  und  wenn  dieselben  bis 
auf  den  heutigen  Tag  foimell  auch  noch  als  verkauft  gelten. 
80  war  thatsächlich  der  früher  selbständige  Handwerksmeister, 
der  kleine  Fabrikant,  zu  nichts  anderem  als  zu  einem  haus- 
industriellen Lohnarbeiter  geworden.  Ganz  andere  Interessen 
sind  es  nun,  welche  die  Brudei*schaften  beseelen.  Früher 
handelte  es  sich  bei  den  selbständigen  Handwerksmeistern  um 
die  Ordnung  des  Verkaufs  ihrer  Waaren  und  deren  Preise. 
von  nun  ab  um  die  Ordnung  des  Verkaufs  ihrer  Arbeitskrait 
und  deren  Preise;  die  Lohnkämpfe  sind  es,  welche  das  XVm. 
Jahrhundeit  erfüllen. 

Etwa  im  XVU.  Jahrhundert  hat  sich  der  Wechsel  de> 
Betriebssystems  vollzogen;  die  grosse  Zahl  der  sogleich  zu 
erwähnenden  Verordnungen  legt  dafür  Zeugniss  ab;  zugleich 
beweist  sie  auch,  dass  die  in  Zünfte  festgegliederten  Meister 
klar  die  Gefahr  übei-sahen  und  sich  nach  Kräften  gegen  dies^dbe 
wehrten.  Am  14.  October  1607  wurde  für  die  Schleifer,  im 
Jahre  1673  für  die  Schwertschmiede  eine  Satzordnung  der 
Löhne  emchtet;  das  Auszahlen  dei-selben  in  Wnaren  (Track- 
System)  wurde  am  11.  März  1654  für  die  Schleiferzunft,  im 
Jahre  1687  für  alle  Handwerke  verboten,  —  das  System  der 
Lohnarbeit  war  also  allgemein  gewonlen!  Da  die  Kaufleute 
des  billigen  Lohnes  wegen  auch  schlechtere  Arbeiter  beschäl- 
tigten,  wurde  am  3.  October  1643  eine  Ordnung  über  die 
Handwerksknechte  und  Lehrlinge  erlassen ;  der  Waaren  verkauf 
und  die  Verbundstrafe  wurden  im  Jahre  1623  geordnet.  Da^ 
Alles  waren  nur  Plänkeleien  gegen  den  drohenden  Feind  des 
kaufmännisch -capitalistischen  Betriebes  der  Hausindustri^  — 
durch  die  kurfürstliche  Bestätigung  und  Revision  sämmtlicher 
Privilegien  und  Sechsmannesbriefe  am  18.  November  1687 
glaubten  die  drei  Zünfte  ihre  Selbständigkeit  wieder  herge- 
stellt und  das  System  der  hausindustriellen  Lohnarbeit  be- 
seitigt zu  haben.  Die  Handwerksmeister  hofften  auf  eine 
Restauration  einer  überwundenen  Betriebsform. 

Die  Unordnung  scheint  eine  heillose  gewesen  zu  sein ;  am 
Eingange  sämmtlicher  Documente  wird  Klage  über  dieselbe 
geführt;  Commissare  waren  zu  ihrer  Untersuchung  abgesandt 
worden.  Vor  allem  hatten  die  Kaufleute,  was  ihnen  als 
reichsten  und  darum  als  mächtigsten  im  Handwerk  nicht 
schwer  fiel,  sich  der  Organe  der  Rechtspflege  und  Verwaltun;; 
bemächtigt;  die  Reaction  schloss  sie  daher  aus  der  Vogt&i- 
und  Rathsbedienung  wie  aus  dem  Institut  der  Seclismänner  aii;^. 

Die  Kaufleute  hatten  feiner  ihren  ganzen  Einfluss  dahin 
geltend  gemacht,  eine  Concurrenz  unter  den  Arbeitern  herbei* 
zufuhren,  indem  sie  zu  viel  junge  Meister  ohne  Prüfung  auf- 
nehmen Hessen;   diese  fühlten  sich  dann  an  keine  Ordnonc 
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gebunden.  Dem  gegenüber  sollte  nun  ein  Verzeichniss  aller 
deijenigen  Meister  angelegt  werden,  welche  alle  Prüfungen  be- 
standen und  den  Verbleibungseid  geschworen  hatten;  über 
deren  Zahl  hinaus  sollte  keiner  mehr  angenommen  werden  und 
diejenigen,  welche  ihr  Meisterstück  gemächt  hatten,  sollten  so 
lange  bei  einem  anderen  Meister  arbeiten,  bis  eine  Stelle  frei 
würde.  Aber  selbst  dann  befürchtete  man  eine  Uebeilüllung 
des  Handwerks  und  erlaubte  für  die  Zukunft  nur  den  beiden 
Ei*8tgeborenen  des  Meisters,  sich  dem  Handwerk  zu  widmen. 
Die  andern  zum  Handwerk  Geborenen,  welche  wegen  Armuth 
oder  Gebrechlichkeit  dasselbe  nicht  erleiiien  und  das  Meister- 
stück nicht  verfertigen  konnten,  duiiten,  um  sie  nicht  ganz  der 
Nahi*ung  zu  berauben,  sich  mit  Abhauen,  Vorschlagen  u.  s.  w. 
beschäftigen  oder  sich  andern  Meistern  als  Knechte  und  Arbeiter 
verdingen,  aber  auch  nur  zu  solchen  Arbeiten,  wo  durch  ihre 
Untüchtigkeit  kein  Schaden  für  das  Handwerk  zu  befürchten  war. 

Wie  die  Anzahl  der  Arbeiter,  so  wurde  auch  ihr  Arbeits- 
quantum fixirt.  Schon  früher  war  einem  jeden  Meister  nur 
eine  sogen.  Leibgebühr  gestattet  gewesen;  dieselbe  war  jedoch 
auch  auf  die  kleinen  Söhne  ausgedehnt  und  in  Folge  der  Be- 
stechlichkeit der  Vögte  noch  durch  eine  sogen.  Hauergebühr 
veimehit  worden;  dadurch  entstanden  unnütze  Abgaben  und 
eine  Vergrösserung  der  Production.  Solches  wurde  nun  be- 
seitigt; die  Leibgebühr  wurde  für  die  Schmiede,  Härter  und 
Schleifer  neu  festgesetzt  und  ihre  Ausdehnung  nur  auf  diejenigen 
beiden  Söhne  gestattet,  welche  bereits  am  Handwerk  mitar- 
beiteten; der  Zeichenmeister  durfte  über  das  voigeschriebene 
Mass  hinaus  Keinem  die  Klingen  zeichnen  und  musste  sein  Ver- 
zeichniss hierüber  monatlich  dem  Obervogt  einliefern.  Um  jede 
Umgehung  zu  veimeiden,  durfte  kein  Meister  bei  einem  anderen 
etwas  für  sich  verfertiger  lassen. 

Eine  drückende  Goncurrenz  entstand  den  Schmieden  seit 
dem  XVI.  Jahrhundert  durch  das  Eindringen  des  mechanischen 
Betriebes  beim  Zusammenschweissen  (RafSniren)  von  Eisen  und 
Stahl;  während  der  Schwertschmied  täglich  nur  5—6  Klingen 
herstellte,  leistete  der  mit  Wasserkraft  arbeitende  Hammer- 
schmied das  vier-,  fünf-  und  mehrfache.  Die  Werke,  welche 
anüangs  für  Solingen  arbeiteten,  lagen  bei  Lüttringhausen  und 
Burg,  ihre  Zahl  betrug  im  Jahre  1623  etwa  26— 28;  allmählich 
wurden  aber  auch  im  Solinger  Bezirke  Reckhämmer  angelegt 
und  aus  dem  XVH.  Jahrhundert  finden  sich  eine  Reihe  von 
Gesuchen  um  Concessionirung  von  Schmiede-  und  Schleifkotten 
gegen  Versprechung  der  Zahlung  einer  Erkenntniss,  wogegen 
jedoch  die  Pächter  der  Fischerei  in  den  füi*stlichen  Gewässern 
protestirten.  Durch  die  steigende  Anwendung  mechanischer 
Ki-^  sahen  die  Schwertschmiede  sich  eines  grossen  Theiles 
ihrer  Arbeit  entsetzt  und  begannen  einen  Kampf  gegen  die 
neue  Technik,  indem  sie  erklärten:  der  auf  Hammerwerken 
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ra£Giiirte  Stahl  sei  schlecht.  Auch  in  diesem  Punkte  tria]&* 
phirten  sie  1687,  da  es  verboten  wurde,  das  Material  von  den 
Reckhämmem  zu  beziehen;  dasselbe  sollte  wieder  wie  froher 
vom  Schwertschmied  aus  freier  Hand  in  drei  Hitzen  geschmiedet 
werden  und  jeder  neuaufeunehmende  Meister  Probe  in  der 
alten  Kunst  ablegen;  das  auf  dem  Hammerwerk  gereckte  Eisen 
sollte  theurer  im  Preise  tariiirt  werden.  Aber  schon  der  Seck-- 
mannsbrief  selbst  bezweifelte  die  Durchführbarkeit  soldier  Be- 
stimmungen; das  alte  Verfahren  wäre  zu  theuer  und  bean-. 
spruchte  zu  viel  Kohlen,  die  im  Preise  sehr  gestiegen  wäreij 
und  von  den  ins  Märkische  geflohenen  Schmieden  benutzt 
würden. 

Die  Güte  der  Waaren  hatte  durch  die  häufige  Annahmt* 
schlecht  ausgebildeter  Meister  seitens  der  Kaufleute  sehr  sre- 
litten,  die  früheren  Ordnungen  über  die  Lehrzeit  and  da^ 
Meisterstück  wurden  daher  neu  bestätigt.  Die  schärfste  Con* 
trolle  fand  aber  durch  ein  System  von  Zeichen  statt,  welchei: 
ein  späterer  besonderer  Abschnitt  gewidmet  ist  D^r  Hammer- 
schmied sollte  seinem  Stahl  und  der  Schwertschmied  seiner 
Klinge  das  Erbzeichen  aufschlagen,  damit  man  an  den  Schul- 
digen  Regi-ess  nehmen  konnte;  auf  die  fertige,  gutbefundene 
Klinge  wurde  das  allgemeine  Solinger  Beizeichen  vom  Zeichen- 
meister  geschlagen  als  Garantie  seitens  des  staatlicJb  ansreord- 
neten  Amtes ,  zugleich  war  damit  auch  die  Ueberwachung  de^ 
Produktionsquantums  des  Einzelnen  eireicht. 

Das  Recht,  Handel  zu  treiben,  besass  seit  altersher  ein 
jedes  Mitglied  der  drei  beschlossenen  Handwerke;  es  hatte  nur 
vor  Vogt  und  Rath  zu  Pix>tokoll  zu  erklären,  ohne  Präjudiz 
für  die  Zukunft  und  seine  Erben,  ob  es  die  Arbeit  oder  die 
Kaufmannschaft  wähle,  und  die  Ordnung  zu  unterschreiben: 
gleichzeitig  arbeiten  und  Handel  treiben  durfte  aber  wie  zuvor 
Keiner.  Diese  Bestimmungen  waren  in  letzter  Zeit  in  Verfall 
gerathen.  Einerseits  hatten  unter  Connivenz  der  Vögte  die 
Kaufleute  von  den  Schmieden  weit  über  ihre  Leibgebühr  ge^en 
Lohn  Klingen  anfertigen  lassen,  und  weil  sie  zwei  Nahrun^rs- 
quellen,  die  Fabrikation  und  den  Handel  besassen,  die  Preise 
gedrückt;  anderseits  hatten  auch  einige  Handwerksbnider  seihst 
Klingen  bereidet  und  ausser  Landes  geführt,  dieselben  jedoch 
aus  Mangel  an  Lebensmitteln  in  der  äussersten  Xoth  für 
Schleuderpreise  verkaufen  müssen;  auch  war  sogar  unprivi- 
legirten  Leuten,  welche  gar  nicht  zu  den  drei  Zünften  geh^rte^. 
der  Handel  mit  schwarzen  Klingen  gestattet  worden.  In  dieser 
verstärkten  Ck)ncun*enz  der  Kaufleute  unter  einander  sah  man 
die  Ui-sache  des  Fallens  von  Preisen  und  Löhnen;  man  er- 
neuerte  daher  das  alte  Verbot  des  gleichzeitigen  Arbeitens  und 
Handeltreibens  und  gestattete  den  Unprivilegirten  den  Handel 
nur  mit  fertigen  in-  oder  ausländischen  Schwertern. 

Die  innere  ConcuiTonz  der  Kaufleute  war  nun  zwar  doirfa 
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die  Beschränkung  ihrer  Anzahl  vermieden;  es  lag  aber  die 
Gefahr  nahe,  dass  dieselben  durch  Ueberspeculation  die  Waaren- 
pi-eise  und  durch  Unterdiiicken  der  Handwerksbrüder  die  Ar- 
beitslöhne eiTiiedrigen  würden.  Auch  hiergegen  hatte  man, 
durch  die  Erfahrung  belehrt,  ein  System  von  Schutzmassregeln 
enichtet. 

Damit  zunächst  die  Kaufleute  durch  fortwährendes  Schicken 
und  Reisen  aller  Orten  nicht  die  Preise  verdürben  und  mehr 
Klingen,  als  verkauft  werden  konnten,  ausführten,  sollte  keiner 
von  ihnen  ausser  den  gewöhnlichen  Messen  nach  Frankftiit, 
Leipzig,  Strassburg,  Nürnberg  und  anderen  Oiten  reisen  oder 
Klingen  und  Solinger  Güter  schicken.  Die  Güter  nach  Ham- 
burg, Lübeck,  den  Ostseeländem,  Polen,  Dänemark,  Schweden, 
und  nach  Köln,  Amsterdam,  den  Niederlanden,  Frankreich, 
Spanien,  Italien,  England  u.  s.  w.  durften  zwei  Mal  im  Jahr, 
im  März  oder  April  und  im  September  oder  October  und  zwar 
je  nach  Gelegenheit  des  Wetters  zwei  bis  vier  Wochen  früher 
oder  später  versendet  werden.  Und  zwar  durften  die  Klingen, 
ausgenommen  die  gewöhnlichen  Messerklingen,  ausser  Landes 
geschickt  oder  mit  auf  Reisen  genommen  werden  nur  auf  Be- 
stellung oder  wenn  die  Preise  vorher  festgesetzt  waren,  denn 
durch  das  Ausbieten  der  Waare  am  Verkaufsorte  würden  die- 
selben gedrückt. 

Die  Cardinalfrage  war  für  die  Handwerker  offenbar  die 
Sicherung  ihres  standesgemässen  Einkommens.  War  doch  die 
Ui*8ache  der  Entsendung  von  Commissaren  und  der  Durch- 
führung des  ganzen  Reactionswerkes  die,  dass  „die  Kaufleute  ' 
ihre  Libertät  benutzt  hatten,  um  den  geringen  Bruder  zu  ver- 
nichten, so  dass  die  Armen  kaum  das  Brot  verdienen  konnten.'' 
Die  im  Jahre  167B  enichtete  Lohnsatzung  wurde  dahin  ausge- 
bildet, dass  die  Sechsmänner  im  Verein  mit  den  Vögten  und 
Rathleuten,  unter  denen  wohlbemerkt  kein  Kaufmann  sein 
durfte,  mit  Wissen  des  kurfürstlichen  Obervogts  alljährlich 
von  neuem  nach  Gestalt,  Güte,  Tugend,  Theuerheit  des  Materials, 
Zeitläuften,  Ort  der  Auskunft,  aufgehenden  Kosten,  Gelegenheit 
des  Abganges  u.  s.  w.  sowohl  den  Lohn  der  lohnarbeitenden 
Schleifer,  Härter,  Schmiede,  Reider  u.  a.,  als  auch  den  Preis 
der  Halbfabrikate  wie  der  schwarzen  Klingen,  der  Scheiden 
und  der  fertigen  Schwerter  in  billiger  Weise  festsetzen  sollten. 
Unter  diesen  Sätzen  durfte  nicht  gearbeitet,  auch  weder  in 
noch  ausser  Landes  verkauft  werden,  widrigenfalls  der  Kauf- 
mann auf  drei  Monate  seine  Handelsberechtigung  verlor.  Das  . 
iilustrirt  den  Unterschied  in  der  Preisgesetzgebung  bei  der  für 
den  Massenabsatz  arbeitenden  handwerksmässigen  Industrie 
und  bei  dem  für  den  Localbedarf  thätigen  eigentlichen  Hand- 
werk; in  der  ei^steren  werden  Preisminima  festgesetzt  zum 
Schutze  der  Meister,  im  andein  Preismaxima  zum  Schutze  des 
kaufenden  Publicums. 
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und  Schwertfegerzunft  preisgegeben,  and  um  Missbräadie  zu 
vermeiden,  war  bestimmt,  dass  die  Schmiede,  falls  die  Kaofleote 
ihnen  nicht  in  der  nämlichen  Woche  bezahlt  hätten,  am  nächsten 
Sonntag  die  Klingen  nach  Solingen  in  ein  bestimmtes  Has^ 
bringen  und  dort  den  Kaufleuten  feil  bieten  sollten.  Worden 
sie  des  Kaufes  nicht  einig,  so  sollten  die  Klingen  dort  bleiben 
bis .  zum  nächsten  Sonntag ,  und  kam  selbst  dann  der  Kauf 
nicht  zu  Stande,  so  sollten  die  Schmiede  zwei  Brüder  wählen« 
welche  einen  Preis  schätzten.  Konnten  die  Kaufleute  sich  zu 
diesem  nicht  verstehen,  dann  sollten  die  Schmiede  die  Klingen 
wieder  an  sich  nehmen,  sie  härten  und  schleifen,  fegen  und 
bereit  machen  lassen  und  die  Kauf  leute  sollten  sie  inner-  oder 
ausserhalb  Landes  verkaufen  (vielleicht  auf  Rechnung  der 
Schmiede).  Da  also  die  Schmiede  der  Gefahr  ausgesetzt  waren, 
fbr  ihr  Halbfabrikat  keinen  angemessenen  Preis  zu  erhalteo. 
so  lag  es  ihnen  nahe,  dieselben  als  „schwarze  Klingen''  xu 
verkaufen;  dadurch  hätten  aber  die  ifolgenden  Arbeiter  ihr 
Verdienst  eingebtisst  und  es  wurde  verboten,  ein  Schwert  unbe- 
i-eidet  ausser  Landes  gehen  zu  lassen.  Um  eine  Gleichmässi^- 
keit  in  dem  Einkommen  der  Schmiede  herzustellen,  wurde  das 
Maximum  der  täglichen  Production  festgesetzt:  ein  Schwert- 
schmied durfte  nicht  mehr  aJs  vier  Schwerter,  ein  Messerscbmiftf 
zehn  Stechmesser,  ein  Baselerschmied  acht  und  ein  Cordin- 
schmied  zehn  Stück  und  zwar  richtig  und  gut  schmieden. 

Der  Gang  der  Fabrikation  mag  im  XV.  Jahrhundert  wohl 
folgender  gewesen  sein.  Der  Schwei-tschmied  kaufte  das  Eisen 
in  Stangen,  schmiedete  in  drei  Hitzen  aus  freier  Hand  die 
KÜDge  nach  Länge  und  Dicke  aus  und  gab  ihr  die  erforderliche 
Form.  Theilweise  verkaufte  er  die  Schwerter  selbst  und  lies^ 
in  diesem  Falle  die  schwai*zen  Klingen  gegen  Lohn  schleifen 
und  härten,  kaufte  Scheiden  und  Griffe,  Hess  sie  gegen  Lohn 
bereiden  und  verhandelte  dann  die  fertigen  Schwerter.  Die 
Schwertschmiede,  die  Schweiifeger  und  die  Kreuz-  und  Knauf- 
schmiede wai-en  durchaus  selbständige  kleine  Fabrikanten, 
welche  aus  eijunieni  Material  ihr  Halb-  oder  Ganzfabrikat  her- 
stellten und  manchmal  dii'ect  an  die  Kunden,  meist  aber  an 
die  Reider  absetzten.  Diese  wai*en  sowohl  kleine  Fabrikanten, 
welche  die  in  arbeitstheiliger  Production  entstandenen  Halb- 
fabrikate ankautten  und  zusammensetzten,  als  auch  Kaufleote, 
welche  Handel  mit  der  fertigen  Waai-e  trieben;  nur  in  den 
seltenen  Fällen,  wo  der  Si'hmieii  seine  Klingen  reiden  liess, 
um  selbst  die  Schwerter  m  verkaufen,  waren  die  Reider  auch 
Lohnarbeiter,  Die  Hauptmasse  der  Arbeiterschaft  beatand 
demnach  aus  selbstand^t'n  Handwerksmeistern,  aus  kleinen 
Fabrikanten;  es  spielt  datier  wiihrend  der  handwerksmässigen 
Betriebsweise  der  Industrie  das  Streben  nach  der  Erzielang 
eines  angemec^seneu  Preises  t\^r  die  Waaren  die  Hauptrolle. 

Lohnarbeiter  in  ie^iem  Falle  waren  die  Schleifer  und  die 
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wenig  zahlreichen  Härter;  bei  ihnen  wurde  die  Lohnfrage  zuerst 
aufgeworfen.  Schon  das  erste  Privilegium  von  1401  bestimmte, 
f  lass  die  Rathleute  der  Schleifer  das  Werk,  welches  die  Schmiede 
machten,  unter  den  BrQdem  gleich  vertheilen  sollten,  und  dass 
wenn  einem  der  verdiente  Lohn  nicht  ausgezahlt  würde,  keiner 
aus  der  Bruderschaft  bei  einer  Busse  von  drei  Mark  kölnisch 
fUr  jenen  Säumigen  arbeiten  dürfte,  bis  der  Schleifer  nicht  den 
verdienten  Lohn  und  Genugthuung  erhalten  hätte.  Das  Privi- 
legium von  1515  fügte  den  entscheidenden  Satz  hinzu:  die 
Rathleute  sollen  ihren  Lohn  darop  setzen  nach  Bescheidenheit 
und  auf  ihrpn  Eid.    - 

Die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Schweitem  und  der  Auf- 
schwung der  Fabrikation  entwickelten  auch  den  Handel.    Die 
wichtigsten  Reisen   waren  im  XYI.  Jahrhundert  die  zu  den 
vier  Hauptmärkten  nach  Antwerpen.    Nun  kamen  aber  auch 
in   der  Zwischenzeit  Boten  dortiger  Kaufleute  mit  unsoliden 
Aufträgen.    Die  Annahme  derselben  wurde  durch  den  Sechs- 
mannsbrief  vom  26.  April  1570  verboten;   bei  14  Goldgulden 
Strafe  durften  femer  ausser  zu  jenen  Märkten  keine  Schwerter 
mehr  nach  Antwerpen  geschickt  werden;  nur  wenn  die  Kauf- 
leute selbst  kämen,  sollte  ihnen  verkauft  werden  dürfen,  aber 
auch  dann  musste  es  vorher  den  Sechsmännem  angezeigt  werden. 
Wenn   die   Solinger  Kaufleute   von   den   Brabanter  Märkten 
heimkehrten,    so    beriefen    die  Sechsmänner   jedes  Mal  eine 
Vei*samm]ung,    auf   welcher  jedes    Handwerk    durch   seinen 
Vogt  seine  Nothdurft  voitragen  lassen  duifte.    Um  die  äussere 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sollte  Niemand  ohne  Erlaubniss 
reden,  anderseits  dui-fte  kein  Handwerksvogt  irgend  einen  Binder 
übersehen  oder  vei-schweigen ,  er  sei,  wer  er  wolle.    Um  den 
Brüdein   einen   entsprechenden   Preis   für  ihre  Fabrikate  zu 
sichern,  wurde  weitergehend  bestimmt,   dass  wenn  der  Vogt 
ihres  Handwerks  nicht  im  Stande  wäre,  ihnen  einen  solchen 
ru  vermitteln,   dieser  die  Schweiler  dem  Vogt  der  andein, 
bezw.  der  dritten  Zunft  präsentiren   sollte;    gelänge  es  auch 
diesen  nicht,  so  durften  die  Bi-üder  verkaufen,  wohin  sie  wollten. 
Bisher  waren  die   Kaufleute  zugleich   auch   Handwerks- 
meister gewesen,  die,  wenn  sie  von  den  Märkten  heimkehilen, 
die  gewohnte  Arbeit  des  Reidens  und  Schwertfegens  wieder 
aufnahmen;  sie  waren  Mitglieder  der  Zünfte,  wie  alle  übrigen, 
wenn  auch  wohlhabendere  und  angesehenere,  und  unterlagen 
den  gleichen  Bestimmungen.    In  dem  Masse  nun,  als  die  Ver- 
bindungen Solingens  sich  ausdehnten  und  einzelne  der  Kauf- 
leute mit  mehr  Energie,  grösserem  Glücke  und  grösserer  Spar- 
samkeit sich  ausschliesslicher  dem  Handel  widmeten,  da  bildete 
sich  nach  und  nach  ein  selbständiger  Kaufmannsstand.     Zu 
gleicher  Zeit  ging   allmählich  der  handwerksmässige  Betrieb 
in  den  hausindnstriellen  über.    Immer  seltener  wurde  es,  dass 
die  Schmiede  selbst  ihre  Schwerter  verhandelten ;  immer  allge- 
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genos&en  wurde  verboten,  Klingen  an  unprivilegirte  Handels- 
leute zu  liefern.  Dies  waren  in  erster  Linie  die  Remscbeider 
Kaufleute«  welche  mit  schlechten  märkischen  Klingen  handeitecu 
sie  unter  gute  Solinger  mischten  und  einen  grossartigen  Sehleidi* 
handel  trieben.  Die  hiergegen  unter  d.  9.  Deeember  1768,  wie 
16.  November  1773  erlassenen  Verbote  hatten  keine  wdieren 
Folgen  ^).  Zu  gleicher  Zeit  trieben  auch  die  privilegirten  MesBer- 
schmiede  einen  Schmuggel  in  der  All;,  dass  fremde  Kaoflente 
sich  an  handelsberechtigte,  aber  nicht  handeltreibende  SoHnger 
Brt\der  wandten,  welche  die  Waaren  bis*  Duisburg  schickten,  wo 
jene  sie  in  Empfang  nahmen.  Aber  die  Kaufleute  umgingen  ancfa 
selbst  das  Gesetz,  indem  sie  handelten  und  zugleich  mit  ihren 
Verwandten  arbeiteten,  ihre  Klingen  mit  schlechten  mftrkisdhen 
unteimischten,  auf  diese  das  Solinger  Zeichen  schlugen  und 
dann  aus  vielfachen  Gründen  billiger  verkauften.  Dagegen 
war  die  Vereinbarung  vom  12.  September  1788  gerichtet;  die 
privilegirten  Kauf-  un^  Handwerksleute  sollten  keinem  her* 
gischen  Unterthan,  welcher  nicht  in  die  drei  beschlossenen 
Zttnfte  aufgenommen  war,  weder  direct  noch  indirect  Klingen 
verkaufen,  weder  in  noch  ausser  Landes  in  Commission  geben 
oder  fQr  seine  Rechnung  versenden;  sie  durften  nur  an  ans* 
ländische  Gommittenten  verkaufen,  bei  tausend  Thaler  Strafe 
und  einem  Reinigungseid  im  Falle  des  Verdachts;  jeder  Kauf- 
mann musste  diese  Vereinbarung  unterschreiben,  sonst  erhielt 
er  keinen  Licentzettel  zur  Ausfuhr. 

Gegen  die  Arbeiter  kämpften  die  Kaufleute  mit  wech* 
selndem  Erfolge.  Den  ersten  erzielten  sie  durch  den  Sehir*» 
penbroicher  Vei*gleich,  welcher  durch  die  Verordnung  Toni 
80.  Juli  1709  bestätigt  wurde,  und  wonach  der  Lohnsatz  Ton 
Kauf-  und  Handwerksleuten  gemeinsam  festgestellt  werden 
sollte.  Die  Bestimmungen  desselben  wurden  indess  nicht  ein* 
gehalten,  weil  die  Conjuncturen  während  der  ersten  Hälfte  des 
XVm.  Jarhunderts  fQr  Solingen  sehr  ungünstige  waren.  Die 
erate  günstige  Gelegenheit  benutzten  die  Handwerker  aber, 
um  ihren  Lohn  zu  erhöhen;  sie  kam  mit  Beginn  des  sieben- 
jährigen Krieges.  In  fast  tumultuarischer  Weise  octroirten 
sie  den  Kaufleuten  eine  neue  Satzordnung,  diese  in  ihier  Ver- 
legenheit suchten  sich  zu  vergleichen  und  so  kam  die  en^ote 
Satzordnung  vom  23.  November  1757  zu  Standa  Die  Lohne 
und  Preise  wurden  festgesetzt  nach  den  Klassen  der  oestrei- 
chischen,  spanischen,  preussischen ,  sächsischen  und  fibriieen 
Klingen;  jede  Klasse  zerfiel  wieder  nach  Länge,  Breite  imd 
sonstiger  Gestalt  in  Unterabtheilungen.  Feiner  wurde  der 
Preis  des  Eisens,  welchen  der  Kaufmann  dem  Handwerkmann 
nach  alter  Usance  zu  zwei  Albus,  und  des  Stahls,  den  er  zu 
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fOnf  Albus  liefem  musste,  als  Noim  aufgestellt  und  endlich 
bestimmt,  dass  dem  Handwerker  der  Lohn  in  Baargeld  gezahlt 
werden  sollte  dergestalt,  dass  kein  Gold-  oder  Silbergeld  dem- 
selben höher  angerechnet  werden  sollte,  als  er  es  bei  einem 
lirotbäcker  begeben  oder  wechseln  konnte. 

Diese  Satzordnung  erhielt  sich  bis  in  die  1780er  Jahre. 
I  >a  versuchten  die  Handwerksvögte  wieder  den  Lohn  zu  erhöhen, 
die  Kaufleute  setzten  Widerstand  entgegen  und  es  begann  ein 
lan|?er  Process,  welcher  mit  der  Verordnung  vom  80.   Sep- 
tember 1785  endete,  nach  welcher  es  so  lange  beim  alten  Lohn- 
satz   von  1757  verbleiben  sollte,  bis  eine  Commission  von  je 
vier  oder  sechs  Handwerkern  und  Kaufleuten  einen  neuen  ver- 
einbart und  zur  Bestätigung  vorgelegt  hätten.    Das  Handwerk 
musste  sich  damit  bescheiden,  bis  1790  sich  ein  neues  Muster 
ergabt  für  welches  die  Vögte  einseitig  den  Lohn  festsetzten. 
Wiederam  entschied  das  Rescript  vom  9.  September  1794,  dass 
auch   über  neue  Muster  eine  gemeinsame  Verabredung  statt- 
finden musste;  gelang  das  nicht,  so  durfte  jeder  Einzelne  sich 
willkürlich  über  den  Lohn  verständigen.    Mit  vollem  Rechte 
erklärten  nun  die  Vögte,   der  ganze  Lohnsatz  würde  daran 
scheitern;  dennoch  blieb  es  (am  8.  April  1795)  beim  früheren 
Bescheide. 

So  scheitelte  dieser  Vei*such  der  Schwei;tarbeiter,  den  Lohn 
zu  erhöhen;  es  war  der  letzte.  Und  nun  ergoss  sich  der 
Strom  des  Völkerkrieges  auch  Ober  Solingen;  Freund  und 
Fdnd  kamen  und  nahmen  mit  sich,  was  an  Waffen vorräthen 
vorhanden  war;  die  Zunftveifassung  wurde  aufgehoben,  das 
Goalitionsrecht  genommen  und  die  Arbeitei*schaft  bis  auf  den 
heutigen  Tag  der  vollsten  Desorganisation  überlassen.  — 

Während  der  Befreiungskriege  hatte  Solingen  sich  einen 
gut  und  baar  zahlenden  Kunden  erworben,  die  preussische 
Regierung.  Die  Firmen  Schnitzler  und  Weyei-sberg  hatten 
derselben  und  noch  dazu  auf  Credit  Waffen  geliefert  und  aus 
Dankbarkeit  verblieben  ihnen  die  Bestellungen  für  die  AiTuee. 
Als  dritter  drängte  sich  im  Jahre  1886  der  Kaufmann  Peter 
Knecht  hinein  und  es  ist  noch  heute  im  Munde  der  Leute, 
wie  dieser  während  des  Königs  Anwesenheit  die  Hauptstrasse  ver- 
barrikadiren  Hess  und  dadurch  den  Wagen  zu  einem  Umwege 
an  seinem  Hause  vorbei  zwang,  in  welchem  er  den  König  auf- 
nahm. In  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  blieben 
Preise  und  Löhne  auf  einer  angemessenen  Höhe,  die  Schweit- 
arbeitei'  bildeten  noch  immer  eine  Aristokratie  unter  den  Hand- 
vierkem,  ihre  Kunst  war  eine  verhältnissmässig  seltene  und 
man  gönnte  ihnen  die  hohen  Löhne,  da  die  Bestellungen  so 
unregelmässig  waren,  dass  oft  monatelang  das  Gras  vor  ihren 
Schmieden  wuchs. 

Inzwischen  engte  der  Kreis  der  Abnehmer  sich  fortdaueiiid 
ein.    Namentlich  während  der  grossen  Weltenkriege  der  Jahre 
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und  Schwei-tfegerzunft  preisgegeben,  und  um  Missbräuche  m 
vermeiden,  war  bestimmt,  dass  die  Schmiede,  falls  die  Kaufleote 
ihnen  nicht  in  der  nämlichen  Woche  bezahlt  hätten,  am  nftchsten 
Sonntag  die  Klingen  nach  Solingen  in  ein  bestimmtes  Haas 
bringen  und  doil  den  Kaufleuten  feil  bieten  sollten.  Worden 
sie  des  Kaufes  nicht  einig,  so  sollten  die  Klingen  dort  bleibes 
bis .  zum  nächsten  Sonntag ,  und  kam  selbst  dann  der  Rani 
nicht  zu  Stande,  so  sollten  die  Schmiede  zwei  BrOder  wAhlen» 
welche  einen  Preis  schätzten.  Konnten  die  Kaufleute  sich  za 
diesem  nicht  verstehen,  dann  sollten  die  Schmiede  die  Klingen 
wieder  an  sich  nehmen,  sie  härten  und  schleifen,  fegen  ttnd 
bemt  machen  lassen  und  die  Kauf  leute  sollten  sie  inaer-  oder 
ausserhalb  Landes  verkaufen  (vielleicht  auf  Rechnung  der 
Schmiede).  Da  also  die  Schmiede  der  Gefahr  ausgesetzt  waren, 
fttr  ihr  Halbfabrikat  keinen  angemessenen  Preis  zu  erhalteiu 
so  lag  es  ihnen  nahe,  dieselben  als  „schwarze  Klingen*  zo 
verkaufen;  dadurch  hätten  aber  die  folgenden  Arbeiter  ihr 
Verdienst  einpebtisst  und  es  wurde  verboten,  ein  Schwert  unbe- 
i-eidet  ausser  Landes  gehen  zu  lassen.  Um  eine  Gleichmissi?- 
keit  in  dem  Einkommen  der  Schmiede  hei'zustellen,  wurde  das 
Maximum  der  täglichen  Production  festgesetzt:  ein  Schwert- 
Schmied  durfte  nicht  mehr  aJs  vier  Schwei'ter,  ein  Messei'schmie^i 
zehn  Stechmesser,  ein  Baselerschmied  acht  und  ein  Cordin- 
Schmied  zehn  Stück  und  zwar  richtig  und  gut  schmieden. 

Der  Gang  der  Fabrikation  mag  im  XV.  Jahrhundert  woh) 
folgender  gewesen  sein.  Der  Schwei*tschmie(l  kaufte  das  Eisen 
in  Stangen,  schmiedete  in  drei  Hitzen  aus  freier  Hand  dif 
Klinge  nach  Länge  und  Dicke  aus  und  gab  ihr  die  erforderliche 
Form.  Theilweise  verkaufte  er  die  Schwerter  selbst  und  lie^* 
in  diesem  Falle  die  schwarzen  Klingen  gegen  Lohn  schleifen 
und  härten,  kaufte  Scheiden  und  Griffe,  liess  sie  gegen  Lohn 
bereiden  und  verhandelte  dann  die  fertigen  Schwerter.  Pie 
Schwertschmiede,  die  Schweiifeger  und  die  Kreuz-  und  Knauf- 
schmiede  waren  durchaus  selbständige  kleine  Fabrikanten, 
welche  aus  eignem  Material  ihr  Halb-  oder  Ganzfabrikat  her- 
stellten und  manchmal  direct  an  die  Kunden,  meist  aber  ai' 
die  Reider  absetzten.  Diese  waren  sowohl  kleine  Fabrikanten, 
welche  die  in  arbeitstheiliger  Pi-oduction  entstandenen  Halb- 
fabrikate ankauften  und  zusammensetzten,  als  auch  Kaoflente. 
welche  Handel  mit  der  fertigen  Waare  trieben;  nur  in  des 
seltenen  Fällen,  wo  der  Schmied  seine  Klingen  reidon  liesi 
um  selbst  die  Schweiter  zu  verkaufen,  waren  die  Reider  aucli 
Lohnarbeiter.  Die  Hauptmasse  der  Arbeiterschaft  bestaoä 
demnach  aus  selbständigen  Handwerksmeistern,  aus  kleuieo 
Fabrikanten;  es  spielt  daher  während  der  handwerksmässigen 
Betriebsweise  der  Industrie  das  Streben  nach  der  Enadui.. 
eines  angemessenen  Preises  ftlr  die  Waaren  die  Hauptrolle 

Lohnarbeiter  in  jedem  Falle  waren  die  Schleifer  und  dif 
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wenig  zahlreichen  Härter;  bei  ihnen  wurde  die  Lohnfrage  zuerst 
aufgeworfen.  Schon  das  erste  Privilegium  von  1401  bestimmte, 
(lass  die  Rathleute  der  Schleifer  das  Werk,  welches  die  Schmiede 
machten,  unter  den  BrQdem  gleich  vertheilen  sollten,  und  dass 
wenn  einem  der  verdiente  Lohn  nicht  ausgezahlt  wQrde,  keiner 
aus  der  Bruderschaft  bei  einer  Busse  von  drei  Mark  kölnisch 
fUr  jenen  Säumigen  arbeiten  dürfte,  bis  der  Schleifer  nicht  den 
verdienten  Lohn  und  Genugthuung  erhalten  hätte.  Das  Privi- 
legium von  1515  fügte  den  entscheidenden  Satz  hinzu:  die 
Rathleute  sollen  ihren  Lohn  darop  setzen  nach  Bescheidenheit 
und  auf  ihr^n  Eid. 

Die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Schweitern  und  der  Auf- 
schwung der  Fabrikation  entwickelten  auch  den  Handel.    Die 
wichtigsten  Reisen   waren  im  XYI.  Jahrhundert  die  zu  den 
vier  Hauptmärkten  nach  Antwerpen.    Nun  kamen  aber  auch 
in   der  Zwischenzeit  Boten  doi-tiger  Kaufleute  mit  unsoliden 
Aufträgen.    Die  Annahme  derselben  wurde  durch  den  Sechs- 
mannsbrief vom  26.  April  1570  verboten;   bei  14  Goldgulden 
Strafe  durften  ferner  ausser  zu  jenen  Märkten  keine  Schwerter 
mehr  nach  Antwerpen  geschickt  werden;  nur  wenn  die  Kauf- 
leute selbst  kämen,  sollte  ihnen  verkauft  werden  dürfen,  aber 
auch  dann  musste  es  vorher  den  Sechsmännem  angezeigt  werden. 
Wenn   die   Solinger  Kaufleute    von   den   Brabanter  Märkten 
heimkehrten,    so    beriefen    die  Sechsmänner   jedes  Mal  eine 
Versammlung,    auf   welcher  jedes    Handwerk    durch   seinen 
Vogt  seine  Nothdurft  vortragen  lassen  durfte.    Um  die  äussere 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sollte  Niemand  ohne  Erlaubniss 
reden,  anderseits  durfte  kein  Handwerksvogt  ii'gend  einen  Bruder 
tibersehen  oder  verschweigen,  er  sei,  wer  er  wolle.    Um  den 
Brüdern   einen   entsprechenden   Preis   für  ihre  Fabrikate  zu 
sichei*n,  wurde  weitergehend  bestimmt,   dass  wenn  der  Vogt 
ihres  Handwerks  nicht  im  Stande  wäi*e,  ihnen  einen  solchen 
zu  vermitteln,   dieser  die  Seh  weiter   dem  Vogt  der  andern, 
bezw.  der  dritten  Zunft  präsentiren   sollte;   gelänge  es  auch 
diesen  nicht,  so  durften  die  Biilder  verkaufen,  wohin  sie  wollten. 
Bisher   waren  die   Kaufleute  zugleich   auch   Handwerks- 
meister gewesen,  die,  wenn  sie  von  den  Märkten  heimkehiten, 
die  gewohnte  Arbeit  des  Reidens  und  Schwertfegens  wieder 
aufnahmen;  sie  waren  Mitglieder  der  Zünfte,  wie  alle  übrigen, 
wenn  auch  wohlhabendere  und  angesehenere,  und  unterlagen 
Aen  gleichen  Bestimmungen.    In  dem  Masse  nun,  als  die  Ver- 
bindungen Solingens  sich  ausdehnten  und  einzelne  der  Kauf- 
leute mit  mehr  Energie,  grösserem  Glücke  und  grösserer  Spar- 
samkeit sich  ausschliesslicher  dem  Handel  widmeten,  da  bildete 
^ich  nach  und   nach   ein  selbständiger  Kaufmannsstand.     Zu 
gleicher  Zeit   ging   allmählich  der  handwerksmässige  Betrieb 
in  den  hausindustriellen  über.    Immer  seltener  wurde  es,  dass 
«lie  Schmiede  selbst  ihre  Schwerter  verhandelten ;  immer  ailge- 
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ein  Arbeiter  berechnet^)  bei  einer  Arbeitslosigkeit  von  drei 
(wohl  noch  zu  wenig)  Monaten  im  Jahr  die  Wochenverdie&st«^ 
eines  Schmiedes  auf  10.50  und  eines  Schleifers  auf  10.85  Mark. 

Bei  dem  seit  Jahrzehnten  rückgehenden  Begehr  kennen 
die  Arbeiter  keinerlei  Lohnerhöhung  erzwingen.  Einmal  scfaieo 
Aussicht  dazu  vorhanden,  als  von  den  Kaufleuten  ^ne  Liefe- 
rung Säbel  übernommen  war.  Sie  hatten  bei  der  Calculattoa 
der  Preise  mit  den  Schleifeiii  Rücksprache  genommen  und 
diesen,  die  anfangs  nur  35  Pf.  pro  Stück  gefordert  hatten« 
sogar  40  Pf.  bewilligt,  um  ihrer  sicher  zu  sein.  Kaum  war 
die  Caution  von  150000  Mark  hinterlegt,  so  forderten  die 
Schleifer  auf  Beschluss  ihres  Vereins  50  und  nach  einii^en 
Wochen  sogar  60  Pf.  Da  baten  die  Fabrikanten  um  eineo 
Aufechub  der  Lieferung  von  drei  Monaten,  telegraphisch  wnttie 
derselbe  gewährt,  wie  ein  Lauffeuer  verbreitete  sich  die  Nach* 
rieht  durch  die  Stadt  und  nun  fügten  sich  die  Schleifer  zum 
Lohne  von  42  V2  Pf-  Pi*o  Stück.  In  ähnlicher  Weise  misstaiiä 
ihr  Versuch,  einen  Lohnsatz  festzustellen.  Während  in  den 
anderen  Solinger  Industrieen,  welche  für  den  Weltmarkt  arbei* 
teten,  die  Schleiflöhne  um  75—100%  stiegen,  im  ungünstigsten 
Falle  100-4-75=175  waren,  fielen  sie  in  der  Schwertfabrik 
von  100  —  50  =  50.  Was  Fabrikant  und  Exporteur,  die  beide 
mit  furchtbarer  Cioncurrenz  zu  kämpfen  hatten,  mit  175  be- 
zahlten, kaufte  der  Staat  mit  50. 

Die  Solinger  Waffenindustrie  ist  in  dauerndem  Rückgange 
begriffen;  es  verbleiben  ihr  höchstens  die  Bestellungen  Idetoer 
Staaten  und  die  des  Deutschen  Reichs,  welches  in  ruhi^^en 
Jahren  nur  10000  Eraatzwaffen  verbraucht;  diese  werden  im 
Nu  hergestellt.  Darauf  folgt,  dass  die  grosse  Menge  der 
Fabrikanten  und  Arbeiter  übei'zählig  ist;  die  ersteren  sind  in 
der  Regel  Exporteure  oder  betreiben  andere  Industrieen;  die 
letzteren  verbleiben  bei  ihrem  Gewerbe.  Vorderiiand  zehren 
sie  von  ihrem  Veimögen,  der  Erbschaft  früherer  Jahrhunderte ; 
bald  wird  auch  dieses  aufgebraucht  sein.  So  ist  es  denn  eine 
allseitig  zugestandene  Thatsache,  dass  die  vormals  aristo- 
kratische Klasse  der  Waffenarbeiter  heute  eine  durchaas  pro- 
letarische ist. 

Da  an  den  Ursachen  des  Rückganges  im  Wesentlichen 
nichts  zu  ändern  ist,  so  muss  die  Anzahl  der  Schwertarbeiter 
sich  vermindeiii.  Das  ist  leichter  gesagt,  als  gethan.  Es  wird 
später  nachgewiesen  werden,  dass  in  Solingen  ganz  allgemeiQ 
eine  Ueberzähligmachung  der  Handarbeiter  stattgefunden  bat 
und  diese  dui-ch  die  müssiggehenden  Waffenarbeiter  noch  ver- 
stärkt wird.  Es  bleibt  daher  die  Wahl  zwischen  einer  Aus- 
wandei*ung  der  Arbeiter  (wohin,  wird  für  diese  angesessenen 
Leute  bei  der  heutigen  Arbeitslosigkeit  wohl  kaum  Jemand 


*)  Solinger  Freie  (Soc.  dem.)    Presse  vom  9.  Nor.  1677. 
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angeben  können),  und  einer  Einführung  neuer  Industrieen, 
welche  einen  vortrefflichen  Arbeiterstamm  vorfinden  würden. 
£8  wird  später  klar  werden,  wai-um  ich  zweifle,  ob  die  Leiter 
der  Industrie  in  Solingen,  die  Fabrikanten  und  Kaufleute, 
diese  ihre  Aufgabe  begreifen  und  erfüllen  werden. 


II.    Die  Messerfabrik  ^). 

Das  Messeimachen  ist  der  Schwertfabrikation  ähnlich. 
Der  Stahl  kommt  vom  Hammerwerke  und  erhält  vom  Schmiede 
die  Form  und  die  Härtung;  bei  schwereren  Messern  ist  ihm 
der  «Abhäuer'*  behülflich.  Auf  die  Schleifmühle  kommt  die 
Klinge  nur  einmal  zum  Schleifen,  Fliesten  und  Poliren.  Die 
inneren  Platten  zum  Belegen  mit  Heften  und  die  Scheidewände 
der  doppelklingigeu  und  überhaupt  der  Zuschlagmesser  werden 
vom  Erlschmied  verfertigt.  Die  einfachen  Stiele  werden  vom 
Heftemacher,  die  Hefte  aus  fiemdländischem  Holze  vom  sogen. 
Pockholzschneider  zugeschnitten;  Hefte  aus  Elfenbein,  Perl- 
mutter u.  s.  w.  macht  der  Drechsler,  Hornschalen  der  Hom- 
pi-esser.  Die  messingnen  Bände  für  gröbere  Waaren,  zinnerne 
und  silberne  Beschläge,  Kappen,  Medaillons  für  feinere  Messer- 
paai*e  werden  vom  Bändemacher  verfertigt.  Von  allen  diesen 
„Reidem*^  laufen  die  einzelnen  Stücke  bei  einem  Meister  zu- 
sammen, der  sie  zu  Messern  zusammensetzt,  diese  „fertig 
macbt^.    Aehnlich  ist  die  Fabrikation  der  Gabeln. 

Das  Messermachen  scheint  von  jeher  ein  Hauptzweig 
der  Solinger  Industiie  gewesen  zu  sein.  Neben  den  gi*ossen 
Messern,  wie  Schwerter,  Degen,  Hauer  werden  stets  auch  die 
«kleinen  Messer*'  genannt  und  den  Schwertschmieden  das  Recht 
vorbehalten,  an  denselben  zu  arbeiten.  Zu  einem  selbstän- 
digen Handwerk  wurde  dieses  Gewerbe  jedoch  ei*st  dann,  als 
es  am  14.  Januar  1571  ein  Privilegium  erhielt. 

Den  drei  beschlossenen  Handwerken  der  Schwertindustiie 
wurden  sämmüiche  Rechte  vorbehalten;  ihren  jeweiligen  Ge- 
nossen wie  den  damaligen  Messermachern  nebst  deren  ehelichen 
SMmen  stand  die  Berechtigung  zum  Gewerbe  zu;  die  ehelich 
geborenen  Fremden  sollten  noch  als  Knechte  und  Jungen  in 
^beit  bleiben,  weiter  aber  kein  Fremder  aufgenommen  werden; 
zur  ControUe  sollten  sämmtliche  Mitglieder  in  einem  Buche 
verzeichnet  werden.    Die  technische  Ausbildung  war  gesichert 
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durch  eine  Lehrzeit  und  ein  Meisterstück,  die  Güte  der  Waaieo 
durch  das  Zeichen,  welches  jeder  Meister  auf  die  seinigwi  za 
schlagen  verpflichtet  war;  die  fertigen  Messer  mussten  deD 
Rathleuten  vorgewiesen  werden ,  welche  dann  auf  die  töch^ 
befundenen  das  allgemeine  Solinger  Beizeichen,  als  Garantie 
für  das  Ausland  schlagen  Hessen.  Von  den  vier  Rathleaten 
wählte  jedes  der  drei  beschlossenen  und  dasMessermacber-Hasd- 
werk  einen,  der  Vogt  wurde  aus  dem  letzteren  von  der  herzog- 
lichen Behörde  ernannt. 

Durch  die  Vorbehalte  der  drei  beschlossenen  Bruderschaften 
sah  sich  das  Messeimacherhandwerk  zu  Zeiten  einer  sehr  unbe- 
quemen Concurrenz  ausgesetzt.  Ging  die  Schweiifabrik  schlecht, 
so  legten  sich  deren  Arbeiter  auf  das  Messermachen,  und  zwar 
lieferten  sie  schlechte  Waare,  da  die  Technik  immerhin  eine 
andere  war.  Betraf  der  Stillstand  zugleich  auch  die  Messer- 
fabrik,  so  wurde  die  Concurrenz  unerträglich,  zumal  die  Messer- 
macher nicht  einmal  Vergeltung  üben  durften.  Was  war  daher 
natürlicher  als  ihr  Bestreben,  sich  solcher  brüderlicher  TheO- 
nähme  an  ihrem  Erwerbe  zu  entledigen  oder  jenen  doch 
wenigstens  Bedingungen  aufzuerlegen,  welche  wie  die  Lehrzeit 
und  das  Meisterstück,  sie  selbst  erfüllen  mussten. 

Weit  gefährlicher  noch  als  das  stossweise  Eindringen  der 
Schweitbrüder  wurde  die  wirthschaftliche  und  sociale  Stellung. 
welche  die  Fertigmacher  einzunehmen  begannen.  In  den  Z^ten, 
wo  die  Beschaffenheit  der  Messer  eine  sehr  einfache,  wo  die 
Klinge  die  Hauptsache  war,  konnte  es  wirkliche  Messermacfaer 
geben  in  der  All,  dass  ein  und  derselbe  Mann  Schmied,  Beider 
und  Fertigmacher  war  und  nur  gegen  Lohn  schleifen  lies?. 
Als  nun  etwa  im  XVI.  Jahrhundert  die  Arten  der  Messer 
mannigfaltigere  und  complicirtere  wurden,  und  die  Schmiede« 
vor  allem  die  nur  zur  Aushülfe  an  den  Messerklinge  beschif- 
tigten  Schwertschmiede,  immer  seltener  auch  die  Nebenarbeitea 
auszuführen  vei-standen,  da  bahnte  sich  eine  immer  weiter- 
gehende Afbeitstheilung  an,  und  die  Anzahl  der  Holfsarbeitei* 
nahm  zu.  Als  Gorrelat  dieser  Arbeitstheilung  trat  nun  ein 
Factor  in  die  Pi-oduction,  welcher  dieselbe  leitete  und  die  in 
den  zei*streuten  Werkstätten  erzeugten  Fabrikate  zu  einein 
Ganzen  zusammenfasste,  —  das  war  der  Fertigmacher.  Er  war 
es,  der  den  Messer-  und  Erlschmieden,  den  HefU"-  und  Bftnde- 
machern,  ihre  an  sich  unverkäuflichen  Waaren  abkaufte  luid 
sie  zu  Messern  zusammensetzte.  Da  unter  jenen  Arbeitem, 
namentlich  unter  den  Hefte-  und  Bändemachem  und  Arbeiten: 
ähnlicher  Art,  welche  ausserhalb  der  Zunft  standen  und  daher 
unprivilogirte  Arbeiter  hiessen,  femer  auch  unter  den  Messer- 
schmieden sich  viele  arme  Leute  befanden,  welche  ausser  Stande 
waren,  den  Vorschuss  auf  den  Ankauf  des  Materials  zu  leisten, 
so  kauften  jene  Fertigmacher  sämmtliche  Materialien  in  grösseren 
Mengen  ein,  lieferten  sie  den  Arbeitern  und  Hessen  diese  um 
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Lohn  die  einzelnen  Verrichtungen  ausführen.  In  der  Messer- 
fabrik b^nnt  daher  schon  im  XVI.  Jahrhundert  die  Entwick- 
lung Yom  handwerksmftssi^en  zum  hausindustrieellen  Betriebe; 
die  selbständigen  Messermacher  werden  allmählich  zu  lohn- 
arbeitenden Meisten)  herabgedrückt.  Den  Absatz  besorgten 
thejls  die  Schwei*tkaufleute,  theils  die  Fertigmacher  selbst;  aus 
diesen  beiden  Gruppen  bildete  sich  allmählich  die  sogen,  pri- 
vilegirte  Kaufmannschaft,  welche  zu  den  Brudei*schaften  gehörte. 
Ausserdem  gab  es  noch  unprivilegirte  oder  wilde,  nicht  zum 
Messermacher- Handwerk  gehörige  Kaufleute,  welche  neben 
Wolle,  Brettern,  Remscheider,  Lttttringhauser  und  Elberfelder 
Artikeln  auch  mit  Messern  Handel  trieben.  Diese  letzteren 
hatten,  bevor  das  Messeimachen  im  Jahre  1571  zünftig  wurde, 
die  Handelsberechtigung  gegen  Erlegung  von  drei  Goldgulden 
erlangt  und  bei  dieser  Gewohnheit  blieb  es  auch  feiner;  jedoch 
bedurften  sie  noch  einer  Erlaubniss  von  Vogt  und  Rath. 

Nach  längeren  Verhandlungen  zu  Burg  unter  Vorsitz  des 
Amtmanns  wurde  unter  dem  22.  December  1596  eine  Verord- 
nung^) erlassen,  welche  den  Interessen  des  Handwerks  nach 
beiden  Richtungen  der  Einschränkung  der  Concurrenz  der 
Schwertbrüder  wie  derUebermacht  der  Fertigmacher  vollkommen 
Rechnung  trug.  Fortan  durfte  keiner  aus  den  vier  Handwerken 
Meister  werden,  der  nicht  seine  Lehrjahre  ausgestanden,  sein 
Meistei'stück  dargestellt  «und  sich  als  föhig  ei-wiesen  hatte, 
sowohl  tüchtig  zu  schmieden  wie  zu  reiden.  Zu  diesem  Zwecke 
sollte  ein  jeder  Meister  seinen  Jungen  in  der  ersten  Hälfte  der 
Lehrzeit  zum  Reiden,  in  der  zweiten  zum  Schmieden  und  zum 
Reiden  gehörig  anhalten.  Alle  Meister  sollten  in  Zukunft  ihre 
Waaren  bei  sich  schmieden,  reiden  und  fertig  machen;  die- 
jenigen, welche  nur  zu  schmieden  oder  nur  zu  reiden  ver- 
standen, durften  solches  foiisetzen,  aber  nur  nach  einer  für 
je  hundert  Messer  nach  Gestalt  und  Güte  berechneten  Lohn- 
satzung. In  gleicher  Weise  sollte  solches  den  Knechten  ge- 
stattet werden,  die  ihr  Meisterstück  gemacht  hatten  und  bei 
ihren  alten  unvermögenden  Eltern  arbeiten  wollten,  um  ihnen 
die  Kost  zu  gewinnen.  Um  bei  den  selbständigen  Meistern 
iissi  Einkommen  glei'chmässig  zu  gestalten  und  eine  Ueber- 
production  zu  vermeiden,  durfte  kein  Meister  mit  mehr  als 
einem  Knecht  und  einem  Jungen  arbeiten;  allein  duifte  er  in 
der  Woche  100,  mit  einem  Knechte  150  und  mit  noch  einem 
Jun;?en  250  Messer  schmieden.  Die  Messer  sollten  von  gutem 
Stahl  und  Eisen  sein,  das  Product  der  Hammerwerke  wurde 
verboten;  untauglich  erkannte  Waaren  sollten  confiscirt  werden 
und  dem  Churfdraten  verfallen ;  die  Amtsbrüder,  die  ausserhalb 
des  Ortes  auf  offenem  Markte  oder  sonstwo  schlechte  Solinger 
Waare  fanden,  sollten  mit  Bestätigung  der  Ortsobrigkeit  ein 

<)  Ebendaselbst.    Acta  115. 
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Stück  oder  etliche  mitnehmen  und  auf  das  Amt  bringen ;  dieses 
sollte  den  Schuldigen  strafen.  Für  die  ausserhalb  Solingens 
wohnenden  Messerschmiede  sollten  besondere  Aufseher  ange* 
stellt  werden. 

Es  folgte  nun  eine  kurze  Zeit,  wo  die  Messeimacher  eiae 
ziemlich  gute  Nahrung  hatten,  aber  durch  Uebetproduction 
und  Waarenvei'schlechtei'ung  gerieth  dieselbe  in  Abnahme. 
Um  grösserem  Uebel  vorzubeugen,  wurde  am  10,  März  1603 
eine  Verordnung  erlassen,  welche  für  die  damalige  Wirthschafts- 
Politik  ungemein  characteristisch  ist:  die  „gepmnnten"  Messer, 
die  nicht  mit  Hauben  oder  Platten  bereidet  wai-en,  sollten  auf 
ein  Jahr  abgeschafft  werden.  Da  ferner  einige  Meister  sich 
untei-standen  hatten,  Messerhefte  mit  Elfenbein  zu  macheu, 
welche  untüchtig  waren,  sollte  es  ihnen  untei-sagt  und  diese 
Arbeit  nur  denen  überlassen  werden,  welche  sie  vei'Standen: 
ebenso  verbot  man  den  Unterschleif,  Hefte  aus  Ochsenbein  für 
elfenbeinerne  auszugeben.  Um  überhaupt  die  Garantieen  fQi 
die  Tüchtigkeit  der  Waaren  zu  erhöhen,  sollte  keine  deni 
Kaufmann  geliefert  und  von  diesem  ausgeführt  werden,  bevor 
sie  nicht  von  drei  Beschauern  aus  den  drei  beschlossenen  und 
zwei  aus  dem  Messeimacher-Handwerk  besichtigt  worden  war; 
wenn  am  Schmieden,  Schleifen  oder  Beiden  sich  etwas  Mangel- 
haftes ergab,  sollte  es  gebessert  werden.  Jeder  Beschauer 
erhielt  für  seine  Mühe  einen  Gulden  Jcölnisch ;  diese  Belohnanß 
wurde  den  Strafgeldern  entnommen,  welche  von  mangelbafben 
Waaren  erhoben  wurden ;  sonst  sollte  jeder  Handwerker  seinen 
Au&eher  bezahlen,  damit  der  Kaufmann  sich  nicht  beschwere. 

Inzwischen  dauerte  der  doppelte  Kampf  der  Messerniacher 
immer  fort.  Die  Bestätigung  des  Privilegiums  vom  10.  October 
1623  schrieb  von  neuem  vor,  dass  Keiner  Meister  wei-den  durfte 
ohne  Lehrjahi*e  und  Meisterstück,  und  dass  die  Meister  der 
drei  beschlossenen  Handwerke  sich  der  Messermacbei^Ordnun^' 
unterwerfen  mussten.  Andererseits  wurde  die  Arbeitstheilung 
verboten,  indem  weder  Meister  noch  Kaufleute  8chwai*ze  und 
ungeschliffene  Messer  kaufen  noch  verkaufen  durften;  die 
Messer  sollten  vielmehr  in  der  Werkstätte  des  Meisters  ganz 
fertig  gestellt  werden  und  es  wurde  demselben  daa  Quantum 
vorgeschrieben,  welches  er  sammt  Knecht  und  Jungen  wöchent- 
lich machen  durfte;  je  nach  Gestalt,  Güte  und  Waarenabgang 
wurden  die  Messer  von  Vogt  und  Rath  auf  einen  billigen  Preis 
gesetzt  und  dem  entsprechend  am  28.  Juli  1644  eine  Satz- 
ordnung bestätigt. 

Durch  alle  diese  Verordnungen  wurden  jedoch  noch  immer 
nicht  die  verheerenden  Einfälle  der  Schwei*tarbeiter  beseitigt; 
dieselben  lehrten  sogar  unprivilegirten  Arbeitern  das  Messer- 
machen« Wieder  ergaben  sich  Streitigkeiten,  welche  am 
21.  Oktober  1653  zu  dem  Vergleiche  fühlten,  worin  alle  früheren 
Satzordnungen   und   Privilegien    bestätigt    wurden   und   dem 
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Schwertfeger*Handwerk  das  Yei-sprechen  auferlegt  wurde,  den 
von  ihm  au^enoniinenen  fremden  Personen  nicht  mehr  das 
Messermachen  zu  lehren.  Am  27.  September  1658  wurden  die 
Bedingungen  des  Meisterwerdens  nochmals  für  alle  Handwerke 
in  Erinnerung  gebracht.  — 

Mit  dem  Ende  des  XVU.  Jahrhunderts  gelangt  das  erste 
Stadium  der  socialöconomischen  Entwicklung  in  der  Messer- 
indttstrie  zum  Abscbluss.  Bis  dahin  hatte  im  Wesentlichen 
der  handwerksmässige  Betrieb  geheri*scht.  Es  waren  selb- 
ständige Kleinmeister  gewesen,  die  sich  unter  einander  be- 
fehdet hatten :  einerseits  vertheidißten  sie  sich  gegen  die  stoss- 
weise  Concuirenz  technisch  mangelhaft  vorbereiteter  Genossen, 
andererseits  erwehrten  sie  sich  der  Arbeitstheilung,  welche  eine 
Reihe  von  selbständigen  Meistern  zu  blossen  Lohnarbeitern 
hei*abgedrttckt  hatte.  Die  Ausbildung  des  hausindustriellen 
Betriebes  erhebt  das  System  der  Lohnarbeit  zur  herrschenden 
Thatsache.  Der  Kampf  der  gleidistehenden  Meister  unter 
einander  hört  auf,  es  beginnt  der  Kampf  der  Lohnarbeiter 
Kegen  die  Arbeitgeber;  den  letztei'en  gegenüber  einigen  sich 
die  Meister  aller  Handwerke. 

Wer  waren  denn  die  Arbeitgeber?  Drei  Gruppen  lassen 
sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  unter  denselben  unteracheiden. 
Zunächst  die  sogen,  privilegirten  Kaufleute,  hervorgegangen 
aus  den  Schwertkaufleuten,  die  nach  Verlust  ihres  Artikels 
statt  Schwert-  nun  Messerklingen  auf  die  Messen  führten  und 
im  Auslande  veiiiandelten ,  und  aus  der  Klasse  der  FeiHg- 
macher,  welchen  es  geglückt  war,  durch  vortheilhafte  Verk&ufe 
sich  ein  Vermögen  zu  machen;  diese  privilegirten,  dem  Hand- 
werk angehörigen  Kaufleute  kauften  ihre  Messer  entweder 
feitig  vom  Fertigmacher  oder  Hessen  sie  wie  diese  stückweise 
gegen  Lohn  fabriciren;  der  Schwerpunkt  ihrer  Thätigkeit  lag 
im  Handel.  Die  zweite  Gruppe  bildeten  die  oben  bereits 
characterisiilen  unprivilegirten  Kaufleute,  welche  fertige  Messer 
ankauften;  sie  fanden  ihren  Haupterwerb  im  Handel  mit  anderen 
Waaren.  Drittens  die  Fertigmacher,  die  eigentlichen  Leiter 
der  technischen  Production;  sie  bildeten  die  Aristokratie  des 
Handwerks  und  die  Mittelstufe  beim  Aufsteigen  des  gewöhn- 
lichen Meisters  zu  der  social  und  wii-thschaftlich  höchst  stehenden 
Klasse  der  Kaufmannschaft  Die  Einrichtung  der  Leibgebühr, 
jener  Beschränkung  der  wöchentlichen  Production,  in  der 
Schwerifabrik  und  das  Verbot,  mehi-  als  einen  Knecht  und 
anen  Jungen  zu  beschäftigen,  in  den  andern  Handwerken, 
verhinderten  den  Uebergang  zur  Manufaktur,  zu  jenem  „Un- 
wesen^, in  eigener  Werkstätte  durch  Vergrössenmg  des  Be- 
triri>e8  die  Ei-spamisse  werbend  anzulegen.  Die  einzige  Mög- 
ligkeit  für  die  aufstrebenden  Meister  vorwärts  zu  kommen, 
war  die:  bausindustrielle  Kaufleute  zu  werden;  sie  kauften  die 
Materialien  ein,   Hessen  sie  gegen  Lohn  bearbeiten,  setzten 
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dann  die  Messer  zusammen  und  verhandelten  dieBelben;  2<^ 
veimochten  sie  ihr  kleines  Kapital  in  Handel  und  Fabrikation 
umlaufend  zu  erhalten  und  ihre  Arbeitskraft  zu  verwefthefi. 
Fertigmacher  zu  werden,  war  das  Ziel  der  wirthschaftlicbefi 
Talente  und  arbeitsamen  Meister;  aus  ihnen  heraas  ratif?  sich 
ein  kleiner  Theil  empor  zu  der  noch  ehrenvolleren  SteUur:: 
des  Kaufmanns. 

In  den  Zeiten  des  Aufschwungs  benutzten  die  unterDt»]i- 
menden  Meister  den  gesteigerten  Begehr  nach  Messern  and 
wurden  Feitigmacher ;  hörte  die  Nachfrage  auf,  so  fand  die 
vergrösserte  Zahl  derselben  keinen  Absatz  für  ihre  Waaren 
und  musste  befürchten,  dass  wenn  die  Messer  län^re  Zeit 
liegen  blieben  und  in  der  Fagon  veralteten,  sie  dieselben  am- 
arbeiten  müssten.  Das  trieb  sie  denn  hinaus,  um  nach  dem 
Vorgange  einzelner  glücklicher  Genossen  auf  internationalem 
Markte  den  privilegiiten  und  unprivilegirten  Kaufleuten  Con- 
cun*enz  zu  bereiten.  Ein  Hauptabsatzort  waren  damals  neben 
den  deutschen  Messen  die  holländischen  Häfen.  Die  Fertig- 
macher,  gänzlich  ungebildete  Leute,  ohne  Kenntniss  «)t^ 
Lesens,  Schreibens  und  Rechnens,  ohne  kaufmännische  Er- 
fahrung, ohne  Kenntniss  der  Frachten,  Zölle  und  Auflagen. 
fuhren  z.  B.  nach  Amsterdam,  Hessen  sich  die  Waaren  nach- 
kommen und  erkundigten  sich  dann  in  der  Stadt,  welche  Kani- 
leute  mit  ihren  Artikeln  handelten.  Nun  pilgerten  sie  von 
Comptoir  zu  Comptoir;  der  schlaue  Holländer  erkannte  sofort 
„den  Vogel  an  seinen  Fedei-n"",  gab  vor,  keine  Messer  zu  braaefaen 
und  bald  war  der  Handwerker  so  muthlos,  dass  er  zu  jedem 
Preise  losschlug.  Während  in  guten  Zeiten  manche  Fertii** 
macher  ihr  Glück  fanden,  verhandelten  andere  ihr  ganzes  Ver- 
mögen. Und  nicht  einmal  Baargeld  erhielten  sie,  sondern  der 
holländische  Mynheer  benutzte  seine  Uebeimacht,  um  deu 
Meistern  Kaffee,  Zucker,  Oel  und  dergleichen,  welche  er  aus  den 
Colonieen  zu  viel  niedrigerem  Preise  bezog,  im  Tausch  au&u* 
drängen.  Mit  solchen  Waaren  im  Ueberäuss  beladen  kehrten  die 
Fei*tigmacher  in  ihre  Heimath  zui-ück.  Geld  hatten  sie  nicht  be- 
kommen und  besassen  sie  auch  sonst  keines,  folglich  zahlten  sie 
ihren  Lohnarbeiten!  mit  denselben  Waaren ,  die  ihnen  auigBnö- 
thigt  worden  waren.  Ihnen  secundirten  wacker  die  unprivile- 
girten Kaufleute,  welche  eine  vortheilhafte  Gelegenheit  darin 
fanden,  ihre  mannigfaltigen  Waaren  zu  verwerthen;  und  die  pri- 
vilegirten  Kaufleute,  welche  noch  keinen  Laden  hatten,  sneltten 
sich  dadurch  schadlos  zu  halten,  dass  sie  die  Rohmaterialien 
wie  Eisen,  Stahl,  Kohlen,  Hölzer  zu  höheren  Preisen  oder  in 
schlechterer  Qualität  den  Handwerkern  liefeiten.  Während  in 
der  SchweiÜabrik  seit  dem  XVU.  Jahrhundert  eine  Hauptiir- 
Sache  des  Waarenzahlens  dadurch  schwand,  dass  die  endliehen 
Käufer,  die  Staaten,  reelle  Baarzahler  waren,  gelangte  gende 
in  dei-  Messerindustrie  ein  Tniksystem  zur  BlQthe,   we]l2he^ 
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schon  seit  den  ältesten  Zeiten  in  Solingen  geherrscht  zu  haben 
scheint,  in  der  Mitte  des  XVIIL  Jahrhunderts  fast  den  Ruin 
des  Gewerbes  herbeiführte,  dann  durch  Gesetze  eingeschränkt 
wurde,  um  nach  Authebung  dei*selben  zur  Zeit  der  vollen 
Schutzlosigkeit  der  Arbeiter  in  den  1820 -<  40  er  Jahren  zu 
jenem  schreckeneiTegenden  System  sich  auszubilden,  welches 
Solingen  zu  einer  so  traurigen  Berühmtheit  in  Deutschland 
verhalf. 

Hatten  die  ausländischen  Kaufleute  einmal  zu  niedrigeren 
Preisen  gekauft,  so  wollten  sie  die  höheren  selbstverständlich 
nicht  mehr  zahlen.  Ein  allgemeines  Sinken  der  Waarenpreise 
war  die  Folge  der  Concurrenz  der  Solinger  Verkäufer  unter 
einander;  diese  mussten  sich  doch  an  irgend  Etwas  schadlos 
hal:en,  sie  thaten  es  an  den  Waaren  und  an  den  Arbeitern. 
Zu  den  Waaren  gab  der  Kaufmann  schlechteres  Material,  was 
der  Arbeiter  erst  beim  Schmieden  merkte;  zuiUckbringen 
konnte  er  dasselbe  nicht,  da  er  bei  einer  Entfernung  von  oft 
sieben  Stunden  zu  viel  Zeit  verloi'en  hätte,  und  klagen  durfte 
er  auch  nicht,  denn  dann  hätte  er  seine  Beschäftigung  einge- 
büsst  Auf  die  Ausführung  der  Arbeit  wurde  auch  nicht  viel 
geachtet,  denn  eine  Reihe  nicht  zum  Handwerk  gehöriger 
Arbeiter  wurde  herangezogen,  welche  billiger,  aber  auch 
schlechter  arbeiteten;  dadurch  hatte  man  die  Möglichkeit,  auch 
den  Lohn  der  tüchtigen  Arbeiter  zu  drücken.  Einen  Theil 
der  Schuld  trugen  hier  auch  die  Fertigmacher,  die  mit  eigenen 
Söhnen  arbeiteten;  denn  liefeilen  diese  untüchtige  Waare,  so 
konnten  sie  doch  nicht  weggeschickt  werden,  wie  man  es  mit 
unfähigen  Knechten  that.  Und  auch  für  damals  mag  schon 
das  Characteristicum  vom  Jahre  1802  gegolten  haben:  jene 
Söhne  übten  sich  mehr  in  der  Werkstatt  des  Cupido  als  des 
Vulcanus.  Das  Resultat  dieser  Entwicklungen  war,  dass  der 
Ruf  der  Solinger  Waare  erschüttert  wurde  und  die  Arbeiter 
„kaum  das  schwai-ze  Brod""  hatten.  Ermöglicht  wurden  alle 
Gesetzwidrigkeiten  dadurch,  dass  die  Kaufleute  sich  in  die 
Vogts-  und  Rathsbedienung  eingedrängt  und  sich  damit  der  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  im  Handwerk  bemächtigt  hatten. 

Die  wachsende  innere  Goncun'enz  der  Kaufmannschaft 
trieb  sie  dazu,  den  in  der  Nähe  entgehenden  Gewinn  in  immer 
ferneren  Ländern  zu  suchen.  Jeder  Markt,  den  der  Solinger 
mit  seiner  Klinge  siegreich  betrat^  jeder  Ort,  wo  der  unprivi- 
legirte  Raufmann  neben  Elberfelder  Beuten  auch  Solinger 
Messer  absetzte,  vermehrte  aber  auch  die  Schwankungen  im 
Gange  der  Industrie  und  gab,  was  so  wichtig  für  die  sociale 
Klassenbildung  wui-de,  eine  steigende  Macht  denen,  welche  reich 
und  geschidit  genug  waren,  die  Krisen  zu  überdauern.  Die 
Entwicklung  der  Kaufmannschaft  und  des  Capitalismus  hat 
Jahrhunderte  gedauert  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  sind  die 
kleinen  Geschäfte  in  Solingen  noch  nicht  ganz  von  den  grossen 
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verdrängt.  Aber  am  Ende  des.  XVII.  Jahrhunderts  war  auf  deni 
Marsche  dazu  die  erste  Etappe  zurückgelegt:  der  handwerk«^ 
massige  Betrieb  war  beseitigt.  Die  alte  Gesellschaft  mit  ihren 
Traditionen  von  selbständigen  Handwerksmeistern  faml  die 
neuen  hen-schenden  Zustände  so  schreiend,  dass  eine  Camroission 
eingesetzt  wei'den  musste  und  die  Revision  des  PrivUe^riums 
am  18.  November  1687  ^)  das  Zunftrecht  des  handwerksmässicen 
Betriebes  foimell  vollständig  restauriHe. 

In  erster  Reihe  stand  die  Sorge  für  tüchtige  Materialien, 
Arbeiter  und  Waaren.  Um  Meister  zu  werden,  musste  man 
eine  Lehrzeit  von  sechs  Jahren,  in  welcher  sowohl  da^ 
Schmieden  wie  das  Reiden  getrieben  wurde,  ausgestanden 
haben,  ein  Meisterstück  anfertigen,  24  Jahr  alt  sein,  ein  Ein- 
trittsgeld  von  zwei  Goldgulden  zahlen  und  sich  in  die  Hand- 
werksrolle eintragen  lassen ;  kein  unehelich  geborener  FrenMler 
duifte  zugelassen  werden.  Alle  diejenigen,  welche  im  Laufe 
der  Zeit  sich  widerrechtlich  als  Meister  etabliit  hatten,  sollten 
suspendirt  werden,  nur  die  Angehörigen  der  drei  beschlosseDen 
Handwerke  durften,  um  nicht  als  Gebrechliche  und  UoTer* 
mögende  ihren  Verwandten  zur  Last  zu  fallen,  bei  andern 
Meistera  sich  als  Knechte  zum  Abhauen,  Feilen,  Pfremen. 
Fliesten  und  Ausmachen  verdingen.  Sowohl  die  von  den 
Hammerschmieden  gelieferten  Stangen  Stahl  wie  die  fertigen 
Messerklingen  sollten  mit  dem  Erbzeichen  der  Meister  ver- 
sehen werden,  letzteren  wurde  nach  einer  Besichtigung  durch 
die  Rathleute  noch  das  allgemeine  Beizeiehen  MnzugefUsru 
ohne  welches  kein  Schleifer  eine  Klinge  schleifen  durfte. 

Um  die  Selbständigkeit  der  Handwerksmeister  zu  sichern, 
wurde  der  grosse  Rückschritt  in  der  Arbeitstheilung  erneut; 
jeder  Einzelne  sollte  zugleich  schmieden,  reiden  und  fertig- 
machen ;  nur  denjenigen  Knechten,  welche  nach  AusObuoi?  der 
Lehijahre,  Meisterstück  und  Gebühr  bei  ihi-en  bejahrten  uih 
veimögenden  Eltern  arbeiten  wollten,  um  sie  so  zu  ernfthren, 
sollte  das  Schwarzschmieden  allein  vom  zeitlichen  Amtmann 
gestattet  werden.  Der  Handwerker  sollte  aus  einem  Loln>- 
arbeiter  wieder  ein  selbständiger  Meister  werden,  der  aus 
eignem  Material  das  Messer  völlig  fertig  stellte  und  dem 
Kaufinann  verhandelte.  Daher  wurden  die  Preise  der  Roh* 
Stoffe  und  Waaren  festgesetzt.  Der  Kaufmann  sollte  Stahl. 
Eisen,  Knochen,  Hölzer  u.  s.  w.  zu  billigem  Preise  gegen  Baar* 
geld  ablassen,  aber  nicht  den  Meister  überfordern  und  noch 
viel  weniger  Messer  gegen  die  Materialien  eintauschen,  damit 
durch  diese  Umgehung  der  Meister  doch  nicht  wieder  mm 
Lohnarbeiter  würde. 

Das  Sinken  der  Waarenpreise  hoffte  man  durch  eine  Ein- 
schränkung der  Concurrenz  zu  erreichen,  indem  nämlich  jeder 

')  Ebendaselbst.    Acta  16,  auch  gedruckt  bei  Strobel  in  Neuss.  ITStV 
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Meister  erklären  musste,  ob  er  Handel  treiben  oder  fabriciren 
wollte.  Die  Meister  durften  dann  nur  zu  festgesetzten  Preisen 
an  die  Kaufleute  verkaufen  nach  einer  Satzordnung,  welche 
von  jedem  Kaufmann  unterschrieben,  alljährlich  unter  Zu- 
ziehung des  Obervogts  durch  einige  Kauf-  und  Hand  werksleute 
nach  Getrag  und  Abgang  revidirt  und  in  ihrer  Ausführung 
dnrch  die  gewöhnliche  eidliche  Umfrage  controllirt  werden 
sollte.  Unter  den  festgesetzten  Preisen  durfte  Niemand  ver- 
kaufen, die  Denuncianten  von  Uebei-tretungen  wurden  befreit, 
den  Beklagten  der  Keinigungseid  auferlegt.  Die  Preise  sollten 
in  Baargeld,  wie  solches  im  Fürstenthum  gangbar  wäre,  ge- 
zahlt werden ;  es  durfte  keiner  mit  Messei-n  handeln,  der  nicht 
vorher  alle  Ellen-  und  andere  Waaren  abgethan  hatte.  Allen 
Unterkaufleuten  und  Factoren,  welche  die  Waaren  um  ge- 
ringeren Preis  einkauften,  dieselben  nächtlicher  Weile  in-  und 
ausserhalb  des  Amtes  selbst  oder  durch  Lieferungen  versteckten, 
ausfQhrten  und  damit  den  Zoll  unterschlugen,  wurde  eine  Strafe 
von  zehn  Goldgulden  angedroht.  Wenn  fremde  Kaufleute 
oder  Krämer  nach  Solingen  kamen,  sollten  sie  die  Messer  direct 
von  den  Meistern  kaufen;  vorher  mussten  sie  sich  beim  Vogt 
und  Rath  melden,  die  Ordnung  untei-schreiben  und  nach  altem 
Brauch  der  auswärtige  Kaufmann  einen,  der  Krämer  einen 
halben  Gulden  entrichten.  Um  unter  den  Meistern  die  Arbeit 
tmd  das  Einkommen  gleich  zu  vertheilen,  wurde  vorgeschrieben, 
wieviel  jeder  Meister  mit  seinem  Knecht  und  Jungen  in  der 
Werkstätte  verfertigen  duifte,  und  die  erste  Uebertretung, 
dieser  Vorschrift  mit  drei  Goldgulden,  die  zweite  mit  der  Strafe 
der  Entsetzung  vom  Amte  auf  ein  viertel  Jahr  bedi'oht.  — 
Um  die  Umgehung  der  ganzen  Verordnung  zu  verhüten,  wurden 
die  Kaufleute  aus  der  Vogts-  und  Rathbedienung  ausge- 
schlossen. — 

Wie  in  der  Schwert-,  so  ordnete  auch  in  der  Messer- 
industrie die  grosse  Codification  vom  Jahre  1687  Verhältnisse, 
wo  dem  Rechte  die  Thatsachen  bereits  widersprachen.  Die 
Arbeitstheilung  war  schon  eine  unumstössliche  Thatsache,  ja 
sogar  soweit  entwickelt,  dass  die  Theilarbeiter  häufig  nur  an 
einer  einzigen  Sorte  Messer  zu  arbeiten  vei'standen;  dem  ent- 
sprechend hatte  sich  femer  auf  der  einen  Seite  eine  capital- 
besitzende  Kaufmannschaft,  auf  der  andeni  Seite  eine  lohn- 
arbeitende  Meisterschaft  ausgebildet.  Endlich  unterlagen  in 
Folge  des  internationalen  Absatzes  der  B^ehr  und  die  Preise 
Kanz  bedeutenden  Schwankungen.  Das  Zunftrecht  hatte  keine 
realen  Grundlagen  mehr,  daher  gerieth  das  Recht  in  Verfall 
und  die  Zünfte  selbst  erhielten  unter  dem  Dnicke  der  That- 
sachen ganz  andere  Zielpunkte.  Beim  handwerksmässigen 
Betriebe  galt  es  den  selbständigen  Meistei-n,  den  kleinen 
Fabrikanten,  die  Preise  ihrer  Rohstoife  und  Waaren  zu  ordnen, 
rlie  Technik   und   den  Handel  zu   regeln,    den   industriellen 
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Mittelstand  zu  erhalten.  Beim  hausindustriellen  Betriebe  hatte» 
die  Lohnarbeiter  nunmehr  ganz  andere  Sorgen;  ihr  Uaiqit- 
interesse  war  die  Festsetzung  ihres  Einkommens,  des  Lohnes, 
und  dessen  Zahlung  in  Baargeld;  daneben  verschwand  hst  di« 
Regelung  des  Arbeitsangebots  durch  das  Lehrlingsweseo«  Die 
Zünfte  blieben  bestehen,  aber  aus  Bruderschaften  zu  genotteo* 
schaftlicher  Arbeit  mit  gewerbepolizeilichen  Funktionen  wurden 
Kampfvereine  zur  Ei-zwingung  günstiger  Arbeitsbedingungen, 
höherer  Löhne.  Unter  der  Masse  einander  gleichsleboiiier. 
zugleich  fabricirender  und  handeltreibender  HandwerksmeihtKr 
hatte  kein  rechter  Klasseng^ensatz  bestanden;  nun  platzt  er 
auf  zwischen  den  arbeitgebenden  Kaufleuten  und  lobnarbei- 
tenden  Meistern;  das  XVIU.  Jahrhundeit  ist  erfüllt  dureli 
Kämpfe  um  deinen  Lebenselement,  den  Lohn. 

Die  Entwicklung  des  hausindustriellen  Betriebes  rief  «li«* 
Abhängigkeit  des  Lohnarbeiters  vom  arbeitgebenden  Kaufmann 
hervor  und  es  begannen  damit  endlose  Klagen.  Der  Meister 
mQsste  ^nach  seinen  Augen  sehen,  nach  seiner  Pfeife  tanzen **. 
sonst  würde  er  vom  Kaufmann  und  dessen  Verwandtschaft 
welche  meist  sehr  zahh'eich  war,  ausser  Brot  oder  aufs  „schwarze 
Brett*"  gesetzt.  Dieses  Verfahren  bestand  darin,  dass  dei 
Kaufmann,  wenn  ein  Arbeiter  den  zuständigen  satzungsm&ssieen 
Lohn  einklagte,  ihn  den  übrigen  Kaufleuten  anzeigte  und  die^e 
dazu  verleitete,  dem  klagenden  Arbeiter  gleichfalls  keine  Be- 
schäftigung zu  geben;  auch  heimliche  Bündnisse  kamen  zu 
Stande,  den  Arbeiter  völlig  ausser  Brot  zu  setzen.  Die  Lagi^ 
des  Handwerks  wurde  eine  ganz  traurige  0*  Da  gelang  es  den 
Schwertbilldern  bei  Ausbruch  des  siebenjährigen  Krieges  die 
günstige  Conjunctur  benutzend,  eine  Lohnliste  zu  errichten. 
Die  Messei'schmiede  fassten  sich  nun  auch  ein  Herz  urni 
etabliiten  für  die  Zuschlagmesser  und  -gabeln,  welche  gnn/ 
ausserordentlich  im  Preise  gesunken  waren,  ohne  ZuUiun  der 
Kaufleute  am  14.  März  1757  eine  Satzordnung,  welche  ans 
81.  Juli  1759  die  churfürstliche  Bestätigung  erhielt.  Dieselbe 
ist  zwar  niemals  zur  Durchführung  gelangt,  dodi  hatte  di€^ 
wenig  zu  bedeuten ,  da  nach  Beendigung  des  Krieges  günstige 
Jahre  kamen  und  der  Lohn  so  hoch  stieg  wie  nodi  nia 

Eine  Menge  von  Kaufleuten  und  Ferügmachem  entstand. 
Ohne  hinlängliches  eignes  Vermögen  nahmen  sie  Qbermlssiiren 
Credit  zu  hohen  Zinsen  in  Anspruch,  sandten  eine  Menge  von 
Waaren  ohne  Bestellung  ins  Ausland  und  griffen,  um  in  ge- 
nügender Menge  und  zu  billigem  Preise  liefern  zu  könnea»  zu 
schlechteren  Arbeitern.  Der  Rückschlag  trat  bald  ein;  grosse 
Vorräthe  wurden  in  Holland  und  anderen  Staaten  unter  dem 


')  Ebendaselbgt,  Acta  dO,  ein  reiches  Actenmaterial,  nanusitfieh  fiber 
den  zehnjährif^en  Ftocess;  auch  mehrere  gedruckte  StratscfafifUa  eben- 
daselbst  und  im  Stadtarchiv  xu  Barmen.  — 
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EinkaufispreiB  losgeschlagen,  die  Preise  auf  den  ausländischen 
Märkten  verdorben,  das  eigne  Veimögen  verloren  und  der  Lohn 
tief  hei-abgedrackt.  Besonders  diejenigen  Fertigmacher,  welche 
mit  wenig  Capital  und  geringer  kaufmännischer  Einsicht  ope- 
rirten,  waren  in  Verlegenheit  und  diilckten  die  Preise  am 
tie&ten ;  sie  streiften,  um  Absatz  zu  finden,  Qber  die  deutschen 
Märkte  hinaus  bis  nach  Holland,  Brabant,  Flandern  und  Fries- 
land. In  der  elendesten  Lage  befanden  sich  die  Handwerker; 
ein  wackerer  Arbeiter  konnte  kaum  einen  Schilling  oder  höch- 
stens zehn  Stüber^)  täglich  verdienen;  viele  mussten  sogar 
Kohlen  tragen,  um  das  trockene  Bi'ot  zu  verdienen. 

Das  Trucksystem  stand  in  voller  Blilthe.  Dasselbe  be- 
rahte  zum  Theil  auf  dem  Zahlungsverfahren,  da  von  Messe  zu 
Messe  oder  doch  mindestens  auf  ein  halbes  Jahr  Credit  ge- 
währt wurde ;  zum  andern  Theil  erhielten  namentlich  während 
flauer  Zeiten  die  Fertigmacher  von  ihren  Käufern  Waaren  in 
Zahlung.  Die  Arbeiter  wurden  ganz  gewöhnlich  mit  Eaffe, 
Thee,  Tabak,  Bekleidungsgegenständen  u.  s.  w.  abgefunden 
und  nur  mit  Verlust  konnten  sie  dieselben  bei  Juden  wieder 
absetzen.  Der  Baargeld  fordernde  Arbeiter  blieb  ohne  Be- 
schäftigung, und  von  der  Concun*enz  gezwungen,  nahmen  viele 
Kaufleute  das  Trucksystem  an.  Das  hatte  neben  der  Ver- 
kürzung des  Lohnes  eine  Demoralisation  der  Consumtionsge- 
wohnheiten  zur  Folge.  Seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  beginnen 
die  Klagen  über  die  „Kleiderpracht",  zu  welcher  die  Hand- 
werker veranlasst  wurden;  dieselbe  theilte  sich  auch  anderen 
Klassen  mit  und  die  ganze  Consumtion  beruhte  schliesslich 
auf  unpitKluctiven  und  unsoliden  Gewohnheiten,  welche  das 
Trucksystem  mit  hervoi'gerufen  hatte.  Untei-suchungen  fanden 
in  den  Jahren  1742  und  1772  statt,  aber  ohne  Erfolg;  Vogt 
und  Rath  nahmen  selbst  zur  Erlangung  der  Gunst  Waaren  an: 
die  Strafe  von  14  Goldgulden  war  zu  niedrig,  zumal  selbst 
mehlfache  Uebei-tretungen  mit  einfacher  Strafe  belegt  wurden ; 
die  Folge  war  ein  verstärktes  Waarenzahlen,  um  den  Schaden 
wieder  einzuholen.  Selbstvei*ständlich  lieferten  bei  so  ver- 
kürztem Lohne  die  Meister  auch  nur  schlechte  Arbeit  und  das 
Material,  welches  der  Kaufmann  hingab,  war  gleichfalls  von 
der  schlechtesten  Beschaifenheit. 

Die  Schleifer  waren  die  ersten,  denen  es  am  22.  December 
1770  gelang,  mit  den  Gabelmacheiii  einen  Lohnsatz  zu  Stande 
zu  bringen.  Die  Kaulleute  petitionirten  dagegen,  weil  sie 
dadurch  Schaden  zu  erleiden  behaupteten.  Die  Schleifer  ihrer- 
seits wandten  sich  am  22.  October  1774  an  die  Regierung  mit 
der  Klage,  dass  keiner  von  seinem  Lohne  leben  könnte;  es 
soUte  daher  jeder  Gabelmacher  die  Lohnsatzung  beim  Vogte 


')  UrsprOnglich  gingen  60  St&ber  auf  den  Reichsthaler,   nach  1815 
72-78  aöf  den  prenssischen  Thaler. 

FoTiehangtn  (6)  IL  8.   Than  2.  3 
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unterschreihen.    Das  gab  den  andern  Handwerkern  Müth;  sie 
„schrieen  laut  und  harf,  Vögte  und  Rathleute  „erwachten  was> 
ihrem  Schlaft  und  wandten  sich   mit  wiederholten  Gesndieii 
um  eine  Satzordnung  an  die  Regierung.     Dieses  Andriag€n 
war  ein  so  gewaltiges,  dass  die  Eaufleute,  um  nicht  eine  unbe- 
queme Satzordnung  octroyirt  zu  erhalten,  im  Jahre  1775  sich 
bereit  erklärten,  in  Verhandlungen  zu  treten.  Mit  den  Schmiedeo 
gelang  es,  ein  Einveinehmen  zu  erzielen;   den  Schleifern  er- 
schienen die  Sätze  zu  gering,  sie  zogen  sich  znrQck,   um  die 
Ordnung  einseitig  herzustellen.    Im  Mäi'z  1776  rotteten  sie  »cb 
zusammen,  verweigerten  die  Arbeit  allen  denjenigen,    welche 
die  Löhne  nicht  nach  der  Satzordnung  vom  17.  August  I7b^ 
zahlten   und   untei*stützten    die  Feiernden   mit  den   Geldern, 
welche  sie  in  einer  Collecte  gesammelt  hatten.    Ihnen  gegen- 
über bildete  sich  ein  Bündniss  der  Kaufleute,  welche  ihi'erseit5 
ausser  allen  Schleifern  auch  die  Messerschmiede  und   Beider 
aussperrten,  theils  weil  sie  damit  eine  Pression  auf  die  enteren 
ausüben  wollten,  theils  weil  durch  das  Feiern  der  Schleifer  die 
ganze  Fabrikation  ins  Stocken  gerathen  war  und  die  Kaufleatf 
ihren  Veipflichtungen  gegenüber  den  holländischen  Händlern 
und  der  Frankfurter  Messe  nicht  nachkommen  konnten.    Damit 
die  Schmiede  die  Messer  nicht  selbst  fertig  machten  und  ver- 
kauften, wollten  sie  von  ihnen  die  Zeichenstempel  einfordern; 
und  um  die  ConcuiTonz  der  unprivil^iten  Kaufleute,  welche 
die  Messer  ganz  fertig  einkauften,  und  deijenigen  privilegirt^i, 
welche  sich  der  Schleifordnung  gefügt  hatten,  unmöglich  n 
machen,  wurde  diesen  das  Licentbriefchen,  welches  von  einem 
von  Kaufleuten  erwählten   Vorstande  ausgestellt  wurde,  ver- 
weigert und  damit  die  Ausfuhr  der  Waaren  verhindert*    Zu- 
gleich wandten  die  Kaufleute  sich  an  die  Regierung  mit  der 
Bitte,  dass  diejenigen  Schleifer,  welche  sich  dem  niedrigeren 
Preise  fügten,    von   den  Genossen  nicht  abgehalten   werden 
dürften.    Die  Bemühungen  der  Kaufmannschaft  waren  erfolg- 
reich,  die  Regieioing  stand  zu  ihr,  der  Obervogtsverwalter 
verbot   unter    dem    15.   März   1776    den  ganzen   Strike  bei 
25  Thaler  Strafe,  obwohl  er  in  dem  Berichte  vom  18.  Aprfl 
erkläite,  dass  es  unbillig  wäre,  die  Schleifer  zu  geringerem 
Lohne  zu  zwingen,   da  doch   viele  Kaufleute  freiwillig  den 
höheren  Lohn  gemäss  der  Satzung  zahlten. 

Am  16.  April  1776  kam  eine  Vereinbarung  zu  Stande. 
Die  Löhne  für  Messer-  und  Gabelschmiede  und  -Schleifer  wurden 
um  25  7oi  einige  sogar  um  47  %  erhöht;  sie  sollten  monatUch 
berechnet  und  in  Baargeld  ausgezahlt  werden.  Bei  Verdacht 
der  üebertretung  dieser  Ordnung  sollte  der  Kauf-  oder  Hand- 
werksmann vor  Vogt  und  Rath  sich  durch  einen  körperlichen 
Eid  reinigen  oder  einer  Strafe  von  14  Goldgulden  verfallen; 
sollte  er  sich  nicht  strafen  lassen  wollen,  so  sollte  er  neben 
Confiscation  der  Waaren  auf  ein  halbes  Jahr  des  Handels  und 
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Handwerks  verlustig  erklärt  werden.  In  ähnlicher  Weise  wurde 
der  Reidlohn  unter  dem  9.  September  1776  vereinbart  und  die 
Reider  verpflichtet,  zu  einem  Preise  von  12  Stüber  pro  Pfiind 
ihr  Hirschhorn  nur  von  den  Eaufleuten  zu  beziehen ;  zur  Con- 
troUe  war  ein  Tarif  aufgestellt,  wieviel  Pfunde  Hirschhoin  in 
jedem  Sortiment  Messer  enthalten  sein  mussten ;  auch  war  der 
Kaufmann,  der  stückweise  arbeiten  liess,  verbunden,  die  Hefte 
und  Bände  dem  Reider  zu  liefern. 

Die  Interessen  der  Arbeiter  und  Kaufleute  waren  ver- 
schiedene; die  enteren  wollten  den  Preis  der  Arbeit,  die  andern 
den  Preis  der  Waare  bestimmen;  jene  wünschten  einen  aus- 
reichenden, gleichm'ässigen ,  baargezahlten  Lohn  bei  stetigen 
Materialpreisen,  diese  forderten  fflr  diese  Zugeständnisse  auch 
die  Möglichkeit,  sich  am  Waarenpreise  schadlos  zu  halten. 
Daher  das  Streben  der  Kaufleute,  die  ConcuiTonten  zu  ver- 
nichten. Deren  gab  es  zwei:  die  Fertigmacher  und  die  unpri- 
vile^rten  Kaufleute.  Die  Feiligmacher  brachten  aus  Geschäfts- 
unkenntniss  und  Capitalmangel  die  Preise  herunter,  vermochten 
in  noi*malen  Zeiten  billiger  zu  arbeiten,  da  die  eigenen  Söhne 
ihi*e  Gehülfen  wai*en  und  sie  für  Comptoir  u.  s.  w.  keine  Aus- 
lagen hatten,  und  betrieben  in  der  arbeitslosen  Zeit  nebenbei 
ihren  Handel.  Die  Kaufleute  lebten  aber  nur  vom  Handels- 
gewinn und  hatten  durch  die  neue,  sehr  niedrige  Tarifiiiing  der 
Materialpreise  den  Vortheil  eingebüsst,  den  sie  früher  aus  dem 
Handel  mit  Eisen,  Kohle,  Knochen  u.  s.  w.  bezogen,  daher 
lautete  ihre  Forderung:  Verbot  des  Zugleich-  Handelns  und 
Fabricirens  der  Feitigmacher  und  eine  Erklärung  derselben: 
ob  sie  den  Handel  oder  die  Arbeit  erwählten.  —  Die  andern 
Concurrenten,  die  unprivilegirten  Kaufleute,  zahlten  den  Fei-tig- 
machem  höhere  Preise,  indem  sie  sich  an  den  höheren  Zinsen 
der  ertheilten  Geldvorschüsse  schadlos  hielten,  und  den  Haupt- 
gewinn aus  anderen  Artikeln  zogen;  sie  vermochten  daher 
billiger  zu  verkaufen.  Daher  lautete  die  zweite  Forderung: 
das8  einmal  die  Annahme  neuer  unprivilegirter  Kauileute  ver- 
boten würde,  dass  dann  die  Fertigmacher  denselben  die  feiiagen 
Messer  um  6—10%  theurer  als  den  privilegiiten  verkaufen 
sollten,  und  ihnen  endlich  die  Liefening  von  Materialien  ver- 
boten werden  sollte,  damit  sie  nicht  den  etwaigen  Gewinn  der 
piivilegirten  schmälerten. 

Die  Zielpuncte  der  Forderungen  der  privilegii-ten  Kaufleute 
sind  leicht  erkennbar:  die  Unprivilegirten  sollen  in  ihrer  Anzahl 
beschränkt  werden  und  müssen  den  Feiügmachem  höhere  Preise 
zahlen,  dadurch  werden  sie  den  privilegirten  gegenüber  con- 
currenzunfähig ;  die  Fertigmacher  erhalten  dann  keine  Be- 
stellungen mehr  von  den  Unprivilegirten  und  dürfen  die  eigne 
Waare  nicht  mehr  selbst  verhandeln,  sie  werden  besten  Falls 
zu  Lieferanten  der  Privilegirten;  im  Wesentlichen  werden  die 
Unprivilegirten  und  die  Fertigmacher  als  Kaufleute  beseitigt. 
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den  Privilegirten  ist  das  Monopol  auf  den  Handel  und  zum 
Theil  auch  auf  die  Fabrikation  gesichert  Diese  Cmiaeqaeazen 
kamen  den  Handwerkeiii  noch  nicht  zum  Bewusstsein ;  sie 
hatten  ihre  Preise  für  die  Arbeit  erkämpft  und  gaben  doi 
Kaufleuten  freie  Hand,  den  Preis  der  Waaren  zu  erhöben.  Die 
Bestätigung  der  Lohnsatzung  am  14.  März  1777  nabln  alle 
Forderungen  der  Arbeiter  und  Kaufleute  au£  (Vgl.  Anlage  I)«  — 

Kaum  begannen  die  Bestimmungen  der  Satzordnung  prar- 
tisch  zu  werden,  so  kamen  die  Arbeiter  zur  Einsicht.  Die 
Kaufleute  dachten  nicht  daran,  die  Messer  zum  festgesetzten 
Preise  von  den  Fertigmachem  zu  kaufen,  sondern  liessen  bie 
selbst  aus  eigenem,  billig  gekauftem  Material  stückweise  fabri- 
ciren;  in  kurzer  Zeit  wären  die  Fertigmacher  und  unprivüe* 
girten  Kaufleute  eliminirt  gewesen  und  die  Handwerker  ui 
einfachen  Lohnarbeiten!  ausschliesslich  der  privilegiiten  Kauf* 
leute  geworden.  Freilich  existirte  ja  auch  ein  Klassenge^ren- 
satz  zwischen  den  Meistern  und  den  Fertigmachem;  waren 
doch  jene  durch  diese  um  ihre  Selbständigkeit  gebracht^  tu 
Lohnarbeitern  herabgedrückt  worden,  und  hatten  sie  doch 
täglich  mit  ihnen,  gleichwie  mit  den  Kauf leuten,  um  den  Lohn 
zu  streiten.  In  dieser  Hinsicht  hat  ein  Gegensatz  der  Interessen 
stets  stattgefunden,  existirt  begi-eiflicher  Weise  noch  beute 
und  ist  niemals  vergessen  worden.  Sobald  es  die  Schmälerum: 
des  Arbeitslohns  gilt,  standen  und  stehen  Kai^eute  und  Fenig- 
machßr  treu  imd  fest  zusammen;  sie  repräsentiren  beide  dem 
lohnarbeitenden  Meister  gegenüber  die  Arbeitgeber.  Und 
dennoch  trat  jetzt  ein  Fall  ein,  wo  die  Arbeiter  die  glübendaten 
Vertheidiger  ihrer  Gegner  wurden.  Die  Vemichtimg  des  Stan- 
des der  Feitigmacher  enthielt  ja  die  Beraubung  der  Arbeiter 
um  eine  schönere  wirthschaftliche  und  sociale  Zukunft  Die 
energischen  Meister  waren  die  Väter  der  Fertigmacher  gewesen, 
der  Stand  der  Fertigmacher  bildete  die  Pflanzschule  der  Kauf- 
mannschaft. Brach  man  aus  dieser  socialen  Stufenleiter  die 
mittlere  Sprosse  aus,  so  blieben  unten  zu  ewiger  und  mecha- 
nischer Lohnarbeit  verdammt  die  einfachen  Meister  ohne  Hoff- 
nung und  ohne  Ziele,  und  droben  eine  kleine  Zahl  monopolisirter 
Kaufherrn,  die  Gebieter  der  Menge.  Es  galt  den  Kampf  um 
die  theuei-sten  Ideale.  Mit  dem  Muthe  der  Verzweiflung  haben 
die  wackem  Handwerksbrttder  den  Streit  geführt  und  gesiegt. 

Wie  Ein  Mann  erhoben  sich  die  Feiljgmacher,  die  unprivi- 
legirten  Kauf  leute  und  600  Handwerksmeister  (etwa  drei  Tiertd 
AUer),  als  sie  die  Gefahr  der  Lage  überschauten.  Die  Feiiäg- 
macher  wie  die  unprivilegirten  Kaufleute  fuhren  fort,  wider 
das  Verbot  Handel  zu  treiben,  und  letztere  konnte  man  om 
so  weniger  entbehren,  als  sie  ein  ebenso  grosses  Capital  im 
Handel  stecken  hatten  wie  die  privilegirten  und  namenttich  den 
Handel  mit  Zuschlag-  oder  Kniepmessem  fast  ausschliesslich 
besorgten.   Ihre  Goncun*enz  war  unerträglich,  da  sie  die  Messer 
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unter  den  festgesetzten  Preisen  von  den  Fertigmacheiii  kauften 
und  diesen  Winkelwaaren  aufdrängten,  an  denen  sie  30  bis 
40%  verdienten;  so  kostete  sie  das  Dutzend  Paar  Messer 
35—37  Stüber,  welches  in  der  Satzordnung  auf  42—45  Sttiber 
nonnirt  war.  Die  piivilegirten  Eaufleute  konnten  unter  solchen 
Umständen  die  vorgeschriebenen  Arbeits-  und  Materialpreise 
nicht  einhalten,  schon  im  ersten  Semester  war  die  Satzung 
über  das  Messengut  gebrochen  und  auch  für  das  Seegut  ge- 
rieth  dieselbe  ausser  Gebrauch,  als  in  den  Jahren  1782—83 
der  englisch  -  holländische  Krieg  entstand,  alle  Ausfuhr  ge- 
hemmt wurde  und  die  Arbeiter  sich  selbst  zu  den  niedrigsten 
Löhnen  anboten.  Ausserdem  suchten  die  Kaufleute  durch  eine 
Reihe  von  Kniffen  die  Vorschriften  zu  umgehen,  indem  sie  die 
Messer  etwas  kleiner  oder  schmäler  bestellten,  um  sie%einer 
billigeren  Lohnkategorie  einzureihen,  indem  sie  die  Materialien 
zu  hoch  im  Preise  aufdrangen  und  die  schlechtesten  Meister 
annahmen,  um  die  besseren  durch  die  Noth  zu  zwingen.  Gleich 
nach  dem  Friedensschluss  liefen  soviel  Bestellungen  ein,  dass 
die  Löhne  sogar  über  die  Sätze  der  Ordnung  stiegen:  die 
Schleifer  verabredeten  sich  nun,  für  verschiedene  Kaufleute  so 
lange  nicht  zu  arbeiten,  bis  sie  ihnen  die  Lohnrückstände 
aus  der  schlechten  Zeit  der  Jahre  1782  und  1783  nach- 
bezahlt hätten.  Die  Kaufleute  widersetzten  sich,  weil  die 
Arbeiter  ja  freiwillig  sich  zu  niedrigeren  Löhnen  angeboten 
hätten;  aber  am  14.  April  1784  gelang  es  diesen  eine  ihnen 
günstige  Verordnung  zu  erwirken.  Im  folgenden  Jahre  wurden 
die  Messer  in  Franki-eich  und  Spanien  verboten,  es  entstand 
wiederum  ein  Stillstand,  die  über  die  Satzung  gestiegenen 
Löhne  sanken  unter  die  vom  Jahre  1782  und  seitdem  liefen 
bis  zum  Jahre  1789  nicht  genügende  Bestellungen  ein,  um 
sämmtliche  Arbeiter  zu  beschäftigen. 

Kurz  das  ganze  Wirthschaftssystem  des  Jahres  1777  brach 
zusammen.  Endlose  Processe,  Strafen,  Unruhen,  Klagen  be- 
gannen; in  Schriften  und  Petitionen  richtete  sich  der  Sturm- 
lauf  gegen  die  neue  Ordnung.  So  entstand  der  sogen,  zehn- 
jährige Solinger  Messer-Satzordnungs-Process ,  welcher  24000 
Thaler  kostete,  im  ganzen  Lande  ungeheures  Aufsehen  erregte 
und  von  beiden  Seiten  mit  solcher  Lebhaftigkeit  geführt  wurde, 
dass  am  29.  December  1778  ein  Provisorium  eingeführt  und  am 
16.  Mai  1786  die  Ordnung  total  aufgehoben  und  freier  Handel 
gestattet  wurde  mit  der  Massgabe,  dass  der  Lohn  nach  Zeit 
und  Umständen  ausbedungen  werde.  Das  hatte  zur  Folge, 
dass  der  Lohn  für  Schleifen  und  Härten  sofort  um  15  ^/o  herab- 
ging. Nun  wurden  die  Gährungen  noch  stärker;  die  Meisten 
schrieen  laut  um  Wiederherstellung  des  Lohnsatzes ;  die  Kauf- 
leute widersetzten  sich  derselben,  da  die  ihnen  günstigen  Be- 
dingungen nicht  eingehalten  würden.  Die  Zwischenzeit  benutzte 
das  Messerhandwerk,  um  sich  neuen  Absatz  zu  verschaffen ;  es 
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nahm  mit  der  giössten  Unbesonnenheit  unprivilegirte  Kanfleute 
auf:  38  Kaufleute  und  18  Marktkrämer,  und  zwar  darunter 
Weiber,  Kinder  und  Juden. 

Nach  langen  Kämpfen  kam  endlich  durch  Vennittelauj 
eines  besondei*en  Commissars  eine  Verordnung  zu  Stande,  weiche 
am  8.  October  1789  bestätigt  wurde.  Dieselbe  enthidt  be> 
spielsweise  einen  Schmied-  und  Schieitlohnsatz  für  211  Sorti* 
mente,  einen  Reidlohnsatz  für  203  Sortimente,  Lohnpreise  fbr 
Beschlagen  mit  Silber  und  Gold  in  je  10  Nummern,  eineL 
Schleif  lohn  fllr  Gabeln  und  Gabelpi-eise  fllr  64  Sorten,  eiDt^u 
Kniep-  oder  Einschlagmesser-,  Schmied-  und  Schleiflohn  il 
7  Klassen.  Dann  wurden  im  nächsten  Jahre  noch  Nachträge 
hinzugefügt.  Der  Messerlohnsatz  zei-fiel  in  die  Klassen  d^ 
Seegats,  der  Tafel-,  Küchen-,  Schlacht-  und  Zulegemessen  un<] 
diese  wiederum  in  vei*schiedene  Arten.  Die  Löhne  waren  Mim- 
malsätze, unter  denen  nicht  gearbeitet  werden  durfte. 

Diese  Löhne  und  Preise  sollten  in  baarem  und  gangbarem 
Gelde  gezahlt  werden;  jede  andere  Art  der  Zahlung  wurde 
bei  14  Goldgulden  Strafe  und  Confiscation  der  in  Zahlung  i?e 
gebenen  Waaren  verboten.  Bei  Strafe  von  25  Thalem  soDte  der 
Kaufmann  das  Pfund  guten  Stahls  nicht  höher  als  zu  6  Stabei . 
das  Eisen  aber  zu  5  Albus  (80  auf  den  Rth.)  verkaufen  0-  Die 
andern  zur  Fabrikation  nöthigen  Waaren  wie  Hölzer,  Knodien. 
Hörn  und  Kohlen  sollte  er  zu  keinem  höheren  Preise  in  Zahlung: 
geben  dürfen  als  sie  bei  andern  Kaufleuten  zu  haben  wären. 
Sonstige  Waaren  durfte  er  den  Arbeitern  weder  verkaufen  nocb 
anempfehlen  noch  auf  andere  Kaufleute  Anweisungen  geben. 
Mindestens  alle  halbe  Jahre  sollte  mit  den  Arbeitern  abge- 
rechnet werden.  Für  den  guten  Lohn  sollte  auch  gute  Arl^it 
geliefeit  worden;  allen  Meistern  wui*de  ein  tüchtiges  Meister- 
stück vorgeschrieben  und  jeder  Vogt  hatte  mit  zwei  Rathleuten 
die  Werkstätten  fleissig  zu  besuchen  und  jeder  Kauf-  oder 
Handwerksmann  sollte  verpflichtet  sein,  bei  50  Thaler  Strafe  dem 
Handwerksgericht  anzuzeigen,  wenn  ihm  schlechter  Stahl  oder 
schlechte  Arbeit  geliefeil  worden  wäre;  der  schuldige  Thei] 
verfiel  in  eine  Strafe  von  14  Goldgulden.  Willkürliches  Ein- 
dringen in  die  Häuser  der  etwa  Verdächtigen  ausser  der  ge- 
wöhnlichen Untersuchung  war  bei  25  Thalem  und  nach  Um- 
ständen auch  bei  Leibesstrafe  verboten.  Die  alte  Bestimmung, 
dass  kein  Messermacher  mehr  als  einen  Knecht  und  einoi 
Jungen  halten  dürfe,  wurde  wiederholt. 

Die  Verfassung  der  Kaufinannschaft  wurde  wesentlich  ge- 
ändert. Jedem  privilegii-ten  Handwerksbi-uder  wurde  das  gleich- 
zeitige Handeln  und  Arbeiten  unter  folgenden  einschränkenden 


^)  Diese  Bestimmang  wurde  bald  umgangen.  Al$  nJUDlkh  in  dca 
1790er  Jahren  der  Preis  pro  100  Pfund  Stahl  von  10  auf  18  Tbaler  stief, 
Hessen  die  Kaufleute  die  Meister  selbst  für  Stahl  sorgen.  Dadurch  wnrd« 
deren  Einkommen,  welches  durch  einen  Preis  fixirt  war,  geschmUen. 
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BediBgimgen  gestattet.  Er  musste  sich  zum  ProtocoU  beim 
Obervogts  Verwalter  anmelden;  dann  stand  es  dem  handeltrei- 
benden Meister  frei,  die  Arbeiten,  zu  denen  er  sich  bekannt, 
selbst  und  mit  seinen,  unter  der  väterlichen  Gewalt  stehenden 
Söhnen  ohne  Knechte  und  Jungen  auszuführen;  bei  Strafe  von 
100  Thalei-n  und  Verlust  der  Handelsberechtigung  aber  war 
ihm  verboten,  dergleichen  Arbeiten,  zu  welchen  er  sich  be- 
kannt hatte,  in  anderen  Werkstätten  anfertigen  zu  lassen. 
In  Folge  dessen  war  das  Quantum  Waare,  welches  der  Meister 
fertig  machen  konnte,  beschränkt  und  hing  von  der  Anzahl  der 
Söhne  ab.  Dagegen  duifte  er  die  Übrigen  Bestandtheile,  welche 
er  mit  seinen  Söhnen  nicht  hei^stellen  konnte,  auf  anderen 
Werkstätten  stückweise  um  den  bestimmten  Lohn  fabriciren 
lassen.  Weder  ein  Kauf-  noch  ein  Handwerksmann  soUte 
Waaren  ausser  Landes  unter  dem  satzungsmässigen  Lohnpreis 
sammt  den  Vei-sendungs-  und  sonstigen  Kosten  und  einem 
Gewinn  von  sechs  Procent,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
von  ihm  und  seinen  Söhnen  geleistete  Arbeit  verkaufen  düifen. 
Unter  den  gleichen  Bedingungen  durften  auch  die  privilegirten 
Kaufleute  ein  Handwerk  betreiben.  Unbereidet  durfte  kein 
Messer  ausser  Landes  gehen,  damit  Niemandem  die  Arbeit  ent- 
zogen würde. 

Unprivilegirte  Kauf leute  sollten  künftig  bei  300  Thaler  Strafe 
nicht  mehr  angenommen  werden;  die  verbleibenden  mussten 
von  den  Messern  und  Gabeln,  welche  sie  einkaufen  wollten, 
Muster  vorlegen,  nach  denen  die  Satzungsdeputirten  den  Preis 
bestimmten,  welchen  jene  zahlen  mussten,  nebst  einem  Zu- 
schlag von  vier  Procent.  —  Mit  fremden  Messein  und  Gabeln, 
ausgenommen  die  englisch  plattii-ten  Tafel-  und  Rasirmesser, 
welche  in  Solingen  nicht  gefertigt  wurden,  durfte  kein  Solinger 
Kaufmann  Handel  treiben,  auch  nicht  Solinger  Waaren  an 
ausländische  Kaufleute  verkaufen.  Ausser  nach  Frankfuil, 
Leipzig,  Braunschweig  und  sonstigen  Messen  durften  die  Kauf- 
leute bei  300  Thaler  Striae  Messer,  Gabeln  und  sonstige 
Fabrikwaaren  nicht  versenden,  bevor  sie  nicht  die  Pi*eise  mit 
den  Bestellern  oder  Committenten  festgesetzt  hatten. 

Zur  Durchfuhrung  der  Satzordnung  wurde  ein  Unter- 
suchungsgericht zu  gleichen  Theilen  aus  Kauf-  und  Hand- 
werksleuten gebildet. 

Das  war  der  letzte  faule  Friede  vor  Ausbrach  des  Welten- 
krieges; mit  ihm  fiel  die  mühsam  hergestellte  Ordnung  der 
Solinger  Industrie  zusammen.  In  der  geldlosen  Zeit  wurde 
das  Ti-ucksystem ^)  so  allgemein,  dass,  einzelne  alte  und  vor- 
nehme Handlungshäuser  ausgenommen,  fast  jeder  Kaufmann 


')  A.  Ton  DanielB:  Vollständige  Abschilderang  der  Schwert-  und  Messer 
&bnken  and  sonstigen  Manofiicturen  in  Solingen.  1802.  S.  108—112.  — 
Bew«r:  a.  a.  0.  Stack  LXII. 
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sich  einen  Winkel  angeschafft  hatte,  um  die  Arbeiter  mit 
Waaren  zu  bezahlen.  Zwar  wurden  einige  derselben  wegeo 
wiederholter  Uebertretung  mit  zwei-,  drei-  bis -vierbiindert 
Thalom  bestraft,  diese  Bussen  aber  von  der  Landesregierane 
nach  Gutdünken  gemildert  Auf  Anstehen  der  Härter-  und 
Schleiferzunft  erstattete  der  Obervogtsvei-walter  über  diese  Miss- 
bräuche Bericht  und  am  10.  März  1801  wurde  darauf  ver- 
ordnet, dass  in  Zukunft  die  Strafe  verdoppelt  und  nicht  mehr 
gemildei-t  werden  sollte.  Wie  nothwendig  so  scharfe  Verbote 
waren,  bewies  die  Remscheider  Industrie,  wo  die  Meister  fast 
alle  genöthigt  waren,  Winkelwaaren  zu  enormen  Preisen  aosa- 
nehmen,  um  Arbeit  zu  erhalten.  Jedoch  wurden  alle  Vor- 
schriften dadurch  umgangen,  dass  der  Vater  dem  Sobne,  der 
Binder  der  Schwester  seinen  Waarenhandel  zum  Schein  über- 
geben hatte.  Je  strenger  man  auf  die  Befolgung  der  Lohn- 
Sätze  hielt,  desto  mehr  suchten  die  Arbeitgeber  durch  Hingabe 
minderwei-thiger  Zahlungsmittel  dem  Gesetze  auszuweichen«  - 

In  der  Messerindustrie  lassen  sich  drei  Phasen  der  social- 
öconomischen  Entwickelung  unterscheiden.     Im  XVL  bis  ins 
XVII.  Jahrhundert  herrschte  der  handwerksmässige  Betrieb: 
die  selbständigen  Meister   erwehrten    sich  der  untOchttgeren 
ConcuiTenten ,  der  Schweitbrüder ,  und  kämpften  gegen  die 
ihre  Selbständigkeit  bedi*ohende  Arbeitstheilung  an;  die  Codi- 
fication  des  Zunftrechts  vom  Jahre  1687  stand  schon  auf  der 
Neige  dieses  Systems.    Im  XVIII.  Jahrhundert  heiTSchte  der 
hausindustrielle  Betrieb,  aber  die  Lohnarbeiter  waren  in  den 
alten   beschlossenen  Zünften  fest  organisirt  und  kämpften  mit 
Zähigkeit  um  den  Preis   ihrer  Arbeit  und  dessen  Auszablung 
in  Baargeld;  daher  suchten  die  Arbeitgeber  auch  die  Preise 
der  Waaren  hoch  zu  halten  und  das  erreichten  sie,  indem  die 
mächtigste  Gnippe  der  privilegirten  Kaufleute  die  schwächeren 
unprivilegirten  und  die  Fertigmacher  ganz  ausschloss  vom  Handel, 
wie  im  Jahre  1777,  oder  sie  doch  beschränkte,  wie  im  Jahi*e  1789; 
diese  Codificationen   des  Gewerberechts  tragen  den  Stempel 
einer  festgefügten  Arbeiterschaft  und    einer  capitalmächtigen 
Exportkaufmannschaft    Im  XIX.  Jahrhundert  ändert  sich  das 
ganze  Bild ;    die  Arbeiter    sind  völlig  organisationslos ,    ihre 
Vereinigung  für  Erzwingung  hönerer  Löhne  sogar  verboten; 
unter  den  Arbeitgebein  herrscht  fessellose  Concurrenz.    Erst 
im  letzten  Jahrzehnt  gelingt  es  den  Arbeitern,  sich  höhere 
Pi*eise  ftlr  ihre  Arbeit  zu  erkämpfen ;  sie  sorgen  aber  nicht 
mehr  auch  für  höhere  Preise  der  Waaren  und  überlassen  den 
Arbeitgebern,  sich  schadlos  zu  halten,  wo  sie  wollen. 

Die  Arbeiterschaft  ist  bis  jetzt  als  eine  Gruppe  mit  ge- 
einten Interessen  erschienen ;  bei  genauerer  Untersuchung  lassen 
sich  aber  auch  hier  drei  Giiippen  unterscheiden,  die  der 
grösseren  Meister  mit  GehUlfen,  die  der  armen  alleinarbeitenden 
Meister  und  die  der  unprivilegirten  Tagelöhner.    Mit  der  vor- 
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schreitenden  Arbeitstheilung  vfudks  die  Anzahl  der  letzteren  an 
und  in  der  Mitte  des  XVIIL  Jahrhundeii»  gab  es  schon  mehrere 
solcher  Abhauer,  Vorschläger,  Pockholzschneider,  Bändemacher 
u.  8.  w.,  die  bei  den  Meistern  oder  in  ihrem  Berufe  aJs  Tage- 
löhner starben.  Die  grösseren  Meister  bedurften  dieser  einer 
besseren  Zukunft  bereits  beraubten  Arbeiter,  welche  stetig  bei 
ihnen  blieben.  In  schlechten  Zeiten  vermochten  sie  sich  zwar 
aus  der  Zahl  der  ärmeren  arbeitslosen  Genossen  genug  6e- 
hUlfen  zu  verschaffen,  dieselben  kehlten  aber,  sobald  sich  die 
Nachfrage  hob,  in  ihre  eigne  Werkstätte  zurück.  Diese  Einzel- 
meister  nun  wai*en  ausserordentlich  an  der  Vernichtung  ihrer 
Concurrenten,  der  unprivilegirten  Tagelöhner  interessiit ,  denn 
dann  erst  waren  sie  sicher,  in  schlechten  Zeiten  stets  bei  den 
grösseren  Meistern  ein  Unterkommen  als  Knechte  zu  finden; 
bei  guten  Zeiten  aber  vermochten  sie  denselben  eine  um  so 
wirksamere  Concun*enz  zu  bereiten,  je  mehr  diese  von  ihren 
Gehttlfen  entblösst  waren.  Sie  forderten  daher  das  Verbot 
der  unprivilegirten  Arbeiter,  was  ihnen  unter  dem  8.  Oktober 
1789  auch  zugestanden  wurde  (bei  50  Thaler  Strafe). 


Das  letzte  Gewerbe,  dem  es  gelang,  vor  Auflösung  aller 
Bniderschaften  eine  zunftmässige  Verfassung  zu  erhalten,  war 
die  Scheerenfabrikation  ^).  Diese  war  bereits  seit  geraumer 
Zeit  durch  unprivilegirte  Arbeiter  eingeführt  worden,  zählte 
am  8.  September  1793  etwa  190  selbständige  Meister  und  brachte 
durch  die  Kaufmannschaft  jährlich  15 — 16000  Thaler  aus  frem- 
den Ländern  ein.  Unter  den  Handwerkern  fehlte  jeglicher 
Zusammenhang,  jeder  Pfuscher  konnte  Meister  werden  und  den 
Ruf  der  Waaren  verderben.  Unter  Zustimmung  der  übrigen 
Zünfte  wurde  das  Statut  vom  17.  Januar  1794  bestätigt. 

Den  bereits  existirenden  Zünften  wurden  auch  hier  sämmt- 
liehe  Rechte  vorbehalten,  ohne  sie  weiter  durch  das  Statut  zu 
binden.  Alle  bisherigen  Scheerenmachermeister  bildeten  die 
Zunft,  auch  konnten  Fremde  in  dieselbe  eintreten,  jedoch 
g^en  eine  beträchtlich  höhere  Gebühr.  Diejenigen  Theilarbeiter, 
welche  einseitig  z.  B.  nur  mit  dem  Feilen  beschäftigt  waren, 
durften  nicht  zur  Zunft  und  damit  auch  nicht  zum  Scheeren- 
machen  zugelassen  werden.  Die  Bedingung  des  Meisterwerdens 
war  eine  Lehrzeit  von  je  zwei  Jahren  als  Lehrling  und  Geselle, 
das  Darstellen  eines  Meisterstückes  und  die  Entrichtung  ge- 
wisser Gebühren.  Wegen  untüchtiger  Arbeit  wurde  der  Meister 
gestraft,  auf  jede  Scheere  musste  er  sein  Zeichen  schlagen. 
Kein  Meister  durfte  mehr  als  einen  Lehrling  und  zwei  Gesellen 
halten.  Mit  der  Zunft  war  eine  Unterstützungskasse  verbunden, 
zu  welcher  am  Binidertage  Meister  wie  Gesellen  ihren  Beitrag 

0  Ibidem  Acta  dO.  —  Daniels :  a.  a.  0.  S.  242—253. 
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einzahlten.  Der  Vorstand  der  Zunft  bestand  ans  drei  Amts^ 
meistei-n,  welche  aus  der  Zunft  sich  einen  Schreiber  mietheten. 
Ihre  Rechnungen  wurden  auf  dem  Brudertage  von  drei  D^u- 
tirten  revidirt;  an  jenem  Tage  war  jeder  Genosse  bei  läm 
Stüber  Strafe  vei-pflichtet,  zu  erscheinen« 

Eine  kleine  Zahl  von  Scheerenmachem  erhob  gegen  die 
Einführung  der  Zunft  Prot€»Bt:  sie  hätten  ihr  Lebelaiv  oluie 
Zunft  gearbeitet  und  glaubten,  dass  dieselbe  nur  zu  ZänkereieB 
Anlass  geben  würde ;  für  arme  Leute  und  Bauern  sei  das  Ein- 
trittsgeld  zu  hoch.  Diesen  „Wirrköpfen''  wurde  unter  dem 
16.  Mai  1795  erlaubt,  als  „Freimeister"  fortzuarbeiten,  ihre 
Gesellen  galten  jedoch  nicht  als  zunftmässige.  Da  aber  von 
ihnen  noch  immer  Lehrlinge  angenommen  wurden ,  ohne  sie 
der  Zunft  anzuzeigen,  verbot  man  das  durch  BruderscUnss 
vom  1.  Juni  1801  und.  ordnete  an,  es  dem  Amtsmeister  n 
melden.  — 

Die  Schwert-,  Messer-  und  Scheerenindustrie  wurde  in 
Solingen  von  selbständigen  Kleinmeistem  ins  Leben  gerufen 
und  von  diesen  in  handwerksmassigem  Betriebssystem  fortfre- 
fühlt ;  die  demokratische  Gemeinschaft  dei*selben  fand  ihre  Zu« 
sammenfassung  in  der  Zunft.  Die  folgenden  Gewerbe  entstehen 
durch  die  Initiative  einzelner  Unternehmer,  werden  eingefUtrt 
durch  Capitalisten  und  in  diesen  aristokratischen  Betrieben 
bleiben  diese  die  Herren,  Zünfte  giebt  es  nicht  mehr. 

Die  ei*ste  neue  Industrie  war  die  vom  unprivilegirten 
Kaufinann  Daniel  Peres  eingeführte  feine,  sogen,  englische 
Politur  der  Scheeren,  Scheeiinesser,  stählernen  Gefässe,  chirur- 
gischen Instrumente  u.  s  w.  Um  ihn  „vor  unverdientem 
Schaden  zu  sichern^'  wurde  unterm  9.  Juni  1801  festgesetzt: 
dass  er  obige  Aitikel  fabricii-en  dürfte,  jedoch  eidlich  sich  ver- 
pflichten müsste,  keine  Degen,  Säbel,  Klingen,  Messer  und 
Gabeln  zu  verfertigen.  Er  musste  sich  zwar  als  Freimetster 
bei  der  Scheerenmacherzunft  aufnehmen  lassen  gegen  die  ge- 
wöhnliche Gebühr,  durfte  aber  privilegirte  wie  unprivflegirte 
Arbeiter  anstellen;  dieselben  wurden  unter  die  directe  Ge- 
richtsbarkeit des  Obervogtsverwaltei-s  gestellt  und  ihre  Be- 
strafung in  summarischem  Wege  ohne  Advocaten  vorgesehriebeiu 
Wenn  eine  Untersuchung  seiner  Werkstätten  und  Kotteo  von 
den  Handwerksvögten  verlangt  wurde,  so  durfte  dieselbe  alleiii 
vom  Obervogtsvei-walter  vorgenommen  werden,  damit  nicht  das 
Geheimniss  der  Fabrikation  veirathen  würde. 

Im  XIX.  Jidirhundert  sind ,  um  dies  der  Vollständigkeit 
halber  zu  erwähnen,  wenig  Industrieen  neu  hinzugetreten. 
Schon  im  Jahre  1882  werden  die  Regen-  und  Sonnensdiirm- 
gesteile  erwähnt,  wofbr  es  1855 :  2  Fabriken  mit  227  Arbeitern 
und  1872:  7  Fabriken  mit  über  600  Arbeitern  gab.  Von  vor- 
übergehend ganz  ausserordentlicher  Bedeutung  wurde  die  In- 
dustrie der  Stahlbügel  zu  Etuis,  Poitemonnaies  und  Taschen- 
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bQchem,  eines  Offenbacher  Artikels,  der  1849  in  Solingen 
eingeführt  wurde  und  1855  schon  608  Arbeiter  in  18  Fabriken 
beschäftigte,  der  aber  seitdem  sehr  an  Wichtigkeit  verloren 
hat  Seit  dem  Anfang  der  1860er  Jahre  nahm  die  Revolver- 
fabrikation  einen  raschen  Aufischwung;  hier  trat  aber  bald  die 
Concurrenz  kleiner  Fertigmacher  ein,  und  weil  es  bei  dieser 
Waare  ganz  besonders  auf  Präcision  ankommt,  verlor  dieselbe 
bald  ihren  Ruf.  Daher  ersuchten  die  grösseren  Häuser  die 
Regierung,  dass  diese  den  die  Klingen  empfai^;enden  Officier 
beauftrage,  die  einzelnen  Revolver  zu  beschiessen  und  zu 
stempeln.  Das  geschah  auch,  indess  hat  die  junge  Industrie 
die  Lütticher  Concurrenz  nicht  überwinden  können.  Endlich 
werden  noch  Stiefeleisen  und  Zuckerfoimen ,  eiserne  Kasten, 
Pötten  und  Eimer  im  Solinger  Industriebezirke  fabricirt. 


III.  NSheres  Aber  die  Zunftverfassung. 

Die  Geschichte  der  Solinger  Industrie  ist  bisher  ohne 
Rücksichtnahme  auf  die  besonderen  Organe  der  Veriivaltung 
und  Rechtspflege  und  auf  die  derselben  eigenthümlichen  Rechts- 
institute dargestellt  worden.  Dieselben  müssen  jedoch  näher 
in  Betracht  gezogen  werden,  um  die  Characteristik  der  Ver- 
gangenheit zu  vollenden.  Besonders  über  die  Zustände  am 
Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  sind  wir  Dank  der  ausgezeich- 
neten Schilderung  des  damaligen  chui-fui-stlichen  Obervogtsver- 
walters Adam  Edler  von  Daniels  vortrefiflich  orientirt.  Zu- 
nächst kommen  hier  in  Betracht  das  Wahl-,  das  Handwerks-, 
und  Untersuchungsgericht  und  die  Licentdeputation.  0 

Das  Wahlgericht  findet  sich  in  den  Privilegien  der  fünf 
alten  Bruderschaften  der  Schwertschmiede,  der  Schleifer  und 
Härter,  der  Beider  und  Schwertfeger,  der  (wenig  zahlreichen 
und  daher  nur  in  der  Anlage  II.  erwähnten)  Kreuz-  und 
Knopfsdimiede  und  der  Messermacher.  Es  war  die  jährliche 
Wahlvei*sammlung  des  Handwerks,  die  vorher  in  allen  Kirchen 
verkündet  wurde  und  zu  deren  Besuch  im  „Gaifelhause"'  alle 
Brüder  veipflichtet  waren;  die  Ausbleibenden  mussten  sich 
entschuldigen  und  eine  geringe  Abgabe  fUr  die  Aimen  beim 
Vogte  einreichen. 

Vor  allem  legte  der  abtretende  Vogt  Rechnung  ab.  Die 
Einnahmen  der  Biiiderachaften  waren  nicht  beträchtlich.  Sie 
bestanden  aus  den  Verhörsstrafen,  welche  von  den  Parteien 
eingegangen  waren,  aus  den  Abfindungsgeldem  und  confiscirten 


0  Daniels  a.  a.  0.  S.  82—91  und  185—242  passim.  —  Bewer  a.  a.  0. 
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Waaren,  welche  diejenigen  entrichten  mussten,  die  den  Priri- 
legien  zuwider  gehandelt  hatten,  wovon  jedoch  iwei  Ihittei 
des  Betrages  an  die  fürstliche  Kasse  abgingen,  und  spJli»im 
aus  dem  Ueberschuss  der  Strafgelder,  welche  den  drei  be- 
schlossenen und  dem  Messermacher-Handwerk  nach  Abzog  der 
Kosten  manchmal  aus  dem  gemeinschaftlichen  Untersachvogs- 
gericht  zuflössen.  Die  Ausgaben  gingen  vorzüglich  in  Prosess* 
kosten  auf  und  mussten,  da  sie  bis  zum  Schhiss  des  Jahres 
nicht  ausgesetzt  bleiben  konnten,  vom  Vogte  aus  eignen 
Mitteln  vorgeschossen  werden.  War  nun  die  Rechnung  viyr- 
gelegt  und  von  der  Mehrzahl  der  anwesenden  Brüder  ge- 
nehmigt, so  wurde  dem  Vogt  für  das  Saldo  die  sogen«  Beil^ie 
auf  die  einzelnen  Genossen  mittelst  Bi-uderschlusses  bewilligt. 
Befi*eit  blieben  von  derselben  überall  die  Unvermösenden  tmd 
Ueber-Sechszigjährigen;  sonst  hatte  jedes  Handwerk  seine  be- 
sonderen Gewohnheiten.  Bei  den  Messermachem  und  Kreuz- 
und  Knopfschmieden  waren  blos  diejenigen  zur  Beilage  Ter- 
pflichtet,  welche  ihr  Meistei'stück  veifeiü^  hatten,  beim  Härter- 
und Schleifer-  und  beim  Beider-  und  Schwertfeger-Handwerk 
alle  diejenigen,  welche  das  zwanzigste  Jahr  erreicht  hatten, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  für  sich  oder  ob  sie  als  Knechte 
bei  einem  Meister  oder  ob  sie  bei  ihren  Eltern  wohnten.  Die- 
jenigen Schwertbrüder,  welche  an  den  Messern  arbeiteten^ 
steuei-ten  jedoch  zu  dem  Handwerk,  welchem  sie  entstammten. 
Aehnlich  mussten  die  privilegirten  Kaufleute  die  Beilagen  bei 
den\jenigen  Handwerk  entrichten,  aus  welchem  sie  herstammten ; 
dieselben  wurden  indess  nicht  von  jedem  Kaufinann  einzeln, 
sondein  von  den  Vorstehern  der  Kaufmannschaft,  den  Licent- 
deputirten,  eingezogen;  zum  Beitrag  zu  denjenigen  Kasten, 
welche  durch  Processe  der  Handwerker  wider  sie  verursacht 
wurden,  waren  sie  billiger  Weise  nicht  verpflichtet. 

War  die  Rechnungsablage  erfolgt  und  die  Beilage  be- 
willigt ,  so  wurde  zur  NeuwaJü  des  Vogts  und  der  vier  Ralh- 
leute  geschritten;  diese  wurden,  wenn  sich  kein  gegiündeter 
Widei-spruch  erhob,  vom  fürstlichen  Obei-vogt  vei*eidigt.  Nur 
bei  den  Schleifern  wurde  in  den  ältesten  Zeiten  der  Vogt  aas 
der  Mitte  der  Brüder  vom  Landeshenn  ernannt,  später  aber 
von  den  abtretenden  und  neuei-wählten  Rathleuten  gewählt. 
Vogt  und  Rath  erhielten  keine  Besoldung,  sondern  Diäten  ftr 
die  jedesmaligen  Vacaturen  und  Gerichtssitzungen;  bei  den 
Schleifern  wurden  ihnen  nur  die  Zehrungskosten  im  Gaffel- 
hause  bezahlt,  was  zu  übermässigem  Zechen  Anlass  gab  und 
in  Folge  dessen  dieselben  sich  höher  beliefen  ^s  die  Tag- 
gelder. 

Die  Wahlversammlungen  begannen  meist  am  späten  Abend 
und  dauerten  bis  tief  in  die  Nacht.  Sie  fanden  stets  in  einem 
Wiithshause  statt,  und  wer  vorher  nicht  schon  wacker  gezecht 
hatte,  wm-de  vom  Wirth  und  durch  die  Aufi-egung  der  Ver- 
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handlangen  dazu  veranlasst.  Die  Beschlüsse  wurden  nicht  durch 
Einzelabstimmung,  sondern  durch  Acclamation  gefasst,  wobei 
diejenige  Partei  Sieger  blieb,  welche  über  die  hellsten  Stimmen 
verfugte ;  es  fehlte  daher  nicht  an  Bruderschlüssen,  die  keines- 
wegs ihren  Gegenstand  erfassten.  Noch  weniger  war  an  eine 
genaue  Gonti'olle  der  Rechnungen  zu  denken;  in  diesen  war 
eine  Menge  von  ganz  unnöthigen  Process-  und  Reisekosten 
und  Taggeldem  enthalten,  die  der  Fabrik  in  keiner  Weise 
Nutzen  brachten. 

Der  Vogt  und  die  vier  Rathleute  mit  dem  Schreiber 
bildeten  das  aUe  vierzehn  Tage  zusammentretende  Handwerks- 
gericht, die  Verwaltungs-  und  Justizbehörde  jedes  Handwerks. 
Die  Functionen  desselben  waren  zur  Zeit  des  handwerks^ 
massigen  Betriebes  selbstvei*st&ndlich  wesentlich  andere  als 
zur  ^it  der  Hausindustrie.  In  der  ersteren  Epoche  handelte 
es  sich  um  die  Angelegenheiten  selbständiger  Handwerks- 
meister, um  ihre  BeAignisse  zur  Ausübung  des  Gewerbes,  um 
die  Festsetzung  und  Vermittlung  entsprechender  Waarenpreise, 
um  die  Ordnung  der  Handelsreisen,  der  Technik,  der  Zeichen 
u«  s.  w.,  um  die  Regelung  aller  der  Verhältnisse,  welche  sich 
aus  dem  Betriebe  durch  kleine  decentralisirte  Fabrikanten, 
und  um  die  Beilegung  der  Streitigkeiten,  welche  sich  aus  den- 
selben ergaben.  Wären  die  bestehenden  Gesetze  consequent 
und  streng  durchgefühlt  worden,  so  hätte  jene  Behörde  aller- 
dings auf  Kosten  des  Unterganges  der  Industrie,  den  hand- 
werksmässigen  Betrieb  aufrechterhalten  können.  Daher  mussten 
die  demselben  günstigen  Bestimmungen  lahm  gelegt  werden 
und  dieses  Ziel  verfolgten  die  Kaufleute,  indem  sie  sich,  was 
ihnen  bei  ihrem  Reichthum,  ihrer  überlegenen  Bildung  und 
ihrem  socialen  Ansehen  nicht  schwer  fiel,  in  die  Vogts-  und 
Ratbsbediennng  eindrängten.  Nur  dadurch  wurde  es  möglich, 
dass  zuwider  den  zahlreichen  Verordnungen  der  hausindustrielle 
Betrieb  dennoch  durchdrang.  Die  grosse  Reaction  des  Jahres 
1687  schloss  sie  freilich  aus  allen  Handwerksgerichten  aus,  in- 
dees  der  Wechsel  des  Betriebssystems  war  thatsächlich  bemts 
vollzogen. 

Noch  characteristischer  spiegelt  diesen  Wechsel  das  Institut 
der  Sechsmänner  wieder.  Es  wai*  dies  der  Auschuss  der  drei 
beschlossenen  Zünfte,  in  welche  die  Schwertfabrikanten  zerfielen. 
Derselbe  bewirkte  zttr  Zeit  des  handwerksmässigen  Betriebes 
die  einheitliche  Zusammenfassung  und  Leitung  der  theilarbei- 
tenden  Kleinmeister,  die  getrennt  in  drei  Bruderschaften,  neben 
einander  standen.  Beim  hausindustriellen  Betriebe  wurde  dies 
die  socialöconomische  Function  der  arbeitgebenden  Kaufinann- 
schafL  Die  Sechsmänner  werden  dem  entsprechend  zuerst  im 
Jahre  1487,  zuletzt  im  Jahre  1687  erwähnt;  sie  kommen  und 
gehen  mit  der  handwerksmässigen  Betrieb^orm. 

Im  XVin.  Jahrhundert,  zur  Zeit  der  Hausindustrie  kenn- 
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zeichnet  sich  das  Handwerksgericht  als  Organ  einer  mächtigen 
Lohnarbeiterschalt.  Demselben  stand  das  ei-ste  Erkenntniss  in 
den  sogen.  Partei-  und  Fiscal- Handwerkssachen  zu.  Zu  den 
ersteren  gehörten  die  Fragen:  ob  der  Handwerksmann  den 
bestimmten  Lohn  richtig  erhalten  hatte,  ob  seine  Lieferungen 
und  die  darauf  erhaltenen  Geldsummen  richtig  in  das  Liefe- 
rungsbttchlein  eingetragen  waren^  ob  das  Hauptbuch  des  Kauf- 
manns im  Falle  des  Widerspiiichs  mit  jenem  einen  stärkeren 
Beweis  leistete,  ob  für  die  Fälle,  wo  ein  solches  nicht  vor- 
handen, das  Annotationsbuch  des  Kauf-  oder  des  Handwerks- 
mannes eine  stärkere  Beweiskraft  hatte,  oh  die  gelieferte 
Arbeit  tüchtig  war  oder  nicht,  ob  die  Untauglichkeit  der 
Waare  von  dem  schlechten  Material  oder  der  Arbeit  her- 
rührte u.  s.  w.,  femer  die  Streitigkeiten  zwischen  Meistern, 
Gesellen,  Lehijungen  und  Abhauem,  ob  sie  einander  vertrags- 
mässig  behandelten,  und  endlich  die  Fragen  nach  der  Güte  und 
Eigenschaft  der  gelieferten  Materialien.  Die  Fiscal-Handwerks- 
sachen  bestanden  darin,  ob  der  Kaufmann  mit  dem  Hand- 
werksmann eine  lohnsatzwidrige  Vereinbarung  getroflfen,  ob 
derselbe  Waai'en  in  Zahlung  gegeben,  ob  der  Kaufmann  die 
Waare  von  Unprivilegirten  hatte  anfertigen  lassen,  ob  der 
Handwerksmann  Unprivilegii*te  an  der  Schwert-  und  Messer- 
fabrik hatte  arbeiten  lassen,  überhaupt  alle  jene  Fragen, 
welche  die  Verletzung  der  Privilegien  betrafen.  Dann  stand 
dem  Vogt  und  Rath  das  Recht  zu,  die  Werkstätten  und  Waaren 
zu  beschauen,  wenigstens  ständige  Beamte  dafür  zu  ernennen. 
Endlich  lag  dem  Handwerksgericht  die  Vertretung  der  In- 
teressen ihrer  Zunft  ob  in  jeder  Beziehung,  vor  allem  bei  den 
Lohnfestsetzungen,  gegenüber  der  Regierung,  der  Kaufmann- 
schaft und  allen  Andern. 

Die  vor  Gericht  verfallenen  Strafgelder  gehörten  zu  zwei 
Dritteln  der  füi*stlichen,  zu  einem  Drittel  der  Handwerkskasse. 
Ausserdem  mussten  noch  in  einigen  Fällen  die  Bestraften  zur 
Privatgenugthuung  des  Handwerks  Abfindungsgelder  in  deren 
Kasse  zahlen.  Diese  Summen  wurden  von  den  Vögten  weder 
bestimmt  noch  eingezogen,  sondern  alle  zwei  oder  drei  Jahre 
vom  Obervogtsverwalter  mit  Zuziehung  des  fürstlichen  Rent- 
meisters „gethädigt'^  und  von  letzterem  eingetrieben. 

Die  Erkenntnisse  des  Handwerksgerichts  gingen  nicht  in 
Rechtskraft  über,  sie  galten  vielmehr  nur  aJs  Gutachten  von 
Sachverständigen,  die  jedoch  nicht  umgangen  werden  durften. 
Jene  Behörde  strebte  nun  damach,  ihre  ohnehin  beträchtlichen 
Competenzen  auf  immer  mehr  Verhältnisse  und  Personen  aus- 
zudehnen, welche  nicht  zum  Handwerk  gehörten,  sie  suchte 
Processe  im  ordentlichen  Rechtswege  zu  instruiren,  Deci-ete 
zur  Einrede,  Replik,  Duplik  u.  s.  w.  zu  geben.  Wie  man  sich 
bei  der  Zusammensetzung  des  Gerichts  leicht  denken  kann, 
waren  die  Schriften  durchgehends  unorthographisch  und  fehler- 
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haft  ausgefertigt,  oft  ohne  den  geringsten  Zusammenhang,  mit 
einigen  aufgefischten,  übel  angebrachten  lateinischen  Brocken 
ohne  Bedeutung  durchwirkt.  Schon  im  Jahre  1687  wurde 
ihm  ein  Schreiber  ernannt,  doch  hat  der  wenig  geholfen. 
Gegen  diese  Missstftnde  schritt  endlich,  als  während  des  zehn- 
jährigen Messerprocesses  die  Gerichte  sich  wieder  allerhand 
Uebei*griife  erlaubten,  die  Regierung  auf  Andrängen  der  Kauf- 
mannschaft mit  der  Verordnung  vom  14.  April  1785  ein  und 
schrieb  fttr  die  Handwerkssachen  in  allen  Instanzen  das  sum- 
marische Verfahi*en  vor  und  verbot  die  Zulassung  von  Advo- 
caten  (am  14.  Februar  1786). 

Vom  Handwerksgericht  ging  die  Bemfung  an  den  chur- 
fQrstlichen  Obervogt  oder  dessen  Verwalter,  bei  welchem  ein 
patentiiter  Gerichtsschreiber  angestellt  war;  an  dieser  Stelle 
gingen  die  Urtheile  schon  in  Rechtskraft  Ober.  Direct  vor 
diese  Instanz  kamen  die  Streitigkeiten,  in  welchen  die  Hand- 
werks-Gerichte als  Paileien  auftraten ,  z.  B.  die  Fragen  nach 
der  Giltigkeit  der  Vogtswahlen,  ferner  die  Einstandsprocesse, 
Handwerks-,  Concui-s-  und  Consolidationssachen.  Die  letzte 
Entscheidung  lag  beim  Handwerkscommissar  des  geheimen 
Raths  zu  DQsseldorf.  Niemals  duiften  Fabriksachen  vor  Jus- 
tizbehörden gezogen  werden. 

Die  Kaufmannschaft  war  seit  dem  Jahre  1687  aus  dem 
Handwerks-Gerichte  ausgeschlossen  worden  und  hatte  nur  das 
Recht  der  Beschwerde  bei  der  Regierung,  falls  ihr  nachtheilige 
Bruderschlttsse  gefasst  wurden.  Eine  solche  Stellung  war  un- 
streitig sehr  demüthigend  ftlr  dieselbe,  sogar  die  Angelegen- 
heiten und  Streitigkeiten  zwischen  Handwerks-  und  Kauf- 
mannsstand wurden  einseitig  von  den  Gerichten  der  ersteren 
entschieden.  Bei  dem  grossen  Kampfe,  welcher  im  Jahre  1789 
endigte  und  die  ganze  Stärke  der  Kaufmannschaft  an  den  Tag 
gelegt  hatte,  bedang  sich  letztere  auch  die  Verweisung  der 
sogen.  Fiscal-Handwerkssachen  der  Messermachei'zunft  an  ein 

Raritfttisches  Untersuchungsgericht  von  je  vier  Kaufleuten  und 
[essermachern  aus,  dessen  Präsident  der  Obervogtsverwalter  und 
dessen  Gerichtsschreiber  patentirt  war,  und  von  welchem  die 
Berufung  direct  an  den  Handwerkscommissar  ging.  Die  Com- 
petenzen  und  das  Verfahren  waren  nach  Analogie  der  Hand- 
werksgerichte geordnet;  bei  Stimmengleichheit  entschied  der 
Obervogtsverwalter,  musste  jedoch  die  Ursachen  zu  Protocoll 
geben,  welche  ihn  zu  seinem  Votum  bewogen.  Also  erst  im 
Jahre  1789  und  zwar  nur  in  der  Messerindustrie  erkämpfte 
die  Kaufinannschaft  sich  die  Gleichberechtigung  im  gewerb- 
lichen Schiedsgerichte;  das  war  die  formelle  Anerkennung 
der  Macht  dieses  Standes. 

Die  Kaufmannschaft  fand  ihre  coiporative  Verfassung  und 
Vertretung  durch  die  Licentdeputation ;  dieselbe  entstand  durch 
die  Uebemahme  der  Entrichtung  des  Ausfuhi-zoUes  seitens  jenes 
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Standes.  Die  Erkenntniss,  welche  die  Handwerke  f&r  die 
stätigung  ihrer  Privilegien  jährlich  zu  entrichten  hatten, 
stand  in  den  ältesten  Zeiten  in  einem  guten  wohl  bereideten 
Schlachtschweite  und  einem  Köcher  mit  zwölf  Messern  and 
einer  Gabel  für  die  fbi-stliche  Tafel.  Der  Sechsmannsbrief  yom 
Jahre  1687  fügte  dem  die  zeitgemässere  Abgabe  von  einem 
Goldgulden  für  jede  hundeit  Schweizer  oder  Klingen  und 
einem  halben  Goldgulden  für  jeden  Centner  Messer,  die  zum 
Markt  gefühlt  oder  verkauft  wurden.  Zur  ControUe  wurden 
alle  exportbestimmten  Klingen  auf  die  Stadtwage  gebracht, 
dort  von  den  Sechsmännem  besichtigt,  und  wenn  sie  tüchtig  be- 
funden waren,  gewogen  und  mit  dem  Stadtwappen  „verpitschirt'*; 
dadurch  beaufsichtigte  man  auch  die  wöchentliche  Production 
jedes  Meisters.  Jene  Abgabe  erwies  sich  zu  hoch ;  wieviel  er- 
hoben worden  ist,  weiss  man  nicht. 

Da  erbot  sich  im  Jahre  1720  die  Kaufmannschaft,  an 
Stelle  des  Handwerks  gegen  Erlegung  einer  Pauschsumme  die 
Pacht  des  Licents  zu  übernehmen  ^).  Zur  Verwaltung  des- 
selben erwählte  sie  vier  Deputirte,  unter  deren  Vorsitz  sie 
Versammlungen  im  Licenthause  abhielt,  worüber  ein  vereideter 
Actuar,  der  zugleich  auch  kaufmännischer  Consulent  war,  ein 
ProtocoU  abfasste.  Der  Licent  wurde  von  einem  vereideten 
Schreiber  erhoben,  welcher  den  Deputirten  daiHber  Rechnung 
ablegte.  So  hatte  die  Kaufmannschaft  in  der  Licentdeputation 
ein  Organ  erhalten,  welches  im  Stande  war,  wirksam  ihre  In- 
teressen nach  Aussen  zu  verti*eten. 

Die  Höhe  des  Zollsatzes  bestimmten  die  Pächter,  und  da 
unter  ihren  Genossen  die  vier  Deputirten  den  grössten  Ein- 
fluss  besassen,  im  Grande  nur  diese.  Da  dieselben  femer 
ohne  wirksame  Controlle  mit  der  Kasse  schalteten  und  walteten 
und  ihren  Dienst  gar  lebenslänglich  versahen,  so  machten  sie 
sich  manchen  unredlichen  Gewinn.  Da  endlich  aus  dem  Er- 
gebniss  neben  der  jährlichen  Pachtsumme  an  die  Regierung  auch 
sämmtliche  dem  Kaufinannsstande  erwachsenden  Kosten  bestritten 
wurden,  so  waren  diese  Oligarchen  sehr  daran  interessirt,  den 
Zollsatz  zu  erhöhen.  Als  sie  nun  im  Jahre  1775,  inmitten 
der  grössten  Noth  und  der  grössten  Reizbarkeit  der  Hand- 
werker den  Licent   wieder  um  acht  Stüber  erhöhten,  da  ent- 


^)  Ebendaselbst  Acta  30.  Promemoria  der  Kaofinannschaft  vom  24. 
Janaar  1795  und  der  Vertrag  vom  16.  Mfirz  1800.  Die  Kanfinaiinschaft 
übernahm  die  Erhebung  des  Klingen-  und  Messerlicents  in  den  Jahren 

1720  ftür  ein  Capital  von  4150  Thalem  aof  15  Jahre 
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brannte  ein  Process  der  Handwerker  gegen  die  Kaufinann- 
schaft,  welcher  bis  1796  dauerte,  wo  auch  36  Kaufleute  sich 
den  Handwerkern  anschlössen  und  jene  Erhöhung  für  uner- 
laubt und  für  femer  unuöthig  erklärten. 

Die  Zünfte,  als  Vertretung  der  Arbeiterschaft,  waren  in 
hohem  Grade  an  der  Verminderung  der  Ausfuhrzölle  interessirt; 
sie  hofften  dann  eine  Erhöhung  des  Lohnes  zu  erringen.  Ihnen 
zur  Seite  griffen  die  Fertigmacher  die  Licentdeputation  an, 
weil  sie,  als  nicht  zum  Kaufmannsstande  gehörig,  keine  Be- 
rechtigung zur  Theilnahme  an  den  Wahlversammlungen  hatten. 
Endlidi  begann  auch  im  Schoosse  der  Kaufmannschaft  selbst 
gegen  Ende  des  XVHI.  Jahrhunderts  eine  Bewegung  gegen 
die  Misswirthschaft  und  die  Kassenverwaltung  eines  lebens- 
länglichen und  uncontrollirten  Oligarchenthums  sich  geltend 
zu  machen.  Die  vorgeschrittenste  Paitei  fordeite  im  Jahre 
1798  eine  grössere  Einschränkung  der  Deputirten  in  der  Ver- 
waltung, der  Licentkasse,  die  Aufnahme  der  handeltreibenden 
Feitigmacher  in  die  kaufmännische  Versammlung  und  die  Zu- 
stimmung der  gesammten  Kaufmannschaft,  nicht  nur  der  an- 
wesenden, bei  Enichtung  eines  Beschlusses.  Die  beiden  letz- 
teren Bestimmungen  hätten  die  Macht  der  grossen  Kaufleute 
gebrochen,  diese  vermochten  sich  der  angeschwollenen  Oppo- 
sition nicht  mehr  ganz  zu  entziehen,  hofften  aber  mit  milderen 
Concessionen  davon  zu  kommen. 

Indess  schon  war  es  zu  spät;  sie  mussten  sich  einen 
Compromiss  gefallen  lassen,  wie  die  Regierung  ihn  unter  dem 
6.  März  1801  beschloss.  Die  Deputiiten  wurden  hinfort  unter 
Vorsitz  des  Obervogtsverwalters  von  der  gesammten  privilegirten 
Kaufinannschaft ,  welche  bich  einzufinden  vei-pflichtet  war,  auf 
zwei  Jahre  gewählt  und  waren  dann  auf  vier  Jahre  nichtwähl- 
bar. '  Sie  sollten  für  das  Beste  der  Kaufmannschaft  sorgen, 
welche  sie  in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  zusammenrufen 
mussten;  nur  wo  Gefahr  im  Verzuge  war,  durften  sie  vorläufig 
nach  eigener  Einsicht  handeln.  Sie  sollten  sich  bemühen,  die 
Processe  güüich  beizulegen  und,  wenn  ihre  Versuche  scheiterten, 
den  Gegenstand  der  gesammten  Kaufmannschaft  vorlegen; 
am  wenigsten  sollten  aber  Privatprocesse  einzelner  Kaufleute 
mit  den  Handwerkern  zur  Sache  der  gesammten  Kaufmann- 
schaft gemacht  werden.  Ueber  die  Rechnungen  und  nament- 
lich über  die  Ausgaben  der  Deputirten  selbst  wurde  eine  scharfe 
Gontrolle  angeordnet.  Falls  eine  Abänderung  der  Grundsätze 
oder  eine  Erhöhung  der  Licentabgaben  beschlossen  wurde,  musste 
die  Bestätigung  der  Landesregierung  eingeholt  werden.  — 

Unter  den  Rechtsinstituten '),  welche  der  Solinger  Indu- 
strie eigenthümlich  sind,  erscheinen  am  wichtigsten  und  merk- 
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würdigsten  die  Zeichen.  Sie  sind  es,  welche  am  deutlichsten 
die  technischen,  wirthschaftlichen  und  socialen  Umwälzungen 
offenbaren,  die  die  Industrie  durch  den  Uebergang  vom  band- 
werksmässigen  zum  hausindustriellen  Betriebe  erfahren  hat. 

In  den  Anfängen  der  Fabrikation  waren  die  Namen  der 
selbständigen  kleinen  Handwerksmeister  auf  dem  Markte  unbe- 
kannt, sie  galten  nichts,  —  Solingen  war  die  Firma,  deren 
Ruf  durch  alle  Lande  drang.  Und  Solingen  hielt  auf  sein 
Renomme,  um  den  Absatz  und  damit  seinen  Wohlstand  zu 
bewahren.  Die  Gesammtheit  der  Handwerkszünfte  ühemahm 
die  Garantie  für  die  Güte  ihrer  Waaren  und  liess  jeder  ein- 
zelnen, wofem  sie  tüchtig  befunden  war,  in  der  Schwertfabrik 
von  einem  vereideten  Zeichenmeister,  in  der  Messerindostrie 
von  den  Rathleuten,  das  allgemeine  Solinger  Beizeichen,  als 
welches  bis  zum  Jahre  1687  der  Hei'zog  die  drei  Sparren 
seines  Ravensbergischen  Wappens  bewilligt  hatte,  aufprägen. 
Damit  waren  die  Käufer  gesichert,  aber  der  firma  Solingen 
wäre  es  schwer  gefallen,  bei  einer  schlechten  Klinge  den  Ur- 
heber ausfindig  zu  machen  und  ihn  zu  bestrafen.  Daher  der 
Zwang,  dass  jeder  Meister  der  Klinge  sein  Erbzeichen  auf- 
schlagen musste,  und  die  Bestimmung,  dass  kein  Schleifer  eine 
Klinge  ohne  ein  solches  Zeichen  schleifen  durfte.  Nun  konnte 
selbst  auf  feinen  Märkten  den  Schuldigen  die  Strafe  ereilen. 
Fand  ein  Solinger  Bruder  eine  untüchtige  Klinge,  so  liess  er 
sich  von  der  Ortsobrigkeit  darüber  eine  Bescheinigung  aas- 
stellen, nahm  sie  mit  in  seine  Heimath,  dort  sahen  die  Vögte 
in  der  Zeichenrolle  nach  dem  Urheber  und  die  Strafe  folgte 
der  Entdeckung. 

Aus  der  untei*schiedslosen  grauen  Masse  der  alten  Klein- 
meister rangen  sich  mit  fortschreitender  Arbeitstheilung  die 
intelligenteren  und  energischeren  Unteinehmer  auf,  sie  machten 
sich  durch  die  Güte  ihrer  Waare  bekannt,  und  ihr  Zeichen 
erwarb  sich  einen  wachsenden  Ruf.  Diese  Meister  wurden  zu 
Fertigmachei-n,  diese  zu  Kaufleuten;  in  dem  Masse,  al^  sie 
selbst  mit  eignem  Zeichen  sich  die  Märkte  erobeiien,  wurde 
für  sie  die  weitere  Empfehlung  durch  das  allgemeine  Solinger 
Beizeichen  bedeutungslos.  Die  Ausländer  richteten  sich  be- 
reits nach  ihren  Zeichen,  und  diejenigen  Kaufleute,  welche 
Bestellungen  auf  dieselben  erhielten,  waren  genöthigt,  die 
Waaren  von  den  betreffenden  Genossen  zu  kaufen.  Jetzt  beim 
hausindustriellen  Betriebe,  wo  der  Kaufmann  unmittelbar  selbst 
die  Aufsicht  über  die  Lieferungen  seiner  Lohnarbeiter  ausübte, 
wäi*e  es  auch  eine  zeitraubende  Formalität  gewesen,  von  ihnen 
ihre  Erbzeichen  auf  jede  Klinge  schlagen  zu  lassen.  Daher 
mit  dem  Untergange  des  handwerksmässigen  Betriebes  der 
Verfall  des  allgemeinen  Beizeichens,  jener  Garantie  für  tüchtige 
Waaren  seitens  der  Solinger  Zünfte,  und  der  Verfall  der  Erb- 
zeichen, jener  Controllmassregel,  jenes  Zeugnisszwanges  gegen- 
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über  den  Urhebern.  Von  hier  aus  fällt  auch  ein  Streiflicht 
auf  das  Motiv  der  Kaufmannschaft,  im  XVIII.  Jahrhundert  die 
Pacht  des  Licents  zu  übernehmen:  bemächtigte  sie  sich  mit 
der  Verzollung  und  Versendung  der  Waaren  doch  auch  der 
Controlle  derselben!  Sie  liess  die  letztere  verfallen,  begnügte 
sich  mit  dem  Verwiegen  und  Notiren  derselben  und  sprach 
dann  durch  ihren  Zöllner  das  „passirt''  aus.  Auch  wäre  bei  der 
steigenden  Ausfuhrmenge  die  Controlle  jedes  Stücks  schon  un- 
möglich gewesen.  Wie  in  der  Stahl-  und  Eisenwaaren-,  so  ist 
auch  in  der  Textilindustrie  das  alte  Zeichenwesen  erloschen. 
In  einzelnen  Fällen  rettete  sich  die  obligatorische  Waarenschau 
aus  den  Städten  auf  das  Land  hinaus  und  wir  finden  sie  dort 
als  Leggewesen  wieder;  an  die  Stelle  der  Controlle  durch  die 
Corporation  der  Meister  selbst  ist  die  Aufsicht  durch  Gemeinde- 
oder Staatsbeamte  getreten.  Wo  ähnliche  Institutionen  noch 
vorhanden  sind,  können  wir  auf  die  handwerksmässige  Betriebs- 
weise schliessen;  sie  sind  das  Characteristicum  dei-selben.  In 
der  Kegel  sind  sie  aber  fast  überall  mit  dem  Eindringen  des 
Capitalismus  untergegangen. 

Dagegen  bildeten  sich  die  Fabrikzeichen  immer  mehr  aus 
zum  Schutze  der  neuen  industriellen  Individualitäten,  der  unter- 
nehmenden Fertigmacher  und  Kaufleute.  Sie  vererbten  sich, 
jedoch  dergestalt,  dass  die  weibliche  Descendenz  sie  der  männ- 
lichen gegen  eine  nach  dem  Weithe  dei*selben  zu  bestimmende 
Vergütung  überlassen  musste.  Im  XVIII.  Jahrhundeit  reprä- 
sentirten  sie  schon  so  weithvoUe  Vermögensrechte,  dass  sie 
mit  einigen  tausend  Thaleiii  bezahlt  wurden.  Wenn  daher  die 
Meister  in  ihren  zünftlerischen  Traditionen  die  Zeichen  den 
einzelnen  Schmieden  wiedergeben  wollten,  so  konnten  die  Kauf- 
leute  diesen  Gedanken  schon  gar  nicht  mehr  fassen  und  wieder- 
holten ihre  practischen  Ei*fahrungen :  dass  ein  Zeichen  nur 
bekannt  werden  könnte,  wenn  es  einem  grossen  Kaufmann  ge- 
hörte, der  seit  Jahren  in  einem  Lande  absetzte. 

Am  ausgebildetsten  waren  die  Fabrikzeichen  iii  derjenigen 
Industrie,  wo  das  hausindustriell-capitalistische  System  am  voll- 
ständigsten gesiegt  hatte,  in  der  Messerindustrie.  Hier  führten 
die  Schmiede  nur  die  Zeichenstempel  ihrer  Arbeitgeber  und 
einzelne  dei-selben,  wie  ein  Bäumchen,  eine  Schnepfe,  ein  Storch 
oder  Namen  wie  Gadix,  Friedr.  Rex,  hatten  einen  grossen  Ru£ 
Entsprechend  dem  steigenden  Vermögensrechte  wurde  der  Schutz 
der  Fabrikzeichen  immer  mehr  ausgebildet  und  mit  Formali- 
täten umgeben.  Jedes  Fabrikzeichen  wurde  in  zweifach  zu 
führende  Zeichenrollen  eingetragen;  neue  Zeichen  mussten 
bei  vollem  Hand  Werksgericht  ausgerufen  werden;  keiner  durfte 
das  seinige  vermiethen.  Die  Rescripte  vom  29.  Mai  1772  und 
21.  Februar  177ö  fügten  dem  noch  hinzu,  dass  neue  Zeichen 
auch  in  den  benachbarten  Orten  Kronenberg,  Haan  und  Lütt- 
ringhausen  dreimal  vom  Obei-vogtsboten  ausgerufen,  ebenso  oft 
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beim  vollen  Messermachergericht  verkündigt,  mit  den  der  Rolle 
bereits  einverleibten  Zeichen  verglichen  und  nur  dann  erst 
eingetragen  werden  sollten,  wenn  sie  keinem  froheren  ähnlich 
befunden  worden  wären ;  Streitigkeiten  hierüber  sollten  smnnia- 
lisch  erledigt  werden. 

In  der  Schwertindustrie  spielten  die  Zeichen  überhaupt 
eine  geringe  Rolle,  weil  die  Staaten  bei  der  Vertheüong  ihrer 
WafFenbestellungen  sich  direct  nach  den  Persönlichkeiten  der 
Kaufleute  richteten  und  deren  Liefeiningen  auch  direct  cod- 
troUirten.  Der  preussische  Officier,  der  in  unserem  Jahrhun- 
dert die  Waffen  nicht  allein  für  seine  Regierung,  sondern  auch 
für  mehrere  andere  Staaten  abnahm  und  stückweise  prQfle, 
versah  die  Functionen  des  vereideten  Zeichenmeisters  der 
handwerksmässigen  Betriebsepoche;  nur  war  er  nicht  von  den 
Zünften,  sondern  von  den  Consumenten,  den  Staaten,  angestellt 
und  besoldet.  In  der  Scheerenindustrie  aber,  die  in  ihren  An- 
fängen durchaus  handwerksmässig  betrieben  wurde,  finden  wir 
das  Führen  der  Erbzeichen  seitens  der  Meister  ganz  allgemein  ,* 
von  einem  allgemeinen  Beizeichen  ist  weder  hier  noch  sonstwo 
im  XVIII.  Jahrhundeil  die  Rede. 

So  erscheint  im  handwerksmässigen  Betriebe  das  Bei- 
zeichen als  öffentlich  rechtliche  Garantie  für  die  Tüchtigkeit 
aller  Waaren  und  das  Erbzeichen  als  eine  gewerbepolizeilich 
erzwungene  Verpflichtung  der  Arbeiter,  nur  gute  Arbeit  zu 
liefern.  Beim  hausindustriellen  Betriebe  bieten  bei  einzeben 
Filmen  die  Fabrikzeichen  eine  private  Gewähr  filr  die  Güte 
ihrer  Waaren  und  die  tüchtigeren  deraelben  erwerben  sich 
wachsende  Vermögensrechte.  Aber  die  grosse  Masse  der  Fabri- 
kanten und  Arbeiter  unterliegt  gar  keiner  ControUe  und  ge- 
währt keinerlei  Garantie  für  die  technische  Güte  ihrer  Waaren. 
Daher  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  die  Klagen  über  die 
Verschlechtenmg  der  Waaren  und  in  der  Messerindustrie  der 
Vei-such,  zwei  geschworene  Beschauer  zu  ei'wählen,  welche  nur 
bei  gegründetem  Verdachte  und  im  Auftrage  von  Vogt  und 
Rath  Revisionen  der  Werkstätten  vornehmen  durften.  Jedoch 
practisch  wurde  diese  Massregel  niemals;  die  Meister  waren 
zu  Lohnarbeiten!  geworden,  deren  Leistungen  von  ihren  Arbeit- 
^  gebeiTi  durchgesehen  wurden,  und  diese  letzteren  waren  es. 
'  welche  man  hätte  controUiren  sollen,  aber  nicht  konnte  und  wollte. 

Nicht  minder  traurig  als  die  technische  war  die  social* 
öconomische  Seite  dieser  Entwicklung,  worüber  genauere 
Ausfühiimgen  in  einem  folgenden  Capitel  sich  finden.  Die 
renommirteren  Zeichen  dehnten  ihren  Ruf  immer  weiter  aus 
und  setzten  durch  theils  berechtigtes,  theils  unberechtigtes  Vor- 
urtheil  sich  in  gewissen  Gegenden  und  Ländern  so  fest,  dass 
sie  die  Concurrenz  von  Anfängern  und  kleineren  Genossen 
erschwerten,  ja  unmöglich  machten.  Dadurch  wurden  die 
Chancen  des  Gewerbebetriebes  immer  ungleichere.  — 
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Von  den  sonstigen  Rechtsinstituten,  welche  der  Solinger 
Industrie  eigenthttinlich  waren,  sind  zu  nennen:  die  Hand- 
werks-Gerechtsame bei  entstehendem  Goneurse,  das  Einstands- 
recht und  die  Einschränkung  des  Consolidationsgesetzes. 

Die  Handwerksgerechtsame  bei  entstehendem  Concui*se  sind 
ein  Beispiel  des  Schutze,  welcher  für  den  vom  selbständigen 
Handwerker  zum  Lohnarbeiter  herabgedrückten  Meister  noth- 
wendig  wurde.  Da  die  Kaufleute  von  Messe  zu  Messe  Credit 
gaben,  so  nahmen  sie  von  jenen  meist  einen  halbjährigen  Credit 
und  rechneten  daher  meist  auch  nur  alle  Jahr  mit  ihnen  ab. 
Fallirten  sie  inzwischen,  so  geriethen  ihre  Arbeiter  in  die 
fnrOsste  Noth.  Eine  Generalverordnung  für  alle  bergische 
Fabriken  vom  Jahre  1777  gab  den  Handwerksleuten  für  den 
Lohn,  welcher  vom  letzten  halben  Jahre  vor  Ausbruch  des 
Concurses  heiTührte  vor  allen,  sowohl  gerichtlichen,  als  unge- 
richtlichen Hypothekargläubigein,  den  Vorzug;  das  galt  auch 
für  Solingen  gegenüber  den  privilegirten  und  unprivilegirten 
Kaufleuten. 

Da  die  privilegirten  Handwerker  durch  ihren  Verbleibungs- 
eid gezwungen  waren,  im  Lande  ihr  Gewerbe  zu  betreiben, 
und  da  an  ihren  Anlagen  dem  Staate  mehr  gelegen  war  als 
an  andei'en,  so  wurde  sogleich  im  Privilegium  vom  Jahi*e  1401 
für  die  Schleifer  und  Härter  bestimmt,  dass  keiner  den  Andern 
aus  dem  Besitze  einer  Schmiede  und  eines  Schleif kottens,  „de 
ihm  geleent  off  verheert  is**,  durch  XJntenniethen  verdrängen 
sollte.  Im  Jahi'ß  1515  wurde  hinzugefügt,  dass  kein  ausserhalb 
der  Bruderschaft  stehender  die  Härteschmieden  und  Schleif- 
kotten  mit  ihren  Wasserflüssen,  Dämmen,  Quellen,  Wegen  und 
Stegen  unterwinnen  oder  untergelten  dürfte,  und  dass  die 
Brüder  allezeit  das  Näherrecht  hätten.  In  der  Folge  erhielten 
alle  privilegirten  Handwerker  und  Kauf  leute  das  Einstandsrecht, 
d.  h.  die  Befugniss,  Wohnungen,  Werkstätten,  Schleifkotten 
oder  dazu  erforderliche  leere  Plätze  zu  ihrer  eignen  Nothdurft 
gegen  unprivilegirte,  welche  Pacht-  oder  Erbrechte  in  der  So- 
linger Industrie  erworben  hatten,  mittelst  Gebot  der  nämlichen 
Bedingungen  zu  vemähem.  Am  25.  Mäi'z  1788  wurden  die 
Befiignisse  auch  auf  Häuser  und  Ginndstücke  erweitert,  wenn 
es  zur  Vermehrung  der  Fabriken  und  des  Commerzes  nöthig 
wäre;  im  Jahre  1790  wurden  jedoch  die  Grundstücke  auf 
„unbebaute''  interpretirt  Dieses  Recht  ei*streckte  sich  nur 
auf  die  Solinger  Industrie,  also  ausser  dem  Solinger  Amt  auf 
Kronenberg,  Lüttringhausen  und  Haan. 

Die  Handwerker  haben  nicht  gesäumt,  ihr  Einstandsrecht 
missbr&uchlich  auszudehnen.  Sie  verdrängten  Unprivilegirte 
aus  der  Wohnung  oder  Werkstätte,  wenn  dieselben  bereits  völlig 
in  deren  Besitze  waren;  sie  dehnten  ihr  Recht  auf  Güter  und 
Grundstücke  aus  und  zwar  durchaus  nicht  nur  aus  Nothduifb 
für  ihr  Gewerbe,  sondern  wenn  sie  bereits  eine  Wohnung  u.  s.  w. 
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besassen.  Solche  Uebergriffe  wurden  im  Laufe  der  Zeit  be- 
seitigt. Ein  Missstand  blieb  aber  bis  zuletzt  Wenn  nämlich 
ein  privilegiiter  Handwerker  die  Pacht  von  einem  Jahre  zum 
andern  schuldig  blieb,  das  Haus  verwohnte  und  mit  dem  Be- 
sitzer  in  Unfrieden  lebte,  so  war  kein  gesetzliches  Mittel  vor- 
handen, sich  des  zahlungssäumigen  und  verderblichen  Miethers 
zu  entledigen;  ihm  blieb  dann  immer  das  Einstandsrecht. 
Welcher  Gegensatz  zu  der  Tyrannei  heutiger  Hauswirthe! 

Im  bergischen  Lande  galt,  um  der  Zersplitterung  de^ 
Bodens  vorzubeugen,  das  Consolidationsrecht  für  steuerbare  wie 
freie  Güter.  Als  nun  mit  der  Industrie  auch  die  Bevölkenuifr 
zunahm,  und  Haus-  und  Wohnplätze,  Aecker  und  Wiesen  oft 
in  drei,  fdnf  und  mehr  Theile  getheilt  wurden,  so  hob  das 
Edict  vom  14.  Februar  1735  für  die  den  drei  beschlossenen 
Handwerksgenossen  zu  Solingen  gehörigen  Häuser,  Wohnpifttze. 
Werkstätten,  Aecker  und  Wiesen  das  Consolidationsgesetz  auf; 
desgleichen  am  23.  März  1784  auch  für  die  zur  Erbauung  der 
Eisen-.  Stahl-  und  Reckhämmer  bequemen  Plätze. 


IT.    Die  Industrie  am  Anfange  des  XIX.  Jahrhandeil» 
und  die  Aufhebung  der  Znnftverfassung. 

Die  Solinger  Industrie  hatte  auf  der  Scheide  des  vorigen 
und  unseren  Jahrhunderts  bereits  eine  bedeutende  Ausdehnung 
erlangt;  nach  Wiebeking  ^)  beschäftigte  sie  im  Jahi*e  1792  etwa 
4000,  nach  Daniels^  im  Jahre  1802,  einschliesslich  der  Orte 
Eronenberg,  Lüttringhausen  und  Haan,  mindestens  4400  Arbeiter. 
Auf  Grund  der  von  letzterem  gegebenen.Gesammtsummen  ver- 
suche ich  folgende  ungefähre  Schätzung  der  einzelnen  In- 
dustriezweige. 


Id  den  Beilage- 
listen  20— aCHihr. 
bemittelte  Mitgl 

Deren  Sdlme, 
Knechte, 

Unpririleg. 
Arbeiter. 

SnnuM. 

des  Handwerks. 
500 

JangoB. 

400 

300 

1.  Schwertschmiede 

1200 

2.  Schleifer 

500 

400 

900 

3.  Schwertfeger 

4.  Krenz-  u..Knopfschmiede 

1           ^ 
'           21 

(blas  Meister) 

60 
20 

{270 

|4ao 

5.  Messermacher 

400 

(blos  Meister) 

600 

700 

1.700 

6.  Scheerenmacher 

200 

200 

100 

500 

7.  Hammerschmiede 

1 

30 

Summe: 

1680 

1680 

1370 

4760 

')  £.  F.  Wiebeking:  Beiträge  zur  ChorpftlziBchen  Staatengeschichte 
Ton  1742/92.    1792. 

^)  a.  a.  0.  S.  45—50.  Die  folgenden  Schilderungen  S.  13—24  ood 
80-44.  -  Bewer  a.  a.  0.  LXXVII. 
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Von  der  Gesammtzahl  der  4500—4700  Arbeiter  machten 
die  Messermacher  etwa  ein  Drittel,  die  Schwertschmiede  ein 
Viertel,  die  Schleifer  ein  Fünftel,  die  Scheerenmacher  ein 
Zehntel  und  alle  übrigen  Gewerbtmbeuden  wohl  auch  ein 
Zehntel  aus.  Sehr  ins  Auge  springend  ist  die  grosse  Anzahl 
der  unprivilegirten  Arbeiter,  etwa  ein  Drittel  der  Gesanimtheit. 
Es  waren  dies  die  den  schweren  Hammer  fahrenden  Zuschläger 
und  Abhauer^  die  Feiler  an  den  Scheeren,  die  ausserhalb  der 
Handwerke  stehenden  Quincalleriearbeiter  und  vor  allem  die 
gi'osse  Menge  der  an  anderen  Materialien  als  Eisen  und  Stahl 
beschäftigten  Pockholzschneider,  Bände-  und  Heftemacher,  Leder- 
arbeiter, Gelbgiesser  u,  s.  w.  Auf  diese  ihre  Lohnarbeiter 
blickten  die  Meister  mit  Stolz  und  Verachtung  herab;  verlor 
einer  der  Ihrigen  z.  B.  einen  Einstandsprocess  gegen  einen 
solchen  „Wilden^,  so  war  die  ganze  Bruderschaft  in  tiefe,  tage- 
lange  Trauer  versetzt.  Sie  glaubten  gleich  ihre  Privilegien 
verletzt,  und  solche  Privatstreitigkeiten  wurden  zur  Angelegen- 
heit des  gesammten  Handwerks  erhoben  und  auf  dessen  Kosten 
Processe  geführt,  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Licentdeputation 
sich  aller  Streitigkeiten  der  einzelnen  Kaufleute  annahm. 

Die  Jahrhunderte  alten  Privilegien  hatten  unter  den  Hand- 
werkern eine  erbliche  Aristokratie  mit  allen  Vorzügen  und 
allen  Mängeln  einer  solchen  erzeugt.  Die  uralten  Familien 
hingen  mit  unsäglicher  Liebe  an  der  Yeifassung,  welche  sie 
schützte,  sie  über  andere  erhob,  sie  geehrt  und  angesehen 
machte.  Daher  die  Verachtung  der  Unprivilegirten,  daher  aber 
auch  das  Bestreben,  sich  der  Voirechte  würdig  zu  erweisen. 
Die  alten  Meister  hielten  etwas  auf  sich  und  den  Ruf  ihrer 
Familie;  sie  setzten  ihren  Ehrgeiz  darin,  tüchtige  und  geachtete 
Meister  zu  sein ;  Verbrechen  und  entehrende  Handlungen  waren 
unter  ihnen  selten.  An  Bildung  Uben*agten  sie  die  übrigen 
Einwohner  bedeutend ;  hatte  doch  jeder  von  ihnen  zu  erwarten, 
dass  er  einst  als  Vogt,  Rathmann  oder  Schreiber  ein  ehren- 
volles Amt  zu  verwalten  haben  würde!  Kaum  sechs  unter 
hundert  waren  des  Lesens  und  Schreibens  unkundig,  viele 
schrieben  sogar  sehr  schön  und  waren  im  Rechnen  sehi-  ge- 
wandt Jede  Honschaft  (die  verschiedenen  Kirchspiele  und 
Wald  zerfielen  in  je  acht  Honschaften)  hatte  einen  Lehrer, 
welcher  von  den  Eingesessenen  neben  freier  Wohnung  und 
Beköstigung  einen  für  damals  sehr  ansehnlichen  Gehalt  von 
fünüsig  bis  sechzig  Thalern  jährlich  erhielt  und  gewöhnlich 
ledigen  Standes  war,  damit  keine  Nahrungssorgen  oder  Neben- 
gewerbe ihn  von  seiner  einzigen  Aufgabe,  der  Kindererziehung, 
ablenkten.  Viele  Meister  hatten  Neigung  zur  Literatur  und 
schönen  Kunst,  wie  die  Pränumerationslisten  einzelner  Werke 
bewiesen.  In  den  Concerten  in  Solingen  und  Wald  zeichneten 
sich  Abends  durch  Geschicklichkeit  in  der  Tonkunst  Männer 
aus,  welche  Tags  im  Kotten  oder  hinterm  Amboss  sich  müde 
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gearbeitet  hatten.  Der  Gemeinsinn  und  in  Folge  dessen  die 
Freigebigkeit  und  der  Eifer,  den  Genossen  zu  helfen,  waren 
sehr  entwickelt  Vei-unglückte  ein  Schleifer  im  Rotten,  so 
nahm  sieh  die  ganze  Bruderschaft  des  Verwundeten  oder  Noth- 
leidenden  an,  und  im  Todesfall  unterstützten  sie  die  hinter- 
lassene  Familie  nach  Kräften. 

Andererseits  klammerten  die  Meister  sich  zAh  an  das  Alte 
und  gaben  kein  Titelchen  des  Gesetzes  auf;  sie  liessen  die 
Unprivilegirten  ihi-e  Macht  fCkhlen  und  ihr  Betragen  artete  oft 
in  zänkische  Processsucht  aus.  Jedoch  war  dies  immerhin 
das  Zeichen  einer  g;ewissen  Selbständigkeit,  welche  nicht  ge- 
duldig alles  hinnahm,  was  sie  fUr  Unrecht  hielt.  Die  Unregel- 
mässigkeit im  Erwerbe,  wobei  mancher  Handwerksmann  oft 
2— 2V2  Thaler  täglich,  oft  gar  nichts  verdiente,  beföi-derte 
ungeordnete  Lebensgewohnhoiten :  Spiel,  Streit  und  Verschwen- 
dung waren  verbreitet;  die  Heftigkeit  im  Reden  und  das  n&n- 
haltende  Fluchen **  waren  so  zur  Gewohnheit  geworden,  dass 
sie  es  sogar  vor  ihrer  Obrigkeit  nicht  liessen.  Die  Klage  Qber 
den  Kleiderluxus  ist  schon  oben  erwähnt  worden;  doch  sahen 
sie  schmuck  aus  in  ihrer  gewöhnlichen  Tracht,  die  alten 
Cyclopen,  in  der  kurzen  Weste  von  feinem  blauen  Tuch  mit 
kleinen  silbernen  Knöpfchen  und  in  der  weiss  baumwoUnen 
Kappe.  Weniger  schmuck  waren  ihre  Häuser  aus  Holz  und 
Lehm,  doch  grösstentheils  gut  gebaut;  steinerne  Häuser  gab 
es  im  ganzen  Amte  Solingen  fast  keine,  selbst  die  schönsten 
Gebäude  der  Kaufleute  waren  von  Holz  erbaut  und  an  der 
äusseren  Seite  mit  Lehm  bedeckt.  Die  Gütchen,  welche  die 
Meister  gewöhnlich  besassen,  bestanden  aus  drei  bis  vier  Morgen 
Bauland,  einem  kleinen  BUschchen  und  etwas  Wiesen ;  auf  drei 
Morgen  wurde  eine  Kuh  gehalten;  Gütchen  von  sieben  bis 
acht  Morgen  galten  bereits  als  grössere.  Indess  waren  die 
Schmiede  keine  sonderlichen  Landwiithe,  und  die  Landwirth- 
schaft  stand  auf  keiner  hohen  Stufe. 

/Die  Meister  gaben  den  Kaufleuten  wenig  nach.  Sie 
fühlten  ihren  Werth,  sie  wussten,  dass  diese  auch  vom  Hand* 
werk  hei-stammten ,  demselben  ihren  Wohlstand  verdankten 
und  oft  noch  die  Schwielen  trugen,  die  sie  selbst  sich  am 
Amboss  angeschmiedet  hatten.  Die  Kaufleute  liessen  ihnen 
diese  Gefühle.  Auch  sie  erinnerten  sich  noch  wohl  ihrer  Ahnen 
und  mancher  aus  ihrer  Mitte  griff,  wenn  der  Handel  nicht 
mehr  glückte,  wieder  zum  Hammer.  Jedoch  hatte  immerhin 
im  Laufe  des  XVIH.  Jahrhunderts  ein  selbständiger  Kaufmanns- 
stand sich  gebildet,  in  einzelnen  Finnen  reich  an  Capital  und 
Geschäfts  Verfassung,  viel  gereist  in  fremden  Ländern  und  fi*emder 
Sprachen  mächtig.  Am  Anfange  des  Jahrhunderts  nur  aus 
20—30  Filmen  bestehend,  zählte  die  privilegirte  Kaufmann- 
schaft im  Jahre  1789  deren  63  und  am  Ausgange  des  Jahr- 
hunderts gegen  100;  im  Jahre  1791  gab  es  allein  20—25  fingen- 
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kauf leate.  Die  unprivilegirte  Kaufmannschaft  wai*  von  gleicher 
Bedeutung.  Indess  sind  hier  überall  auch  die  kleinen  Häuser 
eingerechnet,  welche  ohne  Capital  und  Einsicht  begonnen  hatten 
und  wohl  zwei  Dritte}  der  Gesammtheit  ausmachten;  das 
Solinger  Gerichts-Obligationenbuch  bewies,  wie  viele  von  ihnen 
tief  verschuldet  waren  und  den  blossen  Namen  von  Kauf- 
leuten fahrten^). 

Den  Werth  des  jährlichen  Expoits  schätzte  Wiebeking 
im  Jahre  1792  auf  600000  Thaler,  wobei  1.600000  Pfund 
Stahl  und  Eisen  verarbeitet  und  7—800  Karren  Stein-  und 
3—400  KaiTon  Holzkohlen  verbraucht  wurden.  Die  Rem- 
scheider Kaufmannschaft  beziffeile  um  die  nämliche  Zeit  die 
Jahresproduction  lediglich  der  Waffen  auf  SOOOOO  Stück  zu  je 
20  Stüber,  in  Summa  auf  100—120000  Thaler;  die^e  Zahlen 
sind  wohl  mit  Absicht  zu  niedrig  gegriffen.  Daniels  schätzte 
die  Gesammtproduction  im  Jahre  1802  auf  8 — 9000  Centner 
Messer  und  2—3000  Centner  Klingen ;  für  letztere  gab  der  Land- 
rath  von  Hauer  nur  1020  Centner  in  den  Jahren  1795 — 1806 
an.  Die  officielle  französische  Statistik  vom  Jahre  1806  enthielt 
4 — 5  Mill.  Francs  als  Jahresproduction  der  Solinger  Stahl- 
und  Eisenwaarenindustrfe. 

Die  Technik  war  in  vieler  Hinsicht  eine  ganz  mangel- 
hafte. Am  weitesten  zuiiick  stand  die  Einrichtung  derSchleif- 
kotten,  deren  93  auf  den  sieben  Bächen  und  auf  der  Wupper 
im  Amte  Solingen  lagen.  Diese  nur  schwer  zugänglichen  Ge- 
bäude befanden  sich  in  dem  nämlichen  Zustande,  in  welchem 
sie  vor  Jahrhunderten  aufgeführt  worden  waren;  nichts  war 
fOr  ihre  Verbesseiiing  geschehen.  Das  Gefälle  war  selten 
richtig  berechnet  die  Mechanik  der  Triebwerke  war  fehlerhaft, 
das  Verhältniss  des  Wassers  zum  Triebwerke  war  falsch,  eine 
Menge  Wasser  ging  verloren.  Die  Wälder  auf  den  Höhen 
waren  inzwischen  gelichtet,  im  FiUhling  und  Herbst  traten 
grosse  Ueberschwemmungen  ein,  im  Sommer  trockneten  die 
Bäche  fast  aus,  im  Winter  wurden  die  Räder  mit  Eis  über- 
zogen und  standen  still;  eine  einfache  hölzeme  Umhüllung 
hätte  das  vermieden,  wie  z.  B.  beim  Quincalleriefabrikanten 
Peres  die  Schleifkotten  nur  zwei  Tage  im  Jahre  still  standen. 
So  aber  verbannten  Wasserüberfluss  und  -mangel,  Hitze  und 
Kälte  den  Arbeiter  aus  seiner  Werkstätte  und  zwangen  ihn 
meist  ein  Drittel  des  Jahres  zu  unfreiwilliger  Müsse.  Dann 
lagen  die  Schleifer  auf  dem  Damm  und  schauten  dem  Wasser- 
spiegel entlang,  bis  dei'selbe  sich  heben  würde.  Mit  ihnen 
mnssten   aber   auch    alle  andern  Arbeiter  feiei-n,    die  ganze 

^)  yencbiedene  gedruckte  Streitschrllren  der  Remscheider  Handlonffs- 
depototion  und  der  Solinger  Zünfte  aus  den  Jahren  1790  und  91  im  Agl. 
Staatearchiv  zu  Düsseldorf.  —  Ebendaseihst  a.  a.  0.  Acta  80.  Prome- 
moria  der  Solinger  Kaufmannschaft  vom  24.  Januar  1795  und  Eingabe  der 
Klingen-  and  Messerfabrikanten  vom  20.  Juni  1803. 
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Industrie  hing  in  hohem  Grade  vom  Witterungswechsel  ab. 
Gab  es  genug  Wasser,  so  fehlte  es  an  Bestellungen,  und  waren 
diese  da,  so  lachte  die  Sonne  so  freundlich  und  so  anhaltend« 
dass  der  Wasserspiegel  sich  tief  unten  das  Wasserrad  senkte; 
eine  feste  Rechnung  konnte  man  niemals  machen.  In  zwei 
Drittel  des  Jahres  musste  das  gesammte  Einkommen  verdient 
werden,  folglich  war  der  Lohn  sehr  hoch  und  dabei  sehr 
schwankend.  Da  nun  aber  andere  Länder  gleichmässigeren 
Wasserstand,  billigere  Lebensmittel  und  Materialien  hatten,  so 
hatte  Solingen  gegen  die  internationale  Concurrenz  einen 
schweren  Stand. 

Die  anderen  Arbeiter  wetzten  die  von  den  Schleifern  der 
Industrie  geschlagene  Scharte  nicht  aus;  auch  ihre  Technik 
war  zurückgeblieben.  Den  gi'össten  Ruf  hatten  früher  die 
Klingen  genossen  durch  das  Schmieden  und  Härten,  hinter 
welchem  man  sogar  ein  Fabrikgeheimniss  vermuthete.  Indess 
sei  es  dass  während  der  Völkerkriege  und  der  Continental- 
sperre  die  Kaufleute  kein  gutes  Material  mehr  gaben,  sei  es 
dass  die  Arbeiter  beim  schlechten  Lohn  sich  keine  Mühe  mehr 
nahmen,  sei  es  dass  auch  wirklich  die  Fertigkeit  sich  verloren 
hatte,  es  werden  bis  zum  Jahre  1820  die  Klingen  als  voller 
Risse,  Blätter-  und  Härtesprünge  geschildert  *).  Wirklich  tüchtig 
wurde  noch  das  Vergolden  der  Klingen,  besonders  „im  blauen* 
vorgenommen,  und  auch  die  Leistungen  im  Aetzen  und  Graviren 
waren  gute;  alle  diese  Arbeiter  waren  aber  unprivilegirte. 
Da  ihten  aber  jeder  Unterricht  im  Zeichnen  fehlte,  so 
mangelte  ihren  Dai'Stellungen  natürlich  auch  die  künsUerische 
Vollendung.  Völlig  zurück  stand  die  Technik  im  Montiren; 
die  Knauf-  und  Knopfschmiede  waren  zu  gering  an  Zahl,  um 
bei  starken  Bestellungen  alle  Schwell-  und  Degenklingen  zu 
montiren,  feinere  Degengefässe  liefeiten  sie  nicht  so  gut  als 
Frankreich  und  England.  Am  tiefsten  standen  in  allen  Arbeiten 
die  Seh weilfeger ;  sie  konnten  nur  lederne  Scheiden  machen, 
Gefässe  poliren  und  aufschlagen;  die  schönen  messingnen  und 
eisernen  Scheiden  und  die  künstlichen  Beschläge  hatte  Solingen 
einzig  unprivilegirten  Arbeitern  zu  verdanken.  Ebensowenig 
war  das  Kunstschleifon  verbi'eitet.  Naturgemäss  lauteten  daher 
alle  Bestellungen  auf  lose  Klingen ;  das  Verbot,  dieselben  unbe- 
reidet  ausser  Landes  gehen  zu  lassen,  war  einfach  undurch- 
führbar. Solingen  hatte  nicht  mehr  das  Monopol  in  Europa 
und  konnte  nicht  mehr  den  Kunden  seine  Bedingungen  stellen. 

Die  technische  Vorbildung  war  völlig  ungenügend  geworden. 
Die  traditionelle  Fertigkeit  vom  Vater  auf  den  Sohn  zu  ver- 
erben und  die  uralten  Künste  treu  zu  bewahren,  reichte  nicht 
mehr  aus.  Ebenso  wenig  genügten  die  Anregungen,  welche  die 
Kaufleute  der  Industrie  dadurch  gaben,  dass  sie  von  ihren 


M  Vom  Solinger  Kauftnann  Peter  Knecht  a.  a.  O. 
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Reisen  neue  französische  und  englische  Muster  heimbrachten  und 
von  den  geschicktesten  Arbeitern  nachmachen  Hessen.  Häufig 
verstanden  diese  es  nicht,  häufig  wollten  sie  es  nicht;  es  war 
ein  Hängenbleiben  in  alten  Gewohnheiten.  Daher  in  allen 
Schriften  ein  ernstes  Erwägen,  wie  man  durch  Wanderzwang 
und  ein  System  von  Prämien  die  Technik  heben  könnte. 

Auf  der  Scheide  des  vorigen  und  unseres  Jahrhunderts 
bis  zum  Jahre  1820  scheint  vorübergehend  ein  Rückgang  in 
der  Technik  stattgefunden  zu  haben.  Das  hatte  seinen  Grund 
einerseits  darin,  dass  mit  dem  völligen  Siege  des  capitalistisch- 
hausindustriellen  Betriebes  die  frühere  allgemeine  ControUe 
der  Waaren  aufhörte  und  das  Lehrlingswesen  sich  auflöste, 
anderei^seits  darin,  dass  für  die  neuen  Anforderungen  der  Technik 
sich  keine  neuen  Organe  der  Ausbildung  entwickelten.  Damit 
traf  nun  die  Abnahme  des  Begehi'S  nach  Solinger  Waaren 
zusanunen.  Die  Klingen  fanden  noch  in  Frankreich,  Holland. 
Polen  und  den  beiden  südlichen  Halbinseln  am  längsten  Absatz. 
Frankreich  giündete  aber  nach  der  Revolution  eigne  Fabriken. 
Spanien  und  Portugal  wurden  von  England,  Neapel  von  Oest- 
reich,  Holland  von  England  und  Preussen  aus  versorgt,  das 
polnische  Reich  war  zertheilt.  Obwohl  rings  auf  dem  Erdball 
der  Krieg  entbrannte,  empfing  Solingen  doch  keine  Bestellungen; 
und  langten  dieselben  auch  an,  so  wagte  man  kaum,  sie  anzu- 
nehmen, denn  eines  schönen  Tages  kamen  Freund  oder  Feind, 
und  führten  die  Klingen  als  Kriegsbeute  mit  sich.  In  ähnlich 
trauriger  Lage  war  die  Messerindustrie;  der  Absatz  über  See 
war  gesperrt;  in  Europa  hatte  sich  überall  die  Concurrenz 
geregt.  In  Sachsen,  in  Frankreich,  in  Oestreich  bestand  die- 
selbe von  jeher  oder  sie  war  neu  entstanden.  Die  Mark  hatte 
Dank  der  wirksamen  Unterstützung  der  pi*eussischen  Regiemng 
in  Folge  ihrer  billigen  Kohlen  und  Eisens  die  gi*oben  Plan- 
tagenmesser und  Sackhauer  bereits  an  sich  gei'issen,  während 
Solingen  seine  Kohlen  sieben  Stunden  weit  aus  dem  Märkischen 
auf  schlechten  Wegen  und  auf  Packpferden,  daher  sehr  theuer, 
beziehen  musste.  Und  als  durch  die  Kriege  die  Verbindung 
nun  gar  mit  den  komspendenden  Rheingegenden  unterbrochen 
wurde,  stiegen  auf  den  kalten  Bergen  die  Nahiiingsmittel  ausser- 
ordentlich im  Preise.  Die  Noth  während  der  Periode  1789—95 
und  dann  auch  wieder  später  war  gross ;  viele  Meister  geriethen 
in  Schulden,  wurden  von  ihren  Gläubigei-n  verfolgt  und  durch 
gewaltsame  Vei*steigerung  von  Haus  und  Hof  getrieben. 

Wohin  nun?  Wer  gab  den  Obdachlosen  eine  Wohnstätte, 
wer  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  und  Verdienst?  Da  erinnei*ten 
sich  die  Meister,  dass  schon  im  Jahre  1613  einzelne  Genossen 
ausgewandert  waren,  und  zwar  nach  England,  dass  viele 
Ajddere  im  Laufe  der  Zeit  ihnen  gefolgt  waren  und  alleht- 
halben  auf  dem  Continent  die  jetzt  blühenden  Wafifen-  und 
Messerfabriken  hatten  gründen  helfen;  sie  waren  zu  Ansehen 
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und  Ehren  gelangt.  Zwar  war  damit  ein  Eidbruch^)  ver- 
bunden, am  15.  October  1613  wurden  strenge  Strafen  darauf 
gesetzt,  die  Verordnung  vom  31.  December  1771  drohte  Coo« 
fiscation  des  ganzen  Vermögens  und  nach  Umständen  auch 
Leib-  und  Lebensstrafen  an ;  die  Verordnung  vom  6.  November 
1795  erklärte  die  Ausgewanderten  sogar  für  alle  Erbfälle 
unfähig,  —  das  Alles  vermochte  nicht  mehr  die  verarmen- 
den Arbeiter  abzuschrecken.  Als  dann  unter  dem  Zoll- 
schutz von  110  Frcs.  pro  100  Pfund  überall  auf  französischem 
Gebiet,  im  Elsass,  in  Lothringen,  bei  Düi-en  und  Stolberg, 
Fabriken  entstanden,  welche  den  Solinger  Arbeitern  die  ver- 
lockendsten Aussichten  eröf&eten,  wie  Reisegeld,  freie  Woh- 
nung und  Werkstätte,  Gartenland,  freien  Brand  u.  s.  w.,  da 
verloren  Eidbmch  und  Strafen  ihren  Stachel,  und  das  „Ver- 
führen und  Entfliehen'^  der  Arbeiter  wird  im  bergischen  Lande 
zu  einer  grossartigen  socialen  und  wirthschaftlichen  Erechei- 
nung.  Die  Fabrikanten  verlegten  ihre  Unternehmungen  auf 
das  linksrheinische  Gebiet,  ihre  Arbeiter  folgten  ihnen  und 
wöchentlich  gingen  sie  nach  Köln  und  Neuss  zu  diesen  Filialen 
oder  auch  in  ganz  fremde  Fabriken  ab.  Als  dann  am  23. 
März  1804  die  Freizügigkeit  verkündet  wurde,  war  wenigstens 
auch  ein  Rechtstitel  für  das  Auswandern  gefunden  und  es 
konnte  nicht  mehr  so  streng  bestraft  werden,  obwohl  die 
Solinger  noch  immer  durch  ihren  Verbleibungseid  gebunden 
waren.  Wie  gi-oss  die  Summe  der  überzähligen  Arbeiter  ge- 
worden war,  lässt  sich  daraus  entnehmen,  dass  im  Jahre  179<», 
als  plötzlich  Bestellungen  auf  5400  Centner  oder  6000U)  Stück 
Klingen,  also  auf  das  doppelte  des  gewöhnlichen  Begehre^^ 
einliefen,  dieselben  ganz  bequem  geliefert  werden  konnten.  In 
solchem  Masse  war  also  bereits  eine  Uebei-füllung  des  Hand- 
werks, namentlich  der  WaflFenindustrie,  in  Folge  rückgehenden 
Begehres  eingetreten. 

Bei  einer  Aufhebung  der  Zünfte  war  daher  keine  üeber- 
ftiUung  der  Gewerbe,  vielmehr  eine  Flucht  der  Meister  zu  be- 
fürchten. Dieselbe  trat  auch  ein,  aber  die  Befürchtung,  wo- 
nach Solingen  alle  seine  Artikel  verlieren  würde,  erwies  sich 
als  überspannt.  Einfache  Gewerbe,  die  auf  billigen  Materialien 
und  Lebensmitteln  beruhen  und  deren  Producte  nur  geringe 
Kunstfertigkeit  erfordern,  sind  verhältnissmässig  leicht  zu  über- 
tragen; die  Solinger  Industrie  benihte  aber  auf  einer  Gesamrot- 
heit  technisch  hochstehender  Arbeiter  und  wanderte  auch  der 
tüchtigste  Schmied  aus,  so  konnte  er  keiner  Fabrik  zur  Blüthe 
verhelfen,  die  nur  mittelmässige  Schleifer  und  Härter  besass. 
Die  vorgeschrittene  Arbeitstheilung  war  das  wesentlichste  Hemm- 
niss  einer  allgemeineren  Verführung  der  Messer-  und  Scheeren- 
indhstrie. 


^)  Ebendaselbst    Acta  16.  —  Bewer  a.  a.  0.    Stück  LXXVH. 
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Die  Zunftverfassung,  wie  wir  sie  in  Privilegien  und  Ver- 
ordnungen ausgebildet  fanden,  war  am  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts völlig  auseinander  gebröckelt.  Soweit  diese  den  hand- 
werksmässigen  Betrieb  aufrecht  erhalten  sollten,  waren  die 
ßämmtUchen  Bestimmungen  schon  seit  Ende  des  XVII.  Jahrhun- 
dei*ts  ausser  Uebung  gekommen;  aber  auch  als  Zwangsverbände 
der  Lohnarbeiter  konnten  die  Zünfte  während  der  Völkerkriege 
weder  die  Preise  ihrer  Arbeit,  —  denn  wie  viele  hatten  über- 
haupt Arbeit,  —  noch  die  Auszahlung  derselben  in  Baargeld,  — 
denn  wer  besass  Baargeld,  —  festhalten.  Sogar  das  Fundament 
der  Privilegien,  welche  Solingen  das  Monopol  auf  die  Fabrikation 
und  den  Handel  mit  Waffen  und  Messern  gaben,  war  unter- 
irraben  worden,  und  zwar  von  den  Solinger  Arbeiteiii  und 
Kanfleuten  selbst,  welche  allenthalben  mit  geholfen  hatten, 
im  Auslande  Goncurrenzunteiiiehmungen  ins  Leben  zu  i*ufen. 
Im  kleinen  bergischen  Lande  litt  nur  eine  kleine  Giiippe  von 
Männern  unter  den  Von-echten  Solingens,  welche  sie  daher 
mit  der  gi-össten  Erbitterung  angriffen. 

Das  waren  die  Remscheider  Kaufleute.  Diese  betrie];^en 
damals  bereits  einen  grossen  Exporthandel  in  Stahl-  und  Eisen- 
waaren;  die  Assortirung  forderte  auch  die  Solinger  Artikel. 
Das  war  aber  untersagt,  denn  noch  am  12.  September  1788 
wiederholte  eine  Vei-ordnung  das  alte  Verbot,  wonach  bei 
tausend  Thaler  Strafe  die  privilegirten  Solinger  Kauf-  und 
Handwerksleute  anderen  bergischen  Unterthanen  Klingen  weder 
direct  noch  indirect  verkaufen,  in  Commission  geben  oder  für 
deren  Rechnung  ausser  Landes  fQhren  durften.  Dadurch  wai'en 
die  Remscheider  schlechter  gestellt,  als  jeder  beliebige  Deutzer 
Jude,  und  in  der  Presse,  in  Streitschiiften  und  in  Eingaben 
griffen  sie  die  Solinger  Verfassung  an.  Als  echte  Freihändler 
forderten  sie  die  Aufhebung  der  Zünfte.  Ei'stickten  diese  doch 
nach  ihrer  Ausführung  die  Industrie,  schwächten  den  Umlauf 
der  Münze,  schmäleilen  die  fürstlichen  Einkünfte,  entvölkerten 
das  Land  und  ^zeugten  Hass,  Neid  und  Zänkerei!  Das 
sähe  man  an  den  foi-twährenden  Processen!  Früher  hätten 
die  Privilegien  genützt,  als  jene  Industrie  der  einzige  Erwerbs- 
zweig der  Gegend  gewesen;  jetzt  aber  wäre  dieselbe  in  Stag- 
nation begiiffen,  sie  nehme  weder  an  Arbeitern  zu,  noch  ver- 
bessere sie  die  Technik.  Den  Meineid  mache  sie  im  Lande 
heimisch ,  denn  die  Solinger  privilegirten  Kaufleute  gäben  Be- 
stellungen in  Remscheid  auf,  und  nähme  ein  Handwerker  sie 
an,  so  zwängen  sie  ihn  zum  Reinigungseide.  Fürs  erste 
forderten  sie  nichts  Andei^es  als  das  Recht,  gleich  den  Aus- 
ländem mit  Solinger  Gut  zu  handeln!  Die  Solinge)*  verthei- 
digten  jedoch  ihr  Monopol;  ihre  neuen  Goncurrenten  würden, 
um  die  alten  Beziehungen  zu  unterbieten,  die  Preise  und  da- 
mit die  Löhne  droicken,  upd  den  Fertigmachem  gegenüber 
alle  Practiken  der  unprivilegii-ten  Kaufleute  treiben. 
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Inzwischen  waren  die  absonderlichen  Privilegien  Solingens 
der  Regieiung  schon  lange  ein  Gegenstand  der  Sorge  gewesen. 
Bereits  im  Jahre  1751  war  eine  Commission  niedergesetzt 
worden  zur  Untersuchung  der  Frage,  inwieweit  die  Piivilegicn 
femerhin  noch  zu  bestätigen  wären;  dieselbe  erhielt  sich  per- 
manent, ohne  den  verwickelten  Zuständen  gegenüber  zu  einem 
Beschlüsse  gelangen  zu  können.  Von  neuem  in  dringenderer 
Gestalt  trat  die  Frage  an  die  Regieining  in  den  Jahi'en  1803 
und  1804  bei  Gelegenheit  der  Aufhebung  der  ZQnfte.  Für 
die  radicale  Beseitigung  auch  der  Solinger  Znnfte  erhob  .<äch 
einzig  der  Geheimrath  Ark  mit  Berufung  auf  Adam  Smith; 
seine  andern  Collegen,  wie  namentlich  Bewer  und  Daniels,  er- 
kläilen  sich  für  eine  zeitgemässe  Befoi-m.  Doch  auch  diesmal 
kam  es  zu  keiner  Entscheidung.  Da  wurde  das  Land  fran- 
zösisch und  das  Decret  vom  3.  November  1809  hob  alle  von 
früheren  Souveränen  gegebenen  Privilegien  auf. 

Einmüthig  petitionirten  Kaufmanns-  und  Handwerkerstand 
um  die  Wiederhei-slellung  der  Privilegien  unter  dem  Schutze  einer 
Erfindungsurkunde  (brevet  dMnvention)  und  um  den  Titel  einer 
Grossherzoglichen  Fabrik^).  Wenn  nun  auch  der  Bericht  des 
Bürgermeisters  auf  völlige  Aufhebung  antrug,  so  vertikalen 
doch  die  Gutachten  des  Obervogtsverwalters  Daniels  und  des 
erfahrenen  General -Fabrikeninspectoi's  Eversmann  eine  andere 
Ansicht  Solingen  geniesse  weder  den  Vorzug  billiger  Arbeits* 
löhne  und  Materialien,  noch  den  eines  gesicherten  Absatzes,  noch 
eine  besondere  Begünstigung  seitens  der  Regierung ;  der  Grand 
seiner  Industrieblüthe  liege  ausschliesslich  in  seiner  Verfassong. 
Sie  empfahlen  daher  die  Beibehaltung  der  Geschlossenheit  der 
Handwerke,  das  Meistei*stück,  den  Wanderzwang  bei  Schwert- 
fegem,  Knaufschmieden  und  Aetzein,  die  Waarenschau  und  das 
Zeichnen  der  Waaren,  das  Handwerksgericht  und  eine  Jahres* 
Versammlung,  Kassen  für  Hülfsbedüi-ftige  und  znr  Förderung 
des  Handwerks  die  Beibehaltung  des  Einstandsrechts.  Die 
Fabrik  sollte  den  Titel  einer  kaiserlich  königlichen  erbalten 
und  der  französische  Staat  in  Solingen,  wie  er  es  in  Klingen* 
thal  thäte,  eine  gewisse  Menge  Waffen  bestellen.  Diese  Gnt- 
achten  erfahrener  Männer  wogen  so  schwer,  dass  der  Präfect 
sich  mit  der  Frage  an  den  Minister  wandte,  ob  auch  Solingen 
seine  Privilegien  verlieren  sollte.  Und,  vielleicht  der  erste  Fall^ 
dieser  erkläite:  die  Frage  sei  sehr  heikel,  man  solle  sie  flürs 
erste  umgehen. 

So  waren  die  Solinger  Privilegien  auf  einen  Augenblick  ge- 
rettet ;  wann  sie  definitiv  aufgehoben  wurden,  ist  aus  den  Acten 
nicht  recht  ei*sichtlich ;  aber  aufgehoben  wurden  sie.  JedenüalLs 
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whT  die  älteste  und  wichtigste  Zunft  im  Lande  auch  die  letzte, 
welche  vor  den  Stürmen  der  neuen  Zeit  zei-stob ;  an  die  Stelle 
der  complicirtesten  aller  Verfassungen  trat  nichts,  gar  nichts 
Anderes  als  die  baare  Willkür  der  Einzelnen. 

Indess  die  Solinger  waren  nicht  die  Männer  dazu,  ihr  altehr- 
wttrdiges  Privilegium  sich  so  ohne  weiteres  nehmen  zu  lassen  ^). 
Die  Zustände  nach  eingetretenem  Frieden  gaben  ihnen  auch 
alle  Veranlassung,  an  die  Verbesseioing  ihrer  Lage  zu  denken. 
Der  einheimische  Markt  war  der  fremden  Einfuhr  freige- 
geben, die  Concunenz  unter  den  Kaufleuten  eine  zügellose, 
die  Preise  sanken  schrecklich,  beim  allgemeinen  Geldmangel 
wurde  fast  nur  in  Waaren  gezahlt,  die  Güte  der  Waaren 
sank  auf  das  denkbar  niedrigste  Mass.  War  es  nicht  die- 
selbe Generation,  welche  noch  unter  der  alten  Verfassung 
herangewachsen  war  und  für  dieselbe  gestritten  hatte?  Sagte 
diese  sich  nicht  mit  Fug  und  Recht,  dass  früher  doch  wenig- 
stens gesetzliche  Handhaben  für  ein  Einschreiten  der  Behörden 
bestanden  hatten!  Im  Jahre  1821  begannen  solche  Stimmen 
sich  ernster  in  Vei'sammlungen  hören  zu  lassen,  die  Zeitungen 
drängten  nach  irgend  einem  Fabrikpolizei-Gesetz  oder  einer 
coiporativen  Verfassung;  immer  lauter  cursirte  das  Gerücht, 
dass  der  Landrath  im  Solde  wucherischer  Kaufleute  das  Ge- 
setz zui*ückhielte,  während  dieser  doch  den  Erlass  eines  solchen 
forderte:  etwas  müsste  geschehen,  wenn  fürs  erste  auch  nur 
gute  Bücher  geschickt  würden  oder  geschriebene  Anleitungen 
Ober  die  Theorie  der  Formenlehre  und  den  Geschmack,  woi*an 
es  mehr  als  an  mechanischer  Fei*tigkeit  fehlte. 

Endlich  kam  am  9.  December  1823  bei  der  königlichen 
Regierung  zu  Düsseldorf  der  Entwurf  eines  Statuts  &r  die 
Eisen-  und  Stahlgewerbe  im  Kreise  Solingen  zu  Stande.  Der- 
selbe schlug  eine  Zunft  vor,  welcher  alle  Kaufleute  und  selb- 
ständigen Handwerker  beitreten  mussten.  Alle  Handwerker, 
welche  das  Meisterrecht  erwerben  und  Gesellen  und  Lehrlinge 
halten  wollten,  und  alle  Kaufleute,  welche  andere  als  berech- 
tigte Handwerksmeister  für  sich  arbeiten  lassen  wollten,  sollten 
sich  einer  Prüfung  unterwerfen,  und  zwar  mit  rückwirkender 
Kraft  sogar  diejenigen,  welche  noch  nicht  länger  als  ein  Jahr 
ihr  Gewerbe  betrieben.  Diesen  Entwurf  erkläite  der  Handels- 
minister als  völlig  ungeeignet,  namentlich  für  einen  Fabrikations- 
zweig, der  für  den  Weltmarkt  arbeite;  die  Veiminderung  der 
Concurrenz  durch  schwere  Prüfungen  und  hohe  Gebühren  sei 
zum  Vortheil  der  vorhandenen  Meister  und  Kaufleute,  aber 
zum  Nachtheil  des  Aufblühens  der  Industrie. 

Als  dieser  Bescheid  in  Solingen  bekannt  wurde,  und  da- 
mit die  Aussicht  auf  die  gesetzliche  Erfüllung  von  nur  allzu 
gerechtfertigten  Wünschen  benommen  wurde,  wuchs  die  Auf- 
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regung  und  trat  in  Kundgebungen  zu  Tage,  welche  aus  Mangel 
an  sanctionirten  Organen  den  Boden  der  Gesetzlichkeit  Teriassen 
mussten.  Die  Noth  stieg  damals  aufs  äusserste.  Da,  im  harten 
Winter,  als  durch  des  Eises  Hauch  alle  Wasserräder  in  starre 
Fesseln  geschlagen  waren,  stiegen  die  müssigen  Schleifer  aus  ihren 
tiefen  Schneegiilnden  empor  und  trugen  im  Januar  1826  dem 
Landrath  ihre  Noth  vor  ^).  Ihr  Lohn  wäre  dergestalt  gesunken^ 
dass  sie  nicht  mehr  leben  könnten;  sie  forderten  einen  festen 
Lohnsatz,  wie  einst  zur  Zeit  ihrer  Privilegien,  und  ein  Verbot 
des  fürchterlichen  Waarenzahlens.  Hiergegen  machte  der  Land- 
rath alle  üblichen  Gründe  geltend :  die  Festsetzung  des  Loh&e> 
wäre  Sache  des  freien  Vei-trages,  die  einzelnen  Sätze  seien  S4> 
vielfältig  und  nach  den  Preisen  der  Lebensmittel  und  Materialien 
wie  nach  den  Conjuncturen  schwankend ;  weder  Kauf leute  noch 
Arbeiter  würden  sich  an  dieselben  binden.  Das  leuchtete  den 
Schleifern  keineswegs  ein;  sie  wollten  ja  gerade  fi*ei  die  Arbeits- 
verträge schliessen  und  sich  nicht  alle  beliebigen  Hungerlöhne 
einseitig  aufzwingen  lassen;  sie  forderten  die  Bildung  ^ner 
Gommission  von  Kaufleuten,  mit  der  sie  über  eine  Lohnsatzunc 
verhandeln  könnten.  Achselzuckend  verwies  sie  der  Landrath 
an  die  Gommission,  welche  die  Fabrikzeichen  revidirte.  Ak 
nun  alle  staatlichen  Behörden  nicht  Hülfe  brachten,  nahmen 
die  Schleifer  ihre  Angelegenheit  in  die  eigene  Hand;  wie 
weiland  ihre  privilegiiten  Väter  stellten  sie  die  Arbeit  ein 
und  teiTorisirten  die  willigen  Genossen.  DiesmaJ  stand  aber 
der  wiithschaftlichen  Uebermacht  der  Kaufleute  auch  die  mili- 
tärische Gewalt  des  Staates  zur  Seite;  Patrouillen  wurden  ausge- 
schickt und  allmählich  gingen  die  Schleifer  wieder  an  ihre  Arbeit 
Kaum  hatten  diese  sich  beruhigt,  so  begannen  die  Messer- 
schmiede in  Wald  den  gleichen  Verauch,  aber  mit  gleichem 
Erfolge.  Der  Process  gegen  die  strikenden  Arbeiter  wurde 
am  Landgericht  zu  Düsseldorf  gefühlt;  dieses  sandte  seinen 
Rath  von  Daniels  als  Commissar  zur  Untersuchung  an  Ort 
und  Stelle.  Hierbei  mochten  aber  so  fatale  Fälle,  namratlich 
bezüglich  des  Waarenzahlens,  zur  Spi'ache  gekommen  sein,  dass 
die  verhafteten  Schleifer  freigespi-ochen  wurden.  Dadurch  fllhlte 
sich  der  Landrath  arg  compromittiil;  und  selbst  die  ausdrück- 
liche Billigung  seitens  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde 
gewährte  ihm  nur  geringen  Trost. 

Als  diese  tumultuarischen  Versuche  gescheitelt  waren, 
warteten  die  Arbeiter  die  nächste  günstige  Gelegenheit  ab;  sie 
bot  sich  im  Jahre  1830.  Am  31.  August  wandten  sie  sich  von 
neuem  an  die  Regiemng  zu  Düsseldorf  mit  der  Petition  um 
ein  Fabrikgericht  zur  Aufsicht  über  die  Güte  der  Waaren,  um 
ein  Meistei*stück  von  einem  jeden,  der  als  Meister  arbeiten 
wollte,  um  einen  bestimmten  Lohnsatz  je  nach  steigenden  und 
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sinkenden  Materialienpreisen,  um  ein  Verbot  des  Waaren- 
zahlens  und  des  Abzuges  von  fbnf  Procent  beim  Baarlöhnen. 
Das  Reyolutionsjahr  machte  die  Regierung  entgegenkommender 
und  am  27.  November  fanden  in  Düsseldorf  zwischen  Rogie- 
rungs-  und  Landrath,  Kauf-  und  Handwerksleuten  Verhand- 
lungen statt.  Nur  ein  Punkt,  derjenige,  den  die  Arbeiter  für 
den  wesentlichsten  erklärten,  wurde  ausgeschlossen,  nämlich 
die  Lohnsatzung.  Der  Entwurf,  welcher  im  Febmar  1831  zu 
Stande  kam,  fand  jedoch  auch  diesmal  nicht  die  Billigung  des 
Ministers.  Die  Gesuche  um  die  Meistei-prüfung  und  den  Lohn- 
satz wurden  rund  abgeschlagen,  weil  sie  der  Gewerbefreiheit 
widersprächen,  ein  Verbot  des  Waarenzahlens  für  schwierig 
und  nicht  einmal  für  dringlich  erklärt,  zumal  das  Gewerbe 
nicht  fabrikmässig  betrieben  würde;  einzig  ein  Fabrikgericht 
wurde  in  Aussicht  gestellt 

Hiermit  sind  die  Acten  über  eine  generelle  Reform  der 
Solinger  IndustrieverhäJtnisse  geschlossen.  Die  Meister  konnten 
eine  Organisation  ihres  Standes  nicht  mehr  erlangen;  dem 
widerstand  das  Princip  der  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  der 
Regierung  und  das  Interesse  der  Kaufmannschaft.  Die  Politik 
einer  früheren  Regieining,  durch  feste  Organisationen  der 
arbeitenden  wie  der  handeltmbenden  Klasse  jedem  Einzelnen 
einen  Halt  und  sicheren  Schutz  seitens  der  Gemeinschaft  zu 
gewähren,  wurde  einsetzt  durch  die  Jahi'zehntelange  absolute 
Unthätigkeit  des  Staates.  Das  Einzige,  wodurch  er  sich  dann 
und  wann  den  Arbeitern  in  Erinneining  brachte,  bestand 
darin,  die  Versuche  zur  Regelung  der  misslichen  Verhältnisse 
zu  hindern,  zu  verbieten,  ja  sogar  mit  Waffengewalt  nieder- 
zuschlagen. DaiHber  erlosch  der  früher  so  kräftige  Ge- 
meinsinn der  Meister.  Am  längsten  erhielt  er  sich  noch  bei 
den  Schleifern,  die  unten  in  ihren  nassen  Kotten  ein  ganz 
apartes  Leben  führten.  Trotz  der  Aufhebung  der  Privilegien 
bewahrten  sie  die  Geschlossenheit  ihi-es  Handwerks,  denn  wenn 
ein  Meister  einen  Fremden  in  die  Lehre  nahm,  so  wurden  ihm 
nächtlicher  Weile  der  Kotten  zerstört,  die  Geräthe  vernichtet 
und  die  Steine  zerschlagen.  Ein  im  Jahi^e  1830  geboiiier 
Fabrikant  erinnert  sich  bis  zum  Jahre  1848  allein  10 — 20 
solcher  Fälle,  wo  trotz  hoher  Belohnungen  die  heimlichen 
Vehmrichter  nicht  entdeckt  wurden.  Aber  die  Einführung 
der  Dampfschleiferei  seit  der  zweiten  Hälfte  unseres  Jahr- 
hundeits  brach  die  Kraft  und  die  zünftlerische  Tradition  auch 
dieses  Handwerks.  Ein  anderes  Geschlecht  wuchs  seit  dem 
dritten  Jahraehnt  heran:  ungläubig  horchte  es  auf  die  Erzäh- 
lungen der  Greise  von  der  entschwundenen  Herrlichkeit  der 
Handwerke;  sie  hielten  die  Erinnerung  an  den  grossen  zehn- 
jährigen Messerprocess ,  wo  Alle  für  Einen,  Einer  für  Alle 
standen,  bereits  für  eine  Mythe.  Die  Rechtsauffassungen,  die 
Erfahrungen  waren   ganz  andei-er  Ait;   sie  kannten  nur  die 
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Gesetzlosigkeit  auf  gewerblichem  Gebiete  und  die  unbestreit- 
bare Uebeinnacht  der  Kaufleute,  —  das  hielten  sie  für  den 
normalen  Zustand.  —  Voll  Wehmuth  blickten  die  Greise  auf 
die  Jugend,  die  halb  freiwillig,  halb  von  der  Gesetzgebang 
gezwungen,  ein  jeder  einzeln  die  gemeinsame  Sache  verriethen; 
wurden  iene  auch  wirklich  alt,  blieben  sie  doch  stets  die  Alten. 


Y.  Die  Neuordnung  der  Industrie. 

Ind^ss  war  es  doch  unmöglich,  dass  sämmtliche  Verhält- 
nisse der  Industrie  ungeregelt  blieben;  eine  kleine  Anzahl  der- 
selben gelangte  durch  die  Fabrikzeichen,  das  Gewerbegericht 
und  die  Handelskammer  zur  Neuordnung,  und  zwar  ti-ägt  ein 
jedes  dieser  Institute  in  characteristischer  Weise  den  Stempel 
der  modernen  capitalistischen  Zeit  und  der  Uebeimacht  von 
Kaufmannschaft  und  Fabrikantenstand. 

Was  lag  nach  der  Aufhebung  des  alten  Rechts  den  Kauf- 
leuten  näher  als  die  Sicherung  ihrer  kostbaren  Vermögens- 
rechte, der  Fabrikzeichen !  Zwar  hatte  das  Decret  vom  17. 
December  1811  den  Schutz  derselben  eingeführt  und  den 
Schiedsspruch  Ober  die  Zulänglichkeit  des  Unterschiedes  be- 
reits angenommener  Zeichen  den  Fabrikgerichten  überwiesen; 
wie  dieselben  aber  für  Solingen  und  Remscheid  nicht  ins 
Leben  traten ,  so  auch  nicht  jenes  Gesetz.  Der  erste  Schritt, 
den  die  neue  Regierung  für  Solingen  tliat,  war  die  Einsetzung 
einer  Commission  von  Kaufleuten  und  Beamten,  welche  von 
1818—21  im  Verwaltungswege  die  alten  Zeichenrollen,  wovon 
die  älteste  vom  14.  September  1684  datirte  und  seitdem  sorg- 
fältig fortgeführt  war ,  revidiiten.  ^)  So  genoss  „das  flir  die 
Fabrik  so  überaus  wohlthätige  Institut  der  Fabrikzeichen^' 
wenigstens  einen  polizeilichen  Schutz,  es  fehlte  aber  an  einer 
civilrechtlichen  Ordnung  und  es  folgten  nun  Jahrzehnte  lange 
Bemühungen  der  Kaufmannschaft,  ihi-em  Eigenthum  einen  festen 
Rechtsboden  zu  vei*schaffen.  Im  Jahre  1825  fand  eine  Con- 
ferenz  in  Düsseldorf  statt  unter  Vorsitz  des  Oberpräsidenten 
(mit  so  grossem  Nachdinick  veimocbten  sie  ihre  Sache  zu 
führen);  indess  die  bergisch-märkischen  Fabrikanten  konnten 
sich  nicht  einigen.  Im  Jahre  1835  gelang  es,  den  Provinzial- 
Landtag  für  die  Fabrikzeichen  zu  interessiren ;  infolge  dessen 
wurde  angeordnet,  dass  alle  Fabrikzeichen  dem  Minister  ein- 
geschickt werden   sollten.     Das  geschah  jedoch  nur  Seitens 


>)  a.  a.  0.  I.  III.  24.  5.    Bericht  des  Landraths  v.  20.  Febr.  1835.  — 
Nene  Sammlung  der  rheinischen  Gesetze  n.  Verordoongen.  V.  107. 
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Solingens,  die  Mehrzahl  der  märkischen  Fabrikanten  erklärte 
sich  fär  Beibehaltung  des  bisherigen  Zustandes.  Da  in  keinem 
anderen  Fabiikationszweige  eine  ähnliche  Anordnung  bestände, 
erklärte  der  Minister  das  Bedüifniss  für  kein  dringendes. 
Erst  unter  dem  4  Juli  1840  regelte  ein  Gesetz  das  Zeichen- 
wesen, indem  es  gestattete,  dass  jeder  selbständige  Gewerb- 
treibende  ein  Fabrikzeichen  auf  seine  Waare  annehmen  durfte 
in  Gestalt  eines  Namens  und  einer  Fiima  und  mit  dem  Fabrik- 
oder Wohnort.  Damit  war  der  Mehrzahl  der  Kaufleute  ein 
empfindlicher  Schaden  zugefügt,  da  ihre  uralten,  ei*erbten 
renommirten  Zeichen  in  Symbolen  bestanden  und  diese  nun 
ohne  gesetzlichen  Schutz  waren.  Daher  erwirkten  sie  am  28. 
Mai  1842  die  Aufhebung  und  unter  dem  18.  August  1847  den 
Erlass  eines  neuen  Gesetzes,  welches  nur  symbolische  Zeichen, 
nicht  aber  Worte  und  Buchstaben  zuliess.  Daher  wiederum 
Redamationen,  ei-neute  Untersuchungen,  bis  endlich  das  Gesetz 
vom  24.  April  1854  beiden  Eventualitäten  gerecht  wurde  und 
den  Schutz  auf  die  Zeichen  auf  raffinirtem  Stahl  ausdehnte. 

Der  Schutz  der  Fabrikzeichen  oder  Marken  ist  volkswirth- 
schaftlich  wohl  begründet.  Er  ermöglicht  wenigstens  einzelnen 
Fabrikanten  und  Kaufleuten  aus  der  Masse  der  gewöhn- 
lichen und  mittelmässigen  Goncurrenten  sich  emporzuringen  zu 
geachteten  industriellen  Individualitäten,  wodurch  sie  sowohl 
sich  selbst  ganz  bedeutende  Yermögensvortheile  durch  Siche- 
rung der  Kundschaft  und  Erzielen  höherer  Waarenpreise  er- 
werben, als  auch  dem  Publicum  die  Garantie  für  die  Güte 
ihrer  Waaren  gewähren,  für  welche  sie  sich  mit  ihrem  Zeichen 
und  der  Ehre  ihrer  Firma  verbürgen.  Dieser  Nutzen  des 
Markenschutzes  erhebt  sich  um  so  leuchtender,  je  dunkler  der 
Untengrund  der  durchschnittlichen  Waarenqualität,  je  schlech- 
ter» ungleichmässiger  und  unzuverlässiger  die  Technik  der  In- 
dustrie ist.  Daher  kommt  es  denn  auch  zum  Theil,  dass  in 
Solingen  und  Remscheid  die  Fabrikzeichen  eine  verhältnissm&ssig 
grössere  Rolle  spielen  als  anderswo,  wie  es  in  dem  folgenden 
Ci4)itel  näher  begründet  werden  soll.  Die  gegenwärtige  Be- 
deutung der  Marken  ist  nui*  denkbar  in  einem  Wirthschafts- 
system,  wo  die  ControUe  über  die  Waarenqualität  principlbll 
den  einzelnen  Käufern  überlassen  bleibt,  und  diese  bei  der 
allgemeinen  Waarenunkenntniss  dazu  nicht  im  Stande  sind; 
da  fällt  es  denselben  natürlich  am  leichtesten,  sich  an  das 
äüsserlich  erkennbare  Zeichen  einer  renommirten  Firma  zu 
halten,  gleichwie  man  bei  Einkäufen  in  einer  fremden  Stadt 
im  Zweifelsfalle  in  die  Läden  von  Hoflieferanten  oder  in  andere 
bekannte  Geschäfte  tritt;  in  beiden  Fällen  kauft  man  zwar 
theurer,  aber  in  der  Regel  besser.  Bei  einer  anderen  Wirth- 
schaftsorganisation,  wo  wie  früher  beim  handwerksmässigen 
Betriebe  die  öffentlich-rechtliche  ControUe  über  die  Waaren- 
güte  von  der  Zunft  oder  anderen  staatlichen  Organen  ausging, 
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oder  wo  wie  heute  in  vereinzelten  Fällen  eine  private,  aber 
sehr  genaue  ControUe  von  mächtigen  Consumenten,  so  z.  B.  vom 
Staate  durch  einen  Officier  bei  Waflfenlieferungen ,  ausgeübt 
wird,  da  schwindet  die  Bedeutung  der  Marken.  Es  hemcht 
in  diesen  Fällen  für  Alle  in  gleicher  Weise  die  Yerpfliditong, 
gute  Waaren  zu  liefern;  die  Marke  könnte  nur  zu  einer 
grösseren  oder  geringeren  Empfehlung  dienen,  jedoch  bei 
weitem  nicht  in  dem  Masse  wie  bei  der  heutigen  principiellen 
Abneigung  gegen  staatliche  Massregeln  auf  diesem  Gebiete. 
Bei  einer  allgemeinen  Waarenschau  durch  öffentliche  B^mte 
oder  bei  einer  sachkundigen  ControUe  seitens  der  Consumenten 
würden  die  bestehenden  Zeichen  ungeheuer  an  ihrem  Ver- 
dienste wie  an  ihrem  Weithe  einbüssen. 

Der  rechtlichen  Sanction  der  Zeichen  geht  die  Entstehung 
schutzbedürftiger  Marken  voraus.  Es  müssen  sich  erst  indu- 
strielle Individualitäten,  grössere  Unternehmer  mit  einem  ge- 
wissen Rufe  und  einem  gewissen  Absatzgebiet  gebildet  haben; 
dann  fordern  sie  die  rechtliche  Anerkennung  und  Sicherung 
ihres  blos  thatsächlichen  Besitzes  als  Privateigenthum.  Vor- 
her treiben  sie  an  dem  grösseren  immateriellen  Capital  und 
Rufe  anderer,  höher  stehender  Capitalisten  Freibeuterei.  Das 
gilt  wie  von  Unteraehmung  zu  Unternehmung,  so  auch  von 
Land  zu  Land.  So  ist  die  bergische  Industrie  gi'oss  geworden 
durch  das  Nachschlagen  englischer  Zeichen,  ja  sogar  sanrnit 
deren  Warnungen  vor  Nachahmung;  sie  suchte  ihre  besten 
Qualitäten  unter  fremden  Marken  einzubürgein  und  ihnen 
einen  festen  Absatz  zu  verschaffen.  Ganz  consequent  erklären 
sich  daher  Stimmen  gegen  den  Markenschutzvertrag  mit  Eng- 
land, bei  dessen  Durchflihrung  der  Solinger  Industrie  ganz  be- 
deutende Absatzgebiete  verloren  gehen  würden.  Dii-erseits 
dienten  die  Zeichen  bekannter  bergischer  Firmen  zur  Deckung 
der  Fabrikate  der  märkischen  Industrie.  Dieselbe  war  durch  aus- 
gewanderte Solinger  und  Remscheider  Schmiede  seit  dem  XVII. 
jahrhundeil  entstanden;  diese  hatten  die  Zeichen  ihrer  Kauf- 
leute mitgebracht  und  schlugen  sie  auf  ihre  Waare.  Daher 
erklärten  sie  sich  bei  jeder  Gelegenheit  gegen  den  Marken- 
schutz, theils  um  die  bisher  gefühlten  Zeichen  nicht  einzu- 
büssen,  theils  weil  die  selbständigen  Handwerksmeister  sich 
gegen  eine  capitalistische  Institution  sträubten. 

Denn  es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  unter  dem  Schutze 
der  Marken  in  zahlreichen  Fällen  Privilegien  erwachsen,  in 
ihi-en  Anfängen  gerechtfertigt  durch  thatsächliches  Verdienst, 
später  aber  zu  einer  Beschränkung  der  legitimen  Goncurrenz  aus- 
artend. Der  Ruf  der  Zeichen  entsteht  fast  immer  durch  die  Güte 
und  Gleichmässigkeit  der  Waaren,  mit  deren  Hülfe  die  Energie 
und  die  Geschicklichkeit  jdes  Kaufmanns  gewisse  Märkte  er- 
obern; dann  setzen  sie  sich  auf  denselben  fest,  es  prägt  sich 
ein  Vomrtheil  zu  Gunsten  derselben  aus,  und  zwar  tun  so 
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z&her  und  blinder,  je  geringer  die  allgemeine  Waarenkennt- 
niss  ist.  Endlich  ist  eine  Concurrenz  dagegen  gar  nicht  mehr 
möglich,  selbst  wenn  nach  Ablauf  von  ein  paar  Menschenaltei-n 
der  Ruf  der  Marke  schon  nicht  mehr  sowohl  auf  der  andauernden 
Tüchtigkeit  der  Fabrikate  als  auf  der  colossalen  Zähigkeit  des 
voinirtheilsvollen  und  kenntnisslosen  Publicums  beruht.  So  wird 
beispielsweise  die  Levante  durch  das  Zeichen  des  Schlüssels 
behen-scht,  gegen  welches  keine  andere  Marke  aufkommen 
kann.  In  solchen  Fällen  entscheidet  dann  nicht  mehr  die  in- 
dustrielle Individualität  eines  verdienstlichen  und  tüchtigen 
Fabrikanten,  sondern  lediglich  das  private  Eigenthum  eines  . 
immateriellen  Capitals.  Es  ist  ein  ererbter  oder  erkaufter 
„industrieller  Wappeuadel*'  entstanden,  der  rechtlich  geschützt 
ißt,  der  nicht  besteuei-t  wird  und  beim  Erbgange  keinen  Ab- 
gaben unterliegt,  —  ein  erbliches  Privilegium  gewisser  Capi- 
talisten,  das  nicht  leicht  aufhört  oder  veijähit.  Die  Coirectur 
hiergegen  liegt  in  dem  Nachschlagen  der  Zeichen,  welches  um 
80  schwieriger  zu  bestrafen  ist,  als  das  Führen  schon  ähnlicher 
Marken  zulässig  ist.  Umgekehrt  hat  die  französische  Indu- 
strie sich  des  deutschen  Uebergewichts  dadurch  entledigt,  dass 
sie  während  der  ersten  Jahrzehnte  unseres  Jahrhunderts  die 
besten  und  gangbarsten  Zeichen  z.  6.  von  Remscheid  consequent 
auf  ihre  Ausschusswaaren  schlug  und  dieselben  dadurch  von 
den  einheimischen  Märkten  verdrängte.  Das  war  ein  grosser 
Schaden  für  Remscheid,  welches  im  XVIII.  Jahrhundeit  seinen 
lohnendsten  Absatz  in  Frankreich  gefunden  hatte.    . 

Das  thatsächliche  Monopol,  welches  einige  Zeichen  auf 
gewissen  Märkten  sich  ei*warben,  findet  sein  Gegenstück  in 
dem  rechtlichen  Ausschluss  der  Kleinmeister  vom  Führen  der 
Marken.  Das  Decret  vom  17.  December  1811  verlieh  im 
Artikel  72  doch  noch  jedem  Fabrikanten  oder  Handwerker 
das  Recht,  den  Gegenständen  seiner  Fabrikation  ein  besonderes 
Zeichen  .zu  geben.  Das  Reichsgesetz  vom  30.  November  1874 
gibt  nur  denjenigen  Gewerbtreibenden,  welche  in  das  Handels- 
register eingetragen  sind,  die  Befugniss,  zur  Untei*scheidung 
ihrer  Waare  besondere  Marken  zu  fuhren.  Den  Kleinschmieden, 
selbst  wenn  sie  völlig  selbständige  Handwerksmeister  sind, 
die  aber  ihre  Fabrikate  gewöhnlich  an  Commissionäre  ver- 
kaufen, ist  demnach  rechtlich  die  Möglichkeit  genommen,  durch 
Abzeichen  ihren  Waaren  einen  Ruf  auf  dem  Markte  zu  ver- 
schaffen. Damit  ist  auch  gesetzlich  der  Zustand  sanctionirt, 
wonach  der  Kaufmann  vom  immateriellen  Verdienste  und 
Capitale  seiner  Lieferanten  profitiVt,  indem  er  sie,  die  die 
neuen  Muster  erfinden  und  sie  tüchtig  ausführen,  die  aber  zu 
arm  sind,  selbst  damit  hei-voi-zutreten ,  zwingt,  sein  Zeichen 
darauf  zu  schlagen.  Der  Kaufmann  erscheint  draussen  auf 
dem  Markte  als  Fabrikant,  denn  dort  weiss  man  von  hand- 
werksmässigen    und   hausindustriellen  Betriebsformen   nichts; 
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auch  würde  man  auf  internationalem  Markte  nicht  verstehen, 
wenn  der  Meister  sein  Zeichen  neben  das  des  Eanfinanns  setzte ; 
neuerdings  haben  sich  sogar  englische  Fabrikanten  dazu  l»e- 
quemt,  auf  ihre  Waare  nach  Bestellung  deutscher  Kaufleute 
die  Zeichen  derselben  zu  schlagen.  Das  Zeichen  des  Capita- 
listen ,  der  sich  einen  Markt  eix)bem  will ,  leidet  kein  anderes 
neben  sich;  und  immer  schärfer  bildet  diese  privatrechtliche 
Institution  ihren  Schutz  aus.  Da  war  das  öffentlich-rechtliche 
Beizeichen  der  handwoi'ksmässigen  Zunftperiode  doch  toleranter, 
es  Hess  die  Erbzeichen  neben  sich  schlagen,  aus  denen  sich 
dann  die  heutigen  Fabrikzeichen  oder  Marken  herangebildet 
haben.  — 

Ein  zweiter  Punkt,  an  welchem  durch  die  Aufhebung  der 
Zunftverfassung  eine  Lücke  entstanden  war,  waren  die  6e> 
richte,  welche  durch  summarisches  Verfahi-en  den  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern  eine  rasche  Er- 
ledigung gesichert  hatten.  Die  nunmehrige  Entscheidung  durch 
die  Verwaltungsbehörden  rief  unleidliche  Zustände  hervor,  und  es 
wurde  denn  auch  nach  längeren  Verhandlungen  im  Jahre  1840 
in  Solingen  (wie  auch  in  Remscheid,  Hagen  und  Iserlohn)  ein  Ge- 
werbegericht nach  dem  Muster  der  französischen  conseils  des 
pioLd'hommes  eingesetzt  mit  Vergleichskammem  in  Solingen 
und  Wald.  Doch  welcher  Unterschied  in  der  Zusammensetzung 
gegen  früher!  Früher  richteten  in  den  Handwerksgerich ten 
nur  Handwerker  und  zogen  selbst  Kaufleute  vor  ihr  Fonim; 
erst  ganz  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  erkämpften  8ich 
die  Messerkaufleute  eine  Gleichberechtigung  im  Untersuchungs- 
gericht. Das  heutige  Gewerbegericht  ^)  dagegen  sichert  schon 
von  vornherein  dem  Kaufmannsstande  eine  Stimme  Mehrheit 
und  die  Minderheit  setzt  sich  zusammen  aus  Gewählten  sämmt- 
lieber  Arbeitnehmer. 

Dies  sind  in  der  Hauptsache  Commis,  Werkmeister,  auch 
wohl  einige  grössere  Schleifeimeister ;  die  grosse  Menge  der 
Lohnarbeiter  betheiligt  sich  an  den  Wahlen  nicht,  da  ihnen 
mangels  einer  corporativen  Verfassung  der  Gemeingeist  dazu 
fehlt,  sie  auch  keine  Vertreter  finden  würden,  da  keineDiäten 
gezahlt  werden. 

Wie  im  Gewerbegericht,  so  dominirte  auch  in  der  Handels- 
kammer die  Kaufmannschaft.  Schon  früher  hatte  sie  in  der 
Licentdeputation  ein  Organ  besessen,  um  ihre  Interessen  bei 
den  Verwaltungsbehörden  zur  Geltung  zu  bringen;  daneben 
konnten  die  Handwerker  und  Arbeiter  in  ihren  sechs  Zünften 
sich  gleichfalls  sehr  vernehmbar  machen.  Wenn  die  Streitig* 
keiten   im  XVUI.  Jahrhundert  für  friedliebende  Regierungs- 


*)  Das  N&here  darüber  in  meinexi  Beiträgen  zur  GeBetaegebung  and 
Yerwaltong  u.  8.  w.  in  d.  Zeitschrift  des  kgl.'preoss.  Statist  Boreaus.  1877 
Seite  92. 
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und  Geheimräthe  auch  etwas  Ueberraschendes  haben  müssen, 
und  es  auch  nicht  zu  leugnen  ist,  dass  kleinliche  Rechthaberei 
und  Zanksucht  eine  ungebührliche  Rolle  gespielt  haben,  so 
waren  doch  andererseits  jene  Processe  ein  Beweis,  dass  die 
Arbeiter  einig  für  ihre  gemeinsamen  Interessen  zusammen 
standen  und  nicht  willenlos  jedem  Drucke  nachgaben.  Seit 
Aufhebung  der  Zünfte  wurden  sie  mundtodt;  nicht  einmal  für 
das  Billigste,  das  Vorbringen  voq  Beschwerden  und  Wünschen, 
hatten  sie  ein  Organ,  eine  Gewerbekammer,  um  sich  im  regel- 
mässigen Gange  der  Geschäfte  mit  den  Verwaltungsbehörden 
ins  Benehmen  setzen  zu  können.  — 

Die  Organisationslosigkeit  war  auch  die  Ursache,  dass  ein 
Uebelstand,  den  wir  schon  oben  berührt,  nach  und  nach  zu 
einer  beispiellosen  Höhe,  zu  einer  solchen  Calamität  ausarten 
konnte,  wie  man  sie  sonst  im  Rheinland  nicht  kannte.  An- 
hebend mit  dem  Wucher  und  der  Noth  Einzelner,  endete  er 
mit  dem  Betrüge  und  der  Corruption  Aller;  der  Klageruf 
Solingens  drang  so  gellend  durch  alle  Gauen  Deutschlands, 
dass  zuletzt  die  Regierung  trotz  ihrer  damaligen  prinzipiellen 
freihändlerischen  Bedenken  der  durch  Jahrzehnte  zugelassenen 
Ausbeutung  der  arbeitenden  Klasse  Einhalt  zu  thun  veran- 
lasst wurde.  Nur  mit  W^iderwillen  schlage  ich  es  auf,  das 
schwarze  Blatt  in  Solingens  Geschichte. 

Das  Waarenzahlen,  denn  von  diesem  ist  hier  die  Rede, 
ist  keine  Erfindung  des  XIX.  Jahrhunderts.  Seit  den  ältesten 
Zeiten  suchten  die  Kaufleute  den  kleinen  Handwerl^smeistern 
und  die  Arbeitgeber  den  Lohnarbeitern  in  Waaren  statt  in 
Baargeld  die  Waaren-  und  Arbeitspreise  zu  bezahlen ;  wieder- 
holt sind  die  Klagen  aus  den  früheren  Jahrhundeilen  erwähnt 
worden.  Dieses  System-  hatte  seinen  Grund  theils  in  der 
damaligen  Naturalwiilhschaft,  theils  in  den  langen  Crediten 
des  Handelsverkehrs,  theils  in  dem  Umstände,  dass  die  Fer- 
tigmacher oft  selbst  Waaren  in  Zahlung  erhielten  und  diese 
dann  ihren  Arbeitern  weitergaben,  theils  darin,  dass  eine  Gruppe 
von  Kaufleuten  neben  der  Fabrikation  ihr  Hauptgeschäft  in 
solchen  Waaren  betrieb,  welche  sie  bequem  an  Ziälungsstatt 
aufdrängen  konnte.  Ueberhaupt  hatte  die  Industrie  wenig 
Capital ;  die  Unternehmer  suchten  an  demselben  zu  sparen  und 
ihren  Lohnfonds  zu  verringern,  indem  sie  mit  geringweithigen 
Zahlungsmitteln,  mit  höher  im  Preise  angerechneten  Waai*en, 
auslohnten.  Durch  die  Verordnungen  der  Jahre  1654  und  1687 
war  solches  verboten  und  musste  daher  mit  Vorsicht  und  im 
Geheimen  betrieben  werden;  das  Jahr  1809  beseitigte  jedoch 
auch  diese  Schranke  und  in  der  nun  folgenden  geldlosen  Epoche 
beginnt  das  stn^os  gewordene  Trucksystem  stärker  als  je  auf- 
zublühen. Noch  einmal  brachte  der  Landrath  die  beginnende 
Corruption  zum  Stehen,  indem  er  im  Jahre  1819  im  Solinger 
Wochenblatt  einige  ven*ufene  Waarenzahler  der  öffentlichen 
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Verachtung  preisgab.  Die  Waarenzahler  befiel  ein  gewaltiger 
Schrecken  und  das  allgemein  verhasste  Schandgewerbe  wurde 
wenigstens  für  eine  Zeitlang  nicht  öffentlidi  betrieben.  Kur  za 
bald  lebte  es  aber  wieder  auf  und  zum  zweiten  und  letzten  Male 
trat  der  Landrath  dagegen  auf.  Jedo9)i  vergeblich!  Die  Con- 
currenz  der  wucherischen  Kaufleute  war  bereits  so  drückend, 
dass  auch  ehrenhafte  Firmen  nur  mit  den  grössten  Verhisteii 
das  Baarzahlen  hätten  foi-tsetzen  können.  Das  Ehrgefühl,  der 
einzige  Anhaltspunkt  zum  Guten,  ging  verloi'en.  Von  nun  aa 
hielt  Jeder  ungestraft  einen  Laden;  bei  Austheilung  von  Ehren* 
ämtern  war  weiter  nicht  die  Frage,  ob  der  Candidat  ein  Lohn* 
verkürzer  oder  Waarenzahler  war;  in  der  bürgerlichen  Ver- 
waltung, in  dem  Kirchen-,  Schul-  und  Armen weeen  waren  die 
Aemter  mit  den  ehemals  geächteten  Waarenzahlem  heseixt; 
Macht,  Gewalt  und  Einfluss  ging  in  die  Hände  dieser  Leute 
über.  *) 

Im  Jahre  1845  waren  von  68  Fabrikanten  in  der  Stadt 
Solingen  42,  welche  zugleich  einen  Laden,  und  8,  welche  zu- 
gleich eine  Schankstube  hielten;  die  übrigen  gaben  zum  Th^ 
Anweisungen  auf  befreundete  Läden.  Selbst  wenn  keine  er- 
höhten Preise  gefordeit  werden,  ist  es  schlimm,  wenn  Fabri- 
kanten einen  Laden  halten ;  sie  veiführen  dadurch  die  Arbeiter, 
über  ihren  Bedaif  Waaren  zu  entnehmen,  um  recht  viel  und 
gut  gelohnte  Arbeit  zu  erhalten;  theils  falsch  verstandenes 
Interesse,  theils  Nothwendigkeit,  tibeils  Leichtsinn  und  die  ver- 
führerische Erleichterung,  dem  Luxus  und  der  Verschwendnng 
zu  fröhnen,  führen  zum  Schuldenmachen  und  zur  Liederlich- 
keit. Auf  die  schlechten  Leidenschaften  der  Arbeiter  wurde 
nun  aber  förmlich  speculiit  und  die  Ausbeutung  in  ein  System 
gebracht,  das  alle  Stadien  bis  zur  empörendsten  Gewissenlosig- 
keit durchlief.  Das  Abholen  und  Wiederbringen  der  Arbeit 
machten  die  Gelegenheit.  Bunte  Zeuge,  Kaffe,  Zucker,  Biber- 
mützen u.  s.  w.  wurden  entweder  dringend  empfohlen  und 
sogar  aufgezwungen  oder  den  Frauen  und  Kindern,  welche 
häufig,  um  den  Männern  den  Zeitverlust  zu  ei-sparen,  die 
Arbeit  abholten,  neben  Eisen  und  Stahl  ganz  ungefragt  in  den 
Korb  gelegt.  Eine  practische  Methode,  um  flotten  Zuspruch 
im  Laden  zu  haben,  war  die,  auf  das  Comptoir  für  eine  Arbeit 
statt  6—8  Mann,  welche  sie  beschäftigen  konnte,  25— 30  kommen 
zu  lassen.  Die  armen  Leute  machten  dann  drei  bis  vier  Mal 
den  vergeblichen  Gang  und  kauften  jedes  Mal  etwas,  um  desto 
eher  die  Zutheilung  von  Arbeit  sich  zu  sichern.    Die  Gunst  so 


')  KönigL  Regienmg  zu  Düsseldorf.  Acta  L  III.  2.  1  imd  24.  5. 
rejponirt  —  PlriTatbriefe  von  Feter  unecht  and  die  Yerhandlnngeii  m  Voh- 
Winkel  am  29.  Okt.  1846,  Manascript  im  Besitze  des  Herrn  Hotte  in  Ober- 
casseL  —  Beilage  znr  Elberfelder  Zeitung  Tom  T.Joli  1845.  —  Solinger 
Kreis-InteUigenzblatt  1846.  101  u.  102,  und  drei  Artikel  im  Januar  1846.  ~- 
Meine  Beiträge  a.  a.  O.   8.  68—70. 
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maocber  Kanfleute  war  mit  derselben  Elle  zugemessen  und 
derselben  Waare  gewogen,  womit  vorher  Tuch  zu  den  höchsten 
Preisen  gemessen  oder  Kaffe  gewogen  war.  Und  welche  Preise 
mussten  die  Arbeiter  zahlen!  Fünfzig  Prozent  und  theurer 
waren  nicht  seltene  Fälle!  Die  einzige  Noi-m,  nach  welcher 
der  Preiscourant  angefertigt  war,  war  häufig  die  mehr  oder 
minder  grosse  Gewinnsucht  der  Fabrikanten.  Um  Brot  zum 
Leben  und  Geld  fOr  die  Steuern  zu  erhalten,  mussten  die 
Arbeiter  den  Kaffe,  den  sie  soeben  für  10—12  Groschen  be- 
kommen, zu  6Vs  Groschen  beim  Bäcker  verkaufen.  Hier  ein 
Beispiel ! 

Ein  Kittelchen  angerechnet  zu  25  Grroschen,  sonst  nur  14  Grosch. 
EinTnch  „  ,     10         „  „       „      4V.    „ 

Ellenwaaren,  pro  Elle  „  »85         „  „       f,    40       „ 

Eine  Partie  Leinen  „  »       4'/«      »  „       „      2       „ 

Eine  Jagdtasche  „  n    150         „  »       »    85       „ 

Der  unmenschlichste  Wucher  fand  in  der  Vereinigung  von 
Laden  und  Schenke  statt;  namentlich  mittlere  Kaufleute  und 
Fertigmacher  übten  ihn  aus.  In  diesen  Schnapshöllen  mussten 
die  Arbeiter  auf  ihre  Abfeitigung  wai-ten  und  zwar  lange, 
damit  sie  um  so  unfehlbarer  ihr  Verdienst  vertranken.  Die 
Langeweile  führte  sie  zum  Kartenspiel,  dabei  entstand  Streit 
and  Zank ;  eine  beispiellose  Sittenvei-wilderung  liss  ein ;  Sonn- 
tags kamen  sie  betinnken  aus  den  Kneipen  ihrer  Fabrikanten, 
die  Kinder  an  der  Hand.  In  einem  BQchelchen  waren  auf 
Einer  Seite  33  Schnäpse  zu  sieben  Pfennig  angezeichnet!  In 
anderen  figuriite  der  Branntwein  als  stehende  Rubrik;  Frau 
und  Kinder  brachten  ihn  nach  Hause! 

Da  es  nun  selten  war,  dass  ein  Arbeiter  für  einen  einzigen 
Fabrikanten  arbeitete,  vielmehr  häufig  für  etwa  zehn,  so  musste 
er  sich  mit  Allen  gut  stellen,  d.  h.  bei  Allen  kaufen.  Und 
diese  waren  nicht  sehr  schonungsvoll  im  Eintreiben  ihrer  For- 
derungen. Im  Elberfelder  Handelsgerichte  liegen  die  Acten 
eines  Falles,  wo  einem  Scheerenmacher  für  83  Thaler  Waaren 
in  Leinen,  Nessel  u.  s.  w.  trotz  seines  Sträubens  aufgedrungen 
waren  mit  dem  Bemerken,  er  könnte  Scfaeeren  dafür  machen. 
Als  nun  derselbe  eine  Partie  Scheeren  zum  Teimin  nicht 
liefeiD  konnte,  wurde  er  verklagt  und  der  semitische  Krämer 
hatte  die  Frechheit,  darauf  anzutragen,  dass  der  Arbeiter  den 
ganzen  Werthbetrag  der  Waaren  baar  auszahle.  Diese  Klage 
wies  das  Gericht  ab  und  verurtheilte  diesen  nur  zur  Baar- 
zahlung  des  Betrages  der  nicht  gelieferten  Scheeren.  Aehn- 
liche  Fälle  finden  sich  zahlreich  in  den  Acten.  Meist  liessen 
die  Kaufleute  ihre  Arbeiter  durch  Winkelconsulenten  vor  dem 
Friedensgericht  einklagen,  wo  sie  gleich  verurtheilt  und  dann 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ausgepfändet  wurden.  Der  öffent- 
liche Verkauf  von  Mobilioi,  die  Zustellungen  von  Acten  brachten 
den  Gerichtsvollziehern  Tausende  von  Thalem  ein. 
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Das  Waarenzahlen  existirte  nicht  nur  in  der  Phantasie. 
Hier  der  Auszug  aus  20  Arbeitsbüchelchen,  wie  der  Bericht 
des  Solinger  Fabrikgerichts  vom  22.  August  1845  ihn  mittheilt! 
Die  WaarenzaUer  sind  in  fünf  Klassen  unterschieden.  Zu> 
nächst  grössere,  dann  mittlere  Kauf leute,  welche  sowohl  fertige 
Waaren  kauften,  als  auch  selbst  fabriciren  liessen ;  femer  Feilig- 
macher.  Diese  di*ei  Ginippen  hielten  eigne  Läden,  die  beiden 
letzteren  auch  Schenken;  die  Fertigmacher  erhielten  ihre 
Waaren  entweder  von  den  Kaufleuten  für  fertige  Fabrikate 
oder  kauften  sie  sich  selbst.  Viertens  Kaufleute  ohne  eignen 
Laden,  die  Anweisungen  auf  Kramläden  gaben,  die  häufig  tod 
Juden  gehalten  wurden.  Endlich  Krämer,  grösstentheils  Juden, 
deren  Hauptgeschäft  es  war,  Ellen  waaren  und  Victualien  feil- 
zubieten, weiche  zugleich  aber  auch  Stahl-  und  Eisen  waaren 
fabriciren  liessen  oder  fertig  kauften.  Das  waren  die  schlimmsten 
Waarenzahler.  Mit  allen  denkbaren  Mitteln,  an  welchen  die 
semitische  Race  so  wunderbar  erfinderisch  ist,  vermochten  diese 
ihre  Productionskosten  so  herabzusetzen,  dass  sie  im  In-  wie 
im  Auslande  zu  häufig  unbegieiflichen  Preisen  absetzten.  So 
gering  dieselben  an  Zahl  wai*en,  zahlten  sie  fast  ausschliesslieh 
in  Waaren,  besondei*s  an  die  Fertigmacher,  welche  sie  dadurch 
zwangen,  die  Waaren  noch  theurer  an  die  endlichen  Consu- 
menten,  die  aimen  Arbeiter,  zu  verkaufen.  Diese  waren  es, 
auf  deren  Kosten  die  Habsucht  sich  doppelt  zu  bereichem  suchte. 


Jahr. 

in 

Baargeld 

in 

Waareo. 

Es  zahlte 

Betrag 

Mal 

Betrair 

ßiMl 

in  Thalem. 

MätU 

in  Thalera 

die  erste  Klasse  an  einen 

1 

1.  Gabelmacher 

1    1828/41 

88 

228 

420 

658 

2.  Gabelarbeiter 

1830/40 

29 

222 

52 

178 

die  zweite  Klasse  an  einen 

3.  Gabelarbeiter 

1827/44 

— 

280 

— 

184 

4. 

1840/48 

26 

141 

109 

127 

5.  Beider 

— 

144 

— 

90 

6.  Messerschmied 

1843/45 

68 

101 

206 

206 

7.  Schleifer 

1833/37 

16 

12 

242 

129 

8.  Scheerenschleifer 

1838/44 

3 

26 

81 

92 

9. 

1840/45 

1 

18 

90 

94 

10. 

1842/45 

2 

6 

79 

78 

11.  Scheerenklarmacher 

1843/44 

34 

15 

281 

49 

die  dritte  Klasse  an  einen 

12.  Messerschmied 

1843/44 

1 

6 

898 

78 

18.  Scheerenfeiler 

1843/45 

81 

88 

826 

838 

14.  Gabelarbeiter 

in  3  J. 

1 

2 

567 

264 

die  vierte  äasse 

in  3V«  J. 

— 

202 

16.  drei  Büchelchen 

1888 

82 

23 

17.     n 

1834 

— 

85 

56          i 

18.     „ 

1835  41 

0 

0 

— 

500 

19.     » 

1841/44 

1 

2 

115 

die  fünfte  Klasse 

20.  ein  Bachelchen 

184345 
Laier  in  Zw< 

0 
)i-Mon 

0 
atswechseln 

:      365«) 

M  Und  ausserdem  95  Tt 
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Durfte  man  da  über  Kleider-  und  Gigarrenluxus  klagen? 
Hatte  doch  das  Trucksystem  nicht  nur  eine  Vermindeining  der 
Einnahmen,  sondera  auch  eine  durch  und  durch  ungesunde 
Richtung  der  Ausgaben  zur  Folge.  War  es  nicht  ein  offener 
Hohn,  noch  das  Sparen  zu  empfehlen!  Mit  welchem  Rechte 
forderte  man  anhaltenden  Fleiss  vom  Arbeiter,  wenn  man  ihn 
systematisch  Tage  lang  in  der  Schenke  auf  Arbeit  warten  Hess  ? 
Duifte  man  die  Kinder  hait  bestrafen,  wenn  sie,  die  Schule 
vei'säumend,  ihre  Väter  vor  unwirthschaftlichem  und  unsitt- 
lichem Zeitverluste  bewahrten?  Der  Werth  des  Arbeiters  ge- 
langte selten  zur  vollen  Geltung.  Auf  Zuspi-uch  im  Laden 
wurde  mehr  Gewicht  gelegt,  als  auf  gute  Leistung;  die  mittel- 
mässige  Arbeit  wurde  vorgezogen,  wenn  sie  billiger  war  und 
der  Meister  mehr  kaufte.  Schlechte  Arbeiter,  junge  Leute, 
entliefen  der  Lehre  und  heiratheten,  ohne  ihr  Handwerk  zu 
vei-stehen;  sie  wurden  selbständig  ohne  andere  Mittel,  ihr 
schlechtes  Machwerk  an  den  Mann  zu  bringen,  als  sich  Waaren- 
2ahlem  in  die  Arme  zu  werfen.  Das  Viel-Kaufen  war  der 
Schlüssel  zur  Gunst  dieser  Fabrikanten,  welche  an  den  Zahlungs- 
terminen die  schlechtere  Arbeit  des  Nutzens  wegen  übei*sahen. 
Dies  dauerte  einige  Jahre  und  endete  damit,  dass  den  guten 
Arbeitern  die  Preise  verdorben,  die  Fabrikate  vei-schlechtert 
und  die  Vermögensverhältnisse  der  guten  wie  der  schlechten 
Arbeiter  untergraben  waren.  Selbst  die  tüchtigsten  Meister 
sahen  bei  allem  Fleisse  ihre  Armuth  nur  zunehmen.  Aber 
auch  die  Kaufleute  gelangten  zu  keinem  rechten  Wohlstande; 
der  eine  folgte  dem  andern  auf  der  Bahn  des  Wuchers  und 
Hess  ihn  nicht  viel  profitiren.  Gmsse,  ehi-enwerthere  Fabrik- 
herren versanken  in  Aimuth ;  unwissender,  schamloser  Wucher 
kam  empor.  So  gewaltig  ist  der  nivellirende  Zug  der  allge- 
meinen ÖoiTuption! 

Wen  kann  es  Wunder  nehmen,  dass  bei  dem  raschen 
Schwinden  des  alten  Rufes  der  Solinger  Fabrik  und  dem 
schnellen  Sinken  des  Wohlstandes  der  i-echtschaffenen  Kauf- 
herren und  braven  Arbeiter  ebenso  rasch  die  grössten  Steuer- 
rOckstände  überall  eintraten,  welche  die  Leute  trotz  aller  £xe- 
cutionen  nicht  zahlen  konnten,  dass  die  Ausgaben  der  Annen- 
verwaltung anschwollen  und  die  Väter  der  Stadt,  die  Waaren- 
zahler,  keinen  andeni  Rath  dagegen  wussten,  als  Stadt-  und 
Gemeindeschulden  zu  erhöhen  und  damit  die  Communalsteuem 
noch  mehr  emporzutreiben.  Nur  hüteten  sie  sich  wohl,  sich 
selbst  mit  den  Abgaben  zu  hart  zu  belasten  und  holten  das 
Wenige  rasch  durch  verstärktes  LohndrOcken  und  Waarenzahlen 
wieder  ein. 

AehnJich  wie  in  Solingen  herrschte  das  Waarenzahlen  auf 
dem  gesammten  Gebiete  der  Stahl-  und  Eisenwaarenindustrie. 
In  Kronenberg  waren  von  40  Fabrikanten  25  notorische  Waaren- 
Zahler,  in  Velbert  herrschte  der  gleiche  Missbranch.    Schreck- 
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lieb  wai-en  die  Zustände  in  Remscheid,  Lüttringhausen,  Rons- 
dorf, Langenberg,  am  schlimmsten  in  Schwelm,  Hagen,  an  der 
Enneperstrasse.  Aus  Langenberg  sandte  der  Bügermeister  am 
11.  Juli  1845  fünf  Arbeitsbfichlein  ein,  aus  welchen  folgende 
Zahlungsleistungen  erh^Uen : 


t 
1 

Waaren 

Arbeitsstoffe 

Thaler 

Baargeld 

Thal«r 

1. 

innerhalb  79  Monaten   i 

166 

370 

237     ~ 

2. 

n 

42 

n             1 

19 

138 

120 

3. 

71 

31 

"             1 

106 

1083 

582 

4. 

n 

31 

n            i 

33 

436 

180 

5. 

n 

18 

1 

2 

242 

121 

In  den  Webergegenden  wie  Lennep,  Elberfeld  u.  s.  m. 
zeigten  sich  ähnliche  Ei*scheinungen,  mit  dem  Unterschiede, 
dass  dort  die  Arbeiter  häufig  mit  den  eignen  Fabrikaten  abge- 
lohnt wurden.  Dieselben  wurden,  da  sie  die  meist  zu  hohen 
Preisen  angerechneten  Zeuge  nicht  so  schnell  veräussem  konnten, 
als  es  für  sie  nöthig  war,  dadurch  zu  einem  unerlaubten  Hausir- 
handel  im  Geheimen  veranlasst,  der  ihnen  Strafen  zuzog,  die  ihre 
Ifoth  noch  vermehrten.  Das  Auffinden  von  gestohlenen  Tüchern 
wurde  dadurch  sehr  ei'schwert;  eine  grosse  Rechtsunsicher- 
heit für  die  Fabrikate  der  Textilindustrie  machte  sich  geltend. 

Die  Regierung  wusste  schon  lange  um  das  Trocksystem. 
Die  Verwarnungen  der  beiden  Landräthe  in  den  Zeitungen 
und  ihr  Erfolg  sind  erwähnt;  femer  meldete  im  Jahre  1821 
ein  Steuereinnehmer,  dass  die  Leute  in*  Folge  des  Waaren- 
zahlens  ausser  Stande  wären,  die  Abgaben  zu  leisten.  I^r 
Tumult  vom  Jahre  1826  war  hauptsächlich  gegen  diesen  Mise^- 
stand  gerichtet  und  die  Untereuchung  des  Commissars  dess 
Landgerichts  deckte  die  fatalsten  Dinge  auf.  Auch  im  Jahre 
1830  bei  den  Verhandlungen  über  die  Fabrik  Verfassung  war 
die  Beseitigung  des  Tioickwesens  eine  wesentliche  Forderung; 
darauf  erwiederte  der  Minister:  ein  Gebot  des  Baarzahlens  werde 
seine  Schwierigkeiten  haben,  auch  scheine  der  Gebrauch  nicht 
allgemein  in  Solingen  zu  sein,  zumal  das  Gewerbe  nicht  ^fabrik* 
massig''  betrieben  werde.  Auf  diesen  kenntnisslosesten  aller 
Einwände  erhielt  er  vom  Geheimrath  Jacobi  die  entsprechende 
Belehrung,  dass  gerade  in  „fabrikmässigen^  Gewerben  jenes 
System  weniger  verbreitet  wäre.  In  der  That  wenden  grosse 
capitalmächtige  Fabrikanten  andere  Idittel  an,  um  ihre  Con- 
currenten  zu  besi^en  und  die  Löhne  zu  verbilligen;  es  fehlt 
dort  jene  Klasse  von  fabricirenden  Krämern,  welche  haupt- 
sächlich das  Waarenzahlen  betreibt. 

Im  Jahre  1837  drang  der  Nothschrei  des  gepeinigten 
Volkes  sogar  bis  zu  den  Ohren  des  Königs.  Die  Gemeinde 
Dorp  wie  der  westphälische  Landtag  petitionirten  um  das  Vei^ 
bot  des  Waarenzahlens;  gleichzeitig  schlug  der  rheinische  Land* 
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tag  vor,  auf  letzteres  ein  Strafe  von  10  bis  100  Thalem  zu 
setzen.  Alle  diese  Gesuche  hatten  „umfassende  Erörteioingen^ 
zur  Folge;  ihrer  Erfüllung  standen  „ernste  Bedenken  und  er- 
hebliche Zweifel  an  ihrer  Zulassigkeit''  entgegen.  Da  kamen 
schwere  Zeiten  für  Solingen;  Arbeit  und  Geld  waren  rar,  das 
Truckwesen  schlimmer  denn  je.  Wiederum  beantragte  der 
rheinische  Landtag  1843  ein  Verbot  desselben,  wiedei-um  be- 
harrte die  Regierung  bei  ihren  Befürchtungen,  dass  „ein  zu 
tiefes  Eingreifen  in  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  die 
Existenz  der  Fabrikhen-en  gefährden''  würde,  und  wiegte  sich 
in  den  alten  Illusionen,  dass  durch  die  Brandmarkung  seitens 
der  öffentlichen  Meinung  und  durch  den  Einiiuss  der  Fabrik- 
gerichte jenes  Uebel  aufhören  würde. 

Die  Regierung  wusste  also  um  das  Truckwesen.  Aber  sie 
kannte  noch  nicht  die  volle,  schreckliche  Wahrheit.  Die  bis- 
herigen lauwarmen  Berichte  vermochten  noch  nicht  das  Piincip 
der  Gewerbefreiheit  zu  erschüttein,  wie  es  gerade  damals  in 
der  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1845  einen  Sieg  errang.  Das 
lag  aber  daran,  dass  die  Arbeiter  ihrer  alten  Organe  beraubt 
waren,  dass  sie  in  Vei*sammlungen  und  in  der  Presse,  in  Cor- 
porationen  und  Landtagen  mundtodt  waren,  und  es  ist  ein 
grosses  Verdienst  der  Männer,  die  mit  leidenschaftlicher  Rück- 
siditslosigkeit  nun  für  die  Arbeiter  eintraten,  die  volle  Wahr- 
heit an  das  Licht  der  Oeffentlichkeit  brachten. 

Solingen  gebührt  wie  die  Schmach,  das  Trucksystem  zur 
höchsten  Blüthe  getrieben  zu  haben,  so  auch  der  Ruhm,  die 
erfolgreichsten  Kämpfer  dagegen  gestellt  zu  haben.  An  die 
Spitze  des  dortigen  Fabrikgerichts,  von  welchem  man  bisher 
nur  in  Erfahining  hatte  bringen  können,  dass  die  Zustände  in 
Solingen  „weniger  schlimm  lüs  anderweitig  wären'',  traten  zwei 
Gegner  des  Waarenzahlens,  Jellinghausen  und  Berger,  die  in 
zwei  trefflichen  Berichten  den  ganzen  Missstand  bis  ins  Ein- 
zelne darsteUten.  Die  eigentliche  Agitation  ging  aber  vom 
Kan&nann  Peter  Knecht  aus,  eine  so  stürmische  und  mit  so 
viel  Feuer  ins  Leben  gerufene,  wie  sie  gegen  einen  socialöco- 
nomischen  Missstand  bisher  am  Rhein  wohl  kaum  geführt 
worden  ist  Alle  Blätter  in  Solingen  und  Elberfeld  hallen 
wieder  von  dem  Nothschm  der  Arbeiter;  die  leidenschaftlich 
geschriebenen  Artikel  von  „Immerwahr"  en*egen  das  gross te 
Aubehen ;  er  selbst  reist  uniher  und  sendet  seine  Söhne  in  die 
umliegenden  Ortschaften,  um  das  Uebel  zu  erforschen.  Die 
ehrenwerthen  Kaufleute  i-affen  sich  auf  und  beginnen  gegen 
das  unwürdige  Treiben  zu  frondiren.  In  Lennep  bilden  dreissig 
Fabrikanten  einen  Verein  und  verabi*eden  bei  Sti-afe  von  fünfzig 
Thalem  ihre  Arbeiter  nur  in  Baargeld  zu  löhnen ;  zehn  Fabri- 
kanten hfdten  sich  aber  fem  und  lassen  diesen  ganzen  „Rechts- 
sehatzverein**  scheitern.  Selbst  die  Arbeiter  beginnen  sich  zu 
regen,  sie  erklären  anonym  in  der  Zeitung  ihre  Beistimmung 
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zum  Vorgehen  von  Knecht,  und  in  der  Morsbacb,  einem  Tbale 
bei  Bemscheid,  finden  Demonstrationen  statt.  Das  Jahr  1846 
bezeichnet  den  Höhepunkt  der  Agitation. 

Der  Macht  dieser  Bewegungen  konnte  die  Begiening  sich 
nicht  entziehen.  Am  29.  October  1845  fanden  in  Vohwinkel 
Unterhandlungen  statt  und  in  den  Jahren  1844—46  wurde 
den  Kauf leuten  wenigstens  der  Schankbetrieb  verboten.  Hierbei 
schien  man  sich  begnügen  zu  wollen.  Da  kamen  die  Mahnungen 
des  Jahres  1848;  es  besiegte  endlich  die  „Bedenken^  der 
Begierung  und  in  der  Verordnung  vom  9.  Februar  1849  setzte 
sie  eine  Strafe  von  500  Thalem  auf  das  Waarenzahlen. 

Damit  ist  das  Tmckwesen  als  socialöconomische  Calamität 
beseitigt  worden ;  dennoch  wuchert  es  hier  und  da  unter  ver- 
änderter Form  im  Stillen  fort.  Die  Arbeiter  werden  nämlich 
voll  und  haar  ausgelöhnt,  aber  durch  eine  Hinterthür  entlassen, 
die  in  einen  Laden  mündet,  den  ein  Verwandter  oder  Bekannter 
unter  eigner  Firma  führt;  dort  müssen  sie  einige  Einkäufe 
machen.  Diese  Umgehung  bestand  schon  im  vorigen  Jahrhun- 
dert. Oder  die  Kauf  leute  geben  den  Feiügmachem  Wechsel  und 
diese  zwingen  dieselben  ihren  Arbeitern  auf,  die  sich  bei  dei-en 
Discontimng  durch  Handwerker  oder  Wuchei-er  grosse  Abzüge 
gefallen  lassen  müssen ;  oft  werden  dieselben  nicht  einmal  accep- 
tirt  und  kehi*en  zu  den  Arbeitein  zurück,  die  sie  einlösen 
müssen.  Zwar  haben  diese  das  foimelle  Becht,  Baarzahlung 
zu  verlangen,  vermögen  aber  bei  schlechten  Conjunctui*en  das- 
selbe nicht  zur  Geltung  zu  bringen,  sondern  müssen  zufrieden 
sein,  überhaupt  Geldesweith  zu  erhalten.  Besonders  sind  es 
die  capitalaimen  Fertigmacher,  welche  von  diesen  Wechseln 
Gebrauch  machen.  Andererseits  kommt  es  auch  vor,  dass  die 
selbständigen  Scheidenmacher  und  Kleinschmiede,  die  ihre 
Materialien  aus  den  Hüttenwerken  der  Mai'k  beziehen,  Wechsel 
verlangen  um  ihren  ausländischen  Lieferanten  Deckung  zu 
geben.  Gegen  die  vorhandenen  Missbräuche  hat  noch  in 
neuester  Zeit  der  Landrath  Warnungen  im  Amtsblatt  erlassen. 
Aber  der  Missbrauch  im  Grossen  ist  doch  glücklicherweise  seit 
1849  beseitigt. 


Tl.   Die  kaufmSniiischeii  und  teehnlschen  Yerhftltnlsse. 

Die  Zeit  nach  der  Aufhebung  der  Zunftverfassung  bis  zum 
Jahre  1831  ist  durch  die  letzten  Bestaui*ations versuche  aus- 
gefilllt;  die  beiden  folgenden  Jahrzehnte  gelten  einer  theil weisen 
Neuordnung  der  Industrie;  im  Uebrigen  bleibt  es  bei  der 
Organisationslosigkeit  in  jeder  Beziehung. 

Die  heii'schende  Betriebsform  ist  wie  früher  die  hausin- 
dustrielle.   An  der  Spitze  der  Industrie  stehen  die  Kaufimann- 
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8chaft  und  der  Fabrikantenstand  (oder  die  Fertigmacher).  Die 
erstere  kaoft  gewöhnlich  die  fertige  Waare,  lässt  aber  auch  selbst 
stückweise  fabriciren;  der  letztere  lässt  gegen  Lohn  fabriciren 
und  verkauft  seine  fertige  Waare  an  den  Kaufmann,  häufig 
treibt  er  aber  auch  direkten  Handel.  Diese  beiden  Klassen 
der  Arbeitgeber  liefern  Stahl  und  Eisen  zu  den  Klingen  (der 
Schwerter,  Messer,  Scheeren)  und  lassen  dieselben  nach  ihren 
Angaben  von  den  Schmieden,  Hartem,  Schleifen),  Feileni  u.  s.  w. 
bearbeiten ;  nach  jedem  Arbeitsstadium  kehrt  das  Halbfabrikat 
ins  Comptoir  zurück,  um  dort  besichtigt  und  nach  dem  Dutzend 
oder  Hundert  abgelohnt  zu  werden.  So  sind  oft  acht  bis  zwölf 
verschiedene  Meister  an  einem  Säbel  oder  Messer  thätig,  und 
die  Arbeitstheilung  ist  bereits  so  weit  vorgeschritten,  dass 
wer  z.  B.  Küchenmesser  schleift,  keine  Federmesser  übernimmt, 
weil  er  sie  nicht  zu  behandeln  versteht.  Ein  beträchtlicher 
'Fheil  der  in  den  Hülfsgewerben  beschäftigten  Arbeiter,  wie  die 
Gabel-,  Scheiden-,  Gefäss-,  Hefte-  und  Bändemacher,  kaufen 
sich  selbst  das  Material,  betreiben  ihr  Geschäft  handwerks- 
mässig  und  gehören  daher  auch  vor  das  Handels-,  nicht  wie 
die  Lohnarbeiter  vor  das  Gewerbegericht. 

Die  Kaufleute  (und  hier  werde  ich  im  Folgenden  nur  von 
der  Messer-  und  Scheerenindustrie  reden,  da  die  Schwertfabrik 
bereits  abgehandelt  worden  ist  und  in  den  anderen  Gewerben 
die  Verhältnisse  vielfach  anders  liegen)  —  die  Kaufleute  sind 
unendlich  zahlreich  und  von  sehr  verschiedener  Bedeutung. 
Einige  Exporteure  bilden  die  Elite;  sie  sind  die  reichsten,  - 
eine  Firma  soll  bis  zu  einer  Million  Mark  im  Vermögen  be- 
sitzen, —  sie  haben  ausgedehnte  Geschäftsverbindungen  und 
eine  durch  Generationen  gehende  kaufmännische  Tradition  und 
Bildung.  Sie  beschränken  sich  nicht  nur  auf  Solinger  Waaren, 
sondern  vertreiben  auch  Artikel  aus  Remscheid,  aus  der  Mark 
und  anderen  Fabrikgegenden  und  erzielen  ganz  bedeutende 
Umschläge.  Die  Mehi'zahl  der  Kaufleute  begnügt  sich  mit 
dem  Geschäft  auf  dem  Continente,  in  Deutschland  und  den 
Nachbarländern,  und  beschränkt  sich  auf  die  Solinger  Artikel. 
Die  Bestrebungen  der  Kaufmannschaft  sind  nicht  vei*geblich 
geblieben.  Im  Jahre  1832  schätzte  der  Landrath  ^)  den  Export 
der  Messer  auf  1.3  Millionen  Mark,  die  Handelskammer  im 


*)  Ton  Haaer:  Stat  Schilderang  d.  Kr.  Solingen.    1832.    S.  84.   — 
Jahresberichte  der  HaDdelskammer  für  1856  und  72.  — 

Es  betrog  im  Jahre  1832  der  Export: 

Klingen  4000  Centner    »    900000  Mark. 

Messer   12—15000        „         =  1350000      „ 

Es  betrag  im  Jahre  1856  der  Umschlag: 

Schwertklingen  400—500000  Stück 
Messerklingen    Vli—2  Mill.  Dutzend. 
Scheeren  "4 — 1     „  „ 

Stahlrahmen  1     »  . 
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Jahre  1856  den  Gesammtumschlag  auf  15  MiUioneo  Mark  und 
im  Jahre  1872  auf  25  und  mehr  Millionen  Mark.  Trotz  dieses 
unleugbaren  Aufschwunges  der  Industrie  und  des  Handels  ist 
man,  wenn  man  aus  Remscheid  oder  aus  dem  Wopperthale 
kommt,  doch  erstaunt  über  die  geringe  Beweglichkeit  mit 
welcher  in  Solingen  das  Geschäft  betrieben  wird.  Mangel  an 
Initiative,  an  Unternehmungsgeist,  an  kühnem  Vorangehen 
chai*acterisiren  diese  Kaufmannschaft,  und  noch  mehr  der 
Mangel  an  irgendwie  hervoiTagenden  Pei^sönlichkeiten ;  alles 
bewegt  sich  in  alten,  ausgefahrenen  Geleisen.  Grosse  Mengen 
Solinger  Artikel  werden  von  Remscheider  und  Elberfelder 
Häusern  vertrieben,  und  sie  werden  nicht  entfernt  auigewogen 
durch  die  Menge  deijenigen  Waaren,  welche  Solinger  Kauf- 
leute für  Remscheid  verhandeln. 

Noch  zahlreicher  als  die  Kaufleute  sind  die  Fabrikanten. 
Sobald  es  einem  Arbeiter,  namentlich  einem  Fertigmaeher 
(Nagler  oder  Reider)  gut  geht,  denkt  er:  mit  der  schweifen 
Handarbeit  plagst  Du  dich  zu  sehr  ab.  Du  musst  Fabrikant 
werden.  Und  nun  macht  er  einige  Dutzend  Messer  oder 
Scheeren  fertig  und  bringt  sie  zum  Kaufmann,  oder  er  trabt 
mit  dem  Sack  auf  dem  Buckel  über  die  Berge  und  sucht  sie  auf 
einem  nahen  Jahrmarkt  feilzubieten,  oder  er  wagt  sich  auch  in 
entferntere  Städte.  Manche  Anfänger  haben  dabei  mehr  Glfick, 
sie  entwickeln  mehr  Energie  und  Fleiss  und  arbeiten  sieh  zu 
höheren  socialen  Stufen  empor.  Dann  schicken  sie  ihre  Söhne 
in  die  Bürgerschule  und  lassen  sie  einjährig  dienen;  die  Wohl- 
habenderen lassen  die  ihrigen  schon  von  Tertia  abgehen  und 
senden  sie  dann  auf  eine  höhere  Schule,  z.  B.  auf  eine  Gewerbe* 
schule  und  später  gar  aufs  Polytechnikum.  Diese  Generation 
wird  dann  schon  zu  geleiiiten  Kaufleuten  vorgebildet 

Die  anfangenden  Fertigmacher  sind  ausserordentlich  ge- 
fährliche Concuri'enten.  Ihre  Productionskosten  sind  geringe: 
dre  Ausgaben  für  den  ganzen  kaufmännischen  Apparat,  wie 
Comptoir ,  Commis ,  Reisespesen  u.  s.  w.  fallen  bei  ihnen  fort : 
für  ihre  eigene  Arbeit,  das  Reiden  oder  Nageln,  rechnen  sie 
sich  nichts  an ;  sie  begnügen  sich  mit  ganz  geringfügigem  Ge- 
winne, verwerthen  ihre  arbeits-  und  erwerbslose  Zeit  zu  Han- 
delsreisen und  ei*zielen  bei  ihrem  Herabgehen  bis  auf  die  letzten 
Kunden  oft  die  höchsten  Preise.  Die  kleinen  Meister  geben 
ihnen  längere  Credite  und  betrachten  sie  überhaupt  als  ihre 


Es  betrug  im  Jahre  1872  der  Umschlag: 

Blanke  Wden                 800-900060  Stack  =»-  6           MiU.  Mark« 

Patentmesser  u  Gabehi  800—900000  Dutzend  =-4.8  „  „ 

Taschen-  u.  Federmesser       1.400000        „  ==•  4ji— 6.0     „  ^ 

Scheeren                                1.200000       „  =  3.0— a«  «  „ 

Brotmesser                             1.200000        „  »  2.4  ^  . 

MetallbOgel                      700—800000        „  «.  l.g  ^  ^ 

Zuckerformen  u.  s.  w.  190000  Stück  »0.6 
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Agenten,  wofür  sie  um  so  höflicher  behandelt  werden;  auch 
hoffen  sie,  weniger  leicht  ausser  Arbeit  zu  kommen,  wobei  sie 
jedoch  nicht  bedenken,  dass  sie  lange  Zahlungsausstände  geben 
und  dadurch  die  Zinsen  und  oft  den  ganzen  Lohn  verlieren. 
Die  Arbeiter  welche  beschäftigt  werden,  sind  häufig  gerade  die 
sehlechtesten  und  daher  billigsten;  die  Fertigmacher  halten 
sich  weder  an  gewisse  Löhne  noch  an  feste  Preise  noch  an 
eine  gute  Waarenqualität. 

Sie  machen  ein  paar  Karton  Messer  oder  iScheei-en  fei-tig 
und  bringen  sie  einem  Solinger  Kaufmann.  Dieser  kennt  schon 
seine  Leute,  er  weiss  dass  sie  die  für  das  Material  und  die 
Löhne  ausgestellten  Wechsel  zu  decken  haben,  und  sagt  daher 
kurz  ablehnend :  „Brauchen  keine  Messer !''  Dies  Manöver  ist 
den  Feitigmachern  nicht  neu;  sie  fangen  an  zu  handeln.  End- 
lich wird  das  Mittel  gefunden,  welches  eine  Nachfrage  be- 
schafft, —  die  Waare  wird  um  fünf  oder  mehr  Procent  billiger 
verkauft.  Es  ist  das  nämliche  Verfahren,  wie  es  überall  in 
der  Welt  vom  Kaufmanne  dem  kleinen  Handwerksmanne  gegen- 
über angewandt  wird,  sei  es  in  Solingen  oder,  wie  ich  es  an 
einem  andera  Orte^)  ausführlich  geschildert  habe,  in  Moskau. 
Wenn  nun  diese  Karten  nach  Amerika  gesendet  sind,  so 
laufen  vielleicht  nach  ein  bis  zwei  Jahren  Bestellungen  auf 
dieselben  ein;  unterdessen  hat  der  Fertigmacher  oft  schon 
längst  vergessen,  welche  Muster  er  dahin  geschickt  hatte,  denn 
weder  Zeichnungen,  noch  Modelle  hat  er  zuiilckbehalten.  Oder 
es  sind  inzwischen  Preise  und  Löhne  gestiegen,  und  er  will 
ganz  einfach  nicht  mehr  nach  dem  mitgegebenen  Preiscourant 
liefern ;  die  grösseren  Fiimen  hingegen  müssen  sich  durch  den- 
selben gebunden  erachten. 

Andere  Fertigmacher  gehen  in  der  stillen  Zeit  selbst  auf 
Reisen.  Unter  ihnen  stecken  manche  unsaubere  Elemente, 
Streber  schlimmster  Art,  welche  keinerlei  guten  Namen  zu 
wahren  haben,  denen  es  nicht  darauf  ankommt,  sich  eine 
sichere  Kundschaft  zu  erwerben,  sondem  die  Jahr  für  Jahr 
andere  Gegenden  au&uchen,  um  jeden  Kunden  möglichst  zu 
übervoitheilen.  Einzelne  Pfuscher  kaufen  auch  von  den  Fabri- 
kanten Ausschusswaare  und  gehen  damit  hausiren.  Andere 
eitstehen  ausgeschossene  oder  defecte  Waarentheile ,  schlagen 
dieselben  zusammen  und  vertreiben  dieselben '  namentlich  auf 
Jahrmärkten.  Diese  bilden  auch  die  Abnehmer  für  die  von 
unredlichen  Arbeitern  zuiUckbehaltenen  Theilstücke,  welche  sie 
entweder  selbst  oder  von  anderen  fertigmachen  lassen.    Alles 


*)  Die  Haasindastrie  im  Gouvernement  Moskau,  in  der  russischen 
Revue.  1878.  I.  S.  497—537 ,  namentlich  S.  510.  ff.  ~  Yergl.  auch  meinen 
Aa6als:  Finanz*  und  volkswirthschaftliche  Zustände  in  Weissrussland,  in 
Wiss*  Yiertetjahrsschrift  für  YoUcswirthschaft,  Politik  und  Culcurgeschichte, 
1879  m  Band. 

ForfchangtD  (8)U.3.  Tban.  2.  6 
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dieses  drückt  auf  die  Preise,  die  Löhne  und  die  Waarenqualitat 
und  verdirbt  den  Ruf  Solingens. 

Dieselben  Fertigmacher  spielen  zu  Hause  ihren  Material- 
lieferanten und  Arbeitern  gegenüber  häufig  bankerott  Wenn 
sie  in  Noth  sind,  ist  eines  ihrer  Hauptmittel  das  Wechsel- 
reiten;  jedoch  lässt  sich  dasselbe  nicht  ohne  Weiteres  ver- 
dammen. Eine  capitalarme  Industrie,  wie  die  Solinger,  muss 
starken  Gebrauch  vom  Credit  machen;  der  Fertigmacher  nimmt 
Ausstand  vom  Materialienhändler  und  Arbeiter  und  gibt  den- 
selben dem  Kaufmann;  wenn  der  Consument  bezahlt,  regelt 
sich  das  Geschäft.  Bei  Stockungen  ist  das  einzige  Rettungs- 
mittel  das  Wechselreiten,  und  mancher  brave  Mann  hat  mir 
versichei*t,  dass  er  einzig  durch  dies  allerdings  sehr  geßlhrliche 
Mittel  wähi*end  der  schlimmen  Zeiten  sich  hat  retten  können 
ohne  allzu  gi*osse  Verluste. 

Die  geschäftliche  Moral,  weit  entfernt  nur  bei  den  Fertij?- 
machern  so  niedrig  zu  stehen,  ist  bei  den  Kaufleuten  im 
Ganzen  nicht  höher  entwickelt.  Das  ist  kaum  erwähnenswert!), 
dass  ein  Concurrent  die  Musterkarten  des  anderen  durch  ein 
befreundetes  Haus  aufkaufen  lässt,  um  die  passenden  nachzu- 
machen, oder  dass  fremde  Marken  nachgeschlagen  werden.  Es 
ist  vorgekommen,  dass  ein  Haus  in  hübschem  Arrangement 
Musterkarten  ausgeschickt  hat  mit  elf  Sttlck  statt  zwölf,  und 
dsi^s  es,  als  z.  B.  Bestellungen  auf  hundert  Karten  einliefen, 
dieselben  auch  nur  je  mit  elf  Sttlck  lieferte.  Die  auf  Karten 
genähten  Messer  sind  oft  so  erbärmliches  Fabrikat,  dass  sie 
nur  von  einer  Seite  sauber  auspolirt  und  nicht  einmal  zuzu- 
klappen sind;  andere  haben  nur  auf  der  vorderen  Seite  ein 
Elfenbeinheft,  auf  der  anderen  ein  Heft  aus  Holz.  Während 
des  amerikanischen  Bürgerkrieges  wurden  Säbel  geliefert,  total 
unbrauchbar,  aber  dadurch  maskirt,  dass  sie  mit  Gewalt  fest 
in  die  Scheiden  getrieben  waren,  so  dass  man  sie  nicht  her- 
ausziehen konnte.  Zwar  musste  der  Lieferant  sich  später  einen 
Abzug  von  einer  halben  Million  gefallen  lassen;  das  fiel  aber 
gegen  die  verdienten  Summen  nicht  ins  Gewicht  Für  den 
Tauschhandel  in  Africa  wurden  Scheeren  geliefert  mit  zu- 
sammengegossenen Schenkeln  und  nicht  einmal  geschliffen, 
sondern  wie  die  Nähnadeln  in  Schauermühlen  geschauert 
Man  braucht  nur  in  ein  beliebiges  Comptoir  zu  geben,  um 
von  den  ConcuiTenten  sich  solche  Mustersammlungen  vor- 
weisen zu  lassen. 

Derart  ist  die  commerzielle  Bildung,  derart  die  geschäft- 
liche Moral,  derart  das  wirthschafUiche  Verhalten  der  Kaufinann- 
Schaft  und  des  Fabrikantenstandes!  So  sind  die  Leiter  der 
Production  beschaffen!  Bei  jeder  günstigen  Gonjunctur  ver- 
mehrt sich  ihre  Anzahl  ins  Unberechenbare;  manche  kommen 
voran ,  den  meisten  glückt  es  nicht  und  sie  suchen  dann  auf 
jedwede  Weise  sich  zu  halten.     Das  leichte  Au&teigen  vom 
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Arbeitsmann  zum  selbständigen  handeltreibenden  Fabrikanten  hat 
seine  schöne  sociale  Seite,  indem  es  strebsamen  Kräften  freie  Bahn 
lässt,  wie  sie  beim  Fabrikbetriebe  kaum  mehr  vorhanden.  Aber 
die  Schattenseiten  sind  überwiegend ;  es  entsteht  eine  grenzen- 
lose, durch  keinerlei  Rücksichten  desAnstandes  und  der  Fihre  ge- 
zUgelte  ConcuiTenz,  wie  sie  nirgendwo  schlimmer  ist  am  Rhein. 
Und  es  ist  bezeichnend  für  Solingen,  dass  die  vermehite  Gon- 
ciirrenz,  in  erster  Reihe  nicht  etwa  eine  vei'stärkte  geschäft- 
liche Rührigkeit  zur  Folge  hat,  sondern  überwiegend  das  Be- 
streben durch  allerlei  Mittel  unlauterer  Art  augenblicklichen 
Gewinn  sich  zu  suchen.  Diese  fessellose  Goncuirenz  commer- 
zieW  meist  untüchtiger  und  geschäftlich  häufig  unmoralischer 
Kaufleute  und  Fabrikanten  ist  es,  welche  die  Hauptschuld  an 
den  traurigen  Zuständen  Solingens  trägt.  Es  ergeben  sich 
daraus  zunächst  die  möglichst  niedrigen  Waarenpreise ,  femer 
dem  entsprechende  Waarenqualitäten  und  eine  Verkümmemng 
der  Technik,  dann  bei  der  geringen  Gesammtproductivität  ein 
um  so  erbitterterer  Kampf  um  die  Vertheilung,  um  die  Löhne, 
endlich  eine  tiefgehende  Unzufriedenheit  unter  den  Lohn- 
arbeitern, welche  in  der  Entsendung  eines  socialdemocratischen 
Abgeordneten  zum  Reichstage  ihren  Ausdinck  gefunden  hat 
Wahrlich,  alles  andere  ergibt  sich  aus  einer  derartigen  freien 
Concurrenz,  nur  keine  „harmonie  ^conomique'' !  — 

Die  Technik,  die  eigentlich  fabricirende  Thätigkeit  iiiht 
bei  der  hausindustriellen  Betriebsform  in  den  Händen  der 
Tbeilarbeiter.  Schon  gegen  die  Arbeitsintensität  liesse  sich 
hier  vieles  sagen;  die  Unregelmässigkeit  der  Beschäftigung 
ist  eine  sehr  gi*osse;  oft  wird  tagelang  nichts  gethan,  wenn 
keine  Arbeit,  oder  bei  den  Wasserschleifein,  wenn  kein  Wasser 
vorhanden  ist;  zu  andei*en  Zeiten  wird  Uebemienschliches  ge- 
leistet und  wie  unsinnig  Tag  und  Nacht  gearbeitet.  Die  Ehr- 
lichkeit ist  vielfach  eine  mangelhafte:  die  Schmiede  machen 
die  Klingen  etwas  kleiner  und  leichter  und  betrachten  den 
Rest  des  Materials  als  gute  Prise;  es  ist  keinerlei  Garantie 
vorhanden,  dass  nicht  auch  schlechterer  Stahl  statt  des  guten 
hingegebenen  verarbeitet  wird.  Ob  dann  im  besten  Falle  das 
gute  Material  richtig  behandelt  wird ,  entzieht  sich  jeder  Gon- 
trolle;  der  zu  Scheeren  hingegebene  Gussstahl  wird  vielleicht 
vom  Hälter  als  Raffinirstahl  behandelt,  und  dadurch  das  ganze 
Fabrikat  verdorben.  Eine  Gleichmässigkeit  ist  fast  gar  nicht 
zu  erreichen;  die  wechselnden  Stimmungen  des  zu  Hause 
arbeitenden  Meistei-s  schmieden  sich  alle  ins  Fabrikat,  und  von 
Werkstätte  zu  Werkstätte  wechseln  wiederum  Fähigkeit  und 
Lust  der  Meister. 

Die  technischen  Fertigkeiten  bilden  den  Ruhm  Solingens 
und  suchen  ihres  Gleichen.  Dieselben  werden  durch  das  Lehr- 
lingswesen ausgebildet,  welches  sich  selbst  nach  Aufhebung 
der  Zunftverliassung  erhalten  hat,  weil  es  dem  Kleinbetriebe 
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naturgemäss  ist.  Nur  unterliegt  es  mit  den  Conittnctoreo 
grossen  Schwankungen.  Bei  jedem  Au&chwunge  laufen  Ldir- 
linge  und  Gesellen  davon,  weil  andei*e  Meister  und  Fabrikan- 
ten ihnen  mehr  bieten ;  dann  erschallen  Klagen  über  den  Ver- 
fall des  Lehrlingswesens.  Bei  sinkender  Nachfrage  stellen  sie 
sich  wiederum  ein  und  fQgen  sich  allen  Bedingungen;  dann 
rühmen  sich  die  Meister,  ^e  alte  Zucht  wieder  hergestellt  zu 
haben.  Eine  gi-ündliche  Fachbildung  wird  dabei  nicht  erzielt: 
das  Monopol  der  Geheimkünste  ist  bereits  lange  geschwunden 
und  findet  keinerlei  Ersatz  in  einer  Schulung  des  Geschmackes 
und  der  Präcision,  welche  namentlich  allen  mit  der  ZusammeD- 
Setzung  von  Wafifen,  Messei-n  u.  s.  w.  beschäftigten  Arbeitern 
fehlt.  Das  Mitbringen  französischer  und  englischer  Muster 
allein  genügt  nicht  und  die  Bemühungen  der  Kaufleote  im 
Jahre  1844,  einem  Arbeiter  mit  falschem  Wanderbuche  in 
einer  englischen  Fabrik  einen  Platz  zu  vei'schafifen ,  blieben 
fi-uchtlos.  Wenn  sich  dann  auch  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
manche  Verbesserung  eingestellt  hat,  so  bleibt  der  Mangel 
einer  gründlichen  theoretischen  und  praktischen  Ausbildung 
doch  empfindlich  fühlbar. 

Die  Verbesserung  der  im  Besitze  der  Meister  befindlichen 
Productionsmittel  scheitert  gleichfsdls  an  ihrem  Mangel  an 
Bildung,  Initiative  und  Capital.  Die  technischen  Vorrichtungen 
und  die  Werkstätten,  namentlich  die  Schleifkotten,  haben  sich 
durch  Jahrhunderte  in  demselben  trostlosen  Zustande  erhalten ; 
die  Arbeiter  halten  allenthalben  auf  das  zäheste  an  ihren  ver- 
alteten Gewohnheiten  fest,  und  sie,  die  in  socialer  und  poli- 
tischer Beziehung  meistens  Radicale  sind,  erweisen  sich  in 
technischer  Hinsicht  als  die  ärgsten  Conservativen.  Vollemis 
darf  man  von  den  lohnarbeitenden  Meistern  nicht  den  Ueber- 
gang  zu  einer  höheren  Betriebsform,  zur  Manufactur  oder 
Fabrikindustrie,  voraussetzen;  ein  jeder  derselben  bildet  ja 
nur  ein  kleines  Glied  der  arbeitstheiligen  Fabrikation,  welche 
er  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  zu  überschauen  vermag ,  und 
welche  zu  vereinigen  er  nicht  die  Mittel,  weder  die  geistigen, 
noch  die  materiellen,  besitzt. 

Die  Leiter  der  Technik  sind  im  Giiinde  genommen  doch 
noch  die  Fabrikanten  und  Kaufleute,  aber  auch  von  diesen 
ist  nicht  leicht  ein  Uebergang  zu  anderen  Betriebsformen  zu 
erwarten.  Die  ei-steren,  namentlich  die  kleineren  Fertig- 
macher, haben  zu  wenig  Kenntnisse  und  Capital,  sie  stehen 
unter  den  Sorgen  des  Tages  und  schlagen  sich  auf  ehrliche 
oder  unehrliche  Weise  mit  Drücken  von  Preisen,  Löhnen  und 
Waarenqualitäten  durchs  Leben.  Die  eigentlichen  Kaufleate 
hätten  schon  das  Capital ,  aber  bei  ihrer  kaufmännischen  Bil- 
dung verstehen  sie  wenig  von  der  Technik  und  verwerthen  nicht 
einmal  ihre  Reisen  für  dieselben;  dann  besitzen  die  meisten 
auch  keine  Initiative  und  leben  in  einer  geschäftlichen  Schlaf- 


U.  3.  85 

rigkeit  dahin,  welche  die  Quintessenz  aller  Voi*würfe  gegen 
sie  bleibt.  Sie  führen  nach  der  Tradition  ihres  Hauses  das 
kaufmännische  Geschäft  foit;  dieses  können  sie  übei'schauen, 
davon  vei-stehen  sie  etwas  und  wollen  sich  auf  neue  unüber- 
sehbare Unternehmungen  nicht  einlassen.  Aber  selbst  nach 
Ueberwindung  dieser  geistig-psychischen  Schwierigkeiten  ent- 
stünde die  Frage:  würde  sich  das  fest  angelegte  Capital  auch 
vemnsen?  Jene  zügellose  Concuirenz  von  Fertigmachein  und 
Kaufleuten  würde  bei  günstiger  Conjunctur  zwai*  weniger  zur 
Geltung  gelangen,  weil  die  gestiegenen  Löhne  mit  Voitheil 
durch  die  dann  billigere  Maschinenarbeit  ei*setzt  würden; 
beim  Rückgange  aber  Hesse  der  gedrückte  Handlohn  der  Fabrik 
keinen  Gewinn  mehr  übrig.  Somit  wird  die  gegenwäitige 
Organisationslosigkeit  der  Hausindustrie  zum  grössten  Hemmniss 
eines  Deberganges  zu  höheren  Betriebsformen. 

In  England  hat  sich  der  Uebergang  zum  Manufactur-  und 
Fabrikbetriebe  bereits  vollzogen.  In  Frankreich  nahm  von 
Anfang  an  die  Industrie  eine  der  Solinger  schnurstracks  ent- 
gegengesetzte Entwickelung.  Hier  ist  sie  uralt  und  hat  sich 
im  Laufe  eines  halben  Jahrtausends  vom  handwerksmässigen 
zum  hausindustriellen  Betriebe  mit  kaufmännischer  Spitze 
emporgekämpft.  Dort  ist  sie  jung,  ein  halbes  Jahrhundert 
alt,  erst  zur  Napoleonischen  Zeit  entstanden.  Damals  ver- 
führten einzelne  grosse  Capitalisten  bergische  Arbeiter;  diese 
landfremd,  wie  sie  waren,  besassen  weder  Haus  noch  Werk- 
stätte, sie  wurden  sofort  in  Manufacturen  vereinigt;  diese 
waren  nur  das  kurze  Durchgangsstadium  zum  maschinellen 
Fabrikbetriebe,  dem  Geldmittel  und  technische  Erfahiiingen 
zur  Seite  standen,  und  der  in  Folge  der  Neuheit  der  Indu- 
strie nur  einer  geringen  inneren  ConcuiTenz  begegnete  und 
gegen  das  Ausland  hohen  Schutzzoll  genoss.  So  hat  sich  eine 
Industrie  gebildet,  die  durch  die  Gleichmässigkeit  und  Güte 
ihrer  Fabrikate  in  einzelnen  Artikeln  ganz  gefährlich  concur- 
rirt  und  auf  der  letzten  Weltausstellung  auch  einige  Modelle  ihrer 
Werkstätten  mit  Turbinen  und  Dampfbetrieb  ausgestellt  hatte. 

Die  Fabriken  sind  naturgemäss  auf  eine  Produktion  ein- 
facher Massenartikel  angewiesen.  In  England  hat  jede  Firma 
ihre  Specialität,  durch  deren  Massendarstellung  sie  ihre  Ma- 
schinen und  Arbeiter  foi-tlaufend  im  Gang  erhält;  ein  englischer 
Commissionär  muss  an  vielen  Thüren  anklopfen,  um  ein  Muster- 
assortiment zusammenzubringen.  Solingen  hat  diese  Ariikel 
verloren  theils  an  das  Ausland,  theils  an  die  Mark,  wo  die 
Materialien  und  die  Löhne  billiger  sind  und  wo  man  ange- 
fangen hat,  sie  fabrikmässig  herzustellen.  Es  ist  daher  auf 
die  feineren  Waaren,  auf  eine  Mannigfaltigkeit  von  Mustern 
angewiesen  worden,  wo  die  Fertigkeit  der  Hand  zur  Geltung 
gelangen  kann.  Aeltere  Häuser  sollen  z.  B.  in  Scheeren  gegen 
zweitausend  vei'schiedene  Modelle  in  Curs  haben;  ebenso  ist 
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es  in  der  Feder-  und  Taschenmesser-Branche,  und  wenn  auch 
nicht  gar  so  specialisiit,  im  Tafelmessergeschäft.  Zu  jedem  Model] 
müssen  separate  Arbeitsinstrumente  angeschafft  werden;  die 
technische  Entwickelung  des  Arbeiters,  weldber  heute  an  diesem 
morgen  an  jenem  und  übermorgen  an  einem  dritten  Moster 
beschäftigt  ist,  gelangt  nicht  zu  der  Vollkommenheit,  welche 
er  erringen  würde,  wenn  er  längere  Zeit  an  derselben  Sorte 
arbeiten  würde;  ebenso  bleibt  die  Qualität,  besonders  die 
Formenschönheit  in  Folge  dieses  Umstandes  mangelhaft. 

Aber  selbst  bei  dieser  Richtung  der  Fabrikation  bat  So* 
lingen  dem  Uebergange  zu  höheren  Betriebsformen  seiner  In- 
dustrie sich  nicht  ganz  entziehen  können.  Zunächst  war  da;s 
mit  den  Scheeren  der  Fall.  Etwa  seit  dem  Jahre  1840  be- 
gann die  preussische  Seehandlung  in  ihrer  Fabrik  zu  Burg  an 
der  Wupper  die  geringem  Sollen,  welche  den  Arbeitern  nur 
eine  kümmerliche  Existenz  geboten  hatten,  zu  giessen.  Diese 
Gussscheeren  brachen  leicht  und  hatten  keinen  Schnitt  Als 
nun  die  flauen  Zeiten  kamen,  begann  der  Betrug,  indem  man 
gegossene  Scheeren  für  geschmiedete  ausgab;  das  Publikum 
merkte  aber  den  Schaden  und  Solingen  verlor  sein  Renomra^ 
Dadurch  sanken  die  Scheerenpi-eise  überhaupt,  in  Folge  dessen 
die  Löhne  und  viele  Meister  geriethen  ausser  Brot.  Dazu  trat 
im  Jahre  1847  die  Krisis  in  Nordamerika  und  in  Europa  1848 
zählte  man  in  der  Stadt  Solingen  unter  6000  Einwohnern  600 
arme  Familien,  also  über  ein  Drittel  der  Bevölkeiiin?.  Als 
dann  der  Stuim  durchs  Land  zog,  richtete  die  Wuth  des 
Volkes  sich  gegen  diese  Giesserei;  es  zog  in  die  Burg  und 
zerstörte  die  Fabrik.  In  der  Folge  entstanden  neue  Giessereien 
und  im  letzten  Jahi-zehnt  beginnt  sogar  in  mittelfeinen 
Sorten  der  Hartguss  Concuirenz  zu  machen.  Jedoch  taugen 
die  Gussscheeren  nichts,  sie  sind  auf  die  Täuschung  des  end- 
lichen Consumenten  berechnet. 

Die  Schmiederei  findet  bei  einzelnen  Sollen  Scheeren  und 
bei  den  Tafelmessein  ohne  Knopf  auch  schon  vermittelst  maschi- 
neller Vorrichtungen  statt;  die  Klingen  werden  durch  Fall-, 
Reck-  und  Federhämmer,  die  neben  einigen  Comptoirs  ange- 
bracht sind,  aus  gutem  Gussstahlblech  ausgeschlagen,  und  mit 
BaJancen  beschnitten.  Dieses  rasche  Hämmern  des  Stoffs  soll 
aber  den  Nachtheil  haben,  dass  er  sich  seinem  Wüchse  ge- 
mäss nicht  ausdehnen  kann,  seine  einzelnen  Fasern  nicht  natur- 
gemäss  zusammengeschmiedet  werden  und  die  Klingen  sich 
daher  beim  Härten  werfen,  so  dass  sie  sorgfältig  gerichtet 
werden  müssen.  Alle  übrigen  Arbeitsverrichtungen  sind  der 
Hausindustrie  verblieben. 

Augenblicklich  ist  wohl  die  Scheerenfabrikation  die  wich- 
tigste in  Solingen;  sie  besteht  in  vielen  Sorten  siegreich  jede 
Concurrenz  und  in  Sheffield  selbst  sollen  gi*osse  Massen  Solinger 
Scheeren  lagern.    Nicht  minder  sind  die  Feder-  und  Taschen- 
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messer  concurrenzfähig ,  bei  denen  die  Handarbeit  und  die 
FaQon  ja  so  wesentlich  sind.  Dagegen  steht  in  den  anderen 
Branchen  der  Tafel-,  Küchen-  u.  s.  w.  Messer  England  obenan, 
obwohl  in  einzelnen  Sorten,  wie  in  den  Tafelmessern  mit 
Mittelbalance  Solingen  nicht  zuiDckbleibt.  Die  Ueberlegenheit 
Englands  und  Frankreichs  beruht  auf  der  Anwendung  maschi- 
neller Vorrichtungen,  gegen  deren  Billigkeit  die  Handlöhne 
nicht  aufkommen  können,  und  in  der  grösseren  Gleichmässig- 
keit  der  Waare.  Kurz  gesagt,  das  Betriebssystem  der  Industrie 
in  Solingen  ist  zurückgeblieben;  seine  Hausindustrie  ist  durch 
die  Manufactur  und  den  Fabrikbetrieb  übei-flügelt  worden. 

Den  Beweis  dafür  und  zwar  durch  ein  volkswirthschaft- 
liches  Experiment,  bietet  die  (bis  vor  kurzem)  einzige  in  So- 
lingen vorhandene  Fabrik.  Die  grossartige  Henckels'sche  Unter- 
nehmung bereitet,  um  gleichmässiges  und  zuverlässiges  Mate- 
rial zu  haben,  den  Stahl  selbst;  sie  schmiedet  ihn  zu  Stangen 
aus,  dann  unter  Fallhämmeiii  zu  Gabeln  und  Scheeren  und 
unter  den  Federhämmem  zu  Messem;  zahlreiche  Härter, 
Schleifer  und  Nebenarbeiter  sind  im  eignen  Etablissement 
vereinigt.  Ausserdem  werden  ebensoviel  hausindustrielle  als 
Fabrikarbeiter  beschäftigt;  die  Gesammtzahl  mag  sich  gegen- 
wärtig auf  1000,  zur  Glanzzeit  auf  1500  belaufen.  Der  Gründer 
der  Firma  Hess  kein  Stück  ausser  Hause  gehen,  welches  er 
nicht  selbst  besichtigt  hatte;  durch  eine  so  gleichmässige  und 
gute  Qualität  erobeite  er  Berlin,  Ostdeutschland  und  die 
angi'enzenden  Märkte;  in  der  ersteren  Stadt  hat  er  ein 
grosses  Lager  von  Stahl-  und  Eisenwaaren  und  überall  alte 
und  sichere  Kunden.  Obwohl  nun  nach  der  Ansicht  fast 
sämrotlicher  Solinger  seine  Nachfolger  weder  seine  technischen 
noch  kaufmännischen  Eigenschaften  besitzen,  so  gelingt  es, 
aUei'seit«  zugestandeneimassen,  dieser  Firma  doch,  zehn  bis 
zwanzig  Procent  mehr  für  ihre  Waaren  zu  erhalten  als  die 
übrigen  Concun*enten.  Woran  liegt  das?  Nicht  etwa  daran 
dass  billiger  fabricirt  wird;  im  Grunde  ist  ihr  Betriebssystem 
nur  erst  eine  Manufactur  und  die  Handarbeit  ist  keineswegs 
durchgängig  durch  billigere  Maschinenarbeit  ersetzt.  Vielleicht 
wird  sogar  theurer,  aber  es  wird  entschieden  besser  und  gleich- 
massiger  producirt;  das  Material  ist  solide  und  bekannt,  die 
Aufsicht  über  die  örtlich  concentrirten  Arbeiter  ist  eine  sorg- 
fältigere. 

Freilich  zeigen  gerade  die  gegenwärtig  flauen  Zeiten,  wie 
drückend  die  Concurrenz  der  Fertigmacher  mit  ihren  unbe- 
greiflichen Preisen  ist.  Remscheider  und  Elberfelder  Commis- 
sioDshäuser  kaufen  die  sehr  billige  und  sehr  schlechte  Waare 
und  bringen  sie  allenthalben,  z.  B.  nach  Amerika,  auf  den 
Markt;  theils  drücken  sie  die  Fertigmacher,  theils  lassen  sie 
sich  von  denselben  betrügen,  da  sie  als  Exporteure  nicht  ge- 
nügend Waarenkunde  besitzen.  Gegen  diese  Concurrenten  haben 


88  IL  3. 

Henekels  und  die  neu  entstandene  Unterndimang  von  BAker 
einen  schweren  Stande 

Solingen  charakterisirt  sich  durch  Mangel  an  kaufinAii- 
nischer  Untemehmnngslust,  dorch  Mangel  an  geschäftlicher 
Moral,  durch  zügellose  Concurrenz  der  Kauflente  und  Fabri- 
kanten unter  einander  und  durch  eine  veraltete  handwerks- 
mässige  Technik,  —  es  ist  der  Typus  einer  zurückgebliebenen, 
überlebten  Hausindustrie.  Keiner  will  den  üebergang  zur 
Manufactur  und  zum  Fabrikbetriebe  vollziehen,  theils  weil 
Kenntnisse  und  Initiative  dazu  fehlen,  theils  weil  die  staike 
Concurrenz  der  Nachbarn  bald  keinen  Gewinn  mehr  übrig  lassen 
würde.  In  der  Concurrenz  legt  sich  aber  niemand  eine  Fessel 
an,  weil  er  sicher  ist,  dass  zahllose  Andere  vor  keinem  Mittel 
zurQckscheuen.  Kurz  die  Zustande  sind  verfahren,  sammt- 
liche  MissstHnde  greifen  in  einander,  ein  Entrinnen  scheint 
aus  diesem  Win-sal  fast  unmöglich,  niemand  sieht  f&r  die 
Mehrzahl  der  Producenten  einen  Ausweg  und  selbst  die  tüch- 
tigsten Männer  erklären :  eine  Besserung  sei  kaum  denkbar.  Aus 
dieser  psychischen  Stimmung  heraus  wird  man  die  zügellose 
innere  ConcuiTonz  und  die  geringe  Neigung  nach  positiven 
Verbessenmgen  verstehen,  aus  dei'selben  auch  das  gierige 
Haschen  nach  gleichviel  wie  erworbenem  Gewinn.  Dem  übCT- 
fluthenden  Strome  uralter  Tradition  kann  der  Einzelne  nicht 
widerstehen  und  Mancher  würde  als  Mensch  darüber  er- 
schrecken, was  er  als  Geschäftsmann  gethan. 

Dazu  noch  die  Ungunst  der  äusseren  Verhältnisse  Die 
Fundstätten  von  Eisen  und  Kohle  liegen  weit  ab  und  die 
Transpoitverhältnisse  waren  bis  vor  kurzem  ganz  mangelhafte. 
Die  Lebensmittel  sind  ausserordentlich  theuer  und  müssen  zu 
hohen  Preisen  aus  der  Rheinebene  hinaufgeschafit  werden. 

So  wird  es  denn  sehr  erklärlich,  wie  bei  der  überlegenen 
Technik  und  den  günstigeren  Productionsbedingungen  des  Aus- 
landes, bei  der  mangelnden  Unternehmungslust  und  der  un- 
sittlichen ConcuiTonz  im  Inlande  das  Gesammteilrägniss  der 
Industrie  ein  sehr  geringes  ist.  Und  um  dieses  beginnt  nach 
dem  Kampf  mit  der  übrigen  wirtlischaftlichen  Welt  ein  noch- 
maliger  Kampf  zwischen  Kaufinannschaft  und  Fabrikantenstand 
einei*seits  und  Arbeiterstand  andererseits,  ein  Kampf  der  um 
so  heftiger  und  erbitterter  ist,  als  hier  wenigstens  ein  TheQ 
des  Arbeiterstandes  der  Losung  folgt:  Alle  für  Einen,  Einer 
ftlr  Alle! 

Die  Kaufinannschaft  hat,  das  muss  man  um  gerecht  zu 
sein,  vorausschicken,  bei  den  niedrigen  Waarenpreisen  keine 
Schätze  gesammelt.  Die  Stadt  ist  düster,  die  Häuser  einfach ; 
grosser  Reichthum  existirt  ebenso  wenig  wie  höhere  geistige 
Eigenschaft;en :  Unternehmungslust,  Kenntnisse,  Weltbildung, 
geistige  Frische! 
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Ob  und  unter  welchen  Umständen  man  trotzdem  auf  eine 
Besseiting  der  Verhältnisse  rechnen  dürfe,  darauf  komme  ich 
weiter  unten  zurück. 


yn.  Die  ArbeiterrerhBltnlsse. 

Die  Arbeiter  haben  durch  die  Aufhebung  der  Zunftver- 
fassung den  erheblichsten  Verlust  hinsichtlich  der  Lohnbe- 
stimmung erfahren.  Fi-üher  traten  sie  in  geschlossenen  festge- 
fügten Zünften  der  Kaufmannschaft  entgegen;  jetzt  mussten 
sie  allein.  Mann  für  Mann,  ohne  Coalitionsrecht  den  Kampf 
um  den  Lohn  aufoehmen.  Dieser  wirthschaftliche  Faustkampf 
war  ein  ungeordneter  und  wilder;  je  nach  dem  launenhaften 
Begehr  des  Weltmarkts  wurde  er  mit  wechselndem  Siege  ge- 
führt. War  die  Conjunctur  eine  aufsteigende,  so  Hess  der  Ar- 
beiter sich  suchen,  brach  seine  Verträge,  erhöhte  seinen  Lohn 
und  bestrebte  sich,  so  rasch  und  so  flüchtig  als  möglich  Geld 
zu  verdienen.  In  Nothzeiten  setzte  der  Kaufmann  die  Schraube 
an,  um  den  Lohn  herunter  zu  setzen,  und  dieses  Drücken  hat  er 
in  Solingen  zu  allen  Zeiten  trefilich  verstanden,  mehr  im  stillen 
und  geheimen  aber  doch  sehr  wirksam.  Dann  werden  mehrere 
Meister  ins  Comptoir  bestellt  und  ein  jeder  um  den  genauesten 
Preis  befragt,  zu  welchem  er  die  Arbeit  übernehmen  wolle; 
einem  Jeden  wird  versichert,  ein  anderer  sei  bereit  zu  weit 
niedrigerem  Preise  zu  liefem,  und  mit  diesem  Bescheide  wird 
er  enüassen.  Der  erste  der  in  arbeitsloser  Zeit,  vom  Hunger 
gepeinigt,  sich  zu  dem  geringsten  Preise  erbietet,  und  mag  er 
auch  der  schlechteste  Arbeiter  sein,  wird  nun  beiläufig  den 
Anderen  als  leuchtendes  Beispiel  vorgehalten.  Es  folgt  dann 
ein  Zweiter,  ein  Dritter,  bis  der  Kaufmann  sich  in  der  Lage 
glaubt,  den  Lohn  um  eine  Windung  tiefer  schrauben  zu  können. 
In  einer  Fabrik  ist  eine  solche  heimliche  Schraube  nicht  mög- 
lich ;  dort  erwacht  der  Widei-stand  rascher  bei  den  gemeinsam 
Betroffenen  und  fühlt  sie  zu  Verbindungen  zusammen.  In  der 
Hausindustrie  weiss  nicht  so  leicht  ein  Arbeiter  etwas  vom 
andern;  unter  Vortritt  der  schlechtesten  und  daher  billigsten 
unterwerfen  auch  bald  die  Uebrigen  sich  dem  herabgesetzten 
Lohne. 

Das  Vei*sammlungsrecht  legte  den  Arbeitem  allerlei  Schwie- 
rigkeiten in  den  W^,  und  es  jfehlte  auch  eine  organisii-te  Cor- 
poration, welche  zuföllige  Beschlüsse  consequent  weiter  verfolgt 
hätte;  das  Vereinsrecht  verbot  die  Coalition  zu  gemeinsamer 
Lohnerhöhung,  daher  blieb  den  Arbeitern  nichts  Anderes 
übrig,  als  geduldig  jedem  Drucke  nachzugeben,  um  dann  etwa 
alle  zwanzig  Jahre  einmal  in  gesetzwidrigem  Tumulte  durch 
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einen  kurzen,  wilden  Aufschrei  ihrer  Noth  einen  formlosen, 
unverstandenen  Ausdiiick  zu  geben. 

Bei  Beurtheilung  der  Solinger  Arbeitei-verhältnisse  mOssen 
verechiedene  Gnippen  unterschieden  werden.  Vor  allem  sind 
sämmtliche  Schwertarbeiter  auszuscheiden,  denn,  wie  im  ersten 
Capitel  ausgeführt  worden,  befinden  sie  sich  in  Folge  des  Rück- 
ganges ihrer  Industrie  in  der  denkbar  elendsten  Lage.  Nicht 
minder  sind  sämmtliche  Schmiede  in  ihrer  Kraft  gebrochen, 
und  zwar  durch  Anwendung  der  maschinellen  Vorrichtungen. 
Ihre  Anzahl  hat  sich  ganz  erheblich  verringert;  Höfe^  die 
früher  nur  von  ihnen  bewohnt  wurden,  zählen  jetzt  kaum 
einige  Meister;  theils  sind  sie  in  die  Fabriken  gewandert, 
theils  gestorben,  ihre  Söhne  sind  fast  alle  Arbeiter  in  Fabriken 
geworden,  wo  sie  sofort  zu  Verdienst  gelangen,  ohne  eine  Lehr- 
zeit von  drei  Jahren.  Das  Gleichgewicht  in  der  Anzahl  der 
Schmiede  wie  der  Waffenarbeiter  ist  noch  nicht  wiederherge- 
stellt; es  sind  viele  dereelben  „überzählig"  über  den  Bedarf. 
und  diese  Menge  drückt  ihre  Löhne  und  ihi*e  Thatkraft  dar- 
nieder. Die  Feiler  sind  eine  ganz  arme  und  elende  Arbeiter- 
klasse; die  Härter  und  Beider  kommen  nicht  in  Betracht. 
Die  Schleifer  sind  es  daher,  die  voine  auf  dem  Plane  kämpfen, 
die  zahlreichste  und  wichtigst«  Arbeiterklasse. 

Die  Schleiferei  ist  mit  dem  Jahre  1849  in  eine  neue  Phase 
getreten.  Damals  nahm  die  Fabrikation  der  Quincalleriewaaren 
einen  fabelhaften  Aufschwung,  und  deren  Werth  beruhte  haupt- 
sächlich auf  der  Schleiferei.  Die  alten  Wasserkotten  befandmi 
sich  noch  immer  in  dem  nämlichen  trostlosen  Zustande,  wie 
er  vom  Anfange  des  Jahrhundeits  geschildert  wurde;  theik 
waren  sie  mit  Hypotheken  überlastet,  theils  fehlte  es  den 
Meistern  an  Initiative,  um  Verbesseiningen  und  Vergrössemngen 
vorzunehmen,  auch  erhielten  sie  auf  ihre  entlegenen  Werke 
nur  schwierig  Credit.  Daher  entstanden  auf  den  Höhen  in 
der  Nähe  der  Städte  Dampfschleifereien  mit  einer  ganz  merk- 
würdigen social-öconomischen  Organisation :  der  hausindustrielle 
Gharacter  blieb  nämlich  völlig  gewahrt.  Nicht  Kaufleute  noch 
Fabrikanten  sondern  Speculanten,  Bauunteinehmer  waren  die 
ei*sten,  welche  git)sse  Werkstätten  emchteten,  Schleifplätce 
herstellten  und  sie  gegen  Wochen-  oder  Monatsmiethe  den  ein- 
zelnen Meistern  überliessen.  Diesen  Vortheil  nahmen  nun 
auch  alle  diejenigen  wahr,  welche  irgendwo  Dampfkraft  Ober- 
schüssig  hatten;  sie  führten  Treibriemen  in  die  Stuben  und 
vermietheten  dieselben.  Die  Meister  sorgten  seibat  fbr  die 
Riemscheiben ,  für  die  Steine ,  Schmirgel  u.  s.  w.  und  hielten 
ihre  eignen  Gesellen  und  Lehrlinge;  in  ihrem  Kommen  und 
Gehen  waren  sie  vollkommen  unabhängig,  von  sieben  Dhr 
Morgens  bis  sieben  oder  neun  Uhr  Abends  mit  einer  Stunde 
Pause  erhielt  der  Vermiether  die  Steine  im  Gange.  So  blieb 
die  frühere  Stellung  der  Meister  gewählt,  und   sogar  in  der 
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Werkstätte  eines  Kaufmanns  arbeitete  er  nicht  immer  für  diesen 
und  jedenfalls  nur  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  für 
jeden  anderen.  Die  Schleifer  merkten  nun  sehr  bald,  dass  sie 
oben  auf  den  Höhen  ihren  Kunden  näher  waren ,  als  in  den 
entlegnen  Thälern,  und  dass  der  Dampf  ihnen  eine  stetige 
Triebkraft  gewährte ;  sie  kamen  daher  gern  aus  ihrer  Wildniss 
empor.  Die  Anzahl  der  Dampfschleifereien  wuchs  ganz  be- 
trächtlich und  bald  ward  dieselbe  zu  gioss,  da  ein  jeder  seine 
überschüssige  Dampfkiaft  verwerthen  wollte.  Durch  die  stetige 
Beschäftigung  das  ganze  Jahr  hindurch  sank  der  Lohn,  und 
um  die  Concurrenz  aushalten  zu  können,  stellten  die  Wasser- 
schleifer zum  Theil  kleine  Dampfmaschinen  auf  und  verbesser- 
ten ihre  Wasserwerke.  Die  grossen  Kotten  an  der  Wupper 
sind  nunmehr  zweistöckige  Gebäude,  oft  zwei  neben  einander, 
in  Fachwerk  aufgeführt  und  mit  Kalk  und  Lehm  verschmiert. 

Das  System  der  Kaum-  und  Kraftmiethe  und  die  Selb- 
ständigkeit, über  welche  die  Schleifer  mit  Eifersucht  wachen, 
legen  zwei  Fragen  nahe:  warum  hat  man  nicht  Productions- 
genossenschaften  gebildet,  oder  warum  haben  nicht  die  Ge- 
meinden solche  Schleifereien  aufgeführt,  wie  es  z.  B.  Nümberg 
mit  grossem  Fa-folg  zu  ähnlichen  Zwecken  gethan  hat?  Das 
ist  leider  versäumt  worden  unrt  gegenwärtig  erscheint  es  zu 
spät;  die  Garantie  der  Selbständigkeit  wäre  eine  bedeutend 
grössere  gewesen.  Denn  in  Remscheid  haben  sich  bereits 
andere  Systeme  entwickelt.  Die  Mehrzahl  der  Schleifer  ist 
daselbst  zwar  eben  so  unabhängig  wie  in  Solingen,  und  sie 
arbeiten  in  Halblohn  d.  h.  sie  geben  die  Hälfte  des  üblichen 
Schieülohns  als  Miethe  und  oft  auch  für  die  Benutzung  der 
Steine  hin.  Jedoch  gibt  es  auch  schon  völlige  Fabrikarbeiter, 
welche  in  den  Werkstätten  des  Kaufmanns  auf  seinen  Steinen 
seine  Fabrikate  gegen  Stück-  oder  sogar  Taglohn  schleifen; 
namentlich  ist  das  bei  sehr  schweren  Artikeln  der  Fall,  welche 
sehr  grosse  Steine  erfordern. 

Die  i-echtliche  Stellung  der  Solinger  Schleifer  ist  demge- 
mäss  nicht  die  von  Fabrikarbeitem,  sondern  von  Handwerkern. 
Nach  den  Entscheidungen  des  Obeitribunals  vom  27.  November 
1856  und  vom  16.  November  1857  unterliegen  die  Lehrlinge 
der  selbständigen  Meister  in  Solingen  z.  B.  nicht  dem  Kinder- 
schutzgesetze  und  sind  daher  aller  Ausbeutung  preisgegeben. 
Ja  man  begann  sogar,  was  in  fiHheren  Jahrhunderten  undenk- 
bar gewesen  wäre,  an  den  Quincalleriewaaren  in  den  Dampf- 
schleifereien Mädchen  zu  beschäftigen.  Die  flatternden  Ge- 
wänder derselben  wurden  leicht  von  den  umgehenden  Steinen 
erfasst,  und  der  Landrath  verfügte  daher,  dass  sie  in  Knaben- 
traeht  arbeiten  sollten.  Nun  wurde  der  Scandal  eclatant.  Die 
Schleifer,  ohnehin  eine  rohe  Sippe,  wurden  zu  allen  möglichen 
ünsitüichkeiten  herausgefordert ;  sobald  die  weiblichen  Jungen 
sich  auf  der  Strasse  zeigten,  wurden  sie  mit  Hailoh  verfolgt. 
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Und  als  der  Fabrikinspector  forderte,  die  Mädchen  soUteii  beim 
Passiren  der  Strasse  doch  wenigstens  ein  Kleid  überwerfen, 
da  waren  alle  Einwohner  und  alle  Kaufleute  der  Stadt  er- 
staunt über  die  sentimentale  Zailheit,  und  selbst  der  Land- 
rath  blieb  dabei,  dass  das  Ueberwei-fen  eines  Rockes  zu  Doch 
grösseren  Unsittlichkeiten  führen  würde.  Nach  jahrelangen 
Kämpfen  über  diesen  Punkt  siegte  endlich  die  Schamhafti^^- 
keit,  und  in  letzter  Zeit  hat  in  Folge  des  starken  Rückganges 
der  Quincallerie-Fabrikation  die  Mädchenarbeit  überhaupt  sich 
veimindert. 

Die  Gefährlichkeit  der  Schleiferei^)  für  die  Gesundheit 
ist  weltbekannt  Schon  die  kalte  und  feuchte  Luft  in  den 
Wasserkotten ,  die  häufig  nur  dunklen  Kellern  gleichen,  zer- 
stöi-t  auch  die  festeste  Constitution.  Und  doch  besassen  die- 
selben einen  gewissen  Vorzug  vor  den  Dampfschleifereieu. 
Fi-üher  lag  der  Schleifer  während  der  arbeitslosen  Zeit  auf 
dem  Damm,  athmete  ein  paar  Monate  lang  hische,  reine  Luft 
oder  arbeitete  gar  in  seinem  Gäitchen;  nach  ein  bis  zwei 
Monaten  circulirte  ein  neues  Blut  in  seinen  Atiem.  In  den 
trockenen  Dampfschleifereien  hingegen  ist  er  in  ununter- 
brochener Thätigkeit;  freilich  ist  hier  die  Arbeitszeit  eine 
durch  die  Heizung  der  Dampfmaschine  beschränkte,  während 
die  Wasserschleifer  nach  überstandenem  Wassermangel  oft  ge> 
radezu  Uebermenschliches  leisten.  Von  den  895  Schleiferu, 
welche  Dr.  01dendor£f  auf  ihren  Gesundheitszustand  hin  unter- 
sucht hat,  waren  in  den  Damplbetrieben  IS^'^^  in  den  Wasser- 
betrieben 17%  kräftig,  —  48^/o,  bezw.  53'^  mittelki-äftig,  — 
und  40"/o,  bezw.  30%  schwächlich;  momentan  waren  58'., 
bezw.  63 "/o  gesund. 

Die  Schleiferei  zeifällt  in  das  eigentliche  Schleifen  und  in 
das  Fliesten  und  Poliren.  Das  ei-stere  findet  auf  nassen  oder 
trockenen  Steinen  statt  Beim  Nassschleifen  vfivd  kein  Staub 
erzeugt,  dafür  werden  aber  die  Kleider  und  der  ganze  Körper 
durchnässt  und  die  Gefahr  der  Erkältung  und  des  Rheuma- 
tismus liegt  sehr  nahe.  Dagegen  wird  beim  Trocken- 
schleifen  ein  furchtbarer  Staub  erzeugt,  der  von  den  Arbeitern 
so  gefürchtet  ist,  dass  sie  zum  Theil  während  der  Arbeit  sich 
Nase  und  Mund  verbinden,  —  eine  ausseroi*dentlich  lästige 
Beschränkung.  Zum  Glück  ist  das  Trockenschleifen  nur  bei 
einigen  Arten   z.   B    bei   den   Rücken  der   Messer   und    dai 

')  a.  a.  0  I.  III.  2.  12.  Bericht  des  Reg.-  and  Medicinalrath  Dr.  Beyer. 
—  Bericht  des  Düsseldorfer  Fabrikinspectors  Yom  13.  Mai  1853  und  fiir 
1854.  —  Dr.  Beyer:  Die  Fabrikindubtrie  im  R.  B.  Düsseldorf  1876.  S. 
4o — i4.  —  Vortrag  des  Dr.  Krumme.  1875.  Remscheid.  —  Meine  Bdtrige. 
a.  a.  0.  S.  88.  —  Die  weitaus  hervorragendste  Untersachimg  des  Fiinflnsww 
der  Schleiferei  und  der  Eisenarbeiter  im  Solinger  Berirk  auf  die  Geausd- 
heit.  zagleidi  eine  statistische  Leistung  allerersten  Ranges  ist  die  von  Dr. 
A.  Öldendorff:  Der  Einflass  der  Beschäftigung  auf  die  Lebensdauer  des 
Menschen.    2.  Heft.  1878.  Berlin. 
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SchwertkÜDgen  die  Hauptsache ;  es  dauert  nur  wenige  Stunden 
des  Tages,   während    der  übrigen  Zeit  beschäftigen  sich  die 
Arbeiter    mit  Poliren;    bei    den   Schwertschleifera    tritt  ein 
Wechsel  der  Beschäfti^ng  nicht  ein.    Das  Fliesten  und  Po- 
liren  ist  weniger  gefährlich,   wohl  aber  ist  es  im  höchsten 
Grade  das  sogen.  Bürsten.    Einige  feinere  Stahl waaren  werden 
nämlich  auf  Scheiben  abgezogen,  deren  Peripherie  mit  starken 
Boi'sten  besetzt  ist,  welche  zuvor  mit  pulverisiitem  Wiener 
Kalk  bestreut  sind ;  mit  dem  feinen  Ealkstaub  vermischen  sich 
dann  die  Spitzen  der  Boi'Sten^  welche  ausserordentlich  reizend 
wirken*    Das  Trockenschleifen  und  das  Bürsten  machen  etwa  5 
bis   10®/o   des  Betriebes  aus,  viele  Arbeiter  beschäftigen  sich 
gar  nicht  damit  und  in  Remscheid,  wo  die  Schleiferei  über- 
haupt von  geringer  Bedeutung  ist,  kommt  es  gar  nicht  vor. 
Trotzdem  nehmen  zahllose  Schleifer  an  den  Folgen  dieser  un- 
gesunden Beschäftigung  theil,   indem  die  vei-schledenen  Arten 
des  Schleifens  nicht  nach  Säälen  getrennt   sind,   sondern   im 
gleichen   Raum   der  eine  Miether   trocken,   der   andere   nass 
schleift,  der  dritte  polirt,  der  vierte  bürstet,  weil  ein  jeder 
auf  seinem  Platze  alle  Vemchtungen  nacheinander  vornimmt. 
Die  Schädlichkeit  der  Staubentwickelung  wird  noch  er- 
höht  durch   die   Art   des    Schleifens   im   bergisch-märkischen 
Lande.    Während  in  England  der  Arbeiter  über  dem  Schleif- 
stein sitzt  und  den  Staub  mit  dem  herabgehenden  Steine  nach 
unten  ziehen  lässt,  steht  hier  der  Schleifer  vor  dem  Steine, 
lehnt  sich  mit  dem  Rücken  gegen  ein  Brett  und  stemmt  den 
an  die  Kniee  angeschnallten  Klotz,  an  welchem  die  Klinge  mit 
der  Schneide  nach  oben  befestigt  ist,  gegen  das  hinaufgehende 
Rad.    Der  gauze  Staub  treibt  ihm  ins  Gesicht,  seine  Haltung 
ist  gebückt,  der  Unterleib  eingeklemmt,  die  Brust  eingepresst« 
die  Schulterblätter  treten  hervor,  die  Arm-  und  Rückenmus- 
keln   werden   bedeutend    angestrengt.     Und    Leute    solchen 
Schlages,  etwa  2400  und  noch  mehr  an  der  Zahl  im  Solinger 
und  Remscheider  Industriebezirk,  waren  es,  die  bis  vor  Kurzem 
eng  zusammenhielten  und  nur  unter  einander  heiratheten ;  duix;h 
diese  Jahrhunderte  lange  Inzucht  hat  sich  schliesslich  eine  spezi- 
tische Schleiferrace  gebildet,  deren  Gewerbe  der  Fabrikinspec- 
tor  Dr.  Wolff  folgendeimassen   charakterisirt:   „Die  Knaben, 
welche   in   engem   niedrigem  Raum   zusammengepfercht,   und 
selbst  ein  Stück  eingespannter  Accordmaschine,  den  das  Schleif- 
stück haltenden  Schleifklotz  gegen  den  Schleifstein  pressen,  — 
die  Männer,  welche  mit  magerem  welkem  Körper,  verengter 
Brust,  convexem  Rücken,  immerwähi-endem  Hüsteln  und  Athem- 
holen  einhergehen,  —  die  zahlreichen  Schnapshäuser,  die  man 
in  solchen  Gegenden  findet,  —  dieses  Trio  gibt  zusammen  ein 
Bild  der  Wirklichkeit,  wie  es  drastischer  eine  wilde  Phantasie 
nicht  combiniren  kann." 

Die  Schleifer  sind  ein  kränkliches  Geschlecht    Von  den 
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oben  ei*wähnten  895  waren  40  ";o  kränkelnd  und  zwar  litten 
24.4%  an  Husten,  8.5  an  Rheumatismus,  3.|%  an  Asthma« 
Engbillstigkeit  u.  s.  w.  Ja  es  waren  60%  schon  früher  krank 
gewesen,  und  zwar  39%  nur  einmal,  aber  21%  wiederholen!- 
lieh,  und  zwar  15%)  an  Husten,  12%  an  Lungenkrankbeiten, 
20%  an  zymotischen  Krankheiten.  Die  Leiden  der  Schleifer 
nehmen  ihren  Ausgang  in  der  Lungenschwindsucht.  Von  je 
100  Todesfällen  der  über  20  Jahr  alten,  im  Jahre  1875  ver- 
storbenen Männer  waren  durch  diese  Krankheit  verursacht:  bei 
den  Schleifern  77,  den  Eisenarbeitem  59,  der  übrif^en 
männlichen  Bevölkerung  des  Solinger  Industriebezirks  46,  des 
Regierungsbezirks  Düsseldorf  40,  der  preussischen  Monarchie 
25.  Die  Schleifer  sterben  also  drei  Mal  häufiger  als  alle  an- 
deren Staatsbürger  an  der  Lungenschwindsucht! 

Ueberhaupt  ist  die  Sterblichkeit  der  Schleifer  eine  un- 
gleich stärkere  als  die  der  übrigen  Bevölkerung:  der  Landrath 
Melbeck  hat  hierüber  für  vier  Bürgermeistereien  eine  höchst 
interessante  Statistik  für  die  Jahre  1856—73  anfertigen  lassen. 


Solingen.   Gräfrath. !  Waid.  <  Mencheid. 
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Von  diesen  Schleifern  starben  im  Alter  von  20—39  Jahr 
in  Solingen  74%y  in  Wald  73,  in  Gräfrath  63  und  in  Mer* 
scheid  46%.  Die  Volksstimme  lässt  also  nicht  mit  Unrecht 
den  Schleifer  selten  das  40.,  fast  nie  das  45.  Lebensjahr  er- 
reichen. Viele  wenden  sich  auf  Gebot  des  Arztes  in  ihren 
dreissiger  Jahi*en  einem  anderen  Gewerbe  zu,  meist  schon  zu 
spät:  sie  tragen  bereits  den  Keim  der  Schwindsucht  in  sich. 
Genaueres  gibt  Dr.  01dendoi*ff  an.  In  den  Gemeinden  Solingen, 
Dorp,  Gräfrath,  Höhscheid,  Merscheid,  Wald,  Remscheid  und 
Kronenberg  standen  von  den  über  20  Jahr  alten  Verstorbenen 
im  Alter:  Procente 


■1 20— 4u   40—60 
!,  Jahr.  I  Jahr. 


_j 


über  60 
Jahr. 


der  Schleifer     .    .    .    .ji 
der  Eisenarbeiter  .    .    . 
der  übrigen  männlichen 
Bevölkerung     .... 


27.6 
3(5.7 

585. 


31.0 
38.3 

35.3 


41.4 

25.0 
6.2 


Und  zwar  scheinen  die  Sterblichkeitsverhältnisse  im  Laufe 
des  letzten  halben  Jahrhunderts  ungünstigere  geworden  zu 
sein,  vielleicht  in  Folge  der  Dampfschleiferei;  denn  von  den 
über   20  Jidir  alten  Vei*storbenen   in   den  Jahi^n  1820—49 
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hatten  55"/o   und  1850—74  schon  82^0  noch  nicht  das  Alter 
von  50  Jahren  eneicht.    Dieser  Procentsatz  betrug  bei  den 


1 


Schleifern 


Eisen-    i        der  übrigen 
arbeiten! '  männl.  Bevölkerung 


1850—59!       78.0       '      49.5 


1860—69  ;l       83.3 
1870—74  il       88.5 


56.5 
56.8 


40.9 

89.2 

46.2 


Eine  Reihe  von  Polizeiverordnungen  in  den  Regieinings- 
bezirken  Arnsberg .  Aachen ,  Düsseldorf  und  Kassel  haben  da- 
rauf hinzuwirken  gesucht,  die  Staubentwickelung  möglichst  zu 
verhüten  und  den  entstandenen  Staub  durch  Ventilation  fort- 
zuführen; auch  ist  die  Kinderarbeit  vor  dem  14.  Jahre  ver- 
boten worden.  Indess  theils  ist  es  noch  nicht  gelungen,  die 
S^hutzmassregeln  ausreichend  herzustellen;  theils  werden  sie 
von  den  Arbeitern,  die  für  den  Anschluss  ihrer  Schleifstelle 
an  den  Hauptventilator  Sorge  zu  tragen  verpflichtet  sind,  für 
zu  lästig  befinden  und  ausser  Thätigkeit  gesetzt;  theils  sehen 
die  Schleifereibesitzer  letzteres  nicht  ungein,  da  dadurch  be- 
deutend an  Triebkraft  gespart  wird;  theils  übt  die  Polizeibe- 
hörde die  Aufsicht  nicht  mit  der  nöthigen  Strenge  aus;  jeden- 
fiEÜlB  wird  der  Zweck  der  Schutzmassregeln  noch  unvollkommen 
erreicht,  und  nicht  zum  geringen  Theile  trifft  die  Schuld  die 
stupide  Zähigkeit,  mit  welcher  die  Schleifer  an  ihrer  Väter 
Weise  hangen.  — 

Die  Schleifer  haben  die  Führung  der  Solinger  Arbeiter- 
schaft übei-nommen.  Sie  eignen  sich  auch  besonders  gut  dazu. 
Wenn  bei  irgend  einem  Handwerk,  so  existirt  noch  bei  ihnen 
ein  überlieferter  Zunftgeist ;  sie  sind  noch  heute  vielfach  bluts- 
verwandt, sie  arbeiten  in  geschlossenen  Etablissements  zahl- 
reich zusammen,  sie  können  bei  ihrer  localen  Vereinigung  am 
ehesten  Verabredungen  treffen,  sie  haben  sich  eine  gewisse 
Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  erhalten;  neben  aller 
Roheit  hen*scht  noch  ein  ungebrochener  Muth  und  eine  Ent- 
schlossenheit wie  bei  keiner  andern  Klasse;  auch  besitzen  viele 
Wasserschleifer  ein  nicht  unbeträchtliches  ererbtes  Vennögen. 

Die  Schleifer  bilden  durchaus  nicht  eine  proletarische, 
vielmehr  eine  nach  Geburt  und  Einkommen  aristokratische 
Arbeiterklasse.  Bis  1869  mussten  sie  ohne  Organisation,  ohne 
Coalitionsrech't  und  ohne  Vertretung  im  Parlament  Alles  über 
sich  ergehen  lassen.  Kaum  war  aber  das  Coalitionsrecht  frei- 
gegeben, als  sie  auch  sofort  den  Werth  desselben  begriffen. 
Unter  ihrem  Vortritt  geschah  das,  was  man  im  bergischen 
Lande  schon  seit  fast  einem  Jahrhundert  vergessen  hatte:  es 
thaten  sich  die  Arbeiter  nach  Berufen  zusammen,  sie  traten 
in  einen  Kampf  um  die  wichtigste  ihrer  Lebensbedingungen, 
um  ihre  Löhne.  Die  Scenen  aus  dem  vorigen  Jahrhundert 
wiederholten  sich,  und  als  ich  aus  dem  Actenstaub  des  Dussel- 
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doi-fer  Staatsarchives  in  die  Berge  kam,  wie  erstaunte  ich: 
dieselben  Streitfragen  in  denselben  Worten,  Ausdrücken.  Be- 
sehwerden behandelt  zu  hören,  wie  ich  sie  in  den  vergilbten 
Blättern  soeben  gelesen.  Waren  doch  die  Streitpunkte  und 
der  Geist  die  gleichen  geblieben! 

Bis  zum  Jahre  1871  erhielt  sich  die  Ruhe.  Da  traten  im 
October  und  November  zuei-st  in  Wald  und  Gräfrath  die 
Schleifer  an  die  Fabrikanten  mit  der  Forderung  heran«  ihnen 
einen  Lohnaufschlag  von  25  Procent  zu  bewilligen;  diejenigen 
welche  es  nicht  thaten,  wurden  in  Strike  erklärt  Die  dortigen 
Fabrikanten,  meist  auf  die  in  der  Nähe  liegenden  Hotten  am 
Itterbache  angewiesen,  sahen  sich  der  Willkür  der  Schleifer 
ausgesetzt  und  beschlossen,  sich  in  einen  Verein  zusammenzu- 
thun  und  die  Nachbarn  in  Solingen  einzuladen,  gemeinsame 
Massregeln  gegenüber  den  drohenden  Lohnerhöhungen  zu  er- 
gieifen.  Sei  es  dass  die  beiden  Deputirten  ganz  unbekannt 
in  Solingen  waren,  sei  es  dass  sie  an  die  ungeeigneten  Per- 
sönlichkeiten geriethen,  —  kura,  sie  fanden  wenig  Anklang 
mit  ihren  Voi-schlägen.  Man  meinte  die  Arbeiter  würden  es 
nicht  wagen,  ähnliche  Forderungen  zu  stellen,  und  thäten  sie 
es,  so  würde  man  mit  ihnen  fertig  zu  werden  wissen. 

Indess  es  kam  ganz  anders.^)  Im  Januar  und  Februar 
1872  fordeiten  auch  in  Solingen  zunächst  die  Messerschleifer 
eine  Lohnerhöhung  von  25%.  Dem  gegenüber  vereinigten  sich 
die  meisten  Fabrikanten  auf  Ehrenwort  und  sperrten  die  Ar- 
beiter aus.  Das  daueite  vier  Monate,  bis  sie  selbst  eine  Liste 
aufstellten,  welche  im  Wesentlichen  eine  Lohnerhöhung  von 
25%  zur  Basis  hatte,  und  sich  erboten,  willigen  Arbeitern  zu 
diesen  Preisen  wieder  Beschäftigung  zu  geben.  Einzelne  Fa- 
brikanten liessen  nun  die  Arbeiter  an  sich  hei*ankommen. 
andere  aber  schickten  gegen  die  Abmachung  voller  Eile  in 
die  Rotten.  Die  Schleifer,  welche  die  viermonatliche  Aussper- 
rung ausgehalten,  und  während  dei-selben  von  Bürgern,  WirÜien 
und  Krämern  Unterstützung  empfangen  hatten,'  glaubten  aus 
diesem  Vorgehen  auf  drängende  Bestellungen  schliessen  zu 
dürfen,  und  erklärten  nun  ihi*erseits  die  angebotenen  Preise 
für  unzulänglich  und  stellten  eine  Liste  auf,  welche  eine  Er- 
höhung von  70—75  Procent,  ja  fttr  einzelne  Messer  300  Pro- 
cent enthielt.  Die  Fabrikanten,  welche  die  Erfahrung  gemacht 
hatten,  dass  ihr  ei-ster  auf  £hi*enwort  gegründeter  Verein  ein 
sehr  lookei*er  gewesen  war,  und  welche  sahen,  dass  mehrere 


')  Die  fol|p:enfie  Diurstellttiig  benibt  nur  auf  Mittheüimgen  ron  F«bri' 
kanten  und  Kaufleuten,  wie  namentlich  der  Herren  C.J.  Krebs,  WnicL 
Beckmann  und  Henckels,  Schwarte,  Koppel,  nnd  des  Landratfas  lUbeck. 
Veral.  auch  das  Solinffer  Kreb-hiteUigeniMatl  Tom  8&  Febniar  187S  und 
dL  Febniar  1877.  ~  riatui|rem&s8  se^  die  QueUen  der  folgenden  Schil- 
deronf  eine  Uberal  ci>a»erYatiTe  Fmong. 
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^*össei'e  Finnen  eigenmächtig  nachgaben,  fügten  sich  diesen 
Forderungen. 

Durch  diese  von  den  Messerschleifem  gelegte  Bresche 
brauste  nun  die  Fluth  der  Lohnerhöhungen.  Alle  Arten  Theil- 
arbeiter  stellten  ihre  Fordeiningen  und  erhielten  dieselben  be- 
willigt Derjenige  Fabrikant,  welcher  sich  nicht  fügte,  wurde 
in  Strike  erkläil,  hatte  gi*osse  Mühe  aus  demselben  heraus- 
zukommen und  musste  noch  eine  Busse  von  50,  100 — 200 
Thalern  zahlen  dafür,  dass  er  den  Strike  nöthig  gemacht  hatte. 

Kaum  war  ein  Jahr  abgelaufen  und  die  Preise  der  Lebens- 
mittel, Schleifsteine  und  Kohlen  gestiegen,  da  fanden  die 
Tafelmesser-Schleifer,  dass  die  Löhne  wiederum  nicht  genüg- 
ten ;  sie  nahmen  jene  Materialsteigeiiingen  zum  Verwände  und 
luden  in  höflicher  und  sehr  freundschaftlicher  Form  die  Fa- 
brikanten ein,  sich  mit  ihnen  über  eine  neue  Lohnreguliining 
ins  Benehmen  zu  setzen.  Das  erste  Mal  ei*schienen  acht,  das 
zweite  Mal  vierzehn  Fabrikanten,  von  denen  hervorgehoben 
wurde,  dass  in  Folge  der  übermässigen  Lohnsteigerungen  für 
einzelne  Artikel  des  Expoitgeschäfts  keine  Aufträge  mehr  ein- 
gelaufen wären,  während  man  vielleicht  in  einigen  anderen  Ar- 
tikeln des  Continentalgeschäfts  eine  Erhöhung  zubilligen  könnte; 
jedenfalls  wäre  wohl  eine  Regulirung,  nicht  aber  eine  noch- 
malige Lohnerhöhung  zulässig.  Aus  dem  schwachen  Besuche 
der  Vei^ammlungen  seitens  der  Fabrikanten  entnahmen  die 
Schleifer  mit  Recht,  dass  sie  auf  eine  energische  Opposition 
nicht  stossen  würden  und  erhöhten  die  Löhne  durchschnitt- 
lich um  le^/a^ü»  in  einzelnen  Sorten  Messer  aber  um  weniger. 

Die  Controlle  über  die  Einhaltung  der  Lohnliste  war  eine 
sehr  strenge.  Wenn  ein  Fabrikant  in  Verdacht  stand,  seinen 
Arbeitern  zu  niedrige  Löhne  gezahlt  zu  haben,  so  mussten 
diese  vor  dem  Vöi-stande  der  Vereine  erscheinen,  und  aus  den 
Büchelchen  nachweisen,  dass  sie  den  entsprechenden  Lohn  er- 
halten hatten.  Wagte  ein  Schleifer  zu  Sätzen  unter  der  Liste 
zu  arbeiten,  wie  z.  B.  ein  anner  Schwertschleifer  lange  Gurken- 
hobeln zu  30  Pfg.  statt  zu  dem  vom  Messerschleifer -Verein 
festgesetzten  90  Pfg.  schliff,  so  kamen  Haufen  von  40 — 50 
Mann  und  warfen  ihm  die  Riemen  ab  und  störten  ihn  an  der 
Arbeit  Die  Fabrikanten  wurden  auf  die  blosse  Anklage  der 
Arbeiter,  dass  sie  zu  geringen  Lohn  zahlten  oder  zu  starke 
Abzüge  für  schlechte  Arbeit  machten  (was  mitunter  in  unge- 
rechtfertigter Weise  geschehen  war),  ohne  vorher  gehört  zu 
werden,  von  den  Arbeitervereinen  in  Strike  erklärt,  aus 
welchem  sie  ei-st  nach  langwierigen  Verhandlungen  und  nach 
Erlegung  von  Geldbussen  entlassen  wurden.  In  diesen  Pro- 
cessen waren  die  Kläger  zugleich  die  Richtei.  Tag  für  Tag 
Hess  der  „Schleiferkönig"  seine  Aechtungen  in  den  Blättern 
verkünden:  „In  dreimonatlichen  Strike  verfielen  ....  im 
Strike    verblieben  .  .  .  ,    sämmtliche  Arbeiter   der  Fiima  A. 

Forschangen  (8)  IT.  ii.    Tbnn  2.  7 
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müssen  mit  ihren  Büchelcben  ei-scheinen  .  .  .  ,  BOcheiTevision 
der  Finna  B.  .  .  .  ,  Fabrikanten- Ohrfeigen  (Tagesordnung  des 
Scheerenschleifer- Vereins  vom  15.  April  1874).'' 

Die  hohen  Löhne  ^)  hatten  im  Allgemeinen  eine  Steij!e- 
ining  der  Arbeitsleistung  in  Hinsicht  der  Qualität  zur  Fol^ie; 
weder  vor-  noch  nachher  ist  von  den  Schleifeni  so  schön  und  so 
gut  gearbeitet  worden,  abgesehen  natürlich  von  den  Ausnahmen. 
Diese  Zustände  erhielten  sich  während  der  Jahre  1873—75, 
jedoch  nicht  in  allen  Branchen  in  gleicher  Weise.  Bei  den 
Tafelmessern  waren  die  hohen  Löhne  erträglich,  weil  Deutsch- 
land und  die  angrenzenden  Gebiete  zu  einer  Domäne  Solingens 
geworden  waren  und  dessen  Preise  acceptiren  mussten;  die 
Lohnerhöhungen  der  Tafelmesser-Schleifer  hatten  daher  nicht 
so  rasch  einen  Rückgang  der  Bestellungen  zur  Folge;  aber 
allmählich  begann  England  eine  empfindliehe  ConcuiTenz  zu 
machen.  Dagegen  Hessen  in  den  Feder-  und  Taschenmessern 
die  Bestellungen  sofort  nach,  und  in  den  blanken  Waffen  trat 
der  oben  geschilderte,  ganz  entscheidende  Rückgang  ein.  Die 
Beeinträchtigung  der  Concurrenzfähigkeit  durch  die  Erhöhung 
der  Löhne  ist  nach  den  früheren  Ausführungen  sehr  verständ- 
lich: bei  einem  veralteten  Betriebssystem  und  einer  zurückge- 
bliebenen Technik  spielt  die  Handarbeit  die  Hauptrolle  und 
ihr  Lohn  entscheidet  den  Preis  der  Waare.  Daher  konnte  bei 
sinkenden  Preisen  ein  Druck  auf  die  Löhne  nicht  ausbleiben; 
die  letzteren  begannen  allmählich  zu  fallen  und  zwar  in  dem 
Grade,  je  weniger  widerstandsfähig  die  betraffenden  Arbeiter- 
klassen waren.  Am  besten  waren  die  Schleifer  organisirt,  und 
bei  ihnen  erhielten  sich  auch  die  hohen  Löhne  am  längsten. 

Auch  in  der  Scheerenindustrie  begann  das  Geschäft  ein 
flaueres  zu  werden.  Immer  häufiger  kam  es  V9r,  dass  Scheeren- 
fabrikanten  in  Strike  erklärt  wurden,    weil  sie  Abzüge  am 


^)  Die  Handelskammer  gibt  als  reinen  Wochenverdienst  an :  a)  f&r  die 
Zeit  vor  1872  und  b)  für  den  Juni  1878:  Thaler. 


Schmied     Schleifer     Reider. 


1.  Blanke  Waffen 

2.  Patentmesser 

8.  Platterlmesser 

4.  Feinere  Taschen-  and 

Federmesser 

6.  Mittelfeine  u.  gerin- 

ere  Taschen-  iLFederm 

.  Scheeren 


! 


j'b  ^^~^^ 

8-16 
10  20 

ia.     7 

8-10 

Ib.     9 

14-17 

>     6 

8 

b.   8-9 

12—14 

a.  8-10 

9—10 

b.  10  12 

12  13 

a.     8 

7—  8 

,b.  10—12 

10—12 

a.  6—8 

b.  9—10 

8-10 

11-14 

—       20—25  H&rter 


7 
8 
5 
7-8 
6—7 
7-8 
5-6 
6—7 
5-6 
6-8 


14!!l5}^OMn»dier 
12—13 1  '^^°>'^^^ 


Nach  den  Aussagen  der  Arbeiter  aller  betreffenden  Branchen  sollen  diese 
Angaben  um  15 — 50*'/o,  ja  in  einzelnen  Posten  um  noch  mehr  Procente  sn 
hodi  sein. 
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Lohn  gemacht  oder  die  Waare  wegen  nicht  preiswürdiger  Ar- 
beit anzunehmen  sich  geweigert  hätten.  Dies  legten  die  Ar- 
beiter der  Bosheit  ihrer  Gegner  zur  Last;  diese  aber  erklärten, 
bei  hohem  Lohne  doch  weniß:stens  gute  Arbeit  fordern  zu  dürfen. 
Die  beidei-seitigen  Vorwürfe  werden  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  berechtigt  gewesen  sein.  Endlich  erkannten  die  Fabri- 
kanten die  klägliche  Rolle,  welche  sie  gespielt  hatten;  sie  er- 
mannten sich  und  einige  von  ihnen  beriefen  im  Jahre  1874 
eine  Zusammenkunft  von  Scheeren-Fabrikanten  und  -Arbeitern, 
in  welcher  ein  Fabrikant  die  Ungerechtigkeit  der  einseitigen 
Lohnerhöhungen ,  Strikeerklärungen  und  Strafverhängungen 
auseinandersetzte  und  zur  Bildung  eines  Fabrikantenvereins 
aufforderte,  um  dann  Verein  gegen  Verein  gemeinsame  Verab- 
redungen und  dauernden  Frieden  hei-zustellen.  Die  anwesen- 
den Arbeiter  stimmten  zum  Theil  bei;  zur  zweiten  Versamm- 
lung fanden  sich  jedoch  die  Schleifer,  die  wichtigste  Arbeiter- 
klasse, nicht  ein  und  erklärten  damit,  keine  gemeinsame 
Berathung  zu  wünschen;  zugleich  kamen  willkürliche  Strike- 
erklärungen vor.  Da  traten  anfangs  zwanzig  Scheerenfabri- 
kanten  zu  einem  Verein  zusammen,  und  als  drei  derselben  in 
Strike  vei-fielen,  forderten  jene,  die  Schleifer  sollten  die  Strike- 
erklänmg  aufheben,  und  dann  die  Schuld  der  drei  Fabri- 
kanten gemeinsam  untersucht  werden.  Die  Antwort  darauf 
war,  dass  der  ganze  Fabrikantenverein  in  Strike  erklärt  wurde. 
Das  dauerte  drei  Monate.  Da  wandte  der  Verein  der 
Scheerenschleifer  sich  an  den  Landrath  mit  dem  Ersuchen,  die 
Vennittelung  zu  übernehmen;  die  Fordeningen  des  Vereins  waren : 
Aufrechthaltung  der  Löhne  und  Entrichtung  einer  Busse  von 
3000  Thalem  seitens  des  Fabrikantenvereins.  Einen  Vermitt- 
lungsversuch auf  einer  solchen  Basis  lehnte  der  Landrath 
ab:  eine  Strafverhängung  sei  unannehmbar  und  die  Lohnfest- 
Setzung  müsse  gemeinsam  erfolgen.  Endlich  nach  Ablauf  des 
fünften  Monats  gingen  die  Scheerenschleifer  auf  eine  Verein- 
barung ein.  Am  13.  Februar  1875  wurde  unter  Voreitz  des 
Landraths  Melbeck  ein  Einigungsamt  gebildet,  welches  zu 
gleichen  Theilen  aus  Delegirten  des  Fabrikanten-  und  Schleifer- 
vereins bestehend,  die  Minimallöhne  vereinbart:  wer  billiger 
arbeitet,  wird  das  erste  Mal  verwarnt,  das  zweite  Mal  aus  den 
Vereinen  ausgeschlossen;  der  Schleiferverein  verbürgt  sich  da- 
für, dass  seine  Mitglieder  für  einen  die  getroffene  Verein- 
barung übertretenden  Fabrikanten,  (Vereinsmitglied  oder  nicht) 
nicht  mehr  arbeiten,  wogegen  der  Fabrikantenverein  die  Ver- 
pflichtung übernimmt,  einen  solchen  unter  dem  vereinbarten 
Preise  arbeitenden  Schleifer  nicht  mebi*  zu  beschäftigen;  eine 
gemischte  Commission  überwacht  die  Ausfühining ;  jeder  Wunsch 
nadi  einer  Lohnändeiaing  soll  drei  Monate  vorher  schriftlich 
angekündigt  werden.  Jene  Löhne  erhielten  sich  bis  zum  Jahre 
1878,   wo  sie  eine  gemeinschaftliche   Neuregelung  erfuhren. 
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Leider  werden  die  vei-einbärten  Lohnsätze  nicht  immer  be- 
folgt; wenn  eine  Bestellung  einläuft,  so  werden  die  Löhne 
zwischen  Kaufmann  und  Schleifer  verabredet  und  dann  erst  in 
der  Lohnliste  der  entsprechende  Titel  aufgesucht,  ganzpolirte 
Scheeren-Elingen  z.  B.  als  dreiviertels-polirte  ins  BQchlein  ein- 
getragen. Jedoch  kommt  es  dann  häufig  vor,  dass  Fabrikantaa, 
welche  zu  niedrige  Preise  gezahlt  haben,  auf  Antrag  de«^ 
Schleifervereins  vom  Fabrikantenverein  gezwungen  werden 
die  auf  diese  Weise  gemachten  Ersparungen  an  den  Sohletfer- 
verein  auszuzahlen,  welcher  diese  Gelder  dann  gewöhnlich  züt 
Unterstützung  des  ersten  beim  Betriebe  seines  Gewerbes  von 
einem  Unglücksfalle  betroffenen  Mitglieds  verwendet  >)  Im 
Allgemeinen  ist  dadurch  den  Scheerenschleifem  doch  mehr  als 
irgepd  einer  andern  Arbeiterklasse  ein  gleichmässiger  Lohn 
erhalten  geblieben;  zum  Theil  rühil  das  daher,  dass  die  Con- 
junctur  für  Scheeren  wiederum  eine  günstige  geworden  ist 

Dem  Vorgange  der  Scheerenfabrikanten  folgten  die  Tafel- 
messer-Fabrikanten und  bildeten  einen  Verein,  der  gleichfalls 
eine  Einigung  mit  den  Arbeitern  herbeizufuhren  suchte,  wai 
ihm  auch  mit  einigen  Reidervereinen  gelang.  Aber  alle  diese 
Verabredungen  hatten  keinen  praktischen  Werth,  weil  mit  der 
rückgehenden  Conjunctur  die  Löhne  unter  die  Sätze  der  Liste 
sanken.  Einzig  die  Tafelmesser-Schleifer  erhielten  ihre  Lohn- 
sätze in  Kraft  Da  trat  im  Anfange  des  Jahres  1877  die 
Firma  Henckels  an  ihre  Schleifer  mit  der  Forderung  heran, 
dass  einzelne  derselben  in  ihren  Werkstätten  nicht  mehr  als 
selbständige  Miether  von  Raum  und  Kraft,  sondern  als  Fabrik- 
arbeiter auf  Stücklohn  arbeiten,  und  dass  im  Schleifen,  Fliesten 
und  Poliren  eine  Arbeitstheilung  eingeführt,  jene  Verrichtungen 
also  von  vei*schiedenen  Personen  vorgenommen  werden  sollten. 
Die  Schleifer  weigerten  sich,  indem  sie  ihre  Selbständigkeit 
bedroht  sahen,  zumal  sie  bei  einer  einseitigen  Gewöhnung  an 
eine  einzige  Arbeitsverrichtung  die  Fähigkeit  verlieren  würden, 
in  anderen  Schleifereien  untei'zukommen,  wo  sie  sowohl  schleifen 
als  auch  pliesten  und  poliren  müssten;  sie  würden  demnach  total 
abhängig  von  der  Henckels'schen  Fabrik  werden.  Die  Schleifer 
dieser  Fii-ma  legten  daher  am  15.  Febniar  1877  die  Arbeit 
nieder.  Der  Verein  der  Tafelmesser-Fabrikanten,  in  der  Mei- 
nung, es  handle  sich  blos  um  die  Anstellung  einzelner  Sdileifer 
für  besondere  Sorten  Messer,  und  gestützt  auf  die  ausdrückliche 
Erklärung  der  Henckels'schen  Fiima,  dass  sie  die  befürchtete 


^)  So  kam  in  der  letzten  Zeit  noch  ein  Fall  zum  Austrag,  wo  ein 
Scheerenfabrikant  einen  Schleifer  vor  and  nach  am  etwa  100  >uu*k  durch 
Notirong  zu  niedriger  Preise  geschädigt  hatte.  Trotzdem  er  sich  mit  dem 
betreffenden  Arbeiter  nachher  beglichen  hatte  durch  Auszahlung  der  Summe 
Yon  20  M.,  so  wurde  er  doch  vom  Fabrikantenverein  gezwungen,  den  Übri^ 
Betrag  von  etwa  90  Mark  an  die  Kasse  des  Scheerenschleifier- Veraas 
auszuzahlen. 
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Unterdrackung  der  Selbständigkeit  der  Schleifer  nicht  im  Schilde 
fllhre,  nnterstfitzte  dieselbe,  und  bei  der  schlechten  Gonjunctur 
gewann  er  den  ausgebrochenen  vieimonatlichen  Strike.  Nun 
trat  Henckels  aus  dem  Verein ,  f&hrte  dennoch  das  aus,  was 
die  Schleifer  gefürchtet  und  der  Fabrikantenverein  nicht  ge- 
wünscht hatte,  und  schloss  besondere  Lohnveiträge  mit  seinen 
Schleifern  ab.    (Vergl.  Anlage  III). 

Die  Wuth  seiner  CoUegen  wie  die  der  Schleifer  ist  eine 
gi'snzenlose.  Bei  der  nächsten  günstigen  Conjunctui*  spielt  das 
Haus  ein  gefährliches  Spiel ;  seine  Arbeiter  werden  hohe  Strafen 
auferlegen  wollen  und  seine  Collegen  nach  den  Erfahmngen 
der  Jahre  1872  und  1877  ihre  Unterstützung  gewiss  versagen. 
Diese  doppelten  Anfeindungen  sind  für  die  Solinger  Industrie 
höchst  characteristisch.  r>ie  einzige  grosse  Fabrik  will  die 
vollen  Consequenzen  des  capitalistisch  —  fabrikmässigen  Be- 
triebes ziehen,  ihre  Arbeiter  in  reine  Fabrikarbeiter  verwandeln 
und  eine  weitergehende  Arbeitstheilung  einführen,  —  da  be- 
gegnet sie  bei  Goncun*enten  wie  Arbeitern  der  nämlichen 
Opposition.  Die  ersteren  ahnen  die  technische  Verbesserung, 
welche  damit  verbunden  ist,  und  hegen  einen  bittem  Neid 
gegen  das  grosse  Etablissement.  Die  Arbeiter  fürchten  für 
den  letzten  Rest  ihrer  Selbständigkeit;  dieselbe  ist  aber  doch 
nur  eine  scheinbare;  denn  erstens  sind  die  Schleifer  von  jeher 
Lohnarbeiter  gewesen,  zweitens  haben  sie  sich  sehr  oft  con- 
tractlich  verpflichtet,  in  erster  Reihe  die  Klingen  des  Kauf- 
manns zu  schleifen,  in  dessen  Schleiferei  sie  sich  eingemiethet 
haben,  drittens  existiil  schon  eine  Ai*t  Arbeitstheilung,  indem 
die  Meister  schleifen  und  die  Gesellen  und  Lehrlinge  pliesten 
und  poliren.  Mit  dem  ferneren  Entstehen  von  Fabriken  wird 
ohne  Zweifel  rasch  auch  jene  Solingen  eigenthümliche  Organi- 
sation der  Schleiferei  verschwinden. 

In  Folge  des  unglücklichen  Ausgangs  des  Strikes  zei-fiel  der 
Verein  der  Tafelmesserschleifer;  der  Königsmantel  entglitt  den 
Schultern  des  gefürchteten  Präsidenten  und  deckte  die  Blossen 
auf,  welche  ihn  gestürzt  haben.  Lediglich  die  Scheerenschleifer 
haben  sich  mit  ihren  Löhnen  auf  den  Wogen  der  noch  hoch- 
gehenden Gonjunctur  erhalten,  alle  übrigen  Arbeiterklassen 
sind  von  der  zurückgegangenen  Fluth  wieder  in  die  Tiefen  der 
Armuth  und  der  Entbehrung  gezogen  worden.  — 

Woran  liegt  es,  dass  die  langwierigen  Streitigkeiten  doch 
zu  keinem  dauernden  Ergebniss  gef&hrt  haben? 

Bei  den  meisten  Arbeiterklassen  war  überhaupt  nichts 
Anderes  zu  erwarten:  die  Beider  sind  wenig  zahlreich,  die 
Feiler  arm  und  sehr  zerstreut,  die  Schmiede  in  Folge  mecha- 
nischer Vorrichtungen  überzählig;  auf  allen  lastet  der  Druck 
der  arbeitslosen  Waffenarbeiter,  die  sich  anderen  Beschäf- 
tigungen zuwenden  müssen.  Einzig  die  Schleifer  sind  local 
concentrirt  und  haben  noch  unter  keinem  Maschinenbetriebe 
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zu  leiden ;  daher  vermögen  sie  einen  gewissen  Einfluss  auf  die 
Regelung  des  Arbeitsangebots  und  die  Bestimmung  der  Lohn- 
höhe zu  äussern. 

Die  Einschränkung  der  Arbeiterzahl  galt  schon  den  be- 
schlossenen Handwerkszünften  als  Lebensfrage;  selbst  nach 
Aufhebung  ihrer  Verfassung  wurde  dieselbe  durch  einen  TerrcK 
rismus  gegenüber  denjenigen  Meistern  en*eicht,  welche  ausser- 
halb des  Handwerks  geborene  Lehrlinge  annahmen.  Die  Aus- 
dehnung der  Dampfschleiferei  verstärkte  die  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  und  es  begannen  seitdem  sehr  viele  Meister  die 
Ausbeutung  von  Lehrlingen  als  eine  Quelle  anzusehen,  aus  der 
sie  nach  Belieben  schöpfen  konnten.  Sie  machten  es  steh 
förmlich  zum  Geschäft,  mehrere  Lehrlinge  zugleich  zu  halten 
und  dieselben  so  abzurichten,  dass  sie  nur  eine  einzige  Ver- 
richtung z.  B.  Fliesten  oder  Poliren  bis  zur  Beendigung  ihrer 
Lehrzeit  betreiben  mussten ;  an  eine  vollkommene  Ausbildons 
der  Lehrlinge  wurde  in  diesen  Fällen  gar  nicht  gedacht.  Erst 
in  neuerer  Zeit  sieht  man  den  Nachtheil  eines  ganz  einseitig 
ausgebildeten  Nachvnichses  ein,  und  es  tritt  augenblicklich 
das  Bestreben  heiTor,  möglichst  wenige  Lehrlinge  einzustellen, 
um  dadurch  fllr  die  Folge  einem  Uebeimass  von  Arbeitsange- 
bot zu  steuern,  dieselben  aber  in  allen  Verrichtungen  aus- 
zubilden. 

Die  Beeinflussung  der  Lohnhöhe  haben  die  Vereine  sich 
zur  Aufgabe  gesetzt.  Dieselben  sind  weder  eine  förtschriitliehe. 
noch  eine  socialdemocratische  Gründung,  obwohl  fast  alle 
Arbeiter  der  letzteren  Partei  angehören,  sie  sind  vidmehr 
urwüchsig  aus  der  Natur  der  Thatsachen  erwachsen  und  daher 
einer  näheren  Dai'stellung  werth. 

Die  beiden  Vereine^)  der  Messer-  und  der  Seheeren- 
schleifer  geben  im  ei-sten  Paragraphen  ihrer  Statuten  als  ihren 
Zweck  an  die  Fördeiimg  und  Wahrung  der  Ehre  und  der 
materiellen  Interessen  ihrer  Genossen.  Mitglieder  können  nur 
selbständige  Meister  werden;  ihre  Zahl  beläuft  sich  gegen- 
wärtig auf  etwa  je  450.  Der  erste  Verein  hatte  seinen  Höhe- 
punkt in  den  Jahi-en  1874/5  eiToicht,  der  andere  wurde  un 
8L  März  1872  mit  400  Mitgliedern  gegründet  und  hat  sich 
allmählich  auf  den  gegenwärtigen  Bestand  gehoben;  höchstens 
60—80  Scheerenschleifer  stehen  ausserhalb  des  Vereins.  Die 
Einnahmen  bestehen  in  den  laufenden  Beiträgen  von  10  Pf. 
wöchentlich  bei  den  Messer-  und  von  40  Pf.  monatlich  bei  den 
Scheerenschleifem,  bei  welch'  letzteren  noch  ein  Eintrittsgeld 
von  20  Pf.  erhoben  wird.  Ausserdem  verhängten  die  Vereine 
während  der  jüngsten  Zeit  Bussen  über  die  Fabrikanten  in  den 
Beträgen,   um    welche    diese    die   Löhne   unter   den    voige- 


')  Die  Annben  über  die  Schleifenrereine  yerdanke  ich  Herrn  Cari 
Rautenbftch  in  Solingen. 
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schriebenen  Sätzen  ausgezahlt  hatten.  Den  Einnahmen  stehen 
in  ruhigen  Zeiten  nur  geringe  Ausgaben  gegenüber;  die  Unter- 
stützungen bei  Strikes  werden  von  der  Generalversammlung 
bewilligt.  Es  erhielten  dann  bei  den  Messerschleifem :  ein 
lediges  Mitglied  9  M.,  ein  verheirathetes  12  M.  und  für  jedes 
Kiod  1.50  Mark  wöchentlich;  bei  den  Scheerenschleifern  em- 
pfing das  ledige  Mitglied  10.50  M.,  das  verheirathete  mit  einem 
Kinde  13.50  M.  und  jedes  fernere  Kind  1.50  Mark  wöchentlich. 
Sonstige  Kassen  sind  mit  diesen  reinen  Strikevereinen  nicht 
verbunden.  Die  Untei^stützungen,  welche  die  Schleifer  ihren 
erkrankten  Genossen  angedeihen  lassen,  sind  rein  privater 
Natur  und  reichen  auch  gewöhnlich  nicht  über  den  betreffenden 
Wasser-  oder  Dampfkotien  hinaus;  nur  beiläufig  hat  die  Ver- 
einskasse der  Messerschleifer  den  Ueberschwemmten  am  Rhein 
und  in  Ostpreussen  Einiges  zukommen  lassen.  (Näheres  über 
die  innere  Organisation  siehe  in  Anlage  IV.) 

Die  Vereine  ki*anken  an  einem  grossen  Mangel,  an  der 
Freiwilligkeit;  eine  beträchtliche  Zahl  von  Arbeitern  schliesst 
sieb  denselben  nicht  an.  Die  Schleifer  haben  noch  am  meisten 
Corporationsgeist  besessen  und  während  der  guten  Conjunctur 
alle  Genossen  durch  terroristische  Massregeln  gezwungen,  sich 
den  Lohnlisten  zu  fügen.  Aber  wie  viele  sind  selbst  unter  ihnen, 
welche  die  Pi-üfung  einer  rückgehenden  Conjunctur  nicht  aus- 
halten; von  den  übrigen  Arbeiterklassen  kann  gar  nicht  die 
Rede  sein;  dort  sind  all^  Vereine  und  Vereinbarungen  illuso- 
risch gewesen.  Trotz  alledem,  wie  ganz  anders  ei-scheinen 
die  bergischen  Eisenarbeiter  im  Vergleich  zu  den  Textilarbeitern 
des  linken  Rheinufers!  Aufgeklärt  und  energisch  haben  sie 
begonnen,  eine  consequente  Lohnpolitik  zu  befolgen,  und  werden 
ihren  ersten  Versuch  gewiss  mit  Zähigkeit  fortsetzen. 

Den  Arbeiteni  gegenüber  haben  Kaufinannschaft  und 
Fabrikantenstand  eine  fast  klägliche  Rolle  gespielt  Wie 
sollten  denn  die  Arbeiter  zu  Lohnerhöhungen  gelangen,  ohne 
2tt  Strikes  ihre  Zuflucht  zu  nehmen?  Wo  gab  es  denn 
Fabrikanten  vereine,  mit  denen  sie  hätten  verhandeln  können? 
Folgten  im  Jahre  1873  etwa  die  Fabrikanten  ihrer  guten 
höflichen  Einladung  zu  gemeinsamer  Unterhandlung?  Nichts 
von  aUemdem  geschah.  So  oft  die  Fabrikanten  Vereine 
zu  bilden  suchten  oder  bildeten,  fanden  sich  stets  CoUegen, 
die  von  der  öffentlichen  Meinung  später  als  Ehrenwortsbrecher 
oder  Verräther  bezeichnet  wurden,  oder  es  blieben  die  bedeu- 
tendsten Firmen  Twie  z.  B.  drei  Finnen  bei  den  Verhandlungen  mit 
den  Messerschleifem)  ausserhalb  des  Vereins.  Bei  dem  Mangel 
eines  staatlichen  Beitrittazwanges  wäre  es  das  einzige  Mittel  ge- 
wesen, daas  die  Arbeitervereine  ihrerseits  die  renitenten  Kauf- 
leate  so  lange  in  Strike  erklärt  hätten,  bis  sie  dem  Fabrikanten- 
verein beigetreten  wären.  Ein  solches  Verfahren  war  aber 
nach  dem  Eintritt  der  schlechten  Conjunctur  ganz  aussichtslos, 
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und  erst  in  günstigen  Zeiten  wird  es  sich  vielleicht  praktisch 
erweisen,  die  renitenten  Kauf leute  mit  Bussen  dafür  zu  bellen, 
dass  sie  ihren  Arbeitern  Löhne  unter  der  Satzordnung  bezahlt 
und  damit  ihren  Concun-enten  eine  unerträgliche  Concurrenz 
bereitet  haben.  Da  aber  keinerlei  Fabrikantenvereine  existirteo, 
so  erhoben  die  Schleifer  vereine  auf  eigne  Faust  die  Strafen 
und  verhängten  Strikes.  Hierbei  sind  sie  brutal  und  einaeiti!? 
genug  verfahren,  aber  thaten  sie  im  Grunde  etwas  andei-e^ 
als  die  Kaufleute  lange  Jahrzehnte  hindurch  gethan  hatten? 
War  von  ihnen  die  Lohnschraube,  allerdings  nach  der  entgegen- 
gesetzten Richtung  hin,  nicht  auch  ganz  einseitig  gehandh&br 
worden?  Und  ist  etwa  in  Folge  der  Erfahiomgen  der  letzten 
Jahre  eine  Besserung  eingetreten?  Keineswegs!  Die  , Drücker- 
Fabrikanten^  kamen  in  volle  Thätigkeit;  die  Kaufleute,  die 
während  des  Strikes  die  zaghaftesten  waren  gegenüber  den  An- 
forderungen der  Arbeiter,  erwiesen  sich  nunmehr  als  die 
muthigsten.  Jetzt  sehen  die  Arbeiter  ihr  Unrecht  ein  und 
würden  geiii  auf  gemeinsame  Lohnreductionen  eingehen,  aber 
die  Fabrikanten  gehen  nicht  auf  solche  Wünsche  ein. 

Die  ganze  Schwäche  der  freien  Vereinigungen  tiitt  za 
Tage.  Der  Concurrenzneid  und  die  Eifersucht  der  Kaufleute 
unter  einander  lassen  bei  flotter  Conjunctur  jede  gemeinsame 
Verhandlung  mit  den  Arbeitern  scheitern;  diese  letztem  sind 
beim  Rückgange  dei*selben  zu  schwach,  um  ihren  Forderungen 
Nachdruck  zu  verleihen.  Hätten  die  Fabrikanten,  wie  es  die 
Arbeiter  gethan,  von  Anfang  an  den  Werth  der  Coalition  be- 
giiffen,  so  wäre  eine  gi*osse  Anzahl  von  Stratigkeiten  gütlich 
beigelegt  und  das  Verhältniss  nicht  so  vergiftet  worden,  «ie 
es  heute  ist.  Aber  es  wird  wohl  noch  Jahrzehnte  dauern,  bis 
auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung  sich  solche  Organisationen 
hervorbilden  werden,  welche  in  wenigen  Jahren  unter  energischer 
Mitwirkung  von  Gesetzgebung  und  Verwaltung  hervoiigerufien 
werden  könnten. 

Die  Organisationslosigkeit  erweist  sich  als  Fluch  sowohl 
für  die  Fabrikanten  wie  für  die  Arbeiter;  sie  verschärft  nur 
die  Folgen  einer  jeden  Conjunctur,  der  aufsteigenden  zu  Un- 
gunsten der  ersteren,  der  rückgehenden  zum  Schaden  der 
letztem.  Dennoch  ist  trotz  der  ausserordentlichen  Wichtigkeit 
der  Veitheilung  des  Productionsvertrages  zwischen  jenen  beiden 
Klassen  für  Solingen  wie  überhaupt  für  die  bergisch-märkiscbe 
Eisen-  und  Stahlwaaren-Industrie  eine  andere  Frage  von  bei 
weitem  grösserer  Bedeutung:  die  nach  der  Erhöhung  des  Ge- 
sammtproducts.  Der  Kampf  um  die  Vertheilung  ist  ja  deshalb 
so  bitter,  weil  der  Antheil  bei  derParteien  überhaupt  ein  karger 
ist;  man  erhöhe  ihn  auf  beiden  Seiten  und  sie  werden  gleich- 
massig  zufrieden  gestellt  sein.  Die  Gesetzlosigkeit  auf  wirth- 
schi^tlichem  Gebiete  während  unseres  Jahrhunderts  hat  hier 
nicht  zur  Folge  gehabt  eine  Concnn-enz,  in  welcher  der  eine 
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den  andein  anfeuert  zur  Anspannung  seiner  Kräfte  und  zur 
Verbesserung  seiner  Einrichtungen,  sondern  eine  mass-  und 
zügellose  Concurrenz,  welche  rücksichtslos  gegen  den  Nachbar, 
unehrlich  gegen  den  Käufer  und  ausbeutend  gegen  den  Arbeiter 
gierig  nach  jedwedem  Vortheil  hascht  Dabei  sind  die  Kauf- 
leute und  Fabrikanten  vielfach  in  commei-zieller  Hinsicht  nicht 
genügend  tüchtig  und  in  der  Technik  sind  sie  zurückgeblieben. 
Nur  die  tiefgre^endsten  Aendeiimgen  könnten  Solingen  helfen : 
der  schleunige  Uebergang  zu  dem  gewerblichen  Betriebssystem, 
welches  schon  seit  einiger  Zeit  das  heiTSchende  sein  müsste, 
zur  Manufactur  und  zum  maschinellen  Fabrikwesen.  Dann 
könnten  die  Waaren  besser,  gleichmässiger  und  theurer  werden ; 
es  würde  die  Anzahl  der  unter  einander  concurrirenden  Fabri- 
kanten sich  veimindein;  einige  verloren  gegangene  Ariikel 
würden  beim  mechanischen  Betriebe  wieder  mit  Voitheil  auf- 
gegriifen  und  damit  diejenigen  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
welche  durch  die  Maschine  übei7.ählig  gemacht  worden  wären. 
Dann  würden  von  dem  gesteigerten  Gesammtproducte  die 
energischen,  nunmehr  in  Fabriken  concentrirten  Arbeiter  durch 
starke  Vereine  sich  höhere  Löhne  erwerben  können. 

Ideal  wäre  ein  solcher  Zustand  wohl  noch  lange  nicht. 
Indess  wäre  er  immerhin  besser  als  der  gegenwärtige. 

Characteristisch  für  die  Kaufmannschaft  und  den  Fabri- 
kantenstand ist,  dass  in  Solingen  keine  einzige  wohlthätige 
Stiftung  von  ihnen  herrühi-t! 


Zweiter  Abschnitt 


Die  Bemscheider  Industrie. 


I.    Die  Zeit  der  Zanftrerfassang. 

Eng  verschwiRtert  mit  der  Solinger  Industrie  waren  seit 
jeher  die  Sensenschmiederei  bei  Kronenbei'g  und  die  Hand- 
schmiederei  von  Stabeisen  bei  Remscheid  und  Kronenberg.  Die 
Einwanderung  der  durch  Albas  Schreckenherrschaft  vertrie- 
benen Niederländer  wui'de  Veranlassung,  das  Handwerk  gegen 
die  Fremden  abzuschliessen  und  fester  zu  organisiren.  Das 
älteste  Privilegium  ^)  vom  5.  Juli  1600  redet  von  „  Waaren  und 
Waffen*' ;  es  wurde  erlassen  für  die  in  den  Aemtem  Elberfeld, 
Beyenburg,  Burg  und  Bomefeld  ansässigen  Sensenschmiede, 
Sensen-  und  Stabschleifer.  Der  Hauptsitz  der  Industrie  war 
Eronenberg,  denn  aus  diesem  Orte  sollte  der  Vogt  zwei  Jahre 
nach  einander  gewählt  werden,  das  dritte  Jahr  aus  Rem- 
scheid oder  Lüttringhausen;  von  den  sieben  Rathleuten  stellte 
jenes  drei,  und  daselbst  war  auch  der  Sitz  des  Gerichts. 

Die  Betriebsform  der  Industrie  war  die  handwerksmässige 
und  ihre  Verfassung  eine  höchst  einfache,  da  die  Schmiede  in 
eigener  Werkstatt  das  Material  ohne  Arbeitstheilung  verar- 
beiteten; einzig  die  Schleifer  waren  ihi*e  Lohnarbeiter.  Streitig- 
keiten zwischen  diesen  beiden  Klassen  kamen  nicht  vor;  beide 
fanden  ihr  Auskommen.  Da  das  Handwerk  in  jenem  „kalten 
Lande*  das  einzige  war,  so  durfte  kein  Bruder  auswandern; 
dafür  wurde  aber  ihi*e  Zahl  auf  die  damaligen  Meister  beschränkt ; 
zu  ihnen  gehörten  auch  sieben  Kauf  leute,  zum  Theil  in  Solingen, 
welche  mit  Sicheln,  Sensen  und  Schneidemessern  handelten.  Das 
Meisterrecht  erwarben  nur  eheliche  Meistersöhne;  kein  Schmied 
durfte  das  Schleiferhandwerk  und  umgekehrt  erlernen. 

Wie  stets  beim  handwerksmässigen  Betriebe  standen  die 
Ordnung  des  Absatzes,  die  Festsetzung  der  Waarenpreise  und 
die  Regelung  der  Technik  oben  an.  Um  die  Leitung  der  Pro- 
duction  in  die  Hand  zu  nehmen,  musste  die  Zunft  zunächst 
die  Lage  der  Consumtion  kennen.  An  einem  bestimmten  Tage 
wurden  daher  alle  Schmiede  und  Schleifer  vor  Vogt  und  Rath 
geladen,  welchen  sie  die  Lage  und  den  Gang  des  Handels  vor* 
legen  und  angeben  mussten:  auf  wie  grossen  Absatz  wohl  in 


')  DQsseldorfer  StaatsarcluT:  Herzogthom  Berg,    Gewerbe  und  Handel 
Acte  81. 


HO  IL  3. 

den  einzelnen  Ländern  gerechnet  werden  könnte.  Nach  mem 
Monat  wurde  dann  mit  Wissen  der  herzoglichen  Beamten  ange- 
ordnet, wieviel  und  welche  Sorten  ein  jeder  Meister  fabridren 
durfte  und  zwar  sollte  dem  gemeinen  Schmiede  eben  soviel 
zugetheilt  werden,  als  dem  reichen.  Für  alle  Waaren  wurden 
dann  die  Preise  festgesetzt  je  nach  der  Conjunctur,  den  Preisen 
von  Stahl,  Eisen,  Knechten  u.  s.  w.  Einen  Tag  nach  St  Ewald 
wurden  endlich  die  Marktreisen  angeordnete,  wdche  jeder  Hand- 
werker unternehmen  musste;  keiner  durfte  vor  dem  andern 
verreisen  oder  GQter  ausserhalb  der  Märkte  verschicken.  Wer 
seine  erate  Reise  that,  sollte  15  Thaler  zahlen;  von  diesem 
Betrage,  welcher  ermässigt  werden  konnte,  fiel  ein  Drittel  an 
die  Armen,  ein  zweites  an  das  Handwerk,  das  dritte  an  die 
Compagnie  der  Reisenden.  Die  daheim  bleibenden  BrOder 
sollten  ihre  Waare  innerhalb  ihres  Handwerks  veräussem; 
fanden  sich  aber  keine  Käufer,  so  durfte  ein  jeder  auch  ao^^ser- 
halb  desselben  sich  solche  suchen  und  so  theuer  als  m(^ich, 
keinenfalls  aber  unter  den  festgesetzten  Preisen  verkaufien. 
War  diese  ganze  Ordnung  auf  selbständige  handeltreibende 
Handwerksmeister  berechnet,  so  wollte  man  dieselben  auch 
davor  bewahren,  zu  Lohnarbeiten  zu  werden  und  verbot  den 
Schmieden,  aus  ihren  Werkstätten  Stahl  und  Eisen  an  andere 
Orte  forttragen  oder  verführen  zu  lassen;  was  sie  in  ihrer 
Schmiede  abhauten,' sollten  sie  auch  selbst  gänzlich  verfertigen 
und  bei  den  Schleifern  schleifen  lassen. 

Die  Güte  der  Waaren  war  durch  dreifache  Massregeln 
verbürgt.  Dieselben  wurden  von  den  liefernden  Schmieden  im 
Beisein  des  Kaufmanns  oder  eines  Rathmanns  auf  dem  Schleif- 
ketten  besichtigt;  waren  sie  gut  befunden,  so  galten  die  ersteren 
nicht  mehr  für  verpflichtet,  sie  zurückzunehmen.  Ferner  durfte 
keine  Waare  ungezeichnet  gehärtet,  geschliffen  oder  ausser 
Landes  geführt  werden;  das  Zeichen  vererbte  sich  auf  den 
ältesten  Sohn,  und  wie  üblich  durften  die  jüngeren  es  »brechen", 
ohne  jedoch  dem  Aeltesten  dadurch  einen  Schaden  zuzufügen. 
Endlich  war  eine  Lehrzeit  bei  den  Schmieden  von  vier,  bei 
den  Schleifern  von  drei  Jahren  vorgesehen,  nach  deren  Been- 
digung sie  ein  Meisterstück  vorstellen  und  bei  der  Aufiiabme 
eine  Gebühr  von  je  zwei  Goldgulden  an  das  Handwerk  und 
die  Armen  entrichten  mussten.  Die  wider  guten  Willen  und 
Wissen  von  ihren  Meistern  geschiedenen  Meister-,  Lehr-  und 
Arbeitsknechte  sollte  keiner  in  seinen  Dienst  nehmen,  ehe  sie 
sich  nicht  mit  den  früheren  Herren  verglichen  hätten;  auch 
sollte  man  sie  nicht  aufwiegeln. 

Die  Sorge  für  das  allgemeine  Beste,  wie  die  Recht- 
sprechung  über  Streitigkeiten  wegen  Kauf,  Marktgutlieferung, 
Schleifen,  Zeichenschlagen,  Schmiedeknechte,  verwirkte  Strafen 
lagen  dem  Vogt  und  den  Rathleuten  ob;  mit  der  Berufung  an 
den  herzoglichen  Obervogt. 
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Das  Schmiedehandwerk  war  also  eine  geschlossene,  erbliche 
Zunft,  die  voll  Eifersucht  über  ihren  Privilegien  wachte.  Da 
fand  nach  der  Aufhebung  des  Edicts  von  Nantes  eine  zweite 
Einwanderung  statt;  die  alten  Meister  wollten  die  Fremdlinge 
nicht  dulden,  es  entstanden  Streitigkeiten  und  mehrere  Schmiede 
wanderten  im  Jahre  1687  aus  in  die  Grafschaft  Mark,  wo  sie 
mit  offenen  Aimen  aufgenommen  wurden.  Am  Gevelsberge, 
an  der  Enneperstrasse,  bei  Hagen  und  Eilpe  fanden  sie  billigere 
Kohlen  und  Eisen,  treffliche  Wassergefälle  fUi-  Hammerwerke 
und  Schleifkotten,  wohlfeilere  Lebensmittel  und  volle  Gewerbe- 
freiheit Dadurch  stellten  sich  auch  die  Arbeitslöhne  und 
Waarenpreise  billiger,  bei  grossen  Bestellungen  und  neuen 
Mustern  waren  die  Kaufleute  nicht  mehr  an  die  Prätensionen 
einiger  privilegirter  Handwerker  gebenden,  und  so  kam  es 
denn,  dass  Eronenberg  seine  alte  Industrie  der  weissen  Sensen 
vollst&ndig  verlor.  Im  Jahre  1759  zählte  man  im  ganzen 
Kirchspiel  nur  sechs  bis  sieben  Sensenschmiede;  im  Jahre  1770 
war  die  Production  im  Märkischen  schon  25  Mal  grösser  als 
im  Bergischen. 

Die  wiederholte  Einwanderung  veilriebener  Protestanten 
hatte  wichtige  Folgen  ftti*  die  Ausbildung  der  Technik  und  die 
AnknQpfung  neuer  Handelsbeziehungen.  Da  Kronenberg  durch 
seine  alte  Industrie  bereits  besetzt  war,  wurde  Remscheid  der 
Mittelpunkt  der  neuen  Industrie  und  der  neuen  Kaufmann- 
schaft. Den  Niederländern  verdankt  die  Gemeinde  die  Anlage 
von  Hammerwerken,  welche  bald  die  Handschmiederei  des 
rohen  Eisens  in  den  „Iser-Hütten^  verdrängten ;  die  Franzosen 
vervollkommneten  die  Schleiferei  und  bis  zum  Jahre  1853  war 
die  Mehrzahl  der  Ketten  im  Besitze  einer  Familie,  welche  ihren 
Ursprung  von  den  Flüchtlingen  ableitet,  —  Pickard  aus  der 
Picardie.  Eine  Reihe  neuer  Artikel  wurde  bekannt  und  deren 
Zahl  nahm  um  so  rascher  zu,  als  die  Fremdlinge  Beziehungen 
zu  ihrer  alten  Heimath  unterhielten  und  Handelsreisen  doi-Üiin 
unternahmen;  so  bürgerten  sich  neben  den  bekannten  land- 
wirlhschaftlichen  Geräthen  wie  Sensen,  Sicheln  u.  s.  w.  auch 
Hausger&thschaften,  Schlösser,  Handwerkszeuge  in  Remscheid 
ein«  Je  mehr  die  früheren  Artikel  in  die  Mark  auswanderten, 
desto  wichtiger  wurde  es,  neue  aufzugreifen. 

Da  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  am  Ende  des  XVII.  und 
am  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts  von  allen  Seiten  fleissige 
Art)eiter  sich  einfanden,  um  ihre  Kunst  an  den  neuen  Waaren 
zu  üben.  Endlich  waren  sie  so  zahlreich,  dass  sie  um  ein 
Privilegium  nachsuchten,  welches  ihnen  am  31.  März  1759  be- 
wiUigt  wurde  und  die  Arbeiter  unter  dem  Namen  des  16  Klein- 
schmieds -  Handwerks  zusammenfasste.  ^)  Die  Zunft  bildeten 
alle  bisherigen  Meister;  neu  aufgenonunen  wurden  nur  die  in 

>)  a.  a.  0.    Acta  27,  ConTolut  I. 
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christlicher  Ehe  und  im  Herzogthum  Berg  Geborenen.  Die- 
selben mussten  schwören,  nicht  auszuwandern,  auch  nicht  das 
Handwerk  ausser  Landes  zu  übertragen  oder  es  Fremde  zu 
lehren;  es  spiegelt  sich  in  dieser  Bestimmung  die  Furcht  vor 
der  märkischen  Concurrenz.  Jeder  Meister  durfte  mehrere 
Gewerbe  erlernen  und  ausüben,  auch  Handel  ins  Ausland  treiben. 
musste  jedoch  dann  des  Handwerks  sich  auf  ein  Jahr  begeben 
und  vor  Antritt  jeder  Reise  mindestens  zwanzig  Thaler,  davon 
ein  Drittel  an  die  Aimen,  zwei  Drittel  an  das  Handwerksge» 
rieht  entrichten.  Die  Waarenpi-eise  wurden  vom  Vogt  und 
Rath  mit  Zuziehung  zweier  Eaufleute,  also  nicht  einseitig  wie 
damals  noch  in  Solingen,  festgesetzt.  Auf  gute  Waare  sollte 
geachtet  werden;  eine  Lehrzeit  von  vier  Jahren,  ein  Meister- 
stück und  eine  Gebühr  .von  drei  Goldgulden  wurden  gefordert 
und  Abspenstigmachen  von  Lehrlingen  und  Gesellen  verbotea 
Der  Vogt  wurde  auf  vier  Jahre  vom  churfQi'stlichen  Obervopt 
aus  der  Zahl  der  Remscheider  Meister  einannt;  diese  erwählten 
vier,  die  Ki'onenberger  zwei,  die  Lüttringhauser  Meister  einen 
Rathmann. 

Kaum  waren  die  Handwerker  zu  strengerer  Organisation 
verbunden,  so  erkannten  sie  die  Solidarität  ihrer  Interessen 
und  wollten  nun  auch  wirklich  „den  gemeinen  Nutzen  be- 
obachten". Zwei  Lebensinteressen  hatten  sie  zu  wahren:  ein- 
mal der  märkischen  ConcuiTenz  gegenüber,  welche  sie  durch 
die  Abnahme  des  Verbleibungseides  bei  ihren  Genossen  und 
durch  das  Verbot  der  Beschäftigung  ausländischer  Lehrlinge 
nicht  aufkommen  lassen  wollte,  zweitens  gegenüber  der  Kauf- 
mannschaft. Die  Entstehung  dieser  letzteren  ist  eine  grosse 
wirthschaftliche  und  socialpolitische  Thatsache,  welche  im  fol- 
genden Capitel  gebührend  beleuchtet  werden  soll ;  mit  ihr  tritt 
der  handwerksmässige  Betrieb  in  seine  zweite  moderne  Phacse 
und  durch  sie  allein  hat  er  sich  lebensfähig  erhalten.  In  seiner 
ei*sten  Epoche  lag  die  Leitung  des  Absatzes  in  der  Hand  der 
Zunft  und  ein  jeder  Handwerksmeister  trieb  zugleich  auch 
Handel;  ein  Interessengegensatz  wie  in  der  folgenden  Periode 
konnte  nicht  bestehen.  In  dieser  zweiten  Epoche  nämlich  fiel 
der  Handel  in  die  Hände  der  Kaufleute,  welche  Bestellungen 
aufsuchten  und  auf  dieselben  hin  den  Meistern  die  Waaren 
abkauften.  Daraus  ergab  sich  ein  doppelter  Gegensatz:  die 
Kaufleute  legten  den  concurrirenden  Meistern  Beschränkungen 
im  Handelsbetriebe  auf  (Verlust  des  Rechts  auf  gleichzeitig^ 
Gewerbeausübung  und  Entrichtung  einer  Abgabe  von  zwanrig 
Thalera),  andererseits  erhielt  die  Zunft  das  Recht,  in  Geroein- 
schaft mit  den  Kaufleuten  die  Waarenpreise  zu  bestimmen. 

Nun  waren  damals  in  Folge  des  siebenjährigen  Krieires 
alle  Absatzwege  unsicher  und  die  Pi-oduction  gehemmt,  die 
Lebensmittel  vertheuert  und  die  Zufuhr  der  Materialien  er- 
schwert.   Die  Kan-e  Eisen  war  in  wenigen  Jahren  von  30  auf 
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52  Thaler  gestiegen,  die  Kauf  leute  kauften  noch  dazu  dasselbe 
auf  und  die  Handwerker  bttssten  dadurch  jedesmal  drei  bis 
vier  Thaler  ein.  Ihr  Einkommen  wurde  bedeutend  geschmälert. 
Brachte  es  doch  z.  B.  ein  Pfannenschmied,  welcher  früher 
4  Stüber  am  Stück  verdient  hatte,  jetzt  nur  auf  2Vt!  Und 
nicht  einmal  in  baarem  Gelde  erhielt  er  den  Preis  seiner  Mühen; 
Winkelswaaren  wurden  ihm  aufgedrängt  und  er  musste  courantes 
Geld  für  Species  annehmen,  so  dass  er  die  Steuern  damit  nicht 
zahlen  konnte.  In  die  Büchelchen  wurden  aber  höhere  Preise 
eingeschrieben  und  die  Meister  wie  die  concurrirenden  Kauf- 
leute  dadurch  zu  betrügen  gesucht  Die  Noth  der  Handwerker 
war  gross,  und  mit  Berufung  auf  Solingen,  wo  eben  eine  Lohn- 
erhöhung stattgefunden  hatte,  fordei-ten  sie  die  im  Privilegium 
in  Aussicht  gestellte  Etablirung  von  verbindlichen  Waaren- 
preisen  und  die  Abnahme  des  Verbleibungseides,  denn  viele 
Genossen  wäi-en  schon  ausser  Landes  gezogen  und  36  märkische 
Gesellen  lernten  in  Remscheid. 

Die  Kaufleute  widersetzten  sich  aufe  lebhafteste  solchen 
Forderungen.  Feste  Preissätze  hemmten  den  freien  Handel; 
bisher  hätten  sich  die  Meister  immer  bestrebt  gute  Waare  zu 
liefern  und  die  Kaufleute  hätten  sie  gut  bezahlt.  Der  Ver- 
bleibungseid und  ein  Ausschluss  von  Ausländern  .wäre  unmög- 
lidi,  weil  das  Handwerk  zu  zwei  Dritteln  aus  Fremden  be- 
stünde, welche  man  abschrecken  würde,  wenn  man  ihnen  von 
Anfang  an  einen  Verbleibungseid  auferlegte.  Eine  Veipflan- 
zung  der  Industrie  überall  hin  wäre  unmöglich,  da  nicht  überall 
Gebirg  und  Wasser  für  Hammerwerke  und  für  Schleiiinühlen 
sich  fänden.  Freiheit  sei  das  beste  Mittel,  um  den  Kauf  leuten 
zu  ermöglichen,  gute  Bedingungen  den  Arbeiteni  zu  stellen. 

Dieser  Versuch  der  Kleinschmiede  in  den  Jahren  1760 
bis  1765  durch  Aufstellung  eines  Taiifis  für  die  Waarenpreise 
und  durch  Ausschluss  der  märkischen  Concun'enz  ihre  Lage 
zu  verbessern,  ist  der  erste  und  zugleich  der  letzte  gewesen. 
Die  Bestimmungen  des  Privilegiums  sind  nie  ins  Leben  ge- 
treten, und  als  die  Conjuncturen  günstigere  wurden,  als  damit  die 
Preise  wieder  stiegen,  blieb  die  ganze  Angelegenheit  auf  sich 
beruhen. 

Um  diese  Zeit  gesellte  sich  zu  den  bisherigen  Industrieen 
eine  dritte,  die  der  sogen,  schwaiieen  Sensen,  welche  seit  alters- 
her  mit  grossem  Erfolge  in  Steiermark  betrieben  worden  war. 
Zufällig  hatte  auf  seinem  Transpoite  durdi  jenes  Land  ein 
märkischer  Gefangener,  Namens  Röntgen,  den  Olf&cier  gebeten, 
in  ein  Sensenwerk  eintreten  zu  dürfen,  und  sich  die  Technik 
gemerkt,  deren  Geheimniss  daraitf  beruhte,  dass  die  Sensen 
nicht  geschliffen,  sondern  scharf  gehämmert  und  auf  einer 
glühenden  Platte  im  Sande  gebläut  wurden.  Nach  seiner  Rück- 
kehr theilte  er  dieses  seinem  Bruder  mit  und  der  letztere 
stellte  im  Jahre  1772  im  Hammerwerk  von  GotUieb  Hallbach 
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bei  Müngsten  zuerst  die  schwarzen  Sensen  her.  Da  diese 
Fabrikation  gegen  eine  Erkenntniss  von  zwMf  Goldgulden  finei- 
gegeben  wurde,  folgten  bald  andei-e  Werke;  nach  sieben  Jahren 
^vurden  schon  200000  Stfick  angefertigt  und  bald  aberflOgelteii 
die  schwarzen  Sensen  die  weissen.  ^) 

Die  Betriebsfonn  der  Industrie  war  in  Remscheid  die 
handwerksmässige;  die  einzigen  Lohnarbeiter  waren  die  Schleifer. 
Der  aufmerksame  Leser  der  Solinger  Geschichte  nun  wird  ädi 
wundem,  dass  bisher  weder  von  Lohnstreitigkeiten,  noch  von 
Strikes  die  Rede  gewesen  ist  In  der  That  fehlen  dieselben 
in  Remscheid,  nicht  etwa  weil  der  Interessengegensatz  zwischen 
arbeitgebenden  Meistern  und  lohnarbeitenden  Schleifern  nicht 
vorhanden  gewesen  wäre,  vielmehr  bestand  er  in  ganzer 
Schärfe;  —  der  Kampf  spielte  sich  auch  hier  ab,  nur  in  anderer 
Form:  nicht  um  die  Löhne,  sondern  um  das  Monopol.  Die 
Schleifer  besassen  nämlich  ein  thatsächliches  wie  ein  rechtliches 
Monopol.^)  Im  Wesentlichen  gehörten  die  Kotten  ja  der 
einzigen  Familie  Pickard,  und  dieser  allein  stand  das  Recht 
zu,  die  in  der  Remscheider  Industrie  gefertigten  Waaren  zu 
schleifen;  dadurch  war  sie  in  Stand  gesetzt,  die  Löhne  anf 
einer  gewissen  Höhe  zu  erhalten.  Dieses  rechtliche  wie  that- 
sächliche  Mqjpopol  galt  es  zu  brechen. 

Ursprünglich  gehörten  die  Schleifer  zum  Handwerk  der 
weissen  Sensen.  Als  dieses  durch  die  Auswanderung  der 
Schmiede  in  die  Mark  sich  aufzulösen  begann,  mossteo  die 
Schleifer  sich  neue  Arbeitsobjecte  sichern  und  dehnten  ihre 
Ansprache  auf  die  Eleinschmiedewaaren  aus,  fussend  anf  den 
Artikeln  12  und  13  ihres  Privilegiums:  „Kein  Schmied  soll 
Stahl,  Eisen  u.  s.  w.  aus  seiner  Werkstatt  an  andere  Oerter 
zum  Verfertigen  wegtragen  oder  verführen  lassen,  sondern  was 
er  in  seiner  Schmiede  abhaut,  auch  selbst  verfertigen  und  bei 
den  Schleifern  schleifen  lassen^,  und  „es  soll  keiner  einige 
Güter  oder  Wafifen,  es  wären  Sensen,  Sicheln,  Schneidemesser 
und  anderes  ungezeichnet  härten,  schleifen  oder  aosser 
Landes  führen  lassen^.  Da  sie  ins  Land  geschworen  wären, 
forderten  sie  ein  ausschliessliches  Recht  auf  das  Schleifen  jener 
Waaren.  Eine  solche  Auslegung  wurde  nun  sofort  angefochten 
von  den  Kleinschmieden,  welche  sich  die  Freiheit  bewahren 
wollten,  dort  schleifen  zu  lassen,  wo  es  ihnen  beliebte.  Wieder- 
holt siegten  die  Schleifer  in  Processen  in  den  Jahren  1702, 
1706,  1709  und  1719;  im  Jahre  1720  legten  Hammerschmiede 
Schleifkotten  an:  das  wurde  ihnen  verboten.  Im  Jahre  1774 
endlich  sandten  die  Remscheider  Kleinschmiede  eini^  Waaren 
zum  schleifen  nach  Solingen;  auf  offener  Strasse  hessen  die 


>)  T.  Viebahn:  Topographie  ond  Statistik  des  R.  B.  DOsBeldoil  163d 
I.  8.  161. 

')  a.  a.  0.    Acta  81  ond  27,  GonTOliit  L 
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Bemscheider  Schleifer  den  Trägern  die  Ballen  abnehmen.  Unter- 
stotzt  von  den  Remscheider  Kaufleuten  und  Schmieden  erhoben 
nun  die  Solinger  Schleifer  die  Klage  auf  Raub,  da  die  Waaren 
in  ihrem  Besitz  gestanden  hätten,  auch  völlig  verschieden  von 
den  Sensen-  und  Stabwaaren  wären  und  daher  nicht  dem 
Privilegium  unterlägen.  Aber  auch  diesmal  siegten  die  Rem- 
scheider Schleifer  durch  Erkenntniss  vom  22.  April  1779  und 
behaupteten  durch  das  ganze  XVIII.  Jahrhundeit  mit  ihrem 
Monopol  auch  die  hohen  Löhne. 

Je  weiter  die  Industrie  sich  ausdehnte,  desto  weniger  ge- 
nügte die  einheimische  Schleiferei  den  gesteigerten  Anfor- 
derungen. Zwar  waren  die  Kotten  vergrössert  worden,  und 
wo  finher  ein  Arbeiter  beschäftigt  gewesen  war,  stand  jetzt 
ein  Meister  mit  vier  bis  fQnf  Gehülfen ;  allein  das  reichte  noch 
immer  nicht  hin.  Bei  starken  Bestellungen  vermochten  die 
Schleifer  nicht  alle  Arbeit  zu  verrichten,  eine  Erweiterung  der 
Industrie  war  erschweit,  auf  zwanzig  Fabrikanten  kam  kaum 
ein  Schleifer.  Dazu  gesellte  sich  noch  der  Neid  der  Rem- 
scheider Kleinschmiede  gegen  die  meist  bei  Kronenberg  wohn- 
haften Schleifer.  In  vei-stärktem  Masse  wirkten  diese  Ursachen, 
als  im  letzten  Jahi'zehnt  des  vorigen  Jahrhundeils  der  Krieg 
gegen  England  entbrannte,  der  englische  Handel  gesperrt  wurde 
und  Remscheid  in  Spanien  und  Holland  Ersatz  suchen  musste. 

Diese  Situation  änderte  sich  völlig  dadurch,  dass  Rem- 
scheid seinen  Hauptmarkt,  Frankreich,  verlor,  indem  durch 
Erhebung  von  Eingangszöllen  von  10  %  auf  grobe  Stahlwaai-en, 
von  20%  auf  Sensen,  Sägen  u.  s.  w.,  von  37Vx%  auf  feinere 
Stahl-  und  Messingwaaren  der  eigne  Betrieb  solcher  Industrieen 
sehr  lohnend  wurde.  Bei  Zabern  im  Elsass,  bei  Toulouse,  in 
Nordfrankreich  entstanden  Anlagen;  die  Fabrikanten  kauften 
sogar  den  Stahl  aus  Siegen,  Nassau  und  Sajm- Altenkirchen 
aitf  und  bildeten  ihren  Arbeiterstamm  aus  bergischen  Schmieden. 
Grosse  Versprechungen  wurden  denselben  gemacht.  So  erliess 
von  Lothringen  aus  der  Kaufmann  Brinck  einen  Aufruf,  in 
welchem  er  freie  Wohnung,  5000  Pfd.  Steinkohlen  jährlich  frei, 
20  %  Lohnerhöhung  gegen  Remscheid  und  volle  Beschäftigung 
versprach.  Bis  zum  Jahre  1797  waren  aus  Ki-onenberg  127, 
aus  Remscheid  etwa  200  Personen  ausgewandert;  das  wurde 
noch  befördert  durch  die  grosse  Theuerung  der  Jahre  1794—96, 
wo  12  Pfd.  Brot  einen  Thaler  kosteten.  Die  Kaufleute  ihrer- 
seits kauften  die  fertige  Waare  dort  ein,  wo  sie  sie  am  billigsten 
fanden,  z.  B.  in  der  Mark.  Daher  gingen  in  Remscheid  viele 
Arbeiter  müssig,  der  Absatz  fiel  auf  die  Hälfte,  die  Einwohner- 
zahl der  Gemeinde  sank  in  den  Jahren  1792  bis  1807  von 
6653  auf  5509. 

Die  Sensen-  und  Kleinschmiede  fühlten,  dass  wenn  das  so 
weiter  ginge,  sie  einfach  ausser  Arbeit  bleiben  würden;  alle 
waren  sie  überzeugt,  dass  durch  das  Monopol  der  Schleifer  die 

8» 


116  IL  3. 

Löhne  und  Preise  erhöht  und  damit  die  Goncurrenz  gegen  das 
Ausland  erschwert  würde.  Und  weil  sie  bei  ihren  einfachen 
Artikeln  und  der  daraus  folgenden  geringen  Arbeitstheilong 
selbständige  Fabrikanten  waren  und  cUe  Schleifer  ihre  einzigen 
Lohnarbeiter,  so  stimmten  in  diesem  Falle  ihre  Interessen  mit 
denen  der  Kaufleute  überein.  Im  Jahre  1797  begann  mit 
vereinten  Kräften  der  Sturmlauf  gegen  das  Monopol  der 
Schleifer;  sie  forderten,  dass  sie  mindestens  für  diejenigen 
Waai*en,  welche  im  Privilegium  nicht  erwähnt  wären,  sich 
unprivilegirter  Schleifer  bedienen  düiften.  Die  Angegriffenen 
zogen  sich  auf  die  Buchstaben  des  Gesetzes  zurück  und  stellten 
ihre  Gegner  als  unruhige  Pi'ocessmacher  dar,  welche  klare 
Rechte  angiiffen.  Darauf  erwiderten  die  Kauf  leute  kaltblQtig: 
das  allgemeine  Wohl  habe  nie  mit  ihnen  in  RechtsiiTungen 
gestanden  und  sei  überhaupt  nicht  Gegenstand  einer  richter- 
lichen Erkenntniss;  das  Auswandern  würde  Niemandem  schaden, 
da  die  S^shmieden  und  die  Kotten  zurückblieben.  Endlich 
wurde  am  9.  April  1798  ihre  Forderung  bewilligt  und  im  Jahre 
1803  sämmtliche  Privilegien  aufgehoben,  von  denen  ausser  dem 
der  Schleifer  kein  anderes  praktisch  geworden  war. 

Da  also  die  Meister  an  den  Zünften  nichts  verloren,  was 
ihnen  Schutz  geboten  hatte,  fanden  hier  auch  keine  Bestau- 
rationsversuche  statt.  Nur  ganz  vereinzelt  zeigte  sich  eine 
Bewegung  unter  den  Sichelfabrikanten  in  Ronsdorf.  Beim 
allgemeinen  Arbeitsmangel  hatten  sich  dort  die  Meister  sehr 
stark  unterboten,  um  durch  die  Menge  der  Bestellungen  den 
entstandenen  Verlust  am  einzelnen  Stück  auszugleichen«  Sie 
petitionirten  am  4.  September  1813,  einen  Verein  auf  die 
Dauer  von  4  Jahren  bilden  zu  dürfen,  welcher  'durch  zwei 
Deputiite  über  alle  Bestellungen  ein  Register  führen,  dieselben 
vertheilen  und  zu  festgeseteten  Preisen  verarbeiten  lassen 
sollte;  jedes  Vereinsmitglied  sollte  femer  nur  seine  Söhne  das 
Handwerk  lehren  dürfen,  und  diese  sollten  eine  Meisterprüfung 
bestehen  müssen.  Der  Präfect  erkläite  einen  solchen  Verein 
für  unerlaubt,  weil  er  auf  ein  Monopol  abziele. 

Die  Bestrebungen  nach  corporativer  Vereinigung  nahmen 
damit  unter  den  selbständigen  Handwerksmeistern  ein  Ende. 
Die  beiden  Hauptfordeioingen  der  früheren  Zeit,  die  Fest- 
setzung der  Waarenpi-eise  und  die  Beschränkung  der  Arbeiter- 
zahl, waren  auch  nicht  mehr  durchzusetzen.  Der  Hauptgrund 
lag  in  der  Technik.  Remscheid  lieferte  nämlich  Artikel,  welche 
verhältnissmässig  einfache  waren  und  ihi'en  Hauptwerth  durch 
die  menschliche  Arbeit  empfingen;  bei  wachsender  Goncurrenz 
war  es  nun  von  jeher  vor  die  Alteraative  gestellt  gewesen: 
entweder  zum  mechanischen  Betriebe  überzugehen,  um  an 
menschlicher  Arbeitskraft  zu  sparen,  oder  die  betreffenden 
Artikel  an  Gegenden  mit  billigeren  Material-  und  Lebensmittel- 
preisen, namentlich  an  die  Mark,  abzugeben.    Ein  Uebergaog 
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zum  Fabrikbetriebe  hätte  Remscheid  zwar  die  Industrieen  er- 
halten; derselbe  wäre  aber  volkswirthschaftlich  kein  Vortheil 
gewesen,  weil  das  vorhandene  Capital  so  gering  und  so  zersplit- 
tert war,  dass  es  als  Betriebscapital  im  Handel  und  in  der  Haus- 
indastrie  viel  wirksamer  war,  während  selbst  bei  geringeren 
Löhnen  in  der  Mark  mit  ihren  wohlfeileren  Rohstofifen  und 
Lebensmitteln  eine  sehr  gesunde  Industrie  geschaffen  wurde. 
Seit  zwei  Jahrhunderten  giebt  daher  das  Bergische  Land  seine 
|2Töberen  Artikel  an  das  märkische  ab;  so  folgten  z.  B.  aus 
Kronenberg 0  den  Sensen  die  Ketten  und  Sicheln;  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  ist  die  doi-tige  Nägelschmiederei 
dem  Untergange  zu  und  nach  Belgien  gegangen.  In  Velbert, 
wo  die  Eisenindustrie  seit  dem  Jahre  1680  heimisch  wurde, 
fabridrte  man  am  Ende  des  XYIII.  Jahrhunderts  Schlösser, 
Holzschrauben,  Spaten  und  Schrauben;  heute  sind  alle  diese 
Artikel  nach  Kronenberg  und  in  die  Mark  gegangen;  nur  für 
die  feineren  Schlösser  hat  Velbert  seinen  Ruhm  behalten.  In 
neuerer  Zeit  ist  diese  Entwicklung  vorläufig  zum  Stillstand 
gebracht  dadurch,  dass  in  der  Mark  eine  selbständige  Industrie 
mit  gleich  hohen  Anforderungen  entstanden  ist ;  nun  ist  es  Zeit 
für  das  bergische  Land,  zum  mechanischen  Betriebe  überzu- 
gehen. Angesichts  solcher  Wanderungen  der  Industrieen  waren 
monopolistische  Zünfte  und  feste  Preistaxen  sehr  bedenkliche 
Einrichtungen.  Es  erklärt  sich  daraus  das  Princip  der  Ge- 
werbefreiheit und  des  Freihandels  in  Remscheid:  Fi-eiheit  von 
Preis-  und  Lohntaxen  und  Freiheit,  jeden  geschickten  unprivi- 
legirten  Arbeiter  zu  verwenden;  Freiheit  von  Einfuhi-zöllen  auf 
Eisen  und  Stahl  und  Fi*eiheit,  die  einheimischen  Producte  zoll- 
frei ins  Ausland  zu  führen! 


II.    Die  Kaaflmannschaft  und  die  Technik. 

Der  Aufschwung  der  Industrie  ist  in  den  beiden  letzten 
Jahrhunderten  ein  grosser  gewesen.  Im  Jahre  1763  zählte  man 
bereits  800,  1803  600  verschiedene  Sorten  von  Stahl-  und 
Eisenwaaren,  welche  der  Remscheider  Industriebezirk  pro- 
ducirte;  heute  ist  ihre  Menge  zahllos.  Ihr  Werth  betrag  in 
den  gleichen  Jahren  etwa  2  bis  3  Mill.  Thaler  Bergisch  und 
3  Mill.  Francs,  gegenwärtig  nach  einer  niedrigen  Schätzung 
18  MiU.,  wahrscheinlich  wohl  25-^5  Mill.  Mark.    Die  Zahl 


^)  Statistische  Beschrdbnng  des  Kreises  Mettmann.   Langenberg.  1864. 
8.  «7  ff. 
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der  Arbeiter  stieg  von  1600—2000  im  Jahre  1768  *)  auf 
3200—3500  im  Jahre  1809  und  mag  gegenwärtig  wohl  9—10.000 
betragen.  (Yergl.  Anlage  V.)  Aehnlich  wuchs  das  Kirchspiel 
Remscheid  von  1400  auf  8072  Einwohner  in  den  Jahren  1689 
bis  1789,  die  Bfirgemieisterei  von  5509  auf  26120  Einwohner 
in  den  Jahren  1807—75. 

.  Ein  Hauptverdienst  an  diesem  Aufschwünge  gebQhrt  den 
Kaufleuten.  Am  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  gab  es 
deren  nur  drei  oder  vier;  erat  allmählich  bildeten  sie  sich  aus 
der  Zahl  der  Handwerksmeister  hervor.  Die  Kaufleute  hatten 
alle  in  ihrer  Jugend  noch  das  Schmieden  gelernt  und  Peter 
Hasenclever  (geboren  1719)  einzahlt,  *)  wie  er  als  Lehrling  von 
fünf  Uhr  Morgens  bis  neun  Uhr  Abends  gearbeitet  habe.  Kam 
dann  fremder  Besuch,  z.  B.  ein  guter  Kunde,  so  Hessen  die 
alten  Kaufleute  es  sich  nicht  nehmen,  mit  dem  SchuRfell 
angethan,  eine  Probe  ihrer  Geschicklichkeit  abzulegen.  Die 
angesehensten  Männer,  durch  Selbständigkeit  wie  Capitalanlagen 
hervonagend,  waren  damals  die  Besitzer  der  Hammerwerke. 
Diese  letzteren  wai-en  wohl  die  Stammsitze  der  Industrie,  dain 
um  sie  herum  oder  doch  in  ihi*er  Nähe  scheinen  sich  mehrere 
Ortschaften  gruppiil;  zu  haben.  Aus  den  Hammerschmieden 
gingen  manchmal  Kaufleute  hervor,  oder  es  bestrebten  sich 
die  letzteren  die  Hammerwerke  an  sich  zu  bringen.  Sie  allein 
waren  im  Stande  dazu,  ein  grösseres  Capital  dafOr  anzulegen 
und  ein  Etablissement,  einer  heutigen  Fabrik  entsprechend, 
mit  Yortheil  in  Betrieb  zu  erhalten.  Der  Hauptgrund  daftr 
war  die  grosse  Rolle,  welche  das  Geschäft  mit  Stabeisen  und 
Stahl  spielte;  dasselbe  erhob  sich  am  Anfange  unseres  Jahi* 
hundeils  zu  einer  solchen  Bedeutung,  dass  eine  nicht  geringe 
Zahl  von  Hämmern  allein  für  den  Export  nach  den  Vereinigten 
Staaten  arbeitete;  Hallbachs  und  Hasenclevers  Stahl  genoss 
damals  eines  grossen  Rufes.  Anderei'seits  vermochten  die  Kauf- 
leute in  Folge  des  Besitzes  der  Hammei-werke  den  Meistern 
mehr  oder  minder  die  Preise  des  Stahls  zu  dictiren.  Bis  zum 
Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  hatten  sich  daher  die  Kaufleute 
in  den  Besitz  fast  sämmtlicher  Hammerwerke  gesetzt.  Die* 
selben  traten  mit  der  Verwendung  von  Gussstahl  in  neuerer 
Zeit  völlig  an  Bedeutung  zurück,  und  ihr  Geftlle  ist  an  der 
Wupper  zu  Spinn-,  Papier-  und  Schleifmtthlen  ausgenutzt 
worden. 

Die  Remscheider  Industrie  war  hinsichtlich  ihres  Absatzes  in 
einer  üblen  Lage.    Es  waren  nicht  einige  wenige  weithvolle 


')  1763  :  96  Schleifer  und  1500-2000  Kleinschmiede,  1809  :  190-230 
Schleifer  und  2700—3000  Kleinschiniede  und  300  Hammersdiiniede.  — 
a.  a.  0.  Acta  27,  cody.  I  und  Grossherzgth.  Berg,  Gewerbe  und  Handiel: 
Statistik  des  Arrond.  Elberfeld  und  Industrie  d.  alten  Herzogth.  Berg. 

*)  Peter  Hasenclever.    Landeshut.    1794. 
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Producte  zu  verhandeln,  sondern  eine  Menge  der  vei*schieden- 
artigsten,  schweren  und  an  sich  nicht  sehr  werthvollen  Artikel ; 
grosse  Reisen  mit  ihnen  allein  lohnten  die  Auslagen  nicht; 
keine  andere  Kaufmannschaft  wollte  sich  mit  denselben  be- 
lasten. Da  bedachten  die  Remscheider  sich  nicht  lange.  Um 
ihre  Reisen  lohnend  zu  machen,  nahmen  sie  auch  andere, 
leichtere  und  werthvoUere  Waaren  mit,  und  siehe!  in  dem 
kleinen  Dorf  lein  auf  den  unwirthbaren  Bergen,  fem  von  Wasser- 
und  Handelsstrassen,  entstand  ein  Handelsplatz,  dessen  Namen 
auf  dem  Weltmarkt  einen  ehrenvollen  Klang  hat 

Die  ersten  Handelsbeziehungen  nach  Holland  und  Brabant 
knfipfte  ein  Kaufinann  im  Jahre  1676  an;  vom  Jahre  1740  an 
¥nirden  Frankreich,  Brabant  und  Holland  dem  Absatz  der 
sogen.  Remscheider  Artikel  eröffnet.  Seitdem  drangen  die  be- 
triebsamen Kaufleute  siegreich  bis  nach  England,  Spanien, 
Russland,  Polen,  Dänemark,  Scandinavien  und  Westindien.  Im 
Jahre  1809  werden  auch  Italien,  die  Levante  und  das  Gap  der  * 
guten  Hoffnung  als  ihre  Märkte  genannt.  Alle  Länder  wurden 
persönlich  bereist,  und  in  Nordamerika  waren  schon  damals 
von  fQnf  Remscheider  Finnen  Handlungshäuser  etablirt.  Iser-' 
lohn,  die  alte  Kaufinannsstadt,  trat  gegen  Remscheid  zurück. 

Das  Reisen  war  im  vorigen  Jahrhundert  ausserordentlich 
beschwerlich.  Von  Peter  Hasenclever  wissen  wir,  dass  er  eine 
Geschäftsreise  nach  Bayonne  zu  Fuss  zurücklegte.  Zog  damals 
der  Kaufmann,  hoch  zu  Ross,  mit  Säbeln  und  Pistolen  be- 
wadShet,  oft  noch  von  einem  treuen  Diener  des  Hauses  be- 
gleitet, auf  Reisen,  so  gaben  ihm  die  Arbeiter  eine  Strecke 
Weges  das  Geleite,  wobei  es  an  einem  tüchtigen  Abschieds- 
trunke nicht  fehlte;  auch  gab  die  glückliche  Heimkehr  Veran- 
lassung zu  einem  Feste  des  Willkomms;  bei  längeren  Reisen 
machten  die  Kaufleute  ihr  Testament.^)  Wie  p:anz  andei-s 
heut  zu  Tage  das  Reisen  aufgefasst  wird,  kann  man  am  Mitt- 
woch und  Samstag  Abend  im  Gasthofe  zu  Remscheid  sehen. 
Dort  findet  regelmässig  eine  gesellige  Vereinigung  statt;  die 
Kaafleute  versammeln  sich,  eine  merkwürdige  Gesellschaft! 
Kühn  blickende  Männer,  fast  keiner,  der  nicht  Jahrzehnte 
lang  den  Erdball  befahren  hätte!  Die  älteren^  ei^rauten  bleiben 
in  der  Heimath  und  leiten  vom  Comptoir  aus  die  Geschäfte; 
die  jüngeren  stürmen  in  die  W^elt  hinaus.  Da  tritt  denn  an 
den  Tisch  der  Honoratioren  manch  hochgewachsener  Jüngling 
mit  den  Worten:  „Lebe  wohl,  Onkel!"  —  „Wohin  geht  es?**  — 
„Morgen  in  die  Havanna!''  —  „Glückliche  Reise,  mein  Junge!"  — 
Kin  einziger  Händedmck,  und  damit  ist  der  Abschied  genommen, 
wie  wir  von  Bonn  nach  Köln  fahren. 

lieber  immer  weitere  Länder  haben  die  Remscheider 
Kauf  leute  ihre  Reisen  ausgedehnt  und  der  Firma  Böker  ge- 


>)  Maaiucript  eines  Vortrages  Tom  Lehrer  Yossiuick  in  Beinshagen. 
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bührt  der  Ruhm,  neaerdiDgs  als  erste  sogar  in  Sidney  in 
Australien  eine  Filiale  enichtet  zu  haben.  Die  meisten  Häuser 
haben  sich  auf  ein  oder  ein  paar  Länder  specialisirt;  da  gibt 
es  Spanier,  Mexicaner,  Inder,  Russen  u.  s.  w.  Es  ist  ein 
schan  ausgepiügter  Kaufmannsgeist  unter  diesen  Männern, 
energisch,  betriebsam;  überall  laufen  sie  hin,  fiberall  dringen 
sie  duixb.  Finden  sie  ihre  Käufer  nicht  in  der  Hauptstadt, 
so  fahren  sie  in  die  Provinzialstadt ;  eröfihet  sich  dort  kein 
Absatz,  so  gehen  sie  in  die  Landstadt  und  direct  an  die  Kunden. 
Kein  Land  ist  ihnen  zu  weit,  keine  Mühe  lässt  sie  eimatten! 
Thatkräftig  streben  sie  voran;  sie  sind  es,  die  in  viele  Länder 
deutsche  Waaren  und  deutsche  Namen  getragen  haben,  so  dass 
man  dort  ausser  Hamburg  nur  Remscheid  als  Metropole  deutseben 
Handels  kennt  Mit  Stolz,  —  so  schi^ibt  ihr  ruhmreichster 
Vertreter,  Carl  Friederichs,  von  diesen  bergischen  Kauf  leuten, 
—  mit  Stolz  bestreiten  sie  den  Fi*emden  die  gleiche  persön* 
^liche  Rührigkeit  und  Biegsamkeit,  um  sich  alle  eigenartigen 
fremden  Verhältnisse  dienstbar  zu  machen,  um  spiachliche 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  um  vor  keiner  Entfernung  zu- 
iUck  zu  beben  und  vor  keiner  klimatischen  Gefahr. 

Ueber  immer  weitere  Länder,  aber  auch  über  immer  mehr 
Waaren  dehnten  die  Kaufleute  ihre  Operationen  aus;  einen 
Artikel  nach  dem  andern  zogen  sie  in  ihren  Handel  hinein, 
Glas-,  Holz-,  Metall-  und  Kurzwaaren,  ja  sogar  Bänder,  Litzen 
und  Kordeln,  also  Waaren  aller  Art,  ausgenommen  die  eigent- 
lichen Gewebe.  Und  diese  Waaren  beziehen  sie  nicht  nur  aus 
Remscheid  und  den  benachbarten  Industriebezirken,  sie  haben 
vielmehr  in  ganz  Deutschland,  in  Frankreich,  England,  Nord- 
amerika ihre  Lieferanten.  Zahllos  sind  die  Musterbücher  und 
Preiscourante,  die  in  ihren  Gomptoiren  zusammenlaufen,  zahllos 
die  Industrieorte,  aus  denen  sie  stammen.  In  Remscheid 
werden  dann  die  Musterbücher  und  Preiscourante  zusammen- 
gestellt; mit  diesen  gehen  die  Reisenden  der  Firma  hinaus  in 
die  Fremde,  sammeln  Bestellungen  darauf  ein,  senden  dieselben 
wöchentlich  an  das  Comptoir  in  der  Heimath  und  von  hier  aus 
kauft  die  Firma  die  Waaren  dort,  wo  sie  am  billigsten  sind. 

Die  Remscheider  Kauf leute  des  heutigen  Tages  sind  Com- 
missionäre  und  betreiben  grosse  Expoitgeschäfte.  Als  solche 
reine  Kauf  leute  unterscheiden  sie  sich  durchaus  von  hausin- 
dustriellen Kauf  leuten  und  Fabrikanten.  Diese  beiden  letzteren 
sind  Industrielle,  sie  haben  die  Leitung  der  Technik  in  Händen, 
sie  lassen  aus  eignen  Rohstoffen  nach  eignen  Angaben  arbeiten, 
sie  treiben  zwar  auch  Handel,  aber  nur  mit  ihren  eignen  Fabri- 
katen. Die  Remscheider  Kauf  leute  hingegen  sind  in  der  Haupt* 
Sache  keine  Industrielle,  haben  mit  der  Fabrikation  im  Wesent- 
lichen nichts  zu  thun,  sie  kaufen  fix  und  fertig  die  Waaren,  die 
sie  ihren  Bestellern  zusenden.  Sie  sind  also  reine  Kaufleuie,  die 
das  Commissionsgeschäft  betreiben.    Als  solche  haben  sie  wenig 
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Spielraum  fQr  ihre  Thätigkeit  in  der  Haus-  und  in  der  Fabrik- 
industrie, da  in  Deutschland  an  der  Spitze  dieser  beiden  Be- 
triebsfonnen  gleichfalls  Kaufleute  stehen,  welche  ihre  eignen 
Fabrikate  verhandeln.  In  Deutschland  finden  sich  die  Com- 
missionftre  gewöhnlich  als  Correlat  nur  bei  derjenigen  Betriebs- 
weise der  Industrie,  wo  die  Industriellen  selbst  keinen  Handel 
treiben  können,  —  bei  der  handwerksmässigen.  Ueberall  wo 
selbständige  Handwerksmeister,  kleine  Fabrikanten  vorhanden 
sind,  da  stellen  sich  die  Commissionäre  fOr  die  Handelsver- 
mittlung ein;  umgekehrt  dflifen  wir  auf  einen  handwerks- 
mässigen Betrieb  dort  schliessen,  wo  wir  ihi-e  Agenten  finden; 
ihre  Lieferanten  sind  die  Kleinschmiede  im  bergisch-märkischen 
Lande,  die  kleinen  Spielwaarenfabrikanten  in  Nüinberg  und 
auf  dem  Thüringer  Walde,  die  Achatschleifer  bei  Oberstein  an 
der  Nahe  und  viele  andere  mehr. 

Einzig  mit  Hfilfe  der  Commissionäre  haben  die  handwerks- 
mässig  betriebenen  Industrieen  sich  in  die  Gegenwait  hinüber- 
gerettet. Im  Mittelalter  übernahm  die  Zunft  die  Regelung 
von  Absatz  und  Handel ;  in  der  neueren  Zeit  entsprach  dieser 
schwerfällige  Mechanismus  nicht  mehr  den  wechselnden  An- 
forderungen des  Begehrs,  überall  wurden  Kaufleute  die  Leiter 
der  Industrie.  In  den  Industrieen  mit  gi-össei*er  Arbeitstheilung 
trat  der  hausindustrieeile  Kaufmann  in  der  Art  an  die  Spitze, 
dass  er  die  Rohstoffe  ankaufte  und  von  den  Theilarbeitem 
nach  seinen  Angaben  verarbeiten  Hess,  —  es  entwickelte  sich 
der  bausindustrielle  Betrieb.  In  den  Industrieen  ohne  oder 
mit  nur  geringer  Arbeitstheilung  blieb  es  aber  beim  handwerks- 
mässigen Betriebe  durch  selbständige  Kleinmeister,  aber  den 
Absatz  übernahm  der  reine  Kaufmann,  der  im  Gommissions- 
geschäft  die  fertigen  Waaren  ein-  und  verkauft.  Jedoch  waren 
auch  hier  die  Beziehungen  zur  Industrie  früher  grösser  als 
gegenwärtig.  Im  Besitze  der  Hammerwerke  hatten  die  Rem- 
scheider Kaufleute  die  Bestimmung  der  Rohstoffpreise  mehr 
oder  weniger  in  ihrer  Hand,  sie  brachten  neue  Muster  von 
ihren  Reisen  mit,  die  sie  von  den  Meistern  ausführen  Hessen, 
und  hatten  die  ganze  Verpackung  der  ihnen  oft  schmutzig 
zugetragenen  Waaren  zu  leiten.  In  den  letzten  Jahraehnten 
ist  der  Besitz  der  Hammerwerke  bedeutungslos  geworden  und 
die  Meister  beziehen  anderweit  ihren  Gussstahl.  Auch  das 
Mitbringen  von  Mustern,  jenes  Einflössen  neuer  Ideen  für  Ge- 
schmack und  Form  der  Producte,  jenes  Nahebringen  der  Viel- 
gestaltigkeit und  des  Formenreichthums  des  Auslandes,  womit 
der  K»ifinann  als  schaffende  Kraft,  als  treibendes  Element  in 
der  Industrie  wirksam  war,  —  es  ist  diese  wirthschaftliche 
Mission  der  Formgebung  zurückgetreten  gegen  die  der  Ver- 
besserung des  technischen  Fabrikationsprocesses.  Immerhin 
ist  jene  alte  Function  des  Kaufmanns  noch  heute  von  Wichtig- 
keit» auch  lässt  er  wie  früher  die  oftmals  schmutzig  aus  dem 
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Rotten  ins  Comptoir  gelangenden  Waaren  controUiren  und 
verpacken,  während  die  Ballen  der  Textilindustrie  nur  nach 
Musteim  beurtheilt  werden,  —  aber  das  sind  doch  nur  unbe- 
deutende Reste  jener  früheren  Zeit,  wo  der  Kaufmann  ein 
fabricirender  Schmied  war. 

Der  Zusammenhang  von  Industrie  und  Handel  ist  so  gut 
wie  gelöst;  der  heutige  Kaufmann  hat  sich  weit  von  seinem 
Ausgangspunkte  entfernt.  Schon  sein  ganzer  Bildungsgang  ist 
ein  rein  kaufinännischer;  die  fremden  Sprachen  werden  ain 
stärksten  betont,  während  der  Lehrzeit  beim  Verpacken  die 
Waarenkunde  und  auf  Reisen  die  Kenntnisse  der  Märkte  ange- 
eignet. Ein  Blick  in  das  Tagebuch  eines  intelligenten  Kauf- 
manns lehi-t,  auf  wie  viel  Punkte  er  sein  Augenmerk  zu  richten 
hat:  die  Anzahl  der  erhaltenen  Bestellungen,  den  Wechsel  im 
Begehr,  die  Aussichten  im  Absätze,  das  Entwerfen  neuer  Muster, 
die  wirthschaftlichen,  socialen  und  politischen  Constellationen; 
der  Handelsminister  hat  Recht,  sich  von  solchen  Männern  Be- 
richte erstatten  zu  lassen. 

Die  Kaufleute  wie  ihre  Reisenden  sind  reine  Kaufleute, 
exportirende  Gi-osshändler,  sie  besitzen  eine  vielseitige  Waaren- 
kunde, aber  fast  gar  keine  Kenntniss  von  der  eigentlich  tech- 
nischen Fabrikation,  —  das  ist  eine  folgenschwere  Thatsacbe 
für  die  Technik.  Zweitens  fuhren  diese  Kaufleute  allen  Zu- 
wachs ihrer  Geschäfte  naturgemäss  ihrem  Handel,  und  nicht 
der  Industrie  zu,  —  das  ist  eine  entscheidende  Thatsache  für 
den  Capitalreichthum  der  Industrie.  Von  dem  Aufblähen 
kaufmännischer  Bildung  und  kaufmännischen  Capitals  profitirt 
die  Industrie  direct  nichts!  — 

Die  Kaufleute  sind  nicht  die  einzigen  kaufinännischen 
Leiter  der  Remscheider  Industrie;  neben  ihnen  steht  die  un- 
übersehbare Menge  der  selbständigen  Kleinmeister.  Die  Mehr- 
zahl derselben  verkauft  ihre  Waaie  an  die  Commissionäre  und 
im  XVIII.  Jahrhundert  und  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  war 
das  die  Regel.  Die  Erleichterung  des  Verkehi-s  durch  die 
Eisenbahnen  brachte  ihnen  alle  Märkte  näher;  sie  begannen 
während  der  stillen  Arbeitszeit  selbst  zu  reisen,  dritter  oder 
vierter  Klasse,  wohnten  im  schlechtesten  Gasthause,  gingen 
bis  zum  ärmsten  Kunden  und  lieferten  ihm  die  Bohrer  und 
Feilen  billiger  als  die  Kaufleute,  die  weit  höhere  Spesen  fdr 
Comptoir  und  Reisen  haben.  Je  wohlhabender  solche  Meister 
wurden,  desto  weniger  wollten  sie  den  Commissionären  die 
Provision  zahlen  und  nahmen  den  Absatz  in  Deutschland  und 
auf  den  nahegelegenen  Märkten  in  eigene  Hände.  Dabei 
konnten  sie  sich  nicht  nur  auf  ihr  eigenes  Product  speciali* 
siren  und  mussten  aus  Rücksicht  auf  ein  vollständiges  Muster- 
assortiment immer  verschiedenartigere  Metallwaai-en  von  ihren 
Genossen  mitnehmen.  Obenan  stehen  die  Feilenüabrikanten, 
denn  in  dieser  Industrie  hat  die  Arbeitstheilung  die  Betriebsfbrm 
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und  die  Stellung  des  Unternehmei-s  völlig  geändei-t.  Der 
Sehmied  gibt  hier  dem  Stahl  die  Form  und  glüht  ihn  aus, 
die  Schleifer,  Feilenhauer  und  Härter  sind  seine  Lohnarbeiter; 
dadurch  ist  der  ei'stere  vielfach  in  die  Stellung  eines  hausin- 
duBtriellen  Kaufmanns  gerathen  und  hat  sich  der  rohen  Hand- 
arbeit entledigt.  Gerade  die  Feilen-  und  auch  die  Sägenfa- 
brikanten suchen  dann  sich  nicht  nur  kaufmännisch,  sondern 
auch  industriell  auszudehnen;  sie  kaufen  sich  Schmieden  und 
Ketten,  welche  sie  theils  an  selbständige  Meister  vermiethen 
unter  der  Bedingung,  in  erater  Reihe  für  sie  zu  arbeiten,  oder 
sie  stellen  dieselben  auch  als  einfache  Stücklohnarbeiter  an. 
Solcher  handeltreibender  Meister  oder  Fabrikkaufleute  (luar- 
chand-fabricant)  von  grösserem  oder  geringerem  Umfange  $;ibt 
es  schon  sehr  viele;  in  der  Gemeinde  Remscheid  soll  ihre  Zahl 
255  betragen  und  in  den  übrigen  Gemeinden  des  Industriebe- 
zirks 101. 

Die  früher  unüberschreitbare  Kluft  zwischen  expoilirendera 
Commissionär  und  fabricirendem  Meister  hat  sich  immer  mehr 
ausgefüllt;  eine  ununterbi-ochene  Stufenleiter  fUhit  von  unten 
zu  den  kaufmännischen  Höhen  empor ;  die  Mittelglieder  fehlen 
nicht.  Die  Folge  davon  ist  ein  Ueberfluss  an  vermittelnden 
Personen.  Da  haben  wir  die  20—30  Exporteure  in  Remscheid, 
10—15  in  Iserlohn,  einige  in  Solingen,  in  Elbeifeld  und 
Barmen,  in  Hagen,  welche  sämmtlich  das  Gommissionsgeschäft 
in  Remscheider  Artikeln  betreiben;  femer  die  350  und  mehr 
Fabrikkaufleute  in  Remscheid  und  Umgehend.  Das  Missver- 
hältniss  zwischen  Händlern  und  Fabrikanten  liegt  klar, 
eine  furchtbare  Concurrenz  entspinnt  sich  um  den  Gewinn, 
den  ein  jeder  noch  für  sich  in  Sicherheit  bringen  will.  Im 
Allgemeinen  sind  dabei  die  Grosshändier  von  den  deutschen 
Märkten  verdrängt,  den  die  Fabrikkaufleute  behaupten. 

Die  fessellose  innere  GoncuiTenz  der  Commissionäre  und 
der  handeltreibenden  Meister  unter  einander  übt  einen  Druck 
auf  die  Waarenpreise  und  deren  Qualität,  wie  er  eingehend 
bei  Solingen  geschildert  worden  ist.  Dazu  veimitteln  noch 
die  CommissionSre  den  vollen  und  directen  Druck  der  inter- 
nationalen Concuii'enz  auf  die  Remscheider  Industrie.  Als 
Exporteure  stehen  sie  im  steten  Kampfe  gegen  das  Angebot 
der  gesammten  Welt.  Dieses  suchen  sie  zu  unterbieten  und 
kaufen  dort  ein,  wo  sie  die  Waare  um  ein  Weniges  billiger 
erhalten.  Auf  das  Einhalten  einer  gewissen  Qualität  kommt 
es  ihnen  hierbei  gar  nicht  an;  denn  wenn  etwa  der  Ruf  der 
einen  Marke,  des  einen  Bezugsortes  verdorben  ist,  so  finden 
sie  in  Frankreich,  England  oder  anderweit  sehr  bald  Ersatz  und 
eine  bessere  Waare.  In  dem  Masse  als  die  Remscheider  Ex- 
porteure immer  mehr  fremde  Ai-tikel  aufnahmen  und  ihre  Be- 
zugs- und  Absatzmärkte  erweiterten,  einen  desto  geringeren 
Bruchtheil  lieferte  ihnen  der  Heimathsoit,  und  Remscheid  trat 
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immer  mehr  aus  den  Kreisen  ihrer  Speculationen.  Ihneo  galt 
es  gleich,  ob  sie  Remscheid  oder  einem  anderen  Orte  die  Be* 
Stellung  besorgten,  wenn  sie  selbst  nur  ein  paar  Proceote 
mehr  dabei  verdienten;  sie  kauften  dort,  wo  sie  die  Waare 
am  billigsten  fanden,  und  verkauften  sie  da,  wo  sie  am  tbea- 
ei*sten  bezahlt  wurde;  das  geschieht  fast  immer  ohne  weitere 
Rücksicht  auf  die  Qualität  der  Waare;  es  fehlt  auch  hier  jene 
strenge  Kaufmannsehre,  die  nur  gute  Waare  zu  entsprechen- 
den Preisen  verhandelt. 

Die   Widerstandsfähigkeit   der  Kleinmeister  gegen  diese 
doppelte  innere  wie  internationale  Concurrenz  ist  eine  ganz 
geringe.     Kommen  Bestellungen  an,   so  lässt  der  Kaoftnann 
einen  Meister  nach  dem  andern  rufen  und   horcht  zu,   wer 
sich   zum    billigsten   Preise    erbietet;   diesen  benutzt  er  als 
Mittel,  um  seine  Genossen  noch  weiter  zu  drOcken;  nament- 
lich  gilt  das  für  die  schlechten  Zeiten,  wo  wohlfeile  Waare 
geliefert  werden  muss.    Natürlich  hält  der  Fabrikant  sieh  an 
der  Qualität  schadlos  und  macht  die  Waare  aus  Eisen  statt  ans 
Stahl;  in  den  1850er  Jahren  z.B.,  als  das  Feilengeschftft  nach 
Nordamerika  sehr  flott  ging,  da  machte  man  vielfach  Feilen 
aus  Eisen;  der  Kaufmann  sah  sie  gar  nicht  einmal  durch  und 
fort  gingen  sie  in  die  Fremde.    Die  Unehrlichkeit  und  Dumm- 
heit der  Meister  ist  manchmal  eine  schreckliche;   sogar  ihr 
eigenes  Zeichen  schlagen  sie  auf  eiserne  Waaren.     So  ver- 
kaufte   beispielsweise  ein  Exporteur  jahrelang  eine  gewisse 
Sorte  Stahlwaaren  nach  Sevilla.    Eines  Tages  schrieb  ilun  sein 
Conespondent :  es  sei  doch  unrecht,  ihn  so  lange  übervortbeilt 
zu  haben,  da  sein  Nachbar  die  Waare  mit  dem  gleichen  Zeichen 
um  30%  billiger  einkaufe.    Der  Meister  wurde  gerufen  und 
kleinlaut  gestand  er,  dass  er  auch  für  ein  anderes  Haus  liefere, 
die  Waaren  aber  statt  aus  Stahl  aus  Eisen  herstelle  und  auf 
Wunsch  sein  Zeichen  darauf  schlage.    So  ruinirte  er  seinen 
eigenen  Ruf.     Gewöhnlich  besitzen   die  Exporteure  in  Folge 
ihres    ausgedehnten    Geschäftsbetriebes    auch  nicht   specielle 
Kenntnisse  genug,  um  die  Güte  der  gelieferten   Waaren  zu 
beurtheilen. 

Man  muss  es  nur  oflen  gestehen :  die  industrielle  und  die 
kaufimännische  Ehrlichkeit  ist  nur  im  Keime  vorhanden! 
Einige  grosse  Häuser  halten  im  Allgemeinen  wohl  auf  Ehre 
und  Anstand,  ein  grosser  Theil  der  Fabrikanten  und  Kauflente 
aber  sind  Männer  von  zweifelhafter  Geschäftsmoral!  Ihre 
Hauptwaife  in  der  Concurrenz  ist  das  DiUcken  der  Preise; 
auf  die  Qualität  der  Waare  wird  wenig  geachtet !  Zwar  kann 
man  auch  gute  Waare  haben,  vorzüglidie,  weil  die  Meister 
sehr  tüchtige  Arbeiter  sind;  aber  dann  muss  man  ihnen  auch 
höhere  Preise,  d.  h.  höheres  Veixlienst  zubilligen;  für  Niehts 
leistet  der  Arbeitsmann  auch  Nichts! 


n.  3.  125 

Welchen  Einfluss  hat  nun  die  handwerksmässige  Betriebs- 
form  auf  den  Zustand  der  Technik? 

Die  Leitung  dei-selben  liegt  in  Händen  von  selbständigen 
Meisteiii,  durchgängig  Fabrikanten  genannt,  welche  aus  eignem 
Material  ihre  eigne  Waare  herstellen  oft  nach  eigenen,  oft 
nach  den  von  den  Kaufleuten  mitgebrachten  Mustern.  Die 
handwerksmässige  Betriebsform  hat  sich  erhalten  und  bestimmt 
noch  heute  den  Typus  der  Industrie.  Sie  wird  ermöglicht 
durch  die  Einfachheit  der  Producte,  welche  gewöhnlich  ohne 
Arbeitstheilung  hergestellt  werden,  denn  dass  die  Schleifer 
und  vielleicht  bei  den  Feilen  noch  ein  oder  zwei  fernere  Lohn- 
arbeiter hinzutreten,  ändert  an  dei*  Hauptsache  nichts.  Die 
Kleinmeister  besitzen  eine  ausgezeichnete,  in  zwei  Jahrhun- 
derten erworbene  Handfeiügkeit;  wo  es  bei  einfachen  Fabri- 
katen auf  diese  ankommt,  werden  sie  sich  noch  lange  halten; 
sonst  aber  arbeiten  sie  verhältnissmässig  theuer  und  mit  schlech- 
ten technischen  Vomchtungen. 

Schon  die  Materialien  sind  nicht  gleichmässig.  In  Rem- 
scheid beschaffen  die  Schmiede  Stahl  und  Eisen  selbst.  Das 
geschieht  deshalb ,  weil  die  Fabrikate  keinen  so  hohen  spezi- 
fischen Werth  haben  wie  in  Solingen  und  daher  auch  nicht 
so  genau  controlliit  werden  können,  wie  es  beispielsweise  mit 
den  Klingen  geschieht;  die  Identität  des  Materials  könnte 
nicht  festgestellt  werden,  die  Meister  würden  bei  der  Massen- 
production  die  Materialien  vertauschen  und  die  Kaufleute  be- 
trügen. Daher  kaufen  die  Meister  den  Stahl  selbst,  aber  in 
kleinen  Portionen  und  nicht  immer  von  so  guter  Qualität  und 
derselben  Gleichmässigkeit ,  wie  es  seitens  grosser  Firmen  im 
Massenankauf  oder  gar  beim  eignen  Guss  des  Stahls  geschieht. 
Ebenso  ungleichai'tig  ist  die  Verarbeitung.  Den  Fabrikaten 
der  Kleinindustrie  merkt  man  jeden  Aerger  über  das  Kind, 
jeden  Zank  mit  der  Frau  an,  jeden  der  tausenderlei  Einflüsse 
des  häuslichen  Lebens;  alle  wirken  sie  auf  die  Güte  der  Be- 
arbeitung und  die  Facon.  Endlich  kann  man  von  dem  sprüch- 
wörtlich „deutschen  Fleiss''  doch  nur  in  sehr  beschränktem 
Sinne  reden;  vielmehr  ist  die  Arbeitsintensität  bei  andern, 
wii-thschaftlich  höher  stehenden  Völkern  eine  viel  grössere. 
Erst  die  letzte  Krisis  hat  die  Selbstbespiegelung  auf  diesem 
Gebiete  ein  wenig  gestört  und  zu  höheren  Leistungen  ange- 
spornt, so  dass  hier  und  da  in  der  halben  Zeit  oder  mit  der 
Hälfte  der  Menschen  fast  das  Gleiche  erzielt  wird,  wie  fiilher, 
durch  grössere  Anspannung  der  Kräfte,  bessere  und  rationellere 
Ausnutzung  aller  Voilheile  und  allerlei  kleine  Ersparnisse. 

Aber  auch  theuer  fabriciit  der  Kleinmeister.  Zwar  ist 
er  beim  Einkauf  des  Stahls  unabhängiger  gegen  filiher  ge- 
worden, denn  mehi-ere  Hüttenwerke  halten  Agenten  in  Rem- 
scheid und  liefern  zu  billigen  und  guten  Preisen ;  aber  während 
der  grössei'e  Fabrikant  drei  bis  neun  Monate  Credit  erhält. 
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miiss  der  unbekannte  Handwerker  gleich  baar  bezahlen.  ^)  Aehii* 
lieh  moss  er  beim  Verkaufe  an  den  Commissionftr  gehen  und 
diesem  die  Provision  zugestehen,  welche  der  grössere  Concar* 
rent  durch  den  directen  Verkauf  an  den  Kunden  erspart. 
Rei  der  Ungleichniässigkeit  der  Bescbaflfung  von  Arbeit  and 
Absatz,  wofür  ihm  ein  jeder  weitere  Blick  fehlt,  muss  er  höhere 
Preise  fordern,  um  das  ganze  Jahr,  auch  während  der  arheits* 
losen  Zeit  leben  zu  können. 

Die   innere  Einrichtung  der  Werkstätten   ist   eine  sehr 
mangelhafte.    Die  Wasserwerke  vor  allem  lassen  viel  zu  wQn- 
sehen    übrig.     Die  Hammerwerke    haben    gewöhnlich    obei-- 
schlägige,   die  Schleifereien  meist   die   alten  unterschlägigen 
Wasserräder.    Die  oberschlägigen  sind  dort  an  ihrem  Plats«, 
wo  wenig  Wasser  und  viel  Gefälle  ist,  wo  der  Hammer  bald 
langsamer,  bald  rascher  geht  und  die  grosse  Kraft  der  Tur- 
binen nicht  continuirlich  ausnutzen  könnte;  die  Hammerwerke 
sind    vielfach  im    Besitze    von   Kaufleuten    und    wohlhaben- 
den Schmieden  und  daher  noch  am  rationellsten  eingerichteu 
Dagegen  sind  die  untei-schlägigen  Räder  in  den  Schleifereien 
namentlich  auf  der  Wupper  ein  grosser  Fehler;  es  finden  sich 
dort  doch   grosse  Wassermassen   und    die  Steine  bleiben  im 
fortlaufendem    Betriebe;    alle  Papier-    und  Spinnmühlen  be- 
sitzen bereits  Turbinen,  freilich  sind  sie  auch  technisch  und 
capitalistisch  tüchtig  geleitet.    Femer  hat  man  an  den  Schleif- 
kotten  nicht  immer  Vei-schläge  gegen  das  Einfrieren  der  Räder 
angebracht,  und  die  Wasserwerke  sind  um  so  verwahrloster, 
je  ärmer  die  Besitzer  sind.    Da  sind  sie  denn  im  Innern  nass, 
Keiierartig,  die  Wände  durchsichtig,  durch  das  offene  Dach 
W6ht  der  Rauch.    Ich  bin  davon  überzeugt,  dass  wenn  die 
Wasserwerke  rationeller  eingerichtet  worden  und  rechtzeitig: 
kleine  Dampfmaschinen  zu  Hälfe  genommen  wären,  die  Anlage 
emer  grossen  Anzahl  von  Dampfschleifereien  vermieden  worden 
wäre.    Aber  die  alten  Familien  der  Schleifer  waren  auf  dem 
Faulbett  ihrer  Privilegien  kraftlos   gewerden,  sie  hatten  die 
Zeit  der  Verbesserungen  versäumt  oder  hatten  auch  nicht  das 
nöthige  Capital  dazu. 

Die  Hammerwerke  und  Schleifereien  liegen  gewöhnlieh  ia 
buntem  Wechsel  durch  einander.  Die  ersteren  brauchen 
weniger  Wasser  als  die  zweiten  und  lassen  ihren  lieber- 
fluss  durchlaufen.  Die  Kotten  unter  ihnen  haben  gewöhnlich 
unzureichende  Reservoire  und  können  das  durchströmende 
Wasser  nicht  auffangen;  sie  leiden  daher  im  Sommer  an 
Wassermangel.  Um  das  Wasser  gleichmässig  zu  benutien, 
haben  die  Schleifer  unter  sich  abgemacht,  und  es  existirt  so- 

0  Zabienmtoige  Nachweise  über  fthnliche  Yerhiltnisse  bei  gronea  imd 
aleuieB  Fabrikanten  nebe  in  meinem  Anftatt:  „Ueber  die  Haa^idMlrie 
im  GooTeraement  Moikaa'S  in  d.  Rosa.  Beme.  1878.    L  8.  &02-<il& 
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gar  eine  Oemeindeverordnung  darQber,  nicht  länger  als  von 
sechs  Uhr  Morgens  bis  acht  Uhr  Abends  zu  arbeiten.  Daran 
kehren  sich  aber  manche  nicht,  und  um  die  unten  liegenden 
zu  chicaniren,  schleifen  sie  bis  in  die  Nacht,  so  dass  jene 
entweder  mitarbeiten  oder  das  Wasser  durchlaufen  lassen 
müssen.  Die  einzelnen  kleinen  Besitzer  haben  in  der  Regel 
nicht  die  Mittel,  Meliorationen  durchzuführen  und  80—100 
Thaler  sind  für  sie  schon  unei*schwingliche  Anlagen.  Früher 
hatte  man  die  Absicht,  von  Gemeinde  wegen  ein  Bassin  zu 
erbauen;  der  Plan  scheiterte  aber  an  einigen  Halsstai-rigen. 
Uebrigens  wäre  es  fQr  Remscheid  schwer,  ein  einheitliches 
Reservoir  festzustellen,  wie  Verviers  es  so  grossartig  in  der 
Gileppe  besitzt,  denn  die  Thäler  sind  von  zahllosen  verschie- 
denen kleinen  Bächen  durchrieselt 

Nicht  besser  sind  die  Schmieden  eingerichtet.  Franzö- 
sische Heerde  sind  sehr  selten ,  nur  einen  einzigen ,  der  von 
drei  Seiten  offen  li^,  habe  ich  gefunden.  Die  alten  Heerde, 
von  drei  Seiten  ummauert,  herrschen  vor.  Das  ist  ebenso 
unpraktisch,  wie  in  den  deutschen  Mühlen  wo  jeder  Gang  sein 
eignes  Rad  hat,  während  in  Amerika  eine  Centralwelle  mehrere 
Räder  treibt. 

Einen  grossen  Vortheil  hat  der  handwerksmässlge  Betrieb 
in  der  Ueberwachung  der  Werkstätte  durch  das  Eigeninteresse 
des  mitarbeitenden  Meisten  und  dessen  Kräfteanspannung. 
Dem  stehen  ds  Vorzüge  der  Grossindustrie  gegenüber:  Gleich- 
artigkeit der  Fabrikate,  sachgemässe  Arbeitstheilung,  Hinaus- 
kommen aus  blos  angelernter  Fertigkeit  und  finanzieller  Be- 
engung zu  stetiger  Benutzung  theoretischer  und  technischer 
Vortheile,  über  den  Augenblick  hinausgehende  weitti-agende 
Pläne  und  anhaltendes  selbst  Verluste  tragendes  Verfolgen 
derselben,  Ankauf  grösserer  Mengen  von  Material  zu  billigeren 
Preisen  wie  auch  zum  Zwecke  lang  anJi^ltender  Gleichartigkeit 
der  Bearbeitung  und  der  Qualität  des  Pi-oductS;  längeres  Aus- 
halten im  Kampfe  um  ein  Absatzgebiet,  weil  in  der  grösseren 
Capitalanlage  ausser  vermehrter  Knüft  auch  ein  vermehrter 
Zwang  liegt,  nicht  ruhig  und  müssig  abzuwarten.  Daher  ist  es 
denn  auch  gekommen,  dass  in  Remscheid  allmählich  die  Gegen- 
stände der  Massenproduction ,  welche  grössere  Capitalanlagen 
lohnen,  zum  Grossbetriebe  übergehen,  während  die  kleinen 
Gegenstande  der  Kleinindustrie  verbleiben. 

Es  war  in  den  ISSOer  Jahren,  als  es  einem  in  Russland 
reisenden  Kaufmann,  dem  Chef  der  ersten  und  grössten  Fabrik- 
anlage, Mannesmann ,  auffiel ,  dass  dort  den  englischen  Feilen 
S gegenüber  den  bergischen  der  Vorzug  gegeben  wurde.  Er 
ieuid  bald  den  Grund  in  der  gleichmässigen  Güte  derselben 
und  legte  nach  seiner  Rückkehr  in  Remscheid  die  erate  Feilen- 
manuiiactar  an,  indem  er  in  seinen  Werkstätten  immer  mehr 
Feiienschmiede  und  -Hauer,  Schleifer  und  Härter  vereinigte.  In 
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Folge  des  zunehmenden  Maschinenwesens,  welches  ja  in  erster 
Linie  die  Feilen  verbraucht,  hob  sich  die  Feilenfabrikatioii 
ausserordentlich  und  nahm  einen  anhaltenden  Aufschwung. 
Nun  folgten  auch  andere  Fabrikanten,  jedoch  blieben  die  Unter- 
nehmungen nur  Manufacturen  mit  Handarbeit  Erst  die  groGsen 
Lohnsteigerungen  und  der  Strike  von  1873  führten  zur  An* 
Wendung  von  Fall-  und  Federhämmem  beim  Ausschmieden 
und  der  Dodges -Maschine  beim  Hauen  der  Feilen;  die  letztere 
hat  sich  nur  für  die  groben  und  einfachen  Sorten  bewährt 
Die  Fabrik  von  Mannesmann  hat  die  Bahn  gebix>chen;  sie  ist 
für  Remscheid  das,  was  Henckels  fdr  Solingen  ist,  —  der 
Pionier  einer  neuen  Betriebsform  und  der  maschinellen  Tech- 
nik. Die  jüngere  Generation  ist  daselbst  z.  Th.  kaufmännisch, 
z.  Th.  technisch  (auf  der  Berliner  Gewerbeakademie)  vorgebildet ; 
sie  ist  also  gut  vorbereitet,  das  grosse  Werk  fortzuführen. 
Um  gleichartiges  Material  zu  haben,  wird  hier  der  Stahl  selbst 
gegossen,  ja  sogar  die  Coquillen  selbst  geformt  Das  Product 
ist  von  der  besten  Qualität  und  ei*zielt  wie  das  von  Henckels 
höhere  Preise  als  das  der  ConcuiTonten.  Die  andern  vorhan- 
denen Manufacturen  bleiben  hinter  der  Fabrik  von  Manne^nann 
zurück,  streben  aber  tüchtig  voran. 

Das  andere  Hauptfabrikat  Kemscheids,  die  Säge,  ist  von 
Anfang  an  auf  Breithämmern  (Hammerwerken)  hergestellt  wor- 
den ;  auch  das  Auszahnen  findet  nunmehr  mit  der  Maschine  statt. 
In  den  anderon  Branchen  ist  der  mechanische  Betrieb  ver- 
einzelt eingedrungen.  So  habe  ich  eine  Schlittschuhfabrik  ge* 
funden,  welche  in  der  Glanzzeit  110,  gegenwärtig  in  Folge  des 
warmen  Wintei*s  nur  55  Arbeiter  beschäftigte;  zwei  Dampf- 
maschinen zu  je  sechs  Pferdekräften  trieben  Präge-  und  Loch- 
maschinen, Blechscheeren ,  Drehbänke  und  Schleifsteine;  eine 
Giesserei  und  eine  Tischlerei  waren  damit  verbunden.  Aehnlich 
enthält  eine  Fabrik  für  Kluppen  aller  Art,  wie  Schraubstücke, 
Gasrohrmesser,  Multem  u.  s.  w.  mit  20—30  Arbeitern  und 
einer  Dampfmaschine  von  sechs  Pferdekräften  mehrere  Dreh- 
bänke, Lochmaschinen,  Hobeln  u.  s.  w.  In  anderen  Orten  des 
Remscheider  Industriebezirks  sind  die  Holzschrauben,  Blech* 
chamiere,  Thür-  und  Fensterbeschläge,  namentlich  an  der 
Ennepei-sti'asse,  zum  Fabrikbetriebe  übergegangen.  Die  Sdüoss- 
tabrikation  hat  sich  in  Velbert  erhalten ,  soweit  sie  auf  feiner 
Handarbeit  beruht;  diegi'öberen  Artikel  werden  an  anderen  Orten 
gewalzt  und  geprägt,  die  Schlüssel  gegossen.  Immerhin  werden 
doch  nicht  mehr  als  20—80  Anlagen  im  Remscheider  Indus- 
triebezirk  als  Manufacturen  oder  Fabriken  zu  bezeichnen  sein;  ^) 
die  meisten  haben  sich  aus  Werkstätten  der  Handwerksmeister 
heiTorgebildet ;  andere  sind  von  Kaufleuten  gegiündet  worden ; 

^)  Die  Gewerbezählung  vom  1.  December  1875  gibt  folgende  AiMto- 
mascninen  an: 


II.  8. 


129 


alle  haben  sie  den  Absatz  in  die  eigne  Hand  genommen.  Der 
Antheil  der  Manufacturen  und  der  Fabriken  an  der  Arbeiter- 
zahl geht  aus  einer  Airfnahme  vom  Jahre  1876  hervor,  welche 
sich  1.  auf  die  Gemeinde  Remscheid,  2.  auf  die  Gemeinden 
Kronenberg,  Wenneiskirchen,  Velbert,  Rade  vorm  Wald,  Halver, 
Burg,  Ronsdorf,  Lennep  (Lüttringhausen  fehlt  leider)  bezieht 


Gemeinde 
Remscheid 


Uebriffe 
Gemeinden 


1.  Fabrikanten  mit  kaiifm.  Betrieb 

Meister  >) 

deren  Gesellen 

„      Lehrlinge 

2.  Arbeitende!  in  der  Kleinindastrie 

3.  Personen  J  „     „  Grossindostrie 

Arbeiter  insgesammt 


2555 
1115 
1252 
597 
2964 
2547 


101 
1987 
1275 

630 
3892 
1771 


11174 


Eine  treffliche  Illustration  der  Vorzüge  einer  von  einem 
intelligenten  Techniker  geleiteten  Fabrik  bietet  das  Ver- 
fahren des  Directoi'S  der  Actiengesellschaft  „Bergische  Stahl- 
industrie'S  als  er  auf  den  Gedanken  verfiel,  eine  neue  Art 
Bergwerkrad  zu  construiren.  Er  verschrieb  Muster  aus  aller 
Herren  Länder  und  trat  in  Gon*espondenz  mit  mehreren  Auto- 
ritäten, bis  sich  endlich  ein  Rad  ergab  von  viel  geringerem 
Gewicht,  aber  grösserer  Widerstandskraft,  denn  es  ist  aus 
Stahl  statt  aus  Eisen;  dieses  Rad  nimmt  gegenwärtig  seinen 
Lauf  durch  die  Welt.  Neuerdings  werden  dort  auch  Hobeln 
gewalzt. 

Trotz  aller  Ansätze  zum  Manufactur-  und  Fabrikwesen 
steht  Remscheid  doch  weit  zuiiick  gegen  Amerika,  England 
und  Frankreich.  Das  bewiesen  die  praktischen  und  schönen, 
gleichmässigen  und  doch  billigen  Waaren  auf  der  letzten  Aus- 
stellung! Der  Grund  liegt  in  dem  Siege  der  höheren  Be- 
triebssysteme  der  Industrie.     Das  hängt  wiederum   mit  der 
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Bohr- 
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Kreis  Mettmann    .    . 

1)  Schlosserei    .    . 

2j  Zeug-,  Sensen-, 

Messerschmiederei 
Stadt  Remscheid  .    . 

1)  Blechwaar..Fab. 

2^  Schlosserei    .    . 
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1*)  Darunter  sind  sowohl  die  selbständigen  Handwerksmeister  als  auch 
die  hansindu^triellen  Lohnmeister,  wie  Schleifereibesitzer,  Feilenhauer, 
Feiler  u.  s.  w.  verstanden. 
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F:its:eihu]^r  derselben  zusammen.    In  Frankreidi  gibt  » 
4rrii   eine  iütere  Industrie  in  der  Picardie,  der  NomaAdie« 
6f«  Aidennea,  in  Maubeoge,  St  Etienne  a.  d.  Lobe,  aber  in 
ö^  \\st'ichen  ProTinzen  und  in  Paris  ist  sie  nea  mid  Tolletids 
rar  im  Noniamerika.  Es  waren  hier  von  An&ng  an  grosse  Capi- 
x&>>^»  mit  allen  technischen  Eifahiiingen  der  VergangenlieiU 
ir^Viie  Arbeiter  ans  dem  Auslande,  namentlich  ans  d«B  Ber- 
r:<v)^n  herbeiriefen,  diese  hauslosen  Fremden  in  ihren  Maim- 
ij«r:itp»i  vereinigten  und  dann  bald  in  Folge  der  hohen  Lohne 
CT.:  er  dem  Schutze  ihres  Zollsystems  zu  maschinelkm  Betriebe 
i^:!Ki  damit  zum  Fabrikwesen  übergingen.    Welcher  Contrast ! 
l\as  Haus  Japy  freres  z.  B.  beschäftigt  in  ähnlichen  Gewerbeik 
in  5^:nen  vier  Fabriken  fast  eben  so  viel  Arbeiter,  als  der  ge- 
$An«nue  Remscheider  Industriebezirk   an   Meistern,   Geselleau 
l.ohrlingen  und  Fabrikarbeitern.    Welche  Stabilität  in  Preises 
iin«i  Lvihnen,  welche  Gleichmässigkeit  in  der  Qualität  ist  da 
nviKiich !    Da  ist  capitalistisch  und  technisch  alles  grossairta^, 
^\car  die  Reisenden  sind  Techniker,  die  in  der  Fabrik  ge- 
arbtntet  haben.    Die  deutschen  Reisenden  können  unwissendeo 
Kunden  ihre  Waare  wohl  anpreisen,  auch  wohl  erkennen,  ob 
sie  gut  oder  schlecht  ist,  aber  bei  ihrer  rein  kaufmännische» 
Bildung  können  sie  nicht  erkennen,   warum  sie  schlecht  isc 
w^rum  sie  sich  zu  gewissen  Zwecken  nicht  eignet  und  wie  sie 
be^er  hei^restellt  werden  sollte.     Die  französische  Industrie 
hat  sich  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  ganz  ungewöhnlich  ge- 
hoben, begQnsUgt  durch  Capitalreichthum  und  Maschinenteäi- 
nik,  welche  Kindei*arbeit  gestattet,  durch  den  günstigen  Cen- 
tralmarkt  Paris,   günstige  Eisenbahnfrachten  und  Klima.    In 
den  flotten  Jahi^en  gewann  sie  auch  dadurch  Terrain,  dass  sie 
feste  Pi^eiscourante  ausschicken  konnte,  was  Remscheid  bei  dem 
steten  Steigen  von  Rohstoffpreisen  und  Löhnen  nicht  vermochte. 
Die  Remscheider  erkennen  sehr  wohl  die  Gefahr,  welche 
fbr  sie  aus  dem  allzu  langen  Beharren  beim  Kleinbetriebe  ent- 
bringt;  dieselbe  ist  um  so  grösser,  als  sie  unter  ungOnstigen 
allgemeinen  Productionsbedingungen,  wie  theuren  Lebensmittel- 
preisen  und  schlechten  Transportverhältnissen  in  Folge  ihrer 
liijfeen  Lage  arbeiten.    Aber  die  Schwierigkeiten  des  lieber- 
es znr  Grossindustrie  sind  sehr  erhebliche.    Die  Expor- 
^  sind  reine  Kautleute    ohne  technische  Kenntnisse;  sie 
Tip^übsL  ihr  ganzes  Nachdenken  und  all  ihr  erworbenes  Capi- 
La   uan  Handel  zu;  in  diesem  hoffen  sie  mehr  zu  erwerben 
li    n  iit»r  Industrie ;  grosser  Exporteur,  nidit  Fabrikant  za 
v»Hr  ea  ^r  JLT  Ziel.    Die  Kleinmeister  besitzen  weder  Bildung 
HMi     i:ier-ct*  i»:<h  Capital;  sie  sind  Sclaven   der  Tradition. 
^'ms^z  auf  die  Handfertigkeit  und  macht  aus  ihnen 
-nrm^'üiÄ^  Arbeitei-stand ,   aber   noch    immer  keine 
imi  aoafleute.     Von  Motoren  und  TedmolopB 


~^8Be&    eiiisc   on  nieSigenteren  nur  verworrene  "Namen,  und 
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als  ein  grösserer  Meister  mit  20—30  Arbeitern  allerlei  wissen- 
schaftliche Bezeichnungen  im  Munde  f&hite,  so  ging  es  aus 
jedem  Satze  hervor,  dass  er  das  Buch  von  Earmarsch  wohl 
gelesen,  aber  nicht  klar  begiiffen  hatte.  In  welche  Schulen 
soll  denn  auch  der  Handwerker  seinen  Sohn  schicken,  um  ihm 
eine  technische  Bildung  zu  geben?  In  der  städtischen  Ge- 
werbeschule ist  der  üntemcht  dem  Bedürfnisse  der  jungen 
Kaufleute  angepasst  und  die  fremden  Sprachen  stehen  im 
Yordergi-unde.  Die  künftigen  Techniker  empfangen  die  Aus- 
bildung zukünftiger  Eaufleute !  Und  selbst  wenn  es  den  Kauf- 
leuten  oder  Meistern  gelingen  sollte,  Fabriken  anzulegen,  so 
würde  der  gewaltige  Druck  der  inneren  und  internationalen 
Concurrenz  die  Rentabilität  dei*selben  sehr  bedrohen,  nament- 
lich während  rückgehender  Conjuncturen,  wo  bei  gesunkenem 
Lohne  die  Hand  erfolgi*eich  gegen  die  Maschine  auftritt.  Das 
zeigt  sich  auch  im  Wechselspiel  zwischen  England  und  Rem- 
scheid; sobald  die  Meister  hier  zu  höherem  Verdienst  ge- 
langen, triumphiren  die  Fabrikanten  dort  und  umgekehrt 

Endlich  sind  die  Marktverhältnisse  in  Deutschland  andere 
als  z.  B.  in  Nordamerika.  Dort  existiren  keine  Vorurtheile 
und  der  Markt  acceptirt  sofort,  was  als  gut  und  praktisch 
erkannt  wird.  In  Deutschland  hingegen  sind  die  Sitten  ge- 
festeter  und  eine  Menge  von  Gewohnheiten  und  Vorurtheilen 
haben  sich  ausgebildet;  ein  jedes  kleine  Nest  hat  sich  in  seinen 
Bedürfhissen  individualisirt  und  gebraucht  seine  speziellen 
Thor-  und  Fensterbeschläge;  Waaren,  die  an  einem  Orte  ge- 
sucht werden,  sind  im  Nachbarorte  zu  keinem  Preise  verkäuf- 
lich; hier  gebraucht  man  Messer  mit  grader,  dort  mit  ge- 
krümmter Klinge,  hier  mit  einer  Spitze,  dort  mit  breitem 
Rücken.  Ja  sogar  in  die  Fremde  nehmen  sie  ihre  Gewohn- 
heiten mit:  bei  Adelaide  in  Südaustralien  wurde  plötzlich  eine 
besondere  Art  Sensen  gefordert  von  eingewanderten  Deutsch- 
Böhmen  ;  in  Pennsylvanien  entstand  eine  Nachfrage  nach  einer 
bestimmten  Sorte  Schlösser  mit  Krücken,  gleichfalls  von  Deut- 
schen. Je  individualisirter  die  Bedürfhisse  sind,  desto  schwie- 
riger ist  die  Massenproduction ,  und  auch  die  Gestaltung  der 
Consumtion  stellt  derselben  also  Schwierigkeiten  entgegen. 

Die  Remscheider  Artikel  behaupten,  es  ist  wahr,  noch  immer 
sich  mS  dem  internationalen  Markte,  aber  es  gelingt  ihnen 
nur  durch  die  rastlose  Betriebsamkeit  ihrer  Exporteure  und  durch 
das  geringe  Verdienst  ihrer  Meister.  Von  Jahr  zu  Jahr  wird 
die  Concurrenz  der  besseren^  gleichmässigeren  und  sogar  billi- 
geren Waaren  des  Auslands  eine  schärfere  und  drückt  die 
Preise;  damit  sinkt  da»  Verdienst  der  Kaofleute,  Meister  und 
Arbeiter.  Weit  im  Vordergrunde  aller  Bestrebungen  zur  He- 
bung des  sodalökonomischen  Wohles  der  Industriebevölkerung 
steht  daher  die  Erhöhung  der  Gesammtproductivität ,  welche 
sowohl  der  arbeitenden  wie  der  handelnden  Klasse  ein  wach- 
se 
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sendes  Einkommen  gewähren  würde.  Wie  in  Solingen,  so  in 
Remscheid  und  überhaupt  in  der  bergisch-m&rkischeD  MetsU- 
Industrie  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  einen  beschlennigtpn 
Uebei-gang  von  veralteten  und  überlebten  BetriebssyBiemen 
zu  höher  stehenden,  zur  Manufactur  und  zum  Fabrikweseo. 

Die  energische  Industriebevölkerung  macht  bereits  kräftige 
Ansätze.  Die  jungen  Leute  begnügen  sich  nicht  mehr  mit 
der  Bürger-  und  Gewerbeschule,  seit  fdn&ehn  Jahren  gehen 
sie  auch  auf  technische  Mittel-  und  Hochschulen:  die  Sölme 
der  Kaufleute  und  Fabrikanten  werden  gebildete  Techniker. 
Mit  der  technischen  Bildung  wächst  das  in  der  Industrie  an- 
gelegte Capital:  in  den  letzten  Jahren  sind  es  weniger  die 
Kaufleute,  welche  unter  dem  harten  Drucke  internationaler 
GoncuiTenz  kämpfen,  als  vielmehr  die  Fabrikanten  gewesen, 
die  verhältnissmässig  die  grössten  Gewinne  erzielt  haben  und 
voran  gekommen  sind.  Dazu  dann  die  Erwägung,  das?  in  der 
schlechten  Zeit  vielfach  nur  diejenigen  guten  Absatz  behielt 
ten,  welche  schöne  Waare  geliefert  hatten ;  das  gab  den  Sporn, 
gute  und  gleichmässige  Fabrikate  zu  liefern.  Endlich  sieht 
man  ganz  allgemein  ein,  dass  an  den  durch  die  innere  wie  in- 
ternationale Concurrenz  gedrückten  Preisen  nichts  mehr  zn 
verdienen  ist;  die  schlechten  Meister  wissen  sich  nicht 
anders  zu  helfen,  als  dui'ch  Verschlechterung  der  Qualität  und 
Drücken  der  Lohnarbeiter,  die  tüchtigei-en  aber  verbessern  die 
Technik  und  suchen  an  den  Productionskosten  zn  sparen. 
Den  technischen  Fortschritten  folgt  man  mit  grosser  Aufmerk- 
samkeit. Auf  der  Pariser  Weltausstellung  hatte  ich  die  Elhre 
den  grossen  Exporteur,  Heim  Carl  Friederichs,  airf  die  nene 
Mondonsche  Feilenhaumaschine  aufinerksam  zu  machen.  Als 
ich  einen  Monat  darauf  wieder  nach  Remscheid  kam,  wussten 
alle  bis  auf  den  letzten  Feilenhauer  um  jene  neue  Erfindung; 
Herr  Friederichs  hatte  im  Gewerbeverein  Bericht  über  die- 
selbe erstattet,  einen  Artikel  in  die  Zeitung  gebracht,  und 
bereits  war  ein  Fabrikant  unterwegs,  um  die  neue  ^laschine 
zu  Studiren. 

So  zweifle  ich  denn  nicht,  dass  wenn  ich  nach  Jahren 
wieder  desselben  Weges  kommen  sollte,  mir  schon  aus  weiter 
Ferne  die  Leuchtthürme  der  Gi'ossindustrie ,  die  Schlote,  den 
Sieg  der  neuen  Betriebsfoim  verkünden  werden.  Auch  die 
Arbeiter  werden  herankommen.  Zwar  nicht  die  selbständigen 
Meister,  die  sich  noch  stolz  von  den  modernen  Zwingburgen 
fem  halten,  wohl  abei-  ihre  Söhne,  die  Gesellen  und  Lehrlinge; 
für  sie  schlägt  dann  die  Stunde  der  Erlösung  von  der  langen 
Lehraeit,  der  veralteten  Technik  und  den  gedrückten  Löhnen« 
Mit  dem  Findlingen  des  Fabrikbetriebes  werden  aber  die 
beiden  fiHheren  Leiter  der  Remscheider  Industrie  aus  der- 
selben  hinausgedrängt:  die  Commissionäre  und  die  Meister. 
Die  ersteren  werden  zu  reinen  Expoii;euren  ohne  jeglichen  Zu- 
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sammenhang  mit  der  Technik  und  Industrie,  die  zweiten 
sterben  aus ;  eine  neue  Industriebevölkerung  wächst  heran,  be- 
stehend aus  Fabrikanten  und  Fabrikarbeitem.  So  ändern  sich 
im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwickelung  die  socialOkono- 
mischen  Gebilde! 


III.  Die  Arbeiterrerli&ltiiisse. 

Die  arbeitende  Klasse  zerfällt  in  Lohnarbeiter  und  in 
selbständige  Meister. 

Lohnarbeiter  waren  bis  in  die  erste  Hälfte  unseres  Jahr- 
hunderts beim  handwerksmässigen  Betriebe  die  Gesellen  und 
Tagelöhner,  und  in  der  Hausindustrie  die  Schleifer  und  Feilen- 
hauer. Einen  selbständigen  Stand  der  Gesellen  hat  es  in 
Remscheid  nie  gegeben,  die  meisten  wurden  später  selbständig; 
die  ungelernten  Tagelöhner,  wie  namentlich  die  Zuhauer,  waren 
nicht  so  zahlreich  und  von  keinem  grossen  Einfluss.  Beide  Arten 
der  Gehülfen  wohnten  in  des  Meisters  Hause,  assen  an  seinem 
Tische;  es  wai*  kein  grosser  Unterschied  zwischen  Meister 
und  Geselle.  Je  nach  der  Lage  des  ersteren  war  auch  die 
der  letzteren  eine  sehr  verschiedene ;  wie  die  Handwerksmeister 
so  waren  auch  die  Gesellen  individualisirt;  einen  Massenstand 
mit  gleichförmigen  Zuständen  gab  es  nicht. 

Unter  den  hausindustriellen  Lohnarbeitern  ragten  in  Rem- 
scheid wie  in  Solingen  die  Schleifer  hervor,  und  mit  diesen 
entbrannten  jene  heftigen  Kämpfe,  die  in  finheren  Capiteln 
geschildert  worden  sind.  Hier  stritten  sie  um  Lohnlisten,  dort 
um  ihr  Privilegium;  aber  selbst  als  letzteres  im  Jahre  1803 
aufgehoben  wui*de,  blieb  das  thatsächliche  Monopol  bestehen, 
denn  bis  1853  erhielten  sich  alle  Rotten  im  Besitze  der  Fa- 
milien lickard,  Berger  und  Taesche,  welche  ihre  Löhne  auf 
einer  entsprechenden  Höhe  zu  bewahren  veimochten;  die 
Bande  des  Blutes  ersetzten  die  Strikevereine.  Dazu  kam  der 
grosse  Aufschwung  der  Feilenindustrie,  welche  die  Schleifereien 
völlig  in  Anspruch  nahm. 

Die  Feilenhauer  begannen  allmählich  sich  aus  den  Werk- 
stätten der  Feilenschmiede  auszulösen  und  in  ihren  eigenen 
Wohnungen  zu  arbeiten ;  gegen  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
hatte  sich  die  Arbeitstheilung  vollzogen  und  eine  Reihe 
von  Meistern  beschäftigte  sich  mit  Feilenhauen.  Dies  war 
die  social  und  wirthschaftlich  schwächste  Klasse.  Als  man 
während  der  grossen  Kriege  genöthigt  war,  mit  den  Preisen 
herabzugehen,  wichen  sie  am  ehesten  dem  Drucke,  den  die 
Kaufleute  auf  die  Preise  und  die  Meister  auf  die  Löhne  aus- 
übten. Da  thaten  sich  endlich  65  Feilenhauer  von  Remscheid 
und  Wenneiskirchen  zusammen  und  trafen,  „um  allen  Brot- 
neid unter  sich  abzuschaffen'',  am  23  Februar  1797  die  Ver- 
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einbarung  ^),  dass  wer  Feilen  von  einem  Schmied  oder  Kauf- 
mann nach  Hause  bekäme,  dafür  den  Lohn  von  fünf  Thalern 
pro  hundert  Sackfeilen  erhalten  müsste.  Sofort  begannen  die 
Kaufleute  zu  jammern,  dass  dadurch  „die  nöthige  Freiheit  des 
Commei'zes  untergi*aben  würde''.  Dagegen  vertheidigten  sich 
die  Feilenhauer:  sie  hätten  es  nicht  mit  den  Kaufleuten,  son- 
dern mit  den  Feilenschmieden  zu  thun,  von  denen  sie  die 
Feilen  zum  Hauen  erhielten;  ihr  alter  Lohn  genQge  nicht 
weil  die  Preise  der  Holzkohlen  und  Lebensmittel  und  damit 
auch  der  Lohn  ihrer  Knechte  gestiegen  wäre;  dadurch  wären 
sie  verarmt  und  verdienten  höchstens  25  Stüber  täglich.  Jene 
Vereinbarung  wurde  aber  am  3.  Juli  1801  von  der  churfftrst- 
lichen  Behörde  cassii-t.  Aehnlich  war  es  am  14.  März  1788 
den  Fuhrleuten  ergangen,  welche  einen  neuen  Fuhrlohn  nacb 
Frankreich  verabredet  hatten. 

Während  des  XIX.  Jahrhunderts  hatten  die  Lohnarbeiter 
das  Coalitionsrecht  verloren.  Gerade  seit  der  zweiten  Hälfte 
desselben  begann  aber  der  capitalistische  Betrieb  in  Gestalt  von 
Haus-  und  Fabrikindustrie  sich  rasch  auszudehnen  und  die 
Lohnarbeiter  in  Dampfschleifereien,  Feilenmanufacturen  und 
anderen  Fabriken  zu  concentriren.  Arbeitennassen  zu  Lohn- 
streitigkeiten waren  in  Fülle  vorhanden,  und  es  bedurfte  niu 
der  Erlaubniss  dazu,  um  sie  entbrennen  zu  lassen.  Das  ge- 
schah durch  die  Aufhebung  des  Coalitionsverbots  im  Jahre 
1869.  Zugleich  trat  der  industrielle  Aufschwung  ein  mit 
seiner  starken  Anwendung  von  Maschinen  und  die  Concentra- 
tion  der  Bevölkerung  in  den  Städten,  wodurch  die  Bauthätig- 
keit  eine  enorme  wurde.  Remscheid  lieferte  zu  alle  deni 
die  Werkzeuge,  es  war  mit  Bestellungen  überfbllt.  Stahl. 
Eisen  und  Kohlen  stiegen  zu  nie  gekannter  Höhe,  es  mangelte 
an  Arbeitskräften,  besondere  in  den  kleinen  Schmieden.  Nun 
traten  Ereignisse  ein ,  wie  man  sie  in  Remscheid  noch  nie  er- 
lebt hatte.  Alle  Lohnarbeiter,  sowohl  die  in  der  Haus-  wie 
die  in  der  Fabrikindustrie  beschäftigten,  welche  bisher  vid- 
fach  in  ihren  Interessen  concurriit  hatten,  traten  zu  Gruppen 
je  nach  ihren  gleichaitigen  Beschäftigungen  zusammen  und 
stellten  ihre  Forderungen  mit  der  Drohung  einer  eventuellen 
Arbeitseinstellung.  Nun  vereinigten  sich  auch  Fabrikanten  und 
Fabrikkaufleute  in  grosser  ZaU  nach  Art  ihrer  Artikel  und 
bestimmten  Vereinserhöhungen  von  10  bis  35  Pi-ocent  und 
später  noch  mehr.  (Vergl.  Anlage  VI.)  Mit  den  meisten 
Gruppen  gelang  eine  friedliche  Auseinandersetzung,  einmal 
weil  dieselben  nicht  sehr  zahh-eich  und  dann  weil  die  Artikel 
so  mannigfaltig  waren,  dass  gleichmässige  Bedingungen  nicht 
so  leicht  zu  stellen  waren;  selbst  mit  den  Schleifern  wurden 
die  Streitigkeiten  befriedigend  gelöst. 


^)  Dasseldorfer  Staatsarchiv  a.  a.  0.  Acta  27.  Convolnt  IL 
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Anders  gestaltete  sich  die  EDtwickelung  in  der  wichtigsten 
Industrie,  der  Feilenfabrikation.  Hier  bestand  seit  dem  Jahre 
1845  eine  Feilenhauer-Innung,  welche  nach  1850  drei  Jahre 
lang  mhte  und  deshalb  aufgelöst  werden  sollte,  die  sich  je* 
doch  durch  alle  Wechsel  der  Zeiten  erhalten  hatte.  Wie  bei 
den  Seidenwebem,  so  war  auch  hier  gemäss  der  Verordnung 
vom  9.  Febraar  1849  die  Ordnung  des  Lehrlings wesens  die 
Hauptaufgabe;  dieselbe  wurde  aber  um  so  unwesentlicher,  je 
mehr  die  jungen  Leute  in  die  Manufactni*en  gingen,  wo  sie 
auch  ohne  Lehrlingsprttfung  gleich  bezahlt  wurden.  Beim 
Handwerksmeister  erhielten  die  Knaben  die  Kost  und  wenig 
Lohn,  in  der  Fabrik  aber  zwei  Thaler  und  die  Kost  von  ihren 
Eltern;  diesen  letzteren  lag  weniger  an  der  Entlastung  der 
Nahrungssorgen  um  ein  Kind,  als  an  dem  Erwerbe  der  blanken 
Thaler,  und  sie  schickten  ihre  Söhne  immer  mehr  in  die  Manu- 
facturen.  Die  Lohnarbeiter-Innung  siechte  kraftlos  dahin,  weil 
sie  an  die  Verfolgung  ihres  Lebensintei*esses,  der  Bestimmung 
der  Lohnhöhe,  sich  nicht  heranwagen  durfte.  Da  sprengte 
das  Jahr  1869  die  Fesseln  und  im  selben  Jahre  errichtete  die 
Innung  eine  Lohntaxe,  die  aber  nicht  völlig  zur  Durchführung 
gelangte.  Je  günstiger  nun  die  Conjunctur  wurde,  desto  mehr 
wollten  die  Arbeiter  an  derselben  theilnehmen  und  mit  den 
steigenden  Preisen  auch  ihre  Löhne  erhöhen.  Es  bildeten  sich 
neben  der  Innung  die  Feilenhauer- Vereine  der  Feilenschmiede. 
Feilenschleifer  und  Zuhauer,  welche  einen  gemeinsamen  Vor- 
stand erwählten,  an  dessen  Spitze  der  Obermeister  der  Feilen- 
hauer-Innung ,  Herr  Weiss  ^  trat.  Dieser  warb  in  Wermels- 
kirchen,  Lüttringhausen  und  Rade  vorm  Wald  Genossen  für 
für  seinen  Bund. 

Die  Innung  verhielt  sich  still.  Da  erklärten  die  Foilen- 
hauer  der  Firma  Mannesmann:  ihr  Lohn  sei  zu  gering,  und 
als  eine  Erhöhung  desselben  nicht  bewilligt  wurde,  legten  sie 
die  Arbeit  nieder.  Nun  erkannte  die  Firma  die  Berechtigung 
der  Forderung  an,  es  gelang  ihr  einen  Verein  von  dreizehn 
Feilenfabrikanten  zu  bilden,  und  in  gemischter  Commission  ver- 
einbarten sie  im  Jahre  1872  einen  Tarif  für  sämmtliche  Feilen- 
arten. Ausserdem  wurde  die  frühere  Sitte  beseitigt,  wonach 
der  Feilenhauer  die  Schleifer  und  die  Fracht  vom  und  zum 
Ketten  bezahlt  hatte;  von  nun  ab  erhält  er  den  reinen  Lohn 
fbr  seine  Arbeit  Die  Fabrikanten,  welche  den  Tarif  nicht 
befolgten,  wurden  durch  Strikes  zu  seiner  Anerkennung  ge- 
zwungen.   Darauf  folgte  eine  Zeit  der  Ruhe. 

Da  erklärten  die  Feilenschmiede  dem  Gesammtvorstande, 
dass  ihre  Löhne  zu  niedrig  wären  und  sie  dieselben  erhöhen 
wollten.  Herr  Weiss  gab  ihnen  zu,  dass  ihr  Lohn  nicht  zu 
hoch  wäre  und  er  gegen  ihr  Vorhaben  nichts  einzuwenden 
hätte.  Das  fassten  die  Schmiede  so  auf,  als  hätte  der  Vor- 
stand der  Feilenhauer-Innung  ihre  Absicht  gebilligt  und  ihnen 
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Unterstützung  zugesagt,  und  erklärten  solches  Affeatlieh.  Der 
Obermeister  beging  nun  eingestandenermassen  den  Fehler. 
Freund  und  Feind  bei  diesem  Glauben  zn  lassai  ond  schviec 
dazu:  „Hätte  ich  gewusst,  welche  Strikerei  daraus  entstehen 
würde,  so  hätte  ichs  gewiss  widerrufen/'  Während  früher 
nur  18,  traten  nun  25  Fabrikanten  zu  einem  Verein  zoaaniinen 
voran  die  Mannesmann  mit  13  Führern  (d.  h.  18  Sehmieden 
welche  für  je  5—10  Hauer  Arbeit  schaffen),  und  sperrten 
sämmtliche  Feilenarbeiter  aus,  bis  die  Schmiede  sich  fbgten. 
Aber  die  Arbeiter  hatten  Glück  In  Kronenberg  &nd  sich 
eine  neu  gegiilndete  Actiengesellschaft,  welche  Yon  zwei  Juden 
Capital  empfing  und  den  grössten  Theil  der  Hauer  zum  Tarif 
von  1872  beschäftigte.  So  vermochten  die  Arbeiter  die  Aussper- 
rung zu  ertragen.  Schon  nach  drei  Wochen  erklärte  der  Fa- 
brikantenverein, die  Arbeiter  düiften  wieder  Beschäftigniig:  er- 
halten. Nun  erklärten  die  Feilenhauer  ihrerseits,  zum  alten 
Lohn  nicht  mehr  arbeiten  zu  können  und  forderten  eine  Er- 
höhung desselben.  Wieder  brach  ein  Strike  aus,  der  dies- 
mal 21  Wochen  dauerte.  Die  Arbeiter  forderten  statt  der 
einseitigen  Octi*oiii*ung  der  Löhne,  eine  gemeinsame  Fest- 
setzung derselben,  also  die  Verwirklichung  des  constitutioa^en 
Princips  in  der  Wirthschaft.  Endlich  gaben  die  Fabrikanten 
nach,  und  ein  neuer  Tarif  wurde  am  1.  Juni  1873  vereinbart 
mit  einem  Ausschlage  von  15  Procent.  Inzwischen  war  schon 
im  Januar  der  Rückschlag  eingetreten  und  die  Arbeitslosis;- 
keit  trat  ein;  ein  Feilenhauer  unterbot  den  anderen,  die  Fa- 
brikanten drückten  von  oben,  und  im  Jahre  1878  waren  die 
Löhne  um  50  Pi-ocent  hinabgegangen.  Die  Härte  der  Fabri- 
kanten ist  hier  kaum  eine  geringere  als  in  Solingen.  .Jn  den 
guten  Zeiten  hatten  die  Arbeiter  uns  in  ihrer  Gewalt ,  jetzt 
haben  wir  sie  in  der  unsem,  —  sie  sollen  fühlen,  was  das 
heisst!"  sagte  Fäuste  ballend  ein  Fabrikant.  Wehe  den  Be- 
siegten ! 

Die  Lohnstreitigkeiten  im  Jahre  1873  haben  viel  böees 
Blut  und  Ei'bitterung  erzeugt  Die  Fabrikanten  gesteben  jetzt 
selbst  ein,  dass  die  Aussperrung  s&mmtlicher  Arbeiter  eine 
ganz  überflüssige  gewesen  sei,  und  die  Arbeiter  erkennen,  wie 
zwecklos  es  war,  bei  rückgehender  Conjunctur  eine  Lohner- 
höhung zu  erzwingen.  Die  Fabrikanten  suchten  die  einhei- 
mischen Arbeiter  durch  die  Einf&hrung  von  Maschinen  und  von 
fremden  Arbeitern  entbehrlich  zu  machen.  Es  bildete  sich  in 
Form  einer  Actiengesellschaft  ein  Verein  zur  gemeinachalt- 
liehen  Einführung  und  Benutzung  der  Feilenhau-M  asehine  von 
Dodges  und  stellte  auch  fbnf  derselben  aut  Der  Gewerbe- 
verein beschaffte  durch  die  Presse,  Agenten  und  Privatleute 
aus  andern  Provinzen  130  Lehrlinge,  namentlich  aus  dem 
Regierungsbezirk  Gumbinnen,  deren  Folgsamkeit  gerObrnt 
wurde  und  bei  denmi  Vertragsbrüche  weniger  zu  beftlrehten 
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waren;  den  Mastern  wurde  die  Verpflichtung  auferlegt,  sie 
Eiun  Besuch  der  Fortbildungsschule  anzuhalten.  Als  sie  aber 
Ifingere  Zeit  in  Remscheid  blieben,  erhoben  sie  die  gleichen 
Ansprüche  und  waren  noch  roher  als  die  bergischen  Arbeiter.  — 

Weniger  zahlreich  als  der  Stand  der  Lohnarbeiter  ist  der  der 
selbständigen  Handwerksmeister.  Die  Vereine,  in  welchen  eine 
jede  dieser  beiden  Klassen  der  arbeitenden  Bevölkerung  sich 
zusammenfasst ,  sind  fundamental  verschiedener  Natur  ent- 
sprechend ihren  verschiedenen  Interessen.  Beide  erstreben 
sie  die  Ordnung  ihres  Wirthschaftslebens  durch  Sicherung 
ihres  Einkommens.  Die  Lohnarbeiter  thun  das  durch  die 
Begelung  ihi'es  Lohnes  und  ihres  Arbeitsangebots,  die  selb- 
ständigen Handwerksmeister  durch  die  Regelung  der  Waaren- 
preise,  Beschaffung  der  Rohstoffe  und  Verminderung  der  Pro- 
ductionskosten  durch  Verbesserung  der  Technik.  Die  Vereine 
der  Lohnarbeiter  beruhen  daher  auf  dem  Princip  der  Gewerk- 
vereine  oder  Gewerkschaften,  die  Vereine  der  Handwerks- 
meister auf  dem  Princip  der  Zünfte  oder  Innungen.  Es  war 
ein  grenzenloses  Missveratändniss  der  Verordnung  vom  9.  Fe- 
bruar 1849,  hausindustrielle  Lohnarbeiter,  wie  Weber  und 
Feilenhauer,  zu  „-selbständigen  Handwerksmeistern''  zu  procla- 
miren  und  gleichailige  Innungen  für  diese  beiden  gänzlich 
verschiedenen  Klassen  der  arbeitenden  Bevölkerung  zu  bilden. 
Diese  Innungen  hielten  sich  an  den  äusserlichen  Namen  der 
„Meister'';  die  Aufgabe  von  Meistern  aller  Art  ist  aber  die 
Ausbildung  der  lernenden  Anfänger  der  Industrie ;  daher  wurde 
das  Lehrlingswesen  zum  Mittelpunkt  der  Thätigkeit  der 
Innungen  erhoben,  und  da  dasselbe  höchst  unpraktisch  ge- 
ordnet war,  so  hatten  die  letzteren  bald  gar  keinen  Inhalt. 

Lebensfähig  ist  ein  Gewerkverein  oder  eine  Gewerkschaft 
von  Lohnarbeitern  nur  dann,  wenn  er  in  erster  Reihe  seine 
wesenUichste  Arbeitsbedingung,  den  Lohn,  behandeln  darf, 
wenn  er  eventuell  eine  Arbeitseinstellung  herbeiführen  kann 
und  femer  wenn  er  das  Arbeitsangebot  durch  eine  Art  Lehr- 
lingswesen regeln  darf.  In  dieser  Hinsicht  stehen  Fabrikar- 
beiter und  hausindustrielle  Lohnmeister  einander  gleich.  Sie 
unterscheiden  sich  darin,  dass  die  ersteren  in  Folge  ihrer  Be- 
schäftigung in  fremden  Werkstätten  noch  die  Dauer  der  Ar- 
beitszeit, die  Art  der  Auslöhnung  u.  s.  w.  mit  ihren  Fabrikan- 
ten zu  ordnen  haben,  und  dass  die  hausindustriellen  Meister 
in  Folge  der  Arbeit  in  ihren  eigenen  Werkstätten  theilweise 
doch  die  Leiter  der  Technik  sind,  welche  um  so  wichtiger 
wird,  je  grösser  die  Capitalanlagen  z.  B.  bei  den  Schleifereien 
sind.  Dem  entsprechend  werden  die  Gewerkschaften  der  Fa- 
brikarbeiter noch  weitere  Streitpunkte  mit  ihren  Fabrikanten 
in  ihr  Programm  aufnehmen;  einzelne  der  hausindustriellen 
Meistervereine  werden  eine  Art  genossenschaftlichen  Character 
z,  B*  fbr  Melioration  der  Wasserläufe  u.  s.  w.  tragen.    Weit 
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wichtiger  als  die  unterschiedenen  sind  aber  die  gemeinsamen 
Interessen  der  Lohnarbeiter:  die  Regelung  des  Arbeitsange- 
bots  und  des  Lohnes.  Verbietet  man  ihnen  diese  beiden  Auf* 
gaben  zum  Mittelpunkte  ihrer  Bestrebungen  zu  machen,  so 
unterbindet  man  die  grosse  Ader,  welche  den  Arbeitern  durch 
den  Lohn  ihr  Einkommen,  die  wirthschaftliche  Lebenskraft, 
zuführt.  Die  Vereine  der  Schleifer  in  Solingen  und  der  Feilen* 
hauer  in  Remscheid  sind  die  Ansätze  zu  künftigen  Gewerk- 
schaften. Sie  sind  wild  den  Thatsachen  entwachsen,  noch 
nicht  gefestet  durch  Traditionen,  von  keinen  Principien  ge- 
leitet ;  sie  sind  die  fliegenden  Goi-ps  im  Sommer  der  Gonjunctur, 
die  wohlauf  zum  fröhlichen  Jagen  nach  höheren  Löhnen  durch 
alle  Werkstätten  ziehen  und  dann  nach  lustiger  Pürsch 
die  Beute  rasch  verzehren,  so  dass  sie  im  Winter  in  ihrer 
Vemnzelung  gar  bald  an  Mangel  leiden.  Im  Innern  sind  sie 
nur  locker  organisirt;  die  ungeoixlneten  Versammlungen  er- 
zeugen  häufig  nur  wüste  Gedanken  und  Thaten.  Die  jungen 
Gewerkvereine  werden  sich  aber  auswachsen  und  um  so  er- 
folgreicher und  segensreicher  wirken,  wenn  der  Staat  sie  sanc- 
tioniit  und  ihnen  bei  ihrer  Entwickelung  behülflich  ist;  ihre 
Organisation  würde  analog  der  sein,  wie  ich  sie  bei  den  Cre- 
felder  Seidenwebem  ausgeführt  habe. 

Die  Zünfte  oder  Innungen  der  selbständigen  Handwerks- 
meister haben  das  Hauptinteresse  an  der  Ordnung  der  Waaren- 
pi*eise,  der  Beschaffung  der  Rohstoffe  und  der  wirksamen  Ge- 
staltung der  Technik.  Diese  Aufgaben  werden  die  beiden 
Klassen  der  Handwerksmeister  jedoch  mit  verechiedenem  Vor- 
theil  verfolgen,  je  nachdem  sie  dem  eigentlichen  fm*  den  Orts- 
bedarf arbeitenden  Handwerk  angehören  oder  der  handwerks- 
mässigen  auf  Massenabsatz  bedachten  Industrie.  Im  eigent- 
lichen Handwerk  treibt  jeder  Meister  selbst  den  Handel ;  es 
wird  ihm  aber  schwer,  sein  Lager  reichhaltig  genug  zu  assor- 
tiren  und  entsprechende  Preise  zu  erhalten.  Daher  werden  die 
Magazine  von  wachsender  Bedeutung,  für  welche  die  Handwerks- 
meister gegen  sofortige  Baarzahlung  arbeiten,  welche  sie  aber 
nach  und  nach  zu  der  Stellung  von  hausindustriellen  Lohn- 
meistein  hinabdrücken.  Diesem  Verluste  der  Selbständigkeit 
suchen  die  Magazingenossenschaften  zu  steuern,  welche  durch  Aus- 
gabe von  Lagerscheinen  wenigstens  ein  vorläufiges  Aequivalent 
für  die  sofortige  Baarzahlung  des  Magazinbesitzers  bieten  können. 
Bei  der  Massenproduction  und  dem  Massenabsatz  der  hand- 
werksmässigen  Industrie  sind  die  Magazine  von  viel  zu  loca- 
1er  Wirkung ;  ferner  treibt  die  Masse  der  Kleinmeister  selbst 
keinen  Handel,  und  auch  die  zu  einer  Handelscompagnie  um- 
gebildete Zunft  wird  die  speculirende  und  riskirende  Thätig- 
keit  von  ein  paar  intelligenten  Kaufleuten  nicht  ersetzen. 
Einzig  bliebe  die  Möglichkeit  übrig,  in  einigen  Grossstädten 
wie  Berlin,  Magazine  zu  errichten;  in  der  Hauptsache  wird 
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die  Zunft  die  Preise  nicht  andei-s  zu  Gunsten  der  Meister 
verbessern  können,  als  durch  GiUndung  von  Bureaus  für  den 
Nachweis  von  Beschäftigung  und  der  Höhe  der  Waarenpreise. 
Die  Heimlichkeit,  durch  welche  die  Waarenpreise  oft  unge- 
bührlich heruntergeschraubt  werden,  würde  dadurch  zei*stört 
und  grössere  Klarheit  über  die  Chancen  des  Absatzes  unter  den 
KleinmeisteiTi  verbreitet  werden.  Dem  Wesen  der  Sache  ge- 
mäss würden  die  Zünfte  sehr  bald  „die  Waaren  auf  einen 
billigen  Preis  setzen'^  wollen.  Das  schlösse  jedoch  eine  Ver- 
kennung des  wesentlichen  Unterschiedes  im  Handelsbetriebe 
und  in  den  Absatzverhältnissen  von  fillher  und  heute  in  sich. 
Früher  setzte  die  Zunft  als  Organ  der  selbst  handeltreibenden 
Meister  die  Preise  auch  nur  so  lange  fest,  als  die  Käufer  sich 
in  Abhängigkeit  von  den  Producenten  befanden.  Heute  bei 
der  Trennung  von  fabricirendem  Meister  und  handeltreibendem 
Commissionär  wären  Preistaxen  zunächst  schon  uncontrollirbar ; 
fei-ner  werden  die  Preise  auf  dem  Weltmarkte  durch  viel  zu 
sensible  Ui'sachen  bestimmt  und  die  Provision  der  unter  inter- 
nationalem Drucke  concurrirenden  Kaufleute  ist  vielfach  gar 
keine  so  übermässige ;  endlich  sind  die  Productionsbedingungen 
der  Meister  unsäglich  verschieden  je  nach  Gelegenheit  des 
Materialieneinkaufs,  der  Grösse  der  Werkstatt  und  der  Ar- 
beiterzahl, den  angewendeten  Maschinen  und  all  den  tausen- 
derlei anderen  Momenten,  ebenso  wie  ihre  Consumtionsbedin- 
gangen  nach  der  Kinderzahl  u.  s.  w.  variiren ;  darnach  richten 
sich  auch  ihre  Pmse.  Erst  den  Gonsortien  ganz  grosser  Unter- 
nehmungen ist  es  in  der  allemeuesten  Zeit  gelungen ,  gewisse 
Verabredungen  über  gleichartige  Waarenpreise  zu  treffen. 

Die  Beschafiiing  von  Rohstoffen  in  geeigneten  Qualitäten 
und  Pieisen  fällt  den  Meistern  im  eigentlichen  Handwerk  oft 
schwer,  und  eine  genossenschaftliche  Beschaffung  der  Materia- 
lien seitens  der  Zunft  wäre  sehr  zweckentsprechend.  In  Rem- 
sdieid  jedoch  halten  die  Hüttenwerke  grosse  Niederlagen  und 
Reisende  auswärtiger  Firmen  besuchen  regelmässig  das  Land, 
so  dass  Gelegenheiten  zu  billigen  und  guten  Käufen  überreidi 
vorhanden  sind;  hier  könnte  die  Zunft  die  Garantie  für  die 
änneren  Genossen  übernehmen,  so  dass  für  diese  die  Bedin- 
gungen der  Greditnahme  denen  der  grösseren  Fabrikanten 
ähnlieh  würden. 

Der  Schwerpunkt  der  Zünfte  wird  dort  ruhen,  wo  er  auch 
im  Mittelalter  gelegen  hat,  in  der  Ordnung  und  Hebung  der 
Technik.  Die  ControUe  der  fertigen  Waare  ist  Aufgabe  der 
Kaufleute  geworden,  es  verbleiben  die  Ausbildung  der  Arbeits- 
kräfte und  die  Verbesserung  des  technischen  Productionspro- 
cesses.  In  dieser  Hinsicht  stehen  die  Leiter  des  eigentlichen 
Handwerks,  des  handwerksmässigen  und  des  hausindustriellen 
einander  gleich;  die  letzteren  zwar  nicht  alle,  weil  bei  ausge- 
dehnter Arbeitstheilung  viele  Verrichtungen  so  einfache  sind. 
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dass  sie  weder  eine  besondere  Ausbildung  noch  irgendwie 
nennenswerthe  Gapitalanlagen  erfordern.  Das  Lehrlingsweseii 
bleibt  in  allen  Handbetrieben  bis  in  die  Manufactur  hineiii 
das  beste  Mittel,  um  den  lernenden  Arbeitern  gewisse  Hand* 
fei-tigkeiten  und  technische  Kenntnisse  beizubringen,  bis  in  den 
Fabriken  die  Selbstthätigkeit  der  Hand  durch  die  automatische 
Maschine  ersetzt  wird.  Dem  inneren  Bedürfiiiss  entsprechend 
hat  sich  denn  auch  ohne  gesetzliche  Regelung  das  Lehr- 
lingswesen erhalten  und  wird  nur  periodisch  durch  das  Auf- 
steigen der  Conjuncturen  ei-schüttert ;  theils  laufen  dann  die 
Lehrlinge  selbst  fort  eines  höheren  Erwerbes  wegen,  Üieils 
verleiten  fremde  Meister  sie  zum  Vertragsbruch,  indem  sie  sie 
z.  B.  betrunken  machen.  Ueber  den  Werth  des  Lehrlings- 
wesens darf  man  sich  jedoch  nicht  täuschen:  mehr  als  Rou- 
tine wird  nicht  beigebracht  und  auch  diese  nach  dem  Stande 
einer  vergangenen  Generation.  Gewerberichter  haben  oft  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  die  Meister  die  Lehrlinge  z.B. an 
das  eigentliche  Schmieden  gar  nicht  heranlassen.  Die  Lehr- 
linge kosten  im  ersten  Jahre  dem  Meister,  im  zweiten  gleichen 
sich  Kosten  und  Gewinn  aus  ihrer  Arbeit  aus,  im  dritten 
überwiegen  die  Gewinne ;  dann  laufen  bei  günstiger  Conjunctur 
die  Lehrlinge  davon,  und  um  solches  zu  verhüten,  zeigen  die 
Meister  ihnen  nur  einzelne  Theilarbeiten. 

Die  Erwerbung  von  blossen  Handfeitigkeiten  ist  nicht  ge- 
nügend, und  zwar  um  so  weniger,  je  bedrohter  das  betreffende 
Handwerk  vom  mechanischen  Betriebe  ist.  Das  Rad  der  Ma- 
schine geht  dann  zermalmend  über  die  Existenz  von  tausen* 
den  selbständiger  Meister,  weil  es  ihnen  an  Capital,  an  tech- 
nischen Kenntnissen  und  an  Initiative  gebricht,  sich  bei  Zeiten 
die  Vorzüge  derselben  anzueignen.  Und  doch  ist  es  in  tech- 
nischer,.  wirthschaftlicher  und  socialpolitischer  Hinsicht  von  so 
unendlicher  Wichtigkeit,  dass  nicht  allein  das  Vorhandensein 
von  Capital  bei  den  Kaufleuten,  sondern  auch  die  Energie  und 
technische  Bildung  der  Meister  die  Gründung  einer  Gross- 
industrie herbeiführt,  dass  die  Elite  der  Handwerksmeister  aus 
eigner  Kraft  zu  Fabrikanten  sich  emporzuringen  vermag.  Da- 
her ist  beim  handwerksmässigen  Betriebe  die  technische  Fach- 
schule doppelt  wichtig  nicht  allein  aus  pädagogisch-technischen 
sondern  auch  aus  socialpolitischen  Gründen.  Von  der  projec- 
tirten  Schule  in  Remscheid  soll  im  letzten  Abschnitt  ausfthr- 
licher  gehandelt  werden. 

Ein  verbessertes  Lehrlingswesen  und  ein  Besuch  der  Fach- 
schule wären  doch  nur  in  der  Jugend  wirksam;  sie  würden 
jedoch  selbst  bei  den  tüchtigeren  Meistern  ohne  tieferge- 
hende Folgen  bleiben  und  vollends  nichts  an  den  verrotteten 
Gewohnheiten  der  grossen  Masse  der  indolenten  Arbeiter  za 
ändern  vermögen,  wenn  nicht  eine  fortlaufende  Anregung 
gebildeter  Techniker   stattfände.     Es  sollten  daher  die  Ge- 
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werbevereine  oder  die  zu  errichtenden  Gewerbekammem  bzw. 
die  Innungen  der  bergischen  Kreise  Solingen,  Remscheid  und 
Mettmann,  und  der  märkischen  Ki-eise  Hagen,  Altena  und 
Iserlohn  ein  oder  zwei  Ingenieure  engagiren  mit  Zuschüssen 
seitens  der  Handelskammer  und  Deckung  des  Restes  seitens 
des  Staates.  Diesen  Männern  läge  die  systematische  För- 
derung der  technischen  Interessen  ob:  sie  organisiren,  wie  im 
Jahre  1875  von  einer  Anzahl  Remscheider  Fabrikanten  be- 
gonnen, Muster-  und  Maschinenausstellungen,  sie  belehren  in 
öffentlichen  Vorträgen  und  in  den  Werkstätten  die  Meister, 
entwerfen  gegen  nur  geringe  Gebühren  Pläne  fbr  Wasserwerke 
und  Schmieden,  wählen  neue  Masdiinen  aus,  die  kostenfrei 
zur  Benutzung  und  gegen  ermässigte  Preise  zum  Ankauf 
aberlassen  werden;  durch  Prämien  wird  nachgeholfen.  Unauf- 
hörlich müssten  die  Ingenieure  mit  ihrem  Rathe  den  Meistern 
zur  Seite  stehen  und  nur  bei  grösseren  Anlagen  eine  entspre- 
chende Bezahlung  erhalten.  Dadurch  würden  viele  Anlagen  von 
Kleinmeistem  verbessei-t,  diese  concun-enzfähig  gemacht  und 
den  tüchtigeren  der  Uebergang  zum  Manufactur-  und  Fabrik- 
betriebe erleichtert  werden. 

Durch    den   Umgang    mit    gebildeten   Technikern    und 
durch  die  Verhandlungen  in  Gewerbevereinen  und  Gewerbe- 
kammem würde  den  Meistern  die  Kritik  über  ihre  Leistungen 
wiedergegeben  werden.    Ein  direkter  Verkehr  zwischen  ihnen 
und   den  Consumenten  existiit  nicht,  und  dieser  hätte  doch 
eine  stete  kaufmännische  Kritik  und  Belehrung  seitens  des 
Verbrauches  zur  Folge ;  er  böte  dem  Kleingewerbe  in  mancher 
Beziehung  Ersatz  für  die  fehlenden  theoretischen  Vorkennt- 
nisse und  schaffte  ihm  vor  allem  Klarheit  über  die  endliche 
Benutzung  seiner  Erzeugnisse  und  bewahrte  ihn  davor,  gege- 
bene Formen  einfach  nachzuahmen.    Das  Bindeglied  der  Kauf- 
leute ist  nicht  im  Stande,  diesen  technischen  Rapport  zu  ver- 
mitteln.   Bei  den  Grossfabrikanten  ist  das  wieder  besser,  da 
sie  mit  einem  ganz  andern  materiellen  und  geistigen  Capital 
wirthschaften. 

Die  Zünfte  (oder  in  Ermangelung  derselben  die  Gewerbe- 
kammem) und  oie  Ingenieui-e  wären  sachverständige  Organe, 
etwaige  Lehrlingspriifungen  voi*zunehmen;  sie  wären  fähig  nicht 
allein  die  tüchtige  Erlernung  von  Handfeitigkeiten ,  sondern 
auch  die  Aneignung  einer  weitergehenden  Fachbildung  richtig 
zu  beuilheilen.  Die  Zeugnisse  derselben  würden  ohne  Zweifel 
gewisse  Bevorzugungen  bei  der  Besetzung  von  Stellen  als 
Werkmeister,  Maschinenmeister  u.  s.  w.  zur  Folge  haben. 
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Aus  den  Aufgaben  der  Innungen  erhellen  die  Mängel  und 
Beschränkungen,  denen  allenthalben  der  handwerk^ässige 
Betrieb  unterliegt.  Er  hat  Schwierigkeiten  zu  Qberwinden 
beim  Absatz,  bei  der  Beschaffung  der  Bohstofie,  der  Ver- 
besserung der  Technik;  es  fehlt  ihm  ebenso  an  Energie  und 
Kenntnissen  wie  an  Capital,  die  Unternehmungen  zu  ver- 
grossem.  Das  entscheidet  den  Verlauf  der  Conjunctoren, 
worüber  hier  ein  kurzer  Excura  eingeschaltet  werden  soll. 

Beengt  von  allen  Seiten  besitzt  die  Industrie  beim 
handwerksmässigen  Betriebe  eine  sehr  geringe  Ausdehnungs- 
fähigkeit. Zunächst  erfordert  das  bei  diesem  Betriebssystem 
wichtigste  Productionsmittel ,  die  menschliche  ArbeiteknJt, 
eine  gewisse  Ausbildung,  welche  um  so  länger  dauert,  je  ge- 
ringer die  Arbeitstheilung  ist  Femer  ist  die  Anziehungskraft 
der  Industrie  auf  fremde  Arbeiter,  die  ja  in  der  Regel  dann 
auch  noch  nicht  angelernte  sind,  eine  verhältnissmässig  ge- 
ringe; die  Lockrufe  der  Kleinmeister  reichen  nicht  weit,  sie 
sind  zu  schwach  und  verhallen  ungehört.  Die  Remsdieider 
Meister  gelangten  daher  bei  dem  letzten  Aufsteigen  der  Con- 
junctur  zu  folgendem  Verfahren :  sie  kamen  an  den  Gewerbe- 
verein und  tmgen  ihm  ihren  Mangel  an  Lehrlingen  vor;  dieser 
liess  nun  durch  Agenten,  Zeitungen  und  Privatleute  Lehrlinge 
herbeischaffen  und  schoss  sogar  die  Hälfte  der  Reisekosten  vor, 
weil  die  Meister  selbst  dazu  nicht  im  Stande  waren«  In  Folge 
dieser  Beschränktheit  an  Arbeits-  und  Capitalkräften  bleiben 
diese  beiden  Productionsfactoren  ziemlich  stabil  Zwar  ent- 
steht eine  ungeheure  Unmhe  innerhalb  des  Handwerks,  die 
Gesellen  und  Lehrlinge  laufen  von  einem  zum  andern  Meister 
oder  etabUren  sich  selbständig,  aber  die  eigentliche  Ausdeh- 
nung der  Production  findet  durch  Verlängemng  der  Arbeitszeit 
und  durch  die  Beschäftigung  aller  sonst  Oberzähligen  Art)eiter 
statt.  In  Remscheid  stiegen  daher  auch  die  Preise  und  Löhne 
ganz  bedeutend,  die  Waarenmengen  schwollen  ganz  beträcht- 
lich über  das  Niveau  mittlerer  Jahre  an,  aber  eine  Ueberpro- 
duction  hat  eigentlich  nicht  stattgefunden,  wofern  man  darunter 
<eine  volkswirtibschafUich  falsche  Deplacirong  von  Capital  und 
Arbeitskräften  versteht. 

Aehnlich  wie  beim  handwerksmässigen  Betriebe  verlaufen 
die  Conjuncturen  bei  denjenigen  Hausindustrieen,  welche  hoch- 
gelernte  Arbeiter  beschäftigen  wie  z.  B.  bei  der  Solinger 
Schleiferei.  Auch  hier  findet  keine  acute  Vermehmng  von 
Arbeits-  und  Capitalkräften  statt,  wohl  kann  man  aber  bis  zu 
einem  Grade  von  einer  chronischen  Ueberproduktion  reden. 
Die  Solinger  und  Remscheider  Industrie  ist  nämlich  mumlich 
in  einem  bestimmten  Gebiete  concentrirt  und  hat,  wie  später 
genauer  ausgeführt  werden  soll,  die  Bevölkerung  desselben 
völlig  aufgesogen,  so  dass  weder  andere  Gewerbe  noch  Acker- 
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baa  in  nennenswerthem  Masse  betrieben  werden.  Diese  Indu- 
striebevölkerung  ei-zeugt  sich  selbst;  sie  ist  einerseits  im  Wesent^ 
liehen  anf  das  aus  sich  selbst  hervorwachsende  Menschenma- 
terial beschränkt;  andererseits  yerl&sst  auch  keiner  das  heimische 
Gewerbe  und  namentlich  bei  günstigen  Conjuncturen  ist  es 
psychologisch  erklärlich,  dass  die  Chancen  der  Zukunft  fiber- 
schätzt werden.  Diese  zum  Handwerk  geborenen,  meist  gez- 
iemten Arbeiter  werden  ergänzt  durch  die  Einwanderung  un- 
beholfener Tagelöhner  aus  dem  Oberbergischen,  dem  Hessen- 
lande, dem  Westerwalde  und  anderen  wilden  Gegenden.  Da- 
durch ist  eine  Industriearbeiterschaft  entstanden,  welche  be- 
sonders in  Solingen  und  hauptsächlich  in  einzelnen  Arbeits- 
verrichtungen, wie  in  der  Schmiederei,  der  gesammten  Waffen- 
ffl^rikation  u.  s.  w.  ane  Qberzählige  Bevölkerung  darstellt,  die 
im  Durchschnitt  mittelguter  Jahre  unbeschäftigt  bleibt  und  lang- 
sam oder  auch,  wie  die  Schwertschmiede,  rascher  theils  das 
communale  Eigenthnm  in  Gestalt  von  Armenunterstfitzung, 
theils  ihr  alt  ererbtes,  aus  frfiheren  Jahrhunderten  stammen- 
des Privateigenthum  in  Form  von  VerpfiUidung  und  Verkauf 
von  Werkstatten,  Wohnungen,  Gennssgfitem  aufbraucht  Diese 
Bevölkemog  ist  eine  angesessene  und  technisch  hochgebil- 
dete; sie  unterscheidet  sich  ganz  wesentlich  von  den  fliegen- 
den Coloonen  der  jungen  Fabrikarbeiter  z.  B.  in  der  Textilin- 
dustrie; und  nicht  zom  geringen  Tbeile  ans  dem  Vorhanden- 
sein dieser  indnstridlen  Beservearmee  und  deren  Beschäftigung 
Ober  die  normale  Arbeitszeit  hinaus  erklärt  es  sich,  dass  trotz 
der  Monate  langen  Strikes  die  koknsalen  Be^llungen  der  Jahre 
1871 — 73  doch  nodi  bewältigt  worden  sind.  Unter  normalen 
VerkältnisBen  wäre  ein  vid  stärkerer  Uebergang  zum  meeha- 
aisdien  Betriebe  erfolgt:  warum  das  nicht  geschehen,  bt  im 
Frfiheren  wohl  hinreichend  hervorgehoben  worden. 

Beim  handweri^smäsd^en  Beiriebe  beruhen  die  Schvierig- 
keiten  einer  Anlehnung  der  Industrie  für  die  KJeinmei^ter 
auf  6em  Mangel  an  Capital  und  Arbeiukr&ften :  dieser  wird 
bei  der  Haarindustrie  be^ieuta^d  weniizer  fühlbar.  Vn^  lie^rt 
dann ,  daas  an  der  Spitze  der  Inda^trie  Kaufleute  «tiErben,  die 
mit  gniscr  Ener^  seh  Absatz  ^haifen.  mit  entvprerber^d^ 
InteBEitit  aber  aach  die  Produrtion  aa^<^^bzien  im  BtaLde 
sind.  Das  AiI««af?t»J  d^  In'!:3L*^.rie  iit  uav?r  alen  Ined- 
arbaiten  so  ytkr  zeirtrett.  das»  e:n  /rd«-  dtr^?4m  ui:vi:w*T 
seines  Antheü  asfEulTX^^  rtjrrzL^:  oa«  h^r.^.^^^cti.iL  ?>*?- 
st^  kanyt&iici^'i:  3  IxiiiciLi*  x^iA  i^ntiLittt  v.ii  i^  vv 
mekr.  je  lascer«  <.ncjT  b^at  \>r)uL\i*;  o^r  h.'/L*n.:fe  zt- 
eewikrt  werdta  -tii  yt  i«i±7*T  :.^  ^/i^ii;'*^  c*ä  A*>^tz^ 
sind,  "moimttk  dm  HL^Jüt  *r:it»f^  Wta:r*^ULr*rr  tr-*rfv-?-z  w.rL 
IHe  Betriel«Ma;-ra:jes  r*-i..T»i.   öei   ÜJt'^.'r.^JfL  «r.vr.:   ti>?.-» 

ij^  VneJj»  c^  Cr»?:-!*  r--  i-  rs  rLAti-ei  t^- 
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den  Conjuncturen ,  ihre  Vennehrung,  ja  die  eingetretene  Ver- 
doppelung in  Grefeld,  in  Solingen  und  anderweit  beweisen,  mit 
welcher  Kraft  die  hausindustriellen  Kaufleute  die  Schwierig- 
keiten überwunden  haben,  die  seitens  der  Capitalbescboflfang 
entstehen.  Das  gleiche  Ungestüm  entwickeln  sie  bei  der  Be- 
schaffung der  Arbeitskräfte ;  Gesellen  machen  sie  zu  Meistern, 
Lehrlinge  zu  Gesellen;  sie  ziehen  fremde  Arbeiter  heran  and 
zwar  mit  um  so  grösserer  Leichtigkeit,  je  geringer  die  Vor- 
bildung ist,  welche  von  den  Theilarbeitem  erfordert  wird  und 
daher  eine  Ausdehnung  über  enge  Grenzen  hinaus  erlaubt, 
wie  z.  B.  bei  der  Weberei.  Bei  der  grösseren  Menge  ihrer 
Producte  vermögen  sie  die  schlechteren  Waaren  der  Anf&nger 
unter  die  guten  zu  mischen  und  sie  um  so  eher  an  die  Käu- 
fer zu  bringen,  als  sie  selbst  den  Absatz  in  H&nden  haben. 
Bei  dem  grösseren  Umfange  ihrer  Unternehmungen  vermögen 
sie  schon  planmässiger  und  darum  auch  wirksamer  alle  Dis- 
positionen zu  treffen,  während  die  Kleinmeister  mit  ihren  paar 
Gesellen  nichts  zu  überschauen  im  Stande  sind. 

Bei  der  Ausdehnung  der  Hausindustrie  dreht  es  sich  in 
erster  Reihe  um  das  Anwerben  neuer  Arbeitskräfte  und  um  die 
Gapitalbeschaffung  zu  deren  Auslöhnung.  Zwar  geht  das  Na- 
tionidcapital  zum  Theil  in  feste  Anlagen  wie  Werkzeuge  und 
WerkstättQ9  über,  dem  Hauptbestandtheile  nach  bleibt  es  aber 
im  flüssigen  Zustande  des  Betriebscapitals ;  umgekehrt  ver- 
bleiben  die  Arbeiter  wohl  an  ihren  früheren  Wohnorten,  aber 
in  der  Ait  ihrer  Beschäftigung  ist  eine  wesentliche  Verschie- 
bung eingeti-eten.  Wenn  die  steigenden  Preise  Gewinne  in 
Aussicht  stellen,  werden  Arbeiter  angeworben  und  Capitalien 
zusammengezogen,  um  als  Lohnfonds  zu  dienen;  fallen  später 
die  Preise,  so  fliessen  die  fremden  Capitalien  ihren  Eigen- 
thümem  zurück  und  die  eignen  werden  in  Sparkassen  oder 
in  sichern  Pikieren  unterzubringen  gesucht,  die  Arbeiter  aber 
haben  ihren  Beruf  gewechselt  und  sind  nun  bis  zum  nächsten 
Aufschwünge  der  Conjunctur  in  der  übelsten  Lage  Die 
Ausdehnung  der  Production  beruht  in  der  Hausindustrie  in 
erster  Reihe  auf  der  Vermehrung  der  Arbeitskräfte;  die  Con- 
junctui*en  tieffen  daher  vor  allem  den  Arbeiterstand  und  ihr 
Wechsel  fällt  mit  ausserordentlicher  Plötzlichkeit  auf  den- 
selben. 

Beim  maschinellen  Fabrikbetriebe  liegen  die  Schwierig- 
keiten einer  Ausdehnung  der  Industrie  weniger  in  der  Be- 
schaffung der  ungelernten  Arbeitskräfte,  als  vielmehr  der  be- 
trächtlichen Anlage-  und  Betriebscapitalien ;  dazu  gesellt  sich 
das  Misstrauen,  welches  die  FahnJcanten  gegen  die  Dauer  der 
Nachfrage  hegen.  Ist  die  Fabrik  aber  einmal  gegründet,  so 
stellt  sie  sich  als  selbständiges  Ganzes  hin,  das  Anlagecapital 
wird  ohne  Betriebscapital  nicht  lebensfähig  und  bedarf  der 
befruchtenden  Thätigkeit  des  Fabrikanten.    Die  beiden  ele- 
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xoentaren  Forderungen  einer  jeden  Anlage  sind:  einmal  voll- 
ständige Ausnutzung  der  R&ume,  der  Dampfkraft  u.  s.  w.,  was 
2U  immer  grösserer  Ausdehnung  der  Anlage  fUirt;  zweitens 
die  dauernde  Fortführung  des  Betriebes  zur  Deckung  der 
Zinsen,  was  um  so  gebotener  erseheint,  je  mehr  der  Fabri- 
kant mit  fremdem  Capitale  arbeitet.  Daraus  folgt  zunächst 
bei  günstiger  Conjunctur  eine  Ausdehnung  des  Betriebs,  dann 
beim  Rückschläge  eine  Fortführung  der  vergrösserten  Unter- 
nehmung auch  bei  gedrückten  Pi*eisen  und  Löhnen,  wodurch 
die  Krisen  verlängert  und  die  Unternehmer  härter  getroffen 
werden.  In  der  Hausindustrie  sind  die  Eaufleute  ungebun- 
dener, daher  sind  alle  Uebergänge  schroffer:  die  Ueberpro- 
dnction  tritt  rascher  ein,  die  Krisis  wird  früher  eclatant,  die  £in- 
sehränkung  kann  rascher  erfolgen.  Es  ist  chai*acteristisch, 
dass  in  der  Hausindustrie  par  exeUence,  der  Crefelder  Haus- 
industrie, zuerst  die  Krisis  im  Sommer  1872  begann  und  dort 
auch  zuerst  im  Frühjahr  1878  geendet  hat  Gegenüber  diesem 
ruckweisen  Hin-  und  Herspringen  der  Hausindustrie  und  den 
nach  steter  Ausdehnung  drängenden  jungen  Fabriken  erscheint 
eine  Gruppe  von  Etablissements  im  Zustande  fast  absoluter 
Stagflation;  es  sind  dies  diejenigen,  die  bereits  ihr  Capital  ab- 
geschrieben haben  und  von  Capital  so  gesättigt  sind,  dass  ihre 
Ausdehnung  nur  durch  Gi*ündung  von  ganz  neuen  Fabriken, 
unabhängig  neben  den  alten,  zu  bewerkstelligen  wäre.  Diese, 
wie  z.  B.  die  Eliteindustiiellen  in  Düi-en,  einige  Spinner  in 
Eupen,  einige  Nähnadel-  und  Tuchfsbrikanten  in  Aachen  und 
Burtscheid,  hatten  ihren  Betrieb  weder  erheblich  vei^grössert  noch 
eingeschränkt,  sie  hatten  vielmehr  als  erbliche  Capitalmagnaten 
majestätisch  ihre  alte  traditionelle  Production  aufredit  erhalten. 
Die  Schwierigkeit  einer  Ausdehnung  der  Production  hängt 
in  der  Hausindustrie  vom  Grade  der  Schulung  der  Arbeits- 
kräfte ab,  in  der  Fabrikindustrie  von  dem  Umfimge  des  Capi- 
talerfordemisses ;  hier  gelangt  der  Unterschied  der  Privat- 
und  der  Actienunternehmung  zur  Geltung.  Bei  der  Privat- 
untemehmung  trägt  der  Gründer  auch  die  Consequenzen  seiner 
Handlungen,  er  läuft  das  gesammte  Risico  und  beobachtet 
trotz  aller  gegentbeiligen  £i*8cheinungen  doch  eine  gewisse 
Vorsieht  Bei  den  Actiengesellschaften  ist  die  Gründungs- 
kraft eine  ausserordentliche;  bei  günstiger  Conjunctur  können 
mit  grosser  Schnelligkeit  beträchüiche  Capitalien  zusammen- 
gebracht werden,  und  die  volkswirthschafüich  so  verhäng- 
nissvolle P^estlegung  von  Anlagecapitalien  findet  mit  grosser. 
Leichtigkeit  statt  Und  zwar  ist  dieselbe  für  die  Gründer 
um  so  weniger  riskant,  je  rascher  in  Folge  einer  verfehlten 
Gesetzgebung  sie  sich  aus  der  Unternehmung  zuiückzuziehen 
vermögen.  Mit  dem  gleichen  Ungestüm  wie  die  Arbeitskräfte 
in  der  Hausindustrie  werden  die  Capitalkräfte  Einzelner  durch 
die  Actiengesellschaft  der  Industrie  zugeführt,  und  zwar  häufig 
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nicht  in  planvoller  Weise  zur  stetigen  Ansdehnung  derselben, 
sondern  nur  zu  oft  zur  Bereicherung  der  momentanen  Leiter 
der  Unteinehmungen  durch  Ausnutzung  einer  gOnstigen  Con- 
junetur. 

Ein  jedes  Aufsteigen  der  Conjunctur  hat  eine  Ausdebniini: 
der  Production,  eine  Zuführung  von  neuen  Arbeits-  und  Capi- 
talkräften  zur  Industrie  zur  Folge.  In  der  Regel  haben  *>\ch 
bisher  die  Leiter  der  Industrie  Ober  die  Chancen  des  Auf- 
schwungs geirrt  und  eine  Anlage  von  Capital-  und  Arbeits- 
kräften hervorgerufen,  welche  im  Stande  ist,  den  un^resund 
gesteigerten  Begehr  auf  der  Höhe  der  Conjunctur  zu  decken. 
Hierauf  beruht  die  sogen.  Ueberpix>duction,  worunter  also  nicht 
etwa  nur  ein  übermässiger  Vorrath  von  Waaren  zu  verstehen 
ist,  sondern  vielmehr  die  Fähigkeit  der  Industrie,  weit  über 
das  Mittelmass  des  gewöhnlichen  Bedarfs  Waaren  zu  produciren. 
Die  letzte  grossailige  Ausdehnung  der  Industrie  wurde  ver- 
ursacht einmal  durch  eine  ganz  ungemein  gesteigerte  Nachfrage, 
welche  vei*stärkt  wurde  durch  die  Milliardenübertragung  und 
eine  falsche  Consumtionspolitik  der  Privaten  und  der  Staaten, 
femer  dadurch,  dass  zeitweise  auf  dem  internationalen  Markte 
das  an  Capital-  und  Arbeitskräften  geschwächte  Frankreich 
ausblieb,  fOr  welches  andere  Länder  und  nicht  zum  wenigsten 
Deutschland  einsprang. 

Es  ist  eine  heikle  volkswirthschaftliche  Frage,  ob  in  der 
Hausindustrie  oder  in  der  von  Privaten  oder  von  Aciienge- 
sellschaften  betriebenen  Fabrikindustrie  die  übermässige  Anlage 
von  Capital-  und  Arbeitskräften  von  grösserem  Schaden  ist. 
Zunächst  hinsichtlich  der  Capitalverwendung.  Diese  ruft  bei 
der  Hausindustrie  die  geringste  Verschiebung  des  National- 
capitals  hervor;  dasselbe  bleibt  in  der  Hauptsache  in  flüssiger 
Gestalt  Hingegen  sind  die  Anlagen  bei  den  grossen  Actien- 
untemehmungen  ganz  ungeheure,  diese  müssen  fortlaufend  in 
Betrieb  erhalten  werden,  und  da  sie  bei  der  Decentralisation 
ihres  Capitals  direct  keine  Dividenden  zu  geben  brauchen, 
üben  sie  einen  furchtbaren  Druck  auf  die  Preise,  Gewinne  und 
Löhne  aus. 

Bei  rückgehender  Conjunctur  zeigt  sich  der  Unterschied 
zwischen  der  Fabrikindustrie  und  den  anderen  Betriebssystemen 
auch  in  der  wirthschaftlichen  Parteinahme.  Die  ei'stere  muss 
ängstlich  darauf  bedacht  sein,  sich  die  Märkte  und  Preise  fQr 
ihren  fortlaufenden  Betrieb  zu  erhalten;  sie  wird  daher  be- 
sonders empfindlich  gegen  die  ausländische  Concurrenz,  wenn 
dieselbe  ihr  im  eigenen  Lande  die  Abnehmer  entzieht  und  ge- 
rade zur  ungünstigsten  Zeit  die  Preise  drückt  Die  Fabrik- 
industrie ist  daher  schutzzöllnerisch ;  bei  aufsteigender  Con- 
junctur kommt  das  weniger  zur  Geltung,  da  sie  dann  reichlich 
Nachfrage  vorfindet ;  beim  Rückgange  aber  beginnen  die  Klagen 
über  mangelnden  Schutz,  selbst  wenn  die  Einfuhr  gegen  früher 
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gar  nicht  zugenommen  hat.  Erst  später,  wenn  die  gesammte 
Industrie  schon  mehr  auf  Export  angewiesen  und  die  aus- 
ländische Goncurrenz  überwunden  ist,  wird  sie  freihändlerisch. 
Aber  selbst  innerhdb  schutzzöllnerischer  Fabrikindustrieen  giebt 
es  Gruppen  von  Interessenten,  welche  freihändlerisch  sind,  oft 
gerade  die  grössten  Firmen,  weil  sie  die  sicheren  Exportwege 
bebeiTSchen  und  im  Inlande  keinerlei  Goncurrenz  zu  befürchten 
haben,  weil  sie  daselbst  so  gut  wie  nichts  absetzen;  voraus- 
gesetzt immer,  dass  sie  nicht  in  anderen  Industrieen  mit  colli- 
direnden  Interessen  betheitigt  sind.  Bei  der  handwerksmässigen 
Industrie  stehen  die  Commissionäre  an  der  Spitze,  also  reine 
Kaufleute,  welche  naturgemäss  auf  den  Freihandel  angewiesen 
sind.  Aber  auch  die  hausindustriellen  Kauf  leute  haben  keinerlei 
Anlagen  zu  schätzen  und  leiden  nicht  unter  so  beträchtlichen 
Zinsverlusten.  Es  ist  characteristiscb,  dass  die  Fabrikstädte 
Aachen,  Gladbach  und  Elberfeld  und  ihre  Handelskammern 
im  Wesentlichen  schutzzöUnerisch,  die  Städte  Crefeld,  Solingen 
and  Remscheid  mit  ihrem  hausindustriellen  und  handwerks- 
mässigen Betriebe  freihändlerisch  sind;  Barmen  ist  im  Ueber- 
gange  begriffen  und  seine  Handelskammer  schielt  bereits  nach 
dem  Sdiutzzoll. 

Ein  weiteres  Streiflicht  auf  den  Unterschied  zwischen 
Fabrik-  und  Hausindustrie  und  ihr  Verhalten  gegenüber  dem 
Wechsel  der  Gonjunctur  fällt  aus  der  Betrachtung,  dass  erstere 
hauptsächlich  Stapelartikel  pi*oducirt,  während  der  zweiten  die 
Modewaaren  verbleiben.  Die  Stapelartikel  entsprechen  einem 
dauernden  Begehr  und  gestatten  daher  fortlaufenden  Fabrik- 
betrieb ;  wo  dieselben  noch  der  Hausindustrie  verbleiben,  ist 
es  ein  Zeichen  gewerblicher  ^urückgebliebenheit  oder  beson- 
derer Schwierigkeiten  in  der  Technik.  Die  Modewaaren  unter- 
liegen einer  ungemein  wechselnden  Nachfrage,  und  zur  raschen 
Ausnutzung  derselben  eignet  sich  die  Hausindustrie,  da  ihre 
capitalistischen  Leiter  keinerlei  Rücksichten  auf  feste  Anlagen 
kennen  und  mit  ihrem  Betriebscapital  ziemlich  ungebunden 
sind.  Daher  bei  der  fabrikmässigen  Herstellung  der  Stapel- 
artikel fortlaufende  Herstellung  der  verkäuflich  bleibenden 
Waaren,  aber  zu  den  gediUcktesten  Preisen,  Gewinnen  und 
Ldhnen,  dagegen  bei  der  hausindustriellen  Modewaaren-Fabri- 
kation  verhältnissmässig  hohe  Löhne  bei  günstiger  Gonjunctur, 
da  selbst  die  höchsten  Löhne  sich  auf  moderne  Artikel  abwälzen 
lassen,  beim  Rückgange  aber  grosse  Arbeitslosigkeit  In  den 
Stapelai-tikeln  herrschen  die  schutzzöUnerischen  Bestrebungen 
vor,  bei  den  Modewaaren  eine  Gleichgültigkeit  dagegen,  weil 
kein  Schutzzoll  einem  Artikel  die  verlorene  Mode  wieder  zu- 
zuwenden im  Stande  ist. 

Die  Verschiebung  der  Arbeitskräfte  ist  beim  Fabrikbe- 
triebe eine  ausserordentliche.  Es  sind  gewöhnlich  die  annen 
und   die  jungen  Leute,  die  ihrer  Heimath  entrissen  und  der 
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Industrie  zagefQhrt  werden.  Aber  selbst  die  ertiöhten  L5kne 
werden  zum  Theil  aufgewogen  durch  die  mitsteigenden  Mieüi- 
und  Lebensmittelpreise,  und  beim  Rückgänge  der  Conjunctor 
wandert  ein  Theil  zurück,  die  Mehrzahl  bleibt  in  den  Fabriken 
und  hat  bei  den  nunmehr  gedruckten  Löhnen  sich  kaum  g^egen 
früher  verbessert  Bei  der  Hausindustrie  erhalten  sich  die 
Arbeiter  ihre  Connexionen  und  namentlich  die  zuletzt  Ange- 
nommenen bewahren  sich  die  Leichtigkeit  des  Rückgangs  zu 
den  irühei'en  Beschäftigungen.  Dagegen  ist  das  Kassenwesen 
gar  nicht  und  das  Armenwesen  sehr  primitiv  auf  dem  Lande 
entwickelt,  und  gerade  hier  stellen  die  rapid  eintretenden 
Wirkungen  der  Gonjuncturen  sehr  rasch  wechselnde  Anfor- 
derungen an  das  Armenwesen.  Die  grossen  Fabrikst&dte  sind 
wohlhabender,  und  die  Arbeiter  vermögen  ihren  Ausfall  am 
Lohn  durch  das  communale  Eigenthum  zu  ergänzen,  —  eine 
rein  communistische  Mittesserei  der  Industrie  an  dem  Eigen- 
thum der  nicht  gewerblichen  Stände. 

Das  Vorherrschen  der  Modewaai-en-Fabrikation  hat  den 
hausindustriellen  Betrieb  und  damit  eine  ganz  andere  räum- 
liche Vertheilung  und  socialöconomische  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  zur  Folge.  In  Frankreich,  wo  dieselbe  zu  Hanse 
ist,  findet  man  daher  gar  nicht  so  grosse  Industrie- Gentren, 
wie  man  nach  der  Grösse  und  der  Bedeutung  der  Industrie 
vermuthen  sollte:  eben  weil  die  Arbeiter  zerstreut  auf  dem 
Lande  unter  ganz  andern  wirthschaftlichen  und  socialpolitischen 
Zuständen  leben.  Oder  es  herrscht  sogar  der  handwerksmässige 
Betrieb  vor,  wie  in  Paris,  wo  eine  höchst  intelligente  petita 
bourgeoisie  existirt,  die  mit  grossem  Geschick  neue  Modear- 
tikel aufbringt  und  ausnutzt.  »Eine  solche  Eleinindustrie  ist, 
soweit  sie  auf  der  Modewaarenindustrie  beruht,  keineswegs  dem 
Untergänge  geweiht,  vielmehr  ist  ihre  Betriebsweise  gesund 
und  lebensfähig.  Ja  sie  wird  sich  sogar  ausdehnen  in  dem 
Masse,  als  die  Modewaaren  eine  immer  grössere  Rolle  spielen 
werden  mit  dem  zunehmenden  Volksreichthum,  dem  wachsenden 
Luxus  und  der  steigenden  Ungleichheit  der  Einkommensver- 
iheilung. 


IT.    Die  Lage  der  Arbeiter. 

Solingen  hat  in  der  Hauptsache  einen  hausindustriellen. 
Remscheid  einen  handwerksmässigen,  in  den  fabrikmäseigen 
übergehenden  Betrieb.  Dem  entsprediend  ist  die  Gruppirung 
der  Industriebevölkerung  eine  andere.  Solingen  und  die  andern 
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Orte  sind  die  Centren  ihrer  Industrie,  in  ihnen  finden  die  vor- 
bereitenden Operationen  statt,  wie  das  Giessen,  Walzen  und 
mechanische  Schmieden,  und  die  vollendenden,  wie  das  Schleifen, 
jene  Appretur  der  Stahlwaaren,  das  Feiügmachen  und  die 
Fabrikation  der  Scheiden,  Hefte  u.  s.  w.  In  Remscheid  ist  eine 
jede  Werkstatt  unabhängig  von  der  andern;  in  einer  jeden 
dei-selben  vollendet  der  Meister  sein  Fabrikat  von  Anfang  bis 
zu  Ende.  Die  Schmieden  liegen  daher  auf  den  Bergen  zer- 
streut und  höchstens  finden  gleichartige  Gewerbe  in  einem 
Orte  sich  zusammen;  in  Feld,  Hasten  und  Hütz  die  Sägen-, 
in  Bliedinghausen  und  Ehringhausen  die  Feilen-,  in  Stachel- 
hattsen  die  Meissel-  und  Hobeleisen-Fabrikation,  in  Reinshagen 
die  Eleinschmiederei.  Ein  jeder  Schmied  kann  sich  selbständig 
ansiedeln,  wo  er  will,  ohne  Rücksicht  auf  einen  arbeitgebenden 
Kaufmann;  das  erhöht  den  ti*otzigen  freien  Sinn  der  Bevöl- 
kerung. Schon  äusserlich  in  der  Gegend  und  im  Hammer- 
schlage prägt  sich  der  Untei-schied  aus  zwischen  Solingen  und 
Remscheid:  dort  die  Hügel  sanfter,  hier  höhere  Berge;  dort 
ein  leichter  Hammerechlag  auf  kleine  Messer  und  Scheeren, 
lustiger,  klingender,  rheinischer,  —  hier  ein  schwerer  Schlag 
auf  Eisen,  härter,  kräftiger,  bedächtiger,  westphälischer;  „die 
Remscheider  sind  grobe  Leut!** 

Die  Arbeiterbevölkening  der  Stahl-  und  Eisenwaarenin- 
dustrie  lebt  in  Ortschaften  und  Gehöften  über  sechszehn  Ge- 
meinden im  bergischen  Lande  zerstreut,  in  einzelnen  Orten 
wie  Solingen  und  Kronenberg  wohl  schon  ein  halbes  Jahr- 
tausend alt,  in  andeiii  Bürgermeistereien  etwas  jünger.  Es  ist 
dies  eine  reine  Industriebevölkeiimg,  und  es  wäre  ganz  irrig, 
sich  ähnlich  den  Weberdörfeni  des  linken  Rheinufei-s  acker- 
bautreibende Ortschaften  mit  einigen  Eisen arbeiteni  vorzu- 
stellen; die  Landwirthschaft  spielt  vielmehr  gar  keine  Rolle; 
sie  beschäftigt  z.  B.  in  Solingen  nur  1  %,  in  Remscheid  1.6  % 
der  Bevölkeining,  die  Industrie  dagegen  64.6  ®/o  und  76.9%. 
Die  Landwirthschaft  ist  vollkommen  verkümmert;  das  liegt 
einmal  daran,  dass  bei  dem  rauhen  und  kalten  Klima  auf  der 
mit  Lehm  gemischten  Grauwacke  nichts  Ordentliches  gedeiht, 
so  dass  man  in  neuerer  Zeit  die  Felsabhänge  wenigstens  durch 
Bewaldung  zu  verwerthen  und  damit  zur  Regulirung  des  Wasser- 
standes zu  verwenden  gesucht  hat.  Fei-ner  liefem  die  Arbeits- 
und Capitalkräfte  in  der  Industrie  grössere  Erträge;  ein  jeder 
Erwerb  wird  dieser  sofort  wieder  zugeführt;  ich  kenne  bei- 
spielsweise einen  Fabrikanten,  der  21  Morgen  Landes  gekauft 
bat,  aber  während  fbnf  Jahren  noch  nicht  dazugekommen  ist, 
einen  einzigen  davon  bestellen  zu  lassen.  In  den  Weberdörfem 
des  linken  Rheinufers  wirkt  dem  die  grosse  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  entgegen  und  sie  ist  es,  welche  den  „Bur**  zum  reichsten 
und  angesehensten  Manne  des  Ortes  macht.  In  den  unfrucht- 
baren Textilgegenden  des  bergischen  Landes  finden  sich  aber 
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ähnliche  Verhältnisse  wie  in  denen  der  Stahlwaarenindustrie. 
Der  Ackerbau  in  diesen  Gegenden  profitirt  von  der  Indnstrie 
nichts;  im  Gegentheil,  es  werden  seine  Arbeits-  und  Capital- 
kräfte  von  der  letzteren  aufgesogen.  Das  ist  eine  ganz  allge- 
meine Erscheinung,  und  zwar  zeigt  sie  sich  sogar  dort,  wo  wie 
im  Gouveniement  Moskau  ein  jeder  Arbeiter  in  Folge  de? 
Gemeindeeigenthums  zugleich  auch  Landbesitzer  ist;  in  den 
unfruchtbaren  Döi-fem  Ignatjewo  sind  65,  in  Bachtejewo  16  und 
in  Gschelj  7 '%  der  Landantheile  nicht  beackert,  die  bidustriear- 
heiter  zu  „hauslosen,  aimen  Schluckern"  geworden.') 

Immerhin  aber  besteht  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischm 
Ackerbau  und  Industrie.  Für  die  sechs  Gemeinden  des  Solinger 
Industriebezirks  und  die  Gemeinden  Remscheid  und  Kronen- 
berg macht  Dr.  Oldendoi-flF *)  folgende  Angaben: 


Schleifer      Eisenarbeiter 


Anzahl  der  Arbeiter 2272 

Dayon  trieben  eine  Nebenbeschftftigiing  !<   158  (6.7  ">  o)     313  ^3.5  «Z«) 

n&mlich  Landwirthschaft J     ^  •   H^ 

„       Gast-  und  Schankwirthschaft        48  i     80 

„       Handel  und  Kr&merei  ...  i     29  ,79 

In  der  Nähe  der  grösseren  Orte  ist  die  Grundi*ente  schon 
in  dem  Masse  gestiegen,  dass  der  Besitz  oder  sogar  die 
Pachtung  eines  Landstücks  verhältnissmässig  selten  sind;  je 
weiter  in  die  Berge,  desto  mehr  wird  es  die  Regel,  dass  der 
Arbeiter  neben  seiner  Wohnung  einen  Garten  oder  ein  Feld 
gepachtet  hat  oder  gar  besitzt  und  darauf  seinen  eignen  Be- 
darf an  Kartoffeln  baut;  auch  hält  er  sich  wohl  ein  bis  zwei 
Ziegen. 

An  den  Wasserläufen  liegen  die  Hammerwercke  und  Schleif- 
kotten,  auf  den  Bergen  die  Schmieden.  Die  Lage  der  ersteren 
ist  oft  eine  romantische :  hohe  laubbewaldete  Berge  fallen  steil 
in  kleine  Kessel  ab.  Darin  liegt  der  Hammer:  Wohnhaus  und 
Werkstatt  im  Winkel  an  einander  gebaut,  in  der  Ecke  die 
Linde.  Neugierig  über  die  Schwelle  guckt  das  Hausmütterlein 
und  unterbricht  sich  im  Hausputz,  die  geöffneten  Fenster 
weisen  das  zur  Schau  gestellte  Fayencegeschirr.  Unten  liegen 
die  Küche,  das  Wohnzimmer  und  die  gute  Stube  mit  der 
Einrichtung  eines  wohlhabenden  Handwerksmeisters,  oben  die 
Schlafkammei-n  für  die  Eltern  und  die  verschiedenen  Zwölftel 
ihrer  Kinder.  Die  auf  dem  Hofe  herumliegenden  Ambosse  und 
grossen  Beile  verkünden  die  Art  der  Fabrikation,  msdge 
Schmiedegesellen  vor  der  Thür  weisen  auf  den  Meister.    Dort 


*)   Mein  Au&atz:    Die  Hausindustrie  im  Gour.  Moskau,     aj  a.  0. 
S.  534. 

«)  a.  a.  0.   S.  34. 
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steht  er,  inmitten  seiner  Werkstätte,  die  lange  Pfeife  im  Munde 
und  ertheilt  seine  Befehle ;  oft  wenn  es  nicht  rasch  genug  geht 
oder  eine  Ungeschicklichkeit  begangen  wird;  greift  er  selbst 
zu  und  lenkt  das  Eisen  unter  dem  Hammer.  Ein  paar  Mal 
in  der  Woche  geht  er  hinauf  nach  Remscheid  und  besorgt  dort 
die  Geschäfte;  auch  ist  er  Stadtverordneter  und  ein  eifriges 
Mitglied  der  Fortschrittspartei.  In  der  Werkstätte  gegenüber 
der  Thüre  der  Hammer,  zu  beiden  Seiten  die  Essen,  aber  ohne 
Abzüge  für  den  Rauch,  in  der  Ecke  das  Schleifrad.  Das  Dach 
2eigt  den  Himmel  offen  und  zu  ihm  hinauf  steigt  der  Rauch, 
langsam  und  qualmend,  und  lässt  den  Sonnenstrahl  durch  My- 
liaden  von  Kohlen-  und  Staubatome  gehen.  In  den  andern 
Ecken  lagern  ungeordnete  Haufen  von  Brettern  und  Holzstücken. 
In  den  meisten  Hammerwerken  ist  jedoch  die  Werkstätte  be- 
deutend sauberer  gehalten  und  besser  eingerichtet,  der  Hof 
gereinigt  und  alles  in  höchster  Ordnung.  Häufig  sind  Wasser- 
werk und  Wohnung  getrennt,  auch  wohnt  wohl  der  Schleifer 
über  dem  Kotten. 

Unten  in  den  Thälem  wohnt  nur  ein  kleiner  Theil  der 
Arbeiterbevölkerung,  obwohl  der  raichste  (in  Solingen  etwa  ein 
Fün&ehntel).  Die  selbiständigen  Schmiedemeister  auf  den 
Beigen  wolmen  nicht  schlechter.  Es  sind  kleine,  in  Fachwerk 
aus  den  einheimischen  porösen  Ziegeln  aufgeführte  Häuschen 
mit  einer  Verschalung  von  Brettern,  die  an  den  vier  oder  doch 
an  der  Wetterseite  gegen  den  stark  anschlagenden  Regen  mit 
Schiefer  oder  in  Ermangelung  desselben  mit  Schindeln  be- 
kleidet und  bedeckt  sind.  Sie  sind  meist  in  den  Berg  hinein- 
gebaut; unten  die  Werkstatt,  genügend  gross,  hoch  und  luftig; 
darüber  ein  bis  zwei  Stockwerke  und  Dachkammern.  Min- 
destens hat  der  wohlhabendere  Meister  seine  Wohnstube, 
Schlafkammer  und  Küche  getrennt,  oft  bewohnt  er  auch  die 
ganze  Etage  und  noch  mehr;  das  hängt  ab  von  seiner  Kinder- 
zahl und  der  Menge  der  Gesellen  und  Lehrlinge,  denen  er  ein 
oder  zwei  Zimmer  einräumt.  Gelingt  es  einem  Meister  sich 
400 — 500  Thaler  zu  erübrigen,  so  baut  er  sich  ein  Häuschen 
und  nimmt  1500 — 2000  Thaler  Hypotheken  darauf.  Das  wird 
dann  zum  gi-össten  Sporn  zu  weitei-en  Ersparnissen,  in  schlimmen 
Zeiten  aber  auch  die  Quelle  grosser  Geldverlegenheiten,  aus 
denen  dann  das  Wechselreiten  befreien  muss. 

Das  erfreuliche  Bild  eigener  Häuschen  lässt  sich  leider 
nur  fbr  die  selbständigen  Handwerksmeister  und  die  Besitzer 
von  Hammerwerken  und  Wasserkotten  entwerfen.  Die  Lohn- 
arbeiter wohnen  weit  schlechter,  sie  haben  neben  der  kalten 
Schlafkammer  gewöhnlich  nur  eine  Wohnstube  mit  dem  Koch- 
heerd^  bei  grosserer  Kinderzahl  vielleicht  noch  ein  Zimmer. 
Beim  Feilenhauer,  Feiler  und  anderen  einfachen  Handarbeitern 
dient  die  Wohnstube  zugleich  als  Werkstätte  und  bei  den  ent- 
fernter lebenden  FeUenhauem,  die  des  schwierigen  Transportes 
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wegen  an  den  kleineren  Feilen  beschäftigt  sind,  arbeiten  sogar 
Weib  und  Kinder  mit;  die  letztei*en  werden  vom  zehnten  Jahre 
ab  auch  sonst  zum  ^Kantenkippen^,  dem  Wegschaffen  über- 
hängender Feilenhiebe,  verwendet.  Doch  ist  das  nur  ganz 
nebensächlich  und  in  den  andern  Fabrikationszweigen  kommen 
Frauen-  und  Kinderarbeit  gar  nicht  vor.  Die  ärmsten  Arbeiter 
sind  die  zugewanderten,  namentlich  die  aus  dem  Hessenlande; 
diese  haben  niemals  etwas  besessen  und  sie  bleiben  auch  be- 
sitzlos; sie  sind  als  rohe  Kraftarbeiter  wie  z.  B.  als  Zuhaaer 
u.  s.  w.  oder  als  Fabrikarbeiter  thätig;  sie  fohren  das  Leben 
von  Schlafgängem.  Die  Wohnungsverhältnisse  sind  natürlich 
nach  Ortschaften  verschieden.  So  sollen  sie  z.  6.  in  Velbert 
ganz  abscheulich  sein  und  nur  in  Folge  der  elenden  Lage  des 
Arbeiterstandes  soll  das  Handfabrikat  der  Schlösser  sich  noch 
concunenzfähig  erhalten. 

Ganz  auffallend  schön  sind  die  Wohnungen  der  Kauf  leute. 
Selbst  derjenige,  der  aus  den  Residenzen  und  den  Bädern  des 
Rheinthals  kommt,  ist  nicht  wenig  überrascht,  dort  zwischen 
Berg  und  Thal  Villen  zu  finden,  welche  den  schönsten  Strassen 
einer  reichen  Stadt  zur  Zierde  gereichen  würden.  Schon  im 
Jahre  1809  schildeni  Augenzeugen*)  mit  Erstaunen,  im  Dorfe 
Remscheid  Häuser  zu  erblicken,  welche  an  Eleganz  mit  denen 
der  grössei-en  Städte  wetteifern  könnten;  das  seien  die  Häuser 
der  reichen,  in  alle  Welttheile  handelnden  Kaufleute,  welche 
sich  dieselben  in  ihren  Gärten  aufgebaut  hätten;  in  der  tüten 
Stadt  Solingen  lebe  alles  einfacher,  kein  solcher  Unterschied 
falle  ins  Auge,  die  Gewinne  seien  gleichmässig  vertheilt. 

Die  Nahrung  und  Kleidung  der  Arbeiterschaft  bat  sich 
gegen  früher  nicht  unerheblich  geändert  Im  vorigen  Jahr- 
hundeif)  heiTschte  noch  die  Nationaltracht:  Werktags  im 
Sommer  eine  Kleidung  aus  derbem  Leinen  von  selbstgespon- 
nenem Flachs,  am  Sonntag  Kniehosen  aus  Baumwollensammet 
und  eine  kui'ze  Jacke;  zwischen  ihnen  kam  das  reine  Hemd 
zum  Vorschein ;  ferner  wollene  Sti-ümpfe,  Schuhe  mit  zinnernen 
Schnallen  und  eine  baumwollene  Zipfelmütze.  Die  Nahrung 
bestand  aus  Haferbrot;  ei-st  seit  den  1780er  Jahren  wuitle 
Roggen  zu  bauen  vei*sucht  und  das  Bi-ot  bestand  dann  aus 
einem  Gemisch  von  Hafer  und  Roggen ;  um  jene  Zeit  bildete  die 
Kaitofifel  bereits  den  Hauptgegenstand  fast  aller  Mahlzeiten. 
Kaffe  war  ein  Luxus  und  kam  höchstens  Sonntags  in  sehr 
schlechter  Qualität  vor;  die  Sparsamen  nannten  es  „Bankerott- 
wasser''.   Morgens  gab  es  Milch  oder  Haferbrei,  Mittags  Ge- 


0  DQsBeldorfer  StaatsarchiT.  Acta  d.  Grossbength.  Ber«:  Bericht  d«s 
ObervogtsTerwaLters  in  Solingen  vom  14.  Februar  1809  und  Specialstatistik 
des  Arrond.  Elberfeld.    1809.    AcU  28. 

^)  ManuBcnpi  eines  Vortrages  des  Lebrers  Vossnack  in 
Derselbe:  der  Ejreis  Lennep.  1854. 
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mfise  mit  Speck;  fast  jeder  mästete  ein  Schwein;  Abends 
worden  die  Beste  des  Mittagsmahls  oder  ein  derber  Brei  ver- 
speist. Bei  hohen  Kirchen-  imd  Familienfesten  gab  es  Fleisch- 
brOhe,  Hülsenfrüchte,  auch  dicken  Beis  mit  Pflaumen. 

Gegenwärtig  heiTScht  unter  den  Arbeitern  die  allgemeine 
bürgerliche  Tracht ;  der  rheinische  leinene  Kittel  ist  fast  durch- 
weg durch  einen  schwarzen  oder  dunklen  Tuchrock  eraetzt. 
Wollene  Unterjacken  sind  sehr  verbreitet;  im  Winter,  bei  kalter 
Witterung,  verwahrt  der  Bemscheider  gern  seinen  Hals  durch 
einen  warmen  Shawl.  Die  Mahlzeiten  richten  sich  nach  der 
Arbeit  Dieselbe  beginnt  mit  nüchternem  Magen  um  6  Uhr; 
um  8  Uhr  werden  Kaffe  mit  Butterbi*ot  genossen  und  zwar 
wird  das  bergische  Schwarzbrot  mit  viel  Butter  beschmiert; 
um  Vsll  Uhr  kommt  das  Frühstück,  aus  einem  Butterbrot 
mit  Fleisch  oder  Käse  bestehend,  oder  das  Grobbrot  doch 
mindestens  mit  einem  Feinbrot  belegt ;  bei  armen  Leuten  fällt 
dieses  Frühstück  aus.  Sie  arbeiten  dann  bis  Mittag,  wo  von 
12— IVs  Uhr  eine  Pause  eintritt  und  das  Mahl  eingenommen 
wird :  Kartoffeln  oder  Gemüse  wie  Kohl,  Erbsen,  Bohnen  u.  s.  w. 
und  wohl  drei  Mal  in  der  Woche  Fleisch.  Um  4  Uhr  wird 
Kaffe  getrunken,  um  8  Uhr  nach  eingestellter  Arbeit  Kartoffeln 
und  Brot  gegessen.  Die  Nahrung  ist  um  so  kräftiger,  je  grösser 
die  Kraftanstrengung  ist,  welche  die  Arbeit  eiiordert ;  so  essen 
die  Zuhauer  und  Meisselarbeiter  mehr  Fleisch  als  die  Feilen- 
hauer. 

Die  Lebensweise  der  wohlhabenderen  Handwerksmeister, 
der  Besitzer  von  Hammerwerken  und  Wasserkotten  ist  natürlich 
eine  bessere,  sie  gemessen  häufiger  in  der  Woche  Fleisch. 
Daran  nehmen  dann  auch  ihre  Gesellen  und  Lehrlinge  theil, 
die  in  ihrem  Hause  wohnen  und  an  ihrem  Tische  speisen.  Mit 
der  Ausdehnung  der  Werkstätten  wächst  aber  die  Zahl  der 
Gehttlfen,  sie  finden  keinen  Baum  mehr  in  dem  Hause  des 
Meisters,  auch  will  die  Frau  Meisterin  die  viele  Plackerei  nicht 
haben;  daher  sind  allmählich  die  Zuhauer,  Tagelöhner  und 
verheiratheten  Gesellen  ausgezogen  und  nur  die  ledigen  Ge- 
sellen und  Lehrlinge  beim  Meister  geblieben.  — 

Die  Gesellen  und  Lehrlinge  theilen  überhaupt  alle  Schick- 
sale ihi*er  Meister.  Mit  ihnen  feiern  sie  in  schlechten  Zeiten, 
bei  günstigen  Conjuncturen  schafifen  sie  bis  tief  in  die  Nacht, 
namentlich  Samstags  dauert  die  Arbeit  durch  die  Nacht  oft 
24  Stunden.  Ein  Schutz  der  Lehrlinge  dagegen  und  ein  Con- 
troUe  hierüber  wird  für  unmöglich  erklärt.  Das  einzige,  was 
Fabrikanten  für  ausführbar  halten,  ist  ein  hiei^egen  gerich- 
tetes Verbot  in  den  Lehrverti'ag  au&unehmen,  —  ofifenbar  ein 
unzureichendes  Mittel.  Ein  anderer  Missbi-auch  wird  mit  den 
Lehrlingen  getrieben,  indem  sie  gleich  vom  vierzehnten  Jahre 
an  zum  schweren  Zuschlagen  und  Abhauen  verwendet  werden ; 
gegen   diese  Ausbeutung  der  schwachen  Kraft  giebt  es  bei 
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günstiger  Conjunctur  ein  Mittel,  den  Vertragsbruch;  in 
schlechten  Zeiten  ist  keinerlei  Hülfe  vorhanden.  Sehr  sch&d- 
lieh  wirkt  feiner  das  Feilen,  wenn  nicht  darauf  geachtet  wird, 
dass  das  linke  vorgestemmte  Bein,  auf  welchem  die  volle  Last 
des  Körpers  ruht,  in  normaler  Lage  bleibt ;  vergebens  hat  man 
den  Meistern  anempfohlen,  darauf  zu  achten;  der  Reisende  ist 
erstaunt  über  die  Menge  von  Leuten,  welche  er  auf  der  Land- 
strasse mit  einem  nach  innen  gebogenen  Bein  sich  dahin- 
schleppen  sieht.  Endlich  ist  der  Transport  der  schweren 
Eisenwaaren,  den  die  Fittuen  und  Kinder  besorgen,  sehr 
nachtheilig  für  die  physische  Entwickelung  des  Körpers.  Am 
Sonnabend  sind  alle  Wege  bergauf,  bergab  von  Arbeitern  be- 
setzt, die  die  länglichen  schmalen  Körbe  mit  den  Feilen  auf 
der  linken  Schulter  tragen,  unterstützt  von  einer  Stange,  die 
auf  der  rechten  ruht. 

Dazu  kommt  die  grosse  Zahl  von  Schenken,  deren  eine 
in  Remscheid  schon  auf  88  Einwohner  kommt,  in  Bannen  und 
Essen  erst  auf  241  bezw.  194  Einwohner.  Das  ist  jedoch  noch 
kein  Zeichen  übermässiger  Trunksucht.  Einmal  bedürfen  die 
Schleifer  und  Feuerarbeiter  schon  an  sich  eines  anreizenden 
Getränkes  und  die  Anfertigung  zu  schwerer  Artikel  seitens 
der  vieijährigen  Lehrlinge  führt  sie  frühzeitig  zum  Branntwein- 
genuss.  Der  schwarze  Kaffe  ist  bei  weitem  nicht  so  durchge- 
drungen, während  neuerdings  der  Branntwein  dem  Biere  zu 
weichen  beginnt.  Der  Hauptginind  der  zahlreichen  Wirth- 
schaften  liegt  für  Remscheid  in  der  örtlichen  Zerstreutheit, 
eine  jede  Ansiedelung  muss  ihre  Schenke  haben ;  über  ihr  Vor- 
handensein entscheidet  nicht  die  Einwohnerzahl,  sondern  die 
Ortschaft.  Wer  selbst  im  Herbst  in  den  nassen  Thälem  und 
über  die  windigen  Berge  auf  schmutzigen  Wegen  bei  Regen, 
Schneegestöber  und  Sturm  hat  wandern  müssen,  wird  den 
Segen  solcher  Kneipen  voll  und  ganz  zu  würdigen  wissen; 
dann  ist  er  froh,  ein  schützendes  Dach  zu  erreichen,  sich  zu 
erwärmen,  auszutrocknen  und  zu  neuer  Fahrt  zu  stärken. 

Obwohl  Sprösslinge  gesunder,  kräftiger  und  solider  Mütter, 
in  ihrem  zartesten  Alter  sorgfältig  gepflegt  und  zu  keinerlei 
harter  Arbeit  angehalten,  leiden  die  Stahl-  und  Eisenaxbeiter 
doch  sehr  unter  der  späteren  Beschäftigung  und  Lebensweise. 
Die  physische  Gharacteristik  der  Schmiede  ist  leicht:  flache 
Brust  und  gebückte  Haltung,  derbe  volle  Arme  im  Gegensatz 
zu  dem  sonst  magern  Körper.  AufiPallend  gix>ss  ist  die  Anzahl 
der  Todtgeborenen  und  Militäruntauglichen  im  bergischen  Lande 
mit  seiner  uralten  Industriebevölkerung  und  seinen  rauhen 
klimatischen  Verhältnissen.    Es  beti-ug^)  der  Procentsatz  der 


^)    Ut.  Beyer:    Die   FabrUdndiutrie   des   R.   fi.    DOBseldorf.    1876. 
8.  11  u«  12  —  Beim  EnatKgesch&ft  in  d.  BQigermeisterei  Solingen  waren 
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1 

Todtgeborenen 

dauernd 

zeitig 

1  unbrauchbaren 

Militärpflichtigen 

1873       1874 

1   1873         1874 

1878 

1874 

in  den  Kreisen 

1 

, 

Elberfeld.    .    .    . 

7.20      1      6.50 

18.8           8.1 

45.8 

45.3 

Barmen    .... 

6.79           6.44 

11.5               5.1 

47.8 

52.1 

Mettmann     .    .    . 

7.26           7.51 

14.2               7.3 

4S.8 

49.6 

Solingen  .    .    .    .  ' 

6.87      1      6.98 

6.8              7.8 

57.9    ,     48.0 

Lennep     .    .    .    .  | 

1     6.50           7.32 

6.6              6.7 

55.8         52.6 

im  Regierungsbezirk 

1 

( 

Düsseldorf    .    .    . 

!     5.21            5.44 

7.0         .  5.5 

49.6    1 

48.4 

Dr.  Oldendorff  gibt  in  seinen  tiefgehenden  Untei-suchungen 
(auf  Seite  63)  einen  Anhalt  für  die  Bemessung  der  {Sterb- 
lichkeit der  verschiedenen  Arbeiterklassen.  Es  entfielen  von 
den  in  den  Jahren  1850 — 74  eingetretenen  Todesfällen  auf  die 
Altersklassen : 


20—50  Jahr 
Procente 


über  50  Jahr 
Procente 


bei  den  Schleifern  .    .    . 

81.7 

„     „    Feilenhauem  .    . 

66.9 

„     „    Feilem  .    .    .    .  , 

62.6 

„      „    Elisenarbeitem  im 

56.8 

Sngem  Sinne 

18.8 

33.1 
37.4 
43.7 


Am  1.  December  1875  wurden  gezählt  im  Alter  von 


20—50  Jahr 
Procente 


über  50  Jahr 
Procente 


Schleifer  .  . 
Feilenhauer  . 
Feiler  .  .  . 
Eisenarbeiter 


95.4 

91.7 

88.8 
87.9 


4.6 

8.3 

11.7 

12.1 


Im  Laufe  der  Jahrhunderte  ist  auf  dem  gesammten  Ge- 
biete der  Stahl-  und  Eisenwaaren-Industrie  eine  grosse  Diffe- 
renziiiaing  der  verschiedenen  Klassen  nach  Wohlhabenheit  und 
Ansehen ,  nach  den  wirthschaftlichen,  socialen  und  politischen 
Interessen  eingetreten.  Während  es  früher  in  der  Hauptsache 
nur  selbständige  Handwerksmeister  mit  ihren  Gehülfen  gab, 
lassen  sich  heute  drei  giosse  Gruppen  unterscheiden:  einstens 
die  Lohnarbeiter  in   Handwerk,   Haus-  und  Fabrikindustrie, 


im  Jahre  1871:  designirt  365,  unbrauchbar  81,  der  ErsatEreserve  U:  17, 
der  Ersaztresenre  I  Oberwiesen  26,  ein  Jahr  zurückgestellt  160,  zur  Ein- 
BteUung  gelangten  77,  gerichüich  zu  verfolgen  waren  4.  i 
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zweitens  selbständige  Handwerksmeister,  drittens  grosse  Unter* 
nehmer  nnd  zwar  wieder  Commissionäre,  hausindustrielle  Kauf* 
leute  und  Fabrikanten.  Die  am  tiefsten  stehende  Klasse  in 
geistiger  und  körperlicher,  wirthschäftlicher ,  socialer  und 
politischer  Hinsicht  bilden  die  Lohnarbeiter;  ihre  Interessen 
sind  entgegengesetzt  denen  der  gesammten  Menge  der  Arbeit» 
geber  und  ihre  Forderungen  widersprechen  daher  den  For- 
derungen dieser  letzteren.  Die  Lohnarbeiter  haben  sich  allent* 
halben  zur  socialdemocratischen  Partei  geschlagen«  und  diese 
ist  dort  am  stärksten,  wo  der  capitalistische  Betrieb  und  damit 
das  System  der  Lohnarbeit  am  vollständigsten  gesiegt  hat,  in 
Solingen;  sie  sind  es,  welche  fUr  den  democratischen  Soda- 
listen Henn  Rittinghausen  stimmen.  Die  Handwerksmeister, 
wie  die  Kleinschmiede,  die  Besitzer  von  Hammerwerken  und 
auch  von  einigen  grossen  Wasserkotten ,  die  Fertigmachen 
Scheidenmacher  u.  s.  w.  stehen  zwar  auf  dem  Boden  der 
Arbeitgeber,  sie  wollen  freie  Bahn  für  Alle  und  Überlassen  es 
jedem  Genossen  aus  eigner  Kraft  oder  in  fi*eier  Vereinigung 
sein  Ziel  zu  erreichen,  aber  als  kleine  Leute  sind  sie  wirth- 
schaftlich,  social  und  politisch  radical.  Am  zahlreichsten  sind 
sie  am  Gerilsberge,  an  der  Enneperstrasse,  in  Eilpe  und  auch 
in  Hagen  selbst,  und  von  ihnen  wird  der  Fortschrittsmann, 
Herr  Eugen  Richter  in  den  Reichstag  entsendet.  Am  meisten 
nach  Rechts  steht  die  Gruppe  der  grossen  Unteiiiehmer ,  die 
gewöhnlich  Hand  in  Hand  mit  den  Handwerksmeistern  Front 
gegen  die  Lohnarbeiter  macht;  aus  dieser  Coalition  ergeben 
sich  unter  normalen  Verhältnissen  liberale  Compromiss-Can- 
didaten,  wie  die  HeiTen  Jung  in  Solingen  und  Dr.  Techow  in 
Remscheid;  wo  jedoch  wie  am  30.  Juli  1878  aus  Rücksicht 
auf  die  Katholiken  im  unteren  Kreise  Solingen  der  conser- 
vative  Landrath  aufgestellt  wurde,  stellten  die  Fortschritts- 
leute einen  eigenen  Candidaten  auf.  In  Hagen  ist  es  unter 
der  arbeitgebenden  Klasse  in  Folge  der  wirthschaftlichen 
Differenz  des  Schutzzolls  zu  einer  Spaltung  gekommen.  Auf 
der  einen  Seite  die  Vertreter  des  handwerksmässigen  und  haas- 
industriellen Betriebes  als  Freihändler;  auf  der  andern  die 
Fabrikanten  und  deren  Anhang  als  Schutzzöllner. 

Tiefgehende  Klassenunterschiede  bestehen  unter  der  Be- 
völkerung der  Stahl-  und  Eisen waarenindustrie ;  diese  als  6e- 
sammtheit  dünkt  sich  aber  weit  erhaben  über  alle  andern 
Gewerbe.  Das  zeigt  sich  bei  Kaufleuten,  Meistern  und 
Arbeitern.  Der  Inhaber  eines  offenen  Ladengeschäfts,  mag  er 
auch  reicher  und  gebildeter  sein  als  mancher  Exporteur,  gilt 
dennoch  als  social  tiefer  stehend;  kein  einziger  von  ihnen, 
obwohl  es  in  Remscheid  sehr  tüchtige  Kaufleute  gibt,  hat 
Umgang  mit  den  Gomissionären  oder  kommt  am  Mittwoch  oder 
Sonnti^  Abend  zum  Club  bei  Alberty.  Das  Schmiedehand- 
werk  gilt  als  aristocratisches  Gewerbe;    in  der  flotten  Zeit 
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und  sogar  gegenwärtig  bekommen  die  Schuster  und  Schreiner 
keine  Gesellen;  namentlich  die  männlichen  Dienstboten  und 
gar  die  gallonirten  gelten  als  Leute,  die  sich  zu  Diensten 
Andei'er  entwürdigen.  Selbst  der  einfachste  Zuhauer  hat  etwas 
von  diesem  Handwerksstolze,  und  wenn  er  auch  nie  wagen 
würde,  sein  Auge  zu  des  Meisters  Töchterlein  zu  erheben,  so 
dünkt  er  sich  mehr  als  ein  anderer  nicht  zur  Industrie  ge- 
höriger Arbeiter.  Es  steckt  in  jedem  bergischen  Industrie- 
arbeiter etwas  von  dem  Gefühl,  welches  einer  ihrer  Dichter 
mit  den  Worten  auszudrücken  sucht: 

Hör'  ich  Hämmer  kr&ftig  schwingen, 
Klopft  mir  froh  bewefft  die  Bros^ 
Denn  das  helle  Eisemdingen 
Ist  mein  Leben,  meine  Lost 
Wenn  die  Luppen  lichtroth  {(lühen, 
Funken  blitseno,  heU  und  rem,  / 

Zischend  aus  den  Flammen  sprühen, 
ßin  ich  stolz,  ein  Schmied  zu  sein. 

Nicht  mit  Unrecht  hält  das  Remscheider  Volk  etwas  auf 
sich.  In  der  That  es  steht  höher  als  die  Fabrikarbeiter  unten 
an  der  Wupper  und  als  die  Industriearbeiter  auf  dem  lin^- 
rheinischen  Gebiete.  Alle  geistigen  und  sittlichen,  wirthschaft- 
lichen  und  socialen  Vorzüge  des  handwerksmässig-ländlichen 
Betriebes  sind  ihm  noch  erhalten  geblieben,  zugleich  die  Vor- 
züge einer  alten  und  hohen  Cultur.  Welche  Kaufinannschait 
kann  sich  rühmen  so  weit  gereist  und  so  unternehmend  zu 
sein  als  die  Remscbeider?  Der  Arbeitei-stand  ist  intelligent, 
gebiklet  und  sehr  energisch,  wohlbedadit  auf  die  Wahrung 
seiner  Rechte  und  Interessen.  Die  Sitten  sind  schlicht,  einen 
Luxus  wie  in  Aachen  kennt  man  nirgend  im  bei*gischen  Lande; 
bei  gleichem  Reichthum  die  höchste  Einfachheit,  bei  gleicher 
Bildung  geringere  Prätensionen.  Ein  solcher  Volkschai'acter 
entscheidet  in  letzter  Instanz  auch  über  das  wirthschaftliche 
und  sociale  Verhalten,  über  alle  Consumtionsgewohnheiten ;  und 
hier  greift  eine  Macht  ins  Leben  ein,  so  unendlich  bedeutungs- 
voll, von  solcher  Tragweite  und  von  so  wohlthätiger  Wirkung, 
dass  ihm  ein  Ehrendenkmal  aufgeführt  werden  muss,  —  dem 
Remscheider  Weibe. 

Das  Weib  gestaltet  im  Bergischen  die  Lage  seines  Mannes. 
Das  Familienleben  bildet  die  Lichtseite  der  Industrie.  Vor 
allem  sind  es  ausgezeichnete  Hausfrauen  mit  den  Tugenden 
der  Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit  und  Wirthschaftlichkeit  Das 
gilt  von  den  Frauen  sowohl  der  Kaufleute  wie  der  Meister. 
Selbst  in  den  reichsten  Häusern  frappirt  die  schlichte  Einfach- 
heit, das  gewöhnliche  Hauskostüm,  das  persönliche  Hand- 
anlegen überall;  eine  Vorbildung  hat  selbst  das  Pensionats- 
leben bei  den  Mädchen  nicht  erzeugen  können.  Und  solche 
Kaufmannshäuser  sind   die  hohe  Schule  für  die  Töchter  der 
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Meister.  Sehr  häufig  nehmen  diese  dort  auf  ein  paar  Jahre 
Dienste,  um  die  feinere  Wirthschaft  gründlich  zo  eriemen  and 
eine  älmliche  Ordnung  dereinst  im  eignen  Hause  einzuführen. 
Oder  bei  den  wohlhabenderen  Fabrikanten  Tersteht  die  Mutter 
bereits  soviel,  dass  die  Töchter  im  Elternhause  ihre  Lehrjahre 
durchmachen  können.  So  vorbereitet,  harren  sie  des  Mannes, 
der  sie  beruft,  seinen  Haushalt  zu  führen. 

Die  Familienverhältnisse  sind  patriarchalische,  die  Sitten 
strenge.  Vielleicht,  dass  die  Schwestern  unten  im  Rhein* 
thale  etwas  voraus  haben  durch  ihre  Schönheit,  die  Mädchen 
auf  den  Bergen  stehen  höher  durch  ihre  Tugend.  Unten  in 
den  Fabrikstädten  sind  es  selbsterwerbende,  gut  gelohnte 
Mädchen  ohne  Heim,  in  der  grossen  Stadt  der  Aufsicht  sich 
leicht  entziehend  und  unbewacht  vom  Mutterauge  ihrem  Ver- 
gnügen nachgehend ;  der  Vater  hat  seine  Gewalt  über  sie  ver- 
loren. Oben  auf  den  Bergen  gehört  die  Tochter  ins  Haus,  an 
den  elterlichen  Heerd;  sie  isst  des  Vaters  Brot,  geht  mit  den 
Eltern  aus,  der  Vater  leidet  kein  Umherschweifen.  Da  ist 
keine  Grossstadt,  wo  sie  entschlüpfen  kann,  ein  Jeder  kennt  sie 
und  beau£5ichtigt  sie  im  kleinen  Orte.  Und  kommt  ein  juqger 
Bursche,  so  ist,  wenn  auch  schmäler  Raum,  so  doch  immei&n 
Raum  vorhanden  im  kleinen  eignen  Häuschen  des  Meisters, 
um  den  Freier  zu  empfangen.  ^)  Da  ist  wenig  Gelegenheit  für 
das  Mädchen,  Abends  auf  dem  Heimgange  eine  Bekanntschaft 
anzuknüpfen,  wenig  Aussicht  vorhanden,  dieselbe  auf  dem 
Tanzboden  fortzusetzen,  um  sie  in  der  Heimlichkeit  der  Xacbt 
zu  einem  schlimmen  Ende  zu  führen.  Und  gelingt  es  dennoch, 
so  ist  fast  immer  ein  Eheversprechen  vorhergegangen,  und  der- 
jenige gilt  für  einen  „gemeinen  Kerl**,  der  es  nicht  einlöst; 
es  sind  vielmehr  in  der  Regel  die  Söhne  wohlhabender  Leute, 
welche  verführte  arme  Mädchen  der  Schande  preisgeben. 

Die  trefßich  vorbereiteten  Mädchen  werden  fleissige  und 
tüchtige  Hausfrauen.  Sie  besorgen  die  gesammte  Haoswirth- 
schaft,  und  das  ist  eine  um  so  grössere  Arbeit,  f&r  je  mdir 
Kinder,  Gesellen  und  Lehrlinge  sie  zu  kochen,  waschen  und 
nähen  haben.  Die  ReinUchkeit  vor  allem  ist  eine  staunen- 
erregende.  In  reichen  Familien  ist  der  Hausputz  in  Permanenz 
erklärt  Er  fängt  am  Montag  an  und  endet  am  Samstag,  er 
durchläuft  alle  Stadien  vom  Waschen  an  bis  zum  Schrubben 
und  Putzen;  unbegreiflich,  wie  die  Männer  solches  aushalten 
können.     In  ärmeren  Häusern  fasst  man  sich  kürzer,  aber 


*)  Oben  in  Yelbeit  und  Langenberg  hefischt  nnter  den  Baaeni  eine 
merkwürdige  Sitte.  Wenn  dort  eine  Tochter  erwachsen  ist  to  wird  Ar  sie 
die  Stnbe  links  vom  Eingange  hergerichtet,  wo  de  sitrt  and  arbeitet 
Dann  darf  jeder  Fremde  kommen,  mit  ihr  plaadem  und  nm  sie  werben. 
Wehe  ihm  aber,  wenn  er  sich  nach  fönf  Uhr  Nachmittags  im  Doife  bhdun 
Usst;  dann  jagen  ihn  die  Barsche  des  Orts  daTon. 
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selbst  die  elendeste  Hütte  erhält  am  Sonnabend  innerlich  wie 
äusserlich  eine  gehörige  Was8ercur.  Und  wenn  das  Hammer- 
werk oder  die  Schmiede  im  Innern  noch  so  unordentlich  sind, 
—  das  ist  des  Mannes  Revier,  —  tritt  man  ins  Haus  oder  gar 
in  den  Garten,  dort  herrscht  die  Frau,  das  ist  ihr  Reich  der 
Blumen;  die  verdeckten  Lauben,  verschnittenen  Gesti-äuche 
und  wohlgepflegten  Gemüsebeete  sind  das  Werk  ihrer  Hand. 
Nur  zur  Saat-  und  Erntezeit  legt  der  Meister  das  Schui'zfell 
ab  oder  miethet  einen  Tagelöhner,  um  den  Weibsleuten  zu 
helfen. 

Die  häuslichen  Tugenden  der  bergischen  Frauen  beruhen  wohl 
darauf,  dass  sie  von  altersher  ein  mit  Gesellen  und  Lehrlingen 
gefülltes  Haus  zu  verwalten  und  mit  geringem  und  unregel- 
mässigem Verdienst  hauszuhalten  hatten.  Der  gegenwärtige 
Volkscharacter  hat  die  glücklichsten  Folgen;  das  zeigt  sich 
i-echt  deutlich  bei  einem  Vergleiche  zwischen  den  Remscheider 
Schmieden  und  den  SaarbiUcker  Bergleuten.  Auch  diese 
wohnen  auf  den  Höhen  zerstreut,  haben  eigne  Häuschen,  ganz 
voi-treffliche  Easseneinrichtungen  und  ebenso  gutes  Verdienst 
wie  jene ;  dennoch  ist  ihre  Lage  eine  bei  weitem  ungünstigere. 
Das  ist  die  Schuld  ihrer  Frauen.  Die  Bergmannstöch^er  sind 
zu  stolz  sich  durch  Dienste  in  fremden  Häusern  auszubilden 
und  werden  daher  schlechte  Wirthinnen.  Manche  Frauen 
lassen  ihre  Männer  Tag  aus,  Tag  ein  mit  einem  Topf  schwarzen 
Ka£fe  und  einem  Stückchen  Bi-ot  in  die  Grube  fahren;  andere 
wärmen  nicht  einmal  das  Essen,  sondeiii  stecken  es  in  ein 
Tuch  und  dann  ins  Bett.  Sie  vei'stehen  nicht  eine  geregelte 
Haushaltung  zu  fuhren  und  von  Zahltag  zu  Zahltag  zu  calcu- 
liren:  das  Leben  der  bergmännischen  Bevölkerung  hat  man 
daher  nicht  mit  Unrecht  in  ein  dreitägiges  luxuriöses  und  elf- 
t&giges  ärmliches  Dasein  getheilt.  In  guten  Zeiten  sind  die 
Frauen  verschwenderisch  und  überbieten  auf  den  Wochen- 
märkten sogar  die  Frauen  der  Aerzte  und  Ingenieure;  in 
schlechten  Jahren  vei'stehen  sie  aus  dem  kargen  Verdienst 
nichts  zu  machen. 

Aber  auch  ins  bergische  Land  ist  dem  Fabrikbetriebe  der 
Schatten  der  Eigenthums-  und  Familienlosigkeit  gefolgt.  Die 
Fabrikarbeiter  besitzen  nichts  und  ihre  Frauen  haben  nichts,  wo- 
mit sie  zu  rathe  halten  könnten ;  sie  verstehen  nicht,  ein  Stück- 
chen Land  zu  pachten  und  zu  bestellen  oder  in  fremden  Häusern 
zu  waschen  und  zu  putzen;  auch  sie  können  sich  an  das 
System  der  Lohnarbeit  noch  nicht  gewöhnen.  Mit  dem  Unter- 
gange der  alten  Betriebsformen  der  Industrie  tritt  uns  auch 
hier  die  Auflösung  der  früheren  Eigenthumsverhältnisse  und 
der  Verfall  des  Familienlebens  entgegen.  Je  mehr  aus  Rück- 
sichten der  Technik  der  Fabrikbetrieb  um  sich  greifen  wird 
und  muss,  desto  dringender  wird  die  Pflicht  der  denkenden 
und  wohlwollenden  Männer,  aus  Rücksichten  der  Sittlichkeit 
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gleich  von  Anfang  an  auf  eine  gesonde  Ordnung  der  Znstinde 
zu  sinnen. 

Einstweilen  gehören  oben  auf  den  Bergen  die  Frau  und 
die  Tochter  in  die  Familie,  an«  den  Heerd,  in  das  Hans  und 
verstehen  es  tr^ich  zu  verwalten.  Das  ist  eine  entscheidende 
sociale  und  wirthschaftliche  Thatsache.  Darauf  beruht  das 
wunderbare  Geheimniss,  dass  der  Schmied  mit  dem  geringen 
Verdienst  verhältnissmässig  besser  zu  lebm  v«inag  als  ein 
anderer  Arbeiter  in  gleicher  Lage.  Sdn  Weib,  ein  echtes 
deutsches  Weib,  wie  es  die  Dichter  besingen,  ist  es,  wdcbes 
hauszuhalten  versteht  mit  dem  Wenigen  und  durch  kluges 
Zurathehalten  ihm  doch  noch  eine  leidliche  Existenz  bcnreitfit 

Euer  Weib,  ihr  Schmiede  auf  den  Bergen,  ist  der  sicherste 
Hort  eurer  Selbständigkeit,  eures  Glücks! 


Dritter   Abschnitt. 


Die  Textilindustrie  in  Elberfeld-Barmen. 


(8)  U.  3.  ThQD  2.  '11 


^ii 


Einleitung. 

Durch  das  bergische  Land  krümmt  sich  der  Wupper- 
«Strom^.  An  seinen  Ufeiii  zieht  sich  wie  ein  breites  Band 
durch  das  Gebiet  der  Stahl-  und  Eisenwaaren  eine  ganz  be- 
deutende und  ausserordentlich  vielseitige  Textilindustrie  hin. 
Gleich  an  den  Quellen  wird  das  Wasser  abgefangen  durch 
Bamnwoll-  und  Wollspinnereien  bei  Wippei-ftrth.  Es  folgen 
bei  Hückeswagen  und  bei  Lennep  die  Wollspinnereien,  deren 
Game  in  den  Webereien  und  Appreturanstalten  in  den  Städten 
und  auf  den  Bergen  verarbeitet  werden. 

An  dem  nördlichsten  Punkte,  wo  die  Wupper  ihren  Lauf 
scharf  von  Nordwesten  nach  Südwesten  ändert,  liegen  die 
Schwesterstädte  Barmen  und  Elberfeld  zusammen  mit  etwa 
175000  Einwohnern.  Das  ältere  Elberfeld  liegt  flussabwärts 
in  einem  Kessel,  der  sich  beim  Austritte  des  Baches  so  ver- 
engt, dass  keine  Fabrikanlage  mehr  im  Thale  Platz  findet, 
während  nach  Barmen  zu  die  Landstrasse  in  Felsen  fiespren^ 
werden  musste.  Zunächst  beginnt  Unter- Barmen,  dorf^nlich  in 
zwei  Strassenreihen  neben  einander,  dann  verbreitei-t  sich  das 
Thal  und  aufwärts  bei  Rittershausen  gehen  die  steilen  Berge, 
welche  die  zusammenhängenden  Ansiedelungen  Elberfeld  und 
Barmen  umsäumen,  in  mildere  Hügel  über.  Elberfeld  ist  schon 
im  Innern  beengt  und  wirft  seine  Industrie  auf  das  ^Land  und 
seine  Arbeiter  auf  die  Berge  hinaus;  Barmen  hat  noch  mehr 
R^um  und  vermag  sich  das  Thal  hinauf  auszudehnen,  aber  auch 
hier  beginnen  die  Berge  sich  mit  Häusern  zu  Vedecken.  Man 
kann  gut  zwei  Stunden  durch  zusammenhängende  Häuserreihen 
,im  Thale"  gehen. 

Die  Industrie  ist  kaum  übersehbar  und  selbst  in  der  Textil- 
industrie hält  es  schwer,  sich  zurecht  zu  finden.  Der  leitende 
Faden  in  diesem  Labyrinth  ist  das  Garn;  dieses  bildete  den 
Ausgangspunkt  des  Wupperthaler  Gewerbfleisses :  seiner  Blei- 
cherei und  Zwirnerei,  Färberei  und  Appretur.  Daran  schloss 
sich  die  Weberei,  früher  von  Leinen  und  Baumwolle ;  gegen- 
wärtig von  Seide,  Wolle  und  gemischten  Stoffen,  deren  Färberei, 

II* 
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Appretar  und  Druckerei.  Ferner  ist  die  Wirkerei  der  BAader 
und  die  Flechterei  der  Litzen  and  Kordeln  in  allerlei  Stoffen, 
unter  anderem  auch  von  gummielastischen  Fäden  von  Be- 
deutung. Endlich  wird  die  Fabrikation  der  Stoffknöpfe  be- 
trieben. 

Diese  Indnstrieen  sind  so  mannigüedtig,  dass  sie  seit  jeher 
auch  in  der  Kachbarschaft  ihre  Pflege  gefunden  haben.  So 
liegt  eine  Wegstunde  weit  im  Märkischen  Schwelm  mit  einer 
Bannen  ähnlichen  Industrie,  im  Süden  oben  auf  den  Bergen  in 
gleicher  Entfernung  Bonsdorf  mit  bedeutender  Band-,  und  im 
Nordosten  in  den  Bergen  Langenberg  mit  noch  grösserer  Seiden- 
Industrie,  namentlich  für  Begen-  und  Sonnenschirmstoffe.  Die 
Wupper  hinab  liegt  in  romantischer  Gegend  die  Burg  mit  einer 
uralten  und  selbständigen,  obwohl  unbedeutenden  Fabrikation 
von  Decken.  Auf  der  Eisenbahnlinie  nach  Deutz  hin  U^p^en  an 
allen  Stationen,  in  Haan,  Ohligs,  Leichlingen,  Opladen,  Schle- 
busch  die  Fabriken  von  Wupperthaler  Handelsherren,  bis  vor 
den  Thoren  Kölns  sich  die  letzte  grosse  und  selbständige 
bergische  Industriestadt,  das  durch  seine  Seiden-  und  Sammet- 
fabrikation  berahmte  Mülheim  mit  17350  Einwohnern  eriiebt 


I*    Die  Yenrbeltiing  von  ftam. 

Es  war  ein  stilles,  trautes  Thal,  wo  vor  vier  Jahrhunderten 
die  Ansiedelungen  Elberfeld,  Unter-Bannen,  Gemarke,  Ober- 
Barmen  und  Rittershansen  die  Wupper  hinauf  lagen.  Zwischen 
flachen  Ufern  und  grünen  Wiesen  rauschte  der  klare  Bach 
mit  seinem  harten,  kalkgeschwftngerten  Wassei"  dahin  und  bot 
Alles,  was  zum  Bleichen  einladen  konnte.  Schon  im  Jahre  1400 
soll  die  Gräfin  von  Waldeck  diesen  Ort  dazu  benutzt  haben; 
die  Anlage  der  ei-sten  förmlichen  Bleiche  wird  dem  Kaufmann 
Gödert  Wichelhaus  in  Bannen  zugeschrieben.  Seinem  Vor- 
gange folgten  andere  Kaufleute,  sie  erhandelten  das  rohe  Garn 
aus  der  Fremde,  Hessen  es  auf  eignen  oder  auf  fremden  Plätzen 
bleichen  und  auch  zwirnen,  und  verkauften  dann  das  so  ver- 
edelte Garn  mit  gutem  Gewinne.  Dadurch  hoben  sich  Be- 
völkerung und*  Wohlstand,  und  im  Jähre  1527  vermochte  die 
Kaufmannschaft  dem  Herzog  schon  861  Goldgulden  voizu- 
schiessen,  wofür  sie  bis  zur  Rtlckzahlung  dieser  Summe  ein 
werthvolles  Privilegium  erhielt.  ^) 

Den  Orten  Elbei-feld  und  Bannen  wurde  das  Monopol  auf 
die  Ganmahrung,  nämlich  auf  das  Bleichen  und  Zwii-nen  von 

^)  Königl.  Staatfiarchiv  zu  Düsseldorf.  Manascripte  des  Jalich*Ber 
gischen  Vicäcanzlers  Ton  Knapp,  S.  194  ff.,  eine  Sammlung  alter  die  Qun- 
nahrang  betreffenden  Actenst&CKe  enthaltend. 
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Garn  und  den  Vertrieb  desselben  verliehen;  nur  das  eigne 
Garn,  das  selbst  gefertigt  war  und  zum  Hause  gehörte,  durfte 
Jedermann  zu  eignem  Gebrauche  auch  sonst  fiberall  im  Lande 
verarbeiten.  Die  Kaufmannschaft  bildete  eine  Zunft,  und  alle 
Hitglieder  derselben,  sowie  auch  die  lohnarbeitenden  Bleicher, 
die  Knechte  und  Mägde  mussten  schwören,  ihr  Gewerbe 
nirgendwo  anders  auszuüben.  Bei  der  Aufnahme  in  jene  hatten 
die  in  den  beiden  Flecken  Geborenen  einen  halben,  alle  Frem- 
den Tier  Goldgulden  zu  entrichten.  Um  die  Umgehung  des 
Monopols  durch  fi*emde  Gommissionäre  zu  verhüten,  welche  in 
ihrem  Auftrage  hätten  bleichen  und  zwirnen  lassen  können, 
sollten  alle  Gammacher  selbständig  sein ,  mit  „eignem  Gelde, 
Gute  und  Glauben^  wirthschaften.  Unter  ihnen  suchte  man  die 
Production  nach  Zeit  und  Quantität  gleichmassig  zu  gestalten. 
So  sollte  das  Garn  auf  der  Bleiche  nassgemacht  werden  nur 
vom  15.  März  bis  zum  13.  Mai  und  getrocknet  werden  nur 
vier  Wochen  nach  Pfingsten.  Keiner  dunte  mehr  als  1000  Stück 
Garn  machen,  welche  Summe  von  den  Garameistern  auf  600 
emiedrigt  und  auf  2000  erhöht  werden  durfte,  und  zwar  in 
gleichem  Procentsatz  bei  jedem  Kaufmann;  im  Falle  von  „Ver- 
sterbnissen  und  andern  merklichen  Ursachen  **  dui-ften  diese 
Grenzen  noch  überschritten  werden.  Wenn  ein  Hausmann  in 
beiden  Orten  zu  Schatz  und  Dienst  sass  und  Kinder  hatte, 
wdche  nicht  daselbst  wohnten,  so  konnten  die  Garnmeister 
bestimmen,  wieviel  die  Kinder  machen  dui'ften.  Die  Lohn- 
bleicher durften  nur  bis  zu  800  Stück  jährlich  bleichen,  damit 
sie  nicht  gestohlenes  Garn  bleichten  und  die  Kaufleute  be- 
trögen. Eigenes  Garn  durfte  man  600  Stück  bleichen.  Nie- 
mand durfte  mehr  als  ein  Zwimrad  im  Orte  haben.  Wenn 
ein  Gebrechen  oder  Abbruch  der  Nahrung  eintrat,  sollten 
beide  Flecken  einander  helfen,  wie  die  Gammeister  es  be- 
fedilen.  Diese  wurden  jährlich  am  18.  Juli  gewählt,  je  zwei 
aus  Elberfeld  und  Barmen,  und  hatten  das  Beste  der  Gai-n- 
nahrung  zu  berathen  und  zu  ordnen.  Sie  wurden  von  den 
beiden  Amtleuten  zu  Elberfeld  und  Beyenburg  vereidigt,  und 
was  jene  mit  Zustimmung  dieser  beschlossen  hatten,  sollte  ge- 
faxten werden;  die  auferlegten  Strafen  fielen  zu  zwei  Drittel 
an  die  Amtleute,  zu  einem  Drittel  an  die  Gammeister. 

In  der  Gamnahrung  lernen  wir  eine  dritte  Art  von  Zünften 
kennen.  Die  ersten  waren  die  Corporationen  von  selbständigen 
Handwerksmeistern  wie  im  XV.  und  XYI.  Jahrhundert  in 
Solingen  und  in  Remscheid,  die  zweiten  umfassten  haus- 
indostrielle  Lohnarbeiter  wie  im  XVIII.  Jahrhundert  in  Solingen, 
die  Gamnahrung  endlich  wird  von  hausindustriellen  Kaufleuten 
gebildet  Anfangs  mögen  dieselben  wohl  auch  Handwerks- 
meister gewesen  sein,  welche  sich  sowohl  von  ihrem  Handel 
als  auch  von  ihrem  Gewerbe  nährten,  welches  sie  auf  ihren 
eignen    Bleichplätzen    von  Knechten  und  Mägden   betreiben 
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Hessen.  Nach  und  nach  haben  sich  dann  Handel  and  Gewerbe 
getrennt.  Die  ärmeren  Genossen,  denen  das  Capital  zum 
Handel  fehlte,  beschränkten  sich  aufs  Bleichen;  andere  Unter- 
nehmer kauften  oder  pachteten  sich  Bleichplätze;  aus  diesen 
beiden  Klassen  bildeten  sich  dann  die  Lohnbleicher,  eine  Art 
hausindustrieller  Meister.  Die  Gammacher  fuhren  zwar  auch 
foit,  eigne  Plätze  zu  besitzen,  aber  sie  waren  in  der  Haupt- 
sache hausindustrielle  Eaufleute,  welche  das  Garn  aufkauften, 
es  gegen  Lohn  bleichen  und  zwirnen,  später  auch  weben  und 
wirken  Hessen  und  dann  weiter  vertrieben.  Der  Schwerpunkt 
ihrer  Erwerbsthätigkeit  ruhte  im  Handel.  Ihre  Bezugsorte 
lagen  in  Westphalen,  Herford  (schon  1553),  Hildesheini  (schon 
seit  Anfang  des  XVII.  Jahrhunderts),  Lüneburg,  Hessen,  wo 
das  Garn  im  Winter,  oft  sogar  im  Lohn  der  Elberfelder  Kauf- 
leute gesponnen  wurde.  Den  Absatz  fanden  sie  in  den  Rhein- 
und  Niederlanden,  Süddeutschland,  Italien  und  England.  Sie 
kauften  baar,  gewährten  aber  Credit.  Das  Alles  erforderte 
schon  ein  beträchtliches  Betriebscapital. 

Im  XVII.  Jahrhundert  hoben  sich  Handel  und  Industrie. 
Aus  dem  Besitze  der  Gewerbsgeheimnisse  und  des  Monopols 
erwuchsen  dem  Wupperthale  Gewinne  bis  zu  100  Procent; 
fremde  Familien  zogen  herbei  und  widmeten  sich  dem  lohnen- 
den Gewerbe;  die  grünen  Wiesen,  auf  welche  man  überall  das 
Wasser  kunstreich  geleitet  hatte,  waren  mit  weissen  Garnen 
bedeckt  und  stiegen  bedeutend  im  Werthe.  Im  Jahre  161^ 
zählte  man  bereits  fünf  Sorten  Gaiii,  der  Werth  der  gebleichten 
Game  betrug  l^/s  Millionen  Thaler./)  In  diesem  Jahre  erhielt 
Elberfeld  die  Stadtgerechtigkeit,  lind  um  die  Kosten  der  Be- 
festigung zu  bestreiten,  wurde  ein  Marktstandsgeld  und  eine 
Accise  festgesetzt;  das  einheimische  Garn  und  die  Leinwand 
hatten  die  Hälfte  zu  entrichten.  Aber  auch  an  Schrecken  fehlte 
es  dem  Thale  nicht;  es  kamen  die  Wiedertäufer,  welche  im  Jahre 
1622  endgültig  vertrieben  wurden ,  dann  der  dreissigjährige 
Krieg,  endlich  im  Jahre  1687.  ein  grosser  Brand  in  Elberfeld. 
Hierauf,  als  die  neuerbauten  Häuser  auf  zwanzig  JiJire  von 
allen  Abgaben  befreit  wurden,  wuchs  die  Stadt  rasch. 

Der  Aufschwung  der  Industrie  hatte  die  natürliche  Folge, 
dass  durch  Verordnung  vom  9.  Juli  1693  die  zulässige  I^ 
ductionsmenge  ai^  350  Gentner  erhöht  und  die  gleiche  Menge 
jedem  Kinde  gestattet  wurde,  welches  sein  Erbtheil  bereits  in 
Händen  hatte;  den  andern  Söhnen  von  12—15  Jahren  wurden 
nur  40  Centner,  von  15—20  Jahren  60,  über  20  Jahren  120  und 
den  Töchtern  über  10  Jahren  30  Centner  zugebilligt  Die  Dauer 
der  Production  wurde  gleichfalls  verlängert;  nassgemaeht 
werden  durfte  das  Garn  in  der  Bleiche  vom  5.  April  ab  nenn 


^)  Elberfeld  und  Bannen  1863.    Barmen,   bei  Langewiesche.    8. 
und  269,  in  der  Gewerbegeschichte  von  Hotte. 
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Wochen  lang  und  mit  besonderer  Erlaubniss  noch  vierzehn 
Tage.  Das  Rösten  und  Nachbleichen  zur  Ausnutzung  augen- 
blicklicher Gonjuncturen  war  von  der  Hälfte  September  bis  zur 
Hälfte  November  gestattet,  jedoch  musste  es  angezeigt  werden, 
and  das  Garn  wurde  ihnen  an  der  Taxe  angerechnet,  den 
Bleichem  aber  nicht  von  ihrem  Quantum  abgezogen.  Diesen 
Lohnbleichem  war  das  Maximum  von  80  Centnem  im  Jahre 
1684  auf  100,  und  auf  125  im  Jahre  1698  erhöht  worden.  Die 
Ueberschreitung  dieser  Vorschriften  sollte  durch  Umgänge  ver- 
hütet werden,  welche  die  Gammeister  auf  den  Bleichen  hielten. 
Aber  selbst  eine  derart  steigende  Production  des  Thaies  ver- 
mochte den  wachsenden  Bedai-f  nach  Garnen  nicht  zu  decken; 
di-üben  im  märkischen  Schwelm  und  Wetter  war  die  Bleiche 
durch  die  wohlfeileren  Lebensmittel  und  Kohlen  billiger,  und 
da  man  den  Bezug  von  dort  her  doch  nicht  ganz  verhindern 
konnte,  fixirte  man  ihn  wenigstens  auf  2000  Stück  Garn  ein- 
schliesslich des  Lindes  (Bandes);  jedoch  durfte  kein  Genosse 
mehr  als  SOO^Pfund  an  sich  kaufen,  und  der  Käufer  musste 
das  Gewicht  mit  seines  Verkäufers  Namen  angeben.  Allent- 
halben in  der  Ordnung  der  Production  wie  des  Ankaufs  frem- 
der Producte  tiitt  das  Prindp  einer  gleichförmigen  Gestaltung 
der  Unternehmungen  zu  Tage.  Auch  sollte  die  Selbständigkeit 
der  Gammacher  gewahrt  werden,  denn  es  wurde  den  reicheren 
direct  verboten,  die  ärmeren  auf  ihre  Rechnung  arbeiten  zu 
lassen ;  auch  durften  diese  fremdes  Garn  ai^  der  Bleiche  nicht 
als  das  ihrige  angeben  und  damit  die  Vorschriften  umgehen. 
Der  Handelsbetrieb  war  derart  geordnet,  dass  die  Game  von 
der  Hälfte  des  Juli  bis  zum  letzten  Mai  versendet  werden 
durften,  das  Lind  aber  zu  jeder  Zeit. 

Handel  und  Fabrikation  waren  im  Interesse  des  kleinen 
Capitals  gley^hmässig  geregelt,  es  ergaben  sich  aber  noch 
andere  Aiiordemngen  an  den  kaufmännischen  Verkehr,  an  die 
Technik  und  an  die  Verwaltung  der  Zunft.  Ersterer  wurde 
dadurch  gesichert  und  erleichtert,  dass  die  Länge  des  Stückes 
Garn,  Zwiralind  und  Lind,  und  namentlich  die  Haspellänge 
vorgeschrieben  wurde.  Ferner  wurden  die  Bleicher  angewiesen, 
die  Asche  mit  einem  bestimmten  Masse  zu  messen.  Endlich 
wurden  in  der  Verwaltung  der  Garnnahrung  einige  Unord- 
nungen beseitigt ;  die  vier  Gammeister  erhielten  je  25  Thaler 
jähriicfa ,  durften  aber  weiter  keine  Zehmng  auf  Kosten  der 
Genossen  machen;  der  Amtmann  erhielt  3,  der  Richter  IVs, 
der  Gerichtsschreiber  1  und  der  Bote  Vs  Goldgulden  Diäten 
täglich.  Die  Unkosten  wurden  eis  Centnergeld  vom  gebleichten 
Garn  erhoben,  oft  im  Betrage  von  8—8  Groschen,  wozu  es  der 
Zustimmung  der  Genossen  bedurfte,  woiüber  jährlich  Bechnung 
gelegt  wurde  und  welches  die  Gammeister  nur  ex  officio  er- 
heben durften.  « 

Trotz  alles  Aufschwunges  der  Industrie  war  die  gewerb- 
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tr^ib^ii4e  Bevölken^u^g  picht  s^j  9^alilre|ch;  in  Elberfold  irar 
sie  von  grösserer  Bedeutung  i^s  in  3^nne9.  ^)    Auf  der  Sdieide 
des  jyU'  und  XVIII,  iFabrliundert;^  fand  nun  aber  die  folgen- 
reiche AnkpOpfüng  der  Handelsbeziehpngen  mit  Franlmicb 
statt,  und  seitdem  gewann  der  Absatz  eine  ganz  andere  Aus- 
dehnung.   War  es  d»  PPch  mOgUch,  die  S^ranken,   welche 
man   dem  Unternehmupgsgeist  und   dem  Srwerbetriebe   der 
Kaufleute  gezogen  hatte,  aufrecht  zp  erhaltep?    Konnte  man 
sie  auf  die  Dauer  und  mit  ]Srfolg  zmngen,  nachdem  sie  das 
Geschäft  von  800  Centnexn  glücklich  ftbgewickelt  hatten,  ihr 
Capital  zinslos  daliegen  zu  lassen  oder  einem  fremden    Ge- 
schäfte  zuzuwenden?    Pas    widei-sprach  derart  einem    jeden 
rationellen  Wirthschaftobetriebe ,  dass  das  Gesetz  eben  nicht 
befolgt  wurde.    Die  Kaufleute  kehrten  sich  an  die  Prodnctions- 
bescbräpkungen  nicht    Unter  dem  Verwände,  in-  oder  aus- 
ländische Compagnons  zu  haben,  zogen  sie  eine  Menge  von 
Bleichen  an  sich,  gaben  eignes  Garn  für  fremdes  aus  und  die 
reicheren  von  ihnen  brachten  es  zp  einem  Umschlage  von  Ober 
1000  Centnem.    Ein  grosser  Theil  der  Gamnahrung  ruhte  in 
den  Händen  dieser  letzteren;  die  kleineren  Genossen  konnten 
nicht  mehr  concurriren.    Das  ging  so  weit,  dass  zwei  Com* 
missare  abgesandt  wurden,  auf  deren  Bericht  vom  26.  April 
1712  sämmtliche  fiHhere  Bestimmungen  wieder  in  Erinnerong 
gebracht  wurden;   Verdächtige  konnten  zum  Reinigungseide 
gezwungen  werden,  und  zur  Controlle  sollte  im  BOchelchen  der 
Bleicher  angegeben  werden:,  wieviel  Garn  und  für  wen  sie 
bleichten.    Die  einige  Concession,  welche  den  grösseren  Kanf- 
leuten  gemacht  wurde,  war  diß,  dass  sie  die  Nacbbleiche  vom 
1.  September  ab  auf  70  Ctr.  steigern  durften.    Doch   auch 
dieses  Productiopsquantpm  war  ungenügend;  schon  1742  wurde 
es  von  300  auf  400  Ctr.  und  f&r  die  liOhnbleicher  auf  200  Ctr. 
erhöht    Das  ist  ein  Beweis  für  die  wachsenden  iJmsätse  wie 
für  die  erstarkende  Capitalmac)^t  d^r  grossen  Kaufleute.    Dem 
folgte  als  dunkler  Schatten  das  Verbot  des  Waarenzahlens  bei 
5  Goldgulden  Strafe  im  Jahre  1698  und  dessen  Verschärfung  auf 
50  Goldgulden  und  den  Verlust  der  Handelsberechtigupg  auf 
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zwei  Jahre  im  Jahre  1742,  —  das  Zeichen  eines  ausgebildeten 
Systems  der  Lohnarbeit 

Für  die  Lohnbleicher  hatte  diese  anschwellende  Capital-^ 
macht  der  grösseren  Kaufleute  und  die  Zunahme  d^r  Industrie 
die  Folge,  dass  sie  einerseits  unter  einen  tieferen  Druck  der 
Eaufleute  geriethen,  andererseits  beim  steigenden  Bodenwerth 
höhere  Miethpreise  fQr  ihre  Bleichplätze  zahlen  mussten.  Da- 
her suchten  sie  sich  immer  energischer  an  der  Güte  der  Waaren 
schadlos  zu  halten.  Das  Hessen  die  Eaufleute  sich  nicht  ge- 
fallen und  veranlassten  unter  dem  8.  März  1728  eine  Bleich- 
ordnung, welche  genau  die  Technik  voi-schrieb.  Vor  allem 
wurde  die  Anwendung  von  Pottasche  und  Kalk  verboten;  das 
hatte  seinen  Gmnd  darin,  dass  die  Bleicher  bei  den  steigenden 
Kohlenpreisen  zu  diesem  neuen  Aetzmittel  gegriffen  hatten,  um 
ihre  Arbeit  in  kürzerer  Zeit  fei-tig  zu  stellen,  die  rationelle 
Verwendung  desselben  aber  noch  nicht  kannten.  Femer  musste 
der  Bleicher  dem  Garn,  wenn  es  weiss  und  „slus  der  Trau 
gewrungen*"  war,  auch  noch  eine  Behandlung  mit  Lauge  an- 
gedeihen  lassen.  War  der  Kaufmann  unzufrieden  mit  einem 
Stück,  so  konnte  der  Bleicher  zum  Eide  gezwungen  werden, 
dass  er  alle  Yoi*schiiften  genau  befolgt  habe,  widrigenfalls  er 
den  Schaden  ersetzen  musste.  Indessen  zeigte  das  radicale 
Vei-bot  der  Pottasche  sich  undurchführbar,  die  Anwendung  der- 
selben war  unzweifelhaft  ein  technischer  Foi-tschritt  und  schon 
im  Jahre  1742  wurde  sie  wieder  zugelassen,  unter  der  Be- 
dingung, dass  auf  Verlangen  des  Kaufmanns  das  Bleichen  auch 
ohne  Pottasche  stattfinden  sollte.  Die  Termine  für  das  Rösten 
und  Kochen  wurden  aufgehoben,  dagegen  sollten  sich  die  Bleicher 
vom  20,  Juni  bis  zum  15.  September  des  Wassers  zur  Bleiche 
enthalten.  In  allen  Streitigkeiten,  welche  zwischen  Kaufmann- 
schaft und  Handwerk  entstanden,  sollte  der  summarische  Process 
stattfinden. 

In  der  ersten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts  ist  der  haus- 
industrielle  Betrieb  der  unbestritten  hen-schende.  Die  beiden 
Stände  scheiden  sich  klar:  einei-seits  die  Kaufmannschaft,  an- 
dererseits die  Lohnarbeiterachaft  der  Bleicher.  Für  die  ersteren 
waren  der  Umfang  der  Production  und  die  Handelsreisen,  für 
die  zweiten  die  Technik  vorgeschrieben.  Die  Kaufmannschaft 
war  in  der  Gaiiinahrung  vereinigt,  die  Arbeiterschaft  war 
organisationslos.  Unten  im  Thale  heri*schte  also  genau  das 
gegentheilige  Verhältniss  wie  oben  auf  den  Bei*gen.  In  Solingen 
hatte  im  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  der  handwerksmässige 
Betrieb  bestanden;  die  Meister  waren  damals  Arbeiter  wie 
Kaufleute  in  einer  Person  und  fanden  sich  in  einer  gemein- 
samen Zunft  vereinigt.  Aus  dieser  wuchs  die  Kaufmannschaft 
wild  hervor,  ohne  ireend  eine  Organisation;  die  nunmehr  zu 
Lohnarbdtem  gewordenen  Meister  blieben  fest  gefügt  in  der 
Zunft  zurück  und  erst  nach  einem  Jahrhundeitlangen  Kampfe 
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gelang  es  der  Eaufinannschaft,  sich  eine  gleichberechtigte 
Stellung  zu  emngen.  Anders  in  £lberfeld>  Barmen.  Zwar 
herrschte  auch  hier  im  XV.  Jahrhundert  der  handwerksm&ssige 
Betrieb,  aber  die  Gammacher  wurden  bald  zu  Eaafleuten  und 
ihre  Zunft  vereinigte  nur  die  selbständigen  Arbeitgeber,  da 
duich  das  Erfordemiss  des  Betriebes  mit  „eignem  Gelde,  Gute 
und  Glauben"  die  lohnarbeitenden  Bleicher  auch  formell  aus- 
geschlossen blieben.  Die  Lohnarbeiter  blieben  aberhaupt  im 
Thale  organisationslos,  und  einzig  die  Leineweber  waren  vor- 
übergehend in  einer  Zunft  vereinigt,  welche  den  Kampf  gegen 
die  Kaufmannschaft  aufnahm,  —  ein  Wagniss,  das  sie  mit 
ihrem  Untergange  bezahlen  musste.  Ungestört  durch  den  Wider- 
stand von  Arbeitercorporationen  hat  daher  in  der  Kaufinann- 
schaft  von  Elberfeld  und  Baimen  der  capitalistische  Betrieb, 
begünstigt  durch  das  Monopol  und  die  corporative  Verfassung, 
sich  schon  früh  in  voller  Reinheit  entwickelt,  während  oben  in 
Solingen  die  festgefügten  Arbeitei*zünfte  damals  der  Entwick- 
lung des  Gapitalismus  sehr  dittckende  Fesseln  auferlegten. 

Die  Kaufleute  in  Bannen  und  vor  allem  in  der  reichen 
Handelsstadt  Elberield  gelangten  im  XVin.  Jahrhundert  zu 
ganz  bedeutendem  Reichthum;  theils  iloss  derselbe  aus  der 
Industrie,  theils  aus  dem  Handel.  Sie  kauften  das  rohe  Garn 
in  Hessen,  Hildesheim,  Hannover  von  kleinen  Kaufleuten  auf, 
bezahlten  es  baar  in  Louisdors  und  nahmen  keinen  Credit 
Dann  Hessen  sie  das  Gain  bleichen  und  auch  zwirnen,  und 
verkauften  es  hierauf  den  einzelnen  Webern  auf  sechs  bis 
zwölf  Monate  Ziel,  wodurch  sie  dieselben  in  Stand  setzten, 
gerade  die  Sorten  und  Mengen  sich  zu  beschaffen,  deren  sie 
im  Augenblick  bedui'ften.  Häufig  liessen  sie  das  Garn  auch 
selbst  zu  Lind  oder  Leinwand  verweben.  Ein  solcher  Handels- 
und  Industriebetrieb  erfordeile  bereits  ein  beträchtliches  Capital 
und  wurde  erst  recht  lohnend  bei  grösserem  Umfange;  zudem 
war  das  Garn  als  Rohstoff  vom  wecl^elnden  Gange  der  Weberei 
abhängig  und  unterlag  daher  Gonjuncturen ,  die  mit  der  Aus- 
dehnung des  Absatzgebietes  immer  schwankender  wurden.  In 
Folge  dessen  konnten  die  kleineren  Gammacher  gar  nicht  mehr 
erfolgreich  mit  den  grösseren  concumren.  Diese  betrieben 
ausser  ihrer  Garn-  und  Gewebeindustrie  noch  einen  rein  kauf- 
männischen Handel  mit  den  Textilfabrikaten  Lenneps,  Grefelds 
und  anderer  Orte,  ja  sogar  mit  den  Eisen-  und  Stahlwaaren 
des  bergisch-märlaschen  Landes.  Kurz  die  Leiter  der  haas- 
industriellen Bleicherei  und  Zwirnerei,  Weberei  und  Wirkerei 
waren  ausserdem  noch  Commissionäre  für  andere  Industrieen; 
Elberfeld  war  eine  berühmte  Kaufmannsstadt  So  wuchsen 
denn  capitalreiche  Firmen  und  kaufinänniscbe  Individualitäten 
heran;  sie  forderten  freie  Bahn  für  ihre  Capitalanlage  und 
ihren  Handel,  Abschaffung  aller  Beschi*änkungen  in  Production 


n.  3.  171 

and  Handel;  sie  wollten  die  Technik  ihrer  Arbeiter  selbst 
beaufsichtigen. 

Schon  im  Jahre  1742  hatte  die  Gamnahrun^r  um  eine 
andere  Ordnung  gebeten,  ihr  Entwurf  war  jedoch  fttr  un- 
genügend erklärt  worden;  endlich  brachte  der  22.  September 
1764  die  ersehnte  Freiheit.  Die  Productions-  und  Handels- 
beschränkungen wurden  aufgehoben,  die  Länge  und  die  Masse 
der  Waaren  freigegeben,  die  Reglementirung  der  Technik  und 
der  Benutzung  des  Wassers  beseitigt.  Sämmtliche  Schranken 
des  Capitalismus  wurden  aufgehoben,  nur  Eines  blieb  vom 
Privilegium:  das  werthvolle  Monopol,  wonach  im  bergischen 
Lande  einzig  in  Elberfeld  und  Barmen  der  ßamhandel  und 
die  Bleicherei  betrieben,  und  nur  für  die  ansässigen  Mitglieder 
der  Gai-nnahrung  gebleicht  werden  durfte.  Ein  jeder  Genosse 
leistete  auch  femer  den  Eid,  weder  selbst,  noch  durch  die 
Seinigen,  noch  durch  Hergeben  von  Waaren  den  Garnhandel 
zu  verbringen.  Beim  jährlichen  Umgänge  mussten  die  Garn- 
meister sich  erkundigen,  ob  die  Bleicher  unvereidete  Leute  in 
Diensten  hätten,  und  diese  dann  vereidigen  lassen;  von  allem 
gebleichten  Garn,  Zwirn  und  Kartaun  musste  ihnen  der 
Name  des  Eigenthümers  und  das  Gewicht  angegeben  werden. 

Aber  dieses  Monopol  war  nur  ein  rechtliches,  thatsächlich 
lagen  die  Verhältnisse  bereits  anders.  Zwar  hatte  die  Bleicherei 
auch  im  XVIIL  Jahrhundert  einen  bedeutenden  Aufschwung  ge- 
nommen; im  Jahre  1690  wurden  2400,  1774:  4000,  1790:  6000 
Centner  Garn  gebleicht;  auch  war  der  Flachs  —  durch  das 
Baumwollengam  zu  Siamosen  verdrängt  worden ;  aber  was  be- 
deuteten die  100  Lohnbleicher  mit  600  Gehülfen,  welche  man 
am  26.  März  1767  im  Thale  zählte,  gegen  die  zahlreichen 
Weber  und  Wirker,  welche  für  dasselbe  beschäftigt  waren. 
Die  Weberei  und  Wirkerei  in  ihren  mannichfaltigen  Zweigen 
hatte  bereits  die  Herrschaft  enimgen,  die  Bevölkerung  nahm 
zu,  die  Preise  der  Lebensmittel  und  die  Löhne  stiegen,  immer 
dichter  rückten  die  Niederlassungen  und  Häuser  an  einander, 
die  Preise  der  Gitindstücke  gingen  empor,  alle  Bleichplätze 
worden  besetzt,  —  die  idyllische  Zeit  der  Rasenbleiche  auf 
flachen  Ufern  und  grünen  Wiesen  ging  ihrem  Ende  entgegen; 
die  Industrie,  für  Gegenden  mit  extensiver  Wirthschaft  sehr 
geagnet,  musste  ihren  Standort  wechseln. 

Zwar  suchten  die  Bleicher  die  hohen  Pachtgelder  dadurch 
aufsubringen,  dass  sie  mehr  Garn  übernahmen,  als  sie  be- 
wältigen konnten,  und  ihre  Arbeit  daher  schlecht  ausführten, 
oder  dadurch,  dass  sie  die  Schnellbleiche  und  chemische  Mittel 
anwendeten.  Aber  das  vermochte  nicht  den  Aufschwung  der 
märkischen  Bleichen  zu  hindern,  deren  Zahl  sich  von  2  auf  45 
in   den  Jahren   1740—82   vermehrte.  ^     Hier   gewählte  die 
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£reussiscbe   Begierung  VorschQsse  und  Prämieii   tod   eiiiCTi 
lOoisdor  pro  Fass  im  ersten  und  von  einem  halben  Loaiador 
im  zweiten  Jahre;  auch  befreite  sie  die  Knechte  und  Söhne 
von  der  Militärpflicht.    Hier  waren  die  LebensmitteJ,  Grund- 
stttcke  und  Materialien  billiger,  hier  hatte  man  Pott-  und  Holz- 
asche« Schwingstöcke  und  Kohlen  bei  der  Hand  und  brauchte 
keinen  Zoll  darauf  zu  zahlen.    In  der  Mark  betrug' daher  der 
Bleichlohn  im  Jahre  1791  für  ein  Fass  Garn  von  fünf  Centnem 
33  und  für  Zwii-n  34  Thaler,  im  Thale  dagegen  45,  bezw. 
48  Thaler.    Daher  wurde  im  Jahre  1782  wenigstens  dem  be- 
nachbarten bergischen  Ronsdoif  das  Bleichrecht  ertheilt^  aber 
das   eifersüchtige  Elberfeld   erwirkte  bald   die  ZurQcknalune 
dieser  Erlaubniss.    Da  ging  denn  in  den  1780er  Jahren,   zur 
Zeit  des  grössten  Aufschwungs  des  Garnhandels,  ein  grosser 
Theil  der  Bleichen  ins  Märkische  über,  und  bis  zu  1000  Ceutner 
wurden  dort  für  das  Bergische  gebleicht ;  ausserdem  Hessen  alle 
ausserhalb  des  Gamnahrungsbezirkes  wohnenden  Concurrenten 
in  der  Mark  zu  billigerem  Lohne  bleichen.    So  hinderte  das 
Monopol  das  Entstehen  von  Bleichen  im  eignen  Lande.    Als 
dann  aber  die  Kriege  mit  Frankreich  kamen  und  die  Zollgrenze 
an  den  Bhein  verlegt  wurde,  verlor  das  Thal  sein  wichtigstes 
Absatzgebiet,  denn  für  Frankreich  war  es  mehr  beschäftigt  ge- 
wesen als  fQr  Deutschland.    Nun  verfielen  die  Bleichen,  auf 
den  Wiesen  weidete  das  Vieh.   Im  Anfange  der  1790  er  Jahre 
nahmen  die  Diebstähle  auf  den  Bleichen  sehr  zu  und  1794 
wurde  den  Juden  die  häusliche  Niederlassung  im  Wupperthale 
verboten.    Gegen  all  solches  Unheil  bot  das  Monopol  ktinen 
Schutz. 

Dazu  kamen  noch  die  durch  neidische  Eifersucht  hervor- 
gerufenen Zänkereien  zwischen  Elberfeld  und  Bannen.  Letzterer 
Ort  hatte  früher  nur  aus  zerstreut  liegenden  kleinen  Nieder- 
lassungen bestanden  und  sich  daher  zum  handelsbcrühmten 
Elberfeld  gehalten;  hier  waren  am  St.  Margarethentage  die 
Garnmeister  beider  Städte  gewählt  worden,  hier  hatten  Gerichte- 
schreiber und  Syndicus  ihren  Sitz;  noch  im  Jahre  J720  zählte 
dieses  3000,  jenes  2000  Einwohner.  Inzwischen  war  Bannen 
bedeutend  gewachsen;  es  konnte  im  Jahre  1787  Finnen  auf- 
weisen, wie  die  von  Wülfing  &  Co.  mit  1350  CStr.,  die  von 
Wortmann  und  Fi-ohwein  mit  1540  Ctr.  und  die  von  Wortmann 
Söhne  mit  1668  Centner  jährlichen  Umschlags.  Im  Jahre  1775 
forderte  es  daher  gleiche  Theilnahme  an  der  Verwaltung  der 
Gamnahrung.  Es  kam  zu  einem  Vergleiche,  welcher  es  aber 
nicht  befriedigte ;  Barmen  verlangte  den  Wechsel  des  Sitzes  der 
Verwaltung  zwischen  beiden  Städten.  Nach  der  churfbrstlichen 
Entscheidung^)  vom  23.  Mai  1791  behielt  aber  Elberfeld  den 
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Vorrang,  nur  berathen  und  seine  Eaäse  verwalten  durfte  jeder 
Ort  getrennt,  Besehlüsse  konnten  aber  nur  gemeinsam  gefasst 
werden.  Somit  war  Barmen  aus  Rücksichten  der  Etiquette, 
welche  bei  dieser  jüngeren,  aufstrebenden  Schwesterstadt  eine 
erstaunlich  grosse  Bolle  spielen,  gegen  mehrere  Bestimmungen 
der  Gamnahrung.  Ja  selbst  das  Monopol  war  fQr  dasselbe 
von  nur  untergeordneter  Bedeutung,  weil  seine  Industrie  viel 
weniger  mit  der  Herstellung  als  mit  der  Verarbeitung  der 
Game  zu  Bändern,  Kordeln  und  Litzen  beschäftigt  war. 
Barmen  sprach  sich  daher  bei  jeder  Gelegenheit  gegen  das 
Monopol  aus. 

Die  jährlich  angeordnete  ControDe  war  zu  einer  lächerlichen 
Form  geworden.  Im  Anfange  des  Julimonats  gingen  die  Gam- 
meister  mit  den  Beamten  über  die  Bleichen,  sie  forderten  die 
Bleichzettel  und  schrieben  den  Namen  der  Burschen  auf,  welche 
noch  nicht  den  Eid  geschworen  hatten.  Das  wurde  ins 
Lächerliche  getrieben  und  galt  nur  als  Vorbereitung  zu  einem 
Schmause. 

Als  in  den  Jahren  1808  und  1804  die  Aufhebung  sämmtr 
licher  Privilegien  verhandelt  wurde,  zeigte  Elberfeld  sich  bereit, 
einen  Theil  seines  Vorrechts  aufzugeben :  es  sollten  foi-tan  auch 
sämmiliche  andere  bergische  Fabrikanten  im  Thale  bleichen 
lassen'  dttrfen.  Der  andere  Theil  des  Monopols,  dass  lediglich 
in  Elberfeld  und  Barmen  gebleicht  werden  dürfte,  sollte  be- 
stehen bleiben,  ebenso  die  corporative  Verfassung  der  Kaufleute, 
mit  dem  Institut  der  Garnmeister,  —  letztere  schon  aus  ROck- 
ächien  auf  Frankreich,  wo  kein  Gut  eingehen  durfte,  das  nicht 
vom  pr^ident  du  corps  de  commerce  d'Elberfeld  gezeichnet 
war.  Als  dann  das  Grossherzogthum  Berg  dem  französischen 
KaiseiTeiche  einverleibt  wurde,  war  nicht  daran  zu  denken, 
einem  einzelnen  Departement  ein  solches  Monopol  vorzubehalten 
und  im  Jahre  1810  wurde  es  beseitigt  Inzwischen  war  die 
ganze  Frage  schon  gegenstandslos  geworden ;  die  Rasenbleichen 
in  der  Mark,  Hannover  und  Braunschweig  waren  bedeutend 
bUliger;  nach  1815  gab  es  im  Thale  keine  Bleichpiätze  mehr, 
nur  Wiesen  und  Gärten;  wo  eine  Bleiche  nothwendig  war, 
stand  sie  mit  der  Färberei  in  Verbindung  und  war  eine 
chemische. 

Die  Verfassung  der  Gamnahrung  hat  dem  Thale  gi-ossen 
S^en  gebracht.  Die  Entwicklung  der  Industrie  und  die  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  ist  beschleunigt  worden,  die  Preise 
der  Game  wurden  auf  einer  gewissen  Höhe  erhalten  und  da- 
durch die  Gewinne  und  der  Wohlstand  gehoben.  Dazu  kam,  dass 
die  Industrie  bei  steigenden  Conjuncturen  arbeitete.  Femer 
(und  das  scheint  mir  für  das  Verständniss  der  damaligen 
wirthschaftlichen  und  socialen  Zustände  wesentlich  zu  sein) 
hatte  sich  ein  Stand  von  reichen  Kaufherren  ausgebildet,  welche 
bereits  so  machtvoll  wareuf  dass  sie  die  Concurrenz  von  kleinen 
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Nebenbuhlern  ausschlössen  und  damit  die  Waarenpreise  fest- 
zuhalten im  Stande  waren.  Endlich  kamen  fortwährend  neue 
Industrieen  auf,  welche  Arbeiter  anwerben  mussten;  dadurch 
hielten  sidi  die  Löhne  auf  einem  gewissen  Niveau.  Grosse 
Kämpfe  um  den  Lohn  haben  nicht  stattgefunden;  das  Truck- 
system und  andere  Missbräuche  herrschten  hier  wie  aUentbalbeo, 
ohne  dass  daraus  Schlüsse  auf  besondere  Calamitäten  zu  ziehen 
sind.  Die  Industrie  des  Thaies  lag  am  Ende  des  Yorigen  Jahr- 
hunderts in  den  Händen  von  etwa  hundert  Fabrikkaufleuten; 
einzelne  von  diesen  besassen  selbst  Bleichen,  andere  liessen  um 
Lohn  bleichen.  Sobald  einer  auf  eigne  Rechnung  bleichen  liess, 
dieses  den  Gammeistem  anzeigte  und  die  gewöhnliche  Gebühr 
entrichtete,  wurde  er  Mitglied  der  Gamnahrung  und  genoss 
das  Privilegium  derselben.  Die  eigentliche  Arbeit  wurde  von 
Bleichknechten  ausgeführt,  welche  fbr  die  Bleichsaison  einen 
gewissen  Lohn  erhielten,  für  den  sie  sich  ihre  Nahrung  in  Kar- 
toffeln. Brot,  Kaffe  und  Branntwein  selbst  anschafilen.  — 

Neben  der  Bleiche  war  das  Zwimrad  die  älteste  Nahrangs- 
quelle  der  Wuppeithaler  Gewerbtreibenden.  Bis  in  unser  Jahr- 
hundert erhielt  sich  die  Fabrikation  von  Nähzwirn  aus  Flacbs- 
gam,  im  vierten  und  fünften  Jahi-zehnt  desselben  nur  kümmerlich 
ihr  Dasein  fristend,  bis  sie  endlich  erlosch.  Der  Grund  lag  theils 
in  der  durch  ihre  feineren  Game  übeimächtigen  Concurrenz 
Englands  und  Belgiens,  theils  darin,  dass  der  Schutzzoll  auf 
Zwiiii  kaum  höher  war  als  auf  einfache  Game,  theils  in  der 
Erhöhung  des  Eingangszolles  seitens  anderer  Staaten,  z.  B. 
Frankreichs  im  Jabre  1842,  wodurch  ein  altes  Absatzgebiet 
verspeiTt  wurde.  Dagegen  kam  im  Jahre  1849  das  Baum- 
wollen-Strickgam  dem  englischen  fast  gleich,  nicht  aber  das 
Nähgarn,  einmal  weil  es  schwieriger  herzustellen  ist,  dann  weil 
in  England  das  Zwimen  vielfach  mit  dem  Spinnen  verbunden 
war,  indem  es  direct  von  den  Spindeln  geschah.  In  jenem 
Jahre  fabricirte  nur  ein  Haus  rohes  Nähgam;  der  Nähzwirn 
kam  massenhaft  aus  England  ins  Wupperthal,  um  in  kleinen 
Strängen  gebleicht  und  gefärbt  und  in  diesem  veredelten  Zu- 
stande wieder  ausgeführt  zu  werden.  Um  jene  Zeit  kam  ein 
neuer  Artikel  auf,  der  von  steigender  Bedeutung  wurde:  das 
Eisengam,  ein  gewachstes,  durch  Maschinen  geglättetes  Näh- 
gam. Die  Güte  und  Eleganz,  die  Egalität  und  Stärke  des 
Fadens  sicherten  diesem  Game  eine  weitgehende  Verwendung 
in  Halbseide  und  andern  Stoffen.  Die  Industrie  der  Stiick-t 
Näh-  und  Eisengame  mag  in  der  Gegenwart  mit  der  zusammen- 
hängenden Färberei  über  tausend  Arbeiter  beschäftigen.  ^ 


^)  Die  Gewerbez&hlang  vom  1.  Dec.  1875  ergab  fbr  Barmen  (in  £lbe^ 
feld  ist  diese  Industrie  Ton  geringerer  Bedeatong;: 
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Bei  dem  Handel  mit  baumwollnen  Strickgarnen  werfen  die 
eine  Täuschung  des  Publicums  in  Bezug  auf  Mass  und  Gewicht 
herbeiführenden  Missbräuche  ein  so  grelles  Schlaglicht  auf  die 
kaufmännische  Moral  und  deren  Wirkung  auf  die  ärmeren 
Consumenten,  dass  es  werth  erscheint,  einen  Augenblick  darauf 
einzugehen.  Der  Firma  Ermen  &  Engels  in  Barmen  gebührt 
das  verdienst,  nachdrücklichst  auf  jene  Verhältnisse  aufmerk- 
sam gemacht  ^)  und  den  Kampf  gegen  dieselben  aufgenommen 
zu  haben.  Die  Detaillisten  verkaufen  nämlich  die  Game  in 
den  meisten  Fällen  nicht  nach  der  Wage,  sondern  nach  Strängen 
oder  Packeten,  welche  als  characteristisches  Merkmal  von 
altersher  noch  die  Bezeichnung  deijenigen  Gewichtsmenge 
führen,  welche  sie  enthalten  sollten  und  wohl  auch  enthalten 
haben.  Nun  gibt  es  aber  an  25  verschiedene  Haspelungen^ 
also  auch  an  25  verschieden  wiegende  halbe  und  vieilel  Pfunde, 
von  denen  manche  auf  der  Wage  kaum  mehr  als  die  Hälfte 
des  nominellen  Gewichts  ergeben.  Eine  beliebte  Haspelung  ist 
z*  B.:  „%oi  %  englisches  Gewicht,  V«  Pfund  Packung".  Diese 
Vorschiift  bedeutet,  dass  80  Stränge  Gam  6  englische  Pfunde 
wiegen,  und  dass  je  4  Stränge,  von  denen  jeder  wieder  aus 
4  Fitzen  besteht,  ein  Packet  von  einem  halben  Pfunde  bilden 
sollen.  Ein  nach  diesem  Recept  gefertigtes  „halbes  Pfund' 
wiegt  in  landesüblichem  Gewicht  statt  15  nur  8  V5  Loth.  Recht 
lockere  Packung  dient  dazu,  dem  Auge  die  Mängel  zu  ver- 
hüllen. Dieses  Uebel  wächst  mit  jedem  Jahre;  denn  nachdem 
der  Drang,  die  Concurrenz  mit  Hülfe  dieses  unlauteren  Mittels 
zu  überbieten,  die  Scheu  vor  dem  ersten  Schritte  überwunden 
hat,  geht  es  rasch  weiter  auf  dieser  abschüssigen  Bahn;  da- 
durch werden  die  Kosten  der  Veipackung  fast  verdoppelt. 

Zwar  wird  der  Käufer  nun  nicht  immer  um  die  volle  Höhe 

des  fehlenden  Gewichts  betrogen;  aber  welcher  Spielraum  ist 

^  dabei  der  Ehrlichkeit  des  Händlers  gelassen  ?  Nur  der  erfahrene 

Theil  des  Publicums  kennt  die  Gefahr  und  weiss  von  dem 
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Rechte  der  Wage  Gebrauch  zu  machen.  Namentlich  sind  es 
die  geringeren  Gamsorten,  bei  denen  dies  System  in  ent* 
Wickel tster  Weise  zu  Tage  tritt,  und  somit  ist  es  die  ärmste 
und  unerfahrenste  Klasse  der  Bevölkerang ,  welche  darch 
scheinbar  billige  Preise  angelockt  und  getäuscht  wird;  die 
Dienstmädchen,  Schulkinder  und  Arbeiterinnen  sind  es,  welche 
ausgebeutet  werden.  Diese  unerfahrenen  und  unmQndigen 
Menschen  werden  alle  trotz  des  Rechtes  der  Wage  das  Opfer 
eines  Systems,  welches  unlautei*e  Ziele  verfolgt  und  speciell 
zu  ihrer  Täuschung  erfunden  ist. 

Zwei  Versuche  im  Jahre  1862,  durch  Vereinigung  der 
grösseren  Fabrikanten  im  Zollverein  an  die  Stelle  einer 
schmählichen  Duldung  einen  ehrenhaften  Widerstand  zu  setzen, 
scheiterten  an  der  Macht  der  Gewohnheit  auch  in  anerkannt 
unsittlichen  Dingen.  Da  entschloss  sich  die  oben  genannte  Firma 
trotz  der  Opfer  und  Gefahren,  den  Kampf  allein  aufzunehmen. 
Dieser  Schritt  wurde  von  allen  Seiten  mit  der  lebhaftesten  Freude 
begiUsst,  selbst  diejenigen  Grosshändler  und  Fabrikanten,  welche 
eingeschüchtert  durch  eine  unheilvolle  Concurrenz  Bedenken 
trugen,  sich  anzuschliessen,  billigten  laut  und  unverhohlen  die 
Massregel  ihres  entschlosseneren  Concurrenten  und  sehnten 
den  Moment  herbei,  wo  auch  sie  sich  in  der  Lage  fbhlen 
würden,  den  gleichen  Schritt  zu  thun.  Erkennt  man  hieraus, 
wie  einerseits  der  gesunde  und  ehrenhafte  Sinn  des  Handels- 
standes sich  hier  im  Verlangen  nach  Remedur  ausspricht,  so 
ist  es  anderseits  doppelt  schmerzlich  sehen  zu  müssen,  wie  es 
einigen  Wenigen  gehngt,  die  grosse  Mehrzahl  unter  ein  so  be- 
schämendes Joch  zu  bringen. 

Die  Firma  Ermen  &  Engels  schlägt  vor,  dass  die  Fa- 
brikanten solcher  Artikel,  welche  in  Packeten,  Schachteln, 
Kistchen,  überhaupt  in  abgetheilten  Gebinden  in  Vertrieb 
kommen,  die  Vei-pflichtung  auferlegt  werde,  auf  diesen  Ge- 
binden in  deutlicher  Weise  neben  ihrer  vollen  Firma  eine  ge- 
naue Angabe  des  Inhalts  an  Gewicht,  Mass  oder  Zahl  anzu- 
bringen und  auch  innerhalb  gewisser  Grenzen  für  die  Richtig- 
keit dieser  Angaben  zu  haften.  Dieselbe  Haftpflicht  solle  auch 
jeder  Zwischenhändler  seinen  Abnehmeiii  gegenüber  tragen 
mit  der  Erleichterung,  dass  ihm  'schliesslich  der  Fabrikant 
regi-ess^flichtig  bleibe.  Dieser  Haftpflicht  könne  der  Händler 
sich  nur  dadurch  entziehen,  dass  er  seinen  Kunden  bei  der 
Uebei'gabe  die  Richtigkeit  durch  Messung  beweise;  in  allen 
Fällen  aber,  wo  er  nicht  ein  ganzes  Gebind  in  seiner  ursprüng- 
lichen Foim,  sondern  nur  Theile  eines  solchen  verkaufe,  sei  er 
verpflichtet,  seinen  Abnehmern,  auch  wenn  dieselben  es  nicht 
ausdrücklich  fordern  sollten,  den  Nachweis  der  Richtigkeit  zu 
führen.  Es  kann  in  der  That  nicht  weniger  verlangt  werden, 
als  dass  jeder  Fabrikant  angibt,  was  und  wieviel  er  liefert 
und  dass  er  auch  für  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  haftet 
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Ausdrücklich  muss  hervorgehoben  werden,  dass  es  bis  jetzt 
thatsächlich  keine  Instanz  gibt,  vor  welcher  unmittelbare  Ab- 
hülfe erbeten  werden  kann. 

Nichts  setzt  den  Unterschied  im  Machtverhältniss  der 
Consumenten  gegenüber  den  Verkäufern  in  ein  helleres  Licht 
als  die  stete  Uebervortheilung  der  Dienstmädchen  und  Kinder 
seitens  der  Detailhändler  mit  Strickgarn,  verglichen  mit  dem 
einmüthigen  dictatorischen  Vorgehen  des  Barmer  Fabrikanten- 
vereins für  Bänder,  Litzen  und  Kordeln  gegenüber  den  Spinnern 
in  Bradford.  Diese  sind  die  fast  ausschliesslichen  Lieferanten 
der  zur  Verarbeitung  gelanp^enden,  aus  der  glanzreichen,  glatten 
englischen  Wolle  in  Yorkshire  hergestellten,  gezwirnten  Game, 
von  denen  einzelne  Marken  bis  zu  12  ®/o  weniger  gegen  die 
Normalstranglänge  von  560  Yards  aufweisen.  Der  Fabrikanten- 
verein  erklärte  nun  am  15.  Januar  1874  kategorisch,  dass  er 
in  Zukunft  keine  2  fold  Weft-Game  mehr  annehmen  würde, 
welche  weniger  als  560  Yards  hielten,  mit  einer  zugestandenen 
Fehlergrenze  von  2  Vi  ^/o-  Zur  GontroUe  wurde  ein  Haspel- 
apparat in  der  Seidentrocknungs- Anstalt  zu  Elbeif eld  aufgestellt. 
Bei  459  Nachmessungen  ergaben  sich  nur  34  Normal-,  sonst  zum 
Tbeil  recht  beti*ächtliche  Mindeimasse.  ^)  Die  Bradforder 
Spinner  mussten,  obwohl  widerwillig,  sich  den  Forderungen 
f&gen  und  im  December  1876  stellten  die  Barmer  Fabrikanten 
ähnliche  Forderungen  in  Bezug  auf  2  fold  Genappes  und  Mohair 
Genappes,  denen  der  Anschluss  von  sechszehn  Firmen  aus 
St.  Chamond  noch  gi'össeren  Nachdruck  verlieh.  In  diesem 
Falle  traten  die  Consumenten  (die  Fabrikanten)  in  geschlossener 
Reihe  vor  und  erklärten  denjenigen  Spinnern  den  Voi'zug  geben 
zu  wollen,  welche  bereits  seit  altersher  die  Bedingungen  er- 
füllt hatten;  aber  selbst  hier  waren  es  nicht  alle  Fabrikanten 
dieser  Branche,  sondeiii  nur  die  zweier  Städte,  die  andern  sind 
noch  nicht  gefolgt.  Die  inteiiiationalen  Verhandlungen  über  ein- 


^)  Bei  den  Haapdiingen  ergaben  sich  Mindermasse: 
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heitliche  GarnnummeriruDg  von  1873  und  in  den  folgenden  Jahren 
fahrten  allerdings  zu  dem  Beschlüsse,  dass  jeder  Str&hn  100<> 
Meter  mit  der  IJnterabtheilung  von  10  Gebinden  zu  100  Meter 
betragen  sollte,  aber  diese  Weifenlänge  sollte  nidit  gesetzlich, 
sondern  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung  geregelt  werden. 
Die  ältere  bergische  Verwaltung  ging  in  diesen  Dingen  viel 
entschiedener  vor;  sie  erhob  eine  Vereinbarung  der  Wupper- 
thaler  Fabrikanten  und  Kaufleute,  wonach  bei  1000  Louisdor 
Strafe  ein  gleichmässiges  Ellenmass  bei  Bändern,  Schnürriemen 
u.  s.  w.  eingehalten  werden  sollte,  zum  Gesetz.  Dennoch 
traten  Unterschleife  ein;  und  es  scheinen  solche  Anordnunpren 
auch  nicht  mehr  empfehlenswei-th  zu  sein;  wohl  aber  dürfte 
der  von  der  Firma  Eimen  &  Engels  vorgeschlagene  Weg  zum 
Ziele  fuhren.  Wenn  nun  Fabrikanten  und  Kaufleute  nidit  im 
Stande  sind,  normale  Masse  zu  erzwingen,  wie  viel  weniger 
sind  unmündige  und  unerwachsene  Consumenten  wie  Mftdchen 
und  Kinder  im  Stande,  ihre  Verkäufer  zur  ReellitAt  zu 
zwingen.  — 

Ein  grosser  Theil  der  gebleichten  und  gezwirnten  Game 
ging  im  vorigen  Jahrhundert  zum  Färben  nach  Brabant:  es 
begannen  daher  seit  dem  siebenjährigen  Kriege  die  Kaofleute 
diesen  Veredlungsprocess  auch  im  Thale  einzubüiigem ;  theils 
legten  sie  selbst  Färbereien  an,  theils  wurden  dieselben  von 
hausindustriellen  Lohnmeisteni  betrieben ;  im  Jahre  1767  zählte 
man  schon  200  Färber  und  Färberknechte.  Um  diese  Zeit 
empfing  dies  Gewerbe  gi*osse  Anregungen  dadurch,  dass  die 
Kaufleute  auf  ihren  Handelsreisen  die  ausländische  Industrie 
kennen  lernten  und  Ronen  die  Baumwollenzeuge,  Lyon  die 
Seidenstoffe,  Ostindien  die  Foulards  nachzuahmen  suchte;  zu 
allem  dem  brauchten  sie  gefärbte  Game.  Da  trat  als  wich- 
tigstes Ereigniss  im  Jahre  1780  die  Einführung  der  Türkisch- 
rothfärbem  ein:  bald  wurde  das  Geheimniss  allgemein  und 
erhob  sich  während  des  Krieges  zur  ergiebigsten  Nahrungs- 
quelle.^)  Eine  Reihe  von  Kaufleuten  bemächtigte  sieh  des 
lohnenden  Aitikels  und  begann  die  günstige  Conjunctur  noch 
durch  umfassenden  Betrug  auszunützen.  Die  einen  vermischten 
bessere  Gaiiisorten  mit  schlechteren,  die  andern  verleiteten  die 
Färbermeister,  das  Garn  durch  Beimischung  von  Baumöl  uni 
10 — 15  %  künstlich  zu  ei-schwei-en,  und  verkauften  es  in 
feuchtem  Zustande.  So  lange  die  Conjunctur  gUnstig  war, 
passirte  solcher  Betinig,  obgleich  mancher  kleine  Kaufmann, 
der  seinen  Handel  nicht  vei*stand,  noch  jene  Kunstgriflfe  kannte, 
unvermerkt  zu  Grunde  ging.  Beim  Rückgange  der  Conjunctur 
aber,  oder  wenn  anderweit  bessere  Waare  angeboten  wurde, 
zeigte  sich   der  Missbrauch   und   das  Renomm^  der  Waaren 

')  Ebendaselbst.    Acta  27.   Eingabe  der  Garnmeister  vom  9.  December 
1800  und  der  Kaufleute  vom  10.  Febmar  1803  ff. 
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sank.  Die  Garmneister  schlugen  daher  im  Jahre  1800  eine 
Verfügung  gegen  die  Missstände  vor,  welche  auch  erlassen 
wurde,  aber  an  dem  Widerstände  der  Kaufleute  und  den 
Schwierigkeiten  der  Durchführung  scheitei-te. 

In  unserem  Jahrhundei-t  hat  die  Gai-nfärberei  in  ihren 
beiden  Branchen  der  Lohnfäi*berei  und  der  Türkischrothfärberei 
einen  grossen  Aufschwung  genommen  und  mag  gegenwärtig 
wohl  gegen  2000  Arbeiter  beschäftigen.  Der  ältere  Zweig  ist 
die  Lohn&rberei,  noch  heute  ein  hausindustriell  organisirtes 
Httlfsgewerbe,  in  welchem  Baumwolle,  Wolle  und  Seide  fbr  die 
Bedürfnisse  der  Weberei,  Wirkerei  und  Flechterei  gegen  Lohn 
gefärbt  werden.  Die  Meister  sind  mittelgrosse  Unternehmer, 
ebenso  wie  die  Seidenfärber  in  Grefeld,  in  guten  Verhältnissen, 
welche  den  Fabrikanten  gegenüber  die  Löhne  halten  und  sich 
auch  nach  der  Krisis  nicht  haben  drücken  lassen. 

Die  Türkischrothfärberei  ist  eine  selbständige  Industrie. 
An  der  Spitze  stehen  Eaufleute,  welche  das  Garn  so  billig  als 
möglich  aufkaufen,  es  durch  die  Färberei  veredeln  und  dann 
auf  eigenes  Risico  verhandeln.  Es  ist  dies  in  der  Hauptsache 
ein  Speculationsgeschäft,  in  hohem  Grade  Conjuncturen  unter- 
werfen;  sehr  bald  kamen  die  Kaufleute  darauf,  zu  besserer 
Ausnutzung  momentaner  Chancen  und  zur  Verbesserung  der 
Technik  eigene  Anstalten  zu  emchten.  Die  hen-schende  Be- 
triebsform war  die  Manufactur,  die  Technik  war  eine  mehr 
handwerksmftssige.  Im  Sommer  wie  im  Winter  standen  die 
Färber  in  der  Wupper  und  spülten  die  Gamstränge  mit  ihren 
rothen  Händen.  Die  äussere  Kälte  und  Nässe  suchten  sie 
durch  innere  Nässe  zu  lindern,  sie  führten  die  Branntweinflasche 
immer  bei  sich,  jeder  Färber  war  ein  geborener  Trinker;  so 
hatte  es  sich  fortgeerbt  von  Geschlecht  zu  Geschlecht,  so  for- 
derte es  das  Handwerk.  In  der  Neuzeit  hat  sich  die  Technik 
geändert,  einmal  durch  die  Anwendung  von  Arbeitsmaschinen, 
dann  durch  die  Ersetzung  des  Krapps  durch  Alizarin-  und 
Anilinfarben.  Das  macht  das  fortwährende  weitläufige  Beizen 
und  Waschen  im  Freien  überflOssig,  die  Färber  sind  ganz  in 
die  Fabrik  hineingewiesen  und  zu  reinen  Fabrikarbeitern  ge- 
worden; ihr  Kopf  bewegt  sich  nun  in  einer  stets  von  warmen 
Wasserdämpfen  geschwängerten  Luft,  die  Füsse  stehen  auf 
kalten,  nassen  Steinplatten. 

Mit  dem  Uebergange  vom  hausindustriellen  zum  Manu- 
facturbetriebe  änderte  sich  die  socialöconomische  Stellung  der 
Lohnarbeiter;  das  Mittelglied  der  unternehmenden  Meister  fiel 
heraus  und  ein  einheitlicher  Stand  gleichgestellter  Gesellen 
bildete  sich ;  es  begannen  die  Lohnstreitigkeiten  dieser  mit  den 
Fabrikanten,  die  von  den  ersteren  mit  um  so  grösserem  Nach- 
druck geftüirt  wurden,  als  sie  tüchtige  und  gelernte  Arbeiter 
waren.  In  den  Jahren  1851—55  hatte  die  Rothfärberei  einen 
schleppenden  Gang,  die  Löhne  standen  niedrig;   da  kam  im 

12* 
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Jahre  1855  eine  unausgesetzt  schwungvolle  Ausfuhr,  und  über 
1000  Gesellen  legten  (üe  Arbeit  nieder.  Dabei  fanden  tnmul* 
tuarische  Auftritte  statt,  so  dass  acht  verhaftet,  aber  nur  einer 
auf  ein  Jahr  Gef&ngniss  verurtheilt  wurde.  Nach  zwei  Jahreo 
unternahmen  839  Gesellen  und  13  Lehrlinge  wieder  einen  Strike 
und  feierten  zehn  Tage  lang,  ohne  irgend  einen  Exeess  sich  m 
Schulden  kommen  zu  lassen.  Zwar  wurden  auch  dieemal  acht 
Anführer  auf  zehn  Tage  eingesteckt,  indess  die  Färber  erreichten 
doch  ihre  Lohnerhöhung.  Dieser  Strike  und  deijeotge  der 
Nagelschmiede  in  Kronenberg  1864  sollen  die  einzigen  gewesen 
sein,  welche  im  bergischen  Lande  vor  Ertheilung  der 
Coalitionsfreiheit  erfolgi-eich  waren.  ^)  Als  im  Jahre  1868  die 
Industrie  wieder  einen  lebhaften  Au&chwung  nahm,  legten  ^e 
Färber  abermals  die  Arbeit  nieder  und  harrten  sechs  Wochen 
lang  aus,  ohne  jedoch  einen  Erfolg  zu  emelen;  nadi  grossen 
Verlusten  auf  beiden  Seiten  nahmen  sie  die  Arbeit  wieder  auf. 

Die  Lohnsteigerungen  im  letzten  Jahrzehnt  hatten  zunächst 
die  Einfühi-ung  der  früher  für  unmöglich  gehaltenen  Stück* 
löhnung  zur  Folge,  wodurch  die  Arbeitsintensität  und  das  Ver- 
dienst erhöht,  die  Controlle  der  Leistungen  aber  erschwert 
wurde.  Ferner  gestattete  die  Vereinfachung  des  technischen 
Verfahrens  die  Anwendung  von  Arbeitern,  die  in  einem  Monat 
angelernt  werden  konnten.  So  zählte  die  UntemehmuQg  von 
D.  &  Co  in  Elberield  im  Jahre  1877  nur  ein  Zehntel  gelernter 
Arbeiter  unter  den  ihrigen;  diese  werden  in  der  Fabi^  selbst 
ausgebildet,  indem  förmliche  Lehrlings  vertrage  mit  ihnen  ge 
schlössen  werden;  die  über  16  Jahre  alten  Jungen  verpffichten 
sich  auf  2,  die  über  18  Jahre  auf  IVt  Jahre;  im  ersten  Fall 
erhalten  sie  9,  im  zweiten  12 — 15  Mark  Wochenlohn.  Aehn- 
liche  Verhältnisse  scheinen  die  herrschenden  zu  sein;  einige 
Fabriken  zahlen  den  Lehrlingen  geringeren  Lohn,  dafür  aber 
eine  Prämie  von  60  Mark  für  jedes  Lehrjahr,  um  sie  vom 
Veitragsbruch  abzuhalten.  Von  den  weiblichen  Arbeitern  sind 
4—5  ®/o  Fitz-  und  Legemädchen,  welche  in  6—12  Monaten  ohne 
f&rmlichen  Lehrvertrag  angelernt  werden.') 

Durch  die  Vereinfachung  der  Technik,  die  Einführung  der  Ar- 
beitsmaschinen und  die  Verwendung  der  Alizaiin-  und  Anilinfiarben 
an  Stelle  des  Krapps,  und  durch  die  damit  zusammenhängende 
verstärkte  Anwendung  von  ungelernten  Kräften,  sehwindet  der 
Vorsprung,  welchen  die  Wupperthaler  TürkischrothArber  vor 
den  fremden  gehabt  haben;  die  Handfertigkeit,  welche  vom 
Vater  auf  den  Sohn  sich  vererbend  einen  hohen  Grad  der  Au^ 
bildung  eiToicht  hatte,  ist  von  keiner  Bedeutung  mehr.    Die 


^)  Königl.  Regierung  zu  DQsseldorf.  Acta  I,  m.  9.  4.  Bericht  des 
Reg.- Abs.  Bossart  vom  5.  Mai  1865. 

')  Ebendaselbst  1.  III,  5.  S^'^.  Berichte  des  OberbOrgenneisten  Ton  Eiber- 
feld  vom  20.  Juni  1877  und  des  Fabrikinspectors  vom  16.  JoÜ  1877. 
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Industrie  beruht  immer  mehr  auf  dem  Speculationsgeiste  der 
Gamhändler,  welche  in  grossartigem  Massstabe  den  Ver- 
edlungsprocess  und  das  Exportgeschäft  betreiben,  wobei  ihnen 
eine  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Concurrenz  allenthalben  ent- 
gegenbitt,  so  dass  ihnen  mancher  früher  bedeutende  Absatz- 
markt nach  und  nach  fast  ganz  verloren  gegangen  ist. 


U.    Die  Weberei. 

Der  erfolgreiche  Handel  mit  gebleichtem  und  gezwirntem 
Flachsgarn  veranlasste  die  Eaufleute,  dasselbe  auch  am  Orte 
selbst  zu  Leinwand  und  Lind  (Band)  verweben  zu  lassen. 
Schon  am  Anfange  des  XVIU.  Jahrhunderts  war  diese  Industrie 
fftr  das  Thal  von  Bedeutung;  die  Elberfelder  Bonten  oder 
Doppelsteine,  blau  und  weissgewürfelte  Zeuge  zur  Bekleidung 
von  Sklaven,  waren  ein  Hauptartikel.  Die  Leinweber  waren 
hausindustrielle  Lohnarbeiter,  ihre  Werkstätten  jedoch  von  be- 
ti*ftchtlichem  Umfange,  da  auch  einige  Nebenarbeiten,  wie  Win- 
den, Kettenscheren,  Spulen  u.  s.  w.,  in  denselben  stattfanden. 
Diese  Lohnarbeiterschaft  befand  sich  in  guter  Lage,  sie  bildete 
die  grösste  und  compacteste  Masse  im  Thale  und  fand  ihre 
Organisation  in  der  Leineweberzunft,  deren  Privilegium^)  am 
26.  Mai  1748  bestätigt  wurde. 

Um  Meister  in  der  Zunft  zu  werden,  musste  man  drei 
Jahre  gelernt  oder  als  Fremder  drei  und  als  Bürger-  oder 
Meistersohn  zwei  Jahre  als  Knecht  gearbeitet  haben.  Femer 
musste  man  ein  Meisterstück  vorweisen,  bestehend  in  einem  Stück 
Ziechen  und  Doppelstein,  seine  eheliche  Geburt  beweisen,  das 
Bürgerrecht  erlangen  und  als  Fremder  12,  als  Meistersohn 
6  Tbder  an  die  Kasse  und  40  Stüber  an  jeden  Amtsmeister 
entrichten-,  Tractamente  waren  bei  dieser  Gelegenheit  unter- 
sagt Die  Lehrlinge  mussten  christlich-ehelicher  Geburt  sein, 
und  einen  Thaler  Einschreibegeld  und  einen  Schilling  jedem 
Amtsmeister  entrichten.  Sie  mussten  im  Winter  um  acht,  im 
Sommer  um  neun  Uhr  zu  Hause  sein  und  durften  keinen  blauen 
Montag  machen.  Ausser  seinen  Töchtern  durfte  kein  Meister 
ein  Weib  im  Weben  unterrichten  und  dieselben  nicht  für  Lohn 
auf  seinen  Stühlen  arbeiten  lassen  mit  Ausnahme  der  Wenigen^ 
welche  vor  Errichtung  der  Zunft  für  Knechtslohn  gearbeitet 
hatten.  Um  den  Weblohn  hoch  zu  halteji,  wurde  auch  ver- 
boten, Lehrlinge  um  halben  Lohn  anzunehmen;  auch  durfte 
kein  neuer  Lehrling  vom  Meister  eingestellt  werden,  bevor 


^)  DfliB.  Staatsarcfaiy.  a.  a.  0.    Acta  27.  convolnt  I.  —  EbendaselbBt 
A.  81.  Maamc  Plönnies:  Topographia  Ducatos  Montinmani. 
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der  erste  nicht  drei  Lehijahre  ausgestanden  hatte.  Wenn  ein 
Fremder,  der  auswärts  geleiiit  hatte,  kam  und  Arbeit  verlangte, 
sollte  er  10  Stüber  für  die  Gesellen-,  Kranken-  und  BeerdigungF- 
kasse  zahlen  und  der  Meister  ihn  innerhalb  vierzehn  Tagen 
der  Zunft  anzeigen.  Kein  Meister  sollte  dem  andern  seinen 
Gesellen  entführen;  dieser  musste  viei-zehn  Tage,  und  wenn 
die  Arbeit  sehr  dringend  war,  vier  Wochen  vorher  kündigen; 
einen  Vertragsbrüchigen  Gesellen  duifte  kein  Meister  bei  zwei 
Goldgulden  Strafe  annehmen ;  der  Geselle  sollte  aber  mit  einem 
Thaler  dem  Amtsmeister  verfallen  sein;  ein  jeder  Geselle 
musste  den  Kettbaum,  den  er  begonnen,  auch  abarbeiten.  Der 
Meister  durfte  den  Lehrlingen  und  GeseUen  nicht  ohne  Ui'saehe 
den  Lohn  verkürzen ,  widrigenfalls  ihm  die  Arbeit  verboten 
werden  konnte,  bis  er  bezahlt  hatte. 

Um  den  Meistem  die  Nahrung  zu  garantiren,  sollte  ausser- 
halb Elberfelds  und  Baimens  keiner  bei  Confiscation  des  Stücks 
seine  Zunftarbeiten  venichten;  auch  duiften  die  Kaufleate 
nicht  Garn  verführen  zur  Verfertigung  der  zunftmässigen  Ar- 
beit Andererseits  mussten  die  Amtsgenossen  zu  den  her- 
gebrachten Preisen  arbeiten ;  es  war  ihnen  verboten,  sich  „zu- 
sammen zu  i'ottiren*',  um  höhere  Löhne  zu  erzwingen;  sie  mussten 
stets  die  herkömmliche  Quantität  und  Qualität  in  der  ver- 
langten Zeit  liefern;  falls  sie  höhere  Pi*eise,  als  im  Industrie- 
bezirk üblich,  forderten,  sollten  die  Beamten  und  Gammeister 
sofort  erlauben,  ausserhalb  des  Bezirks  arbeiten  zu  lassen. 
Man  erkennt  hieraus  deutlich  den  Einfluss  der  grossen  Kauf- 
leute, welche  sorgfältig  die  Möglichkeit  einer  Arbeitseinstellung 
und  Lohnerhöhung  schon  im  voraus  ausschlössen  und  sich  die 
Waffe  vorbehielten,  die  städtischen  Weber  mit  den  billigeren 
Löhnen  der  ländlichen  zu  schlagen.  Die  Meister  durften  vom 
Kaufmann  nicht  mehr  Arbeit  abholen ;  als  sie  zu  bewältigen 
im  Stande  waren;  wenn  sie  sie  liegen  Hessen,  zahlten  sie  einen 
Goldgulden.  Wenn  die  Industrie  in  eine  schlimme  Lage  ge- 
rieth,  so  sollten  deiyenigen  Meistem,  welche  mit  vier  bis  ffinf 
Sttüilen  arbeiteten,  diese  letzteren,  dann  auch  der  dritte  Stuhl 
still  gestellt  werden. 

Die  Vertretung  der  Zünfte  bestand  in  sechs,  aus  allen  drei 
Religionen  gewählten  Amtsmeistern,  welche  sich  am  ersten 
Montag  jedes  Monats  zum  Zunftgericht  versammelten;  bei 
Klagen  und  Gebrechen  im  Handwerk  sollten  sie  die  Meister 
vor  sich  citiren  und  bis  zu  einem  Goldgulden  strafen  dürfen; 
die  Berufung  ging  an  die  Amts-  und  Stadtrichter  und  wurde 
summarisch  erledigt. 

Bei  der  geschilderten  Organisation  der  Industrie  ergab 
sich  ein  dreifacher  Interessengegensatz:  einmal  des  Meister- 
standes zu  den  arbeitgebenden  Kauf  leuten,  dann  zu  den  arbeit- 
nehmenden Gesellen,  endlich  innerhalb  desselben  ein  G^ensatz 
zwischen  grösseren  und  kleineren  Meistem.    Dieser  letztere  trat 
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zuerst  zu  Tage.  In  Folge  der  Erschwerung  einer  selbständigen 
Etablirung  namentlich  fbr  Fremde,  überflügelten  die  gi'ossen 
Werkstätten,  in  denen  neben  der  Webei-ei  ja  auch  andere  Vor- 
arbeiten stattfanden,  sehr  bald  die  der  ärmeren  Genossen ;  sie 
erwarben  mehr  und  zogen  immer  mehr  Gesellen  an  sich.  Das 
Mittel  hiezu  war  weniger  der  Lohn ;  dei'selbe  betinig  die  Hälfte 
des  Meisterlohnes,  wovon  der  Geselle  noch  das  Eettenscheren 
und  die  übrigen  Vor-  und  Nebenarbeiten  selbst  zu  bezahlen 
hatte.  Das  Hauptlockmittel  bei  der  damaligen  Naturalwiith- 
schaft  war  vielmehr  eine  bessere  Wohnung  und  Beköstigung. 
Hierüber  beginnt  der  Kampf  der  ärmeren  Meister  gegen  die 
reicheren  und  deren  Gesellen  in  ganz  kleinlicher  Weise. 

Die  erste  Frage,  welche  die  Zunft  bewegte,  war  die 
Suppen-  und  KafFeefrage.  Auf  Bitten  der  Zunft  im  Jahre  1754 
wurde  durch  eine  chui-fürstliche  Verordnung  bei  12  Goldgulden 
Strafe  verboten,  den  Gesellen  Abends  waime  Speisen  vorzu- 
setzen und  ihnen  Kafifee  und  Thee  zu  reichen;  auch  mussten 
sie  mindestens  ein  halbes  Jahr  bei  demselben  Meister  bleiben.  Da 
jedoch  die  reicheren  Meister  foi-tfuhren,  die  Gesellen  an  ihrer 
Lebensweise  theilnehmen  zu  lassen,  und  immer  mehrere  an 
sich  zogen,  so  setzte  die  Zunft  am  11.  Mai  1754  einen  chur- 
fürstlich  sanctionirten  Speisezettel  für  das  Mittagsmahl  durch: 
nicht  kalte  magere  und  eingebrockte  Milch,  sondern  ein  Ge- 
müse und  in  Ermangelung  dessen  eine  warme  Schüssel  Erbsen, 
Bohnen,  Gei-stenbrei,  Suppe  u.  s.  w.  Ferner  wurde  eine  vier- 
zehntägige Pi-obezeit  beim  Dienstantritt  fQr  beide  Theile  ver- 
ordnet, das  „Brutalisiren''  verboten,  die  Schwelgerei  und 
Schwäimerei  der  Gesellen  untersagt  und  ihnen  gleich  den 
Lehrlingen  auferlegt  um  acht  bezw.  neun  Uhr  Abends  nach 
Hause  zu  kommen;  sie  durften  jedoch  nicht  mit  dem  Herbei- 
bringen von  Victualien  von  entfernten  Oii;en  beschwert  werden. 
Die  Gontrolle  über  die  reicher  besetzte  Tafel  der  grössei*en 
Meister  erwies  sich  aber  als  so  schwierig,  dass  die  ärmeren  ver- 
zichten mussten,  durch  eine  Warme -Speisen-Sperre  ihren 
glücklicheren  Goncurrenten  die  Arbeiter  zu  entziehen ;  resignirt 
bat  schon  nach  zwei  Jahren  die  Zunft  um  Wiederherstellung 
der  Speisefreiheit,  Im  Jahre  1774  wurde  diesen  Zänkereien 
mit  der  Erlaubniss  ein  Ende  gemacht,  dass  die  Gesellen  sich 
selbst  Abends  ihre  Nahrung  herbeischaffen  dürften. 

Solche  kleinliche  Chicanen  hatten  die  natürliche  Folge, 
dass  die  Gesellen  nach  Möglichkeit  die  unerquicklichen  Arbeits- 
verhältnisse zu  lösen  suchten  und  sich  selbständig  etablirten. 
Dieses  Streben  wurde  begünstigt  durch  den  Fortschritt  der 
Industrie.  Die  Leineweberei  gehörte  einer  extensiven  Stufe  an 
und  es  kamen  schon  feiner  gemusterte  Stoffe,  baumwoUne  und 
wollne,  namentlich  aber  seidene  Gewebe  im  Thale  zur  Ver- 
arbeitung. Die  Leineweber  standen  nicht  mehr  als  erste  auf 
dem  Plan  und  ihr  Lohn  konnte  nicht  mehr  steigen,  weil  die 
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Leineweberei  einen  anderen  Standort  mit  billigeren  Löhnen  auf- 
suchen musste.  Wenn  nun  der  Meister  schon  wenig  erwarb,  ver- 
diente der  Geselle  noch  weniger  und  war  gezwungen,  sich  als 
Meister  zu  etabliren,  um  selbst  den  vollen  Weblohn  zu  be- 
ziehen. Ein  solches  Untergehen  des  Gesellenstandes  und  ein 
Entstehen  von  Einzelmeistem  tritt  unvermeidlich  beim  Inten- 
siver-werden  der  Industrie  ein.  Dadurch  erwuchs  aber  dne 
drückende  GoncuiTonz  kleiner  Meister,  welche  nicht  im  Stande 
waren,  das  Eintrittsgeld  zu  zahlen,  und  daher  als  sogenannte 
Schuldmeister  lebten.  Um  sich  dieser  zu  ei'wehren,  wurden 
im  Jahre  1776  die  Bedingungen  des  Meisterwerdens  emenert 
und  verachäift. 

Das  war  der  letzte  Schlag  im  brudermörderischen  Zwiste 
der  lohnarbeitenden  Classen  unter  einander.  Von  300  Meistern 
im  Jahre  1740  hatte  sich  bis  1781  die  Zahl  auf  1000<-1100 
vermehit  (genauer  462  in  der  Stadt,  377  im  Amte  Elberfeld, 
143  in  Barmen);  die  Zahl  der  Gesellen  mag  die  gleiche  ge- 
wesen sein,  wovon  etwa  400  fremde  waren;  die  Menge  der 
Spuler,  Kettenscherer  u.  s.  w.  stand  ausserhalb  der  Zunft. 
Die  Weber  arbeiteten  kunstreich  alle  Muster  und  trugen  bei 
jedem  neuen  die  Kosten  der  Vonichtung,  wobei  sie  bis  zu 
20  und  30  Thaler  Auslagen  hatten,  welche  sie  bei  dem  häufigen 
Wechsel  der  Muster  oftmals  nicht  wieder  einbrachten.  Ihnen 
gegenüber  standen  als  Arbeitgeber  etwa  100  Eaufleute,  welche 
das  Garn  um  Lohn  verarbeiten,  d.  h*  bleichen  und  zwirnen, 
weben  und  wirken  Hessen.  Früher  geschah  das  Alles  ausser 
Hause;  die  Gaiiimacher  besassen  nur  ein  Comptoir.  Mit  der 
Ausdehnung  ihres  Handels  wuchs  ihr  Capital  und  sie  b^annen 
dasselbe  auch  in  der  Fabrikation  werbend  anzulegen.  Zunächst 
liessen  sie  das  Kettenscheren  und  die  anderen  Vorarbeiten 
von  Lohnarbeitern  in  ihren  Werkstätten  vornehmen;  an  das 
Comptoir  schliessen  sich  die  Ansätze  der  Manufactur.  Dadurch 
wurden  nun  die  Leine  Webermeister  von  allen  HülfBgewerben 
entlastet,  sie  wurden  zu  reinen  Webern,  konnten  die  Gesellen 
um  so  leichter  entbehren  und  diese  vermochten  sich  als  Einzel- 
meister zu  halten.  Früher  gab  es  im  Meisterstande  verschie* 
dene  Abstufungen,  die  grösseren  vermochten  sich  an  den  Ge- 
sellen und  Lehrlingen  schadlos  zu  halten  und  Ersparnisse  an 
der  Fabrikation  zu  machen;  jetzt  waren  alle  Weber  auf  das 
gleiche  Niveau  von  Kleinmeistem  hinabgedrückt  und  der  In- 
teressengegensatz zwischen  ihnen  und  den  Kaufleuten  trat  in 
ganzer  Nacktheit  hervor.  Die  Stellung  der  Weber* verschlech- 
terte sich  fortdauernd,  indem  ihre  innere  Concurrenz  dureh  den 
Zuzug  fremder  Arbeiter  vergrössert  wurde  und  die  Leineweberei, 
einer  wirthschafüichen  Nothwendigkeit  folgend,  das  W^upper- 
thal  zu  räumen  anfing.  Blind  gegen  die  Uebermaeht  dieser 
wirthschaftlichen  Entwicklung,  nahm  die  Zunft  einen  Kampf 
auf,  welcher  mit  ihrer  Vernichtung  endete. 
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Die  Löhne  waren  beträchtlich  gesunken;  an  einem  Stück 
Doppelstein,  welches  vordem  französischen  Kriege  3Vs  Thaler  ein- 
brachte, verdiente  der  Weber  nur  2V«  Thaler.  Die  Lohhherab- 
setzungen  waren  allgemein,  die  Macht  der  Eaufleute  wuchs,  weil 
ihnen  jeder  Zeit  auf  dem  Lande  für  die  einfacheren  Aitikel 
massenhaft  Weber  zu  Gebote  standen;  sie  wurden  „furchtbar 
hochmflthig  und  forderten  von.  ihren  Webern  eine  tiefere  Unter- 
würfigkeit als  ein  orientalischer  Monarch  von  seinen  Sklaven/' 
Um  keine  Goncuii'enz  in  den  eigenen  Reihen  eintreten  zu 
lassen,  existirte  unter  den  Kaufleuten  die  Vereinbaining,  dass 
keiner  einen  höheren  Lohn  geben  dürfte  als  die  andeiii.  Da 
trat  im  Jahre  1779  für  gewisse  Artikel  eine  venstärkte  Nach- 
frage nach  Westindien  ein;  diese  Conjunctur  benutzte  die 
Zunft  und  es  gelang  ihr,  den  Lohn  zu  erhöhen.  Dem  gegen- 
ober vereinbai-ten  sich  einige  Kauf  leute,  welche  die  Frankfurter 
Messe  besuchten,  die  Weber  einander  nicht  abspenstig  zu 
machen  und  alle  den  gleichen  früheren  Lohn  zu  zahlen.  In- 
dessen vermochten  sie  nichts  zu  erreichen.  Die  Weber  hielten 
den  Lohn  aufrecht;  sie  nahmen  zwar  zu  geringerem  Lohne 
Kette,  Garn  und  sogar  einen  Vorschuss  darauf  an,  aber  sie  liessen 
es  unangefertigt  liegen  und  fügten  den  Kaufleuten  grossen 
Schaden  zu.  Als  es  zu  Streitigkeiten  kam,  wollten  die  Weber 
sich  nicht  dem  Magistrat  stellen,  denn  dieser  wäre  mit  der 
Gamnahi-ung  identisch;  in  ihm  sässen  lauter  Kaufleute  sammt 
ihren  Vettein  und  Schwägeiii.  Sie  nahmen  die  Entscheidung 
über  Fehlerhaftigkeit  der  Stücke  für  das  Zunftgericht  in  An- 
spruch und  luden  im  Jahre  1780  einzelne  Kaufleute  auf  das 
Zunfthaus  vor  Gericht. 

Die  Kaufleute  waren  empöi-t.  Sie  sammelten  Geld,  um 
eine  Agitation  fQr  die  Aufhebung  der  Zunft  zu  eröffnen;  sie 
beharrten  dabei,  dass  in  der  Stadt  Elberfeld  die  Streitigkeiten 
vor  den  Magistrat  und  in  den  Kirchspielen  vor  die  Beamten 
gehörten ,  und  schlössen  ein  Bündniss ,  wonach  ein  jeder ,  der 
ein  Stück  Leinwand  aufs  Zunfthaus  schickte,  aus  der  Gaiii- 
nahrung  ausgeschlossen  werden  sollte.  Der  Lohn  wäre  im 
Thale  höher  als  irgendwo  sonst  im  Lande;  täglich  verdiente 
ein  Weber  auf  einem  Stuhle  z.  B.  von  Droyet  mehr  als  35, 
von  zweibäumigen  und  extrafeinen  28,  von  ordinären  Siamosen 
26Stüber;  nur  sollte  die  Zunft  ihre  Gelder  nicht  in  Pi*ocessen 
verschwenden  und  ihre  Mitglieder  mit  Abgaben  überlasten. 

Im  Jahre  1781  kündete  die  Zunft  offene  Fehde  an  in  einer 
Denkschrift  an  die  Regiei-ung,  in  welcher  sie  sich  über  die 
Weigening  des  Kaufmanns  Brögelmann  beklagte,  ein  von  einem 
Web«r  gefertigtes  Stück  auf  dem  Zunfthause  besichtigen  zu 
lassen ;  femer  beschwerte  sie  sich  über  die  willkürlichen  Lohn- 
herabsetzungen und  dai-über,  dass  der  Kaufmann  Meysenberg 
unter  dem  Vorwande,  dass  eine  Elle  fehle,  einen  Abzug  am 
Lohne  gemacht  habe.    Vormals  hätten  die  Weber  die  Ketten 
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in  ihren  eignen  Häusern  geschoren,  jetzt  Hesse  es  der  Kauf- 
mann ohne  Beisein  des  Meisters  zu  120  Ellen  thun,  wiege  die 
Kette  sammt  dem  Einschlag  vor  und  übei^äbe  solches  dem 
Weber  zur  Verfertigung.  Hätte  sich  der  Kettenscherer  geirrt 
und  zu  kurz  geschoren,  so  könnte  der  Weber  das  Gewicht  zwar 
richtig  zurückliefem,  nicht  aber  120  Ellen ;  wära  die  Kette  zu 
lang,  so  müsste  der  Weber  einige  Ellen  umsonst  arbeiten^  um 
das  Gewicht  richtig  zurück  zu  liefeni. 

Die  Kaufleute  blieben  die  Antwort  nicht  schuldig.  Die 
Zunft  hätte  nur  über  ihre  Brüder,  nicht  aber  über  ihre  Brot- 
herren zu  richten ;  das  Fallen  der  Preise  und  Löhne  folge  aus 
den  Absatzstockungen  in  Folge  des  englischen  Krieges  mit 
Amerika  und  Holland ;  die  Länge  der  Kette  würde  durch  einen 
„Schmitz'^  controllii*t,  welcher  in  dieselbe  gemacht  würde; 
einige  Weber  arbeiteten  in  Zimmern,  andere  in  KelleiHt  hier 
würde  das  Gewicht  schwerer.  Es  wäre  vielmehr  die  Fordenmg 
zu  erheben,  dass  eine  bessere  Rechnungsablage  in  der  Zunft 
eingefühlt  würde,  dass  derselben  keine  Straügewalt  zustände, 
dass  das  übermässige  Meistergeld,  welches  gegenwärtig  die 
armen  Meister  von  Anfang  an  in  Schulden  stürzte,  abgeschafft 
und  die  Kaufmannschaft  vom  Zunftzwange  befreit  ¥rünie* 

Zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  wurde  als  Special- 
commissar  der  Vicekanzler  von  Knapp  abgesandt.  Das  nächste 
Resultat  war  eine  ausführliche  Verordnung,  welche  die  bis- 
herige Zunft  nach  dem  Grundsatze  divide  et  impera  in  drei  fbr 
Stadt  und  Amt  Elberfeld  und  für  Barmen  mit  ie  zwei  Amts- 
meistern  zertheilte;  sie  erhielten  am  31.  Juli  1782  eine 
neue  Ordnung,  die  sämmtliche  Wünsche  der  Kaufmann- 
schaft erfüllte.  Dies  Statut  war  höchst  ungeschickt  abgeCasst 
Namentlich  folgende  Punkte  wurden  angegriffen:  der  §  31  ge- 
stattete weben  zu  lassen,  wo  man  wollte,  und  den  Lohn  fest- 
zusetzen, wie  man  konnte;  der  §  32  verbot  das  Zusammen- 
rottiren behufs  höheren  Lohnes  bei  sechs  Thaler  Strafe;  der 
§  20  legte  den  Gesellen,  wenn  sie  ihre  Arbeit  verliessen,  die 
beiden  ersten  Male  eine  Geldstrafe  auf,  das  dritte  Mal  aber 
wider  allen  Handwerksbrauch  acht  Tage  Arrest  bei  Wasser 
und  Brot;  der  §  38  drohte  bei  Zuwiderhandlung  gegen  diese 
Ordnung  den  Unvermögenden  sogar  Leibesstrafe  an.  Ein 
Sturm  der  Entrüstung  erhob  sich  unter  den  Webern;  in  der 
Stadt  Elberfeld  unterschrieben  233,  im  Amte  310  Meister 
einen  Protest;  sie  weigerten  sich,  die  Lade  nüt  den  alten 
Privilegien  herauszugeben,  und  am  14.  Januar  1788  kam  es  n 
einem  „tumultuarischen  Lärmen''.  Die  Gesellen  schlössen  sidi 
ihren  Meistern  an,  zumal  sie  einen  besonderen  Grund  noch 
darin  hatten,  dass  sie  nach  den  drei  Religionen  gewisse  Auf- 
lagen hatten,  bei  denen  gtgenwäitig  jewe&g  ein  Vorsitzender 
fehlte,  da  es  nur  zwei  Amtsmeister  in  der  Zunft  gab. 

Die   Weber  blieben  nicht  allein.     Die  Landstände   des 
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Herzogthums  empfahlen  in  ihrer  Adresse  vom  5.  Februar  1783 
zwei  Petitionen  der  Zunft.  Das  bekam  ihnen  aber  schlecht. 
Höchst  ungnädig  über  das  „sonderbare  Benehmen,  welches  als 
eine  Zuneigung  zu  einem  Theile,  nicht  als  eine  unbefangene 
Erwägung  erscheine"^,  bemerkte  der  Ghurfürst  Carl  Theodor, 
dass  die  getreuen  Stände  auf  die  einseitige  Darstellung  der 
Weber  das  alleinige  Vertrauen  setzten,  ohne  den  Handels-  und 
Fabrikantenstand  gehört  zu  haben,  dass  sie  alten  Missbräuchen 
das  Wort  i'edeten  und  mit  Unrecht  behaupteten,  nicht  der 
Handels-,  sondern  der  Webei-stand  sei  der  vorzüglichere;  viel- 
mehr könnten  die  Kaufleute  selbst  Handwerker  ins  Land 
ziehen  und  dieses  vermöchte  auch  ohne  Weber  roich  zu  sein. 

Diese  Antwort  trug  natarlich  nichts  zur  Beruhigung  bei. 
In  der  Mitte  des  Februar  und  März  fanden  erneute  Unruhen 
statt  und  besonders  den  Vicekanzler  traf  der  ganze  Hass  des 
Volkes;  497  Meister  erklärten  lieber  ausserhalb  einer  jeden 
Zunft  bleiben  zu  wollen.  Militär  wurde  abgesendet  und  der 
Vicekanzler  in  einem  huldvollen  Rescripte  aller  Schuld  frei- 
gesprochen. Die  Eaufleute  benutzten  die  Gelegenheit  und 
drängten  auf  die  Aufhebung  der  gefährlichen  Organisation  ihrer 
Gegner.  Ihnen  schloss  sich  der  Vicekanzler  an:  wo  keine 
ZOnfte  existirten,  da  strebte  ein  jedes  Handwerk  sich  zu  ver- 
edeln und  die  Pfoscher  verlören  sich  aus  Nahrungsmangel  von 
selbst;  das  sähe  man  an  den  Färbern,  Wirkern,  auch  an  den 
Tausenden  von  Webern,  welche  fQr  Elberfeld  und  Barmen  in 
den  Aemtem  Mettmann  und  Angermund,  in  München-Gladbach, 
Brüggen,  Rheydt  und  in  der  Mark  arbeiteten ;  die  Missbräuche 
in  der  Leinew'eberzunft  wären  gross  und  fast  unmöglich  zu  be- 
seitigen ;  bessere  Arbeiter  wollten  sich  dem  Zwange  nicht  unter- 
werfen. 

Diese  Betrachtungen  siegten.  Am  5.  December  1788 
wurde  die  Leineweberzunft  aufgehoben,  ein  Jeder  sollte  frei  sein 
Handwerk  betreiben  und  bei  25  Thaler  Strafe  wui'de  den 
Wirthen  verboten,  Zunftversammlungen  zu  dulden.  So  wurde 
der  „ekelhafte  Zunftzwang'^  beseitigt.  Die  Gamnahrung  trium- 
phirte  tlber  ihren  Gegner,  doch  lange  überlebte  sie  ihn  nicht.  — 

Die  Leineweberzunft  musste  untergehen,  weil  die  Leine- 
weberei aus  dem  Wupperthale  verdrängt  wurde.  Die  Löhne 
dieeer  einfachen  Arbeit  sanken  unter  dem  Drucke  der  länd- 
lidien  Goncurrenz  und  die  Waare  selbst,  die  altberühmten 
Elberfelder  Bonten  oder  Doppelsteine,  wurden  ersetzt  durch 
rein  baumwoUne  Zeuge,  Siamosen  genannt,  welche  die  Sklaven 
auf  den  Plantagen  zu  tragen  begannen.  Seit  dem  Hubertus- 
bui]ger  Frieden  datirte  die  glänzende  Entwicklung  dieser  neuen 
Industrie,  und  schon  am  26.  März  1767  sollen  1500  Webstühle 
auf  Siamosen  mit  18000  Spinnern,  Spulem,  Webern  u.  s.  w., 
2000  Webstahle  auf  Leinenzeug  für  den  ostindischen  Export 
mit  8000  Arbeitern,  2000  Bandstühle  mit  6000  Arbeitern  für 
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Elberfelder  und  Banner  Eaufleute,  natürlich  nicht  alle  im 
Thale,  beschäftigt  gewesen  sein;  ausserdem  zählte  man  auf 
100  Bleichereien  600  Arbeiter,  dann  200  Färber  mit  ihren 
Knechten,  500  Fabrikbediente  und  600  Floi*ett8pinner  und 
Wirker.  Das  Baumwollengai*n  wurde  anfangs  aus  fi*emdea 
Ländern  bezogen  und  noch  im  Jahre  1786  kannte  man  in  der 
Gegend  von  Wipperfürth,  Wermelskirchen  und  Steinbach  das 
Spinnrad  noch  nicht.  Um  das  erste  zu  sehen,  reisten  die  Land- 
leute drei  Stunden  weit;  im  Jahre  1792  aber  waren  daselbst 
7244  Personen,  damnter  Greise  und  Kinder  von  acht  Jahren 
ab,  mit  der  Spinnerei  beschäftigt  und  verarbeiteten  etwa 
600000  Pfand  rohe  Baumwolle,  i)  Die  Unternehmer  (Vor- 
spinner) kauften  die  Baumwolle  in  Holland  ein,  theilten  sie 
unter  die  Spinner  aus  und  verkauften  die  Game.  Als  dann 
die  im  Jahre  1767  in  England  erfandene  Vorspinnmaschine  in 
diesem  Lande  allgemein  wurde,  nahm  die  Spinnerei  dort  einen 
grossen  Aufschwung  und  die  Game  wurden  fast  alle  aus  Eng- 
land bezogen.  In  Deutschland  richtete  der  Commerzienrath 
Brögelmann  aus  Elbei*feld  die  erste  mechanische  Spinnerei  mit 
Wasserkraft  in  Cromford  im  Jahre  1788  ein.  Die  Anzahl  der 
fbr  das  Thal  beschäftigten  Webstühle  sti^  auf  3500  und  4000 
in  den  Jahren  1774  und  1780,  und  immer  feinere  Stoffe  wie 
Nanking,  Nankinett,  feine  Taschentücher  und  Aehnliches  wur- 
den eingeführt. 

Eine  glänzende  Zeit  begann  mit  der  französischen  Revo- 
lution. *)  Diese  bewaffnete  das  Volk,  die  französischen  Fa- 
briken hatten  keine  Arbeiter  und  so  hob  sich  dort  die 
Nachfrage  nach  fremden  Producten.  Den  deutschen  Fabriken 
fehlte  es  nun  nicht  an  Absatz,  sondern  an  Waaren.  England 
lieferte  das  Garn,  die  deutschen  Webereien  dehnten  sich  ausser- 
ordentlich aus  und  fanden  bei  den  niedrigen  Zöllen  in  Frank- 
reich und  Italien  so  reissenden  Absatz,  dass  sie  den  Veriost 
des  indischen  Marktes  bald  verschmerzten.  Die  Jahre  1789 — 
1806  bezeichnen  den  Höhepunkt  der  neuen  Baumwollindustrie. ') 
Die  Weblöhne  stiegen  beträchtlich,  die  alten  westindischen 
Leinen-  und  Baumwollenzeuge  konnten  sie  nicht  mehr  tragen 
und  wurden  daher  auf  das  linke  Rheinufer  mit  seinen  woU- 


^)  Wiebeking:  Beiträge  zur  ChurpfUziBchen  Staatengeschichte.  1793« 
S.  18.  An  den  1950  BaUen  roher  Baomwolle  zu  300  bis  350  Pfiind  Ter- 
dienten  die  Spinner  157255  Thaler  Lohn .  die  Fohrleate  6968  Thaler  nd 
die  Vonnpinner  (Unternehmer)  hatten  30895  Thaler  NutioL 

')  EibendaselbBt  Acta  19.  Vortr&ffe  vom  23.  August  und  11.  October 
1803.  —  Goecke:  Grossherz.  Berg.  1877.  Eöb.  S.  77.  —  Elberfleld  und 
Bannen,  a.  a.  0.  8.  282. 

*)  Der  Maire  von  Remscheid,  Diederichs,  gibt  im  Jahre  1809  aiudan 
für  Elberfeld  und  Bannen  7600  Webstühle  auf  Siamoaen  und  Doppclstcui 
gingen  und  etwa  19  MilL  Ellen  jfthrlich  herstellten;  viele  Stühle  standn 
um  Lennep^Ronsdor^  Rade  vorm  Wald,  Wipperfürth  u.  s.  w.  (Ueber  den 
Stand  der  Wupper^aler  Industrie  im  Jahre  lb09  vergl.  Anlage  VH) 
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feileren  Lebensmitteln  und  billigeren  Löhnen  verpflanzt.  Mit- 
wirkend war  der  Umstand,  dass  die  einfachen  Artikel  am 
wenigsten  den  Zoll  zu  tragen  vermochten  und  jenseit  des 
Rheines  allenthalben  Concurrenten  vorfanden.  Die  bergische 
Regieining  suchte  dieser  Auswanderung  von  Capital-  und 
Arbeitskräften  zu  steuern,  indem  sie  die  Noth wendigkeit  der- 
selben völlig  verkannte.  Die  Fabrikanten  liessen  sich  aber 
keineswegs  stören  und  benutzten  ihre  Filialen  auf  dem  linken 
Rbeinufer,  um  einen  grossen  Schmuggel  zu  etabliren.  Sie  ver- 
packten nämlich  ihre  theuren  Elberfelder  Fabrikate  in  Roh- 
materialien, auf  welche  ein  geringei-er  Zoll  gesetzt  war  und 
vermieden  durch  Bestechung  der  Beamten  eine  höhere  Abgabe. 
Da  jedoch  hiermit  immerhin  ein  gewisses  Risico  verbunden 
war,  gi*ündeten  immer  mehr  Fiimen  selbständige  Anstalten  auf 
dem  andern  Ufer  und  vei-trauten  die  Leitung  derselben  ihren 
Söhnen  oder  Associ^s  an.  Die  bergischen  Geheimräthe  schrieben 
Denkschrift  über  Denkschrift  über  die  Veiibbrung  ihrer  In- 
dustrie; offen  verbieten  durften  sie  dieselbe  aber  nicht,  da- 
durch hätten  sie  ja  Napoleon  erzürnt;  daher  beschlossen  sie, 
das. Verbot  zu  „maskiren''.  Um  den  Schmuggel  zu  verhüten, 
welcher  Frankreich  nachtheilig  wäre,  erliessen  sie  am  23.  August 
1803  unter  dem  Gewände  einer  kaufmännischen  Verordnung 
ein  Verbot,  dass  kein  bergischer  Fabrikant  auf  beiden  Seiten 
des  Rheines  zugleich  ein  Etablissement  haben  düi*fte;  ein  jeder 
Kaufmann  sollte  den  Handel  selbst  besorgen  und  für  den  Zoll 
verantwortlich  bleiben.  Solche  Schwierigkeiten  wurden  jedoch 
nicht  lange  bereitet,  denn  im  Jahre  1806  wurde  das  bergische 
Land  als  Grossherzogthum  Murat  unterstellt.  Aber  noch  blieb 
es  ausserhalb  der  französischen  Zollgrenzen  und  Napoleon 
hütete  sich,  ein  Gebiet  zu  annectiren,  dessen  „Huldigung  des 
Commerzes'^  in  Düsseldorf  ihm  wider  Willen  die  Worte:  Tex- 
position  a  Faii*  d'un  grand  pays,  entrissen  hatte.  Da  entsandte 
auf  Anregung  des  Handelsvorstandes  in  Elberfeld  und  Bannen 
der  „^esammte  Handlungs-  und  Manufacturstand''  des  ber- 
gischen Landes  im  Januar  1811  eine  Deputation  nach  Paris, 
um  den  einfachen  Anschluss  an  Frankreich  „als  einzigstes 
Rettungsmittel  aus  der  precären  Lage  des  Vaterlandes''  zu  er- 
bitten. Es  lohnt  sich  heute  zu  betonen,  dass  es  der  Kauf- 
manns- und  Fabrikantenstand  und  zwar  einer  grossen  Industrie- 
stadt war,  welcher  einen  solchen  Schritt  that.  Die  Seligkeit 
des  Schutzzolls  dauerte  nur  von  1811  bis  1813;  vom  17.  No- 
vember ab  wurde  das  Verbot  der  Einfuhr  englischer  Waaren 
aufgehoben,  und  diese  überflutheten  nun  den  Markt  Und 
nicht  allein  im  Inlande  wurden  sie  gefährlich,  auch  in  den 
fernen  Welttheilen  hatten  sie  sich  festgesetzt;  denn  einzig  auf 
diese  angewiesen,  hatten  sie  während  der  Continentalsperre 
die  deutschen  Muster  nachgeahmt,  die  Fabrikation  durch  Er- 
findungen verbesseit  und  verbilligt;  und  vertheidigten  nach 
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dem  Friedensschluss  mit  allen  Kräften  den  neu  emmgesai 
!  Besitz. 

Die  einst  so  glänzende  BaumwoUenindustrie  des  Wupper- 
thals  ging  ihrem  Untergang  entgegen.^)  Die  einfachen  Ge- 
webe konnten  sich  schon  in  den  1880er  Jahren  nicht  mehr 
halten,  für  die  feineren,  wie  Piqu6- Westen,  Tücher  u.  s.  w«  zog 
sich  der  Todeskampf  noch  zwei  bis  di-ei  Jahrzehnte  hin.  Der 
Grund  hierfür  lag  darin,  dass  die  ungedruckten  BaumwoU* 
waaren  nur  noch  ein  Bedürfhiss  f&r  die  unteraten  Volksdassen 
und  daher  die  grösstmögliche  Wohlfeilheit  eine  Hauptbedingung 
war.  Diese  Industrie  vei-pflanzte  sich  nadi  M.-61adbach  und  dann 
nach  Sachsen  und  ins  bairische  Yoigtland,  wo  die  Löhne  nie- 
driger und  die  Arbeitsyerhältnisse  ungeordneter  als  im  Wupper- 
thaie  waren.  Verstärkt  wurden  diese  Einflüsse  durch  die  fort- 
währenden Schwankungen  der  Gampreise,  indem  die  Käufer 
bei  solchen  sich  so  schnell  folgenden  Yoränderungen  nur  die 
geringeren  Sätze  geltend  machten  und  die  Fabrikanten  dabei 
gewöhnlich  den  kürzeren  zogen.  Endlich  yertheuerte  der 
Schutzzoll  das  Gam  um  8—10%;  ohne  eine  Rückvergütung  zu 
gewähren.  Als  eine  Deputation  um  eine  letztere  nachsudite, 
empfahl  der  Minister  von  Bodelschwingh  den  Fabrikanten  die 
Abwälzung  des  Zolles  auf  den  Arbeitslohn:  „Der  um  einen 
Thaler  erhöhte  Twistzoll  sei  bei  dem  bedeutenden  Arbeitslohn, 
welcher  die  Weberei  treffe,  leichter  an  diesem  Weberlohn  ab- 
zuziehn."*)  Der  Minister  von  Thüe  erklärte  kurzweg:  ,J)ie 
Industrie  sei  ein  Krebsschaden  des  Landes!'* 

Eine  solche  Verdrängung  der  Industrie  darf  man  sich  nicht 
zu  gemüthlich  vorstellen.  Da  grosse  Umsätze  und  Gewinne 
bei  diesem  rückgehenden  Artikel  nicht  zu  realisiren  waren,  so 
war  er  schon  in  den  1880er  Jahren  aus  den  Händen  der 
gi'össei'en  in  die  der  kleineren  Fabrikanten  dermassen  über- 
gegangen, dass  sich  fast  kein  einziges  von  den  bedeutenderen 
Häuseiii  mehr  mit  ihm  beschäftigte,  wenigstens  nicht  ans- 
schliesslich.  Kleinere  Fabrikanten  fanden  aber  wohl  noch 
ihre  Rechnung,  zumal  diese  in  der  Wahl  der  Mitlei, 
um  sich  noch  einen  genügenden  Gewinn  zu  sichern,  nicht 
wählerisch  verfuhren.  Sie  bezahlten  die  Weber  nämlich  ent- 
weder ganz  oder  theilweise  mit  Manufacturwaaren  und  stellten 
ihnen  bei  der  Auslöhnung  die  Wahl  zwischen  baarem  Gelde 
ohne  neue  Arbeit  oder  Waaren  mit  neuer  Arbeit  Die  ener- 
gischen und  tüchtigen  Männer  bleiben  natürlich  nicht  bei 
sinkenden  Industrieen;  sie  klammern  sich  an  irgend  einen 
andern  Artikel,  der  eben  von  der  Gonjunctur  begünstigt  wird ; 
die  indolenten,  alten,  schwachen,  kränklichen  Weber  sind  es, 


*)  Jahresberichte  der  Handelskammer  von  Elberfeld  ond  Bannen  fOr 
1884.  88,  49,  52,  54  und  71. 

^)  Jahresbericht  derselben  Handelskammer  für  1846.  S.  8. 
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die,  ihrer  Vergangenheit  treu  bleibend,  im  alten  Gewerbe 
sterben;  diese  vermögen  am  wenigsten  sich  ungerechtfeitigten 
Prätensionen  zu  widersetzen.  Mit  ihnen  stirbt  auch  die  Mög- 
lichkeit aus,  die  Arbeiter  in  dem  erforderlichen  Masse  aus- 
zubeuten, und  das  traurige  Schauspiel  einer  zu  Grunde  gehen- 
den Industiie  findet  sein  Ende.  — 

Die  Erbschaft  der  Leinen-  und  Baumwollenindustrie  trat 
die  Seidenindustrie  an  (Anlage  VIII).  Schon  seit  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  beginnt  sie  sich  zu  entwickeln,  indem 
sie  fttr  die  Nationaltrachten  und  den  landläufigen  Geschmack 
der  vielseitigen  Absatzgebiete  arbeitete,  welche  Jahr  aus  Jahr 
ein  gleichbleibende  Waarenmengen  und  -aiten  beanspinichten. 
Es  waren  anfangs  meist  kleine  Fabrikanten,  die  einige  Web- 
stühle beschäftigten  und  an  die  grossen  KaufheiTon  der  Stadt 
absetzten,  da  der  compliciile  Handelsmechanismus  im  auswär- 
tigen Geschäfte,  die  ei'schwerte  Gommunication  und  die  geringen 
Geldmittel  es  ihnen  nicht  eimöglichten ,  den  Vertrieb  ihrer 
Waaren  selbst  zu  besorgen.  Diese  Schwierigkeiten  schränkten 
den  Absatz  überhaupt  ein  und  machten  den  Handel  zu  einem 
sehr  lohnenden.  Dei*selbe  erstreckte  sich  auf  die  Märkte  in 
den  kleineren  Städten  und  auf  die  Niederlagen  in  den  grösseren 
Stapelplätzen  und  wurde  von  den  Kaufleuten  selbst  oder  deren 
Agenten  oder  auch  von  den  seitens  vieler  Eaufleute  gemein- 
schaftlich eingerichteten  Comptoiren  betrieben.  Von  den  Ab- 
satzmärkten brachten  die  Eaufleute  wieder  andere  Producte, 
wie  Colonialwaaren,  Farbstoffe  und  Game  für  den  Bedarf  der 
Fabrikation  zurück.  Der  Verkauf  der  feitigen  Waaren  wie 
der  Ankauf  der  Rohstoffe  lag  also  in  der  Hand  der  Kaufleute 
und  diese  suchten  nunmehr  neben  dem  Handels-  auch  den 
Fabrikationsgewinn  an  sich  zu  nehmen,  was  bei  der  Einfach- 
heit der  Technik  und  der  Menge  der  Arbeiter  ihnen  nicht 
schwer  fiel;  aus  den  Gommissionären  wurden  hausindustrielle 
Kaufleute. 

Die  folgende  Generation  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts 
verlor  ihre  alten  Stapelaitikel,  die  Nationaltrachten,  namentlich 
in  Folge  der  Zollerhöhungen  in  Russland  und  Polen,  und  dann 
überhaupt  dadurch,  dass  der  Geschmack  in  den  meisten  Län- 
dern sich  immer  mehr  dem  europäischen  und  besondei-s  dem 
tonangebenden  französischen  anpasste  und  bald  dem  dortigen 
häufigen  Wechsel  der  Mode  folgte.  ^  So  gerieth  die  Industrie, 
den  Forderungen  des  steigenden  Luxus  und  des  verfeinerten 
Geschmackes  nachgebend  von  den  wenigen  einfachen,  meist 
für  die  Mittelklasse  bestimmten  Stofi^n  aus  reiner  Seide  all- 
mählich auf  ein  ganz  anderes  Gebiet.  Durch  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande  wurde  sie  mit  den  vollkommneren  Fabrikaten 


>)   Der  Verfall  der  Industrie    der   Seiden-  und  Halbseidenstoffe  im 
Wopperthale.    Elberfeld.  1867. 
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und  den  Verbesserungen  in  deinen  Anfertigung  bekannt  und 
führte  dieselben  auch  in  Elbei-feld  ein.  Die  Jacquardmaschine 
war  schon  im  Jahre  1818  bekannt  und  verbreitete  sich  seit 
1821  allgemein,  als  der  Minister  einen  Stuhl  dahin  schickte, 
um  ihn  Jedem  unentgeltlich  zu  zeigen.  Es  wuchs  die  Zahl  der 
Arbeiter,  immer  mehr  wurden  die  Hülfsgewerbe  an  die  Comp- 
toire  herangezogen,  die  Fabrikationsspesen  vermehiten  sich  und 
damit  auch  die  Gewinne. 

Die  Coneun*enz  in  den  älteren,  sehr  gangbaren  Stapel- 
artikeln, deren  Herstellung  mit  nicht  viel  Schwierigkeiten  ver- 
bunden war  und  wozu  die  aus  der  Mheren  Generation  ttber- 
nomm^nen,  gut  geschulten  Hülfsarbeiter  ausreichten,  wudis 
nun,  die  Gewinne  wurden  kleiner,  die  Weberei  der  glatten 
Stoffe  wanderte  in  ferne  Factoreien  auf  dem  linken  Rbeinufer 
und  in  Westphalen.  In  der  Stadt  sah  man  sich  nach  lucra* 
tiveren  Ai*tikeln  um;  das  waren  die  Luxusartikel,  meist  der 
französischen  Fabrikation  entlehnt;  Ausländer  wurden  herbei- 
geholt und  eine  Webeschule  im  Jahre  1845  in  grossem  Mass- 
stabe gegiündet,  zu  welcher  im  Jahre  1856  eine  Fabrikmeister- 
Zeichenschule,  später  eine  Abtheilung  für  Färberei  und  Druckerei 
hinzutrat.  Andererseits  suchte  man  die  glatten  Stotfe  gleicb&Us 
in  der  Nähe  zu  behalten,  indem  im  Jahre  1852  die  erste 
mechanische  Seidenweberei  gegi-ündet  wurde.  Die  BiQthezeit 
der  Seidenweberei  fällt  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts;  damals 
war  sie  die  hervon*agendste  Industrie  im  Thale.  Nach  einer 
landräthlichen  Uebei-sicht  gingen  im  Kreise  Elberfeld  1816: 
1541,  1842:  5206  Webstühle  auf  Seide  und  Halbseide  gegmi 
945  und  1275  Stühle  auf  Baumwolle  und  Halbbaum  wolle  in 
den  gleichen  Jahren.  Die  Yerkehi-smittel  in  dieser  Epoche 
waren  bedeutend  erweitert;  man  brachte  jetzt  nicht  mehr  die 
Waaren  allein  auf  die  Messen  oder  Stapelplätze  in  den  Handel 
man  verkaufte  schon  nach  Mustern  auf  Lieferung  und  suchte 
die  Kunden  direct  auf;  die  Reisenden  besuchten  die  entfern- 
testen Länder.  Der  grössere  Reichthum  der  Fabrikanten  er- 
laubte ihnen,  auf  Ziel  zu  verkaufen,  sie  überboten  einander 
und  creditiiten  auf  immer  längere  Zeit  Um  das  Geschäft 
mit  ferneren  Landein  anzubahnen,  wurde  ebenso  durch  Credit- 
geben  operirt;  man  machte  Theilsendungen  dahin  oder  Aus- 
Sendungen  ganz  auf  eigne  Rechnung.  So  wurden  die  Geschäfte 
vergi'össert,  ihre  Führung  aber  immer  mehr  erschwert.  Das 
Risico  beim  Verkauf,  die  Spesen  der  Fabrikation  und  des  Ab* 
Satzes,  die  Zinsen  für  Rohstoffe  und  Waarenlager,  durch  notb- 
wendig  gewordene  Banquier-Credite  wuchsen  unversehens,  so 
dass  die  kleineren  und  ärmeren  Fabrikanten  abtreten  mussten. 

Die  gegenwärtige  (Generation  war  mit  diesen  Ueberliefe- 
Hingen  in  die  Thätigkeit  gekommen,  die  Arbeit  war  so  gehäuft, 
dass  mehrere  Associt^s  sich  in  die  Fabrikation,  den  Absatz  und 
den  Einkauf  der  Rohstoffe  theilten.    Da  begann  der  Rückgang 
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in  den  gemusterten  Stoffen«  Die  Westenstoffe,  wohl  lange  das 
dem  Thale  eigenthümlichste  Fabrikat,  wurden  durch  die  Tuch- 
westen verdrängt.  Die  Shawls,  meist  für  heimischen  Land- 
consum  oder  filr  fibei-seeische  Länder  berechnet,  wurden  viel- 
fach durch  wollene  Fabrikate  verdrängt,  weil  diese,  wenn 
auch  theils  theurer,  so  doch  entschieden  praktischer  für  den 
Gebrauch  sich  zeigten.  Die  Fichus  und  Tücher,  namentlich 
soweit  diese  auf  die  Nationaltrachten  berechnet  waren,  haben 
wohl  hauptsächlich  aus  der  Abnahme  der  letzteren  ihren  ge- 
nngeren  Verbrauch  herzuleiten.  Auch  andere  Artikel  gingen 
ein :  die  gemusterten  und  die  mit  Baumwolle  gemischten  Seiden- 
stoffe waren  von  der  Nachbarstadt  Crefeld  übei-flügelt  worden; 
die  mit  Wolle  gemischten  Stoffe  fanden  in  den  sächsischen 
Waaren  ungleich  billigere  Goncurrenten.  Die  Kleiderstoffe 
sachte  man  vei'geblich  zu  behaupten :  in  der  Composition,  den 
Zeichnungen  und  Farben  standen  sie  den  französischen  Fabri- 
katen bei  weitem  nach ;  zwar  hatte  Elberfeld  die  andern  rhei- 
nischen Weberstädte  im  Geschmack  weit  hinter  sich  gelassen, 
weil  es  auf  einer  intensiveren  Stufe  stand,  aber  an  Lyon  ra^e 
es  doch  nicht  hinan.  Mit  Stolz  konnte  im  Jahre  1859  der 
Franzose  Louis  Reybaud^)  rühmen:  „Man  hat  Stoffe  gekauft, 
Faden  für  Faden  aus  einander  genommen  und  nachgeahmt; 
aber  eine  industrielle  Nachahmung  ist  wie  eine  literarische 
Uebersetzung,  die  Schönheit  des  Originals  geht  verloren.  Man 
copirt  die  französischen  Muster,  man  copirt  aber,  wie  man 
unsere  Sprache  spricht,  mit  einem  fremden  Accent.  Dieser 
Krieg  gegen  die  französische  Industrie  überschreitet  nicht  die 
Proportionen  eines  Mai'odeurkrieges/'  Zu  all  diesen  Ursachen 
im  Einzelnen  kam  noch,  dass  seit  den  1860er  Jahren  der  Geschmack 
sich  überhaupt  von  den  gemusterten  Stoffen  abwendete. 

Daher  kommt  es,  dass  gegenwärtig  nur  drei  Firmen  über- 
haupt noch  gemusterte  Seidenstoffe,  zum  Theil  in  sehr  ge- 
schmackvoller Weise  fabriciren  und  auch  ganz  concurrenzfähig 
darin  sind.  Die  Anzahl  der  Weber  ist  bedeutend  zurück- 
gegangen ;  aus  der  Stadt  sind  sie  fast  gänzlich  verdrängt  durch 
die  hohen  Lebensmittel-  und  Miethpreise,  auch  sind  die  Stuben 
dort  nicht  hoch  genug  für  den  Jacquard,  und  das  Geräusch 
desselben  lassen  die  Hausbesitzer  sich  zu  hoch  bezahlen.  Die 
Weber  wohnen  daher  in  den  Vorstädten  und  auf  den  nahen 
Bergen.  Im  Jahre  1861  zählte  man  im  Kreise  Elberfeld  noch 
2359  Hand-  und  430  Eraftstühle  auf  seidne  und  halbseidne  Zeuge 
und  Bänder,  im  Jahre  1875  nur  1617  Stühle  mit  2985  Arbei- 
tern, welche  als  Weber,  Winder  und  Spuler  beschäftigt  waren. 
Nichts  destoweniger  ist  Elberfeld  das  Vertriebscentrum  einer 
immerhin  beträchtlichen  Seidenindustrie  geblieben.  Die  glatten 
Stoffe  nämlich  werden  nur  zum  Theil  mechanisch  in  einigen 


')  Condition  des  ouvriers  en  soie.    S.  65. 
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Fabiiken  zu  Elberfeld,  Ohligs  und  Langenberg  gewebt,  die  Mehr- 
zahl der  Stühle  steht  zei*8treut  bis  ins  Siegener  Land,  nach 
Bielefeld  und  auf  dem  linken  Rheinufer.  Wie  gross  diese 
Industrie,  ist  wohl  kaum  anzugeben;^)  die  Menge  der  in 
Elbei-feld  getrockneten  Rohseide  gibt  auch  nicht  einmal  ein 
ungefähres  Bild,  weil  die  grossen  Häuser  direct  aus  Italien 
kaufen  und  andere  Finnen  für  ihre  Factoreien  in  Crefeld  oon- 
ditioniren  lassen.  Wohlbemerkt  habe  ich  Elberfeld  nur  ein 
grosses  Vertriebscentrum  der  Seidenindustrie  genannt,  weil 
dort  die  Comptoire  der  Kauf  leute  sich  befinden ;  fabricirt  wird 
am  Orte  selbst  davon  verhältnissmässig  wenig,  auch  ist  Eiber- 
feld  nicht  ein  Fabrikationscentrum  von  der  Bedeutung  Crefelds. 
lieber  die  gegenwärtigen  Arbeiterverh&ltnisse  lässt  sich 
wenig  sagen,  weil  im  Thale  selbst  wenig  Seidenweber  mehr 
vorhanden  sind;  sie  haben  sich  der  Bandwirkerei,  Riemen- 
di-eherei  oder  anderen  Gewerben  zugewendet.  Dagegen  haben 
in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  die  Seidenweber  die  erste 
Rolle  in  Elbeifeld  gespielt.  Sie  waren  von  Anfansr  an  haus- 
industrielle Lohnmeister  mit  eignen  Webstühlen,  die  von  den 
Fabrikanten  Jacquard  und  Hämisch,  Kämme  und  Riethe,  Kette 
und  Schuss  erhielten.  Eine  zeitraubende  Arbeit  bei  den  ge- 
musterten Stoffen  war  das  Vonichten  der  Stühle  und  das 
r Passen''.  So  lange  die  Jacquards  noch  neu  waren,  wurden 
die  Weber  für  das  Vorrichten  entsprechend  entschädigt; 
später  aber,  als  in  den  Jahren  1.824 — 26  die  Löhne  stiegen, 
wurde  jene  besondere  Entschädigung  allmählich  abgeschafft 
So  kam  es  denn,  dass  die  Weber  während  des  Vorrichtens 
des  Stuhles  nichts  verdienten  und  beim  Rückschlage  in  den 
1830  er  Jahren  in  dieser  Zeit  aus  Armenmitteln  unterstützt 
werden  mussten.  Das  sahen  denn  die  Fabrikanten  auch  ein 
und  im  Jahre  1845  bei  der  günstigen  Ck)njunctur  wurde 
ihnen  am  9.  Februar  eine  besondere  Entschädigung  bewilligt,  *> 
welche  im  Jahi-e  1874  erhöht  wurde,  da  sie  im  Laufe  der  Zeit 
ungenügend  geworden  war.  In  Crefeld  wird  eine  besondere  Ver- 
gütung nicht  gezahlt;  sie  ist  im  Lohne  enthalten.  Das  ist 
offenbar  ungerecht,  denn  da  es  selten  vorkommt,  dasa  der 
Weber  mit  einer  Vonichtung  mehrere  Ketten  weben  kann,  so  hat 
er  alle  ein,  zwei  oder  drei  Monate  eine  völlig  ungenügend  oder 
im  Grunde  genommen  gar  nicht  bezahlte  Woche.  Dazu  kommt 
eine  Erniedrigung  des  WeblohneS;  falls  er  eine  zweite  Kette 
bekommt,  durch  folgendes  Manöver.  Der  Werkmeister,  der 
ihm  das  neue  Muster  übergibt,  ermuntert  ihn:  arbeiten  Sie 
nur  i*asch,  wir  brauchen  das  Stück  sofort,  Sie  erhalten  gut 
bezahlt.    Nun  setzt  der  Weber  sich  hin  und  arbeitet  bis  spät 


>)  Die  Handehkammer  schätzt  den  Jahresumschlag  auf  85  Hill.  Blark. 
*)  Köniffl.  R^erung  zu  DQsseldorf.    Acte  I.  III.  9.  7.    Eingabe  des 
Vorstandes  aer  Weberinnung  zu  Elberfeld  v.  7.  Juli  1858. 
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in  die  Nacht,  die  Frau  säubert  unaufhörlich  die  Kette  und 
das  Kind  spult;  rasch  ist  das  Stück  fei-tig.  Der  Weber  wird 
höchlich  belobt,  gut  bezahlt  und  ihm  gesagt:  Nun  haben  Sie 
ein  gut  Stttck  Geld  verdient.  Der  Kaufinann  macht  nun  die 
Calculation  und  findet,  dass  der  Weber  aussergewöhnlich  viel 
pro  Tag  verdient  hat  und  er  setzt  daher  für  diese  Art  Muster 
den  Lohn  herab,  ohne  zu  bedenken,  wie  sehr  der  Arbeiter 
gedrängt  worden  ist  und  Weib  und  Kind  ihm  geholfen  haben. 
Der  Weber  aber  ist  nun  gezwungen,  auch  um  geringeren  Lohn 
die  Kette  zu  übei-nehmen,  um  nicht  seine  auf  das  Vomchten 
gegangene  Woche  einzubüssen. 

Das  Jahr  1848  wurde  auch  für  Elberfeld  ereignissvoll. 
Auch  hier  waren  allmählich  neue  Fiimen  entstanden,  neue 
Weber  herangezogen;  auch  hier  hatte  man  versucht,  durch 
Herabsetzung  der  Löhne  wie  Verschlechterung  des  Materials 
und  Leichtermachung  der  Gewebe  sich  zu  helfen.  Durch  das 
erste  Mittel  gewann  kein  anderer  als  der  zuerst  herabsetzende 
Fabrikant  und  der  ausländische  Consument,  der  Arbeiter  verlor 
aber  aussei*ordentlich ;  durch  das  zweite  Mittel  ging  der  Absatz 
verloren  und  der  Artikel  wurde  auf  ein  anderes  Productions- 
gebiet  hinübergespielt.  Durch  den  neuen  Personalbestand  und 
veränderte  GeschtUTtsmaximen  waren  die  mehr  patriai-chalischen 
Beziehungen  zwischen  Fabrikanten  und  Webern  zei-stört  und 
Zustände  wie  in  Grefeld  bahnten  sich  an«  Da  trsi  es  sich, 
dass  in  einigen  Punkten  gerade  die  grössten  Firmen  übei*ein- 
stimmende  Interessen  mit  den  Arbeitern  hatten  und  auch  ^ie 
Kraft  besassen,  sie  ihren  kleineren  Concurrenten  gegenüber 
zur  Geltung  zu  bringen.  In  ihi-em  Interesse  lag  eine  gewisse 
Stabilität  des  Lohnes,  um  nicht  ihre  Lagerbestände  entwerthet 
zu  sehen,  und  eine  Stabilität  des  Veilriebes  eines  einmal  auf- 
jtegriffenen  Artikels,  um  nicht  fortwähi*end  n^ue  Muster,  Sto£fe 
oder  Geräthe  zu  beschaffen.  Sie  waren  es,  welche  im  Jahre 
1845  die  Vereinbarung  betreffend  das  Vomchten  trafen  und 
1848  den  Wünschen  der  Weber  nachgaben.  ^) 

Am  31.  März  1848  setzte  eine  Commission  von  je  sechs 
Fabrikanten  und  Webein  fest:  Wenn  die  Arbeit  in  der  Stadt 
fehle,  solle  der  städtische  Weber  vor  den  Ackerbaueiii,  welche 
auch  Weber  wären,  nach  Möglichkeit  bevorzugt  werden ;  wenn 
der  Weber  seine  Kette  einliefern  wolle,  solle  er  es  dem 
Fabrikanten  eine  Woche  vorher  anmelden,  damit  ihm  dieser 
kündigen  oder  neue  Arbeit  besorgen  könne;  er  dürfe  den 
Weber  nur  eine  bestimmte  Zeit  warten  lassen;  eine  neue 
Kammvorrichtung  oder  Passirung  oder  Jacquardeinrichtung 
solle  besonders  vergütet  werden ;  gleiche  Artikel  sollen  gleiche 
Löhne  haben;  bei  Mangel  an  Arbeit  solle  der  Meister  mit 
mehreren  Stühlen  zuerst   ausser  Thätigkeit  gesetzt  werden; 

*)  Ebendaselbst,  Actenstücke  aus  den  Jahren  1848,  53  n.  56. 
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kein  Werkführer  dOi-fe  einen  Webstuhl,  Laden  oder  eine 
Schenke  halten;  endlich  solle  ein  Ehrenrath  gebildet* werden, 
welcher  über  die  Lohnhöhe  befinde. 

Die  Etablirung  einer  Lohnliste  findet  sich  aber  nicht ;  eine 
solche  wäre  auch  bei  den  fortwährend  wechselnden  Mustern,  bei 
denen  der  Lohn  erst  allmählich  berechnet  werden  kann,  ganz 
unmöglich  gewesen.  Ein  Lohn  wurde  dem  entsprechend  nur  fär 
die  drei  Artikel  der  Zwirn-,  Cachemir-,  halbseidenen  Westen  und 
Satintücher  festgesetzt  Aber  auch  hier  zeigte  sich  das  Unzu- 
reichende einer  solchen  rein  privaten  Vereinbarung;  eine  Menge 
von  Fabrikanten  entzog  sich  von  Anfang  an  dei'selben,  und  die 
Löhne  erhielten  sich  auf  ihrer  Höhe  weniger  durch  die  directe 
Einwirkung  als  durch  die  blosse  Existenz  und  die  moraUsdie 
Ki-aft  des  Arbeitsraths.  Grosse  Fabrikanten,  wie  Simons, 
Wm.  Meckel  u.  a.  erklärten  sich  wiederholt  für  seine  Bei- 
behaltung und  Ausdehnung  auf  alle  Fabrikanten.  Auch  der 
Minister  erkannte  unter  dem  5.  November  1853  das  Wünschen^- 
werthe  des  Bestehens  eines  solchen  Instituts  an,  nur  sei  es 
unzulässig,  demselben  mehr  als  den  Character  einer  privaten 
Vereinbarung  beizulegen,  welcher  sich  zu  unterwerfen.  Niemand 
gezwungen  werden  könnte.  Damit  war  der  Tod  des  Ehren- 
raths  besiegelt,  und  vergeblich  baten  die  Weber  und  Wirker 
am  9.  December  1856  um  seine  Wiederherstellung,  mit  Hin- 
weis auf  die  Steigerung  der  Lebensmittel  und  das  Sinken  des 
Geldwerths  und  die  Lohnerniedrigung,  welche  bei  rückgehender 
Conjunctur  in  Folge  der  Goncurrenz  der  Fabrikanten  unter 
sifli  stattfiinde.  — 

Für  die  rückgehende  Leinen-,  Baumwollen-  und  Sesden- 
Industrie  fanden  die  Elberfelder  Fabrikanten  Ersatz  in  der 
Wollenindustrie  in  ihren  verschiedenen  Branchen  der  Streiefa- 
und  Kammgarn-.  Möbel-  und  gemischten  Stoffe.  Schon  im 
Altfange  der  1830  ^r  Jahre  entstanden  im  Wupperthale  zwei 
Teppichfabriken  und  zwei  andere  für  halbwollene  Mantel- 
stoffe und  Tischdecken,  welche  sämmtlich  einen  guten  Fort- 
gang nahmen,  im  Jahre  1881  eine  Merinofabrik  nach  englisdier 
Art,  welche  nach  drei  Jahren  Sachsen  und  selbst  England 
Goncurrenz  machte.  Obwohl  die  Industrie  sich  beständig  aus- 
dehnte, hatte  sie  in  den  mit  Baumwolle  gemischten  Stoffen 
gegen  die  sächsische,  in  den  mit  Seide  gemischten  gegen  die 
französische  GoncuiTenz  zu  kämpfen.  Im  Jahre  1845  waren 
die  wesentlichsten  Producte  Stückzeuge  und  Shawls:  letztere 
begegneten  allenthalben  grosser  GoncuiTenz  und  namentlich 
die  sächsische  wurde  ihr  gefährlich,  zumal  im  Jahre  1848 
durch  den  Arbeitsratli  die  Reduction  des  Lohnes  gewissen 
Förmlichkeiten  unterlag.  Fuss  um  Fuss  verloren  die  Streich- 
gamgewebe  Terrain  gegen  Sachsen  und  auch  die  Orleans- 
stoffe,  welche  durch  Factoreien  in  ausgedehntem  Masse  in 
Westphalen   und  am   Niederrhein  hergestellt  wurden,   waren 
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gegen  die  billigere  sächsische  und  schlesische  Landindustrie 
nicht  mehr  zu  halten. 

In  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  schliesst  die  Epoche 
des  Handbetriebes  und  die  Flucht  der  Industrieen  wird  zum 
Stillstand  gebracht  durch  die  Einfühlung  des  maschinellen 
Fabrikbetriebes,  welcher  heute  schon  den  Typus  Elbei-felds 
und  der  benachbarten  Ortschaften  bestimmt.  Gegenwäi*tig 
werden  dort  wollene  Streich-  und  Kammgarn-,  Möbel-  und 
Wagenstoffe,  Tischdecken,  allerlei  gemischte  Gewebe  und  vor 
allem  Zanella  gewebt,  welches  1867  mehr  als  1200, 1869:  8000 
und  1870:  6000  Eraftstühle  beschäftigte.  Dieser  verhältniss- 
mässig  einfache  Aitikel  ist  nur  dadurch  haltbar,  dass  die 
Kaufleute  ausserordentlich  geschäftsgewandt  sind  und  die 
Intensität  der  Arbeitsleistung  derart  gesteigert  ist,  dass  eine 
Arbeiterin  oft  drei  bis  vier  Kraftstahle  beaufsichtig^. 

Nicht  am  geringsten  tragen  dazu  aber  auch  die  beiden 
Stackfärbereien  und  Appretui-anstalten  bei,  welche  nicht  nur 
fiir  die  Webereien  des  Thaies,  sondern  auch  für  die  des  Aus- 
landes Aufträge  gegen  Lohn  ausfahren.  Diese  Stackfärber 
sind  analog  den  Gaiiifärbem  lohnarbeitende  Unternehmer,  nur 
dass  ihre  Etablissements  ganz  grossartig  sind,  dass  eine  in 
Bannen  z.  B.  mit  25  Dampfkesseln  und  230  Arbeitern  einge- 
richtet ist.  Die  letztere  Fabrik  hat  sich  aus  kleinen  Anfängen 
stetig  emporgearbeitet;  anfangs  machte  sie  60,  im  zweiten 
Jahre  100,  gegenwäiüg  600  Stack  täglich,  und  aus  Oestreich 
kommen  30000  Stück  jährlich  zur  Veredlung  nach  Barmen. 
Wie  in  allen  Färbereien,  so  herrschte  auch  hier  die  Tageslöhnung, 
seit  fünf  Jahren  aber  wurde  die  Stacklöhnung  eingeführt  und 
seitdem  leisten  die  Maschinen  das  Doppelte.  Die  beiden  Con- 
currenten  haben  unter  einander  die  Pi-eise  verabredet  und  sich 
in  die  Kunden  getheilt,  so  dass  diese  beiden  Riesen -Lohn- 
arbeiter die  einzigen  im  Thale  sind,  welche  ihre  fraheren 
Stücklöhne  aufrecht  zu  halten  im  Stande  sind,  zum  grossen 
Aerger  der  Webereibesitzer,  welche  sie  gern  als  lohnarbeitende 
Handwerksmeister  behandeln  möchten. 

Eine  ganz  andere  Stellung  nimmt  die  Kattun-Färberei  und 
Drackerei  von  Schlieper  ein,  die  grossaiügste  Unteiiiehmung 
im  Thale  und  in  ihrer  Branche  sogar  auf  dem  Continent. 
Analog  den  Tarkischrothfärbem  kauft  sie  rohe  Kattune  ein, 
färbt  und  bedruckt  und  verkauft  sie  dann  nach  ganz  Europa. 
Vor  25  Jahren  mit  4  Walzen  begonnen,  zählt  die  Fabrik  gegen- 
wärtig 25;  32  Dampfmaschinen  sind  in  der  Unteiiiehmung 
thätig,  die  zwei  grosse  Etablissements  beschäftigt,  davon  das 
eine  ältere  in  Elberfeld,  das  andere  seit  dem  ti*ockenen  Sommer 
1859  oberhalb  Barmens  an  der  Wupper,  wo  sämmtliche  nassen 
Operationen  vorgenommen  werden.  Dank  der  hohen  Bildung, 
Intelligenz  und  Energie  der  Leiter  hat  ihre  Unternehmung 
sogar  Mtthlhausen  im  Elsass  aberfittgelt.    Die  Associ^s  haben 
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sich  in  die  Geschäfte  getheilt;  der  eine  ist  Chemiker,  der 
andere  Mechaniker,  der  dritte  leitet  die  Fabrikation.  Die 
Muster  kommen  alle  aus  Paiis  und  nehmen  folgenden  Weg: 
zuei'st  geben  die  Bänder  in  St.  Etienne  den  Ton  an,  ihnen 
folgen  die  Lyoner  Stoffe  und  diesen  hinken  die  Druckereien  in 
MOhlhausen  und  die  von  Schlieper  nach ;  sie  popularisirra  jene 
Moden  in  weniger  edlen  Stoffen.  Die  schwierigsten  Arbeiten, 
das  Graviren  der  Muster  mit  dem  Storchschnabel  auf  Kupfer- 
walzen  und  das  Ziehen  von  Streifen  auf  Kupfer  duiTh  Stahl- 
rollen  (Moletten)  werden  vielfach  von  Elsässem  ausgeführt  und 
werden  am  höchsten  gelohnt.  Theils  werden  diese  Arbeiter 
schon  gelernt  angenommen,  theils  fangen  sie  als  Lehrlinge  fax. 
In  den  Druckereien  fangen  sie  gleichfalls  als  einfache  Walzen* 
träger  u.  s.  w.  an,  dann  kommen  sie  nach  vorne  für  einfache 
Muster ;  dagegen  dauei-t  es  viele  Jahre,  bis  sie  Druckermeister 
werden  und  compliciite  Muster  drucken ;  als  solche  können  sie 
30 — 36  Mark  wöchentlich  verdienen;  alle  Drucker  mQssen  selbst 
angelernt  werden,  da  man  sie  nirgendwoher  aus  der  Nachbar- 
schaft verführen  kann.  — 

in  kaleidoscopischem  Wechsel  sind  im  Wupperthale  die 
Industrieen  auf  einander  gefolgt.  Beim  Handbetriebe  besteht 
der  Hauptbestandtheil  der  Productionskosten  ja  im  Arbeitslohn« 
Daher  müssen  die  billigeren  Stoffe  auch  den  billigeren  Löhnen 
auf  das  Land  hinaus  folgen,  und  die  Factoi-eien  entfernen  sich 
80  weit  vom  Gentium,  bis  sie  selbständig  werden  oder  die 
entstehenden  Nachtheile  die  erwachsenden  Vortheile  überwiegen. 
Im  Gentium  selbst  wird  indessen  der  Uebei'gang  zu  immer 
kunstvolleren  Fabrikaten  vollzogen.  Diese  Bewegung  gelangt 
auch  beim  mechanischen  Betriebe  zur  Geltung,  nur  dass  es 
sich  hier  weniger  um  die  Ausbildung  von  Handfertigkeiten, 
sondern  um  die  Vervollkommnung  der  Maschinentechnik  handelt. 
Zahlreiche  Fabriken  werden  auch  aus  der  Stadt  hinaus  veri^ 
an  die  benachbaiten  Eisenbahnstationen,  wo  der  Grund  und 
Boden  und  die  Arbeitslöhne  billiger  sind;  so  mancher  Kauf- 
mann, der  Voimittags  im  städtischen  Comptoir  gesessen  hat, 
ist  Nachmittags  in  der  ländlichen  Fabrik.  Man  würde  Eiber* 
felds  Bedeutung  völlig  unterschätzen,  wenn  man  seine  Industrie 
lediglich  nach  seinen  städtischen  Fabriken  beurtheilen  und  die 
ländlichen  Etablissements  an  der  Bahn  nach  Deutz  und  die 
noch  entfeniteren  Factoreien  ausser  Acht  lassen  wollte. 

Die  Wupperthaler  Kaufmannschaft  hat  die  untergehenden 
Ai-tikel  immer  rechtzeitig  verlassen  und  hat  ihre  Angabe  ge- 
löst, die  jeweilig  lohnendsten  Waaren  au£zugreifen.  Sie  hat 
dabei  eine  ausserordentliche  Beweglichkeit  entwickelt  und  voller 
Betriebsamkeit  der  Industrie  immer  neue  Absatzmärkte  eröffnet 
Diese  kaufmännischen  Leistungen  sind  offenbar  die  Lichtseiten 
bei  diesen  Leitern  der  Industrie.  Dieselben  gemessen  noch 
heute  eine  i*ein  kaufinännische  Ausbildung;  sie  besuchen  meist 
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die  Grewerbeschule  so  lange,  bis  sie  das  Zeugniss  zum  einjährig 
Freiwilligendienste  erhalten,  dann  folgt  vom  17.  bis  18.  Jahr 
ab  eine  Lehi-zeit  im  elterlichen  oder  in  einem  befraundeten 
Geschäfte,  hierauf  wird  der  Dienstpflicht  Genüge  geleistet. 
Nun  beginnen  die  Wandeijahre,  um  die  fremden  Waaren  und 
das  kauimännische  Geschäft  völlig  kennen  zu  lernen.  Wo  diese 
Kaufleute  sich  die  technischen  Kenntnisse  aneignen,  ist  räthsel- 
haft,  und  doch  besitzen  sie  einige,  namentlich  in  Elberfeld,  wo 
der  Maschinenbetrieb  schon  älter  ist  als  in  Barmen.  Auch 
sind  die  Anforderungen  an  sie  nicht  gar  so  gi-osse.  Die  neu 
erfundenen  Maschinen  werden  ihnen  alle  von  den  Erfindern 
zugesendet,  und  als  z.  6.  die  Schnellläufer  in  der  Riemen- 
dreherei  aufkamen,  fanden  sie  bald  allgemeine  Verbreitung, 
da  der  Fabrikant  nur  vermöge  ihrer  concuniren  konnte.  Die 
Leitung  der  eigentlichen  Fabrikation  liegt,  wie  in  Aachen  aus- 
geführt wurde,  in  den  Händen  der  Werkmeister. 

Der  foi-twährende  Wechsel  der  Industrieen  hat  eine  grosse 
pädagogische  Bedeutung  für  die  technische  Schulung  des 
Arbeiterstandes  gehabt.  Die  Bevölkerung  der  entfernten 
Gegenden  wurde  durch  die  dorthin  verlegten  einfachen  Artikel 
überhaupt  erst  an  gewerbliche  Venichtungen  gewöhnt  und 
ihre  Hand  empfing  die  erste  technische  Schulung ;  der  Arbeiter- 
stand im  Centi-um  wurde  aber  vor  immer  schwierigere  Pro- 
bleme gestellt  und  ist  zu  grosser  Geschicklichkeit  heranerzogen 
worden.  Aus  den  gleichen  Wanderungen  der  Industrieen  folgen 
für  die  Lohnverhältnisse  zwei  wichtige  Lehren.  Einmal  für 
die  Arbeiter:  dass  es  eine  Thorheit  ist,  durch  Strikes  oder 
andere  Versuche  in  i-ückgehenden  Gewerben  Lohnerhöhungen 
zu  fordern  oder  die  alten  Löhne  festzuhalten;  die  Leinweber- 
zunft hat  den  Versuch  mit  dem  Untergange  bezahlen  müssen. 
Dann  für  die  Fabrikanten,  dass  es  ihrerseits  ein  furchtbarer 
Egoismus  ist,  in  solchen  Fällen  durch  Lohndrücken  die  alte 
Industrie  noch  ein  oder  zwei  Decennien  gewinnbringend  fbr 
sich  zu  gestalten;  sie  ruiniren  den  Arbeiterstand,  ohne  das 
dem  Untergange  geweihte  Gewerbe  retten  zu  können. 


III.    Die  Bandwlrkerei  nnd  Blemendreherei. 

Während  in  Elberfeld  hauptsächlich  die  Weberei  ihren 
Sitz  hat,  zeichnet  sich  Barmen  durch  die  Bandwirkerei  und 
lÜemendreherei,  die  gummielastischen  Gewebe  und  die  Stoff- 
knöpfe aus. 

Schon  seit  Ende  des  XVH.  Jahrhunderts  wurde  ein 
lohnender  Handel  mit  Band,  Litzen  und  Schnürriemen  be- 
trieben;   (las   Material   folgte   dem   allgemeinen   Gange   der 
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Wupperthfüer  Industrie:  zuerst  Flachs-,  dann  Baumwollen- 
und  HalbwoUengam.  Im  Jahre  1754  traten  Languetten  (Bänder 
mit  eingewebten  Figui*en)  und  seit  1770Zwiiiispitzen  ordinärer 
Qualität  auf.  Der  Hauptabsatz  ging  nach  Frankreich.  Die 
Fonds  der  sogen,  französischen  Eaufleute  wie  ihre  Solidität 
waren  so  gross,  dass  sie,  obwohl  bei  Ausbruch  der  Revolution 
ihre  Capitalien  in  Frankreich  steckten  und  sie  daher  Verlust« 
erfuhren,  dennoch  ihre  Arbeiter  in  Thätigkeit  erhielten.  Durch 
anhaltendes  Fabriciren  wurden  die  Magazine  gefallt,  die  Kassen 
geleeit;  als  dann  der  Handel  wieder  geöffnet  wurde,  fanden 
sie  einen  reichen  Markt :  die  Magazine  leerten  und  die  Kassen 
füllten  sich  wieder.  Es  fehlte  an  Waaren,  eine  Uebeipro- 
duction  begann,  weil  man  nicht  bedachte,  dass  die  Nachfrage 
nur  so  lange  dauem  konnte,  als  die  durch  die  gespeiTte  Com- 
munication  entstandenen  Lücken  wieder  gefiült  waren.  Bald 
musste  man  verkaufen,  um  die  Girculation  zu  erhalten,  zu 
niedrigen  Preisen,  endlich  mit  Schaden.  Grosse  Verluste  und 
Missmuth  traten  ein.  Da  that  man,  wie  schon  frtkher  einmal 
mit  Erfolg,  den  Schritt  zu  einer  Convention,  in  der  man  sich 
veipflichtete,  nicht  unter  einem  gewissen  Preise  zu  verkaufen. 
Aber  die  Feinde  waren  im  eignen  Lager;  zwei  Kaufleute 
schmuggelten  Waaren  auf  das  linke  Rheinufer  und  verle^'ten 
ihr  Geschäft  doilhin;  natürlich  mussten  die  Wirker  ihren 
Arbeitgebei-n  folgen,  und  es  war  nur  sinnlos ,  ihnen  solches  zu 
verbieten.  Damit  zogen  die  einfachen  Seiden-  und  Sammet- 
bänder  in  jene  Gegenden  mit  billigem  Arbeitelohn,  und  als 
dann  nach  dem  Friedensschluss  Frankreich  und  Russland  durch 
die  Zollgesetzgebung  gespen-t  wurden,  mussten  in  den  Jahren 
1815  bis  1828  etwa  5000  Weber  und  Wirker  zu  anderen 
weniger  lohnenden  Beschäftigungen  übergehen  und  zum  Theil 
aus  öffentlichen  Mitteln  untei*stützt  werden.  ^) 

Ein  Wendepunkt  trat  im  Jahre  1849  ein;  von  da  ab  datirt 
die  Gi*össe  der  Barmer  Industrie;  die  Bevölkerung  der  Stadt 
hob  sich  1850  auf  36,  1860:  46,  1870:  74,  1875:  86  und 
1878:  92  tausend  Einwohner.  Die  Nachfrage  war  damals 
aussergewöhnlich  stark,  selbst  alte  Stühle  wurden  hervorge- 
sucht und  aufgestellt,  und  nicht  selten  mangelten  die  erforder- 
lichen Arbeitskräfte.  Bei  den  steigenden  Löhnen  spaltete  sich 
die  Fabrikation ;  die  einfachen  Stapelartikel  wurden  nur  haltbar 
beim  mechanischen  Betriebe,  daneben  entwickelte  sich  in  uner- 
wartetem Glänze  eine  Modewaarenindustrie,  damals  namentlich 
von  Besatzgegenständen  für  Herren-  und  FrauenUeider  und 
Seidenmodebänder.  Als  dann  später  in  den  1860  er  Jahren  die 
Mode  die  gemusterten  Stoffe  verliess  und  den  glatten  sieb 
zuwandte,  da  mussten  diese  doch  ein  Oi*nament  haben,  das 
waren  die  Bänder.    Die  Bänder,  welche  gegenwärtig  in  Barmen 
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gemacht  werden,  sind  zweierlei  Ait:  einfache  glatte,  baum- 
wollene, wdlene,  mit  Halbseide  gemischte  und  leinene,  dann 
auch  gemusterte  Bänder.  Es  sind  die  letzteren  keineswegs 
premiferes  et  hautes  nouveautös,  auch  nicht  aus  theuren  Stoffen 
wie  Seide,  vielmehr  beschränkt  sich  die  Barmer  Industrie  nur 
auf  eine  Popnlarisirung  der  französischen  Bänder.  Was  Paris 
und  St.  Etienne  an  seidenen  Modebändem  vormachen,  macht 
Barmen  in  billigerem  Material  nach,  zuerst  in  Halbwolle,  Wolle, 
endlich  auch  in  Baumwolle.  Es  bringt  die  Mode  in  die  Masse, 
weder  als  Neuheit,  noch  in  technischer  Vollendung,  aber  in 
Beinen  mittleren  Modeartikeln  steht  es  hoch.  Ist  der  Ton  von 
der  Mode  tinmal  angegeben,  so  werden  entweder  die  fran- 
zösischen Muster  einfach  nachgeahmt,  oder  sie  werden  den 
Pariser  MusterbOchem  entnommen,  oder  die  Fabrikanten  ver- 
stellen ein  wenig  die  gegebenen  Muster;  nur  einzelne  gestatten 
sich  den  Luxus  eigener  Ideen. 

In  früheren  Zeiten  machten  die  Eabrikanten  das  Gom- 
missionsgeschäft.  Wenn  die  Kaufleute  Bestellungen  erhielten, 
gingen  sie  von  Fabrikant  zu  Fabrikant  und  suchten  die  Preise 
auf  das  vorgelegte  Muster  zu  drücken,  so  dass  oft  deijenige 
Fabrikant,  welcher  das  neue  Muster  erfunden  hatte,  nicht 
einmal  die  Bestellung  erhielt,  sondeni  fremde  Concurrenten 
seine  Muster  ausführten.  Je  mehr  die  Modeaiükel  aufkamen, 
desto  weniger  wollten  die  Fabrikanten  ihre  Moster  den  Com- 
missionären  vorlegen  und  desto  weniger  konnten  sie  den  lang- 
samen Vertrieb  ertragen;  daher  nahmen  die  Fabrikanten,  um 
die  Provision  zu  ersparen,  den  Absatz  selbst  in  die  Hand.  Im 
Frühling  und  Herbst  fertigen  sie  für  die  Sommer-  und  Winter- 
saison neue  Muster  an  und  schicken  sie  mit  den  Preiscouranten 
in  die  Welt  oder  sie  reisen  selbst;  dann  werden  auf  die  einge- 
gangenen Bestellungen  hin  die  Arbeiten  begonnen,  denn  bei 
den  meisten  gemusterten  Artikeln  lässt  sich  ja  nicht  auf  Lager 
aibeiten.  In  ihrem  Geschäfte  erweisen  sich  die  Fabrikantea 
ausserordentlich  geschickt;  sie  gi*eifen  mit  Ei-folg  jede  neue  Mode 
auf  und  sind  dui-ch  die  Veranigung  von  Fabrikant  und  Kaufmann 
in  einer  Person  vielleicht  den  Franzosen  überlegen.  Kaum  hat 
aber  ein  Fabrikant  ein  neues  Muster  aufgebracht,  so  setzt  sich 
gleich  die  ganze  Schaar  der  Concurrenten  in  Bewegung,  lässt 
das  Muster  abgucken  und  macht  es  nach.  Das  Deponiren  des- 
selbe  nnutzt  nichts,  da  die  Sachverständigen  auch  die  kleinste  Ab- 
weidiung  als  neues  Muster  anerkennen  und  daher  bisher  ein  jeder 
Deponent  seinen  Process  verloren  hat.  Diese  innei-e  Goncurrenz, 
verbunden  mit  dem  äussern  Drucke  auf  die  Preise  hat  nun 
nidit  wie  in  Paris  zur  Folge,  dass  der  Fabrikant,  wenn  er 
seine  Qualität  und  seine  Preise  nicht  mehr  einhalten  kann, 
gleich  andere  nouveauttis  aufbringt,  um  dui*ch  den  Beichthum 
seiner  Ideen  zu  verdienen,  vielmehr  fügt  sich  der  Fabrikant 
in  Bannen  jeder  Preisreduction,  verbilligt  die  Fabrikation  und 
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langt  sehr  rasch  von  dem  gemischten  Stoffe  bei  Wolle  und 
endlich  bei  Baumwolle  an,  bis  das  Band  so  ordinär  ist,  da$s 
selbst  die  Dienstmädchen  es  nicht  mehr  tragen  wollen. 

Die  Band  Wirkerei  wird  zum  Theil  hausindustrielK  zum 
Theil  fabrikmässig  betrieben.  Eine  jede  Zeit  des  Aufschwungs 
mit  ihrem  Steigen  der  Löhne  gibt  den  Sporn  zur  Aufetellung 
mechanischer  Bandstühle  fQr  die  einfachen  glatten  Artikel;  ein 
jedes  Sinken  der  Löhne  lässt  die  Fabrikanten  zeitweise  be- 
dauern, zum  Fabrikbetriebe  übergegangen  zu  sein,  da  dann  die 
Hand  wieder  der  Maschine  Concurrenz  bereitet.  Jedoch  sind 
alle  Fabriken  nur  neben  einem  hausindustriellen  Betriebe  pixh 
fitabel.  In  den  guten  Zeiten  sind  die  Fabrikanten  im  Stande, 
die  eilendsten  Bestellungen  sofort  auf  eigenen  Stühlen  ausführen 
zu  lassen,  wo  sie  sicher  sind,  dass  die  Muster  nicht  nachgemacht 
werden.  Beim  Bückgange  der  Nachfrage  setzen  sie  die  aus- 
wäiligen  Handstühle  still  und  reserviren  ihren  Eraftstühlen  die 
einlaufenden  Bestellungen,  um  sich  vor  Zinsverlusten  zu  schützen« 
Je  gi*össer  der  für  die  Fabriken  reservirte  eiserne  Bestand  an 
Arbeit  wird,  desto  schwankender  wird  auch  das  Plus  oder 
Minus  der  augenblicklichen  Gonjunctur  über  diese  Menge  hinaus. 
Der  Maschinen  Wirker  bleibt  daher  stetiger  in  Arbeit,  seine 
Beschäftigung  ist  eine  i-egelmässigere  und  er  kommt  schwerer 
ausser  Verdienst;  aber  da  in  der  schlechten  Zeit  Stapelaitikel 
und  vielfach  sogar  auf  Lager  gearbeitet  werden,  so  sind  die 
Löhne  sehr  gediückt.  Der  Ausfall  der  Nachfrage  trUR;  haupt- 
sächlich die  Handwirker,  ihre  Arbeitslosigkeit  ist  eine  gross* 
aitige,  in  den  Jahren  1877/78  schätzte  man  die  Zahl  der 
ruhenden  Handstühle  auf  die  Hälfte  bis  drei  Viertel.  Es  ist 
die  Bestätigung  des  Satzes:  bei  Stapelartikeln  fortlaufende 
Beschäftigung  zu  niedrigen  Löhnen,  bei  Modeartikeln  hohe 
Löhne  und  Arbeitslosigkeit. 

Die  einfachen  Bänder  werden  mechanisch  gewirkt;  die 
Meister,  welche  beim  Handbetriebe  geblieben  sind,  sind 
hinausgewiesen  worden,  wo  sie  ihre  Industrie  auf  dem  Lande 
unter  billigen  Lebensbedingungen  oder  als  Nebenbeschäftigung 
betreiben;  namentlich  Ronsdorf  ist  der  Sitz  einer  einfachen 
Bandindustrie.  Andere  Meister  blieben  in  der  Stadt,  sie  beo- 
bachteten ihren  Feind,  den  Dampf  und  seine  Leistungsfähig- 
keit, bald  hatten  sie  seine  Stärke  erkannt  und  mietheten  sich 
Dampf  und  Baum  in  fremden  Etablissements.  Ein  Meister 
hat  sich  sogar  im  eigenen  Hause  einen  Dampfbetrieb  ein- 
gerichtet und  vertheidigt  sich  mit  den  Waffen  des  Angreifers. 
Aber  das  sind  nur  Ausnahmen;  die  Menge  der  Bandwirker 
ist  beim  Handbetriebe  geblieben.  Die  gemusterten  Bänder 
können  zwar  auch  auf  Kraftstühlen  gewebt  werden,  aber  die 
Vomchtung  zu  neuen  Mustern  dauert  ein  bis  zwei  Wochai, 
während  welcher  das  Capital  müssig  steht;  und  dieses  tritt 
um  so  häufiger  ein,  je  öfter  die  Muster  wechseln.    Auch  muss 
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bei  einigen  Bändern  der  Schlag  der  Lade  schwächer  sein,  bei 
andei-n  oft  eine  Unterbrechung  eintreten.  Die  Modewaaren 
werden  daher  in  normalen  Zeiten  auf  Kraftstühlen  nur  dann 
gewirkt,  wenn  sie  äusseret  lohnend  sind;  in  der  Hauptsache 
sind  sie  der  Hausindustrie  verblieben. 

Damit  fällt  das  Risico  der  Industrie  hauptsächlich  auf  den 
Arbeiter!  Was  den  Fabrikanten  am  empfindlichsten  trifft,  der 
Zinsverlust  am  Anlagecapital  trifft  den  Bandwirkermeister. 
Das  ist  nämlich  ein  ganz  anderer  Mann  als  ein  gewöhnlicher 
Weber.  Zunächst  sind  die  geistig-technischen  Kenntnisse  ganz 
bedeutende.  Die  jüngeren  Meister  haben  die  Elementar-  und 
Fortbildungs - ,  dann  die  Webeschule  in  Barmen  besucht,  sie 
haben  sich  die  für  ih)*  Fach  erforderlichen  Kenntnisse  neben 
einer  vierjährigen  practischen  Lehi-zeit  beim  Vater  oder  einem 
fremden  Meister  auch  theoretisch  enterben ;  sie  kennen  die  Vor- 
richtung ihrer  Stühle  und  deren  weitei-en  Betrieb,  sie  veretehen 
zu  zeichnen  und  zu  patroniren.  Auf  der  Höhe  ihrer  geistig- 
technischen Bildung  steht  ihr  materielles  Capital.  Ein  Bandstuhl 
kostet  1000—1200  Mark,  und  zwar  kann  auf  einem  jeden  nur 
eine  Specialität  gewirkt  werden,  auf  einem  schmalen  Stuhle 
z.  B.  keine  breiten  Bänder.  Während  der  Zeit  des  Aufschwunges 
1870—73  hat  eine  gi'osse  Verbesserung  hierin  stattgefunden; 
durch  Vorschüsse  und  Creditgewährung  wurden  statt  der 
früheren  einspuligen  Stühle  zwei-  bis  viei-spulige  eingeführt,  so 
dass  man  gegenwärtig  deren  700  gegen  die  früheren  100  zählt; 
die  Anzahl  der  Muster,  welche  man  auf  diesen  Stühlen  wirken 
kann,  ist  weit  beträchtlicher  als  früher,  aber  sie  erfordern  ein 
grösseres  Anlagecapital.  Mit  den  Bandmühlen  ist  noch  wenig 
erreicht,  sie  müssen  auch  in  Betrieb  erhalten  werden;  das 
verursacht  die  grössten  Kosten.  Der  Meister  erhält  vom  Kauf- 
mann Kette  und  Schuss,  Muster  und  Karten,  alles  übrige  muss 
er  sich  selbst  besorgen.  Zunächst  geht  er  an  das  Vorrichten, 
und  hierin  liegt  der  Schwerpunkt  der  Rentabilität;  sie  dauert 
ein  bis  zwei  Wochen  und  erfordei-t  theui*e  Auslagen.  Je  länger 
die  Kette  ist  und  je  mehr  Stücke  der  Meister  mit  einer  Vor- 
richtung wirken  kann,  desto  eher  amortisiren  sich  die  Auslagen 
und  wird  die  Arbeit  für  ihn  gewinnbringend;  bei  ziellosem 
Hin  -  und  Hertaumeln  der  Mode  kann  der  Meister  jede  Vor- 
richtung nur  ein  einziges  Mal  verwerthen  und  arbeitet  daher 
oft  mit  Schaden. 

Die  gi*ö8seren  Bandwirkermeister  sind,  obwohl  sie  gegen 
Lohn  arbeiten,  kleine  Manufacturisten  zu  nennen.  In  den 
1860er  Jahren  war  ein  Stuhl  die  Regel,  wohl  auch  zwei,  jetzt 
bringen  es  manclie  auf  vier  und  fünf.  Jeder  Stuhl  erfordert 
zwei  bis  drei,  die  Marabouts  z.  B.  drei  Arbeiter;  das  Wirken 
ist,  weil  damit  die  Bewegung  der  Bandmühle  verbunden, 
Männerarbeit;  das  Spulen  und  Liefern  besorgen  Kinder  und 
Frauen.    In  den  Zeiten  des  Aufschwungs  nehmen  die  Meister 
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alle  ihre  Ersparnisse  zusammen  und  mit  Vorschössen  und 
Greditgewährung  schaffen  sie  sich  ihre  Arbeitsinstrumente  an. 
Dann  kommt  der  Rückschlag:  die  meisten  Stühle  sind  noch 
nicht  abgezahlt,  die  beträchtlichen  Capitalanlagen  und  die 
tüchtigen  Arbeitskräfte  liegen  brach.  Wer  wollte  aber  ans 
dieser  Art  des  Sparens  dem  einzelnen  Meister  einen  Vorwarf 
machen?  Und  doch  liegt  der  für  die  Industrie  verwendbare 
Theil  des  Nationalcapitals  bei  den  Kleinmeistem  nicht  in  den 
richtigen  Händen.  Vielleicht  wäre  es  für  sie  wie  für  die  In- 
dustrie vortheilhafter  gewesen,  wenn  sie  ihre  Stühle  nicht  ver- 
mehrt und  dadurch  die  Fabrikanten  gezwungen  hätten,  den 
mechanischen  Betrieb  auszudehnen.  Da  dieser  doch  siegen 
wird,  würdä  der  Uebei*gang  sich  schmerzloser  gestalten,  als  es 
jetzt  bei  den  grossen  Gapitalverlusten  der  Meister  ohne  Ersatz 
geschehen  wird. 

Am  besten  steht  sich  der  Einzelmeister  mit  nur  einem 
Stuhl,  dem  Weib  und  Kind  beim  Spulen  und  den  anderen 
Nebenarbeiten  zur  Hand  gehen.  Auch  der  Meister  mit  zwei 
Stühlen  hat  sein  Auskommen,  wenn  seig  Sohn  oder  ein  Gesdle 
mitarbeiten,  dann  muss  aber  der  Meister  sehr  aufpassen  und 
die  Frau  das  Liefern  und  das  Kind  das  Spulen  besoi'gen.  Bei 
drei  Stühlen  ist  der  Meister  schon  durch  das  Vorrichten  der 
Stühle,  die  Beaufsichtigung  der  Arbeiter  und  den  Verkehr  mit 
dem  Kaufinann  stark  in  Anspruch  genommen,  seine  Arbeitskraft 
zeraplitteil.  Die  Gesellen  stehen  sich  materiell  vielfach  besser^ 
sie  haben  keine  Verluste  an  Capitalanlagen  und  suchen  beim 
Stillstand  der  Bandstühle  sich  anderweit  Arbeit.  Diese  Unzu* 
verlässigkeit  der  Bandindustrie  entzieht  namentlich  tüchtigr^ 
Gesellen  immer  mehr  dieser  Branche.  Bevor  der  Meister 
einen  Aufti-ag  annimmt,  fi'ägt  er  den  Gesellen,  ob  er  sie  aus- 
führen will,  und  dieser  lehnt  manchmal  ab.  Er  erhält  von 
jedem  Thaler  40  %,  femer  10  %  Spullohn  und  10  %  für  Aus- 
lagen an  Karten,  Vorrichten,  Kämmen,  Riethen  u.  s.  w.,  ao 
dass  dem  Meister  40  %  vom  Wirklohn  übrig  bleiben.  Wenn 
Bestellungen  vorhanden  sind,  finden  sich  selten  Klagen  über 
die  Löhne ;  bei  neu  aufgegriffenen  Artikeln  erreichen  sie  sogar 
eine  ausserordentliche  Höhe;  Lohntaxen  sind  hier  unmöglich 
und  Strikes  haben  nicht  stattgefunden.  Aber  dann  treten 
Zeiten,  lange  Zeiten  von  Arbeitslosigkeit  ein,  oft  von  vier^ 
fünf  bis  sechs  Jahren.  Wovon  sollen  die  Meister  dann  leben? 
Hätten  sie  ihre  Ei'spamisse  statt  in  Productions-  lieber  in 
Genussmitteln,  wie  Kleider  und  Wäsche,  angelegt  oder  in  die 
Sparkasse  gebracht,  so  würden  sie  jetzt  weniger  darben.  In 
dem  Glauben,  dass  es  immer  so  bleiben  würde,  haben  sie  ihre 
Ersparnisse  zu  sehr  in  der  eignen  Production  festgelegt. 

Die  periodische,  anhaltende  Arbeitslosigkeit  und  (fie  damit 
verbundenen  Capitalverluste  haben  bei  den  geistig  und  tech- 
nisch so  hoch  stehenden  Bandwirkermeistem  eine  grosse  social- 
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öconomiscbe  Unzufriedenheit  hervorgerufen.  Weder  sich  selbst, 
noch  den  Eaufleuten  können  sie  die  Schuld  an  den  Krisen 
beimessen,  daher  haben  sie  sich  deijenigen  Partei  angeschlossen, 
welche  an  die  Stelle  des  bestehenden  Wirthschaftssystems  ein 
anderes,  staatlich  geregeltes,  setzen  will.  Schon  im  Jahre  1865 
zählte  man  von  den  8320  Mitgliedern  des  deutschen  Arbeiter- 
vereins im  Regierungsbezirk  Düsseldorf  in  Barmen  allein  1260. 
in  Ronsdorf  610,  in  Solingen  600 ,  in  Duisburg  309  u«  s.  w.  ^) 
In  Bannen  und  Ronsdoif  waren  es  besonders  die  Bandwirker 
unter  dem  Eindrucke  der  damaligen  Baumwollenkrisis  und  der 
Thatsache,  dass  die  Fabrikanten  damals  zuerst  auf  eigenen 
Stühlen  wirken  Hessen.  Die  Socialdemocratie  fand  also  ihre 
ei*stea  Rekruten  in  der  Blüthe  der  Barmer  Lohnarbeiterschaft. 
Wäre  nun  das  socialistische  Wirthschaftssystem  im  Stande, 
die  Schwankungen  im  Bedarfe  nach  Modebändem  zu  beseitigen  ? 
Mit  jenem  Systeme  träte  ein  allgemeiner  Bezug  von  Arbeits- 
einkommen ein,  und  dieses  wäre  mehr  oder  weniger  gleich- 
massig  durch  aUe  Schichten  der  Gesellschaft  vertheilt.  Es 
fragte  sich  dann,  ob  die  Consumtion  dem  (gleichen  Wechsel 
unterläge  wie  heute  bei  der  so  grossen  und  sich  noch  steigernden 
Ungleichheit  des  Einkommens.  Einen  Anhaltepunkt  hierfür 
gewähren  uns  die  Zustände  in  denjenigen  Gesellschaftsklassen, 
welche  schon  heute  auf  ein  festes  Arbeitseinkommen  ange- 
wiesen sind,  wie  Lehrer,  Professoren,  Pfarrer,  Beamten,  Mili- 
tärs^ Angestellte  aller  Ai-t,  und  besonders  lehireich  werden  die 
Zustände  in  solchen  Städten  sein,  die  ihren  Typus  durch  die 
genannten  Berufe  empfangen,  wie  etwa  Sitze  von  Behörden 
und  ünivei-sitäten ,  Orte  mit  Berg-  und  Hüttenwerken,  deren 
Ingenieure  und  Directoren  meist  fest  besoldet  sind.  Offenbar 
lehrt  nun  die  Beobachtung,  dass  in  solchen  Orten  von  den 
genannten  Gesellschaftsklassen  einmal  die  Kleidungsstücke  viel 
länger  getragen  und  ausgenutzt,  feiner  dass  sie  in  ihrer  Art 
nicht  so  häufig  gewechselt  werden.  Die  Stabilität  in  den  ge- 
tragenen Sachen,  wie  in  den  Trachten  ist  eine  viel  grössere; 
der  Geschmack  trägt  einen  sehr  bürgerlichen  und  sehr  alt- 
fränkischen Charakter.  Wie  schwierig  es  Klassen  mit  festem 
Arbeitseinkommen  wird,  mit  den  Neuanschaffungen  der  Gapi- 
talisten und  Rentner  gleichen  Schritt  zu  halten,  beweisen  nament- 
lich die  Städte  mit  gemischter  Bevölkerung  wie  Aachen,  Bonn, 
Düsseldorf,  wo  man  die  Frauen  aus  den  erstgenannten  Schichten 
mit  Leichtigkeit  ausfindig  macht.  Die  Schwierigkeiten  steigern 
sich  für  dieselben  bei  günstigen  Conjuncturen.  Dann  nehmen 
die  wachsenden  Mieth-  und  Lebensmittelpreise  grössere  Summen 
des  festen  Gehalts  in  Anspruch  und  lassen  den  Luxusbedürf- 
nissen einen  geringeren  Antheil,  während  dieser  letztere  bei 
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Unternehmein  sich  oft  ins  Ausserordentliche  ausdehnt  Daher 
wirkt  jeder  Aufschwung  der  Conjunctur  besonders  auf  die 
Modeindustrie,  und  zwar  in  um  so  höheren  Grade,  je  grössere 
Portionen  vom  Gewinne  die  Unternehmer  für  sich  zu  behalten 
veiinögen. 

Es  ist  demnach  zuzugestehen,  dass  bei  einer  Verall- 
gemeinerung des  Arbeitseinkommens  die  Kleidungsstücke  so- 
wohl  länger  getragen  als  auch  in  ihrer  Mode  nicht  so 
rasch  wechseln  würden  als  heute,  und  dass  folgeweise  die 
steigende  Ungleichheit  der  Vermögens-  und  Einkommensyer- 
theilung  den  Luxus  erhöht  und  zur  -  Beschleunigung  des  Mode- 
weehsels  beiträgt,  indem  sie  die  Anzahl  der  Leute  vermehrt, 
welche  aus  Laune  ihi*e  Trachten  verändern  können.  Indessen 
wird  der  Modewechsel  sich  auch  im  socialistischen  Wirthschafts- 
systeme  nicht  vermeiden  lassen ,  und  da  nur  die  Stabilität  in 
der  Mode  eine  gi*össere  ist,  folgt  daraus,  dass  dieselbe  sich 
viel  andauenider  von  den  verschiedenen  Stoffen  abwenden  wird. 
Wenn  beispielsweise  die  einfachen  Gewebe  modern  sind,  wird 
deren  Verziemng,  das  Band,  gute  Nachfrage  haben ;  wendet  »eh 
der  Geschmack  gemustciten  Stoffen  zu,  so  werden  die  Eriseo 
viel  andauenider  fQr  die  Bandindustrie  sein.  Oder  es  wird,  um 
ein  anderes  Beispiel  zu  nehmen,  die  Mode  sich  den  Stoff-,  oder 
den  Metall-  oder  den  Glasknöpfen  zuwenden,  und  dem  ent- 
sprechend werden  bald  Barmen,  bald  Lüdenscheid,  bald  die  säch- 
sischen Fabrikationsorte  in  oder  ausser  Beschäftigung  sein.  So 
lange  der  Individualität  in  der  Consumtion  überhaupt  ein  Spiel- 
raum vergönnt  ist,  —  und  diese  Freiheit  ist  durch  die  Lehren 
des  Socialismus  ja  keineswegs  ausgeschlossen,  —  werden  Mode- 
wechsel stattfinden  und  die  betreffenden  Industrieen  dem 
Spiele  der  Conjuncturen  unterliegen,  es  wird  auch  dann 
Arbeitslosigkeit  eintreten  und  sogar  andauernder  sein  als 
heute.  — 

Die  Riemendreherei,  das  mechanische  Flechten  von  (flachen) 
Litzen  und  (ininden)  Kordeln  vermittelst  sogen.  Riementische 
ist  eine  Eigenthümlichkeit  der  Barmer  Industrie.  Bereits  seit 
dem  vorigen  Jahrhundert  in  kleinem  Massstabe  betrieben, 
nahm  sie  seit  1849  einen  gi*ossen  Aufschwung.  Mit  dem  Er- 
scheinen der  veiTollkommneten  englischen  Rohstoffe,  namentlich 
in  Leinen  und  Wolle,  begannen  in  den  1850er  Jahren  neue, 
bis  dahin  ungekannte  Fabrikationen,  und  es  entstanden  zahl- 
reiche Artikel,  welche  einen  eignen,  von  der  bisherigen  Band- 
partie getrennten  Fabrikationszweig  bildeten  und  wegen  ihres 
raschen  Absatzes  für  die  Arbeiter  sehr  lohnend  wurden.  Das 
hatte  zunächst  den  Uebergang  zum  maschinellen  Fabrikbetriebe 
zur  Folge.  Bisher  waren  es  Meister  in  ähnlich  günstiger  Lage 
wie  die  Bandwirker  gewesen,  mit  ein  bis  zwei,  nachher  sogar 
mit  sechs  bis  sieben  Tischen  und  manchmal  mit  zwanzig  Ar- 
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heitern,  welche  die  Tische  mit  den  Füssen  bewegten,  —  eine  un- 
geheuer beschwerliche  Verrichtung.  Nunmehr  wurden  theils 
von  grösseren  Grundbesitzern,  theils  auch  von  den  Fabrikanten 
und  den  wohlhabenderen  Meistern  Etablissements  mit  Dampf- 
betrieb erbaut,  wo  die  Meister  Raum  und  Dampfkraft 
mietheten  und  ihre  Tische  aufstellten.  Die  intelligenten  und 
energischen  Meister  waren  es,  welche  zuerst  Dampfkraft 
anwendeten  und  ihren  Betrieb  vergrösserten ,  sie  versetzten 
sich  dadurch  in  eine  unendlich  gQnstigei*e  Lage  ihren  klei- 
neren Genossen  gegenüber,  welche  ganz  zuletzt  den  theuren 
Betrieb  begannen.  Einmal  waren  jene  in  der  Lage  gewesen, 
in  den  Jahren  der  günstigen  Conjunctur  ihre  Gapitalanlagen 
schon  zu  amortisiren,  dann  vermochten  sie  an  ihren  zahlreichen 
Tischen  billigere  Frauenarbeit  zu  vei*wenden,  endlich  erhielten 
sie  grössere  und  lohnendere  Bestellungen,  da  sie  bekannter, 
zuverlässiger  und  leistungsfähiger  waren.  Die  Kleinmeister 
dagegen  hatten  ihre  Maschinen  noch  unbezahlt,  arbeiteten  mit 
theurerer  Manneskraft  an  denselben  und  mussten  sich  zu  ni^ 
drigeren  Löhnen  verstehen.  In  dieser  Lage  traf  die  Krisis  von 
1857  die  Kleinmeister;  zehn  Jahre  lang  daueile  die  schlechte 
Conjunctui*  und  der  grösste  Theil  der  Tische  gerieth  ausser 
Arbeit;  die  eben  aufgeblühte  Industrie  lag  vollkommen  dar- 
nieder. 

Da  hob  sie  sich  wieder  im  Jahre  1868  und  erlebte  in  den  Jah- 
ren 1870  und  71  ihre  Glanzzeit.  Statt  423  Tischen  im  Jahre 
1867,  sollen  nun  etwa  1000  für  Baimen  gearbeitet  haben,  theils 
durch  Vorschüsse  der  Fabrikanten,  theils  durch  Creditgewährung 
seitens  der  Maschinenbauer  angeschafft.  Auch  die  Fabrikanten 
selbst  richteten  sich  eigne  Etablissements  ein,  häufig  Band- 
wirkerei und  Riemendreherei  vereinigt  und  etwa  400  Tische 
von  jenen  1000  sollen  sich  in  ihren  Händen  befinden.  Die 
Stapelaitikel,  wie  glatte  Weftlitzen,  weisse  Spitzenzacken  und 
überhaupt  die  courantesten  Waaren  sind  es,  welche  sie  her- 
stellen. Nun  brach  wieder  die  Krisis  herein.  Die  Fabrikanten 
hielten  natürlich  ihre  Anlagen  in  Betrieb ;  der  überschüssigen 
Bestellungen  bemächtigten  sich  vor  allem  die  gi-ossen  Meister, 
und  die  kleinen  Meister  blieben  arbeitslos  oder  sie  erhielten 
Modeaitikel,  an  denen  sie  zwar  in  kurzer  Frist  viel  verdienen 
konnten,  dann  mussten  sie  aber  lange  Zeit  hindurch  stille  liegen. 
Unterdessen  verderben  ihre  Maschinen  und  sie  müssen,  obwohl 
sie  beschäftigungslos  sind,  fortlaufend  die  Dampf-  und  Raum- 
miethe  bezahlen;  die  erhaltenen  Vorschüsse  sind  noch  nicht 
getilgt  und  Fabrikanten  oder  Maschinenbauer  nehmen  die 
Tische  wieder  an  sich.  Die  kleinen  Meister  werden  während 
der  Krisis  in  raschem  Tempo  vei*schlungen ,  die  eignen  Pix)- 
ductionsmittel  ihnen  genommen  und  die  hausindustriellen  Meister 
bald  zu  Fabrikarbeitern  geworden  sein.  Schon  aus  einer 
Statistik  der  Jahre  1867  und  71   erhellt  die  Tendenz  dieser 
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Entwicklung.  0  Noch  mehr  würde  sie  hervongehen  aus  einem 
Vergleich  der  Zahlen  mit  denen  im  Jahre  1878,  da  inzwnchen 
die  Fabrikanten,  welche  früher  gar  keine  eignen  Tische  be- 
Bässen,  über  ein  Drittel  derselben  beherrschen,  und  da  einige 
Meister  sich  zu  grossen  Fabrikanten  mit  30  bis  35  Tischen 
emporgearbeitet  haben. 

Die  Etablissements  dieser  grossen  Meister  sind  oft  mehrere 
Stockwerke  hoch  und  repräsentiren  mit  den  Triebwerken  und 
Maschinen  eine  Anlage  bis  zu  90—120000  Mark.  Besonders 
kostspielig  sind  die  „Gänge*',  welche  stark  verschleissen ,  und 
ausserdem  eine  Riemendreherei,  wenn  sie  mit  Vortheil  be- 
trieben werden  soll,  zwei  bis  drei  verschiedene  Garnituren 
Gänge  besitzen  muss,  um  je  nach  Bedürfhiss  die  veriangten 
Artikel  zu  verfeiligen ;  die  H&lfte  bis  zwei  Drittel  des  Capitak 
liegen  zur  Zeit  immer  brach.  Solche  Meister  sind  dem  Um- 
fange ihres  Betriebes  und  ihren  technischen  Fertigkeiten  nach 
förmliche  Fabrikanten;  in  der  industriellen  Organisation  er* 
scheinen  sie  jedoch  als  Lohnarbeiter.  Als  solche  werden  sie 
betrachtet;  das  Gefbhl  dieses  Druckes  lastet  noch  auf  ihnen 
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Wohlbemerkt  fehlt  im  Jahre  1871  eine  grosse  Zahl  der  kleines  Meister. 
—  Die  Angaben  für  1867  macht  von  Hirschfeld:  die  rheinische  Haus- 
industrie, in  der  Concordia.  1875.  S.  6.  —  Die  Angaben  för  1871  Terdaoke 
ich  dem  Präsidenten  des  Riemendreher-Verbandes,  Herrn  Rittershaus. 


IL  3.  209 

und  äussert  sich  in  allerlei  Empfindlichkeiten.  Der  Fabrik- 
kaufmann  ist  der  commerzielle  Leiter  der  Production,  er  schafft 
die  Bestellungen,  kauft  die  Game  und  lässt  dies^ben  nach 
vorgeschriebenen  Mustern  gegen  Stacklohn  zu  Litzen  und 
Kordeln  verarbeiten.  Der  Meister  ist  das  ausführende  Organ, 
der  technische  Leiter  der  Fabrikation  und  wird  um  so  höflicher 
behandelt,  je  grösser  er  ist,  „weil  man  ihn  ja  auch  brauchen 
kann;^  der  humanen  Bildung  und  der  socialen  Stellung  nach 
gehören  sie  zur  Klasse  der  Handwerker.  Gewöhnlich  ai-beiten 
sie  fOr  vier  bis  fttnf  Kaufleute  zu  gleicher  Zeit  in  der  Hoffnung, 
dass  wenn  es  dem  einen  an  Bestellungen  fehlt,  der  andere 
vielleicht  welche  erhalten  hat. 

Da  in  den  1860er  Jahren  die  Löhne  sehr  gedrttckt  ge- 
wesen waren,  schlössen  im  Jahre  1871  159  Meister  mit  870 
Tischen  sich  zu  einem  Verbände  zusanune^  schössen  15  Mark 
fQir  einen  jeden  Tisch  ein,  welche  verzinst  wei*den,  und  setzten 
in  gemeinsamer  Gommissionsberathung  mit  dem  Verein  der 
Fabrikanten  von  Bändern,  Kordeln  und  Litzen,  welcher  etwa 
65  Mitglieder  zählt,  für  die  glatten  Weftlitzen,  einfache  Stapel- 
artikel,  bei  denen  das  Lohndriicken  ja  besondei'S  nahe  liegt, 
eine  Lohntaxe  fest;  wer  unter  dei*selben  arbeitete,  verlor  die 
eingeschossene  Summe.  Durch  Vergleich  wurden  dann  im 
Jahre  1875  die  Löhne  für  sogen.  Herkulesse,  1876  für  andere 
und  1878  für  weitere  Litzen  herabgesetzt  Zwar  behauptet 
man,  dass  die  kleineren  Meister,  um  überhaupt  Arbeit  zu  er- 
halten, unter  der  Taxe  arbeiteten  und  dass  die  dem  Verein 
nicht  beigetretenen  Meister,  namentlich  auf  dem  Lande,  dieses 
ganz  offen  thäten,  dass  auch  einige  Fabrikanten  zwar  den 
vollen  Lohn  berechneten,  ihn  aber  mit  einem  Sconto  auszahlten. 
Immerhin  ist  es  diesem  Einigungsamte  gelungen,  die  ruinöse 
Concurrenz  der  Meister  unter  einander  zu  hemmen,  während 
der  Fabrikantenverein  durch  Denkschriften  das  Streben,  durch 
Gewährung  niedriger,  oft  sogar  verlustbringender  Preise  den 
Absatz  zu  forciren,  entschieden  verurtheilt. 

Nicht  so  gütlich  wie  Fabrikanten  und  Meister  haben  sich 
diese  letzteren  mit  ihren  Arbeitern  verglichen;  im  Jahre  1873 
machten  einzelne  derselben  einen  Strike,  mussten  aber  nach- 
geben. Währ^d  die  Meister  sich  immer  mehr  zur  StelluiL^ 
von  Fabrikanten  aufschwingen,  sinken  unter  der  Herrschalt 
des  Dampfes  die  Gesellen  und  Lehrlinge  immer  mehr  zu  reinen 
Fabrikarbeitern  herab.  Etwa  80—^5%  der  Arbeiter  sind 
Haspler  und  Tischwärter,  welche  vom  vierzehnten  Jahre  ab  in 
drei  Monaten  angelernt  werden  können;  völlig  verwendbar 
werden  sie  erst  in  sechs  Monaten.  Ihre  Arbeiten  fallen  immer 
m^r  Mädchen  und  Frauen  zu,  und  obgleich  diese  im  ersten 
Jiüire  „Lehrmädchen''  genannt  werden,  besteht  ein  eigentliches 
Lehrverhältniss  nicht  Die  tQchtig  geschulten  Arbeiter  sind 
die  Meister,  welche  drei  bis  vier  Jahre  zur  Ausbildung  brauchen; 

Forsehsnffen.  (8)  11.  8.  Tlixm  2.  14 
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femer  sind  vier  bis  ffinf  Procent  dem  Handwerk  entnoinmeDe 
Schlosser  und  Maschinisten  nöthig.  Die  besseren  Arbdter 
sichert  man  sich  durch  Prämienzahlung  und  Reverse. 

Die  Arbeitszeit  beim  früheren  Handbetriebe  war  eine  ob- 
menschlich  lange.  Sie  dauerte  von  sechs  Uhr  Morgens  bis 
neun  Uhr  Abends,  und  diese  Sitte  wurde  hinQbergenommen  in 
die  Fabriken.  Ganz  wider  die  Usance  des  Ortes  wurde  in 
diesen  Etablissements  von  fünf  bis  acht  Uhr  gearbeitet  und 
dies  damit  entschuldigt,  dass  es  Gewohnheit  der  Landleute  sei, 
ihre  Arbeit  mit  Sonnenaufgang  zu  beginnen,  dass  die  Meister 
mit  ihren  Gehülfen  doch  zusammenarbeiteten  und  die  Be- 
schäftigung eine  sehr  leichte  sei,  da  es  sich  nur  um  die  Be* 
aufsichtigung  der  Stühle  handle.  Bei  dieser  fQnfzehnstandigen 
Anspannung  der  Kräfte  in  vielfach  niedrigen,  beengten  und 
nicht  gehörig  gelüflpten  Räumen,  in  denen  ein  wahrer  Hdllen- 
lärm  herrscht,  liess  man  den  Arbeitern  kaum  Pausen  zum  Sn* 
nehmen  der  Mahlzeiten,  ja  es  ist  eine  vom  höchsten  Staats- 
beamten des  Orts  und  von  einem  grossen  Fabrikanten  be- 
glaubigte Thatsache,  dass  in  einer  Fabrik  (der  letztere  sprach 
sogar  von  einigen)  den  graubleichen,  muskellosen  Arbeitern 
um  den  Hals  eine  Blechvorrichtung  gebunden  war,  aus  welcher 
sie  während  der  paar  Secunden,  wo  glücklicher  Weise  kein 
Faden  riss,  einige  Bissen  hinunterlöffeln  konnten. 

Das  überstieg  denn  schliesslich  doch  alles  im  Wupperthale 
Uebliche.  Eine  Volksversammlung  und  eine  Zusammenkunft 
anderer  Männer  erhoben  Vorstellungen  -,  der  Oberbürgermeister 
berief  die  Vertreter  fast  sämmtlicher  grosser  Etablissements, 
und  im  Einvernehmen  mit  ihnen  wurde  für  die  Städte  Banneo 
und  Elberfeld  durch  Polizei  Verordnungen  vom  3.  und  11.  Juni 
bestimmt,  dass  in  sämmtlichen  Fabriken  und  geschlossenen 
Arbeitsräumen  eine  Pause  von  einer  Stunde  zum  Mittagessen 
und  einer  halben  Stunde  am  Nachmittag  und  auch  einer  halben 
Stunde  am  Vormittag,  wenn  die  Arbeit  vor  sieben  Uhr  Moiigens 
begänne,  gewährt  werden  musste.  Mehrere  Fabrikanten  nnd 
Meister  erhoben  Proteste  gegen  diese  Verordnung;  sie  wäre 
„zwar  moralisch  werthvoU'',  aber  sie  träfe  hart,  denn  die 
Arbeits-  lud  Capitalveriuste  wäron  gi*oss.  Der  Werth  eines 
Riementisches  beti'age  4500  Mark,  durchschnittlich  könnte  man 
für  Zinsen  und  Verschleiss  mindestens  157p  im  Jahre  rechnen; 
das  mache  pro  Woche  13  Mark,  ferner  Miethe  von  Raum  und 
Dampfkraft  7V21  iQ  Summa  20 Vs  Mark  oder  etwa  ein  Drittel 
mehr  als  der  Lohn  des  Arbeiters  beti'age;  dabei  wären  die 
Reservegänge  und  Anderes  noch  unberücksichtigt.  Gegen 
hiiher,  wo  der  Betrieb  durch  körperliche  Arbeit  selbst  bewirkt 
wurde,  wäre  der  jetzige  ein  spielender ;  die  Pausen  „verschlech- 
terten'* nur  das  Fabrikat,  statt  der  fest  normirten  wären 
höchstens  „entsprechende''  Pausen  zu  setzen.  Wie  bei  allen 
Stapelartikeln  der  Textilindustrie  wollten  auch  hier  die  Fabri« 
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kanten  sich  allerlei  Excesse  in  der  Arbeitszeit  erlauben.  Aber 
der  OberbflrgermeiBter  liess  sich  nicht  ei-weichen,  er  versicherte 
den  zweifelnden  Bittstellern  die  Durchführbarkeit  der  Ver- 
ordnung, liess  dieselbe  scharf  controlliren  und  sie  wurde  durdi 
massenhafte  Denuntiationen  der  Arbeiter  auch  erreicht.  0  Gre- 
genwärtig  beträgt  die  Arbeitszeit  in  den  Etablissements  der 
Fabiikanten  elf,  in  denen  der  Meister  zwölf  Stunden. 

Die  Lebensverhältnisse  der  Meister  *)  sind  je  nach  Anzahl 
der  Tische  sehr  verschiedene.  Die  grossen  leben  älmlieh  wie 
die  Fabrikanten ,  die  kleinen  wohnen  in  der  Nähe  des  von 
ihnen  benutzten  Etablissements  zur  Miethe  in  zwei  bis  drei 
Zimmern.  Sie  stehen  hoch  über  den  eigentlichen  Fabrik- 
arbeitern; sie  selbst  haben  gewöhnlieh  zwar  nur  eine  Elementar- 
bildung, je  wohlhabender  sie  sind,  desto  höher  hinauf  schicken 
sie  aber  ihre  Kinder  in  die  Gewerbeschule.  Die  Haushaltung 
ist  bei  den  selbständigen  Meistern  eine  ähnlich  gute  wie  oben 
auf  den  Bergen;  ihre  Frauen  verstehen  als  ehemalige  Dienst- 
mädchen  die  Wirthschaft  zu  führen. 

Der  Umfang  der  Barmer  Industrie  ist  nicht  leicht  anzu- 
geben. Nach  der  officiellen  Ereisstatistik  vom  Jahre  1871 
arbeiteten  für  Baimer  Fabrikanten  1700  Bandstühle;  in  dieser 
Zahl  sind  aber  nicht  die  für  Elberfeld,  Schwelm,  Ronsdorf  und 
wohl  auch  nicht  alle  für  Barmen  beschäftigten  Stühle  ange- 
geben; unter  Hinzurechnung  der  Frauen  und  Kinder  in  den 
Hülfsge werben  dürfte  die  Bandindustrie  wohl  4000—5000  Per- 
sonen in  Thätigkeit  setzen.  Die  gummielastischen  Waaren,  wie 
Züge  an  den  Stiefeln,  Tragbänder,  Litzen  und  Kordeln,  waren 
in  Barmen  allein  im  Jahre  1878  durch  18  Firmen  vertreten, 
welche  800  Bandstühle  und  80  Riementische,  also  wohl  1000 
Arbeiter  beschäftigten.  Die  Riemendreherei  erhielt  1000  Tische 
mit  8000  Arbeitern  im  Gange.  Insgesammt  darf  man  wohl 
annehmen,  dass  die  Band  Wirkerei  und  Riemendreherei,  ein- 
schliesslich der  Fabrikation  der  gummielastischen  Waaren,  etwa 
10000  Arbeiter  im  Thale  und  dessen  Umgebung  beschäftigen.^ 

Die  letzte,  wirkliche  Modeindustrie,  ist  die  Fabrikation 
der  Stoffknöpfe,  welche  in  den  1830er  Jahren  in  Barmen 
eingeftthrt  wurde  und  in  den  1850er  dadurch  einen  grossen 
Au&chwung  nahm,  dass  die  früheren  Posamentknöpfe  ausser 
Mode   kamen.     Gegenwärtig  wird  diese  Industrie   von  etwa 


^)  EgL  Regieraog  zo  Düsseldorf!  I.  m.  9.  8.  Berichte  des  Ober- 
bfix^germeisters. 

*)  TOD  Hirschfeld  a.  a.  0. 

'j  Sch&tzimgen  der  Jahresprodnction  der  Wnpperthaler  üidustrie  und 
Angaben  ftber  me  Arbeitslöhne  finden  sich  im  Jahresberichte  der  Handels- 
kammer  für  1861,  in  den  ofQdellen  Kreisstatistiken  und  in  der  Schrift  von 
T.  Eirnem:  Wider  Sodaldemoknitie  und  Verwandtes.  1874.  Jedoch  sind 
alle  Schätzungen  wohl  wenig  zuverlässig. 

Ueber  die  Arbeiterverhältnisse  in  bannen  siehe  Anlage  IX. 
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1200  Arbeitern  betrieben.  Die  Fabrikate  and  theils  Stapel-^ 
theils  Hodeartikd  (sowohl  Herren-  ala  namentlich  andi  Damen- 
knöpfe). Für  die  letzteien  werden  die  Muster  theils  ans  Paria 
mitgebracht,  theils  auch  in  Barmen  selbst  erfunden,  so  daaa 
Barmen  in  dieser  Branche  sogar  hautes  noaveant^  macht» 
Wie  in  der  Bandindustrie  fertigen  die  Fabrikanten  fOr  die  zwei 
Saisons  Musterkarten  und  Preiscourante  an,  schicken  sie  im 
FrOhling  und  Herbst  heraus  und  lassen  dann  auf  die  ein- 
laufenden Bestellungen  hin  iabriciren«  Ihr  Geschäft  ist  u^den 
letzten  Jahren  so  günstig  gegangen ,  dass  die  Arbeiter  iir  Be- 
schäftigung und  die  Lölme  auf  ihrer  Höhe  geblieben  sind.  Die 
Betriebsform  ist  die  Manufactnr ,  Handarbeit  mit  WerioMog- 
maschinen,  nur  dnselne  Nebenarbeiten  werden  ausser  Haine 
von  Kindern  und  Frauen  gemacht,  weit  ins  Land  hinein,  so 
dass  die  obige  Zahl  der  beschäftigten  Personen  woU  nodi  ca 
gering  ist  In  Paris  herrscht  der  handwerksmässige  Betrid>; 
die  kleinen  Meister  greifen  inuner  neue  Spedalitäten  ant 
bringen  neue  Muster  und  verkaufen  diese  durch  die  Gom- 
missionäre.  Man  muss  dort  lange  herum  suchen,  bis  man  die 
Musterkarte  eines  einzigen  Barmer  Hauses  zusammen  findet 
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I.    Das  gewerbliche  BildaiiKSweseii. 

Die  technische  Bildung  ist  am  Niederrhein  eine  unbefrie- 
digende. Allenthalben  regen  sich  daher  in  den  letzten  Jahren 
die  Bestrebungen  nach  einer  Hebung  dei*selben.  Auf  das  ge- 
sammte  Gebiet  des  gewerblichen  Büdungswesens  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort;  die  folgende  Darstellung  soll  nur  einen 
Ueberblick  über  die  bestehenden  Fachschulen  und  Lehrwerk- 
stätten geben.  Ueber  die  principielle  Unterscheidung  zwischen 
beiderlei  Anstalten  herrscht  noch  keine  Uebereinstimmung  und 
in  der  Praxis  gehen  ihre  Functionen  in  einander  über.  In  den 
Fachschulen  bietet  ein  mehr  theoretischer  Unterricht  die  wissen- 
schaftlichen und  ai-tistischen  Gi-undlagen  einer  höheren  tech- 
nischen Ausbildung  und  die  practischen  Beispiele  dienen  nur 
zur  Erläuterung  der  vorgetragenen  Lehren.  In  den  Lehrwerk- 
stätten fehlt  es  an  einem  theoretischen  Unterricht  nicht,  aber 
der  Schwerpunkt  liegt  im  handwerksmässigen  Erlernen  des 
Gewerbes. 

Unter  den  Fachschulen  können  die  in  Iserlohn  und  Rem- 
scheid von  grosser  Bedeutung  für  die  Metallwaaren- Industrie 
werden;  vor  der  Hand  sind  sie  blos  projeotirt  und  ihr  weiteres 
Schicksal  bleibt  abzuwarten.  Seit  dem  October  1878  ist  das 
Technicum  von  Frankenberg  in  Sachsen  nach  Bheydt  bei 
M.-61adbach  verlegt  worden.  Es  zerfällt  dasselbe  in  eine 
Maschinen-  und  Bau-,  chemische  und  Fabrikantenschule;  die 
beiden  ersteren  enthalten  Abtheilungen  für  Ingenieure  und 
Baumeister  einerseits,  für  Werkmeister  und  Handwerker  an- 
dererseits. Weitere  Erfahrungen  über  diese  Anstalt  liegen 
noch  nicht  vor.  Dagegen  wui*de  ich  von  allen  Seiten  auf  die 
«Lehrwerkstätten"  der  Rheinischen  Eisenbahn  -  Gesellschaft  in 
Nippes  bei  Köln  aufmerksam  gemacht.  Dieses  allgemeine  Vor- 
nrtheil  zwingt  mich  näher  auf  die  Frage  einzugehen:  Welcher 
Art  sind  dieselben  V 

•  In  den  dortigen  Central  -  Reparaturwerkstätten ,  welche 
gegen  1500  Arbeiter  beschäftigen,  existirt  ein  doppeltes  System 
von  Schulen.  Einmal  sind  die  jugendlichen  Arbeiter  von 
14—16  Jahren,  mit  denen  schriftliche  Verträge  auf  drei  Jahre 
geschlossen  werden,  verpflichtet,  die  von  der  Gesellschaft  unter- 
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I.    Das  gewerbliche  BllduiiKSweseii. 
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Die  technische  Bildung  ist  am  Niederrhein  eine  unbefrie- 
digende. Allenthalben  regen  sich  daher  in  den  letzten  Jahren 
die  Bestrebungen  nach  einer  Hebung  derselben.  Auf  das  ge- 
sammte  Gebiet  des  gewerblichen  Büdungswesens  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort;  die  folgende  Darstellung  soll  nur  einen 
Ueberblick  über  die  bestehenden  Fachschulen  und  Lehrwerk- 
stätten geben.  Ueber  die  principielle  Unterscheidung  zwischen 
beiderlei  Anstalten  hen*scht  noch  keine  Uebereinstimmung  und 
in  der  Praxis  gehen  ihre  Functionen  in  einander  über.  In  den 
Fachschulen  bietet  ein  mehr  theoretischer  Unterricht  die  wissen- 
schaftlichen und  artistischen  Grundlagen  einer  höheren  tech- 
nischen Ausbildung  und  die  practischen  Beispiele  dienen  nur 
zur  Erläuterung  der  vorgetragenen  Lehren.  In  den  Lehrwerk- 
stätten fehlt  es  an  einem  theoretischen  Unterricht  nicht,  aber 
der  Schwerpunkt  liegt  im  handwerksmassigen  Erlernen  des 
Gewerbes. 

Unter  den  Fachschulen  können  die  in  Iserlohn  und  Rem- 
scheid von  grosser  Bedeutung  für  die  Metallwaaren- Industrie 
werden;  vor  der  Hand  sind  sie  blos  projeotirt  und  ihr  weiteres 
Schicksal  bleibt  abzuwarten.  Seit  dem  October  1878  ist  das 
Technicum  von  Frankenberg  in  Sachsen  nach  Rheydt  bei 
M.-Gladbach  verlegt  worden.  Es  zerfUlt  dasselbe  in  eine 
Maschinen-  und  Bau-,  chemische  und  Fabrikantenschule;  die 
beiden  ersteren  enthalten  Abtheilungen  für  Ingenieure  und 
Baumeister  einerseits,  für  Werkmeister  und  Handwerker  an- 
dererseits. Weitere  Erfahrungen  über  diese  Anstalt  liegen 
noch  nicht  vor.  Dagegen  wurde  ich  von  allen  Seiten  auf  die 
«Lehrwerkstätten'  der  Bheinischen  Eisenbahn  -  GeseUschaft  in 
Nippes  bei  Köln  aufmerksam  gemacht  Dieses  allgemeine  Vor- 
urtheil  zwingt  mich  näher  auf  die  Frage  einzugehen:  Welcher 
Art  sind  dieselben? 

•  In  den  dortigen  Central  -  Reparaturwerkstätten ,  welche 
g^en  1500  Arbeiter  beschäftigen,  existirt  ein  doppeltes  System 
von  Schulen.  Einmal  sind  die  jugendlichen  Arbeiter  von 
14 — 16  Jahren,  mit  denen  schriftliche  Verträge  auf  drei  Jahre 
geschlossen  werden,  verpflichtet,  die  von  der  Gesellschaft  unter- 
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haltene  Fortbildtmgsschiile  za'besachen,  und  zw  am  IGtt- 
woeh  und  Samstag  je  drei,  am  Sonntag  zwei  Standen,  ohne 
dass  deshalb  ein  Abzug  am  Lohn  stattfindet.  Die  30— 4& 
Schiller  werden  in  den  Elementarkenntnissen  befestigt,  im 
Linear-  und  Freihandzeichnen,  wie  in  den  Elementen  der  Phj* 
sik  und  Mechanik  unterrichtet.  In  den  Werkstitteo  sdbit 
besteht  eine  besondere  Anleitung  durchaus  nicht;  die  jugend- 
lichen Arbeiter  in  Nij^s  unterscheiden  sich  von  denen  ander- 
weit in  keiner  Weise;  keine  der  bestehenden  VeranstaltongeD 
verdient  irgendwie  den  Nam^  einer  Lehrwerkstätte;  vidmekr 
bleibt  es  hier  wie  in  allen  anderen  Fabriken  den  jugeodUdien 
Arbeitern  und  dem  Zufalle  überlassen,  inwieweit  sie  ihr  Ge- 
werbe erlernen ;  aus  den  tüchtigen  nnd  inteUigraten  Arbettem 
recrutiren  sich  die  Werkmeister. 

Femer  gibt  es  noch  eine  im  Jahre  1872  gegrfkndefen 
technische  Schule  am  Orte,  welche  von  86  Söhnen  aller  Ein- 
wohner besucht  und  hauptsächlich  durch  das  Schulgeld  toh 
24  Mark  und  in  den  höheren  Klassen  von  36  Mark  jäbriick 
erhalten  wird;  den  Ausfall  deckt  die  Bahnverwaltung.  Diese 
an  den  Elemmtarunterricht  anknüpfimde  Schule  lehrt  in  drei- 
jährigem Cursus,  bei  einer  Zahl  von  82  Stunden  in  der  Woche, 
ihre  Zöglinge  die  deutsche,  französische  und  engliadie 
Sprache,  Gecgraphie  und  Geschichte,  Schönschreiben,  Rechnen, 
Mathematik,  Physik,  Chemie,  Mechanik,  Maschinen-  und  Ban- 
constructionslehre,  Zeichnen  und  Buchfbhrung,  —  sie  ist  also 
eine  gewerbliche  Mittelschule,  welche  aus  dem  ungl&cklidieD  Ehr- 
geiz, ihre  Abituriraten  bis  zur  Prüfung  des  einjährig  Freiwilligen 
zu  bringen,  den  ganz  zwecklosen  Unterricht  in  den  fremden 
Sprachen  mit  angenommen  hat.  Mit  dieser  Sdmle  sind  keinerlei 
practische  Uebungen  von  Belang  verbunden;  die  ganze  Zeit 
der  Zöglinge  wird  durch  Schulbesuch  und  Schularbeiten  te 
Anspruch  genonrnien.  Aus  den  Tüchtigeren  gehen  die  mitt- 
leren Subaltembeamten  hervor;  sie  be^nen  als  Zeichner  im 
technischen  Bureau,  als  Bauführer  nnd  in  ähnlichen  SteUungen ; 
nur  wenige  treten  in  die  Praxis  als  Werkmeister. 

Bei  dem  System  der  Rheinischen  Bahn  erhalten  also  die 
jugendlichen  Arbeiter  eine  vortreffliche,  allgemeine  Bildmg  in 
den  Fortbildungsschulen,  sie  empfimgen  aber  in  den  Werk- 
stätten keine  besondere  Belehrung  und  werden  practisch  nifiit 
zu  Werkmeistern  vorgebildet;  auf  der  technischen  Schule  ge- 
messen die  Beamten-  und  Bürgereöhne  eine  zu  hohe  theore- 
tische Vorbildung,  um  später  noch  practisch  als  Werkmeister 
mitarbeiten  zu  wollen.  Das  russische  System  der  Eisenbalm- 
schulen  ^)  scheint  demnach  vorzuziehen,  und  auch  seine  Resol- 


^)  £.  Andrteff:  Cooles  profeBsioselleB  de  gsrcons.  (La  imtttatioiit 
ponr  ramäiontion  de  la  conmtion  to  dassei  ooniävt  en  rassie.  Broz«!]«. 
ManoHix.  tome  II.  186—196.) 


n.  3.  ,        217 

täte  sind  erfreuliche;  jedenfalls  übersteigt  der  Zudrang  die 
zulftssige  Schfilerzabl  rnn  das  Doppelte  und  Dreifache.  Einzelne 
der  25  Schalen  vermögen  sich  zwar  noch  nicht  über  den 
Elementaronterricht  zu  erheben,  andere  ergänzen  denselben 
kaum  durch  einen  elementaren  Fachunterricht,  eine  ganze 
Reihe  besitzt  jedoch  schon  einen  umfassenderen  Cursus.  ^it 
den  letzteren  sind  gewöhnlich  drei  Torbereitende  Klassen  mit 
Elementarunterricht  verbunden,  dessen  man  sich  jedoch  zu 
entledigen  sucht,  indem  man  ihn  den  allgemeinen  Volksschulen 
tiberweist  Auf  dieser  Grundlage  erhebt  sich  die  Fachschule 
mit  drei  Klassen,  in  denen  neben  Religion,  russischer  Sprache, 
Arithmetik,  Algebra  und  Geometrie  auch  in  der  Physik,  Che- 
mie, angewandter  Mechanik,  Maschinenlehre,  Telegraphie,  im 
Bai^ache  und  Rechnungswesen  unterrichtet  wird.  Der  Lehr- 
plan ist  nicht  allerorten  der  gleiche;  er  wechselt  je  nach  dem 
Bedürfniss  der  verschiedenen  Zweige  der  Eisenbahnverwaltung, 
oder  es  sind  gar  in  manchen  Schulen  zwei  bis  drei  Abtheilungen 
für  Mechaniker,  Bauführer  und  Telegraphisten  mit  verschie- 
denen Cursen  eingerichtet  worden.  An  dem  theoretischen 
Unterricht,  welcher  tftglich  zwei,  drei  bis  vier  Stunden  dauert, 
sdiliessen  sich  practische  Arbeiten  in  den  Anstalten  und  Re- 
paraturwerkstätten der  Eisenbahn,  auf  den  Telegraphenämtem 
und  im  Wagenbau  an;  —  kui-z  es  ist  eine  Gombination  theo- 
retischer und  practischer  Ausbildung,  wie  sie  für  Russland 
einheimische  Beamte  schaffen  soll,  welche  bisher  vielfach  aus 
dem  Auslande  stammen. 

Eine  aus  lobenswerthen  Absichten  im  Jahre  1875  ins  Leben 
gerufene  Anstalt  ist  die  „Fachschule  fbr  Kunsthandwerker*' 
des  Architecten  Lambris  in  Aachen.     Wichtiger  als  die  weit- 

g steckten  Ziele  sind  die  thatsächlichen  Leistungen  dieser 
hule.  Bei  einer  Revision  derselben  am  22.  Februar  1878 
seitens  eines  vortragenden  Rathes  des  Handelsministeriums 
stellte  es  sich  heraus,  dass  die  Lehrer  zwar  recht  tQchtig  waren, 
d»er  dass  unter  den  46  Schfilem  nur  wenig  Ordnung  herrschte 
nnd  der  Zeichennnterricht,  ttberhaupt  der  einzige  Lehrgegen- 
stand, ganz  ungenfigend  war.  Derselbe  fand  nicht  eigentlich 
in  zwei  Klassen  statt,  sondern  s&mmtliche  Schüler  wurden 
gieiehzeitig  in  zwei  neben  einander  liegenden  Räumen  unter- 
richtet, ohne  dass  eine  Scheidung  der  Anfänger  von  den  Ge* 
ttbteren  oder  der  mit  Freihandzeichnen  Beschäftigten  von  den 
das  geometrische  Zeichnen  liebenden  stattfand.  Die  Leistungen 
waren  mit  wenig  Ansnahmen  mangelhaft  und  erreichten  kaum 
das  Mass  desjenigen,  was  in  manchen  Fortbildungsschirien  ge- 
leistet wurde.  Geicbwohl  wurde  eine  jährliche  Unterstützung 
von  000  Mark  bewilligt,  wenn  die  Stadt  die  gleiche  Summe 
gewährte,  jedoch  nur  bei  Erfüllung  gewisser  Normalvorschriften 
und  der  Trennung  der  Abtheilungen  fär  Linear-  und  Freihand- 
zeichnen mit  besonderen  Lehrern,  welche  denn  auch  gegen- 
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wärtig  am  Sonntag  und  Montag  je  zwei  Stunden  untemcbten. 
Diese  ^  Fachschule*^  ist  eine  blosse  Zeichenschule.  — 

Die  bisherige  Thätigkeit  der  Fachschulen  am  Niederrfaem 
ist  (abgesehen  von  den  hier  nicht  in  Betracht  kommenden 
Bergschulen)  gleich  Null  zu  setzen;  von  weit  grösserer 
deutung  und  zum  Theil  ganz  vortrefflich  geleitet  sind 
Lehrwerkstätten.  In  denselben  wird  entweder  das  ganze  Ge* 
werbe  erlernt,  wie  in  der  Lehranstalt  für  Korbflechterei  in  iler 
Kreisstadt  Heinsberg  im  Regierungsbezirk  Aachen,  oder  nur 
gewisse,  besonders  schwierige  Operationen,  wie  in  den  Wabe* 
schulen  für  Arbeiter  in  Baimen  und  für  Fabrikanten  in  Mfil* 
heim  a./Rh. 

Die  Hebung  der  Korbweidenzucht  und  Korbflechterei  in 
der  Umgegend  von  Heinsberg  ^)  ist  ein  Muster  modemer  Volks- 
wirthschaftspolitik.  Seit  zehn  Jahren  ist  die  Anzahl  der  mit 
Korbweiden  bepflanzten  Moi*gen  auf  2480  und  die  der  Korb- 
flechter auf  1090  gestiegen.  Dai*au8  ergab  sich  das  Bestreben, 
einerseits  die  Zucht  feinerer  Weidensorten  einzubürgern«  und 
der  Bürgermeister  der  Gemeinde  Prummem  legte  eine  Be- 
obachtungsstation für  Weidenzucht  an,  die  von  Staat  und  Ge- 
meinde subventionirt  wird.  Andererseits  beschloss  man,  die 
Feinflechterei  einzuführen  und  zu  verbreiten,  und  unter  Leitung 
des  vortrefflichen  Landraths  z.  D.  Janssen  bildete  sich  za 
diesem  Zwecke  eine  Actiengesellschaft,  welche  die  Reingewinne 
ihres  Grundcapitals  von  7650  Morgen  zur  Hälfte  als  Reserve» 
fonds  ihrer  Kasse  zuführen,  zur  andei'en  Hälfte  bis  zu  5  ^/o  als 
Dividende  vertheilen  will,  die  eventuellen  Ueberschüsse  aber 
der  Gesellschaftskasse  zuweisen  wird.  Ausserdem  wird  die 
Anstalt  von  der  Regierung  und  vom  Aachener  Verein  tOx 
Arbeitsamkeit  mit  je  3000  Mark  jährlich  unterstützt 

Die  Lehranstalt  wurde  am  1.  November  1876  eröfiiaet  und 
zählte  im  October  1878  25  SchtQer,  welche  unter  Leitung  einee 
trefflichen  Directors  von  fünf  Meistern,  denen  drei  Gesellen 
beigegeben  sind,  in  den  fünf  Zweigen  der  Flechterei  unter* 
richtet  werden.  In  den  zwei  Lehijahren  erlernen  die  Knaben 
zwei  Branchen,  in  drei  Jahren  könnten  sie  es  bis  zu  vier 
Branchen  bringen,  und  man  hat  daran  gedacht,  die  Lehrzeit 
zu  verlängern.  Mit  den  für  die  betreffenden  Arbeiten  geeig- 
neten Seiten  von  Weiden  und  Rohr  werden  die  Schüler  beim 
Unterricht  bekannt  gemacht  Zur  Zeit  des  Schneidens  der 
Weiden  auf  dem  Stock  (im  Spätherbst)  und  des  Schälens  (im 
Frühling)  erhalten  sie  auf  der  Gulturparzelle,  bezw«  an  aw 
Vorricbtungen  filr  das  Schalen  die  nöthigen  Unterweisungen 

^)  Die  genaueste  Schilderung  hierüber  enthält  meine  (in  nistiscbcr 
Sprache  erschienene)  Denkschrift  über  die  Korbweidenzncht  ond  Korb- 
flechterei im  Regierungsbezirke  Aachen  1879.  in  den  Berichten  der  b«m 
kaiserlichen  Finanzministerium  bestehenden  Kommissionen  zur  Hebung  der 
Kleinindustrie  und  der  tedmischcn  Bildung  in  Rassland. 
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nicht  allein  in  den  betreffenden  Handgriffen,  sondern  auch  in 
Bezug  auf  die  Unterscheidung  der  Weiden  nach  ihrer  Sorte 
und  ihrer  Verwendbarkeit  fiir  die  einzelnen  Zweige  der 
Flechterei.  Desgleichen  wii'd  zu  passender  Zeit  Gelegenheit 
genommen,  sie  mit  der  Pflanzung  und  Unterhaltung  der  Korb^ 
weiden  bekannt  zu  machen.  Die  Flechtarbeit  dauert  im  Sommer 
neun,  im  Winter  acht  Stunden;  dazu  kommt  täglich  eine 
Zeichen-  und  eine  halbe  Turnstunde;  am  Sonntag  besuchen 
die  Lehrlinge  von  neun  bis  elf  Uhr  die  städtische  Fortbildungs- 
schule, in  welcher  ihre  Elementarkenntnisse  befestigt  werden. 

Im  ersten  Jahre  absorbirten  die  unwissenden  Lehrlinge 
fast  die  volle  Arbeitszeit  der  Meister,  und  das  finanzielle  Er- 
gebniss  war  nichts  weniger  als  glänzend;  das  Lehrgeld  von 
24  Mark  jährlich  erschien  ganz  berechtigt,  obwohl  die  fieissigeren 
und  fähigeren  Knaben  dasselbe  in  Gestalt  von  Prämien  wieder 
erhielten.  Aber  schon  im  zweiten  Jahre  leisteten  sie  Tüch- 
tiges, der  Absatz  erweiterte  sich,  die  Bestellungen  häuften 
sich  und  gegenwärtig  erhalten  die  Lehrlinge  fünf  Procent  ihres 
Arbeitsertrages  als  Lohn.  Falls  sie  nach  Ablauf  der  Lehrzeit 
noch  ein  drittes  Jahr  in  der  Anstalt  verbleiben,  erhöht  sich 
derselbe. 

Neben  ihren  pädagogischen  verfolgt  die  vortreif  liehe  Lehr- 
anstalt noch  andere,  sehr  wichtige  volkswirthschaftliche  Zwecke. 
Sie  will  in  Zukunft  den  gesammten  Absatz  der  Industrie  in 
ihre  Hände  nehmen  und  durch  Errichtung  von  Niederlagen 
und  Agenturen  sich  in  den  Hauptverkehrsplätzen  festsetzen. 
Dadurch  würden  die  kleinen  Kauf  leute  beseitigt  werden,  welche 
die  bäuerlich -handwerksmässigen  Korbflechter  bereits  auszu- 
beuten begonnen  haben.  Dieses  Streben  nach  dem  Monopol 
wird  durch  die  Steuerfreiheit  der  Anstalt  und  ihre  Unter- 
stützung seitens  des  Staates  und  des  Vereins  beschleunigt, 
vielleicht  nur  zum  Segen  der  Industrie  und  der  gesammten 
Gegend.  Denn  die  Schäden  des  handwerksmässigen  Betriebes 
haben  sich  bei  der  Schilderung  Solingens  und  Remscheids  nicht 
verkennen  lassen,  und  eine  Unternehmung  wie  die  Heinsberger 
Lehranstalt  wäre  befähigt,  zugleich  den  Absatz  zu  besorgen 
und  pädagogisch  f&rdemd  auf  die  Technik  einzuwirken.  Nur 
müssten  gewisse  Cautelen  gegen  den  Missbrauch  der  Monopol- 
steUung  ergriffen  werden,  einmal  durch  Beibehaltung  der  Be- 
schränkung der  Dividende  auf  fünf  Procent,  dann  durch  Auf- 
erlegung grösserer  finanzieller  und  pädagogischer  Lasten  bei 
einer  VergrOsserung  der  Unternehmung. 

In  der  Heinsberger  Anstalt  ist  die  Lehrwerkstätte  völlig 
an  die  Stelle  der  friiheren  WerkstatÜehi-e  getreten;  ganz  an- 
derer Art  sind  die  Webeschulen,  welche  nur  bestimmte 
sdiwierige  Operationen  ihren  Schüleni  beibringen.  Man  wird 
das  Wesen  derselben  gar  nicht  begi-eifen,  wenn  man  sich  die 
verschiedenen  Gruppen  von   Theilnehmem  an  der  Industrie 
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und  deren  Functionen  nicht  klar  macht ;  ihnen  entsprechen  die 
verschiedenen  Zwecke,  welche  die  einsetaien  Schulen  verfolgen. 
Die  Hanptgruppen  bestehen  erstens  aus  den  ausffthrenden 
Arbeitern,  zweitens  aus  den  Fabrikanten,  drittens  aus  den 
Ideen  und  Muster  angebenden  Kfinstlera. 

Betrachten  wir  zunächst  die  ei-ste  Klasse  der  Arbeiter,  so 
ergeben  sich  innerhalb  derselben  wiederum  drei  verschiedene 
Gruppen:  es  sind  dies  die  Weber  und  Wirker,  aus  deren 
Reihen  später  die  Werkmeister  hervoi'gehen,  dann  die  Muster- 
zeichner und  Patroneure,  endlich  die  Handlungslehrlinge,  aas 
denen  Commis  werden. 

Das  einfache  Weben  und  Wirken  wird  durch  das  Lehrlings- 
wesen  verbreitet,  die  Herstellung  der  complicirteren  Gewebe 
und  Bänder  eii()rdert  jedoch  technische  Kenntnisse,  welche  dag 
Lehrlingswesen  j[iicht  darzubieten  vermag;  es  ist  dies  die  Vor- 
richtung des  Stuhles  mit  seiner  Kenntniss  der  Schäfte  und  der 
Jacquardmaschine,  dem  Einpassiren  der  Kette,  der  AnschnOnm?, 
dem  Aufbäumen  und  all  den  andern  Vorrichtungen,  welche 
eine  richtige  Behandlung  erfordern.  Diese  Klasse  der  tüchtigen 
Weber-  und  Wirkermeister,  deren  Elite  die  Werkmeister  bilden, 
muss  also  die  Construction  der  Stühle  und  ihre  Betriebsweise 
gründlich  kennen.  —  Das  Patroniren,  das  Eintragen  der  Muster 
in  carrirtes  Papier  ist  leicht,  wenn  es  nach  vorgelegten  Zeug- 
proben stattfindet.  Es  ei'fordert  dann  nichts  Anderes  als  ein 
genaues  Nachzählen  und  untersuchen  der  Fäden  im  Gewebe, 
um  die  Lage  derselben  auf  der  Patrone  wiederzugeben.  Das 
Absetzen  eines  Musters  nach  einer  Zeichnung  erfordert  jedoch 
sowohl  eine  gründliche  Kenntniss  der  Stuhlvorrichtungen  und 
dessen,  was  mit  denselben  geleistet  werden  kann,  als  auch 
Geschmack,  Fwtigkeit  im  Zeichnen,  wie  die  Fähigkeit,  den 
Effect  des  Musters  voraus  zu  beurtheilen.  —  Die  Handlangs- 
lehriinge  müßsen  sich  gleichfalls  einen  Ueberblick  über  die 
Technik  des  Webens  und  aller  vorbereitenden  Operationen 
verschaffen;  im  Vordergrunde  steht  aber  bei  ihnen  die  Cal- 
culation,  das  Berechnen  der  Kosten  eines  Stoffes  aus  der  Men^e 
des  zur  Verwendung  gelangenden  Materials,  des  durch  dasselbe 
erzielten  Nut^effects,  des  Eingehens  desselben  bei  der  Fabri- 
kation imd  ähnlicher  Dinge. 

Den  Bedürfnissen  dieser  drei  Gruppen  von  Arbeitern 
kommen  die  genannten  Webeschulen  entgegen,  wie  die  beste 
in  Barmen  vorhanden  ist  Sie  zerfällt  in  eine  Sonntagsschule 
für  Weber  und  Wirker,  Werkmeister  und  Zeichner  und  in  eine 
Montagsschule  für  Handlungslehrlin^e,  welche  alle  die  Elementar- 
schule besucht  haben  und  confirmirt  sein  müssen.  Ein  eigent- 
liches System  verfolgt  der  zweistündige  Unterricht  nicht  Er 
beginnt  mit  dem  Musterzeichnen  aufTatronen,  geht  zum  Au^ 
nehmen  der  Stoffe  über,  dann  zum  practischen  Weben  und 
Vorrichten  des  Stuhles,  zum  Musterzeichnen  und  zum  Calcolh'en; 
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je  nach  den  Bedttrfiüssen  der  verschiedenen  Klassen  Arbeiter 
fUlt  der  Schwerpunkt  des  Unterrichts  bald  auf  diesen,  bald 
auf  jenen  Gegenstand ;  der  eigentliche  Zeichenunterricht  wird 
separat  in  der  Fortbildungssdiule  des  Vereins  ertheilt     AUe 
Belehrungen  sind  mit  practischen  Uebungen  verbunden;  18 
Webstühle,  5  Bandstühle,  2  Riementische  und  mehrere  andere 
Gerätbe  stehen  im  Saale  und  sind  in  voller  Thatigkeit    Die 
Anleitung,  welche  die  Schüler  am  Sonntag  empfangen,  können 
sie  in  der  Woche  auf  eigenen  Stühlen  verwei-then,   und  es 
hftngt  von  ihren  Fähigkeiten  ab,  wie  rasch  sie  die  Schwierig- 
keiten ihres  Handwerks  überwinden.     Etwa  ein  Viertel  der» 
selben  bleibt  ein  Jahr,  die  Hälfte  zwei  Jahre  und  der  Best 
noch  länger  in  der  Anstalt;  sie  treten  dann  in  die  Praxis  ohne 
weitei*es  Diplom,  wohl  werden  aber  jährlich  dm  Bücher  als 
Prämien  an  die  Fleissigsten  vertheilt  und  sechs  lobende  Fir- 
wähnungen  gespendet     Der  Besuch  der  Anstalt  ist  ein  sehr 
lebhafter;  am  Sonntag  kommen  75,  am  Montag  21  Schüler, 
zumal  das  Schulgeld   nur  IVs«  bezw.  9  Mark  vierteljährlich 
beträgt    Freilich  sind  die  Ausgaben  auch  nur  sehr  geringe. 
Der  trefiliche  Inspector,  wie  drei  ehemalige  Schüler,  gegen- 
wärtige Werkmeister  und  Commis,  ertheilen  den  Unterricht 
unen^eltlich ;  einer  derselben  feiert  als  Lehrer  sein  25jährigeB 
Jubiläum.    Besoldet  werden  nur  drei  Lehrer  mit  zusammen 
744  Mark  jährlich.    Den  Ausfall,  der  sich  trotz  des  Schulgeldes 
und  der  verkauften  Fabrikate  ergibt,  deckt  der  oben  genannte 
Verein,  dem  die  Stadt,  wie  namentlich  die  Regierung  die  Lehr- 
mittel der  au^elösten  Elberfelder  Webeschule  überwiesen  hat 
Eine  ganz  andere  wirthschafüiche  Function  als  die  Ge- 
sammtheit  der  betrachteten  Arbeiter  hat  der  Fabrikant    Er 
hat  weder  wie  jene  die  technische  Ausführung  selbst  zu  be- 
wirken, noch  wie  die  Künstler  die  Muster  zu  einfinden;  er  hat 
vielmehr  zu  beurtheilen,   ob  und  wie  das  Muster  technisch 
durchführbar  ist  und  welcher  Efifect  dabei  erzielt  wird,  und  ob 
die  Ausführung  ituch  eine  Rentabilität  in  Aussicht  stellt   Aus 
diesen    Aufgaben    des   Fabrikanten   entsteht   ein    blonderes 
Problem  für  den  Unterricht,  welches  in  meisterhafter  Weise 
durch  den  Leiter  der  seit  dem  Jahre  1852  bestehenden  Webe- 
sehule  in  Mülheim  am  Rhein  gelöst  worden  ist 

Was  zunächst  die  Galculation  nach  Musterproben  anbelangt 
wodurch  die  Schüler  befähigt  werden,  schon  vor  der  Einridi- 
tung  eines  zu  fabricirenden  Artikels  dessen  Rentabilität  zu 
bestimmen  und  denselben  auf  die  möglichst  vortheilhafte  Weise 
herzustelleui  so  bleibt  es  gewöhnlich  nur  bei  einer  kurzen  An- 
leitung, da  dieselbe  sich  am  besten  während  der  Lehrzeit  auf 
dem  Comptoir  erlernt  Der  Unterricht  wendet  sich  vorzugs- 
weise der  anderen  Angabe  des  Fabrikanten  zu.  Er  will 
keineswegs  Weber  mit  Handfeiligkeiten  practisch  heranbilden, 
er  will  nur  durch  den  practischen  Unterricht  das  Verständniss 
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soweit  wecken,  dass  der  Fabrikant  die  practische  Durchibbrong 
beurtheilen  und  die  practischen  Arbeiter  überwachen  kann. 
Da  nun  femer  der  Aufenthalt  in  Mülheim  so  theuer  ist,  min- 
destens 1800,  meist  aber  3600  Mark  jährlich,  und  das  Schul- 
geld 270  Mark  pro  Cursus  und  für  Chemie  noch  weitere 
30  Mark  beträgt,  so  sparen  die  Schüler  an  ihrer  Aufenthalts- 
dauer und  treiben  nicht  Dinge,  die  ihnen  keinen  Nutzen  bringen. 
Auch  ist  die  Zusammensetzung  der  Schülei-zahl  eine  ausser- 
ordentlich mannnigfaltige ;  es  finden  sich  solche  von  sechszdm 
Jahren  an,  die  meisten  aber  haben  das  zwanzigste  Jahr  über- 
schritten; eine  gute  Elementarbildimg  reicht  hin,  viele  haben 
aber  ihr  Abiturientenexamen  bestanden;  man  zählt  sogar  vier 
Assessoren,  Ingenieure,  Fabrikanten  mit  eigenem  Gesch&ft, 
Werkmeister  mit  hohen  Gehältern  unter  den  SchüJem;  einige 
kommen  aus  der  Lehre,  andere  von  ihren  Beisen;  zahlreiche 
Schüler  haben  sich  aus  der  Praxis  losgerissen,  um  eine  Specis- 
lität  zu  erleiiien.  Daher  bleiben  die  einen  nur  drei,  die  an- 
deren vierzehn  Monate;  der  Cursus  ist  nominell  auf  ein  Jahr 
berechnet 

Aus  allem  dem  folgt  das  so  unendlich  wichtige  Princip, 
den  Untenicht  nach  den  Bedüi'fiiissen  und  Fähigkeiten  der 
Schüler  zu  gestalten,  diese  nicht  in  einen  schablonenhaften 
Cursus  zu  zwängen.  Dem  Principe  steht  die  Praxis  zur  Seite; 
der  Leiter  der  Anstalt  hat  sich  als  technischer  Pädagog  ersten 
Ranges  bewährt.  Ein  jeder  Schüler  wird  in  der  Branche  unter- 
richtet, um  derentwillen  er  die  Anstalt  besucht.  Mit  einem 
Teppichfabrikanten  nimmt  der  Director  Teppichmuster  durch, 
mit  einem  Fabrikantensohne  die  Specialität  seines  Vaters; 
Schulmuster  werden  blos  am  Anfange  beim  Elementaiiinterricht 
gemacht»  Ein  Jeder  darf  Muster  einrichten  und  weben,  welche 
für  ihn  nöthig  sind  und  zum  Verständniss  dienen ;  viele  weben 
Muster,  die  sie  bei  ihren  Eltern  fertig  machen,  da  eine  Appretur 
bei  der  Schule  nicht  besteht.  Der  Unterricht  erstreckt  sich 
über  sämmtliche  Zweige  und  Betriebsarten  der  Weberei,  Wir- 
kerei und  Riemendreherei;  die  Lehrmittel  bestehen  ans  30 
Hand-  und  12  Eraftstühlen,  je  3  mechanischen  Bandmühlen 
und  Biemenüschen  und  einer  Färberei.  Den  Unterrieht  er- 
theilen  der  Director  und  ein  tedmischer  Webelehrer,  drei 
Webermeister,  ein  Färbeimeister  und  ein  chemischer  Lehrer. 
Das  ganze  Budget  der  Schule  beläuft  sich  auf  18—21000  Mark; 
Staat  und  Stadt  schiessen  je  1500  Mark  zu.  Der  Erfolg  man- 
gelt nicht:  etwa  50—60  Schüler  treten  alljährlich  neu  eis; 
vorzugsweise  sind  es  Ausländer  aus  Grossbritannien,  Belgien, 
der  Schweiz,  Bussland  und  anderen  Ländern. 

Worauf  beruht  der  Erfolg  dieser  beiden  Webeschulen? 
Darauf,  dass  sie  mit  giosser  Scbmiegsamkeit  sich  den  speciellen 
Bedürfnissen  ihrer  Schüler  anpassen  durch  unmittelbare  Dar* 
bietung  dessen,  was  ihnen  gerade  fehlt  und  zwar  in  möglichst 
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kurzer  Zeit.  Ein  Unterricht,  der  auf  Ueberflüssiges  geht, 
kostet  den  Gewerbtreibenden  zu  viel  kostbare  Zeit.  Der  Ar- 
beiter kann  höchstens  am  Sonntag  einige  Stunden  seiner  tech- 
nischen Vervollkommnung  widmen,  der  Fabrikant  sich  nur 
einige  Monate  aus  seinem  Beru&leben  herausreissen ;  beide 
haben  practische  Erfahrungen  und  feste  Ziele.  Es  ist  Aufgabe 
der  mit  einer  Fachschule  verachmolzenen  Lehrwerkstätte,  ihre 
Begriffe  systematisch  zu  klären  und  die  schwierigsten  Probleme 
der  Technik  sofort  practisch  unter  den  Augen  der  Lehi*er 
ausfahren  zu  lassen.  Jede  Anstalt,  welche,  wie  die  städtische 
Webeschule  in  Crefeld  und  die  Privatschule  in  Elberfeld,  ihre 
Schüler  in  einen  schablonenmässigen  Unterricht  hineinzwängt, 
blttht  nicht  auf.  Nur  diejenige  Schule  gedeiht  und  zieht 
SdiOler  an  sich,  welche  diesen  darbietet,  was  sie  speciell 
brauchen  und  dieses  in  der  intensivsten  Weise  thut.  Dazu 
bedarf  es  gewisser  pädagogischer  Talente  als  Leiter,  diese  ver- 
bürgen den  Erfolg.  Mögen  dann  pedantische  Schulmeister  die 
Systemlosigkeit  schelten,  aber  die  Anstalt  leistet  etwas  in  der 
Praxis  und  zur  Seite  steht  ihr  der  Erfolg! 


n.    Ble  Yerfassung  der  Mode-  und  Ennstlndustrie. 

Bleiben  wir  zunächst  bei  der  textilen  Modeindustrie,  so 
erscheint  neben  Arbeiter  und  Fabrikant  als  dritter  Factor  in 
der  Production  der  Ideen  und  Muster  angebende  Künstler; 
und  hier  ist  der  Ort,  um  überhaupt  verständlich  zu  bleiben« 
auf  die  Verfassung  der  rheinischen,  ja  der  deutschen  Mode- 
und  Kunstindustrie  im  Allgemeinen  einzugehen.  Deijenige  Ort, 
welcher  bis  auf  den  heutigen  Tag  den  rheinischen  Gewerben 
die  Ideen  und  Muster  angiebt,  ist  Paris.  Wie  ist  nun  die 
Organisation  in  Paris  ?0 

Bis  zum  Jahre  1820  wai-en  die  Musterzeichner  der  Gewebe 
sozusagen  das  ausschliessliche  Eigenthum  des  Fabrikanten ;  wie 
die  Werkmeister  oder  Arbeiter  machten  sie  einen  Theil  der 
Hül&personen  aus  und  gehörten  zur  Kategorie  der  Tagelöhner, 
welche  dem  Publicum  unbemerkt  blieben.  Damals  war  es 
Amedäe  Couder,  welcher  zuerst  eine  Anstalt  ausserhalb  der 
Faübrik  gründete;  aus  dieser  Anstalt  gingen  Schüler  hervor, 
welche  ihrem  Meister  folgten;  das  war  zwar  ein  grosser  Fort- 


')  Nach  Andr^ef  a.  a.  0.  188—140.  —  Edmond  Taigny:  Application 
da  Fart  k  l'indastrie.  (Bapports  du  jury  internationale  sur  Fexposition 
aniTemlle  de  1867.) 
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schritt,  indess  die  Pforten  d^  nationalen  Auastellong  blieben 
ihnen  verschlossen.  Erst  im  Jahre  1834  wurden  dieselben  ge- 
öffiiet,  jedoch  erachienen  die  Fabrikzeichner  zwei  Jahrzehnte 
hinduiTh  nur  in  sehr  beschränkter  Zahl«  theils  aus  natoriicher 
Schüchteniheit,  theils  weil  die  Fabrikanten  ein  schweres  Attentat 
auf  ihi'e  Interessen  sahen  in  der  OeffentUchkeit^  welche  den 
Künstlern,  ihren  Mitarbeitern,  zugestanden  wurde. 

Seitdem  ist  ihre  Zahl  beträchtlich  gewachsen,  besondere 
Unternehmungen  sind  entstanden;  an  ihrer  Spitze  stdit  der 
erfindende  Künstler,  neben  ihm  seine  Gehülfen  und  Lehrlinge. 
Der  Künstler  macht  die  Entwürfe,  er  hat  stets  m^rere  in 
seiner  Mappe,  um  eine  Auswahl  vorräthig  zu  halten,  wenn  ein 
Fabrikant  Bestellungen  machen  sollte.  Ist  ein  Entwurf  ans* 
gewählt,  80  gibt  der  Fabrikant  manchmal  Aenderung^i  an, 
sie  werden  besprochen  und  die  Skizze  wandert  in  die  Werk- 
stube, wo  Gehülfen  und  Lehrlinge  sie  im  Detail  und  in  der 
für  die  Fabrik  nöthigen  Grösse  ausführen.  Eine  solche  Unter- 
nehmung arbeitet  nothwendiger  Weise  für  viele  Fabriken  und 
es  existiren  viele  Anstalten  für  eine  Spedalität  Auf  der 
Pariser  Weltausstellung  von  1867  wurden  allein  Auszeichnungen 
ertheilt  an  sechs  französische  Ateliera  fbr  Shawlmuster,  sechs 
für  Möbel,  zehn  für  Tapeten  und  bemiütes  Papier,  acht  f&r 
Gewebe,  acht  für  Druckwaaren,  eine  für  Stickereien  und  Spitzen, 
uneingerechnet  die  Auszeichnungen  für  gewerbliche  Muster  im 
AUgemeinen.  Und  wie  zahlreich  sind  die  beschäftigten  Arbeiter! 
In  der  Industrie  der  französischen  Gachemirs  betrug  ihre  Zahl 
480—500!  Es  waren  dies  nur  zu  geringem  Theile  Zeichner 
in  den  Fabriken  selbst,  welche  dort  die  indischen  Shawls  co- 
piren;  zum  überwiegenden  Theile  waren  es  die  selbstftodiimi 
Künstler,  welche  je  zehn  bis  vierzig  Hülfspersonen  aller  Art 
beschäftigen.  Nur  einige  Fabriken,  und  auch  dieee  nur  in 
einigen  Spedalitäten,  sind  noch  im  Stande,  sich  eigne  Künstler 
zu  halten;  die  Zeichner,  welche  man  oft  in  Fabriken  findet, 
werden  nur  für  sehr  einfache  Arbeiten  verwendet,  wobei  es 
sich  keinesfalls  um  eine  Erfindung  und  eigne  Ideen  handelt. 

Die  Arbeitstheilung  hat  sich  vollzogen ;  die  Anstalten  Air 
kunstgewerbliche  Muster  nehmen  eine  getrennte  Stellung  ein 
von  der  Industrie,  welche  ihi-e  Entwürfe  ausf&hrt;  auf  den 
Ausstellungen  erhalten  sie  besondere  Auszeichnungen.  Und 
diese  Auszeichnungen  haben  sie  verdient  Die  Künstler,  sie 
sind  nicht  die  blossen  Mitarbeiter  der  Fabrikanten,  sie  sind 
viel  mehr,  sie  sind  Schöpfer,  Erfinder,  die  rastlos,  um  Erfidg 
zu  haben,  nicht  nur  den  Schwankungen  der  launenhaftesten 
aller  Göttinnen,  der  Mode,  folgen,  sondern  sie  errathen,  sie 
unterjochen  und  ihr  die  eigenen  Gesetze  auferlegen. 

Wieviel  gehört  dazu,  eine  solche  Stellung  auszufbUenl  Es 
gehölt  nicht  allein  dazu,  zeichnen  zu  können;  es  bedarf  eines 
entwickelten  ästhetischen  Gefühls  und  einer  Intelligenz,  fähig. 
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eigne  Ideen  zu  haben.  Der  gewerbliche  Künstler,  der  sich 
darauf  beschränken  wollte,  die  Zeichnungen  Anderer  zu  um- 
schreiben, wäre  nur  ein  Gopist.  Glaubt  man  dann  feiner,  dass, 
um  in  einem  gewissen  Style  zu  arbeiten,  es  genügt,  die  alten 
Vorlagen  zu  studiren?  Gewiss  nicht,  man  muss  eindringen  in 
die  Ideen,  welche  den  Styl  schufen;  dann  wird  der  Entwurf 
wahr  und  originell  sein;  Phantasie  haben,  ei-finden,  heisst  nicht 
nur  nachzeichnen.  Und  dabei  muss  der  Künstler  die  Mode 
beobachten,  sei  es,  um  ihr  zu  folgen,  sei  es,  um  ihr  zu  wider- 
stehen; er  muss  seinen  Einfluss  auf  den  Fabrikanten  ausüben, 
ihn  aneifem,  und  ohne  ihm  zu  schaden,  eine  Allianz  herbei- 
führen zwischen  Geschmack  und  Mode. 

Anderei-seits  muss  der  Künstler  die  völligste  Kenntniss 
über  alle  Phasen  der  Fabrikation  und  über  die  Mittel  seiner 
Industrie  haben.  Ohne  selbst  ausfühi-ender  Handwerker  zu 
sein,  muss  er  die  Technik  kennen,  die  technische  Durchführ- 
barkeit seiner  Ideen  und  den  Effect  bei  der  Durchfllhmng  zu 
heurtheilen  veimögen.  Er  muss  sich  hinsichtlich  der  Er- 
findungen auf  dem  Laufenden  erhalten  und  wissen,  in  wiefern 
sie  seine  Entwürfe  bereichem  oder  vereinfachen  können.  Der 
Künstler  ist  verhältniesmässig  sehr  beschränkt  durch  die  Mit- 
tel, welche  die  Technik  ihm  darbietet;  er  kann  nicht  so  dra- 
matische Effecte  erzielen,,  wie  ein  Historien-,  nicht  so  liebens- 
würdige wie  ein  Landschaftsmaler;  wenn  er  trotzdem  oft  in 
bemerkenswerthem  Masse  Erfolge  aufweist,  so  sind  dieselben 
um  so  verdienstvoller,  je  weniger  gelehrig  das  Werkzeug  ist, 
welches  er  zu  handhaben  gezwungen  ist. 

Die  Bolle  der  gewerblichen  Künstler  ist  eine  ebenso 
schwierige  wie  bedeutende;  in  ihren  Erzeugnissen,  vervielf^- 
tigt  durch  die  Industrie  und  von  ihr  hergerichtet  f&r  die  täg- 
lichen Bedürfnisse,  tragen  sie  die  Elemente  eines  ästhetischen 
Geschmacks  in  die  entfemtesten  Provinzen  des  Landes  und  in 
die  wildesten  Gegenden  des  Erdballs.  Ihre  Thätigkeit  ist  eine 
ehrenvolle.  Die  grossen  Maler  der  Benaissance  verloren  nichts 
an  ihrer  Würde,  als  sie  den  gewerblichen  Unternehmungen 
Master  lieferten,  und  der  Buf  eines  Benvenuto  Cellini  ist  nicht 
allein  der  eines  Ciseleurs,  sondern  überhaupt  eines  gi-osseu 
Künstlers. 

Zu  den  Erfordeiiiissen  der  Person  treten  die  des  Ortes. 
Wo  kann  denn  überhaupt  der  Gang  der  Mode  und  ihr  Ent- 
stehen beobachtet  werden?  Doch  nur  in  Paris!  Hier  ist  das 
reiche  Publicum  der  Monde  und  Demi-Monde,  das  nicht  nach 
dem  Preise  der  Waare  fragt,  das  nicht  Sachen  tragen  will,  die 
schon  in  eine  niedere  Schicht  der  Gesellschaft  gedrungen,  hier 
eine  Damenwelt,  die  auf  der  Jagd  nach  dem  augenblicklichen 
Glück  alles  sucht,  was  neu,  was  wechselnd  und  was  nur  ja 
nicht  langweilig  ist  Der  Quell  der  Anregung  für  einen  Mode- 
zeichner ist  unerschöpflich.     Nicht  nur   die   ernsten  Museen 
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und  Sammlungen  bieten  ihm  Motive  in  Fülle,  dort  in  der 
All^e  de  Longchamp,  den  Champs  Elys^s,  den  Boulevards 
flanirt  er  einher,  verweilt  an  den  Schaufenstern  und  lässt  im 
Caf6  sitzend  die  wogende  Menschenmenge  an  sich  voi-Qber- 
ziehen.  Allenthalben  sieht  er  die  Anwendbarkeit  seiner  Ge- 
danken, >-  und  hat  er  dann  eine  Woche  lang  sich  umher- 
getrieben, so  setzt  er  sich  einen  Tag  lang  hin  und  eine  Reihe 
von  Entwürfen  bedecken  das  Papier.  Der  Lebensluft  von 
Paris  beraubt  einsticken  die  Modezeichner  in  fremder  Atmo- 
sphäre. Die  Musterzeichner,  welche  im  Jahre  1848  brotlo:; 
und  von  den  Engländern  für  ihre  Fabriken  engagirt  wurden, 
erklärten  nach  wenig  Jahren,  nach  Paris  zurückgehen  zu 
müssen,  da  sie  in  England  nichts  mehr  einfinden  könnten.'] 
Ebenso  fiel  dem  Director  der  höheren  Webeschule  in  Eiber- 
feld,  einem  früher  sehr  tüchtigen  Künstler  in  Paris,  nadi  Ab- 
lauf eines  Jahres  kein  einziges  Muster  mehr  ein.  Umgekehrt 
sind  in  zahlreichen  Pariser  Werkstätten  die  besten  Arbeiter 
Ausländer,  Elsässer  und  Deutsche,  welchen  hier  die  Möglich- 
keit eröffnet  ist,  ihr  Talent  zu  verweithen. 

Mit  solchen  kunstgewerblichen  Anstalten  zur  Seite,  deren 
Muster  einen  wirksamen  Schutz  geniessen,  findet  der  Unter- 
nehmungsgeist der  Fabrikanten  und  die  althergebrachte  Ge- 
schicklichkeit der  Arbeiter  in  dem  traditionellen  Bedlirfniss 
ihres  hochcultivirten  Volkes  nach  geschmackvoller  und  sogar 
künstlerisch  durchgebildeter  Einrichtung  einen  günstigen  Boden 
für  solche  Mode-  und  Kunstindustrieen.  Sie  sind  dadurch  im 
Stande,  eine  jede  Modethorheit  mit  einer  gewinnenden  An- 
muth  und  Sicherheit  zu  behandeln,  so  dass  die  groben  Ver- 
iiTungen,  in  welche  ihre  Nachahmer  verfallen,  dort  nicht  zu 
Tage  treten. 

Daher  kommt  es,  dass  die  französische  Industrie  in  allen 
Mode-  und  auch  in  vielen  Kunstgewerben  ein  thatsächliches 
Monopol  besitzt,  daher  kommt  es  zugleich  auch,  dass  die  ge- 
sammte  rheinische  Industrie  mit  ihren  gemusterten  Stoflfen  und 
Bändern,  bedruckten  Kattunen,  Metall-  und  zum  Theil  aucb 
Stoifknöpfen,  und  früher  den  Broncewaaren  in  voller  Abhängig- 
keit von  Paris  sich  befindet.  Die  giösseren  Fabrikanten  halten 
sich  die  längste  Zeit  des  Jahres  doit  auf  und  achten  auf  den 
Umschwung  der  Mode;  die  kleineren  behelfen  sich  damit,  den 
grösseren  die  Muster  nachzumachen,  was  ihnen  in  Folge  des 
unzumchenden,  schon  eine  Aehnlichkeit  zulassenden  Muster- 
schutzgesetzes  gelingt,  oder  sie  lassen  sich  Musterbücher  aus 
Paris  kommen.  Einzelne  kleine  Abänderungen  werden  vor- 
genommen und  solche  werden  nur  wesentlicher   bei  wenigen 
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Firmen,  von  denen  z.  B.  Gebhardt  &  Co.  in  Elberfeld  mit  viel 
Energie  eigene  Wege  einzuschlagen  sich  bestreben. 

Aber  Qberall  am  Rhein  sind  Fabrikant,  Kaufmann  und 
Künstler  eine  einzige  Pereon,  eine  Arbeitstheilung  existirt  in 
der  Hauptsache  nicht,  während  in  Frankreich  der  Künstler 
und  der  Gommissionär  in  Paris,  der  Fabrikant  in  der  Provinz 
ganz  getrennte  Pei*sönlichkeiten  sind.  Das  ist  von  weittragend- 
ster volkswirthschaftlicher  und  socialpolitischer,  aber  auch  von 
grosser  kunstgewerblicher  Bedeutung.  Kurz  gesagt:  über  die 
künstlerische  Seite  der  Industrie  entscheidet  in  Frankreich  der 
Künstler,  in  Deutschland  der  Kaufmann.  Daher  in  Frankreich 
jener  Geschmack  und  jene  Grazie  In  allen  Mode-  und  Kunst- 
ei'zeugnissen,  in  Deutschland  jene  Rathlosigkeit  des  dreiköpfigen 
Industrieleiters,  der  schliesslich  ohne  eigne  Gedanken  und 
Ideen  und  meist  ohne  künstlerisches  Vei'ständniss  selbst  gute 
Erfindungen  einheimischer  Künstler  verstümmelt,  um  sie  mög- 
lichst wohlfeil  massenhaft  hei'stellen  zu  können.  — 

Zwei  Mal  hat  man  am  Rhein  den  Verauch  gemacht,  selb- 
ständige Musterzeichner  auszubilden;  der  ei-ste  Vei*such  mit 
der  höheren  Webeschule  in  Elberfeld  ^)  gehöi-t  der  Vergangen- 
heiti  der  zweite  mit  der  projectirten  Webeacademie  in  Crefeld 
der  Zukunft  an.  Die  Misserfolge  werden  nach  den  bisherigen 
Ausführungen  keiner  eingehenden  Erklärung  mehr  bedürfen. 

Die  Entstehung  sämrotlicher  rheinischer  Webeschulen  fällt 
mit  dem  Aufschwung  der  gemusterten  Stoffe  überhaupt  zu- 
sammen, wie  derselbe  im  vorigen  Abschnitt  dargelegt  worden 
ist.  Damals  genossen  die  angehenden  Fabrikanten  in  noch  viel 
höhei*em  Grade  als  heute  eine  rein  kaufmännische  Ausbildung; 
sie  arbeiteten  auf  dem  Comptoir,  in  der  Wiegkammer,  nahmen 
dort  von  den  Webern  die  Arbeit  in  Empfang  und  erhielten 
dadurch  zwar  einige  Kenntniss  von  guter  oder  schlechter  Waare. 
allein  gründlich  erlernten  sie  weder  die  Waarenkunde,  viel 
weniger  noch  die  Technik  der  Fabrikation,  denn  ihre  Prin- 
dpale  selbst  hatten  aus  Mangel  an  Gelegenheit  die  practische 
Ausbildung  sich  nicht  verschaffen  können.  Ebenso  ungenügend 
erlernten  die  Weber  ihr  Handwerk;  sie  fanden  beim  Meister 
einen  vorgerichteten  Stuhl  und  lernten  in  der  Regel  nichts 
mehr  als  das  gewöhnliche  Schlichten,  das  Durchschiessen  der 
Spulen  und  das  Treten,  und  zwar  alles  rein  mechanisch.  Daher 
konnte  von  zehn  Webern  kaum  einer  den  Webstuhl  richtig 
stellen  und  die  Lage  des  Baumes  richtig  ordnen,  und  unter 
hundert  Webern  war  es  kaum  einer,  der  von  vielschäftiger 
Arbeit  ein  Muster  auszuziehen  verstand,   die  Passirung  des 


^)  KgL  Regienmg  zu  DOsseldorf :  Acta  betr.  die  Errichtung  von  Webe- 
schalen. —  Täglicher  Anzeiger  für  Berg  und  Mark  vom  3.  und  5.  April  1853. 
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Kammes  und  die  Schnttrung  anzugeben  wnsste.  Zur  beeseren 
practischen  und  theoretischen  Ausbildung  und  mit  Bezugnahme 
auf  die  in  Lyon  als  Privatanstalten  bestehenden  öcoles  de 
fabrique  brachte  die  königliche  Regierung  die  Gründung  von 
Webeschulen  in  Anregung. 

Schon  vorher  hatte  in  Elberfeld  ein  Franzose  Unterricht 
im  Weben  eitheilt;  in  seinem  Local  wurde  die  neue  Schule 
am  1.  Januar  1845  eröiihet.  Bald  wurde  sie  erweitert,  mit 
Lehrmitteln  vollständig  ausgerüstet  und  mit  Mustern  der 
neuesten  französischen  Gewebe  regelmässig  versehen.  Der 
Lehrplan  war  während  des  ereten  Jahrzehnts  ein  äusserst  be- 
schränkter, er  erstreckte  sich  nur  auf  die  Decomposition,  d.  h. 
die  Untei*suchung  und  Zerlegung  gewebter  Stoffe  und  die  Lehre 
von  ihrer  Nachbildung,  und  auf  die  Weberei  auf  Hand-  (Tritt- 
und  Jacquard-)  stahlen.  Ungeachtet  dieser  Beschränkung  der 
Aufgabe  und  obgleich  das  Schulgeld  auf  den  hohen  Betrag  von 
120  Thaler  för  den  Cursus  von  drei  Semestern  festgesetzt  war, 
hatte  die  Schule  während  dieser  Periode  doch  eine  Zahl  von 
anfangs  38,  dann  während  der  Revolutionsjahre  von  22  und 
im  Jahre  1854  von  48  Schülern.  Die  hieraus  erwachsenden 
Einnahmen  einschliesslich*« des  Zuschusses  von  800  Thalem 
seitens  des  Staats  und  400  Thalern  seitens  der  Stadt  deckten 
nicht  nur  die  laufenden  Bedarfnisse,  sondern  ergaben  auch 
noch  einen  Ueberechuss. 

Die  bisherigen  Ei-folge  der  Schule  einerseits,  andererseits 
der  durch  die  intensiver  werdende  Industrie  des  Thaies  ge- 
gebene Zwang,  in  den  einfachen  Geweben  zum  Maschinen- 
betriebe, in  den  anderen  zu  feineren  Mode-  und  Luxusartikeln 
übei'zugehen,  gaben  die  Veranlassung,  den  Unterricht  in  der 
Anstalt  zu  erweitern.  Zunächst  handelte  es  sich  in  der  Webe* 
schule  um  eine  Unterweisung  in  der  Handhabung  der  neuen 
Eraftstahle,  was  jedoch  nicht  zur  Ausfahrung  gelangte,  weil 
ihre  Einrichtung  zu  theuer  war.  Ferner  sollte  dem  Untenicht 
im  Decomponiren ,  .im  Zerlegen  und  Nachahmen  bekannter 
Stoffe,  der  im  Componiren  hinzugefügt  werden,  um  den  Ge- 
schmack und  die  Fähigkeit  zur  Erfindung  und  Hei-stellung 
neuer  Stoffe  und  Muster  zu  erwecken.  Dazu  bedurfte  es  einer 
Kenntniss  der  Wahl  der  Stoffe  far  neue  Muster  oder  der  Er- 
findung neuer  Behandlungsweisen  oder  Verbindungen  von  Stof- 
fen. Das  setzte  eine  genaue  Kenntniss  der  Rohstoffe  und  ihi*er 
Eigenschaften  und  eine  vorhergehende  richtige  Würdigung  der- 
selben und  ihrer  Verbindungen  nach  Schönheit,  Dauerhaftig- 
keit, Preiswürdigkeit  und  aller  sonstigen  von  den  Fabrikanten 
zu  nehmenden  Racksichten  voraus.  Zweitens  nahm  man  die 
Gründung  einer  Fabrikmuster-Zeichenschule  in  Aussicht,  worin 
Männer  ausgebildet  werden  sollten,  welche  den  Namen  von 
Künstlern  im  selbständigen  Erfinden  neuer  Muster  far  Webe* 
und  Druckwaaren  verdienen  sollten.    Endlich  schuf  man  ein 
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Institut  fQr  Färberei  und  Druckerei.  Am  1.  Mai  1856  wurde 
die  Zeichenschule  fQr  Fabrikmuster ,  am  1.  Januar  1859  die 
höhere  Webeschule  und  im  Herbst  1860  die  chemische  Ab- 
theilung eröffnet.  Kaum  war  aber  die  höhere  Webeschule 
völlig  in  Betrieb  gesetzt,  so  begann  ein  Rückgang,  welcher 
rasch  mit  der  Auflösung  der  Anstalten  im  Jahre  1867  endete. 

Die  allgemeinen  wie  die  besonderen  Ursachen  liegen  auf 
der  Hand.  In  den  1860er  Jahren  vollzog  sich  für  die  glatten 
Stoffe  der  Uebergang  zum  mechanischen  Betriebe,  von  den  ge- 
musterten wandte  sich  die  Mode  ab  und  die  Zeichner  wurden 
überflüssig.  Auch  waren  die  Zeichner  in  Elbeifeld  niemals 
grosse  Erfinder  gewesen ;  selbst  der  Director  klagte  schon  nach 
einem  Jahre,  dass  ihm  kein  Muster  mehr  in  den  Sinn  käme, 
und  bald  konnte  er  gar  keines  mehr  entwerfen ;  die  Abhängig- 
keit von  Paris  blieb  bestehen.  Der  Untenicht  fand  nach  kei- 
nem klaren  Princip  statt;  man  wusste  nicht  recht,  welche 
Klasse  der  Gewerbtreibenden  man  ausbilden  wollte;  der  Unter- 
ridit  bewegte  sich  in  pedantischer  Schablone  und  Hess  immer 
die  alten  Schulmuster  anfertigen.  Endlich  vollzog  die  Schule 
nicht  den  Uebergang  zu  anderen  Stoffen,  welche  damals  von 
Elberfeld  aufgegi-iffen  wurden.  Zu  allem  dem  fehlte,  wie  so 
oft  bei  stidtischen  Anstalten,  die  rechte  Aufsicht  und  Leitung. 

In  der  Fabrikmuster-Zeichenschule  betrug  die  Schülei*zahl 
1856/60  im  Hauptcursus  30,  im  Nebencui-sus  33,  seitdem  sank 
sie  1863  auf  9  bezw.  10,  dann  auf  4—5,  1—3  und  1866  waren 
nur  1  Schüler  im  Haupt-  und  6  —  10  im  Nebencursus  übrig 
geblieben.  Nicht  viel  besser  erging  es  der  Webeschule.  Diese 
erreichte  nach  ihrer  Reorganisation  ihren  Gipfelpunkt  mit 
38  Schülern  im  Jahre  1863,  dann  sank  diese  Zalü  in  vier 
Jahren  auf  11.  Nur  ein  Fünftel  der  Zöglinge  waren  Elber- 
felder  gewesen,  die  Stadt  wollte  daher  nicht  mehr  die  Kosten 
tragen.  Auch  befürchtete  man  die  Vei-schleppung  einheimischer 
Industrieen,  wie  z.  B.  ein  Schüler  die  Zanellaweberei  durch 
Mitnahme  eines  geschickten  Werkmeister  nach  Sachsen  über- 
tmg.  Aus  allen  diesen  Griinden  wurde  die  Zeichen-  und 
Webeschule  im  Jahre  1867  aufgehoben  und  die  chemische  Ab- 
th^ilung  mit  der  Gewerbeschule  vereinigt,  welche  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  speciellen  Kenntnisse  des  Directoi*s  und  eines 
frühei*en  Lehrei^s  noch  von  einigen  Schülern  besucht  wird. 

Nach  den  Erfahrungen  der  Elberfelder  Schule  vermag  man 
leicht  das  Schicksal  der  geplanten  Crefelder  „Webeacademie'' 
zu  prophezeien.  Was  aus  derselben  werden  soll,  darüber  ist 
man  sich  noch  nicht  ganz  klar.  Die  Einen  träumen  davon, 
dass  die  braven  Werkmeister  und  Fabrikzeichner,  die  aus- 
führenden Organe,  welche  den  schwerfälligen  Karren  der  ein- 
fachen Seiden-  und  Sammetindustrie  in  den  eingefahrenen  Ge- 
leisen bisher  weiter  lenkten,  sich  in  das  Reich  künstlerischer 
Erfindung  aufechwingen  und  einen  deutsch-nationalen  Styl  in 
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den  gemusterten  Stoffen,  deren  baldigen  Sieg  über  die  glatten 
Stoffe  man  hofft  und  erwartet,  anbahnen  sollen.  Andere,  kalt- 
bltltigere  Männer  haben  weniger  weitgehende  Erwartungen. 

Was  wird  die  Webeacademie  denn  leisten  können  ?  Ei-stens 
wird  sie  mit  Nutzen  eine  Abtheilung  far  Färber  enthalten, 
welche  bisher  in  der  Schweiz  und  in  Lyon  sich  ihre  Ausbil- 
dung suchen;  zweitens  eine  Webeschule  für  die  drei  Klassen 
der  ausführenden  Hülfspei*sonen  und  auch  für  die  Fabrikanten. 
Indess  sind  doch  bei  beiden  Zwecken  gewisse  Bemerkungen 
zu  machen.  Zunächst  würde  eine  in  der  Stadt  Crefeld  er- 
richtete Webeschule  im  Wesentlichen  doch  nur  die  dort  an- 
sässigen Werkmeister  und  Commis,  Zeichner  und  Patroneui*e 
erreichen,  die  eigentlichen  Webermeister  aber  und  jene  Masse 
der  Hülfspersonen  in  den  kleineren  Städten  blieben  von  dem 
Centrum  Crefeld  weit  entfernt  und  könnten  die  dortige  Schule 
nur  mit  Schwierigkeiten  besuchen.  Daher  würde  es  sich  em- 
pfehlen, auch  in  einigen  kleineren  Orten,  namentlich  in  Viersen, 
Sonntags -Webeschulen  nach  dem  Muster  der  Barmer  ein- 
zurichten, welche  bei  einem  Minimum  von  Aufwand  doch  sehr 
viel  in  ihren  bescheidenen  Grenzen  leisten  würden;  ältere 
Webermeister  würden  Opferfreudigkeit  genug  besitzen,  unent- 
geltlich Unterricht  zu  einheilen.  Was  femer  die  Errichtung 
einer  Abtheilung  für  Fabrikanten  anbelangt,  so  hängt  der  Er- 
folg derselben  in  erster  Linie  von  der  Persönlichkeit  des  Leiters 
ab,  wie  die  Mülheimer  Zustände  beweisen.  Wenn  man  nicht 
im  Stande  sein  wird,  eine  ähnliche  pädagogische  Kraft  zu  ge- 
winnen, so  würde  es  sich  empfehlen,  die  Enichtung  einer 
Fabrikantenschule  einstweilen  auszusetzen,  so  sehr  es  ja  im 
Interesse  der  Crefelder  und  Viersener  Fabrikanten  liegt,  ihi*e 
Söhne  unter  Aufisicht  in  einer  nahen  Schule  zu  haben. 

Drittens  wird  die  Anstalt  eine  Zeichenschule  enthalten 
müssen,  und  zwar  nicht  eine  solche  für  gewerbliche  Künstler, 
welche  die  Mode  erfinden  und  angeben,  —  das  ist  nach  den 
bisherigen  AusfOhningen  wohl  nicht  mehr  nothwendig  zu  wider- 
legen, —  sondern  für  den  subalteinen  Beamtenstab  des  muster- 
zeichnenden Künstlei*s,  der  im  Stande  ist  zu  zeichnen,  zu 
patroniren,  zu  verkleinern  und  in  gegebenem  Style  ein  Muster 
correct  auszuführen  und  auch  innerhalb  gewisser  Grenzen  zu 
verändern. 

Eine  solche  Anstalt  für  die  Textilindustrie  würde  Persön- 
lichkeiten heranbilden,  fähig,  die  gemusterten  Stoffe  in  Crefeld 
heimisch  zu  machen;  und  je  mehr  die  glatten  Stoffe  von  dem 
Fabrikbetriebe  bedroht  werden,  desto  wichtiger  wird  es  zui 
Erhaltung  der  Hausindustrie  höher  gelohnte,  d.  h.  gemusterte 
Stoffe  einzuführen.  Darin  hat  der  weitsichtige  Grossindustrielle, 
welcher  an  der  Spitze  der  Crefelder  Agitation  für  die  Webe- 
academie steht,  vollkommen  Recht.  Es  würde  zum  volkswirth- 
schaftlichen  Quietismus  führen,  wenn  man  sich  dabei  beruhigen 
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wollte,  dass  bei  der  internationalen  Arbeitstheilung  die  platten 
Stoffe  auf  Crefeld  gefallen  wären.  Ist  ja  doch  Crefeld  nur 
eben  soweit  entfernt  von  Paris  wie  Lyon  ?  Und  wenn  die  rhei- 
nische Modeindustrie  sich  bereits  das  Verdienst  erworben  hat, 
die  Kachahmung  der  Lyoner  und  St.  Etienner  Fabrikate  aus 
zweiter  Hand  eingefühlt  zu  haben,  warum  sollte  sie  nicht  auch 
direct  die  Pariser  Muster  ausführen?  Indess  alle  Schulen 
werden  noch  nicht  hiezu  führen,  wenn  nicht  untemehmende 
und  einsichtsvolle  Fabrikanten  die  gemusterten  Stoffe  in  stär- 
kerem Masse  aufgreifen;  jedoch  auch  sie,  ihr  Geschmack  und 
ihre  Fabrikation  müssen  dazu  erzogen  werden  und  dazu  würde 
die  Webeschule  sammt  ihren  Sammlungen  das  Ihrige  bei- 
tragen. — 

Den  rheinischen  Städten  ist  es  nicht  gelungen  und  wird 
es  nicht  gelingen,  in  ihrer  Nähe  ein  geistig-künstlerisches  Cen- 
tmm  für  ihi'e  Mode-  und  Kunstindustrieen  ins  Leben  zu  rufen. 
Nicht  als  ob  es  an  Malern  und  Bildhaueiii  fehlte.  Inmitten 
des  Niederrheins  liegt  ja  Düsseldorf  mit  einer  Künstlei*schaft 
von  dreihundert  Köpfen.  Man  muss  sich  deren  Bildungsgang 
vergegenwärtigen,  um  ihr  Verhalten  gegenüber  der  Kunst  beim 
Aufschwünge  der  Conjunctur  und  gegenüber  dem  Kunstgewerbe 
in  normalen  Zeiten  zu  verstehen. 

Es  ist  eine  interessante  Thatsache,  dass  die  deutschen 
Maler  und  Bildhauer  den  tiefsten  Schichten  der  Gesellschaft 
entstammen;  etwa  neunzig  Procent  derselben  sind  Söhne  von 
Bauern  und  Kleinbürgern;  ihre  allgemeine  Bildung  ist  häufig 
eine  mangelhafte  und  findet  auch  auf  den  Academieen  keine 
genügende  Pflege.  Während  die  Lehrlinge  bei  den  Meistern 
der  alten  Zeit  zunächst  die  harte  Schule  des  Kunstgewerbes 
durchmachten  und  erst  bei  dem  Hervortreten  gi-össerer  Be- 
fähigung sich  auf  das  Gebiet  der  reinen  Kunst  begaben,  widmen 
sich  die  Schüler  der  modernen  Academieen  sofoit  der  reinen 
Kunst  und  glauben  sich  Alle  zum  Höchsten  berufen.  Einer 
ganzen  Reihe  mangelt  es  an  Talent  und  ohne  besondere  geistige 
und  materielle  Mittel  entsteht  ein  Künstler-Proletariat,  das  sich 
auf  unbegieifliche  Weise  eraährt.  Das  Aufsteigen  der  Con- 
junctur mit  ihrer  Nachfrage  nach  Kunstwerken  seitens  oft  recht 
roher  und  urtheilsloser  Parvenüs  ruft  sie  dann  zur  Palette  und 
es  beginnt  jene  characterlose  Fabrikation  von  Dutzendbildeni, 
zu  welcher  sich  leider  auch  Künstler  mit  besserem  Namen  her- 
gegeben haben.  Die  aussergewöhnlich  günstige  Ck)njunctur  im 
letzten  Jahrzehnt  hat  deutlich  ihren  demoralisirenden  Einfluss 
auf  die  deutsche  Kunst  gezeigt.  Erst  beim  Rückgange  der- 
selben geriethen  die  Bilderfabrikanten  ausser  Thätigkeit  und 
eine  Zeit  der  ernsten  Arbeit  und  der  Selbsterkenntniss  hat 
auch  hier  begonnen. 

Bei  einem  solchen  Bildungsgange  wird  es  erklärlich,  dass 
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hier  wie  allenthalben  in  Deutschland  die  Maler  und 
sich  unverwendbar  erweisen  nicht  nur  für  die  Mode-,  sondem 
auch  fttr  die  Eunstindustiie.  Sie  können  wohl  barocke  wie 
stylgerechte  Muster  machen,  aber  Muster  schaffen  im  Geschmack. 
der  eben  Mode  ist,  in  dieser  Richtung  erfinden  und  weiter- 
arbeiten, können  sie  nicht ;  dazu  fehlt  es  ihnen  an  den  persCte* 
liehen  Eigenschaften  wie  an  der  Anregung  an  ihrem  Wohnort. 
Vor  allem  aber  haben  sie  nicht  die  technische  Bildung,  welche 
gerade  auf  dem  Gebiete,  auf  welchem  die  Maler  vorzugsweise 
thätig  sein  könnten,  auf  dem  Gebiete  des  Flachomaments»  in 
so  hohem  Grade  erforderlich  ist.  Es  ist  der  Versuch  bekannt, 
den  die  königliche  Poi-zellanmanufactur  in  Berlin  mit  einem 
Künstler  gemacht  hat,  der  vor  allem  befähigt  ist,  geistreiche 
decorative  Arbeiten  auszuführen.  Für  eine  Vase  und  für  einen 
Satz  von  Desserttelleiii  entwarf  derselbe  die  anmuthigsten 
Composiüonen,  aber  trotzdem  war  das  Endresultat  ein  unglack- 
liches.  Diese  Skizzen,  welche  in  ihrer  flotten  Behandlung  auf 
Majolica  von  köstlicher  Wirkung  sein  würden,  sind  fbr  das 
Porzellan  zu  wenig  ausgeführt.  Unter  den  Händen  des  Malei>, 
welcher  sie  copiit,  verwandelt  sich  der  flott  angedeutete  Strich 
in  eine  unvollendet  gebliebene  Linie,  der  keck  hingesetzte 
Ton  in  einen  unbehülflichen  Farbenfleck.  Auf  dem  blanken 
Grunde  des  Porzellans  sieht  alles  verwaschen  und  trübe  aus. 
was  unter  der  verschmelzenden  Glasur  der  Miyolika  glänzemi 
und  harmonisch  erscheinen  würde.  0 

Soll  denn  Deutschland  ewig  in  der  Mode-  wie  in  der 
Kunstindustrie  in  Abhängigkeit  von  Paris  bleiben?  Mit  dem 
Erstarken  des  nationalen  Gefühls  im  letzten  Jahrzehnt  hat 
man  diese  Frage  sich  immer  wieder  vorgelegt,  und  während 
jenseit  des  Oceans  das  vernichtende  Urtheil  über  die  gesammte 
deutsche  Industrie  gesprochen  wurde,  zeigte  die  Kunstgewerbe- 
Ausstellung  in  München  im  Jahre  1876  erfreuliche  Ansätze 
zur  Selbständigkeit  auf  diesem  Gebiete.  Wie  weit  wird  eine 
solche  Selbständigkeit  gehen  können?  Welchen  Grenzen  wird 
dieselbe  begegnen?  Das  sind  Fragen,  über  welche  man  sich 
klar  werden  muss,  will  man  nicht  in  einen  blinden  Chauvinis- 
mus im  Kunstgewerbe  verfallen. 

Existirt  nicht  im  Mustermachen  eine  gewisse  internationale 
Arbeitstheilung,  und  wo  haben  die  vei-schiedenen  Zweige  des- 
selben ihren  natürlichen  Standort?  Man  kann  es  als  Princip 
aufstellen :  je  mehr  die  Industiie  von  der  Mode  und  der  feineren 
Technik  abhängig  ist,  einen  desto  concentriileren  Sitz  hat  da^ 
Musterzeichnen  für  dieselbe.  Das  grosse  Gebiet  der  Moden 
empHlngt  von  Paris  aus  seine  international  gültige  Richtung: 
die  Damenmäntel  bohen-sohen  von  Berlin  aus,  die  Herrenkleider 
von  London  aus  den  Weltmarkt.    Umgekehrt  kennen  die  In- 

*)  Lessing,  a.  a.  0.  S,  Üv^T. 
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dufitrieen,  welche  sich  am  meisten  der  reinen  Kunst  anschliessend 
am  wenigsten  die  örtliche  Concentration.  Grosse  Pariser  An- 
stalten dieser  Art  haben  ihre  Künstler  in  Constanz,  Augsburg 
und  anderen  entfernten  Städten.  Auf  diesen  Gebieten,  vomehm- 
lieh  auf  dem  der  Goldschmiedsarbeiten  und  einzelner  Prachtstücke 
bewegen  sich  bei  allen  Nationen  die  Kunstgewerbe  am  freiesten. 
In  der  Mitte  stehen  die  gi'ossen  und  für  den  Massenabsatz 
thatigen  Kunstindustrieen,  deren  Gentren  in  den  Brennpunkten 
des  geistig-künstlerischen  Lebens  überhaupt  liegen.  Das  sind 
in  Deutschland  Berlin,  München  und  Dresden,  und  hier  werden 
die  Musterzeichner  ihren  Sitz  nehmen  müssen,  um  den  Pariser 
Einiluss  zu  verdrängen. 

Wie  sind  denn  in  Berlin  die  Unternehmungen  für  kunst- 
gewerbliches Zeichnen  beschaffen?  Weder  die  Maler  noch 
die  Bildhauer  stehen  an  der  Spitze  der  Bewegung.  Von  den 
letzteren  sind  es  drei,  von  den  ersteren  vier,  die  sich  dann 
und  wann  mit  dem  Entwerfen  von  Mustern  beschäftigen.  Der 
hervorragendste  ist  Herr  Kunstmaler  Simon,  der  in  neuester 
Zeit  Muster  für  Majolica  entwirft  und  sich  selbst  eine  kleine 
Werkstätte  errichtet  hat  Mit  vielem  Glück  scheint  er  einen 
Artikel  aufzugreifen,  der  auch  in  Deutschland  ein  kauffähiges 
Publicum  finden  dürfte,  nämlich  Oefen,  da  die  weissen  und 
giünen  Kacheln  sich  wohl  schon  überlebt  haben.  Das  Ent- 
werfen von  kunstgewerblichen  Mustern  ruht  in  Berlin  bei  der- 
jenigen Gi-uppe  von  Künstleiii,  welche  einmal  die  höchste 
wissenschaftliche  und  allgemeine  Ausbildung  besitzen,  die  feiner 
die  meiste  Berührang  mit  der  Technik  und  dem  practischen 
Leben  haben  und  die  endlich  am  leichtesten  Bestellungen 
erhalten  und  selbst  ausführen,  —  es  sind  die  Baumeister. 
Etwa  achtzehn  dei-selben  widmen  sich  mehr  oder  weniger  fort- 
laufend dem  Kunstgewerbe.  So  nimmt  z.  B.  Herr  Adolf  Heyden 
im  Carlsbade  eine  Industrie  nach  der  andern.  Goldschmiederei, 
Glas-  und  Emailmalerei  vor  und  sucht  veredelnd  auf  dieselbe 
einzuwirken.  Die  Herren  von  Grossheim  und  Kayser  haben 
die  Möbelfabrikation  in  die  Hand  genommen  und  sich  mit 
einem  Tischler  associirt,  der  voll  Geschick  lüte  Sachen  imitirte. 
Sie  haben  mit  ihrer  gießen  Möbelfabrik  dazu  beigetragen, 
den  Classicismus  zu  brechen  und  die  Kenaissance  einzubürgern, 
die  sich  zu  einem  sogenannten  Berliner  Styl  ausgebildet  hat 
Vielleicht  am  ausgedehntesten  betreiben  die  HeiTen  Ihne  und 
Stegmüller  das  Entwerfen  von  Mustern  für  die  Möbel-,  aber 
auch  für  die  Bronce-  und  andere  Industrieen.  Viele  junge 
Architecten,  die  anfangs  keine  Bauten  auszuführen  haben, 
suchen  sich  hauptsächlich  durch  Entwerfen  von  Mustein  be- 
kannt zu  machen ;  das  bleibt  auch  später  und  tritt  in  stillen  Zeiten 
wieder  in  den  Vordergrund.  Eine  Specialisirung  nach  Indu- 
strieen ist  noch  nicht  eingetreten,  ebensowenig  wie  die  Arbeit 
auf  Vorrath.     Die  Muster  werden   auf  Bestellung  entworfen 
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und  dann  von  den  Gehülfen,  jungen  Architecten,  ausgefilhrt 
Naturgemäss  arbeiten  die  Baumeister  mehr  mit  dem  archi- 
tectonischen  Ornament  und  den  körperlichen  Kunstformen  der 
Möbel,  Geräthe,  Gefägse  und  Schmucksachen,  weniger  mit  dem 
Flachomament ,  da  hier  die  technischen  Schwierigkeiten  doch 
gewisse  Hinderaisse  entgegenstellen. 

Bei  der  Jugend  der  privaten  Bestrebungen  wird  es  er- 
klärlich, welchen  Einfluss  dscs  deutsche  Gewerbemuseum  in 
Berlin  gewinnen  kann.  Nicht  Private,  sondern  in  verhält- 
nissmässig  hohem  Grade  ein  öffentliches  Institut  erseheint 
als  Pflegerin  des  sich  entwickelnden  Kunstgewerbes.  Drei 
Beamte  des  Museums  sind  zugleich  gewerbliche  Künstler  und 
beschäftigen  die  Schulen  der  Gompositionsklassen  mit  der  fach- 
mässigen  Darstellung  kunstgewerblicher  Gegenstände.  Indess, 
sei  es,  dass  die  innere  ganz  unwürdige  Ausstattung  des  Instituts 
ein  Hinderniss  ist,  sei  es,  dass  die  Personen  nicht  die  gleichen 
sind,  das  Berliner  Museum  hat  nicht  entfeitit  den  Einfluss  auf 
die  Industrie,  wie  ihn  das  Wiener  besitzt,  welches  das  öster- 
reichische Kunstgewerbe  hervorgerufen  und  ihm  eine  einheit- 
liche Richtung  gegeben  hat. 

Indess  bleibt  anzuerkennen,  dass  seit  der  Münchener 
Ausstellung  auch  in  das  deutsche  Kunstgewerbe  ein  frischerer 
Zug  gekommen  ist.  Wann  wird  aber  endlich  die  Selbständig- 
keit desselben  eintreten?  (Nicht  zu  verwechseln  mit  dem 
„nationalen  Styl".)  Wann  werden  die  Fabrikanten  ihre  Frei- 
beuterei an  fremden  Mustern  aufgeben  und  nach  eigenen 
Mustern  arbeiten?  Offenbar  erst  dann,  wenn  die  kunstgewerb- 
lichen Musterzeichner  sich  selbständig  hingestellt  haben  und 
als  selbständige  Männer  mit  künstlerischem  Verständniss  und 
eigenen  Ideen  ihnen  gegenüber  treten.  Die  gegenwältig 
noch  in  der  Hausptsache  sich  erhaltende  Vereinigung  von 
Kaufmann,  Fabrikant  und  Künstler  bedeutet  schlechte  Technik 
und  geschmacklose  Kunst. 

Selbständige  Unternehmungen  für  kunstgewerbliches  Muster- 
zeichnen werden  aber  nur  in  dem  Masse  entstehen,  als  es 
Fabrikanten  gibt,  .welche  Verständniss  für  die  Kunst  besitzen 
und  ihr  Heil  nicht  in  zwecklosem  Nachahmen  suchen  und  die 
erhaltenen  Muster  verstümmeln,  um  die  Kosten  der  Herstellung 
zu  vermindern.^)  Die  Einfühlung  des  Musterschutzes  war  in 
Deutschland  der  ei*8te  Schritt  zur  Besserung;  nun  handelt  es 
sich  ferner  um  eine  technische  und  künstlerische  Erziehung 
der  Fabrikanten,  welche  dann  im  Bunde  mit  den  Künstlern 
auf  das  Publicum  und  dessen  Geschmack  einzuwirken  hätten. 
Hierin  ist  noch  alles  zu  leisten  und  die  bevoratehende  Gewerbe- 


^)  Treffliche  Bemerkungen  über  die  Stellung  des  MusterseichDen  zum 
Fabrikanten  und  Publicum  macht  G.  Semper:  Der  Stil.  1860.  I.  Bd.  S.  XII 
und  XIII. 
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ausstellang  von  1879  in  Berlin  dürfte  ein  viel  zu  günstiges 
Bild  vom  Stande  des  Kunstgewerbes  geben.  Mancher  Fabri- 
kant, welcher  im  Laufe  der  Jahre  nur  ein  einfaches  Muster 
gekauft  und  in  der  Hauptsache  sich  begnügt  hat,  die  übrigen 
zu  —  nehmen,  kann  auf  dem  grossen  Markte  zwar,  nicht  aber 
auf  einer  Ausstellung  mit  einer  solchen  Waare  auftreten.  Die 
Ausstellung  wird  daher  wohl  die  Leistungsfähigkeit,  nicht  aber 
die  durchschnittlichen  Leistungen  des  Kunstgewerbes  zur  An- 
schauung bringen. 

Die  letzte  Entscheidung  iniht  indessen  nicht  beim  Künstler 
und  Fabrikanten,  sondern  beim  kaufenden  Publicum,  welches 
gegenwärtig  noch  der  Dntzendwaare  den  Vorzug  gibt.  Freilich 
ist  Deutschland  ein  ärmeres  Land  als  Fi-ankreich  und  England, 
und  um  äusserlich  die  gleiche  Cultur  zu  repräsentiren ,  muss 
zu  innerlich  werthloseren  Waaren  gegriffen  werden.  Noch  viel 
mehr  liegt  aber  diese  Gewohnheit  des  Haschens  nach  einseitiger 
Billigkeit  in  einem  falschen  wirthschaftlichen  Princip,  nur  billig 
ohne  viel  Rücksicht  auf  die  Qualität  zu  kaufen.  In  Sti-assburg 
im  Elsass  hat  man  den  Einfluss  dieser  deutschen  Consumtions- 
richtnng  gar  bald  wahrnehmen  können.  Die  dortigen  Magazine 
schafften  sich  speciell  für  die  Prussiens  billige  und  schlechte 
Sorten  an,  während  die  Elsässer  und  Franzosen  fortfuhren, 
theuer,  aber  besser  zu  kaufen.  Einer  Französin  gilt  es  für 
wohlanständig,  von  Laden  zu  Laden  zu  gehen,  um  die  beste 
Kaufgelegenheit  zu  ermitteln;  die  Deutsche  genirt  sich,  den 
Laden  zu  verlassen,  ohne  etwas  gekauft  zu  haben,  und  nimmt 
daher  das  Billigste.  Die  erstere  spart,  indem  sie  gut,  die 
andere,  indem  sie  billig  kauft.  Endlich  muss  man  zugestehen, 
dass  dem  deutschen  Volke  das  Verständniss  für  künstlerische 
und  geschmackvolle  Erzeugnisse  doch  erst  in  geringem  Masse 
aufgegangen  ist.  Dieser  Mangel  an  formeller  Cultur  überhaupt 
hängt  innig  mit  dem  Alter  der  Cultur  zusammen.  Die  formelle 
(nicht  die  materielle)  Cultur  steht  um  so  höher,  je  älter  in 
einem  Volke  oder  in  einem  Stande  die  Cultur  überhaupt  ist. 
Das  zeigt  sich  bei  einem  Vergleiche  zwischen  Italien  und 
Frankreich,  zwischen  Frankmch  und  Deutschland,  zwischen 
West-  und  Ostdeutschland,  endlich  zwischen  Adel  und  Bürger- 
thum.  In  der  formellen  Cultur  steht  das  deutsche  Volk  hinter 
anderen  zurück,  es  hat  schlechte  Consumtionssitten  und  ist 
ärmer,  —  die  deutsche  Kunstindustrie  steht  demnach  am  An- 
fange einer  noch  sehr  langen  Entwickelung,  in  welcher  andere 
Völker  schon  weit  voraus  geeilt  sind.  — 

Die  moderne  Kunstindustrie  sieht  ihr  Heil  in  ausgedehnter 
Arbeitstheilung,  sie  überweist  jede  Theilarbeit  einem  Fachmann, 
—  und  doch,  was  ist  bis  jetzt  das  Resultat?  Kommt  es  jenem 
zierlichen,  kunstsinnigen  Schaffen  gleich,  welches  sich  uns  als  eine 
in  den  Tiefen  des  Volkes  und  der  Familie  wirkende  Tradition, 
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als  nationale  Hausindustrie  ^)  oder,  besser  bezeichnet,  als  hius- 
liches  Kunstgewerbe  offenbart? 

Zuei*st  wurde  im  Jahre  1867  durch  die  Pariser  Weltaus- 
stellung die  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt.  Napoleon  hatte 
dem  Bauer-  und  Arbeiterstande  eine  Neugestaltung  seiner 
Lebensverhältnisse  versprochen;  nun  wollte  man  in  der  Dar- 
stellung der  Bauemcostüme  und  nationalen  Ginippen  ein  ethno- 
graphisches und  culturgeschichtliches  Bild  der  Lage,  des  Lebens 
und  der  Beschäftigung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  geben.  Dieser  erste  Versuch^  in  das 
innere  nationale  Leben  einzudringen,  gab  ausserordentliche 
Anregung.  Die  Thonwaaren  aller  Art,  Gewebe  und  Stickereien, 
Decken  und  ähnliche  Gegenstände  für  den  Hausgebrauch. 
Schmuckarbeiten  und  Anderes  mehr  wurden  von  dem  grossen 
Publicum  freilich  nur  als  eine  ethnographische  oder  costOm- 
liehe  Rarität  behandelt;  tiefer  blickende  Kunstfreunde  fanden 
in  ihnen  auch  viele  ältere,  zum  Tbeil  uralte  künstlerische  Mo- 
tive, an  längst  vergangene  Kunstperioden  und  Kunststjle  er- 
innernd und  vor  allem  eine  Fülle  höchst  origineller  und  ge- 
sunder Foimen  enthaltend,  ererbte  und  für  die  moderne  Kunst 
verloren  gegangene  oder  ausser  Uebung  gekommene  technische 
Weisen,  zahlreiche  Ornamente  und  farbige  Ornamentationsarten, 
die  ebenso  durch  ihre  Richtigkeit  wie  Einfachheit  und  Un^e- 
wöhnlichkeit  das  Auge  fesselten.  Wie  in  den  Zeiten  sittlicher 
Zerrüttung  und  Schwäche  die  Poesie  sich  zu  dem  frisch  sprudeln- 
den Bora  des  Volksliedes  hinwandte  und  sich  von  hier  neue  Kraft 
und  Stärke  holte,  so  wandten  sich  die  Freunde  der  modernen 
Kunstindustrie  zu  dieser  reichen  Quelle  von  Motiven,  Prineipien 
und  Kunstweisen,  welche  ergänzend,  belebend  und  erftischend 
auf  den  durch  die  Mode  verderbten  Geschmack  und  seine  Er- 
zeugnisse einzuwirken  vermochten. 

Auf  der  folgenden  Weltausstellung  in  Wien  stand  der 
kunstgewerbliche  Gesichtspunkt  im  Vordergrunde.  Jacob  Falke 
erklärte  in  seinem  Programm  das  für  geeignet,  was  für  die 
moderne  Kunstindustrie  verwerthbar  wäre.  Zwar  erfüllten  sich 
die  gehegten  Erwartungen  nicht,  aber  die  nationale  Hausindustrie 
trat  überall  durchaus  in  den  Vordergrund  des  Interesses. 

Worauf  heiniht  nun  das  Wesen  des  häuslichen  Kunst- 
gewerbes? Darauf,  dass  es  nicht  eine  wechselnde  Mode,  son- 
dern eine  nach  Jahrhunderte  alten  Ueberlieferungen  reine 
Kunst  und  ofUnals  eine  streng  nationale  Kunstgestaltung  zum 
Ausdruck  biingt.  Andererseits  finden  sich  aber,  was  noch 
auffallender  ist,  in  vei*schiedenen  Ländern  für  dieses  häusliche 


M  Oesterr.  AusDtoDungsbericht  1873:  Prof.  Richter:  I)ie  n&tionAle 
Hausindustrie,  und  I)r.  Ford.  Stamm:  Die  Stickerei  und  die  Spitzen.  — 
J.  Falke:  Die  Kunstindustrie  auf  der  Wiener  Weltausstellung,  18<d,  S.  410 
—419,  und  de8S(*n  IVogiamm  fUr  die  nationale  Hausindustrie.  —  Leasing: 
a.  a.  Ö.  8.  2;.-as. 
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Kunstgewerbe  die  gleichen  Mtfster  und  Modelle,  wie  z.  B.  in 
den  Stickereien  der  Bäuerinnen  in  Rumflnien,  Schweden  und 
Mähren.  Diese  Existenz  von  häuslichen  Kunstgewerben  und 
die  Uebereinstimmung  ihrer  Muster  in  yei*schiedenen  Ländern, 
worauf  beruhen  sie?  Auf  zwei  besonderen  gewerblichen  Be- 
triebsfoimen ,  auf  der  Eigenwirthschaft  zu  eignem  Bedarf  und 
auf  dem  Handwerk! 

Die  häuslichen  Kunstgewerbe  sind  uralt;  theils  sind  sie 
autochton  und  originär  entstanden,  theils  durch  die  Centren 
mittelalterlichen  Lebens  eingefühlt  und  gepflegt  worden  und 
haben  sich  dann  im  Volke  verbreitet.  So  ist  die  Stickerei, 
dieses  Kunstwerk  der  weiblichen  Hand,  in  fast  allen  Ländern 
der  unbewussten  Kunstübung  entsprossen,  indem  die  Hand 
unwillkürlich  der  textilen  Structur  folgte;  aber  sie  hat  sich 
auch  von  Italien  aus  vorzugsweise  auf  zwei  Wegen  durch 
Europa  und  seine  Colonieen  verbreitet:  durch  die  Pflege  der 
schönen  Künste  an  den  Höfen  und  durch  die  Frauenklöster. 
Alle  durch  ihren  Einfluss  auf  die  Politik  und  ihren  Antheil  an 
der  Hebung  der  Künste  berühmt  gewordenen  Fürstinnen  waren 
auch  vorzügliche  Stickerinnen;  an  ihren  Höfen  bestanden  förm- 
liche Bildungsanstalten,  an  deren  Spitze  die  Hausfi*au  des 
Hofes  selbst  stand.  An  Arbeit  fehlte  es  den  Mitgliedern  des 
„Frauenzimmei'S*'  nicht:  für  Festlichkeiten  des  Hofes,  Turniere 
und  andere  Schaustellungen  waren  zahlreiche  gestickte  und 
verzierte  Gewänder  nothwendig,  die  als  Geschenke  und  An- 
denken aasgetheilt  wurden;  so  kamen  die  Kunstarbeiten  in  weite 
Kreise.  Von  solchen  kunstsinnigen  Frauen  wurden  dann  Klöster 
gegründet,  manche  mit  dem  bestimmten  Zwecke,  in  ihrer  Schule 
adlige  Fräulein  in  solchen  Wissenschaften  und  Künsten  zu 
unterrichten.  Es  wurden  dort  grossartige  Arbeiten  ausgeführt; 
alte  Krönun^^smäntel  und  Messgewänder  geben  Zeugniss  von 
dieser  Kunstblüthe  an  Höfen  und  Klöstein.  Von  diesen  strahlte 
nun  das  Kunstgewerbe  und  die  feinere  Technik  aus  auf  die 
kleineren  Edelsitze  und  tief  ins  Land  hinein.  Hier  wurden 
nun  die  Muster  durch  die  fertigen  Arbeiten,  die  Stickereien, 
Spitzen  und  Bänder  von  der  Mutter  auf  die  Tochter  foiigeerbt 
und  verknöcherten  sich  zu  kunstgewerblicher  Tradition.  Da 
nun  femer  in  damaliger  Zeit  an  den  Fürstenhöfen  die  Vor- 
lagen und  Musterbücher  namentlich  der  Italiener  internationale 
Geltung  besassen,  so  löst  sich  das  Räthsel,  wie  die  gleichen 
Muster  sich  in  ganz  vei-schiedenen  Gegenden  verbreiteten  und 
bis  heute  dort  erhalten  haben. 

Die   gi'ossen   Eigenwirthschaften ,    die   Höfe   und   Klöster 
lösten  sich  in  der  neueren  Zeit  auf  und  ihre  Producte  wurden 
durch   die  Industrie  mit  capitalistischen  Betriebsformen  her-^ 
gestellt.    Dadurch  gerieth  das  für  das  grosse  Publicum  arbei-* 
tende  Kunstgewerbe  unter  die  Heri-schaft  der  Mode.   Das  Volk 
jedoch   und  namentlich   die  bäuerliche  Bevölkerung  blieb  in 
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staiTer  Zähigkeit  bei  ihren  alten  Sitten  hängen,  theils  in  Folge 
der  unfreien  Gebundenheit  an  die  Scholle,  welche  gerade  den 
Bauern  fest  an  die  Heimath  schloss  und  ihn  in  Folge  seiner 
schwachen  Absorptionsfähigkeit  g^enüber  der  europäischen 
Cultur  mit  dem  nationalen  Leben  dauernd  verband,  thetk 
erhielt  wie  in  Schweden  und  Norwegen  die  urwüchsige  peiisoD* 
liehe  Freiheit  den  Bauern  innig  und  treu  mit  dem  natiooalen 
Leben  und  der  Ueberlieferung  verbunden.  Diesen  gleich- 
bleibenden Bedarf  in  traditionellem  Geschmack  deckte  nim  die 
bäuerliche  Bevölkerung  theils  in  eigener  Hauswirthschaft»  ibeik 
in  localem  Handwerk.  Aber  je  länger,  desto  mehr  drangen 
die  Eraeugnisse  der  Industrie  auch  in  diese  Kreise,  jene  ein- 
fachen gewerblichen  Betriebsweisen  wurden  von  der  capitalisti- 
schen  Industrie  ttberflagelt;  der  Sieg  des  capitalistischen  Ober 
den  Arbeiterbetrieb  ist  aber  der  Tod  des  häuslichen  Kunst- 
gewerbes. Immer  mehr  werden  die  Reste  dieser  uralten  Kunst- 
übung beschränkt  auf  minder  civilisirte  Länder  und  Gegenden, 
sie  finden  sich  im  unwegsamen  Hochgebirg  oder  Urwald,  in 
vereinsamten,  von  der  Heerstrasse  entlegenen  Thälem,  und  in 
dieser  Wildniss  erscheint  als  alleiniger  Vertreter  des  streng 
nationalen  Lebens  der  Bauer.  Nur  hier  auf  local  abgeschlosse- 
nen Consumtionsgebieten,  bei  geistig  beschränkten  Leuten,  in 
ihrer  vollsten  Ideen-  und  Bewusstlosigkeit  in  Kunst  und  Technik 
herrscht  die  absolute  Autorität  der  Tradition,  und  weil  die^e 
eine  gesunde  ist;  so  haben  sich  jene  Jahrhunderte  alten  BlQtben 
eines  reinen,  zarten  und  von  einer  erhabenen  Natüriichkeit 
getragenen  Kunstgeschmacks  unverwelkt  erhalten. 

Das  häusliche  Kunstgewerbe  ist  durch  das  Eindringen  der 
Mode  und  der  modernen  Industrie  in  schnellem  Untergange 
begriffen.  Dieselbe  retten  und  vor  dem  Verschwinden  bewahren 
kann  man  nicht;  wohl  aber  vermag  man  das  Gute,  was  sie 
haben,  der  modernen  Kunstindustrie  dienstbar  zu  machen.  Der 
erste  Mann,  dessen  Benutzung  der  Muster  des  häuslichen 
Kunstgewerbes  das  weitaus  bedeutendste  Resultat  auf  diesem 
Gebiete  darstellt,  ist  Castellani ,  ^)  welcher  damals  als  poli- 
tischer Flüchtling  in  Neapel  lebte  und  jetzt  als  erster  Gold- 
schmied Italiens,  ja  vielleicht  der  Welt,  in  Rom  arbeitet.  In 
diesem  Manne,  der  sich  vielfach  mit  Alterthümem  abgegeben 
hatte,  war  das  Streben  rege  geworden,  die  herrliche  Voll- 
endung des  antiken  Goldschmuckis  wieder  neu  zu  beleben.  Die 
wenigen,  halb  zerbrochenen  Stücke,  welche  sich  gelegentlich 
in  einem  geöffneten  Grabe  fanden,  waren  die  Modelle,  die  ihm 
vorlagen;  von  unseren  modernen  Goldschmieden,  selbst  von 
den  besten,  war  keiner  auch  nur  entfernt  im  Stande,  eine  ahn* 
liehe  Feinheit  und  Vollendung  der  Arbeit  zu  liefern.  Damals 
wurde  Castellani  darauf  au&nerksam,  dass  in  dem  Goldschmucke. 
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welchen  die  Bäuerinnen  der  vei*schiedenen  kleinen  Städte  Ita- 
liens tragen,  sich  noch  vielfach  Anklänge  an  antike  Arbeit 
vorfanden.  In  den  engen  Thälem  der  Apenninen  hatten  sich 
Reste  einer  uralten  Cultur  und  Geschicklichkeit  erhalten, 
welche  in  den  grossen  Culturstaaten  Europas  durch  die  vielen 
Sti'ömungen  des  Kunstgeschmacks  längst  fortgeschwemmt  waren. 
Dort,  wohin  nichts  eingednmgen  war  von  den  vei*schiedenen 
Stvlen,  die  im  Laufe  der  Jahrhundei-te  unser  moderaes  Europa 
beherrscht  haben,  dort  arbeiteten  die  Goldschmiede  für  den 
Bedarf  einer  kleinen  eogbegi-enzten  Gemeinde  in  uralter  Weise 
einfach  fort.  Nicht  nur  die  Technik  war  erhalten,  selbst  die 
Form  zeigte  noch  vielfach  den  verständnissvollen,  zierlichen 
Bau  der  besten  antiken  Modelle.  Derartige  bäuerliche  Arbeiten 
waren  wohl  fi-Qher  gelegentlich  einem  Maler  aufgefallen  uud 
hier  und  da  als  Curiosität  für  Maskenfeste  aus  Italien  mit- 
gebracht worden.  Castellani  erkannte  aber,  dass  in  ihnen 
eine  Kraft  schlummeite,  die  nur  erweckt  zu  werden  brauchte, 
um  grössere  Resultate  zu  erzielen,  als  irgend  eine  vorhandene, 
systematisch  dazu  herangezogene  Handwerksgeschicklichkeit 
sie  eireichen  könnte.  Das  Resultat  ist  ein  glänzendes  gewesen. 
Die  Arbeiten,  welche  Castellani  hei-stellte,  reihen  sich  den 
herrlichsten  antiken  Vorbildern  auts  Würdigste  an;  sie  sind  für 
Deutschland,  Frankreich  und  England  mustergiltig  geworden 
und  haben  uns  einen  neuen  Massstab  für  das  gegeben,  was 
man  vom  Handwerk  verlangen  kann. 

In  umgekehiler  Weise  ist  in  Schweden  ein  häusliches 
Kunstgewerbe  durch  Zuführung  besserer  Rohstoffe  und  Muster 
veredelt  worden.  Die  Spitzenfabrikation  ^)  in  Ostgothland  ist 
eine  Reminiscenz  aus  jener  Epoche,  als  die  Nonnen  des  be- 
rühmten Klosters  Wadstena  sich  derselben  widmeten.  Da  dieses 
Gewerbe  durch  Jahrhundeite  sich  selbst  überlassen  geblieben 
und  seine  Producte  nur  durch  Hausirer  verkauft  worden  waren, 
so  hatten  dieselben  sich  vei*schlechtert,  sowohl  vom  Standpunkt 
der  Güte  wie  des  Geschmacks,  bis  die  verstorbene  Königin  sie 
zu  heben  versuchte,  indem  sie  aus  dem  Auslande  bessere  Garne 
kommen  und  neue  Muster  anfertigen  Hess.  Diese  Bestrebungen 
waren  nicht  vergeblich,  wie  die  Erfolge  beweisen,  — -  soweit 
man  überhaupt  schöne  Spitzen  von  Mädchen  verlangen  kann, 
welche  die  Kunst  des  Wintei*s  mit  der  harten  Arbeit  auf  dem 
Felde  im  Sommer  veiiÄUSchen. 

Die  wechselseitigen  Anregungen  des  häuslichen  Kunst- 
gewerbes und  der  modemen  Kunstindustrie  liegen  allenthalben 
vor  Augen.  Es  ist  aber  beschämend  einzugestehen,  dass  oft 
die  erstere  durch  letztere  eine  Verschlechterung  erfährt.    Gar 
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häufig  stehen  die  einfachen,  einer  überwundenen  Wirthschaf'  — 
epoche  angehörenden  Betriebssysteme  der  Hauswirthschaft  za 
eigenem  Bedarf  und  des  localen  Handwerks  mit  ihren  guten 
Traditionen  höher  als  die  hochentwickelte  Industrie  der  Gegen- 
wart mit  ihr^n  sinnlosen  Moden.  Die  arbeitstheilig  wirkenden 
Fachmänner  werden  geschlagen  vom  naiven  Bauer  und  Hand- 
werker, der  Arbeiter  und  Unternehmer,  Kaufmann,  Fabrikant 
und  Künstler  in  einer  Pei'son  ist,  mit  einfachem  Werkzeug  in 
eigener  Wohnung  arbeitet  und  eine  bestimmte  ererbte  Technik 
und  Kunst  ausübt,  weil  er  keine  andere  versteht. 

Deutschland  hat  kein  häusliches  Kunstgewerbe.  Zurück- 
schauen kann  es  nicht,  vorwäils  liegen  die  Ziele  ftlr  seine 
Technik  und  seine  Kunst.  Diese  zu  verselbständigen  und  zu 
veredeln,  das  ist  seine  Aufgabe!  Noch  steht  es  darin  weit 
zurück  hinter  anderen  Ländern  und  es  ist  eine  Pflicht,  diese 
bittere  Thatsache  in  ungeschminkter  Wahrheit  au&udecken. 
Die  Selbsterkenntniss  ist  der  erate  Schritt  zur  Besserung. 
Dann  wird  man  in  einer  wahrheitsgetreuen  %  Schilderung  der 
thatsächlichen  Verhältnisse  nicht  eine  Verkleinerung  Deutsch- 
lands erblicken,  sondern  die  ersten  Bausteine  zur  Grösse  der 
deutschen  Industrie,  des  deutschen  Landes  und  des  deutschen 
Volkes. 


Schlusswort. 


Die  bisherige  Betrachtungsweise  einzelner  Industrieen  lässt 
zum  Schluss  eine  zusammenfassende  Systematisiiiing  der  ge- 
werblichen Betriebsformen  als  wünschenswerth  eracheinen. 

Die  Gewerbe  finden  ihre  Pflege  sowohl  in  der  Eigenwirth- 
schafl*)  wie  in  der  VerkehrswirthschafL  In  der  Eigenwirth- 
schaft  sind  sie  noch  nicht  losgelöst  von  den  andern  Erwerbs- 
zweigen, noch  verbunden  mit  Ackerbau  und  Viehzucht.  Eine 
jede  Wirthschaft  stellt  hier  eine  abgeschlossene  Einheit  dar, 
welche  ihren  Bedarf  selbst  prodacirt  und  die  eignen  Erzeug- 
nisse selbst  consumirt.  Bei  der  Eigenwirthschaft  gewinnt  die 
Einzelwirthschaft  ihren  Bedarf  selbst,  bei  der  Verkehrewirth- 
schaft  tauscht  sie  ihre  Producte  von  andern  Einzelwirthschaften 
ein.  In  jener  sind  Erzeuger  und  Ausnutzer  der  Producte  die 
gleichen,  hier  sind  sie  getrennte  Pei'sonen.  Das  Extrem  der 
Eigenwirthschaft  wäre,  dass  überhaupt  kein  Gut  in  den  Ver- 
kehr träte,  das  Extrem  der  Verkehrswirthschaft,  dass  eine  jede 
Wirthschaft  nur  solches  producirte,  was  sie  selbst  nicht  brauchte. 
Von  ganz  anderem  Gesichtspunkt  aus  untei*scheiden  sich  die 
Natural-  und  die  Geldwiilhschaft ;  in  der  ersteren  finden  die 
Leistungen  und  der  Güteraustausch  in  natura  statt,  in  der 
andern  tritt  das  Geld  als  Vermittler  dazwischen. 

Die  Gewerbe  werden  in  vier  Formen  betrieben,  als  Hand- 
werk, als  Hausindustrie;  als  Manufactur  und  Fabrikindustrie. 

Das  Handwerk  wird  von  kleinen  selbständigen  Meistern 
geleitet;  die  Masse  der  Arbeiter  ist  oder  wird  zu  Unternehmern. 
Sie  kauifen  als  solche  sich  selbst  den  Rohstoff,  verarbeiten  ihn 
auf  eigene  Rechnung  und  verkaufen  ilin  auf  eignes  Risico. 

Die  Hausindustrie  wird  von  denselben  Meistern  betrieben, 
aber  dieselben  sind  nicht  mehr  Unternehmer,  sondern  Lohn- 
arbeiter eines  Kaufmannes  oder  Verlegers,  der  ihnen  den  Roh- 
stoff liefert,  die  Muster  angibt  und  die  fertigen  Waaren 
vertreibt. 
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In  den  Manüfacturen  und  Fabriken  sind  sämmtliche  Lohn- 
arbeiter in  grossen  Etablissements  vereinigt  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  in  den  ersteren  die  Arbeit  noch  mehr  mit  der 
Hand,  in  den  letzteren  mit  der  Maschine  geschieht  Zu  Manu- 
facturen  und  Fabriken  wachsen  auch  diejenigen  lohnarbeitenden 
Unternehmungen  empor,  welche,  wie  die  Garn-  und  Stück- 
färbereien in  Barmen  und  Crefeld,  die  Lohnspinnereien  m 
Aachen,  die  Riemendrehereien  in  Bai*men,  der  systematischen 
Stellung  nach  zwar  hausindustrielle  Lohnarbeiter,  dem  Um- 
fange ihres  Geschäfts  nach  aber  schon  selbständige  Anstal- 
ten sind. 

Die  genannten  vier  Betriebssysteme  lassen  sich  vor  allem 
in  der  Verkehi-s-,  aber  auch  in  der  Eigenwirthschaft  verfolgen. 
Fabriken  —  als  Eigen wirthschaften  —  dUiften  zwar  eine  seltene 
Ei'scheinung  sein,  da  das  Maschinenwesen  so  modern  ist,  dass 
es  höchstens  in  Mühlen,  Brennereien,  Bi'auereien  etwa  noch  in 
Russland  vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Eigeowirth- 
schaften  thätig  gewesen  ist  Als  Manüfacturen  haben  wir  uns 
die  Frohnhöfe  und  Klöster  zu  denken.  Diese  Betriebsform  war 
nur  unter  ganz  besonderen  rechtlichen  und  wirtbschafUichen 
Bedingungen  möglich,  nämlich  unter  der  rechtlichen  Bedingung' 
der  Unfi-eiheit  der  Arbeiter,  welche  ihre  Concentration  zu  einer 
leichten  machte,  und  unter  der  wirthschafüichen  Bedinguni:. 
dass  an  jenen  Oiten  die  wirklich  geschicktesten  und  fähigsten 
Leiter  der  Gewerbe  vorhanden  waren.  Als  dann  im  Mittel- 
alter in  allmählicher  Entwicklung  das  freie  Handwerk  entstand 
imd  der  Tauschverkehr  sich  ausbildete,  gingen  auch  jene  grossen 
Eigenwirthschaften  zurück.  In  Russland  bereitete  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  ihnen  vielfach  ein  jähes  Ende. 
Allenthalben  ist  nunmehr  aus  den  Eigenwirthschaiten,  welche 
in  sich  ihren  Anfang  und  Ende  fanden,  eine  Arbeit  nach  der 
andern  herausgefallen,  und  als  einzige  Form  ist  der  handwerk>- 
mässige  Kleinbetrieb  nachgeblieben,  die  Hauswirthschaft.  die 
Hausarbeit,  der  Hausfleiss,  wobei  einzelne  Arbeiten  im  Hause 
von  der  Familie  zu  eigenem  Bedarf  ausgeführt  werden.  Die>e 
Hauswirthschaft  erhält  sich  um  so  zäher,  je  geringer  in  ein- 
zelnen Gegenden  die  Arbeitstheilung  und  der  Verkehr  und  je 
länger  der  Winter  ist.  In  Westeuropa  hat  die  Hauswirthschaft 
keine  Bedeutung,  in  allen  Ostseeländern  bestrebt  man  sich, 
einzelne  Hausarbeiten  nieder  einzuführen. 

Die  Betriebssysteme  lassen  sich  nach  gemeinsamen  Merk- 
malen in  vier  Gruppen  zusammenfassen: 

Handwerk  ....  1     Arbeiter-  1\  jn^- 

Haasindustrie  .  .  2 )  2  (  ^®"^"  2 

Manufactur  ,  .  .  3  >  Capitalistischer  31  q^^  3 

FabrikinduBtrie  .  4  J  4j  ^^^"  4 

Das  Handwerk,  sowohl  in  der  Eigen-  wie  in  der  Verkehrs* 
wirthschaft,  ist  ein  Arbeiterbetrieb,  d.  h.  die  Masse  der  Arbeitet 


Betrieh 
Maschinen* 
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ist  Untemehmer,  ausgestattet  mit  einem  kleinen  Anlagecapital 
in  Werkstätte  und  Werkzeugen  und  mit  einem  kleinen  Betriebs- 
Capital  zur  Anschaffung  der  Rohstoffe,  Halten  eines  Waaren- 
lagers  und  Zahlung  der  Arbeitslöhne;  die  Leitung  der  Pro- 
duction  und  des  Absatzes  liegt  in  ihren  Händen.*  In  den 
capitalistischen  ^)  Betriebssystemen  stehen  Gapitalisten  an  der 
Spitze  der  Unternehmungen,  die  Masse  der  ausführenden  6e- 
werbtreibenden  sind  Lohnarbeiter.  In  der  Hausindustrie  ist 
im  Wesentlichen  nur  das  Betriebscapital  für  den  Ankauf  der 
Materialien  und  Verkauf  der  Waaren  und  Zahlung  der  Arbeits- 
löhne in  das  Eigenthum  der  Untemehmer  Obergegangen;  das 
Anlagecapital  aber  in  Gestalt  von  Werkstätte  und  Werkzeug 
in  Händen  der  Lohnarbeiter  verblieben;  zugleich  haben  diese 
häufig  einen  altererbten  oder  aus  der  Landwiiihschaft  herüber- 
geretteten ausserindustrieUen  Besitz  eines  Häuschens  und  Gar- 
tens. In  den  Manufacturen  und  vollends  in  den  Fabriken 
gelangt  die  Goncentration  des  Capitals  zum  Abschluss.  Der 
Untemehmer  verfügt  über  das  gesammte  Anlage-  und  Betriebs- 
capital, und  von  dem  in  der  Industrie  thätigen  Nationalcapital 
gelangt  nur  dasjenige  kleine  Quantum  in  die  Hände  der  Ar- 
beiter, welches  als  Lohn,  als  Nutzcapital,  ihr  Dasein  unter- 
halten soll;  abgesehen  davon  sind  die  Arbeiter  capitallos. 
Daraus  würde  nun  noch  nicht  folgen,  dass  sie  zugleich  auch 
besitzlos  sind.  Aber  da  es  gewöhnlich  die  Aermsten  waren, 
welche  durch  die  entstehenden  Manufacturen  und  Fabriken  in 
die  Städte  gelockt  wurden,  so  haben  es  bisher  nur  ganz  aus- 
nahmsweise in  kleineren  Städten  vereinzelte  Arbeiter  zu  einem 
Eigenthum  an  Haus  und  Garten  bringen  können.  Die  grosse 
Masse  der  Manufactur-  und  namentlich  der  Fabrikarbeiter 
characterisirt  sich  als  capital-  und  besitzlos.  Dieser  Zustand 
hat  bisher  fast  ganz  allgemein  die  consequenteste  Form  des 
ci4>itali8tischen  Betriebes,  den  „Gapitatismus^  herbeigeführt. 

Die  Unfreiheit  wie  die  Freiheit  haben  zu  der  nämlichen 
Goncentration  der  Productionsmittel  geführt  Zur  Zeit  der 
Unfreiheit  ermöglichte  das  Privateigenthum  an  dem  damals 
wichtigsten  Productionsmittel,  der  menschlichen  Arbeiiskraft^ 
znr  Zeit  der  Freiheit  das  Privateigenthum  an  dem  gegen- 
wärtig wichtigsten  Productionsmittel,  dem  Gapital,  den  Gross- 
betrieb. Jene  Goncentration  der  Productionsmittel  in  wenigen 
Händen  zur  unfreien  Zeit  wurde  gesprengt,  indem  freie  Hand- 
werker entstanden,  welche  den  Ertrag  ihres  Productionsmittels, 
der  Arbeitskraft,  ganz  und  voll  genossen.  Wird  die  gegen- 
wärtige Goncentration  der  Productionsmittel  in  den  Händen 
weniger  Privateigenthümer  sich  halten  oder  gleichfalls  einer 


^j  Die  tiefiKehendsten  üntersuchangen  über  die  Entwicklang  der 
cMitaiistischen  Betriebsformen  hat  Karl  Marx  angestellt:  Das  Kapital 
lä73.    Vierter  Abschnitt. 
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andern  Ordnung  Platz  machen?  Das  ist  das  grosse  Problem 
der  politischen  Oeconomie,  Ober  welches  die  Wissenschaft  und 
das  Leben  ihr  Urtheil  noch  nicht  gesprochen  haben. 

Der  Unterscheidung  von  Klein-  und  Grossbetrieb  liegt  als 
untei-scheidendes  Merkmal  der  Umfang  der  Unternehmungen 
zu  Grunde.  Die  oft  mit  der  Wohnung  vereinigten  Werkstätten 
der  Handwerker  und  hausindustriellen  Meister  sind  klein,  er- 
weitern sich  aber  unmerklich  zu  Etablissements,  deren  Grösse 
man  durch  die  Arbeiterzahl  und  mechanischen  Kräfte  zu 
characterisiren  versucht.  Ebenso  fliessend  sind  die  Ueber- 
gänge  vom  Hand-  zum  Maschinenbetrieb;  völlig  hat  der  letztere 
gesiegt,  wo  sowohl  der  Motor  wie  die  Arbeits-  und  Werkzeug- 
maschinen mechanisch  sind.^) 

Die  inneren  Zustände  gestalten  sich  je  nach  den  Absatz- 
verhältnissen bei  jeder  Betriebsform  vei-schieden. 

In  der  Eigenwirthschaft  findet  überhaupt  kein  Absatz  statt 
und  die  Production  ist  auf  den  bekannten  Bedarf  der  FamiUe, 
des  Hauses  beschränkt;  gewerbliche  Krisen  irgend  welcher 
Art,  sei  es  aus  Ueberproduction,  sei  es  aus  Absatzstockungen, 
kommen  daher  gar  nicht  vor.  Wohl  aber  entstehen  Krisen 
viel  schlimmerer  All  durch  die  Unbeständigkeit  der  Natur- 
factoren, welche  den  Ausfall  der  Eigenwiilhschaft  beeinflussen. 
Nicht  die  Schwankungen  im  Consum  und  in  der  eigenen  wirth- 
schaftlichen  Thätigkeit,  sondern  die  durch  Naturereignisse  her* 
voi'gerufenen  Missemten  führen  Krisen  herbei,  welche  um  so 
fürchterlicher  sind,  als  sie  durch  keinen  Handel  ausgegliciien 
werden. 

Im  Handwerk  ergeben  sich  doppelte  Unterscheidongen, 
erstens  je  nachdem  die  Meister  selbst  den  Absatz  besorgeo 
oder  Händler  ihn  vermitteln,  zweitens  je  nachdem  das  Hand- 
werk für  den  localen  Bedarf  oder  für  den  Massenabsatz  Uiäüg 
ist.  Das  Mittelalter  characterisirt  sich  durch  den  eignen  V'er- 
trieb  der  Meister  und  dessen  örtliche  Beschränktheit,  die  Neu- 
zeit bringt  die  auf  Massenabsatz  berechnete  handwerksmässige 
Industrie  immer  mehr  in  den  Vordergrund  und  diese  bedarf 
besonderer  Zwischenhändler. 

Betrachten  wir  zunächst  den  Unterschied  zwischen  localem 
Handwerk  und  handwerksmässiger  Industrie  im  ersten  Stadium, 
wo  die  Meister  selbst  den  Absatz  besorgen.  Bei  der  Ab- 
geschlossenheit  der  Territorien,  namentlich  in  Deutschland  war 
das  locale  Handwerk  überwiegend,  aber  in  der  Blüthezeit  des 
mittelalterlichen  Städtewesens  waren  auch  die  handwerks- 
mässigen  Industrieen  sehr  entwickelt.    Schon  rein  äusserlich 


^)  Ueber  die  neuesten  Fortscbritte  der  Technik  vgL  meinen  (in 
i-ttssischer  Sprache  erschienenen)  Bericht  über  die  Vertretung  der  Klein- 
industrie auf  der  Pariser  Weluusstellung  yon  1878,  in  den  Mtfitbeüungen 
der  oben  erw&hnten  Commission.    1879. 
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in  der  Anzahl  ergab  sich  ein  Unterschied,  der  aber  gi-osse 
socialpolitische  Folgen  hatte.  Bei  dem  örtlich  beschränkten 
Consam  konnte  die  Zahl  der  eigentlichen  Handwerker,  wie 
B&cker  und  Metsger,  Schuster  und  Schneider  nur  in  einem 
gewissen,  wenig  wechselnden  Verhältniss  zur  Einwohneranzahl 
Meibom.  Dagegen  erweiteile  die  handwerksmässige  Industrie 
mit  ihrem  Absatz  auch  die  Zahl  der  Meister  und  Arbeiter  und 
fiberflOgelte  oft  ganz  bedeutend  das  eigentliche  Handwerk.^) 
Dadurch  wird  es  denn  erklärlich,  dass  es  nicht  locale  Hand- 
werker, sondern  handwerksmässige  Industriearbeiter,  wie  Weber 
und  Walker,  sind,  welche  an  der  Spitze  aller  Städteunruhen 
stehen.  —  Eine  Reihe  feinerer  Unterscheidungen  ergeben  sich 
aus  dem  Umfange  des  Absatzes.  Beim  localen  Handwerk  üben 
die  letzten  Ck)nsumenten  selbst  die  Gontrolle  über  die  Waai-en 
aus;  nach  ihren  Wünschen  und  Bestellungen  wird  das  Product 
sogar  oft  individualisiit  und  über  die  Production  selbst  sind 
höchstens  ganz  allgemeine  Visitationen  möglich.  Bei  der  &uf 
Massenabsatz  berechneten  Industrie  schiebt  sich  zwischen  Fa- 
brikant und  endlichen  Consument  der  Händler  dazwischen,  und 
um  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  kleinen  Meister  eine  Garantie 
für  ihre  Waaren  zu  bieten,  ist  in  Westeuropa  eine  ausfllhrliche 
Reßelung  und  eine  'genaue  Schau  der  Producte  eingetreten. 
Ebenso  wie  die  Production  ist  der  Handel  in  der  handwerks- 
mässigen  Industrie  geordnet,  im  localen  Handwerk  fehlen  solche 
Bestimmungen.  Endlich  sind  in  der  ersteren  Minimalpreise 
zum  Schutz  gegen  die  innere  Concurrenz  der  Producenten  ge- 
setzt, im  letzteren  aber  Maximaltaxen,  um  die  Consumenten 
ersten  eine  monopolistische  Ausbeutung  zu  schützen.  Kurz,  bei 
einem  genaueren  Studium  der  Znnftstatuten  würden  sich  ganz 
wesentliche  Unterachiede  zwischen  beiden  Arten  des  Hand- 
werks ergeben ;  dieselben  entspringen  dem  Wesen  des  Absatzes. 
Die  erste  Phase  des  Handwerks,  wo  die  Masse  der  Meister 
selbst  oder  durch  VermitUung  ihrer  Zunft  den  Vertrieb  be- 
sorgt, geht  allmählich  in  jene  zweite  über,  wo  die  Meister  ihre 
Plattete  Händlern  am  Orte  ihrer  Fabrikation  verkaufen  und 
diese  den  weiteren  Absatz  übernehmen.  Je  weiter  derselbe 
sich  ausdehnt,  je  schwankender  er  wird,  je  mehr  Kenntnisse 
und  Capital  er  erfordert,  desto  unfähiger  erweisen  sich  die 
Kleinmeister;  für  die  entfernteren  Märkte  treten  die  Kauf- 
teote  ein  und  den  Handwerkern  verbleibt  höchstens  der  nähere 
Markte  Diese  Entwicklung  geht  zuerst  in  der  handwerks- 
mässigen  Industrie  vor  sich  und  auch  hier  bleibt  die  Ansamm- 
Inng  der  Capitalien  in  den  einzelnen  Händen  eine  sehr  ge- 
ringe, da  das  Anlage-  und  Betriebscapital  im  Wesentlichen 
dem  Meister  verbleibt,  und  der  Commissionär  nur  soviel  Be- 


*)  Scbxnoller:    Die  Strassburger   Tücher-    und   Weberzunft     1879. 
S.  494-441  und  663-665. 
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triebscapital  besitzt,  als  nothwendig  ist,  um  seine  General-  und 
Reisekosten  zu  bestreiten,  und  das  Risico  zu  übernehmen,  dass 
für  die  erhaltenen  und  ausgeführten  Bestellungen  auch  die 
Zahlungen  einlaufen.  Beim  localen  Handwerk  trat  eine  ähn- 
liche Entwicklung  um  so  später  in  Deutschland  ein,  je  länger 
in  Folge  der  territorialen  Zerrissenheit  die  örtliche  Abge- 
schlossenheit sich  erhielt;  dann  aber  gerieth  sie  mit  dem  Aus- 
bau der  Eisenbahnen  und  dem  Aufschwünge  des  Verkdirs  in 
ein  rapides  Tempo.  Auch  hier  vermochten  die  Kleinmeister 
den  steigenden  Anforderungen  nicht  zu  folgen,  sie  hatten  keine 
Auswahl  und  auch  hier  traten  Magazine  an  die  Spitze,  geleitet 
von  gewandten  Händlern,  an  welche  die  Meister  ihre  Producte 
absetzten;  von  nun  an  be<nnnen  locales  Handwerk  und  band- 
werksmässige  Industrie  in  einander  überzugehen* 

Ueberhaupt  hat  sich  der  handwerksmässige,  der  Arbeiter- 
betrieb nur  noch  in  engen  Grenzen  erhalten,  und  selbst  dann 
hat  er  eine  kaufmännische  Spitze  in  den  Commissionäreh  und 
Magazinen.  Die  Gewerbe  ohne  oder  mit  nur  geringer  Arbeits- 
theilung  sind  es,  in  welchen  er  sich  im  Wesentlichen  noch 
erhalten  hat,  soweit  der  mechanische  Betrieb  nicht  eingedrungen 
ist.  Dort  stehen  dann  Händler  und  Meister  neben  einander. 
Wo  jedoch  die  Arbeitstheilung  eine  entwickelte  ist,  ist  das 
Handwerk  wohl  überall  in  die  Hausindustrie  übergegangen, 
indem  der  Kaufmann  neben  dem  Verkauf  der  Waai^n  auch 
den  Ankauf  der  Rohstoffe  besorgt  und  diese  gegen  Lohn  ver- 
arbeiten lässt  Die  arbeitstheiligen  Handwerke  gehen  dann 
durch  das  Medium  der  Hausindustrie  zum  Manufactar-  und 
Fabrikbetriebe  über,  die  Handwerke  thun  es  direct  Dieser 
Uebergang  voUzieht  sich  bei  aufsteigender  Conjunctur  sehr 
rasch,  indem  dann  grössere  Betriebs-  und  namentlich  Anlage- 
capitalien  riscirt  werden;  beim  Rückgange  der  Conjunctur 
schöpfen  die  Handwerke  wieder  Athem,  weil  bei  sinkendem 
Lohne  die  Hand  wieder  mit  der  Maschine  concurriren  kann 
und  weil  sich  wieder  Hülfsarbeiter  einfinden.  Dem  Handwerk 
verbleiben  schliesslich  nur  solche  Gewerbe,  welche  Spectalititen 
in  geringen  Quantitäten  heretellen,  die  eine  grosse  Anlage  nicht 
voll  beschäftigen,  oder  welche  eine  besondere  Kunst-  oder 
Handfertigkeit  erfordern.  Vollends  verliert  das  locale  Hand- 
werk immer  mehr  Boden  seit  dem  Umschwünge  in  den  ge- 
sammten  Verkehi*sverhältnissen,  und  beschränkt  sich  schliess- 
lich auf  diejenigen  Gewerbe,  welche  localen  und  individualisirten 
Bedürfhissen  genügen  oder  Reparaturen  ausführen. 

Aus  den  bisherigen  Betrachtungen  ergibt  sich  denn  fol- 
gendes Schema  für  die  gewerbUchen  Betriebssysteme. 
A.  Eigenwirthschaft. 

a)  Hauswirthschaft ,  Hausarbeit,  Hausfieiss  (handwerks- 
massiger  Betrieb). 

b)  Klöster,  Heiren-  und  Frohnhöfe  (Manufacturbetriebj. 
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B,  Verkehrswirthschaft. 
I.  Locales  Handwerk. 

a)  Eigenabsatz, 

b)  Magazinsystem. 
II.  Indusü'ie. 

1.  Handwerksmässiger  Betrieb. 

a)  Eigenabsatz. 

b)  Absatz  durch  Commissionäre. 

2.  Hausindustrieller  Betrieb. 

3.  Manufacturbetrieb. 

4.  Fabrikbetrieb. 

Ueber  die  capitalistischen  Betriebsformen  ist  es  schwer 
etwas  Allgemeines  zu  sagen ;  vielleicht  lassen  sich  zwei  Systeme 
unterscheiden,  wovon  das  eine  in  Frankreich  und  England,  das 
andere  in  Deutschland  vorwiegt  Aber  selbst  für  Deutschland 
gelten  die  folgenden  Bemerkungen  nicht  allgemein,  sondern  in 
erster  Linie  nur  fQr  einige  Branchen  der  Textil-  und  Metall- 
waaren -Industrie  am  Kiederrhein  und  der  gesammten  Textil- 
und  einiger  anderer  Industrieen,  während  sie  für  grosse  Er- 
werbszweige, wie  das  Berg-  und  Hüttenwesen,  die  ceramische, 
chemische  und  andere  Industrieen  nicht  zutreffend  sind. 
Ueberhaupt  sind  sie  nur  unter  gewissen  Reserven  zu  ver- 
stehen. 

Die  Entwicklung  der  Betriebssysteme  ist  eine  verschie- 
dene gewesen.  Das  Resultat  ist  die  Thatsache,  dass  an  der 
Spitze  der  deutschen  Industrie  die  einzige  Persönlichkeit  des 
Kaufmanns  steht,  an  der  Spitze  der  englisch  -  fi-anzösischen 
Industrie  drei  Fachmänner :  der  technische  Fabrikant,  der  kauf- 
männische Commissionär  und  der  musterzeichnende  Künstler. 

In  Deutschland  ging  das  arbeitstheilige  Handwerk  in  die 
Hausindustrie  über;  der  Kaufmann  trat  an  die  Spitze  und 
leitete  den  Absatz,  aber  auch  die  Fabrikation.  Im  Handwerk 
ohne  Arbeitstheilung  trat  neben  den  Meister  der  Commissionär. 
Bei  der  Einfachheit  der  Technik  war  Absatz  zu  schaffen  wich- 
tiger als  zu  fabriciren,  und  einzig  der  Betriebsamkeit  dieser 
beiden  Klassen  von  Kauf  leuten  hat  Deutschland  es  zu  danken, 
dass  seine  Industrie  überhaupt  noch  in  die  Höhe  gekommen 
ist;  das  ist  eine  volkswirthschaftliche  Leistung  und  ein  histo- 
risches Verdienst  der  Kaufmannschaft.  Auch  den  Uebergang 
zur  Manufactur  und  zum  Fabrikbetriebe  vollzog  die  Kaufmann- 
schaft, da  sie  allein  Capital  und  Thatkraft  dazu  besass.  Sie 
wurde  aber  forterzogen  in  kaufmännischen  Traditionen  und  die 
Ausbildung  der  entstehenden  Fabrikanten  blieb  die  von  Kauf- 
leuten: der  Besuch  der  Gewerbe-  und  Realschule  bis  zur  Er- 
langung des  Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnisses,  dann  eine  drei- 
jährige Lehrzeit  im  Comptoir,  endlich  Geschäftsreisen,  um  die 
Absatzorte  und  Waarenarten  kennen  zu  leinen.  Das  dauerte 
selbst  nach    der  Entwicklung   des  Maschinenwesens   in   den 
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1840  und  50er  Jahroi  so  fort;  der  Fabriksmt  blieb  KaofiBaim 
durch  und  durch«  Ihm  musste  als  technisches  Corrdat  zur 
Seite  treten  der  Werkm^ter  mit  einer  nur  mangelhaften  Aus- 
bildung und  dieser  Subalterne  spielt  in  der  deutschen  Technik 
eine  grössere  Rolle  als  irgend  wo  anders.  Aehnlich  findet  die 
Kunst  ihre  Vertretung  durch  den  Musterzeichner«  der  im 
Comptoir  eine  subalterne  Stellung  einnimmt. 

In  Frankreich  und  England  ist  das  viel&ch  anders.  Dort 
ist  der  Fabrikantenstand  zum  Theil  aus  froheren  Meisteni 
hervorgegangen;  diese  haben  ihre  Betriebe  Tergrossert  und 
allmählich  zu  Fabriken  erweitert  Dort  sind  die  Fabrikanten 
Techniker  durch  und  durch.  Daher  fehlte  es  ihnen  wie  an 
einer  allgemein  humanen,  so  vor  allem  an  einer  kaufrnAnnischen 
Ausbildung;  als  Correlat  der  reinen  Techniker  traten  die 
Commissionäre  auf;  und  characteristisch  genug,  in  Manchester. 
Bradford,  ja  sogar  in  Paris  sind  es  vielfach  Deutsche,  welche 
mit  ihren  kaufmännischen  Traditionen  und  ihrer  höheren  all- 
gemeinen Bildung  den  Absatz  besorgen.  Wie  an  der  Spitze 
der  Technik  und  des  Handels  stehen  Fachmänner  auch  an  der 
Spitze  der  Kunst,  in  Deutschland  dagegen  leiten  Kaufleute 
die  Industrie,  und  Technik  und  Kunst  liegen  in  Händen  von 
Subalternen. 

Die  französisch-englischen  Fabrikanten  sind  Techniker,  sie 
führen  die  BesteUungen  aus,  welche  ihnen  die  Commissionäre 
vermitteln;  daraus  ergibt  sich  eine  gewisse  Abhängigkeit  von 
diesen,  welche  seit  jeher  einen  Gegenstand  der  Klage  gebildet 
hat  Andererseits  sind  die  Commissionäre  in  beschränkter 
Anzahl  vorhanden,  dazu  in  Paris  concentrirt  sie  Qberschanen 
leichter  die  Bedürfhisse  des  Weltmarkts  und  haben  kein  Inter- 
esse daran,  Waaren  produciren  zu  lassen,  für  welche  sie  keine 
Bestellungen  haben.  Das  wirkt  in  gewisser  Hinsicht  darauf 
hin,  dass  üeberproductionen  vermieden  werden,  weil  der  Ah* 
satz  rascher  versagt  In  Deutschland  dagegen,  wo  Fabrikant 
und  Kaufmann  in  einer  Person  vei*einigt  sind,  speculirt  ein 
jeder  Kaufmann  auf  eigne  Faust,  überschätzt  leicht  die  Chancen 
des  dauernden  Absatzes  und  veranlasst  sein  alter  ego,  den 
Fabrikanten,  zur  Ausnutzung  des  momentan  sich  darbietenden 
Gewinnes  seine  Production  auszudehnen.  Jeder  Fehler  des 
Kaufmanns  rächt  sich  sofort  am  Fabrikanten,  und  tritt  dann 
der  Rückschlag  ein,  so  muss  der  Fabrikant  seine  Anlage  in 
Betrieb  erhalten  und  zwingt  sein  alter  ego,  den  Kaufmann, 
Absatz  zu  schaffen.    Das  geschieht,  aber  zu  welchen  Preisen! 

Die  französisch-englischen  Fabrikanten  sind  vielfach  grosse 
und  solide  Firmen ;  sie  halten  fest  an  ihren  Preisen  und  lassen 
ihren  Commissionären  gegenüber  nicht  so  leicht  davon  ab. 
Sie  verfahren  ähnlich  wie  die  lohnarbeitenden  Fabrikanten, 
die  Stück-  und  Garafärber  in  Bannen  und  Crefeld,  die  Riemen- 
dreher in  Barmen  und  Andere,  welche  am  Mederrhein   die 
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eiDzigen  sind,  die  ihre  alten  Preise  aufrecht  erhalten  haben. 
In  Deutschland  aber  suchen  die  neben  einander  stehenden 
Fabrikkaufleute  einander  zu  unterbieten,  einerlei  auf  welche 
Weise,  nicht  immer  auf  die  ehrlichste;  aber  eine  Eigenschaft 
muss  die  Waare  haben,  sie  muss  billig  sein. 

Die  französisch  -  englischen  Fabrikanten  sind  Techniker, 
haben  als  solche  ihre  Specialität,  mag  sie  gut  sein  oder  schlecht, 
das  hängt  von  der  Fähigkeit  des  Chefs  ab.  Aber  sie  haben 
doch  ihre  Specialität,  diese  hegen  und  pflegen  sie,  unter  diese 
gehen  sie  nicht  herab ;  auf  ihr  bei-uht  gerade  die  feste  Kund- 
schaft des  Commissionä)*6.  Die  deutschen  Fabrikanten  haben 
vielfach  weder  feste  Kundschaften,  noch  bestimmte  Specialitäten, 
bei  der  Jugend  ihrer  Geschäftsbetriebe  machen  sie  alles,  woran 
sich  etwas  verdienen  lässt,  und  da  sie  durch  den  billigen  Pi'eis 
ihre  Concurrenten  aus  dem  Felde  geschlagen  haben,  mttssen 
sie  doch,  um  noch  etwas  zu  verdienen,  die  Waaren  schlecht 
machen. 

Für  zahlreiche  deutsche  Industrieen,  für  zahlreiche  Bran- 
chen der  betrachteten  rheinischen  Textil-  und  Metallwaaren- 
Industrieen  trifft  das  Wort  zu:  billig  und  schlecht. 

Der  einzelne  Fabrikant  steht  unter  dem  Drucke  der  Con- 
currenz;  beim  Fabrikantenstande  lässt  sich  aber  dieThatsache 
nicht  verkennen,  dass  seine  technische  und  kaufmännische 
Standesehre  nicht  auf  der  gleichen  Höhe  steht,  wie  in  Frank- 
i*eich  und  England. 

Das  Ueberwiegen  des  kaufmännischen  Elements  in  der 
Industrie  hat  noch  einen  weiteren,  für  die  Technik  entschei- 
denden Missstand.  Kurz  gesagt,  es  stehen  die  gewerblichen 
Betriebssysteme  in  Deutschland  vielfach  um  je  eine  Stufe  hin- 
ter Frankreich  und  England  zurück.  Ueberschaut  man  das 
obige  Schema,  so  zeigt  sich  von  Stufe  zu  Stufe  ein  Foi-tschritt. 
Gegenüber  dem  Handwerk  ist  die  Hausindustrie  capitalistisch 
geleitet,  die  Manufactur  ist  ein  Grossbetrieb,  die  Fabrik  wen- 
det Maschinen  an;  successive  erweitert  sich  der  Absatz,  werden 
die  Waaren  gleichmässiger  und  endlich  auch  billiger.  Die 
Kaufleute  in  Deutschland  sind  zwar  Commissionäre ,  haus- 
industrielle und  Manufacturkaufleute,  aber  der  Uebei*gang  zum 
Fabrikbetriebe,  dieser  Gonsequenz  der  gesammten  Entwicklung. 
fSJlt  ihnen  schwer.  Obwohl  im  letzten  Jahrzehnt  Ungeheures 
darin  geleistet  worden  ist,  fehlt  es  den  Kaufleuten  dazu  noch 
an  Energie,  an  Kenntnissen  und  an  der  Tradition,  es  fehlt  an 
Capital  und  die  innei*e  Concurrenz  schmäleit  die  Gewinne.  In 
dem  Ringkampfe  des  aufstrebenden  technischen  Fabrikanten 
mit  dem  Kaufmann  ist  Deutschland  begriffen.  Das  charac- 
terisirte  einer  der  Betheiligten  durch  den  Ausspruch:  Wir 
Fabrikanten  sind  noch  viel  zu  viel  Kaufleute.  In  Frankreich 
wurde  die  Entwicklung  des  Fabrikwesens  ungemein  begünstigt, 
in  unserem  Jahrhundert  noch  durch  die  Continentalspeire  und 
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das  Hochschutzzollsystem,  welches  grosse  Anlagen  rentabel  wer- 
den Hess  und  dem  Capital  Sicherheit  gewährte.  Dort  spielt 
sich  nun  der  umgekehrte  Process  ab;  es  ringt  der  Fabrikant 
sich  vom  Commissionär  los  und  strebt  seinen  Absatz  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen ;  dort  will  der  Fabrikant  auch  Kaufinann 
werden. 

Allgemeiner  gesagt:  in  Frankreich  und  England  ruht  die 
Industrie  in  Händen  der  Technik,  in  Deutschland  in  Händen 
des  Handels.  Daraus  folgt  eine  geringere  GesammtproductivitaC 
oder  bei  gleichen  Preisen  gegenüber  dem  Auslande  sind  die 
Waaren  schlechter,  ungleichmässiger,  und  gewähren  weniger 
Gewinn.  Das  bringt  dann  grosse  socialpolitische  Gefahren  mit 
sich,  indem  um  den  verbleibenden  geringeren  Gewinn  der 
Lohnkampf  um  so  heftiger  entbrennt  Es  gilt  also,  die  Ge- 
sammtproductivität  zu  heben  und  diese  Frage  ist,  wie  allseits 
zugestanden,  fUr  die  bergisch-märkische  Metallwaarenindustrie 
die  wichtigste  und  schleunigst  zu  lösende.  Hier  gilt  es,  die 
Consequenzen  des  capitalistisch-maschinellen  Grossbetriebes  zu 
ziehen ;  aber  da  stösst  man  auf  den  Krebsschaden  der  deutschen 
Industrie:  Technik  und  Kunst  liegen  in  Händen  des  Handels! 


Anlagen. 


I. 

Die  Eleinseluiilederei  im  Lfitticher  Lande. 

Im  Ltttticher  Lande  blühte  im  XIV.  Jahrhundert  nicht  so 
sehr  die  Production  von  Eisen,  als  vielmehr  dessen  Verarbei- 
tung zu  Stabeisen,  Nägeln,  Schwarz-  und  Weissblech,  Stahl, 
Gusswaren,  Waffen,  Quincallerie-  und  anderen  Waaren.  Die 
Gesammtheit  der  Industriellen  war  in  der  Corporation  du  bon 
mutier  des  Febvres  vereinigt,  in  deren  Register  nur  Bürger  der 
Stadt,  welche  ihr  Meisterstück  gemacht  hatten,  eingetragen 
werden  konnten ;  an  ihrer  Spitze  stand  ein  ei-wählter  chef  oder 
majeur,  der  den  Versammlungen  präsidirte. 

Die  Corporation  umfasste  drei  Alten  Genossen.  Einmal 
die  Kaufleute,  welche  das  Roheisen  in  grossen  Barren  aus  den 
Graüschaften  Namur  und  Luxemburg  bezogen  und  von  den 
Schmieden  verarbeiten  liessen;  sie  leiteten  den  Handel  nach 
Holland,  Deutschland,  Frankreich  und  selbst  nach  England. 
Femer  die  Schmiedemeister  und  endlich  deren  Arbeiter.  Diese 
Meister  besassen  Werkstätten,  welche  meist  an  den  Wasser- 
läufen lagen;  die  Steinkohlen  bezogen  sie  billig  aus  der  Um- 
gegend von  Lüttich.  Sie  arbeiteten  nur  auf  Bestellung  und 
gegen  Stücklohn,  waren  also  hausindustrielle  Lohnmeister  der 
Eaufleute;  ihr  Lohn  war  durch  einen  Tarif  geregelt.  Die 
Kaufleute  übernahmen  die  Bestellungen  nicht  einzeln,  um  sich 
nicht  in  nachiheiliger  Concurrenz  zu  unterbieten,  vielmehr 
sammelte  die  Corporation  die  Aufträge  und  vertbeilte  sie  dann 
unter  die  Genossen. 

Die  Nägelfabrikation  war  stets  Gegenstand  besonderer 
Beachtung.  Darin  herrschte  eine  Geschicklichkeit,  welche  aller 
Concurrenz  spottet;  man  ist  erstaunt  über  diese  Oeconomie 
des  Rohstoffes,  die  Prädsion  und  Regelmässigkeit  der  Structur, 
welche  noch  beute  in  bewunderungswürdiger  Weise  die  inferiore 
Qualität  des  dazu  verwendeten  Coakseisens  ausgleicht.  Das 
Geheimniss  der  Schroiederei  durfte  nicht  verrathen  werden 
und  die  Arbeiter  nicht  ausser  Landes  wandern. 

Die  Nägelkaufleute,  in  einer  Zunft  vereinigt,  hatten  das 
ansschliesslidie  Recht  des  auswärtigen  Absatzes.    Sie  kauften 
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das  Eisen  in  Barren  aus  dem  Lande  Namor,  lieferten  es  in 
die  Schneidwerke,  wo  es  zu  Streifen  geschnitten  wurde,  und 
dann  an  die  Nagelschmiede.  Die  Eaufleute  drückten  die 
Meister,  diese  die  Arbeiter.  Ein  Mandat  vom  8.  April  1743 
bestimmte:  die  Kaufleute  hätten  das  Privilegium  der  Befreiung 
vom  Ausgangszoll,  dürften  allein  Nägel  fabriciren,  aber  nirgendwo 
anders  als  in  der  Grafschaft  durch  einheimische  Arbeiter. 
Wenn  es  sich  um  Lieferungen  an  die  holländische  Compagnie 
handelte,  sollten  sie  unter  die  Genossen  gleichmässig  getheilt 
werden  und  jeder  sollte  seinen  Theil  arbeiten  lassen  und  sein 
Geld  dafür  auf  sein  Risico  erhalten.  Die  Arbeiten  sollten 
unter  alle  Meister  vertheilt  werden;  die  kleinen  Nagel,  für 
welche  die  Arbeiter  im  Lande  fehlten,  durften  in  der  Nachbar- 
schaft gemacht  werden. 

Die  Meister,  in  einer  Zunft  vereinigt,  durften  nur  Lütticber 
Arbeiter  beschäftigen;  es  war  ihnen  ausdrücklich  verboten, 
mehrere  Schmieden  zu  besitzen  oder  sie  in  Solingen  anzulegen. 
Die  Arbeiter  durften  „nur  arbeiten*^,  aber  1749  wurde  den 
Kaufleuten  erlaubt,  auch  den  „kleinen  Arbeitern^  direet  die 
Arbeit  zu  übergeben. 

(Aus:  J.  Franquojr:  Histoire  des  pron^  de  la  fabrication  du  fer 
daoB  la  proTince  de  Li^.  1860.  Eine  gär6nte  Preisscbrift  der  SodH^ 
d'^alaüon  k  Li^ge.    1860.) 


IL 
Die  Kreuz-  und  Enopfechmlederei  in  Solingen. 

Diese  eigentliche  Schwertfegerei  wurde  von  Pariser  Ar- 
muriers,  aus  Frankreich  vertriebenen  Hugenotten,  im  Jahre 
1572  nach  Köln  und  von  doit  1618  bei  einer  zweiten  Aus- 
wanderung nach  Solingen  gebracht  Diese  Arbeiter  wurden 
damals  Kreuzschmiede  genannt,  lieferten  aber  nur  Schwert- 
gefässe  von  Eisen  und  Stahl,  zuweilen  mit  Gold  oder  Silber 
ausgelegt.  Sie  hatten  schon  früher  ein  Privilegium  geluü^t, 
dasselbe  war  aber  bei  einer  Feuersbrunst  aufgebrannt  und  am 
10.  October  1623  erhielten  sie  ein  neues. 

Die  Genossen  der  Zunft  waren  in  Solingen  eingeschworen. 
Die  Aufnahmebedingungen  waren:  männliches  Gesdiledit  und 
eheliche  Geburt,  Lehrjahre  und  Meisterstück,  Eintrittsgeld  von 
2  Goldgulden  und  Gabe  von  12  Raderalbus  an  die  Armen. 
Sie  wählten  einen  Vogt  und  vier  Rathleute,  die,  so  oft  es  nöthig 
war,  nach  vorhergegangenem  Kirchenrufe  Gericht  hielten;  was 
nicht  zu  ihrer  Competenz  gehörte,  sollten  sie  vor  den  Ob^- 
vogt  bringen.  K'ein  aus*  oder  inländischer  Kaufinann  noch 
Bruder  der  drei  beschlossenen  Handwerke  sollte  Kreuze  und 
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Knäufe,  die  nicht  zu  Solingen  oder  bei  ihi*en  Handwerksbrüdern 
gemacht  wären,  aus  fremden  Oiten  nach  Solingen  bringen, 
noch  deren  Kreuze  und  Knäufe  veifohren  bei  Strafe  der  Con- 
fiscation.  Wohl  aber  durften  sie  für  ihren  Klingenhandei  Ki-euze 
und  Knäufe  kaufen.  Wenn  ein  Bruder  dem  andera  Kreuze 
oder  Knäufe  abgekauft  und  ihm  Geld  darauf  gegeben  hatte, 
die  Liefemng  aber  nicht  stattfand,  so  durfte  er  diesem  durch 
den  Vogt  das  Handwerk  schliessen  lassen.  Wenn  ein  Bruder 
Waaren  fei-tig  hatte  und  sie  nicht  verkaufen  konnte,  sollte  er 
es  den  Vögten  und  Rathleuten  angeben,  damit  er  in  acht  bis 
vierzehn  Tagen  zu  seinem  Gelde  käme  und  durch  seine  Dürftig- 
keit nicht  gezwungen  werde,  seine  Waaren  sich  selbst  und  dem 
ganzen  Amte  zum  Schaden  unter  dem  Preise  zu  verkaufen. 
Wenn  dem  Vogte  die  Vermittlung  nicht  gelang,  durfte  der 
Meister  selbst  verkaufen.  Die  Erkenntniss  an  den  Herzog  be- 
trug alle  Neujahr  zwei  Goldgulden. 

Im  Jahre  1672  (oder  1673?)  beklagten  sich  die  Kreuz- 
und  Knopfechmiede  und  -giesser,  dass  sie  nur  die  Hälfte  der 
Zeit  beschäftigt  seien.  Daher  sollte  ihnen  wie  seit  altersher 
das  Scheerenmachen  vorbehalten  bleiben,  zumal  das  Vergolden 
ihnen  verboten  sei. 

(DOsseldorfer  Staatsarchiv.    Herzogtham  Berg.    Gewerbe  und  Handel. 
Acta  16.) 


IIL 
LOhne  In  SoHngen  Im  Jahre  1877. 

1.    Berechnung  des  Verdienstes  eines  Schleifers. 

Dieser  macht  täglich  250  Stüc*k  Gemttsemesser  zu  2.70  Mark 
pro  hundert  Rechnet  man  nun,  dass  in  der  Fabrik  von 
Henckels,  wo  dreissig  und  mehr  grosse  Schleifsteine  in  einem 
Räume  hängen  und  auf  jeder  Achse  deren  zwei  jährlich  ab- 
genutzt werden,  für  jeden  Stein  einen  Tag  Arbeitsverlust,  so 
macht  das  im  Jahre  sechszig  Tage.  Femer  kommt  es  häufig 
vor,  dass  ein  Schlei&tein  wieder  abgehängt  werden  muss,  etwa 
zehn  Tage.  Endlich  fQr  unvorhergesehene  Fälle  dreissig  Tage. 
Zusammen  sind  das  hundert  Tage  im  Jahre  oder  zwei  Tage 
in  jeder  Woche.  Es  bleiben  also  vier  bis  fünf  Arbeitstage  zu 
6.75  Mark  pro  Tag  =  27.00—33.75  Mark  wöchentlich.  Davon 
gehen  die  Kosten  ab. 

2.    Höhe  der  Auslagen  der  Schleifer. 

Wie  hoch  die  Kosten  des  Schleifens  sich  belaufen,  erhellt 
aus  der  Berechnung,  welche  die  Firma  Henckels  mit  ihren 
Arbeitern  anstellte,  als  sie  die  Arbeitstheilung  einfahi*te  und 
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die  Schleifer  zu  reinen  Fabrikarbeitern  machte.  Während  sie 
früher  für  SViZöUige  polirte  Patentmesser  19.50  Mark  pro 
hundeii.  bezs^lt  hatte,  reduciite  sie  nun  den  Lohn  auf  8.35  Mark, 
indem  sie  berechnete  für  das 

Schleifen  und  Scharfmachen    .    .    .  1.50  Mark, 

Einsetzen 0.40 

Kropfpliesten 0.25 

Grobpliesten 0,75      „ 

Feinpliesten 1.50      „ 

Klai-pliesten 1.50 

Rücken-  und  Kropffertigpliesten .    .  0.25 

Zweimal  poliren 2.20      „     _ 

Summa    8.35  Mark. 
Demnach  rechnet  sie  sich  11.15  Mark  für  die  Ausladen 
an,   also  Vi  2   ^^^  früheren  Verdienstes  des  Schleifers.     Mit 
welchem  Rechte  sprach  man  denn  früher  von  dem  ungeheuren 
Verdienst  der  Schleifer? 

3.    Verdienst  eines  Schwertschmiedes  und 

-Schleifers. 

Ein  Schmied  schmiedet  täglich  vom  Muster  H.  etwa  30 
Stück  zu  20  Pf.  =  6  Mark,  bei  übermässiger  Arbeit  von  14 
bis  15  Stunden  wohl  auch  35—40  Stück.  Davon  gehen  ab 
für  den  Zuschläger  2  M.,  für  Kohlen  60  Pf.,  für  Feilen  10  Pf., 
Verschleiss  der  Geräthschaften  75  Pf.,  Miethe  der  Schmiede 
30  Pf.,  insgesammt  3.75  M.  Es  verbleiben  also  2.25  M.  täg- 
lich oder  13.50  M.  wöchentlich,  welche  auf  17.40  M.  gesteigert 
werden  können.  —  Ein  Schleifer  schleift  20  Stück  zu  20  Pf.  = 
4  M.;  davon  ab  für  Miethe  1  M.  und  für  Materialien  60  PI; 
es  verbleiben  2.40  M.  täglich  oder  14.40  M.  wöchentlich;  bei 
einer  Leistung  von  25  Stück:  3.20  M.  täglich.  Bei  einer  durch- 
schnittlichen Arbeitslosigkeit  von  drei  Monaten  im  Jahre  hat 
der  Schmied  wöchentlich  10.50,  der  Schleifer  10.85  M. 

(Socialdemokratische  Solinger  Freie  Presse  Yom  14.  Man,  16.  Sep- 
tember und  9.  November  1877.) 


IV. 
Die  Statuten  der  Solinger  Schleiferrerelne. 

1.   Der  Verein  der  Messerschleifer. 

§  5.  Die  Leitung  des  Vereins  und  die  Verwaltung  der 
Kasse  liegt  dem  Vorstande  ob,  welcher  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  Kassirer  und  einem  Protokollführer  nebst  ihren  Stell- 
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Vertretern  besteht,  welche  durch  Stimmenmehrheit  aas  den 
Mitgliedeiii  erwählt  werden. 

§  6.  Halbjährlich  treten  der  Vorsitzende,  Eassirer  und 
Protokollführer  ab  und  die  Stellvertreter  rücken  an  ihre  Stelle; 
die  ersteren  sind  wiederwählbar. 

§  7.  Der  Vorstand  fbhi*t  genaue  Controlle  über  Einnahmen 
und  Ausgaben  im  Kassa-  und  Protokollbuche,  so  .dass  jederzeit 
Einsicht  über  den  Kassabestand  genommen  werden  kann;  er 
ist  für  den  Bestand  der  Kasse  verantwortlich. 

§  8.  Die  Vereinsvei-sammlungen  finden  am  zweiten  und 
vierten  Sonntage  jeden  Monats  um  6  Uhr  Abends  statt. 

§  9.  Sie  können  vom  Voi'stande  jederzeit  berufen  werden 
und  müssen  es  auf  Antrag  eines  Mitgliedes,  wenn  dieses  eine 
Unterstützung  von  zwölf  Genossen  findet. 

§  10.  Auf  den  regelmässigen  Versammlungen  werden  die 
Beiträge  erhoben  und  die  Angelegenheiten  des  Vereins  erörtert ; 
nach  parlamentarischer  Ordnung  darf  jedes  Mitglied  frei  und 
offen  seine  Ansicht  aussprechen. 

2.   Verein  der  Scheerenschleifer. 

§  3.  Der  Vorstand,  ähnlich  wie  oben  §  5,  ist  auf  ein 
Jahr  gewählt,  scheidet  nach  dem  Loose  zur  Hälfte  halb- 
jährlich aus. 

§  4  und  5.  Regelmässige  Versammlungen  wie  oben  §  8 
und  9,  eine  Generalvei-sammlung  mindestens  alle  drei  Monate. 

§  10.    Das  Vereinsvermögen  ist  untheilbar. 

§  12.  Nichtbefolgen  der  Statuten,  ein  die  guten  Sitten 
verletzendes  Betragen  oder  grobe  Beleidigungen  eines  Mitgliedes 
haben  Ausschliessung  aus  dem  Vereine  zur  Folge  nach  ein- 
facher Stimmenmehrheit 

§  13.  Der  Beitrag  wird  monatlich,  kann  aber  auch  viertel- 
jährlich entrichtet  weiden. 

§  15.  Sobald  die  Kasse  90  Mark  enthält,  sind  75  Mark 
zinsbar  (in  der  Sparkasse)  anzulegen  und  die  Belege  dem  Vor- 
stande zu  überweisen.  Gelder  von  der  Bank  können  nur  vom 
Hauptkassirer  im  Beisein  der  von  der  Generalversammlung  auf 
ein  Jahr  gewählten  Revisoren  gekündigt  und  erhoben  werden. 

§  16.  Am  Schlüsse  jedes  Vereinsjahres  hat  der  Vorstand 
dem  Vereine  Rechnung  zu  legen  und  die  Wahl  des  Vorstandes 
vorzunehmen.  Der  neugewählte  Vorstand  prQit  mit  sechs  an- 
deren Revisoren  die  Rechnungsbelege  und  zählt  den  Kassen- 
bestand nach.  Den  Revisoren  steht  es  frei,  die  Bücher  und 
den  Kassenbestand  zu  revidiren.  Die  Revision  muss  jeden 
Monat  einmal  unvermuthet  vorgenommen  werden. 
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V. 

Der  JShrliche  Prodnctionswertli  der  Oemelnde 

Bemscheld. 


Tausend 
Mark. 


•    •    •    • 


Feilen     .    . 

Sägen 

a)  Dampf-  u.  Wasser-Stahl-] 
hämmer 

b)  BergischeStahl-Indostrie- 
Gesellschaft  mit  ihren  I 
verschiedenen  Fabrikaten^ 

Meissel  nnd  Hobeleisen   .    . 

Bohrer 

Schlittschnhe 

Winden 

Kluppen,  Schneideeisen    .    . 

Zangen 

Ghaniiere,  Fitschen.    .    .    . 
Hand-,  Kleb-,  Parallelschraub. 

Geldschränke 

Schlösser  '.    

Messingwaaren,  Gelbgiesserei 
Kaffeemühlen  . 


5.808 

2.977 


.    •    •    • 


2.166 


9£. 

616 
423 
385 
381 
266 
238 
270 
228 
201 
164 


Latus   15.955 


TaoBend 
MarL 

Transport  15.955 

Blechscheeren 156 

Schrauben-  u.  Wagenschlüssel  146 

Kochgeschirre 116 

S&belgeftsse 106 

Mutterschrauben 92 

Riegel 90 

Zirkel 75 

Klempnerwerkzeuge     ...  70 

Eisenoahnwaffenbeschiage  60 

Schreiner-  u.  Schusterh&mmer  57 

Küchenpfannen 49 

Schraubstöcke 36 

Schaufeln 36 

Fallen 12 

Verschiedene  Eisen-  u.  Stahl- 

1.185 


waren 


Gesammtsumme  Mark  18.191 
wovon  die  H&lfte  exportirt  wird,  die 
andere  H&lfte  in  Deutschland  bleibt 


Zu  diesen  Angaben  ist  man  durch  die  Beantwortung  tod 
1185  Fragebogen  gelangt,  welche  von  35  Veitrauensmännem 
eingesammelt  worden  sind.  >^ 

Der  Umfang  der  Industrie. 


Gemeinde. 


Kronenberg  .  . 
Wermelskirchen  . 
Velbert  .... 
Rade  vorm  Wald 
Halyer  .... 
Burg  a.  d.  Wupper 
Ronsdorf  .  .  . 
Lennep  .... 

Summe 
Remscheid  .    .    . 


'  d 

08 


B 


CO 


c 


v 

II 

25 

250 

170 

110 

438 

1 

12 

138   16 

30 

49 

12 

906 

200 

100 

340 

7 

180 

148 

60 

435 

14 

297 

582 

269 

286 

1 

9 

29 

9 

2 

77 

1 

17 

68 

90 

26 

53 

1 

5 

59 

60 1 

33 

98 

101 
255 


1927 
1115 


1275 
1252 


:   630 
'   597 


1771 
2547 


1146 
1112 


Gesammtsumme    II    356  1 3042  |  2527  1 1227  1 4318  il  2258    411  1  150  !  466 

:.  6855  I  '  ' 
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Nach  den  Elassensteuerrollen  des  Jahres  1876  und  der 
im  Jahre  1875  amtlich  vorgenommenen  Gewerbez&hlung.  Die 
Angaben  aus  der  Gemeinde  Lfittringhausen,  welche  bedeutender 
ist  als  Ronsdorf  und  Lennep,  fehlen. 

fAos  dem  Berichte  des  Kaufmanns  Carl  Friederichs  in  Remscheid  an 
den  Handelsminister  vom  20.  Jnni  1876.) 


VI. 


Preise  und  LOhne  in  Bemscheid. 


i>( 


1.    Preise  der  RcLmaterialien. 


FOr  1000  Pfond: 

1867 

1872 

1873 

1874 

Mark. 

Mark. 

Hark. 

Mark. 

Siegenschee  Roheisen  la.  .    .    .    . 

33 

90 

49V. 

43V, 

•         Spiegeleisen 

48 

120 

72    • 

54 

Walläsen 

106 

210 

144 

120 

Paddelstahl 

111 

213 

150 

135 

Eisenbleche 

147 

294 

204 

180 

Oementhleche 

195 

830 

255 

225 

Oassstahlbleche     .... 

354 

435 

390 

360 

Messingbleche  .... 

750 

1005 

— 

— 

156 

294 

225 

201 

RaffiniiBtahl 

.   £70 

420 

330 

300 

DealBcher  Feilengnssstahl . 

240 

375 

315 

27« 

Fflr  100  Pfhnd: 

Pf. 

Pf. 

Pf. 

Pf. 

Kohleo,  franco  Bahnhof  Remscheid 

72 

145 

145 

85 

Coskt,        „ 

1 

I 

80 

225 

225 

125 

2.    Arbeitslöhne. 


Wochenrerdienste  in  BCarkpfennigen : 

Maschinenfeilen. 

Datiendfeilen. 

1867 

1872 

1867 

1872 

Schmied 

Erster  Zoschlftger 

Zweiter       .        

Härter 

Schielte 

34.50 

21 

16.50 

18 

24 

19.50 

46.50 

87.50 

33 

24 

86 

SO 

16.50 
14 

13.50 

18 

13.50 

1 

30 
25i»0 

22.50 
30 

Haaer 

22.50 

17 
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Tagesverdienst  in  Markpfennigen: 


Schmied. 
Zuschläger 


2.40 
2.20 


8.70 
3.30 


Schleiflohn  pro  Dutzend: 

1867 
Pf. 

1872 

Pf. 

2 '  einfache  Gassstahlhobeleisen  .    . 

2Vb'    I!       EOferhobeleisen     .    .    , 
?ü       «                     1.             .    . 

ö               W                                  II                    •      • 

0.45 
0.45 
0.45 
0.70 
0.80 
1.00 
1.20 

0.85 
1.00 
1.10 
2.40 
3.60 
6.0O 
8.40 

3.   Waarenpreise. 

Die  Steigerung  der  Waarenpreise  vom  Jahre  1867  bis 
Ende  1872  betinig  in  Procenten: 

Gussstahlhobeleisen  und  Meissel 65  ^  o« 

Gewöhnliche,  auch  Exporthobeleisen  u.  Meissel  105  ^ 

Gussstahlfeilen 45  „ 

Exportcementfeilen 60  . 

Sägen,  je  nach  der  Art 25 —  35  j, 

Schneidkluppen,  Hämmer,  Bohrer    ....  30 —  40  „ 

Schneid-,  Draht-  und  HuJEzangen     ....  50—100  „ 

Waagebalken 75—100  , 

Alle  kleineren  Artikel 25—  35  , 

(Ana  dem  Jahresberichte  der  Handelskammer  von  Leimep  fär  das 
Jahr  1872  Tom  Kanfinann  Carl  Friederichs  in  Remscheid.) 


vn. 

sie  Wnpperihaler  Industrie  im  Jahre  1809. 

1.  Die  Seidenindustrie.  Im  Canton  Elberfeld  zählte  man 
14  Seiden-  und  1  Manchester-,  in  den  Cantonen  Bannen  und 
Remscheid  je  1  Seidenbandfabrik.  Im  alten  Herzogthume  Berg 
wurdm  in  Elberfeld,  Barmen  und  in  beiden  Mülheim  von 
7—8000  Arbeitern  für  7—8  Mill.  Fres.  Seiden-  und  fbr  etwa 
10  MiU.  Frcs.  Seiden-  und  Sammetwaaren  producirt,  welche 
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nach  Russland,  Polen,  Italien,    Franki-eich  und   Deutschland 
gingen. 

2.  Die  gesammte  Textilindustrie  beschäftigte  in  Elber- 
feld  14  Fabriken  für  Seide,  13  für  Woll-  und  Leinbänder, 
50  für  Bonten,  Siamosen,  Sacktücher,  toiles  de  cotton,  Maderas, 
Nanking,  1  für  Manchester,  4  für  Schnallen  und  5  für  Kom- 
positionen, zusammen  mit  6000  Arbeitern,  einschliesslich  Ge- 
sellen und  Lehrlinge.  Barmen  zählte  60  Fabriken  für  Lein- 
und  Wollbänder,  Näh-  und  Strickzwirn,  Schnürriemen  mit  3510 
Arbeitern,  10  Fabriken  für  Spitzen  und  Languetten  auf  Web- 
stühlen •  mit  800  Arbeitern ,  16  Fabriken  für  Seiden-  und 
Sammetstoffe  mit  1050  Arbeitern. 

3.  Bänder  aller  Art  wurden  filr  Elberfeld  und  Barmen 
von  15000  Arbeitern  im  Werthe  von  9  Mill.  Frcs.  zur  Ausfuhr 
nach  Amerika,  Poi-tugal,  Frankreich,  Italien  hergestellt ;  Baum- 
wollenzeuge von  10000  Arbeitern  für  8—9  MUl.  Frcs.  nach 
Amerika,  Holland,  Frankreich,  Italien. 

4.  In  Elberfeld  und  Barmen  zählte  man  3700  Häuser  und 
1600  Fabrikgebäude  und  Scheunen  mit  38000  Einwohnern; 
in  der  Umgegend  waren  fQr  beide  Städte  35000  Pei-sonen  be- 
schäftigt. 

(DOsseldorfer  Staatsarchiv :  Grossherzogthum  Beig.    Acta  28  und  die 
statiBtigchen  Acten.) 


vm. 

Die  Seidenlndnstrle  in  MflULeim  a./B« 

Die  Firma  Andreae  in  Mülheim  a./R  erhielt  im  Jahre 
1744  ein  Monopol  auf  Florettband,  am  23.  März  1764  auf 
Seidensammet,  ein  ferneres  wurde  der  Firma  Preyers  &  Petersen 
in  Kaiserswerth  auf  alle  Arten  Seide  ertheilt  Ausser  diesen 
Fabrikations-(nicht  Handels-)privilegien  wurde  ihnen  Befreiung 
in  cambialibus  et  peraonalibus  von  der  Gerichtsbarkeit  des 
Vogts  und  Magistrats  und  von  allen  Kriegs-  und  Personallasten 
(wie  Einquartierung,  Wachten,  Hand-  und  Spanndiensten)  für 
sie  und  ihre  Arbeiter  zugestanden;  sie  blieben  für  die  Ent- 
richtung von  25  Thalem  jährlich  vom  Gewinn-  und  Gewerbs- 
ansdilag  verschont  und  hatten  nur  neben  einer  jährlichen 
Recognition  an  die  Hofkammer  von  15  Thalem  die  reguläran 
Reallasten  zu  tragen.  Die  Einfahr  von  Crefelder  Waaren 
wurde  am  12.  April  1782  verboten  und  die  Privilegien  wieder- 
holt, besonders  als  1784  eine  grosse  Ueberschwemmung  und 
Eisgang  die  Fabrikanlagen  in  Mülheim  zerstört  und  Materialien 
und  Waaren  vernichtet  hatte,  bestätigt,  zuletzt  bis  1819,  bezw. 
1837.    Ein  neuer  Concurrent  Engels  erhielt  am  27.  März  1794 
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ein  Bwöl^ähriges  PrivUegium  auf  Stadt  und  Amt  Solingen; 
doch  gebrach  es  ihm  an  Capital  und  er  verkaufte  sein  Becfat 
an  Andere.  —  Unterdessen  hatte  man  seit  Mitte  des  Jahr- 
hunderts in  Elbeifeld  begonnen,  seidene  Tacher  zu  machen; 
nach  Eriangung  des  Privilegiums  1764  wollte  Andreae  das  ver* 
bieten,  gestützt  auf  sein  Exemplar,  das  auf  Seide  und  Sammet 
lautete.  Die  Gamnahi-ung  brachte  es  zum  Process  und  im 
Jahre  1775  wurde  der  Kläger  endgültig  abgewiesen,  da  im 
Urtexte  das  Wörtchen  nund-  fehlte.  In  Folge  der  Elbetfelder 
Concurrenz  Hess  Andreae  die  seidenen  Tücher  eingehen. 


Pi«nr*Klie  Uoffbuebdraekeni.    SUphaa  Oeib«l  ä  Co.  ia  Altenbnrg. 


Staats-  und  socialwissenschaftliGhe 
Forschungen 


OustaT  Schmoller. 


Zweiter  Band.    Viertes  Heft 

(Dtr  guiu  Fo1(<  iMutaa  HA) 

A.  TOn  Hiaskowski,  Die  schweiceiüche  AUroend. 


Leipzig, 

Verlag  von  Duncker  &"HambloL 
1879. 


Die 

schweizerisclie  Allmend 

in  ihrer  geschichicben  Entwickelung 

XIII.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart. 


Dr.  Angnst  von  Uiaskovski, 

■rotKasr  Jer  SlwInlMiuelufta  u  iti  ÜBlnniUt  1 


Leipzig,     . 

Verlag  von  Duncker  &  Humblot 
1879. 


Alle  Rechte  vorbehalten. 


Vorwort. 


Die  wissenschaftliche  Streitfrage  über  die  wirthschaftliche 
und  sociale  Bedeutung  des  Gemeineigenthums  und  sein  Vei*- 
hältniss  zum  Privateigenthum  im  Allgemeinen,  welche  neuerdings 
mit  erhöhter  Lebhaftigkeit  unter  den  Socialökonomen  intra 
muros  et  extra  gefQhit  wird ,  findet  ihren  konkreten  Ausdinck 
in  dem  Widei-streit  der  Ansichten  über  die  Bedeutung  d.  h. 
Schädlichkeit  oder  Nützlichkeit  der  Schweizerischen  Allmenden 
oder  bürgerlichen  Nutzungsgüter. 

Denn  während  die  Einen  in  den  bürgerlichen  Nutzungen 
ein  nothwendiges  Glied  der  bestehenden  und  nicht  ohne  Nach- 
theile für  die  Gebirgsgegenden  abzuändernden  Verfassung  der 
Alpenwirthschaft,  sowie  ein  erfolgieiches  Mittel  zur  Beseitigung 
oder  doch  wenigstens  zur  Mildeiiing  der  socialen  Gegensätze 
aller  Zeiten,  namentlich  aber  der  sich  aus  der  gegenwärtigen 
Wirthschafts-  und  Erwerbsordnung  sowohl  im  Gebirge  wie  in 
der  Ebene  ergebenden  speziellen  Missstände  erblicken,  wollen 
Andere  ihnen  höchstens  die  Bedeutung  von  Ueberresten  einer . 
vergangenen  Zeit  zugestehen,  die  wohl  für  den  Historiker  interes- 
sant sein  mögen,  deren  Hineinragen  in  die  Gegenwart  aber  nicht 
nur  das  an  die  symmetrischen  Linien  des  römischen  Rechts  ge- 
wöhnte Auge  störe,  sondern  auch  mannigfache  Schäden  für  das 
wirthschaftliche,  sittliche  and  politische  Leben  der  Gegenwart 
mit  sich  führe. 

Konsequenterweise  wünschen  daher  die  Einen  die  bürger- 
lichen Nutzungen  der  Gemeinde-  und  Eorporationsliegenschaften 
nicht  nur  ungeschmälert  zu  erhalten,  sondern  noch  weiter  zu 
verbreiten  und  suchen  wiedeiiim  die  Anderen  diese  Nutzungen 
selbst  dort,  wo  sie  seit  mehr  als  einem  Jahrtausend  bestehen, 
so  rasch  wie  möglich  zu  beseitigen. 

Und  dieser  Widerstreit  der  Ansichten  ist  nicht  nur  von 
theoretischer,  sondern  von  unmittelbar  praktischer  Bedeutung,  in- 
dem beispielsweise  in  dem  zweitgrössten  Kanton  der  Schweiz,  der 
aber  seiner  Bevölkeiiingszahl  nach  die  erste  Stelle  unter  sämmt- 


VI 

liehen  Kantonen  einnimmt,  im  Kanton  Bem,  alles  nach  einer 
Entscheidung  der  obigen  Streitfrage  im  Gesetzgebungswege 
hindi-ängt. 

In  diesem  Widerstreit  der  Ansichten  wird  nur  derjenige 
sich  ein  wohlbegrQndetes  Uitheil  bilden  können,  der  die  ge- 
schichtliche Entwickelung  der  Allmenden  oder  bQrgerlichen 
Nutzungsgttter  verfolgt,  ihren  gegenwärtigen  Zustand  genau 
piiift  und  sich  namentlich  die  Frage  zu  beantworten  sucht, 
welche  Stellung  innerhalb  der  Agrar-  und  Gemeindeverfassang 
sowie  im  Armen-  und  socialen  Hil£swesen  die  Allmenden  in 
früherer  Zeit  einnahmen  und  welche  Rolle  ihnen  etwa  noch 
für  die  Gegenwai-t  und  Zukunft  vorbehalten  ist. 

Je  nachdem  das  Resultat  dieser  Prüfung  aus&Ut,  wird 
dann  der  einen  oder  anderen  der  obigen  beiden  Ansichten 
beizustimmen  oder  eine  dritte  aufisustellen  sein. 

In  jedem  Fall  wird  aber  eine  solche  Prüfung  von  der 
quellenmässigen  Kenntnissnahme  der  Geschichte  und  des  gegen* 
wärtigen  Zustands  der  zu  beurtheilenden  Institution  sowie  der- 
jenigen  Gebiete,  auf  denen  die  Wirkungen  derselben  vorsugs* 
weise  zu  Tage  ti-eten,  auszugehen  haben. 

Im  Hinblick  auf  diesen  Zweck  habe  ich  die  Verbssung 
der  Schweizerischen  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthschaft  in  ihrer 
geschichtlichen  Entwickelung  bis  zur  Gegenwart  festzustellen 
gesucht  und  das  Resultat  meiner  Arbeit  im  vorigen  Jahr  yer- 
öffentlicht.  Denselben  Zweck  verfolgt  auch  meine  demnächst 
erscheinende  Geschichte  der  Schweizerischen  Landgemeinde- 
verfassung und  des  Gemeindefinanzwesens.  In  beiden  Arbeiten 
ist  der  Zusammenhang,  in  dem  der  darzustellende  Gegeostaud 
mit  der  Allmend  und  ihrer  Geschichte  steht,  stets  im  Auge 
behalten  worden. 

Handelt  es  sich  aber  bei  den  erwähnten  Publikationen  um 
die  Erforschung  der  beiden  Hauptgebiete,  auf  denen  die  Wir- 
kungen der  Allmenden  am  deutlichsten  zu  Tage  treten,  so  ist 
die  vorliegende  Arbeit  der  Dai-stellung  der  Allmend  selbst, 
ihrer  Schicksale  in  der  Vergangenheit  und  ihres  Zustands  in 
der  Gegenwail  gewidmet.  Und  zwar  suchte  ich  zunächst  den 
Begrifif  und  die  rechtliche  Natur  dieser  Form  der  Herrschaft 
über  den  Grund  und  Boden  festzustellen,  sodann  der  Geschichte 
ihrer  Verbmtung  in  der  deutschen  Schweiz  nachzugehen  and, 
soweit  das  Material  reichte ,  ihre  gegenwärtige  Verbreitung  zu 
fixiren,  um  endlich  die  Geschichte  der  Nutzungsbei-echtiguiig 
und  der  Nutzungsart  darzustellen  und  die  Grösse  sowie  die 
Form  des  auf  die  einzelnen  Berechtigten  entfiEÜlenden  All- 
mendennutzens  für  die  verschiedenen  Kantone  und  Gemeinden 
der  deutschen  Schweiz  festzustellen. 

Erst  nachdem  dieses  Fundament  gelegt  worden  ist,  wird 
es  möglich  sein ,   an  der  Hand  weiter  beizubringender  That- 
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Sachen  Ober  die  Art  der  ßewirthschaftung  der  Allmenden,  über 
die  Wirkungen  der  bürgerlichen  Nutzungen  auf  die  verschie- 
denen Bevölkerungsklassen,  Ober  den  Einfluss  von  Staat  und 
Gemeinden  auf  die  Bewirthschaftung  und  Nutzung  der  All- 
menden, ein  begründetes  Urtheil  Ober  die  Bedeutung  derselben 
in  der  Gegenwart  abzugeben,  was  ich  mir  nach  dem  £i*scheinen 
der  drei  Vorarbeiten  zu  thun  hiermit  vorbehalte. 

Wenn  die  vorliegende  Arbeit  somit  wesentlich  im  Hinblick 
auf  das  eben  bezeichnete  Ziel  unternommen  wurde,  so  darf  sie 
doch  auch  Anspruch  auf  eine  relative  Selbstständigkeit  machen. 

Wie  die  Schweiz  überhaupt  einem  Laboratorium  und 
einer  Versuchsstation  iQr  Socialpolitik  verglichen  werden  kann, 
indem  Vorgänge  socialer  Natur,  und  zwar  normale  sowohl  als 
abnorme,  die  anderswo  nur  stossweise  auftreten  und  sich  ausser- 
dem meist  unseren  Blicken  entziehen ,  hier  in  historisch  un- 
unterbrochener Kontinuität  offen  zu  Tage  liegen  und  indem  die 
Lösung  von  Problemen,  welche  in  anderen  Ländern  kaum  in  das 
Stadium  der  theoratischen  Diskussion  oder  des  ei-sten  Vei*suchs 
traten,  hier  in  bündigster  Weise  an  die  Hand  genommen  worden  ist 
(ich  erinnere  nur  an  die  Regelung  des  Sonntags-  und  Nachtdiensts 
im  Eisenbahn-  und  Postwesen,  an  die  Ein-  und  Durchfühiiing 
des  Normalarbeitstags  in  den  Fabriken,  an  die  konsequente  Er- 
setzung der  meisten  indirekten  Steuern,  sowie  der  direkten  so- 
genannten Erwerbssteuem  durch  eine  einheitliche  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  in  mehreren  Kantonen  u.  s.  w.),  so  gewährt 
auch  die  Geschichte  der  Schweizerischen  Allmend  uns  einen  Ein- 
blick einerseits  in  die  Entstehung  und  allmälige  Ausbildung  des 
Privateigenthums  und  andrerseits  in  die  Grestaltung  der  wirth- 
schaftiichen,  socialen  und  politischen  Verhältnisse  von  Ländern, 
in  denen,  wie  z.  B.  in  einigen  Kantonen  der  Centralschweiz, 
noch  gegenwärtig  ein  gi'osser,  ja  der  gi'össte  Theil  des  produk- 
tiven Bodens  sich  im  Gemeineigenthum  befindet,  wie  wir  dies 
sonst  in  der  Gegenwart  etwa  nur  noch  in  Russland  finden. 
Die  Ausbildung  des  Privateigenthums  am  Grund  und  Boden, 
wie  sie  Schritt  für  Schritt  in  der  Schweiz  verfolgt  werden 
kann,  ist  freilich  nur  eine  sekundäre,  indem  Theile  der  All- 
menden d.  h.  des  im  Gemeineigenthum  befindlichen  Bodens 
allmälig  in's  Privateigenthum  übergehen,  während  die  primäre 
Eigenthumsbildung  an  demjenigen  Theil  des  Bodens,  den  wir 
bereite  im  Beginn  der  historischen  Zeit  von  dem  Sondereigen 
eingenommen  finden,  sich  auch  hier  unseren  Blicken  entzieht 
Aber  sollte  es  nicht  statthaft  sein,  aus  der  Art,  wie  diese 
sekundäre  Eigenthumsbildung  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
meist  in  völlig  spontaner  Weise,  beleuchtet  von  dem  Sti-ahl 
der  aus  den  Zeugnissen  der  Geschichte  und  namentlich  aus 
den  Rechtsquellen  auf  diesen  Process  fällt,  vor  unseren  Blicken 
vollzieht,  Schlüsse  zu  ziehen  auf  die  primäre  Eigenthumsbildung 
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am  Grund  and  Boden?  —  Zum  Mindesten  ebenso  lehrreich« 
wie  der  Einblick  in  den  eben  erwähnten  Process  dürfte  die 
sich  uns  aus  der  folgenden  Darstellung  aufdrängende  Wahr- 
nehmung sein,  dass  wo  einzelne  Menschen  und  j2ranzc  Gesell- 
schaftsklassen, mit  TerscMedenen  geistigen,  sittlichen  und  ma- 
teriellen Mitteln  ausgerüstet  (selbst  der  extreme  Socialismus  der 
Gegenwart  will  ja  die  Gebrauchsgüter  im  Privateigenthum  l»e- 
lassen,  soweit  implicite  auch  das  Privateigenthum  am  bewe^Iicbeo 
Kapital  anerkannt  ist,  da  eine  strenge  Scheidung  in  den  meisteo 
Fällen  praktisch  undurchführbar  sein  dürfte)  an  die  Benatzunir 
des  Gemeineigenihums  herantreten,  sich  auf  Grund  desselben 
ähnliche  Klassenkämpfe  bilden,  wie  auf  Grund  des  Prirateigen- 
thums  und  dass  die  verschiedenen  Stadien  dieses  Kampfs  eben- 
falls ihren  entsprechenden  Ausdi-uck  in  der  Rechtsordnun^r 
finden,  deren  die  an  der  Benutzung  des  Gemeineigenihums 
Interessii-ten  ebenso  wenig  entbehren  können,  wie  die  Privat- 
eigenthümer.  Ueberhaupt  finden  sich  in  den  Schweizer  Alpen« 
viele  tausend  Fuss  über  dem  Meere,  also  in  Gegenden,  wohin 
weder  die  voi*wiegend  städtische  moderne  Cultur  noch  auch 
die  socialistische  Agitation  neuesten  Datums  gedrungen  ist. 
dieselben  Klassengegensätze  und  in  Folge  dessen  dieselben 
Kämpfe  wie  in  der  Ebene:  womit  denn  ein  neuer  Beweis 
für  die  bereits  wiederholt  geäusserte  Wahrheit  beigebracht 
sein  dürfte,  dass  die  socialen  Klassenkämpfe  der  Gegen- 
wart, unabhängig  von  der  Agitation  und  der  wissenschaft- 
lichen Formulirung  socialer  Probleme  —  welche  diese  Kämpfe 
nur  zu  verschärfen  und  zu  vergiften,  aber  auch  zu  allge- 
meinerem Bewusstsein  und  zu  besserem  Verständniss  zu 
bringen  vermögen  —  sich  als  Folgen  objectiver  Verhältnisse 
gleichsam  natumothwendig  einzustellen  pflegen.  Endlich  folgt 
aus  dieser  Arbeit,  zusammengehalten  mit  den  Resultaten  meiner 
demnächst  erscheinenden  Geschichte  der  Schweizerischen  Lancl- 
gemeindeverfassung,  dass  die  Verbreitung  des  Gemeineigenthums 
über  einen  grossen,  ja  über  den  grcyssten  Theil  ganzer  Länder 
(Uri,  Schwyz)  unter  bestimmten  historischen  Boden-  und  Kultur- 
verhältnissen  sehr  wohl  vereinbar  ist  mit  einem  hohen  Grad 
individueller  und  politischer  Freiheit 

Wenn  die  vorliegende  Arbeit  eines  Socialökonomen  vor- 
wiegend der  Darstellung  der  historischen  Rechtsentwickelunp 
und  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  einer  bestimmten 
Eigenthum^orm  gewidmet  ist,  so  erscheint  eine  solche  auf 
den  ersten  Blick  vielleicht  befremdende  Thatsache  doch 
nur  lüs  die  Frucht  der  sich  immer  weiter  Bahn  brechenden 
Erkenntniss,  dass  der  wirthschaftliche  Zustand,  die  sotiale 
Gliederung  und  die  Rechtsordnung  eines  bestimmten  Volkes  in 
einer  g^ebenen  Zeit  in  unlöslichem  Zusammenhang  unter  ein- 
ander stehen  und  dass  die  Rechtsordung  einer-  und  der  wirth- 
schaftliche Zustand    sowie   die  sociale  Gliederung    anderseits 


IX 

sich  zu  einander  verhalten  wie  das  Feste,  Paueinde  zu  dem 
Flüssigen,  Beweglichen,  oder  um  in  einem  Bilde  zu  sprechen, 
wie  das  KnochengeiHste  zu  den  übrigen  Theilen  des  mensch- 
lichen Körpers.  Wie  die  Osteologie  aber  ein  Theil  der  Ana- 
tomie ist  und  eine  Voraussetzung  des  Physiologie  bildet,  eben- 
so ist  die  Erforschung  des  wirthschaftlichen  Zustandes  eines 
Landes  nicht  möglich,  ohne  Kenntniss  der  das  wirthschaft- 
liche  Leben  zusammenhaltenden,  leitenden,  bestimmenden  und 
wieder  von  ihr  bestimmten  Rechtsordnung.  Für  das  Studium 
der  wirthschaftlichen  Zustände  weit  abliegender  Zeiten  hat  die 
Kenntniss  der  Rechtsverhältnisse  sodann  noch  eine  weiter 
gehendeBedeutung.  Je  weiter  dieseZeiten  von  der  Gegenwart  ab- 
liegen, desto  häufiger  sind  die  uns  erhaltenen  Rechtsdenkmäler 
die  einzigen  oder  doch  wenigstens  die  hauptsächlichen  Ueber- 
hleibsel  früherer  wirthschaftlicher  Zustände.  Aehnlichnun  wie  der 
Ethnologe  aus  der  erhaltenen  Schädelfoim  und  dem  Knochen- 
gerüste auf  den  Körperbau  untei^egangener  Völker,  wie  der 
Paläontologe  aus  den  überlieferten  Pflanzen-  und  Thierresten 
auf  die  urweltliche  Flora  und  Fauna,  und  wie  der  Alterthums- 
forscher  aus  den  aufbewahrten  Gräbern,  Waffen,  Schmuck- 
und  BekleidungsgegenstÄnden  auf  den  Gesammtzustand  einer 
früheren  Kultur  zurückschliesst,  so  ist  auch  der  Socialökonom 
angewiesen,  sich  aus  den  erhaltenen  Rechtsdenkmälem  mühsam 
das  Bild  früherer  wirthschaftlicher  Zustände  zu  rekonstruiren. 

Kann  demnach  die  Socialökonomie  das  Studium  der 
Rechtsordnung  als  ihre  eigenste  Domäne  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  so  wird,  ja  so  muss  sie  dieses  Studium  doch  in  an- 
derer Weise  betreiben,  als  der  wissenschaftliche  Jurist.  Für 
diesen  hat  das  Recht  eine  essentielle  Bedeutung:  er  fügt  die 
einzelnen  Rechtssätze  zu  Rechtsköi-pern,  Rechtsinstituten  und 
diese  wieder  zu  Rechtssystemen  zusammen  und  hat  seinen 
Zweck  erreicht,  wenn  sich  ihm  ein  symmetrischer  Bau  als  Re- 
sultat seiner  wesentlich  logischen  Thätigkeit  ergiebt.  Bei 
dieser  spezifisch  juristischen  Thätigkeit  können  und  pflegen 
von  den  Juristen  meist  die  übrigen  Seiten  des  Volkslehens, 
mit  denen  das  Recht  doch  mehr  oder  minder  eng  zusammen- 
hängt, übersehen  zu  werden.  Daher  ist  es  denn  auch  möglich 
ein  guter  Jurist  zu  sein,  und  den  Gesetzen  des  wiithschaft- 
lichen  Lebens  doch  als  ein  Unkundiger  gegenüber  zu  stehen. 

Es  gab  eine  Zeit,  in  der  man  auch  dem  Socialökonomen 
einreden  wollte,  dass  er  sich,  unbekümmert  um  das  vielgestal- 
tige wirthschafUiche  Leben,  allein  an  dem  Webstuhle  der  Logik 
ao6  dem  dünnen  Faden  des  Selbstinteresses  sein  von  ewigen 
Naturgesetzen  durchwirktes  System  zusammenweben  könne, 
und  dass,  wie  der  scharfe  Kopf  und  der  logisch  geschulte  Ver- 
stand bereits  den  guten  Juristen  ausmache,  so  das  Vermögen, 
ans  allgemeinen  Vordersätzen  möglichst  scharfsinnig  deduciren 
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zu  können,  den  gnten  Socialökonomen.  Seitdem  dieser  Irrthom 
aber,  wenigstens  in  Deutsehland,  in  seiner  ganzen  Tragweite 
erkannt  ist,  und  die  jüngere  Generation  unter  den  Social- 
Ökonomen  das  Bedürfhiss  empfindet  den  alten  auf  deduktivem 
Wege  gewonnenen  Bau,  dort,  wo  er  sich  als  der  Wirklichkeit 
nicht  entsprechend  herausgesteUt  hat,  abzutragen  und  zugleidi 
die  Bausteine  zu  einem  neuen  System  zusammenzubringen 
und  zu  bearbeiten,  wendet  man  sich  wieder  allgemein  dem 
soi'gfältigen  Studium  der  Thatsachen  in  Vergangenheit  und 
Gegenwart  zu.  Hierbei  ist  man  unwillkürlich  auch  zu  der 
Erforschung  der  Rechtsordnungen  und  ihres  Zusammenhangs 
mit  den  wirthschaftlichen  Zuständen  gelangt.  Im  Gegensatz 
zum  Juristen  interessirt  den  Socialökonomen  dabei  nicht  der 
innere  Bau,  die  innere  Struktur  des  Rechts ,  sondern  er  tritt 
mit  der  Frage,  welche  Rechtsformen  der  wiithschafUiche  Zu- 
stand und  die  sociale  Gliederung  eines  bestinmiten  Volkes  zu 
einer  gegebenen  Zeit  erzeugt  haben,  und  wdche  Wirkungen 
dieses  Recht  wieder  auf  die  wirthschaftlichen  Zustände  und 
socialen  Ordnungen  der  Zukunft  ausübt,  an  das  Studium  des 
Rechts  heran.  Dieser  Unterschied  in  der  Behandlung  des 
Rechts  pflegt  sich  freilich  nicht  immer  genau  mit  der  Fakul- 
tätsangehörigkeit  der  einzelnen  Forscher  zu  decken.  So  haben 
einerseits,  um  nur  einige  Namen  zu  nennen,  unter  den  Ger- 
manisten Arnold  und  unter  den  Romanisten  neuerdings  nament- 
lich Jhering  das  Bedürfoiss  empfunden,  auch  die  Beziehmigen 
des  Rechts  zur  Wirthschaft  in  den  Kreis  ihrer  Studien  zu 
ziehen,  und  jenes  zum  Theil  durch  diese  zu  erklären,  und  so 
sind  andererseits  die  Socialökonomen  bisweilen  genöthigt  ge- 
wesen, die  Rechtsordnung,  deren  Beziehungen  zur  Wirtl^aft 
sie  untersuchen  wollen,  zuvor  aus  den  Quellen  zu  eruiren, 
wobei  sie  sich,  zum  besseren  Verständniss  des  Stoffs,  der 
Eenntnissnahme  der  spezifisch  juristischen  Konstruktionen  nicht 
ganz  entschlagen  konnten. 

Nachdem  ich  im  Vorstehenden  den  etwaigen  Vorwurf  des 
Bönhasenthums ,  den  man  mir  möglicherweise  yon  zünftig 
juristischer  Seite  machen  könnte,  anticipando  widerlegt  zu 
haben  glaube,  bleibt  mir  nur  noch  übrig,  einige  Worte  über 
die  zeitliche  und  territoriale  Begrenzung  des  von  mir  be- 
handelten Stoffs  und  die  Art  seiner  Behandlung  zu  sagen. 

Was  zunächst  die  zeitliche  Begi-enzung  betrifft,  so  reicht 
meine  Arbeit  einerseits  nicht  weiter  zurück  als  bis  in  das 
13.  Jahrhundert  und  schliesst  andererseits  mit  dem  Jahre  1876 
ab,  und  zwar  beides  aus  den  in  dem  Vorwort  zu  meiner  Ver- 
fassung der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthschaft  der  deutschen 
Schweiz  (Basel,  H.  Georg  1878)  angegebenen  Gründen.  Es 
bezieht  sich  demnach  die  DarsteUung  des  gegenwärtigen  Zu- 
standes  des  AUmendwesens  auf  die  ffä:tischen  und  rechtlichen 
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Verhältnisse  der  Allmenden  oder  büi^erlichen  Nutzungsgüter, 
wie  sie  sich  in  der  ersten  Hälfte  der  siebziger  Jahre  fixirt 
finden. 

Wie  bei  der  eben  erwähnten  Arbeit,  so  habe  ich  auch  bei 
der  vorliegenden  das  Gebiet  meiner  Untei-suchung  auf  den 
fraher  alFemannischen  Theil  der  Schweiz,  soweit  er  gegenwärtig 
deutsch  ist,  beschränkt  Bei  dieser  auf  den  ersten  Blick  will- 
kühriich  erscheinenden  Abgrenzung  kam  es  mir  darauf  an, 
mein  Untersuchungsgebiet  einerseits  nicht  zu  eng  abzustecken, 
um  in  dasselbe  noch  alle  einzelnen  lokal  so  sehr  verschiedenen 
Entwickelongsformen  des  AUmendrechts  einzuschliessen  und  das 
Wesentiictie  vom  Unwesentlichen,  das  Typische  vom  Zufälligen 
unterscheiden  zu  können  und  andrerseits  wieder  nicht  zu  weit, 
um  nicht  auf  jede  konkrete  örtliche  oder  nationale  Gegen- 
ständlichkeit des  Stofiis  verzichten  zu  müssen.  So  gelangte  ich 
denn  bei  der  Abgrenzung  meines  Unterauchungsgebiets  zu 
einer  Mittelstellung  zwischen  derjenigen,  die  von  Ad.  Wagner 
in  seiner  Grundlegung  und  von  E.  de  Laveleye  in  seinem  Werk 
Aber  das  Ureigenthum  eingenommen  wird,  wenn  sie  ihren 
Cntersndiungen  über  das  Eigenthum  Thatsachen  aus  allen 
Zeiten  und  allen  Ländern  zu  Gininde  legen  und  deijenigen, 
welche  sich  z.  B.  bei  M.  Kowalewski  (Umriss  einer  Geschichte 
der  Zerstückelung  der  Feldgemeinschaft  im  Kanton  Waadt. 
Zürich  1877)  findet,  wenn  er  seine  Studien  auf  das  Gebiet 
eines  einzigen  schweizerischen  Kantons  beschränkt.  Für  die 
vorzugsweise  Berücksichtigung  des  deutschen  Theils  der 
Schweiz  sprach  sodann  noch  der  Umstand,  dass  namentlich  die 
älteren  Quellen  für  die  Dai-stellung  des  AUmendrechts  hier 
reichlicher  fliessen,  als  für  den  burgundischen  i*esp.  romanischen 
Theil  der  Schweiz  nind  dass  für  die  deutsche  Schweiz  bereits 
ausgezeichnete  Vorarbeiten  —  sowohl  gediiickte  Quellensamm- 
lungen  als  auch  verarbeitetes  Material  —  vorliegen. 

Um  aber  ein  vollständiges  Bild  der  AUmendentwicklung 
bis  zur  Gegenwart  geben  zu  können,  dazu  reichten  gleichwohl 
diese  Vorarbeiten,  unter  denen  als  die  bedeutendsten  die  Ar- 
beiten Blumers,  v.  Wyss  und  Heuslers  genannt  sein  mögen, 
nicht  hin.  Es  mussten  noch  andere  Quellen  mit  zu  Rathe  ge- 
zogen und  manches  in  denselben  für  den  nicht  Eingeborenen 
aufden  ersten  Blick  Unverständliche  durch  örtliche  Nachforschung 
und  Umfrage  klar  gestellt  werden.  Wie  wünschensweith  aber 
ein  längeres  VeinveUen  in  jedem  einzelnen  Kanton  der  deut- 
schen Schweiz  für  den  Zweck  dieser  Arbeit  auch  immer  war, 
so  iiess  es  sich  doch  nicht  überall  ermöglichen.  So  war  ich 
denn  wesentlich  auf  die  Hilfe  mit  den  Verhältiiissen  ihrer  Hei- 
math eng  vertrauter  Männer  angewiesen,  die  mir  dehn  auch  in 
reichlichem  Maasse  zu  Theil  geworden  ist.  Ich  nehme  daher 
an  dieser  Stelle  gern  Veranlassung,  meinen  Dank  allen  den- 
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jenigen  auszusprechen,  die  nicht  müde  wurden,  mir  auf  meine 
Frage  theils  mündlich,  theils  schriftlich  immer  wieder  Antwort 
zu  geben,  femer  denjenigen,  die  mich  mit  dem  nöthigen  QuelleD- 
Material,  das  nur  zum  Theil  in  gedruckter  Gestalt  vorlag,  ver- 
sorgt haben  und  endlich  denjenigen,  die  mich  die  donkleD 
Stellen  dieser  Quellen  im  Licht  der  örtlichen  Verhältnisse  lesen 
und  vei'stehen  lehrten.  Leider  kann  ich  denjenigen  beiden 
Männern,  welche  den  lebhaftesten  Antheil  an  meiner  Arbeit 
genommen  und  sie  am  wesentlichsten  gefördert  haben:  den  zu 
fi-üh  verstorbenen  Regieiiingspräsident  Z.  Gisel  und  Bundes- 
rath  Dr.  J.  Heer  diesen  meinen  Dank  heute  nur  ins  Grab 
nachrufen.  Dagegen  ist  es  mir  wenigstens  vei'gönnt,  meinen 
Dank  folgender  stattlichen  Reihe  von  noch  rüstig  wirkenden 
Männern  für  ihre  mannigfaltigen  Hilfeleistungen  auszusprechen. 
Es  sind  dies  der  gewesene  Baseler  Professor  Hr.  Dr.  J.  Schnell 
jetzt  in  BeiTi;  mein  hiesiger  College  Hr.  Prof.  P.  F.  v.  Wyss; 
Hr.  Füi-sprech  C.  v.  Desdh wanden  in  Staus;  Hr.  Regierungs- 
präsident Schwerzmann  in  Zug;  der  gewesene  Hr.  Regierungs- 
präsident Hungerbühler  in  St  Gallen ;  Hr.  Regierungsratb  Sulz* 
berger  in  Frauenfeld;  der  gewesene  Hr.  Staatsanwalt  Fl.  Losser 
in  Altdorf:  Hr.  Prof.  Treichler  in  Zürich;  Hr.  Director  Schatz- 
mann  in  Lausanne;  Hr.  Professor  E.  Landolt  in  Zürich;  Hr. 
Bundesgesandter  Dr.  A.  Roth  in  Berlin,  früher  Landammann 
von  Appenzell  —  Ausser-Rhoden;  Hr.  National  rath  Feer-Herzog 
in  Aarau;  Hr.  Staatsschreiber  Amiet  in  Solothuiii;  Hr.  Staats- 
archivar Th.  V.  Liebenau  in  Luzern;  der  gewesene  Hr.  Be- 
gierungsrath  Frossard ;  Hr.  Ständerath  J.  B.  Rusch ;  die  Herren 
Ständerath  Dr.  C.  Stehlin,  Nationalrath  E.  Frei  und  Hypotheken- 
bankkassirer  Bider  in  Basel ;  Hr.  Staatsschi-eiber  Kälin  in  Schwyz 
und  Hr.  Kantonsrath  Aufdermaur  in  Seewen;  Hr.  Thalammann 
Müller  in  Engelberg ;  Hr.  Landschreiber  Gasser  in  Samen  und 
Hr.  Landschreiber  Dr.  Glaser  in  Liestal. 

Was  endlich  die  Vollständigkeit  des  beigebrachten  Stoffs 
betrifft,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  sie  für  die  Gegenwart 
grösser  ist  als  für  die  Vergangenheit.  Immerhin  ndime  ich 
an,  dass  mir  auch  für  die  ältere  Zeit  keine  wichtigere 
Phase  der  AUmendentwickelung  entgangen  ist,  wobei  die  als 
Beleg  dei-selben  angeführten  Thatsachen  keinen  Anspruch  auf 
Vollständigkeit  machen,  sondern  nur  die  Bedeutung  von  Bei- 
spielen haben.  Dagegen  habe  ich  bei  Darstellung  der  Allmend- 
Verhältnisse  in  der  Gegenwart  nach  möglichster  Vollständigkeit 
gestrebt,  und  zwar  nicht  nur  in  dem  für  den  geachiditlicben 
Theil  geltenden  Sinne,  dass  alle  HauptentwidLdungsformen 
deutlich  zu  Tage  treten,  sondern  dass  für  jeden  einzelnen 
Kanton  eine  möglichst  specielle  Darstellung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  zu  geben  versucht  wurde.  Zwei  Mängel  Hessen 
sich  hierbei  freilich  nicht  vermeiden:  eine  gewisse  Ungleich- 
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mässigkeit  in  der  Behandlung  der  verschiedenen  Kantone,  die  be- 
dingt ist  durch  den  verschiedenen  Grad  der  Zugänglichkeit  ihrer 
Quellen  und  Nachrichten  und  sodann  eine  gewisse  Monotonie  der 
Darstellung,  die  wieder  die  Folge  einer  Aehnlichkeit  der  Ver- 
hältnisse in  einzelnen  Kantonen  ist.  Doch  liessen  sich  jene 
TJngleichmässigkeiten,  wie  diese  Wiederholungen  in  der  Dar- 
stellung schlechterdings  nicht  vermeiden.  Denn  den  gegen- 
wärtigen Zustand  des  Allmendwesens  nur  summarisch  dar- 
stellen, hiess  ebensoviel,  wie  auf  die  Wiedergabe  der  vielen 
kleinen  Nuancen,  die  ein  und  dieselbe  Entwickelungsfoim  in 
den  verschiedenen  Kantonen  aufweist,  vemchten.  Grade  diese 
Nuancen  des  Allmendrechts  —  z.  B.  ob  die  Nutzungsbei-echtigung 
in  einer  Gegend  realer  oder  persönlicher  Natur  ist;  ob  in  letz- 
terem Fall  sämmtliche  Genossen  ohne  Untei'schied  des  Altei'S 
und  Geschlechts  oder  nur  die  ortsangesessenen  Haushaltungs- 
vorstände nutzungsberechtigt  sind;  ob  auch  die  nicht  orts- 
bürgerlichen Niedergelassenen  volle  oder  wenigstens  quote  An- 
theile  des  AUmendnutzens  erhalten;  ob  die  Nutzungen  nur  in 
natura  oder  auch  in  Geldfoim  veitheilt  werden ;  ob  die  Natural- 
nutzung  von  sämmtlichen  Genossen  an  der  gesammten  AUmend 
oder  von  den  Einzelnen  gesondeii;  an  einzelnen  Stücken  der- 
selben erfolgt;  ob  die  in  Sondemutzung  befindlichen  Allmend- 
parzellen  auf  eine  längere  oder  kürzere  Zeit  oder  lebensläng- 
lich oder  selbst  erblich  vertheilt  werden ;  ob  der  Empfang  der 
Nutzungen  unentgeltlich  geschieht  oder  gegen  Entrichtung  einer 
Abgabe,  und  zwar  einer  grossen  oder  kleineren  Abgabe;  ob 
der  Werth  der  AUmendnutzungen  ein  grosser  oder  kleiner  ist, 
welchen  Klassen  dieselben  hauptsächlich  zu  Gute  kommen 
u.  s.  w.  —  sind  aber  für  die  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischen  Wirkungen  der  AUmendnutzungen  von  nicht  zu 
nnterschätzender  Bedeutung.  Sollen  daher  diese  Wirkungen 
an  einzelnen,  den  vei*schiedenen  Gegenden  der  Schweiz  zu 
entnehmenden  Beispielen  demonstrirt  werden,  so  müssen  zuvor 
die  rechtlichen  Grundlagen  der  Nutzung  für  jede  solche  Gegend 
genau  feststehen. 

Zum  besseren  Yerständniss  des  Lesers  habe  ich  meiner 
Arbeit  eine  Erklärung  der  in  derselben  vorkommenden  schwei- 
zerischen Provinzialismen,  welche  fast  sämmtlich  die  Bedeutung 
technischer  Ausdrücke  erlangt  haben  und  daher  im  Text  bei- 
behalten werden  mussten  und  ebenso  eine  Reduktion  der  in 
der  Arbeit  angeführten  älteren  auf  heutige  Flächenmaasse  und 
Münzen  beigegeben.  Dass  ich  bei  der  Erklärung  der  Provin- 
zialismen mich  auf  die  Wiedergabe  ihres  gebräuchlichen  Sinus 
beschränkt  und  mich  aller  sprachlichen  Ableitungen  enthalten 
habe,  wird  man  bei  einem  Nichtphilologen  nicht  nur  erklärlich, 
sondern  auch  gerechtfertigt  finden. 

Zum  Schluss  spreche  ich  den  Wunsch  aus,  dass  die  vor- 
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liegende  Arbeit,  eingedenk  der  grossen  Schwierigkeiten,  welehe 
sich  der  Herbeischaffung  und  Verarbeitung  des  weitschichtigen 
Materials  entgegenstellten,  dieselbe  freundliche  Aufaahnie  fin- 
den möge,  wie  ihre  Voi^ängerin,  indem  ich  zugleich  hoffe, 
dass  es  mir  möglich  sein  werde,  auch  die  weiteren,  sich  an 
diese  Arbeit  anschliessenden,  aber  gleichwohl  ebenfalls  auf  eine 
relative  Selbstständigkeit  Anspruch  machenden  Fortsetzungen 
derselben  bald  folgen  zu  lassen. 

Basel,  im  April  1879. 

A.  T,  Mlaskowskl. 
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L    Begriff  nnd  rechtliche  Natur  der  Allmend.  ^) 

Unter  AUmein,  Allmeind,  Allmend,  Allment,  AUmet,  AUmy, 
Allmig,  Gemeind  wird  nach  älterem  schweizerischem  Sprach- 
gebrauche,  im  Gegensatz  zum  Sondereigen,  eigen,  aigen,  aigen- 
thumb  und  zum  Erbe,  der  aus  der  alten  Mark-,  Dorf-  und 
Hofverfassung  stammende,  nicht  aufgetheilte  Rest  der  Gemein- 
mark  verstanden,  der  sich  heute  entweder  im  Eigenthum  von, 
aus  den  Rechtsnachfolgern  der  früheren  Mark-,  Dorf-  oder  Hof- 
genossen bestehenden  Bürger-  resp.  Einwohnergemeinden  oder 
sonstigen  öffentlichen  Korporationen  befindet,  soweit  er  aus- 
schliesslich oder  doch  vorzugsweise  von  den  berechtigten  Ge- 
nossen genutzt  und  entweder  gar  nicht  oder  nur  nebenbei  zur 
Befriedigung  von  Gemeindebedürfhissen  verwendet  wird. 

Die  Nutzung  der  Allmendgenossen  war  früher  meist 
eine  gemeinschaftliche  in  Wald  und  Weide.  Nur  allmählig, 
namentlich  seit  der  Reformationszeit,  beginnt  auch  die  Sonder- 
nutzung einzelner  Allmendstücke,  als  Gärten,  Aecker,  Reb- 
und  Wiesland,  grössere  Dimensionen  anzunehmen.  In  der 
Gegenwart  kommt  die  gemeinschaftliche  Nutzung  in  der  Ebene 
nur  selten  vor,  während  sie  sich  in  den  Gebirgsgegenden, 
namentlich  an  den  Gemeinalpen,  durch  unveränderliche  natür- 
liche Verhältnisse  bedingt,  noch  in  grossartigem  Massstabe 
erhalten  hat.  Auch  hat  neben  der  Benutzung  der  Allmend 
durch  die  Gemeindegenossen  ihre  Verwendung  zu  Zweckea 
der  politischen  Gemeinde  immer  mehr  Verbreitung  gefunden. 
Im  Zusammenhang  mit  der  veränderten  Art  der  Nutzung  steht 
auch  die  theilweise  Verändeioing  des  ui*spiilnglichen  Sinns, 
den  man  mit  dem  Ausdrucke  Allmend  verbindet.  Wähi'end 
nämlich  ursprünglich  alles  Gemeingut,  als  dasselbe  zugleich 
der  Regel  nach  von  den  Genossen  gemeinsam  genutzt,  wurde, 
Allmend  hiess,  wurde  im  Laufe  der  Zeit  derjenige  Theil  der 
früheren  Allmend,  welcher  fortan  theils  direkt,  theils  indirekt 
(als  Erwerbsquelle)  zu  Gemeindezwecken  verwendet  wurde, 
allgemein  von  dieser  Bezeichnung  ausgenommen.  Als  die 
Sondemutzung  sodann  immer  mehr  Verbreitung  fand,  wurde 
der  Begiiff  der  Allmend  in  einigen  Gegenden  auf  diejenigen 
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Gemeindegüter  eiDgeßchränkt,  die  nach  wie  vor  in  gCTiein- 
sanier  Nntenng  der  Genossen  geblieben  waren,  während  er  in 
anderen  Gegenden  wieder  eine  Beschränkung  nach  einer  an- 
deren Seite  erfahr,  so  dass  der  Umfang  des  AllmendbegrifBi 
gegenwärtig  in  den  vei*schiedenen  Theilen  der  Schweiz  ein  sehr 
verschiedener  ist. 

•Der  ursprüngliche  weitere  Sinn  wird  mit  dem  Aasdnicke 
Allmend  noch  gegenwärtig  hauptsächlich  im  Kanton  Schwyz 
verbunden,  wo  die  im  Eigenthume  der  Gemeinden  und  sonstigen 
öffentlichen  Korporationen  befindlichen  und  fast  ausnahmäos 
von  den  Genossen  genutzten  Wälder,  Weiden  im  Thal,  auf  den 
Vorbergen  und  Alpen  (Heu-  oder  Heimkuh  weiden  und  HocIh 
allmenden),  die  Streu-  und  Toi-f  ländereien.  Wiesen,  Aecker  und 
Gälten  (l^^^^^'^  beide  Kategorien  auch  als  Pflanzland  be- 
zeichnet) u.  s.  w.  gleichmässig  zu  den  Allmenden  ^ei*echnet 
werden,  so  dass  man  hier,  um  die  einzelnen  Species  des  Genus 
Allmend  zu  untei-scheiden ,  von  Boden-,  Mittel-,  Hoch-,  Wald- 
allmenden  u.  s.  w.  spricht.  Neben  dem  regelmässigen  G^rauche 
des  Ausdrucks  Allmend  in  dem  eben  besprochenen  weiteren 
Sinne  kommt  fi*eilich  auch  in  Schwyz  ausnahmsweise  der  Ge- 
brauch desselben  und  namentlich  des  Ausdrucks  Allmy  in  dem 
engeren  Sinne  von,  in  Gemeinnutzung  befindlichem  Gemeingnt 
vor,  so  dass  in  diesem  engeren  Sinne  unter  den  Allmenden  nur 
die  Gemeinweiden  verstanden  und  dann  sowohl  dem  Gemein- 
märck,  d.  h.  dem  in  Sondemutzung  befindlichen  Korporations- 
besitze (Galten,  Aecker,  Wiesen),  als  auch  den  Gemeinwäldem 
entgegengesetzt  werden.  *) 

Während  dieser  letztere  Sprachgehrauch  aber  im  Kanton 
Schwyz  nur  ausnahmsweise  Qblich  ist,  bildet  er  im  Kanton  Uri 
die  Regel.  In  diesem  Kanton  dient  die  Allmend  nur  ausnahms- 
weise zur  Bezeichnung  der  sämmtlichen  im  £igenthum6  der 
Bezirkskorporationen  befindlichen  Nutzungsgüter,  der  Allmenden 
„in  Boden  und  Bei'g'',  indem  die  Gemein wälder,  das  geroeine 
Pflanz-  und  Wiesland  gewöhnlich  nicht  zu  den  Allmenden  ge- 
rechnet werden.*) 

Ein  anderer  Sinn  wird  den  Allmenden  in  den  Kantonen 
St.  Gallen  und  Glarus  untergel^,  indem  unter  denselbra  nur 
die  im  Thal  gelegenen  Gemeinweiden  verstanden  werden,  so 
dass  man  sowohl  das  Pflanzland  und  die  gemeinen  Wälder*  als 
auch  die  Alpen  nicht  als  Allmenden  bezeichnet.^)  Im  Kanton 
Unterwaiden  dagegen  wird  bisweilen  überhaupt  das  im  Thal 
gelegene  Gemeingut,  gleichgültig  ob  dasselbe  als  Pflanzlani 
Wiese  oder  Weide  benutzt  zu  werden  pflegt,  und  im  Amts- 
bezirk Oberhasle.  Kanton  Bern,  nur  das  im  Gemeineigentbuine 
befindliche  Pflanzland  im  Thale  als  Allmend  bezeichnet  ^) 

Eine  ganz  singulare  Bedeutung  haben  die  Allmenden  im 
Kanton  Baselstadt,  wo   man   unter  denselben   die  f&r  Jedei- 
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mann  offen  stehenden  res  pnblieae,  wie  z.  B.  BrQcken,  öffent- 
liche Wege  n.  s.  w.  versteht 

Uebrigens  ist  der  Sprachgebrauch  nicht  einmal  am  selben 
Orte  und  zu  gleicher  Zeit  ein  konsequenter.  So  werden  z.  B. 
in  dem  von  der  Umer  Bezirksgemeinde  am  14.  Mai  1876  ge- 
fassten  Beschlüsse  im  Aitikel  1  die  Gemeinalpen  von  den  All* 
menden,  d.  h.  den  Bodenallmenden,  unterschieden,  während  im 
Artikel  6  die  Allmenden  wieder  im  weitesten  Sinn  von  nutz- 
baren dem  Bezirke  gehörigen  Liegenschaften  und  im  Artikel  2 
im  Sinne  von  Gremeinalpen  zu  verstehen  sind. 

Im  Verlaufe  dieser  Arbeit  schliesse  ich  mich  dem  früher 
aUgemein  gewesenen  und  gegenwärtig  u.  A.  noch  im  Kanton 
Schwyz  abüchen  Sprachgebrauche  an,  wonach  unter  Allmenden 
die  im  Eigenthume  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Korpora- 
tionen befindlichen  Liegenschaften  zu  verstehen  sind,  soweit 
sie  von  Angehörigen  dieser  Körperschaften,  sei  es  gemeinschaft- 
lich oder  gesondert,  genntzt  werden.  Indem  diese  Nutzungen 
heute  nicht  mehr  immer  unentgeltlich  erfolgen  und  ausserdem 
häufig  nur  einen  Bruchtheil  der  ortsangesessenen  Bevölkerung 
zu  Gute  kommen,  sind  die  Allmenden  aus  freien  Gütern  fiii* 
aUe  am  Orte  Angesessenen  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Art  Ge- 
sammtfideikommiss  geworden,  dessen  Nutzung  gegenwärtig  den 
Gliedern  einer  sich  immer  mehr  privatrechtlich  abschliessenden 
Kdi-perschaft  und  zwar  nicht  immer  unentgeltlich  zusteht. 

Neben  und  statt  der  Allmend  beg^nen  wir  in  den  älteren 
Rechtsquellen  nicht  selten  den  Bezeichnungen :  Gemeine  Mark, 
GemeinmaFch,  Gmeinmerk,  Gemeinmärk,  komimpirt  in  Gemein- 
werk, Gemeinwärch,  Gemeinwerch.  Unter  der  Gemeinmark 
wird  bald  die  Allmend  im  weitesten  Sinne,  bald  nur  die  in 
Sondemutzung  befindliche  Allmend  verstanden.  Es  mochte 
im  einzelnen  Falle  schwer  gefallen  sein,  die  Gemeinmark  in 
diesem  engeren  Sinne  von  dem  Sondereigen  auf  den  ei*sten 
Blick  zu  unterscheiden,  da  die  Nutzungsart  in  beiden  Fällen 
eine  gleiche  war,  denn  das  Tritt-  und  Trattrecht  haftete,  soweit 
es  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  war,  auf  beiden  Besitzes- 
arten Der  leitende  Gesichtspunkt  war  hier,  wie  v.  Inama 
richtig  bemerkt,  dass  alles  Land,  das  keine  Früchte  trug  i-esp. 
so  lange  es  keine  Früchte  trug,  dem  gemeinen  Nutzen  offen 
sein  sollte.  Der  Unterschied  zwischen  „Gemeinmärk''  im 
Sinne  von  Gemeingut,  das  sich  im  Sonderbesitze  befand,  und 
,,tnltt'*  im  Sinne  von  Sondergut,  das  der  gemeinen  Atzung 
aber  gleichwohl  in  bestimmten  Zeiten  ebenfalls  unterworfen 
war,  trat  jedoch  insofei-n  zu  Tage,  als  der  Nutzniesser  der 
Gemeinmark  seinen  Sonderbesitz  aufgeben  musste,  „wenn  ein 
vogt  vnd  die  genossen  vber  ein  koment,  das  er  das  sulle  lassen 
ligen''.  ^)  In  der  Bedeutung  von  Allmend  im  weitesten  Sinne 
findet  sich  die  Gemeinmark  gebraucht  in  einzelnen  Schwyzer, 
Aargauer,  Züricher,  St.  Galler  u.  s.  w.  Quellen"  ;  nur  das  in 
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Sondernutzuog  befindliche,  im  Thale  oder  an  den  untern 
Bergen  gelegene  Gemeingut,  im  Gegensatz  zur  AUmy,  d.  h.  der 
Gemeinweide,  wird  damit  bezeichnet  in  Schwyzer,  Luzemer 
u.  8.  w.  Quellen.®) 

In  neuerer  Zeit  werden  auch,  namentlich  in  den  Kantonen 
der  Ebene,  die  Allmenden  ausschliesslich  oder  doch  vorzugs- 
weise als  bürgerliche  Nutzungsgüter  und  ihre  Nutzungen  als 
Bürgei-nutzungen  benannt 

In  dieser  Arbeit  habe  ich  der  Vereinfachung  wogen  den 
Ausdinick  Allmend  und  Allmendnutzung  auch  für  die  Gegenden 
gebraucht,  in  denen  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  nur  (Ue  Aus- 
drücke bürgerliche  Nutzungsgüter  und  Bürgemutzungen  kennt. 

In  der  oben  gegebenen  Definition  der  Allmend  ist  die 
rechtliche  Natur  derselben  nur  gestreift  worden.  Um  aber 
namentlich  die  Geschichte  der  Wandlungen,  welche  die  All- 
mend durchlebt  hat,  in  ihrer  ganzen  Bedeutung  zu  erfassen, 
muss,  wenigstens  in  aller  Eüi*ze,  auch  der  rechtlichen  Seite 
unseres  Gegenstandes  gedacht  werden.^) 

Lange  Zeit  wurde  das  auf  deutschem  Boden  erwachsene 
Rechtsinstitut  der  Allmend  von  den  vorzugsweise  i^misch  rechtlich 
gebildeten  Juristen  entweder  vollständig  ignorirt-oder  doch  in 
seinem  Wesen  missvei*standen,  indem  man  es  einfach  unter  die 
römischrechtlichen  Kategorien  des  dominium,  der  universitas 
und  seiTitus  einerseits  oder  des  condominium  und  der  societas 
andrerseits  zwängte.  Während  diese  Rechtsinstitute  bei  den 
Römern  aber  das  naturgemässe  Pix)dukt  eines  hoch  entwickelten, 
auf  dem  Geldverkehr  beruhenden  wiithschaftlichen^Zustandes, 
sowie  einer  sublim  ausgebildeten  Jurisprudenz  waren,  wollte  man 
sie  bereits  in  den  sehr  primitiven  wirthschaftlichen  und  geistigen 
Zuständen  der  Schweiz,  in  denen  noch  keinerlei  Verfeinerung 
des  Lebens  und  Denkens  stattgefunden  hatte  und  man  sich  an 
sehr  einfachen  Einrichtungen  des  Lebens  und  Foimen  des 
Denkens  genügen  liess  (ich  erinnere  ausser  der  Allmend  an  die 
in  den  Alpengegenden  noch  gegenwäitig  vorkommenden  Ein- 
richtungen der  Stuhlung,  des  Auflag,  der  Schwändtage,  der 
Kuhessen,  des  Freiholzhiebs  u.  s.  w.)  wiedei*finden. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  ein  Verdienst  von  Beseler, 
Bluntschli  u.  A.,  wenn  sie  gegenüber  diesen  einseitigen 
Tendenzen  der  hen*schenden  Rechtstheorie  auf  die  Eigenart 
der  Allmend  sowohl,  wie  der  deutschrechtlichen  Genossenscliaft 
aufmerksam  machten,  wenngleich  das,  was  von  ihnen  gegen- 
über dem  römischen  Recht  als  national  deutsche  oder  doch 
germanische  Rechtseigenthümlichkeit  hingestellt  wird ,  zum 
Theil  nur  das  Pi*odukt  einer  bestimmten  Zeit  (niedrige  Kultur, 
Natural wirthschaft  u.  s.  w ),  sowie  bestimmter  örtlicher  Ver- 
hältnisse (Gebirgsgegenden)  ist. 

Auch  verfielen  selbst  diejenigen  Juristen,  welche  für  die 
rechtliche  Eigenart  der  Allmend  einen  offenen  Blick  haben, 
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rjlufig  in  den  Fehler,   dass  sie  die  grossen  Verändeningen, 

^  ^elche  im  Laufe   der  Zeit   in    der  Rechtsentwickelung    der 

~  llniend  vor  sich   gegangen  sind,   ebensowenig  zu   würdigen 

tissten,  wie  den  verschiedenen  Stand,  den  die  Rechtsentwicke- 

—  isg  der  einzelnen  Kantone,  selbst  in  einem  so  kleinen  Lande, 
ne  die  deutsche  Schweiz  es  ist,  noch  gegenwärtig  einnimmt. 

Es  ist  das  Verdienst  von  v.  Wyss,  zuerst  mit  grosser  Klarheit 

iUi  den  durchgreifenden  Unterschied  in  der  Rechtsentwickelung 

-1er  Allmend  auf  dem  flachen  Lande  einer-  und  in  den  Gebirgs- 

-  fegenden  andererseits,  sowie  auf  die  deutlich  unterscheidbaren 
Stadien  dieser  Entwickelung  hier  und  dort  ai^erksam  ge- 
macht zu  haben.  Seinem  Beispiele  sind  dann  die  jüngeren 
Juristen  zum  Theil  gefolgt. 

Wenn  wir  in  Nachfolgendem  trotz  des  oben  Gesagten  die 
^  Rechtsentwickelung  der  schweizerischen  Allmend  ebenfalls  auf 
römischrechtliche  Kategorien  zurückzuführen  und  sie  mittelst 
derselben  zu  begreifen  suchen,  so  geschieht  dies  einmal  aus 
dem  Grunde,  weil  die  von  dem  römischen  Recht  aufgestellten 
Kategorien  gegenwärtig  für  jeden  Gebildeten  als  Rechts- 
kategorien schlechthin  gelten,  dann  aber  mit  dem  ausdrück- 
lichen Vorbehalt,  dass  wir  in  den  zu  untei*suchenden  schwei- 
zerischen Rechtsverhältnissen  der  älteren  Zeit  nicht  bereits 
fertig  ausgebildete  Rechtsinstitute,  wie  sie  uns  in  der  Blüthe- 
zeit  des  römischen  Rechtes  entgegentreten,  sondern  nur  ihre 
Tendenz,  sich  in  der  Richtung  des  einen  oder  anderen  Insti- 
tuts zu  entwickeln,  suchen  und  finden. 

Der  Kern  des  Streites  über  die  rechtliche  Natur  der  All- 
mend darf  mit  v.  Wyss  dahin  präcisirt  werden,  dass  Alles 
darauf  ankommt,  im  einzelnen  Falle  festzustellen,  ob  sich  die 
Allmend  im  Eigenthum  einer  Kollectivperson  befinde,  der  gegen- 
über die  einzelnen  physischen  Pereonen,  die  jeweilen  ihr  Sub- 
strat bilden,  wenn  auch  nicht  vollständig  verschwinden,  so 
doch  so  bedeutend  zuiDcktreten,  dass  in  zweifelhaften  Fällen 
die  Pi'äsumtion  für  das  Recht  der  Einheit,  d.  h.  für  die  un- 
eingeschränkte Dispositionsbefugniss  der  Gemeinde  oder  Kor- 
poration spricht,  oder  ob  das  Miteigenthum  einer  Mehrheit 
von  physischen  Personen  vorliegt,  deren  Rechte  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Einheit  nur  soweit  eingeschränkt  sind,  als 
dies  ausdrücklich  festgestellt  ist  und  nachgewiesen  werden  kann, 
so  dass  also  hier  die  Präsumtion  fbr  das  intakte  Recht  des 
Einzelnen  besteht 

Abgesehen  von  dem  Ergebniss  einer  PiHfung  der  positiven 
Gesetzesbestimmungen,  welche  natürlich,  wo  sie  uns  nicht 
im  Stich  lassen,  die  sicherste  Entscheidung  bieten,  wird,  wie 
V.  Wyss  zutreffend  bemerkt,  überall  dort  die  Ausbildung  einer 
rechtlichen  Einheit,  einer  juristischen  Person  angenommen 
werden  können,  wo  sich  fiir  die  Vereinigung  einer  Anzahl  von 
Personen   eine  herrschende  Gewalt  gebildet  hat;  diese  wird 
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aber  wieder  immer  zur  Ausbildung  gelangen  müssen,  weoB  ein 
allgemeines  öffentliches  Interesse  gebieterisch  die  Cnteiord* 
nung  der  Einzelnen  unter  dasselbe  verlangt 

Mit  dieser  Auffassung  stimmt  auch  Heusler  überein,  wenn 
er  sagt,  dass  das  Bewusstsein  der  Einheit  eines  durch  die  Ge- 
sammtheit  der  Genossen  gebildeten  Rechtssubjekts  so  lange 
schlummert,  bis  der  Gedanke,  dass  ein  höheres,  allgemeines. 
öffentliches  Intei-esse  oder,  wie  Obwaldner  Quellen  sich  aus- 
diücken,  „das  gemeine  Wesen"  und  nicht  das  momentane 
Interesse  der  einzelnen  Genossen  bestimmend  sein  müsse,  zu 
allgemeiner  Anerkennung  gelangt  ist. 

Für  die  Zeit  vom  XIII.  Jahrhundert  an,  für  welche  die 
auf  die  Allmenden  bezüglichen  Quellen  reichlicher  zu  fllesseii 
beginnen,  müssen  wir  nun  sowohl,  was  die  wenigen  damal> 
noch  erhaltenen  freien,  als  auch  was  die  grundherrlichen  und 
gemischten  Gemeinden  betrifft,  das  Vorhandensein  eines  solchen 
allgemeinen  Interesses,  das  über  dem  Thun  und  Lassen  des 
Einzelnen  steht,  annehmen,  wie  ich  das  in  meiner  Verfassum: 
der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthschaft  der  deutschen  Schweiz 
(Basel,  Georg  1878)  näher  zu  begründen  gesucht  habe.  Diesem 
allgemeine  Interesse  war  bis  zum  XVL  Jahrhundeit  allerdings 
nur  zu  einem  geringen  Theile  ein  öffentliches  im  heutigen 
Sinne,  indem  seine  Wahrnehmung  nicht  zu  den  Angaben  des 
damaligen  Staates  geholte  und  indem  von  den  politischen  Funk- 
tionen im  heutigen  Sinne  nur  wenige  diesen  Verbänden  und 
ihren  Organen  zufielen,  wie  z.  B.  die  Erhebung  von  Beitrftgeo 
zur  Erhaltung  von  Brücken,  Wegen,  Wasserwuhren,  der  Erlas> 
polizeilicher  Anordnungen  und  die  Ausübung  der  Strafgerichte 
barkeit  gegen  Diejenigen,  welche  sich  gegen  die  Gemeinde- 
beschlüsse verfehlten.  Aber  wenn  es  auch  im  Wesentlichefi 
kein  öffentlich-politisches,  sondern,  man  könnte  vielleicht  sagen, 
öffentlich-sociales  war,  so  verlangte  doch  auch  dieses  Interesse 
zu  seiner  wirksamen  Geltendmachung  eine  über  dem  Einzelnen 
stehende  und  ihn  nöthigenfalls  zwingende  Gewalt  und  Or- 
ganisation, wie  wir  sie  denn  sowohl  in  den  Markgenossen- 
schaften, als  auch  in  den  freien  Dorfgemeinden  und  in  den 
Hofgenossenschaften  finden.  Dieser  Organisation  war  sowohl 
die  ländliche  Bevölkerung,  als  auch  das  ländliche  Gnindeigen- 
thum,  und  zwar  sowohl  Sondereigen  und  Erbe  als  Allmend. 
unterworfen.  Bildete  aber  vom  XIII.  bis  zum  XVIIL  Jahr- 
hundert ganz  allgemein  und  in  den  Alpengegenden  noch  bi> 
zur  Gegenwart  die  Allmend  einen  wesentUchen  Bestandtheil  der 
agrarischen  Zwangsorganisationen,  und  hatten  diese  ein  all- 
gemeines, öffentliches  Interesse  zur  Geltung  zu  bringen,  so 
musste  bei  Regelung  des  Allmendwesens  nothwendig  dieses 
allgemeine  Interesse  dem  einzelnen  widersprechenden  Genossen 
gegenüber  sich  in  zwingender  Weise  geltend  machen.  Es  muss 
demnach  mit  v.  Wvss  und  Heusler  bereits  für  die  Zeit  da  die 
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Markgenossenschaften,  freien  Bauergemeinden  und  hofrechtlichen 
Verbände  im  Wesentlichen  nur  erat  wiithschaftliche  Zwangs- 
organisationen  wai*en,  angenommen  werden,  dass  die  durch  die 
Nutzniessung   der   Allmend   Verbundenen  meist  eine  Rechts- 
einheit, eine  Art  juristischer  Person  bildeten,  wenngleich  der 
vom  römischen  Rechte  scharf  und  konsequent  ausgebildete  Be- 
griff der  juristischen  Person  sich  in  jenen  AUmendgenossen- 
Schäften  noch  nicht  findet.    Vielmehr  trat  neben  der  Einheit 
auch  das  Moment  der  Vielheit  noch  stärker  hervor,  als  es  nach 
römischrechtlichem  Begriff  zulässig  ist,  und  zeigt  die  Geschichte 
der  Rechtsentwickelung  dieser  Allmendgenossenschaften  wäh- 
rend Jahrhundeiten  ein  Ringen  der  Vielheit  mit  der  Einheit, 
in  dem  bald  die  eine,  bald  die  andere  Seite,  gewöhnlich  aber 
doch  die  Einheit  überwiegt     Namentlich  in  den  Gemeinden 
und  Korporationen   der   Gebii'gsgegenden  fiel  es  der  Einheit 
ausserordentlich  schwer,   zum   vollständigen   Siege  über    die 
Vielheit  zu  gelangen,  was  sich  in  dem  Widei*streben  der  Mi- 
noritäten, den  Anordnungen  der  Majoritäten  Folge  zu  leisten, 
ausspricht.    Zwar  finden  wir  in  einzelnen  Gebirgsgemeinden, 
ja  in  ganzen  Gebirgsgegenden,  nach  dem  Vorbild  der  Ebene, 
schon  früh  den  Grundsatz  allgemein  zur  Geltung  gelangt,  dass 
auch  in  AUmendsachen  „der  mindere  theil  dem  mehren  volgen 
söUe'^;^^)  wogegen  andere  Gegenden  wieder  noch  sehr  lange 
der  Anerkennung  desselben,   namentlich  soweit   es  sich   um 
Beschlüsse  über  die  Vei*äusserung  von  Allmendtheilen,  sowie 
um   die  Aufnahme  neuer  Allmendgenossen  handelte,   wider- 
strebten, indem  sie  für  das  Zustandekommen  solcher  Beschlüsse 
zum  Theil  bis  auf  unsere  Tage  Einstimmigkeit  verlangten.' ^) 
Aber  auch  dort,  wo  die  Einheit  zur  unbestrittenen  An- 
erkennung gelangt  ist,  was  am  fiühesten  doit  der  Fall  war, 
wo  aus  den  alten  Hof-  und   Dorfgenossenschaften   politische 
Gemeinden  geworden  und  ihre  Allmenden  in  das  Eigenthum 
dieser  politischen  Bürgergemeinden  übergegangen  sind,  später 
dann  aber  auch  bei  den  übrigen  auf  gemeinsamem  Eigenthume 
und  gemeinsamer  Nutzung  beruhenden  Verbänden,  soweit  sie 
sich  nicht  aufgelöst  haben  (öffentliche  Koi*porationen  und  pri- 
vate Genossensdiaften),  erfolgt  ist,  sind  die  Rechte,  die  den 
einzelnen  Genossen  an  dem  Eigenthume  zustehen,  nicht  immer 
gleichzustellen  den  Rechten  dritter  Personen  an  einer  fremden 
Sache,  sondern  in  der  Ausübung  dieser  Rechte  findet,  wie  be- 
reits Heusler  sagt,  entweder  der  ganze  oder  doch  der  haupt- 
sächlichste Inhalt  des  Gemeinde-  und  Koi*porationseigenthums 
seine  Verwirklichung.     Es  stehen  daher  das  Eigenthum  der 
Einheit  und  die  Nutzungsrechte  des  Einzelnen  sich  nicht  wie 
zwei  einander  begränzende,  selbstständige  Rechte  gegenüber, 
sondern   sie   sind  verbunden   zu  einer  einzigen  Rechtsform. 
Diese  Auffassung  gilt  ganz  allgemein  für  diejenige  Zeit,  in  der 
die  Einheit  der  Gemeinde  gegenüber  den  Genossen  zum  Durch- 
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bruche  gelangt,  die  Gemeinde  zugleich  aber  doch  nur  eine 
wirthschaftliche  Zwangsgenossenschaft  war;  sie  gilt  aber  auch 
für  die  öffentlichen  Korporationen  und  privaten  Genossensdiaf* 
ten  und  ausnahmsweise  selbst  noch  für  die  politischen  Gemein- 
den der  Gegenwart:  so  wenn  das  Glamer  Landsbuch  noch 
heute  den  im  Walde  eines  fremden  Tagwen  Frevelnden  als 
Dieb,  dagegen  den  im  Walde  des  eigenen  Tagwen  Frevelnden 
nur  als  Frevler  bestraft  wissen  will.  **') 

Parallel  mit  der  eben  erwähnten  Ausbildung  der  politi- 
schen Gemeinden  läuft  die  allmählige  Auflösung  der  alten 
Agrarveifassung  namentlich  in  der  Ebene. 

Während  daher  auf  der  einen  Seite  der  öffentlich-politische 
Gesichtspunkt  für  die  Regelung  des  AUmendwesens  massgebend 
wird  und  dahin  drängt,  die  Allmenden  in  den  direkten  Dienst 
der  politischen  Gemeindeinteressen  zu  stellen»  verliert  andrer- 
seits die  Allmend,  wenigstens  in  der  Ebene,  immer  mehr  ihre 
fi-ühere  Bedeutung  für  das  wirthschaftliche  Leben  und  tritt  der 
öffentlich-sociale  Gesichtspunkt  für  ihre  Beurtheilung  in  den 
Hintergrund.  Es  bildet  daher  einerseits  die  AUmendnutzun^^ 
fortan  nicht  mehr  den  hauptsächlichen,  geschweige  denn  den 
einzigen  Inhalt  des  Gemeindeeigenthums  und  es  giebt  andrer- 
seits auch  Allmendnutzungen ,  die  nicht  mehr  von  der  Ge- 
meinde abhängen. 

Mit  dieser  doppelten  Strömung  im  Zusammenhang  steht 
die  Entwickelung  des  AUmendwesens,  wie  sie  namenüich  in 
den  letzten  hundert  Jahren  immer  deutlicher  zu  Tage  ge- 
treten ist. 

Entweder  ist  es,  wie  bereits  oben  ei*wähnt  wurde,  den, 
in  politische  Gemeinden  umgewandelten  älteren  agrarischen 
Zwangsgenossenschaften  gelungen  ^  die  Allmenden  ihi-en  ver- 
änderten Zwecken  unterzuordnen.  In  diesem  Falle  hat  sich  an 
denselben  der  römischrechtliche,  scharf  entwickelte  Eigenthums- 
begriff  ausgebildet  und  unterscheidet  sich  das  Eigenthum  der 
juristischen  Personen  an  den  Liegenschaften  im  Wesentlichen 
nicht  von  dem  Eigenthume  einzelner  physischer  Personen,  in- 
dem beiden  die  gleiche,  nahezu  absolute  DispositionsverfQgung 
über  den  Eigenthumsgegenstand  zusteht  Dass  die  Gemeinden 
sich  in  ihren  Dispositionen  von  Erwägungen  des  öffentlichen 
Interesses,  des  Gemeinwohls,  die  einzelnen  Privatpersonen  da- 
g^en  vom  Privatinteresse  leiten  lassen,  ist  etwas  rein  That- 
sächliches  und  ändert  an  dem  juristischen  Wesen  des  in  beiden 
Fällen  gleich  ausgebildeten  Eigenthums  Nichts.  Und  ebenso 
wenig  wird  an  dem  Wesen  desselben  dadurch  etwas  geändeil, 
dass  der  Staat  die  Wahraehmung  des  öffentlichen  und  dauern- 
den Interesses  bei  der  Bewirthschaftung  der  Güter  dieser  ewigen 
Personen  bisweilen  durch  Erlass  bestimmter,  die  Dispositions- 
freiheit derselben  einschränkender  Gesetze  und  Normati?bestim- 
mungen  zu  sichern  sucht.    Ob  und  in  wieweit  daher  an  den 
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QememdegQtern  heute  überhaupt  noch  BQrgernutzungen  yor- 
kommen,  hängt  im  einzelnen  Fall  von  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung und  der  innerhalb  ihrer  Grenzen  sich  frei  bewegenden 
Gemeindeautonomie  ab.  Oder  es  sind  die  Allmenden  nicht  zu 
Gütern  der  politischen  Gemeinde  geworden.  In  diesem  Falle  sind 
sie,  seit  die  wiilhschaftlichen  Zwangsorganisationen,  deren  Be- 
standtheil  sie  früher  bildeten,  sich  aufgelöst  haben,  gi-össtentheils 
dem  Schicksale  dieser  Zwangsgenossenschaften  gefolgt.  Wie 
diese  letzteren  sich  aufgelöst  haben,  in  einzelne,  lediglich  den 
allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfene,  den  grösstmöglichen 
Grad  von  Freiheit  geniessende  Privatwirthschaften,  so  sind  die 
Allmenden  entweder  im  Wege  der  Vertheilung  oder  des  Ver- 
kaufs in  das  Privateigenthum  Einzelner  übergegangen  oder  es 
ist  das  Eigenthum  der  fi*Qher  mit  der  Agrarverfassung  aufs 
Engste  zusammenhängenden  Mark-,  Dorf-  und  Hofverbände 
zum  Eigenthume  einzelner  von  der  Agrarverfassung  der  Gegen- 
wart vollständig  losgelöster  Privatgenossenschaften,  der  sog. 
Gerechtigkeits-  und  Alpgenossenschaften,  Rechtsamegemeinden 
u.  s.  w.  geworden. 

In  dem  Eigenthume  dieser  heutigen  Privatgenossenschaften 
hat  sich  insofera  ein  Ueberrest  des  mittelalterlichen  genossen- 
schaftlichen Eigenthums  erhalten,  als  sich  in  dem  Eigenthums- 
tmbjekt  der  Begiiff  der  Einheit  mit  dem  der  Vielheit  noch  im 
Kampf  befindet,  ohne  dass  eine  der  beiden  Seiten  zur  vollständigen 
Herrschaft  über  die  andere  gelangt  wäre.   So  nimmt  denn  das 
Eigenthum  dieser  Genossenschaften  eine  Mittelstellung  zwischen 
dem  Eigenthume  der  römischi-echtlichen  universitas  und  dem  con- 
dominium  mehrerer  socii  ein.  Die  Genossenschaft  ist  keine  Uni- 
vei-sitas,  weil  die  einzelnen  Genossen  nicht  in  dem  Ganzen  auf- 
gehen, die  Präsumtion  vielmehr  für  die  freieste  Disposition  des 
Einzelnen  über  sein  Recht  am  Genossengut  spricht  und  dieses  ein 
selbstständiges,  vererbliches  und  in  der  Regel  auch  veräusser- 
liches  ist.    Von  dem  römischrechtlichen  condominium  dagegen 
unterscheidet  sich  dieses  genossenschaftliche  Eigenthum  wieder 
dadurch,   dass  die  Genossenschaften  heute  meist  die  Eorpo- 
ratioDseigenschaft  besitzen,  dass  die  Rechte  der  Genossen  durch 
Mehrheitsbeschlüsse  der  Genossenschaft,  sofein  sie  nur  nicht 
über  den  Korporationszweck  hinausgehen  und  wohlerworbene 
Rechte  der  Genossen  verletzen,  eingeschränkt  werden  können 
und  dass  die  Befugniss  der  einzelnen  Genossen,  eine  Realthei- 
lung  des  Genossenguts  und   eine  Ausscheidung  ihres  Antheils 
zu  verlangen,  ausgeschlossen  ist.  Nach  einigen  Gesetzgebungen 
ist  auch  die  Auflösung   der  Genossenschsiten   in   Folge   von 
Mehrheitsbeschlüssen  der  Genossen  unstatthaft,  während  sie 
nach  anderen  zulässig  erscheint  (Thurgau).     Dagegen  ist  es 
den  einzelnen  Genossen   unbenommen,  nach  Ei-füllung  ihrer 
Verpflichtungen  gegen  die  Genossenschaft  aus  dem  Korporations- 
verbande derselben  auszutreten.    Einige  Gesetzgebungen,  wie 
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z.  B.  die  des  Kantons  Zürich,  unterscheiden  zwischen  den  Ge- 
nossenschaften,  welche  eine  Einheit  mit  Theilrechten  und  ohne 
solche  bilden:  in  der  ei-stei-en  yertheilen  sich  die  Stimmen  nach 
den  Theilrechten,  in  den  letzteren  dagegen  steht  allen  Ge- 
nossen ein  gleiches  Stimmrecht  zu;  andere  dagegen,  wie  z.  B. 
die  des  Kantons  Thurgau,  kennen  wieder  nur  Genossenschaften 
nach  Theilrechten  und  dritte  wieder  nur  solche  ohne  TheiK 
rechte.  Die  Erhaltung  dieses  untheilbaren  genossenschaftlichen 
Eigenthums  wird  von  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  schwei- 
zerischen Kantone  in  Anbetracht  dessen,  dass  dasselbe  si4!h 
fast  nur  auf  Wälder  und  Alpen  bezieht  und  das  volkswirth- 
schaftliche  Interesse  gegen  die  Zei-splittening  des  Wald-  und 
Alpenbesitzes  ist,  begünstigt.  Dieses  genossenschaftlichen  Eigon- 
thums,  seines  Umfangs  und  seiner  Verbreitung,  wird  später 
noch  besondei-e  Erwähnung  geschehen.  ^*) 

Nicht  immer  und  überall  freilich  ist  die  Entwickelung  lier 
Allmenden  in  der  eben  dargestellten  einfachen  und  klaren 
Weise  verlaufen,  indem  zahlreiche  Zwitterbildungen  bis  auf 
unsere  Zeit  gekommen  sind,  Mischformen,  welche  sowohl  der 
Subsumtion  unter  das  Eigenthum  der  politischen  Gemeinde, 
als  auch  unter  das  der  Privatkorporationen  Schwierigkeit^ 
bereiten.  So  bestehen  in  den  Kantonen  der  deutschen 
Schweiz  neben  den  politischen  (Einwohner-)  Gemeinden  Bürger* 
gemeinden  und  in  einigen  dei^selben  ausserdem  noch  besondere 
Korporationsgemeinden  mit  eigenen  Gütern,  zu  welchen  letzteren 
wir  die  Zuger,  Appenzell— Aussen-Khodener  und  Luzemer  sog. 
Koi*porationsgemeinden,  die  Glarner  Genosssamen,  die  St  Galler 
öffentlichen  Genossenschaften  und  (yvtlichen  Korporationen,  die 
Nidwaldner  Uerthen,  die  Obwaldner  Theilsamen,  die  Schwjzer 
Ober-  und  Unterallmendkoiporation  rechnen.  Meist  stehen  die 
Bürgergemeinden  den  politischen  Gemeinden  näher  als  die 
Korporationsgemeinden,  doch  kommen  auch  in  dieser  Beziehung 
in  den  einzelnen  Kantonen  grosse  Verschiedenheiten  vor.  Aber 
mögen  diese  Verschiedenheiten  auch  noch  so  gross  sein,  so  gilt 
doch  für  beide  Arten  von  Gemeinden«  die  Bürger-  und  Korpo* 
rationsgemeinden,  dass  die  Fäden,  die  sie  direkt  oder  indirekt 
mit  dem  Organismus  der  politischen  (Einwohner-)  Gemeinde 
und  damit  auch  mit  dem  des  Staats  verbinden,  noch  nicht  voll- 
ständig durchschnitten  sind,  woher  wir  denn  mit  gutem  Recht 
und  entsprechend  unserer  obigen  Definition,  das  Vermögen 
dieser  halb  öffentlichen,  halb  privaten  Gemeinden  und  Korpo- 
rationen, soweit  es  aus  liegenschaftlichen  Nutzungsgfitem  be- 
steht, zu  den  Allmenden  rechnen  dürfen,  wobei  schon  hier  zu 
bemerken  ist,  dass  der  weitaus  grösste  Theil  aller  Allmenden 
in  der  Gegenwart  sich  im  Eigenthum  der  Bürgergemeinden 
und  öffentidchen  Koi-porationen  befindet.  Selbst  im  Kanton 
Bern,  wo  der  Privatisirungsprocess  der  Buigergemeinden  am 
weitesten  gediehen  ist,  und  der  Staat  ihnen  eine  öffentliche 
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Funktion  nach  der  anderen  abgenommen  hat,  wo  die  Burger- 
gQter  nicht  zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet  zu  werden 
brauchen  und  neuerdings  durch  eine  regierungsräthliche  Ent- 
scheidung ihnen  auch  das  Recht,  polizeiliche  Beetimmungen 
zum  Schutz  ihrer  Güter  zu  erlassen,  sofern  dadurch  dritte 
Personen  betroffen  werden,  ausdrücklich  abgesprochen  worden 
ist,  kann  man  die  Büi'gergemeinden  noch  nicht  zu  den  rein  ! 

privatrechtlichen  Genossenschaften  rechnen,  wie  z.  B.  die  Recht- 
samegemeinden,  Gerechtigkeits -  und  Alpgenossenschaften,  so 
lange  sie  allein  bei-echtigt  sind,  das  Gemeindebürgeirecht  zu 
ertheilen  und  dieses  die  nothwendige  Voraussetzung  für  den 
Erwerb  des  Kantons-  und  damit  auch  des  schweizerischen 
Bundes-BürgeiTOchts  bildet  und  so  lange  die  temtoriale  Giiind- 
lage  der  Bttrgergemeinde  als  Theil  des  Staatsgebiets  erhalten 
ist.  Und  mit  den  BQrgergemeinden  stehen  wieder  die  Koi-po- 
rationsgemeinden  in  mehr  oder  minder  engem  Zusammenhang. 
Dieser  Zusammenhang  äusseil  sich  darin,  dass  die  Korporations- 
genossen in  allen  Kantonen  Ortsbürger  oder  doch  wenigstens 
Bezirks-  resp.  Kantonsbürger  sein  müssen,  dagegen  sind  nicht 
alle  Kantons-,  Bezirks-  oder  Ortsbürger  auch  zugleich  Korpo- 
rationsgenossen ;  femer  darin,  dass  die  Aufnahme  der  Orts- 
bärger  in  den  engeren  Korporationsverband  von  denselben  in 
einigen  Kantonen  gegen  Entrichtung  der  festgesetzten  Gebühr 
erzwungen  werden  kann ;  dass  die  Koiporationsgüter  und  unter 
ihnen  namentlich  wieder  die  Korporationswftlder  von  der  staat- 
lichen Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  der  Regel  den  Gemeinde- 
gutem  ähnlich  behandelt  werden,  und  endlich  dass  die  Korpo- 
rationsgemeinden in  einigen  Kantonen  überhaupt  den  für  die 
eigentlichen  Bürgergemeinden  geltenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, in  anderen  wenigstens  einem  Theil  derselben,  unter- 
worfen sind,  indem  die  Berechtigung,  an  den  Korporationsver- 
sammlungen theilzunehmen,  an  ähnliche  Requisite  geknüpft  ist, 
wie  sie  für  die  Theilnahme  an  den  Bürgergemeindeversamm- 
lungen festgesetzt  sind,  oder  indem  die  Korporationsgemeinden 
der  Staatsaiüisicht  ebenso  unterstellt  sind,  wie  die  politischen 
Gemeinden,  oder  indem  ihre  Reglemente  ebenfalls  der  Regie- 
rung zur  Bestätigung  unterbreitet  werden  müssen  u.  s.  w. 

Wie  die  Bürgergemeinden  bis  zum  Jahre  1874  in  vielen 
Kantonen  den  Einwohneigemeinden  sehr  nahe  standen  und  bei 
der  Besorgung  der  Mfentlichen  Gemeindeangelegenheiten  mit 
denselben  konkurrirten ,  so  stehen  andrerseits  die  halb  öffmt- 
lichen  Korporationsgemeinden  den  privatreehtlichen  Genossen- 
schaften zum  Theil  wieder  so  nahe,  dass  die  Grenzlinie 
zwischen  beiden  im  konkreten  Fall  nur  schwer  zu  ziehen  ist. 
So  werden  z.  B.  die  Thui-gauer  Wald-,  Torf-  und  Mooskorpora- 
tionea  in  dem  privatrechtlichen  Gesetzbuche  dieses  Kantons 
zwar  als  öffentliche  Koiporationen  bezeichnet  (weil  sie  nur  aus 
Gemeindebüi^em  bestehen)  und  haben  als  solche  ihre  Statuten 
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.^^  .ungsrecht  an  der  Allmend  war  anfangs  auf  den  Bezug  des 
1*^  Unterhalt  und  zur  Heizung  der  in  der  Nutzung  der  grund- 
'  "^.  w.  herrlichen  Hintersassen  befindlichen  Gebäude  erforder- 
.^  ^3Q  Holzes,  sowie  auf  die  Benutzung  der  unvertheilten  Weide 
' ^ih  das  eigene  Vieh  des  Nutzniessers  beschränkt,   so  dass 
^  Nutzung    für    fremdartige    Zwecke    ausdrücklich   ausge- 
^^  lossen  zu  sein  pflegte.    Was  über  die  den  Hofgenossen  ein- 
'  ftumte  Nutzung  hinaus  ging,  darüber  konnten  die  Grund- 
-  Ten  beliebig  verfügen.  Die  abgeleiteten  Nutzungsrechte  an 
^  grund-  oder  vogteiherrlichen  Allmend  beruhten  auf  sehr 
fschiedenen  Erwerbstiteln.     Gewöhnlich    „auf  gnaden   vnd 
'  dit  auf  recht'',  d.  h.  auf  einem  Koncessionsakt  des  Ginind- 
'rm.    Wie  nun  im  Laufe  der  Zeit,  in  den  Gebirgsgegenden 
)reits  seit  dem  XIV.  Jahrb.,  in  der  Ebene  meist  erst  später, 
ch  aus  dem  bäuerlichen  Erbe  das  volle  Eigen  an  den  Sonder- 
(item  entwickelte,  wie  sodann  die  unter  Grund-  oder  Vogtei- 
eri-schaft  stehenden  Gemeinden  zu  immer  grösserer  Selbst- 
tändigkeit  gelangten  und  die  ihnen  übergeordnete  grund-  und 
'Ogteiherrschaftliche  Gewalt  allmälig  vollständig  abschüttelten, 
>o  streifte  auch  die  Allmend  die  Rechte  des  Obereigenthümers 
ab.    In  den  Gebirgsgegenden  geschah  dies  zum  Theil  bereits 
zu  einer  Zeit,  wo  das  Obereigenthumsrecht  noch  in  voller  Kraft 
bestand  und  einen  bedeutenden  wirthschaftlichen  Inhalt  hatte, 
so  dass  der  Beseitigung  des  Obereigenthumsrechts  gewöhnlich 
die  auf  dem  Vertragswege  vereinbarte  Entschädigung  des  Ober- 
eigenthümei*s  voranging  oder  nachfolgte.    Und  zwar  wurde  an 
der  Entschädigungspflicht  den  Grund-  und  Vogteiherren  gegen- 
über auch  dann  streng  festgehalten,  als  diese  ihre  politische 
Macht  an  die  fi*eigewordenen  Gemeinden  verloren  hatten,  wie 
mehr  als  ein  aus  jener  Zeit  uns  überlieferter  Voi'gang  zeigt. 
In  der  Ebene  geschah  die  Beseitigung  des  Obereigenthums- 
rechts dagegen  vielfach  weit  später,  zu  einer  Zeit,  als  sich  das- 
selbe bereits  zu  einem  Inhalts-  und  wesenlosen  Schatten  ver- 
flüchtigt hatte,  und  dann  häufig  ohne  jegliche  Entschädigung. 
Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dieser  Entwickelung 
in  der  Schweiz  einer-  und  in  Deutschland  andrerseits  besteht 
darin ,  dass  in  der  Schweiz  das  Recht  der  bäuerlichen  Nutz- 
oiesser  sich  meist  als  das  stäi'kei'e  erwies,  indem  das  Ober- 
eigenthumsrecht namentlich  der  adeligen  Grund-  und  Vogtei- 
herren, soweit  es  nicht  an  mächtige  Herachaftsorte  überging, 
schon  ftüh,  namentlich  aber  seit  1798  beseitigt  wurde,  während 
in  Deutschland  umgekehrt  das  grundherrliche  Recht  das  stär- 
kere war  und  sich  zum  grössten  Theil  bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  neben  der  grundheiTlichen  Gewalt  erhalten  hat.    Ein 
weiterer  bedeutsamer  Unterschied  zwischen  der  deutschen  und 
schweizerischen  Entwickelung  bezieht  sich  sodann  auf  die  Art 
der  Auseinandersetzung  zwischen  den  Interessen  der  an  den 
Allmenden  konkurrirenden  Personen  und  besteht  darin,  dass 
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diese  Ausemandersetzaiig  in  der  Schweiz  nur  ausnaluBSwi 
Axd  dem  Wege  gesetzlicher  Zwangsablösang  erfolgt  ist,  wie  dies 
in  Deutschland  die  Regel  war,  sondern  meist  auf  dem  Wege 
des  Uebereinkommens  yon  Fall  zu  Fall,  wobti  das  Zustande- 
kommen solcher  freiwilliger  Ablösungen  nicht  einmal  inuner 
durch  die  Aufstellung  zweckmässiger  Normativb€astimmQng«ii 
gefördert  worden  ist,  oder  durch  Verjährung  der  grimdheiT» 
liehen  Obereigenthumsrechte.  Am  längsten  haben  sich  die 
grundherrlichen  Rechte  dort  erhalten,  wo  sie  an  grössere 
Kirchen,  Klöster,  städtische  Kommunen  oder  sonstige  Herr- 
Schaftsorte  übergegangen  waren  und  sich  auf  Wälder  becogeo. 
Und  auch  in  diesem  Falle  hat  die  Auseinandersetzung  unter 
den  miteinander  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  an  einem  und 
demselben  Gegenstande  konkurrirenden  Pei^sonen  vielfach  dureh 
specielles  Uebereinkommen  unter  den  Interessenten  oder  durch 
Gerichtsspruch  stattgefunden. 


IL    Arten  der  AUmend. 

Die  Allmenden  sind  immer  Liegenschaften.  Nach  der  Art 
ihrer  Kultur  unterscheidet  man  jedoch: 

1.  Sog.  Pflanzland,  d.  h.  Gemüse-  und  Obstgärten,  Aecker 
und  Weinbei'ge,  welche,  soweit  sie  in  Gebirgsgegenden  vor- 
kommen, gewöhnlich  in  den  Thälem,  auf  sanften  Berg- 
abhängen  und  niedrigen  Bergplateaux  mit  mildem  Klima  ge- 
legen sind; 

2.  Wiesen,  meist  an  denselben  Orten,  aber  auch,  wie  z.  B. 
die  Wildheubezirke  und  Bergmähder,  an  steilen  und  schwer 
zugänglichen  Gebirgspunkten ,  „wo  Kuh  und  Kalb  nicht  mehr 
hingeht" ; 

3.  Weiden,  früher  den  grössten  Theil  aller  Allmenden  um- 
fassend und  nicht  nur  in  offenem  Lande,  sondern  auch  in  Wäl- 
dern bestehend,  kommen  dagegen  gegenwärtig  nur  ausnahms- 
weise in  der  Ebene,  hier  bisweilen  auch  Bodenallmenden 
genannt,  aber  regelmässig  auf  den  Alpen  vor.  Diese  sogen. 
Gemeinalpen,  im  Kanton  Schwyz  auch  Hochallmenden  genannt, 
machen  einen  hauptsächlichen  Theil  des  Gemeinguts  ans  in 
Schwyz,  Uri,  aber  auch  in  Obwalden  und  anderen  Gebirgs- 
kan  tonen. 

4.  Wälder,  die  zu  Anfang  der  christlichen  Zeitrechnung 
in  den  Holzäpfeln  und  Holzbiinen  ein  ktlmmerliches  Nahrungs- 
mittel für  den  Menschen  und  in  den  Eicheln  und  Buch- 
eckern ein  reichliches  und  beliebtes  Mastfutter  für  Schweine 
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darboten,  daneben  lange  Zeit  als  Weideplätze  für  das  Vieh 
benutzt  wurden,  so  dass  der  Holzbezug  nur  Nebensache  war, 
dienen  seit  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Einti*eten  von 
Holzmangel  hauptsächlich,  ja  zum  Theil  ausschliesslich  der 
Holzerzeugung.  Seit  mit  Einfbhrung  des  künstlichen  Futter- 
baues in  der  Ebene  am  Schlüsse  des  vorigen  Jabrhundeits  die 
Waldweide  und  die  übrigen  Nebennutzungen  des  Waldes  auf- 
gehoben oder  doch  beschränkt  werden  konnten,  liefern  die 
Wälder  hauptsächlich  das  Holz  für  „Brand  und  Bau",  sowie 
das  Nutzholz,  d.  h.  das  Holz  zu  Schindeln,  Teucheln,  Biiinnen- 
stocken,  Bmnnentrögen ,  Wegen,  Stegen,  Brücken,  Dämmen, 
Hägen,  Latten,  Hopfenstangen,  ßebstöcken,  Schlitten,  Geräth- 
scbaften,  Werkzeugen  u.  s.  w. 

5.  Waldboden  zum  Boden,  Ruten,  Riuten,  d.  h.  zur 
Reinigung  eines  Stück  Landes  vermittelst  Ausstockung  und 
Verbrennung  sowie  zur  Urbarmachung  desselben.  Die  Rüti,  das 
Grüt  bezeichnet  das  auf  solche  Weise  urbar  gemachte  Land. 

6.  Boden  zum  Anpflanzen  von  Bäumen,  und 

7.  zum  Bau  von  Häusern. 

Ausserdem  gehören  zu  den  Allmenden  noch  Moser  (Moore, 
Sümpfe),  Torfgi-ünde,  Fischteiche,  Streurieder  u.  s.  w.  Die 
von  den  sumpfigen  Streuriedem  gewonnene  Streu  ist  für  die 
Wiilhschaft  der  Gebirgskantone  von  grossem  Wei-th,  da  sie  das 
Stroh  ei-setzt,  welches  in  jenen  Gegenden  mit  spärlichem  Ge- 
treidebau nur  selten  anzutreffen  ist.  Eine  besondere  Kategorie 
des  Allmendbodens  bildet  auch  der  namentlich  dem  Rhein-, 
Thur-  und  Linthgebiet  u.  s.  w.  angehörige  Strand-  und  Ufer- 
boden, insofeiTi  er  gegen  die  Verheerungen  des  Wassers  durch 
besondere  Vorkehrungen  geschützt  werden  muss. 

Ausnahmsweise  bezienen  die  Allmendgenossen ,  als  sog. 
„Bürgemutzen",  auch  Gesangbücher  (so  in  einer  Glamer  Ge- 
meinde), Anken  (süsse  Butter,  ebenfalls  in  einigen  Glamer 
Gemeinden),  Ziegeln  (so  früher  in  der  Züricher  Gemeinde 
Sdiwamendingen  und  noch  vor  Kurzem  in  der  Zuger  Dorf- 
gemeinde Baar,^*)  ferner  auch  Brod,  Wein,  Kernen,  sowie 
Geld.  Letzteres  entweder  zu  völlig  fi-eier  Verfügung,  was  früher 
fast  gar  nicht  gebräuchlich  war,  gegenwärtig  aber,  namentlich 
zur  Ausgleichung  der  den  Hablichen  (d.  h.  Besitzenden)  an 
den 'Gemeinweiden  zustehenden  Naturalnutzungen,  häufig  vor- 
kommt, oder  zu  bestimmten  Zwecken,  wie  z.  B.  zur  Deckung 
der  auf  die  berechtigten  Nutzungsgenossen  fallenden  Gemeinde- 
steuern, was  früher  häufig  vorkam,  gegenwärtig  dagegen  nur 
noch  ausnahmsweise  angetroffen  wird  und  in  einigen  Gemeinden 
sogar  ausdiUcklich  verboten  ist.^*) 
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III.  Umfang  der  Allmenden.  Veränderongen  desselben. 

Der  Umfang  der  Allmenden  in  dem  von  uns  gebrauchten 
weitesten  Sinne  darf  am  Anfange  deijenigen  Zeit,  bis  zu  welcher 
der  historische  Theil  dieser  Arbeit  zurückreicht,  also  im  XIII. 
und  XIV.  Jahrhundert,  als  sehr  weit  und  jedenfalls  als  bedeu- 
tend weiter,  wie  das  vom  Sondereigen  und  Erbe  eingenommene 
Gebiet  angenommen  werden.    Denn  anders  wära  bei  den  seit- 
dem und  namentlich  im  XVI.  und  dann  wieder  im  XVIII.  und 
XIX.  Jahrhundeit  häufig  vorgekommenen  Umwandlungen  von 
Allmenden  in  individuelles  und  genossenschaftliches  Privateigen- 
thum   und   in  unmittelbar   oder   mittelbar  zu    Zwecken   der 
politischen  Gemeinde  dienende  öffentliche  Güter  der  noch  gegen- 
wärtig,   namentlich    in   einigen   Gegenden   der   Schweiz   an- 
zutreffende bedeutende  Umfang  der  Allmenden   nicht  zu  er- 
klären.   Freilich  berichten  bereits  die  aus  fränkischer  Zeit  in 
nicht  geringer  Anzahl  im  St.  Galler  Abteiarchive  erhaltenen 
und  neuerdings  wieder  herausgegebenen  Urkunden  von  Ueber- 
tragungen  von  Soudergütem  an  Kirchen,  Klöster  u.  s.  w.  und 
liefern  damit  den  unanfechtbaren  Beweis,  dass  bereits  im  VllL 
Jahrhundei*t  das  Sondei*eigen  eine  gewisse  Verbreitung  in  der 
Schweiz  hatte.    Dieses  kann  aber  damals  unmöglich   bereits 
ein  grosses,  geschweige  denn  sein  jetziges  Gebiet  eingenommen 
haben,  weil  sich  seit  jener  Zeit  das  foitwährende  Umsichgreifen 
des  Sondereigen  auf  Kosten  der  Allmend  quellenmassig  nach- 
weisen lässt.    Bis  zum  XVIII.  Jahrhundert  freilich  widerstrebte 
die   genossenschaftliche  Autonomie,   sowie  die  Gesetzgebung 
einer  solchen  Verringerung  des  Allmendgebiets,  indem  sie  die 
Umwandlung  von  Allmend  in  Sondereigen,  ja  selbst  die  Er- 
setzung der  gemeinsamen  Nutzung  durch  Sondemutzung  wieder- 
holt  verbot.      Aber   nichtsdestoweniger    schritt    der    einmal 
eingeleitete    Process   unaufhaltsam    fort,    sei    es,    dass    Ge- 
meinde und  Staat  durch  die   Macht  der  Umstände  genöthigt 
waren,  das  „invachen"   und  „inschlagen''  von  AUmendstücken 
ausnahmsweise  zu  gestatten,  oder  dass  die  Einzelnen  entweder 
in  fraudem  legis  oder  doch  unbekümmert  um   die   Verbote 
Allmendtheile  in  Sondemutzung  nahmen  und  längere  Zeit  in 
Sondeiiiutzung  behielten,  woraus  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit 
häufig  das  Sondereigen  entwickelte.     Seit  dem  XVIIL  Jahr- 
hundert, namentlich  aber  im  Anfange  unseres  Jahrhunderts, 
stellen  sich  dann  Staat  und  Gemeinde  selbst  an  die  Spitze  der 
Bewegung,  welche  eine  Einschränkung  der  Allmend  bezweckt, 
indem  der  Uebergang  einzelner  Theile  in  Privateigenthum  oder 
in  lediglich  fiskalischen  Zwecken  dienendes  Gemeindeeigenthum 
begünstigt  wird. 
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1.    Umwandlimg  einzelner  Allmendtheile  ^In  indlTldnelles 

PriTttteigenthnm. 

Im  Zusammenhang  mit  der  für  das  XIII,  XVI.  und  dann 
wieder  für  das  XVIII.  Jahrhundert  angenommenen  Bevölkerungs- 
vermehrung in  der  Schweiz  steht  namentlich  in  der  Ebene  das 
Bestreben,  den  Wald  zu  roden  und  das  dergestalt  gewonnene 
offene  Gelände,  sowie  auch  einen  Theil  des  Weidelandes  in 
Gärten,  Aecker  und  Wiesen  zu  verwandeln.^')  Die  Reali- 
sirung  solchen  Strebens  musste,  da  diese  Kulturarten  die  Sonder- 
nutzung an  der  Allmend  voraussetzen,  der  Sondemutzung  aber 
die  Tendenz  innewohnt,  in  Sondereigen  überzugehen,  noth- 
wendig  über  lang  oder  kui*z  zur  Schmälerung  der  bis  dahin 
^'emeinsam  genutzten  Allmend  führen.  Diese  aber  war  in 
Zeiten,  in  denen  die  Dreifelderwirthschaft  oder  eine  extensive 
Feldgraswirthschaft  heri*schte  und  die  Stallfütterung  unbekannt 
war,  ein  nothwendiger  Bestandtheil  jeder  landwirthschaftlichen 
Betriebseinheit.  Die  Allmend  in  solchen  Zeiten  stabiler  land- 
wirthschaftlicher  Technik  schmälern,  hiess  daher  das  Gleichgewicht 
zwischen  Gemeinweide  und  Sondereigen  stören  und  die  im  Besitze 
der  AUmendberechtigung  befindlichen  Landwiithe  schädigen.  Es 
darf  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  diese,  in  deren  Händen 
sich  ja  grösstentheils  das  Doi-f-  und  zum  Theil  auch  das  Land- 
regiment befand,  alle  Mittel  in  Bewegung  setzten,  um  die 
Verkürzung  der  Allmend  zu  verhüten. 

Da  die  Ausscheidung  einzelner  Allmendstücke  zur  Sonder- 
nutzung, aus  der  sich  dann  leicht  das  Sondereigen  entwickelte, 
Sewöhnlich  mit  der  Einzäunung  des  gemeinsam  genutzten  Bo- 
ens  begann,  so  richten  sich  seit  dem  XIV.  und  dann  wieder 
seit  dem  XVI.  Jahrhundert  zahllose  Verbote  gegen  das  „in- 
legen*', „inzünen",  „invachen",  „infachen'',  „inschlagen",  „uf- 
brechen",  „eignen",  „buwen"  u.  s.  w.  der  Allmend,  gegen  das 
„züchen  auf  die  gemeind,  darauf  zimbern  oder  krutgärten  noch 
anders  mehr  aniahen.''  Es  sollte  die  Allmend  ,,ewig  bliben 
und  bestan."**) 

Ferner  wird  bereits  fiiih  das  Verkaufen  einzelner  Allmend- 
stücke entweder  absolut  oder  doch,  soweit  dasselbe  „one  vor- 
wüssen  vnd  verwilgen  einer  ganzen  gmeind''  geschieht,  ver- 
boten.^») 

Auch  die  Vertheilung  der  Allmend  unter  die  einzelnen 
Genossen  zu  Sondereigen  gilt  im  Allgemeinen  als  unzulässig 
und  wurde  in  einzelnen  Fällen  noch  ausdrücklich  verboten,  ja 
der  Rigorismus  ging  bisweilen  so  weit,  dass  die  Gemeinde  Zu<r 
im  Jahre  1519  beschloss,  denjenigen,  der  die  Theilung  des 
Bürgergutes  in  Zukunft  beantragen  würde,  mit  seinen  Kindei-n 
als  vom  BürgeiTechte  ausgeschlossen  anzusehen.'^) 

Stärker  als  diese  Verbote  aber  war,  wie  bereits  erwähnt, 
die  Natur  der  Dinge,  indem  die  Vermehrung  der  Bevölkeiiing, 
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das  Steigen  ihrer  BedOrfhisse  und  die  AnsamiDlung  von  Kapi- 
talien eine  grössere  Ausdehnung  und  Intensivirung  des  Acker* 
baues  verlangte  und  zugleich  ermöglichte,  diese  aber,  so  lange 
eine  wesentliche  Verbesserung  der  landwiithschaftlichen  Tech- 
nik nicht  stattfand,  nur  durch  Erweiterung  der  Sondemutzuog 
auf  Kosten  der  Gemeinnutzung  erzielt  werden  konnte.  Die 
Sondernutzuug  schloss  dann  entweder  das  Sondereigen  gleich 
in  sich  oder  fühlte  doch  allmälig  zu  demselben. 

Suchen  wir  diesen  Prozess  an  einigen  Beispielen  zu  illu- 
stiiren. 

Eine  Bestätigung  derjenigen  Eigenthumstheorie ,  welche 
das  Eigenthumsrecht  an  einem  Gegenstände  aus  der  auf  die 
Hervorbringung  desselben  verwendeten  Arbeit  ableitet,  ist  es, 
wenn  wir  annehmen,  dass  die  Dispositionsbeftigniss  des  Arbeiters 
an  der  von  ihm  hervorgebrachten  Sache  in  dem  Grade  wächst, 
wie  diese  Arbeit  sich  in  dem  Produkte  verköi-pert.  So  ent- 
hält die  für  die  Korporation  Walchwyl,  Kanton  Zug,  erlassene 
Ordnung  über  die  Benutzung  der  Koiporationsgüter  vom  31. 
Mai  1863  die  Bestimmung,  dass  die  Produkte  der  auf  dem 
Korporationslande  gepflanzten  Gewächse  von  den  Nutzniessem 
des  Landes  beliebig  veräussei-t  werden  können,  während  die 
ungepflanzten,  selbst  aufwachsenden  Gewächse,  wie  z.  B.  die 
Streu  und  das  Holz,  nur  an  Genossen  in  der  Gemeinde  ver- 
äussert werden  dürfen  und  von  diesen  zu  verbrauchen  sind. 

Die  Ausbildung  des  Sondereigen  ei-folgt  sodann  sehr  leicht 
an  denjenigen  Theilen  der  AUmend,  mit  denen  von  aussen 
stammende,  bereits  im  Sondereigen  befindlich  gewesene  Mobilien 
verbunden  werden.  Hierfür  liefert  die  Geschichte  der  Eigen- 
thumsverhältnisse  an  den  auf  der  AUmend  stehenden  Obst- 
bäumen, Häusern  und  Alphütten  die  nöthigen  Belege. 

Sowohl  das  Obst  als  die  Bäume,  die  dasselbe  trugen,  waren 
ui'Sprünglich  ebenso  wie  der  AUmendboden,  auf  dem  sie  stan- 
den, Gemeingut.  So  bestimmt  noch  die  im  Jahre  1691  revi- 
dirte  Dorfordnung  von  Rotenschwil,  Kanton  Aargau,  dass  „keiner 
im  Zwing  Rotenschwil  ab  ihrem  Gemeinwesen  oder  gemeinen 
Böumen,  Kriesen,  Oepfel,  Hobsbiren,  Nüssen,  Eichlen  oder 
einiger  anderlei  Früchten  schütten  oder  ablesen  (darf),  sondern 
solche  sollen  von  den  dorfmeiera  gesammelt  und  verkauft 
werden''.^')  Ueberbleibsel  dieses  Zustandes  haben  sich  in 
einigen  Gegenden  bis  auf  unsere  Zeit  erhalten:  so  im  Kanton 
Schwyz,  dessen  Landrecht  nach  Erwähnung  der  allgemeinen 
Klage  darüber,  dass  beim  „kryesen'S  d.  h.  Einsammeln  von 
Kirschen,  weder  das  Heu,  noch  die  Häge  und  Bäume  geschont 
werden,  folgende  aus  dem  Jahre  1580  stammende  Bestimmung 
enthält:  ,,dwyl  aber  die  kiyese  bishar  Riehen  vnd  armen  ein 
gemein  obs  gsin,  Laszt  maus  noch  ein  fiy  gemein  obs  bliben. 
Ob  aber  yemantz  sine  kryese  wellte  werren,  der  mag  den 
boum   zeichnen   vnd   einen  tom   daran  hencken.     Vnnd  wer 
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einem  ab  einem  Bezeichnetten  Boum  kiyeset,  der  sol  Ims  gnon 
ban  als  bett  er  Ims  vei-stolen  vnd  sol  Im  also  gerechnott  wer- 
den/' '^)  Auch  das  Urner  Landbuch  gestattet  den  Landleuten 
—  aber  aus  jeder  Haushaltung  nicht  mehr  als  zwei  Personen  — 
vom  Tage  nach  dem  heiligen  Kreuztage  ab,  Allmendnttsse  zu 
schütteln  und  aufzuheben;  auf  dem  Allmendboden  wachsende 
Kirschen  dQifen  erst  gepflückt  werden,  wenn  sie  vollständig 
reif  sind.^^)  Aber  neben  diesen  nur  ausnahmsweise  in  der 
Gegenwail  erhaltenen  Bestimmungen  ist  in  den  letzten  Jahr- 
hundei-ten  allgemein  der  Rechtssatz  zur  Anerkennung  gelangt, 
dass  die  auf  der  Allmend  befindlichen  Obstbäume  demjenigen 
entweder  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  oder .  lebens- 
länglich oder  erblich  gehören,  der  sie  gepflanzt  hat.  Durch 
wiederholte  Anerkennung  und  Einschäifimg  dieses  Gi-undsatzes 
suchte  man  seitens  der  Gemeinden  und  Korporationen  das  An- 
pflanzen von  Obstbäumen  auf  den  Allmenden  zu  fördern,  ja 
man  machte  dasselbe  in  einigen  Fällen  sogar  den  Allmend- 
nutzniessem  zur  Pflicht.  So  war  im  Kanton  Glarus  den  Ge- 
nossen überall  gestattet,  Obstbäume  auf  die  Allmend  zu  pflan- 
zen, ja  der  Tagwen  Näfels  besch]oss  1690,  dass  jeder  Tagwen- 
roann  binnen  Jahresfrist  vier  fruchttragende  Bäume  auf  die 
Allmend  pflanzen  solle,  und  auch  der  Tagwen  Glarus  machte 
es  1723  den  Empfängein  von  sog.  Rütenen,  welche  an  das 
Linthwehr  stiessen,  zur  Pflicht,  Obstbäume  zu  pflanzen.  Der 
Tagwen  Glarus  nahm  1703  zwar  das  Eigen thum  an  sämmt- 
lichen  Allmendbäumen  für  sich  in  Ansprucl},  überliess  sie  aber 
den  Tagwenleuten,  welche  sie  gepflanzt  hatten,  noch  für  36 
Jahre  zur  Benutzung.  Auch  hatte  nach  einer  fdr  die  Ge- 
meinde Baar,  Kanton  Zug,  im  Jahre  1668  erlassenen  Verord- 
nung derjenige,  der  auf  die  Allmend  Bäume  pflanzte,  noch  10 
Jahre  lang  die  Benutzung  derselben.  In  mehreren  Gemeinden 
Ob-  und  Nidwaldens  galt  wieder  die  Regel,  dass  jeder  haus- 
hältliche  Allmendgenosse  das  Recht  habe,  Obstbäume  auf  die 
Allmend  zu  pflanzen  und  dieselben  dann  bis  zu 'seinem  Tode  zu 
benutzen.  In  den  Glamer  Tagwen  Näfels  und  Diesbach  ebenso 
wie  in  mehreren  St.  Galler  Gemeinden  verblieben  die  auf  die 
Allmend  gepflanzten  Obstbäume  im  Eigenthum  desjenigen,  der 
sie  gepflanzt  hatte,  und  seiner  Erben,  so  lange  als  sie  das  Ge- 
nossenrecht benutzten.  Die  St  Galler  Gemeinde  Grabs  hat 
noch  im  Jahre  1872  eine  singulare  Bestimmung  des  Inhalts 
erlassen,  dass  von  den  auf  Allmendboden  stehenden  Privat- 
bäumen die  Gemeinde  die  eine,  die  Eigenthümer  die  andere 
Hälfte  der  Früchte  gemessen  solle.  In  Appenzell  endlich  be- 
sass  derjenige,  der  einen  Obstbaum  auf  die  Allmend  pflanzte, 
das  uneingeschränkte  Eigenthum  an  demselben. ^^) 

Eigenartige  Eigenthumsverhältnisse  bestehen  noch  gegen- 
wärtig an  den  im  Semftthale,  Kanton  Glarus,  häufig  vorkom- 
menden Ahorn  Wäldchen,   auf  deren  Laub,   weil  es  ein  ^oites 
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und  i-eichliches  Streumaterial  liefert,  von  den  Alpbesitzem  ein 
grosser  Werth  gelegt  wird:  es  gehört  der  Grund  und  Boden, 
auf  dem  der  Wald  steht,  bisweilen  einer  Person,  die  Baume 
einer  anderen  und  der  Laubnutzen  einer  dritten.'^) 

Den  obigen  Bestimmungen  lag  der  Wunsch,  die  Kultm 
bestimmter  Baumarten  möglichst  zu  verbreiten,  zu  Grunde. 
Sie  fbhrten  aber  leicht  dahin,  dass  derjenige,  der  den  Baum 
pflanzte,  nicht  nur  das  Eigenthum  an  demselben  behieU. 
sondern  dasselbe  auch  leicht  auf  den  Boden  ausdehnte,  auf 
dem  der  Baum  stand.  Eine  solche  Vermengung  der  Inter- 
essen von  Allmend  und  Sondereigen  erzeugte  dann  wieder  leicht 
Streitigkeiten,  die  ei*st  nach  langem  Prozess  entschieden  worden. 

Die  neuere  Gesetzgebung,  welche  eine  klare  Ausscheidung 
der  Allmend  aus  dem  sie  umgebenden  Privateigenthum,  sowie 
eine  möglichst  uneingeschränkte  Disposition  über  die  Liegen- 
schaften der  Gemeinden  und  Korporationen  im  Interesse  einer 
verbesserten  Bewii-thschaftung  auch  der  bQrgerlichen  Nutzon^.'S- 
guter  anstrebt,  ist  dem  Fortbestehen  dieses  Zwitterverhältnis^es 
nicht  günstig.  Es  bestimmt  daher  eine  für  die  Gemeinde  Walch* 
wyl,  Kanton  Zug,  im  Jahre  1863  erlassene  Verordnung,  dass  die 
Genossen  keine  Privatbäume  mehr  auf  die  Allmend  pflanzen 
dürfen;  einstweilen  soll  der  Ertrag  der  vorhandenen  Bäume, 
so  lange  ihre  bisherigen  Nutzniesser  leben,  zur  Hälfte  ihnen 
und  zur  andei-en  Hälfte  der  Gemeinde  zufallen,  nach  ihrem 
Tode  gehört  dann  der  ganze  Nutzen  der  Gemeinde.  Neuen? 
Statuten  einiger  Obwaldener  Theilsamen  gestatten  den  Allmend- 
nutzniessem  nach  wie  vor  Obstbäume  zu  pflanzen,  jedoch  nur 
unter  der  Bedingung,  dass  dieselben,  wenn  der  Theil  ledic 
wird,  ohne  Entschädigung  der  Gemeinde  oder  Theilsame  zu- 
fallen. Endlich  verordnet  die  für  die  Au&tellung  von  Genossen- 
reglementen  vom  St.  Galler  Regierungsrath  erlassene  Verord- 
nung, betreffend  Normativbestimmungen  vom  8.  Oktober  1875. 
dass  in  Zukunft  Bodenabtretungen  zur  Anpflanzung  von  Obst- 
bäumen, wobei,  die  gepflanzten  Bäume  Privateigenthum*  die 
Pflanzstellen  aber  Genossengut  bleiben,  unstatthaft  sein  sollen, 
auch  ist  für  die  „Auslösung''  der  gegenwärtig  bestehenden 
Zwitterverhältnisse  eine  Frist  von  5  Jahren  festgesetzt**) 

Weil  mit  der  Herstellung  von  Häusern  und  anderen  Bau- 
lichkeiten auf  dem  Allmendboden  ebenfalls  die  Gefahr  des 
Uebergangs  der  area  in  Sondereigen  vorliegt,  so  wurde  die 
Genehmigung  zum  Bau  von  Häusern  auf  der  zur  Nutzung  ein- 
geräumten Allmend  gewöhnlich  nur  unter  ausdrücklicher  Zah- 
lung der  Allmendqualität  der  area  ei-theilt.  So  wird  in  Enpel- 
berg  1548  dem  Claus  Jinderist  erlaubt  „ein  geysgaden  zebawen*^ 
„angesechen  seiner  khleinen  khinder^  „doch  mit  dem  geding. 
sobald  diser  gaden  erfült  —  so  sol  die  hofstat  wider  ahnent 
sin".     Femer  heisst  es  im  Schwyzer  Landbuch   „wenn  kein 
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huzs  me  uff  der  selben  hoffstatt  me  stadt,  so  soll  dann  die 
selb  hoffstatt  wider  allmy  sin**.  In  Uri  ist  auch  noch  gegen- 
wärtig das  Bauen  auf  der  Allmend  ohne  Bewilligung  der  Land- 
leute und  betreifenden  Dorfschaft  verboten  und  müssen  die  zu 
Bauten  bewilligten  Allmendplätze  binnen  Jahresfrist  benutzt 
und  bebaut  werden,  widrigenfalls  sie  an  tlie  Koiporation  zurück- 
fallen. Dem  Landmann,  welcher  einen  AUmendplatz  erhalten 
hatte,  um  darauf  ein  Gebäude  zu  errichten,  soll  derselbe  nicht 
länger  „eigen  sein  und  bleiben'',  als  er  den  Bau  „in  Dach  und 
Gemach''  erhält,  „denn  sobald  kein  Gebäude  mehr  da  ist,  soll 
der  Platz  wieder  Allmend  sein".  Aus  einem  andere^  Grunde, 
als  dem  oben  angeführten  —  der  Rücksicht  auf  möglichste 
Schonung  des  Waldes  —  dürfen  in  Samen,  Kanton  Obwalden, 
Gebäude  auf  Allmendboden  gar  nicht,  in  Sachsein  dagegen  nur 
aus  Holz,  welches  im  Privatwalde  des  Erbauei's  gewachsen  ist 
oder  aus  seinem,  dem  Korporationswalde  entstammenden 
regelmässigen  Holzantheile  und  in  Giswyl  ausnahmsweise,  mit 
ausdrücklicher  Genehmigung  der  Gemeinde,  auch  aus  son- 
stigem Gemeindeholz  errichtet  werden,  doch  sollen  alle  diese 
Gebäude  in  dem  Augenblick,'  wo  das  Allmendloos  wieder 
ledig  wird,  an  die  Koi-poration  zurückfallen.  Wie  in  Samen 
so  ist  auch  in  St.  Gallen  in  neuerer  Zeit  das  Häuserbauen 
auf  der  Allmend,  sowie  die  Abtretung  von  Gemeindeland  zu 
diesem  Zweck  vollständig  verboten.  Die  obenerwähnten  Nor- 
mativbestimmungen vom  8.  October  1875  verordnen  nämlich, 
dass  Bodenabtretungen  von  der  Allmend  zu  Bauplätzen,  sei  es 
dass  dieselben  unentgeltlich  oder  gegen  Entrichtung  eines  jähr- 
lichen Zinses  gewünscht  werden,  wobei  die  erstellten  Gebäude 
Privateigenthum  werden,  die  Hofstätten  aber  Genossengut  blei- 
ben, foilan  unstatthaft  sein  und  da,  wo  solche  Zwitterverhält- 
nisse bestehen,  dieselben  innerhalb  5  Jahren  eine  angemessene 
,,Auslösung"  finden  sollen.  In  anderen  Gegenden,  wie  z.  B.  im 
Kanton  Zug,  wird  der  Bau  von  Häusern  auf  Allmendboden 
wieder  nur  unter  der  Bedingung  gestattet,  dass  auch  die  area 
zu  Privateigenthum  erworben  werde.  So  darf  nach  der  für  die 
Korporationsgemeinde  Zug  am  29.  Januar  1865  erlassenen  .Ver- 
ordnung der  Verwaltungsrath  Allmendtheile  zu  Bauzwecken 
veräussern,  nur  muss  die  Yeräussemng  auf  dem  Wege  öffent- 
licher Konkurrenz  erfolgen.  Ausser  dem  eigentlichen  Bauplatz 
soll  kein  Land  weggegeben  werden.  Etwaiges  Land,  das  der 
Bauherr  zum  Bauplatz  hinzu  zu  erhalten  wünscht,  kann  ihm 
nur  pachtweise  überlassen  werden.  Der  Kaufschilling  für  den 
Bauplatz  ist  entweder  bei  Abschluss  des  Kaufvertrags  baar  zu 
erlegen  oder  bleibt  als  hypothekarische  Forderung  der  Kor- 
porationsgemeinde auf  dem  Gmndstück  mhen.  Wenn  der  Bau- 
platz 2  Jahre  nach  erfolgtem  Verkauf  desselben  nicht  bebaut 
ist,  80  fällt  er  wieder  an  die  Koi*poration  zurück;  auch  geht 
dem  Käufer  der  während  dieser  Zeit  zu  zahlende  Zins  von 
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2^/2  ^0  des  Kaufschillings,  sowie  die  Anzahlung  von  10  ° ,.  des 
Kaufschillings  verloren.  Aehnliche  Bestimmungen  enthält  auch 
die  für  die  Koi*porationsgemeinde  Oberaegeri  am  30.  März  1862 
erlassene  Verordnung,  nur  dass  hier  ausser  dem  eigentlichen 
Bauplatz  auch  noch  das  weitere  zu  demselben  gewünschte  Ge* 
lande  verkäuflich  ist;  Bauplätze  sollen  hier  jedoch  nur  längs 
den  bestehenden  Hauptsti-assen  vergeben  werden.**) 

Eigenartig  sind  auch  die  Eigenthumsverhältnisse  an  den 
Sennhütten  auf  den  Gemeinalpen  und  zugleich  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Benutzung  der  Gemeinalpen.  So  hat  namentlich 
das  Privateigen thum  an  den  Sennhütten,  welche  auf  den,  dem 
alten  inneren  Lande  Appenzell  gehörigen  Gemeinalpen  stehen, 
trotz  des  Bestrebens  der  Gesetzgebung,  die  Alpnutzung  vor- 
zugsweise den  armen  Genossen  zukommen  zu  lassen,  im  Laufe 
der  Zeit  dahin  geführt,  dass  die  Nutzungsrechte  an  eine  be- 
stimmte Anzahl  meist  wohlhabender  Personen  kamen,  von 
diesen  wieder  vererbt  wurden  und  gegenwärtig  Objecto  der 
Privatspeculation  geworden  sind.  Auch  auf  einigen  den  Ge- 
meinden Sachsein  und  Giswyl,  K.  Obwalden,  gehörigen  Alpen 
sind  die  Hütten  Eigenthum  der  Privaten  und  ist  den  Bürgern, 
welche  in  Sachsein  neue  Hütten  bauen  wollen,  der  Platz  dazu 
sowie  das  nöthige  Bauholz  von  dem  Gemeinderath  anzuweisen. 
Doch  muss  in  Sachsein  dem  Vieh  von  solchen  Genossen,  welche 
keine  Hütten  besitzen,  der  Einlass  in  dieselben  gegen  Ent- 
richtung eines  angemessenen  Zinses  gestattet  werden.  In  Giswjl 
dagegen  müssen  die  auf  einer  Alp  befindlichen  Hütten  nebst 
Alpi-ustig  um  einen  von  den  „Anschlägen!"  festgesetzten  Preis 
von  denjenigen,  welche  die  Alp  benutzen,  ohne  dass  ihnen  die 
Hütten  gehören,  übernommen  und  binnen  3  Jahren  bezahlt 
werden.  Auch  im  Bezirk  Uri  gehören  die  Sennhütten  und  die 
Alprustig  nicht  der  Bezirksgemeinde,  als  Grundeigenthümeriau 
sondern  den  einzelnen  Landleuten  und  ist  die  Benutzung  der 
Gemeinalpen  durch  den  Besitz  eines  ganzen  oder  quoten  Hütten- 
rechts bedingt.  Bezirksbürger,  welche  ohne  bereits  ein  solches 
zu  besitzen  die  Alpen  dennoch  benutzen  wollten,  mussten  daher 
vor  kurzem  noch  sich  entweder  eine  Hütte  oder  ein  Hütten- 
recht kaufen  oder  doch  bei  der  Bezirks-  resp.  Kirchengemeinde 
um  die  Einräumung  eines  Platzes  zum  Bau  einer  Hütte,  um 
Bewilligung  des  nöthigen  Bauholzes  sowie  um  die  Erlaubniss, 
eine  neue  Hütte  zu  errichten,  nachsuchen.  Die  Hüttenreehte 
waren  in  Uri  bis  1876  Gegenstand  eines  nur  beschränkt  zu- 
lässigen Privatverkehrs,  indem  sie  wohl  vererbt  und  verkauft 
aber  nicht  vei-pachtet  werden  durften  Auch  durfte  derjenige, 
welcher  Hüttenrechte  auf  mehreren  Alpen  besass,  gleichwohl 
nur  eines  dei-selben  benutzen.  Seit  1876  ist  die  bis  dahin 
unstatthaft  gewesene  pachtweise  Abtretung  von  Hüttenrechten 
nun  ebenfalls  zulässig.  Für  die  Errichtung  eines  neuen  Ge- 
bäudes oder  einer  neuen  Hütte  auf  der  Allmend  ist  jedesmal 
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«ine  Taxe,  früher  von  Fr.  11  C.  43,  seit  1876  dagegen  von 
Fr.  40—150,  für  die  Vergrösserang  oder  Erweiterung  bereits 
bestehender  Gebäude  eine  solche  von  Fr.  15—100  zu  zahlen. 
Im  Bezirk  üi-seren  befinden  sich  die  Hütten  ebenfalls  im 
Privateigenthum :  sofern  die  Privateigenthümer  dieselben  aber 
nicht  benutzen,  dienen  sie  denjenigen,  die  von  ihnen  zuerst 
Besitz  ergreifen.  Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  für  die  Senn- 
hütten auf  den  Euhalpen  der  Schwyzer  Oberallmendkorporation. 
Auch  in  St.  Gallen  sind  vielfach  die  Sennhütten,  ebenso  wie 
die  Alprustig  Eigenthum  der  einzelnen  Genossen,  während 
die  Hofstatt  der  Gebäude  Eigenthum  der  Genossenschaft  bleibt. 
Aber  bereits  in  St.  Gallen  giebt  es  Sennhütten  auf  den  Ge- 
meinalpen, welche  der  Genossengemeinde  gehören  und  im  Be- 
zirk Klostei's,  Kanton  Graubünden,  sind  nicht  nur  sämmtliche, 
auf  den  Gemeinalpen  befindlichen  Sennhütten  Eigenthum  des 
Kreises,  sondern  ^es  sollend  auch  die  Kesse^  (Kessel)  bezahlt 
werden  aus  „gemeinem  Seckel^  oder  „auf  die  Kuohland  ge- 
schnitzt'' d.  h.  es  sollen  die  Anschafifungskosten  auf  die 
Sondergutsbesitzer  vertheilt  werden.  ***) 

Die  häufigste  Art  der  Begründung  von  Sondereigen  an 
früherem  AUmendboden  erfolgt  auf  dem  Wege  der  Veijährung. 
Diese  hat  zu  ihrer  Voraussetzung  den  Sonderbesitz  und  die 
Sondernutzung,  welche  wieder  ihrei*seits  durch  bestimmte 
Kulturarten  bedingt  wird.  Denn  sowohl  der  Garten-,  als  der  Reh-, 
Acker-  und  Wiesenbau  verlangen  zu  erfolgieicher  Betreibung 
wenigstens  während  bestimmter  Jahreszeiten  die  Sondemutzung 
an  dem  unter  diesen  Kulturen  befindlichen  Lande.  Daher 
sehen  wir  denn,  dass  parallel  mit  der  Umwandlung  von  Wald 
und  Weide  in  Gärten,  Rebgelände,  Aecker  und  Wiesen  die 
Ablösung  der  Gemeinnutzung  durch  die  Sondemutzung  und 
vielfach  auch  der  Uebergang  der  Sondemutzung  in  Sonder- 
eigen geht. 

Besondei-s  häufig  tritt  uns  aus  den  Quellen  dieser  Prozess 
an  demjenigen  Gelände  entgegen,  das  durch  Urbaimachung 
früheren  Waldbodens  gewonnen  wurde.  Während  einige  Quel- 
len die  Rodung  allein  bereits  als  rechtskräftigen  Erwerbstitel 
für  das  Privateigenthum  am  gerodeten  Lande  auffühi*en,  darf 
nach  anderen  Quellen  deijenige,  der  da  „liitet  usser  den 
hegen'^  das  ausgereutete  Land  wenigstens  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Jahren,  häufig  3—5,  einzäunen  und  als  Garten  oder 
Acker,  nicht  aber  auch  als  Wiese  oder  Weide  benutzen  (falls 
„höw  darus"  gezogen  wird,  „sollt  man  den  gai-ten  usslan  und 
zu  allm7  legen'').  Aber  allmählig  führt  auch  diese  Sonder- 
nutzung auf  gerodetem,  wie  überhaupt  auf  AUmendboden, 
welche  häufig  aber  nicht  immer  durch  ausdi-ttckliche  Einräu- 
mung der  Erlaubniss  einen  „garten'S  ein  „kmtgärtly  uf  der 
almend    vfeebrechen''    begründet    wird,    durch    Veijähmng 
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—  oder  auch  durch  ausdrückliche  Konzession  seitens  d^  All* 
mendverwaltung  —  zum  Sondereigen. 

Dass  dies  durch  Verjährung  geschehen  konnte,  bereift 
sich  leicht,  wenn  man  die  weiten,  dem  Nutzniesser  eingerätun- 
ten  Befugnisse,  sowie  namentlich  die  unbestimmt  lange  Dauer 
der  Nutzniessung  im  Auge  behält.  So  heisst  es  im  Schwyzer 
Landbuch:  „ein  yetlicher  so  ein  garten  vff  der  alhny  errütet 
oder  sust  ingeschlagen  hab,  den  woll  behau  möge,  doch 
das  es  ein  zimlicher  gai-ten  sye-'.  Auch  ist  das  unter  Korn 
oder  Reben  stehende  Gemeinland  in  Gebirgsgegenden  nach 
einer  aus  dem  Jahre  1339  stammenden  Bestimmung  desselben 
Landbuchs  vom  Trattrecht  eximirt,  so  dass  sich  die  Erinnerung 
an  die  Allmendqualitat  dieses  Bodens,  zumal  in  solchen  Fällen, 
wo  die  Nutzung  auf  Kind  und  Kindeskind  bewilligt  wurde, 
leicht  verwischen  konnte,  wie  z.  B.  aus  folgender,  Ar  Gersan 
erlassenen,  dem  Jahre  1436  entstammenden  Bestimmung  her* 
vorgeht:  „das  einer  mag  machen  vff  der  allmend  einen  garten 
sibend  klajfter  wit,  also  mitt  dem  gedinge,  das  er  weder  stä^e 
noch  wege  irre,  vnd  er  vnd  sine  kind  das  mugend  han,  als 
lang  als  er  oder  sy  denn  wend  unnd  wenne  sy  sie  nitt  me 
enwend,  so  sol  der  galten  den  Kilchgenossen  widerkert 
werden''.  *^) 

Dass  und  wie  aber  auch  durch  ausdrückliche  Vereinbarung 
zwischen  der  Allmendkorporation  und  dem  einzelnen  Xutx- 
niesser  aus  der  Sondernutzung  im  Laufe  der  Zeit  das  Sonder- 
eigen hei-vorgehen  konnte,  zeigt  folgender,  uns  von  dem  Schwy- 
zer Landbuch  überlieferte  Vorgang.  Danach  kommt  ein  gewisser 
Hanns  merchy,  Landmann  zu  Schwyz,  mit  dem  Landamann  und 
Rath  zu  Schwyz  im  Jahre  1448  dahin  überein,  dass  „min  bnss- 
matte  Im  brunne"  „vnnd  die  weyde  daselbst  genempt  das 
gespan,  so  gemeinmäck  ist'',  einen  bestimmt  bezeichneten  Weg 
machen  und  erhalten  sollen:  „darum  so  söUent  die  selbig  min 
matt  vnnd  die  weide  fllrbasz  nit  mehr  gemeinmärck  sin"  — 
„vnnd  wenn  aber  ich  oder  min  erben  oder  der,  so  die  egenam- 
ten  matten  vnnd  weide  Inne  hette,  die  egenamten  dra  weg 
vnnd  strasze  nit  mer,  alls  vorstat,  behau  wellten,  dannethin 
so  söUent  wier  die  vorgenamten  güttere  Laszen  niessen  zu 
gmeinmärck  vnnd  söUent  euch  gmeinmärck  sin.  Glicher  wysz 
aus  die  yetz  gewesen  sind".  Aus  dem  Jahre  1600  wird  dann 
berichtet,  das  die  Strasse  „durch  das  Brunni  —  abkhauft 
worden,  Allso  dasz  besitzer  des  gedachten  Brunnis  solche  strasz 
nit  mehr  schuldig  zuo  erhalten".  Und  im  Jahre  1608  heisst  es: 
„Wier  habent  von  vnszers  gmeinen  Landts  nutzes,  auch  mehr 
von  fridt,  ruw  vnnd  Einigkheyt  wegen  ein  vffirechten  öffentlichen 
vszkhouff  thun  lassen  von  wägen  vnszer  gmeinmerkgüetem,  so 
Im  Imberg  vnd  anderstwo  In  vnszerm  Landt  Ligent"  Aus 
dieser  Stelle  geht  feiner  hervor,  dass  „den  gmeinmerditgüotem^' 
bereits  frilher  für  eine  bestimmte  Zeit  lang  eine  „tax  vnd  zinnsz 
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nach  Jedes  ertragenheit  vffgelegt  worden'',  „damit  die  Jenigen, 
so  solche  Inhabent;  Inbeschlachen  mögent  vnd  desz  etzens  zuo 
früeling  vnd  herbst  zytten  Ledig  sient;''  da  diese  Zeit  aber 
abgelaufen  sei,  so  habe  man  sich  für  die  Zukunft  dahin  ver- 
glichen, dass  diese  Güter  hinfort  einen  jährlichen  Zins  von  6, 
und  nicht  mehr  wie  fillher  von  5  Pfund  zahlen  sollen.  Später 
ist  dann  der  Ginindzins  kapitalisirt  und  das  auf  den  Ginind- 
stücken  inihende  Kapital  abgelöst  worden. 

Aehnliche  Vorgänge,  darin  bestehend,  dass  ein  Stück  All- 
niend  zu  eigen  gegeben  wurde,  dass  aber  auf  demselben  einst- 
weilen eine  bestimmte  Vei-pflichtung  zur  Anlegung  oder  Unter- 
haltung eines  Wegs  oder  zur  Gewährang  des  Tritt-  und  Tratt- 
rechts ruhen  blieb,  bis  auch  diese  zuei*8t  in  einen  Geldzins, 
dann  in  ein  Geldkapital  umgewandelt  und  endlich  abgelöst 
wurde,  sind  auch  Air  Giswyl - Kleintheil ,  Kanton  Obwalden, 
für  Stans  und  Ennetmoos,  Kanton  Nidwaiden  und  für  Appen- 
zell urkundlich  beglaubigt.  ^^) 

Aus  dem  Obigen  folgt,  dass  bei  dem  lange  andauei-nden 
Zeitraum,  in  dem  sich  das  Privateigenthum  an  einem  Grund- 
stück „im  Werden'*  (droit  en  formation  nach  Funck-Bi-entano) 
befinden  konnte,  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeinde  und 
dem  Einzelnen  nicht  selten  sein  mussten.  Durch  das  zum 
Theil  noch  in  der  Gegenwart  fortbestehende  Gebot  der  Er- 
richtung von  Zäunen  sowie  des  Freilassens  der  sog.  Bann- 
strecke zwischen  Allmend  und  Sondereigen  suchten  die  Ge- 
meinden denselben  möglichst  vorzubeugen.^^) 

Aber  nicht  nur  durch  sich  über  einen  längeren  Zeitraum 
erstreckende  Transactionen  zwischen  Gemeinde  und  Einzelnen, 
sondern  auch  durch  Verkäufe  und  Veitheilungen  von  Allmend- 
stücken  an  Genossen  und  Fremde  haben  die  Gemeinden  und 
Korporationen  bereits  sehr  fi'üh,  allerdings  immer  nur  als 
Ausnahme  von  der  Regel,  einzelne  Theile  der  Allmend  in 
Sondereigen  verwandelt.  Welchen  Umfang  die  auf  diesem 
Wege  erfolgten  Umwandlungen  von  Allmend  in  Sondereigen  in 
den  einzelnen  Gegenden  zu  vei'schiedenen  Zeiten  gehabt  haben, 
ist  allerdings  schwer  festzustellen,  da  weder  alle  betreffenden 
Akte  beurkundet,  noch  auch  alle  Urkunden  erhalten,  noch  end- 
lich die  erhaltenen  Urkunden  alle  zugänglich,  geschweige  denn 
publizirt  sind.  Genug,  dass  wir  den  Spuren  solcher  Abtretun- 
gen vom  Xin.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart  in  den  Quellen 
begegnen.  Am  häufigsten  scheinen  sie  im  XIV,  dann  wieder 
im  XVI.  und  endlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  und 
am  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  gewesen  zu  sein.  In  Nach- 
folgendem sollen  einige  der  bekannt  gewordenen  Allmend- 
Verkäufe  und  -Vertheilungen  angeführt  werden. 

So  hat  im  Jahre  1822,  als  das  Land  Geld  brauchte,  die 
Landgemeinde  von  Schwyz  Stücke  der  Allmend  an  einzelne 
Landleute  verkauft.     Ebenso  veräusserte  sie  in  den  Jahren 
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1338,  1340,  1355,  1472  andere  Allmendtheile.  Die  Gemeinde 
Arth  vertheilte  unmittelbar  nach  erfolgtem  Auskauf  der  Grund- 
herrschaft ihre  Gemeinmark,  soweit  dieselbe  aus  Weiden  im 
Thal  (Bodenallmenden)  bestand,  unter  alle  ihre  Genossen, 
welche  seit  20  Jahren  in  der  Kirchhöre  wohnten.  Auch  in 
dem  aus  der  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  stammenden  Hof- 
recht von  Megp^en,  Kanton  Luzern,  werden  Sondergüter  er- 
wähnt, welche  finher  Gemeinmark  waren. 

Aus  einer  dem  Jahre  1577  angehörigen  Urkunde  geht 
femer  hervor,  dass  Schultheiss  und  Rath  der  Stadt  Luzem  die 
Theilung  des  Waldes  von  Notwyl  unter  die  Inhaber  von  6  Höfen 
und  die  Kapelle  bestätigen. 

In  Uli  wurden  den  Landleuten  seit  dem  Anfang  des 
XYII.  Jahrhundei*ts  Allmendgärten  anfangs  zu  Eigen,  später 
allerdings  nur  zu  SOjähriger  Nutzniessung  verliehen.  ^^ 

Einen  anderen  Charakter  als  die  bisher  erwähnten  Um- 
wandlungen von  Allmenden  in  Sondereigen  haben  die  seit  der 
Mitte  des  XVIIL,  namentlich  aber  seit  dem  Anfang  des  XIX. 
Jahrhunderts  vorgenommenen  Vertheilungen  von  Allmenden 
zu  Privateigenthum,  Waren  jene  durch  konkrete  Verhältnisse 
veranlasst,  und  kamen  sie  vereinzelt  und  zufällig  vor,  so  haben 
diese  die  Natur  allgemeiner,  für  einen  grösseren  Bezirk  be- 
stimmter, auf  volkswiithschaftlichen  Erwägungen  beruhender, 
von  der  öffentlichen  Meinung  verlangter,  planmässig  und  syste- 
matisch durchgeführter  Massre<;eln.  Es  wird  später  näher  aus- 
zuführen sein,  wie  im  Zusammenhang  mit  dem  durch  die 
Schule  des  Physiokraten  oder  Oekonomisten  geweckten  Streben 
nach  Hebung  der  Landwiithschaft  seit  der  Mitte  des  XVIH. 
Jahrhundeils  allgemein  der  Ruf  nach  Vertheilung  der  bis  da- 
hin gemeinsam  benutzten  Allmenden  zu  Sondereigen  oder  doch 
wenigstens  zu  Sondemutzung  ertönte.  Hier  sei  nur  kurz  er- 
wähnt, dass  im  Kanton  Zug,  nachdem  bereits  1 710  die  AUmend 
und  später  auch  die  Waldung  der  Niederwyler  vertheilt  worden 
war,  mit  obrigkeitlicher  Bewilligung  1779  auch  die  AUmend 
in  Lindenhamm,  1786  die  AUmend  im  StädtU  und  1800  die 
AUmend  der  Steinhäuser  unter  die  Genossen  vertheilt  wurde^ 
wogegen  die  gemeinen  Waldungen  der  letzteren  beiden  GkK 
nossenschaiten  unvertheilt  blieben.  Auch  im  Kanton  Bern 
haben  unentgeltliche  Vertheilungen  und  Verkäufe  von  Allmenden 
zum  Theil  bereits  am  Schlüsse  des  XVIII,  zum  Theü  jedoch 
ei-st  in  den  ei-sten  Jahrzehnten  des  XIX.  Jahrhunderts  statt- 
gefunden. *') 

Die  Gesetzgebung  der  Helvetischen  Republik  hat  dann  der 
Vei-theUung  der  Allmenden  zu  Privateigenthum  nicht  den  er- 
warteten Voi*schub  geleistet  Vielmehr  erwies  sie  sich  in  dieser 
Frage  sehr  bedächtig  und  am  Alten  festhaltend.  Das  Gesetz 
der  Helvetischen  Republik  vom  13.  Homung  1799  ttber  die 
Bürgerrechte  Art  13  bestimmt,  dass  keine  Gemeinde  in  Hei- 
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vetien  berechtigt  sein  soll,  ihr  Kirchen-,  Schul-,  Aimen- 
oder  sonstiges  Gut  im  Ganzen  oder  in  einzelnen  Stücken 
vor  dem  Erlass  des  in  Aussicht  genommenen  Gesetzes,  das 
die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  näher  feststellen  wird,  zu 
vertheilen.  Die  Motive  zum  Gesetz  vom  4.  Mai  1799  über 
Anpflanzung  von  Gemeindegüterantheilen  sagen  dann,  dass  das 
Gesetz  über  die  Vei*theilung  der  Gemeindegüter  noch  nicht 
bald  erscheinen  könne  und  das  Gesetz  vom  15.  Christmonat 
1800  über  Theilung  der  Gemeindegüter  bezieht  sich  denn  auch 
lediglich  auf  solche  Gemeindegüter,  die  „theilweise  und  nach 
gewissen  Rechten  zu  einem  Privatgrundstück  gehören  oder  bei 
denen  die  Zahl  der  Antheilsgerechtigkeiten  bestimmt  und  un- 
abänderlich festgesetzt  sind'',  d.  h.  auf  die  Güter  der  alten 
Realgemeinden.  Die  Antheilhaber,  welche  die  gänzliche  Ver- 
theilung dieser  letzteren  Art  von  Gütern  vorzunehmen  wünsch- 
ten, waren  vei'pflichtet ,  den  Theilungsplan  nebst  Angabe  der 
Zahl  derjenigen  Genossen,  welche  für  die  Theilung  waren 
und  AnfQhmng  der  Giünde  der  anderen,  welche  sich  der 
Theilung  widersetzten,  der  gesetzgebenden  Behörde  zur  Prü- 
fung und  Gutheissung  vorzulegen.  Entgiltig  festgestellt  wurde 
jede  Vertheilung  mittelst  Dekrets  des  gesetzgebenden  Kör- 
pei-s.  Die  Regelung  der  Vertheilung  von  Gemeindewaldungeu 
war  übrigens  auch  durch  dieses  Gesetz  hinausgeschoben  wor- 
den „bis  vollständige  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Be- 
sorgung und  Sicherung  der  Waldungen  aufgestellt  und  in  Voll- 
ziehung gebracht  sein  werden".  Diese  scheinen  aber  nicht 
erlassen  worden  zu  sein.  Nichtsdestoweniger  sollen  in  den 
Jahren  1798  —  1803,  sowie  bereits  vorher  in  den  Kantonen 
Zürich  und  Bern  nicht  unbedeutende  Strecken  von  Gemeinde- 
und  Genossenschaftswäldem  zur  Vertheilung  gelangt  sein.  Auch 
im  Kanton  Glarus  haben  die  einzelnen  Tagwen  um  die  Wende 
des  Jahrhunderts  ansehnliche  Allmendstücke  und  Gemeinde- 
waldungen in  den  Besitz  einzelner  Privatpersonen  gebracht, 
freilich  nicht  durch  Vertheilung  dei*selben  unter  die  Genossen, 
wohl  aber  durch  Verkauf,  um  mit  dem  erlösten  Gelde  die  be- 
deutenden Schulden  zu  decken,  welche  die  unglücklichen  Kri^- 
jabre  den  Gemeinden  verui-sacht  hatten.  ^^) 

Die  durch  die  Geistesrichtung  des  XVni.  Jahrhundei-ts 
gegebene  Anregung  zur  Auftheilung  der  Allmenden  zu  Privat- 
eigenthum  wirkte  im  XIX.  Jahrhundert  noch  so  stark  nach, 
di^  die  Gesetzgebung  einzelner  Kantonen  und  die  Praxis  vieler 
Gemeinden  in  dieser  Beziehung  weit  über  das  hinausgegangen 
ist,  was  die  Gesetzgebung  der  Helvetischen  Republik  gestattete. 
Dies  hatte  seinen  Grund  zum  Theil  in  dem  Umstände,  dass 
das  im  XVIII.  Jahrhundeit  für  die  Vertheilung  der  Allmenden 
geltend  gemachte  Motiv  einer  Verbesserung  der  Bodenkultur 
in  Folge  des  durch  die  Kriegs-  und  Revolutionsjahre  ver- 
ursachten Elends  besondere  Dringlichkeit  erhielt.  „Es  heischt'S 
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so  sagen  die  Eingangswoile  zu  dem  für  den  Kanton  Lnxen 
am  28.  Brachmonat  1803  erlassenen  Gesetz  Qber  VertbeOang 
der  Gemeindegttter,  „die  Pflicht  der  Regierang  besonders  in 
den  gegenwäi*tigen  bedrängten  Zeitumständen  fQr  eine  bessere 
Kultur  des  Bodens  zu  sorgen/  So  ging  denn  im  jetzi^ren 
Kanton  Aargau,  wo  in  den  neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hundei*ts  die  unmittelbar  um  die  Dörfer  herumliegenden  Ge- 
meinweiden zur  Sondeinutzung  veitheilt  worden  waren,  dieser 
Sonderbesitz  vielfach  ins  Privateigenthum  über,  und  noch  heute 
wissen  die  älteren  Dorfbewohner  das  Land  zu  bezeichnen,  das 
in  ihrer  Jugend  oder  in  der  Jugend  ihrer  Eltern  Allmend  ge- 
wesen ist.  Die  Weiden  sind  seit  jener  Zeit  in  Wiesen,  Kar- 
toffel- und  Getreideäcker  umgewandelt  worden.  Auch  im 
Kanton  Zürich  sind  im  Anfang  des  Jahrhundeits  grössere  oder 
kleinere  Allmendtheile  zu  Privateigenthum  vertheilt  worden,  so 
in  Stäfa,  Männedorf  und  einem  Theil  der  Bezirke  Affoltem. 
Hinweil,  Pfäffikon  und  Uster.  Später  sind  dann  in  einigen 
Gemeinden  die  Theile  wieder  zusammengelegt  worden,  so  a.  A. 
in  Fällanden,  Hinweü,  A^sch  bei  Maur. 

In  grösstem  Maasstab,  weil  durch  ein  für  sämmtliche  Ge- 
meinden erlassenes  Gesetz  begünstigt,  ist  der  Uebergang  der  AO- 
menden  in  Sondereigen  im  Kanton  Luzein  erfolgt.  Es  bestimmt 
das  bereits  oben  erwähnte  Gesetz  vom  28.  Brachmonat  1803, 
dass  die  liegenden  Gemeindegüter,  an  denen  ßealnutzungsrechte 
bestehen,  zu  Privateigenthum  vertheilt  werden  dürfen,  wenn 
ein  Drittel  der  Antheilhaber  und  bei  Gemeindewaldvertheilungen 
die  absolute  Majorität  dei-selben  solches  wünscht.  Vor  jeder 
beabsichtigten  Theilung  ist  ein  sog.  Theilungsreglement  zu  ent- 
werfen, in  dem  u.  A.  auch  auf  die  dem  Gemeindegut  anhaf- 
tenden  Lasten  zum  Unterhalt  von  Kirchen,  Pfründen,  SchuIeD. 
Armenanstalten,  Brücken,  Wuhren,  Bininnen  und  Wasser- 
leitungen gehörige  Rücksicht  zu  nehmen  und  fQr  die  Anlage 
neuer  Sti'assen,  Zäune  und  Abzugsgräben  gehörig  zu  sorgen 
ist.  Bei  Waldtheilungen  insbesondere  hat  das  Reglement  darauf 
Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  den  Häuseiii  zugetheilten  Wald- 
stücke weder  von  denselben  getrennt,  noch  verdorben  und 
abgeholzt  werden;  auch  sollen  die  aujf  den  Gemeindegttterti 
stehenden  Eichen  nicht  nur  geschont,  sondern  durch  Pflan- 
zung neuer  Bäume,  soviel  wie  möglich,  vennehrt  werden. 
Der  Theilungsbeschluss  sowohl,  wie  das  dazu  gehörige  Re- 
glement bedürfen  zu  ihrer  Ausführung  der  6enehmigun>r 
des  kleinen  Raths.  Dieser  hat  u.  A.  auch  darauf  zu  sehen, 
dass  die  Gemeindearmen  durch  die  Allmend vertheilung  nicht 
verkürzt  werden.  Von  denjenigen  Gemeindeliegenschaften  .bei 
offnem  Lande "^  dagegen,  die  nach  Personalrechten  genutzt 
werden,  durfte,  auf  Wunsch  von  wenigstens  einem  Drittel  der 
Berechtigten,  eine  verhältnissmässige  Strecke  unter  die  Be- 
rechtigten zur  Sondemutzung  vertheilt  werden,  wenn  der  kleine 
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Rath  sich  mit  der  Bepflanzung  dieser  Ländereien  einverstanden 
erklärte.  Die  Sondemutzung  konnte  auf  Wunsch  des  betref- 
fenden Antheilhabei*s  nur  dann  in  Privateigenthum  verwandelt 
werden,  wenn  derselbe  „ein  dem  Werth  seines  Nutzantheils 
gleichkommendes  Kapital  in  die  Gemeindelade  legte,  welches 
daselbst  verbleiben,  aber  nicht  abschweinen  sollte^.  Der  Ge- 
meinde war  es  anheimgestellt,  von  dem  einfiiessenden  Zins  der 
ihr  gut  scheinenden  Gebrauch  zu  machen.  Bei  der  am  24.  Mai 
1837  stattgehabten  Revision  des  obigen  Gesetzes  wurde  die 
Veitheilung  von  Gemeindewäldern,  die  nach  Personalrechten 
genutzt  werden,  ausdrücklich  untei*sagt  und  die  Vertheilung 
der  sog.  Realwälder  nur  ausnahmsweise  dann  gestattet,  wenn 
die  forstwirthschaftliche  Zweckmässigkeit  und  der  grosse  Vor- 
theil  einer  solchen  Theilung  nachgewiesen  werden  konnte  und 
zwei  Drittel  der  Antheilhaber  sich  für  eine  solche  Theilung 
ausgesprochen  hatten.  Die  gemäss  -einer  aolchen  ausnahms- 
weise vorgenommenen  Waldtheilung  den  Häusern  zugetheilten 
Waldstrecken  mussten  bei  denselben  verbleiben  und  duiflen 
nur  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  «Foi^stgesetzes 
von  den  Häusern  getrennt  und  veräussert  werden.  Das  offene 
Land,  an  dem  Pei'sonalrechte  bestanden,  durfte  entweder  zu 
lebenslänglicher  Nutzung  oder  gleich  den  sog.  Realgütem  zu 
Privateigenthum  vertheilt  werden.  In  jedem  Fall  mussten  die 
vertheilten  Stücke  nach  ihiem  rechten  Werth  abgeschätzt 
werden.  Jeder  Besitzer  eines  vertheilten  Ginindstücks  hatte 
den  solchergestalt  festgestellten  Werth  desselben  mit  5%,  an 
eine  zu  diesem  Zweck  von  der  Ge^neindeverwaltung  gebildete 
Kasse  zu  verzinsen.  Die  eingehenden  Zinsen  werden  all- 
jährlich unter  die  im  Kanton  wohnenden  Antheilhaber  vertheilt. 
Das  Nähere,  wie  die  Vertheilung  des  Gemeindebesitzes  im  ein- 
zelnen Fall  vor  sich  gegangen  ist,  kann  man  den  Reglementen 
der  Korporationsgemeinden  entnehmen.  Bevor  auf  die  einzelnen 
Bestimmungen  des  uns  vorliegenden,  am  27.  Mära  1809  von 
Schultheiss  und  kleinem  Rath  des  Kantons  Luzern  bestätigten 
Tbeilungsreglements  der  Gemeinde  Kriens  näher  eingegangen 
wird,  sei  hier  des  Zustands  der  Allmend  in  dieser  Gemeinde, 
wie  er  vor  Erlass  dieses  Reglements  bestand  und  durch  eine 
aas  dem  Jahre  1799  stammende  Dai'stellung  geschildert  wird, 
kurz  gedacht.  Von  der  Regiei-ung  aufgefordert,  vei-schie- 
dene,  auf  die  Nutzungsverhältnisse  der  Gemeinde  Kriens  be- 
zügliche Fragen  zu  beantworten,  ei*stattete  die  Gemeinde- 
kammer von  Kriens  in  jenem  Jahr  folgenden  Bericht:  Die 
Liegenschaften  der  Gemeinde  Kriens  waren  in  Folge  eines  aus 
dem  Jahi*e  1588  stanmienden  Theilbriefs  aus  dem  bis  dahin 
gemeinsamen  Besitz  der  Gemeinden  Luzeiii,  Malters,  Horw 
und  Kriens  ausgeschieden  worden.  Dieselben  bestanden  aus 
Hochwäldei-n  und  der  sog.  „liegenden  Allmend"*.  Auf  der 
letzteren  standen  Wohn-  und  andere  Gebäude,  deren  Eigen- 
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thfimer    dem    Seckelmeister   der  Gemeinde   einen   jährlichen 
Grundzins  zu  entrichten  hatten.    Das  Gemeindegut  war  von 
dem  Kirchen-  und  Annengut  vollständig  getrennt  Im  Uebrigen 
wurden  die  liegende  Allmend  und  der  Hochwald  von  den  Bor- 
gern als  Viehweide  benutzt,  und  zwar  theils  realiter,  theils 
pei'sonaliter.  Diejenigen,  die  kein  Vieh  besassen,  erhielten  jähr- 
lich einen  Gulden  oder  statt  dessen  eine  Pinte.    Die  im  Spät- 
jahr gewonnene  Streu  wurde  unter  sämmtliche  Bürger  gleich- 
massig  vertheilt.  Aus  den  Wäldern  erhielt  jeder  Bürger  jährlich 
10  ,,StöckIi''.   Denjenigen  aber,  welche  Häuser  zu  unterhalten 
hatten,  wurde  ausserdem  „nach  ihrem  Bedürfhiss  etwas  mit- 
getheilt".    Nach  dem  Reglement  des  Jahres  1809  sollte  das 
Gemeindeland  vor  seiner  Vertheilung  vermessen  und  von  drei 
sachkundigen  Männeiii  (sog.  Schatzungsmännem)  abgeschätzt 
werden,  worauf  erst  der  Vei*theilungsplan  zu  entwerfen  war. 
Von  der  Vertheilung  waren  ausgenommen  die  Strassen,  Bäche^ 
Gräben,  das  Land  für  einen  Exercierplatz  und  zum  Unterhalt 
des  PfaiTcrs,   sowie   der  Wald,   welcher  zur  Beholzung   de* 
Pfarrere,  zum*  Unterhalt  der  Stege,  Brücken,  Wuhren  und  zur 
Erfüllung  anderer  auf  der  Gemeinde  lastender  Verpflichtungen 
diente.    Behufs  Entschädigung  derjenigen,   deren  Weiderechte 
durch  die  Vertheilung  der  Allmend  aufgehoben  wurden,  d.  h, 
also  der  Gnind-  und  Gebäudeeigenthümer  sollten  sodann  vorab 
50  Juchai-ten  von  dem  entfernt  gelegenen  gemeinen  Weideland 
unter  dieselben  vertheilt  und  mit  der  ihrem  Werth  entsprechen- 
den Schätzungssumme  belastet  werden,  dergleichen  sollten  vom 
Hochwaldboden  vorab  den  Gebäudeeigenthümem  140  Jucharten 
zugemessen  werden.     Aus  dem   dann  übrig   bleibenden   Ge- 
meindeland erhielten  sämmtliche  Genossen  ihre  Antheile.    Es 
waren  demnach  die  Gi-und-  und  Hausbesitzer  vor  den  nicht- 
hablichen  begünstigt,  indem  sie  ausser  dem,  allen  Genossen 
in  gleicher  Weise  zukommenden  Personaltheil  noch  extra  ein 
Stück  Weide  und  Wald  erhielten.    Vor  der  Vertheüung  der 
Allmend  waren  jedem  Nutzniesser  die  zu  seinem  Antheil  füh- 
renden Strassen  und  Wege  zu  ziehen.    Obst-  und  Kirschbäume 
auf  offenem  Feld  sollten  12  Jahre  lang  demjenigen  verbleiben, 
der  sie  bisher  benutzt  hatte.    Nach  Ablauf  dieser  Zeit  fielen 
sie  dem  Eigenthümer  des  Bodens  zu,  der  übrigens  den  bis- 
herigen Nutzniesser  desselben  mit  2  Fr.  für  jeden  Baum  zu 
entschädigen  hatte.    Die  gleiche  Vertheilung  des  Gemeinlands 
unter  sämmtliche  Koi-porationsgenossen  sollte  in  folgender  Weise 
erfolgen.  Jeder,  der  am  15.  März  des  Theilungsjahres  haushällicber 
Korporationsgenosse  war,  erhielt  einen  vollen  Antheil.  Sofern  ein 
vollberechtigter  Genosse  Söhne  besass,  erhielt  auch  jeder  Sohn, 
der  das  achtzehnte  Lebensjahr  erreicht  hatte,  einen  halben,  alle 
jüngeren  Söhne  einen  Viei-tel  Antheil.    Die  Antheile  der  beim 
Vater  wohnenden  und  in  seinem  Brod  stehenden  Söhne  durfte 
der  Vater  benutzen,  doch  war  es  ihm  gänzlich  untersagt,  die- 
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selben  zu  versetzen  oder  zu  verkaufen;  gegen  begseres  Land 
vertauschen  durfte  er  sie  nur  mit  Zustimmung  seiner  Söhne 
und  unter  Anzeige  an  die  Gemeindeverwaltung.  Von  Söhnen, 
die  keinen  Vater  mehr  am  Leben  hatten,  aber  mit  einander 
gemeinsam  Haushaltung  fahrten,  erhielt  der  älteste  einen  vollen 
Antheil,  während  die  übrigen  so  behandelt  wurden,  wie  wenn 
ihr  Vater  am  Leben  wäre.  Eines  Vatei-s  und  seiner  ledigen 
Söhne  Antheile  mussten  möglichst  beisammen  liegen.  Falls 
sich  Schatzungsmänner  und  Antheilhaber  über  die  diesen  ein- 
zuräumenden Pai-zellen  nicht  vei-ständigen  konnten,  so  ent- 
schied das  Loos.  Innerhalb  Jahresfrist  war  es  jedem  Genossen 
gestattet,  seinen  Antheil  gegen  einen  anderen  zu  veitauschen. 
Kleine  Parzellen  durften  den  anstossenden  Güterbesitzern  auch 
sonst  gegen  Entschädigung  überlassen  werden.  Nach  ge- 
schehener Berechnung,  Eintheilung  und  Abschätzung  der  All- 
mend  wurde  die  gesammte  Schatzungssumme  von  den  Schatzungs- 
männem  und  dem  Feldmesser  auf  die  einzelnen  Antheile  ver- 
theilt  und  als  eine  auf  denselben  haftende  Kapitalschuld  in 
ein  eigenes  hierzu  bestimmtes  Protokoll  eingetragen.  Den  mit 
5  von  100  berechneten  Zins  dieses  Kapitals  hatten  die  Inhaber 
der  Antheile  jährlich  zu  Maitini  zu  entrichten.  Waren  sie  mit 
der  Zahlung  säumig,  so  konnte  der  Kassenverwalter  „ihnen  die 
Schätzung  ansagen  lassen'^,  d.  h.  zur  exekutivischen  Beitreibung 
der  Schuld  vorgehen.  Seitens  der  Gemeinde  war  die  auf  der 
vertheilten  Allmend  ruhende  Kapitalschuld  unaufkündbar ;  da- 
gegen konnte  sie  von  den  Schuldnem  aufgekündigt  und  sechs 
Monate  nach  erfolgter  Aufkündigung  entweder  in  baarem  Gelde 
oder  in  Gülten,  vollständig  oder  theilweise,  bezahlt  werden. 
Die  liquidirten  Schuldkapitalien  waren,  sobald  als  möglich, 
wieder  zinstragend  anzulegen.  Nach  Bezahlung  des  Kapitals 
gelangte  das  dem  bisherigen  Nutzniesser  zugetheilte  Grund- 
stock in  sein  unbeschränktes  Privateigenthum.  Bis  dahin  hatten 
die  Gemeindeverwaltung  und  der  Bannwart  die  Pflicht,  die 
Stege,  Brücken,  Strassen,  Wehren  und  Bäche  zwei  Mal  im 
Jahr  zu  besichtigen  und  die  Nachlässigen  zur  Erfüllung  ihrer 
Pflicht  anzuhalten.  Insbesondere  musste  der  Bannwart  dai-über 
wachen,  dass  jeder  Antheilhaber  seinen  Wald  gut  besorge,  den- 
selben- weder  leichtsinnig  abholze,  noch  auch  das  abgeholzte 
Holz  verkaufe;  Holzfrevel  hatte  er  dem  Gemeindegericht  an- 
zuzeigen. Auch  war  die  Gemeindeverwaltung  gehalten,  den 
AUmendtheil  deijenigen  Hausväter,  die  von  demselben  schlech- 
ten Gebrauch  machen  und  den  davon  bezogenen  Nutzen  in 
liederlicher  Weise  verschwenden,  mit  Beschlag  zu  belegen  und 
f&r  die  Familie  des  dergestalt  Gestraften  zu  verwenden.  Wer 
seinen  AUmendtheil  als  Weide  benutzen  wollte,  mussten  den- 
selben vorher  einzäunen.  Die  Kosten  des  Theilungsveifahrens 
wurden  von  den  Antheilhabem  nach  Verhältniss  ihrer  Antheile 
getragen.    Die  im  Laufe  des  Jahres  eingegangenen  Kapital- 
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Zinsen  pflegten  zu  Weihnachten  unter  die  Korporations^enossen 
vertheilt  zu  werden.  Jeder  haushäbliche  Koi-porationsgenosse 
erhielt  einen  vollen  Geldantheil,  ebenso  seine  ledigen  Söhne, 
die  bis  zum  15.  März  das  dreissigste  Lebensjahr  eireicht  hatten; 
die  16 —30jährigen  dagegen  nur  einen  halben  Antheil  und  die 
noch  nicht  16jährigen  einen  viertel  Antheil.  Eine  Voraussetzung 
des  Genusses  war,  dass  alle  diese  Pei*sonen  in  der  Heimath- 
gemeinde  wohnten.  Söhne  von  Koiporationsgenossen,  die  ausser- 
halb ihrer  Gemeinde  ein  Handwerk  erlernten,  wurden  jedoch 
wie  in  der  Gemeinde  Anwesende  behandelt.  Seit  dem  Erlass 
des  Organisationsgesetzes  vom  7.  Brachmonat  1866  wird  übri- 
gens von  dem  Eifordemiss  der  Ortsanwesenheit  abgesehen, 
indem  gegenwärtig  auch  die  ausserhalb  ihrer  Korporations- 
gemeinde,  ja  sogar  ausserhalb  des  Kantons  Luzeiii,  aber  doch 
innerhalb  der  Schweiz  wohnhaften  Genossen  der  Korporations- 
gemeinde Kriens  Anspruch  auf  den  Genuss  des  sog.  Kassen- 
Zinses  haben.  Das  finanzielle  Resultat  der  Vertheilungsoperation 
für  die  Gemeinde  Kriens  war,  dass  diese  im  Jahre  1858  ein 
Kassakapital  von  Fr.  115.339  C.  50  und  ein  Gülten-  und 
Bodenzinskapital  von  Fr.  18.194  C.  86  besass.  Dagegen  waren 
ihr  von  dem  Mheren  Gemeindegut  nur  noch  8Vs  Juchart  liVald 
und  Vs  Juchait  offenes  Land  geblieben.  Aus  dem  für  die  Ver- 
waltung und  Benutzung  des  Korporationsvermögens  der  Ge- 
meinde Kriens  von  dieser  beschlossenen  und  vom  Regierungs- 
rath  am  21.  April  1858  bestätigten  Reglement  geht  hervor, 
dass  die  Koiporationsgenossen  auch  nach  geschehener  Veitheilung 
des  gi'össten  Theils  ihrer  AUmend  eine  Korporationsgemeinde 
bilden,  deren  Organe  die  Genossenversammlung  und  eine  drei- 
gliedrige von  dieser  gewählte  Verwaltung  sind.  Diesen  liegt 
die  Aufnahme  neuer  Koiporationsbürger  und  die  Verwaltung  des 
beweglichen  und  unbeweglichen  Korporationsvermögens  ob.*^) 

Aehnlich  wie  in  der  Gemeinde  Kriens  ist  auch  in  anderen 
Gemeinden  des  Kantons  Luzeiii  mit  der  Veilheilung  der  All- 
menden vorgegangen  worden.  Ja  trotz  der  die  Korporations- 
wälder schützenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  auch  diese 
vielfach,  zum  Theil  in  ganz  kleinen  Parzellen,  veilheilt  worden. 
Mit  der  Vertheilung  der  Wälder  hatte  man  bereits  am  Anfange 
des  Jahrhunderts  begonnen,  ohne  sich  später  durch  das  Forst- 
gesetz von  1835  und  das  revidirte  Gesetz  über  die  Veiiheilung 
der  Gemeindegüter  von  1837  von  dem  einmal  eingeschlagenen 
Verfahren  länger  als  nur  eine  kui'ze  Zeit  abhalten  zu  lassen. 
Namentlich  seit  1843  wurden  die  Waldtheilungen  wieder  häufig, 
so  dass  allein  zwischen  1843  und  1854  2500  Juchart  Gemeinde- 
wald zur  Vertheilung  gelangt  sind. 

Auch  von  den  Gütern  der  Schwyzer  Oberallmendkorporation 
scheint  zu  dieser  Zeit  viel  fortgegeben  worden  zu  sein,  so  dass 
sich  die  Oberallmendgemeinde  am  11.  Mai  1817  veranlasst  sali, 
das  Oberallmendgericht  zu  beauftragen,   allen  Allniendboden, 
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<ler  zuwider  einem  aus  dem  Jahre  1678  stammenden  Beschlüsse 
der  Landsgemeinde  ohne  Genehmigung  dieser  „für  eigen  weg- 
gegeben worden  war^S  zu  reklamiren  und  nochmals  zu  beschliessen. 
dass  in  Zukunft  keine  Allmendgüter  verkauft  werden  sollen. 

Femer  hat  im  Kanton  St  Gallen  die  Vertheilung  eines 
Theils  der  Genossengüter  zu  Privateigenthum  unter  die  Ge- 
nossen in  den  zwanziger  Jahren  dieses  Jahrhundeils  statt- 
gefunden. 

Der  Vertheilung  im  Kanton  Luzem  ähnlich  ist  die  im  Be- 
zirk Küssnacht,  Kanton  Schwyz,  vorgenommene  Vertheilung 
der  Dorfallmend,  an  welcher  acht  Geschlechter  und  deren 
Nachkommen  nutzungsberechtigt  waren.  Zufolge  Beschluss  der 
Genossengemeinde  vom  9.  September  1838  ist  dieselbe  in  der 
Weise  erfolgt,  dass  die  einzelnen  Allmendtheile  in  das  be- 
schränkte Privateigenthum  der  Genossen  übergingen  und  sich 
nach  der  landrechtlichen  Erbfolgeordnung  vom  Vater  auf  den 
Sohn  vei'erben,  aber  nur  an  Genossen  veräusseit  werden  können. 
Hinterlässt  der  Theilgenosse  bei  seinem  To.de  keine  Erben,  so 
fällt  sein  Antheil  wieder  an  die  Genosssanie  zui-ück.  Auf  jedem 
vertheilten  Allmendstücke  ruht  der  Schatzungswerth  desselben 
als  eine  der  Genossengemeinde  zu  vemnsende  Schuld.  Am  Ende 
des  Jahres  findet  eine  Vertheilung  der  ein<?elaufenen  Zinsen 
unter  s&mmtliche  Genossen,  die  vor  dem  St.  Martinstage  des 
betreffenden  Jahres  geboren  sind,  statt.  In  Folge  dieser  Maass- 
regel sind  gi*osse  Strecken  unangebauten  Landes  mit  viel  Mühe 
und  Arbeit  fruchtbringend  gemacht  worden,  ohne  dass  die  Ge- 
nosbenschaft  dabei  irgend  etwas  verloren  hätte. 

Während  in  den  Emmenthalischen  Gemein ien  des  Kantons 
Bern  ein  Theil  der  Allmenden  bereits  zu  einer  Zeit,  da  man 
anderwärts  an  Landvertheilung  noch  gar  nicht  dachte,  in  Privat- 
eigenthum umgewandelt  worden  ist,  so  dass  in  den  zwanziger 
Jahren  unseres  Jahrhunderts  berichtet  werden  konnte,  es  gäbe 
im  ganzen  Emmenthale  beinahe  keine  Allmenden  mehr,  hat  in 
manchen  ehemaligen  Dorfgemeinden  des  Bernischen  Mittel- 
landes und  Oberaargaus  die  Vertheilung  des  Rechtsamegutes 
ei'St  in  den  Jahren  1840  —  1860  stattgefunden.  Im  ganzen 
Kanton  Bern  waren  übrigens  1867  bereits  9ö%  sämmtlicher 
Rechtsamewälder  in  Privateigenthum  übergegangen.  ••**) 

2.    Umirandlung  einzelner  Allmendtheile  tu  ^enossensohaftliches 

PriTatei^enthum. 

Bei*eits  oben  wurde  der  im  Besitze  von  Privatgenossen- 
schaften befindlich  gewesenen  Liegenschaften  gedacht,  sofern 
dieselben  schliesslich  unter  die  einzelnen  Genossen  entweder 
zu  bedingtem  oder  unbedingtem  Privateigenthum  vertheilt 
worden  sind.  Aber  nicht  alles  genossenschaiftliche  Privateigen- 
thum hat  diese  letzte  Etappe  auf  dem  Wege  des  Uebergangs 
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vom  Gemeineigenthum  zum  Privateigenthum  zurückgelegt,  so 
dass  noch  gegenwärtig  in  einigen  Kantonen  der  Ebene  sowohl, 
wie  des  Gebirges  gar  nicht  unbeträchtliche,  namentlich  mit 
Wald  bestandene  Flächen  sich  im  ungetheilten  und  zum  grössteo 
Theil  untheilbaren  Eigenthum  rein  privatrechtlicher  Genossen- 
schaften befinden. 

Da  der  Allmendbe^-iff  nach  unserer  obigen  Definition  das 
Vorhandensein  eines  Eigen thumssubjects  von  öffentlicher  Natur 
voraussetzt,  so  kann  das  diesen  Privatgenossenschaften  gehörige 
liegenschaftliche  Eigenthuhi  nicht  mehr  zu  den  Allmenden  ge* 
rechnet  werden.  Es  muss  desselben  daher  an  dieser  Stelle, 
wo  von  der  Schmälerung  des  Allmendumfanges  gehandelt  wird, 
und  nicht  bei  Darstellung  der  Allmenden  gedacht  werden. 

Hinsichtlich  der  juristischen  Natur  dieses  genossenschaft- 
lichen Eigen thums  ist  auf  das  oben  Gesagte  zu  verweisen. ^^) 

In  der  Ebene  hat  sich  das  Eigenthumder  sog.  Gerechtigkeits- 
genossenschaften,  fiechtsamegemeinden  u.  s.  w.  in  den  Kan- 
tonen Aargau,  Zürich,  Bern,  Thurgau,  Solothuin  meist  nur 
an  Wäldern  erhalten,  weil  es,  aus  innei*en  volkswirthschafts- 
politischen  Gründen,  auch  dann  noch  zweckmässig  ei'schien,  die 
Rechtsame-  und  Gerechtigkeitsgüter  ungetheilt  zu  besitzen, 
als  die  Rechtsame-  und  Gerechtigkeitsgtnossenschaften  ihre 
öffentliche  Natur  bereits  vollständig  abgestraft  hatten  und 
ringsum  die  früher  ebenfalls  im  Gemeineigenthum  befindlich 
gewesenen  Aecker,  Wiesen  und  Weiden  durch  Vei-theilung  in 
das  Privateigenthum  Einzelner  übergegangen  wai-en.  Erwägun- 
gen dieser  Art  bewirkten  auch  die  ausdrückliche  Sanctionirung 
des  obigen  Grundsatzes  in  den  meisten  Forstgesetzen  der  Ge- 
genwait,  indem  die  reale  Vertheilung  der  Genossenschafts^ 
Wälder  unter  die  einzelnen  Genossen,  sowie  die  Veräussenuig 
einzelner  Stücke  dei'selben  an  dritte  Personen  entweder  sdilech- 
terdings  untersagt  oder  doch  von  der  vorher  einzuholenden 
Genehmigung  der  Regierung  abhängig  gemacht  wird.  Aus- 
nahmsweise kommen  übrigens  auch  landwiilhschaftlich  benutzte 
Rechtsame-  und  Gerechtigkeitsgüter  vor.'^) 

Seinem  Ursprünge  nach  ist  das  genossenschaftliche  Privat- 
eigenthum in  der  Ebene  meist  den  Mark-  Dorf-  und  Hofgenossen- 
schaften gehörig  gewesene  Allmend,  indem  die  zu  R^rechten 
gewordenen  Nutzungsberechtigungen  sich  im  Laufe  der  Zeit 
zum  Theil  von  ihrer  realen  Grundlage  und  die  persönlichen 
Berechtigungen  von  dem  Ortsverbande  ablösten,  sowie  fortan  frei 
verkäuflich,  vertauschbar,  vererblich  und  theilbar  wurden. 
Damit  war  ihre  Umwandlung  aus,  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehörigen  Nutzungsrechten  in  rein  privati*echtliche  Vermögens- 
rechte, welche  fortan  nur  noch  den  Gesetzen  des  wirthschaft- 
lichen  Verkehrs  folgten,  gegeben.  Nur  ausnahmsweise  ist  das 
genossenschaftliche  Eigenthum  auf  andere  Weise  entstanden. 
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indem  eine  AnzaM  von  Personen,  welche  meist  Glieder  der- 
selben Gemeinde  waren,  sich  zu  gemeinschaftlichem  Erwerbe 
von  Liegenschaften  verband  Vorgänge  letzterer  Art  werden 
auch  aus  den  tiefer  liegenden  Theilen  der  Kantone  Appen- 
zell— A.-Rh.,  und  Glarus  erw&hnt. 

Der  Inhalt  des  genossenschaftlichen  Privateigenthums  wird 
übrigens  durch  die  Antheilsrechte  der  einzelnen  Genossen  nicht 
immer  erschöpft,  indem,  als  Ueberbleibsel  des  ft'Qheren  Zu- 
sammenhanges der  Privatgenossenschaften  mit  dem  Staate  oder 
der  Gemeinde,  diesen  öffentlichen  Körpei'schaften  auch  heute  noch 
bestimmte  Rechte  an  den  Genossenschaftsgütem  zustehen  oder 
doch  bis  vor  Kurzem  noch  zustanden.  Ja  es  befinden  sich  die 
Gemeinden  bisweilen  sogar  im  Eigenthum  der  Liegenschaften, 
an  denen  den  privatrechtlichen  Korporationen  nur  bestimmte 
Nutzungsrechte  eingeräumt  sind. 

Eine  Zusammenstellung  der  Ober  Umfang  und  Werth 
dieses  genossenschaftlichen  Besitzes  vorhandenen  spärlichen 
Nachrichten  ergiebt  folgendes  Resultat 

Im  Kanton  Aargau  fanden  sich  1872  noch  in  33  Gemeinden 
rein  privatrechtiche  Gerechtigkeitsgenossenschaften ,  deren 
Nutzungsrechte  sich  über  5227  Juchart  Land  erstreckten, 
wovon  nur  ein  kleiner  Theil  aus  offenem  Lande  be^^tand,  wäh- 
rend der  bei  weitem  grösste  Theil  mit  Wald  bestanden  war. 
Der  grösste  Theil  dieser  Genossenschaften  gehörte  seiner  Lage 
nach  den  ehemaligen  freien  Aemtem  und  der  Grafschaft  Baden 
an.»») 

Nach  einer  aus  dem  Jahre  1875  stammenden  Angabe  be- 
sitzt auch  der  Kanton  Zürich,  namentlich  in  seinem  östlichen 
Theile,  Gerechtigkeit»-  und  Korporationswälder,  deren  Flächen- 
inhalt mit  Einschluss  der  im  Walde  zerstreut  liegenden  Wiesen 
und  Strenstücke  15,910  Juchart  beträgt  Die  Gerechtigkeits- 
genossenschaften sind  zu  reinen  Privatkorporationen  geworden 
und  unterliegen  den  Bestimmungen  des  Civilgesetzbuches  über 
Privatkorporationen.  Abgesehen  von  der  üntheilbarkeit  des 
liegenschaftlichen  Eigenthums  dieser  Korporationen,  nnterhegt 
dasselbe,  soweit  es  aus  Waldein  besteht,  auch  noch  derselben 
staatlichen  Oberaufsicht  wie  die  im  Eigenthume  der  Gemeinden 
befindlichen  Wälder.  Die  Rechte  der  einzelnen  Genossenschafter 
sind  gegenwärtig  nicht  mehr  immer  an  den  Besitz  bestimmter 
Häuser  geknüpft,  sondern  frei  veräusserlich  und  können  auch 
von  Nichtgemeindemitgliedem  erworben  werden/^) 

Die  sog.  Rechtsam^emeinden  im  Kanton  Bern,  über  deren 
rechtliche  Natur,  ob  sie  Korporationen  oder  juristische  Per- 
sonen ohne  Korporationscharacter  oder  nur  freie,  beliebig  lös- 
bare Gesellschaften  sind,  viel  gestritten  worden  ist,  sind  gegen- 
wärtig Genossenschaften  mit  ausschliesslich  vermögensrecht- 
lichem Zweck,  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  dem  öffentlichen 
Organismus,  so  dass.  wer  einer  solchen  Gemeinde  angehört 
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nicht  schon  kraft  dieser  Eigenschaft  auch  ein  Gemeindebarger- 
i-echt  besitzt.  Titelhaftes  Recht,  veijähiter  Besitzstand,  Ueban«; 
und  Gewohnheit  bestimmen  hier  das  Mass  der  BereehtigaDg 
eines  jeden.  Der  Umfang  der  Bechtsamewälder  ist  gegen- 
wärtig, nachdem  ein  gi*osser  Theil  derselben  unter  die  einz^Mo 
Genossen  vertheilt  worden,  nicht  gi-oss.  Er  beträgt  nur  0,85  '* . 
sämmtlicher  Wälder  des  Eantons^^) 

Im  Kanton  Thurgau  bestanden  am  Schlüsse  der  sechziger 
Jahre  noch  17  Wald-,  Torf-  und  Mooskorporationen  mit  einem 
Gesammtbetbesitz  von  1905  Juchaiten;  derselbe  diente  ledig- 
lich der  Nutzung  der  einzelnen  Genossen^^) 

Auch  im  Kanton  Solothum  bestehen  noch  Piivatkorpora- 
tionen,  denen  nur  ein  Theil  der  Gemeindebüi'ger  angdiört 
Die  Ausübung  des  Nutzungsrechtes  ist  unabhängig  von  dem 
Wohnsitze  des  Berechtigten.**) 

Aehnliche  Privatgenossenschaften  kommen  endlich  auch  im 
Kanton  Glarus  vor.  Wir  düiien  dieselben  insofern  hierher  zählen, 
als  die  in  ihrem  Eigenthum  befindlichen  Liegenschaften  nicht 
alp-  sondern  landwirthschafüich  benutzt  werden.  Diese  Ge- 
nossenschaften oder  Korporationen,  wie  sie  am  Orte  genannt 
werden,  haben  sich  nicht  immer  aus  dem  Verbände  der  Mark- 
genossenschaften und  Gemeinden  losgelöst,  sondern  sind  zum 
Theil  neueren  Ursprungs,  indem  in  einigen  Gemeinden  eine 
Anzahl  von  Bürgern  und  Einwohnern  sich  zusammenthaten,  um 
ein  Stück  Land  gemeinsam  zu  kaufen,  das  sie  dann  unter  sich 
zur  Benutzung  als  Gärten  und  Wiesen  vertheilten.  Ein  Betspiel 
dieser  Art  von  Korporationen  liegt  in  der  Gemeinde  Schwäodi 
vor,  wo  jede  Haushaltung  aus  dem  Gemeindeland  nur  26  D  Klafter 
als  sog.  Saatentheil  empfängt,  wähi'end  mit  Hinzuziehung  ile$ 
Antheils  aus  dem  Koiporationsgute  einzelne  Genossen  mindestens 
300  und  andere  sogar  600  DKlafter  Land  benutzen/^j 

Aehnlich  der  privatrechtlichen  Entwickelung  der  Recht- 
same-  und  Gerechtigkeitsgüter  in  der  Ebene  ist  auch  im  Ge- 
birge die  Loslösung  eines  Theils  der  Gemeinalpen  aus  dem 
Zusammenhange  mit  der  Gemeinde  derart  erfolgt,  dass  die  un- 
vertheilt  gebliebenen  Alpen  in  eine  Anzahl  von  ideellen  AnUieilen 
zerfallen,  deren  Besitzer  eine  Genossenschaft  bilden.  ^^;  Diese 
Genossenschaften  tragen  je  nach  den  Kantonen,  in  denen  sie 
liegen,  vei-schiedene  Namen :  in  Glarus  heissen  sie  Fessdalpen, 
in  Obwalden  Kapitalistenalpen  (es  sind  dies  die  in  der  Kemser 
Kirchgemeinde  gelegenen  Alpen  Melchsee,  Bettenalp,  Staldeu 
und  Wolfisalp),  in  Nidwaiden  Gemein-,  aber  auch  Kapitalisten- 
alpen  (die  bedeutendsten  davon  sind  die  Ami-,  Stein-,  Bann- 
und  Keiiialp,  sowie  die  Alpen  Lutersee,  Trübensee,  äinzgau. 
Dürrenboden ;  sämmtliche  Gemeinalpen  Nidwaldens  hielten  1872 
1853  Kuhschweren  und  wui*den  von  1208  Milchkühen  beweidet:, 
in  Appenzell  A.  Rh.  kuhg'rechtete  und  in  Bern  geseyte  Alpen 
(d.  h.  die  in  eine  bestimmte  Anzahl  von  Rechten  abgetheilten 
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Alpen,  deren  Berechtigungen  in  keinem  rechtlichen  Zusammen- 
hange mit  dem  Besitze  des  Wintei*gutes  stehen,  aber  gleich- 
wohl in  ihrer  Ausübung  durch  den  Oi-undsatz  der  sog.  Kon- 
zession, welcher  darin  besteht,  dass  nur  das  im  Lande  ge winterte 
Vieh  auf  den  Alpen  gesommert  werden  darf,  beschränkt  sind; 
zu  dieser  Kategorie  gehören  die  meisten  Alpen  im  Amtsbezirke 
Oberhasle,  dieselben  sind  namentlich  in  den  Gemeinden  Mey- 
ringen,  Innertkirchen,  Gadmen,  Guttanen  gelegen  und  wurden 
in  den  sechziger  Jahren  zusammen  auf  2571  Kuhrechte  ge- 
schätzt). 

Wie  die  Bechtsame-  und  Gerechtigkeitsgemeinden  in  der 
Regel,  so  gelten  auch  die  Alpengenossenschaften  ausnahmslos 
als  unauflöslich,  indem  weder  der  einzelne  Genosse  das  Recht 
hat  eine  Realtheilung  der  Alp  und  eine  Ausscheidung  eines 
seiner  Gerechtigkeit  entsprechenden  Theiles  oder  Stückes  der- 
selben zu  verlangen,  noch  auch  die  Gesammtheit  berechtigt 
ist,  eine  solche  Theilung  zu  beschliessen.  Wohl  aber  darf  der 
Einzelne  seinen  ideellen  Antheil  an  der  Genossenschaftsalp  ver- 
äussern.  Bei  Veräusseningen  einzelner  Theilrechte  an  Dritte 
steht  den  Mitgenossen  des  Veräussemden  das  NftheiTecht  zu 
und  nur,  wenn  dasselbe  nicht  geltend  gemacht  wird,  geht  der 
veräusserte  Antheil  an  den  Dritten  über. 

Ueber  den  Ui'sprung  des  genossenschaftlichen  Eigenthums 
an  den  Alpen  ist  wenig  bekannt,  doch  scheint  sich  dasselbe,  wie 
schon  erwähnt,  aus  dem  Eigenthume  von  Markgenossenschaften 
oder  Gemeinden  entwickelt  zu  haben.  Nach  einer  Annahme 
Heusler's  hat  sich  das  jetzige  Rechtsverhältniss  an  den  Gemein- 
oder Kapitalistenalpen  Nidwaldens  wahrscheinlich  schon  sehr 
früh  ausgebildet  und  zwar  in  Folge  von  Veränderungen,  welche 
die  bisherige  Mark  durch  die  Entstehung  von  GrundheiTschaften 
erlitt;  damals  seien  die  Alpen  in  die  verschiedensten  Hände 
gekommen,  verkauft,  vertauscht,  verliehen  worden,  so  dass 
alle  Einheit  vei'loren  ging;  das  genossenschaftliche  Eigenthum 
an  den  Gemein-  oder  Kapitalistenalpen  Nidwaldens  habe  sich 
dann  an  denjenigen  Alpen  ausgebildet,  an  denen  die  früheren 
grundherrlichen  Rechte  nicht  auf  eine  Gemeinde  übergegangen 
seien.  Ausnahmsweise  freilich,  wie  z.  B.  in  der  Glaiiier  Ge- 
meinde Kerenzen,  ist  das  genossenschaftliche  Eigenthum  an 
einzelnen  Alpen  erst  jüngeren  Ursprungs  und  ist  darauf 
zurückzuführen,  dass  eine  Anzahl  von  Dorfgeschlechtern  Alpen 
ankauften  und  zu  diesem  Zwecke  Pensionsgelder  und  andere 
Gefälle  verwendeten.  Alle  zu  den  betreffenden  Geschlechtem 
gehörenden  Knaben,  welche  vor  dem  1  Juni  geboren  waren, 
galten,  sofern  sie  sich  in  den  Grenzen  der  Alpgenosssame  auf- 
hielten, als  nutzungsberechtigt. 

Von  den  im  Eigenthum  von  Gemeinden  oder  gemeinde- 
ähnlichen öffentlichen  Korporationen  befindlichen  Alpen  unter- 
scheiden sich  die  im  genossenschaftlichen  Eigenthum  befind- 


38  ^  IL  4 

lieben  Alpen  dadurch,  dass  es  bei  den  ersteren,  da  die  Ge- 
meinden einem  steten  Wechsel  ihrer  Mitglieder  uoterwotfen 
sind  und  die  Beisassen  auch  nicht  ganz  von  der  Natzang  aus- 
geschlossen werden  konnten,  zu  einer  völligen  Abschliessang 
der  Rechtsamen  nicht  gekommen  ist,  so  dass  die  Enrerbnns 
des  Nutzungsrechts  an  den  Gemeindealpen  von  dem  Erwert* 
und  Besitz  des  Gemeinderechts  abhängig  blieb,  also  poblin 
juris  ist,  während  in  den  Alpgenossenschaften  eine  gewisse 
Anzahl  berechtigter  Personen,  von  denen  jede  einen  bestimiti* 
ten  ideellen  Antheil  an  der  Benutzung  der  Alp  ansprach, 
sich  gegenüber  der  Gemeinde  völlig  abgeschlossen  hat  und 
eine  Uebei-tragung  solcher  Antheile  nur  durch  privatrechtliche 
Erwerbstitel  erfolgen  kann.  Die  Antheile  wurden  in  Verhält^ 
niss  gebracht  zu  der  Stuhl ung  der  Alp  —  d.  h.  der  Taxation 
des  Weidgangs  nach  Kuhrechten,  Stössen,  Rindern,  Kuh- 
Sommerungen,  Kuhschweren,  Kuhessen,  Kidben,  Sey.  woninter 
man  so  viel  Alpweide  vei-steht,  als  zur  Sommerung  einer  Kuh 
erforderlich  ist  —  und  so  erhielt  jeder  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Kuhrechten,  die  er  vererben  oder  sonst  veräussem  durfte. 
Diese  Antheile  sind  von  sehr  verschiedener  Grösse.  So  beCrus 
in  den  sechziger  Jahren  der  Minimalnutzen  eines  einzelnen 
Genossen  an  der  Kapitalistenalp  Stalden,  welche  sich  im  Mit- 
eigenthum  von  300  Genossen  befand,  in  Geld  veranschlag 
nur  zwei  Franken,  während  andere  Genossen  mehrere  hundert 
Franken  bezogen.  Um  einerseits  eine  allzu  gi'osse  2SerspUt- 
teiiing  der  Antheilsrechte  und  anderei'seits  wieder  die  Ver- 
einigung derselben  in  einigen  wenigen  Händen  zu  veriiQtea. 
haben  die  für  einige  Genossenschaftsalpen  erlassenen  Statuten 
Maximal-  und  Minimalbestimmungen  für  die  Zahl  der  Knli* 
rechte,  welche  höchstens  in  einer  Hand  vereinigt  sein  dOrfea 
und  wenigstens  in  einer  Hand  vereinigt  sein  müssen,  autf^estdlL 
So  musste  nach  älteren  Bestimmungen  der  einzelne  Genosse 
an  der  Nidwaldener  Steinalp  wenigstens  Vi«  ^^  den  AJpen 
Arni,  Trübensee  und  Luttersee  wenigstens  Vs  Rindern  Alpijkr 
(d.  h.  Vs  Kuhrecht)  und  durfte  dag^en  an  der  Amialp  und 
ebenso  an  der  Alp  Sinzgau  Niemand  mehr  als  24,  an  der  Alp 
Luttei-see  mehr  als  32  und  an  der  Alp  Luttersee  mehr  als  50 
Rindern  besitzen.  Gegenwärtig  darf  an  den  Gemeindpen  Kid- 
waldens  Niemand  sich  weniger  als  Vs  Rindern  und  mdir  als  zwei 
Hüttenrechte  zuschreiben  lassen.  Auch  im  Kanton  Bern  ist  gegeo- 
wärtig  jede  Vertheilung  von  Alprechten  an  den  sog.  geseyten 
Alpen  (im  Amtsbezirk  Oberhasle)  unter  Vi  Kuhrecht  unteniagrt. 

Mit  dem  Obigen  hängt  zusammen,  dass  die  Genossen- 
Schaftsalpen  gestuhlt  sein  müssen  und  sind,  während  die  6e- 
meindealpen  es  nicht  immer  sind. 

Ein  weiterer  Unterschied  zwischen  Gemeinde-  und  Ge- 
nossenschaftsalpen besteht  ferner  darin,  dass  von  den  Genossen 
der  sog.   ,, Auflag*',    d.    h.    eine   entsprechend   der  Zahl    der 


IL  4.  39 

^nem  Genossen  gehörigen  die  Gemeinalpen  beweidenden  Kühe 
proportional  oder  progressiv  abgestufte  Abgabe,  nui'  erhoben 
wird,  um  zur  Instandhaltung  und  Verbesserung  der  Alp  ver- 
wendet zu  werden,  während  der  von  den  Nutzniessem  der  Ge- 
ineindealpen  erhobene  Auflag  ausser  der  obigen,  ebenfalls  vor- 
kommenden Verwendung  ausnahmsweise  zu  öffentlichen  Ge- 
meindezwecken im  Allgemeinen,  der  Regel  nach  aber  zur  Bildung 
von  Geldantheilen  entweder  für  alle  Nutzungsberechtigten  oder 
nur  fQr  diejenigen  unter  ihnen,  welche,  weil  sie  kein  Vieh  be- 
sitzen, die  Alpen  in  natura  nicht  benutzen  können,  dient. 

Endlich  sind  die  Gemeindealpen  überhaupt  öffentliches 
Eigenthum  und  können  ev.  auch  zum  Nutzen  der  Gemeinde- 
kasse an  den  Meistbietenden  verpachtet  werden,  während  die  Ge- 
Bossenschaftsalpen  nur  privatrechtlichen  Normen  unterliegen  und 
der  Nutzung  durch  dieGenossen  nicht  entfremdet  werden  dürfen. 
Im  Uebrigen  haben  sich  freilich  auch  die  einzelnen  Genossen 
den  mit  Stimmenmehrheit  beschlossenen,  sich  auf  die  Benutzung 
der  Genossenschaftsalpen  beziehenden  Anordnungen  zu  fügen. 

Wie  sich  das  Eigenthum  der  privatrechtlichen  Genossen- 
schaften einerseits  von  dem  Eigenthum  der  Gemeinden  und 
öffentlichen  Korporationen  unterscheidet,  so  unterscheidet  es 
sich  anderei*seits  auch  von  dem  Eigenthum  der  modernen 
Aktiengesellschaften.  Denn  nicht  nur,  dass  bei  dem  genossen- 
schaftlichen Eigenthum,  wie  bereits  oben  angeführt  wurde,  die 
Veräusserung  der  einzelnen  Antheile  durch  das  Näherecht  der  Ge- 
nossen eingeschränkt  und  die  völlige  Auflösung  der  Genossenschaft 
in  Folge  Beschlusses  der  Genossen,  sowie  die  reelle  Theilbarkeit 
des  Eigenthumsobjects  ausgeschlossen  ist :  diese  Ai*t  des  KoUektiv- 
eigenthums  ist  feiner  auch  nicht  durch  freie  Willensakte  der  ein- 
zelnen Genossen  in  Folge  erkannter  Zweckmässigkeit  geschaffen 
worden,  sondern  stellt  sich  meist  als  das  Resultat  historischer  Vor- 
gänge dar,  und  es  leitet  der  einzelne  Genosse  endlich  sein  Recht 
in  der  Regel  aus  dem  Erbrecht  und  nur  ausnahmsweise  aus  dem 
Einkauf  in  die  bei-eits  bestehende  Genossenschaft  ab,  während 
die  Theilung  der  im  Eigenthum  von  Aktiengesellschaften  be- 
findlichen Liegenschaften  lediglich  von  der  Bestimmung  der 
Aktionäre  abhängig  ist  und  die  Aktiengesellschaft»  wie  sie 
durch  Beschluss  einer  Anzahl  von  Personen  entstanden  ist,  so 
auch  durch  Beschluss  derselben  Personen  jederzeit  oder  doch 
wenigstens  nach  Ablauf  bestimmter  Fristen  aufgelöst  werden 
kann.  Ueberbaupt  ist  das  genossenschaftliche  Eigenthum  an 
Alpen  immer  noch  ein  —  allerdings  privatisiites  —  Gemein- 
eigenthum,  das  den  Charakter  seines  Ursprungs  noch  vielfach 
verräth,  während  das  Aktiengesellschaftsthum  ein  nur  zeit- 
weilig in  Kollektiveigenthum  verwandeltes  und  leicht  in  seinen 
früheren  Zustand  rückwandelbares  individuelles  Privateigenthum 
einer  Anzahl  von  Personen  ist.  Diese  Unterschiede  haben 
sich  in   einer,  für   die   Bewirthschaftung   der   diesen  beiden 
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Eigenthumskategorien  angehörigen  Alpen  bedeutsamen  Wese 
namentlich  in  letzter  Zeit  geltend  gemacht,  wo  sich  die  ZaU 
der  in  das  Eigenthum  von  Aktiengesellschaften  gelangenden 
Alpen  von  Jahr  zu  Jahr  vermehi-t  hat.  Zu  den  bekanntesten  der- 
selben gehören  die  der  Oberaargauischen  Gesellschaft  für  Vieh- 
zucht gehörigen  Amialpen  (Alpen  Ami,  Beauregard  u.  s.  w.), 
die  einer  Gesellschaft  der  Bemischen  Gemeinde  Huttwyl  ge- 
hörige Alp  Nesselboden,  die  mehreren  Mitgliedern  der  land- 
wiithschaftlichen  Gesellschaft  des  Kantons  Aargau  gehörige 
Alp  Wernisegg,  die  von  Appenzeller  Bauern  im  Kanton  Appen- 
zell—A.-R.  erworbenen  Alpen  u.  s.  w. 

Während  die  Rechtsverhältnisse  dieser  im  Eigenthum  von 
Aktiengesellschaften  befindlichen  Alpen  nach  den  Statuten  der 
betreffenden  Aktiengesellschaften,  sowie  nach  den  allgemeinen 
Gmndsätzen  über  Aktiengesellschaften  zu  beurtheilen  8ind, 
gelten  für  die  Genossenschaftsalpen  andere,  theils  durch  die 
kantonale  Gesetzgebung,  theils  durch  die  Gerichtspraxis  fest^ 

gestellte  Grundsätze,  deren  einige  bereits  oben  angeführt  wur- 
den.-»6) 

Im  Uebrigen  ist  hinsichtlich  dieser  Genossenschaftsalpen 
noch  Folgendes  zu  erwähnen.**^') 

Die  Vei'sammlungen  der  Alpgenossen,  auf  denen  sich  das 
Stimmrecht  des  Einzelnen  entweder  nach  der  Zahl  der  von  ihm 
besessenen  Kuh  oder  Hüttenrechte  richtet  (Appenzell— A.-Rb.) 
oder  unabhängig  von  der  Besitzesgrösse  ein  für  alle  Genossen  Ober- 
haupt oder  doch  von  einer  bestimmten  Besitzesgrösse  an  gleiches 
ist  (Nidwaiden,  wo  erst  der  Besitz  eines  halben  Rindern  eine 
Stimnie,  der  Besitz  mehrerer  Rindem  aber  nicht  mehr  als  eine 
Stimme  giebt),  werden  gewöhnlich  im  Frühjahr,  vordem  das  Vieh 
auf  die  Alp  getrieben  wird,  und  im  Herbst,  nachdem  dasselbe  von 
der  Alp  zurückgekehrt  ist,  ausnahmsweise  aber  auch  zu  anderen 
Jahreszeiten  (in  Nidwaiden  im  Januar)  zusammenberufen.  Von 
diesen  Vei'sammlungen  werden  die  Alpvoi-steher,  in  Glarus  Alp- 
leider, in  Appenzell— A. -Rh.,  Toggenburg  und  Sargans  Alpmeister, 
in  Nidwaldeu  Bannwai*te,  in  Obwalden  Alpvögte  u.  s.  w.  genannt 
die  den  Alpvoi-stehem  beigegebenen  Alpkommissionen,  die 
Alpschreiber,  Aktuare,  Bannwarte,  W^aldvögte,  Hiiten  u.  s.  w. 
gewählt,  Uebeilretungen  der  Alpgesetze  gebüsst  und  die  ver- 
hängten Bussen  eingezogen,  die  Rechnungen  geprüft  und  die 
auf  die  einzelnen  Genossen  entfallenden  Ueberschflsse  der  Ein- 
nahmen über  die  Ausgaben  vertheilt,  die  Vergütungen  Ar 
die  Alpbeamten  festgestellt  und  in  denjenigen  Kantonen,  in 
denen  nicht  bereits  die  Gesetzgebung  die  Termine  fbr  die 
Alpfahrt  fixirt  hat,  wie  z.  B.  in  Glams,  auch  der  Zeitpunkt 
der  Alpauf-  und  Abfahrt  geregelt.  Ausserdem  werden  von  den 
Versammlungen  auch  Bestimmungen  erlassen  über  die  Stählung 
der  Alpen,  den  Bau  von  Sennhütten  und  Ställen,  das  R&nmen, 
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Reuten  und  Schwänden,  das  Holzschlagen,  die  Herstellung  und 
Unterhaltung  von  Wegen,  die  Ausbreitung  des  Düngei-s  u.  s.  w. 

Die  Genossenschaftsbeamten,  insbesondere  die  Alpvorsteher, 
haben  über  die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  zu  wachen, 
Vorschlage  zu  Verbesserungen  der  Alpen  zu  machen,  die  Ueber- 
tretungen  der  Statuten  zu  ahnden  u.  s.  w.  Von  den  genossen- 
schaftlichen Straferkenntnissen  kann  übrigens  gegenwärtig  all- 
gemein an  die  kantonalen  Gerichte  appellirt  werden. 

Die  Namen  der  einzelnen  Alpgenossen,  sowie  die  Zahl  der 
denselben  zustehenden  Euhrechte  werden  im  Kanton  Bern  in 
eigene,  mit  öffentlcher  fides  ausgestattete,  von  öffentlichen 
Beamten  geführte  sog.  Seybücher  eingetragen.  Sie  sind  be- 
stimmt, das  weitläufige  und  kostspielige  Ginindbuchverfahi-en 
zu  ersetzen  und  die  Handändeiiingen  bei  Alprechten  zu  er- 
leichtem. Das  Gesetz  über  die  Emchtung  von  Alpseybüchem 
vom  21.  März  1854  und  die  Verordnung  des  Regieiiingsraths 
über  die  äussere  Form  der  Seybücher  und  der  auf  dieselben 
bezügliche  Tarif  vom  3.  und.  7.  Juli  1854  normiren  die  An- 
lage dieser  Bücher  und  das  Verfahren  vor  denselben.  In  den- 
jenigen Kantonen,  in  denen  keine  Seybücher  bestehen,  werden 
dieselben  theilweise  durch  die  sog.  Alpbücher,  Alpbüchlenen, 
ersetzt.  Diese  sind  von  den  Alpvorsteheiii  zu  führen  und  ent- 
halten eine  Aufzählung  aller  Theilhaber  der  Alp,  sowie  der 
Grösse  ihrer  Berechtigungen,  d.  h.  der  Zahl  der  Kuhrechte, 
welche  jedem  derselben  zusteht;  daher  müssen  alle  Hand- 
änderungen, welche  mit  diesen  vor  sich  gehen,  den  Alpvorstehem 
angezeigt  werden«  Ausserdem  enthalten  die  Alpbücher  noch 
eine  Beschreibung  der  Alp  nach  Bodenbeschaffenheit,  Kulturart 
und  Ertragsfähigkeit,  eine  fortlaufende  Aufzählung  aller  auf 
die  Alp  bezüglichen  Natui*ereignisse  und  Unglücksfälle,  aller 
Meliorationen  und  Neubauten,  sowie  der  dui-ch  alle  diese  Um- 
stände veranlassten  Aenderungen  der  Ertragsfähigkeit  und  des 
Besatzes  der  Alp.  Zu  den  Alpbüchei-n  gehöi-en  endlich  die  sich 
auf  die  Besitzverhältnisse  der  betreffenden  Alp  beziehenden 
Urkunden,  die  Jahresi-echnungen ,  Protokolle  und  das  Alp- 
reglement. Das  letztere  enthält  die  für  die  betreffende  Alp 
zu  Recht  bestehenden  Normen,  wie  sie  aus  dem  praktischen 
Bedürfnisse  herausgewachsen  sind  und  sich  im  Wege  der  Uebung 
festgestellt  haben,  in  schriftlicher  Aufzeichnung.  Bei  dieser 
hat  es  gewöhnlich  sein  Bewenden  und  nur  in  seltenen  Fällen 
wird  das  Alpreglement  auch  dem  Druck  Ubei*geben  und  ver- 
öffentlicht, wie  solches  geschehen  ist  mit  dem  für  die  Gemein- 
alpen Nidwaldens  erlassenen  sog.  Gesetzbuch  vom  13.  Januar 
1859,  das  am  18.  Januar  1868  revidirt  worden  ist  und  mit 
dem  für  die  Genossenschaftsalp  Seil,  Kanton  Appenzell— I.-Rh.» 
im  Jahre  1867  erlassenen  Alpbuche,  das  wieder  als  Muster 
fbr  das  im  Jahre  1868  aufgestellte  Alpbuch  der  im  genossen- 


42  II.  4. 

schaftlicheu  Eigenthum  befindlichen  Schwägalp,  Kanton  Appen- 
zell—A.-Rh.,  gedient  bat 

Verschieden  von  den  eben  bebandelten,  auf  gemeinsamem 
Eigenthum  beruhenden  dauernden  und  unauflöslichen  Alp* 
genossenschaften  sind  die  lediglich  durch  gemeinsame  Nutzung 
bedingten  zeitweiligen  und  lösbaren  Alpgenossenschaften ,  wie 
sie  in  den  Kantonen  Uli,  GraubOnden,  Obwalden  u.  a.  m.  an 
Alpen  bestehen,  die  sich  im  Eigenthum  von  Gemeinden  oder 
anderen  öffentlichen  Korporationen  befinden.  Genosse,  d.  h. 
Mitglied  einer  solchen  vorübergehenden  Alpgenossenschaft,  auch 
Alpgemeinde  genannt,  sind  im  Kanton  Uri  alle  Landleute, 
welche  im  betreffenden  Jahre  auf  einer  Alp  gemeinsam  alpen 
wollen,  wozu  sie  ausser  der  pei-sönlichen  Berechtigung  nocfa 
den  Besitz  eines  Hüttenrechts  auf  derjenigen  Alp,  die  sie  zu 
benutzen  denken,  nachweisen  müssen.  Auf  den  Wohnsitz  des 
betreffenden  Nutzniessers  kommt  es  dabei  nicht  an,  so  dass 
der  Altdoifer  zur  Genossenschaft  einer  Alp  in  Attinghausen 
und  der  Silener  zu  einer  solchen  im  Schächenthale  gehören 
kann.  Die  Alpgenossen  versammeln  sich  jährlich  vor  der 
Alpfahrt  und  pflegen  bei  dieser  Geles^enheit  durch  Mehiiieits- 
entscheid  die  Zeit  der  AuffiJirt  auf  die  Alp  und  die  Art  der 
Nutzung  dei*selben,  soweit  solches  nicht  schon  gesetzlich  ge- 
schehen ist,  festzustellen,  den  Alpvogt  und  Hiilen  zu  wählen 
u.  s.  w.  Durch  einen  im  Jahre  1876  gefassten  Beschluss  der 
Umer  Bezirksgemeinde  ist  den  Alp-  oder  Staffelgenossen  aus- 
drücklich das  Recht  eingeräumt  worden,  durch  Mehrheits- 
beschluss,  entsprechend  der  jeweiligen  Ertragsfähigkeit  der  Alp 
oder  des  Staffeis,  die  Zahl  des  auf  der  Alp  zu  sömmemden 
Viehes  mit  verbindender  Kraft  für  die  Einzelnen  festzustellen. 
In  Oberwaiden  heissen  diejenigen  Genossen,  welche  zusammen 
eine  Alp  erhalten  haben,  Gemeinder  der  Alp  und  dürfen  sie 
benutzen,  wie  sie  wollen :  nur  müssen  sie  sich  an  den  Anschlag 

halten.*0 

8«    Umwandlung  einzelner  AUmendtheile  In  Sffentliehe  Erwerb»- 
nnd  Nutzungrsgttter  der  politischen  Gemeinde.  OfiteransschetdunfeD. 

Bereits  durch  die  in  den  beiden  obigen  Abschnitten  er- 
wähnte Absplitterung  eines  Theils  der  Allmend  zu  individuellem 
oder  genossenschaftlichem  Sondereigen  ist  das  Allmendgebiet 
im  Laufe  der  Zeit  um  ein  Beti*ächtliche8  verkleinei-t  worden. 
Die  grösste  Schmälerung  erlitt  dasselbe  aber  durch  Umwande- 
lung  eines  weiteren  Theils  der  Allmenden  in  Güter,  die  ledig* 
lieh  oder  doch  hauptsächlich  den  Zwecken  der  öffentlichen 
Gemeinde  dienten,  oder  wie  die  Züricher  Gesetzgebung  ^^)  sich 
ausdrückt,  durch  Umwandelung  der  bürgerlichen  Nutxungs- 
güter  in  öffentliches  Gemeindevermögen,  innerhalb  dessen  dann 
wieder  das  nutztragende  oder  wohl  richtiger  ertraggebende  Ver- 
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mögen,  zu  dem  die  zinstragend  angelegten  Kapitalien,  die  ver- 
mietheten  Gebäulichkeiten  sowie  andere  auf  den  höchsten  Er- 
trag bewirthschaftete  Liegenschaften  gerechnet  werden,  von 
dem  nicht  nutztragenden,  nicht  ertragprebenden ,  aus  Schul- 
häusem,  Kirchen,  Begräbnissplatzen,  Geräthschaften ,  Lehr- 
mitteln u.  s.  w.  bestehenden  Vermögen  unterschieden  wird. 

Diese  Umwandelung  geschah  entweder  in  der^ii;,  dass 
diejenigen  Gemeinden«  die  ihr  liegenschaftliches  Vermögen 
bisher  als  Allmend  resp.  bürgerliches  Nutzungsgut  behandelten, 
d.  h.  zur  Austheilung  von  bürgerlichen  Nutzungen  verwendeten, 
dasselbe  fortan  in  Folge  verändei-ter  Verhältnisse  ausschliesslich 
oder  doch  vorzugsweise  öffentlichen  Zwecken  widmeten  oder 
so,  dass  die  im  Laufe  der  Zeit  an  die  Stelle  der  alten  Dorf-, 
Rechtsame-,  Gerechtigkeits-  und  Korporationsgemeinden  getre- 
tenen Bürgergemeinden,  sowie  die  neben  diesen  letzteren  ent- 
standenen Einwohnergemeinden  und  endlich  die  aus  den  all- 
gemeinen ,  die  öffentlichen  Ortsangelegenheiten  überhaupt 
verwaltenden  Gemeinden  fbr  spezielle  Zwecke  ausgesonderden 
Kirchen-,  Schul-,  Armen-  und  Wegegemeinden  einen  Theil  der 
früheren  Allmend  als  Eigenthum  zugewiesen  erhielten  und 
dieses  ihr  Gut .  dann  lediglich  den  ihnen  anvertrauten  öffent- 
lichen Aufgaben  dienstbar  machten. 

Einzelne  Theile  der  den  Dorf-,  Rechtsame-,  Gerechtigkeits- 
und Korporationsgemeinden  gehörigen  Allmenden  waren  aus- 
nahmsweise bereits  hier  und  da  in  früheren  Jahrhunderten  in 
Folge  von  Vergleichen,  gerichtlichen  Urtheilen,  gesetzlichen  Be- 
stimmungen und  freiwilligen  Abtretungen  an  die  seit  dem  XVL 
Jahrhundert  entstandenen  Bürgergemeinden  übei*gegangen. 

Der  Hauptsache  nach  fällt  dieser  Aussonderungsprocess 
jedoch  in  das  gegenwärtige  Jahrhundert,  indem  in  den  meisten 
Kantonen  der  deutschen  Schweiz  mit  der  Differenziirung  der 
ursprünglich  einheitlichen  Gemeinde  in  unserem  Jahrhundert 
Hand  in  Hand  die  Auseinandersetzung  unter  diesen  ver- 
schiedenen neu  entstandenen  Gemeinden  und  gemeindeähn- 
lichen Körperschaften  bezüglich  ihrer  ursprünglich  meist  eben- 
falls einheitlichen  Güter  geht  Diese  Auseinandersetzungen 
haben  bald  sofoi-t,  bald  erst  nach  einem  längei*en  oder  kürzeren 
Zwischenstadium  zu  Realtheilungen  d.  h.  zur  Ausscheidung 
einzelner  Theile  aus  dem  ursprünglich  einheitlichen  Gemeinde- 

Sit  und  zur  Zuscheidung  der  solcheiigestalt  ausgeschiedenen 
üter  an  die  neuen  Gemeinden  geführt;  zum  Theil  sind  die 
Ausscheidungen  im  Wege  der  Realtheilung  auch  noch  gegen- 
wärtig nicht  erfolgt.  *^) 

Das  Vorbild  für  diese  in  unserem  Jahrhundert  erfolgten 
Vermögensauseinandersetzungen  der  verschiedenen  Gemeinden 
hat  die  Theilung  des  Vermögens  derjenigen  Städte  abgegeben, 
welche  bis  1798  kommunale  Korporationen  und  zugleich  Träger 
der  Landedioheit  über  ein  ihnen  untergeordnetes  Landgebiet 
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waren.  Wie  hier  die  Verthölung  der  bisher  in  einer  Hand 
vereinigten  Funktionen  unter  verechiedene  Organe  —  die  Ge- 
meinde  und  den  helvetischen  Einheitsstaat,  resp.  später  den 
Kanton  —  auch  zur  Theilung  der  Güter  in  solche,  die  dem 
Staat,  und  solche,  die  der  Gemeinde  angehören,  geführt  hat, 
ebenso  bei  der  Diffei'enziii'UDg  der  Gemeinde. 

Die  Revolution  von  1798,  welche  den  souveränen  Städten 
der  Schweiz  ihre  bisherige  Landeshoheit  entzog  und  sie  einer 
helvetischen  Nationalregierung  übeitrug,  musste  auch  zu  einer 
Theilung  des  Veiinöpfens  dieser  Städte  führen.  Das  Gesetz 
vom  13.  Homung  1799  schrieb  denn  auch  eine  solche  Ver- 
mögensaussonderung vor  und  das  Gesetz  vom  8.  April  1799 
machte  den  Vei-such,  diese  Theilung  nach  Rechtsgrundsätzen 
durchzuführen.  Es  sollten  nach  Untei-suchuug  der  Natur  der 
einzelnen  VennögenstheiJe  dieser  Städte  die  Güter  dann  je  nach 
der  Ali;  ihrer  Erwerbung  und  dem  Zweck  ihrer  Verwendung 
entweder  zum  National-  oder  Gemeindevermögen  geschlagen 
werden.  Doch  gelangted  ieses  Gesetz  nicht  zum  Vollzug.  Eret  in 
Folge  der  Mediationsakte  vom  19.  Hornung  1803  gelangte  auch 
dieser  Punkt  zur  Erledigung.  Napoleon  setzte  eine  mit  ausser- 
ordentlichen Vollmachten  ausgerüstete,  aus  5  Gliedern  bestehende 
Kommission,  die  sog.  Liquidationskommission,  ein  und  gab  ihr 
den  Auftrag,  die  helvetische  Nationalschuld  zu  liquidiren,  den 
Städten  ein  ihren  öi-Üichen  (Municipal-)Aufgaben  entsprechendes 
Einkommen  zu  vei*schaifen  und  zu  diesem  Zwecke  ein  städtisch 
gesondertes  Vermögen  zu  errichten,  endlich  die  Nationalgüter, 
mit  Ausnahme  des  auf  die  Kantone  Waadt  und  Aargau  ent- 
fallenden Theils,  denjenigen  Kantonen,  denen  sie  früher  ange- 
höii;  hatten,  wieder  zuzuweisen.  Die  Liquidationskommission 
kam  ihrem  Auftrag  bezüglich  der  Begründung  städtischer  Ver- 
mögen für  die  Städte  Zürich,  Beni,  Luzeni,  Freiburg,  Solo- 
thuiTi,  Basel  und  Schaffhausen  nach;  doch  veifuhr  sie  dabei 
durchaus  nicht  lediglich  nach  Rechtsgrundsätzen ,  wie  das  Ge- 
setz von  1799  gewollt  hatte,  sondern  ebenso  sehr  nach  Rück- 
sichten der  Zweckmässigkeit.  ^^^ 

Eigener  Art  ist  die  Vennögensauseinandei'setzung  zwischen 
dem  Bezirk  Schwyz  einerseits  und  den  zu  demselben  gehörigen 
grossen  Allmendkorporationen  andererseits,  die,  weil  es  sich 
bei  ihr  um  eine  Auseinandersetzung  zwischen  staatlichen 
Organen  und  gemeindeähnlichen  Korporationen  handelt,  an 
dieser  Stelle  zu  erwähnen  ist. 

Die  persönliche  Abschliessung  der  Landleute  des  alten 
Landes  (und  jetzigen  Bezirks)  Schwyz  in  die  zwei  Korporationen 
der  Ober-  und  Unterallmendgenossen  —  zur  ei*steren  gehörten 
1836  99  und  zur  letzteren  21  Familien  —  hatte  die  Bildung 
besonderer  Genossengüter  zur  Folge,  deren  Beziehungen  zum 
politischen  Gemeinwesen,  dem  alt  gefreyten  Lande  und  gegen- 
wärtigen Bezirk  Schwyz,  lange  Zeit  unklar  waren.    Als  in  Folge 
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der  Gesetze  der  helvetischen  Republik  vom  13.  Homung 
xukd  3.  April  1799  das  Veimögen  der  ehemaligen  Länder 
als  Nationalgut  erklärt  wurde,  ging  auch  von  dem  Lande 
^Schwyz  eine  Reihe  von  Fonds,  Grundstücken  und  Gebäuden 
an  die  helvetische  Regierung  über.  Nach  Einführung  der  Me- 
diationsverfassung wünschte  das  alte  Land  (der  gegenwärtige 
Bezirk)  Schwyz  zu  verhüten,  dass  das  dem  Lande  zugehörig 
gewesene  und  dann  zum  Nationalgut  erhobene  Vermögen  an 
den  Kanton  komme  und  fühlte  zu  diesem  Zweck  beim  Land- 
amman der  Schweiz  und  bei  der  Liquidationskommission  den 
Nachweis,  dass  nicht  der  jetzige  Kanton  Schwyz,  zu  dem  ausser 
dem  Bezirk  Schwyz  noch  andere  Bezirke  gehören,  sondern  nur 
der  Bezirk  Schwyz  eigenes  Vermögen  besessen  habe ;  denn  der 
ehemalige  Kanton  habe  nur  aus  dem  alten  Lande  Schwyz  be- 
standen, die  demselben  angehörigen  Landschaften  dagegen 
haben  nicht  zu  dem  Begriff  des  souveränen  Standes,  als  Gh'ed 
der  13.  örtlichen  Eidgenossenschaft  gehört  Die  Reklamation 
hatte  den  Erfolg,  dass  die  zeitweilig  zum  Nationalgut  erhobenen 
Vermögenstheile  auch  wirklich  dem  Bezirk  Schwyz  zurück- 
erstattet werden.  Die  für  den  Kanton  Schwyz  erlassene  Ver- 
fassung vom  11.  Oktober  1833  gab  sodann  den  Anlass  zu  einer 
genauen  Auseinandei-setzung  zwischen  den  Gütern  des  Bezirks 
und  der  Korporationen.  Ausgefühit  wurde  dieselbe  in  der 
Weise,  dass  man  die  bereits  bisher  von  den  beiden  Korpora- 
tionen der  Orts-  und  Allmendgenossen  gesondeit  besessenen 
Güter  in  offenem  Gelände  und  Waldungen  genau  aufführte  und 
der  freien  und  unbeschränkten  Verwaltung  dieser  Korporationen 
unterstellte  und  dass  man  zugleich  die  auf  den  Gütern  des  O.-A.-K. 
welche  theilweise  den  einzelnen  Oilsgemeinden,  in  deren  Um- 
kreise sie  lagen,  zur  speziellen  Benutzung  und  Verwaltung 
übergeben  waren,  lastende  Pflicht  zum  Unterhalt  bestimmter 
Strassen,  Wuhren  und  Gebäude,  sowie  zur  Verabfolgung  von 
Geldbeiträgen  an  Kirchen-,  Schul-  und  andere  Beamte  genau 
definirte.  Unvertheilt  blieben  jedoch  auch  jetzt  die  vorüber- 
gehend zum  Nationalgut  gehörig  gewesenen  Li^enschaften  und 
Fonds.  Da  man  seitens  der  beiden  Korporationen  dem  Beziik 
das  von  demselben  in  Anspruch  genommene  Eigenthum  an 
diesen  Gutem  nicht  zugestehen  wollte,  so  wurde  eine  neue 
Korporation,  die  gemeinsame  Korporation  der  Ober-  und  Unter- 
albnendgenossen,  gebildet  und  diese  seitens  der  beiden  Korpo- 
rationen als  Eigenthümerin  der  nicht  vertheilten  Güter  aner- 
kannt Zwischen  dieser  und  dem  Bezirke  blieb  aber  die  Frage 
des  Eigenthums  an  den  erwähnten  Gütern  lange  streitig.  Der 
vor  dem  Bundesgericht  anhängige  Pi-ozess  wurde  endlich  im 
Jahre  1877,  unter  Mitwirkung  der  bundesgerichtlichen  Instruk- 
tionskommission, durch  einen  Vergleich  niedergeschlagen.^^) 

Im  Kanton  Uri  dagegen  sind  nicht  einzelne  Korporationen, 
wie  die  Ober-  und  Unterallmendkorporation  des  Bezirks  Schw}'z, 
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sondern  die  Rezirksgemeinden  und  früheren  Länder  Uri  und 
Urseren  von  jeher  im  Eigenthum  der  Allmenden  gewesen.  Die 
Ar  den  Kanton  TIri  erlassene  Verfassung  vom  5.  Mai  1850 
erkennt  dieses  Rechtsverhältniss  ausdrücklich  an,  indem  sie^ 
dem  Kanton  zugleich  alle  Hoheits-  und  Staatsanspi-üche  über 
die  Allmenden  und  das  übrige  Bezirkvermögen,  über  welches 
den  Bezirken  die  freieste  Verfügung  zustehen  soll,  abspricht. 
Eine  eigene,  aus  von  den  beiden  Bezirken  und  der  Kantonal- 
behörde ernannten  Mitgliedern  bestehende  Kommission  hat  die 
definitive  Ausscheidung  des  Eigenthums  der  beiden  Bezirke  und 
des  Kantons  vollzogen,  bei  welcher  Gelegenheit  sich  nur  das 
Eigenthum  an  einigen  Waldstrecken  und  ausserdem  an  einigen 
Gebäulichkeiten  und  Fonds  als  zwischen  den  beiden  Bezirken 
streitig  erwies.**) 

Eine  Rechtsgemeinschaft  zwischen  dem  Staat  und  den  zu 
demselben  gehörigen  Gemeinden  resp.  Genossenschaften  bestand 
und  besteht  feiner  noch  an  den  Ginindstücken  und  namentlich 
an  den  Waldein  einiger  anderer  Kantone.  Dieses  Rechtsver- 
hältniss iUhrt,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt  wurde, 
von  grund-  und  vogteihen-lichen  Rechten  an  diesen  Grund- 
stücken her,  die  an  den  Staat  übergegangen  sind,  wobei  die 
Gemeinden  zugleich  mehr  oder  minder  erhebliche  Nutzungs-, 
ja  zum  Theil  auch  Eigenthumsrechte  behielten. 

Auch  diese  Gemeinschaften  wurden  meist  im  Laufe  unsere» 
Jahrhunderts  aufgelöst.  So  ist  im  Kanton  Solothum,  in  Folge 
Gesetzes  vom  21.  Ghristmonat  1836  über  Ausscheidung  und 
Abtretung  der  Wälder  und  Allmenden  an  die  Gemeinden  eine 
Ablösung  der  auf  den  Staatswäldem  zu  Gunsten  der  Gemeinden 
mhenden  Beholzungsrechte,  durch  Abti*etung  entsprechender 
Waldstücke  seitens  des  Staats  an  die  Gemeinden,  erfolgt.  Diese 
Ausscheidungen  wurden  rasch  dui'chgefühit  und  ihre  Folge  war, 
dass  31,000  Juchaiten  Waldungen  und  8071  Juchaiten  offenes 
Allmendland  aus  dem  Eigenthum  des  Staats  in  das  der  Ge- 
meinden übergingen. 

Auch  im  Kanton  Bern  ist  durch  das  Kantonnementsgesetz 
vom  22.  Juni  1840  dem  Staate  die  Befugniss  eingeräumt 
worden,  sich  der  auf  seinen  Waldein  haftenden  Verpflichtungen 
zu  Gunsten  der  Rechtsamekorporationen  durch  Abti-etung  eines 
Theils  des  belasteten  Waldes  oder  durch  Geldentschädigung 
zu  entledigen.  Von  dem  ersteren  Recht  hat  der  Staat  häufig 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  die  Gemeinden  auf  diesem  Wege 
zum  Theil  bedeutende  Strecken  Waldboden  erhalten  haben.  ^^) 

Nachdem  bisher  die  Vermögensauseinandersetzungen  er- 
wähnt worden  sind,  welche  zwischen  den  Gemeinden  und  gemeinde- 
ähnlichen Korporationen  einer  und  dem  Staate  oder  einzelnen 
Theilen  des  Staates  andererseits  stattgefunden  haben,  soll  in 
Nachfolgendem  der  Vermögensausscheidungen  gedacht  werden, 
welche  im  Innein  der  ursprünglich  einheitlichen  Landgemeinden 
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in  Folge  ihrer  Diflferenziirung  namentlich  in  den  letzten  fünfzig 
Jahren  vorgenommen  worden  sind. 

Wie  die  alte  meist  auf  realer  Grundlage  i-uhende  Dorf- 
gemeinde, auch  Rechtsamegemeinde,  Bäuert,  Gerechtigkeits- 
genossenschaft, Korporationsgemeinde  u.  s.  w.  genannt,  nicht 
überall  in  die  rein  persönliche  Bürgergemeinde  aufgegangen 
ist,  sondern  bisweilen  als  ein  engei'er  Kreis  innerh^b  des  wei- 
teren fortbestehen  blieb,  so  hatten  sich,  wie  bereits  oben  er- 
wähnt wurde,  neben  den  Gütern  dieser  Dorfgemeinden  auch 
Güter  der  Bürgergemeinden  gebildet,  ohne  dass  eine  gehörige 
Sonderung  zwischen  beiden  Güterarten  bereits  vor  unserem 
Jahrhundert  überall  vorgenommen  worden  wäre.  Während  iu  den 
Kantonen  Glarus  und  St.  Gallen  die  Güter  der  Genosssamen,  im 
Kanton  Nidwaiden  die  Uerthegüter,  im  Kanton  Obwalden  die 
Theilsamegüter,  im  Kanton  Luzem  und  theilweise  auch  im  Kanton 
Zug  die  Koi'porationsgemeindegüter  von  den  Gütern  derBürger— 
gemeinden  bereits  früh  genau  unterschieden  worden  zu  sein 
scheinen,  ist  die  formelle  Aussonderung  dieser  Korporations- 
güter in  anderen  Kantonen  erst  im  XIX.  Jahrhundert  erfolgt. 
Auch  die  Gesetzgebung  der  helvetischen  Republik,  welche  zur 
Auseinandersetzung  zwischen  den  Gütern  der  Bürger-  und  der 
Einwohnergemeinde  den  unmittelbaren  Anstoss  gegeben,  hat 
für  die  Klärung  des  Verhältnisses  zwischen  den  realen  Korpo- 
mtionen  und  den  pei'Sönlichen  Bürgergemeinden  und  ihren 
Gütern  nichts  gethan,  indem  sie  die  Bürgergemeinden  sowohl 
wie  die  Korporationsgemeinden  ununterschieden  unter  der  Be- 
zeichnung der  Bürgerschaften  zusammenfasste.  Im  XIX.  Jahr- 
hundeit  ist  daher  in  mehrei-en  Kantonen  das  Korporations-  und 
Bürgergut  unter  der  Verwaltung  eines  und  desselben  Gemeinde- 
mths  lange  mit  einander  vereinigt  geblieben.  Daraus  entstand 
aber  leicht  Verwirrung  der  Begiiffe  und  Rechte,  welche  wieder 
zu  endlosen  Pi-ozessen  und  sogai*  zu  Thätlichkeiten  fahren 
konnte,  wie  z.  B.  in  der  Solothuiiiischen  Gemeinde  Schnottwyl, 
wo  die  nichtholzberechtigten  Bürger  im  Jahre  1834,  als  die 
Rechtsamebesitzer  eine  Holztheilung  angeordnet  hatten,  Sturm 
läuteten,  mit  Aexten  in  den  Rechtsamewald  einbrachen  und 
sich  des  dort  aufgestapelten  Holzes  bemächtigten.^^) 

Einer  der  ersten  Kantone,  der  die  Ausscheidung  der  Ge- 
rechtigkeitsgüter von  den  Bürgergemeindegütern  in  unserem 
Jahrhundert  auf  dem  Gesetzeswege  zu  regeln  suchte,  war  der 
Kanton  Zürich.  Bereits  das  Gesetz  über  Erwerb,  Wirkungen 
und  Verlust  des  Bürgerrechts  vom  20.  Herbstmonat  1833  ver- 
langte eine  solche  Auseinandersetzung  zwischen  Gemeinde-  und 
Bürgergut  im  Wege  der  Ausscheidung.  Auch  sollten  besondere 
Verwaltungen  für  die  ausgeschiedenen  Güter  bestellt  werden. 
Das  Gemeindegesetz  vom  25.  April  1866  wiederholte  dann 
diese  Bestimmung :  die  Ausscheidung,  wo  sie  noch  nicht  erfolgt 
sei,  habe  unter  Mitwirkung  des  Gemeinderaths  zu  geschehen 
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und  der  Ausscheidungsvertrag  müsse  von  dem  R^^niogsimlli 
ratificiit  werden.  Die  Auseinandersetzungen  sind  meist  in  der 
Weise  erfolgt,  dass  die  ausschliesslich  oder  doch  meist 
Wäldern  bestehenden  Liegenschaften  ganz  oder  doch 
gi'össten  Thei]  den  Gerechtigkeitsgenossenschaften  zum  Eigen- 
thum  zugesprochen  wurden,  während  man  die  Büi'gergemeiDdeii 
hinsichtlich  ihres  Rechts  auf  den  Unterhalt  von  Brücken« 
Bi-unnenleitungen,  Löschgeräthschaften  u.  s.  w.  durch  Einräa- 
mung  von  freiem  Eigenthum  an  einzelnen  Waldstficken  oder 
von  bestimmten  Servituten  an  den  gesammten  Genossenschafi»* 
wald  oder  durch  baares  Geld  abfand.  Diese  An  der  Ans- 
einandei'setzung  hat  selbst  dort  stattgefunden,  wo  man  mit 
Nutzungen  belastetes  Eigenthum  der  Gemeinde  an  den  Waldungen 
annahm.  Nur  selten  hat  die  Gemeinde  umgekehrt  die  vor* 
handenen  Gerechtigkeiten  losgekauft  und  abgelöst,  wie  z.  6u 
in  Elgg  und  Brütten.  Aus  dem  Umstände,  dass  die  Gemeinde- 
ordnung vom  27.  Brachmonat  1875  keine  Bestimmungen  über 
diesen  Gegenstand  mehr  enthält,  darf  wohl  geschlossen  werden. 
dass  die  Ausscheidungen  sämmtlich  beendigt  sind.  ^^) 

Im  Kanton  Bem  hatten  die  widei-sprechenden  Interessen 
der  Bechtsamebesitzer  und  der  an  dem  Rechtsamebesits  nicht 
betheiligten  Bürger  wiederholt  zu  Konflikten  geführt  Diese 
veranlassten,  soweit  sie  die  Benutzung  der  gemeinen  Waldungen 
zum  Gegenstande  hatten,  gewöhnlich  den  Erlass  von  Nutzongs- 
reglementen,  soweit  sie  sich  aber  auf  das  Eigenthumsredit 
bezogen,  die  Anstrengung  von  Civilprozessen  und  ihre  Ent* 
Scheidung  durch  das  Civilgericht.  Durch  das  Gesetz  über  die 
Organisation  und  Geschäftsführung  der  Gemeindebehörden  vom 
20.  Dezember  1833  wurde  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Orte- 
interessen den  Bürgergemeinden  übertragen  und  dieses  Gesetz 
auf  Genossenschaften  anderer  Art,  auch  wenn  sie  den  Nameo 
von  Gemeinden  fühlten,  als  nicht  anwendbar  erkläi-t  In  Fol^e 
dessen  wälzten  fast  überall  die  Rechtsamekorporationen  uml 
Bäueilen  die  Lasten  der  Ortsverwaltung  auf  die  neuen  Ge- 
meindeorgane ab  und  blieben  zugleich  an  einigen  Orten  im  an- 
geschmäleiten  Besitz  der  Güter,  aus  deren  Erti'ägen  diese 
Lasten  früher  bestritten  worden  waren,  ja  sie  schritten  sogar 
hier  und  da  zur  Veitheilung  der  Rechtsamegüter  unter  die 
einzelnen  Genossen,  während  an  anderen  Oiten  aus  den  Gütern 
der  ehemaligen  Dorf-  und  Rechtsamegemeinden  einzelne  Thetle 
zum  Besten  der  BQrgergemeinden  ausgeschieden  wurden.  ^^) 

Den  aus  dem  Eirchgemeindeverband  des  jetzigen  Kanton  Zuj^ 
bereits  früh  hervorgegangenen  Oitsgemeinden  stand  zugleich 
meist  die  Verwaltung  von  mehr  oder  minder  umfangreichen  Ge- 
nossengütem  zu.  Die  Bedüifhisse  der  politischen  Ortsgemeinden 
wurden,  da  eine  genaue  Grenzscheide  zwischen  den  beiderlei  Gu- 
tem nicht  in  allen  Gemeinden  bestand,  je  nach  Konvenienz  bald  aus 
den  bürgerlichen  Fonds,  bald  aus  dem  Ertrag  der  Genossengüter 
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bestritten  und  erst  der  sich  ergebende  Baarfond  dann  unter 
die  Genossen  vertheilt.  Völlige  Ausscheidungen  der  Ge- 
nossengemeinden  und  ihrer  Goter  aus  den  Ortsbttrgergemein- 
den  waren  bis  zu  den  vierziger  Jahren  unseres  Jahrhun- 
derts nur  ausnahmsweise  erfolgt.  So  bestand  innerhalb  der 
politischen  Gemeinde  Aegeri  seit  undenklichen  Zeiten  eine  mit 
gi'ossen  Allmenden  ausgestattete,  unter  dem  Namen  Wylaegeri 
bekannte  Korporation  und  in  der  Gemeinde  Baar  hatten  sich 
innerhalb  der  politischen  Gemeindemark  die  Genossenschaften : 
Dorf,  Blickenstorf,  Doinikon,  Inwyl  und  Gillth  (Allenwinden) 
mit  eigenen  Allmenden  und  Waldungen  ebenfalls  früh  ausge- 
sondeit.  Bis  zum  Jahre  1848  gelang  es  auch  den  Gemeinden 
Cham,  Httnenberg  und  Steinhausen,  ihr  Genossensgut  vom 
Bürgergut  auszuscheiden.  Die  Gemeinden  Menzingen,  Neuheim 
und  Risch  dagegen  besassen  keine  eigenen  Genossensgüter. 
Die  Kanton- Verfassung  von  1848  ordnete  sodann  an,  dass  in 
allen  Gemeinden  des  Kantons,  in  denen  es  bisher  noch  nicht 
geschehen  war,  die  Korporationsgttter  von  dem  Veimögen  der 
politischen  BQrgergemeinde  ausgeschieden  und  die  beidersei- 
tigen Verwaltungen  von  einander  getrennt  werden  sollten. 
Auf  Gnmd  dieser  Bestimmung  erfolgte  zum  Theil  nach  langen 
und  erbitterten  Kämpfen  die  Ausscheidung  in  Unteraegeri  1849, 
in  Oberaegeri  1851  und  in  Zug  1874.") 

Auch  im  Kanton  Aargau  bestehen  innerhalb  der  Bürger- 
gemeinden noch  mehr  und  minder  umfangreiche,  meist  mit 
Wald  bedeckte  Güter,  die  nach  Gerechtigkeiten  genutzt  werden, 
zugleich  aber  auch  öffentlichen  Zwecken  dienen  und  als  im 
Eigenthum  der  Bürgergemeinden  stehend  angesehen  werden. 
Durch  die  Kanton-Verf.  vom  22.  Homung  18Ö2  sind  diese  Ge- 
rechtigkeiten als  loskäuflich  erklärt.  Schon  vorher  waren 
übrigens  Loskäufe  in  einzelnen  Gemeinden  zu  Stande  gekommen ; 
seit  1852  veimehrte  sich  ihre  Zahl  anfangs  dann  noch  ansehn- 
lich. Diese  Loskäufe  finden  in  Folge  gütlicher  Uehereinkunft 
unter  den  Interessenten  statt,  erhalten  aber  ei*st  durch  gross- 
räüiliche  Dekrete  Rechtskraft.  Ein  Regulativ,  welches  allge- 
meine Normen  für  den  Loskauf  der  Gerechtigkeiten  enthielte 
und  denselben  erleichterte,  ist  bisher  nicht  zu  Stande  gekommen. 
Aus  diesem  Grunde  hat  der  Loskauf,  wie  berichtet  wird,  in 
den  letzten  Jahren  keine  erheblichen  Fortschritte  gemacht.  Im 
Jahre  1872  bestanden  noch  89  Gemeinden,  in  denen  eine  Ab- 
iCVsung  der  Gerechtigkeiten  seitens  der  Gemeinden  nicht  statt- 
gefunden hatte.  ^^) 

Aehnlich  wie  im  Kanton  Aargau  ^ird  durch  das  für  den 
Kanton  Thurgau  geltende  privatrechtliche  Gesetzbuch  sowie 
das  Gesetz  betreffend  die  Ablösung  der  Waldservituten  vom 
23.  Mai  1871  den  Bürgergemeinden  die  Berechtigung  zum  Los- 
kauf der  auf  ihren  Waldungen,  Torf-  oder  Streuländereien 
ruhenden  Nutzungsrechte  der  Genossenschaften  eingeräumte^') 
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Endlich  bestehen  noch  in  den  zum  Kanton  Appenzell— A.-Rh. 
gehörigen  Gemeinden  Wolfhalden  und  Gais  mit  eigenen  Gütern 
aasgestattete  Korporationen-  Während  aber  die  Zinsen  des 
sog.  „Gemeinde-Theil-Kapitals^  in  Wolfhalden  lediglich  Armen- 
zwecken dienen,  werden  die  den  3  Koi-porationen  der  Gemeinde 
Gais  gehörigen  Liegenschaften  nur  zum  kleineren  Theil  zu  öffent- 
lichen Zwecken ,  zum  grösseren  dagegen  zur  Vertheilung  von 
Nutzungen  an  die  Korporationsgenossen  verwendet.  Vergeblick 
wurde  aber  hier  im  Jahre  1874  der  Versuch  gemacht,  eine 
Ausscheidung  desjenigen  Theils  dieser  G^^ter,  welcher  zu  öffent- 
lichen Zwecken  verwendet  wird,  und  eine  Abtretung  desselben 
an  die  Gemeinde  Gais  zu  bewerkstelligen.^^) 

Von  viel  grösserer  Bedeutung  fttr  das  Gemeindeleben,  als 
die  eben  erwähnten  Vorgänge  sind  die  Auseinandersetzungen, 
welche  bezüglich  des  Gttterbesitzes  zwischen  den  Bürger-  und 
und  Ei  Wohnergemeinden  stattgefunden  haben.  Dies  gilt  na- 
mentlich für  diejenigen  Bürgergemeinden,  aus  deren  Gütern 
nicht  bereits  mehr  oder  minder  grosse  Antheile  an  die  Recbt- 
same-,  Gerechtigkeits-,  Koi-porations-Gemeinden  vorher  ausge- 
schieden worden  sind. 

Den  ersten  Anstoss  zu  dieser  Art  von  Auseinandersetzungen 
gab  das  Gesetz  der  helvetischen  Republik  vom  18.  Winter- 
monat 1798  und  vom  15.  Hornung  1799  über  die  Organisirung 
der  Municipalitäten.  Diese  Gesetze  organisirten  aus  den  an 
einem  Ort  wohnhaften  Staatsbürgern  eigene  Municipalgemeinden 
und  überti-ugen  ihnen  die  Verwaltung  der  örtlichen  Angelegen- 
heiten sowie  die  Handhabung  der  Ortspolizei  Nebenbei  blieben 
dann  die  alten  Bürgergemeinden,  denen  der  Besitz  der  bis- 
herigen Gemeindegüter  garantiit  wurde,  für  Aimen-  und  Vor- 
mundschaftszwecke bestehen.  Freilich  sollten  die  den  Municipal- 
gemeinden vei-ursachten  Kosten  der  Oi'tspolizei  „aus  deqenigen 
Gemeindeeinkünften  bestritten  werden,  welche  ehemals  und 
bisher  zur  Bestreitung  ähnlicher  Ausgaben  bestimmt  waren''. 
Wie  weit  aber  in  der  That  die  im  Eigenthum  der  Bürger- 
gemeinden gebliebenen  Gemeindegüter  zu  diesem  Zwecke  heran- 
gezogen worden  sind,  ist  unbekannt.  Jedenfalls  wurde  eine 
Realtheilung  dei'selben  damals  noch  nicht  in  Aussicht  genonunen, 
weil  eine  solche,  wie  es  in  den  Motiven  zu  dem  eben  erwähn- 
ten Gesetz  heisst,  „in  der  wirklichen  Lage  unseres  Vaterlandes 
nicht  mit  Nutzen  unternommen  werden  könnte,**  indem  «eine 
so  vei-wickelte  Unternehmung  sich  nur  in  einem  schon  gut  ein- 
gerichteten Staat  mit  Weisheit  ausführen  lässt.  Auch  könnte, 
wenn  die  Theilung  der  Gemeindegüter  angenommen  würde, 
dieselbe  den  Gemeinden  doch  immer  nur  gestattet ,  aber  nie- 
mals geboten  werden.  Von  dieser  Erlaubniss  würden  aber 
wahrscheinlich  nur  einige  Gemeinden  Gebrauch  madien.*  Und 
nach  Aufhebung  des  Gemeindedualismus  sowie  nadi  Wieder- 
einsetzung der  alten  Bürgergemeinden  als  einziger  Organe  so- 
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wohl  fbr  die  öffentlichen  Ortsinteressen  als  auch  auch  ffXr  das 
bflrgerliche  Nutzungswesen  in  den  meisten  Kantonen  seit  dem 
Jahre  1803  lag  vollends  keine  Veranlassung  zu  einer  Güter- 
ausscheidung vor.  Erst  die  Wiedereinsetzung  von  Einwohner- 
gemeindeu  seit  den  Zwanziger,  namentlich  aber  seit  den  Dreissiger 
und  Vierziger  Jahren  führte  nothwendig  im  Laufe  der  Zeit  auch 
zu  Vermögensauseinandersetzungen  zwischen  den  Bürger-  und 
Einwohnergemeinden.  Diese  bestand  aber  in  der  Realtheilung 
der  Gemeindegüter,  sei  es,  dass  man  definitiv  oder  nur  proviso- 
risch theilte  oder  in  der  Feststellung  der  Zwecke,  für  welche 
die  ungetheilt  gebliebenen  Güter  der  einen  (Bürger-)Gemeinde 
der  anderen  (Einwohner-)Gemeinde  dienstbar  sein  sollten,  und 
des  Maasses,  in  dem  dieses  zu  geschehen  habe. 

Besonders  hervoi*zuheben  ist  bei  dieser  Gelegenheit,  dass 
die  Auseinandersetzungen  zwischen  Bürger-  und  Einwohner- 
gemeinden, dank  der  rechtzeitigen  Intervention  der  Gesetz- 
gebung, viel  geordneter,  ruhiger  und  lascher  vor  sich  gegangen 
sind,  als  die  Auseinandersetzungen  zwischen  den  Rechtsame-, 
resp.  Gerechtigkeitsgemeinden  und  den  Bürgergemeinden.  ^^) 

Definitive  Realtheilungen  haben  stattgefunden  in  den  Kan- 
tonen Bern,  St  Gallen,  Thurgau,  Zug  und  Baselstadt. 

Allen  übrigen  Kantonen  ging  in  dieser  Beziehung  voran 
der  Kanton  Bern.  Die  Kantons-Vei'fassung  von  1831  brach 
mit  dem  bisherigen  Gemeindesystem  vollständig,  indem  sie 
nach  dem  Vorbild  der  helvetischen  Municipalgemeinde  in 
jedem  Gemeindebeeirk  für  diejenigen  Angelegenheiten,  die  mit 
der  Staatsverwaltung  in  engerem  Zusammenhange  stehen,  eine 
Einwohnergemeinde  schuf  und  sich  bei  Organisation  dei*selben 
auf  den  Standpunkt  der  Volkssouverainität,  des  Majoritäts- 
princips  und  der  freien  Wahl  auf  breitester  Gi-undlage  stellte. 
Nebenbei  blieben  dann  soviel  Burgergemeinden  stehen,  als  in 
dem  Gemeindebezirk  abgesonderte  Burgergüter  vorhanden 
waren.  Jede  dieser  Burgergemeinden  sollte  ebenso  wie  die 
Einwohnergemeinden  ihre  eigene  Verwaltung  haben.  Dagegen 
hatte  die  Berner  Kantonsverfassung  von  1831  —  ebenfalls  nach 
dem  Vorbild  der  helvetischen  Gesetzgebung  —  nicht  zugleich 
eine  entsprechende  Ausscheidung  einzelner  Theile  der  Burger- 
güter für  die  neubegründeten  Einwohnergemeinden  vorgesehen, 
sondern  die  doppelte  Bestimmung  der  Burgergemeindegüter, 
zugleich  zur  Gewährung  von  Burgeniutzungen  und  zur  Be- 
streitung der  öffentlichen  BedürAiisse  zu  dienen,  auch  für  die 
Zukunft  beibehalten.  Aber  wenn  auch  den  Zwecken  beider 
Gemeinden  dienstbar,  sollten  die  Burgergemeindegüter  doch 
aosdchliesslich  unter  der  Verwaltung  der  Burger  der  betreffen- 
den Gemeinde  stehen;  auch  galten  sie  als  Privateigenthum  der 
Burgei*gemeinden,  über  welches  der  Regierung  blos  das  Recht 
der  Oberaufsicht  zustand.  Das  in  Ausführung  der  Kantons- 
Verfassung  erlassene  Gesetz  über  die  Organisation  und  G^ 
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sehäftsführung  der  Gemeindebehörden  vom  20.  Dezember  1833 
präcisirte  dann  die  Verwendungsali;  der  Gemeindegüter  dahin, 
dass  der  Ertrag  dei-selben  auch  fortan  seiner  ursprOngHchen 
Bestimmung  gemäss  insoweit  zu  öffentlichen  Zwecken  ver- 
wendet werden  solle,  als  es  bisher  geschehen  war,  und  dmss 
keine  Gemeinde  zu  der  Ausschreibung  von  Gemeindetellen 
d.  h.  Gemeindesteuern  schreiten  dürfe,  so  lange  dieser  Ertra<! 
für  die  Bestreitung  des  Aufwands  auswiche,  den  jene  Zweeke 
erfordein.  In  Wirklichkeit  aber  wiesen  die  Burgergemeinden 
aus  ihren  Fonds  für  öffentliche  Zwecke  nur  so  viel  an«  als 
ihnen  beliebte.  Hieraus  entstanden  zahlreiche  Streitigkeiten, 
die  durch  die  Ansprüche  der  Rechtsamebesitzer  nur  noch  kom* 
pliciiler  wurden.  Ja  bisweilen  wurde  das  Burgergut  weil  das- 
selbe der  Verwaltung  der  Burgergemeinde  unterstellt  war,  auch 
nur  zu  Zwecken  dieser  Gemeinde  verwendet,  so  dass  die  Aus- 
gaben der  politischen  Einwohnergemeinde,  die  früher  ebentalis 
aus  dem  Ertrage  diese?  Vermögens  bestritten  wurden .  nun 
durch  Aufbringung  von  Teilen  gedeckt  werden  mussten  (Thun, 
Pruntrut  u.  s.  w.).  Meist  aber  wiesen  die  Bui-gergemeinden 
den  Einwohnergemeinden  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  be- 
stimmte karg  bemessene  jährliche  Renten  aus  dem  Burger- 
vermögen an.  Die  Kantons-Verfassung  von  1846  Hess  diese 
Verhältnisse  unverändert,  indem  sie  den  Grundsatz  der  ünver- 
letzlichkeit  des  Eigenthums  aussprach,  femer  noch  bestimmter« 
als  bereits  1831  geschehen  war,  den  Gemeinden,  Burgei-srhaften 
und  übrigen  Koi-porationen  ihr  Veimögen  ds  Privateigenthum 
garantirte  und  speziell  die  Untheilbarkeit  der  als  Korporations- 
gut  definirten  Burgergüter,  die  sie  der  Oberaufsicht  der  Re- 
giei-ung  unterwarf,  sowie  ihre  NichtVerwendbarkeit  zu  anderen 
Zwecken,  als  den  bestimmungsgemässen,  sanctioniite.  Die  Miss- 
stände, die  sich  mittlerweile  aus  der  doppelten  Verwendung  der 
Burgergüter  ergeben  hatten,  führten  zum  Gemeindegesetz  toui 
6.  Dezember  1852,  dessen  intellektueller  Urheber  der  Repie- 
rungsrath  Blösch  ist.  Durch  dieses  Gesetz  werden  den  Eiu- 
wohnergemeinden  hinfoil  alle  öffentlichen  Gemeindeangelegen- 
heiten übertragen  mit  Ausnahme  nur  der  den  Burgergemeindeu 
belassenen,  wozu  lediglich  die  Verwaltung  ihrer  Güter,  des 
Armen-  und  Vormundschaftswesene  hinsichtlich  der  eigenen 
Genossen  und  unbeschadet  der  örtlichen  Armenpflege,  welche 
in  diesem  Falle  neben  der  bürgerlichen  organisirt  wurde,  die 
Aufnahme  neuer  Burger  und  die  Feststellung  der  Aufnahme- 
gebühren gehörte.  Doch  stellte  das  Gesetz  es  den  Burger- 
gemeinden und  ortsburgerlichen  Korporationen  frei,  sich  mit 
der  Eiwohnergemeinde  zu  einer  gemischten  Gemeinde  zu  ver* 
einigen.  In  diesem  Falle  besteht  die  Bui*gergemeinde  nur 
noch  fort,  sofern  sie  sich  über  die  Bildung  einer  gemischten 
Gemeinde  auszusprechen  hat,  sowie  für  die  Aufnahme  neuer 
Bui-ger.     Noch   weiter   in    der   Einschiänkung   der    Bürger- 
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gemeinden  gingen  das  Armengesetz  vom  1.  Juli  1857  und  das 
Gesetz  über  Aufenthalt  und  Niederlassung  der  Kantonsbürger 
vom  21.  Mai  1869.  Das  Gemeindegesetz  von  1852  fasste  auch 
die  Realtheilung  der  Burgergemeindegüter  und  die  Zuweisung 
eines  Theils  derselben  an  die  Einwohnergemeinde  für  den  Fall 
ins  Auge ,  dass  eine  Vereinigung  der  Einwohner-  und  Burger- 
gemeinde zu  einer  sog.  gemischten  Gemeinde  nicht  stattfindet 
oder  wieder  aufgehoben  wird.  Zu  diesem  Zwecke  sollte  die 
Bestimmung  sämmtlicher  Gemeindegüter,  soweit  dies  nicht  be- 
reits geschehen  war,  ausgemittelt  und  amtlich  festgestellt 
werden.  Insbesondere  war  von  jedem  Vermögensbestandtheile 
zu  ermitteln,  ob  er  einem  öffentlich-örtlichen  oder  nur  einem 
rein  bui'gerlichen  Zwecke  diene.  Bei  Gütern,  deren  Erträge 
bisher  zu  beiden  Zwecken  verwendet  worden  waren,  sollte  das 
Maass  bestimmt  werden,  in  welchem  sie  dem  einen  und 
anderen  Zwecke  dienstbar  waren.  Diese  Ausmittelung  war 
zunächst  den  Gemeinden  selbst  überlassen.  Wurde  eine  Ver- 
ständigung auf  diesem  Wege  erzielt,  so  war  darüber  eine  Ver- 
tragsurkunde aufzunehmen  und  dieselbe  von  der  Regierung  zu 
bestätigen ;  wenn  nicht,  so  fiel  die  Ausmittelung  schiedsrichter- 
licher Entscheidung  anheim.  Das  bei  der  Ausmittelung  einzu- 
schlagende Veifahren  wurde  im  Einzelnen  durch  das  Gesetz 
über  die  gerichtliche  Ausmittelung  und  Festsetzung  des  Zweckes 
der  Gemeindegüter  vom  10.  Oktober  1853  geregelt.  Danach 
hatte  man  sich  bei  der  Ausmittelung  nach  allftUigen  Titeln 
und  in  Ermangelung  solcher  nach  dem  bisherigen  Besitzstand 
und  nach  der  Uebung  zu  richten.  Da  diese  beiden  Rechts- 
quellen Zweifel  übrig  liessen,  so  sollte  die  Entscheidung  erfolgen 
mit  billiger  Rücksicht  auf  die  konkreten  Umstände  und  Be- 
dürfhisse und  mit  Bedachtnah me  darauf,  dass  die  Gemeinde- 
güter zunüchst  zur  Bestreitung  der  Gemeindebedürfnisse  be- 
stimmt seien.  Die  einzelnen  Ausscheidungsakte  bedurften  der 
Sanktion  der  Regierung.  Die  Verwaltung  der  Güter  mit  einem 
aUgemein  örtlichen  Zweck  hatte  sodann  an  die  Einwohner- 
gemeinde, die  der  Güter  mit  rein  bürgerlicher  Bestimmung 
dagegen  an  die  Burgergemeinde  übei'zugehen,  es  sei  denn»  dass 
sich  eine  sog.  gemischte  Gemeinde  für  beide  Zwecke  gebildet 
haben  würde.  Die  Burgergüter  behalten  den  Charakter  von 
Korporationsgütem,  bleiben  untheilbar  und  sind  der  Regierungs- 
aufsicht unterworfen.  Sofern  sie  eine  spezielle  Bestimmung 
haben  —  was  namentlich  für  die  Bestimmung  zu  Armenzwecken 
gilt  — ,  dürfen  sie  nur  dieser  entsprechend  benutzt  werden. 
Die  sog.  Gemeinde-  und  Bui'gergenüsse ,  wo  solche  bisher  be- 
standen, werden,  unter  Vorbehalt  gesetzlicher  Abhilfe  bei  er- 
weislichen Missbräuchen,  auch  ferner  anerkannt.  Die  Aus- 
scheidung dauerte  über  20  Jahre,  so  dass  erst  im  Jahre  1875 
berichtet  werden  konnte,  dass  die  vorgeschriebenen  Vermögens- 
auBscheidungen  in  allen  Gemeinden  vollendet  sind.  Nach  einem 
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offiziellen  Zeugniss  haben  die  Bargei'gemeinden  sich  Übrigens 
fast  überall  den  Löwenantheil  an  den  Gemeindegütem  zu  sichern 
gewusst,  indem  den  Einwohnergemeinden  meist  nur  Oelddota- 
tionen  zu  Theil  wurden,  welche  dem  kapitalisiiten  Aufwand 
aus  dem  für  ihre  Zwecke  zur  Zeit  der  Auseinandei-setzung 
verwendeten  Ertrage  der  Gemeindegüter  entsprachen.  Je  Mher 
nun  eine  Burgei^emeinde  sich  zur  Ausscheidung  entschloss, 
einen  desto  geringeren  Theil  ihi-es  Vermögens  brauchte  sie 
fortzugeben,  weil  erst  im  letzten  Jahrzehnt  die  Gemeinde- 
ausgaben besondei's  stark  angewachsen  sind. 

Aber  noch  waren  nicht  einmal  alle  Ausscheidungen  voll- 
endet, als  sich  schon  eine  lebhafte  Bewegung  ßegen  das  Burger* 
gutswesen  geltend  machte.  Bei  der  grossen  Bedeutung,  welche 
dieselbe  für  die  endgiltige  Entscheidung  der  Bui^gerguts-  und 
Allmendfrage  im  Kanton  Bein  und  mittelbar  auch  in  der 
übrigen  Schweiz,  wenigstens  soweit  es  sich  um  die  Kantone 
der  Ebene  handelt,  haben  düi-fte,  möge  es  hier  gestattet  sein. 
ausführlicher  auf  die  Geschichte  dieser  Bewegung  im  Kanton 
Bern  während  der  letzten  10  bis  15  Jahre  einzugehen. 

Die  Lösung  der  in  das  Gemeindeleben  des  Kantons  Bern 
tief  eingreifenden  Burgergutsfrage,  wie  sie  durch  das  Gemeinde- 
gesetz von  1852  angestrebt  worden  ist,  war  eine  mehi*  mathe- 
matisch genaue  und  scheinbar  billige,  als  wirklich  staat«J- 
männische.  Schon  das  Nebeneinanderstehen  zweier  Gemeinden 
mit  gesonderten  Gutem,  von  denen  die  eine(Einwohnei*gemeinde) 
bisweilen  Teilen  d.  h.  Gemeindesteuern  erheben  muss,  um  ihre 
nothwendigen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  während  die  andere 
(Burgergemeinde)  aus  ihrem  Uebei-flusse  umfangi*eiche  Nutzungen 
ertheilen  kann,  namentlich  aber,  die  Zwittei-stellung  der  Burger- 
gemeinde, die  von  dem  Gesetz  und  der  Vei-waltungspraxis  als 
eine  wesentlich  privatrechtliche  Korporation  aufgefasst  wird 
—  wodurch  eine  in  der  Bevölkerung  ohnehin  verbreitete  Auf- 
fassung ihre  Unterstützung  findet  —  und  die  zum  Theil  dann 
doch  wieder  mit  den  wesentlich  öffentlichen  Funktionen  der 
Armen-  und  Voi*mundschaftsverwaltung  ausgestattet  sein  kann 
und  —  was  hier  hauptsächlich  in  Betracht  kommt  —  deren 
Mitgliedschaft  die  nothwendige  Voraussetzung  zur  Erwerbuntr 
des  Staats-  (Kantons-)  Bürgerrechts  ist,  ei-scheint  auf  die  Dauer 
unhaltbar.  Und  so  hat  denn  dieser  halbe  Lösungsversuch 
Niemand  vollständig  befriedigt,  so  dass  man  sehr  bald  von 
zwei  und  zwar  entgegengesetzten  Seiten  über  das  Gesetz  hinaus 
zu  gehen  suchte.  Von  der  einen  Seite  zog  man  die  Konse- 
quenzen aus  der  privatrechtlichen  Natur  des  Burgerguts,  indem 
man  die  bis  dahin  durch  vei-schiedene  der  Ordnung  des  öffent- 
lichen Lebens  angehörige  Requisite  von  der  Nutzung  dieser 
Güter  ausgeschlossenen  Personen,  zu  denen  namentlich  die  orts- 
abwesenden Burger  gehören,  ebenfalls  in  den  Besitz  der  Burger- 
nutzungen zu  bringen  suchte,  wie  das  unten  in  dem  Abschnitt 
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aber  die  nutzungsberechtigten  Personen  näher  darzustellen  sein 
wird,  ja  indem  man  immer  lebhafter  auf  eine  Vertheilung  des 
ganzen  oder  doch  eines  Theils  des  Burgerguts  unter  die  Burger 
zum  Privateigenthum  hindrängte.  Von  der  anderen  Seite  wurde 
dann,  namentlich  in  dem  Maasse,  wie  die  1852  den  Burger- 
gemeinden belassenen  öffentlichen  Funktionen  —  namentlich 
seit  1857  das  Armen wesen  — ,  auf  die  Einwohnergemeinden 
Obei'gingen  oder  ihr  baldiger  Uebergang  doch  in  Aussicht 
stand,  der  Ruf  nach  endgiltiger  Zuweisung  sämmtlicher  Burger* 
guter  oder  doch  einen  Theils  derselben  an  die  Einwohner- 
gemeinden oder  ihre  anderweitige  obligatorische  Heranziehung 
zur  Bestreitung  öffentlicher  Ausgaben  in  gi'össerem  Umfang, 
als  dies  bisher  geschah,  immer  lauter.  Zeitweilig  vereinigten  sich 
wohl  auch  beide  Richtungen  zu  einem  gemeinsamen  Programm, 
welches  durch  eine  nochmalige  Theilung  der  Burgergttter  so- 
wohl den  Wünschen  Derjenigen,  welche  die  endgiltige  Privati- 
sirung  der  Burgei'gQter  durch  ihre  Vertheilung  zum  Privat- 
eigenthum, als  auch  Derjenigen,  die  ihre  Nutzbarmachung  far 
öffentliche  Zwecke  anstrebten,  Rechnung  tragen  wollte. 

Nachdem  bereits  1861  eine  Anzahl  von  ausserhalb  ihrer 
bürgerlichen  Heimathgemeinde  wohnenden  Angehörigen  Bemi- 
scher  Burgergemeinden  bei  der  Regiei-ung  des  Kantons  um 
eine  Revision  der  Burgemutzungsreglemente  im  Sinne  einer 
Gleichstellung  der  Petenten  hinsichtlich  ihrer  Nutzungsberech- 
tigung mit  den  in  ihrer  Heimathgemeinde  wohnenden  Mit- 
bürgern petitionirt  hatten,  aber  mit  ihrem  Gesuch  abgewiesen 
worden  waren  und  hiemuf  in  der  Presse  und  in  öffent- 
lichen Versammlungen  lebhaft  für  eine  Reform  des  Burger- 
gutswesens  agitirt  worden  war,  ging  im  Herbst  1863  von  einer 
Anzahl  Burger  der  Stadt  Bern  die  Anregung  zu  einer  grund- 
sätzlichen Reform  der  Burgergemeinden  und  des  Burgerguts- 
wesens  dieser  Stadt  aus.  In  einer  im  Kasino  abgehaltenen 
Versammlung  wurden  im  August  1863  von  Bemer  Bui'gem, 
an  dessen  Spitze  der  Fürsprecher  R.  Brunner,  der  Füi-sprecher 
und  jetzige  Professor  K.  G.  König  und  K.  Schärer,  femer 
Dr.  W.  V.  Graffenried  und  Professor  L.  Fischer  standen,  be- 
stimmt formuliile  Beschlüsse  gefasst  und  dieselben  in  Form 
einer  vom  22.  Oktober  1863  datirten  Petition  an  den  grossen 
Rath  gerichtet.  Die  Urheber  dieser  sog.  Kasinobeschlüsse  gingen 
von  der  Ansicht  aus,  dass  der  grösste  Uebelstand  des  Bemi- 
schen Gemeindewesens  in  dem  Dualismus  von  Burger-  und 
Einwohnergemeinden  bestehe.  Dieser  müsse  demnach  beseitigt 
werden,  und  Burger-  und  Einwohnergemeinde  in  eine  einheit- 
liche, auf  dem  Pnncip  der  Niederlassung  bemhende  politische 
Gemeinde  zusammengefosst  werden,  auf  welche  dann  sämmt- 
liche  bisher  unter  die  Einwohner-  und  Burgergemeinde  ver- 
theilten  öffentlichen  Funktionen  überzugehen  hätten.  Mittelst 
eiofoeher  Erklärung  sollte  hinfort  jeder  Kantonsbürger  Burger 
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seiner  dennaligen  Wohnatzgemeinde  werden  können  und  dieses 
Heimathrecht  so  lange  bebalten,  .bis  er  sich  anderswo  bleibend 
niedergelassen  und  in  das  Bnrgerregister  dieser  Gemeinde  ein- 
getragen lassen  hat.  Das  am  schwersten  zu  beseitigende  Binder- 
niss  ÜLT  eine  Refoim  in  dem  eben  angedeuteten  Sinn  erblickten 
die  Antragsteller  aber  in  den  BargergQtem  und  den  mit  den- 
selben verbundenen  Burgemutzungen.  Dieses  Hindemias  llsst 
sich  Oberhaupt,  so  wurde  weiter  geschlossen,  ohne  Beeinträch- 
tigung der  verfassungsmässig  garantirten  wohlerworbenen  Rechte 
der  Korpofationsgenossen,  nur  dadurch  beseitigen,  dass  diese 
GQter  oder  wenigstei^s  ihr  Werth  unter  die  Nutzungsberech- 
tigten vertheilt  werden  Deshalb  beantragte  man  die  Liquidation 
der  Stadtbemischen  BurgergOter.  Diesem  Antrage  lag  wi  be- 
reits im  Jidire  1812  von  der  Finanzkommission  Ar  den  Stadt- 
rath  entworfener  und  von  diesem  approbirter,  in  Folge  des 
Hereinbrechens  der  Restauration  aber  nicht  zur  AusfUinin^ 
gelangter  Liquidationsplan  zu  Grunde.  Damals,  im  Jahre  1812, 
war  man  davon  ausgegangen,  dass  eine  Realtheilung  der  borger- 
lichen Wälder  und  Felder  unter  die  einzelnen  Burger  unzweek- 
mässig  sei,  weil  auf  den  einzelnen  Burger  nicht  mehr  als 
4 — 5  Juchart  Wald  und  kaum  1  Juchart  Feld  entfallen  wftrrie 
und  weil  die  ungetheilte  Erhaltung  des  Waldbesitzes  «forst- 
wirthschafllich  wünschenswerth  und  die  Uebertragung  dieses 
Besitzes  auf  die  politische  Gemeinde  für  das  Gedeihen  dieser 
von  der  grössten  Wichtigkeif"  sei.  F.s  wui'de  1812  daher  in 
Aussicht  genommen,  den  liegenschaftlichen  Besitz  der  Borger- 
gemeinde  im  Wege  der  Expropriation  an  die  Einwohner- 
gemeinde übergehen  zu  lassen,  und  nur  die  Entschftdigaqg«- 
summe  unter  die  einzelnen  Burger  zu  veilheilen.  Zu  diesem 
Zwecke  sollte  der  Werth  der  Burgergüter  auf  Grund  einer 
durch  einen  beeidigten  Sehätzer  vorzunehmenden  Taiation 
festgestellt  und  f&r  den  Betrag  desselben  seitens  der  politischen 
Gemeinde  eine  unter  die  Burger  zu  vertheilenden  mit  4®'o  ^^^ 
zinsliche  und  in  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  zu  amor- 
tisirende  Obligation,  mit  Unterpfandssicherheit  der  expropriirten 
Liegenschaften,  ausgestellt  und  der  Burgergemeinde  übergeben 
werden.  Die  Obligation  war  dann  unter  sämmüiche  am  Ta^e 
der  Vertheilung  vorhandene  städtischen  Burger  zu  vertheüen 
und  die  einzelnen  Theilobligationen  wieder  familienkistenweise 
zusammenzulegen  und  zum  Familiengut  zu  erheben.  Nur  den- 
jenigen Geschlechtem,  welche  genügende  Sicherheit  zu  leisten 
im  Stande  waren,  sollten  die  Obligationen  herausgegeben,  die 
Obligationen  der  übrigen  aber  vom  Stadtraih  unentgeltlich  ver- 
waltet werden.  Der  zehnte  Theil  der  Zinsen  des  auf  eine 
FamiUe  entfallenden  Obligationskapitals  musste  jährlich  zum 
Kapital  geschlagen  werden ;  über  den  Rest  stand  der  Mehrheit 
der  Familienglieder  freie  Verfügung  zu.  Nach  Erlöschung  eines 
Geschlechts  fiel  ihr  Familienkapita)  der  Stadt  zu.    Soviel  über 
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den  im  Jahre  1812  in  Aussicht  genommenen  Plan  eine  Burger- 
gtttsliquidation.  Auch  im  Jahre  1863  erkläiten  die  AntraR- 
ßteller ,  die  Liquidation  der  Burgergüter  in  der  Weise  vor- 
nehmen zu  wollen,  dass  diese  der  Einwohnergeroeinde  gegen 
einen  billigen  Ankaufspreis  überlassen  würden,  der  der  Burger- 
gemeinde oder  den  einzelnen  Bürgern  zu  verzinsen  und  all- 
mAhlig  zu  amortisiren  wäre.  Ueber  den  Betrag  dieser  Summe 
sollte  die  Einwohnergemeinde  Obligationen  ausstellen,  die  dann 
—  und  in  diesem  Punkt  unterscheidet  sich  der  Plan  von  186S 
von  dem  Plan  von  1812  —  auf  die  Burgerschaft  nach  Köpfen» 
ohne  Unterschied  von  Alter  und  Geschlecht,  von  An-  und 
Abwesenheit,  zu  völlig  freier  Verfügung  zu  vertheilen  wai-en» 
Auf  diesem  Wc^  hoffte  man  einmal  eine  rationellere  Bewirth- 
Bchaftung  der  8tadtwälder,  als  sie  vorher  üblich  war,  und 
mittelst  des  Verkaufe  der  Stadtfelder  an  einzelne  Private  einen 
nicht  unbedeutenden  Mehrerlös  über  den  Ablösungspreis  zu 
enielen.  Dieser  Mehrerlös  sollte  dann  wieder  zur  Herstellung 
von  neuen  Strassen,  Brunnen,  Schulen,  Kirchen  u.  s.  w.  ver- 
wendet werden.  Die  Antragsteller  schlössen  ihre  Eingabe  mit 
dem  Gesuch,  es  möge  die  gesetzliche  Gewährleistung  der  Un- 
theilbarkeii  der  bürgerlichen  Korporationsgüter  aufgehoben,  ihre 
Theilung  fortan  dem  Ermessen  der  Bui*gergemeinde  anheim- 
gestellt und  zum  Zustandekommen  eines  Beschlusses  über  Li- 
quidation der  Bui'gergüter  die  einfache  Mehrheit  als  gesetzlich 
hinreichend  erklärt  werden,  was  eine  Abändeining  verschiedener 
Artikel  des  Gemeindegesetzes  von  1852  zur  Folge  haben  musste. 
Die  Hofinung  der  Antragsteller  ging  dahin,  dass,  wenn  die 
gewünschte  Reform  nur  ei'st  in  der  Stadt  Bern  ins  Werk  ge- 
setzt worden  sei,  die  übrigen  Gemeinden  mit  der  Zeit  von 
selbst  nachfolgen  würden.  An  der  Ausführbarkeit  einer  Li- 
quidation der  Burgergüter  auf  dem  angezeigten  Wege  wurde 
aber  damals  durchaus  nicht  gezweifelt,  da  die  Regierung  meh- 
reren bürgerlichen  Zunftgesellschaften  die  Bewilligung,  sich 
aufzulösen  und  das  vorhandene  Veimögen  unter  die  einzelnen 
Genossen  zu  vertheilen,  ertheilt  hatte  und  da  die  bei  dieser 
Gelegenheit  geltend  gemachten  Gründe  —  Abhandenkommen 
des  ursprünglichen  Zwecks  der  Zünfte,  Loslösung  des  organi- 
schen Zusammenhangs  zwischen  denselben  und  dem  Staat  resp. 
der  politischen  Gemeinde  —  zum  Theil  auch  auf  die  Burger- 
gemeinden passten. 

Doch  machte  der  stadtbernische  Burgerrath,  dem  der 
obige  Antrag  von  der  Regierung  zur  Einreichung  allfälliger  Be- 
merkungen mitgetheilt  worden  war,  diese  Erwailung  zu  Schan- 
den, indem  er  lebhaften  Widersprich  gegen  die  beabsichtigte 
Liquidation  erhob.  Eine  von  Herrn  Ed.  von  Wattenwyl- 
Diessbach  verfasste  Schrift  unternahm  es,  den  gestellten  Antrag 
und  seine  Motivirung  einer  kntischen  Beleuchtung  zu  unter- 
siehen  und  gelangte  zu  dem  Schluss,  dass  auf  das  Begehren 
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der  Antragsteller  nicht  eingegangen  werden  könne  und  dürfe. 
Diese  Schrift  wurde  dem  weiteren  Burgen-ath  und  der  Butger- 
gemeinde  mitgetheilt.  In  einer  bis  tief  in  die  Nacht  dauern* 
den  Vei-sammlung  der  Burgergemeinde,  welche  die  seit  Men- 
schengadenken zahlreichst  besuchte  gewesen  sein  soll,  indem 
namentlich  auch  viele  auswäitige  Burger  sich  zu  derselben 
eingefunden  hatten,  wurde  am  17.  Februar  1864  der  Antrag 
des  Burgerraths  i^esp.  die  die  beantragten  Reformen  ablehnende 
Gegenschiift  mit  329  gegen  30  Stimmen  genehmigt  Damit 
hatte  das  auf  dem  engeren  Schauplatz  der  stadtbemischen 
Burgei*gemeinde  spielende  Vorspiel  im  wesentlichen  seinen  Ab- 
schluss  eri'eicht.  Demselben  sollte  aber  noch  eine  weitgehende 
und  tiefgreifende,  den  ganzen  Kanton  umfassende  Bewegung, 
die  im  gegenwärtigen  Augenblick  wohl  zu  einer  gewissen  Rohe, 
aber  noch  nicht  zu  einem  befriedigenden  Resultat  gelangt 
ist,  folgen. 

Wie  die  in  der  Vorstellung  einiger  bemischen  Stadtborger 
vom  22.  Oktober  1863  enthaltenen  Vorschläge  im  Laufe  der 
nächsten  Zeit  das  Losungswort  für  alle  Freunde  einer  Reform 
des  Burgergutswesens  geworden  waren,  so  ist  andrerseits  das 
Vorgehen  des  Gros  der  Burgergemeinde  dieser  Stadt  und  seiner 
gesetzlichen  Organe,  sowie  die  bei  dieser  Gelegenheit  in  An- 
wendung gebrachte  Motiviitmg  in  der  Folge  für  die  in  die 
Opposition  gedrängten  Vertreter  des  Burgergutswesens  maass* 
gebend  gewesen.  Hierdurch  dürfte  sich  ein  näheres  Eingehen 
an  dieser  Stelle  auf  den  von  den  Vertretern  des  Bestehenden 
eingenommenen  Standpunkt  genugsam  rechtfertigen.  Freilich, 
die  eigentlichen,  in  der  Tiefe  schlummernden,  mit  der  elemen- 
taren  Gewalt  des  Instinkts  auf  die  Massen  wirkenden  Beweg- 
gillnde  hat  man  hüben  und  drüben  nicht  immer  ausgesprochen. 
Zieht  man  diese  mit  in  Betracht,  so  stellt  sich  die  Burgerguts- 
frage  als  eine  eigentliche  Machtfrage  heraus.  Für  die  Ver- 
treter der  Reform,  die  bei  den  von  ihnen  ins  Auge  gefassten 
Veränderungen  im  Staats-  namentlich  aber  im  Gemeindeleben 
immer  wieder  an  dem  haitköpfigen  Sinn  der  Bui^er  par  ex- 
cellence  scheiterten,  galt  es,  die  Burgergemeinden,  diese  Schlupf- 
winkel des  Konservatismus  zu  vernichten  und  ihre  Güter,  wenn 
auch  nicht  vollständig,  so  doch  zum  Theil  den  mit  grossen 
Aufgaben  betrauten,  aber  geringen  materiellen  Mitteln  zu  ihrer 
Ausfühining  versehenen  Einwohnergemeinden  zuzuweisen.  Für 
die  Vertreter  des  Bestehenden  dagegen  galt  es,  den  eben  erst 
errungenen  Rechtsstandpunkt  zu  behaupten  und  sich  mit  den- 
selben die  mannigfachen  Vortheile  der  Burgemutzungen  sowie 
der  mit  der  Burgergutsverwaltung  verbundenen  Aemtem  und 
Aemtchen  zu  erhalten.  Zu  dem  waren  dieselben  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  im  politischen  Leben  des  Bundes,  des  Kan- 
tons und  der  Einwohnergemeinde  so  gut  wie  jeden  EinflusBes 
beraubt  und  mussten  nach  einer  Reform  der  Burgeigemeindeii 
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fürchten,  auch  aus  diesen  letzten  Zufluchtsstätten  eines  halb- 
wegs öffentlichen  Wirksamkeit  verdrängt  zu  werden.  Wenn 
diese  OrQnde  mehr  oder  minder  bewusst  die  Massen  hüben 
und  drüben  beherrschten,  so  gingen  die  in  den  Debatten  ins 
Treffen  geführten  Argumente  hauptsächlich  von  dem  staats- 
männisch denkenden  Köpfen  der  Partei  aus  und  waren  auch 
nur  für  solche  bestimmt.  Seitens  der  Konservativen  wurde 
zueiBt  die  i'echtliche  Unzulässigkeit  der  geplanten  Reform  im 
Wege  der  einfachen  Gesetzgebung  betont,  da  die  Burgergüter 
sowie  die  Burgergemeinden  unter  die  Garantie  der  Kantons- 
Terfassung  gestellt  seien,  diese  aber,  ebenso  wie  Dotations- 
urkunden  von  1803  wieder  von  dem  Bund  gewährleistet  würden. 
Der  ins  Auge  gefassten  Umgestaltung  und  Modifikation  der 
Gemeinde  auf  Ginind  des  Wohnsitzprincips  wurde  sodann  ent- 
gegengehalten, dass  sie  der  erforderlichen  Festigkeit  und  Selbst- 
ständigkeit entbehren  wQrde.  Das  Vorhandensein  der  von  der 
Reformpartei  angeführten  schlimmen  Folgen  der  Burgei'gemein- 
den  und  namenttich  der  Burgemutzungen  wurde  bestritten 
und  dagegen  auf  die  bedeutenden  gemeinnützigen  Leistungen 
der  Burgergemeinden  hingewiesen.  Die  Burgei'gemeinden  hät- 
ten, so  sagte  man,  wohl  im  Laufe  der  Zeit  ihre  politische 
Macht,  aber  nicht  den  althergebrachten  Ruf  einer  treuen  und 
uneigennützigen  Vei'waltung  der  ihnen  anvertrauten  Interessen, 
welche  sich  namentlich  in  der  sorgsamen  Verwaltung  ihres 
eigenen  Vermögens,  sowie  in  der  pflichttreuen  Besorgung  der 
ihr  anvertrauten  Vormundschaften  zeige,  eingebüsst.  Indem 
die  Bargergemeinde  die  einzelnen  Individuen  unter  einander 
und  die  Gegenwart  mit  der  Vergangenheit  verbinde,  sei  sie 
eine  der  lebendigsten  Quellen  für  die  Heimathliebe,  was  sich 
namentlich  auch  darin  zeige,  dass  den  bürgerlichen  Instituten 
(Schulen,  Armen-,  Kranken-,  Waisenhäusern  u.  s.  w.)  fort- 
während Geschenke  und  Vermächtnisse  zu  Theil  werden.  Gegen- 
über den  gegentheiligen  Behauptungen  dürfe  wohl  mit  Grand 
gesagt  werden,  dass  die  Organisation  der  bleibenden  und  festen 
Elemente  unter  den  in  einer  Gemeinde  Wohnenden  sich  als 
wohlthätig  erwiesen  habe,  so  dass  es  gewagt  ei*scheinen  würde, 
die  seit  Jahrhundeiten  hergebrachte  Einrichtung  und  die  von 
den  Vorfahren  „geäufneten*"  Güter,  um  einiger  Uebelstände 
willen,  ohne  Weiteres  zu  beseitigen,  und  zwar  um  einer  Zu- 
kunftsgemeinde Platz  zu  machen,  von  der  sich  Niemand  ein 
klares  Bild  zu  machen  im  Stande  sei.  Endlich  wurde  auch 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Einsetzung  des  bürgerlichen  Hei- 
mathprindps  im  Armenwesen  durch  das  Wohnsitzprincip  fast 
unfehlbar  eine  Centralisation  des  Armenwesens  und  eine  Ver- 
einigung der  Armengüter  in  der  Hand  des  Staats,  d.  h.  der 
Kantone  und  des  Bundes  zur  Folge  haben  werde. 

Um  aber  gegenüber  der  gegebenen  Anregung  nicht  nur 
einen  ausschliesslich  negativen  Standpunkt  einzunehmen,  erhob 
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die  Majorität  der  Burgerversammlung,  welche  auch  ihrerseits 
das  Vorhandensein  mancher  Mängel  in  dem  bestehend^i  Zu« 
Stande  der  Burgergemeinden  und  des  Bui'gergutswesens  an* 
erkannte,  folgende  von  H.  Kommandant  A.  v.  Büren  und  Ge- 
nossen gestellte  Anträge  zum  Beschluss.  Es  sollte  in  Zukunft 
die  Aufnahme  ins  Burgerrecht  möglichst  erleichtert,  ferner  der 
Aufgabe  der  Bui^erschaft,  sich  an  der  Förderung  der  öffent- 
lichen Stadtinteressen  durch  freiwillig  geleistete  Beiträge  ibr 
öffentliche  und  gemeinnützige  Zwecke  aus  den  Erträgen  ihres 
Gutes  zu  betheiligen,  in  veimehitem  Maasse  entsprochen  and 
behufs  Gewinnung  verfügbarer  Mittel  fbr  diese  Zwecke  ein 
Theil  des  Burgerguts  verkauft  werden.  Den  Unterzeichnen 
dieser  Anträge,  wenigstens  den  selbstloseren  —  und  wir  würden 
gern  hinzufügen,  auch  den  weitsichtigeren  unter  ihnen,  wenn 
nicht  die  Erfahrungen  der  nächsten  Jahre  dagegen  sprächen,  ^ 
schwebte  dabei  ebenfalls  in  letzter  Instanz  eine  Vereinigung 
der  Einwohner*  und  der  Burgergemeinde  vor.  Nur  wollte 
man  diesen  Zweck  nicht  um  den  Preis  einer  Vertheilung  des 
Bui*gerguts  erkaufen.  Durch  Erleichterung  der  Aufnahme  in  das 
Burgerrecht  beabsichtigte  man,  die  Burgergemeinden,  indem 
man  sie  auf  sämmtliche  tüchtige  ortsangesessene  demente 
zu  ei-strecken  hoffte,  zu  stärken  und  zu  veijüngen,  ohne  doch 
ihren  bisherigen  Geist  in  Fi-age  zu  stßllen.  In  diese  veijüngten 
Burgergeroeinden ,  denen  fürs  Erste  ihre  wenigen  öffentlidien 
Funktionen  erhalten  bleiben  sollten,  wollte  man  dann  mit  der 
Zeit  die  jetzigen  Einwohnergemeinden  wieder  aufgehen  lassen. 
Wie  Recht  aber  die  Veranstalter  der  Ka^inovei-sammlung  hat- 
ten, wenn  sie  darauf  hinwiesen,  dass  eine  freiwillige  Oeffnun? 
des  Burgerverbands  von  Innen  heraus  zu  den  Unmöglichkeiten 
gehört ,  sollte  die  Zukunft  nur  zu  deutlich  zeigen ,  indem  &ie 
mehr  als  einen  Beleg  dafür  geliefert  hat,  dass  die  Burger- 
gemeinden namentlich  auf  dem  Lande  nicht  nur  mit  eifer- 
süchtiger Sorge  jeden  Fremden  von  den  bui'gerlichen  Nutzungen 
fern  zu  halten  streben,  sondern  selbst  die  Berechtigung  der 
einzelnen  Burger  zu  denselben  auf  das  Peinlichste  zu  prüfen 
pflegen.  Auch  der  stadtbemische  Burgerrath  zeigte  sich  den 
obigen  Beschlüssen  gegenüber  nicht  sehr  entgegenkommend,  so 
dass  sie  nur  zum  geringsten  Theil  zur  Ausführung  gelangten. 
Der  Verkauf  von  städtischem  Grundeigenthum  in  grösserem 
Maassstab  wurde  nach  einigen  Vei*suchen  wieder  aufgegeben 
und  die  Prüfung  der  Zweckmässigkeit  solcher  Verkäufe  für 
jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten.  Bei  Verwendung  des  Burger- 
guts zu  öffentlichen  Zwecken  wurde  in  der  bisherigen  Weise 
fortgefahren.  Die  Erleichterung  der  Bui-geraufnahme  endlich 
beschränkte  sich  auf  eine  geringfügige  Herabsetzung  des  Ver- 
mögensbetrags, den  der  Burgerrechtsaspirant  nachzuweisen  hat. 
Nicht  mit  Unrecht  wurde  übrigens  bei  dieser  Gelegenheit  gel- 
tend gemacht,  dass  der  Staat  kein  Recht  habe,  in  demselben 
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Augenblick,  in  dem  er  die  Burgergemeinde  zur  privatrechtlichen 
Korporation  herabzudrücken  das  Bestreben  hat,  auf  Erleich- 
terung der  Aufnahme  in  diese  Korporation  zu  dringen,  da  das 
hauptsächliche  Resultat  einer  solchen  Maassregel  doch  nur 
wftre,  die  Zahl  der  Kutzniesser  zu  vermehren  und  die  Nutzungs- 
poilionen  der  Einzelnen  zu  verringeiii. 

Es  erwies  sich  somit  die  Anregung  zur  Reform  des  Burger- 
gutswesens  der  Stadt  Bei*n,  wie  sie  von  der  Kasinovei-sammlung 
ausgegangen  war,  um  so  mehr  als  ein  Schlag  ins  Wasser,  als 
die  Unterzeichner  der  Petition  dieselbe  schliesslich  als  in- 
opportun selbst  zurückzogen. 

Zum  Theil  im  Widerspiiich  zu  dem  von  der  Burger- 
gemeinde der  Stadt  Bei-n  eingenommenen  Standpunkt  hatte 
noch  im  selben  Jahr  1863  der  Voi'steher  der  Direktion  des 
Innern  (Regierungsrath  Kurz)  folgende  Vorschläge  für  eine 
Refoim  des  Burgergemeindewesens  gemacht:  es  sollten  den 
Burgergemeinden  auch  die  letzten  ihnen  noch  übrig  gebliebenen 
öffentlichen  Funktionen  abgenommen  werden,  weil  es  ein  Un- 
ding sei,  solche  von  PriTatkoi*porationen  ausüben  *zu  lassen; 
der  Eintritt  in  die  zu  reinen  Privatkorporationen  gewordenen 
Burgergemeinden  sollte,  unabhängig  von  der  Staats-  und  Ge- 
meindeangehörigkeit, lediglich  von  der  Entrichtung  einer  sich 
nach  der  Grösse  der  Nutzungen  richtenden  Eintrittssumme 
bedingt  und  die  Mitgliedschaft  eine  rein  persönliche  und 
nicht  vererbliche  sein.  Durch  diesen  Plan  beabsichtigte  man 
die  Burgergüter  vor  Parzellirung  zu  schützen,  sie  in  die  Hände 
derjenigen  zu  bringen,  die  sie  am  zweckmässigsten  bewirth- 
schaften  werden^  weil  nur  diese  die  Einkau&gelder  bezahlen 
können  und  zugleich  die  in  der  Burgergemeinde  herrschende 
„Engherzigkeit,  Ausschliesslichkeit  und  Faullenzei-ei''  sowie  die 
gegen  dieselbe  bestehende  Animosität  zu  vernichten.  Doch 
hatte  dieser  Vorschlag  ebensowenig  praktischen  Erfolg,  wie  der 
von  demselben  Verfasser  im  Jahre  1865  ausgearbeitete  Ent- 
wurf Über  Heimathgemeinden,  der  übrigens  weniger  weit  ging, 
als  der  aus  dem  Jahre  1863  stammende  Entwurf,  indem  er 
die  Einwohnergeroeinden  auch  zu  Heimathgemeinden  machen 
und  ihnen  die  Führung  der  Bui'gerrodel,  die  Aufnahme  ins 
BfirgeiTecht  und  die  Ausstellung  von  Heimathscheinen  über- 
tragen wollte,  so  dass  fortan  nur  noch  ausnahmsweise  diejenigen 
Burgergemeinden,  welche  das  Armen-  und  Vormundschafts- 
wesen selbst  besoi*gen,  ebenfalls  berechtigt  sein  sollten,  das 
Bürgerrecht  zu  ertheilen  und  die  Burgerrodel  zu  führen. 

Indessen  war  damit  die  Burgergutsfrage  nicht  abgethan. 
Dieselbe  kam  vielmehr  im  Jahre  1866  in  der  gesetzgebenden 
Behörde  wieder  zur  Sprache  in  Folge  eines  Antrags  der  Herren 
Gygax  und  Gräub,  welcher  die  Ausdehnung  der  Nutzungsberech- 
tigung auf  alle  in  der  Schweiz  wohnenden  Burger  Bemischer  Ge- 
meinden und  die  Festsetzung  eines  bestimmten  Alters  als  einzigen 
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Requisits  fbr  die  Ausübung  des  Nutzungsrechts  bezweckte.  Der 
Regierungsrath  legte  hierauf  im  Jahre  1867  einen  im  Wefient- 
liehen  auf  diese  Grundsätze  basiiten,  von  der  Direktion  des 
Gemeinde-  und  Armenwesens  (Regierungsrath  Hartmaan)  aus- 
gearbeiteter Gesetzentwurf  über  die  Benutzung  der  Burfser- 
guter  vor;  doch  beschloss  der  grosse  Rath  im  November  1868» 
zum  Theil  vielleicht  im  Hinblick  auf  die  sich  manifestireode 
Opposition  der  Burgergemeinden,  zum  Theil  jedenfalls  aber 
auch,  weil  von  manchen  Seiten  eine  radikalere  Lösung  der 
Burgergutsfrage  gewünscht  wurde,  die  ganze  Angel^enbeit 
auf  unbestimmte  Zeit  zu  veilagen.  Ei'st  die  im  Jahre  1871 
gegen  einen  Besehluss  der  zum  Kanton  Bern  gehörigen  Ge* 
meinde  Lanmilingen  von  einigen  Bürgern  derselben  erhobene 
und  von  dem  Bemer  Regierungsrath  entschiedene  Beschwerde, 
sowie  der  gegen  diese  letztere  Entscheidung  bei  dem  grossen 
Rath  erhobene  Rekurs  brachte  die  Reformbewegung  wieder 
in  Fluss.  Die  (aus  Einwohner-  und  Burgergemeinde)  gemischte 
Gemeinde  Lammlingen  hatte  nämlich  bei  Revision  ihres  Re» 
glements  über  die  Benutzung  der  sog.  bürgerlichen  Wildert 
entsprechend  der  bisherigen  Praxis,  auch  für  die  Zukunft  die 
auswärts  wohnenden  Ortsburger  von  derNutzniessung  desBuiger^ 
holzes  ausgeschlossen.  Hierüber  beschwerten  sich  die  ausge- 
schlossenen Burger  bei  dem  Regierungsrath,  welcher  die  Be- 
schwerde durch  Besehluss  vom  2.  November  1871  fbr  be-^ 
gründet  erklärte.  Gegen  die  Entscheidung  des  Regierungsratks 
legte  dann  wieder  die  Gemeinde  ihren  Rekurs  bei  dem  grossen 
Rath  ein  und  machte  bei  dieser  Gelegenheit  geltend,  dass  das 
bürgerliche  Gut  für  die  Gemeinde  und  nicht  für  die  einzelnen 
Gemeindegenossen  da  sei,  dass  ein  Zusammenhang  zwischen 
dem  Burgeroi*t  und  dem  Burgei-gut  bestehe,  dass  die  Aas- 
scheidung des  Burgerguts  ein  Fehler  gewesen  sei  und  dass 
daher  die  Wiedervereinigung  der  Burger-  und  Einwohner- 
gemeinden und  ihrer  Güter  angesti-ebt,  namentlich  aber  eine 
weitere  Entfremdung  des  öffentlichen  Charakters  der  Burger- 
gemeinde und  des  Burgerguts,  der  die  Beschränkung  der  Wirk- 
samkeit dieser  beweglichen  Organe  auf  den  Gemeindebezirk 
und  seine  bürgerlichen  Bewohner  involvire,  verhindert  werden 
müsse.  Die  von  dem  gix)ssen  Rath  zur  Vorberathong  des 
Rekurses  Lammlingen,  der  seitdem  die  Bedeutung  einer  cause 
celöbre  gewonnen  hat,  eingesetzte  Kommission  (Präsident:  Für- 
sprecher R.  Biiinner)  stellte,  abgesehen  von  der  Entscheidung 
des  vorliegenden  Falls,  den  Antrag,  den  Re^erungsrath  ein- 
zuladen, er  möge  eine  Gesetzesvorlage  ausarbeiten,  durch  welche 
die  Uebertragung  der  bürgerlichen  Nutzungsgüter  an  die  Ein- 
wohnergemeinde auf  dem  Wege  freiwilliger  Beschlussnahme 
der  Burgergemeinden  erleichtert  werde.  Mit  diesem  Beschloss 
wurde  zehn  Jahre  nadi  jener  oben  erwähnten  Kasinover- 
sammlung  die  Ausdehnung  der  für  die  Stadt  Bern  zunächst 
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erstrebten,  aber  nicht  realisirten  Maassregel  auf  sämmtliche 
Bmgergemeinden  des  Kantons  ins  Auge  gefasst    Mittlerweile 
hatte  auch   der  Schweizerische  Juristenverein  auf  seiner  zu 
St.  Gallen  im  Jahre  1869  tagenden  Versammlung  sich  mit 
folgenden  Thesen  des  Obergerichtspräsidenten  Dr.  Bühler  aus 
Lozem  einvei-standen  erklärt:  „Die  Aufhebung  der  bürgerlichen 
Nutzungen  ist,  wo  nicht  ausn^msweise  besondere  landwirth- 
schafüiche  Verhältnisse  eine  Modifikation  erfordern  und   mit 
Ausnahme  allfälliger  persönlicher  Nutzungen  von  Pflanzland 
durch  Aime,   nationalökonomisch  zu  empfehlen''  und   „Aus- 
scheidungen von  NutzungsgQtem  aus  Gemeindegütern  sind  zu 
vermeiden ;  wo  sie  stattgefunden,  ist  als  praktisch  erreichbares 
Ziel  die  Liquidation  der  öffentlichen  Korporationsgüter  auf  der 
Basis  anzusti'eben,  dass  ein  Theil  dem  allgemeinen  Gemeinde- 
gnt  wieder  zuzusdieiden,  ein  anderer  aus  Billigkeitsrücksichten 
in  Form   von  Kapital  unter  die   gegenwäilig  Nutzenden  zu 
Privateigenthum  zu  vertheilen  wäre/'   Auf  den  oben  erwähnten 
Antrag  der  Bemer  Grossrathskommission  gestützt,    arbeitete 
der  Direktor  des  Gemeinde-  und  Armenwesens  (Regierungsrath 
Hartmann)  einen   Gesetzentwurf  über   die   Burgergüter  aus, 
welchen  er  nebst  Bericht  vom  6.  März  1873  dem  Regienmgs- 
rath  zur  Beschlussfassung  vorlegte.  Dieser  Entwurf  enthielt  den 
Vorschlag,  es  möge  der  Art.  46  des  Gem.-Gesetzes  von  1852, 
welcher  die  Theilung  der  Burgergüter  verbietet,  aufgehoben 
und  den  Bui'gei-gemeinden  und  bürgerlichen  Koi-pomtionen  ge- 
stattet werden,  ihr  Vermögen  ganz  oder  theilweise  zu  liqui- 
diren.   Beschlüsse  dieser  Art  wurden  dadurch  begünstigt,  dass 
zum  Zustandekommen  dei^elben  die  einfache  Majorität  für  ge- 
nügend erklärt  wurde.   Bezüglich  der  Liquidation  der  Burger- 
gOter  wurden  femer  folgende  Spezialbestimmungen  aufgestellt 
Von  der  Liquidation  blieben  ausgeschlossen  und  sollten  entschä- 
digungslos an  die  £inwohnergemeinde  übergehen  alle  Vermögens- 
gegenstände, welche  seither  zu  einem  gemeinnützigen  (Armen- 
und  Waisengüter,  Spitäler,  öffentliche  Bibliotheken  u.  s.  w.) 
oder  zu  einem  gemischten  (bürgerlichen  und  municipalen)  Zweck 
verwendet  worden    wai'en,    sowie    diejenigen   Nutzungsgüter, 
welche  blos  zur  Nutzniessung  durch  die  armen  und  rechtsame- 
losen  Burger  bestimmt  waren.   Von  allen  übrigen  Burgergütem 
einer  Gemeinde  resp.  ihrem  Werth  sollte,  falls  die  Liquidation 
derselben  beschlossen  würde,  mindestens  die  Hälfte  entweder 
in  natura  oder  in  Geld  oder  in  Obligationen  der  Einwohner- 
gemeinde  zugeschieden  werden.    Wälder  und  andere  Liegen- 
schaften, welche  ohne  bedeutende  wirthschaftliche  Nachtheile 
nidht  theilbar  sind,  wie  z.  B.  Alpen,  hatten  immer  in  natura 
an  die  Einwohnergemeinde  überzugehen,  welche  dafür  aber 
den  Betrag  der  Katasterschatzung  der  übernommenen  Liegen- 
sdiaften   in  zinstragenden  Obligationen   in   die  Liquidations- 
massen einwerfen  musste.     Von  den  übrigen  Li^enschaften 
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der  BuvRergemeinde  konnten  nach  Beschluss  der  Burgersehalt 
diejenigen,  welche  sich  bisher  in  Sondemutzung  einzelner  Burger 
beninden  hatten,  ihi-en  derzeitigen  Nutzniessem  zum  Privat- 
eigenthum  fiberlassen  werden,  wogegen  die  Erwerber  den  Be- 
trag der  Katasterschatzung  ebenfalls  in  die  Liquidationsmasse 
einweihen  mussten.  Das  der  Burgergemeinde  verbleibende  Ver- 
mögen war  unter  sämmtliche  Burger,  ohne  Unterschied  des 
Geschlechts  und  Alters,  der  An-  und  Abwesenheit  in  der  Ge- 
meinde, nach  dem  Princip  der  Kopfzahl  zu  vertheilen.  Ueber 
die  Verwendungsart  der  an  die  Einwohnergemeinde  fallenden 
Güter  resp.  Werthe  hatte  diese  mit  Genehmigung  des  Regierungs- 
raths  selbst  zu  entscheiden.  Burgergemeinden,  welche  die 
Liquidation  ihrer  Gfiter  nicht  beschliessen  würden,  sollten  über 
deren  feinere  Benutzung  Reglemente  aufstellen,  in  die  aber 
jedenfalls  die  Bestimmung  aufzunehmen  war,  dass  die  Hälfte 
des  Rreinertrags  zu  einem  öffentlichen  Zweck  verwendet  werden 
müsse;  die  nähere  Bestimmung  dieses  Zwecks  sollte  übrigens 
der  Burgergemeinde  zustehen;  die  andere  Hälfte  des  Rein- 
ertrags war  dann  unter  den  Genossen,  und  zwar  ohne  Unter- 
schied, ob  sie  inner-  oder  ausserhalb  der  Gemeinde  wohnen, 
möglichst  gleichmässig  zu  vertheilen.  Ti'Otzdem  der  Regierungs- 
rath,  der  in  seiner  Mehrheit  auf  den  Entwurf  des  Direktors 
für  das  Gemeinde-  und  Ai-menwesen  wenigstens  damals  nicht 
eintreten  wollte,  dem  grossen  Rath  empfahl,  auf  die  Voi*8cfaläge 
der  Grossrathskommission  nicht  einzugehen,  beschloss  diese  am 
26.  März  1873,  an  ihren  früher  gestellten  Anträgen  festzuhalten« 
Es  standen  sich  demnach  in  den  Anträgen  des  Regierungsraths 
und  der  Grossrathskommission  zwei  vei*schiedene  Ansichten 
gegenüber. 

Mittlerweile  zogen  aber  andere  wichtigei-e  Gegenstände: 
die  wieder  aufgenommene  Bundesverfassungsrevision,  kirchlich- 
politische  Fragen,  Eisenbahnsubventionsangelegenheiten  u.  s.  w. 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  von  der  Burgergutsfi*age  ab 
und  ei*st  nach  Gesammteiiieuerung  der  Behörden  kam  die  Be- 
wegung wieder  in  Fluss.  Die  zum  Theil  durch  den  Hinzutritt 
neuer  Glieder  in  ihrem  Bestände  verändeite  Grossraths- 
kommission beschloss  im  August  1875  nochmals,  an  ihren 
früheren  principiellen  Anträgen  festzuhalten.  Dieses  Mal  ge- 
lang es  derselben,  auch  den  Regierungsrath  zu  bewegen,  dass 
er  sich  mit  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Regelung  der  Burger- 
gutsfrage  ebenfalls  einverstanden  erkläite.  Am  15.  September 
1875  beschloss  der  gix)sse  Rath,  die  Regierung  au£zirfordern, 
dass  sie  die  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfs  über  die  Liaui- 
dation  der  Burgergüter  an  die  Hand  nehme.  Ein  solcner 
wui'de  denn  auch  von  dem  damaligen  Direktor  des  Gemeinde- 
wesens (Regierungsrath  Frossard)  feitiggestellt  und  mit  Motiven 
versehen  dem  R^eiiingsrath  am  9.  November  1875  vorgelegt 
Da  dieser  Entwurf  im  Wesentlichen  mit  dem  oben  skizzirten, 
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ao8  dem  Jahre  1873  stamineDden  Entwürfe  Qbereinstimmt,  so 
kann  eine  weitere  Analyse  desselben  hier  fü^ich  unterbleiben. 

In  Folge  des  Verhaltens  der  Regierung  in  der  Bem-Lu- 
2emer  Bahnangelegenheit  u.  s.  w.  war  die  Stimmung  des  Volkes 
umgeschlagen,  indem  sie  sich  fortan  der  bisherigen  Grossraths- 
majoritat,  namentlich  aber  der  bestehenden  Regierung  gegen- 
über ablehnend  verhielt.  Bei  dieser  Sachlage  konnten  die 
•dem  Gesetzentwürfe  feindlichen  Stimmen  sich  leicht  Gehör 
yerschaifen  und  es  hätte  nicht  einmal  des  von  den  am  14.  No- 
vember 1875  in  Bern  versammelt  gewesenen  Delegirten  des 
Ober-,  Mittel-  und  Seelandes,  Oberaargau's  und  Jura's  ein- 
gelegten förmlichen  Protestes  gegen  den  Entwurf  bedurft,  um 
denselben  zu  Fall  zu  bringen.  Für  die  Gesinnung  der  Pro- 
testirenden  sind  besonders  charakteristisch  folgende  dem  Pro- 
teste entnommene  Sätze:  „Hat  die  vollzogene  GemeindegQter- 

ausscheidung haben  die  Sanktionsdekrete  der  Regierung 

irgend  einen  rechtlichen  Weith  oder  war  diese  ganze  Operation 

nur  ein  Possenspiel,  dem  man  hinterher  jede  rechtliche 

Wirkung,  jede  verbindliche  Bedeutung  ohne  Weiteres  absprechen 
kann,  und  wodurch  die  Gemeinden  lediglich  geäiFt  worden 
sind?!^  und  „Die  von  dem  Gesetzentwürfe  in  Voi*schlag  ge- 
brachte neue  Theilung  der  Burgergemeindegüter  wird  dadurch 
weder  i-echtlich,  noch  moralisch  in  ein  besseres  Licht  gestellt, 
dass  man  vorher  den  rechtmässigen  EigenthUmer  —  die  Burger- 
gemeinde —  des  begehrten  Gutes  aus  der  Welt  schafft,  indem 
man  durch  die  von  dem  Gesetzentwurfe  aufgestellten  rechts- 
widrigen Mittel  die  Bürgerschaften  zu  einer  sog.  fi-eiwilligen 
Liquidation,  d.  h.  zum  Selbstmord,  treibt  und  indirekt  nöthi^.^^ 
Die  zur  Prüfung  des  Entwurfes  niedergesetzte  Grossraths« 
kommission  beantragte  denn  auch  am  10.  Januar  187(5  auf  den 
Gesetzentwurf  nicht  einzutreten,  ein  Antrag,  der  vom  gi-ossen 
Rathe  am  19.  Mai  1870  angenommen  wurde.  Um  dieselbe 
Zeit  beschloss  der  Bemische  Volksverein  die  Burgergutsfrage 
gleichzeitig  mit  einer  Revision  der  Kantonal-  und  Gemeinde- 
Verfassung  in  Angriff  zu  nehmen,  was  aber  bisher  nicht  ge- 
schehen ist 

Damit  schloss  vorläufig  eine  Periode  von  15  Jahren  ab, 
in  der  wiederholt,  aber  stets  vergeblich,  der  Versuch  gemacht 
wordra  war,  einen  nach  der  Ansicht  Vieler  unhaltbar  gewor- 
denen faktischen  und  gesetzlichen  Zustand  der  in  der  immer 
weiter  gehenden  Entfremdung  der  Burgergtlter  von  allen  öffent^ 
liehen  Zwecken  gipfelt  —  neu  zu  regeln.*') 

Im  Kanton  St  Gallen  hielten  sowohl  die  Gesetze  vom 
8.  Juni  und  2.  Juli  1803,  wie  die  Kantonsverfassung  von  1813 
und  1814  die  politischen  Gemeinden  und  die  meist  nur  Bestand- 
theile  derselben  bildenden  Ortsgemeinden  auseinander,  indem 
die  letzteren,  sofern  sie  Eigenthum  besassen,  eigene  Verwal- 
tungen bestellen  sollten.    Aber  erst  die  Kantonsverfassung  von 
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1831  fahrte  die  Trenniing  von  Orts-  und  politischen  Geneiiidai 
vollständig  durch.     Den  politischen  Gemeinden  lag  fortan  die 
Wahrnehmung  der  öffentlichen  Gemeindeinteressen,  den  Orts- 
gemeinden  dagegen  die  Verwaltung  der  Genossengüter,  die  Be- 
sorgung des  Armenwesens  und  die  Führung  der  BOrgerregister 
ob.  Während  in  den  politischen  Gemeinden  zuerst  die  dasdbst 
niedergelassenen  Kantons-,  dann  seit  dem  Organisationsgesetz 
vom  1.  März  1867  auch  die  niedergelassenen  Schweizerbürgert 
die  weder  Kantons-,  noch  auch  Ortsbttrger  waren,  den  Orts- 
bürgern   gleichgestellt  wurden,   sind  die  Ortsgemeinden  rein 
bürgerlich  geblieben.    Die  Kantonsverlassung  von  1861  garan* 
tirte  den  Ortsgemeinden,  den  sog.  öffentlichen  Genossenschaften 
und  örtlichen  Korporationen  ihr  Eigenthum,  die  selbständige 
Verwaltung  desselben  und  die  Verfbgung  über  seinen  Ertrag'. 
Bereits  vorher  hatte  das  Gesetz,  betreffend  das  Steuerwesen 
der  Gemeinden,  vom  17.  November  1858  die  politischen  Ge- 
meinden ermächtig,  für  Leistungen  zu  öffentlichen  Gemeinde- 
zwecken, welche  früher  von  der  Burgergemeinde  bestritten  worden 
waren,  jetzt  aber  durch  die  Einwohnergemeinde  selbst  gedeckt 
werden  mussten.   eine  angemessene  „Abkurung'\  d.  h.  Aus- 
scheidung eines  Kapitaltheils  oder  Leistung  eines  alljährlichen 
Beitrags    aus  den   Ortsgemeindegütem   zu   verlangen.     Auch 
sollte  eine  Abkurung  „beförderlich'^  dort  vorgenommen  werden^ 
wo  öffentliches  Kirchen-,  Pfrund-  und  Schulgut  von  dem  Orts- 
gemeindegut noch  nicht  abgesondert  war.    Bei  sich  ergebenden 
Anständen  war  in  beiden  Fällen  der  kleine  Rath  zu  endgültiger 
Entscheidung  berechtigt  und  verpflichtet     Trotzdem  dass  dieser 
allgemeinen    Ermächtigung   der   Erlass   specieller    Xormaüv- 
bestimmungen  für  die  Regelung  der  Ausscheidung  bisher  noch 
nicht  gefolgt  ist,  sind  dodi  in  einigen,  zumal  städtischen  Ge- 
meinden, im  Verlauf  des  nächsten  Jahrzehnts  Vermogensans- 
scheidungen   aus  den  Ortsgemeindegütem   für    die  politische 
Gemeinde,  sowie  ftr  die  Kirchen-  und  Schulgemeinde  erfolgt 
Von  92  politischen  Gemeinden  hatten  bis  zum  Jahre  1875  14 
eigene   Güter   aus  den  Ortsgemeindegütem  zugeschieden  er- 
halten und  von  128  Ortsgemeinden  hatten  25  eigene  Annen* 
fonds,  38  eigene  Schuffonds  und  28  eigene  Kirchenfonds  dotirt 
Im  Jahre  1876  sind  dann  noch  in  6  weiteren  Gemeinden  par- 
tielle Abkurungen  und  Fondsausscheidungen  erfolgt    Alle  ^ese 
Abkurungen  hatten  zum  Gegenstande  Güter  im  Werthe  von 
Fr.  4,565,050,   wovon  Fr.  382,800  ihre  Verwendung  zu  po- 
litischen. Fr.  1,498,920  zu  Armen-,  Fr.  1,007,620  zu  Sehnl* 
und  Fr.  1,675,710  zu  Kirchenzwecken  gefunden  haben.    Diese 
Auseinandersetzungen   haben   meist  zufolge    freiwilligen   Ab- 
kommens unter  den  einzelnen  Interessenten  stattgefunden  und 
nur  in   seltenen  Fällen   musste   eine  Entscheidung   des   Be- 
gierungsraths  den  bestehenden  Differenzen  ein  Ende  machen. 
Immerhin  hat  sich  bei  den  Abkumngen  die  Wünschbarkeit 
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ainläiwlicherer  Vorschriften  für  die  Behandlung  dieser  An- 
gelegenheiten herausgestellt;  so  dass  das  Departement  des  In- 
nern unter  dem  11.  Februar  1876  dem  RegierungsraUi  den 
Entwurf  einer  Vollziehungverordnung  der  Art  2,  12,  16  des 
Gemeindesteueiigesetzes,  sowie  des  Art  197  der  Schiüordnung 
Yorpelegt  hat  Diese  Vorlage  wurde  jedoch  weder  im  Jahre 
1876,  noch  im  Jahre  1877  erledigt.«*) 

Im  Kanton  Thurgau  hatten  seit  Erlass  der  Gesetze  vom 
25.  Juoi  1835  und  vom  5.  Juni  1861  eine  Anzahl  neuer  Ein- 
wohner- und  älterer  Bürgergemeinden  sieb  hinsichtlich  der 
Uebemahme  i^entlicher  Gemeindeangelegeuheiten  und  Bestrei- 
tung der  durch  dieselben  verursachten  Kosten  unter  einander 
verständigt.  Die  meisten  Bürgergemeinden  dagegen  ent- 
ledigten sich  einfach  ihrer  öffentlichen  Verpflichtungen  so, 
dass  diese  den  Gesetzen  gemäss  den  städtischen  Ortsgemeinden 
zufielen,  ohne  dass  sie  eine  entsprechende  Ausstattung  aus 
den  Bürgergütern  erhalten  hätten.  Als  die  Kantonsveifassung 
vom  28.  Februar  1869  den  Oits-(Einwohner)Gemeinden  die 
gesammte  Ortsverwaltung  übertrug,  verlangte  sie  auch  eine 
Untersuchung  darüber,  welcher  Theil  der  bestehenden  Gemeinde- 
guter  rein  bürgerlichen  und  welcher  öffentlichen  Zwecken  ge- 
widmet sei.  Zugleich  nahm  sie  eine  Ausscheidung  des  Bürger- 
guts in  Aussicht,  und  sollten  die  leitenden  Grundsätze  für  das 
hi^bei  zu  beobachtende  Verfahren  in  einem  eigenen  Gesetz 
festgestellt  werden.  Der  Bürgergemeinde  ward  der  Besitz,  die 
Verwaltung  und  Nutzniessung  des  bisher  rein  bürgerlichen 
Zwecken  gedient  habenden  Eigenthums  gewährleistet  Im 
Frühjahre  1870  wurde  sodann  der  Versuch  gemacht,  diese 
Ausscheidung  auf  dem  Wege  gütlicher  Verhandlungen,  welche 
ein  R^erungsrath  in  Verbindung  mit  einigen  Mitgliedern  der 
Bezirksräthe  leitete,  zu  bewerkstelligen.  Aber  auch  jetzt 
nahmen  nicht  alle  Gemeinden  die  vom  Gesetz  verlangte  Ver- 
mögensausscheidung vor.  Von  214  Büi*gergemeinden  wai*en  es 
nur  140,  welche  auf  dem  Wege  des  Vertragsabschlusses  zu 
der  vorgeschriebenen  Ausscheidung  gelangten.  Es  musste  daher 
der  in  der  Kantonsverfassung  vorgesehene  Fall  eintreten  und 
unter  dem  13.  September  1871  ein  Gesetz  erlassen  werden, 
welches  das  bei  der  Ausscheidung  einzuschlagende  Verfahren 
näher  regelt  und  die  Ausführung  der  Ausscheidung:  in  jedem 
Falle  sicherstellt.  Auch  in  diesem  Gesetz  wurde  den  Gemein- 
den die  in  der  Verfassung  vorgesehene  Untei*suchung  und  Ent- 
scheidung über  die  Natur  der  Gemeindegüter  anheimgegeben. 
Zu  diesem  Zweck  waren  von  denselben  in  Betracht  zu  ziehen 
der  Ursprung  und  die  Bestimmung  des  Gemeindeguts,  die  nach 
bestehender  Rechtspflicht  oder  dauernder  Uebung  bisher  ge- 
machten Leistungen  an  die  Orts-( politische  Einwohner-)Ge- 
meinden  und  die  künftig  wahrscheinliche  Zunahme  der  Be- 
dürfnisse dieser  Gemeinden,  endlich  die  nachweisbar  herkömm- 
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liehen  Nutzungen.  Den  Ortsgemeinden  sollten  darch  die 
Ausscheidung  bestimmte  Summen  oder  Liegenschaften  zu- 
gewiesen werden,  welche  letzteren,  sofern  sie  für  Gemeinde- 
zwecke unmittelbar  nicht  verwendet  werden  konnten^  einer 
Liquidation  zu  unterwerfen  waren.  Diese  Ausscheiduni;  sollte 
womöglich  im  Wege  von,  unter  den  betheiligten  Gemeinden 
abzuschliessenden  Veiti-ägen  mit  RegierungsräthUcher  Geneh- 
migung erfolgen.  Wenn  die  Gemeinden  dieselbe  jedoch  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  durchgeführt  haben  würden,  hatte 
der  Regierungsrath  auf  Grund  schriftlicher  kontradiktorischer 
Verhandlungen  und  nach  Einziehen  eines  Gutachtens  der  be- 
treffenden Bezirksräthe  alle  Anstände  endgiltig  zu  entscheiden. 
An  der  Hand  dieses  Gesetzes  wurde  die  Ausscheidung  dann 
bis  zum  Schluss  des  Jahres  1872  in  sämmtlichen  Gem^nden 
zu  Ende  gefuhrt.  Das  Resultat  war  in  Verbindung  mit  den 
bereits  vor  diesem  Gesetz  beendigten  Ausscheidungen  folgendes : 
in  111  Bürgergemeinden  ging  alles  Bfirgervennögen  an  die 
politischen  Öitsgemeinden  über,  während  die  übrigen  103 
Bürgergemeinden  25 — 30  %  ihres  Vermögens  an  die  Orts- 
gemeinden ausschieden.  Von  dem  Gesammtwerth  der  Bfinrer- 
gemeindegüter,  welcher  nach  dem  Steuerkataster  Fr.  8.566,92«» 
repräsentirte,  nach  einer  genauen  Abschätzung  aber  25 — 30  *  ^ 
mehr  ergeben  würde,  gelangten  Fr.  2,859,034  an  die  Öits- 
gemeinden.**) 

Kaum  waren  im  Kanton  Zug  die  letzten  Vermögens- 
auseinandersetzungen zwischen  Korporations-  und  Bürger- 
gemeinden erfolgt,  so  musste  auch  schon  zur  Ausscheidang 
eigener  Güter  für  die  Einwohnergemeinden  geschritten  werden« 
Nachdem  zufolge  der  revidirten  Bundesverfassung  vom  29.  Mai 
1874  die  öffentlichen  Funktionen  der  Bürgergemeinde  von  dieser 
auf  die  Einwohnergemeinde  übergegangen  waren,  erschien  es 
billig,  diese  neuen  Organe  auch  mit  einem  entspi^echenden 
Vermögen  auszustatten,  das  nach  Lage  der  Sache  nur  aus  dem 
Bürgergemeindegut  entnommen  werden  konnte.  Dem  Gesetz 
vom  18.  Januar  1875,  betreffend  die  Ausscheidung  der  Ge- 
meindegüter, war  die  Aufgabe  gestellt,  die  speciellen  Normen 
für  dieses  Ausscheidungsverfahren  aufzustellen.  Dasselbe  sollte 
sich  übrigens  nicht  nur  auf  die  -  allgemeinen  Bürgergfiter  be- 
schränken, sondern  sich  auch  auf  die  speciellen  Schul-,  Kirchen- 
und  Pfrundgüter,  sofern  sie  einen  öffentlichen,  allgemein*^ri- 
lichen  Charakter  haben,  beziehen.  Der  Vermögensausscheidang 
hatte  vorher  zu  gehen  die  Fixirung  dejenigen  Theile  der  vor- 
handenen Gemeindegüter,  welche  allgemein  örtlichen,  welche 
Schul-  und  welche  rein  bürgerlichen  Zwecken  gewidmet  sind. 
Für  Güter  mit  gemischten  Zwecken  sollte  das  Maass  bestimmt 
werden,  in  welchem  sie  dem  einen  oder  anderen  derwlben 
dienstbar   sind.     Bei  AufEählung   der  Kriterien,    welche  f&r 
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die  verschiedene  Natur  der  Gemeindegüter  massgebend  sein 
sollten,  bei  Bestimmung  der  Organe,  welche  die  Ausscheidung  | 

vorzunehmen  hatten,  und  der  All,  wie  diese  geschehen  sollte,  i 

schliesst  sich  das  Zuger  Gesetz  eng  an  das  eben  erwlAnte,  filr 
den  Kanton  Thurgau  erlassene  Gesetz  an.  Zur  Vornahme  der 
Ausscheidung  wurde  den  Gemeinden  ein  kürzerer  Termin,  als 
im  Kanton  Thurgau,  nämlich  ein  solcher  von  drei  Monaten, 
bewilligt  Nicht  ohne  Schwierigkeiten,  aber  in  der  Hauptsache 
doch  auf  dem  Wege  freier  Verständigung,  ist  hierauf  die  Aus- 
scheidung erfolgt  Eine  Ausnahme  machte  nur  die  Gemeinde 
Baar,  fQr  welche  die  Intervention  des  Regierungsraths  erforder- 
lich wurde.**) 

Die  für  den  Kanton  Baselstadt  nach  vollzogener  Trennung 
dieses  Halbkantons  von  Baselland  erlassene  Kantonsverfassung 
vom  28.  Heumonat  1833  behielt  die  Organisation  eigener  Be- 
hörden der  Stadtgemeinde  und  der  drei  zu  diesem  Kanton 
gehörigen  Landgemeinden,  denen  die  Verwaltung  ihres  Eigen- 
thums  zugesichert  wurde,  der  Gesetzgebung  vor.  Für  die  damals 
rein  bürgerliche  Stadtgemeinde  wurde  das  verheissene  Organi- 
sationsgesetz am  14.  November  1833  erlassen,  während  für  die 
drei  Gemeinden  des  Landbezirks  im  Wesentlichen  die  froheren 
Ordnungen,  namentlich  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der 
Gemeindebehörden  vom  29.  Juni  1803  mit  seinen  aus  den 
Jahren  1805,  1806,  1807,  1808,  1816  und  1830  stammenden 
Zusätzen  und  Abändemngen  in  Kraft  blieben.  Einige  Ver- 
änderungen in  der  Oi'ganisation  sowohl  der  Land-  als  der 
Stadtgemeinde  brachten  dann  die  Jahre  1836  und  1848.  Da 
sich  das  Gebiet  des  Kantons  mit  dem  der  Stadt  fast  deckt  — 
zum  Kanton  gehören,  wie  bereits  ei*wähnt,  ausser  der  Stadt  nur 
noch  drei  Landgemeinden  — ,  die  Aufstellung  eigener  Organe 
für  die  auf  dem  Einwohnerprincip  aufzubauende  Stadtgemeinde 
daher  nur  als  ein  die  Geschäftsfühiiing  erachwerender  Luxus 
erschien,  so  wurde  es  für  zweckmässig  gehalten,  diejenigen 
bisher  von  der  bürgerlichen  Stadtgemeinde  verwalteten  Zweige, 
welche  man  unter  anderen  Verhältnissen  eigenen  Einwohner- 
gemeinden und  ihren  Organen  zugewiesen  hätte,  den  kanto- 
nalen Organen  zu  übertragen.  Diesen  Gedanken  brachte  die 
Kantons  Verfassung  vom  28.  Februar  1858  zum  Ausdruck,  indem 
sie  einem  demnächst  zu  erlassenden  Gesetz  die  Abtrennung 
einzelner  Geschäftszweige  von  der  städtischen  Gemeinde  und 
ihre  Uebei-ti*agung  an  die  kantonalen  Behörden,  sowie  die 
Feststellung  der  von  den  städtischen  Gemeinden  dem  Staat 
dafür  zu  entrichtenden  Gegenleistungen  vqrbehielt.  Das  in 
Ausführung  dieses  Verfassungsartikels  erlassene  Gesetz  be- 
treffend die  Uebernahme  städtischer  Geschäfte  durch  den  Staat 
vom  18.  April  1859  theilte  den  kantonalen  Organen  eine 
Anzahl  Verwaltungszweige  zu,  so  namentlich  das  städtische 
Strassen-,  Bau-,  Markt-,  Feuer-,  Sanitätswesen  u.  s.  w.    Mittelst 
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Urkunde  vom  3.  September  1859  und  den  Nachträgen  zu  der- 
selben vom  3.  September  1859,  28.  Juni  1862,  vom  7.  Januar 
1863  und  12.  Oktober  1864  wurde  dem  Kanton  dann  eine 
Reihe  von  Liegenschaften  der  Stadtgemeinde  zur  Benutzung 
Obertragen.  Dieselben  sollten  nach  wie  vor  im  Eigenthum 
der  Stadtgemeinde  bleiben  und  durften  vom  Kanton  weder 
verkauft,  noch  veitauscht,  noch  auch  ihrer  bisherigen  Bestim- 
mung entfremdet  werden.  Die  der  Stadt  zugehörigen  Maschinen, 
Werkzeuge  und  Vorräthe  für  das  Bauwesen,  sowie  die  städtischen 
Kasemeneffekten  dagegen  übemahm  der  Kanton  käuflich  auf 
Gi-und  einer  durch  Sachverständige  bewerkstelligten  Schätzung. 
Ausserdem  zahlte  die  Stadtgemeinde  dem  Kanton,  zum  Zweck 
der  Bestreitung  der  ihm  aus  der  Uebernahme  früherer  städtischer 
Geschäfte  erwachsenden  Kosten ,  einen  fixen  Jahresbeitrag  in 
Geld.  Als  dann  durch  die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874 
auch  für  die  Stadt  Basel  eine  Einwohnergemeinde  geschaffen 
wurde,  blieb  das  fi-ühere  Verhältniss,  wonach  die  kantonalen 
Organe  auch  die  städtischen  Geschäfte  besorgten,  im  Wesent- 
lichen bestehen.  Nur  wurden  diese  jetzt  zufolge  der  Kantons- 
vei-fassung  vom  10.  Mai  1875  und  des  Gemeindegesetzes  vom 
26.  Juni  1876  ausdiUcklich  zugleich  als  Organe  der  Einwohner- 
gemeinde bezeichnet.  Auch  wurden  der  Einwohnergemeinde 
weitere  Kompetenzen  übertragen  und  zugleich  ein  entsprechender 
Theil  des  früheren  Stadtguts  als  Eigenthum  zugeschieden,  der, 
so  lange  die  kantonalen  Organe  ihre  Geschäfte  besorgten,  in 
der  Verwaltung  derselben  stehen  soll.  Die  Ausscheidung  er- 
folgte kraft  des  zwischen  der  Bürgergemeinde  und  den  Kantons- 
behörden als  Organen  der  Einwohnergemeinde  am  6.  Juni 
1876  abgeschlossenen  Vertrags.  Zum  Zweck  der  Sicherstellun? 
des  den  kantonalen  Behörden  übergebenen  Vermögens  der 
Einwohnergemeinde  wurde  eine  Urkunde  angefertigt  und  dieser 
ein  l9ventar  des  übergebenen  Vennögens  beigegeben.  In  dieser 
Urkunde  sind  zugleich  die  Verschilften,  nach  denen  über  die 
Verändeiiingen  im  Bestände  des  Vermögens  Rechnung  gefQhit 
sowie  die  Grundsätze,  nach  denen  bei  der  eventuellen  Rück- 
erstattung desselben  verfahren  werden  soll,  enthalten.  In  den 
drei  zum  Kanton  Baselstadt  gehörigen  Landgemeinden  hat  laut 
Uebereinkunft  vom  25.  Oktober  1875  ebenfalls  eine  definitive 
Ausscheidung  einzelner  Vermögensstücke  für  die  Einwohner- 
und  Bürgergemeinden  stattgefunden  und  ist  namentlich  das 
bisherige  Armengut  den  Bürgergemeinden  verblieben.^*) 

Im  Gegensatz  zu  den  eben  angeführten  Kantonen  lag  im 
Kanton  Zürich  der  Gemeindeentwickelung  von  jeher  die  Ten- 
denz zu  Grunde,  die  Einheit  des  Gemeindelebens  zu  wahren, 
und  zwar  indem  man  an  der  Auffassung,  dass  die  Gemeinde 
eine  öffentliche  Institution  und  das  Gemeindegut  ein  zu  öffent* 
liehen  Zwecken  bestimmtes  Gut  sei,  konsequent  festhielt.  Es 
sind  daher  in  diesem  Kanton  nur  wenige  Gemeindegüter  den 
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öffentlicben  Zwecken  entfremdet  worden.  Dieser  Tendenz  ent- 
sprechend, wurde  bereits  in  dem  Gesetz  über  die  Gemeinde- 
ausgaben  und  Gemeindesteuern  vom  15.  Christmonat  1885  und 
Ober  die  Verwaltung  der  GemeindegHter  vom  28.  Brachmonat 
1888,  desgleichen  auch  in  dem  Gemeindegesetz  vom  20.  Brach- 
monat 1855  der  Zweck  der  Gemeindegüter,  die  als  im  Eigen- 
tJhum  der  mit  der  öflfentlichen  Verwaltung  betrauten  Büiiger- 
gemeinden  befindlich  angesehen  wurden,  dahin  festgestellt,  dass 
sie  in  erster  Linie  den  öffentlichen  Bedürfnissen  des  Orts  und 
der  Gemeinde  zu  dienen  haben  und  zur  Gewährung  von  Bürger- 
nutzungen  nur  verwendet  werden  dürfen,  sofern  dadurch  die 
öffentlichen  Gemeindebedürfoisse  nicht  vernachlässigt  würden. 
Seitdem  bei  der  Vorberathung  des  späteren  Gemeindegesetzes 
vom  25.  April  1866  der  Grundsatz  adoptirt  worden  war,  dass 
in  den  Gemeindeversammlungen  und  Gemeinderäthen  die  nieder- 
gelassenen Nichtbürger  den  Ortsbürgem  mit  Ausnahme  nur 
der  Verwaltung  des  Armenguts,  der  bürgerlichen  Separat-  und 
Nutzungsgüter,  sowie  der  Bürgerrechtsertheilungen,  welche  den 
Ortsbürgem  ausschliessich  vorbehalten  blieben,  völlig  gleich- 
zustellen seien  und  somit  wenigstens  indirekt  über  die  Frage 
zu  entscheiden  hatten,  welcher  Theil  der  Gemeindegüter  zti 
öffentlichen  Zwecken  und  welcher  zu  bürgerlichen  Nutzungen 
verwendet  werden  soll,  war  eine  gesetzliche  Regelung  der 
Büi'gergutsverwendung  noth wendig  geworden,  da  ohne  eine 
solche  beständige  Reibungen  zwischen  Büi*gern  und  Nieder^ 
gelassenen  zu  befürchten  standen.  Bei  der  Berathung  dieses 
Gegenstands  tauchten  folgende  Vorschläge  auf.  Die  einen 
wollten  die  Bürgernutzungen  vollständig  beseitigen.  Um  je- 
doch „das  Rechtsgefühl  eines  beträchtlichen  Theils  der  Be- 
völkerung nicht  zu  verletzen  und  nicht  grossen  Unmuth  zu 
erzeugen'',  wurde  von  diesem  radikalen  Lösungsversuch  ab- 
gesehen, indem  man  „auf  das  allmälige  Verschwinden  der 
Nutzungen  in  Folge  der  natürlichen  Entwickelung  der  Dinge 
rechnete."  Von  anderer  Seite  wurde  dagegen  eine  definitive 
Theilung  des  Gemeindeguts  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen 
Standes  seiner  Verwendung  befürwortet.  Doch  sah  man  diesen 
Vorschlag  vom  Standpunkt  des  öffentlichen  Interesses  mit  Recht 
als  einen  Rückschritt  gegenüber  dem  bereits  erreichten  Zu- 
stande an,  weil  er  den  geltenden  Grundsatz,  dass  aus  dem 
Gemeindegut  vor  Allem  die  Gemeindeausgaben  zu  bestreiten 
seien,  für  die  Zukunft  aufhebe.  Es  wurde  deshalb  auch  dieser 
Vorschlag  verworfen  und  in  dem  Gemeindegesetz  vom  25.  April 
1866  folgender  Mittelweg  eingeschlagen. .  Im  Allgemeinen  hielt 
man  auch  für  die  Zukunft  daran  fest,  dass  die  Gemeindegüter 
in  erster  Linie  zur  Bestreitung  öffentlicher  Bedürfnisse  zu 
dienen  hätten.  Soweit  der  Ertrag  der  aus  nutzungsfähigen 
Liegenschidften  bestehenden  Güter  jedoch  nicht  für  öffentliche 
Bedürfnisse  in  Anspruch  genommen  wurde,   durfte  derselbe 
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unter  die  in  der  Gemeinde  wohnhaften  Ortsbfirger  oder  die  in 
derselben  vorhandenen  ortsbürgerlichen  Haushaltungen  gleich- 
massig  vertheilt  werden.  Der  nicht  aus  Waldungen  und  Torf- 
land bestehende  Boden  konnte  den  Berechtigten  in  einxelnen 
Parzellen  auf  eine  Anzahl  von  Jahren  zur  Sondemutzung  über- 
lassen werden,  lieber  die  All  der  Yeilheilung  dieser  Bürger- 
nutzungen waren  dort,  wo  sie  vorkamen,  von  den  Bürger- 
gemeinden  allgemeine  Normen  aufzustellen,  welche  der  Gen^- 
migung  des  Regierungsi*aths  bedurften.  Auch  sollten  die 
politischen  und  Civilgemeinden  berechtigt  sein,  denjenigen  Theil 
ihrer  Güter,  welcher  seinem  Ui*sprunge  nach  zu  Bürgernutzungen 
besimmt  und  zu  solchen  auch  verwendet  woi-den  war,  ohne 
anhaltend  für  die  öfifentlichen  Gemeindebedürfhisse  in  Anspruch 
genommen  worden  zu  sein,  auszuscheiden,  in  welchem  Fall 
dann  die  Disposition  über  solche  bürgerliche  Nutzungsgüter 
an  die  Bürgergemeinden  überging.  Die  Ausscheidungen  durften 
aber,  wie  es  in  dem  Gesetz  heisst,  nicht  auf  dem  Wege 
realer  Theilung,  sondern  nur  „durch  veilragsm&ssige  lieber- 
nahmevei-pflichtung  seitens  der  Gemeinde'*  erfolgen,  was  soviel 
heisst,  dass  sie  nur  temporäre  Bedeutung  hatten  und  bei 
steigenden  Bedür&issen  der  Gemeinde  revidirt  werden  konnten. 
Sie  unterlagen  in  jedem  Fall  der  Genehmigung  des  Regierung»- 
raths.  Dergleichen  provisorische  Ausscheidungen  sind  erfolgt 
in  den  Gemeinden  Untei'strass ,  Höngg,  Fluntern,  Hottingen 
und  Zollikon.  Während  noch  weitere  Ausscheidungen  vorbereitet 
wurden,  fasste  der  Regieningsrath  mit  Rüchsicht  auf  die  bevor- 
stehende Revision  des  Gemeindegesotzes  im  Jahre  1873  den 
Beschluss,  alle  Gesuche  um  Ausscheidung  zui-ückzuweiseu. 
Das  Gemeindegesetz  vom  27.  Brachmonat  1875  enthält  denn 
auch  die  Ermächtigung  zur  Voinahme  von  Ausscheidungen  nicht 
mehr.  Wohl  aber  wird  in  deniselben  ausdrücklich  die  in  den 
früheren  Gemeindegesetzen  enthaltene  Bestimmung  wiederholt, 
dass  die  Gemeindeßüter  zunächst  dazu  bestimmt  sind,  die 
öfifentlichen  Gemeindebedüi-fnisse  zu  befriedigen  und  dass  von 
dieser  Regel  nur  ausgenommen  sind  die  rein  bürgerlichen 
Separat-  und  Nutzungsguter,  d.  h.  die  für  specielle  Zwecke 
bestimmten,  definitiv  von  dem  Gemeindegut  ausgesonderten 
und  die  zu  Bürgernutzuugen  bestimmten,  nur  provisorisch  aus- 
geschiedenen Bürgergüter.  Entsprechend  dem  Gemeindegesetz 
von  186G  verordnete  auch  das  Gemeindegesetz  von  1875,  dass 
die  poUtischen  Gemeinden  ihre  nutzungsfähigen  Liegenschaften, 
soweit  deren  Ertrag  nicht  für  öffentliche  Bedürfnisse  in  An- 
spruch genommen  wird,  nach  wie  vor  zu  Nutzungen  an  die  in 
der  Gemeinde  wohnhaften  Familien  vei-theilen  dürfen  u.  s.  w. 
Eine  ähnliche  Bestimmung  für  die  Civilgemeinden  enthält  auch 
das  Gesetz,  betreffend  die  Civilgemeinden  vom  27.  März  1878. 
Da  von  den  197  politischen  Gemeinden  des  Kantons  Zürich 
im  Jahre  1863  noch  in  55,  im  Jahre  1874  dagegen  nur  noch 
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in  30  und  seitdem  in  noch  weniger  Gemeinden  Bürgernutzungen 
vertheilt  wurden,  so  scheint  die  im  Jahre  1865  bei  Berathung 
des  Gemeindegesetzes  von  1866  gehegte  Erwartung,  die  Nutzun- 
gen würden  ohne  ihre  ausdiilekliche  Aufhebung  durch  die 
Gesetzgebung  „in  Folge  der  natürlichen  Entwickelung  der 
Dinge*'  gleichsam  von  selbst  verschwinden,  in  JIrfüllung  zu 
geben,  freilich  nicht,  ohne  dass  diese  „naturgemftsse  Entwicke- 
lung'S  wie  unten  zu  zeigen  sein  wird,  künstlich  begünstigt 
worden  w&re.**) 

In  ähnlicher  Weise  wie  im  Kanton  Zürich  ist  die  Bürger- 
gutsfrage  neuerdings  im  Kanton  Schaffhausen  zu  Gunsten  der 
politischen  Einwohnergemeinden  entschieden  worden.  Sowohl 
die  GemeinderaÜisordnung  vom  24.  Febi-uar  1832,  als  auch 
Gemeindegesetz  vom  29.  Januar  1861  hielten  an  der  Bürger- 
gemeinde fest  wobei  freilich  den  Gemeinden  das  Recht  ein- 
gerftumt  wurde,  Einwohnergemeinden  einzuführen  und  durch 
dieselben  einzelne  Zweige  des  Gemeindehaushalts  ordnen  zu 
lassen.  Doch  suchte  man  bei  Ausfühiiing  dieses  Gesetzes  den 
Dualismus  von  Bürger-  und  Einwohnergemeinden  nicht  auf- 
kommen zu  lassen,  indem  man  den  Erwerb  des  Bürgen-echts 
erleicbtei-te ,  namentlich  das  Bürgereinkaufsgeld  herabsetzte 
und  im  Uebrigen  den  Grundsatz  befolgte,  dass  die  Gemeinde- 
güter vorzugsweise  öffentlichen  Interessen  zu  dienen  haben. 
Auf  diese  Weise  verminderte  sich  die  Zahl  der  Bürgeniutzungen 
vertheilenden  Gemeinden  von  Jahr  zu  Jahr  gleichsam  von 
selbst  Da  die  Bundesverfassung  von  1874  den  bis  dahin 
ängstlich  vermiedenen  Dualismus  im  Gemeindeleben  nun  aber 
doch  brachte,  so  forderte  auch  die  Fi*age  der  Veimögens- 
auseinandei  Setzung  zwischen  den  beiden  Gemeindearten  jetzt 
gebieterisch  ihre  Lösung.  Obzwar  die  Regierung  schon  fiüher 
die  Bürgergemeinden  zur  Ausscheidung  bestimmter  Theile  ihrer 
Güter  für  öffentliche  Zwecke  zu  veranlassen  gewünscht  hatte, 
so  war  diese  Procedur  doch  nur  in  der  Stadt  Schaffhausen 
vorgenommen  worden,  während  die  übrigen  Gemeinden  durch 
die  seit  1873  chronische  Verfassungsrevision  daran  verhindert 
worden  waren.  Die  am  14.  Mai  1876  angenommene  Kantons- 
verfassung  übei*gäb  dann  die  Verwaltung  sämmtlicher  Gemeinde- 
güter mit  Ausnahme  nur  der  bürgerlichen  Airnengüter  sowie 
der  rein  bürgerlichen  Stiftungen  der  Einwohnergemeinde  und 
bestimmte  die  Erträge  derselben  in  erster  Linie  zur  Deckung 
der  Gemeindebedürfnisse,  üebersteigt  der  Ertrag  der  Ge- 
meindegüter durchschnittlich  die  jährlichen  Bedürfnisse  der 
E}litisclien  Einwohnergemeinde,  so  soll  der  Ueberschuss  der 
ürgergemeinde  auf  ihr  Verlangen  verabfolgt  werden.*') 
Die  Einheit  der  Gemeindegüter  ist  auch  in  den  folgenden 
.  Kantonen  gewahrt  worden,  nur  dass  in  denselben  die  Gemeinde- 
güter nicht  in  das  Eigenthum  der  politischen  Einwohnergemeinde 
übergegangen,   sondern  im  Eigenthum   der  Bürger-  resp.  der 
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borgerlichen  Korporatioiisgemeinde  geblieben  sind.  So  büd) 
im  Kanton  Baselland  nach  der  selbständigen  Konstitainuig 
dieses  Halbkantons  das  Gemeindewesen  auf  der  bfiigerBchen 
Basis  mhen  und  als  durch  das  organische  Gesetz  ¥001  5«  Mai 
1851  auch  die  Niedergelassenen  in  allen  Gemeindeangelogeo- 
heiten,  mit  Ausnahme  nur  derjenigen,  welche  spedell  den 
Bttrgergemeinden  Yorbehalten  sind  (Verf&gung  Ober  das  Ge- 
meindeveimögen ,  Annenwesen  u.  s.  .w.),  zu  den  Gemeinde* 
yei-sammlungen  hinzugezogen  wurden,  wurde  an  den  sonstigen 
Gemeindeorganen  Nichts  geändert,  indem  diese  sowohl  die 
Aufgaben  der  Einwohner-,  als  auch  die  der  Borgergemeinde 
zu  erfollen  hatten.  Auch  verlangt  das  Gesetz  keine  Aasschei- 
dung des  Vermögens,  der  Einnahmequellen  und  der  Ausgaben 
beider  Gemeinden.  Zwar  haben  in  letzter  Zeit  in  mehreren, 
namentlich  grösseren  Gemeinden  sdche  Ausscheidungen  faktisch 
stattgefnnden,  wobei  der  Einwohnergemeinde  gewöhnlich  nur 
diejenigen  Veimögensobjekte  zugesprochen  wurden,  zu  deren 
Erwerbung  die  ganze  Einwohnerschaft  Beiträge  geleistet  hatte^ 
wie  z.  B.  Schulbäuser,  Löscbgeräthschaften  u.  s.  w.:  im  All* 
gemeinen  tritt  in  den  Bürgergemeinden  aber  deutlich  das  Be- 
streben  zu  Tage,  ihre  Güter,  die  frOher  zur  Bestreitung  fast 
aller  Gemeindelasten  dienten,  der  öffentlichen  Verwendung  sa 
entziehen.  Daher  pflegt  es  denn  vorzukommen,  dass,  währeod 
die  Einwohnergemeinde  zur  Bestreitung  ihrer  BedOrfhiase 
Steueiii  erheben  oder  Schulden  kontrahiren  muss,  die  Bürger* 
gemeinde  neben  der  Bestreitung  der  ihr  aus  dem  Armenwesen 
erwachsenden  Kosten  noch  beti*ächtliche  Natural-  und  Geld* 
nutzungen  auszutheilen  im  Stande  ist^^) 

Auch  in  den  E.  Nid-  und  Obwalden  hat  eine  direkte  Ver- 
mögensausscheidung aus  den  GOtem  der  Borgergemeinden  und 
der  bürgerlichen  Korporationsgemeinden  zum  Besten  der  Ein- 
Wohnergemeinde  nicht  stattgefunden.  Speziell  in  Nidwald^i 
lag  bis  1850  keine  Veranlassung  vor,  zwischen  der  öffentlichen 
und  bOi^erlich-koi-porativen  Verwendung  des  Vermögens  der 
sog.  Ueilhegemeinden  zu  unterscheiden,  weil  bei  der  grossen 
Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  jener  Gegenden  nur  ein  ge* 
ringer  Theil  der  Einwohnerschidt  nicht  zugleich  ürthebereehtigt 
war.  Aber  auch  die  Kantons-Verfassung  vom  1.  April  1850, 
welche  die  Uerthegemeinden  all  ihrer  öffentlichen  Funktionen 
entkleidete  und  dieselben  auf  die  neu  ins  Leben  gerufenen  Ein* 
Wohnergemeinden  übertrug,  hat  eine  Trennung  des  Uerthe- 
vermögens  nicht  bewirkt  Es  erhielten  demnach  die  neu  be- 
grOndeten  Einwohnergemeinden,  die  als  Bezirksgemeinden 
bezeichnet  werden,  keine  Vermögensausstattunsr  aus  den  Kor- 
porationsgOtent  Nur  die  Einwohnergemeinde  Stans  machte 
insoferu  ane  Ausnahme,  als  ihr  der  den  dortigen  Dorfleulen 
gehörende  Theil  des  Dorfplatzes  nebst  einem  gerii^en  Kassa- 
rest zugewiesen  wurde.    Es  sind  die  Einwohnergemeinden  dem- 


75 

ur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  auf  die  Erhebung  von 
1  angewiesen,  sofern  sie  nicht  durch  freiwillige  Beiträge 
.ntons  unteratQtzt  werden  oder  ihnen  nicht  bestimmte 
che  Obliegenheiten  abgenommen  und  als  servitutähnliche 
chtungen  den  Uerthegütei-n  auferlegt  worden  sind.  So 
2.  B.  auf  einigen  Uerthengüteiii  die  Pflicht  zur  Her- 
^  und  Unterhaltung  von  Strassen,  Brücken,  Bachwuhren 
f.,  auf  anderen  ruhen  wieder  Lasten  zu  Gunsten  von 
n,  Kapellen,  Pfrund-  und  Schulhäusem  u.  s.  w.  Die 
;enkoporation  von  Stans  ist  z.  B.  vei'pflichtet,  einen  Theil 
rassenpflasters  auf  dem  Stanser  Dor4)latz,  sowie  die  bei- 
aselbst  befindlichen  öfifentlichen  Brunnen  nebst  Wasser- 
:  zu  unterhalten.^^)  In  Obwalden  bestanden  bis  zum 
1850  nur  auf  dem  BQrgerprincip  beruhende  Eirchgemein- 
)d,  zum  Theil  mit  diesen  zusammenfallende,  zum  Theil 
luch  nur  einzebe  Fragmente  derselben  bildende  Körpe- 
rn (Theilsamen).  Als  durch  die  Kantons- Verfassung  vom 
ril  1850  neben  den  bürgerlichen  Kirchgenossengemeinden 
mergemeinden  vom  nämlichen  Gebietsumfang  geschaffen 
1,  fand  gleichwohl  eine  Gttterausscheidung  nicht  statt, 
sind  die  Bürgergemeinden  und  Korporationen  (Theil- 
1  hier  durchweg  zur  Bestreitung  eines  Theils  der  Aus- 
der  Einwohnergemeinde  verpflichtet.  Wo  sich  hierbei 
ide  ergeben,  da  soll  nach  der  Kantons-Veifassung  vom 
einmonat  1867  der  Regierungsrath  oder  vielmehr  ein 
luss  desselben  nach  billigen  und  gerechten  Grund- 
zu  vermitteln  bestrebt  sein.  Falls  die  Vennittlung 
misslingt,  so  haben  die  Gerichte  ohne  weitere  Da- 
enkunft  eines  Vermittlers  Entscheidung  zu  treffen.  Mass- 
1  für  den  Spruch  des  Richtei-s  ist  vorab  die  rechtliche 
des  Genossenguts ;  ausserdem  kommt  aber  auch  noch 
sherige  Verwendungsart  desselben  in  Betracht.  Das 
gesetz  vom  3.  März  1870  giebt  es  dann  wieder  der  Ein- 
rgemeinde  anheim,  sich  mit  der  Bürgergemeinde  hinsich- 
n*  Uebemahme  und  Besorgung  einzelner  oder  aller  ört- 
Angelegenheiten  und  der  aus  diesem  Grunde  an  sie  zu 
ien  Entschädigung  zu  verständigen. '") 
erher  könnte  auch  das  Gut  der  Schwyzer  Oberallmend- 
Uion  insofern  gerechnet  werden,  als  auf  demselben  be- 
9  öffentliche  servitutähnliche  Verpflichtungen  (Wege-, 
Brückenbau  u.  §.  w.)  ruhen. 

Im  Kanton  Aargau  ist  ebenfalls  bisher  keine  Veiinögens- 
trennung,  sondern  nur  eine  komplicirte  Normiining  des  Maasses, 
in  dem  die  Erträge  der  Bürgergemeindegüter  für  verschiedene 
Zwecke  verwendet  werden  solleu,  und  zwar  letzteres  durch  das 
Gesetz  über  die  Verwendung  der  Gemeindegüter  und  den  Be- 
zug von  Gemeindesteuern  vom  30.  Wintermonat  1806  erfolgt  Wie 
in  anderen  Kantonen  so  bestehen  nämlich  auch  im  Kanton  Aai^au 
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ausser  den  speciell  nur  für  Kirdien-,  Schul-  und  Annenzwecke 
bestimmten  Gütern  uoch  allgemeine  den  OrtsbOrgergemeinden 
gehörige  Güter,  deren  Eiträge  sowohl  für  den  Bedarf  dieser  Ge- 
meinden als  solcher,  als  auch  für  Büi^emutzungen  yerwendet 
werden.  In  welchem  Maasse  der  eine  und  andere  Zwedc 
hierbei  zu  berücksichtigen  ist,  darüber  hat  die  BürgergemeiDde 
allein  zu  entscheiden.  Es  diurf  jedoch  der  Betrag  der  von  den 
einzelnen  Bürgern  im  Jahre  1866  —  dem  sog.  Nonnaljahr  — 
bezogenen  Bürgemutzungen  nur  vermehrt  werden,  sofern  da- 
durch weder  die  gute  Vei'waltung  des  Bürgerguts  ond  die 
sonstige  Befriedigung  der  Gemeindebedürfhisse  beeintraditigt 
wird,  noch  „die  Steuerverhältnisse  der  Gemeinde  verftadevt 
werden^.  Ja  es  muss  eine  Verkleinerung  der  einzelnen  Nutzangs^ 
betrage  stattfinden,  wenn  solches  für  die  gute  Verwaltung  and 
Erhaltung  des  Bürgerguts  erforderlich  erscheint  In  Folge 
dieser  Bestimmung  blieben  in  dem  auf  das  Jahr  1866  folgenden 
Decennium  die  Bürgemutzungen  in  77  Gemeinden  unverändert« 
dagegen  wurden  sie  vergrössert  in  30  und  vermindert  in 
13  Gemeinden.  Uebei-schüsse  des  Eilrags  der  Gemeindegäter 
wurden  bis  1866  zur  Steuerentlastung  der  Büi^er  für  Polizei-, 
Schul-  und  Armenzwecke  verwendet,  so  dass  also  die  durch 
diese  Zwecke  veranlassten  Ausgaben,  soweit  sie  von  den  Orts- 
bürgern mit  zu  decken  gewesen  wären,  aus  dem  Ertrage  der 
Gemeinde^üter  bestritten  wurden,  während  die  Niedergelassenen 
sich  für  ihren  Theil  eine  Besteuerang  gefallen  lassen  mussten. 
Seit  1866  sind  diese  Ueberschüsse  der  Einwohnei^emeinde  zur 
Verwendung  für  ihre  Zwecke  zu  übergeben;  doch  ist  der 
Bürgergemeinde  im  einzelnen  Fall  vorbehalten,  unter  diesen 
Zwecken  den  speciellen  Zweck  auszuwählen,  für  den  die  Ver- 
wendung zu  geschehen  hat.  Es  giebt  Gemeinden,  in  denen 
die  Bürger  Vs  Juchart  Pflanzland  und  3  —  5  Klafter  Holz  als 
Bürgemutzen  beziehen  und  wo  zugleich  fQr  Gemeindezwecke 
4 — 5  ganze  Steuern  bezahlt  werden  müssen.  In  sämmtlichen 
Gemeinden  des  Kantons  Aargau  wurden  im  Jahre  1875,  ab- 
gesehen von  den  Pflanzlandtheilen ,  über  dei-en  Eiträge  mir 
keine  Angaben  vorliegen,  Büi*gerholzgaben  im  Weithe  von 
Fr.  1,738,440  vertheilt  und  mussten  zugleich  Gemeindesteuern 
im  Betrage  von  Fr.  1,500,000  erhoben  werden.  Neuere  Ge- 
setzesvoi-schläge  gehen  dahin,  die  Nutzungen  der  Büi^er  auch 
schon  dann  zu  verkleinern,  wenn  ein  bestimmter,  durch  das 
Gesetz  festzustellender  Minimalsteuei*satz  überschritten  wer- 
den muss. '^) 

Vollständig  in  der  Schwebe  befindet  sich  die  sog.  Bürger- 
gutsfrage im  Kanton  Glams. 

Wie  in  den  Kantonen  Baselland  und  Schaffhausen  so  diente 
auch  in  Glams  das  Bürgergemeindegut  (Verwaltungstagwen)  bis 
zum  Inkrafttreten  der  Bundes- Verfassung  von  1874  zugleich 
sowohl  zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Gemeindeausgaben,  als 
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auch  zur  Vertheilung  von  Nutzungen.  Die  in  der  letzten  Zeit 
stets  wachsenden  Ausgaben  für  öifentliche  Gemeindezwecke 
wurden  hier  meist  aus  dem  Ertrag  der  umfangreichen  6e- 
meindewUder,  sowie  zum  Theil  aus  dem  für  die  Verpachtung 
der  Gemeindealpen  gelösten  Pachtschillinge  und  aus  den  von 
den  Niedergelassenen  erhobenen  Beiträgen,  dem  sog.  Sitzgeld, 
bestritten;  die  Bodenallmenden  dagegen  sowie  die  Geisweiden 
und  der  Wildheuet  bildeten  allgemein  das  Objekt  der  bürger- 
lichen Nutzung.  Auch  nach  den  beiden  der  Landsgemeinde 
YOn  1875  und  1876  vorgelegten  Gesetzentwürfen  sollte  eine 
Kealtheilung  des  Tagwenvermögens  in  Einwohner-  und  Bürger- 
gemeindegut wenigstens  in  der  Regel  nicht  eintreten,  sondern 
dasselbe  nach  wie  vor  den  Zwecken  beider  dienen. 

Nach  dem  Entwurf  von  1775  hatten  die  Tagw'engüter  im 
Eigenthum  der  Bürgergemeinde  zu  verbleiben,  mit  ihrem  Ertrag 
aber  vorab  zur  Bestreitung  des  Haushalts  der  politischen  Ein- 
wohnergemeinde zu  dienen.  Nur  soweit  die  Erträge  dieser 
Güter  die  Ausgaben  der  öffentlichen  Verwaltung  übersteigen 
würden,  durften  fortan  Bürgernutzungen  vertheilt  resp.  einzelne 
Bestandtheile  der  Güter  zu  diesem  Zweck  ausgeschieden  werden. 
An  diesen  Nutzungen  sollten  in  der  Regel  nur  die  orts- 
anwesenden Gemeindebürger  Antheil  haben,  sofern  nicht  be- 
stehende Urtheile  oder  Vereinbarungen  anderweitige  Bestim- 
mungen treffen  oder  die  Gemeindebüi'ger  den  ortsanwesenden 
Nichtbürgem  freiwillig  einen  Mitgenuss  an  den  Gütern  ein- 
räumen. 

Der  Entwurf  von  1876  hielt  principiell  ebenfalls  daran 
fest,  dass  das  Tagwengut  auch  hinfort  ungeti-ennt  bleiben  soll, 
fasste  aber  doch  die  Eventualität  der  Ausscheidung  einzelner 
Theile  desselben  schon  bestimmter  ins  Auge.  Zu  diesem  Zweck 
bestimmt  er,  dass  falls  die  ortsanwesenden  Gemeindebürger  oder 
die  Gesammtgemeinde  (Bürger  und  Niedergelassene  zusammen) 
mit  Stimmenmehrheit  den  Beschlnss  fassen,  eine  Trennung  des 
Tagwenguts  in  ein  Bürger-  und  Einwohnergemeindegut  vor- 
zunehmen, diese  Tronnung  entweder  auf  gütlichem  Wege  durch 
Ausgeschossene  der  Gemeinde  mit  Genehmigung  der  Standes- 
kommission oder  durch  Spruch  der  Standeskommission  unter 
OflPenhaltung  des  Rekurses  an  den  Landrath  zu  bewerkstelligen 
sei.  Der  auf  die  Einwohnergemeindo  fallende  Theil  des  Tagwen- 
vermögens  sollte  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  bisher  dem- 
selben für  öffentlich-örtliche  Bedürfnisse  geleisteten  Beiträge, 
,,60wie  der  voraussichtlichen  Bedürfnisse  der  Zukunft''  „in  an- 
gemessener Weise''  festgestellt  werden. 

Die  beiden  Vorlagen  wurden  von  den  Landsgemeinden  ver- 
worfen. Da  die  Niedergelassenen  aber  zufolge  der  Bundes- 
verfassung von  1874  bei  allen  Gemeindeangelegenheiten  all- 
gemeiner Natur,  also  auch  bei  solchen,  bei  denen  es  sich  um 
die  Dekretimng  von   neuen  Ausgaben  handelte,  mitstimmen 
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durften,  ohne  dass  sie  nach  dem  Weg&ll  dee  sog.  Sitzgelds, 
von  dem  sie  seit  1874  befreit  waren,  und  bei  dem  Mangel 
sonstiger  Gemeindesteueiii,  zu  deren  Erbebung  es  bis  1877  an 
der  gesetzlichen  Ermächtigung  fehlte,  etwas  zur  Deckung  dieser 
Ausgaben  beizutragen  hatten,  welche  daher  allein  aus  dem 
Eilrage  der  Bttrgergüter  bestritten  werden  mussten,  so  ent- 
stand unter  den  Bürgern,  weil  ihnen  durch  das  Votum  der 
Niedergelassenen  indirekt  ihre  Nutzungen  geschmälert  werden 
konnten,  eine  starke  Missstimmung.  Die  der  Landgemeinde 
von  1877  gemachte  Vorlage,  welche  eine  Totalrevision  des 
Gemeindewesens  bezweckte,  wurde  von  dei'selben  ebenso  wie 
seinei-zeit  die  beiden  Gesetzentwürfe  von  1875  und  1876  ver- 
worfen. Dagegen  erhob  die  Landsgemeinde  den  ihr  vorgelegten 
Entwurf  emes  Gemeindesteuergesetzes  zum  Gesetz.  In  Fol^e 
dessen  eracheint  es  gegenwäiüg  wenigstens  zulässig,  auch  die 
Niedergelassenen  im  Wege  der  Besteuerung  zur  Bestreitung 
der  von  ihnen  votirten  Gemeindeausgaben  heranzuziehen.'') 

Der  lediglich  Armen-  oder  Kirchen-,  Schul-,  Wege-  u.  s.  w. 
Zwecken  dienenden  Specialgüter,  sei  es  nun,  dass  denselben 
auch  eigene  Armen-,  Kirchen-,  Schul-,  Wege-  u.  s.  w.  Verbände 
entsprechen  oder  dass  sie  sich  in  der  Verwaltung  der  all- 
gemeinen Büi'ger-  und  Einwohnergemeinden  befinden,  ist  hier 
nicht  zu  erwähnen,  weil  diese  Güter  entweder  von  Anfang  an 
diesen  bestimmten  öffentlichen  Zwecken  gewidmet  waren  oder 
weil,  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  dieselben  also  im  Laufe 
der  Zeit  durch  Absplitterung  von  Allmenden  resp.  büiigerlicben 
Nutzungsgütern  entstanden  sind,  für  eine  Darstellung  dieses 
Processes  nicht  genug  Material  vorliegt. 

Zum  Schluss  ist  noch  zu  gedenken  des  Verhältnisses  der 
grösseren  Korporationen  (früheren  Markgenossenschaften)  und 
Sammtgemeinden  zu  den  in  ihren  Grenzen  liegenden  kleineren 
Ortskoiporationen  und  Theilgemeinden,  soweit  dabei  die  Güter 
und  namentlich  die  Allmenden  dieser  verschiedenen  Kreise  in 
Betracht  kommen. 

Einen  Jahrhunderte  lang  dauernden,  durch  das  Licht  der 
Geschichtsschreibung  nur  wenig  beleuchteten  Fi*oce6s  hatten 
die  grossen  Markverbände  zu  durchlaufen,  ehe  sie  sich  zuerst 
in  kleinere  grund-  und  twingherrliche  Verbände  und  kleinere 
Oitsgemeinden  und  endlich  in  die  heutigen  Gemeindeverbände 
auflösten.  ^^)  Im  engsten  Zusammenhang  mit  diesem,  an  einem 
anderen  Ort  darzustellenden  Process  steht  die  Zerstückelung 
der  grossen  Markallmenden  in  kleinere  Gemeindeallmenden, 
der  übrigens  auch  gegenwäi-tig  in  der  Schweiz  noch  nicht  als 
vollständig  abgeschlossen  angesehen  werden  kann.  Denn  die- 
jenigen Gegenden,  in  denen  sich,  ganze  Länder  (Kantone)  oder 
auch  Landestheile  (Bezirke)  umfassende  Allmendkorporationen 
erhalten  haben,  waren  noch  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
Schauplatz  erbitterter  Kämpfe   um  die  Zerstückelung  dieser 
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grossen  Allmenden  und  ihre  Vertheilung  unter  die  Ortsgemdn« 
den,  aus  denen  die  Vertheidiger  der  grossen  unvertheilten  All* 
inenden  als  Sieger  hervorgegangen  sind.  So  namentlich  die 
Kantone  Schwyz,  Uri  und  Appenzell — Inner-Rhoden. 

Von  dem  alten  gefreyten  Lande  (jetzigen  Bedrk)  Schwyz 
wissen  wir,  dass  die  Bewohner  der  kleinen  Ortschaften  und 
Hofe,  die  noch  jetzt  im  Thal  am  Fuss  des  Mythen  zei*streut 
liegen,  bereits  im  XII.  Jahrhundert  eine  grosse  Markgenossen- 
schaft mit  einer  eigenen  gemeindeähnlichen  Organisation  und 
umfangreichen  Gutem  bildeten;  1269  kam  dann  noch  die  Ge- 
meinde Steinen  hinzu,  ohne  dass  dadurch  die  Einheitlichkeit 
des  Allmendbesitzes  gestört  worden  wäre.  Aber  als  sich 
zwischen  1353  und  1358  durch  den  Hinzutritt  der  Gemeinde 
Ailh  das  alte  Land  Schwyz  abiiindete,  blieben  die  Güter  dieser 
letzteren  Gemeinde  mit  Ausnahme  nur  der  Hochwälder  von 
den  übrigen  Gütern  des  Landes  gesondert  Während  in  Be- 
zug auf  die  Hochwälder  das  ganze  alte  Land  Schwyz  eine  ein- 
heitliche Markgenossenschaft  bildete,  zerfiel  das  Land  ein- 
schliesslich aller  übrigen  Güter  in  die  Ober-  und  Unterallmend- 
korporation.  Von  den  umfangreichen  Gütern  der  Oberallmend- 
korporation  sind  früher,  und  zwar  zufolge  einer  Ueberliefeiiing 
in  der  ersten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts,  den  einzelnen 
Kirchgemeinden  die  niederen  Waldungen  und  Bodenallmenden 
zur  Benutzung  und  Verwaltung,  jedoch  unter  ausdrücklicher 
Wahrung  des  Eigenthums-  und  Aufsichtsi-echts  der  Oberallmend- 
korporation  an  denselben,  zugetheilt  worden  und  bis  zur  Gegen- 
wart zugetheilt  geblieben.  Die  Unterallmend  hat  dagegen  das 
ihr  gehörige  Grundeigenthum  vollständig,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Hochwälder,  nicht  nur  in  ihrem  Eigenthum,  sondern 
auch  in  ihrer  Verwaltung  behalten.  Alle  weiteren,  in  neuerer 
Zeit  aufgetauchten  Pläne,  die  Güter  der  Oberallmendkorpo- 
ration  unter  die  Kreise  oder  Kirchgemeinden,  die  erst  seit 
1848  auch  zu  politischen  Gemeinden  erhoben  wurden,  zum 
Eigenthum  zu  vertheilen,  scheiterten  bisher  an  dem  Wider- 
streben der  Mehrzahl  der  Genossen.  Ja  es  wurde  sogar  bei 
Gelegenheit  des  in  den  dreissiger  Jahren  au^etauchten  Plans, 
die  sämmüichen  Oberallmend  -  Korporationsgüter  zeitweilig  in 
4  Theile  zu  theilen  und  besonderen  Verwaltungen  zu  unter- 
stellen, in  einer  Venammlung  der  Oberallmendkorporation  der 
Vorschlag  gemacht,  dass  diejenigen,  welche  in  Zukunft  Thei- 
lungsbegehren  stellen  würden,  auf  zehn  Jahre  zu  Beisassen 
degradirt  oder  gar  für  vogelfrei  erklärt  werden  sollten.  Trotz 
dieser  Drohung  hat  die  Theilungsfrage  seitdem  aber  doch  nicht 
angehört,  die  Gemüther  der  Betheiligten  zu  bewegen.  Zuletzt 
wurde  im  Jahre  1875  wieder  der  Antrag  gestellt,  die  Ober- 
allmend-Korporationsgüter  „in  Holz  und  offenem  Felde,  sowie 
das  sonstige  Vermögen  der  Oberallmendkorporation''  kreis-  oder 
gemeindeweise    zu    vertheilen.     Obgleich    die    Oberallmend- 
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KorporationstremeiDde  denselben  ftür  den  Angenbliek  ebenblls 
verwai-f,  so  betraute  sie  dieses  Mal  doch  wenigstens  eine  eiirene 
Kommission  mit  der  Ausarbeitung  eines  Vertheilungsphrns. 
Während  die  Anhänger  der  Vertheilung  Ton  dieser  Massregel 
eine  bessere  ,Obsorge"  für  die  Allmenden,  welche  gegen- 
wärtig wegen  ihrer  grossen  Ausdehnung  von  der  Verwaltung 
nicht  genQgend  kontrolirt  werden  können,  und  in  Folge  dessen 
eine  bessere  Bewirthscbaftung  derselben  sowie  eine  Steigerung 
ihrer  Erträge  erwarten,  f&rditen  die  Gegner,  ausser  der  Ver- 
schiebung der  Machtverhältnisse  zwischen  Bezirk  und  cie- 
meinden,  noch  die  grossen  Kosten  und  Streitigkeiten,  welche 
ihrer  Ansicht  nach,  mit  der  Theilung  verbunden  sein  werden: 
auch  bestreiten  sie  die  wirthschaftliche  Zweckmässigkeit  einer 
Vertheilung  der  grossen  Waldkomplexe  und  die  Möglichkeit 
einer  Vertheilung  der  grösseren  Alpen.  Im  Ganzen  haben  sich 
die  Chancen  für  die  Vertheilung  aber  doch  in  der  letzten  Zeit 
gebessert  '^) 

Auch  fQr  den  gegenwärtigen  Bezirk  üri  wird  bereiu 
im  XIII.  Jahrhundert  die  Verbindung  der  sämmtlicheo  Be^ 
wohner  zu  einer  Korporation,  in  deren  Gesammteigenthum  sich 
der  grösste  Theil  des  Landes  befand,  b^eugt.  Die  innerhalb 
dieses  Landes  bestehenden  Genossamen  hatten  nur  die  Be- 
deutung von  Wahlkörpem  und  die  Doi-fschaften  oder  Dorf- 
gemeinden, welche  mit  den  Kirchgemeinden  oder  Kirchhören 
meist  zusammenfielen  und  die  Ortspolizei  und  seit  1803  auch 
das  Armen-,  Vormundschafts-  und  Niederlassungswesen  zu  ver- 
walten hatten,  besitzen  keine  eigenen  Liegenschaften.  Wo 
einzelne  Gemeinden,  wie  z.  B.  das  an  der  südlichen  Grenze 
des  Landes  gelegene  Göschenen  und  das  am  nördlichen  Ende 
gelegene  Seelisberg  ausnahmsweise  schon  früh  — •  bereits  im 
XIV.  und  XV.  Jahrhundert  —  sich  im  Eigenthum  von  Wäldern 
und  Bodenallmenden  befanden,  da  beruht  dieser  Besitz  wahr- 
scheinlich darauf,  dass  diese  Gemeinden  nicht  von  jeher  zur 
Markgenossenschaft  Uri  gehört  haben;  übrigens  nahm  die  Mark- 
genossenschaft oder  das  spätere  Land  auch  an  diesen  Gütern 
das  Obereigenthum  in  Anspruch.  Seit  1803  wurden  einzelne 
Theile  der  Bezirkswälder  und  seit  1834  auch  der  Boden- 
allmenden den  Ortsgemeinden  zu  dauernder  Benutzung  zu* 
gewiesen  unter  Vorbehalt  jedoch  des  Eigenthums-  und  Ober- 
aufsichtsrechtes der  Bezirkskorporation.  Neben  der  Benutzung 
erhielten  die  Dorischaften  auch  ein  ziemlich  weitgehendes  Ver- 
waltungsrecht an  den  ihnen  zugewiesenen  Gütern  der  Bezirks- 
korporation.  An  den,  den  weitaus  grössteu  Theil  des  Kor- 
porationsvermögeos  bildenden  Gemeinalpen  und  Hochwäldern 
dagegen  hat  den  Gemeinden  niemals  ein  Benutzungs-  oder 
Verwaltungsrecht  zugestanden.  Vergeblich  ist  auch  hier  wieder- 
holt der  Antrag  auf  Vertheilung  sämmtlicher  Bezirksgüter  unter 
die  Gemeinden  zum  Eigenthum  oder  wenigstens  zur  Verwaltosg 
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gestellt  worden.  Und  noch  neuerdings,  im  November  1875, 
ist  von  der  Umer  Bezirksgemeindeversammlung  ein  auf  Ver* 
theilung  sämmtlicber,  der  Bezirkskorporation  Uri  gehöriger 
^,Bodenallmenden  und  Wälder,  sowie  des  Obrigen  Vermögens'' 
auf  die  16  Gemeinden  nach  Massgabe  ihrer  Bürgerzahl  ge- 
richtetes sog.  Siebengeschlechtsbegehren  (so  genannt,  weil  die 
auf  den  Lands-  und  Bezirksgemeinden  gestellten  Anträge  von 
7  ehrenhaften  Männern  aus  ebenso  vielen  vei-schiedenen  Ge- 
schlechtern unterstfitzt  sein  müssen)  mit  giosser  Majorität 
abgewiesen  worden.  Von  der  Ausstattung  der  Ortsgemeinden 
mit  eigenen  Gütern  wurde  die  Belebung  des  Interesses  für  die 
Angelegenheiten  dieser  kleinei*en  Verbände  und  im  Zusammen- 
hang hiermit,  sowie  weil  eine  Kontrole  über  die  Verwaltung 
der  Gemeindegüter  leichter  aus  unmittelbarer  Nähe,  als  aus 
git)sser  Entfernung  zu  führen  ist,  auch  eine  Verbesserung  der 
Wirthschaft  auf  den  jetzigen  Bezirksgütern  und  endlich  eine 
gleichmässigere  Vertheilung  der  Nutzungen  unter  die  verschie- 
denen Klassen  der  Nutzungsberechtigten  erwailet  Dagegen 
machten  die  Gegner  der  Neuerung  geltend,  dass  mit  Erstarkung 
des  Gemeindesinnes  der  Sinn  für  die  Bezirksangelegenheiten 
wahrscheinlich  entsprechend  abnehmen  werde,  was  aber  des- 
halb zu  bedauern  wäre,  weil  in  grösserem  Kreise  und  mit 
grösseren  Mitteln  sich  Besseres  und  Vollkommneres  leisten 
lasse,  als  mit  den  geringen  Mitteln  eines  kleinen  Kreises 
Endlich  wurde  das  Aufkommen  einer  bis  dahin  unbekannten 
Kirchthurrospolitik  in  diesen  kleineren  Kreisen,  namentlich  aber 
die  engherzige  Beschränkung  der  von  den  einzelnen  Gemein- 
den gewährten  Nutzungen  auf  die  am  Ort  angesessenen  Büi-ger 
der  betreffenden  Ortsgemeinde  und  in  Folge  dessen  ewige  Strei- 
tigkeiten zvrischen  diesen  und  den  niedergelassenen  Nichtbürgem 
horchtet  Ueberhaupt  wird  die  Ausbildung  von  Gemeinde- 
nutaningsrechten  an  Stelle  der  gegenwärtig  allein  bestehenden 
Bezirksnutzungsberechtigungen,  kraft  welcher  der  Bezirksbürger 
von  Uri  und  Urseren  in  jeder  Gemeinde  seines  Bezirks  Ge- 
nosse ist,  sobald  er  sich  nur  innerhalb  ihrer  Grenzen  baus- 
häbUch  niederlässt  und  beim  Gemeindepräsidenten  anmeldet, 
als  eine  Verschlechterung  des  gegenwärtigen  Zustands  an- 
gesehen, was  aus  dem  nomadenhaften  Charakter  der  Alpen- 
wirthschaft,  die  zu  ihrem  Betriebe  grosser,  über  mehrere  Orts- 
gemeinden verbreiteter  Weidebezirke  bedarf,  leicht  erklärlich 
ist  Das  Thal  Urseren  blieb  trotz  seiner  politischen  Ver- 
einigung mit  Uri  im  Jahre  1410  nach  wie  vor  eine  eigene 
Markgenossenschaft,  deren  Güter  von  allen  Bezirksbürgem  als 
solche  benutzt  wurden.'^) 

Auch  die  «echs  inneren  Rhoden  von  Appenzell,  welche 
ursprünglich  eine  eigene  Markgenossenschaft  bildeten,  haben 
sieh  bis  auf  die  Gegenwart  im  Besitz  gemeinsamer  Liegen- 
schaften zu  erhalten  gewusst    Nebenbei  befeinden  sich  freilich 
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einige  Rhoden  bereits  tinh  im  Besitz  von  Wäldern  nnd  Wiesen. 
Je  mehr  neuerdings  sieb  aucb  in  den  Bezirken  selbstständiges 
Leben  zu  regen  beginnt  und  in  Folge  dessen  die  Auf*  und 
Ausgaben  dieser  Bezirke  wachsen,  desto  deutlicher  tritt  auch 
hier  das  Bestreben  zu  Tage,  das  dem  ganzen  Lande  gehörige 
Gemeingut  bezirksweise  zu  vertheilen  und  öffentlichen  Zwecken 
dienstbar  zu  machen.  ^^) 

Bestrebungen  entgegengesetzter  Art,  wie  die  obeji  er- 
wähnten, durch  weiche  die  Güter  grösserer  Kreise  an  Orts- 
gemeinden vertheilt  werden  sollen,  zeigten  sich  in  den  Kan* 
tonen  St.  Gallen,  Zürich  u.  s.  w.,  in  denen  die  kantonale 
Gesetzgebung  den  Uebergang  von  Gütern  der  Theilgemeinden, 
Ollsgemeinden  (auch  Civilgemeinden  genannt)  und  Orts-  nnd 
Dorf  korporationen,  weil  diese  für  die  Wahmehmung  öffentlicher 
Funktionen  eine  zu  kleine  tenitoriale  und  pei*sonale  Basis 
besitzen,  an  die  einzelnen  Genossen  oder  an  grössere  Land- 
gemeinden zu  begünstigen  suchten,  freilich  nicht  ohne  dass  sich 
seitens  dieser  kleinsten  Verbände  ein  Widerstreben  gegen 
solche  Tendenzen  gezeigt  hätte. 

Im  Kanton  St.  Gallen  hatten  in  älterer  Zeit  die  bOr?er- 
liehen  Ortsgemeinden  den  Allmendboden  im  Thal  unter  einzelne 
zu  ihnen  gehörige  Ortschaften,  Dörfer,  Rhoden  u.  t,  w.  zur 
Nutzniessung  auf  eine  Keihe  von  Jahren  vertheilt  Dietse 
Rhoden  verblieben  dann  entweder  im  Besitz  dieser  Güter. 
ohne  dass  sie  doch  ihren  Charakter  als  Theilgemeinden  auf- 
gegeben hätten,  so  z.  B.  in  Altstätten,  oder  es  wurden  die 
Rhoden  zu  selbstständigen  Oitsgemeinden  erhoben  und  die 
ihnen  ui*sprünglich  zur  Nutzniessung  und  Verwaltung  über- 
wiesenen Güter  gelangten  im  Laufe  der  Zeit  in  ihr  Eigenthun^ 
so  z.  B.  in  Oberriet  In  den  dreissiger  Jahren  wui-de  dann 
noch  eine  Anzahl  von  Ortsgemeinden  zusammengezogen.  Durch 
alle  diese  Vorgänge  entstanden  einerseits  bürgerliche  Orts- 
gemeinden mit  öffentlichen  Funktionen,  ohne  das  mindeste 
Gemeindegut  und  andererseits  Genossenschaften  mit  eigenem 
Vermögen,  aber  ohne  öffentlichen  Charakter.  Am  Schlüsse  der 
dreissiger  Jahre  stellte  der  kleine  Rath  seine  bis  dahin  geübte 
Beaufsichtigung  und  Oberleitung  dieser  letzteren  Korporationen 
ein,  indem  er  sie  als  reine  Privatkorporationen  ihrem  Schicksal 
überliess,  was  zur  Consequenz  hatte,  dass  die  Nutzungsberech- 
tigten hier  und  da  auf  Theilung  des  Koi-porationsguts  antrugen 
und  die  Theilung  auch  durchsetzten.  Von  den  beti*effenden 
Genossenschaften,  welche  hierdurch  ihre  Güter  und  damit  ihre 
Existenz  in  der  Zukunft  bedi-oht  sahen,  wurde  bei  dem  grossen 
Rath  darum  nachgesucht,  ^diese  rein  bürgerlichen  Genossen* 
Schäften  im  Sinne  der  Untheilbarkeit  ihrer  Gemeindegüter  und 
der  Beau&ichtigung  und  Kontrole  dei-selben  durch  den  kleinen 
Rath  den  betreffenden  Verfassungsorganisationsbestimmungen 
wieder  zu  untei-stellen  oder  ein  für  die  Reguliining  der  Ver- 
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hAltnisse  notbwendiges  Specialgesetz  zu  erlassen''.  Obzwar 
die  Bittsteller  damals  von  dem  grossen  Rath  abgewiesen  wurden, 
so  schlug  die  Gesetzgebung  später  doch  den  gewünschten  Weg 
ein.  So  bestimmt  denn  die  Verordnung  betreifend  Normativ- 
bestimmungen für  die  Aufstellung  von  Genossenreglementen 
vom  8.  Oktober  1875,  dass  die  sog.  „öflfentlichen  Genossen- 
schaften**, d.  h.  die  Verwaltungs-  und  Nutzniessungsabtheilungen 
von  Oi-tsgemeinden,  (Dorfschaften,  Rhoden,  Tagwen  u.  s.  w.), 
wo  sie  rechtlich  oder  herkömmlich  bestehen,  mit  Zustimmung 
der  Gemeinde  oder  Genossenschaft  und  unter  obrigkeitlicher 
Sanktion  in  ihrem  Bestände  verbleiben  sollen.  Auf  die  Be- 
handlung der  diesen  Rhoden,  Tagwen  u.  s.  w.  gehörigen  Güter, 
an  deren  öffentlichem  Charakter  die  Gesetzgebung  festhält, 
finden  dann  die  für  die  Aitfstellung  von  Genossenreglementen 
am  8.  Oktober  1875  erlassenen  Normativbestimmungen,  welche 
in  dem  Satze  gipfeln,  dass  vorab  die  öffentlichen  Interessen 
der  Gemeinde,  bez.  Genossenschaft  und  Korporation  und  herr 
nach  ei*st  die  persönlichen  der  Genossen  Beiücksichtigung  zu 
finden  haben,  ebenfalls  Anwendung.  Auch  die  sog.  „örtlichen 
Korporationen'*,  d.  h.  die  Koiporationen  in  einzelnen  Theilen 
der  politischen  Gemeinde,  welche  Funktionen  und  Aufgaben 
derselben  erfüllen  (BiUcken-,  Strassen-,  Nachtwächter-  und 
Beleuchtungsgenossenschaften)  oder  die  wenigstens  ein  bleiben- 
den Zwecken  gewidmetes  Genossengut  benutzen  (Wald-,  Torf-, 
Alpenkoiporationen),  sollen  sich  der  obigen  Verordnung  gemäss 
nach  Thunlichkeit  an  die  für  die  Ortsgemeinden  aufgestellten 
Vorschriften  halten.  '^) 

Aehnlich  wie  die  Regierung  des  Kantons  St.  Gallen  in 
den  dreissiger  Jahren  ist  die  Gesetzgebung  des  Kantons  Zürich 
in  den  siebenziger  Jahren  vorgegangen,  indem  sie  die  inner- 
halb der  grösseren  politischen  Gemeinden  gelegenen  kleinen 
Nachbarverbände  (Givilgemeinden)  ihres  öffentlichen  Charakters 
zu  entkleiden  und  die  Güter  der  Civilgemeinden  allmählig  zur 
Liquidation  zu  bringen  sucht.  In  Folge  des  Strassengesetzes 
vom  7.  Januar  1871  und  des  Gemeindegesetzes  vom  27.  Brach- 
roonat  1875  sind  die  öffentlichen  Funktionen,  die  den  Civil- 
gemeinden noch  zustanden,  auf  die  politischen  Gemeinden 
übertragen  worden.  Zugleich  verpflichtet  das  Gemeindegesetz 
von  1875  und  das  Gesetz  betreffend  Civilgemeinden  vom 
27.  März  1878  die  Civilgemeinden,  den  politischen  Gemeinden, 
entsprechend  den  von  ihnen  übernommenen  Verpflichtungen, 
billigen  Ei'satz  durch  Abtretung  eines  Theils  des  Civilgemeinde- 
gots  oder  durch  Gewährung  jährlicher  Beiträge  aus  demselben 
zu  leisten.  Lässt  sich  eine  Verständigung  über  die  Höhe  des 
Ersatzes  unter  den  betheiligten  Gemeinden  nicht  erzielen,  so 
sollen  die  Verwaltungsbehörden  Entscheidung  treffen.  ^^) 
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Trotz  des  in  den  obigen  Abschnitten  geschilderten  allmih- 
ligen  Uebergangs  einzelner  Allmendtheile  in  das  Privateigen- 
thum  Einzelner  oder  ganzer  Genossenschaften,  sowie  trotz  der 
Verwandelung  anderer  Allmendtheile  in  Güter,  die  lediglich 
oder  doch  hauptsächlich  den  öffentlichen  Zwecken  der  Gemeinde 
dienen,  ist  der  gegenwärtige  Umfang  und  Werth  der  AllmeDden 
resp.  bürgerlichen  Nutzungsgüter  in  der  Schweiz,  im  Vergleich 
zu  anderen  Ländern  und  namentlick  zu  den  norddeutschen 
Staaten ,  doch  noch  ein  sehr  beträchtlicher.  Dies  dürfte  da- 
durch  zu  erklären  sein ,  dass  staatliche  Gemeinheitstheilungs- 
Ordnungen,  durch  welche  die  Yertheilung  aller  Gemeinde- 
nutzungsgüter unter  die  Genossen  theils  direkt  angeordnet, 
theils  indirekt  begünstigt  worden  sind,  wie  sie  in  den  meisten 
deutschen  Staaten  vorkommen,  der  Schweiz  im  Allgemeinen 
—  einige  wenige  oben  angeAlhrte  Ausnahmen  abgerechnet  -- 
fremd  geblieben  sind;  ferner  dadurch,  dass  die  Gemeinden 
selbst  in  den  meisten  Fällen  den  Theilungen  nicht  günsü? 
waren  und  endlich  dadurch,  dass  bei  den  in  diesem  Jahr- 
hundert  vorgenommenen  Ausscheidungen  von  Theilen  dßr  Kor- 
porationsgemeindegüter an  die  Bürgergemeinden  und  von  Theilen 
der  Bürgergemeindegüter  an  die  Einwohnergemeinden  sowohl 
die  Korporations  -  als  auch  die  Bürgergemeinden  sich  den 
grössten  Theil  ihrer  Güter  zu  erhalten  gewusst  haben.  Auch 
hat  die  Gesetzgebung  der  letzten  fünfzig  Jahre  in  richtiger 
Erkenntniss  der'grossen  Bedeutung,  welche  der  Besitz  von  um- 
fangreichen Gemeindegütern  für  das  Gemeindeleben  hat,  ihre 
Veitheilung  unter  die  Genossen  sowie  ihre  Verwendung  zur 
Bestreitung  laufender  Ausgaben  und  endlich  ihre  totale  oder 
pailielle  Veräusserung  an  dritte  Pei*sonen  entweder  ebenfiüls 
strikt  verboten  ^^  oder  doch  von  der  Genehmigung  der  Re- 
gierung abhängig  gemacht  ^^) 

Wenn  diese  Verbote  zum  Theil  auch  lax  gehandhabt 
werden  ^^)  und  wenn  in  Folge  der  gesetzlich  gestalteten  Ver- 
wandlung eines  Theils  der  Gemeindegüter  in  sog.  „bleibende 
Anstalten,  die  das  Wohl  der  Gemeinde  bef&rdem^\  dem  Ge- 
meindebesitz einiger  Kantone  (Aargau,  Zürich,  St.  Gallen, 
Thurgau  u.  s.  w.),  sei  es  nun  dui*ch  Veräusserung  einzelner  Ver- 
mögenstheile  oder  durch  Contrahiiting  von  Anleihen  nnter 
Vei-pfändung  der  Gemeindegüter,  namentlich  aber  durch  Ueber- 
nahme  von  Verpflichtungen  flir  unrentable  Eisenbahnunter- 
nehmungen,  auch  nicht  geringer  Abbruch  geschehen  ist,  ^*)  so 
stehen  dieser  Verminderung  des  Gemeindebesitzes  doch  wieder 
gegenüber  die  nicht  unbedeutenden  Erwerbungen  liegenschaft- 
lichen Gemeindebesitzes  in  den  letzten  Jahrhunderten. 

So  bildeten  sich  namentlich  in  den  seit  dem  XVL  Jahr- 
hundert entstandenen  Büi-gergemeinden  durch  Säcularisationen, 
Ankäufe,  Geschenke,  Vermächtnisse,  sowie  durch  Kapitalisimng 
von  Einkaufsgebühren,  Hintei-sassengeldeiii ,  Bussen,  Steuern, 
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Hocbzeitgaben ,  nieht  verausgabten  Erträgen  des  Gemeinde- 
Vermögens  u.  s.  w.  neue,  allerdings  zumeist  öffentliche  Ver- 
wendung findende  Güter,  wie  denn  auch  noch  gegenwäiüg, 
nach  den  Gemeindegesetzen  einiger  Kantone,  bestimmte  Ein- 
nahmen zur  Vermehrung  der  Stammgüter  der  Gemeinde  ver- 
wendet werden  müssen.  Ja  es  wurden  diese  neugeschaffenen 
Gemeinden  in  einigen  Kantonen  mit  Staatsländereien  ausge- 
stattet So  wies  die  Bemer  Regiei-ung  im  XVI.  Jahrhundert 
den  Gemeinden  nächst  den  Berechtigungen  auf  verschiedene 
Einnahmequellen  auch  das  Eigenthum  an  umfangreichen  Stücken 
von  Moosland  und  Waldboden  zu.  Auch  gehören  hierher  die 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  unseres  Jahrhunderts, 
in  Folge  der  zwischen  den  Kantonen  Bern,  Solothurn  u.  a.  ul 
und  den  Gemeinden  dieser  Kantone  stattgehabten  Auseinander- 
setzungen, an  diese  letzteren  gelangten  Land-  und  namentlich 
Waldstücke  sowie  der  in  Folge  des  Gesetzes  „betreffend  die 
Uebertragung  der  Eigenthumsrechte  des  Staats,  bezüglich  auf 
die  Hochwaldungen,  an  die  Gemeinden''  vom  18.  August  1836 
auf  die  Gemeinden  des  Kantons  Baselland  übergegangene 
Besitz  umfangreicher  Widdstrecken. «") 

Endlich  kommt  hier  noch  in  Betracht  das  in  letzter  Zeit 
hier  und  da  zu  Tage  getretene  Bestreben  der  Gemeinden,  ihren 
liegenschaftlichen  Besitz  zu  erweitem,  um  ihn  zur  Gewährung 
von  Nutzungen  an  äi*mere  Genossen  zu  verwenden,  namentlich 
aber  um  auf  demselben  Wald  anzulegen,  ein  Bestreben,  das 
zum  Theil  auch  durch  die  Gesetzgebung  gefördert  wird.^*) 
So  wird  aus  dem  Kanton  Glarus  berichtet,  dass  seit  Jahren 
die  Tendenz  der  äimeren  Leute  dahin  geht,  die  Gemeinden 
zu  veranlassen,  Güter  anzukaufen  und  deren  Eitrag  in  Parzellen 
unter  die  Gemeindebürger  zu  versteigern  und  wieder  neuer- 
dings hat  die  Basellandschaftliche  Gemeinde  Liestal  die  bei  ihr 
angesammelten  Bürgereinkaufsgelder  zum  Ankauf  von  Liegen- 
schaften verwendet,  die  sie  unter  ihre  armen  Bürger  zur 
Nutzung  zu  veitheilen  gedenkt.  Ferner  haben  in  den  letzten 
Jahrzehnten  Ankäufe  von  Gemeindeland,  namentlich  zum  Zweck 
der  Vergrösserung  des  Waldareals  stattgefunden  in  mehreren 
Gemeinden  der  Kantone  Appenzell— A.-Rh.,  Zürich,  St.  Gallen, 
Luzern,  Aargau,  Thurgau  u.  s.  w.  »*) 

Auf  die  verschiedenen  Kantone  und  innerhalb  eines  und 
desselben  Kantons  auf  die  vei*8chiedenen  Gemeinden  vertheilt 
sich  der  Gemeindebesitz  und  vertheilen  sich  speziell  die  All- 
menden in  sehr  ungleichroässiger  Weise.  Während  einige  Gegenden 
gar  keine  oder  nur  wenige  Allmenden  besitzen,  haben  andere 
einen  solchen  Ueberlluss  an  Gemeindeland,  dass  die  vorhandenen 
Gemeindekräfte  nicht  genügen,  um  dasselbe  urbar  zu  machen 
und  in  Kultur  zu  erhalten.  Das  letztere  gilt  namentlich  von 
einem  Theil  der  Gebirgsgegenden,  wo  sich  die  Vorstellung, 
dass  die  Allmend  das  Ursprüngliche  ist,  der  Nachweis,  dass 
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ein  Gut  sich  im  Sondereigenthum  befindet,  daher  Btrikt  zu 
erbringen  ist,  und  die  Sondergüter,  als  spätere  Absonderungen 
aus  der  Allmend,  folgerichtia  auch  die  hierdurch  nöthig  werden- 
den Lasten,  z.  B.  die  Pflicht  gegenüber  der  Allmend,  die  H&ge 
herzustellen,  zu  übelnehmen  haben ,  zum  Theil  bis  auf  unsere 
Zeit  erhalten  hat  (Glarus,  Nidwaiden):  es  gilt  aber  auch  noch 
für  einen  Theil  der  ebenen  Schweiz,  so  namentlich  f&r  einige 
Ortsgemeinden  der  St.  Gallischen  Bezirke  Sargans  und  Wer- 
denberg. ®*) 

Eine  annähernd  richtige  Voi'Stellung  von  dem  jetzigen 
Umfang  und  dem  gegenwärtigen  Werth  der  Allmenden  sowie 
von  ihrem  Verhältniss  zum  Gesammtareal  gewähren  die  von 
uns  für  die  einzelnen  deutschen  Kantone  gemachten  Zusammen- 
stellungen von  Notizen  über  diesen  Gegenstand.  Da  diese  Zu- 
sammenstellungen aber  in  mehr  als  einer  Beziehung  unvoll- 
ständig und  mangelhaft  sind,  so  haben  wir  sie  nicht  in  die 
Arbeit  selbst  aufgenommen,  sondern  lassen  sie  als  Anhang  zu 
derselben  abdrucken. 


IV.    NatznngsberechtignDg. 

1.    Geschichtliche  Entifickelun^. 

So  lange  die  Landbevölkerung  der  Schweiz  nicht  zahlreich 
war  und  sich  nur  langsam  vennehrte  und  so  lange  im  Ver- 
hältniss zu  Acker  und  Wiese  ausreichende  Wald-  und  Weide- 
strecken vorhanden  waren,  lag  kein  Bedüi'hiiss  nach  einer 
rechtlichen  Fixirung  derjenigen  Personen  vor,  welchen  allein 
die  Berechtigung,  die  Allmende  zu  nutzen,  zustand.  Es 
darf  uns  daher  nicht  befremden,  wenn  wir  in  den  Rechts- 
quellen bis  zum  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  nur  selten  auf 
Bestimmungen  über  diesen  Gegenstand  stossen.  *^  Und  wo 
wir  ausnahmsweise  die  Allmendberechtignng  bereits  früher 
erwähnt  finden,  da  geschieht  es  weniger  in  der  Form  der  Mit- 
theilung einer  Rechtsnorm,  als  in  der  der  Beschreibung  eines 
thatsächlichen  Zustands.  Dieser  Zustand  charakterisirt  sich 
dadurch,  dass  alle  Ansässigen  Antheil  an  der  gemeinen  Mark 
hatten,  aber  nicht  nach  bestimmten  Regeln,  sondern  jeder  nach 
seinem  Bedüi'foiss.  Das  Bedürfhiss  machte  sich  aber  damals  in 
einer  von  der  Gegenwart  gnindverachiedenen  Weise  geltend, 
was  aufs  Engste  mit  dem  Untei-schiede  der  gesammten  wirth- 
schaftlichen  und  socialen  Ordnung  von  ehemals  und  jetzt  zu- 
sammenhängt. So  lange  diese  Ordnung  wesentlich  auf  den 
gmndbesitzenden  Familienvätem  nihte  und  die  übrige  ländliche 
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Bevölkerung  mit  wenigen  Ausnahmen  in  der  Familie  des 
Hubers  oder  Schuppissers  ihr  Unterkommen  fand  und  in  allen 
oder  doch  den  wichtigsten  öffentlichen  Beziehungen  durch  das 
Haupt  dieser  Familie  vertreten  wurde,  war  das  Beriür&iss,  cUe 
Allmend  zu  nutzen,  hauptsächlich  bei  diesen  Trägem  der  Ge- 
sammtordnung  vorhanden  und  richtete  sich  nach  dem  Maass 
des  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Sondereigen. 

Dieser  Zusammenhang  zwischen  Sondereigen  und  Allmend 
tritt  in  den  Quellen,  wenn  auch  lange  Zeit  meist  nur  als  ein 
thatsächlicher,  an  mehr  als  einer  Stelle  zu  Tage.  Zugleich  ver- 
einigte der  Huber  und  Schuppisser  in  der  Regel  alle  diejenigen 
Eigenschaften  in  seiner  Pei*8on,  deren  einige  in  späterer  Zeit 
und  namentlich  in  der  Gegenwart  genügen,  um  die  Nutzungs- 
berechtigung zu  begrOnden.  Huber  und  Schuppisser  besassen  ja 
Hofetätten  mit  dem  zu  denselben  gehörigen  Lande  (der  Hube 
oder  Schuppose)  als  Eigen  oder  Erbe  und  waren  damit  auch 
innerhalb  Etters  oder  doch  im  Gemeindebezirk  haushäblich 
niedergelassen;  sie  waren  in  der  Regel  auch  verheirathet  und 
Vorstände  eines  grösseren  Haushalts.  Den  Ausdrücken  '^sesz- 
haft  sein",  „huszheblich  sitzen**,  „inwendig  ettei*s  sitzen**, 
,,eigenen  Rauch'^  oder  „eigen  für  und  licht  haben''  u.  s.  w., 
wie  sie  sich  in  den  Quellen  vorfinden,  liegt  noch  während  des 
XHI. — XV.,  ja  zum  Theil  noch  im  XVI.  Jahrhundert  dieser 
volle,  noch  nicht  differenziiite  Begriff  zu  Grunde.  ^^) 

Erst  als  die  ländliche  Bevölkerung  sich  stärker  zu  ver- 
mehren begann  und  zu  einer  reicheren  socialen  Gliederung  zu 
gelangen  anfing,  und  als  die  vorhandene  Allmend  für  die  Be- 
friedigung der  wachsenden  Bedürfnisse  nicht  mehr  vollständig 
ausreichte,  trat  das  Bedürfhiss  nach  einer  genauen  rechtlichen 
Fixiiiing  deijenigen  Personen,  denen  die  Nutzung  zustehen 
solle,  hervor.  Dieses  Bedürfniss  mag  in  der  Ebene  früher 
empfunden  worden  sein,  als  im  Gebirge,  wo  zum  Theil  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  kein  Mangel  an  Nutzungsland  ist.  • 

So  lange  die  ui-spillngliche  Hubenverfassung  wesentlich 
unverändert  bestand,  mochten  auch  die  auf  den  Einzelnen  ent- 
fallenden Nutzungsvortheile  innerhalb  einer  Gemeinde  gleich  oder 
doch  ähnlich  gross  ausfallen.  Ei-st  als  sich  aus  den  gleich  oder 
ähnlich  grossen  Hüben  und  Schupposen  Grundbesitzeinheiten 
von  sehr  verschiedenem  Umfang  und  Werth  ausbildeten  und 
die  neu  emporstrebenden  Klassen  fortan  ebenfalls  an  dem 
Genuss  der  Allmend  betheiligt  wurden,  ward  auch  der  Nutzungs- 
inhalt der  einzelnen  Berechtigungen  ein  sehr  vei-schiedener. 

Wie  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  ihre  sociale 
Differenziirung  zu  einer  Fixining  der  Berechtigten  geführt 
hatten,  so  drängte  in  einigen  Gegenden  die  Differenziirung  der 
Grundbesitzeinheiten  und  des  Bedürfnisses  ihrer  Träger  zu 
einer  rechtlichen  Fixirung  auch  des  Nutzungsumfangs. 
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In  beiden  Fällen  war  aber  für  die  Ausbildung  des  Rechts 
in  der  Ebene  bis  zur  Zeit  der  helvetischen  Revolution  and  im 
Gebirge  zum  Theil  bis  in  die  Gegenwart,  mit  einigen  wenigen 
Ausnahmen,  nicht  das  abstrakte  Princip  der  Gleichheit,  sondern 
die  Rücksicht  auf  das  durch  die  gesammte  wirthschafUiche  und 
sociale  Ordnung  gegebene  Bedüi-fhiss  entscheidend:  so,  wenn 
in  Gegenden,  in  denen  die  Nutzungsberechtigung  eine  rein 
persönliche  war,  der  Rechtssatz  zur  Anerkennung  gelangte,  dass 
nur  das  auf  dem  Sondereigen  einer  Gemeinde  gewinterte  Vieh  auf 
den  Alpen  dieser  Gemeinde  gesömmeii;  werden  dOrfe  oder  dass  die 
Holzantheile  der  Genossen  sieh  nach  ihrem  Bedürfhiss  zu  riditm 
hätten  und  nicht  verkauft  werden  düiften,  oder  so,  wenn  die 
Nutzungsberechtigung  mit  dem  Grund-  oder,  namentlich  wo  der 
Holznutzen  prädominirte,  mit  dem  Hausbesitz  verknüpft  and 
auch  ihrem  Umfange  nach,  entsprechend  dem  Bedarf  des  Sonder- 
besitzes, fixirt  wurde. 

Uebrigens  dürfen,  wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  die  in 
den  älteren  Quellen  vorkommenden  Zeugnisse,  welche  auf  den 
ersten  Blick  auf  bereits  ausgebildete  Realrechte  schliessen 
lassen ,  nicht  immer  so  gedeutet  werden ,  indem  der  erwähnte 
Zusammenhang  zwischen  Sondei*eigen  und  Allroendnatzang 
in  der  älteren  Zeit  häufig  als  Daratellung  eines  faktiseiieu« 
noch  flüssigen  und  ei*st  durch  das  Recht  zu  befestigenden  Zu- 
Stands  aufzufassen  ist.  Die  Verdichtung  des  faktischen  Zustands 
zu  einem  rechtlichen  ist  dann  meist  erst  viel  später  erfolgt,  ^^i 

Für  die  Fixirung  der  Nutzungsberechtigung  als  persönliche 
oder  als  reale  scheint  alles  darauf  angekommen  zu  sein,  ob 
sich  die  Nutzungsverhältnisse  einer  Gegend  in  einem  mehr 
durch  die  Natur  der  Dinge  oder  allenfalls  durch  die  Sitte,  als 
durch  das  Recht  normirten,  gleichsam  flüssigen  Zustande  er- 
halten haben  bis  zu  dem  Moment,  in  dem  alles  auf  die  per- 
sönliche Gestaltung  der  Nutzungsberechtigung  hindi*ängte,  oder 
/licht.  Diese  Zeit  beginnt  in  den  Gebirgsgegenden  mit  der 
Befreiung  des  Landes,  in  der  Ebene  erat  später  und  zwar  zum 
Theil  erst  mit  der  Bildung  der  auf  rein  persönlicher  Grundla;!e 
ruhenden  Bürgergemeinden  im  XVI.,  namentlich  aber  im  XVII. 
Jahrhundert,  zum  Theil  aber  auch  erst  seit  der  helvetischen 
Revolution.  Wo  der  obige  Zeitpunkt  früh  eintritt,  da  werden 
die  Ansätze  zur  realen  Nutzungsberechtigung  sehr  bald  beseitigt 
und  beschränkt  man  sich  nach  i-echtlicher  Ausbildung  der  allen 
Landleuten  zustehenden  Personalbei'echtigung  darauf,  den  fak- 
tischen Nutzungszustand,  der  sich  noch  lange  nach  dem  wirth- 
schaftlichen  Bedürfniss  richtet,  aufrecht  zu  erhalten.  Zorn 
Schutz  dieses  Zustands  wird  auch  sehr  bald  die  entsprechende 
rechtliche  Formel  gefunden,  die,  ohne  das  demokratische  GefilU 
der  Rechtsgleichheit  zu  verletzen,  dennoch  den  vorhandenen 
Unterschieden  von  Reich  und  Arm  auch  bezuglich  der  AUmend- 
nutzung  genügend  Rechnung  trägt.    Diese  Formel  ist  in  dem 
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bereits  oben  erwähnten,  in  den  Gebirgsgegenden  zur  Geltung 
gelangten  Satz,  dass  nur  das  aitf  dem  Sondereigen  im  Thal 
durchwinterte  oder,  in  milderer  Fassung,  dass  nur  das  bis  zu 
einem  gewissen  Tag  im  Fillhjahr  (gewöhnlich  der  15.  Mäi'z)  in 
der  Gemeinde  oder  im  Lande  befindliehe  Vieh  auf  den  Gemein- 
alpen gesommert  und  dass  kein  Holz  aus  dem  Gemeinwalde 
nach  Aussen  verkauft  werden  dürfe,  gefunden.  Wo  die  die 
Ausbildung  und  Erhaltung  der  persönlichen  Nutzungsberechti- 
gnng  begünstigenden  Umstände  sich  aber  erst  später  geltend 
machten,  da  hat  sich  mittlei-weile  der  faktisch  nur  oder  doch 
hauptsächlich  den  Güterbesitzern  zu  Gute  kommende  Nutzen 
als  Realrecht  mit  oder  ohne  rechtlich  umgrenzten  Inhalt  fixirt. 
So  finden  wir  denn  das  Bealrecht  namentlich  in  denjenigen 
Gegenden  ausgebildet,  in  denen  sich  die  grundherrliche  Gewalt 
lange  erhalten  hat  Zur  Eraelung  dieses  Resultats  mag  mit- 
gewirkt haben  die  Gleichai-tigkeit  des  Umfangs  der  einzelnen 
Hüben  und  Schupposen,  wie  wir  sie  namentlich  im  Bemischen 
Mittellande  finden,  und  das  Interesse  des  Grundlierm  an  der 
Erhaltung  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  seiner  Bauern, 
welche  ja  wesentlich  durch  die  ungeschmälerte  Benutzung  der  All- 
mend  bedingt  war.  Wenn  der  erstere  Umstand  die  regelmässige 
Verknüpfung  des  Nutzungsrechts  mit  den  einzelnen  Hüben  und 
Schupposen,  sowie  die  Bemessung  des  Nutzungsumfangs  nach 
der  Grösse  dieser  Güter  wesentlich  erleichterte,  so  liess  d«* 
zweite  sie  wünschenswerth  erscheinen.  In  Betracht  düi-fte  hier 
auch  noch  die  geringere  Macht  kommen,  die  der  Gesaramtheit 
der  Genossen  in  grundheniichen  Gemeinden  im  Vergleich  zu 
freien  Gemeinden  zustand  und  die  es  ihnen  dann  schwer 
machte,  einen  bestehenden  Zustand  durch  Mehrheitsbeschlüsse 
namentlich  dann  zu  verändeiii,  wenn  solche  Veränderungen 
nicht  im  Interesse  des  Grundherrn  lagen.  Lag  diesen  thatsäch- 
lichen  Zuständen  daher  bereits  innerlich  die  Tendenz  zur  recht- 
lichen Fiximng  durch  Gewohnheitsrecht  zu  Gininde,  so  drängte 
zu  einer  realen  Fixirung  des  Nutzungsrechts  auch  noch  die  von 
Innen  und  Aussen  wachsende  Bevölkerung,  besondei-s  dort,  wo 
der  Umfang  des  Allmend  nicht  gi'oss  war,  wie  das  namentlich 
in  den  aus  den  grösseren  Markgenossenschaften  ausgeschiedenen 
Ortsgemeinden  der  Fall  ist.  ®^) 

Unter  dem  Einfiuss  aller  dieser  Verhältnisse  bildeten  sich 
in  einigen  Theilen  des  Kantons  Bern,  namentlich  im  sog. 
Mittellande,  mit  Ausnahme  jedoch  des  Emmenthals,  sowie  in 
einzelnen  an  den  Kanton  Bein  grenzenden  Gemeinden  des 
Kantons  Solothuin  und  in  einzelnen  Gemeinden  der  Kantone 
Luzem,  St.  Gallen  und  Zürich  die  als  Rechtsamen  bekannten 
Realberechtigungen  aus.  Zugleich  fixirte  sich  neben  der  realen 
Berechtigung  auch  der  Inhalt  des  Nutzungsrechts  entsprechend 
der  Grösse  des  im  Pivateigenthum  befindlichen  Bodens.  Während 
anfangs  die  Nutzungsrechte  in  einer  und  derselben  Gemeinde  von 
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gleichem  oder  wenigstens  ähnlichem  Umfang  waren,  entqirecbend 
der  regelmässigen  Grösse  der  Sondergüter,  wurde  später,  ab- 
gesehen von  dem  schon  in  eine  frühere  Zeit  hinauf  reichenden 
Unterschied  von  Hubern  und  Schuppissern ,   Voll-  und   Halb- 
Spannern,  auch  noch  zwischen  den   Rechten  der  Baaem  and 
Tagwner  u.  s.  w.  unterschieden.    Ja  es  schloss  sich  die  Thei- 
lung    der   einzelnen   Rechtsamen    an   die   Zei'stückelung   des 
Grundbesitzes  an,  ohne  ihr  doch  immer  vollständig  parallel  zu 
gehen,  so  dass  kleine  Güter  grosse  Rechtsamen  und  grosse 
Güter  kleine  Rechtsamen  besitzen  konnten.    Dui*ch  periodische 
Neuvertheilungen   der   Rechtsameu   suchte   man  das  gestörte 
Gleichgewicht  wieder  herzustellen.     Deutlich   lässt   sich    die 
ganze  Entwickelun?  der  Rechtsamen  in  der  zum  Kanton  Solo- 
thurn   gehörigen   Gemeinde  Schnottwyl   verfolgen.     Bis  1675 
hatte   hier  nur  eine    Veitheilung    der    Nutzungsrechte   nach 
ganzen  und  halben  Rechten  bestanden.    In  diesem  Jahre  aber 
wurde  nach  langen  Reibungen  zwischen  Bauern  und  Tagwnem 
festgestellt:  „Wann  einer  ietziger  Zeit  viell  Guether  besitzt 
solle  (er)  soviell  (wie  billig)  an   den  i'echtsamben  nutzen^  als 
(er)  den  guetern  nach  beziehen  möchte.''    Bei  der  Vertbeilung 
der  Allmendnutzungen  wurde  das  Mass  von  8  Juchart  in  jeder 
Zeig  und  von  10  Mädern   Matten  als  der  Gütei-gehalt  fest- 
gestellt, zu  dem  ein  ganzer  Nutzungsantheil  gehören  solle.    Zu 
•  Juchart  in  jeder  Zeig  und  l^l^   Mäder  Matten  sollten   ^4 
Rechtsamen  gehören  u.  s.  w.     Diejenigen,  die  kleinere  Goter 
als  2  Juchart  in  jeder  Zeig  und  2V2  Mäder  Matten  besassen, 
hatten  nur  ^'5  oder  eine  sog.  Tagwner  Rechtsame  zu  bean- 
spruchen.   Alles  in  Allem  ergaben  sich  32  Rechtsamen,   von 
denen  es  heisst,   dass  sie  „in  das  künftige  weder  schwinen 
noch   wachsen,    sondern    immerwährend   verblyben  sollen'*.*") 
Noch  weiter  ging  die  Vertheilung  der  Rechtsamen  in  dem  zum 
Kanton  Beni  gehörigen  Dorf  Rychingen.     Nach  Ausweis  des 
Gewarsamebuchs  dieser  Gemeinde  stand  die  Nutzungsberech- 
tigung  in   derselben  bis   zum   Jahre   1743   einer  bestimmten 
Anzahl  von  Häusern  zu,  deren  Besitzer  an  der  AUmend  theil^ 
ganze,  theils  aber  auch  nur  halbe  Nutzungsrechte  hatten.    In 
diesem  Jahre  wurde  dann  ein  Vergleich  geschlossen,  demzufolge 
der  gesammte  Nutzen  in  eine  geschlossene  Zahl  gleicher  Theile 
zerlegt  wurde.    Diese  gleichen  Theile,  deren  man  54  zählte, 
vertheilte  man  dann  wieder  unter  die  einzelnen  Genossen  ent- 
sprechend der  Grösse  ihi-er   Grundstücke,   so  dass  10  ganze 
Theile  auf  8  Tagwner  entfielen,  die  bisher  nur  je  ^/,    Theile 
besessen  hatten,  und  43  Theile  auf  14  Bauern,  von  denen  der 
Meistberechtigte  6  Theile,  der  am  wenigsten   Betheiligte  ^', 
Theil  erhielt.    Ein  ganzer  Nutzungstheil  blieb  der  Gemeinde 
für  den  Wucherstur.^^)     In  der  zum  Kanton  Bern  gehörigen 
Gemeinde  Utzistorf  waren  1781  50  Rechtsame   sovertheüt, 
dass  die  Besitzer  von  2  Juchart  Land  und  weniger  keine  Recht* 
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samen,  die  von  2—6  Juchart  Vs»  die  von  6—12  Juchart  ^/4, 
die  von  12—24  Juchart  V, ,  die  von  24—36  Juchart  % ,  die 
von  86—48  Juchart  eine  ganze  und  die  von  48 — 60  Juchart 
IV4  Rechtsamen  erhielten  u.  s.  w.  Alle  5  oder  10  Jahre  sollte 
-eine  Neuvertheilung  der  Rechtsamen  nach  den  mittlerweile 
stattgehabten  Besitzveränderun^en  stattfinden.®') 

Die  Rechtsamen  konnten  dann  mit  dem  Grundbesitz,  an 
dem  sie  hafteten,  auch  an  Nichtoitsbürger  verkauft,  vererbt, 
verpfändet  u.  s.  w.  werden,  womit  denn  diese  ursprünglich 
dem  öffentlichen  Recht  angehörigen  Berechtigungen  allmälig 
zu  Gegenständen  des  allein  durch  das  Piivatrecht  bestimmten 
Verkehrs  geworden  waren.  Aber  auch  den  weiteren  Konse« 
quenzen  dieser  Privatisirung  konnten  die  Rechtsamen  sich  in 
der  Folge  nicht  entziehen.  Als  reine  Vermögensrechte  werden 
sie  allmälig  auch  von  dem  Grundbesitz,  mit  dem  sie  ursprüng- 
lich, als  Pertinenz  desselben,  verknüpft  waren,  losgelöst,  so 
dass  demnach  Veräusserungen  des  Grund  und  Bodens  mit 
Zurückhaltung  der  bisher  an  denselben  geknüpften  Rechtsamen 
und  wiederum  Veräusserungen  der  Rechtsamen  mit  Zurück- 
haltung des  Bodens  vorkommen  konnten.  So  waren  denn  die 
Rechtsamen  vielfach  in  die  Hände  von  Nichtgrundbesitzem 
gelangt,  womit  diese  vielhundertjährige  Entwickelung  des  Recht* 
samewesens  einen  Absehluss  gefunden  hatte,  der  dem  Anfang 
desselben  wenig  entsprach. 

Gegen  diese  letzte  Konsequenz  richteten  sich  —  fi-eilich 
zu  spät,  um  noch  von  Wirkung  zu  sein  —  im  Interesse  der 
Landwirthschaft  und  des  Gemeindelebens  zahlreiche  Verbote. 
Hierher  gehören  u.  A.  die  im  Jahre  1630  erlassene  Verord- 
nung des  Raths  von  Solothum  und  das  im  Jahre  1743  ergangene 
Verbot  der  Gemeinde  Rychingen,  welche  gegen  die  Trennung 
der  Rechtsamen  von  den  Grundstücken  gerichtet  waren.  ^') 

Die  in  den  Gebirgsgegenden  vorkommende  Verbindung 
von  Alprechten  mit  Wintergütem  hat  jedoch  die  zuletzt  ge- 
schilderte Entwickelung  nicht  durchgemacht.  So  besteht  in 
der  Bäuert  Grund  (Kanton  Bern,  A.  B.  Oberhasle,  Gemeinde 
Innerlkirchen),  wo  man  den  vorhandenen  Halt  der  Alpen  auf 
den  Grundbesitz  im  Thal  derart  vertheilt  hat,  dass  jeder  Grund- 
besitzer seinen  bestimmten  Antheil  Bergrecht  geniesst,  diese 
Verbindung  des  Wiesenbesitzes  mit  dem  Sömmerungsrecht  auf 
den  Kuhalpen  auch  noch  in  der  Gegenwart  fort.  Auch  in 
einigen  Gegenden  des  Kantons  Graubünden  hat  sich  der  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  liegenschaftlichen  Privateigen thum 
und  der  Benutzung  der  Allmenden  erhalten.®^) 

Zum  Theil  anders,  zum  Theil  ähnlich  verlief  die  Aus- 
bildung der  Nutzungsberechtigung,  namentlich  so  weit  sie  regel- 
mässige Waldnutzungen  zum  Gegenstände  hatte,  in  einer  Anzahl 
von  Gemeinden  der  Kantone  Zürich  und  Aargau«  Hier  erscheint 
das  Nutzungsrecht  an  die  Haushofstätten  geknüpft,  wobei  nur 
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anfangs  auf  den  mit  derselben  verbundenen  Landbesitz  einiges 
Gewicht  gelegt  worden  zu  sein  scheint.  Denn  bereits  im 
XIV.  Jahrhundert  wird  anerkannt,  dass  das  Sondergut  allein^ 
ohne  den  Besitz  einer  entspi'echenden  Ho&tätte,  keine  Berech- 
tigung giebt,  und  aus  späterer  Zeit  erfahren  wir,  dass  mit  dem 
Verlust  der  Haushofstätte  zugleich  auch  die  Gerechtigkeit  an 
Wonn  und  Weid  verwirkt  wird.  Seit  dem  XVI.  Jahrhondert 
wird  dann  die  Gerechtigkeit  noch  von  einem  zweiten  Requisit, 
dem  der  persönlichen  Zugehörigkeit  zum  Gemeindeverband  und 
dem  des  Wohnsitzes  im  Gemeindebezirk  abhängig  gemachL 
Parallel  mit  dem  Verbot  des  Bauens  neuer  Häuser,  sowie  mit 
der  Errichtung  neuer  Haushofstätten  ,,innert  und  usser  Eiters'", 
welche  entweder  in  fi-audem  legis  oder  in  Folge  specieller 
Koncession  erfolgte,  geht  dann  die  Ausscheidung  der  alten 
Haushofetätten  innert  Etters,  als  solcher,  deren  Besitz  allein 
die  Allmendberechtigung  gab.  Diese  Ausscheidung  wurde  vor- 
bereitet durch  das  ausdillckliche  Versprechen  Deijenigen,  denen 
vom  Rath  ausnahmsweise  die  Koncession  zum  Bau  neuer  Häuser 
ertheilt  wurde,  des  Inhalts,  dass  sie  keinen  Anspruch  auf  den 
Bezug  von  Holznutzungen  erlteben  würden.  Diese  neuen, 
meistentheils  ausserhalb  Etters  gelegenen  Häuser  und  der  ihnen 
zugetheilte  Raum  sollten  auch  nicht  'Haushofstätten  heissen, 
oder  doch  deutlich  von  den  alten  Haushofstätten,  denen  die 
Gerechtigkeiten  anklebten  und  die  man  als  rechte  Hofstätten, 
Ehhofstätten ,  Ehehaftenhofstätten  bezeichnete,  unterschieden 
werden.  Mehrfach  begegnen  wir  in  den  Quellen  einer  genauen 
Aufzählung  der  Zahl  der  in  einer  Gemeinde  vorkommenden 
Hofstätten,  mit  Beifügung  der  Angabe,  ob  sie  behauset  sind 
oder  nicht.  Die  Erschwerung  des  Baues  neuer  Häuser,  sowie 
die  Beschränkung  der  Gerechtigkeiten  auf  die  alten  Häuser 
führte  bei  wachsender  Bevölkerung  zur  Vergrösserung  der  vor- 
handenen Häuser  und  zur  Anlegung  von  mehreren  Feuerstätten 
in  einem  Hause.  Aehnlich  den  Rechtsamen  bildeten  sich  auch 
die  Gerechtigkeiten  immer  mehr  im  Sinn  privatrechtlicher 
Vermögensrechte  aus.  Dies  geschah  hauptsächlich  in  doppelter 
Richtung.  Einmal  werden  die  Gerechtigkeiten  bereits  früh 
von  den  Häusern  abgetrennt  und  für  sich  veräusserlich  ge- 
macht. So  erwähnt  bereits  eine  ungedruckte,  die  Züricher 
Gemeinde  ZoUikon  betreifende  Urkunde  aus  dem  Jahre  1359 
fixirter  Antheilsrechte  an  einer  Waldung,  Gerter  genannt,  die 
bereits  damals  aufgehört  hatten,  Pertinenz  bestimmter  Güter 
zu  sein,  indem  sie  innerhalb  des  Kreises  der  Gemeindegenossen 
frei  veräusserlich  waren.  Dann  aber  entstanden  allgemein 
durch  Theilung  der  ganzen  Gerechtigkeiten  in  halbe,  viertel, 
achtel  U.S.  w.  Gerechtigkeiten,  welche,  in  einigen  Gemeinden  duiTh 
Verkauf,  Verpfändung  und  Vererbung  auch  an  Nichtbürger, 
mochten  dieselben  nun  in  der  Gemeinde  wohnen  oder  nicht, 
übergehen  konnten,  während  in  anderen  Gemeinden  wenigstens 
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die  Zugehörigkeit  zum  persönlichen  Gemeindeverband  fort  und 
fort  Voraussetzung  des  Genusses  der  Gerechtigkeiten  blieb. 
Den  durch  diese  Entwicklung  in  dem  Kanton  Zürich  entstan- 
denen Zustand  schildert  ein  zeitgenössischer  Historiker  folgender- 
niassen :  „Hier  bewohnt  ein  Bauer  ein  altes  Haus,  zu  dem  eine 
ganze  ^^Gerechtigkeit''  gehört ;  daneben  sehen  wir  etliche  Nach- 
barn, die  als  Vei'wandte  je  in  einem  Hause  zusammen  wohnen 
und  sich  in  eine  Gerechtigkeit  theilen;  einige  andere  haben 
nur  noch  ein  Yieitel  oder  Sechstel ;  ein  Hintersasse  mit  eigenem 
Haus  bewirbt  ein  Stück  Allmende,  das  er  von  einem  Genossen 
durch  Zufall  hat  kaufen  können.  Ein  Theil  der  Gemeinde- 
hewohner  hat  beschränkte  Weiderechte,  andere  gar  keine  mehr; 
die  Ärmsten  sammeln  das  nöthige  Holz  und  Gras  mit  thun- 
liebster  Vorsicht,  wo  sie  etwas  finden  mögen,  weil  man  es 
nicht  gerne  sieht" 

Gegen  diese  Privatisirung  der  Gerechtigkeiten  kämpfen 
dann  —  freilich  erfolglos  —  die  gegen  das  Theilen  von  Hof- 
stätten und  Häusern  unter  mehrere  Eigenthümer,  sowie  gegen 
die  Verftusseiamg  von  Haushofstätten  und  Häusern  ohne  Ge- 
rechtigkeiten und  umgekehrt  gerichteten  Verbote,  endlich  die 
Bestimmung,  dass  den  mehreren  in  einem  Hause  wohnenden 
Haushaltungen  zusammen  nicht  mehr  an  Nutzungen  gewährt 
werden  solle,  als  wenn  sich  nur  eine  Haushaltung  im  Hause 
befände.  Auch  zeigte  sich  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XVIII.  Jahrhunderts  in  vielen  Gemeinden  das  Bestreben, 
die  masslos  zei-splitteii;en  und  von  ihrem  Substrat  losgelösten 
Gerechtigkeiten  zu  grösseren  Antheilen  zusammenzulegen  und 
wieder  mit  den  Häusern  zu  vereinigen.  ^^) 

Aehnlich  ^ie  in  den  Kantonen  Aargau  und  Zürich  ist  auch 
in  einigen  Gemeinden  des  Kantons  Appenzell— A.-Rh.  das 
Nutzungsrecht  mit  bestimmten  Häusern  verknüpft  und  wird 
aussei-dem  zur  Ausübung  desselben  verlangt,  dass  der  be- 
treffende Hauseigenthümer  zugleich  Genosse  sei.  Bereits  in 
einem  Schiedsspruch  von  1540,  welcher  die  Rechtsverhältnisse 
der  Holzgenossenschaft  von  Steinegg  und  Watt  regelte,  wird 
der  Holzvertheilung  auf  die  einzelnen  Feuei'Stätten  Erwähnung 
gethan^  und*  1605  bestimmte  die  Gemeinde  Kurzenberg,  dass 
nur  die  bereits  durch  ihre  Geburt  dem  Bürgerverbande  an- 
gehörigen  Glieder  dieser  Gemeinde,  die  zugleich  im  Bezirk 
wohnen  und  Güter  besitzen,  ein  Recht  auf  die  Gemeinmark 
haben.  Auch  in  der  Gemeinde  üi-näsch  iiihte  im  XVI.  Jahr- 
hundert die  Holzgerechtigkeit  auf  den  Haushofetätten  und 
sollten  mehrere  Haushaltungen,  welche  auf  einem  Gut  und  in 
einem  Hause  wohnten,  zusammen  nicht  mehr  als  einen  Holz- 
tbeil  beziehen.  Detaillirter  sind  die  Bestimmungen  der  zu  der 
Kircbböre  Gais  gehörigen  Genossenschaft  Hackbühl,  wie  sie 
uns  aus  einer  Urkunde  des  Jahres  1663  entgegentreten.  Dar 
nach  soll  Demjenigen,  der  im  Bezirk  des  HackbQhl  Haus  und 
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Gut  besitzt  und  das  Haus  das  ganze  Jahr  hindurch  bewohnt, 
ein  Holztheil  verabreicht  werden.  Yerheirathete  Söhne  und 
Schwiegersöhne,  die  im  selben  Hause  wohnen,  sollen  ihren 
eigenen  Antheil  erhalten,  zur  Miethe  wohnende  Personen  aber 
nur,  sofern  die  Genossen  ihnen  etwas  bewilligen.  Wer  ein 
neues  Haus  im  Bezirk  des  Hackbühl  erbaut,  ohne  eine  alte 
Haushofstätte  zu  haben,  der  soll  sich  in  Beziehung  auf  die 
Nutzung  „mit  gemeinen  Hackbühlern  vergleichen^'.^^) 

Auch  in  einigen  Gemeinden  des  Kantons  Zug  haben  sich 
die  Gerechtigkeiten  ähnlich  entwickelt  wie  in  den  eben  er- 
wähnten Kantonen.  Bereits  früh  stossen  wir  in  denselben  auf 
eine  Anzahl  von  Hofstätten,  mit  deren  Besitz  feste  Nutzungs- 
rechte an  der  gemeinen  Mark  verknüpft  waren.  Solcher  Hof- 
stätten gab  es  in  Blickenstorf  22,  in  Deinikon  18 ,  in  Linden- 
heim 20,  in  Städtli  23.  In  Blickenstorf  wurde  1669  der  Bau 
neuer  Häuser  geradezu  verboten,  und  die  zu  Baar  gehörende 
Dorfgemeinde  erkannte  1741,  dass  neue  Häuser,  selbst  wenn  sie 
von  Dorfmännem  erbaut  worden  waren,  die  Gerechtigkeit  nicht 
besitzen  sollten.  Auch  in  der  Gegen  wait  haben  sich  die  mit 
dem  Besitz  bestimmter  Häuser  ver^üpften  Gerechtigkeiten  er- 
halten in  den  Korporationsgemeinden  Steinhausen,  Städtli,  Dor^ 
Blickenstorf,  Deinikon,  Inwyl,  Grüth  und  Hünenberg,  und  ist 
ihre  Ausübung  auch  hier  abhängig  gemacht  von  der  Zugehörig- 
keit der  Hausbesitzer  zum  Verband  der  betreifenden  Kor- 
porationsgemeinde.  ^ '') 

Endlich  war  auch  in  einigen  Gemeinden  der  Kantone 
St.  Gallen,  Luzem  und  Thurgau  die  Nutzungsberechtigung  nicht 
nur  an  die  Genossenqualität,  sondern  zugleich  auch  an  den 
Besitz  bestimmter  Häuser  geknüpft.^^) 

Im  Kampf  gegen  die,  auf  eine  Ausbildung  rein  persön* 
lieber  Nutzungsrechte  drängenden  Faktoren  haben  sich  die 
RealrechtO;  wie  oben  gezei^  wurde,  zum  Theil  siegreich  zu 
behaupten  gewusst,  wobei  sie  sich  aber  von  dem  Zusammenhang 
mit  der  politischen,  socialen  und  wirthschaftlichen  Ordnung 
immer  mehr  ablösten  und  so  aus  eigentlichen  AUmendberech* 
tigungen  zu  privatrechtlichen  Vermögensrechten  erstarrt  sind. 

Zu  den  die  pei-sönliche  Gestaltung  der  Nuti^ngsberech- 
tigung  begünstigenden  Umständen  gehört  die  namentlich  in 
den  Gebirgsgegenden  bereits  fiüh  erfolgte  Ausbildung  von  freien 
Landverbänden,  Gemeinden  und  Korporationen,  in  denen  jeder 
männliche  Genosse  anfangs  von  seinem  14.  oder  15.,  dann  wenig- 
stens vom  16.  oder  18.  Lebensjahre  vollberechtigt  war.^^)  Das 
durch  die  Wahiiiehmung  der  Gemeinde-  und  Landesangelegen- 
heiten in  einigen  Ländern  —  Schwyz,  Uri,  Entlibucb,  Ober- 
hasle  —  durch  ein  und  denselben  Körper  erzeugte  und  ge- 
hobene Selbstgefühl  der  Genossen,  sowie  der  in  den  Gebirgs- 
ländern  herrschende  trotzige  Sinn  für  Freiheit  und  Gleichheit 
liessen   dann    die   rechtliche  AbscMiessung  nur   der   grund- 
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besitzenden  Klasse  der  Bevölkerung  als  allein  an  der  Ällmend* 
nutzung  Berechtigter  um  so  weniger  aufkommen,  je  unentbehr- 
licher diese  Nutzungen  fbr  alle  Gebirgsbewohner  waren  und 
sind.  In  den  Gemeinden  der  Ebene  wirkten  der  Befestigung 
von  realen  Nutzungsrechten  entgegen  die  allerdings  ei-st  viel 
später,  namentlich  seit  dem  Erlass  der  Armen-  und  Bettel- 
ordnungen, neben  den  alten  Bauer-  und  Dor&chaften  erstarken- 
den persönlichen  Gemeindeverbände,  sowie  die  Umwandlung 
der  auf  der  Konzession  der  Grundherren  beruhenden  hofrecht- 
lichen Verbände  in  autonome  Bürgerrechtsgenossenschaften. 
Femer  kommen  hier  in  Betracht  die  seit  der  Reformation  all- 
mälig  vor  sich  gehende  Auflösung:  der  alten  wirthschafüichen 
und  socialen  Ordnung,  die  Zunahme  der  Zahl  der  in  den 
Dörfern  sich  niederlassenden  Beisassen,  die  in  dem  Reformations- 
zeitalter zur  Geltung  gelangte  demokratische  Idee  und  end- 
lich der  ausgleichende  Einfluss,  den  die  erstarkten  Regierungen 
auf  die  Gestaltung  der  Allmendverhältnisse  ausübten.  Von 
entscheidendem  Einfluss  waren  aber  namentlich  die  Verän- 
derungen, welche  in  der  Benutzungsweise  der  Allmend  Platz 
griffen.  So  lange  diese  hauptsächlich  als  Gemeinweiden  be- 
nutzt wurden,  kamen  sie  mit  geringen  Ausnahmen  nur  den 
Vieh-  und  Güterbesitzeiii  zu  gute ;  als  es  dag^en  üblich  wurde, 
immer  grössere  Theile  der  Allmend  in  Sondemutzung  zu  ver- 
geben, bekamen  die  Nutzungen  für  die  Nichthablichen  einen 
erhöhten  Werth.  Diesen  verschiedenen  Faktoren  ist  es  zuzu- 
schreiben, dass  die  rein  persönliche,  lediglich  auf  der  Zugehörig- 
keit zu  einem  bestimmten  Verbände  beruhende  Nutzungs- 
berechtigung sich  je  länger,  je  mehr  auf  Kosten  der  Realnutzung 
ausbreitete.^^^)  Und  zwar  war  in  den  Gebirgsgegenden  dieser 
Verband  meist  der  weitere  des  Landrechts,  der  allein  schon 
für  seine  Angehörigen  die  Nutzungsberechtigung  begründete, 
indem  die  Ortsgemeindeverbände  sich  hier  zum  Theil  erst  sehr 
spät,  ja  zum  llieil  erst  in  der  jüngsten  Zeit  ausgebildet  haben 
und  in  einigen  Gegenden  (Uri,  Schwyz,  AppenzeU-L-Rh.,  Toggen- 
burg, Einsiedeln,  Enüebuch)  noch  heute  ohne  wesentlichen 
Einfluss  auf  die  Nutzungsberechtigung  sind.  Hier  heissen  die 
nutzungsberechtigten  Genossen  Landleute.  Nur  in  Zug,  Unter- 
waiden, Glarus,  in  einigen  Theilen  des  Bemer  Oberlandes,  in 
der  March,  in  Küssnacht  und  in  Appenzell  A.  RL,  wo  sich  die 
Uerthen,  Theilsamen,  Tagwen,  Bäuerten,  Genosssamen  und 
Kirchspiele  bereits  früh  aus  den  grösseren  Verbänden  abgelöst 
und  ihre  Bewohner  sich  ebenfalls  früh  nach  Aussen  ab- 
geschlossen haben,  genügte  das  Landrecht  allein  nicht  mehr 
zur  Begründung  des  Nutzungsrechts,  sondern  es  musste  zu  dem 
Landrecht  noch  das  Gemeinde-  oder  Genossenrecht  hinzu- 
kommen. Die  nutzungsberechtigten  Genossen  heissen  hier 
Dorfleute,  Bergleute,  KUcher,  Theiler,  Uerthner,  Genossen, 
Tagwenleute.    Und  wie  in  diesen  Gebii^kantonen  ausnahms- 
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weise,  so  giebt  in  der  Ebene  der  Regel  nach  erst  die  Za- 
gehörigkeit zu  dem  örtlichen  Bürgergemeindeverband,  die 
übrigens  nach  schweizerischem  Staatsi*echt  mit  der  Zugehörig- 
keit zum  landrechtlichen  Verbände  unauflöslich  verbunden  ist, 
das  persönliche  Nutzungsrecht.*^^)  v 

Während  dieser  persönliche  Verband,  und  zwar  sowohl 
der  weitere  als  der  engere,  anfangs  alle  am  Orte  ansässigen 
Haushaltungsvorstände  umfasste  und  auch  der  Eintritt  neuer 
Zuzüger  in  denselben  ein  leichter  war,  schlössen  sich  die  Be« 
rechtigten  mit  der  Zeit  in  demselben  Grade,  wie  das  Andrängen 
von  Aussen  stärker  wurde,  um  so  engherziger  gegen  jeden 
weiteren  Zuzug  ab.  Dieser  Abschluss  der  persönlich  Berech- 
tigten nach  Aussen  stellt  einen  ähnlichen  Vorgang  dar,  wie 
die  Monopolisirung  des  Gemeindenutzens  durch  die  Rechtsame- 
und  Gerechtigkeitsbesitzer,  nur  dass  die  Gioindlage  der  Be- 
rechtigung in  beiden  Fällen  eine  vei'schiedene  war.  Denn 
während  in  beiden  Fällen  die  im  Genuss  der  Nutzungen  be- 
findlichen Personen  diesen  Zustand  für  sich  und  ihre  Rechts- 
nachfolger möglichst  ungeschmälert  zu  erhalten  suchten,  war 
diese  Rechtsnachfolge  in  dem  einen  Fall  durch  die  Ueber- 
tragung  des  Sonderbesitzes,  an  dem  die  Nutzungsberechtigung 
haftet,  im  anderen  Fall  dagegen  durch  die  Blutsverwandtschaft 
bedingt.  Denn  ebenso  wie  die  Zahl  der  in  einer  Gemeinde 
Realberechtigten  sich  auf  den  Kreis  der  Besitzer  bestimmter 
Güter  oder  Häuser  beschränkte,  so  war  auch  die  Zahl  der  in 
einer  Gemeinde  persönlich  Nutzungsberechtigten  von  der  Zahl 
der  eingebürgerten  Familien  abhängig.  Der  durch  den  Einkauf 
ermöglichte  Eintritt  eines  Fremden  in  den  genossenschaftlichen 
Verband  enthielt  freilich  eine  Durehbrechung  des  Blutsprincips, 
derselbe  wurde  aber  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  erschwert 
und  in  einigen  Gemeinden  sogar  zeitweilig  ausgeschlossen.  Die 
Abschliessung  der  nutzungsberechtigten  Familien  nach  Aussen 
ist  in  den  verschiedenen  Gegenden  bald  früher,  bald  später  er- 
folgt. So  redet  das  aus  dem  Jahre  1399  stammende  Dorfrocht  you 
Buochs  bereits  von  einem  Einkauf  in  das  Genossenrecht,  was  doch 
voraussetzt,  dass  die  vorhandenen  Nutzniesser  sich  nach  Aussen 
abgeschlossen  haben  müssen.  Dagegen  scheinen  in  Appenzell 
die  Allmenden  noch  bis  zum  Schluss  des  XVI.  Jahrhunderts  von 
allen  Bewohnern  der  Rhoden  benutzt  worden  zu  sein.  Im 
Jahre  1585  oder  1586  bestimmte  dann  die  Rhode  Herisau, 
dass  die  Hintersassen  keinen  Antheil  mehr  an  diesen  Mutzungea 
haben  sollen,  die  Rhode  Dmäsch  dagegen  hielt  dartfn  fest, 
dass  wer  an  das  Gemeindegut  beitrage,  auch  den  Gemeindewald 
nutzniessen  solle.  Ein  Beschluss  der  Thalgemeinde  Urseren 
vom  10.  Mai  1682  bestimmte,  „dasz  fürohin  kein  frömbder,  er 
sye  gleich  Beysass  oder  ander,  dass  sie  bey  uns  Matten  kauften 
oder  erbten,  ganz  kein  Theil  zu  den  Alpen  und  Allmeinden 
haben,  kein  einziges  Raubt  Vieh  aufzutreiben.^    In  der  Ebene 
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gebt  die  Abschliessung  der  Nutzberechtigten  mit  der  Ausbil- 
dung und  Befestigung  der  Bürgei*gemeinden  parallel.  Die 
EinkaufegebOhren ,  Bfirgergelder  u.  s.  w.  waren  anfangs  von 
massiger  Höhe,  stiegen  dann  immer  mehr  und  erreichten  im 
XVII.  oder  doch  im  XVIII.  Jahrhundert  ihren  Höhepunkt. 
So  ergiebt  sich  aus  einem  Stanser  Genossenprotokoll  folgende 
Progression  der  Einkaufsgelder:  1496:  5  Pfd.,  1512:  30  Pfd., 
1523:  50  Pfd.,  1566:  100  Pfd.,  1594:  200  Pfd.,  1599:  400 Pfd., 
1630:  800  Pfd.,  1684:  1200  Pfd.  Zudem  wurde  die  Aufnahme 
neuer  Genossen  auch  sonst  noch  mannigfach  erschwert,  indem 
man  fQr  diese  Aufnahme  das  einstimmige  Votum  der  Genossen 
verlangte  oder  vorschrieb,  dass  der  Bewerber  um  das  Ge- 
nossenrecht eine  Zeit  lang  in  der  Gemeinde  gewohnt  haben 
müsse  u  s.  w.  Verloren  ging  das  Genossenrecht  durch  Tod, 
Aufnahme  in  eine  andere  Genosssame,  bisweilen  auch  durch 
Verheirathung  mit  einem  ^Ichtbürger,  sowie  durch  Ausschluss 
zur  Strafe. '0«) 

Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  hatte  die  Befestigung 
der  Realrechte  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Diese 
waren  bisweilen  so  stark,  dass  es  ihnen  sogar  gelang,  die  be- 
reits ausgebildeten  Realrechte  einer  Gemeinde  in  rein  pereön- 
liche  umzuwandeln.  Von  Einfluss  auf  die  Umbildung  der  realen 
Nutzungsrechte  in  persönliche  mag  namentlich  die  Verbindung 
freier  und  unter  giiindherrlicher  Gewalt  stehender  Personen 
in  einer  Allmendgenossenschaft  gewesen  sein,  wozu  dann  noch 
das  später  in  Folge  der  Armengesetzgebung  stärker  hervor- 
tretende persönliche  Element  hinzutrat,  um  etwaige  Ansätze 
zu  Realberechtigungen  zu  beseitigen.  Eine  solche  Umbildung 
hat  vielfach  bereits  in  fiüher  Zeit,  namentlich  aber  seit  dem 
Verschwinden  der  Grundherrschaften,  seit  der  Auflösung  der 
alten  Agrarverfassung  und  seit  der  Zerstückelung  des  Sonder- 
besitzes stattgefunden.  ^^^  Sie  ist  übrigens  nicht  nur  in  älterer 
Zeit,  sondeiii  noch  in  den  letzten  hundert  Jahren  wiederholt 
vorgekommen.  So  war  die  Streunutzung  in  Nidwaiden  ui*sprüng- 
lich  ein  den  einzelnen  Gütern  anklebendes  Realrecht  Dieses 
Güterrecht  findet  seinen  deutlichen  Ausdruck  noch  in  dem 
Oeschwoi-nenurtheil  vom  28.  Febi-uar  1771,  welches  einem 
Melchior  Wagner  „die  benöthigte  Streue  für  seinen  Wohnsitz 
Ennerberg''  zusprach.  Neuerdings  ist  aber  auch  hier  eine 
Verloosung  der  Streu  unter  die  Genossen  üblich  geworden. 
Auch  aus  den  Kantonen  St.  Gallen,  Graubünden  und  Scliaif- 
hausen  wird  berichtet,  dass  noch  am  Schluss  des  vorigen  Jahr- 
hunderts Umwandlungen  von  Realrechten  in  Personalrechte 
stattgefunden  haben.^®*) 

I>och  gelang  es  den  auf  die  Ausbildung  von  Personal- 
1-echten  hindrängenden  Umständen  nicht  überall,  ein  Resultat 
wie  das  obige  zu  eraielen,  sondeni  es  blieben  in  einigen 
Gegenden  die  Realberechtigungen  stehen  und  gelangten  neben 
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denselben  in  einer  und  derselben  Gemeinde  Pfersonalrechte  zur 
Geltung.     Das  konnte  namentlich  dort  geschehen,   wo  Biekt 
der  ganze  Nutzungsgehalt  der  AUmend  unter  die  RealbereclH 
tigten  veilheilt  worden  war.    Solche  Gemeinden  r&umten  den 
ärmeren  Klassen  geiii  einige  Nutzungen  ein,  weil  sie  dadurch 
theils  der  Almosengenössigkeit  mancher  Gemeindeglieder  vor- 
beugten oder,    wo  diese  bereits  eingetreten  war,  sich  durch 
Anweisung  von  Allmendstücken  an  die  Armen  auf  die  bequemste 
Art  ihrer  Pflicht,  für  die  Gemeindearmen  zu  sorgen,  entledigten. 
Aber   auch   das  richtig  verstandene  Interesse   der  hablichen 
Bauern,  die  im  Besitz  der  Realrechte  waren,  widei-strebte  einer 
solchen  Begründung  von  bescheidenen  Pei'sonalrechten  an  sich 
nicht,  da  diese  einer  aufstrebenden  Klasse  zu  Gute  kamen, 
von  der  die  Doifleute  manche  Vortheile  genossen,  indem  sie 
sie  als  Tagelöhner  und   Handwerker  brauchten,    ihnen   ihre 
Bodenprodukte    verkauften    u.   s.    w.     So    wurde    denn    den 
Tagwnera,  Söldnern,  Aimen,  sofeni  sie  nur  die  persönliche 
Genosssame  besassen  und  eigene  Haushaltung  führten,  „aus 
Barmherzigkeit,   nit  von  Rechtswegen'S  namentlich  von  den 
GrundheiTon  und  Vögten,  aber  auch  von  den  Gemeinden  selbst, 
abgesehen  von  den  den  Hauptnutzen  der  Allmend  weiter  ge> 
niessenden  Realberechtigten,  rein  persönliche  Nutzungen  ein- 
geräumt.   Dieselben  waren  anfangs,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
prekrärer  Natur,  haben  dann  aber  hier  und  da  im  Lauf  der 
Zeit  einen  rechtlichen  Charakter  angenommen.    Dies  geschah, 
seit  aus  Anlass  von  Streitigkeiten  zwischen  den  OrtsbOrgem 
und  den  Dorfmännem  durch  gerichtliche  Urtheile  und  Ver* 
gleiche  den  Rechtsame-  und  Gerechtigkeitsbesitzem  bisweil^i 
die  Pflicht  auferlegt  wurde,  den  Ortsbürgem  bestimmte  regel- 
mässige Nutzungen  an  der  Allmend  zu  gewähren.    Diese  per- 
sönlichen Nutzungen  hatten  meist  einen  massigen  und  jeden- 
falls geringeren  Umfang,   als   die   Realnutzungen.     Vielfach 
pflegten  sie  auf  die  Benutzung  der  Gemeinweide  durch  eine 
Anzahl   von   Gross-  oder  Kleinvieh  beschränkt  zu  sein.    So 
durften  die  Armen  1600  in  der  Gemeinde  Buttisholz,  Kanton 
Luzein,   „ein  Ku  uftriben^S    nach  der  Öffnung  von  MeUen, 
Kanton  ZUrich,  „ein  kuo  und  ein  swin  ze  holtz  und  ze  veld 
gan  lassen'^,  nach  der  Dorfordnung  von  Rotenschwil  von  1691, 
Kanton  Aargau,  „den  gemeinen  Weidgang  nit  mehr  als  mit 
einem  erwachsenen  und  mit  einem  jungen  unerwachsenen  Stüdc 
Vieh  genieszen'',   nach   dem  Dorf  recht  von  Rustenschwil  von 
1729,  Kanton  Aargau,  eine  Kuh  oder  zwei  Geissen  halten  und 
auf  die  Allmend  treiben.    Auch  werden  kleine  AUmendpl&tse, 
geringe  Quantitäten  von  Brennholz,   hauptsächlich   aber   die 
Nebennutzungen  des  Waldes  (Streu,  Leseholz,  Weide)  und  der 
Alpen  (Wildheu,  Ziegen-  und  Schafweide)  den  Armen  derjenigen 
Gemeinden  angewiesen,  in  denen  der  Hauptnutzen  den  Grund- 
oder Häuserbesitzem  nach  wie  vor  erhalten  blieb.  ^^^) 
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Wahrend  in  den  eben  angeführten  Beispielen  die  realen 
Nutzungsrechte  die  Begel  und  die  persönlichen  Nutzungsrechte 
die  Ausnahme  bilden,  finden  sich  auch  wieder  andere  Ge- 
meinden, in  denen  die  neuere  persönliche  Entwickelung  d(9s 
Nutzungsrechts  fast  vollständig  zum  Durchbruch  gelangt  ist, 
aber  gleichwohl  einzelne  Uebeireste  von  zu  den  Gütern  ge- 
hörigen Bealrechten  stehen  geblieben  sind,  so  z.  B.  in  einigen 
Nidwaldner  Gemeinden.  Von  diesen  realen  Nutzungsrechten  sind 
häufig  nur  schwer  zu  unterscheiden  diejenigen  Bechte,  die  ohne 
Zusammenhang  mit  der  alten  Gemeindeverfassung  als  Servi- 
tuten entstanden  sind,  bei  Gemeinden  aller  Art  vorkommen 
können  und  auf  speciellen  privatrechtlichen  Titeln  i-uhen.*^^) 

Feiner  ist  noch  einer  besonderen  Ait  der  Nutzungsberech- 
tigung zu  gedenken,  welche  weder  den  Besitz  bestimmter  Grund- 
stücke oder  Häuser,  noch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  persön- 
lichen Verbände  zur  Voraussetzung  hat,  sondei-n  an  bestimmte 
Berufszweige  oder  Aemter  geknüpft  ist.  Hierher  gehörten  die 
höchst  persönlichen  Nutzungsrechte  der  Meyer,  Keller  und 
Forster  in  den  früheren  grundhen-lichen  Gemeinden,  sowie  die 
des  Doi*&chmiedes,  Müllers,  Zieglers,  Wagners  in  grundherr- 
lichen und  fi-eien  Gemeinden,  zu  einer  Zeit,  als  man  die  Ver- 
treter dieser  für  den  Bauern  unentbehrlichen  Gewerbe  glaubte 
besonders  begünstigen  zu  müssen;  hierher  gehöran  die  zum 
Theil  auch  noch  gegenwärtig  bestehenden  Bechte  des  Pfarrei-s 
und  Schulldirers. 

Endlich  sind  hier  noch  anzuführen  die  bei  besonderen 
Vorkommnissen  üblichen  einmaligen  Allmendnutzungen ,  die 
auch  denjenigen  Personen  zu  Theil  wurden,  welche  sonst  nicht 
zu  den  Nutzungsberechtigten  gehörten.  So  fanden  bei  Geburten, 
Verlobungen,  Hochzeiten  und  Sterbefällen  besondere  Holz- 
vergabungen statt;  bei  den  Geburten  wurde  gewöhnlich  zwischen 
Knaben  und  Mädchen  unterschieden,  indem  z.  B.  in  einigen 
Gemeinden  bei  der  Geburt  von  Knaben  ein  Fuder,  bei  der 
von  Mädchen  nur  ein  Karren  voll  Holz  g^eben  zu  werden 
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Als  Besultat  unserer  bisherigen  Ausführungen  über  die 

Allmendberechtigung  dürfen  wir  den  Satz  aussprechen,  dass 
die  reale  Nutzungsberechtigung  seit  dem  vorigen  Jahrhundert 
nur  noch  als  Ausnahme  von  der  Begel  erscheint  Diese  wird 
durch  die  Herrschaft  der  persönlichen  Nutzungsberechtigung, 
welche  seit  jener  Zeit  über  den  grössten  Theil  der  deutschen 
Schweiz  verbreitet  ist»  gebildet.  Das  Gebiet,  in  dem  die  per- 
sönliche Nutzungsberechtigung  zur  Geltung  gelangt  ist,  um- 
fieisst  sämmUiche  Städte,  die  Gebirgskantone  mit  nur  ver- 
sehwindend geringen  Ausnahmen,  in  denen  sich  die  Beal- 
nntznng  behauptet  hat,  und  von  den  Kantonen  der  Ebene  das 
ganze  bemisdie  Seeland,  sowie  andere  Theile  des  Kanton  Bern, 
den  ganzen  Kanton  Baselland,  femer  den  grössten  Theil  der 
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Kantone  Solothurn,  Aargau,  Thurgau  und  St  Gallen  und  end- 
lich Theile  der  Kantone  Luzem,  ZQrich  und  Zug. 

Bevor  an  die  detaillirte  Darstellung  des  gegenwärtigen 
Zustandes  der  Nutzungsberechtigung  in  den  einzelnen  Kantonen 
gegangen  wird,  ist  noch  einer  innerhalb  der  persönlichen 
Kutzungsberechtigung  in  den  letzten  hundert  Jahren  auf- 
getretenen tiefgreifenden  Veränderung  zu  gedenken.  Während 
nämlich  bis  zur  helvetischen  Revolution  allgemein  die  persön- 
liche Nutzungsberechtigung  ausser  von  der  Zugehörigkeit  des 
Berechtigten  zu  einem  bestimmten  pei*sönlichen  Gemeinde-. 
Korporations-  oder  auch  nur  Land- Verbände  noch  von  einer  Reihe 
anderer  Requisite  abhängig  gemacht  war,  geht  das  Streben  seit 
jener  Zeit  dahin,  von  letzteren  Requisiten  fortan  abzuseben.'^^; 

Zu  denselben  gehörte  in  ei*ster  Linie,  dass  derjenige,  der 
die  Nutzungsberechtigung  ausüben  wollte,   nicht  nur  Mitglied 
der  Nutzungsgenossenschaft,  sondern  auch  im  Bezirk  derselben 
anwesend  sein,  namentlich  aber  eine  eigene  Haushaltung  oder 
„einen  eigenen  Hausstand,"  n^ig^n  Feuer  und  Licht,"  „eigenen 
Rauch,"  „eigenen  Heerd"  u.  s.  w.  haben  oder  sich  im  Besitz 
eines  eigenen  Ofens,  einer  eigenen  Feuerstätte  befinden  musste. 
Dieses  Führen  einer  eigenen  Haushaltung,  dieses  Haushäblich- 
sein,  oder  wie  die  von  den  Quellen  gebrauchten  Ausdrücke 
sonst  lauten  mögen,  hat  ursprünglich  einen  weiten,  inhaltreichen 
Sinn,  indem   dasselbe  sowohl  die  Ansässigkeit  auf  eigenem 
Gi-und  und  Boden  und  im  eigenen   1  lause  innerhalb  Etters, 
die  wirthschaftliche  Selbstständigkeit,  das  Verheirathsein  u.  s.  w. 
in  sich  schloss.   Im  Laufe  der  Zeit  ist  der  weite  Begriff  jedoch 
zusammengeschrumpft  und  bezeichnet  gegenwärtig  entweder 
nur  die  wirthschaftliche  Selbstständigkeit,  die  aber  mit  keinerlei 
Grundbesitz,  femer  gewöhnlich  nicht  mit  der  Begründung  einer 
eigenen  Familie,  ja  nicht  einmal  immer,  wenn  auch  meist  mit 
eigener  Wohnung  und  eigener  Hauswirthschaft  verbunden  zu  sein 
braucht  feinige  Thurgauische  Gemeinden),  oder  er  enthält  gerade 
nur  die  Negation  des  zu  Tisch  und  Kost  eines  Anderen  Gebörens, 
80  dass  also  zu  den  Haushäblichen  in  diesem  letzteren  Fall  nicht 
gerechnet  werden  die  bei  ihren  Eltern  wohnenden  Kinder,  die 
einer  fremden  Haushaltung  angehörigen  weiteren  Verwandten, 
die  Knechte  und  Mägde  un'd  endlich  auch  die  sog.  Tisdi-  uml 
Kostgänger  (Ob-  und  Nidwaiden,  einige  Berner  Gemeinden). 
In  einer  dieser  beiden  eben  erwähnten  Bedeutungen  wird  der 
Ausdruck  heute  wohl  in  den  meisten  Fällen  gebraucht  und 
nur  ausnahmsweise   schliesst  das  Haushäblichsein  auch  noch 
heute  das  Verheirathetsein  in  sich  (in  den  meisten  Gemeinden 
von  St.  Gallen  und  Glarus).   Dagegen  ist  die  Beziehung  des  Be- 
griffs zum   eigenen  Grundbesitz  demselben  im  Laufe  der  Zeit 
vollständig  abhanden  gekommen,  indem  selbst  doit,  wo  der- 
selbe mit  dem  Unterhalten  von  eigen  Feuer  und  Licht  zusammen- 
fällt, dieses  heutzutage  auch  in  einem  gemietheten  Hause  unter- 
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halten  werden  kann  und  die  Verbindung  von  Haus  und  Hof  ja 
ohnehin  längst  gelöst  worden  ist.  Neuere  Gesetze,  die  weiter 
unten  näher  zu  erwähnen  sein  werden,  haben  den  Begriff  des 
Haushäblichseins  in  demselben  Grade  genau  und  künstlich  zu 
umschreiben  gesucht,  wie  diese  Grenze  dem  allgemeinen  Bewusst- 
sein  verloren  zu  gehen  anfängt.  Während  man  den  Begriff 
der  Haushäblichkeit  einerseits,  wie  bereits  erwähnt,  zu  einem 
Schatten  seiner  Mheren  Bedeutung  verflüchtigt  hat,  sucht  man 
ihn  auf  der  anderen  Seite  ausnahmsweise  wieder  mit  einer 
wenig  begründeten  Strenge  zur  Anwendung  zu  bringen.  So 
wenn  in  einigen  Gemeinden  verlangt  wird,  dass  der  Genosse 
eine  bestimmte  Zeit  lang  in  einer  Gemeinde  haushäblich  nieder- 
gelassen gewesen  sein  müsse,  ehe  er  den  Gemeindenutzen  be- 
anspruchen dürfe  oder  wenn  die  AUmendnutzung  des  haus- 
häblich niedergelassenen  Sohnes  bei  Lebzeiten  des  Vaters  ent- 
weder vollständig  ausgeschlossen  oder  doch  beschränkt  ist 
(Sachsein). 

Ausnahmsweise  genügt  in  einigen  Gemeinden  bereits  die 
Begiündung  einer  eigenen  Familie  ohne  eigenen  Hausstand, 
um  die  Genossen  zur  Ausübung  des  Nutzungsrechts  zu  be- 
fähigen (in  einigen  Gemeinden  der  Kantone  St  Gallen,  Zürich, 
Thurgau  und  Bern). 

Wie  die  wirthschaftlich  Unselbstständigen ,  die  zu  Tisch 
und  Kost  eines  anderen  Gehörigen  und  die  Unverheiratheten, 
so  waren  auch  die  Frauen  lange  Zeit  von  der  Ausübung  der 
Nutzungsberechtigung  ausgeschlossen.  Eine  Ausnahme  bildeten 
diese  letzteren,  sofern  sie  Wittwen  von  Genossen,  welche  eine 
Nutzung  besessen  hatten,  waren  und  für  sich  allein  oder  mit 
ihren  Kindern  die  Haushaltung  des  Vei*storbenen  weiterführten. 
Doch  verloren  sie  die  Nutzung  bei  ihrer  Wiederverheirathung, 
wogegen  die  minderjährigen  zusammen  hausenden  Kinder  sie  in 
diesem  Fall,  sowie  überhaupt,  wenn  sie  vater-  und  mutterlos 
waren,  beibehalten  konnten.  Ausnahmsweise  hatten  übrigens 
in  Nidwaiden  auch  schon  früh  unverheirathete  Töchter  von  Ge- 
nossen, wenn  sie  zufolge  eines  Gesetzes  von  1688  da^  25.  Lebens- 
jahr eiTeicht  hatten  und  für  sich  hausen  wollten,  auf  das 
Nutzungsrecht  Anspruch  zu  Inachen.  Man  hiess  diese  Ai*t  des 
Haushalts  „für  sich  selber  seyn  oder  auf  der  Genosssame  sitzen"^ 
und  Jungfern,  welche  dabei  alt  geworden,  „Laubenmeidli''. 

Mit  der  Haushäblichkeit  und  dem  Verheirathetsein  war 
früher  noch  das  Requisit  der  ehelichen  Geburt  verbunden,  so 
dass  nur  die  ehelich  geborenen  verheiratheten  Haushaber  auf 
die  Nutzung  Anspruch  erheben  durften.  Erhalten  hat  sich 
dieses  Requisit  in  einigen  Beschränkungen  des  Nutzungsrechts 
für  die  unehelich  Geborenen  bis  zum  Jahre  1875  in  Nidwaiden; 
bis  auf  den  heutigen  Tag  meines  Wissens  jedoch  nur  noch 
in  einigen  Zuger  Korporationsgemeinden,  so  in  Walchwyl 
und  Baar. 
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Ausser  der  ehelichen  Geburt  wurde  zur  Ausübung  der 
Nutzungsberechtigung  noch  die  volle  Unbescholtenheit  verlangt. 

Mit  der  durch  die  obigen  Requisite  bedingten  Ordnung  der 
Nutzniessung  tritt  dann  namentlich  seit  der  helvetischen  Revolu- 
tion, hier  Mher,  dort  später  das  Princip  der  individuellen  Rechts- 
gleichheit in  Konflikt,  dessen  letzte  Konsequenz  ein  gleiches 
Nutzungsrecht  fQr  alle  Genossen  ohne  Untei-scheidung  der  wirth- 
schaftlich  selbstständigen  oder  abhängigen  Stellung,  des  Ver- 
heirathet-  oder  Unverheirathetseins,  der  ehelichen  oder  unehe- 
lichen Geburt,  der  Bescholtenheit  oder  Unbescholteiüieit  ist. 
Diese  Bestrebungen  gehen  parallel  mit  den  gleichen  Befilrebangeu 
fQr  das  politische  Gemeinderecht,  ja  sie  gehen  in  denjenigen 
Kantonen,  in  denen  die  Nutzungsgemeinde  oder  -korporatioD 
sich  entweder  bereits  von  der  öffentlichen  Ordnung  vollständig 
losgelöst  hat  oder  doch  auf  dem  Wege  ist,  dies  zu  thun,  Ar  die 
Nutzungsberechtigung  noch  weiter,  indem  zu  den  obigen  For- 
derungen noch  die  der  Beseitigung  der  Requisite  des  mäoa- 
liehen  Geschlechts,  eines  bestimmten  höhei-en  Alters  und  des 
Wohnsitzes  in  der  die  Nutzungen  vertheilenden  Gemeinde  hin- 
zukommen. Für  diese,  aus  der  noch  immer  bedeutenden  Herr- 
schaft der  natuiTOchtlichen,  aus  dem  vorigen  Jahrhundeit  stam- 
menden und  seinen  Stempel  tragenden  Anschauungen,  sowie 
aus  der  Privatisirung  der  Nutzungsgemeinden  allein  genugsam 
erklärbaren  Postulate  werden  dann  in  letzter  Zeit  noch  ver- 
schiedene Zweckmässigkeitsgründe  angefühlt.  Gegen  die  Haus- 
häblichkeit,  das  Unterhalten  von  eigen  Feuer  und  Licht  u.  s.  w. 
als  Bedingungen  für  die  Ausübung  des  Nutzungsrechts,  wird 
angeführt,  dass  diese  Bezeichnungen  der  vei*schiedensten  Au.«- 
legung  fähig  sind  und  faktisch  sehr  verschieden  ausgelegt 
werden,  wobei  Willkühr  und  Parteilichkeit  eine  sehr  grosse 
Rolle  spielen.  Auch  könne  diese  gesetzliche  Forderung  leicht 
umgangen  werden  und  sei  dieselbe  in  Gemeinden,  die  auch 
ihren  auswärts  wohnhaften  Büi'geni  Nutzungen  gewähren,  kaum 
durchführbar.  Gegen  das  Requisit  des  Verheirathetseins  wird 
angeführt,  dass  es  wie  eine  auf  das  Heirathen  gesetzte  Pi'ämie 
wirke  und  das  leichtsinnige  Eingehen  von  Heirathen  begünstige. 
Der  Ausschluss  von  Frauen  und  unehelich  Geborenen  von  der 
Nutzniessung  wird  femer  als  eine  durch  Nichts  begründete 
Anomalie  des  heutigen  Wirthschaftsrechts  bezeichnet.  Endlich 
soll  die  Gewährung  von  Nutzungen  nur  an  diejenigen  Genossen, 
welche  in  der  Nutzniessungsgemeinde  wohnen,  eine  Inkonsequenz 
enthalten,  da  das  politische  Bürgeirecht  ja  seinem  Träger 
in  alle  Welttheile  folge  und  auch  in  der  Fremde  auf  seine 
Kinder  vererbt  werden  könne,  während  das  Gleiche  nicht  auc^ 
von  dem  Bürgernutzen  gelte;  auch  schaffe  dieses  Requisit 
„Schollenkleber",  die,  statt  in  der  Jugend  draussen  etwas  Tüch- 
tiges zu  lernen,  lieber  in  der  Heimathgemeinde  bleiben  und 
es  hier  zu  nichts  Rechtem  bringen. 
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Während  die  obigen  Postulate  mit  Ausnahme  nur  der 
Beeeitigiing  der  Unterschiede  des  Alters,  Geschlechts  und 
Wohnsitzes  für  das  politische  Gemeinderecht  allgemein  Ge- 
setzeskraft erhalten  haben,  hat  sich  die  alte  Ordnung  der 
Nutzniessung,  welche  an  die  in  der  Gemeinde  eingebürger- 
ten und  ansässigen  Haushaltungs vorstände  anknüpft,  wenn- 
gleich vielfach  modificii-t  und  umgedeutet,  f&rs  Erate  noch  in 
einer  Anzahl  von  Kantonen,  so  z.  B.  in  Obwalden,  Appen- 
zell—I.-Rh.,  St.  Gallen,  Glainis,  Aargau,  Zürich,  Thurgau,  er- 
halten. Und  wo  man  neben  den  Haushaltungsvoi'ständen  auch 
die  unselbstständigen  Genossen  an  dem  Genuss  der  Nutzungen 
theilnehmen  lässt,  da  erhalten  sie  nicht  selten  wenigstens  kleinere. 
Theile  als  jene,  so  in  einigen  Gemeinden  Obwaldens,  Beins, 
Aargaus,  Basellands,  Thurgaus.  Aber  trotzdem  die  meisten 
des  für  die  Ersetzung  des  Haushaltungs-  und  Familienprincips 
durch  das  Kopfprincip  angeführten  Zweckmässigkeitsgründe 
widerlegt  worden  sind,  dringt  das  letztere  in  seiner  Anwendung 
auf  die  Gestaltung  des  Nutzungsrechts  und  zwar  auf  Kosten 
des  Haushaltungs-  und  Familienprincips  doch  immer  weiter  vor, 
und  zwar,  wie  ein  bewährter  Kenner  des  Bürgergutswesens 
«ich  ausdrückt,  „weil  das  Princip  der  Gleichheit  allmählig  auch 
in  die  sonst  zähe  am  Alten  festhaltenden  Bürgerköpfe  eindringt 
und  das  begehrlich  gewordene  junge  Geschlecht  nicht  warten 
will,  bis  es  nach  der  alten  Ordnung  der  Nutzniessung  an  die 
Reibe  kommt^.  Dieses  Kopfprincip  setzt  dann  die  Festsetzung 
eines  bestimmten  Alters  voraus,  von  dessen  En-eichung  die 
Ausübung  des  Nutzungsrechts  abhängig  gemacht  ist.  In  der 
Regel  beginnt  der  Genuss  des  Nutzens  mit  der  bürgerlichen 
oder  politischen  Volljährigkeit,  doch  kommen  auch  andere  mehr 
oder  minder  willkührlich  gewählte  Termine  vor:  so  das  45., 
40.,  36.,  30.,  28.,  26.,  24.,  23.,  22.,  19.,  18.,  17.  Lebensjahr 
(Schwyz,  Nidwaiden,  Beni,  Thurgau).  Ja  neuerdings  haben 
sogar  einige  Gemeinden  des  Kantons  Zug  diese  untei*ste  Alters- 
grenze noch  weiter  heruntergesetzt  und  zum  Theil  auch  voll- 
ständig aufgehoben,  indem  die  Gemeinde  Walchwyl  Geld- 
nutzungen an  ihre  Genossen  bereits  vom  10.  Jahre  ab,  Unter- 
aegeri  an  dieselben  vom  4.  Jahre  ab  und  Oberaegeri  von  ihrer 
Geburt  an  ertheilt  Doch  wird  noch  in  soweit  ein  Untei-schied 
gemacht,  als  die  jüngeren  Genossen  gewöhnlich  kleinere  Bürger- 
tiieile  erhalten  als  die  älteren. 

Auf  den  Unterachied  der  Geschlechter  wird  bei  Regelung 
der  Nutzungsberechtigung  immer  weniger  Rücksicht  genommen, 
indem  gegenwärtig  auch  unverheirathete  Frauenzimmer  nutz- 
ungsberechtigt sind.  Aber  während  sie  in  einigen  Gemeinden 
den  Männeiii  auch  hinsichtlich  der  Grösse  der  Nutzungs- 
antheile  gleichgestellt  werden  (Nidwaiden,  Zug,  Thurgau),  er- 
halten sie  in  anderen  kleinere  Nutzungsantheile  (Bern,  Ob- 
walden, Schwyz). 
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Das  Requisit  der  Unbescboltenheit  wird  gegenwärtig  geoaner 
und  namentlich  auch  enger  formulirt,  sowie  weniger  streng  ge* 
handhabt,  als  früher.  Indem  es  in  diesem  Sinn  eine  Voraus- 
setzung für  die  Ausübung  des  politischen  Gemeinderechts  ist, 
hat  man  es  in  nicht  wenigen  Gemeinden  auch  heute  noch  für 
die  Ausübung  der  Nutzungsberechtigung  beibehalten. 

Dagegen  ist  das  Erforderniss  der  ehelichen  Gebort,  mit 
den  oben  angegebenen  Ausnahmen,  bereits  früh  aufgehoben 
worden.  So  kamen  in  Obwalden  den  unehelich  geborenen  Ge* 
nossen  bereits  im  XVII.  Jahrhundert  Nutzungsrechte  ,uf  almend 
und  in  Holz  und  Feld''  zu,  während  sie  damals  von  der  Alp* 
gerechtigkeit  noch  ausgeschlnssen  waren.  Den  in  der  Ehe 
geborenen  völlig  gleichgestellt  werden  die  unehelich  geboreneB 
Genossen  ausdiilcklich  in  St.  Gallener  und  Glaitier  Bechts- 
quellen. 

Mit  besonderer  Lebhaftigkeit  hat  sich  die  Agitation  in 
neuester  Zeit  gegen  den  Ausschluss  der  aus  ihrer  Heimath- 
gemeinde  abwesenden  Genossen  von  dem  Bezug  des  Allmend* 
nutzens  gerichtet  und  die  Gleichstellung  der  An-  und  Abwesen- 
den in  dieser  Beziehung  gefordert.  £s  ist  diese  Forderung 
denn  auch  eine  naheliegende  Konsequenz  des  privatrechtlichen 
Charakters,  den  die  Bürgergeroeinden  und  öffentlichen  Kor- 
porationen, namentlich  seitdem  sie  einen  Theil  ihrer  Güter  an 
die  politischen  Gemeinden  ausgeschieden  haben,  immer  mehr 
annehmen.  Auch  vermag  sie  sich  auf  bereits  aus  früherer  Zeit 
stammende  Präcedenzfälle  zu  stützen,  deren  hier  einige  an- 
geführt werden  mögen.^^^) 

Während  die  allgemeine  Regel  dahin  ging,  dass  der  Ge- 
nosse, der  ausserhalb  seiner  Gemeinde  wohnte,  keinen  Anspruch 
auf  die  Nutzung  habe,  ja  während  einige  Gemeinden  (Nid- 
walden,  Glams)  ihn  sogar  bei  seiner  Rückkehr  anhielten,  ein 
Einzugsgeld  zu  bezahlen,  was  fieilich  nicht  immer  im  Sinne 
eines  neuen  Einkaufs,  sondern  bisweilen  nur  im  Sinne  eines 
nachträglichen  Beitrags  zu  den  in  der  Zwischenzeit  erhobenen 
Gemeindesteueiii  aufgefasst  wurde,  kamen  doch  auch  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  vor.  So  enthält  die  zweite  Eernser 
Einung  Art.  35  die  Bestimmung,  dass  wer  «uszeil  dem  Kirch- 
gang'' um  den  Tagelohn  arbeiten  wolle,  sich  in  demselben  alle 
Samstag  einfinden  müsse  und  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit 
einen  Mann  zu  stellen  habe,  der  für  ihn  „die  gemein  Wärch 
thun  solP,  widrigenfalls  er  seinen  Allmendnutzen  verliere. 
Im  Jahre  1842  wurde  die  obige  Bestimmung  noch  dahin  er- 
weitert, dass  der  ausserhalb  der  Gemeinde  Arbeitende  sich  nur 
alle  14  Tage  Samstags  in  seinem  Hause  bei  Feuer  und  Licht 
einzufinden  brauche;  auch  wurde  den  Kirchgenossen  gestattet» 
mit  ihrem  eigenen  Vieh  ausserhalb  der  Gemeinde  zu  alpen 
oder  während  des  Sommers  ausserhalb  ihrer  Gemeinde  in 
Dienst  zu  ti*eten,  ohne  dass  sie  deshalb  ihren  Nutzen  verlören, 
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vorausgesetzt  nur  dass  sie  ihre  Haushaltung  in  der  Nutzungs- 
gemeinde  fortführten.  Das  revidirte  Einungsgesetz  vom  11.  Mai 
1862  dehnte  die  zweiwöchentliche  Frist  der  zulässigen  Abwesen- 
heit noch  um  eine  Woche  aus  und  fUgte  hinzu,  dass  die  von 
dem  Haushaltungsvoi*stande  auf  den  Alpen,  im  schweizerischen 
Militärdienst,  in  Untei*suchungshaft,  im  Straf-  und  Zuchthaus 
zugebrachte  Zeit,  unter  der  Voraussetzung,  dass  Frau  und 
Kinder  die  Haushaltung  in  der  Gemeinde  unterdess  fortführen, 
in  Beziehung  auf  die  Korporationsnutzung  nicht  als  Abwesen- 
heit angesehen  werden  solle.  Nach  dem  im  Jahre  1872  für 
Sachsein  veröffentlichten  Statutarrecht  sollen  alle  diejenigen, 
welche  auf  Anordnung  der  Vormundschafts-  oder  Aimenbehörde 
ausserhalb  der  Gemeinde,  aber  doch  in  kantonalen  Anstalten, 
sowie  diejenigen,  die  unfreiwillig  in  Spitälern  oder  Strafanstalten 
untergebracht  sind,  ihre  Nutzungen  nicht  verlieren.  Nach  der 
fbr  den  Freitheil  Samen  am  27.  December  1874  erlassenen 
Vei*ordnung  ist  die  Verabfolgung  eines  Theils  des  Korporations- 
nutzens  an  ausserhalb  des  Koi*porationsbezirks ,  aber  doch 
innerhalb  des  Kantons  wohnende  Freitheiler  überhaupt  statthaft, 
wofern  sie  alle  Bedingungen  ei*füllen,  die  von  den  Anwesenden 
verlangt  werden.  Aehnliche  Bestimmungen,  wie  sie  für  die 
oben  erwähnten  Obwaldner  Theilsamen  bestehen,  enthält  auch 
das  für  die  Uerthen  des  Kantons  Nidwaldcn  am  9.  Mai  1875 
erlassene  Gesetz,  welches  von  dem  für  die  Ausübung  des 
Nutzungsrechts  aufgestellten  Requisit  des  Wohnsitzes  in  der 
Uerthe  ausnahmsweise  absieht  bei  Handwerkern  und  überhaupt 
Arbeitern,  die  sich  ihres  Berufs  wegen  zeitweilig  ausserhalb  der 
Gemeinde  aufhalten  müssen,  sofern  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit 
aus  der  Uerthe  nur  nicht  130  Tage  in  einem  Nutzungsjahre 
Übersteigt  Auch  kranken  und  blödsinnigen  Genossen,  die  sieh 
in  auswärtigen  Anstalten  aufhalten,  desgleichen  den  Insassen 
von  Besserungsanstalten  wird,  sofern  ihr  Einkommen  zum  Unter- 
halt nicht  ausreicht,  der  Gemeindenutzen  verabfolgt.  Das 
Gleiche  gilt  für  diejenigen,  die  auswärts  ihren  Studien  obliegen 
oder  ein  Handwerk  erlernen.  Für  den  Kanton  Baselland  ord- 
nete ein  Gesetz  vom  26.  September  1842  die  Berechtigung  der 
auswärts  wohnenden  Gemeindebürger  auf  die  Holzgaben  der 
Heimathgemeinde  näher,  nachdem  bereits  durch  Gesetz  vom 
10.  Juni  1815  die  Einsassen,  d.  h.  die  ausserhalb  ihrer  Heimath- 
gemeinde aber  noch  im  Kanton  niedergelassenen  Kantonsbürger 
zum  Bezug  von  Holznutzungen  für  berechtigt  erkläi-t  worden 
waren.  Im  Kanton  Aargau  wird  nach  dem  Gesetz  über  die 
Verwendung  der  Gemeindegüter  und  den  Bezug  von  Gemeinde- 
steuern vom  30.  Wintermonat  1866  und  der  Vollziehungs- 
verordnung zu  diesem  Gesetz  vom  12.  Januar  1875  wenigstens 
den  ausserhalb  der  Heimathgemeinde,  aber  doch  noch  im 
Kanton  Aargau  wohnenden  Ortsbürgem  von  dem  Betrage  der 
Annensteuer,  die  sie  auch  auswärts  zu  entrichten  haben,  der 
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Werth  der  Bürgernutzung,  die  sie,  falls  sie  in  ihrer  Heimath- 
gemeinde  ansässig  wären,  beziehen  würden,  in  Abzug  gebracht 
Weiter  bestimmt  dann  für  den  Kanton  Lozem  das  Organisatioos- 
gesetz  vom  7.  Braehmonat  1866,  dass  die  Abwesenheit  eines 
Bürgers  ausserhalb  seiner  Korpomtionsgemeinde,  ohne  dass  er 
jedoch  die  Schweiz  verlassen  habe,  die  Entziehung  des  Kor- 
porationsnutzens  nicht  zur  Folge  haben  solle.  Am  Weitesten 
gehen  aber  auch  in  dieser  Beziehung  einige  Korpoi*ations* 
gemeinden  des  Kantons  Zug  (Walchwyl,  Ober-  und  ünter- 
aegeri),  welche  den  Geldnutzen  allen  ihren  in  Europa  wohnen- 
den Genossen  zukommen  lassen. 

Auch  in  den  Kantonen  St  Gallen,  Schwyz  und  namentlich 
Bern  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  eine  zum  Theil  lebhafte 
Bewegung  für  Gleichstellung  der  in-  und  ausserhdb  der  Ge- 
meinde wohnenden  Genossen  hinsichlich  der  Nutzungsberech- 
tigung geltend  gemacht ,  ohne  dass  sie  es  jedoch  bisher  zu 
einem  gesetzgeberischen  Erfolg  gebracht  hätte. 

In  St.  Gallen  wurde  im  Jahre  1853  von  dem  grossen 
Rath  über  die  Petition,  dass  die  innerhalb  der  Grenzen  der 
Schweiz  wohnhaften  Genossen  St.  GaUischer  Gemeinden  mit 
den  in  diesen  Gemeinden  selbst  wohnhaften  hinsichtlich  der 
Nutzungungsberechtigung  gleichgehalten  werden  sollen,  wesent* 
lieh  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Natur  der  Ortsgemeinden 
und  Genossenschaften,  zur  Tagesordnung  übergegangen. 

Ebenso  blieb  eine  der  Schwyzer  Oberallmendgemeinde  im 
Herbst  des  Jahres  1875  gegebene  Anregung  in  der  Minderheit 
und  im  Kanton  Bern  harrt  die  in  dei-selben  Richtung  bereits 
im  Jahre  1861  aufgeworfene  Frage  noch  immer  der  Entschei- 
dung. Weil  sich  an  dieselbe  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine 
für  die  Zukunft  des  Burgerrechtswesens  entscheidend  werden 
könnende  Bewegung  geknüpft  hat,  die  zugleich  einen  deutlichen 
Beweis  für  die  zähe  Widei*standskraft  der  Burgergemeinden  liefert, 
so  mag  es  nicht  überflüssig  sein,  auf  diesen  Gegenstand  näher 
einzugehen.  ^^^)  In  der  weitaus  grössten  Zahl  aller  Gemeinden 
des  Kanton  Bern,  in  denen  überhaupt  Burgemutzungen  zur 
Vei-theilung  gelangen,  werden  dieselben  nur  von  den  in  ihrer 
Heimathgemeinde  wohnhaften  Bürgern  bezogen.  Nur  in  einer 
geringen  Zahl  von  Gemeinden  der  Bezirke  Nidau,  Thun,  Moutier 
und  Courtelary  sind  die  auswärts  wohnenden  Bürger  den  in 
der  Heimathgemeinde  Angesessenen  in  dieser  Beziehung  gleich- 
gestellt. Die  Bewegung,  welche  diese  Ausnahme  zur  Regel 
machen  wollte,  hatte  ihren  Ausgangspunkt  in  einer  im  Jahre 
1861  an  die  Regierung  gerichteten  Petition,  in  welcher  eine 
Anzahl  ausserhalb  ihrer  Heimath  wohnender  Bürger  um  eine 
Revision  der  Bürgeiiiutzungsreglemente  im  Sinne  völliger  Gleich- 
stellung der  innerhalb  sowie  ausserhalb  des  Gemeindebezirks 
wohnenden  Bürger  hinsichtlich  der  Ausübung  des  Nutnuigs- 
rechts,  sowie  um  die  Aufhebung  der  Requisite  des  Unterhaltens 
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Ton  eigen  Feuer  und  Licht  sowie  des  Verheirathseins  nach- 
sachten. In  dieser  Petition  wurde  hauptsächlich  ausgeführt, 
dass  ein  solches  Vorgehen  mit  der  bestehenden  Gesetzgebung 
vereinbar  wäre  und  dass  mit  dem  Wegfall  der  Ueschränkung 
des  Bezugs  von  Büi-gemutzungen  auf  die  am  Ort  angesessenen 
BQrger  ein  Hauptgrund  „des  Bürgerzopfs ,  der  Engbei*zigkeit 
und  der  FauUenzerei**  und  somit  der  Verannung  der  Orts- 
bQrger  beseitigt  werden  würde.  Die  Regierung  erklärte  sich 
im  Jahre  1868  wesentlich  gegen  die  Petition,  weil  sie  fand, 
dass  die  Zahl  der  Armen  in  Gemeinden  mit  grossen  Nutzungen 
nicht  grösser  sei,  als  in  Gemeinden  mit  kleinen  Nutzungen, 
weil  die  gewünschte  Ausdehnung  der  Ertheilung  von  Bürger- 
natzungen an  Auswärtige  für  diese  die  behaupteten  schlimmen 
Folgen  ebenfalls  haben  müsse  und  endlich,  weil  die  auswärts 
wohnenden  Bürger  ihren  Nutzen  nur  in  Geldform  empfangen 
können,  diese  aber  am  schädlichsten  sei,  indem  der  Geldnutzen 
ohne  alle  Anstrengung  erlangt  würde  und  die  Gefahr  einer 
missbräuchlichlichen  Verwendung  desselben  sehr  nahe  liege. 
Aber  trotzdem  gingen  doch  bereits  im  Jahre  1865  wieder  von 
mehreren  Amtsversammlungen  Petitionen  desselben  Inhalts  ein. 
Jetzt  entschloss  sich  die  Regierung,  den  ihr  vorgetragenen 
Wünschen  insofern  zu  willfahren,  als  sie  einen  Gesetzentwurf 
bezüglich  die  Heimathgemeinden  durch  den  Regierungsrath 
Kurz  ausarbeiten  Hess,  der  dann  aber  nicht  zur  Erledimmg 
gekommen  ist.  Als  darauf  im  Jahre  1866  vom  grossen  Rath 
der  Antrag  auf  Ausdehnung  des  Nutzungsrechts  auf  alle 
in  der  Schweiz  wohnenden  Angehörigen  BOTuischer  Burger- 
gemeinden und  auf  Fixirung  eines  bestimmten  Altei*s  als 
einzigen  Requisits  für  die  Ausübung  dieses  Rechts  gestellt 
wurde,  liess  der  Regierungsrath  einen  auf  diese  Grund- 
sätze basirten  Gesetzentwurf  durch  den  Reg.-Rath  Haitmann 
ausarbeiten.  Derselbe  gelangte  auch  zur  Vorlage  an  den 
grossen  Rath,  welcher  jedoch  im  Jahre  1868,  zum  Theil 
in  Folge  der  von  den  Burgergemeinden  mittlerweile  in  Scene 
gesetzten  Opposition,  beschloss,  die  Erledigung  dieser  An- 
gelegenheit auf  unbestimmte  Zeit  zu  verschieben.  Weitere 
Anregungen  in  dieser  Sache  Hessen  übingens  nicht  lange  auf 
sich  warten.  Als  die  gemischte,  d.  h.  die  verschmolzene  Ein- 
wohner- und  Burgergemeinde  Lammlingen  bei  Revision  ihres 
Reglements  über  die  Benutzung  der  bürgerlichen  Wälder  die 
auswätts  wohnenden  Burger  nach  wie  vor  von  der  Nutzniessung 
ausschloss,  beschwerten  sich  die  Ausgeschlossenen  unter  dem 
31.  Oktober  1871  (Verfasser  der  Beschwerdeschrift:  Fürsprech 
König)  hierüber  beim  Regierungsrath.  Dieser  erklärte  am  2.  No- 
vember 1871  die  Beschwerde  für  begründet  und  wollte  das  Regle- 
ment nur  dann  genehmigen,  wenn  in  demselben  die  Mitberech- 
tigung  der  auswärts  wohnenden  Burger  an  dem  Genuss  des  Ge- 
meindeholzes anerkannt  sein  würde.  Die  Gemeinde  Lammlingen 
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weigerte  sich  jedoch,  ihr  Reglement  im  Sinne  der  Regierang 
abzuändern,    worauf  ihr    eine  dreiwöchentliche  Frist  vorge- 
schrieben wurde,  innerhalb  welcher  sie  der  Regierung  ihr  ver- 
ändertes Reglement  vorlegen  sollte.    Da  die  Gemeinde  aber 
auch  diesem  Befehl  nicht  nachkam,  sondern  es  vorzog,  bis  auf 
Weiteres  ihr  früheres  Reglement  in  Anwendung  zu  bringen, 
so   wiederholten   die  durch   dasselbe  von   der  Nutzung  Aus- 
geschlossenen ihre  Beschwerde  bei  der  Regierung.   Mittlerweile 
hatten  aber  zugleich  184  Burgerkoi-porationen  aus  verschiedenen 
Landestheilen  Protest  gegen  die  von   dem  Regierungsrath  in 
dieser  Angelegenheit   begangene   angebliche   Kompetenzüber- 
schreitung erhoben  und  die  Gemeinde  Lammlingen  hatte  gegen 
die  Weigerung  des  Regierungsraths ,  den  ihm  zur  Bestätigung 
vorgelegten  Entwurf  eines  Nutzungsreglements  in  seiner  ursprüng- 
lichen Fassung  zu  bestätigen,  bei  dem  gi'ossen  Rath  Boschwerde 
erhoben.    Der  Protest  berief  sich  auf  die  bisher  von  der  Re- 
gierung bei  der  Bestätigung  von  Nutzungsreglementen  befolgte 
Praxis,  wonach  sich  die  Prüfung  der  Reglemente  nur  auf  ihre 
Gesetzlichkeit,  nicht  aber  auch  auf  ihre  Zweckmässigkeit  be- 
zogen habe,  eine  Illegalität  aber  im  gegebenen  Fall  durchaus 
nicht  vorliege.    Der  zur  Berichtei*stattung  aufgeforderte  Re- 
gierungsrath beantragte  die  Beschwerdeführer  abzuweisen,  indem 
er  aus  dem  Gang  der  bisherigen  Gesetzgebung  (Verwandlung 
realer  Nutzungsrechte  in   persönliche,  Bildung  eigener  Ein- 
wohner- neben  den  Burgergemeinden,  Entlastung  der  letzteren 
von  ihren  bisherigen  öffentlichen  Verpflichtungen,  Ausscheidung 
eines  Theils  ihrer  Güter  an  die  Einwohnergemeinden)  folgerte, 
dass   die  Burgergemeinde  in  der  Entwickelung  zu  einer  von 
den  Interessen  eines  bestimmten  Oi*ts  losgelösten  privatrecht- 
lichen Vermögenskorporation  begriffen  sei  und  es  daher  dieser 
Entwickelung  entspreche,  wenn  auch  die  Ausübung  des  Nutzungs- 
rechts nicht  mehr  abhängig  gemacht  werde  von  dem  zufälligen 
Wohnsitz    des    Burgers    in    seiner    Heimathgemeinde;    dieser 
Gonsequenz   stehe    denn    auch   die   bestehende   Gesetzgebung 
wenigstens  nicht  entgegen,  ja  diese  enthalte  Bestimmungen, 
welche  analog  auf  den   vorliegenden  Fall  angewendet  werden 
könnten,   so,   wenn  das  Armengesetz   vom   1.  Juli  1857   das 
Burgergut  auch  für  den  auswäiis  wohnenden  verarmten  Burger 
in  Anspinich  nimmt  und  wenn  das  Gesetz,  betreffend  die  Er- 
weiteiaing  des  Stimmrechts  an  den  Einwohner-  und  Burgerge- 
meinden, vom  26.  August  1861  die  auswärts  angesessenen  Burger 
von  dem  Stimmrecht  in  der  Heimathgemeinde  nicht  ausschliesst 
Die  vom  grossen  Rath  zur  Vorberathung  dieser  Angelegenheit 
niedergesetzte  Kommission  beantragte  hierauf,  die  seit  Jahren 
anhängige  Frage  in  radikaler  Weise  zu  lösen,  indem  der  Re- 
gierungsrath aufgefordert  werden  sollte,  1.  einen  Gesetzentwurf 
vorzulegen,  durch  welchen  den  Burgergemeinden  in  Zukunft 
gestattet  würde,  ihre  Güter  ohne  oder  gegen  Entschädigung 
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an  die  Einwohnergetneinden  zu  übertragen,  2.  einstweilen  aber 
bis  zur  Erledigung  dieser  Angelegenheit  im  Gesetzgebungswege 
sämmtliche  Nutzungsreglemente  einer  Revision  in  dem  Sinne 
zu  unterziehen,  dass  die  Nutzungen  hinfoil  gleichmässig  allen 
Bürgern  zukämen  und  ein  Theil  des  Ertrags  der  Burgergüter 
zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet  wüi'de.  Bis  zur  Annahme 
und  DurehfQhiaing  dieses  Antrags  wünschte  die  Kommission 
des  Grossen  Raths  die  Entscheidung  des  Falles  Lammlingeu 
suspendirt  zu  sehen.  Auf  Grund  des  ersten  Antrages  wurde 
von  der  Direktion  des  Gemeinde-  und  Armenwesens  (Reg.-Rath 
Hartmann)  im  Jahre  1873  ein  bezüglicher  Gesetzentwurf  aus- 
gearbeitet. Die  Regieiiing  aber  hielt  an  dem  von  ihr  bisher 
eingenommenen  Standpunkt,  dass  der  Specialfall  Lammlingen 
unabhängig  von  der  allgemeinen  G^setzgebungsfrage  erledigt 
werden  müsse,  fest.  So  standen  sich  demnach  in  der  Regie- 
rung und  in  der  Grossrathskommission  zwei  verschiedene  An- 
sichten gegenüber.  Die  erstere  wollte  nur  den  Specialfall 
erledigen,  die  letztere  dagegen  wollte  dem  Specialfall  den 
Anlass  entnehmen,  um  eine  umfassende  gesetzliche  Neu- 
regelung des  Bürgergutswesens  durchzufahren.  Erst  als  im 
Frühjahr  1874  eine  Gesammtemeuerung  des  Grossen  Raths 
erfolgt  war  und  die  in  ihrer  Zusammensetzung  zum  Theil  ver- 
änderte Grossrathskommission  im  August  1875  den  Beschluss 
fasste,  an  den  fiiiheren  principiellen  Anträgen  dieser  Kom- 
mission festzuhalten  resp.  dieselben  zu  emeuei-n  und  der  Grosse 
Rath  diese  Anträge  zum  Beschluss  erhob,  gab  auch  der  Re- 
gierungsrath  nach,  indem  er  unabhängig  von  der  Erledigung 
des  Falls  Lammlingen,  der  einstweilen  unentschieden  blieb, 
sich  einen  das  Burgergutswesen  regelnden  Gesetzentwurf  vor- 
legen Hess.  Der  im  Jahre  1875  von  dem  R^.-Rath  Frossard 
ausgearbeite,  im  Wesentlichen  mit  dem  früher  von  dem  Reg.- 
Raä  Hartmann  ausgearbeiteten  übereinstimmende  Gesetzentwurf 
erhielt  zwar  die  Genehmigung  des  Re^ierungsraths,  wurde  aber 
in  Folge  der  mittlerweile  gegen  das  bisherige  Regienings^system** 
hervorgetretenen  Reaktion  in  der  Volksstimmung,  welche  einer 
principiellen  und  tiefeingreifenden  Veränderung  im  Burgerguts- 
wesen nicht  günstig  war,  vom  Grossen  Rath  gleich  im  ersten 
Stadium  beseitigt,  indem  die  zur  Pi-üfüng  desselben  eingesetzte 
Grossrathskommission  im  Januar  1876  beschloss,  beim  Grossen 
Rath  das  Nichteintreten  auf  denselben  zu  beantrageh  und  der 
Grosse  Rath  im  Mai  1876  diesen  Antrag  zum  Beschluss  erhob. 
Die  seit  1871  anhängige  Entscheidung  des  Rekurses  Lammlingen 
wurde  auf  eine  spätere  Sitzung  verschoben,  war  aber  am 
Schluss  1876  noch  nicht  getroffen  worden,  was  eine  gi"osse  Un- 
sicherheit des  Rechtszustands  im  Nutzungswesen  erzeugt  hat, 
da  weder  die  Gemeinden  noch  die  Verwaltungsbehörden  wissen, 
welche  Grundsätze  sie  bei  Normirunsr  der  Nutzungsberechtigung 
zu  befolgen  haben. 
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Während  die  AusdehnuDg  der  Nutzniessong  aaf  die  ab- 
wesenden GemeindebQrger  und  Eorporationsgenossen  eine  Konse- 
quenz der  immer  weitergehenden  Privatisirung  der  Bürger- 
gemeinden und  öffentlichen  Korporationen  ist,  wäre  eine  Er- 
weiteiiing  des  Kreises  der  Nutzungsberechtigten  Qber  die 
Ortsbürger  hinaus  auch  auf  die  Beisassen,  worunter  in  früherer 
Zeit  meist  nur  vei'standen  wurden  die  Landleute,  welche  in 
einer  anderen  Gemeinde  angesessen  waren  als  da,  wo  sie  das 
Genossenrecht  hatten  im  Gegensatz  zu  den  Hinters&ssen,  d.  h 
den  in  einer  Gemeinde  Angesessenen,  die  weder  das  Landrecht, 
noch  das  Gemeinderecht  daselbst  besassen,  gegenwärtig  aber 
überhaupt  die  an  einem  Ort  niedergelassenen  Schweizerbürger, 
die  in  demselben  nicht  heimathberechtigt  sind,  verstanden 
werden,  geeignet,  den  öitlich-öfifentlichen  Charakter  der  Bürger- 
gemeinden und  Koiporationen  wieder  mehr  heiTortreten  za 
zu  lassen.  Und  auch  eine  solche  Entwickelung  könnte  an 
früher  nicht  selten  gewesene  Präcedenzfälle  anknüpfen.  ^^') 
Wie  8chix)flF  sich  auch  die  vollberechtigten  Genossen  der  bürger- 
lichen Gemeinden  und  Koi-porationen  nach  Aussen  abschliessen 
mochten,  vollständig  Hessen  sich  die  zu  den  Oiisbürgem  nicht 
gehörenden  Hintei-sässen ,  Beisassen,  Beiwohner,  namentlich 
wenn  sie  Giiindbesitzer  in  der  Niederlassungsgemeinde  waren, 
doch  nicht  von  dem  Bürgergenuss  ausschliessen.  Dies  gilt 
namentlich  von  der  Zeit,  in  der  die  Weiden  und  Wälder  sich 
noch  grösstentheils  im  Eigenthum  der  Gemeinden  oder  Kor- 
porationen befanden  und  meist  nicht  pachtweise,  sondeni  bürger- 
lich genutzt  wurden,  und  der  Landwirth  zu  seinem  landwirth- 
schaftlichen  Betriebe  der  Weide,  sowie  des  Holzes,  des  letzteren 
namentlich  zur  Heizung  und  zum  Unterhalt  seiner  Gebäude, 
dringend  beduifte,  sich  aber  bei  der  Abgeschlossenheit  der 
mittelalterlichen  Wirthsehaft  in  Ideinen  Kreisen  Holz  und  Weide 
nicht  von  Aussen  vei*schaffen  konnte.  In  dieser  Zeit  erlangten 
die  grundbesitzenden  Beisassen  in  Gemeinden  mit  pei'SönUdbem 
Nutzungsrecht  eine  ähnliche  Stellung,  wie  in  Gemeinden  mit 
realem  Nutzungsrecht  die  nichtgioindbesitzenden  Genossen,  in- 
dem beiden  gewisse,  im  Vergleich  mit  den  Nutzungen  der 
Vollberechtigten  beschränkte  Nutzungen  gewährt  wurden. 
Namentlich  wird  den  Beisassen  das  nöthige  Bauholz,  seltener 
auch  das  Brennholz  und  ein  beschränktes  Auftriebsrecht  auf  die 
Gemeiüalpen  und  Bodenallmenden  entweder  unentgeltlich  oder 
gegen  Entgelt  eingeräumt.  Was  anfangs  nur  aus  Güte  gewährt 
wurde,  ward  dann  durch  langen  Gebrauch  zur  Rechtsverbindlich- 
keit  der  Gemeinde.  So  bestimmt  ein  für  die  Gemeinde  Kerns 
erlassener  schiedsrichterlicher  Spruch  vom  28.  September  1480: 
„was  gutz  eyn  ussra  hat  in  kemsser  kilchiy  waz  er  daruff 
gewintren  mag,  daz  magg  er  wol  tiiben  ufif  ir  gemeynen  alpen.'^ 
Das  Landbuch  von  Schwyz,  Thl.  1  fol.  72,  enthält  aus  dem 
Jahre  1523  die  Bestimmung,  dass  die  Hintersassen  Höh  er- 
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halten  sollen,  „alle  vyl  einer  zu  sinem  huszs,  £b  sy  zu  brennen^ 
oder  zu  tecken,  oder  vff  andry  sine  gezimber  nottwendig  ist 
vnnd  bedarf  an  geuerde'S  und  femer  in  Tbl.  2  fol.  20:  „das 
yro  yeüicher,  so  es  hatt,  mag  vyer  Rinderboupt  vecb  vif  vnszer 
allmy  triben,  ein  Rossz  gerechnet  für  zwey  Binderhoupi,  vyer 
aeisz  vnnd  vyer  Schaff,  yede  vyer  houpt  für  ein  Rinderboupt. 
Doch  soll  einer  geben  von  einem  Rossz  zwen  Schilling''  u.  s.  w. 
Auch  ein  Geschworenen-Uilbeil  von  1674,  welches  1775  und 
1776  bestätigt  wurde,  verpflichtete  die  Genossen  in  Stans,  den 
Beisassen  Holz  zu  geben.  Nach  der  Beggenrieder  Einung 
Art  83  (1666)  dürfen  die  Beysässen  „nur  WindtbiUch  und 
dQr  dalden  hauen'',  nach  dem  Art.  49  (1698)  sollen  „die  By- 
säsen  nit  mehr  als  ein  Heimb  Kuo  uf  die  Allmänd  thuon  und 
kein  gnosz  mehr  alsz  ein  Kuo  uff  die  Almend  umb  zins  ne- 
men".  Ein  für  die  Schwändi  erlassenes  Urtbeil  vom  4.  Juni 
1731  bestimmt,  dass  es  bei  dem  aus  dem  Jahre  1541  stammen- 
den Uilheil  verbleiben  solle,  wonach  „ein  Beysäsz  oder  Aus- 
zerer  der  Guether  in  der  Schwändi  hat  nit  mehr  als  zwey 
Küe  melchsz  auff  die  obere  Allmendt  treiben  mögen"^  aber 
hinsichtlich  des  Bezugs  von  Brennholz  den  Theilem  gleich- 
gestellt werde.  Die  Beisassenordnung  vom  18.  Januar  1782 
und  das  Geschworenen-Urtheil  vom  7.  Apnl  1791  bestätigen 
diese  Rechte  der  Beisassen  und  dehnen  dieselben  noch  auf  den 
Streu-  und  Alpgenuss  aus.  Nach  einem  schiedsrichterlichen 
Urtheil  vom  30.  Januar  1750  sollen  „die  Uerthner  (von  Büren) 
den  Beys&szen,  wann  sie  darumb  anhalten,  etwan  halb  so  vil 
Brönnholz  alsz  sie  einem  Ueithner  geben,  ausz  Guetligkeith 
auch  geben  u.  s.  w*'.  Für  Lungeiii  bestimmt  sodann  ein  schieds- 
richterliches Urtheil  im  Jahre  1778,  dass  die  Beisassen  all  ihr 
in  der  TheUsame  gewintertes  Vieh  im  Frühjahr  und  Herbst  mit 
dem  Vieh  der  Theiler  „nach  bisheriger  Uebung",  im  Sommer  jedoch 
,fnach  billichem  Befinden  der  Einigen"  nur  eine  Kuh  auf  die  All- 
mend  treiben  dürfen.  Eine  fbr  Buochs  und  Bürgen  im  Jahre  1817 
erlassene  Verordnung  unterscheidet  zwischen  Beisassen,  „die 
ligende  Gütter  in  unserm  Kirchgang  besitzen  und  Steuer  und 
Brauch  aushalten"  und  solchen,  die  „kein  Landbesitzen".  Erstere 
sollen  berechtigt  sein,  „ein  Allmend  Theil  und  ein  Garten  um 
Zins  zu  nehmen''  und  ^auf  Atzung  und  Streuwi  zu  biethen*'» 
letztere  dagegen  dürfen  nur  „3  Gärten  auf  6  Jahr  um  den 
Zins  nehmen'',  doch  wird  das  Zugrecht  der  Genossen  (Näher- 
recbt)  ausdrücklich  vorbehalten.  Nach  dem  noch  gegenwärtig 
in  der  Gemeinde  Sachsein  geltenden  Statutarrecht  dürfen  die 
Beisassen  ihr  galtes  Vieh  auf  die  Hochalpen  treiben,  drei 
Melkkühe  durch  die  Büi'ger  gegen  Entschädigung  auf  die  Ge- 
meinalpen treiben  lassen  und  von  denselben  auch  Pflanzland- 
ParceUen  pachten,  endlich  erhalten  sie,  solem  sie  eigene  Haus- 
haltung führen,  einen  halben  Holztheil.  Hinsichtlich  des  Be- 
zugs von  Bauholz  zum  Unterhalt  bereits  bestehender  Gebäude» 
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sowie  Ton  Nutzholz  sollen  die  ginindbesitzenden  Beisassen  den 
bürgerlichen  Giiindbesitzern  gleich  gehalten  werden.  In  den 
Korporationsgemeinden  des  Kantons  Zug  ist  den  Beisftssen 
ausnahmsweise  das  Sammeln  von  dfirrem  Holz  (Leseholz)  und 
der  Ankauf  von  Holz  bei  Versteigerungen  (letzteres  jedoch 
nur  für  ihren  Bedarf)  gestattet.  An  den  Gütern  der  Schwyzer 
Oberallmendkoi'poration  wurden  die  alten  Hinder-  oder  Beysässen, 
auch  Bywohner  genannt,  seit  dem  Jahre  1798  den  altgefi-eyten 
Landleuten  im  Nutzungsrecht  gleichgehalteu.  Nach  einem  Be- 
schluss  der  versammelten  Oberallmendgemeinde  vom  11.  Mai 
1817  sollte  ihnen  die  Nutzung  jedoch  hinfoit  wieder  nur  ,,aus 
Güte''  und  nicht  „aus  Recht"  zugestanden  werden  und  sie  in 
in  Zukunft  alle  Jahre  „bis  auf  Mitte  Mära"  bei  dem  Ortsgericht 
darum  anhalten  müssen.  Ein  besseres  Schicksal  hatten  die 
UiTier  geschworenen  Beisassen  oder  alten  Hintersassen.  Am 
weitesten  in  der  Zulassung  der  Niedergelassenen  zu  den 
Nutzungen  dürften  einige  Gemeinden  der  Kantone  Bern  und 
Graubünden  gehen.  In  einigen  Gemeinden  des  Kantons  Bern 
werden  die  Einsassen,  sofern  sie  nur  Kantonsbürger  sind  und 
in  der  Niederlassungsgemeinde  ein  eigenes  Haus  besitzen  oder 
doch  wenigstens  „eigen  Feuer  und  Licht  führen*',  in  der 
Nutzungsberechtigung  den  ortsanwesenden  Oitsbürgem  gleich- 

festellt.  Und  fn  der  Graubündnerischen  Gemeinde  Samaden, 
Bezirk  Maloja,  sind  die  Bürgergemeinde  und  die  Kompagnieen. 
denen  die  Alpen  auf  ewige  Zeiten  zur  unentgeltlichen  Benutzung 
überlassen  sind,  ermächtigt,  Niedergelassene  gegen  Bezahlung 
von  Fr.  5—7  per  Kuhantheil  sich  in  das  Nutzungsrecht  ein- 
kaufen zu  lassen,  und  werden  die  Kühe  derjenigen  Nieder- 
gelassenen, die  sich  in  das  Nutzungsrecht  eingekauft  haben, 
gegen  Bezahlung  eines  Jahreszinses  von  Fr.  1  G.  70  per  Kuh  auf 
diejenigen  Alpen  vertheilt,  welche  mit  dem  wenigsten  Vieh 
besetzt  sind.  Da  die  Theilhaber  der  Alp  Sekunda  grössten- 
theils  ausgestorben  sind,  so  wird  diese  Alp  gegenwärtig  meist 
von  Niedergelassenen  benutzt.  Feiner  überlässt  die  im  Grau- 
bündnerischen Bezirk  Plessur  gelegene  Gemeinde  Eix>sen  laut 
Konvenienz  von  1809  jedem  Beisassen  für  jede  Kuh,  die  er 
durchgewintert,  einen  Weideantheil  auf  den  Gemeinalpen  fttr 
den  Kaufpreis  von  Fr.  64  C.  50.  Während  überhaupt  vor  1848 
die  Niedergelassenen  in  vielen  Gi-aubündener  Gemeinden  an 
den  Bürgernutzungen  betheiligt  waren,  haben  einige  Bürger- 
koiporationen,  seit  die  Bundesverfassung  von  1848  A.  41,4  die 
Niedergelassenen  vom  Mitantheil  am  Gemeinde-  und  Kor- 
porationsgenuss  unbedingt  ausschloss,  sich  diese  Licenz  zu  Nutz 
gemacht  und  sich  in  den  alleinigen  Genuss  der  Koiporations- 
güter  gesetzt.  Was  in  vielen  Graubündener  Gemeinden  seit 
Alters  her  Rechtens  war  und  erst  in  jüngster  Zeit  beseitigt 
ist,  das  suchte  dann  der  Graubündener  Abgeordnete  Caflisch 
zu  einer  für  die  ganze  Schweiz  und  damit  auch  wieder  für 
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seine  engere  Heimath  verbindlichen  Bestimmung  der  Bundes- 
verfassung zu  erheben,  indem  er  bei  Gelegenheit  der  letzten 
Revision  der  Bundesverfassung  in  der  Sitzung  des  Nationalraths 
vom  28.  November  1871  den  Antrag  stellte,  dem  Art.  42  der 
Bundesverfassung  folgendes  Alinea  hinzuzufügen:  ,, Ausnahms- 
weise kann  Mitbenutzung  an  (von?)  bürgerlichen  und  Kor- 
]>orationsgfitera ,  wo  der  Eitrag  nicht  öffentlichen  Zwecken 
dient,  schweizerischen  Niedergelassenen  gegen  billigen  Entgelt 
eingeräumt  werden  in  Gemeinden,  deren  örtliche  Verhältnisse 
dies  zur  Erleichterung  der  Niederlassungen  wünschbar  machen 
und  in  der  Voraussetzung,  dass  hierdurch  die  bürgerlichen 
Nutzniesser  nicht  unbillig  verkürzt  werden."  Zur  Motivirung 
seines  Antrags  führte  der  Antragsteller  an,  dass  ohne  das 
Nutzungsrecht  an  den  Gemeinde-  und  Korporationsgütern  zu 
besitzen,  die  Niedergelassenen  in  vielen  Graubündener  Ge- 
meinden aus  den  oben  allgemein  für  frühere  Zustände,  die  hier 
in  Graubünden  auch  gegenwärtig  noch  bestehen,  angegebenen 
Gründen  ausser  Stande  seien,  ihre  Liegenschaften  zu  benutzen, 
so  dass  das  verfassungsmässig  garantirte  Recht  der  freien  Nieder- 
lassung in  solchen  Gemeinden  faktisch  illusorisch  wäre.  Diese 
übrigens  nicht  nur  in  Graubünden,  sondern  auch  in  einigen 
andei-en  Gebirgsgegenden  der  Schweiz  die  Nutzungsberechtigung 
an  den  Gemeindegütem  gebieterisch  auch  für  die  Niedergelasse- 
nen erheischenden  Gründe  sind :  der  vorwiegend  landwirthschiJt- 
liche  Charakter  jener  Gegenden;  ein  ausgedehnter  Gemeinde- 
besitz, der  sich  namentlich  auf  die  Alpen  und  Wälder  der  Ge- 
meinden eratreckt,  sowie  die,  gegenwärtig  allerdings  nicht  mehr 
durch  die  gesetzliche,  wohl  aber  noch  durch  die  öilliche  Abge- 
schlossenheit jener  Gemeinden  bedingte  Unmöglichkeit  oder  doch 
Schwierigkeit,  das  nöthige  Holz,  sofern  man  es  nicht  aus  dem 
Gemeindewald  erhält,  aus  einiger  Entfernung  herbeizuschaffen 
und  die  Heimkühe  in  grösserer  Entfernung  von  dem  Wohnsitz 
weiden  zu  lassen.  Wenn  dieser  Antrag  trotzdem  von  der 
Bundesvei*samn)lung  vei*woifen  wurde,  so  geshah  es  aus  for- 
mellen Gründen,  weil  man  das  Bürgergutswesen,  das  gegen- 
wärtig hauptsächlich  durch  die  Gemeindeautonomie  und  nur 
ausnahmsweise  durch  die  kantonale  Gesetzgebung  geregelt 
wird,  nicht  der  Bundesgesetzgebung  unterstellen  wollte. 

2«    Getrenwärtigrer  Znstand« 

Dieselben  Phasen  der  Entwickelung  des  Nutzungsrechts, 
die  in  den  wiithschaftlich  vorgeschritteneren  Gemeinden  im 
Laufe  der  Zeit  auf  einander  gefolgt  sind  und  einander  abgelöst 
haben,  finden  sich,  wenn  man  die  Gegenden  von  verschiedener 
Entwickelungsstufe  in  der  Gegenwart  ins  Auge  fasst,  neben 
einander  vor.  Wie  verschieden  aber  auch  die  Nutzungsrechte 
im  Einzelnen  sein  mögen,  darin  stimmen  sie  doch  alle  mit  ein- 
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ander  überein  und  darin  nntencheidaii  äe  sidi  ra^eicli  yoa 
den  Berechtigangen  an  don  genossenschaftlichen  PriTaleigeB- 
thum,  dass  sie  nicht  als  Bestandtheile  des  Vennögens  der  Be* 
i*ecbtigten  angesehen  werden  dOifen,  daher  auch  von  dieeea 
nicht  beliebig  ver&nssert  oder  nach  den  Grondsfttiea  der 
privatrechtlichen  Erbfolgeordnung  vererbt  werden  ktanen. 
Ueberluuipt  darf  der  Berechtigte  das  Nutzungsrecht,  dessen 
Ausübung  grösstentheils  noch  von,  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehörigen  Requisiten  abhängig  gemacht  ist,  nicht  von  seiner 
Pei-son  trennen;  es  erlischt,  sobald  er  nicht  mehr  die  Bedin- 
gungen erfüllt,  an  welche  die  Berechtigung  geknüpft  ist. 

Im  K.  Uri  ^^^  hat  jedel*  Bürger  des  Benrks  Uri,  sowie  nach 
seinem  Tode  seine  Wittwe  und  seine  Waisen,  sofern  sie  inner- 
halb des  Bezirks  eigene  Haushaltung  führen,  Anspruch  anf 
das  Döthige  Holz,  sowie  auf  Benutzung  der  Gemeinalpen.  Die 
Benutzung  der  Sentenalpen  im  Speciellen  ist  dann  noch  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  der  Berechtigte  sich  im  Eigen* 
thums-  oder  Pachtbesitz  eines  Hüttenröchts  befinde.  Auf  Be- 
nutzung eines  Allmendgartens  haben  nur  diejenigen  Genossen 
ein  Recht,  welche  „eigen  Feuer  und  Licht  erhalten*'  und  mit 
nicht  mehr  als  vier  Kuhessen  die  Allmend,  d.  h.  die  Gemein* 
wei*de  benutzen.  Beisassen  können  Allmendgärten  .,aus  Gute^^ 
bewiUigt  werden.  Während  die  Benutzung  der  Allmendgärten 
und  Holztheile  in  der  Wohnsitzgemeinde  erfolgt  und  von  dieser 
geregelt  wird,  ist  die  Benutzung  der  Gemeinalpen  unabhängig 
von  dem  jeweiligen  Wohnsitz  der  Genossen,  so  dass  der  in 
einer  Gemeinde  wohnende  Genosse  die  in  einer  anderen  Ge- 
meinde gelegene  Alp  beutzen  kann.  Im  Bezirk  Urseren  gilt 
das  gleiche  Recht;  nur  ist  hier  der  Eigenthums-  und  Pacht- 
besitz eines  Hüttenrechts  nicht  die  Vorbedingung  für  die  Aus- 
übung des  Nutzungsrechts  an  den  Sentenalpen.  Uri  und  Ur- 
seren halten  sich  das  Gegenrecht 

An  den  Nutzungen  der  Oberallmendkorporationsgüter  des 
Bezirks  Seh wyz,'^')  soweit  sie  in  Pflanzland-,  Streu-,  Wiesland- 
oder Geldantheilen  oder  in  der  Benutzung  der  gemeinsamen 
Weide  in  Berg  und  Thal  bestehen,  theilzunehmen,  hat  jeder 
Genosse  dieser  Korporalion  das  Recht,  sofern  er  nur  bis  zum 
Mai  des  Jahres,  in  dem  er  die  Nutzung  beansprucht,  das  18. 
Lebensjahr  erreicht  und  sich  während  fünf  Monaten  desselben 
Jahres  im  Bezirk  Schwyz  angehalten  hat  Der  älteste  Sohn 
einer  Familie,  deren  Haupt  nicht  mehr  am  Leben  ist,  wird 
ausnahmsweise  bereits  früher  nutzungsberechtigt  Die  Wittwe 
und  die  Kinder  eines  verstorbenen  Korporationsgenossen,  ev. 
auch  seine  Schwestern  bleiben  gewöhnlich  im  Genüsse  seines 
Antheils.  Im  Uebrigen  sind  die  Frauenantheile  gewöhnlidi 
kleiner  als  die  Antheile  der  Männer.  Holzantheile  sollen  nur 
an  solche  Genossen  vertheilt  werden,  welche  eigene  Gebäu« 
lichkeiten  unterhalten  oder  doch  wenigstens  „eigen  Feuer  und 
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Licht  fbhren'',  sofern  von  ihnen  anzunehmen  ist,  dass  sie  ihren 
HohEtheil  nicht  veräassem  werden,  welche  letztere  Bratimmung 
übrigens  nicht  genau  gehandhabt  wird.  Den  im  Bezirk  der 
Oberallmendkorporation  wohnhaften  Unterallmendgenossen  wird 
hinsichtlich  des  Holzantheils  und  der  Viehauflag  Gegenrecht 
gehalten.  In  der  Unterallmendkorporation  ist  der  Korporations- 
genosse bereits  nach  erreichtem  17.  Lebensjahre  nutzungs- 
berechtigt. 

Im  Kanton  Nidwaiden  ^^^)  ist  die  Berechtigung  zum  Uerthe- 
oder  Irtirecht  der  Genosssame  auf  eine  geschlossene  Anzahl 
von  Bagergeschlechtem  beschränkt.  Ueber  das  Ob  und  Wie 
des  Einkaufs  entscheiden  allein  die  Uerthen,  doch  soll  seit 
100  Jahren  kein  Fall  einer  solchen  Aufnahme  vorgekommen 
sein.  Bis  zum  Jahre  1875  wurde  zum  Antritt,  d.  h.  zur  Aus- 
übung des  Uertherechts  noch  eheliche  Gebui-t,  Erreichung  des 
25.  Lebensjahres,  Haushäblichkeit  innerhalb  der  Uerthe  und 
die  Entrichtung  des  sog.  Luoders  (corrumpirt  aus  Udel  = 
»Geldabgabe)  an  die  Uerihekasse  verlangt.  Ausnahmen  von 
dem  Requisit  der  Haushäblichkeit  wurden  zu  Gunsten  ver- 
mögensloser Kranker  und  Krüppel,  sofern  sie  dritten  Personen 
zur  Pflege  übergeben  worden  waren,  gestattet;  auch  in  der 
kantonalen  Stridfanstalt  befindliche  Sträflinge  bezogen  ihx'e 
Nutzungen ;  bezüglich  der  in  den  Armenhäusern  der  Gemeinden 
untergebrachten  Peraonen  bestanden  Veiti-äge  der  Armen- 
behörden mit  den  Genosssamen.  Um  die  Ausgestaltung  dieser 
allgemeinen  Grundsätze  an  einem  konkreten  Beispiele  zu  zei- 
gen, sei  hier  das  für  die  Gemeinde  Wolffenschiessen  erlassene 
Uerthegesetz  vom  11.  November  1833  angeführt.  Nach  dem- 
selben ist  das  Uerthe-  oder  Irtirecht,  d.  h.  die  Nutzungsberech- 
tigung in  einer  der  *drei  zu  der  Gemeinde  Wolffenschiessen 
gehörigen  Ueiiihen  abhängig  von  dem  Besitz  des  Bürgen*echts 
dieser  Gemeinde  und  ausserdem  eines  Uertherechts.  Der  Be- 
weis für  das  Vorhandensein  dieses  letzteren  wird  erbracht  aus 
dem  Taufbuch  der  Pfarrei  Wolffenschiessen  durch  den  Nach- 
weis, dass  der  die  Nutzung  Beansprachende  im  Kirchgang 
Wolffenschiessen  geboren  ist  und  dass  sein  Vater  Gemeinde- 
bürger und  „Gnoss  und  Irter*'  war  oder  ist,  oder  aus  dem 
Einschreibebuch,  in  das  alle  diejenigen  Kinder  von  „Gnossen 
und  Irtem",  welche  nicht  in  der  Gemeinde  geboren  sind,  gegen 
Entrichtung  einer  bestimmten  Gebühr  eingetragen  werden 
müssen.  Zur  Ausübung  des  Uertherechts  gehört  dann  noch, 
dass  der  Berechtigte  das  25.  Lebensjahr  erreicht,  den  sog. 
Luoderthaler  oder  das  Irtieinschussgeld  vor  Mitte  März  bezahlt 
und  am  15.  März  in  seiner  Behausung  bei  eigenem  Feuer  und 
und  Licht  übernachtet  habe.  Daher  pflegen  diejenigen,  die 
zu  fremdem  Tisch  und  fremder  Kost  gehören,  also  namentlich 
Knechte  und  Mägde,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Kranken,  Prest- 
hiAen  und  Krüppeln  kein  Anrecht  auf  die  Nutzung  zu  haben. 

8» 
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Zwischen  Frauen  und  Männern  wird  hinsichtlich  des  Nutzungs* 
rechts  kein  Untei'schied  gemacht.  Nach  dem  Tode  eines  Ueitii* 
ners  wird  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  in  der  Regel  der 
Fortbezug  des  Nutzantheils  gestattet.  Die  Bestimmungen  dieses 
Lokalstatuts  sind  jedoch  aufgehoben,  soweit  sie  dem  fOr  den 
ganzen  Kanton  am  9.  Mai  1875  erlassenen  Gesetz  widerspi^chen. 
Dieses  von  der  sog.  Nachgemeinde  des  Jahres  1875  erlassene 
Gesetz  hob  das  Requisit  der  eigenen  Haushäblichkeit  fbr  die 
Nutzungsherechtigung  auf,  so  dass  gegenwärtig  jedes  von  meh- 
reren zusammenhausenden  Geschwistein  eine  volle  Genosssame 
beanspruchen  dai-f,  desgleichen  auch  die  in  Kost  und  Lohn 
Anderer  stehenden  Uerthner.  Dagegen  wurde  an  dem  Requisit 
des  Wohnsitzes  in  der  Uerthe  als  Regel  festgehalten.  Einzelner, 
in  dieser  Beziehung  zulässiger  Ausnahmen  ist  bereits  oben  ge- 
dacht worden.  Ausser  diesem  persönlichen  Genossenrecht  stehen 
den  Besitzeni  der  Liegenschaften  in  einigen  üertiien  auch 
Kechtsamen  auf  Bauholz  und  bisweilen  auch  auf  Brenn-  und 
Nutzholz  aus  den  Koiporationswaldungen  zu. 

Im  Kanton  Obwalden^**)  sind  nutzungsberechtigt  die- 
jenigen Angehörigen  von  Theilsamen,  die  eigene  Haushaltung, 
d.  h.  selbständigen  Hausstand  bei  Feuer  und  Licht  führen. 
Nach  einigen  Nutzungsreglementen  wird  ausdrücklich  verlangt, 
dass  eine  solche  Haushaltung  mit  dem  nöthigen  Inventar  ver- 
sehen sein  müsse,  nicht  aber,  dass  der  Haushaltungsvoi^stand 
verheirathet  sei.  Die  eigene  Haushaltung  schliesst  den  Wohn- 
sitz in  der  betreffenden  Theilsame  in  sich.  Wittwen  verstor- 
bener Nutzniesser  geniessen  den  vollen  Antheil,  sofern  sie  den 
Hausstand  mit  den  Kindern  fortsetzen.  Sonstige  Frauen,  d.  h. 
'kinderlose  Wittwen  und  Jungfrauen,  erhalten  dagegen  in  einigen 
Gemeinden  nur  einen  halben  Antheil.  -Den  halben  Antheil 
erhalten  ausnahmsweise  in  einigen  Gemeinden  auch  diejenigen 
Korporationsgenossen,  die  nicht  einen  eigenen  Feuerheerd  oder 
Ofen  besitzen.  Kinder  eines  noch  lebenden  und  seine  Nutzung 
geniessenden  Vaters  müssen  sich,  auch  wenn  sie  sonst  allen 
reglementsmässigen  Requisiten  genügen  und  eigene  Haushaltung 
führen,  in  einigen  Gemeinden  die  Nutzung  durch  besonderen 
Einkauf  erwerben  oder  mit  dem  Antritt  derselben  bis  zmn 
Tode  ihres  Vatei-s  warten;  in  anderen  dagegen  müssen  sie 
wenigstens  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  nach  Gründuni; 
eines  eigenen  Hausstands  warten,  ehe  sie  in  den  Genuss  der 
Nutzung  gelangen.  Nutzungsberechtigt,  wenngleich  nur  in  be- 
schränktem Masse,  sind  in  einigen  Gemeinden  auch  diejenigen 
Beisassen,  welche  eigene  Behausung  oder  Grundbesitz  in  der 
Gemeinde  haben.  So  dürfen  sie  in  der  Gemeinde  Sachsein 
ihr  galtes  Vieh  auf  die  Hochalpen  treiben,  femer  den  Bürgern 
drei  melke  Kühe  zum  Auftrieb  auf  die  Gemeinalpen  gegen 
Entgelt  übergeben,  ferner  von  den  Bürgeni  zur  Allmend  ge- 
höriges Pflanzland  pachten,  auch  erhalten  sie,  wenn  sie  eigenen 
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Haushalt  führen,  einen  halben  Holztheil.  Hinsichtlich  des 
Bezugs  von  Bauholz  zum  Unterhalt  bereits  bestehender  Ge- 
bäude, sowie  von  Nutzholz  sind  die  grundbesitzenden  Beisassen 
den  bQrgerlichen  Giiindbesitzem  gleichgestellt.  Eingebargerte 
LandsAssen  werden  wie  Beisassen  behandelt  Das  aus  dem 
Erlös  des  Auflag  gebildete  „Alpgeld''  wird  unter  s&mmtliche 
Genossen  ohne  Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts,  wenn- 
gleich zu  Antheilen  von  verschiedener  Grösse,  veitheilt  In 
Engelberg,  wo  bei  Veilheilung  der  Nutzungen  die  Armen 
wesentlich  bevorzugt  werden,  pflegt  man  in  Bezug  auf 
die  Grösse  der  Nutzung  doch  auch  zwischen  Familienvätern 
und  Ledigen  zu  unterscheiden:  letztere  dOrfen  nur  die  Hälfte 
des  Schroalviehs  auf  die  AUmend  treiben,  das  den  ersteren 
gestattet  ist;  auch  ist  ihr  Holztheil  nur  halb  so  gross,  wie  der 
der  Familienhäupter.  Wittwer  und  Wittwen,  die  keine  Kinder 
bei  sich  haben,  werden  den  Ledigen  gleich  geachtet 

In  den  einzelnen  Landestheilen  und  Gemeinden  des  Kan- 
tons Bern  ^^^  ist  die  Nutzungsberechtigung  eine  sehr  verschie- 
dene. Zunächst  sind  von  einander  zu  unterscheiden  diejenigen 
Gemeinden,  in  denen  die  Nutzungsberechtigung  eine  rein  per- 
sönliche, von  denen,  wo  sie  eine  reale  ist.  Die  persönliche 
Berechtigung  kommt  am  häufigsten  vor  in  den  Amtsbezirken 
Nidau,  Boren,  Erlach,  Aarburg,  Aarwangen,  Wangen,  Bern, 
Burgdorf,  Fraubrunnen,  Thun,  Interlaken,  Brienz,  Konolfingen, 
Laupen,  Seftagen,  Niedersimmenthal,  Trachselwald  und  im  Jura 
und  ist  entweder  —  und  zwar  in  den  aberwiegend  meisten 
Fällen  —  an  die  Eigenschaft  eines  Ortsburgei*s  oder  —  nur 
sehr  selten  —  bereits  an  die  eines  nichtbürgerlichen  Einsässeif 
geknüpft.  Dort,  wo  die  Gemeindebürger  allein  nutzungsberech- 
tigt sind,  werden  zur  Ausübung  dieses  Rechts  ausserdem  das 
Führen  von  eigen  Feuer  und  Licht  oder  das  Verheirathetsein 
oder  nur  die  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  und  zwar 
meist  des  25..  aber  auch  nur  des  20.,  23.,  24  oder  sogar  des 
26^  27.,  28.,  20..  30.,  ja  des  40.  Lebensjahres  oder  alle  diese 
Requisite  zusammen  verlang  Hinsichtlich  der  Grösse  des 
Nutzungsantbeils  wird  dann  in  einigen  Gemeinden  zwischen 
Männern  und  Frauen.  Verheiratheten  und  Ledigen,  Kro^^^n 
und  kleinen  Haushaltungen  unterschieden.  In  denjenigen  Ge- 
meinden, in  denoi  auch  Einsassen  Xutzum^en  erhalten,  wird 
von  ihnen  gewöhnlich  verlangt,  dass  sie,  wenn  auch  nicht  Ge- 
meindeburger in  der  Gemeinde  ihrer  Niederla>.sung,  so  do*b 
Kiotoosboiger  sein  und  in  der  Niederlassun^^sgemeinde  ein 
etgeoes  Haus  besitzen  oder  doch  weniirstens  ^e'iaen  Feuer  und 
Lkht  fbhren*  mOasen.  Ausnahmsweise  sind  in  einii?en  Ge- 
roeindeo  nur  bestimmte  Klassen  von  Bürgern,  wie  z.  B.  die 
BffhUfjehwnt  die  Annen  u.  s.  w.,  zor  Nutzung  berechtigt; 
bei  den  AiBiai  wird  dann  bif^weileo  d>eofa]ls  davon  abgesehen, 
ob  ae  BttTfer  der  Geneiade  smd,  Ton  der  sie  Nutzon^reo  zu 
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erhalten  wünschen,  oder  nicht.  Von  der  Nutznngsbereehtigung 
ausgeschlossen  sind  überall  die  strafrechtlich  Vemrtheilten ; 
nur  an  einigen  Orten  die  Falliten.  Realer  Natur  ist  die 
Nutzungsberechtigung  in  einigen  Rechtsamegemeinden  des 
Mittellandes,  sowie  in  den  Bäuertkorporationen  des  Oberiandes. 
In  den  Rechtsamegemeinden  ist  das  Nutzungsrecht  an  Feld 
und  Wald  gewöhnlich  Pertinenz  einer  Anzahl  von  Höfen;  in 
den  Bäuerten  dagegen  einer  Anzahl  von  Häusern  und  Feuer- 
stätten. In  einigen  Gemeinden  komAien  zugleich  Personal-  und 
Realbereehtigungen  vor,  indem  die  gemeinen  Güter  sich  im 
Eigenthum  der  Bürgergemeinden  oder  der  bürgerlichen  Kor- 
porationen befinden  und  von  diesen  genutzt  werden ,  auf  den- 
selben aber  zugleich  Verpflichtungen  zu  Gunsten  bestimmter 
Güterbesitzer  lasten.  Eigene  Nutzungsberechtigungen  bestehen 
wieder  in  den  Städten,  so  z.  B.  in  der  Stadt  Bern,  wo  nach 
dem  über  die  Berechtigung  zum  Feldgeld  erlassenen  Reglement 
vom  3.  März  1834  nebst  Zusätzen  vom  14.  Juni  1841  und 
12.  April  1847  zum  Empfang  des  sog.  Feldgeldes  berechtig 
sind  alle  Bürger,  welche  zugleich  Stubengenossen,  d.  h.  Mit 
glieder  der  in  der  Stadt  Bern  bestehenden  Zünfte  und  Gesell- 
schaften sind.  Von  den  Nutzungen  sind  jedoch  nicht  axl^- 
geschlossen,  obgleich  sie  nicht  Stubengenossen  sind,  die  durch 
geistige  und  körperliche  Gebrechen  von  dem  Eintritt  in  die 
Zünfte  abgehaltene  Personen,  ferner  die  Burgerwittwen  und 
auch  die  Burgerfrauen,  deren  Ehemänner  ausserhalb  der  Stadt 
wohnen,  sofeni  nämlich  alle  diese  Personen  sich  im  Besitz  der 
bürgerlichen  Ehren  befinden  und  weder  vei^fründet  sind,  noch 
auch  sonst  in  einer  öffentlichen  Anstalt  unterhalten  werden. 
Das  solchergestalt  begründete  Nutzniessungsrecht  darf  aber 
nur  von  denjenigen  ausgeübt  werden,  die  in  dem  Jahre,  für 
welches  das  Feldgeld  vertheilt  wird,  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sitz wenigstens  drei  aufeinanderfolgende  Monate  in  der  Stadt 
Bern  oder  ihrem  Bezirk  gehabt  haben.  Zum  Theil  anders,  als 
erwähnt  wurde,  ist  nach  der  für  die  Stadt  Bern  erlassenen 
Instruktion  über  die  Entrichtung  des  Burgerholzes  vom  6.  Herbt- 
monat  1837  nebst  Zusätzen  der  Kreis  der  zum  Empfang  de5 
Burgerholzes  in  der  Stadt  Bern  berechtigten  Pei-sonen  gezogen, 
indem  zu  denselben  auch  alle  unverheiratheten  Burger  beiderlei 
Geschlechts  gehören,  welche  das  23.  Lebensjahr  eireicht  haben. 
Die  Berechtigten  erhalten  jedoch  keine  gleichen  Antheile,  weder 
an  Feldgeld,  noch  an  Burgerholz,  sondern  sind  je  nach  der 
Grösse  der  zu  empfangenden  Nutzung  in  verschiedene  Klassen 
abgetheilt. 

Auch  im  Kanton  Luzem^^^)  sind  die  Rechte  am  Kor- 
porationsgut zum  Theil  pei*sönlicher,  zum  Theil  realer  und 
zum  Theil  gemischter  Natur.  In  denjenigen .  Gemeinden,  in 
denen  die  Berechtigung  persönlicher  Natur  ist,  waren  nach 
dem  Reglement  über  die  Organisation  des  Korporationswesens 
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vom  18.  Juni  1855  A.  51 — 54  alle  Koi'porationsbUrger,  welche 
das  17.  Lebensjahr  erreicht  hatten,  mit  Ausnahme  der  Ordens- 
geistlichen  und  derjenigen,  welche  sich  ausserhalb  des  Kantons 
haushftblich  niedergelassen  hatten  oder  in  fremden  Militär- 
diensten landesabwesend  waren,  nutzungsberechtigt.  Von  der 
Nutzung  waren  demnach  nicht  ausgeschlossen  diejenigen  Bürger, 
die  sich  wegen  Erlernung  einer  Wissenschaft,  Kunst,  eines 
Gewerbes  ausserhalb  der  Schweiz  aufhielten,  ohne  sich  jedoch 
in  der  Fremde  förmlich  niedergelassen  zu  haben.  Das  Organi- 
sationsgesetz vom  7.  Brachmonat  1866  A.  292  geht  dann  noch 
einen  Schritt  weiter,  indem  es  bestimmt,  dass  bei  Aufstellung 
Yon  Koiporationsreglementen  künftig  der  Grundsatz  gelten 
soUe,  dass  wegen  Abwesenheit  eines  Bürgers  ausserhalb  seiner 
Gemeinde,  sofern  derselbe  in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz 
hat,  überhaupt  keine  Entziehung  des  Bürgergenusses  statt- 
finden soll.  Nur  wenn  ein  Kantonsbürger  ein  zweites  Bürger- 
recht ausserhalb  des  Kantons  besitzt,  soll  er  in  der  Luzemer 
Gemeinde  nicht  mehr  nutzungsberechtigt  sein,  es  sei  denn, 
dass  er  in  Folge  förmlicher  Ansiedelung  in  der  Luzerner  Ge- 
meinde das  Büi-geirecht  in  derselben  auch  wirklich  ausübt. 
Hinsichtlich  des  Erwerbs  der  Berechtigung  gilt,  dass  jeder 
Ortsbüi^er  einer  Gemeinde,  welche  Korporationsgut  besitzt, 
sich  in  dasselbe  einkaufen  kann.  Die  Einkaufssumme  muss 
mit  dem  erwarteten  Voitheil  in  Verhältniss  stehen.  Für  den 
Fall  nicht  ei-zielter  Verständigung  über  die  Einkaufssumme 
entscheidet  der  Regierungsrath.  Die  Realrechte  haften  an  be- 
stimmten Häusern  oder  Grundstücken. 

Die  zu  den  im  Kanton  Zug  *^®)  gelegenen  Gemeinden  Baar 
und  Hünenberg  gehörigen  Korporationsgemeinden  sowie  die  Kor- 
porationsgemeinden Steinhausen  und  Städtli  haben  an  den  Besitz 
bestimmter  Häuser  geknüpfte  reale  Nutzungsrechte.  Zur  Aus- 
übung des  Nutzungsrechts  wird  aber  noch  verlangt,  dass  der  Eigen- 
thümer  des  Hauses,  an  dem  die  Nutzung  haftet,  vollberechtigter, 
in  Baar  sogar  ehelich  geborener  Koi-porationsgenosse  sei  und 
„eigen  Feuer  und  Licht**  in  dem  berechtigten  Hause  führe.  Auf 
ein  neues  Haus  kann  eine  bestehende  Gerechtigkeit  nur  dann 
fibeitragen  werden,  wenn  das  alte  geschleift  worden  ist;  sonst 
nur  mit  Bewilligung  der  Genossenvei-sammlung.  Der  Haus- 
eigentbümer  darf  die  Ausübung  seiner  Gei-echtigkeit  auch  auf 
seinen  Miether  übertragen,  sofern  dieser  nämlich  die  erforder- 
lichen persönlichen  Requisite  besitzt.  In  Ober-  und  Unter- 
aegeri,  sowie  in  Walchwyl  und  Zug  ist  die  Berechtigung  eine 
höchst  persönliche.  Sie  ist  in  jeder  einzelnen  Korporationsge- 
meinde verschieden  gestaltet  und  muss  überall  zwischen  Berech- 
tigungen auf  Pflanzland  und  Holztheile  resp.  deren  Surrog:ate 
unterschieden  werden.  Was  das  Recht  auf  Pflanzland  betrifft, 
so  steht  dasselbe  in  Oberaegeri  allen  Koi*porationsgenossen  ohne 
Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts,  der  An-  und  Abwesen- 
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beit  zu,  mit  Ausschluss  nur  der  sich  ausserhalb  Europas  auf- 
haltenden, sowie  der  in  fremden  Militärdienste  stehenden  und 
der  an  anderen  Orten  entweder  politische  oder  Korporations^ 
bürgerrechte  ausübenden  Personen;  in  Unteraegeri  allea  Kor* 
porationsgenossen  ehelicher  Abkunft  ohne  Untei-schied  des 
Gesdilechts  und  des  Wohnsitzes,  welche  das  4.  Lebensjabr 
erreicht  haben,  mit  Ausnahme  nur  der  sich  ausser  Earopaß 
Aufhaltenden;  in  Walchwyl  allen  Korporationsgenosseo  vom 
10.  Lebensjahre  an,  wobei  die  wdblichen  Genossen  nur  einen 
halben  Theil  erhalten,  und  endlich  in  Zug  allen  Korporations- 
genossen,  die  das  19.  Altersjahr  zurückgelegt  haben  und  sich 
vom  31.  Mai  bis  zum  letzten  August  des  Jahres,  für  das  »e 
die  Nutzung  beanspiiichen,  in  der  Heimathgemeinde  aufhalten. 
Auch  in  der  Gemeinde  Zug  wurde  1875  der  Antrag  gestellt, 
den  majorennen  Genossen,  auch  wenn  sie  ausserhalb  ihrer 
Gemeinde  wohnen,  ihren  Antheil  am  Korpoi-ationsnutzen  zu» 
kommen  zu  lassen,  aber  damals  verworfen.  Hinsichtlich  der 
HolzberechtiguDgen  wird  in  einigen  Gemeinden  zwischen  ganzen 
und  halben  Holztheilen  unterschieden;  so  haben  in  WiüchwAl 
nur  die  aus  zwei  und  mehr  Korporationsgenossen  bestehenden 
Haushaltungen  Anspruch  auf  einen  ganzen  Holztbeil,  während 
die  majorennen,  aber  ledigen  männlichen  Genossen  und  die 
45  Jahre  alten  unverheiratheteu  Töchter  und  die  Wittwen  von 
Korporationsgenossen,  welche  eine  eigene  Haushaltung  führen, 
nur  einen  halben  Theil  erhalten.  Andere  Gemeinden,  wie  z.  B. 
Ober-  und  Unteraegeri  und  Zug,  vertheilen  Holznutzungen 
nach  Köpfen,  aber  nur  jedes  andere  Jahr.  Neuerdings  werden 
übrigens  in  der  Koi-porations^emeinde  Zug  die  Holztheile  oder 
vielmehr  deren  Geldsurrogat  an  alle  Genossen  ohne  üntei-schied 
des  Altere,  Geschlechts  und  des  Wohnsitzes,  und  zwar  alljähr- 
lich vertheilt 

Im  Kanton  Appenzell-I.-Rh.^*^)  enthalten  die  neueren  Ord- 
nungen für  die  Gemeinalpen  nur  Wiederholungen  der  alteren, 
bereits  oben  erwähnten  oder  im  nächstfolgenden  Abschnitt  zu 
erwähnenden  Bestimmungen  über  die  Nutzung^berechtigung. 
Im  Bezirk  Schwendi  ist  nach  der  revidirten  Waldordnung  vom 
30.  August  18C8  die  Nutzungsberechtigung  geknüpft  an  den 
Besitz  des  Landrechts,  den  Wohnsitz  im  Bezirk  und  die 
Feuerung  eigener  oder  gemietheter  Oefen.  Der  Besitz  mehrerer 
Wohnhäuser  und  Liegenschaften  begründet  nicht  mehr  als  ein 
Nutzungsrecht.  Erbauer  neuer  Häuser  erlangen  erst  dann 
einen  Rechtsanspinich  auf  das  Korporationsholz,  wenn  die 
nöthigen  Feuerstellen  in  denselben  hergestellt  sind  und  sie 
eine  Aufnahmegebühr  von  Fr.  25  und  ausserdem  für  jede 
Feuerstelle  Fr.  5  erlegt  haben.  Die  am  13.  Brachmonai  1872 
erlassene  Verordnung  über  Bewirthschaflung  s&mmtlicher  Amts- 
und  Korporationswaldungen  des  Kantons  bestimmt,  dass  nur 
di^enigen  Pei-sonen  Anspiiich  auf  den  Empfang  von  Brenn- 
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holz  haben,  welche  das  ganze  Jahr  hindurch  Ofen  und  Heerd 
feuern« 

Die  zum  Kanton  Appenzell- A.-Rh.  ^*^)  gehörige  Gemeinde 
Gais  umfasst  3  Koi-porationen,  welche  Nutzungen  vertheilen. 
In  der  Korporation  HackbQhl  sind  seit  1856  alle  Bürger  der 
Gemeinde  Gais  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  nutzungs- 
berechtigt^ sofern  sie  das  25.  Lebensjahr  erreicht  haben  und 
im  Bezirk  der  Korporation  wohnhaft  sind.  In  der  Korporation 
Riete  und  Schacben  ist  der  Nutzen  nicht  blos  persönlich, 
sondern  auch  sachlich  bedingt,  indem  nur  diejenigen  Bttrger 
der  Gemeinde  Gais  denselben  gemessen,  die  zugleich  Besitzer 
eines  der  50  Güter,  „Heimathen",  „Heimwesen*^  genannt,  sind, 
mit  denen  die  Koi-porationsberechtigung  verknüpft  ist,  in  der- 
selben wohnen  und  eigen  Feuer  und  Licht  unterhalten.  Auch 
in  der  Korporation  RoÜienwies  ist  die  Nutzungsberechtigung  an 
das  Bürgerrecht  von  Gais  sowie  den  Besitz  und  die  Bewoh- 
nung  eines  der  40  Häuser  geknüpft,  auf  denen  die  Gerechtig- 
keit ruht. 

Nur  in  einigen  wenigen  Gemeinden  des  Kantons  St.  Gallen 
haben  ^**)  sich  UebeiTCSte  der  fiüheren  realen  Nutzungsrechte 
erhalten.  Meist  steht  die  Nutzungsberechtigung  zu :  allen  Orts- 
bürgern, soweit  sie  in  ihrer  politischen  Heimathgemeinde  wohnhaft 
und  verheirathet  sind  und  eigen  Feuer  und  Licht  unterhalten. 
Wittwen  und  Kinder  beziehen  den  Nutzantheil  des  verstorbenen 
Hausbai tungs Vorstandes  fort.  Nur  in  einigen  wenigen  Gemein- 
den werden  auch  unverehelichten  Männern  und  Frauen  und  zwar 
von  einem  bestimmten  Altersjahr  an,  das  von  den  Reglementen 
auf  das  20.,  22.,  25.,  28.,  30.,  36.  Jahr  fixirt  wird,  Nutzungen 
gewährt.  Die  Verordnung,  betreifend  Normativbestimmungen 
für  Genossenreglemente  vom  8.  October  1875  gestattet  den 
einzelnen  Gemeinden  beliebig  die  Wahl  und  Durchführung  des 
Familien-,  Haushaltungs-  und  Kopfsystems.  Nach  dem  Familien- 
princip  soll  die  Nutzungsberechtigung  mit  der  Verehelichung; 
nach  dem  Haushaltungsprincip  mit  dem  Beginn  eines  selbst- 
ständigen Berufs  oder  Ei-werbs  ausserhalb  des  Elternhauses 
nach  erreichter  Volljährigkeit;  nach  dem  Kopfsystem  spätestens 
mit  der  EiTeichung  des  25.  Lebensjahres  beginnen.  Für  Arme, 
welche  von  der  Armengemeinde  erhalten  werden,  tritt  diese 
als  Ntttzniesserin  ein.  Gerichtliche  Bestrafung  des  Nutzniessers 
zieht  den  Verlust  des  Nutzungsrechts  nicht  nach  sich.  An 
aus  der  Ortsgemeinde  odei*  Ortsgenossenschaft  Abwesende  wird 
der  Nutzen  ertheilt,  sofern  sie  sich  noch  in  ihrer  politischen 
Heimathgemeinde  aufhalten  (deren  Theil  die  Ortsgenossenschaft 
bisweilen  zu  sein  pflegt).  Auswandei*er  können,  gegen  Ab- 
tretung ihres  Nutzantheils,  aus  den  Gemeinde-  und  Genossen- 
gütern ausgestattet  werden. 

Im  Kanton  Glarus^^*)  nimmt  Jeder  männliche  Tagwen- 
genoBse,  der  „in  den  Hüben  seiner  Tagwens'^  wohnt,  sobald  er 
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«ich  verehelicht  und  einen  eigenen  äausstand  gegründet  hat, 
an  den  Nutzungen  Theil.  Der  junge  Haushaber  hat  vor  dem 
Antritt  seines  Tagwenrechts  eine  einmalige  kleine  Auflage,  den 
sag.  Tagwenrechtsantritt  oder  die  Brandsteuer  ^von  eigen  Feaer 
und  Licht,  eigen  Brand)  zu  entrichten.  Nach  dem  Tode  des 
Familienhauptes  haben  die  Wittwe  und  die  Kinder  znaammen 
oder,  wenn  die  Frau  vorher  gestorben  oder  geschieden  ist,  aach 
die  Kinder  zusammen  den  Antheil  ihres  Vaters  zu  beanspruchen. 
Nur  an  einzelnen  Oi*ten  geniesst  auch  der  ledige  Mann  das 
volle  Tagwenrecht.  Durch  Wegzug  aus  dem  Tagwen  geht  das 
Tagwenrecht  nicht  verloren,  sondern  wird  nur  in  seiner  Aus- 
übung suspendirt.  Kehrt  der  Abwesende  wieder  in  seine  Ge- 
meinde zurück,  so  lebt  auch  das  Tagwenrecht  für  denselben 
wieder  auf;  nur  muss  er  zuvor  eine  im  Verhältniss  zu  den 
neuen  Bt^erbungen  oder  sonstigen  grösseren  Werken,  die  der 
Tagwen  unteidess  gemacht  hat,  stehende  Einzugstaxe,  den  so^. 
grossen  Einzug,  entrichten.  Dass  das  Tagwenrecht  ein  durch- 
aus persönliches  und  dass  seine  Ausübung  von  der  Anwesenheit 
des  Tagwengenossen  in  seinem  Tagwen  abhängig  gemacht  ist, 
wird  in  dem  Landsbuch  ausdrücklich  hervorgehoben,  wenn  es 
heisst,  dass  wenn  jemand  Güter  in  einem  Tagwen  besitzt,  in 
dem  er  nicht  tag^engenössig  ist,  er  kein  Recht  auf  Holz  zu 
Zäunen,  Gebäuden  und  Wasserleitungen  aus  dem  Bannwald 
des  Tagwens,  wo  seine  Güter  liegen,  habe,  sondern  „sich  des 
Hochwalds  behelfen  solP',  auch  steht  ihm  kein  Recht  auf  das 
Streurechen  und  Streusammeln  zu.  Auswanderor  erhalten  in 
einigen  Gemeinden  eine  kleine  Ausstattung. 

Im  Kanton  Zürich  ^*^)  wird  die  Nutzungsberechtigung  in 
denjenigen  Gemeinden,  in  denen  sie  überhaupt  noch  vorkommt, 
durch  Ortsstatut  geregelt  und  zwar  nach  dem  Familien-  oder 
Kopfprincip.  Wo  der  ei-stere  Vertheilungsmodus  zur  Anwendung 
kommt,  hat  jede  Büi-gerfamilie  Anspruch  auf  den  ßürgemutzen. 
gleichgiltig  ob  sie  für  sich  allein  oder  gemeinsam  mit  einer 
anderen  ein  Hauswesen  führt  oder  ein  Geschäft  betreibt  Im 
Falle  des  zweiten  Vertheilungsmodus  sind  die  Nutzungen  unter 
sämmtliche  volljährige  Bürger  gleichmässig  zu  vertheilen. 

Während  einige  Gemeinden  des  Kantons  Aargau*'*)  die 
Nutzungen  nur  an  die  Haushaltungsvorstände  verüieilen,  wii-d 
in  vielen  anderen  gegenwärtig  unterschieden  zwischen  ver- 
heiratheten  Bürgern,  Wittwen  mit  eigener  Haushaitang  and 
ledigen  volljährigen  Bürgern,  indem  diese  Pei*sonen  ungleich 
grosse  Antheile  erhalten.  In  Zofingen,  einer  sich  durch  die 
Grösse  ihrer  Nutzungen,  sowie  ihren  lebendigen  Büi^gersinn 
auszeichnenden  Gemeinde,  wii*d  nach  der  Ordnung  über  die 
ortsbürgerlichen  Holznutzungen  vom  8.  December  1846  Art  1, 
2,  12,  21  der  Genuss  von  Brennholz  allen  im  Gemeindeberirk 
wohnhaften  Bürgern,  mit  Ausnahme  nur  der  Kranken,  welche 
in  den  Spitälern  verpflegt,  und  der  Kinder,  welche  von  der 
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Armenpflege  einzogen  werden,  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einer  der  vielen  aufgestellten  Klassen,  in  verschiedenen 
Orössen  zu  Theil.  lieber  den  Antheil  von  Kindern,  Minder- 
jährigen und  Mehljähligen,  welche  nicht  eigenen  Rechtes  sind, 
verfagt  der  gesetzliche  Vertreter  und  über  das  Betreffhiss  von 
Mehrjährigen,  Verheiratheten,  Verwittweten  und  Geschiedenen, 
welche  „unterstützt,  vergeldstagt,  kriminalisirt,  mit  Wirthhaus- 
verbot  belegt  oder  aus  anderen  Gründen  im  AktivbürgeiTecht 
eingestellt  sind'\  der  Gemeinderath.  Auch  ist  der  Gemeinde- 
rath  befügt,  Lehrlingen  und  Gesellen  jeden  Holzgenuss  zu 
entziehen  „bis  sie  die  Lehr-  und  Wanderzeit  vollendet  haben^'. 
Im  Kanton  Thurgau  ^*^)  war  die  Nutzungsberechtigung 
bis  zum  Jahre  1874  nicht  gesetzlich  geregelt.  Die  Orts- 
reglemente  pflegten  gewöhnlich  nur  die  majorennen  verbürger- 
ten Personen,  die  in  der  Gemarkung  ihrer  Heimathgemeinde 
wohnten  und  eigene  Haushaltung  führten  und  nur  ausnahms- 
weise auch  solche  Bürger,  die,  ohne  eigenen  Haushalt  zu  führen, 
doch  einen  selbstständigen  Beruf  trieben  und  Steuern  zahlten, 
für  nutzungsberechtigt  zu  erklären.  Nach  dem  Gemeindegesetz 
vom  8.  November  1874  Ait.  23  ist  zum  Bezug  von  Bürger- 
nutzungen  jeder  majorenne  Bürger,  ohne  Unterschied  des 
Geschlechts,  sofein  er  in  der  Gemeinde  wohnt  und  eine  eigene 
Haushaltung  im  Sinne  des  kantonalen  Steuergesetzes  führt 
oder  eine  selbstständige  Erwerbsthätigkeit  ausübt,  nutzungs- 
berechtigt. Für  vereinzelt  stehende  Pei'sonen  wird  der  volle 
Umfang  der  Nutzung  angemessen  reducirt  Zur  Reproducirung 
in  den  Bürgemutzungsreglementen  empfahl  der  Thurgauer  Re- 
gierungsrath  den  Gemeinden  im  Jahre  1875  folgende  Detail- 
bestimmungen: 1.  Nutzungsberechtigt  sind  alle  majorennen 
Manns-  und  Frauenspersonen,  welche  entweder  eigene  Haus- 
haltung führen  oder  einen  Beruf  auf  eigene  Rechnung  aus- 
üben oder  eigenen  Besitz  bez.  eigenes  Vermögen  haben  und 
versteueim.  namentlich  auch  der  Leistung  von  Frohndiensten 
sich  unterziehen.  2.  Insofei*n  sie  den  letzteren  Requisiten 
entsprechen,  können  sie  Kostgänger  anderer  nutzungsberech- 
tigter oder  nicht  berechtigter  Personen  sein  und  insofern  auch 
mit  ihnen  in  geroeinsamer  Haushaltung  leben ;  die  Berechtigung 
fällt  aber  dahin,  wenn  in  der  gemeinsamen  Haushaltung  zu- 
gleich gemeinschaftlich  erworben  und  gewirthschaftet  und  nur 
eine  Rechnung  geftlhrt  wird.  3.  Wittwen  und  Wittwer  sind 
in  der  Regel  vollberechtigt;  können  aber  auch  wie  andeie 
allein  stehende  Erwerber  als  halb  oder  minder  berechtigt  an- 
gesehen werden,  wenn  sie  vereinzelt  dastehen,  keine  eigene 
Haushaltung  mehr  führen,  sondern  zu  anderen  Haushaltungen 
gehören.  4.  Verehelichte  Söhne,  die  mit  den  Eltern  zusammen 
wohnen,  bilden  eine  eigene  Haushaltung  im  steuerrechtlichen 
Sinn  und  erscheinen  als  vollberechtigt,  wenn  sie  in  dem  Steuer- 
register als  selbstständige  Steuerzahler  figuriren.    Wäre  dieses 
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nicht  der  Fall,  so  sind  sie  als  zur  elterlichen  Haushaltung 
gehörig  zu  betrachten,  so  lange  sie  sich  nicht  befriedigend 
darüber  ausweisen,  dass  sie  selbstständig  erwerben  und  an 
die  elterliche  Haushaltung  eine  Entschädigung  leisten.  5.  Ledige 
Söhne  und  Töchter  sind,  wenn  sie  für  sich  erwerben  und  £e 
vorgeschriebenen  Steuern  zdilen,  nach  obigen  Maximen  be- 
rechtigt, einen  redudrten  Antheil  zu  erhalten;  wenn  und  so 
lange  sie  aber  mit  den  Eltern  arbeiten  und  nur  diese  steuern, 
sind  sie  gar  nicht  nutzungsberechtigt. 

Im  Kanton  Schafifhausen ' '^)  war  die  Nutzungsbereehtigong 
früher  realer  Natur  und  an  den  Besitz  eines  in  der  Gemeinde- 
markung  befindlichen  Gebäudes  geknüpft  Die  Helvetische 
Revolution  brachte  dann  die  Ansicht  zur  Geltung,  dass  jeder 
volljährige  Bürger  als  solcher  nutzungsberechtigt  sei  und  dass 
alle  Bürger  auch  in  dieser  Beziehung  einander  gleichgestellt 
sein  müssen.  Doch  wäre  der  Uebergang  von  der  alleinigen 
Berechtigung  der  Hausbesitzer  zu  der  Gleichberechtigung  aller 
volljährigen  Bürger  doch  ein  zu  plötzlicher  gewesen,  es  wurde 
daher  am  Anfang  des  Jahrhunderts  die  Nutzungsberechtigung 
wenigstens  von  dem  Unterhalten  eigenen  Bauchs  oder  von  dem 
Verheirathetsein  oder  von  der  Erreichung  eines  höheren  Lebens- 
alters, gewöhnlich  des  30.  Lebensjahi*s,  abhängig  gemadit. 
Nachdem  das  Gemeindegesetz  von  1831  das  Stimmrecht  auf 
alle  Bürger  ausgedehnt  hat»  die  das  20.  Lebensjahr  eiTeicht 
haben,  ist  die  Tendenz,  den  Bürgemutzen  nach  dem  Aktiv- 
bürgerrecht zu  vertheilen,  aber  so  stark  geworden,  dass  ihr 
gegenüber  die  Bestimmungen  der  älteren  Reglemente  sieb 
nicht  mehr  zu  halten  vermögen. 

Die  Gemeinden  des  jetzigen  Kantons  Baselland  ^'^)  haben 
von  Altera  her  Holznutzungen  an  die  Ortsbürger  vertheilt  Jeder 
verheirathete  Bürger,  desgleichen  auch  Wittwer  und  Wittwen 
von  Bürgern,  welche  in  der  Heimath-  oder  in  einer  anderen 
Gemeinde  des  Kantons  wohnen  und  eine  eigene,  mehr  als  eine 
Person  umfassende  Haushaltung  führen,  sind  berechtigt,  eine 
ganze  Holzgabe  zu  verlangen.  Wittwer  und  Wittwen,  ebenso 
geschiedene  und  ledige  Bürger  und  Bürgerinnen,  deren  Haus- 
haltung nur  aus  einer  Pei-son  besteht,  haben  ds^egen,  sofern 
sie  im  Kanton  wohnen,  nur  Anspruch  auf  einen  halben  Holz- 
theil.  Doch  ist  es  den  Gemeinden  gestattet,  den  Kreis  der 
nutzungsberechtigten  Personen  weiter  auszudehnen.  Daher 
pflegen  denn  in  einigen  Gemeinden  ledige  Bürger,  welche  keine 
eigene  Haushaltung  führen,  vom  Beginne  eines  bestimmten 
Lebensjahres  ab,  volle  Holzantheile  zu  erhalten.  Der  Berech- 
tigung zum  Empfang  von  sog.  Gabholz  entsprechend  hat  sich 
auch  die  Berechtigung  an  anderen  Allmendnutzungen  aus- 
gebildet Um  die  Kosten  des  Fuhrlohns  zu  sparen  kommt  es 
vor,  dass  Bürger,  die  nicht  in  ihrer  Heimathgemeinde  wohnen, 
ihr  Gabholz  gegenseitig  vertauschen. 
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Im  Kanton  Baselstadt, ' '^)  in  der  die  städtische  Gemeinde 
Basel  prädominirt,  werden,  wie  in  anderen  grösseren  Städten 
der  Schweiz,  welche  BQi-gergüter  besitzen,  keine  eigentlichen 
Büi^emutzuugen  vertheilt.  Der  dem  Büi^er  von  seiner  Ge- 
meinde zu  Theil  werdende  Voitheil  ist  wesentlich  öffentlich- 
lokaler Natur  und  besteht  in  den  Leistungen  der  bürgerlichen 
Kranken-,  Aimen-,  Waisen-,  Altervei-sorgungs-  u.  s.  w.  Anstalten. 
Die  Leistungen  dieser  Anstalten  sind  gegenwärtig  nur  noch 
zum  Theil,  wie  z.  B.  die  des  Waisenhauses  und  Almosenamts, 
auf  Bürger  beschränkt,  zum  Theil  kommen  sie  allen  Einwohnern 
zu  Gute,  wie  z.  B.  die  Leistungen  des  Spitals  und  des  mit 
demselben  verbundenen  Pfründhauses  sowie  der  Aimenherbei'ge. 


y.    Art  und  Grösse  der  AUmendnntzong.^^') 

1«    Geschichtliche  Entwickelang« 

Die  Normiiaing  der  Art  der  Allmendnutzung  hat  im  Ganzen 
€ine  ähnliche  Entwickelung  durchlaufen,  wie  die  Nomiirung 
der  Berechtigung  zu  dieser  Nutzung.  Es  wird  daher  manches 
im  vorigen  Abschnitt  bereits  berührte  hier  aus  einem  anderen 
Gesichtspunkt  zu  wiederholen  und  näher  auszuführen  sein. 

Auen  die  Daratellung  der  Nutzungsart  der  Allmenden  und 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  hat  von  dem  Zustande 
auszugehen,  der  sich,  freilich  nicht  mehr  vollständig  ungetmbt, 
aber  doch  noch  immer  deutlich  erkennbar,  in  den  Quellen  des 
XIII. — XV.  Jahrhundert  vorfindet  und  in  einigen  Gebirgs- 
gegenden (Graubünden,  Uri  und  Schwyz)  auch  noch  bis  in 
unser  Jahrhundert  erhalten  hat. 

In  diesem  Zustande  bildet  die  AUmend  einen  nothwen- 
digen  Bestandtheil  der  genossenschaftlich  betriebenen  Land- 
wirthschaft  und  ihrer  Organisation  und  wird  meist  gemein- 
schaftlich und  in  gleicher  Weise  von  den  Genossen,  welche 
mit  wenigen  Ausnahmen  mit  den  ortsangesessenen  selbststän- 
digen Familienvätern  identisch  sind,  genutzt.  Durch  ausnahms- 
weise eingeräumte  Zugeständnisse  ist  auch  dafür  gesorgt,  dass 
die  ortsangesessenen  Nichtgenossen  von  der  Nutzung,  ohne 
welche  der  landwirthschaftliche  Betrieb  damals  undenkbar  war, 
nicht  völlig  ausgeschlossen  sind.  Die  Gemeinalpen  und  die 
offenen  Allmenden  in  der  Ebene  dienen  ^rösstentheils  zur 
Weide.  Auch  der  Thalboden  der  Gebirgsgegenden  wird  im 
Frühjahr  und  Herbst  geätzt:  im  Sommer  wird  er  als  Wiese 
oder  zur  Anpflanzung  von  BrodfrüchteU;  Gespinnstpflanzen  und 
Gemüse  benutzt    Ueberhaupt  ist  der  Ackerbau  in  den  Ge- 
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birgsgegenden,  und  nicht  nur  namentlich  auf  dem  Sondereigen^ 
vertireiteter  wie  gegenwärtig.  Ausgedehnte  Wälder  bedecken  dext 
Boden  der  Ebene  und  der  Gebirgsth&ler,  namentlich  aber  die 
Gebirge  selbst.  Auch  hat  sich  die  Benutzung  der  offenen  All* 
menden  als  Weide  und  der  Gemeinwälder  noch  nicht  in  dem 
Grade  differenziirt,  wie  in  der  Gegenwart.  In  den  Wäldern 
weidet  das  Vieh,  dieselben  liefern  ausserdem  das  erwQnschle 
Mastfutter  für  die  Schweine  und  auf  den  AUmendweiden 
wachsen  einzelne  Bäume  oder  Gruppen  von  solchen.  Obgleich 
den  nutzungsberechtigten  Genossen  ein  gleiches  Recht  an  der 
Nutzung  zusteht,  so  richtet  sich  der  Umfang  der  Nutzung 
faktisch  doch  nach  dem,  durch  die  Grösse  des  Sonderbesitzes» 
sowie  die  dadurch  gegebene  Möglichkeit  mehr  oder  weniger 
Vieh  zu  halten,  angezeigten  Bedürfnisse. "') 

Je  grösser  daher  im  Laufe  der  Zeit  die  Ungleichheiten 
im  Sonderbesitz  werden,  desto  ungleicher  wird  auch  der  Inhalt 
und  Umfang  der  Allmendnutzungen.  Demnach  kommt  der  All- 
mendnutzen  entweder  ausschliesslich  oder,  wo  die  sociale  Glie« 
derung  ihre  frühere  einfache  Struktur  zu  verlieren  anfängt,  doch 
hauptsächlich  den  Hablichen  zu  Gute.  Nutzungsarten,  an 
welchen  auch  die  ärmeren  Klassen  theilnehmen,  wie  z.  B.  die 
Sondeinutzuug  der  AUmend  als  Pflanzland  oder  der  Gemein- 
alpen als  Bergmähder  stossen  daher  auf  den  Widerstand  der 
bisher  allein  Berechtigten.  Aber  weder  die  Nutzungsart  noch 
auch  der  Nutzungsumfang  der  Einzelnen  sind  anfangs  durch 
rechtliche  Schranken  geschützt  Auch  fehlt  es  noch  durchweg 
an  einer,  die  pflegliche  Nutzung  der  Allmend  sichernden  Ord- 
nung: kaum  dass  sich  hier  und  da  einzelne  Ansätze  zu  einer 
solchen  vorfinden.  Die  Benutzung  der  Gemeindegüter  als  Er- 
tragsquelle zur  Bestreitung  der  Gemeiridebedürfhisse  ist  bei 
dem  Vorwiegen  der  Naturalwirthschaft  auf  dem  Lande  und 
bei  den  geringen  öffentlich-politischen  Aufgaben  der  Gemeinde 
noch  unbekannt.  Die  ei'sten  Anfänge  einer  Verwendung  der 
Allmenden  zu  öffentlichen  Gemeindezwecken,  wie  wir  sie  einige 
Jahrhunderte  später  ausgebildet  finden,  zeigen  sich  darin,  ddss 
die  Gemeinden  bei  der  Nutzungsvertheilung  die  Armen  in  dem 
Grade  mehr  zu  berücksichtigen  anfangen,  wie  deren  Zahl  zu- 
nimmt und  die  Sorge  der  Familie  und  Kirche  allein  nicht  m^r 
ausreicht  Bei  dem  Ueberfluss  an  Land,  bei  dem  grossen 
Waldreichthum  und  der  noch  wenig  zahlreichen  Bevölkerung 
sind  die  auf  die  einzelnen  hablichen  Genossen  fallenden 
Nutzungsantheile  sehr  umfangreich.  Auch  werden  sie  immer 
in  natura,  d.  h.  als  Holztheile,  Weide,  Wies-  oder  AckerstQcke 
u.  s.  w.  bezogen."®) 

Diese  Art  der  Nutzung  konnte  von  den  im  Laufe  der 
Zeit  vor  sich  gegangenen  Veränderungen  der  agrarischen, 
socialen,  politischen  Verhältnisse,  sowie  von  den  WandlungeQ 
in  den  Anschauungen  und  Sitten  nicht  vollständig  unberOhrt 
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bleiben.  Aber  wie  ao£  dem  Gebiet  der  Agrarverfassung  über- 
haupt, so  geht  auch  hier  den  zersetzenden  und  verändernden 
Tendenzen  gegenüber  das  Streben  dahin,  den  Statusquo  der 
Alhnendnutzung  möglichst  lange  zu  erhalten.  ^'^)  Dies  führte 
wie  im  vorigen  Kapitel  gezeigt  wurde,  bald  zum  realen  Ab- 
sehluss  der  Grundbesitzer,  als  solcher,  gegenüber  den  in  den 
weiteren  rein  persönlichen  Gemeindeverband  neu  eintretenden, 
bald  nur  zum  persönlichen  Abschluss  der  jeweiligen  Nutz- 
niesser  und  ihrer  Familien,  als  der  allein  Nutzungsberechtigten^ 
gegenüber  den  sich  zur  Nutzung  herandrängenden  neuen  Ele- 
menten. Das  obige  Streben  führt  aber  auch,  wie  wir  oben 
sahen,  zur  rechtlichen  Umgrenzung  und  Sicherstellung  eines 
bestimmten  Nutzungsinhalts  für  die  jeweilen  Berechtigten.  Aber 
trotz  dieser  Tendenz  nach  Erhaltung  des  gegebenen  Zu- 
staades,  hat  sich  im  Allgemeinen  an  dem  oben  flüchtig  skizzir- 
ten  Zustandsbilde  im  Laufe  einer  fünfhundertjährigen  Ge- 
schichte doch  ein  Zug  nach  dem  andern  verändert,  so  dass 
gegenwärtig  namentlich  in  der  Gemeinde  der  Ebene  die  All- 
mendnutzung  eine  Gestalt  und  Bedeutung  gewonnen  hat,  welche 
der  des  XIII.  Jahrhunderts  nur  sehr  wenig  ähnlich  sieht. 

Die  erste  tiefgreifende  Yerändeining  in  der  B^utzungs- 
weise  der  Allmenden  wurde  dadurch  bewirkt,  dass  man  seit 
dem  XIV.,  namentlich  aber  seit  dem  XYI.  Jahi-hundert  immer 
häufiger  anfing,  die  bisher  von  den  Berechtigten  gemeinsam 
bmutzte  AUmend  in  Berg  und  Thal  als  sog.  Pflanzland,  Rüti 
oder  Garten,  zur  Sondemutzung  in  festumgränzten  einzelnen 
Stücken  zu  vertheilen.  Durch  dieses  Verfahren  wurde  nicht 
nur  eine  viel  intensivere  Kultur  des  AUmendbodens,  als  sie 
bei  geroeinsamer  Nutzung  üblich  war,  ermöglicht,  sondern 
der  Allmendnutzen  bedurfte  nunmehr,  um  den  einzelnen  Ge- 
nossen zu  Gute  zu  kommen,  nicht  mehr  des  Mediums  des 
Soodereigen.  Denn  während  früher  nur  diejenigen  die  AUmend 
nutzen  konnten,  die  im  Besitz  eigenen  Viehes  waren,  wozu 
in  der  R^gel  auch  der  Besitz  von  Sondereigen  gehörte^ 
uro  auf  demselben  das  nöthige  Heu  zur  Durchwinterung  des 
Viehes  zu  gewinnen,  war  es  jetzt  auch  den  Nichthablichen, 
den  Annen  und  Aermsten,  mö^^ch,  sich  der  AUmendnutzungen 
zu  eifreuen.  Ja  es  war  durch  die  Sondemutzung  einzelner 
Parzellen  ein  Mittel  zur  Ausgleichung  der  Ungerechtigkeit 
gegeben,  welche  wenigstens  nach  unserem  heutigen  Rechts- 
gefiüil  darin  11^  dass  der  Allmendnutzen  allein  oder  doch 
vorzüglich  den  Besitzenden  und  zwar,  nach  Massgabe  ihres 
Privatbesitzes,  zu  Theil  wird.  Freilich  die  Benutzung  der 
Alpen  konnte  den  Nichthablichen  nicht  so  leicht  zugänglich 
gemacht  werden,  immerhin  ist  auch  hier  in  den  Nebennutzungen 
(WUAeu,  Ziegen-  und  Schafweide)  und  in  den  Geldanth^en 
ein  fbr  die  Annen  nicht  unbedeutendes  Kompensationsobject 
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für    die    hauptsächlich    den   Reichen  «zu   Gute    kommenden 
Hauptnutzungen  gegeben. 

Bereits  in  den  Quellen  des  XIV.  und  XV.  Jahrhundeits 
stossen  wir  auf  vereinzelte  Austheilungen  von  Pilanzland.  So 
«rfolgte  in  der  Stadt  Zug  bereits  in  den  Jahren  1438,  14%, 
1437,  1484  die  Vertheilung  von  Allmendboden  zur  Sonder- 
nutzung, um  den  durch  die  vielen  Kriege,  in  welchen  mancher 
Wohlhabende  noch  reicher  geworden  war,  geschädigten  Armen 
wieder  aufzuhelfen.  Auch  in  Gersau  wurde  bereits  1436  be- 
stimmt, „das  einer  mag  machen  viT  der  allmend  einen  garten 
sibend  klafter  wit".  Mit  dem  demokratischen  Zug,  der 
namentlich  durch  die  zur  Refoimation  haltenden  Kantone  im 
XVI.  Jahrhundeit  ging  und  sich  in  den,  von  der  Allmend 
handelnden  Rechtsquellen  durch  die  wiederholte  Betonung  des 
Satzes  ausspricht,  dass  die  Allmend  „gemeines  dorffs  —  rieh 
und  annen  gelich"  sei,  hängt  es  zusammen,  dass  seit  dieser 
Zeit  mehr  Land  zur  Vertheilang  gelangte.  Uebrigens  setzte 
sich  diese  auch  von  wirthschaftlichen  Motiven  beeinüusste  Be- 
wegung in  den  katholischen  Ländern  der  Gebirgsgegenden 
fort.***)  Im  XVII.  Jahrhundert  durften  u.  A.  in  der  Ge- 
meinde Sachsein,  Kanton  Obwalden,  Allmendgärten  zum  An- 
pflanzen anfangs  auf  Lebenszeit,  dann  wenigstens  auf  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  eingeschlagen  werden.  Aus  dem- 
selben Jahrhundeii;  sind  dann  namentlich  noch  die  Verthei- 
lungen  von  Allmenden  zur  Sondeinutzung  im  Kanton  Glarus 
bekannt  geworden.  So  wurden  in  Diesbach  zuerst  1624  sog. 
Saatenplätze  auf  6  Jahre  ausgetheilt;  1697  wurde  erkannt:  die 
alten  Hanfsaatenplätze  anf  der  Allmend  sollen  auf  weitere 
10  Jahre  als  Saaten  benutzt  werden,  und  1706:  die  neu  aus- 
gemessenen Saatenplätze  dürfe  man  5  Jahre  lang  nutzen.  Seit 
dem  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts  wurden  ferner  auf  den 
Allmenden,  die  um  die  Flecken  herum  lagen  oder  an  entlegenen 
Orten,  wo  Holz  geschlagen  worden  war,  „Rütinen"  an  arme 
Tagelöhner  veitheilt.  Ein  solcher  Platz  mass  gewöhnlich  nicht 
mehr  als  40—50  D  Klafter  und  Niemand  durfte  mehr  als  einen 
solchen  Platz  inne  haben.  Auf  den  Rütinen  scheint  giDSsen- 
theils  Gemüse  gebaut  worden  zu  sein.  Wer  keine  Roti  nahm, 
erhielt  dafür  eine  Entschädigung  von  10  Batzen.  Auch  im 
jetzigen  Bezirk  üri  hatten  nach  der  Rütiordnung  von  1609  sowie 
den  Landsgemeindeprotokollen  des  XVIII.  Jahrhunderts  die 
Landleute  sowie  ihre  Wittwen  und  Waisen,  die  eigenen  Haushalt 
führten,  Anspruch  auf  Allmendgäi*ten.  In  älterer  Zeit  wurden 
solche,  wie  bereits  oben  ausgeführt  wurde,  zu  Eigen,  später 
gewöhnlich  aber  nur  zur  Benutzung  auf  30  Jahre  oder  lebens- 
länglich abgegeben.  Der  bewilligte  Platz  wurde  ausgemarcht, 
abgegi'enzt  und  von  dem  Landschreiber  in  das  sog.  Rütibuch 
eingetragen.  Die  Bewilligung  der  Sonderautzung  pflegte  zu- 
rückgezogen zu  werden,  wenn  die  Ausreutung  und  Bearbeitung 
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des  Bodens  nicht  in  yenprochener  Weise  binnen  2  odw  8  Jahren 
erfolgte. 

In  St  Gallen  lagen  in  Folge  der  ungleichen  Voriheile, 
welche  die  hablichen  Enhbaaem  einerseits  und  die  Nichthab- 
lieben  andrerseits  von  der  Gemeinweide  hatten,  diese  beiden 
Klassen  fortwährend  im  Streit  mit  einander.  Die  Nichthab- 
liehen  verlangten  als  Kompensationsobjekt  für  den  ihnen  ent- 
gehenden Weidenutzen  die  Einräumung  von  Pflanztheilen  an 
der  Bodenallmend.  Eine  urkundliche  Spur  dieses  Streits  findet 
sich  in  dem  sog.  Streit  der  Reichen  und  Armen,  welcher  sidi 
1703  in  der  Gemeinde  Grabs  abspielte.  Statt  des  verlangten 
Pflanzlands  erhielten  die  NichthabUchen  durch  einen  obrigkeit- 
lichen Spruchbrief  jedoch  nur  das  Becht  auf  Wildheu  auf  den 
Alpen  und  auf  Streu  und  Leseholz  in  den  Wäldern  ausdrück- 
lich zugesicheit.  In  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wurde  ferner  vor  dem  Frauenfelder  Syndikat  ein  lang- 
wieriger Streit  um  die  Benutzung  resp.  Veitheilung  der  den 
Gemeinden  des  St  Gallischen  Oberrheinthals  gehöi-enden  AU- 
niend  Eisenried  geführt,  dessen  Ausgang  zur  Vertheilung  des- 
selben mit  beigetragen  hat  Wir  begegnen  ferner  den  Gärten 
auf  der  AUmend  in  der  ersten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts 
im  Kanton  Nidwaiden  als  einer  bereits  eingebürgerten  Ein- 
richtung. Es  beschliesst  nämlich  im  Jahre  1736  die  Uerthe 
Büren  ob  dem  Buch:  „wan  ein  Garten  ledig  fiehle,  so  soll 
derselbe  den  neuw  angetretenen  Uertnem  zugehörig  sein,  wan 
aber  mehr  ^rten  als  neuwe  Dertner  old  mehr  Uertner  als 
Gärten  wären,  so  sollen  sie  dieselben  mit  einander  verlooszen*' 
und  im  Jahre  1768  wird  von  derselben  üerthe  beschlossen: 
,,noch  ein  garten  aufzuoduon  fir  diejenigen,  so  haben  wollen 
und  wann  Gärten  ledig  fiehlen,  so  sollen  dieselben  denjenigen 
zuokommen.  wo  nicht  2  Gärten  haben,  wann  aber  ein  jeder 
Uertner  2  Gärten  hat  und  noch  mehr  ledig  wären,  so  sollen 
die,  so  noch  nit  3  haben,  mit  einander  darum  losen''.  Auch  aus 
dem  Bemer  Gebiet  wii*d  am  Anfang  der  sechziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  von  Allmenden  berichtet,  die  damals  zur 
Sondemutzung  vertheilt  und  in  Wiesen  umgewandelt  worden 
sind.  Sie  wurden  von  ihren  Besitzern  lebenslänglich  genutzt, 
konnten  sogar  vom  Vater  auf  den  Sohn  übergehen  und  fielen 
erst  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  oder  wenn  der 
Besitzer  „Feuer  und  Licht  ausloschen  Hess'',  an  die  Gemeinde 
zurQck.  Durch  Verordnung  vom  10.  April  1765  wurde  endlicl) 
in  Freiburg  gestattet,  die  Allmenden  zu  veitheilen.  ^^^) 

Eine  bisher  unbekannte  Ausdehnung  nahm  die  Allmend- 
vertheilung  dann  seit  den  siebenziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts.  War  dieselbe  bis  dahin  vereinzelt  erfolgt,  haupt- 
sächlich um  den  Nichtbesitzlichen  ein  Aequivalent  für  die  um- 
fangreichen Weidenutzungen  der  Hablichen  zu  gewähren,  so 
kam  jetzt  wesentlich  die  Rücksicht  auf  die  bessere  Benutzung 
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des  Bodens  in  Betracht  und  konnte  die  Vertheilung  der  All- 
menden, seitdem  man  zum  Kunstfutterbau  und  zur  StallfOttening 
überzugehen  anfing,  als  allgemeine  Maassregel  ins  Auge  ge- 
fasst  werden.  Im  Zusammenhang  mit  dem  auf  die  Hebung  des 
Ackerbaues  gerichteten  Streben  der  in  Frankreich  in  der  Mitte 
des  XYIU.  Jahrhunderts  entstandenen  Schule  der  Physiokrateo 
stand  die  auf  die  Theilung  der  Gemein  weiden  zur  Sondemutzun? 
oder  gar  zum  Sondereigen  und  ihre  Umwandlung  in  Aecker  und 
Wiesen  gerichtete  Agitation.  Dieselbe  hatte  sich  auch  in  der 
Schweiz  verbreitet  und  ging  hier  namentlich  von  der  Oekono- 
mischen  Gesellschaft  in  Bern  aus.  Diese  Gesellschaft  schrieb 
im  Jahre  1762  folgende  Preisaufgabe  aus:  „Ist  es  nützlich  die 
Alimenten  und  Gemeinweideu  zu  veilheilen  und  wie  kann  es 
auf  die  vortheilhafteste  Weise  geschehen?"  worauf  13  Arbeiten 
eingingen,  aus  denen  dann  ein  Auszug  angefertigt  und  in  den 
„Abhandlungen  und  Beobachtungen  durch  die  Oekonomische 
GeseUschaft  in  Bern  gesammelt"  (Jahrgang  1765  S.  1  ff.)  ver- 
öffentlicht wurde.  In  diesen  Arbeiten  werden  gegen  die  Benutzung 
der  Allmenden  als  Gemeinweide  folgende  Gründe  angeführt 
Die  Gemeinweiden  in  der  Nähe  bewohnter  Ortschaften  werden 
„mit  Vieh  überladen*',  dieses  findet  keine  genügende  Nahrung, 
wird  dadurch  in  seinem  Wachsthum  aufgehalten,  nimmt  an 
Milchergiebigkeit  ab  und  ist  leicht  Krankheiten  unterworfen, 
oder  aber  die  Weiden  in  grösserer  Entfeniung  von  den  Ort- 
schaften werden  nichl  gehörig  ausgenutzt  und  allm&hlig  Ae- 
teriorirt,  indem  das  Vieh  nur  die  schmackhaftesten  Grasarten 
abweidet,  die  schlechteren  aber  stehen  lässt,  so  dass  diese 
dann  mit  der  Zeit  den  ganzen  Boden  überwuchern.  Es  pflegt 
das  Weidevieh  femer  zu  fi*üh  im  Jahre  aus  den  Ställen  ge* 
trieben  zu  werden,  wodurch  die  jungen  Pflanzen  in  ihrem 
Wachsthum  gehemmt  und  ausserdem  mehr  zertreten  werden, 
als  dass  sie  dem  Vieh  wirklich  als  Nahiiing  dienen.  Auch 
pflegt  man  auf  den  Gemeinweiden  Steine  und  Sträucher  nicht 
zu  entfernen,  sumpfige  Wasser  nicht  abzuleiten,  Brunnen  nicht 
anzulegen,  den  Dünger  nicht  auszubreiten,  so  dass  ihre  Er- 
giebigkeit von  Jahr  zu  Jahr  abnimmt.  Wo  die  Allmend  weit 
vom  Dorie  abliegt,  versäumen  die  Knechte  und  Mägde  ausser- 
dem viel  Zeit  mit  dem  Hin-  und  Hergehen,  das  Vieh  ermüdet 
auf  den  langen  Märschen  und  di-ingt  leicht  durch  die  Hä|?e 
hindurch  auf  Wiesen  und  Aecker,  auf  denen  es  das  Gras  und 
Korn  zerstört  Auch  kommt  diese  Benutzungsart  hauptsäch- 
lich, wenn  nicht  ausschliesslich  den  hablichen,  viehbeaitzenden 
Bauern  zu  Gute  und  erzeugt  in  den  dergestalt  bevorzugten 
Klassen  einen  Geist  der  Engherzigkeit  und  Ausschliesslichkeit, 
der  sich  allen  Personen  gegenüber  zeigt,  von  denen  zu  be- 
ftürchten  steht,  dass  sie  auf  die  Nutzungen  Anspruch  erheben 
könnten.  Dagegen  wird  der  Umwandlung  der  Gemeinweiden 
in  Wiesen  und  Aecker  nachgerühmt,  dass  im  Vergleich  mit 
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der  zur  Ernähmng  einer  Kuh  erforderlichen  Weidestrecke  ein 
viel  kleineres  Stück  als  Kunst-  oder  Naturwiese  genutzten 
Landes  bereits  genügen  würde,  um  eine  Kuh  im  Stalle  zu  er- 
halten; auch  giebt  die  Kuh  im  Stalle  mehr  Milch,  die  Pferde 
werden  zur  Arbeit  tauglicher  und  der  Dünger  dieser  Thiere 
geht  der  Landwirthschaft  nicht  verloren.  Durch  den  Anbau 
von  Getreide,  Hülsenfrüchten  u.  s.  w.  auf  einem  Theil  des 
Bodens,  der  bisher  als  Weide  diente,  können  in  Zukunft  viel 
mehr  Menschen  ernährt  werden,  aJs  gegenwärtig.  Durch  die 
Steigerung  des  Rohertrags  muss  sodann  der  Zehnthen*  und 
hierdurch  sowie  durch  die  Zunahme  der  Bevölkerung  auch  der 
LandesheiT  gewinnen.  Die  Vertheilung  der  Allmend  zur  Sonder- 
nutzung würde  aber  auch  dazu  dienen,  um  die  Annen  vor 
drückender  Noth  zu  bewahren  und  von  der  Auswandemng  in 
die  Stadt  oder  in  fremde  Länder  zuiUckzuhalten ,  wodurch 
wieder  den  grossen  Grundbesitzern  die  nöthige  Arbeitskraft 
gesichert  und  die  Gemeinde  von  einem  Theil  der  Armenpflicht 
entlastet  wird.  Bereits  damals  wurde  die  noch  heute  vielfach 
verhandelte  Frage  erörtert,  ob  der  Staat  einer  aristokratischen 
Vermögens-  und  Einkommensbildung  unthätig  zuzusehen,  ja 
sie  sogar  durch  seine  Institutionen  zu  begünstigen  habe  in  der 
Voraussetzung,  dass  der  Wohlstand  der  einen  Klasse  durch 
einen  natumothwendigen  Process  auch  den  übrigen  Klassen 
zu  Gute  kommen  werde,  oder  ob  er  direkt  und  indirekt  einen 
die  vorhandenen  Ungleichheiten  des  Veimögens  und  Einkom- 
mens mildernden  Einfluss  ausüben  solle.  Wie  in  der  theo- 
retischen Diskussion,  so  fanden  auch  in  der  praktischen  Volks- 
wirthschaftspoUtik  beide  Kichtungen  ihre  Verti-etung.  In  der 
ei*8teren  Richtung  wirkte  der  Staat  damals  durch  Begünstigung 
und  Beförderung  der  Vertheilung  von  Allmenden  zu  Privat- 
eigenthum,  durch  Aufhebung  des  Tritt-  und  Trattrechts,  der 
Zehnten,  Frohnden  u.  s.  w.,  kurzum  durch  Ausdehnung  des 
Privateigenthums  auf  Kosten  der  Allmend  und  durch  Befreiung 
desselben  von  lästigen  Betriebs-  und  Verkehrbfesseln  und  zwar 
in  dem  Glauben,  dass  er  auf  diese  Weise  auch  den  Armen 
am  Besten  helfe.  Die  zweite  Richtung  wurde  dagegen  u.  A. 
befolgt  durch  Auftheilung  der  Allmenden  und  Vertheilung  der- 
selben zurSondemutzung  namentlich  unter  die  ärmeren  Klassen, 
wobei  man  bereits  damals  richtig  erkannte,  dass  das  Interesse 
dieser  Klassen  besser  gewahrt  sei  durch  eine  Vertheilung  zu 
langjährigem,  ja  zu  lebenslänglichem  Besitz,  was  jedoch  die 
Möglichkeit,  dass  unter  Umständen  auch  die  Kinder  in  die 
Nutzung  ihrer  Eltern  succediiten,  nicht  ausschloss,  als  durch 
eine  Vertheilung  zu  Privateigenthum,  das  in  letzter  Instanz 
häufig  doch  wieder  in  die  Hände  der  Wohlhabenden  gelangt. 
Weitere  Einzelheiten  des  damals  aufgetauchten  Vertheilungs- 
plans,  die  wir  nodi  heute,  namentlich  in  den  Gebirgsgegenden 
aufs  Genaueste  befolgt  finden,  sind:  Wo  der  Umfang  der  All- 
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mend  im  Vei-gleich  mit  dem  im  Privateigenthum  befindlichen 
Boden  sehr  umfangi*eich  ist,  da  soll  ein  Theil  der  AUmend 
verkauft  werden ,  damit  zwischen  den  in  commercio  and  extr« 
commercium  befindlichen  Liegenschaften  ein  richtiges  Verhftlt- 
niss  stattfinde.  Als  ein  solches  wurde  das  Verhältniss  von 
2  zu  1  angesehen.  Auch  sonst  vom  Dorfe  sehr  weit  abliegende 
Allmendtheile  sind  zu  veräussem,  es  sei  denn,  dass  man  den 
Nutzniessern  gestatten  wollte,  Häuser  auf  der  Allmend  zu  er- 
bauen. Auch  darf  jeweilen  nicht  alles  Allmendland  zur  Ver- 
theilung  gelangen,  indem  ein  Theil  desselben  als  ReseiTe  für 
den  Fall  des  Anwachsens  der  Bevölkerung  zuiUckbehalten 
werden  soll.  Aus  dem  nicht  an  die  Bürger  vertheilten  Land 
sind  Antheile  fQr  Hebammen,  Wundärzte,  Gärtner,  Schäfer 
u.  a.  m.  auszuscheiden.  Die  Art  der  Vertheilung  hat  auf  die 
bisher  üblich  gewesene  Nutzungsberechtigung  Rücksicht  zu 
nehmen:  sie  hat  sich  also  bei  Realrechten  nach  dem  Umfang 
der  Güter,  mit  deren  Besitz  die  Berechtigung  verknüpft  ist, 
bei  Pei-sonalrechten  dagegen  nach  den  Haushaltungen,  die  im 
Uebrigen  alle  gleich  behandelt  werden  müssen,  zu  richten. 
Wo  die  Veilheilung  nach  Realrechten  geschieht,  da  sollen  die 
ärmeren  Genossen  gleichwohl  je  ein  Stück  Allmend  von  4  bis 
5  Juchart  zur  Gewinnung  des  nöthigen  Heues  für  eine  Kuh 
und  etwas  Land  zum  Anpflanzen  von  Hanf,  Flachs,  Erdäpfeln 
u.  s.  w.  zugetheilt  erhalten.  Der  Vertheilung  hat  die  Aus- 
messung des  zu  vertheilenden  Landes  und  die  Entweifung 
eines  Vertheilungsplanes  vorauszugehen;  auch  müssen  Sümpfe 
durch  Gräben  entwässert  und  die  einzelnen  Allmendstücke  mit 
den  nöthigen  Zuwegen  vei-sehen  werden.  Bäche  und  Brunnen 
sind  ebenfalls  zweckmässig  zu  vertheilen.  Allmenden,  welche 
nur  zur  Weide  taugen,  sind  auszuscheiden  und  als  Weide 
weiter  zu  benutzen.  In  Gemeinden,  die  an  Waldmangel  leiden, 
muss  für  die  Anlage  neuer  Wälder  Sorge  getragen  werden. 
Die  einzelnen  zu  vei-theilenden  Allmendstücke  sind  ihrem  Werth, 
nicht  aber  ihrer  Grösse  nach  möglichst  gleich  zu  machen.  Die 
Vei-theilung  derselben  erfolgt  im  Wege  der  Verloosung.  Inner- 
halb bestimmter,  nicht  zu  lang  zu  bemessender  Fristen,  1  bis 
2  «Tahre,  sind  die  Empfänger  berechtigt,  ihre  erloosten  An- 
theile unter  einander  auszutauschen.  Sonst  sollen  die  Allmend- 
theile unveräusserlich  sein.  Beim  Erlöschen  einer  Haushaltung 
fällt  der  von  ihr  benutzte  Antheil  an  die  Gemeinde  zurück. 
Hinterlässt  der  Haushaltungsvorstand  aber  eine  Wittwe,  so 
behält  sie  den  Antheil,  so  lange  sie  nicht  wieder  heirathet 
Kach  dem  Tode  auch  der  Wittwe  hat  der  verehelichte  älteste 
Sohn  und  in  Ermangelung  eines  solchen  die  an  einen  Ge- 
meindegenossen verehelicht  gewesene  Tochter,  soweit  sie  nicht 
bereits  einen  Allmendtheil  besitzt,  das  Voi*zugsi*echt  auf  den 
väterlichen  Antheil.  Sind  keine  nutzungsberechtigten  Nach- 
kommen vorhanden,  so  erhält  den  erledigten  Antheil  derjenige 
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noch  keinen  Antheil  besitzende  Gemeindebürger,  der  am  läng- 
sten verheirathet  ist.  Die  Benutzung  der  vertheilten  Allmend- 
stocke  als  Weide  ist,  soweit  dies  nicht  ausdiUcklich  gestattet 
wird,  bei  Strafe  des  Verlustes  derselben  verboten.  Wer  zwei 
Jahre  nach  Empfang  seines  Looses  dasselbe  nicht  als  Garten, 
Acker  oder  Wiese  selbst  benutzt  und  bearbeitet,  verliert  es 
gleichfalls.  Nur  alte  bresthafte  Leute  sind  von  der  Pflicht, 
ihren  Antheil  selbst  zu  bearbeiten,  befreit.  Jeder  Nutzniesser 
ist  eine  bestimmte  Anzahl  von  Fruchtbftumen  auf  die  Allmend 
zu  pflanzen  gehalten.  ^'^) 

Auf  diese  Anregungen  hin  nahmen  dann  namentlich  in 
den  Theuerungsjahren  1770  und  1771  und  wieder  1799  und 
1800  gleichzeitig  mit  der  Ausbi-eitung  des  EartoflFelbaues,  so- 
wie in  den  Friedensjahren  am  Anfang  des  Jahrhunderts  die 
AllmendverCheilungen  zur  Sonderautzung  gi'össere  Dimensionen 
an.  Im  Tagwen  Glarus  hatte  bereits  1775  jeder  Genosse  zwei 
RQtinen,  und  im  Tagwen  Näfels  pflegte  am  Schlüsse  des  XVIIi. 
Jahrhunderts  jeder  „Haushaber"  einige  hundert  Quadrat  Klafter 
Allmendboden  unter  Koim,  Gerste,  Bohnen  und  Erdäpfeln  zu 
haben.  Immerhin  konnte  SteinmQller  in  seinem  in  den  Jahren 
1802  und  1804  erschienenen  Buche  noch  darQber  klagen,  dass 
die  Allmenden  im  Kanton  Glarus  im  Allgemeinen  als  Gemein- 
weiden und  zwar  schlecht  benutzt  wei-den.  Während  die  All- 
menden, sagt  er,  bei  gehöriger  Kultur  den  schönsten  Graswuchs 
aufweisen  könnten,  ähnlich  den  angrenzenden,  im  Privateigen- 
thum  befindlichen,  von  trockenen  Mauern  umgebenen  Wiesen, 
bieten  sie  das  Bild  unsauberer,  mit  Spinngewebe  überzogener 
Haiden,  auf  denen  die  Kohe  Tag  und  Nacht  verblieben,  ohne 
doch  das  nöthige  Futter  zu  finden.  Er  macht  daher  den  Vor- 
schlag, alle  in  der  Nähe  des  Dorfs  gelegenen  Weiden  den  ein- 
zelnen allmendberechtigten  Haushaltern  in  Sondernutzung  /u 
geben,  die  entfernteren  dagegen  zu  veipachten  und  die  Pacht- 
zinsen ebenfalls  unter  die  Berechtigten  zu  vertheilen.  Im 
Anfang  des  Jahrhunderts  wurde  dann  fast  in  allen  Gemeinden 
des  Landes  der  Weideboden  im  Thal  in  Pflanzland  verwandelt. 
Seit  1845,  wo  die  Kartoffelkrankheit  ihren  Anfang  nahm,  wird 
ein  Theil  des  Pflanzlandes  wieder  als  Wiese  benutzt  Die 
immer  mehr  Ueberhand  nehmende  Armuth  im  St.  Gallischen 
Rhein thale  hatte  einen  ungenannten  Rheinthaler  im  Jahre  17G9 
bewogen,  auf  die  Nothwendigkeit  einer  Vertheilung  des  im 
UnteiTheinthal  gelegenen,  den  Gemeinden  Rheineck  und  Thal 
gehörigen  Weidestrichs,  das  Bauried  genannt,  und  der  den 
sämmtlichen  Gemeinden  des  Oberrheinthals  gehörigen  Gemein- 
weide, das  Eisenried  genannt,  hinzuweisen.  Auf  die  Initiative 
des  örtlichen  Landvogts  wui-de  dann  1770  das  Bauried  ver- 
theilt,  indem  aus  der  regelrechten,  zwei  Stunden  langen  und 
eine  Stunde  breiten  Fläche  718  gleiche  Parzellen  gebildet  und 
diese  unter  die  in  den  Gemeinden  Rheineck  und  Thal  wohn- 
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haften  und  daselbst  eingebürgerten  Haushai tungs vorstände^ 
ohne  üntei-schied,  ob  sie  ledig  oder  verheirathet  oder  ver- 
wittwet  waren,  durch  das  Loos  zu  unentgeltlicher  NutzuDR 
vergeben  wurden.  Die  Kulturart  der  Pai-zellen,  ob  sie  als 
Weide,  Wiese,  Streuland,  Ried,  Acker  oder  Garten  benutzt 
wurden,  war  den  Genossen  freigestellt.  Die  Benutzung  war 
lebenslänglich,  doch  konnten  die  Nutzungsanthejle  nach  dem 
Tode  des  Nutzniessei*s  von  dessen  Wittwe  bis  zu  ihrer  Wieder- 
verheirathung,  resp.  von  den  Söhnen  und  in  deren  Ermangelung 
von  den  Töchtem  weiter  benutzt  werden.  Nur  durften  die 
Antheile,  welche  während  eines  Monats  nach  geschehener  Ver- 
th  eilung  gegen  die  Antheile  anderer  Genossen  ausgetauscht 
werden  konnten,  in  keinem  Falle  verkauft  oder  verpfändet  oder 
in  die  Konkui*smasse  des  Nutzniessei-s  gezogen  werden.  Dem- 
jenigen Genossen,  der  seinen  Antheil  schlecht  bewirthschaftete 
und  der  Armengemeinde  zur  Last  fiel,  konnte  sein  AUmend- 
antheil  wieder  abgenommen  werden.  Die  Sorge  für  die  Her* 
Stellung  und  Unterhaltung  der  nöthigen  Wege,  Gräben«  Dämme 
u.  s.  w.  lag  den  Antheilhabem  ob.  Im  Jahre  1771  wurde 
dann  auch  das  Eisenried  und  ausserdem  noch  mehrere  andere 
Gemeinweiden  zu  lebenslänglicher  unentgeltlicher  Sondernutzun^ 
veilheilt.  Im  selben  Jahre  1771  fordeile  die  Obrigkeit  auch 
die  Bewohner  des  Appenzeller  Landes  auf,  auf  den  bisherigen 
Weiden  Feldfrüchte  zu  bauen,  nachdem  jeder  Haushaltung  zu 
diesem  Zweck  beliebige  Plätze  zugetheilt  worden  wai*eu.  Da 
diese  Aufforderung  jedoch  nichts  half,  so  sah  sich  die  Regierun^r 
veranlasst,  den  Antheilhabem  die  Zurücknahme  der  Parzellen 
anzudrohen,  falls  sie  dieselben  nicht  anbauen  würden.  Diese 
Drohung  scheint  dann  .  geholfen  zu  haben ,  so  dass  in  den 
Theuerungsjahren  1799  und  1800  noch  weiteres  Gemeinland 
zur  Nutzung  an  Einzelne  vertheilt  und  mit  Feldfrüchten  be- 
pflanzt wurde.  Desgleichen  beschloss  die  Kidwaldner  Gemeinde 
Beggenried  1796,  Gärten  und  Bäume  zu  vertheilen.  Endlich 
wurden  auch  im  Kanton  Bern  während  des  ganzen  vorigen 
Jahrhunderts,  namentlich  aber  seit  den  siebenziger  Jahren 
desselben,  einzelne,  namentlich  in  der  Nähe  der  Dörfer  und 
an  den  grossen  Landstrassen  gelegene  Allmendstücke  mit  Be- 
willigung der  Gemeinden  zur  Sondernutzung  eingeschlagen. 
Solchen  „Allmendverlehnungen'^  begegnen  wir  in  der  Gemeinde 
Roggwyl  in  den  Jahren  1707,  1765,  1772,  1779,  1782,  1794, 
179G,  1800,  1804,  1824,  1827,  1828.  Von  dem  grössten  Um- 
fang erscheint  die  im  Jahre  1779  stattgehabte  Vertheilung 
gewesen  zu  sein,  von  der  es  in  der  Roggwyler  Chronik  heisst: 
„Auf  eine  Supplikation  von  87  Bürgern  von  Roggwyl  hatte 
St.  Urban  (das  Kloster  St.  Urban,  dem  die  Ländereien  als 
Lehen^herrn  gehörten)  bewilligt,  verschiedene  ausgesteckte 
Plätze  von  der  Allment  einzuschlagen  und  besonders  nutzen 
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zu  dQrfen.  In  6  Tagen  wurden  in  und  um  das  Dorf  herum, 
meist  aber  im  Berg,  15  Juchart  Allmendland  ausgesteckt*'  ^'^) 

Unter  dem  Einfluss  der  oben  chai*akterisirten  Geistes- 
richtung wurde  das  Gesetz  der  Helvetischen  Republik,  be- 
treffend die  Anpflanzung  der  Gemeind^;aterantheile,  vom  4.  Mai 
1799  erlassen.  Dasselbe  hatte  ausgesprochenermassen  die 
Tendenz,  „die  Hindemisse,  die  der  zweckmässigen  Benutzung 
des  Bodens  an  mehreren  Orten  in  den  Weg  gelegt  werden**, 
hinwegzuräumen.  Zu  diesem  Zweck  bestimmte  es,  dass  die- 
jenigen Nutzungsberechtigten,  „welchen  ein  volles  Miteigen- 
thumsrecht  an  der  Allmenf'  zustand,  wenn  sie  den  ihnen  zu- 
kommenden Antheil  durch  Anpflanzung  benutzen  wollen,  be- 
rechtigt sein  soUten,  von  ihrer  Gemeinde  eine  Strecke  Landes 
zu  verlangen.  Dieselbe  sollte  ihnen  nur  dann  verweigert 
werden  dürfen,  wenn  auf  der  Allmend  Hochwald  oder  Schlag- 
holz stand  oder  sie  Lehm,  Torf,  Kies  (Grien)  enthielt  oder  äs 
Wiese  benutzt  wurde.  Die  Antheile  der  Einzelnen  waren  dann 
zu  der  Anzahl  der  Nutzniesser  und  dem  Umfang  der  Gemein- 
weide so  viel  wie  möglich  in  ein  richtiges  Verhältniss  zu  brin- 
gen. Die  Vertheilung  der  Allmendstücke  sollte  entweder  nach 
Gerechtigkeiten,  nach  Haushaltungen  oder  nach  Köpfen  erfolgen. 
Die  Einzäunung  derselben  war  Sache  der  Antheilhaber.'^^) 

Dieses  Gesetz  verlor  freilich  bald  seine  rechtsverbindliche 
Kraft;  der  von  demselben  ausgegangene  Anstoss  dauerte  da- 
gegen noch  lange  fort,  indem  seit  dem  Anfang  des  Jahrhun- 
derts in  Folge  des  wachsenden  Bedürfiiisses,  die  nothwendigsten 
Lebensmittel  selbst  zu  gewinnen,  umfassende  Landaustheilungen 
erfolgten.  Befördert  wurde  diese  Tendenz  noch  durch  einzelne 
Kantonalgesetze,  die  dem  obigen  Helvetischen  Gresetz  ähnlich 
sehen.  Zu  diesen  gehörten  namentlich  die  beiden  far  den 
Kanton  Luzem  erlassenen  Gesetze  vom  28.  Brachmonat  1803 
und  vom  24.  Mai  1837  ttber  die  Vertheilung  der  Gemeinde- 
gtlter,  deren  Inhalt  bereits  an  anderer  Stelle  reproducirt  wor- 
den ist  Für  die  Gemeinden  des  Kantons  St  Gallen  stellte  es 
dann  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1807,  betreffend  Loskauf  des 
Tritt-  und  Trattrechts,  der  Mehrheit  der  allmendberechtigten 
Bftiger  frei,  darüber  zu  beschliessen,  ob  der  Gemeindeboden 
als  Weidgang  gemeinsam  oder  als  Pflanzland  gesondeil,  und 
zwar  in  letzterem  Falle  wenigstens  10  Jahre  lang,  benutzt 
werden  solle.  Aber  auch  wenn  die  Mehrheit  sieh  für  den 
Fortbestand  der  Weiden  erklärte,  blieb  es  der  Minderheit 
oder  einzelnen  Bürgern  aus  der  Minderheit  unbenommen,  sich 
darch  die  Verwaltungsbehörde  emen  verhältnissmässigen  Theil 
des  bisher  als  Weide  benutzten  Bodens  zur  Sondemutzung  an- 
w^sen  zu  lassen.  Ausgenommen  von  der  Vertheilung  waren 
nar  Wälder  und  Torflager,  sowie  Lehm-  und  Kiesgruben. 
Auch  durften  ohne  Einwilligung  der  Regierung  weder  die  vor- 
handenen Wälder,   noch  die  zur  Einwuhrung  der  Flussufer 
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ilienenden  Stauden  ausgereutet  und  dieser  Boden  in  Aeeker 
und  Wiesen  umgewandelt  werden.  Die  Einfriedigung  der 
Nutzungsantheile  durch  Zäune  oder  Gräben  hatte  auf  gemein- 
same Kosten  der  Nutzniesser  und  Trattgenossen  zu  geschebea. 
[n  grösstem  Massstab  wurde  der  Gemeindeboden  als  PÜanzland 
im  Kanton  St  Gallen,  wie  auch  in  anderen  Kantonen,  so  z.  B. 
im  Kanton  Schaffhausen,  wo  eine  Vertheilung  der  Gemeinweide 
zur  Sondernutzung  nicht  bereits  früher  stattgefunden  hatte, 
namentlich  seit  den  dreissiger  Jahi-en  benutzt.  Welche  Frfichte 
die  Vertheilung  der  Allmend  zur  Sondemutzung,  namentlich  im 
Kanton  St.  Gallen,  getragen  hat,  dafUr  liefern  die  vielen  Korn- 
und  Maisfelder,  die  Gebäude  und  Obstbäume  auf  den  Boden- 
allmenden  des  Rheins,  der  Seez,  Linth  u.  s.  w.  den  sprechendsten 
Beweis.  Im  Theuerungsjahre  1817  wurden  von  der  Allmend 
zu  Stans,  Kanton  Nidwaiden,  40,000  Quadrat  Klafter  als  sog. 
Pflanzland  vertheilt.  Als  dann  aber  1833  die  ganze  Allmend 
in  Sondemutzung  übergehen  sollte,  widersetzten  sich  dem  die 
Vieh  besitzenden  Genossen  und  ei-zielten  zu  ihren  Gunsten  am 
22.  November  1833  einen  Spruch  des  Siebengerichts  von  Stans. 
In  den  letzten  Jahrzehnten  erfolgte  auch  in  Obwalden  die 
Vertheilung  der  Bodenallmenden  in  Stücken  von  1000  und 
mehr  Quadrat  Klaftei-n  zur  Soudernutzung  unter  die  einzelnen 
Genossen.  Man  ging  hierbei  von  der  Erwägung  aus,  dass  die 
gemeinsame  Benutzung  der  Bodenallmend  als  Weide  einen 
geringen  Ertrag  gebe,  dass  sich  durch  bessere  Benutzung  und 
Pflege  der  in  Sondemutzung  zu  vei-gebenden  Theile  ein  höherer 
Ertrag  erzielen  lasse  und  dass  es  bei  der  wachsenden  Zahl 
dürftiger  Genossen  ein  dringendes  Bedürfhiss  sei,  das  Anpflanzen 
von  Gemüse,  Erdäpfeln  u.  s.  w.  zu  erleichteiii.  Auch  in  Uri 
führten  die  Kämpfe  zwischen  den  Hablichen  und  Nichthablichen 
dazu,  dass  die  Urner  Bezirkslandgemeinde  am  12.  Mai  1833 
den  Beschluss  fasste,  eine  aus  Vertretern  sämmtlicher  Gemein- 
den bestehende  Kommission  niederzusetzen  und  diese  mit  der 
Berathung  der  Frage  zu  betrauen,  auf  welche  Weise  Den- 
jenigen, die  kein  Land  als  Privateigenthum  besitzen,  solches 
aus  der  Allmend  angewiesen  und  wie  überhaupt  die  Allmend 
besser  und  gleichmässiger  benutzt  werden  könnte.  Das  Re- 
sultat der  Berathungen  dieser  Kommission  wurde  dann  dem 
Landrath  vorgelegt  und  mit  dem  Gutachten  desselben  der 
Bezirkslandsgemeinde  unterbreitet,  welche  in  ihrer  Extrasitzun<r 
vom  31.  März  1834  folgende  Beschlüsse  fasste:  es  soll  hinfort 
jede  Haushaltung  eines  BezirksbQrgers,  „die  eigen  Feuer  und 
Licht  erhaltet''  und  mit  nicht  mehr  als  vier  Kubessen  die 
Allmend  benutzt,  150  Klafter  Land  oder  drei  AUmendgärten 
zur  Nutzniessung  erhalten.  Mit  der  Vertheilung  ist  so  zu  be- 
ginnen, dass  die  ärmsten  Familien  das  beste  Land  erhalten 
u.  s.  w.;  wer  sein  Grundstück  zwei  Jahre  lang  unangepflanzt 
stehen  lässt,  soll  desselben  verlustig  gehen.    Einzelne  Albnend- 
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g&rten  als  Wiesen  zu  benutzen,  namentlich  aber  mehrere 
Allmendf^rten  zu  diesem  Zweck  zusammenzubringen,  ist  ver- 
boten bei  Verlust  der  Nutzung.  AUmendgäiten  dürfen  weder 
verkauft,  noch  „um  Zins  gegebenes  d.  h.  verpachtet  werden, 
wohl  aber  „zum  Anpflanzen  um  die  Hälfte  Nutzens  einem  an- 
deren überlassen'^  werden.  Die  Zutheilung  der  Gälten  ge- 
schieht auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  oder  auf  Lebens- 
zeit Gemeinden,  die  Mangel  an  Gailenland  haben,  sollen 
solches  von  anderen  Gemeinden  zugetheilt  erhalten.  Die  Kosten 
der  Urbarmachung,  Verbesserung  und  Vertheilung  des  Landes 
sind  durch  Erhöhung  des  bestehenden  „Viehauflag'*  um  1  Batzen 
per  Kuhessen  zu  bestreiten.  In  Gemeinden,  in  denen  die 
Urbarmachung  und  Verbesserung  des  Landes  schwierig  ist, 
sollen  die  Pfairer  an  Feiertagen  ihra  PfaiTgenossen  zu  gemeip- 
Sfunem  Zusammenwirken,  sog.  Ehrentagen,  auffordern.  Die 
Kosten  der  Ausmarchung  und  Einhftgung  der  zu  vertheilenden 
Gärten  sollen  vorläufig  von  den  Gemeinden  bezahlt  werden, 
welche  sich  dieselben  aber  von  den  Nutzniessern  erstatten 
lassen  können.  Mit  der  Ausführung  der  obigen  Bestimmungen 
sind  die  Gemeinderäthe  betraut:  dieselben  haben  u.  A.  über 
die  auszntheilenden  und  ausgetheilten  Gälten  specielle  Ver- 
zeichnisse zu  fühlten.  Die  Leitung  und  Oberaufsicht  über  das 
Vertheilungswesen  im  ganzen  Bezirk  ist  einem  Allmendrath  über- 
tragen, der  unter  dem  Präsidium  eines  vom  Landi-ath  gewählten 
Präsidenten  aus  Mitgliedern  besteht,  von  denen  jede  Gemeinde 
einen  zu  wählen  hat.  Endlich  spielte  die  Forderung  der  Aus- 
theilung  von  Allmenden  zur  Sondemutzung  in  der  als  Hörner- 
und Klauenstreit  bekannten  Schwyzer  Fehde  der  dreissiger 
Jahre  eine  wichtige  Rolle,  und  es  war  einer  der  vielen  gegen 
die  sog.  Hömeipartei  erhobenen  Vorwürfe,  dass  sie  diese  Aus- 
theilung  zu  vereiteln  suche.  Nach  der  Allmendverordnung  der 
Oberallmendkorporation  vom  10.  Wintermonat  1857  soll  behufs 
Ausscheidung  von  einzelnen  Genossenantheilen  aus  der  bisher 
in  gemeinsamer  Nutzung  befindlichen  Allmend  das  Pflanzland 
je  nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  und  nach  der  Lage  in 
drei  Klassen  eingetheilt  werden.  150  Quadrat  Klafter  der  ersten 
Klasse  kommen  gleich  850  Quadrat  Klaftern  der  zweiten  und 
500  Quadrat  Klaftern  der  dritten  Klasse.  Die  Benutzung  des 
Pflanzlandes  ist  unentgeltlich  und  haben  voi*zugsweise  Anspruch 
auf  dasselbe  Diejenigen,  die  kein  Vieh  auf  die  Allmend  zu 
treiben  vermögen.  Wo  der  vorhandene  Boden  zur  Bildung 
von  Genossenantheilen  nicht  ausreicht,  ist  die  Verwaltung  be- 
auftragt, geeignetes  Land  anzukaufen.^^') 

Während  die  Zuweisung  von  AUmendstücken  zur  Sonder- 
nutzung,  welche  eine  nothwendige  Voraussetzung  des  inten- 
siveren Bodenanbaues  ist,  zugleich  die  Bedeutung  emer  Aus- 
gleichungsmassregel im  Interesse  der  ärmeren  Klasse  hat,  erhob 
si^    an   anigen   Orten    derselbe    Widerstreit    der    Klassen- 
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Interessen  auch  auf  dem  Gebiet  der  Sondemutzung  selbst  So 
in  Nidwaiden,  wo  man;  als  das  vertheilbare  Land  der  Nach- 
frage nicht  mehr  vollständig  entsprach,  zur  Verloosung  der 
sog.  Allmendgärten  und  gleichzeitig  zur  Erhebung  einer  ge- 
ringen Auflage  von  der  Gartennutzung,  dem  sog.  Gartenluder, 
zu  Gunsten  derjenigen  Genossen,  die  keinen  Antheil  erhalten 
hatten,  schritt.  Als  diese  Auflage  erhöht  wurde  und  die  Aer- 
meren  sie  nicht  mehr  zahlen  konnten,  fühlten  sie  sich  durch 
die  Hablichen,  die  jetzt  allein  loosten,  zurückgesetzt.  Die  von 
den  Aimen  gegen  die  Erhöhung  des  Luder  erhobene  Beschwerde 
führte  in  der  Uerthe  Büren  nid  dem  Bach  zu  dem  Geschworenen* 
Uitheil  vom  2.  März  1769,  welches  bestimmte,  dass  bei  nädister 
Gelegenheit  der  Gartenluder  herabgesetzt  werden  solle.  ^'^) 

Den  Charakter  einer  im  Interesse  der  äimeren  Genossen  vor« 
genommenen  Ausgleichung  der  Nutzungen  hatte  die  Vertheilung 
vonAlImendstücken  zur  S  ondemutzung  nur  dort  nicht,  wo  sich 
zur  Zeit  dieser  Vertheilung  bereits  feste  Bealberechtigungen 
ausgebildet  vorfanden,  wie  z.  B.  in  den  Kantonen  Luzem  und 
Zürich.  Namentlich  im  jetzigen  Kanton  Luzem  wurden  bereits 
seit  der  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts  Theile  des  sog.  gemeinen 
Baufeldes  und  der  gemeinen  Wälder  den  einzebien  Bauerhöfen 
zur  ewigen  Sondernutzung  zugeschieden.  Für  die  Benutzung 
dieser  sog.  Gerechtigkeitsstrecken  mussten  die  Besitzer  der- 
selben einen  Kanon  an  den  Gemeindeseckel  und  den  Twing- 
oder  Zehntherren  zahlen.  Den  einzelnen  Häusern  dagegen 
wurden  Gerechtigkeitsstrecken  nur  auf  eine  Anzahl  von  Jahren 
oder  auf  Lebenszeit  eines  Hausbesitzei-s  zugetheilt.  Bei  diesen 
Ausscheidungen  blieb  freilich  immer  ein  Theil  des  Baufeldes 
für  die  kleinen  Besitzer  und  Armen,  sowie  für  Zwecke  der 
Kirche,  Gemeinde  und  des  Staats  vorbehalten.^'^) 

Wie  die  Benutzung  eines  Theils  der  Allmend  als  Pflanz- 
land oder  als  Wiese  gegenüber  der  bisher  fast  ausschliesslichen 
Benutzung  derselben  als  Weide  einen  für  die  Bodenkultur 
höchst  wichtigen  Uebergang  von  dem  gemeinsamen  Besitz  zum 
Sonderbesitz  und  zur  Sondemutzung  der  Allmend  darstellt, 
so  auch  der  Uebergang  vom  sog.  Freiholzhieb  der  Genossen 
zur  geordneten  Bewirthschaftung  des  Waldes  durch  die  Ge- 
meinde oder  Korporation  und  zur  Vertheilung  bestimmter 
Holzquanta  an  die  Genossen. 

Die  Einschränkung  des  Freiholzhiebs  erfolgte  in  doppelter 
Richtung.  Einmal,  indem  man  den  Genossen  an  Stelle  des 
schrankenlosen  Hiebs  nur  ein  bestimmtes  Quantum  von  Brenn- 
holz, einen  sog.  Hau-  oder  Banntheil,  zuerst  unentgeltlich,  dann 
gegen  eine  allmälig  steigende  Auflage,  Holzluder,  Stammlöse 
genannt,  gewährte.  Dergleichen  Maximalbestimmungen  fikr 
den  Holzbezug  der  Genossen  sind  in  den  Gemeinden  der  Ebene 
bereits  fi-üh  allgemein,  so  z.  B.  im  Jahre  1473  in  WieseiH 
dangen,  1484  in  Wülflingen,  1518  in  Embrach,   1536  in  TÖsb, 
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1549  in  Opsikon  u.  s.  w.  erlassen  worden.  Später  als  in  der 
Ebene  begegnen  wir  solchen  Begrenzungen  der  Holztheile  in 
den  Gebiigsgegenden.  In  den  Glamer  Tagwen  Diesbach  und 
Domhaus  betrug  der  den  einzelnen  Genossen  zugewiesene 
Holztheil  1686  10  Stftmme  Buchen-  und  6  Stämme  Tannen- 
hote,  in  Glarus  selbst  bereits  1653  blos  4  Stämme;  seit  dem 
XVIU.  Jahrhundert  kommen  in  den  Glarner  Tagwen  unent- 
geltliche HolzYertheilungen  überhaupt  nur  selten  vor,  indem 
der  Eltrag  der  Wälder  je  länger,  um  so  ausschliesslicher  zur 
Bestreitung  der  wachsenden  GemeindebedOrfiiisse  und  zur  Til- 
gung der  Gemeindeschttlden  verwendet  wurde.  In  der  Regel 
später  als  der  Bezug  des  Brennholzes  wurde  der  des  Bau-  und 
und  Nutzholzes  beschi-änkt,  und  in  einigen  Gebirgsgegenden 
hat  sich  der  Freiholzhieb  bis  in  unsere  Zeit  erhalten.  So 
fand  derselbe  z.  B.  in  den  Wäldern  der  Schwyzer  Oberallmend- 
korporation  noch  im  Anfang  unseres  Jahrhunderts  statt  Gegen- 
wärtig aber  giebt  es  wohl  kaum  eine  Gemeinde  in  der  deut- 
schen Schweiz,  in  der  die  Grösse  des  Holznutzens  der  Ge- 
nossen nicht  mehr  oder  minder  genau  normiit  ist,  und  wird 
der  Art  der  Normirung  bei  Darstellung  des  gegenwärtigen  Zu- 
stands  der  Allmendnutzung  näher  zu  gedenken  sein. 

Aber  die  Einschränkung  des  Freiholzhiebs  fand  auch  nach 
einer  anderen  Richtung  statt  Um  diesen  Process  klar  zu 
machen,  erlaube  ich  mir,  den  betreffenden  Hergang,  wie  er 
im  Kanton  Aargau  vor  sich  gegangen  ist,  nach  dem  Zeug- 
niss  eines  Sachverständigen  zu  reproduciren.  Hier  wie  in  an- 
deren Kantonen  galt  noch  lange  Zeit,  nachdem  man  den  Holz- 
nutzen der  einzelnen  Genossen  quantitativ  eingeschränkt  hatte, 
der  Grundsatz,  dass  jeder  BQrger  sein  Holzquantum  im  Walde 
selbst  aufzuarbeiten  habe,  immerhin  nach  Anweisung  des 
Waldvogts.  Damit  war  aber  nicht  gesagt,  dass  die  Gabe  in 
gesetzlichem  Masse  verabreicht  zu  werden  brauchte,  sondern 
es  wurden  meist  nur  Haufen  gebildet.  Ebenso  wurde  das 
Stammholz  meist  stehend,  ohne  Kubirung,  nach  dem  Augen- 
mass  in  Loose  vertheilt  und  nach  der  Yerloosung  von  den 
einzelnen  Bürgern  nach  Gutfinden  gefällt  und  hergerichtet. 
Dass  bei  diesem  System  eine  ordentliche  Hiebführung  und 
Schlagpolizei  unmöglich  wurde  und  dass  auch  nicht  an  tech- 
nisch richtige  Durchfoi-stungen  zn  denken  war,  liegt  auf  der 
Hand;  ebenso  dass  faktisch  die  gi'össten  Ungleichheiten  unter 
den  Holztheilen  vorkommen  mussten.  Die  Ausgabe  von  stehen- 
dem Holz,  welche  vor  dem  Aargauischen  Forstgesetz  vom  29. 
Fe])i*uar  18(50  noch  ganz  allgemein  war,  hörte  jedoch  auch 
nach  dem  Eilass  dieses  Gesetzes  nicht  völlig  auf;  allein  man 
gab  sich  doch  Mühe,  die  Fällung  und  Aufarbeitung  des  Holzes 
dui'ch  Gemeindefrohnen  (Gemeindewerk)  in  gesetzlichem  Masse 
durchzuführen,  worauf  dann  die  Yerloosung  des  Gabholzes  zu 
folgen  pflegte.   Bei  den  Durchfoi-stungen,  die  damals  erst  ein- 
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geführt  wurden,  befürwortete  man  dann  die  Fällung  durch 
kundige  und  bezahlte  Arbeiter  und  die  akkordweise  Aufarbei- 
tung. Das  Nonnalreglement,  welches  die  Regierung  im  Jahre 
1872  erliess,  ging  einen  Schritt  weiter  und  setzte  die  Auf- 
arbeitung des  Gabholzes  der  Hochwaldschläge  und  der  Durch- 
foi*stungen  in  Akkord  fest,  verbot  auch  die  ungemessene  Ab- 
gabe des  Holzes,  wogegen  dann  eine  Ablösung  des  Macherlohns 
für  die  einzelne  Holzgabe  seitens  des  EmpfUngei^s  derselben 
vorgesehen  wurde.  Seit  Einführung  des  Metermasses  im  Forst- 
betrieb und  seit  Annahme  einer  kleineren  Einheit  als  Schichten- 
mass  (des  Ster  statt  des  Klafter)  hat  die  ungemessene  Abgabe 
von  sog.  Bürgerholz  im  Kanton  Aargau  eigentlich  thatsächlich 
aufgehört  oder  kommt  nur  noch  in  sog.  Schachenhölzero  oder 
an  fast  unzugänglichen  Halden  vor.  Immerhin  ist  es  aber 
noch  nicht  gelungen,  überall  die  wünschensweilhe  Gleichheit 
in  der  Aufarbeitung  des  Holzes  und  die  genaue  und  strikte 
Vollziehung  der  neuen  Insti-uktion  zu  erzielen.  Und  was  in 
dem  forstwiilhschaftlich  gut  verwalteten  Kanton  Aargau  bisher 
noch  nicht  ganz  gelungen  ist,  darauf  wird  man  in  anderen 
Kantonen  wohl  noch  einige  Zeit  warten  müssen.  ^^<') 

Endlich  findet  sich  der  Gegensatz  von  gemeinsamer  und 
Sondemutzung,  wenngleich  weniger  scharf  ausgeprägt,  als  auf 
den  erwähnten  Gebieten,  doch  auch  auf  den  Alpen  vor.  Die 
eine  oder  andere  Art  der  Nutzung  ist  hiei*  wesentlich  abhängig 
davon,  ob  sich  bei  der  Anlage  von  Hütten  auf  den  Alpen  das 
Dorf-  oder  Einzelhofsystem  befolgt  findet.  Während  es  der 
gemeinsamen  Weidebenutzung,  wie  sie  auf  den  Allmenden  der 
Ebene  die  Kegel  bildete,  entspricht,  wenn  das  Vieh  der  eine 
ganze  Alp  oder  einen  Theil  derselben,  etwa  einen  Stafiel  be- 
nutzenden Genossen  gemeinsam  weidet,  was  durch  das  gruppen- 
weise Zusammenstehen  der  Hütten,  wie  es  in  Obwalden  die 
Regel  bildet,  begünstigt  wird,  kommt  die  Sondernutzung  der 
Alpen  namentlich  dort  vor,  wo,  wie  in  Nidwaiden  und  in  den 
meisten  anderen  Kantonen,  die  Hütten  durch  die  denselben 
ausschliesslich  zugewiesenen  Weidebezirke  getrennt  sind. 

Diese  Sondernutzung  auf  den  Alpen  kommt  aber  nicht,  wie 
die  Sondernutzung  der  Bodenallmend  im  Thal  oder  der  All- 
raend  in  der  Ebene,  der  ärmeren  Klasse  zu  gut,  sondern  sie 
pfiegt  nur  bei  den  hablichen  Senntenbauem  üblich  zu  sein, 
wie  denn  überhaupt  die  Hablichen  aus  der  Nutzung  der 
Gemeinweiden  in  Berg  und  Thal,  trotz  des  gleichen  abstrakten 
Rechts,  das  allen  Genossen  ohne  Unterschied,  ob  sie  reich 
oder  arm  sind,  an  denselben  zusteht,  den  grössten  Gewinn 
ziehen. 

Besonders  lebhaft  musste  dieser  Widei*spruch  zwischen 
der  gleichen  Berechtigung  auf  den  Genuss  und  der  faktischen 
Ungleichheit  des  Genusses  in  den  Gebirgsgegenden  mit  ihrer 
ausgebildeten  demokratischen  Verfassung  empfunden  werden. 
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Und  hier  sehen  wir  denn  auch  die  beiden  socialen  Giiippen 
der  Hablichen  und  Nichthablichen,  auf  welchen  Gegensatz  sich 
unter  den  einfachen  Verhältnissen  der  Bergkantone  die  ganze 
sociale  Gliedeiung  reducirt,  harte  Kämpfe  um  den  Allmend- 
genuss  mit  einander  fbhren,  die  dann  auch  in  das  Leben  der 
Familie  und  des  Staats  mit  hinübergreifen.  Wenn  diese 
Kämpfe  in  den  Gebirgsgegenden  besonders  schrofi  und  des- 
halb deutlich  auftreten,  so  sind  sie  doch  auch  den  Gemeinden 
des  flachen  Landes  nicht  erspait  geblieben,  nur  dass  sie  hier 
in  eine  frühere  Zeit  fallen  und  daher  weniger  Spuren  hinter- 
lassen haben,  als  die  zum  Theil  noch  in  unser  Jahrhundei-t 
fallenden  Bewegungen  in  den  Gebirgsgegenden.  Bedüifte  es 
noch  einer*  Widerlegung  der  Savigny-Puchta'schen  Theorie  von 
der  Entstehung  des  Bechts,  wonach  ein  neuer  Bechtssatz  ebenso 
mühe-  und  schmerzlos  ins  Dasein  treten  soll,  wie  eine  B^el 
der  Sprache:  die  allmälige  Entwickelung  des  AUmendrechts, 
die  uns  „das  Bild  des  Suchens,  Bingens,  Kämpfens,  kurz  der 
gewaltsamen  Anstrengung"  (Jhering,  Kampf  ums  Becht,  1872, 
S.  16)  zeigt,  müsste  sie  in  unzweideutigster  Weise  erbringen. 
Dieser  Kampf  konnte  jeweilen  mit  dem  Siege  der  einen  oder 
anderen  Partei  endigen.  Siegten  die  Hablichen,  so  wurde  ent- 
weder der  gesammte  Allmend- (Boden-,  Alpen-  und  Wälder-) 
Nutzen,  namentlich  aber  der  Nutzen  an  den  Gemeinweiden  der 
Ebene  und  an  den  Gemeinalpen  in  einzelne  ideelle  Quoten  ge- 
theilt  und  mit  den  Sondergütem  in  der  Weise  verknüpft,  dass 
sich  das  Weiderecht  des  einzelnen  Genossen  nicht  nach  seinem 
in  der  Gemeinde  durchwinteilen  Vieh  (und  somit  indirekt  meist 
auch  nach  dem  Grundbesitz  im  Thal),  sondern  direkt  nach  dem 
Sonderhesitz  richtete,  oder  es  befestigte  sich  der  Grundsatz, 
dass  nur  das  mit  dem  in  der  Gemeinde,  ausnahmsweise  wohl 
auch  mit  dem  im  Lande  gewachsenen  Heu  durchwinterte  Vieh 
auf  den  Gemeinweiden,  resp.  Gemeinalpen  weiden  darf,  ein 
Satz,  der  bisweilen  auch  die  den  Sondergutsbesitzem  noch 
günstigere  Fassung  erhält,  dass  der  einzelne  Genosse  im  Sommer 
nur  so  viel  Vieh  auf  die  Gemeinweide,  resp.  Gemeinalpen 
treiben  darf,  als  er  mit  dem  auf  seinen  Sondergütem  erzeugten 
Heu  überwintert  hat  Dieser  letztere  Grundsatz  fand  im  L»if 
der  Zeit  insofern  dann  wieder  hier  und  da  eine  mildere  Aus- 
legung, als  es  bisweilen  bereits  genügte,  wenn  das  Vieh  nur 
von  einem  bestimmten  Tage  im  Winter,  gewöhnlich  dem  St 
Andreastage  (30.  November)  oder  dem  Nikiaustage  (6.  De- 
cember)  des  vorhei'gehenden  Jahres,  ausnahmsweise  auch  schon, 
wenn  dasselbe  nur  im  Märzmonat  desselben  Jahres,  in  dem 
die  Weideberechtigung  in  Anspruch  genommen  wird,  sich  in 
der  betreflFenden  Gemeide  oder  im  Lande  befand,  um  im 
folgenden,  resp.  selben  Jahr  auf  den  Gemeinalpen  weide- 
berechtigt zu  sein.***) 
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Siegten  dagegen  die  Ai*men,  Nichthablichen ,  und  dies  ist 
in  den  letzten  Jahrzehnten,  namentlich  aber  seit  dem  Jahre 
1798,  häufig  der  Fall  gewesen,  so  suchten  sie  den  bestehenden 
Widei-spruch  zwischen  dem  gleichen  Nutzungsrecht  und  der 
faktischen  Nutzungsungleichheit  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen. 
Dies  konnte  auf  vei-schiedene  Weise  geschehen. 

Eine  Ai-t  der  Ausgleichung  ist  bereits  oben  ausführlich 
besprochen  worden.  Sie  besteht  darin,  dass,  um  den  gi-ossen 
Gewinn,  der  den  Hablichen  aus  der  Gemeinnutzung  der  Weiden 
in  der  Ebene  und  auf  den  Alpen  zu  Theil  wird,  einigerroassen 
zu  parallelisiren ,  den  ärmeren  Klassen  einzelne  Almendstüeke 
in  Sondernutzung  gegeben  wurden. 

In  einigen  Gegenden  wurde  ferner  von  der  Regel,  dat^s 
nur  eigenes,  selbst  überwintertes  Vieh  auf  die  Gemeinweide 
getrieben  werden  dürfe,  insofern  abgesehen,  als  Denjenigen, 
die  kein  eigenes  Vieh  besassen,  ausnahmsweise  gestattet  war, 
die  Gemeinweide  mit  einer  bestimmten  Anzahl  fremden  ge- 
pachteten Viehs  zu  befahren.  Diese  Ausnahme  bezog  sich  in 
den  meisten  Fällen  auf  die  Nutzung  der  sog.  Heim-  oder  Heu- 
kuhweiden. Nicht  überall  nämlich  wurde  der  Thalboden  aus- 
schliesslich zur  Gewinnung  des  Winterfuttei^s  für  das  im  Sommer 
auf  den  Alpen  weidende  Vieh  oder  der  nöthigen  Nahmngsmittel, 
Kartoffel,  Gemüse  u.  s.  w.  verwendet  —  wobei  dereelbe  noch 
immer  im  Frühjahr  und  Herbst  als  Weide  benutzt  werden 
konnte  — ,  sondern  es  wurden,  in  dem  Maasse,  wie  die  das 
Thal  bewohnende  Bevölkeining  sich  vennehrte,  den  Werth  der 
Zeit  schätzen  lernte  und  nun  den  langen  Weg;  der  früher  ge- 
wöhnlich von  der  Alp  ins  Thal  zurückgelegt  werden  mosste, 
um  den  Thalbewohnem  im  Sommer  die  erforderliche  Milch 
zum  täglichen  Gebrauch  zukommen  zu  lassen,  als  zu  beschwer- 
lich empfand,  immer  grössere  Flächen  der  in  der  Nähe  der 
Ortschaften  auf  ebenem  oder  sanft  anschwellendem  Terrain 
gelegenen  Wiesen  u.  s.  w.  in  Weiden  für  die  sog.  Heimkühe, 
d.  h.  die  Kühe,  die  man  im  Sommer  nicht  auf  die  Alpweide 
schickte,  sondeiii  wegen  ihrer  Milch  zu  Hause  behielt,  umige* 
wandelt.  Während  diese  Umwandlung  in  einigen  Kantonen, 
wie  in  Uri,  St.  Gallen  u.  s.  w.  bereits  früh  und  jedenfalls  vor 
dem  XVUI.  Jahrhundert  stattgefunden  zu  haben  scheint,  ist 
sie  in  anderen  Gegenden,  z.  6.  im  Kanton  Obwalden,  jüngeren 
Datums.  Es  begreift  sich  nun  leicht,  dass  an  der  Benutzung 
dieser  Heimkuhweiden  die  ärmeren  Klassen  ein  viel  grösseres 
Interesse  haben  mussten,  als  an  den  weit  abliegenden  Alpen. 
IMese  sind  wesentlich  den  Hablichen  von  Werth,  welche  eine 
grosse  Anzahl  Kühe  auftreiben  und  Sennerei  in  einem  Maass- 
stab treiben  können,  der  sich  rentirt  Wer  blos  1—2  Kühe 
bat,  hält  sie  dagegen  mehr  zum  täglichen  Hausgebrauch  und 
hat  sie  daher  gern  in  der  Nähe  auf  der  Thalallmend.  Diesem 
Interesse  der  Armen  entsprechen  folgende  Bestimmungen.  Nach 
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einem  Nidwaldener  Urtheil  von  1389  soll  „Niemand  kein  Vech 
in  dass  Ried  belechnen,  old  einer  hat  dan  kein  Yech,  so  mag 
er  zwo  kohe  dar  Lechen,  dasz  er  sinen  kindem  milch  heige''. 
In  der  Gemeinde  Baar,  Kanton  Zug,  durfte  kein  Genosse  mehr 
als  2  Kühe  oder  4  Jährlinge  auf  die  Allmend  treiben.    Vs'er 
kein  Vieh  hatte,  durfte  „eine  Lehnkuh  nehmen'^  d.  h.  eine 
fi'emde  Kuh  pachten,  doch  musste  sie  täglich  3  Maass  geben. 
Nach  dem    in  dem  Process  der  Züricher  Gemeinde  Thalwyl 
gegen   die    Gemeinden    Horgen   und   Oberrieden    ergangenen 
Rathserkenntniss  von  1591  durfte  kein  Einsass  auf  die  gemein- 
same Weide  mehr  als  3  Haupt  eigenen  Viehs  „schlagen",  wie 
viel  er  auch  sonst  immer  Yieh  besitzt  und  zu  durchwintern 
vermag:  ausnahmsweise  ist  aber  auch  „dem  armen  Mann,  der 
kein  eigenes  Vieh  besitzt,  sondeiii  etwa  ein  Milchkühli  um 
Zins  entlehnt'S  die  Benutzung  der  Gemeinweide  gestattet.    In 
St.  Gallen  durfte  jeder  Genosse  im  Fmhjahr  und  Herbst  so 
viel  Vieh  auf  die  Bodenallmend  treiben,  als  er  im  Sommer  auf 
der  Gemeinalp  hatte,    zur  Sommerzeit  aber  nicht  mehr  als 
1 — 2  sog.  Heimkühe.     Auch  hier  wurde  den  Unhablichen  hin 
und  wieder  gestattet,  eine  Anzahl  Kühe  von  Aussen  ins  Land 
zu  nehmen  und  solche  Lehenkühe  mit  den  eigenen  Kühen  der 
Hablichen  auf  die  nahe  gelegenen  Allmendtheile  zu  treiben, 
während   die   äussere   eingeschlagene  Allmend   ausschliesslich 
dem    galten  Rindvieh    und   den  Pferden  vorbehalten   wurde. 
Auch  in  der  Kirchhöre  Appenzell  wurde  im  Jahre  1546  ge- 
stattet, dass  sich  unter  den  auf  die  Gemeinalpen  zu  treibenden 
Kühen  eines  jeden  Genossen  zwei  „Milchmietheren**  befänden, 
wobei   unter  diesen  letzteren  Milchkühe  verstanden  wurden, 
die  man  „äussert  dem  Lande  her""  zur  „Atzung**  nahm.   1570 
wurden   die  Milchmietheren  von  der  Atzung  gänzlich  ausge- 
schlossen, aber  bereits  1611  wurde  jedem  Landmann  wieder 
2  Stück  Galtvieh  zu  pachten  gestattet.    Doch  scheinen  trotz 
des  obigen  Verbots  auch  die  Mikhmietheren  faktisch  und  zwar 
in  grösserer,  als  der  oben  angezeigten  Zahl,  zur  Weide  zuge- 
lassen worden  zu  sein,  indem  1773  erkannt  wird,  dass  fortan 
der   einzelne   Genosse   die   Gemeinweide    nur   mit   2  MUch- 
mietheren  und  gar  keinem  fremden  Galtvieh  befahren  dürfe. 
Endlich  wurde  auch  im  Kanton  Obwalden  denjenigen  Genossen, 
welche  kein  eigenes  Vieh  besassen,  ausnahmsweise  gestattet, 
fremdes  zu  entlehnen  und  auf  die  Allmend  zu  treiben.    So 
gestattet  das  aus  dem  XVI.  Jahrhundert  stammende  Einungs- 
buch  von  Sachsein,  nachdem  es  als  Regel  hingestellt,  „das  man 
überal  nitt  mehr  sol  uff  unser  allpen  und  allmenden  tryben,  dan  so 
vil  man  in  unser  kilchery  gewintret  hat,**  folgende  Ausnahme : 
wer  weniger  als  10  Kühe  besitzt,  der  darf,  bis  er  10  voll  hat, 
Kühe  von  Aussen  zu  Lehen  nehmen  und  sie  auf  die  Alpen 
treiben  und  „arme  Kilcher*',  die  keine  Kühe  besitzen,  „dürfen 
wo!  zwo  in  har  nemen  uff  die  allmeind**.   Im  Jahre  1769  wurde 
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dann  die  Bestimmung,  dass  die  Armen,  d.  h.  Diejenigen,  die 
laut  Verordnung  von  1743  weniger  als  1000  ^.  im  Vermögen 
hatten,  „auszer  dem  Kirchgang  Vieh  leihen''  und  mit  dem- 
selben die  AUmend  befahren  duiften,  ausdiUcklich  als  zu  Recht 
bestehend  anerkannt.  Auch  das  Einungsbuch  von  Kerns  von 
1679  bestimmt,  dass  ein  Kirchgenosse,  der  ein  Jahr  lang 
im  Kirchgang  „gehusset",  „fyr  und  Hecht  gehan",  aber  „khein 
vehe  gewynteret  hat'',  2  Kühe  zu  Lehen  nehmen  und  dieselben 
auf  Allmend  und  Alp  treiben  darf,  sofern  er  sie  selbst  nutzt 
und  braucht,  und  im  zweiten  Einungsbuch  des  Grosstheils 
Giswyl  heisst  es  aus  dem  Jahre  1680,  dass  „Einer  wohl  2  Lehn- 
kühe lempfachen  mag,  wan  Einer  läi-y  Wintrig  hat".^**) 

In  anderen  Gemeinden  wieder,  in  denen  das  Recht,  Vieh 
auf  die  Thalallmend  zu  treiben,  ebenfalls  auf  das  eigene  Vieh 
beschränkt  und  ausserdem  auch  dieses  der  Zahl  nach  für  jeden 
Nutzungsberechtigten  limitiit  war,  wurde  den  Nichthablichen 
gestattet,  ihr  Nutzungsrecht  an  die  Hablichen  gegen  Entgeld 
abzutreten,  wodurch  beiden  Theilen  geholfen  war.  So  gestattete 
die  für  die  Theiler  nid  dem  Feld,  Gemeinde  Alpnach,  erlassene 
Allmendordnung  vom  11.  Januar  1616  jedem  Theiler  „zwo 
Khüe  auff  die  Allmend  zu  triben'',  so  aber  „einer  sein  Allmend 
mit  den  khüen  nit  vermocht  zue  besetzen,  so  mag  einer  sein 
Teil  einem  andeiii  Kilcher  liehen'.  Dem  Spruch  eines  Raths- 
ausschusses  für  Sachsein  vom  7.  Mai  1641  entnehmen  wir 
ferner  folgende  Stelle;  , jeder  kilcher  soll  zwo  melch  khfie  uff 
die  Almend  zetreiben  gwalt  haben,  dergestalten,  dass  er  solche 
einem  anderen  kilcher  woll  liehen  möge".  Wenn  aber  der 
arme  kilcher  auch  von  diesem  Recht  keinen  Gebi*auch  macht, 
sollen  ihm  „usz  gemeinen  kilcheren  sekhel  3  gl.  bar  gelt  ge- 
geben werden^'.  Aehnlichen  Bestimmungen  begegnen  wir  auch 
in  der  Gemeinde  Kerns.  Auch  finden  sich  dieselben  in  einigen 
Gemeinden  der  Ebene.  So  sagt  der  Doifbrief  von  Fenkrieden, 
Bezirk  Muri,  Kanton  Aargau,  vom  8.  Juni  1733:  „Will  oder 
kann  Jemand  seinen  Trieb  nicht  besets^en,  so  darf  er  ihn  hin- 
leihen,  jedoch  an  keinen  Ausgemeinder.  Kann  er  ihn  nicht 
verleihen,  so  hat  er  dies  --  anzuzeigen  und  erhält  aus  dem 
Gemeindeseckel  2  gl.  2  /?  Entschädigung."  ^**) 

Einer  ferneren  Art  der  Ausgleichung  zwischen  den  Inter- 
essen der  Reichen  und  Armen  begegnen  wir  in  einigen  unter* 
waldner  Gemeinden.  Sie  besteht  darin,  dass  die  Thalallmend 
von  dem  einzelnen  Genossen  entweder  nur  mit  Milchvieh  oder 
nur  mit  Galtvieh  und  Rossen  benutzt  werden  soll,  i*esp.  nur 
denjenigen  Genossen  als  Nutzungsobjekt  zu  dienen  bat,  die 
kein  Vieh  auf  die  Alpen  trieben.  Weil  in  der  Gemeinde  Alp- 
nach  „etweliche  Theiler,  die  mit  zeitlichen  Gieteren  nit  so  voll 
als  etwan  andere  begnadet,  und  sich  die  armen  namseten, 
darfür  hielten,  als  werden  sie  von  den  andern,  den  riehen, 
wider  Recht  und  Billigkeit  übemutzet,  also   dasz  sie  Ihr^ 
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Theilenrechts  gar  nichts  oder  wenicr  za  genieszen  haben/'  so 
wurde  durch  den  zwischen  den  Eilchgenossen  am  16.  Juni 
1651  zu  Stande  gekommenen  Vergleich  gestattet,  , Jedem  zwo 
Khue  auch  zue  threiben,  denjenigen  aber,  welche  galts  Rinder- 
vehe oder  Rosz  uff  thryben,  es  sige  wenig  oder  vill,  soll  die 
Khue  wie  vermelt  uffzuthrüben  hiemit  fllr  ein  und  allemalen 
abgeschlagen  sein/'  Und  für  Beggenried  wurde  durch  die  AU- 
mendordnung  vom  26.  Dezember  1743  festgestellt,  dass  Niemand 
mehr  als  „2  mälche  kie'v  auf  die  AUmend  treiben  dürfe  und 
dass  „welcher  gnosz  eine  oder  zwey  kie  auf  die  AUmeind 
treibt,  derselbig  soll  —  im  selben  Jahr  —  nit  mit  airf  die 
Alpe  zuo  fahren  gewald  haben'^  und  umgekehit  soll  Derjenige, 
der  in  einem  Jahr  die  Alp  benutzt,  nicht  berechtigt  sein,  im 
selben  Jahr  auch  die  Thalallmend  zu  benutzen. ^^^) 

Wieder  in  anderen  Gemeinden  waren  Maxima  für  die  Be- 
nutzung der  Gemeinweide  aufgestellt.  Diese  untei-scheiden  sich 
dann  von  den  oben  erwähnten  Limitationen  der  Nutzungen 
dadurch,  dass  Derjenige,  der  das  zulässige  Maximum  der 
Nutzung  nach  den  allgemeinen  Regeln  zu  benutzen  nicht  in 
der  Lage  ist,  weder  seine  Berechtigung  Anderen  cediren,  noch 
auch  ausnahmsweise  fremdes  Vieh  pachten  und  dasselbe  auf 
die  Gemeinweide  treiben  darf.  Das  Motiv  zum  Erlass  solcher 
Maximalbestimmungen  findet  sich  nirgends  deutlicher  ausge- 
sprochen als  in  der  Einleitung  zu  einer  Appenzeller  Urkunde 
vom  14.  März  1546.  „Nach  dem  vnnd  ain  lannge  zitt  har,'' 
heisst  es  in  dieser  Einleitung,  „Ettlidi  zwittracht  Irrung  spenn 
vnnd  stösz  sinnd  gewessenn  alss  Enntzwüschenn  vnnder  vnns 
gmainenn  kilchgnossenn  zu  Appenzell  —  —  der  Rieh  man 
hatt  Sinn  Ross  vnnd  vech  bim  huffen  darinn  gsehlagenn  vnnd 
thonn,  daimit  der  Arm  gmain  mann  mit  acht,  nun  older  zechenn 
kii  gantz  verhinntertt  ist  gsinn  — ''  so  werde  in  diesem  Jahr 
bestimmt,  dass  Niemand  mehr  als  6  Kühe  unentgeltlich  auf 
die  3  Gemeinalpen  ti-eiben  dürfe,  während  von  allem  Vieh, 
das  Jemand  über  diese  Zahl  hinaus  auf  die  Alpen  treibe,  eine 
proportional  mit  der  Zahl  des  aufgetriebenen  Viehs  steigende 
Auflage  zu  erheben  sei.  1570  erhöhte  man  die  Zahl  der  un- 
entgeltlich auf  die  Gemeinalpen  zu  treibenden  Kühe  auf  10. 
Nach  einer  Verordnung  von  1608  durfte  überhaupt  Niemand  die 
Geroeinalpen  mit  mehr  als  16  Kühen  benutzen.  Auch  im 
Lande  Glai-us  bildete  sich  bereits  fiiih  die  Regel  aus,  dass 
jeder  Genosse  auf  den  Allmenden  seines  Tagwens,  welche  man 
wechselweise  mit  Vieh  bezog,  den  Sommer  hindurch  nur  eine 
Kuh  weiden  lassen  durfte.  In  Schwyz  wurde  im  Jahre  1519  die 
Maximdzahl  der  von  einem  Genossen  auf  die  Rinderallmenden 
zu  treibenden  Rosse  auf  10  und  im  Jahre  1776  auf  8  und  1593 
die  Zahl  der  Kühe,  welche  von  einem  Genossen  überwintert 
und  auf  die  Gemeindekuhalpen  getrieben  werden  duiften,  auf 
40  festgesetzt    Zugleich  durfte  die  Bodenallmend  im  Sommer 
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nur  mit  2  Kühen  besetzt  werden.  Nach  der  für  die  Ober- 
allmendkorporation  im  Jahre  1818  publicirten  Bauhermyer- 
Ordnung  war  für  die  Oberallmendkoi-porationsgenossen  nur  der 
Auftrieb  bis  zu  30  Kühen  frei,  von  31—40  Kuhessen  aber  nur 
gegen  Entrichtung  der  gewöhnlichen  niedrigen  Auflage  gestattet 
während  der  Auftrieb  von  über  40  Kühen  mit  der  doppelten 
Auflage  belegt  wurde.  Damit  war  denn  das  absolute  Maximum 
der  einem  Genossen  für  den  Auftrieb  auf  die  Gemeinalpen 
gestatteten  Viehzahl  beseitigt  Seit  1837  wird  eine  von  10  zu 
10  Kühessen  steigende  Auflage  von  allem  die  Gemeinalpen 
beweidenden  Vieh  erhot)en.  Dagegen  besteht  für  die  Beweidun? 
der  Bodenallmend  nach  wie  vor  das  Maximum  von  2  Kühen 
für  jeden  Genossen.  In  Uri  beschränkte  ein  Landsgemeinde- 
erkenntniss  von  1682  die  Zahl  des,  von  dem  einzelnen  Land- 
mann  auf  den  Alpen  zu  sömmemden  Viehs  auf  30  Kuhesseii. 
An  Pferden  duifte  ein  Landmann  auf  die  gemeinen  Hirtenen, 
wie  man  die  für  das  Galtvieh  ausschliesslich  bestimmten  Alpen 
nannte,  3  Stuten  sammt  ihren  Füllen  und  3  Saumpferde,  seit 
1732  überhaupt  nur  noch  6  Pferde,  an  Schafen  auf  die 
„Höhenen  und  Geisweiden''  bis  auf  30  sammt  ihrem  Nach- 
wuchs treiben.  Die  Bodenallmenden  wurden  dann  im  Frühjahr 
und  Herbst  mit  soviel  Vieh  beweidet,  als  im  Sommer  auf  die 
Gemeinalpen  getrieben  werden  durfte.  Im  Sommer  dag^en 
durfte  jeder  Landmann  nur  ein  Saumpferd  (Brauchit)68)  und 
eine  Heimkuh  (Heukuh)  oder  auch  zwei  Kühe  auf  derselben 
haben.  Indem  die  im  Jahi-e  1682  aufgestellte  Regel  im  All- 
gemeinen bestehen  blieb,  soll  nach  einem  Landesgemeinde- 
erkenntniss  von  1811  Einer,  der  für  sich  allein  ,,alpen  will^ 
,.nicht  mehr  als  25  Kühe  haben''  und  wenn  „zwei  oder  mehrere 
mit  einander  alpeu'*,  so  sollen  „sie  nicht  mehr  als  32  Kühe 
an  einen  Sennten  thun''.  Indess  durch  Beschluss  der  Bezirks- 
gemeinde vom  14.  Mai  1876  wurde  auch  die  allgemeine  Regel 
abgeändert,  indem  das  Maximum  des  Viehs,  das  ein  Landmann 
auf  der  Allmend  sömmem  darf,  auf  25  Kuhessen  herabgesetzt 
ist.  Die  Heimkuhallmend  darf  von  dem  nutzungsberechtigten 
Genossen  nach  wie  vor  mit  höchstens  2  Kühen  oder  1  Kuh 
und  1  Saumross  benutzt  werden.  In  Ui*sei*en  durfte  nach 
einer  bereits  aus  dem  Jahre  1363  stammenden  Satzung  jeder 
Thalmann  nur  6  Rinder,  1  Stier,  1  —  2  Ochsen,  1—2  Saum- 
pferde auf  die  gemeine  Allmend  treiben.  In  Engelberg  war 
nach  einer  Bestimmung  aus  dem  Jahre  1691  jedem  haus- 
haltenden Thalmann  nur  „ein  kuh  essetz''  und  einem  Thai- 
Säumer  2 — 3  Pferde  auf  die  Allmend  zu  treiben  gestattet.  Nur 
ausnahmsweise  findet  sich  das  Maximum  nicht  für  die  im 
Sommer  auf  die  Allmend  zu  treibende^  sondern  für  die  auch 
im  Winter  zu  haltende  Viehzahl  festgestellt,  was  sich  aus  dem 
gesetzlich  und  faktisch  engen  Zusammenhang  zwischen  der 
Benutzung  von  Sondereigen  und  Allmend  im  Allgemeinen  und 
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in  den  Gebirgsgegenden  im  Besonderen  genügend  erklärt.  So 
darf  nach  dem  aus  dem  XVI.  Jahrhundert  stammenden 
ältesten  Einungsbuch  von  Sachsein  kein  Kilcher  mehr  als  30 
und  kein  Hintersass  mehr  als  20  Geiszen  durchwintern  und 
nach  dem  Kernser  Einungsbuch  von  1629  kein  Genosse  mehr 
als  30,  später  nur  20  Geiszen  und  30  Schafe  haben.  ^^^) 

Die  Limitiiiing  des  Nutzens  der  einzelnen  Genossen  in 
Wald  und  Weide,  sowie  die  Ordnung  des  Verfahrens  bei  der 
Nutzung  geschah  aber  nicht  nur  im  Interesse  der  ärmeren 
Klasse,  deren  Nutzungsrecht  allerdings  ohne  diese  Schranken 
von  den  Reichen  leicht  hätte  illusorisch  gemacht  werden  können. 
Sie  geschah  auch  im  Interesse  der  Schonung  der  Allmend. 
Dies  gilt  bezüglich  der  Gemeinweide  sowie  des  Gemeinwaldes, 
da  durch  die  Limitirung  der  Viehzahl,  welche  jeder  Genosse 
auf  die  Weide  treiben  durfte,  und  des  Holztheils,  den  er  zu 
beziehen  hatte,  sowie  durch  die  Abschliessung  der  Zahl  der 
nutzungsberechtigten  Genossen  nach  Innen  und  Aussen,  in 
Zeiten  und  Gegenden,  in  denen  die  Gemeinweiden  nicht  ge- 
stuhlt waren  und  fbr  die  Gemeinwälder  keine  Wirthschafts- 
pläne  existirten,  eine  Art  Schutz  gegen  Uebemutzung  der 
Allmend  gegeben  war. 

Bei  den  oben  dargestellten  Massr^eln  Hessen  es  die  Nicht- 
hablichen  in  ihrem  Bestreben  nach  faktischer  Ausgleichung 
des  Allmendgenusses  jedoch  nicht  bewenden.  Gegen  das  stärkste 
Widerstreben  derjenigen  Klasse,  der  die  Naturalnutzung  der 
Gemeinweide  und  des  Gemeinwaldes  ausschliesslich  oder  doch 
vorzugsweise  zu  Gute  kam,  wussten  sie  es  allmählig  durch- 
zusetzen, dass  dieser  Nutzen  von  der  Gemeinde  und  Korpo- 
ration proportional  oder  sogar  progressiv  der  Nutzungsgrösse 
besteuert  wurde  und  dass  dann  im  weiteren  Verlauf  der  Ent- 
wickelung  aus  dem  Erlös  dieser  Steuer,  des  sog.  „Auflag**, 
Geldantheile  für  diejenigen  gebildet  wurden,  welche  die  Ge- 
meinweide in  natura  überhaupt  nicht  oder  nicht  gehörig  be- 
natzen konnten,  weil  sie  kein  oder  nur  wenig  Vieh  besassen 
und  den  Gemeinwald  nicht  in  dem  Masse,  wie  die  grund- 
besitzenden Genossen  auszunutzen  vermochten,  weil  sie  keine 
Häuser  besassen  und  somit  wohl  Brenn-,  aber  kein  Bau-  und 
in  der  Regel  auch  kein  Nutzholz  brauchten.  Es  hat  somit  bei 
Erhebung  des  sog.  ^Auflag**  und  Vertheilung  von  Geldantheilen 
die  Gemeinde  diejenige  Ausgleichung  selbst  in  die  Hand  ge- 
nommen, die  in  einigen  der  oben  dargestellten  Fälle  den  Be- 
nachtheiligten  vorzunehmen  zwar  ermöglicht  aber  auch  voll- 
ständig (überlassen  worden  war.  In  neuerer  Zeit  werden  die 
Geldantheile  übrigens  entgegen  dem  Motiv  ihrer  Einführung 
nicht  selten  auch  unter  sämmtliche  Genossen  vertheilt,  so  dass 
demnach  die  Hablichen  eine  proportional  oder  progressiv  ihrer 
Nutzungsgrösse  steigende  Auflage  zahlen  und  einen  Kopf&ntheil 
in  Geld  empfangen. 

10* 
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Bevor  auf  den  historischen  Verlauf  der  eben  erwähnten 
Ausgleichungsalt  näher  eingegangen  wird,  sei  nur  noch  kun 
der  Entstehung  des  ^Auflag"  gedacht. 

Dieser  sog.  Auflag  oder  auch  die  Auflage  scheint  vielfach 
aus  der  Verpflichtung  der  die  AUmeud  Nutzenden,  die  nöthii^CD 
Arbeiten  zur  Erhaltung,  Nutzbarmachung  und  Verbesserung 
des  Allmendbodens  zu  thun,  entspi-ungen  zu  sein,  indem  die 
Naturaldienste  im  Laufe  der  Zeit  in  Geldbeiträge  der  Pfliob- 
tieen  verwandelt  wurden,  welche  zuei-st  nur  zur  Instandhaltung 
der  Allmend  selbst,  dann  aber  auch  ausnahmsweise  zu  anderen 
Genieindezwecken  und  gegenwärtig  hauptsächlich  zur  Bildunj^^ 
von  sog.  Geldantheilen  für  die  die  Allmend  in  natura  nif^ht 
oder  doch  nur  wenig  benutzenden  resp.  für  sämmtliche  Ge- 
nossen verwendet  werden.  Einiges  Licht  über  die  Entstehung 
des  Auflag  verbreitet  das  für  den  Kanton  Aargau  erlassene 
Gesetz  über  die  Verwendung  der  Gemeindegüter  und  den  I^- 
zug  von  Gemeindesteuern  vom  30.  Wintermonat  18G6,  wo  es 
heisst,  dass  wenn  das  ürtsbürgergemeindegut  von  den  Orts- 
bürgern persönlich  genutzt  wird,  ohne  dass  seine  Verwaltunsr 
aus  dem  Ertrag  besorgt  würde,  die  daherigen  Ausgaben  oder 
Leistungen  von  den  einzelnen  Nutzniessern  nach  Verhältniss 
ihres  Genusses  zu  tragen  sind.  Fast  wörtlich  findet  sich  diese 
Bestimmung  wiederholt  in  dem  für  den  Kanton  Ubwalden 
geltenden  Steuergesetz  vom  3.  März  1870.  Doch  scheint  der  Auf- 
lag in  einigen  Orten  auch  unabhängig  von  oder  doch  neben  den 
Naturaldiensten,  Frohntagen,  Schwändtagen,  sowie  den  Geld- 
leistungen, in  welche  diese  Dienste  umgewandelt  worden  sind, 
dem  sog.  Schwändgeld,  Schwändbatzen,  entstanden  zu  sein,  »o 
dass  in  einigen  Gegenden  beide  Arten  von  Lasten  „Auflag''  und 
„Schwändgeld'',  neben  einander  in  einer  und  dei-selben  Ge- 
meinde vorkommen,  so  z.  B.  in  der  Schwyzer  Oberallmend- 
Koi'poration.  Auch  wird,  einem  Beschluss  der  Urner  Bezirks- 
gemeinde  vom  10.  Mai  1835  zufolge,  ausdrücklich  unterschieden 
zwischen  dem  Schwändbatzen  und  dem  Viehauilag,  indem  der 
Schwändbatzen  (=  1  ^/g  Batzen  für  jeden  Kuhessen)  fortan  nicht 
mehr  gleichzeitig  mit  dem  Viehauflag,  sondern  vorher  bei  der 
Auffahrt  in  die  Hirtenen,  Alpen-  uud  Heukuhweiden  erhoben 
werden  soll;  zudem  tritt  hier  die  specifische  Natur  des 
Schwändbatzens,  als  einer  in  Geld  verwandelten  Frohnleistung, 
noch  besondei-s  deutlich  hervor  in  der  Bestimmung,  dass  jeder 
Vieheigenthümer  berechtigt  sein  soll,  den  bezahlten  Schwänd- 
batzen unter  Anweisung  und  Aufsicht  des  Alp-  und  Hirtevogts 
selbst  abzuarbeiten  und  zwar  soll  für  einen  Batzen  eine  Stande 
gearbeitet  werden.  Der  Regel  nach  unterscheidet  sich  der  sog. 
Auflag  von  den  sonstigen  allgemeinen  Gemeindesteuern  und 
nähert  sich  dem  Begriff  der  sog.  Beiträge  dadurch,  dass  er 
meist  nur  zu  AUmendzwecken  verwendet  wird  und  zwar  ent- 
weder zur  Verbesserung  der  Allmend  oder  zur  Ao^eichunsr 
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der  AUmendnutzuDgen  und  dass  er  nach  Massgabe  der  aus  der 
Allmend  gezogenen  Vortheile  vertheilt  wird.  Nur  eine  Ausnahme 
ist  es,  wenn  das  für  den  Kanton  SchaiFhausen  erlassene  Ge- 
roeindegesetz  vom  29.  Januar  1861  die  Gemeinden  berechtigt, 
von  den  Nutzungsantheilen  eine  Auflage  zu  erheben  und  dieselbe 
nach  Eifordei-niss  ihrer  Ausgaben  beliebig  zu  erhöhen  oder 
zu  vermindern  und  dieser  Auflage  damit  den  Charidcter  einer 
allgemeinen  Gemeindesteuer  beilegt  Hierher  gehört  auch  die 
von  einigen  Gemeinden  der  Kantone  St.  Gallen  und  Baselland 
bisweilen  eingeschlagene  Praxis,  im  Falle  eines  Deficits  in 
der  Gemeinderechnung  oder  einer  ausseroi-dentlichen  Ausgabe 
für  Almen-,  Schul-  und  andere  Zwecke  eine  ausserordentÜche 
Steuer  von  dem  Bfii-gemutzen  zu  erheben.  Endlich  kommt  es 
vor,  dass  der  Ertrag  des  Auflag  in  einer  Gemeinde  sowohl 
zur  Bestreitung  der  Ausgaben  derselben  als  auch  zur  Ver- 
theilung  von  Geldantheilen  verwendet  wird.  ***') 

Während  für  die  Gemeinden  der  Ebene  in  der  Veilheilung 
der  Allmend  zur  Sondei-nutzung  das  wirksamste  Mittel  zur 
Ausgleichung  de§  Gemeinde-  und  Korpoi-ationsnutzens  zwischen 
Arm  und  Reich  gegeben  war,  gilt  das  Gleiche  nicht  auch  von 
den  Gebirgsgegenden,  wo  der  Hauptnutzen  an  den  Gemein- 
alpen besteht  und  dieser  sich  nicht  in  gleichem  Grade  den 
Armen  zugänglich  machen  lässt,  wie  den  Reichen.  Hier  findet 
sich  daher  neben  den  Nebennutzungen  der  Alpen  (Wildheu  und 
Ziegen-  sowie  Schafweide),  auf  die  später  näher  einzugehen 
sein  wird,  der  „Auflag"  und  die  Vertheilung  von  Geldantheilen, 
als  Ausgleichangsmassi*egel  vorzugsweise  entwickelt  So  nament- 
lich in  den  jetzigen  Kantonen  Appenzell,  Glarus,  UnterwaJden, 
Schwyz  und  Uri.  Wie  überall  so  bestand  auch  in  der  Kirch- 
höfe Appenzell  ursprünglich  für  die  Benutzung  der  Alpen 
keinerlei  Beschränkung.  1546  wurde  dann  bestimmt,  dass  für 
jede  Kuh.  welche  ein  Genosse  über  die  Zahl  von  6  Kühen  auf 
die  Gemeinalpen  trieb ,  als  Auflag  ein  Schilling  und  für  jede 
Kuh  über  die  Zahl  von  15  Kühen  als  Busse  ein  Pfund  Pfennig 
entrichtet  werden  sollte.  Diese  Abgaben  waren  bestimmt,  zu- 
nächst zur  Herstellung  von  Wegen  und  Stegen  auf  den  Alpen 
zu  dienen,  allfällige  Uebei*schüsse  sollten  der  Mauritiuskirche 
zufallen.  In  Einsiedeln  hatten  die  Waldleute  1572  von  einer 
Kuh  2  Schillinge,  von  einem  Pferd  15  Angster,  Hintersassen 
aber  das  Dreifache  zu  bezahlen  und  wurde  der  Ertrag  dieser 
Auflagen  zur  Verbesserung  der  Allmenden  verwendet  Auch 
in  den  beiden  Glamer  Tagwen  Diesbach  und  Domhaus  wurden 
Auflagen  erhoben  und  erhielten  1675  diejenigen,  welche  die 
Allmend  nicht  benutzten,  Geldantheile  von  je  2  Gulden  und 
im  Tagwen  Glarus  1724  von  8  Gulden«  1804  berichtet  Stein- 
müUer,  dass  die  ärmeren  Tagwengenossen.  die  keine  Kuh  zu 
halten  vermögen,  dafikr  aus  der  Gemeindekasse  mit  :^  Gulden 
entschädigt  werden.    Diese  Geldantheile  wurden  gebildet  aus 
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den  Gaben,  welche  jeder,  der  eine  Kuh  auf  die  AUmend  trieb, 
in  die  Gemeindekasse  zu  zahlen  hatte.  —  Für  die  Nidwaldner 
Genossame  Beggenried  stellt  die  Einung  von  1677  folgende 
Nonnen  auf.  Für  die  Allmendbenutzung  mit  höchstens  lo 
Kühen  sollen  per  Kuh  1  Gulden,  für  jede  weitere  Kuh  bis  zu  20 
20  Batzen  und  fQr  jede  die  Zahl  20  übersteigende  Kuh  2  Gul- 
den gezahlt  werden.  Aus  dem  Erlös  erhalten  die  verheiratheten 
haushablichen  Genossen  5  Gulden,  Wittwen  und  ledige  juDge 
Leute,  die  das  ganze  Jahr  keinen  Dienst  finden,  aber  ei^en 
Feuer  und  Licht  führen,  jedweder  2  Gulden  20  Schilling.  Durch 
einen  Vergleich  zwischen  den  Theileiii  in  der  Schwändi  vom 
10.  Januar  1713  wurde  bestimmt,  dass  diejenigen  Genossen, 
die  keine  Kuh  auf  die  Allmend  treiben,  20  Batzen,  diejenigen, 
die  dieselbe  nur  mit  einer  Kuh  benützen,  10  Batzen  aus  dem 
Gemeindesäckel  zu  erhalten  haben ;  wer  2  Kühe  auf  die  All- 
mend treibt,  erhält  nichts,  zahlt  aber  auch  nichts,  und  wer 
mehr  als  2  Kühe  auftreibt,  zahlt  eine  Auflage.  Aehnlich  wird 
am  26.  Mai  1740  für  die  Gemeinde  Sachsein  festgestellt,  dass 
deijenige,  der  die  Allmend  gar  nicht  benutzt,  2  Gulden  20  Schil- 
ling (die  sog.  AUmendkrone)  erhalten,  deijenige  der  2  KQbe 
auftreibt,  die  gleiche  Summe  zahlen  und  derjenige,  der  nur 
eine  Kuh  auftreibt,  weder  etwas  erhalten,  noch  zahlen  soll. 
Durch  Urtheil  vom  27.  April  1752  musste  für  jede  die  Allmend 
beweidende  Kuh  eine  Auflage  von  2  Gulden  20  Schilling  s^- 
zahlt  werden;  was  auf  diesem  Wege  einging,  wurde  gleich- 
massig  unter  alle  Genossen  vertheilt.  Um  die  einzelnen  Platze 
auf  den  Alpen  mussten  diejenigen  Kirchgenossen,  welche  sie 
benutzen  wollten,  loosen.  Zur  Bildung  eines  Fonds,  aus  dem 
diejenigen  zu  entschädigen  waren,  welche  um  die  Aluplätze 
nicht  loosen  wollten,  wurde  durch  die  Verordnung  vom  18.  No- 
vember 1804  für  die  Benutzung  der  einzelnen  Alpplätze  ein 
Auflag  oder  Ueberzins  von  7  Gulden  20  Schilling  pro  Jahr 
erhoben.^*')  —  In  Schwyz  musste  schon  im  XVII.  Jahrhundert 
ein  Viehgeld,  auch  Allmendgeld  genannt,  von  1  Gulden  von 
jedem  Kuhessen  bezahlt  werden.  Später  betrug  diese  all- 
gemeine Auflage  bloss  noch  20  Schilling"  vom  Kuhessen;  sie 
stieg  aber  bei  mehr  als  80  Kuhessen  auf  1  Gulden  10  SchillioK 
und  beim  Uebertriebe,  d.  h.  wenn  mehr  als  40  Kühe  auf- 
getrieben wurden,  auf  2  Gulden  20  Schilling.  Verwendet  wurde 
der  Erlös  dieser  Auflage  voi-züglich  zum  Unterhalt  von  Wegen, 
Brücken  und  Hägen.  Ausserdem  war  aber  jeder  Landmann, 
der  Vieh  auf  den  Alpen  hatte,  noch  verpflichtet,  auf  4  Kuhessen 
einen  Tag  zu  schwänten  oder  dafür  24  Schilling  zu  bezahlen. 
Bei  dieser  gelingen  Abgabe  kam  der  Nutzen  der  ausgedehnten 
Alpen  fast  ausschliesslich  den  Hablichen  zu  Gute,  was  die  Tn- 
zufriedenheit  der  nicht  besitzlichen  Klassen,  die  politisch  voll- 
ständig gleichberechtigt  waren  mit  jenen  und  auch  ein  theo- 
retisches Nutzungsrecht,   aber  ohne  einen   faktischen  Inhalt 
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besassen,  zamal  in  einer  Zeit  err^en  musste,  in  der  die 
Forderung  der  Gleichheit  in  Staat  und  Gesellschaft  sich  immer 
mehr  Bahn  brach.  Dies  war  namentlidi  der  Fall  zur  Zeit 
der  Helvetischen  Republik..  Die  Reaktionszeit  ignorirte  dann 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  nach  Verwirklichung  ringenden 
Forderungen,  so  dass  die  im  Jahre  1818  publidrte  Bauherrn- 
und  Oberallmend- Verordnung,  welche  dem  .^biedern  Allmend- 
genossen''  sein  Benehmen  vorzeichnen  und  den  ^«eigennützigen 
Menschen''  abhalten  sollte,  der  bestimmten  Strafe  zu  entgehen, 
den  froheren  Zustand  wesentlich  unverändert  liess.  Erst  in 
den  dreissiger  Jahren  begannen  dann  jene  tiefgehenden  und 
die  ganze  Bevölkerung  des  alten  Landes  Schwyz  aufr^enden 
Kämpfe,  die  als  sog.  Höiiier-  und  Klauenstreit  eine  traurige 
BerOhmiheit  erlangt  haben.  Die  Klauenpaitei,  auch  Klauen- 
männer, Klauen  von  ihren  Gegnern  spottweise  genannt,  suchte 
die  Interessen  der  ärmeren  Oberallmendgenossen ,  die  meist 
nur  kleines  Klauenvieh,  Schafe  und  Zielen  besassen,  zur  Gel- 
tung zu  bringen.  Sie  verlangte,  dass  künftig  die  Ertragsfahig- 
keit  der  Oberallmenden  nach  Klauen  (nicht  nach  Kuhessen  wie 
bisher)  berechnet  und  der  Bedarf  des  übrigen  Viehes,  Pferde, 
Rinder  u.  &  w.  auf  die  Klaue  als  Einheit  reducirt  werde;  sie 
drängte  ausserdem  auf  Erhöhung  des  Auflag  für  die  Benutzung 
der  Allmend,  auf  Bildung  grösserer  Geldantheile  und  auf  Yer- 
theilung  der  Oberallmend-Korporationsgüter  unter  die  Gemeinden 
oder  Genossen.  Der  Ausgangspunkt  und  Verlauf  des  Streites 
war  folgender.  Nachdem  bereits  seit  geraumer  Zeit  auf  jeder 
Allmendkorporations Versammlung  der  Ruf  nach  Reformen  im  All- 
m^dwesen  laut  geworden  war,  beschloss  die  O.-A.-K.-Gemeinde 
im  Jahre  1830  endlich,  das  Kantonsgericht,  das  sich  zu  diesem 
Zweck  durch  Mitglieder  aus  jedem  der  6  Viertel  ergänzen 
sollte«  um  ein  Gutachten  darüber  zu  ersuchen,  auf  welche 
Weise  aus  den  Allmenden  ein  reichhaltigerer  Nutzen  gezogen 
werden  möge  wie  bisher,  und  zugleich  den  Wünschen  der- 
jenigen, die  nicht  im  Stande  seien,  Vieh  auf  die  Allmend  zu 
treiben,  ent^rochen  werden  könne.  Sehr  bald  gewannen  in 
der  Oberallmendgemeinde  die  Freunde  des  Bestehenden  aber 
wieder  die  Oberhand  und  so  beschloss  denn  diese  Gemeinde 
im  Jalire  1832,  „dass  man  bei  dem  schon  bestehenden  Vieh- 
auflag bleiben  solle''.  Im  Jahie  1833  wurde  dann  ein  Antrag 
auf  Theilung  der  Allmenden  mit  grosser  Majorität  vei-worfen 
und  an  Stelle  der  Oberallmend-Korporationsgerichts  ein  Ver- 
waltupgsrath,  bestehend  aus  8  Gliedern,  eingesetzt.  Um  sich 
künftig  vor  Uebemimpelungen  zu  schützen,  fasste  die  Ober- 
allmend  -  Korporationsgemeinde  zugleich  den  Beschluss,  dass 
künftig  alle  Anträge  auf  Erhöhung  des  Viehauflag  oder  auf 
Theilung  der  Allmenden  dem  Präsidenten  des  Verwaltungs- 
raths  rechtzeitig  eingereicht  werden  sollen,  damit  dieser  noch 
im  Stande  sei,  fQr  ihre  Bekanntmachung  in  sämmtlichen  Ge- 
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meinden  4  Wochen  vor  der  Oberallroends-Korporationsgenieinde* 
Versammlung  Sorge  zu  tragen.  Die  von  der  Oberallmend- 
Eoi-porationsverwaltung  im  Jahre  1835  an  dürftige  Genoesen 
geschehene  Anweisung  von  Torfland  sowie  die  Abholzung  von 
Waldstrecken  und  die  Versilbeiung  des  geschlagenen  Holzes 
zu  Gunsten  der  Koi-porationskasse  veimochte  die  Opposition 
um  so  weniger  zu  befriedigen,  als  der  Vei-waltung  vorgeworfen 
wurde,  dass  sie  sich  bei  Durchftthiiing  der  letzteren  Massregel 
Paileilichkeiten  habe  zu  Schulden  kommen  lassen.  Als  dann 
auch  der  Antrag,  den  Koiporationsgenossen  in  mehreren  Ge- 
meinden grössere  Strecken  Landes  gegen  geringe  Entschädigunf; 
zur  SondeiTiutzung  zu  überlassen,  von  der  Oberallmend-Koi-po- 
rationsversammlung  des  Jahres  1837  verworfen  wurde,  kam 
es  zu  ärgerlichen  Scenen,  zuerst  in  der  Vereammlung,  dann 
aber  auch  ausserhalb  derselben,  indem  die  Gähning  unter  den 
Ortsgenossen  sich  bald  dem  ganzen  Land  mittheilte.  Hunderte 
der  sich  durch  die  bestehende  Nutzungsail  der  Allmend  für 
benachtheiligt  haltenden  Genossen  vei*sammelten  sich  in  den 
Gemeinden  Schwyz,  Arth,  Steinen,  Ingebohl,  Sattel  und 
Lowerz,  wählten  einen  gemeinsamen  Ausschuss  und  eilheilten 
demselben  den  allgemeinen  Auftrag,  ihre  Interessen  zu  ver- 
treten und  ausserdem  noch  den  speciellen,  Vorschläge  zu  einer 
gleich-  und  zweckmässigeren  Benutzung  deV  Allmenden  zu 
machen.  Diese  Kommission  arbeitete  in  Folge  des  ihr  ertheii- 
ten  Auftrags  einen  Voi*schlag  für  die  Benutzung  der  Boden- 
allmenden  und  Gemeinalpen  und  einen  anderen  für  die  bessere 
Bewirthschaftung  der  Wälder  aus,  übergab  die  beiden  Schrift- 
stücke dem  Druck  und  überreichte  sie  mit  einem  Begleit- 
schreiben, das  von  etwa  1000  Genossen  unterschrieben  war, 
der  Verwaltung  der  Oberallmend-Korporationsgemeinde.  Indem 
ich  die,  auf  eine  bessere  Verwaltung  der  Allmenden  und  nament- 
lich der  Gemeindewälder  abzielenden,  sehr  beachtenswerthen 
und  später  auch  durchgeführten  oder  doch  gegenwärtig  in  der 
Durchfühi-ung  begriffenen  Vorschläge  hier  nicht  weiter  erwähne, 
sei  nur  der,  eine  bessere  Vertheilung  des  Nutzens  bezwecken- 
den, kurz  gedacht.  Die  Alpen  sollten  gestuhlt  und  genau 
nach  ihrer  Erfragsfähigkeit  benutzt  werden.  Zugleich  wurde 
vorgeschlagen,  versuchsweise  für  die  Dauer  von  3 — 4  Jahren 
einen  nach  der  Lage,  dem  Zustand  der  Allmend  u.  s.  w. 
klassificiilen  Auflag  von  jedem  Klauen  zu  erheben.  Diesem 
Auflag  sollten  auch  diejenigen,  welche  Hausplätze  oder  Gärten 
aus  dem  Allmendland  erhielten,  unterworfen  werden.  Die 
solchei-gestalt  erzielte  Summe  war  bestimmt,  in  eine  gemein- 
same Korporationskasse  zu  fliessen,  deren  Ueberschuss,  nach 
Deckung  der  Verwaltungskosten,  unter  die  Genossen  zu  ver- 
theilen  war  u.  s.  w.  Auf  die^e  Vorschläge  erfolgte  anfangs 
gar  keine  Antwort.  Dann  hiess  es,  dieselben  seien  an  die 
fiilher  bestellte  Kommission  gewiesen  worden.     Endlich  ent- 
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schlössen  sich  die  Bevollmächtigten  der  Klauenpartei,  die  Be- 
schwerden ihrer  Kommittenten  richterlicher  Entscheidung  zu 
unterbreiten,  indem  sie  dem  sog.  Präsidentengericht  die  Frage 
zur  Entscheidung  vorlegten,  ob  sie  berechtigt  seien,  eine  gleich- 
massige  Vertheilung  des  Nutzens  der  Korporationsgüter  zu 
fordern  oder  nicht.  Die  Oberallmendverwaltung  bestritt  dem 
Gericht  die  Kompetenz  zur  Entscheidung  der  ihm  überwiesenen 
Frage  und  erhielt  von  dem  Kantonsgericht  Recht.  Eine  von 
der  Klauenpartei  hierauf  über  die  Entscheidung  des  Kantons- 
gerichts an  den  grossen  Kantonsrath  gerichtete  Beschwerde 
wurde  von  diesem  zurückgewiesen.  Zugleich  setzte  der  Kan- 
tonsrath aber  eine  viergliederige  Kommission  behufs  Anbahnung 
eines  Vergleichs  der  Oberallmendverwaltung  mit  den  unzufrie- 
denen Genossen  ein.  Mittlerweile  hatte  auch  die  Kommissioi^ 
der  Oberallmendverwaltung  unter  Zuziehung  noch  anderer  Per- 
sonen den  Entwurf  zu  einem  Nutzungsregulativ  ausgearbeitet, 
der  weniger  eine  Verbesserung  der  Wirthschaft  auf  den  All- 
menden und  namentlich  in  den  Gemeinwäldei-n,  als  eine  Aus- 
gleichung der  sich  gegenüberstehenden  Klasseninteressen  be- 
zweckte. Dieser  Entwurf,  der  von  einer  ausserordentlichen 
Oherallmendgemeindevei-sammlung,  auf  der  die  Mitglieder  der 
Klauenpailei  gar  nicht  erschienen  waren,  im  Oktober  1837 
zum  Beschluss  erhoben  und  von  dem  Bezirksrath  ratificirt 
worden  war,  gab  den  Viehauftrieb  uneingeschmnkt  frei  und 
führte  für  die  Benutzung  der  Allmenden  eine  von  10  zu  10 
Kuhessen  progiessiv  steigende  Auflage  ein;  die  Allmendgeftlle 
sollten  in  eine  gemeinsame  Kasse  fliessen,  dei*en  Reineitrag 
alljährlich  unter  sämmtliche  Allmendgenossen  männlichen  Ge- 
schlechts zu  gleichen  Theilen  zu  vertheilen  war.  Der  Geld- 
antheiK  den  die  einzelnen  Genossen  aus  der  Kasse  zu  beziehen 
hatten,  wuHe  auf  Fr.  5  fixirt.  Trotz  dieses  Ausgleichungs- 
versuchs blieb  der  Vortheil,  den  die  wohlhabenden  Bauern 
von  der  Allmendnutzung  z(^en,  noch  immer  unverhältniss- 
mässig  gross.  Auch  wurde  denselben  zur  Last  gelegt,  dass  sie 
die  Austheilung  eines  den  Bedürfnissen  der  ärmeren  Bevölke- 
rung, die  ihre  Erdäpfel  und  ihr  Gemüse  grossentheils  für 
theures  Geld  aus  den  Kantonen  Luzem  und  Zug  beziehen 
mussten.  entsprechenden  Theils  der  Allmend  als  Pflanzland 
zur  Sondemutzung  zu  verhindern  wussten.  Eine  in  Ausführung 
des  Beschlusses  einer  Ortsgemeinde  erlassene  Verordnung  vom 
10.  Wintermonat  1857  erhöhte  für  die  alten  Oberallmend- 
genossen  den  Viehauflag  für  1—4  Kuhessen  auf  Fr.  2  C.  10,  für 
5  - 10  auf  Fr.  3  C.50,  für  11—20  auf  Fr.  4  C.  50,  für  21—30  auT 
Fr.  5  C.  50,  für  über  30  Kuhessen  auf  Fr.  7  per  Kuhessen.  Für 
neue  Landleute  betrug  der  Auflag  über  das  Doppelte.  Ausser 
dem  ViehauUag  sollten  die  Eigenthümer  des  auf  der  Allmend 
gesömmerten  Viehs  noeh  Schwändtage  leisten.  Der  auf  Fr.  8 
erhöhte  Kassatheil  wurde  fortan  nur  von  denjenigen  Genossen 
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voll  bezogen,  die  eine  oder  keine  Kuh  auf  die  Allmend  trid>eD; 
diejenigen,  die  2 — 3  Kühe  auftrieben,  erhielten  nur  einen 
halben  Kassatheil,  und  diejenigen,  die  4  und  mehr  KQhe  auf- 
trieben, keinen  mehr.  Ausserdem  erhielt  jeder  Genosse  einen 
Holztheil  im  Weithe  von  Fr.  8  G.  50  oder  diesen  Betrag  in  Geld. 
Aber  auch  bei  diesen  Ansätzen  blieb  es  nicht  lange,  indem 
bemts  im  Jahre  1873  die  Oberallmendverwaltung  den  Auflag 
wieder  bedeutend  erhöhte:  die  alten  Landleute  haben  fortan 
für  die  AUmendweide  einer  Stute  nebst  Fohlen  Fr.  20,  für  ein 
zweijähriges  Pferd  Fr.  15,  für  ein  einjähriges  Pferd,  für  eine 
Milchkuh  und  ein  trächtiges  Rind  je  Fr.  10,  für  ein  Maisrind 
Fr.  7,  für  einen  Jährling  Fr.  5,  für  ein  Kalb  Fr.  3  C.  50,  für  ein 
Schaf  und  eine  Geisze  je  Fr.  1  C.  50,  für  ein  Schaf  Fr.  2  und  die 
^  neuen  Landleute  eine  Auflage  durchschnittlich  im  IVt^^chen 
*  Betrage  der  Auflage  der  alten  Landleute  zu  bezahlen.  Jedoch 
gilt  diese  Taxe  nur  für  einen  Viehbestand  bis  höchstens 
10  Kuhessen.  Dagegen  besteht  ein  Maximum  des  Auftriebs 
gegenwärtig  nur  noch  für  die  neuen  Landleute  und  die  Unter- 
allmendgenossen :  das  erstere  beträgt  4,  das  letztere  2  Kuhessen. 
Für  jeden  Kuhessen,  den  ein  Oberallmendgenosse  über  10  und 
bis  zu  20  Kuhessen  auf  die  Gemeinalpen  tmbt,  muss  er  einen 
Mehrauflag  von  Fr.  5  und  für  jeden  Kuhessen  über  20  einen 
solchen  von  Fr.  10  zahlen.  Der  Kassatheil,  den  foilan  wieder  jeder 
nutzungsberechtigte  Genosse  ohne  Unterschied  bezieht,  beträgt 
Fr.  20  und  der  Holztheil  Fr.  10.  i*«)  —  In  Uri  wurde  erst 
seit  dem  Anfang  des  XIX.  Jahrhundeils  ein  Viehauflag  von 
33  Schilling  (=  Fr.  1  C.  45)  für  ein  Pferd  und  von  15  Schilling 
(=  Gent  66)  füi*  eine  Kuh  erhoben,  ohne  dass  übrigens  zu- 
gleich auch  Geldantheile  ausgetheilt  worden  wären.  Dieser 
Auflag  war  aber  so  niedrig,  dass  der  den  grossen  Bauern, 
welche  bis  zu  30  Kuhessen  auf  die  Allmend  treiben  durften, 
an  der  Benutzung  namentlich  der  Gemeinalpen  erwachsende 
Vortheil  in  keinem  richtigen  Verhältniss  zu  den  Vortheilen  der 
kleinen  Viehbesitzer  und  der  Nichtviehbesitzer  stand.  Denn 
diese  mussten  sich  ausser  mit  der  Holzgabe,  die  übrigens  auch 
den  Reichen,  und  zwar  weil  sie  neben  dem  Brennholz  auch 
Bauholz  bezogen,  in  verstärktem  Masse  zu  Theil  wurde,  mit 
einem  Stück  Pflanzland,  das  seit  1834  von  jeder  korporations- 
genössigen  Familie,  die  nicht  mehr  als  4  Kuhessen  auf  die 
Allmend  treibt,  in  einem  Umfang  bis  zu  150  Quadratklaftem 
beanspmcht  werden  konnte,  begnügen.  Eine  Folge  dieser  Un- 
gleichheit waren  stete  Reibungen  unter  den  Reichen  und 
'Aimen,  die  gelegentlich  in  der  Bezirksgemeindeversammlung 
zu  drastischem  Ausdnick  gelangten.  In  der  letzten  Zeit  waren 
in  dieser  Veraammlung,  abgesehen  von  feineren  Schattirungen, 
hauptsächlich  drei  Ansichten  vertreten.  Während  die  eine 
alles  beim  Alten  lassen  wollte,  um  den  reformlustigen  G^er 
durch  kleine  Koneessionen  nicht  zu  ungemessenen  Forderungen 
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zu  ermuthigen,  wollte  die  andere  die  Bezirksgüter  unter  die 
Gemeinden  vertheilen  und  dann  eine  radikale  Neuordnung  des 
Nutzungswesens  eintreten  lassen.  Zwischen  diesen  beiden  Ex^ 
tremen  stand  eine  dritte  veimittelnde  Ansicht,  zu  der  sieb 
auch  der  Verüasser  der  Schrift  aber  die  Gemeindekorporations- 
güter, Fl.  Lusser,  bekennt:  dieselbe  strebt  bei  Aufrecht- 
erhaltung des  IWesens  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  eine 
Verbesserung  der  Bewiilhschaftung  der  Allmenden  und  zugleich 
eine  gerechtere  Vertheilung  der  Nutzungen  unter  die  ver- 
schiedenen Klassen  an.  Diese  letztere  Ansicht  gelangte  in  der 
Bezirksgemeinde  vom  14.  November  1875  zum  Siege,  indem 
der  Beschluss  gefasst  wurde,  die  Auflage  von  dem  auf  der 
Allmend  gesömmerten  Vieh  auf  Fr.  5  per  Kuhessen  zu  erhöhen 
und  denjenigen  Genossen,  welche,  weil  sie  kein  Vieh  besitzen,  von 
der  Nutzungsberechtigung  an  der  Allmend  nur  einen  geringen 
Vortheil  haben,  Geldantheile  im  Betrage  von  Fr.  3  per  Kopf  zu- 
kommen zu  lassen.  Der  Rest  des  Auflagerlöses  sollte  zur  Bestrei- 
tung des  für  das  Korporationsgut  zu  zahlenden  Betrags  der  neu 
eingeführten  Landessteuer  (kantonale  Vermögenssteuer)  sowie 
zur  Verbessening  der  Allmenji-  und  Waldwirthschaft  verwendet 
werden.  Dieser  Beschluss  wurde  von  der  Bezirksgemeinde  am 
14.  Mai  1876  zum  Theil  näher  ausgeführt,  zum  Theil  auch  mo- 
dificirt.  Zufolge  des  letzteren  Beschlusses  sollte  von  dem  vor  dem 
St.  Nikiaustage  im  Lande  befindlichen,  auf  den  Gemeinalpen 
und  Bodenallmenden  weidenden  Vieh  fortan  folgender  Auflag 
erhoben  werden:  für  ein  Pferd  über  2  Jahren  Fr.  10,  und 
unter  2  Jahren  Fr.  5,  für  ein  Saugfüllen  Fr.  2  C.  50,  für  eine 
Kuh  oder  ein  Zeitrind  Fr.  5,  für  ein  Maisrind  Fr.  2  C.  50,  für 
ein  Kalb  Fr.  1  C.  50,  für  ein  Heimkuhkalb  Fr.  5,  für  ein  Schaf 
oder  eine  Ziege  G.  75,  für  ein  Schwein  C.  50.  Die  alten 
Hintersassen,  sowie  die  Bezirksbürger  von  Ui'seren  haben  fUr 
ihi'  Vieh  die  doppelte  Taxe  zu  entrichten.  Für  das  nach  dem 
St.  Nikiaustag  ins  Land  gebrachte  Vieh  ist  die  vierfache  Taxe 
zu  zahlen.  Aus  dem  Ertrag  des  Viehauflag  wird  jedem  Kor- 
porationsgenossen ein  Kassatheil  von  Fr.  2  verabfolgt  und  der 
Rest  zur  Deckung  der  Bezirksausgaben  und  zur  Verbesserung 
der  Allmend  vei-wendet  "^) 

Bereits  der  oben  geschildei-te  Ausgleichungsmodus  bei  der 
Vertheilung  der  Allmenden  enthält  den  Keim  zu  einer  gänz- 
lich veränderten  Benutzung  der  Allmenden:  nämlich  zur  Ver- 
pachtung derselben  an  den  Meistbietenden  einerseits  und  zur 
Vertheilung  der  Pachtgelder  unter  die  Genossen  andrerseits 
in  sich.  Der  Auflag  unterscheidet  sich  von  dem  Fachtschilling 
nur  durch  seine  geringere  Höhe  und  sodann  dadurch,  dass  er 
nicht  von  einem  beliebigen  Pächter,  der  den  höchsten  Pacht- 
schilling geboten  hat,  sondern  von  sämmtlichen  Genossen,  welche 
an  der  Benutzung  der  Allmend  theilnehmen  wollen,  zu  ent- 
richten ist.    Und  so  haben  denn  auch  einige  Gemeinden  nicht 
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gesäumt,  ihre  Allmenden  zu  vei-pachten,  wobei  sie  zugleich  an 
der  Vertheilung  von  Nutzungen  festhielten,  ihnen  aber  zugleich 
die  denkbar  unzweckmässigste  Form,  nämlich  die  des  Geldes, 
gaben.  Diese  Verwandlung  der  Naturalnutzungen  in  Geld- 
antheile  hat  zuerst  in  denjenigen  Städten  stattgefunden,  in 
denen  der  bürgerliche  Sinn  sehr  entwickelt  war  und  man  daher 
an  eine  vollständige  Beseitigung  der  Nutzungen,  wie  solche  in 
den  meisten  Städten  zu  Gunsten  einer  Verwendung  der  Ge- 
meindegüter zu  öffentlichen  Zwecken  bereits  früh  stattgefunden 
hat,  nicht  denken  durfte.  Seit  diese  Städte  ihren  ländlichen 
Charakter  eingebüsst  und  namentlich  ihre  zahlreiche  Vieh- 
haltung aufgegeben  haben,  was  spätestens  am  Schlüsse  des 
XVni.  und  am  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts  geschehen  ist, 
verlor  die  Naturalnutzung  der  Gemeinweide  und.  bei  dem  Vor- 
wiegen des  gewerblichen  Charaktei-s  der  Bevölkenmg  sowie 
der  Erweiterung  der  Städte,  auch  die  des  Pflanzlandes  jede 
Bedeutung,  so  dass  nur  noch  die  Naturalnutzung  des  Bürger- 
holzes für  den  Bürger  ihren  Weith  behielt.  Währemi  daher 
die  Bürgerholzgaben  in  den  Städten  sich  zum  Theil  bis  auf 
unsere  Zeit  erhalten  haben,  wurde  die  Benutzung  der  Gemein- 
weide und  des  Pflanzlands  bisweilen  in  Geld  conveiürt.  Diese 
Umwandlung  ist  in  der  Stadt  Bern  bereits  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  erfolgt.  Bis  dahin  wurden  die  der  Bürgei*gemeinde 
gehörigen  Stadtfelder  von  dem  Vieh  der  Burger  beweidet;  seit- 
dem aber  werden,  weil  die  Burger  im  Allgemeinen  kein  Vieh 
mehr  hielten  und  die  Naturalnutzung  nur  einigen  Mülleiii  und 
Metzgern  zu  Gute  kam,  diese  Felder  für  Rechnung  der  Burger- 
gemeinde  vei-pachtet  und  der  Erlös  als  sog.  Feldgeldes  unter  die 
einzelnen  Burger  vertheilt.  Auch  in  anderen  städtischen  Burger- 
gemeinden des  Kanton  Bern,  wie  z.  B.  in  Burgdorf,  Thun  u.  s.  w. 
scheint  die  Vertheilung  von  Geldantheilen  üblich  zu  sein.  Ausser 
diesen  Burgergaben  beziehen  die  Burger  der  Städte  Bern, 
Thun,  Burgdorf,  Erlach  u.  s.  w.  auch  noch  als  Angehörige 
von  Zunftgesellschaften  gi'össere  oder  kleinere  Baai*beträge. 
In  letzter  Zeit  hat  auch  die  Korporationsgenossensehaft  Zug 
den  Verkauf  von  Holz  aus  dem  Korporationswalde  und  die 
Vertheilung  des  dergestalt  ei-zielten  Erlöses  bei  sich  eingef&hrt. 
In  Folge  eines  im  Jahre  1875  gefassten  Beschlusses  wird  der 
Koiporationswald  nach  forstwiithschaftlichen  Grundsätzen  ein- 
heitlich verwaltet  und  wird  das  Holz  aus  demselben  meist* 
bieüich  vei-steigert.  Der  Erlös  wird  unter  die  einzelnen  Ge- 
nossen vertheilt  und  zwar  erhalten  im  Gegensatz  zu  den  früher 
nur  540  Berechtigten,  denen  nur  alle  2  Jahre  Holzgefälle  au8- 
getheilt  wurden,  gegenwärtig  ca.  2500  Personen,  d.  h.  alle 
ab-  und  anwesenden  Koiporationsgenossen,  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  und  Alters,  Geldantheile,  und  zwar  die  Ma- 
jorennen von  Fr.  30,  die  Minorennen  von  Fr.  10.  Nur  un- 
bedeutende Nebennutzungen  werden  foilan  noch  in  natura  an 
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bedüiftige  Genossen  abgegeben.  Auch  wurde  im  selben  Jahr 
von  der  Koi-porationsgemeinde  Zug  beschlossen,  dass  in  Zu- 
kunft die  Genossen  entweder  das  ihnen  zugewiesene  Allmende 
land  behalten  oder  dasselbe  der  Korporation  zurückstellen 
düi-fen,  in  welchem  letzteren  Falle  sie  einen  Ei-satz  von  Fr.  30 
jährlich  beanspruchen  können.  Im  Jahre  1876  machte  die 
Verwaltung  der  Gemeinde  Zug  den  weiter  gehenden  Vorschlag, 
in  Zukunft  gar  keine  Allmendstücke  mehr  in  natura  aus- 
zutheilen,  sondern  aus  dem  AUmendland  durch  Vei'pachtnng 
den  höchstmöglichen  Reinertrag  zu  ei'zielen  und  diesen  zu 
^U  unter  die  majorennen  und  zu  V4  unter  die  minorennen 
Mitglieder  und  zwar  ohne  Untei*schied  des  Geschlechts  und  der 
An-  oder  Abwesenheit  zu  vertheilen.  Auch  in  anderen  Kantonen 
zeigen  sich  ähnliche  Bestrebungen.  So  wurde  u.  A.  auf  der 
Versammlung  der  Oberallmendgenossen  des  Bezirks  Schwyz  vom 
10.  Oktober  1875  der  Antrag  gestellt  aber  verworfen,  es  sollen 
in  Zukunft  sämmtliche  Güter  dieser  Korporation  auf  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Jahren  im  Wege  öffentlicher  Versteigerung 
verpachtet  und  der  Gelderlös,  nach  Abzug  der  Kosten,  an  die 
einzelnen  Genossen  zu  gleichen  Theiien  vertheilt  werden.  ^^") 

Die  bisher  dargestellten  Veränderungen,  welche  im  Lauf 
der  Zeit  in  der  Benutzung  der  Allmenden  vor  sich  gegangen 
sind,  waren,  wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  grösstentheils 
das  Resultat  lange  anhaltender  heftiger  Klassenkämpfe,  sowie 
des  Strebens  nach  intensiverer  Landeskultur.  Dagegen  sind 
die  weiter  unten  zu  erwähnenden,  nicht  minder  tief  greifenden 
Wandlungen  im  Allmendwesen  hauptsächlich  bedingt  durch 
die  veränderte  und  erhöhte  Bedeutung  der  Gemeinde. 

Eine  neue  Art  der  Verwendung  der  Gemeindegüter,  die 
in  der  Ersetzung  ihrer  bürgerlichen  Benutzung  durch  die  fis- 
kalische bestand,  konnte  direkt  an  die  erwähnte  Vertheilung 
von  Geldantheilen  unter  die  Bürger  anknüpfen. 

Werden  die  Gemeindegüter  nämlich  einmal  verpachtet, 
so  liegt  es  sehr  nahe,  den  Gelderlös  aus  dem  Pachtverhältniss 
nicht  mehr  anter  die  Genossen  zu  vertheilen,  sondern  zur 
Bestreitung  öffentlicher  Gemeindeaasgaben  zu  verwenden.  Aber 
auch  abgesehen  von  diesem  natorgemässen  Uebergang,  haben 
die  Gemeinden  direkt  die  in  natura  genutzten  Allmenden,  wie 
oben  gezeigt  wurde,  häufig  in,  lediglich  den  Zwecken  der  po- 
litischen Gemeinde  dienende  Güter  verwandelt  Dies  zu  thun 
lag  am  so  mehr  Veranlassung  vor,  je  mehr  die  Gemeinden 
ihren  früheren  Charakter  von  wirthschaftiichen  Zwangscenossen- 
schafkea  abs>treiften  and  zu  politischen  Organen  wurden,  je 
mehr  femer  die  diesen  gestellten  Aufgaben  von  Jahr  zu  Jahr 
waehseD  und  je  grösseres  Gewicht  auf  ihre  befriedigende  Er- 
fUluDg  gelegt  wurde  f  Verbesserung  der  Schulen,  Gefängnisse, 
Wege,  des  Feaerslöschwesens  u.  s.  w.).  je  mehr  femer  die 
Geldwirthscfaaft  anch  im  Geroeiodefaaushalt  die  Natandwirth- 
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Schaft  verdrängte,  indem  an  die  Stelle  der  Naturalbesoldun^en 
vollständig  oder  theilweise  Geldgehalte,  an  die  Stell©  der  Voll- 
Ziehung  von  Gemeindearbeiten  durch  Frohnden  und  Reihedienst 
(Wegebauten,  Nachtwächter-  und  Polizeidienst)  die  Vergebung 
derselben  im  öffentlichen  Akkord  oder  ihre  Venichtung  durch 
besoldete  Gemeindebeamte,  an  die  Stelle  der  Annenversorgung 
„im  Kehr"  die  Unterbringung  der  Annen  in  eigenen  Armen- 
und  Pfinindhäusein  u.  s.  w.  trat,  endlich  je  mehr  es  üblich  wurde, 
die  bis  dahin  verlangten  Gebühren  für  öffentliche  Leistungen 
aufzuheben  und  den  Genuss  dieser  unentgeltlich  zu  machen 
( Aufhebung  der  Brücken-,  Wege-,  Schul-  und  Begräbnissgelder). 
Alle  diese  Erscheinungen  traten  zuerst  und  besondei-s  deutliOi 
in  den  grösseren  Städten  zu  Tage.  Hier  führte  das  höhere 
Kulturleben,  die  weitgehende  Arbeits-  und  Berufstheilung,  sowie 
die  früher  als  auf  dem  Lande  entwickelte  Geldwirthschaft  da- 
hin, dass  zum  Zweck  der  Bestreitung  der  Ausgaben  für  Strassen, 
Kanäle,  Beleuchtung,  Wassei-vei-sorgung ,  höheres  Schul-  und 
Bildungswesen  u.  s.  w.  ein  bedeutender  Geldaufwand  erforder- 
lich wurde.  Aber  auch  in  den  kleineren  Städten  und  auf  dem 
flachen  Lande  hat  sich  dieser  Process  in  den  letzten  fünfdg 
Jahren  vollzogen.  Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  dass  Gemeinden, 
welche  aus  ihren  Gütern  mehr  oder  minder  umfangreiche 
Bürgemutzungen  vertheilten,  bevor  sie  zur  Einfähning  neuer 
oder  zur  Erhöhung  bereits  vorhandener  Gemeindesteuern 
schritten,  die  hürgemutzungen  aufzuheben  und  den  Gemeinde- 
gütern eine  fiskalische  Verwendung  zu  geben  suchten.  Ebenso 
erklärlich  ist,  dass  diese  Umwandlung,  wie  sie  einerseits  am 
dringendsten  geboten  war,  so  andereraeits  am  leichtesten  vor 
sich  gegangen  ist  in  den  Städten,  wo  die  Nutzungen  aus  den 
oben  angeführten  Gründen  ihre  frühere  Bedeutung  verloren 
hatten.  Begünstigt  wurde  der  Uebergang  zur  fiskalischen 
Benutzung  der  Gemeindegüter  in  einigen  Kantonen  noch  durch 
die  für  die  Gemeinden  dei*selben  geltende  Bestimmung,  dass 
keine  Gemeindesteuer  erhoben  werden  dürfe,  so  lange  Bürger- 
nutzungen ausgetheilt  werden,  wie  eine  solche  u.  A.  im  Kanton 
Schaffhausen  zu  Recht  besteht.  Entstand  in  einer  solchen 
Gemeinde  das  Bedürfhiss  nach  Erhebung  von  Gemeindesteuern 
und  wurden  bisher  Bürgei-nutzungen  vertheilt,  so  blieb  nichts 
anderes  übrig,  als  hinfort  die  Bürgergüter  zu  verpachten,  wobei 
freilich  der  Pachtschilling  bisweilen  so  niedrig  gestellt  wurde, 
dass  zwischen  der  Veipachtung,  zumal  wo  sie  an  Bürger  erfolgte, 
und  der  Austheilung  der  Bürgerallmend,  verbunden  mit  der 
Erhebung  eines  Auflag,  nur  schwer  ein  Unterschied  gehinden 
werden  konnte.  Ein  weiterer  zur  Aufliebung  der  Bürger- 
nutzungen drängender  Grund  ist  in  dem  Dualismus  des  schwei- 
zerischen Gemeindewesens  (Bürger-  und  Einwohnei*gemeinden 
auf  demselben  Gebiet)  und  in  dem  Bestreben,  diesen  Dualismus 
zu   beseitigen,    enthalten.     Weil   die   Gegner  des   Dualismus 
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ünden,  dass  die  Gewährung  von  Bürgernutzangen  das  Haupt- 
hinderniss  für  das  Aufgehen  der  BOi^ergemeinde  in  die  Ein- 
wohnergemeinde  bildet  so  sudien  sie  mit  allen  Mitteln  auf 
eine  Beseitigung  dieses  Hindernisses  hinzuwirken.  ^^^) 

Von  dem  Resultat  dieser  Entwickelung,  soweit  sie  zur 
Ausscheidung  von  ledi^rlich  für  politische  Zwecke  bestimmten 
GemeingQtem  einer-  und  zur  Nutzung  bestimmten  Bürger- 
gQtem  andererseits  geführt  hat,  ist  oben  bereits  ausftkhrlich 
gehandelt  worden.  Hier  bleibt  nur  noch  zu  erwähnen,  dass 
selbst  die  reinen  Bürger-  und  Eorporationsgemeinden ,  auch 
nach  erfolgter  Ausscheidung  eigener  Gttter  fßr  die  Zwecke  der 
politischen  Gemeinde,  das  ihnen  übrig  gebliebene  Vermö&ren 
der  Verwendung  zu  öffentlichen  Zwecken  nicht  ganz  haben 
entziehen  können  und  wollen  und  dass  in  den  Gemeinden,  in 
denen  eine  Ausscheidung  der  Güter  nicht  stattgefunden  hat, 
der  Grundsatz,  dass  die  Gemeindegüter  in  erster  Linie  für 
die  Zwecke  der  politischen  Gemeinde  bestinmit  sind,  zu  immer 
allgemeinerer  Anerkennung  gelangt 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  sind  —  um  hier  nur 
einige  Beispiele  anzufahren  —  von  den  Bürgergemeinden  Bern 
und  Burgdorf  grosse  Opfer  für  gemeinnützige  und  öffentliche 
Zwecke  gebracht  worden:  insbesondere  die  von  der  Bürger- 
gemeinde Bern  in  den  Jahren  1863—1870  für  solche  Zwecke 
bewilligten  Summen  werden  ausführlich  in  dem  Bericht  des 
Bürgerraths  dieser  Gemeinden  aufgeführt.  Für  die  übrigen 
Gemeinden  des  Kantons  Bern  konstatirt  der  Staatsverwaltungs- 
bericht dieses  Kantons  ftlr  1874,  dass  unter  denselben  in  Be- 
ziehung auf  die  Bereitwilligkeit,  die  zur  Befriedigung  allgemeiner 
Ortsbedürfhisse  nothwendigen  Opfer  zu  bringen,  eine  grosse 
Verschiedenheit  obwaltet,  indem  die  einen  für  Werke  von 
öffentlichem  Nutzen  grosse  Opfer  bringen,  ja  hierbei  vielleicht 
hier  und  da  zu  weit  gehen,  während  andere  nur  mit  Mühe 
dazu  zu  bringen  sind,  auch  nur  die  kleinsten  Verbesserungen 
im  Gemeindewesen  einzuführen.  Neben  Bern  ragen  sodann 
Basel  und  Zürich  dadurch  hervor,  dass  die  Bürgergemeinden 
dieser  Städte  aus  ihrem  Vermögen  oder  aus  dem  Vermögen 
der  unter  ihrer  Verwaltung,  i*esp.  Aufsicht  stehenden  bür- 
gerlichen Stiftungsgüter  zahlreiche  Anstalten  selbst  unter- 
halten oder  doch  unterstützen,  deren  Wohlthaten  nur  zum 
Theil  ausschliesslich  den  Bürgern,  zum  Theil  dagegen  allen 
Einwohnern  dieser  Städte  zu  Gute  kommen.  Dem  Bei- 
spiel dieser  grösseren  Gemeinwesen  folgten  dann  zahlreiche 
kleinere,  namentlich  städtische  Gemeinden  des  ebenen  Landes. 
Aber  auch  die  Gemeinden  und  öffentlichen  Korporationen  der 
Gebirgsgegenden  erwiesen  sich  nicht  lässig,  wo  es  sich  darum 
handelt,  die  der  örtlichen  Bevölkerung  nahe  liegenden  öffent- 
lichen Interessen  zu  fördern.  Im  Unterschiede  zu  den  städti- 
schen Gemeinden  des  ebenen  Landes  sind  es  hier  aber  weniger 
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Zwecke  der  materiellen  und  geistigen  Wohlfahrt,  der  Wissen* 
Schaft  und  Kunst,  als  vielmehr  Zwecke  des  kirchlichen  Lebens 
und  der  unter  dem  Patronat  der  Kirche  stehenden  Anstalten 
und  Einrichtungen,  aber  auch  Bergstrassen  u.  s.  w.,  die  man 
zu  fördern  sucht  Von  grosser,  wenngleich  für  die  Finanzen 
der  Gemeinden  nicht  immer  günstiger  Bedeutung  sind  endlich 
die  grossen  Unterstützungen,  welche  die  Büi-gergemeinden  in 
den  letzten  zehn  Jahren  mehreren  Eisenbahnunternehmungen, 
und  unter  ihnen  namentlich  der  Nationalbahn,  haben  angedeihen 
lassen.  Hinsichtlich  der  Grösse  und  Schwere  der  übenioni- 
menen  Verpflichtungen  für  Eisenhahnzwecke  ragen  unter  diesen 
Gemeinden  namentlich  hervor  die  Gemeinden  Winterthur,  Zo- 
fingen, Lenzburg  und  Aarau.^^*) 

Während  es  sich  in  den  oben  angeführten  Fällen  um  frei* 
willige  Verwendungen  der  Bürger-  und  Korporationsgüter  zu 
öffentlichen  Zwecken  handelte,  werden  solche  Verwendungen 
in  einigen  Kantonen  auch  gesetzlich  den  Bürger-  und  Kor* 
porationsgemeinden  zur  Pflicht  gemacht  oder  doch  begünstigt. 
Wenn  man  auch  absieht  von  den  auf  der  Schwyzer  Oberallmend- 
korporation  und  ihren  Gütern  lastenden  ser^itutähnlichen  Ver- 
pflichtungen zum  Besten  des  Kantons,  Bezirks  u.  s.  w.^^^),  und 
ebenso  von  den  auf  den  Nidwaldener  Uerthegütern  lastenden 
Veipflichtungen  zu  Gunsten  der  Einwohnergemeinden,  so  ist 
doch  hier  daran  zu  erinnei-n,  das  in  St.  Gallen  auch  nach  der 
Bildung  eigener  politischer,  Kirchen-  und  Schulgemeinden  selbst 
dann,  wenn  bereits  Vermögensabkui-ungen,  d.  h.  Vermögens- 
ausscheidungen stattgefunden  haben,  an  dem  öffentlichen  Cha- 
rakter der  Bürgergemeinden  und  öffentlichen  Genossenschaften 
und  ihrer  Güter  festgehalten  wird.  Bereits  die  Kantons- 
verfassung von  1861  bestimmt  ausdrücklich,  dass  das  den  Ort£- 
bürgergemeinden  und  öffentlichen  Genossenschaften  gehörige 
Vermögen  nicht  behandelt  werden  dürfe,  wie  Privatvermögen. 
Die  Verordnung  betreffend  Normativbestimmungen  vom  8.  Ok- 
tober 1875  specialisiit  diesen  Grundsatz,  indem  sie  jede  Bürger- 
gemeinde  und  öffentliche  Genossenschaft  vei-pflichtet,  einen 
jährlichen  Beitrag  für  öffentliche  Zwecke  auszusetzen.  Die 
Grösse  desselben  wird  entsprechend  den  ökonomischen  Vei*^ 
hältnissen  und  der  Zweck  seiner  Verwendung  nach  den  vor- 
handenen Wünschen  und  Bedürfnissen  von  der  betreffenden 
Bürgergemeinde  oder  Genossenschaft  selbst  festgesetzt.  Bei 
etwaigen  Anständen  vermittelt  das  Departement  des  Innern 
und  entscheidet  der  Regierungsrath.  Auch  soll  bei  Aufstellung 
von  Reglementen  von  dem  Grundsatz  ausgegangen  werdea, 
dass  vorab  das  öffentliche  Interesse  der  Oi'tsgemeinde,  resp. 
der  Genossenschaft  und  hiemach  erst  das  Privatinteresse  der 
einzelnen  Genossen  zu  berücksichtigen  ist.  Das  für  den  Kanton 
Thurgau  erlassene  Gemeinde-Organisationsgesetz  vom  8.  No- 
vember 1874  schärft  noch  ausdrücklich  ein,    dass  aus  dem 
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BOrgergut  in  ei*ster  Linie  die  Kosten  der  G^meindeverwaltuDg 
u.  s.  w.  bestritten  werden  müssen.  Eine  Vermehrung  der 
gegenwärtig  bestehenden  Nutzungen  ist  nur  mit  Zustimmung 
der  Aufsichtsbehörde  zulässig.  Zur  Abgabe  von  einzelnen 
Vermögenstbeilen  an  öffentliche  Unternehmungen  wird  die 
Bürgergemeinde  ausdi-ücklich  ei*mächtigt.  Endlich  ist  auch  im 
Kanton  Zug  durch  die  Gemeindeordnung  vom  20.  Wintermonat 
1876  bestimmt  worden,  dass  die  Bürgergüter  auch  nadi  erfolgter 
Ausscheidung  der  Koi-porationsgüter  die  Aufgabe  haben,  öffent- 
lichen Bedürfnissen  zu  dienen.  ^^'^) 

Von  den  obigen  Bestimmungen  zu  unterscheiden  ist  die 
durch  die  Gesetzgebung  vollgeschriebene  Verwendung  der  Güter 
solcher  Gemeinden,  in  denen  eine  defiditive  Ausscheidung  über- 
haupt nicht  stattgefunden  hat  So  wird  in  dem  Ülv  den  Kanton 
Zürich  erlassenen  Gesetz  über  die  Gemeindeausgaben  und  Ge- 
meindesteuern vom  15.  Christmonat  1835  und  über  die  Ver- 
waltung der  Gemeindegüter  vom  28.  Brachmonat  1838  aus- 
drücklich verordnet,  dass  die  Gemeindegüter  zunächst  bestimmt 
sind,  dte  öffentlichen  Bedürfnisse  des  Orts  und  der  Gemeinde 
zu  befriedigen,  d.  h.  die  Gemeindeausgaben  zu  decken.  Der- 
selbe Grundsatz  findet  sich  dann  auch  in  dem  Gemeindegesetz 
vom  20.  Bracbmonat  1855,  vom  25.  April  1866  und  ebenfalls 
noch  in  dem  jüngsten,  gegenwäilig  in  Geltung  befindlichen 
Gemeindegesetz  vom  27.  Brachmonat  1875  wiederholt.  Für  den 
Kanton  Thurgau  galt  zufolge  Gesetzes  über  das  Gemeindesteuer- 
^esen  vom  7.  December  1858  bis  zur  Ausscheidung  eigener 
Einwohnergemeindegüter  in  den  siebenziger  Jahi-en  der  Grund- 
satz, dass  aus  den  Bürgergemeind^^tern  vorab  die  Gemeinde- 
bedürfhisse  zu  befriedigen  waren  und  dass  Einnahmeüberschüsse 
zur  Deckung  der  auf  die  Bürger  fallenden  Steuerquoten  für 
Zwecke  der  Municipal-,  Orfsbürger-,  Kirchen*  und  Schul- 
gemeinde verwendet  werden  konnten;  auch  durften  die  Bürger- 
nutzungen nicht  veimehi-t  werden,  sofern  dadurch  die  Gemeinde- 
bedürfnisse geschädigt  würden.  Des  Zustandes,  wie  er  sich 
nach  der  Ausscheidung  eigener  Einwohner-  und  Büi*gei^emeinde- 
güter  gestaltet  hat,  ist  bereits  oben  gedacht  worden.  Derselbe 
Giiindsatz,  dass  der  Ertrag  der  Gemeindegüter  zunächst  be- 
stimmt sei,  die  öffentlichen  Bedürfhisse  der  Gemeinde  zu  be- 
friedigen, hatte  sich  auch  im  Kanton  Schaffhausen  seit  Erlass 
der  Gemeinderathsordnung  von  1831  festgesetzt  und  wurde 
dann  in  dem  Gemeindegesetz  vom  29.  Januar  1861  noch'  aus- 
drücklich sanktioniil,  indem  durch  dasselbe  den  Gemeinden 
nur  80  lange  gestattet  wird,  den  ordenUichen  Ertrag  ihrer 
Waldungen,  sowie  anderer  Güter  unter  die  in  dem  Gemeinde- 
bann wohnenden  bürgerlichen  Hanshaltungen  zu  vertheilen, 
als  keine  Gemeindesteuern  erhoben  werden.  An  diesem  Grund- 
satz ist  dui'ch  die  Kantonsverfassung  von  1876  nichts  geändert 
worden.    Auch  im  Kanton  Glarus  scheint,  ti-otz  wiederholter 
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Vei*werfung  der  bezüglichen  Gesetzesvorlagen,  die  Anwendung 
des  Gmndsatzes,  dass  die  Erträge  der  Tagwengüter  wesentlich 
zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Gemeindeausgaben  zu  ver- 
wenden sind,  immer  mehr  an  Ausdehnung  zu  gewinnen. 

Bei  Gelegenheit  der  letzten  Bundesveifassungsrevision 
wurde  sodann  der  Versuch  gemacht,  diesen,  wie  eben  gezeigt 
wurde,  in  einigen  Kantonen  der  deutschen  und  in  allen 
der  französischen  Schweiz  anerkannten  Grundsatz  durch  die 
Bundesverfassung  auf  sämmtliche  Kantone  auszudehnen.  Bei 
Gelegenheit  der  Berathung  des  Art  44  der  Bundesverfassung 
stellte  der  Waadländische  Abgeordnete  Rambert  in  der 
Nationalrathssitzung  vom  28.  November  1871  den  Antrag:  in 
Uebereinstimmung  mit  *den  Art.  79  und  80  der  Kantons- 
verfassung für  den  Kanton  Waad  vom  15.  Deceniber  1861 
(Les  biens  communaux  sont  destinäs,  avant  tout,  ä  pourvoir 
aux  d^penses  locales  ou  g6n6rales,  que  la  loi  met  k  la  charpe 
des  commuoes.  Dans  les  communes  impos^s  il  ne  peut  etre 
fait  de  repartition  des  bänäfices  communaux  sous  quelque  fonne 
et  quelque  pretexte  que  ce  seit)  dem  Art.  44  der  Bundes- 
verfassunp:  folgenden  Zusatz  zu  geben:  „Die  Gemeinrle-  und 
Bürgergüter  sind  vor  Allem  zur  Deckung  der  öffentlichen  Aus- 
gaben bestimmt.  In  den  besteueiten  Gemeinden  (soll  heissen: 
in  den  Gemeindesteuern  erhebenden  Gemeinden;  dürfen  unter 
keiner  Form  Vertheilungen  von  Gemeinde-  und  Bürgergütern 
stattfinden.^  Dieser  Antrag  vereinigte  ebenso  viele  Stimmen 
für  wie  gegen  sich,  wurde  aber  in  Folge  Stichentscheides 
des  Präsidenten,  eines  Berners,  der  aus  Rücksicht  auf  seinen 
Heimathkanton,  in  dem  ja  bereits  eine  Trennung  der  Ge- 
meindegüter nach  ihren  Verwendungszwecken  stattgefunden 
hatte,  dem  Antrag  nicht  glaubte  zustimmen  zu  können.  Bei 
der  nochmaligen  Berathung  des  Entwurfs  im  Nationalrath 
stellte  der  Abgeordnete  Berthoud  in  der  Sitzung  vom  19.  No- 
vember 1873  den  mit  dem  obigen  wesentUch  gleichlautenden 
Antrag,  dem  Aitikel  42  der  Bundesverfassung  den  Zusatz  hinzu- 
zufügen: „Das  Vermögen  der  Bürgerschaft  ist  vor  Allem  dazu 
bestimmt,  die  Bedürfnisse  des  öffentlichen  Dienstes  und  der 
Aimenunterstützung  zu  decken.  Eine  Vertheilung  der  Nutzun- 
gen ist  nur  zulässig,  so  lange  keine  permanenten  Steuern  in 
der  Gemeinde  bestehen."  Der  Antrag,  obzwar  in  der  ersten 
Lesun;?  mit  51  gegen  48  Stimmen  angenommen,  wurde  in  der 
zweiten  Lesung  mit  56  gegen  36  Stimmen  verworfen. 

Die  beiden  Anträge  sind  wesentlich  aus  Bücksicht  auf 
diejenigen  Kantone,  in  denen  die  Gemeinden  eine  Trennun^r 
ihrer  Güter  bereits  vorgenommen  hatten  und  die  man  der 
obigen  Bestimmung  nicht  wohl  unterstellen  konnte,  verworfen 
worden.  Dagegen  gehen  die  Gemeindegüter  in  denjenijzen 
Kantonen,  in  denen  eine  solche  Ausscheidung  noch  nicht  statr- 
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g^nden  hat  dem  Schicksal  entg^en,  immer  mehr  und  zuletzt 
wohl  ausschliesslich  zu  öfieotlichen  Zwecken  Terwendet  zu 
werden.  Dieser  Process  wird  durch  BestimmungeD,  wie  die 
folgenden,  noch  erheblich  beschleunigt  Es  berechtigen  näm- 
lich das  f&r  den  Kanton  Zürich  erlassene  Gesetz  über  die 
Gemeindeausgaben  und  Gemeindesteuern  vom  15.  Christmonat 
1835,  sowie  die  Gemeindegesetze  von  1855,  von  1866  und 
Ton  1875  diejenigen  politischen  Gemeinden,  welche  nach  einer 
zehnjährigen  Durchschnittsberechnung  im  Stande  sind,  ihre 
sämmtlichen  Ausgaben  aus  dem  Ertrage  der  Gemeind^Oter 
zu  bestreiten  und  dann  noch  einen  Ueberschuss  behalten,  mit 
Genehmigung  des  Bezirksraths  diesen  Ueberschuss  zu  den  zu 
speciellen  öffentlichen  Zwecken  bestimmten  Gütern  (vorzugs- 
weise zu  den  Aimengütern)  hinzuzuschlagen.  Auch  dürfen 
aus  den  Stammgütern  der  Gemeinde  mit  Genehmigung  des 
Bezirksraths  dauernde  Anstalten  und  Unternehmungen  zur 
Förderung  des  öffentlichen  Wohls  gegründet  und  unterstützt 
werden. .  Aehnliche  Bestimmungen  enthalten  auch  das  für  den 
Kanton  Schaffhausen  erlassene  Gemeind^esetz  vom  29.  Januar 
1861,  das  für  den  Kanton  Thurgau  erlassene  Gemeindegesetz 
vom  8.  November  1874  und  das  für  den  Kanton  Zug  erlassene 
Gemeindegesetz  vom  20.  Wintermonat  1876.**^) 

Als  eine  Spezies  der  Verwendung  der  Gemeindegüter  zu 
öffentlichen  Zwecken,  wenn^leidi  mit  Beibehaltung  der  Form 
der  Bürgemutzungen,  kann  es  angesehen  werden,  wenn  der 
Allmendnutzen  überhaupt  oder  einige  Arten  desselben  aus- 
schliesslich ofler  hauptsächlich  derjenigen  Klasse  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  deren  Glieder  sich  in  dürftigen  Vermögens- 
verhältnissen befinden  runter  den  Armen  werden  in  den  älteren 
Quellen  häufig  überhaupt  die  nicht  grundbesitzenden  Genossen 
vei-standen)  und  ohne  diese  Nutzungen  vielleicht  der  Gemeinde- 
armenptl^e  zur  Last  fallen  würden  oder  bereits  almosengenössig 
sind.  Einer  besonderen  Berücksichtigung  der  unteren  Klasse, 
der  „Armen*',  im.  Allmendwesen  durch  die  staatliche  Gesetz- 
gebung und  lokale  Autonomie  sind  wir  bereits  wiederholt  be- 
g^met  Dies  geschah  aber  gemäss  der  bisherigen  Darstellung 
nur  aus  Rücksichten  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  um  dem, 
wie  einen  Hohn  auf  die  Rechtsgleichheit  erscheinenden,  häufig 
inhaltslosen  Recht  der  Nichthablichen  einen  entspi*echenden 
Inhalt  zu  geben.  Hier  dagegen  handelt  es  sich  nicht  um  die 
DurchftÜirung  des  Gleichheit«iprincips  für  alle  Klassen,  sondern 
um  die  specielle  Fürsorge  für  die  „Armen''  bei  Vertheilung 
der  Allmendnutzungen,  in  der  Absicht  sie  in  ihrer  wirthschaft- 
lichen  Selbständigkeit  zu  erhalten  und  nicht  in  die  Klasse  der 
Almosengenössigen  hinabsinken  zu  lassen  oder,  soweit  sie  be- 
reits zu  dieser  Klasse  gehören,  um  einen  Akt  der  Armenpflege. 

Es  hängt  diese  Art  der  Verwendung  der  Allmenden  zu- 
sammen mit  dem  familfenhaften  Charakter  der  schweizerischen 
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Anoenpflepe.  Denn  abgesehen  Ton  der  starken  HeranxiehiuuBr 
der  Familie  zur  Versorgang  ihrer  verarmten  Angehorigea.  er- 
scheint auch  die  meist  noch  heute  mit  der  Armenversorgmur 
ihrer  Angehörigen  betraute  BQrgergemeinde,  die  ja  in  ihrem 
Kern  aus  einer  bestimmten  Anzahl  seit  Jahrhunderten  tarn 
Geroeindeverband  gehöriger  Geschlechter  besteht,  als  erweiterte 
Familie.  Fiine  Folge  des  familienhaften  Charakters  des  schwei- 
zerischen Armenwesen  ist  dann  der  stark  präventive  Zug 
in  demselben,  indem  man  einerseits  mit  den  Kevogügungen 
(Bevormundungen)  von  Verschwendern,  liederlichen  Personen« 
Trinkern  u.  s.  w.,  welche  zu  verarmen  drohen,  nirgends  so 
rasch  bei  dbr  Hand  ist,  wie  hier,  und  andererseits  durch  zahl- 
reiche positive  Einrichtungen  diese  Verarmung  auch  sonst  zu 
verhüten  sucht.  Hierher  gehört  die  von  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung (Kormalarbeitstag,  bedingtes  Verbot  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit  u.  s.  w.),  von  den  (Gemeinnützigen  Gesellschaften 
und  Vereinen  (so?.  Hilfegesellschaften,  mit  denen  Kranken-, 
Unfalls-,  Alters-,  Invaliden-,  Lebens-,  Begi'äbnissversicherungs- 
kassen  verbunden  sind  u.  s.  w.\  sowie  von  einzelnen  Privat- 
personen (namentlich  den  Fabrikanten  gegenüber  den  Arbatem 
in  ihren  Fabriken  u.  s.  w.)  entwickelte,  auf  die  Erhaltung  der 
wirthschaftlichen  Selbständigkeit  der  unteren  Klassen  gerichtete 
Thäti^keit  und  hierher  gehört  auch  die  in  vielen  Gemeinden 
übliche  Verwendung  der  Allmenden  im  Sinne  einer  präventiven 
Armenpflege. 

Zu  den  am  häufigsten  vorkommenden  Arten  einer  solchen 
Verwendung  der  AUmend  gehört  rlie  in  den  Gebii-gsgegenden 
allgemein  übliche  Einräumung  eines  mehr  oder  minder  aus- 
schliesslichen Rechts  auf  das  Wildheu  und  die  Ziegen-,  sowie 
Schaf  weide  an  die  ärmeren  Gemeind  genossen. 

Das  Wildheu-  oder  Bergheusammeln  findet  nur  ausnahms- 
weise in  der  Waldregion  des  Gebirges  statt,  wo  die  grossen 
Heubezirke,  Mähder,  übrigens  leicht  und  gefahrlos  benutzt 
werden  können;  der  regelmässige  Schauplatz  desselben  sind 
dagegen  die  steilen  Stellen  des  Hochgebirgs  (zwischen  5  und 
7000^  ü.  M.)  zwischen  Felsspalten  und  an  sehr  steilen  Beiig- 
halden,  wo  das  Einsammeln  des  Wildheues  und  das  Herunter- 
tragen desselben  ins  Thal  nicht  nur  sehr  mühevoll,  sondern 
zum  Theil  auch  gefährlich  ist.  Während  aber  das  Wiidheu  nur 
dort,  wo  die  schmalen  Thalsohlen  und  tieferen  Seitenabhänge 
nicht  genug  Winterfutter  für  alles  auf  den  Alpen  gesömmerte 
Vieh  liefern,  von  Werth  für  alle  Klassen  der  Bevölkerung,  also 
somit  auch  fbr  die  Hablichen,  ist,  ist  diese  Nutzungsart  für  die 
armen  Leute  überall  von  der  gi*össten  Bedeutung,  weil  das 
W^ildheu  ihnen  häufig  allein  die  Mittel  gewährt,  um  eine  Ziege 
oder  Kuh  zu  überwintern  und  damit  zugleich  den  nöthigen 
Dünger  für  das  Kartoffelfeld  zu  gewinnen.  Die  Wildheubezirke 
haben  daher  in  erster  Linie  die  Angabe,  den  armen  Leuten 
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den  Mangel  an,  im  Privateigenthum  befindlichen  Wiesen  zu 
ersetzen.  Sie  befinden  sich  meist  in^  Eigenthum  von  Gemein- 
den oder  von  Korporationen,  und  zwar  selbst  doit,  wo  der 
abrige  Theil  der  Alpen  meist  in  das  Privateigenthum  Einzelner 
ttbei-gegangen  ist,  wie  z.  B.  im  Kanton  Glarus,  und  liefern  die 
gefahrvollste,  am  mühsamsten  zu  erringende  und  deshalb  ge- 
ringste und  letzte  Nutzung,  welche  die  Gemeinde  ihren  Ge- 
nossen zu  vertheilen  hat  und  deshalb  meist  den  ärmsten  ihrer 
Glieder  vorzubehalten  pflegt,  ähnlich  wie  in  manchen  Gegen- 
den der  Ebene  den  Aermsten  in  der  Gemeinde  gestattet  wird, 
die  Nachernte  auf  dem  Felde  zu  halten  oder  das  Leseholz  im 
Walde  zu  sammeln.  Da  das  Wildheuen  nur  während  einer 
kurzen  Zeit  des  Jahres  dauert,  so  sind  die  Wildheuer  im 
Uebrigen  Kleinbauern,  Tagelöhner,  im  Herbst  bisweilen  Gemsen- 
jäger, im  Winter  auch  wohl  Weber,  Holzschnitzler,  Doifhand- 
werker,  Waldarbeiter.  Die  Wildheubezirke  kommen  somit  in 
Regel  einer  anderen  Klasse  der  Gemeindegenossen  zu  Gute, 
wie  der  Weidgang  auf  den  Alpen:  es  ist  daher  nicht  nur  auf 
den  im  Privateigenthum  befindlichen  Alpen,  auf  denen  die 
Wildheubezirke  aber  gleichwohl  Eigenthum  der  Gemeinde  ge- 
blieben sind,  sondern  auch  auf  den  Gemeinalpen  häufig  Streit 
über  die  Grenze  zwischen  den  dem  Weidgang  dienenden  Alpen- 
matten, „die  man  mit  Kuh  und  Kalb  ätzen  kann,^  und  den 
gefährlichen  Grashalden  oder  Bösenen,  „wo  das  Rindvieh  nicht 
hinkommen  kann*'.  Die  sich  in  diesem  Streit  gegenüber  stehen- 
den Parteien  sind  einestheils  der  habliche  Senntenbauer ,  der 
sich  den  Grenuss  seiner  Kommunah'echte  nicht  um  einen  Zoll 
breit  schmälern  lassen  will,  und  andrentheils  der  arme  Wild- 
heuer, der  vielleicht  nur  eine  Ziege  sein  nennt. 

Die  Benutzung  dieser  Heubezirke  erfolgt,  abgesehen  von 
dem  nicht  häufigen  Fall  ihrer  Verpachtung  an  den  Meist- 
bietenden, entweder  so,  dass  alle  einzelnen  Bürger  oder  nur 
die  zu  einer  bestimmten  Klasse  dereelben  gehörigen  be- 
stimmt abgegienzte  „Mähder*'  erhalten  und  dieselben  nach  einer 
Reihe  von  Jahren  zu  neuer  Verloosung  zurückgeben  müssen, 
weil  die  einzelnen  Heubezirke  nicht  von  gleicher  Güte  sind, 
oder  so,  dass  das  Heuen  in  den  Gemeindemähdem  als  frei  erklärt 
winl,  indem  von  einem  bestimmten  Termin  *an  jeder  Bürger 
mähen  kann,  wo  er  will.  Dieser  Termin  steht  entweder  ein 
für  alle  Mal  gesetzlich  fest  (Glarus:  fiiüier  1.,  jetzt  13.  August; 
Uri:  Aüher  I.September,  jetzt  10. August;  Schwyz:  10.  August; 
Sachsein:  3.  August)  oder  er  wird  für  jedes  Jahr  von  dem 
Gemeinderath  bestimmt  (Engelberg).  Aber  auch  dort,  wo 
sammtlichen  Genossen  das  Recht  zum  Wildheusammeln  ein- 
geräumt ist,  wird  dieses  Recht  vielfach  nur  von  den  äimeren 
unter  denselben  ausgeübt  Auf  den  Wildheuplätzen  ei*scheinen 
solchenfalls  entweder  die  Bei*echtigten  mit  ihren  Helfershelfern, 
wozu  gewöhnlich  sämmtliche  Hausgenossen  und  ausserdem  noch 
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fttr  2—3  Fr.  gedungene  fremde  Pei-sonen  gehören,  wie  z.  B. 
in  Schwyz  und  Engelberg,  wo  die  Anwesenden  den  geroeinsam 
occupii-ten  Bezirk  zuerst  nach  der  Zahl  der  Köpfe  unter  sich 
vertheilen  und  die  Hausgenossen  und  gedungenen  Personen 
dann  ihren  Antheil  dem  Hausherra  oder  Dienstmiether  ab> 
treten;  oder  es  ist  die  Zahl  der  Berechtigten  und  ihres  zu- 
lässigen Anhangs  genau  fixirt,  wie  z  B.  in  Uri,  wo  aus  jeder 
Haushaltung  nur  2,  und  in  Sachsein,  wo  aus  jeder  Haushal- 
tung nur  1  Pereon  „wildheuen''  darf  und  Stellvertretung  aus« 
geschlossen  ist.  Wo  die  Wildheubezirke  nicht  in  einzelne 
Mähder  zur  Sondemutzung  aufgetheilt  sind,  da  treten  am  k^ 
setzlich  bestimmten  Tage  die  Wildheuer  gleich  nach  AGtternaebt, 
mit  Sensen  bewaffnet  und  mit  Fusseisen  ausgerüstet,  ihi*en  Gang 
an,  um,  ehe  der  Tag  anbricht,  am  Ort  ihrer  Bestimmung  ein- 
zutreffen; von  den  Anwesenden  wird  dann  entweder  eine  Ver- 
theilung  der  Heubezirke  nach  der  Anzahl  der  anwesenden  Köpfe 
vorgenommen,  oder  es  beansprucht  deijenige,  der  zuerst  von 
einem  Theil  des  Bezirks  Besitz  genommen  hat,  das  auf  demselben 
Gewachsene,  es  sei  denn,  dass  ein  Stärkerer,  dieses  aus  der 
Occupation  entspringende  Recht  nicht  achtend,  ihm  von  dem- 
selben verti-eibt.  Meist  übrigens  geht  es  bei  der  Besitzergiei- 
fiing  geordnet  zu,  indem,  wie  bereits  oben  erwähnt  wurde, 
die  Anwesenden  althergebrachter  Sitte  gemäss  die  HeupläU«? 
unter  sich  vertheilen.  Sie  sind  dabei  Partei  und  Richter  zu- 
gleich und  ihr  Urtheil  kann  bei  keiner  höheren  Instanz  an- 
gefochten werden»  Auch  hier  in  den  primitivsten,  dem  Natur- 
zustande nahe  kommenden  Verhältnissen  gilt,  dass  nur  das- 
jenige Recht  ein  wahres  Recht  ist,  dem  die  Macht  zur  Seite 
steht,  dasselbe  gegen  Anfechtungen  zu  vertheidigen. 

,  Schafe  und  Ziegen  müssen  von  den  Wildheuplätzen  fern 
bleiben  (Glarus).  Auch  muss  das  Wildheu  in  der  Gemeinde, 
zu  der  der  Wildheubezirk  gehört,  verfüttert  werden»  (Uri, 
Sachsein),  da  das,  was  den  Alpen  durch  Fortführen  des  Heus 
von  denselben  verloren  geht,  wenigstens  dem  derselben  Ge- 
meinde gehörigen  Thalboden  zu  Gute  kommen  soll.'^^) 

Von  nicht  geringei'er  Bedeutung  als  das  Wildheusaroroeln 
ist  für  den  kleinen  Mann  die  Schaf-  und  Ziegenweide  auf  den 
Gemeinalpen  und  in  den  Gemeinwäldeiii.  Wie  laut  das  Inter- 
esse an  der  guten  Bewirthschaftung  dieser  Ländei*eien  auch 
für  das  Verbot  oder  doch  für  die  Beschränkung  der  Schaf- 
und  Ziegen  weide  sprechen  mag:  die  Rücksicht  auf  das  Be- 
dürfhiss  der  kleinen  Leute,  welchen  die  Ziege  ja  bekanntlicb 
die  Stelle  der  Kuh  vertritt,  Hessen  dieses  Verbot  überhaupt 
nur  selten  und  auch  dann  nicht  mit  aller  Strenge  zur  Aus- 
führung gelangen.  Nur  wo  der  Pi*oduktionsstandpunkt  im  Kampf 
der  Interessen  siegte,  da  gelang  es,  den  Ausschluss  der  Zi^en 
und  Schafe  von  dei*  gemeinen  Weide  durchzusetzen.    So  im 
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Bann  der  Stadt  Basel,  wo  bereits  durch  die  Rathserkenntuisse 
vom  9.  und  27.  April,  vom  4.  Mai  1538  und  vom  9.  April 
1541  die  Ziegen  vom  Weidgang  ausgeschlossen  wurden,  wobei 
übrigens  dem  Rath  ausdrücklich  vorbehalten  blieb,  Ausnahmen 
zu  Gunsten  von  aimen  Genossen  zuzulassen.  Eine  Schaford- 
nung vom  21.  Oktober  1538  beschränkte  auch  den  Weidgang 
der  Schafe,  indem  sie  nur  bestimmten  Güterbesitzern  und  den 
Metzgem  das  Reht  giebt,  Schafe  auf  die  Gemein  weide  zu 
treiben.  Im  Jahre  1593  gestattet  der  Rath  jedem  Bürger 
2  Kühe  und  den  Aimen  eine  Ziece  auf  die  Weide  zu  schicken : 
nur  für  sechs  ausdrücklich  namhaft  gemachte  Güter  wird  das 
Recht  der  Schafweide  anerkannt  Ein  Rathserkenntniss  vom 
4.  Oktober  1637  schliesst  sodann  alle  Ziegen,  auch  die  der 
Armen,  vom  Weidgang  aus;  ausgenommen  von  diesem  Verbot 
wird  nur  eine  Ziege  für  den  Oberstpfan*er  und  den  Hirten. 
Meist  aber  kam  es  auf  diesem,  wie  auf  den  anderen  Gebieten 
der  AUmendnutzung  zu  einem  Kompromiss  zwischen  den  For- 
derungen der  verschiedenen  Klassen,  indem  man  die  Schmal- 
viehweide beibehielt,  ihre  Ausübung  aber  möglichst  einzu- 
grenzen suchte.  Typisch  für  das  Schicksal  der  Schmalvieh- 
weide in  den  Gebirgsgegenden  ist  der  Verlauf  der  bezüglichen 
Gesetzgebung  im  Thal  Engelberg.  Hier  hatte  im  Jahre  1645 
eine  Satzung  verordnet:  „alles  vnsaubere  gaisz-  oder  schmal- 
vieh  soll  bey  angetreüwter  straf  jedernian  ausmustern  vnd  wo 
dergleichen  viech  in  gemeinen  alpen  vnd  bergen  angetroffen 
wird,  sols  deijenige,  so  es  antrift,  nidei'schlagen  vnd  der,  dessen 
es  ist,  wegthun''.  Eine  aus  dem  Jahre  1675  stammende 
Satzung  verbannte  die  Ziegen  von  der  Allmend-  nur  bis  zum 
3.  Mai  und  eine  Satzung  vom  13.  Juni  1668  hat  die  obi^e  Be- 
stimmung von  1(545:  „um  etwts  aus  tragendem  Mitleyden 
gegen  den  aimen  sonderlich''  insoweit  gemildert,  „dasz  solches 
schmahlvieh  weder  auf  gemein  noch  eigen  alpen  oder  matten 
niemanden  nichts  schaden  solle^^  (mithin  dieselben  also  doch 
befahren  dürfe).  Und  eine  Satzung  von  1730  bestätigt  dann 
ausdrücklich:  „Schmalvieh  äussert  auf  dem  seinigen  zu  haben 
wäre  vorbin  verboten,  nun  aber  aus  Ursachen  jedem  Talmann 
erlaubt,  jedoch  ohne  Schaden  der  Gemeinalpen  auf  die  gemeine 
berg  zu  fahren/' 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Ziegenweide,  wie  über- 
haupt in  den  Kantonen  mit  starker  Industrie,  so  namentlich 
im  Kanton  Glainis,  für  die  Fabrikbevölkerang ,  indem  sie  ihr 
die  Milch  für  den  Hausbedai-f  liefein  muss.  Fast  in  jeder 
Gemeinde  dieses  Kantons  kommen  Geiszhiitenen  d.  h  Ziegen- 
beerden  vor,  die  in  der  guten  Jahreszeit  alltäglich  auf  die  den 
Gemeinden  urkundlich  verbrieften  Geiszweiden  getrieben  werden. 
Diese  befinden  sich  entweder  auf  üen  Gemeinalpen^  oder  auf 
den  Privatalpen,  an  denen  den  Gemeinden  vielfach  Servitut- 
rechte  zustehen. 
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Wie  in  Glams  so  sind  auch  in  mehreren  anderen  Kantonen 
dem  Schmalvieh  eigene  Weideplätze  angewiesen.  Zum  griyssten 
Theil  sind  es  steile  und  eben  nur  ftlr  Ziegen  zugängliche 
Stellen,  die  sonst  nur  etwa  als  Wildheubezirke  benutzt  werden 
könnten.  So  namentlich  die  Uiner  Höhenen  und  Gaiszweiden. 
Bisweilen  sind  den  Ziegen  aber  auch  Theile.des  eigentUdien 
Alpengebiets  angewiesen,  in  welchem  Falle  gewöhnlich  streng 
zwischen  den  Weidestellen  des  Schmal-  und  anderen  Viehs 
unterschieden  wird. 

Wo  eine  solche  räumliche  Abgrenzung  lischt  üblich  ist, 
da  düifen  Schafe  und  Ziegen  die  für  das  andere  Vieh  be- 
stimmten Strecken  nur  zu  bestimmten  ein  für  alle  Mal  oder 
doch  periodisch  fixirten  Zeiten,  meist  vor  und  nach  dem  an- 
deren Vieh,  beweiden.  So  dürfen  nach  der  Bauherrn-  und 
Oberallmendverordnung  von  1818  die  der  Schwyzer  Ober» 
allmend-Koi'poration  gehörigen  Kuhallmenden  von  den  Ziegen 
nicht  beweidet  werden,  „bevor  man  mit  den  Sennten  auf  die- 
selben gefahren  ist'S  und  von  der  Weide  der  Heukuhallmend 
sind  die  Ziegen  vom  Mai  bis  zum  Verenatag  ausgeschlossen. 
Auch  in  der  St.  Gallischen  Gemeinde  Wildhaus  (Bez.  Ober- 
toggenburg) wurde  den  ärmeren  Genossen  nur  das  sog  „Nach- 
alpen'' mit  Schafen  stillschweigend  gestattet. 

Nach  Landolt  könnte  die  Ziegenweide  übrigens  wesentlich 
eingeschränkt  werden,  ohne  die  Interessen  der  kleinen  Leute 
zu  verkürzen,  da  in  einigen  Kantonen  ein  grosser  Theil 
aller  Ziegen  den  Hablichen  gehört,  so  dass  diese  oft  je 
20—30,  ja  60—70  Stück  haben,  während  die  ärmeren  Familien 
mir  2—8  besitzen.  Wollten  nun  die  Wohlhabenden  die  Zahl 
ihrer  in  den  Wald  und  auf  die  Alpen  getriebenen  Ziegen  um 
so  viel  vermindern,  als  sie  die  Zahl  der  den  Armen  gehörigen 
übersteigt,  so  würde  dadurch  der  Ziegenstand  mindestens  um 
die  Hälfte  vermindert  werden,  wobei  es  dann  leicht  wäre,  den 
Schaden,  den  die  Ziegen  den  Alpen,  namentlich  aber  den 
jungen  Wäldern,  verursachen,  zu  i-eduziren.  Es  ist  daher  nach 
Landolt  behufs  Einschränkung  der  Ziegenweide  nur  erforder- 
lich, dass  der  Umfang  der  Berechtigung  aller  Gemeindebürger 
auf  die  Benutzung  der  Ziegenweide  in  gleicher  Weise  fest- 
gestellt werde.  Ja  man  dürfte  noch  weiter  gehen  und  die  vor 
hundeit  und  mehr  Jahren  in  vei'schiedenen  Kantonen,  und 
unter  ihnen  namentlich  im  Kanton  Bern  im  Jahre  1786  er- 
lassene Bestimmung,  dass  Diejenigen,  welche  eine  Kuh  su 
halten  im  Stande  sind ,  keine  Ziegen  auf  die  Allmend  treiben 
düifen  und  überhaupt  Niemand  mehr  Ziegen  auftreiben  dürfe, 
als  zur  Befriedigung  des  Milchbedar&  seiner  Familie  nöthig 
sind,  verallgemeinern  und  kräftig  handhaben.**^) 

Keine  solche  Bedeutung  für  die  ärmeren  Genossen,  wie 
die  Nebennutzungen  der  Gemeinalpen,  haben,  mit  Ausnahme 
etwa  der  obenerwähnten  Ziegenweide,  die  Nebennutzungen  der 
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Oemeinwälder,  so  lange  Oberhaupt  noch  in  einer  Gemeinde 
Bargemutzangen  an  Holz  vertheilt  werden,  da  der  reiche  wie 
der  arme  Genosse  den  gleichen  Anspruch  auf  die  Hauptnutzung 
des  Waldes  hat  und  der  Arme  aus  seinem  Holzantheil,  mit 
Ausnahme  etwa  nur  des  Bau-  und  Hagholzes,  auch  den  ent- 
sprechenden Voitheil  zu  ziehen  im  Stande  ist  Nur  wenn  neben 
den  nutzungsberechtigten  Genossen  sich  eine  grössere  Anzahl 
zum  Bezug  des  sog.  Bttrgerholzes  Nichtberechti<rter  (Nieder- 
gelassene, Aufenthalter)  in  einer  Gemeinde  YOiiSndet,  können 
die  Nebennutzungen,  welche  man  diesen  bisweilen  „aus  Gnade** 
zukommen  Iftsst,  fOr  sie  zu  einer  wahren  Wohlthat  werden. 
Es  haben  aber  die  Bfirgemutzungen  in  der  Gegenwart  jeden 
Zusammenhang  mit  der  wiithschaitlichen  und  socialen  Ordnung 
und  den  durch  sie  erzeugten  Bedürfhissen  verloi-en,  wenn,  wie 
neuerdings  aus  der  Aargauischen  Gemeinde  Rheinfelden  berich- 
tet wird,  die  Ortsbüi-ger,  welche  im  Durchschnitt  zu  der  wohl- 
habenderen Klasse  der  Einwohner  gehören,  jähilich  je  5  Klafter 
Holz  und  500  Beiswellen  beziehen  und  den  nicht  zu  den  Bür- 
gern der  Stadt  zählenden  armen  Einwohneni  zugleich  das 
Holzauflesen  im  Walde  gänzlich  verboten  wird. 

Dieselbe  Bedeutung,  welche  die  Nebennutzungen  des  Wal- 
des bei  büi*gerlicher  Hauptnutzung  desselben  für  die  äimeren 
angesessenen  Nichtbürger,  Beisassen,  Niedei-gelassene  und  nur 
für  diese  besitzen,  können  die  Nebennutzungen  in  fiskalisch 
genutzten  Wäldern  auch  filr  die  änneren  Bürger  haben. 

Als  eine  eigene  Ali;  socialpolitischer  Verwendung  des  Ge- 
meindevermögens, wenn  auch  nicht  mehr  in  den  bisherigen 
Formen,  kann  es  angesehen  werden,  wenn  einige  Gemeinden 
des  Kantons  St  Gallen,  z.  B.  Oberriet,  Obeiterzen,  Murg,  um 
ihrep  ärmeren  Bürgern  neue  Arbeitsgebiete  zu  eröffnen,  sich 
mit  massigen  Summen  bei  Stickfabrikunternehmungen  be- 
theiligten ^^^)  und  wenn  andere  Gemeinden  desselben  Kantons, 
sowie  des  Kantons  Glarus  ihre  Angehörigen  im  Falle  über- 
seeischer Auswanderung  unterstützten.  Im  Kanton  St  Gallen 
ist  die  Ausstattung  der  Auswanderer  aus  der  Genossenkasse, 
namentlich  in  den  vorzugsweise  agricolen  Gemeinden,  in 
denen  sich  ein  bedeutender  Theil  de^  gesammten  Bodenareals 
im  unveräusserlichen  Eigenthum  der  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften befindet,  der  im  Privateigenthum  befindliche  Boden 
sehr  hoch  im  Preise  steht  und  der  Zug  zur  Auswanderung 
sehr  stark  ist,  üblich.  Die  Verordnung,  betreffiend  Noimativ- 
bestimmungen  für  die  Ausstellung  von  Genossenreglementen 
vom  8.  Oktober  1875  hat  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  ein- 
gehaltene Praxis  zu  einer  allgemein  verbindlichen  Norm  er- 
hoben. Danach  bedürfen  solche  Unterstützungen  der  Geneh- 
migung des  R^erungsraths  und  ist  vor  Verabreichung  der- 
selben der  Ausweis  zu  leisten,  dass  nicht  nur  fbr  die  Reise 
des  Auswanderers  nach  einer  überseeischen  Hauptstadt,  son- 
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dem  auch  eventuell  für  die  Weiterreise  und  das  Ankomnieo 
desselben  am  neuen  Niederlassungsort  angemessene  Vorsorge 
getroffen  ist  Von  den  Glarner  Tagwen  geben  Matt  Glaru.s 
Näfels,  Luchsingen  und  Hätzingen  grundsätzlich  keine  der- 
artigen Beiträge;  auf  dem  Kerenzer  Berge,  in  Bilteo  und 
Oberurnen,  wo  auswandernde  Genossen  unterstützt  werden,  be- 
stehen wenigstens  keine  regelmässigen,  in  allen  Fällen  rar 
Anwendung  kommenden  Normen,  sondern  es  wird  nur  in  be- 
sonderen Specialfällen  nach  Umständen  etwas  gewährt,  dagegen 
pflegen  in  einer  dritten  Gruppe  von  Tagwen  den  Auswanderern 
bestimmte  regelmässige  Summen  verabfolgt  zu  weitien,  so  er- 
hielten in  Elm  ledige  Genossen  Fr.  50,  Familien  nach  den 
Umständen  des  einzelnen  Falls,  in  £ngi  und  Riedern  Ledige 
Fr.  30—  100,  Familien  Fr.  200  u.  s.  w.  Die  Unterstützungen 
bedüiien  auch  in  Glarus  der  Genehmigung .  der  Standes- 
kommission und  haben  ausserdem  die  Natur  von  rückzahlbaren 
Voi-schüssen.  *^^) 

Besondere  Erwähnung   verdienen   noch   folgende  Formen 
der  Fürsorge  für  die  armen  Gemeindeglieder. 

Bereits  oben  wurde  ausgeführt,  dass  die  äimeren  Genossen 
ein  viel  gi'össeres  Interesse  an  der  Benutzung  der  Gemein- 
weide in  der  Ebene  oder  im  Thal  der  Gebirgsgegenden  (Hen- 
kuhweiden)  besassen,  als  an  der  Benutzung  der  Gemeinalpen. 
Ja  dieses  ihr  Interesse  war  ausnahmsweise  sogar  stärker,  als  das 
an  der  Sondernutzung  einzelner  Allmendstücke  als  Pflanzland. 
—  Während  das  „Kinschlagen^  der  Allmend  zu  Pflanzland  in 
neuerer  Zeit  allgemein  als  eine  den  Armen  günstige  Massregel 
angesehen  wird,  war  das,  wie  bereits  oben  angedeutet  wnrde, 
im  XV.  und  XVL  Jahrhundert  noch  nicht  allgemein  der  Fall. 
So  beschwerte  sich  im  Jahre  1539  die  Gemeinde  Hopfen, 
Kanton  Zürich,  daillber,  dass  Genossen  der  Gemeinde  Thalwyl 
in  der  Allmend,  welche  beiden  Gemeinden  von  Alters  her  ge- 
meinsam war,  Einschläge  gemacht  und  dadurch  den  Weidgang 
der  Horger  geschmälert  habe.  Da  durch  diesen  Uebergriff 
hauptsächlich  das  Interesse  der  Armen  geschädigt  wurde,  denen 
foitan  die  Möglichkeit  genommen  war,  das  zu  ihrem  Unterhalt 
unentbehrliche  Milchvieh  auf  die  Weide  zu  treiben,  so  ordnete 
ein  Rathserkenntniss  an,  dass  die  Einschläge  wieder  aufeuthun 
sind  und  hinfoit  „usligen*'  sollen.  Auch  den  nachträglich  im 
Jahre  1540  in  dieser  Angelegenheit  gefällten  Spruch  des  In- 
halts, dass  der  Beginn  der  Weide  von  Mitte  Mai  auf  den 
St.  Georgstag  (23.  April)  verlegt  wurde,  motivirte  der  Rath 
damit,  dass  es  „dem  armen  Mann  fiberbeschwerlich  mit  seinem 
veche  dises  Zils  zu  erwarten^.  Endlich  motivirt  auch  der 
Spruchbrief  von  1591  den  Erlass  der  Bestimmung,  durch  welche 
er  „das  Ueberschlagen  und  Uebertreiben  der  gemeinsamen 
Weide  seitens  derer  von  ThalwyP  abzustellen  sucht,  folgender- 
massen:    „damit  ein  aimer  Mann,  der  keine  Kuh  zu  wintern 
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veitnag,  den  Sommer  hindurch  ein  Milchkühli,  welches  er  um 
Zins  entlehnt  oder  vorübergehend  kauft,  auf  die  Weide  schla- 
gen und  sich  so  mit  Weib  und  Kind  besser  durchschlagen 
könne",  iß^) 

«  Aehnliche  Motive  finden  sich  auch  in  der  Appenzeller  Ge- 
setzgebung. Hier  wurde  bereits  frfih  angeordnet,  dass  alle  Land- 
leute, welche  ein  gewisses  Vermögen  besassen,  von  der  Benutzung 
der  Genieinmärker  ausgeschlossen  sein  sollen,  „weils  den  Aimen 
gstiftet  ist**.  1767  wurde  eine  ähnliche  Bestimmung  auch  fttr 
die  Gemeinalpen  erlassen,  scheint  aber  nicht  consequent  durch- 
geführt worden  zu  sein.  Denn  aus  der  Rathsverordnung  vom 
19.  Homung  1835  geht  hervor,  dass  sich  auf  den  Gemeinalpen 
bestimmte,  im  Besitz  der  Hablichen  befindliche  Hüttenrechte 
ausgebildet  haben  müssen,  indem  in  diesem  Jahr  angeordnet 
wird,  dass  die  von  den  Eigenthümern  nicht  besetzten  Hütten 
in  ei*ster  Linie  von  denjenigen  zu  nutzen  sind,  die  weniger  als 
1000  Gulden  und  ei'st  in  zweiter  Linie  von  denjenigen,  die 
mehr  besitzen.  Auch  sollte  Niemand  mehr  als  2  Hütten  be- 
sitzen dürfen;  wer  mehr  besass,  musste  dieses  Mehr  bis  zum 
St.  Gallustag  verkauft  haben.  Endlich  hatten  diejenigen,  die 
weniger  als  1000  Gulden  im  Vermögen  besassen,  eine  Ein- 
schreibegebühr von  15  Kreuzern  für  jede  Kuh,  alle  anderen 
dagegen  von  30  Kreuzern  zu  entrichten.  Aber  diese  Verord- 
nung hat  den  Prazess  der  Ausbildung  von  Privatrechten  an 
den  Gemeinalpen  nicht  aufzuhalten  vermocht.  Auch  gegen- 
wärtig gehören  die  Sennhütten  auf  den  Gemeinalpen  nicht  der 
Nutzungsgemeinde,  die  den  „gemeinen  armen  Mann*^  voraugs- 
weise  begünstigte,  sondein  einzelnen  Landleuten,  welche  die- 
selben ererbt  oder  im  Verkehr  erworben  haben.  Die  einzelnen 
Hüttenrechte  sind  heute  Gegenstand  eines  durch  die  Bestim- 
mungen des  Alpbüchleins  nur  wenig  beschränkten  Privat- 
rechts. ^®^) 

£s  ist  bereits  oben,  bei  Gelegenheit  der  Schildeiiing  des 
Uebergangs  von  der  gemeinsamen  zur  Sondemutzung  der  All- 
mend  angedeutet  worden,  dass  diese  Massregel,  die  hauptsäch- 
lich von  dem  Bedürfniss  nach  einer  Ausgleichung  der  Nutzungen 
unter  den  einzelnen  Klassen,  sowie  nach  intensiverer  Benutzung 
des  Bodens  dictiit  war,  doch  auch  zur  Linderung  momentaner 
und  dauernder  Nothstände  gedient  hat.  In  diesem  letzteren 
Sinn  spricht  sich  schon  die  Luzerner  Rathsverordnung  von 
1590  aus,  wenn  sie  „die  vngebuwene  Land-  vnd  Gemeinwerk 
so  der  Gemeind  zugehörig"  «unter  die  Atmen  ustheilen"  will: 
„zu  rüten.  sObem,  ufzuthun  vnd  zwei  Jar  lang  zu  nutzen, *" 
«damit  sy  sieh  in  disen  schweren  Zyten  desterbas  erhalten 
mögent**.  Solche  Austheilungen  haben  auch  in  späterer  Zeit, 
namentlich  in  Miswachs-  und  Theuerungsjahi*en  wiederholt 
stattgefunden  und  das  Luzerner  Gesetz  vom  28.  Brachmonat 
1803  über  Vertheilung  der  Gemeindegüter  hat  die  Möglich- 
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keit  einer  solchen  Fttrsorge  auch  fQr  künftige  Zeiten  gewahrt 
wissen  wollen,  indem  es  anordnet,  dass  bei  GemeindegQter- 
vertheilungen  auf  die  Verpflichtung  g^enüber  den  Armen 
Rücksicht  genommen  werden  solle.  Dieses  führte  in  der  Aus- 
filhi-ung  dahin,  dass  bei  den  AUmendvertheilungen  mehr  oder 
minder  grosse  Stücke  zurückbehalten  wurden,  um  sie  gelegent- 
lich den  Armen  zuzuweisen. 

Es  waren  diese  Massregeln  übrigens  keinesfalls  auf  den 
jetzigen  Kanton  Luzem  beschränkt  Auch  in  der  zum  Baseler 
Landbezirk  gehörig  gewesenen  Gemeinde  Langenbruck  wurde 
in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhundert  den  Armen  ein  Stück 
Reuüand  zum  Bepflanzen  und  ein  Stück  Weidland  für  das 
Schmalvieh  mit  dem  günstigen  Erfolg  überlassen,  dass  die  Zahl 
der  Bettler  in  der  Gemeinde  seitdem  bedeutend  abnahm.  Und 
in  dem  Streit,  der  1786  in  dem  jetzigen  Kanton  St.  Gallen 
zwischen  dem  unteren  und  mittlei*en  Amt  einerseits  und  dem 
oberen  Amt  andrerseits  wegen  der  Allmend  geführt  wurde« 
erklärten  die  unteren  Aemter,  „dass  sie  die  Allmeinden  ebenso- 
gut als  diese  (die  oberen  Aemter)  zum  Nutzen  und  Vortheil 
der  Armen  anzuwenden  gedächten'';  in  dem  1786  zu  Stande 
gekommenen  Vergleich  heisst  es  dann,  dass  alle,  die  auf  den 
Allmenden  Häuser  besitzen,  bei  ihren  Häusem  belassen  und 
solchen  Landleuten,  welche  nicht  über  400  Gulden  Vermögen 
besitzen,  gestattet  werden  solle,  neue  Häuser  auf  der  Allmend 
zu  bauen.  ^^^) 

Auch  in  unserem  Jahrhundert  haben,  namentlich  während 
des  Miswacbses  der  vierziger  Jahre,  die  Allmenden  in  den* 
jenigen  Gegenden,  in  denen  es  nicht  an  Männern  fehlte,  welche 
ihre  grosse  socialpolitische  Bedeutung  zu  erkennen  wussten, 
vielfach  dazu  gedient,  das  gesunkene  wirthschaftliche  Niveau 
der  ärmeren  Klassen  zu  heben.  So  u.  A.  in  mehreren  mir 
bekannt  gewordenen  Aargauer  und  Graubündener  Gemeinden. 

Während  aber  in  den  eben  angefQhiten  Gemeinden  die 
Allmenden  nur  ausnahnisweise,  zeitweilig,  in  Zeiten  der  Noth 
socialpolitischen  Zwecken  gedient  haben,  ist  ihre  Verwendung 
im  obigen  Sinn  in  den  folgenden  FäUen  zu  einer  oiiganischen 
Gemeindefunction  geworden.  In  den  zum  Amtsbezirk  Ober- 
hasle  gehörigen  Gemeinden  Guttanen  und  Hasliberg  erhalten  die 
einzelnen  nichthablichen  Genossen  folgende  AUmendnatzungen: 
1)  ein  Stück  Pflanzland,  2)  eine  sog.  Heumahd,  d.  h.  ein  ab- 
gegrenztes Stück  Bei-gland,  das  ausschliesslich  als  Wiese  be- 
nutzt wird ,  und  ausserdem  die  Erlaubniss  auf  dem  Land  im 
Hochgebirge,  das  weder  als  Weide  noch  als  Mahd  dient,  Wild- 
heu zu  machen:  das  solchergestalt  gewonnene  Heu  dient  zum 
Ueberwintern  von  einigen  Schafen  oder  Ziegen,  8)  eine  sog. 
Streumahd.  d.  h.  ein  abgetheiltes  Stück  Streuland,  4)  freie 
Weide  für  das  Schmalvieh  während  des  Sommers.  Es  können 
sich,  wie  ein  bewähiter  Kenner  der  schweizerischen  Alpen- 
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\^ii-thschaft  sagt,  die  Nichthablichen  mit  Hilfe  dieser  Nützungen 
durch  Fleiss  und  Sparsamkeit  unschwer  zu  Grunrieigenthümem 
emporschwingen,  was  denn  auch  nicht  selten  geschehen  soll. 
Anders  wird  in  der  zur  Gemeinde  Innertkirchen  gehörigen 
Bäueit  Grund  für  die  ärmeren  Leute  gesorgt,  indem  jeder 
nichthabliche  Familienvater  von  der  Bäuert  2  Sommeirechte, 
eines  auf  der  Bodenallmend  und  eines  auf  der  Alp,  sowie 
800  Quadrat  Klafter  Pflanzland  erhält  wodurch  er  mit  Zuhilfe- 
nahme des  ihm  ebenfalls  eingeräumten  Wildheues  ohne  eigenen 
Grundbesitz  im  Stande  ist,  sich  das  ganze  Jahr  hindurch  eine 
Kuh  zu  halten.  Aehnlich  wie  in  den  eben  angefühlten  Bemer 
Gemeinden  kommt  der  Allmendnutzen  in  dem  zum  Kanton 
Obwalden  gehörigen  Thal  Engelbei*g  vorzugsweise  den  An- 
*  gehörigen  der  äimeren  Klasse  zu  Gute.  Nur  der  Nutzen  des 
Gemeinwaldes  an  Brenn-  und  Schindelholz  wird  allen  Genossen- 
familien in  gleichem  Masse  zu  Theil.  Die  wohlfeile  Ziegen- 
weide sowie  das  Wildheu  auf  den  Gaiszbergen  dagegen  dienen 
dazu,  um  den  Armen  die  Möglichkeit  des  Haltens  von  ein 
paar  Ziegen  und  damit  des  Genusses  einer  wohlfeilen  und 
gesunden  Nahrung  zu  gewähren.  Und  auch  die  Allmendgäilen 
werden  in  Parcellen  von  20—200  Quadrat  Klaftei-n  gegen  Er- 
hebung einer  geringen  Taxe  von  2—5  Gent,  vom  Quadrat  Klafter 
(während  der  durchschnittlich  im  Lande  gezahlte  Pachtzins  für 
ein  Quadrat  Klafter  15—20  Cent,  beträgt)  in  der  R^el  nur  an 
arme  Familien  vertheilt.  Den  Aermsten  kann  die  Taxe  auch 
vollständig  eriassen  oder  aus  dem  Aimenseckel  bezahlt  werden. 
Hierher  gehört  auch  die  für  die  Glarner  Gemeinde  Engi  kon- 
statirte  Thatsache,  dass  die  mit  dem  Gelde  der  Gemeinde  an- 
gekauften Liegenschaften  hauptsächlich  zur  Verbesserung  der 
Lage  einer  Klasse  der  Bürger,  der  sog.  Heuer,  verwendet 
wurden.  Aber  auch  in  einzelnen  Gemeinden  der  Ebene,  so 
z.  B.  in  der  zum  Kanton  Schaffhausen  gehörigen  Gemeinde 
Lohn,  haben  noch  in  den  letzten  Jahren  einzelne  Bürger  Ge- 
meindefelder von  ca.  4V8  Juchart  erhalten,  so  dass  sich  die 
ärmeren  Genossen  mit  ihren  Familien  bei  massigen  Ansprüchen 
von  dem  Erti-ag  derselben  ernähren  konnten.  Endlich  hat 
noch  in  der  jüngsten  Zeit  (Febi-uar  1879)  die  Basellandschaft- 
liche Gemeinde  Liestal  aus  dem  Ertrage  der  Bürgereinkaufs- 
gelder Land  angekauft,  um  es  bedürftigen  Bürgern  zur  unent- 
geltlichen Benutzung  zu  überlassen.  '^^; 

Für  die  armengenössigen  Gemeindeglieder  bestehen  in  den 
meisten  Kantonen  eigene  Armengüter,  deren  Erträge  lediglich 
zu  Armenzwecken  vei'wendet  werden.  Aber  auch  an  dem  Er- 
trag der  allgemeinen  Bürgergüter  ist  ihnen  im  Kanton  Bern 
ausdi-ücklich  ein  Antheil  zugesichei-t,  und  die  Berner  Kantons- 
Verordnung  vom  13.  Heumonat  1846  hat  dem  Staat  die  Auf- 
sicht darüber  übertragen,  dass  die  Armen  von  der  Mitbenutzung 
der  Burgergüter  nicht  verdrängt  werden.    Diese  Bestimmung 
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ist  dann  durch  das  Gesetz  über  das  Armen wesen  vom  1.  Juli 
1857  A.  15—17  dahin  ausgeführt  worden,  dass  den  Einwohner- 
gemeinden  bei  Versorgung  ihrer  Annen  auf  die  Fonds  der 
Burgergemeinden  verwiesen  werden.  Für  Notharme  ohne  Bur- 
gemutzung,  welche  in  irgend  einer  Gemeinde  verpflegt  werden 
müssen,  hat  die  für  sie  sorgende  Gemeinde,  wenn  sie  minder^ 
jährig  sind,  den  Anspruch  auf  ^s  und  wenn  sie  mehrjährig 
sind,  auf  *  ^  der  durchschnittlichen  Bürgei-nutzung  ihrer  Hei- 
mathgemeinde,  in  keinem  Falle  aber  auf  mehr  als  das  vom 
Staat  zum  Behuf  seines  Beitrags  für  alle  Gemeinden  berech- 
nete Durchschnittskostgeld  ausmacht,  Anspruch.  Im  Jahre 
1876  betrugen  die  vom  Kanton  Beni  zu  Armenzwecken  ge- 
leisteten Beiträge  der  Bürgergüter  Fr.  35.097  C.  36,  wäh- 
rend der  Ertrag  der  eigentlichen  Armengüter  =  Fr.  299.575 
C.  44  war.  i«*) 

2.    Gegrenwftrti^er  Zustand. 

Wie  bei  der  Nutzungsberechtigung,  so  finden  sich  auch 
bei  der  Nutzungsart  der  Allmenden  die  einzelnen  historischen 
Entwickelun^sphasen  in  der  Gegenwart  neben  einander  vor, 
entsprechend  der  verschiedenen  Entwickelungsstufe ,  welche 
das  wii-thschaftliche  Leben  in  den  einzelnen  Gemeinden  der 
Schweiz  einnimmt. 

Im  Kanton  Uri '  ^*)  finden  Nutzungen  an  den  im  Eigen- 
thum  der  Bezirke  Uri  und  Ui*seren  befindlichen  Allmenden  statt. 
Diese  werden  in  Uri  zum  Theil,  wie  die  obrigkeitlichen  Bann- 
wälder und  Gemeinalpen,  von  dem  Bezirk;  zum  Theil  dagegen, 
wie  die  Schirmbann-,  Doifbann-  und  gemeinen  SchittwAlder 
und  das  offene  Gelände  im  Thal  von  den  einzelnen  Genoss- 
samen verwaltet.  Die  für  diese  Verwaltung,  sowie  für  die 
Benutzung  der  Allmenden  massgebenden  Noimen,  welche  theils 
auf  Gewohnheitsi*echt .  theils  auf  Beschlüssen  der  Bezirks- 
gemeinden und  Bezirksräthe  bei-uhen,  sind  im  Landbuch 
mit  seinen  Zusätzen  und  den  Genossenreglementen  enthalten. 
Von  tiefgreifendem  Einfluss  auf  die  Bewirthschaftung  der  Ge- 
meinwälder ist  das  am  24.  März  1876  erlassene  Bunda^gesetz, 
betreffend  die  eidgenössische  Oberaufsicht  über  die  Forstpolizei 
im  Hochu^ebirge.  Den  Nutzungsberechtigten,  sofern  sie  mit 
nicht  mehr  als  4  Kuhessen  die  Allmend  benutzen,  werden  in 
und  von  derjenigen  Gemeinde,  in  der  sie  ihren  Wohnsitz  haben, 
bis  zu  150  Quadrat  Klafter  Allmendboden  (die  Hanfgärten  dürfen 
nicht  weniger  als  50  Quadrat  Klafter  umfassen)  zu  Gärten,  zum 
Bau  von  Gebäuden  u.  s.  w.  auf  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren  oder  lebenslänglich  angewiesen.  Bezirksbürger,  die 
sich  haushäblich  in  einer  anderen  Gemeinde  niederlassen«  ver- 
lieren den  Garten  in  der  Gemeinde,  die  sie  verlassen.  Ledig 
gewordene    Allmendgäiten   werden   denjenigen   Genossen    ge- 
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sebeo.  die  ein  Rerlit  auf  einen  s<4cheii  liahen«  gleielivijdil  aber 
Doeh  keinen  betauen  Die  «,Vernhan^  der  AHmend^^  is^i  in 
jedem  Fall  pmi  dem  Landscfaraber  ins^  :>o^.  Rotibiick  einni- 
tngen  and  das  .«rei^bte^*  Land  ttnrvh  den  ^xerordneien 
Laadmirker  aiiszuieichn«!  nnd  aasiiiniarken'\  Schweine« 
Schafe  and  anderes  Vieh  mii:^;^en  von  den  AUniendsr^rten  fem 
jiehalten  venlen  Aach  i5l  ihre  Bemiuuni*  als  Wie>e  bei  Ver» 
lost  des  Gartens  antersa;st.  Aof  den  im  Thal  und  in  den 
tieferen  Ben^uesenden  ^releüenen  Henknhtieiden  de$  Be«*irks 
Uri  darf  jeder  NuttaiiS!sherechti|>te  ä  Heuknhe  (Hier  1  Heukuh 
and  1  Branchross^  im  Bezirk  l  nferen  4  Henkühe  weiden  lassen. 
Während  die  Milch  dieser  einielnen  Kühe  /um  Haus:i:ebraui*fi 
derjenigen  dient,  die  im  Thal  bleiben«  werden  «lie  KQhe  auf 
den  Gemeinalpen  zu  Sennten  rerbanden.  daher  ilie  von  ihnen 
beweideten  Alpen  auch  Senntenalpen  heisren.  Die  Milch  «ler 
Senntenkühe  wird  zor  Bereitung  von  Käse  und  Butter  verwende!. 
Zur  Benutzung  einer  Alp  ist  nur  der  BezirksbQpjrer  berechtiget« 
der  zugleich  im  Eieenthums*  oder  Pachtbesitz  eines  dem  Bezirk 
Uri  angehörigen  Hüttenrechts  ist.  vorausgesetzt  natürlich,  dass  er 
die  sonst  zur  Nutzungsberechtigang  erforderlichen  Eigenschaften 
besitzt,  aber  unabhängig  davon,  ob  die  Alp  sich  im  Beivich 
seiner  Wohngemeinde  befindet.  Die  Heukuhalpen  und  Sennten- 
alpen  dürfen  nur  mit  Vieh  befahren  werden,  das  im  Lande 
durchwintert  ist  und  einem  Bezirksbüi'ger  gehört  Das  vor 
dem  St  Nikianstag  (6.  December'  ins  Land  gekaufte  Vieh  gilt 
als  im  Lande  dui*chwintert.  Ausnahmsweise  pflegt  der  Land« 
rath  denjenigen,  die  kein  Vieh  besitzen,  zu  gestatten,  eine  auch 
nach  diesem  Termin  gekaufte  Kuh  auf  der  Allmend  zu  sC^ni* 
mem.  Unter  das  obige  Verbot  fiUlt  auch  dasjenige  Vieh,  das 
ausser  Landes,  wenn  auch  auf  den  ererbten  Uüteni  eines  Ge- 
nossen überwintert  worden  ist;  ebenso  fremdes,  aus  dem  Aus* 
lande  ,.uni  Zins  oder  sonst  an  die  Hand  genommenes  Kindvieh, 
sowie  Schafe  und  Ziegen,  die  im  Herbst  wieder  zurückgestellt 
werden  sollen''.  Das  au  Fivmde  verkaufte  Vieh  soll  nicht 
länger  als  8  Tage  auf  der  Allmend  gehalten  werden  düi*fen. 
Der  Yiehauftrieb  auf  die  sog.  gemeinen  oder  Landhitlenen, 
die  im  Gegensatz  zu  den  Senntenalpen  mit  Pferden,  Kindern 
und  Schafen  befähigen  wei-den,  sowie  auf  die  (leiszweiden,  die 
nur  von  Ziegen  und  Schafen  benutzt  wenlen«  ist  fUr  den 
Nutzungsberechtigten  unabhängig  von  dem  Besitz  eines  Hütten- 
rechts. Für  die  Benutzung  der  Gemeinalpen  besteht  ferner 
im  Bezirk  Uri,  nicht  aber  auch  im  Bezirk  Ui'sei^en,  die  Be« 
schränkung,  dass  kein  Genosse  mehr  als  25  Kühe  oder  Kuh- 
essen auf  dieselben  treiben  dail  Die  Benutzung  dieser  Alpen 
ist  ferner  mit  einer  kleinen  Abgabe,  dem  Viehauflag,  beschwert: 
dieselbe  beträgt  für  die  einzelnen  Vieharten  von  C.  50  bis 
Fr.  10  für  das  Stück.  Aus  dem  Ertrage  dieses  Auflag  erhält 
jeder  Genosse  einen  Geldantheil  von  Fr.  2.     Endlich  haben 
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die  Nutzungsbereehtigten  noch  Anspruch  auf  einen  Holstheil 
zur  Feuerung  sowie  zum  Bau.  Die  Veitheilnng  dieser  Holz- 
gaben geschieht  in  folgender  Ait.  Die  Darfgerichte  fertigen 
alljährlich  Listen  an,  mit  Angabe  der  vorhandenen  Haushal- 
tungen und  ihres  Bedaiis  an  Brennholz,  welche  von  dem  Land- 
rath  zu  bestätigen  sind.  Den  solchergestalt  bewilligten  Holz- 
bedarf kann  sich  der  einzelne  Genosse  in  dem  ihm  angewiesenen 
Waldtheile  selbst  auswählen  und  schlagen.  Die  ausgewählten 
Bäume  müssen  zwischen  Ende  April  und  Ende  August  gefällt 
und  das  verarbeitete  Holz  muss  dann  innerhalb  Jahr  und  Tag 
aus  dem  Walde  geschafft  sein.  Den  nicht  selbst  verbrauchten 
Theil  des  bezogenen  Holzes  darf  der  Empfänger,  soweit  er  ihn 
mit  seinen  eigenen  Leuten  geschlagen  und  aus  dem  Walde 
geschafft  hat,  ausnahmsweise  verkaufen.  Das  nöthige  Bauholz 
erhalten  die  Genossen  auf  besonderes  Ansuchen  von  dem  Ge- 
meinderath  bewilligt  und  die  einzelnen  Stöcke  im  Walde  durch 
beeidigte  Bannwarte  angewiesen.  Zum  Kohlen-  und  Kalk- 
brennen hat  sich  jeder  des  ihm  angewiesenen  Holztheils  zu 
bedienen.  In  einer  aus  dem  Jahr  1865  für  die  Gemeinde 
Schattdori  stammenden  Holzliste  sind  die  Nutzungsberechtigten 
nach  der  Grösse  der  empfangenen  Holztheile  in  4  Klassen  ein- 
getheilt.  Zur  ei*sten  Klasse  gehörten  Bezirksbürger  mit  Familie, 
die  dcis  ganze  Jahr  in  der  Gemeinde  eigen  Feuer  und  Licht 
erhielten,  wenigstens  einen  Ofen  heizten  und  Liegenschaft^ 
besassen  (120);  zur  zweiten  diejenigen,  die  mit  ihrer  Familie 
ebenfalls  eigen  Feuer  und  Licht  erhielten  und  einen  Ofen 
heizten  aber  keine  LiegenschidFten  besassen  (30);  zur  dritten 
und  vierten  die  allein  stehenden  Bürger,  die  im  Uebrigen  die 
Bedingungen  der  ersten  resp.  zweiten  Klasse  eifüllten  (9  u«  35). 
Die  Angehörigen  der  ei-sten  Klasse  dmften  6,  die  der  zweiten 
4,  die  der  dritten  3  und  die  der  vierten  2  Tannenstämme  zu 
Brennholz  hauen.  Ausserdem  wurden  im  selben  Jahr  als  Nutz- 
und  Bauholz  unter  die  Nutzungsberechtigten  27  Stämme  und 
61  Hölzer  im  Bann-  und  142  Stämme  und  6  Latten  im  Schitt- 
walde  vertheilt.  Der  Verkauf  von  Holz  aus  Gemeinwäldem 
ist  mit  der  oben  angegebenen  Ausnahme  verboten. 

Im  Kanton  Schwyz'^^)  kommen  hauptsächlich  in  Betracht 
die  Nutzungen  an  den  Koi^porationsgütem  und  unter  diesen 
wieder  voraugsweise  die  Nutzungen,  welche  die  dem  Bezirk 
Schwyz  angehörigen  Ober-  und  Unterallmendkorporationen  ihren 
Genossen  gewähren.  Die  Güter  der  Oberallmend-Korporationen 
werden  entweder  von  ihr  selbst  verwaltet,  wie  z.  B.  die  Hoch- 
wälder und  Alpen  oder  durch  einzelne  lokale  Genosssamen,  wie 
die  übrigen  Wälder  und  Bodenallmenden.  Geregelt  wird  die 
Nutzung  der  Oberallmend-Korpoi*ationsgüter  durch  von  dieser 
Korporation  erlassene  Statuten,  die  nur,  soweit  sie  strid- 
polizeiliche  Bestimmungen  erhalten,  der  Genehmigung  des 
Regierungsraths  bedürfen.    Diese  wurden  zum  ersten  Mal  im 
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Jahre  1818  unter  dem  Titel  der  Bauherrn-  und  Oberallmendver- 
ordnung  dem  Druck  übergeben.  Seitdem  sind  zum  Theil  von  der 
Korporationsversammlung,  zum  Theil  auch  von  der  Korporations- 
verwaltung mehrere  Verordnungen  erlassen,  deren  wichtigste 
den  Jahren  1835,  1837,  1857,  1864,  1873,  1874  und  1877  an- 
gehören. Ausser  diesen  autonomen  Satzungen  sind  noch  die 
Bestimmungen  des  Landrechts  und  des  Bundesgesetzes  über 
die  Forstpolizei  für  die  Benutzung  und  Verwaltung  der  All- 
menden massgebend.  Aus  den  Allmenden  im  Thal  und  auf 
den  Voralpen  sind  den  einzelnen  Gemeinden  bestimmte  Strecken 
zur  Benutzung  als  Pflanzland  und  Heimkuhweide  ausgeschieden. 
Behufs  Bildung  von  Genossentheilen  wird  das  Pflanzland  je 
nach  Beschafifenheit  seiner  Lage  in  3  Klassen  getheilt.  Ein 
Genossentheil  oder  AUmendgarten  umfasst  entweder  die  un- 
entgeltliche Benutzung  von  150  Quadratklaftern  erster  oder 
350  Quadratklaftern  zweiter  oder  500  Quadratklaftern  dritter 
Klasse.  Auf  einen  solchen  Antheil  haben  Anspmch  alle  die- 
jenigen Genossen,  die  kein  Vieh  auf  die  AUmend  treiben.  Wo 
der  vorhandene  Boden  zur  Gewährung  der  nachgesuchten  An- 
theile  nicht  ausreicht,  da  ist  die  Veiwaltung  beauftragt,  zu 
diesem  Zweck  geeigneten  Boden  anzukaufen.  Gegen  Verzicht 
auf  den  Garten  erhält  der  nutzungsberechtigte  Genosse  einen 
Geldantheil  von  Fr.  6.  Dagegen  wird  das  Streuland  im  Thal, 
obzwar  dasselbe  ebenfalls  alljährlich  in  Pai-zellen  eingetheilt 
zu  werden  pflegt,  nicht  in  Nutzung  vergeben,  sondern  an  den 
Meistbietenden  öffentlich  versteigert  Das  Torfland  ist  noch 
wenig  ausgebeutet.  Auf  die  Heimkuhweide  darf  jeder  Nutzungs- 
berechtigte 2  Kühe  treiben,  die  Milch  derselben  jedoch  nicht 
zur  Fabiikation  von  Käse  und  Butter  verwenden.  Von  diesen 
im  Thai  und  auf  den  Voralpen  liegenden  Heimkuhweiden  werden 
unterschieden  die  erst  auf  einer  Höhe  von  4000'  ü.  M.  be- 
ginnenden Rinderallmenden.  welche  ausser  mit  Rindern  auch 
mit  Pferden,  Schafen  und  Ziegen  bestossen  werden.  Wo  diese 
80g.  Rinderallmenden  an  Privatgüter  gi'enzen,  da  finden  die 
Rinder  meist  in  den  auf  den  Piivatgütern  stehenden  Schatt- 
gäden  Obdach  und  Schutz,  während  sie  sonst  häufig  mit  Pfer- 
den, Schafen  und  Ziegen  das  Loos  der  Obdachlosigkeit  theilen 
müssen.  In  neuerer  Zeit  wird  übrigens  von  der  Oberallmend- 
verwaltung  der  Bau  von  Schattgäden  auf  denjenigen  Allmenden, 
welche  solche  noch  nicht  besitzen,  betrieben.  Die  Kuhalpen 
dürfen  zufolge  einer  Verordnung  von  1835  nur  von  Kühen, 
trächtigen  Rindern  und  Kälbern  beweidet  werden.  Die  auf 
diesen  Alpen  befindlichen  Sennhütten  befinden  sich,  im  Unter- 
schied von  den  Schattgäden  der  Rinderallmenden,  im  Privat- 
eigenthum  und  genügen  dem  Bedürfniss  vollständig.  Wo  sich 
mehrere  Stallungen  auf  einem  StaiTel  befinden,  da  weiden  die 
Kühe  der  verschiedenen  Sonnten  mit  einander  Kein  Zaun 
trennt  den  einen  Weidgang  vom  anderen  und  auf  viele  Stun- 
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den  ist  oft  keine  andere  Einfriedigung  sichtbar,  als  die,  welche 
die  Allmend  vom  Privateigenthum  trennt.  Während  die  All* 
menden  der  unteren  Bergregion  ein  wenig  erfreuliches  Bild 
darbieten,  indem  auf  denselben  vielfach  die  rücksichtsloseste 
Raubwirthschaft  getrieben  wird,  ist  es  mit  den  Weiden  im 
Hochgebirge,  dank  den  Ortsverhältniss^en ,  welche  die  lieber* 
nutzung  verhindeni,  besser  bestellt.  Von  einigen  Plaggen  ab- 
gesehen, wohin  das  übrige  Vieh  nicht  gelangen  kann  oder  von 
denen  es  wegen  der  Gefährlichkeit  des  Orts  ferngehalten  wird, 
haben  die  Schafe  und  Ziegen  keine  gesonderten  Weidgänge. 
Für  das  die  Schwyzer  Gemeinalpen  befahrende  Vieh  gilt  seit 
Altei*s  her  die  noch  durch  Beschluss  der  Oberallmend-Korporation 
vom  26.  Weinmonat  1817  eingeschärfte  Bestimmung,  dass  es 
vor  dem  15.  Mäi'z  des  betreffenden  Jahres  sich  „im  altgefreyten 
Lande''  befinden  und  einem  Genossen  eigenthümlich  gehören 
müsse.  Diese  im  Vei*g1eich  zu  der  entsprechenden  Bestimmung 
anderer  Kantone  sehr  milde  Bestimmung  gestattet  auch  den 
kleineren  Kapital-  und  Grundbesitzern  ihr  Allmendrecht  voll- 
ständiger auszunutzen,  als  anderwärts. '  Dies  geschieht,  indem  vor 
dem  obigen  Termin  Jungvieh  aufgekauft  und  auf  den  Alpen  ge- 
sommert wird,  um  dann  noch  im  selben  oder  im  nächsten  Herbst 
meist  nach  Italien  verkauft  zu  werden.  Ein  Maximum  für  die 
Viehzahl,  welche  der  alte  Landmann  auf  die  Gemeinalpen  zu  trei- 
ben berechtigt  wäre,  existirt  nicht.  Wohl  aber  wird  eine  mit 
der  Zahl  der,  einem  Besitzer  gehörigen  auf  der  Allmend  ge- 
sömmeiten  Thiere  progressiv  steigende  Auflage  erhoben.  Sie 
beträo:t  seit  1873,  je  nach  der  Viehgattung,  von  jedem  Stück 
von  Fr.  1.50  bis  Fr.  20  für  die  alten  Landleute  und  durch- 
schnittlich das  iv^fache  für  die  sog.  neuen  Landleute.  Diese 
Taxe  gilt  jedoch  nur  für  eine  Viehzahl  bis  zu  10  Kuhessen; 
von  10  bis  20  Kuhessen  ist  dagegen  für  jedes  Kuhessen  ein 
Zuschlag  von  Fr.  5  und  von  21  Kuhessen  ein  solcher  von 
Fr.  10  zu  zahlen.  Der  Ertrag  dieser  Autlage  wird  zum  Theil 
zur  Bildung  von  sog.  Kassatheilen  verwendet,  welche  seit  1873 
an  alle  Genossen  vertheilt  werden  und  Fr.  20  betragen.  Ausser- 
dem beziehen  die  Genossen  noch  einen  Holztheil  im  Wertbe 
von  Fr.  10  entweder  in  natura  oder  in  Geld,  je  nach  ihrer 
Wahl.  Der  Werth  der  Naturalnutzung  sowohl  des  Allmend- 
gartens,  wie  des  Holztheils  wird  übrigens  höher  geschätzt,  als 
die  von  der  Korporation  fixirte  Ablösungssume  beträgt.  (Be* 
deutender  sind  die  Geldantheile,  welche  die  Unterallmend* 
Korporation  ihren  Genossen  zahlt:  bis  1874  betrug  ein  solcher 
Kassatheil  Fr.  75,  seitdem  Fr.  90.)  Der  Gesammtbetrag  der 
Auflagen  in  der  Oberallmend-Korporation  betrug  1871  von  6982 
Kuhessen  nur  Fr.  30,913,  im  Jahre  1874  dagegen  von  5870 
Kuhessen  Fr.  76^731:  dagegen  wurden  1871  an  Kassatheilen 
an  3939  Genossen  Fr.  31,502  und  1874  an  4212  Genossen 
Fr.   84,240    und    ausserdem   an    Holzgeld    an    610    Personen 
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Fr.  6100  vertheilt.  (Die  Unterallmend-Korporation  hat  an 
Eassatheilen  und  Holzgeld  im  Jahre  1874  an  550  Genossen 
zusammen  Fr.  57,150  vergeben.)  Ausser  den  obigen  Nutzungen 
wird  im  Herbstmonat  jeden  Jahres  die  Streu  von  den  Kuh- 
und  Rinderalpen,  soweit  sie  auf  dem  Allmendboden  selbst  nicht 
nothwendig  ist,  unter  den  Genossen  versteigert.  Auch  haben 
sie  Anspruch  auf  das  Wildheu.  Dagegen  sind  die  Genossen 
auch  zu  Schwändtagwerken  auf  den  Alpen,  entsprechend  der 
Zahl  des  aufgetriebenen  Viehes,  und  zur  Säuberung  des  Waldes, 
in  dem  sie  ihr  Holz  hauen,  verpflichtet.  Seit  dem  Jahre  1873 
sollen  die  Allmendwerke  womöglich  im  Akkord  verrichtet 
werden  und  hat  jeder  zum  Schwänden  Verpflichtete  seit  jener 
Zeit  für  jedes  Tagwerk  Fr.  1  C.  50  an  die  Oberallraend- 
Koi-porationskasse  zu  zahlen,  welche  Summe  zur  Verbessemng 
der  Allmend  und  der  AUmendw^e  verwendet  wird. 

Im  Kanton  Nidwaiden  ^®^)  bestehen  die  Nutzungen  an  den 
Uerthegütem.  Gesetzliche  Bestimmungen,  welche  die  Benutzung 
und  Verwaltung  dieser  Güter  regeln  und  sich  auf  das  ganze 
Land  beziehen,  bestehen  nur  wenige  und  sind  im  Kantons- 
Gesetzbuch,  sowie  in  der  Kantonsverfassung  enthalten.  Neuer- 
dings ist  noch  das  eidgenossische  Festgesetz  hinzugekommen. 
Grösstentheils  richten  sich  die  Nutzungsverhältnisse  nach  den 
in  den  autonomen  Gemeinde-  und  Ueilheordnungen,  sowie  den 
in  gerichtlichen  Urtheilen  enthaltenen  Ginindsätzen.  In  erster 
Linie  haben  die  Nutzungsberechtigten  auch  hier  Anspinch  adf 
Pflanz-  und  Feldstücke.  Die  Heimkuhweiden  sind  auf  ein 
Minimum  reducirt  und  zwar  zu  Gunsten  des  Pflanzlandes.  Wo 
dieses  aber  dennoch  nicht  ausreicht,  um  allen  Nutzungsberech- 
tigten Antheile  aus  demselben  zukommen  zu  lassen,  da  werden 
zur  Ausgleichung  Geldantheile  gewählt.  Ferner  erhalten  die 
Genossen  Holzgaben  und  haben  den  Genuss  der  Weide  auf 
den  Korporationsalpen,  wo  solche  vorkommen  (Beggenried, 
Emmetten,  Ennetbürgen)  und  nicht  für  Kechnung  der  Uerthe- 
kasse  an  dritte  Peraonen  verpachtet  sind.  Auf  den  Korporations- 
alpen Beggenrieds  ist  der  Viehauftrieb  insoweit  beschränkt, 
dass  jeder  Genosse  nur  sein  in  der  Gemeinde  überwintertes 
Vieh  und  daneben  noch  eine  Lehenkuh  auf  die  Alp  treiben 
darf.  Das  von  dem  Nutzniesser  zu  entrichtende  Schwändgeld 
beträgt  Fr.  1.50,  der  Alpzins  Fr.  17  per  Kuh.  Nicht  nur  in 
Beggenried,  sondern  auch  in  anderen  Uerthen  Nidwaldens  wird 
der  Grundsatz,  dass  nur  das  in  der  Gemeinde  gewinterte  Vieh 
auf  der  Alp  ^esömmeil  werden  dürfe,  nicht  streng  eingehalten. 
Es  wird  auch  Pachtvieh  zugelassen  und  der  Kauf  von  aus- 
wärtigem Futter  gestattet.  Als  nothwendige  Folge  erscheint 
hier  eine  bedeutend  höhere  Auflage  auf  das  Vieh,  als  in  den- 
jenigen Kantonen,  wo  dieser  Ginindsatz  noch  gilt  und  streng 
gehandhabt  wird.  Die  Hütten  auf  den  Nidwaldner  Alpen  liegen 
nicht  dorfweise  beisammen,  wie  z.  B.  in  Obwalden,  sondern 
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sind  von  einander  getrennt,  indem  jede  von  einem  besonderen 
Weideplatz,  der  fQr  20-30  Kahe  berechnet  ist,  umgeben  zu 
sein  pflegt.  Diesem  Einzelhofsystem  auf  den  Alpen  wird  nach* 
gerühmt,  dass  es  den  Weidgang  des  Viehs  und  die  Verbesserung 
der  Alp  erleichtere.  Auf  den  Uerthegtttern  lasten  dann  noch 
servitutähnliche  Veipflichtungen  zu  Gunsten  der  öffeatlichen 
Gemeinden.  Immerhin  tritt  die  Verwendung  der  Erträge  dieser 
Güter  zu  öffentlichen  Zwecken  bedeutend  zuiiick  gegenüber 
ihrer  Verwendung  zur  Gewähining  von  Nutzungen  an  die  Kor- 
porationsgenossen. Der  Ertrag  dieser  Nutzungen  für  den  ein- 
zelnen Uerthner  ist  in  den  einzelnen  Uerthen  ausserordentlich 
verschieden  und  richtet  sich  nach  der  Grösse  des  Uerthe- 
Vermögens  sowie  der  Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  AUmend* 
theile,  namentlich  aber  nach  der  Zahl  der  Nutzungsberechtigten : 
so  warf  in  den  letzten  Jahren  die  Genosssame,  in  Geld  ver- 
anschlagt, in  Stans  und  Buochs  Fr.  100,  in  den  beiden  Büren 
und  in  Dallweil  dagegen  nur  Fr.  20  ab. 

Weniger  dürftig  als  die  uns  für  Nidwaiden  vorliegenden 
Angaben  ist  das  für  Obwalden  ^***)  gesammeltee  Material. 
Die  Nutzungen  bestehen  hier  an  dem  liegenschaftlichen  Besitz 
der  Gemeinden  und  Theilsamen.  Auch  in  Obwalden  werden 
die  Nutzungsverhältnisse  durch  autonome  Satzungen  der  Kor- 
porationen geregelt,  die  zum  Theil  nur  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren  erlassen,  dann  aber,  wenn  sie  sich  unter- 
dess  bewährt  haben,  wieder  erneuert  werden.  Nur  die  Gemein- 
wälder sind  in  neuerer  Zeit  der  Bundesgesetzgebung  unter- 
worfen worden.  Die  im  Eigenthum  einiger  Gemeinden  oder 
Theilsamen  stehenden  Bodenallmenden  finden  sich  fast  aus- 
nahmslos zur  Sondemutzung  veitheilt:  und  zwar  in  GiswyK 
Sarnen  und  Sachsein  an  sämmtliche  nutzungsberechtigte  Ge- 
nossen ohne  Einschränkung  und  in  Dorf  (zur  Kirchgemeinde 
Kerns  gehörig)  an  diejenigen  Theiler,  welche  kein  Vieh  auf 
die  Allmend  zu  treiben  haben.  Dabei  sind  die  Allmendloose 
in  den  einzelnen  Theilsamen  von  verschiedener  Grösse:  in 
Dorf  betragen  sie  580,  in  Giswyl  900,  in  Samen  10<X),  in 
Sachsein  1390  Quadrat  Klafter.  Die  einzelnen  Loose  sollen  in 
Giswyl,  Samen  und  Dorf  möglichst  von  gleicher  Bodengüte 
sein.  W^o  eine  solche  Gleichmässigkeit  nicht  vorhanden  ist, 
da  sollen  die  verschiedenen  Bodenarten  möglichst  auf  alle 
Loose  vertheilt  werden,  so  dass  demnach  jeder  sein  Loos  aus 
mehreren  Pai-zellen  von  verschiedener  Güte  empfingt.  Die 
Loose  sollen  in  der  Regel  bepflanzt  werden:  ihre  Benutzung 
als  Weide  ist  nur  ausnahmsweise,  mit  besondei-er  Bewilligung 
und  auch  dann  nur  für  eine  kurze  Zeit,  statthaft.  In  Giswyl, 
Sarnen  und  Dorf  sollen  mit  Rücksicht  auf  eine  mögliche  Ver- 
n.ehrung  der  nutzungsberechtigten  Genossen  Reserveloose  ge- 
bildet werden;  in  anderen  Gemeinden  und  Theilsamen  müssen 
die  neuen  Anwärter  auf  das  Ledigwerden  der  Loose  warten. 
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Die  Nutzungsberechtigten,  welche  noch  kein  Loos  erhalten 
haben,  losen  um  die  ledigen  Loose.  ,  Reichen  die  Loose  aus- 
nahmsweise nicht  hin,  um  alle  Anwärter  zu  befriedigen,  so 
haben  die  in  einem  Termin  leer  Ausgegangenen  bei  der  näch- 
sten Loosung  ein  Vorrecht  vor  den  zum  ei-sten  Mal  Losenden. 
Bis  dahin  erhalten  sie  eine  Summe  Geldes,  dei-en  Höhe  vom 
Gemeindei*ath  zu  bestimmen  ist,  als  Entschädigung.  Die  Zu- 
theilung  der  einzelnen  Loose  geschieht  in  der  Regel  auf  Lebens- 
zeit. Sollte  die  Korporationsverwaltung  jedoch  ausnahmsweise 
aus  Rücksichten  auf  die  gemeine  Wohlfahrt  eine  Neuveilhei- 
lung  der  Bodenallmend  voi'zunehmen  belieben  und  die  gegen- 
wärtigen Nutzniesser  ihre  Loose  dadurch  verlieren,  so  müssen 
sie  in  Giswyl  für  die  „merkliche"  Verbesserung  derselben 
durch  Kultiviiiing  nach  Billigkeit  entschädigt  werden.  Er- 
heben sich  bei  Feststellung  der  Entschädigungssumme  Anstände, 
so  entscheidet  über  dieselben  ein  von  beiden  Theilen,  dem 
bisherigen  Nutzniesser  und  der  Gemeinde  oder  Theilsame,  zu 
ernennendes  Schiedsgericht.  Auch  diejenigen  Nutzniesser,  deren 
Loose  durch  höhere  Gewalt,  z.  B.  durch  Ueberschwemmungen, 
anhaltenden  Schaden  erleiden,  sind  auf  angemessene  Weise  zu 
entschädigen.  Die  einzelnen  AUmendloose  werden  genau  ver- 
markte In  Sachsein  findet  alle  10  Jahre  eine  Grenzbereinigung 
statt  Die  zugetheilten  Loose  dürfen  nur  während  der  ersten 
8  Monate  nach  geschehener  Verloosung  gegen  andere  ver- 
tauscht werden.  Der  Verkauf  und  die  hypothekarische  Be- 
lastung der  Loose  ist  ebenso  ausgeschlossen,  wie  ihre  Hinein- 
ziehung in  die  Konkui*sma8se  des  Nutzniessers.  Es  dürfen  die 
Loose  in  Sachsein,  Samen,  Giswyl  und  Dorf  von  den  Berech- 
tigten auf  Grund  schriftlicher  Vei-träge  mit  Genehmigung  des 
Gemeinderaths  auf  6  Jahre  verpachtet  werden;  wogegen  das 
sog.  „Geben  an  Halben*',  die  Halbpacht,  verboten  ist.  Von  den 
Nutzniessern  in  Sachsein,  Sarnen,  Giswyl  und  Dorf  wird  nur 
dann  eine  kleine  Abgabe,  die  sog.  Auflage,  erhoben,  wenn  die 
Finanzen  der  Allmendverwaltung  ein  Deficit  aufweisen ;  doch  darf 
die  Höhe  der  Auflage  in  der  Theilsame  Dorf  in  keinem  Fall 
Fr.  2  per  Loos  Ubei*steigen.  Ausserdem  sind  die  Nutzniesser 
zur  Leistung  von  Natural diensten  verpflichtet.  Gegen  die  mit 
der  Ableistung  dieser  Pflichten  Säumigen  kann  der  Allmend- 
vogt  in  Sachsein,  Samen,  Giswyl  exekutivisch  vorgehen.  Die 
"  zuiilckbehaltenen  oder  -gefallenen  (durch  Tod,  Veraicht  u.  s.  w. 
der  Nutzniesser)  und  noch  nicht  wieder  ausgetheilten  AUmend- 
loose werden  nach  den  Weisungen  des  Gemeinderaths  von  dem 
Allmendvogt  auf  den  höchstmöglichen  Ertrag  bewirthschaftet. 
Auf  den  sich  überhaupt  nicht  zur  Vertheilung  eignenden  Theilen 
der  Bodenallmend  in  Sachsein  und  Giswyl  werden  nützliche 
Baumaiten,  namentlich  Eichbäume,  gepflanzt ;  dieses  Land  selbst 
wird  in  Sachsein  jährlich  unter  den  Gemeindebürgem  ver- 
steigert.   In  denjenigen  Gemeinden  und  Theilsamen,  welche 
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noch  Heukuhweiden  besitzen,  dürfen  die  einzelnen  Genossen 
1—2  Kühe,  die  ihnen  in  der  Regel  eigenthümlich  gehören 
müssen,  weiden  lassen.  Für  aime  Genossen  besteht  in  sofern 
eine  Ausnahme  von  der  obigen  Regel,  als  sie  die  Kühe,  mit 
denen  sie  die  Heimkuhweide  befahren,  auch  von  einem  Ge- 
nossen oder  Beisassen  pachten  können.  Die  im  Eigenthnm 
der  Gemeinde  Sachsein  befindlichen  ausgedehnten  Voralpen 
und  die  im  Eigenthum  der  Gemeinde  Kerns  befindlichen  Alpen 
werden  an  die  Koiporationsgenossen  dieser  Gemeinden  ver- 
pachtet: in  Kerns  erfolgt  die  Verpachtung  auf  6  Jahre. 
Durch  Alpstuhlung  ist  der  Viehbesatz  jeder  Kemser  Alp 
geregelt:  doch  ist  ein  Uebersatz  bis  zu  Vl^  Kuhschweren 
gestattet.  Die  Alpen  düifen  nur  mit  eigenem  Vieh  der  Ge-' 
nossen  beweidet  und  dürfen  nicht  „geheuet**  werden.  Für  jede 
Alp  ist  der  Pachtzins  besondei*s  festgestellt.  Ausser  der  Zah- 
lung des  Pachtzinses  haben  die  Pächter  aber  noch  eine  Reihe 
von  Vei-pflichtungen  zum  Zweck  der  Verbesserung  der  Alp 
und  ihrer  Gebäude  zu  übelnehmen.  Die  Verpachtung  erfolgt 
in  Sachsein  durch  Verloosung  ganzer  Alpen  oder  nur  einzelner 
Alpplätze  (nur  1  Alp  besteht  aus  3  Alpplätzen,  2  Alpen  aus 
nur  1  Platz  und  alle  übrigen  aus  2  Plätzen)  unter  diejenigen 
Genossen,  welche  sich  zu  diesem  Zweck  angemeldet  haben. 
Die  nicht  in  die  Loosung  gekommenen  Alpen  kann  der  Alp- 
meister an  Gemeindebürger  oder  an  Auswärtige  aus  freier 
Hand  verpachten.  Die  einzelnen  Alpplätze  dürfen  unter  den 
Pächtern  beliebig  vertauscht  und  auch  an  solche  Genossen  ab- 
gegeben werden,  die  nicht  um  dieselben  geloost  haben.  Die 
Erben  der  Pächter  dürfen,  sofern  sie  berechtigte  Theiler  sind, 
die  Alp  bis  zum  Ablauf  der  Pachtzeit  gegen  Entrichtung  des 
Pachtzinses  weiter  benutzen  oder  verpachten;  sofern  sie  aber 
berechtigte  Theiler  nicht  sind,  fällt  die  Alp  an  die  Gemeinde 
zurück  und  müssen  sie  entschädigt  werden.  An  die  Gemeinde 
fällt  die  Alp  auch  dann  zuillck,  wenn  der  Pächter  keine  Erben 
hinterlässt  oder  wenn  er  in  Konkui'S  geräth.  Auch  die  Alpen 
und  Alpplätze  in  Sachsein  dürfen  nur  mit  sömmerungsberech- 
tigtem  Vieh  besetzt  und  keinenfalls  „geheuet'^  werden.  Auf 
den  Hochalpen  der  Gemeinden  Sachsein  und  Kerns  dürfen 
ebenfalls  nur  Koi'porationsgenossen  gegen  Entrichtung  eines 
bestimmten  Lehenzinses  „sassen  und  stäfeln**,  wobei  in  Sach- 
sein ausserdem  für  jede  Kuhschwere  ein  sog.  Stuhlgeld  von 
Cent.  N  20,  in  Kerns  für  jedes  Stück  Rindvieh  Gent  15,  für 
jedes  Pferd  Cent.  30  an  Haggeld  und  für  jede  Kuhschwere 
Cent.  20  zum  Unterhalt  der  Kapellen  zu  zahlen  und  in  beiden 
Gemeinden  von  den  Nutzniessem  die  nöthige  Arbeit  zur  Er- 
haltung und  Verbessemng  der  Alpen  zu  thun  ist  Auch  die 
Hochalpen  dürfen  nur  mit  sömmerungsberechtigtem  Vieh  be- 
nutzt werden.  In  Sachsein,  wo  die  Schafe  und  Pferde  nicht 
auf  die  Hochalpen  getrieben  werden  dürfen,  wird  den  Schafen 
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eine  eigene  Alp  und  den  Pferden  eine  andere  zur  Benutzung 
angewiesen.  Für  jedes  auf  die  Alp  getriebene  Schaf  hat  der 
Eigenthfimer  ein  sog.  Satzgeld  von  Cent.  15  an  den  Weibel 
und  ausserdem  einen  Hfiterlohn  von  Fr.  1  an  den  Hirten  zu 
entrichten.  Schafe,  welche  mit  fremdem  Heu  durchwintert 
worden  sind,  und  fremde  Schafe  unterliegen  ausserdem  einer 
an  den  Säckelmeister  zu  entrichtenden  Auflage  von  Fr.  1  per 
StQck.  Auch  in  Giswyl-Grosstheil  wird  eine  Verloosung  der 
Alpen  unter  die  vollberechtigten  Genossen  vorgenommen:  die« 
selbe  erfolgt  alle  10  Jahre.  Vor  der  Verloosung  findet  eine 
Vertheilung  des  in  der  Theilsame  durchwinteiten  Viehes  auf  die 
einzelnen  gestuhlten  Alpen  statt  und  nach  dem  Ergeboiss  der- 
selben werden  die  einzelnen  Loose  zusammengestellt.  Mehrere 
Berechtigte  können  ihre  Kühe  in  ein  Loos  zusammenstossen.  Ist 
die  Verloosung  vollzogen,  so  wird  der  auf  jeden  Antheilhaber  ent- 
fallende Alpzins,  Alpluder,  berechnet  Die  Hohe  desselben  richtet 
sich  nach  der  GQte  der  Alp.  In  Obwalden  wird  an  dem  Grund- 
satz, dass  nur  das  in  der  Theilsame  durchwinterte  Vieh  auf  der 
Alp  gesommert  werden  darf,  im  Allgemeinen  streng  festfrehalten. 
Der  Ertrag  der  Auflagen  wird  zum  Theil  zur  Verbesserung 
der  Alpen,  zum  Theil  zur  Vertheilung  unter  alle  Genossen 
verwendet:  so  erhalten  in  Kerns  alle  männlichen  Genossen» 
welche  das  16.  Lebensjahr  erreicht  haben.  Fr.  5  C.  7o,  jüngete 
männliche  Genossen  und  alle  weiblichen  Genossen  ohne  Unter- 
schied des  Alters  Fr.  4  Cent.  20.  Auch  in  Sachsein  winl  zur 
EntBchädigung  an  diejenigen,  welche  nicht  loosen  wollen,  ein 
sog.  Alpgdd  vertheüL  Ausserdem  pflegt  in  Sachsein  der  Säckel- 
meister  alle  auf  die  einzelnen  Bürger  fallenden  steuern  der 
Einwohnergemeinde  für  das  Kirchen-.  Schul-  und  Polizeiuesen 
aas  der  Bürgerkasse  zu  bestreiten.  Endlich  bat  die  Nutzun? 
der  Eorporationsgenossen  noch  den  im  Eigenthum  der  Theil- 
samen  befindlichen  Wald  und  seine  Erträge  zum  Gegenstand. 
In  Sachsen  beziehen  die  einzelnen  Haushaltun^ren.  je  nach  ihrer 
lUtgliederzaU,  jährUch  entweder  ein  ganzes  oder  halbes  Bann- 
oder Hochwaldloos.  Die  Grö>se  der  Loose  richtet  sich  nach 
dem  Jahresertrag  des  Gemeindewaldes,  dessen  nachhaltige  £r- 
tragsfiiliigkeit  durchaus  geschont  werden  soll.  Von  den  Ge- 
nossen darf  kein  Holz  ohne  Genehmitnine  der  Waldvr>gte  ge- 
schlagen werden.  Die  Holzloose  sind  in  Sachs^-ln  von  dem 
Waldvogt  .anzuzeichnen-  und  mü^^en  dann  innerhalb  ^»e^tinimter 
Termine  von  den  Genossen  geschlafen  und  aus  dem  Walde 
,gelhan*  werden«  widrigenfalls  das  anfrewiesene  Holz  a^  «ver- 
laobrieset**  gelten  und  der  Korporation  wieder  zurürkfallen 
aoD.  In  Kerns  wird  das  den  Genossen  zukommende  Brencholz 
jüirlicli  aul  Anordnnni:  des  Holnnei^terf  ^eecLlacen.  beart^ritet 
und  auf  enem  ^rnfmeten  Platz  anü^estellu  vcn  wo  es  dann 
iancrkalb  einer  bestimmten  Fri^t  durch  die  Gen<^r^fen  a>  ::efüh.rt 
werden  moss.    Um  das  nöthi<:e  Ban-  und  Nutzholz  haben  d;e 
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Genossen  in  jedem  einzelnen  Fall  die  Wald-  oder  UertheTogte 
anzugehen.  Diese  untersuchen  dann,  ob  und  wie  weit  die 
Gesuche  begrOndet  sind  und  legen  dieselben  den  KorporatioDS- 
räthen  oder  auch  den  Korporationsgemeinden  selbst  zur  Ent* 
Scheidung  vor.  In  Eägiswyl  ist  es  untersagt,  Denjenigen  Bao- 
holz  zu  bewilligen,  welche  ihre  Hauser  und  Gftden  durch  Sorg- 
losigkeit  in  Verfall  gerathen  lassen,  w&hrend  in  Kerns  sorglose 
Gebäudeinhaber  vom  Gemeinderath  nur  angemessen  bestraft 
werden  können.  In  Kerns  wird  das  Holz  zu  Neubauten  und 
zum  Unterhalt  von  Gebäuden  vorzugsweise  an  Güterbesitzer 
bewilligt  und  zwar  jedes  Mal  in  möglichst  beschi-anktem  Maasse. 
Das  bewilligte  Bauholz  muss  in  Sachsein  binnen  3  Jahren,  das 
Nutzholz  binnen  15  Monaten  zu  dem  Zwecke  verwendet  wer- 
den, zu  welchem  es  bewilligt  worden  ist,  widrigenfalls  dasselbe 
wieder  an  die  Korporationsgemeinde  zurückfallt;  für  eine  an- 
dere, als  die  angegebene  Verwendung  des  Bauholzes  können 
die  Schuldigen  ausserdem  bestraft  werden.  Zum  Zweck  der 
Herstellung  und  des  Unterhaltes  von  Waldwegen  und  zur 
Deckung  der  Kosten  für  die  „  Anzeichnung''  des  bewilligten  Brenn- 
holzes müssen  von  dem  Empfänger  des  Holzlooses  in  Sachsein 
Cent  50,  im  Zimmerthaler  Walde  und  in  Kägiswy]  Cent.  20, 
sowie  für  das  bewilligte  Bau-  und  Nutzholz  in  Kägiswy  1  ond 
im  Zimmerthaler  Walde  Cent  5  per  Baum  und  in  Sachsein 
eine  „verhältnissmässige  Summe''  gezahlt  werden.  In  Sachsein 
dürfen  Koi-porationsgenossen  ihre  Hulzloose  unter  einander  ver- 
kaufen, vertauschen  u.  s.  w.  mit  der  alleinigen  Einschränkung, 
dass  Niemand  mehr  als  3  Holzloose  zusammenkaufen  darf. 
Auch  die  Holztheile  aus  dem  Zimmerthaler,  Kägiswyler  und 
Römei-sberger  Hochwald  dürfen,  nachdem  sie  ,,heimgethan^^ 
worden  sind,  veilauscht  und  verkauft  werden.  Dagegen  ist 
jegliche  Art  von  Veräusserung  und  Verpfändung  des  Theil- 
holzes  in  Kerns  und  Hergiswyl  ausdrücklich  untersagt;  auch  darf 
das  Holz  aus  dem  Kägiswyfer  Walde  zum  Lohn  für  das  Fällen 
und  Heimtracsportiren  desselben  nichf  ,,an  Halben  g^eben^* 
werden.  In  Sachsein  und  Kerns  darf  kein  in  der  Gemeinde 
gewachsenes  Holz  aus  dem  Gemeindebezirke  geführt  werden. 
Ausnahmen  werden  nur  gestattet  für  die  Ausfuhr  von  Käse- 
spalen,  Möbel  und  Schreinerarbeiten.  Holz  zu  öffentlichen  Ge- 
bäuden und  Holz  von  alten  Gebäuden,  welches  letztere  aber  gegen 
Ziegeln  und  Kalk  ausgetauscht  werden  muss.  Im  Interesse  der 
Schonung  des  Koi-porationswaldes  ist  in  einigen  Theilsamra  die 
Knichtung  von  Gebäuden  auf  Allraendboden  völlig  verboten 
i  Samen),  in  anderen  nur  aus  Holz  gestattet,  welches  im  eigenen 
Walde  des  Erbauei-s  gewachsen  oder  von  ihm  als  sein  r^elmäs- 
siger  Antheil  aus  dem  Korporationswalde  bezogen  ist  (Sachsein), 
und  in  dritten  nur  aus  Holz,  welches  dem  eigenen  Walde  des 
Erbauers  entnommen  ist  (Giswyl).  In  Kerns  müssen  überhaupt 
alle  Bauten  von  der  Holzkammer  besonders  bewilligt  werden« 
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Die  Genehmi^ng  wird  nur  ertheilt,  wenn  die  Gesuchsteller 
sich  verpflichten,  wenigstens  die  Hälfte  des  zum  Bau  erforder- 
lieben Holzes  ausserhalb  der  Gemeinde  oder  aus  dem  in  der 
Gemeinde  gelegenen  Eigenwalde  zu  beziehen  und  den  Bau  mit 
Ziegeln  zu  decken.  Auch  müssen  alle  neuen  Gebäude  wenig- 
stens einen  Stock  hoch  untermaueil  werden.  In  Giswyl  und 
Sachsein  dfirfen  femer  auf  der  Allmend  keine  Häge  gezogen 
werden,  ausgenommen  die  Häge  an  den  Fahi-wegen,  welche 
in  Sachsein  von  den  angrenzenden  Loosbesitzern  und  in  Gis- 
wyl von  der  Allmendver^saltung  errichtet  und  unterhalten 
werden  müssen.  In  Sachsein  wird  darauf  gesehen,  dass  die 
Alpen,  Allmenden  möglichst  durch  Grünhäge  oder  Mauern  ab- 
gegrenzt werden.  Die  Schonung  des  Korporationswaldes  wird 
auch  noch  dadurch  angestrebt,  dass  die  Verwendung  anderen 
Materials  zu  Bauten  als  Holz  zum  Theil  begünstigt,  zum  Theil 
sogar  ausdrücklich  angeordnet  wird.  So  bezahlt  in  Sachsein 
und  Kerns,  wenn  zu  Wasserleitungen,  für  welche  die  Gemeinde 
die  Dinkel  zu  liefern  hätte,  irdene  Teichel  angeschafft  werden, 
die  Gemeinde  den  vierten  Theil  des  Ankaufspreises  derselben. 
Auch  ist  in  Sachsein  der  Gemeinderath  bevollmächtigt,  die 
Genossen  bei  Anschaffung  von  steinei-nen  Trögen  und  bei  Ver- 
wendung anderen  Materials  zum  Brunnenbau  als  Holz  an- 
gemessen zu  unterstützen.  In  Kerns  sollen  die  neuen  Gebäude 
wenigstens  einen  Stock  hoch  und  in  Sachsein  soll  die  Stall- 
höhe der  Scheunen  und  Gäden  untermaueit  werden. 

Das  dem  Kanton  Obwalden  inkoi-porirte  Thal  Engelberg 
hat  sich  von  seiner  früheren  Selbständigkeit  noch  bis  in  die 
Gegenwait  ein  gutes  Stück  zu  erhalten  gewusst,  was  sich  u.  A. 
auch  in  der  eigenartigen  Regelung  seines  Allmendwesens  zeigt. 
Nach  einem  Beschluss,  betreffend  Regulirung  und  Verlehnung 
der  Allmendgärten,  vom  12.  Mai  1856  sollten  alle  Allmend- 
gärten  vermessen  und  eine  gleichmässigere  Veilheilung  der- 
selben in  der  Zukunft  ins  Auge  gefasst  werden.  Gegenwältig 
wird  das  Pflanzland  in  Parzellen  von  20—200  Quadrat  Klafteiii 
gegen  die  Pflicht  der  Entrichtung  einer  Taxe  von  C.  2—5  per 
Klafter  in  der  Regel  nur  an  die  ärmeren  Genossen  zur  Nutz- 
niessung  vertheilt.  Für  die  Aermsten  wird  die  Zahlung  des 
Zinses  durch  die  Spend,  d.  h.  die  Armenverwaltung,  über- 
nommen. Ohne  Vomissen  des  üerthevogts  soll  Niemand  Theile 
der  Allmend  in  Besitz  nehmen  oder  die  erhaltenen  Allmend- 
güter  ..um  Zins  weiter  geben",  bei  Strafe  der  Allmenden- 
entziehung.  Nach  einer  im  Jahre  1850  erlassenen  Schmalvieh- 
ordnung ist  jeder  Familienvater  12,  der  Ledige  aber  nur  6 
Stück  Schmalvieh  gegen  die  bisher  übliche  Taxe  von  3  Schil- 
ling («=  ca.  13  Cent.)  auf  die  Gemeinweide  zu  treiben  berechtigt, 
doch  muss  das  Vieh  den  Thalleuten  eigenthümlich  gehören  und 
sich  bereits  in  der  Mitte  des  Mäi-z  des  betreflenden  Jahres  im 
Thal  befinden.    Für  jedes  über  diese  erlaubte  Zahl  hinaus  auf 
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die  Allmend  getriebene  Stück  Vieh  muss  eine  Busse  von  2 
Gulden  gezahlt  werden.  FUr  die  Armen  kann  die  Taxe  von 
der  Spend  entrichtet  werden.  Die  Benutzung  der  Gemein» 
Wälder  wird  durch  eine  gleichfalls  aus  dem  Jahre  1850  stam- 
mende Holzordnung  geregelt.  Gegen  Erlegung  des  üblichen 
Luoders  bezieht  eine  eigen  Feuer  und  Licht  führende  Familie 
einen  ganzen,  eine  allein  stehende  Person  nur  einen  halben 
Holztheil.  Ein  ganzer  Holztheil  betrug  in  den  letzten  Jahi*en 
IV2  Klafter.  Ausserdem  haben  die  Genossen  Anspruch  auf 
Schindelholz  zur  Bedeckung  ihrer  Wohnhäuser.  Das  Theilholz 
dari  nur  innerhalb  der  Gemeinde  und  mit  der  Einschränkung, 
dass  Niemand  mehr  als  5  Holztheile  zusammenbringen  darf, 
verkauft  und  vertauscht  werden.  Das  Vertheilen  von  Hagholz 
ist  völlig  verboten:  „weil  nun  die  Noth  so  sehr  eingetiiingen 
ist'',  dass  nicht  einmal  genug  Dach-  und  Brennholz  gegeben 
werden  kann.  Dem  unnöthigen  Bau  von  Hütten  und  anderen 
Gebäuden  auf  den  Alpen  soll  der  Gemeinderath  Schranken 
setzen.  Eine  von  der  Genossengemeinde  zum  Zweck  der  Be- 
reinigung (Revision)  der  Alpgesetze  im  Jahre  1837  nieder- 
gesetzte Kommission  stellte  Auszüge  aus  den  älteren  Gesetzen 
zusammen,  welche  artikel weise  berathen  und  am  27.  Mai  1838 
zur  ferneren  Nachachtung  publicirt  wurden.  Ihr  Inhalt  ent- 
hält jedoch  nichts  Eigenthümliches  und  kann  daher  hier  um 
so  eher  übergangen  werden,  als  die  3  sog.  Gemeinalpen  nicht 
von  den  Thalbewohnera  als  solchen,  sondein  von  einer  speciellen 
privatrechtlich  abgeschlossenen  Genossenschaft  genutzt  werden. 
Im  Kanton  Bern^^^)  ist  die  Ungleichheit  der  Grösse  und 
des  Weithes  der  Burgergüter  und  bürgerlichen  Korporations- 
güter in  den  einzelnen  Gegenden  ebenso  gross,  wie  die  Art 
ihrer  Nutzung  vei-schieden  ist.  Nur  ausnahmsweise  hinsichtlich 
einiger  weniger  Punkte  wird  diese  Nutzungsart  durch  all- 
gemeine Staatsgesetze,  wie  die  kantonalen  Gemeinde-,  Armen- 
und  Forstgesetze  und  das  eidgenossische  Foratgesetz  noimiil; 
in  der  Regel  geschieht  dies  durch  Nutzungsreglemente,  welche 
von  den  Burgei'gemeinden  und  bürgerlichen  Korporationen  be- 
schlossen und  von  der  Regierung,  nach  geschehener  Prüfung 
ihrer  einzelnen  Bestimmungen  aujf  ihre  formelle  Legalität  hin, 
bestätigt  werden.  Bei  der  Unmöglichkeit,  den  oben  erwähnten 
Reichthum  in  der  Entwickelung  des  Nutzungswesens,  sowie  die 
Mannigfaltigkeit  des  Inhalts  der  Reglemente  zu  erscliöpfender 
Darstellung  zu  bringen,  beschränken  wir  uns  an  dieser  Stelle 
darauf,  die  Nutzungsverhältnisse  dreier  Gemeinden  kurz  zu 
erwähnen  und  verweisen  im  Uebrigen  auf  die  im  geBchicht- 
liehen  Theil  gegebene  Dai-stellung  der  Nutzungsverhältnisse 
weiterer  Gemeinden,  z.  B.  der  zum  Amtsbezirk  Oberbasle  ge- 
hörigen Gemeinden  Guttanen,  Hasliberg  und  Innertkirchen. 
Nach  dem  im  Jahre  1854  in  Kraft  gesetzten  und  1870  revi- 
diiten  Bürgeireglement  der  Gemeinde  AarmOble  ist  die  ganze 
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Allmend  mit  Ausnahme  nur  der  AUmendwege  und  der  sog. 
„weissen  Rechte  oder  Loose'^  zu  lebenslänglicher  Sondemutzung 
veitheilt.  Diese  letzteren  hat  die  Allmendverwaltung  von  der 
Vertheilung  ausgeschlossen,  um  auch  weiteren  Ansprüchen  in 
der  Zukunft  genügen  zu  können.  Aus  denselben,  sowie  aus 
den  erledigten  Rechtsametbeilen  werden  die  Antheile  für  die 
neu  in  die  Berechtigung  eintretenden  Genossen  gebildet.  Im 
Jahre  1875  erhielt  jeder  Nutzungsberechtigte  1000  Quadrat- 
klafter Pflanzland  und  ausserdem  einen  Holztheil,  der  jedoch 
den  Bedarf  nicht  vollständig  deckte.  Die  ca.  270  Juchart  um- 
fassende Allmend  von  Bönigen  war  in  den  letzten  Jahren  unter 
343  Personen  veitheilt,  von  denen  jede  ihren  Antheil  in  ca. 
7  Parzellen  besass,  die  in,  nach  Bodengüte  und  Lage  von  ein- 
ander vei'schiedenen  Theilen  der  Allmend  zei*streut  lagen.  Auf 
den  mit  Obstbäumen  bepflanzten  Allmendstücken  wurden  Erd- 
äpfel, Gemüse,  Flachs  u.  s.  w.gebaut.  In  der  Gemeinde  Brienz 
wird  das  Pflanzland  gleichfalls  auf  Lebenszeit  vertheilt.  Doch 
haben  in  Zeiten  rascher  und  bedeutender  Zunahme  der  Zahl 
der  Berechtigten  auch  periodische  Neuvertheilungen  des  Allmend- 
bodens  stattgefunden.  Im  Jahre  1875  erhielten  die  einzelnen 
Nutzungsberechtigten  ca.  200  Quadratkläfter  Pflanzland,  einen 
Holztheil  und  das  Weiderecht  fllr  ihr  Schmalvieh.  In  einigen 
Städten  treten  an  Stelle  der  Naturalnutzungen  zum  Theil 
Geldantheile.  So  werden  nach  dem  für  die  Burgergemeinde  der 
Stadt  Bein  erlassenen  Reglement  über  die  Berechtigung  zum 
Feldgeld  vom  3.  Mäi*z  1834  die  dieser  Gemeinde  gehörigen 
sog.  Stadtfelder  vei-pachtet.  Zu  diesem  Zweck  werden  die 
14  Stadtfelder  in  370  „Feldäcker«  von  je  1—7  Juchart  ab- 
getheilt.  Die  Verpachtung  erfolgt  auf  12  Jahre  und  wurde  im 
Jahre  1870  ein  durchschnittlicher  Pachtzins  von  Fr.  70  C.  13 
per  Juchart  gezahlt.  Die  Kultur  der  gepachteten  GiTindstücke 
steht  den  Pächtern  vollständig  frei,  nur  muss  das  Land  in  den 
zwei  letzten  Pachtjahren  umgepflügt  und  gut  gedüngt  werden. 
Alle  Pai'zellen  sind  von  einer  Strasse  oder  einem  Wege  aus 
zugänglich.  Wenn  ein  Pächter  einer  Hagelassekuranz  beitritt, 
so  wird  ihm  jeweilen  die  Hälfte  des  Prämienbetrages  von  der 
Feldkasse  zurückerstattet.  Auf  den  Feldäckern  findet  zum  Theil 
Garten-,  zum  Theil  freie,  meist  aber  Fünf-  oder  Sechsfelder- 
wirthschaft  statt.  Eine  grosse  Zahl  von  Einwohnern  nimmt 
einen  Theil  der  Aecker  in  Pacht  oder  Afterpacht,  um  für  ihren 
Unterhalt  oder  für  den  Markt  Gemüse,  Kartofiieln,  Futter  u.  s.  w. 
zu  bauen;  von  den  grösseren  Aeckem  wird  neben  Getreide  und 
Kartoffeln  auch  Viehfutter  gewonnen;  Gespinnst-  und  Handels- 
pflanzen sind  selten.  Die  städtischen  Abfallstoffie  werden  zum  gi*öss- 
ten  Theil  auf  die  Feldäcker  gebracht.  Der  Pachterlös  wird  unter 
der  Bezeichnung  des  Feldgeldes  alljährlich  unter  die  Burgei*8chaft 
nach  dem  Kopfprincip  zu  gleichen  Theilen  vei*theilt :  ein  voller 
Antheil  betrug  1803  noch  Fr.  75,  1870  jedoch  nur  noch  Fr.  60. 
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Die  zu  vertheilende  Summe  (1863  Fr.  79,125,  1870  Fr.  66,120) 
setzt  der  kleine  Staatsrath  jährlich  fest.  Ausser  dem  Feld- 
geld haben  die  Burger  der  Stadt  Bern  noch  Anspruch  auf  das 
sog.  Burgerholz.  Kach  der  im  Jahre  1822  erlassenen  und  in 
den  Jahren  1837  und  1873  revidiiten  Instruktion  Ober  die 
Entrichtung  von  Burgerholz  ^ird  die  Burgerschaft,  entsprechend 
der  Grösse  der  von  ihr  zu  beziehenden  Burgerholzüieile,  in 
2  Hauptklassen  und  jede  Hauptklasse  wieder  in  3  Unterklassen 
eingetheilt  Zur  ei-sten  Klasse  gehören  die  verheiratheten 
Burger,  die  Wittwer,  die  Burgerwittwen,  die  Ehefrauen  der- 
jenigen Burger,  die  ausserhalb  des  Stadtbezirks  angesessen 
sind,  femer  deijenigen  Burger,  welche  wegen  Verlust  des  Aktiv- 
burgen-echts  das  Burgerholz  nicht  erhalten,  und  endlich  die 
Frauen  von  Bürgern,  die  von  ihren  Männern  geschieden  worden 
sind;  zur  zweiten  Klasse  die  unverheii-atheten  mehrjährigen 
Burger  und  Burgerinnen.  Während  die  Burgerholzgaben  in 
der  ei-sten  Klasse  im  Maximum  2  Klafter  Buchenspälten. 
1  Klafter  Tannen-  oder  Eichen-  und  2  Klafter  Loosholz  und 
im  Minimum  1  Klafter  Buchenspälten  und  1  Klafter  Tannen- 
oder Eichenholz  enthalten,  betragen  sie  in  der  2.  Klasse  im 
Maximum  2  Klafter  Buchenspälten  und  1  Klafter  Tannen*  oder 
Eichenholz  und  im  Minimum  1  Klafter  Tannen-  oder  Eichen- 
holz. Der  Burgergemeinde  ist  es  vorbehalten,  nöthigenfalls 
einen  sog.  Einlösungspreis  oder  eine  Loosung  fttr  das  Burger- 
holz festzusetzen:  im  Jahre  1870  betrug  die  Loosung  des 
Buchenholzes  Fr.  4,  die  des  Tannenholzes  Fr.  2.  Die  Verwal- 
tung weist  den  Bui^geni  das  Holz  fertig  aufgerüstet  an.  Das- 
selbe muss  dann  bis  zum  31.  Christmonat  abgefuhi-t  werden, 
widrigenfalls  es  wieder  an  die  Burgergemeinde  zurttckfäUt. 
Die  Abfuhr  darf  ausschliesslich  nur  durch  Fuhrleute  erfolgen, 
welche  von  der  Forstkommission  bestellt  sind.  Bis  zum  Jahre 
1838  war  der  Verkauf  des  Burgerholzes  ausserhalb  der  Stadt 
bei  Verlust  der  nächstjährigen  Nutzung  untersagt.  Die  Ge- 
meindeverwaltung kauft  den  Burgem  das  von  ihnen  zu  be- 
ziehende Holz  auf  ihr  Verlangen  gegen  einen  bestimmten  festen 
Preis  ab.  Im  Jahi*e  1870  wurde  der  grössere  Theil  (=  ^3) 
alles  geschlagenen  Holzes  (=  5427  Klafter)  an  1492  Be- 
rechtigte abgegeben  oder  nach  Abzug  des  zurückgekauften 
Holzes  die  Hälfte  des  Gesammtei-gebnisses  der  Schläge  in  na- 
tura unter  die  Burgei-schaft  vertheilt.  Der  Werth  der  einzelnen 
Bui-gernutzungen  scheint  in  den  vei'schiedenen  Gemeinden  sehr 
ungleich,  aber  in  nicht  wenigen  noch  sehr  bedeutend  zu  sein- 
So  wird  der  Nutzen  eines  Burgers  der  Stadt  Bern  mit  den 
Fleischtöpfen  Egyptens  verglichen;  doch  erscheint  er  nach 
den  obigen  Zahlen  keineswegs  als  sehr  bedeutend.  In  Burg- 
dorf wird  der  jährliche  Nutzungswerth  eines  Allmendlooses 
und  eines  Holztheils  auf  ca.  Fr.  250  veranschlagt  In  der 
Gemeinde    AarmQhle    wurde   allein    der  jährliche   Reinertrag 
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eines  AllmendstQcks  in  den  letzten  Jahren  auf  Fr.  100—150 
geschätzt,  wozu  dann  noch  ein  Holztheil  kommt.  Endlich  ge- 
währt der  Allmendnutzen  in  einigen  Gemeinden  des  Amtsbezirks 
Oberhasle  den  Nichthablichen  die  Möglichkeit,  in  die  Klasse 
der  Hablichen  vorzurücken. 

Im  Kanton  Luzern  ^^^)  finden  Nutzungen  nur  an  den 
Gütern  der  von  den  Einwohner-  und  zum  Theil  auch  von  den 
fiürgergemeinden  ausgeschiedenen  Korporationsgemeinden  statt. 
Zu  diesen  Gütern  gehören  Wälder,  Bodenallmenden ,  Alpen 
und  Kapitalien,  welche  zu  öfifentlichen  Zwecken  fast  garnicht 
benutzt  werden.  Die  Ait  der  Nutzung  wird  in  ihren  Grund- 
zügen durch  die  staatliche  Gesetzgebung  und  in  den  Details 
durch  Korporationsreglemente  geordnet.  Diese  letzteren  ent- 
springen der  Koi-porationsautonomie,  bedüifen  aber  der  Be- 
stätigung des  Regierungsraths.  Ein  gi*osser  Theil  der  Kor- 
porationsliegenschidften  ist  zum  Theil  bereits  seit  dem  XVI. 
Jahrhundeit,  zum  grösseren  Theil  jedoch  erst  seit  dem  Jahre 
1803  unter  die  Genossen  zum  Privateigenthum  oder  doch  zur 
-Nutzung  vertheilt.  Auf  den  ersteren  lasten,  sofeiii  sie  nicht 
bereits  abgezahlt  sind,  sog.  Kassakapitalien,  welche  verzinst 
und  allmälig  amortisirt  werden  müssen.  In  der  Gemeinde 
Kriens  wird  der  von  den  einzelnen  Genossen  im  Laufe  des 
Jahres  eingezogene  Kassazins  zu  Weihnachten  jeden  Jahres 
unter  die  Kantonsbürger,  soweit  sie  nur  nicht  ausserhalb  der 
Schweiz  wohnhaft  sind,  in  folgender  Weise  vertheilt:  jeder 
Koiporationsgenosse,  der  am  15.  März  des  betreffenden  Jahres 
das  30.  Lebensjahr  erfüllt  hat,  erhält  einen  ganzen,  deijenige, 
der  am  selben  Tage  das  16.  Lebensjahr  eifüllt  hat,  einen  hal- 
ben und  jeder  jüngere  Bürger  nur  einen  viertel  Antheil.  Bei 
der  Vertheilung  des  offenen  Landes  und  der  Wälder  haben 
die  Korporationen  jedoch  mehr  oder  minder  umfangreiche 
Strecken  Allmendbodens  zurückbehalten,  aus  denen  u.  A.  die 
ärmeren  Genossen  mit  dem  nöthigen  Land  zum  Anpflanzen 
von  Getreide  u.  s.  w.  ausgestattet  werden. 

Die  Benutzung  der  den  Korporationsgemeinden  des  Kantons 
Zug^^^)  gehörigen  Gemeindegüter  war  bisher  ausschliesslich 
der  B.^elung  durch  autonome  Reglemente  unterworfen.  Ei-st 
seit  einigen  Jahren  bedürfen  dieselben  der  regierungsräthlichen 
Bestätigung.  Die  Nutzungen  haben  hauptsächlich  Bodenallmen- 
den, Gemeinwälder  und  nur  zum  geringen  Theil  auch  Gemein- 
alpen (Gemeinde  Zug)  zum  Gegenstand.  Durch  die  bisher  völlig 
autonome  Rechtsbildung  wird  es  erklärlich,  däss  die  Nutzungs- 
verhäUnisse  hier  sehr  mannigfaltig  sind.  Für  die  Gemeinde 
Oberaegeri  sind  die  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  und 
Nutzung  der  Korporationsgüter  im  Jahre  1834  in  einer  sog. 
Summ- Verordnung,  auch  schlechthin  Summ  genannt,  zusammen- 
pefasst  worden.  Dieselbe  ist  dann  durch  die  Verordnungen  vom 
17.  November  1844  und  14.  November  1845  formell  ereetzt 
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worden.    Diese  Verordnungen  enthielten  die  Bestinimung,  dass 
das  bisher  als  Weide  benutzte  Gelände  unter  die  männlichen 
^fenossen  auf  50  Jahi-e  vertheilt  und  die  einzelnen  Theile  mit 
«inem  dem  Werth  derselben  entsprechenden,  jährlich  zu  ent- 
richtenden  billigen   Auflag  beschwert  werden  sollten.     Nach 
Bestreitung  der  Korporationsausgaben  war  der  dann  übrig  ge- 
bliebene Rest  dieses  Auflag  an  die  Genossen,  und  zwar  auf  den 
männlichen  Kopf  zu  2  und  den  weiblichen  Kopf  zu  1  Theil  zu 
vertheilen.   Innerhalb  der  50  Jahre  vererben  sich  die  einzelnen 
AllmendstQcke  in  der  Familie  des  ersten  Nutzniessers  nach 
dem  Intestaterbrecht,  sofern  die  Intestaterben  zugleich  Kor- 
porationsgenossen sind  und  ihren  Wohnsitz  in  der  Korporations- 
gemeinde haben,  widrigenfalls  die  AllmendstOcke  an  die  Kor- 
poration zurtickfallen.    Konkurriren  weibliche  Nachkommen  mit 
männlichen,  so  successiren  nur  die  letzteren;   doch  sind  die 
weiblichen  Nachkommen,  wo  sie  die  einzigen  Erben  sind,  von 
dem    Allmendbesitz    nicht   ausgeschlossen.     Das   Veitauscbeo 
und  Vei*pachten  dieser  TheUe  ist  gestattet,  dagegen  darf  auf 
denselben  kein  Wald  gezogen  werden.    Auch  die  Riedallmend 
darf  nicht  beweidet,   sondern   muss  öffentlich  an  den  Meist- 
bietenden verpachtet  werden.     Das  bisherige  Pfianzland  war 
nach  wie  vor  ,,mit  einigen  weiteren  AusmQndungen'^  unter  die 
Genossen  zu  vertheilen.     Wie  dieses  in  der   Gegenwart  ge- 
schieht, dai-über  enthält  eine  aus  dem  Jahre  1871  stammende 
Verordnung  die  näheren  Vorschriften.    Danach  ist  das  Pflanz- 
land,  nach  der  Güte  des  Bodens  in  bessei-es  und  schlechteres 
Land  gesondert,  unter  die  Genossen  auf  10  Jahre  derart  zu 
vertheilen,  dass  jeder  Mann  zwei  Theile  oder  4000  Quadrat- 
schuh, jede  Frau  dagegen  nur  einen  Theil  oder  2000  Quadrat- 
schuh erhält.   Die  Neuveilheilung  der  einzelnen  Allmendstücke 
erfolgt  nach   der   Reihenfolge,   in  der  sich  die  Genossen  zur 
Nutzniessung  gemeldet  haben;  doch  sucht  man  denjenigen  Ge- 
nossen, welche  bereits  früher  ein  bestimmtes  Stück  Pflanzland 
besessen,  dasselbe  womöglich  wieder  zuzuwenden.    Wenn  das 
vorhandene  Land  zur  Bildung  von  Antheilen  in  der  vorgeschrie- 
benen Grösse  für  alle  Berechtigte  nicht  ausreicht,  so  soll  die 
Gemeinde  neues,  zu  diesem  Zweck  dienliches  Land  ermitteln 
und,  sofern  das  nicht  gelingt,  die  leer  ausgegangenen  Genossen 
in  Geld  entschädigen.    Hinsichtlich  der  auf  den  einzelnen  An- 
theilen befindlichen,  von  den  frühei*en  Nutzniessem  errichteten 
Bmnnen  und  Häuser  haben  die  neuen  Erwerber  sich  mit  jenen 
zu  verständigen.    Neue  Gebäude  dürfen  fortan  nur  nach  ge- 
schehenem Ankauf  der  area  zu  Privateigenthum  auf  der  All- 
mend  erbaut  werden.     Das  Beweiden  der  Pflanzlandtheile  ist 
verboten.     Der  Allmennutzen   haftet  in   ei-ster  Linie  für  die 
Verpflichtungen  der  Nutzniesser  gegenüber  der  Allmendverwal- 
tung,   in  zweiter  Linie  für  die  schuldigen  Steuern   und  em- 
pfangenen, aber  nicht  zurückbezahlten  Aimenunterstützungsbei- 
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träge  und  erst  in  dritter  Linie  für  PriTatschulden.  Steine,  Kies, 
Sand  nnd  Lehm  dürfen  von  den  Korporationsgenossen  nnr  mit 
Bewillignng  der  Korporationsverwaltang  dem  AUmendboden 
entnommen  werden;  fbr  die  Veräosserung  dieser  G^enstände 
nach  Aussen  haben  die  Genossen  dann  noch  eine  besondere 
Abgabe  zn  zahlen.  Sehr  detaillirte  Bestimmungen  über  die 
Nntznngsart  des  Pflanzlandes  bestehen  auch  fQr  die  übrigen  Kor- 
porationen. Dieselben  sollen  aber  nur  soweit  sie  von  den  fbr 
Oberaegeri  geltenden  Normen  abweichen,  hier  erwähnt  werden. 
la  Unteraegeri  wird  ein  Theil  des  von  dem  Gemeinwalde  aus- 
geschiedenen offenen  Landes  als  Pflanzland  unter  die  Genossen 
zu  unentgeltlicher  Benutzung  vertheilt  und  zu  diesem  Zweck 
vorher  nach  der  Güte  des  Bodens  und  Beschaffenheit  der 
Lage  in  3  Züge  zerlegt.  Die  in  den  3  Zügen  liegenden 
Allmendloose  werden  sodann  einzeln  genau  abgeschätzt.  Die 
Division  der  gesammten  Schätzungssumme  durch  die  Zahl  der 
nutzungsberechtigten  Allmendgenossen  ergiebl  den  auf  den 
Einzelnen  entfallenden  mittleren  Werthantheil.  Da  die  den 
Genossen  zugetheilten  AUmendstücke  diesem  mittleren  Werthe 
nicht  immer  entsprechen,  so  sucht  man  eine  Ausgleichung 
dadurch  herbeizuführen,  dass  man  die  einzelnen  Genossen  die 
Differenz  zwischen  dem  wirklichen  Werth  des  empfangenen 
Antheils  und  dem  ihnen  gemäss  der  obigen  Rechnung  zukom- 
menden Durchschnittswerth  entweder  an  die  Korporationskasse 
herauszahlen  lässt  oder  dass  man  umgekehrt  sie  ihnen  auszahlt. 
Die  Antheile  der  während  zwei  ordentlichen  Verloosungen  Ver- 
storbenen, Weggezogenen  u.  s.  w.  werden  unter  die  neuen 
Anwärter,  die  sog.  Erbberechtigten,  in  der  Reihenfolge,  wie 
sie  sich  haben  ins  Protokoll  einti-agen  lassen,  verloost  Wenn 
sich  in  einer  Familie  einerseits  eine  oder  mehrere  Personen 
auf  der  Liste  der  Verstorbenen  u.  s.  w.  und  andererseits 
eine  oder  mehrere  Personen  auf  der  Liste  der  Erbenden  finden, 
so  fallen  den  Letzten^n  die  Antheile  der  Ersteren  zu.  Jeder 
volljährige  Cienosse  ist  berechtigt,  die  Nutzung  seines  Kor- 
porationsantheils  an  einen  anderen  Genossen  zu  veränssem  oder 
zu  verpachten.  Korporationsgenossen,  denen  kein  Land  mehr 
zugetheilt  werden  kann,  erhalten  von  ihrem  4.  Lebensjahre 
an  dmi  Geldwerth  eines  mittleren  AUmendnutzens  ausbezahlt 
Ein  Theil  der  offenen  AUmend  ist  von  der  Vertheilung  aus- 
geschlossen und  wird  behufs  Bestreitung  der  Verwaltunsrs- 
kosten  der  Korporation  parzellenweise  an  die  Genossen  meist- 
bietlich  verpachtet.  Ein  dritter  Theil  endlich  ist  nach  dem 
von  einem  Experten  entworfenen  Plan  zu  Baustellen  absretheilt. 
Aber  auch  dieser  Theil  ist  einstweilen  so  lanire  als  Pflanzland 
meistbietlich  zu  verpachten,  als  die  Baustellen  von  den  Kor- 
porationsgenossen nicht  begehrt  werden.  Die  einzelnen  Bau- 
plätze werden  ebenfalls  unter  den  Genossen  öffentlich  verstei- 
gert.   Die  auf  diesem  Wege  erzielte  Kaufsumme  ist  zur  Til- 
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gung  von  KorporationspassiveD ,  sowie  zur  Bildung  eigener 
Kapitalien  zu  vei-wenden.  Auch  in  Walchwyl  wird  der  zum 
Anpflanzen  von  Gemttse,  Getreide  u.  s.  w.  dienende  Theil  der 
Koiporationsgüter  in  zwei  Züge  eingetheilt  und  in  einzelnen 
Parzellen  durch  das  Loos  unter  die  Genossen  veitheilt.  Jeder 
männliche  Koi*porationsgenosse  erhält  200,  jeder  weibliche  \(H^ 
Quadrat  Klafter.  Durch  Tod  oder  Auswandeiung  ledig  gewor- 
dene Antheile  gelangen  an  diejenigen  Genossen,  die  das  erb- 
berechtigte Alter  erreicht  haben,  ohne  einen  Antheil  zu  be- 
sitzen. Tausch-  und  Pachtveiträge  über  Allmendtheile  sind 
statthaft,  bedüifen  aber  zu  ihrer  Rechtsgiltigkeit  der  Genehmi- 
gung durch  den  Verwaltungsrath  der  Korporation.  Genossen, 
welche  öffentliche  Armenunterstützung  gemessen,  dürfen  ohne 
specielle  Bewilligung  der  Armenpflege  über  ihren  Antheil  nicht 
verfügen.  Auf  der  Allmend  im  Wege  der  Kultur,  durch  Pflan- 
zen und  Säen  erzeugte  Gewächse  dürfen  nach  Belieben,  da- 
gegen Selbstgewachsenes,  wie  namentlich  Holz  und  Streu,  dai*f 
nur  an  Genossen  in  der  Gemeinde  verkauft  werden.  Minorenne 
männliche  Genossen  können  gegen  Verzicht  auf  ihren  Pflanz- 
theil  einen  Geldantheil  von  Fr.  15  beziehen.  Aus  dem  Torfland 
kann  jeder  Genosse  nach  der  hiei-für  festgesetzten  Ordnung 
einen  sog.  Torftheil  erhalten,  der  übrigens  ebenfalls  nur  an 
Genossen  übertragbar  ist.  Wegen  schuldiger  Steueiti  oder 
sonstiger  öffentlicher  Verpflichtungen  der  Nutzniesser  ist  die 
politische  Gemeinde  und  wegen  gewählter,  aber  nicht  zurück- 
erhaltener Armenuntei-stützungen  die  Armenpflege  berechtigt, 
die  Allmenduutzung  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  haben  diesen 
Ansprüchen  alle  übrigen  Fordeiiingen  nachzustehen.  In  Blicken- 
storf  sind  den  Nutzniessem  von  AUmendtheilen  folgende  Ver- 
pflichtungen auferlegt:  sie  dürfen  die  Fahr-  und  Fussw^e, 
Gräben  und  Brücken  nicht  gefährden;  auf  der  Allmend  keine 
anderen  Holzai-ten  als  Obstbäume  pflanzen,  resp.  aufwachsen 
lassen;  in  Gebäuden,  die  auf  der  Allmend  stehen,  keine  Haus- 
leute aufnehmen;  sie  haben  feiner  die  Land-  und  Strassen- 
marchen  (-grenzen)  zu  respektiren  und,  falls  sie  ihren  Antheil 
als  Weide  benutzen,  denselben  mit  lebenden  und  todten  Hecken 
zu  umgeben.  In  Zug,  wo  die  Genossen  im  Besitz  von  AUmend- 
stücken  im  Umfang  von  V4  —  Vs  Jnch.  sind,  kann,  zufolge  eines 
neuerdings  (1875)  gefassten  Beschlusses,  der  einzelne  Genosse 
den  ihm  zugewiesenen  Antheil  an  der  Bodenallmend  zurück- 
weisen und  dafür  einen  jährlichen  Geldantheil  von  Fr.  30  be- 
anspruchen. Die  der  Korporationsgemeinde  Zug  gehörigen 
Bergallmenden,  d.  h.  Gemeinalpen,  werden  zum  Theil  von  den 
Koi*porationsgenossen  als  Weiden  benutzt  und  zum  Theil  durch 
öffentliche  Versteigerung  an  den  Meistbietenden  verpachtet 
Im  letzteren  Falle  soll  der  Pachterlös  nach  Abzug  der  Ver- 
waltungskosten unter  die  Korporationsgenossen  zu  gleichen 
Theilen  vertheilt  werden.     Eine  Verwendung  des  Ertrags  zu 
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anderen  Zwecken  darf  grundsätzlich  nicht  stattfinden.  Ausser 
den  Nutzungen  an  der  Boden-  und  Bergallmend  finden  auch 
Nutzungen  an  den  Korporationswaldungen  statt.  Abgesehen 
von  dieser  Verwendung,  hat  der  Ertrag  des  Waldes  noch  die 
Bestimmung,  dem  Bedarfniss  der  yei*schiedenen  Zweige  der 
Korporationsverwaltung  zu  dienen,  das  nöthige  Holz  zu  Brücken, 
Hägen,  Bauten  u  s.  w.  hei-zugeben.  Auch  erhalten  in  der 
Korporationsgemeinde  Zug  die  Kapuziner  das  nöthige  Brenn- 
mateiial  ohne  Vergütung  in  ihr  Magazin  geliefeit.  Was  nun 
die  Holznutzungen  in  den  einzelnen  Gemeinden  betrifft,  so 
werden  in  Walchwyl  sog.  „Holz-  und  Staudenhäue''  jedes  an- 
dere Jahr  in  der  Weise  unter  die  Genossen  vertheilt^  dass 
diese  in  dem  einen  Jahre  einen  Holz-  und  in  dem  anderen 
einen  Staudenhau  beziehen.  Die  Grösse  der  einzelnen  Holztheile 
richtet  sich  nach  dem  jeweiligen  Ertrage  der  Wälder.  Die- 
selben sollen  soviel  als  möglich  in  allen  Theilen  der  Koi-porations- 
Wälder  „angezeichnet"  werden,  damit  die  Genossen  sie  „schick- 
lich'^ beziehen  können.  Auch  in  Zug  wurden  den  Korporations - 
genossen  bis  vor  Kurzem  alle  2  Jahre  unentgeltliche  Nutzungen 
in  ganzen  oder  halben  Loosen  stehend  im  Walde  angewiesen. 
Das  Nutzholz  dagegen  wurde  nur  gegen  Vergütung  abgegeben. 
Die  Korporationsgemeinde  Blickenstorf  theilt  den  einzelnen 
Gerechtigkeiten  Schlag-,  Durchfoi-stungs-  und  Bauholz  zu,  in- 
dem sie  jährlich  die  Grösse  des  auf  jede  Gerechtigkeit  ent- 
fallenden „Haus''  feststellt.  Die  „Haue*'  werden  dann  ebenso 
wie  das  in  Folge  der  Durchforstung  gewonnene  Dün*-  und 
Laobholz,  die  Latten,  Stickel  u.  s.  w.  unter  die  einzelnen  Ge- 
rechtigkeiten verloost.  Bauholz  wird  nur  zu  Neubauten  be- 
willigt und  zwar  in  folgendem  Betrage:  100  Stöcke  Tannenholz 
für  ein  Haus  und  80  Stöcke  für  eine  Scheune.  Die  Holzloose 
müssen  von  den  Genossen  innerhalb  bestimmter  Fristen  weg- 
geführt werden,  widrigenfalls  sie  an  die  Korporation  zurück- 
JfaUen.  Das  Fällen  und  Abführen  des  Holzes  darf  in  Oberaegeri 
überhaupt  nicht  durch  Nichtgenossen  erfolgen;  von  diesem 
Verbot  ausgenommen  sind  nur  die  Dienstboten  der  Genossen 
und  die  Mitglieder  der  politischen  Ortsbürgergemeinde.  Die 
Holztheile  dürfen  in  Baar,  Blickenstorf  und  Unteraegeri  frei 
verkauft  werden:  doch  ist  das  Fällen  und  Abführen  der  Holz- 
theile durch  Nichtgenossen  nur  unter  Aufsicht  des  Verkäufers 
oder  eines  von  ihm  bestellten  Angehörigen,  resp.  Genossen 
statthaft.  Die  Holznutzungsberechtigten  haben  für  ihren  Holz- 
theil  eine  entsprechende  Zahl  Frohntage  zu  leisten  oder  statt 
dessen  eine  bestimmte  Summe  zu  zahlen.  In  Ober-  und  Unter« 
aegeri  erhalten  die  Genossen  gegen  Verzicht  auf  ihre  alle  zwei 
Jahre  fälligen  Holzloose  Geldantheile  im  Betrage  von  Fr.  60 
und  80.  Während  aber  in  diesen  beiden  Gemeinden  den  Ge- 
nossen noch  die  Wahl  freisteht,  ob  sie  ihren  Holztheil  in  natura 
oder  in  Geld  beziehen  wollen,  hat  die  Gemeinde  Zug  neuer- 
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dings  (1875)  beschlossen,  überhaupt  keine  Holzgaben  mehr  za 
vertiieilen,  sondern  den  Wald  nach  rationellen  forstwirthschaftr 
liehen  Grundsätzen  bewirthschaften  zu  lassen,  den  jährlich  er- 
zielten Ertrag  meistbietend  zu  verkaufen  und  den  Gelderiös 
nach  Abzug  der  Kosten  unter  die  Genossen  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  zu  veilheilen,  so  dass  jeder  majorenne  Genosse 
Fr.  30  und  jeder  minorenne  Fr.  10  erhält. 

Im  Kanton  Appenzell-I.-Rh.  ^^')  wird  die  Verwaltung  und 
Nutzung  der  Korporationsgüter  im  Allgemeinen  durch  Landes- 
gesetze und  autonome  Reglemente  und  die  der  Amts-  und 
Korporations Wälder  im  Speciellen  durch  eine  am  13.  Brach- 
mona(  1872  erlassene  Verordnung,  sowie  durch  das  Bundes- 
forstgesetz  geregelt.  Die  von  den  einzelnen  Rhoden  ausgehenden 
Nutzungen  bestehen  in  der  Austheilung  von  Bi*enn-  und  Bau- 
holztheileU;  sowie  von  Heu  und  in  der  Zuweisung  von  einzelnen 
Wieslandstücken  an  die  Berechtigten.  Die  Nutzungen  an  den 
im  Eigenthum  des  gesammten  alten  inneren  Landes  befind* 
liehen  Gemeinalpen  dagegen  sind  —  statt  der  ärmeren  Klasse 
zu  Gute  zu  kommen,  wie  solches  seit  der  Mitte  des  XVI.  Jahr- 
hunderts foilwährend  angestrebt  wurde  —  durch  den  Hfitten- 
bau  der  Privaten  zu  Realrechten  und  als  solche  zum  Gegen- 
stande der  Speculation  unter  den  Vermögenden  gewoi^en.  Seit 
zwei  Jahrzehnten  wurden  auch  aus  Weideland  in  Aecker  verwan- 
delte, dem  alten  Land  Appenzell  gehörige  Landstücke  unter  die 
Genossen  vertheilt.  Der  Geldwerth  der  den  einzelnen  Genossen 
zukommenden  Nutzungen  schwankt  zwischen  Fr.  20  und  150. 

Die  im  Kanton  Appenzell-A.-Rh.^^^)  noch  üblichen  AUmend- 
nutzungen  finden  statt  an  den  Liegenschaften  der  Korporationen 
Hackbühl,  Rietle,  Schachen  und  Rothenwies.  Es  besitzen  diese 
Korporationen  eine  nur  durch  die  Forstgesetzgebung  des  Bundes 
beschränkte  Autonomie.  In  der  Korporation  Hackbühl  pflegt 
auf  einer  im  Herbst  jeden  Jahres  stattfindenden  Korporations- 
versammlung die  Frage  entschieden  zu  werden,  ob  und  wie 
viel  von  dem  Ertrag  der  Korporationsgüter  im  laufenden  Jahre 
zu  vertheilen  sei.  Die  zur  Vertheilung  kommende  Summe 
wird  dem  Eriös  des  zur  Versteigerung  gelangenden  Holzes, 
sowie  dem  von  den  verpachteten  Korporationsweiden  bezogenen 
Zins  entnommen.  Die  Koi-porationen  Rietle  und  Rothenwies 
geben  alljährlich  an  die  Antheilhaber  Holz-  und  Streutbeile 
aus.  Der  Geldbetrag  resp.  Geldwerth  einer  Nutzung  in  der 
Korporation  Hackbühl  betrug  1875  ca.  Fr.  5,  in  Rothenwies 
ca.  Fr.  15  und  in  Rietle  und  Schachen  ca.  Fr.  35.  Die  Nutztmgs- 
antheile  werden  in  Hackbühl  ca.  520—540,  in  Rietle  und 
Schachen  ca.  35  und  in  Rothenwies  ca.  20  Korporationsgenossen 
zu  Theil. 

Im  Kanton  St  Gallen  ^^^)  kommen  AUmendnutzungen  vor 
an  den  Gütern  der  Ortsbüi-gergemeinden  und  sonstigen  öffent- 
lichen Genossenschaften,  zu  welchen  letzteren  sowohl  diejenigen 
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Verbände  zu  zählen  sind,  die  einerseits  nur  Abtheilungen  von 
Ortsgemeinden  sind,  auch  Rhoden,  Tagwen  u.  s.  w.  genannt, 
als  auch  diejenigen,  welche  andrerseits  zwei  oder  mehrere  Oi-ts- 
gemeinden  umfassen.  Die  Benutzungsart  dieser  Güter  wird  durch 
fiir  die  einzelnen  Gemeinden  und  Genossenschaften  erlassene 
autonome  Nutzungsreglemente  geregelt.  Dieselben  bedürfen 
zu  ihrer  Rechtskraft  aber  nicht  nur  der  Bestätigung  durch  die 
Regierung,  sondei-n  haben  sich  auch  nach  den  in  der  Verord- 
nung für  Normativbestimmungen  über  Genossenreglemente  vom 
8.  Oktober  1875  enthaltenen  Grundsätzen  zu  richten.  Für  die 
Verwaltung  dieser  Güter  sind  ausserdem  massgebend  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  betrefifend  bessere  Bewirthung  der 
Alpen  vom  10.  Juni  1873,  sowie  die  eidgenössischen  und  kan- 
tonalen Foi-stge^etze.  In  Nachstehendem  sind  ausser  diesen 
Gesetzen  und  Verordnungen  noch  speziell  das  im  Jahre  1867 
erlassene  Reglement  der  Ortsgemeinde  Balgach  und  der  aus 
dem  Jahre  1875  stammende  Entwurf  eines  Reglements  für  die 
Ortsgemeinde  Thal  berücksichtigt  worden.  Die  Allmenden 
im  Thal,  auch  Bodenallmenden ,  Gemeinmerk  im  engern  Sinn 
genannt,  werden  als  Weide,  Wiese,  namentlich  aber  als  sog. 
Pflanzland  benutzt.  Einen  eigenthümlichen  Bestandtheil  der- 
selben bildet  der  dem  Rhein  und  der  Thur  abgewonnene 
Boden,  Strand-,  auch  Rhein-  und  ThuKboden  genannt,  der 
durch  Wuhren  gegen  die  periodisch  auftretenden  Verhee- 
rungen des  Wassers  geschützt  werden  muss  und  auf  dem 
hauptsächlich  nur  Gesträuch  wächst.  Das  sog.  Pflanzland 
dient  zum  Anbau  von  Getreide,  Mais,  Erdäpfeln,  Kohl,  Rüben 
und  Klee,  sowie  zum  Anpflanzen  von  Reben.  Besondere  Soi'g- 
falt  wird  auf  die  Weinkultur  verwendet  und  die  weitere  Aus- 
dehnung des  Reb-  und  Obstbaus  begünstigt.  Auf  den  Allmenden 
stehende  Obstbäume  dürfen  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde 
ausgereutet  werden.  Neuerdings  wird  angestrebt,  die  Nutzungs- 
antheile  der  einzelnen  Genossen  ihrem  Werthe  nach  möglichst 
gleieh  zu  machen.  Zu  diesem  Zweck  wird  der  zu  Pflanzland  be- 
.  stimmte  Allmendboden  nach  seiner  verschiedenen  Güte  und  Lage 
in  Klassen  eingetheilt  und  werden  die  Empfänger  von  Antheilen 
der  sdilechteren  Bodenait  durch  Geldzuschüsse  entschädigt  In 
einigen  Gemeinden  ist  die  Nutzung  der  Antheile  eine  lebens- 
längliche, in  anderen  findet  alle  10  Jahre  eine  Neuvertheilung 
der  ^theile  durch  das  Loos  statt.  Neu  eintretenden  Nutz- 
niessem, welchen  keine  Landtheile  mehr  angewiesen  werden 
können,  ist  ein  angemessenes  Aequivalent  in  Geld  auszusetzen. 
Vorräthiges  und  nicht  vertheiltes  Land  dagegen  wird  verpachtet 
und  der  Paehterlös  in  erster  Linie  dazu  verwendet,  um  die 
durch  die  auf  dem  Gemeinde*  und  Genossengut  ruhenden  Lasten 
(Strassenunterhalt,  Grabenziehung,  Wuhren  u.  s.  w.)  entstehen- 
den Kosten  zu  decken.  Die  Nutzniesser  sind  berechtigt,  die 
Ausübung  ihres  Nutzungsrechts  dritten  Personen,  und  zwar 

13  • 


196  n.  4. 

Genossen  sowohl  wie  Nichtgenossen,  abzutreten:  doch  bleiben 
sie  nach  wie  vor  für  die  Erfllllang  aller  mit  der  Nutzniessong 
verbundenen  Pflichten  verantwortlich.  Für  Schulden  von  Ge- 
nossen an  die  Genossenkasse  ist  die  Vei'waltung  berechtigt, 
ihre  Nutzantheile  so  lange  zurückzuhalten,  bis  die  betreffende 
Schuld  bezahlt  ist.  Allmendloose ,  welche  von  den  einzelnen 
Genossen  nicht  rationell  und  nutzbringend  bewirthschaftet 
werden  können,  sollen  mit  Genehmigung  des  Begierungsraths 
durch  Veräusserung  in  Geldkapital  umgewandelt  werden,  das 
der  Gemeinde-  oder  Genossenkasse  zufällt.  Von  dem  Streu- 
boden erhalten  die  Berechtigten  das  nöthige  Reisig  büschel- 
weise zugetheilt  und  in  den  Torfmooren  (Torfmösem)  wird 
ihnen  je  nach  dem  Verhältniss  des  Torfreichthums  zur  Zahl 
der  nutzungsberechtigten  Genossen  gestattet ,  1  —  4  Tage  im 
Jahre  unter  Aufsicht  Torf  zu  graben.  Das  Frühlingstrattrecbt 
auf  Ried-  und  Streuboden  ist  da,  wo  es  von  der  Mehrheit  der 
Genossen  als  Bedürfniss  anerkannt  wird,  gestattet.  Nichtvieh- 
besitzer haben  für  die  Ausübung  des  Trattrechts  auf  den  All- 
menden in  der  Regel  das  gleiche  Recht  bezüglich  des  gepach- 
teten Viehs  (Lehnvieh),  wie  Viehbesitzer  bezüglich  ihres  eigenen 
Viehs.  Die  Gemeinalpen  werden  entweder  zum  Vortheil  der 
Gemeindekasse  meistbietlich  veipachtet  oder  von  den  Genossen 
unentgeltlich  resp.  gegen  geringe  Entschädigung  genutzt  Aach 
die  Gemeinwälder  dienen  sowohl  zur  Vertheilung  von  Bürger- 
nutzungen, als  auch  zur  Emelung  von  Erträgen  für  die  Ge- 
meindekasse. Die  vertheilten  Holztheile  dürfen  überhaupt  und 
namentlich  auch  ausserhalb  der  Gemeinde  und  Genossenschaft 
veräusseii;  werden.  Geldantheile  erhalten  nicht  nur  diejenigen 
Genossen;  welchen  keine  Bodenallmenden  mehr  zugetheilt  werden 
können,  sondern  auch  die  über  See  auswandernden  Genossen, 
die  ihre  Nutzung  der  Gemeinde  zurückgeben.  Die  Geldantheile 
der  letzteren  Ai-t  haben  die  Natur  einmaliger  Unterstützungen, 
vor  deren  Verabreichung  der  Nachweis  erbracht  werden  muss, 
dass  für  die  Reise  des  Auswanderers  bis  zu  seinem  Bestimmungs- 
ort die  nöthige  Vorsorge  getroffen  worden  ist.  Dergleichen 
Untei*stützungen ,  die  übrigens  nur  aus  den  Genossen-  und 
niemals  aus  den  Aimenfonds  gewährt  werden  dürfen,  bedürfen 
übrigens  regierungsräthlicher  Genehmigung.  Die  Nutzungsge- 
nossen sind  ihrer  Gemeinde  gegenüber  zu  Spann-  und  Hand- 
diensten verpflichtet,  doch  geht  das  Bestreben  in  letzter  Zeit 
dahin,  diese  Frohndienste  durch  Geld  abzulösen.  Ei^giebt  die 
Gemeinderechnung  ein  Deficit,  so  sollen,  um  dasselbe  zu  decken, 
von  den  Nutzungen  der  Genossen  Auflagen  erhoben  werden. 
Die  Grösse  der  den  einzelnen  Genossen  zu  Theil  werdenden 
Nutzungen  hat  in  den  letzten  Jahren  gewechselt  und  ist  auch 
gegenwärtig  in  den  verschiedenen  Gemeinden  sehr  verschieden. 
Im  Jahre  1853  erhielt  ein  nutzungsberechtigter  Bürger  der  Ge- 
meinde Wyl  1  Juchart  Wiesland,  ^1^  Juchart  Pflanzland,  3—4 
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Klafter  Holz,  3  —  400  Büschel  und  60  Zainen  Toi-f  und  ein 
Bürger  von  Schmerikon  1 V«  Juchait  Pflanzland,  2  Klafter  Holz 
und  ein  bestimmtes  Quantum  Streu.  1864  empfing  ein  Büi^er 
von  Mels  1200  Quadratklafter  Gemeindeland  (Acker,  Wiese 
und  Ried)  und  1  Klafter  Holz,  ein  Bürger  von  Benken  eben- 
falls 1200  Quadrat  Klafter  Pflanzland  und  einen  Holztheil, 
ausserdem  duifte  er  sein  Vieh  und  seine  Pferde  auf  die  Ge- 
meinweide treiben;  in  der  Gemeinde  Wartau  erhielt  ein  Ge- 
nosse 900  Quadrat  Ruthen  Pflanzland  in  2  Stücken  von  ver- 
schiedener Bodengüte  und  durfte  ausserdem  gegen  Entrichtung 
einer  kleinen  Abgabe  die  Gemeinweide  mit  Pferden,  Rindein 
und  Schmalvieh  benutzen.  Ein  Bürger  der  Stadt  St.  Gallen 
erhielt  dagegen  am  Anfang  der  sechziger  Jahre  jährlich  nur 
die  bescheidene  Gabe  von  Vs  Klafter  Holz  und  100  Büscheln 
oder  statt  dessen  ein  Stück  Pflanzland. 

Im  Kanton  Glarus^^^)  bestehen  Allmendnutzungen  gegen- 
wärtig nur  noch  an  einem  Theil  der  im  Eigenthum  der  Tagwen- 
gemeinden  oder  Genosssamen  befindlichen  Güter.  Die  Noimi- 
rung  der  Nutzung  erfolgt  auch  hier  durch  Reglemente  der 
einzelnen  Tagwen  und  Genosssamen.  Die  Gemeindeautonomie 
ist  lediglich  durch  die  für  die  Bewirthschaftung  der  Alpen 
erlassenen,  ziemlich  weitgehenden  Landes-  und  die  flir  die  Hoch- 
gebirgswälder  erlassenen  Bundes-  und  Landesgesetze,  welche 
letzteren  im  Landsbuch  zusammengefasst  sind,  eingeschränkt 
Der  nutzungsberechti^e  Tagwenmann  erhält  entweder  unent- 
geltlich oder  gegen  Entrichtung  einer  geringen  Auflage  seinen 
Pflanz-  oder  Saatentheil  entweder  in  einem  oder  in  mehreren 
Stücken.  Der  Umfang  desselben  ist  in  der  Regel  ein  sehr  be- 
scheidener; nur  in  den  zum  Tagwen  Kerenzen  gehörigen  Ge- 
nosssamen sowie  in  den  Tagwen  Näfels,  Niederumen,  nament- 
lich aber  in  Bilten  ist  er  ein  grösserer.  Je  nach  den  einzelnen 
Gemeinden  schwankt  er  zwischen  100  und  700  Quadrat  Klaftern. 
Die  vertheilten  AllmendstUcke ,  welche  meist  zum  Anpflanzen 
von  Kartoffeln,  Gemüse  u.  s.  w.  dienen^  werden  alle  10,  20 
oder  mehr  Jahi'e  eingezogen,  vermessen  und  neu  vertheilt. 
Vermehrt  sich  unterdess  die  Zahl  der  nutzungsberechtigten 
Tagwengenossen  oder  vermindeit  sich  der  Umfang  des  Pflanz- 
lands durch  Verkauf  einzelner  Allmendstücke  u.  s.  w.,  so 
pflegt  der  Tagwen  neues  Land  anzukaufen,  um  die  Antheile, 
die  er  seinen  Bürgern  bisher  gewährt  hat,  nicht  vemngem  zu 
müssen.  Ueberschüssiges ,  nicht  zur  Vertheilung  gelangtes 
Pfianzland  wird  einstweilen  an  Bürger  meistbietlich  verpachtet. 
Die  Genossen  dürfen  ihre  Saatantheile  entweder  selbst  nutzen 
oder  weiter  «verpachten  oder  gegen  Empfang  einer  bestimmten 
Geldtaxe  an  die  Gemeinde  zurückgeben.  Diese  Art  der  AU- 
mendnutzung  ebenso  wie  die  Benutzung  der  Ziegenweide  wird 
namentlich  von  den  zahlmchen  Fabrikarbeitern  des  Kantons 
als  eine  grosse  Wohlthat  empfunden:  dieselben  pflegen  in  der 
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waiTTien  Jahi'eszeit  die  Fabriken  am  Nachmittag  frOher  als  ge* 
wohnlich  zu' verlassen ,  um  ihre  Gälten  zu  bearbeiten,  holen 
dann  aber  die  in  der  Fabrik  vei-säumte  Zeit  durch  ausser- 
gewöhnlich  frühen  Beginn  der  Arbeit  am  Morgen  wieder  ein. 
Dies  gilt  besondere  für  die  Arbeiter  in  den  Druckfabriken« 
welche  weniger  Arbeitsstunden  haben  und  freier  in  der  Ver- 
legung dieser  Stunden  auf  einen  beliebigen  Theil  des  Tages 
sind,  als  die  Arbeiter  anderer  Fabriken.  Aber  auch  diese 
letzteren,  welche  in  normalen  Zeiten  selbst  nicht  die  nöthige 
Müsse  für  eine  mit  giösserem  Zeitaufwand  verbundene  Neben* 
beschäftigung  haben,  finden  beim  Stocken  der  Industrie  im 
Gailenbau  u.  s.  w.  einen  kleinen  Ersatz  für  die  Einschränkung 
und  das  Versiegen  der  gewöhnlichen  Erwerbsquelle.  Auch  die 
Viehzucht,  welche  von  manchen  Fabrikarbeiteni  im  kleinen 
betrieben  wird,  trägt  viel  zur  Erleichterung  in  solchen  Zeiten 
bei.  Die  den  Tagwen  und  Genosssamen  gehörigen  Berge,  d.  h. 
Voralpen  und  Alpen  werden  meist  entweder  an  tagwengenössige 
oder  auch  an  fi'emde  Senntenbauem  veipachtet,  was  geschehen 
kann,  weil  im  Kanton  Glarus  der  Grandsatz,  dass  nur  das  in 
der  Gemeinde  oder  im  Lande  gewinterte  Vieh  auf  den  Alpen 
gesommert  werden  darf,  schon  früh  in  Abgang  gekommen  ist 
Die  nothwendige  Folge  hiervon  ist  ein  bedeutend  höheres 
Pachtgeld,  als  es  in  denjenigen  Kantonen,  in  denen  der  obige 
Grundsatz  noch  gilt  und  daher  gewöhnlich  nur  ein  sog.  Auflag 
erhoben  wird,  üblich  ist  Wo  eine  Alp  an  Mehrere  verpachtet 
ist,  da  pflegen  diese  Pächter  entweder  jeder  für  sich  von  einer 
eigenen  Hütte  aus  und  mit  eigenen  Geräthen  zu  sennen,  so 
dass  man  auf  einigen  Alpen  4  —  10  Hütten  antrifft,  oder  das 
Sennen  geschieht  gemeinschaftlich,  so  dass  Hütten,  Gerathe^ 
Arbeit  sowie  Nutzen  und  Schaden  des  Betriebs  Allen  gemein- 
sam sind.  Der  Pachterlös  wird,  soweit  er  durch  die  auf  diesen 
Alpen  lastenden  Schulden  nicht  absorbirt  wird,  zur  Deckung 
der  Gemeindeausgaben  verwendet  Nur  ausnahmsweise  werden 
die  Alpen  den  Genossen  zur  bürgerlichen  Benutzung  mit  Rind- 
vieh übergeben;  dagegen  stehen  ihnen  an  denselben  umfang- 
reiche Weiderechte  für  das  Schmalvieh  und  namentlich  für 
Ziegen  sowie  Wildheurechte  zu.  Auch  die  grossen  Gemeinde- 
wälder müssen  der  Hauptsache  nach  die  Mittel  hergeben,  um  die 
Zinsen  der  auf  den  Tagwengütern  lastenden  Schulden  zu  be- 
zahlen, sowie  die  fortwährend  steigenden  Ausgaben  der  Ge- 
meinden zu  decken.  Nur  ausnahmsweise  erhalten  in  einigen 
Gemeinden  (Matt,  Engi)  die  Genossen  sog.  Banntheile  von 
massiger  Grösse  (1—2  Klafter  Brennholz)  und  zwar  entweder 
unentgeltlich  oder  gegen  eine  Auflage  von  einigen  Franken.  In 
einigen  Gemeinden  wird  die  Laubstreu  gleichmässig  auf  die 
Genossen  veitheilt,  indem  jedem  sein  Revier  im  Walde  ange- 
wiesen und  ein  Tag  bestimmt  wird,  „auf  den  die  Streu  aus- 
geht''.   In  anderen  Gemeinden  gelangt  auch  etwas  Alp-Anken 
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(Alpenbutter)  zur  Vertheilung  und  in  einer  Gemeinde  (Bilten) 
wird  Denjenigen,  welche  ihre  Aecker  gegen  Hagelschlag  und 
ihre  Mobilien  gegen  Feuersgefahr  vei-sichern,  aus  der  Tagwen- 
kasse  ein  Beitrag  zur  Prämienzahlung  geleistet  Endlich  ist 
noch  zu  erwähnen  die  in  einigen  Gemeinden  bestehende  Sitte, 
jedem  Konfirmanden  aus  der  Tagwenkasse  ein  Gesangbuch  und 
eine  Bibel,  beide  in  Leder  gebunden  und  mit  Goldschnitt 
yerzieit,  zum  Geschenk  zu  machen.  Der  Geldwerth  einer 
Genosssame  betrug  am  Anfang  der  siebenziger  Jahre  in  Ob- 
sUlden  Fr.  40-50,  in  Filzbach  Fr.  60—70  und  in  Bilten  ca. 
Fr.  100.  Als  ausserordentliche  Leistungen  der  Tagwen  können 
die  von  einis:en  Tagwen  den  überseeischen  Auswanderern  ge- 
währten Vorschüsse  angesehen  werden.  Den  Gemeinden  ist  es 
zur  Pflicht  gemacht,  mit  sorgfältiger  Beiilcksichtigung  ihrer 
ökonomischen  Lage  festzusetzen,  wie  viel  sie  in  einem  gewissen 
Zeitraum  im  Ganzen  jährlich  für  den  gedachten  Zweck  zu  ver- 
wenden Willens  sind ;  derartige  Beschlüsse  bedürfen  dann  aber 
zu  ihrer  Rechtskraft  noch  der  Genehmigung  durch  die  Standes- 
kommission. Die  Grösse  der  gewährten  Unterstützungen  ist 
eine  sehr  vei-schiedene.  FJm  gab  ledigen  Genossen  Fr.  50, 
verheiratheten  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen Talls,  Engi 
und  Riedern  Ledigen  Fr.  30—100,  Verheiratheten  Fr.  200  u.  s.  w. 
Im  Kanton  Zürich  i'^)  wird  die  Benutzung  der  Gemeinde- 
güter geregelt  durcn  die  Gemeindeordnung,  das  kantonale 
Forstgesetz  und  die  von  Gemeinden,  in  denen  Bürgeiiiutzungen 
vertheilt  werden,  mit  Genehmigung  der  Bezirksbehörden  er- 
lassenen Reglemente.  Hier  war,  wie  bereits  oben  erwähnt 
wurde,  bereits  fiHh  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  die  Ge- 
nieindegüter  zunächst  dazu  bestimmt  sind,  die  öffentlichen 
Bedürfnisse  der  Gemeinde  zu  befriedigen.  Dieser  Grundsatz  hat 
im  Laufe  der  Zeit  in  den  meisten  Gemeinden  zur  Beseitigung 
der  Bürgemutzungen  geführt.  Gegenwärtig  sind  nur  noch  die- 
jenigen politischen  Gemeinden,  die  aus  den  Erträgen  ihrer 
Güter  nach  einer  zehnjährigen  Durchschnittsberechnung  im 
Stande  waren,  sämmtliche  ihnen  obliegende  Gemeindeausgaben 
zu  bestreiten  und  ausserdem  einen  Uebei-schuss  der  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  aufzuweisen,  berechtigt,  diesen  Ueberschuss 
gleichmässig  unter  die  Büi'ger  zu  vertheilen  und  den  nicht  aus 
Wald  und  Toifland  bestehenden  Boden  den  Bürgern  auf  eine 
Anzahl  von  Jahren  zur  Benutzung  zu  überlassen.  Aehnliche 
Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Güter  der  Zivilgemeinden. 
Eine  Ausnahme  von  der  obigen  Regel  machen  nur  die  von  den 
Gütern  der  politischen  Gemeinde  ausgesonderten  bürgerlichen 
Nutzungsgüter,  die  lediglich  zur  Vertheilung  von  Nutzungen 
unter  die  Bürger  bestimmt  sind.  Aber  auch  die  Erträge  dieser 
Güter  werden  in  einigen  Gemeinden  in  jüngster  Zeit  in  Folge 
von  Gemeindebeschlüssen  zu  öffentlichen  und  gemeinnützigen 
Zwecken  verwendet,  so  dass  von  den  55  politischen  Gemeinden, 
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welche  aus  der  Gesammtzahl  von  197  politischen  Gemeinden  im 
Jahre  1863  noch  Bürgernutzungen  vertheilten,  im  Jahre  1874  nur 
noch  30  übrig  waren  und  ihrer  heute  wohl  noch  weniger  sein 
mögen.  Wenigstens  hat  die  Bürgergemeinde  der  Stadt  Zürich, 
welche  noch  im  Jahre  1873  2852  Portionen  Bürgerholz  vertheUte, 
nachdem  bereits  seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  Beseitigung 
des  Bürgemutzens  vorbereitet  worden  war,  durch  Beschluss 
vom  28.  Mai  1876,  die  seit  Jahrhunderten  bestehende  Bürger- 
nutzung  aufgehoben  und  ihrem  bürgerlichen  Nut^ungsgut  die 
Bestimmung  angewiesen,  den  verschiedenen  bürgerliehen  Stif- 
tungen für  Wohlthätigkeits-  und  Bildungszwecke  in  Nothfällen 
mit  Beiträgen  auszuhelfen.  Für  diesen  Beschluss  wai-en  folgende 
Erwägungen  massgebend.  Nach  den  in  Kraft  bestehenden  Ge- 
meindebeschlüssen durfte  nur  der  reine  Ueberachuss  der  Ein- 
niJimen  des  Nutzungsguts  über  die  Ausgaben  zur  Veilheilung  von 
Holz  oder  Geld  verwendet  werden.  Dieser  Ueberschuss  nahm  in 
Folge  der  steigenden  Verwaltungsausgaben  der  Gemeinden  immer 
mehr  ab.  Dagegen  wuchs  die  Zahl  der  Nutzungsberechtigten  durch 
die  Erleichterung  der  Bürgeraufnahme  allein  im  Jahre  1876  von 
4509  auf  6000  Köpfe,  so  dass  die  Büi-geiiiutzungsantheile  mit 
den  Jahren  immer  kleiner  werden  mussten,  in  Folge  dessen 
für  den  Einzelnen  nur  noch  wenig  Werth  hatten  und  daher 
leicht  entmisst  werden  konnten.  Je  geringer  der  Nutzen  für 
den  Einzelnen  wurde,  desto  grösseren  Kosten-  und  Zeitaufwand 
verursachte  aber  die  Vertheilung  der  vielen  kleinen  Holzgaben. 
Auch  wurde  das  Missverhältniss  zwischen  Bürgemutzen  und 
steigender  Steuerlast  immer  grösser.  So  stand  denn  der  gänz- 
lichen Aufhebung  des  Bürgemutzens  um  so  weniger  etwas  im 
Wege ,  als  man  zugleich  der  Ueberzeugung  war ,  „dass  der 
Reineitrag  des  Nutzungsguts  gewiss  eine  edlere  Bestimmung 
erhält,  wenn  er  zur  ^Aeufnungc  (Vermehmng)  der  bügerlichen 
Stiftungen  mit  ihren  verschiedenen  schönen  Zwecken  ver- 
weAdet  wird,  wobei  jeder  Einzelne  wieder  die  Gewähr  findet, 
dass  in  Nothfällen  auch  für  ihn  und  seine  Angehörigen  ge- 
nügend gesoi'gt  werden  kann.'^  Besonders  schroff  ist  der  Ueber- 
gang  vom  Bürgemutzen  zur  Steuerlast  in  der  Gemeinde  Winter- 
thur  gewesen.  Während  noch  am  Anfang  der  sechziger  Jahre 
ein  nutzungsberechtigter  Bürger  dieser  Stadt  ein  Stück  Garten- 
land in  der  Umgebung  der  Stadt  und  jährlich  4  Klafter  BUi^er- 
holz  erhielt,  von  welcher  Berechtigung  jedoch  die  reicheren 
Bürger  keinen  Gebrauch  machten,  werden  heute  nicht  nur 
keine  Bürgemutzungen  mehr  vertheilt,  sondem  es  haben  die 
Bürger  beispiellos  hohe  Gemeindesteuem  (über  lO^oo  ^^  ^^' 
mögenssteuem)  zu  zahlen. 

Im  Kanton  Aargau  ^^^)  wird  das  Bürgemutzungswesen  theils 
durch  die  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnten  kantonalen  Ge- 
setze, theils  durch,  von  den  Bürgeiigemeinden  erlassene  Ver- 
waltungsreglemente,  Wald-  oder  Holzordnungen,  welche  den 
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Attüsichtsbehörden  zur  Genehmigung  vorzulegen  sind,  geregelt. 
Gegenstand  der  Nutzungen  sind  gegenwärtig  Pflanzlandtheile, 
bauptsächlieh  aber  Holztheile.  Die  Nutzung  des  Pflanzlands 
scheint  zum  letzten  Mal  von  grösserer  Bedeutung  gewesen  zu 
sein  in  den  mit  dem  Jahre  1845  beginnenden  Nothjahren  der 
Kartoffelseuche,  indem  damals,  auf  Veranlassung  des  Foi-st- 
inspektors  Gehret  in  Äarau,  der  ärmeren  Klasse  der  jungfräu- 
lidie  Boden  der  Waldschläge  auf  2 — 3  Jahre  zur  Ausbeutung 
des  Stockholzes,  zur  Urbarmachung  und  Gewinnung  einer  ge- 
sunden Kartoffel  sowie  zum  Cerealienbau  angewiesen  wurde. 
Gegenwärtig  ist  auf  diesem  Boden  meist,  wieder  Wald  angelegt 
worden,  so  dass  nur  noch  einige  vom  Dorf  entferntere  und 
unfruchtbare  Allmenden  in  Stücken  von  ca.  Vs  Jucbait  als 
Pflanzland  unter  die  Büiger  vertheilt  werden.  Von  allgemeinerer 
Verbreitung  und  grösserer  Bedeutung  sind  dagegen  die  Bürger- 
holzgaben. Der  Ertrag  der  umfangreichen  und  gut  bewirth- 
schaifteten  Waldungen  des  Kantons  Aaigau  wird  auch  in  der 
Gegenwart  noch  zum  grösseren  Theil  zur  Gewährung  von 
Büi^gemutzungen  (im  Durchschnitt  für  ca.  Fr.  1,700,000  jähr- 
lich) und  zum  kleineren  Theil  zur  Befriedigung  von  Gemeinde- 
bedürfnissen (im  Durchschnitt  für  ca.  Fr.  1,200,000  jährlieh) 
verwendet  Die  Antheile  der  einzelnen  Genossen  an  Brennholz 
sind  ihrer  Grösse  nach  nicht  nur  in  verschiedenen  Gemeinden, 
sondern  auch  in  ein  und  derselben  Gemeinde,  entsprechend 
der  Klasse,  zu  der  die  Genossen  gehören,  sehr  ungleich.  Das 
Maximum  des  Holznutzens  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
variirt  von  5  Klaftern  und  300  Wellen  bis  hinab  zu 
etwas  Reisig.  Die  grössten  Bürgergaben  haben  die  Städte, 
an  deren  Spitze  Zofingen,  Lenzburg,  Baden  und  Bremgarten 
stehen,  denen  gegenwärtig  aber  in  Folge  kontrahirter  Eisen- 
bahnschulden eine  beträchtliche  Reduktion  ihres  Vermögens 
bevorsteht,  womit  denn  freilich  auch  die  Bürgemutzungen  noth- 
wendig  eine  Schmälerung  erfahren  werden.  Im  Jahre  1877 
vertbeilte  die  Gemeinde  Aarau  unter  710  nutzungsberechtigte 
Ortsbürger  (Einwohnerzahl:  5892,  Ortsbürger:  1882)  im  Ganzen 
2720  Festmeter  Holz  und  Fr.  8820  Geldvergütungen  f&r  196 
von  der  Gemeinde  zurückgekaufte  ganze  Borgergaben;  die 
Gemeinde  Unter-Entfelden  unter  96  Nutzungsberechtigte  (Ein- 
wohner: 647,  Ortsbürger:  416)  261  Festmeter;  die  Gemeinde 
Ober-Entfelden  ca.  200  Bürgergaben  von  ca.  9  Ster  und  150 
Wellen  und  die  Gemeinde  Köllikon  300  Bürgergaben  von  je 
10.5  Ster  und  150  Wellen.  Die  beiden  letzteren  Gemeinden 
haben  dann  nicht  unbedeutende  Eisenbahnverpflichtungen, 
entere  im  Betrage  von  Fr.  130,000,  letztere  von  Fr.  280,000 
übernommen,  die  durch  ausserordentliche  Holzschläge  getilgt 
werden  sollen.  Noch  stärker  variiren  die  Holzgaben  innerhalb 
einer  und  derselben  Gemeinde.  So  erhalten  z.  B.  nach  der 
Ordnung  über  die  ortsbürgerliche  Holznutzung  in  der  Gemdnde 
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Zofingen  vom  8.  December  1846  A.  2,  3,  11,  12,  14,  15,  16, 
19,  25  Ehegatten,  welche  zusammen  eigene  Haushaltung  fQhi-en, 
5  Klafter  und  200  Stauden;  Wittwer  oder  Wittwen,  welche 
eigene  Haushaltung  führen,  4  Klafter  und  100  Stauden;  ge- 
schiedene Ehegatten,  wenn  sie  ihre  Kinder  allein  erziehen,  so 
lange  diese  das  20.  Jahr  noch  nicht  eireicht  haben  und  bei 
ihnen  wohnen,  4  Klafter  und  100  Stauden ;  wenn  sie  nur  einen 
Theil  der  Kinder  erziehen,  so  lange  diese  das  20.  Lebensjahr 
noch  nicht  eireicht  haben  und  bei  ihnen  wohnen,  3  Klafter 
und  100  Stauden;  in  allen  übrigen  Fällen  2  Klafter  und  100 
Stauden;  jedes  von  mehreren  unverheiratheten  Geschwistern, 
das  mehi jährig  und  eigenen  Rechts  ist  und  nach  dem  Tode 
der  Eltern,  mit  Einwilligung  der  Waisenbehörde,  gemeinsame 
Haushaltung  mit  seinen  unter  20  Jahre  alten  Geschwistern 
führt,  3  Klafter  und  100  Stauden;  freiwillig  getrennt  lebende 
Ehegatten,  welche  eigene  Haushaltung  führen,  2  Klafter  und 
100  Stauden;  verheirathete,  verwittwete  und  geschiedene  Per- 
sonen, welche  nicht  eigene  Haushaltung  führen,  ebenso  un- 
verheirathete  Personen,  nach  zurückgelegtem  24.  Jahr  2  Klafter; 
unverheirathete  Personen  nach  zurückgelegtem  20.,  aber  vor 
zurückgelegtem  24.  Jahr  1  Klafter;  Kinder  und  Minderjährige 
bis  zum  zurückgelegten  20.  Jahr  50  Stauden.  Es  erhält  jedoch 
eine  Haushaltung  für  ihre  sämmtlichen  Kinder,  welche  das 
24.  Jahr  noch  nicht  zuillckgelegt  haben,  nie  mehr  als  3  Klafter. 
Ueber  das  bezogene  Holz  können  die  Bürger  frei  verfügen, 
dasselbe  also  auch  beliebig  verkaufen.  Auch  sind  sie  berech- 
tigt, sich  ihren  Holznutzen  nach  den  bei  der  letzten  Steigerung 
festgestellten  Preisen  von  der  Forstverwaltung  in  Geld  ver- 
güten zu  lassen.  Ferner  kann  jede  bürgerliche  Haushaltung, 
wenn  sie  mehr  Brennholz  bedarf,  als  ihr  gesetzlicher  Antheil 
beträgt,  solches,  sofern  der  Waldeilrag  es  gestattet,  bis  zu 
8  Klaftern  von  der  Foi*stverwaltung  zum  Durchschnittspreise  der 
letzten  Steigeining  beziehen.  Das  nöthige  Bauholz  zu  Neubauten 
und  Reparaturen  von  Gebäuden  im  Bezirk  der  Stadt  Zofingeo, 
welche  Oitsbürgern  gehören,  wird  denselben  gegen  Entrichtung 
seines  wahren  Werths  verabfolgt,  doch  sucht  man  den  Werth 
womöglich  auf  die  regelmässigen  fälligen,  aber  nicht  bezogenen 
Brennholzantheile  zu  verrechnen.  Bei  vollständigen  oder  par» 
tiellen  Neubauten  ist  der  betreffende  Plan  vor  seiner  Aus- 
fühi-ung  dem  Gemeinderath  vorzulegen  und  von  ihm  mit  Rück- 
sicht „auf  den  Wohlanstand  und  die  Feuei-sicherheit"  zu  prüfen 
und  zu  genehmigen.  Zu  neuen  Gebäuden  in  der  Stadt  wird 
das  Bauholz  nur  dann  bewilligt,  wenn  die  Umfassungsmauern 
bis  unter  das  Dach  von  Stein  erbaut  werden  sollen.  Unter 
mehreren  Bauholzbewerbern  hat  derjenige  den  Voi-zug,  welcher 
noch  nie  oder  doch  nur  wenig  Bauholz  bezogen  hat;  im  Uebrigen 
ist  das  Alter  der  Forderungen  für  die  Reihenfolge  ihrer  Be- 
fi-iedigung  entscheidend.    Mit  dem  Bezug  von  Bauholz  räumt 
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der  NutzDiesser  dem  Gemeinderath  zugleich  das  Recht  ein, 
jeder  Zeit  eine  Untersuchung  darüber  anstellen  zu  lassen,  ob 
das  bezogene  Holz  auch  voi-schriftsmässig  verwendet  worden 
ist  Für  Ersatz,  Bussen  und  Kosten,  welche  die  Forstvei-wal- 
tung  von  den  Bürgern  zu  verlangen  hat,  haften  derselben  die 
Nutzungsantbeile.  Nach  einem  von  der  Bürgergemeinde  von 
Zofingen  am  12.  März  1847  gefassten  Beschluss  darf  das  Bau- 
holz, welches  einem  Bürger  während  eines  Jahres  verabfolgt 
wird,  keinesfalls  den  Werth  von  Fr.  600  übersteigen. 

Im  Kanton  Thurgau  ^^^)  sind  für  die  Verwaltung  und  Be- 
nutzung der  Gemeindegüter  massgebend  die  Bestimmungen  der 
Kantonsveifassung  und  des  Gemeindegesetzes.  Für  die  Be- 
wii-thschaftung  der  Gemeindewälder  kommen  noch  speciell  in 
Betracht  die  Verordnung  des  Regiemngsraths  betreffend  die 
Erzielung  einer  geordneten  Foi-stkultur  in  den  Gemeinden  vom 
20.  April  1861  und  das  Gesetz  betreffend  die  Organisation  der 
Foi'st Verwaltung  in  Beziehung  auf  den  Staat  in  ihrem  Ver* 
hältniss  zu  den  Gemeinden  und  für  die  Ablösung  der  Wald- 
seiTituten  vom  23.  Mai  1871.  Bis  zur  Ausscheidung  von 
eigenen  Gütern  fiir  die  politische  (Einwohner-)  Gemeinde  am 
Anfang  der  siebziger  Jahre  war  das  Gemeindegut  in  erster 
Linie  zu  öffentlichen  Gemeindezwecken  verwendet  worden. 
Ueberschüsse  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  wurden  zur 
Deckung  der  auf  die  einzelnen  Bürger  entfallenden  Betreffnisse 
an  Steuern  für  Orts-,  Municipal-,  Kirchen-  und  Schulgemeinde- 
zwecke sowie  zur  VertheUung  von  Bürgemutzungen  verwendet. 
Nach  dem  Gemeindegesetz  von  1874  sollen  aus  dem  Bürgei*gut 
in  erster  Linie  die  Ausgaben  ^r  die  Verwaltung  desselben, 
den  Unterhalt  der  Gebäude  u.  s.  w.  bestritten  werden;  nur 
allfällige  Ueberschüsse  können  periodisch  zu  bürgerlichen 
Nutzungen  verwendet,  d.  h.  an  Bürger  abgegeben  werden. 
Eine  Vennehrung  der  bestehenden  Nutzungen  ist  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Aufsichtsbehörden  zulässig.  Ueber  das  Nähere 
bezüglich  des  Nutzungswesens  haben  die  Gemeinden  Reglemente 
au&ustellen,  welche  von  dem  Regierungsrath  zu  bestätigen 
sind.  1876  wurden  in  88  von  105  Gemeinden  Bürgemutzungen 
ausgetheilt  Diese  bestehen  in  Holztheilen,  welche  theils  auf 
dem  Stocke,  theils  fertig  gei-üstet  abgegeben  werden,  femer  in 
Torf-  oder  Streutheilen  und  endlich  in  Acker-  oder  Wiesen- 
parcellen  von  ca.  S  Juchart  Die  in  Sondemutzung  ver- 
gebenen Allmendstücke  bleiben  den  Bürgem  gewöhnlich  so 
hinge,  wie  ihre  Nutzungsberechtigung  dauert  Der  Geldwerth 
der  Nutzungen  in  den  einzelnen  Gemeinden  schwankt  zwischen 
einigen  Franken  im  Minimum  und  Fr.  175  im  Maximum;  durch- 
schnittlich beträgt  er  ca.  Fr.  40. 

In  fast  allen  Gemeinden  des  Kantons  SchaflFhausen  '^^) 
standen  den  Bürgern  bis  zu  den  dreissiger  Jahren  Weiderechte 
an  den  Allmenden  und  namentlich  in  den  Gemeindewaldungen 


204  IL  4. 

zu,  und  pflegte  der  Ortshirt  alles  Vieh  der  Gemeindebürger 
unter  seinem  Stab  zu  vereinigen.  Aber  bereits  zur  Zeit,  als 
der  Weidgang  noch  die  weiteste  Ausdehnung  hatte»  wurden 
einzelne  Theile  des  Gemeinlandes  zur  Sondeinutzung  vertheilt 
Grössere  Dimensionen  nahm  die  Vertheilnng  jedoch  erst  an, 
nachdem  die  Weiderechte  entschädigungslos  durch  Gemeinde- 
beschlüsse aufgehoben  worden  waren.  Da  die  Antheile  meist 
auf  Lebenszeit  vertheilt  wurden,  so  konnte  es  sich  in  Geroein* 
den  mit  nicht  umfangreichen  Allmenden  bei  wachsender  BQiiger- 
zahl  leicht  ereignen ,  dass  die  jüngeren  Bürger  längere  Zeit 
keinen  Antheil  besassen  und  warten  mussten,  bis  in  Folge  von 
Tod  oder  Auswanderung  Theile  frei  wurden.  Nach  und  nach 
gab  es  dann  viele  Unzufriedene,  welche  eine  Neutheilung  der 
Allmenden  verlangten.  Die  glücklichen  Besitzer  von  AUmend- 
theilen  opponirten  natürlich  gegen  eine  solche  Massregel  und 
meist  gelang  es  ihnen,  auch  sie  abzuwehren.  Aber  bisweilen 
wussten  die  Ausgeschlossenen  doch  die  gewünschte  Neuverthei- 
lung  der  Allmend  durchzusetzen.  Wo  dies  der  Fall  war«  da 
wurden  die  AUmendtheile  natürlich  im  Laufe  der  Zeit  immer 
kleiner.  Je  nach  der  Grösse  der  Güter  und  der  Bürgei'zahl 
entfielen  in  den  verachiedenen  Gemeinden  auf  den  Kopf  Theile 
von  V4  Juchart  bis  zu  mehreren  Jucharten.  Dieselben  wurden 
als  Wiesen,  Aecker,  Gärten,  ja  bisweilen  als  Rebrüthenen  ge- 
nutzt Letzteres  geschah  namentlich  in  der  Gemeinde  Unter* 
hallau,  wo  bis  zum  Jahre  1875  die  jüngeren  Bürger  Feld- 
rüthenen,  die  älteren  dagegen  Rebrüthenen  erhielten,  welche 
letzteren  ihren  Nutzniessern  schon  oft  Fr.  400  und  darüber  ein- 
getragen haben,  wobei  die  Auslage  nur  aus  der,  meist  von  der 
Frau  und  den  Kindern  besorgten  Arbeit  bestand.  Bis  vor 
Kurzem  bezogen  auch  fast  alle  Bürger  Brennholz  und  Wellen, 
die  sie  sich  gewöhnlich  selbst  aus  dem  angewiesenen  Wald- 
theile  holen  mussten.  Es  gab  Gemeinden,  in  denen  Büiiger 
2,  3  und  mehr  Wagen  voll  Holz  erhielten.  Zum  Bau  und  zur 
Reparatur  der  Gebäude  wurden  denselben  ausserdem  eine  An- 
zahl Bäume,  ja  in  einigen  Gemeinden  sogar  alles  erforderliche 
Holz  entweder  unentgeltlich  oder  gegen  Entrichtung  einer 
kleinen  Gebühr  hergegeben.  Eine  eigene  Art  von  Büiger- 
nutzungen  bestand  ferner  bis  zum  Erlass  der  Kantonsverfassun^ 
von  1876  in  der  Befreiung  der  Bürgerkinder  von  dem  Schul- 
gelde. Seit  vor  ca.  40  Jahren  die  auf  das  Schulwesen  ver- 
wendeten Summen  stetig  zu  wachsen  begannen,  musste  der 
Ertrag  der  Gemeindegüter  zur  Bestreitung  dieser  Ausgaben  in 
steigendem  Maasse  verwendet  werden.  Dafür  wurden  dann 
aber  auch  die  Bürger  von  der  Entrichtung  des  Schulgeldes  für 
den  Besuch  der  Volksschulen  durch  ihre  Kinder  befreit,  wäh- 
rend dasselbe  für  die  Kinder  der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter nach  wie  vor  bezahlt  werden  musste.  Ja  in  einigen 
Gemeinden  ging  man  so  weit,  aus  dem  Schulfond  auch  die 
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Schulmaterialieii  und  Schulbücher  für  die  Bürgerkinder  an- 
zuschaffen und  wieder  in  anderen  Gemeinden  wurde  auch  das 
Schulgeld  für  den  Besuch  der  Realschulen  (ca.  20  Fr.)  den 
Bürgerkindern  aus  dem  Schulfond  bezahlt.  Seitdem  mit  dem 
Jahre  1876  aller  Schulbesuch,  auch  der  des  Gymnasiums  un- 
entgeltlich geworden  ist,  hat  diese  eigenthümliche  Art  der 
Nutzung  ihr  Ende  en*eicht.  Da  die  Gemeinden  nach  einer 
älteren  Praxis,  die  durch  das  Gemeindegesetz  von  1861  A.  137 
ausdrücklich  sanctionirt  worden  ist,  nur  so  lange  Bürger- 
nutzungen vei-theilen  dürfen,  als  sie  nicht  genöthigt  sind,  zum 
Zweck  der  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  Steuern  zu  erheben, 
so  hat  mit  dem  Wachsen  der  Gemeindebedürfnisse  und  Aus- 
gaben sowie  mit  der  Inanspruchnahme  der  Gemeindegüter  zu 
diesen  Zwecken  in  einigen  Gemeinden  eine  Verkleinerung  der 
Bürgemutzungsportionen  und  in  anderen  ein  vollständiges  Auf- 
hören derselben  stattgefunden.  So  ist  man  namentlich  in  den 
städtischen  Gemeinden  und  unter  ihnen  in  erster  Linie  in 
Schaffhausen,  Neuhausen  und  Löhningen,  aber  auch  in  Beringen, 
Stetten,  Guntmadingen  von  der  Austheilung  von  Bürgemutzungen 
zu  der  Erhebung  von  Gemeindesteuern  gelangt.  Nach  einer 
von  der  Regierung  im  Jahre  1875  veranstalteten  Enquete  über 
die  Grösse  der  in  den  Jahren  1866  —  75  vertheilten  Bürger- 
nutzungen betrug  der  durchschnittliche  Geldwerth  derselben  in 
einer  Gemeinde  Fr.  272  C.  50,  in  einer  anderen  Gemeinde 
Fr.  195  C.  50,  in  3  Gemeinden  zwischen  Fr.  100  und  75,  in 
4  Gemeinden  zwischen  Fr.  75  und  50,  in  7  Gemeinden  zwischen 
Fr.  50  und  25  und  in  7  Gemeinden  weniger  als  Fr.  25.  Ein- 
zelne Bürger  haben  dann  wohl  auch  Nutzungen  von  über 
400  Fr.  und  andere  von  unter  10  Fr.  gehabt 

Im  Kanton  Baselland  ^*^)  werden  noch  in  vielen  Gemeinden 
Büigemutzungen  vertheilt  und  pflegt  die  Nutzungsberechtigung 
und  Nutzungsart  durch  von  der  Regierung  bestätigte  Nutzungs- 
re^lemente  und  Frohnordnungen  normirt  zu  werden.  So  besitzt 
z.  B.  die  in  der  Nähe  der  Stadt  Basel  gelegene  BOrger^emeinde 
Muttenz,  deren  wohlhabende  Btti^erschaft  Viehzucht  und  Obst- 
bau treibt  und  namentlich  für  die  erzeugte  )lilch  in  der  Stadt 
lohnenden  Absatz  findet  umfangreiche  Gemeind^^ter.  Nach  Be- 
streitung sämmtlicher  Ausgaben  dieser  Gemeinde  und  nach  Ver- 
theHung  der  gleich  zu  erwähnenden  Nutzungen  konnten  im  Jahre 
1876  noch  Fr.  I^niO  in  baarem  Gelde  unter  die  Bürger  vertheilt 
werden.  Aus  einem  Theil  des  dieser  Gemeinde  gehörigen 
offenen  Landes  werden  die  sog.  Bürgertheile  von  ca.  < ,  Jnchart 
gebildet  und  diese  unter  sämmt liehe  nutznnu^herefthivAe  Bürger 
vertheilt  Diese  Antbeile  liegen  in  einem  Stück  zusammen  und 
gewähren  zusammen  den  Anblick  einer  stark  parzellirten  Feld- 
flur: doch  ist  jedes  Stück  wenigstens  durch  einen,  aber  bis- 
wrilen  auch  durch  zwei  Wege  zu^^änglich  gemacht  Die  Antheile 
werden  den  Bürgern  auf  Lebenszeit  unent:?eltlir'h  zugetbeilt 
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und  düi-fen  weder  verkauft  noch  verpfändet,  noch  auch  in  die 
Konkui-smasse  des  Nutzniessei*s  gezogen  werden.  Nach  dem 
Tode  des  jeweiligen  Nutzniessers  fällt  sein  Antheil  an  die  Ge- 
meinde zurück  und  wird  von  dieser  mit  den  sonst  neugebildeteo 
Antheilen  unter  die  mittlerweile  in  die  Berechtigung  einge- 
tretenen Genossen  verloost.  Der  Vorrath  der  zu  vertheilenden 
Loose  hat  mit  dem  Bedarf  bisher  stets  Schritt  gehalten,  80 
dass  die  Berechtigten  bisher  auf  ihre  Antheile  nicht  gewartet 
haben.  Voi-schläge,  die  Allmenden  periodisch  neu  zu  ver- 
theilen,  sind  bisher  auf  die  erfolgi'eiche  Opposition  der  jeweiligen 
Besitzer  von  Bürgergutsantheilen  gestossen.  Die  hablichen 
Bauern  pflegen  ihre  Allmendtheile  nicht  selten  an  arme  Ver- 
wandte völlig  entschädigungslos  oder  gegen  geringe  Entschä- 
digung abzutreten.  Ausser  dem  Bürgeitheil  erhalten  die 
ärmeren  Bürger,  d.  h.  die  kleinen  Grundbesitzer,  Tagelöhner, 
Fabrikarbeiter  u.  s.  w.  noch  ein  zweites  AllmendstOck,  das 
sog.  Armenviertel,  und  endlich  ist  es  üblich,  dass  diese  Klasse 
sich  hauptsächlich  bei  der  meistbietlich  erfolgenden  Verpach- 
tung kleinerer  Landparzellen,  welche  gewöhnlich  auf  5  Jahre 
ei-folgt,  betheiligt.  Der  Pachtzins  wird  bei  dieser  Gelegenheit 
nicht  hoch  hinaufgetrieben:  es  würde  das,  wie  überhaupt  die 
Betheiligung  an  dem  Meistgqbot,  für  den  Hablichen  als  nicht 
anständig  gelten.  In  anderen  Gemeinden,  wie  z.  B.  in  der 
Gemeinde  Langenbruck,  erhält  jeder  Nutzungsberechtigte  einen 
sog.  Bürgertheil  von  2  —  3  Jucharten  und  zwar  gewöhnlich  in 
3  Stücken,  wovon  das  eine  in  unmittelbarer  Nähe  des  Dorfs, 
das  andere  etwas  weiter  und  das  dritte  an  der  Peripherie  der 
Doiimark  gelegen  zu  sein  pflegt.  Auch  hier  hat  man  durch 
sog.  Reserveloose  dafür  gesorgt,  dass  es  nicht  an  Land  fehle, 
das  den  neu  in  die  Nutzung  Eintretenden  zugetheilt  werden 
kann.  Auf  diesen  Bürgeitheilen  werden,  wie  in  der  Gemeinde 
Muttenz,  so  auch  in  vielen  anderen  Gemeinden,  gewöhnlich 
Gemüse,  Getreide  und  Futterpflanzen  gebaut.  Sie  gewähren 
sowohl  den  ländlichen  Tagelöhnern,  als  auch  den  zahlreichen 
in  der  Hausindustrie  oder  im  Fabrikbetriebe  beschäftigten  Ar* 
heitern  neben  den  unentbehrlichen  Früchten  für  die  Küche 
zugleich  die  Möglichkeit,  eine  Kuh  oder  doch  ein  Stück  Klein- 
vieh zu  überwintern.  Den  industriellen  Arbeiteiii  und  ihren 
Familien  bieten  sie  ausserdem  Gelegenheit  zu  einer  gesunden 
Nebenbeschäftigung,  sowie  eine  willkommene  Hilfe  in  Zeiten 
mangelnden  Verdienstes,  ohne  dieselben  doch  in  gleicher  Weise 
an  die  Scholle  zu  heften,  wie  das  liegenschaftliche  Privateigen- 
thum  das  regelmässig  zu  thun  pflegt.  Der  Ertrag  der  der 
Gemeinde  gehörigen  Wiesen  wird  in  der  Gemeinde  Muttenz 
ebenfalls  auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  ver- 
pachtet Während  sich  aber  an  dem  Meistbot  des  sog.  Pflanz- 
lands nur  Bürger  betheiligen  dürfen  und  faktisch  nur  anne 
Bürger  zu  betheiligen  pflegen,  finden  diese  Beschränkungen  mS 
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die  Versteigei-ung  des  Ertrags  der  Wiesen  keine  Anwendung. 
Daher  werden  hier  zum  Theil  sehr  hohe  Preise  eraelt.  Aus 
den  der  Gemeinde  Muttenz  gehörigen  Waldein  erhalten  die 
haushäblichen  Bürger  noch  das  sog.  Gabholz,  worunter  nur  „der 
Holznutzen  zu  Brand'',  nicht  aber  auch  der  „zu  Bau''  vei*stan- 
den  wird.  Ein  voller  Gabholztheil  enthält  in  der  Gemeinde 
Muttenz  ^2  Klafter  Brennholz  und  ca.  150  Wellen,  in  der  Ge- 
meinde Liestal  dagegen  einen  ganzen  Klafter  und  ca.  100 
Wellen.  Neben  den  vollen  Gaben  werden,  an  Wittwen  von 
BQrgem  und  ledige  Bürger,  auch  halbe  Gaben  vertheilt  Die 
Empfänger  von  Gabholz  haben  in  der  Gemeinde  Muttenz  be- 
hufs Anlage  und  Verbesserung  von  Wegen  in  den  Gemeinde- 
waldungen u.  s.  w.  Frohntage  zu  leisten  und  ausserdem  an  die 
sog.  Frohnkasse  Fr.  1  C.  50  resp.  C.  75  zu  zahlen.  In  anderen 
Gemeinden,  wie  z.  B.  in  Reigoldswie,  ist  auch  für  die  Be- 
nützung des  Pflanzlands  eine  geringe  Vergütung  zu  leisten. 
Auch  das  nöthige  Bauholz  wird  den  Bürgern  gegen  Entrichtung 
einer  massigen  Abgabe,  der  sog.  Stammlöse,  in  denjenigen  Ge- 
meinden zu  Theil,  in  denen  die  Wälder  solches  Holz  überhaupt 
noch  enthalten. 

In  der  zum  Kanton  Baselstadt  gehörigen  Stadt  Basel 
finden  keine  Bürgemutzungen  im  ^inne  dieser  Arbeit  statt  und 
in  den  3  zu  diesem  Kanton  gehörigen  Landgemeinden  ist,  so- 
fern die  über  die  Vermögensauseinandersetzung  zwischen  den 
Bürger-  und  Einwohnergemeinden  aufgenommenen  Protokolle 
nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmen,  der  Ertrag  der 
Bürgergüter  ebenfalls  ausschliesslich  für  allgemeine  Gemeinde- 
zwecke zu  verwenden. 
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2)  Im   Privateigenthum    befindliche   Alpen,   Wälder  und   sonstige 
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des  Umer  Landbuchs  A«  337  gebraucht 
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ffriffsbestimmuDg  in  der  Schweiz  nur  dem  singulären  Sprachgebrauch 
des  Bemischen  Amtsbezirks  Oberhasle. 

6)  Öffnung  von  Gebhardswil  u.  s.  w.  von  1466  bei  Grimm.  Weisth. 
V.  147.  Hofrecht  zu  Mengen,  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  bei  Grimm, 
Weisth.  I.  165.  Bluntschh,  Ziirich.  Rechtsgesch  I.  84.  v.  Inama,  Ausbil- 
dung der  Grundherrschaften  19.    Heusler,  Bechtsverhältnisse  58. 

7)  Schwyzer  Landbach  IV.  p.  3.  Snell,  Staatsrecht  IL  194.  Urkunde 
des  Stifts  zu  Grossmünster  in  Bluntschli's  Zürich.  Rechtsgesch.  I.  85. 
II.  74.  Männldorfer  Urkunde  das.  11.  65.  Öffnung  von  Köllikon  Anfang  des 
XV.  Jahrb.  in  Ar^ovia  IV.  301.  Dorf  brief  von  Aristau,  Ende  des  AVUI. 
Jahrb.  in  RochhoTz,  Aars.  Weisth.  1 75.  Dorfordnung  von  Buttwil,  Ende 
des  XVUI.  Jahrb.  daselbst  177.  v.  Wvss  in  Zeischr.  f.  Schw.  Becht 
I.  34.  v.  Segesser,  Luz.  Bechtsgesch.  Buch  7  S.  58.  Heusler,  Rechts- 
verhältnisse 58.  59. 

8)  Schwyzer  Landbuch  ET.  p.  1$.  Schwyzer  Urkunde  vom  27.  Mai 
1339  im  Geschichtsfreund  XXVII.  315.  316.  Snell,  Staatsrecht  II.  194. 
Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  I.  383.  v.  Segesser,  Luzern.  Rechtsgesch. 
Buch  7  S.  358. 

9)  Ausser  den  Systemen  des  deutschen  Privatrechts  von  Mittermaier, 
Beseler,  Blnntschli,  Gerber,  Stobbe  und  den  BechtsgeschichÜichen  Dar- 
stellungen von  Walter  upd  Zoepfl  sowie  dem  deutschen  Genossenschafts- 
redit  von  Gierke,  der  Geschichte  der  Dorfverfassune  von  Maurer  cf.  ins- 
besondere Benaud,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  IX,  S.  95  ff.  Biösch, 
Zeitschrift  für  vaterländisches  Recht  IX.  1  ff.  Blnntschli,  Zürich.  Rechts- 
gesch. I.  78  ff.  II.  84  ff.  Leuenberger,  Vorlesungen  über  Bern.  Privat- 
recht 159.  V.  Wyss,  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  1.  47— 50.  77.  16.  17.  56. 
Heusler,  Rechtsverhältnisse  passim. 

10)  Entscheidung  des  Züricher  Raths  von  1622  in  Sachen  der  Ge- 
meinde Zollikon  bei  BluntschÜ,  Zürich.  Rechtsgesch.  II.  57.  Land- 
satzungen von  Obersimmenthal  vom  27.  Juni  1747  in  Zeitschr.  für.  Schweiz. 
Recht  IX.  186.  UrtheU  des  Siebengerichts  in  Samen  vom  31.  August 
1848  in  Heusler,  Rechtsquellen  S.  95. 

11)  Thalbuch  von  Ürseren  bei  Blumer ,  Schweiz.  Demokrat  L  385. 
Ferner  das.  U.  343.  344.    Heusler  Rechtsverhältnisse  56. 

IM)  Glamer  Landbuch  11.  74  (A.  L.  B.  §  187). 

12)  Civilgesetzbuch  des  Kantons  Bern  Satzung  396  ff.  Fortsetzung 
des  revidirten  Glamer  Landbucbs  Heft  3  (1873)  §  133—139.  Züricher 
Civilgesetzbuch  §  38—41.  Thurgauer  privatrechtliches  Gesetzbuch 
Abschn.  VIU.  §   12^17.     Schaffhausener   civilrechtliches  Gesetzbuch 

14* 
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508  —  614.  Aarganiiches  allgemeines  bürgerliches  Gesetibach  |  46t 
is  478.  Ürtheil  des  Aargauischen  Obergerichts  yom  21.  NoTember 
1867  in  den  Entscheidnngen  des  Aargauischen  Obergerichts  aus  den 
Jahren  1854-- 1871  gesamnielt  von  Oberrichter  Schneider.  Aarao,  Saiier- 
Ifinder  1872  8.  17.  Bandesgerichtliche  Urtheile  in  Sachen  derOenossea* 
gemeinde  von  Gersau  (1861)  und  Ton  PfMffikon  (1875)  in  Zeitschrift  für 
Schweizerische  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  L  379 — 382.  v.  Wjss, 
Zeitschrift  für  Schweiz.  Becht  I.  48.  65.  Bluntschli,  Zürich.  Rechtsgesck. 
O.  71.  83—90.  Alpwirthschaftl.  MonaUblätter  1.  18.  A.  ▼.  Miaskowskt, 
Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthschaft  S.  94.  cf.  hinsicht- 
lich der  gesetzlichen  Untheilbarkeit  der  GeoossenscbaftswIUder  die  in  der 
Anmerkung  80  citirten  Forstgesetze. 

13)  Die  zu  Anm.  61  für  den  Ranton  Bern  angeführten  Qnelleii. 
Staatsverwaltungsbericht  des  Kant  Bern  1876  S.  447.  A.  r.  Miaskowski*a 
demnächst  erscheinende  Landgemeindeverfassung  der  deutschen  Sehweta« 
y.  Deschwanden  in  Allg.  Beschreib,  u.  Statist  der  Schweiz  von  1872/73 
II.  6  S.  149.  Luzerner  Organisationsgesets  vom  20.  Wintermonat  187$ 
§§  84—89.  126—128. 

14)  Öffnung  von  Thidweil  von  1572  bei  Grimm,  Weisth.  I.  66  ff. 
Öffnung  von  Maur  bei  Grimm,  Weisth.  I.  43.  Öffnung  von  Roggw;^ 
bei  Grimm,  Weisth.  I.  176.  Öffnung  von  Wfilflingen  von  1484  bei 
Grimm.  Weisth.  I.  136.    Öffnung  von  Wiedikon  bei  Schauber^,  Rechts- 

Juellen  L  14.  Ofibiing  von  Steinmaur  bei  Schauberg,  Reditsquellen 
.  02.  Bemer  Urkunde  von  1409  bei  Stettier,  Versuch  S.  21.  Öffnung 
von  Lsuffen  bei  Bluntschli,  Zürich.  Rechtsgesch.  II.  261.  St.  Galler 
Urkunden  von  1655  in:  Die  Rechte  der  Gemeinde  Rappel  auf  die  All- 
menden Steinthal  und  Brandholz.  St  Gallen,  Kälin,  1847  S.  49.  Hota, 
Horger-Egg  S.  4.  Bluntschli,  Zürich.  Rechtsgesch.  L  79.  235.  260.  11.  77. 
Bluntschli,  Schwammendinger  Gutachten  S.  3.  8.  10.  11.  14^16.  32.  33. 
V.  Wyss,  Zeitsch.  für  Schwreiz.  Recht  I.  55.  59. 

15)  Schwammendinger  Offiaung  bei  Schauberg,  Rechtsquellen  L  ]25w 
Statuten  der  Dorfgemeinde  Baar  vom  8.  März  1843  §  16. 

16)  Statutarrecht  von  Sachsein  von  1872  §  39.  Gemeindeorgani- 
sationsgesetz für  den  Kanton  Thurgau  vom  8.  November  1874  §  22. 

17)  A.  V.  Miaskowski,  Verfsssung  der  Land«,  Alpen-  und  Forstwirth- 
schaft 16.  17.  25  ff. 

18)  A.  V.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forst- 
wirthschaft S.  20  und  Citate  zu  Abschn.  I.  Anm.  2S. 

19)  Altes  Nidwaldner  Landbuch  aus  dem  Anfang  des  XVL  Jahr- 
hunderts in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  VL  132.  182. 

20)  Stadiin,  Topographie  des  Kanton  Zug  I.  4  8.  459  Anm.  8. 

21)  Revidirte  DoHbrdnung  von  Rotenschwil  v.  1691  bei  RochhoU, 
Aarg.  Weisth.  164. 

22)  Schwyzer  Landbuch  I.  p.  86. 

23)  Umer  Laiidbuch  A.  347.  348. 

24)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat  II.  364.  Heusler,  Rechtsverhaltnisse 
S.  93.  Beggenrieder  Einung  von  1677  und  zweites  Einungsbuch  von  Sach- 
sein bei  Heusler,  RechtsqueTlen  S.  141.  Stadiin,  Topographie  I.  3  S.  132. 
Umer  Landbuch  A.  347.  348.  173  174.  Botochaft  des  St  Galler  Regie- 
rungsraths  zu  den  Normativbestimmungen  vom  8.  Oktober  1875  S.  16. 

25)  Schweiz,  landwirthsch.  Zeitschrift  für  1874  S.  512. 

26)  Vollziehungs- Verordnung  über  die  am  31.  Mai  1863  angenommenen 
gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  Benutzung  der  Korporationsgüter 
in  Walchwyl  vom  31.  Mai  1863  ft  12—14.  Sututarrecht  der  Bürser- 
gemeinde  von  Sachsein  von  1872  §  238.  Verordnung  für  den  Freitheil 
8amen  vom  12.  Weinmonat  1848  §  31.  Entwurf  einer  Allmendordnung 
für  Giswyl  vom  12.  Nov.  1865  §  18.  Verordnung  über  die  AUmend  der 
Theilsame  Dorf  vom  2.  Oktober  1858  §  18.    Normativbestimmnngen  be- 
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treffend  die  Aufstellang  Ton  GenoMenreglemeoten  im  Kanton  St.  Gallen 
Tom  S.  Oktober  1S75  f  12. 

27)  Erstes  Engelberffer  Thalbuch  von  1582  in  Zeitschrift  für 
Schweiz.  Recht  VIL  59.  Umer  Landbuch  A.  335,  5.  7.  Blnmer.  Schweia« 
Demokrat  II.  365.  Seelisberger  Urkunde  im  Geschichtsfreuna  III.  284. 
Statu  tarrecht  von  Sachsein  von  1872  §  241.  AUmendordDungsentwurf  für 
Giswyl  §  22.  Botschaft  des  St.  Galler  Beg.-Raths  xu  den  NormatiTbest. 
vom  8.  Okt.  1875  S.  16.  Verordnung  der  Korporationsgemeinde  Zug 
vom  29.  Januar  1865  §  1 — 3.  11.  12.  Verordnung  der  Korporations- 
gemeinde Oberaegeri  vom  30.  März  1862  §.  3.  4. 

28)  Briefliche  Mittheilung  des  H.  Ständeraths  J.  B.  Busch  über 
Appenzell  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  II.  36.  368.  Alpwirthschaft- 
liäie  Monatsblfitter  für  1871  S.  102,  für  1872  No.  2.  Heusler,  Rechts- 
verhältnisse 84.  Statutarrecht  für  Sachsein  von  1872  §  105—107.  Umer 
Landbuch  A.  837.  Landbuch  Th.  III.  S.  195.  Lusser  in  Allg.  Beschreib, 
u.  Stat.  d.  Schweiz  v.  1S72/73  S.  114.  115.  116.  Beschluss  der  Umer 
Beairksgemeinde  vom  14.  März  1876  §  4.  6.  Botschaft  des  St.  Galler 
Reg.-Raths  zu  den  Norm.  -  Bestimm,  vom  8f  Okt  1875  S.  16.  Alpbrief 
für  das  Hochgericht  zum  Kloster  im  Pratigau  vom  15.  April  1697  A.  8 
im  Landbuch  des  Hochgerichts-Klosters  S.  105. 

29)  Fniumünster- Urkunde  aus  dem  XIII.  Jahrhundert  bei  Bluntschli, 
Züricher  Rechts^esch.  I.  88.  Hofrecht  zu  Meggen  Mitte  des  XIV.  Jahr* 
hunderts  bei  Grimm,  Weisth.  L  165.  Rechtung  des  Probsts  u.  Kapitels 
in  dem  Hofe  zu  Fluotem  aus  dem  XV.  Jahrhundert  in  Zeitschrift  für 
Schweiz.  Recht  IV.  144.  Altes  Eherecht  von  Gersau  vom  28.  Brach- 
monat 1436  im  Geschiehtsfreund  VII.  146.  Schwyzer  Urkunde  vom 
27.  Mai  1339  im  Geschichtsfreund  XXVII.  315.  Schwjzer  Landbuch 
III.  p.  18.  II.  p.  41.    Burckhardt,  Sisgaa  367. 

30)  Schwyzer  Landbuch  IIL  p.  18.  31.  IV.  p.  3.  Blumer,  Schweiz. 
Demokrat  I.  389.  Snell.  Staatorecht  IL  194.  Heusler,  Rechtsverhältnisse 
.^8.  59.  Verkommniss  des  Kleintheils  Giswyl  vom  3.  August  1472  in 
Heusler,  Rechtsquellen  S.  104.  Appenzeller  Urkunde  vom  16.  Februar 
1677  in  Zellweger  Urkundensammlung  No.  DCCCUXL. 

äl)  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft  1868 
S.  405.  Schwyzer  lAndbuch  IV.  30.  Altes  Glaraer  Landbuch  in  Zeit- 
schrift für  Schweiz.  Recht  VI.  17.  18.  Alprecht  von  Obersimmenthal 
vom  18.  Mai  1558  in  Zeitochrift  für  Schweiz.  Recht  IX.  152.  Bräuche 
und  Gewohnheitsartikel  von  Obersimmenthal  vom  13.  Juli  1645,  daselbst 
8.  169.  Landsatzuneen  von  Obersimmenthal  vom  27.  Juni  1747,  daaelbtt 
S.  177.  Entwurf  eines  bürgerUchen  G^esetzbuchs  für  den  Kanton  Nid- 
walden  1868  Theil  3  A.  322. 

32)  Schwyzer  ELanfbriefe  ans  dem  Jahre  1322  im  Geschichtsfreund 
Vn.  178.  179.  Schwyzer  Urkunde  vom  18.  Mai  1355  im  Geschiehtsfreund 
XXX.  513.  Blnmer,  Schweiz.  Demokrat.  I.  382.  II.  363.  Hofrecht  von 
Meggen  in  Grimm,  Weisth.  I.  165.  Luzeraer  Urkunde  vom  10.  Januar 
1577  Im  Geschiehtsfreund  XX.  48.  v.  Segesser,  Lnzemer  Reehtsgesch. 
Bach  3  S.  407. 

33)  V.  Wyss  in  Zeitachr.  für  Schweiz.  Recht  L  23.  30.  Blumer, 
Scfaweui.  Demokrat  U.  363.  Müller  in  Allg.  Beschreib,  u.  Stat  d.  Schweis 
1872/73  S.  205.  M"***  in  Abhandlungen  und  Beobachtungen  von  der 
ökonomischen  Gesellschaft  in  Bern  gesammelt  1762  S.  107.  Glnr,  Rogg- 
wyler  Chronik  S.  223  ff. 

34)  Gesetz  der  helv.  Republ  v.  13  Homuug  1799  im  Helvet  Tage- 
blatt II.  32f  ff.  Motive  zum  Gesetz  vom  4.  Mai  1799,  daselbst  II.  622. 
Helvet  Gesetz  v.  15.  Christmonat  1800  über  Theilung  der  Gkmeinde- 
güter  und  Waldungen,  daselbst  V.  79.  Schweiz.  Zeitschrift  für  das  Forst- 
wesen für  1868  S.  2.  Meister,  Betrachtungen  S.  9.  SteinmfiUer,  Be- 
schreibung L  41. 

35)  Lnseroer  (besetz  vom  28.  Brachmonat  1803  t  1—10.    Lniemer 
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Gesetz  vom  25.  Mai  1887  §  1.  2.  7.  8.  tO.  TheilaDgBrefflement  ober  die 
Gnmdgüter  der  Gemeinde  ELriens  Tom  27.  Mftn  18u9  oei  Hag,  Rorp.« 
Gemeinde  Kriens  35  —  44.  49.  102.  FfyfEer  in  Allgem.  Hesehr.  n. 
StatiBt.  d.  Schweiz  von  1872/78  U.  A  S.  86.  Hochgeb.*Waid-Ber.  ▼.  1862 
8.  198. 

36)  Statistische  Beschreibime  der  Gemeinde  Somiswald  (iL  Bern) 
in  Bemoullis  Schweiz.  Archiv  tur  Statist,  u.  Nat-Oek.  2^  BXndefaen 
1828  S.  108.  Auszug  aus  der  Forststatistik  des  Kantons  Bern  25.  53. 
V.  Wyss  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  I.  66.  67.  v.  Wyss  in  Allgem. 
Beschr.  u.  Statist,  d.  Schweiz  11.  6  S.  32. 

37)  cf.  den  Text  S.  9  u.  10  sowie  dilB  Citate  zu  Anm.  12. 

38)  y.  Wyss  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  I.  48.  Meister,  Be- 
trachtungen S.  8.  10.  V.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und 
Forstwirthschaft  S.  94. 

39)  Muller  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist  d.  Schweiz  für  1872/73 
S.  40U.   Rech.-Bericht  des  Reg.-Raths  des  Kant  Aareau  für  1872  S.  75. 

40)  ▼.  Wyss  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz  für  1872/78 
S.  31.  Zürich.  Gem. -Gesetz  y.  1866  §  174.  Zürich.  Civil  -  Gesetzbuch 
A.  38—41. 

41)  Auszug  aus  der  Forststatistik  des  Kantons  Bern  S.  25.  26. 

42)  Sulzberger  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist  d.  Schweiz  für 
1872/73  S.  415.  416. 

43)  Briefliche  Mittheilung  des  H.  Staatsschreibers  Amiet 

44)  V.  Wyss  in  Zeitschrirt  für  Schweiz.  Recht  I.  65  ff.  Becker,  die 
Allmeinde  S.  43.  Amtsbericht  der  administrativen  u.  richterlichen  Be- 
hörden an  den  dreifachen  Landrath  des  Kantons  Glarus  für  1867—72. 
Glarus,  Schmid  1872  S.  135.  136. 

45)  V.  Wyss  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  I.  41.  Blumer^  Schweiz. 
Demokrat  I.  386.  387.  II.  369.  374.  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  99. 
Desselben  Rechtsquellen  S.  153.  Alpwirthschaftliche  Monatsbl&tter  für 
1867  S.  74  tr.,  für  1868  S.  178.  179,  für  1871  S.  102,  für  1872  S.  23. 
Schatzmann,  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.  II.  45,  IV.  66  —  76.  Gresetz  des 
Kantons  Bern  über  die  Errichtung  von  Alpseybüchem  v.  21.  März  1854. 
Schweiz.  Alp.-Wirthschafts- Statist  von  1864  S.  273.  274.  Gesetzbuch 
für  die  Gemeinalpen  Nidwaldens  vom  18.  Januar  1868.  Stans  C.  v. 
Matt  1870. 

46)  Citate  zu  12.  Zu  erwähnen  ist  hier  noch,  dass  die  Privatrecbt- 
Gesetzbücher  einiger  Kantone  das  Eigenthum  der  Aktiengesellsehafteo 
ebenso  wie  das  <fer  Genossenschaften  als  eine  Art  Gesammteigenthu» 
auffassen. 

46a)  Citate  zu  45. 

47)  Umer  Landbuch  A.  383.  384.  Altes  Umer  Landbuch  von  1608 
in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XI.  76.  Beschluss  der  Umer  Bezirks- 
gemeinde vom  14.  Mai  1876  A.  3.    Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  84. 

48)  Züricher  Verordnung  betreffend. das  Rechnungswesen  v.  7.  Christ- 
monat 1868  A.  10. 

49)  cf.  über  die  Differenzirung  der  ursprünglich  einheitlichen  Ge> 
meinde  sowie  überhaupt  über  die  Geschichte  der  Schweizerischen  Land- 
gemeinde A.  V.  Miaskowski's  demnächst  erscheinende  Landgemeinde- 
verfassung der  deutschen  Schweiz. 

50)  Gesetz  der  Helv.  Republik  vom  18.  Honuing  1799  §  2  im  Helv. 
Tagblatt  II.  309.  Gesetz  der  Helv.  Republik  vom  8.  April  1799  daselbst 
n.  484  ff.  Mediationsacte  vom  19.  Homung  1808  bei  Voigt,  Handbuch 
des  Schweiz.  Bundesredits  3*  28.  29.  Bluntschli,  Züricher  Rechtsgesch. 
n.  360—862. 

51)  Kantonsverfassung  vom  11.  Oktober  1833  §  18.  Ausscheidung»- 
Urkunde  der  Güter  des  Bezirks  Schwyz  von  denen  der  beiden  Kor- 
porationen, nebst  Verzeichniss  der  den  neiden  Korporationen  Ober»  und 
Unterallmend  regelmässig  zugehörigen  Korporationsgüter  1857  (als  Manu* 
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•cript  gedruckt).  Veratändignn^  swuchen  den  bevoUmSchligten  Yer- 
treteni  des  Kantons  Schwyz  mit  den  beToUmäehtigten  Vertretern  der 
Mneinsamen  Korporation  der  Ober-  und  UnteraUmend  des  Kantons 
Scbwyz  Tom  10.  »eptember  1877.  Scbweixeriscbe  Zeitscbrift  für  das 
Forstwesen  für  1876  S.  69. 

52)  Lusser  in  Alldem.  Bescbreib.  u.  Statist,  der  Scbweiz  von  1872/7S 
8.  105.    VerÜBLssung  für  den  Kanton  Uri  yom  5.  Mai  1850  §  23. 

53)  Scbweiz.  Hochffebirgswald.  Ber.  von  1862  8.  146.  204. 

54;  J.  6.  Wyss,  Üeber  das  Verbaltniss  der  Recbtsamebesitzer  zu 
den  Nicbtrecbtsamebesitzero  in  der  Zeitscbrift  für  vaterländiscbes  Becbt 
III.  S.  1  ff.  J.  L.  Scbnell,  lieber  die  Bereinigung  des  Recbtsamewesens 
in  ders.  Zeitscbr.  V.  113  ff.  Ueber  das  Becbtsameverbältniss.  Von  einem 
Micbtberecbtigten  (obne  Datum  und  Druckort).  Ueber  die  Natur  der 
Recbtsamegemeinden.  Abdruck  eines  ELreisscbreibens  und  der  demselben 
zu  Grunde  liegenden  Gutachten  in  der  Zeitsclmft  für  Vaterland.  Recht 
Band  XII.  S.  129  ff.    Benaud  in  Zeitscbr.  für  Deutsch.  Recht  IX.  71.^ 

55)  Züricher  Gresetz  über  die  Erwerbung,  Wirkungen  und  Verlust 
des  Bürgerrechts  vom  20.  Herbstmonat  1833.  Gremeinoe^esetz  vom  25» 
April  1866  §  174.  v.  Wyss  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz 
von  1872/73  S.  32. 

56)  Schnell,  Ueber  die  Bereinigung  S.  116.  117.  Ueber  das  Becbt- 
sameverbältniss S.  5 — 16.  Kurz,  Die  Gemeindekorporationsgütor  in  der 
Sdiweiz.  Zeitschr.  f.  Gemeinnützigkeit  für  1865  S.  407  ff.  Auszug  der 
Forststatistik  des  Kantons  Bern  S.  23.  25. 

57)  Die  Koiporationsgemeinde  Zug.  Zürich,  Orell  u.  Füssli  1856» 
8.  3  —  25.  46.  Verfassung  des  Kantons  Zug  von  1648  §  8.  Müller  in 
AUgem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73  8.  193.  Blumer^ 
Schweiz.  Demokrat  L  370.   II.  73.  330—332. 

58)  Verfassung  des  Kantons  Aargau  vom  22.  Homung  1S52  §  20. 
Müller  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist  d.  Schweiz  von  1872/73  S.  400. 
Reck-Bericht  des  Aargauischen  Regierungsraths  für  1872  S.  159,  für 
1875  S.  15,  für  1876  S.  15. 

58a)  PrivatrechtUches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Thurgau,  Ab- 
schnitt 8  §  15.  Thurgauisches  Gesetz  betreffend  Ablösung  der  Wald- 
senrituten  vom  23.  Mai  1871  §  27. 

59)  FSssler  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist  d.  Schweiz  von  1872/73, 
II.  6.  S.  320.    BriefUche  MiUheilun^  des  H.  Zuberbühler. 

60)  Helv.  Gesetz  über  Organiäirung  der  MiinicipaUtaten  vom  13. 
Wintermonat  1798  in  Helv.  lligbl.  IL  95  ff.  Gesetz  über  denselben 
Gegenstand  vom  15.  Homung  1799  S.  82--85,  daselbst  U.  8.  326  ff. 

61)  Ausser  den  bereits  ad  Anm.  1  citirten  Arbeiten  von  Stettier, 
Blosch,  Gutachten  S.  31  —  34,  und  Kurz,  Gemeindekoiporationsgüter 
8.  419.  421.  428:  J.  Friedlieb,  Die  Burgergutolhure  im  Kanton  Bern 
nach  Geschichte,  Recht  und  Vernunft  unpartheiiscn  beleuchtet  Bern, 
HaUer  1864  8.  56.  K.  G.  König,  Reorganisation  der  Burgergemeinden 
und  Theilung  der  Nutzungsgüter.  Bern.  Jent  u.  Reinert  1865  S.  5.  10. 
15*  17—20.  29.  £d.  v.  Wattenwyl,  Von  der  Reform  der  Burgergemeinde, 
ohne  Theilung  der  Burgergüter.  Bern,  Wyss  1S63  S.  19.  27.  Quinquerez, 
Observations  sur  Torigine  et  la  destination  des  biens  appel^s  de  bourgeoisie 
dans  le  Jura  Bemois  (als  Manuscript  gedruckt).  Les  reformes  communauz 
dans  le  canton  de  Berne.  Del^ont  Botehat  1875.  Cbatelanat,  BeitrSge 
zur  Kenntniss  der  Staatsfinanzwirthschaft  des  Kantons  Bern  in  Zeitschr. 
f.  Schw.  Statistik  für  1878.  II.  III.  S.  89  ff.  Vortrag  der  Direction  des 
Innern  an  den  Beg.-Rath  betreffend  die  Frage  der  Revision  der  Burger- 
naUungsreglemente  (Reg.-Rath  Kurz).  Bern,  HaUer  1863  8.  48.  49. 
Vortrag  d^  Bnrgerraths  an  die  Burgergemeinde  der  Stadt  Bern  vom 
21.  März  1864  (v.  Tschamer).  Vortrag  der  Direction  des  Innern  nebst 
Gesetzentwurf  betreffend  die  Heimathgemeinden  vom  April  1865  (Bctt.- 
Bath  Kurz).    Bern,  HaUer  1865  8.  29.    Vortrag  der  Direction  des  Ge- 
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meinde*  und  Aimenwesens  nebst  Greaetxentwurf  betreffend  die  Benatsimg 
der  Burgergüter  YOm  16.  Man  1867  (Reg.-Rath  Hartmann).  Vortng 
u.  8.  w.  über  den  Recnn  Lammlin^n  vom  11.  November  1872  und  lu 
dem  Gesetzentwurf  betreffend  die  Bur^rgüter  vom  6.  Mars  1873  (Reg.- 
fiath  Hartmann).  Vortrag  der  Direction  des  Oemeindewesens  an  den 
Beg.-Rath  betreffend  Liquidation  der  Burgergniter  und  Verwendung  de« 
Er&igs  derselben  nebst  Gesetzentwurf  vom  9.  norember  1876  (Beg.-Bath 
Frossard).  Bem^  Lang  1872  S.  2 — 5.  40.  Verf.  des  Kantons  Bern  Tom 
31.  Juli  1831  §  94.  Gesetz  über  Orfl;anisation  und  GeschäftsfQhmng  der 
Gemeindebehörden  vom  20.  Dezemoer  1833  §  56.  Verf.  des  Kantons 
Bern  vom  31.  Heumonat  1846  §  46.  69.  83.  Gemeindegesetz  rom  6.  De- 
zember 1852  §  26.  42.  44.  45.  46.  Staatayerwaltungsb^icht  für  das  Jahr 
1875  S.  197. 

62)  Wartmann  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz  v.  1S72/73. 
II.  6.  S.  343.  344.  Botschaft  des  St  Gallischen  Beg.-Raths  zu  den 
Normativbestimmungen  vom  8.  Gel  1875  S.  8.  9.  Reg.-RfithL  Bericht 
für  1875  S.  28,  fdr  187ß  S.  29.  30.  Gesetz  betreffend  das  Steuerwesen 
der  Gemeinden  vom  17.  November  1858  S.  12.  16.  Organisationsgesets 
vom  1.  M&rz  1867  §  2  ff.  Kantonsverfassung  vom  17.  November  1861 
§  60.  61. 

63)  Sulzberger  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  von 
1872/73.  II.  6.  S.  411  Anm.  1.  Briefliche  Mittheilung  des  H.  Reg.-Rath& 
Sulzberger.  Verfassung  des  Kantons  Thurgniu  vom  28.  Febr.  1869  §  46. 
Gesetz  oetreffend  die  Ausscheidung  der  Orts-  und  Bürgerguter  vom 
13.  Seotember  bez.  29.  Weinmonat  1871. 

64)  Gesetz  betreffend  die  Ausscheidung  der  Gemeindegüter  vom  18. 
Januar  1875.    Briefliche  Mittheilung  des  H.  Landammans  Schwersmann. 

65)  Veifassung  des  Kantons  Baselstadt  vom  28.  Heumonat  1833  §  42. 
Verfassung  des  Kantons  Baselstadt  vom  28.  Februar  1858  §  42.  Gesetz 
betreffend  Uebemahme  stadtischer  Geschäfte  durch  den  Staat  vom  19. 
April  1859.  Verfassung  des  Kantons  Baselstadt  vom  10.  Mai  1875 
§  14 — 17.    Ausscheidungsvertrag  vom  6.  Juni  1876.    Gemeindegesets  vom 

26.  Juni  1876  §  1.  2.  3.  12  ff. 

66)  V.  Wyss  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz  von  1872/73 
n.  6.  S.  30.  31.  Schriftliche  Mittheilun^  des  H.  Prof.  Treichler.  GeseU 
über  die  Gemeindeausgaben  und  Gemeindesteuern  vom  15.  Wintermonat 
1835  §  9.  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Gemeindegüter  vom  28.  Brach* 
monat  1837  §  1.  Gemeindeg^etz  vom  20.  Brachmonat  1855  S  155.  163. 
Gemeindegesetz  vom  25.  Apnl  1866  §  165.  176.  177.  Sulzer,  Bericht  der 
Züricher  Grossrathskommission  über  den  Gemeindegesetzentwurf  voa 
1875   im  Zürich.  Kantonsblatt  für   1874  S.  1179.    Gemeindegesets  vom 

27.  Brachmonat  1875  (|  3.  7.  10.  106.  110.  Gesetz  betreffend  die  Civil* 
gemeinden  vom  27.  März  1878. 

67)  Gemeindegesetz  vom  29.  Januar  1861  §  22.  131.  143.  Verfasaung 
des  Kantons  Schaffhausen  vom  14.  Mai  1876  §  96.  Briefliche  Mittha* 
lung  des  verstorbenen  Hrn.  Regierungspräsidenten  GiseL 

68)  Bider  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73 
U.  6.  S.  275.  287.  Briefliche  Mittheilung  des  Hm.  Landschreiben 
Dr.  Glaser. 

69)  Verfassung  des  Kantons  Nidwaiden  vom  I.  April  1850  §  65 — 74. 
Deschwanden  in  Alldem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73 
II.  6.  S.  151.    Briefliche  Mittheilung  des  H.  Fürsprecher  v.  Deeehwanden. 

70)  Verfassung  des  Kantons  Obwalden  vom  27.  Weinmonat  1H67  §  71. 
Steuergesetz  vom  3.  März  1870  §  50. 

71)  Müller  in  Allgem.  Beschreib  u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73 
II.  6.  S.  400^401.  Gesetz  über  die  Verwendung  der  Gkmeindegüter 
und  den  Bezug  von  Gemeindesteuern  vom  30.  Wintermonat  1866  §  2— 'tS. 
Bech.-Bericht  des  Beg.-Baths  für  1876  S.  16.  Bund  für  1875  No.  359. 

72)  Memoriale  der  Landsgemeinden  von  1875.  1876.  1877. 
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73)  A.  ▼.  Miaskowtki's  demnächBt  encheinende  Laadgemeinderer- 
£u8iuig  der  deutschen  Schweix.    Abschnitt:  G^meindebezirk. 

74)  ▼.  Wj88  in  Zeitschrift  für  Schweix.  Recht  I.  67.  68.  Blmner, 
Schweiz.  Demokrat.  I.  79.  127.  382.    U.  848. 

75)  V.  Wybs  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  I.  69.  Lusser  in 
AUgem.  Besenreib.  u.  Statist  der  Schweiz  von  1872/73  IL  6.  S.  105. 
ProtocoUe  der  Landsgemeinde  von  1875.  Briefliche  Mittheilung  des  H. 
gewesenen  Staatsanwalts  Fl.  Lusser. 

76)  V.  Wyss  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  I.  passim.  Briefliche 
Mittheilung  des  H.  Landamman  J.  B.  Rusch. 

77)  Bittschrift  mehrerer  Genossenschaften  des  Bezirks  Wyl  an  den 
grossen  Rath  des  Kantons  St.  Gallen  um  Wiederanerkennung  und  Be- 
aufsichtigung derselben  als  gesetzlicher  Genossenschaften  oder  EHassnng 
eines  Specialgesetzes  für  ihre  Verhältnisse  (als  Manuscript  gedruckt). 
Botschaft  des  St  Galler  Regierungsraths  zu  den  Normativbestimmungen 
Tom  8.  Oktober  1875  S.  11.    Normatiybestimmungen  §  2.  10.  45—49. 

78)  Gesetz  über  das  Gemeindewesen  Tom  27.  Brachmonat  1875  g  2. 
3.  7.    Gesetz  betreffend  Civilgemeinden  vom  27.  März  1878  §  5. 

79)  Die  Veräasserung  der  liegenschaftlichen  Gtemeindegüter  an  dritte 
Personen  und  ihre  Vertneilung  unter  die  Genossen  ist  schlechterdings 
verboten:  Schwyzer  Oberallmendverordnung  von  1857  §  1  und  von  1878 
§  1.  Aargauisches  Gesetz  über  Verwendung  der  Gemeindegüter  vom 
30.  Wintermonat  1866  §  2.  Aargauischer  Entwurf  eines  allgem.  Steuer- 
geeetzes  vom  8.  Herbstmonat  1877  §  59  IIL  Bemisches  Gemeindegesetz 
vom  6.  December  1852  §  40—47.  Statuten  der  Dorfgemeinde  Blickenstorf 
vom  4.  März  1875  §  1.  Statuten  der  Dorfgemeinde  Baar  vom  6.  März 
1870  S  1.  Statuten  für  Unterägeri  vom  8.  Oktober  1865  §  3.  52.  Ver- 
ordnung für  Oberägeri  von  187]  §  1.  24.  Vollzugsverordnung  zu  den 
Gesetaen   und  Verordnun^n  von  Walchwyl  vom  31.  Mai   1863   §  57. 

Die  Vertheilung  der  liegenschafttichen  Gemeindegüter  unter  die  Ge- 
nossen und  die  Verminderung  des  Gemeindevermö^ens  ist  verboten: 
Obwaldner  Kantonsverfassung  vom  27.  Weinmonat  1867  §  10,  wiederholt 
in  dem  Statutarrecht  für  Sachsein  von  1872  §  8,  und  die  St.  Galler 
Kantonsverfassung  vom  17.  November  1861  §  17. 

Folgende  Gesetze  beschränken  sich  darauf^  die  ungeschmälerte  Erhal- 
tung des  Stammvermögens  der  Öffentlichen  Gremeinden  zu  sichern^  so  dass 
also  die  Veräusserunf  der  Gemeindegüter  nicht  ausgeschlossen  ist,  wohl 
aber  verlangt  wird,  dass  der  Werth  der  veräusserten  Güter  zum  Stamm- 
vermögen der  Gemeinde  geschlagen  werde:  Schaffhausener  Gemeindegeseta 
vom  29.  Januar  1861  §  138.  Zuger  Gememdegesetz  vom  20.  Wintermonat 
1876  I  92.    Züricher  Gemeindegeseta   vom  27.  Brachmonat  1875  §  108. 

Die  fblf^enden  Verfassungsgesetze  garantiren  den  Bürgerfi^emeinden 
und  Öffentlichen  Korporationen  die  Unverletalichkeit  und  Semstverwal- 
tong  ihres  Eigenthnms:  GJarner  Kantonsverfassung  vom  22.  Mai  1842 
und  II.  Mai  1851  §  20.  Umer  Kant- Verf.  vom  5.  Mai  1850  §  22.  Appen- 
zell-L-Rhodener  Kant- Verf.  vom  24.  Wintermonat  1872  §  4.  Bemer 
Kant- Verf.  vom  13.  Heumonat  1846  §  69.  Luzemer  Kant- Verf.  vom 
28.  Homung  1875  $  9.  Schwyzer  Kant- Verf.  vom  11.  Juni  1876  §  13. 
Schaffhausener  Kant- Verf.  vom  7.  Mai  1852  §  56  (jedoch  nicbt  mehr 
wi^erfadlt  von  der  Verfassung  von  1876).  Basektädtische  Kant-Verf. 
vom  19.  April  1875  S  16. 

80)  Thurganisches  Gemeindegesetz  vom  7.  September  1874  §22. 
Lnaemer  Oiganisationsgesetz  vom  7.  Brachmonat  1866  §  291.  Das  ver- 
bot der  VeriwBserun^  und  Vertheilung  der  Gemeinde-  und  Korporadons- 
guter  ohne  Genehmigung  der  Regierung  ist  für  die  Gemeinde-  und 
Sorporationswälder  noch  besonders  wiederholt  und  eingeschärft  worden 
in  dem  Luzemer  Forstgeseta  vom  3.  Juni  1835  und  5.  März  1875  §  21.  23, 
Züricher  Forstgeseta  vom  27.  December  1860  {  46,  Schaffhausener  Forst- 
geseta vom  9.  September  1868  S  15,  Aargauer  Forstgeseta  vom  29.  Hör- 
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nung  1860  §  19.  20,  den  Berner  Polizeiyonchnfken  yom  26.  Oktober 
1853  i  13,  dem  St  GallenBchen  Fontgesetz  yom  30.  November  2675  %  25. 
Bundes^etz  betreffend  die  eidgenössische  Oberaufsicht  ühet  die  Font^ 
polizei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876  §  12.  13. 

81)  Rech. -Bericht  des  Schaffhaosener  B^erungsraths  für  18T5 
S.  122.  127.    Schweiz,  landwirthsch.  Zeitschrift  1874  S.  34. 

82)  Aargauisches  G^etz  über  Verwendung  der  Gemeindegüter  vom 
30.  ^intermonat  1866  §  2.  Aargauischer  Entwurf  eines  AUgem.  Steuer- 
gesetzes  vom  8.  Herbstmonat  1877  §  59.  III.  Thurgauisches  Ireaets  über 
Gemeindesteuerwesen  vom  7.  December  1858  §  15.  St  Galler  Orgam- 
sationsgesetz  vom  1.  März  1867  §  166. 

82a)  Hotz,  Allmend  Horger  E^g  S.  51.  Desselben  Historische  Bei- 
träge zur  Greschichte  der  Sttät  Wmterthur.  Winterthur,  Bleuler*Haas- 
beer  1868  S.  3.  Benaud  in  Zeitschrift  für  deutsches  Becht  IX.  S.  66. 
Bluntschli,  Züricher  Bechtsgesch.  H.  78.  79.  Stettier,  Versuch  51—53, 
cf.  auch  Citat  zu  Anm.  53.  Schweiz.  Zeitschr.  für  das  Forstwesen  für 
1872  S.  168  ff. 

83)  Luzemer  Forstgesetz  vom  5.  März  1875  §  22. 

84)  Schweiz,  hmdwirthsch.  Zeitschrift  für  1874  S.  513.  Schweiz.  Zeit- 
schrift für  das  Forstwesen  für  1868  S.  98.  99,  für  1869  S.  173,  für  1872 
S.  168—174,  für  1876  S.  109.  187.  Meister,  Betrachtungen  &  10.  Beck- 
Bericht  des  Aargauer  Beg.-Baths  für  1876  S.  129.  133.  Bech^Bericht 
des  Thurgauer  Beg.-Baths  für  1875  S.  37.  3S.  Bech.<Bericht  des  St 
Galler  Beg.-Baths  för  1876  S.  29. 

85)  Schweiz,  landwirthsch.  Zeitschr.  für  1875  S.  561.  563.  Wart- 
mann in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist  der  Schweiz  von  1872/73  IL  6. 
S.  355  Anm.  2.  AepU,  Ortsgenossenschaften  S.  11.  16.  17.  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  den  Kanton  Nidwaiden,  Theii  L 
Sachenrecht  1S68  S  46.  47.  Heer  in  Allgem.  Beschreib.  iL  Statist  der 
Schweiz  von  1872/73  S.  174  Anm.  2.  Appenzellisches  Landbuch  von 
1409  §  39.  A.  v.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forzt- 
wirthschaft  S.  6. 

86)  Hausier,  Bechtsverhältnisse  S.  26.  27. 

87)  Urkundenbuch  der  Abtei  St  Gallen  II,  Urk.  No.  426.  444.  537. 
550.  680.  Luzerner  Urkunde  vom  27.  August  1442  im  Greschichtsfi^und 
XX.  S.  39.  40.  Öffnung  von  Hege  von  1396  bei  Grimm,  Verth.  T.  120. 
Öffnung  von  Ossingen  das.  L  94.  Hofrecht  von  Emmen  von  1303  das.  I. 
166.  Hofrecht  zuEgeri  aus  dem  XIV.  Jahrhundert  das.  I.  159.  Offoung 
von  Neftenbach  das.  L  14.  Öffnung  von  Maur  das.  I.  43.  Öffnung  von 
Breiti  das.  I.  79.  Öffnung  von  Birmenstorf  v.  1367  bei  Bluntschli,  Zürich. 
Bechtsgeschichte  L  257.  Öffnung  von  Klotten  in  Schauberg,  Becbts- 
gueilen  I.  187  ff.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat  II.  355—358.  Bluntschli, 
Züricher  Bechtsgeschichte  I.  85.  256.  Benaud  in  Zeitschr.  für  Oeutech. 
Becht  IX.  S.  38.  v.  Segesser,  Luzemer  Bechtsgesch.  Buch  XIII.  S.  185. 
V.  Inama,  Ausbildung  der  Grundherrschaften  S.  17  ff. 

88)  Heusler,  B^htsverhältnisse  S.  72  ff.  Desselben  Bechtsguellen 
S.  105  ff.  Schiedsrichterliches  Urtheil  von  1302  bei  v.  Wyss  in  Betchr. 
für  Schweiz.  Becht  S.  79. 

89)  V.  Wyss,  Zeitschr.  für  Schweiz.  Becht  L  52.  53.  Hots,  Horver 
Allmend  S.  II.  Wyss,  Verhältniss  S.  1  ff.  Benaud  in  Zeitschr.  ffir 
Deutsch.  Becht  IX.  35.  A.  v.  Miaskowski,  Verfiusung  der  Land-,  Alpen- 
und  Forstwirthschaft  S.  19.  20. 

90)  Benaud  in  Zeitschr.  für  Deutsches  Becht  IX.  43.  44.  Sprach 
zwischen  den  Besitzern  der  ganzen  und  halben  Güter  zu  WiUadingen 
vom  16.  März  1509  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Becht  X  63. 

91)  Benaud  in  Zeitschr.  für  Deutsch.  Becht  IX.  44. 

92)  Benaud  in  Zeitschr.  für  Deutsch.  Becht  IX.  41  —  42.  Dorf- 
l^meindeordnune  von  Uszistorf  (A.-B.  Fraubrunnen)  vom  10.  April  1781 
m  Zeitschr.  für  Schweiz.  Becht  X.  54.    Hotz,  Horger  Allmend  S«  27. 
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93>  Benaad  in  Zeitschr.  für  Deutsch.  Recht  IX.  47  —  50.  Ordnang 
▼OD  OberÖnz  vom  2.  Januar  1780  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  IX.  51. 

94)  Schatzmann  in  Schweiz.  Alpenwirthschaft  II.  28.    V.  44. 

95)  Öffnung  von  Höngg  in  Bluntschli  Zürch.  Rg.  I.  251—252.  Ur- 
kunde das  Gotteshaus  Selnau  betreffend  von  1347  das.  I.  253.  Einzuss- 
brief  von  Richterschwil  von  1752  das.  II.  66.  A eitere  und  jüngere  OS" 
nnng  von  Thalwrl  das.  I.  257,  auch  bei  Grimm,  Weisth.  I.  56  ff.  Rechts- 
verhaltniss  in  £lgg  und  Männidorf  das.  II.  74.  75.  Öffnung  zu  Berg 
das.  I.  255.  Züricher  Staatsmandat  v.  19.  Juni  1654  das.  IL  81.  Ordnung 
zu  Regensberg  von  1681  das.  IL  60.  Einzuffsbrief  von  Regensberg  von 
1643  das.  H.  82.  Urkunde  betreffend  die  Gemeinde  Zollikon  Ton  1359 
bei  ▼.  Wyss  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  I.  58.  Statut  der  Gemeinde 
Horgen  von  1466  bei  Hotz,  Hor^er  Allmend  39.  40.  Züricher  Rathsbrief 
von  1567  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  IV.  180.  Hofrecht  von  Albis- 
rieden  aus  dem  15.  Jahrhundert  das.  IV.  134.  Amtsrecht  von  Meyen- 
berg  vom  31.  Juli  1526  das.  XVIII.  35.  37.  Rechtung  der  Abtei  Frau- 
münster,  XV.  Jahrhundert,  das.  IV.  166.  Reeiement  über  die  Waldungen 
der  Doif Genossenschaft  Strenffelbach  bei  Zofingen  für  1846  bei  v.  ^^ss 
in  Zeitscnr.  für  Schweiz.  Recht  L  31  Anm.  34.  Urbar  der  Grafscmift 
Baden  in  Argovia  III.  180.  Öffnung  des  Gotteshauses  Hermetschwjrl 
von  1693  bei  Rochholz,  Aarg.  Weisth.  S.  28.  Dorfordnung  von  Buttwil 
vom  23.  Juni  1761  das.  S.  177.  Beschluss  der  Gemeinde  Abtwyl  vom 
14.  December  1763  das.  S.  169.  Dorfordnung  von  HeggUngen  vom  3.  Juni 
1609  das.  S.  149.  Öffnung  der  Gemeinde  Ober-  und  Unterallikon  von 
1676  das.  S.  157.  Dorfrecht  von  Rustenschwil  von  1729  das.  S.  171. 
Strickler,  Grundzinse,  Frohndienste  und  Zehnten.  Separatabdruck  aus 
dem  2.  Quartalheft  der  Zeitschr.  für  Schweiz.  Statist  für  1874  S.  33. 
V.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthschaft 
S.  20—22. 

96)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  II.  353—356. 

97)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  II.  345.  Stadiin,  Topographie  des 
Kimtons  Zug  Lf.  I.  Bd.  3.  S.  136.  Müller  in  AUgem.  Beschreib,  u.  Statist. 
der  Schweiz  von  1872/73  II.  6.  S.  205. 

98)  Bittschrift  menrerer  Genossenschaften  des  Bezirks  Wyl  S.  12. 
y.  Segesser,  Luz.  Rechtsgesch.  Buch  13  S.  186,  Buch  7  S.  360.  Schatz- 
mann,  Alpenwirthsch.  Monatsblätter  für  1876  8.  156 — 157. 

99)  Lusser  in  AUffem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73 
II.  6.  S.  97.  Heer  das.  S.  175.  G.  Kaufmann  in  Hildebrands  Janr- 
b&cher  för  Nationdökonomie  und  Statistik  XXV.  148. 

100)  V.  Wjss  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  L  33.  Blösch,  Be- 
trachtungen S.  36. 

10!)  V.  Wyss  in  Zeitschr,  für  Schweiz.  Recht  L  67.  69.  71.  Heusler, 
Beehtsverhältnisse  S.  56-62.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  L  380.  II.  342. 
343.    Deschwanden  im  Geschichtsfreund  XXVL  7—10. 

102}  Dorfrecht  von  Buochs  vom  10.  Mai  1399  im  Geschichtsfreund 
XTV  S.  254.  Briefliche  Mittheilung  des  H.  Fürsprech  von  Descbwanden 
in  Stans.  Fässler  in  Alleem.  Beschreib,  u.  Statist,  der  Schweiz  1872/73 
S.  812.  Spruch  eines  Ratnsausschusses  hinsichtlich  Sachseins  vom  7.  Mai 
1641  in  Häusler,  Rechtsquellen  S.  130.  Geschwom.  Urtheil  über  NuUung 
der  Allmenden  von  Oberseewis  vom  14.  Juni  1769  das.  S.  135.  Beschluss 
der  Tlialgemeinde  Urseren  vom  10.  Mai  1682  in  Zeitschr.  für  Schweiz. 
Recht  Xll.  S.  84.  A.  v.  Miaskowski's  demnächst  erscheinende  Land- 
cemeindeverfassung  der  deutschen  Schweiz,  Abschnitt:  Bürgerrecht  und 
Niederlassung. 

103)  Urkunde  vom  21.  Heumonat  1364  im  Gescbichtsfrennd  XXVI 
8.  329.  Urkunde  vom  9.  Brachmonat  1414  das.  VIII.  129.  Urkunde 
vom  27.  August  1442  das.  XX.  S.  39.  40.  Urkunden-Regesten  für  das 
Thai  Urseren  das.  VIIL  S.  126.  133.  135.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat 
n.  351.  352.  356.    v.  Wjss,  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XVIII.  S.  122. 
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104)  Hensier,  RechtsTerhfiltnisae  S.  94  Alpwirthsch.  MonatobUUter 
1868  S.  49.  50.  V.  Wyss,  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  I.  S.  35.  Brief- 
liche Mittbeilunff  der  rerstorbenen  H.  RegierangspräBidenten  GtseL 

105)  Dorforcmang  von  Buttwil  vom  23.  Jani  1761  bei  Bochfaols,  Aarg. 
Weiflth.  S.  177.  Rev.  Dorfordnnng  von  Rotenschwil  von  1691  bei  Roe& 
hohe,  ^^S-  Weisth.  S.  161.  Dorfrecht  von  Ruatenschwil  vom  7.  Juni 
1729  das.  9.  170.  Dorfbuch  von  Rychingen  bei  Renaud  in  Zeitachr.  fvr 
Deutsch.  Recht  XI.  29.  Vergleich  zwischen  den  KechtsamebesitJEeni  und 
den  Bürgern  der  Dorfgemeinde  Rychingen  vom  24.  März  1743  dat. 
S.  65—66.  Öffnung  von  Meilen  bei  Bluntschli,  Zürich.  Rechtas«aeh.  L 
359.  Offnune  des  Flecken  Eleg  von  1532  das.  ü.  67.  v.  Seeener, 
Luzemer  Rechtsgesch.  Buch  XUL  S.  188.  189.  Renaud  in  Zeit5C&.  für 
Deutsches  Recht  iX.  S.  65. 

106)  V.  Wyss  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  I.  36. 

107)  Öffnung  von  Thalwyl  bei  Grimm,  Weisthümer  I.  56  ff.  Öff- 
nung von  Birmenstorf  von  1347  daselbst  L  29  ff.  Ofiiiung  von  Neften- 
bach  daselbst  L  74  ff.  Öffnung  von  Andelfingen  das.  I.  99  ff.  Öffnung 
von  Laufen  das.  I.  102  ff.  O&ung  von  Wülflingen  1484  das.  L  136  ff 
Öffnung  von  Hirslanden  und  Nadeibofen  von  1538  in  2^itschr,  f.  Schweiz. 
Recht  Y.  76.  Rechtung  des  Kelnhofs  in  Rümlang  aus  dem  XV.  Jahrb. 
das.  lY.  149.  150.  Öffnung  von  Hön^g  von  1338  bei  Bluntschli,  Zürich. 
Rechtsgesch.  n.  359.  Renaud  in  Zeitschr.  für  Deutsch.  Recht  XL  44. 
Hotz,  Horeer-Egg  S.  40. 

108)  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  31  ff.  Biumer,  Geschichte  der 
Schweiz.  Demokrat.  IL  355—358.  Erkenntniss  des  Züricher  Raths  vom 
16.  Juli  1670  bei  Bluntschli,  Zürich.  Rechtsgesch.  IL  66.  Zuger  Urkunde 
vom  9.  Wintermonat  1533  im  Geschichtmeund  XXVII.  S.  344.  345. 
Öffnung  von  Rümlang  von  1432  bei  Bluntschli,  Zürich.  Rechtsgesch.  I. 
256.  Uerthegesetz  für  Wolfenschiessen  vom  1 1.  November  1633  §  46  bei 
Heusler,  Recbtsquellen  S.  68.  Einungsbuch  von  Kerns  v.  1629  das.  S.  17. 
Zweite  Kemser  Einung  das.  S.  59.  Erkenntnisse  vom  10.  Mai  1812  u. 
25.  März  1845  das.  S.  57.  Samer  Siebengerichtsurtheii  vom  30.  Mai 
1851  das.  S.  73.  Revidirtes  Kemser  Einungsgsesetz  vom  11.  Mai  1862 
§  2.  Statutarrecht  der  Bürgergemeinde  Sächseln  von  1872  |  21.  36. 
EUnung  von  Schwändi  von  1471  bei  Heusler,  Rechtsquellen  S.  7.  Einiuig 
von  Lungern  von  1821  das.  S.  30.  Beschluss  der  Thalgemeinde  von  Ur- 
seren  vom  16.  Mai  1701  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XII.  65.  Engel* 
berger  Holzordnung  von  1850  §  3.  Altes  Glamer  Landbuch  in  Zeitschr. 
für  Schweiz.  Recht  VI.  68.  Urtheil  des  Geschwomen  Gerichts  für  den 
Freitheil  vom  25.  Februar  1623  in  Heusler,  Rechtsquellen  S.  75.  Statoten 
der  Ortskorporation  Baar  vom  31.  Juni  1873  §  4.  Statuten  der  Ort»* 
korporation  Unterägeri  vom  8.  Oktober  1865  §  1.  Heer  in  Allgem.  Be- 
schreib, u.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73  IL  6.  S.  180.  8u  Galler 
NormativbestimmUDgen  vom  8.  Oktober  1875  §  27.  L.  Kurz,  Gemeinde- 
korporationsgüter  S.  419.  Reglement  der  Burgergemeinde  Bern  über  die 
Berechtigung  zum  Feldgeld  vom  3.  MSrz  1884  §  2.  Instruktion  über 
die  Entnchtung  des  Bürgerholzes  vom  6.  Herbstmonat  1837  §  2. 

109)  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  34.  Zweite  Kemser  Einnog  bei 
Heusler,  Rechtsquellen  S.  59.  60.  Revidirte  Kenner  Einung  vom  11.  Mai 
1862  S4— 7.  Statutarrecht  der  Bürgergemeinde  Sachsein  von  1872  §31. 
32.  Verordnung  für  den  Freitheil  Samen  vom  27.  December  1873  §  L 
3—6.  S— 9.  Basellandschaftliche  Gesetze  vom  26.  September  1842.  TOm 
5.  Febraar  1844  und  vom  11.  April  1870  §  4  in  Zeltschrift  für  Schweia. 
Recht  XynL  26.  Luzemer  Organisationsgesetz  vom  7.  Brachmon*!  1866 
§291.  292.  St.  Galler  Botschaft  zu  den  Normativbestimmungen  vom 
8.  Oktober  1875  S.  24 — 28.  Aargauisches  Gesetz  über  die  Yerwendong 
der  Gemeindegüter  und  den  Bezug  von  Gemeindesteuern  vom  30.  Winter- 
monat  1866  S  28.  Vollzieh.  Veroranung  zu  diesem  Gesetz  vom  11.  Jan. 
1875  9  22. 
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HO)  Vortrag  der  Bemisohen  Direktion  des  Armen-  and  Gemeinde- 
weseos  vom  11.  November  1872  über  den  Reknn  Lammlingen  (Reg.- 
Bath  Hartmann)  S.  17.  Kurz,  G^meindekorporationsgüter  S.  431.  Vor- 
trag der  Direction  de«  G^meindewesens  an  den  Regiemngsraüi,  betreffend 
den  Gesetzentwurf  über  die  Liquidation  der  Bürgergüter  S.  2.  3.  Ber* 
niacbes  Armengetets  vom  1.  Juli  1857  §  16.  BemiscbeB  Gesetz,  betreffend 
Erweiterung  des  Stimmrechts  an  den  Einwohner-  und  Burgergemeinden 
vom  26.  August  1861  §  3.  Staatsverwaltungsbericht  des  &mtons  Bern 
für  1B76  S.  466. 

111)  Schwvzer  Landbuch  I.  p.  72,  H.  p.  20.  Umer  Landbuch  A.  335» 
11.  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  47  ff  Schiedsrichterlicher  Sprudi 
von  Ammann  und  Rath  zu  Nidwalden  vom  28.  September  1480 
bei  Heusler,  Rechtsauellen  S.  77.  Beggenrieder  Einnng  von  1666. 
1675.  1696  und  1698  das.  S.  77.  Geschwomen  Urtheil  von  Büren  vom 
30.  Jan.  1750  das.  S.  91.  Geschwomen  Urtheil  von  Stans  vom  11.  De- 
cember  1776  das.  S.  90.  91.  Geschwomen  Urtheil  von  Luneem  vom 
8.  April  1778  das.  S.  83.  84.  Geschwomen  Urtheil  der  Schwändi  vom 
4.  Juni  1731  das.  S.  118.  Beis£ssenordnuog  der  Schwändi  vom  18.  Jan. 
1762  das.  8.  80.  Geschwomen  Urtheil  von  Giswjl  vom  7.  April  1791 
das.  S.  87.  Verordnung  für  Buochs  und  Bürgen  von  1817  das.  S.  89. 
Verordnung  für  Sachsein  vom  8.  HomuujK  1837  das.  S.  85.  86.  Statutar- 
recht  von  Sachsein  von  1872  §  18.  19.  Schweiz.  Alpenwirthsch.  Statistik 
von  1864  S.  274.  292.  Forste  und  Holzordnung  des  Kantons  Zu^  vom 
13.  Mai  1860  |  4.  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  Schweizerischen 
Nationabaths,  betreffend  Revision  der  Bundesverfassung  von  1871/72. 
Bern,  Stämpfli  1873  S.  194.  205—206. 

112)  Umer  Landbuch  A.  274.  299.  335,  9  —  11.  Lusser  in  AUgem 
Beschreib,  u.  Statist  der  Schweiz  von  1872/73  IL  6.  S.  114.  Landraths- 
Erkenntniss  vom  5.  Mai  1844  in  Amtl.  Ges.  Sammlung  1856  S.  37. 

1 13)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  II.  355—857.  An  Ort  und  Stelle 
eingezogene  Erkundigungen. 

114}  Uerdiegesetz  für  Wolfenschiessen  vom  II.  November  1833  S  1—3 
bei  Heusler,  Rechtsquellen  S.  62.  Nidwaldner  Gesetz  vom  9.  Mai  1875. 
Deschwanden  in  Allgem.  Beschreib,  a.  Statist,  der  Schweiz  von  1872/73 
IL  6.  S.  148—151. 

115)  Holzordnung  und   Waldreglement  der  Gemeinde  Kerns  vom 

I  Novembor  1859  §  8.  10.  Statutarrecht  der  Bibgergemeinde  Sachsein 
von  1872  §  16.  23.  31.  36.  265.  Holzordnung  für  den  Zimmerthaler 
Wald  vom  13.-  15.  Bftai  1863  §  1.  Revidirte  HohBordnung  für  den  KSgis- 
wyler  und  Römersberger  Hochwaid  vom  7 — 9.  Mai  1875  §  1 — 19.  Hergis- 
wyler  Holzordnung  vom  2.  Febraar  1833  §  1.  2.  Ennetmoser  Holz- 
ordnung vom  3.  August  1851  %  I.  2.  Engelberger  Holzordnung  von  1850 
S  9.    fiigelberger  Schmalvieh-Ordnunff  von  1850  §  1. 

116)  Vortrag  der  Direction  des  Innem,  betreffend  die  Frage  der 
Revision  der  Burgerantzungsreglemente  (Res. -Rath  Kurz)  von  1863  S.  15. 
OffieSdle  Zusammenstellung  unter  dem  TiteT:  Corporations  usufructiöres 
(üs  Manuscript  gedruckt).  Auszug  aus  der  Forststatistik  des  Kantons 
Bern  8.  11.  Burgemutzungsreglement  der  Gemeinde  Aarmühle,  vom 
Beraer  Regperangsrath  bestätig  1854,  revidirt  1870.  Reglement  der 
Borgeigememde  fiera  über  die  Berechtigung  zum  Feldgeld  vom  3.  März 
1834  6  2.  3.  nebst  Zus&tzen  vom  14.  Juni  1841  und  12.  April  1847. 
Instooktion  der  Burgergemeinde  Bern  über  die  Entrichtung  des  Burger- 
holzes vom  6.  Herbstmonat  1837  §  1 — 3. 

1 17)  Luzemer  Reglement  über  die  Organisation  des  Korporations- 
wesens vom  13.  Juni  1855  §  51—54.  Luzemer  Organisationsffesetz  vom 
7.  Brachmonat  1866  §  292.  Pfyffer  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist  der 
Schweiz  von  1872/73  II.  6.  S.  88. 

118)  Statuten  der  Dorfgemeinde  Blickenstorf  vom  4.  M&rz  1875  §  11. 

II  45.     Statuten  der  Dorfgemeinde  Baar  vom  6.  März  1870  §  3  —  8. 
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Verordnung  über  die  Benutzung  und  Verwaltung  der  Allmendgüter  der 
Korporationsgemeinde  Oberligen  vom  4.  8.  und  2S.  Juni  1871  |  1  — 4. 
35.  37.  Gesetze  und  Veroranuncen  über  Benutzung  und  Vermutung 
der  Korporationsgemeinde  in  Waichwyl  vom  31.  Mai  1863  f  39.  44.  45. 
Statuten  über  die  künftige  Beuutzungsart  der  Grenoasenschaft  Unterigen 
vom  8.  Oktober  1865  §  33—35.    Forst-  und  Holzordnung  der  KorponiiioQS' 

Ssmeinde  Zug  vom  12.  Mai  1860  §  23.  27—34.  42.  43.    Vormnsehlag  der 
innahmen  und  Ausgaben  der  Korporationsgemeinde  Zuff  für  1876. 

119)  Bevidirte  Waldordnuns  für  den  Bezirk  Schwändi  vom  30.  Aug. 
1868  S  1 — 3.  Verordnung  über  Bewirthschaftung  der  Appenzeller  Amts- 
und Korporationswalduneen  vom  13.  Brachmonat  1872  §  3.  SchriftUehe 
Mittheilung  des  H.  Ständeraths  Rusch. 

120)  EngwiUer  in  Allgem.  Beschreib,  u.  Statist  der  Schweiz  von 
1872/73  II.  6.  S.  320. 

121)  Beglement  der  Orts^emeinde  Thal  vom  22.  November  1876  $11. 
Beschluss  des  St  Galier  Begierunffsraths  zu  den  Normativbestimmoagen 
vom  8.  Oktober  1875  S.  21.  22.  Normativ-Best  v.  8.  Okt  1875  $  22— 2S. 
Amtsbericht  des  St  Galler  Regierungsraths  für  1877  S.  22.  Wartaunn 
in  Allg.  Beschr.  u.  Statist  d.  Schweiz  v.  1872/73  IL  6.  S.  355» 

122)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  II.  356.  357.  Mündliche  Erkoo* 
digunf^en. 

123)  Gemeindegesetz  vom  27.  Brachmonat  1875  §  ilOa.  Reg.-Bithl. 
Rech.-Bericht.  für  1876  S.  370. 

124)  Ordnung  über  die  ortsbürgerliche  Holznutzung  in  der  Gemeinde 
Zofingen  vom  7.  u.  S.  Dez.  1846  §  1.  12.  14.  21  u.  Ergänzung  dieser 
Ordnung  vom  12.  März  1847. 

125)  Thurgauer  Gemeindegesetz  vom  8.  November  1874  §  23.  R^.* 
Räthl.  VoUziehungs -Verordnung  zu  diesem  Gesetz  vom  20.  Kovem^ 
1874  §  13.    Reg.-Räthi.  Rechensch.- Bericht  für  1875  S.  28—29. 

126)  Briefl.  MittheUung  des  verstorbenen  H.  Reg.-Präsidenten  GiseL 

127)  Gesetz  über  Bezug  des  Gabholzes  vom  11.  April  1870  %  1—3 
in  ZeiUchrift  für  Schweiz.  Recht  XVIIL  B.  25.  26.  Reg.-RSthL  Rechen- 
Schaftsbericht  für  1873/74  8.  69.  70.    Persönliche  Erkundigungen. 

128)  Citate  zur  Anm.  65.    Persönliche  Erkundigungen. 

128a)  Ueber  die  Organe,  welche  zur  Verwaltung  der  AUmmid  und 
zur  Verfügunf^  über  dieselbe  berechtigt  sind,  cf.  A.  v.  Miaakowski's  dem- 
nächst erschemde  Landgemeindeverfassung  der  deutschen  Schweiz. 

129)  Öffnung  von  Hege  von  1396  bei  Grimm,  Weisth.  1. 120  ff.  Ofenng 
von  Ossingen  bei  Grimm  I.  94  ff.  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  26.  27. 
A.  V.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  u.  Forstwirthsehaft 
S.  8.  V.  Inama,  Ausbildung  der  Grundherrschanen  S.  6  —24.  25  ff.  33  ff. 
hält  meines  Dafürhaltens  bereits  zu  früh  für  einen  reeelmässisen  Zustand 
(^osse  Verschiedenheiten  in  der  GhxSsse  der  bäuenichen  Grundbesitz- 
emheiten),  was  damals  doch  höchstens  Ausnahme  gewesen  sein  kann.  In 
jedem  Fall  hat  sich  der  bäuerliche  Besitz  in  seiner  ursprünglichen  Gröne 
im  Kanton  Bern  viel  länger  erhalten  als  in  der  Ostscnweiz. 

130)  Oeffnung  von  Röllikon,  Anfang  des  XV.  Jahrhunderts  bei 
Grimm,  Weisth.  V.  62.  Die  Korporationsgemeinde  Aegeri.  Zarich, 
Orell  u.  FÜBsli  1856  S.  16.  Botschaft  des  St  Galler  RegierongsnUhs  zu 
den  Normativbestimmungen  vom  8.  Oktober  1875  S.  14. 

131)  Erkenntniss  des  Züricher  Stadtraths  über  die  Benutzung  der 
Allmenden,  von  einer  im  Jahre  1650  angefertigten  Abschrift  abgecuuckt 
in  Schaubere,  Schweizerische  Rechtsquellen  I.  136  ff.  A.  v.  MiMkowaki. 
Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthsehaft  S.  19. 

132)  Stadiin,  Topographie  des  Kantons  Zug,  Th.  I.  Bd.  4  S.  274 
Anm.  113.  Altes  Eherecht  von  Gersau  von  1436  im  Geschichtsfreund  Vn. 
145—146.    V.  Segesser,  Luzem.  Rechtseesch.  Buch  IIL  S.  187. 

133)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  11.  363.  865.  Beschluss  der  Uerthe 
Büren   ob  dem  Bach  von   1736  und    1768  bei  Heusler,    Bechtaqueli«! 
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&  140.  OflEnung  yon  Maur  ron  1543  bei  Grimm,  Weisth.  L  48.  Der 
Sehweis.  GeseliMshaft  in  Bern  Sammlung  Ton  laodwirthschaftlichen  Dingen 
1761  S.  802.  805.  Abhandlungen  und  Beobachtungen  durch  die  Schweis. 
Geselltch.  in  Bern  ffCBammelt  1765  S.  35. 

i  >if1S4)  A.  ▼.  MiasKowski,  Yerfasanng  der  Land-,  Alpen-  u.  Forstwirth- 
schaft  S.  26.  Abhandlungen  u.  Beobachtungen  1762  S.  119  ff.  1764 
S.  106  ff.  1765  S.  6-9.  11.  12.  20. 

135)  Blumer,  Schweis.  Demokrat  II.  863.  864.  Beschluss  des  St. 
Ghiller  Kegierungsratbs  su  den  Normativbestimmungen  yom  8.  October 
1875  S.  15.  Steinmuller,  Beschreibung  I.  31  ff.  II.  33—40.  2%7— 290. 
Schweis.  landwirthsch.  Zeitschr.  f.  1874  S.  473.  513.  Beschluss  der  Ge- 
meinde Beggenried  vom  5.  Mai  1796  bei  Heusler,  Bechtsquellen  S.  119. 
Glur,  Boggwyler  Chronik.    Zofingen,  Ringner  1836  S.  219  ff. 

186)  Tagblatt  der  helvetischen  Bepublik  II.  S.  622. 

137)  Lusemer  Gesetse  YOm  28.  Brachmonat  1803  u.  24.  Mai  1887. 
Ueusler,  RechtaverhältniMc  S.  93.  St.  Galler  Gresets  betr.  Loskauf  des 
Tritt-  und  Trattrechts  vom  13.  Mai  1807.  Umer  Landbuch  A.  335. 
Zusats  zu  diesem  Art.  im  Tbl.  III.  S.  190  ff.  Schwyzer  Oberallmend- 
Terordnung  vom  10.  Wintermonat  1857. 

138)  Geschworenen- Urtheil  von  Büren  nid  dem  Bach  vom  2.  Mars 
1769  bei  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  92. 

139)  V.  Segesser,  Lusem.  Rechtsgesch.  Buch  3  S.  187. 

140)  Öffnung  von  Embrach  von  1518  bei  Grimm  L  111.  Öffnung 
▼on  Wiesendangen  von  1473  das.  S.  139.  Öffnung  von  Töss  von  1536 
das.  12S  ff.  Offnunir  von  Schwommendingen  von  1533  bei  Schanbe», 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  Rechtsquellen  I.  115  ff.  Holzordnung  der  Gemeinde 
Opzikon  von  1549  das.  1.  134  ff.    Riniker,  Forstwesen  des  Kantons  Aar- 

fau  S.  37.  38.    Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  11.  .'{58.  M59.     A.  v.  Mias- 
owski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirthscbaft  S.  81.  82. 

141)  AUmendverordnung  des  Raths  von  Zürich  bei  Schauberg, 
Zeitschr.  für  Schweiz,  ^echtsquell.  I.  136  ff.  Öffnung  von  Greiffen- 
berg  das.  I.  51  ff.    Öffnung  von  Meggen  in  v,  Segesser,  Luzem.  Rechts- 

fleh.  I.  512     Hotz,  Allmend  Horger-Egg  S.  25.     Schwyzer  Landbuch 
25.    A.  V.  Miaskowski,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirth- 
Bohaft  S.  58.  61.  62. 

142)  Hoch^ebirgBwald.-Bericht  von  1862  S.  116.  Christ,  Ob  dem 
Kemwald  passim.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  U.  360.  Botschaft  des 
St  Ghdler  Regierungsraths  zu  den  Normativbest  vom  8.  Oktober  1875 
a  14.  Nidwaldner  Urkunde  von  1889  im  Geschichtsfr.  I.  817.  Stadiin, 
Topographie  des  Kantons  Zug  Tbl.  I.  Bd.  3  S.  136—137.  Hotz,  All- 
mend Horzer  Egg  S.  53.  Rusch,  das  Armen wesen  im  Kanton  Appen- 
zell—L-Rh.  S.  3.  4.  SteinmüUer,  Beschreibung  II.  34.  Heusler,  Rechts- 
quellen  S.  12.  14.  18.  26. 

143)  Alpnacher  Ordnung  der  Theiler  nid  dem  Feld  vom  11.  Jan. 
1616  bei  Heusler,  Rechtsquellen  S.  128.  Spruch  eines  Rechtsausschnsses 
hinsichtlich  Sachseins  vom  7.  Mai  1641  das.  130.  Heusler,  Rechtsverhfilt- 
nisse  S.  88.  89.  Dorfordnung  von  Fenkrieden  vom  8.  Juni  1733  bei 
Rochholz,  Aarg.  bist.  Weisth.  S.  173. 

144)  Vergleich  der  Kirchgenossen  zu  Alpnach  vom  16.  Juni  1651  bei 
Heusler,  Recntsquelien  S.  129.  Beggenrieder  Allmendordnung  vom  26« 
December  1743  auf  S.  132. 

145)  Appenzeller  Urkunde  836  bei  Rusch,  Armen  wesen  im  Kanton 
Appenzell  8.  2  Anm.  13.  Blumer,  Schweiz.  Demokr.  II.  360.  361.  365. 
866.  368.  Schwyzer  Landb.  I.  p.  26.  II.  p.  83.  Umer  Landb.  A.  372. 
Beschluss  der  Bezirksgemeinde  von  Uri  vom  14.  Mai  1876  §  2.  Satzung 
der  Thalleute  von  Urseren  v.  7.  Homung  1868  im  Geschichtsfr.  VUI.  125. 
Zweites  Thalbuch  von  Engelberg  in  der  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht 
VU.  88.  Der  Stadt  Thun  Satzung  und  Einungsbuch  bestätigt  1585  in 
Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  IX.  4.     SteinmOller,  Beschreibung  II.  26. 
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Aeltettes  Einungsbuch  von  SachBeln  bei  Heusler,  BechtsqueDen  &  15. 
Kernser  EinuDffsbuch  von  1629  das.  8.  22. 

146)  Fr.  «r  Neomann,  Die  pro^ressiTe  Einkommensteaer,  Letpiig, 
Dancker  &  Humblot  1874  S.  (»5.  Aargaaer  Geseta  über  die  Vcnren* 
dang  der  Gemeindegäter  und  den  Bezog  Ton  Gemeindesteaem  Tom  30. 
Wintermonat  1866  S.  13.  Umer  Landbuch  A.  350  Tb.  III.  a  196  ff. 
Schaffhausener  GemeindegeBetz  Yom  29.  Januar  1861  §  137.  Obwaldener 
Steuergesetz  vom  3.  M&rz  1870  §  52.    Mündliche  Erkundimngen. 

147)  Blumer,  Schweiz.  Demokr.  IL  361.  362.  Urner  a.  Landbach  too 
1608  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XI.  65.  Neaes  Landbach  A.  350. 
Alpnacher  Allmendordnung  für  die  Theiler  nid  dem  Feld  vom  II.  Janaar 
1616  bei  Heusler,  Rechtsquellen  8.  127.  Verordnung  für  Sachaelo  Tom 
18.  Nov.  1804  das.  8.  122.  Beggenrieder  Einung  von  1677  das.  8.  125. 
Vergleich  zwischen  den  Theilem  in  der  Schwändi  vom  10.  Jan.  1713 
daa.  131.  Twingbuch  zu  Dietwil  von  1530  bei  Bochholz,  Aarg  Wetsth 
8.  113. 

148)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat  II.  361.  Snell,  Staatsrecht  IL  196. 
Schweiz.  Zeitschr.  f.  d.  Forstwesen  f.  1876  S.  71.  72.  Rechtfertigaag 
oder  geschichtliche  Beleuchtung  des  im  Bez.  Schwrz  waltenden  Rechts- 
streites der  so  geheissenen  Klauenpartei  gegen  die  Verwallnng  der  Ober- 
allmendkorporationsj?üter,  Schwjz  1838.  Grespräch  zweier  AUmeod- 
genossen  des  Bez.  Schwjz  über  die  Verhältnisse  des  OberallmendgutB 
^on  einem  Oberallmendgenossen),  Zuff,  Bluntschli  1841.  Bauherrn-  und 
Oberallmeindverordnung  von  1818,  £insiedeln,  Benziger  1818.  Ober- 
allmeindverordnungen  von  1835,  vom  29.  Oktober  1837,  vom  10.  Winter- 
monat 1857  und  von  1873.  Forstverordnungen  der  Oberallmendkorporatioa 
Schwyz  von  1864  und  1874.  Jahresrechnungen  der  Verwaltang  der 
Oberallmendkasse  von  1871—74. 

149)  Blumer,  Schweiz.  Demokrat  II.  363.  Lusser,  Gemeinde- 
korporationsgüter  8.  33.  38.  Beschlüsse  der  Umer  Bezirksgemeinde  vom 
14.  November  1875  und  14.  März  1876  im  Amtsblatt  für  den  Kanton  Uzi 

150)  Hochgebirgswald.  Bericht  von  1862  S.  232.  Bericht  von  1863 
Kurz,  Vortrag  der  Direktion  des  Innern,  betreffend  die  ^"nge  der  Re- 
vision der  Biirgerjzutsreglemente  1863  8.  9—13.  Friedlieb,  Bürgergntt- 
frage  im  Kanton  Sern  S.  32.  Voranschlag  der  Einnahmen  und  Aasgaben 
der  Korporationsgemeinde  Zne  für  1876. 

151)  Schweiz,  landwirthscä.  Zeitschr.  für  1874  8.  34.  Motivirang 
des  Antrags  Klein,  dem  Art.  42  der  Bundesverfassung  einen  Zoiatx  sa 

feben,  in  der  Nationalrathssitzung  vom  29.  November  1871  in  dem  FW>to- 
oll  über  die  Verhandlansen  des  Schweiz.  Nationahraths  u.  s.  w.  8.  207. 
Protokoll  der  Schwyzer  Ooerallmendgemeinde  von  1875. 

152)  Kurz,  Vortrag  der  Direktion  des  Innern,  betreff.  Revision  der 
Bürger^tsreelemente  1863  8.  46.  Bericht  des  Burgerraths  der  Stndt 
Bern  über  die  bürgerliche  Gemeindevertretung  von  1867—70,  Bern, 
Stampf  11  1872  8.  13—20.  Staatsverwaltungsbencht  des  Kantons  Bern 
f&r  1874  8.  188.  Jahresrechnungen  über  die  Verwaltung  der  Ober- 
allmendkasse von  1871 — 1874.     Itechenschaftsbericht  der  Sorporations- 

gemeinde  Zug  für  1873.     Schriftliche  Mittheilungen   aus  dem  Kanton 
t.  Gallen  und  Appenzell — A-Rh.  u.  s.  w. 

153)  Jahresrechnungen  über  die  Verwaltung  der  Oberallmendkasse 
für  1871—74. 

154)  Gemeindeorganisationsgesetz  für  den  Kanton  Thurgao  vom 
8.  November  1874  §  22.  23.  St  Galler  Kantonsverfassung  von  1861  S  17. 
St.  Galler  Verordnung  betreff.  Normativbestimmungen  vom  8.  Oktober 
1875  §  2.  3.  12.  35.  36.  37.  45.  Zuger  Gemeindeordnung  vom  20.  Winter- 
monat  1876  §  90. 

155)  Züricher  Gesetz  über  Gemeindeausgaben  and  Gemeindesteoem 
vom  15.  Christmonat  1835  §  9.  Züricher  Gesetz  über  die  Verwaltung 
der  Gemeindegüter  vom  28.  Brachmonat  1838  §  1.    Züricher  Gemeinde- 
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fesetz  Tom  20.  Brachmonat  1855  §  155.  Züricher  Gemeinde^setz  vom 
5.  April  1866  §  165.  Züricher  Gemeindegesetz  vom  27.  brachmonat 
1875  §  106.  108.  109.  Hailauer  in  Allg.  Beschr.  u.  Statist,  d.  Schweiz 
von  1972/73  IX.  6  S.  305.  Schaflfhausener  Gemeindegesetz  vom  29.  Jan. 
1^61  §  131.  135.  137.  143.  144.  Zuger  Gemeindegesetz  vom  25.  Winter- 
monat 1876  §  90.  Thurgauer  Gemeindegesetz  vom  8.  November  1874 
S  23.  Glamer  Gemeindegesetzentwürfe  in  den  Memorialen  für  die  Lands- 
(gemeinde  von  1875.  1876.  1878.  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
Schweiz.  Nationalraths ,  betreffend  Revision  der  Bundesverfassung  von 
1871/72,  Bern,  Stampf li  1873  S.  193  ff.;  von  1873/74,  Bern,  Stampf li 
1877  S.  94.  97.  163.  185. 

156)  Heusler,  Rechtsverhältnisse  S.  73.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.- 
II.  363.  369.  Schatzmann,  Schweiz.  Alp.  Wirthschaft  III.  111.  113. 
IV.  144.  Gemsch,  das.  VII.  33.  Berlepsch,  Die  Alpen  S.  400.  401. 
Badisches  landwirthschaftl.  Wochenblatt  für  1874  Nr.  43.  Altes  Umer 
Landbuch  von  1868  in  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XI.  62.  Umer 
Landbuch  A.  839—343.  Statutarrecht  von  Sachsein*  1872  §  216—219. 
Engelsberger  Thalbuch  von  1707  und  schriftliche  Mittheilung  des  Hm. 
Thalammann  Müller.  Glamer  Landbuch  II.  15  ff.  Schweiz.  Zeitschrift 
f.  d.  Forstwesen  f.  1876  S.  71. 

157)  Rechtsquellen  von  Baselstadt  und  -land  I.  S.  1056  Anm.  10. 
Engelberger  Satzung  von  1645.  1675.  1668.  1730  in  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht  VlI.  114.  119.  Blumer,  Schweiz.  Demokrat.  1.385.  Umer  Land- 
buch A.  405.  410.  412.  Nachgemeindeprotokoll  vom  10.  Mai  1835  im 
Land  buch  III.  S.  171.  Schweiz.  Alpwirthsch.-Statist  von  1864  S.  260. 
Hochgebirgswald'Ber.  von  1862  S.  130.  244.  245.  A.  v.  Miaskowski,  Ver- 
fassung der  Land-,  Alpen-  u.  Forstwirthschaft  der  Schweiz  S.  64  und 
daselbst  Quellenangaben  zu  Abschn.  II.  Anm.  44  und  85,  Abschn.  III. 
Anm.  17. 

158)  St.  Galler  Normativbestimmungen  vom  8.  October  1875  §  37. 
Rechenschaftsbericht  des  St.  Galler  Regierungsraths  f.  1875  S.  27. 

159)  St.  Galler  Normativbestimmungen  vom  8.  Okt.  1875  §  37. 
Rechenschaf^sber.  des  St.  Galler  Regierungsraths  für  1877  S.  21.  Glamer 
Land  buch  IL  235.  Amtsgericht  der  administr.  u.  rieht  Behörden  an 
den  dreifachen  Landrath  des  Kantons  Glarus  für  1869—72  S.  37,  für 
1872—75  S.  42. 

160)  Hotz,  Allmend  Horger  Esß  S.  50—52. 

161)  Rusch,  Armenwesen  des  Ilantons  Appenzell  3.  4. 

162)  Luzemer  Rathsverordnung  von  1590  in  v.  Segesser,  Luzeraer 
Rechts^esch.  Buch  3  S.  187.  Christ  in  Abhandlungen  und  Beobachtung, 
der  Oekonomischen  Gesellschaft  in  Kern  gesammelt  1764  S.  83.  Die 
Rechte  der  Gemeinde  Kappel  auf  die  Allmenden  Steinthal  und  Brand- 
holz St.  Gallen,  Kälin  1847  S.  18. 

163)  Rusch,  Armenwesen  des  K&ntons  Appenzell  S.  8.  4.  Stein- 
müUer,  Beschreibung  I.  36.  Schatzmann,  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.  S.  41 
bis  44.  Amtsbericht  des  Glamer  Rrgierungsraths  für  1869 — 72  S.  34. 
Briefliche  Mittheilung  des  verstorbenen  Hm.  Regierungspräs.  Gisel  und 
des  Hrn.  Thalvogts  Müller  in  Engel berg. 

164)  Verfassung  des  Kantons  Bern  vom  13.  Heumonat  1846  8  84.  85. 
Bemer  Gesetz  über  das  Armenwesen  vom  1.  Juli  1857  §  15-17.  Staats- 
verwaltungsbericht des  Kantons  Bern  für  1876  S.  15. 

165)  Lusser  in  Allg.  Beschr.  u.  Statistik  der  Schweiz  von  1872/73 
II.  6  S.  114—116.  Derselbe,  Gemeindekorporationsgüter  S.  15.  Umer 
Landbuch  A.  296—315.  334.  335.  337.  364-382.  SSS— 396  nebst  den  seit 
1824  eriassenen,  im  Landbuch  Bd.  III.  enthaltenen  Zusätzen,  cf.  nament- 
lich S.  160  ff.  190—194.  195.  196.  219.  Beschlüsse  der  Bezirksgemeinde 
von  1875  u.  1876. 

166)  Citate  zu  Anm.  148.  Gemsch  in  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.  VII. 
28—33.    Zeitschr.  für  Schweiz.  Forstwesen  für  1876  S.  70.   71.    Jahres- 

Forichnngtn  (9)  II.  4.    t.  Miukowski.  15 
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rechnang  der  Unterallmendkorporation  rom  1.  April  tS74  bis  31.  Marx  ISlo. 
Artb.  X.  Blum  1874.    YerordnuDg  der  Oberallmendrerwakaog  Ton  1877* 

167)  C.  y.  Deschwanden  in  Allg.  Beschreib,  n.  Statist  der  Schweiz 
▼on  1S72/73  II.  6  S.  150.  151.  Briefliche  Mittheilung  des  Um.  Fürsprech 
T.  Deschwanden.  Heosler,  Rechtsverhältnisse  S.  92.  Odermatt  in  den 
alpwirthschaftl  Monatsblättem  1872  S.  26.  27. 

16S)  Heusler,  RechtsTcrhältnisse  S.  72  ff.  85  ff.  94  ff.  Zweite  Einncg 
von  Sachsein  bei  Ileosler,    Recbtsquellen  S.   146.     Revidirte  Einang»- 

fesetze  der  Gemeinde  Kerns  vom  11.  Mai  1862.  Verordnung  über  die 
ilmend  der  Theilsame  Dorf  vom  2.  Oktober  1858.  SömmerongsordnuDg 
für  die  Gemeinde  Kerns  vom  16.  Oktober  1860.  Revidirte  Alpenordnung 
für  die  Gemeinde  Kerns  vom  2.  November  1870.  Einung  oder  Statutar- 
recht  der  Gemeinde  Sachsein,  herausgegeben  auf  Anordnung  und  mit 
Genehmigung  des  Bürgergemeinderaths  von  Cremeindeschreiber  Loch* 
mann  1872.  Verwaltungsreglement  für  den  Freitheil  Samen  vom  17. 
Hornung  1866.  Verschiedene  Beschlüsse  des  Freitheils  aus  dem  Jahre 
1874.  Entwurf  einer  Allmendordnung  für  die  Gemeinde  Giswyl  vom 
12.  Nov.  1865.  Keraser  Holzordnungen  vom  23.  Januar  1463  und  Tom 
2.  Nov.  1859.  Hergiswyler  Holzordnung  vom  2.  Febr.  1833.  Ennetmooser 
Holzordnung  vom  3.  August  1851.  Holzordnung  des  Zimmertfaaler 
Waldes,  von  den  drei  Theilsamen  Freitheil,  Kägiswji  und  Römersberg 
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Anhang. 


Wenn  in  Nachfolgendem  der  Versuch  gemacht  wird,  eine 
üebei-sicht  über  die  Allmenden  resp.  bürgerlichen  Nutzungs- 
güter der  einzelnen  Kantone  der  deutschen  Schweiz  nach 
ihrem  gegenwärtigen  Umfang  und  in  Eimangelung  von  Nach* 
richten  über  den  Umfang,  nach  ihrem  Werthe  zu  geben,  so  ist 
sich  der  Verfasser  der  UnvoUkommenheit  dieses  Unternehmens 
vollständig  bewusst.  Den  benutzten  Zahlen  fehlt  die  nöthige 
sichere  Gi-undlage  einer  gleichmässigen  Vermessung  und  Ka- 
tastrirung  des  schweizerischen  Bodens,  die  noch  nidit  fbr  alle 
Kantone  vorliegt;  auch  haftet  denselben  Zahlen  der  Mangel 
an,  dass  sie  in  verschiedenen  Zeiten,  nach  vei'schiedenen  Grund- 
sätzen und  von  verschiedenen  Pereonen  gewonnen  worden  sind. 
Sie  sind  ausserdem  noch  insofern  ungenügend,  als  nicht  überall 
die  für  Spezialzwecke  bestimmten  Güter  (Armen-,  Schul-  u.  s.  w. 
Güter)  von  den  Gemeindegütein  im  weiteren  Sinn  und  unter 
diesen  wieder  nicht  die  den  öffentlichen  Zwecken  der  Ge- 
meinde direkt  oder  indirekt  dienenden  von  den  bürgerlichen 
Nutzungsgütern  (Allmenden)  auseinander  gehalten  werden. 
Manche  der  aufgefahilen  Güter  dienen  demnach  ihrem  Kapital 
oder  ihrem  Eitrag  nach  zugleich  sowohl  den  öffentlichen 
Zwecken  der  Gemeinde,  als  den  privaten  der  Nutzniesser,  ohne 
dass  über  die  Quoten,  welche  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Fall  zur  Verwendung  gelangen,  das  Nähei*e  bekannt  geworden 
wäre.  Auch  ist  bei  einigen  Angaben  nicht  ausdiücklich  her- 
vorgehoben, ob  sie  sich  nur  auf  den  liegenschaftlichen  oder 
auch  auf  den  Kapitalbesitz  beziehen  und  ob  von  den  mitge- 
theilten  Weithen  der  Güter  etwaige  auf  denselben  lastende 
Schulden  abgezogen  worden  sind  oder  nicht.  Endlich  scheinen 
nicht  überall  von  den  für  uns  allein  in  Betracht  kommenden 
Gemeinde-  und  öffentlichen  Koi-porationsgütem  die  ih  unge- 
theilten  Miteigenthum  mehrerer  Pei-sonen  stehenden  privat- 
rechtlichen Genossenschaftsgüter,  deren  im  Text  speziell  ge- 
dacht worden  ist,  ausgeschieden  worden  zu  sein.  Am  Besten 
verwerthbar  sind  noch  die  sich  nur  auf  einzelne  Kulturarten 
beziehenden  Zusanunenstellungen,  die  sich  in   der  von  dem 
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Eidgenössischen  statistischen  Bureau  im  Jahre  1864  erhobenen 
und  im  Jahre  1868  herausgegebenen  Alpenstatistik  und  in 
den  von  Prof.  Landolt  henührenden  forststatistischen  Zu- 
sammenstellungen finden.  Obgleich  die  hier  verarbeiteten 
Zahlen  auch  nur  auf  Schätzung  beinihen  und  namentlich  den 
Daten  der  Alpenstatistik  auch  sonst  beträchtliche  Mängel  an- 
kleben, so  bieten  sie  doch  wenigstens  den  Vorzug,  dass  sie 
gleichzeitig  gewonnen  und  von  Personen  einheitlich  verarbeitet 
worden  sind,  welche  mit  den  betreflfenden  Verhältnissen  ver- 
traut waren.  Wenn  nun  trotzdem,  dass  manchen  der  benutzten 
Zahlen  so  gut  wie  alle  diejenigen  Eigenschaften  abgehen, 
welche  zur  Aufstellung  einer  zuverlässigen  Statistik  der  All- 
menden resp.  bürgerlichen  Nutzungsgüter  erforderlich  wären, 
dennoch  eine  Zusammenstellung  dieser  Zahlen  versucht  wird, 
so  geschieht  es  in  einer  doppelten  Absicht.  Einmal  liefern 
diese  Zahlen  immerhin  eine,  wenn  auch  nur  annähernd  richtige 
Vorstellung  von  dem  noch  immer  bedeutenden  Werth  und 
Umfang  der  Allmenden;  dann  aber  ist  zu  wünschen,  dass  die 
Mängel  dieser  Zusammenstellung  die  Anregung  zu  einer  nach 
einheitlichen  Grundsätzen  gleichzeitig  in  sämmtlichen  Kantonen 
der  Schweiz  aufzunehmenden  Statistik  der  Allmenden  resp. 
bürgerlichen  Nutzungsgüter  geben  mögen,  ähnlich  wie  dies  für 
den  Kanton  Schaffhausen  auf  Anregung  des  Verfassers  durch 
den  vei'storbenen  Regierungspräsidenten  Gisel  geschehen  ist. 
Hinsichtlich  sämmtlicher  mitgetheilter  Zahlen  ist  von  Sach- 
verständigen in  den  einzelnen  Kantonen,  denen  ich  dieselben 
mittheilte,  konstatirt  worden,  dass  es  keine  genaueren  und 
zuverlässigeren  giebt. 

Die  aus  den  einzelnen  Kantonen  vorliegenden  Daten  über 
Allmenden  im  Allgemeinen  sind,  weil  ungleichai-tig,  nicht 
summirt  worden,  wohl  aber  konnte  dies  in  Bezug  auf  die 
Daten  Über  die  Gemeinalpen  und  Gemeinwälder  geschehen. 
Nach  der  Schweiz.  Alp.- Wirthsch.  -  Statist,  von  1864  S.  258 
und  259  beträgt  die  Zahl  der  in  19  Kantonen  und  Halbkan- 
tonen, d.  h.  in  sämmtlichen  Kantonen  mit  Ausnahme  nur  von 
Baselstadt,  Genf,  Zürich,  Aargau,  Thurgau  und  Schaffhausen, 
welche  keine  Alpen  besitzen,  befindlichen  Alpen  4559  mit 
270,389  Stössen.  Von  diesen  4559  Alpen  gehören  nach  S.  273 
den  Gemeinden  allein,  den  Gemeinden  und  Privaten  zusammen 
und  den  Koi*porationen  2071  Alpen,  mithin  45.4%,  während 
2488  Alpen  =  54.6  %  sich  im  Privateigenthum  befinden.  Bei 
den  Gemeinden  sind  nicht  unterschieden  Einwohner-  und 
Bürgergemeinden,  bei  den  Korporationen  nicht  öffentliche  und 
Privatkorporationen.  Zu  den  Korporationen  sind  auch  die 
politischen  Bezirke,  z.  B.  üri  und  Urseren,  die  Kirchen,  Klöster 
und  auch  der  Staat  gerechnet,  dessen  Besitz  an  Alpen  aber 
ein  ausserordentlich  geringer  ist,  so  dass  diese  falsche  Rubri- 
zirung  das  Resultat  nicht  wesentlich  beeinflusst.   Die  einzelnen 
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Privaten  und  Korporationen  gemeinschaftlich  gehörenden  Alpen 
sind  zu  den  Korporationsalpen  und  die  mehreren  Privaten  ge- 
hörigen zu  den  Privatalpen  gerechnet  worden.  Die  sämmt- 
lichen  Alpen  haben  nach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsclt-Statist 
S.  278  und  319  zufolge  einer  allerdings  sehr  unvollkommenen 
imd  ausserdem  nicht  gleichmässig  vorgenommenen  Schätzung 
270,389  Stösse  und  repräsentiren  einen,  theils  auf  Grund  von 
Kauf-  und  Pachtpreisen,  theils  durch  Kapitalisiining  des  Ertrags 
der  Alpen,  theils  nach  der  Steuei-schatzung,  theils  endlich  voll- 
ständig arbiträr  festgestellten  Kapitalwerth  von  Fr.  77,186,103, 
welche  Summe  nach  Ansicht  des  Bearbeitei-s  der  Schweiz.  Alp  - 
Wirthsch.-Statist  S.  19  entschieden  zu  niedrig  ist,  daher  man. 
seiner  Ansicht  nach,  der  Wahrheit  näher  kommt,  wenn  sie  auf 
Fr.  200,000,000  erhöht  wird.  Diese  im  Allgemeinen  ange- 
brachte Korrektur  wird  auch  im  Einzelnen  bestätigt.  Während 
z.  B.  der  Kapitalwerth  der  Obwaldner  Alpen  nach  der  Schweiz. 
Alp.-Wiii;hsch.-Statist.  nur  auf  Fr.  3,419,533  angegeben  ist, 
schätzt  Lochmann  in  der  Schweiz.  Alpenwiilhschaft  Heft  VII 
S.  103  ihren  durch  Kapitalisation  der  Eilräge  gewonnenen 
Gebrauchswei-th  auf  Fr.  8,000,000  und  ihren  Kauf-  oder  Ver- 
kehrswerth  auf  Fr.  15,000,000.  War  aber  bereits  zur  Zeit  der 
alpenstatistischen  Erhebung  im  Jahre  1864  der  Kapitalwerth 
zu  niedrig  geschätzt,  so  gilt  dies  in  noch  viel  höherem  Grade 
für  die  Gegenwai-t,  in  der  die  namentlich  seit  dem  Anfang  der 
70er  Jahre  erfolgte  ausserordentliche  Steigeiiing  der  Milch- 
und  Käsepreise  auch  auf  den  Weilh  der  Alpen  zurückgewirkt 
hat  Ausser  den  eben  aufgezählten  leidet  die  Schweiz.  Alp.* 
Wirthsch.-Statist.  aber  auch  noch  an  anderen  nicht  unbedeu- 
tenden Mängeln,  indem  das  vei*sandte  Fragenschema  zum  Theil 
missverständlich  und  ungenau,  zum  Theil  gar  nicht  beant- 
wortet wurde,  so  dass  man  sich  häufig  durch  Interpolationen 
helfen  musste.  Die  Gesammtzahl  der  Stösse  vertheilt  sich  auf 
die  Gemeinden,  Gemeinden  und  Privaten,  und  Korpoi*ationen 
mit  178,597  =  66  %  und  auf  die  einzelnen  Privaten  mit 
91,792  =  34  7n.  Der  gesammte  Kapitalwerth  der  Alpen  ver- 
theilt sich  auf  die  Gemeinden  u.  s.  w.  mit  Fr.  44,643,250 
=  57.8  o/o  und  auf  die  Privaten  mit  Fr.  32,542,853  =  42.2  «/o- 
Nach  der  in  dem  von  Landolt  im  Jahre  1862  veröffentlichten 
Bericht  über  seine  üntei-suchung  der  Hochgebirgswaldungen 
enthaltenen  Schätzung  des  Schweiz.  Waldareals  beträgt  dasselbe 
2,134,600  Jucharteu  und  nach  einer  neueren  in  dem  von  dem- 
selben Verfasser  1877  herausgegebenen  Werk  Über  den  Wald, 
seine  Veijüngung,  Pflege  und  Benutzung  S.  44  enthaltenen 
Zusammenstellung  entfallen  von  diesen  2,134,600  Jucharten 
=  768,456  Hektaren  auf  den  staatlichen  Besitz  ca.  90,000 
Juch.  =  32,400  Hekt.  -  4.2<^0f  äuf  den  Besitz  der  Gemeinden, 
Genossenschaften  uud  Koi-porationen  ca.  1,500,000  Jach.  = 
540,000  Hekt.  =  70.2 » o  und  auf  den  Privatbesitz  ca.  544,445 
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Juch.  =  196,000  Hekt  =  25.6%.  Auch  hier  ist  leider  bei 
den  Gemeinden  nicht  zwischen  Einwohner-  und  Büi^gergemein- 
den,  bei  der  Benutzung  ihrer  Güter  nicht  zwischen  öffentlicher 
und  bürgerlicher  Nutzung  und  bei  den  Korporationen  nicht 
zwischen  öffentlichen  und  privaten  unterschieden  worden.  Mit 
dieser  Angabe  über  das  forstliche  Gesammtai*eal  stimmt  die 
neuerdings  von  dem  Eidgenössischen  Bureau  des  Bauwesens 
veranstaltete  Zusammenstellung  über  Bevölkeiiings-  und  Areal- 
verhältnisse nicht  ganz  überein,  indem  sie  das  Waldareal  der 
Schweiz  auf  771,420  Hekt.  angiebt  Das  über  die  Alpen-  und 
AValdstatistik  im  Allgemeinen  Gesagte  gilt  natürlich  ebenfalls 
für  die  Angaben  über  die  einzelnen  Kantone. 

Im  Kanton  Uri  existiii;  nach  Lusser,  Gemeindekorporations- 
güter S.  9—11,  eine  aus  den  Jahren  1851  und  1852  stammende, 
sehr  niedrige  Schätzung  der  dem  Bezirk  Uri  gehörigen  Boden- 
allmenden,  Gemeinwälder  und  Gemeinalpen  auf  Fr.  6,000,000. 
Der  offenbar  zu  niedrige  Steuerkataster  schätzt  diesen  Besitz 
zu  Folge  einer  brieflidben  Mittheilung  Lusser's  sogar  nur  auf 
Fr.  4,779,000.  Das  Korporationsgut  des  holzarmen,  aber  mit 
gi-ossen  und  schönen  Alpen  gesegneten  Bezirks  Urseren  wurde 
1851/52  nur  auf  Fr.  500,000,  im  Jahi-e  1876  aber  bereits  auf 
Fr.  750,000  geschätzt.  Nach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.- 
Statist.  von  1864,  S.  318,  haben  die  Alpen  des  ganzen  Kantons 
8527  Stösse  und  einen  Kapitalwerth  von  Fr.  2,188,586;  davon 
entfallen  auf  die  Korporationen,  Gemeinden  u.  s.  w.  7610  Stösse 
=  89.30,0  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  1,864,321  =  85.2  %, 
und  auf  die  Privatalpen  917  Stösse  =  10.7  ^.o  mit  einem 
Kapitalwerth  von  Fr.  324,265  =  14.8  o^;  Mit  Ausnahme  ge- 
ringer, im  Privateigenthum  befindlicher  Waldstücke  befindet 
sich  aller  Waldboden  im  Eigenthum  der  beiden  Bezirks- 
korporationen. 

Im  Kanton  Schwyz  ragt  der  Bezirk  Schwyz  durch  bedeu- 
tenden Allmendbesitz  unter  den  übrigen  Bezirken  hervor,  in- 
dem nach  Gemsch,  Schweiz.  Alpen wirthschaft  Heft  VII,  S.  24, 
das  ganze  Hochgebirge,  sowie  alle  grösseren  Waldungen  und 
ein  sehr  ausgedehntes  Garten-,  Wiesen-  und  Weidengelände 
sich  im  Eig?nthum  der  zum  Bezirk  Schwyz  gehörigen  Ober- 
und  Unterdlmendkorporation  befinden.  Hiei7:u  kommt  noch 
das  umfangreiche  Streu-  und  Toi-fland.  Es  übertiifiFt  nach  der 
obigen  Quelle  die  AUmend  an  Ausdehnung  das  gesammte  im 
Privateigenthum  befindliche  Areal  um  ein  Beträchtliches.  Ins- 
besondere befinden  sich  von  den  Waldungen  des  Bezirks  nur 
einige  Parzellen  im  Privateigenthum.  Nach  einer  in  der  Schweiz. 
Zeitschrift  für  das  Forstwesen  für  1876,  S.  70,  enthaltenen 
Angabe  gehören  der  Oberallmendkorporation  eigenthümlich 
307  Allmenden  und  340  Waldbezirke;  auf  die  Gemeinalpen 
werden  jährlich  circa  7000  Kühe  getrieben,  was,  5  Juch.  Alp- 
land auf  eine  Kuh  gerechnet,  für  die  Gemeinalpen  eine  Fläche 
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von  35,000  Juch.  ergiebt  Seit  der  Steuerrevision  von  1873 
versteuert  die  OberallmeodkorporatioR  ein  im  Kanton  Schw^-i 
gelegenes  Veiinögen  von  Fr.  3,800,000  und  ein  im  Kanton 
Zug  liegendes  Veiinögen  von  Fr.  150,000.  Nach  der  Alpen- 
Statistik  von  1864,  S.  318,  haben  die  Alpen  des  Kantons  12,d4S 
Stösse  und  einen  Kapitalwerth  von  Fr,  6,752.325.  Davon  ent- 
fallen auf  die  Koi-porations-  u.  s.  w.  Alpen  11,5(55  StöEse  ^ 
89.3 "  0  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  5,858,356  =  86.8  *  » 
und  auf  die  Privatalpen  1380  Stösse  =  10.7  "o  mit  einem 
Kapitalwerth  von  Fr.  893,969  =  13.2  \.  Die  Gemeinden  im 
engern  Sinn  dagegen  besitzen  nur  einen  sehr  gelingen  liegen- 
schaftlichen Besitz  und  zwar  nach  der  Zeitschrift  für  Schwfflz. 
Statistik  V,  161,  im  Werth  von  Fr.  108,200.  Für  die  übrigen 
Bezirke  des  Kantons  liegen  keine  Angaben  vor. 

Im  Kanton  Nidwalden  beträgt  nach  Lusser  a.  a.  O.,  S.  9, 
zufolge  einer  im  Jahre  1848  vorgenommenen  Schätzung  der 
Werth  der  im  Eigenthum  Her  Uerthen  befindlichen  Liegen- 
schaften Fr.  1,827,530,  wovon  auf  die  ßodenallmenden  und 
Waldungen  Fr,  1,322,249  und  auf  die  Alpen  Fr,  505,280  ent- 
fielen. Doch  soll  der  wirkliche  Werth  um  ^,3  höher  gewesen 
sein,  als  die  Schätzung.  Mach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.- 
Statist.  von  1864,  S.  318,  betragt  die  Zahl  der  Stösse  auf  den 
sftmmtlichen  Alpen  des  Kantons  4436,  ihr  Kapitalwerth 
Fr.  1,814,093,  welche  sich  auf  die  Gemeinde-,  Koiporations- 
IL  8.  w.  Alpen  mit  2830  Stössen  =  63.8  ",0  und  Fr.  1,002,773 
=  55.3  %  und  auf  die  Privatalpen  mit  1606  Stössen  =  36.2  ";„ 
und  Fr.  811,320  =  44.7  %  vertheilen. 

Für  den  Kanton  Obwalden  wird  von  Lusser  der  Werth 
der    Bodenallnienden,    Gemeinalpen    und    Gemeinwälder    auf 
Fr.    11,358,000   angegeben.     Nach  Lochmann,  Schweiz.  Alp- 
wirthschaft  VII,  S.  103,  sind  von  den  283  zu  Obwalden  ge- 
hörenden Alpen  219  im  Eigenthum  von  Gemeinden,  Korpora- 
tionen, und  nach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.-Statist.  von  1864, 
S.  318,  beträgt  die  Zahl  der  Stösse  auf  den  sämmtlichen  Alpen 
des  Kantons  7473  und  ihr  Kapitalwerth  Fr.  3,419,533;   davon 
""**""""   luf  die  Gemeinde-  u.  s.  w.   Alpen  6442  Stösse  = 
d  Fr.  3,054,466  =  89.3  ",0,  und  auf  die  Privatalpen 
e  =  13,8  %  und  Fr.  365,067  =  10.7  %.     Ueber 
ir  Obwaldens  besagt  eine   Notiz   in   der  Schweiz, 
für  das  Forstwesen,  Jahrg.  1872,  S.  12,  dass  der 
leil    derselben    den    Gemeinden    und    Genosssamen 
as  zum  Kanton  Obwalden  gehörige  Thal  Engelberg 
itzt   nach   einer  brieflichen   Mittheilung  des  Herrn 
ans  Müller  laut  Uerthebuch    von    1869   an  Boden- 
nur  14,982  Quadrat  Klafter;    ausserdem    gehören 
Urgem  drei  mit  Schmalvieh   befahrene  Alpen;    den 
iten  Bestandtheil   des  Gemeinguts  bilden  hier  die 
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Im  Kanton  Bern  hat  die  Direktion  des  Gemeinde-  und 
Annenwesens  im  Jahre  1868,  auf  Grund  der  obrigkeitlich  be- 
stätigten Klassifikationskontrakte,  sowie  der  von  den  Statt- 
haltem  eingezogenen  Berichte,  den  Weith  der  Burgergüter 
nach  Bezirken  zusammengestellt,  ohne  jedoch  eine  Garantie 
für  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  dieser  Zahlen  zu  über- 
nehmen; sie  bemerkt  dazu  ausserdem,  dass  in  den  Bezirken 
Porrentruy,  Couii;elai7,  Cerlier,  Moutier,  Freibergen  und  Fru- 
tigen  die  Ausscheidung  zwischen  Burger-  und  Einwohner- 
gemeindegütem  damals  noch  nicht  erfolgt  war.  Mit  diesen 
Vorbehalten  wird  der  Werth  der  sämmtlichen  Burgergemeinde- 
güter  des  Kantons  mit  Ausschluss  des  Besitzes  der  Rechtsame- 
und  Bäuertgenossenschaften  auf  Fr.  67,013,040  angegeben. 
Eine  im  Jahre  1875  von  der  Direktion  für  das  Gemeindewesen 
in  Vorschlag  gebrachte  statistische  Aufnahme  der  Burger- 
gemeindegüter  wurde  von  dem  Regierungsrath  einstweilen  ab- 
gelehnt. Nach  einem  von  Hen*n  Regierungsrath  Kurz  erstatteten 
Referat  bestand  im  Jahre  1866  das  Vermögen  der  Burger- 
gemeinden aus  Liegenschaften,  Gerechtsamen  (Fischenzen,  Bäder, 
Wirthschaften,  Mühlen  u.  s.  w.),  öffentlichen  Anstalten  (Biblio- 
theken, Schulen,  Spitälern,  Waisen- und  Armenhäusern  u.  s.  w.) 
und  zum  geringsten  Theil  aus  Kapitalien;  der  Werth  dieses 
Vermögens  wird  von  ihm  auf  mehrere  hundert  Millionen  Franken 
veranschlagt.  Besonders  gi'oss  ist  das  Vermögen  der  städtischen 
Burgergemeinden  in  Bern,  Thun  und  Burgdorf.  Die  Burger- 
güter sind  in  sehr  verschiedenem  Umfang  über  den  Kanton 
verbreitet;  am  stärksten  vertreten  sind  sie  im  Jura,  in  den 
seeländischen  Bezirken  Büren  und  Nidau,  in  den  oberaar- 
gauischen  Bezirken  Wangen  und  Aarwangen,  sowie  in  Thun 
und  Interlaken,  wogegen  sie  im  Emmenthal  gegenüber  dem 
Privatbesitz  und  im  Oberlande  gegenüber  dem  Besitz  einzelner 
Privatpersonen,  sowie  privater  Genossenschaften  zurücktreten. 
Von  den  Alpen  des  Kantons,  welche  nach  der  Schweiz.  Alp.- 
Wirthsch.-Statist.  von  1864  und  einer  im  Beiiiischen  statistischen 
Jahrbuch  für  1870  enthaltenen  Ergänzung  auf  46,496  Stösse  und 
auf  Fr.  12,782,865  geschätzt  werden,  entfallen  auf  die  Ge- 
meinde- u.  s.  w.  Alpen  20,485  Stösse  =  44.4  ^/o  mit  einem 
Kapitalwerth  von  Fi*.  4,700,608  =  36.8  %,  auf  die  Privatalpen 
26,011  Stösse  =  55.6  %  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  8,082,257 
=  63.2  %.  Die  Waldungen  des  Kantons  vertheilen  sich  nach 
der  im  Jahre  1867  von  der  Bemischen  Direktion  der  Domänen 
und  Forsten  herausgegebenen  Forststatistik,  S.  18,  folgender- 
massen:  dem  Staat  gehören  8.56%  (darunter  mit  Rechtsamen 
beschwert  1.8  ^o)«  den  Gemeinden  45.41  ^;q  (darunter  den 
Bureergemeinden  39.43  %),  verschiedenen  Anstalten  und  den 
Seykorporationen  6.83  %,  den  Rechtsamegenossenschaften 
0.85  %  und  einzelnen  Privaten  38.35  %. 
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SolothariL  Nach  den  von  eigens  dazu  bestellten  Eom- 
misBionen  veranstalteten  Erhebungen,  welche  von  der  R^erang 
im  Jahre  1863  zusammengestellt  wurden,  beträgt  der  ümiaoiD: 
der  Allmenden  15,074  Jucharten  =  drca  12  %  ^^  gesammten 
als  Acker,  Wiese  und  Weide  kultivirten  Areals  und  reprftsen- 
tii-en  dieselben  einen  Werth  von  Fr.  6,071,670  =  5.50  •  o  d^ 
Gesammtwerths  sämmtlicher  Aecker,  Wiesen  und  Weiden  des» 
Kantons.  Die  Zeitschrift  far  Schweizerische  Statistik  V,  161. 
giebt  das  liegenschaftliche  Gemeineigenthum  mit  Ausschluss 
der  für  Kirchen-,  Schul-  und  Armenzwecke  bestimmten  Fonds 
auf  Fr.  12,824,540  an.  Die  sämmtlichen  Alpen  des  Kantons 
haben  nach  der  Schweiz.  Alp.-Wiilhsch.-Statist.  von  1864  1632 
Stösse  und  repräsentiren  einen  Kapitalwerth  von  Fr.  837,960. 
wovon  auf  die  Gemeinde-  u.  s.  w.  entfallen  664  Stösse  ^= 
40.7  %  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  262,768  =  31.3  « •, 
auf  die  Privatalpen  968  Stösse  ^==  59.3  %  mit  einem  Kapital- 
werth von  Fr.  575,192  =  68.7  %.  Nach  Landolt,  Bericht 
1862,  gehören  von  sämmtlichen  Waldungen  des  Kantons  dem 
Staat  2.5  %,  den  Gemeinden  und  Korporationen  85.2  % «  d^ 
Privaten  12.3  %. 

Im  Kanton  Luzem  haben  nach  Pfyffer  in  der  AUg.  Beschr. 
u.  Statist  der  Schweiz  von  1872/73,  S.  87  und  88,  die  den 
Korporationen  gehörigen  Güter  einen  Werth  von  Fr.  5,178,000, 
von  denen  der  Stadt  Luzern  allein  Fr.  1,381,000  gehören.  Der 
Regierungsräthliche  Rechenschaftsbericht  für  1875  giebt  den 
Weilh  des  Korporationsvermögens  nach  Abzug  der  auf  dem- 
selben lastenden  Schulden  dagegen  auf  Fr.  11,053,865  an;  da- 
von beträgt  der  Werth  der  Liegenschaften  allein  Fr.  8,429,201. 
Nach  der  Schweiz.  AIp.-Wii1hsch.-Statist  ist  die  Zahl  der 
Stösse  auf  den  sämmtlichen  Alpen  des  Kantons  6258  und  der 
Kapitalwerth  derselben  Fr.  3,717,870;  davon  entfallen  auf  die 
Gemeinde-  u.  s.  w.  Alpen  1292  Stösse  =  20.6  %  und  Fr.  506,400 
=  13.6  %,  auf  die  Privatalpen  4966  Stösse  =  79.4  %  und 
Fr.  3,211,470  =  86.4  %,  so  dass  hier  also  das  Privateigenthum 
an  den  Alpen  bei  Weitem  überwiegt  Nach  einer  in  der 
Schweiz.  Zeitschiift  für  das  Forstwesen  für  1876,  S.  171,  ent- 
haltenen Notiz  vertheilte  sich  der  gesammte  Waldbesitz  des 
Kantons  mit  75  %  auf  den  Staat,  mit  23.9  %  auf  die  Ge- 
meinden und  Koi'porationen  und  mit  1.1  %   auf  die  Privaten. 

Im  Kanton  Zug  besitzen  nach  Müller,  Allg.  Beschr.  und 
Statist  der  Schweiz  von  1872/73  II,  6,  S.  205  ff.,  laut  Kantonal- 
steueiTOgister  von  13  bürgerlichen  Koi'porationen  11,  indem 
die  Korporationen  Steinhausen  und  Städtli  bei  Cham  hier  nicht 
mit  inbegiiifen  sind,  ein  aus  Aeckem,  Weiden  und  Torf- 
ländereien  bestehendes  Vermögen  im  Werth  von  Fr.  5,300,000. 
Seitdem  ist  die  allseitige  Ausscheidung  der  Güter  dieser  Kor- 
porationen aus  dem  Veimögen  der  Bürgergemeinden  zu  Ende 
geführt    und    ebenso    die   Ausscheidung   eigener   Einwohner* 
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gemeindegüter  vollzogen  worden.  Die  Alpen  des  Kantons  haben 
nach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.-Statist.  von  1864  120  Stösse 
mit  einem  Kapitalweith  von  Fr.  144,200  und  befinden  sich  alle 
im  Korporationsbesitz. 

Appenzell-A.-Rh.  Nach  Engwiller  in  Allgem.  Beschr.  und 
Statist,  der  Schweiz  von  1872/73,  Bd.  II,  Bch.  6,  S.  820  -21, 
bestehen  in  der  Gemeinde  Gais  3  unter  besonderer  Verwaltung 
stehende  Koi-porationen,  denen  Waldungen,  Wiesen  und  Streu* 
ländereien  gehören,  welche  von  den  Genossen  genutzt  werden. 
Die  Korporation  Hackbühl  besass  1867  Liegenschaften  im  Um- 
fange von  245  Jucharten  und  im  Werthe  von  wenigstens 
Er.  160,000;  die  Korporation  Rietle  und  Schachen  Gitindeigen- 
thum  im  Werth  von  Fr.  60,000;  die  Koi*poration  Rothenwies 
ein  solches  von  Fr.  25—30,000.  Das  Vermögen  der  übrigen 
19  Gemeinden,  sowie  der  Korporation  Wolfhalden  und  der  zum 
Besten  der  Gemeindeanstalten  vorhandenen  reichlichen  Süf- 
tuDgen  besteht  nur  zum  kleinsten  Theil  aus  Liegenschaften 
und  dient  nur  öffentlichen  Zwecken.  Nach  der  Schweiz.  Alp.- 
Wirthsch.-Statist.  von  1864,  S.  31&L  haben  die  Alpen  des  Kan- 
tons 1832  Stösse,  welche  einen  WeVth  von  Fr.  824,520  reprä- 
sentiren,  davon  entfallen  auf  den  Gemeindebesitz  640  Stösse 
=  34.9%  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  154,728  =  18.8  ö/^, 
auf  den  Privatbesitz  1192  Stösse  =  65.1  ^o  ™i^  einem  Kapital- 
werth von  Fr.  669,792  =  81.2  ö/^.  Der  Wald  des  Kantons 
vertheilt  sich  nach  Landolt,  Bericht  1862,  mit  8  ^,  o  unter  die 
Gemeinden  und  92  ^o  unter  die  Privaten. 

Appenzell-I.-Rh.  Nach  Lusser,  Gemeindekorporationsgüter 
S.  5—6,  beträgt  der  Werth  des  liegenschaftlichen  Gemein- 
eigenthums  zu  Folge  einer  Mittheilung  des  Landammanns  Rech- 
steiner Fr.  2,187,000.  Dasselbe  gehörte  zu  Folge  der  schwei- 
zerischen Zeitschrift  für  das  Forstwesen  für  1876,  S.  111  zum 
grösseren  Theile  dem  gesammten  Lande  und  zum  geringeren 
den  einzelnen  Rhoden.  Immerhin  wurden  aus  den  Rhode- 
wäldem  im  Jahre  1875  Holztheile  im  Gesammtwerth  von 
Fr.  72,280  vertheilt  Nach  der  Schweiz.  Alp.-Wirthsch.-Statist. 
von  1864,  S.  318,  haben  die  Alpen  des  Kantons  3282  Stösse, 
welche  einen  Kapitalwerth  von  Fr.  766,070  repräsentiren ;  da- 
von entfallen  auf  das  Gemeinde-,  Korporations-  und  Staats- 
eigenthum  1099  Stösse  =  33.5  ®o  ™t  einem  Kapitalwerth  von 
Fr.  140,800  =  18.3  ^o  ™d  auf  das  Privateigenthum  2183  Stösse 
=  66.5%  und  Fr.  625,270  ==  81.7%. 

In  St.  Gallen  nmfasste  nach  der  offiziellen  Angabe  in  der 
Regiemngsrftthlichen  Botschaft  zu  den  Normativbestimmungen 
für  Aufstellung  von  Genossenreglementen  vom  8.  Oktober 
1875  S.  9  in  den  Jahren  1867  und  1868  das  liegenschaftliche 
Veimögen  von  135  Ortsgemeinden  und  öffentlichen  Genossen- 
schaften 71,649Vs  Juchaiten,  wovon  16,186  Juch.  auf  Aecker, 
Wiesen  und  Torf  ländereien,  8252  Juch.  auf  Weiden  und  Streu- 


286  U.  4. 

land,  20Vs  Juch.  auf  Rebgelände  und  47,241  Juch.  auf  Wal- 
dungen entfallen.  Mit  Einschluss  des  bedeutenden  Alpen- 
besitzes  wird  der  Gesammtwerth  dieses  Yeimögens  auf  Fr« 
34—40,000,000  geschätzt.  Am  Schluss  der  60er  Jahr  vertheil- 
ten  88  Gemeinden  und  öffentliche  Genossenschaften  das  Ge* 
meinallmend  unter  die  Bürger  zur  Nutzung;  13  vei-pachteten 
es;  49  Hessen  die  Alpen  und  Allmenden  durch  Genossen  be- 
nutzen und  18  vei-pachteten  sie.  Der  grösste  Theil  des  Ver- 
mögens der  Gemeinden  und  öffentlichen  Genossenschaften^ 
nämlich  ^^j^^  desselben,  liegt  nach  Aepli,  üeber  die  Orts- 
genossenschaften in  St.  Gallen  S.  10,  in  den  6  Bezirken :  Unter- 
und  Oberrheinthal,  Werdenberg,  Sargans,  Gaster  und  See- 
bezirk, während  auf  die  tibrigen  9  Bezirke  nur  ^1^^  des 
Gesammtveimögens  kommen.  Ja  in  mehreren  Ortsgemeinden 
der  Bezirke  Sargans  und  Werdenberg  lebt  ein  Theil  der  Be- 
völkerung beinahe  ausschliesslich  von  dem  Gemeindenutzeo 
d.  h.  der  Bearbeitung  eines  denselben  zugeschiedenen  Stückes 
Gemeindeland.  Der  Gesammtwerth  des  liegenschaftlichen 
Eigenthums  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Genossenschaf- 
ten beti-ug  nach  derselben  Quelle  Fr.  32,850,000:  davon 
der  Besitz  in  den  6  Bezirken  allein  Fr.  29,961,300  und  in 
den  9  übrigen  Bezirken  Fr.  2,888,700.  Die  Schweiz.  Alp- 
Wirthsch.-Statist.  von  1864  S.  318  enthält  folgende  Daten: 
die  Alpen  des  Kantons  St.  Gallen  halten  24,907  Stösse,  welche 
einen  Kapitalweilh  von  Fr.  7,285,430  repräsentiren ;  davon 
entfallen  auf  die  Gemeinde-  u.  s.  w.  Alpen  14,443  Stösse 
=  58  7o  und  Fr.  4,552,467  =  62.5%,  auf  die  Privatalpen 
10,464  Stösse  =42%  und  Fr.  2,732,963  =  37.5%.  Von 
diesen  Alpen  sind  nach  der  obiq:en  Botschaft  S.  73  die  wenigen 
Alpen  in  Alt-  und  Neutoggenburg  und  ebenso  die  Hälfte  der 
Alpen  in  Obertoggenburg  ausschliesslich  in  Privathänden,  wäh- 
rend im  Oberrheinthal,  in  Werdenberg  und  Sargans  der  Ge- 
meindebesitz prävalirt  Nach  Aepli  1.  c  repräsentiren  die  ge- 
sammten  Alpen  jedoch  einen  Werth  von  Fr.  12,000,000.  Von 
den  Waldungen  des  Kantons  gehörten  nach  Landolt,  Bericht 
1862,  dem  Staat  2.7^01  den  Gemeinden  59.8 ^o«  den  Privaten 

37,5  ^'^o. 

In  Kanton  Glarus  machten  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, nach  einer  Angabe  von  Steinmüller,  Beschreibung 
der  Schweiz.  Alpen-  u.  Landwirthschaft  I.  31 ,  „die  Alimenten 
im  ganzen  Lande  den  dritten  TheU  des  schönsten  und  flachsten 
Wieswachses  aus.  Ein  jedes  Dorf  hat  mehrere  solcher  Ali- 
menten und  sie  liegen  zugleich  an  verschiedenen  Orten.''  Auch 
befand  sich  nach  einem  Zeugniss  0.  Heer*8,  der  Kanton  Glarus 
in  den  Gemälden  der  Schweiz  S.  427,  damals  ein  grosser  Theil 
der  Alpen  noch  in  den  Händen  der  Gemeinden.  Durch  die 
darauffolgenden  Kriegsjahre  mit  ihren  grossen  Lasten  wurden 
viele  Gemeinden  genöthigt,  einen  Theil  ihrer  Alpen  zu  verkaufen ; 
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auch  die  Allmenden  im  Thal  sind  zum  Theil  in  Privateigenthum 
Qbergegangen,  zum  gi*ö8seren  Theil  jedoch  werden  sie  bürgerlich 
genutzt  Die  grossen  Gemeindewaldungen  dienen  den  Ge- 
meinden fast  ausschliesslich  als  Einnahmequelle.  Neuerdings 
haben  die  Gemeinden  wieder  Alpen  und  Allmenden  zu  erwerben 
begonnen.  Nach  der  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik 
V.161  enthaltenen  Gemeindestatistik  für  1863—64  beträgt  der 
Werth  des  liegenschaftlichen  Vermögens  der  Gemeinden,  mit 
Auschluss  der  für  Kii*chen-,  Schul-  und  Armenzwecke  be- 
stimmten Fonds,  Fr.  5,531,217.  Nach  der  Schweiz.  Alp.- 
"V^'ii-thsch.-Statist.  von  1864  S.  318  haben  die  Alpen  des  Kanton 
Glarus  8813  Stösse  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  5,183,998. 
Davon  entfallen  auf  die  Gemeinde-  u.  s.  w.  Alpen  6352  Stösse 
=  72.1  %  mit  einem  Kapitalwerth  von  Fr.  3,892,143  =  75.1  %, 
auf  die  Privatalpen  2461  Stösse  =  27.9  %  mit  einem  Kapital- 
werth von  Fr.  1,291,855  =  24,9%.  Mit  Ausnahme  wenig 
umfangreicher  Waldstücke,  die  sich  im  Privateigenthum  befin- 
den, gehört  aller  Wald  den  Gemeinden. 

Zürich.  Aus  der  Weisung  des  Regieiningsrathes  an  den 
Grossen  Rath  zu  dem  Gesetzentwurf,  betreffend  das  Gemeinde- 
wesen 1865,  S.  39,  geht  hervor,  dass  im  Jahre  1863  von  197 
politischen  und  301  Civilgemeinden  noch  in  55  politischen  und 
in  43  Civilgemeinden  Bürgernutzungen  veitheilt  wurden.  Die 
meisten  Bürgemutzungen  finden  sich  in  den  Bezirken  Zürich, 
Winterthur,  Andelfingen,  Bülach  und  Regensperg.  Nach  dem 
Bericht  zum  Gesetzentwurf,  betreffend  das  Gemeindewesen, 
Amtsblatt  des  Kantons  Zürich  für  1874,  Nr.  49,  S.  1173,  fan- 
den im  Jahre  1874  dagegen  nur  noch  in  30  politischen  Ge- 
meinden Bürgemutzungen  statt.  Von  diesen  30  Gemeinden 
hat  dann  noch  die  Stadtgemeinde  Zürich  im  Jahre  1876  die 
Vertheilung  von  Bürgemutzungen  eingestellt.  Der  Werth  der 
sog.  öffentUchen  Gemeindegüter,  d.  h.  der  Güter  der  politischen 
Gemeinden,  mit  Ausschluss  der  Kirchen-,  Armen-,  Schul-, 
Stiftungs-  und  Separatgüter  betmg  zufolge  des  Regierangsrilth- 
lichen  Rechenschiutsberichts  für  1876  nach  Abzug  der  auf  den- 
selben lastenden  Passiven  Fr.  20,528,941 .  Ob  in  diesen  Zahlen 
auch  die  provisorisch  ausgeschiedenen  bürgerlichen  Nutzungs- 
güter enthalten  sind  oder  nicht^  ist  nicht  klar.  Dagegen  scheint 
unzweifelhaft  zu  sein,  dass  die  definitiv  ausgeschiedenen  Ge- 
rechtigkeitsgüter nicht  berücksichtigt  worden  sind.  Nach  Lan- 
dolt,  Bericht  1862,  gehören  von  sämmUichen  Waldungen  des 
Kantons  dem  Staat  3.4  ^.o,  den  Gemeinden  und  Korporationen 
37.4^09  ^^^  Privaten  59.2%,  während  nach  Meister,  Betrach- 
tungen 1875,  S.  4,  die  Gesammtflftche  des  Privatwaldes  nur 
noch  54.8  ^/o  *  ^^  d^  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden 
Waldes,  d.  h.  also  des  Staats-,  Gemeinde-  und  Korporations- 
waldes dagegen  45.2  ^o  ausmacht. 
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In  vielen  Bürgergemeinden  werden  noch  BüigematzmigeB 
theilt. 

Im  Kanton  Baselstadt  besitzen  die  Bürgergemeindeii  nach 
Ausweis  des  Verwaltungsberiehts  des  Departements  des  bmem 
fQr  1877  S.  49,  54,  59  und  des  Verwaltungsberiehts  des  engeren 
Stadtraths  fQr  1877  S.  83,  nachdem  ein  Theil  ihrer  Gttter  im 
Jahre  1876  den  Einwohnergemeinden  zugeschieden  worden  isc 
ein  Vermögen:  die  Stadtgemeinde  Basel  von  Fr.  1,015,9«>9. 
davon  an  Liegenschaften,  und  zwar  ertragsfähigen  und  nicht 
ertragsfähigen,  allein  Fr.  954,185,  die  drei  Landgemonden 
zusammen  an  Bfirgergut  Fr.  138,624  und  an  Annensut 
Fr.  104,657. 
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dieser  Güter  wohl  25— SO^'o  höher  sein.  Von  diesem  Ver- 
mögen sind  in  den  Jahren  1869—1872  Fr.  2,859,034  den  Orts- 
gemeinden zugeschieden  worden.  Nach  Landolt,  Bericht  18t>2, 
gehören  von  sämmtlichen  Waldungen  des  Kantons  dem  Staat 
4.5^0  1  <leti  Gemeinden  und  Korporationen  34.4 ^o  und  den 
Privaten  61.1%. 

Schaffhausen.  Das  Gesammtvermögen  der  Bürgergemein- 
den, mit  Einschluss  der  Kirchen-,  Schul-  und  Armengüter,  so- 
wie anderer  Fonds,  repräsentirte  nach  Abzug  der  Schulden, 
nach  Hallauer  bei  Lusser,  Gemeindekorporationsgüter,  S.  8, 
einen  Werth  von  Fr.  13,000,000,  daininter  im  Kanton  gelegener 
Grundbesitz  von  27,694  Juchart  und  im  Auslande  gelegener 
von  446  Juchai-t,  was  ca.  Vs  des  gesammten  auf  85,120  Juchart 
berechneten  kantonalen  Temtoriums  ausmacht.  Das  Gemeinde- 
venuögen  allein,  mit  Ausschluss  der  Schul-,  Armen-  und  Kirchen- 
fonds, hatte  nach  Hallauer  in  der  Allg.  Beschr.  u.  Statist,  d. 
Schweiz  von  1872/73  II,  6.  S.  303  einen  Werth  von  Fr.  6,587,069. 
Nach  Landolt's  Annahme,  Bericht  1862,  entfallen  allein  von 
dem  kantonalen  Waldareal  auf  die  Gemeinden  75%,  auf  den 
Staat  18  "/o  und  auf  die  Privaten  7%.  Nach  der  durch  den 
verstorbenen  Regierungspräsidenten  Gisel  im  Jahre  1875  ver- 
anlassten Aufnahme  haben  die  Gemeindegüter  mit  Einschluss 
der  Annen-,  Schul-  und  Kirchengüter  und  besondern  Fonds 
einen  Werth  von  Fr.  15,414,599,  und  mit  Ausschluss  dieser 
Fonds  Fr.  8,777,659,  doch  scheint  auch  diese  Schätzung  hinter 
dem  wahren  Werth  der  Güter  zurückzubleiben.  Von  den  36 
Gemeinden  des  Kantons  haben  3  Gemeinden  niemals  eine  Ver- 
theilung  von  bürgerlichen  Nutzungen  gekannt,  8  haben  sie 
bereits  vor  längerer  Zeit  und  15  in  den  Jahren  1848 — 1875 
aufgegeben,  so  dass  im  Jahre  1875  nur  noch  in  15  Gemeinden 
Bürgernutzungen  vorkamen. 

Im  Kanton  Baselland  betinig  nach  dem  Regierungsräth- 
lichen  Rechenschaftsbericht  für  1875  der  Werth  der  Gemeinde- 
güter nach  Abzug  der  auf  denselben  lastenden  Schulden  und  mit 
Ausschluss  der  Kirchen-,  Schul-  und  Armengüter  Fr.  6,410,864 ; 
davon  hatten  die  Liegenschaften  allein  einen  Werth  von  Fr. 
6,147,173.  Die  letzteren  bestehen  hauptsächlich  aus  Wäldeni 
und  ihr  Eigenthum  rührt  zum  grossen  Theil  von  den,  nach 
geschehener  Trennung  der  beiden  Kantone  Baselstadt  und 
Baselland  dem  letzteren  zugefallenen  Hochwäldern  her,  die  der 
Staat  den  Gemeinden  dann  im  Jahre  1836  zufolge  Gesetzes, 
betreffend  die  Uebertragung  der  Eigenthumsrechte  des  Staats 
bezüglich  auf  die  Hochwaldungen  an  die  Gemeinden,  vom 
18«  August  1836  den  Gemeinden  zu  ^ »  unentgeltlich  übertrug, 
während  fQr  ^g  eine  massige  Ablösungssumme  festgesetzt  wurde. 
Die  Güter  gehören  nicht  den  Bürgergemeinden.  Eine  Aus- 
einandersetzung zwischen  denselben  und  den  Einwohnergemein- 
den hat  bi^er  nur  in  einigen  wenigen  Fällen  stattgefunden. 
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Auflag,    Auflage   (masc.  u.  fem.  gen.)  —  eine  nach  der  Zahl  des  von 
einem  Genossen  auf  die  Gemeinweide  getriebenen  Viehes  proportional 
oder  progressiv  abgestufte  und  von  ihm  an  die  Gemeinoe  oder  Ge- 
nossenschaft zu  entnchtende  Geldabgabe. 
Aeuf^ung,  äuüien  —  Ansammlung,  Vermehrung;  ansammeln,  vermehre», 
abschwemen  —  cf.  Schweinen. 

Abkurung  —  Ausscheidung,  Auseinandersetzung. 

Aufenthalter  —  eine  weder  zu  der  Bürgergememde  des  Orts,  in  dem  sie 
sich  aufhält  gehörige,  noch  in  derselben  dauernd  ansässige  Pereon. 

Ausgeschossener  —  Erwählter,  Delegirter. 
ausmarchen  —  abgrenzen,  mit  Markzeichen  versehen. 

Anken  —  Butter. 

Auslösung  ~  Auseinandersetzung. 

Allmend,  Allment,  Allmein,  Allmeind,  Allmet,  Allmig,  Allmy  —  Gemein- 
gut, das  sich  in  der  Privatnutzung  der  Genossen  befindet;  im  engeren 
Sinne  auch  nur  einzelne  Theile  des  solchergestalt  genutzten  Gemeinguts. 

Hodenallmend  —  Allmend  im  Thal,  im  Gegensatz  zur  Hochallmend. 

Bannwald  —  Wald,  der  aus  irgend  einem  erheblichen  Grrunde  in  Bann 
gethan,  d.  h.  dem  gewöhnlichen  Holzschlag  entzogen  ist  Die  in  dem- 
selben begangenen  Frevel  werden  strenger  bestraft,  als  die  in  den 
gewöhnliciien  Scheitwäldem  begangenen. 

Bäuert  i  Bern)  —  als  Fraktion  einer  Bürgergemeinde  bestehende  Nutzongs- 
korporation. 

Brente  —  hölzerner  Behälter  zum  Transportiren  der  Milch  (meist  von 
den  Sennen  auf  dem  Rücken  getragen). 

Bejsasse,  Beisasse,  Beisäss  —  ein  Landes-  (Kantons-)  Angehöriger,  aber 
auch  ein  Fremder,  der  in  einer  Gemeinde  angesessen  ist,  in  der  er  da% 
Bürgerrecht  nicht  besitzt. 

bestossen  —  beweiden  (meist  von  Alpweiden  gebräuchlich). 

befahren  —  cf  bestossen. 

Buchenspälten  —  gespaltenes  Buchenholz. 

Bürger  —  im  Kanton  Bern  für  Bürger,  'namentlich  im  Sinne  von  Ge- 
meindebürger. 

Bergrecht  —  cf  Kuhrecht. 

bifang  —  eingezäuni^er,  eingeschlagener  Theil  der  Allmend. 

baren  —  tragen. 

brügene  —  Holzdiele  im  Stall. 

Dü&el  —  cf  TeicheL 

Eigen  —  Privateigenthum,  aber  auch  der  im  Privateigenthum  befindliche 
Gegenstand. 

Eigenwälder,  Eigenalpen  —  im  Privateigenthum  befindliche  Alpen  und 
Wälder,  im  Gegensatz  zu  den  Gemeinwäldem  und  -alpen. 

Ein^nihren  —  ein  Stück  Land  gegen  ein  reissendes  Wasser  schützen. 

Einsasse  —  cf.  Beisasse. 

Emd,  Embd,  Oembd  —  das  durch  den  zweiten  Schnitt,  die  sog.  Nach- 
mahd, gewonnene  Heu. 

Etter,  Aetter  —  geflochtener  Zaun,  Weichbild  eines  Dorfs. 

Ehehofetätte  —  Hofstätte,  dessen  Besitzer  zur  Nutzung  von  Wunn  und 
Weid  berechtigt  war. 

Freiholzhieb  —  Befugniss  der  Genossen,  sich  ihren  Holzantheil  aus  dem 
Gemeinwalde  ohne  jede  Beschränkung  zu  holen. 

Fürsprech,  Fürsprecher  —  Advokat,  Anwalt 

für  —  feuer,  häufig  in  der  Verbindung  von  „eigen  für  und  licht  halten^* 
=»  eigenen  Rauch  fuhren,  haushäblich  niedergelassen  sein. 

Feldrüthene  —  gerodetes  Land,  das  als  Acker  benutzt  wird 

Geldstae  —  Konkurs. 

Galtvieh,  galtes  Vieh  —  trockenes  Vieh,  im  Gegensatz  zu  melchem  Vieh, 
Melkvieh. 

Gerechtigkeit  —  meist  reale  Berechtigung  zur  Nutzung  der  Allmend, 

Genosse  —  Mitglied  einer  Nutzungskorporation. 
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Genoseame  —  gewöhnlich  als  Fraktion  einer  Bürgereemeinde  bestehende 
Nutzongskorporation;  aber  auch  die  aus  der  Zugenörigkeit  zur  Genos- 
eame entspringende  Berechtigung. 

Geis,  Gais  —  Zieee. 

Gemeind  —  cf.  .Mimend. 

Gemeinder  —  c£  Genosse;  im  speziellen  Sinn  diejenigen  Genossen,  die 
gremeinschaftlich  eine  G^einalp  benutzen.  p 

Grien  —  Eaea. 

Gaden  —  Viehstail,  aber  auch  Heuscheune  und  Wohnung  des  Sennen  auf 
den  Alpen. 

Gras,  Gräser  (Appenzell)  —  cf.  Kuhrecht 

Gemdnwerk  —  Frohne,  Arbeit,  die  der  Genosse  auf  der  Alp  zu  leisten  hat 

Gemeinmftrk,  G^emeinmärck,  Gemeinmerk,  Gemeinwerk,  Gemeinwärk  — 
gemeine  Mark. 

Gqpse  —  Gefftss  zum  Aufbewahren  der  Bülch. 

sonmen  —  hüten. 

Gonmer  —  I£rt 

Grotze,  Grötzli  —-junge  Tanne. 

gemeine  Hirtene  (Üxi)  —  Alp,  die  nur  mit  Galtvieh  be&hren  werden  darf. 

Hochallmend  —  Allmend  in  der  Höhe,  im  Gegensatz  zur  Bodenallmend. 

Ho&t&tte,  Hoechete  —  Boden,  auf  dem  das  Haus  im  Dorf  steht,  nebst 
dazu  gehörigem  Baum-  und  Gemüscw^arten  u.  s.  w. 

Hanzho&t&tte  —  die  BoÜBtätte  sammt  cßm  Hause. 

Hube  —  volles  Bauerngut  von  einer  Grösse,  die  ursprüiu^lich  wohl  nach 
den  einzelnen  Orten  wechselte,  aber  innerhalb  desselben  Orts  für  die 
einzelnen  Hüben  ziemlich  gleichmftssig  war. 

Hintersasse,  Hinters&ss  —  der  in  einer  Gemeinde  Angesessene,  der  weder 
das  Landrecht  im  Lande  noch  das  Bürgerrecht  in  der  Gemeinde  besass. 

Hanshaber  —  Haushaltungsvorstand. 

haoi^&blich  ~  mit  einem  Haushalt 

Heimkuh,  Heukuh  —  Kuh,  die  im  Sommer  nicht  auf  die  Alp  getrieben 
wird,  sondern  in  der  N&he  menschlicher  Wohnungen  im  Thal  oder 
auf  den  Yorberffen  weidet 

Heimkuhweide  —  das  von  Heimkühen  beweidete  Land. 

Habe  —  Viel^  namentlich  Grossvieh,  auch  Vermögen. 

HabUch  —  Vieh  besitzend. 

heuen  —  mfthen. 

Hag  —  lebender  Zaun,  Hecke. 

husen  —  wohnhaft  sein. 

Höhenen  (üri)  —  Alpen,  die  nur  von  Ziegen  beweidet  werden. 

J&hrling  —  einjähriges  Kind. 

iniigen  ~  dem  allgemeinen  Weidgang  unterworfen  sein,  im  Gegensatz 
zum  usiigen. 

Kohrecht  Kuhschwere,  Kuhessen,  Kuhessens,  Kuh  EssendsL  Kuhessetz  — 
Yiehemheit,  gewöhnlich  eine  Kuh,  auf  welche  die  verscniedenen  Vieh- 
gattungen räucirt  werden;  auch  in  der  Bedeutung  von  Stoss  ge- 
braucht, cf.  Stoss. 

Kryese,  Kriesze  —  Earsche. 

Seesen  —  Kirschen  sammeln,  pflücken, 
chhöre,  Kilchgemeinde,  Kirchhöre  —  Kirchgemeinde. 
Kloben,  Klauen  —  kleine  Bruchthdle  eines  Kuhrechts. 
Knhallmend  —  Weide,  die  nur  mit  Milchvieh  beweidet  werden  dar£  ^ 
Luder,  Luoder  —  comimpirt  aus  Udel,  Abgabe  im  Allgemeinen,  identisch 

mit  Auflag,  Aufli^;   im  speziellen  Sinn  (Nidwaiden)  aucn  Abgabe, 

welche  beim  Antritt  des  Alunendrechts  zu  zahlen  ist. 
Lehen,  Lehenzins  —  Pacht,  Pachtzins. 
Laffer,   pL  Läger  —  derjenige  Platz,   gewöhnlich   um   die  Sennhütten 

nerum  liegend,  wo  sich  das  Vieh  versammelt,  um  gemolken  zu  werden. 
Loos,  auch  in  Verbindung  von  Holz-,  Pflanzland-  u.  s.  w.  loos  —  Antheil, 

welchen  der  Bürger  aus  den  Allmendnutzungen  erhält 

16* 
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Mfthd,  liead,  pL  Hähder,  Miäder  —  Alpenmatte,  Bergwiese;  auch  ein 
Stück  Beniese  yon  der  Grösse,  wie  sie  ein  Mann  an  einem  Tage 
abmiihen  kann;  dann  aach  ein  besdmmteB  Flächenmaaas,  da«  aber 
nur  bei  Wiesen  gebr&nchlich  ist 

Moos.  Moosiand,  pL  Moser,  Miser  —  Moor,  Sompf,  Morast 

March,  Marche,  Mark  —  Grenze,  Markstein. 

M%ere  —  magere  Wiese,  die  nur  ein  Mal  gemäht  werden  kann, 

Müchmiethere  (Appenzell)  —  Milchkoh,  die  ans  dem  Auslände  (auch  aus 
einem  fremden  Kanton)  in  Pacht  genommen  and  anf  einer  inl&ndischen 
Allmend  gesommert  wird. 

Meis-  oder  Bleisrind  —  zweijährig  Bind. 

Milchkuh  —  milchgebende  Kuh,  im  Gegensatz  zur  galten  Kuh. 

Müchkalb  —  ein  Kalb,  das  noch  Milch  eihält 

Mattland  —  Grasland  (Wiese  und  Weide). 

Mutte  —  Gefiss  zum  Aufbewahren  der  Milch. 

Majensässe  —  c£  Voralpen. 

Nieder^lassener  —  eine  zu  der  Büigergemeinde  des  Orts,  in  dem  sie  an- 
sässig ist,  nicht  gehörige  Person. 

öffiien  —  eröffnen. 

Ofihung  —  Eröffiiung,  Bekanntmachung,  Feststellung,  Weisthum. 

Plaggen,  Planggeu  —  Weiden  an  steilen  Stellen. 

Rindern  —  KiT&echt 

Bechtsame  —  Berechtigung  zur  Allmendnutsung,  gewöhnlich  realer  Natur. 

räumen  —  eine  Alp  von  ^»teinen,  Gerolle  u.  s.  w.  reinigen. 

reuten,  raten  —  den  Boden  von  Bäumen,  Banmwurzeln,  Unkraut  u.  s.  w. 
reinigen. 

Rüthene  —  gereutetes,  gerodetes  Land. 

Rebiüthene  —  gerodetes  Land,  auf  dem  Reben  wachsen. 

Rüfene,  Risete  —  Grerollhalde  auf  den  Alpen,  die  durch  das  Abrutschen 
der  Pflanzendecke  entsteht 

Rnnse  —  wildes  Beigwasser. 

Rinderallmend  (Schwyz)  —  Alp,  die  nur  mit  Giütvieh  beweidet  wer- 
den darf 

Roode,  Rhode  (Appenzell)  —  Reihe,  AbUieilung,  Gemeinde. 

Reiswellen  —  cf.  Wellen. 

Schotte  —  Molke. 

Schmalyieh  —  Kleinvieh,  insbesondere  Ziegen  und  Schafe. 

Söldner  —  cf.  Tagwner. 

Staffel,  pL  Staffel  —  die  parallel  laufenden  Weidercjponen  einer  Alp 
(unterster,  mittlerer  una  oberster  Staffel);  auch  die  anf  den  Alpen 
stehenden  Sennhütten;  endlich  auch  im  Sinn  von  Lager,  cf.  Lager. 

Spend  —  Armenverwaltung. 

Senn  —  derjenige,  der  mit  einer  Heerde  (sdner  eigenen  oder  einer  frem* 
den)  im  Souuner  ins  Gebii]^  zieht  und  dort  die  Käserei  betreibt 

Sennthum,  Sennten  —  eine  die  Alp  gemeinsam  beweidende  Heerde  von 
20—40  Stück  Milchvieh,  die  entwäer  einem  oder  mehreren  Betitsem 
gehören  können. 

Sennhütte  —  Wohnungen  des  Senn,  mit  der  eine  Einrichtung  zum  Sennen 
und  bisweilen  auch  Ställe  verbunden  sind. 

Senntenbauer  -  wohlhabender  Bauer,  der  sein  Vieh  zu  ^er  Senate  lu- 
sammenthut. 

Stuhlung,  Alpstuhlung  —  Taxation  der  Alpen  nach  der  Zahl  der  Knh- 
essem  denen  sie  die  nöthige  Sommerweiae  zu  geben  vermögen. 

Schwänaten,  Schwenden,  Scnwenten,  Schwämmen  —  W^itnmen  des 
G^ölzes  auf  den  Alpen,  überhaupt  Arbeiten  anf  den  Alpen. 

Schweinen  —  schwinden,  verkleinem. 

Schattgaden  (Schwyz)  —  Viehstall  auf  den  Alpen. 

Sej  —  cf  Stoss. 

Stoss  ~  ein  Stück  Alpweide  von  der  Grrösse,  wie  sie  tur  Sommerung 
eines  Kuhessen  erford^üch  ist;  demnach  eine  nach  der  GHite,  Lage 
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und  dem  Zustand  des  Alpenbodens  sehr  yerschiedene  Grrosse  (zwischen 
8  und  10  Juchart). 

Schuppoee  —  Tagelöhner-  (Söldner-)  (jut,  auch  kleineres  Bauerngut  von 
der  Grösse  einer  halben,  drittel  oder  viertel  Hube. 

SchuppiBser  —  Inhaber  einer  Schuppose. 

8chirmwald  —  Bannwald. 

Schitt-  oder  Scheitwald  —  gemeiner  Wald,  dessen  Nutzungen  zur  Be- 
friedigung des  regelmftasigen  Holzbedarn  der  berechtigten  Genossen 
dient 

Tritt-  oder  Trattrecht  —  Hut-  und  Weid^erechtigkeit:  Ueberrest  der 
freien  Weidewirthschaft  firuherer  Tag&  der  sich  ausnahmsweise  auch 
heute  an  den  im  Privateigenthum  befindlichen  Grundstücken  er- 
halten hat. 

Teuchel,  Tdchel  —  Röhre  zur  Wasserleitung  aus  Holz,  Thon  n.  s.  w. 

Tagwen  —  Frohnarbeit  von  der  Dauer  eines  Tags;  Flarstüd^  das  wäh- 
rend der  Dauer  eines  Tan  bearbeitet  werden  kann;  in  Grlarus  auch 
Ortsgemeinde,  Grtseemeinaebezirk. 

Taewner,  Tagwaner,  Tagnower,  Tagnauer,  Tauwener.  Tauner  — -*  Fröhner, 
Tagelöhner,  in  Glarus  auch  der  Ortsgemeindeangenörige. 

Teile  (Bern)  —  Accise,  Steuer. 

TheUsame  (Obwalden)  —  gewöhnlich  als  Fraktion  einer  Büigerjre- 
meinde  bestehende  Nutzungskoiporation:  aber  auch  das  aus  der  Zu- 
gehörigkeit zu  derselben  emspringende  Nutzungsrecht. 

Thäier  —  Mitglied  der  Theilsame. 

Triste  —  Stocl^  Schober  aus  gedörrtem  Heu. 

UerÜie,  üerte,  Uert^  Irthi,  £te,  Irti  (Nidwaiden)  —  meist  als  Fraktion 
einer  Büigergememde  bestehende  Nutzunffskorporation. 

Usserer  —  ausserhalb  der  Gemeinde  oder  des  iJandes  wohnender  Kor- 
porationsbürger. 

usligen  —  von  einem  Grundstück:  dem  allgemeinen  Weidgang  nicht  unter- 
worfen sein,  im  GrCffensatz  zu  iniigen. 

vergeldstagt  —  in  Konkurs  gerathen. 

Teipfründet  —  versorRt 

Terlaubriesen  —  verjanren,  Terfallen. 

Yondp  —  niedrig  gelegene  Alp,  unterer  Theil  einer  hohen  Alp,  wo  das 
Vieh  im  Frühjahr  und  Herbst  weidet 

Vermögensabkurungen  —  cf.  Abkurungen. 

Wuhren,  pl.  Wuhren,  Wuhrungen  —  Schutzmauer  aus  Holz  oder  Stein 
gegen  reissende  Gewässer. 

Wißheumahd  «^  Berrwiese  an  schwer  zugänglichen  Stellen. 

Wildheu  —  das  auf  cuesen  Wiesen  wachsäde  Heu. 

Wüdheuet  —  das  Wildheuen. 

Welle  —  Reisigbündel. 

Zaine  —  Korb. 

zusammenstossen  —  zusammenlegen,  zusammenthun. 

Zeitrind  —  dreijähriges  Rind. 
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Vorwort 


Uie  vorliegende  Arbeit  ist  auf  dem  Boden  erwachsen, 
von  dem  ans  ich  diese  Zeilen  schreibe.  Das  staatswissen- 
schaftliche Seminar  der  Universität  Strassborg,  in  dem  ich 
mich  einige  Zeit  als  Mitglied  befand,  hat  die  erste  Veranlassung 
hiezu  gegeben  und  dieselbe  in  der  Folge  direkt  und  indirekt 
auf  mannigfache  Weise  gefördert  Herr  Prot  Schmoller  hat 
mich  in  die  QueUen  und  Literatur  eingeführt,  wie  ihm  auch 
einzelne  der  allgemeinen  Gedanken,  die  ich  auszuführen  suchte, 
ursprünglich  angehören.  Andere  schliessen  sich  an  die  werth- 
▼ollen  Unteisuchungen  hauptsächlich  von  Soetbeer  und  Ka- 
rajan  an.  Wenn  idi  daneben  für  die  Arbeit  doch  den  Werth 
einer  selbstständigen  Forschung  beanspruchen  möchte,  so  stütze 
ich  mich  auf  die  Thatsache,  dass  ein  grosses  Material,  das 
bisher  nur  vom  numismatischen,  rein  historischen  und  recht- 
lich» Standpunkt  aus  beleuchtet  wurde,  nunmehr  zum  eisten 
Mal  vom  Tolkswirthschaftlichen  untersucht  ist  Und  dieser 
gab,  wie  ich  zu  beweisen  gedenke,  die  ^(öglichkeit,  manche 
noch  nicht  oder  nicht  genügend  erkannte  Zusammmenhänge 
der  Geschichte  des  MQnzwesens  mit  der  Wirthschaflsgeschichte 
des  Mittelalters  überhaupt  au£cudecken  und  dadurch  manche 
bisher  dunkle  Stelle  in  der  Geschichte  des  Münzwe^ns  und 
der  Hausgenossenschaften  klar  zu  leg«L  Möge  die  Arbeit  bei 
den  Freunden  der  historischen  Richtung  unserer  Wissenschaft 
keiner  Rechtfertigung  bedürfen !  Mögen  die  Resultate  derselben 
als  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volkswirthschaft  zur  Er- 
kenntniss  der  Entwicklung  volkswirthschafUicher  Institute  eine 
günstige  Anfiiahme  finden! 

Strassburg  L  E.,  den  T.August  1879. 


K.  Th.  Ehebeig. 


Inhalt 


I.  Kapitel. 

Das  fränkische  und  deutsche  Münzrecht  In  seiner  Entwicklung 

bis  ins  13.  Jahrhundert 

S.  1—41. 

Das  deutsche  Münzrecht  als  Erbstück  der  römischen  StaatSTerfassung, 
S.  1.  Das  älteste  deutsche  Münzwesen,  S.  2.  Das  meroTingische  Münz- 
wesen, S.  rS.  Das  fränkische  Münzrecht  und  Münzwesen  zur  Zeit  Pipins, 
S.  5,  und  Kari  des  Grosseo,  S.  6.  Das  Edictum  Pistense  in  Bezug  auf 
das  Münzwesen,  S.  6.  Die  Münzprivilegien  und  ihre  Entwicklungsstadien, 
S.  7.  Soetbeers  Ansicht  über  dieselben,  S.  8.  Die  zwei  ersten  Stadien  der 
MünzpriTÜegien ;  das  erste  Stadium,  S.  9  Das  zweite  Stadium;  die  Ur- 
kunden Ton  Correi,  Prüm  und  Chälons-sur- Marne,  S.  10.  Inhalt  und 
MotiTe  der  MünzpriWlegien  des  zweiten  Stadiums,  S.  13.  Der  Graf  und 
seine  Stellung  zur  Münze,  S.  14.  Weitere  Yerleihungsurkunden  aus  dem 
zweiten  Stadium,  S.  15.  Die  Verbindung  von  Marlrt,  Münze  und  Zoll, 
S.  17.  Die  sächsische  Kaiserzeit,  S.  19.  Das  dritte  Entwicklungsstadium 
der  MünziuiTÜegien;  die  Yerieihung  yom  fiskalischen  Standpunkt  aus, 
S.  19.  Das  Tierte  Stadium,  S.  23.  Das  Münzrecht  im  13.  Jahrhundert, 
S.  24.  Die  Herzöge  und  ihre  selbstständige  Stellung  in  Bezug  auf  das 
Mfinzwesen,  S.  24.  Die  wendischen,  pommerschen  und  schlesischen  Fürsten, 
S.  26.  Das  Becht  der  Münzrerleihung  als  ausschliessliches  Becht  des 
Kaisers,  S.  27.  Das  Yerhältoiss  der  kiuserlichen  Ausübung  des  Münzrechts 
zu  der  der  beliehenen  Fürsten,  Bischöfe  und  Städte;  das  Ledigwerden  der 
Münze,  S.  29.  Die  Verleihung  der  Münze  an  die  yerschiedenen  Beicbs- 
stände;  an  die  geistlichen  Herren,  S.  33.  Die  Bestätigungen  der  diesen 
gegebenen  Pririlegien,  S.  35.  Die  Yerieihungen  an  die  weltlichen  Herren 
und  die  Städte,  S.  38.  Die  Umbildung  der  Ansichten  über  das  Münzrecht, 
dessen  Besitz  und  Erwerb  zu  Ende  des  Mittelalters,  S.  40. 

n.  Kapitel. 

Die  Ausübung  des  Münzrechts  in  ihren  Tolkswirthschaftlichen  Folgen, 

hauptsächlich  im  13.  Jahrhundert 

S.  42—96. 

*Das  Münzrecht  in  der  Hand  des  Beliehenen  im  vierten' und  letzten 
^tadium  der  Entwicklung  der  MünzpriTÜegien,  S.  42.  Die  Yerieihung 
silberner  Münzen,  S.  42.  Ausnahmsweise  Yerieihung  goldener  Münzen, 
S.  44.  Die  Art  der  Silberaosmünzung,  S.  46.  Das  territoriale  Münzrecht 
und  seine  Erklärung  aus  den  Markt-  und  Münzrerhältnissen  der  fr^nkisdien 
Zeit,  S.  48.  Die  Münze  ab  Finanzquelle,  S.  51.  Der  Tolle  Inhalt  des 
MünzpriTilegs  im  13.  Jahrhundert,  S.  52.  Die  Folgen  der  Territorialität 
der  Münzen,  8.  53.  Der  Mangel  an  Prägematerial,  S.  57.  Das  ^Vechsel- 
recht  und  seine  Ausübung;  der  erzwungene  Umtausch  alles  importirten, 
das  Exportrerbot  alles  einheimischen  Edelmetalls,  S.  59.  Befreiungen  Tom 
Wechselzwanff,  S.  64.  Die  Münzrerrufungen,  S.  64.  Ihre  Entstehung  und 
Geschichte,  S.  65.  Die  Vorgänge  beim  Münzrerruf,  S.  70.  Die  Münz- 
emeoung  in  der  Mark  Brandenburg,  S.  72.  Die  französischen  Münz- 
znstände,  S.  77.  Kicolans  Oresmius,  S.  79.  Die  pecunia  monetalis  in 
Schlesien,  S.  80.    Das  Ungeld  in  Oesterreich,  S.  80.    Der  Schlagschatz  in 


vra 

Erfurt,  S.  81.  Der  Eixifloss  der  Städte  auf  die  Aosübong  des  Muiizrecht&, 
S.  83.  Vereinzelte  Kuiwirkangen  derselben,  S.  84.  Anftichtsrechte  der 
Städte  über  das  Münzwesen,  i>.  87.  Der  Erwerb  des  Münzrechts  seitens 
der  Städte  durch  Inpfandnahme  und  Kauf,  S.  89.  Ausnahmestellung  der 
Städte  mit  Hausgenossenschaften,  S.  92.  Das  städtische  Münzwesen,  S.  93. 
Die  Münzrereine,  S.  94.  Einfluss  des  städtischen  Münzwesens  auf  die 
ksdseriichen  Verleihungen  im  14.  Jahrhundert,  S.  95.  Der  Zustand  des 
Münzwesens  zu  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  S.  96. 

IIL  Kapitel. 

Die  Münzrerwaltung  und  die  Hausgenossenschaft  im  13.  und  14.  Jahrhundert. 

S.  97—176. 

Wesen,  Namen  und  Sitze  der  Hausgenossenschaften,  S.  97.  Ihre  ge- 
schichtÜdie  Entwicklung;  die  Münzer  der  ersten  fränkischen  Zeit,  S.  98, 
und  der  karolingischen,  S.  99.  Die  Münzrerwaltung  nach  dem  Edicturo 
Pistense,  S.  102.  Der  monetarius  als  ministerialis,  S.  103.  Der  monetarios 
des  Edicts  als  Münzmeister,  S.  104.  Die  Fortbildung  der  Münzer  zo 
Hausgenossen,  8.  106.  Die  Erhebung  der  MünzgefäUe  zur  Karolinger- 
zeit, S.  108.  Die  Stellung  der  Goldschmiede,  S.  108.  Die  monetarii  nadi 
Uebergang  des  Münzrechts  an  die  beliehenen  Herrn,  S.  109.  Die  Ver* 
waltung  der  Münze  in  Städten  ohne  Hausgenossenschaft  im  13.  mu^l4. 
Jahrhundert,  S.  110.  Die  Hausgenossen  sind  nur  die  emporgekommenen 
monetarii  früherer  Zeit,  S.  113.  Die  Besonderheiten  der  Hausgenossen- 
Schäften  in  den  verschiedenen  Städten,  S.  115.  Der  Stand  der  Hans- 
genossen und  des  Münzmeisters,  S.  116.  Die  Hausgenossen  als  Ministe- 
rialen bis  circa  1250,  S.  118.  Der  Name  „Hausgenosse^,  S.  128.  IKe 
Hausgenossen  als  selbstständige  Patrizier  seit  circa  1250,  S.  125.  Die 
Herren  der  Hausgenossen,  S.  127.  Die  Stellung  des  Burggrafen,  Vogtes  etc. 
zur  Münzrerwaltung,  S.  127.  Der  Münzmeister  als  Vorgesetzter  der  Haus- 
genossen und  seine  Pflichten,  8.  129.  Das  Handwerkspersonal  der  Münze, 
8.  130.  Die  Münzerzeugung  in  Wien,  S.  132,  in  Resensbuig  und  Basel, 
S.  134.  Die  selbstständige  Verwaltung  der  Münze  durch  &e  Genossen; 
ihre  Stellung  als  Unternehmer^  S.  135.  Die  Aufgabe  der  Hausgenossen; 
die  Sorge  mr  das  Prägematenal,  S.  138.  Die  Privilegien  derselben;  das 
Privileg  des  Wechsels  und  Silberkaufis,  S.  139.  Das  Vermögen  der  Ge- 
nossenschaften und  der  Genossen,  S.  144.  Die  Au&ahme  in  die  Gesell- 
schaft, S.  145.  Die  Aufiiahmsgolder,  S.  149.  Die  Färber  in  Wien  und 
ihr  Verhältniss  zur  Münze^  S.  150.  Der  privilegirte  Gerichtsstand  der  Ge- 
nossen, S.  152.  Das  Gencht  derselben  über  Münzfälschung,  S.  156,  und 
„fsdsch",  S.  158.  Die  Kontrole  des  Maasses  und  Gewichtes  seitens  des 
Münzmeisters  und  der  Hausgenossen,  S.  160.  Das  Asvlrecht  der  Münze, 
S.  162.  Kleinere  Privilegien  der  Genossenschaften,  S.  163.  Ihre  politische 
Wirksamkeit,  besonders  in  Strassburg  und  Speier,  S.  164.  Ihre  Kämpfe 
mit  ihren  Herren,  S.  165.  Die  Zeit  ihrer  Blüthe.  S.  167.  Der  Sturz  tfes 
hausgenossenschaftlichen  Regiments  durch  die  Zünfte  in  Speier,  S.  168. 
Die  Strassburger  Hausgenossen  im  14.  Jahrhundert,  S.  171.  Ihr  letzter 
Aufschwung  und  ihr  Untergang  im  Jahre  1437,  S.  173.  Die  innem  Gründe 
dieses  Unterganges,  S.  175.    Die  Hausgenossen  als  Banquiers,  S.  176. 

Schluss.    S.  177-181. 

Anhang  I:  Verzeichniss  von  Münzverleihungen  von  809  —  1291, 
S.  182—188. 

Anhang  II:  Urkunden  des  Strassburger  Archivs,  die  sich  auf  die 
Hausgenossen  und  die  Münzverwaltung  im  14.  und  15.  Jahrhundert  be- 
ziehen, S.  184—208. 


L  KapiteL 

Das  frankische  und  dentsche  Miinzrecht  in  seiner  Ent- 
wicklung bis  ins  13.  Jakrlinndert. 


Aus  den  wenigen  Nachrichten  und  Andeutungen,  die  über 
den  Besitz  und  die  Ausübung  des  Münzrechtes  aus  der  Zeit 
der  Merovinger  existiren,  geht,  wie  Soetbeer  durch  seine  ver- 
dienstvollen,  gelehrten  Untersuchungen  über  das  Geld-  und 
Münzwesen  unter  den  Merovingem  und  Karolingem  ^)  ausser 
Zweifel  gesetzt  hat,  deutlich  hervor,  dass  das  Münzrecht  als 
ein  Ausfluss  der  königlichen  Gewalt,  als  ein  Hoheitsrecht  und 
Regal  des  Königs  betrachtet  wurde  ^).  Allerdings  gibt  er  an 
einer  Stelle  als  möglich  zu,  dass  der  König  einzelnen  Stiftern 
den  aus  einer  in  ihrer  Nähe  befindlichen  Münzstätte  sich  er- 
gebenden Gewinn  überlassen  habe  und  dass  auch  die  Silber- 
ausmünzung,  welche  damals  gegenüber  der  viel  umfangreicheren 
Goldausmünzung  von  keiner  wesentlichen  Bedeutung  war,  er- 
laubter oder  unerlaubter  Weise  von  den  Grossen  des  Reiches, 
vor  allem  von  den  Majores  domus  und  den  geistlichen  Stiftern, 
ausgeübt  worden  sei. 

Seit  aber  in  Folge  des  zunehmenden  Silbervorrathes  bei 
gleichzeitiger  Abnahme  des  Goldvorrathes  das  Silber  das  haupt- 
sächliche Prägematerial  geworden  und  man  damit  genöthigt 
war,  der  Silberausmünzung  eine  höhere  Beachtung  zu  schenken, 
seit  unter  den  Karolingem  der  Uebei'gang  zur  Silberwähi-ung 
sich  vollzogen  und  vor  allem  seit  das  einheitliche,  feste,  von 
bestimmten  Tendenzen  getragene  Regiment  Pipins  und  seines 
Nachfolgers  seine  Wirksamkeit  begonnen  hatte,  war  die  Aus- 
übung des  MOnzrechts,  die  Prägung  von  Silbermünzen  sowohl 
wie  von  Goldmünzen,  durchaus  und  ausschliesslich  in  den 
Händen  des  Regenten  gelegen. 

Die  Ansicht  der  fränkischen  Könige,  wie  sie  jedenfalls  im 
Prinzipe  die  Merovinger  theilten,  dass  das  Münzrecht  im  Be- 


')  Soetbeer:  Beiträge  zur  Geschichte  des  Geld-  and  MOnzwesens  in 
Deutschland,  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  Bd.  I,  II,  IV 
und  VL 

^)  Forschungen,  Bd.  II,  S.  295—301. 
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griff  der  königlichen  Gewalt  liege,  lässt  ach,  wie  die  gleiche 
Ansicht  Ober  die  ausschliessliche  Berechtigung  des  Königs  zur 
Erhebung  ¥on  Zöllen,  aus  der  römischen  Staatsreifissang  her- 
leiten^). Es  ging  mit  dem  MQnzrecht  ebenso  wie  mit  der 
Münztechnik,  welche  die  Franken  gleichfalls  von  den  Romen 
herObemahmen  und  erst  später  nach  Ueberwindung  zahl- 
reicher künstlerischer  und  yerwaltungsrechtlicher  Schwierig- 
keiten selbstständig  ausbildeten. 

Es  verlohnt  sich  hier,  einen  kurzen,  übersichtlichen  Blick 
auf  die  Begründung  und  Entwicklung  des  Hünzwesens  in 
Deutschland,  zunächst  im  Frankenreiche,  zu  werfen,  weil  da- 
durch die  Behauptung,  dass  das  Münzwesen  ein  Erbstück  der 
römischen  Kultur  sei,  erst  recht  klar  gemacht  wird« 

Das  alte  Deutschland  hatte  in  keinem  seiner  Bestandtheile 
ein  selbstständiges  und  einheimisches  Münzwesen.  Die  Kultur 
der  Kelten ,  welche  schon  im  1.  und  2.  Jahrhundert  vor  der 
christlichen  Zeitrechnung  an  den  Ufern  der  Donau  ihre  eigenen 
Münzen,  die  Regenbogenschüsselchen,  prägten,  war  mit  den- 
selben vom  germanischen  Boden  verschwunden.  Seit  dieser 
Zeit  gab  es  hier  kein  selbstständiges  einheimisches  Geldwesen 
mehr,  bis  die  karolingische  Gesetzgebung  auch  in  diese 
deutschen,  nun  ostfränkischen  Gebiete  zu  dringen  begann. 
Brauchte  man  nothwendig  ein  Tauschmittel  im  Sinne  eines  be- 
stimmten Werthmessers,  so  diente,  wie  uns  unter  Anderen 
auch  Tacitus  erzählt^),  Vieh  in  bestimmter  Quantität  und. 
wie  wir  aus  anderen  Quellen  wissen  ^,  in  bestimmter  Qualität 
zu  diesem  Zwecke.  Waren  durch  diese  Tarifirung  des  Viehs 
nach  bestimmten  Werthsätzen,  die  ihren  letzten  Ausdruck  in 
den  Rechtsbüchem  fand  *),  und  die  Zurückfbhrung  aller  übrigen 
Werthe  auf  diesen  Werthmesser  die  Anfänge  eines  klareren 
Werthbewusstseins  erzeugt,  so  wurde  doch  noch  nirgends  von 
einem  eigentlichen  Geld  in  unserm  Sinne  des  Wortes  Gebrauch 
gemacht.  Das  römische  Münzgeld,  wie  es  durch  die  wan- 
dernden Händler  oder  durch  die  deutschen  Miethsoldaten  aus 
Italien  nach  Deutschland  kam^),  wurde,  abgesehen  von  den 
mit  den  Römern  in  steter  Bemhmng  lebenden  Grenzländem. 
mehr  als  Schmuck  und  Schatz  benützt  und   aufbewahrt.    So 

^)  Vgl.  Eichhorn:  Deutsche  Staats- u.  Rechtsgeschicbte,  §89  and  171 
unter  7.  Daniels:  Handbuch  der  Deutschen  Reichs-  und  Staats-Rechts- 
geschichte,  Bd.  I,  S.  580. 

*)  Tacitus:  Germania  c  12  u.  21. 

")  Weinhold:  Altnordisches  Leben,  51  ff.;  Dietrich:  Das  100 
Silbers  in  Haupts  Zeitschrift  für  das  Alterthum,  BdL  X;  Wackernagel: 
Das  Gewerbe  etc.  der  Germanen,  ebenda  Bd.  IX;  Helrnbo^:  Deprisca  re 
monetaria  Norvegiae;  Helmhold:  Chronica  Slavorum,  I,  c^.  3a 

*)  Waitz:  Ueber  die  Münzverhältnisse  in  den  alteren  KechtsbOcfaera 
des  fränkischen  Reichs,  1861. 

^)  Caesar:  Bellum  gallicum,  Bd.  IV.  cap.  2  und  Bd.  V,  cap.  55. 
Tacitus:  Germania  c.  42;  annales  XI,  16;  nistor.  IV,  76. 
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blieb  es  auf  dem  altgeimanischen  Boden  jedenfalls  bis  ins  7. 
und  8.  Jahrhundert. 

Ein  anderes  Bild  bietet  uns  die  Betrachtung  der  fi^n- 
kischen  Länder.  Zwar  finden  wir  auch  hier  dieselbe  That- 
sache,  die  nns  in  den  ausgegrabenen  Gräbern  auf  ger- 
manischem Boden  entgegentritt^  dass  nemlich  in  denselben 
auch  hier  noch  zu  Ende  des  5.  Jahrhunderts  regelmässig  nur 
grosse,  schwere  römische  Gold-  und  SilbermOnzen  und  keine 
der  zahllosen  römischen  Kupfer-  und  Billonmünzen  gefunden 
wurden.  Auch  hier  gab  man  noch  im  Jahre  481  dem  König 
ChUderich  1.  eine  grosse  Anzahl  von  Gold-  und  Silbermttnzen 
mit  ins  Grab,  wie  die  im  Jahre  1653  gemachte  Auffindung 
dieses  Grabes  beweist  0.  Aus  dieser  Thatsache  geht  allerdings 
hervor,  dass  ein  regelmässiger  Detailverkehr,  der  kleines  Geld, 
wie  die  römischen  Kupfer-  und  Billonmünzen,  erforderte,  eben 
auch  hier  noch  fehlte,  und  auch  von  dem  gemünzten  Silber- 
und Goldgeld  müssen  wir  behaupten,  dass  es  mehr  als  Schatz 
denn  als  Zirkulationsmittel  und  allgemeiner  Werthmesser  be- 
trachtet wurde. 

Aber  eben  um  das  Jahr  481  bereitet  sich  im  Frankenlande 
eine  Epoche  neuerGestaltung  des  Münzwesens  vor.  Die  Franken 
nahmen  an  dem  Drang,  der  auch  die  übrigen,  auf  der  Wander- 
schaft begiiffenen  deutschen  Stämme  ergriffen  hatte,  an  dem 
Wunsche,  sich  von  der  römischen  Bevormundung  zu  befreien 
und  auf  dem  Boden  der  einmal  erlangten  Kultur  selbstständig 
foilzuarbeiten ,  ebenfalls  Theil.  Die  Vandalen  hatten  zwar 
römische  Goldmünzen  benützt,  Silber-  und  Kupfermünzen  aber 
selbstständig,  wenn  auch  im  engsten  Anschluss  an  römische 
Münzen  geprägt').  Eine  ähnliche  Erscheinung  tritt  uns  bei 
den  Ostgothen  entgegen  ^),  ebenso  bei  den  Burgundern  ^),  und  in 
etwas  späterer  Zeit  bedienen  sich  die  Longobarden  eines  durch- 
aus selbstständigen  Münzwesens.  Für  die  Einführung  eines 
eigenen  Münzwesens  in  das  Frankenreich  bildete  die  Eroberung 
des  mittleren  und  nördlichen  Galliens  im  Jahre  481  ein  besonders 
begünstigendes  Element.  Hier  befanden  sich  viele  Städte  und 
Märkte,  die  im  bisherigen  Frankenlande  ziemlich  spärlich  gewesen 
sein  müssen,  hier  hen-schte  ein  reger  Handels-  und  Geldver- 
kehr,  hier  wurde  den  Franken  auch  der  Vortheil  und  Gebrauch 
des  Geldes,  besonders  des  Kleingeldes  ad  oculos  demonstrirt. 
Hatten  die  Franken  bisher  nur  die  alten,  schweren  römischen 
Solidi  und  Denare  benützt,  wie  sie  in  den  Römen*eichen  selbst 
schon  längst  nicht  mehr  gang  und  gäbe  wai*en,  so  erhielten 


^)  Hiezu  und  zum  Folgenden  siehe  Soetbeer:  a.  a.  0.  I,  220  ff., 
243—256,  558  ff. 

')  Friedländer: £>ieManzend.yandalen,1849; Soetbeer: a.a.O. 279. 

')  Friedländer:  Die  Münzen  der  Ostgothen,  1844;  Soetbeer: 
a.  a.  0.  283. 

*)  Soetbeer:  a.  a.  0.,  286. 
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sie  hier  im  reichsten  Maasse  auch  die  kleineren  römischen 
Münzen.  In  dem  Ansgleich  der  beiden  Mttnzsysteme  bildete 
sich  im  Frankenlande  allmälig  ein  eigenes  Münzsystem  aas, 
das  bisher  auf  deutschem  Boden  nicht  existirt  hatte  Die  im 
Frankenlande  umlaufenden  römischen  Münzen  waren  in  Gallig 
wie  im  übrigen  römischen  Reiche  schon  lange  nicht  mehr  vor- 
handen, jedenfalls  für  den  allgemeinen  Verkehr  zu  groes,  die 
gallischen  dagegen  den  an  grosse  Münzen  gewöhnten  Franken 
zu  klein.  So  behauptete  denn  ein  Mittelding  zwischen  dem 
solidus  und  dem  ganz  geringen  gallischen  denarius,  der  triens 
oder  tremissus,  den  Voirang.  Wo  er  zuerst  geprägt  wurde  und 
von  wem,  ist  ungewiss.  Bekannt  aber  ist,  dass  er  noch  ganz 
die  römisch-byzantinischen  Typen  und  Prägungsart  zeigt  Es 
ist  möglich,  dass  diese  Münzen  bereits  von  dem  Frankenkönig 
Chlodovech  ausgeprägt  wurden.  Der  römische  Stempel  wäre 
dann  aus  politischen  Gründen  zu  erklären.  Man  weiss,  dass 
die  Römer  ihren  Provinzen  —  und  als  solche,  betrachteten  sie 
ja  das  Frankenreich  noch  immer  trotz  seiner  grossen  Selbst- 
ständigkeit —  Alles  lieber  erlaubten  als  das  Recht,  eigene 
Münzen  zu  prägen^).  Andrerseits  war  es  auch  dem  König 
Chlodovech,  der  selbst  von  Byzanz  den  Titel  eines  römischen 
Konsuls  sich  erholt  hatte,  darum  zu  thun,  mit  den  Oströmern 
in  gutem  Einvernehmen  zu  bleiben,  um  Anerkennung  seiner 
Herrschaft  in  Gallien  zu  erlangen  und  damit  den  Besitz  des- 
selben durch  Berufung  auf  dessen  Rechtmässigkeit  zu  einem 
dauernden  zu  machen. 

Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  hatte  es  den  Franken,  abgesehen 
von  der  Kunst,  auch  am  Material  zur  Münzprägung  gefehlt 
Erst  mit  Theodebert,  dessen  Regiei-ungsan tritt  im  Jahre  538 
erfolgte,  kam  Silber  und  Gold  durch  Tribute  und  Geschenke 
aus  aller  Henen  Länder  in  das  Reich').  Ebenso  begannen 
vei*schiedene  Einkünfte  aus  der  Verwaltung  des  Reiches  selbst 
zu  fliessen :  Zölle,  Weg-,  Brücken-  und  Fährgelder  wie  Friedens- 
gelder und  Bannbussen  wurden  ausgebildet^)  und  lieferten  im 
Vereine  mit  den  besser  organisirten  und  administrirten  Do- 
mänen und  Krongütei*n  reichliche  Einkünfte*).  Dazu  war  das 
Reich  so  gekräftigt  und  stand  so  mächtig  und  von  allen  Seiten 
anerkannt  da,  dass  Theodebert  auf  die  römischen  Kaiser  und 
deren  Ungnade  bereits  keine  Rücksicht  mehr  zu  nehmen  hatte. 
Anstatt  eine  Verleihung  von  Rom  sich  als  Gnade  zu  erbitten, 
begann  er  selbstständig  zu  prägen,  wie  Procop  als  etwas  ganz 
Ungeheuerliches  berichtet*).  Aber  —  immer  noch  ein  Zeichen 
der    staatlichen   Unmündigkeit    oder    jeglichen   Mangels    an 


^^  Mommsen:  Geschichte  des  römischen  Münzwesens,  S.  749  f. 
'^)  Waitz:  Yerfassungsgeschichte.  Bd.  II«  S.  557. 
^)  Ebenda:  S.  554  ft.,  558  ff.,  562  ff.,  564  ff. 
*)  Ebenda:  8.  614  ff 
'^)  Mommsen:  a.  a.  0. 
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Technik  —  er  behielt  Gestalt,  Typus  und  sogar  die  Kaiser- 
köpfe der  oströmischen  Münzen  bei  und  erst  sein  Nachfolger 
Childebeit  setzte  zuerst  sein  Monogramm,  dann  seinen  Namen, 
dann  verschiedene  Zeichen  und  Bilder  darauf,  bis  auch  die 
zum  Schlüsse  durch  die  Namen  von  Münzem  ersetzt  wurden. 
Je  mehr  wir  uns  dem  Ende  der  Merovingerzeit  nahem,  desto 
bedeutender  wird  die  Ausmttnzung,  vor  allem  tritt  nun  die 
SilberausmQnzung  hervor;  der  Antritt  der  Pipinschen  Regie- 
rung ist  bereits  durch  Einführung  .eines  neuen  Münzsystems 

ausgezeichnet  0* 

So  beweist  die  Betrachtung  der  historischen  Thatsachen 
den  Satz,  dass  das  fr&nkische  Münzwesen  aus  dem  römischen 
hervorging  und  erst  allmälig  sich  umbildete.  Sie  beweist 
uns  aber  ebenso,  dass  das  Münzrecht  wie  bei  den  Römeni  in 
den  Händen  des  Staatsoberhauptes  lag,  dass  nur  die  Ordnung 
und  Ausübung  desselben  durch  ihn  berechtigt  erscheinen 
konnte.  Die  fränkischen  Könige  haben  es  auch  in  diesem 
Sinne  ausgeübt.  Wenn  ein  Zweifel  darüber  bestehen  könnte, 
so  widerlegt  denselben  eine  Urkunde  Pipins,  welche  auf  das 
Münzwesen  sich  bezieht  und  durch  die  der  eben  erwähnte 
neue  Münzfuss  gesetzlich  eingeführt  oder  vielmehr  bestätigt 
wurde  ^).  Hier  spricht  sich  sogleich  der  Wille  des  Herrn  aus, 
die  Münze  als  ein  Eigenthum  der  Staatsgewalt  zu  betrachten ; 
er  sieht  in  ihr  ein  Hoheitsrecht,  sonst  könnte  er  nicht  eine 
so  selbstständige  Verfügung  darüber  erlassen,  wie  die  Ein- 
führung eines  neuen  Münzfusses  ist.  Die  Münzen  geben  von 
nun  an  dies  Verhältniss  auch  äusserlich  zu  erkennen,  indem 
sie  von  Pipin  an  nur  mehr  den  Namen  des  Königs  oder 
Kaisers  tragen.  Noch  deutlicher  über  die  Zugehörigkeit  des 
Münzrechtes  spricht  eine  Verordnung  Karl  des  Grossen  aus 
dem  Jahi*e  794,  welche  befiehlt,  den  Münzen,  wenn  sie  des 
Königs  Namenszeichen  führen,  die  Annahme  nicht  zu  ver- 
weigern *). 


')  Soetbeer:  a.  a.  0.,  Bd.  IV. 

')  Pertz:  Mon.  Oermaniae  Legum,  Bd.  I,  890.  De  moneta  constitai- 
muB,  nt  ampUuB  non  habeat  in  Ubra  pensante  nisi  22  8olido8  et  d<  ipsis 
22  solidis  monetariufl  accipiet  solidum  unum. 

')  Pertz:  Moo.  Germ.  LL.,  Bd.  I,  72.  Si  autem  nominis  nostri  nomisma 

babent  (sc.  monete) ri  qoia  contradidt pordat  iUad  nego* 

tium  ant  flagelletur  nndus.  Die  Tbatsache  selbst,  dass  die  Denare,  auch 
wenn  sie  „boni  et  plene  pensantes*'  waren,  Ton  den  Unterthanen  nicht 
allgemein  angenommen  worden«  dass  sich  Tielmehr  trotz  ihrer  Gate  und 
trotz  zahlreicher  Yerordnnngen  (Pertz:  1.  c.,  p.  213,  476,  490  und  492)  ein 
dauerndes  Misstrauen  gegen  dieselben  erhielt,  mas  ihre  Erkl&rung  zum 
Theil  in  der  damals  onSenbar  sehr  verbreiteten  Falscnmflnzerei  finden;  ein 
grösseres  Gewicht  ist  aber  jedenfidls  auf  die  GrQnde  zu  legen,  welche 
Nitzsch  in  seinem  Werke  Über  Ministerialitftt  und  Bürgerthum,  S.  801 
wohl  richtig  erkannt  hat,  wenn  er  sagt:  „Die  Übertriebene  An^^st  vor  &lscher 
Münze  ist  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  dass  in  vielen  Kreisen  überhaupt 
das  Geld  als    allgemeiner  W^rthmesser  noch  mit  Misstranen  betrachtet 


ö  n.  o. 

Die  Vorschriften  über  das  Münzwesen  Dehmen  mit  der 
stei^rendeo  Wichtigkeit  desselben  zu.  Ans  allen  spricht  die 
Befugnisä  des  Herrschers,  in  Münzsachen  allein  maass^eheod  ru 
sein.  So  enthält,  um  nar  einicre  Beispiele  anzuführen«  da» 
Cap.  Aquisgranense  generale  Tom  Jahre  817  Besiimmun^eo 
über  die  Bestrafung  von  Falschmünzern  sowie  über  die  An- 
nahme guter  Münzen  ^) ;  die  Cap.  Aquii^granensia  Tom  Jahre 
825  erlassen  eine  Verordnung  über  die  Einführuns  neuer 
Münzen  von  einem  bestimmten  Termine  an  und  eine  Instruktion 
an  die  Grafen,  in  deren  Bezirk  sich  Münzstätten  befinden,  wie 
sie  das  Münzwesen  zu  beaufsichtiiren  hätten,  und  ebenso  an 
die  missi,  welche  ihrerseits  die  Grafen  zu  kontroliren  haben  ^ ; 
die  Constitutiones  Wormatienses  befehlen  den  Unterthanen 
aufs  Neue  die  Annahme  der  guten.  Tollwichtigen  Denare^). 

So  spricht  sich  in  einer  Reihe  von  Verordnungen  die  Aus- 
übung und  zwar  die  ausschliessliche  Ausübung  des  Münzregals 
Ton  Seiten  der  Karolinger  aus.  Die  umfassendsten  und  deut- 
lichsten Bestimmungen  aus  dem  9.  Jahrhundert  in  Bezug  auf 
das  Münzwesen  enthält  das  Edictum  Pistense  ^).  An  Stelle  der 
alten,  von  den  Unterthanen  mit  Misstrauen  behandelten  Münze 
soll  eine  neue  einsreführt  werden  (Art.  11  und  15),  das  Münz- 
wesen soll  den  Grafen  und  Richtern  derjenigen  Orte,  die  mit 
Münzstätten  versehen  sind,  sowie  bestimmten  Vertrauensmännern 
zur  Ueberwachung  unterstellt  (Art.  8  und  9)  und  die  Aufiiahme 
der  Münzer  der  strennen  Auswahl  der  vorgesetzten  Beamten 
empfohlen  sein;  die  Münzer  sollen  zum  Beginn  der  neuen  Aus- 
münzungsperiode  Silber  durch  die  Grafen  bekommen  Art.  \4\ 
Falschmünzer  und  jeder  Münzbetrug  sollen  mit  harten  Strafen 
gestraft  werden  (16,  17.  23  und  24)  und  —  die  für  die  Be- 
urtheilung  des  Münzrechtes  wichtijzste  Stelle  —  es  soll  nirgends 
gemünzt  werden  als  an  der  königlichen  Pfalz,  wie  dies  schon 
die  Vorfahren  Karls  des  Kahlen  bestimmt  hatten,  und  an  fünf 
eigens  dazu  bestimmten  Orten*). 


wnrde.  Es  hatte,  eben  noch  keineswegs  die  anderen  Zahlmittol  so  ver- 
drängt, wie  Karl  es  wünschte  und  seine  Kacht olger  anstrebten.*^ 

*    Pertz:  Mon.  Germ.  LL.  I,  2o4  flL 

*)  Pertz:  a.  a.  0.,  iS.  242  ff. 

*,  Pertz:  a.  a.  0.,  S.  3:31  ff. 

*)  Pertz:  a.  a,  0.,  S.  488  ff. 

')  Art  12:  Seqaentes  consuetadinem  praedecessorom  nostromm  ncnt 
in  ülomm  capitnüs  invenitor,  constituimus  at  in  nollo  loco  alio  in  omni 
regno  nostro  moneta  tiat.  nisi  in  palatio  nostro  el  in  QnentoTico  ac  Boto- 
mago,  quae  moneta  ad  Quentoricnm  ex  antiqna  consnetndine  pertinet^  et 
in  Remis,  et  in  Senonis,  et  in  Parisio,  et  in  Anrelianis,  el  in  (  anHono,  et 
in  Mecnllo,  et  in  Narbona.  Unter  den  Verordnungen^  auf  welche  ach  das 
Edikt  hier  bezieht,  sind  zwei  Ton  Karl  dem  Gr^en  zn  Tenteheo.  Die 
eine,  nt  nullo  alio  .  .  loco  moneta  sit  nisi  in  palatio  nostro,  die  andere 
(Cap.  vom  Jahre  808  bei  Pertz,  Mon.  Genn.,  LL.Bd.  I,  S.  l&t)  sagt:  De 
monetis,  nt  in  nullo  loco  moneta  percntiatur  nisi  ad  curtem,  el  illi  dcaarit 
palatini  mercantor  el  per  omnia  duscunant. 
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In  allen  diesen  Urkunden  und  besonders  in  dem  zuletzt 
zitirten  Artikel  findet  sich  deutlich  die  Konzentration  des  Münz- 
rechts in  der  Hand  des  Königs  und  dessen  direkte  Abhängig- 
keit von  demselben  ausgesprochen.  Die  Münze  und  deren 
Ausübung  steht  nur  dem  König  zu,  sie  ist  eine  „res  juris 
regaJis*',  wie  sie  eine  Urkunde  Ludwig  des  Deutschen  vom 
Jahre  856  bezeichnet  \\ 

Mit  der  Frage  nach  dem  Münzrecht  steht  im  engen  Zu- 
sammenhange die  Frage  nach  den  dem  Mittelalter  ägenthüm- 
lichen  Münzprivilegien«  Praktisch  wird  die  Frage  für  das 
Frankenreich  erst  seit  dem  Anfang  des  9.  Jahrhunderts.  Die 
Urkunden,  welche  aus  der  Merovinger-Zeit,  z.  B.  von  Theo- 
dorich ni.  an  den  Bischof  von  Le-Mans  das  Münzrecht  ver- 
liehen haben  sollten,  sind  allgemein  als  unecht  anerkannt; 
weder  geistliche  Stifter,  noch  weltliche  Herren  können  ein  der- 
artiges Privileg  nachweisen,  wenn  auch  die  geistlichen  Stifter, 
wie  schon  erwähnt,  vielleicht  Antheil  an  den  Erträgnissen  und 
Einnahmen  einer  königlichen  Münzstätte  erhielten. 

Bei  einer  Untersuchung  über  Münzverleihungen  und  bei 
der  Betrachtung  der  geschichtlichen  Entwicklung  derselben 
von  ihrem  ersten  Auftreten  bis  in  ihr  spätestes  Stadium  muss 
vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werden.  Zwischen  Münzver- 
leihung und  Münzverleihung  ist  ein  grosser  Untei-schied.  Das 
Münzprivileg  aus  dem  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  hat  einen 
anderen  Inhalt  als  das  aus  dem  13.  Jahrhundert  Das  haben 
die  früheren  Schriftsteller,  wahrscheinlich  irregeleitet  durch  die 
Thatsache,  dass  in  den  lateinischen  Urkunden  jede  Art  von 
MünzverleUiung  „moneta^  genannt  wii-d,  vollständig  ausser 
Acht  gelassen  und  wenn  von  Münzprivilegien  die  Rede  war, 
sogleich  an  eine  Einräumung  des  förmlichen  Münzrechts  in 
seiner  ganzen  Ausdehnung  gedacht  Aber  diese  Art  von  Münz- 
verleihung tritt  für  die  Beliehenen  frühestens  im  11.  Jahr- 
hundert ein.  Bis  dahin  musste  das  Münzprivileg,  wie  alle 
staatlichen  und  rechtlichen  Institutionen  des  Mittelalters  einen 
ganz  bestimmten  Entwicklungsgang  durchmachen. 

Die  neueste  Staatsrechtslehre  unterscheidet  streng  zwei 
Begriffe,  welche  unter  dem  Namen  Münzregal  von  der  älteren 
Schule  unterscheidungslos  gebraucht  wurden  *).  Der  eine  dieser 
B^riffe,  die  Münzhoheit,  ist  das  in  der  Staatsgewalt  gelegene 
Recht,  das  Münzsystem  zu  regeln,  d.  h.  gesetzlich  festzustellen, 
welches  Edelmetall  und  in  welcher  Form  es  als  Zahlungsmittel 
innerhalb  eines  Staatsgebietes  gelte;  der  zweite,  das  Münz- 
monopol oder  Münzregal  im  engeren  Sinne,  ist  die  ausschliess- 
liche Berechtigung  des  Staates,  Münzen  zu  fabriziren,  in  Um- 


^)  Schannat:  Histor.  episcop.  Wormat.    Bd.  11,  S.  6. 
')  Lab  and:    Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  Bd.  II,   1878, 
S.  410  ff. 
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lauf  zu  setzen  und  den  hieraus  sich  ergebenden  Gewinn  zu 
beziehen.  Das  ei'ste  ist  ein  unveräusserliches  Recht  der 
Staatsgewalt,  das  zweite  ist  wie  alle  Monopole  veräasserlich. 
Während  für  das  neue  deutsche  Reich  diese  Trennung  der  Be- 
Riiffe  klar  durchgeführt  ist,  ist  eine  deraitige  Unterscheidung 
fQr  die  mittelalterlichen  Zustände  nicht  anwendbar,  wenigstens 
nicht  vom  11.  Jahrhundert  ab,  wie  das  2.  Kapitel,  die  Betrach- 
tung der  Münzverhältnisse  im  13.  Jahrhundeite,  zeigen  wird. 
Es  wurden  hier  unter  dem  Namen  Münzr^al  sowohl  Mttnz- 
hoheitsrechte  als  aüch  das  blose  Miinzmonopol  übertragen;  von 
einer  bewussten  Unterscheidung  dieser  Art,  welche  die  Kaiser 
bei  Beleihung  mit  dem  Münzrechte  ausgeübt  hätten,  ist  nir- 
gends die  Rede.  Für  die  fränkische  Zeit  allerdings  bestand 
diese  Unterscheidung.  Die  fränkischen  Könige  und  Kaiser  be- 
stimmten und  regelten  ausschliesslich  den  Münzfiiss ;  die  Münz- 
systeme nach  denen  gerechnet  werden  sollte,  waren  gesetzlich 
eingeführt.  Für  das  11.  Jahrhundert  aber  und  für  die  folgen- 
den müssen  wir  auf  eine  klare  Unterscheidung  dieser  beiden 
Begriffe  verzichten. 

Soetbeer  hat  sich  bisher  am  eingehendsten,  wie  mit  den 
Münz-  und  Geldverhältnissen  der  ältesten  deutschen  Zeit,  so 
auch  mit  der  Entwicklung  der  Münzprivilegien  beschäftigt 
Er  hat  seine  Ansichten  darüber  mit  Aufwand  aller  Gelehr- 
samkeit ausgeführt  und  als  die  richtigen  hinzustellen  gesucht  M. 
Wir  müssen  deshalb  die  Resultate,  die  er  gewonnen  hat,  be- 
trachten. Er  sagt:  „Man  wird  im  Wesentlichen  vier  Stadien 
für  Münzprivilegien  im  früheren  Mittelalter  unterscheiden  können, 
wenn  dieselben  auch  alle  häufig  kurzweg  mit  „moneta*  be- 
zeichnet werden." 

Die  ei'ste,  ursprünglichste  Ait  der  Münzverleihung  be- 
stand nach  seiner  Annahme  darin,  dass  an  Plätzen  mit  leb- 
haftem, beständigem  oder  zeitweiligem  Verkehr,  für  die  es  von 
grösster  Wichtigkeit  sein  musste,  eine  Münzstätte  zu  besitzen, 
damit  die  Handeltreibenden  ihr  mitgebrachtes  Silber  oder 
fremdes  Geld  rasch  in  Landesmünzen  umtauschen  konnten, 
eine  königliche  Münzstätte  errichtet  wurde.  ,,  Sobald  Karl  der 
Grosse^,  fähit  Soetbeer  fort,  „sich  überzeugt  hatte,  dass  seine 
Verordnung  wegen  Beschränkung  der  Ausmünzung  auf  seinem 
Palast  oder  auf  seiner  Villa,  wo  er  gerade  Hof  hielt,  wegen  der 
Grösse  des  Reiches  und  des  Bedüi'fiiisses  des  Verkehrs  prak- 
tisch nicht  ausführbar  sei,  wird  er  alsbald  in  den  bedeutenderen 
Plätzen,  wie  Dorpat,  Köln,  Mainz,  Strassburg,  Trier,  Metz. 
Verdun  etc.,  die  Münzthätigkeit  wieder  haben  auibdimen 
lassen.  Wenn  nun  für  andere  Plätze  der  gleiche  VoitheU 
einer  derartigen  königlichen  Münzstätte  gewünscht  wurde,  so 
konnte  dies  nach  der  Bestimmung  des  Capitulai*s  von  808  nur 


^)  Forschungen  zur  deutsch.  Geschichte,  Bd.  VI,  S.  23—37. 
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durch  eine  ausdi-Qckliche  Verleihung  geschehen.  Gewährungen 
eines  Münzprivilegiums  dieser  Ait  mögen  schon  in  den  letzten 
Jahren  Eai*l  des  Grossen  und  während  der  Regierung  seiner 
nächsten  Nachfolger  mehrfach  ertheilt  worden  sein;  aber  die 
in  den  Urkunden  fQr  Corvei,  Priim  und  Chälons  enthaltenen 
Motive  bezeugen  deutlich  die  Veranlassung  des  Verlangens 
nach  solcher  Münzverleihung  in  ihrer  einfachsten  Form.  Von 
einem  Rechte,  eigene  Münzen  zu  schlagen,  ist  nicht  entfeint 
die  Rede  und  der  direkte  finanzielle  Vortheil  aus  der  Münze 
wird  auch  nicht  beanspi-ucht."^ 

An  diese  erste  Art  der  Münzverleihung  reihe  sich  dann 
fast  unwillkürlich  die  Gewährung  der  aus  einer  Münzstätte 
fliessenden  finanziellen  Vortheile.  —  Dem  dritten  Stadium  ge- 
höre schon  die  eigentliche  Verleihung  des  Münzrechtes  an, 
indem  es  dem  Beliehenen  die  Befugniss  einräumt,  eine  eigene 
Münze,  d.  h.  eine  Münze  mit  seiner  Namensaufschrift  oder 
seinem  Bilde  zu  prägen.  Die  erste  Urkunde  für  diese  Periode 
sei  die  im  Jahre  926  zu  Gunsten  des  Stifters  St.  Martin  zu 
Tour  erlassene.  —  Das  vierte  Stadium  führe  alsdann  im  Ver- 
lauf des  12.  Jahrhunderts  zu  seiner  vollsten  Ausbildung,  indem 
es  dem  Beliehenen  gestatte,  das  Münzregal  in  vollständig  will- 
kürlicher Weise  zu  benützen  und  auszubeuten. 

Wir  wollen  vorerst  die  zwei  letzten  von  Soetbeer  an- 
genommenen Stadien  ganz  aus  den  Augen  lassen  und  nur  die 
zwei  ersten  in  Beti*acht  ziehen. 

Von  vorneherein  ist  zuzugeben  und  zu  behaupten,  dass 
die  Beschränkung  der  Münzstätten  auf  die  kaiserlichen  Höfe 
und  Pfalzen,  wie  sie  von  Karl  dem  Grossen  verordnet  wurde, 
für  die  damalige  Alt  und  Ausdehnung  des  Verkehre  eine  zu 
enge  war  *  und  auch  die  erweiterten  Bestimmungen,  welche 
Karl  der  Kahle  für  Westfranken  im  Edictum  Pistense  erliess, 
kaum  genügen  konnten,  obwohl  die  von  ihm  angeordneten 
Münzstätten  über  das  ganze  Reich  nach  allen  Richtungen  hin 
sehr  richtig  vertheilt  waren.  Und  so  sind  ja  auch  thatsächlich 
spätere  Denare  von  Karl  dem  Kahlen  bekannt,  welche  die 
Ih'ägeorte  Mastricht,  Namur,  Nivelle,  Tongern,  Valenciennes, 
Verdun,  Toumay,  Lens  im  Hennegau,  Gent,  Lestines,  Huy, 
Maubeuge  u.  a.  zeigen,  während  auch  in  Lothringen,  das  erst 
868  an  Karl  den  Kahlen  kam,  sehr  viele  Münzstätten  sich 
befanden^).  Karl  der  Gi*088e  scheint  auch  bereits  das  Un- 
genügende einer  ausschliesslichen  Priigung  am  Hof  und  an  der 
Pfalz  vorausgefühlt  zu  haben,  indem  er  in  der  erwähnten  Ur- 
kunde neben  die  Woite:  ut  nuUo  alio  loco  moneta  sit  nisi 
in  palatio  nostro,  die  Woite  setzt:  nisi  forte  iterum  a  nobis 
aliter  fuerit  oi*dinatum.    Und  von  dieser  gegentheiligen  Ver- 


')  Soetbeer:    a.  a.  0.,   S.  12.     Vgl.    Müller:     Deutsche   MOni- 
gescfaichte,  S.  151  ff. 
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Ordnung  mag  besonders  auf  die  Bitten  von  Stiftern  hin,  welche 
in  ihrem  Bezirke  wegen  der  vielen  auch  fQr  sie  daraas  ent- 
springenden religiösen  und  materiellen  Yortheile  die  Errich- 
tung eines  Marktes  und  einer  damit  verbundenen  Münzstätte 
sehr  wünschen  mussten,  wohl  zu  wiederholten  Malen  Gebrauch 
gemacht  worden  sein.  Verordnungen  dieser  Art  mögen  die 
erste  Stufe  in  der  Entwicklung  des  Münzprivilegiums  bilden. 

Die  Urkunden  aber,  welche  Soetbeer  als  derartige  dem 
ei*sten  Stadium  angehörende  Verleihungen  bezeichnet,  gehören 
nach  unserer  Ansicht  demselben  nicht  mehr  an,  geben  viel- 
mehr für  eine  bereits  fortgeschrittenere,  zweite  Entwicklungs- 
stufe Zeugniss.  Allerdings  tritt  in  ihnen  das  ursprüngliche 
Motiv  dieser  Verleihungen,  welches  spater  einem  ganz  anderen 
Platz  machen  muss,  noch  deutlich  hervor.  Sie  bestätigen 
unsere  Ansicht,  dass  die  Münzverleihungen  als  ihren  ersten, 
ui-sprünglichen  Grund  einen  rein  volkswirthschaftlichen  hatten, 
nemlich  einestheils  den,  einem  bisher  unbedeutenden  Orte 
durch  Verleihung  einer  Münzstätte  und  die  dadurch  gewährte 
Möglichkeit  an  diesem  Orte  beständig  Münzen  erhalten  und 
deshalb  Handelsgeschäfte  aller  Art  ohne  die  lästigen  Schranken 
des  Tauschverkehrs  machen  zu  können,  ein  Marktgebiet  zu 
eröfhien,  ihm  einen  lebhaften  Verkehr  zu  verschaifen,  andren- 
theils  einem  Orte,  der  bereits  einen  lebhaiten  Verkehr  hatte,  den- 
selben durch  Anlage  einer  Münzstätte  zu  erhalten  und  damit  den 
Handelsinteressen  des  ganzen  Reiches  zu  dienen.  Und  wie  sehr 
man  damals  den  Handel,  von  dem  jeder  wirthschaftliche  und  in 
bestimmter  Beziehung  auch  jeder  Aufschwung  der  Kultui*  abbing, 
zu  unterstützen  und  zu  befördern  suchte,  davon  geben  zahl- 
reiche Verordnungen,  zum  Beispiel  das  Capitulare  Francofur- 
tense  vom  Jabre  794,  das  Capitulare  vom  Jahre  803,  das 
Capitulare  von  Nimwegen  von  808,  das  Capitulare  Aquis- 
gi*anense  vom  Jahre  809,  das  beredtste  Zeugniss^).  Jeden- 
falls verdanken  diesen  Motiven  Orte,  die  für  den  Handel  schon 
damals  besonders  wichtig  erschienen,  wie  Doi-stadt,  Mainz  etc., 
eine  Münzstätte^). 

An  diese  ursprünglichen  volkswirthschaftlichen  und  handels- 
politischen Erwägungen  knüpften  sich  die  Münzverleihungen 
an.  Wir  werden  später  zu  zeigen  haben,  wie  sich  diese  ur- 
sprüngliche Idee  immer  mehr  von  einem  neu  auftauchenden 
Motiv  muss  verdrängen  lassen,  so  dass  sie  am  Ende  unserer 
Zeit,  im  13.  Jahrhundeit,  gar  nicht  mehr  erkannt  werden  kann. 

Für  jetzt  handelt  es  sich  aber  um  die  Urkunden  von 
Corvei,  Prüm  und  Chälons-sur-Mame ,  welche  Soetbeer  zu 
dieser  ersten  Art  der  Münzprivilegien  rechnet,  während  sie 
nach  unserer  Ansicht  bereits  der  zweiten  Periode  angehören. 


^)  Vgl.  Waitz:  Deutsche  Yerfassungsgeschichte,  Bd.  lY,  S.40£ 
')  Vgl.  Waitz:  a.  a.  0.  S.  30f.  und  £e  dortigen  Zitate. 
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Diese  Urkunden  enthalten  allerdings,  wie  ei-wähnt,  das  ur- 
sprüngliche Motiv  in  einer  deutlichen,  nicht  misszuverstehenden 
Weise.  In  der  Urkunde,  durch  welche  Ludwig  der  Fromme 
dem  Kloster  zu  Coi*yei  eine  Münzstätte  im  Jahre  833  verlieh, 
heisst  es:  ....  Insuper  etiam,  quia  locum  mercationis  ipsa 
regio  indigebat,  monetam  nostrae  autoritatis  publicam  ultra 
ibi  semper  inesse  Christo  militantibus  proficuam  statuimus^). 
Die  Urkunde  König  Lothars  IL,  welche  der  Abtei  Prüm  im 
Jahre  861  eine  Münzstätte  verleiht,  diUckt  sich  noch  deutlicher 
aus:  ....  Innotuit  auribus,  quod  ipse  locus  propter  mercati 
et  monete  longinquitatem  non  medium  patitur  discrimen  .... 
Ctüuslipectioni  ....  libenter  acquiescentes  has  nostrae  pie- 
tatis  literas  fieri  decrevimus,  per  quas  statuentes  deceinimus 
atque  jubemus,  ut  ab  hinc  in  antea  in  predicto  loco  mercatum 
habeant  more  humano  et  moneta  ad  bonos  et  meros  denarios 
perficiendum  fiat,  et  nulla  pars  publica  inde  telonium  vel  ali- 
quam  exactionem  exigat^.  In  beiden  Urkunden  ist  das  ur- 
sprüngliche Motiv  unverkennbar  ausgesprochen.  Es  soll  auch 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  das  Schaflfen  eines  Markt- 
gebietes und  die  Belebung  des  Verkehi*s  an  einem  Oite  den 
Klöstern  und  Kirchen  daselbst,  besondere  wenn  ihnen  das  Recht 
der  Zollerhebung  mit  geschenkt  wurde,  einen  solchen  Vortheil 
bringen  konnte,  dass  sie  eine  solche  Gründung  als  eine  ganz 
besondere  Gunst  und  Gnade  und  als  ein  Geschenk  kaiserlicher 
Huld  sich  haben  urkundlich  geben  lassen.  Wir  müssten  dem- 
nach den  Verleihungen  die  Stelle  anweisen,  welche  ihnen  Soet- 
beer  zugetheUt  hat ,  wenn  nicht  die  Urkunde  von  Corvei  fortführe: 
Quatenus  cum  omni  integritate  absque  uUius  contradictione 
vel  impedimenti  occasione  locus  ipse  sanctitatis  inde  reditum 
nostrae  autoritatis  publicum  (sei.  monetae)  possideat  et  utili- 
tatibus  monasterii  perpetuis  temporibus  multiplicatum  nostrum 
hoc  largitatis  donum  proficiat  —  und  wenn  nicht  die  Urkunde 
für  Chälons  vom  Jahre  865')  dasselbe  in  noch  breiteren 
Worten  ausfühile.  Hier  heisst  es :  Jussimus  illi  (sei.  Erchenrao 
episcopo  Gatalaunensi)  dari  de  camera  nostra  monetam  nostram 
et ... .  hec  egimus,  censum  qui  inde  exierit  canonicis  in  pre- 
fata  ecclesia  Deo  militantibus  tradidimus,  et  annuatim  in  cena 
Domini  quasi  annua  dona  accipientes  donum  pro  incolumitate 
nostra  amandeqne  nobis  conjugis  ac  remedio  animarum  nostra- 
rum  perhenniter  efflagitare  satagant  et  diem  obitus  utriusque 
etemaliter  celebrent.  Unde  et  hoc  celsitudinis  nostre  precep- 
tum  fieri  ac  prefato  presuli  ejusdem  ecclesie  jussimus  dari,  per 
quod  eandem  monetam  cum  omni  reditu  possidere  valeat 
etemaliter  et  possidendo  ordinäre  legaliter,  ut  ipse  et  succes- 

M  SchateD:  Annal.  Paderborn.,  Bd.  I,  S.  IüO. 
*)  H.  Beyer:    Urkundenbach    z.  Gesch.  d.  mittelrhdn.  Territorien  I, 
No.  96. 

")  Reme  nomitm.,  1851,  S.  d4. 
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sores   sui,   quicquid  inde  exigere   potuerint,  eisdem  fratribns 
conferant. 

In  den  Anfang  dieser  Periode  gehöil  noch  die  Urkunde 
Ludwig  des  Deutschen  aus  dem  Jahre  856,  wodurch  dem 
Bischof  von  Wonns  nebst  Anderem  auch  die  Münze  verliehen 
wird.  Die  Urkunde  sagt  einfach:  Quasdam  res  juris  regalis 
infra  Wormatiaro  civitatem,  monetam  ad  integrum  et  medium 
regis,  quod  vulgari  nomine  stuof-choi-n  appellatur,  donamus. 
omne  teloneum  et  vectigal  vel  quicquid  in  dominicum  fiscum 
de  praedicta  civitate  infra  vel  extra  in  vadiis  aut  fi-edis  sive 
justitiis  legalibus  i'edigi  potest,  denuo  confirmamus  ^). 

In  der  Urkunde  von  Coi'vei  ist  von  einem  reditus  ge- 
sprochen, der  dem  Kloster  zu  Gute  kommen  sollte.  Die  Ur- 
kunde von  Ghälons  gewährt  den  census,  qui  inde,  nemlich  aus 
der  Münze,  exierit  canonicis  in  ...  .  ecclesiaDeo  militantibus 
und  drückt  dasselbe  Geschenk  nochmals  nur  in  anderen 
Worten  aus,  indem  sie  dem  Kloster  gestattet,  die  Münze  mit 
allen  Einkünften  für  ewige  Zeiten  zu  besitzen,  und  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  daiHber  zu  verfügen,  wie  diese 
Einkünfte  am  besten  eingetrieben  würden.  —  Aus  diesen  Ur- 
kunden geht  deutlich  hervor,  1)  dass  die  Münze  auf  Bitten 
der  Klöster  verliehen  wurde,  um  ihren  Orten  einen  regen  Ver- 
kehr und  dessen  Vortheile  zu  verschaffen,  und  2)  dass  aber 
ausser  diesem  lediglich  indirekten  Nutzen  auch  ein  direkter 
aus  der  Münze  selbst  den  Beliehenen  zufliessen  sollte.  Neben 
dem  ui'sprünglich  rein  volkswiilhschaftlichen  Gedanken,  Handel 
und  Wohlstand  des  Reiches  zu  vennehren,  tritt  bereits  die 
Idee  auf,  den  mit  einer  Münzstätte  Bedachten  die  Vortheile 
zu  gewähren,  welche  der  königliche  Fiscus  sich  daraus  ver- 
schafft hatte  —  omne  inde  reditum  nostrae  autoritatis  publi- 
cum possideat  und :  censiun  qui  inde  (sei.  ex  moneta)  canonicis 
tradidimus,  sowie :  monetam  ....  et  medium  regis  ....  dona- 
mus,  omne  teloneum  et  vectigal  vel  quicquid  in  dominicum 
fiscum  ....  redigi  potest,  denuo  confirmamus.  Es  kann  über 
die  Bedeutung  von  census  und  reditus  kein  Zweifel  bestehen; 
es  ist  deutlich  von  der  Vei-schenkung  derjenigen  Einkünfte 
'  gesprochen,  welche  sonst  aus  den  Regalien  für  des  Königs 
Kammer  fliessen*). 

Der  Gewinn,  welcher  aus  der  Münze  gezogen  weitien 
konnte,  ward  dem  Marktzoll  gleichgestellt  und  in  manchen 
Urkunden  sogar  mit  dem  Namen  Zoll  bezeichnet.  So  verleiht 
Otto  n. :  percussuram  propriam  monetae  theloniumque  ejusdem 


^)  Schannat:  Hist  ep.  Worm.,  Bd.  II,  S.  6. 

')  Auch  Waitz  nimmt  in  seinem  jüngst  (1878)  erschienenen  8.  Band 
der  Verfassungsgeschichte,  S.  319,  Anm.  1  an.  dass  ^oetbeer  Unrecht  habe, 
wenn  er  von  diesen  Privilegien  sagt:  ^er  direkte  finanzielle  Vortheil  aus 
der  Münze  wird  auch  nicht  (von  dem  Empfitoger;  beansprucht^  — 
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monetae^),  Otto  III.:  bannum  ac  theloneum  quod  ad  nostrum 
regale  jus  ad  prefato  mercato  et  moneta  aspicere  visum  est'). 

Der  Ginind  der  Verleihungen  und  zwar  dieser  bisher  aus- 
schliesslichen Verleihungen  an  Herren  des  geistlichen  Standes 
ist  in  der  Urkunde  für  Chälons  enthalten,  wenn  der  Schenker 
die  Beschenkten  bittet,  sie  möchten  dafür  jährlich  für  sein  und 
seiner  Gemahlin  Leibes*  und  Seelenheil  beten  und  beider 
Todestag  ewiglich  feiern.  In  diesen  Weiten  liegt  für  diese 
Zeit  die  Aufklärung  für  das  Verfahren,  welches  Kaiser  und 
Könige  bei  Gewährung  eines  Münzprivilegs  geübt  haben,  indem 
sie  dasselbe  nur  an  Bischöfe  und  Stifter  verliehen,  und  dem 
sie  in  ähnlichen  Worten  noch  in  vielen  Urkunden  Ausdruck 
gegeben  haben.  Man  begann  damit  in  der  an  Gottesfurcht 
und  noch  mehr  an  Priesterfarcht  so  reichen  Zeit,  in  der  man 
den  geistlichen  Anstalten  nie  genug  an  Grundbesitz,  Dörfeiii 
und  allen  möglichen  anderen  Voitheilen  geben  zu  können  glaubte, 
das  Münzrecht  als  ein  Geschenk  an  dieselben  zu  verleihen,  um 
des  kii'chlichen  Segens  und  des  ewigen  Heiles  theilhaftig  zu 
werden.  Aber  auch  dies  Motiv  hat  sich  nicht  gar  zu  lange 
erhalten.  Von  Gottesfurcht  ist  in  den  späteren  Verleihungs- 
urkunden keine  Rede  mehr.  Der  Kaiser  vergibt  es  dann  an 
die  Bischöfe  als  Belohnung  fQr  ihre  Dienste,  in  der  Absicht, 
ihre  Untei*stützung  in  irgend  einem  Falle  zu  erhalten,  oder 
ihre  Gunst  sieh  zu  erwerben  —  kui'z  aus  einer  Reihe  von 
politischen  Gründen,  die  wir  später  noch  zu  betrachten  haben 
werden. 

Wenn  nun  auch  die  Bedeutung  von  reditus  und  census 
keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  so  ist  freilich  der  Inhalt 
dieser  beiden  Ausdrücke,  d.  h.  der  Umfang  und  das  Maass  der 
Vortheile,  welche  sie  enthalten,  nicht  bestimmt  und  aus  den 
dürftigen  Nachrichten  aus  jener  Zeit  auch  nicht  bestimmbar. 
Denn  wenn  wir  auch  aus  den  Worten  der  Urkunden  annehmen 
können,  dass  die  Einkünfte  in  der  Hand  des  Beliehenen  genau 
dieselben  sind,  wie  sie  in  der  Hand  ihres  Schenkei*s  waren, 
sa  ist  damit  noch  nichts  gewonnen,  weil  wir  auch  davon  keine 
ausführlichere  Kunde  haben,  welche  Einnahmen  und  wie  die- 
selben aus  dem  Münzrecht  für  den  königlichen  Fiskus  unter 
den  Karolingern  erhoben  wurden.  Wir  haben,  wie  auch  Soet- 
beer  zu  seinem  Bedauern  zugestehen  muss  ^),  keine  urkundlichen 
Nachweise,  ob  die  Münzstätten  von  den  darin  beschäftigten 
Münzem  selbstständig  verwaltet  wurden,  ob  sie  die  Summe  des 
aus  dem  Münzwechsel  und  Schlagschatze  gewonnenen  Geldes 
nach  Ahzffg  ihrer  Selbstkosten  und  Arbeitslöhne  gleich  einer 


M  Mittelrh.  ü.  B.  I,  Xum.  242,  S.  298. 

*)  S.  diese  und  noch  drei  andere  hieher  gehörige  Stellen  bei  Waitz: 
a,  a.  0.,  Bd.  VID,  S.  319,  Anm.  2. 

«)  ForBchungen  z.  deutech.  Gesch.,  Bd.  VI,  S.32.  Vergl.  auch  Waitz: 
a.  a.  0.,  Bd.  IV,  S.  84  i 
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Pachtsumme  im  Ganzen  abziüiefem  hatten,  wenn  diese  Ansicht 
auch  einige  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.  Klar  ist  nur. 
dass  ein  bestimmter,  jedenfalls  nicht  unbedeutender  Vortheil 
aus  dem  Münzregal  für  den  Fiskus  wie  für  die  Beliehenen  er- 
wuchs, indem  ja  in  den  ei*wähnten  Urkunden  von  der  Ge- 
wähi-ung  eines  solchen  gesprochen  wird. 

Auch  in  dieser  Periode,  die  wir  als  die  zweite  bezeichnen, 
ist  von  einem  Rechte  Seitens  des  Beliehenen,  Münzen  unter 
eigenen  Bezeichnungen  zu  schlagen,  durchaus  nicht  die  Bede 
Die  Münzen  tragen  noch  den  Stempel  der  königlichen  Münzen 
und  halten  sich  genau  an  den  vom  König  Yorgeschriebe- 
nen  Münzfuss,  dessen  Beobachtung  ihnen  auch  ausdrückUch 
vorgeschrieben  wird.  So  bestimmt  die  Urkunde  Kaiser  Lud* 
wig  des  Frommen,  wodurch  derselbe  dem  Bischof  Adalricus 
von  Le-Mans  im  Jahre  836  die  Münzstätte  gewählt:  nostris 
futurisque  temporibus  praescripta  moneta  in  praefata  urbe 
saepedicto  episcopo  atque  ejus  successoribus  pennaneat;  ita 
tamen,  ut  hoc  praevideat  tam  praefixus  Adalricus  quam  et  sui 
successores,  ut  aliqua  falsitas  in  ipsa  moneta  appareat  ^).  Und 
als  im  Jahre  864  durch  das  Edictum  Pist.  eine  neue  Münze 
allgemein  eingeführt  werden  sollte:  pro  amore  Dei  i*egnique 
nostri  stabilimento  atque  trapezetamm  astuta  fraudulentia,  wie 
es  in  einer  Münzverleihungsurkunde  für  die  Kirche  in  Chälons 
heisst,  so  wird  hier  zugleich  bestimmt:  ne  aliqua  calliditate 
itemm  immutaretur,  monogramma  nominis  nostri  illi  jussimus 
insignari,  precipientes  regia  potestate,  ut  nemo  aliis  in  nostro 
regno  in  emendo  aut  vendendo  utatur  denariis.  Noch  kann 
man  von  einer  klaren  Trennung  der  Münzhoheit  und  des 
Münzregals  sprechen.  Noch  ist  die  Münzhoheit  auch  that- 
sächlich  in  den  Händen  des  Reiches  und  nur  die  Münzfkbri- 
kation  und  deren  Gewinn  ist  den  mit  einem  Münzprivilegiom 
Bedachten  gestattet 

Derjenige  unter  den  königlichen  Beamten,  welchem  die 
Aufsicht  über  das  Münzwesen  oblag,  war,  wie  schon  erwähnt 
und  bei  der  Betrachtung  der  Münzverwaltung  noch  weiter  aus- 
einandei-zusetzen  ist,  der  Graf.  Dei*selbe  musste  überhaupt, 
seinem  Berufe  und  seiner  Thätigkeit  gemäss,  die  besten  Auf- 
schlüsse über  die  wiithschaftliche  Lage  seines  Gaues  geben 
können.  Deshalb  kommt  es  auch  vor,  dass  die  Grafen  der- 
ailige  Verleihungen,  es  sei  speziell  zu  Gunsten  eines  Bischofs 
oder  Abtes  oder  im  allgemeinen  Interesse  ihres  Bezirks,  be- 
fürworten, wie  z.  B.  der  Graf  Richard  für  Autun  im  Jahre 
900,  die  Grafen  Gunradus  und  Gebehardus  für  Trie);  im  Jahre 
902,  der  Graf  Albuin  für  Lüttich  im  Jidire  908  die  Gewährung 
von  Münzstätten  empfehlen'). 


')  Bouquet:  8.  8.  rer-gallia,  Bd.  VI,  8.  609. 
*)  8.  unten  S.  16,  Anm.  2. 
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Ausser  den  genannten  Urkunden  kommen  an  derartigen 
Privilegien  dieser  zweiten  Periode,  welche  also  die  Errichtung 
einer  königlichen  Münzstätte  und  die  Verechenkung  von  deren 
Einkünften  enthalten,  in  Betracht  die  Urkunde  König  Ludwig 
des  Deutschen  für  Bischof  Ratald  von  Strassburg  vom  Jahre 
873  %  die  Urkunden  des  Königs  Karl  des  Kahlen  und  Kaiser 
Karl  des  Dicken  für  den  Bischof  von  Langres  vom  Jahre  874  und 
886  ^)f  die  Urkunde  König  Amulüs  zu  Gunsten  des  Erzbischofs 
von  Hamburg-Bremen  aus  dem  Jahre  888  ^),  die  des  gleichen 
Königs  zu  Gunsten  des  Bischofs  von  Osnabrück  aus  dem  Jahre 
889*1  die  Bestätigungsurkunde  desselben  Königs  zu  Gunsten 
des  Bischofs  von  Worms  aus  dem  Jahre  898^),  die  Urkunde 
des  Königs  Zwentibold  zu  Gunsten  der  Kirche  zu  Münster- 
Eifel  aus  dem  Jahre  898^),  die  Urkunde  des  Königs  Karl  des 
Einfältigen  für  den  Bischof  von  Autun  aus  dem  Jahre  900  ^), 
die  Urkunde  König  Ludwig  des  Kindes,  welche  eine  Ver- 
leihung des  Münzrechtes  an  das  Kloster  Corvei  für  den  Ort 
Hohenhausen    aus    dem    Jahre  900   enthtUt  ^) ,    die   Keuver- 

^)  Grandidier:  Histoire  de  TEglise  de  Strasbourg  ü,  257.  Con- 
cessimus  quoque  venerabUi  episcopo  Rataldo  vel  successoribus  ^us,  rec- 
toribns  sciucet  jam  dictae  ecclesiae,  ut  in  quacunque  placaerit  villa  episcopii 
sni  xnonetam  statnat,  quatenus  pro  mercedis  nostrae  augmento  utilitati 
ipsios  ecclesiae  deserviat 

*)  Die  Bestatigungsurkunde  lautet  bei  Bouquet:  S.  S.  rer.  galL,  Bd.  IX, 
S.  348:  Qualiter  ijjse  ob  deprecationem  Isaaci  venerabilis  Episcopi  qusdem 
Lingonensis  ecclesiae  et  in  eadem  Lingonis  civitate  et  in  Divione  Castro 
monetas  fieri  concessit,  ea  tarnen  ratione,  quod  absque  alio^us  judicis  seu 
comitis  inquietudine  ad  jus  sive  ordinationem  jam  saepe  memoratae  ecclesiae 
rectorem  perpetuo  debeant 

')  Lappenberg:    Hamburger  Urkundenbuch ,  S.  69 Super 

haec  etiam  (percussuram  nummo)  rum  et  negotiandi  usum  in  eodem  loco 
Brema  nuncupato  fieri  permittamus,  sicut  dudum  ecclesiae  ejusdem  rectoribus 
in  Hamapurg  concessum  ftusse,  sed  propter  infestationem  pa^panorum  (nunc 
inibi^  esse  non  posse  comperimus,  sitque  in  potestate  episcopi  provisio 
^usaem  mercati  cum  jure  telonii. 

*)  Böhmer:  Reg.  d.  Earol.,  No.  1067:  Et  ut  liceret  in  eodem  loco 
OsnaDruegensi  mercatum  habere  et  monetam  publicam  instituere  et  telo- 
neum  inde  accipere  omni  tempore  nemine  contradicente. 

^)  Schannat:  Hist  ep.  Worm.  II,  S.  U. 

°)  Urkundenbuch  d.  Mitteirh.  von  Beyer:  Bd.  I,  No.  147.  Statuimus 
itaqne,  quatenus  nostra  nostrorumque  successorum  licentia  in  eodem  loco 
meroatom  habeatur  et  publica  fiat  moneta  ....  sancimus,  ut  dne  partes 
telonei  atqne  moneta  sicut  dictum  est  ad  s.  Chrisantum  et  Dariam  absque 
aliqua  ullius  repetitiöne  aut  contradictione  perhenniter  tradite  veniant. 

^)  Barth el^my:  Nout.  Manuel  de  numism.,  S.  60  (zitirt  bei  Soetbeer 
im  Bd.  VI  der  Forschungen,  8.  28)  ...  .  Monetam,  quam  in  praefata  urbe 
comitalis  potestas  dominabatur,  per  consensum  et  deprecationem  supra 
memorati  comitis  (Richardi)  saepe  dicto  martyri  (Natario)  et  suae  ec- 
clesiae restituendo  restauramus,  immo  et  largiendo  confirmamus  et  invio- 
labiliter  üidulgemus. 

^)  Schaten:  Annal. Paderborn.,  Bd.  in,  S.  287 :  Ut  intra  ipsam  abbatiam 
in  villa  Horohusun  publicum  eis  liceat  habere  mercatum  et  monetam  et 
ibi  potestatem  habeant  accipiendi  teloneum.  quod  ipsorum  advocatus  regio 
exigat  banno  ab  bis,  qui  illuc  causa  emenoi  veniunt 


16  U.  5. 

leihung  des  Rechtes,  eine  Mün7Stätte  zu  besitzen,  an  den 
Erzbischof  Radbod  von  Trier  im  Jahre  902^),  die  Urkunde 
Ludwig  des  Kindes  zu  Gunsten  des  Bischofs  von  LUttich  aus 
dem  Jahre  908 «). 

Unter  diesen  Verleihungen  sind  besonders  hei-vorzuheben 
diejenige  fbr  Bremen,  in  der  zugleich  der  Beweis  liegt,  dass 
auch  in  Hamburg  eine  Münzstätte  bestanden  hatte,  die  fQr 
Osnabrück,  sowie  die  für  Münster-Eifel,  weil  es  die  ersten 
Orte  sind,  welche  rechts  des  Rheines  eine  Münzstätte  nach 
urkundlichem  Zeugniss  besitzen. 

Die  Münzstätten  mussten  natürlich,  je  nachdem  sie  an 
mehr  oder  weniger  belebten  Punkten  lagen,  durch  den  Schlag- 
schatz einen  mehr  oder  weniger  grossen  Vortheil  ergeben. 
Wenn  nun  die  Einnahmen  aus  einer  Münzstätte  sehr  bedeu* 
tende  waren,  so  haben  die  Könige  anfänglich,  wie  sie  auch 
bei  Verleihung  der  Zolleinkünfte  zu  thun  pflegten,  nicht  immer 
die  ganze  Nutzniessung  übertragen,  sondern  nur  eine  bestimmte 
Quote  dei-selben.  Ein  Beispiel  für  diese  Art  der  Verleihung 
gibt  uns  eine  Urkunde  König  Karl  des  Einfältigen  aus  dem 
Jahre  919,  welche  nur  den  10.  Theil  der  fiskalischen  Ein- 
nahmen aus  der  Münze  zu  Compi^gne  überträgt').  Es  ist 
natürlich,  dass  die  mit  den  Münzeinkünften  beschenkten  Kirchen 
die  Sorge  für  die  Münze  hatten  und  die  Unkosten  der  Aus- 
münzung tragen  mussten. 

Wir  kommen  hier,  bevor  wir  auf  die  dritte  Periode  in  der 
Entwicklungsgeschichte  der  Münzprivilegien  eingehen ,  noch 
einmal  auf  das  oben  erwähnte  ui-sprüngliche  Motiv  der  Ver- 
leihung zurück  und  müssen  vor  allem  anschliessend  daran  die- 
jenigen Urkunden  einer  kurzen  Betrachtung  unteraiehen,  welche 
zugleich  mit  der  Münze  auch  das  Marktrecht  verleihen  oder 
umgekehrt  die  Münzverleihung  an  die  eines  Marktes  knüpfen« 
weil  diese  Frage  sehr  wichtig  ist,  unsere  Ansicht  über  die  ur- 
spiilnglichen  bei  der  Verleihung  von  Münzstätten  maassgebenden 
Gedanken  aufs  Beste  bestätigt  und  die  in  der  folgenden  Periode 


M  Urkundenbach  des  Mittelrh.  von  Beyer:  Bd.  I,  No.  150.  Cooradus 
et  Gebebardus  illustres   comites  nostre  mansuetudini  soggesserant  nostre* 

äue  celsitadinis  clementiam  poposcerunt,  xxt  Treverice  civitatis  monetam, 
leloneum,  censales,  tributum  atque  medemam  agrorom  com  fiscalibua  ho- 
minibus,  que  qaondam  tempore  Uniomadi  ejnsdem  urbis  archiepiscopi  de 
episcopatu  abstracta  et  in  comitatu  conversa  fuisse  noscontiir,  eidem 
episcopis  nostre  majestatis  auctoritas  restitueret  ....  per  consenaum 
comitis  ....  universa  suprascripta,  monetam  scilicet  ....  ad  episcopa- 
tarn  cum  omni   integritate  convertimns   et  ...  .  reddidimus  ....  preci- 

Sientes    obnixe,  ut  omnia  hec  sicut  comiti  soWebantur  sie  a  die  preaente 
einceps  in  perpetuum  in  potestate  maneant  pontificis. 

^)  Lünig:  Reichsarcniv,   Pars   spec.  I,  P.  II,  c.  4 insaper  et 

teloneum  ac  monetam  de  Trajecto,  nostra  donatione  cum  consensu  Aibuini, 
eo  tempore  illius  comitis,  concessam. 

')Soetbeer   in  den  Forschungen,  Bd.  VI,  8.82.    Weitere  Beispiele 
Waita:  V.-G.  Vm,  S.  320,  Anm.2. 
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eintretende  Umwandlung  in  den  Motiven  der  Münzverleihung 
in  das  rechte  Licht  setzt 

Unter  den  mercatus,  welche  in  den  Urkunden  mit  der 
Mttnze  zusammen  verliehen  werden,  sind  wohl  nur  Jahrmärkte 
zu  verstehen;  Wochenmärkte  sind  Oberhaupt  erst  bei  weit 
höherer  Kultur  und  Arbeitstheilung ,  wenn  eine  Klasse  von 
Städten,  die  nicht  mehr  Landwirthschaft  treiben,  sich  gebildet 
hat,  ein  Bedürfniss.  Der  Markt  der  älteren  Zeit  ist  der  in 
griysseren  Zeitintei-vallen ,  bei  Kirchen-  und  anderen  Festen 
oder  Versammlungen  gehaltene  Jahrmarkt,  zu  dem  Käufer 
und  Verkäufer  von  ziemlich  weit  herkamen;  hier  entwickelte 
sich  zuerst  ein  lebendigerer  Handel ;  der  Naturaltauschverkehr 
war  hier  nicht  möglich  ohne  Hemmung  und  Schwierigkeiten  aller 
Art  Das  nächstliegende  Bedürfniss  war,  wenigstens  für  die 
Zeit  des  Jahrmarkts  eine  im  Uebrigen  noch  nicht  vorhandene 
Geldzirkulation  herzustellen,  Käufeiii  und  Verkäufern  ihre  Ge- 
schäfte durch  die  Anwesenheit  einer  Münze  und  eines  Geld- 
wechsels zu  erleichtem. 

Wir  können  daher  annehmen ,  dass  die  älteren  Markt- 
privilegien sich  regelmässig  auf  das  Recht,  einen  grösseren 
Markt  —  einen  Jahrmarkt  —  abzuhalten,  beziehen;  aber  sie 
beziehen  sich  nicht  blos  hierauf,  sondern  Oberhaupt  auf  die 
hergebrachten  konventionellen  Einrichtungen,  ohne  die  sich  die 
damaligen  Vorstellungen  keinen  Markt  denken  konnten,  ohne 
die  der  Markt  nicht  recht  gedieh.  Der  Markt  an  sich,  das 
periodische  Zusammenkommen  von  zahlreichen  Menschen  war 
ja  Oberhaupt  nicht  durch  ein  Privilegium  zu  schaffen,  das  war 
eine  Thatsache,  die  an  gOnstige  geographische,  politische  oder 
kirchliche  Vorbedingungen  von  selbst  anknöpfte.  Aber  wichtig 
war  z.  B.  die  Freiheit  von  Abgaben  und  Zöllen,  die  mit  dem 
Muitt  manchmal  verbunden  war^).  Das  lockte  Käufer  und 
Verkäufer  an ;  damit  war  diesem  Orte  entschieden  eine  Gunst 
erwiesen.  Von  Bedeutung  war  es  femer,  wenn  eine  derartige 
Verleihung  dem  Herren  des  Ortes  die  Befugniss  gab,  Abgaben 
und  Zölle  zu  erheben  und  zu  seinem  Vortheile  zu  verwenden. 
Damit  kam  die  Verleihung  zwar  auch  dem  Orte  selbst,  vor 
allem  aber  der  Person  des  Beliehenen  zu  Gute.  Solche  Ver- 
leihungen eines  Marktes  im  Vereine  mit  der  Erlanbniss,  die 
MarktzöUe  zn  erheben,  sind  besonders  zahlreich  aus  der  Zeit 
Karl  des  Kahlen^).  Vor  allem  aber  wird  mit  der  Errichtung 
solcher  Märkte  an  bedeutenderen  Orten  immer  die  Errichtung 
einer  königlichen  Monzstätte  verbunden  gewesen  sein,  sei  es, 
dass  der  König  sich  aus  d^enem  Antrieb  dazu  entschloss  — 
und  davon  geben  uns  natOrUch  keine  Urkunden  Zeogniss  — . 


')  YgL  Waitx;  DcntKbe  Vcffuraagigesck,  Bd.  IT,  S.  44,  bcMnden 
O^äLWmitx:  a.  a.  O^  8.  45  ond  die  Zitate. 
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sei  es  durch  die  Bitten  des  dem  Orte  vorstehenden  Grafen. 
Bischofs  oder  Klosters  sich  dazu  bewegen  liess,  wie  einzelne 
Urkunden  uns  zeigten;  denn  erst  dadurch  erhielt  ein  Markt 
Lebensfähigkeit,  wenn  sich  dabei  auch  eine  Münzstätte  befand. 
Andrerseits  konnte  die  Verleihung  einer  Münze  erst  durch  die 
gleichzeitige  Verleihung  des  Marktrechtes,  zu  dem  als  Drittes 
im  Bunde  noch  der  Zoll  kam,  für  die  Beliehenen  lukrativ 
werden,  besonders  in  der  nächsten  Periode  der  Entwicklung 
des  Münzprivilegs,  welche  den  Beliehenen  noch  gi*össere  Be- 
fugnisse in  der  Ausübung  des  Münzregals  gewählt.  Verleihung 
von  Markt  und  Münze  zugleich  sind,  seitdem  sie  einmal  auf- 
treten, so  regelmässig,  in  einer  so  überwiegenden  Anzahl  von 
Urkunden  enthalten,  dass  man  wohl  nicht  irre  geht,  wenn  man 
sie  in  den  Urkunden,  in  denen  ausnahmsweise  einmal  eines 
von  den  zweien  oder,  wenn  ich  den  Zoll  noch  mit  einrechnen 
darf,  von  den  dreien  fehlt,  als  selbstvei*ständlich  voraussetzt  ^). 
Wir  haben  uns  übrigens  nicht  blos  vorzustellen,  dass  die  Orte, 
welche  das  Marktrecht  verliehen  erhielten,  auch  das  Münzrecht 
damit  bekamen,  sondern  auch  umgekehil,  dass  die  Verleihung 
einer  Münze  jedenfalls  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  eines 
Marktes  in  sich  schloss.  Wenn  Kaiser  Heinrich  IV.  im  Jahre 
1069  dem  Bischof  EUenhard  von  Freising  die  Orte  Cubida, 
Gounca,  Ozpa,*  Bozari,  Tinisculo,  Menia  —  cum  omnibus  ap- 
pendiciis  suis,  h.  e.  monetis  in  proprium  dedit '),  so  haben  wir 
unter  den  omnibus  appendiciis  unmöglich  das  Münzrecht  allein 
zu  verstehen,  sondera  jedenfalls  auch  den  Markt  Es  ist  nur 
statt  der  übrigen  Zugehörigkeiten  das  eine  Münzrecht  erwähnt, 
die  übrigen  ergaben  sich  von  selbst;  denn  ohne  Münze  kein 
Markt,  ohne  Markt  kein  Zoll  u.  s.  w.  Markt  und  Münze  werden 
in  den  Urkunden  auch  als  selbstverständlich  zusammengehörig 
erwähnt.  Die  Urkunde  von  Gorvei  enthält  den  ohne  die  eben 
gemachten  Erwägungen  ganz  unvei*ständlichen  Schluss«  da^s 
der  König  sich  nemlich  entschlossen  habe  in  Coi^ei  eine  öffent* 
liehe  Münze  zu  enichten,  weil  die  Gegend  bisher  keinen 
Marktort  besässe^).  Als  weiteres  Beispiel  mag  eine  Be- 
stätigungsurkunde Otto  IL  dienen,  in  der  ein  mercatus,  cum 
omnibus  inde  exigendis  usibus,  id  est  moneta,  teloneo,  vel 
quidquid  ad  publicum  videtur  peitinere  mercatum  angeführt 
ist  *),  und  geradezu  stellt  eine  Urkunde  vom  Jahre  973  Markt 
und  Münze  als  identisch  hin,  wenn  sie  von  einer  Verschenkong 
eines  Ortes  cum  teloneo  et  mercatus  seu  moneta  spricht*^). 


n  Vgl.  Waitz:  Yerfassungsgesch.,  Bd.  YIII,  S.  320  und  Anm.  3  u.  i 

')  Leitzmann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  MQnzkimde,  8.4341 
und  die  Zitate. 

»)  S.  oben  S.  11. 

«)  Pfeffinger:  Vitriarius  mostratus,  Bd.  III,  S.  171. 

'')  Meibom:  Script  Rer.  G.,  Bd.  II,  S.  873.  Weitere  BelegstelleB 
8.  W aitz:  Yerfassungsgesch.,  Bd.  VlII,  S.  320,  Anm.  5.  Oft  wkd,  wie  aut  den 
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Wir  finden  auch  für  die  nächsten  Jahrhunderte  noch  zahlreiche 
Urkunden,  die  Markt  und  Münze  zu  gleicher  Zeit  verleihen, 
wenn  auch  hier  der  Inbegriff  des  verliehenen  Markt-  und 
Münzrechtes  ein  viel  erweiterterer  und  grösserer  geworden  ist. 

Mit  der  sächsischen  Kaiserzeit  geht  unsere  Untei*suchung 
auf  ein  ganz  anderes  politisches  und  wirthschaftliches  Gebiet 
über.  Bisher  betrachteten  wir  wesentlich  die  Entwicklung  in 
Westfi*anken,  das  durch  die  Regierung  der  Kai*olinger  zu  hoher 
Machtentfaltung  und  wirthschaftlicher  Blüthe  gebiticht  worden 
war.  Für  Ostfranken  war  zwar  manches  geschehen,  um  es 
aus  seinem  barbarischen  Zustande  in  geordnete  staatliche 
und  wirthschaftliche  Verhältnisse  zu  bringen.  Aber  als  die 
Trennung  zwischen  dem  ost-  und  westfränkischen  Reich 
vollzogen  war,  als  die  im  9.  Jahrhundert  noch  vorhandene 
Verbindung  zwischen  den  Zweigen  der  karolingischen  Herr- 
scherfamiUen ,  die  hier  und  dort  regierten,  aufhörte,  als  die 
sächsischen  Kaiser  Deutschland  im  10.  Jahrhundert  vollständig 
losgelöst  vom  Frankenreich  regierten,  da  zeigte  sich  doch,  wie 
weit  es  von  der  fränkischen  Kultur  entfernt  war  ^).  Städte  und 
Märkte')  mussten  erst  geschaffen,  Handel  und  Verkehr  ins 
Leben  gerufen  werden.  Die  Zahl  der  Münzstätten  war  ver- 
schwindend gegen  die  zahlreichen  Münzstätten  des  west- 
fränkischen Reiches^).  War  damit  für  die  sächsischen  Kaiser 
schon  genügende  Veranlassung  gegeben,  in  der  Gewährung  von 
Münzphvilegien  nicht  zurückhaltend  zu  sein,  sondern  dieselben 
in  gi*ossem  Umfange  und  mit  möglichst  weit  gehender  Fi*eiheit 
zu  vergeben,  so  bedingten  andere  Gründe,  die  uns  noch  be- 
schäftigen werden,  eine  neue  Epoche  in  der  Entwicklung  der 
Münzprivilegien,  die  uns  gegenüber  der  Zentralisation  der 
karolingischen  Zeit  zunächst  als  eine  Art  Auflösung  und  Rück- 
fall erscheinen  kann. 

Wenn  wir  das  erste  Entwicklungsstadium  der  Münzver- 
leihungen als  die  Zeit  der  Verleihung  von  Münzstätten  und 
das  zweite  als  die  Zeit  der  Verleihung  von  Münzstätten  mit 
gleichzeitig  gewährten  Einnahmen  der  Münzgefälle  für  die  Be- 
liehenen  ansehen,  so  giebt  das  dritte  Stadium,   das  mit  der 

drei  letzten  Stellen  dieser  Anmerkung  hervorgeht  der  Markt  auch  nur  als 
Zubehör  der  Münze  aufgefasst;  so  verleiht  z.  Ö.  Heinrich  IV,  Stumpf: 
Acta  73,  8.  77 :  monetam  cum  mercato  legitimo. 

')  Vgl.  D  ümmler:  Geschichte  des  ostfir.  Reichs,  Bd.  I  (1862),  S.  205—6. 

*)  Von  Sachsen  heisst  es  M.  G.  Script,  150:  civitates,  in  quibus  more 
antiquo  sedes  episcopales  construerentnr,  illi  penitus  provinciae  deerant 

^  Waitz:  Vörfassunmgesch. :  Bd  IV,  S.  79  u.  VlII,  327,  Anm.  8.  Auch 
in  der  Mitte  des  12.  Jahrh.  stehen  die  MOnzst&tten  noch  in  keinem  rich- 
tigen Verhältniss  zu  der  Ausdehnung  des  Reichs  und  geben  damit  Zeusniss 
von  einem  noch  immer  nicht  besonders  hochentwickelten  Markt-  und  Ban- 
delsverkehr.  S.  Dannenberg:  Die  d.  Münzen  der  Sachs,  u.  fränk.  Kaiser- 
zeit, Tafeln,  woselbst  auf  der  ersten  Tafel  eine  Karte  Deutschlands  mit 
sftmmtlichen  MOnzst&tten  von  919—1137  sich  findet 
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sächsischen  Kaiserzeit  seinen  Anfang  nimmt,  das  Recht  den 
Münzen  den  eigenen  Namen  und  das  eigene  Bild  auiprfigen 
zu  lassen ;  es  gewährt,  wie  sich  die  Urkunden  ausdrücken,  die 
percussura  proprii  nomismatis  %  Damit  ist  ein  weiterer  Schritt 
geschehen,  um  das  Münzrecht,  sowohl  das  Hoheitsrecht  lüs  das 
Begal,  aus  den  Händen  des  Kaisei-s  vollständig  in  die  der 
Beliehenen  zu  bringen.  Von  der  Prägung  eigengearteter 
Münzen  bis  zur  Prägung  von  Münzen  die  auch  in  Gehalt  und 
Gewicht  von  den  königlichen  abweichen,  und  damit  zur  will- 
kürlichen Ausbildung  des  Münzwesens  von  Seite  jedes  einzelnen 
Beliehenen  ist  nur  noch  ein  kleiner  Schritt. 

Die  erste  mir  bekannte  Urkunde,  die  dies  ausspricht,  kommt 
allerdings  auch  vom  linken  Kheinufer  und  ist  das  von  Karl 
dem  Einfältigen  im  Jahre  926  dem  Stifte  Skt  Martin  in  Tours 
ei-theilte  Privilegium,  in  demselben  heisst  es:  Et  ut  eidem 
sancto  in  eodem  castix),  sicut  priscis  temporibus  a  predecessori* 
bus  nostris  regibus  concessum  fore  pi'obatur,  propriam  monetam 
et  percussuram  proprii  numismatis  nostra  auctoritate  concede- 
remus').  Eine  weitere  Urkunde,  die  denselben  Inhalt  enthält 
und  in  deutlichen  Worten  ausspricht,  erlaubt  dem  Bischof 
Erpo  von  Verdun  im  Jahre  985:  Ut  monetam  suo  nomine 
cuderet^).  —  Auf  dem  rechtsrheinischen  Boden  scheint  vor 
911,  also  vor  der  Zeit  der  sächsischen  Könige  eine  derartige 
Verleihung  nicht  vorgekommen  zu  sein:  Soetbeer  sagt  jeden- 
falls mit  Recht :  ^Würde  in  einer  aus  der  karolingischen  Zeit 
vor  911  datirten  Urkunde  eine  dahin  einschlagende  Gewähining 
vorkommen,  so  würde  man  gewiss  berechtigt  sein,  dieselbe  für 
untergeschoben  oder  doch  im  allerhöchsten  Grade  verdächtig 
zu  halten,  denn  alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  der  Ge- 
brauch, den  Namen  einer  anderen  Münzhen*schaft  als  des  Königs 
oder  Kaisers  auf  den  Münzstempel  zu  setzen,  ei-st  im  Laufe 
des  10.  Jahrhunderts  und  da  noch  mit  grosser  Zurückhaltung 
aufgekommen  ist"^) 

So  erscheint  auf  Kölner  Münzen  zuei-st  auf  der  Rückseite 
die  Aufschrift  BRUNO  ARCHIEPS  oder  SA.  COLONIA, 
während  der  Avei-s  noch  um  ein  Kreuz  die  Umschrift  OTTO 
IMP.  AUG.  trägt.  Aber  Erabischof  Bruno  (953—965)  mochte 
sich  zu  dieser  Auszeichnung  als  Bruder  Kaiser  Otto  I.  be- 
sonders beinifen  und  berechtigt  fühlen^).  Dann  findet  sich 
keine  derartig  gezeichnete  Münze  mehr  bis  zum  Jahre  1022, 


^)  S.  Waitz:  Yerfassungsgesch.,  Bd.  Vm,  S.321,  Anm.  2 

^)  Revue  numiBm.,  Jahrg.  1888. 

»)  Pf ef finget!  Vitrianus  mustr.,  Bd.  lü,  S.  171. 

*)  Soetbeer  in  den  Forsch.,  Bd.  VI,  S.  83  f.,  den  ich  auch  als 
Grundlage  der  folgenden  Ausführungen  zu  vorgleidien  bitte,  da  er  das  hier 
Einschlägige,  ebenda  S.  84  ff,  fast  vollständig  gesammelt  hat 

').Vergl.  Hegel:  Yerfassungsgesch.  von  iTöln  im  Mittelalter,  in  den 
Chroniken  der  deutschen  Städte,  Bd.  I,  S.  XXL 
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wo  der  Name  des  Erzbischofe  Piligrim  wieder  auf  die  Münzen  ge- 
setzt wird,  unter  dem  es  auch  ausnahmsweise  schon  vorkommt, 
dass  der  Name  des  Kaisers  auf  der  Münze  nicht  mehr  mit  er- 
scheint, während  diese  Thatsache  erst  unter  seinen  Nachfolgen! 
zur  Regel  wird.  —  Auf  Mainzer  Münzen  sehen  wir  zuei*st  den 
Namen  des  Erzbischofs  Aribo,  dessen  Regiemngszeit  in  die 
Jahre  1021—1031  fällt,  und  zwar  mit  und  ohne  den  Namen 
des  Kaisers.  Am  frühesten  scheinen,  abgesehen  von  einem 
sehr  bestrittenen  Denar,  der  für  die  Prägung  unter  Bischof 
Salomon  von  Konstanz,  dessen  Rogieiiingszeit  die  Jahi-e  891 
bis  920  ausfüllte,  sprechen  und  dessen  Namen  enthalten  sollte, 
die  Strassburger  Bischöfe  den  Münzen  aus  ihren  Münzstätten 
ihren  Namen  verliehen  zu  haben.  Während  man  fiHher  an- 
nahm, dass  es  unter  den  Strassburger  Bischöfen  zuerst  Erchem- 
bald  (965 — 991)  gewesen  sei,  der  dies  Recht  ausgeübt  habe, 
erklärt  Longp^rier  Oi  dass  Spuren  von  eigenen  Namensinschrif- 
ten bereits  auf  einem  Denar  aus  der  Zeit  Karl  des  Einfältigen 
von  Bischof  Godofredus  (913) ,  dann  wieder  auf  Denaren  aus 
der  Zeit  Heinrich  I.  von  den  Bischöfen  Richwinus  (914—983) 
und  Eberhardus  (933—934)  vorkommen.  Aus  Augsburg  sind 
Münzen  bekannt,  welche  bereits  aus  der  Zeit  des  Bischofes 
Ulrich,  der  von  923—973  den  Bischofssitz  inne  hatte,  stammen. 
Freilich  mochte  dieser,  ein  Sprosse  aus  dem  berühmten  und 
damals  mächtigen  Geschleehte  der  Grafen  von  Dillingen,  und 
sicher  gemacht  durch  die  besondere  Gunst  des  Kaisers  Otto  I., 
bei  dem  er  wegen  seiner  staatsmännischen  Kenntnisse  und 
seiner  thatkräftigen  Unterstützung  gegen  die  Ungarn  in  der 
Schlacht  auf  dem  Lechfelde  in  hohen  Ehren  stand,  hierin  einen 
Entschuldigungs-  oder  Rechtfertigungsgrund  für  seine  Freiheit 
haben.  Seine  Nachfolger  übten  aber  dasselbe  Recht  von  nun 
an  ununterbrochen  fort;  es  sind  Denare  bekannt  von  Bischof 
Heinrich  I.  (973—981),  von  Luitolf  (988—996)  etc.,  die  deren 
Namen  tragen^).  Erst  im  11.  Jahrh.  kommt  die  Namensauf- 
schrift des  beliehenen  geistlichen  oder  weltlichen  Würden- 
trägers allmälig  allgemeiner  und  mit  grösserer  Sicherheit  und 
Vollständigkeit  auf. 

Charakteristisch  ist  nun  für  die  Urkunden  dieser  dritten 
Periode,  dass  sie  nicht  mehr,  wie  früher  z.  B.  die  CoiTOier  und 
Ghftlonser  Urkunde,  wirthschaftliche  Erwägungen  als  leitende 
Gedanken  der  Verleihung  angeben.  Wir  treffen  keine  Wen- 
dungen mehr,  welche  die  Füraorge  des  Herrschers  für  den 
Wohlstand  und  Nutzen  seiner  Unterthanen  verrathen.  Markt, 
Münze  und  Zoll  werden  auch  jetzt  noch  oder  vielmehr  jetzt 
erst  recht  zusammen  verliehen,   aber  aus  einem  ganz  anderen 


^)  Longp^rier:  Monnties  ^piscopales  de  Strasboarg*et  de  Constance, 
Rev.  namism.  1857,  p.  319—345  und  pI.  IX. 

')  Bey schlag:  Yezsuch  einer  MOnzgeschichte  Augsburgs  in  dem 
Blitteialter,  1835,  S.  10  £ 
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Gininde,  nemlich  dem  fiskalischen :  das  Kloster,  der  Bisehof,  die 
Stadt  sollen  Einkünfte  erhalten.  Nehmen  wir  irgend  eine  beliebige 
Urkunde  aus  den  zahlreichen  jener  Epoche  heraus;  betrachten 
wir  z.  B.  die  Urkunde,  welche  Otto  I.  im  Jahre  965  für  das  Stift 
Skt.   Moritz  in  Magdebui-g  erliess.    Sie  lautet:    Mercatom  in 

Magdeburg,  et  monetam  omnesque  telonei  fructus seu 

quicquid  hactenus  utilitatis  exinde  ad  nostinim  publicum  jus 
peiiinere  videbatur,  totum  ex  integro  Deo  sanctoque  Maurido 
in  Magdeburg  transfundimus ,  offerimus  atque  donamus  etc  ^). 
In  diesen  wie  den  gleichen  und  ähnlichen  Worten  anderer  Ur- 
kunden liegt  die  Erklärung  für  die  Verleihungen  des  MQnz- 
rechts:  es  sollte  dem  Beliehenen  ein  Vermögensvoilheil  zu* 
gewendet  werden.  Besonders  deutlich  drückt  dies  eine  Ur- 
kunde desselben  Otto  vom  Jahre  958  aus,  worin  er  vermuthlich 
auf  Fürbitte  seines  Sohnes  Luitolf  der  Kirche  von  Chur  unter 
Bischof  Hartbert  die  halbe  Stadt  Chur  sammt  Zubehör,  feiner: 
theloneum  vero  omne,  quocunque  modo  a  negotiatoribus  exi- 
gatur  in  ipso  loco,  et  integritatem  monetae  similiter  ad  ipsam 
ecclesiam  perpetualiter  habendum  ac  juste  finiendum  schenkt  ^). 
Eine  weitere  Urkunde  für  Magdeburg  sagt:  Fratribus,  in  loco 

Magdeburg  nominato congregatis,  totum  quod  a  vecti* 

gali  et  teloneo,  vel  moneta  ejusdem  loci  venire  potuit^  ex  hoc 
in  antea,  ad  usus  illorum,  hoc  imperiali  regiae  auctoritatis 
praecepto  jure  perenni  in  proprium  concessimus  etc.').  Und, 
um  mit  diesem  Beispiel  zu  schliessen,  in  einer  dritten  Urkunde 

für  Magdeburg  vom  Jahre  965  heisst  es :  Otto in  villa 

Gitlide  publicam  monetam  esse  concedimus  omnesque  ex  eadem 
moneta  reditus  vel  utilitatem  quoque  modo  acquii-endos ,  ad 
ecclesiam  scti  Mauritii  Magdeburg  tradimus  et  donamus  ^).  Aus 
allen  diesen  willkürlich  herausgegriffenen  Urkunden  ist  deutlich 
die  Absicht  des  Schenkers  zu  ersehen,  nach  welcher  den  Be* 
liehenen  einfach  ein  Vortheil  zugewendet  werden  soll  aus  den 
vei-schiedensten  Gründen  ohne  Rücksicht  auf  anderweitige  ge* 
fördeite  oder  geschädigte  Interessen. 

Diese  Verleihung  der  Münzprivilegien  vom  fiskalischen 
Standpunkte  aus  war  ja  nun  in  gewissem  Sinne,  wie  wir  schon 
bemerkten,  ein  Bückfall  gegenüber  der  karolingischen  Münz- 
politik. Die  deutschen  Kaiser  von  dem  sächsischen  Hause  an 
hatten  nicht  dieselben  Aufgaben  und  Zwecke  im  Auge,  wie 
die  Karolinger;  sie  gaben  die  Münzprivilegien  von  fiskalischem 
Gesichtspunkte  aus  und  wurden  so  Veranlassung,  dass  aucli 
die  Beliehenen  sie  mit  der  Zeit  in  fiskalischem  Sinne  miss- 
brauchten. Aber  dabei  düi-fen  wir  nicht  aus  dem  Auge  lassen, 
dass   einei-seits   dieser  mögliche  Missbrauch  doch  kein  noth- 

^)  Pf ef finget:  Vitriarius  ülustr.,  Bd.  UI,  S.  170. 
^)  Gengier:  Codex  juris  manicipalis,  S.  492. 
«^  P f ef fingen  Vitr.  illustr.,  Bd.  III,  S.  464. 
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*)  Pfeffinger:  a.  a.  0.,  Bd.  III,  S.  465. 
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wendiger  und  kein  von  Anfang  an  vorhandener  war,  und  dass' 
andrerseits  die  Ottonen  und  ihre  Nachfolger  kaum  anders 
handeln  konnten.  Wie  sie  auch  im  Uebrigen  nicht  im 
Stande  waren,  die  Eultmpolitik  der  Karolinger  fortzusetzen, 
wie  die  Kapitulariengesetzgebung  überhaupt  aufhörte,  wie 
sie  ihre  ganze  Kraft  einsetzen  mussten,  um  gegenüber  rohen 
anarchischen  Zuständen,  gegenüber  den  starken  zentrifugalen 
Bewegungen  nur  wenigstens  die  Einheit  des  Reiches  zu  retten, 
so  konnten  sie  auch  eine  zentralistische  Münzpolitik,  eine  Sorge 
für  Markt  und  Verkehr  der  einzelnen  Orte  nicht  fortsetzen. 
Ihre  ganze  innere  Politik  ging  dahin,  die  Macht  der  ßischöfe, 
als  selbst^tändiger  lokaler,  aber  immerhin  königlicher  Organe 
zu  stärken;  diesen  mussten  sie  es  dann  auch  überlassen, 
Handel  und  Verkehr  am  einzelnen  Orte  zu  heben.  Sache  des 
Kaisers  war  es  dann  nur  noch,  ihnen  hiefür  die  fiskalischen 
Mittel  zu  bieten.  Und  dazu  geholte  vor  allem  die  Ver- 
leihung von  Markt,  Zoll  und  Münze.  Dass  dann  später,  be- 
sonders im  18.  Jahrhundert,  diese  Rechte  sehr  missbraucht 
wurden,  beweist  nicht,  dass  die  Verleihung  im  10.  und  11. 
Jahrhundert  falsch  war.  Deutschland  stand  damals  in  wiith- 
schaftlicher  Beziehung  noch  so  tief,  dass  eine  enei^sche, 
selbstständige,  staatlich-zenti-alistische  Münzpolitik  noch  nicht 
im  Vordergrunde  der  Regierungsaufgaben  stehen  konnte.  Es 
genügte,  wenn  in  den  wenigen  Oasen  eines  entwickelteren  Markt- 
verkehrs die  Lokalbehörden,  d.  h.  zunächst  Bischof,  Graf  oder 
Kloster,  für  entsprechende  Münzen  sorgten. 

Erst  die  vierte  Periode  der  Münzprivilegien  geht  dann 
noch  einen  Schritt  weiter.  Erst  sie  ist  der  Ausdruck  einer 
eigentlichen  Schwäche  im  Zentrum  des  Reichs.  Ihr  Beginn 
ist  fi*eilich  zeitlich  nicht  recht  bestimmbar,  jedenfalls  aber 
stand  sie  im  Verlaufe  des  12.  Jahrhunderts  bereits  in  voller 
Blüthe;  sie  gibt  das  Münzrecht  seinem  ganzen  Inhalte  nach 
an  die  Beliehenen.  Von  hier  an  ist  keine  Ausbildung  des 
Inhalts  der  Privilegien  mehr  erfolgt  und  sie  wäre  wohl 
auch  kaum  mehr  möglich  gewesen.  Nun  ist  den  Beliehenen 
erlaubt  Münzfuss  und  Stempel  selbst  und  mit  wenigen  Aus- 
nahmen vollständig  frei  zu  bestimmen  und  nach  Belieben  zu 
verändern,  alle  fremden  Münzen  in  ihi*em  Gebiet  vom  Verkehr 
auszuschliessen,  die  eigene  Münze  zu  veiTufen,  den  Schlag- 
schatz nach  eigenem  Gutdünken  festzusetzen,  kurz  das  Münz- 
recht auf  alle  mögliche  Weise  und  alle  nur  denkbare  Art  zur 
Gewinnung  möglichst  grosser  Einkünfte  auszuüben. 

Es  ist  von  dem  alten  Gedanken  der  Münzverleihung  nichts 
mehr  geblieben.  Das  Münzrecht  ist  nur  eine  sehr  ergiebige 
Quelle  von  Einnahmen  und  das  ursprüngliche  Motiv,  dass  die 
Münze  vor  allem  dazu  dienen  solle,  den  Handel  eines  Landes 
oder  einer  Stadt  zu  beleben,  die  Handelsbeziehungen  zu  er- 
möglichen und  den  Wohlstand  und  Nutzen  der  Unterthanen 
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*zu  befördern,  verschafft  sich  erst  wieder  einigermaassen 
Durchbnich,  als  eben  die  Klassen,  deren  Interesse  durch  diese 
Misswirthschaft  geschädigt  war,  ans  Regiment  kamen  und  nun 
auf  ihren  ganz  anders  gearteten  Vortheil  Rücksicht  nehmen 
konnten.  Soetbeer  schliesst  seine  Betrachtungen  über  die  Eni* 
Wicklung  der  Münzprivilegien  mit  den  sehr  richtigen  Worten: 
„Der  Begriff  den  man  seit  dem  12.  Jahrhundeil  mit  der  Er- 
theilung  des  Münzrechtes  unter  der  beibehaltenen,  einfachen 
Bezeichnung  moneta  oder  dergleichen  verband,  passt  ganz  und 
gar  nicht  auf  die  in  den  vorangegangenen  Zeiten  unter  gleichem 
Namen  gewährten  sogenannten  Münzprivilegien  ^)/ 

Wir  werden  im  folgenden  Kapitel  im  Einzelnen  zu  unter- 
suchen haben,  zu  welchen  Zuständen  und  Verhältnissen  die 
Münzprivileg^ien  im  12.  und  13.  Jahrhundert  fQhrten;  wir  wollen 
uns  daher  hier  nur  noch  mit  der  Frage  beschäftigen,  in  wessen 
Händen  im  13.  Jahrhundert  in  Deutschland  die  Ausübung  des 
Münzrechtes  lag.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  blos  um  recht- 
liche, sondern  auch  um  faktische  —  wir  möchten  sagen  — 
statistische  Thatsachen. 

Ueberall  wird  auch  im  13.  Jahrhundert  das  Münzrecht  als 
ein  ausschliessliches  Recht  des  deutschen  Königs  und  Kaisers 
betrachtet,  als  sein  Regal  bezeichnet  Er  wird  immer  als 
Münzherr,  wenigstens  in  der  Theorie,  betrachtet,  von  ihm  gehen 
die  Verleihungen  aus;  er  behält  sich,  wenn  auch  in  seltenen 
Fällen  und  fast  immer  nur  kleinen  Herren  und  Städten  gegen* 
über,  Eingriffe  und  Verordnungen  in  Münzsachen  noch  vor: 
aber  er  macht  daneben  von  dem  Recht  der  Verleihung  den 
ausgedehntesten  Gebrauch  und  selbst  ohne  solche  bewirken 
die  Machtverhältnisse  gewisse  Ausnahmen  von  dem  Erfordemiss 
der  kaiserlichen  Verleihung.  Wie  die  weltlichen  Fürsten, 
wenn  und  soweit  sie  auf  grossen  Besitz,  auf  zahlreiche  Mannen 
und  Lehnsleute  sich  stützten,  oftmals  dem  Kaiser  trotzten« 
sich  wenig  um  ihn  kümmerten,  so  prägten  einzelne  auch  Münzen, 
ohne  dass  diese  ihre  Thätigkeit  sich  auf  ein  kaiserliches  Privi- 
legium zurückführen  liesse. 

So  haben  die  Hei*zöge  von  Bayeiii,  das  nach  des  Polen 
Lelewel  Ansicht  die  Wiege  der  deutschen,  d.  h.  der  i*echt8- 
rheinisch  deutschen  Münze  ist '),  schon  am  Ende  des  9.  Jahr- 
hunderts das  Münzrecht  ausgeübt  und  zwar  die  Herzöge  Rudolf 
und  Arnulf  in  Regensburg  und  letzterer  nach  seiner  Vertreibung 
durch  Kaiser  Konrad  auch  in  Salzbui-g  ^),  und  die  Nachfolger 
haben  es,  ohne  dass  man  eine  Verleihung  kennt  ^),  in  anderen 


>)  Fondumgen,  Bd.  Vi,  S.  87. 

')  Lelewel:  Nomismatiqae  du  moyen  &ge,  S.  122.  VergL  Ludwig: 
Einleit  zu  dem  deatBchen  MOnzwesen  mittlerer  Zeiten,  1847,  S.  73  £ 

')  Bode:  Das  Altere  MOnzwesen  der  Staaten  and  Städte  Nieder- 
sachaens,  S.  15,  Anm.  1. 

«)  Yergl.  Hirsch:  MOnzarchir,  Vorrede  §  24. 


IL  5.  25 

Städten  fortgesetzt.  Aber  das  lässt  sich  kaum  anders  erwarten, 
wenn  man  die  geschichtlichen  Verhältnisse  jener  Zeit  betrachtet. 
Bayern  hatte  sogar  sein  eigenes  Münzsystem,  welches  von  dem 
fränkischen  sich  darin  unterscheidet,  dass  es  von  der  durch 
Karl  den  Grossen  eingeführten  und  von  den  anderen  deutschen 
Ländern  festgehaltenen  Zählungsweise  von  20  Schillingen  (=:  240 
Pfennigen)  auf  das  Pfund  Silber  abweichend  nur  8  Schillinge 
(=  240  Pfennige)  auf  das  Pfund  rechnete,  und  daher  für  den 
Schilling  statt  12  Pfennigen  deren  30  annahm.  Diese  Zählungs- 
weise wurde  auch  in  allen  mit  dem  alten  Bayeinreiche  ver- 
bundenen Provinzen  angenommen,  so  dass  der  ganze  Südosten 
die  bayrische  Zählungsweise  beibehielt,  selbst  nachdem  einzelne 
Theile  zu  eigenen  TeiTitorien  sich  entwickelt  hatten  ^). 

Nächst  den  bayrischen  Hei*zögen  sind  dann  unter  den- 
jenigen weltlichen  Grossen,  die  in  Deutschland  zuerst  ihre 
Münzen  mit  ihrem  Namen  bezeichnet  haben,  ohne  dass  eine 
Verleihung  bekannt  oder  wahi'scheinlich  wäre,  die  alamanischen 
Herzöge  zu  nennen,  zuerst  mit  Bestimmtheit  Herzog  Hermann  L 
(926—948),  während  andere  Schriftsteller  schon  dem  Herzog 
Burkhard  L  (917—926)  eigene  Münzen  beilegen  wollen*).  Die 
gleiche  Thatsache  finden  wir  in  Oesterreich,  allerdings  ei-st 
seit  Leopold  dem  Tugendreichen '). 

Ebensowenig  ist  eine  Verleihungsurkunde  vorhanden,  die 
den  alten  sächsischen  Herzögen  ein  Recht  auf  die  Münzprägung 
imd  aller  mit  dem  Münzwesen  zusammenhängenden  Befugnisse 
gegeben  hätte,  obwohl  sie  thatsächlich  das  Münzrecht  ausübten. 
Es  kommt  sogar  unter  Heinrich  dem  Löwen  vor,  dass  die  Be- 
willigung eines  Münzrechtes  ohne  Weiteres  vom  Herzoge  selbst 
ausgeht^).  Die  Erkläining  hiefür  liegt  eben  in  den  Macht- 
verhältnissen der  Herzöge,  die  damals  sehr  bedeutend  waren 
und  den  Herzögen  derartige  Uebei*gi*iife  in  die  kaiserlichen 
Resereatrechte  gestatteten.  Man  darf  nur  an  den  Kniefall 
Barbarossas  vor  Heinrich  dem  Löwen  denken,  um  eine 
derartige  Anomalie  der  Zustände  sich  vei-ständlich  zu  machen. 
Sehr  richtig  bemerkt  Bodo  hierüber:  „Die  Hei-zöge  Sachsens 
standen  zum  Reiche  und  Reichsoberhaupte  in  unabhängigeren 
Verhältnissen  als  andei'e  Reichsbeamte  und  Fürsten.  Besonders 


')  Maffat:  Beiträge  zur  Gesch.  des  bayr.  MQnzwesens  in  den  Ab- 
handlungen der  k.  bayr.  Akademie  der  Wissensch.  III.  Cl.,  XI.  Bd.,  I.  Ab- 
tbeilong,  S.  203  ff,  Daza  vergL:  Gappe:  Die  Münzen  der  Herzöge  yon 
Bayern:  Grote:  Münzstudien,  Bd.!,  S.  116;  Müller:  Deutsche  Münz- 

Seschichte,   Bd.  I,  S.  167;  Leitzmann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der 
[Qnzknnde,  S.  404 

*)  ▼.  Pfaffenhofen:  Die  Münzen  der  Herzftse  von  Alemannien. 
")  Karajan:    Beiträge  zur  Geschichte  der  landesfürstlichen  Münze 
Wiens   im   Mittelalter  etc.  in  Chmels  österr.  Geschichtsforscher,  Bd.  I, 
8.  280  and  die  Zitate  daselbst 

*)  Bode:  Das  ältere  Münzwesen  der  Staaten  und  St&dte  Nieder- 
uu^hsens,  8.  15.    Vgl.  auch  Hirsch:  Münzarchir,  Vorrede  §27. 
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verfuhr  Heinrich  der  Löwe,  der  ohnehin  die  eigenen  Erobe- 
loingen  und  Erweiteiningen  Sachsens  nur  seiner  Herrschaft 
untei*warf,  mit  grösserer  WillkQr,  so  dass  eine  besondere  Er- 
mächtigung zu  der  Ausübung  des  Münzregals,  die  vielleicht 
auch  schon  rechtlich  mit  der  herzoglichen  Würde  verbunden 
war,  sich  nicht  wird  nachweisen  lassen^)/ 

Ebensowenig  können  wir  der  Natur  der  Sache  nach  eine 
Verleihungsui'kunde  der  Art  bei  den  wendischen  Fürsten  suchen, 
da  dieselben  ursprünglich  nicht  zum  deutschen  Reiche  ge- 
hörten. Diese  besassen  alle  landesherrlichen  Rechte,  wie  sie 
die  römischen  Könige  inne  hatten,  unter  diesen  auch  das 
Münzrecht,  das  sie  auf  die  gleiche  Weise  wie  diese  vergaben. 
Ein  Beispiel  ist  die  Verleihung  des  Fürsten  Heinrich  von 
Mecklenburg  an  die  Städte  Rostock  und  Wismar  im  Jahre  1325. 
Doch  lassen  sich  diese  Füi-sten  später,  nemlich  im  Jahre  1S48, 
von  Kaiser  Karl  IV.  eine  Bestätigung  ihres  Münzrechtes  ur- 
kundlich geben').  In  demselben  Verhältniss  stehen  die 
Füi*sten  von  Pommern').  Ebenso  besassen  die  Herzöge  von 
Schlesien  das  Münzrecht  ausschliesslich.  Wie  die  oberste  Ge- 
richtsbarkeit und  die  Bergwerke  und  Zölle,  so  betrachteten 
sie  auch  die  Münze  als  ihr  Regal.  Die  Fürsten  liessen  Münzen 
in  den  Marktorten  durch  ihre  Münzer  schlagen.  Sie  ver- 
fügten ebenfalls  durch  Verleihungen  über  dies  Regal  und  es 
ist  äussei*st  interessant  zu  sehen,  dass  der  Zustand  in  der 
Entwicklung  der  Münzprivilegien ,  den  wir  als  Periode  der 
Verleihung  von  Münzstätten  und  deren  Einnahmen  bezeichneten 
und  Ende  des  9.,  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  setzten,  hier 
erst  im  13.  Jahrhundert  eintritt,  oder  vielmehr,  dass  hier,  i*ie 
es  die  ganz  andere  Verfassung  mit  einer  einheitlichen  Zentral- 
gewalt und  die  engere  Begienzung  des  Landes  mit  sich 
brachte,  die  Hoheitsrechte  sich  länger  in  der  Hand  der  Fürsten 
erhielten  als  in  dem  von  unzähligen  Einzelinteressen  und  un- 
berechenbaren Rücksichten  und  Verbindlichkeiten  beherrschten 
Deutschland.  Die  schlesischen  Herzöge  verschenkten  nur  die 
Einkünfte,  wie  z.  B.  Heinrich  L  im  Jahre  1204  den  Augustiner- 
ChorheiTen  in  Breslau  zehn  Mark  aus  der  Münze  daselbst  an- 
weist. Im  übrigen  blieben  die  Hei*zöge  fest  auf  ihrem  Rechte 
bestehen,  verliehen  kein  Münzrecht  zu  vollständig  freier  Ver- 
waltung und  Betreibung  an  Bischöfe  oder  Stifter  etc.,  sondern 
verpachteten  es  höchstens  gegen  eine  bestimmte  Summe,  wobei 
sie  sich  natürlich  das  Recht  beständiger  Einmischung  vor- 
behielten. Als  im  Jahre  1222  Herzog  Kasimir  von  Oppeln 
dem  Bischöfe  Laurentius   die  Ansetzung  von   Ansiedlem  mit 


*)  Bode:  a.  a.  0.  S.  15. 

')  Lei tz mann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  Münzkonde,  S.  356. 

')  Leitzmann:  ebenda,  S.  49. 
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deutschem  Rechte  in  Ujest  gestattete,  behielt  er  sich  die 
Münze  ausdrücklich  vor'). 

Abgesehen  aber  von  diesen  in  der  Natur  der  Sache 
liegenden  Ausnahmen  n^üssen  wir  festhalten,  dass  im  13. 
Jahrhundert  das  Recht  der  Münzverleihung  allein  und  aus- 
schliesslich in  der  Hand  des  Kaisers  lag.  Der  Beweis  hiefür 
kann  durch  zahlreiche  Belege  erbracht  werden  und  wir  wollen 
uns  in  den  hauptsächlichsten  Rechtsaufzeichnungen  jener  Zeit 
umsehen. 

So  sagt  der  Schwabenspiegel :  Wir  sprechen  daz  alle  zoelle 

unde  alle  mAntze  die  in  Roemeschem  Riche  sint,  die  sint  eines 

Roemeschen  kÄniges,  und  swer  si  wil  han,  er  si  phaffe  oder 

leige,  der  müz  si  han  von  einem  Roemeschen  kAnige  unde  von 

dem  Roemeschen  Riche ;  unde  swer  dez  nAt  ent&t,  der  vrevelt 

an  dem  Riche');  und  weiter:  Nieman  mag  erheben  ndwe  merkede 

noch  nAwe  mänzze  wan  mit  dez  heiTen  willen,  in  dez  gerihte  ez 

lit  dannoch  mag  ez  nAt  geschehen,  da  sende  der  kunig  sinen 

hantschfich  zu,  daz  ist  daiiimbe  gesetzet,  daz  die  lAte  innan 
werden,  daz  ez  sin  wille  si^).  Diese  letzte  Stelle  findet  sich 
in  denselben  Worten  auch  in  dem  Spiegel  der  deutschen 
Leute*).  —  Da  die  Münze  wie  andere  Rechte  als  Lehen  ver- 
geben wurden,  so  geschieht  ihrer  auch  in  den  Lehnbfichem 
Erwähnung.  Und  zwar  heisst  es  im  lib.  II  feudorum,  §  56: 
Quae  sunt  Regalia:  Regaliae  sunt  armandiae^  viae  publicae, 
flumina  navigabilia,  et  ex  quibus  iiunt  navigabilia,  portus, 
ripatica,  vectigalia,  quae  vulgo  dicuntur  telonia,  monetae, 
multarum,  poenainimque  compendia  etc.^).  Es  ist  demnach 
ausser  Zweifel,  dass  die  Rechtsbücher  jener  Zeit  die  Münze 
als  ein  unbestrittenes  Hoheitsrecht  des  römischen  Kaisei*s 
ansahen.  Die  Urkunden,  die  das  gleiche  Verhältniss  aussagen, 
sind  sehr  zahlreich,  und  es  mögen  hier  nur  einige  Beispiele 
Platz  finden.  In  einer  Vereinbarung  zwischen  Kaiser  Heinrich  V. 
und  Pabst  Paschalis  vom  Jahre  1111  heisst  es :  Papa  praecipiet 


>)  Stenzel  und  Tzschoppe:  ürkundensammlong  zur  Geschichte 
Schlesiens  etc.,  S.  5  und  6.  280  f.  Eine  weitere  Urkunde,  welche  ebenfalls 
bei  Gewährung  vieler  anderer  Rechte  doch  das  Münzrecht  dem  Herzog 
vorbehält,  siehe  ebenda  S.  313. 

*)  Schwabenspiegel:  Landrecht  cap.  364;  Ausgabe  von  Lassberg 
S.  185  f. 

')  Schwabenspiegel:  Landrecht,  cap.  192.  ebenda  S.  90. 

^)  Der  Spieffel  deutscher  Leute,  herausgegeben  von  F  ick  er;  S.  109, 
Nr.  131,  §  4:  Nieman  enmag  dheinen  marchet  noch  mfinzze  erheben,  an 
des  herren  willen  in  des  gerichte  ez  leit  ouch  sal  der  chunich  durch  reht 
seinen  hantschäch  dar  zd  senden  ze  beweisen  daz  ez  sein  wiUe  sei. 

^)  In  Note  1  hiezu  gibt  Gothofredus  auf  die  Frage;  quae  sint 
Regaliae  ?  die  Antwort:  Horum  quaedam  majora,  quaedam  minora.  Migora 
sunt  haec:  legem  condere;  magistratns  creare;  nobilitati  et  famae  restituere, 
legitimare  spurios,  monetam  cndere:  aetatis  veniam  condere  etc. 
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episcopis  ....  ne  ...  .  invadant  regalia,  id  est  civitates. 
ducatus,  marchias,  comitatas,  monetas,  teloneum,  mercatunu 
advocatias  ....  railitiam  et  castra  etc.  *}•  In  einem  Privileg, 
welches  Kaiser  Friedrich  I.  den  Bürgern  von  Aste  gibt^  lautet 
eine  Stelle:  Quia  vero  superius  mentionem  de  regalibus  fecimiis, 
ne  quis  de  eis  dubitet  nominatim  ea  exprimimus;  haec  itaque 
i-egalia  esse  dicuntor:  moneta;  viae  publicae,  aquaüca,  flamina 
publica;  molendina;  furni;  forestica;  mensurae  etc.')').  Im 
Jahre  1180  erstatteten  die  Sienenser  unter  den  Regalien^  quae 
pertinent  ad  imperium,  auch  die  Münze  zurück^). 

Beweisen  uns  diese  Stellen  aus  den  Rechts- Au&eichnungen 
und  Urkunden  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts, 
dass  man  die  Münze  als  Hohheitsrecht  und  Regal  ansah«  das 
ausschliesslich  dem  Reichsoberhaupte  zustehen  sollte,  so  zeifren 
uns  andere  Urkunden,  dass  man  wenigstens  ab  und  zu  An- 
läufe machte,  auch  diesem  Prinzipe  gemäss  zu  handeln.  So 
wurde  auf  dem  Reichstage  zu  Boppard  am  27.  September  1282 
beschlossen,  dass  Niemand  eine  Münze  besitzen  solle,  wenn  er 
nicht  nach  den  Gesetzen  darthue,  dass  er  dieselbe  vom  Reiche 
erhalten  habe^).  Und  im  Jahre  1285  wurde  bestimmter  alle 
die  Münze  verboten,  welche  seit  Friedrichs  Tode  geschlagen 
wäre ,  wenn  sie  nicht  aus  einer  kraft  Reichsrechts  verliehenen 
Münzstätte  stamme;  wer  eine  andere  Münze  schlägt,  lüs  nach 
dem  alten  Reichsherkommen  gewährt  ist,  der  soll  ohne  Rück» 
sieht  darauf,  ob  die  Münze  gut  oder  schlecht  ist,  für  einen 
Fälscher  gehalten  werden*^).  —  Diese  Verordnung  richtet  sich 
zweifelsohne  gegen  die  unberechtigten  Münzstätten,  welche  zur 
Zeit  des  Interregnums  in  jenem  rechtlosen ,  für  das  deutsche 
Reich  so  schädlichen  Dezennium  entstanden  sein  mochten,  wie 
eine  noch  zu  erwähnende  Verordnung  Friedrich  II.  vom  Jahre 
1234  gegen  jene  WiderrechtUchkeiten  kämpfte,  welche  die  ge- 
setzlose Doppeh-egierung  Otto  IV.  und  Philipps  von  Schwaben 
mit  sich  gebracht  haben  mochten;  so  hatten  sich  z.  B.  die 
Grafen  von  Tübingen    und   von  Württemberg   wahrscheinlich 


^)  Pertz:  Mon.  Germ.  Legum  Bd.  II,  S.  67. 

*)  Pfeffinger:  Vitr.  iUustr.  Bd.  III,  S.  3. 

')  Hieber  gehört  ein  Gedicht  des  Dichters  Güntherus.  S.  Pfef- 
finger: Vitr.  filustr.  Bd.  UI,  S.  3. 

*)  Pertz:  Mon.  Germ.  L^um  Bd.  II,  S.  182. 

^)  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.  Bd.  II,  8.  441:  Nullos  tarnen  aliouam 
monetam  habebit,  nisi  legitime  doce&t,  quod  eandem  ab  imperio  aebet 
obtinere. 

®)  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.  BdL  II,  S.  450:  Alle  die  mnnie,  die  sit 
keiser  Fridericbs  tote  gemacht  sint,  die  snlen  gar  abesin,  er  beziage  denne 
vor  dem  riebe,  der  sie  hat,  daz  ers  za  rehte  haben  sole.  —  Swer  oucb  ein 
andere  monze  machte  oder  singe,  denne  von  dem  riebe  Ton  altir  herkommen 
ist,  swie  gewere  oder  gut  die  were  er  sie  an  gewihte  gemeide  odw  an 
swere,  den  sol  man  yor  einen  velsher  halten. 
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inrährend  des  Streites  dieser  Gegenkönige  das  Münzrecht  an- 
gemaasst^. 

Lehrreich  für  das  Maass  der  königlichen  Rechte  in  Bezug 
auf  die  Münze  ist  dann  vor  allem  das  Verhältniss  der  noch 
bestehenden  kaiserlichen  Ausübung  des  Münzrechts  zu  der 
von  den  beliehenen  Fürsten,  Bischöfen  oder  Städten. 

Wir  erinnern  uns  noch  an  die  Verordnung  Karl  des 
Grossen,  welche  bestimmt,  dass  an  keinem  andern  Orte  als 
an  der  königlichen  Pfalz  gemünzt  werden  düi-fe,  sowie  an 
diejenige,  welche  die  Ausmünzung  auf  die  curtis  regia  be- 
schränkt, zwei  Verordnungen,  welche  im  Artikel  12  des 
Ediktum  Pistense  aufs  Neue  ei;lassen  werden^).  Die  Noth- 
wendigkeit  einer  möglichsten  Beschränkung  der  Ausmünzung 
war  in  mancher  Beziehung,  insbesondere  zur  Erleichtei-ung  der 
Kontrole  über  die  Münzverwaltung ,  gegeben  ^) ;  anderseits  be- 
dui'fte  der  königliche  Hof,  wo  er  eben  hinkam,  wegen  der 
Summe  der  Bedüi-fhisse ,  die  eine  so  gi-osse  Menschenmenge, 
wie  sie  sich  im  Gefolge « der  Hoffahrten  vorfand ,  mit  sich 
brachte  und  wegen  des  damit  zusammenhängenden  Verkehrs- 
lebens, unumgänglich  des  Münzgeldes.  Deshalb  musste  der 
König  auf  seinen  Zügen  auch  die  Münzer  mit  sich  führen, 
welche  an  dem  jeweiligen  Aufenthaltsorte  ihi*e  damals  noch 
einfache  Werkstätte  schnell  aufschlugen  und  in  Stand  setzten 
und  die  Denare  für  den  Gebrauch  des  Hofes  prägten.  Es 
wurden  schon  viele  Münzen  gefunden,  die  in  der  AuDschrift 
„in  palatio"  ihren  Geburtsschein  mit  sich  tragen.  Der  Unter- 
schied zwischen  den  Münzstätten  und  den  Ausmünzungen  an 
der  curtis  regia  und  dem  palatium  wird  wohl  darin  bestanden 
haben,  dass  in  palatio  nur  zur  Aufenthaltszeit  des  Kaisei-s 
gemünzt  wurde,  während  an  der  curtis  sich  eine  ständige 
oder  wenigstens  zu  allen  Marktzeiten  thätige  Münzanstalt  be- 
fand. Als  ein  Beweis  hiefUr  mag  es  gelten,  dass  mit  der 
Verschenkung  einer  curtis  regelmässig  auch  das  dazu  gehörige 
Münzrecht  vergeben  wird^).    Diese  Hoffahrten  der  Karolinger 


^)  Bey schlag:  Versuch  einer  M&nzgeschichte  Augsburgs,  S.  1^. 
Ebenso  verbietet  eine  Urkunde  Albrechts  I.  alle  Münzen,  welche  seit  seines 
Vaters  Tode  geschlagen  wurden,  wenn  der  Herr  der  Münze  nicht  sein  Recht 
zur  Prägung  nachweisen  könne.  S.  Schilter:  Thesaurus  antiquitat 
Teutonic.  Bd.  II,  S.  15. 

')  S.  oben  S.  6  u.  Anm.  2  daselbst 

">  S.  unten  Kap.  III,  Anf. 

*)  So  heisst  es  z.  6.  in  einer  Urkunde  Heinrichs  IV.  Tom  Jahre  1065: 
Adalbertum»  Hamaburpensem  Archiepiscopum ,  digne  remunerantes,  ad 
Archi-Ejfiscopalem,  scikcet Hamaburch  ....  curtemnostram,  Tusburch 
dictam,  in  Pago  Purisgouve,  in  Comitatu  Herimanni,  comitis  Palatini,  sitam 
cum  Omnibus  appendidis,  hoc  est,  utriusque  sexns  mancipiis,  areis,  aedi- 

fidis monetis  quoque  theloneis in  proprium  dedimus  etc« 

Pfeffinger:  Vitr.  illnstr.  bd.  III,  S.  467.  Ebenso  überdonet  im  Jahre 
1167  Friedrich!  dem  Erzbischofe  Ton  Köln  und  dessen Nacnfolgem  seine 
curtis  in  Andemaco  cum  hominibus,  possessionibus,  pratis,  pascnis  .  .  . 
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fanden  ihre  Fortsetzung  in  den  noch  häufigeren  der  Ottonen 
und  der  Kaiser  aus  dem  fränkischen  und  schwäbischen  Hause. 
Mit  der  Zeit  der  Ottonen  aber  ging  eine  Umwandlung  wie  in 
Vielem  so  auch  in  diesen  Verhältnissen,  soweit  sie  die  AusmQn- 
zung  betrafen,  vor.  Es  waren  viele  Münzstätten  bereits  an  die 
Grossen  des  Reiches  zum  eigenen  Betrieb  und  Vortheil  hin- 
gegeben worden.  In  Städten,  in  denen  frtther  eine  Pfalz  sich 
befand  oder  noch  immer  fortbestand,  hatten  doch  die  Kaiser 
Markt,  Mtlnze  und  Zoll  an  die  Heiren  dieser  Städte  verliehen, 
und  es  fragte  sich  nun,  wie  es  mit  der  Ausprägung  in  palatio 
gehalten  werden  sollte.  In  Speier,  Mainz,  Worms,  Strass- 
burg  etc.  befanden  sich  kaiserliche  JPfalzen  und  doch  lag  hier 
das  Münzrecht  in  den  Händen  der  geistlichen  Herren.  In 
Strassburg  ging  es  noch;  hier  bestanden  lange  Zeit  königliche 
und  bischöfliche  Münze  konkunirend  neben  einander^}.  In 
den  übrigen  Städten  des  Reiches  aber  ergab  sich  eine  eigen- 
thümliche  Einrichtung,  die  im  Sachsenspiegel  in  den  folgenden 
Worten  ihren  Ausdruck  findet:  In«  s welke  stat  des  rikes  de 
koning  kumt  binnen  deme  riebe,  dar  is  yme  ledich  monte 
unde  toln'),  und  im  Schwabenspiegel  ihre  Bestätigung  er&hrt 
in  etwas  erweiterter  Foim:  En  swele  stat  der  kiunig  kumet, 
diu  in  dem  riebe  lit,  daz  ist  diu  wile  unde  er  da  inne  lit, 

dii  m&nzze  unde  der  zol  und  daz  gerihte  ist  sin').  Dasselbe 
erzählt  uns  eine  Urkunde,  welche  den  römischen  Kaisem  und 
Königen  das  Recht  einräumt,  in  allen  Städten  und  Flecken, 
die  einem  geistlichen  Hen-n  gehören,  Zoll  und  Münze  zu 
übernehmen  und  zu  seinem  Vortheil  auszuüben,  solange  das 
Hoflager  daselbst  dauert^).  Als  eine  besondere  kaiserliche 
Gunst  muss  es  angesehen  werden,  wenn  Otto  IV.  in  derselben 
Urkunde  wegen  der  aufrichtigen  Gewogenheit,  welche  er 
gegen  den  Erzbischof  Adalbert  von  Magdeburg  empfindet,  diese 
Gewohnheit  und  die  daraus  entspringende  Verpflichtung  künftig- 
hin ausser  Uebung  kommen  zu  lassen  und  sowohl  der  Stadt 
Magdeburg  als  allen  in  das  Erzbisthum  gehörigen  Flecken 
diese    Last    des    Gehorsams    für    immer    nachzulassen    be- 


et  in  moneta,  in  theloneo  ....  omni<}ue  honore  et  jostitia  eidem  eurti 
attinente.    Gengier:  Corp.  juris  muniapalis  S.  944. 

^)  Soetbeer:  a.  a.  0.  in  den  Forscnongen  z.  deutsch.  Gesch.,  Bd.  VL 
S.  38. 

*)  Sachsenspiegel:  Landrecht,  Th.  m,  Art  60,  Ausgabe  von  Ho- 
meyer  S.  159. 

')  Schwabenspiegel:  Landrecht,  §  IdS,  bei  Lassberg  S.  64. 

*)  Tölner:  Cod.  dipl.  Palat  p.  62.  Vgl.  auch  Fertz:  Monom. 
Germ.  LL.  Bd.  II,  S.  238.  Pfeffinger:  Vitriar.  ülnstr.,  Bd.  III,  S.  46$^  t 
Die  Urkunde  lautet:  Cum  Romanorum  Imperatores  et  Reges  Antecessores 
nostri  in  omnibus  dvitatibus  et  oppidis  Eoclesiae  Imperii  durantibus  ciiriis 
Imperialibus  in  illis  acdpere  consueverint  teloneum  et  monetam  et  in  suos 
usus  conrertere  etc. 
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schlieBBtO.  Eine  Bestätigung  dieser  aus  besonderer  Ver- 
günstigung gewährten  Ausnahme  ertheilte  für  dieselbe  Kirche 
auch  Friedrich  11.  im  Jahre  1216^). 

Diese  Last  der  geistlichen  Henen  hat  sich  in  Worms 
wahrscheinlich  in  Folge  eines  nicht  mehr  erhaltenen  Privilegs 
zo  ganz  unbedeutenden  Rechten  des  Kaiser  abgeschwächt,  die 
in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1165  in  folgenden  Worten  ent- 
halten sind:  „So  oft  ein  Kaiser  oder  König  nach  Worms 
kommt  und  gibt  dem  dortigen  Münzmeister  eine  Quantität 
Silbers  und  will  dafür  eine  Summe  Pfennige  haben,  so  soll  der 
Zollerheber  die  Kohlen  zur  Münzprägung  liefern  und  der 
Mttnzmeister  die  Arbeiter  und  die  eisernen  Prägewerkzeuge^  ^). 
Offenbar  ist  hier  das  ursprüngliche  Recht  des  Kaisers  noch 
erkennbar.  Es  ist  nur  durch  eine  kaiserliche  Vergünstigung 
dahin  abgeändert,  dass  der  Bischof  statt  der  Ueberlassung  der 
sämmtlichen  Einnahmen  aus  den  Regalien,  wie  es  anfänglich 
war,  nur  durch  seinen  Verwalter  die  Kohlen  zur  Münzprägung 
zu  geben,  und  statt  der  Freigebung  der  Münze  durch 
seinen  Münzverwalter  nur  die  Arbeiter  und  die  Münzgeräth- 
Schäften  zu  stellen  hatte.  Diese  Verpflichtung  scheint  nur  in 
den  Bischofsstädten  bestanden  zu  haben,  wohl  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil  die  alten  Palatien  sich  zumeist  in  den 
Bischo&städten  befanden  und  die  Kaiser  nirgends  sonst  ihre 
Hoflager  abhielten.  Dass  die  Kaiser  von  diesem  ihrem  Rechte 
zu  wiederholten  Malen  und  fortgesetzt  Gebrauch  machten,  ist 
aus  den  oben  erwähnten  Privilegien  aus  Magdeburg  zu  er- 
sehen. So  liess  z.  B.  auch  Heinrich  IV.  bei  seiner  Anwesenheit 
in  Eichstädt  Denare  mit  seinem  Namen  prägen^).  Ebenso 
berichtet  Beyschlag,  dass  sowohl  von  den  sächsischen  Kai- 
sein  wie  seiner  Zeit  von  den  Karolingern  bei  ihrem 
Aufenthalt  in  dem  königlichen  Palast  zu  Augsburg  —  denn  das 
Chi*onicum  Gotwicense  flihit  (S.  459)  Augsburg  als  ein  Palatium 
regium  auf  —  bei  Vereammlung  ihrer  Heere  oder  bei  Reichs- 
tagen,  wo   die   Umstände  einen   VoiTath   gemünzten   Geldes 


^)  A.  a.  0.:  No8  propter  sinceram  dilectionem,  quam  ad  memoratuni 
gerimus  Archiepiscopam ,  eandem  consuetudinem  ^osqae  debitam  prorsus 
abolere  decrevimus,  et  tarn  Magdeburgensi  civitati,  quam  uniTersis  oppidis 
ad  ipsam  ecclesiam  pertinentibus,  iUius  onus  obsequii  liberaliter  in  perpetuum 
relaxamns  etc. 

>)  Tölner:  Cod.  dipl.  Palat,  S.  67 Nostra  auctoritate  statuimus 

innovantes,  ut  eum  in  Civitate  Magdeburgensis  Ecclesiae,  vel  oppidis, 
pertinentibus  ad  eandem  a  Nobis  et  successoribus  Nostris  Curias  Regales 
celebrari  contigerit,  uniyersa,  quae  in  aliis  Civitatibus  aut  locis  in  Moneta, 
Teloniis  et  caeteris  utilitatibus  quibuscumque  Imperiali  Jura  provenerit,  ab 
eisdem,  in  praefati  Archi-EpiBcopi  et  Successorum  ejus  bonis  et  fructibus 
libera  semper  existant,  praeoictae  Ecciesiae  profiitura  etc. 

')  Mone:   Zeitschr.  für  Gesch.  des  Oberrheins,  £d.  IX,  S.  283  ff. 

*)  Leitzmann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  MOnzkunde,  8. 429  f. 
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nöthig  machten,  Münzen  ausgeprägt  wurden  0-  So  finden  sieh 
Münzen  von  Heinrich  II. ^),  Konrad  II.'),  Heinrich  IHL^), 
Heinrich  VL^),  Philipp«),  Otto  IV.'),  Friedrich  IL%  Hein- 
rich VU.^),  Eonrad  I\^%  Desgleichen  Uessen  deutsche  Könige 
Münzen  mit  ihren  Namen  in  Konstanz  ausprägen  ^^i  obwohl  in 
Eichstädt,  Augsburg  und  Konstanz  das  Münzecht  längst  in  den 
Händen  der  Bischöfe  lag.  Ebenso  sind  Denare  Konnui  I.  zn 
Mainz,  Otto  I.  zu  Köln,  von  dem  gleichen  Kaiser  zu  Magde- 
burg, Heinrich  U.  oder  HI.  zu  Bremen  geprägt,  bekannt^  ^. 

Sehr  viel  mochte  zur  Beibehaltung  dieses  Rechtes  der 
von  Beyschlag  angedeutete  Grund  beitragen,  dass  die  bi- 
schöfliche Münzstätte,  die  nur  für  den  regelmässigen  Bedarf 
der  Stadt  wird  eingerichtet  gewesen  sein  und,  wie  hier  im 
Voraus  zu  bemerken  ist,  da  nur  die  Münze  der  Stadt  in  der- 
selben Umlauf  hatte ,  nicht  eine  so  grosse  Menge  von  Münzen 
plötzlich  für  den  grösseren  Verkehr,  den  der  Aufenthalt  eines 
Königs  oder  Kaisers,  sei  es  zum  blosen  zwecklosen  Besuch 
oder  in  bestimmter  Absicht,  mit  sich  brachte,  liefern  und  aas- 
geben konnte,  dem  Bedürfiiiss  nicht  genügte.  Jedenfalls  aber 
war  der  wichtigere  Punkt  der  Finanzvortheil  der  dem  Kaiser 
dadurch  erwuchs,  dass  er  während  der  Zeit  die  Münzeinkünfte, 
die  mit  der  Ausgabe  neuer  Münze  und  mit  Erhebung  des  durch 
den  Wechsel  gewonnenen  Schlagschatzes  ihm  erwuchsen,  für 
sich  einzog,  die  bei  dem  Mangel  von  direkten  Reichssteuem 
für  den  König  ihren  hohen  Werth  haben  mussten. 

Hörte  so  die  Prägung  von  ^lünzen  durch  die  Kaiser  nicht 
ganz  auf,  vei*schwindend  war  sie  doch  gegenüber  der  Prägung 
der  Belehnten.  Waren  die  Münzprivilegien  schon  zur  Zeit 
der  Ottonen  zahlreich  erlassen,  so  schwillt  ihre  Zahl  bis 
ins  13.  Jahrhundei-t  zu  einer  fast  unübersehbaren  Menge  an. 
Verleihungen  und  Bestätigungen  fast  von  jedem  Jahre  sind 
Jahrhunderte  lang  eine  stereotype  Erscheinung.  Ich  habe,  um 
eine  ermüdende  Aufzählung  von  Urkunden  wesentlich  gleichen 


? 


')  Beyschlag:  Vers,  einer  MQnzgesch.  Augsburgs,  S.  4. 
<)  Ebenda:  S.  6. 

„       „         O.    1. 

n     tj       ^'    '• 

•)  „  „  8.25. 
«)  „  „  8.  27. 
')      „    „     S.  27ff. 

^        n     ^      S.  31  £ 

«)      „    „     S.  38. 

'")      „    „     S.  33. 

»)      „    „     S.  89  £ 

**)  S.  Bode:  Das  ältere  Mönzwesen  der  Staaten  nnd  Städte  Nieder* 
Sachsens,  S.  211  ff.,  woselbst  noch  Tide  andere  Ton  den  Königen  und 
Kaisem  in  münzberechtigten  St&dten  geprigte  Münzen  angq^eben  sind. 
Vgl.  auch  Dannenberg:  Die  deutschen  Münzen  der  s&ättschen  und 
fränkischen  Kaiserzeit,  8.  7. 
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Inhalts  im  Text  zu  veimeideii,  im  Anhang  I  ein  Vei*zeichnis8 
von  Verleihungen  (nicht  von  Bestätigungen)  für  bedeutendere 
Orte  aus  der  Zeit  der  Ottonen  bis  gegen  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  zusammengestellt,  ohne  natürlich  Anspruch  auf 
nur  annäheiiide  Vollständigkeit  zu  machen,  und  habe  zugleich 
als  Ergänzung  zu  dem  über  die  gleichzeitige  Verleihung  von 
Markt  und  Münze  oben  Gesagten,  die  Orte,  welche  in  den 
Urkunden  ausdrücklich  mit  Markt  und  Münze  zugleich  begabt 
wurden,  mit  einem  Stenichen  bezeichnet,  um  den  Ueberblick 
zu  erleichtem*). 

Betrachten  wir  nun  gruppenweise,  wer  im  römischen 
Beiche  mit  dem  Münzrecht  beliehen  wurde  und  beginnen  wir, 
der  Heerschildordnung  des  Mittelalters  folgend,  die  Au&ählung 
der  Beliehenen  mit  den  Bischöfen  «und  übrigen  geistlichen 
Würdenträgern. 

Von  den  Bisthümem  wurden  alle,  von  den  Abteien  und 
Klöstern  jedenfalls  alle  wirthschaftlich  und  politisch  bedeuten- 
deren für  ihre  Residenzorte  mit  dem  Münzrecht  ausgestattet 
Die  Erkläiamg  für  diese  Thatsache  liegt  theilweise  in  dem 
religiösen,  der  Kirche  und  deren  Dienern  zugeneigten  Sinn  der 
Könige  und  Kaiser.  Seit  dem  11.  Jahrhundeit  aber  kommt 
noch  ein  weiterer  Grund  in  Betracht,  nemlich  der  Einfluss, 
den  die  geistlichen  Fürsten  besonders  in  ihrer  Stellung  als 
Erzkanzler,  Ei-zkämmerer  und  Erztinichsess  auf  die  Könige 
ausübten',  in  der  politischen  Stellung,  welche  die  Bischöfe  er- 
langt hatten.  Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen,  dass  die 
ganze  Politik  der  Ottonen  darauf  hinausging,  die  Bischöfe  mit 
starker  Macht  auszurüsten,  mit  grossen  Besitzungen  und 
Benefizien  zu  beschenken,  mit  Grsdfschaften  und  königlichen 
Rechten  zu  belehnen  und  zu  den  ei*sten  Beamten  des  Rei- 
ches zu  machen,  um  den  widerspenstigen  weltlichen  Hen*en, 
vor  allem  den  Herzögen,  ein  Gegengewicht  zu  schaffen.  Die 
Bischöfe  waren  aber  auch  damals  die  Pfleger  des  Bürgerthums, 
die  Förderer  des  Städtewesens.  Sie  waren  allein  im  Stande, 
in  den  Städten,  deren  Bedeutung  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund trat,  Ordnung  zu  schaffen,  den  Verkehr  und  den  Handel 
zu  beleben.  So  trugen  die  sächsischen  Kaiser  kein  Bedenken, 
die  ftlr  diese  Städte  und  deren  wii*thschaftliche  Entwicklung 
immerhin  nöthigen  Regalien  den  Bi^höfen  zu  verleihen,  wenn 
auch  die  finanziellen  Vortheile  im  Laufe  der  Zeit  zu  manchen 
Missbräuchen  Veranlassung  gaben.  Dies  mochte  besonders  so 
lange  der  Fall  sein,  als  die  Bischöfe  dem  Könige  treu  untergeben, 
in  der  Reichsverwaltung  behilflich  waren  und  dadurch,  dass 
sie  die  Regale  jedesmal  ausdrücklich  von  dem  Reichsoberhaupt 


^)  Da  ich  hier  auch  die  Quellen,  denen  die  einzelnen  Verleihung- 
Urkunden  entnommen  sind,  angegeben  hahe,  so  werde  ich  dieselben  im 
Texte  nicht  mehr  weiter  zitiren. 

FonchoBgen  (10)  IL  5.  —  Ebeberg.  3 
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erbaten,  sein  Recht  auf  dieselben  anerkannten.  Und  in  der 
That  finden  wir  trotz  der  hohen  Machtstellung,  in  welcher  Ath 
die  Bischöfe  z.  B.  von  Köln,  Bremen,  Biainz,  Strassbnrg  be- 
fanden, keine  Usurpation  des  Münzrechts  von  Seiten  dersel* 
ben.  Sie  sachten  alle  das  M&nzrecht  auf  legitimeni  Wege 
vom  Reiche  zu  erlangen ,  und  es  übte  ^wohl  kein  Bischof  und 
kein  Abt  dasselbe  aus,  ohne  es  vom  Kaiser  eriialten  zu 
haben.  Als  im  Jahre  1234  auf  dem  Tage  zu  Frankfurt  von 
Friedrich  IL  verordnet  wurde,  dass  alle  unrechtmässigen 
Münzen,  welche  seit  Friedrich  I.  Tod  entstanden  waren,  ganz* 
lieh  abgethan  sein  sollten  ^) ,  und  diese  Verordnung  im  Jahre 
1235  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz  noch  einmal  in  folgender 
Fassung  erlassen  wurde:  Statuimus  firmiter  omnes  monetas 
post  mortem  divae  memoriae  Heinrici  imperatoris  patris  nostri 
omnino  cessare,  ubicumque  et  a  quocumque  Aierint  institutae, 
nisi  qui  tenet  eos,  prout  justum  est,  coram  nobis  ostendebat 
se  ab  imperio  de  jure  habere.  Quicumque  vero  monetas 
injuste  tenebit,  tanquam  falsarius  puniatur')  —  da  konnten 
die  geistlichen  Fürsten  wohl  alle  ohne  Ausnahme  ruhig  der 
Verordnung  entgegensehen.  Die  Spitze  derselben  richtete  sich 
gegen  die  kleinen  und  grossen  weltlichen  Herren  und  gegen 
die  Städte,  die  in  den  Wirren  des  Reiches  vor  Friedrich  II. 
sich  häufig  das  Münziecht  und  die  andren  damit  verbundenen 
Regale  des  Marktes  und  der  Zölle  mögen  angemaasst  haben. 
In  der  That  lassen  sich  von  allen  bischöflichen  und  abteilichen 
Münzstätten,  welche  Münzen  schlugen,  mit  wenigen  Ausnahmen 
auch  Verleihungs-  und  Bestätigungsurkunden  nachweisen, 
während  wir  besonders  in  Schwaben  manchen  Münzen  von 
weltlichen  Herren  und  Städten  begegnen,  deren  Rechtmässig- 
keit urkundlich  nicht  verbürgt  ist. 

Die  Verleihungen  an  Bischöfe,  die  unter  den  Verleihungen 
zu  Gunsten  geistlicher  Würdenträger  weitaus  den  grössten 
Theil  einnehmen,  sind  in  der  Mehrzahl  bereits  vor  dem 
11.  Jahrhundert  erfolgt,  so  dass  im  13.  Jahrhundert  keine 
Neuverleihung  an  Bischöfe  für  ihren  Aufenthaltsort  mehr  er- 
folgt. Köln,  Worms,  Mainz,  Trier,  Vei*dun,  Speier,  Hamburg, 
Bremen,  Magdeburg,  Osnabrück,  Bamberg,  Würzburg,  Augs- 
burg, Freising,  Passau,  Regensburg,  Hildesheim,  Strassburg, 
Basel,  Konstanz  etc.  etx^  hatten  schon  lange  vor  dem  13. 
Jahrhundert  ihr  Münzrecht  erhalten,  so  dass  es  als  verspätet 
erscheint,  wenn  noch  im  Jahre  1179  Bischof  Heinrich  von 
Brixen  von  Friedrich  I.  mit  dem  Münzrecht  belehnt  winl.  Es 
kommt  nur  noch  vor,  dass  ein  Bischof  für  einzelne  seiner 
Herrschaft  unterworfene,  besonders  neu  dazugekommene  Orte 
noch  das   Münzrecht  in   dieser  Zeit  erhält,   wie    z.  B.   der 


^>  Pertz:  Monom.  Oerm.  LL.  Bd.  II,  S.  201. 
*)  Pertz:  a.  a.  0.  S.  315. 
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Erzbischof  Reinald  von  Köln  für  Andernach  im  Jahre  1167 
und  der  Bischof  Heinrich  von  Bambei-g  im  Jahre  1242  für  die 
Orte  Villach  und  Grieven  in  Käiiithen. 

Wie  die  Bischöfe  erfreuten  sich  auch  die  Abteien  des 
Mfinzrechts  und  seiner  Zubehören.  So  sahen  wir  ja,  dass  Cor- 
vei  als  die  erste  geistliche  Herrschaft  mit  Vorrechten  in  Bezug 
auf  die  Münze  begnadigt  wurde,  wenn  es  auch  noch  nicht  das 
volle  MQnzprivileg  der  späteren  Zeit  war.  Andere  berühmte  Ab- 
teien folgten  nach,  wie  die  Abtei  Fulda  unter  Abt  Brantho  im 
Jahi*e  1012,  zuvor  schon  die  Abtei  Selz  im  Jahre  993,  Sankt  Gallen 
unter  dem  Abte  Grahl,  dann  die  Abtei  Heimarshausen  unter 
dem  Abt  Winus  im  Jahre  1033,  die  Abtei  Steinhausen  zur  Zeit 
Eonrad  lU.  unter  dem  Abte  Reinhardus,  die  Abtei  Schaff- 
hausen seit  1080  u.  s.  f.  Wie  die  Mönchsklöster  wurden  auch 
Frauenabteien  mit  dem  Münzrechte  beliehen,  so  z.  B.  die 
Frauenabtei  zu  Herford  unter  der  Aebtissin  Tinna  für  den  Ort 
Adonhusa  im  Jahre  974,  die  Frauenabtei  zu  Gandersheim  unter 
der  Aebtissin  Gerbirga  für  Gandersheim  im  Jahre  990.  Doch 
kommen  hier  auch  spätere  Belehnungen  noch  zahlreicher  vor. 
Z.  B.  erhielt  die  Abtei  Foi-mbach  noch  1136  das  Münzrecht, 
ebenso  die  Frauenabtei  zu  Lindau  und  die  zu  Eschwege  zu 
Ende  des  12.  Jahrhunderts. 

Eines  aber  ist  bei  Betrachtung  der  besonders  an  die  Bi- 
schöfe verliehenen  Münzprivilegien  auffallend,  nemlich  die  so 
häufigen  Bestätigungen  derselben. 

Gaupps  Ansicht,  dass  das  Münzrecht  eines  Beliehenen, 
sobald  es  einmal  während  der  Anwesenheit  eines  Kaisers  in 
einer  Stadt  unterbi'ochen  wurde,  möglicherweise  als  verloi'en 
galt,  bis  es  durch  ein  neues  Privileg  wieder  gewährt  worden 
sei,  und  dass  daraus  die  häufigen  Bestätigungen  zu  erklären 
seien  ^),  bedarf  kaum  einer  Widerlegung. 

Es  ist  kein  Gitmd  vorhanden,  anzunehmen,  dass  die  Münze 
nicht  sogleich  und  von  selbst  wieder  nach  der  Abreise  des 
Kaisers  an  ihren  beliehenen  Herrn  zurückgefallen  wäre.  Von 
den  königlichen  Urkunden,  welche  für  Gaupps  Ansicht  sprä- 
chen *),  habe  ich  keine  finden  können;  in  keiner  der  mir  be- 
kannten zahlreichen  Bestätigungsui'kunden  ist  die  Bestätigung 
in  einen  ursächlichen  Zusammenhang  mit  einem  allenfalls  vor- 
hergegangenen Ledigwerden  der  Münze  gesetzt,  oder  auch  nur 
ein  solcher  angedeutet.  Allerdings  mögen  hier  wie  in  den 
übrigen  Theilen  des  Reichsstaatsrechts  Willkürlichkeiten  von 
Seiten  des  Kaisers  in  der  Verleihung  des  Münzrechts  wie  in  der 
Entziehung  desselben  vorgekommen  sein,  wie  sie  ja  andrerseits 
auch  in  der  Erwerbung  desselben  von  Seiten  der  Herzöge  vor- 


^)  Ganpp:  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalten  (1851),  BdL  I,  S.  15  f. 
*)  Er  spndit  a.  a.  0.  von  solchen,  ohne  jedoch  einen  genaueren  Nach- 
weis zu  geben. 
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kamen.  Es  deutet  darauf  das  Wort  eines  Kaisers  selbst,  nem- 
lich  Kaiser  Friedrich  IL,  der  in  der  Generalbestätigung  der 
Privilegien  der  geistlichen  Würdenträger  vom  Jahre  1220  sagt: 
Nova  telonia  et  novas  monetas  in  ipsorum  territoribos  sive 
jurisdictionibus  eis  inconsultis  seu  nolentibus  non  statuamus  de 
caetero,  sed  antiqua  telonia  et  jura  monetanun  eorum  ecclesiis 
concessa  inconvulsa  et  firma  conservabimus  et  tuebimur,  nee 
ipsi  ea  infringemus,  nee  ab  aliis  laedi  permittemus  modis  ali* 
quibus  etc.  ^).  Damit  gesteht  der  Kaiser  selbst  zu\  dass  Ver* 
letzungen  auch  wohl  erworbener  Privilegien  vorgekommen  waren^ 
aber  aus  den  Willkürlichkeiten,  die  sich  in  Folge  des  mangeln- 
den  B^ichsrechts  allerdings  zahlreich  ergaben,  auf  solche  im 
Münzrecht  gerade  in  dem  von  Gaupp  behaupteten  Sinne  zu 
schliessen,  ist  unbegründet  Uebrigens  könnte,  selbst  die 
Gauppsche  Ansicht  zugegeben,  dies  nur  in  Ausnahmsfällen 
geschehen  sein.  Denn  die  Regel,  da^  die  Münze  sogleich  nach 
Abzug  des  Herrn  wieder  an  denselben  zurückfiel,  l&sst  sich 
klar  aus  der  Thatsache  ersehen,  dass  in  Speier  z.  B.  eben  die 
meisten  Bestätigungen  vorkommen,  während  von  königlichen 
Münzen,  die  in  Speier  geprägt  worden  wären  zu  Zeiten,  als  die 
Bischöfe  schon  das  Münzrecht  in  Händen  hatten,  meines  Wis* 
sens  nichts  bekannt  ist,  und  dass  andrei'seits  für  Augsburg 
keine  späteren  Verleihungen  mehr  bekannt  sind,  obwohl  eine 
Reihe  von  Königen  und  Kaisem  dort  hat  Münzen  prägen  lassen. 
Wir  müssen  also  den  Grund  für  die  häufigen  Bestätigungen  nicht 
in  dem  Ledigwerden,  sondern  in  andren  Verhältnissen  suchen; 
wir  müssen  uns  erinnern,  dass  die  Münze  ursprunglich  als  Lehn 
betrachtet  wurde,  und  deshalb  nach  dem  Buchstaben  des  Ge- 
setzes, so  oft  Herren-  oder  Mannfall  eintrat,  neu  vergeben 
werden  musste.  Aber  abgesehen  von  der  Thatsache,  dass  das 
Münzrecht  als  Lehen  vergeben  wurde,  kommt  noch  eine  rein 
natürliche  und  den  unsicheren  Rechtsverhältnissen  des  Mittel- 
alters vollständig  entsprechende  Erwägung  in  Betracht,  die  die 
Xachsuchung  wiederholter  Bestätigungen  besonders  von  Sei- 
ten geistlicher  Fürsten  vollständig  erklärlich  macht  Bischöfe 
und  Aebte  wechseln  sehr  häufig,  da  meistentheils  bereits  in 
höherem  Alter  stehende  Kleriker  zu  diesen  höchsten  W^ürden 
erhoben  werden.  Der  Nachfolger  entstammt  in  der  Regel  einer 
andren  Familie,  häufig  einem  andren  Lande  als  der  Vorfahre. 
Der  Wechsel  der  Pei-sönlichkeit  konnte  möglicherweise  bei  der 
unsicheren  Art  der  Verleihung  eine  Mindemng  in  den  Rechten 
bedeuten;  und  war  auch  häufig  die  Verleihung  an  die  Kirche 
oder  das  Stift  oder  das  Kloster  selbst  und  „für  alle  Zukunft "^ 
ausgestellt,  so  betrachtete  der  jeweilige  Vorstand  der  Kirche 
die  Privilegien  doch  als  seine  Rechte  und  der  Nachfolger  hielt 
es  für  sicherer,   dasselbe  Recht  noch  einmal  auch  für  sich  zu 


')  Pertz:  Monom.  Genn.  LL.  Bd.  II,  S.  236. 
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erbitten.  FOr  diese  Ansicht  spricht  es,  dass  Verleihung  und 
Bestätigung  nicht  an  einen  und  denselben  geistlichen  Herrn  vor- 
kömmt, sondera  immer  nur  von  Nachfolger  zu  Nachfolger,  es 
sei  denn,  dass  während  der  Regierungszeit  eines  derselben  die 
Kaiser  wechselten  und  dann  derselbe  geistliche  Herr  auch  bei  dem 
neuen  Kaiser  um  eine  Bestätigung  nachsuchte.  Es  konmit  auch 
vor,  dass  ein  nachmaliger  Kaiser  als  König  ein  Münzrecht  ver- 
lieh und  bei  der  Besteigung  des  Kaiserthrones  bestätigte.  So 
verlieh  König  Heinrich  dem  Abte  Bi-antho  von  Fulda  im  Jahre 
1012  das  MQnzrecht,  welches  er  dann  als  Kaiser  Heinrich  H. 
allerdings  auch  einem  andren  Abte  im  Jahre  1019  bestätigte^). 

Von  den  zahlreichen  Bestätigungen  mögen  folgende  als 
Beispiele  dienen.  Im  Jahre  989  am  29.  Juli  bestätigt  Otto  IQ. 
dem  Bischöfe  Rupeit  von  Speier  die  ihm  von  seinen  Vor&hren 
ertheilten  Privilegien,  darunter  MOnze  und  Zoll;  eine  Bestäti- 
gung derselben  vom  17.  Juni  1003  rühit  von  Kaiser  Heinrich  ü., 
eine  weitere  vom  19.  Oktober  1027  von  Konrad  H.  her;  am  25.  No- 
vember 1061  bestätigte  Heinrich  IV.  dem  Bischof  Einhard  IL 
die  von  seinen  Vorfahren  dem  Dom  von  Speier  verliehenen 
Freiheiten,  am  27.  Mai  1182  Friedrich  L,  am  21.  Januar  1198 
Philipp  von  Schwaben,  am  21.  Dezember  1234  Heinrich  VIL, 
am  10.  Oktober  1255  König  Wilhelm ').  Die  Erzbischöfe  von 
Bremen  erhielten  Bestätigungen  ihrer  Rechte  im  Jaiire  966  von 
Kaiser  Otto  L,  1035  von  Kaiser  Konrad  IL,  1158  von  Kaiser 
Friedrich  L»). 

Die  Kirche  von  Chur,  die  am  17.  Januar  958  das  Münz- 
recht erhalten  hatte,  Hess  es  sich  durch  ihre  Bischöfe  bestätigen 
am  20.  Oktober  988  von  Kaiser  Otto  IH.,  am  28.  Mai  1005 
von  Heinrich  U. ,  am  26.  Januar  1036  von  Konrad  IL ,  am 
28.  Januar  1040  von  König  Heinrich  HL  ^) 

So  erhält  auch,  um  noch  einige  Beispiele  herauszugreifen, 
die  Aebtissin  Tinna  von  Herford  eine  Bestätigung  ihrer  MQnz-, 
Zoll-  und  Marktrechte  für  Adonhusa  von  Otto  IL  im  Jahre 
974^).  Die  Freisinger  Bischöfe  erhielten  Bestätigungen  ihres 
HQnzrechts  im  Jahre  1029  von  dem  Salier  Konrad  ^  ebenso 
1039  von  Heinrich  IH.,  1067  von  Heinrich  IV.  ^  Die  Bischöfe 
von  Bamberg  Hessen  sich  ihr  MQnzrecht  bestätigen  von  Kon- 
rad U.  im  Jahre  1034,  ebenso  von  Heinrich  IH.  im  Jahre  1039 
und  von  Heinrich  IV.  im  Jahre  1058  ^. 

Während  die  Neuverleihungen   im   11.  Jahrhundert    be- 


^)  Leitzmann:  Weffweiser  aat  dem  Gebiete  der  MQnzkande,  S. 323  f. 
*)  Remling:  ürkandenbach  zor  Geschichte  der  Bischöfe  zu  Speyer, 
Bd.  I  (1852),  S.  19  f,  20  f.,  28  f.,  50  f.,  121  ff.,  137  £.  200  £,  265. 

'}  Lappenberg:  Hamborger  ürkuodenbach,   Bd.  I,  S.  83,  69,  193  1. 

^)  Gengier:  Cod.  jor.  monic,  S.  492. 

»)  Pfeffinger:  Vitriar.  iUastr.,  Bd.  UI,  S.  171. 

*)  Pfeffinger:  Ebenda. 

^)  Pfeffinger:  Ebenda. 
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sonders  häufig  sind,  nehmen  sie  im  12.  Jahrhmidert  und  vol- 
lends im  13.  schnell  ab.  Die  Sicherheit  des  Besitzes  in  Bezug 
auf  dies  Begal  hatte  sehr  zugenommen  und  eine  Jahrhunderte 
lang  fortgesetzte  Ausübung  des  MOnzrechts  hatte  einen  neuen 
Rechtstitel  geschaffen. 

Die  zweite  Klasse  der  ReichsstAnde,  welche  das  Mflnzrecht 
vom  Reiche  erhielten,  waren  die  weltlichen  Fürsten.  Ich  er- 
wähnte schon,  dass  man  von  den  weltlichen  grossen  Fürsten 
eine  Verleihung  des  Münzi-echts  nicht  erwarten  und  nicht  nach- 
weisen könne.  Die  kleineren  Herren  jedoch  gi-ündeten  in  den 
meisten  Fällen  die  Ausübung  desselben  auf  kaiserliche  Ver* 
leihung,  wenn  auch  Münzen  weltlicher  Herren  bekannt  sind, 
für  welche  keine  Verleihungsurkunde  existirt  ^).  Die  Zahl  der* 
selben  ist  bei  weitem  geringer,  als  die  der  ersten  Klasse«  Die 
erste  hieher  gehörige  Verleihungsurkunde  ist  diejenige,  wodurch 
Kaiser  Otto  lU.  dem  Grafen  Gasolins  für  Medemelacha^  im 
Jahr  986,  die  nächste  die,  wodurch  Kaiser  Heinrich  IL  den  zeit- 
schachischen  Grafen  und  zwar  dem  Grafen  Wilhelm  und  dessen 
Mutter  Herama  im  Jahre  1015  „mercatum  in  comitatu  suo, 
qui  vocatus  Friesach,  in  proprium  cum  moneta** ')  verlieh, 
wozu  diesen  wohl  ihre  Verwandtschaft  mit  dem  Kaiser  wesent- 
lich verhelfen  haben  mag.  Eine  Urkunde  Konrad  des  Saliers 
bestätigt  dem  Grafen  Mangold  von  Dillingen  das  Recht,  Markt 
und  Münze  und  Zoll  in  dem  Oite  Donauwörth  zu  besitzen,  wie 
sie  sein  Vater  besessen  habe,  im  Jahre  1030,  während  eine 
erste  Verleihungsurkunde  nicht  bekannt  ist.  Desgleichen  er- 
hält der  Pfalzgi-af  Friedrich  von  Sachsen  im  Jahre  1064  von 
Heinrich  IV.  das  Münzrecht  für  den  Ort  Suiza.  Noch  im  IS. 
Jahrhundert  ertheilte  König  Rudolf  im  Jahre  1291  seinem  Schwa- 
ger, dem  Grafen  Johann  von  Chälons,  das  Münzrecht  für  Neuen- 
burg ,  welches  König  Adolf  im  folgenden  Jahre  bestätigte. 

Die  dritte  Klasse  der  mit  dem  Münzrecht  Beliehenen  aber 
für  eine  ursprüngliche  Beleihung  des  Münzrechts  aus  der 
Hand  des  Kaisei-s  am  wenigsten  bedeutende  ist  die  der  Städte. 
Wir  werden  später  sehen,  dass  sich  die  Städte  auf  die  ver- 
schiedenste Weise  in  den  Besitz  des  Münzrechtes  zu  setzen 
vermochten  und  besondei-s  gegen  Ende  des  13.  Jahrhun- 
derts wesentlich  auf  die  Verhältnisse  der  Münze  von  Einfluss 
waren.  Da  wir  aber  hier  nur  die  Münzberechtigungen  be- 
trachten, insofern  sie  als  Privilegien  aus  des  Kaisers  Hand 
stammten,  so  dürfen  wir  auch  nur  die  in  diesem  Sinne  beliehe- 
nen Städte  hieher  zählen. 


^)  y^L  Bey  schlag:  Yertoch  einer  Monzgesch.  Angsburgs,  S.  105  f. 

*)  Die  ürkonde  Otto  IIL,  welche  dem  Grafen  Ansfriedus  von  CasoUas 
das  MOnzrecht  nach  Pfeffinger:  Vitriar.  Ulostr.  schon  im  Jahre  996  ver- 
liehen haben  soU,  ist  nach  Stampf:  Die  Reichskanzlei  Nr.  413  onecht. 

';  Hormayer:  Archi?  f&r  Süddentschland,  Bd.  II,  S.  22^. 
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Von  den  Städten  besassen  nicht  nur  unmittelbare,  son- 
dern auch  manche  von  den  mittelbaren^)  das  MOnzrecht, 
während  andrerseits  dasselbe  keineswegs  mit  der  Beichsun- 
mittelbarkeit  selbstverständlich  verbunden  war.  Der  Ort  Sankt 
Gallen  soll  schon  im  Jahre  969  von  Otto  I.  das  Münzrecht 
erhalten  haben,  wobei  die  Stadt  jedoch  immer  in  gewisser 
Abhängigkeit  von  dem  ebenfalls  münzenden  Kloster  blieb'). 
Yillingen  soll  ebenfalls  schon  999  von  Otto  lU.  das  Recht, 
eigene  Münzen  zu  schlagen,  erlangt  haben').  Zahlreicher  sind 
die  Verleihungen  von  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  an.  So 
erhielt  z.  B.  die  Stadt  Bern  im  Jahre  1218  von  Friedrich  II. 
eine  Bestätigung  ihres  Münzrechts,  während  der  Nachweis,  ob 
sie  ihr  Mttnzrecht  ursprünglich  von  dem  Kaiser  oder,  was 
wahrscheinlicher  ist,  von  ihren  ehemaligen  Herren,  den  Zäh- 
ringem,  nach  deren  Aussterben  sie  als  reichsunmittelbar  ans 
Reich  fiel,  überkommen  und  ohne  ausdrückliches  Privileg  selbst- 
ständig fortgeführt  hat,  nicht  zu  erbringen  ist^).  So  erhielt 
auch  die  Stadt  Solothum  im  Jahre  1278  von  Kaiser  Rudolf  I. 
ein  Münzprivileg ^).  —  Viele  Städte  münzten,  nachdem  ihre 
früheren  Hen*en  ausgestorben  und  sie  reichsfrei  geworden  wa- 
ren, auf  eigene  Faust  fort,  wie  wir  es  eben  von  Bern  ver- 
mutheten ;  es  ist  wenigstens  von  vielen  keine  Verleihungsurkunde 
bekannt  Viel  Einfluss  auf  den  Erwerb  oder  vielmehr  die  An- 
maassung  des  Münzrechts  von  Seite  der  Städte  mag  es  gehabt 
haben,  wenn  an  dem  Orte  eine  curtis  regia  oder  ein  paLatium, 
an  denen  ja,  wie  wir  sahen,  zeitweilig,  mitunter  auch  dauernd 
kaiserliche  Münzen  geprägt  wurden,  sich  befand.  Es  lag  hier 
nahe,  dass  in  den  Zeiten,  wenn  die  Könige  an  dem  Orte  nicht 
eben  münzen  wollten,  oder  —  weil  sie  den  Besuch  des  Ortes 
vollständig  aufgegeben  hatten  —  nicht  mehr  münzten,  die 
Städte  sich  das  Münzrecht  usurpirten  und  dann  später,  ge- 
stützt auf  lange  Gewohnheit,  es  unbeschränkt  ausübten,  es 
sich  höchstens  von  einem  der  Kaiser  bestätigen  Hessen,  wie 
denn  Bestätigungen  städtischen  Münzrechts  besonders  im  14. 
Jahrhundert  häufig  vorkommen,  während  eigentliche  Neuver- 
leihungen sehr  selten  sind.  Keineswegs  aber  ist  Beyschlags 
Bemerkung,  dass  eine  curtis  regia  oder  ein  palatium  der  Stadt 
selbstveretändUch  das  Münzrecht  gewährt  habe,  auf  Urkunden 
gegründet  ^). 


*;  Vgl  Hirsch:  MoszarchiT,  Vorrede  §  25.  « 

*)  Beyschlag:  Versach  einer  M&nzgesch.  Angsburgs,  S.  104. 

M  Schöpflin:  HiBt  Zaringo-badenSM  Bd.  V,  Urk.  7,  S.  11  f. 

*)  Beyschlag:  a.  a.  0.  S.  82. 

*»  Beyschlag:  a.  a.  0.  S.  140. 

*)  Ebenso  unrichtig  erscheint  eine  Bemerkung,  dieLeitzmann  in  sd- 
nem  Wegweiser  aof  dem  Gebiete  der  MOnzkonae  einmal  macht,  dass  die 
Grafen  von  Tirol  schon  im  Jahre  1189  das  MQnzrecht  besessen  hätten,  aas 
dem  Gmnde.  weil  sie  das  Bergwericsrecht  besassen.   Lettzmann  f&hrt  keine 
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Die  oben  aufgestellte  Behauptung,  dass  das  Mflnzrecht  ein 
kaiserliches  Regal  sei  und  nur  von  König  und  Kaiser  recht- 
mässig vergeben  werden  könne,  hat  der  Verlauf  unserer  Unter- 
suchung auch  für  das  13.  Jahrhundert  als  begründet  erwiesen. 
Während  jedoch  bis  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  der  Kaiser 
allein  aus  eigener  Machtvollkommenheit  das  MQnzrecht  vergeben 
konnte,  macht  sich  bereits  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  ein 
Umschwung,  wenn  auch  in  seinen  ersten  Anfängen  geltend, 
der  später  zu  einer  anderen  Entwicklung  des  MQnzrecbtes 
und  zu  einer  anderen  Ansicht  über  Verleihung,  Erwerbong 
und  Besitz  desselben  führte.  Eine  Urkunde  König  Heinrichs 
vom  Jahre  1234  sagt  nemlich :  Monetas  falsas  et  injustas  ac  in- 
justa  thelonifl,  quae  a  tempore  domini  Frederici  imperatoris 
proavi  nostri  absque  consensu  et  connivencia  principum  sunt  sta- 
tuta, per  sententiam  cassamus  et  precipimus  amoveri  0-  ^ 
macht  sich  hier  in  den  Worten  absque  consensu  et  connivencia 
principum  ein  Einfluss  der  Fürsten  geltend,  der  neu  ist.  Der 
Kaiser  wird  allmälig  beschränkt  in  der  Ausübung  der  Regalien. 
Einei-seits  darf  er  keine  Münze  mehr  an  einen  Ort  verleihen, 
ohne  dass  auch  der  Fürst,  welcher  HeiT  dieses  Ortes  ist,  seine 
Zustimmung  gegeben  hat,  während  früher  kein  Münzrecht  auch 
mit  Zustimmung  eines  Landesherm  in  dessen  Territorium  aus- 
geübt werden  durfte,  ohne  dass  der  Kaiser  seine  Einwilligung 
gegeben  hatte;  andrerseits  tritt  neben  das  Recht  des  Kaisers, 
die  Regalien  auszuüben,  auch  ein  gleiches  Recht  der  sämmt- 
liehen  Reichsfüi*sten,  das  auf  keine  kaiserliche  Verleihung  sich 
mehr  zu  berufen  hatte.  Das  fühlte  im  Laufe  der  Entwicklung 
dazu,  dass  das  Münzrecht  als  selbstverständliches  Recht  der 
Fürsten,  als  mit  der  Landeshoheit  verbunden  angesehen  wird. 
So  kam  es  dahin,  dass  Vitriarius  im  17.  Jahrhundert  unter 
den  juribus  majestatis  imperatori  et  electoribus  tantum  com- 
munibus  unter  No.  III  aufführen  konnte :  Jus  concedendi  pri- 
vilegia  in  quibusdam,  e.  g.  jus  stapulae,  jus  cudendi  mone- 
tam^),  wozu  Pfeffinger  ganz  richtig  bemerkt:  cudendae  mone- 
tae  jus  non  nisi  summis  publicainim  i-erum  moderatoribus  olim 
competiisse,  caret  dubio.  Nemo  aurum,  argentum,  aes  publice 
signato  nisi  cui  ab  imperatore  aut  rege  concessum  fuerit 
etc.^)  Doch  wird,  wenn  auch  eine  spätere  Entwicklung  sidi 
schon  sachte  ankündigt,  im  13.  Jahrhundeii;  wie  im  14.  das 
Recht  der  Münzverleihung  noch  von  den  Kaisem  allein  und 
ohne  Beirath  der  Grossen  des  Reiches  ausgeübt  bis  zu  Maxi- 
milian fll. ,  in  dessen  Wahlkapitulation  steht ,  dass  er  binfbr. 


Beweise  an  und  ich  habe  ebenfiBdls  keine  finden  können,  welche  seine  An- 
sieht,  dass  das  Münzrecht  mit  dem  Bergwerksregai  immer  verbunden  ge- 
wesen sei,  reehtfertigen. 

^)  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.  Bd.  11.  constitutio  generalis,  S.  301. 

»)  Pfeffinger:  Vitriarius  iUustr.,  Bd.  lU,  S.  457. 

')  Pfeffinger:  a  a.  0.  S.  469,  Anm.  6. 
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ohne  Vorwissen  des  Kollegiums  der  Kurf&rsten  Niemand,  wess 
Standes  oder  Wesens  er  sei,  mit  Münzfireiheit  begeben  oder 
begnadigen  woUe^). 

Wie  in  solchen  in  der  Folgezeit  mehr£Etch  wiederholten 
Urkunden  der  Anfang  zur  Entwicklung  des  auf  der  Landes- 
hoheit als  solcher  beruhenden  Mfinzrechtes  liegt ,  während  bis- 
her das  MOnzrecht  vielfach  als  ein  auf  der  Person  beruhendes 
galt,  so  liegt  in  der  oben  erwähnten  Urkunde  Friedrich  II. 
vom  Jahre  1234,  sowie  in  der  gleichfalls  schon  erwähnten  Ur- 
kunde von  1285  der  Ursprung  zu  einer  andren  Lehre,  die  spä- 
ter in  Bezug  auf  das  Münzrecht  und  seine  Erwerbung  Platz 
griff.  Es  ist  in  den  beiden  Urkunden  das  Verbot  aller  un- 
rechtmässig entstandenen  Münzstätten,  in  der  ersten  für  die 
Zeit  von  1284  rückwärts  bis  zum  Tode  Friedrich  L,  also  bis 
1190,  in  der  zweiten  für  die  Zeit  von  1285  rückwärts  bis  zum 
Tode  Friedrich  11.,  also  bis  1250,  b^renzt  Es  sind  demnach  die 
Verbote  in  ihrer  rückwirkenden  Kraft  zeitlich  auf  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren  beschränkt  Münzstätten,  die  ihre 
Erhebung  schon  vor  diesen  resp.  Zeiten  nachweisen  konnten, 
sollten  offenbar  unbehelligt  fortexistiren,  ohne  Rücksicht,  ob  sie 
mit  oder  ohne  kaiserliche  Erlaubniss  entstanden  waren.  Darin 
liegt  ein  Vorläufer  jener  Lehre,  welche  das  Münzrecht  erwerben 
liess  ex  principis  coucessione  vel  ex  centenaria  praescriptione  *)  — 
eine  Lehre,  welche  im  18.  Jahrhundert,  wenn  auch  vielleicht 
thatsächlich  geübt,  doch  nirgends  deutlich  ausgesprochen  und 
noch  zu  keiner  sicheren  Anwendung  gekommen  ist. 


»)  Pfeffinger:  a.  a.  0.  S.  477. 

')  Vgl.  s.  B.  Joannis  de  Aquilae  ioris  consulti  Libellus  de  Pote- 
Btate  et  utilitate  Monetamm  in  Thomani  ab  Hagelstein  Acta  monet.  publ, 
S.  277  fL    Vergl.  auch  Pfeffinger:  a.  a.  0.  S.  480. 
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Die  Änstibnng  des  Mfinzreclits  in  ihren  yolksirirth- 
schaftlichen  Folgen,  hanptsäehlieli  im 

13.  Jahrnnndert. 


Die  Betrachtung  der  Entwicklung  des  Mfinzrechtee  bib 
in  das  IS.  Jahrhundert  brachte  uns  zu  folgendem  Resultate: 
Das  Münzrecht  ruht  auch  noch  in  dieser  Zeit  ausschliess- 
lich und  allein  wenigstens  der  Idee  nach  bei  Kaiser  und 
Reich.  Der  Kaiser  kann  im  Namen  des  Reiches  allein  und 
ausschliesslich  damit  belehnen,  ein  Recht,  yon  dem  er  den 
ausgiebigsten  Gebrauch  macht.  Daneben  kommt  es  vor,  dass, 
unterstützt  durch  thatsächliche  Macht-  und  andere  Verhält- 
nisse, die  grössten  Fürsten  des  Reiches  und  wohl  auch  einzelne 
Städte,  die  ersteren  vor  allem  zu  einer  Zeit,  wo  sie  dem 
Reiche  femer  standen  und  sich  in  einer  Periode  kräftiger 
Blüthe  befanden,  die  letzteren  während  der  i'echtlosen  Zeiten 
eines  schädlichen  Bürgerkrieges  und  beim  Mangel  eines  ein- 
flussreichen, streng  kontrolirenden  ^  einheitlichen  Oberhauptes, 
sich  das  Münzrecht  anmaassten  und  unter  Berufung  auf  uralte 
Gewohnheit  schliesslich  unbehelligt  behielten.  Belehnbar  waren 
nach  der  Art,  wie  uns  die  Verleihungen  der  Kaiser  entgegen- 
treten, im  Prinzipe  jeder  Fürst,  jede  städtische  Gemeinde  und 
wohl  auch  jeder  Private,  wenn  auch  eine  direkte  Verleihung 
an  eine  Privatperson  kaum  vorkam.  Indirekt  ging  aUerdings 
die  Münze  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  an  Private  über. 

Wir  haben  nun  zu  untersuchen,  welchen  Inhalt  und  welche 
Bedeutung  das  Münzrecht  in  der  Hand  des  Beliehenen  hatte 
und  knüpfen  hier  den  Faden  wieder  an,  den  wir  oben  unter- 
brechen mussten.  Es  gilt  hier  zu  zeigen,  welche  Befugnisse 
das  Münzprivileg  in  der  vierten  und  letzten  Periode  seiner  ge- 
schichtlichen Entwicklung  dem  Beliehenen  gewährte  und  wie 
diese  Befugnisse  ausgenützt  wurden.  Das  bringt  uns  zu  der 
Betrachtung  und  Schilderang  der  Münz-  und  Geldzustände  im 
11.,  12.  und  vor  allem  im  13.  Jahrhundert 

Zunächst  wird  die  FvKge  zu  beantworten  sein,  welche 
Münzen  die  Beliehenen  schlagen  durften.    Dass  sie  seit  Anfiang 
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des  10.  Jahrhundeils  anfingen,  ihrer  Münzhenlichkeit  da- 
dui'ch  Ausdruck  zu  geben,  dass  sie  ihre  Namen  auf  ihre 
Münzen  prägen  liessen,  habe  ich  schon  oben  erwähnt.  Ja,  wir 
finden,  dass  im  13.  Jahrhundert  aus  diesem  anfänglichen 
Rechte  bereits  eine  Pflicht  geworden  ist,  indem  der  Sachsen- 
spiegel und  ebenso  der  Schwaben-  und  deutscher  Leute 
Spiegel  dem  MOnzherm  fQr  seine  MOnzen  ein  eigenes  Gepräge 
vorschreiben^).  Die  Berechtigung  aber,  Mflnzen  zu  schlagen, 
bezog  sich  vorerst  nur  auf  die  Silbermünzen,  besonders  auf 
die  Denare  oder  Pfennige,  welche  bis  in  das  14.  Jahrhun- 
dert das  eigentliche  Mttnzgeld  bildeten  und  erst  dann  Kon- 
kurrenz durch  die  aus  Böhmen  eindringenden  Groschen  er- 
hielten. Zur  Zeit  der  Merovinger  waren  die  Goldmünzen  das 
YorheiTSchende  und  das  Silber  wurde  gegen  Ausgang  der  Me- 
rovingerzeit  von  den  Grossen  des  Reiches,  wie  erwähnt,  wohl 
ohne  besondere  Erlaubniss  für  den  eigenen  Bedarf  und  auf 
eigene  Kosten  vei-münzt.  Aber  zu  Pipins  Zeit  und  noch  mehr 
zur  Zeit  seines  Nachfolgers  wurde  das  Gold  sehr  selten,  die 
Ausprägung  des  Silbers,  das  damals  durch  Tribute  und  neu- 
entdeckte Bergwerke  immer  mehr  ins  Land  kam,  wurde  die 
ausschliessliche  und  sogleich  von  den  Königen  und  Kaisem  an 
sich  gezogen.  Die  Zahl  der  Goldmünzen,  die  z.  B.  aus  Kaiser 
Ludwig  des  Frommen  Zeit  gefunden  werden,  ist  sehr  gering, 
so  dass  Soetber  davon  sagt:  „Man  wird  der  von  Herrn  Fillon 
und  anderen  Numismatikem  ausge8pit>chenen  Ansicht  nur  bei- 
pflichten können,  dass  diese  Goldstücke  ursprünglich  gar  nicht 
als  Münze,  sondern  für  bestimmte  Zwecke,  zu  Geschenken  etc., 
geprägt  worden  seien').*  Demgemäss  war  es  natürlich,  dass 
unter  diesen  Kaisem  die  Münzverleihungen  nur  auf  die  Prägung 
von  Silbermünzen,  speziell  von  Denaren  ging  und  verstanden 
wurde  und  nur  als  solche  für  die  Beliehenen  Werth  haben 
konnte').  Aus  diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Ver- 
hältnissen mag  sich  in  der  Folge  das  Recht  des  ^aisers  er- 
halten haben,  allein  und  ausschliesslich  Goldmünzen  zu  schlagen 
und  den  übrigen  Münzberechtigten  das  Prägen  derselben  nicht 
zu  gestatten. 


')  Schwabenspiegel :  Landrecht,  §  192,  Ausg.  ▼.  Lassberg,  S.  190: 
Nieman  sol  deheinen  phenning  slahen  der  andern  phenningen  gdich  si.  Si 
Bttln  haben  sonder  gemele.  Swer  es  damber  tat  er  si  heire  oder  am- 
mann,  der  lat  ein  Tiüscher.  Sachsenspiegel:  Landrecht,  Buch  II,  Art  26, 
S  5.  Ausg.  ▼.  Homeyer,  S.  87:  Nieman  ne  mut  ok  pennynse  slan  an- 
aeren  pennygen  gelik,  se  ne  hebben  sunderlik  besehet  Spiegd  deutscher 
Leute,  Ausg.  ▼.  F  ick  er,  S.  109,  Nr.  131,  §  5:  Nieman  ensol  auch 
Pfenninge  slahen.  anderen  pfenning  geleich,  si  haben  sunderlidi  be* 
schftldnnzze. 

*)  Soetbeer  in  den  Forsch,  z.  d.  Gesch.,  Bd.  VI,  S.  45  ff.  Vgl. 
über  die  Zeit  Karl  d.  Gr.  denselben,  Bd.  IV,  S.  S40  ebenda. 

*)  Waitz!  Verf. Gesch.  Bd.  VUI.  8.337  sagt  f&r  die  Zeit  Ton  850-1150: 
„Geschlagen  wurden  nur  Denarien  (Ffennige)  oder  halbe  (H&lblinge,  Oboli). 
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Stumpffius  sagt  bei  Besprechung  des  Züricher  MQnzprivi* 
legs  gaDz  richtig:  „Hie  achtend  etlich,  dass  Carolus  der 
Feist,  in  Zeiten  seines  Kaisertums  der  Statt  Zfirych  habe  geben 
die  Freiheit  zu  müntzen;  welche  Ereyheit  man  vor  Zyten 
pflägt  allein  den  allemahmhafftesten  und  veiTümptesten  Statten 
ze  geben.  Soliche  Freyheit  zu  müntzen  hat  Er  auch  der  App- 
tissin  geben,  doch  allein  den  Pfennig-StempffeP).*'  Und  all- 
gemein drückt  diese  Thatsache  ein  anderer  alter  Schriftsteller 
folgendermaassen  aus:  Quamvis  argenti  signandi  facultas  epis- 
copis  aliquot,  nee  non  collegiis  et  monasteriis  Germaniae,  ma- 
ture  concessa  est .  .  .  attamen  jus  istud  monetae  cudendae  non 
fuit  liberum  atque  plenum  sed  ad  pantigos  tantum  (auf  den 
Pfennig-Stempifel ,  oder  Stampff)  restrictum  etc.*).  An  dieser 
Bege],  die  im  Allgemeinen  unbestrittene  Geltung  hatte,  hielten 
die  deutschen  Könige  auch  fest.  Doch  kommen  bei'eits  ziem- 
lich fiHhe  einzelne  Fälle  vor,  in  denen  ausnahmsweise  Monz- 
berechtigt<en  auch  das  Recht,  Goldmünzen  zu  prägen,  ertheilt 
wird,  während  wir  einzelne  andei'e,  allerdings  nur  sehr  mäch- 
tige und  wiithschaftlich  bedeutende  Städte,  wie  Köln,  Mainz, 
Wien,  Goldmünzen  ausprägen  sehen,  ohne  dass  eine  eigentliche 
darauf  hinzielende  Verleihung  bekannt  wäre.  Ausdrückliche 
Verleihung  goldener  Münzen  aus  dem  11.  und  12.  Jahr- 
hundert sind  mir  keine  bekannt,  und  auch  im  13.  Jahr- 
hundeit  mögen  sie  noch  sehr  selten  gewesen  sein.  Eine 
Münzverleihung  des  Kaisei*s  Friedrich  IL  aus  dem  Jahre  12S2, 
welche  den  Fürsten  von  Plauen  das  Recht  gibt,  Gold-  und 
Silbeimünzen  zu  schlagen,  scheint  fast  ganz  allein  zu  stehen,  und 
aus  der  gleichzeitig  damit  verliehenen  Berechtigung  zum  Beiig- 
bau  auf  Gold  und  Silber  innerhalb  ihres  Teratoriums  erklärt 
werden  zu  müssen^).  Im  14.  Jahrhundert  fliessen  An£uigs 
die  Verleihungen  goldener  Münzen  noch  recht  spärlich,  ob- 
wohl damals  bereits  die  bedeutendste  goldene  Münze  des 
ganzen  Mittelalters,  nämlich  der  florentinische  Gulden,  seit 
längerer  Zeit,  ungefähr  seit  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  be- 
kannt war.  Im  Jahre  1339  wurde  von  Kaiser  Ludwig  dem 
Bayer  sub  dato  Francofurti  eine  Verleihung  erlassen,  welche 
dem  Herzog  Rainald  von  Geldern  das  Recht  gibt,  goldene 
Münzen  zu  schlagen  Juxta  valorem  monetae  archiepiscopi  Co* 
loniensis,  ducis  Brabantis  et  comitum  Hannonis  atque  Hollan- 
diae^)*',  woraus  wir  zugleich  sehen,  wer  noch  des  gleichen 
Rechtes  sich  erfreute.  Eine  weitere  Verleihungsurkunde  ähn- 
lichen Inhalts  desselben  Kaisers  stammt  aus  dem  Jahre  1340 


^)  Stampffius:  Lib.  VI,  Cap.  14. 

«)  Pfeffinger:  Vitr.  ill.  Bd.  ÜL  S.  461. 

')  Hirsch:  MünEarchiv,  S.  9  f.,  No.  XIl.  Literae  Friderid  II.  Impera- 
toris,  quiboB  Henrico  seniori  et  juniori  Advocatis  de  Planen  aori  amo* 
tique  fodinas  in  ditionibus  ipsorum  aperire,  monetamque  cndere  indmsit 

*)  Pfeffinger:  a.  a.  0.  S.  471. 


n.  5.  45 

und  ist  zu  Gunsten  der  Stadt  Lübeck  erlassen  ^).  Allgemeiner 
wurde  das  Recht,  goldene  Münzen  zu  prägen,  erst  durch  die 
goldene  Bulle  Karl  lY.  vergeben,  indem  es  hier  zunächst  alle 
Kurfürsten  erhalten.  Nachdem  nun  diese  einmal  dies  Recht 
erlangt  hatten,  so  strebten  bald  zahlreiche  andere  Münzherren, 
namentlich  die  grösseren  Städte,  ebenfalls  darnach,  und  von 
nun  an  erscheinen  auch  zahlreichere  Verleihungen.  So  ge- 
währt es  z.  B.  Karl  IV.  im  Jahre  1357  dem  Bischof  Leopold 
von  Bambei^*),  ebenso  dem  Grafen  von  Salm*);  derselbe 
Kaiser  ertheüt  im  Jahre  1372  dem  Burggrafen  Friedrich  von 
Nürnberg  das  Recht,  in  den  Städten  Neuenstadt  und  Langenzenn 
Goldmünzen  unter  gleichen  Bedingungen  zu  schlagen,  wie  sie 
Ludwig  der  Baier  für  Lübeck  vorgeschrieben  hatte  ^).  Zahl- 
reicher werden  diese  Verleihungen  noch  im  15.  Jahrhundert; 
doch  greift  dies  über  den  Rahmen  dieser  Untersuchung 
hinaus.  Im  13.  Jahrhundert  war  das  Ausprägen  von  Gold- 
münzen jedenfalls  sehr  selten  und  von  keinem  wesentlichen 
Einfluss  auf  die  Münz-  und  Geldzustände.  Wir  müssen  des- 
halb unser  Hauptaugenmerk  auf  die  Silberausmünzung  richten. 
Als  oberster  Grundsatz  von  grösster  Wichtigkeit  ist  hier 
zu  konstatiren,  dass  die  Art  der  Silbermünzen,  welche  aus  den 
verschiedenen  Münzstätten  hervorgingen,  grösstentheils  in  dem 
Belieben  der  einzelnen  Herren  lag.  Hierin  liegt  bereits  ein 
gi-osser  Unterschied  zwischen  dem  Rechte  der  Gold-  und  Silber- 
ausmünzung.  Denn  im  ersteren  Fall  geht,  wie  wir  aus  den 
angeführten  Beispielen  ersahen,  die  Verieihung  immer  auf  eine 
genau  in  Form,  Schrot  und  Korn  bestimmte  Münze,  im  letz- 
teren Fall  liegt  die  Wahl  in  der  Hand  des  Beliehenen.  An- 
fänglich wurden  auch  die  Silbermünzen  der  einzelnen  Herren 
in  Schrot  und  Korn  wohl  genau  nach  den  kaiserlichen  Münzen 
geschlagen.     Aber   dieser    einheitliche    Zustand   überdauerte 


')  Pfeffinger  a.  a.  0.:  Concedimus ,  et  tenore  presentiom  perpetao 
indulgemus,  qaod  ipsi  yaleant  nommos  et  denariot  aoreos  et  ai^enteos  in 
dntate  Labecensi  mbricare  et  licite  monetäre,  sicnt  ipeis  videbitor,  qaod 
eis  et  eoram  commnnitati  ntiliiiB  ftierit  et  melios  opportonnm;  ita  sane, 
qaod  unas  aoreas  Labicensis  non  Bit  gnnor  pondere  et  Talore  qaam  flo- 
renos  aureas  in  Florentxa  etc.    Vgl.  Dittmer,  Gesch.  d.  ersten  Goldaas- 

Srftgnngen  la  Labeck   im  14.  Jahrb.     Zeitschr.   d.  Yer.  f.   l&b.  Gesch. 
d.  I,  S.  22  £ 

*)  Heller:  Bamberger  Münien,  S.  7. 

3  Pfeffinger:  a.  a.  0.  S.  471:  Erlauben  Ihn  aach  .  .  .  dass  Sie,  in 
ben  Ihr  wafechaft  von  Salmen  Goldene  and  aach  Silberne  Müntxe 
schlaffen  and  machen  lassen  snUen  and  mOgen  in  solchem  Gewicht,  Korn 
and  GOthe  als  der  Ehrwürdige  Bischoff  von  Mete,  and  der  Hochsebohre 
Hertzog  za  Lothringen,  Unser  and  des  Reicbs  Fürsten  in  Huren  Landen 
and  Herrschaften  sdilagen,  machen  and  müntaen. 

*)  Pfeffinger  a.  a.  0.  :  .  .  Dass  Sie  .  .  kleine  Gülden  möffen  schla* 

Sen  lassen  and  müntzen  die  also  gat  von  Gold  seyn,  and  also  schwer,  als 
ie  kleine  Gülden  Ton  Florenz  seyn. 
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keinesSftlls  die  Mitte  des  12.  Jahriiundeits.  Bis  Otto  L 
Tode  mag  sich  der  MOnzfdss  der  Karolinger  ziemlich  allgemetn 
in  seinem  ursprünglichen  Verhältniss  erhaltm  haben  ^).  Von 
da  ab  bis  Mitte  des  12.  Jahrfaonderts  zeigt  sich  auch  noch 
keine  gleichmassig  fortschreitende  generelle  Verschlechtemiig 
der  Münzen^),  wenn  anch  die  MOnzen  desselben  Herrn  und 
oft  ans  derselben  Prägung  um  40  *%  im  Gewichte  differiren  K 
Die  Thatsache,  dass  bis  dahin  die  Mflnzen  im  Grossen  und 
Ganzen  nicht  viel  von  dem  karolingischen  Münzfuss,  dessen 
Eintheilung  in  Solidi  und  Denare  ebenfalls  beibehalten  wuide, 
abwichen,  findet  ihre  Erklärung  darin,  dass  einerseits  die  Ge- 
walt des  Kaisers  bis  gegen  1150  doch  einen  grosseren  Einfloss 
ausübte  als  später,  und  dass  damals  die  Ausmflnzung  immer* 
hin  noch  ziemlich  beschränkt  und  leichter  kontrolirbar  war. 
Seit  der  Bildung  eines  selbstständigen  deutschen  Reiches  zeigt 
nur  die  Zeit  Otto  UL  eine  lebhaftere  AusmOnznng,  während 
in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts,  Tielleicht  er- 
klärbar durch  die  damaligen  inneren  Kämpfe,  trotz  des  Be- 
triebs der  Silbergruben  auf  dem  Harz  ein  Rückgang  und  stellen- 
weise sogar  ein  vollständiger  Stillstand  in  derselben  eintritt^). 
Eine  schlimme  Wendung  nahm  das  Münzwesen  erst  zu  Ende 
des  12.  und  zu  Anfang  des  13.  Jahriiunderts.  Bald  nah- 
men sich  die  einzelnen  Münzherren  heraus,  ihre  MOnzen 
auch  in  Gehalt  und  Gewicht  thdl weise  nach  eigenem  Gut- 
dünken zu  prägen,  wie  sie  ihra  Namen  und  BQder  auf  die 
Münzen  gesetzt  hatten^).  Und  die  Kaiser  bestätigten  ihnen 
ein  Recht  hierauf.  Die  erste  mir  bekannte  Urkunde,  welche 
dies  Zugeständniss  deutlich  und  klar  ausspricht«  stammt  aus 
dem  Jahre  1061.  Während  sonst  immer  und  überall,  abgesehen 
Yon  Baiern,  das  ja  sein  eigenes  Münzsystem  ausgebildet  hatte. 
240  Denare  auf  das  Pfund  gingen,  ertheilte  Kaiser  Heinrich  IV. 
in  dem  Münzprivileg  dieses  Jahres  dem  Bischöfe  Heinrich  IL 
von  Augsburg  die  Erlaubniss,  auf  jedes  Pfiind  30  Denare  mehr 
als  zu  Regensburg  auszumünzen^).  Auch  sonst  kommen  bald 
Abweichungen  von  dem  alten  Gewicht  vor*),  und  neben  dem 
ursprünglichen  karolingischen  Münzsystem,  das  als  königliches 
Gewicht  noch  fortbestand  und  neben  dem  kölnischen  Gewicht ') 


*)  Dannenberg:  Die  deatschen  M.,  S.  14. 

^  Dannenberg:  a  a.  0.  S.  11. 

')  Dannenberg:  a.  a.  0.  S.  12  f.,  woselbst  riele  Beispiele  denztig 
schwankender  Monzen  angef&hrt  sind. 

*)  Waiti:  Verfl  Gesch.  Bd  Tin,  S.  328. 

*)  Dannenberg  a.  a  O.  S.  8  £  ond  sonst 

<)  Mon.  B.  XXIX,  1,   S.  150 ut  eaden  moneU  Batisbonensi 

moneCae  eqniperetor  suniliterqne  exponator  et  aodpiatar,  exeepto  qoo^tn 
libra  argenti  SO  denani  plus  quam  in  iUa  soperios  nominata  moneta  Ba- 
tisbonensi monetentor 

•)  Waitx:  Ver£  Gesch.  Bd.  Vffl,  S.  834. 

*^  Ebenda:  S.  383  f 
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erscheinen  noch  andere  Systeme,  wenn  auch  Grotes  Behaup- 
tung, dass  jeder  deutsche  Stamm  sein  eigenes  Gewicht  ge- 
habt habe,  wie  Waitz  mit  Recht  bemerkt 0,  vollständig  un- 
erwiesen ist  Auch  die  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  auf- 
kommende Rechnung  nach  Mark  brachte  neue  Verschieden- 
heiten, indem  die  Mark  in  den  verschiedenen  Gegenden  in  ein 
verachiedenes  Verhältniss  zum  Pfunde  gesetzt  wurde  ^).  Wäh- 
rend sie  in  der  einen  Gegend  gleichbedeutend  mit  Pfund  ist, 
beträgt  sie  in  anderen  nur  ein  halbes  Pfund,  in  Köln  zwei 
Drittel  Pfund  >),  und  auch  die  Unterabtheilung  in  Schillinge 
und  Pfennige  war  wechselnd.  ~  Im  12.  Jahrhundert  darf 
man  als  Regel  annehmen ,  dass  es  der  Aufsicht  des  Kaisers 
grösstentheils  entging,  wie  die  Münzen  der  einzelnen  Münz- 
stätten beschaffen  waren.  Es  ist  selten  den  Münzverleihungen 
eine  weitere  Vorschrift  über  Gewicht  und  Gehalt  der  zu  prä- 
genden Pfennige  beigefügt  Verordnungen,  wie  die  Friedrich  IL 
vom  Jahre  1242,  welche  dem  Bischof  Heinrich  von  Bamberg 
in  den  seiner  Landeshoheit  unterstehenden  Orten  Villach  und 
Griffen  das  Münzrecht  ertheilt  mit  der  beschränkenden  Maass- 
gabe, seine  Münzen  nach  Gewicht  und  Gehalt  der  Freisacher 
Münzen  zu  schlagen  ^),  gehören  zu  den  Ausnahmen  und  kommen 
wohl  nur  unter  Friedrich  11.  vor,  der,  wie  wir  sehen  werden, 
sich  vielfach  bemühte,  der  Unordnung,  die,  wie  im  ganzen 
Reiche,  so  auch  im  Münzwesen  herrschte,  zu  steuern. 

Hatte  im  Jahre  996  Otto  H.  dem  Erzbischof  Adeldag  in 
einer  Münzverleihungsurkunde  noch  ausdrücklich  vorgeschrieben, 
Münzen  publici  ponderis  und  puri  argenti  zu  schlagen^),  so 
klagt  dagegen  im  18.  Jahrhundert  der  Schwabenspiegel  in 
sehr  berechtigter  Weise :  Alle  phenninge  die  man  in  tui- 
schen  landen  sieht  die  suln  mit  rehte  phundig  unde  wiz  sin. 
Nu  gestattent  die  kunige,  daz  man  si  anders  sieht,  unde  tflnt 
daran  wider  reht<^).  Auch  im  §  863  desselben  findet  sich 
die  Bestimmung  wiederholt,  dass  alle  Pfennige  pfundig  und 
weiss  sein  sollen.  Nun  münzten  sie  freilich  die  Herren  ge- 
ringer; dabei  sollten  sie  wenigstens  stehen  bleiben.  „Welcher 
Herr,"  fährt  er  fort,  „sie  anders  schlagen  heisst,  als  hier  ge- 
schrieben steht,  der  hat  des  Reiches  Huld  verloren.  Ist  es 
ein  Pfaffe,  so  soll  der  römische  König  es  dem  Papste  klagen, 

^)  Waitz:  Verf.  Gesch.  Bd.  Vm,  S.  334,  Anm.  2. 

<)  Ebenda:  S.  335  f. 

>)  So  etbeer:  Forschungen,  Bd.  lY,  S.  335  ff.;  W^aitz  a.  &  0.  S.  336. 

^)  Ladwig:  Scriptores  rer.  genn.  Bd.  I,  S.  1143. 

»)  Lapppenberg:  Hamb.  Ü.  Bd.  I,  8.  62.  Vgl.  Otto  IIL  Privile- 
gium  in  Chron.  Lanr.  S.  401 :  at  publica  fiat  moneta  cum  omni  utilitate 
Bua,  ut  probabiles  denarii  ibi  fiant;  desselben  Friy.  fikr  Eztemach,  M. 
Rh.  ÜB.  Bd.  I,  S.  321:  fiat  moneta,  in  qua  nummi  probabiles  sicut  in  aliis 
locis  regiae  potestatis  subditis  percutiantur.  Andere  Beispiele  s.  Waitz, 
YG.  Bit  Ylfi,  8.  324,  Anm.  6  und  325,  Anm.  2. 

*)  Schwabenspiegel:  Landrecht  §  192,  Ausg.  t.  Lassberg  S.  90. 
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der  soll  ihm  sein  Recht  thun,  er  soll  ihn  seiner  WQrde  ent* 
kleiden,  das  heisst,  er  soll  ihm  seine  pfaff liehe  Ehre  nehmen 
und  dann  soll  der  König  über  ihn  richten,  wie  über  einen  Fäl- 
scher, das  heisst,  er  soll  ihm  das  Haupt  abschlagen«  Und  ist 
es  ein  Laie,  der  die  Münze  also  gefälscht  hat,  so  soll  man  ihm 
das  Haupt  abschlagen^)."  Aber  von  diesen  strengen  Verord* 
nungen  des  Schwabenspiegels,  soviel  sie,  wie  wir  bei  Betrach- 
tung der  Münzverrufungen  sehen  werden,  Gelegenheit  zur  An- 
wendung gefunden  hätten,  wurde  wohl  niemals  Gebrauch  ge- 
macht, wenigstens  nicht  gegen  einigeimaassen  günstig  gestellte 
geistliche  und  weltliche  HeiTen ;  der  Satz,  dass  man  die  kleinen 
Diebe  hängt  und  die  grossen  laufen  lässt,  hatte  auch  damals 
schon  seine  Richtigkeit,  wenn  es  nicht  eben  in  jener  Zeit  er- 
funden wurde.  Welche  Widersprüche!  Während  der  Schwa- 
benspiegel eine  einheitliche  Münze  verlangt  und  die  Rechte 
von  Kaiser  und  Reich  zu  wahren  sucht,  schliesst  Kaiser  Ru- 
dolf auf  dem  Reichstage  zu  Boppard  im  Jahre  1282  in  Gegen- 
wait  zahlreicher  Füi'sten  mit  dem  Erzbischof  von  Köln  einen 
Vertrag,  worin  es  heisst,  dass  sie  beide  eine  neue  Münze 
schlagen  wollten  von  gleicher  Form  und  von  gleichem  Gehalt 
und  Gewicht,  wenn  auch  Jeder  unter  seinem  eigenen  Bilde, 
et  quod  nulli  alten,  cuiuscumque  condicionis  existat,  in  regno 
Alamaniae  fas  sit  et  licitum,  eiusdem  ymaginis,  ponderis,  puri- 
tatis  et  albedinis  habere  monetam  bei  Stiufe  der  Falsch- 
münzerei, worin  vielmehr  verlangt  wird,  aliorum  vero  princi- 
pum  et  nobilium  monete  legitime  et  antique  in  debito  suo 
cui-su  manebunt^). 

Die  Gestaltung  des  Münzwesens,  dass  jeder  beliehene  Herr 
nach  eigenem  Willen  und  Muster  Münzen  schlagen  konnte, 
wenn  auch  rechtlich  nicht  immer  anerkannt,  musste  sich  fast 
mit  geschichtlicher  Nothwendigkeit  ergeben.  Der  erste  Grund 
zur  Ausbildung  des  deutschen,  im  wesentlichen  territorialen 
Münzwesens  liegt  in  der  Entwicklung,  welche  das  Münzweseo 
sogleich  bei  seinem  Beginn  auf  fränkischem  Boden  und  seiner 
Uebertragung  auf  deutschen  Boden  genommen  hatte.  In  der 
Art,  wie  hier  der  Münzverkehr  in  seinen  ersten  Anfängen  si^ 
gestaltete,  liegt  die  Voraussetzung  und  Ursache  aller  Unord- 
nung und  Missstände  im  Münzwesen,  die  Anfangs  keinesfalls 
gewollt  und  ebensowenig  vorauszusehen  waren. 

Unter  der  Territorialität  der  Münzen,  wie  sie  das  ganze 
Mittelalter  hindurch  bestand,  versteht  man  die  Thatsacfae,  dass 
die  Münzen  nur  in  dem  Gebiete  Umlauf  und  Geltung  hatten,  in 
dem  sie  geschlagen  wurden.  So  weit  das  Gebiet  eines  Herrn  reicht, 
so  weit  reicht  im  allgemeinen  auch  sein  Münzrecht  und  nicht 
weiter.    Wir  werden  den  Beweis  hierfür  später  zu  ei 


0  Schwabenspiegel:  Landrecht  §  363,  Ausg.  t.  Lassberg,  S.  155^ 
^^  Pertz:  Mon.  Genn.  LL.,  Bd.  II,  S.  440  f 
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und  die  Folgen  dieser  Territorialität  noch  ausführlich  zu  be- 
trachten haben,  müssen  aber  zunächst  ihren  historischen  Giiind 
zu  erfassen  und  zu  erläutern  suchen. 

Es  ist  eine  allgemein  anerkannte  Thatsache,  dass  die 
Münzen  aus  der  Earolingerzeit  in  einigermaassen  grösserer  Zahl 
nie  weit  von  ihrem  Prägeort  entfeiiit  aufgefunden  werden.  Es 
scheint,  dass  trotz  der  oben  erwähnten  kaiserlichen  Verord- 
nungen, welche  ein  gleichmässiges  Eursiren  für  alle  nach  der 
Vorschrift  geprägten  Münzen  für  das  ganze  Reich  festsetzten, 
doch  jede  Münze,  welche  an  einem  anderen  als  dem  einheimi- 
schen Marktoit  geprägt  worden  war,  von  den  Bewohnern  des- 
selben mit  Misstrauen  betrachtet  wurde,  und  dass  jeder  Fremde 
genöthigt  war,  sein  in  anderen  Münzstätten  geprägtes  Geld 
hier  umzuwechseln  oder  umprägen  zu  lassen.  Dieses  Miss- 
trauen, das  in  letzter  Instanz  darauf  beinihen  mochte,  dass  die 
Franken  das  Münzgeld  als  Werthmesser  noch  nicht  völlig  in 
ihr  Werthbewusstsein  aufgenommen  hatten,  dass  sie  dem  Münz- 
geld gleichsam  wie  einer  fremden,  ei-st  zu  erlernenden  Werth- 
sprache  gegenübei*standen  und  demnach  besondei*s  dem  fremden 
Gelde  gegenüber  sich  argwöhnisch  verhielten,  wurde  genährt 
durch  die  Art,  wie  sich  im  Frankenreich  zur  Zeit  der  Mero- 
vinger  ein  Marktleben  allmälig  bildete  und  die  ersten  An- 
fänge der  Geldwirthschaft  sich  vollzogen.  Es  ist  natürlich, 
dass  zu  den  Zeiten,  als  hier  ein  Marktverkehr  erst  begann, 
die  wenigen  Oite,  in  denen  Münzen  geschlagen  wurden  und 
ein  Einzelverkehr  mit  Münzgeld  möglich  war,  wie  Inseln  aus 
dem  ringsumher  wogenden  Meere  des  allgemeinen  Natural- 
tanschverkehrs  hervorragten.  Die  Märkte  lagen  auch  in  der 
Regel  so  weit  von  einander  entfernt,  dass  sie  einander  nicht 
oder  doch  nur  selten  berührten  und  daher  naturgemäss  zu  ge- 
sonderten Existenzen  emporwuchsen.  Gegen  diese  Thatsache, 
herausgewachsen  aus  gegebenen  Verhältnissen,  eiferten  die  ka- 
rolingischen  Gesetze  umsonst.  Das  einzige  Mittel,  welches  da- 
gegen helfen  konnte,  und  das  die  Karolinger  auch  zeitweilig 
im  Auge  gehabt  zu  haben  scheinen,  als  sie  die  Beschränkung 
der  Ausmünzung  auf  den  Hof  und  einige  wenige  andere  Plätze 
wieder  aufhoben,  war  die  Errichtung  und  Belebung  möglichst 
vieler  Märkte,  wo  nur  einigeimaassen  die  nöthigen  wirthschaft- 
lichen  und  physischen  Vorbedingungen  für  Anlegung  derselben 
g^eben  waren,  so  dass  immer  mehr  Inseln  sich  bildeten  und 
diese,  immer  sich  näher  kommend,  das  Meer  des  Tausch  Ver- 
kehrs eindämmten,  und  eine  Berührung  der  bisher  selbst- 
ständigen,  um  einander  unbekümmerten  Existenzen  gestat- 
teten, in  letzter  Instanz  festen  Boden  schufen,  auf  dem  der 
Handels-  wie  der  Münzverkehr  gleichmässig  sich  verbreiten 
konnte.  Für  Frankreich  tritt  ein  solches  Berühren  seiner 
zahlreichen  Märkte,  ein  Zirkuliren  der  Münzen  der  einzelnen 
beliehenen   Herren   über   mehrere   Münzgebiete   allmälig  im 

Fonchnngtsn  (10)  U.  5^  —  Eh«b«rg.  4 
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elften  Jahrhundert  ein  ^).  Deutschland  musste  auch  in  dieser  Be> 
Ziehung,  wie  wir  es  oben  schon  sahen,  zur  Ottonenzeit  nea  da 
anknüpfen,  wo  das  Frankenland  zu  Anfang  des  achten  Jahr- 
hunderts gestanden  hatte.  Die  Marktplätze  mit  Geldverkehr 
waren  sehr  spärlich  über  Deutschland  verbreitet;  Tage-  und 
Wochenreisen  trennten  die  einzelnen  Münzstätten  und  machten 
diese  bei  der  zunehmenden  Unfähigkeit  der  Kaiser,  eine  ge- 
meinsame Ordnung  anzubahnen,  von  einander  unabhängig.  So 
ist  es  erklärlich,  liass  sich  hier  eine  Territorialität  der  Münzen 
ausbildete,  obwohl  einzelne  Verordnungen  dagegen  anzukämpfen 
scheinen.  Wenigstens  legt  z.  B.  eine  Urkunde  König  Otto  IL, 
welche  dem  Abt  von  Selz  im  Jahre  993  das  Markt-  und  Münz- 
recht  verleiht,  diesem  damit  zugleich  die  Verpflichtung  auf, 
auf  seine  Münzen  die  Namen  der  zwei  Münzen  Strassburg  und 
Speier  zu  setzen,  auf  deren  Grenze  Selz  lag,  damit  sie  in 
beiden  Gebieten  Umlauf  halten*).  Die  gleiche  Tendenz  be- 
folgen offenbar  mehrere  Vei*ordnuni:en  Heinrich  IL,  Heinrich  HL 
und  Heinrich  IV.,  welche  den  Beliehenen  voi-schreiben,  ihre 
Münzen  nach  dem  Muster  bekannter  benachbarter  Städte  zu 
schlagen^).  Im  Jahre  1143  beschwerte  sich  der  Abt  Walther 
von  Selz,  dass  der  Bischof  von  Strassburg  das  Selzer  Geld  in 
seinem  Bisthum  verboten  habe  und  liess  sich  seine  alten  Ge- 
i-echts^me  neu  bestätigen  *).  So  mag  es  in  vielen  Fällen  ge- 
gangen sein  und  wahrscheinlich  haben  sich  in  der  Mehrzahl 
dei"selben  die  betroffenen  kleineren  MünzheiTen,  denen  aus 
manchen  Gründen  an  einer  Ausdehnunsr  ihres  Münzgebietes 
liegen  musste^),  mit  weniger  Erfolg  beklagt  als  in  diesem. 
Im  Allgemeinen  wurden  und  blieben  die  politischen  Gebiete 
zugleich  auch  die  wirthschaftlichen.  Wie  es  Regel  war,  dasÄ 
der  Kaufmann,  wenn  er  in  eines  anderen  Herni  Gebiet   kam. 


*)  Lamprecht:  Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirth- 
Bchaftslebens  im  elften  Jahrhundert,  S.  125  ff.,  in  Schmollers  Staats-  und 
sozialwissensch.  Forschungen,  Bd.  I,  lieft  3,  woselbst  genaue  Nachrichten 
über  das  französische  Marktleben  im  elften  Jahrhundert  pesreben  sind. 
Aber  gerade  was  Lamprecht  S.  129  bei  Besprechung  des  Munzwesens  mit 
einem  gewissen  Bedauern  erwähnt,  dass  nämlich  die  Umlaufskreise  der 
Münzen  verschiedener  Münzgebiete  keineswegs  streng  geschieden  waren, 
sondern,  gleich  verwirrten  Maschen  eines  Netzes,  durcheinander  lautende 
Ringe  bildeten,  scheint  mir  der  Anfang  zu  einer  einheitlicheren  Gestaltung 
des  Münzwesens  zu  sein.  Von  den  o  5lünzarten,  welche  z.  B.  nach  Anm.  71 
ebenda  im  Cart.  Nimes  neben  einander  kurbirten ,  muss  sich  naturgemass 
diejenige  Bahn  gebrochen  haben,  welche  die  gehaltvollste  und  beste  war; 
und  damit  war  eine  Nothigung  für  die  andereu  betbeiligten  Münzherren 
gegeben,  ihre  Münzen  in  annähernd  gleicher  Gute  zu  halten,  um  nicht  ihr 
Absatzgebiet  und  damit  ihren  Gewinn  eanz  zu  verlieren. 

*i  Würdtwein:  Nova  subsidia,  Tom.  V,  p.  Ho«i. 

••';  Waitz:  Verf.  Gesch.,  Bd.  VllI,  b.  32ö,  Anm.  4,  5,  6  und  7. 

*!  Schöpflin:  Alsatia   diplom.,  Tom.  I,   p.  224: ac  moneta 

ibidem  cuderetiu*,  quae  utriusque  civitatis  imaginem  et  titulum  sine  uila 
ponderis  et  puritatis  diminutione  praeferret 

^)  Die  Gründe  s.  unteu  bei  Betrachtung  des  Wechselrechts. 


n.  5.  51 

neuen  Zoll  zahlen  musste,  neuen  Stapel  zu  überdauern  hatte  — 
Einrichtungen,  die  aus  denselben  Gründen  wie  die  eigenthüm- 
liche  Gestaltung  des  Münzwesens  zu  erklären  sein  werden  — ,  so 
musste  der  Fremde  auch,  wenn  er  ein  neues  Gebiet  betrat,  seine 
Münzen  umwechseln  ^).  Wollte  er  Geschäfte  machen,  so  musste 
er  dazu  territoriale  Münze  haben,  die  er  bei  dem  Münzbeamten 
oder  den  eigens  dazu  aufgestellten  Wechslern  der  Münzherren 
erhielt.  Der  Umtausch  geschah  aber  nur  gegen  ein  bestimmte 
Abgabe,  den  sogenannten  Schlagschatz,  den  die  einzelnen  Münz- 
hen'en  vei*schieden  hoch  bemaassen  —  ursprünglich  offenbar  jene 
Abgabe,  welche  der  Ueberbringer  von  Bohsilber  den  Münzem 
als  Vergütung  für  das  Schlagen  der  Münzen  zu  entrichten  hatte. 
Dieser  Schlagschatz  bildete  einen  Theil  der  aus  dem  Münzi*egal 
bezogenen  Einkünfte. 

Dieser  Schlagschatz  sowie  die  Einnahmen  aus  dem  Münz- 
recht überhaupt  erklären  das  Interesse,  das  die  Münzhen*en 
an  der  Festhaltung  der  bestehenden  Münzeinrichtungen  be- 
kamen. Das  fisktdische  Interesse  an  der  Münze  wurde  das 
wichtigste;  die  Münzeinnahmen  gehörten  zu  den  hauptsäch- 
lichsten Geldquellen  der  damaligen  Fürsten.  Und  so  kam  es, 
dass  sie  besonders  im  18.  Jahrhundert  die  allgemeinere  Bedeu- 
tung der  Münze  ganz  aus  dem  Gesicht  verloren.  Das  Münzwesen 
war  ihnen  nicht  mehr  eine  Institution,  welche  dem  Wohl- 
stand der  Gemeinheit  und  dessen  Hebung  dienen  soll,  welche 
durch  ein  sicheres,  einheitliches,  dem  subjektiven  Ermessen 
entzogenes  Werthmaass  und  Tauschmittel  die  Leichtigkeit  und 
Sicherheit  des  Waarenumsatzes  erhöht  und  die  Lust  zur  Pro- 
duktion steigert;  die  Münze  war  ein  Regal  geworden,  wie 
andere,  das  man  möglichst  ausnützte;  nur  etwa  das  eigene 
Interesse  kam  in  Rechnung,  durch  die  Art  der  Nutzung  nicht 
vom  Marktbesuch  ^)  abzuschrecken,  sondern  denselben  wo  mög- 
lich noch  zu  erhöhen.  Jedenfalls  aber  konnte  der  Zweck  der 
fiskalischen  Ausbeutung  des  Regals  am  besten  erreicht  werden, 
wenn  man  im  eigenen  Gebiet  unumschränkter  HeiT  blieb  und 
jede  fremde  Münze  auszuschliessen  die  Macht  hatte.  Dass  die 
MünzheiTon,  sobald  sie  einmal  ihren  Vortheil  in  einer  der- 
artigen Gestaltung  des  Münzwesens,  einsehen  hatten ,  auf  An- 
erkennung desselben  durch  kaiserliche  Dekrete  drangen,  ist 
natürlich.  Und  in  der  That  gewähren  die  kaiserlichen  Ver- 
ordnungen in  deutlichen  Worten  das  Recht  der  Territorialität 
der  Münzen,  auch  nachdem  dieselbe  nach  Lage  der  Verhältnisse 
keineswegs  mehr  nothwendig  bedingt  war.    Dies  gilt  vor  allem 


*)  Vergl.  hiezu  bes.  Grote:  Münzstadien,  Bd.  I,  S.  40,  41  und  181; 
Desselben  Osnabrückische  Geld-  und  Münzgeschichte  S.  23.  ff. 

^)  Lamprecht  weist  a.  a.  0.,  S.  128  dieses  Üxr  Frankreich  nach. 
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fbr  das  13.  Jahrhundert,  obwohl  auch  Urkunden  aus  dem  11. 
und  12.  Jahrhundert  ein  Recht  hierauf  begründen^). 

Die  Verleihung  eines  Münzrechts  gewährt  demnadi  aaeh 
im  13.  Jahrhundert  noch  1)  das  positive  Recht  für  das  eigene 
Gebiet,  aber  auch  nur  fQr  dieses,  Münzen  zu  schlagen  und  in 
Umlauf  zu  setzen.    Neben  dieser  Anerkennung  des  positiven 
Rechts  des  Münzberechtigten,  für  sein  Gebiet  unbehelligt  Münzen 
zu  prägen,  findet  sich  2)  überall  auch  das  negative  ei^gänzende, 
nemlich  jede  fremde  Münze  von  dem  eigenen  Gebiete  auszu* 
schliessen,    urkundlich    anerkannt.    Eine    entscheidende    und 
dies  Recht  klar  und  ausnahmslos  fixirende  Urkunde  ist  die 
Friedrich  II.  von  den  Jahi-en  1220  und  1234,  welche  den  geist- 
lichen Fürsten  die  Zusicherung  ertheilt,  dass  in  ihren  Gebieten 
oder  Gerichtsbezirken  wider  ihr  Wissen  und  ihre  Zustimmung 
neue  Münzstätten  nicht  eirichtet  werden,  wohl  aber  die  alten 
Münzberechtigungen  und  Zölle  aufrecht  erhalten  werden  sollen  ^). 
Auf  dem  von  Kaiser  Friedrich  n.  Sohn  Heinrich  im  Jahre 
1281  zu  Worms  abgehaltenen  Reichstage  wurde  niedei^eschrie- 
ben,  dass  es  schon  öfter  in  Anwesenheit  des  Kaisers  Friedrich  II. 
zum  Beschluss  erhoben  worden  sei,  dass  in  Städten  und  anderen 
Orten,  wo  eine  eigene  und  rechtmässige  Münze  bestehe,  Nie- 
mand ein  Handelsgeschäft  mit  Silber,  sondern  nur  mit  Ffeu* 
nigen  der  doiligen  Münze  abschliessen  düi-fe ').    Im  Jahre  1232 
wurde  denn  auch  dem  Domkapitel  zu  Regensbui'g  eine  Ver- 
ordnung zugeschickt,  welche,  das  auf  dem  Reichstage  zu  Worms 
Beschlossene  bestätigend,  verordnet,  dass  es  nicht  erlaubt  sein 
solle,  in  einer  Stadt,  wo  eine  bischöfliche  Münzstätte  errichtet 
sei,  im  Handel  und  Wandel  eine  andere  zu  benutzen  als  von 
des  Bischofs  Gepräge^).    Das  gleiche  Recht  liess  sich  eigens 
noch  der  Erzbischof  von  Magdeburg  von  Otto  IV.  und  Friedrich  IL 
für  sein  Magdeburger  Gebiet  bestätigen  ^).  —  Der  Heller  gilt 
nur  da,  wo  er  geschlagen  ist,  ist  ein  von  da  ab  bis  in  die 
späteste  Zeit  hinein  so  allgemein  festgehaltener  Giiindsatz,  dass 
Moser  mit  Recht  sagen  konnte;  „Bei  Grenzstreitigkeiten  be- 
dient man  sich  oft  des  Arguments,  dass  Leute,  so  einerlei  Grut 


^)  Waitz,  Verf.  Gesch.,  Bd.  Vm,  S.830f.  Er  sagt  (fürdaselfte  o.  zwölfte 
Jahrb.):  Wenn  die  deutschen  Münzen  in  grosser  Zahl  ins  Ausland  gingen 
und  hier  die  yerschiedensten  neben  einander  in  Kurs  waren,  so  hatten  sie 
dagegen  in  der  Heimath  meist  nur  einen  beschränkten  Umlauftkreis,  der 
mitunter  ausdrücklich  festgesetzt  zu  sein  scheint  Dazu  die  betreC  Anm. 
Vgl.  Lamprecht:  a.  a.  0.  S.  129  u.  Anm.  70. 

<)  S.  oben  S.  86  und  40. 

"}  Pertz:  M.  G.  LL.,  Bd.,  S.  281:  Sepius  coram  domino  et  patre 
nostro  serenissimo  Romanorum  imperatore  sentendaliter  diifinitnm  est,  at 
in  dvitatibus  et  aliis  lods,  ubi  propria  et  justa  moneta  esse  consaetil, 
nemo  mercatum  aliquem  üeicere  debeat  cum  argento,  sed  cum  denariis  pro* 
priae  suae  monetae. 

*)  Mon.  Boica:  Bd.  XXXI  a,  8.  551. 

*)  Ludewig:  Bei.  Mss.  Tom.  YII,  p.  577. 
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(Zwangmalz),  Pfennige  oder  Scheffel  haben,  auch  einerlei  Herren 
gehören.''^).  So  ist  es  auch  natürlich,  dass  die  Münzen  des 
Mittelalters  grösstentheils  nur  in  dem  Bezirk  oder  nahe  an 
demselben  gefunden  werden,  wo  sie  geschlagen  worden  sind, 
und  ebenso  gilt  der  umgekehrte  Satz :  wo  eine  Münze  in  gi'össe- 
rer  Anzahl  gefunden  wird,  da  ist  sie  auch  geschlagen  worden.^) 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Territorialität  der  Münzen  sollten 
nur  die  kaiserlichen  machen,  indem  sie  in  allen  Städten  Um- 
lauf haben  sollten.  Aber  auch  dies  Recht  Hessen  sich  die  Kaiser 
noch  beeinträchtigen,  wie  der  sehr  charakteristische  Vertrag 
oder  vielmehr  Gnadenerlass  Kaiser  Heinrich  VI.  an  den  Erz- 
bischof von  Köln  vom  25.  Mäi-z  des  Jahres  1190  beweist. 
Hierin  verspricht  er  dem  Erzbischof,  dass  er  in  dessen  Diözese 
nur  mehr  zwei  Münzen,  zu  Duisberg  und  zu  Dortmund,  bei- 
behalten wolle ;  er  wolle  hier  nur  nach  alter  Gewohnheit  prägen 
lassen,  aber  auch  dafür  sorgen,  dass  sowohl  innerhalb  als  ausser- 
halb des  Ei*zbisthums  keine  Münze  geschlagen  würde,  die  in 
Gehalt  und  Gewicht,  Form  und  Bild  der  Kölner  Münze  gleiche. 
Ja  er  gibt  noch  das  weitere  Versprechen,  dass,  wenn  er  ein- 
mal ausserhalb  des  Kölner  Erzbisthums  eine  Münze  schlagen 
Hesse,  die  in  Gewicht  und  Gehält  der  Kölner  Münze  gleich 
stehe,  und  der  Erzbischof  sich  der  Annahme  dieser  Münzen  in 
seinem  Gebiete  widersetzte,  er  dies  nicht  allzu  hart  aufnehmen 
würde;  desgleichen  solle  aber  auch  der  Erzbischof  sich  nicht 
beschweren,  wenn  der  Kaiser  einmal  in  seinen  Städten  die 
Annahme  des  kölnischen  Geldes  verböte'). 

Die  Folgen  dieser  Zustände  sind  klar.  Waren  einmal  die 
einzelnen  Städte  durch  die  eben  genannten  Verordnungen  in 
Bezug  auf  das  Münzwesen  vollständig  von  einander  geschieden, 
so  brauchten  sie  in  keiner  Weise  mehr  auf  einander  Rücksicht 
zu  nehmen.  Damit  war  auch  die  letzte  Brücke,  diese  zahllosen, 
fast  mit  der  Zahl  der  Städte  überhaupt  identischen,  selbststän- 


>)  Moser:  OsnalMck.    Geschichte,  Bd.  IL  8.  205. 

*)  Vgl.  G.  Plato:  Von  einigen  Pfennigen  der  mittleren  Zeiten,  in  den 
Abhandlangen  der  korftlrstL  bavr.  Akademie  d.  W^issensch.  Bd.  I,  S.  227. 
Grote:  Münzstadien,  Bd.  I,  S.  181  a.  den  dort  zitirten  Vertrag  Bischof 
Ottos  Y.  Paderborn  mit  der  Stadt  vom  1.  Dezember  1281  in  Wig.  Arch. 
Bd.  n,  S.  59. 

'J  Ennen  and  Eckertz:  Qaellen,  Bd.  I,  S.  600  £  Concedimus  ei 
(archiepiscopo^  et  ecclesie  coloniensi  nt  de  cetero  in  dioecesi  coloniensis 
archiepiscopatas  nnllas  monetas  habeamns  nisi  duaa,  sdlicet  ai>ad  dosborch 
et  apad  tremoniam  easqae  de  cetero  cadi  non  permittemas  nisi  secondom 
antiqaam  consaetadinem  inhibentes  etiam,  ne  tarn  archiepiscopatu  qaam 
extra  eandem  archiepiscopatom  aliqaa  moneta  fiat  secondom  ralentiam  et 
formam  et  ymaginem  coloniensis  monete.  Si  vero  extra  diocesim  coloniensis 
episcopatos  monetam  codi  fecerimos,  ^oe  in  pondere  et  pnritate  argenti 
ejoiTaleat  coloniensi  monete  et  coloniensis  archiepiscopos  inniboerit,  ne  re- 
apiator  et  dvitatibns  et  oppidis  sois,  id  graoiter  non  fereoras.  Et  si  nos 
preceperimos,  ne  coloniensis  moneta  redpiator  in  dvitatibos  et  oppidis 
Dostns,  coloniensis  archiq>iscopo8  id  eqao  animo  et  sine  raacore  tolenbü 
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digen  Wirthschaftskreise,  die  das  Reich  in  Atome  zergliederten, 
zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zn  verbinden,  abgebrochen.  Der 
enge  Zusammenschluss  kleinerer  Kreise,  der  ftlr  eine  primitive 
Kultur  allerdings  das  Naturgemässe  ist,  artete  vielfach  in  eine 
feindliche  Konkurrenz  und  Absperrung  dieser  Wirthschaflskreise 
wider  einander  aus  und  wurde  um  so  zäher  festgehalten,  je 
weniger  er  im  Verlaufe  der  Zeit  berechtigt  war.  Die  Be- 
lästigung des  Verkehrs  ging  so  weit,  dass  unter  Umständen 
die  Unterthanen  eines  und  desselben  Münzhei-rn  in  dessen 
eigenem  Gebiete  die  Münzen  mehrmals  wechseln  mussten,  so- 
bald sie  von  einer  Stadt  in  eine  andere  kamen.  So  in  der 
Mark  Brandenburg.  Hier  war  ein  grösseres,  unter  einem 
Herrn  stehendes  Gebiet  gegeben,  und  es  wäre  nichts  für  die 
Wohlfahrt  des  Landes  besser  gewesen  als,  bei  der  nöthigen 
Aufrechterhaltung  aller  Zölle  sowie  des  Münzwechselzwanges 
nach  aussen,  nach  innen  einen  unbehelligten,  gleichmässigen 
Verkehr  der  Waaren  und  Pfennige  zu  gestatten.  Aber  auch 
das  widersprach  der  Gewinnsucht,  theil weise  wohl  auch  der 
besseren  Einsicht  des  Markgi-afen.  So  wurde  Brandenburg  in 
bestimmte  Münz-Distrikte  abgetheilt,  welche  Münziser  hiessen ; 
es  gab  z.  B.  einen  Münziser  von  Berlin,  zu  dem  Köln,  Frank- 
fui-t,  Bernau,  Ebei-swalde,  Landsberg,  Strausberg,  Müncheberg, 
Dressen,  Mittenwalde,  Wrietzen,  Freienwalde,  Spandau,  so  einen 
Münziser  von  Stendal,  zu  dem  Gardeleben,  Seehausen,  Tanger- 
münde, Osterburg,  Werben  und  Havelbei-g  gehörten  ^).  In  allen 
Orten  eines  solchen  Münz-Distrikts  mussten  die  darin  geprägten 
Pfennige  für  voll  angenommen  werden.  Da  man  nun  später  in 
den  einzelnen  Distrikten  verechiedene  Münzeisen  (daher  der 
Name  Münziser)  mit  vei"schiedenen  Bildern  gebrauchte  und  die 
Mtinzen  ungleichförmig  ausprägen  Hess,  so  kam  es  oft  vor,  dass 
die  Münzen  des  einen  Münzisers  in  dem  anderen  nicht  ange- 
nommen wurden,  sondera  umgewechselt  werden  mussten.  Das 
fiskalische  Interesse  gewann  dabei.  Denn  je  öfter  innerhalb 
ihres  Gebietes  die  Münze  gewechselt  wurde,  desto  öfter  er- 
hielten sie  den  Schlagschatz.  Doch  scheint  dieses  Beispiel 
einzig  dazustehen. 

In  andern  Theilen  des  Reichs  war  es  besser,  liess  man 
auch  Ausnahmen  gegenüber  dem  Territorialprinzip  der  Münzen 
zu.  In  manchen  Städten  kursirten,  gegiUndet  auf  eine  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Vereinbanmg  der  Bethei- 
ligten, mehrere  Münzen  neben  einander ,  wie  z.  B.  in  Lübeck 
und  Hamburg  die  Münzen  dieser  beiden  Städte  neben  einander 
umliefen,  da  Lübeck  und  Hamburg  im  Vertrage  1255  einheit- 


M  Leitzmann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  Münzkunde»  S.  3. 
Kl  öden:  Ueber  die  Stdlung  des  Kaufmanns  während  des  Mittelalters 
besonders  im  nordöstlichen  Deutschland,  2.  Stück,  8.  62  u.  die  ^tate. 
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lieh  nach  gemeinsamem  Fusse  auszuprägen  beschlossen^).  Ein 
ähnlicher  Vertrag  wurde  zwischen  Hei-zog  Heinrich  von  Bayern 
und  Bischof  Heinrich  von  Regensburg  für  mehrere  Orte  er- 
riditet^).  Auf  die  späteren  Bestrebungen  der  Städte,  mehrere 
Städte  zu  einem  einheitlichen  Münzgebiete  zu  gestalten  und 
Handel  und  Wandel  von  diesem  lästigen  Drucke  zu  befreien, 
wei'de  ich  unten  noch  zu  sprechen  kommen.  Als  eine  noch 
seltenere,  auf  ganz  wenige  Städte  beschränkte  Ausnahme  er- 
scheint die  volle  Aufhebung  des  Wechselzwanges,  wie  sie  z.  B. 
fttr  Aachen  durch  eine  Verordnung  Kaiser  Friedrich  I.  aus- 
gesprochen ist:  jegliche  Münze  sollte  Juxta  qualitatem  suam^ 
gleichberechtigt  kursiren^).  Uraprünglich  waren  natürlich  mit 
der  geringeren  Zahl  der  Münzstätten  die  Umlaufisbereiche  der 
aus  denselben  hervorgegangenen  Münzen  viel  ausgedehnter*). 
Bezeichneten  wir  es  als  eine  erste  Folge  der  Territorialität 
der  Münzen,  dass  alle  fremden  umgewechselt  werden  mussten 
und  vor  allem  der  fremde  Handel  dabei  besteuert  wurde,  so 
konnte  dieselbe  in  zweiter  Linie  auch  für  den  einheimischen 
Bürger  von  bedenklichen  Konsequenzen  sein.  Dadurch,  dass 
jede  fremde  Münze  ausgeschlossen  war,  musste  die  einheimische 
Münze,  auch  wenn  es  nicht  ausdiUcklich  verordnet  worden 
wäre,  Zwangskurs  erhalten.  Die  Münzherren  konnten  in  Folge 
dieses  Grundsatzes  Münzen  schlagen  wie  sie  wollten,  denn  eine 
Konkun'enz  auswärtiger  Münzen,  welche  durch  ihr  besseres 
Schrot  und  Koni  ihre  Willkür  beschränkt  und  auf  ein  erträg- 
liches Maass  herabgesetzt  hätte,  war  ja  unmöglich.  Der  Einzige, 
den  sie  nach  dem  Schwabenspiegel  zu  fürchten  gehabt  hätten, 
wenn  sie  ihren  Unterthanen  schlechte  Münzen  aufdrängten,  der 
Kaiser,  machte  nie  Anstalt,  von  seinem  Straf-  und  Einspinchs- 
recht  Gebrauch  zu  machen.  Gingen  doch  selbst  aus  den 
kaiserlichen  Münzschmieden   leichte  und  gehaltlose,  mit  den 


^)  Graut  off:  Geschichte  des  lühischen  Münzfusses,  S.166f.  und  1681 

^)  Lori:  6a\T.  Manzrecht,  Bd.  I,  S.  12  £:  .  .  .  .  quod  nos  Episcopos 
in  Werde  et  nos  Dia  in  Straving  novam  Monetam  cudere  debeamus,  cpjos 
denarii  omnimodo  equipoleat  in  pondere  et  valore  ita,  quod  omnibua 
et  singcdis  juribus  nostns,  societatibus  et  consuetudinibus,  in  moneta  Ratia- 
ponensi  hactenus  observatis,  tanquam  si  ibidem  ipsius  monete  fabricatione 
neret,  in  utroque  predictorum  loconim  pariter  gaudeamus  etc. 

^)  Grote:  Münzstudien,  Bd.  I,  S.  85.  Lacomblet:  Niederrb.  Urk. 
Buch,  Bd.  I,  No.  412,  S.  283  f. 

*)  Besonders  günstige  Zust&nde  herrschten  in  Westfalen.  Die  Osna- 
brück. Münzen  hatten  ein  yerhältnissmässig  sehr  grosses  Umlaufseebiet, 
das  ihnen  ihre  Güte  sicherte.  So  gehörten  nach  den  ausfdhrlichen  Unter- 
suchungen Grotes  in  seiner  Osnabr.  Geld-  u.  Münzgeschichte  S.  24  ff.  zu 
dem  Umlaufsbereiche  der  Osnabr.  Denare  im  dreizehnten  u.  vierzehnten 
Jahrh.  z.  B.  die  Herrschaft  Diepholz,  Minden,  das  Münsterland,  das  Olden- 
burger Land,  die  westliche  Hälfte  der  GrafiBchaft  Hoya,  die  Grafschaft 
Ravensberg,  die  Herrschaft  Lippe  etc.;  in  den  Friesenlanden  bis  zur 
Zuydersee  waren  1328  in  den  Upstalbomischen  Gesetzen  die  Osnabr.  Pfennige 
als  allübliches  Kurrant  tarifirt. 
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gesetzlichen  Vorschiiften  nicht  übereinstimmende  Pfennige  her- 
vor^). Allenthalben  hatten  die  Pfennige  bereits  im  zwölfte  Jahr- 
hundert einen  erzwungenen,  mit  dem  inneiii  nicht  überein- 
stimmenden,  äusseren  Werth  ^).  Zu  welch  traurigen  Yerirroxi^n 
und  Verwin-ungen  diese  Zustände  fühlten,  wird  die  Schildeitmg 
der  MünzverruAmgen  zeigen.  Allerdings  konnte  ein  umsiditiger 
auf  das  Wohl  seiner  Unterthanen  bedachter  und  nicht  blos  von 
Selbstinteresse  geleiteter  Herr  unendlich  viel  Gutes  stiftea, 
wenn  er  seine  Münze  in  einem  einigermaassen  Iddlichen  Ver* 
hältniss  zu  ihrem  Innern  Werthe  tarifirte;  er  konnte  fremde 
Kaufleute  anziehen,  den  heimischen  Markt  beleben,  und  durch 
gesteigerten  Verkehr  gesimde  wirthschaftliche  Verhältnisse  in 
seinem  Gebiete  heiTOiTufen,  weil  der  fremde  Kaufmann  jeden- 
falls lieber  den  Markt  deijenigen  Stadt  besuchte,  an  deren 
Münze  er  beim  erneuten  Umwechsel  in  einer  anderen  Stadt 
verhältnissmässig  am  wenigsten  verlor.  Solche  bessere  Zustände 
heri*schten  z.  6.  in  Ei-furt  Hier  hatte  das  Ei-zstift  zu  Mainz 
das  Münzrecht  und  übte  es  durch  grössere  Sorgfalt  und  Red- 
lichkeit in  der  Prägung  so  günstig  aus,  dass  es  ihm  gelang, 
diesen  Markt  zum  Mittelpunkt  des  Waarenumsatzes  des  ganz^ 
Thüringer  Landes  zu  machen  und  so,  abgesehen  von  den  Münz- 
einnahmen, auch  die  übrigen  Gefälle,  Zölle,  Marktgelder  und 
dergleichen  bedeutend  zu  erhöhen.  Die  Bestrebungen  des  En- 
stifte  nach  stetiger  und  zuverlässiger  Prägung  des  Silbergeldes  iu 
Erfurt  waren  so  erfolgreich ,  dass  im  ganzen  Thüringer  Walde 
und  im  Unstrutgebiete  Füi-sten  und  Herren  Erfurts  Bischofs- 
bild auf  ihre  Münzen  nahmen,  „damit  sie  um  so  mehr  Zu- 
trauen bei  der  übei*wiegenden  Zahl  Derjenigen  fänden,  die  nicht 
lesen  konnten"^).  Aehnlich  mögen  überhaupt  die  guten  Bischöfe- 
Verwaltungen  der  älteren  Zeit  gewirkt  haben.  Die  Gefahr, 
dass  Münzen,  welche  sich  wegen  ihrer  Güte  allgemeinen  Ver- 
trauens erfreuten  und  überall  gerne  angenommen  wurden,  von 
fremden  MünzheiTon  eben  deswegen  in  Form  und  Bild  nach- 
geahmt wurden,  lag  nahe.  So  klagt  z.  B.  im  Jahre  1334  der 
Ei'zbischof  von  Halberstadt  über  Graf  „Hinrike  von  Hoyereheim 
den  Jüngeren,  dat  he  uns  gi*oten  schaden  deit  an  unser  mon- 
tige,  dad  he  les  slan  pennige  to  Blankenbui'g  up  unsem  slag  ^y. 
Auch  die  Stadt  Bremen  Hess  einmal,  jedenfalls  aus  ähnlichen 
GiUnden,  nach  Urkunden  im  Rathsarchive  von  OsnabiUck  vom 
Jahre  1372  und  1374  Münzen  mit  Münsterschem  Stempel 
schlagen  % 

Ausnahmsweise  kam  es   wohl  auch  vor,  dass  einzelnen 


? 


Bode:  Das  älteste  Münzwesen,  S.  7. 
Bode:  Ebenda. 
»)  Eirchhoff:  Die  ältesten  Weisthümer  Erfurts,  S.  165. 
*)  Leitzmann:  a.  a.  0.,  S.  304. 
°)  Stüve:  Der  Handel  von  Osnabrück,  in  den  Mittheil,  des  ffist  Yerons 
daselbst,  Bd.  VI,  S.  182  Anm. 
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MünzheiTen  das  Recht  erfheilt  wurde,  mit  ihren  Münzen 
aueh  anderen  Landeshoheiten  unterworfene  Territorien  zu 
versehen,  oder  wenigstens  für  ihre  Münzen  doit  unbehelligt 
Umlaufsgebiet  zu  haben.  Gestützt  auf  dieses  Privileg,  wurden 
auch  diese  häufig  genug  mit  schlechten  Münzen  bedient  und 
so  gross  war  die  Eurzsichtigkeit  der  Kaiser,  dass  Kaiser  Ru- 
dolf zu  Gunsten  des  Grafen  Johann  von  Ghftlons,  der  zu  Neuen- 
bui'g  das  Münzrecht  hatte,  den  Befehl  erliess,  seine  hier  ge- 
schlagenen Münzen  allenthalben  anzunehmen,  obwohl  sie  eben 
wegen  ihres  geringen  Gehaltes  von  allen  benachbarten  Staaten 
waren  zurückgewiesen  worden^). 

Doch  das  sind  Ausnahmsverhältnisse.  Im  Piinzipe  galt 
die  Tenitorialität  der  Münzen  und  wurde  strenge  und  eifer- 
süchtig aufi-echt  erhalten.  Und  dazu  war  ja  auch  Grund  vor- 
handen. Denn  konnte  schon  die  einfache  Rücksichtnahme  auf 
die  pekuniären  Yortheile  zu  einer  derartigen  Ausnützung  des 
Münzregals  an  den  die  Stadt  besondei-s  zum  Zwecke  des 
Handelsbetriebs  besuchenden  Fremden  fuhren,  so  zwang  anderer- 
seits allerdings  auch  die  Noth  theilweise  dazu.  Woher  sollte 
man  denn  in  den  einzelnen  Städten  Prägematerial  erhalten, 
wenn  man  nicht  die  fremde  Münze  durch  eine  derartige  Zwangs- 
bestimmung der  einheimischen  Münze  zuführte  und  zwar  um 
den  Schlagschatz  billiger  zufllhile  und  dadurch  an  Prägematerial 
gewann  ?  Aber  zugleich  ist  klar,  dass  das  auf  solche  Weise  Ge- 
wonnene nach  Abzug  der  Prägekosten  und  Löhne  der  Münz- 
arbeiter nicht  sehr  bedeutend  sein  konnte  und  in  keiner  Weise 
ausreichte.  Das  Wechselrecht,  das  mit  dem  Münzrechte  immer 
verbunden  war  und,  wie  wir  sehen,  der  Natur  der  Sache  und 
den  obwaltenden  Verhältnissen  nach  verbunden  sein  musste, 
musste  noch  auf  eine  ganz  andere  Weise  ausgenutzt  werden, 
falls  es  die  Münze  dauernd  und  nachhaltig  mit  Material  ver- 
sehen sollte.  Es  musste  vor  allem  vei*sucht  werden,  alles 
Silber,  das  in  der  Stadt  umlief,  für  die  Münze  einziehbar  und 
verwendbar  zu  machen. 

Die  grösste  Schwierigkeit  für  die  Ausübung  des  Münz- 
rechtes machte  in  jenen  Zeiten  die  Beschaffung  des  Präge- 
materials. Handel  und  Verkehr  nahmen  vom  12.  Jahrhundeit 
an  in  Deutschland  allenthalben  bedeutend  zu.  Wie  die  deutschen 
Kaufleute  bereits  zahlreidi  in  die  Fremde  zogen,  um  ihre 
Waaren  abzusetzen,  so  war  der  Verkehr  innerhalb  der  deutschen 
Grenzen  selbst  von  Stadt  zu  Stadt  lebendiger  geworden.  Immer 
mehr  verschwand  die  Naturalwirthschaft  vor  der  mächtig 
um  sich  greifenden  Geldwiithschaft;  immer  dringender  und 
allgemeiner  wurde  das  Bedüi-fhiss  nach  Geld  als  einem  be- 
quemen und  sicheren  Werthmesser.  Woher  sollte  man  in 
Deutschland  das  benöthigte  Material  an  Silber,  ganz  abgesehen 


^)  Leitzmann:  a.  a.  0.,  S.  704. 
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von  Gold,  bekommen  ?  Sabsidienzahlungen,  wie  sie  den  Franken 
in  der  ersten  Zeit  von  reidien,  Edelmetall  prodnzirenden 
Ländern  zugeflossen  waren  und  als  Grundlage  der  Ausmttnziu^ 
gedient  hatten,  hatten  längst  aufgehört  oder  hatten  sogar  die 
entgegengesetzte  Richtung  eingeschlagen;  die  Goldwäschen  im 
Bhein  und  den  übrigen  Flüssen  lieferten  damals  keinesfialls 
mehr  als  heutzutage,  und  der  Beigbau  in  den  ohnehin  nicht 
zu  reichen  Bergwerken  wurde  damals  noch  durchaus  nicht  ra- 
tionell und  gewinnvoll  betrieben  ^).  Freilich  wurden  im  Schwarz- 
wald von  den  Herren  zu  Freiburg  einige  Bergwerke  in  Gang 
gesetzt  und  zur  Noth  erhalten;  der  Ertrag  aber  konnte  nicht 
bedeutend  sein,  da  sie  um  wenig  Geld  verpfändet  und  verkauft 
wurden  ^).  Ertragreicher  und  gewinnvoller  waren  allerdings  die 
Bergwerke  im  schlesischen  Erzgebirge,  im  Salzburgischen  and 
Steyerischen  ^) ,  sowie  die  Gruben  im  Harz^).  Für  diejenigen 
Städte,  welche  diesen  Gebirgen  zunächst  lagen  und  keine  be- 
deutende Ausmünzung  erforderten,  wie  Freiburg,  KonstanZt 
Breslau,  Magdeburg,  Salzburg,  Graz  etc.  mochte  das  in  den 
benachbarten  Bergwerken  Gewonnene  wohl  ausreichen.  Für 
entfemtere  jedoch  und  solche,  welche  einen  grossen  Bedarf  an 
Silber  zur  Ausmünzung  hatten,  war  es  vollständig  ungenügend. 
Und  wenn  wir  auch  in  den  erstgenannten  Städten  sehen,  dass 
trotz  alledem  eine  sti*enge  Ausübung  des  Wechselrechts  in  Be» 
zug  auf  fremde  Pfennige  wie  auf  ungemünztes  Silber  bestand, 
um  wie  viel  mehr  müssen  wir  sie  in  denjenigen  Städten  suchen, 
welche  zur  Versorgung  ihrer  Münze  fast  ausschliesslich  auf  das 
angewiesen  waren,  was  der  Handel  oder  irgend  ein  anderer 
Vorgang  in  ihre  Mauern  gebracht  hatte.  Denn  ein  eigentlicher 
Transport  von  Edelmetallen  vom  PitMluktionsort  weg  auf  weite 
Entfernungen  war  nicht  leicht  zu  bewerkstelligen,  jedenfalls  bei 
der  Unsicherheit  aller  Strassen  äusserst  gefährlich.  Aber  selbst 
die  Sicherheit  eines  Transportes  vorausgesetzt,  waren  die  Trans- 
portkosten noch  so  bedeutend,  dass  man  von  einer  direkten 
Beschafiung  des  Silbers  auf  weitere  Strecken  absehen  musste. 
Auch  die  Zölle  vertheuerten  den  Silberbezug  sehr,  wie  das  ein 
Beispiel  erläutern  mag,  das  um  so  lehrreicher  ist,  als  es  einer 
für  das  Münzwesen  bereits  günstigeren  Zeit,  nemlich  dem  Jahre 
1455  entnommen  ist  In  diesem  Jahre  war  eine  Zusammen- 
kunft österreichischer  und  bayrischer  Abgesandter  zum  Be- 
hufe  einer  einheitlichen,  besseren  Gestaltung  des  Münzwesens. 


*)  Da  die  Geschichte  des  Bergbaas  wie  des  Bergrechts  noch  keine 
umfassendere  Bearbeitung  gefunden  hat,  so  können  leider  keine  genauen 
Angaben  beigebracht  werden. 

-)  Mone:  Zeitschr.  für  Gesch.  des  Oberrh.,  Bd.  XI,  S.43S  f.  und  441. 
Vergleiche  auch  Trenkle:  Gesch.  d.  Schwarzw.  Industrie,  S.  6  £,  12  ff. 

^  Mosch:  Versuch  einer  Geschichte  des  ältesten  Bergbaues  in 
Deutschland. 

*)  Ewald  und  Weber:  Kurse  Uebersicht  der  Geschichte  des  Berg- 
baues im  kgl.  sächsischen  Erzgebirge,  S.  19. 
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Als  hier  die  österreichischen  Abgesandten  sich  über  die  schlechten 
bayrischen  Münzen  beschwerten,  die  vielfach  nach  Oesten*eich 
gedrungen  waren  und  mannigfache  Missstände  hervorgerufen 
hatten,  und  dem  Herzog  von  Bayern  voi'wai'fen,  dass  er  zu 
viel  Schlagschatz  von  seinen  Münzbeamten  verlange,  und  dass 
es  zu  einer  Ausmünzung  guter  Pfennige  ihm  durchaus  nicht  an 
Material  gebräche,  da  vor  allem  Böhmen  hinreichendes  Material 
liefere,  erkläiten  die  bayrischen  Abgesandten,  sie  litten  that- 
sächlich  an  Silbermangel ,  sie  könnten  sich  auf  eine  bessere 
Ausmünzung  nur  dann  einlassen,  wenn  sie  selber  das  Silber 
nicht  zu  so  unmässigen  Preisen  zahlen  müssten,  und  wenn 
ihnen  König  Ladislaus  den  zollfreien  Durchzug  des  in  Ungarn 
zu  ihrem  Bedarf  gekauften  Silbers  gestatte;  nur  so  wäre  es 
allenfalls  noch  thunlich,  in  Schrot  und  Korn  wie  Oesterreich 
zu  münzen^). 

Die  Ausübung  des  Wechselrechtes  selbst  machte  sich  nach 
zwei  Richtungen  hin  bemerkbar.  Es  durfte  nemlich  1)  kein 
Fremder  und  kein  Eingeborener  ungemünztes  Silber  zu  irgend 
einem  Kaufgeschäft  benutzen,  noch  mit  Silber  Handel  treiben, 
ohne  dies  Silber  zuvor  der  Münze,  d.  h.  den  Münzbeamten,  zum 
Kaufe  angeboten  zu  haben,  und  2)  kein  Eingeborner  Silber 
aus  der  Stadt  in  die  Fremde  mitnehmen  ohne  Erlaubniss  der 
Münzberechtigten.  Die  Stadtrechte  enthalten  eingehende  Ver- 
ordnungen hierüber,  die  uns  zugleich  ein  Bild  davon  geben, 
in  welch  kleinlichen  Grössenverhältnissen  der  ganze  Handel 
und  speziell  der  Edelmetallhandel  damals,  verglichen  mit  der 
Gegenwart  oder  auch  mit  dem  sechzehnten  Jahrhundert,  sich 
bewegte.  Das  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1276,  das 
auch  eine  sehr  ausführliche  Kodifikation  des  Gastrechts  ent- 
hält, bestimmt,  dass  Niemand  Silber  in  der  Stadt  verkaufen 
dürfe,  er  sei  Gast  oder  Bürger,  als  an  die  bischötlichen  Münz- 
beamten; nur  wenn  diese  eben  kein  Silber  brauchen  könnten 
wegen  Ueberiiusses  an  Prägematerial,  dürfe  es  an  Jedermann 
verkauft  werden*).    Kein  Gastgeber  soll  von  dem  Gast,  der 


^)  Karajan:  Beyträge  zur  Geschichte  der  landeBf&rsÜichen  Münze 
Wiens  im  Mittelalter  etc.,  in  Chmels  österr.  Geschichtsforscher,  BcL  I, 
S.  293  and  Urk.  No.  LXXXL 

^)  Meyer:  Das  Stadtbach  vonAagsbarg,  Art  8,  §  6,  8.  16:  £z  ensoi 
onch  niemen  chein  silber  yerkaoffen  in  der  stat ,  ez  si  der  gast  oder  der 
barger  wan  dem  mnnzmaister  unde  den  hausgenozzen  mag  er  ez  wol  ver- 
kaimen  ande  niemen  anders,  waer  aber  daz  das  silber  so  gaebe  waere,  daz 
der  mnnzmaister  nnde  die  hasgenozze  sin  niht  drueten  geniezzen,  so  mag 
er  ez  verkaoffen  swem  er  wilL  S.  17,  §  11:  Swelch  man  sinen  waert 
nmbe  silber  dt,  ez  si  der  barger  oder  der  gast,  der  mak  das  wol  tun  ane 
saltnusse,  onde  sol  daz  silber  enphahen  von  dem  munzmaister;  wil  er  aber 
oaz  silber  verkaufen,  daz  sol  er  der  munzze  niht  enphueren,  unde  sol  ez 
verkaufen  in   die  munzze  unde  nieman  anders.    Braeche  iemen  daz,  der 

Sit  den  slahschatz  von  dem  silber,  daz  er  da  verkauft  hat  unde  dem 
ischofe  and  dem  munzmeister  ein  phunt  phenninge  ze  buzze.  ^  18: 
Kaufet  ein  gast  in  der  stat  silber  ane  des  munzmeisters  urlaup,  der  ist 
don  munzmeister  von  dem  silber  des  slahscbatzes  schuldik. 
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bei  ihm  einkehrt,  noch  von  anderen  Fremden  Silber  kaufen, 
weder  für  sich  noch  fQr  Andere,  mit  Ausnahme  dessen,  wa& 
als  Bezahlung  für  die  Kost  ihm  geboten  wird,  bei  Strafe  von 
einem  Pfund  Pfennige  für  Vogt  und  Münzmeister  bei  jedes- 
maliger Uebertretung  ^).  Wenn  ein  Fremder  in  der  Stadt  Silber 
kauft,  ohne  des  bischöflichen  Münzmeisters  Erlaubniss  eingeholt 
zu  haben,  so  ist  er  von  dem  Silber  den  Schlagschatz,  d.  h.  das- 
jenige schuldig,  was  er  dem  Münzmeister  als  bischöflichem 
Münzverwalter  hätte  zahlen  müssen,  wenn  er  das  Silber  hätte 
umprägen  lassen.  Auch  kein  Goldschmied  durfte  mehr  Silber 
kaufen  und  brennen,  als  er  zur  Ausübung  seines  Handwerks 
nöthig  hatte  ^);  so  durfte  auch  kein  Jude  und  kein  Unter- 
käufer, eine  in  der  damaligen  Gewerbeverfassung  so  wichti^^e 
Person,  weder  für  sich  selbst,  noch  für  jemand  Anderen  Silber 
kaufen  ohne  des  bischöflichen  Münzmeistei*s  Erlaubniss,  der 
erstere  bei  der  Strafe,  „als  si  dem  cristen  davor  geschrieben 
stat,  als  dicke  so  er  ez  brichet^,  also  bei  obiger  Strafe 
von  einem  Pfund  Pfennige,  letzerer  bei  der  Strafe  des  Hand- 
abschlagens,  oder  für  die  Hand  dem  Vogt  ein  Pfund -^*. 
Bei  Reisen  auf  weitei-e  Entfernungen  und  über  die  deutschen 
Grenzen  hinaus,  wo  sich  die  Mitnahme  von  Reinsilber  we^en 
des  dadurch  vermiedenen  wiederholten  ümwechsels  empfahl  — 
und  das  war  einmal  eine  Bestimmung  zu  Gunsten  der  Handel- 
treibenden —  soll  der  Bürger  eine  bestimmte  Quantität  Rein- 
silber von  der  Münze  kaufen  dürfen,  nemlich  nach  Frankreich 
40  Mark  und  nicht  mehr,  nach  Franken  20  Mark,  nach  Böhmen 
20  Mark  und  nach  Venedig  40  Mark.  Noch  mehr  soll  er  nur 
mit  des  Münzmeistei*s  spezieller  Erlaubniss  kaufen ;  handelt  er 
dagegen,  so  muss  er  dem  Münzmeister  den  Schlagschatz  von 
dem  Mehr  an  Silber  geben,  das  er  wider  Recht  gekauft  hat  *  \. 

^)  a.  a.  0.  S.  17,  Art  8,  §  10:  Es  ensol  aach  chain  gastgaebe  roo 
ainen  gesten,  die  hinz  im  varent  oder  von  andern  {^ten  chain  silber 
Imufen  ime  selben  noh  den  gesten,  unde  sol  ez  auch  niht  waegen.  Swelcb 
gastgaebe  daz  damber  braeche  der  git  dem  vogte  ze  b&zze  ein  phant 
phenninge  nnde  dem  munzmaister  als  dicke  so  er  ez  brichet.  Der  gastgaebe 
mak  wol  von  sinem  gaste  silber  naemen  an  der  chost  die  er  da  ce  ixoe 
getan  hat,  nnde  mag  auch  daz  selbe  waegen  ane  geltnnsse. 

^)  Art  8,  §  7 :  £z  ensal  aadi  chain  goltsmit  chain  silber  kaufen,  wao 
daz  er  selbe  wurchen  wil  durch  sinen  nutz:  nnde  sol  aach  der  goltsmit 
niemen  sin  silber  brennen,  wan  daz  er  selbe  Terwnrchen  wU. 

')  Art.  8,  §  23:  Man  sol  auch  wizzen  mer,  daz  kein  iade  im 
selben  noch  niemen  anders  kein  silber  kanffen  sol  ane  des  mnnimaisters 
nrlaup.  Brichet  ir  kainer  daz  darüber,  der  git  die  galtnusse,  als  si  den 
cristen  davor  ^chriben  stat,  als  dicke  so  er  ez  bridiet  Man  sol  auch 
wizzen,  daz  kam  nnderkenfel  niemen  kain  silber  kaufen  sol  noch  Terkaofeo 
ane  des  munzmeisters  wort;  unde  suln  die  underkeufel  des  swem  vor  dem  vogt« 
nnde  vor  dem  munzmaister,  daz  si  daz  staete  halten  unde  unzeriirDchen, 
Braeche  ir  kainer  daz  des  er  bewaert  wurde,  dem  sol  man  sin  hant  «be- 
Blähen,  oder  für  die  hant  dem  vogte  ein  phnnt 

^)  Art  8,  §  8:  Man  sol  auh  wizzen  mer:  swelich  burgaer  silber  kaufen 
wil,  des  er  bedarf  hinze  Kaerlingen,  ze  Franken,  ze  Bozen  oder  ze  Veueiic. 
der  sol  kaufen  hinze  Kaerlingen  vierzik  mark  unde  niht  mer  unde  nrainr 
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Nur  Derjenige,  der  auf  einer  Gottes&hrt  übers  Meer  nach  Rom 
oder  nach  Skt.  Jakob  reisen  will,  darf  Silber  und  Pfennige 
kaufen,  so  viel  er  zu  seiner  Zehrung  bedarf  und  braucht  keinen 
Schlagschatz  zu  geben  ^).  Aehnliche  Bestimmungen  kennt  auch 
das  Bischöfe-  und  Dienstmannenrecht  von  Basel  aus  dem 
Ende  des  13.  Jahrhunderts.  Auch  hier  darf  man  an  Nie- 
mand Silber  verkaufen  als  an  die  Münze  bei  Strafe  von  drei 
Pfund,  auch  hier  muss  jeder  von  allem  Silber,  das  er  kauft 
oder  verkauft,  den  Schlagschatz  geben,  und  zwar  von  der  Mark 
vier  Pfennige  *) ;  eine  Ausnahme  von  der  Verpflichtung  tritt  hier 
ein,  wenn  „tuomheiTon,  pfaffen,  gotshusdienstmann ,  oder 
bui-ger  umbe  eigen,  biteverte  oder  herverte,  hileiche  — 
Hochzeit  —  oder  rossen  silber  chouifent.^  In  Mainz  ist  eben- 
falls wie  in  dieser  Ausnahmebestimmung  der  einheimische 
Bürger  dem  Fremden  gegenüber  insofeme  bevoi-zugt,  als  er, 
offenbar  ohne  Schlagschatz  geben  zu  müssen,  Silber  und  Gold 
kaufen  darf,  so  viel  als  er  zum  Zwecke  des  Handelsbetriebes 
über  Landes  führen  will  ^).  Die  Beschränkung  der  Goldsdimiede 
im  Ankauf  von  Gold  und  Silber  und  fremden  Pfennigen  geht 
auch  hier  auf  ihr  und  ihres  Gesindes  Bedarf  für  den  Hand- 
werksbetrieb ^).  Auch  in  Regensburg  durfte  Niemand  Silber 
kaufen,  ausser  wer  es  zu  Hoit  legen  wollte  oder  zum  Handels- 
geschäfte brauchte  oder  auf  eine  Gottesfahrt  mitnehmen  oder 
zu  Kleinoden  verarbeiten  wollte,  sondern  alles  sollte  den  her- 


zik  mark  hinze  Franken,  zwainzik  mark  nnde  niht  mer  hinze  Bozen, 
unde  vierzik  hinze  Venedic.  Unde  swaz  auch  der  barger  mer  kaufen  wU, 
danne  als  davor  geschrieben  ist,  daz  sol  er  mit  des  munzmaisters  worte 
kaufen,  und  esol  ez  auch  waegen  ynr  dem  munzmaister.  Swelich  burger 
diu  selben  reht  brichet  als  da  geschriben  sint  der  git  dem  munzmaister  sinen 
slahschatz  Ton  dem  Silber  daz  er  wider  reht  kämet  hat  Nach  dem  alten 
Stadtrecht  von  1104  durfte  ebenfalls  bereits  Niemand  Silber  wechseln  ohne 
des  Münzmeisters  Erlaubniss  praeter  institores  civitatis  qui  coloniam  vadunt, 
quibus  tantum  ad  decem  marcas  cambire  est  concessum.  Meyer:  Das 
Stadtbnch  von  Augsburg,  S.  311. 

^)  Art.  8,  §  12:  Swelich  man  in  gotes  verte  varen  wil  über  mer  ze 
Bome,  ze  sant  Jacobe  oder  swar  er  varen  wil,  der  kaufet  silber  wol  unde 
ander  phenninge  der  er  bedarf  ze  siner  zerunge,  unde  hat  chain  galtnusse 
darumbe. 

')  Wackernagel:  Das  Bischöfe-  und  Dienstmannenrecht  von  Basel 
etc.,  S.  18:  ouch  smen  si  (die  Münzbeamten)  enhein  silber  verkoufen  wan 
in  die  münze  (W^ackemagel  hat  „wan  in  der  Münze**,  obwohl  die  Hand- 
schrift, wie  er  selbst  erklärt,  „wan  in  die  münze**  hat,  was  ihm  aber  sinn- 
los erschien:  wir  dürfen  diese  Stelle  nur  mit  den  anaeren  zitirten  Stellen 
zusammenhalten,  um  die  ursprüngliche  Schreibart  als  die  richtige  wieder 
zu  Ehren  zu  bringen),  oder  swer  daz  tuot,  der  büzzet  drin  phunt  swa 
man  ouch  silber  koufet  oder  verkouffet,  da  ist  man  schuldich  dis  slegschazis, 
von  der  marche  vier  pfennige,  wan  an  disen  dingen  da  tuomheim,  pfaffen 
....  Silber  chouffent 

')  Arnold:  Das  alte  Mainzer  Hansgenossenrecht,  im  Anzeiger  für 
Kunde  der  deutschen  Vorzeit,  Jahrgang  18^,  S.  85  f.:  lt.  zum  Ersten  dass 
niemant  wesseln  sal  zu  mentze  ....  an  ein  igliche  man  der  mag  kaufen 
Silber  und  golt  dass  er  veifom  wiU  nach  siner  kaufinannsschatze. 

*)  Ebenda:  Und  ein  iglidie  goltsmet  mag  keufen  silber  oder  golt  dass 
er  im  sin  gesinde  verwercken  mag  mit  sinem  hammer  und  nit  me. 
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zoglich  -  bischöflichen  Mfinzbeamten  —  denn  der  Herzog  von 
Bayern  tmd  der  Bischof  von  Regensburg  hatten  die  Monze  ge- 
meinsam —  zum  Kaufe  angetragen  werden,  und  alles  sollten 
sie  verschlagschatzen  0.  Nach  einer  späteren  Verordnung  soll 
analog  den  Bestimmungen  des  Augsburger  Stadtbuches  nur  der 
Kautmann  in  Bezug  auf  das  Silber  vom  Schlagschatze  befreit 
sein,  das  er  zum  Handelsbetrieb  über  die  ,,vier  Wälder*'  hinaus, 
nämlich  den  Böhmerwald,  den  Thttringerwald ,  den  Schwan- 
wald, und  die  Schamitz,  d.  h.  über  die  Bayrischen  Alpen, 
hinaus  mitzunehmen  beabsichtigt^).  Eine  bis  ins  kleinste 
Detail  gehende  Kodifikation  aller  der  bei  Ausübung  des 
Wechsels  maassgebenden  Noimen  findet  sich  in  einer  Frei- 
burger Urkunde  aus  dem  Jahre  1258.  Auch  hier  vor  allem 
die  Bestimmung,  dass  Niemand  aus  Freiburg  Silber  in  eine 
andere  Münze  verführen  dürfe  bei  Strafe  von  zwei  Mark.  Eine 
gleiche  Strafe  soll  denjenigen  treffen,  der  zu  Freibui'g  oder  zu 
Münster,  welches  zum  Freiburger  Münzbezirke  gehörte,  Silber 
für  Baseler  Pfennige  verkaufte.  Die  Strafe  von  einer  Mark 
soll  denjenigen  treffen,  der  zu  Freiburg  Silber  an  einen  Fremden 
verkauft  und  was  deraiüge  Einzelbestimmungen  mehr  sind^). 
Rücksichtsvoller  für  die  einheimischen  Bürger  ist  ein  altes 
Stadtrecht  von  Doitmund  aus  dem  12.  und  13.  Jahrhundert, 
welches  dem  einheimischen  Büi-ger  gestattet,  „ohne  Wage 
und  Gewicht,  stehend  und  nicht  sitzend,  neun  Fuss  von 
der  Münzstätte  entfenit"  zu  wechseln ,  desgleichen  Silber  ein- 
zutauschen, so  viel  er  zu  Kaufgeschäften  oder  Reisen  noth- 


M  Lori:  Bavrisches  Münzrecht ^  Bd.  I,  S.  11  und  12:  Auszug  aas 
dem  Original-Saalbach  Herzog  HeiDnchs  in  Niederbavem,  vom  Münzrecbt 
etc.  in  ^gensburg  auf  das  Jahr  12S5.   Daz  sint  die  Ivecht,  die  der  Herzog 

hat  zc  Regenspurch   in  der  Stat Ez  sol  auch  Nieman  dhein 

Silber  da  chauffen,  den  daz  er  ze  Hort  legen  welle,  oder  hinz  Mercht  welle 
foren,  oder  auf  dem  Gottweg  da  zem  wolle,  oder  Zechleinöden  wOithen 
wolle.  Dez  ander  eol  Nieman  chaufen,  Juden  noch  Christen,  wan  die 
Mvnzaer.  Ez  soln  auch  die  Munzzer  allez  Silber  daz  Terslagschatzen,  d» 
si  chauffent,  si  wurchen  es  oder  nicht,  an  daz  si  ze  Hort  legent;  swaiaber 
si  durch  Fragen  chaufifent,  oder  verchauffent,  dez  soln  si  verslagschatzeo. 

^)  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg,  Bd.  U,  S.  289. 

")  Schreiber:  Urkundenbuch  der  Stadt  Freiburg  im  Breisgau,  Bd.  L 

Abth.  I,  S.  58  f. : daz  nieman  von  vriburg  in  dechein  ander  münze 

dechein  silber  sol  füren  noch  senden  mit  decheiner  geverde.  tnot  ers  dar- 
über e.  so  sol  in  der  schultheize  und  der  munzemeister  phenden  alse  dicke 
so  ers  tuot  umbe  zwo  march.  Und  git  ieman  chein  Silber  umbe  baseler 
hie  alder  ze  Münster,  alder  swa  ers  tuot  den  sol  der  schultheize  und  der 
munzemeister  phenden  alse  dicke  so  ers  tuot  umbe  zwo  march.  Kiefet  ze 
vriburg  ieman  decheime  gaste  dechein  silber  choufen  mit  decheiner  geverde.  den 
sol  man  phenden  umbe  ein  march.  füret  ez  aber  der  gast  hinnan.  so  lol 
er  sehzig  Schillinge  gen.  und  den  siege  schaz.  und  swer  hie  dechein  baseler 
löst  mit  decheime  chouffschazze  für  zehen  Schillinge,  den  phendet  man 
umbe  ein  march.  Swas  er  unden  zeheq  Schillinge  löst,  darumbe  phendet 
man  in  umbe  drie  Schillinge.  Diz  ist  umbe  baseler  und  umbe  alle  ander 
phenninge  ane  brisker  eine.  Alle  diese  einunge  sullen  stete  bliben  hie  und 
ze  Münstere  etc.  etc. 
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wendig  hat  Nur  ffir  den  Fall,  dass  er  Silber  verkaufen  wül, 
soll  er  es  dem  MQnzer  zuerst  zum  Verkaufe  anbieten  und 
dann  nur  so  viel,  als  er  innerhalb  des  Stadtgebietes  ein- 
gewechselt hat  ^). 

Diese  aus  allen  Theilen  Deutschlands  genommenen  und  noch 
reichlich  vermehrbaren  Beispiele  mögen  genügen,  um  ein  klares 
Bild  von  der  Benutzung  des  dem  Münzhei-rn  zustehenden,  mit  dem 
Münzi*echt  untrennbar  verbundenen  Wechselrechts  zu  geben. 
Zwei  Thatsachen  gehen  deutlich  erkennbar  daraus  hervor. 
Fürs  Erste  sehen  wir  aus  der  peinlichen  Genauigkeit,  mit  der 
die  MOnzherren  alles  innerhalb  ihres  Mttnzgebietes  umlaufende 
Silber  fQr  die  Münze  heranzuziehen  und  dieser  in  Bezug  auf 
dasselbe  ein  Vorkaufsrecht  zu  geben  suchten,  dass  man  wenigstens 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  Städte  ohne  Wechsel  kein  Münz- 
recht damals  hätte  ausüben  können.  Aus  dem  Wechsel  floss 
das  Prägematerial  in  die  Kammern  und  Münzen  der  einzelnen 
Hen*en,  und  dass  sie  nebenbei  durch  Fixirung  eines  hohen 
Sehlagschatzes  für  fremde  Pfennige  wie  für  Silber  einen  keines- 
wegs unbedeutenden  Gewinn  machten,  musste  den  Werth  des 
Wechsels  in  ihren  Augen  erhöhen  und  denselben  um  so  fester 
und  dauernder  begründen.  Die  zweite  Thatsache  ist  die, 
dass  man  wenigstens  in  einigen  Städten  den  einheimischen 
Bürger  so  lange  als  möglich  von  der  Verpflichtung  des  Ver- 
kaufs von  Silber  an  die  Münze  frei  machte  und  ihm  die  Mög- 
lichkeit gestattete,  unter  nicht  sehr  drückenden  Bedingungen 
und  für  manche  Zwecke  ohne  Entgelt  Silber  von  der  Münze 
oder  sonst  auf  dem  Handelswege  zu  kaufen.  So  lange  und 
wo  das  Wechselrecht  auf  eine  derailige  massige  Weise  aus- 
geübt wurde,  konnte  es  wenigstens  den  einheimischen  Verkehr 
nicht  zu  sehr  drücken,  und  auf  den  auswärtigen  Handelsmann 
brauchte  man  bei  den  bestehenden  Verhältnissen  nur  in  so- 
weit Rücksicht  zu  nehmen,  als  die  Forderung  eines  zu  hohen 
Schlagschatzes,  sei  es  beim  Umtausch  fremder  Münze  oder 
beim  Silberwechsel,  den  fremden  Kaufleuten  den  Besuch  des 
einheimischen  Marktes  wegen  mangelnden  Gewinns  unmöglich 
gemacht  und  dies  auf  die  Einkünfte  des  Münzhemi  rück- 
gewirkt hätte. 

Eine  ganz  bedeuü^ame  Folge  knüpft  sich  an  die  Thatsache, 
dass  nur  das  Wechselrecht  den  meisten  Münzheiren  die  faktische 
Möglichkeit  des  Münzens  gab :  einer  grossen  Zahl  von  münz- 
berechtigten HeiTen  wurde  es  dadurch  unmöglich,  ihr  Münz- 


')  Gen  gl  er:  Codex  jor.  man.  Genn.,  8.  874.  Jura  Tremonensis  civi- 
tatis. §  XV.  Bargensis  noster  potest  cambire  sine  statera  et  pondere,  stans 
et  non  sedens  a  moneta  ad  novem  pedes.  potest  etiam  cambire  argentum, 
qoantumcumque  necesse  habet  ad  mercandiMs  snas  vel  ad  peregrinationes. 
8ed  81  illod  qaocamque  casa  yendere  voluerit  intra  oppidom  nostrum,  mone- 
tario  nostro  ad  emendom  exhibebit,  et  iUad  tantom,  qnod  intra  oppidom 
nostrum  cambivit 
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reeht  auszuüben;  und  die  Zahl  selbstständiger,  einander  aus* 
schliessender  Münzgebiete  konnte  dadurch  nicht  bis  ins  Un- 
gemessene sich  steigem.  Es  wundern  sich  die  Numismatiker 
oft,  dass  n)an  von  zahlreichen  Oi'ten  Münzprivilegien  hat,  und 
dennoch  bisher  keine  Münze  hat  auffinden  können.  Die  Er- 
klärung  hiefur  liegt  eben  in  dem  Münz-  und  Wechselzwang '). 
Was  zur  Grundlage  der  Ausmünzung  und  zur  Quelle  von  Ein- 
künften hätte  dienen  sollen,  war  der  Grund,  dass  viele  Münz» 
hen*en  es  zur  —  wenigstens  daueiiiden  —  Ausmünzung  und  zu 
Einnahmen  aus  dem  Münzregal  nie  bringen  konnten.  Sie 
hatten  nemlich,  wenn  ihr  Gebiet  weiter  für  den  Handel  und 
Verkehr  von  keiner  Bedeutung  war,  keinen  Markt  für  ihre 
Münzen;  es  fehlte  ihnen  an  Zufluss  von  Prägemateriid,  denn 
der  Wechsel  warf,  bei  aller  Lust  der  Münzherren  denselben  zu 
erzwingen,  keine  Erträgnisse  ab,  und  eine  anderweitige  Be- 
schaffung von  Silber  war  im  Verhältniss  zu  den  darauf  zu  ver« 
wendenden  Mühen  und  Kosten  zu  theuer.  Wenn  alle  die 
Klöster  und  kleinen  Herren,  welche  von  den  Kaisem  so  ausser- 
ordentlich zahlreich  mit  Münzprivilegien  bedacht  wurden, 
ihr  Münzrecht  thatsächlich  hätten  ausüben  können,  und  den 
Versuch  hätten  realisiren  können,  ihre  Einkünfte  durch  die 
Erträgnisse  des  Münzregals  zu  vermehren,  so  hätte  die  hie- 
durch  (gewirkte,  gesteigerte  Belastung  des  Handels  zu  dessen 
gänzlicher  Lähmung  führen  können. 

Auch  in  Bezug  auf  Ausübung  des  Wechselrechtes  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  waren  z.  B.  nach  einer  Verordnung  Kaiser 
Friedrich  I.  vom  Jahre  1166  alle  Kaufleute  in  Aachen  vom 
Wechsel  fi-ei  *).  Auch  für  Lübeck  existirt  eine  Urkunde  Fried- 
rich I.  vom  Jahre  1158,  welche  Jedem  völlige  Wechselfi-eiheit 
innerhalb  der  Stadt  zusichert,  wenn  er  nicht  eben  vor  dem 
Münzhause  wechselt  ^).  Aber  es  dauerte  nicht  lange,  so  traten 
auch  hier  manche  Beschränkungen  ein,  es  wurden  auch  hier 
bald  eigene  Wechsler  angestellt  und  der  Wechsel  in  deren 
Hände  ausschliesslich  gelegt  *). 

Neben  dieser  einem  Zoll  auf  Silber,  beziehungsweise  auch 
Gold,  und  auf  alles  fremde  Geld  ähnlichen  Ausübung  des 
Schlagschatzes,  wurde  auch  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Abgabe  von 
allem  einheimischen,  aus  der  eigenen  Münzstätte  hervoiige* 
gangenen  Geld  erhoben,  die  ebenfalls  Schlagschatz  genannt 
wurde.  Es  wurden  nemilich  zu  bestimmten  Zeiten  alle  ein- 
heimischen Münzen  verrufen,  ihre  weitere  Benutzung  im  Handel 
und  Verkehr  zur  Bezahlung   verboten,    und  Jedermann  ge- 


>)  Auch  W  ai  t z :  Verf.  Gesch.,  Bd.  Ym,  S.  827  übenieht  diese Thatsache 
und  sucht  den  Grund  für  das  Fehlen  von  Münzen  in  dem  Umstände,  dus 
an  solchen  Orten  das  Münzen  vieUeicht  unter  fremdem  Stempel  geschah. 

')  Gengier:  Cod.  jur.  mun.    S.  2. 

»)  Codex  diplom.  Luhic.,    Abth.  I,  TheU  I,  ürk.  VII,  S.  10. 

*)  Ebenda:  S.  37. 
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zwangen  dieselben  zu  einem  vom  Münzherrn  beliebig  bestimm- 
ten Kurse  gegen  neue,  sei  es  gleichwerthige  oder  geringer- 
werthige  umzuwechseln.  Bevor  wir  genauer  auf  die  Aus- 
übung dieser  Vemifungen  und  deren  verhängnissvolle  Wir- 
kungen eingehen,  sei  uns  ein  Blick  auf  die  Geschichte  der- 
selben gestattet. 

Mtinzverrufungen — renovationes,  revocationes,  innovationes, 
mutationes  monetae  —  sind  in  den  Zeiten  des  12.  und  13. 
Jahrhunderts  keine  neue  Erscheinung;  sie  wurden  schon  zur 
Zeit  Pipins  und  Karl  des  Grossen  ausgeübt.  Auch  im  römi- 
schen Reich  wurde  von  ihnen  Gebrauch  gemacht  und  in  offen- 
bar schädlicher  Weise,  wie  aus  einer  Konstitution  des  Kaisers 
Leo  hervorgeht^).  Von  Karl  dem  Grossen  jedoch  und  seinen 
nächsten  Nachfolgern  wurden  diese  VeiTufungen  zu  einem 
ganz  bestimmten,  volkswii-thschaftlich  ganz  richtigen  Zweck 
ausgeübt.  Es  ergibt  sich  hier  eine  Parallele  mit  der  Ver- 
leihung des  Münzrechts  überhaupt.  Wie  dieses  Anfangs  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Hebung  des  Geld-  und  Handelsverkehi-s 
verliehen  wurde  und  erst  später  als  ein  Geschenk  ausschliess- 
lich für  den  beliehenen  Herrn,  ohne  Rücksicht  auf  das  wirth- 
schaftliche  Wohl  und  Wehe  der  dabei  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogenen Unterthanen,  so  wurde  auch  die  Verrufung  und  Ein- 
ziehung des  früher  ausgegebenen  Geldes  und  die  Einsetzung 
dessel]3en  durch  neues  anfänglich  aus  rein  volkswiilhschaft- 
lichen  Erwägungen  ausgeübt,  nicht  zum  Zwecke  der  Ver- 
mehrung der  fürstlichen  oder  staatlichen  EinnaJunen.  Um- 
prägungen alter  Münzen  in  neue  sind  auch  schon  zu  Pipins 
Zeiten  vorgekommen  und  sehr  leicht  aus  dem  Entwicklungs- 
stadium, in  dem  damals  das  fränkische  Münzwesen  sich  befand, 
erklärlich;  bedingte  doch  auch  vor  allem  die  geringe  Technik 
der  Prägung,  die  eine  schnelle  Abnützung  der  Münzen  herbei- 
führte, eine  häufige  Emeuung  derselben  und  mnsste  doch  dann 
die  alte  Münze  auch  mit  das  Material  bilden  für  die  neue.  Aber 
während  früher  nach  dem  Bedüi-foiss  der  einzelnen  Münz- 
stätten und  zu  jeder  beliebigen  Zeit  war  um-  und  neugeprägt 
worden,  erscheint  unter  Karl  dem  Grossen  die  erste  eigent- 
liche und  ausdrückliche  Veirufung  aller  Münzen  im  ganzen 
Reiche  und  die  allgemeine  Ausgabe  neuer  Münzen  mit  dem 
1.  August  des  Jahres  781  mit  der  deutlich  erkennbaren 
Absicht,  eine  einheitliche  Münze  für  das  ganze  Reich  hei*zu- 


')  Leo.  Imp.  Const  52  ad  Stylianum:  Haad  scio  qua  de  causa 
posteriores  principes  in  eadem  forma  consistere  non  permiserint  veteres 
numinos  ac  tanquam  Bubditorum  opulentia  inTiderent,  qua  numismata  supe- 
rionun  principnm  effigiem  ferrent,  iis  publico  usu  interdixerint ,  sua  vero 
sola  in  commercio  esse  volnerint.  Vgl.  Pfeffinger:  Vitriarius  illustr., 
Bd.  ni,  S.  459. 

Forschungen  (10)  11.  5.  —  Eheberg.  5 


66  n.  5. 

stellen  ^)  —  ein  Gedanke,  der  mit  den  übrigen  Begierungsten- 
denzen  Karls  vollständig  im  Einklänge  steht.  Ebenso  scheint 
um  das  Jahr  794  oder  793  eine  neue  Vernifung  stattgefunden 
zu  haben,  denn  im  Gapitulare  Francofurtense  vom  Jahre  794 
wird  verordnet,  dass  die  „neuen  Denare **  überall  im  ganzen 
Beiche  bei  jedem  Kauf-  und  Yerkaufgeschäft  angenommen  wer- 
den sollen  ^).  Von  einer  dritten  VeiTufiing  aus  der  Karolinger- 
zeit geben  uns  die  Capitularia  Aquisgr.  vom  Jahre  825  Kunde. 
Auch  hier  hat  die  Verordnung  einen  ähnlichen  Inhalt:  Von 
der  Sankt  Martinsmesse  an  soll  eine  neue  Münze  eingeführt  wer- 
den, und  diese  soll  im  ganzen  Reiche  Geltung  haben').  Das 
Edictum  Pistense,  das  sich  überhaupt  eine  durchgieifende  Münz- 
refoim  zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  enthält  auch  die  für  einen 
solchen  Zweck  durchgreifendste  Maassregel  der  Münzverrufüng, 
wodurch  allen  früheren  Missbräuchen  und  Anständen  beim  Ge- 
brauche des  Geldes  im  Handel  vorgebeugt  werden  sollte.  Es 
verordnet  an  Stelle  aller  früheren,  verschiedenen  Gepräge  eine 
neue,  an  Gestalt  und  Form  für  das  ganze  Reich  gleichmässig 
ausgeprägte  Art  von  Denaren  und  lässt  von  da  ab  nur  die&e 
als  ausschliessliches,  gesetzliches  Zahlungsmittel  gelten^).  Die 
Veränderung  betraf  diesmal  nur  die  äussere  Fonn  der  Denare. 


^)  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.  Bd.  I,  S.  4L  Cap.  Mantuanum:  (9>  De 
moneta :  ut  nulluB  post  Kalendas  Angustas  istos  dinarios  quos  modo  habere 
▼isi  sumuB  dare  audeat  aut  recipere;  is  qui  hoc  fecerit  bannozn  nostmin 
componat 

*)  Pertz:  a.  a.  0.,  S.  72.  Cap.  Francof. :  (5)  De  denarüs  antem  cer- 
tissime  sdatis  nostrom  edictum,  quod  in  omni  loco,  in  omnicivitate,  et  in 
omni  empturio  similiter  vadant  isti  novi  denarii,  et  accipiantor  ab  omnibus. 
Si  autem  nominis  nostri  nomisma  habent,  et  mero  sunt  argento,  pleniter 
pensantes,  si  quis  contradicit  eos  in  ullo  loco,  in  aliqao  negotio  emptionis 
vel  venditionis,  ai  ingenaos  est  homo,  15  solidos  componat  ad  opus 
regis  etc. 

')  Pertz:  a.  a.  0.,  S.  245:  (20)  De  moneta  vero,  unde  jam  per  tres 
annoB  et  amotionem  fecimus  et  tempos  quando  una  teneretor  et  aliae 
omnes  cessarent  constituimus,  hoc  et  omnibus  notam  esse  volamns,  qnoniam 
ut  absque  ulla  excusatione  dto  possit  emendari  spatiom  uscjue  ad  missam 
sancti  Martini  dare  decrevimus,  at  anosqoisque  comitom  in  suis  miois- 
teriis  de  hoc  jussionem  nostram  tunc  possit  habere  adimpletam;  qua- 
tenus  ab  illa  die  non  alla,  sed  illa  sola  per  totum  regnum  nostnun  ab 
Omnibus  habeatur,  etc. 

*)  Pertz:  a.  a.  0.,  S.  488  ff.:  (10)  Üt  ab  ipsa  missa  sancti  Mardni 
per  omne  regnum  nostrum  non  nisi  isüus  novae  monetae  meri  et  bene  pen- 
santes denarii  accipiantur.  Et  quicunque  ab  illa  die  alium  denariom  oe- 
gotiandi  causa  protulerit,  a  comite  et  a  ministris  ejus  auferator  ab  eo; 
sicut  in  libro  caj^itulorum  secundo,  decimo  octavo  c^pitulo  continetor. 
(11)  Ut  in  denanis  novae  nostrae  monetae  ex  una  parte  nomoi  nostnim 
habeatur  in  gyro  et  in  medio  nostri  nominis  monogramma,  ex  altera  vero 
parte  nomen  civitatis  et  in  medio  crux  habeatur.  (15)  üt  nuUus  more  so- 
lito  pro  ullo  lucro  vel  avaritia  hoc  leviter  accipiat;  sed  omnes  ab  ipsis  Ka* 
lendis  Julii  argentum  suum  in  constitutis  monetis  concambiari  fadant,  sden> 
tes,  quia  post  missam  sancti  Martini  null!  alii  denarii  in  regno  nostro  nisi 
istius  novae  nostrae  monetae  recipiantur,  et  ab  ipsius  ELalendis  Jolü  ipsi 
novi  denarii  ab  omnibus  accipiantur. 
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nicht  den  inneren  Gehalt,  während  einzelne  frühere  Verord- 
nungen, besonders  eine  pipinsche,  die  NeueinfOhrung  einer  im 
Gehalte  verschiedenen  und  zwar  schwereren  Münze  anordnen  — 
eine  Thatsache,  die  auch  durch  Münzfunde  bestätigt  ist  ^).  Der 
Tennin  für  die  Neueinführung  der  Münze  ist  im  Edictum  wie 
im  Gap.  Francof.  auf  die  Martinsmesse  festgesetzt 

Diese  Verrufungen,  mögen  sie  nun  eine  schwerere  Münze 
an  die  Stelle  einer  zu  leichten  früheren  setzen,  oder  mögen  sie 
die  Absicht  haben,  eine  einheitliche,  diese  Einheitlichkeit  auch 
in  Bild  und  Gestalt  zu  erkennen  gebende  Münze  für  das  ganze 
Reich  und  jeden  Markt  desselben  einzuführen,  wie  die  Ver- 
rufungen Karl  des  Grossen  und  seiner  Nachfolger,  haben  eine  uns 
leicht  vei-ständliche  Tendenz.  Sie  wollen  einestheils  das  immer  noch 
bestehende  Misstrauen  der  Franken  gegen  die  Geldwirthschaft 
beseitigen,  andrerseits  es  dem  Handelti*eibenden  möglich  machen, 
das  an  einem  Oi*te  erhandelte  Geld  auch  anstandslos  an  einem 
anderen  verwenden  zu  können.  Es  ist  nirgends  von  einem 
Gewinne  die  Rede,  den  die  Könige  aus  einer  solchen  VeiTufung 
hätten  ziehen  wollen,  und  wenn  sie  dieselben  auch  zur  Erhe- 
bung von  Einnahmen  benutzt  haben  sollten,  so  bürgt  uns  die 
ganze  Tendenz  der  karolingischen  Verwaltung  dafür,  dass  die- 
selben keinesfalls  von  schädlicher  Höhe  gewesen  sind.  Diese 
VeiTufungen  konnten  auch  in  keiner  Weise  nachtheilig  wirken. 
Der  Zeitraum,  der  zwischen  den  einzelnen  Verrufungen  lag, 
war  offenbar  ein  jedesmal  mehrere  Jahi-e  umspannender,  so 
dass  es  nach  Ablauf  einer  jeden  Periode  demjenigen,  der  Mün- 
zen aus  dem  Anfang  derselben  im  Handel  erhielt,  selbst  an* 
genehm  sein  musste,  seine  bei  der  kunstlosen  Prägung  bereits 
abgenützten,  durch  die  damals  sehr  blühenden  Falschmünzereien 
verdächtig  gemachten  Denare  sich  gegen  neue  mit  einem  ge- 
ringen Zuschlag  für  Prägekosten  umzutauschen. 

Es  ist  auch  kaum  zu  glauben,  dass  in  diesen  Veniifungen 
die  Quelle  aller  späteren,  das  ganze  Mittelalter  hindurch  mit 
ganz  anderen  Tendenzen  vorgenommenen  Verrufungen  liegt. 
Sie  scheint  meiner  Meinung  nach  vielmehr  auf  einer  Thatsache 
zu  beinihen,  gegen  welche  eben  diese  Verrufungen,  allerdings 
vergebens,  anzukämpfen  sich  bemühen.  Auch  hiefür  finden 
wir  die  Erkläiomg  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Markt-  und  Verkehrawesens.  Die  Art,  wie  im  Frankenlande 
und  später  in  Deutschland  die  Märkte  ins  Leben  traten,  hatte 
nicht  blos  die  Territorialität  des  Münzwesens  wiB  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens  überhaupt  zur  Folge,  sondeni  sie  hatte,  in 
der  ei*sten  Zeit  wenigstens,  auch  ein  zeitlich  sehr  beschränktes 
Verkehi-sleben  geschaffen.  Der  eigentliche  Handelsverkehr,  der 
eine  grössere  Anzahl  von  Käufeiii  und  Verkäufern  zusammen- 
brachte, einen  ausgedehnteren  Waarenumsatz  schuf  und  Münz- 


^)  Soetbeer  in  den  Forschungen  z.  d.  Gesch.,  Bd.  IV. 
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geld  in  grösseren  Summen  nöthig  machte,  war  anf  die  wenigen 
grossen  Jahrmärkte  konzentriii;  ^);  Wochenmärkte  kamen  über- 
haupt erst  weit  später  auf,  als  die  Jahrmärkte;  nur  für  diese 
waren  in  der  ersten  Zeit  regelmässig  Tauschwerkzeuge  nöthig. 
Nach  den  Markttagen  richtete  sich  demnach  die  AusmOnzung, 
und  deshalb  war  die  Umlaufszeit  der  Münzen  eine  sehr  ver- 
schiedene ').  Es  war  natürlich,  dass  zu  jedem  solchen  Markte 
wieder  neue  Münzen  geschlagen  werden  mussten,  da  die  Münzen, 
welche  an  früheren  Markttagen  waren  gebraucht  worden ,  ver- 
loren, abgenützt,  theilweise  wohl  auch  in  die  Fremde  gewandert 
waren.  Es  lag  nun  nahe,  besonders  nachdem  das  umsichtige, 
zentralistische  Regiment  Karl  des  Grossen  und  seiner  nächsten 
Nachfolger  aufgehört  hatte,  dass  zu  jedem  Markttage  die  Mün- 
zen mit  neuen  Stempeln  und  Bildern  vei'sehen  wurden  und 
dann  nur  mehr  von  Markttag  bis  Markttag  Geltung  hatten. 
Damit  kam  zu  der  erzwungenen  Umprägung  alles  nicht  ein- 
heimischen Geldes  der  andere  Zwang  hinzu,  auch  alles  einhei- 
mische, aus  früherer  Prägung  noch  vorhandene  Geld,  sobald 
ein  Jahrmarkt  kam,  zur  Münze  zu  tragen  und  dort  gegen  neues 
Geld  umzuwechseln.  Ein  Blick  auf  die  schlesischen  Verhält- 
nisse, die  uns  im  12.  Jahrhundert  auch  für  manche  andere 
Vorgänge,  z.  B.  die  Entwicklung  der  Münzprivilegien,  eine  Ge- 
staltung zeigen,  wie  sie  im  Frankenlande  zweifelsohne  im  10. 
und  11.  Jahrhundeit  sich  vollzog,  beweist  uns  diesen  Gebrauch 
auch  noch  für  spätere  Zeiten  und  lässt  uns  zugleich  die  Quelle 
deutlichst  erkennen.  Hier  wurde  jedenfalls  bis  in  die  ersten 
Jahrzehnte  des  13.  Jahrh.  die  Münze  bei  jedem  Jahrmärkte, 
und  zwar,  da  man  in  Schlesien  jährlich  drei  Märkte  abhielt, 
jährlich  dreimal  verändert  und  umgeprägt^);  die  gleichen  Zu- 
stände herrschten  in  Polen  ^).  Dass  die  Verrufung  alter  und 
die  Ausgabe  neuer  Münzen  im  wesentlichen  und  unmittelbaren 


')  Waitz:  Verf.-6e8c]i.,  Bd.  IV.  S.  40  ff.;  für  Frankreich  im  11.  Jahi^ 
hundert  vergl.  L am p recht:  a.  a.  0.  S.  125  f. 

*)  Vergl.  Lamprecht:  a.  a.  0.  S.  129. 

')  Sommersberg:  Silesiarum  remm  scriptores,  XJrk.  XLIII,  au3  dem 
Jahre  1218,  S.  825:  Caetenim  monetarios  in  renoyatione  monetae  ibi 
(Trebnitz)  habeat  jus  sal  vendendi  in  tribus  foris,  aicat  in  alüs  lods. 
Urkunde  XLI,  aus  dem  Jahre  1208,  S.  819 ;  Urkunde  XLYU,  ans  dem  Jahre 
1224,  S.  830:  Omnia  etiam  jura,  quae  hactenus  monetarii  in  Trebnitz  ha- 
buemnt,  tarn  in  foro  quam  in  tabemis  penitus  relazavi  (Henricus  Barbatos), 
praeter  quod  in  renoyatione  monetae  per  tria  fora  monetarius  salem  vendat 
Vgl.  dazu  B ÜB c hing:  Urk.  des  lOosters  Leubus,  woselbst  Heft  I,  S.  S6 
hieher  bezügliche  Urkunden  stehen  müssen.  Ich  konnte  ihn  leider  nir- 
gends erhalten. 

*)  Für  Polen  bezeugt  es  ein  Schreiben  Papst  Innocenz  IE.  aus  dem 
Jahre  1205  aus  Raynaldi  annal.  eccles.  Nr.  15,  abgedruckt  bei  Stenzel 
und  Tzschoppe:  Urk.*Samml.  Schlesiens,  S.  6,  mit  folgendem  Wortlaot: 
Cum  ex  consuetudine  re|;ionis  usualis  moneta  per  annnm  apud  vos  tertio 
renovetur  et  quae  prius  m  usu  fuerat  denum  redditur  vilior,  usu  alterius 
succedente,  vos  eidem  apostolo  censum  debitum  illo  differtis  tempore  per- 
soluendum,  in  quo  monetae,  quam  solvitis,  rilior  usus  erit 
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Zusammenhange  mit  den  Jahrmärkten  stand,  geht  auch  aus 
anderen  Urkunden  sogar  aus  späterer  Zeit,  als  sich  diese  in- 
nige Verbindung  von  Markt  und  Münze  bereits  in  den  meisten 
Orten  gelöst  hatte,  noch  deutlich  hervor.  So  erlaubt  im  Jahre 
1219  Friedrich  U.  den  Bürgern  von  Nürnberg,  auf  den  Märk- 
ten von  Donauwörth  und  Nördlingen  Gold-  und  Silberhandel 
zu  treiben,  und  der  Nüinberger  Münzmeister  soll  den  Markt 
besuchen  und,  wenn  es  ihm  beliebt,  Pfennige  seiner  Münze 
dort  schlagen^)  —  also  ein  Münzprägen  eigens  zu  Zwecken 
des  Marktes  und  nur  zu  Zeiten  des  Marktes.  Das  Gleiche  be- 
stätigt uns  eine  Urkunde  Herzog  Ottos  von  Bayern,  welche 
die  Ausmünz ung  einer  neuen  Münze  zu  Landshut  „circa  initium 
messis''  befahl  ^),  ja  es  ist  noch  für  das  Jahr  1431  aus  einem 
Lehnsbrief  Kaiser  Sigismunds  an  Eonrad  Weinsberg  klar  zu 
ersehen').  Wir  können  uns  überhaupt  nach  unsem  staatlich 
so  fest  geordneten  Münzverhältnissen  kaum  eine  Vorstellung 
machen  I  wie  sehr  damals  das  Geld  nur  dem  augenblicklichen 
Bedürfniss  diente  und  zur  Befriedigung  eines  solchen  häufig 
schnell  hergestellt  wurde.  Eine  Urkunde  Hei-zog  Heinrich  I. 
schildert  dies  sehr  drastisch,  indem  sie  dem  Kloster  zu  Ti'ebnitz 
ausnahmsweise  erlaubt  —  denn  eigentliche  Münzverleihungen 
seitens  der  schlesischen  Herzöge  kamen  nicht  vor  — ,  jeden 
Monat  in  Breslau,  wenn  es  daselbst  Fische,  Eier  und  Käse 
kaufen  liesse  und  keine  Münze  hätte,  solche  bis  zum  Betrage 
von  einer  Mark  Silber,  was  Herzog  Wladislaus  später  auf  drei 
Mark  wöchentlich  erhöhte,  schlagen  zu  lassen^). 

Während  sich  in  Schlesien  die  uraprüngliche  Art  des  Münz- 
verrufes bis  ins  13.  Jahrhundert  hinein  erhielt,  hatte  in  den 
übrigen  Städten,  besonders  im  Westen  Deutschlands,  eine  so 
häufige  Verrufung  bereits  aufgehört,  obwohl  sie  auch  hier  noch 
drückend  genug  auf  dem  Handel  und  Verkehr  lastete^).    So 


^)  Beyschlag:  Venach  einer  MOnzgescK.  Augsborgs,  S.  96,  Anm.  15: 
In  nondinis  Werde.  Cim  Nurembergens.  com  denarüs  .  nurembergensibus  . 
de  iure  cambiet  et  emet  aorom  et  arffentnm  et  nemo  prohibebit  Similiter  in 
nondinis  Nordelingen .  cum  denarüs  Norembergen .  ement  et  cambient  aurom 
et  argentum  et  magister  Nnrembergen .  monete  illuc  ibit  si  Yolueiit  et  de- 
narios  sue  monete  ibi  fonnabit  Abgedmckt  aas  Schöpperlin's  Kl. 
bist.  Schriften,  Bd.  I,  S.  297. 


«)  Pfeffinger:  Vitr.  iUastr.  Bd.  HI,  S.  470. 

')  YeittL  Beyschlag:  a.  a.  0.,  S.  121  £  and  die  S.  122  aas  Schöp- 
perlins  kleinen  historischen  S'-hrülen,  Bd.  I,  S.  412  abgedrackte  Ur- 
kunde: von  alten  herkommen,  vnser  Yorfam  Komischer  kaiser  ynd  konige 
Ire  silbrin  vnd  guldin  müntze  aller  meiste  za  Frankfurt  ynd  zu  Nördlingen 
Ton  den  Jarmerkt  ynd  messe  wegen  gelegt  und  gehabt  haben,  durch  se- 
maines  nutzes  vnd  bestes  willen ,  den  kaufileutten  vnd  nottorft  der  Lande, 
als  wir  auch  by  unsem  Zeitten  soliche  Müntze  an  den  genannten  Stetten 
aoch  gehalten  vnd  shüien  lassen. 

*)  Stenzel  und  Tzschoppe:  Ürk.-B.  Schlesiens,  S.  87. 

")  ^elleicht  hat  sie  in  anderen  Gebenden  nie  so  oft  stattgefunden.  Dies 
ist  nicht  nachweisbar,  solang  man  keine  genaue  Untersuchung  aber  die 
ZM  der  Jahrmärkte  in  den  verschiedenen  Gebieten  angestellt  hat  Es  scheint 
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wurde  in  Brandenburg  im  13.  und  14.  Jahrhundert  die  Mfinze 
alljährlich  einmal  veniifen,  in  der  Regel  um  Jakobi^).  Ein 
gleicher  Teimin  bestand  in  Dänemark  und  Schonen  noch  im 
14.  Jahrhundert').  Im  Jahre  1276  wurde  in  Magdeburg  die 
Münze  ebenfalls  einmal  im  Jahre  verrufen  ^ ;  während  der  Sach- 
senspiegel im  Ai*t.  26,  §  1  des  Landrechts  von  Magdeburg  eine 
zweimalige  VeiTufung  behauptet*).  Auf  die  Zahl  der  Ver- 
rufungen  in  anderen  Städten  werde  ich  unten  noch  zu  sprechen 
kommen. 

Wie  diese  mit  der  Ausgabe  neuer  Pfennige  verbundene 
Einziehung  der  alten  vor  sich  ging,  und  mit  welcher  Strenge 
dieselbe  von  den  Münzherren  aufrecht  erhalten  wui-de,  darüber 
gibt  uns  das  Strassburger  Stadtrecht  Aufschluss.  Hier  steht 
geschrieben:  „Wenn  eine  neue  Münze  geschlagen  und  die  aJte 
verrufen  wird,  so  soll  vom  Tage  des  Vemifs  an  eine  Frist  von 
sechs  Wochen  angesetzt  werden ,  innerhalb  welcher  der  Münz- 
meister jeden  Beliebigen  belangen  kann,  wenn  er  verrufene 
Münze  angenommen  hat.  Wenn  der  Ergriffene  seine  Schuld 
leugnet;  so  soll  er  mit  sechs  Eideshelfem  seine  Unschuld  be- 
schwören,  sonst  muss  er  dem  Münzmeister  60  Schillinge  bttssen. 
Sind  7  Wochen  vorbei ,  so  darf  er  Niemanden  mehr  belangen, 
ausser  wen  er  mit  eigenen  Augen  verbotene  Münze  hat  anneh- 
men  sehen.  Hat  er  es  gesehen,  so  soll  er  dem  Schuldigen  den 
Pfennig  abnehmen,  ihn  ins  Gericht  bringen  und  dort  anklagen : 
und  wenn  Jener  die  Schuld  in  Abrede  stellt,  so  soll  er  ihn  mit 
drei  ehrenhaften  Männern  übeiführen.  Wenn  ihn  der  Münz* 
meister  nicht  hat  überführen  wollen,  so  mag  er  sich  mit  seinem 
alleinigen  Eide  losschwören.^  ^).  Interessanter  noch  ist  die  hier- 
auf sich  beziehende  Bestimmung  des  Augsburger  Stadti'echtes, 
weil  sie  die  Wichtigkeit  einer  solchen  Verrufung  recht  deuüich 


nach  der  einmaligen  Verrufiing,  die  im  Grossen  und  Ganzen  am  Rhein  und 
in  Mtteldeutschland  herrschte,  fast,  als  ob  in  diesen  Gegenden  in  den  ersten 
Zeiten  nur  ein  grosser  Jahrmarkt  abgehalten  worden  wäre. 

^)  Kl ö  den:  Der  Eaufinann  im  Mittelalter,  ü.  Stück,  S.  65.  8.  onteo 
Anm.  4. 

^)  Sartorius:  Geschichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hnnsa,  Bd.  I, 
S.  164,  Anm.  1.  Verordnung  König  Enchs  Monved  vom  Jahre  1904  (ab- 
gedruckt in  Amher:  Rechtsgesch.  Bd.  II,  534;  vergl.  So  hm  XI,  458):  De 
monetis  est  statutum ,  quod  innovatio  monete  prius  quam  in  nroximo  gene» 
raU  placito  cuiuslibet  terrae  (d.  h.  jeder  Lanoschaft,  .z.  B.  Seelands,  Jüt- 
lands,  Schönens  u.  a.)  ante  festum  b.  Michaelis  nullatenus  pnblicetur,  sicati 
monetarius  capitis  sui  amissionem  voluerit  elitäre. 

*)  Dreyhaupt:  Beschreibung  des  Saalkreises,  S.421:  statnimns, 

Magister  monete  renoyare  debet,  noTOS  cudat,  cudique  fadat  denarios,  per 
anni  drculum  duratnros. 

*)  Während  der  Sachsenspiegel  das  Recht  feststellt,  dass  man  MQnzeo 
nur  erneuen  soll,  sobald  ein  neuer  Herr  zur  Regierung  kömmt,  sagt  eine 
Glosse  hiezu  (Ausgabe  von  Homeyer  (3.  Aufl.))  Bd.  I,  S.  255):  Diz  is  jegen 
di  gewohnheit,  wan  me  yemiet  si  alre  jar  in  der  marke  ens,  unde  in  deme 
biscopdum  tu  megdeburg  tvies. 

^)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  65  f. 
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macht.  Sie  lautet:  „Man  sol  auch  wizzen:  swenne  der  bischof 
sine  phenninge  haizzet  versiahen  unde  daz  mit  gutem  rate  tut, 
swenne  des  zit  ist,  daz  man  si  verbiete,  so  sol  der  vogt  die 
sturengloggen  haizzen  luten,  unde  sol  der  vogt  die  alten  phen- 
ninge verbieten,  daz  si  niemen  naeme.  Unde  sol  auch  gebieten 
daz  niemen  mit  den  alten  phenningen  kauffe  noch  verkauffe 
wan  mit  niwen  phenningen*  ^). 

Eine  bestimmte,  in  gewissen  Schranken  sich  haltende  Ver- 
rufüng  und  Einziehung  war  so  nach  den  damaligen  Verhält- 
nissen gerechtfertigt  und  sogar  nothwendig;  denn  es  machte 
vor  allem  die  sehr  bedeutende  Abnützbarkeit  und  Gebrechlich- 
keit dieser  Anfangs  aus  den  dünnsten  Silberblechen  geschla- 
genen Pfennige  (der  sog.  Brakteaten)  und  die  damit  verbundene 
Entwerthung  der  Münze  eine  Einziehung  und  Refonnirung  des- 
selben nothwendig;  dann  zwangen  Falschmünzereien,  die  bei 
der  Einfachheit  und  Unvollkommenheit  der  Technik  ein  leichtes 
Feld  hatten,  zu  einem  öfteren  Wechsel  des  Stempels.  Ebenso 
kann  man  es  erklärlich  finden,  dass  neue  Hen-en,  sobald  sie 
an  die  Regiei-ung  kamen,  ihr  Bildniss  auf  den  Mtlnzen  sehen 
wollten,  und  deshalb  die  Münzen  ihrer  Vorgänger  einzogen  und 
dagegen  neue  mit  ihrem  eigenen  Bildniss  und  Zeichen  in  Um- 
lauf setzen  liessen.  Geschah  eine  Veriiifung  in  Folge  derartiger 
Vorgänge  und  besonders  zu  einer  Zeit,  in  der  Wechsel  und 
Silberhandel  den  Münzbeamten  zu  einer  Neuprägung  nicht  das 
nöthige  Material  lieferte,  oder  zur  Zeit,  in  der  die  Falschmün- 
zereien Misstrauen  gegen  alle  in  Umlauf  befindlichen  Münzen 
erregen  mussten,  so  wurde  sie  von  den  Unteithanen  nicht  so 
drückend  empfunden  und  diese  liessen  sich  wohl  ohne  Weige- 
rung einen  Pfennig  für  das  Dutzend  alte  beim  Umwechseln  ab- 
ziehen, so  dass  sie  statt  13  alt^r  Pfennige  nur  12  gleich wer- 
thige,  sehr  häufig  aber  auch  minderwerthige  neue  bekamen; 
denn  so  viel  mindestens  musste  als  Schlagschatz  gegeben  wer- 
den. Aber  bald  wurden  auch  die  Verrufungen,  die  sich,  wie 
wir  zu  schildern  versuchten,  aus  thatsächlichen ,  auf  Gewohn- 
heit und  Sitte  bemhenden  Verhältnissen  mögen  gebildet  haben, 
von  den  Münzherren  fQr  ihr  ausschliessliches  Interesse  zu  ver- 
werthen  gesucht,  zur  Vermehiiing  ihrer  Einkünfte  aus  dem 
Mtinzregal.  Wenn  der  Einzelne  seine  alte  Münze  zum  Zwecke 
des  Umtausches  gegen  neue  an  die  Münze  brachte,  so  musste 
er  wohl  auch  fiHher  von  seiner  alten  Münze  etwas  einbüssen, 


*)  Meyer:  Das  Stadtb.  Ton  Augsburg,  Art  8,  §  15,  S.  18.  Eine  wei- 
tere hieher  gehörige  Bestiininuiig  enthält  der  Sachsenspiegel,  Land- 
recht, Tbeil  I,  Buch II,  Art.  26,  §  6,  in  der  Ausg.  von  Homeyer,  S.  87: 
Swenne  man  die  penninge  verbiit ,  over  virteinnacht  dar  na  mut  man  mit 
den  penningen  gelden  vnde  pand  osen.  Sve  dur  mede  koft  bouen  rechte  tiet, 
die  montere  mn  se  yme  wol  to  breken,  he  sal  se  aver  yme  weder  geuen. 
Desgleichen:  Spiegel  deutscher  Leute  Nr.  1dl,  §  6,  in  der  Ausgabe  von 
Ficker  S.  109. 
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d.  h.  er  bekam  etwas  weniger  neue,  theils  als  Entschädigong 
für  das  .in  der  Zwischenzeit  abgeriebene  Silber,  theils  als  Er- 
satz für  die  Abnützung  der  Prägewerkzeuge,  das  Brennmaterial 
etc. ,  theils  als  Lohn  für  die  Münzer ,  vielleicht,  aber  jedenüalb 
in  minimalen  Beträgen,  auch  als  Abgabe  an  den  Fürsten.  Aber 
mit  der  Zeit  rissen  hier  die  uneiträgUchsten  Missbräuche  ein, 
um  so  unerträglicher,  als  damit  die  eigenen  Unterthanen  zu- 
meist betroffen  wurden.  Es  wurde  besonders  in  manchen  Ge- 
genden Deutschlands  mittelst  dieser  Ven*ufungen  eine  syste- 
matische Ausbeutung  aller  Geldbesitzer  herbeigeführt,  welche 
fast  auf  Vernichtung  des  Kapitals  in  den  Händen  der  Unter- 
thanen hin  arbeitete.  Wurden  auswärtige  Pfennige  und  der 
Handel  mit  Silber  mit  einer  Abgabe  belegt,  so  konnte  das 
zwar  auch  für  den  eigenen  Bürger  gewisse,  indirekt«  Nach- 
theile  haben;  mit  den  Ven*ufungen  aber  wurde  er  und  nur  er 
getroffen  und  zwar  direkt  und  in  einer  Weise,  welche  uns  von 
dem  rohesten  Egoismus  und  der  oft  grenzenlosen  Gewissen- 
losigkeit eines  grossen  Theils  der  damaligen  Reichsfürsten 
Zeugniss  gibt. 

Anstatt  allgemeiner  Betrachtungen  möge  ein  konki-etes 
Beispiel  uns  die  Bedeutung  und  Wirkung  einer  solchen  Ver- 
rufting  klar  legen.  Ich  wähle  hiezu  die  Mark  Brandenburg, 
weil  hier  einei-seits  die  Urkunden  und  besondei*s  die  Unter- 
suchungen ElödensO  uns  die  besten  Aufschlüsse  geben,  an- 
dererseits, weil  hier  die  Fürsten  das  Unwesen  der  VeiTufiingen 
in  Deutschland  wenigstens  im  18.  und  14.  Jalirhundert  am 
weitesten  getrieben  haben. 

In  der  Mark  wurden,  wie  erwähnt,  um  Jakobi  jeden 
Jahres  die  alten  Pfennige  eingezogen  und  die  neuen  aus- 
gegeben. Man  musste  hier  in  den  ältesten  Zeiten  für  12  Pfen- 
nige beim  Wechsel  ein  Aufgeld  von  1  Pfennig  bezahlen,  d,  h. 
man  erhielt  für  13  alte  Pfennige  12  neue.  Der  eine  Pfennig, 
der  dabei  abgezogen  wurde,  diente  zur  Deckung  sämmtlieher 
Prägekosten,  und  es  floss  wohl  auch  hier  schon  ein  Theil  in 
die  Kammer  des  Münzhenn.  Später  wechselte  man  12  neue 
Pfennige  gegen  14  alte  ein  und  im  Laufe  der  Zeit,  jedenfalls 
seit  Anfang  des  viei-zehnten  Jahrhunderts,  zahlte  man  16  alte 
Pfennige  für  12  neue.  Durch  diese  jährlich  sich  wiederholende 
Verrufimg  muss  der  Weilh  der  Münze  alljährlich  ein  dem 
Verlaufe  der  Tage  paralleles  Sinken  angenommen  haben.  Um 
Jakobi,  wo  die  neuen  Pfennige  ausgegeben  wurden,  reprä.scn- 
tirten  sie  auch  im  Handel  ihren  Nennweith,  d.  h.  12  Pfennige 
hatten  auch  den  Weith  von  12  Pfennigen.  Man  kann  sich 
nun  die  von  da  an  bis  zum  Schluss  dieser  Periode  eintretende 


^)  Klöden:  Ueber  die  SteUung  des  Kaufmanns  während  des  Mittel- 
alters  besonders  im  nordöstlichen  Deutschland,  n.  Stück,  S.  61  —  72.  Die 
hier  niedergelegten  Untersuchungen  liegen  den  folgenden  Ausführungen  zu 
Grunde. 
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Entwerthung  der  Pfennige  schematisch  auf  folgende  Weise  vor- 
stellen. Nach  Verlauf  des  ersten  Yieiteljahres  musste  ihr 
Werth,  entsprechend  der  vei-strichenen  Zeit,  bei*eits  um  ein 
Viertel  der  Differenz  gesunken  sein,  welche  nach  Ablauf  des 
Jahres  zwischen  dem  auf  der  Münze  festgesetzten  Werth  der 
jetzigen  und  der  auf  nächste  Jakobi  ausgeprägten  neuen  Pfen- 
nige sich  ergab.  Da  dieser  16  —  12  =  4  betrug,  so  musste 
der  Werth  eines  Schillings  =12  Pfennige  bereits  um  1  Pfen- 
nig gesunken  sein,  d.  h.  nach  Ablauf  des  ei'sten  Vierteljahres 
sind  ei*st  13  Pfennige  im  Handel  so  viel  werth,  als  zu  Anfang 
des  Jahres  12  weilh  waren;  der  innere  Weith  und  derNenn- 
werth  decken  sich  nicht  mehr.  Mit  Ablauf  des  zweiten  Viertel- 
jahres wiederholt  sich  dei'selbe  Vorgang ;  es  haben  nun  14  Pfen- 
nige den  Werth  von  ehemals  12;  nach  Ablauf  des  dritten 
Vierteljahres  15  und  des  vierten  Vierteljahres  16  Pfennige,  wo 
dann  die  Prozedur  wieder  von  voinö  beginnen  kann.  Mit 
diesem  innerhalb  eines  Jahres  eintretenden  Sinken  des  MQnz- 
werthes  erhöhten  sich,  vorausgesetzt,  dass  die  übrigen  Ver- 
hältnisse gleich  blieben,  die  Preise  der  Waaren.  Klöden  be- 
merkt ganz  richtig,  dass  sich  Kauf  und  Verkauf  jedenfalls  in 
vielen  Beziehungen  nach  diesen  Vorgängen  auf  der  Münze  ge- 
richtet haben.  Es  war  natürlich  am  vortheilhaftesten ,  gleich 
nach  dem  Münzwechsel,  also  um  Jakobi,  einzukaufen,  am  un- 
vortheilhaftesten,  vor  Jakobi  und,  wie  Klöden  sagt,  »aus  alten 
Zeiten  ist  dieser  Zeitraum  im  Handel  und  Wandel  unter  dem 
Namen  der  säuern  Gurkenzeit  beiiichtigt*'.  Es  war  dem- 
gemäss  das  Einträglichste,  vor  dem  Eintritt  des  Herbstes  und 
Wintei-s  für  das  ganze  Jahr  einzukaufen.  Für  den  Verkäufer 
war  dies  fi*eilich  die  ungünstigste  Zeit  und  wer  durch  die  Art 
seiner  Produkte  oder  sonst  wie  genöthigt  war,  um  Jakobi  zu 
verkaufen,  hatte  eine  schlechte  Stellung  dem  Verkäufer  gegen- 
über, der  erst  im  Sommer  loszuschlagen  brauchte.  Aus  diesen 
Münzeinrichtungen  werden  auch  die  Schwankungen  der  Preise, 
welche  in  jenen  Zeiten  in  so  auffälliger  Weise  sich  vollziehen, 
leichter  begreiflich.  In  manchen  Orten  fühlte  man  auch  dies 
Schwanken  der  Preise,  welches  zur  Zeit  des  Umtausches  den 
Höhepunkt  erreicht  haben  musste  und  suchte,  besonders  wenn 
die  neu  ausgeprägten  Pfennige  mit  den  einzelnen  VeiTufungen 
auch  in  Schrot  und  Korn  wechselten,  die  Waarenpreise  nach 
den  Einrichtungen  auf  der  Münze  zu  regeln,  indem  man  richtig 
den  Zusammenhang  des  Preiswechsels  mit  dem  Münzwechsel 
erkannte.  So  Hessen  sich  die  Schöffen  von  Schweidnitz  in 
Schlesien  durch  den  Münzmeister  die  Pfennige  neuester  Prägung 
jedesmal  bringen,  setzten  deren  Werth  fest  und  bestimmten 
darnach  in  Gemeinschaft  mit  dem  Rathe  und  den  Aeltesten 
der  Stadt  das  Maass  der  verkäuflichen  Gegenstände  *).  —  Am 


^)  Stenzel  und  Tzschoppe:  a.  a.  0.  S.  216  £ 


74  IL  5. 

meisten  musste  unter  diesen  Einrichtungen  in  der  Mark  der 
Getreidehandel  leiden,  da  die  Münzvemifung  hier  auf  Jakobi, 
den  25.  Juli,  also  gerade  gegen  die  Zeit  der  Ernte  hin,  fest- 
gesetzt Tvar.  Wenn  auch  in  Folge  guter  Aussichten  auf  die 
bevorstehende  Einte  der  Preis  des  Getreides  gegen  Ende  des 
ablaufenden  Eintejahres  um  25  ^/o  gegen  den  Anfang  gesunken 
sein  sollte,  so  hatte  dies  doch  keinen  merkbaren  Einfluss  zum 
Besseren,  weil  innerhalb  derselben  Zeit  auch  der  Werth  der 
Pfennige  um  25  ^/o  gesunken  war  und  es  konnte  so  trotz  der 
günstigen  Veränderungen  in  der  Pi-oduktion  das  ganze  Jahr  hin- 
durch das  Maass  des  Getreides  dieselbe  Zahl  von  Schillingen 
kosten.  Anders  war  es,  wenn  der  Preis  des  Getreides  un- 
mittelbar nach  der  Venufung  sank;  hier  konnte  sich  auch  die 
Zahl  der  daftlr  gezahlten  Schillinge  wesentlich  verändern,  ein 
Fall,  der  freilich  nach  der  Natur  der  Getreideproduktion  selten 
genug  eintreten  mochte.  Dagegen  mussten  steigende  Getreide- 
preise bei  sinkendem  Geldwerthe,  also  vor  Jakobi,  in  Folge 
schlimmer  Ernteaussichten,  sich  um  so  deutlicher  f&hlbar 
machen,  wie  denn  auch  unter  den  Preisschwankungen  jener 
Zeit  die  Getreidepreisschwankungen  die  heftigsten  sind. 

Eine  weitere  schädliche  Einwirkung  dieser  Verrufungen 
ist  die,  dass  sie  fast  jeder  Kapitalbildung,  insofein  das  Kapital 
in  Münzgeld  bestand,  hindernd  in  den  Weg  treten  mussten, 
indem  sich  ja  alles  baare  Geld  jährlich  um  25  %  verminderte, 
die  in  den  Säckel  des  Münzherrn  flössen.  Es  wäre  überhaupt 
kaum  denkbar,  dass  eine  derartige  Institution  sich  so  lange 
hätte  erhalten  können  ohne  jede  Blüthe  wirthschaftlichen  Lebens 
unmöglich  zu  machen,  wenn  nicht  der  Besitz  von  Kleingdd 
und  der  Qandel  mit  demselben  immer  noch  sehr  unbedeutend 
gewesen  und  grössere  Zahlungen  nach  dem  Gewicht  geleistet 
worden  wären. 

Die  eben  erwähnte  rein  schematische  Eintheilung  des 
Jahres  in  bestimmte  Theile,  denen  in  foitschreitender  Ent- 
wicklung die  Entwerthung  des  Geldes  parallel  ging,  findet 
auch  ihre  Bestätigung  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen, 
wie  uns  eine  Verordnung  des  Markgi'afen  Ludwig  von 
Brandenburg  belehit^).  Es  nöthigten  nämlich  die  endlosen 
aus  einer  derartigen  Benutzung  des  Münzregals  hervorgehenden 
Verwimmgen ,  Unsicherheiten  im  Geldverkehr  und  Schwan- 
kungen in  den  Preisen  wenigstens  zu  einem  Vei'such,  dieselben 
in  etwas  zu  mildern.  Die  Münze  gab  bis  zum  Jähre  1347,  in 
dem  die  eben  genannte  Verordnung  erlassen  wurde,  das  ganze 
Jahr  hindurch  von  einer  Vemifung  bis  zur  anderen  gleich- 
massig  12  Pfennige  für  einen  Schilling  aus,  obwohl  der  Werth 
des  Geldes  gegen  das  Ende  des  Jahres  zu  bedeutend  sinken 
musste;  mit  dem  Ende  einer  Periode  aber  nahm  sie  beim  Um- 


^)  Bachholz:  Versuch  einer  Geschichte  der  Chormark,  Bd.  V,  Anh.  67. 
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tausch  für  12  neue  Pfennige  16  alte.  Sie  setzte  somit  den 
Werth  der  alten  Pfennige  plötzlich  auf  drei  Viertel  herab, 
während  im  Handel  und  Wandel  die  Münzen  allmfiJig  sanken 
und  schon  mit  dem  ersten  Viertel  des  Jahres  hinter  dem  ur- 
sprünglichen von  der  Münze  berechneten  Werth  zurückblieben. 
Man  beschloss  nun,  dass  die  Münze  diesem  allmäligen  Sinken 
nachkomme,  und  nach  Verfluss  einer  bestimmten  Zeit  eben- 
falls mehr  als  12  Pfennige  für  einen  Schilling  gebe.  Die  Ver- 
ordnung bestimmt,  dass  im  nächsten  Jahre  16  alte  Pfennige 
Yon  dem  Münzmeister,  der  den  Wechsel  zu  besorgen  hatte, 
das  ganze  Jahr  hindurch  für  einen  Schilling  genommen  würden. 
Das  enthält  keine  Neuerung.  Diese  ist  enthalten  in  einem 
weiteren  Absatz,  welcher  bestimmt:  Jeder  Münzmeister  soll 
als  eine  Mark  ausgeben  an  Pfennigen:  a)  von  da,  wo  der 
Schlag  beginnt  bis  zum  St  Michaelistage  24^2  Schillinge, 
b)  von  Michaelis  bis  zum  St.  Martinitage  25  Schillinge,  c)  von 
Maiüni  bis  Weihnachten  25^^  Schillinge,  d)  von  Weihnachten 
bis  zur  Lichtmesse  26  Schillinge,  e)  von  da  bis  Mittfasten 
26  Vs  Schillinge,  f)  von  da  bis  Walpui-gis  27  Schillinge.  Diese 
Verordnung,  deren  Bestimmung  es  sein  sollte,  den  ungeheuren 
Nachtheilen  der  Münzven-ufung  entgegenzuwirken,  ohne  sie 
selbst  zu  beseitigen,  ist  komplizirter ,  als  es  für  den  ei*sten 
Blick,  aussieht.  Sie  steht  jedoch  in  der  Mark  nicht  einzig  da. 
Auch  in  Oesterreich,  wo  uns  übrigens  nirgends  derartige  Münz- 
zustände entgegentreten,  suchte  Albrecht  II.  in  seiner  Münz- 
ordnung für  Graz  vom  Jahre  1389  dem  durch  die  Vemifungen 
sich  ei-gebenden  Sinken  der  Pfennige  einigeimaassen  nachzu- 
kommen, indem  er  vei*ordnete,  dass  von  Lichtmess  bis  Sonntag 
Reminiscere,  vom  2.  Februar  bis  zum  21.  Febiiiar,  21  Pfennige 
auf  ein  Loth  Silber,  von  da  bis  zum  Georgentag,  24.  April, 
22  Pfennige,  von  da  an  bis  wieder  Lichtmess  23  Pfennige  auf 
ein  Loth  Silber  ausgeprägt  werden  sollen,  wo  dann  die  Münze 
wi  eder  21  neue  Pfennige  gegen  wahi-scheinlich  24  alte  ausgab  0. 
Unsere  brandenburgische  Verordnung  theilt  das  Jahr  in 
sechs,  beziehungsweise  acht  ziemlich  gleiche  Theile,  nämlich 
1)  vom  25.  Juli  bis  29.  September,  2)  von  da  bis  zum  11.  No- 
vember, 3)  von  da  bis  zum  25.  Dezember,  4)  von  da  bis  zum 
2.  Febmar,  5)  von  da  bis  zu  den  veränderlichen  Mittfasten, 
6)  von  da  bis  zum  1.  Mai  und  bestimmte,  wie  viele  Pfennige 
die  Münze  in  jedem  dieser  Zeittheile  für  eine  Mark  i'echnen 
sollte.  Die  übrigen  zwei  Theile ,  welche  für  eine  Eintheilung 
des  Jahres  in  annähemd  gleiche  Theile  noch  aus  der  Zeit  vom 
1.  Mai  bis  25.  Juli  hätten  gemacht  werden  müssen,  Hess  die 
Münze  unberücksichtigt.  Sie  folgte  dem  Sinken  der  Pfennige 
nur  bis  zum  sechsten  Achtel,  wo  sie  plötzlich  inne  hielt,  wäh- 


^)  Karajan:  Beyträge  z.  Gesch.   der  landesf&rstl,  Münze  Wiens  in 
Chmels  österr.  Gesch.  Forscher.,  Bd.  I,  S.  296  und  die  Zitate. 
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rend  im  Handel  das  Sinken  der  Pfennige  seinen  Fortgang; 
nahm.  Man  kann,  wenn  man  noch  die  2  Pfennige,  welche  hei 
24  Schillingen  und  4  Pfennigen  =  1  Mark  das  Remediam  nach 
dei-selben  Verordnung  betragen  sollte,  mit  einrechnet,  sich 
deutlich  die  Differenz,  welche  auch  nach  dieser  Verordnung 
noch  zwischen  dem  hier  festgesetzten  Nominalwerth  der  Pfen- 
nige, und  demjenigen  Werth,  den  sie  im  Handel  und  Verkehr 
hatten,  bleibt,  folgendeimaassen  veranschaulichen: 
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Nach  Ablauf  des  8.  Achtels  musste  man  gegen  82  V,  alte 
Schillinge  24V2  neue  auf  der  Münze  wieder  einwechseln. 

Durch  dieses  komplizirte  Verfahren,  wenn  es  auch  wohl 
eine  Besserung  in  den  Münzzuständen  ansti-eben  wollte,  wui'de 
kaum  etwas  Anderes  als  eine  noch  grössere  Verwirrung  und 
Unsicherheit  des  Geldwerthes  herbeigeführt.  Der  einzige  Vor- 
theil,  der  dem  Bürger  dadurch  zukam,  war  eine  Verminderung 
des  Schlagschatzes  von  25  %  auf  ungefähr  12  Vs  %.  Doch 
hätte  man  diesen  Zweck,  statt  ein  so  gekünsteltes  System 
herbeizuführen,  einfacher  eii'eiclit,  wenn  man,  zu  den  fr-üheren 
Zeiten  zurückkehrend,  beim  Wechsel  nur  14  alte  Pfennige  für 
12  neue  genommen  hätte.  — 

Es  hatte  auch  diese  märkische  Münzordnung  keinen  ver- 
bessei-nden  Einfluss  auf  die  Hebung  des  Handels  und  Verkehrs 
wie  des  Münzwesens  im  Speziellen  ausgeübt.  Waren  doch 
alle  diese  Verordnungen  vollständig  illusorisch,  sobald,  was  nur 
zu  häufig  vorkam,  der  Müuzhen*  die  neuen  Pfennige  auch  in 
Schrot  und  Korn  noch  leichter  ausprägen  Hess  als  die  alten, 
so  dass,  sie  nicht  einmal  bei  ihrer  Ausgabe  den  Nominalwerth 
hatten.  Es  gab  nur  ein  wirksames  Mittel,  welches  diesen 
furchtbaren  Missständen  ein  Ende  machte  —  das  selbstthätige 
Eingieifen  der  dadurch  so  schwer  betroffenen  Bürger,  den  Er- 
werb des  Münzregals  von  Seite  der  Städte,  wodurch  die  Aus- 
übung des  Wechsels  und  des  Münzverrufs  in  die  Hand  «des 
Rathes  kam  und  von  diesem  zum  Besten  der  Gemeinde  ver- 
waltet werden  konnte. 

Wie  in  der  Mark  Brandenburg  hen-schten  auch  im  Bis- 
thum  Magdeburg  die  bedenklichsten  Missstände.  Es  wurden 
hier  im  Jahre  1276  die  bittei'sten  Beschwerden  geführt, 
und    in  Folge   dessen  in  diesem  Jahre   eine  Verordnung  er- 
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lassen,  welche  den  dringendsten  Klagen  begegnen  sollte;  aber 
diese  Verordnung  kam,  wie  manche  andere,  nicht  zur  Aus- 
fohrung.  Hier  trat  der  eben  besprochene  Fall  ein,  dass  die 
Bürger  neben  dem  durch  den  Aufwechsel  bedingten  Verlust 
auch  von  Jahr  zu  Jahr  schlechtere  Pfennige  bekamen.  Es 
wird  hier  dem  Bischof  vorgewoifen,  dass  in  Halle,  wo  er 
ebenfalls  das  Mttnzrecht  hatte,  Pfennige  geschlagen  würden, 
die  sich  nicht  gleich  blieben;  sie  würden  mit  jedem  Tage 
kleiner  und  leichter,  so  dass  man  sie  mit  einem  Windhauch 
wegblasen  könne  ^).  Ebenso  traurig  sah  es  im  Bisthum  Halber- 
stadt aus.  Hier  wurde  das  Münzregal  ebenfalls  auf  eine  so 
unsinnige  Weise  ausgenützt,  dass  der  Bischof  selbst  im  Jahre 
1363  zugeben  musste,  seine  Münze  sei  so  schlecht  geworden, 
dass  sie  zum  Handelsverkehr  nicht  mehr  benutzt  werden  könne 
und  dem  ganzen  Lande,  Geistlichen  und  Laien,  wie  auch  be- 
sonders den  Gotteshäusern,  ein  unersetzlicher  Schaden  ent- 
standen sei.  Er  entschloss  sich  deshalb,  das  Münzrecht  zur 
Verbessemng  des  Münzwesens  dem  Domkapitel  und  Rathe  zu 
Halberstadt  abzutreten*).  Freilich  lag  die  Schidd  des  zu 
schlechten  Geldes  nicht  immer  ausschliesslich  in  der  Gewinn- 
sucht des  Münzhenii;  es  hatten  auch  die  Münzverwaltungs- 
beamten,  denen  die  Eigenthümlichkeit  der  Verwaltung  eine 
grosse  Selbständigkeit  und  damit  die  Möglichkeit  gewährte, 
für  ihr  eigenes  Interesse  zu  sorgen,  ihren  guten  Antheil  dai*an. 
Es  mag  hier  die  Stelle  sein,  einen  kleinen  Seitenblick  auf 
die  französischen  Verhältnisse  zu  weifen,  welche  in  Ausbeutung 
des  Münzregals  durch  VeiTufungen  und  Veränderungen  zu 
verschiedenen  Zeiten  das  denkbar  Möglichste  leisten.  Mit  den 
Vennfungen  Hand  in  Hand  gingen  hier  bald  Erleichteiiingen, 
bald  Ei*schwerungen  des  Münzfusses,  je  nachdem  der  König 
sich  in  Finanznöthen  befand  oder  nicht.  Die  Zahl  der  Ver- 
änderungen wechselte  von  Jahr  zu  Jahr,  war  aber  regelmässig 
grösser,  als  in  Deutschland  auch  in  den  schlimmsten  Gegenden, 
wie  in  der  Mark  und  in  Schlesien.  Die  Mark  Silber  wurde 
zu  2  Livres  18  Sols,  aber  auch  zu  112  Livres  ausgeprägt.  Im 
Jahre  1348  wechselte  man  elf  Mal  die  Münze,  im  nächsten 
neun  Mal,  im  Jahre  1351  achtzehn  Mal,  im  Jahre  1353  drei- 
zehn Mal;  1355  wieder  achtzehn  Mal,  wobei   die  Ausprägung 

^)  Bode:  Das  älteste  Münzwesen  der  Staaten  und  Städte  Nieder- 
sachsens,  S.  24  f.  and  der  dort  zitirte  Dreyhaupt:  Beschreibung  des 
Saalkreises  S.  421. 

')  Leuckfeld:  Nachrichten  üher  das  Münzwesen  zu  Magdeburg, 
HalbersUdt  und  Quedlinburg  (1721),  S.  134—138,  §  96  und  97.  Ich  hebe 
nur  die  eine  Stelle  aus  dieser  sehr  interessanten  Urkunde  hervor,  worin 
der  Bischof  von  seiner  Münze  sagt:  Ock  was  de  Schlach  von  were  also 
schnöde  worden,  dat  neu  kopenschop  in  unse  Lande  unde  Stadt  tho  Eüü* 
berst.  enquam,  noch  komen  mochte,  darvon  we  tho  voren  unde  alle  unse 
Nakomelinghe  unde  unse  godeshuss  unde  dat  gantze  Land,  Papen  und 
Layen,  groten  unverwintlichen  schaden  nomen  hebben,  und  nemen  musten  etc. 
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der  Mark  im  Laufe  eines  Jahres  von  4  Livres  auf  17  V',  Livres 
stieg  und  dann  wieder  auf  4^/^  Livres  zurückging.  Der  Kurs 
war  erzwungen.  Manchmal,  z.  B.  im  Jahre  1330,  verband 
man  eine  solche  Veirufung  mit  einer  systematischen  Zwangs- 
taxation fast  aller  Verkaufsgegenstände.  Die  Folge  waren  die 
grässlichsten  Verwiniingen,  da  man  die  schlechte  Münze  von 
der  guten  nicht  immer  unterscheiden  konnte.  Die  französi* 
sehen  Märkte  wurden  in  jenen  Zeiten  leer,  weil  der  fremde 
Kaufmann,  den  ihm  hier  im  Handel  drohenden  Yerlui>t  scheuend, 
sie  nicht  mehr  besuchte.  Die  Rentiera  verarmten  und  zuletzt 
die  Könige  selbst,  denen  man  die  Abgaben  in  schlechten  Mün- 
zen zahlte^). 

Noch  dazu  hatten  die  französischen  Städte  kein  Mittel  an 
der  Hand,  um  diesem  Unwesen  zu  steuern.  Die  Könige  ent- 
sagten zwar  für  Geld  dem  Münzrecht  in  manchen  Provinzen, 
z.  B.  in  der  Nonnandie,  wo  dann  eine  monnöage  als  Steuer 
bezahlt  wurde;  allein  im  Allgemeinen  führte  das  keine  Besse- 
rung herbei.  In  Deutschland  wird  bereits  durch  das  kräftige 
Eingreifen  der  Bürgerschaft  der  Rath  Herr  über  das  Münz- 
wesen, das  Münzrecht  wird  den  geistlichen  und  weltlichen 
Herren  abgepachtet,  abgekauft,  abgezwungen,  die  Aufsicht  über 
dasselbe  strenge  gefühlt.  Was  zum  Unglück  Deutschlands  gewor- 
den war,  nemlich  die  vollständige  Absonderung  der  einzelnen  Ge- 
biete von  einander  und  von  Kaiser  und  Reich,  welche  es  den 
einzelnen  HeiTon  ermöglicht  hatte,  in  ihren  Gebieten  als  un- 
umschränkte Machthaber  zu  schalten  und  zu  walten,  eben  das 
brachte  wieder  eine  günstigere  Entwicklung  herbei,  indem 
hier  die  Herren  in  der  Folge  keinen  Rückhalt  hatten  gegen 
das  ungestüme,  Verbesseiningen  fordenide  Andrängen  der  freier, 
selbst-  und  zielbewusster  gewordenen  Bürgerschaft.  Dagegen 
hatte  Frankreich  ein  einheitliches  Oberhaupt,  das  nach  allen 
Seiten  hin  freie  Hand  hatte  und  gegen  das  ein  Widei-stand  der 
einzelnen  Städte  wenig  nützen  konnte.  Doch  geschah  hier 
eines,  woran  man  in  Deutschland  damals  kaum  dachte,  es  be- 
gannen theoretische  Untersuchungen  über  die  Berechtigung 
des  Fürsten  zu  derartigen  Veränderungen  und  Willkürlichkei- 
ten im  Münzwesen.  In  Deutschland  waren  die  üntei-suchungen 
praktischer  Natur;  man  empfand  die  Uebelstände;  das  war 
Grund  genug,  um  auf  ihre  Beseitigung  hinzuarbeiten,  unbe- 
kümmert um  die  Frage,  ob  denn  die  Füi-sten  von  Anfang  an 
zu  einer  derartigen  Ausbeutung  ihrer  Regalien  auch  ermächtigt 

^)  Warnkönig:  Französische  Staats-  und  Eechtsgeschichte,  Bd.  L, 
S.  457.    Ordonn.  de  France,  Bd.  II,  S.  44  ff.,  58,  und  Bd.  III,  S.  124. 

Von  den  Ordonnanzen  betreffen  in  den  5  ersten  Bänden  1)  die  Fabri- 
kation der  Münzen  86,  2)  die  Münzarbeiter  26,  3  den  Münzkurs  86,  4)  die 
Zeichen  der  Stücke  34,  5)  die  Esportation  des  Geldes  21,  6)  Einführonff 
fremder  Münzen  20,  7)  die  Münzverfalschung  23,  8)  die  Alteration  und 
Herabsetzung  der  Münzen  durch  die  Könige  83,  9)  die  Münzbeamten  36, 
10)  das  Münzrecht  als  Regal  18,  zusammen  383  Ordonnanzen. 
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seien.  Man  brauchte  diese  Frage  auch  nicht  weiter  zu  er- 
öi-tem,  weil  man  einfach  die  Macht  hatte,  den  Uebelständen 
abzuhelfen.  In  Frankreich  jedoch  drängte  die  Hilflosigk^t 
der  Städte,  ihre  Ohnmacht  gegenüber  den  Verordnungen  der 
Könige  zu  theoretischen  Eröilerungen ;  was  man  mit  der  Faust 
nicht  ausmachen  konnte  und  wozu  die  Berufung  auf  die  Ge- 
walt nicht  verhalf,  dazu  sollte  die  Feder  und  die  theoretische 
Untersuchung  aufgeklärter  Köpfe  verhelfen.  Man  vei*suchte 
hier  den  Fürsten  von  der  Unrechtmässigkeit  und  Unzweck- 
mässigkeit  seines  Treibens  durch  logische  Gründe  zu  überzeu- 
gen. Der  Mann,  der  all  den  damals  in  der  Luft  liegenden 
Ansichten  über  das  Verhältniss  des  Füi'Sten  zum  Münzwesen 
und  zur  Allgemeinheit  der  Unteithanen  den  beredtsten  Aus- 
dinick  gegeben  hat,  ist  der  Bischof  Nicolaus  Oresmius  von 
Lisieux.  Er  that  dies  in  seinem  Tractatus  de  origine  et  jure 
nee  non  et  de  mutationibus  monetaiiim,  der  eine  von  seinen 
115  Predigten  bildete,  und  ungefähr  aus  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts stammen  mag^). 

Die  Vorschiiften,  die  Oresmius  in  diesem  Traktate  für  eine 
einsichtsvolle  Ausübung  des  Münzrechts  und  eine  Ordnung  des 
Münz  Wesens  niedergelegt  hat,  sind  zwar  alle  nui'  speziell  für 
Frankreich  geschrieben,  doch  in  ihrer  Allgemeinheit  auch  auf 
die  erwähnten  Zustände  in  der  Mark  Brandenburg,  in  Magde- 
burg und  Halbei-stadt  vollständig  anwendbar.  Hier  wie  dort 
thatsächlich  eine  zeitweise  Stockung  des  Verkehrs,  eine  Ver- 
ödung der  Märkte,  eine  Veraimung  der  Unterthanen.  Aller- 
dings sind  für  Deutschland  derartige  Zustände  Ausnahmen. 
Das  Verwerfliche  dieser  Ausnahmen  wurde  auch  von  den  mei- 
sten Münzheiren,  allerdings  in  der  Regel  erst  auf  die  bittersten 
Klagen  ihrer  Unteithanen  hin,  eingesehen,  und  wir  treffen  sie 
auch  nirgends  in  dieser  Rücksichtslosigkeit  und  wiilhschaftUchen 


')  Nicolaus  Oreftmias,  in  den  zwanziger  Jahren  des  14.  Jahrh.  vermuthlich 
zu  Caen  geboren,  war  seit  1855  Grossmeister  des  College  de  Navarra,  seit 
1860  Lehrer  des  nachmaligen  Königs  Karl  Y.  Yon  Frankreich,  seit  1877 
Bischof  Yon  Lisienx.  Röscher  yeröffentlichte  im  Jahre  1868  im  Bd.  XIX 
der  Zeitschr.  für  die  gesammten  Staatswissenschaften  einen  Aufsatz  aber 
ihn  unter  dem  Titel:  Ein  grosser  Nationalökonom  des  14.  Jahrhunderts, 
welcher  in  einem  Auszug  des  erwähnten  Tractats  besteht  In  der  That 
zeigt  Oresmius  eine  f&r  jene  Zeit  ganz  ungewöhnliche  Tolkswirthschaftliche 
Bildung,  er  entwickelte  z.  B.  in  dem  cap.  X  durchaus  richtige  Ansichten 
über  me  Theorie  des  Geldwerthes  und  Geldpreises,  so  dass  Düh rings 
absprechendes  Urtheil  über  ihn  (Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie 
und  des  Sozialismus,  1871,  S.  24)  in  keiner  Weise  gerechtfertigt  ist  Ueber 
Oresmius  s.  Wolowski:  Traictie  de  la  premi^e  invention  des  monnoies  de 
Nicole  Oresme,  1864.  In  Deutschland  beginnen  derartige  theoretische  Un- 
tersuchunffen  über  Wesen,  Bedeutung,  Ausübung  etc.  des  Münzrechts  erst 
im  15.  Jahrhundert  mit  dem  Traktat  G.  Byels.  S.  Schmoller:  Zur  Ge- 
schichte der  nationalökonomischen  Ansichten  in  Deutschland  während  der 
Beformationsperiode,  in  der  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatswiss.  Bd.,  XVI, 
8.  596—626. 
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Grausamkeit  ausgeübt  wie  in  der  Mark  Brandenburg  und  in 
Magdeburg.  Man  wollte  zwar  nirgends  dauernd  auf  die  aus 
den  VeiTufiingen  fliessenden  bedeutenden  Einnahmen  ganz  ver- 
zichten, aber  man  fand  hier  doch  eine  Art  sie  auszuQben,  welche 
den  Verkehr  weniger  störte  und  dem  Einzelnen  sich  nicht  so 
fühlbar  machte,  indem  man  entweder  die  Vennifiingen  ganz 
aufgab,  aber  an  deren  Stelle  eine  direkte,  fest  normirte  Abgabe 
von  den  Unterthanen  erhob,  oder  indem  man  alte  Pfennige  und 
neue  unter  bestimmten  Bedingungen  umlaufen  Hess,  oder  in- 
dem man  einfach  die  Zahl  der  Verrufungen  auf  ein  unschäd- 
liches Maass  zuillckfühi-te ;  ersteres  tritt  uns  in  Schlesien  und  in 
OesteiTeich  entgegen,  das  zweite  besondei*s  in  Ei-furt,  das  dritte 
in  zahlreichen  Städten,  vor  allem  in  den  mächtigen  Freistädten. 
In  Schlesien  wui-de  anstatt  der  häufigen  Verrufungen,  we- 
nigstens an  manchen  Orten,  eine  allgemeine  Steuer  unter  dem 
Namen  des  Münzgeldes  —  pecunia  monetalis  —  auf  alle  lie- 
genden Gründe  gelegt  Statt  des  Ausdiiicks  pecunia  monetalis 
kommt  auch  der  Name  defectus  monetae  —  Ausfall  an  der 
Münzeinnahme  —  vor^),  welcher  deutlich  auf  den  Ursprung 
dieser  Steuer  hinweist  und  zugleich  die  ui-sprüngliche  Bestim- 
mung der  Verrufung,  als  allgemeine  Abgabe  die  Einkünfte  des 
Herrn  zu  vermehren,  erkennen  lässt.  In  diesen  Gegenden 
scheint  auch  keine  Vei'schlechteiomg  des  inneren  Gehaltes  der 
Münzen  mehr  vorgekommen  zu  sein.  Die  erste  urkundliche 
Erwähnung  des  Münzgeldes  findet  sich  im  Jahre  1226;  später 
erscheint  es  in  verschiedenen  Städten  und  Dörfern,  in  den 
Städten  als  eine  feste  Abgabe,  in  den  Dörfem  als  Steuer  von  jeder 
Hufe.  Herzog  Boleslaus  von  Liegnitz  bestimmte  im  Jahre  1337 
für  die  Rittei-schaft  im  Liegnitzschen ,  Goldbergschen  und 
Hainauschen,  dass  jede  grosse  Hufe  8  Groschen,  jede  kleine 

3  Groschen  Münzgeld  geben  solle*).  König  Johann  erliess  im 
Jahre  1341  der  Rittei-schaft  des  Breslauer  und  Neumarkter 
Weichbildes  dasselbe  bis  auf  1  f 'j  Groschen  von  jeder  Hufe  ^. 
Zur  Zeit  Karls  IV.  entrichtete  im  Kantschen  jede  kleine  Hute 

4  Gi'oschen,  jede  grosse  12  Groschen;  im  Oppelnschen  zahlte 
noch  im  Jahre  1588  das  Dorf  Dobem  15  Thaler  23  Groschen 
Münzzinsen,  unstreitig  noch  das  alte  Münzgeld,  denn  es  ist 
ausdiilcklich  von  den  Süberzinsen,  d.  h.  den  in  baarem  Gelde 
abgetragenen  anderen  Gmndzinsen,  unterschieden.  Die  Be- 
willigung der  Höhe  des  Münzgeldes  hing  von  dem  Adel  ab,  der 
ein  Steuerbewilligungsrecht  hatte*). 

In  Oesterreich  hört  das  Venieuungsrecht  mit  dem  Jahre 
1359  auf  und  wurde  hier  in  das  sogenannte  Ungeld,   die  Ab* 


^)  Stenzel  und  Tzschoppe:  Schlesisches  Ürk.-B.  S.  6  f. 
2)  Ebenda:  ürk.  Nr.  148,  S.  543  f. 
»)  Ebenda:  ürk.  Nr.  152,  S.  550  flf. 

*)  Ebenda:  S.  55.  Weitere  Angaben  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  Mflnz* 
geldes  S.  191. 
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gäbe  des  zehnten  Pfennigs  vom  Ausschank  des  Weines,  Bieres 
und  Methes,  verwandelt  ^). 

Als  eine  Erleichteimng  des  Handels  muss  auch  die  Ein- 
richtung zu  Eifurt  bezeichnet  werden,  nach  der  es  gestattet 
war,  dass  neben  den  neuen  Pfennigen  auch  noch  die  alten  im 
Verkehr  gebraucht  werden  konnten,  freilich  nur  zu  dem  ge- 
ringeren Werthe,  den  sie  bei  der  Münze  beim  Umtausch  gegen 
neue  gehabt  hätten.  Die  Verrufung  wurde  zwar  hier  ai5  Be- 
fehl des  Mtlnzherm,  des  Erzstiftes  zu  Mainz,  alljährlich  aus- 
geübt, doch  war  der  Schlagschatz  hier  nicht  so  bedeutend  wie 
in  der  Mark,  und  die  Möglichkeit,  auch  alte  Pfennige  benutzen 
zu  können,  zwang  den  Handeltreibenden  nicht,  jedesmal  eine 
unbestimmte,  vielleicht  seinen  Bedarf  für  das  nächste  Jahr  weit 
übersteigende  Summe  neuer  Pfennige  zu  kaufen,  sondern  im 
einzelnen  Falle  mit  alten,  um  den  Zuschlag  vermehrten  Pfen- 
nigen zu  zahlen.  Der  Zuschlag  wird  im  Erfurter  Weisthum  von 
1289  ebenfalls  Schlagschatz  genannt  und  weist  dadurch  auf 
seinen  Ursprung  hin.  Doch  konnten  nicht  alle  Waaren  mit 
alten  Pfennigen  gekauft  werden  und  das  eben  genannte  Weis- 
tibum  unterschied  hier  di-ei  Kategorien.  Es  gab  Fälle,  in  denen 
weder  ein  Schlagschatz,  d.  h.  ein  Zuschlag  zu  den  alten  Pfen- 
nigen gegeben  werden  musste,  noch  Bezahlung  mit  neuen  Pfen- 
nigen nothwendig  war.  Das  ist  der  Fall,  wenn  ein  Bürger 
von  einem  Mitbüi'ger  kaufte  oder  wenn  Holz  eingekauft  wird, 
das  zui*  Verarbeitung  zu  Legein,  Kufen,  Fässern  und  allerlei 
Hohlwerk,  d.  h.  wohl  Böttcherarbeiten,  überhaupt  dient*),  Be- 
stimmungen theils  zu  Gunsten  der  einheimischen  Bürger  im 
Allgemeinen,  theils  zu  Gunsten  der  heimischen  Produzenten 
und  Konsumenten  derartiger  Waai-en,  welche  dadurch  um  den 
Schlagschatz  billiger  hergestellt  werden  konnten.  Zweitens 
gab  es  Fälle,  in  denen  man  sowohl  mit  neuen  ids  auch 
mit  alten  Pfennigen  kaufen  konnte,  wobei  der  Zuschlag 
nach  Alt  und  Maass  der  Waaren,  um  die  es  sich  handelte, 
genau  bestimmt  war.  So  soll  man  alles  Korn,  das  zum  Ver- 
kaufe in  die  Stadt  oder  deren  Weichbild  kömmt,  mit  neuen 
Pfennigen  kaufen  oder  man  soll  davon  den  Schlagschatz  geben  ^); 

^)  Kurz:  Oesterrdch  unter  Herzog  Rudolf  IV.,  S.25ffl  u.  Urk.Nr.  321. 

*)  Kirchhoff:  Die  ältesten  WeisthQmer  Erfurts,  S.  15,  §  20:  Ein  ieclich 
binger  en  sal  deheinen  slegeschatz  geben  von  deme  dinge  daz  er  kauffet 
wider  sinen  gegenborgere. 

')  Ebendfa:  S.  iS,  §  13:  Allez  daz  cimmerholtz ,  daz  man  behowen 
hat  mit  der  harten,  das  sal  man  chAffen  mit  nuwen  phenningen;  k^ffet  man 
es  mit  alden  phenningen  abir,  so  sal  man  davon  geben  sleffeschatz,  ane  das 
holtz,  davon  man  machet  legiln,  kaphin  nnde  bodiche  onde  allerleige  hol* 
werk:  davon  en  sl^eschazit  er  niht 

')  Ebenda:  S.  12,  §  11:  Swaz  komes  kämet  zu  Erforte  in  daz  wip- 
pilde  oder  in  die  stat  onverktHft,  daz  sal  man  köffen  mit  nawen  phenningen, 
oder  man  sal  davon  geben  slegeschatz 

Doch  ist  auch  hier  zu  Gunsten  der  einheimischen  Produzenten  in  §  10 
folgende  Bestimmung  erlassen:  Swaz  der  man  k^ifit  komis  nnde  gerstin  unde 

F«ncksng<pn  (1^)  IL  jk  —  Eheb«rg.  G 


82  n.  5. 

desgleichen  soll  Alles  mit  der  Axt  bereits  behauene  Zimmerholz 
mit  neuen  Pfennigen  gezahlt  werden;  kauft  man  es  aber  mit 
alten,  was  auch  zulässig  war,  so  soll  man  davon  Schlagschatz 
geben  ^) ;  unbehauenes  Zimmerholz  soll  man  ebenfalls  entweder  mit 
neuen  Pfennigen  oder  mit  alten  mit  einem  Zuschlag  von  zwei 
Pfennigen  vom  Schilling  bezahlen,  wobei  im  fuderweisen  Verkauf 
der  Käufer  den  Schlagschatz  zu  tragen  hat,  im  Einzelverkauf  der 
Verkäufer  *)  —  oflFenbar  eine  vom  BilligkeitsgefOhl  diktirte  Be- 
stimmung, weil  ja  der  Gewinn  im  Einzelverkauf  fbr  den  Ver- 
käufer grösser  war  als  im  Gi-osshandel,  und  vor  allem,  weil 
damit  das  Vorrecht,  das  der  einheimische  Bürger  im  Mittel- 
alter allenthalben  genoss,  ausschliesslich  den  Einzelverkauf  be- 
treiben zu  düiien,  geschädigt  war.  Desgleichen  soll  der  Fremde 
den  Schlagschatz  zahlen,  wenn  er  bei  der  Bezahlung  statt 
Münzgeldes  Silber  von  dem  Bürger  anninunt').  —  Für  eine 
dritte  Art  von  Waai-en  durften  nur  neue  Pfennige  gebraucht 
werden.  Dazu  gehörten  Hopfen  und  Pferde  bis  zu  dem  Preise 
von  Va  Mark,  neue  Wagen*),  sowie  Brennholz*)  und  Lamm- 
felle ^)  innerhalb  der  Zeit  vom  Chaifreitag  bis  Pfingsten.  Ebenso 
mussten  alle  Freizinsen  und  gewisse  dörfliche  Erbzinsen  in 
neuen  Pfennigen  abgetragen  werden').  —  Diese  nach  den  ein- 
zelnen Fällen  verschiedene  Leistung  des  Schlagschatzes  hatte 
sich  bis  zur  Zeit  des  Bibra-Weisthums,  also  bis  zum  Jahre  1332, 
bereits  weiter  ausgebildet  und  war  für  e  i  n  e  n  Fall,  analog  dem 
schlesischen  Münzgelde,  zu  einer  bestimmten,  jährlich  zu  ent- 

habem,  davon  sal  er  geben  slegeschatz,  ande  des  er  darf  zu  biere  unde  zu 
brode,  des  ime  niht  m  deme  velde  vebsit  oder  niht  enhat  an  koingelde. 

^)  Eirchhoff:  a.  a.  0.  S.  14,  §  14:  Swelich  man  kdffet  ein  föder  ge- 
cimmen,  daz  zu  der  barten  gehöret,  daz  sal  er  köffin  mit  nawen  phen- 
ningen;  köft  ers  abir  mit  aiden  phenningen  so  sal  er  zwene  phenninge 
geben  zu  slegeschatze. 

^)  Ebenda:  Yerköffit  abir  der  waltmann  von  sime  fadere  ein  bolti 
oder  zwei,  also  daz  er  daz  füder  brichet,  so  sal  er  geben  den  slegeschatz 
selbe,  unde  der  kouffere  niht. 

^)  Ebenda:  S.  15,  §  21:  Swelich  gast  nimit  silber  umbe  sinen  koof 
zu  eime  bürgere,  so  sol  der  gast  geben  den  slegeschatz  unde  der  burger  niht 

*)  Ebenda:  S.  14,  |  16:  Hopphin,  die  da  wehset  inme  lande,  unde 
phert,  die  man  kaufet  zu  halber  mark  unde  darunter,  unde  nuwene  wagene 
sal  man  köffen  mit  nuwen  phenningen. 

^)  Ebenda:  S.  15,  §17:  Alliz  daz  bumeholtz  sal  man  köffen  mit  phen* 
ningen  unde  mit  scherpfin ,  die  da  sint  gewohrt  des  jares  zu  Erfortne  of 
deme  isene. 

^)  Ebenda:  S.  14,  §  15:  Die  lampvel  sal  man  köffen  mit  nuwen  pheo* 
ningen  von  deme  guoten  yritage  nach  mittem  tage  biz  an  den  phingist  abent 
nach  mitteme  tage. 

Auch  der  §  18  enth&lt  noch  eine  hieher  gehörige  Bestimmung:  Yäret 
ein  man  ein  vaz  uf  sime  wagene,  daz  er  füllen  wolle  xnit  biere,  mit  dme 
kome,  unde  köffit  er  daz  biere  mit  deme  selben  kome  davon  ensal  er  niht 
slegeschatzen.    Ist  aber  me  komes  darüber,  davon  sal  er  geben  slegschatz. 

§  19:  Von  eines  iechlichen  dinges  koffe  er  sal  man  niht  me  siege- 
Schatzes  geben  danne  einen. 

^)  Ebenda:  S.  68,  72,  77,  78,  90. 
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richtenden  Abgabe  geworden.  Es  müssen  nach  demselben  die 
Getreidekäufer  regelmässig  zur  Adventszeit  dem  Mainzer  Hofe 
eine  Abgabe  entrichten,  die  von  einem  erzstiftischen  Boten,  dem 
Schlagschätzer,  dreimal  vorher  angesagt  wird  ^).  In  voller  Ur- 
spillnglichkeit  scheint  sich  der  Zwang,  mit  neuen  Pfennigen  zu 
kaufen,  nur  beim  Handel  mit  Lammfellen  innerhalb  der  oben 
angegebenen  Zeit  auch  im  14.  Jahrhundert  erhalten  zu  haben, 
denn  nach  dem  Bibra  -  Weisthum  soll  am  Charfreitag  ein  ge- 
schworener Knecht  bestellt  werden,  der  in  jenem  Zeitraum  von 
50  Tagen  den  Lammfellhandel  zu  überwachen  und  Jeden,  den 
er  dabei  mit  alten  Pfennigen  handeln  sieht,  zur  Zahlung  der 
grossen  Wette  von  3  Mark  und  3  Scherfen  zu  verklagen  hat  ^). 

Auch  die  oben  erwähnte  märkische  Münzordnung  vom 
Jahre  1347  erlaubt  den  Gebrauch  von  16  alten  Pfennigen  für 
12  neue  im  Handel  auch  nach  der  VeiTufungszeit,  jedoch  nur 
für  den  Fall,  dass  der  Münzer  sich  zu  wechseln  geweigert 
hatte «}. 

Eme  allgemeinere  Besseiiing  in  diesen  Zuständen  wurde 
jedoch  erst  herbeigeführt,  als  die  Städte  bereits  zu  einer  sol- 
chen Macht  gekommen  waren,  dass  sie  selbst  verschiedene 
Rechte  für  sich  erwerben  konnten,  und  als  mit  dem  steigenden 
Literesse  an  einem  lebendigen  Handel  und  Verkehr  auch  ihr 
Literesse  an  einer  schonenden  Ausübung  des  Münzrechts  wuchs. 
Sie  waren  bis  dahin  nur  auf  die  Redlichkeit  und  den  guten 
Willen  ihrer  Münzherren  angewiesen,  auf  die  sie  sich  nur  in 
den  seltensten  Fällen  verlassen  konnten,  oder  sie  mussten  zu 
thätiger,  einsichtsvoller  Selbsthilfe  schreiten.  Ich  habe  schon 
darauf  hingewiesen,  dass  von  den  Kaiseni  keine  Hilfe  zu  erwar- 
ten stand.  Der  Sinn  für  ein  grosses,  einheitliches,  starkes  Reich 
mit  Gleichheit  der  Bürger  nach  innen,  fester  Abgrenzung  nach 
aussen,  war  in  den  Kämpfen  zwischen  Kaiser  und  Papst,  Bischof 
und  Bürgerschaft,  Stadt  und  Stadt,  Ritter  und  Ritter  zu  Grunde 
gegangen.  Die  mächtigeren,  einsichtsvolleren,  von  grösseren  po- 
etischen Gedanken  ei-füllten  Kaiser  suchten  zwar  bessernd  ein- 
zugreifen und  nahmen  sich  in  einigen,  allerdings  wenigen  Verord- 
nungen des  Münzwesens  an ;  aber  diese  Verordnungen  betrafen 
meistentheils  das  Ei*fordemiss  der  rechtmässigen  Verleihung,  Ab- 
grenzung der  Münzbezirke,  Garantirung  dev  schon  bestehenden 
Münzstätten,  Verfolgung  von  Falschmünzern,  wie  die  schon  zitir- 
ten  Verordnungen  Friedrich  IL  von  den  Jahren  1220, 1231, 1234, 
1235,  1238*),  die  Verordnung  König  Wilhelms  von  1255^)  und 
Kaiser  Rudolf  L  vom  Jahre  1282^).    Aber  die  andere,  eben  so 


*)  Kirchhoff:  a.  a.  0.  S  79  und  169. 

«)  Kirchhoff:  a.  a.  0.  S.  59. 

°)  Buchholz:  Gesch.  der  Churmark,  Bd.  V,  Anhang  67. 

*)  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.,  Bd.  II,  S.  236,  282. 

Ennen  und  Eckertz:  Quellen  Bd.  II,  S.  343. 

Pertz:  a.  a.  0.,  S.  441. 
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wichtige  Frage,  ob  nicht  auch  in  den  rechtmässig  befundenen,  mit 
des  Eaisei-s  und  Reichs  Huld  thätigen,  örtlich  wohl  abgegrenzten 
Münzbezirken  von  den  Hen-en  zu  schlechte  Münzen  geschlagen 
würden,  ob  nicht  die  Büi-ger  ausgebeutet,  der  Handel  bedrückt, 
der  Wohlstand  des  Reiches  gefährdet  würde,  diese  Frage  be- 
handelt fast  keine  Verordnung.  Die  Urkunde  Friedrich  L, 
welche  dem  Bischof  von  Speier  voi-schreibt,  die  Münzen  nicht 
zu  verschlechtern  oder  kleiner  zu  machen  ohne  seiner  Bürger 
Zustimmung,  ist  eine  seltene  Ausnahme  von  dieser  Zurückhal- 
tung der  Kaiser  gegenüber  den  Klagen  ihrer  ünterthanen.  Auch 
König  Wilhelm  erlässt  im  Jahre  1255  eine  Verordnung^),  welche 
das  Prägen  von  guter  und  gesetzmässiger  Münze  vorschreibt; 
aber  der  Befehl  wurde  übertönt  von  dem  Geräusch  der  Waffen 
und  blieb  unbeachtet  von  den  Münzhen-en,  die  in  jener  trost- 
losen Zeit  des  InteiTOgnums  keinen  Henn  über  sich  sahen. 
Eine  Verordnung  Rudolf  1.  vom  Jahre  1285  schreibt  bei  Aus- 
übung des  Münzrechts  neben  dem  Nachweis  der  Rechtmässig- 
keit der  Münze  auch  noch  das  Prägen  herkömmlicher  Münzen 
vor  ^).  —  Diese  Verordnungen,  an  und  für  sich  sehr  unbedeutend 
und  wenig  durchgreifend ,  konnten  bei  der  Zei-splittei-ung  des 
Reiches  und  der  Machtlosigkeit  der  Kaiser  in  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  des  Reiches  von  gar  keinem  Einfluss  sein,  wenn 
nicht  die  Münzherren  seit  dem  12.  Jahrhundert  in  dem  neu 
aufgekommenen  Stadtrath  einen  unangenehmen,  kontrolirenden 
Dränger  gefunden  hätten,  welcher,  einmal  zu  einiger  Macht 
gekommen ,  die  Münzherren  immer  und  immer  wieder  in  die 
richtigen  Schranken  zuiückzuweisen  suchte,  und  vor  allem  dar- 
nach trachtete,  dies  wichtige  Regal  ganz  in  seine  Hand  zu 
bekommen. 

Die  Mittel,  die  die  Städte  hiezu  anwendeten,  waren  theils 
augenblickliche,  meist  durch  eine  besondei-s  drückende  Anord- 
nung des  Münzhenn  hervorgei-ufene  Auflehnungen  mit  gewaff- 
neter  Hand,  Beschwerden  über  einen  bestimmten  einzelnen 
Fall,  die  mit  Beseitigung  der  Bedrückung  und  dem  Versprechen 
der  Besserung  von  Seite  der  Münzhen-en  wieder  verschwanden, 
theils  von  bestimmten,  bleibenden  Gesichtspunkten  geleitete, 
auf  dauernde  Abhilfe  bedachte,  eine  Reformation  des  ganzen 
Münzwesens  und  der  Münzverwaltung  anstrebende.  Wir  wollen 
zuei*st  die  ei-ste,  auch  der  Zeit  nach  grösstentheils  vorangehende 
Art  der  städtischen  Theilnahme  an  den  Vorgängen  auf  der 
Münze  betrachten,  die  sich  ausschliesslich  gegen  eine  zu  gi*osse 
Zahl  der  VeiTufungen  und  gegen  Vei-schlechtenmg  des  Gehal- 
tes der  Münzen  wendet. 

So  verbünden  sich  die  Kölner  Bürger  am  29.  Februar  des 
Jahres  1252  mit  dem  Grafen  Wilhelm  von  Jülich  gegen  ihren  Ei^z- 


>)  Ennen  und  Eckertz:  Quellen,  Bd.  U,  S.  344. 
*,  Pertz,  Mon.  Germ.  LL.  Bd.  II,  S.  450. 
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bischof  Konrad  von  Hochstäden,  der  eine  neue  Münze  schlagen 
will  0.  Sie  brachten  es  auch  dahin ,  dass  sie  von  dem  als 
Schiedsrichter  angerufenen  Albert  dem  Grossen^)  und  kui-z 
darauf  von  dem  päpstlichen  Legaten  Hugo  und  Albert  dem 
Grossen^)  in  der  gleichen  Eigenschaft  einen  Schiedsspruch  er- 
hielten mit  dem  Inhalte:  In  Köln  dürfe  keine  neue  Münze  ge- 
schlagen, noch  jemals  die  Münze  erneuert  werden,  ausser  wenn 
ein  neuer  Erzbischof  gewählt  und  bestätigt  werde,  oder  wenn 
der  Ei-zbischof  von  einem  Römerzuge  zurückgekehrt  sei,  wie 
denn  auch  in  diesen  beiden  Fällen,  und  in  sonst  keinem,  die 
Erneuung  der  Münze  von  Alters  her  in  Gebrauch  gewesen  sei. 
Der  letzte  Satz  findet  auch  seine  theilweise  Bestätig\ing  im 
Schwaben-,  Sachsen-  und  Deutscher -Leute -Spiegel,  deren  Vor- 
schriften freilich  auch  hier  von  keiner  Bedeutung  waren;  alle 
drei  enthalten  nemlich  den  Satz,  dass  man  Pfennige  nur  „ver- 
nyen"*)  und  „versiahen" ^)  dürfe,  wenn  neue  HeiTen  zur  Re- 

S'erung  kämen.  So  muss  auch  im  Jahre  1277  Herzog  Rudolf 
r  Steyeimark  vei'spi'echen,  dass  er  die  Münze,  „quae  singulis 
annis  avaritia  exposcente  solebat  renovari" ,  von  nun  an  ohne 
Beirath  der  Ministerialen  nicht  mehr  verändern  wolle,  und  dass 
sie,  wenn  einmal  geändert,  fünf  Jahre  lang  im  anfänglichen 
Gewichte  beibehalten  werden  solle  •).  Auch  das  schon  erwähnte 
Doitmunder  Stadtrecht  enthält  die  Bestimmung,  dass  der  Hen* 
die  Münze  nicht  verändern  dürfe,  ausser  wenn  der  Kaiser  stirbt 
oder  derjenige,  welcher  die  Münze  innehat,  den  Kaiser  auf  einen 
Römerzug  begleiten  muss.  Hier  ist,  wie  in  der  gleichen  Kölner 
Bestimmung,  die  Yerrufiing  wegen  der  aus  ihr  bezogenen  Einnah- 
men offenbar  als  ein  Beitrag  der  Stadt  zu  den  mit  einer  der- 
artigen Heeresfahii;  verbundenen  Auslagen  anzusehen^).  Zu  ä 
Freiburg  wussten  die  Bürger  es  durchzusetzen,  dass  die  Münz- 
emeuungsperioden   immer   einen   Zeitraum    von   vier  Jahren 


^)  Ennen  und  Eckerts:  Quellen,  Bd.  II,  S.  808:  VniaeniB  presentes 
literas  inspecturis.  Noa  WilhelmoB  Comes  Juliacensis  notom  esse  volumos 
et  testimonis  presentium  declaramns,  quod  pro  defensanda  uojoria,  quam 
dominos  nost^  Conradus  Coloniensis  archiepiscopos  inferre  nititor  ataae 
infert  per  monetam  nouam,  onam  indaci  fedt  in  preiudicium  Ecclesie  Colo- 
niensis, vasallorum  eiosdem  Ecclesie  ac  duitatis  Coloniensis,  de  hac  iniuria 
condolentes  confederati  sumns  com  duitate  Coloniensi  etc. 

')  Ebenda :  S.  809  £f. 

*)  Ebenda:  S.  811  tf. 

*)  Sachsenspiegel:  Landrecht,  Theil  I,  Buch  II,  Art  26,  §  1.  Ausg.  von 
Homeyer  S.  86. 

'')  Schwabenspiegel :  Landrecht  §  102.  Ausg.  von  Lassberg 
S.  89.  —  Deutscher  leute  Spiegel:  Nr.  181,  i  1.  Ausg.  ron  Fiqker 
8.  109. 

*)  Leitzmann:  a.  a.  0.,  S.  645. 

V  0  engl  er:  Cod.  Jur.  munic,  S.  874,  §  XIV:  Quicnnque  tenet  mo- 
netam nostram  a  sacro  imperio,  non  notest  eam  Tariare  aut  permutare,  nisi 
mutata  persona  per  mortem,  que  pioemabat  imperium,  aut  ille,  qui  tenet 
monetam,  eidem  imperio  cum  armis  deserriat  trans  alpes. 
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umfassten.  In  München  kam  es  wegen  der  Vemifiingen  zu 
ernsten  Reibungen.  Herzog  Ludwig  der  Strenge  hatte  im  Jahre 
1292  die  Münze  erneuert  und  sein  kurz  darauf  im  Jahre  1294 
erfolgter  Tod  wurde  von  seinen  zur  Regierung  konmienden 
Söhnen  zu  einer  wiederholten  Vemifung  benützt.  Das  Volk 
von  München,  das  sich  durch  diese  schnell  auf  einander  folgen* 
den  Vemeuungen  sehr  beschwert  fühlte,  fiel  über  die  Münze 
her  und  zei*8törte  dieselbe,  freilich  mit  dem  schlimmen  Erfolg, 
dass  ihm  Herzog  Rudolf  im  Februar  1295  eine  Strafe  von  500 
PAind  Münchener  Pfennigen  diktirte^).  So  machten  auch  die 
Magdeburger  einmal  noch  in  späterer  Zeit  ihrem  Unwillen  da- 
mit Luft,  dass  sie  einen  Au&tand  erregten  und  die  Münz- 
schmiede  niederbrannten*). 

In  anderen  Städten  kauften  die  Bürger  den  Münzherren  das 
Recht  der  Veniifung  für  eine  Reihe  von  Jahren  ab.  So  brachte 
man  in  Augsburg,  wo  jährliche  Verrufung  herkömmlich  war, 
den  Bischof  Hartman  im  Jahre  1284  gegen  Zahlung  von  40 
Pfund  Augsburger  Pfennigen  dazu,  dass  er  das  Versprechen  gab : 
sub  eodem  feiTO,  forma,  pondere  et  albedine,  qua  nunc  sunt 
denarii  monetati,  stabiles  volumus  permanere  a  feste  St.  Georgii 
nuper  transacto  ad  quatuor  annos  immediate  sequentes  ^).  Diese 
Beispiele,  die  ihi*e  Wiederholung  fast  in  allen  Münzstätten  fin- 
den, mögen  genügen,  um  uns  ein  Bild  zu  geben,  wie  die  Städte 
sich  augenblickliche  Einflüsse  auf  die  Ausübung  des  Münz- 
rechtes gestatteten,  und  um  uns  zugleich  aufs  Neue  zu  bewei- 
sen, dass  die  Verrufungen  und  damit  zusammenhängenden  Münz- 
versdilechterungen  weitaus  als  das  Drückendste  empfunden 
wurden.  Nebenbei  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  es  auch 
MünzheiTen  gab,  welche  in  der  Ausübung  des  Münzi-echtes 
mehr  Rücksicht  auf  das  Wohl  ihrer  Unteithanen  als  auf  die 
Vermehrung  ihrer  Einkünfte  nahmen;  so  verzichtete  z.  B.  der 
allerdings  sehr  veimögliche  Bischof  Wolfard  von  Augsburg  im 
Jahre  1290  freiwillig  auf  Lebzeiten  auf  jegliche  Münzänderung  ^). 
In  einer  glücklichen  Lage  scheint  sich  auch  Osnabrück  befian- 
den  zu  haben,  wie  in  Westfalen  überhaupt  das  Münzwesen 
besser  geordnet  war.  Wie  die  seit  dem  Jahre  1270  sich  gleich 
bleibenden  Typen  der  Münzen  beweisen,  scheint  von  da  ab 
wenigstens  das  Recht  der  Ven-ufung  nicht  mehr  ausgeübt  w^or- 
den  zu  sein^). 


')  Monum.  Boica  XXXV,  2,  S.  20,  Nr.  XIIL 

*)  Bode:  a.  a.  0.  S.  81. 

')  Beyschlag:  Versuch  einer  Münzgesch.  Augsburgs,  S.  38. 

*)  Beyschlag:  a.  a.  0.  S.  39. 

')  Grote:  Geschichte  des  Osnabrücker  Geld  -  und  Münzwesens,  S.  231 
Dagegen  begann  hier  merkwürdiger  Weise  die  Münzrerwirnmg  durch  Ver- 
scmechterun^  der  Pfennige  im  14.  Jahrhundert  und  stieg  im  15.,  w&hrend 
um  diese  Zeit  sich  in  dem  übrigen  Deutschland  die  ÜebelstAnde  zu  besMcn 
begannen.  (Vgl.  Stüve:  Der  Handel  von  Osnabrück  in  den  MittheflnngeD 
des  bist.  Vereins  von  Osnabrück,  Bd.  VI,  S.  132.) 
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Abgesehen  von  den  einzelnen,  gewöhnlich  durch  irgend 
einen  besondei*s  unangenehmen  Fall  hervorgei-ufenen  Protesten 
der  Bürgerschaft  gegen  die  Willkür  der  Münzherren  musste 
ihr  Streben,  sobald  sie  einmal  in  dem  Rathe  einen  beredten 
Vertreter  ihrer  Interessen  gefunden  hatte,  darauf  gerichtet 
sein,  einen  dauernden  Einfluss  auf  die  Ausübung  des  Münz- 
rechtes und  die  Münzvei-waltung  zu  bekommen,  um  des  Ge- 
haltes und  Gewichtes  der  Münzen  und  einer  regelmässigen,  sich 
gleich  bleibenden  Ausmünzung  gewiss  zu  sein.  Die  Tendenz 
des  Rathes,  die  darauf  hinaus  lief,  alle  Zweige  der  städtischen 
Verwaltung  vorei-st  wenigstens  seiner  Aufsicht  zu  unterwerfen, 
findet  auch  auf  das  Münzwesen  ihre  Anwendung.  Und  in  der 
That  sehen  wir  in  den  Städten,  wo  der  Rath  frühzeitig  Einfluss 
auf  das  Münzwesen  bekam,  verhältnissmässig  wenig  Verände-. 
Hingen,  meist  nur  durch  besonders  gewaltthätige  HeiTen  herbei- 
gefühlt,  während  in  den  Städten,  wo  der  Rath  am  spätesten 
zu  einer  einfiussreichen  Entwicklung  kam,  oder  zu  Zeiten,  wo 
er  am  wenigsten  Thätigkeit  entfaltete  und  entfalten  konnte, 
auch  der  Unfug  im  Münzwesen  am  stärksten  ist  Mit  dem 
gi"0ssen  Umschwung  in  Handel  und  Verkehr,  der  dem  Erwachen 
des  städtischen  Lebens  seinen  Ui*sprung  wesentlich  verdankte 
und  mit  der  Veränderang,  welche  in  der  städtischen  Verfassung 
durch  das  Auftreten  des  Rathes  vor  sich  ging,  macht  sich  auch 
allenthalben  eine  Umbildung  in  der  Verwaltung  der  nutzbaren 
Regale  bemerkbar.  Der  Stadtrath,  als  der  Träger  einer  ge- 
meinnützigen Politik,  suchte  die  einzelnen  Zweige  der  städtischen 
Vei-waltung  in  seine  Hand  zu  bekommen,  das  ganze  System  der 
Verwaltung  umzuändern  oder  diese  vielmehr  ei^st  systematisch 
zu  ordnen,  indem  er  sich  bestrebte,  aus  den  einzelnen,  von  ein- 
ander unabhängigen,  durch  kein  einheitliches  Band  zusammen- 
gehaltenen, getrennt  besitzbaren  und  eigenthümlich  zuständigen 
Regierungsrechten  oder  Regalen  ein  einheitliches  Ganze  zu 
machen,  diese  einzelnen  Regale  zu  Attributen  einer  einzigen 
Staatsgewalt  zusammenzufassen.  Das  konnte  natürlich  nicht 
auf  einmal  geschehen,  sondern  in  Jahrzehnte  langer  Umbildung, 
die  bei  jedem  der  Regierungsrechte  fast  auf  eine  andre  Weise 
sich  gestaltete.  So  sehen  wir  auch  in  Betreff  der  Münze  einen 
allmsUigen  Erwerb  durch  die  Stadt  erfolgen,  als  dessen  ei-ste 
Stufe  es  bezeichnet  werden  muss,  wenn  die  Stadt,  meistens  in 
der  Peraon  ihres  Rathes,  ein  Mitaufsichtsrecht  an  der  Münze 
beanspruchen  darf.  Einzelne  Städte  gelangen  schon  sehr  früh 
dazu,  am  frühesten  wohl  Speier.  Diese  Stadt  erhielt  im  Jahre 
1111  schon  von  König  Heinrich  V.  ein  Privileg,  woniach  der 
Münzwerth  nicht  ohne  allseitige  Zustimmung  der  Bürgei-schaft 
verringert  oder  verschlechtert  werden  durfte^),  und  als  Fried- 
rich I.  dem  Bischof  die  alten  Privilegien  bestätigte,  fügte  er 


')  BemÜDg:  Urk.-Bach  z.  Gesch.  d.  Bischöfe  zu  Speyer,  Bd.  I,  S.  89 
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ausdrücklich  dieselbe  Beschränkung  hinzu:  Monetam  quoque 
nulla  potestas  in  levius  aut  in  deterius  minuat,  aut  aliqua  ra- 
cione,  nisi  communi  civium  consilio,  peimutet^).  Als  dann  der 
Bischof  Otto  die  Münze  doch  leichter  ausprägen  Hess,  bestand 
die  Stadt  auf  ihrem  Aufsichtsrecht,  und  es  entbrannte  zwischen 
dem  Bischof  und  dem  Stadtkleinis  —  denn  auch  dieser  hatte 
das  Recht,  willkürlichen  Yei'schlechterungen  entgegenzutreten  — 
ein  heftiger  Streit,  der  im  Jahre  1196  von  Kaiser  Heinrich  VI. 
dahin  entschieden  wurde,  dass  dem  Bischof  jede  eigenmächtige 
Yerändeiiing  der  Münze  untersagt,  der  Münziuss  vorgeschrieben 
und  kein  anderes  Recht  mehr  gelassen  wurde  als  die  jährliche 
Emeuung  des  Münzbildes.  Sehr  finh  erhielt  auch  die  Stadt 
Lübeck  Einfluss  auf  die  dortige  Münze,  indem  ihr  in  Verord- 
nungen Kaiser  Friedrich  I.  von  den  Jahren  1181  und  1182 
die  Berechtigung  eitheilt  wird,  dass  ihre  Bürgermeister  eine 
Mitaufsicht  über  die  Münze  führen  dürften*).  Hamburg  er- 
fi'eute  sich  des  gleichen  Rechts  seit  1189^).  Auch  in  dem  alten 
Strassburger  Stadtrecht  macht  sich  bereits  ein  Mitwirken  der 
Bürgerschaft  bemerkbar;  denn  dasselbe  enthält  die  Bestimmung, 
dass  die  Münze,  wenn  sie  gefälscht  wurde,  aber  nur  für  diesen 
Fall,  verändert  werden  dürfe  nach  dem  Bathe  der  Weisen  und 
zwar  nur  der  Form,  nicht  dem  Gewichte  nach*).  Nach  dem 
Baseler  Bischofs-  und  Dienstmannenrecht  darf  der  Bischof  keine 
neue  Münze  ausgeben  ohne  den  Rath  des  Kapitels,  der  Gottes- 
hausdienstleute und  der  Bürger*^}.  Auch  sind  Bürger  bethei- 
ligt, wenn  man  die  neuen  Pfennige  auf  den  Gehalt  prüft  ^),  ein 
Recht,  das  später  ganz  auf  den  Rath  überging  ^.  Den  Regens- 
burger Bürgern  wird  im  Jahre  1230  von  Kaiser  Friedrich  ü. 
die  Freiheit  ertheilt,  eine  Münzpillfung  in  der  bischöflich  -  her- 
zoglichen Münze  daselbst  vorzunehmen  mit  folgenden  Worten: 
Item  tribus  in  anno  vicibus  cives,  pi'out  expediens  fuerit,  de 
voluntate  episcopi  et  ducis,  monetam  intrabunt  cum  magistris, 
ab  episcopo  et  duce  ad  monetae  officium  deputatis,  et  dena- 
rios  examinabunt,  et  si  qua  in  eisdem  inventa  fuerit  falsitas, 
praefatus  episcopus  et  dux  judicabunt  ^).  In  Goslar ,  wo  eine 
kaiserliche  Münzstätte  sich  befand,  welche  besonders  aus  den 
nahen  Bergwerken  gespeist  wurde,  und  deren  Verwaltung  ein 
kaiserlicher  Vogt  fühlte,  erlangte  die  Stadt  im  Jahre  1219  eine 
Mitaufsicht  über  die  Münze*),  welche  Stade  schon  im  Jahre 


1)  Remlinff:  a.  a.  0.  S.  123. 
«)  Lünig:  Reichflarchiv,  Bd.  Xm,  S.  1832. 
«)  Graut  off:  Histor.  Schriften,  Th.  m,  S.  10. 
«)  G  a  u  p  p :  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  64,  Art.  61  des  Strassb.  Stadtr. 
'^)  Wackerna  gel:   Das   Baseler   BischoÜB-   und  Dienstmannenrecht, 
S.  18,  §  7. 

«)  Ebenda:  §  8. 

')  Ochs:  Gesch.  der  Stadt  Basel,  Bd.  IL  S.  397. 
'')  Lori:  Bayrisches  MOnzrecht,  Bd.  I,  S.  10. 
^)  Leuckfeld:  Antiquitates  Genn.,  S.  219. 
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1204  erhalten  hatte  >).  In  Hannover  begann  der  Stadtrath  im 
Jahre  1241  die  Kontrole  über  die  herzogliche  Münze  daselbst  ^). 
In  Freiburg  i.  Br.  ist  im  Jahre  1275  die  Münze  bemts  so  unter 
die  Aufsicht  des  Rathes  gekommen,  dass  der  älteste  deutsche 
Entwurf  des  Stadtrechtes  von  dem  jeweiligen  Besitzer  der  Münze 
Verantwortlichkeit  dem  Rathe  gegenüber  beansprucht^). 

TVie  in  den  genannten  Städten,  so  wiederholt  sich  dieselbe 
Erscheinung  noch  in  einer  grossen  Zahl  anderer;  überall  ein 
Streben  nach  dem  Beaufsichtigungsi'echt.  Doch  konnte  dies, 
wenngleich  meistens  urkundlich  garantiit,  nicht  genügen.  Es 
war  nach  den  damaligen  Verhältnissen  doch  immer  nur  eine 
Thatfrage,  wie  weit  der  Bischof,  oder  wer  eben  der  Münzhen* 
war,  dies  Aufsichtsrecht  gelten  lassen  wollte  oder  durch  die 
Verhältnisse  gezwungen  war,  es  zu  respektiren.  War  er  eben 
in  günstiger  Stellung,  so  dass  er  den  Widerstand  der  Bürger 
nicht  zu  fürchten  hatte,  so  hat  er  trotz  des  Aufsichtsrechtes 
schlechte  Münzen  schlagen  lassen  und  sie  seinen  Untei-thanen 
aufgedrungen,  ohne  sich  um  deren  ohnmächtige  Proteste  zu 
kümmern,  und  er  lenkte  ei*st  dann  wieder  zum  Besseren  ein, 
wenn  ihn  die  gesteigeile  Macht  der  Stadt  dazu  zwang.  Es 
war  wie  in  den  übrigen  Verwaltungszweigen  ein  ewiges  Ringen 
und  Kämpfen  mit  wechselnden  Schicksalen,  das  fi*eilich  in  den 
Städten  nlr  die  Dauer  zum  Nachtheile  der  Bischöfe  und^  welt- 
lichen HeiTcn  ausfiel. 

War  der  erste  Schritt  in  dem  üebergang  des  Münz- 
rechtes  von  den  ursprünglich  beliehenen  Herren  auf  die 
Städte  die  Erlangung  einer  Mitaufsicht,  so  bot  zu  dem  zwei- 
ten die  häufige  Geldverlegenheit  der  Münzherren  selbst  ge- 
eignete Gelegenheit.  Die  Münzherren  waren  oft  um  einer 
augenblicklichen,  dringenden  Nothlage  willen  gezwungen,  ihre 
Rechte  an  Münze  und  Wechsel  an  die  Stadt  oder  wenigstens 
an  einzelne  Büi'ger  gegen  Voi-schüsse  zu  verpfänden  oder  zu 
verpachten.  Nachdem  sich  diese  Verpfändungen  eine  Reihe 
von  Jahren  wiederholt,  folgt  fast  überall  als  dritter  und  letzter 
Schritt  der  Ankauf  des  Münzrechtes  von  Seiten  der  Stadt. 
Wir  wollen  eine  Reihe  dieser  Verpfändungen  und  Verkäufe 
betrachten,  da  dieselben  von  entscheidendem,  wenn  auch  nicht 
allzu  dauerndem  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Münzwesens 
wurden.  Aus  den  süpuliiten  Summen  mag  man  zugleich  an- 
nähei-nd  wenigstens  den  Werth  des  Münzrechtes  ersehen. 

Den  Anfang  in  dieser  Entwicklung  macht  die  Stadt  Köln, 
welcher   der   Erzbischof  Philipp  schon   im  Jahre  1179    seine 


*)  Leitsmann:  a.  a.  0.  S.  314  und  die  Zitate. 

*)  Orig.  Gnelf.  T.  lY,  p.  184,  Nr.  88:  Renovatio  denarionim  de  con- 
sensn  consnlum  ordinabitor  ita,  ut  nee  fiedsitas  in  materia  nee  levitas  in 
pondere  possit  inveniri. 

")  Schreib.er:  Urk.-Bach  der  Stadt  Frdbnrg  i.  Br.,  Bd.  I,  Abth.  I, 
8.  68.  Dieselbe  SteUe  in  der  neuen  Verl-Urk.  vom  28.  Aug.  1298  ebend. 
S.  186. 
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„reditus,  quos  habemus  in  moneta  et  quicquid  in  ea  iuris  ha- 
bemuB^  gegen  eine  Anleihe  von  1000  Mark  Silber  zum  Zwecke 
eines  Kriegszugs  nach  Italien  verpfändet^).  Am  zahlreichsten 
sind  diese  Verpfändungen  und  Verkäufe  in  Norddeutsdiland 
besonders  am  Ende  des  13.  und  Anfang  des  14.  Jahrhunderts. 
Stade  erwirbt  das  Mttnzrecht  käuflieh  im  Jahre  1272  und  lässt 
es  sich  im  Jahre  1371  von  Erzbischof  Albert  von  Bremen, 
unter  dem  Stade  stand,  bestätigen^).  Die  Stadt  Hamburg 
pachtet  das  Münzrecht  im  Jahre  1293  von  dem  Grafen  von 
Holstein  und  erhält  es  zu  vollem  Eigenthum  im  Jahre  1325'). 
Der  Stadt  Lüneburg  wurde  die  Münze  im  Jahre  1293  von 
Hei'zog  Otto  dem  Strengen  und  dessen  Gemahlin  mit  allem  Zu- 
behör, auch  der  Gerichtsbarkeit  über  Falschmünzer,  erb-  und 
eigenthümlich  überlassen.  Die  Stadt,  welche  das  Recht,  wie 
Hannover,  in  Gemeinschaft  mit  der  Landschaft  ei'warb,  machte 
sich  verbindlich,  70  Pfund  Hamburger  Währung  und  6  uod 
3  Schillinge  aus  jedem  Hause,  daraus  ein  Haken  ging,  zu  zah- 
len *).  Die  Stadt  Braunschweig  erhielt  die  Münze  zuerst  pfand- 
weise  im  Jahre  1296;  die  Verpfändungen  wiederholen  sich  in 
den  Jahren  1345,  1348,  1357,  1360,  1369  etc.  mit  wechselnder 
Zeitdauer  und  enden  erst  1412  mit  dem  Ankauf  der  Münze 
durch  die  Stadt  ^).  Wie  die  Städte  jede  günstige  Gelegenheit 
benutzten,  um  an  den  Rechten  ihrer  Herren  Antheil  zu  be- 
kommen, so  benutzte  die  Stadt  Ascheisleben,  als  sie  nach  dem 
Tode  Otto  II.  von  Askanien,  wahrscheinlidi  um  1315,  an  das 
Bisthum  Halberstadt  kam,  diesen  Zustand  der  Veränderung  und 
augenblicklichen  Rechtsunsicherheit,  um  das  Münzrecht  an  sich 
zu  ziehen^).  Rostock  kam  durch  den  mit  dem  Fürsten  Hein- 
rich von  Mecklenburg  im  Jahre  1325  errichteten  Vertrag  in 
den  Besitz  des  Münzrechts;  in  demselben  Jahre  erhielt  auch 
Stralsund  von  dem  Hei-zog  Wratislaw  von  Pommern  das  gleiche 
Rechte.  Hannover  erlangte  von  Herzog  Otto  dem  Strengen 
gemeinschaftlich  mit  der  Ritterschaft  das  Münzrecht  im  Ja^hre 
1332.  Zugleich  wurde  —  ein  Zeichen  städtischer  Politik  — 
ihr  die  Zusicherung  ertheilt,  dass  nur  in  der  Altstadt  Hannover 
und  nicht  auf  anderen  herzoglichen  Schlö&«em  Pfennige  ge- 
schlagen werden  sollten^).  Im  Jahre  1335  erhielt  der  Rath 
und  die  Stadtgemeinde  Duderstadt  von  den  herzoglichen  Brü- 
dern Heinrich  und  Wilhelm  von  Braunschweig  die  Münze  und 


')  Ennen  and  Eckertz:  Qaellen,  Bd.  II,  S.  570. 
-)  Bode:  a.  a.  0.  S.  34  f. 
^)  Bode:  a.  a.  0.  S.  3a 
*)  Bode:  a.  a.  0.  S.  34  und  die  Zitate. 

^)  Bode:  a.  a.  0.  S.  29  und  die  Zitate  daselbst.   Gengier:  Cod.  jv. 
munic,  S.  297. 

^)  Bode:  a.  a.  0.  S.  32. 
')  Bode:  a.  a.  0.  S.  33. 
'')  Bode:  a.  a.  0.  S.  30  und  Anm.  2. 
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den  Geldwechsel  daselbst  auf  3  Jahre  als  Pfand  >)•  Dortmund, 
das  schon  frühe  eine  weit  gehende  Aufsicht  übte,  wie  wir  sahen, 
und  das  schon  1332  eine  eigene  Mttnze  von  Kaiser  Ludwig  dem 
Bayern  erhalten  hatte  >),  lässt  sich  auch  vom  Grafen  Eonrad  V. 
von  Dortmund  im  Jahre  1343  eine  Urkunde  ausstellen,  worin 
er  mit  Wissen  und  Willen  seines  ältesten  Binders  Hermann 
die  von  seinem  Oheim  Konrad  IV.  mit  Zustimmung  seines 
Grossvaters  für  1395  Mark  bewirkte  Yeräusseinng  der  Hälfte 
der  Freigrafschaft  mit  Gerichten,  Zöllen  und  Münze  an  den 
Rath  der  Stadt  Dortmund  anerkennt,  nur  gewisse  Rechte  sich 
vorbehält*).  Im  Jahre  1354  wurde  die  Münze  zu  Ei-fiirt 
vom  Erzbischof  Gerlach  von  Mainz  an  die  Stadt  verkauft.  Hier 
wurde,  wie  wir  uns  erinnern,  der  Schlagschatz  von  bestimmten 
Waaren  erhoben;  dies  soll  mit  dem  Verkauf  der  Münze  auf- 
hören, ein  neuer  Beweis  dafür,  dass  die  Städte  beim  Erwerb 
des  Münzrechtes  es  hauptsächlich  auf  eine  Befreiung  des  Han- 
dels von  den  drückenden  Lasten  und  Unbequemlichkeiten  ab- 
gesehen hatten.  „Wir  verkaufen,^'  heisst  es  in  dieser  Urkunde, 
„in  dieser  Schrift  recht  und  redlich  unsere  Münze  daselbst  mit 
allen  Rechten,  Freiheiten,  Gewohnheiten,  Nutzen  und  Ehren, 
die  wir,  unsere  Vorfahren  und  unser  Stift  bisher  besessen,  und 
ausgeübt  in  der  Weise,  dass  das  Münzeisen  dei*selben  Münze 
in  unserem  Voi'werk  zu  Erfurt  soll  stätig  bleiben,  und  dass  die 
vorgenannten  Bürger  diese  Münze  und  Eisen  nach  ihrem  Ge- 
fallen benützen  mögen  und  sollen,  und  sonderlich  haben  wir 
sie  befi*eit  davon,  und  befi'eien  sie  in  diesem  Briefe  ewiglich, 
dass  Niemand  der  vorgenannten  Bürger  fürderhin  zu  keiner 
Zeit  uns  oder  unseim  Stifte  oder  unsem  Amtleuten  soll  Schlag- 
schatz geben  von  Korn,  Weizen,  Roggen,  Gei-sten,  Haber,  Din- 
kel oder  von  Getreide  überhaupt,  von  Hopfen  oder  von  jeglichem 
Holze  ^  ^).  Es  waren  hier  auch  schon  früher  die  Münzgefälle  an 
die  Stadt  verpfändet  worden,  so  im  Jahre  1291  für  1000  Mark 
Reinsilbers,  die  der  Ei*zbischof  Gerhard  zur  Tilgung  seiner  beim 
päpstlichen  Hofe  kontrahirten  Schulden  von  der  Stadt  auf- 
genommen hatte  ^);  im  Jahre  1341  hatte  die  Stadt  die  Münze 
auf  Lebzeiten  des  Erzbischofs  Heinrich  gegen  eine  jährliche 
Pachtsumme  von  500  Pfund  Ei-furter  Pfennigen  in  Pacht  er- 
halten ^).  Der  endliche  Verkauf  im  Jahre  1354  geschah  wegen 
übergrosser  Vei-schuldung  des  Erzstifts  um  3000  Mark  löthigen 
Silbers'').    Im  Jahre   1359  erwarb  Wismar  das  Münzrecht*); 


M  Gen  gl  er:  Codex  jor.  munic,  S.  918. 


engler:  a.  a.  0.  S.  851. 
*)  Gengier:  a.  a.  0.  S.  854. 
«)  Hirsch:  Münzarchiv,  Bd.  I.  S.  26  f. 

^  Kirchhoff:  Die  ältesten  WeisthOmer  der  Stadt  Erfurt,  S.  168  und 
die  Zitate. 

«)  Kirchhoff:  Ebenda  und  die  Zitate. 
')  Kirch  ho  ff:  Ebenda. 
*)  Bode:  a.  a.  0.  S.  33. 


92  n-  5. 

im  Jahre  1363  gelangte  die  Stadt  Halberstadt  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Domkapitel  dazu,  weil  der  Bischof  sich  nicht  mehr 
zu  helfen  wusste;  so  tief  war  das  Münzwesen  dort  herabgekom* 
men  ^).  Göttingen  kaufte  im  Jahre  1368  um  450  Mark  lötbigen 
Silbers  Herzog  Otto  dem  Quaden  das  Recht  der  Münze  und 
des  Wechsels  ab  ^).  Bremen  kam  im  Jahre  1369  pfandweise 
dazu;  erst  1541  eifolgt  der  Kauf.  Es  hatte  übrigens  schon 
früher  das  jus  taxandi  et  reprobandi  monetas  und  dadurch 
grossen  Einfluss  auf  die  Beschaffenheit  der  Münzen  auch  für 
solche  Zeiträume,  in  welchen  es  selbst  das  Münzrecht  nicht 
ausüben  durfte^).  Basel  erhielt  das  MUnzrecht  im  Jahre  1373 
von  dem  Bischof  Johann  um  1000  Goldgulden*);  Greifs walde 
im  Jahre  1389  von  Herzog  Bogeslaw  von  Pommern*).  Hildes- 
heim, Eimbeck,  Nordheim,  Osterode,  Hameln,  Helmstedt  hatten 
im  14.  Jahrhundert  das  Münzrecht  schon  erworben  %  und  auch 
in  Schlesien,  wo  eigentliche  Verleihungen  nicht  vorkamen, 
wurde  Münze  und  Brenngaden  oft  an  einzelne  Bürger  oder  an 
Städte  auf  Zeit  oder  auf  immer  verpfändet  und  verkauft '}. 

Doch  düiien  wir  es  wohl  bei  diesen  Beispielen  bewenden 
lassen,  um  zu  zeigen,  wie  das  Münzrecht  in  einer  sehr  grossen 
Anzahl  von  Städten  im  Verlauf  des  14.  Jahrhunderts  denselben 
zufiel.  Es  soll  nur  noch  auf  eine  andere  Entwicklung  hin- 
gewiesen werden,  welche  vor  allem  in  bischöflichen  Städten 
sich  vollzog,  in  denen  die  Münzverwaltung  in  den  Händen  einer 
Korporation  von  ministerialischen  oder  patrizischen  Geschlech- 
tern, der  sogenannten  Hausgenossenschaft,  lag,  mit  deren  Wesen 
und  Thätigkeit  sich  das  dritte  Kapitel  befassen  soll.  Diese 
führten  eine  so  selbstständige  Verwaltung,  waren  meistens  so 
bedeutend  an  Zahl  und  Ansehen  und  seit  Alters  mit  so  grossen 
Privilegien  versehen^  dass  ohne  ihren  Willen  kein  Einfluss  der 
Stadt  auf  die  Ausübung  des  Münzrechts  möglich  war,  sie  viel- 
mehr auch  dem  Münzherrn  gegenüber  fast  jeder  Verantwort- 
lichkeit sich  überhoben.  Deshalb  blieben  sie  auch  trotz  der 
in  diesen  Städten  vorkommenden  Verpfändungen  in  ihrem  Amt 
und  der  Rath  nahm  höchstens  eine  beaufsichtigende  oder  be- 
rathende  Stellung  dazu.  Noch  unbedeutender  musste  natürlich 
der  Einfluss  der  Stadt  sein,  wenn  diese  Genossenschaft  selbst 
dem  geldbedürftigen  Münzhenn  das  Kapital  vorschoss  und  nun 
ganz  eigenthümlich  die  Münze  besass.  Doch  war  das  eine  Zeit 
lang  von  durchaus  keinem  schlechten  Einfluss  auf  das  städti- 
sche Leben;  denn  diese  Hausgenossenschaften  vertraten  Ende 


')  Leackfeld:  Antiquitates  nummariae,  S.  135  ff. 

>)  Bode:  a.  a.  0.  S.  30  und  die  Zitate. 

")  Bode:  ebenda  S.  34. 

«)  Pfeffinger:  Vitr.  üluatr.,  Bd.  III,  S.  468. 

^)  Grautoff:  Gesch.  des  labischen  Manzfusses,  S.  189. 

«)  Bode:  a.  a,  0.  S.  30  f. 

^  Stenzel  und  Tzchoppe:  Schlesisches  Ürk.-Bach,  S.  88. 
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des  12.  und  fast  das  ganze  13.  Jahrhundert  hindurch  das  In- 
teresse der  Stadt,  deren  Richter-,  Schöffen-  und  Rathsheim- 
stühle  ihre  Mitglieder  vielfach  inne  hatten,  sie  waren  es,  welche 
das  Wohl  des  Kaufmanns  -  und  Bürgei*standes  überhaupt  gegen- 
über dem  egoistischen  bischöflichen  Regimente  zur  Geltung 
brachten.  Das  war  allerdings  nur  der  Fall,  so  lange  in  dieser 
verhältnissmässig  glücklichen  Zeit  des  städtischen  Aufschwungs 
die  sämmtlichen  städtischen  Bevölkeioingsklassen  noch  in  Ein- 
tracht lebten,  als  eine  Kräftigung  des  städtischen  Patriziats 
noch  im  Interesse  der  Gemeinheit  lag.  Als  aber  eine  Spaltung 
der  Klassen  sich  immer  mehr  fühlbar  machte  und  mit  dem 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  die  HeiTschaft  der  Geschlechter 
sich  den  übrigen  Klassen  der  städtischen  Bevölkerung  allzu 
unangenehm  fühlbar  machte,  da  ging  auch  diese  damals  nur 
aus  den  Geschlechtein  gebildete  Münzverwaltung  ihren  eigenen 
Klasseninteressen  nach  und  es  musste  dem  mit  dem  ganzen 
patrizischen  Regimente  unzufriedenen,  besonders  in  Zünften 
organisirten  Theil  der  Stadtbewohnerschaft  die  Beseitigung  oder 
doch  Unschädlichmachung  dieser  Münzverwaltung  angezeigt 
erscheinen.  Doch  möchte  ich  für  diese,  die  Münzverwaltung  be- 
treffende Entwicklung  auf  das  Folgende  vei-weisen. 

Und  wie  benützten  nun  die  Städte  das  Münzrecht,  nachdem 
es  einmal  an  sie  gefallen  war?  Im  Allgemeinen  gut.  Es  traten 
in  den  meisten  Städten  wenigstens  für  eine  Reihe  von  Jahi-zehnten 
Verbesserungen  ein,  welche  eine  neue  Epoche  für  das  Münzwesen 
begründeten.  Die  erste  That  war  natürlich  fast  überall  die  Besei- 
tigung derjenigen  Missständ^,  welche  man  am  dillckendsten  em- 
pfonden  hatte,  über  die  man  sich  am  meisten  beschwert  hatte, 
nemlich  die  Aufhebung  der  unnöthigen  Verinifungen.  Braun- 
schweig ,  das  zu  einem  Kaufe  der  bis  1412  von  ihr  nur  pfand- 
weise besessenen  Münze  durch  die  im  Pfandveitrage  enthaltene 
Klausel  der  jährlichen  Münzemeuung  war  bewogen  worden,  hob 
sogleich  den  Unterschied  von  alten  und  neuen  Pfennigen  und 
die  jährliche  Verrufung  auf.  Es  wurde  der  sogenannte  ewige 
Pfennig,  d.  h.  der  der  Vemifung  nicht  weiter  unterworfene 
Pfennig,  geschlagen^).  Desgleichen  führte  der  Berliner  Mün- 
ziser,  nachdem  er  dem  Markgi'afen  von  Brandenburg  das  Münz- 
recht abgekauft  hatte,  den  ewigen  Pfennig  ein  *J.  Die  Handels- 
städte, in  deren  Interesse  es  am  meisten  lag,  eine  gute  Münze 
zu  besitzen,  stellten  vor  allem  den  Weith  der  rauhen  Mark  zu 
dem  der  Silbermark  in  ein  festeres,  konstantes  Verhältniss  und 
Hessen  die  Pfennige  in  Schrot  und  Korn  gleichmässig  und  mehr 
ihrem  Nennwerth  entsprechend  ausprägen*). 


^)  Bode:  a.  a.  0.  S.  34  und  Anhang  Nr.  6,  woselbst  die  die  Einfüh- 
ning  des  ewigen  Pfennigs  enthaltende  Verordnung  aus  dem  Jahre  1413  ab- 
gedruckt ist. 

^)  Gercken  Cod.  dipl.  Brandenb.,  Bd.  II,  S.  644.  Buchholz: 
Gesch.  der  C'hnrmark,  Bd.  v,  Anh.  12.    Klöden:  a.  a.  0.  S.  72. 

")  Genauere  Ausführungen  hierüber  enthält  Bode:  a.  a.  0.   8.  38  £ 
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Beziehen  sich  diese  Verändenmgen,  die  filr  die  Zunahme 
des  Geld-   wie    des  Markt-   und  HandelsYeikehis   natQrlich 
Ton    ungeheurer  Wirkung  sein  mussten,  mehr  auf  die    Re- 
gelung des  Münzwesens  nach  innen,    so  sachten  die  Städte 
seit  Ende  des  13.  und  besonders  seit  Anfang   des  14.  Jahr- 
hunderts auch  nach  aussen  eine  grossere  Gleichheit  und  Re- 
gelmässigkeit  im  Mfinzwesen    zu  erzielen  durch  die  Bildang 
von  MünzTereinen.    Es  traten  zwei  oder  mehrere  Städte  zu- 
sammen, um  auf  Grund  eines  gemeinsamen  MOnzfusses  ein  em- 
heitliches  Münzgebiet  für   ihre  gegenseitigen  Münzen   herzu- 
stellen.    Die    älteste    dieser  MQnzkonventionen ,    welche   eine 
Ordnung  von  Reichswegen  ersetzen  sollten,  ist  wohl  eine  schwä- 
bische, deren  eigentlicher  Urheber  allerdings  nicht  die  Stadt 
Augsburg  war,   wenn  sie  auch  das  Haupt  dieses  Vereines  bil- 
dete, sondern  Bischof  Heinrich  II.  von  Eonstanz,  welcher   in 
Vollmacht   seines  bischöflichen  Amtes  eine  MOnzordnung  für 
Eonstanz,  Sankt  Gallen,  Ratol£zell,  Ueberlingen,  Ravensburg  und 
Lindau  im  Jahre  1240  erliess  mit  der  Bestimmung,  ein  ein- 
heitliches Münzgebiet  für  diese  Städte  zu  schaffen ').    Elinen 
Verein  mit  gleichem  Zweck  der  Städte  Lübeck  und  Hamburg 
vom  Jahre  1255  habe  ich  oben  schon  erwähnt;  eine  Emeuung 
desselben  fällt  in  das  Jahr  1305;  darnach  sollten  beide  Städte 
gleichviel  Silber  zur  Ausmünzung  liefern,  der  Münzfuss,  sowie 
Gewinn  und  Ausgabe  gemeinsam  sein  und  Alles  unter  Leitung 
eines  gemeinsamen  Münzmeisters  stehen ').    Im  Jahre  1300  war 
ein  ähnlicher  Verein  zwischen  Soest  und  Osnabrück  erriditet ' ). 
Zu  der  eben  erwähnten  Vereinbarung  zwischen  Lübeck  und 
Hamburg  gesellte  sich  im  Jahre  1379  auch  Wismar,  und  diese 
drei  Städte  beschlossen  gemeinsamen  Münzfuss,  gemeinsames 
Münzgewicht,   freien   Umlauf  der  gegenseitigen  Münzen   und 
gleiches  Gepräge  für  alle  Münzen  mit  Ausnahme  der  ganz  klei- 
nen, der  Vierlinge  und  Heller.    Im  Jahre  1381  erneuern  diese 
Städte  ihren  Verti-ag  unter  dem  Zutritt  von  Lüneburg,  Rostock 
und  Stralsund;  theilweise  wiederholen  sich  diese  Vereine  im 
Jahre   1387  und  1398^).     Man  kann   an  diesem  Beispiel  die 
Tendenz  der  Städte,  immer  grössere  Umlaufsgebiete  zu  schaffen, 
deutlich  ersehen.    Ein  Münzveilrag  vom  Jidire  1382  umfasste 
Braunschweig,  Goslar,  Hannover,  Göttingen,  Hildesheim,  Eim- 
beck,   Nordheim,   Osterode,  Hameln   und   Helmstedt^).    Die 


Von  einer  eingehenden  Betrachtang  dieser  im  Geldwesen  eintretenden  Yet' 
besseningen  glaubte  ich,  abgesehen  dayon,  dass  sie  über  die  Zeit  des  13^ 
JahrhondertB  hinausfallen,  um  so  mehr  absehen  zu  dürfen,  als  derartige 
UntersQchongen  nur  für  wenige  Gegenden  genügendes,  und  dann  wieder  ron 
Stadt  zu  Stadt  wechselndes  urkundliches  Material  liefern. 

•)  Neugart:  Cod.  diplom.,  Bd.  U,  S.  172. 

*)  Grau to ff:  Gesch.  des  lübischen  Münzfnsses,  S.  168  t 

'^)  Stüve:  Der  Handel  von  Osnabrück,  a.  a.  0.  S.  132. 

*)  Grautoff:  a.  a.  0.  S.  180  ff,  183  ff.,  190. 

^)  Bode:  a.  a.  0.  S.  31. 
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zweite  schwäbische  Münzkonvention  vom  Jahre  1396  hatte  als 
Theilnehmer  den  Hei'zog  Leopold  von  Oesten-eich,  Bischof  Bur- 
kard  von  Augsburg,  Graf  Eberhard  zu  Würtemberg  und  die 
Grafen  Ludwig  und  Friedrich  von  Oettingen ;  dazu  kamen  Ulm, 
Esslingen  und  Gemünd  ^).  Zahlreicher  sind  diese  Vereine  noch 
im  15.  Jahrhundeit ,  wo  besonders  die  schwäbischen  und  rhei- 
nischen MUnzkonventionen  von  Bedeutung  wurden;  doch  liegt 
dies  unserer  Zeit  zu  ferne  ^). 

Es  ergab  sich  damit  —  und  das  lässt  schon  die  zweite 
schwäbische  Münzkonvention  erkennen  —  zugleich  auch  eine 
Einwirkung  auf  die  übrigen  Münzherren.  Die  Münzen  der 
gi'ossen  Handelsstädte  z.  B.  werden  zu  einem  gesuchten  Zahl- 
mittel. In  den  Urkunden  wird  von  nun  an  häufig  nicht  mehr 
nach  Pfennigen  einheimischer  Prägung,  sondein  nach  Pfennigen 
berühmter  Münzstätten  wie  der  Hamburger,  Osnabillcker,  Augs- 
burger etc.  gerechnet.  Selbst  Landesherren  überliessen  ihren 
Städten  die  Münzschmieden  auf  lange  Zeit  und  zu  ausschliess- 
lichem Betriebe.  In  manchen  Gegenden  wurden  die  städtischen 
Münzen,  alle  übrigen  durch  ihre  Güte  verdrängend,  sogar  zur 
Landesmünze.  So  galten  die  Münzen  der  Stadt  Braunschweig 
vom  Jahre  1296  bis  in  die  Regierungszeit  Hei'zog  Heinrich  des 
Aelteren,  der  1514  starb,  als  Landesmünze  und  dieser  Zustand 
wurde  nur  ein  einziges  Mal,  nemlich  von  Hei'zog  Heinrich  dem 
Friedsamen,  durchbrochen,  der  auch  zu  Gandersheim  Münzen 
prägte  und  in  Umlauf  setzte*).  Eine  fernere  Wirkung  dieser 
neuen  Epoche  musste  es  sein,  dass  noch  mehrere  von  den 
Münzstätten  kleiner  Städte  oder  Klöster  vollständig  eingingen, 
weil  sie  die  Münzkonkurrenz  der  grossen  Städte  nicht  mehr 
aushalten  konnten,  ihre  Wechselbezirke  immer  enger  wurden, 
und  ihre  Münze  in  Folge  mangelnden  Vertrauens  bei  Verträgen 
und  Urkunden  nicht  mehr  benützt  wurde. 

Das  hatte  sogar  Einwirkungen  auf  die  Neuverleihungen 
des  Münzrechtes,  welche  die  Kaiser  im  14.  Jahrhundert  noch 
vornahmen.  Anschliessend  an  die  günstigen  Ei-fahrungen,  weicht 
man  in  Folge  der  geordneten  Münzzustände  in  den  grösseren 
Städten,  sowie  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Münzver- 
eine  allenthalben  gemacht  hatte,  tragen  die  Verleihungen  Lud- 
wig des  Bayern  und  Kai'l  IV.  ein  charakteristisches  Gepräge. 
Wir  haben,  als  wir  die  Verleihungen  des  Rechtes,  goldene 
Münzen  zu  prägen,  betrachteten,  gesehen,  dass  dieselben  genau 
vorschiieben ,  von  welchem  Schrot  und  Korn  und  in  Anschluss 
an  welche  Städte  die  Goldmünzen  geprägt  werden  sollten.  Die 
gleichen  Ziele  verfolgen  nun  auch  die  Verleihungen  von  Silber- 
mfinzen.    Die  Kaiser  kommen  den  Münzvereinen  entgegen,  in- 

*)  Beyschlag:  Versuch  einer  Mttnzgesch.  Augsburgs,  S.  72  f. 
')  Vgl  z.  B.  Mo  ne :  Zeitschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  Bd.  VI,  S.  274  £ 
und  287  ff. 

■)  Bode:  a.  a.  0.  S.  75  £ 
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dem  sie  den  Neubeliehenen  befehlen,  sich  an  die  Münzen  be- 
nachbailer  Orte  zu  halten.  So  verleiht  z.  B.  Kaiser  Ludwig 
der  Bayer  im  Jahre  1332  im  zweiten  Hauptbriefe  der  Stadt 
Dortmund  das  Recht,  im  Anschlüsse  an  drei  oder  vier  angese- 
hene Nachbarstädte  gangbare  Pfennige  auszuprägen,  nachdem 
sie  sich  mit  jenen  wegen  des  Silbergehaltes  und  Gewichts  ge- 
einigt haben  wird  0-  Kaiser  Karl  IV.  gewährt  dem  Burggrafen 
Friedrich  von  Nürnberg  und  seinen  Nachkommen  das  Redit, 
in  ihren  Städten  zu  Baireuth  und  Culmbach  gute  Pfennige  und 
Heller  schlagen  zu  lasseu  „nach  dem  Korn,  nach  der  Au&ahl, 
so  man  Pfennige  und  Heller  zu  Nürnberg,  zu  Laufen  oder  in 

andren  Städten  schlägt und  mit  dem  Gepräge,  das 

in  einer  dei*selben  gebräuchlich  ist,  doch  mit  einer  merklichen 
Unterscheidung  des  Zeichens,  damit  die  Münzen  wohl  von  ein* 
ander  geschieden  werden  können"  *).  Die  Verleihungen  der  fol- 
genden Zeit  zeigen  noch  mehr  ins  Einzelne  gehende  Bestimmungen 
und  schreiben  sogar  das  Bild  auf  der  Münze  genau  vor. 

So  tritt  nadi  allen  Seiten  hin  eine  für  den  Handel  und 
Verkehr  günstige  Epoche  des  Münzwesens  ein  und  die  Zu- 
stände Mitte  und  besonders  Ende  des  14.  Jahrhunderts  — 
denn  Mitte  dieses  Jahrhunderts  litten  Brandenburg,  Magdeburg, 
Halbei*stadt  etc.  noch  sehr  —  waren  gegenüber  den  Zuständen 
des  13.  Jahrhunderts  glückliche  zu  nennen,  wenn  auch  eine 
vollständige  Ordnung  des  Münzwesens  durch  die  Städte,  auch 
abgesehen  von  jenen  unüberwindbaren  Schwierigkeiten,  welche 
die  Verfassung  des  Reiches  und  die  Art  der  Vergabung  der 
Regale  mit  sich  brachte,  nicht  bewirkt  werden  konnte.  Vor 
allem  hatten  manche  Städte  das  Münzrecht  um  so  hohe  Sum- 
men sich  verpfänden  lassen  oder  gekauft,  dass  sie  nicht  so- 
gleich Wechsel  und  Verrufung  vollständig  aufgeben  oder  die 
Mischung  der  Pfennige  in  ein  ganz  kon*ektes  Verhältniss  zu 
ihrem  Nennwerth  bringen  konnten.  Noch  häufiger  aber  hatten 
die  bisherigen  Münzherren  eine  grosse  Zahl  von  Schuldnern, 
\irelche  auf  die  Münzeinkünfte  angewiesen  waren  und  von  den 
Städten  übei-nommen  werden  mussten,  zu  deren  Befriedigung 
man  aus  der  Münze  immerhin  noch  für  eine  Reihe  von  Jaübren 
Gewinn  ziehen  musste.  Dazu  waren  in  den  Kauf-,  Pacht - 
und  Pfandverträgen  von  den  Münzherren  ein  Theil  der  Ein- 
nahmen vorbehalten  oder  die  Beibehaltung  bestehender  Münz- 
verhältnisse und  Zustände  ausdrücklich  vorgeschrieben  ^). 

')  Gengier:  Cod.  jur.  mnnic.,  S.  851. 
«)  Pf ef fingen  Vitr.  mustr.,  Bd.  HI,  S.  471. 
3)  Vgl.  Bode:  a.  a.  0.  S.  35  ff.   Beyschlag:  a.  a.  0.  S.  37.    Geng- 
ier: a.  a.  0.  S.  S54. 


in.  Kapitel. 

Die  Münzyerwaltang  nnd  die  Hansgenossenschaft  im 

13.  nnd  14.  Jahrhundert. 


Uas  grosse  Missverhältniss  zwischen  den  Interessen  des 
münzberechtigten  HeiTn  und  denen  des  Handels-  und  Bürger- 
standes, das  das  Münzwesen  des  13.  Jahrhunderts  in  trauriger 
Weise  auszeichnet,  wurde  theils  gesteigeit,  theils  aber  auch  ge- 
mildert durch  eine  eigenthümliche ,  fast  ganz  selbstständige 
Münzverwaltung,  die  neben  diesen  beiden  konkumrenden  In- 
teressen auch  noch  ihr  eignes  hatte  und  verfolgte.  Im 
Folgenden  soll  nun  dieser  selbstständigen  Art  der  Münz- 
verwaltung im  13.  Jahrhundert,  wie  wir  sie  in  der  sogenannten 
Münzerhausgenossenschaft  finden,  als  der  hauptsächlichsten, 
bedeutendsten  und  für  den  Zustand  des  ganzen  Verwaltungs- 
organismus bezeichnendsten  Münzverwaltungsart  unser  Augen- 
merk vor  allem  zugewendet  werden. 

In  vielen  und  gerade  für  die  wirthschaftliche  Entwicklung 
Deutschlands,  für  Handel  und  Verkehr  einflussreicheren  Städten 
des  Mittelaltei'S  finden  wir  nemlich  die  gesammte  Münzver- 
waltung d.  h.  den  Ankauf  und  die  Herbeischaffung  des  für 
die  Münzprägung  nöthigen  Edelmetalls,  die  Besorgung  der 
Münzprägung  selbst  sowie  des  Wechselgeschäfts  und  die  Er- 
hebung des  Schlagschatzes,  femer  eine  ziemlich  ausgedehnte 
Gerichtsbarkeit  in  Münzsachen  und  über  damit  zusammen- 
hängende Materien  und  Personen,  sowie  eine  mehr  oder  minder 
beschränkte  Marktpolizei  in  den  Händen  einer  Gesellschaft, 
welche,  früher  monetarii  genannt,  später  den  etwas  mysteriö- 
sen Namen  der  „  Hausgenossenschaft **  führt,  auch  Gesellschaft, 
Gemeinschaft,  Brüderschaft  der  Münzer  —  fratemitas,  societas, 
universitas,  consoilium  campsorum  oder  monetariorum  betitelt 
ist^.  Die  Namen  dieser  Städte  sind:  Augsburg,  Bamberg, 
Basel,  Erfurt,  Frankfurt,  Köln,  Speier,  Strassburg,  Wien, 
Worms,  Würzburg;  ausserdem  kommen  merkwürdiger  Weise 

^)  Weitere  Beneniinngen  s.  Maarer:  Geschichte  der  Stftdteverfiusaog 
in  Deutschland,  Bd.  I.    (1869),  S.  300. 
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zu  diesen  hochklinfcenden  Namen  noch  die  von  Wfflsseabnrg 
und  Oehringen  (in  Würtemberg). 

Die  Bedeutung  dieser  Gesellschaft,  in  dei-en  Händen  viel- 
fach das  Wohlergehen  der  Städte  gelegen  hat,  darf  nicht 
unterschätzt  werden.  Zugleich  gewinnen  vir  aus  ihrer  Be- 
trachtung einen  charakteristischen  Einblick  in  die  damaligen 
Zustände  der  städtischen  Verwaltung,  wie  das  MQnzrecht  uns 
einen  Einblick  in  die  Verhältnisse  der  Verfassung  des  Reiches 
im  13.  Jabi'hundei-t  gewährt  hat. 

Auch  hier  liegt  die  Frage  nah,  wie  kam  diese  Gesell- 
schaft im  13.  Jahrhundei-t  und  theilweise  auch  schon  Tie] 
fiHher  dazu,  die  ganze  Münzverwaltung  so  ziemlich  selbst- 
ständig zu  fahren,  was  ist  ihr  Wesen,  wie  ihre  Entwicklung? 
Und  auch  hier  kann  uns  nur  eine  geschichtliche  Betrachtans. 
die  bei  den  Keimen  beginnt,  eine  Erklärung  geben  for  das 
viele  Räthselhafte,  das  in  dieser  Vei-waltung  liegt,  wie  sie  uns 
eine  Erklärung  und  ein  Verständniss  gegeben  hat  fbr  die 
Missstände  in  den  MOnz-  und  Geldvei-haltnissen.  ^ 

Die  Münzer  der  ersten  Zeit  fränkischer  AusmQnzung  waren 
zweifelsohne  die  auf  ihren  Posten  verbliebenen  römischen, 
einfache  Handwerker,  die  unter  der  Leitung  ihres  Au&ehers 
arbeiteten.  Mit  dem  Lande,  dem  MunzregaY  und  den  Münz- 
stätten hatten  die  Franken  ohne  Zweifel  auch  die  MQozer  von 
den  Römern  fiberkommen  *).  Aber  noch  standen  dieselben 
kaum  unter  einigermaassen  genauer  staatlicher  Kontrole  imd 
königlicher  Aufeicht.  Die  MQnzer  prägten  demjenigen,  welcher 
ihnen  alte  MQnzen  oder  Silber  und  Gold  in  Stocken  oder 
Barren  brachte,  dasselbe  gegen  eine  bestimmte  Abgabe  in 
neue  solidi,  denarii  oder  trientes  um,  mit  denen  dieser  dann 
seine  Kaufgeschäfte  besorgte.  Etwas  anders  mag  es  zu 
Theudeberts  Zeit  gewesen  sein.  Das  EigenthOmUchste  in 
dieser  Periode  ist  das  Erscheinen  des  Namens  eines  „mone- 
tarius"  auf  den  Münzen,  der  manchmal  auch  neben  dem  des 
Königs  in  Verbindung  mit  einem  Oi-tsnamen  genannt  wird. 
Vielleicht  bedeutet  diese  Thatsache  den  Anfang  einer  Kontrole, 
die  der  KAnig  ausüben  liess;  denn  indem  die  Münze  den 
Namen  ihres  MUnzers  ti-ug,  machte  sie  ihn  dem  Münzherm 
sowie  jedem  Dritten  gegenüber  bekannt  und  verantwortlich '). 
Die  vielen  Oitsnamen,  welche  auf  den  MUnzen  neben  den 
Namen  des  MUnzers  und  des  Königs  vorkommen,  haben  grösstea- 
"""'"  ■"  1er  Geschichte  gar  keine  Bedeutung.  Die  Zahl 
lorte  lässt  sich  unmöglich  durch  Verweisung  auf 
Q  Zeiten  erklären,  in  denen  Markt-,  Zoll-  und 
in  vielen  Orten  ausgeübt  wird,  wie  Soetheer  möchte, 

oetbeer  in    den  Forschnngen  z.  deatachen   Gesch.    Bd.  I, 

eer  in  im  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte.    Bd  I, 
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weil  es,  abgesehen  von  dem  Mangel  jedes  Beweises,  damals 
so  viele  Handelsplätze,  die  eigene  Münzstätten  erfordert  hätten, 
gewiss  nicht  gab,  indem  jsMiamals  ein  eigentlicher  des  Geldes 
bedürftiger  Marktverkehr,  an  dem  sich  auch  die  Eingeborenen 
des  Landes  betheiligten  und  als  Käufer  und  Verkäufer  be- 
thätigten,  erst  aufzuleben  begann.  Es  sind  wohl  die  Münzer 
mit  ihren  einfachen  Prägeapparaten  an  den  einzelnen  Orten, 
sei  es  bei  Gelegenheit  von  kirchlichen  Feiertagen,  die  einen 
Marktverkehr  und  Bedürfniss  nach  Geld  zu  erzeugen  geeignet 
waren,  sei  es  bei  Gelegenheit  von  Volksvei*sammlungen  und 
dergleichen,  Münzen  schlagend  umhergewandert  und  haben  die 
Münzen  mit  dem  jedesmaligen  Aufenthaltsorte  gezeichnet, 
wälirend  andere  im  Dienste  des  Königs  sich  befanden,  und, 
indem  sie  mit  demselben  auf  den  Pfalzen  und  Höfen  umher- 
zogen, für  seine  und  der  Reichsverwaltung  Bedürfniss  an 
Münzen  sorgten.  In  wie  weit  diese  Münzer  selbstständig  in 
der  Erhebung  der  Münzgefälle  waren,  wie  im  Einzelnen  die 
Kontrole  beschaiTen  war,  ist  nicht  zu  ersehen.  Volle  Klarheit 
wird  bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  schriftlichen  Aufzeich- 
nungen aus  jener  Zeit  wohl  nie  zu  erreichen  sein.  Jedenfalls 
aber  scheint  es  ungerechtfeitigt  zu  sein,  aus  dem  Vorkommen 
der  Namen  von  Münzem  auf  den  Münzen  eine  vollständige 
Unabhängigkeit  derselben  anzunehmen.  Es  enthalten  ja  z.  B. 
auch  kaiserliche  und  bischöfliche  Münzen  Augsburgs  aus  dem 
10.  und  11.  Jahrhundert  theils  abgekürzt,  theils  ausgeschrieben 
die  Namen  von  Münzmeistem,  obwohl  die  Münzer  schon  in 
fester  Ordnung  unter  bischöflicher  Kontrole  standen  0«  Des- 
gleichen tragen  auch  die  pommerschen  Münzen  die  Namen 
ihrer  Verfertiger,  obwohl  auch  h|er  das  geordnete  Verhältniss 
schon  lange  hen*schte^).  —  In  der  späteren  Zeit  der  Mero- 
vinger  mag  das  Münzergeschält ,  wenigstens  die  Ausmünzung 
für  den  königlichen  Bedarf  mit  dem  Goldschmiedehandwerk 
verbunden  gewesen  sein  3).  Das  war  aber  sicherlich  nur  für 
kurze  Zeit  und  hatte  in  den  Tagen  Pipins  und  Karl  d.  Gr. 
bereits  wieder  aufgehört.  Freilich  blieben  die  Goldschmiede 
—  und  das  brachte  die  Gleichheit  des  Verarbeitungsstoffes 
mit  sich  —  in  beständiger  Berührung  mit  den  Münzern  und 
unterlagen  vielfach  der  Aufsicht  des  Münzmeisters,  wie  später 
zu  erörtern  sein  wird.  — 

Mit  der  Zeit  der  Karolinger  beginnt  der  Boden  für  die 
Untersuchung  wie  des  Münzwesens  so  auch  der  Münzver- 
waltung fester  zu  werden.    Wir  sahen,  wie  schon  gleich  mit 

')  Beyschlag:  Versuch  ein.  Münzgesch.  Augsburgs.    S.  5—17. 

>)  Leitzmann:  Wegweiser  anf  dem  Gebiete  der  Münzkunde,  S.  49. 
Dazu  8.  Dannenberg:  Die  deutschen  Münzen  etc.    S.  31. 

»)  Soetbeer:  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  297  —  300.  Vergl.  Nordhoff, 
Streiflichter  auf  die  altdeutschen  Qoldschmiede.  Augsb.  Allg.  Zeitung  1878, 
Nr.  78,  84,  87  und  89. 
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Pipins  Zeit  der  König  das  Münzwesen  deutlich  erkennbar  in 
die  Hand  nimmt,  die  Ausprägung  überwacht,  die  Zahl  der  solidi 
bestimmt,  die  auf  das  Pfund  Silber  gehen  sollten,  und  den 
Schlagschatz  vorschreibt,  den  die  Münzer  vom  Pfand  Silber 
erheben  dürfen.  Die  Verordnung,  die  dies  ausdrückt^},  ist 
insofeme  auch  für  die  Geschichte  der  Münzverwaltung  von 
Bedeutung,  als  sie  die  Münzer  zum  ereten  Male  entschieden 
unter  staatliche  Eontrole  stellt.  Da  nun  auch  bereits  feste 
Münzstätten  erscheinen,  das  Prägen  demnach,  mit  Ausnahme 
der  Prägungen  an  den  jeweiligen  Hoflagern  des  Königs,  an  be- 
stimmte Orte  gebunden  war,  so  war  auch  eine  Kontrole 
leichter  möglich,  als  zur  Zeit,  da  die  Münzer  mit  ihren  Appa- 
raten das  Land  durchzogen.  Die  Vielheit  der  Ortsnamen  auf 
den  Münzen  vei*schwindet  mit  den  Namen  ihrer  Verfertiger; 
die  Münzen  zeigen  überhaupt,  obwohl  aus  vei-schiedenen  Münz- 
stätten stammend,  doch  einen  sehr  ähnlichen  Typus,  was 
ebenfalls  die  Behauptung  einer  staatlichen  Kontrole  recht- 
fertigt«). — 

In  den  zahlreicheren  Verordnungen  Karl  des  Grossen 
zeigt  sich  überall  das  Bestreben,  die  gesammte  Verwaltung 
des  Reiches  in  allen  Zweigen  fest  in  seiner  Hand  zu  ver- 
einigen. Seine  Administration  hat  die  Tendenz,  die  Regierang 
des  Reichs  von  einem  Mittelpunkt  abhängig  zu  machen;  die 
comites,  missi,  scararii  etc.  und  die  Ait,  wie  dieselben  zur 
Reichsverwaltung  verwendet  werden,  geben  ein  schönes  Zeugniss 
von  der  staatsmännischen  Begabung  des  grossen  Karl.  Nitzsch 
charakterisirt  die  Zeit  und  Thätigkeit  Karls  in  Bezug  auf  die 
Vei*waltung  sehr  gut  mit  folgenden  Worten:  „Die  Administra- 
tion Karl  des  Grossen  bietet  für  seine  Zeit  das  wunderbare 
Bild  einer  uneimüdlichen  und  beständig  misstrauischen  Staats- 
kontrole.  Voll  von  grossen  Gedanken  einer  wahrhaft  schöpfe- 
rischen Politik  hält  sie  eine  vielfach  gegliederte  Beamten- 
hierarchie beständig  in  Athem,  überwacht  die  Wirthschaft  der 
kleinen  Gutsbesitzer  und  die  grossen  Güterkomplexe  der 
Abteien.  Der  Begriff  des  ministerialis  und  des  ministeriums 
verbindet  den  König  mit  dem  Grafen  und  Bischof,  diese  mit 
judex  villae  und  diesen  mit  dem  venator  und  aurifex**^). 
Diesen  Gesichtspunkten  entsprechend  stellte  er  auch  das 
Münzwesen  noch  unmittelbarer  unter  die  königliche  Au&icht 
und  duldete  keine  Eingriffe  und  schädliche  Selbstständigkeit 
in  dessen  Verwaltung.  Sind  schon  in  der  Verordnung  von 
794,  welche  den  Unterthanen  vorschreibt,  Münzen,  welche  des 
Königs  Namen  tragen,  überall  und  immer  bei  schwerer  Strafe 
anzunehmen,  wenn  sie  feinhaltig  und  vollwichtig  sind^),  in- 

^)  S.  oben  S.  5. 

')  Soetbeer  in  den  Fonchnnffen  z.  dentsch.  Gesch.,  Bd.  IV,  S.  285  f. 

*)  Nitzsch:  Ministerialit&t  and  Bünrertham,  S.  67. 

*)  Pertz:  Mon.  Genn.,  LL.,  Bd.  I,  8.  72. 
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direkt  Vorschriften  für  die  Münzer  enthalten,  indem  nur  fein- 
haltige  nnd  vollwichtige  Mtlnze  und  nur  mit  des  Königs  Namen 
gemünzt  werden  sollte,  so  tritt  die  Unterordnung  der  Münzer 
unter  direkte  königliche  Aufsicht  noch  deutlicher  hervor  aus 
den  Bestimmungen  des  Kapitulars  von  Dietenhofen  vom  Jahre 
805  0  und  dem  zu  Nim  wegen  von  808  '),•  sowie  aus  den  Bruch- 
stücken eines  Kapitulars  von  809^),  das  sich  ausschliesslich 
mit  dem  Münzwesen  befasst  hatte.  Dass  eine  staatliche  Kon- 
trole  nothwendig  war,  geht  aus  dem  Kapitular  vom  Jahre 
805  hervor,  welches  bestimmt,  dass  zur  Beseitigung  der  falschen 
Münzen  nur  an  der  Königspfalz  gemünzt  werden  solle  ^).  Unter 
diesen  falschen  Münzen  sind,  wie  aus  der  Verordnung  ge- 
schlossen werden  kann,  nicht  blos  die  von  eigentiichen  Falsch- 
münzeiii  geschlagenen  Münzen  zu  verstehen,  sondern  auch 
diejenigen,  welche  von  den  königlichen  Münzem  selbst,  sei 
es  aus  absichtlicher  Schlechtigkeit,  sei  es  aus  Unkenntniss, 
nicht  nach  dem  vorgeschriebenen  Gewichte  ausgemünzt  wurden. 
Die  Münzer  konnten  nun,  wenn  sie  nur  mehr  an  den  Pfalzen 
unter  unmittelbarer  Aufsicht  des  Königs  und  seiner  Beamten 
prägten,  im  Falle  der  Unkenntniss  belehrt,  im  Falle  der 
Schlechtigkeit  bestraft,  immer  aber  scharf  konti-olirt  werden. 
Diese  Verordnung  erfuhr  ihre  theilweise  Bestätigung  im  Ka- 
pitular von  808  ^).  Am  deutlichsten  spricht  über  die  damalige 
Münzverwaltung  das  freilich  sehr  lückenhafte  Kapitular  vom 
Jahre  809.  Hierin  heisst  es:  Die  Münze  jener  Stadt  —  wo- 
bei offenbar  zu  ergänzen  ist:  in  welcher  eine  vom  König  an- 
geordnete oder  genehmigte  Münzstätte  sich  befindet  —  soll 
öffentlich  unter  Aufsicht  des  Grafen  betrieben  werden.  Die 
Münzer  sollen  ihr  Geschält  öffentlich  versehen  und  an  keinem 
andren  Orte  weder  innerhalb  der  Stadt  noch  ausserhalb  als 
an  dem  hiezu  bestimmten^). 

Die  Münzverwaltung  ist  wie  eine  Menge  von  anderen  Ge- 
richts- und  Verwaltungssachen  der  Aufsicht  des  Grafen  unter- 
stellt. Um  seine  Aufsicht,  die  gegenseitige  Konti-ole  der 
Münzer  unter  einander  und  wohl  auch  die  des  gesammten 
Publikums  zu  ermöglichen,  sollen  die  Münzer  öffentlich  und 
auf  dem  hiezu  bestimmten  Platze  münzen.  Wer  dagegen 
handelt,  sei  er  ein  monetarius,  der  auf  ungehörigem  Platze 
münzt,  sei  er  ein  eigentlicher  Falschmünzer,  der  soll,  wenn  er 


')  Pertz:  Mon.  Genn.  LL.,  Bd.  I,  S.  IM. 

>)  Ebenda:  S.  154. 

8)  Ebenda:  S.  159. 

*)  Ebenda:  S.  134.  De  fabis  monetis ,  quia  in  multis  lods  contra 
jufltitiam  et  contra  edictam  fiant,  volamos  nt  nuUo  alio  loco  moneta  sit, 
nisi  in  palatio  nostro,  nisi  forte  itemm  a  nobis  aliter  fuerit  ordinatom. 

*)  ebenda:  S.  158  (7).  De  monetis,  ut  in  nuUo  alio  loco  moneta 
percutiator  nisi  ad  cartem:  et  illi  denarii  palatini  etc. 

«)  Ebenda:  S.  159. 
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ein  Freier  ist,  mit  Konfiskation  des  gesammten  Prägmaterials 
bestraft  werden;  ist  er  ein  Unfreier,  so  soll  er  geprügelt  und 
ihm  ins  Antlitz  geschrieben  werden:  falsator  monetae.  Bei 
vorüberziehenden  Kanfleuten  soll  der  Graf  Erkundigungen  nach 
falschen  Münzen  einziehen,  weil  ja  diese  von  allen  Unterthanen- 
Massen  am  meisten  Ach  des  Geldes  bedienen  und  die  meisten 
Orte  auf  ihren  Fahrten  durchwandern  0- 

Die  Folgerungen,  die  sich  aus  diesen  Yei-oi-dnungen  für 
die  Stellung  des  monetarius  machen  lassen,  will  ich  im  Zu- 
sammenhange mit  den  aus  dem  Edictum  Pistense  sich  er- 
gebenden anführen,  weil  durch  die  ausführlicheren  Bestim- 
mungen desselben  auch  die  Zeit  Karl  des  Grossen  wesentlich 
aufgeklärt  wird.  Die  hieher  gehörigen  Abschnitte  des  Edict. 
Pist.  sind  folgende:  Absatz  15.  In  demselben  wird  dem  Grafen 
die  Aufsicht  über  das  Münzwesen,  speziell  die  Aufsicht  darüber 
zugetheilt,  dass  keine  alten,  durch  einen  neuen  Verruf  aus- 
geschlossenen Münzen  in  den  Handel  gebracht  würden  *).  Cm 
die  Aufsicht  wirksamer  zu  machen,  werden  (Absatz  8)  in  allen 
Städten  und  Dörfeiii  und  Villen,  gleichviel  unter  wessen  Ge- 
richtsbarkeit sie  stehen,  die  königlichen  Richter  und  die 
Herren  der  Villen  in  Gemeinschaft  mit  den  Ministerialen  und 
nach  dem  Bedürfhiss  des  Ortes  gewählte  geeignete  Leute  aus 
den  Angesessenen  und  dort  sich  Aufhaltenden  zugezogen^). 
Absatz  9  sagt:  Diejenigen,  welche  demgemäss  mit  der  Auf- 
sicht betraut  werden,  sollen  schwören,  dass  sie  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  getreulich  Acht  hätten  und  keinen,  von 
dem  sie  wüssten,  dass  er  gutes  Geld  zurückweise,  verheim- 
lichten, sondern  den  Beamten  des  Reichs  anzeigten.  Wer 
diesen  Eid  bricht  und  dessen  überführt  wird,  soll  wie  ein 
Meineidiger  nach  weltlichem  und  kirchlichem  Rechte  gestraft 
werden  ^).  Ausser  diesen  eigens  von  Staatswegen  mit  der  Auf- 
sicht beti-auten  Personen  soll  aber  Jedermann  das  Recht  haben, 
nach  Absatz  16,  denjenigen,  welcher  von  einem  bestimmten 
Termin   an  unrichtiges  Geld  in  den  Handel  bringt,   zu  er- 

*)  Pert«:  Mon.  Genn.,  LL.,  Bd.  I,  8.  159. 

*)  S.  oben  S.  66,  Anni.  4. 

")  Et  in  Omnibus  cintatibiiB  et  Tids  ac  nllis,  tarn  nostris  quam  indo- 
minicatis  quam  et  in  bis,  quae  de  immonitate  sunt  Tel  de  comitatibtts  atqae 
hominum  nostrorum,  sive  cm'oscanque  sunt,  per  omne  regnum  nostnun  a 
judidbos  nostris,  et  ab  eis,  quorum  Tillae  sunt,  una  cum  ministris  rei  pu- 
blice secundnm  quantitatenr  locorum  et  Tillanmi,  tanti  ac  tdes  de  ipsis 
incolis  et  inibi  manentibus  constitnantar,  qui  inde  proTidentiam  babeant,  ne 
boni  denarii  rejiciantur  et  non  nisi  meri  et  bene  pensantes  acdpiantur. 

')  Ut  Uli  qui  ex  bac  causa  providentiam  babebunt,  sacramento  jurent, 

3uod  sicut  eis  ex  bac  causa  injunctum  fuerit,  quantum  scierint  et  potuerint, 
ebeant  fideliter  obserrare  et  iuum  bominem.  quem  sderint  memm  et  beae 
pensantem  denanum  reicere,  non  debeant  celire,  sed  ministris  rd  publicae 
eum  debeant  notum  facere.  De  quo  sacramento  quicunque  comprobatus 
fherit  pmuratus,  et  secundum  legem  mnndanam  ut  pegums  pnniatur,  .... 
et  secundum  legem  ecclesiasticam  publicae  poenitentiae  subigatnr. 
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greifen^).  Desgleichen  sollen,  nach  Absatz  17,  die  Grafen  und 
Beamten  des  Reiches  in  ihren  Grafechaften  und  Amtsbezirken 
darauf  achten,  dass  nicht  von  Jemandem  heimlicher  oder  be- 
trügerischer Weise  Münzen  geschlagen  würden  ^V 

Sollte  das  Münzwesen,  wie  das  ja  im  Ea.  Pist.  gewollt 
ist,  vollständig  geregelt  und  eine  möglichst  gute,  genaue,  fein- 
haltige  und  vollwichtige  Ausprägung  erzielt  werden,  so  musste 
die  Person  des  Münzers,  dem  Mischung,  Gewicht  und  Aus- 
prägung anvertraut  war,  eine  verlässige  sein.  Desshalb  be- 
stimmt der  König  in  dem  für  die  Frage  nach  der  Münzvei'- 
waltung  wichtigsten  Absatz  13:  ^^Diqenigen,  in  deren  Amts- 
bezirk eine  Münzstätte  sich  befindet,  sollen  verlässige  Münzer 
auswählen,  ohne  Rücksicht  zu  nehmen  auf  Bevoi-zugung  und 
eigene  Wünsche  oder  eigenen  Vortheil,  sofeme  sie  Gottes 
und  unsere  Gnade  behalten  wollen.  Und  die  Münzer  sollen 
schwören ,  dass  sie  ihr  Amt  nach  bestem  Wissen  und  Können 
vei-sehen,  und  dass  sie  keinen  zu  stark  versetzten  oder  unter- 
wichtigen Denar  ausprägen.  Und  sie  sollen  ohne  Betrügerei 
und  unerlaubte  Kunstgriffe,  denen,  welche  ihnen  Silber  zur 
Reinigung  bringen,  dasselbe  reinigen  und  ohne  Betrügerei 
sowohl  beim  Wechsel  mit  der  Wage  als  bei  der  Reinigung 
verfahren.  Derjenige,  welcher  gegen  diesen  Eid  gehandelt  zu 
haben  beschuldigt  wird,  soll  sich  durch  Gottesurtheil  reinigen. 
Und  wenn  er  des  Vergehens  überführt  wird,  sei  es,  dass  er 
schlechte  Münze  schlug,  sei  es,  dass  er  beim  Wechsel  oder 
Reinigen  des  Silbers  am  Silber  des  Reiches  oder  der  Kirche 
oder  der  Armen  Unterschleif  begangen  hat,  so  soll  er  wie  ein 
Falschmünzer  die  Hand  verlieren  und  der  öffentlichen  Busse 
nach  bischöflichem  Urtheil  unterliegen'). 

Diese  Verordnung  ist  von  gi-osser  Bedeutung,  indem  sie 
zum  ei-sten  Male  die  Stellung  des  Münzers  ausführlicher  schil- 
dert. Aus  einem  jedenfalls  ziemlich  unbedeutenden  Hand- 
werker zur  Zeit  der  Merovinger  war  er  allmälig,  allerdings 
im  Einklang  mit  der  wachsenden  Bedeutung  des  Geld-  und 
Münzwesens  überhaupt,   zu  einer  bedeutenderen  Stellung  em- 


^)  Ut  si  aliqais  homo  a  proximis  Ealendis  Julii  de  hac  nova  nostra 
moneta  mixtum  vel  minas  quam  debeat  pensantera  denariom  invenerit,  con- 
Btrinffat  eum,  qui  ipsnm  denarium  ad  negotiandam  protulit  etc. 

*)  Üt  diligenter  comites  et  ministri  rei  pablicae  per  saos  comitatos  ao 
ministeria  provideant,  ne  in  aliqao  loco  occulta  yel  fraudcdenta  moneta 
fieii  poBsit. 

^  üt  hi   in  quoram  potestate   deinceps  moneta  permanserit,    omni 

Kitia  et  cupiditate  seu  lacro  postposito  fideles  monetarios  eligant,  sicat 
I  et  nostram  gratiam  voIant  habere.  Et  ipsi  monetarii  iurent  quod 
ipsum  miniflterium,  quantom  aderint  et  potaerint,  fideliter  fadant  Et  mix- 
tom  denariam  et  minus  quam  debet  pensantem  non  monetant  nee  monetari 
consentiant  Et  sine  uUa  fraude  et  absc^ue  malo  ingenio  contra  eos,  quo- 
ram argentom  ad  purgandum  acceperint,  ipsum  argentum  ezmerent,  et  sine 
iraode  tarn  in  peosa  quam  in  pur^one  denarios  concambient  etc. 
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porgestiegen,  er  war  zu  einem  Amte,  zu  einem  i^ministerioin^ 
gelangt  und  damit  in  die  Reihe  der  Ministerialen  aui^enommen. 
Und  das  war  er  vermuthlich  schon  zur  Zeit  Karl  des  Grossen. 
In  der  mannigfach  gegliederten  Amtshierarchie  dieses  Herr* 
schers  fand  wie  der  Zoller  so  auch  der  Münzer  seinen  Platz. 
Erst  damit,  dass  der  Münzer  aus  seiner  zweifelhaften  flir  das 
Gedeihen  des  Münzwesens  sehr  bedenklichen  PriTatstellong 
ohne  wesentliche  staatliche  Eontrole  herausgetreten  und  zum 
Ministerialen  geworden  war,  war  auch  das  Interesse  bekundet, 
das  der  König  an  der  Entwicklung  des  Geld-  und  Münzwesens 
nahm,  war  ausgesprochen,  dass  die  Münze  Sache  des  Königs 
sei  und  dass  sie  nur  als  solche  Rechtmässigkeit  und  Schutz 
beanspruchen  könne.  Der  oben  schon  zitirte  Satz  Nitzschs: 
„Der  B^riff  des  ministerialis  und  des  ministeriums  verbindet 
den  König  mit  dem  Grafen  und  dem  Bischof,  diesen  mit  dem 
judex  villae  und  diesen  mit  dem  venator  und  aurifex,'  hat 
auch  für  den  Münzer  seine  Bedeutung.  Ebenso  war  der  Graf 
und  der  judex  auch  das  Mittel-  und  Bindeglied  zwischen  dem 
König  und  dem  Münzer,  wie  aus  den  eben  erwähnten  Artikeln 
des  Edikts  hervorgeht.  Ministerialis  bleibt  der  Münzer  auch 
in  der  nächsten  Zeit,  nachdem  er  bereits  als  magister  monetae 
zugleich  mit  dem  Münzrecbt  in  Unterthänigkeit  unter  die 
Bischöfe  und  Stifter,  Herzöge  und  Grafen  gekommen  war. 
Der  magister  monetae  der  späteren  Zeit  ist  nur  der  ausgebil- 
dete, mit  grösserer  gerichtlicher  Machtbefugniss  und  selbst- 
ständigerer Verwaltungsthätigkeit  ausgerüstete  monetarius  der 
karolingischen  Zeit,  kein  neuer  erst  mit  der  städtischen  Mi- 
nisteridität  eingeführter  Beamte^).  Nur  der  Name  magister 
monetae  kommt  in  der  karolingischen  Zeit  noch  nicht  vor. 
Der  monetarius  des  Edictum  Pistense  bedeutet  zweifelsohne 
den  Münzmeister  der  folgenden  Jahi'hunderte,  wie  der  venator 
den  Jägermeister,  der  falconarius  den  Falkenmeister,  der  te- 
lonearius  den  Zollmeister  bedeutet^).  Monetarius  ist  der 
Münzer  xar'  i^oxr^y^  der  Münzer. 

Die  Berechtigung  dieser  Auffassung  liegt  in  folgenden 
Momenten.  Das  Strassburger  Stadtrecht,  dessen  Entstehungs- 
zeit jetzt  allgemein  in  das  12.  Jahrhundert  gelegt  wird,  handelt 
in  einem  eigenen  Abschnitt  de  officio  magistri  monetariorum, 
beginnt  aber  die  Aufzählung  der  Amtsthätigkeit  desselben  so- 
gleich mit  den  Worten :  Sequitur  -de  officio  monetarii ').  Ebenso 
wird  auch  im  Augsburger  Stadtreeht  der  Münzmeister  einfach 
monetarius  genannt^),  wie  er  überhaupt  fast  in  allen  Städten» 

^)  V^l.  Arnold:  Gesch.  der  Freist&dte,  Bd.  I,  S.  260,  der  hier  die* 
selbe  Ansidit  vertritt 

>)  Maarer:  Gesch.  der  Frohnhöfe,  Bd.  I,  S.  200. 

*)  Strassburger  Stadtrecht  bei  Gaapp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I, 
S.  48  £,  Art  56,  65,  69,  74  etc. 

*)  Meyer:  Das  Stadtbach  Ton  Aogsboig,  S.  309,  AiU^  §4. 
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in  denen  er  einer  Schaar  von  Münzarbeiteiii ,  Gesellen  oder 
Ejiechten  gegenüber  stand,  die  nicht  ebenfalls  auf  den  Rang 
und  Namen  eines  Münzers  Anspruch  machten,  wie  die  spä- 
teren Hausgenossen,  so  lange  die  Urkunden  lateinisch  ge- 
schrieben sind,  betitelt  ist  Das  lässt  sich  aber  auch  aus  dem 
Edikte  selbst  herauslesen,  wo  im  14.  Absatz  von  dem  suus 
monetarius  die  Rede  ist  %  während  doch,  wie  es  in  der  Natur 
der  Sache  liegt,  mehrere  Münzarbeiter  dazu  gehörten,  um  ein 
Gebiet  mit  Münzen  zu  yersorgen,  da  ja  die  Münzprägung  da- 
mals wegen  der  mangelhaften  Technik  sehr  langsam  vor  sich 
ging.  Andrerseits  muss  dieser  monetarius  wenigstens  dem 
Sinne  nach  mit  Münzmeister  übersetzt  werden,  da  er  zweifels- 
ohne der  Vorstand  der  Personen  war,  welche  mit  der  un- 
mittelbaren Herstellung  der  Münzen  beschäftigt  waren,  auch 
wohl  im  Auftrage  des  Münzherm  Wechselgeschäfte  besorgte. 
Die  Stelle  des  Edikts:  Et  mixtum  denarium  et  minus  quam 
debent  pensantem  (monetarii)  non  monetent,  nee  monetari 
consentiant  weist  deutlich  auf  ein  Aufsichts-  und  Herr- 
schaftsverhältniss  des  monetarius  über  ihm  untergebene  Ge- 
hilfen hin.  So  standen  auch  unter  dem  venator  die  venatoi'es, 
unter  dem  falconarius  die  falconarii,  unter  dem  pistor  die 
pistores  u.  s.  f.  *). 

Diese  Ansicht  über  die  Bedeutung  des  Wortes  monetarius 
und  über  den  Inbegriff  der  Vollmacht,  die  wir  mit  dem  Werte 
monetarius  verbinden  müssen,  soll  uns  zu  einer  weiteren  Er- 
klärung behilflich  sein. 

Es  hat  sich  nemlich  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in 
allen  Städten,  wo  dem  Münzmeister  nur  gewöhnliche  Arbeiter, 
sogenannte  Münzknechte  oder  Münzgesellen  gegenüber  standen, 
dieses  Subordinationsverhältniss  deutlich  erhalten,  es  tritt  uns 
aber  auch  in  der  Verfassung  der  späteren  Hausgenossenschaft 
noch  ganz  erkenntlich  gegenüber.  In  Strassburg  wie  in  Re- 
gensburg und  Köln  stehen  die  Hausgenossen  unter  dem  Befehl 
des  Münzmeistei-s ,  der  sich  in  vielen  Beziehungen  Ausdruck 
vei'schafft.  Und  wenn  auch  das  Recht  des  Münzmeisters  viel- 
fach später  von  den  immer  mächtiger  werdenden  Hausgenos- 
sen beschränkt  und  beeinträchtigt  wird,  und  derselbe  be- 
sonders durch  ein  Von'echt,  das  die  Hausgenossen  in  einigen 
Städten  zu  erlangen  wussten,  wonach  der  Münzmeister  immer 
aus  ihrer  Zahl  ernannt  werden  musste,  zum  primus  inter  pares 
geworden  ist,  überall  bleibt  ein  urspiUngliches  Unterordnungs- 
verhältniss  unter  denselben  deutlich  erkennbar,  überall  ist  er 


*)  (14)  üt  io  proximis  Kalendis  Julii  per  hanc  duodedmam  indictionem 
habeat  in  Silvanectis  dvitate  imosqaisqac  comes  in  ccgos  comitatu  mone- 
tam  esse  jassimus,  vicecomitem  snum  com  duobos  aliis  hominihos,  qui  in 
4^as  comitatu  res  et  mandpia  et  benefida  babeant,  et  suam  monetär iam 
com  ipsia  habeat 

>)  Maurer:  a.  a.  0.,  S.  252. 
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der  ihnen  vom  Münzhen-n  bestellte  oder  wenigstens  genehmigte 
Vorgesetzte.  Freilich  erhoben  sich  die  MQnzarbeiter  der  kaiXH 
lingischen  Zeit  in  vielen  Städten  allmälig  mit  der  steigenden 
Wichtigkeit  des  Geldverkehi-s,  als  der  Münzmeister  allein  nicht 
mehr  im  Stande  war,  für  Alle  die  Mischung  zu  besorgen,  den 
Wechsel  zu  versehen,  genOgendes  Mttnzmaterial  zu  beschaffen, 
als  die  MQnzverwaltung  mit  dem  Uebergange  an  die  Bischöfe  und 
Grossen  des  Reiches  erst  i1ire  volle  Thätigkeit  entfaltete  und 
in  immer  grösserer  Menge  Münzgeld  schuf,  zu  einer  besseren» 
einflussreicheren  Stellung  empor.  Eben  in  der  grossartigen,  her- 
von*agenden  Handelsentwicklung  gerade  der  von  Hausgenossen 
bewohnten  Städte  liegt  der  Grund  für  die  Ausbildung  und 
Entwicklung  der  Hausgenossenschaft,  während  in  anderen 
Städten,  die  keiner  grossen  AusmQnzung  beduiften,  der  eine 
Münzmeister  mit  seinen  Gesellen  vollständig  genügen  konnte. 
Die  Gleichheit  der  Beschäftigung,  der  eigene  Nutzen  und  Vor- 
theil,  vor  allem  aber  die,  sei  es  aus  gewerbepolizeilicbem,  sei 
es  aus  steuerfiskalischem,  sei  es  aus  sozialpolitischem  Interesse 
hervorgegangene  allgemeine  Sitte  sich  korporativ  zusammen- 
zufassen, musste  es  auch  den  Münzem  nahe  legen,  in  enge 
Verbindung  mit  einander  zu  treten,  und  wie  so  manche  andere 
gewerbliche  Genossenschaft  entstand  auch  die  der  Münzer- 
hausgenossen. Je  mehr  man  ihrer  bedurfte,  desto  mehr  stieg 
auch  ihr  Einfluss  und  ihre  Macht,  die  natürlich  von  einer 
koi-porativ  und  einheitlich  zusammengefassten  Ginippe  von  Per- 
sonen leichter  zu  erlangen  war,  als  von  vielen  Einzelnen.  Damit 
erreichten  sie  ihre  grossen  Privilegien,  die  überraschenden 
Vorrechte,  in  deren  Besitz  wir  sie  bereits  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert finden.  Aus  einer  ui*spi1lnglichen  Verbindung  von 
Beamten  wurde  eine  solche  von  selbstständi^en  Unternehmern, 
nachdem  sie  einen  Theil  der  Geschäfte  auf  ihre  Rechnung  und 
Gefahr  übernommen  hatten. 

So  erklärt  sich  auf  eine  einfache  und  der  geschichtlichen 
Entwicklung  des  ganzen  Münzwesens  durchaus  entsprechende 
Weise  die  Entstehung  der  Hausgenossenschaft,  und  man  braucht 
nicht  zu  äusserst  unwahi*scheinlichen  Vermuthungen  zu  greifen. 
Soetbeer  entwickelt  eine  andere  Ansicht,  die  sehr  fein  gedacht, 
aber,  wie  mir  scheinen  will,  nicht  begründet  ist^«  Auch  er 
sucht  die  Entstehungszeit  der  Hausgenossen  schon  im  Edictum 
Pistense,  oder  vielmehr  bereits  im  Gap.  de  moneta  Karl  des 
Grossen,  woselbst  gesagt  ist,  dass  die  Münzer  öffentlich  und 
an  keinem  anderen  Orte  als  an  dem  ihnen  angewiesenen  ar- 
beiten sollten,  eine  Voi-schrift,  die  allerdings  audi  später  noch, 
z.  B.  in  Strassburg  ^),  Anwendung  findet    Daraus  geht  aber 


')  Fonchongen  z.  deutsch.  Gesch.,  Bd.  VI,  S.  14  f. 
>)  Strassb.  Stadtr.,  Art  72  und  78    bei  Oaapp:   Deatsche  Stadir., 
Bd.  I,  S.  67. 


n.  5.  107 

keinesfalls  hervor,  dass,  wie  Soetbeer  sagt,  ^die  Münzer  schon 
eine  fQr  sich  geschlossene  Gesellschaft  bilden  mussten,  welche 
bei  Zulassung  neuer  Mitglieder  und  in  der  Kontrole  ihres  Ge- 
werbes freie  Hand  hatten."  Das  ist  jedenfalls  bedeutend  anti- 
zipirt  und  scheint,  wie  auch  die  weitere  Bemerkung  von 
einer  schon  damals  sich  zeigenden  „Solidarität  der  Genossen- 
schaft", durch  nichts  begründet  zu  sein.  Im  Gegentheil,  es 
widerspricht  einer  derailigen  Ansicht  die  oben  schon  an- 
geführte Stelle  des  Edictum  Pistense,  welche  vorschreibt,  dass 
diejenigen,  welche  in  ihrem  Amtsbezirke  eine  Münzstätte  be- 
sitzen, verlässige  Münzer  auswählen  sollten.  Vpn  einer  engeren 
genossenschaftlichen  Verbindung  wie  sie  hauptsächlich  durch 
die  Erblichkeit  des  Münzeramtes  innerhalb  der  Genossenschaft 
begünstigt  wurde,  ist  nirgends  die  Rede  und  man  darf  über-^ 
haupt  nichts  als  die  ersten  Spuren  der  späteren  Verfassung  in 
diesen  Verordnungen  sehen.  Die  Ausbildung  derselben  geschah 
offenbar  erst  mit  dem  Uebergang  des  Münzrechts  an  die  ein- 
zelnen Heiren.  Ausserdem  glaubt  Soetbeer,  wie  der  von  ihm 
zitirte  Stenzel  für  die  grössere  Mitgliederzahl  der  späteren 
Hausgenossenschaft  darin  eine  passende  Erklärung  zu  finden, 
dass  er  annimmt,  es  seien  diejenigen  von  den  Einwohnern  der 
Villen,  welche  zur  Kontrole  des  Münzwesens  ausser  den 
Grafen,  Richtein  etc.  beigezogen  wurden,  an  manchen  Plätzen 
später  mit  den  Münzern  zusammengetreten  zu  einer  gemein- 
schaftlichen Thätigkeit.  Diese  Auslegung  ist  aber  sehr 
unwahrscheinlich.  Es  hätten  dann  diese  Aufsichtspersonen  — 
von  denen  noch  dazu  ungewiss  ist,  ob  sie  nicht  ad  hoc  er- 
nannt waren  —  aus  ihrer  den  Münzem  übergeordneten  Auf- 
sichtsstellung in  Unterordnung  unter  den  Münzmeister  sich 
stellen  müssen.  Ein  zweites  Bedenken  gegen  diese  Auslegung 
ist,  dass  unter  diesen  Villen,  deren  Einwohner  dazu  ver- 
wendet werden  sollten,  jedenfalls  Höfe  oder  Dörfer  und  keine 
grösseren  Orte  oder  Städte  —  sofeme  man  überhaupt  von 
Städten  in  jener  Zeit  sprechen  kann  --  zu  verstehen  sind; 
es  ist  daher  noch  immer  nicht  erklärt,  wie  denn  diese  Auf- 
sichtspersonen in  die  Städte  kamen,  und  nur  in  solchen,  wenn 
wir  von  Oehringen  absehen,  existiren  Hausgenossen.  Wahr- 
scheinlicher wäre,  dass  dieselben  in  ihrer  Stellung  blieben  und 
den  späteren  Verauchem,  Prüfern  etc.,  wie  wir  sie  in  den  mit 
Münzstätten  verseheneu  Städten  treffen,  entsprächen  oder  viel- 
mehr von  diesen  abgelöst  worden  wären.  Auch  den  Eid,  den 
die  Hausgenossen  bei  ihrer  Auftiahme  in  die  Genossenschaft 
schwören  müssen,  findet  Soetbeer  in  dem  Eide  dieser  Ver- 
trauensmänner, er  hätte  ihn  aber  oder  dessen  Vorbild  we- 
nigstens wohl  zutreffender  und  genauer  in  dem  Eide  gefunden, 
den  die  Münzer  nach  Absatz  13  des  Edictum  zu  schwören 
haben,  aus  dem  sich  sogar  der  Eid  derselben  als  Wechsler 
herauslesen  lässt. 
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Ueber  die  Erhebung  und  Verwaltung  des  aus  der  Münze 
sich  ergebenden  Einkommens  sagt  das  Edictum  direkt  nichts 
aus.  Doch  existirt  eine  Stelle  eines  Autors  Dnitmar  aus  dem 
9.  Jahrhundert^  in  welcher  es  heisst:  Solent  monetarii  accipere 
argentum  ab  aliquibus  et  solent  denarios  facere  et  post  annum 
integrum  reddere,  quod  acceperant,  ingenio  suo  super  acceptum^). 
Aus  dieser  Stelle  sowie  aus  Absatz  14  des  Edikts,  der  da- 
durch an  Bedeutung  gewinnt,  scheint  hervorzugehen,  dass  die 
Münzer  die  Erhebung  des  Schlagschatzes  selbstständig  ver- 
sahen und  nur  zu  bestimmten  Zeiten  nach  Abzug  der  Pro- 
duktionskosten und  ihres  Lohnes  die  gewonnene  Summe  an 
die  königliche  Kammer  ablieferten^).  Von  einer  vollständig 
unabhängigen  Stellung  der  Münzer,  als  Unternehmer  auf  eige- 
nen Gewinn  und  Verlust  ist  keine  Rede.  — 

Noch  standen  die  Goldschmiede  in  keinem  engeren  Zu- 
sammenhange mit  der  Münze,  wie  in  späteren  Zeiten,  wo  sie 
in  Basel  ausschliesslich  die  Zunft  der  Hausgenossen  bildeten, 
oder  wie  in  den  übrigen  Städten  wenigstens  in  nächster  Be- 
ziehung zu  denselben  standen.  Im  Edictum  Pistense  sind, 
allerdings  bedingt  durch  dieselbe  Materie,  die  Bestimmungen 
über  Gold-  und  Silberverarbeitung  unmittelbar  hinter  die  Be* 
Stimmungen  über  die  Münze  gesetzt,  aber  ohne  irgend  wdchen 
inneren  Zusammenhang  mit  denselben. 


1)  Müller:  Deutsche  Münzgeschichte,  S.  218. 

')  üt  in  proximis  Kalendis  Jolii  per  hanc  duqdecimam  indictioiiem 
habeat  in  Silvanectis  elvi  täte  unusquisque  comes,  in*  cigus  comitata  mo- 
netam  esse  jossimus,  vicecomitem  suum  cum  duobus  alus  hominibus,  qni 
in  ejus  comitatu  res  et  mancipia  vel  beneficia  habeant,  et  säum  mone- 
tarium  cum  ipsis  habeat;  quatenus  ibi  acdpiant  per  manus  suos  de  camera 
nostra  ad  opus  uniuscujusque  monetarii  de  mero  argento  cum  pensa  libros 
quinque,  ut  habeat  inde  initium  monetandi  possit  incipere;  et  pensam  ar- 
genti,  quam  ex  camera  nostra  acceperit,  per  manus  eorum,  per  quos  iUud 
accepit,  sabbato  ante  initium  quadragesimae  in  monetatis  denariis  in  prae- 
fato  loco  et  cum  ipsa  pensa,  cum  qua  argentum  acceperat,  unusquiaqoe 
monetarius  in  nostra  camera  reddat  Diese  Stelle  hat  schon  mancher  £r< 
klärung  Schwierigkeit  gemacht  und  auch  Soetbeer,  der  an  einer  SteUe  ent* 
schieden  das  Richtige  betont,  scheint  sich  doch  nicht  ganz  klar  zu  sein 
(Forschungen,  Bd.  Vi,  S.  15  f.).  Man  muss  sich  erinnern,  dass  nach  dem 
Edikt  ja  eine  neue  Münze  eingeführt,  d.  h.  dass  alle  alte  Münze  ein- 
gezogen, umgeschmolzen,  neu  geprägt  und  dann  in  den  Umlauf  gesetzt 
werden  sollte.  Nun  hatten  die  Münzer  kein  eigenes  Silber  vorräthig,  das 
sie  im  Voraus  hätten  in  neue  Denare  umprägen  können,  um  diejenigen, 
welche  als  die  ersten  mit  den  alten  Münzen  zum  Umtausch  kamen,  nicht 
warten  lassen  zu  müssen,  bis  diese  alten  Münzen  eingeschmolzen  nnd 
umgeprägt  waren.  So  wurden  ihnen  aus  der  königlichen  Kammer  fünf 
Pfuna  Silber  gegeben,  und  indem  sie  dieses  sogleich  in  neue  Denare 
verarbeiteten,  noch  bevor  sie  alte  Münze  eingeliefert  erhielten,  hatten  sie 
Yorrath,  um  den  Kaufleuten  und  Handeltreibenden  vor  allem,  dann 
aber  auch  jedem,  der  Münzgeld  von  Nöthen  hatte,  das  mitgebrachte 
Silber  oder  ausser  Kurs  gesetzte  oder  fremde  Geld  in  neue  Münze  mit 
den  schon  verfertigten  Denaren  umzusetzen.  Das  ist  offenbar  der  Zwedc 
der  Bestimmung. 
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Fassen  wir  nun  die  sämmtlichen  Ai-tikel  des  Edikts  zu- 
sammen, so  ergibt  sich  Folgendes :  Die  Leitung  der  Münze  in 
technischer  Beziehung,  die  Herbeischaffung  des  Silbers  und 
Goldes  auf  Rechnung  des  Münzheriii,  die  Mischung  des  Me- 
talls, die  Prägung  selbst  überwachte  und  vollzog  der  Münz- 
meister, dem  die  Münzer  noch  in  der  Stellung  von  handwerks- 
mässig  gelernten  Gehilfen  untergeordnet  waren,  lieber  dem 
Münzmeister  als  nächste  Aufsichtsbehörde  stand  ein  zeitweilig 
ernannter  Ausschuss  von  Ministerialen  und  anderen  ehrbai*en, 
freien  Männern ,  an  dessen  Spitze  der  judex  fungirte.  Ueber 
diesem  stand  der  Graf  und  in  letzter  Instanz  der  König,  der, 
wie  wir  sahen,  zur  Zeit  des  Edikts  noch  ausschliesslicher 
MünzheiT  ist. 

Wie  nun  das  Münzrecht  aus  den  Händen  des  Kaisers  in 
die  der  einzelnen  Hen-en  des  Reiches  kam,  ist  oben  gezeigt 
worden.  An  diesen  Vorgang  knüpft  sich  die  Frage:  Was  ist 
nun  aus  den  Münzern  geworden,  nachdem  sie  zugleich  mit 
dem  Münzrecht  einen  neuen  Heirn  bekommen  hatten? 

Jedenfalls  waren  mit  dem  Münzrecht  auch  die  Münzer  an 
den  neuen  Henn  übergegangen.  Wenn  in  einem  Privilegium 
Markt,  Zoll  und  Münze  geschenkt  werden,  so  werden  auch  die 
Personen  mit  geschenkt,  die  in  Markt,  Zoll  und  Münze  be- 
schäftigt sind.  Als  Kaiser  Heinrich  IV.  an  Bamberg  im  Jahre 
1060  die  Markt-  und  Münzfreiheit  für  den  Markt  Hersbruck 
verlieh,  vergab  er  damit  auch  die  Münzer :  Sit  idem  mercatum 
liberum  judicum,  ducum,  comitum  omniumque  judiciarum  po- 
testatum  securum  soll  tantum  Babenbergensi  episcopo  subditum 
et  proprium  cum  banno,  monetär iis,  monetis,  thelonis  omni- 
busqne  forensis  juris  utensilibus  ^).  Unter  den  Fiskalinen  und 
Ministerialen,  die  in  zahlreichen  Urkunden  an  die  Bischöfe 
verschenkt  werden,  ist  auch  der  monetarius  mit  inbegriffen'). 

Aber  obwohl  die  Münzer  in  derselben  Stellung  geblieben 
waren  wie  früher,  so  wui'de  doch  ihr  Einfluss  und  ihre  Be- 
deutung eine  ganz  andere,  hauptsächlich  in  den  Städten,  in 
denen  eine  Hausgenossenschaft  sich  bildete. 

Freilich  trat  nicht  in  allen  Städten  die  genossenschaftliche 
Gestaltung  der  Münzverwaltung  ein,  deren  erste  Spuren  vdr 
in  den  Kapitularien  fanden.  Sie  bildet  vielmehr  die  Ausnahme» 
wenn  auch  eine  Ausnahme,  die  viel  bedeutungsvoller  wirkte 
als  die  Regel.    Eine  genossenschaftliche  Ausbildung  war  nur 

*)  Lori:  Bayrisches  MOnzrecht  Bd.  I,  S.  8. 

')  So  erhält  z.  B.  Liemams,  Srzbischof  Ton  Hambnrp;  im  Jahre  1083 
von  Heinrich  lY.  die  Abtei  Altona,  com  omniboB  appendidis,  ministeriali- 
bofl,  mantipüs  utriusque  sexus,  nundims,  theloneis,  monetis,  mercatis  etc. 
Pfeffinger:  Yitriar.  iUa8tr.,«Bd.  lU,  S.  177.  Im  Jahre  1085  erh&lt  der- 
idbe  Erzbischof  die  Abtei  FrÄena  mit  allen  Rechten,  auch  hier  heisst  es: 
Dedimas  autem  sicat  mos  est  dare  regibos  et  imperatoribus  com  ministeria* 
libiu,  com  mandpüs  utriusque  sexus,  cum  derids  etc.  Pfeffinger: 
a.  a.  0. 
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nöthig  und  möglich  in  Städten,  welche  eine  ausgedehnte  Aas- 
münzung  erforderten,  einen  vielseitigen  Betrieb  des  Wechsels 
bedingten,  welche  zur  Beschaffung  des  Prägematerials  ausser- 
dem einer  veimögenden ,  kapitalbesitzenden  Korpoi*ation  be- 
durften. Wir  werden  diese  Nothwendigkeit  im  Laufe  der 
Untei-suchung  noch  zu  beweisen  haben.  In  andern  und  weit- 
aus der  Mehrzahl  von  Städten,  welche  es  nie  zu  einer  aus- 
gedehnten Ausmünzung  brachten,  deren  geringe  wirthschaftliche 
Bedeutung  eine  solche  auch  unmöglich  machte,  genügte  ein 
Münzmeister  mit  einem  oder  mehreren,  durchaus  unselbst- 
ständigen  Gehilfen  und  einigen  Wechslern  vollkommen,  um 
den  Markt  mit  Geld  zu  versorgen.  Wii-  wollen  diese  kein 
wesentliches  Interesse  bietende  Art  der  Verwaltuiig  für  das 
13.  und  14.  Jahrhundert  kurz  betrachten  und  dann  den  übrigen 
Theil  der  Untersuchung  den  Hausgenossenschaften  widmen. 

Im  Grossen  und  Ganzen  lässt  sich  sagen,  dass  die  Ver* 
waltung  der  Münze  in  solchen  weniger  bedeutenden  Städten 
auch  nach  Uebergang  des  Münzrechts  an  die  einzelnen  Herren 
wenigstens  äusserlich  noch  genau  das  Bild  der  kaix)lingischen 
Münzverwaltung  zeigt.  Ein  Münzmeister  und  seine  Gehilfen 
bilden  das  ganze  Münzpersonal,  manchmal  nur  durch  Wechsler 
vei*stärkt.  Die  Ernennung  des  Münzmeisters  ging  immer  von 
dem  betreffenden  Herrn  aus,  während  die  Ernennung  der 
Münzhandwerker,  der  famuli  monetarii,  wie  sie  z.  B.  in  Lübeck 
genannt  werden,  dui'ch  den  Münzmeister  allein  erfolgte  ^). 

Die  gesellschaftliche  Stellung  der  Münzmeister  ist  allerdings 
eine  bedeutendei-e  geworden,  als  sie  zur  Zeit  der  Kai-olinger  ge- 
wesen war.  Die  doch  immer  hohe  Wichtigkeit  ihres  Amtes  und 
die  Grösse  ihres  Vermögens,  dessen  sie  zur  Ausübung  ihres  Beiiifes 
jedenfalls  bedurften,  mussten  sie  in  eine  hervoiTagende  Stellung 
ihren  Mitbürgeiii  gegenüber  bringen.  Die  Münzmeister  oder 
Münzer,  wie  sie  oft  einfach  genannt  werden,  werden  häufig 
als  Zeugen  für  Urkunden  schon  seit  dem  12.  Jahrhundert  be- 
nützt*) und  in  vielen  Recessen  ist  von  dem  Vermögen  der- 


*)  Cod,  Diplom.  Lub.,  Abth.  I,  S.  41. 

*)  In  allen  diesen  Urkunden  stehen  die  Münzmeister  neben  den  höchsten 
Würdenträgern  und  Beamten,  z.  B.  M  o  n  e ,  Zeitschr.  für  Gesch.  des  Ober- 
rheins,  Bd.  III,  S.  80,  Urkunde  des  ehem.  Reichsstifts  Salmansweiler  vom 
Jahre  1266:  Testes:  Magister  Woko  camerarius,  magister  Altenicus,  ca- 
nonicus  Constantiensis ,  magister  Cuno  officaiis,  magister  Azzo  derici, 
Ulricus  monetarius  et  Rudolms  Johelarius  laici  cives  Constantienses.  Des- 
gleichen Mone:  a.  a.  0.,  Bd  III,  S.  216  f.  Urk.  von  Tübingen:  Testes: 
venerabilis  £.  abbas  de  Bebinhysen,  F.  et  F.  ibidem  cellerarii,  item  F.  de 
Vena  et  l^Videricus  filius  monetarii,  C.  GOlgo  .  .  .  .  ,  et  alii  quam  plures, 
quorum  nomina  deus  sciat  Weitere  Urkunden,  in  denen  Münzer  als  2eugen 
rungiren,  siehe  bei  Stenzel  und  Tzschoppe:  Schles.  Urk.-Sammlung, 
S.  '269,  Urk.  y.  Magdeburg  aus  dem  Jahre  lll8;  Rauch:  Scriptores  rer. 
Aust.,  Bd.  III,  S.  119,  Urk.  von  Wien  aus  dem  Jahre  1208:  Mone:  a.  a. 
O.,  Bd.  m,  S.  116.  Urk.  von  Tübingen:  Schreiber:  ürk.-ßuch  der  Stadt 
Freiburg  i.  Br.,  Bd.  I,  Abth.  I,  S.  47;   Urk.  aus  Freiburg;  Gengier:  Cod. 
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selben  die  Rede.  Die  Münzm^ster  des  Bischofs  von  Osnabrück 
waren  durchaus  angesdiene  Männer.  Schon  im  Jahre  1146 
fiberliess  ein  Münzmeister  Namens  Mangold  dem  neu  gegiUn- 
deten  Kloster  Gertrudenburg  den  Zehnten  über  vier  Höfe,  den 
er  zu  Lehen  trug.  Im  Jahre  1247  finden  wir  den  Münz- 
meister  Hernie  und  1271  den  Münzmeister  Gerladi  unter  den 
angesehenen  Bürgern  aufgeführt  und  desgleichen  scheint  im 
14.  Jahrhundeit  der  Münzmeister  Wemecke  ein  bedeutender 
Mann  gewesen  zu  sein^).  Im  Jahre  1308  verkaufte  Bischof 
Otto  n.  von  Basel  mit  Wissen  und  Willen  des  Domkapitels 
dem  Baseler  Bürger  Dietrich,  dem  Münzmeister,  für  115  Mark 
Silber  die  hochstiftischen  Güter  zu  Almsweiler  auf  15jährige 
Wiedereinlösung  *).  ,  Derailige  Beweise  für  den  Wohlstand  der 
Münzer  liessen  sich  noch  viele  anführen.  Eben  wegen  ihres 
bedeutenden  Veimögens  haben  sie  die  Münze  häufig  in  Pacht 
genommen,  waren  dann  wohl  von  B^chnungsablagen  jeder  Art 
frei  und  hatten  nur  zu  den  ausbedungenen  Terminen  die 
Pachtsumme  richtig  abzuliefern,  oder  sie  haben  die  gesammten 
Einnahmen  aus  der  Münze  auf  eine  bestimmte  Zeit  vollständig 
ohne  Abzug  jedes  Schlagschatzes  oder  Pachtgeldes  als  Entgeld 
für  ein  dem  Münzheim  gegebenes  Darlehen  bezogen.  Neben 
der  Verwaltung  der  Münze  hatte  der  Münzmeister  auch  häufig 
noch  selbst  den  Wechsel  zu  versehen,  den  er  ebenfalls  padit- 
weise  inne  haben  konnte.  Ein  Beispiel  bietet  ein  Vertrag  des 
lübeckschen  Rathes  mit  dem  Münzmeister  Peter  Huke  aus 
dem  Jahre  1388,  welcher  lautet;  i, Wisset,  dass  Herr  Johann 
Petzvel,  HeiT  Simon  Zwerting,  Herr  Godeke  Tavelmann  und 
Herr  Johann  Nyebur  mit  Peter  Huke  vereinbail  haben  in 
Betreff  der  Münze:  Er  soll  der  Stadt  Münze  vorstehen  von 
heurigen  Ostern  bis  nächste,  und  zwar  so,  dass  er  die  Münze 
in  dem  Werthe  erhalten  soll,  wie  vereinbart  wurde.  Und 
jedes  Viertel  Jahr  soll  abgerechaet  werden  ^).  Und  was  davon 
gewonnen  wird,  davon  soll  man  alle  Unkosten  bezahlen.  Und 
was  davon  überbleibt,  davon  soll  Peter  haben  den  viei*ten 
Pfennig,  die  Stadt  aber  drei.*'  Femer  heisst  es:  „Er  soll 
auch  einen  Wechsel  haben  und  was  er  davon  gewinnt,  soll  er 
mit  der  Stadt  theilen.    Münze  und  Wechsel  soll  Peter  halten 


municip.,  S.  110,  Urk.  aus  Bamberg  aus  dem  Jahre  1291;  Lünig:  Reichs- 
archiv, P.  III,  spec  Ecd.,  Urk.  des  Frauenstifts  zu  Lindau  1272:  .  .  .  . 
praesentibus  viris  honestis,  magistro  Ru  .  .  .  .  physico  et  Ulrico  ministrx) 
nostro  monetario. 

^)  Stüve:  Der  Handel  von  Osnabrück,  in  den  Mittheilungen  des  hi- 
storischen Vereins  für  Osnabrück,  Bd.  VI,  S.  131  und  der  dort  zitirte 
Moser,  Urk.  58,  60,  SU. 

>)  Mone:  Zeitschr.  für  Gesch.  des  Oberrh.,  Bd.  IV,  S.  372.  S.  einen 
MOnzer  als  Büraen  in  einer  Urkunde  von  Kreuznach  aus  dem  Jahre  1237 
bei  Rem  lins:  Speir.  Urk.-Buch,  Bd.  I,  S.  215. 

")  Es  sollte  nrüher  alle  Monate  abgerechnet  werden. 
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von  eigenem  Gelde^)/  Dass  diese  Art  der  Verwaltung  aoch 
schon  im  13.  Jahrhundert  geherrscht  habe,  geht  aus  einer  Ur- 
kunde hervor,  welche  eine  derartige  Rechnungsablage  in  einem 
Verzeichniss  der  Einkünfte  der  Stadt  Lübeck  im  Jahre  1262 
enthält  Damach  gab  der  Wechsler  Hence  23  Schillinge  ein* 
mal,  und  24  Schillinge  nach  Ostern.  Im  Jahre  1263,  am  Tage 
Johannes  des  Täufers,  gaben  die  Wechsler  15  Mark  an  £e 
Stadt  ab  und  bei  dieser  Abrechnung  ist  der  Münzmeister 
unterschrieben  *). 

Desgleichen  hatten  die  schlesischen  Münzer  eine  selbst- 
ständige Verwtdtung  und  lieferten  jährlich  in  2  Terminen  die 
Einkünfte  aus  der  Münze  ab  ^).  Eine  Vertragsurkunde,  welche 
der  Probst  des  Apostelstiftes  in  Köln,  Heinrich,  der  Dekan 
Gerardus  und  der  Konvent  der  Kii-che  desselben  mit  dem 
Soester  Bürger,  dem  Münzer  Arnold  errichtet,  zeigt  uns  eine 
gleiche  Art  der  Verwaltung  auch  in  Soest  Nach  dieser  Ur- 
kunde, die  aus  dem  Jahre  1231  datirt  ist,  wird  dem  Bürger 
Arnold  die  Ordination  und  Administration  der  erzbischöflichen 
Münze  zu  Soest  für  die  Zeit  seines  Lebens  unter  der  Bedin- 
gung übeitragen,  dass  er  jährlich  am  Himmelfahrtstage  vier 
Pfund,  das  ist  80  Schillinge  Kölner  Münze,  ohne  Widersprach 
und  Schwierigkeit  bei  Strsie  der  Nichtigkeit  des  Vertrags  ab- 
liefere^). Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  eine  Urkunde  fkkr 
München  erwähnen,  wenn  sie  auch  bereits  aus  dem  Jahre  1400 
ist,  die  uns  das  bisher  Betrachtete  bestätigt  und  verdeutlicht 
In  einem  Bestallungsbriefe  eines  Münzmeisters  aus  diesem  Jahre 
heisst  es:  Die  Herzoge  Ernst  und  Stephan  von  Oberbayem 
übei^eben  ihre  Münze  zu  München  Peter  dem  Giesser,  ihrem 
Münzmeister,  der  schon  im  Jahre  1391  Münchener  Mttnzmeister 
gewesen  war  ^),  auf  zwölf  Jahre  und  vereinbaren  mit  ihm  genau 
Schrot  und  Korn  der  zu  schlagenden  Pfennige.  Ferner  schreiben 
sie  ihm  vor:  „dass  er  uns  soll  geben  von  jeder  March  zu 
Schlegschaz  füniFzehen  Münchener  Pfenning,  und  sol  darzu  aus- 
richten alle  Ambtleuth,  Eisen  und  all  Sach,  die  zu  der  Münz 
gehörent :  doch,  also,  das  uns  die  Hen*schaft  unser  schlagschSze 


^)  Graut  off:  Geschichte  des  Lab.  Münzfasses.  S.  72  £  n.  8. 187. 

*)  Codex  Diplom.  Lubecensis  Urk.  No  26*9,  8.  249:  Hence  campsor 
dedit  XXUI  solidos.  Item  dedit  XXim  solidos  post  Pascha.  8.  250; 
Aniio  LXlIIo  Joh.  baptiste  dedenmt  campsores  Xv  marcos.  Unterschrie- 
ben: Dominus  Witt  monetarius. 

')  Stenzelu.  Tzschoppe:  Ürk.-Sammlnng z.  Gesch.  Schlesiens,  8. 43. 

*)  Ennen  u.  Eckertz:  Quellen,  B.  II.  8.  128:  Presentis  et  postere 
etatis  testimonio  significandum  duzimus,  qnoa  Amoldo  monetario  burgensi 
Sosatiensi  ordinationem  et  administradonem  monete  nostre  apnd  SosMom, 
ad  tempus  uite  sue  eo  pacto  concessimus,  ut  annuatim  in  ui^iha  ascensionis 
domini  quatuor  libros  scilicet  octosinta  solidos  coloniensis  ratione  dicte 
monete  ecclesie  nostre  sine  contradictione  et  difficultate  persoluat,  ei  ai 
non  persolnerit,  nos  ab  omni  obligatione,  qua  ratione  huins  instnunenti  si 
obligati  uidebamur,  perpetuo  in  totum  liberati  et  absolut!  simus  etc. 

<0  Lori:  Bayr.  MQnzrecht,  Bd.  I,  8.  21  f. 
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werde  Airderlich  ohn  allen  Abgang,  und  den  vorgenannten 
schlegschaz  allen  soll  er  bezallen  und  reichen  zu  jeder  Qua- 
terober  uns,  und  unsem  Ambtlisutben,  den  wir  das  empholhen 
haben,  als  vill  dan  des  würd,  dass  er  dazwischen  verwürcht 
und  geschlachen  hat''^. 

Allerdings  war  die  eben  besprochene  Verwaltungsselbst- 
Btändigkeit  der  Münzer  in  den  Städten  und  nach  Uebergang 
des  Münzrechts  an  den  Stadtrath  eine  andere  als  die  später 
zu  betrachtende  der  Hausgenossen.  Schrot  und  Korn  der 
Münze,  Höhe  des  Schlagschatzes,  jedenfalls  auch  die  Höhe 
des  dem  Münzmeister  erlaubten  Gewinns  wurde  von  dem 
Henen  festgesetzt ,  und  da  in  solchen  Städten  der  Rath  sehr 
bald  die  Münze  wie  die  übrigen  Verwaltungszweige  in  die  Hand 
zu  bekommen  wusste  und  eine  im  Ganzen  strenge  Aufsicht  über 
seine  Verwaltungsbeamten  führte^),  so  ist  es  erklärlich,  dass 
die  Missstände  in  der  Münzverwaltung  hier  weniger  ausgebildet 
waren  und  den  Unwillen  der  Bürger  zu  erregen  Gelegenheit 
fanden  als  in  den  Städten  mit  HausgenossenschaJten  namentlich 
in  späterer  Zeit.  Die  Verantwoitlichkeit  des  Münzmeisters  oder 
Münzpächters  dem  Käthe  gegenüber  drückt  eine  Freiburger  Ur- 
kunde vom  Jahre  1275  folgendermaassen  aus :  Swer  die  münze  ze 
Fribui'g  koufit  oder  si  het,  der  sol  den  vier  und  zwenzigon  und  den 
bürgern  dammbe  entwurtin  und  die  pfenninge  swer  oder  liht 
machon  nah  der  vier  und  zwenzigon  und  euch  der  burger  willen '). 

Ist  die  Münzverwaltung  in  den  eben  betrachteten  Städten 
keiner  wesentlichen  Umbildung  und  Weiterentwicklung  unter- 
legen, so  zeigt  uns  dagegen  die  Münzverwaltung  in  den  mit 
Hausgenossenschaft  besetzten  Städten  ein  von  der  karolingischen 
Verwaltung  durchaus  verschiedenes  Bild,  wenn  auch  dessen 
Anfänge,  wie  wir  sahen,  in  der  kai-olingischen  Verwaltung  ge- 
geben sind.  » 

Es  war  eben  in  diesen  Städten  bald  nach  dem  Uebergang 
des  Münzrechtes  an  die  beliehenen  Herren  aus  dem  handwerks* 
mässig  gelernten  Gehilfen  des  Münzers  der  Hausgenosse  ge- 
worden, dessen  Stellung  und  Thätigkeit  wirthschaftlicher  und 
politischer  Einfluss  uns  für  die  Folge  beschäftigen  soll.  Frei- 
lich sagt  Hegel  in  den  Beilagen  zu  seiner  Verfassungsgeschichte 


^)  Lori:  Barr.  Münzrecht,  Bd.  I,  S.  28  f.  Vgl.  dazu  den  AoBzng  ans 
dem  Saalboch  Herzog  Ludwig  des  Strengen,  ebenda  S.  11,  das  noch  aus 
dem  18.  Jahrhundert  stammt,  sowie  die  m  mancher  Beziehung  noch  aus- 
führlichere Urkunde  über  Bestellung  und  Freiheit  der  MQnzmeister  und 
Gesellen  in  München  ans  dem  Jahre  1435,  ebenda  S.  33  ffl 

*)  So  erlaubt  z.  B.  schon  eine  Urkunde  Friedrich  I.  den  Hambiurgem: 
Consules  autem  hanc  de  nostra  donatione  prerogativam  habeant,  ut  todens 
in.  anno  monetam  examinent,  quociens  vehnt,  et,  si  monetarius  offenderit» 
emendet,  et  quiquid  de  emendatione  provenerit  medium  civibus,  reliquum 
regie  potestati  cedat   Cod.  Diplom.  Lubec.  Abth.  I,  Th.  I,  S.  41. 

')  Schreiber:  Urkundenbuch  der  Stadt  Freiburg  i.  Br.,  Bd.  I,  Abth.  I, 
S.  74  ff.  und  136. 

Foncbniigeii  (10)  n.  5.  —  Ebeb«if .  8 
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ider  Stadt  Köln  im  Mittelalter^):  »die  Gesellschaft  etc.  der 
Hausgenossen  kommt  seit  dem  13.  Jahrhundert,  nirgends  so 
viel  ich  finde  fiHher,  so  in  Köln,  wie  in  Strassburg,  Speier, 
Worms,  Mainz,  Erfort,  Augsburg,  Frankfurt,  Regensburg  und 
andren  Orten  vor/  Hätte  er  gesagt:  der  Name  der  Haus- 
genossen, so  möchte  er  vielleicht  Recht  haben,  obwohl  mir  auch 
dies  zweifelhaft  zu  sein  scheint  Das  Wesen  der  Hausgenossen 
aber  bestand  jedenfalls  im  11.  und  12.  Jahrhundert  schon. 
Das  beweist  vor  allem  die  gleich  bleibende  Zusammensetzung 
der  Miinzverwaltung  aus  Münzmeister,  Münzer,  Wechsler  und 
den  Aufsichtsbehörden,  sowie  das  Gleichbleiben  der  für  die- 
selben erlassenen  Voi-schriften -).  Man  vergleiche  z.  B.  das 
Augsburger  Stadtrecht  von  1104  mit  dem  vom  Jahi-e  1276, 
man  halte  die  Urkunden  aus  dem  12.  Jahrhundert  zusammen 
mit  denen  aus  dem  13.  und  14.  Jahrhundert,  überall  finden 
sich  gleiche  Von*echte  und  Privilegien,  gleiche  Verfassung  der 
Genossenschaft,  mögen  deren  Mitglieder  nun  monetarii  oder 
Hausgenossen  genannt  werden^).  Höchstens  haben  sich,  wie 
es  der  Lauf  der  Geschichte  mit  sich  brachte,  ihre  Vorrechte 
gesteigert,  ihre  Privilegien  vennehrt,  —  der  Grundgedanke, 
der  Kein,  um  den  sich  später  eine  zweite  und  dritte  Schale 
ansetzte,  ist  bereits  im  10.,  11.  und  12.  Jahrhundert  gegeben, 
und  war  damals  bereits  seinerseits  nui*  eine  Fortbildung  der 
karolingischen  Münzverfassung  ^).  Dazu  kommt  noch  eine,  das 
Gesagte  beweisende  Stelle  aus  der  Chronik  des  Lindauer  Arztes 
Gasser,  deren  deutsche  Uebertragung  in  Basel  1595  erschien. 
Diese  Stelle  handelt  von  der  Erbauung  und  Ausschmückung 
des  Domes  zu  Augsburg  und  heisst  es  daselbst  in  einem  bei- 
gefügten Zettelchen  ^):  „1055  hat  der  Bischof  Heinrich  vil  an 
unser  frawen  kirche  gebawen,  bevor  die  schön  thür,  da  der 


^)  In  den  Chroniken  der  Stadt  Köln,  Bd.  I  u.  m.  Die  später  atirten 
Seitenzahlen  sind  die  des  Separatabdracks  der  Köhi.  VerfiEissungsgescbichte. 

')  Mit  welcher  Zähigkeit  überhaupt  in  dieser  Gesellschaft  wie  in  den 
übrigen  Korporationen  des  Mittelalters  an  den  überkommenen  Einrichtongen 
festgehalten  wurde,  ist  daraus  zu  ersehen,  dass  sich  die  Wiener  Haas- 

f genossen  ihren  Freiheitsbrief  von  Rudolf  L  vom  Jahre  1277  beat&tigai 
iessen  durch  Albrecht  I.  im  Jahre  1291,  durch  Friedrich  den  Schönen 
i.  J.  1316;  durch  W^ilhelm  i.  J.  1405  etc.  Karajan:  Beyträge  etc.  in  Chmds 
österr.  Geschichtsforscher,  Bd.  I,  S.  320,  475,  477  etc. 

')  Hüll  mann  sagt  in  seinem  Städtewesen,  Theil  n,  S.  24:  „Oft  genug 
werden  die  Münzerhausgenossen  schlechthin  Münzer  genannt,  so  dass  Über 
die  gleiche  Bedeutung  kein  Zweifel  obwalten  kann.''  Der  hauptsachlichste 
Grund,  warum  der  Name  der  Hausgenossen  im  12.  Jahrhundert  nicht  schon 
vorkömmt,  ist  wohl  in  dem  Mangel  deutsch  abgefasster  Urkunden  zu  suchen. 
*)  Yergl.  einen  Aufsatz  Über  die  Hausgenossen  in  Leitzmanns  numis- 
matischer Zeitschrift  Jahrgang  IX,  Nr.  1  (1842),  S.  3,  Anm.  12,  wo  trotz 
vieler  irriger,  unerwiesener  Behauptungen  doch  richtig  der  Zusammenhang 
der  Hausgenossen  mit  den  alten  linkischen  Münzem  erkannt  ist. 

^)  Abgedruckt  bei  All i oll:  Die  Bronzethüre  des  Domes  zu  Aogsborg, 
S.  50,  woselbst  eine  Untersuchung  Über  das  Wappen  der  Hausgenofiseo 
enthalten  ist. 
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zwölf  Hausgenossen  von  Goldschmieden  0  wappen  anstand.  ** 
Und  die  Zwölfzahl  der  Hausgenossen  hat  sich  auch  in  Augs- 
burg dauernd  erhalten  wie  ihr  "Wappen.  Wenn  also  die  Haus- 
genossen des  18.  Jahrhunderts  noch  dasselbe  Wappen  führten, 
wie  es  1055  an  der  Domthüre  angebracht  wurde,  so  lässt  sich 
umgekehrt  schliessen,  dass  die  späteren  Hausgenossen  und  die 
frftheren  Münzer  identisch  sind.  —  Nachdem  nun  die  Frage  nach 
dem  Vorkommen  der  Hausgenossenschaft  —  wenigstens  was 
ihr  Wesen  betriflft  —  auch  fttr  die  erste  Zeit  der  Entwicklung 
des  ten-itorialen  Münzrechts,  bevor  noch  der  Name  der  Haus- 
genossenschaft in  der  Urkunde  vorkömmt,  bejaht  werden  musste, 
ist  das  Nächstliegende,  auf  das  Wesen  dieser  Genossenschaft 
einzugehen. 

Allerdings  müssen  wir,  da  unsere  Untei'suchung  auf  mehrere 
Städte  sich  zu  erstrecken  hat,  den  Charakter  des  ganzen  Mittel- 
altei*s  im  Auge  behalten,  der,  wie  ihn  Schönberg  richtig  nennt, 
der  der -Besonderheit  ist,  einer  Besonderheit,  die  sich  auf  allen 
Gebieten  des  mittelalterlichen  Volkslebens  zeigt,  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Sprache,  der  Kunst,  der  Wissenschaft  und 
Sitte,  in  der  Territorialität  der  Staaten,  in  der  örtlichen  Be- 
schränkung der  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Gebiete.  Was 
Schönberg  in  seiner  Untei'suchung  über  die  Bedeutung  des 
deutschen  Zunftwesens  ^)  von  den  Zünften  sagt,  dass  die  Zünfte 
jeder  Stadt  und  in  der  einzelnen  Stadt  noch  jede  Zunft  ihre 
eigene  besondere  Entwicklung  hat,  das  gilt  auch  von  den  Haus- 
genossenschaften. Und  wenn  wir  doch  andrei*seits  von  den 
Zünften  behaupten  müssen,  dass  trotz  der  örtlichen  Vei-schieden- 
heit  und  trotz  der  Sonderentwicklung  der  einzelnen  Korpora- 
tionen, sich  überall  ein  leitender  und  bewegender  Grundgedanke 
erkennen  lässt,  der,  auch  in  Staat  und  Kirche  vorhanden,  die 
einzelnen  unabhängigen  Ginippen  zu  einem  wenn  auch  losen 
nationden  Verbände  zusammenfasste,  so  können  wir  die  gleiche 
Thatsache  auch  bei  unseren  Münzern  verfolgen.  In  allen  Städten, 
in  denen  eine  Hausgenossenchaft  bestand,  war  ihr  Wesen  das 
gleiche,  wenn  auch  in  den  Einzelheiten  hier  und  dort  mancher 
Unterschied  bestand.  Denn  das  war  bei  jeder  derartigen  zünft- 
lerischen  und  zunftähnlichen  Verfassung  der  Fall:  „Ihre  Or- 
ganisation ist  nicht  die  einheitliche  Schöpfung  eines  Gesetz- 
gebers, sondern  eine  zusammenhängende  Reihe  historisch  ge- 
wordener Zustände,  eine  Gesammtheit  allmälig  entwickelter 
Verhältnisse ;  aber  sie  ist  zugleich  ein  Wirthschaftszustand,  der, 
einmal  in  Jahrhunderte  langen  Kämpfen  zum  Abschluss  gelangt, 
wenn  auch  im  Einzelnen  sich  wieder  verändernd,  doch  in  seinen 


^)  üeber  die  Erklärung  dieses  befremdenden  Aosdnickes  s.  Allioli, 
a.  a.  0.,  8.  61  f. 

^)  ochönberg:  Zur  wirthschaftlichen  Bedeatunff  des  deutschen  Zunft- 
wesens im  Mittelalter.  Hildebrands  Jahrbücher  für  ^Nationalökonomie  und 
Statistik,  Bd.  IX,  S.  10  f. 
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wesentlichen  Instituten  in  Folge  der  durch  ihn  herbeigefllhrten 
Stabilität  der  wirthschaftlichen  Gesammtentwicklung  Jahrhun- 
derte lang  sich  erhielt*'  *). 

Wir  haben  demnach  von  zwei  Betrachtungen  auszugehen, 
welche  die  Feststellung  des  Wesens  und  Inhalts  der  Haus* 
genossenschaft  theilweise  erschweren,  theilweise  erleichtem  — 
erschweren,  insofeme  die  trotz  der  Einheit  des  Grundgedankens 
in  den  einzelnen  Städten  hen-schende  Vei*schiedenheit  der 
hausgenossenschaftlichen  Statuten  oft  Yerwin*end  und  den  klaren 
Einblick  verdunkelnd  uns  gegenüber  tritt,  —  erleichtem,  in- 
sofeme es  uns  gegönnt  ist,  natürlich  mit  Erwägung  der  kon- 
kreten Verhältnisse,  Statuten  aus  dem  14.  und  theilweise  aus 
dem  15.  Jahrhundert  neben  solchen  aus  dem  12.  und  13.  in 
Betracht  zu  ziehen,  um  das  Wesen  der  Münzverwaltung,  soweit 
sie  im  13.  Jahrhundett  in  den  Händen  der  Hausgenossen  lag, 
darzustellen,  vor  allem,  wenn  wir  von  der  inneren  Verfassung 
der  Hausgenössenschaft  zu  handeln  haben. 

Die  ei-ste  Frage  wäre  nun,  wie  der  Name  der  Hausgenossen 
zu  erklären  ist. 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  müssen  wir  nothwendig 
zuei*st  den  Stand  der  Hausgenossen  und  im  Zusammenhange 
damit  den  Stand  ihres  Vorgesetzten,  des  Münzmeisters,  in  Be- 
tracht ziehen,  weil  z.  B.  Amold  den  Namen  gerade  aus  dem 
Stande  dei-selben  zu  erklären  sucht*). 

Der  Stand  de^  Münzmeisters  ist  in  allen  von  uns  zur  Be- 
trachtung beigezogenen  Städten,  in  denen  Hausgenossenschaft 
vorkömmt  und  so  lange  das  Münzregal  in  den  Händen  der 
erstbeliehenen  Herren  blieb,  der  gleiche,  nemlich  der  des  mi- 
nisterialis.  Er  hatte  seine  Stellung  ganz  gleich  beibehalten 
wie  zur  Karolingei-zeit,  wenn  er  auch  seinen  Herrn  gewechselt 
hatte.  Seine  Macht  hatte  allerdings  zugenommen  und  ihn  zu 
einem  angesehenen,  einflussreichen  Beamten  erhoben,  der  neben 
dem  Burggrafen  oder  Vogt,  Schultheissen  und  Zoller  in  grosser 
Selbstständigkeit  die  Verwaltung  der  Stadt  besorgte.  Das 
Strassburger  Stadti-echt  drückt  dies  sehr  deutlich  aus  in  Ar- 
tikel 7:  Quatuor  autem  officiatos,  in  quibus  urbis  guberaatio 
consistit,  Episcopus  manu  sua  investit,  scilicet  Scultetum, 
Burcgravium,  Thelonearium  et  Monete  Magistram  ^.  Es  ist 
hier  so  recht  seine  Bedeutung  für  den  städtischen  Verwaltungs- 
organismus ausgesprochen.  Für  seine  Qualität  als  ministerialis 
dient  als  Beweis  der  vorhergehende  Artikel  desselben  Stadt- 
rechts: NuUi  autem  Episcopus  officium  publicum  committere 
debet,  nisi  qui  sit  de  familia  ecclesie  sue*).    Er  wird  auch  in 


^)  Schönberg:  ebenda. 

<)  Arnold:  Geschichte  der  Freist&dte,  Bd.  I,  S.  273. 

')  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  8.  49. 

*)  Ganpp:  a.  a.  0.,  S.  49. 
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den  übrigen  Städten  unmittelbar  vom  Münzherrn  ernannt^), 
^enn  oft  auch  die  Hausgenossen  die  Beschränkung  durchgesetzt 
hatten,  dass  er  nur  aus  ihrer  Zahl  den  Münzmeister  ernennen 
dürfe,  wie  in  Strassburg,  woselbst  in  einem  Vertrage  des 
Bischofs  und  der  Geistlichkeit  mit  der  Stadt  aus  dem  Jahre 
1263  bestimmt  wurde:  So  sol  man  in  -^  nemlich  den  Sti'ass- 
burger  Bürgern  —  einen  husgenosen  zu  einem  Müntzmeister 
geben').  Noch  im  15.  Jahrhundert,  als  in  Strassburg  unter 
den  Hausgenossen  wieder  einmal  die  Sehnsucht  nach  den  alten 
Privilegien  erwachte,  und  sie  sich  vom  Bischof  der  Stadt  zum 
Ti'Otz  dieselben  emeuern  Hessen,  behält  sich  der  Bischof  die 
Ernennung  des  Münzmeisters  vor  mit  den  Worten:  Und  sol 
euch  ein  jeglicher  münszmeister  soliche  ampt  von  uns  und 
unsem  nochkomen,  bischAffe  zu  Straszburg,  zu  lehen  empfohen 
und  unser  und  unsere  stiift  man  darumb  sin ').  Mit  der  Er- 
nennung wird,  mögen  nun  die  Hausgenossen  welchem  Stande 
auch  immer  angehört  haben,  der  Münzmeister  zum  Ministe- 
rialen des  Münzherm.  In  manchen  Städten  finden  wir,  die 
Beschränkung,  dass  der  Stadtrath,  die  Bürger  und  Dienst- 
maonen  Einfluss  auf  die  Wahl  auszuüben  berechtigt  sind  wie 
in  Strassburg  und  Augsburg  ^).  Immer  ist  sein  Amt  ein  Lehen 
und  wird  auch  in  Kölner  Urkunden  häufiig  so  genannt^). 

Anders  ist  es  mit  dem  Stande  der  Hausgenossen,  der  in 
den  verschiedenen  Städten  sich  verschieden  zu  gestalten  scheint 
Auch  die  Schriftsteller,  die  sich  bisher  meistens  nur  bei  gelegent- 
lichen Bemerkungen  damit  befasst  haben,  äussern  vei'schiedene 
Ansichten  über  diese  Frage.  Ich  will  vorerst  die  hauptsäch- 
lichsten Vertreter  anderer  Ansichten  sprechen  lassen  und  dann 
meine  eigene  Meinung  zu  begründen  suchen.  Hüllmann  hält 
die  Hausgenossen  für:  ,}die  zur  Betreibung  des  Geldmünzens 
kaufmännisch   verbundenen ,    altbürgerlichen    Geschlechter"  •). 


*)  Dies  erhellt  f&r  Augsburg  aus  dem  StadtrecHt  von  1104  Art  8  §  4, 
8.  Meyer:  Das  Stadtbuch  von  Augsburg,  8.  811  aus  dem  Augsb.  Stadtrecht 
Ton  1276  aus  Art  8  §  1  ibid.  S.  15;  mr  Speier  aus  Lehmann:  Chronica 
Spirensis  (W,  Aufl.  ed.  Fuchs)  an  vielen  Orten,  besonders  S.  338  f.;  für 
Köln  aus :  Quellen  und  Urkunden  der  Stadt  Köln,  herausgegeben  von  Ennen 
und  Eckertz,  Bd.  n,  S.  308;  für  Mainz  aus  Mones  Zeitschrift  für  die 
Geschichte  des  Oberrheins,  Bd.  IV,  S.  185:  für  Basel  aus  Arnold:  Ge- 
schichte der  Freistädte,  Bd.  I,  S.  271  und  aem  dort  zitirten:  Herrgott: 
Geneal.  gentis  Habsb.  Bd.  II,  S.  165;  für  Erfurt  aus  Kirchhoff:  Die 
Altesten  Weisthümer  der  Stadt  Erfurt,  S.  166;  für  Wien  aus  Karajan: 
Münzbuch,  Urkunde  No.  XIII;  für  Regensbnrg  aus  Muffat:  Beitr.  zur 
Gesch.  des  bair.  Münzwesens  in  der  Abh.  der  k.  bair.  Akademie  d.  Wiss. 
III C,  Bd.  XL,  Abth.,  S.  219. 

*)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  91,  Art.  5. 

»)  Anhang  11,  No.  IH. 

^)  Für  Strassburg  s.  den  eben  erwähnten  Vertrag  bei  Gaupp:  a.  a.  0., 
8.  89  ff.;  für  Augsburg  s.  Meyer:  Das  Stadtbuch  von  Augsburg,  8.  810. 

'^)  Ennen  und  Eckertz:  Quellen,  Bd.  II,  8.  863. 

•)  Hallmann:  Städtewesen,  Th.  II,  S.  24. 
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Arnold  sagt  von  ihnen,  dass  es  dienstmännische,  später  auch 
patrizische  Geschlechter  gewesen  seien  ^),  und  an  einer  anderen 
Stelle  drückt  er  sich  so  aus :  „Als  die  Münze  bischöflich  wurde, 
empfingen  sie  ihre  Belehnung  nicht  mehr  vom  König,  sondern 
von  den  ^  Bischöfen  und  sie  treten  in  den  Stand  der  Stiftsdienst- 
mannen  über.  Wie  ^e  übrigen  Regale,  welche  in  den  Besitz 
der  Stifter  kamen,  so  wurde  auch  die  Münze  in  selbstständiger 
Weise  von  den  Ministerialen  verwaltet."*)  Die  Münzer  von 
Köln  und  R^nsburg  hält  er  für  altfreie  Geschlechter:  ,,Dort 
scheint  die  Erhaltung  der  echten  Freiheit,  hier  die  Theilung 
der  Münze  zwischen  Bischof  und  Herzog  den  Uebergang  auf 
die  altfreien  Geschlechter  erleichteit  zu  haben.''  ^)  Dem  gegen- 
über hat  Heg^l  eine  andere  Behauptung  aufgestellt  Nachdem 
er  noch  in  seiner  Geschichte  der  italienischen  Städte -Ver- 
fassung die  Hausgenossen  in  Speier ,  wie  in  Worms  und  Köln 
als  eine  besondere  privilegirte  Klasse  der  Ministerialen  ange- 
sehen hatte  ^),  hält  er  sie  in  seiner  Veifassungsgeschichte  der 
Stadt  Köln  für  freie  Bürger,  immer  gestützt  auf  seine  Ansicht, 
dass  die  Hausgenossen  des  13.  Jahrhunderts  etwas  andres  seien, 
als  die  monetai-ii  des  vorhergehenden  Säkulums,  wodurch  er 
überhaupt  zu  dem  Fehler  verieitet  wurde,  MUnzer  und  Haus- 
genossen streng  auseinanderzuhalten^)^). 

Man  kann  überhaupt  die  Frage  nach  dem  Stande  der 
Hausgenossen  nicht  von  vorneherein  und  auf  einmal  beantworten, 
sondern  man  muss  die  ganze  Geschichte  der  Städte,  in  denen 
sie  vorkommen,  zu  Rathe  und  Hilfe  ziehen.  Erst  im  Zusammen- 
hang mit  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  und  der  Umbildung 
der  städtischen  Verfassung"  und  Vei*waltung  am  Ende  des  12. 
und  besonders  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  ist  auch  die  Ver- 
änderung und  Wandelung,  die  im  Kreise  der  Hausgenossen 
eben  im  13.  Jahrhundert  vor  sich  ging,  zu  begreifen.    Der 


^)  Arnold:  Geschichte  der  Freistädte,  Bd.  I,  S.  269. 

>)  Arnold:  a.  a.  0.,  S.  212. 

')  Hegel:  Geschichte  der  italienischen  Städteverfiftssang,  Bd.  IL  S.  432. 

«)  Hegel :  Die  yerfa88.-Ge8chichte  der  Stadt  Köln,  S.  CCCXVI,  Separat- 
abdmck  aus  den  Chroniken  Kölns,  Bd.  I  and  HL 

^)  Schweitzer  sucht  in  einem  Anfeatze  über  die  Hanssenossen  ea 
Bamberg  im  Archiv  für  Geschichte  und  Alterthumskunde  von  Oberfranken 
(Bd.  n,  Heft  2,  Jahi^gang  1843)  die  Entstehung  der  Hausgenossenschaft 
wenigstens  für  Bamberg  und  Würzburg  aus  der  Einrichtung  der  Laien- 
brüder an  den  Domstiftem  abzuleiten  und  behauptet,  dass  der  Hausgenossei 
während  die  übrigen  Diener  und  Ministerialen  aer  Stifter  sich  vom  Haus- 
dienste  losmachten  und  allmälig  dem  Adel  näherten,  an  dieser  Emanzipation 
nicht  theilgenommen,  sondern  mit  der  Verwaltung  von  Stiftsgütem  besch&ftigt 
dem  Hausdienste  verblieben  sei.  Eines  ist  wohl  richtig  daran,  dass  nem- 
lich  die  Hausgenossen  einst  in  viel  festerer  und  strengerer  Aubicht  unter 
dem  Bischof  standen,  und  in  die  Ordnung  am  bischöflichen  Hofe  eingefügt 
waren.  Aber  man  könnte  dann  mit  demselben  Rechte  auch  die  sJünmt- 
liehen  übrigen  Verwaltungsbeamten  und  Handwerker  Laienbrüder  nennen» 
und  es  wäre  dabei  nichts  gewonnen. 
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Umschwung  im  ganzen  städtischen  Vei*waltung8organismus,  der 
mit  dem  endlichen  Uebergang  aller  Yerwaltungszweige  aus  den 
Händen  des  Bischofes  und  seiner  Beamten  und  Ministerialen 
in  die  Hände  der  Stadt  und  ihres  Rathes  vollzogen  erscheint, 
und  den  wir^  soweit  er  das  Münzregal  selbst  betrifft,  oben  be- 
trachtet haben,  war  aber  kein  plötzlicher,  sich  an  eine  bestimmte 
Jahreszahl  oder  nur  an  ein  bestimmtes  Dezennium  knüpfender, 
sondern,  wie  alle  Umbildungen  im  Mittelalter,  ein  von  innen 
heraus  aus  dem  Zwange  von  Thatsachen  und  der  Verkettung 
von  bestimmten  Vorgängen  sich  ergebender,  und  deshalb  ein 
mit  diesen  Jahrzehnte  lang  vorbereiteter  und  fortschreitender. 
Daiin  liegt  eben  der  grosse  Gegensatz  zwischen  unsem  mo- 
dernen Rechtsaufzeichnungen  und  Gesetzeserlassen  und  den 
mittelalterlichen.  Wenn  wir  Rechtsaufzeichnungen  vornehmen, 
60  schaffen  wir  damit  neues  Recht;  es  ist  eine  That  der 
wissenschaftlichen,  bewussten  Ei*findung  und  Ueberlegung,  die 
uns  Rechtsnormen  diktirt.  Anders  im  Mittelalter!  Hier  ent- 
halten die  Rechtssammlungen,  wie  wir  sie  in  den  Stadtrechten, 
Rechtsbüchem  etc.  sehen,  nur  altes,  schon  Jahrzehnte  lang  aus- 
geübtes Recht;  nur  das  alte  Recht  wird,  vielleicht  in  Augen- 
blicken, in  denen  die  innere  Fortbildung  desselben  an  einem 
gewissen  Abschnitt  angekommen  und  zu  einer  vorläufigen  Ruhe 
gelangt  ist,  vielleicht  in  Zeiten,  in  denen  ein  lang  ausgeübtes 
Recht  in  seinen  Anwendungen  schwankend,  in  seiner  Giltigkeit 
zweifelhaft  zu  werden  beginnt,  von  den  Interessenten  kodifizirt. 
Der  Streit,  der  fast  alle  Städte  beschäftigte  und  Jahrhunderte 
lang  in  Athem  hielt,  zuei*st  zwischen  den  Bischöfen  und  den 
Geschlechtem,  dann  zwischen  diesen  und  der  Demokratie,  zieht 
auch  die  Hausgenossenschaft  in  Mitleidenschaft,  und  stellt  sie 
in  einzelnen  Fällen  geradezu  in  den  Vordergrund  des  politischen 
Lebens.  Die  Reihe  der  Kämpfe  knüpft  sich  in  der  Zeit,  als 
die  Geschlechter  mit  den  Bischöfen  um  das  Stadtregiment 
stritten,  an  den  Erwerb  der  Regale  oder  wenigstens  der  Auf- 
sicht und  Verwaltung  derselben.  Und  als  endlich  nach  harten 
Kämpfen  Zoll,  Münze,  Gerichtsbarkeit  u.  dergl.  in  der  Haupt- 
sache in  den  Händen  des  Rathes  sich  befand,  da  erhielten  auch 
Zoller,  Münzer  und  Richter  andere  Herren,  ihr  Vei-waltungs- 
betrieb  und  ihre  Amtsausübung  wurde  mannigfach  modifizirt 
und  ihre  Stellung  ebenfalls  verändert;  aus  Beamten  und  Mini- 
sterialen wurden  selbstständige,  dem  Bischof  feindlich  entgegen- 
stehende Patrizier.  Vor  diesen  Kämpfen  befanden  sich  die 
sämmtlichen  Regale  unbestritten  in  den  Händen  der  Bischöfe 
und  wir  wollen  nun  zuei-st  untersuchen,  welchen  Stand  damals 
die  Münzer  inne  hatten.    Dies  ist  die  erste  Periode. 

Vom  Münzmeister  wissen  wir  bereits;  dass  er  in  allen 
Städten  vom  MünzheiTu  ernannt  und  belehnt,  als  dessen  Mini- 
steriale angesehen  werden  muss.  In  Bezug  auf  die  Münzer 
sagt  das  Strassburger  Stadtrecht  in  seinem  63.  Aitikel :  Nullus 
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facere  denarios  debet,  nisi  qui  sit  de  famQia  hujus  ecclesie  ^)  — 
„Niemand  soll  am  Münzen  Theil  nehmen,  der  nicht  zu  den 
Dienstmannen  des  Bischofs  gehört^,  übersetzt  es  Arnold  und 
sagt  damit,  dass  er  die  Münzer  des  Strassburger  Stadtrechts 
für  Ministerialen  hält').  In  der  ältesten  deutschen  Deber- 
tragung  aus  dem  13.  Jahrhundeit  lautet  die  Stelle  ebenfalls: 
Nieman  sol  phennige  machen  er  ensi  dann  dez  gesindes  deses 
Goteshuses').  Für  diese  Zeit  steht  es  also  in  Strassburg  fest» 
dass  die  Münzerhausgenossen  Ministerialen  des  Bischofs  waren. 
In  Worms  zählten  die  Hausgenossen  ebenfalls  zu  den  Mini- 
sterialeni.  Die  Rechte  der  dortigen  Genossenschaft  wurden 
durch  en  Privilegium  Kaiser  Friedrich  L  im  Jahre  1165  be- 
stätigt, welches  in  einer  späteren  deutschen  Uebertragung  bei 
Erneuerung  desselben  durch  Kaiser  Ruprecht  und  Karl  IV.  er- 
halten ist  ^).  Damach  sollen  die  Münzer,  wenn  ein  Kaiser  oder 
König  mit  gi'ossem  Gefolge  nach  Worms  kommt  und  ein  Bischof 
von  Worms  nicht  Diener  genug  hätte,  den  Kaiser  oder  König 
zu  bedienen,  die  Stelle  dieser  Diener  ausfüllen,  doch  soll  man 
ihnen  nur  die  Dienste  eines  Marschalls,  Schenken,  Truchsessen 
oder  Kämmerers  zutheilen,  aber  keine  niederen^).  Hegel  be- 
merkt zu  dieser  Stelle,  es  ergebe  sich  daraus  deutlich,  dass 
sie  nicht  eigentlich  zur  Dienerschaft  des  Bischofes  gehörten, 
wohl  aber  für  den  Dienst  des  Königs  etc.  an  deren  Stelle  her- 
angezogen werden  konnten^).  Mir  scheint  jedoch  gerade  in 
dieser  Stelle  ein  Beweis  zu  liegen,  dass  die  Münzer  auch  hier 
dienstmännisch  waren;  denn  dasselbe  Vorrecht  genossen  auch 
die  Fiskalinen  des  Bischofes,  welche  nachmals  in  den  Stand  der 
Ministerialen  übertraten  ^).    Man  könnte  hiernach  nur  zu  dem 


^)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  1.  S.  64  f.  l 

2)  Arnold:  Geschichte  der  Freistädte,  Bd.  I,  S.  272. 

^)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  64  f. 

*)  Ghmel:  Regesta  Rup.,  Anh.,  S.  187.  Schannat:  Eist  EpiBCOp. 
Worm.  C.  prob.  S.  188.  Zugleich  liegt  auch  in  diesem  Privil^,  das  im  Jahre 
1165  bereits  bestätigt  wurde,  zu  einer  Zeit,  da  der  ^ame  der  Haus- 

genossen  noch  nicht  vorkömmt ,  ein  neuer  Beweis,  dass  die  Mänzer  und 
ie  späteren  Hausgenossen  identisch  sind,  indem  dies  nemliche  Recht  aach 
noch  Jahrhunderte  später  der  Hausgenossenschaft  bekräftigt  wurde. 

'^)  Auch  ffeben  wir  den  munczem  von  irem  dten  rechte  und  von  machte 
ire  frjheid  und  besunder  rechts  wegen,  obe  ein  keiser  oder  kunig  mit  grossem 
volke'  zu  Worms  in  keme  und  ein  bischof  zu  Worms  nicht  diener  genug 
hetde,  eime  keyser  oder  einem  kunige  zu  dienen,  so  sollent  die  muntaer 
von  der  müntze,  die  da  ist  eines  kejrsers  kamer,  der  diener  gebresten  und 
stat  erfallen ,  also  daz  man  sie  an  eines  marschalkes  oder  truchsessen  oder 
eines  schenken  oder  eines  kamers  ampte  neme  und  man  sal  sie  zn  keinem 
nydem  ampte  in  dheine  wyse  twingen.    Chmel:  a.  a.  0. 

^)  Hegel:  Yerfassungsgeschichte  der  Stadt  Köln,  a.  a.  0.  BeiL 
')  Schannat:  Hist.  Ep.  Worm.,  Bd.  II,  S.  47,  Art  29:  Si  episcopos 
fiscalem  hominem  ad  servitium  suum  assumere  volnerit,  ad  aliud  servitium 
eum  ponere  non  debeat  nisi  ad  camerarium  aut  ad  pincemam  Tel  ad  aga- 
sonem  vel  ad  ministerialem.  Vgl.  hiezu  auch  die  AusftJirungen  in  Wohl- 
brQcks  Geschichte  der  Altmark,  S.  91  fP. 
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Glauben  kommen,  dass  die  Münzer  in  Woims  ursprünglich 
Fiskalinen  waren,  wie  auch  Arnold  annimmt  ^).  Das  macht  aber 
faktisch  keinen  Unterschied,  da  die  Fiskalinen  keinen  von  den 
Ministerialen  verschiedenen  Geburtsstand  ausmachten^). 

Ganz  dieselbe  Bestimmung  steht  in  dem  Mainzer  Haus- 
genossenrecht, welches  leider  nur  in  einem  späteren  Weisthum 
überliefert  ist.  Auch  damals  noch,  also  lange  nachdem  die 
Hausgenossen  übei'all  sich  von  ihren  ehemaligen  Münzherren 
befreit  hatten,  hatte  der  Erzbischof  das  Recht,  im  Falle  eines 
Kriegszuges  dieselben,  so  viele  sie  mit  der  Stadt  ausgezogen 
waren,  zur  Hut  seines  Lebens  und  seiner  Kammer  zu  fordern  ^). 
Dies  Recht  und  diese  Pflicht,  die  sonst  nur  den  Ministerialen  zu 
Theil  wurden,  weisen  deutlich  darauf  hin,  in  welchem  Verhältniss 
einst  die  Münzer  zu  Mainz  zum  Erzbischof  gestanden  hatten. 
Wie  es  mit  den  Münzern  zu  Augsburg,  Erfurt  und  Speier  stund, 
lässt  sich  nicht  nachweisen;  sie  werden  aber  wohl  auch  Mini- 
sterialen gewesen  sein;  die  Münzer  zu  Würzburg  und  Bamberg 
gehören  entschieden  zu  den  Dienstleuten  der  Bischöfe^). 

Etwas  anders  verhielt  es  sich  mit  den  Hausgenossen  zu 
Basel.  Diese  Stadt  wurde  erst  später  als  die  anderen  Städte 
mit  dem  Münzrecht  begabt,  und  wlüirend  in  den  übrigen  Städten 
die  königliche  Münze  sammt  dem  Personal  auf  die  Bischöfe 
Oberging,  musste  hier  der  Bischof  mit  der  Neueinrichtung  der 
Münze  auch  erat  Münzer  für  seinen  Dienst  benifen.  Er  erhielt 
keine  Münzer  überliefert,  die  ihre  Thätigkeit  nur  unter  ver- 
änderter Herrschaft  fortgesetzt  hätten,  er  musste  selbst  erst  eine 
Gesellschaft  schaffen,  der  er  die  Ausübung  des  Münzrechts,  die 
Verwaltung  desselben  übertragen  konnte.  Er  wählte  hiezu  natur- 
gemäss  diejenigen  Handwerker,  welche  zu  einer  derartigen  Be- 
schäftigung am  tauglichsten  waren,  die  Gold-  und  Silbei*schmiede. 
Deshalb  gehören  hier  die  Hausgenossen  zu  den  Zünften,  wo- 
gegen sie  sich  in  anderen  Städten,  z.  B.  in  Speier,  auf  das  hart- 
näckigste sträubten  %  und  zwar  bUdeten  sie  die  zweite  in  der 
Reihe  der  Basler  Zünfte  % 


M  Arnold:  Geschichte  der  Freistädte/ Bd.  I,  S.  276. 

»)  Arnold:  a.  a.  0.,  S.  67  f. 

")  Das  alte  Mainzer  Hausgenossenrecht  Mitgetheilt  von  Arnold  im 
Anzeiger  Itir  Kunst  der  deutschen  Vorzeit,  Jahrgang  1857,  8. 85  f.  In  dem 
iar  .  .  .  .  1365  da  deuten  die  husgenossen  zu  Mentze  dem  vorgenannten  Ertz- 
bischof  (Gerlach),  wann  er  mit  einem  romschen  konge  für  Frankfurt  lege 
zu  felde  und  die  Stadt  von  Mentze,  und  welich  husgenossen  dan  mit  der 
Stadt  uss  weren,  die  mag  er  by  sich  nemen  die  suUent  sines  libes  und  siner 
Kammern  warten;  darumb  sal  er  vn  die  kost  geben.  It.  auch  hett  man 
yme  gedeilet  wann  ein  Ertzbischof  zu  Mentze  und  die  Stadt  von  Mentze 
mit  ey  zu  felde  ligen,  wass  husgenossen  dann  wit  der  Stadt  uss  weren,  die 
mag  der  Ertzbischof  von  Mentze  by  sich  nemen  und  suUent  sines  libes  und 
Biner  Kamem  hutten,  darumb  sol  er  jne  die  kost  «eben. 

^)  Schweitzer:  Die  Hausgenossen  zu  Bambers  im  Archiv  für  Ge- 
schiente und  Alterthumskunde  von  Oberfranken,  Bd   II,  Heft  2,  1843. 

«)  Lehmann:  Chron.  Spir.  (IV.  Aufl,),  S.  278  ff. 

<)  Arnold:  a.  a.  0.  S.  271. 
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Mit  Vorliebe  werden  die  Kölner  Münzerhausgenossen  als 
altfreie,  patrizische  Geschlechter  angesehen,  wobei  Arnold  be- 
merkt, dass  hier  die  Erhaltung  der  echten  Freiheit  den  Ueber- 
gang  auf  die  altii*eien  Geschlechter  erleichtert  zu  haben  scheine^). 
Freilich  bemerkt  er  selbst  einige  Zeilen  weiter  unten:  „Die  Un- 
abhängigkeit der  Kölner  Münzer  war  mehr  faktischer  als  recht- 
licher Natur,  da  die  Münze  gleichfalls  stiftisches  Lehen  war''. 
Es  ei-scheint  mir  aber  als  unrichtig,  eine  Unabhängigkeit  in 
rechtlicher  Beziehung  anzunehmen,  wenn  sie  auch  in  faktischer 
Beziehung  in  hohem  Maasse  ausgebildet  gewesen  ist.  Der  En- 
bischof  spricht  ja  von  den  Münzgenossen  in  vielen  Urkunden 
noch  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  nie  anders  als  von 
seinen Münzeiii,  von  den:  „fideles  nostri  monetarii  Colonienses, 
qui  vulgo  Husgenoze  dicuntur''  ^),  was  er  doch  wohl  nicht  könnte, 
wenn  sie  nicht  in  ministerialischem  Abhängigkeitsverhältniss 
zu  ihm  stünden.  Ebenso  nennt  er  auch  seine  Ministerialen 
seine  „fideles'\  mit  welchem  Ausdrucke  er  die  Münzer  be- 
zeichnet'). Auch  findet  sich  in  einem  Kalendarium  der  Dom- 
kustodie  aus  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  eine  Stelle, 
welche  deutlich  auf  ein  Abhängigkeitsverhältniss  hinweist  Unter 
den  von  der  Domkustodie  jährlich  zu  Beschenkenden  werden 
auch  die  Hausgenossen  mit  folgenden  Worten  erwähnt:  Item 
ministris  de  claustro,  qui  vocantur  husgenossen,  dabuntur  XXIII 
candele  de  dimidia  marca  et  due  candele  de  fertone^).  — 

Noch  erübrigen  uns  die  Münzer  von  Regensburg,  denn 
die  von  Wien,  die   wir  später  vielfach   in  Betracht  ziehen 


1)  Ebenda:  S.  272. 

s)  Ennen  und  Eckertz:  Quellen  etc.,  Bd.  II,  S.  17  £  Urkunde  vom 
Jahre  1205:  Ad  oblivionis  confoBionem  evitandani  annotatione  pagine  pre- 

sentis notificamus,   qnod   nos  considerantes  fidellom  noBtromm 

monetariomm  in  Colonia  aui  hosgenoiz  in  Yolcari  dicuntor,  incommoditatem 
etc.  Ebenda  S.  98  f.,  Urkunde  von  1225:  fienricus  Dd  gratia  ....  Ad 
notidam  omninm  penrenire  Tolumus^  quod  nos  attendentes  fidem  et  devo- 
tionem  fidelium  nostrorum  monetanomm  qui  Tulgo  Husgenoze  dicontor, 
eis  merito  indulsimus  etc.    Ebenda  S.  105  l,  Urkunde  Ton  1226:  Henricos 

dd  gratia Derotionis  et  fidd  puiitatem,  quam  monetarii  nostri,  qui 

Husgenoze  dicnntur,  erga  nos  ab  exordio  sublimitatis  nostre  babaisse 
dinoscuntnr,  attendentes  etc.   Ebenda  S.  126,  Urkunde  von  1280.    Ebenda 

S.  179,  Urkunde  aus  dem  Jahre  1238:  Conradus  dd  gratia 

Cum  monetarii  nostri  Colonienses,  qui  Husgenozen  dicuntnr,  end  fiddes 
extiterunt,  nos  eorum  commodis  et  promotioni  Tolentes  intoidere  etc.  etc. 
Ebenso  S.  180  f.,  Urk.  aus  dem  Jahre  1288,  S.  241,  Urk.  aus  dem  Jahre  1244, 
S.  284,  Urk.  ans  dem  Jahre  1248. 

>)  Ebenda:  S.  17  f. 

*)  Ennen  und  Eckertz:  Quellen,  B.  II,  8.  566:  Dass  unter  den  hier 
erw&hnten  Hausgenossen  die  Münzerhausgenossen  zu  Terstehen  dnd  und  nicht 
etwa  andere  Diener  des  Stiftes,  daftkr  mag  als  Beweis  dienen,  dass  in  der 
Anfrdchnung  gldch  hernach  eine  SteUe  dch  befindet,  wdche  von  der  Be- 
sdienkung  des  M&nzmeisterB  handdt  in  folgenden  Worten:  Item  cnstos 
dabit  magistro  mänete  unam  candelam  de  dnabus  marcts.  nnam  de  una 
marca  et  duodedm  canddas  de  dimidia  marca,  mutante  mnneta  camhient 
magistri  monete  custodi  nouam  marcam  pro  antiqua  marca. 
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werden,  können  wir  hier  übergehen,  da  sie  spät  erst  in  Wien 
auftauchen  und  ihre  Mhere  Geschichte  so  in  Dunkel  gehüllt 
ist,  dass  wir  keine  Anhaltspunkte  für  die  Beurtheilung  ihres 
Standes  in  dieser  Zeit  au&ufinden  yennögen.  Da,  wo  wir  sie 
zuerst  erwähnt  finden,  und  zwar  nicht  vor  1228  oder  1229, 
werden  sie  bereits  unter  den  Bürgern  aufgeführt^). 

Die  Begensburger  Hausgenossen  gelten  und  galten,  von 
jeher  als  freie  Geschlechter').  Aber  auch  hier  lässt  sich  kein 
genügender  Beweis  oder  Gegenbeweis  erbringen.  Es  ist  aller- 
dings möglich,  dass  der  glänzende,  alle  anderen  deutschen 
Städte  übertreffende  und  die  Entwicklung  eines  vennöglichen 
Bürgertfaums  so  sehr  begünstigende  wirthsdiaftliche  Aufsdiwung 
Regensburg  vom  10.  bis  zum  12.  Jahrhundert  hier  früher  als 
anderwärts  aus  bischöflichen  und  herzoglichen  Beamten  reiche 
und  damit  selbststandige  Unternehmer,  Geldwechsler  und  Pa- 
trizier gemacht  hatte.  Vielleicht  hat  auch  das  Vorhandensein 
von  zwei  Herren,  welche  die  Hausgenossen  gegeneinander  b^ 
nutzt  und  zu  diesem  Zwecke  ihnen  besondere  Begünstigungen 
erüieilt  haben  mochten,  eine  frühe  Emanzipation  derselben 
befördert. 

Wir  nähern  uns  nun  der  zweiten  Periode  in  der  Entwick- 
lungsgeschichte des  Standes  der  Hausgenossen  seit  Anfang  oder 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  als  der  aufstrebende  Bath  und 
die  vornehme  Bürgerschaft  Antheil  am  Stadtr^iment  und  der 
Verwaltung  der  städtischen  Einkünfte  zu  erhalten  begannen, 
wollen  aber  zuvor  die  Frage  nach  der  Herleitung  des  Namens 
der  Hausgenossen  erledigen,  weil  sie  im  Zusammenhange  mit 
der  Frage  nach  dem  Ministerialenstand  derselben  am  besten 
behandelt  werden  kann. 

Arnold  und  nach  ihm  mehrere  Schriftsteller  leiten  eben 
den  Namen  der  Hausgenossen  her  von  dem  ministerialischen 


^)  Ranch:  Beram  Austriac  Scriptores,  Bd.  I,  8. 801  f.  Die  Stelle  lautet: 
Damach  in  churczen  czeiten 
Der  fürst  (Leopold  der  Glorreiche)  wolde  reiten 
Hincz  Wienn  in  die  etat, 
Alz  in  da  sein  hercze  pat, 
und  wolt  zu  weinacht  hochczeit  han, 
Als  er  yU  dikch  het  getan. 
Do  er  in  die  stat  rait, 
Vil  wonnikleich  alz  man  sait, 
Do  emphingen  in  die  porgere 
Mit  grossen  eren  ane  swere; 
Ffir  giengen  die  haasgenossen 
Paide  klain  und  grossen, 
Si  prachtn  im  lange  porten  prait, 
etc.  etc. 

?\  Arnold:  a.  a.  0.,  8.  272.  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg, 
,  8.  826,  Anmerkung.  Muffat:  Beiträge  zur  Geschichte  des  bay- 
rischen MQnzwesens  etc.  in  den  Abhandlungen  der  kgL  bayr.  Akademie  d. 
W.  mc,  Bd.  XI,  Abth.  I,  8.  218  £ 
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Stande  derselben,  den  die  Münzer  wenigstens  zur 
zeit  ohne  Zweifel  überall  besessen  haben.  Er  sagt:  .^nerhalb 
der  bischöflichen  Familie  oder  der  ,Hausgenossenschaft*  ent- 
stand wieder  eine  engere  Familie  von  Münzem ;  als  die  übrigen 
Dienstmannen  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  die  Städte  ver- 
Hessen,  wurde  der  Name  der  Hausgenossen  auf  die  Münzer  be- 
schränkt, weil  sie  die  einzigen  Dienstmannen  waren,  die  noch 
in  der  Stadt  wohnten/'  M  Diese  schon  auf  den  ersten  Anblick 
zienüich  gezwungen  erscneinende  Erklärung  ist  den  Thatsachen 
nicht  entsprechend;  denn  es  befanden  sich  wohl  noch  andere 
Ministeriden  und  gerade  die  der  Person  des  Herren  zunächst 
stehenden  in  den  Städten,  als  der  Name  der  Hausgenossen 
zuerst  für  die  Münzer  ausschliesslich  vorkömmt,  andrerseits  aber 
konnten  die  Münzer  selbst  sich  ausserhalb  der  Stadt  sogar 
dauernd  aufhalten,  wie  z.  B.  die  Speirer,  welche  ihre  Höfe  vor 
der  Stadt  hatten ') ,  und  mnssten  häufig  über  Landes  fahren, 
um  Silber  einzukaufen'). 

Wir  müssen  also  für  den  Ursprung  des  Namens  eine  an- 
dere  Erklärung  finden;  denn  wenn  wir  auch  diesen  Namen  mit 
Hinweglassung  des  unstichhaltigen  Grundes,  den  Arnold  an- 
führt, einfach  aus  ihrem  ursprünglich  ministerialischen  Yeiiiält- 
niss,  aus  ihrer  Stellung  zur  Familie  des  Herren  ableiten  wollten, 
so  widerspricht  dem  die  Thatsache,  dass  auch  Angehörige  an- 
derer Klassen ,  die  in  einem  Haus  oder  Hof  beschäftigt  sind, 
als  Hausgenossen  bezeichnet  werden,  wie  z.  B.  die  bei  der  Hof- 
haltung des  Erzbischofs  von  Köln  angestellten  Handwerker^). 
Das  Verbindende,  was  unsere  Münzer  zu  Hausgenossen  machte 
und  ihnen  den  Namen  gab,  war  ofifenbar  nicht  das  Verhältniss 
zu  ihrem  Herrn  als  Ministerialen  desselben,  sondern  ihr  Ver 
hältniss  unter  sich  als  Genossen,  die  Zusammengehörigkeit  in 
denselben  Beruf,  in  dasselbe  Amt,  in  dasselbe  Münzerhaus. 
Ohne  als  Beweis  die  natürliche  Erwägung  zu  benutzen,  wie 
leicht  der  Name  „Hausgenosse''  die  Münzer  treffen  konnte,  da 
sie  ja  von  jeher  alles  Silber  in  ein  Haus  zu  liefeiii  hatten,  den 
Guss  in  einem  Hause  besorgten,  den  Wechsel  wenigstens  in 
den  meisten  Städten  vor  dem  einen  Münzhaus  vornahmen, 
in  einem  Hause  ihre  Gerichte  und  Versammlungen  hatten, 
überhaupt  der  Schwei-punkt  ihres  Lebens  und  Wirkens  in  dem 
einen  Münzhause  lag,  lassen  sich  auch  noch  andere  genügende 
Beweise  für  diese  Ansicht  vorbringen.  So  ist  es  jedenfalls  nicht 
zufällig,  dass  in  vielen  Urkunden  von  den  „Hausgenossen  auf 
der  Münze"  —  d.  h.  von  denen,  welche  sich  auf  der  Münze 
Genossen  sind  —    die  Rede  ist,  die  „huosgenoissen  yp  der 


^)  Arnold:  a.  a.  0.  S.  273. 

«)  Lehmann:  Chron.  Spir.  (IV.  Aufl.),  S.  600  ff. 

3  Den  Nachweis  hiefÜr  6.  unten  bei  Betrachtung  des  Süberkaoft 
aasgenossen. 
*)  Hegel:  a.  a.  0.,  S.  77,  Anm.  1. 
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MAntzen^S  wie  es  in  einer  Kölner  Urkunde  ^),  die  „husgenossen, 
die  nf  die  Münze  gehören'',  wie  es  in  einem  Weisthum  heisst  ^). 
Ebenso  werden  die  Hausgenossen  auch  geradezu  Münzgenossen^), 
die  Münze  geradezu  das  Haus  genannt  ^) ,  was  bei  der  Bedeu- 
tung der  Münze  ja  wohl  erklärlich  ist  Deutlich  aber  ist  in 
einer  Speirer  Urkunde  aus  dem  Jahre  1289  ihrer  Beziehung 
zum  Münzhause  mit  folgenden  Worten  gedacht:  Nos  judices, 

consules  et  univei'si  cives  Spirenses yolumus 

^se  notum,  quod  nos  consules  et  alii  universi  Spirenses  una 
cum  nostris  concivibus  monetariis  et  illis,  qui  dicuntur  hus- 
genozzen,  omnibus  et  singulis  unammiter  super  edificacione 
domus  monete  convenimus  pariter  in  hanc  formam,  quod  ipsa 
domus  monete  et  fundus  ipsius  monete  est  et  esse  debet  per- 
petuo  dictomm  monetariorum  et  husgenoszen  ita,  quod  ea- 
dam  domo  utantur  ad  eorum  communem  utilitatem, 
sicut  monetarii  et  husgenoszen  hactenus  uti  con- 
sueverunt^).  EndUch  ist  es  nicht  unbedeutend,  wenn  der 
Chronist  Lehmann,  der  der  Zeit  der  Hausgenossen  noch  so 
nahe  stund,  ihren  Namen  von  der  Gemeinschaft  im  Münzer- 
hause herleitet^).  Wir  glauben  deshalb  berechtigt  zu  sein, 
diese  Ansicht,  wenn  ihr  auch  ein  absolut  stringenter  Beweis 
fehlt,  doch  für  mehr  als  eine  Hypothese  zu  halten,  jeden&Us 
für  begründeter  als  die  vorgebrachten. 

Nach  diesem  Exkurs,  der  sich  nothwendig  im  Zusammen- 
hange mit  der  Frage  nach  der  Ministerialität  ergeben  musste, 
kehren  wir  zur  geschichtlichen  Entwicklung  des  Standes  der 
Hausgenossen  zurück  und  wenden  uns  zur  zweiten  Periode. 
Die  Zeit  des  Beginnes  derselben  fällt,  wie  erwähnt,  in  den 
Anfang  des  13.  Jahrhunderts.  Es  mag  aber  wohl  sein,  dass 
schon  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  sich  der  Uebergang 
in  einzelnen  Fällen  vollzog.  Aus  den  ministerialischen  Münzem 
des  Bischöfe  werden  allmälig  freie  Bürger,  und  angesehene 
patrizische  Geschlechter  bilden  mit  der  Zeit  die  Hausgenossen- 
scbaft,  wie  aus  der  bischöflichen  Münze  allmälig  eine  städtische 
wurde.  Wie  das  Letztere  sich  vollzog,  das  hat  uns  die  Be- 
trachtung der  Geld-  und  Münzverhältnisse  gezeigt  Dieser 
Kampf  um  das  Münzregal  und  die  Münzverwaltung,  der  nach 
einer  Reihe  von  hin-  und  herwogenden  Wechselfällen  endlich 
zum  Sieg  der  Stadt  über  den  Bischof  führte,  zog  natürlich  die 
bisherige  bischöfliche  Verwaltung  des  Regals  in  MiÜeidenschaft. 


0  Ennen  and  Eckertz:  Qaellen,  Bd.  n,  8.304:  ....  wir  herren  d je 
Eirih&isgenoiBsen  vp  der  Mäynzen  in  Colne  etc.  S.  307:  ....  wir  H&is- 
genoissen  vp  der  Mdynzen  in  Colne  etc.  S.  310. 

>)  Grimm:  Weistbümer,  Bd.  I,  S.  533. 

*)  Schannat:  Hist.  episc  Worm.,  Bd.  I,  S.  205. 

«)  Lehmann:  Chron.  Spir.  (IV.  Aufl.),  S.  278,  No.  3. 

')  Remling:  Speierer  Ürkundenbach,  Bd.  I,  S.  384. 

«)  Lehmann:  a.  a.  0.,  S.  2781 
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Natürlich  musste  es  dem  damaügen  Stadtrath  lieb  sein,  wean 
in  die  Schaar  der  Hausgenossen  die  Bürger  der  Stadt  sieh 
allmälig  eindrängten,  wie  es  den  Hausgenossen  selbst  er- 
wünscht kam,  freie  vermögliche  Bürger  in  ihre  Gesellschaft 
aufzunehmen,  um  sich  bei  dem  Drange  nach  Selbstständigkeit, 
den  damals  jede  Klasse  fühlte ,  ihrem  Münzherm  g^enQber 
eine  unabhängigere  Stellung  zu  vei'schaflfen. 

Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ist  in  den  meisten  Städten  die 
Umwandlung  vollzogen  und  die  alte  Hausgenossenschaft  bereits 
mit  neuen  Elementen  vermischt.  Während  die  Erzbischöfe 
von  Köln  ihre  Münzer  hoch  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
nie  anders  nannten  als  „ihre  lieben  und  getreuen  Münzer'S 
nennt  sie  Erzbischof  Konrad  in  einer  Urkunde  vom  12.  Auinist 
1248  zum  ersten  Male  „seine  getreuen  Bürger  von  Köln, 
welche  gemeiniglich  Hausgenossen  genannt  werden''^).  Die 
Bürger,  welche  hier  in  die  Hausgenossenschaft  aufgenommen 
wurden,  gehörten  jedenfalls  zu  den  alten  Geschlechtem.  Des- 
halb verloren  sie  auch  sämmtlich  ihr  Amt  und  ihre  Privilegien, 
als  im  März  des  Jahres  1259  Ei-zbischof  Konrad  die  Herrschaft 
der  Geschlechter  zu  Köln  mit  Hilfe  der  Weber  und  der  übrigen 
Gemeinde  stürate  und  ein  demokratisches  Stadtregiment  an 
ihre  Stelle  setzte').  Freilich  hatte  diese  Verordnung  keinen 
dauernden  Erfolg,  denn  die  Hausgenossenschaft,  eben  in  der 
Zeit  ihrer  kräftigsten  Blüthe,  bestand  mit  denselben  MBtglie* 
dern  fort  und  in  den  späteren  Verzeichnissen  dei-selben  ist  eine 
grosse  Anzahl  von  Ritterbürgem  und  Schöfifen,  deren  Aufiiahme 
Konrad  ausdrücklich  verboten  hatte  ^),  genannt,  welche  gerade 
den  edelsten  Kölner  Geschlechtem,  z.  B.  den  Overstobsen,  an- 
gehörten *). 

Ebenso  finden  sich  in  alten  Strassburger  Registern,  welche 
für  zwei  Jahrhunderte  die  Namensliste  aller  Strassburger 
Münzer  enthalten,  im  Jahi-e  1266  zahlreiche  Strassburger 
Geschlechter, 'untidr  den  Hausgenossen  aufgeführt.  Der  gleiche 
Vorgang  wiederholt  sich  vor  allem  in  Speier,  aber  auch  in 
Augsburg  und  Worms,  wie  in  Mainz,  wenn  auch  weniger  deut« 
lieh,  während  wir  die  Regensburger  und  Wiener  Münzer  jeden- 
fsdls  vom  13.  Jahrhundert  an  in  der  Stellung  von  freien  Bürgern 
anzunehmen  haben. 

So  sind  wir  denn  zu  dem  Schlüsse  gekommen,  dass  die 


^)  Ennen  u.  Eckertz:  QueUen,  Bd.  II,  S.  284. 

')  Ebenda:  Omnes  monetarios,  qai  vulgariter  husgenosze  dicimtur 
.  .  .  .  a  monetariorum  officio,  quod  huBgenoiszschaf  dicitor,  et  a  monete 
custodia  amovemus,  nee  non  magistros  monete  et  eum,  qui  prüvere  didtur, 
ab  eonim  officiis  simiUter  amovemus. 

°)  Ebenda:  S.  416.  NuUus  Bcabinus  Coloniensisl  debet  esse  monetarios 
fiive  campsor,  aut  habere  sibi  licebit  officium  yel  feodum,  quod  husgenox- 
schaf  vulgariter  appellatur. 

«)  Ebenda:  S.  312;ff. 
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MüQzerhausgenossen  in  den  meisten  Städten  bis  zum  Anfang 
des  13.  Jahrhundeits  Ministerialen  der  MQnzherren  waren,  dann 
aber  durch  Aufnahme  freier  Bürger  und  Geschlechter  in  ihre 
Reihen  sich  zu  einer  patrizischen  Gesellschaft  um-  und  aus- 
gebildet haben. 

Die  Herren  der  Hausgenossen  waren,  wie  erwähnt,  die 
Bischöfe,  beziehungsweise  Herzöge^  solange  die  Münze  in  den 
Händen  dieser  Heiren  blieb.  Auch  im  13.  Jahrhundeit  noch 
müssen  wir  die  Münzmeister  als  Beamte  der  Münzherren  an- 
sehen und  nicht  als  blose  Pächter  oder  städtische  Beamte; 
immer  ging  von  ihnen  die  Einennung  aus,  wenn  auch  mit  der 
oben  angefiihrten  Beschränkung  ^).  Ebenso  üben  diese  Herren 
ihren  Einfluss  aus  bei  der  Besetzung  der  Hausgenossenstellen, 
denn  ohne  ihren  Willen  darf  Niemand,  der  nicht  Verwandter 
eines  Hausgenossen  oder  von  einem  solchen  testamentlich  zu 
seinem  Nachfolger  ernannt  ist,  in  die  Genossenschaft  aufge- 
nommen werden  ^),  während  das  ältere  Strassburger  Stadtrecht, 
wie  oben  gezeigt  wurde,  sogar  noch  Zugehörigkeit  zu  des  Bischöfe 
Familie  verlangte.  Von  jedem  neu  aufgenommenen  Mitgliede 
erhalten  die  Hen*en  des  Münzrechts  bestimmte  Abgaben,  welche 
das  Gefühl  der  Abhängigkeit  in  den  Hausgenossen  wach  zu  er- 
halten geeignet  waren,  wenn  sich  auch  diese  Abgaben  im  Laufe 
der  Zeit  sehr  ermässigt  haben.  „Wer  das  Recht  der  Münzer  er- 
langen will,  muss  dem  Bischof  eine  halbe  Mark  Goldes  geben," 
bestimmt  das  Sti*assburger  Stadtrecht').  Der  in  die  Wormser 
Genossenschaft  eintretende,  musste  eine  halbe  Unze  Goldes  an 
den  Bischofsstab  bezahlen  ^).  Hier  musste  der  Münzmeister  auch 
dem  Bischof  auf  Ostern,  Pfingsten  und  Weihnachten  „3  krenhe'' 
und  3  Pfiind  Pfeffer  zum  Geschenke  machen^).  Ebenso  be- 
nützte der  Bischof  von  Augsburg  das  Weihnachtsfest,  um  sich 
von  seinem  Münzmeister  ein  Geschenk  von  einem  Pfund  „opher- 
phennigen''  machen  zu  lassen  und  ein  gleiches  nahm  er  in 
Anspruch,  so  oft  neue  Münze  geschlagen  wurde,  weil  zu  solchen 
Zeiten  der  Münzmeister  seine  besten  Geschäfte  machte^. 

Die  zweite  Person,  die  nach  dem  Bischof  oder  den  übrigen 
Hen*en  die  Aufsicht  über  die  Münzer  hatte,  war  der  Burggraf 


M  S.  oben  S.  117  a.  Anm.  3  daselbst. 

*)  S.  z.  B.  fUr  die  Regensb.  Hausgenossen  Maffat:  a.  a.  0.,  S.  219. 

")  Gaupp:  Die  deutschen  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  68,  Strassb.  Stadtp 
rechte,  Art  /7:  (j^uicumque  jus  monetariorum  habere  desiderat,  dimidiam 
marcam  auri  dabit  Episcopo^  monete  Magistro  quinque  denarios  auri, 
monetariis  viginti  solidos  gravis  monete. 

*)  Mone:  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins,  Bd.  IX,  S.  288  £ 

'O  Ebenda. 

')  Meyer:  Das  Stadtbuch  von  Augsburg,  Art  8,  §  15,  S.  18:  Swenne 
man  die  phenninge  versloht  unde  man  sie  mnwe  uzgit ,  so  sol  der  munz- 
maister  dem  bischofe  ze  sinen  eren  ^eben  ein  phunt  phenninge  unde  eUiu 
jar  an  dem  heiligen  tage  zo  den  wihenachten  ein  pnunt  phenningen  le 
opherphenningen. 
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oder  ein  mit  ähnlichen  Funktionen  wie  der  Burggraf  betrauter 
bischöflicher  oder  herzoglicher  Beamter.  In  Köln  rouss  die 
Hausgenossenschaft  auch  dem  Burggrafen  ihre  Unterthänigkeit 
dadurch  beweisen,  dass  sie,  so  oft  der  Erzbischof  das  Bfld  der 
Münze  erneuen  lässt,  eine  Abgabe  an  den  Burggrafen  im  Be- 
trage von  einer  Mark  zu  leisten  hat  0-  Dies  ist  natOrlich  noch 
eine  Erinneiung  an  die  karolingische  Zeit,  als  der  Graf  mit 
der  Aufsicht  über  die  Münze  auch  einen  Theil  der  Nutzungen 
derselben  hatte.  Von  diesem  Aufsichtsrecht  des  Burggrafen 
hat  sich  ein  schwaches  Binichstück  noch  im  Strassburger  Stadt- 
recht erhalten,  indem  hier  der  Burggi*af  5  Schillinge  der  neu 
geschlagenen  Pfennige  als  Probeschillinge  aufbewahrt,  und  diese 
jedenfalls,  sobald  wieder  eine  neue  Münze  ausgegeben  wurde, 
in  seinem  Eigenthum  verblieben').  In  Augsburg  erhielt  der 
Vogt,  auf  den  ja  vielfach  ein  Theil  der  einst  gräflichen  Funk- 
tionen übergangen  war,  bei  derselben  Gelegenheit  ein  Pfund 
neuer  Pfennige  ^).  Neben  dem  Vogt,  der  in  Bezug  auf  Aus- 
übung richterlicher  Funktionen  mit  der  Münze  in  Verbindung 
gestanden  zu  haben  scheint,  dessen  Boten  mit  des  Münzmeisters 
Boten  darüber  zu  wachen  haben,  dass  vom  Tage  des  Verbots 
an  keine  alten  Pfennige  mehr  im  Handel  benutzt  werden^), 
ei*8cheint  hier  als  eigentliche  Aufsichtsbehörde  über  die  Münze 
und  deren  Verwaltung  der  Vitzthum  und  des  Bischöfe  Kämmerer. 
Denn  diese  sollen,  wenn  sie  oder  der  Bischof  in  Erfahrung 
bringen,  dass  ein  Münzmeister  oder  ein  Hausgenosse  zu  geringe 
Pfennige  geschlagen  habe,  zu  dem  Münzmeister  oder  Haus- 
genossen gehen,  der  dessen  beklagt  ist,  eine  Hand  voll  Münzen 
daselbst  mitnehmen  und  in  des  Münzmeisters  Werkstatt  unter- 
suchen ^). 

In  Mainz  ist  die  Rolle  des  Burggrafen  oder  Vogts  eben- 
falls an  den  Kämmerer  übergegangen,  dem  jeder  neueintretende 


^)  Arnold:  Geschichte  der  Freistftdte,  Bd.  I,  S.  103. 

')  Gaapp:  a.  a.  0.,  8.  67,  Art  78:  Quando  novam  monetam  Episeopaa 
percati  jubet  a  priacipio  quinque  solidi  fiant  in  eadem  forma  et  pondere, 
qno.moneta  censura  est  Art  74 :  Hos  servabit  BurcgraTios,  qoamdia  i&a  dnn- 
bit,  racione  ut,  si  forte  moneta  illa  falsata  esse  accasetor,  per  iUos  qoinque 
solldos  examinetor  et  certificetur. 

>)  Meyer:  a  a.  0..  S.  19  £,  Art  8,  $  22:  ünde  ist  aach  des  vogtes 
reht,  swenne  man  die  alten  phenninge  verblutet,  daz  man  im  danne  gaeben 
Bol  ein  phunt  niwer  phenninge  ze  hant 

*)  Meyer:  a.  a.  0.,  S.  22,  Art  8,  §  29. 

*)  Meyer:  a.  a.  0.,  S.  19,  Art.  8,  §  20:  Man  sol  aach  wizsan:  ob 
dem  bisschofe  ze  wizzen  getan  wirt  oder  sinem  vitztame  oder  sime  kame- 
raer, daz  der  husgenozzen  kainer  oder  monzmaister  kaine  bosheit  an  der 
ringe  de  phenninge  getan  habe,  da  sol  der  bisschof  sinen  kameraer  oder 
sinen  vitztum  hine  senden,  unde  sol  der  böte  vor  dem  munzmaister  oder 
vor  dem  hasgenozze  der  sin  beziegen  ist  in  die  phenninge  grifen  ane  ge- 
vaerde  ande  sol  eine  handvoUe  naemen  unde  sol  die  tragen  ze  dem  nranz- 
maister  unde  sol  sie  versnchen  ob  si  gut  sin  unde  in  der  swaerin  standen 
als  sie  danne  gesetzt  sint. 
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Haasgenosse  ein  Loth  Goldes  zu  geben  hat.  Dies  Abhängig- 
keitsverhältniss  der  Münzer  von  dem  Kämmerer  drückt  sich 
auch  in  folgender  Stelle  des  Hausgenossenrechtes  aus:  Auch 
sint  die  husgenossen  eym  kamerer  eyn  salmen  schuldig  zu  kauffen 
ze  metfasten  alle  jar  widder  mit  dem  besten  noch  mit  dem 
ergsten  on  alle  geverde,  und  desselben  salmes  ist  eyns  Montz- 
maisters  dass  haupt  und  eines  gemmodes  breit  darum  dem 
heubet,  und  darum  sal  uns  (nemlich  den  Hausgenossen)  der 
kemerer  helffen  und  entwortten  zu  unserm  Rechte  %  So  haben 
hier  die  Hausgenossen  dem  Kämmerer  gegenüber  auch  die 
sonderbare  Bestimmung:  Wan  ein  camerer  stirbt,  so  sallen  in 
die  husgenossen,  die  uf  die  Münze  gehören,  zu  Grab  tragen, 
und  sallen  sich  des  nit  weigern ').  Die  Münze  wird  überhaupt 
in  Augsburg")  und  Mainz  als  unmittelbar  zur  Kammer  des 
Bischofs  gehörig  betrachtet;  desgleichen  in  Wien,  wo  in  einer 
Stelle  einmal  geradezu  Kammer  für  Münze  gesetzt^),  und  der 
Münzmeister  unmittelbar  vom  Herzog  ernannt  und  vom 
obersten  Kammergrafen  eingesetzt  wird^),  auch  die  Haus- 
genossen als  unmittelbar  zur  Kammer  gehörig  bezeichnet 
werden «)  ^. 

Der  unmittelbare  Vorgesetzte  der  Hausgenossen  war  der 
Münzmeister,  der  als  solcher  eine  doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen 
hatte,  nemlich  erstens  in  seiner  Hausgenossenschaft  Frieden, 
Ordnung  und  Recht  aufrecht  zu  erhalten,  keine  Ungehörigkeiten 
zu  dulden  iind  zweitens  sein  Gericht  in  Münzsachen  streng  zu 
versehen.  So  sagt  eine  Urkunde  für  Köln  vom  Jahre  1340 :  Die 
vom  Erzbischofe  ernannten  drei  Münzmeister  und  die  ihnen  zur 
Seite  gesetzten  und  aus  der  Zahl  der  Genossen  gewählten  Meister, 
die  sogenannten  Schreinmeister,  sollen  zusammen  der  Haus- 
genossen Bestes  berathen  und   thuen.     Diese  Schreinmeister 

1)  Anzeiger  fllr  Geschichte  der  Vorzeit,  Jahnrans  1858,  S.  117. 

<)  Grimm:  WeisthQmer,  Bd.  I,  S.  588.  Nach  einer  SteUe  ebenda  hat 
sich  der  Antheil  des  Münzmeisters  an  dem  Salmen  in  ein  solchen  des  Markt- 
meisters  verändert:  SaUen  die  husgenossen  alle  jar  zu  halbfasten  —  dem 
Kämmerer  —  einen  salmen  geben  oder  fünf  gülden  darvor,  von  solchem  salmen 
nimbt  ein  marktmeister  das  haubt 

')  Meyer:  a  a.  0.  S.  811,  Art  5,  6  und  7  des  Stadtrechtes  vom 
Jahre  1104;  Art  8,  §  14  des  Stadtrechtes  von  1276,  ebenda  S.  17,  sagt: 
Wan  die  munzze  in  sine  —  d.  h.  des  Bischöfe  —  kamer  hoeret 

^)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  298  u.  Urk.  No.  LUI. 


'^  Karajan:  a.  a.  0.  S.  3CÖ  n^Urfc  No.  xm. 


,  Karajan:  a.  a.  0.  S.  477;  Urk.  LIX  sagt  im  Eingang:  Die  Haus- 
genossen sollen  „an  mitel''  zu  des  Herzogs  Kammer  gehören. 

^)  In  Haile,  dessen  Münze  dem  Erzbischof  von  Magdeburg  gehörte, 
war  mit  der  Beau&ichtia[un^  derselben  der  Salzgraf  beauf&agt,  eine  That- 
Sache,  die  wiederum  aiu  die  enge  Verbindung  von  Markt  und  Münze  hin- 
weist Der  Sakgraf  muss  wohl  auch  die  Münze  selbst  verwaltet  haben,  da 
im  Jahre  1281  der  Erzbischof  Bernhard  dem  Stadtrathe  die  GeMe  der  Münze 

Eilüidete  und  dieser  nach  und  nach  auch  das  Recht  erlangte,  einen  Salz- 
en oder  Münzmeister  selbst  einzusetzen.  Das  führte  zu  vielen  Streitig- 
m,  so  dass  lange  Zeit  gar  kein  Salzgraf  in  Halle  war,  und  die  Münze 

Fonehnn^ii  (10)  U.  5.  —  Elieberg.  9 
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führten  in  Köln  die  innere  Verwaltung  der  Genossenschaft  wie 
in  Strassburg  später  die  von  den  Genossen  gewiüilten  Ob* 
männer^).  So  sagt  eine  Urkunde  aus  dem  14.  Jahrhundert: 
Der  Münzmeister  und  die  vier  Schreinmeister  des  alten  Jahres 
wählen  die  vier  Meister  des  neuen  Jahres  zu  Weihnacditea 
aus  den  Hausgenossen  mit  Stimmenmehrheit.  Die  Meister  des 
alten  Jahres  sollen  dann  die  Bussen  einfordern,  die  während 
ihi'er  Amtsdauer  fielen  und  den  neuen  Schreinmeistem  Ober* 
haupt  Rechenschaft  ablegen  ^).  Drittens  war  es  Aufgabe  des 
Münzmeistei-s,  alle  die  technischen  Manipulationen  der  Haus- 
genossen und  der  bei  der  Münzbereitung  nöthigen  Arbeiter  zu 
übei*wachen  und  zu  leiten,  und  beim  ganzen  Prazesse  der 
Münzfabrikation  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  ver- 
fahren, Pflichten,  die  er  bei  seiner  Anstellung  mit  einem  Eide 
als  solche  anzuerkennen  hatte.  „Im  Anfang/  heisst  es  in  dem 
Wiener  Münzbuche,  „soll  der  Herzog  einen  Münzmeister  setzen* 
der  ein  guter  Rechner  sei,"  so  dass  er  von  der  kleinsten  Münze 
noch  den  innem  Gehalt  zu  berechnen  im  Stande  sei^). 

Natürlich  lag  auf  dem  Amte  des  Münzmeisters  eine  sehr 
gi'osse  Verantwortlichkeit  und  die  Strassburger  liessen  sich  als 
vorsichtige  Bürger  vom  Bischof  versprechen,  dass  er  ihnen 
einen  Münzmeister  gebe,  „der  so  ersam  und  so  gewisz  sei^ 
das  das  lant  und  die  stat  an  im  sicher  sint,  unde  obe  dekein 
breste  were  an  ime,  das  man  den  von  imegebesseni  möge*»". 

Wie  in  den  Städten,  in  denen  keine  Hausgenossenschaft 
bestand,  die  Anntdime  von  Münzgesellen  oder  Münzknechten 
Sache  des  Münzmeistei-s  war,  so  bestellte  er  in  Wien  und 
ohne  Zweifel  auch  in  den  übrigen  Städten  das  Manipulations- 
pei*sonal.  So  sollen  z.  B.  nicht  mehr  Silberbrenner  sein ,  als 
er  für  gut  findet;  Versucher  und  Brenner  werden  von  ihm  er- 
nannt; er  erhält  auch  bei  jeder  Verändemng  im  Personal 
dieser  Münztechniker,  sei  es  bei  der  Aufnahme  eines  neuen 
Gesellen,  sei  es  bei  der  Ernennung  eines  Gesellen  zum  Meister, 
eine  bestimmte  Abgabe*). 

Ende  des  13.  Jahrhunderts  war  jedenfalls  allgemein  die 
rein  mechanische  Arbeit  bei  der  Hei-stellung  der  Münzen  diesen 


ganz  ruhte.  Leitzmann:  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  Münzkunde, 
S.  79.  Umgekehrt  zeiet  uns  eine  Stiftungsurkunde  des  Klosters  Trebnitz 
vom  Jahre  1203,  dass  damals  der  Münzmeister  des  Herzogs  den  Salzrerkauf 
inne  hatte.    S.  oben  S.  68,  Anm.  3. 

^)  Ennen  u.  Eckertz:  Quellen,  Bd.  I,  S.  303.  Das  erinnert  sehr  an 
ähnliche  Einrichtungen  in  den  Handwerkerzünften. 

^  Ennen  u.  Eckertz:  Quellen,  Bd.  I,  S.  307  ff. 

'»)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  428,  No.  XIH. 

*)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  91. 

^)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  304  und  308  und  Urk.  LYI,  IX  and  VIIL 
In  Wien  hat  er  auch  das  Recht,  Goldschmiede  einzusetzen  und  die  Be* 
willigung  zur  Ausübung    ihres  Gewerbes  zu  artheilen.    Ebenda:   ürknsde 

No.  Lxxix. 
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Handwerkern  überlassen.  Auch  über  sie  geben  uns  die  Quellen 
Nachrichten.  So  nennt  uns  das  Augsburger  Stadtrecht  von 
1276  die  „quetzaer  unde  der  gesinde^,  d.  h.  die  Schläger, 
welche  das  Bild  auf  der  Münze  mit  dem  Hammerschlag  her- 
stellen, und  deren  Knechte  ^).  Die  Zahl  und  Thätigkeit  dieser 
Arbeiter  war  in  den  einzelnen  Städten  Je  nach  der  Häufigkeit 
der  Prägung  und  der  Grösse  des  Bedai'fe  an  Geld  verschieden ; 
in  Wien  waren  es  beispielsweise  36  Meister.  Eine  vollständige 
Reihe  dieser  Arbeiter  lernen  wir  aus  dem  Wiener  Münzbuch 
Albrechts  von  Eberstoif  oder  eines  seiner  Amtsvoifahi'en  kennen, 
um  dessen  Herausgabe  sich  Theod.  G.  von  Karajan  verdient 
gemacht  hat').  Darnach  bestand  das  Münz  -  Manipulations- 
personal aus  den  Goldschmieden,  den  Eisenhütern,  Eisengrabern 
und  Eisenschmieden,  dem  Vei'sucher  und  Brenner,  den  Giessern, 
Zainmeistern,  Schrotmeistem  und  Setzmeistem '),  welche  wieder 
ihre  Gehilfen  und  Knechte  hatten.  Es  ist  natürlich,  dass  in 
Wien  auch  die  räumliche  Ausdehnung  des  Münzhofes  nicht  un- 
bedeutend war.  Es  befanden  sich  in  demselben  dreierlei 
Werkstätten,  nemlich  für  die  Zainmeister,  Schrotmeister  und 
Setzmeister*).  Jede  dei'selben  bestand  aus  mehreren  Ge- 
mächern, wie  z.  B.  eine  Urkunde  vier  Zaingaden  erwähnt*), 
welche  den  12  Meistern  jeder  Abtheilung  dienen  mussten. 
Dazu  kommen  noch  die  erforderlichen  Kammern  zur  Auf- 
bewahrung des  Materials  und  der  Werkzeuge,  das  Amtslokal 
för  den  Münzmeister  und  Anwalt,  das  für  die  Vei'sammlungen 
der  Hausgenossen,  endlich  auch  eine  Schenkstube  für  den 
Wirth^).  Ebenso  war  das  Münz-Manipulationspersonal  in  Re- 
gensburg aus  Giessern,  Zainem,  Schrötern,  Setzern  und  Ver- 

^)  Meyer:  a.  a.  0.  S.  15  f.,  Art.  8,  §  3:  Will  man  wizzen,  wer  za 
der  munzze  höret,  das  sint  goltsmide  unde  ir  gesinde  unde  darzue  quetzaer 
unde  der  gesinde.  lieber  das  Wort  quetzaer  (aus  dem  lateinischen  ouattere 
entstanden;  »-  Quetscher,  Münzschläger,  IVäger  s.  Schmid:  Schwäbisches 
Wörterbuch  h«  v. 

*)  Dies  Münzbuch,  das  schon  ein  paarmal  zitirt  wurde,  stammt  aller- 
dings aus  dem  15.  Jahrhundert,  verzeichnet  aber  weitaus  zum  grössten 
Theil  nur  Bestimmungen  firüherer  Zeit  und  kann  somit  ohne  Anstand  auch 
für  die  Zeit  des  13.  Jahrhunderts  benutzt  werden.  Es  ist  das  Ausführ- 
lichste, was  über  diese  dunkle  Partie  der  Münzrerwaltung  älterer  Zeiten 
Aufschlnss  gibt  und  ohne  die  daraus  geschöpften  Aufklärungen  wäre  wohl 
diese  Untersuchung  über  die  Hausgenossenschaft  nicht  möglich  gewesen. 
Freilich  bleiben  auch  hier  noch  dunkle  Punkte  übrig,  allein  es  ist  zu  hofifen, 
dass  in  einem  andren  ArchiTe  noch  Aufzeichnungen  enthalten  sind,  welche 
wenigstens  für  das  14.  Jahrhundert  uns  mit  der  Zeit  zu  voller  Klarheit  über 
dieses  interessante  Thema  kommen  lassen.  Kanuan  kommt  das  hohe  Ver- 
dienst zu,  zuerst  wieder  auf  diesen  Punkt  aufmerksam  gemacht  und  Stoff  zu 
zusammenfassender  Untersuchung,  sowie  durch  seinen  zu  den  Urkunden 
geschriebenen  Text  gute  Winke  und  Anhaltspunkte  zur  Lösung  der  Frage 
geboten  zu  haben. 

")  Karajan:  a.  a.  0.  S.  802. 

f)  Ebenda:  S.  406,  und  ürk.  VH. 

^  Ebenda:  8.  406,  Urkunde  XY  und  LXV. 

«)  Ebenda:  S.  406.f. 

9* 
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Sucher  zusammengesetzt^).  Auch  die  Stiassburger  Haus- 
genossen hatten  mehrere  Gesellen  oder  „Knaben*'  und  dazu 
einen  eigenen  von  ihnen  ernannten  und  bezahlten  Knecht, 
welcher  den  Gesellen  zu  dienen  und  der  Gluthen  zu  warten 
hatte.  Jedenfalls  betrieb  dieser  auch  eine  Wirthschaft  auf  der 
Münze,  da  es  ihm  vorgeschrieben  war,  auf  das  Geschirr  und 
die  Tischtücher  zu  achten  ^). 

Auch  die  Goldschmiede  standen  naturgemäss,  da  sie  ja 
mit  demselben  Material  zu  arbeiten  hatten,  überall  in  mehr 
oder  minder  enger  Beziehung  zur  Münze.  Sie  gehörten  jedoch 
nii-gends,  mit  Ausnahme  von  Basel,  zur  eigentlichen  Haus- 
genossenschaft,  sondein  bestanden  als  eigene  Zunft  neben  den 
Hausgenossen  und  unterlagen  nur  der  Jurisdiktion  und  Auf- 
sicht des  Münzmeisters,  weil  sie  ja  auch  doch  manches  fbr 
die  Münze  zu  besorgen  hatten ,  z.  B.  den  Schnitt  der  Präge- 
stöcke, das  heisst  die  Zeichnung  und  Ausarbeitung  künstlicher 
Gravirungen  an  den  Stempelbildem ') ,  während  der  Eisen- 
schmied die  äussere,  massive  Form  der  Prägeeisen  verfertigte 
und  die  Prägewerkzeuge,  die  Zangen,  Hämmer,  Scheeren  etc. 
ausbesserte  *).  Dem  Eisenhüter  fiel  die  Verwahrung  der  Präge- 
eisen  zu,  die  er  Morgens  zur  Prägung  herausgeben,  und  Abends, 
wenn  er  sie  wieder  zurückerhielt,  genau  untersuchen  musste 
und,  wenn  er  sie  beschädigt  fand,  dem  Münzmeister  zeigen 
und  durch  Goldschmiede  neu  fertigen  lassen  sollte^). 

Der  Vorgang  der  Münzeraeugung  war  in  Wien  folgen- 
der :  Der  Hausgenosse  hat  die  richtige  Mischung  für  den  Guss 
vorzubereiten.  Wenn  diese  versucht,  d.  h.  auf  ihren  Gehalt 
geprüft  wird,  so  daif  Niemand  zugegen  sein,  als  der  Haus- 
genosse, „des  der  gus  ist",  und  der  geschworene  Versucher. 
Was  der  Versucher  bei  der  Probe  als  fehlend  bemerkt,  sei  es 
Kupfer  oder  Silber,  „das  schal  im  der  hausgenoss  an  wider 
red  raychen"  und  die  erforderliche  „aushilff"*  zusetzen^.  Ist 
die  Mischung  richtig  hergestellt,  so  berechnet  der  Münzmeister 
dem  Hausgenossen,  wie  er  darnach  modeln  soll,  und  übergibt 
ihm  den  Model,  das  heisst  wohl,  der  Münzmeister  bestimmte 
dem  Hausgenossen  die  Breite  und  Dicke  der  Zaine  —  Metall- 

^)  Muffat:  In  den  Abhandinngen  etc.  a.  a.  0.,  Beilage.  Dasselbe 
Personal  für  München  s.  ebenda  S.  247. 

>)  Anbang  n,  No.  I,  §  27,  44  nnd  45. 

')  Karajan:  a.  a.  0.  S.  412  n.  Urk.  XXV. 

*)  Ebenda:  S.  413. 

»)  Ebenda:  S.  486  n.  Urk.  XXV. 

^)  Die  Aushilfe  zur  Besserung  eines  Gusses,  die  der  Hausgenosse  nach 
Erfordemlss  unweigerlich  leisten  musste,  bestand  in  Folgendem:  Fehlte 
beim  Gusse  ein  guizes  Medel,  so  musste  der  Hausgenosse  ,,ze  aushxlif 
sechs  march  fein  silber  nachseczen" ,  wenn  auch  das  Korn  sich  su  dem 
Silber  neigte.  Die  „gnad**  war  dann  ftir  ihn  yerloren,  er  musste  so  viel 
Silber  nachsetzen,  dass  dem  Guss  auf  keinen  FaU  mehr  ^;t  Medel  fehlen 
durfte.  Auch  bei  der  Gnade  muss  das  Eom  dem  Silber  sich  zuneigen* 
Kanaan:  S.  824  und  ürk.  XXXTH. 
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streifen  von  dem  Umfange  der  zu  schlagenden  Münzen  0*  Der 
Hausgenosse  lässt  sich  dann  den  Guss  durch  den  Gdesser  be- 
sorgen und  die  Mischung  in  Zaine  giessen^).  Vom  Giesser 
nimmt  der  Zainmeister  dann  die  Zaine  in  Empfang  und 
schlagt  sie  auf  einem  kleinen  Ambos  gerade  und  vollkommen 
eben^.  Er  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Zaine  gleich  gross 
und  gleich  dick  geformt  und  dass  sie  nicht  zu  hart  geschlagen 
werden,  denn,  „wann  ettleich  werch  sein  cze  hartt,  die  be- 
durffen  ringer  sieg  umb  das  der  gus  nicht  pnichig  werd", 
und  durch  Zeifallen  und  Zerbröckeln  der  Zaine  dem  Haus- 
genossen Schaden  entstehe.  Hierauf  wiegt  der  Hausgenosse 
die  bearbeiteten  Zaine  und  übergibt  sie  dem  Schrotmeister. 
Dieser  zerechneidet  die  Zaine  mit  der  „Benehmscheere**  in 
gleichmässige  Plättchen  und  beseitigt  die  durch  das  Schneiden 
entstandenen  Krümmungen  mit  einem  Hammer,  so  dass  die 
Stücke  „gerottund"  werden*).  Er  hat  darauf  zu  achten,  dass 
nicht  zu  viele  „Abschroten",  d.  h.  zerbröckelte,  kleine  Stück- 
chen durch  das  Schneiden  und  Klopfen  abfielen.  Von  ihm 
erhält  sie  dann  abermals  der  Hausgenosse,  wiegt  sie  nun 
zum  zweitenmale,  um  die  Abschroten  berechnen  zu  können 
und  bringt  sie  dann  in  die  Schlagstube.  Die  „SchröÜinge", 
wie  die  zur  weiteren  Verarbeitung  zugerichteten  Silber- 
stücke heissen,  werden  nun  auf  der  Haut,  d.  h.  wohl  in  dem 
Beutel,  in  welchem  sie  liegen,  ordentlich  gemischt,  dann  aus 
demselben  fünfmal  eine  Anzahl  in  Gegenwart  des  Münz- 
meisters und  des  Anwalts  genommen,  gewogen,  gepiilft  und  be- 
rechnet, wie  sich  Gehalt  und  Gewicht  zu  einander  verhalten  *). 

Die  Beschäftigung  des  Münzmeisters  wie  des  Anwalts,  der 
bei  den  Proben  die  Person  des  Herzogs  und  dessen  Nutzen  zu 
vertreten  hatte,  war,  wie  ei-wähnt,  beim  ganzen  Verlaufe  der 
Münzerzeugung  eine  unausgesetzte  ^).  Das  Material,  unverar- 
beitet, halbverarbeitet  und  verarbeitet  musste  zu  wiederholten- 
malen  durch  seine  Hände  gehen,  mit  der  Wage  beständig  ge- 
prüft werden,  und  die  einzelnen  Werkstätten  durfte  er  wegen 
der  so  nahe  liegenden  Möglichkeit  eines  Betinges  nicht  aus 
den  Augen  lassen.  So  hatte  er  auch,  im  Vereine  mit  dem  An- 
walt, die  vor  ihn  in  die  Schlagstube  gebrachten  Schrötlinge 
genau  zu  untersuchen.  Fehlte  zu  viel  bei  den  einzelnen 
Stücken,  so  mussten  sie  wieder  sämmtlich  eingeschmolzen  und 
neu  gegossen  werden.  Ist  alles  richtig,  so  übergibt  der  Haus- 
genosse die  Schrötlinge  dem  Setzmeister,  welcher  nun  die 
eigentliche  Prägung  voi*nimmt,  indem  er  mittelst  eines  Hammer- 

»)  Karajan  ebenda:  S.  429  und  ürk.  XIII. 

*)  Ebenda :  S.  44*  und  ürk.  XXXVI. 

")  Ebenda:  S.  414  f. 

*^  Ebenda:  S.  447  und  ürk.  XXXVI. 

*)  Ebenda:  8.  323  und  447  und  ürk.  XXXVt. 

**)  Ebenda :  S.  306  f.,  809  f.,  323  f. 
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sehlages  das  Bild  auf  die  einzelnen  Schrötlinge  schlägt  Dem 
ist  vorgeschrieben,  er  soll  einen  Pfennig  schlagen  wie  den 
andern,  keinen  durchlassen,  der  zwei  Schläge  habe^),  UBd 
keine  Stücke  aussaigem,  d.  h.  die  schwereren  aussuchen  und 
durch  leichtere  einsetzen  ^).  Nun  erhält  der  Hausgenosse  die 
fertigen  Pfennige,  oder  was  es  eben  fOLr  Münzen  sind,  zum 
letzten  Male  und  lässt  die  letzte  Probe  durch  Münzmeister 
und  Anwalt  voraehmen.  Findet  sich  bei  dieser  letzten  Probe 
ein  Abgang  von  mehr  als  einem  halben  Medel,  so  muss'der  Haus- 
genosse, den  Guss  noch  einmal  beginnend,  die  erwähnte  Aus- 
hilfe leisten,  fehlte  einem  halben  Medel  oder  weniger,  so  ward 
dies  Zuwenig  in  die  Gusskosten  berechnet*). 

Etwas  andere  wurde  die  Probe,  wie  es  scheint,  in  Regens- 
burg vorgenommen  und  zwar  weniger  gründlich.  Der  Haus- 
genosse bringt  seine  durch  Giesser,  Setzer  etc.  bereiteten  Pfen- 
nige in  einem  Sack  in  die  Münzstube  auf  den  Tisch;  hier  be- 
sieht sie  der  Münzmeister,  „ob  sy  gleich  geworcht  sein", 
schüttelt  sie  dann  untereinander,  nimmt  ein  Handvoll  heraus, 
mischt  dieses  noch  einmal  und  zählt  dann  ein  halbes  Pfund 
auf  eine  Schale  der  Wage  und  ein  zweites  auf  die  andere  und 
sieht,  ob  sie  sich  die  Wage  halten.  Darnach  schüttet  er  die 
zwei  halben  Pfunde  auf  eine  Schale  und  legt  dagegen  den 
„leon"  —  offenbar  ein  Pfundgewicht  —  auf  die  andei*e;  wftgen 
dann  die  Pfennige  gleich  gegen  den  „leon",  so  hat  der  Haus- 
genosse „gewert",  d.  h.  die  Probe  bestanden;  sind  sie  zu 
schwer,  „das  ist  des  hausgenossen  schad";  bestehen  sie  die 
Probe  nicht,  dann  soll  man  sie  noch  einmal  mischen  und  die 
ganze  Probe-Prozedur  wiederholen.  Sind  sie  auch  diesmal  von 
zu  geringem  Gewicht,  so  soll  man  sie  saigem,  d.  h.  die  schwe- 
ren aussuchen  und  als  Pfennige  in  den  Umlauf  setzen,  die 
unterwichtigen  dagegen,  wie  die  zu  dünnen  und  gebrochenen 
soll  der  Münzmeister  zerschneiden.  Ausserdem  prüft  auch  hier 
der  Versucher  noch  auf  das  Korn*). 

In  Basel  kann  die  Probe  durch  Wage  und  Feuer  der 
Schultheiss  mit  zwei  ehrbaren  Männern  auf  des  Bischofs  Geheiss 
voiiiehmen  und  es  waren  hier  ähnliche  Bestimmungen  beim 
Mangel  des  gehörigen  Silbergehalts  vorgesehen*). 

^)  Da  jede  M&nze  mit  dem  Hammer  geschlagen  werden  mnsste,  so  kam 
es  wohl  Yor,  dass  der  Setzer^  wenn  er  aen  ersten  Schlag  schlecht  ^ef&hrt 
und  das  Bild  nicht  zur  deuüichen  Erkennbarkeit  gebracht  hatte,  dies  mit 
einem  zweiten,  kräftigeren  gut  zu  machen  suchte-  Damit  erhielt  aber  die 
Münze  zwei  ineinander  gehende  Bilder^  wie  das  noch  an  alten  Münzen  zu 
sehen  ist,  was  natürlich  die  Deutlichkeit  des  Bildes  yerdarb  und  der  Falsch- 
münzerei Vorschub  leistete. 

^)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  447  und  Urk.  No.  XXXYL 

8)  Ebenda:  S.  431  und  Urk.  Nr.  XVI. 

*)  Muffat:  in  den  Abhandlungen  etc.  a.  a.  0.,  Beilage,  welche  den 
„Unterricht  über  die  Förmlichkeiten  bei  der  Prüfung  neugeprägter  Pfennige 
zu  Kegensburg"  enthält. 

^)  Wackernagel:  Das  Bischofs-  und  Dienstmannenrecht  von  Basel, 
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Aehnlieh  war  auch  die  Mttnzprobe  in  den  Städten  an- 
geordnet, die  keine  Hausgenossen  hatten.  So  war  es  z.  B.  in 
Heidelberg  des  geschworenen  Versuchers  Aufgabe,  das  eben 
gepr&gte  Geld  zu  beschauen,  bevor  es  unter  die  Leute  kam, 
auch  hier  sollten  kleine  Mängel  am  Gewicht  dem  Münzmeister 
keine  Strafe  bereiten^)  —  eine  sehr  erklärliche  Bestimmung, 
denn  bei  der  Bohheit  der  damaligen  Technik  konnte  eine  Un- 
gleichheit der  Münzen  und  ein  Schwanken,  besondei-s  im  Ge- 
wichte dei*selben  nie  ganz  vermieden  werden. 

Darnach  hatten  die  Münzmeister  beim  Gusse  manche  Ge- 
fabren zu  bestehen  und  desgleichen  waren  die  mit  dem  Gusse 
beschäftigten  Hausgenossen  vielfach  auf  die  Ehrlichkeit  der 
Münzhandwerker  angewiesen.  Wie  leicht  konnte  ein  geringer 
Fehler,  den  sie  in  der  Berechnung  der  Mischung  machten,  wie 
leicht  konnte  die  Bosheit  das  Giessers  den  Guss  verderben, 
wie  häufig  muss  es  vorgekommen  sein,  dass  die  Zaine  ver- 
wechselt, gegen  geringere  veitauscht  wurden,  da  der  sogenannte 
„Beschauer"  in  Wien  ausdrücklich  angewiesen  war,  auf  Ver- 
meidung dieser  Schlechtigkeit  Acht  zu  haben,  wie  schnell 
konnte  der  Setzer  durch  doppelte  Schläge  oder  irgend  welche 
Ungeschicklichkeit  die  Arbeit  erneuen! 

Gegenüber  diesen  Münzknechten,  Münzhandwerkern  und 
dem  übrigen  untergeordneten  Münzpersonal,  aus  deren  Reihen 
ursprünglich  auch  die  Hausgenossen  hervorgegangen  waren,  ist 
nun  die  Stellung  der  Hausgenossen  eine  ungleich  bevorzugtere, 
gesellschaftlich  unendlich  heiTon-agendere  geworden.  Während 
die  ersteren,  beliebig  emennbar  und  nach  Willkür  entlassbar, 
gewöhnliche,  häufig  täglich  bezahlte  Lohnai'beiter  sind'),  sind 
diese  im  Laufe  des  11.,  12.  und  13.  Jahrhunderts  nicht 
mehr  die  abhängigen,  ziemlich  untergeordneten  Beamten,  die 
mit  fremdem,  anvertrautem  Gelde  arbeiten,  sondeiii  selbststän- 
dige UnteiTiehmer  auf  eigene  Rechnung  geworden.  Es  ist 
damit  nicht  gesagt,  dass  sie  im  13.  Jahrhundert  jede  mecha- 


S.  18,  §  8 :  Ouch  sol  man  daz  wissen,  swenne  unde  swie  dicke  unde  Bwelre 
Stande  der  Bischof  wü,  so  sol  er  die  münze  versaochen,  onde  daz  also. 
Der  schvltheizze  mit  zwein  oder  drin  biderben  mannen,  unverwent  one 
wizende  des  munzmeisters,  sol  gan  in  die  mOnzze,  onde  da  der  münzze- 
meister  ist  bereitende  unde  uz  zeilende  phennige,  da  sol  er  cripfen  bereiter 
phennige  ein  haut  vol  unde  mit  stracken  armen  tragen  danne  unde  ver- 
aftechen  vor  dem  bischove,  odar  da  biderbe  liute  sint,  zo  wage  mit  geloete 
onde  ouch  ze  viure.  vint  man  an  der  ganzen  marche  zum  geloete  unrehtes 
nmbe  vier  pfenige  oder  drunder,  daz  gat  dem  münzzemeister  niht  an  sin 
ere  oder  sinen  lip.  Ist  aber  iut  mer  darüber,  daz  ist  der  valsch,  zem  viu..6 
sol  man  ouch  die  pfenige  versüechen,  unde  üb  man  archwenich  vint  da 
amme  Schillinge  georesten  unde  abganges  zwei  (^ersten  chom,  daz  gat  im 
aber  nit  an  sine  ere.  Swaz  darüber  were,  daa  ist  der  valsch.  Vergl.  für 
Erfurt  Kirchhoff:  Die  ältesten  Weisthümer  Erfurts,  S.  167. 

>)  Mone:  Zeitschr.  für  Geschichte  des  Oberrheins,  Bd.  II,  S.  420  ff. 
Vergleiche  auch  Lori:  Bayr.  MiUizrecht,  Bd.  I,  S.  88  ff. 

>)  S.  unten  S.  188,  Anm.  1. 
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nische,  handwerksmässige  Thätigkeit  gescheut,  und  beim  Formen 
und  Schlagen  der  Münzen  nicht  selbst  noch  mit  Hand  angelegt 
hätten.    Das  geht  z.  B.  deutlich  hervor .  aus  dem  Gegensatze 
einer  Bestimmung  über  die  Besetzung  der  Hausgenossenschaft 
in  Eifurt,  welche  lautet:   Der  Hausgenossen  sollen  sechzehn 
sein;  zwölf,  die  da  wirken  können  mit  Hammer  und  Zange 
und  vier  von  Gnaden;  das  erhellt  auch  noch  aus  der  Urkunde, 
welche;  der  Bischof  Wilhelm  im  Jahre  1437  den  Strassburger 
Hausgenossen  ausstellte,  worin  es  heisst :  Die  Hausgenossen  an 
der  Münze  sollen  und  mögen  auch  Pfennige  schlagen,   wenn 
sie  wollen,  auf  das  Korn,   wie  es  zur  Zeit  angeordnet  ist  oder 
wird^).    Die  Hei-stellung  der  richtigen  Mischung,  aus  der  die 
Münzen  gegossen  werden  sollten  und  die  in  Wien  der  Münz- 
meister   berechnete,    die    Leitung   und    Beaufisichtigung    des 
Gusses  und  die  Gewichtsprobe  des  geprägten  Geldes  war  eben- 
falls überall  noch  der  Thätigkeit  der  Hausgenossen  überlassen. 
Aber  der  Schwerpunkt  der  hausgenossenschaftlichen  Thätigkeit 
lag  nach  einer  ganz    andren  Richtung  hin.     Er  lag  in   der 
selbstständigen  Verwaltung  der  Münze  durch  den  Münzmeister 
und  die  Genossenschaft.    Den  Münzern  wurde  von  den  Münz- 
heiTon  nur  vorgeschrieben,  wann  ein  neuer  Guss  gemacht  werden 
solle  —   und   selbst  dies   nicht  immer   —   und   Form   und 
Bild  der  zu  schlagenden  Münze  bestimmt^).    Wie  dann  die 
einzelnen  Güsse  besorgt  wurden,  war  ganz  Sache  der  Haus- 
genossen.   Der  Schlagschatz,  der,  wie  ich  oben  zeigte,  die  er- 
giebige Einnahmequelle  aus  dem  Münzregal  war,  wurde  selbst- 
ständig von  den  Münzeni   und  Wechslern    im  Wechsel  und 
Umtausch  der  Münzen  und  des  Rohsilbei-s  erhoben.    Für  ihre 
Mühe  und  Arbeit  bei  der  Münzprägung  wurde  ihnen  im  Vomus 
eine  sichere  Vergütung  versprochen  und  gewährt.  So  bestimmt 
z.  B.  Erzbischof  Konrad  von  Köln  im  Jahre  1255,  dass  seine 
Hausgenossen  von  jeder  Mark,  welche  sie  einkaufen,  4  kölnische 
Denare  Gewinn  machen  dürften  3).  Diese  Selbstständigkeit  der 
Verwaltung  wurde  natürlich  noch  gesteigert,  wenn  der  Schlag- 
schatz an  die  Münzer  selbst  verpfändet  war,  welche  häufig 
den  Münzherren  hohe  Summen  darauf  voi'schossen  und  durch 
Abzug  an  den  einzelnen  Jahresrenten  sich  für  Zins  und  Kapital 
bezahlt  machten  *).    In  Worms  scheint  der  Münzmeister  allein 
für  die  ganze  Genossenschaft  die  eigentliche  Verwaltung  be- 
sorgt zu  haben,  denn  hier  soll  nach  einer  Vorschrift  der  Münz- 


*)  Anhang  II,  No.  III. 

*)  S.  z.  B.  Ennen  und  Eckertz:  Quellen,  Bd.  II,  S.  4Ö4. 

^)  Ebenda:  S.  356. 

*)  Muftat:  in  den  Abhandlungen  a.  a.  0.  S.  217.  Vergl.  laacli 
Kirchhoff:  Die  ältesten  Weisthumer  Erfurts,  S.  168,  und  den  die  Selbst- 
ständigkeit der  Regensburger  Münzmeister  deutlich  beweisenden  Münz- 
vertrag  zwischen  Herzog  Heinrich  von  Bayern  und  Bischof  Heizurich  tod 
Regeusburg  in  Loris  ba\T.  Münzrecht,  S.  12  f. 
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meister  dem  Bischof  überliefern,  was  in  der  Münze  gewonnen 
wird,  und  soll  dafür  seinen  entsprechenden  Lohn  erhalten. 
Beschuldigt  der  Bischof  den  Meister,  dass  er  mehr  gewonnen 
als  abgeliefert  habe,  so  soll  sich  dieser  mit  seinem  Eide  von 
der  Anklage  reinigen^).  Sehr  weit  ging  die  Verwaltungs- 
Selbstständigkeit  in  Mainz,  soweit  dies  aus  den  Urkunden  ge- 
sdklossen  werden  kann.  Denn  hier  bestimmen  die  Hausgenossen 
dem  Bischof  sogar,  was  er  für  Pfennige  schlagen  und  wönn  er 
sie  verändern  lassen  daiü.  Es  scheint  hier  demnach  dem 
Münzhenn  selbst  die  Bestimmung  über  den  innern  Gehalt 
und  die  äussere  Form  der  Münze,  die  in  andren  Städten  den 
Münzherren  noch  geblieben  war,  entzogen  zu  sein^). 

Diese  Selbstständigkeit  erreichte  ihren  höchsten  Grad  und 
war  einem  zeitweiligen  Uebergang  des  Münzregals  von  den 
Beliehenen  an  die  Hausgenossen  gleich,  wenn  diese  die  gesammten 
Einnahmen  der  Münze  auf  eine  bßstimmte  Zeit  vollständig 
und  ohne  Abzug  des  Schlagschatzes  oder  Pachtgeldes  als  Ent- 
gelt für  ein  dem  Münzherm  gegebenes  Darlehen  erhielten.  Das 
war  z.  B.  der  Fall  in  Erfurt,  wo  um  die  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts der  Ei'zbischof  von  Mainz  seine  dortige  Münze  zum 
Ersatz  für  ein  Darlehen  an  die  Münzer  auf  zwei  Jahi-e  ver- 
schrieben hatte  ^.  So  .war  auch  die  Münze  zu  Regensburg 
häufig  an  die  Hausgenossen  daselbst  verpfändet^).  Am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  erhielten  die  Begensburger  Münzer 
Albrecht  Gemlinger,  Leupold  und  deren  Erben  den  Schlag- 
schatz für  1000  Pfiind  Regensburger  Pfennige  verpfändet  unter 
der  Bedingung,  dass  sie,  was  sie  an  demselben  jährlich  über 
100  Pfund,  die  der  jährliche  Zins  betrug,  einnähmen,  als  Ab- 
schlagszahlung von  der  Pfandsumme  abziehen  sollten.  Wenn 
der  Jahresertrag  hinter  100  Pfund  zurückbliebe,  so  sollten  sie 
den  Entgang  dem  Schuldkapital  zuschreiben,  und  mit  diesem 
Zu-  und  Abschreiben  so  lange  fortfahren,  bis  Kapital  und 
Zinsen  getilgt  wären,  was  denn  am  8.  September  1305  eintrat  ^). 

Aus  der  Selbstständigkeit  der  Münz  Verwaltung  geht  die 
eine  Thatsache  selbstverständlich  hervor,  dass  die  Münzmeister 
und  Hausgenossen,  wie  dies  schon  die  zulAzt  erwähnte  Ur- 
kunde andeutet,  alle  Produktionskosten  selbst  tragen  und  aus 
ihren  eignen  Mitteln  bestreiten  mussten.  Die  Hausgenossen 
hatten,  wie  dies  das  Wiener  Münzbuch  uns  lehrt,  die  Löhne 


^)  Mone:  Zeitschr.  für  Gesch.  des  Oberrheins,  Bd.  IX,  S.  283  ff. 

^)  Mainzer  Hausgenossenrecht,  herausgegeben  von  Arnold,  a.  a. 
0.  S.  85  f.  It.  auch  deilte  man  dem  obg.  Ertzbischof  ein  montze  zu  in 
der  montze  zu  mentze  zu  slagen  zwen  silbern  pfenge  für  dri  H.  und  mag 
die  pfenge  alle  Jahr  verändern  ob  er  wil. 

')  Kirchhoff:  Die  ältesten  Weisthümer  der  Stadt  Erfurt,  S.  16S. 

*)  Muffat:  a.  a.  0.  8.  217. 

'^)  Ebenda:  a.  a.  0.  S.  218  und  die  dort  zitirten  Monum.  Boica, 
XXXVI  b,  S.  464.  Ebenso  stund  der  Schlagschatz  vom  2.  Dez.  1317  an 
wieder  5  Münzem  um  1582  M.  zu  Pfand.    Regesta  Boica  V,  371. 
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der  Arbeiter  zu  zahlen,  die  duixhaus  nicht  unbedeutend  waran, 
in  Wien  z.  B.  bei  jedem  Gusse  von  136  Mark  =  252  Pfund 
Pfennigen  ungefähr  20  Pfund  Pfennige  betrugen  und  somit 
hohe  Kosten  verursachten^),  sie  hatten  femer  die  Kohlen  zu 
beschaffen,  die  Werkzeuge  zur  Prägung  zu  besorgen  und  vor 
allem  für  Kupfer  und  Silber,  und  bei  den  Städten  und  HerreUt 
welche  das  Recht  der  Goldausmünzung  hatten,  auch  für  dieses 
zu  sorgen.  Früher,  vielleicht  noch  am  Anfange  des  13. 
Jahrhunderts,  als  die  Selbstständigkeit  der  Hausgenossen  noch 
nicht  die  ganze  Verwaltung  umfasste,  war  wohl  ein  Theü 
der  Unkosten  direkt  vom  Münzhemi  betritten  worden.  Wenig- 
stens spricht  die  Bestimmung  im  Strassbui-ger  Stadtrecht, 
wonach  den  Münzern  zu  ihi*en  Münzgüssen  die  Kohlen  aus 
des  Bischofs  Kammer  gegeben  werden  sollen,  deutlich  dafür  ^. 
Erst  mit  der  grösseren  Selbstständigkeit,  mit  dem  unbean- 
standeten Prägen  auf  eigene  Rechnung,  müssen  die  Haus- 
genossen auch  die  Unkosten  ganz  zu  tragen  gehabt  haben. 

Die  wichtigste  Aufgabe  der  Hausgenossen  war  nun  die  Sorge 
für  das  Münzmaterial.  Ich  habe  oben  bereits  auf  die  enorme 
Schwierigkeit  hingewiesen,  welche  in  jener  Zeit  die  Beschaffung 
von  Gold  und  Silber  verursachte,  da  der  Bergbau  gering  und 
mangelhaft  betrieben  wurde,  und  wegen  der  Unsicherheit  und 
Kostspieligkeit  des  Verkehrs  ein  Transport  aus  weiten  Ent- 
fernungen nicht  gut  möglich  war.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  haben  wir  die  anfängliche,  massige  Benützung  der  Münz- 
verrufung  theil weise  zu  erklären  versucht,  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  erscheint  auch  der  in  den  Händen  der  Münzer 


^)  Von  diesen  20  Pfund  Pfennigen  kamen  aaf  die  Löhne  für  die  EisaD- 

S raber  bei  jedem  Gusse  40  bis  60  Pf.,  für  den  Eisenschmied  20  Pf^  filr 
en  Eisenhüter  40  Pf.,  für  den  Zainmeister  9  SchiUinge  und  5  Pf.,  für  den 
Setzmeister  3  Pf  Ton  jeder  Mark,  für  den  Giesser  ein  halbes  Pifiind  etc. 
Karajan:  a.  a.  0.  S.  412  ff  Die  Löhne  und  Pr&gekosten  berechnen 
sich  in  München  bei  ledern  Gusse  auf  folgende  Weise:  1  Tiegel  12  Vt, 
dem  plaerer  2  P£,  Inslicht  1  P£,  Kohlen  zum  Giessen  8  P£.  dem  der  die 
haübtel  abschlegt  2  Pf.,  dem  der  da  giuzzet  20  Pf,  dem  der  aas  ingoi  hebt 

4  Pf.,  den  zaeinem  zu  Ion  64  Pf.,  denselben  ze  mautte  50  Pf.,  kohlen  zu 
dem  zainen  12  Pf.,  den  schroetaem  von  30  marchen  alter  Pfenninge,  die 
tont  40  lib.  neuer  pfenninge  je  von  dem  Pfundt  2  Pf.,  das  werdent  80  Pf.; 
den  schroetaem  ze  mautte  5  salttin,  die  tunt  50  Pf.;  dem  setzer  von  dem 
werche  40  Pf,  dem  versuecher  20  Pf.«  um  glühholtz  1  Pf.  den  wechslaem 
Ton  der  march  2  Pf.,  daz  werdent  von  36  marchen  72  Pf.,  Summa  14  sol. 
13  den.  (==  1  Üb.  6  B.  13  Pf.).  Muffat:  a.  a.  0.  S.  247  aus  Ober- 
mayer: Histor.  Nachrichten  von  bayr.  MQnzen,  Frankf.  und  Leipzig,  1763, 
S.  299  und  Mon.   Boica  XXXYl  a,   S.  285.    S.  auch  Muffat:   a.  a.  0. 
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')  Gaupp:  Deutsche  Stadtr.,  Bd.  I,  S.  67,  Strassb.  Stadtrecht,  Art.  72: 
De  camera  Episcopi  ministrabuntur  eis  (sc.  monetarüs)  carbones :  Ad  m^*- 
cam  dantur  tria  sextaria  carbonum.  Doch  scheint  aus  dem  Zusammenhang 
hervorzugehen,  dass  diese  Kohlenlieferung  direkt  aus  der  bischöflichen 
Kammer  auch  hier  nur  mehr  für  den  Fall  gegeben  werden  soll,  wenn  der 
15ischof  von  seinem  eigenen  Silber  Münzen  durch  seine  Münzer  schJageD 
lassen  will. 
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und  Münzmeister  monopolisirte  Wechsel  erklärlich,  und  von 
diesem  Gesichtspunkt  ist  auch  die  Erhaltung  der  Hausgenossen- 
Bchaft  sowie  ihre  Machtentwicklung  verständlich.  Das  Prägen 
der  Münzen  wie  die  Berechnung  des  Gusses  konnte,  wie  es 
ja  in  den  übrigen  deutschen  Städten  geschah,  auch  von  ein- 
fachen Münzeiii,  die  unter  dem  Münzmeister  arbeiteten^  vor- 
genommen werden.  Auch  der  Wechsel  konnte  in  kleinen 
Städten  von  den  Münzbeamten  oder  eigens  angestellten 
Wechslern  genügend  versehen  werden,  wie  uns  gleichfalls  die 
Betrachtung  zeigte.  Für  die  Hausgenossen  in  den  grossen 
Städten  aber  sprachen  zwei  Gründe.  Erstlich  waren  sie  in 
den  Städten,  denen  das  Münzrecht  zuerst  verliehen  wurde, 
eine  überlieferte  Institution,  die  als  solche  nach  dem  ganzen 
Geiste  des  Mittelaltei*s  auch  eine  Legitimation  zur  weiteren 
Existenz  hatte;  zweitens  waren  sie  zur  Herbeischaffung  des 
Silbers  so  nöthig,  dass  man  an  eine  Abschaffung  oder  Auf- 
hebung der  Genossenschaft,  auch  nachdem  sich  ihre  Macht 
auf  eine  den  Münzherren  wie  der  Bürgei'schaft  unangenehme 
Weise  ausgedehnt  hatte,  nicht  denken  konnte.  Grosse  Städte 
bedurften  grosser  Ausmünzungen,  die  nur  dadurch  bewirkt 
werden  konnten,  dass  man  möglic^h^t  viel  Silber  durch  Tausch 
oder  Kauf  erwarb  und  damit  eine  hinreichende  Anzahl  von 
Personen  betraute,  oder,  da  ein  derartiger  Erwerb  von  Edel- 
metall doch  nicht  immer  sicher  war,  wenn  man  Pei*sonen  die 
Ausmünzung  überliess,  welche  selbst  Kapital  besassen  und  in 
Zeiten  der  Silbemoth  aus  eigenen  Mitteln  die  Güsse  bestreiten 
konnten.  Diese  beiden  Erfordernisse  finden  sich  in  der  Haus- 
genossenschaft vereint  und  in  dei-selben  ihre  Befitiedigung.  Ganz 
richtig  tiifft  meiner  Meinung  nach  Karajan  den  Gmnd  für 
die  Erklärung  der  Hausgenossenschaft,  wenn  er  nach  einer 
Beti*achtung  der  Münzorganisation  von  Graz,  das  keine  Haus- 
genossenschaft kannte,  sagt:  „Zu  dieser  Yei-schiedenheit  der 
Münzorganisation  auf  diesem  Terrain,  besonders  in  Bezug  auf 
das  Institut  der  Hausgenossen,  mag  vor  allem  der  Umstand 
den  bestimmendsten  Einfluss  gehabt  haben,  dass  im  Lande 
selbst  Silberbergwerke  bestanden,  folglich  zum  Ankauf  des 
kostspieligen  Münzmaterials  keine  so  bedeutenden  Kräfte,  wie 
die  vereinten  Geldmittel  einer  zahlreichen  Hausgenossenschaft 
erforderlich  waren*)." 

Um  das  Silber  möglichst  leicht  zu  beschaffen,  genossen 
die  Hausgenossen  eine  Menge  von  Privilegien  und  Vonechten. 
Ich  habe  schon  oben  ein  Recht  der  Hausgenossenschaft  er- 
wähnt, das  in  den  übrigen  Städten  ohne  Hausgenossenschaft 
natürlich  der  Münzmeister  allein  hatte,  der  hier  an  Stelle  der 
Genossenschaft  fungirte,  nemlich  das,  alles  verrufene  Geld 
einzuziehen  und  gegen  neues  umzutauschen,  sowie  diejenigen, 

')  Karajan:  a.  a.  0.  S.  330.: 
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welche  nach  einem  bestimmten  Termine  noch  verbotenes  Geld 
annälunen,  zu  verfolgen,  und  wegen  des  damit  zusammen- 
hängenden Entganges  am  Schlagschatz  zu  bestrafen. 

Aber  diese  Einziehung  und  Umtauschung  des  vermfenen 
Geldes  war  nur  ein  Theil  der  Thätigkeit  der  Hausgenossen; 
der  fweite  wichtigere  war  die  Versehung  des  aus  dem  HOnz- 
regal  dem  Berechtigten  zustehenden  Wechsels  alles  fremden 
Geldes,  sowie  der  Aufkauf  alles  Edelmetalls.  Wie  dieses 
Wechselrecht  von  Seite  der  Beliehenen  aufprefasst  und  aus- 
geübt wurde,  habe  ich  gleichfalls  oben  gezeigt;  hier  kommt 
es  nur  darauf  an,  die  Verwaltung  des  Wechselrechts,  wie  sie 
von  Seite  der  Hausgenossen  geschah,  zu  betrachten. 

In  den  mit  Hausgenossenschafl  besetzten  Städten  stand 
die  Verwaltung  des  Wechselrechtes  nur  den  Genossen  zu  und 
sonst  Niemandem.  Sie  lassen  sich  dies  Recht  auch  ausdrück- 
lich von  dem  Münzherrn  bestätigen^).  Besonders  streng  war 
es  den  Juden  und  Goldschmieden  aus  leicht  erklärlichen  Grün- 
den verboten,  Silber  oder  Gold  ohne  die  Erlaubniss  des  Münz- 
meisters einzukaufen  *).  Sie  hatten  desshalb  eine  oder  mehrere 
Wechselbänke,  häufig  unmittelbar  an  die  Münze  anstossend, 
wie  in  Köln,  Speier  oder  m  der  Münze  selbst,  wie  später  in 
Strassburg,  oder  an  einem  anderen  allgemein  bekannten  und 
besuchten  Platze,  z.  B.  auf  dem  Markte^).  Sie  durften  in 
Augsburg  kein  Silber  im  Wirthshaus  oder  in  einem  anderen 
Hause  einkaufen,  sondern  sollten  es  regelmässig  nur  auf  der 
Münze  thun,  sie  durften  in  Augsburg  auch  kein  anderweitiges 
Wechselgeschäft  an  einem  anderen  Orte  vornehmen,  ausgenom- 


^)  Anhanff  II,  No.  I,  §  8.  Das  ^lainzer  Haasgenossenrecht  im  An- 
zeiger f.  Konde  der  Yorzeit,  1857,  S.  85  f.:  Diess  ist  die  gnade  und  die 
freiheit,  die  die  hus^enossen  zu  mentze  von  einem  Ertzbischofe  zu  mentze 
und  von  einem  Stitt  zu  menze  hant  It  zum  Ersten,  dass  niemant 
wesseln  sal  zu  mentze  iss  sy  fraawe  oder  man  wann  die  husgenossen  zu 
mentze.  Mever:  Augsburg.  Stadtrecht,  S.  16,  s.  oben  S.  97  and  §  9  da- 
selbst: Swaz  anh  verslagener  phenninge  ist,  sweUier  band  monzze  die  sin, 
die  ensal  nieman  waheseln  wan  der  munzmeister  ande  sin  rehte  has^enozze. 
Swer  daz  brichet,  bewaert  ez  der  munzmeister  vor  dem  vogte«  der  ist  dem 
TOgte  Bcbuldic  ein  phunt  phenninges  and  dem  munzmaister  des  schlah- 
Schatzes  als  dicke  er  ez  brichet  S.  auch  Mone:  Zeitschr.  för  die  Gesch. 
des  Obeirh.,  Bd.  IX,  S.  283  ff.  und  för  Wien  Karajan:  a  a.  0.  a  350, 
320  und  Urkunde  XL  und  XXXVL 

*'}  S.  oben  S.  60.  Dazu  das  Mainzer  Hausgenossenrecht  a.  a.  0.:  It. 
auch  sollen  die  vurgent.  goltsmete  kern  pfening  silber  nit  kaufen  .  welich 
persone  er  sy  frauwe  oder  man  wer  dass  breche  der  hette  verlorn  sechzig 
Schilling  mentzschen  einem  montzemeister  und  je  dem  hus^nossen  fiuu 
Schillinge  mentzschen  zu  einer  pene  ids  dicke  daz  noit  geschtet 

^1  Lehmann:  Chronic.  Spir.  aV.  Aufl.)  S.  27ö  ffl  Mone:  Zeitschr. 
f.  Gesch.  des  Oberrh.,  S.  2'<i<  /..  No.  1.  Ennen  und  Ecker tz:  Quelieo, 
Bd.  II,  S.  309.  No.  XII  und  XIII.  Früher  auch  in  Strassburg;  Gaupp: 
Deutsclie  Stadtr.,  Bd.  I.  S.  64,  Art.  62:  Locus  autem  per  endende  moneta 
est  iuxta  piscatores.  Codex  secundus  legum  legit:  est  prope  forum  ioxta 
stationem  camiflcum.  Art.  64:  In  loco  ubi  cambitores  sedent  nullns  alias 
homo  argentum  emere  debet  nisi  soli  denariorum  percussores. 
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men  den  FaU,  dass  deijenige,  welcher  zu  wechseln  wünschte, 
sie  aus  freien  Stücken  bat,  mit  ihm  ins  Haus  zu  kommen  ^) ; 
und  gleiche  Bestimmungen  bestanden  in  Strassburg  ^).  Ebenso 
musste  alles  Silber  auf  des  Münzmeisters  oder  dessen  Stell- 
vertretera  Wage  gewogen  werden,  offenbar  um  die  OefFentlich- 
keit  eines  deraiiigen  Geschäftes  zu  erhöhen  und  die  Möglich- 
keit eines  Betruges  von  beiden  Seiten  zu  erschweren^).  An 
solchen  Wechselplätzen  sassen,  wie  es  in  dem  Weisthume  von 
Erftirt  vom  Jahre  1286  heisst,  Münzmeister  und  Hausgenossen 
„am  Bank**  mit  Pfennigen  jedesmal  neuester  Prägung  und  mit 
der  Schale  zum  Wechselgeschäfte  bereit*).  In  der  Regel 
sassen  die  Hausgenossen  selbst  an  der  Wechselbank  wegen 
der  Wichtigkeit  des  Wechsels  und  der  Leichtigkeit,  mit  der 
hier  ein  Betrug  verübt  werden  konnte.  In  Köln  ist  vor- 
geschrieben; dass  der  Hausgenosse  Niemanden  für  sich  soll  an 
der  Wechselbank  sitzen  haben  als  seinen  ältesten  Sohn,  der 
ein  Laie  ist^);  auch  wenn  er  selbst  beim  Wechsel  sitzt,  soll 
er  Niemanden  zu  sich  nehmen,  als  Jemanden,  der  ihm  aus- 
und  einzählen  hilft,  bei  Strafe  von  drei  Schillingen^).  In 
Strassburg  war  es  dem  Weib  eines  Hausgenossen  ausdiUcklich 
verboten,  Wechsel  zu  treiben^).  In  Wien  waren  wenigstens 
im  13.  Jahrhundert  die  Hausgenossen  die  Herren  der  Wechlser, 
die  Wechsler  nur  ihre  Angestellten  und  Diener  ®).  Erst  später 
erhielten  die  Letzteren  eine  halb  offizielle  Stellung  und 
selbstständigere  Wirksamkeit,  als  die  Hausgenossen  sich  wei- 
gerten, ihren  Eid,  den  sie  bei  ihrer  Aufnahme  zu  leisten  hatten, 
auch  dahin  unbedingt  zu  leisten,  alles  Gold  und  Silber,  das 
sie  durch  ihre  Wechsler  einlösen  würden,  in  die  Münze  ab- 
zuliefern, weil  sie  sich  angeblich  nicht  ftlr  ihre  Wechsler  so 
ganz  einzustehen  getrauten.  Sie  machten  deshalb  den  Vor- 
schlag, neue  Wechsler  aufzunehmen,  die  sie  jedesmal  vor  den 
Münzmeister  führen  wollten,  um  sie  dahin  beeidigen  zu  lassen, 
dass  sie  redlich  ihren  Hen'en  alles  eingelöste  Gold  und  Silber 


*)  Meyer:  a.  a.  0.  S.  21,  Art  8,  §  25.  Man  sal  aach  Wizzen  mer, 
das  den  mnnzmaister  noh  kam  hosgenoz  in  kains  gastgaeben  hos  noh  in 
niemens  hnse  noh  en  andertwa  kain  ailber  kaoffen  col  wan  von  der  münze. 
Swer  daz  ander  in  brichet  als  dicke  so  er  ez  brichet,  so  git  er  dem  monz- 
maister  famf  Schillinge  nah  gnaden. 

*)  Anhang  II,  Mo.  I,  §  §5. 

')  Meyer:  a.  a.  0.  Art  8,  §  26:  Ist  aber  daz  iemen  kain  silber  waegen 
irO  daz  nf  kainem  waehsel  hoeret  noch  kainem  hnsgenoz  anhoeret,  der  sal 
daz  woegen  da  ce  dem  mnnzmaister  onde  niender  anderswa.  Ist  aber  der 
mnnzmaister  hie  haime  niht,  swelhem  hnsgenozzen  er  ez  danne  enpiolhen 
hat  der  sol  ez  wal  waegen,  nnze  der  mnnzmaister  her  wider  haim  kOmet 

«)  Kirchhoff:  Die  ältesten  V^eisthümer  der  Stadt  Erfurt,  S.  16. 

«)  Ennen  und  Eckertz:  QneUen,  Bd.  I,  8.  309,  No.  XI,  XII  und  Xm. 

•)  Ebenda. 

')  Anhang  U,  No.  I.  §  34. 

•)  Kar  ajan:  a.  a.  0.  S.  488,  No.  LXX,  S.  485,  No.  LXXH. 
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einliefem  wollten,  was  ihnen  auch  gerne  genehmigt  wurde  ^). 
In  den  andren  Städten  war  in  den  Eid  der  Hausgenossen, 
den  cUese  bei  ihrer  Aufnahme  zu  schwören  hatten,  auch  die 
Vei*sicherung  aufgenommen,  dass  sie  den  Wechsel  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  betreiben  und  keinen  Betrug 
dabei  begehen  wollten*). 

Das  ausschliessliche  Gold-  und  Silberkaufsrecht  und  das 
Monopol  des  Wechsels  war  es  auch,  was  die  Genossenschaft 
so  enge  zusammenhielt.  Dass  die  Konzentration  dieser  Rechte 
in  bestimmte  Hände  für  die  Erlangung  von  Silber  bei  den 
damaligen  Verhältnissen  unumgänglich  nothwendig  war,  gebt 
aus  der  Thatsache  hervor,  dass  in  den  Städten  ohne  Haus- 
genossen mindestens  auch  vereidigte  Wechsler  angestellt  waren 
oder  der  Münzmeister  das  Monopol  des  Wechsels  in  seinem 
ganzen  Umfange  hatte.  Einen  trefflichen  Beweis  für  die  Noth- 
wendigkeit  des  Wechselrechtes  sowohl,  als  für  die  Nothwendigkeit 
der  Genossenschaft  bieten  zwei  Vorgänge  in  Regensburg.  Als 
im  Jahre  1272  Bischof  Leo  daselbst  und  Hei-zog  Heinrich  von 
Bayern  mit  den  Hausgenossen  wegen  Schmälerung  ihres  Rechtes 
in  Streit  lebten,  boten  ihnen  die  Hausgenossen  Trotz,  indem 
sie  weder  Wechsel  noch  Münze  versahen.  Darunter  litt  aber, 
da  keine  Münze  mehr  geprägt  werden  konnte,  Handel  und 
Wandel  begreiflicherweise  so,  dass  der  Bischof  dadurch  ver- 
anlasst wurde,  die  Rechte  der  Genossenschaft  zu  ehren  % 

Ein  zweites  Mal  —  es  war  im  Jahre  1355  —  beschlossen 
die  Genossen  das  Ausmünzen  einzustellen,  weil  der  Wechsel 
nicht  mehr  einträglich  genug  war.  Es  kostete  damals,  da  gegen 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  der  Silberpreis  im  Steigen  begriffen 
war,  die  rauhe  Mark  den  Hausgenossen  240  Pfennige  und  ergab 
in  Pfennige  umgeprägt  270  Pfennige.  Dieser  Ueberschuss  von 
30  Pfennigen  war  zu  gering,  als  dass  die  Münzer  die  Kosten 
des  Schlagschatzes,  Kupfers,  Münzwerkzeuges,  der  Kohlen  und 
der  Arbeiter  hätten  davon  bezahlen  können,  ohne  doch  ihrer- 
seits ganz  umsonst  gearbeitet  zu  haben^).  -  Im  Jahre  1391  war 
es  so  weit  gekommen,  dass  die  Münzer  bei  der  damals  von  den 
Herzogen  eingeleiteten  Prägung  einer  neuen  Münze  dem  Rathe 
erklärten,  dass  sie  nicht  prägen  wollten  und  könnten;  sie  er- 
mächtigten deshalb  denselben,  zwei,  vier  oder  sechs  Bürger  zu  er- 
nennen, welche  das  Prägen  übernehmen  sollten,  damit  die  Münze 
doch  ihren  Fortgang  gewänne.  Um  den  Ruf  und  den  ohnehin 
schon  erschütterten  Kredit  der  Stadt  nicht  noch  mehr  zu  ge- 
fährden, übemahm  nun  der  Rath  auf  seine  Kosten  die  Münzprägung 


^)  KaraUn:  a.  a.  0.  S.  489,  No.  LXXVÜ. 
')  z.  6.  mr  Speier  s.  Lehmann:  Chron.  Spir.,  S.  279,  No.  25. 
')  Gemeiner:  Chronik  von  Regensborg,  Bd.  I,  S.  400  £ 
*)  Muffat:  a.  a.  0.  S.  225. 


n.  5.  143 

in    der   Hoffnung,  »dass   künftige   Zeiten   den   Hausgenossen 
günstiger  wären  ^). 

Ein  gleiches  Resultat  von  der  Wichtigkeit  des  Wechsels 
finden  wir  in  den  Urkunden  des  Wiener  Münzbuches.  Hier 
erklärten  die  Hausgenossen,  als  sie  einmal  den  Befehl  erhielten, 
jährlich  jeder  di-ei  Güsse  vorzunehmen,  es  sei  ihnen  oft  schwer, 
geeignetes  Silber  zu  bekommen,  wenn  sie  auch  mit  den  eifor* 
derlichen  Geldmitteln  versehen  wären,  was  dann  natürlich  nicht 
ihre  Schuld  sei.  Es  machten  auch  diejenigen,  welche  Silber  ins 
Land  führten,  viel  lieber  mit  den  Kaufleuten  ihre  Geschäfte 
trotz  wiederholter  Verbote,  vor  allem  aber,  es  hätten  nicht 
alle  Hausgenossen  Wechselbänke,  ja  nicht  einmal  der  dritte 
Theil  derselben ;  deshalb  wechselten  sie  auch  zuwenig  Silber  ein*). 
Da  demgfimäss  der  Wechsel  in  der  Stadt  nicht  immer  genügte, 
60  mussten  sich  die  Wiener  Hausgenossen  zum  Einkauf  von 
Edelmetallen  oft  auf  ferne  Märkte  begeben.  Weil  dieser  Edel- 
metallhandel, den  die  Hausgenossen  natürlich  auch  in  andren 
Städten  übten,  für  die  Münze  sehr  noth wendig  und  förderlich 
war,  so  waren  dieselben  auf  derartigen  Geschäftsreisen  in  Wien 
mit  besonderen  Privilegien  ausgerüstet.  Kommt  ein  solcher 
Hausgenosse  auf  einen  Markt  und  verwundet  oder  tödtet  er 
daselbst  zufälliger  Weise  Jemanden,  so  soll  ihm  der  Kichter 
des  Bezirks  nicht  von  dem  Gelde,  das  er  eben  bei  sich  führt, 
die  für  das  Verbrechen  zu  erlegende  Geldstrafe  abnehmen, 
sondern  ihn  sammt  dem  Gelde  nach  Wien  vor  den  Münzmeister 
und  die  Hausgenossen  senden;  der  erstere  wii*d  ihm  dann  das 
anvertraute  Gut,  das  ja  eigentlich  für  die  Münze  bestimmt  ist, 
abnehmen,  und  ihn  zur  Bestrafung  für  die  Gewaltthätigkeiten 
dem  Stadtrichter  übergeben^);  für  so  werthvoU  hielt  man  das 
durch  Wechsel  und  Kauf  gewonnene  Silber  und  Gold.  Auch 
sollten  dem*  Hausgenossen,  der  sich  auf  einen  fremden  Markt 
begibt,  um  Wechselgeschäfte  zu  treiben,  und  dem  bei  dieser 
Gelegenheit  die  Pfeunige  geraubt  werden,  dieselben,  falls  er 
sich  über  seine  Schuldlosigkeit  und  die  Anzahl  der  Pfennige 
ausweisen  kann,  ohne  Anstand  von  der  Münze  ei*setzt  werden. 

Nachdem  besonders  durch  das  energische  Eingreifen  des 
Rathes  und  eine  richtige  wirthschaftliche  Politik  vernünftigerer 
MünzheiTon  die  Vemifungen  immer  weniger  wurden,  war  der 
Wechsel  fremder  Münzen  und  der  Umtausch  und  Handel  mit 
Edelmetall  die  einzige  ausgibige  Art,  Prägematerial  zu  beschaffnen. 
Daher  war  in  bedeutenderen  Stadien  und  solchen,  die  fernab 
von  Silberbergwerken  und  ^ilbeimärkten  lagen,  die  Monopoli- 
simng  desselben  in  wenigen  Händen  nicht  nur  berechtigt, 
sondern  sogar  nothwendig,  besonders  da  andrerseits  den  Mün- 


I  Gemeiner:  Chronik  von  BegenslninL  Bd.  II,  S.  278. 
«)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  822.  n.  Urk.  No.  LXXI  o.  LXXII. 
Ebenda:  S.  316. 
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zern  die  Verpflichtung  auflag,  für  Münzmaterial  zu  seilen  und 
alÜährlich  eine  bestimmte  Anzahl  Güsse  vorzunehmen.  Freilich 
suchten  sie,  wie  wir  aus  dem  Beispiele  von  Wien  und  besonders 
Begensburg  ersehen,  später  mit  wachsender  Macht  nur  mehr 
ihren  Voitheil. 

Dem  Wechselrecht  und  Vorkaufsrecht  alles  Silbers  stund 
aber  andrerseits,  wie  theilweise  schon  aus  obigen  Andeutungen 
hervoi'geht,  die  Pflicht  gegenüber,  alles  eingewechselte  und 
eingekaufte  Silber  und  Gold  an  die  Münze  abzuliefeni.  Wie 
es  den  Bürgern  und  Fremden  allenthalben  verboten  war,  Silber 
und  Gold  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  ohne  zuvor  bei  der 
Münze  angefragt  zu  haben,  so  war  es  natürlich  dem  Münzer 
um  so  mehr  zur  Pflicht  gemacht,  alles  eingekaufte  Silber  und 
Gold  in  Stücken  oder  in  alten  und  fremden  Münzen  nur  zum 
Nutzen  der  Münze  zu  verwenden  und  nie  auf  eigene  Rechnung 
zu  kaufen  oder  zu  verkaufen,  ausgenommen  den  Fall,  dass  die 
Münze  bereits  mit  dem  nöthigen  Material  vei*sehen  ist^). 

Geschah  nun  die  Versorgung  der  Münze  mit  dem  nöthigen 
Material  in  der  Hauptsache  wohl  durch  den  Wechsel,  so  war 
es  doch  auch  von  Wichtigkeit,  dass  die  Genossenschaft  selbst 
im  Besitze  von  bedeutendem  Vermögen  war,  um  in  Fällen 
dringender  Noth  durch  ihre  Mittel  die  Prägung  zu  ermög- 
lichen. Wohl  überall  hatte  die  Genossenschaft  als  solche  ein 
eigenes  Vermögen.  Bestimmt  wissen  wir  dieses  von  der  köln- 
sehen.  Sie  hatte  im  Jahre  1341  ein  Veimögen  von  1200  Mark, 
welches  nach  einer  Vereinbamng  mit  den  alten  und  eben  auf* 
genommenen  neuen  Hausgenossen  von  diesen  selbst  wie  von 
ihren  Nachkommen  ganz  und  ungetheilt  für  die  Münze  und 
auf  der  Münze  erhalten  bleiben  soll.  Hausgenossen  können 
gegen  genügende  Bürgschaft  davon  100  und  mehr  Mark  ent- 
lehnen, doch  müssen  sie  es  jedesmal  auf  Befehl  der  Hans- 
genossenschaft wieder  zurückgeben^.  Im  Jahre  1B45  betrug 
das  Vermögen  der  Genossenschaft  bereits  1500  Mark  kölnscher 
Pfennige.  Es  sollen  nach  den  Statuten  aus  diesem  Jähre  die 
3  Münzmeister  zusammen  mit  den  4  Schreinmeistem  alle  Jahre 
3  Hausgenossen  ausloosen,  und  jeder  von  diesen  soll  500  Mark 
erhalten.  „Int  dat  gelt  solen  sij  ind  eyn  yeclich  von  In  syne 
vumfhundert  Marck  eyn  gantz  Jair,  aingainde  zo  sent  Johans 
messen  vursc,  hauen,  hantyeren  ind  keren  ind  wenden  zo  irme 
nütz  ind  vrbere,  sunder  yemant  wederreyde,  wi  sij  dat  bes 
doen  mögen*)." 


')  Meyer:  Stadtr.  t.  Ao^borg,  S.  19,  Art  8,  §  18:  Swaz  der  munz- 
maister  oder  die  hnsgenozzen  Silbers  kaofent  daz  si  niiit  verwnrchen  mügent, 
ez  81  gebrant  oder  pheninchsilber,  daz  mugent  si  toI  kaufen  nz  der  mimze 
ane  gevaerde  swein  si  wellent,  onde  dnldent  kain  galtaosse  danimb&  FOr 
Strassbarg  s.  Anhang  IL  No.  I,  §  10. 

*)  Ennen  und  £ckertz:  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  304  ff 

»)  Ebenda,  S.  309  f. 
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Der  Besitz  eines  gemeinsamen  Vermögens  ist  jedenfalls  da 
durchaus  nöthig  gewesen,  wo,  wie  in  Regensbui*g,  der  aus  dem 
Wechsel  und  dem  Gusse  sich  ergebende  Gewinn  gleichheitlich 
vertheilt  wurde.  Nur  dann,  wenn  jeder  Genosse  sich  mit  einem 
bestimmten  Erläge  von  Münzmaterial  an  den  Güssen  betheiligt 
hatte,  konnte  er,  wie  es  hier  der  Fall  war^),  er  mochte 
anwesend  sein  oder  nicht,  seine  bestinunte  Quote  als  Unter- 
nehmerlohn und  Gewinn  erhalten. 

Diese  Gemeinsamkeit  im  Gewinn  und  möglicherweise  im 
Verlust,  sowie  die  ganze  Natur  ihrer  Thätigkeit  und  die  darauf 
inihende  Verantwortlichkeit  brachte  es  mit  sich,  dass  sich  die 
Hausgenossen  desjenigen,  den  sie  in  ihre  Reihen  aufnahmen, 
auch  in  zweifacher  Hinsicht  versicherten,  nemlich  einmal  in 
Bezug  auf  seine  moralischen  Eigenschaften  und  zweitens  in 
Bezug  auf  sein  Veimögen. 

Demgemäss  nahmen  sie  nur  solche  Mitglieder  auf,  auf 
deren  Redlichkeit  und  guten  Willen  zu  Gunsten  der  Genossen- 
schaft sie  sich  verlassen  konnten.  Jeder  neu  au&unehmende 
Hausgenosse  musste  vor  dem'  Münzmeister  als  dem  ersten 
Hausgenossen  und  Vorgesetzten  einen  Eid  ablegen,  der  z.  B. 
in  Speier  folgenden  Wortlaut  hatte:  „Ich  will  dem  Münzmeister 
gehoi-sam  sein  und  der  Hausgenossen  Ehre  und  Nutzen  betreiben, 
und  ihr  Recht  und  Gerechtigkeit  wahren,  Urtheil  und  Recht 
sprechen  nach  meinem  besten  Wissen,  wenn  es  mir  vom  Münz- 
meister geboten  wird.  Und  beim  Wechsel  will  ich  das  Geld, 
das  ich  für  gut  genommen,  auch  wieder  für  gut  geben  und 
was  ich  für  schlecht  genommen,  auch  wieder  für  schlecht  geben 
und  keine  Münze  ins  Feuer  werfen  *)."  Man  sieht,  von  einem 
Schwur  der  Treue  gegen  den  eigentlichen  Münzherm  ist  hier 
nicht  mehr  die  Rede.  Das  Intei*esse  der  Genossenschaft  geht 
darauf  hin,  eine  möglichst  feste,  geschlossene  Koi*poration  zu 
bilden,  in  der  der  Münzherr  nichts  mehr  mitzureden  hat  In 
Wien,  wo  überhaupt  ein  einheitliches,  zielbewusstes  Regiment 
der  Herzöge  eine  derartige  Zerbröckelung  der  ganzen  Finanz- 
verwaltung nicht  aufkommen  liess,  stehen  auch  die  Hausgenossen 
noch  im  15.  Jahrhundert  in  viel  festerer  Unterordnung  unter 
dem  Münzherrn,  als  z.  B.  am  Rhein  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert. Hier  haben  sie  bei  ihrer  Aufnahme  auch  vor  allem 
dem  Herzog  Treue  zu  schwören.  Der  Eid  der  Wiener  Haus- 
genossen hatte  zum  Inhalt,  dass  sie  dem  Hei-zog  treu,  der 
Münze  nach  Kräften  förderlich,  dem  Münzmeister  gehorsam  und 
in  Münzangelegenheiten  vei*schwiegen  sein  wollten,  dass  sie 
ferner  mit  Niemandem  Gemeinschaft  haben  wollten    als   mit 


n  Muffat:  a.  a.  0.  S.  222  und  die  dort  zitirten  Reg.  Boica  VIÜ,  50. 
Die  Urkunde  stammt  aus  dem  Jahre  1345. 

*)  Das  heisst  wohl,  keine  Münze  zu  eigenem  Vortheil  einschmelzen. 
Lehmann:  Chron.  Spir.  S.  279;  vergl.  Gemeiner:  Chronik  von  Regena- 
bnrg,  Bd.  I,  S.  442. 
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den  Hausgenossen,  dass  sie  alles  eingekaufte  Silber  in  die 
Münze  abliefeiten  und  keines,  ausser  vergoldetes,  ausser  Landes 
fahi-ten,  dass  sie  das  durch  den  Wechsel  gewonnene  Geld  nicht 
aussuchen  und  das  schwerere  einschmelzen,  sondern  ohne  Aus- 
wahl damit  handeln  wollten,  dass  sie  ihr  Wechselgeschäft 
INiemandem  in  Pacht  gäben,  mit  Niemandem,  der  Silber  aus 
dem  Lande  ftlhrt,  Gemeinschaft  pflegten.  Alles,  was  sie  und 
ihre  Wechsler  kauften,  an  die  Münze  ablieferten,  in  jedem  Jahr 
wenigstens  zweimal  gössen  und  endlich  Gold  und  Silber  nur 
zu  dem  vorgeschriebenen  Preise   einkauften ,   nicht  theurer  >>. 

Um  ihre  Interessen  wahren  zu  können  und  durch  einen 
engen,  fast  den  Charakter  einer  Familienverbindung  tragenden 
Zusammenschluss  der  Genossen  ihre  Macht  zu  stärken,  hatten 
sie  in  allen  Städten  Privilegien  erworben,  nach  denen  theils 
ihre  Zahl  ein  für  allemal  festgesetzt  war,  theils  jeder  neu  auf- 
zunehmende nur  mit  ihrer  Zustimmung  aufgenommen  und  kein 
Mitglied  ihnen  von  den  Münzhen*en  aufgedrängt  werden  durfte. 

Das  erstere  war  dei*  Fall  in  Augsburg,  wo  ihre  Zahl  für 
alle  Zeit  auf  zwölf  festgesetzt  war*),  in  Erfurt*),  wo  die  gleiche 
Zahl  noch  um  vier  Münzer  vermehrt  werden  durfte,  welche, 
ohne  selbst  zu  münzen,  an  den  Rechten  der  Genossenschaft 
theilnahmen,  wahrscheinlich  weil  sie  die  Münze  mit  Kapital 
vei-sorgten,  und  in  Wien,  wo  sich  ihre  Zahl  zuei'st  auf  48,  dann 
seit  dem  Jahre  1247  auf  68  belief*).  Das  zweite  war  der  Fall 
in  Strassburg,  Köln,  Speier  und  Regensburg.  Die  Regensbuiiger 
Hausgenossen  wählten  die  neuen  Mitglieder  aus  der  Zahl  ihrer 
Verwandten,  wobei  jedoch  keineunehelichen  Kinder  aufgenommen 
werden  duiften^),  —  eine  Bestimmung,  die  sich  auch  durch  alle 
Zunftordnungen  zieht.  Die  Kölner  waren  bei  der  Wahl  neuer 
Genossen  nicht  an  Verwandtschaft  gebunden^),  sondern  ernannten 
sie  nach  freiem  Willen,  falls  sie  ohne  leibliche  und  eheliche 
Erben  starben.    Sie  liessen  sich  dies  ihnen  streitig  gemachte 


? 


Karajan:  a.  a.  0.  S.  321  u.  Urk.  LXXI  a.  LXXIL 
Meyer:   Das  Stadtbuch  von  Au^burg,  S.  15^  Art  8  §  1:  Mao  Bol 
auch  wizzen,  daz  diu  münze  haben  soI  einen  munzmaister  unde  darzu  zwelf 
husgenozzen.  Vgl.  A 1 1  i  o  1  i :  Die  Bronzethüre  des  Domes  zu  Augsburg,  S  .50, 59  ff. 

»)  Kirch  hoff:   Die  ältesten  Weisthümer  der  Stadt  Erfurt,  S.  19. 

*)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  316.  Den  Grund  der  Vergrösserung  der  Zahl 
der  Hausgenossen  gibt  Karajan  richtig  dahin  an,  dass  man  mit  Absidit  eine 
grössere  Zahl  Hausgenossen  haben  wollte,  ¥rie  aus  Art  XL  VI  hervorgeht, 
um  eines  Theils  öfter  münzen  lassen  zu  können,  und  andren  TheDs  um 
durch  grössere  Anzahl  der  Käufer  edler  Metalle  diese  mehr  ins  Land  zu 
ziehen,  und  so  durch  die  Konkurrenz  billiger  zu  stylen.  —  Man  könnte 
hiezu  noch  das  grössere  Ansehen  und  mithin  den  grösseren  Kredit  fögen, 
der  durch  eine  bedeutendere  Anzahl  von  angesehenen  Theilnehmem  aof  die 
herzogliche  Münze  selbst  fallen  musste. 

^)  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg,  Bd.  I,  S.  400  u.  442. 

^'  Ueber  derartige  Aufnahme  siehe  eine  sehr  ausführliche  Urkunde  bei 
Ennen  u.  Ecker tz:  Quellen,  Bd.  I,  S.  804. 
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Recht  neu  von  Erzbischof  Heinrich  im  Jahre  1230  bestätigen^), 
desgleiäien  von  demselben  Ei*zbi8chof  im  Jahre  1238  *)  und  in 
ähnlicher  Weise  von  Erzbischof  Konrad  im  Jahre  1238*)  und 
1244*),  und  bei-eits  waren  im  Jahre  1205*)  und  1207  *)  der- 
artige Bestätigungen  vorhergegangen.  Diese  Bestätigungen 
waren  wohl  nur  nothwendig,  weil  zuvor  Verletzungen  dieses 
Rechts  der  Hausgenossen  vorgekommen  waren  und  man  den 
Versuch  gemacht  hatte,  ihnen  andere  Mitglieder  gegen  ihren 
Willen  au&udrängen.  In  dieser  Beziehung  stehen  die  Kölner 
Erzbischöfe  nicht  einzig  da;  auch  in  Regensburg  vei*suchten 
Hei-zog  und  Bischof  Leute  nach  ihrem  Sinne  in  die  Münzer- 
hausgenossenschaft  zu  bringen,  und  es  führte  dies  zu  wieder- 
holten Schwierigkeiten  zwischen  den  Münzheiren  und  ihrer 
Verwaltungsbehörde^).  So  sehr  es  einerseits  erklärlich,  dass 
die  Hausgenossen  in  dem  Drange  nach  immer  gi*össerer  Selbst- 
ständigkeit fest  auf  ihren  erworbenen  Rechten  bestanden,  so 
dass  sie  z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  Falle  im  Jahre  1272 
dem  Bischöfe  in  Regensbui-g  schlimme  Verlegenheiten  bereiteten, 
ebenso  leuchtet  es  ein,  dass  die  Münzhen*en  sich  Einfluss  auf  die 
Besetzung  erledigter  Stellen  innerhalb  der  Hausgenossenschaft 
wahren  wollten,  da  ja  Münze  und  Münzgewinn  in  den  meisten 
Fällen  der  Ehrlichkeit  und  dem  guten  Willen  der  Genossen- 
schaft anvertraut  waren.  Die  Strassburger  Hausgenossen  sollten 
Niemand  als  Mitglied  aufnehmen,  dessen  Vater  nicht  bis  zum 
Tode  ein  rechter  Hausgenosse  gewesen  ist:  auch  hier  musste 
der  Sohn  ehelich  sein^).  «Ofifenbar  konnten  hier  die  Söhne  schon 
sehr  jung  aufgenommen  werden,  da  an  einigen  Stellen  von  jungen 
Hausgenossen  die  Rede  ist,  die  noch  nicht  zu  ihren  Tagen 
gekommen  sind»). 

In  Bamberg  hen-schte  ein  ganz  eigenthUmlicher  Gebrauch 
in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Hausgenossenschaft.  Es  war 
hier  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  24  festgesetzt,  welche  man 
immer  bis  auf  12  absterben  Hess.  War  dieser  Fall  eingetreten, 
so  kamen  die  12  Hausgenossen  zusammen  und  Jeder,   vom 

^)£nnenu.  Eckertz:  Quellen,  Bd.  11,  8. 126:  Constanter  asserebant 
(monetarii,  qui  Husj^esoze  dicontur),  quod  jus  electionis  et  institutionis 
monetariorum  ab  antiquissimo  tempore  tarn  ipsi  quam  antecessores  eomm 
habuifisent,  ita  quod  cum  aliquem  vel  aliquos  ex  eis  sine  filio  laico  l^timo 
decedere  contigerit.  ius  illud  apud  ipsos  maueret,  quod  liberam  haoerent 
facultatem  unum  yei  plures  eligendi  et  instituendii,  prout  eisdem  monetariis 
videretnr  expedire. 

•)  Ennen  u.  Eckert«:  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  175  f. 

«)  Ebenda:  S.  180  f. 

*)  Ebenda:  S.  239  f. 

«)  Ebenda:  S.  17  f. 

«)  Ebenda:  S.  30  f. 

'')  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg,  Bd.  I,  S.  400  f.  für  das 
Jahr  1272,  S.  442  f.  fOr  das  Jahr  1295. 

•)  Anhang  II,  No.  I  §  9. 

'')  Anhang  II,  No.  I  §  12  und  44  und  No.  II. 
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Aeltesten  angefangen,  wählte  ein  neues  Mitglied  aus  seiner  Yer- 
wandtschidft,  welches  aber  von  väterlicher  Seite  her  zum  HauK* 
genossenamt  berechtigt  sein  musste,  und  auf  diese  Weise 
ergänzten  sie  ihre  Korporation.  Die  Zahl  der  zum  Haasge- 
nossenamt berechtigten  Geschlechter  betrug  drei.  Nur  wenn 
aus  diesen  die  nöthige  Zahl  der  Mitglieder  nicht  mehr  ergänzt 
werden  konnte,  so  sollten  die  letzten  12  Hausgenossen  das 
Recht  haben  f  sich  aus  andren  Geschlechtem  ihre  Ergänzung 
zu  wählen*). 

In  Wien  konnte  der  Hausgenosse  sein  Recht  auch  testa- 
mentarisch vennachen^).  Stirbt  er  ohne  Testament,  so  soll 
seine  Hausgenossenschaft  seinem  ältesten  Sohne  zufallen,  hat 
er  keinen  Sohn,  seiner  ältesten  Tochter,  hat  er  keine,  seiner 
Frau,  ist  er  unverheirathet  oder  Wittwer,  seinem  nächsten 
Erben,  gefällt  jedoch  dieser  den  übrigen  Genossen  nicht,  so 
mag  der  Erbe  seine  Hausgenossenschaft  an  einen  ihrer  Wahl 
veräussem^).  Ebenso  kann  der  Wiener  Hausgenosse  ohne  die 
Einwilligung  seiner  Erben  seine  Hausgenoss.enschaft  verkaufen 
und  versetzen.  Hiezu  macht  Earajan  die  treffende  Bemerkung, 
die  nicht  blos  für  Wien  ihre  Richtigkeit  hat,  sondern  auch  für 
die  übrigen  Städte,  dass  nemlich  das  Amt  der  Hausgenossen- 
schaft gleich  einem  Eigen  behandelt  wurde^).  Hormayr  theilt 
z.  B.  eine  Urkunde  mit  über  den  Verkauf  einer  Hausgenossen- 
schaft. Nach  dei-selben  verkauft  die  Frau  eines  Hausgenossen, 
der  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  dessen  hausgenossenschaft- 
liches Amt  zugefallen  war,  dasselbe  „mithannden  des  erbem  weisen 
Niclasen  vndeim  himmel  die  czeit  munssmaister  in  Österreich^)''. 
Diese  Urkunden  stammen  aus  dem  13.  Jahrhundert,  in  welchem 
die  Hausgenossen  noch  auf  dem  Rechte  bestehen,  nur  solche 
Genossen  aufzunehmen,  welchen  sie  insgesammt  ausdrücklich 
ihre  Zustimmung  gegeben  haben^).  In  späterer  Zeit  ist  von 
einem  derartigen  Rechte  der  Hausgenossen  nirgends  mehr  eine 
Erwähnung  ^. 


^)  Schweitzer:  Die  Hausgenossen  xa  Bamberg,  a.  a.  0.  S.  8  ff. 
V"        " 


Karajan:  a.  a.  0.  S.  819.  Ebenso  in  Regensborg;  doch  kann  er 
hier  sein  Recht  nur  an  einen  Genossen  vermachen,  welcher  damit  oflfenbär 
doppelt  Nutzung  bekam,  da,  wie  oben  erw&hnt,  der  Hausg^enosse  zu  Regens* 
bürg,  er  mochte  gemünzt  haben  oder  nicht,  seinen  Antheil  an  jedem  ^louiz- 
gusse  bekam:  Muffat:  a.  a.  0.  S.  221. 

>)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  319. 

*)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  318.  Vgl.  Eichhorn:  Rechtsgeschiehte, 
Bd.  II,  S.  272. 

*)  Hormayr:  Gesch.  Wiens,  Jahrg.  I,  Bd.  II,  No.  XCII. 

^)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  318. 

^)  Aus  dieser  Zeit  existirt  eine  Urkunde,  welche  Karajan  S.  818  L 
aus  der  Sammlung  eines  Wiener  Privaten  mittheilt.  Diese  ist  f&r  die  Gesch. 
der  Wiener  Hausgenossen  von  solchem  Interesse,  dass  ich  nicht  umhin  kann, 
sie  zum  Theil  hieher  zu  setzen:  „Ich  Chuenrat  der  Wuerffel  vergich  foer 
mich  und  fiier  all  mein  erben  ond  tuen  kuent  allen  den  die  den  brief  lesend 
oder  homt  lesen,  die  nv  lebent  vnd  hernach  künftig  sind,  das  idi  mit 
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Das  zweite  Erforderniss ,  das  die  Hausgenossen  bei  Auf- 
nahme eines  neuen  Mitgliedes  an  dasselbe  stellten,  war  der 
Besitz  eines  nicht  unbedeutenden  Vermögens.  Damit  erhielten 
sie  natürlich  die  Garantie,  nur  vornehme,  angesehene  Ministe- 
rialen und  Patrizier  in  ihre  Genossenschaft  zu  bekommen,  sowie 
die  Möglichkeit,  in  Zeiten,  wo  der  Wechsel  weniger  eintrug 
oder  das  Silber  theurer  war,  von  eignem  Gelde  das  Nöthige 
zusetzen  zu  können.  Andrerseits  waren  aber  die  sehr  bedeu- 
tenden mit  der  Hausgenossenschaft  verbundenen  Privilegien 
ein  Reiz  für  derartige  reiche  Bürger,  in  diese  Gesellschaft 
zu  gelangen. 

Das  Mittel,  wodurch  die  Aufnahme  von  Genossen  auf  reiche 
Geschlechter  beschränkt  werden  konnte,  war  besondei's  in  den 
Städten,  welche  ihre  Genossen  frei  wählen  konnten  und  nicht 
Erbrechte  zu  respektiren  hatten,  die  Festsetzung  eines  sehr 
hohen  Aufhahmegeldes,  das  natürlich  wie  alle  übrigen  Bestim- 
mungen in  den  einzelnen  Städten  verschieden  war.  Die  Ab- 
gaben an  den  Bischof  in  Strassburg  und  Worms  haben  wir 
oben  erwähnt  In  Strassburg  mussten  auch  5  Goldpfenm'ge  an 
den  Münzmeister,  20  Schillinge  an  die  Genossen^),  später  auch 
noch  5  Pfund  Pfennige  an  jeden  Oertermeister  ^) ,  eine  der 
späteren  hausgenossenschaftlichen  Behörden,  entrichtet  werden. 
Eine  ähnliche  Abgabe  bestand  in  Worms.  Der  Mainzer  Haus- 
genosse hatte  bei  seiner  Aufnahme  dem  Kämmerer  und  Münz- 
meister ein  Loth  Goldes  zu  geben  „uf  des  kemerers  und  muntz- 


guetem  willen  j  mit  wohlbedachtem  muet  ynd  nach  meiner  neppten  frewnd 
rat,  zu  der  zeit,  do  ich  es  wol  getaen  mocht,  recht  vnd  redleich  verkauft 
ynd  geben  han,  dem  erbern  man  Nidassen  dem  Permann  purger  ze  Wienn 
vnd  seinen  erben  mein  hawsgenozschaft  hie  ze  Wienn  vnd  alle  meined  recht 
die  ich  daran  gehabt  han  vmb  ein  summ  geltes,  der  mich  derselb  Niclas 
der  Perman  gancz  vnd  gar  yerrichtet  vnd  gewert  hat,  vnd  daran  mich  wol 
genueget,  adso  das  er  vnd  all  sein  erben,  suUn  furbas  die  vorgenant  haws- 
genozschaft mit  allen  den  nuczen  ern  vnd  rechten,  die  darczu  gehörnt, 
ledichleich  vnd  freyleich  haben  vnd  allen  irn  firvmen  damit  schaffen,  ver- 
kauffen,  verseczen  vnd  geben  wem  si  wellen  an  allen  irrsal,  vnd  sein  auch 
ich  egenanr  Chunrat  der  Wurffei  vnd  all  mein  erben  vnuerschaidenleich 
der  vorgenah  hawsgenozschaft  mit  aUen  den  nuczen  em  vnd  rechten  die 
darczu  gehörnt  des  egenah  Niclas  des  Permans  vnd  aller  seiner  erben  recht 
gewem  vnd  scherm  für  aUe  ansprach  nach  der  stat  recht  ze  Wienn.  Wer 
aber  das  in  icht  krieges  oder  anspach  daran  auferstund  von  wem  das  wer 
mit  recht  des  suUen  wir  in  alles  ausrichten  vnd  wid  erbem  an  alln  im 
schaden  vnd  sullen  si  das  haben  auf  vns  vnuerschaidenleich  vnd  auf  all 
vnserm  guet  das  wir  haben  in  dem  lannde  ze  Osterreich  oder  wo  wir  es 
haben  wir  sein  lebentig  oder  tod  etc.  etc. 

Die  Urkunde  ist  vom  23.  Februar  1404  datirt. 

Karajan  hebt  in  der  Anmerkung  hiezu  S.  319  ganz  richtis  hervor,  es 
sei  an  dieser  Urkunde  bemerkenswerth:  1)  dass  nirgends  eine  Zustimmung 
des  Münzmeisters  oder  der  Hausgenossen  erscheint,  und  2)  dass  durch  sie 
ein  noch  in  Ausübung  stehender  Hausgenosse  seine  Hausgenossenschaft 
ver&ussert. 

*)  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  68,  Art.  77. 

>)  Anhang  H,  No.  I  §  44. 
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meisters  gnode^,  hatte  aber  während  seiner  AngehOrigkeit  in 
die  Hausgenossenschaft  die  Verpflichtung,  Geld  nach  seinem 
Vermögen  in  die  Münze  zu  liefern^).  Ganz  unvergleichlich 
theuer  war  das  Becht  der  Hausgenossenschaft  in  Köln;  denn 
hier  konnte  nach  einer  Bestimmung  von  1340  jeder  Genosse 
seine  Genossenschaft  verkaufen,  aber  nur  an  die  Genossenschaft 
selbst  und  nicht  höher  als  um  50  Mark  Kölner  MOnze.  Die 
Genossen  durften  sie  dann  nach  ihrer  gemeinsamen  Wahl  weiter- 
verkaufen, so  theuer  es  eben  ging,  jedoch  um  nicht  mehr  als 
um  ein  und  ein  halb  hundert  Mark^). 

Es  ist  hier,  nachdem  wir  an  einigen  Beispielen  die  Noth* 
wendigkeit  eines  Vermögens  von  Seite  der  Hausgenossen  wie 
den  thatsächlichen  Besitz  desselben  aus  dem  Zwecke  und  der 
Bestimmung  der  Genossenschaft  erklärt  haben,  die  geeignetste 
Stelle,  eine  Einriditung  zu  betrachten,  die  in  Wien  hen'schte. 
Vor  Earajan  wusste  man  nichts  mit  dei-selben  anzufangen,  und 
auch  Karajan  getraut  sich  seine  Ansicht  nicht  als  unzweifelhaft 
richtig  hinzustellen,  obwohl  er  nach  meiner  Meinung  das  Rieh« 
tige  getroffen  hat.  Nach  einer  Urkunde  des  österreichischen 
Herzogs  Leopold  des  GloiTeichen  vom  Jahre  1208,  die  in  einer 
Bestätigung  Hei'zog  Albrecht  III.  vom  18.  Dezember  1373 
erhalten  ist,  sollen  die  Färber  von  Wien,  die  auch  Flandrenaes, 
Flammyng,  flSmming  und  flämmiger  in  den  Urkunden  genannt 
sind,  von  den  gewöhnlichen  Gerichten  befreit  und  unter  die 
Jurisdiktion  des  Münzmeisters  gestellt  sein^).  Woher  ist  diese 
eigenthümliche  Ausnahmebestimmung  zu  erklären? 

Karajan  sagt  in  seinem  Versuch  zur  Beantwortung  dieser 
Frage :  ^Die  verschiedenen  Daten,  die  wir  oben  berührten  (über 
die  Stellung  der  Färber  in  Wien),  treffen  doch  alle  in  dem 
Punkte  zusammen,  dass  die  Färber  zur  herzoglichen  Kammer, 
ja  zur  Münze  gehörten.  Nun  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  sieb 
ein  Antheil  derselben  in  Bezug  auf  ihr  Handwerk  oder  ihre 
Kunst  beim  eigentlichen  mechanischen  Münzgeschäfte  nicht 
recht  denken  lasse,  dieser  muss  also  wohl  ein  auf  anderen  Eigen- 
schaften derselben  beruhender  gewesen  sein^).''  In  seiner 
weiteren  Ausführung:  „dass  die  Färber  eine  Gewerbe  oder 
Handel  treibende  Korporation  waren,  ist  aus  den  beiden  Urkunden 


^  Arnold:  Das  Mainzer  Haasgenossenrecht  a.  a.  0.  S.  85  f : 

It.  aadi  sal  ein  iglidie  Hnsffenoss  Silber  in  die  montze  geben  in  montxe 
nach  sinem  yermogen.  S.  117  f.:  It  auch  deillen  die  hnsgenossen  wann 
sie  eymudig  werdent  dass  die  hnsgenossen  mogent  kissen  so  sal  jeder  hos- 
genösse  der  da  gekom  wart  dem  kemerer  nnd  dem  montzmeister  scholdig 
sin  ein  loit  golts  uff  des  kemerers  and  mantzmeisten  gnoda 

')  Ennen  n.  Eckertz:  Qadlen,  Bd.  I,  a  d06. 

')  Ranch:  Scriptores  rer.  Aostriag  Bd.  m,  8. 117  £  Vgl.  Earajan: 
a  a.  O.S.281  &  a.ürkandeNo.LXXVlII;  doch  bekommen  in  eben  dieser 
Urkunde  vom  Jahre  1387  die  Flammftnder  das  Becht,  in  Bezug  auf  die 
Gerichtsbarkeit  direkt  unter  den  Herzog  gestellt  zu  werden. 

«)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  284. 
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Leopold  Vn.  ohne  Schwierigkeit  zu  entnehmen''^),  liegt  auch, 
wenn  wir  sie  mit  der  von  uns  so  sehr  betonten  Stellung  der 
Hausgenossen  als  Kapitalisten  zusammenhalten^  die  Erklärung 
für  dieses  so  eigenthümliche  Verhältniss.    In  yfjpn  gehörten 
ausser  den  Hausgenossen  auch  die  Laubenhen*en  zu  den  beson- 
ders begünstigten  Handelsleuten;  beide  erscheinen  zu  wieder- 
holtenmalen  in  den  Urkunden  neben  einander^).    Die  Zunft  der 
Laubenherren,  deren  Name  sich  von  den  gedeckten  Buden  der- 
selben herleitet,  hatten,  um  auch  äusserlich  ihre  nahe  Vei-wandt- 
schaft  nach  dem  damaligen  Geschäftsgebrauch  zu  erkennen  zu 
geben,  ihre  Lauben  nahe  bei  den  Wechselbänken   der  Haus- 
genossen.    Die  Tuch-  und  Wollstoffhändler,   aus  denen  die 
Zunft  der  Laubenherren  bestand,  genossen  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert in  Wien  wie  die  Gewandschneider-  und  Tucherzünfte 
in  den  übrigen  Städten  gi'osses  Ansehen.    In  einem  Freiheits- 
briefe, den  Albrecht  I.  fftr  die  Laubenherren  im  Jahre  1288 
erliess   und   womit   er    denselben   die  von   seinen  Vorfahren 
Babenberger  Geschlechts  gegebenen  Privilegien  erneuerte,  wird 
denselben  das  Recht  vorbehalten,  edle  Tücher  aus  Brügge  und 
Flandem  ausschliesslich  zu  verkaufen.    Flammändisches  Tuch 
galt  damals  aller  Orte  als  so  hervorragend  schön,  dass  es  an 
allen  bedeutenderen  Oi-ten  gesucht  war  und  die  Handelsleute 
aus  Flandem  die  besten  Geschäfte  machten  und  als  die  wohl- 
habendsten Bürger  galten.    Nach  der  damaligen  Art  des  Handels 
zogen  die  Flammänder  mit  ihren  Waaren  auf  den  einzelnen 
Handelsplätzen  umher  und  es  mochte  ihnen  in  Wien,  von  dem 
aus  zeitweilig  ein  sehr  lebhafter  Handel  mit  Byzanz  stattfand, 
so  behagen,  dass  einige  dort  sesshaft  wurden,  doi*t  Manufakturen 
anlegten  und  ihr  Gewerbe  mit  gutem  Erfolge  betrieben.    Das 
Eine  steht  jedenfalls  fest,  dass  die  Flämminger  ihren  Namen 
von  dem  flämischen  Tuche  haben,  dass  sie  ui-spiUnglich  aus 
Flandern  stammten,  dass  sie  zu  den  vorzüglichsten  Bürgern 
Wiens  zählten,  und  ebenso  ist  klar,  dass  die  Ansicht  fniherer 
Schriftsteller,  welche  die  Beziehung  von  Flandrem  zur  Münze 
daraus  zu  erklären  suchten,  dass  die  geringe  Stufe  d^r  öster- 
reichischen  Münztechnik    die   Herbeiruftmg   von   flandrischen 
Münzern,  die  damals  allerdings  einen  bedeutenden  Ruf  genossen, 
benöthigt'  hätte,  durchaus  unrichtig  ist^\    Ihre  enge  Beziehung 
zur  Münze  wird  klar,  wenn  man  die  Finanz  Verhältnisse  jener 
Zeit  betrachtet    Durch  die  Privilegirung  einer  solchen  Klasse 
von  angesehenen  Meistern  konnte  der  Hei*zog  nur  gewinnen. 
Gegen  die  Von-echte,  welche  er  ihnen  gewährte,  dadurch,  dass 
er  sie  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit  entzog  und  unter  die 


^)  Earajan:  a.  a.  0.  S.  284. 

')  Karajan:  a.  a.  0.  S.  284  £;  Rauch:  Scriptorea  rer.  Aastr.,  Bd.  lü^ 
S.  54;  Hormayr:  Gesch.  Wiens.  Jahrg.  I,  Bd.  Y,  S.  118. 
»)  Ygl.  Karajan:  &.  a.  0.  S.  287. 


152  IL  5. 

privilegirte  voi-nehmere  des  Münzmeisters  stellte  und  sie  noeh 
an  anderen  Privilegien  theilnehmen  Hess,  halfen  sie  ihm  in  den 
zahlreichen  Geldverlegenheiten  aus  der  Noth  und  legten  jeden* 
falls  einen  Theil  ihres  Vermögens  nutzbar  in  der  Münze  an,  was 
bei  dem  wieflerholten  Silbermangel  von  grosser  Wichtigkeit  war. 

Aus  diesen  Ausführungen  geht  hervor,  dass  die  Haus- 
genossen sich  gerne  mit  den  übrigen  reichen  und  angesehenen 
Greschlechtern  der  Stadt  verbanden,  es  ist  aber  andrerseits 
auch  erklärlich,  dass  sie,  in  steter  Berührung  mit  den  grossen 
Kaufleuten  selbst,  neben  der  Ausübung  ihrer  hausgenossen- 
schafüichen  Thätigkeit  ihr  Vermögen  zu  andei-weitigen  Handels- 
geschäften zu  benutzen  geneigt  waren.  Wenigstens  wurde  in 
Wien  von  dem  obersten  Kämmerer  an  den  Heimzog  geklagt, 
dass  die  Hausgenossen  grösstentheils  Kaufleute  seien,  Handel 
mit  Gold  und  Silber  auf  eigene  Faust  trieben,  jahrelang  ihr 
Silber  nicht  zu  Gunsten  der  Münze,  sondern  zu  eigenem  Handel 
verwendeten  ^).  In  späterer  Zeit,  am  Anfang  des  15.  Jahrhun- 
derts, kommt  die  Eigenschaft  der  Hausgenossen  als  Kaufleute 
noch  mehr  zum  Vorschein,  indem  hier  über  einen  Münzmeister 
geklagt  wird,  dessen  Hauptbeschäftigung  Handel  mit  Hornvieh 
aus  UngaiTi  sei*). 

Innerhalb  der  Hausgenossenschaft  gab  es  natürlich  mehr 
und  minder  vermögliche,  und  diese  Verschiedenheit  in  Bezog 
auf  den  Geldbesitz  mag  sich  im  Lauf  der  Zeit  immer 
mehr  geltend  gemacht  haben,  während  sie  im  Anfange  der 
Entwicklung  vielleicht  gar  nicht  bestand.  Im  14.  Jahrhundert 
wird  in  Wien  geklagt,  dass  einige  Hausgenossen  so  arm  seien, 
dass  sie  keinen  Guss  bestreiten  könnten,  so  dass  sie  sich  ihr 
Becht  zu  giessen  von  den  wohlhabenderen  abkaufen  Hessen. 
Damit  kam  die  Ausmünzung  in  die  Hand  weniger  Haus- 
genossen, was  für  die  Güte  der  Münze  sehr  gefährlich  werden 
konnte  % 

Nachdem  wir  so  das  ei*ste  Privileg  der  Münzerhausgenossen; 
nemlich  die  Aufnahme  neuer  Genossen  bedingt  oder  unbedingt 
von  ihrem  Willen  abhängig  zu  machen,  und  damit  im  Zu- 
sammenhange die  Eintrittsgelder  der  neuen  Genossen  wie  die 
wirthschaftliche  und  gesellschaftliche  Stellung  der  Münzbeamten 
überhaupt  betrachtet  haben,  kommen  wir  zu  einem  weiteren 
Vorrecht  der  Hausgenossen.  Es  ist  dies  der  eigene  privilegiile 
Gerichtsstand,  den  sie  für  sich,  ihre  Weiber  und  Kinder,  und 
für  ihr  ganzes  Gesinde  hatten.  Sie  hielten  für  sich  ein  eigenes 
Gericht  in  allen  Angelegenheiten,  wobei  der  Münzmeister  der 
Richter  und  die  Hausgenossen  die  Uiliheilsfinder  waren.  Die 
Hausgenossen  brauchten  in  Bezug  auf  richterliche  Sachen  nur 
dem  Münzmeister  unterthänig  zu  sein  und  konnten  vor  Nie- 

0  Karajan:  a.  a.  0.  S.  325  und  ürk.  No.  XLVL 
*»  Ebenda:  S.  804. 
^)  Ebenda:  S.  825. 
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mands  Gericht  sonstwie  gefordert  werden  ^).  Das  schon  öfter 
zitirte  Mainzer  Hausgenossenrecht  sagt  hierüber  (Art.  3): 
Aach  sal  man  keinen  Husgenossen  noch  sin  wib,  noch  sin 
kinde,  noch  sin  gesinde  beklagen  widder  mit  geistlichem  ge^ 
rieht  noch  mit  wemtlichem  gericht  noch  keinem  Husgenossen 
key  kommer  (Haft)  befehi.  (4)  It.  auch  sal  man  hinder 
keynem  Husgenossen  keyn  gut  nit  bekommem  in  sinem  Husse 
Widder  mit  geistlichem  Gericht  noch  mit  wemtlichem  Gericht  *). 
Das  Gleiche  spricht  aus  dem  zweiten  Augsburger  Stadtrecht  ^) 
wie  aus  den  Regensburger*),  Wiener*)  etc.  etc.  Urkunden. 
Zu  dem  Gerichte  müssen  sie  vom  Münzmeister  durch  seinen 
Knecht  geboten  werden  und  dem  Gebote  müssen  sie  bei  Strafe 
Folge  leisten  ^.  Der  Münzmeister  stand  selbst  vor  dem  ältesten 
Hausgenossen  zu  Recht,  welcher  im  Vereine  mit  den  übrigen 
Hausgenossen  dann  die  Gerichtsbarkeit  auszuüben  hatte,  die 
sonst  dem  Münzmeister  zustand  ^).  Die  Hausgenossen  konnten 
nur  durch  das  Zeugniss  anderer  Genossen  eines  Verbrechens 
überführt  werden  mit  Ausnahme  des  Todtschlages.  Klagte 
Jemand  gegen  einen  Hausgenossen  imd  konnte  seine  Klage 
nicht  sofoil  durch  das  Zeugniss  dreier  Hausgenossen  beweisen, 


>)  Lehmann:  Ghron.  Spirens.,  S.  298.  —  Ennen  und  Eckertz: 
Quellen,  Bd.  I,  S.  803.  Prinlegium  König  Philipps  zu  Gansten  der  Kölner 
monetarii:  Her  zo  hain  wir  oach  yemoymen,  dat  die  seine  Muntzener 
genant  huysgenoissen ,  aslange  as  sij  deme  Muntzmeistere,  die  van  des 
ErtzbuBchofe  wegen  van  Goelne  sesat  is,  na  rechte  der  Muntze  niderdenidh 
weren,  dat  sij  dan  zo  geyns  flrtzbaschofe  of  yemant  anders  tgainwordicheit 
▼ssgeheischt  werden,  off  vur  yeme  in  eynche  sache  gezoigen*sallen  werden, 
behalden  deme  Ertzbaschoff  smis  rechten. 

^  Anzeiger  f.  Kunde  der  Vorzeit^  Jahrgang  1857,  S.  85  f. 

^)  Meyer:  Das  Stadtr.  von  Augsburg,  S.  15,  Art.  8,  §  2.  Ez  enhat 
ouch  der  vogt  noh  der  burggrafe  noh  nieman  anders  ze  rihten  cheiniu 
dinch  in  die  münze  noch  darzu  hoeret,  wan  der  bischof  unde  sin  muntz- 
maister.  §  21.  Es  enhat  auch  niemen  niht  ze  g[ebieten  dem  munzmaister, 
noh  den  husgenozzen,  noh  anders  niemen  der  m  die  muntze  hoeret  wan 
der  bischof  unde  sin  munzmeister  ern  phlaege  danne  anders  gesch&ftes, 
danne  der  zu  der  munzze  hoeret 

*)  Gemeiner:  Chronik  v.  Regensburg,  S.  448. 

^)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  304  und  Rauch  :Rer.  Astr.  Script.,  Bd.  III, 

•8.  7,  Urk.  aus  der  Zeit  Kaiser  Rudolf  I. :  Von  dem  ^eding  für  den  richter 

und  für  den  Munczmaister :  wir  sezzen  auch  daz  chain  Riditer  oder  Ampt- 

mann gewalt  hab   ze  Richten.    Sunder    alain   der  Statrichter  ze 

wjenn  vnd  dhain  ander,  der  schal  richten  ober  de  ob^enanten  sach  alle  wi 
die  entsprungen  sein.    Auzgenomen  der  Weingarten  di  gericht,  den  rechten 

purgermaistem    angehoeret vnd   auzgenomen    dez    Munczmaister 

und  seiner  gesellsdiait .  genant  die  hausgenozzen  vnd  all  irr  rechten  vnd 
vreyheit  etc.    Vergl.  auch  S.  9.  ebenda. 

^)  Meyer:  a.  a.  0.  S.  16,  Art  8,  §  5.  Ez  ensol  auch  niemen  den 
husgenozzen,  noh  swer  zu  der  münze  gehoeret  für  den  munzmaister  gebieten 
wan  der  den  der  munzmaister  darzu  gesetzet  hat  unde  suln  si  dem  gehorsam 
sin.  Swelher  det  niht  entut  unde  im  dristunt  fOrgeboten  wirt  von  dem  boden 
vnde  niht  fürchumt,  der  git  ze  galtnusse  dem  munzmaister  drizzik  phen- 
ninge  als  dicke  so  er  ez  brichet 

'*)  Lehmann:  a.  a.  0.  S.  294. 
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so  durfte  der  Beklagte  sich  mittelst  Eidschwures  reinigen. 
So  war  es  in  Speier  ^).  Dass  dabei  vielfache  Missbr&ucbe 
durch  eine  einseitige  zu  Gunsten  der  Berorzugten  geschaffene 
und  wirkende  Rechtspflege  TOigekommen  sein  mOgen,  davon 
geben  uns  die  bittren  Klagen  der  Speirer  Bürger,  insbeson- 
dere  der  Handwerker,  Zeugniss,  welche  sagen,  dass  bei  Elisen 
g^en  die  Hausgenossen  „die  am  besten  gefahren,  die  alle 
Unbilligkeit  verdaut  und  dazu  Dank  gesagt" ').  Das  Gericht 
der  Hausgenossen  unter  ihrem  Münzmeister  fand  nicht  blos 
bei  Streitigkeiten  innerhalb  der  Hausgenossenschaft  statt, 
sondern  es  war  auch  jeder  andere  BQrger,  der  gegen  einen 
Hausgenossen  zu  klagen  hatte,  darauf  angelesen,  seine  Klage 
vor  dem  MOnzmeister  zu  vertreten.  Wenn  der  Beklagte  sich 
auf  das  dritte  Gebot  nicht  stellte,  so  durfte  ihm  der  Münz- 
meister, falls  er  sich  wegen  Schulden  hätte  verantworten 
sollen,  in  Haus  und  Hof  eingreifen  und  davon  verkaufen,  was 
zur  Tilgung  der  Schuld  notbwendig  war.  Widersetzte  sieb 
der  Münzer,  so  verlor  er  seine  Stellung  in  der  Gesellschaft 
und  konnte  nun  vor  des  Schultheissen  Gericht,  wie  jeder 
andere  Bürger  belangt  werden').  Der  Umfang  der  pri- 
vilegirten  Gerichtsbarkeit  ist  jedoch  in  den  meisten  Städten 
ein  beschränkter.  In  Worms  waren  aile  Sachen  von  der 
Jurisdiktion  des  Münzmeisters  ausgenommen,  die  Leib  und 
Ehre  betrafen,  also  Todtschlag,  Verwundung,  Münzfälschung 
und  Diebstahl^).  Die  gleichen  Beschränkungen  bestanden  in 
Regensburg ^)  und  Augsburg^).  Einen  unbedingt  privilegirten 
Gerichtsstand  f&r  alle  Sachen  hatten  die  Speirer  Hausgenossen  0« 
üiir^  wenn  tler  Münzmeister  j^dem  Recht  nicht  zu  genügen 
vermochte*",  sollte  die  Sache  an*  den  Bischof  kommen,  oder 
wie  es  analog  in  Wien,  wo  übrigens  kein  unbedingt  privi- 
legirter  Gerichtsstand  bestand,  heisst:  Wer  aber  das  yroant 
under  den  hausgenossen  oder  Münzem  oder  die  zu  der  Müns 
gehörnt  nicht  gehorsam  weren,  das  schal  der  Munsmaister  und 
der  Anhalt  bringen  an  den  obristen  kammere^).  Wurde  in 
Speier  ein  Hausgenosse  vor  dem  Bischof  verklagt  und  konnte 

^)  Mone:  Zeitschrift  etc^  Bd.  IX,  S.  288ff. 

')  Lehmann:  Chron.  Spur.,  S.  597. 

')  Ebenda:  a.  a.  0.  S.  294. 

*)  Mone:  a.  a.  O.  Bd.  IX,  S.  288  £ 

^  Mnffatra.  a.  O  S.  220. 

')  Meyer:  a.  a.  0.  S.  16,  Art  8,  §  4:  Man  sol  anch  wiaenr.swdcb 
man  der  zu  der  monzze  hoeret  einen  totslac  tete  oder  eine  wunden,  das 
sol  der  to^  rihten  aber  sinen  lip .  Unde  swftr  dane  reht  habe  hinzo  dem 
gute,  ez  81  der  bisschof  oder  der  vo^  dem  yertaile  wir  des  niht,  ond 
S.  21,  §  24:  Das  sint  aach  die  reht  dia  die  hnsgenozse  hant  nnde  swer  so 
der  monse  hoeret:  ob  ir  ainer  den  andern  rufet  oder  sieht  oder  swas 
er  im  tat  ane  den  totsbüc  nnde  ane  die  wanden,  das  sal  der  mnncsmaister 
rihten,  anders  niemen. 

^  Mone:  a.  a.  O.  Bd.  IX,  S.  283  ff. 

"")  Karajan:  a.  a.  0.  S.  481. 
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keine  Bürgen  stellen,  so  durfte  er  zwar  in  Gewahrsam  gesetzt 
werden,  jedoch  nicht  in  ein  gewöhnliches  Gefängniss,  sondern 
in  des  Bischofs  Kammer,  worin  dessen  Diener  gefangen  ge- 
halten werden^). 

Jährlich  hielt  der  Mdnzmeister  mit  seinen  Hausgenossen, 
ganz  den  damaligen  Gerichtsverhältnissen  entsprechend,  drei 
ungebotene  Dinge  ab,  zu  denen  alle  Münzer  bei  Strafe  kommen 
mussten:  Auch  suUen  wir  husgenossen  zu  drien  ungeboden 
dingen  off  der  montze  sin,  o£f  den  eyt  anegeverde,  und  mag 
der  kamerer  zu  den  drien  ungeboden  dingen,  ob  er  wil  mag 
fragen  nach  unsei's  Herren  Recht  und  nach  sinen  rechten,  und 
sol  man  iss  bescheiden  und  als  dicke  si  iss  furdeiiit  und  iss 
noit  geschieht ;  dasselbe  sal  man  auch  eym  montzemaister  thun, 
als  dicke  sie  iss  fordernt  und  iss  noit  geschieht,  welche  hus- 
genösse  sie  di-u  ungeboden  Dinge  yei^sehe  und  nit  off  die 
montze  queme  und  in  land  were,  iss  were  dann  dass  er  nit 
gereichen  inocht,  oder  dass  iss  ime  vergessen  were  ane  geverde, 
der  hait  sine  friheit  verloin,  er  drede  dann  dar  und  swer  zu 
den  heiligen  dass  ess  yme  vergessen  were  oder  ehehafftige 
noit  benommen  hette'). 

In  Worms  ist  diese  Strafe  auf  fünf  Schillinge  angesetzt, 
höher  als  bei  anderen  Versäumnissen.  Auf  diesen  Dingtagen 
müssen  die  Münzer  alle  Vei'säumniss  und  Ungebühr  dem 
Meister  sagen  und  auf  ihr  Gewissen  nichts  verschweigen  ^). 

Ausführlicher  noch  bespricht  das  Vei-fahren  vor  dem 
hausgenossenschaftlichen  Gericht  ein  Reglement  aus  Strassburg, 
das  zwar  ohne  Datum  ist,  aber  zweifelsohne  in  die  ersten 
Jahrzehnte  des  14.  Jahrhunderts  gehört.  Zugleich  gewährt  es 
einen  Blick  in  die  innere  Verfassung  der  Genossenschaft^). 
Hier  heisst  es:  (1)  der  Münzmeister  soll  das  Gericht  auf  der 
MtUize  besitzen,  d.  h.  den  Vomtz  führen  im  Namen  des 
Bischofs.  (2)  Aus  der  Zahl  der  Hausgenossen  sollen  zwölf  Ge- 
schwome*  ernannt  werden,  welche  sich  alle  Dienstag  zur 
Mittagszeit  versammeln  oder  (4)  wenn  man  sie  zusammen- 
beruft; die  Anwesenheit  der  Mehrzahl  der  Zwölf  genügt  zur 
Abhaltung  des  Gerichts ,  zu  dem  der  Knecht  auf  der  Münze 
zu  laden  hat^).  Im  Verhinderungsfalle  des  Münzmeistei-s  soll 
der  Hüter  oder  einer  der  Oertermeister  den  Vorsitz  führen. 
Von  den  Geschworenen  bleibt  jährlich  die  Hälfte  beim  Gericht 
sitzen,  die  andere  Hälfte  wird  dui*ch  die  Wahl  der  gewesenen, 
Geschwomen  ergänzt.  Die  Zwölf  haben  das  Recht  über  alle 
Sachen  zu  entscheiden,  wofeme  es  nicht  an  das  Leben  geht 
und  falls  sie  nicht  selbst  den  Rath  der  Genossen  wünschen. 


^)  Mone:  a.  a.  0. 

*)  Das  Mainzer  Haufigenossenrecht,  a.  a.  0.  S.  117  f. 

*)  Mone:  a.  a.  0. 

*)  Das  Reglement  ist  ans  dem  Original  mitgetheilt  im  Anhang  II,  No.  L 

")  Anhang  II,  No.  I  §  45. 
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Diese  E]*gänzung8geschwornen   haben  dann  Stimme  wie   die 
Zwölf.    Eine  allgemeine  Vei*sammlung  der  Genossen  urtheilt 
ttber  Alles,  auch  über  Leben  und  Gut,   „ftls  es  von  alter  her- 
komen  ist  und  euch  gehalten  ist^.    (3)  Zum  Beginne  des  Ge- 
richtes gebietet  der  Richter  Ruhe  bei  Strafe  von  sechs  Pfen- 
nigen, falls  das  Gebot  gebrochen  würde  bei  einem  Schilling, 
welche  zur  Hälfte  dem  Münzmeister,  zur  Hälfte- den  Oerter- 
meisten!  zufallen.    (5)  Venirtheilte  sollen   dem  Urtheil  nach- 
kommen bei  Strafe  von  fünf  Schillingen  innerhalb  drei  Tagen, 
bei  Strafe  von  zehn  Schillingen  innerhalb  weiterer  drei  Tage, 
bei  Strafe  von  einem  Pfund  und   fünf  Schillingen   innerhalb 
eines  weiteren  Tages  und  zuletzt  bei  Strafe  von  einer  Mark. 
Wer  alle  diese  Gebote  übertritt,  der  soll  sein  Münzrecht  ver- 
loren haben,  jedoch  soll  das  seinen  Kindern  an  ihrem  MOnz- 
recht  nicht  schaden.    Die  Gerichtsbarkeit  ist  in  dieser  Zeit 
noch  vollständig  unabhängig  von  dem  Rathe,  obwohl  er  be- 
reits seinen  Einfiuss  auf  die  Verwaltung  auszuüben  begann: 
(6)  Ouch  ist  zu  wissende,  daz  die  zwölffe  die  den  zemale  des 
gerichtes  geswomnen  sint,  mögent  setzen  uszwendig  des  rates 
zä  rügende  alle  unfäge  in  der  münssen,  uff  der  münssen  und 
vor  der  münssen  uff  dem  bloch,  wie  sie  allerbeste  duncket; 
und  welle  also  zfl  geswome  werdent  gesät,  die  sollent  rügen 
alle  unzuht  bij  ii*en  truwen  an  eides  stat 

Diese  Gerichtsbarkeit,  welche  wir  bisher  Münzmeister  und 
Hausgenossen  nur  in  ihren  eigenen  oder  sie  berührenden  Sachen 
haben  ausüben  sehen,  blieb  aber  nicht  darauf  beschränkt.  Sie 
griff  in  manchen  Befugnissen,  welche  dem  Münzmeister  und  den 
Hausgenossen  zustanden,  über  den  Umfang  einer  blossen  Standes- 
gerichtsbarkeit weit  hinaus.  Das  äussert  sich  besonders  in 
den  Rechten,  welche  sie  bei  Verfolgung  und  Bestrafung 
der  Falschmünzer  hatten.  In  Bamberg  wird  es  als  eine  ihrer 
wesentlichsten  Aufgaben  bezeichnet,  Münzfälschern  nach- 
zuspüren und  sie  bei  ihren  Richtern  zu  verklagen  ^).  In  Worms,  ' 
Regensburg-,  Augsburg  etc.  hatten  sie  die  nemliche  Pflicht 
In  Strassburg  konnte  der  Münzmeister  selbst  im  Vereine  mit 
seinen  Hausgenossen  über  den  Münzfälscher  abuilheilen,  ob- 
wohl die  Strafe  an  Leib  und  Leben  ging  und  demnach  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  hätte  verhängt  werden  sollen*). 
In  Strassburg  hatte  der  Münzmeister,  wie  schon  aus  obigen 
Bemerkungen  ei-sichtlich  gewesen  sein  mag,  den  Blutbann,  mit 
dem  er  vom  Vogt  beliehen  werden  musste*),  während  in  Augs- 

^)  Schweitzer:  Die  Hausgenossen  zu  Bamberg,  a.  a.  0.  S.  6. 

^)  Gaupi):  Deutsche  Strafrechte,  I,  S.  63  f.,  Art.  96  des  Strassburger. 
Stadtrechts  -.  Sequitur  de  officio  Monetarii.  Hie  ex  jure  potestatem  liabet 
judicandi  in  falsam  monetam,  et  in  ipsos  falsarios,  tarn  in  civitate  quam 
extra  per  totum  episcopatum  sine  omni  judicum  contradictione.  Art  70. 
Ubicunque  invenent  falsarium  in  toto  episcopatu  addncet  eam  in  ciTitatemi 
et  secundum  Judicium  civitatis  judicabit 

^)  Dass  der  M.  ^L  hier  den  Blutbann  hatte,  geht  aus  Art  11  und  12 
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bm*g^),  Regensbarg ^),  Speier')  etc.  die  Hausgenossen  und 
der  Münzmeister  nur  die  Nachforschung  nach  Falsch- 
münzern zu  besorgen  hatten,  die  Abuitheilung  derselben  aber 
den  ordentlichen  Gerichtsbehörden  zustand.  In  dieser  ihrer 
Thfttigkeit  wurden  sie  jedoch  für  so  wichtig  gehalten,  dass 
ihre  Genossenschaft,  als  Friedrich  II.  auf  dem  Reichstage  zu 
Goslar  sämmtliche  Innungen  und  Zünfte  wegen  der  allzubedeu- 
tenden Macht  derselben  freilich  ohne  Erfolg  verbot,  doch  in 
unverändertem  Bestände  belassen  wurde,  „damit  sie  Acht  haben 
könnten  auf  die  Falschmünzer*'  ^),.  und  ebenso  erhielt  Heinrich, 
Bischof  von  Woims,  als  er  nach  glücklicher  Beendigung  seines 
Streites  mit  der  Bürgerschaft  im  Vertrag  zu  Offenheim  alle 
Genossenschaften  verbot,  die  Genossenschaft  der  Münzer  auf- 
recht *). 

Die  Strafe,  welche  in  Strassburg  auf  Münzfälschung  stand, 
war  die  für  dieses  Verbrechen  im  ganzen  Mittelalter  hindurch 
beliebteste,  nemlich  das  Abschlagen  der  Hand^).  Die  Strafe 
kennt  schon  der  Codex  Theodosianus ;  sie  kam  dann  in  die  Kapitu- 
larien der  Karolinger  ^)  und  von  da  in  die  meisten  Stadtrechte, 
wie  in  die  von  Augsburg,  ErAirt  und  in  die  der  meisten  thü- 
ringischen Länder.  Grausamer  wurden  die  Falschmünzer  in 
anderen  Städten  gestraft,  z.  B.  in  Kolmar,  Basel  und  Regens- 
burg in  Gel  gesotten.  In  Theilen  von  Oberelsass  wurde  der 
Schuldige  in  einen  Kessel  mit  siedendem  Wasser  geworfen, 
und  dasselbe  scheint  auch  in  Mainz  der  Fall  gewesen  zu  sein. 
In  dem  Hausgenossenrecht  lautet  nemlich  ein  Abschnitt:   It. 


des  Stadtrechts,  Qaapp:  Deutsche  Stadtr.,  Bd.  I,  S.  50  f.,  hervor:  (11) 
Habet  autem  —  nemlich  caasidicus  —  potestatem  cosendi  et  constrinffendi 
judicatOB,  quam  vocant  hannum,  non  ah  Ei)i8Copo,  sea  ah  Advocato.  Illam 
enim  potestatem,  quae  spectat  ad  sanguinis  enusionem,  suspendendorom, 
decoUandorum,  truncandornm  et  hnjusmodi  pro  analitate  dehctorum  eccle- 
siastica  persona  nee  habere  nee  &re  debet  Unde  postauam  Episcopus 
AdTOcatum  posuerit,  Imperator  ei  hannum  id  est  gladii  vindictam  in  hmus- 
modi  dampnandos  et  omnem  potestatem  strin^endi  trihuit.  fl2)  Hanc 
igitur  cum  non  habet  nisi  ex  gratla  advocatiae,  justum  est  ut  nnlla  ratione 
eam  neget  Causidico,  Theloneario,  Moneto  Magistro  etc. 

»)  Meyer:  Augsb.  Stodt..  S.  311. 

')  Muffat:  a.  a.  0.  S.  26d:  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg, 
Bd.  I,  S.  443  ff. 

')  Lehmann:  Chron.  Spir.,  a.  a.  0. 

*)  Göschen:  Die  Goslarischen  Statuten,  S.  114.  Die  Urkunde  lautet: 
Praeterea  datum  est  regali  praecepto,  qnod  nulla  sit  coiyuratio  nee  pro- 
missio  yel  societas,  quae  theutoniae  (ucitur  eynunge  vel  ghilde,  nisi  solum 
monetariorum  ea  de  causa  ut  caveant  de  falsis  monetis. 

^)  Stieda:  Die  Entstehung  des  Zunftwesens,  S.  25  f. 

«)  Gaupp:  Die  deutschen  Stadtrechte,  Bd.  I,  S.  65,  Strassb.  Stadt- 
recht, Art.  59. 

^  Pertz:  Mon.  Germ.  LL.,  Bd.  I,  S.  210  f,  Gap.  Aquisgr.  gen.  yom 
Jahre  817:  (19)  De  adultoribus  monetae.  De  falsa  moneta  jubemus,  qui 
eam  percussisse  comprobatus  fiierit.  manus  ei  amputetur.  Et  qui  hoc  con- 
sentit,  si  über  est,  sexaginta  solides  componat,  si  servus  est,  sezaginta 
ictus  accipiat 
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aaeh  deillen  die  hnsgenossen,  dass  nieman  aber  keyn  iabch 
deillen  soll,  wann  die  husgenossen  zu  mentze.  Wort  einer  mit 
falsche  be^iffen,  der  fiüsdie  ist  eins  montzmeisters  eas  st  tu 
oder  wenig,  nnd  ist  daromb  schuldig  einen  kessel  zn  keaflen, 
dass  man  Recht  über  den  nach  des  landes  Recht  und  ge* 
wohnheit  ^). 

Strenger  wurde  natürlich  die  Münzftlschung  an  einem 
Hausgenossen  wie  an  Münzbeamten  Oberhaupt  bestraft  als 
an  den  übrigen  Bürgern,  die  mit  der  Münze  in  kdnem  Zu- 
sammenhange standen,  was  freilich  in  Regensburgt  Basel  etc. 
nicht  leicht  m(^lich  war.  So  heisst  es  in  dem  Erfurter  Weis- 
thum  von  1289:  Ein  iechlich  velschere,  die  da  begriffen  wirt 
mit  valschen  phenningen  mit  eime  Schillinge  oder  mer,  deme 
sol  man  slahen  abe  die  hant.  Wirt  aber  begriffen  valsch  bi 
deme  muntzmeistere  oder  bei  den  husgenozzen  oder  bi  andern, 
die  muntzen  können,  den  get  es  an  den  lip^. 

Auch  der  Schwabenspiegel  beschäftigt  sich  im  §  192  des 
Landrechts  sowohl  mit  den  Münzvergehen  im  allgemeinen 
als  mit  der  Münzfälschung,  die  sich  ein  Münzer  zu  Schulden 

kommen  lässt  BÄtet  der  mdnzer  einen  valschen  phenning  uz 
so  daz  er  da  mit  iht  kouffen  wil .  oder  da  mit  iut  gelten  wil . 

oder  ienen  f&r  gflt  geben  wil  .  vnd  ist  ir  zwelfe  oder  me .  ez 
gat  im  an  die  hant .  er  habe  ir  danne  sinen  schup  .  und  danoch 

müz  er  swem  daz  er  mit  en  wiste  daz  si  valsch  weren  .  und 
ist  ir  ein  halp  phunt .  oder  me  .  ez  gat  im  an  den  hals  etc.  ^)« 
Und  nun  ist  im  Verlaufe  das  ganze  strafrechtliche  Verfahren 
beschrieben,  das  eingehalten  werden  soll,  wenn  ein  Münzer 
der  Fälschung  beschuldigt  ist  Aehnliche  Bestimmungen  wieder- 
holen sich  im  §  363  des  Landrechts  *)  des  Schwabenspiegels  so- 
wie im  Sachsenspiegel  ^)  und  im  Spi^el  deutscher  Leute  ^). 

Unter  dem  Namen  „valsch"  oder  „falsch",  der  wie  in  den 
eben  erwähnten  Erfurter  und  Mainzer  Urkunden  auch  noch  in 
vielen  anderen  sich  findet,  verstand  man  aber  nicht  nur  jede 
eigentliche  Münzfälschung,  d.  h.  jedes  Schlagen  von  Münzen,  sei 
es  ohne  Erlaubniss  des  Münzherm  mit  dessen  Zeichen  und  Bil- 
dern, wenn  auch  mit  geeignetem  und  gutem  Material,  oder, 
wenn  auch  mit  Erlaubniss  des  Herrn,  mit  schlechter,  zu  stark  mit 


*)  Das  Mainzer  Haasgenossenrecht,  a.  a.  0.  S.  17  L 

'")  Kirchhoff:  Die  ältesten  WeisthOmer  Erfnrto,  S.  16  L,  §  24. 

^)  SchwabeDspiegel:  Landrecht  §  192.    Ausg.  von  Lasaberg,  S.  89  f. 

*)  Ebenda:  §363,  S.  154  £ 

"")  Homeyer:  Sachsenspiegel,  Buch  H,  Art.  26,  5;  2,  S.  86;  Beit  de 
moniere  enen  valschen  penning  ut,  so  dat  he  dar  mede  kopen  wel,  it  gat 
ime  an  den  hals  etc.;  auch  §  3  gehört  hieher. 

<^)  F  ick  er:  Der  Spiegel  deutscher  Leute,  S.  109,  No.  131,  §  2:  Peut 
der  niüntzer  einen  valschen  pfenig  anz,  so  daz  er  damit  chaopen  wil .  es 

Set  im  an  den  hals.    Vergl.  mr  das  15.  Jahrh.  noch  die  Veroranongen  för 
ie  Hausgenossen,  Anhang  II,  No.  VIII,  §  10. 
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Kupfer    vei'setzter  Mischung,  sondern  auch  jede  anderweitige 
Vonii^me  von  verbotenen  Handlungen  an  Münzen,  wodurch 
Jemand  betrQgerischer  Weise  auf  Kosten  Anderer  sich  Vortheil 
zu   yerschafifen  wusste.    Die  UnvoUkommenheit  der  Münzprä- 
gang,  welche  nicht  gestattete,  ein  Stück  wie  das  andere  von 
ganz  gleichem  Gewichte  zu  prägen,  wurde  häufig  benützt,  um 
die  schwereren  Stücke  auszusuchen,  einzuschmelzen  und  nach 
dem  Gewichte  als  Silber  theurer  zu  verkaufen,  als  ihr  eigent- 
licher Werth  als  Münze  war.    Dadurch   machte  der  Thäter 
nicht   nur   einen  unberechtigten  Gewinn,  sondern  es  konnte 
auch,    wenn  dies  „Saigern''  nur  in  einem  einigermaassen  aus- 
gedehnten Umfange  vorgenommen   wurde,    der  Wertii   einer 
ganzen  Gesammtheit  von  Münzen  aus  einer  Prägung  bedeutend 
gedrückt  werden  und  dann  zu  dem  ui-sprünglichen  Nominal- 
werth  in  keinem  Yerhältniss  mehr  stehen,  indem  alle  guten, 
eigentlich  vollwichtigen  oder  vielmehr  überwichtigen  Münzen, 
die  —  eine  Ausprägung  als  Einheit  betrachtet  —  das  Korrek- 
tivum  zu  den  unterwichtigen  bilden  sollten,  entfeiiit  und  dem 
Handel  entzogen  wurden  und  nur  mehr  die  schlechten,  minder- 
werthigen  im  Handelsverkehre  umliefen.    Ebenso   wie  durch 
Saigem  konnte  der  Werth  der  einzelnen  Münzstücke,  wie  des 
Geldes  überhaupt,    durch   das  damals  so  häufig  geübte  Be- 
schneiden, das  „Umschroten**  der  Geldstücke  geschädigt  werden. 
Alle  Vergehen  in  dieser  Beziehung  geholten  ebenfalls  zur  ge- 
richtlichen Kompetenz  des  Münzmeisters  und  der  Hausgenossen, 
wenigstens  was  die  Aufspürung  und  Ergi*eifung  des  Thäters 
anlangt.    Da  auch  dies  Verbrechen  häufig  an  Leib  und  Leben 
ging,  so  musste  die  Bestrafung  desselben  ebenfalls  den  ordent- 
lichen Richtern  überlassen  bleiben.    Eine  hieher  gehörige  Be- 
stimmung lautet :  Ist  auch,  das  di  mttnszmaister  einen  menschen 
begi-eiffent  mit  ainem  saiger  und  mit  ainer  schrotschaer  dabey, 
so  sind  di  richter  der  fursten  gewaltig  leibs  und  guts  ^).   Eine 
ähnliche  Bestimmung  aus  Erfurt  besagt,  dass  derjenige,  der 
mit  Abschroten,    die    hier   „genoste"   genannt    werden,    an- 
getroffen wird,    wenn  dasselbe   ein   Settin   (Bruchtheil  eines 
Lothes)  beträgt,  zum  Verlust  der  Hand,  wenn  es  ein  Loth 
beträgt,   zum  Verlust  des  Lebens  verui-theilt  werden  solP). 
Noch  strenger  war  in  etwas  späterer  Zeit  die  Strafe  in  Frei- 
burg, woselbst  nach  dem  Münzreglement  von  1377  jeder,  der 
die  Münzen  beschneidet,  ei'st  die  Finger  verliei*en  und  dann 
gehängt  werden  soll ').    In  Wien  war  es  sogar  den  hiezu  nicht 
Berufenen  verboten,  Edelmetalle  einzuschmelzen;  wer  es  doch 
that^   dem  wurde  die  Esse  zei*schlagen  und  er  musste  zwei 


>)  Muffat:  a.  a.  0.  8.  268. 

«)  Kirchhoff:  a.  a.  0.  S.  17,  §  26:  Swer  mit  umbschrö düngen,  daz 
da  heizzet  genoste.  begriffen  wirt,  mit  eime  settine  daz  get  ime  an  die  hant, 
mit  eime  lote  an  aen  Hp. 

^)  Ilanauer:  Etudes  sur  les  monnaies  d'Alsace,  S.  126. 
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Pfund  Pfennige  Strafe  zahlen  oder  einen  Daamen  verlieren^). 
In  Stmssburg  musste  Anfang  des  14.  Jahrhundeils  der  jrom 
Mttnzmeister  bestellte  Hüter  jeden  Fälscher  und  Frevler  an 
der  Münze  innerhalb  des  städtischen  Burgbanns  bei  dem  Münz- 
meister und  den  Hausgenossen  verklagen.  Die  Verurtheilnng 
erfolgte  aber  auch  damals  noch  durch  das  Gericht  der  Haus- 
genossen *). 

Ich  will  es  bei  diesen  Beispielen  bewenden  lassen,  obwohl 
sich  noch  eine  grosse  Menge  gleicher  oder  ähnlicher  Bestim- 
mungen anfuhren  Hesse.  Man  kann  aus  der  unverhältoiss- 
massigen  Höhe  der  Strafe  ei-sehen,  dass  solche  Fälle  häufig 
vorgekommen  sein  mögen  und  dass  sie  auf  den  Geldverkehr 
einen  sehr  störenden  Einfluss  ausübten. 

Ein  andres  Recht,  welches  dem  Münzmeister  neben  dem 
Vogte,  Burggrafen  und  Marktmeister  einen  bedeutenden  Ein- 
fluss auf  das  wirtbschaftliche  Leben  in  den  einzelnen  Städten 
gewährte,  war  die  Befiigniss,  alle  Masse  und  Gewichte  seiner 
Beschau  und  Aufsicht  unterwerfen  zu  dürfen.  Silberwage 
und  Gelöte  durfte  überhaupt  Niemand  haben  als  Münzmeister 
und  Hausgenossen,  wie  das  Baseler  Dienstmannenrecht  sagt'). 
Der  Münzmeister  hatte  das  Normalgewicht  und  alle  Grewichte 
der  Stadt  müssen  nach  seinem  Gewichte  gemacht  und  mit 
einer  von  ihm  aufgestempelten  Marke  versehen  sein  *).  Ebenso 
durfte  in  Wien  Niemand  ein  anderes  als  pfundiges  Gelöte 
haben.  Niemand  im  Lande  durfte  Gewicht  haben,  „damit 
man  silber  und  münsz  ze  kauffen  gewogen  mag**  bei  Strafe 
an  Leib  und  Gut^),  denn  aller  Verkehr  mit  Gold  und  Silber, 
•  auch  mit  Perlen  und  Edelsteinen  war  hier  unmittelbar  unter 
die  Aufsicht  der  Münze  gestellt^).  Nach  dem  zweiten  Stadt- 
recht von  Augsburg  sollen  Schneider,  Krämer,  Gastgeber, 
Höcker,  Fleischer  und  wer  mit  Wage  imd  mit  Gewicht  um- 
zugehen hat,  gleiches  Gewicht  haben,  das  nach  dem  des  Münz- 
meistei'S  gemacht  und  mit  dessen  Stempeleisen  vei-sehen  ist^. 


»)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  304,  ürk.  LVI. 

»)  Anhang  II,  No.  I.  <^  14  und  15. 

")  Wackernagel:  Das  Bischofs*  und  Dienstmannenrecht  yon  Basel, 
S.  18:  Ouch  sal  nieman  hau  silberwa^e  noch  geloete  wan  die  wehselere, 
die  wehsilrehte  haut,  unde  die  goltsmide  ze  irme  hantwerke  nnzan  zwo 
march.  Die  selben  wesseler  salen  niemanne  wegen,  wan  daz  si  kauffent 
Silber  in  die  münze,  daz  ander  sol  man  allez  wegen  ze  vron  wage  in  der 
münze. 

*)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  307  u.  ürk.  VI. 

»)  Ebenda:  S.  299  u.  ürk.  XLIV. 

«)  Ebenda:  S.  299  u.  ürk.  lY.  Vergl.  Stenzel  und  Tzschoppe: 
Schles.  Ürk.-B.,  S.  88. 

'')  Meyer:  a.  a.  0.,  S.  21,  Art  8,  §  27:  Man  sol  auch  wizzen,  daz 
der  husgenozzen  geloete  elliu  gelichut  snln  sin  nah  des  munzmeisters  ge- 
loete, unde  suln  auch  elliu  gelich  gestempbet  sin  mit  ainem  marke  daz  der 
munzmeister  hat.  Darüber  so  ist  reht  daz  ein  ieglich  man,  er  si  gewander, 
kramer,  gastgaebe,  bucker,,  ylaismanger  unde  swer  mit  geloete  umbegat, 
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Ausgedehnter  war  auch  in  diesen  wie  in  so  manchen  andern 
Dingen  die  Kompetenz  des  MQnzmeisters  in  Speier.  Hier  hatte 
er  die  Berechtigung,  alle  Gewichte  und  Wagen,  nicht  allein 
der  Bürger,  die  nach  dem  Gewichte  verkaufen,  sondern  auch 
der  Fremden,  die  in  die  Stadt  kommen,  um  Waaren  nach  dem 
Gewichte  zu  verkaufen,  zu  eichen  und  zu  rechtfertigen,  wenn 
und  so  oft  es  ihm  beliebte.  Regelmässig  aber  musste  er.  alle 
Frohnfasten  alle  Gewichte  und  Wagen  eichen  und  zu  dem 
Zwecke  die  Apotheker,  Goldschmiede,  Krämer,  Kannengiesser, 
Salzgiesser,  Metzger  und  Wollenwieger  mit  ihren  Gewichten 
durch  den  Münzknecht  vor  sich  rufen  lassen.  Richtige  Ge- 
wichte wurden  von  ihm  geeicht,  die  Besitzer  unrichtiger 
mussten  eine  nicht  unbedeutende  Geldbusse  zahlen^.  Eine 
schwere  Strafe  verfügte  für  solche  Fälle  das  Erfurter  Weisthum 
von  1289.  Hier  heisst  es:  Der  muntzmeister  der  sal  war- 
nemen  valschiz  gelodes  unde  wagen.  Bi  sweme  er  daz  vindet, 
der  sal  ime  wettin  driu  phunt  unde  dru  schei-ph  uf  genade. 
Vindet  man  aber  anderweicie  bei  deme  selben  man  valsch  ge- 
lode  oder  wa^e,  daz  get  ime  an  sin  haut,  zu  deme  dritten 
male  an  den  lip^).  Hier  mussten  sich  auch  die  Goldschmiede 
ein  Zeichen  von  dem  Münzmeister  muthen  und  nur  unter 
diesem  Zeichen  durften  sie  arbeiten  ^).  In  Mainz  *)  und  Wien  ^) 
hat  der  Münzmeister  auch  die  Kontrole  der  EUenmaasse,  die 
sonst  wohl  auch  dem  Burggrafen  zustand.  In  letzter  Stadt 
machte  ihn  auch  seine  genaue  Kenntniss  und  Vertrautheit  mit 
den  Mischungen  von  Gold  und  Silber  zum  Richter  über  die 
damals,  d.  h.  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  aus  dem  die  Ur- 
kunde stammt,  so  zahlreichen  Gold-  und  Silbeimacher ;  die 
Alchymisten  soll  er  allenthalben  ausrotten  und  „der  sind  vill 
under  den  Studenten^  ^).  In  Bamberg,  wo  diese  Marktpolizei 
nicht  zur  Kompetenz  des  Münzmeisters  gehörte,  hatten  die 
Hausgenossen  wenigstens  das  Recht,  dass  einer  oder  mehrere 
aus  ihrer  Gesellschaft  neben  einem  oder  mehreren  Stadtschöffen 


gelichiu  geloete  haben  saln,  dia  ellia  gemachet  sin  nah  des  munzmeisters 
geloete  unde  die  ellia  geliche  mit  des  manzmaisters  stemphysen  gemerket 
sin.  Unde  swa  man  dia  gestemphten  geloete  also  niht  rehtiu  yindet,  daz 
haizzent  yalschia  geloete,  unde  sol  ez  der  vogt  rihten  nach  valsches  rehte. 
Vergl.  dazu  das  Mainzer  Hausgenossenrecht  a.  a.  0.  S.  117  f.  (6)  It.  auch 
sint  alle  wagen,  j^oltwagen  und  silberwagen  und  gewechte  der  montze  zu 
mentze,  an  die  smer  wage  und  mag  er  auch  ein  montzmeister  umbgehen 
mit  einem  rechter  zweyen  erenhafftigen  bürgern  und  mag  alle  gewechte  und 
wagen  und  ellmass  besehen  wann  er  wil  .wo  er  es  zu  cleyn  findet  oder  zu 
grosse,  da  ist  man  einem  montzemeister  schuldig  sechzig  schelng  mentz  zu 
einer  pene  als  dicke  das  noit  geschieht. 

^)  Lehmann:  Chron.  Spir.,  S.  278. 

>)  Kirchhoff:  a.  a.  0.  S.  17  f.,  §  25. 
choff:  ebenda. 
160,  Anm.  1. 


»)  Kirc 

*)  S.  S. 


*)  Karajan:  S.  304. 


•)  Karajan:  a.  a.  0.  S.  448  u.  ürk.  No.  XXXVI. 
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zu  der  eigens  ernannten  Kommission  des  Käthes  beigezogen 
werden  sollten,  welche  unter  Führung  des  Schultheissen  f^le, 
Trinkmaass,  Oelmaass,  Getreidemaass,  Salzmaass  und  Gewichte 
und  Wagen  zu  i*evidiren  hatte;  das  Gericht  der  Hausgenossen 
und  Schöffen  bildete  die  zweite  Instanz  in  Klagen  wegen 
solcher  Vergehen,  deren  Spruch  sich  auch  der  Schultheiss 
fügen  musste^). 

So  sehen  wir  den  Mttnzmeister  und  seine  Hausgenossen 
eine  Marktpolizei  ausüben,  durch  welche  er  seinen  Einflnss 
auf  die  Verwaltung  der  Stadt  noch  um  ein  gut  Theil  erhöhen 
konnte  *). 

Eine  ganz  exzeptionelle  Stellung  in  Bezug  auf  Gerichtsbar- 
keit  nehmen,  wie  hier  zum  Schlüsse  noch  erwähnt  werden 
mag,  die  Hausgenossen  von  Weissenburg  ein,  von  deren  Privi- 
legien und  Thätigkeit  wir  im  üebrigen  keine  andere  Nachriebt 
haben,  als  dass  sie  ein  Patriziat  bildeten,  aus  dem  die  Stadt- 
behörde hervorging,  und  dass  sie,  mit  den  Ministerialen  des 
Abtes  zu  Gericht  sassen^).  Dieser  Gerichtshof  bildete  ein 
„hohes  Gericht**,  dessen  Kompetenz  sich  auf  ungefähr  20 
Dörfer  erstreckte.  Er  war  ursprünglich  zusammengesetzt  ans 
7  Rittern  und  7  Hausgenossen.  Im  Jahre  1407  war  aber  die 
Zahl  der  Letzteren  so  gesunken,  dass  man  in  ihren  Familien 
nicht  mehr  die  14  Kandidaten  fand,  aus  denen  der  Abt  die 
7  Beisitzer  hätte  wählen  können.  Kaiser  Rupprecht  erlaubte 
ihnen  denn  auch,  sich  aus  der  Zahl  ihrer  Verwandten  zu  er- 
gänzen, wenn  diese  nicht  genügen  sollten,  aus  den  Familien 
der  angesehenen  Bürger  der  Stadt*). 

Ein  anderes  Privileg,  das  wir  in  den  Statuten  der  Haus- 
genossen wie  in  den  Stadtrechten  finden,  gibt  Zeugniss,  wie 
hoch  das  Münzhaus  in  Ehren  gehalten  wurde.  Wie  alles,  was 
unseren  Vorfahren  im  Mittelalter  heilig  war,  wie  sich  be- 
sonders die  Kirche  und  Gerichtsstätte  eines  besonderen  Frie- 


^)  Schweitzer:  a.  a.  0.  S.  7,  §  84  des  Bamb.  Stadtrechts:  wenn 
ein  Schultheiz  Elnn  .  Trinkmaz  .  Olmaze  .  Getreydemaz  .  Saltmaz  .  Das 
gezeichent  ist  oder  gewichte  vnd  wage  aufheben  will  .  so  schol  er  zo  im 
nemen  der  einen  die  hawsgenossen  heizen .  oder  mer .  ynd  einen  statsdiepphen 
oder  mer.  §  85.  Ynd  waz  denn  dy  aufgeheben  daz  schullen  sy  forttraffen. 
ob  ez  sy  ungerecht  den  andren  pnrgem  vnd  schopphen  .  vnd  dy  schulen 
ez  messen  .  wegen  vnd  eychen  mit  der  stat  maze  .  wage  vnd  gewichte. 
§  88.  wolt  in  (den  Fälscher  an  Mass  und  Gewicht)  aber  der  schmtheiz  le 
swer  sein .  vnd  wolt  in  ze  mal  an  der  habe  verderben  .  woran  in  denn  dy 
hawsgenoszen  vnd  die  schepphen  weisen  ....  vnd  wie  si  daz  auf  dy  eyde 
erchennen  ....  da  schol  ein  schultheiz  bescheidenheit  zuwenden  .  vnd 
also  haben  ez  vor  alle  schulthaizen  gehalten.  

^)  Für  Strassburg  in  etwas  späterer  Zeit,  s.  Anhang  II,  No.  YIII,  §  17, 
18,  No.  X,  §  15,  20,,  No.  XI,  §  9. 

")  Hanauer:  Etudes  sur  les  monnaies  d'Alsace,  S.  134.  Dazu 
Hertz og:  Chronik,  Buch  X,  S.  178;  Mone:  Zeitschrift,  Jahrg.  1851, 
S.  51.;  Grimm:  Weisthümer,  Bd.  L  S.  766. 

«)  Als.  diplom.,  Bd.  II,  8.  316. 
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dens  erfireuten,  so  auch  das  MOnzhaus.  Diese  Ehrfurcht  vor 
dem  MQnzhause  erstreckt  sich  jedenfalls  weit  zurück;  denn 
bereits  im  älteren  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1104 
findet  sich  eine  höhere  Strafe  filr  den  angesetzt,  der  Unfag  im 
Münzhause  b^eht:  Si  quis  monetam  temerarie  intraverit 
carebit  episcopi  gratia,  et  si  aliquem  intra  monetam  leserit, 
vel  temeraiie  extraxerit,  fr^t  cameram  episcopi  0-  Das 
zweite  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1278  bestinmit  — 
und  damit  ist  der  Fortschritt  der  Entwicklung  dieses  Vor* 
rechtes  innerhalb  der  zwischen  den  beiden  Stadtrechten  lie- 
genden Zeitperiode  recht  klar  gemacht  — :  Die  münze  hat 
auch  das  recht,  weih  man  entrinnet  in  die  münze  oder  under 
daz  dach  von  der  münze,  umbe  swelche  schuld  daz  ist,  der 
sol  fride  hau  unde  sicher  sin  sines  libes  unde  sines  gutes,  als 
daz  im  niemen  kain  leit  tun  soP).  Es  ist  aus  dem  Bechte 
eines  besonderen  Schutzes  ein  Asylrecht  geworden,  wie  die 
Kirche  ein  solches  besass,  während  das  ursprüngliche  Schutz- 
recht natürlich  fortbestehen  blieb.  In  Speier  muss  im  14.  Jahr- 
hundert derjenige,  welcher  der  Münze  Frieden  und  Freiheit 
bricht,  13  Piund  Pfennige  Strafe  bezahlen.  Das  Münzhaus 
daselbst  sowie  jedes  Haus  der  Münzer  soll  vor  allem  dem 
Münzer,  dessen  Weib,  Kindern  und  Gesinde,  dann  aber  auch 
jedem  Fremden,  der  um  eines  Vergehens  willen  dahin  geflohen 
ist  und  dort  Schutz  gesucht  hat,  ein  Asyl  g^en  jede  Obrigkeit 
gewähren').  In  Wien  sollte  derjenige,  der,  schuldig  oder  un- 
schuldig, in  die  Schlagstube  sich  flüchtet,  von  dem  Augenblicke 
an,  da  er  die  Thüre  derselben  erfasst  hat,  nicht  mehr  ergiifien 
werden  dürfen.  Der  Flüchtige  soll  in  des  Münzmeisters  Gnade 
gestellt  sein;  dieser  mag  ihn  dann  entweder  selbst  richten 
oder  dem  Stadtrichter  übergeben.  Und  derselben  Gnade 
sollen  nach  einer  Urkunde  Rudolf  L  auch  die  Häuser  der 
Hausgenossen  sich  erfreuen^). 

Von  den  unbedeutenderen  Privilegien  der  Hausgenossen 
soll   noch   erwähnt  werden,   dass  die  Hausgenossen  zu  Wien 


*)  Meyer:  Das  SUdtbach  yon  Augsburg,  S.  311.  Dasselbe  spricht 
Pfalzgraf  Otto,  Herzog  von  Bayern,  fUr  die  M&nze  in  Regensburg  aus  im 
Jahre  1295:  swer  auch  in  unser  chamer  ist  oder  chumt,  wir  meinen  in  di 
MQnz  und  an  den  wehsei,  dem  pannen  und  gebiten  wir  frid  von  dem  ge- 
walt  unser  fürstlichen  em.  Gemeiner:  Chronik  von  Regensburg,  Bd.  I, 
S.  443. 

')  Meyer:a.a.O.  S.  18,  Art.8,  §14.  Der  Schluss  des  Paragraphen  lautet: 
Braeche  daz  iemen  darüber,  der  hat  den  bischof  haimgesüchet  reht  als  in 
siner  kamer,  wan  diu  munzze  in  sine  kammer  hoeret,  unde  sol  sin  hulde 
gewinnen  darumbe  unde  auh  ime  bessern  an  sine  gnade. 


')  Lehmann:  Chron.  Spir.,  S.  278. 
*1 


Karajan:  a.  a.  0.  S.  317  f.,  iur  Regensburg  vergl.  Muffat: 
a.  a.  0.  S.  221;  für  Basel  Ochs:  Gesch.  v.  Basel,  Bd.  II,  S.  128.  Ein 
Analogen  bieten  die  Häuser  der  Schöffen  in  Franken,  die  ebenfalls  ein 
Asyhrecht  hatten.    Grimm:  Rechtsalterthümer,  S.  891. 

11* 
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steuerfrei  waren  0«  ebenso  auch  die  Bamberger  Hausgenossen, 
so  lange  sie  nicht  selbst  münzten ').  Des  gleichen  Rechtes 
erfreuten  sich  aber  auch  die  Münzer  andrer  Städte,  z.  B. 
(Ue  schlesischen  Münzer  ^).  Die  Wiener  Hausgenossen  ge- 
nossen ein  weiteres  Vorrecht  dadurch,  dass  sie  ihi*e  Schuldner 
jederzeit  festsetzen  und  pfänden  durften^),  die  Wormser  dadurch, 
dass  sie  ohne  ihren  Willen  zur  Uebemahme  eines  Schöffen- 
oder ßichteramtes  nicht  gezwungen  werden  duiiten  ^)  Solcher 
Privilegien  gab  es  in  allen  Städten  noch  verschiedene,  doch 
sind  sie  unbedeutend  gegenüber  den  von  uns  oben  ausführ- 
licher betrachteten. 

Wir  sahen  somit  eine  stattliche  Reihe  von  Privilegien  und 
Von'echten,  welche  die  vornehmste  Klasse  unter  den  Münz- 
Verwaltungsbeamten,  die  Hausgenossen  aufzuzählen  hatten,  die 
sie  von  ihren  Mitbürgeiii  untei-scheiden  und  in  eine  bessere, 
bedeutendere  und  überlegenere  Stellung  bringen  mussten.  Ich 
habe  an  vielen  Stellen  auf  den  grossen  Einfluss  hingewiesen, 
den  die  Hausgenossen  auf  die  wirthschaftliche  Entwicklung  der 
Städte  auszuüben  im  Stande  waren.  Auch  bedurften  die 
meisten  Urkunden  keines  Kommentai-s,  um  zu  zeigen,  wie  sie 
durch  den  Wechsel,  die  ihnen  grösstentheils  anheim  gegebene 
Möglichkeit  den  Markt  mit  gutem  oder  schlechtem  Geld  zu 
versehen  und  dadurch  die  Fremden  zum  Handelsverkehr  an- 
zuziehen  oder  davon  abzuhalten,  durch  die  Ausübung  der 
Marktpolizei,  der  Kauf-  und  Tauschgeschäfte  mit  Silber  und 
Gold,  sowie  allein  schon  durch  ihre  Stellung  als  reiche  Banquiers 
und  vornehme  Kapitalisten  einen  nicht  zu  unterschätzenden 
Einfluss  auf  die  kommerzielle  Bewegung,  das  wirthschaftliche 
Leben  einer  Stadt  ausübten.  Betrachten  wir  diese  Thatsachen, 
so  finden  wir  es  erklärlich,  dass  sie  zu  einer  so  bedeutenden 
gesellschaftlichen  Stellung  gelangen  konnten,  wie  sie  eine 
solche  in  der  That  besondei-s  gegen  Ende  des  13.  und  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  besassen. 

Aber  auch  für  das  politische  und  soziale  Leben  einer 
Stadt,  nicht  blos  für  das  wiilhschaftliche  repräsentirten  diese 
Genossenschaften  einen  bedeutenden  Faktor.  Auch  das  zu 
beobachten,  ist  nicht  ohne  Interesse,  weil  uns  eine  derartige 
Beobachtung  mit  dieser  einen  Gruppe  von  Pei'sonen  im  Vorder- 
grund zugleich  eine  Pei-spektive  eröffnet  auf  die  Klassen- 
kämpfe jener  Zeit.  Ich  will  es  versuchen,  eine  Schilderung 
von  dem  politischen  und  sozialen  Leben  und  Treiben  dieser 
Genossenschaften  zu  geben  und  will  dies  vornehmlich  an  zwei 
Städten  thuen,   die  für  eine   derailige  Beobachtung  am  ge- 

')  Earajan:  a.  a.  0.  S.  482,  No.  LXIX. 

^  Schweitzer:  a.  a.  0. 

')  Stenzel  und  Tzschoppe:  Schles.  Urk-Samml. 

^)  Karajan:  a.  a.  O.  S.  320. 

«)  Mone:  Zeitfichr.  f.  d.  Gesch  des  Oberrh.,  Bd.  IX,  S.  288. 
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eignetsten  sind,  theils  weil  Urkunde  und  Chi-onik  uns  hier 
reichlichere  Aufschlüsse  geben,  theils  weil  hier  die  Entwicklung 
der  Klassengegensätze  jener  Zeit  am  weitesten  gedieh,  theils 
weil  hier  die  Hausgenossenschaft  noch  immer  in  ihi'er  eigensten 
Thätigkeit  erkennbar  bleibt,  während  sie  in  andren  Städten 
80  mit  dem  ganzen  Patriziate  verwachsen  ist,  dass  eine  geson- 
derte Betrachtung  ihi-es  spezifischen  Einflusses  schwer  verfolgbar 
ist    Die  beiden  Städte  sind  Strassburg  und  Speier. 

In  der  ei*sten  Zeit  ihrer  Machtentwicklung  im  10.,  11.  und 

12.  Jahrhundert  gingen  in  Strassburg  und  Speier  ebenso  wie 
in  den  andren  Städten  die  Münzer  getreulich  im  Vereine  mit 
ihrem  Heiren;  sein  Intei-esse  war  auch  ihr  Interesse,  mit  seiner 
Macht  hielt,  steigeite  sich  oder  sank  auch  ihre  Macht.  Damals 
gewäh]*ten  die  Herren  ihnen  bereitwillig  in  Anbetracht  ihrer 
guten  Dienste  und  ihrer  Nothwendigkeit  die  Privilegien,  welche 
später  in  den  Händen  der  Münzer  zu  einer  Waffe  wurden, 
deren  Spitze  sich  gegen  die  Verleiher  selbst  richtete.  Noch 
hatte  keine  Klasse  der  Stadtbewohner  sich  recht  filhlen  gelernt. 
Aber  es  dauerte  nicht  eben  lange,  da  suchten  sich  zuei-st  die 
Ministerialen  dem  drückenden  Einfluss  und  der  festen  Abhängig- 
keit von  ihren  HeiTen  zu  entziehen,  und  besondei*s  mussten  die 
Münzer  in  ihrem  beständigen  Verkehr  mit  den  Handeltreibenden 
und  den  vermöglichen  Kauf  leuten  wie  mit  den  Bürgeni  über- 
haupt bald  zu  einem  Gefühle  ihrer  Macht  gelangen.  Da  kamen 
ihnen  ihre  Privilegien,  die  Selbstständigkeit,  mit  der  sie  die 
Verwaltung  der  Münze  führten,  die  Hilflosigkeit  und  bedenk- 
liche Lage  der  Städte  ohne  sie,  trefflich  zu  Statten.  Und  als 
gegen  Ende  des  12.,  Anfang  des  13.  Jahrhundei-ts  der  kolle- 
gialische  Stadtrath  sich  allmälig  zu  bilden  begann,  wussten  sie 
gar  wohl  sich  mit  diesem  zu  verständigen,  um  so  mehr,  als 
Anfangs  ja  des  Bischofs  erste  Beamte,  der  Burggraf,  der  Schul- 
theiss,  der  Zollcr,  sich  unter  den  consules  befanden.  Die  mit 
dem  steigenden  Verkehr  und  der  immer  mehr  nur  auf  möglichst 
grossen  Gewinn  gerichteten  Ausbildung  des  Münzrechts  steigende 
Summe  ihrer  Münzgefälle,  die  Kapitalmacht,  die  sie  mit  der 
zunehmenden  Geldwirthschaft  erlangten,  musste  das  Gefühl 
ihrer  Bedeutung  nur  erhöhen.  Und  jedenfalls  mit  der  vor- 
nehmen, wohlhabenden  Bürgerschaft  erst  in  steter  Berührung, 
dann  verwandt,  wussten  sie  diese  für  ihr  Interesse  zu  gewinnen 
und  in  ihre  Genossenschaft  zu  ziehen.  ISun  mag  in  manchem 
bischöflichem  Herzen  zuei-st  eine  trübe  Ahnung  von  den  Dingen 
der  Zukui^t  aufgedämmert  sein.  Vielleicht  ist  die  Bestimmung 
im  63.  Artikel  des  Strassburger  Stadtrechts,  dass  Niemand  als 
ein  Gotteshausdienstmann  Münzer  sein  dürfe,  nur  ein  ängstliches 
Präventivmittel,  ein  Protest  gegen  die  Aufnahme  unabhängiger, 
reicher  Bürger,  welche  den  Einfluss  des  Bischofs  auf  seine 
Untergebenen  untergraben  oder  vielmehr,  da  dies  schon  geschehen 
war,  noch  mehr  Abgeschwächt  hätten.    Es  sieht  fast  so  aus. 
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wenn  man  diese  Voi*schrift  im  Zusammenhange  mit  der  begin- 
nenden Emanzipation  der  Hausgenossen  wie  der  Ministerialen 
überhauj)t  betrachtet.  Ganz  denselben  Befürchtungen  ent- 
stammen die  Voi-schriften  des  Kölner  Erzbischofs  Konrad  vom 
Jahre  1259,  worin  bestimmt  wird,  dass  kein  Mttnzer  ein  Schöffen- 
oder Richteramt  übernehmen  dürfe*).  Wirthschaftlich  hatten 
die  Hausgenossen,  besondei*s  wenn  sie  Hand  in  Hand  mit  dem 
Zoller  gingen,  die  Stadt  bereits  in  ihrer  Hand,  nun  strebten 
sie  auch  nach  politischer  Macht,  nach  der  Hen-schaft  über  die 
Stadt,  und  suchten  des  Bischofs  Gewalt  brach  zu  legen,  ein 
Streben,  das  durch  die  damaligen  Kämpfe  zwischen  des  Papstes 
und  des  Kaisers  Anhängen),  wie  sie  in  Köln  so  sehr  zahlreich 
waren,  wesentlich  begünstigt  wurde.  Stille,  ftiedliche  Naturen 
Hessen  die  Geschichte  ihren  Lauf  gehen;  ein  Mann  wie  der 
eben  erwähnte  Erzbischof  Konrad  von  Köln,  eine  so  energische, 
gewaltthatige  Natui*,  wollte  das  nicht  i-uhig  eilragen  und  mit 
allen,  eines  Priestera  oft  nicht  würdigen  Mitteln,  die  nur  die 
Noth  entschuldigen  kann,  warf  er  sich  dem  Strom  entgegen, 
bereits  unterstützt  von  den  demokratischen  Elementen,  die, 
von  ihm  zu  Hilfe  gemfen,  in  Köln  früher  als  anderswo  an  dem 
hochmüthigen ,  egoistischen  Begiment  der  Richerzechheit  und 
der  Münzerhausgenossen  satt  bekommen  hatten.  Freilich,  des 
Erzbischofs  Zoni  auf  die  Ministerialen  und  Patrizier  half  nichts: 
zu  einem  Thore  aus  der  Stadt  getrieben  und  der  Aemter 
für  verlustig  erklärt,  kehrten  sie  baldigst  zum  anderen  Thore 
wieder  zurück ;  die  Blüthe  ihrer  Macht  war  durch  diese  heissen 
Tage  nicht  verkümmert,  sondein  nur  schneller  zur  offenen  Blume 
entfaltet  worden. 

Auch  in  Strassburg  findet  sich  der  Streit  zwischen  dem 
Stadtherra  und  den  aufkommenden  Geschlechtem,  und  ein 
Walther  von  Geroldseck  Hess  sich  nicht  Trotz  bieten  von  dem 
kaum  entstandenen  Stadtrathe,  sondern  nahm  streitlustig  den 
Kampf  auf  Aber  auch  hier  war  ebensowenig  wie  anderwftrts 
ein  dauei-nder  Erfolg  auf  Seite  des  Bischofs. 

Man  sieht  leicht,  dass  es  damals,  zur  Zeit  der  unter  steten 
Kämpfen  voranschreitenden  Entwicklung  der  städtischen  Ge- 
schlechterherrschaft, den  Patriziern  lieb  sein  musste,  in  eine 
Gesellschaft  zu  gelangen,  die  sich  so  zahlreicher  und  so  bedeu- 
tender Privilegien  erfreute,  wie  die  Mttnzergenossen ;  andrerseits 
aber  mussten  auch  diese  damach  trachten,  sich  frei  und  unab- 
hängig von  den  Bischöfen  zu  machen,  um  so  mehr,  als  es  mit 
deren  Macht  bedeutend  abwärts  ging.  Ging  früher  ihr  Interesse 
Hand  in  Hand  mit  dem  des  Bischofs,  so  geht  es  nun  Hand  in 
Hand  mit  dem  der  Geschlechter,  welche  die  RathsstOhle  besetzt 
und  die  Schöffenstühle  eingenommen  hatten.  Seit  Ende  des 
13.  und  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  haben  Hausgenossen  und 

^)  Ennen  n.  Eckertz:  Quellen,  Bd.  11,  S.  416. 
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Patriziat  nur  eine  Geschichte.  Jeder  Sieg  des  Patiiziats  ist 
auch  ein  .Sieg  für  die  Hausgenossen  und  umgekehrt,  und  jeder 
Sieg  der  Demokratie  ti*af  ebenfalls  beide  zugleich. 

Aber  vorei-st  bis  in  jene  denkwürdigen  dreissiger  Jahre 
des  14.  Jahrhunderts  hielt  sich  in  Strassburg  wie  in  Speier  das 
Regiment  der  Patrizier  und  der  Münzergenossen  in  aller  Blüthe. 
In  einem  alten  Raster  ist  uns  für  fast  zwei  Jahrhunderte  die 
Namensliste  aller  Strassburger  Hausgenossen  erhalten.  Es  sind 
wie  in  Köln^)  die  bedeutendsten  Namen  darunter,  die  das 
höchste  Ansehen  in  der  Stadt  genossen.  Auf  das  beste  beleh- 
rend aber  für  die  Geschichte  des  politischen  Einflusses  der 
Hausgenossen  ist  die  Betrachtung  der  Zahl  derselben  in  chrono- 
logischer Reihenfolge  für  ein  Jahrhundeit  lang.  Ein  Wechsel 
in  der  Zahl  der  Mitglieder  war  ja  in  Strassburg  wie  in  Speier 
möglich,  da  die  Genossenschaft  in  den  beiden  Städten  an  keine 
bestimmte  Zahl  gebunden  war.  Im  Jahre  1216  waren  es  in 
Sti-assburg  bereits  359  Mitglieder.  Diese  Zahl  stieg  bis  zum 
Jahre  1283  auf  454,  im  Jahre  1300  waren  es  361,  im  Jahre  1332 
nur  227,  die  Zahl  hob  sich  dann  im  Jahre  1347  wieder  auf 
302  und  sank  1356  auf  275,  1376  auf  160,  und  im  Jahre  1437 
gab  es  in  Strassburg  nur  mehr  40  Hausgenossen^). 

Diese  Zahlenreihe  enthält  wie  die  Geschichte  der  Haus- 
genossen so  die  des  Regiments  der  Geschlechter  überhaupt. 
Aus  diesen  Zahlen  kann  man  das  Aufkommen  und  die  Blüthezeit 
des  Patriziats  und  der  Hausgenossen  wie  die  Zeit  der  Kämpfe 
und  des  Verfalls  ersehen. 

Gesten  Ende  des  13.  Jahrhunderts  besetzten  auch  in  Speier 
die  Patrizier,  als  deren  vornehmste  hier  die  Hausgenossen 
bereits  galten,  den  Rath^).  Auch  hier  hatten  sie  das  stolze 
Gefühl,  die  Stadt  zu  der  Höhe  gebracht  zu  haben,  auf  der  sie 
damals  stand ;  das  machte  sie  auch  hier  übermüthig.  Einzelne 
Missbräuche,  die  sie  sich  zu  Schulden  kommen  Hessen,  über 
die  hier  wie  in  Strassburg  und  anderwärts  geklagt  wird,  wären 
zu  vergessen  gewesen;  aber  der  ausschlaggebende  Ginind,  der 
die  unterdiückten  und  häufig  gemisshandelten  Handwerker, 
die,  allmälig  in  Zünften  geordnet,  auch  für  Anerkennung  ihrer 
Selbstständigkeit   in  jeder  Beziehung    mit   aller   Energie  zu 


^)  Ennen  u.  Eckertz:  Quellen,  Bd.  I,  S.  304  ff 

*)  Die  vollständigen  Namensverzeichnisse,  welche  Schöpflin:  Alsat 
iUostr.  Bd.  II,  S.  321,  Note  10  und  Hanauer:  Ltudes  economiques  sur 
TAIsace  ancienne  et  moderne,  tom.  I:  Les  monnaies  (1876\  S.  140  f.  anführt 
und  aus  denen  Hertzog:  Edelsftss.  Chron.  Buch  VIII,  S.  47  nur  die  Namen 
wiedergiebt,  sind  enthalten  in  dem  Faszikel  AA.  Priv.  et  Franch.,  Art.  44 
des  Strassbufger  Stadtarchivs.  Doch  ist  eine  fehlerfreie  Zählung  nicht  möglich, 
da  die  Zahl  der  Söhne  nicht  immer  angegeben  ist,  welche  wie  ihr  Vater 
zur  Hausgenossenschaft  gehörten,  sondern  häufig  nur  dasteht :  N.  N.  et  filii 
Qus.    Ueber  diesen  Faszikel  s.  Anhang  11,  No.  I. 

')  Die  Thatsachen  für  die  folgenden  Ausföhrungen  sind  genommen  ans 
Lehmann:  Chron.  Spir.,  Buch  vi,  Cap.  1—11,  S.  587  ff. 
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kämpfen  begannen,  gegen  die  Geschlechter  empörte,  war  die 
Thatsache,  dass  die  Paileilichkeit  derselben  immer  mehr  zunahm, 
dass  sie  ihr  und  nur  ihr  Interesse  in  den  Vordergmnd  drängten, 
ja  häufig  genug  die  Steuern  der  Stadt  mit  ihrem  Veimiigen 
verwechselten.  Immer  parteiischer  wurden  die  Gerichte  des 
Bathes  und  der  patrizischen  Schöffen;  wie  sollte  es  da  Wander 
nehmen,  dass  auch  die  Sprüche  des  Münzmeisters  und  seiner 
Genossen,  wenn  ein  Mitglied  von  der  Münzergesellschaft  bei 
ihm  verklagt  war,  nur  immer  zu  Gunsten  dieses  ausfielen,  so 
dass  der  Handwerker  sein  Recht  nicht  erhielt  und  mit  schwer 
verhaltenem  Grollen  jene  trübselige  Betrachtung  über  die 
Ungerechtigkeit  des  hausgenossensch^tlichen  Gerichtes  anstellte! 
Sobald  die  Zeit  günstig  war,  brach  auch  der  Unmuth  gegen 
die  verhassten  Bedrücker  in  hellen  Flammen  .aus,  und  dazu 
bot  es  den  Handwerken)  günstige  Gelegenheit  tnatkräftig,  d.  h. 
mit  Fäusten  und  Pi-ügeln  einzugreifen,  dass  die  Geschlechter 
selbst,  wie  in  Strassburg  die  Zorn  und  Mühlenheim,  sich  unter- 
einander aufs  heftigste  bekämpften. 

Als  sicli  in  Speier  die  Zahl  der  Zünfte  auf  13  erhoben 
hatten  und  diese  damit  eine  achtunggebietende  Macht  repräsen* 
tirten,  da  drängten  sie  immer  mehr,  bis  der  Rath,  der  grössten- 
theils  aus  Hausgenossen  bestand,  auch  Zünfter  aufzunehmen 
sich  entschliessen  musste.  So  ksgn  von  jeder  Zunft  ein  Mit* 
glied  in  den  Bath,  das  aus  den  6  Veitretem  jeder  Zunft  gewählt 
wurde;  dazu  kamen  11  Hausgenossen  und  Patrizier.  Ein  neuer 
Vertrag  zwischen  den  zwei  Parteien  vom  Jahre  1304  bestimmte: 
Zwischen  dem  alten  Bathe  und  den  Hausgenossen  einerseits 
und  dem  gegenwärtigen  Bathe,  den  Sechsen  von  jeder  Zunft 
und  der  Gemeinde  andrerseits  wird  folgendes  vereinbart:  Drei* 
zehn  Personen  aus  den  Zünften  mit  Nachwahlsrecht  der  Zünfte, 
falls  einer  dieser  dreizehn  wegfiele,  dazu  vier  von  den  Bhein- 
kaufleuten,  die  zu  den  Geschlechtern  gehören,  und  einer  von 
diesen  als  Vertreter  ihrer  Zunft  und  fünf  von  den  Hausgenossen, 
also  im  Ganzen  22  Vertreter,  sollen  in  den  Bath  kommen.  Diese 
22  sollen  weitere  6  Hausgenossen  oder  andere  ehrsame  Büiger 
in  den  Bath  wählen,  so  werden  es  28  Mitglieder.  Von  den 
15  patrizischen  Mitgliedern  dürfen  4  wegfallen,  da  soll  man 
Niemanden  mehr  nachwählen;  erst  bei  weiterem  Abgang  soll 
Nachwahl  stattfinden.  Und  es  sollen  alle  Jahre  einer  von  den 
13  und  einer  von  den  Hausgenossen  oder  den  anderen  Ver- 
tretern des  Patriziats  zu  Bürgenneistern  gewählt  werden. 
Aber  damit  gaben  sich  natürlich  die  Hausgenossen,  die  eben 
noch  die  ei-ste  Bolle  gespielt  hatten,  nicht  zufrieden  und  gestützt 
auf  ihre  Geschäftsgewandtheit  und  ihre  geistige  Ueberlegenheit 
über  die  Zünfte  suchten  sie  es  mit  allen  Mitteln  durchzusetzen, 
dass  ihre  Zahl  im  Bathe  wenigstens  auf  dreizehn  erhöht  würde. 
Auch  zogen  sie  bereits  wieder  die  Verwaltung  des  Stadtein- 
kommens und  der  Ausgaben  an  sich,  verrechneten  sie  unter 
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sich,  besetzten  die  Aemter,  stellten  öffentliche  Urkunden  in 
ihrem  Namen  aus  und  von  Handwerken!  und  deren  Rechten 
war  keine  Rede  mehr.  Die  Folge  war  natürlich  neue  Verbitte- 
rung der  Zünftlerischen  Handwerker  und  eine  neue  Erhebung 
dei-selben  gegen  Ende  der  zwanziger  Jahre  des  14.  Jahrhunderts, 
umsomehr,  da  den  Zünftlei-n  ein  Anschlag  der  Hausgenossen, 
dahin  gehend,  mit  auswärtigen  Geschlechtern  die  Stadt  zu  über- 
fallen und  ihre  Heri*schaft  neu  und  fest  zu  begründen,  ven-athen 
worden  war.  Die  Theilnehmer  an  dieser  Verschwörung  wurden 
aus  der  Stadt  gejagt.  Aber  bald,  im  Jahre  1327,  scheineQ 
sich  beide  Theile  auf  friedlichem  Wege  verglichen  zu  haben. 
Uns  interessiren  nur  die  Klagen,  welche  die  Zünfte  bei  dieser 
Gelegenheit  gegen  die  Hausgenossen  vorbrachten,  weil  wir 
hieraus  ihre  Macht  und  die  Ait  ihres  Regimentes,  so  lange  sie 
ausschliesslich  am  Ruder  waren,  zu  ei'sehen  veimögen.  Die 
Beschwerdeschrift  umfasst  9  Punkte: 

„1)  Die  Hausgenossen  sind  von  dem  Vertrage  vom  Jahre  1304 
in  den  folgenden  Jahren  wieder  zurückgegangen  und  haben 
das  damals  Verglichene  umgestossen  und  vernichtet. 

2)  Die  Hausgenossen  und  die  vom  Adel  haben  alle  Frei- 
heiten, Rechte,  Privilegien,  Vortheile  und  Nutzbarkeiten  der 
Stadt  und  der  Bürgerschaft  in  und  ausser  der  Stadt,  zu  Wasser 
und  zu  Lande  genossen  und  gebraucht,  dagegen  sich  frei 
gemacht  von  allen  Beschwerden,  Diensten  und  Leistungen. 

3)  Sie  haben  die  Gesetze  und  Ordnungen,  die  ihre  Vor- 
fahren und  sie  selbst  gemacht  haben,  nicht  befolgt  unter  dem 
Verwände,  sie,  deren  Aufgabe  es  sei,  Gesetz  und  Ordnung  zu 
erlassen,  brauchten  sich  nicht  selbst  damit  zu  beschweren  oder 
beschweren  zu  lassen. 

4)  Die  HausM:enossen  sind  sammt  und  sonders  auf  Klagen 
gegen  sie  vor  Rath  und  Gericht  nicht  erschienen,  sondern  haben 
jährlich  einen  Münzmeister  erwählt  und  wer  aus  der  Bürger- 
schaft oder  den  Fremden  gegen  einen  aus  der  Hausgenossen 
Gesellschaft  um  Schulden,  Frevel,  Injurien  und  dergleichen  zu 
klagen  gehabt,  der  hat  denselben  allein  vor  dem  Münzmeister 
und  seinem  Gericht,  welches  die  Hausgenossen  besetzten,  ver- 
klagen können,  bei  denen  die  am  besten  daran  gewesen,  die 
alle  Unbilligkeit  verdaut  und  dazu  Dank  gesagt  haben;  sonst 
hat  der  Kläger  schwerlich  Recht  bekommen,  da  sie  die  gemeinen 
Bürger  für  Sklaven  und  Knechte  ansahen." 

Unbedeutender  sind  die  Klagepunkte  5,  6  und  7,  welche 
sich  gegen  den  Missbrauch  des  Asylrechts  der  Münze  und  der 
Häuser  der  Hausgenossen  wenden,  sowie  gegen  das  schon  oben 
erwähnte  Vorrecht  der  Hausgenossen,  nur  ihresgleichen  als 
Zeugen  vor  ihrem  Gerichte  anzunehmen. 

^8)  Die  Hausgenossen  haben,  um  sich  gegen  die  Bürger- 
schaft zu  stärken,  Bürger,  Kaufleute  und  Handwerker  ehrlichen 
Namens  zu  sich  in  die  Genossenschaft  gezogen,  dieselben  und 
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ihre  Kinder  vieler  Freiheit   theilhaftig  und   frei   Tom  Zunft- 
zwange  gemacht 

9)  Sie  haben  verdächtig  gehaast  mit  dem  Einkommen  nnd 
Gefällen  der  Gemeinde  und  damit  mehr  ihre  eigene  Wohlfahrt 
bedacht  und  den  Aufwand  ihres  Standes  bestritten  als  die  der 
Bürgerschaft." 

Auch   diesmal   schienen  die  Hausgenossen  nachgeben  za 
wollen ;  aber  insgeheim   sammelten   sie  wieder  ein  Heer  za 
einem  erneuten  Angriff  auf  die  Stadt.    Doch  die  ZOnftler  waren 
wachsamer.    Der  Anschlag  misslang  und  von  jetzt  an  ging  es 
mit  der  politischen  Macht  der  Hausgenossen,  die,   wie  wohl 
auch  dieser  gedrängten  Schilderang  hervoi'gehen  mag,  eine  so 
bedeutende  gewesen  war,  wie  mit  der  des  Patriziats  überhaupt 
abwärts.    Ende  des  14.  Jahrhunderts  müssen  sich  die  Haus- 
genossen   zu    Speier   endlich^  bequemen,    sich   als  Zunft   zu 
bezeichnen  und  zu  konstituiren,  und  nur  als  solche  mehr  Ver- 
treter in  den  Rath  zu  schicken^).    Sie  verzichteten  nothge- 
drungen  auf  ihre  sämintlichen  Rechte  und  Privilegien  bis  auf 
das  Wechselmonopol  und  das  Münzgericht.    In  der  Erhaltung 
des  ausschliesslichen  Wechselrechts  in  der  Hand  dieser  nun  in 
ihren  Rechten  so  sehr  verkümmerten  Genossenschaft  li^  ein 
neuer  Beweis  für  eine  Thatsache,  die  ich  oben  schon  erwähnte. 
Nicht  der  wiilhschaftliche  Einfluss,  den  die  Hausgenossen  aus- 
übten, hatte  die  Handwerker  empört,  nicht  das  Wechselrecht 
empfanden  sie   als   das  drückende.    Der  Wechsel   wurde  im 
ganzen  Mittelalter,  wenigstens  bis  Ende  des  14.  Jahrhunderts, 
von  den  Bürgern  als  so  selbstvei'ständlich  angesehen,  dass  sie 
sich   nicht   darüber   beklagten    oder   sich   dadurch   beschwert 
fühlten.    Es  war  traditionell  so  überkommen  und  galt  als  so 
ausgemacht,   dass  man   nur  mit  dem  Wechselmonopole  Silber 
in  die  Stadt  bekommen  und  ausmünzen  könne,  dass  die  Hand- 
werker, nachdem  sie  den  Hausgenossen  fast  alle  Rechte  genommen, 
ihnen  doch  dieses  eine  als  für  die  Münze  unumgänglich  noth- 
wendig  beliessen.    Was  sie  empört  hatte,  war  der  Uebermutb 
der  Patrizier,  ihr  egoistisches  Regiment,  ihre  Ausnahmestellung 
unter   den   übrigen  Bürgern   der  Stadt  durch  ihre  wichtigen 
Privilegien.    Hatten  sie  ihnen  das  einmal  genommen,   waren 
die  Hausgenossen  auch  nicht  mehr   als  eine  Zunft,  da  Hessen 
sie  ihnen  ruhig  das  Wechselrecht  und  die  Münzverwaltung  und 
trugen  ihnen  höchstens  noch  auf,  Münze  und  Wechsel  nur  ziun 
Nutzen  der  Stadt  zu  verwalten.  — 

Im  15.  und  16.  Jahrhundert  verschwinden  die  Hausgenossen 
vollständig  von  der  Schaubühne  des  städtischen,  wirthschaft- 
liehen  und  politischen  Lebens.  Es  bleibt  bald  keine  Spur  von 
ihnen  vorhanden,  nicht  einmal  der  Name. 

Es  würde  über  den  Rahmen  dieser  Untersuchung  hinaus* 

')  Vgl.  Mone:  Zeitschr.  £  d.  Gesch.  des  Oberrh,  Bd«  IX,  S.  288  £ 
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fallen,  den  Ausgang  der  Hausgenossen  eingehend  zu  betrachten. 
Für  die  meisten  Städte  wäre  das  vielleicht  gar  nicht  möglich. 
Ueberlebte  Institute,  wie  die  Hausgenossenschaft  seit  Beginn 
des  15.  Jahrhunderts  jedenfalls  war,  die  in  eine  spätere  Zeit 
nicht  mehr  passen,  legt  der  Fortschritt  der  Geschichte  zur 
Buhe,  langsam  und  allmälig  aber  sicher,  und  der  Prozess,  der 
vielfach  nicht  einmal  eines  äusseren  Motoi*s  bedarf,  entzieht 
sich  den  Aufzeichnungen  dei-selben.  Doch  sei  es  gestattet, 
wenigstens  für  Strassburg  einen  kui'zen  Blick  auf  den  endlichen 
Untergang  der  Hausgenossenschaft  zu  weifen,  da  hier  auf  Grund 
der  mitgetheilten  Urkunden  der  Verfall  sich  ziemlich  verfolgen 
lässt,  ein  Verfall,  wie  er  ähnlich  auch  in  den  übrigen  Städten 
zweifelsohne  sich  vollzog. 

Mit  dem  Sturz  des  patrizischen  Regimentes  war  hier,  wie 
geschildert,  auch  die  Hausgenossenschaft  tief  geschädigt  worden. 
Doch  waren  noch  nach  dem  Jahre  1332  bis  um  das  Jahr  1362 
die  Rathsbeschlüsse  über  die  Münze  erlassen  mit  ,,unsere  erbem 
husgenossen  wille  und  gehelle  und  euch  mit  irme  rate ''^).  Der 
Bath  anerkannte  mithin  noch  immer  ein  Recht  der  Haus- 
genossen auf  die  Münzvei-waltung.  Aber  schon  seit  1319  war 
der  Hüter  oder  Wardein,  eine  durch  die  Stadtverwaltung 
geschaffene  und,  wenn  auch  Anfangs  vom  Münzmeister  ernannt, 
so  doch  dem  Rathe  verantwortliche  Behörde  in  der  Münze 
thätig;  kontrolirte  die  Münzmeister  und  die  Hausgenossen  und 
nahm  einen  grossen  Theil  ihrer  Befugnisse,  so  die  Verfolgung 
der  Falschmünzer,  an  sich.  Er  konnte  allerdings  anfänglich 
nur  vor  dem  Stuhle  des  Münzmeistei-s  wegen  der  neuen  Münze 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Aber  der  Urtheilsspruch 
des  Münzmeisters  war  damals  nicht  mehr  frei ;  er  konnte,  falls 
er  unrichtig  d.  h.  zu  milde  erschien,  von  dem  Rathe  kassirt 
und  der  Fall  vor  diesem  endgiltig  entschieden  werden.  Auch 
sollte  auf  Wunsch  des  Münzmeisters  eine  Deputation  des  Rathes 
bei  jeder  Urtheilssprechung  des  hausgenossenschaftlichen  Ge- 
richtes beigezogen  werden  können.  Damit  war  das  Gericht 
des  Münzmeistei-s  unschädlich  und  in  letzter  Instanz  vom  Rathe 
abhängig  gemacht,  der  den  Hausgenossen  nichts  weniger  als 
günstig  gesinnt  war.  Im  Jahre  1372  wird  den  Hausgenossen 
auch  die  Aburtheilung  der  Falschmünzer  genommen,  aus  der 
gelegentlichen  Deputation  des  Rathes  zu  den  Münzgerichten 
wird  eine  dauernde  Kommission,  welche  an  jedem  Gerichte 
Theil  nimmt.  Doch  war  damals  in  Strassburg  die  Münze  noch 
nicht  ganz  an  die  Stadt  übergegangen;  noch  hatten  die  Haus- 
genossen einigen  Rückhalt  an  dem  Bischof,  den  die  eigene 
Noth  zum  Freunde  seiner  einstigen  Gegner  gemacht  hatte. 

Seit  Anfang  des   15.  Jahrhunderts  verwandelt  sich  der 


^}  Hieza  and  zum  Folgenden  8.  Hanauer:  Etud.  ^nom.  sur  TAIsace, 
Tom.  I,  S.  140  ff.    Dazu  Anhang  II,  No.  II. 
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zeitweilige  Besitz  der  Münze  durch  die  Stadt  in  einen  daaemdeo, 
das  früher  von  der  Stadt  auf  Jahre  gezahlte  Kauf-  und  Pacht- 
geld in  einen  dauernden  Zins.  Ein  Dekret  von  1403  gibt  von 
diesem  Uebergang  Zeugniss.  Die  Stadt  verlangt  in  demselben« 
da  sie  die  Münze  jährlich  verzinsen  müsse,  solle  auch  kein 
Münzer  und  Wechsler  ohne  ihren  Willen  seine  Greschäfte  trei- 
ben^). In  der  Refoi-mation  der  Strassbui-ger  Stadtordnung  von 
1405  ei-scheinen  uns  auch  bereits  drei  vom  Rathe  ernannte 
und  besoldete  Aufseher  über  die  Münze^).  In  einem  Reglement 
von  1406  haben  die  Münzer  keine  andere  als  eine  untergeord- 
nete Polizeigerichtsbscrkeit  innerhalb  der  Münze;  alle  übrigen 
flüher  so  zahlreichen  Rechte  wurden  ihnen  genommen;  das 
Münzgericht  hatte  aufgehört  zu  existiren. 

Aber  auch  alle  übrigen  Yon*echte  wurden  ihnen  streitig 
gemacht  Im  Jahre  1419  zwar  gewinnt  die  Partei  der  Ge- 
schlechter wieder  an  Muth.  Der  Adel  rafft  sich  zu  erneuter 
Thätigkeit  auf,  seine  alten  Begünstigungen  kommen  ihm  wieder 
in  Erinneining,  die  Sehnsucht  nach  seinem  einstigen  Glänze 
kehrt  plötzlich  mit  Macht  wieder.  Unter  den  Forderungen, 
welche  diese  Sehnsucht  ausdrücken  und  deren  Befriedigung 
seitens  der  Stadt  er  verlangt,  findet  sich  auch  die  folgende: 
Item,  die  munsse  und  de  huszgenossen  wider  zu  ii-en  alten 
friheiten  und  rehten  lossen  kumen  und  bliben  mit  gerichten, 
mit  wehssel ,  mit  allen  andern  Sachen  wie  das  von  alter  har- 
kumen  ist,  sowie  die  weitere:  Item  uns  die  briefe  wieder  zu 
geben,  die  über  die  friheit  und  reht  der  munssen  und  der 
huszgenoszen  sagent,  also  die  Thoman  Lentzel  mit  gewalt  genomen 
wurdent,  Item  Claus  Bai-pfenning  von  der  munssen  zu  tunde, 
der  doch  lange  zit  also  effenlicheu  und  mit  gewalte  in  unrede- 
liehe  Sachen  do  gesessen  ist  und  über  des  rotes  und  der 
schöffel  urtheil,  das  doch  nieman  tun  solte^).  Die  Antwort  der 
Stadt  auf  diese  Forderungen  war  ausweichend.  Der  von  den 
Hausgenossen  als  Räuber  ihrer  Privilegien  beschuldigte  Ammeister 
sei  todt^).  Im  Uebiigen  hätten  die  Hausgenossen  den  Wechsel 
so  ungleich  und  ungerecht  ausgeübt,  dass  die  Stadt  genöthigt 
gewesen  sei,  die  Münze  mit  ihren  Leuten  zu  besetzen^). 

Im  Speirer  Friedensveilraq  vom  Jahre  1422  zwischen 
Bischof  Wilhelm  und  der  Stadt  wurde  in  Art.  24  bestimmt, 
dass  der  Bischof  den  Münzmeister  eraennen,  die  Münze  selbst 


0  Hegel:  Chroniken  von  Strassburg,  Bd.  II,  S.  993  f.   ' 

^)  Schmoller:  Strassburg  zur  Zeit  der  Zumtkämpfe,  in  den  Quellen 
und  Forschungen  zur  Sprach-  und  Kulturgeschichte,  herausgegeben  von 
Bemh.  ten  Brink.  Wim.  Scherer,  Elias  Steinmeyer,  Heft  iX  (1875), 
Anhang  I,  S.  116  f. 

3)  Schilter:  Chronik  von Eönigshofen  (1698),  Anm.  XY,  S.  842  u.  S48. 
S.  auch  S.  813. 

*)  Vgl.  Anhang  II,  No.  V. 

")  Schilter:  a.  a.  0.  S.  854  f. 
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aber  der  Stadt  verbleiben  solle  *).  Das  war  natürlich  kein 
endgiltiger  Austrag  de&  Konflikts.  Es  mauste  zu  neuen  Streitig- 
keiten kommen.  Wir  wissen  von  solchen  aus  dem  Jahre  1428. 
Der  Bischof  beklagt  sich,  dass  die  Stadt  seit  85  Jahren  keinen 
Münzmeister  mehr  sein  Recht  ausüben  lasse;  sie  setze  Leute 
an  die  Münze  und  zum  Wechsel,  welche  nicht  Hausgenossen 
seien;  nach  dem  alten  Rechte  stünde  es  den  Hausgenossen 
allein  zu  Münzen  zu  schlagen,  dem  Münzmeister  allein  die 
Falschmünzer  abzuurtheilen,  ihm  komme  der  Schlagschatz  zu. 
Auch  hier  weicht  der  ßath  aus;  den  Vorwurf,  den  ihm  der 
Bischof  gleichfalls  noch  machte,  er  habe  die  alten  Biiefe  der 
Hausgenossen  beseitigt,  lässt  er  unbeantwortet.  Er  beruft  sich 
einfach  darauf,  dass  ihm  die  Münze  gehöre. 

Der  letzte  Schlag,  der  die  Hausgenossen  traf  und  der  die 
Ursache  ihres  endlichen  Ausganges  zu  sein  scheint,  fällt  in  das 
Jahr  1437.  Als  in  dem  vorhergehenden  Jahre  eines  der  städti- 
schen Regimentskollegien,  nemlich  die  Dreizehner,  eine  neue 
Münzordnung  verfasst  hatten ,  veranlasst ,  wie  es  heisst,  durch 
die  schlechte  Ausmünzung  und  die  gewissenlose  Verwaltung 
des  Wechsels,  und  den  Hausgenossen  diese  zur  Annahme 
empfohlen  hatten  zugleich  mit  d^m  Befehl,  ihre  alten  die  Münze 
betreffenden  Privilegien  und  Briefe  mitzubringen,  da  konnten 
die  Hausgenossen  nichts  dergleichen  mehr  vorlegen ;  sie  behaup- 
teten abermals,  die  Stadt  habe  ihnen  alle  ihre  Briefe  genommen. 
Aber  als  dann  die  von  den  Dreizehnem  gefertigte  Ordnung 
zur  nochmaligen  Berathung  vor  den  Rath  kam,  da  erwachte 
der  alte  Stolz  der  Geschlechter.  Einer  der  Hausgenossen 
erklärte  im  Namen  Aller,  sie  hätten  von  jeher  das  Rechte 
gethan ,  sie  hätten  immer  gute  Münzen  geschlagen ,  die  Stadt 
habe  sie  vielmehr  gefälscht,  die  Stadt  habe  sie  ihrer  Briefe 
beraubt,  sie  wollten  ihre  alten  Rechte  wieder  erlangen  und 
sollte  es  sie  Leben  und  Gut  kosten').  Die  Hausgenossen 
wussten  keinen  bessern  Weg  als  sich  an  den  Bischof  und  das 
Kapitel  zu  Strassbürg  um  Hilfe  zu  wenden;  denn  hier  konnten 
sie  UnteMützung  erwarten,  da  ja  damit  auch  dem  Bischof 
eine  erwünschte  Gelegenheit  gegeben  war,  seine  nie  vei*gessenen 
Ansprüche  auf  die  Münze  wieder  zur  Sprache  zu  bringen.  Sie 
baten  ihn  um  einen  neuen  Brief,  in  dem  er  ihnen  die  alten 
Privilegien  bestätigen  sollte,  und  sie  erhielten  denselben  auch. 
Es  werden  ihnen  damit  aufs  Neue  alle  die  Vorrechte  gegeben, 
die  wir  oben  bei  Betrachtung  der  hausgenossenschaftlichen 
Privilegien  geschildert  haben,  nemlich  ausschliessliches  Recht 
der  Hausgenossen  Münzen  zu  schlagen  und  den  Wechsel  zu 
treiben,  Asylrecht  des  Münzgebäudes,  eigenes  Münzgericht  auch 


*)  Grandidier:  Oeuvres,  Bd.  IV,  S.  576. 
*)  Hanauer:  a.  a.  0.  S.  148. 
»)  Anhang  U,  No.  V. 
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über  Falschmünzer,  Ernennung  des  Hüters  seitens  des  Münz- 
meisters,  Erblichkeit  der  HausgenosseAschaft,  aaeh  wemi  der 
Vater  die  Hausgenossenschaft  irgendwie  verloren  hatte,  Wahl 
des  Münzmeistei-s  aus  dem  Kreise  der  Hausgenossen^)«    Die 
Antwort  des  Rathes  hierauf  bestand  mehr  in  Thaten   als  iu 
Worten  ^.    Dass  die  Münze  je  ein  Asylrecht  gehabt  and  die 
Hausgenossenschaft  erblich  gewesen  sei,   stellt  er  einfach  in 
Abrede.    Alle  übrigen  Fordemngen  und  Gewährungen   durch 
Bischof  und  Kapitel  seien  gegen  die  neuen  Verträge  mit  dem 
Bischof  und  griffen  in  die  Rechte  der  Stadt  ein.    Das  Urtheil 
de«  Rathes  und  der  Einundzwanziger,  eines  Kollegiums,  das 
in  wichtigeren  Sachen  der  Verhandlung  des  Rathes  beiwohnte, 
gegen  die  Hausgenossen  war  streng.    Von  den  Hauptbetheiligten 
wurde  der  eine,  der  noch  dazu  damals  Stadtmeister  war,  für 
Lebzeiten  in  eine   der  Vorstädte   verbannt  und  zur  Zahlunjr 
von  hundert  Pfund  Pfennig  verurtheilt,  der  andere  wurde  auf 
zehn  Jahre  ebenfalls  in  eine  Vorstadt  verbannt  und  musste 
dazu  funfeig  Pfund  bessern,  die  Briefe  mussten  der  Stadt  aus- 
geUefert  werden,   alle  Unbetheiligten  sollten  sich  durch   Eid 
reinigen  ^y,  alle  Betheiligten  ihr  gesammtes  Vermögen  der  Stadt 
verschrieben  geben,   um  dessen  Veräusserung  und  damit  ihren 
Wegzug  aus  der  Stadt  unmöglich  zu  machen  oder,  wie  das 
modifiziite  Dekret  vom  Jahre  1438  sagt^),  sie  sollten  wenigstens 
schwören,  die  Stadt  nie  zu  verlassen,  und  sie  sollten  femer 
für  idle  Streitigkeiten,  in  welche  die  Stadt  deshalb  verwickelt 
würde  —  und  dabei  dachte  der  Rath  natürlich  an  den  Bischof  — , 
derselben  mit  Leben  und  Vermögen  verhaftet  sein.    Die  Archiv- 
chronik bemerkt  dazu:    Und  das  geschah  ihnen  darumb,  das 
sie  umb  den  bischof  hatten  gekauft  unnd  erworben  die  müntz 
und  sollte   euch  niemant  kein  gülden  wechszlen   oder  silber 
kauffen ,  denn  sy ,  und  ander  mer  stuck ,  und  wer  ihnen  das 
bliben,  als  sy  es  hatten  angefangen,  so  were  Straszburg  jer 
eigen   gewesen   oder  worden^).    Diese  Befürchtung,  die   der 
'Chronist  mit  starker  Uebeilreibung  verzeichnet,  war  für  diese 
Zeit  jedenfalls  grundlos ,  wie  wir  zum  Schlüsse  zeigen  werden. 
Nun   treten   die  Hausgenossen  nie   mehr  im  politischen 
Leben  hervor,    es  geschieht  ihrer  überhaupt  nur  mehr  im 
Jahre  1479  Erwähnung,   in  welchem  der  Bischof  Albert  die- 
selben  aulforderte,    sich  von   ihm   mit  dem    Amte  belehnen 
zu  lassen.    Neun  Hausgenossen  folgten  der  Aufforderung,  die 
anderen  wurden   ihrer  Privilegien   fbr  verlustig   erklärt  und 
durch  einen  weiteren  Erlass  desselben  Bischofs  die  Begri'mdung 
des  hausgeuossenschaftlichen  Rechtes  auf  einfache  Vererbung 


1)  Anhang  II,  No.  III. 

•^  ^  Anhang  II,  No.  IV,  V  u.  VL 

»)  Anhang  II,  No.  IV. 

♦)  Anhang  II,  No.  VL 

*)  Code  hist  et  diplom.  de  la  viUe  de  Strasbourg,  Bd.  II,  S.  151. 
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ohne  jedesmalige  ausdrückliche  Belehnung  fttr  unzulässig  erklärt 
Belehnungen  dieser  Art  werden  auch  aus  dem  16.  Jahrhundert 
noch  berichtet.  Aber  worin  bestanden  damals  die  Rechte  des 
Hausgenossen?  Sie  befreiten  ihn  von  den  Diensten  für  die 
Stadt,  befähigten  ihn  möglicherweise  zu  einem  passenden  und 
einträgliehen  Amt,  z.  6.  dem  des  Obermünzmeisters,  und  gewährten 
ihm  zweifelsohne  einige  Renten,  welche  die  Stadt  ihm  als  Ent- 
schädigung gab  und  die  auf  der  Münze  lasteten^),  sowie  bestimmte 
Antheile  an  den  aus  Münzvergehen  fliessenden  Geldstrafen^).  — 
So  vollzieht  sich  der  äussere  Verlauf  des  Untergangs  der 
Hausgenossenschaft.  Ungleich  wichtiger  sind  die  inneren,  ai:^ 
den  ersten  Anblick  nicht  gleich  erkennbaren,  in  der  Umgestal- 
tung des  Münz-  und  Geldwesens  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
gelegenen  Gründe,  welche  das  Institut  der  Hausgenossenschaft 
mit  geschichtlicher  Nothwendigkeit  zu  Grabe  legen  mussten, 
auch  wenn  den  Genossen  kein  Ammeister  die  Biiefe  entrissen 
hätte,  wie  es  unzweifelhaft  der  Fall  war,  auch  wenn  sie  im 
Jahre  1437  keine  Niederlage  erlitten  hätten.  War  in  Speier 
wie  Strassburg  und  den  anderen  grossen  Städten  noch  zu  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  eine  reiche  geschlossene  Koi*poration  zur 
Ausübung  und  Verwaltung  des  Münzregals,  welche  den  Silber- 
kauf besorgte,  den  Wechsel  versah  und  die  Ausmünzung  über- 
wachte, durchaus  nöthig,  so  war  dies  zu  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts nicht  mehr  der  Fall.  An  Stelle  der  in  ewig  wieder- 
kehrenden Geldverlegenheiten  sich  befindlichen  Bischöfe,  welche 
froh  sein  mussten,  wenn  sie  einer  vermögenden  Genossenschaft 
die  selbstständige  Verwaltung  dieses  Regals  überlassen  konnten, 
war  ein  leistungsfähiger  Rath  getreten,  der  das  nöthige  Kapital 
aus  den  Steuern  der  Bürger  bezog,  um  die  Münze  mit  Geld 
zu  versorgen,  der  aber  dann  naturgemäss  die  Verw^altung  selbst 
führen  und  die  vielen  Summen,  welche  sich  bei  einer  derartigen 
genossenschaftlichen  Verwaltung  in  den  Händen  der  Genossen 
verlieren  mochten,  für  sich  einziehen  wollte').  Die  Münzprä- 
gung selbst  konnte  leicht  durch  blosse  Handwerker  geschehen 
an  deren  Spitze  ein  vom  Rathe  vereidigter  Münzmeister  und 
Hüter  stand.  Auch  zum  Wechsel  bedurfte  man  keiner  Gesell- 
schaft mehr.  Er  hatte  in  seiner  alten  Form  seine  Bedeutung 
verloren.  Der  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  hatte  auch  für 
Strassburg  Münzkonventionen  gebracht*),  welche  ein  grösseres 
Münzgebiet  schufen  und  den  Umlauf  mehrerer  Münzen  neben- 
einander gestatteten;  Neuprägungen  zu  bestimmten  Zeiten 
waren  seit  Einführung  des  ewigen  Pfennigs  nicht  mehr  nöthig, 
dazu  kam  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  viel  grössere 

M  Hanauer:  a.  a   0.  S.  148  und  132. 
*)  Anhang  II,  No.  VIII,  §  20  und  No.  X,  8  17. 
^)  Vergl.  auch  Frankfurt  in  Kriegk:    Frankfurter  Burgerzwiste  and 
Zustände  im  Mittelalter,  S.  334  f. 

*)  Hegel:  Die  Chroniken  von  Strassburg,  Bd.  U,  S.  996  ff. 


176  IL  5. 

Produktion  an  Silber  in  Deutschland,  später  dasEdelmetaU  des  neu- 
entdeckten  Amerika,  das,  bei  der  höheren  Sicherheit  der  Strassen 
nun  auch  leichter  transportirbar,  vollständig  zur  Speisung  der 
Münze  genügte.  Die  wenigen  Wechselgeschäfte  konnten  nach 
dem  von  dem  Rath  zu  bestimmten  Zeiten  revidirten  Münztarife 
leicht  von  angestellten  Wechslern  vorgenommen  werden,  wie 
uns  die  mitgetheilten  Urkunden  belehren.  In  den  späteren 
Dekreten  und  Münzordnungen  ist  auch  inuner  nur  mehr  von 
Münzeiii  und  W^echslem,  nicht  mehr  von  Hausgenossen  die 
Rede^.  Allerdings  haben  die  Hausgenossen  ihr  Vermögen,  das 
sie  in  Strassburg  zweifelsohne  besassen,  in  Geldgeschäften 
angewendet  und  damit  eine  gewisse  Verbindung  mit  der  Münze 
unterhalten.  Sie  gaben  es  an  die  Münze  und  bezogen  daitir 
ihre  Renten,  sie  besorgten  auch  geradezu  Geldgeschäfte  für  die 
Münze.  Aber  es  waren  Geldgeschäfte  andrer  Art  als  früher. 
Aus  den  ehemaligen  Um  Wechslern  fi'emden  und  einheimischen 
Geldes  in  Münzen  der  letzten  Prägung  waren  moderne  Banquiers 
geworden,  welche  bereits  in  den  80er  Jahren  des  15.  Jahrhun- 
derts die  Anlage  von  Kapitalien  an  die  Münze  sowie  das  Ent- 
leihen solcher  aus  der  Münze  vermittelten*).  Aus  der  Münze 
wai'  nebenbei  auch  eine  Bank  geworden,  und  während  angestellte 
Beamte  die  Münze  und  die  wenigen  aus  alter  Zeit  noch  erhal- 
tenen Wechselgeschäfte  versahen,  sahen  die  ehemaligen  Haus- 
genossen in  dem  Betrieb  dieser  Bank  ihren  ferneren  Beruf. — 


^)  Anhang  II,  No.  X. 

^  Anhang  II,  No.  X.  YergL  daza  die  ähnUcheii  Vorginge  in  Fraak- 
fort  bei  Eriegk:  a.  a.  0.  S.  334— 343  und  534— 536.  S.  aach  Hanauer: 
a.  a.  0.  S.  551  ff. 


Schluss. 


Es  möge  zam  Schlüsse  gestattet  sein,  aus  der  vorstehenden 
Untersuchung  die  Thatsachen  zu  abstrahiren,  welche  fQr  die 
Erkenntniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  Ausbildung 
des  Mfinzwesens  und  der  Geldwirthschaft  bis  zu  ihrer  modernen 
Gestaltung  auf  deutschem  Boden  von  Wertii  sind. 

Zunächst  offenbart  uns  die  vorstehende  Untersuchung,  mit 
welch  zahllosen  Schwierigkeiten  die  Entstehung  eines  geord- 
neten Münzwesens  verknüpft  war  und  wie  eben  damit  auch  die 
volkswirthschaftlich  so  bedeutsame  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft nur  langsam,  nur  in  dem  Maa&se,  als  es  gelani;  die  Insti- 
tution der  Münze  einzubürgern  und  ihren  hohem  vollendeteren 
Formen  znzuftihren,  sich  vollzog. 

Das  Geld  selbst,  die  Münze,  erscheint  von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  zu  verschiedenen  Zeiten  als  etwas  ganz  verschie- 
denes ^) ;  die  Geldwirthschaft  durchläuft  verschiedene  Epochen ; 
sie  tritt  in  der  verschiedenartigsten  Verbindung  mit  der  Xatural- 
wirthschaft  auf,  die  sie  erst  nach  und  nach  verdrängt  Die  Epochen 
lassen  sieh  fbr  die  Deutschen  etwa  folgender  Maassen  unterscheiden: 
1)  Die  Epoche  des  Xaturaltansches  mit  der  ersten  Entwick- 
lung des  Werthbewusstseina  an  der  Hand  des  Viebgeldes  und 
des  Eompositionensystemes;  2)  die  Epoche  der  zunehmenden 
Benützung  fremder*  Geldstücke  anderer  höherer  Kulturvölker 
neben  dem  Gebrauch  des  als  Schatz  bereits  vielbegehrten 
Barrengeldes  und  Ringgeldes;  3;  der  Uebergang  zu  ei^'ener 
Prägung  und  zu  einem  staatlich  geordneten  Münzsystem,  der 
dem  fränkischen  Staate  durch  die  Anlehung  an  die  römischen 
Vorbflder  rasch,  aber  nicht  auf  die  Dauer  gelingt:  4)  die 
Epoche  der  dezentrab'>irten.  späriicheo.  in  der  Hauptsache  nur 
fQr  die  Markte  nothwendigen  Münzprägung  unvollkonmienster 
Art  mit  ihren  ewi<ren  Verrufungen:  b)  die  Epoche  der  Haus- 
genosseiischaften  und  des  eih'jen  Pfennitrs,  welche  für  die  ent- 

')  TcnL  dirüber  ancfc  da  Temidi  Hildebrands  ia  i.  Jihrb.  Bd.  dS, 
&  lo  €:  Die  EatwidOuagmaSm  der  Geldviithschift. 


178  n.  5. 

wickeiteren  Wiilhschaftsgebiete  Deutschlands  wenigstens  eine 
regelmässige  Erfüllung  des  Verkehrs  mit  gemünztem  Gelde 
herbeiAlhrt.  Diese  Epoche  macht  dann  wieder  der  obrigkeit- 
lichen vollendeteren  Münzverwaltung  der  grösseren  Städte  und 
Territorien  im  14.— 16.  Jahrhundeil  Platz,  die  freilich  immer 
noch  mit  einer  sukzessiven  Münzverschlechterung  und  Münz- 
Unsicherheit  verbunden  war,  wie  wir  sie  heute  entfernt  nicht 
mehr  kennen.  Die  moderne  ganz  geordnete  Münzverwaltuncr, 
airf  der  unsere  heutige  vollendete  Geld-  und  Kreditwirthschaft 
ruht/ beginnt  für  die  grösseren  deutschen  Staaten  seit  dem  17.« 
für  die  kleineren  erst  seit  dem  19.  Jahrhundert  Verweilen 
^^ir  noch  einen  Moment  bei  den  Epochen,  so  weit  unsere  Unter- 
suchung sie  berührt  hat. 

Die  Gei-manen  des  Tacitus  gehören  der  ersten  Epoche  an. 
Fast  mehr  das  primitive  Strafrecht,  als  der  geringe  Natural- 
tauschverkehr  entwickelt  das  Werthbewusstsein.  Für  gewisi^e 
Schuld  muss  ein  fester  Werth  gegeben,  bezahlt  werden.  So 
bildet  sich  die  Sitte  allenthalben  beliebte  Güter,  die  in  ihren 
Exemplaren  einander  veiireten  können,  regelmässig  zur  Bezah- 
lung zu  verwenden.  Verschiedene  Arten  von  Gütern  gelten 
bis  ins  8.  Jahrhundert  als  „pecunia*";  am  meisten  aber  wurde 
das  Vieh  benutzt  An  dem  Gebrauchs weith  des  Viehs  bildeten 
sich  die  ersten  Voi-stellungen  des  Tauschwerthes. 

Durch  die  BeiHhiimg  mit  den  Völkern  des  Südens  nahm 
der  Tauschverkehr  und  der  Handel  zu;  es  kamen  mit  den 
fremden  Händlera  und  ihren  veiführerischen  Gaben  die  Wa?e, 
auf  der  man  Edelmetall  und  andere  kostbare  Waaren  wog,  und 
die  glänzenden  Silberdenare  und  Goldstücke  des  Römers.  Mit 
kindischer  Freude  bemächtigten  sich  die  Germanen  dieser 
Münzen;  als  geldgierige  Deutsche  waren  sie  bald  in  Rom  ver- 
schrien; um  rothes  Gold  traten  sie  in  fremde  Söldnerdienste. 
Einen  Schatz  von  Goldringen  und  silbernen  Gefässen,  von  Gold- 
stücken und  Schmucksachen  zu  sammeln,  wird  das  Ideal  der 
Besitzenden  und  der  Grossen  bis  tief  ins  Mittelalter.  Halb- 
götter und  Menschen  sind  in  Bewegung  um  den  Schatz  der 
Nibelungen.  Es  ist  die  erste  brutale  Eiregung  des  Erwerbs- 
triebes höherer  Kultur,  die  damit  eintritt  und  das  spätere 
Erwerbsleben  vorbereitet.  Aber  dieser  Besitz  erzeugt  noch 
keine  Geldzirkulation  in  unserem  Sinne;  er  bringt  es  nui'  dahin, 
dass  man  in  den  Volksrechten  und  noch  Jahrhunderte  spftter 
in  den  ländlichen  Kreisen  neben  den  Kuhwerthen  nach  Gold- 
solidis  oder  andern  Münzen  rechnet,  was  fi-eilich  ein  grosser 
Fortsehritt  war,  und  dass  ein  ganz  anderer  B^ehr  nach  Edel- 
metall als  früher  auftrat. 

Den  Marktverkehr  mit  Kleingeld  lernten  die  Franken  an 
der  Gränze  und  in  Gallien  kennen ;  im  merovingischen  Reiche 
entstand  eine  erste  eigene  Geldprägung  und  die  Karolinger, 
eifiig  bemüht  den  Handel,  das  Marktwesen,  das  Maass-  und 
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Ge^cbtswesen  nach  romanischem  Vorbild  zu  ordnen,  suchten 
auch  für  gute,  genügende  Münze  zu  sorgen:  ein  festes  staat- 
liches Münzrecht  und  eine  geordnete,  einheitliche,  staatliche 
Mfinzverwaltung  reichen  sich  die  Hand;  die  Münzprivilegien 
dieser  Zeit  sind  kaiserliche  Verordnungen,  die  Münzstätten  ins 
Leben  imfen,  höchstens  von  800  ab  die  Einnahmen  aus  den 
Münzen  weggeben;  ein  einheitliches  Münzgeld  soll  im  ganzen 
Reiche  zirkuliren.  Wurde  dieses  Ideal  auch  nicht  en*eicht, 
blieb  auf  rechtsrheinischem  Boden  der  Naturaltausch  auch 
noch  überwiegend  und  wurden  hier  kaum  die  ei'Sten  Anfänge 
und  ersten  Grundlagen  für  ein  geoirdnetes  Geldwesen  gelegt, 
immer  war  dieser  Anlauf  der  Karolinger  von  grösster  Bedeu- 
tung auch  für  das  spätere  ostfränkische  Reich.  Es  war  der 
erste  Versuch  eines  staatlich  geordneten  geimanischen  Münz- 
wesens, das  grosse  Vorbild  für  die  Folgezeit. 

Das  deutsche  Münzwesen  seit  Anfang  des  10.  Jahrhunderts 
schliesst  sich  demselben  an,  aber  es  Ist  auf  dem  Boden  viel 
roherer,  unentwickelterer  volkswirthschaftlicher  Verhältnisse 
nicht  im  Stande  sich  auf  derselben  Höhe  zu  behaupten.  Die 
volle  Münzhoheit  zwar  wird  in  der  Zeit  bis  gegen.  1150  — 
der  dritten  Epoche  der  Münzprivilegien  —  noch  dadurch  ge- 
wahrt, dass  die  mit  der  Münze  Beliehenen  ihren  Namen  und 
ihr  Bild  auf  die  Münze  prägen,  sie  aber  nicht  beliebig  ver- 
ändeiii  dürfen.  Die  wirkliche  Münzprägung  liegt  in  der  Haupt- 
sache in  den  Händen  der  täglich  zunehmenden  Zahl  von  Fürsten, 
Bischöfen,  Aebten  und  Städten,  denen  die  Münze  verliehen  ist, 
die  vor  allem  aus  fiskalischem  Interasse  nach  diesen  Privilegien 
streben.  Gi*osse  Missbräuche  treten  aber  in  dieser  Zeit  noch 
nicht  auf,  theils  weil  die  kaiserliche  Gewalt  noch  an  der  Münz- 
hoheit festhält,  theils  weil  die  Ausprägung  ti*otz  der  zunehmen- 
den Zahl  von  Münzen  eine  unbedeutende  ist  Das  Münzgeld 
erföllt  den  Verkehr  noch  nicht;  man  braucht  es  hauptsächlich 
nur  auf  den  Jahrmärkten;  die  Gebiete  der  Münzzirkulation 
ragen  wie  klisine  Inseln  aus  dem  grossen  Gebiete  des  noch 
überwiegenden  Naturaltauschverkehre  empor. 

Mit  den  Kreuzzügen,  der  Handelsentwicklung  und  dem 
Aufblühen  der  Städte  im  12.  Jahrhundert  wird  das  anders. 
Der  Bedarf  an  Münze  nimmt  zu  und  mit  ihm  die  Zahl  der 
Münzprivilegien;  die  kaiserliche  Gewalt  wird  schwächer,  die 
Münzprivilegien  treten  in  ihr  vieiles  Stadium  ein.  Obwohl  die 
Hechte  des  Kaisei-s  an  der  Münze  in  der  Idee  festgehalten 
werden,  münzt  gegen  1200  und  später  jeder  TerritorialheiT, 
wie  er  will,  und  benutzt  die'  althergebrachten  Einrichtungen 
der  Münzverrufung ,  des  Schlagschatzes,  des  Münzwechsels  zu 
immer  schwererer  Bedrückung  seiner  Untergebenen.  Münzhoheit 
und  Münzregal  befinden  sich  thatsächlich  in  den  Händen  der 
Beliehenen.  Das  13.  Jahrhundert  mit  seinem  grossen  volks- 
wirthschaftlichen  Aufschwung   zeigt  so  naturgemäss  grössere 
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Klagen  als  früher.  Die  alten  Institutionen  reichten  nicht  mehr 
und  waren  den  veränderten  Zuständen  nicht  mehr  angemessen ; 
das  Neue  musste  sich  erst  durchkämpfen.  Es  musste  jetzt  viel 
mehr  als  früher  geprägt  werden;  es  mussten  die  plötzlichen 
und  vielfach  willkürlichen  Münzvemifungen  aufhören.  Sie 
waren  für  den  gestiegenen  wiilhschaftlichen  Verkehr  unerträglich 
geworden.  In  dem  Kampf  der  Städte  und  Stadträthe  gegen 
die  Bischöfe  bildet  das  Dringen  der  ersteren  auf  eine  geoi^nete 
Handhabung  des  Münzrechts  ein  wichtiges  Moment.  Die 
ursprünglich  ministerialischen  Genossenschaften  der  Haus<re- 
nossen  werden  in  derselben  Zeit  zu  städtischen  Pati-iziem ;  ihre 
korporative  Verfassung  ist  die  Grundlage,  auf  der  sich  in  den 
grösseren  Städten  eine  geordnete  Münzverwaltung  bildet;  es 
erscheint  dei-  „ewige  Pfennig** ;  er  erst  ist  ein  Geld  in  unserem 
Sinne;  ei*st  seit  dem  ewigen  Pfennig,  erst  seit  den  besseren  und 
umfangreicheren  Prägungen  des  13.  und  14.  Jahrh.  waren  wenig- 
stens in  den  Städten  und  in  den  dichter  bevölkeilen  Gegenden 
des  Westens  die  Verkehrsadern  dauernd  mit  Münzgeld  erAUlt. 
Es  ist  der  ei-ste  grössere,  allgemeinere  Sieg  der  Geldwirth* 
Schaft  ü^er  die  Naturalwirthschaft ,  der  sich  auf  dem  Lande 
tausendfach  in  der  Verwandlung  von  Naturalabgaben  in  Geld- 
abgaben zeigt. 

Freilich  wai'en  damit  viele  und   grosse  Missstände   der 
Münzverwaltung   noch   nicht  beseitigt.     Die    aristokratischen 
Hausgenossenschaften  entarteten;  im  14.  Jahrhundert  beginnt 
der  Kampf  der  demokratischer  gewordenen  Städte  gegen  sie; 
in  den  jüngeren  Städten  fehlen  sie  ganz;   da  ist  eine  ener- 
gische und  kluge  Bathsverwaltung  sofort  selbst  an  die  Stelle 
getreten.    Die  Selbstständigkeit  zahlloser  kleiner  Münzgebiete 
wird  erst  jetzt  mit  steigendem  Verkehr  als  eine  schwere  Last 
und  Hemmung  empfunden,  der  die  Münzvereine  und  Bündnisse 
nur  theilweise  abhelfen.    Auch  die  städtischen  Räthe  und  die 
bessern    fürstlichen   Verwaltungen    widerstehen    im    14.   mid 
15.  Jahrhundert  nicht  der  Versuchung  der  langsamen  Verschlech- 
terung des  Münzfusses,  so  dass  fremde  Münztypen,  der  Grosdien 
und  der  Goldgulden  eindringen  und  bald  als  schweres  sicheres 
Geld  überall  Kui-s  haben  und  nachgeahmt  werden.  —  Kurz  es 
brauchte  nochmals  einen  Kampf  von  mehrern  Jsüirhundeiten, 
bis  Deutschland  ein  geordnetes,  ein  einheitliches,  staatlich  streng 
überwachtes  Münzwesen  bekam. 

Aber  immer  war  mit  den  Fortschritten  des  13.  Jahrhun- 
derts eines  erreicht:  die  stossweisen  plötzlichen  Verrufrmeen 
hörten  auf^  der  ewige  Pfennig  ei-füllte  dauernd  den  Verkehr; 
wenn  er  sich  vei-scblechterte^  geschah  es  langsam,  sukzessiv, 
was  wenigstens  den  Kleinverkehr  nicht  ganz  unmöglich  machte. 
Der  grosse  Au&chwung  Deutschlands  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert brachte  so  kein  vollendetes,  aber  ein  Münzwesen,  auf 
Grund  dessen  die  Geldwiithschaft  und  das  Kreditwesen  all- 


IL  5.  181 

gemein  durchdringen  und  sich  ausbilden  konnten.  Und  das  war 
gegen  die  vorhergehenden  Zustände  ein  ungeheurer  Fortschritt 
Der  bekannte  Satz  Friedrich  Schlegels,  dass  die  Völker, 
welche  Eisen,  Geld  und  Schi-ift  haben,  von  denen,  welche  diese 
Dinge  nicht  haben,  durch  eine  unermessliche  Kluft  geschieden 
seien,  so  dass  sie  fast  zwei  verschiedene  Menschengattungen 
ausmachen,  ist  viel  richtiger,  wenn  man  ihn  bezieht  auf  die 
durchgefQhrten  Institutionen  und  nicht  auf  die  spärlichen  An- 
fänge, die  Jahrhunderte  lang  wie  ein  fremdes  Element  ver- 
einzelte Theile  einer  Nation  beeinflussen.  Und  in  diesem  Sinne 
möchten  wir  sagen :  ein  Volk  mit  Geld  in  des  Weites  breiterer 
Bedeutung  sind  die  Deutschen  erat  im  13.  Jahrhundert  geworden, 
-wie  sie  ein  Volk  mit  Schrift,  d.  h.  allgemeiner  Schriftkunde 
und  allgemeinem  Einfluss  derselben  auch  erst  Jahrhunderte  später 
wurden,  als  sie  ihre  ersten  Gesetze  schriftlich  aufzeichneten. 
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n. 

Urkunden  des  Strassbnrger  Archiys, 

die  sich  auf  die  Haasgenossen  und  die  Manzyerwaltnng 
im  14.  und  15.  Jahrhundert  beziehen. 


W. 


as  die  Abschrift  derselben  betrifft,  so  gilt  für  alle  gleichmässig, 
dass  die  Interpunktion  von  mir  herrOhrt  und  nach  modemer  Art  durch- 
geführt ist  In  Bezug  auf  die  Orthographie  habe  ich  u  und  t,  i  and  j 
durchaus  modern  je  nach  Bedürfiiiss  vokalisch  oder  konsonantisch  gebraucht, 
wilhrend  sie  in  den  Urkunden  vielfach  willkürlich  wechseln.  Die  über- 
gesetzten Konsonanten,  nemlich  o  über  u  (v)  und  e  Über  o  und  n  (v) 
wurden  beibehalten,  Zeichen,  die  den  übergesetzten  Vokalen  sich  nAhem, 
wurden  durch  diese  wiedergegeben,  aus  Haken  und  (einzelnen  Punkten 
über  0,  u  (v)  und  y  wurden  Doppelpunkte  gemacht.  Alle  lateinischen 
Zahlen  sind  durch  deutsche  ersetzt  falls  nicht  durch  dieselben  eine  der 
städtischen  Behörden,  z.  B.  die  FünuEehner,  Dreier  etc.  bezeichnet  werden 
soll,  in  welchem  Falle  die '.lateinischen  Zahlen  stehen  blieben.  Abkürzungen 
sind  aufgelöst,  Majuskeln  nur  bei  Eigennamen  und  beim  Beginn  neuer 
Absätze  angewendet.  Die  Paragraphirung  der  einzelnen  Absätze  habe  icb 
vorgenommen,  um  die  Zitate  oben  im  Texte  möglichst  genau  machen  zu 
können. 


Weisihum  über  die  Reehte  der  HansgenosMii 
wahrscheinlich  aus  der  Zeit  Ton   1320  —  1330. 

Dieses  Dokument  ist  enthalten  in  einem  in  Pergament  gebundenen, 
57  beschriebene  Doppelseiten  umfiassenden  Buche  im  Strassburger  Archiv 
A.  A.  Actes  constitutife  et  politiques  de  la  commune  .  Privil^es  et  Fran- 
chises.  Article  44  Es  füllt  die  Seiten  28a  bis  35b,  während  die  ersten 
Seiten  die  Namen  der  Hausgenossen  in  verschiedenen  Jahren,  z.  B.  126o, 
1283,  1376  tragen.  Das  ganze  Buch  ist  mit  Ausnahme  der  Seiten  57a 
und  b  von  einer  Hand  (geschrieben.  Auch  die  Ueberschrift  desselben  ist 
alt  und  lautet:  No.  29.  die  müntzer  und  hausgenossen  belangend^  wie  die 
vor  zeyten  zu  banck  gesessen  und  waz  sie  für  jura  praetendirt.  Die 
Schrift  gdiört  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  an,  ist  fest  und  deutlich 
Die  Abfassung  des  Weisthums  selbst  dürfte  in  die  Zeit  des  zweiten  Stadt- 
rechtes gesetzt  wo^en ;  vielleicht  war  es  ein  Bedacht  einer  von  den  Haas* 
§enos8en  niedergesetzten  Kommission,  eine  der  Vorberathungen  zu  dem 
tadtrecht  von  1322,  von  dem  Eönigshofen  (Hegel,  Strassb.  ChronikeD, 
I  Bd.  U,  S.  743)  erzählt,  wenn  auch  in  diesem  Stadtrecht  keiner  der  fol- 
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ginden  Artikel  sich  findet  Hegel,  der  es  in  den  Strassborger  Chroniken« 
d.  II,  S.  989  erwähnt,  setzt  es  einfiich  in  das  14.  Jahrhundert.  Jeden- 
falls ist  es  Yor  das  Jahr  1332)  Tor  die  Zeit  des  Zonftaufiruhrs  za  setzen, 
da  sich  die  patrizischen  Hausgenossen  noch  ihrer  s&mmtlichen  Privilegien 
aus  alter  Zeit  erfreuen,  ein  Zustand,  der  nach  dem  Eintritt  des  zünfUerischen 
Regiments  sogleich  sich  ändern  musste.  Ueber  dem  Weisthum  steht  die 
Bemerkung  des  Schreibers:  Ein  bennenttin  bächelin  haltet  dise  nach- 
geschriben  stucke  inne;  dieses  Pergamentbüchlein  ist  im  Archiv  nicht 
mehr  vorhanden. 

Disz  sint  die  stucke,  als  es  die  fttnff  uszgetragen  haut  und  sft  gfit 
duncket,  die  man  den  geswomnen  f&r  sol  legen,  die  des  gerihtes  sint,  obe 
es  sü  gfit  dunket,  und  onch  als  sie  es  funden  haut  an  alten  zedelen. 

Und  sint  disz  die  reht,  die  ein  mOnszmeister  und  die  huszgenossen 
haut  von  dem  bischofe  von  Sträszburg  und  der  stifit 

1)  ZA  dem  ersten  sol  ein  münszmeister  das  gerihte  besitzen  uffe  der 
münssen  von  eins  bischofes  wegen. 

2)  Der  münszmeister  und  die  huszgenossen  soUent  ouch  das  gerihte 
besetzen,  als  sü  duncket  uff  iren  eidt,  dass  sü  nützlich  und  nottürfftig 
dunket  der  münssen  und  den  huszgenossen  und  das  arme  und  riebe  geliche 
beschee;  und  sollent  der  zwölffe  sm,  die  do  swerent  oder  gesworen  haut, 
zft  dem  gerihte  ze  gonde  alle  zinstage,  also  die  glocke  zwölffe  sieht,  und 
in  der  munssemeister  tfit  gebieten,  wer  es  aber,  das  es  der  münszmeister 
nüt  getan  möhte,  oder  nit  do  enwere,  so  sol  der  hüter  an  sinre  stat 
rihten  und  in  verwesen.  Wer  es  ouch,  das  der  munssemeister  oder  der 
hÄter  ir  weder  keinre  do  künde  sin,  so  sol  der  älteste  örtermeister  under 
den  zweyen,  die  dann  örtermeister  sint,  das  gerihte  besitzen  an  eins  münsz- 
meisters  stat  alle  zinstag,  also  vorstett,  und  sol  man  die  zwölffe  fregen  nüt 
me .  es  ist  ouch  zä  wissende,  das  die  zwölffe,  die  dann  also  ein  jore  se- 
rihte  haben  sollent  nach  dem  jore  zwölff  anderwerbe  kiesen  und  usz  den 
alten  behaben  uff  die  halben  minre  oder  me,  als  es  sü  dann  nottürfftig 
duncket;  und  hant^)  ouch  dieselben  zwölff^  die  dum  des  gerihtes  sint, 
mäht  haben  zA  rihtende  umb  alle  stucke,  uszgenomen,  do  es  eime  an 
den  lip  gät  oder  die  zwölffe  bekantent,  das  sü  jemans  zä  in  bedürfften 
lützel  oder  vil .  und  welre  huszgenosse  also  by  dem  gerihte  were  und  be- 
ruffet  würde,  die  sol  man  fregen  als  die  andern,  und  ir  urteil  gelten  als 
der,  die  dann  des  gerihtes  werent;  und  also  dann  der  gemeine  za  gedinge 
würde  gebotten,  so  mögent  dann  d^e  huszgenossen  .urteilen  und  rihten,  nach 
dem  es  für  bü  kommet,  über  lip  und  gut,  als  es  von  alter  herkomen  ist 
und  ouch  gehalten  ist. 

3)  Ouch  ist  zä  wissende,  als  man  an  dem  zinstage  herkommet  und  man 
gerne  richten  wolt,  als  vor  stat,  so  sol  der,  der  dann  also  rihtet  den 
zwölffen  rd  gebieten  by  sehs  [ifenningen  .  würde  das  verbrochen,  so  sol  man 
es  ime  gebietten  by  eime  Schilling  pfenning,  und  sol  man  ouch  die  gebotte 
nit  varen  lassen;  und  was  also  verbrochen  würdt,  da  sol  das  halbe  werden 
dem  münszmeister  und  das  ander  den  örter. 

4)  Ouch  ist  zä  wissende,  wenn  der  münszmeister  oder  der,  der  dann 
rihtet,  also  vor  stet,  nottürflftip  duncket  oder  üt  ftirkommet,  so  mag  er  zä 
gedinge  gebietten  und  das  genhte  besitzen  glicher  wise,  also  vor  stat .  wann 
ouch  das  merreteil  der  zwölffe  da  sint  so  mag  man  rihten,  und  was  do 
das  merreteil  rihtet,  das  sol  krafft  haben. 

5}  Ouch  ist  zä  wissende,  was  also  geurtheilt  würt  und  besserunge  uff 
einen  fiele,  das  sol  man  ime  gebietten  by  fonff  Schillingen  Pfenningen  in 
dryen  tagen  zä  gebende,  und  wer  es,  das  einer  sich  dawider  satte,  wer 
der  were,  so  sol  der  münszmeister  es  ime  danach  gebietten  aber  in  dryen 
taeen  by  10  schiÜing  Pfenningen;  wer  es  dann,  das  disz  verbrochen  würde,  so 
801  es  dann  der  münszmeister  zä  stund  für  das  gedinge  bringen  und  sol  es 
sagen  umb  die  ungehorsame  und  sol  es  dann  an  einen  setzen  tmd  sol  man 

*)  Soll  Uifson:  ■oUcot 
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es  ime  dann  gebietten  by  eime  pfände  by  der  tagezit;  wer  dis  alles  also 
verbreche,  so  sol  es  aber  der  münszmeister  oder  der  sine  stat  haltet,  also 
yor  stot,  für  das  gedinge  bringen  und  gieme  dargebietten,  der  also  hat 
Terbrocben,  lud  in  zu  rede  setzen  und  aber  an  einen  setzen;  und  sol  map 
ime  es  gebietten  by  einer  marck  Silbers  .  und  wer  es,  das  disz  alles  nit 
gehalten  würde  von  dem,  dem  disz  also  geholten  würde,  und  es  verbreche^ 
wer  der  were,  und  also  ungehorsam  were,  der  sol  sin  münszreht  verloren 
haben,  und  sol  das  sinen  kmden  kein  schade  sin  an  iren  münszreht. 

6)  Ouch  ist  zu  wissende,  daz  die  zwölffe  die  den  zemale  des  gerihtes 
geswomnen  sint,  mögent  setzen  uszwendig  des  rates  zä  ragende  alle  un- 
föge  in  der  münssen,  uff  der  münssen  und  vor  der  münssen,  uff  dem  bloch, 
wie  sie  allerbeste  duncket;  und  welle  also  zä  geswomne  werdent  gesät,  die 
soUent  ragen  alle  unzuht  by  iren  tmwen  an  eides  stat 

7)  Ouch  ist  zu  wissende,  wer  eime  münszmeister  übelrette,  so  sol  es 
der  münszmeister  für  das  geriht  bringen  by  sime  eide  und  sol  es  dann 
setzen  an  der  geswomnen  einen .  und  bekennen  dann  die  geswomnen,  das 
geiner  besseren  sol,  so  bessert  er  ein  pfunt  pfenning  und  vier  wochen  von 
der  münsse,  und  würde  eim  häter,  eime  örtermeister  oder  eime  geswomnen 
übel  gerett,  die  soUent  es  ouch  fürbringen  by  iren  eiden;  und  wer  dann 
also  bessernde  würt,  der  bessert  zehen  schilhng  nnd  viertzehen  tage  von 
der  münsse;  und  ist  dis  zu  verstonde,  als  dicke  man  dirre  vorgeschriben 
stucke  tut  oder  nit  also  gehorsam  were  dem  geriht  und  den  rihtem,  so 
sol  man  es  rihten  und  rehtvertigen,  als  da  bescheiden  ist  by  dem  eide. 

8)  Ouch  ist  zä  wissende,  das  nieman  keinen  wehssel  sol  in  der  stat 
und  in  dem  burgbanne  triben,  er  sy  dann  ein  huszgenosse  an  der  münssen. 
were  es  aber,  das  jeman  anders  deheinen  wehssel  tribe  in  der  stat  oder 
in  dem  burgbanne,  dem  mag  der  münszmeister  für  sich  gebietten  und  in 
zä  rede  stossen  und  in  darumb  rehtvertigen .  unsere  bürgere  mögent  ouch 
ir  tüch  oder  ander  ir  kouf&nansch&fft  umb  guldin  oder  groszen  geben 
oder  anderleyge  münszen  und  mögent  ouch  dasselbe  gelt,  das  sü  also 
empfangen  hant,  umb  ir  gewende  widerumb  geben  umb  ander  kouffinan- 
schäfft  .  woltent  sü  aber  guldin  oder  groszen  oder  anderleyge  münszen 
verwehsseln  umb  ander  gelt,  das  sollent  sü  an  die  münsse  tragen  und  eime 
huszgenossen  geben  zu  kouffende. 

U)  Der  münszmeister  und  die  huszgenossen  sollent  ouch  keinen  zd 
huszgenossen  empfohen,  sin  vatter  sie  danne  ein  reht  huszgenosse  und  habe 
es  empfangen  und  gewesen  untz  an  sinen  tod,  und  da  die  kint  elich  sint. 

10)  Es  ist  ouch  zu  wissende,  welre  huszgenosse,  der  an  der  münssen 
sitzt,  und  den  wehssel  tribet,  würde  der  belümet^)  von  diepstal  wegen,  dem 
sol  der  münszmeister  oder  sin  stathalter  einre,  also  vorstat,  dargebietten 
unverzogenliche  und  in  zä  rede  stossen  umb  die  stucke,  als  er  dann  be- 
lümet  ist .  und  enpfunde  es  sich  dann,  das  er  schuldig  were,  so  sol  er  sin 
münszreht  verloren  han  und  nit  me  huszgenosse  sin  .  were  aber,  das  der- 
selbe, dem  dann  also  dargebotten  würde,  dem-  gerihte  entwiche  und  nit 
gehorsam  were,  derselbe  sol  ouch  sin  münszereht  verloren  haben  giicher 
wise,  also  vor  stot,  und  sol  sinen  kinden  nüt  schaden,  die  dann  lebent 

11)  Der  münszmeister  mag  ouch  angriffen  aSle^  die  valtsche  tribent  mit 
golde  oder  mit  Silber  oder  mit  andern  ungeUchen  gewiht  oder  wogen  oder 
mit  valschen  münszen  slahen  oder  pfenninge  beschrotten,  wo  er  es  befindet 
und  fürkomet  oder  erfÜre,  wo  jeman  belümet  würde,  der  es  getan  bette . 
keme  ouch  jeman  zu  eime  huszgenossen  mit  argwenige  Pfenningen  oder  " 
argwenig  golt  oder  silber,  das  sol  der  huszgenosse  nit  von  ime  lassen,  er 
sage  es  danne  vor  dem  münssemeister  oder  dem  häter. 

12)  Ouch  ist  zu  wissende,  wer  es  das  der  münszmeister  oder  der  häter 
also  jeman  angriffe,  der  also  valtsche  getriben  bette  .mit  golde  oder  silber, 
mit  münszen  oder  Pfenningen,  oder  pfenninge  beschrotten  bette,  fünde  man 
hinder  dem?  das  abschrot  oder  den  valtsche,  den  mag  der  münszmeister  a& 
rede  stossen  und  an  ime  erfaren,  was  er  geton  habe  .  als  es  dann  der 

')  Belaimen  (l)eleamen),  infamare.  Sehen,  GIosMiiam  germanicQm  medii  mti  (1711),  8. 118. 
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mÜDBzmeister  erfert  oder  ime  küntlicb  würde,  das  sol  er  für  das  gerihte 
uff  der  xntinsze  bringen  für  die  huszgenossen  und  sol  mit  der  urteil  und 
rät  die  huszgenossen  alle  gemeinlich  besenden,  uszwendig  und  indewendig 
der  münszen,  die  zu  iren  tagen  kommen  sint,  und  sol  den  fürlegen  die 
get&t^  die  der  begangen  hatt,  den  er  also  angriffen  bette,  und  soUent  die 
gemeine  urteil  über  in  sprechen  und  besserunge. 

13)  Und  wanne  oncn  besserunge  über  den  also  erteilet  würt  von  den 
huszgenossen  gemeinlichen,  so  sol  der  munszmeister  sü  alle  ires  eidcs 
mannen,  das  sü  an  dem  andern  tase  früge  uff  der  münssen  by  ime  zä  ge- 
rihte sinent;  und  sol  er  den,  der  do  missetan  hat,  für  die  münsse  stellen, 
ob  er  den  lip  yerwQrcket  habe,  und  sol  an  eime  der  huszgenossen  setzen,, 
wie  er  es  bessern  solle:  und  wann  die  besserunge  gesprochen  würdt,  so 
sol  der  munszmeister  rinten  nach  rehte;  und  was  davon  vellet,  das  würt 
dem  munszmeister  und  den  huszgenossen  .  der  munszmeister  hett  ouch  nit 
anzegriffen,  wann  in  der  stat  zu  Sträszburg  oder  in  dem  burgbanne. 

14)  Wer  es,  das  der  munszmeister  ein  angriffe,  der  Strässburger  münsse 
gefeltschet  hett,  uff  den  sol  ein  häter  clagen,  daz  er  ime  sine  münsze  ge- 
feltschet  habe,  und  sol  das  clagen  vor  eime  münssemeister  und  den  ge- 
swomnen  huszgenossen,  die  dann  das  gerihte  besitzent  uff  der  münssen. 

15)  Wer  es  ouch,  das  jeman  angegriffen  würde  uszwendig  des  bürg- 
bannes  in  dem  bistäm,  in  welhem  gerihte  das  beschee,  do  er  also  an- 
gegriffen würde,  umb  das  er  falt6che  münsse  geslagen  bette  oder  pfenninge 
bette  beschrotten  oder  valtsche  Sträszburger  pfenninge  uszgetragen  hette,. 
wo  das  dem  munszmeister  fürkeme,  da  sol  er  den  hüter  hinschicken  in 
dasselbe  gerihte  und  sol  den  vogt  und  das  geriht  manen,  das  sü  von  dem 
richten  nach  reht 

16)  Der  hdter  ist  ouch  nüt  gebunden  zA  klagende  von  keime  veltscher 
uszwendi«;  der  stat  zu  Str&szburg  und  des  burgbannes,  er  tu  es  dann  gerne. 

11)  Der  munszmeister  sol  ouch  ein  häter  setzen  mit  eins  bischofes 
wissenae  und  willen  oder  mit  des  wille,  der  dann  die  münsse  inne  hat 
von  des  bischofes  wegen,  der  dann  den  munszmeister  gdt  duncket .  und 
sol  der  häter  dann  sweren  an  den  heiigen,  die  münsse  zu  behütende  und 
zu  bewarende,  so  er  beste  kan,  und  als  sü  danne  uffgesetzet  ist  oder  uff- 
gesetzet  würt 

18)  Der  munszmeister  und  die  huszgenossen  sint  ouch  überkomen 
durch  nutz  und  notturfft  und  der  münsze  ere,  das  man  alle  die  guldin 
sundern  sol  und  wegen,  die  übten  sundem  und  die  sweren  nildin  und  die 
bislege:  und  war  für  oie  guldin  senomen  und  koufft  werden,  dafür  sol 
man  sü  geben;  und  sol  man  ouch  kein  guldin  ungewegen  von  der  hant 
geben;  wer  das  brichet,  der  bessert  zehen  Schilling  .  und  sol  man  vier 
erber  man  darzu  kiesen,  was  man  für  gät  und  swer  nemen  sol .  und  sol 
der  hdter  die  wegen  tän  seigen,  das  sü  glich  standen  zä  dem  viertel  jors, 
obe  man  sü  bedurff;  und  wemme  sine  guldin  nszgewegen  werdent,  der  sol 
sü  nit  under  werffen,  die  zä  lihte  werent. 

19)  Ouch  mag  ein  jegelicher  guldin  geben  an  den  zöUen  oder  uff  dem 
Rine;  das  sol  nieman  schaden. 

20)  Es  sol  ouch  keinre  an  keime  guldin  me  zä  gewinne  nemen,  dann 
einen  pfenning  oder  zwene  pfenninge;  er  mag  wol  minre  nemen,  und  ist 
dis  zu  verstonde  umb  allerhande  guldin,  wie  sü  genant  sint. 

21)  Und  wer  also  bessernde  würt,  der  bessert  zehen  Schilling .  wer  es 
das  jeman  harüber  keinen  ungewonlichen  gewin  neme,  wo  das  der 
zwölffen  eime  fürkomet,  der  sol  es  rügen  by  eime  eide,  und  sol  man  es 
rihten. 

2^  Es  sol  ouch  nieman  keinen  guldin  hoher  nemen,  dann  der  ge- 
meine iottff  an  der  münssen  ist,  dann  zemäl  umb  das  einre  dem  andern 
den  wehssel  nit  empfäre  und  ime  sin  künden  damitte  nit  abe  werde  ge- 
nomeu,  oder  das  einre  sin  gelt  dester  gemer  hinder  ime  lasse  .  were  es 
darüber,  das  einre  den  andern  eren  wolte,  so  mag  er  nemen  die  guldin, 
als  man  sü  dann  git  dann  zemäl,  nit  höher. 

28)  Es  sol  ouch  keinre  über  den  dritten  von  ime  nieman  raffen  von 
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wehssels  wegen,  noch  oach  Bost  Terre  rüffen  noch  haben  by  dem  mantel 
oder  bv  dem  rocke,  als  er  zü  der  dOren  osz  oder  in  wolle  .  würt  er  ge- 
räget,  aer  bessert  mnff  Schilling  pfenninge. 

24)  Es  sol  ouch  keinre  den  andern  heissen  liegen  noch  flachen  mn- 
bescheidenlich  noch  übel  reden  frOmden  noch  heimbschen  umb  keinehande 
dinge .  wer  also  geräget  würt,  der  bessert  fünff  Schilling  pfenninge. 

25)  Wer  es  ouch,  das  jeman  swäre  semliche  swäre,  als  an  unser 
herren  bächere  geschriben  stät,  dammb  man  r&get  6  pfenninge  an  bessernde, 
würt  der  gerdset  von  eime  geswomnen,  der  bessert  5  Schilling  pfenninge. 

26)  Es  sol  ouch  nieman  den  andern  werffen  mit  snewe  oder  mit 
andern  dingen  weder  in  schimpfe^)  noch  in  ernste  weder  in  der  münsse, 
uff  der  münsse  noch  abe  der  münsse  noch  ossewei^ig  der  münssen,  aia 
verre  der  grabe  g&t;  wer  da  eeräget  würt,  der  bessert  5  Schilling  pfenninge. 

27)  Es  sol  ottch  nieman  bickel  noch  houwen  in  die  bencke  noch  aast 
keinen  schaden  tun;  wer  das  tat,  der  bessert  5  Schilling  pfenninge,  obe  er 
geröget  würt. 

28)  Wer  es  ouch  das  einre  den  andern  släge  von  knaben  in  der 
münssen,  uff  der  münssen  oder  inwendig  des  graben,  der  bessert  5  Schilling 
Pfenninge. 

2U)  Wer  es  aber  das  einre  ein  messer  zuhet  über  ein  andern  in  der 
münssen,  uff  der  münssen^  indewendig  der  münssen  und  des  sraben,  würt 
der  gerüffet,  der  bessert  yier  lot  Silbers  und  vier  wochen  von  der  münssen» 
oben  und  inden. 

30)  Wer  es  ouch  das  einre  den  andern  wundet  in  der  münssen  oder 
indewendig  des  graben,  davor  got  sy,  wie  das  fürkomet,  der  bessert, 
nach  dem  es  ein  geswornner  rdget  und  erkennet .  und  sol  dem  rit  alle 
reht  behalten  sin  von  messer  ziehende  oder  von  wunden. 

31)  Es  sol  ouch  nieman  dem  kneht  und  sime  wip  und  gednde,  der 
uff  der  münssen  sitzet,  oder  wer  daruff  ^esetzet  würde,  keine  nnzuht 
bietten  noch  sine  slosse  zerbrechen  noch  sine  geschirre  noch  keine  ander 
dinge  zerslahen  noch  zerwerffen  ,  wer  das  dete,  würde  er  ger&get,  der 
bessert  5  Schillinge  und  sol  gieme  sinen  schaden  uffiihten  und  alle  diCL 
die  doby  sint  gewesen,  der  jeglicher  bessert  5  Schilling  pfenninj^e  .  und 
sollent  es  ouch  die  sweren  zä  rügende  und  furzubringende ,  die  dann 
uff  der  münssen  sitzent  oder  gesetzet  werdent  nü  oder  hienach,  und  nit 
zü  verswigende. 

32)  Wer  es  ouch,  das  jeman  keine  türe  uffbreche  und  in  die  münsze 
gienge,  oben  oder  inden,  wie  das  furkomet,  der  bessert  ein  pfunt  und  sol 
türen ,  laden  oder  slosse  wider  machen .  und  wer  des  hilfft,  der  besseft 
also  vil. 

33)  Man  sol  ouch  die  münssen  an  dem  Sonnentag  noch  an  zwölff 
bottentage  nit  vor  imbisz  ufftün  ungeverlichen  by  fünff  Schillingen  dann 
eine  düre  oder  vettich^)  by  der  Stegen  ane  geverde. 

34)  Es  sol  ouch  keins  huszgenossen  wip  wehsseln  noch  wehssel 
triben  ane  geverde;  wo  das  beschiht  und  fürkomet,  der  man  bessert  sehen 
Schilling. 

35)  Es  sol  ouch  nieman  in  deheins  würtes  husz  gon  wehsseln,  der 
würt  sende  dann  mit  namen  nach  ime  oder  der  gaste,  der  de  wehsseln 
wil,  umb  das  der  wehssel  an  die  münsse  gange .  wa  das  gerüget  würt  von 
jemanne,  do  sol  der  münszemeister  zü  rede  stossen  und  wer  also  bessernde 
würt,  der  bessert  ein  pfunt  und  sollent  ouch,  die  an  den  örter  sitzent, 
die  württe  noch  ir  gesinde  nit  mieten'),  umb  das  ir  brudere  dargewiaen 
werdent 

36)  Der  münszmeister  und  die  huszgenossen  sollent  ouch  Über  jegelich 
der  voigeschriben  artidcel  geswom  setzen,  als  es  sü  gut  duncket,  die  den 


1)  Schimpff.  iocos.    Schtrz,  Glossar.  S.  1407. 

<)  Veitich,  aK  flttich.    Scherz,  üloiaar.,  S.  1801;  hier  j^lenfalli  gleich  Th&rflft«el. 

>)  Mieten,  donnm  corrvptionis,  oppon.  dem  lohn.  Scherz,  Glossar.,  S.  1048;  mi«Ua  also 
gleich  besuchen.  In  dieeem  Satze  ist  die  württe  Nominatir,  die  an  dem  örter  tktund. 
loeasatir. 


iL  5.  18& 

artickel  riigent,  als  in  befolhen  ¥rürt  oder  als  dirre  brieff  seit,  und  soUent 
dieselben  geswonmen  die  artickel  rögen  und  förbringen  zu  dem  ersten  ge- 
dinge,  als  der  münszmeister  gesitzet,  und  waz  sü  dann  zemäl  wissent  und 
Bü  rägeber  dnncket  by  Iren  eiden. 

S7)  Die  an  dem  fritaee  uff  dem  bloche  sitzent  und  wecbsselnt,  die 
soUent  nieman  rüffen  ftber  den  graben  noch  wincken  under  der  louben  oder 
under  der  pfaltzen  nieman  bezaln  noch  wehsseln .  wolte  ouch  jeman  den 
andern  bezaln,  das  sol  er  tun  uff  der  m&nssen  oder  in  der  mOnssen  mit 
beslossener  türen .  wer  des  nit  tete  und  geräget  würde,  der  bessert  fünff^ 
Schilling. 

38)  Es  sol  ouch  nieman  spilen  uff  der  münssen  noch  in  der  münssen 
,keinre  hande  spile,  tfszwendi^  brettspile,  walen  und  kartenspil  by  zehen 
Schillingen .  und  sollent  das  die  geswomnen  rügen  nach  hörsagen. 

S9)  Es  sollent  ouch  nit  me  dann  zwene  mit  einander  Kemein  haben 
an  den  örter  noch  uff  dem  bloch  an  dem  fritag  by  f&nff  schimngen. 

40^  Es  sol  ouch  keinre  zwo  stett  noch  zwey  örter  haben  .  und  wanne 
ouch  einre  ein  ort  koufft  hat,  der  sol,  die  wile  er  es  hett,  nieman  intriben 
noch  kein  geteiltes  geben  .  were  es  darüber,  das  es  einre  nit  tän  wolt,  so 
mag  es  eimre  dem  örtermeister  klagen .  der  sol  gime  gebietten  dannen  zA 
gonde  by  zehen  Schilling .  were  aber  kein  örtermeister  do ,  so  sol  es  der 
neheste  geswomne  gebietten  an  eins  Örtermeisters  stat.  Ouch  sollent  die, 
die  örter  kouffent,  an  dem  mentag  kein  Übertrag  machen,  das  keinre  den 
andern  ere  mit  keinen  fürwortten,  daz  den  örtener  davon  verslagen  möhte 
werden,  und  den  andern  in  iren  seckeln  heimlich  noch  offenlich  nemen: 
wer  das  brichet,  würt  der  geriiget  der  bessert  zehen  Schilling .  und  sol 
man  das  rögen  nach  hörsagen .  und  wer  also  örter  kouffet,  der  sol  bezalen 
yor  imbisze. 

41)  Ouch  ist  zd  wissende,  wo  jeman  stössig  würde  mit  eime  husz- 
genossen,  der  do  zu  bancke  sitzet  oder  gesessen  were,  und  an  dem  münsz- 
meister oder  h&ter  gerihtes  vordert,  so  sol  man  ein  gerihte  machen  und 
sol  ginen  frogen,  obe  er  rcht  nemen  wil  yor  den  geswomnen  .  wil  er  dann 
reht  nemen,  so  sql  man  ime  das  reht  tun  und  richten  unverzogenlich .  und 
sol  man  dem  huszgenossen  gebietten  har  für  gerihte  zA  dem  ersten  male  by 
fünff  Schillingen,  zu  dem  andern  male  by  zehen  Schillingen,  z&  dem  dritten 
m&le  by  eime  pfunde  und  darnach  bj  eime  jore  und  der  münsse.  und  dar- 
nach by  fünff  joren  und  darnach  ewiclichen,  und  sol  das  sinen  kinden  nit 
schaden,  und  ist  dis  zu  yerstonde  oue  eigen  und  erbe. 

42)  Wer  es  ouch,  das  ein  huszgenossen  mit  dem  andern  stössig 
würdent,  so  sollent  dise  gebott  glicher  wise  gon,  also  davor  stot 

43)  Wer  es  ouch,  das  man  die  münsse  würde  buwende  nä  oder  hie- 
nach,  so  sol  dem  hdter  kein  alt  holtz  volgen  noch  dem  münszmeister; 
wol  das  von  alten  zalbencken  abe  gebrochen  würde,  der  man  nit  me  haben 
wolt,  die  sollent  eins  h&ters  sin,  als  es  ouch  von  alter  har  is  komen,  als 
wir  er&ren  haut 

44}  Ouch  ist  zu  wissende,  welre  knabe  huszgenosse  werden  wil,  wer 
dann  aas  gelt  darwürffet  für  den  münszmeister,  der  sol  ouch  geben  und 
verbunden  sin  zä  geben  die  fÜnff  pfunt  eime  örtermeister. 

45)  Ouch  ist  z&  wissende,  was  knehtes  uff  der  münssen  sitzen  wil 
oder  sitzet,  den  sollent  die  huszgenossen  kiesen  .  und  wenne  einre  also- 
gekosen  würt,  der  sol  dem  hüter  Sicherheit  tän  für  hundert  pfunt  Pfen- 
ninge .  wer  ouch  also  uff  die  münsse  komet,  dem  sol  mim  geben  ime  und 
sime  wibe  alle  jore  ein  pfunt,  zu  wihnahten  zehen  Schillinge  und  zu  sün- 
g^ten  zehen  Schillinge  für  alle  dinge,  und  sol  derselbe  kneht  gebunden 
sin,  die  münssen  nahtes  zu  besliessende  türe  und  laden»  unden  und  oben« 
zd  der  torslocken  und  morgens  ufizetände  zu  der  torglocke  türe  und 
venster.  und  sol  ouch  er  zu  gedinge  gebietten,  so  es  ein  hüter  heisset . 
oder  ein  örtermeister,  oder  wenne  man  sin  bedarff. 

46)  Ouch  ist  zu  wissende  umb  den  kneht,  der  do  den  geseUen  dienet 
und  der  düten  warten  sol,  dem  sol  man  ffehen  zu  der  wochen  ostem  untz 
zÜ  sant  Michels  tage  alle  woche  8  pfenninge  und  von  sant  Michels  tage 
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bitze  z&  Ostern  alle  wochen  16  /^,  und  sol  im  geben  ^  ß,  v^  zfi 
8ummer  umb  einen  schantz*;  und  za  winter  8  /^.  /t^  oinb  einen  graawen 
rocke,  und  sol  derselbe  kneht  warten  der  ffesellen  und  des  geschirres  und 
der  tiscbelacben  zu  gehaltende,  das  ime  dann  empfolhen  würt  toh  eime 
^rtermeister.  und  sol  derselbe  kneht  ouch  sicherneit  tän,  für  das  ime 
dann  also  empfolhen  würL 

47)  Ouch  ist  zä  wissende,  das  alle,  die  zd  bancke  sitzent  und  den 
wehssel  tribent,  jung  und  alt,  die  pfenninge  kiesen  soUent  one  gererde, 
Heidelberger  und  böse  pfenninge  usz.  und  wenne  ouch  eime  cueselben 
Pfenninge  wider  von  der  nant  git  eintzeleht  oder  miteinander,  waz  ime  dann 
also  uszgekosen  würt,  und  er  übersehen  bette,  die  sol  er  nit  me  wider 
under  werffen  weder  in  die  pfenninge  noch  under  ander  pfenninge,  noch 
für  gut  sü  me  uszzegebende  in  keinen  weg  one  geverde.  und  sollen t  das 
alle  die  globen  by  der  truwen  an  eides  stat,  die  verkosen  pfenninge  nit 
me  ver  gAt  uszzügebende ,  die  also  uszgekosen  würdent  zä  einem  m&le 
in  der  stat 

4b)  Ouch  ist  zä  wissende,  das  man  alle  jore  einen  andern  örtermeister 
setzen  sol  und  soUent  ouch  die  örtermeister  nüt  übernomen*)  geben  dann 
an  dem  mentage  4  /^  und  an  unsers  herren  fronlichnamstage  einen 
omen  wins.  wer  darüber  üt  darlihe  oder  gebe,  dem  sol  man  nüt  geben 
noch  abeslahen. 

49)  Wer  es  ouch,  das  die  huszgenossen  gemeinliche  in  eime  garten  werent 
oder  jeman  hettent  geladen  zä  libe  oder  zu  leide,  so  mögent  die  zwene  Örter- 
meister mäht  haben  übemomen  zä  gebende  bescheidenlichen  mit  der  ge- 
swomner  rät. 

II. 
Müntxordnimg  de  dato  donnerstag  Tor  laetaro  anno  1376. 

Diese  Münzordnung,  deren  Ueberschrift  übrigens  von  späterer  Hand 
herrührt,  ist  in  demselben  Buche  S.  40a — 43a  enthalten;  auf  den  Seiten 
36a— 3Sb  stehen  die  Artikel  des  Strassburger  Stadtrechts,  soweit  sie  de 
officio  monetarii  handeln,  lateinisch  und  deutsch;  dabei  befindet  sich  noch 
S.  39a  ein  Zusatz  über  die  Rechte  des  Münzmeisters,  gedruckt  bei  Hegel: 
Die  Chroniken  Strassburgs,  Bd.  H,  S.  939. 

Wir  Johanns  Zorn,  der  elter,  der  meister  und  der  rat  von  Str&szbur^, 
tänt  kunt  allen  den,  die  diesen  brieff  sehent  oder  gehörent  lesen,  dac  wir 
überein  sint  komen  mit  hem  Hannsen  von  Grostein,  unszerm  münszmeister, 
und  mit  unscrn  huszgenossen  und  mit  allen  unsem  bürgern,  daz  nieman 
deheinrehande  silber  von  der  hant  geben  sol,  es  sy  dann  solich  Silber,  da- 
mit man  eigen  und  erbe  weren  möge,  und  sie  gezeichent.  wer  aber,  das 
es  vier  pfenninge  zu  arge  were,  das  sol  ime  nit  schaden .  were  ouch  das 
dehein  unser  burger  ander  silber  von  der  hant  gebe  in  der  stat. oder  in 
dem  bistiime,  welher  dann  unser  bürgere  uff  das  silber  komet  und  das 
küntlich  und  werlich  mag  gemachen,  so  sol  er  das  silber  verloren  hao.  es 
sy  vil  oder  lützel,  und  sol  ein  funffteil  werden  dem  rate,  ein  fünffteil  aen, 
die  darüber  gesworen  haut,  und  ein  fünffteil  dem,  der  das  silber  angriffet 
und  sol  ein  holp  ior  von  der  stat  sin.  were  ouch,  daz  ein  silber  angegriffen 
würde  darumb,  das  es  nit  gftt  wer,  würde  das  silber  dann  gezöget  der 
geswornen  zweien  oder  me,  die  darüber  gesworn  hant,  die  ouch  hienadi 
geschriben  stont,  sprechent  der  geswomnen  zwene  oder  me  uff  iren  eidt, 
das  sie  das  silber  gesehen  hettent  und  es  von  in  hiessent  geben,  so  sol 
jenre  weder  sin  silber  noch  sin  ere  verloren  hau.  ouch  sol  man  wissen, 
was  man  Silbers  zd  kouffende  git  einem  wehsseler,  darumb  sol  glenre  nüt 
verloren  han,  der  es  dem  wechsseler  da  git.  waz  man  ouch  Silbers  bringet 
in  die  stat  oder  in  das  bistüme,  das  argwenig  ist,  das  ensol  nieman  von 


*)  SrltanU.  Vesti«  rilioris  s.  rusticae  apeciea.   Schere,  Glossar,  S.  1376. 
»)  Ueberiiomraen,  pretio  nimio,  enormi.  .Sclieiz,  Glossar,  ij.  1702. 
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der  hant  geben,  er  sol  es  ouch  nit  usz  dem  bist&m  fören,  er  sol  es  tragen 
an  den  wechssei  und  sol  es  geben  zä  kouffende  einem  hoszgenossen,  und 
sol  das  dem,  der  es  ime  zu  kouffende  cit,  nüt  schaden,  das  silber  sü  gät 
oder  argwenig,  wer  anders  dete,  würde  es  begriffen,  dem  sol  man  tun, 
als  davor  ist  bescheiden,  was  sübers  ouch  der  hiUer  und  die  geswomnen, 
die  hie  nachgeschriben  stont,  bCiment,  das  soUent  sü  nit  erlouben  noch 
darüber  sprechen ;  es  sollent  zwene  ander  geswomnen  oder  me,  die  hienach 
geschribeu  stont,  tun ;  and  welich  zwene  der  geswomnen,  die  das  silber  nit 
gebraut  hant,  erloubent,  das  silber  sol  ouch  nieman  von  der  hant  geben, 
es  sy  dann  e  gezeichent.  und  sint  das  die  geswomnen,  die  darüber  gesetzet 
eint  und  darüber  geswom  hant:  £berlin  von  Schönecke,  ßertholt  Mansse, 
Claus  Dutscheman,  der  hüter,  Ellehart,  der  junge,  Thoman  Lentzelin  Sickes, 
Claus  Ripelin,  Hug  Dutscheman,  Cleinhenselin  von  Wintertur,  Claus  Berer, 

Claus  Bocke,  Cleinhenselin  Pfaffenlap  und  Ulrich  Bocke,  Ulrich  Bockes  sän. 
und  were,  das  den  vorgenanten  geswornen  ein  silber  fürkeme,  und  das 
sprechent  uff  iren  eyt,  das  sie  zwifel  hettent,  das  daz  silber  nit  wol  gät 
were,  daz  silber  sol  man  anderwerbe  uffisetzen.  Darzä  so  hant  wir  und 
der  vorgenannt  her  Hanns  von  Grostein,  unser  münszmeister,  und  unser 
huszgenossen  uffgesetzet  und  gemachet,  was  unser  ingesessen  burger  Silbers 
kounent,  wo  das  were,  oder  jeman  von  iren  wegen,  darane  sie  teil  oder 
gemeine  hant,  und  sie  das  silber  in  der  stat  oder  also  verre  das  gerihte 
zh  gebiettende  bette,  darinne  es  in  danne  uszwendig  unser  stat  worden  ist, 
nit  verwehsselnt  oder  sin  abekoment  und  es  mit  in  daruszfärent,  wanne 
das  geschiht,  so  sollent  sü  es  in  unser  stat  brinffen,  und  solich  silber  unserm 
hi\ter  an  die  münsse  ziim  stocke  entwürtten,  daz  der  hdter  das  halbe  des 
Silbers  schaffe  gebrant  und  gegossen  werden  und  ouch  pfenninge  darusz 
mache,  und  er  das  ander  halbe  teil  soliches  Silbers  nit  von  banden  lassen , 
er  habe  es  dann  vor  gezeichent.  und  sol  ouch  er  dasselbe  anderhalbe  teil 
soliches  Silbers  nit  zeichen,  er  habe  dann  vor  das  vorder  halbe  teil  gegossen 
und  gebrant,  das  er  es  zä  pfenningen  machen  wolle  one  alle  geverde.  waz 
8ü  ouch  bruchsilbers  pfennin^  Silbers  oder  gemüstes  Silbers  hant  oder 
kouffent,  das  sü  für  silber  und  nit  nach  der  münssen  wert,  also  dann  jege- 
liches  gemüschet  ist,  von  der  hant  geben  wöllent,  daz  sollent  sü  alles  sam- 
ment  gerwe  zum  stocke  an  die  münsse  antwürtten  dem  häter  und  sol  ouch 
der  schaffen,  daz  pfenninge  darasz  gemäht  werdent^  und  sol  ouch  solich 
silber  dehein  unser  ingesessen  burger  über  ein  aantz  jor  durch  geverde  be- 
haben,  wanne  er  sol  es  in  eim  jore  von  der  hant  g^eben,  also  davor  ist 
bescheiden,  blibe  es  ime  aber  ane  geverde  über  ein  jore,  das  sol  dem  nit 
schaden,  dem  es  bliben  also  ist,  und  sol  es  doch  nach  dem  jore  ouch  von 
der  hant  geben,  also  davor  gescnriben  stät  und  sollent  das  alls  die  sweren, 
die  an  der  münsse  zA  bancke  sitzent  und  über  fünfizehen  jore  alt  sint,  zä 
tände  und  stette  zö  habende,  und  sollent  darzä  vierundzwentzig  erbere 
manne,  die  den  Ryn  buwent,  ehtuwe  von  den  cremem,  ahte  manne  von  den 
württen,  sehsse  under  den  woUeslahern,  sehes  die  mit  lampertem  zu  schaffende 
hant  und  sehs  erber  manne  under  den  ffewantlüten  ouch  sweren  an  den 
heiligen,  stete  zä  habende  und  alle  die  zu  ragende,  die  es  verbrechent,  die 
doch  nit  selber  darüber  gesworen  hant,  nach  höresagen,  und  ouch  sich 
selber  zä  ragende,  ouch  sollent  dis  alle  goltsmide,  die  den  hammer  furent, 
und  frouvren,  die  zä  gadem  sitzent,  sweren  stete  ze  habende  und  ouch  zu 
ragende  alle  die,  die  in  fürkoment,  die  es  gebrochen  haben  sollent,  die  doch 
nit  selber  darüber  geswom  haut,  nach  höresagen  und  ouch  sich  selber  zu 
ragende,  und  ouch  by  den  selben  iren  eiden  nieman  keinne  Str&szburger 
Pfenninge  zä  verbümende  noch  zä  venKurckende  in  deheinen  weg.  sü 
mögent  ouch  wol  bmchsilber  und  ander  silber  kouffen,  das  sie  und  die  hie 
zä  m  gehörent  verwürcken  wöllent,  und  anders  nit;  und  sol  das  dem  nit 
schaden,  der  es  in  zu  kouffende  git;  woltent  aber  sie  es  anders  von  der 
hant  geben,  das  sie  es  dann  ouch  zä  dem  stocke  antwürtent,  und  es  nit 
über  ein  jore  behabent,  sie  gebeut  es  von  der  hant  also  andere  unsere 
bürgere  ane  alle  geverde.  die  goltsmide  noch  nieman  anders  sollent  ouch 
kein  silberin  geschirre,  das  zerslagen  oder  zerbrochen  ist,  noch  ouch  kein 
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geflecket  Silber,  in  welicbe  wise  es  zfi  geschirre  geflecket  sy,  nit  uz  unser 
stat  zd  Sträszburg  fären  nocb  senden  noch  schaffen  geraret  werden  in 
deheinen  wes  by  der  hienachgeschriben  pene  one  alle  geverde,  doch  usz- 
genommen,  das  die  goltsmide  wol  m6gent  das  nuwe  silberin  geschirre,  daz 
jegelicher  ander  inen  macht,  e  daz  sü  es  zdm  ersten  male  verkouffent  oder 
von  der  hant  gebent,  usz  unser  stat  füren  oder  senden,  wo  hin  sü  wöllent, 
und  daz  in  das  an  dirre  satzunnge  nit  schade  sin  sol  ane  alle  gererde. 
und  sollent  disz  ouch  alles  meister  und  rät  ragen,  rihten  und  rehtvertiffen 
nach  hörsagen  und  wie  es  in  iilrkomet,  also  eine  würde,  und  wer  das 
brichet,  das  davor  und  hienachgeschriben  stot,  der  soi  bessern  zehen 
marcke  Silbers;  daran  sol  das  dritteil  werden  und  gefallen  sin  dem  rate, 
daz  drytteil  dem  münszmeister  und  den  huszgenossen  und  das  dritteil,  dem 
der  es  geri^get  und  f&rbräht  het,  one  alle  geverde.  und  sol  dirre  brieff 
weren  hinnant  untze  zä  sant  Johanns  tag  zil  süugihten,  der  nä  zi\  nebest 
kommet,  und  von  dannant  über  sehs  gantz  iore,  die  darnach  allemehest 
nacheinander  koment  one  underläss  one  alle  geverde.  wo  ouch  meister 
und  rät  oder  vorgenanten  geswomnen  einen  oder  me  fürkeme  oder  der 
andern  einen,  der  darüber  geswom  bette,  das  es  jeman,  der  nit  huszgenosse 
were,  und  in  die  vorgenante  wise  geräget  würdent,  gebrochen  bette,  also 
da  vorgeschrieben  stät,  den  sol  meister  und  rät  danimb  zä  rede  setzen  und 
rechtvertigen  by  dem  eide,  also  da  vorgeschriben  stät,  und  sollent  es  ouch 
die  geswomnen  rilgen  by  dem  eide  one  alle  geverde.  were  aber,  das  es 
ein  huszgenosse  breche  und  nit  hielte,  also  davor  ist  bescheiden,  den  sol 
der  vorgenante  münszmeister  darumb  zä  rede  setzen  und  es  by  sinen  eide 
unverzogenlich  rihten,  da  ouch  der  stette  hotten  zageren  sxnt,  die  ouch 
allewegent  von  dem  rate  und  unser  stette  wegen  daby  sm  sollent,  und  sol 
ouch  er  daz  rihten,  wie  es  ime  fUrkomet  und  geröget  würt  one  alle  geverde. 
und  wer  ouch  also  bessernde  würt,  es  sient  huszgenossen  oder  ander  lüte, 
so  sol  doch  allewegent  die  besserunge  vallen  an  die  stette  und  in  die  wise, 
als  vor  ist  bescheiden,  one  alle  geverde.  es  sol  ouch  nieman  mit  deheinen 
knaben,  der  zä  der  münssen  gehöret,  und  der  nit  gesworen  hett  als  die 
andern ,  und  also  davor  ist  bescheiden ,  weder  teil  noch  gemeine  haben« 
noch  soliche  knaben  uff  dehein  dinge  wisen,  das  wider  die  vorgeschriben 
stucke  ist,  one  alle  geverde.  und  des  zh  eime  verkünde,  so  ist  unser  stett 
ingesigel  an  disen  brieff  gehencket.  der  wart  gegeben  an  dem  ersten  donrs- 
tage  vor  dem  Sonnentage,  als  man  singet  in  der  heiigen  kirchen  in  der 
vasten  letare,  in  dem  jore,  do  man  zalte  von  götz  gebürte  drützehenhondert 
jore  sübentzig  und  sehs  j'ore.  harane  warent  wir  Johanns  Zorn,  der  eilter, 
Johanns  Schilt,  her  Heinnch  von  Mülnheim  und  Cüntz  Bocke,  die  vier  meister, 
her  Heinrich  Arge,  der  anmieister,  her  Eberlin  von  Mülnheim,  her  Claus 
Globelouch^) Claus  Rynowe,  der  rät 

m. 

Bischof  Wilhelm  Ton  Disti  emsiiwert  dem  müntsmeisier  und  den  hauigenoMen 
ihre  jura  freyiags  naoh  pvrificationis  Marias  anno  U37. 

Dieser  bischöfliche  Erlass  ist  enthalten  in  demselben  Bache  S.  44a — 47a 
und  nochmals  S.  49a— 51b,  wlüirend  auf  dem  dazwischenliegenden  Blatt  48 
die  Kamen  der  Hausgenossen  des  Jahres  1437  geschrieben  stehen.  Doch  ist 
auch  die  Originalurkunde  im  Strassburger  Archiv,  Privileges,  Art  43,  Ko.  9 
noch  vorhanden.  Die  nachfolgende  Abschrift  ist  nach  dieser  auf  Pergament 
geschriebenen,  mit  2  Siegeln  versehenen  und  ebenfalls  in  2  Exemplaren 
vorhandenen  Originalurkunde  gemacht  Die  Ueberschrift,  dem  Bache  ent- 
nommen, stammt  von  etwas  späterer  Hand. 

Wir  Wilhelm  von  gottes  gnaden  bischoff  z5  Straszborg  und  wir  der 
dechan  und  cap^ittel  der  hohen  stifit  doselbs  tdnd  k&nt  aller  mengliche  and 
bekennen  uns  mit  disem  brieff,   das  für  uns  komen  sint  ansere  lieben  ge- 

')  Hier  folgen  die  Namen  der  lUUuherren. 
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truwen  die  haszgenosfien  und  die  geslehte,  die  das  recht  von  unsem  vor- 
farn,  unserin  stmte  und  von  uns  an  der  mOnssen  zfi  Straszburg  haut,  und 
haben  uns  fürbrocht,  wie  das  ire  vordem  und  altem,  von  denen  sü  sollich 
redit  an  der  münszen  hererbet,  und  ouch  sü  den  wehssel  an  der  egenanten 
mCüisze  inne  und  barbrocht  hant,  pfennige  geslagen,  das  gerichte  uff  der 
m&nssen  mit  aller  herlicheit,'  firiheit  und  rechten  manig  hundert  jore  und 
ouch  von  unsem  vorfam  bischßffe  zu  Straszburg  solliche  brieffe.  wie  sfX  des 
von  innen  gefriget  und  begnodet  sint,  die  m&nsze  ze  habende,  gehebt 
hantj  und  aber  derselben  brieffe  entwert  und  entweltiget,  sünder  von  iren 
hanaen  komen  syent,  so  durch  uns  und  dem  stiffte  in  unser  friheit  und 
inen  in  ire  recht  und  altharkomen  getrogen  und  gebrochen,  und  ouch  zfi 
besorsende  ist,  das  hinnan  fürme  darin  getragen  und  gebrochen  möchte 
werdefl,  söUichs  zu  versehende  und  ouch  unsere  und  unser  nochkomen 
bischöffe  z&  Straszburg  und  unser  stiffte  friheit  und  ire  und  irer  noch- 
komen an  der  obgenanten  mOnszen  altharkomen  und  recht  zä  behaltende, 
habent  sQ  uns  demuticiiche  und  diensüiche  gebetten  und  angerfifft  als  ire 
herren  und  hanthaber  unser  ebedochten  friheit  und  ires  alten  harkomenen 
und  rechten,  inen  ir  altharkomen  und  recht  zu  hemüwende  und  dise  hie- 
noch  geschribenen  stücke  und  arttickel  zu  bestetigende,  in  messen  die  har- 
noch  underscheiden  und  begriffen  sint  wann  nft  wir  und  unser  stiffte  die 
egerurte  münsze  zA  Straszburg  von  dem  heiligen  riebe  zä  leben  hant  und 
ouch  von  r5mi6chen  keisem  und  künigen  gefriget  und  begnodet  sint,  guldin 
und  silberin  münsze  ze  slahende  noch  uszwisunge  unser  freiheitbriefe  und 
mit  guldiner  bullen  darüber  begriffen  und  versigelt,  und  dann  alle  husz- 
genossen  von  alterhar  das  recht  an  derselben  münszen  von  uns  und  unsem 
vorfam  gehebt  und,  die  danne  nftzemol  in  lebende  sint,  von  iren  altem 
hererbet  hant,  so  haben  wir  gar  ernstliche  fürgenumen  und  bedocht  Solichen 
intrag  und  inbrach,  so  der  ebenempten  unser  und  unser  stifite  herrlicheit 
und  friheit  und  ouch  der  vorgedochten  huszgenoszen  und  irer  nochkomen 
an  der  obgenanten  münszen  altem  harkomen  und  rechtem  beschehen  ist  und 
fürer  beschehen  m6chte,  und  habent  an  uns  selbs  und  unsem  raten  und  in 
unserm  cappittel  mit  rote  fänden,  das  wir  dem  heiligen  riebe  die  münsze 
by  iren  eren  und  Würdigkeiten  schuldig  sint  ze  haltende  und  ze  hanthabende, 
und  das  der  vorgedochten  unser  lieben  getrawen  ernstliche  und  demüttige 
bette  mügeliche  und  redeliche  sye.  darumb  so  haben  wir  für  uns  und 
unser  nocnkomen  mit  gemevnem  rate' innen  dise  hienochgeschribenen  stücke 
und  arttickel  hemüwert,  geoent  und  bestetigent  inen  ouch  die  in  krafft  disz 
brieffs  für  uns  und  unser  nochkomen  in  der  egenanten  unser  stiffte,  also 
das  die  huszgenossen,  so  das  redit  an  der  münszen  zä  Straszburg  von 
alterhar  gehebt  und  noch  hant  und  alle  ire  nochkomen  soliche  hie  noch- 
geschribenen  rechte  und  arttickel  von  uns  unserm  stifite  und  allen  unsem 
nochkomen  bischöffe  zu  Straszburg  haben,  besitzen,  nützen^und  niessen  soUent 
in  aller  der  mosse  und  wise,  als  danne  hamoch  geschriben  stot  und  von 
alter  harkomen  ist:  zum  ersten,  so  sol  die  egedochte  münsze  und  ein  jeg- 
licher, der  darin  kompt,  frv  sin  Ubes  und  gutes  und  ouch  der  firiheit  gemessen 
für  men^liche,  also  ouch  aas  harkomen  ist,  und  das  gerichte  uff  der  münszen 
sol  in  einen  kre£^n  sin  und  hüben,  also  das  ouch  harkomen  ist,  und  sol 
der  münszmcister  und  die  huszgenossen  recht  und  gewalt  haben  ze  richtende 
über  valsdie  münsz,  golt  und  silber  und  ouch  über  die  velscher  in  diesem 
bystäm  und  zä  Straszburg  in  der  stat  und  von  denselben  richten  noch 
rechte,  wo  inen  das  fürkompt,  als  das  ouch  harkomen  ist.  do  sol  ouch 
nieman  zä  Straszburg  den  wehssel  triben  noch  wehsseln  danne  die  husz- 
genossen an  der  münszen,  also  sü  ouch  des  von  uns  und  unserm  stiffte 
gefriget  sint  und  von  alter  «harkomen  ist.  die  huszgenossen  an  der  münszen 
s^llent  und  m^xent  ouch  pfennige  slahen,  ob  sü  wellent,  uff  das  kome,  als 
es  danne  zä  jeder  zit  gesetzt  ist,  oder  gesetzt  würt.  der  mönszmeister  sol 
ouch  einen  häter  setzen  mit  unserm  oder  unser  nachkomen  bi8ch6ffe  zä 
Straszburg  wissen  und  willen,  den  er  dann  trüwet  der  nütze  und  gät  darzä 
sige.  and  sol  der  häter  danne  sweren  an  den  heiligen,  die  münsze,  die  man 
slecnt,  zä  behäten  und  ze  bewaren  zä  dem  besten,  als  sü  dann  uff  das 
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körne  ze  slahende  uff  gesetzt  ist  oder  uffgesetzt  würt,  und  also  das  von 
alter  harkomen  ist  ungeverliche.  item  als  ouch  von  alter  harkomen  und 
gewesen  ist,  wellichs  yatter  sin  recht  an  der  vorgenanten  münszen  von  einem 
mOnszmeister  und  den  buszgenossen  nit  emp&ngen  hette,  das  er  hnsz- 
genösse  worden  ist,  des  süne  und  alle  ire  nacnkomen  hettent  dasselbe  recht 
ewicliche  verloren,  do  haben  wir  betrahtet  und  ane  gesehen  und  bedodit, 
das  manig  geslehte  dodurch  von  dem  münszerechten  kumen  und  des  beroubt 
und  ouch  die  münsze  und  die  buszgenossen  swerliche  davon  abgang^ 
sint,  und  darumb  so  haben  wir  mit  rate  und  wissen  der  ebedochten  unser 
lieben  setruwen  der  huszgenossen  inen  die  gnode  getan  und  geg<^>nnet  für 
uns  und  unser  nachkomen  in  der  egenanten  unser  stiflte,  das  alle  die,  deren 
altern  das  recht  an  der  münszen  gehebt  haut  und  huszgenossen  ^ewes» 
sint,  das  die  huszgenossen,  die  ir  recht  an  der  egenanten  münszen  iumt^ 
und  nieman  anders  einen  yegelichen,  des  altem  ihre  recht  verloren  luuit^ 
als  vor  stat,  hynnanfürme  wol  empfohen  m6gent,  der  echter  sollichs  in  s6 
begert  und  es  von  einem  münszmeister  und  den  huszgenossen  empfohen 
wil,  also  das  von  alter  harkomen  ist.  wir  noch  unser  nochkomen  sollen! 
noch  enw6llent  ouch  den  huszgenossen,  und  die  das  recht  an  der  mOnszea 
von  alterhar  gehebt  und  hererbet  haut,  keinen  intrag  darin  machen  noch 
tän  mit  jeman  anders,  der  oder  sin  fordern  das  recht  nye  an  der  m&nszen 
gehebt  hettent,  sünder  die  husgenossen  und  alle,  die  das  recht  von  alter 
har  an  der  egenanten  münszen  gehebt  und  noch  haut,  ewicliche  doby  liszen 
zu  bliben  ane  allen  intrag,  wer  es  ouch,  das  jeman  den  münszmeister,  die 
husgenossen  und  alle,  die  das  recht  an  der  münszen  hant,  oder  ire  noch* 
komen  trengen  und  besweren  wolte  wider  sölliche  friheit  recht  und  har- 
komen die  münsze  antreffende,  in  weihen  weg  das  were,  sollent  wir  Wilhelm 
bisch6ff  obgenante  und  unszer  nochkomen  sü  und  alle  ire  nochkomen  do- 
wider  schirmen  und  hanthaben,  noch  dem  wir  das  von  dem  heiligen  riche 
schuldig  und  verbänden  sint  ungeverliche.  und  also  wir  und  unser  nodi- 
komen  bisch6ffe  zä  Straszburg  einen  münszmeister  zu  setzende  hant,  so 
einer  von  todes  wegen  abgangen  ist,  do  s611ent  wir  und  unser  nochkomen 
den  huszgenossen  und  denen,  die  das  recht  an  der  münszen  hant,  and  iren 
nochkomen  einen  andern  münszmeister  geben,  der  do  huszgenosse  ist  und 
das  recht  an  der  münszen  hatt,  und  keinen  andern  in  vorgeschribener  mosae. 
und  sol  ouch  ein  ieglicher  münszmeister  soliche  ampt  von  uns  und  onsem 
nochkomen  bisch6ne  zu  Straszburg  zu  leben  empfohen  und  unser  und  unsere 
stiffte  man  darumb  sin  von  aller  huszgenossen  wegen  ungeverliche.  wir 
Wilhelm  bischoff  und  wir  dechan  und  cappittel  der  obgenanten  stiJBte  zd 
Straszburg  gereden  und  sprechen  by  unsem  würden  und  eren  für  uns,  unsere 
nochkomen  alle  vorgeschnben  stücke  und  arttickel,  und  was  haran  geschribeD 
stot,  wore,  veste,  stete  und  unverbrSchenliche  zu  haltende  und  ze  habflnd& 
und  dowider  noch  deheinen  arttickel  besünder  nit  z&  tfinde,  zu  reden,  zu 
fordern  noch  ze  werben,  noch  das  schaffen  oder  gestatten  geton  werden 
durch  uns  oder  jeman  anders  von  unsem  und  der  egenanten  unser  sttAe 
wegen  in  deheinen  weg,  danne  alles,  das  haran  geschriben  stot.  by  gantsen 
krefiten  lossen  bliben,  und  solichs  ewiclichen  nyemer  me  gehinaera,  geirren 
noch  widemlffen,  alle  argeliste,  fünde,  geverde  und  intrege  harinne  und  bie- 
wider  gentzliche  uszgescheiden.  des  zu  einem  worem  verkünde,  so  haboit 
wir  Wilhelm  bischoff  zu  Straszburg  unser  grosz  inffesigel  und  wir  dechan 
und  cappittel  unsers  cappittels  in  gesigel  an  disen  Dric^T  tdn  hencken,  der 
geben  wart  uff  frittag  nechst  noch  unser  lieben  frowen  tage  der  liditmesz^ 
purificatio  zu  latin  genant,  des  jars.  da  man  zalte  von  oer  gebürte  Cristi 
tusent  vierhundert  drissig  und  siben  jähre. 

IV. 

Verurtheilung  der  HausgenoBBeii  wegen  Srwerbuig  ihrer  alten  PrivUegieiL  1437« 

Diese  Yerartheilunff  der  Haussenossen  als  Antwort  des  Rathes  auf  den 
unter  No.  in  mitgetheilten  Brief  des  BischoüB  ist  ebenfalls  in  dem  Bache, 
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S.  55a— 56b,  enthalten,  während  die  Originalurkunde  auf  der  Rückseite  der 
bischöflichen  Urkunde  sich  befindet.  Die  folgende  Abschrift  ist  nach  dieser 
Originalurkunde  gefertigt 

Unser  herren  meister  und  rat  und  die  herren  die  XXI  habent  mit  urteil 
erteilet^  weihe  under  den  huszgenossen  an  der  mUntzen  sweret  zu  gotte  und 
den  heiligen,  daz  sü  doby  noch  damitte  nit  gewesen  sint,  do  die  brieffe 
erworben  sint,  noch  rät  noch  getät  noch  gehelle  darzä  geton  habent,  noch 
sich  erbotten  habent,  ir  lip  und  gut  darzüzesetzen ,  das  soliche  briefife  und 
artickel  ffehanthabet  werdent,  daz  dann  die  der  anesproche  und  der  Sachen 
lidig  una  entladen  sin  und  sollent  ouch  soliches  eides,  alz  sü  gesworen 
haben,  ir  lip  und  gut  nit  zu  empfrömden  noch  zeverüssem,  ouch  lidig  sin 
und  mögent  sich  die  übrigen  jegelicher  nach  siner  ^ebüre  verantwürtten, 
alz  dann  die  sache  in  beraren  ist.  actum  feria  tertia  infra  octavas  festi 
assumptionis  Marie  anno  etc.  tricesimo  septimo. 

Als  Adam  Bock  mit  r&te  und  hilffe  Manns  Ellehartz  unserm  gnedigen 
herren  yon  Sträszburg  und  den  herren  von  der  hohenstifft  fürbrächt  und 
geclaget  hett,  wie  das  die  huszgenossen  an  der  müntze  irer  brieffe  von  der 
müntze  besagen  entweret  und  entw^eltiget  worden  sint,  das  doch  an  ime 
selbs  nit  ist  und  wir  ouch  davon  nit  wissent,  und  also  durch  solich  unre- 
delich  fürbringen  von  unserm  gnedigen  herren  von  Sträszburg  und  ouch  den 
herren  von  der  hohenstifft  inen  und  den  andern  huszgenossen  an  der  müntzen 
brieffe  erworben  habent,  darane  vil  stucke  begriffen  sint,  die  wider  unser 
Btat  und  der  menige  friheit,  harkomen  und  ^ewonheit,  ouch  wider  unser 
rachtungenM,  lüterungen,  übertraege  und  rechthchen  uspruch  sint^  mit  nameiL 
daz  die  müntze  und  ein  jegelicher,  der  darin  kompt,  fry  sol  sm  libes  und 
gätes  für  mengelich  etc..  das  doch  nie  gewesen  ist,  wol  wer  in  die  müntze 
kompt,  ist  getröstet  für  schulde  und  für  deheine  andere  sache.  item  so 
sollent  der  müntzmeister  und  die  huszgenossen  reht  und  gewalt  haben  über 
valtsche  müntze,  golt  und  silber,  und  ouch  Über  die  veitscher  in  dem  bistüm 
und  der  stat  zu  Sträszburg  und  von  denselben  rihten  etc.,  dadurch  unser 
Btat  irer  geriht  reht  und  harkomen  ouch  swerlichen  abegezögen  würde,  item 
80  sölte  nieman  zu  Sträszburg  den  wehssel  triben  noch  wehsein  dann  die 
huszgenossen  an  der  müntze  etc.,  dadurch  die  statt  Sträszburg  riebe  und 
arme,  frömde  und  heimbsche  zä  grossem  sweren  schaden  bröht  werden 
möfate,  und  der  kouf&nan  und  der  bilgerin  diso  stat  swerliche  schühende 
würdent  item  es  mögent  ouch  die  huszgenossen  pfenninge  slahen  uff  daz 
kom,  alz  es  dann  zfi  der  zit  gesetzet  ist  oder  gesetzet  würt  etc.,  do  doch 
in  der  geswornnen  rachtungen  zu  Spire  luter  uszgetragen  ist,  daz  unser 
herre  von  Sträszburg  by  sinem  müntzemeister  bliben  sol  und  hüter  je  und 
je  gehept  und  gesetzet  hant,  so  lange  das  jeman  ftürdencket,  und  ouch 
darumb  den,  so  leben  uff  der  müntze  hant,  by  den  sübentzig  pfunden  geltz 
alle  jore  gebeut  und  rihtent.  item  so  mögent  die  huszgenossen  alle  die, 
deren  altern  das  rehte  an  der  müntze  gehept  hant  und  huszgenossen  gewesen 
sint,  wie  wol  sü  das  reht  an  der  müntze  verloreü  hant,  wider  zA  inen  em- 
pfohen  und  nieman  anders,  und  sol  ouch  das  ewidich  also  gehalten  werden 
etc.,  dadurch  sü  ander  fromme  lüte,  edel  und  bürgere,  von  den  huszgenossen 
t&n  understont  ze  vertrucken^  daz  doch  von  alter  nit  also  gewesen  noch 
hajrkomen  ist  item  so  sol  ein  jegelich  müntzemeister  das  müntzmeisterampt 
von  eime  bischoffe  zu  leben  empfohen  von  aller  huszgenossen  wegen  etc., 
da  doch  das  müntzmeistertäm  von  alter  nie  kein  leben  gewesen  ist,  sunder 
ein  ampt;  dann  wer  es  leben,  so  erbetent  das  kinde  und  andere  lehens- 
erben,  aas  aber  nit  ist  etc.  soliche  stucke  und  puncten  alle  swerlichen  wider 
die  Btat  Sträszburg  ire  friheit  gewonheit  und  narkomen,  ouch  wider  unser 
rachtungen,  lüterungen,  übertrege  und  rechtlichen  Spruch  sint,  darzü  wir 
swerlich  unser  lip  und  gflt  gesetzet  habent,  so  habent  sü  ouch  das  geton 
und  sich  also  wider  unser  stat  gesetzet  wider  den  brieff,  den  man  jores  vor 
dem  münster  sweret,  darinne  her  Walther  Spiegel,  her  Claus  Lentzel,  Bemhart 
Mürsel,  Adoff  Ellehart,  Hanns  Clobelouchf  Hanns  Ellehart  der  junge,  Hanns 

1)  Rachinng,  transactio,  Richtung,  Bichtignachang ;  Sehe  rs,  Glossar,  S.  1257. 
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Spiegel  und  Diebolt  Rössel  oueh  eCtelicheniiisse  eeritte  und  solkhe  Wcfie 
gehöret  und  wider  nit  gerett,  rander  die  habeot  losaen  f&rgang  biben  und 
doby  blibeiL  das  doch  svere  Sachen  siiit,  danimb  so  haben  unser  hcmn 
meister  und  rat  nnd  die  herren  die  einnndzwenizig  mit  nrteO  erteilet, 
wüe  Adam  Bock  soliche  brieffie  selbe  erworben  hett  um  dammb  zä  nnscrm 
herren  von  Stdtezbnrg  geritten  ist  und  Johannes  EQehait  ime  darinne  rit 
nnd  hilfe  geton  hat,  and  also  bede  nnderstanden  habent,  der  stat  Stzäsi- 
borg  an  iren  friheiten  und  harkomen  abeseziehen,  das  dann  Adam  Bocke 
darnmb  besseren  nnd  sweren  sol,  sinen  leptagen  in  kmttenowe  ze  sin  nnd 
nit  damsszekomen,  nnd  sol  nnser  stat  hundert  pfhnt  pfenninge  geben,  so 
sol  Johannes  Ellehart  sweren  sehen  jore  ander  wagener  an  steinstrosze  oad 
ime  brüch  xü  sin  nnd  nit  damszzdcomen  anfercriiche  und  sol  unser  stat 
fiknfftzig  pfimt  pfenninge  geben  nnd  sollent  darzfi  alle  bede  mid  mit  inen 
her  ^alther  Spiegel,  her  Gans  Lentzel,  Adoff  Ellehart  Bemhart  Mftrsd. 
Hanns  Clobelouch,  Hanns  Ellehart  der  ionge,  Hanns  Spiegel  nnd  IHd>oh 
Bössd  alle  schaffen  nnd  bestellen,  das  der  brielE,  den  sü  idso  ron  nnscrm 
herren  Ton  Strftszborg  nnd  den  herren  too  der  hohenstiflt  erworben  habent 
mit  iren  ingesigeln  versigelt  der  hinder  die  Johanser  zö  Schletzstat  gekit 
ist,  f&rdeilich  nns  meister  nnd  rtt  zö  nnsem  banden  geantwortet  wvde, 
and  ooch  sweren  zö  gotte  nnd  den  heiigen  ir  lip  and  ir  gdt  nit  zu  rernsacn 
noch  zü  Terandem  sonderfaafft  and  Terbonden  sin,  were  das  die  stat  Strftss- 
barg  oder  die  iren  iemer  keine  ane?proche  der  Sachen  halp  gewtmne,  nm 
wem  das  were,  oder  des  zÄ  deheinen  bresten  oder  schaden  kerne,  das  die 
stat  Strltozbiirg  des  zä  irem  übe  nnd  gute  wartende  sy.  soticfa«  eide  sA 
oodi  alle  also  geton  habent  nnd  geschach  disz  off  mittwoch  nach  nnser 
lieben  firoawen  tag  der  eren,  zu  laiin  assomptionis  Marie  etc.  trioesimo  septimo. 

V. 

Badiats  anff  iia  haingiiiin  aha  dar  mits  vnl  nndtrliäb  htm 
Wtlfihilm  Bfsk  ind  kern  Alan  Book  fit.  wag«  in  Mmkntkmm  wwm- 

bensn  aaawn  snaiifrffktitM  aaa«  1137. 

Diese  folgenden  Berathangen  des  Käthes,  in  demselben  Bodie  Seite 
52a — 54a  enthaltoi,  sind  offenbar  dem  anter  IV  mitgetheilten  Badisbcsdiloss 
Torhergäta^ig.  Die  Ueberschrüt  ist  Ton  derselben  späteren  Hsid  wdcbe 
anch  za  No.  n,  m,  VI  and  Vn  die  Titel  gefertigt  hat 


Man  sol  die  hnssgenossen  an  der  mflntien  se  rede  setsen,  ab 
herren  meister  nnd  rit,  schöfiel  nnd  amman,  dritzeben  erber  manne  von 
eonstotelem  nnd  antwercken  gesetzet  nnd  geordent  habent  oad  oodi  die 
gesworen  habent  zd  gotte  nnd  den  beugen  fiber  der  stette  Sachen  zd  sitnn 
und  die  in  gäte  nnd  redeliche  ordennnge  ze  bringen,  die  oodi  das  also 
geton  nnd  vü  herrlicher,  redelicher  or&mnge  an  gar  lil  stadcen  gemiht 
and  geseteet  habent,  nnd  ooch  Schöffen  and  amman  bestetiget  haai,  oaa  die 
doby  bliben  sollent  als  nü  dieselben  hoRen  die  dritzeben  erotse  onorde- 
nonge  and  anreddicheit  nnd  lil  dage  an  der  mlintsen  and  dem  wehssel 
TeiBtanden  habent,  dadurch  arm  nnd  rieh,  beimache  and  firömde,  lange  zit 
besweret  worden  sint  ist  inen  onch  empfolhen  solicfaes  iin)  ordenmige  nnd 
einen  redelichen  stat  zä  bringen,  nff  das  heimsche  nnd  fremde,  nck  und 
arm,  mit  dem  wechssd  diches  beachee,  das  ondi  die  dritnhen  aho  fikige- 
nomen,  nnd  habent  zfl  den  hasagenossen  geschicket,  die  iren  zd  inen  zä 
senden,  and  was  das  amb  halbTasten  nehatrergangoi,  und  empfiilhet  inen 
damit,  was  sü  brieffe,  bdchere  oder  eedele  heuent  die  m&ntae  aatreftn, 
das  sü  die  mit  inen  bringen  soltent  also  habent  s&  nä  zfi  inen  geaant  hetr 
Walther  Spiegel,  herr  Ellehart  nnd  hetr  Adam  Bock;  die  habent  mit  inen 
bröht  ein  riUslahen  die  möntze  antreffende  nnd  einen  bermenten  nnbesi* 
^Iten  brieff  nnd  surochent,  sQ  hettent  ddieinen  brieff  me,  dann  die  stat 
inen  Tor  zitten  ire  brieffe  ^enomen  haben  soltent  also  haben  nd  die  obge- 
nanten  die  dritzehene  sobchen  brieff  and  oaeh  das  rttslagen  nnd  dann) 
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alle  bfichere  und  brieffe,  so  die  stat  hinder  ir  bette  die  müntze  antreffende 
förbanden  ffenomen,  und  babent  mit  rät  eine  redelicbe  ordennnge  des 
webssels  und  oucb  inn  welicber  messe  gebraut  silber  von  Sträszburg  gesatt 
werden  sol,  und  babent  oucb  daz  vor  mdster  und  rät,  scb6ffel  und  amman, 
bestettiget,  nacb  dem  das  der  dritzebener  ordenun^e  innebaltet.  also  ist 
nä  das  also  ettelicbe  zit  bliben  stQu.  des  sint  nft  die  fün&ehen^  die  über 
der  dritzebener  ordenunge  gesetzet  sint  zu  bantbaben  für  meister  und  rät 
komen  und  babent  den  empfolben  und  sfl  ermanet  die  huszgenossen  erlicb 
ze  balten,  die  ordenunse,  so  die  dritzeben  von  der  münsse  wegen  f^emabt 
bant,  tun  ze  sweren  una  der  nacbzeffonde  und  ze  vollezieben.  des  smt  ber 
Wolffbelm  Bock  und  die  andern,  die  der  rete  und  einundzwentziger  sint, 
uffgestanden  und  bett  do  berr  Wolffbelm  Bock  gerett,  daz  man  in  gönne 
darzö  ze  reden:  sü  sint  erber  iQte  und  babent  reht  geton;  die  stat  von 
Sträszburg  babe  sü  aber  irer  brieffe  und  ires  vetterlicben  erbes  entweret, 
und  w6lle  sin  vetterlicb  erbe  belffen  bantbaben  und  solle  er  darane  setzen 
alles,  das  ime  gotte  je  verleicb;  und  die  stat  babe  die  mQnsse  geveltschet, 
do  aber  sü  pfenninge  slilgent,  do  slügent  sü  eine  gAte  müntze.  mit  vil  me 
Bweren  und  frevelen  wortten,  darane  er  die  stat  irer  eren  und  glimpffes 
swerlicben  gescbuldiget  bett.  und  also  nacbdem  bett  ber  Adam  Bock  durch 
rät  und  empfelhnisse  berr  Waltber  Spiegels,  berr  Hanns  Ellebartz,  berr 
Wolffbelm  Bock,  berr  Claus  Lentzel  und  ettelicber  ander  buszgenossen 
unsem  gnedigen  berrn  von  Sträszburg  und  oucb  der  berren  vom  cappittel 
geclaget  und  fürbräbt,  wie  das  ire  vordem  und  alter,  von  den  sü  solich 
rebt  an  der  müntzen  ererbet  und  oucb  harbräbt  babent,  pfenninge  geslagen, 
daz  geribt  uff  der  müntzen  mit  aller  berlicbeit,  fribeit  und  renten  manig 
hundert  jore  gehept,  und  sollent  aber  derselben  brieffe  von  uns'entweret 
und  entweltiget,  sunder  von  iren  banden  kommen  siu,  daran  sü  uns  doch 
unrebt  geton  babent  so  babent  unsere  vordem  noch  wir  inen  nie  deheine 
brieffe  genommen,  und  babent  also  durch  solich  unredelich  fürbringen  und 
clage  an  unsem  berren  von  Sträszburg  und  die  berren  von  der  bohenstifift 
zä  Sträszburg  nuwe  stucke  und  brieffe  erworben,  die  da  wider  unser  stat 
und  der  menige  fribeit,  harkomen  und  ^ewonheit  oucb  wider  unsere  racb- 
tungen,  lütemngen,  übertrege  und  rechtliche  Sprüche,  darane  wir  doch  alle 
swerlicben  und  grosziicben  unsere  libe  und  gute  ^esetzet  babent,  und  babent 
oucb  der  brieffe  einen,  den  sü  von  unserm  gnedigen  berren  von  Sträszburg 
und  den  herren  von  der  bobenstiffte  erworben  babent,  gon  Sletzstat  hinder 
die  Jobannser  geleit,  dann  sü  wol  verstundent,  daz  der  swerlichen  wider 
uns,  unser  stat  und  die  gemeinde  ist  und  sint  dis  die  stucke:  des  ersten, 
doz  die  müntze  und  ein  jegelicher,  der  darin  kompt,  fry  sin  sol  sins  libes 

und  gutes  für  menffelicb,  daz  doch  vor  nie  gewesen  ist ^) 

dann  wer  es  ein  lehen,  so  erbetent  das  kinde  und  andere  lehenserben,  das 
aber  nit  ist  soliche  stücke  und  puncten  alle  bett  Adam  Bocke,  der  doch 
stettmeister  zu  Sträszburg  und  der  dryer  einer  uff  dem  pfenningtume  und 
in  sollichen  heimlichen  Sachen  gesessen  ist,  gesucht  und  erworben  wider 
die  stat  Sträszburg  und  die  gemeinde,  als  vorbegriffen  ist  mit  bistont,  rät, 
bilffe  und  underwisunge  der  obgenanten  Walther  Spiegels,  Elebartz,  Wolff- 
belm Bockes  und  Claus  Lentzelins,  die  do  oucb  stettmeistere ,  der  alten 
und  nuwen  dritzebener,  ein  teil  der  fünfi&ehener,  die  do  eeswom  baut  der 
stett  ordenunge  zA  bantbaben,  darzd  der  dryer  uff  dem  pfenningtum,  oucb 
andere  unsere  stette  heimliche  Sachen  emptblben  sint,  und  besunder  ber 
Gaus  der  vier  stettmeister  einre  ist  so  bett  oucb  berr  Ellehart  uns  die 
müntze  ine  rebten  selbs  helffen  verantwürtten  und  babent  also  unsem  herren 
von  Sträszburg  und  unsere  herren  vom  cappittel  zä  schirmer  und  hanthaber 

fenomen,  die  sich  in  dem  brieffe  verschrioen  bant,  sü  by  eime  solieben  zu 
anthaben,  doby  luter  zh  verstonde  ist,  daz  sü  unsem  nerren  von  Sträsz- 
burg und  unsere  herren  von  der  stifit  wider  uns  und  unser  stat  zu  helffer 
genomen  bant,  uns  unser  fribeit  und  harkomen  abezetrucken,  daz  doch,  ob 

')  Bier  folmn  di«  weiteren  Aiuftihrtingen  wie  in  dem  nni^r  No.  lY  mitgetlieilten  und  anf 
der  Bttckaelie  des  bischöflichen  Dekrets  enthaltenen  lUthsbeschlusse. 
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got  wil,  nyemer  gescbeen  sol,  daz  sü  doch  alle  geton  hant  vider  aoliche 

geswornne  rachtungen,  Ubertrege  und  usprilche,  die  wir  und  sü  alle  gar 
ohe  geswom  hant  ze  halten  ouch  wider  solichen  eidt  und  brieS^  so  eü  ror 
dem  mQnster  geswom  hant,  ouch  wider  soliche  eide,  so  sü  dem  rate  geton 
hant,  das  doch  swere  böse  Qbel  Sachen  sint,  die  nyemand  tön  sol. 

VL  " 

Reformiria  ortheil  hem  meiitar  und  rhats,  auch  sohöffel  umd  amipaiii!,  widar 
ottliohe,  so  in  orwerbung  obgananion  brielEi  geholfen,    feria  qnaria  pott 

jnbilate  anno  1488. 

Dieses  theilweise  zum  mildem  reformirte  Urtheil  steht  in  demselben  Buch 
S.  57a— 57b  und  ist  von  anderer  Hand  als  alles  Vorhergehende  geschrieben* 

Als  von  solichs  sweren  understandes  wegen,  so  Hanns  EUehirt  der 
eilter,  Adam  Bock,  Walther  Spiegel,  Claus  Lentzel,  Adolff  EUehart,  Bern- 
hart  Mürsel,  Hans  Globeloch,  Hanns  Ellehart  der  junge,  Hanns  ??piegeL 
piebolt  Rössel  und  Thoman  Lentzel  die  etat  Straszburg,  ire  bürgere  und 
inwonere  swerlich  understanden  haben  an  iren  friheiten,  harkummen  und 
gewonheiten  abezüziehen,  zU  bekrencken  und  zu  abezübrechen,  als  sa  ettlicfae 
Briefe  von  unserm  herren  von  Straszburg  und  den  herren  vom  cappittel 
erworben  haben,  die  do  in  allen  iren  punten  und  artickeln  wider  unser  stal 
friheit  und  harkummen  sint,  und  ouch  unser  herr  von  Straszburg  sich  dar- 
inne  zu  inen  versprochen  hett  su  dobv  zä  hanthaben,  zu  schüren  and  ifi 
schirmen  wider  men^elich,  alsdanne  aas  alles  dieselben  briefe  later  wisent 
und  innehaltent,  dannne  wir  und  unsere  schöfien  vormols  mit  urteil  erteilt 
habent,  wile  Adam  Bock  selbs  zu  unsera  herren  von  Straszburg  geritten 
ist  und  soliche  briefe  an  in  erworben  hat,  und  Johanns  Ellehart  im  darinne 
rat  und  hilffe  geton  hat,  das  do  Adam  JBock  umb  solichen  sweren  under- 
stant  bessem  sol  unser  stat  hundert  pfundt  pfennige  und  sol  sweren  an  den 
heiligen  sinen  lebetagen  in  krutenowe  zd  sin  und  nvemer  me  daruszzü- 
kummen.  so  sol  Hanns  Ellehart  unser  stat  bessern  fünradg  pfunde  pfennige 
und  sol  sweren  zehen  gantzer  jare  under  wagener  an  Steinstrasse  und  im 
brftche  zu  sin  und  nit  daruszzükummen  ungeverlich,  und  süUent  danra 
Adam  Bock,  Hanns  Ellehart  der  eilter,  Walther  Spiegel,  Claus  Lentsel, 
Adolff  Ellehart,  Bemhart  MOrsel,  Hanns  Clobeloch,  Hanns  Ellehart  der 
junge,  Hanns  Spiegel,  Diebolt  Rössel  und  Thoman  Lentzel  alle  schaffeD 
und  bestellen,  aas  solich  briefe,  so  sü  also  wider  unser  stat  Mheit  und 
harkummen  erworben  haben,  hinder  meister  und  rat  und  zu  unsem  handen 
kumment  und  uns  geantwurtet  werdent  und  damit  sweren  zu  gott  und  den 
heiligen,  ire  Übe  noch  gut  nit  zu  verüssera  noch  zU  verändern  sunderhafit, 
und  verbunden  sin,  were  obe  wir  oder  die  stat  Stroszburg  oder  die  iren 
iemer  keine  ansproche  der  Sachen  halp  gewönne,  von  wemme  das  were 
nyeman  usgenommen,  oder  des  zil  deheinen  bresten  kosten  oder  schaden 
keme,  in  weihen  weg  das  were,  das  do  die  stat  Stroszburg  des  zu  irem  libe 
und  gute  warten  sy.  soliche  eide  sü  ouch  also  ^eton  habent  daruff  wir 
ouch  aber  mit  urteil  erkantent,  das  sü  alle  und  ir  iegelicher  inbesonders 
sin  gut  in  einer  benanten  zit  geschriben  sehen  soltent,  was  iegelicher  guta 
bette,  es  were  ligende  oder  varende,  schulde,  husrat,  zinse,  gülte  und  anders, 
uff  das  wir  uns  daraoch  gerihten  kundent  etc  als  habent  sü  nö  soUdie 
briefe,  so  sü  also  erworben  hant,  als  dann  davor  geschriben  stot,  zu  unsem 
handen  geben  und  geantwurtet  und  habent  uns  ouch  ein  brieff  übergeben 
von  unserm  herren  von  Straszburg  und  den  herren  vom  cappittel,  darinne 
sü  soliche  briefe  vermitet  haben,  und  ouch  geredent,  das  die  kreffUos,  dot 
und  abe  sin  söUent,  und  kein  teil  darinne  deheinen  vorstant  haben  und  üdi 
ouch  der  nyemerme  gebmdien  sol,  alsdanne  das  derselbe  brieff  wiset, 
und  habent  uns  daraff  gebetten ,  das  wir  inen  gnedig  sin  und  sü  erlassen 
wellent,  das  sü  ir  gät  nit  gesduiben  geben  dörnent.  daraff  so  habent  wir. 
meister  und  rat,  schöffel  und  amman,  mit  urteil  erteilt,  das  Adam  Bock  und 


II.  5.  199 

Hanns  £]lehart  in  iren  besseningen  und  abten  bliben  Böllent,  und  sullent 
fiü  und  Waltber  Spiegel,  Claus  Lentzel,  Adolff  Ellehart,  Bernhart  Mürsel, 
Hanns  Clobelouch,  Hanns  Ellehart  der  junge,  Hanns  Spi^el,  Diebolt  Rössel 
und  Thoman  Lentzel  sweren  zu  gott  und  den  heiigen  eweclich,  diewile  sa 
lebent,  in  unser  stat  Straszburg  seshaft  und  wonhaft  zu  sin  und  wider  meister 
und  rat  der  stat  Straszburg,  unsere  burger  noch  die  unsem  nyemer  zu  tun 
noch  schaffen  geton  werden,  und  obe  su  mit  der  stat  Strosburg,  iren  bür- 
gern oder  den  iren  Hsmer  zu  tun  oder  zu  schaffen  gewönnent,  oder  meister 
und  rat  ire  bürgere  oder  die  iren  widerumb  an  sü,  söllent  b&  reht  geben 
und  nemen  vor  meister  und  rat  zu  Strasburg,  oder  do  sü  das  hin  wisent, 
und  was  inen  doselbs  gesprochen  oder  erkant  wurt,  söllent  sü  by  iren  eiden 
halten  und  Yolleziehen  und  sich  domit  wol  lassen  benügen.  und  obe  uns 
oder  der  stat  Strasburg  jeman  danimb  zuspreche  oder  beteaingete,  sullent 
8ü  uns  und  unsere  nochkummen  entheben  one  uusern  imd  unsere  stat  kosten 
und  schoden.  und  das  alles  sullent  sü  ouch  sweren  zu  haben,  und  des  ein 
brieff  über  sich  geben*  under  ire  aller  ingesigele  noch  der  besten  forme, 
und  wann  sü  das  also  getünt  und  den  bn^  über  sich  gebeut,  so  mögent 
sü  damoch  mit  irem  gute  tän  und  lossen  noch  irem  willen,  were  aber  das 
sü  lieber  by  den  ersten  urteiln  bliben  woltent,  mögent  sü  wol  by  bliben, 
also  das  sü  ir  gut  geschtiben  gebeut  in  aht  dagen  unverzögelich,  uff  das 
wir  uns  wissent  damoch  zu  nhten.  actum  feria  quarta  post  dominicam 
jubilate  anno  dominimCCCCXXXYUIo. 

VII. 

Die  müntsor  und  hauugenotsan  batohuldigen  harra  Oiuts  Müllsra  ammeiiier, 

dai  dieser  ihn  ihre  briefp  genommen. 

Die  folgende  Rechtfertigung  des  Rathes,  in  demselben  Buche  S.  51b 
enthalten,  ist  jedenfalls  die  Abschrift  eines  Erlasses  aus  dem  letzten  Jahr- 
zehnt des  14.  Jahrhunderts,  denn  Eonrad  Müller  war  nach  dem  Rathsbuch 
des  Strassburger  Archivs  von  1275—  1790  im  Jahre  1392  Ammeister;  in 
diese  Zeit  fällt  auch  die  von  diesem  Ammeister  wahrscheinlich  vorgenommene 
Entwendung  der  hausgenossenschaftlichen  Privilegien. 

Alz  die  müntzer  und  wechsseler  an  der  müntze  zä  zitten  gerett  und 
sich  beclaget  habent,  daz  inen  ire  brieffe,  die  da  sagen  soltent  über  die 
münsse,  zä  zitten  entweret  und  genommen  weren  worden  von  ettelichen 
ammeistem  und  leste  nantent  und  blibent  an  herr  Göntz  Müllern,  daz  inen 
soliches  von  dem  geschehen  sin  solt,  daruff  nä  zä  den  zitten  oie  rete  ir 
erber  bottschafft  oraetent  zä  herm  Cäntz  Müllern  an  dem  zä  erfahren,  wie 
es  umb  die  sache  gelegen  were.  der  selbe  herr  Cäntz  Müller  seite  nä  luter 
und  behäbe  ouch  daz,  alz  hohe  er  das  sagen  solt,  daz  er  des  gentzlich 
unschuldig  were  und  daz  er  ouch  nit  wüste ,  daz  die  münsser  von  jeman 
deheinerleye  brieffe  entweret  oder  inen  genomen  weren,  und  er  inen  ouch 
selbs  keine  genomen  hette. 

vm. 

Ordennnge  der  mönsser. 

Diese  Ordnung  ist  enthalten  in  Bd.  XYII  der  alten  Stadtordnungen  des 
Strassburger  Stadtarchivs  S.  d9a— -42a.  Einzelne  Bestimmungen  dieser 
Ordnung  wiederholen  sich  auch  ohne  nennenswerthe  Abweichungen  in  der 
unter  No.  X  mitgetheilten  Ordnung  aus  Bd.  XXI  der  alten  Stadtordnungen 
S.  112a  — 115b  sowie  in  den  unter  No.  XI  mitgetheilten  Artikeln  aus 
Schilters:  Jus  statutarium  civitatis  Argentoratensis.  Es  ist  dies  im  ein- 
zelnen Falle  durch  Anmerkung  kenntUdi  gemacht  und  beziehen  sich  die 
hier  zitirten  Zahlen  auf  die  Numerirung  unserer  Urkunden. 

Die  folgende  Ordnung  stammt  aus  dem  Jahre  1470  und  ist  in  guter 
Schrift  acut  rapier  geschrieben. 
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Als  untzhar  vil  offsatz  und  vorteü  gesucht  ist  an  alleii  sübern  mdnsaen, 
die  sweresten  und  besten  von  den  andern  usgelesen  and  die  gebrant  und 
das  Silber  hinweg^eschickt  und  oach  etUch  geschirre  darns  liessent  machen, 
es  habent  ouch  etlich  silber  überkommen  in  disem  bistum  und  das  hinweg- 
geschickt, so  sint  oach  yü  m&nssen,  die  in  diesem  lande  genge  and  gebe 
sint,  mit  grossen  sammen  hinweggeschickt  an  die  ende,  do  sü  gebrant  and 
abgeton  smt,  und  erger  krencker  münssen  daras  gemacht,  dodarcn  man  dick 
bresten  an  gold  und  silber  gehabt  hett    do  ist  ouch  dick  silber  allhie 

Sebrant,  wo  daz  in  ander  stette  kam,  das  man  es  nit  fiir  werong  welL  umb 
as  es  ungezeichent  was,  and  sich  ouch  didc  in  der  worheit   »nt,  aas  es 
zu  krong  was. 

Darumb  und  solich  zu  versehen,  so  habent  unsere  herren,  meister  and 
rat,  schOffel  und  amman,  erkant  in  die  wise  und  mosse,  als  hamoch 
geschriben  stot 

1)  Zürn  ersten  so  sol  menglich  einen  rinschen  güldin  f&r  10^ '4  Schilling 
phenninge  geben  und  nemen  one  die  husz^enossen'an  der  mOnssen,  die 
mögent  derselben  guldin  einen  ft]ff  10  Schilling  phenninge  nemen  und  doch 
nit  höher  harusgeben  dann  für  W/^  Schilling  phenninge,  wer  das  an  sQ 
begert  und  was  guldin  obe  der  werunge  oder  aarunder  sint,  die  sOllent 
sü  geben  und  nemen  noch  irem  werde,  und  wer  dis  yerbreche,  der  bessert 
5  lib.  phenninge. 

2)  Die  huszgenossen  an  der  münssen  söllent  ouch  allen  wehssel  erber- 
lieh,  gotlich  und  ungeverlich  triben  und  sich  ouch  fiissen  menglich  gut 
gelt  zu  geben. 

8)  Der  huszgenoBsen  deheiner  soll  dehein  esse  niergent  haben  inn  der 
stat,  im  burgbann  noch  ün  lande,  wann  alles  das  suber  das  sü  bümen 
wellent,  das  söllent  sü  uff  de^nünssen  bümen  oder  aber  unszen  müntz- 
meister  lossen  bümen,  und  söllfnt  deheine  gantze  münsse,  die  genge  und 
gebe  ist,  nit  bümen,  sunder  peyement  und  gebrochen  münssen,  die  usser 
unszer  stat  gebrochs  sint. 

4)  Was  Silbers  ouch  die  huszgenossen  sammeuthafift  in  disem  bistüm 
köuffent,  es  sie  rin  silber,  gebrochen,  gefleckt,  geschirre  oder  gebrochen 
beslegede,  gürtel  oder  anders  nit  uszgenommen,  daz  nit  anders  ist,  dann 
zu  bümen,  niergent  anderswohin  fären,  schicken,  yerkouffen  noch  abekommen 
dann  in  unser  stat.  wurde  aber  ein  geschirre  oder  cleinot  oder  desiglichen, 
das  gantz  were  oder  gebessert  möhte  werden,  semliche  offentürliche  dinge 
möhte  einer  wol  an  ander  ende  schicken  und  Yertriben  noch  sinem  besten, 
und  wer  wider  dete,  dem  sol  man  das  silber  nemen  und  bessert  danü 
20  marck  Silbers,  und  der  es  versworen  bette,  den  sol  meyster  und  rat 
darzü  umb  den  meineit  stroffen,  als  sich  gebOrt. 

5)  Brehte  oudi  ein  fremde  man  silber  ussewendig  des  bistüms  alhar 
in  dise  stat  Straszburg  zu  verkouffen,  und  beduhte  in,  das  er  dasselbe  wlher 
nit  wol  noch  sinem  milexL  verkouffen  möhte,  der  mag  das  silber  wol  wider 
hinwegfören,  ob  er  wil,  one  geverde.  was  Silbers  ouch  die  huszgenossen 
bürnent,  das  söllent  sü  in  den  nehsten  aht  tagen,  sunder  am  samstag,  be- 
sehen und  zeichen  in  der  statt  allhie  zu  lossen  und  niergent  anderswohin 
geben,  schicken  oder  füren  oder  den,  die  es  an  andere  ende  tünt  füren,  nit 
zu  kouffen  geben. 

6)  Es  söllent  ouch  der  büter,  der  münszmeister  und  der  goltsmit  alle 
wuche  am  samstag  zu  mittageszit  in  den  münszhoff  zusammen  kommen 
oder  zum  mynsten  under  den  drigen  zwene  und  do  warten,  obe  jemand 
notdürfflig  were,  gebrant  silber  zu  zeichen,  daz  sü  das  tügent,  and  ouch 
dehein  anders  zeichent,  es  sie  dann  um  gut  und  redlich  werang.  und  was 
Silbers  sü  jemand  also  zeichen,  den  söllent  sü  heissen  flohen,  obe  solich 
Silber  in  disem  bistüm  gefallen  sy,  das  sü  das  ouch  allhie  m  der  stat  lossent 
wer  es  aber  silber,  das  nit  in  diesem  bistüm  gefallen  were,  das  mögent  sü 
ime  lossen  volgen. 

7^  Die  vorgenanten  drige  söllent  4>uch  alle  vierteil  jores  und  dozwischent, 
so  dicke  sü  daz  notdürfiUg  beduncket  sin,  Stroszburger  grossen,  metzpluickeiL 
plopphart  und  Stroszburger   Pfenninge  yeglich  10  Schilling    glich  vil  nff 
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dem  pfennigtnni  übe  der  stattkiste  nemen  nngeTerlich,  die  mcmBseii  in  dem 
füre  vfiBetKen  imd  die  Tenttchen  nff  das  Stroszborger  körn,  als  sich  das 
geheischet  vindent  sich  dann  die  mflnssen  dem  körn  glich,  blibe  doby, 
▼indent  sa  sich  aber  krencker  dann  das  Yorgenant  körn,  das  söllent  sü  zu 
einer  yegelichen  zit  fCat  meister  nnd  rat  brinsen,  die  sOllent  dann  vedie 
münsse  mit  personen,  die  sich  des  verstont,  uff  stont  t&n  ordenen,  nn  das 
Stroszborger  kom  zft  nemen  nnd  zu  geben  noch  irem  werde  und  nit  anders. 

8)  Wo  onch  die  huszgenossen  an  der  münssen  sammentlich  oder  einer 
innsonders  berindent,  doz  yemant  münssen,  die  genpe  und  eebe  hie  sint, 
inn  grossen  snmmen  zusammen  nnderstondent  zU  brmgen,  die  man  hin- 
wegschicken, verbumen  und  abetün  wolt^  das  soUent  sü  fllrbringen  dem 
hüter,  dem  mttnszmeister  und  dem  goltsmit,  die  söllent  dann  das  uff  stunt 
meister  und  rat  f&rbasser  verkünden,  solliche  personen  darumb  zu  stroffen, 
als  sich  das  gebürt  es  söllent  ouch  der  hüter,  der  mynszmeister  und  der 
goltsmit  alle  zit  ir  erfaren  haben,  abe  jemand  mit  münssen  mit  golde  oder 
mit  Silber  gemünsset  oder  ungemünsset  sich  anders  hielte,  dann  harinn 
geschriben  stat,  das  sü  dann  das  für  meister  und  rat  bringent;  und  söllent 
ouch  meister  und  rat  daz  stroffen  noch  recht,  je{;elichs^siner  geschichte  noch; 
und  darumb  so  sol  man  den  obgenanten  dngen  ir  yegeuchem  zum  jore 
1  lib.  phenninge  geben.     . 

9)  Es  sol  ouch  der  münszmeister  eim  yegelichen  uss  sinem  Silber  Pfen- 
ninge machen  und  in  darzü  furdem,  wer  das  an  in  begert,  also  das  <Ue 

Sfenninge  ir  kom  und  gevrichte  habent  und  nit  von  bände  koment,  der 
üter  habe  sü  dann  uffgesetzet  und  versuchet,  das  sie  gereht  sint.  und  als 
gemeinlich  ein  silber  besser  ist  dann  das  ander,  do  sol  der  egenant  münsz- 
meister eim  jeglichen  alle  die  plenninge  geben,  die  davon  werdent,  doch 
das  man  davon  gebe  den  sleigeschatz,  den  macnelon  und  das  davon  gebürt 

10)  Der  huszffenossen  deheinre,  ir  wibe,  kinde  noch  niemand  von  iren 
wegen  soUent  oudi  mit  dem  münszmeister  dehein  teil  noch  gemein  haben, 
noch  darzü  raten,  sturen  oder  helffen  inn  deheinen  weg  one  alle  severde. 
und  wer  das  verbreche,  der  bessert  fünffzig  marck  Silbers,  als  dick  einer 
das  düt  und  söllent  ouch  alle  huszgenossen  an  der  münssen  das  sweren 
also  zu  halten,  und  welher  huszgenosse  das  verbreche,  der  bessert  den 
meineit  und  nit  die  fünfizig  marck;  wer  aber  das  stick  nit  versworen  bette, 
der  sol  die  fünffzig  marck  bessern,  als  davor  underscheiden  ist 

11)  Keme  oudi  der  huszgenossen  deheim  für  deheinerley  falsch  golt 
oder  süber,  verwürcket  oder  unverwürcket^  oder  deheins,  das  argwenig 
were,  geroubt  oder  gestoln,  das  sol  er  z&  wissen  tun  iiem  hüter  ouch  dem 
münszmeister  und  dem,  der  dann  von  der  goltsmit  wegen  darzü  geordnet 
wurt;  die  söllent  dan  soUichs  meister  und  rat  uff  stunt  fürbasser  ver- 
künden soUich  personen,  die  dann  semlich  argwenig  golt  oder  silber  broht 
betten  zu  verkouffen,  obe  sü  zu  den  komen  mögient  zu  stroffen,  als  sich 
das  gebürt  und  söllent  ouch  meister  und  rat  solich  arwenig  golt  oder 
Silber  antwurten  und  geben  an  unser  lieben  frowen  werck  und  dem  spitel 
yeglichem  das  halbe,  einer  brehte  dann  kuntschafft,  das  das  golt  oder  süber 
rehtvertiff  were;  keme  aber  yemand  yn  jores  frist,  des  das  golt  oder  silber 
wer,  und  daz  küntlich  malite,  dem  sol  man  es  lossen  volgen. 

12)  Es  söllent  ouch  die  huszgenossen  an  der  münssen  soUich  argwenig 
gut  nit  koufien  noch  daruff  Üben  neimlich  noch  offenlich. 

IS)  Es  sol  ouch  dehein  münsser  dehein  münsse  brechen^  die  hie  genge 
und  gebe  ist;  doch  ist  inen  gegönnet  nnd  erlonbet,  keme  ur  eim  oder  me 
bruchsilber  für,  das  mögent  sü  wol  kouffen  oder  bumen,  es  wer  dann,  das 
es  einen  beduhte  argwemg  sin  oder  uff  vorteil  gebrochen,  von  wem  das  wer, 
daz  söllent  sü  nüt  von  banden  lossen,  sundem  solichs  dem  hüter,  dem 
münszmeister  und  dem  goltsmit  verkünden,  das  fürbasser  meister  und  rat 
fürzübringen.  die  söllent  dann  solich  argweniff  silber  tun  geben  das  halbe 
an  unser  lieben  frowen  werck  und  daz  ander  halbe  teil  dann  nuwen  spittel ; 
und  ouch  obe  meister  und  rat  zu  sollichen  personen,  so  daz  argwenig  silber 
verkoufit  haben  weiten,  kommen  möhten,  die  für  haut  zu  nemen  und  zu 
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Btroffen  als  inn  eim  der  nehsten  artickel  hievor  eigentlich  und  ToUedicfaer 
dovon  linderscheiden  ist  and  noch  dem  sich  daz  geheischet 

14)  "NVer  ouch,  das  do  kement  die  alten  m&nssen,  die  man  vor  zitten 
geslagen  het,  die  man  nennet  Stallpfennige  oder  Offenburger,  die  nit  gewön- 
üch  sint,  wann  zu  der  zit  wenig  uff  ein  marck  gingen,  die  mag  man  wol 
kouffen  oder  bumen. 

15)  Es  sol  ouch  dehein  huszgenosse  noch  dehein  unszer  in-  oder  usz- 
gesessen  burger  noch  deheiner,  der  under  unserm  Stabe  sitzet,  noch  niemand 
von  sinen  wegen  niemand  usz  dem  bistum  hingegen  gon,  riten  noch  faren. 
daz  er  }7n  sin  silber  abkouffe  in  deheinen  weg,  durdi  daz  daz  silber  dem 
stock  zu  Stroszburg  nit  empfürt  werde  ^). 

16)  Es  sol  ouch  dehein  huszgenosse '  noch  niemand  wie  der  genant  ist 
deheinerleye  münsse,  die  hie  genge  und  gebe  sint,  uszlesen  die  guten  oder 
die  sweren  von  den  andern,  ouch  weder  verbumen  noch  zürbrechen  noch 
hinwegschicken,  das  die  gebrannt  werdent,  noch  dehein  ander  silber,  das 
in  diesem  bistüm  gefallen  ist,  weder  durch  sich  oder  yemand  von  sinen 
wegen  heimlich  noch  öfenlich  in  deheinen  weg. 

17)  Es  sol  ouch  dehein  huszgenosse  noch  dehein  unszer  barger  noch 
hindersesse  oder  jemand,  der  der  stat  gewant  ist,  dehein  esse  an  deheinen 
enden  haben,  daruff  man  silber  bümet,  sunder  ul  der  münssen  und  in  dem 
münssehofe.    und  wer  das  verbreche,  der  bessert  libe  und  gut 

18)  Wer  aber,  obe  der  huszgenossen  deheiner  oder  yemand  anders,  wer 
der  wer,  testeesche')  oder  anders  zu  bümen  oder  zu  liitem  bette,  das  er 
uff  der  münssen  oder  in  unserm  münssehofe  nit  zebümen  möhte,  der  oder 
die  söUent  sollychs  an  den  münszmeister ,  den  hüter  und  den  goltsmit 
bringen,  beduncket  dann  die  drige,  daz  die  obegenanten  personen  sollichs 
an  den  vorgenanten  enden  nit  gebümen  mögent,  so  mögent  sü  ynen  wol 
erlouben,  daz  zu  bümen  an  den  enden,  das  niemand  dehein  schade  dovon 

Sescheen  motte,  und  doch  alse,  das  dieselben   personen  nit  me  bümeoc, 
ann  in  zu  der  zit  erloubct  werde -"*). 

19)  Und  alle  und  yegeliche  vorgeschriben  stücke,  puncten  and  artickele 
söUent  die  huszgenossen  an  der  münssen  und  ouch  der  hüter,  der  münse- 
meister  und  der  goltsmit,  sovil  sü  und  ir  jeglicher  berören  ist,  sweren  lip- 
lich  eide  zu  ffott  und  den  heiligen  stete  und  veste  zu  halten  und  den  ge- 
truwelich  und  ungeverlich  nocnzügende.  und  obe  die  huszgenossen  an 
der  münssen  deheinerley  verbüntnisse,  versprechen,  vcrschnbunge  oder 
gelübde  heimlich  oder  onenlich,  in  weihen  weg  das  gesin  künde  oder  möhtCL 
under  inen  betten,  die  wider  diso  ordenonge  werent,  solichs  sol  nü  ana 
zu  ewigen  tagen  tot,  krefitlos  und  unmehtig  sin  und  niemer  fürgewant 
werden,  und  söUent  ouch  niemer  dehein  machen  inn  deheinen  weg  one 
alle  geverde.  ^ 

20)  Was  besserange  ouch  von  golde  und  von  silber  von  allen  vorve- 
Bchriben  stucken  voUent  do  sol  das  halbe  unszer  stat  werden  und  das  anaer 
halbe  sol  geteilt  werden  in  dise  wise:  nemlich  ein  teil  den  huszgenossen« 
das  ander  teil  goltsmitantwerck,  das  dirten  teil  dem  münszmeister  nna 
das  vierte  teil  dem  oder  den,  die  das  fürbringent  oder  rügent*). 

21)  Die  huszgenossen  an  der  münssen  söUent  ouch  niemand  ander  inen 
zu  banck  lossen  sitzen,  er  habe  dann  vor  und  ee  aUe  pancten  and  artickde 
gesworen  zu  halten,  in  mosse  davor  geschriben  stot 

Darunter  steht  von  anderer  Hand:  Diser  obgenante  ordenonge  ist  den 
münssem  ein  abschrifft  geben  quarta  post  palmi^im  etc.  LXX^. 


I)  Dieser  Paragrtpb  iit  anch  in  No.  X  enthalten  unter  §  9  und  in  No.  XI  unter  J  15.  Kv 
fehlt  in  dieien  beiden :    dehein  hiuzgenone. 

')  Test  =  topf,  tiegel,  achlacke,  metallflchlacke.  Lexer:  Hittelbochdeatschee  Hand*> 
Wörterbuch,  Bd.  ll,  S.  142V). 

J)  Ebenfalls  enthalten  in  No.  X  unter  §  15  nnd  in  No.  XI  unter  S  21*  In  beiden  fehlen  di« 
Worte:    obe  der  hQ.«z|;enoszen  deheiner  oder  yemand  anders. 

*)  Auch  dieser  Paragraph  steht  in  No.  X  unter  $17  und  in  No.  XI  unter  |  23. 
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IX. 

Verordnnng  dos  Batlies  in  Besug  anf  die  Vornalime  von  ^eld-  und  Kredit- 

gesohäffcen  leiteiiB  der  H&iugenoBien. 

Diese  Verordnung,  besonders  interessant,  weil  sie  den  Uebergang  der 
ehemaüeen  Münzer  in  Banquiers  ersehen  lässt,  steht  in  demselben  Band  XVII 
der  Stadtordnungen  wie  die  unter  No.  X  mitgetheilte  Ordnung  der  Münzer 
und  ist  zwischen  Seite  40b  und  42a  derselben  als  Seite  41  eingeklebt;  sie 
rührt  von  einer  anderen  weniger  deutlichen  Hand  her  und  ist  auf  ein  klei- 
neres B]^tt  geschrieben.  Sie  ist,  wie  aus  den  von  anderer  Hand  geschrie- 
benen Schluss Worten  hervorgeht,  um  1484  abgefasst  worden. 

Item  umb  manigerley  schodens  und  irrunge  willen,  so  den  bürgern  inn 
der  statt  Strassburg  bitzbar  begegnet  ist  mit  losunge  irer  inngehepten  pfant- 
schofften,  onch  mit  hdherslahen  irer  zinse  etc.,  so  ist  geordnet,  das  furtter 
alle  huszgenossen  an  der  münssen,  so  jetz  do  sint,  oder  hamoch  darkommen 
werdent,  zu  ander  irer  ordenunge  sweren  soUent  liplich  zu  gott  und  den 
heiligen,  nyemans  fröndes,  der  nit  ein  burger  zu  Straszburg  ist,  er  sy,  wer 
der  wolle,  hohe  oder  nider,  zu  offenen,  melden  oder  züverstän  zu  geben, 
welher  der  statt  Straszburg  burger  gelt  hinder  sie  geleit  oderligende  habe 
inn  deheinen  weg,  sonder  wann  furtter  etwas  von  frömden  an  sie  langet 

Seit  ufficünemmen,  sollichs  zu  wissen  an  die  seswom  underkoiffer,  so 
arüber  besetzet  sint,  sollichs  inn  geheym  an  ein  jeden  burger  mögen  bringen ; 
welhem  dann  gelegen  oder  füglich  sin  wurde  zu  kouffen,  anzulegen  oder 
Bollichs  abezüslahen,  das  dann  derselbe  dodurch  nit  witer  beswert  oder 
nnffunst  uff  sich  laden  bedörffe,  und  ouch  darumb,  das  der  statt  Straszbuig 
solliche  koiffe  deste  bes  und  uffiichtlicher  verzollet  werden  mögent 

Dartzu  so  sollent  ouch  dieselben  huszgenossen  by  iren  geswom  eiden 
schuldig  und  verbunden  sin,  alle  die  köiffe  und  verköiffe,  so  do  bescheen, 
die  inen  kunüich  und  zä  wissen  sint,  oder  werdent  oder  darinne  sie  arg- 
won  habent,  doby  dehein  underkoiffer  gebrucht  wurt,  zä  sagen  nnd  ge- 
schriben  zu  geben  der  statt  Straszburg  zoller  oder  underköiffem,  so  daräber 
gesetzet  sint,  und  inen  des  nützit  zu  helen  oder  zu  bergen  in  deheinen  weg, 
so  dick  das  an  sie  gefordert  wurt,  one  vertzogk.  Deszglichen  so  sollent 
ouch  dieselben  huszgenossen  an  der  munsse  by  demselben  irem  geswomen 
eid  furtter  nvemant,  er  sv  wer  der  wolle,  dehein  losunge  tun  oder  verkünden, 
sie  habent  dann  vor  und  ee  von  des  wegen,  der  solUch  losunge  tun  wil, 
so  vil  geltz  hinder  inen  ligen  als  sich  zu  sollicher  losunge  zinse  und  houpt- 
gütz  gehurt  one  geverde,  und  sollent  ouch  by  demselben  eyde  nyemans,  er 
sy  wer  der  wolle,  utzit  dotzu  lihen  oder  geben  irs  eigenen  oder  ander  lute 
geltz  ungeverlich,  ouch  inn  losunge  nyemans  dehein  anwisunge  oder  anzöi- 
gunse  zu  geben,  einen  für  den  andern  uszülösen  inn  deheinen  weg;  und 
welhem  also  losunge  verkündt  wurt  dem  sol  ouch  sin  losung  bescheen  noch 
besage  siner  briefe  nnd  ime  das  gelt  nit  vorgehalten  werden ;  es  were  dann 
übe  etwas  irrunge  oder  spenne  darinn  wurdent,  so  sollent  bri^e  und  gelt 
by  einander  bliben  ligen  bitz  usstras  der  Sachen,  doch  wann  ein  ingesessen 
burger  ein  losunge  gegen  ein  frömden  tun  wolte  und  ime  dann  etwas  an 
der  losunge  gebreste,  dem  mögent  sie  ungeverlich  gelt  dotzu  lihen,  beroten 
und  behomen  sin,  als  ein  burger  dem  andern  tun  sol,  sust  nit  deheinen  weg, 
alles  by  iren  obgemelten  eiden. 

Rete  und  }ÖCI  habent  dis  erkant  und  bestetiget,  dem  also  nochzu- 
gonde,  sexta  ante  Arbogasti  1484. 

Folgen  noch  zwei  Angaben  über  Personen,  die  diese  Ordnung  be- 
schworen haben. 

Ordnung  der  Mnnser  und  Weohiler. 

Die  nachfolgende  Ordnung,  enthalten  in  Bd.  XXI  der  alten  Stadtord- 
nungen des  Strassburger  Archivs  S.  112a— 115b,  f&llt  der  Zeit  nach  mit  der 
unter  Ko.^  VIII  mitgetheilten  Ordnung  jedenfalls  ziemlich  zusammen.    Ein- 
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zelne  Paragraphen  sind  in  beiden  übereinstimmend,  der  grösste  Theil  findet 
sich  wieder  in  d^  unter  No.  XI  mitffetheiiten  Ordnung,  deren  wesentliche 
Abweichungen  hier  in  Anmerkung  wieaergegeben  werden.  Eine  Ueberschrift 
i3t  nicht  Torhanden,  auch  weist  eine  alte  Numerimng  der  Seiten  daranf 
hin,  dass  ein  oder  mehrere  yorhergehende  Blätter  fehlen. 

1)  Die  münsser  und  wehsseler*),  die  zA  bancke  sitzent,  sollent  sich  ooch 
flissen,  daz  sie  mengelich  g&t  gelt*)  gebeut,  wer  by  inen  wehsselet 

2)  Was  giüdin  ouch  hinder  die  m&nsser  und  wehsseler  koment  in 
wehssels  wise,  in  welichen  weg  das  ist,  die  gnldin  sollent  sie  gehorsam  sin 
harwider  uszzAgeben  den  ersten  personen  ungeyerlich,  die  sie  an  sie  Tordem. 

3)  Es  Bol  ouch  mengelich  einen  rinischen  guldin  für  lO^/t  Schillinge') 
ireben  und  nemen  one  die  mOnsser^).  die  mögent  einen  guldin  wol  für 
mnff^  und  zehen  Schillinge  nemen  und  doch  nit  höher  haruszgeben  dann 
für  10^/.  Schilling  bisz  uf  die  zit,  daz  man  sich  von  dem  stucke  furbasser 
nnderredet®).    wer  dis  verbrichet,  der  bessert  funff  pfunt  pfennin^. 

4)  Es  sollent  alle  münsser,  wehsseler,  goltsmide  noch  alles  ir  gesmde  noch 
nieman  yon  iren  wegen  und  alle  der  stett  bürgere  hindersesse  noch  nieman, 
der  der  stat  gewant  ist,  deheinerley  Silber,  daz  er  in  disem  bistäm  kouffet 
oder  in  welichen  weg  er  es  zö  sinen  banden  bringet,  es  sy  gebrant  silbeTp 
ffeflecket  geschirre,  bruchsilber,  es  kome  yon  münssen  oder  yon  cleinottem, 
in  welher  gestalt  es  silber  ist,  one  alle  geverde  und  argliste  nit  nsz  der  stat 
Sträszburg  fären  noch  schicken  durch  in,  sin  sesinde  noch  durch  nieman 
anders,  wann  wer  also  silber  hett,  der  sol  es  Cleinhanns,  unserm  munsse- 
meister,  geben  z&  kouffen.  kan  er  aber  nit  mit  ime  überkomen,  so  mag 
er  ime  heissen  pfenninge  darusz  machen  also,  das  er  davon  gebe  sinen 
sle^eschatz,  den  macheion  und  das  die  pfenninge.ir  gewihte  und  kom  haben 
und  nit  von  banden  koment ,  der  häter  habe  sie*  dann  uffgesetzet  und  ver- 
suchet,  obe  sie  sient  gereht  am  kom  und  am  gewihte,  als  vor  ktot 

5)  Es  mögent  ouch  alle  munsser  und  wehsseler**)  ir  silber  selber  bümen 
oder  in  lossen  den  hdter  bümen  uff  der  münsse,  also  von  wemm  das  gebrant 
würde,  daz  er  das  nit  lasse  von  sinen  banden  komen,  es  sy  dann  gezeichent 
zö  glicher  wise  braute")  unser  münssemeister  yeman  dehein  silbä,  daz  er 
gehalten  wolte  oder  eime  goltsmide  geben  zä  konffen,  sol  ouch  gezeichent 
werden,  und  wer  ime  also  lotsilber  bümnet '®),  der  disen  artickel  nit  ge- 
swom  hett,  der  sol  geloben,  daz  gebrant  silber  nit  nsz  der  stat  lassen  zd 
komen.  es  sol  ouch  dehein  silber  niergent  anders  gebrant  werden  dann 
uff  der  münssen,  alz  vor  stot,  oder  durch  unsem  münssemeister  in  dem 
münssehofe.  und  wer  hiewider  dete  und  dis  verbreche,  dem  sol  man  das 
Silber  nemen  und  bessert  darzä  20  marck  Silbers,  und  der  es  versworen 
hett,  den  sol  meister  und  rftt  darzA  umb  den  meineit  stroffen,  als  sich 
das  gebüret. 

6)  Es  sol  ouch  dehein  goltsmit  nieman  dehein  silber  oder  brachsilber 
verbümen,  er  wolle  es  dann  by  dem  goltsmit  lossen,  das  er  es  ime  zd 
geschirre  verwürcke.  und  sol  es  ouch  der  goltsmit  dannoch  nit  von  banden 
geben,  er  habe  es  e  zä  redelichen  geschirre  verwürcket.  und  sollent  das 
alle  goltsmit  sweren  zä  halten. 

7)  Was  Silbers  ouch  in  disem  bistüm  gekouffet  würt,  daa  sol  dehein 
unser  burger,  er  sy  iugesessen  burger  oder  ussegesessen,  noch  deheiner, 
der  under  unserm  Stabe  sitzet,  oder  yeman  von  sinen  wegen  schicken  usa 
dem  bistüm  oder  das  schaffen  geton  werden,  dann  man  sol  das  halten,  ala 
in  dem  vordem  artickel  geschriben  stot    wo  aber  yeman  ussewendig  des 

>)  No.  XI:  Item  die  hnszgenOBMn  an  der  mnnsBen. 
')  No.  XI:  gut  wemnge. 
3)  No.  XI :  eiltrtehalben  Schilling. 
*)  No.  XI:  one  die  hoszgenos^en  an  der  mnnasen. 

B)  Hier  fehlt  offenbar:  pfennin^  denn  No.  XI  hat:  ftir  sehen  Schilling  nnd  fnnff  pfenninf. 
f')  Von :  bi<»z  uf  die  ait  ~  nnterVedet  fehlt  in  No.  XI. 

'')  No.  XI:  Es  gollent  onch  alle  hnsxgenozen  an  der  mnnsae  goltsmide  noch  etc. 
**)  No.  XI:  alle  huszgenoBzen  an  der  munaxe. 
')  No.  XI:  Cleinhans,  nnser  mnnazemeister. 
»0)  No.  XI:  lat  eilber  bnraen. 
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biBtüms  Silber  kouffte,  es  were  zu  Colne,  zä  Franckenfort  oder  anderswo, 
das  Silber  mOgent  sie  schicken  und  türen,  war  sie  wöllent.  one  geverde. 
und  sollent  daz  alle  münsser^),  soltsmide,  onderkouffer  und  konffelerio,  die 
damit  umbgont,  und  alle,  die  über  die  münsse  gesetzet  sint,  sweren,  daz 
Yorgeschriben  stucke  zu  halten,  und  wer  das  brichet,  der  bessert  den  mein- 
eit,  und  der  es  nit  geswom  hett,  20  marck'),  und  würt  das  silber  ergriffen, 
daz  sol  man  nehmen. 

8)  Breht€  aber  ein  frömde  man  silber  ussewendig  des  bistdmes  har  in 
dise  stat  z&  verkouffen,  und  beduhte  in,  wie  er  dais  silber  nit  wol  nach 
sime  willen  verkouffen  möhte,  der  mag  das  silber  ^ol  wider  hinwegf&ren, 
ob  er  wil,  one  geverde. 

9)  Gleichlautend  mit  No.  Vm,  §  14. 

10)  Es  sol  ouch  nieman  dehein  silber  usz  disem  bistüm  fären,  es  sy 
gebrant  silber  oder  gefiecket  geschirre,  wie  das  genant  ist,  der  dehein  silber 
harbringet  und  der  silber  harbrehte,  der  sol  dannoch  kein  anders  hiuweg- 
tÜren  dinn  iJlein,  daz  er  also  harbr&ht  hett.  und  wer  das  verbrichet,  dem 
sol  man  das  silber  gerwe  nemen  und  zu  sinem  libe  und  g&t  richten  und 
rehtvertigen  uff  den  eit.  disz  sollent  alle  münsser,  wehsseler^,  goltsmide, 
underkouffer  und  kouffelerin  sweren  zd  halten,  und  darzfi,  wo  sie  beduncket 
an  yeman,  der  gebrant  silber^)  oder  verwurcket  silberm  seschirre  kouffen 
wU  und  es  hiuwegschicken  wolte,  daz  sie  es  dem  nit  zu  kouffende  gebeut 
noch  nieman  von  sinen  wegen,  und  g&t  disz  nit  an  nuwe  geschirre,  daz 
goltsmide  machent,  one  geverde. 

11)  Ein  iegelich  goltsmit,  der  zd  gadem  sitzet,  mag  ouch  wol  gebrant 
Silber  oder  bruchsilber  kouffen,  so  vil  als  er  in  simeSgaden  verbruchen  und 
verwfircken  wil'),  und  nit  me.  und  sol  ouch  ir  jegäicher  nit  me  kouffen 
Silbers  noch  bruchsilbers.  dium  so  vil  aJs  er  mit  sime  gesinde  verwürcken 
wil.  und  sol  ouch  ir  deneiner  dem  andern  silber  kouffen^  dann  yederman 
sol  ime  selber  silber  kouffen.    und  sollent  das  die  goltsnude  sweren. 

12)  Es  sol  kein  mtlnsser  noch  wehsseler"),  goltsmit,  cremer,  gewantman 
noch  nieman  anders  deheinen  grossen  pfenning  noch  dciieine  ander  münsse, 
die  hie  genge  und  gebe  sint,  verbümnen  noch  zerbrechen  noch  enweg- 
schicken,  daz  sie  gebrant  werdent,  noch  die  sweren  von  den  lihten  erlesen, 
und  wer  das  brichet,  der  bessert  lib  und  gut 

13)  Es  sol  ouch  kein  münsser  noch  wehsseler^)  noch  nyeman  anders 
mit  keime  münssemeister,  der  da  münsset,  weder  teil  noch  gemeine  haben, 
noch  darzd  raten,  sturen  oder  helffen  in  deheinen  weg  one  alle  geverde. 
wer  das  verbrichet,  der  bessert  fünfftzig  marck,  als  dicke  er  das  dete.  und 
sollent  die  münsser  und  wehsseler")  das  sweren  also  zu  halten,  und  welher 
münsser')  das  verbreche,  der  bessert  den  meineit  und  nit  fünfftzig  marcke. 
wer  aber  das  stucke  nit  versworen  hett,  der  sol  die  fünfftzig'marcke  bessern, 
als  davor  underschdden  ist 

14)  Es  sol  ouch  dehein  münsser  noch  wehsseler^^  nieman  anders,  wer 
der  ist,  usigenomen  die  goltsmide  in  iren  gaden,  da  man  es  gesehen  mag, 
deheine  esse  haben  an  deheinen  enden  weder  innewendig  oder  ussewendig 
der  stat  und  sollent  die  münsser.  wehsseler^^)  und  goltsmide  sweren,  dis 
also  zd  halten  und  es  ouch  z&  rügen  nach  hOresagen.  und  verbreche  es 
ein  münsser^*)  oder  goltsmit,  der  sol  einen  meineit  bessern,  verbreche  es 


i; 


No.  XI:  all«  ItnngenosMii  an  d«r  miume. 
,  No.  XI :  iwenteig  mareko  silbon. 

^  No.  XI :  aUiO  hatxgenonen  an  der  moniM,  ^lUehmidt  etc. 
4)  f^brant  iflbn  felüt  in  No.  XI. 

*)  die  Worte  ron  hier  ab  bia  znm  Schlvme  fehlen  in  No.  XI;  dafbr  steht  hier:  nnd  iol 
ooeh  ir  debeiaer  dem  andern  ailber  konffen,  deraelbe  wolle  ee  dann  onch  TenrOreken. 


•)  No.  XI 

')  No.  XI 

■)  No.  XI 

«OKo.  XI 

»)  No.  XI 

U)  No.  XI 

X)No.  XI 


kein  hnaifenone  an  der  nrnneze. 
kein  hnacgenoeae  an  der  mnnaae. 
die  hnaiRenoesen  an  der  mnnaae. 
welUeher  hnaigenone  an  der  mnnaae. 
dehein  hnaigenoeze  an  der  mnnaM. 
die  hoaxgenoesen  an  der  mnnaae. 
ein  buBigenoeie  an  der  mnnaae. 
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aber  yeman  anders,  der  es  nit  gesworen  hette,  der  bessert  20  marck  Bilbers, 
uszgenomen  die  gemeine  esse  uff  der  mflnsse. 

15)  Siehe  oben  No.  VIII,  §  18. 

lö)  Es  sollent  alle  münsser-wehsseler  ^) ,  die  zu  bancke  sitzend,  and 
alle  goltsmide  behalten  alles  argwenig  golt  oder  silber,  das  inen  zA  bancke 
komet,  da  sie  beduncket,  das  es  roübig  oder  gestolen  sy,  zerknütschet  oder 
wie  sie  daz  argwenig  duncket,  und  sollent  solich  argwenig  golt  oder  silber 
antwürtten  und  geben  an  unser  lieben  frowen  werck  und  dem  spittal 
jegelichcm  das  halbe,  einer  brehte  dann  kuntschHfit,  daz  das  colt  oder 
Silber  rehtfertig  were  .  keme  aber  yeman  in  joresfrische.  dez  das  silber 
oder  golt  were  und  das  küntlich  mähte,  dem  sol  man  es  lassen  Yolgen. 

17)  Siehe  oben  No.  VIII,  §  20. 

18)  Es  sollent  ouch  die  münsser  und  wehsseler^)  keinen  empfohen  zä 
huszgenossen  oder  lossen  wehsselen  an  der  münssc,  er  habe  dann  vor  und  e 
alle  stucke  geswom,  die  da  vorgeschriben  stont  die  münsser')  antreffende. 

19)  Desglichen  sollent  die  goltsmide  ouch  keinen  an  ir  antwercke  em- 
pfohen oder  an  irem  hantwercke  halten,  er  habe  dann  Tor  und  ee  alle 
stucke  gesworen,  die  da  vorgeschriben  stont  und  die  goltsmide  antreffende. 

20)  Es  sollent  ouch  die  obgemelten  drye,  nemlich  der  hüter,  unser 
stettmilnssemeister  und  der  von  den  goltsmiden  alle  14  tage  ein  male, 
nemlich  uff  ein  samstag,  züsamen  komen,  so  es  12  sieht,  in  der  stett 
münssehoff  und  da  warten  untz  vesper,  ob  yeman  keme  und  begerte  sin 
silber  zu  zeichen,  das  sie  das  besehent,  ob  es  vin  silber  sy,  domit  ein 
kouffman  den  andern  geweren  m6ge,  und  des  Zeichens  würdig  sy;  das  sollent 
sie  zeichenen  und  kein  anders  und  das  ouch  solich  silber  hie  gebraut  sy . 
keme  ouch  in  den  14  tagen,  weihe  zit  das  were,  yeman  zu  dem  huter  oder 
munssemeister  und  heueret  sin  silber  zu  besehen  und  zu  zeichen,  daz 
sollent  sie  in  vorgeschnbener  mässe  ouch  tftn  und  gehorsam  sin  und  dar- 
nmb  sol  man  denselben  dryer  eim  geben  zum  jor  ein  pfunt  pfenninge,  zd 
winnahten  daz  halbe  und  zu  sant  Johanns  tage  zu  süngihten  daz  ander 
halbe*). 

XI. 

Von  der  mtntie. 

Die  folgenden  Paragraphen  sind  entnommen  einer  handschriftlichen 
Sammlung  von  Strassburger  otadtrechten,  Rathsverordnungenetc,  betitelt:  Jos 
statutarium  civitatis  Argentoratensis  ex  collectione  Johannis  Schilteri.  £&  ist 
ein  ^osser  979  Seiten^umfassender  Folioband.  Die  folgenden  Artikel  stehen 
im  liber  tertius  dieser  Sammlung  S.  675  —  692  und  tragen  die  Nummern 
421  u.  ff.  Ein  grosser  Theil  derselben  ist  die  Abschrift  der  unter  Ko.  X 
gegebenen  Ordnung  oder  einer  dieser  zeitlich  durchaus  nahestehenden,  da 
in  beiden  der  Name  desselben  Münzmeisters  vorkommt  Auffallend  ist, 
dass  Schilter  überall:  die  huszgenoszen  an  der  munssen  hat,  wo  in  No.  X: 
die  münsser  und  wehsseler  steht.  Drei  Paragraphen  sind  auch  in  No.  VIII 
bereits  enthalten. 

1)  Unser  herren  meister  und  rat,  schöffel  und  amman,  sint  mit  urteil 
nbereinkomen  das  der  hüter  uff  der  münsze  der  stette  munszemeister  und 
einer  von  den  goltschmiden,  der  deruber  geschworen  hatt,  sollent  zum 
mynsten  ein  mole  zum  halben  jore,  und  wanne  sy  das  notdurfft  beduncket, 
blapphart,  metzblancken,  Stroszburger  groszen  und  Stroszburger  pfenning, 
yegeliche  zehen  Schilling,  glichvil  usz  des  koufimans  seckel  nemen  nn- 
geverlich,  die  munszen  in  dem  füre  uffsetzen  uff  das  Stroszburger  kern 
als  sich  das  geheischt .  vindet  sich  danne  die  munszen  dem  kom  gelidi, 
so  blibe  doby,  vindent  sich  aber  chrencker  dan  das  vorgenant  körn,  so 

>)  No.  XI:  alle  huss^renoszen  an  der  münsse. 
')  No.  XI:  die  hnugenoszen  an  der  mnnM«. 
8)  No.  XI:  die  hiusgenosjwn  nn  der  munsse. 

•*)  Dazu  steht  No.  XI :    und  sollent   unser  herroi»   nieigler  und  rat  d«n  goltfchmidt  la  den 
andern  Tneistem  zwcin  setzen  und  orden. 
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ordene  man  alsdann  uff  stunt  yede  munsze  zu  nemen  und  zu  geben  uff 
das  Stroszburger  körn  und  irem  werde  und  nit  anders. 

2)  Es  soUent  ouch  alle  huszeenoszen  an  der  munsze  selbs  und  ouch 
mit  allen  iren  dienern  und  gesinde  bestellen,  das  niemant,  wer  der  sy, 
blapphart,  metzeblancken ,  Stroszburger  groszen,  Stroszburger  vierer  und 
oucn  Stroszburger  pfenninge  gestatten  zu  kouffen  oder  zu  köffen  zu 
geben  die  hinwegkzufuren  in  ander  muntzen  oder  die  zurbrecben  und 
anderwerte  zu  vermüntzen,  by  denselben  penen,  als  dann  uff  die  Strosz- 
burger muntze  gesatzt  ist .  und  wurde  ein  nuwe  munsze  uffston,  das  sollent 
die  vorgenanten,  so  balde  sy  das  vemement,  in  das  füre  uffsetzen  und 
versucben  och  uff  das  Stroszburger  kom,  und  wie  &y  die  vinden,  das 
sollent  sy  für  unser  herren  die  rete  bringen,  das  sie  sich  wiszen  darnach 
zu  richten  unde  das  zu  ordenen. 

3)  Item  die  huszgenoszen  an  der  munsze,  die  zu  bancke  sitzent, 
sollent  den  wehsei  mit  dem  wyszen  gelte  zu  geben  und  zu  nemmen  halten, 
als  das  nutzbar  komen  ist  nngeverlich  und  der  stette  munszen  geben  noche- 
dem  und  sy  uffgesetzet  sint  .  und  was  rinischer  guldin  inen  furhanden 
koroent,  die  hie  genge,  geneme  und  werung  sint,  an  der  eime  sollent  sy 
nit  me  dann  einen  pfenning  zu  gewynne  nemen,  doiz  also,  das  ir  deheiner 
derselben  guldin,  die  hie  also  genge,  geneme  und  werung  sint,  hinder  eime 
haben  solle  uff  merschatze,  höher  dann  uff  den  vorgenanten  gewynne,  das 
ist  ein  pfenning;  und  was  under  eime  vorgenanten  rinischen  guldin,  und 
der  hie  nit  Renge  und  werung  ist^  mag  yederman «nemen  und  geben,  als 
das  glich  una  göttlich  ist  ungeverlich. 

4)  Gleichlautend  mit  No.  X,  §  1. 

5)  S.  No.  X,  §  3. 

6)  S.  No.  X,  S  4. 

7)  Wolte  ouch  ein  goltschmidt  ime  selber  silber  kouffen  in  sin  gaden 
zu  yerwurcken  oder  ein  burger  iroe  cleinoter  oder  silberin  geschirre  zu 
machen,  das  mögent  sü  wol  kouffen  an  der  munsze  oder  wo  sy  es  vinden 
mögent,  und  man  sol  inen  das  ouch  zu  kouffen  geben  also,  das  das  silber 
gezeichnet  sv  und  gehalten  werde,  als  das  harinne  eigentlich  geschriben 
stot,  one  alle  geverde  .  ouch  wolte  ein  huszgenosze  an  der  munsze  oder 
yemant  ander  us  sinem  silber  pfenning  loszen  machen,  do  sol  Cleinhans, 
der  munszemeister,  alles  sin  vermögen  darzutun,  das  eim  sollichen  usz 
sinen  silber  pfenning  gemacht  und  damit  gefiurdert  werde.  Unde  als  ge- 
meinlich ein  Silber  beszer  ist,  dann  das  ander,  do  sol  der  egenante  munsze- 
meister eime  yegelichen  alle  die  pfenning  geben,  die  davon  werdent  usz- 
genomen  den  schlegeschatz,  den  machelon  und  das  davon  geburte. 

8)  S.  oben  No.  X,  §  5. 

9)  Wann  och  ir  einer  sin  silber  also  bumen  wolte.  dasselbe  silber 
oder  dehein  ander  silber  sol  er  bumen  uff  der  munsze  oder  dem  munsze- 
hofe  und  niergent  anderswo,  und  sol  allewegen  doby  sin  und  haben  den 
huter  oder  goltschmidt,  der  doruber  geschwom  hat,  und  der  sol  zum 
mynsten  einer  idlezit  dobysin  umb  deszwillen,  das  er  sehe,  was  er  bume, 
und  das  kein  munsze  do  gebraut  werde,  die  hye  genge,  gut,  gebe  und  ge- 
neme sy. 

10)  £s  sol  ouch  dehein  munszgenosse  an  der  munsze  noch  niemandts, 
wer  der  sy,  kein  esse  in  sinem  huse  haben,  dann  alleine  die  goltschmidt 
in  Iren  offen  gaden. 

IVS  Mit  unwesentlichen  Erweiterungen  in  No.  YUI,  §  19. 

12)  Es  mag  ouch  ein  yeglich  goltschmidt  wol  silber  bumen  uff  siner 
essen  und  uff  sinem  offenn  gaoen,  wer  zu  ime  komet  und  das  begert  doch 
also,  das  sy  kein  Stroszburser  munsze  noch  metzblancken,  baphart  noch 
dehein  ander  munsze,  die  hie  genge,  gut  und  geneme  ist,  die  munszen 
sigent  gantz  oder  zerbrochen,  nit  bumen  sollent,  one  alle  geverde,  und 
wann  er  bumen  wil,  das  er  doby  habe  den  munszemeister  oaer  ein  huter 
oder  den  goltschmidt,  wellichen  er  haben  wil  oder  haben  ma^,  und  sol 
sollich  Silber  bumen  und  das  loszen  zeicheuj  unde  sol  das  silber  ouch 
hie  bliben,  es  were  dann,  das  er  yemants  geschirre,  oder  cleinoter  gemacht 
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hette,   oder  machen  wolte,  das  boI  man  eime  yegelichen,  wann  das  ge- 
zeichent  ist,  loszen  bornen. 

13)  S.  No.  X,  §  7. 

14)  S.  No.  X,  §  8. 

15)  S.  No.  YIII,  §  14  und  No.  X,  §  9. 

16)  8.  No.  X,  §  10. 

17)  S.  No.  X,  §  11. 

18)  S.  No.  X,  I  12. 

19)  S.  Nr.  X,  I  13. 

20)  S.  Nr.  X,  §  14. 

21)  S.  No.  VUI,  §  18  und  X,  §  15. 

22)  S.  No.  X,  §  16. 

23)  S.  No.  VIII,  §  20  und  X,  §  17. 

24)  S.  No.  X,  §  18. 

25)  8.  No.  X,  §  19. 

26)  8.  No.  X,  §  20. 

27)  Ouch  ist  der  herren  der  funfPtzehene  meynunge,  woltent  die  golt- 
Bchmide  oder  die  golt  und  Silber  von  einander  scheiden  können,  utzit  zu 
iren  arückelen  reden,  das  mochtent  sy  wol  tun  vor  unsem  herren  meister 
unt  rete  und  den  -einundzwentcigsten. 


Pi6rar*fch«  HofbichdruftlrweL    Stephan  Geibel  4  Co.  in  Alienburg. 
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